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VORWORT. 


Die  vorliegende  erste  Abtheilang  des  vierten  Bandes  beginnt  mit  der 
Daratellnng  des  kirchlichen  YerwaltuDgsrechtes.  Die  Gründe,  weshalb  ich 
midi  dem  von  £.  Friedberg,  Lehrbach  des  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1884,  S.  VI.  XII,  gewählten  and  von  ihm  als  der  Natar  des  kirchen- 
reehtlichen  Stoffes  entsprechend  bezeichneten  System  nicht  habe  anschliessen 
kernen,  sind  von  mir  in  dem  einleitenden  §.  198  näher  dargelegt.  Vielleicht 
spricht  es  für  das  Zatreffende  der  von  mir  gemachten  Anordnang,  dass  in 
Folge  derselben  einzelne  Lehren,  wie  die  von  den  res  sacrae  (§.  206)  and  von 
dem  Asylrecht  (§.  221)  aas  der  bisher  ihnen  gegebenen,  nicht  angemessenen 
Stellung  im  kirchlichen  Vermögensrecht  haben  entfemt  werden  können,  und 
dass  mein  System  es  bedingt  hat,  eine  Reihe  von  Fragen  (vgl.  §§.  215. 
217 — 220.  223.  224)  überhaupt  zum  ersten  Male  oder  wenigstens  eingehender 
ab  bisher,  juristisch  zu  erörtern. 

Bei  den  beiden  ersten  Kapiteln  des  Verwaltangsrechtes ,  in  welchen 
Bechtsinstitute  als  solche  nicht  in  Frage  kommen,  konnte  es  sich  nur  darum 
handeln,  die  juristischen  Seiten  der  betreffenden  Materien  zu  erfassen  und 
zu  behandeln.  Auf  Dogmatik  und  Liturgik  bin  ich  dabei  nur  in  so  weit 
eingegangen,  als  dies  für  das  Verständniss  der  juristischen  Erörterungen, 
vor  Allem  bei  protestantischen  Benutzem  meines  Werkes,  erforderlich  war. 
EL  Friedberg  hat  a.  a.  0.  S.  VI.  sich  über  den  gegenwärtigen  Stand 
der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Kirchenrechts  dahin  ausgesprochen, 
dass  das  eigentliche  juristische  Element  gegenüber  dem  theologischen  durch- 
aus vernachlässigt  worden  sei,  und  auch  die  Darstellung  des  heutigen  Rechts 
immer  noch  mehr  einen  statistischen  Charakter,  als  den  einer  juristischen 
Durchdringung  des  umfangreichen  Stoffes  aufweise.  Ausser  den  von  ihm  als 
Vorbild  benutzten  staatsrechtlichen  Schriften  Gerbers  (und  selbstverständlich 
seinem  eigenen  Lehrbuch)  bezeichnet  er  unter  den  kirchenrechtlichen  Schriften 
»Uein  Rittners  österreichisches  Eherecht  und  Singers  Studien  über  das  Ordens- 
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wesen  als  diejenigen,  welche  in  der  von  ihm  für  richtig  erachteten  Behandlungs- 
weise  einen  Fortschritt  zeigen.  Dieses  absprechende  Urtheil  hat  mich  nicht 
veranlassen  können,  mit  ihm  in  eine  Erörterung  über  den  Begriff  der  juristischen 
Methode  einzutreten,  noch  von  meiner  bisherigen  Methode  der  Behandlung 
des  Kirchenrechts  abzugehen,  da  in  der  betreffenden  Auflage  seines  Lehr- 
buches mein  Werk,  wie  Thaner  in  Grünhut,  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart.  Wien.  Bd.  12.  S.  273  bemerkt: 
,, manchem  Paragraph  zu  Grunde  liegt**,  also  Friedberg  selbst  min- 
destens, soweit  es  sich  um  die  praktische  Handhabung  der  Methode  handelt, 
die  meinige  nicht  für  eine  statistische  und  das  juristische  Element  durchaus 
vernachlässigende  erachtet  haben  dürfte.  — 

Auf  vielfache,  mir  gegenüber  geäusserte  Wünsche  habe  ich  Veranstal- 
tung getroffen,  dass  der  letzten  Abtheilung  dieses  Bandes  ein  alphabetisches 
Register  über  sämmtliche  bisher  erschienenen  Theile  beigegeben  wird. 

Endlich  bitte  ich,  die  nachstehende  Berichtigung  zu  beachten.  Sie  ist 
erforderlich  geworden,  weil  der  betreffende  Bogen  schon  gedruckt  war,  ehe 
die  Vorlage  zu  dem  neuesten  preussischen  Kirchengesetz  vom  21.  Mai  1886 
dem  Herrenhause  zugegangen  ist. 

Berlin,  den  29.  Juni  1886. 

Der  Verfasser. 


Bex^iclitig'unLg'. 

S.  21  ist  Anm.  7  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Die  wissenschaftliche  Staatsprüfung,  Bd.  II.  S.  504,  ist,  nachdem  das  Gesetz  vom  31.  Mai 
1882,  Art.  3.  Abs.  1  (»Von  Ablegung  der  im  §.  4  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873,  Gesetz- 
Samml.  S.  91,  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  sind  diejenigen  Kandidaten 
befreit,  welche  durch  Vorlegung  von  Zeugnissen  den  Nachweis  führen,  dass  sie  die  Entlas- 
sungsprttfung  auf  einem  Deutschen  Gymnasium  abgelegt,  sowie  ein  dreijtthriges  theologisches 
Studium  auf  einer  Deutschen  Universität  oder  auf  einem  in  Preussen  bestehenden  kirch- 
lichen Seminare ,  hinsichtlich  dessen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des 
Universitätsstudiums  durch  das  Studium  auf  diesem  Seminar  erfüllt  sind,  zurückgelegt  und 
während  dieses  Studiums  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der  Philosophie ,  Geschichte  und 
Deutschen  Litteratur  mit  Fleiss  gehört  haben",  vgl.  auch  die  Ministerial-Reskripte  v.  29.  Juni 
1882,  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  Kirchenrecht.  18,  177  u.  178)  die  bezeichneten  Erleichte- 
rungen eingeführt  hatte,  durch  das  Gesetz ,  betr.  Abänderungen  der  kirchenpolitiBchen  Ge- 
setze V.  21.  Mai  1886  Art.  1 :  „Zur  Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  ist  die  Ablegung  einer 
wissenschaftlichen  Staatsprüfung  nicht  erforderlich.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen 
in  den  §§.  4  und  8  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873,  Gesetzsamml.  S.  191 ,  sowie  im  Artikel  3 
des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1882,  Gesetzsamml.  S.  307,  werden  aufgehoben'',  ganz  beseitigt 
worden. 


Vorwort  zur  zweiten  Abtheilnng. 


Das  Yorliegende  ScUussheft  der  zweiten  Abtheilung  dieses  Bandes  be- 
ginnt in  Gemässheit  des  S.  3.  4  dargelegten  Planes  mit  dem  5.  Kapitel  des 
Yerwaltnngsreehtes,  der  Lehre  von  der  kirchlichen  Straf-  nnd  Disciplinar- 
strafgewalt.  Bei  dem  Umfange  des  Gegenstandes  war  es  unmöglich,  das 
Kapitel  in  diesem  Bande  zum  Abschluss  zu  bringen,  falls  der  letztere  nicht 
zu  unförmlicher  Stärke  anschwellen  sollte.  Wenn  ich  die  Darstellung  mit 
dem  Ende  der  Merovingerzeit  abgebrochen  habe,  so  hat  mich  ausser  dem 
eben  gedachten  Umstände  dazu  auch  der  Grund  bewogen,  dass  ich  vielfach 
zu  Ergebnissen  gelangt  bin,  welche  von  den  herrschenden  Ansichten  wesent- 
lich abweichen,  und  dass  es  mir  wttnschenswerth  erschien,  die  gewonnenen 
Besoltate  schon  jetzt  zu  veröffentlichen,  um  für  mein  Fortarbeiten,  da  es 
rieh  bei  ihnen  um  die  Grundlagen  und  die  Ausgangspunkte  der  Entwicklung 
handelt,  die  Urtheile  der  Fachgenossen  über  meine  Auffassungen  verwerthen 
zu  können.  Kann  man  auch  die  Literatur  des  kirchlichen  Strafrechts  als 
eine  verhältnissmässig  reiche  bezeichnen,  so  fehlt  es  doch  bisher  an  einem 
Versuch,  die  geschichtliche  Entwicklung  desselben  nach  allen  in  Frage 
kommenden  Kichtungen  darzulegen.  Ja,  die  Methode,  welche  in  den  neueren 
einsehlägigen  Werken  von  Katz  und  München,  zum  Theil  auch  in  den 
Mouographieen  von  Kober  angewendet  ist,  die  Quellen  der  verschieden- 
sten Zeiten  als  gleichwerthig  und  das  corpus  iuris  canonici  wie  ein  einheit- 
liches, modernes  Strafgesetzbuch  zu  behandeln,  hat  sogar  die  Einsicht  in 
die  historische  Entwicklung  mehr  getrübt  als  gefördert.  Auch  Löning  hat 
in  seiner  verdienstlichen  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  sich  in 
einzelnen  wichtigen  Punkten,  so  in  Betreff  der  kirchlichen  Strafen  und  des 
Strafoiittelsystems,  noch  zu  vertrauensvoll  auf  die  Ergebnisse  der  bisherigen 
Untersuchungen  verlassen,  obwohl  diese  nicht  einmal  den  Inhalt  und  den 
Sprachgebrauch  des  leicht  benutzbaren  Kreises  der  älteren  orientalischen. 


VI  Vorwort. 

gallischen  und  spanigchen  Konzilien  in  eingehender  Weise  berücksichtigt 
haben,  und  es  dadurch  sowie  durch  die  vorgefasste  Meinung,  dass  die  kirch- 
lichen Strafmittel  sich  in  ihrem  Wesen  stets  gleich  geblieben  sind,  verschul- 
det worden  ist,  dass  bis  heute  über  die  Bedeutung  gewisser  häufig  vor- 
kommender Ausdrücke  (s.  S.  699.  701 .  706  flf.)  noch  fortwährendes  Schwanken 
herrscht,  und  einzelne,  in  der  älteren  Zeit  vorkommende  Strafen  völlig  un- 
beachtet und  unbekannt  geblieben  sind. 

Das  in  der  Vorrede  zur  ersten  Äbtheilnng  in  Aussicht  gestellte  alpha- 
betische Register  über  die  bisher  erschienenen  vier  Bände,  dessen  Anfertigung 
ich  der  Bereitwilligkeit  des  Herrn  Referendars  J.  von  Lyskowski  ver- 
danke, ist  diesem  Bande  am  Schluss  beigefügt.  Künftighin  soll  jedem  Bande 
ein  solches  beigegeben  werden. 

Endlich  bitte  ich,  bei  der  Benutzung  des  Buches  die  Nachträge  (nament- 
lich zu  S.  21  flf.  und  S.  557  flf.),  welche  sich  auf  die  seit  der  Herausgabe 
der  früheren  Abtheilnngen  in  Preussen,  Hessen  und  Baden  eingetre- 
tenen Veränderungen  beziehen,  zu  beachten. 

Berlin,  den  27.  Juli  1888. 

Der  Verfasser, 
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Die  Punktionen  der  kireUielien  Leitungsorgane. 
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§.  198.     EMeitung.     Die  verschiedenen  Gebiete  der  kirchlichen  Verwaltung.     Ueher sieht 
über  die  Anordnung  der  zweiten  Abtheilung. 

Wesentlicher  Zweck  aller  Thätigkeit  der  Kirche  ist  die  Entsflndigang  und  die 
Heiligung  des  menschlichen  Lebens.  Diesem  dient  in  erster  Linie  die  Ausübung 
der  der  Kirche  übertragenen  potestas  ordmis  und  der  ihr  zustehenden  potestas  ma- 
gisterii^.  Beide  richten  sich  unmittelbar  auf  den  Zweck,  zu  welchem  die  Earche 
gestiftet  ist.  Die  potestas  vurisdictioms,  welche  der  letzteren  ferner  zukommt,  hat  nur 
die  Aufgabe,  die  ordnungsgemässe  und  gedeihliche  Ausübung  der  beiden  erstgedach- 
ten Vollmachten  zu  ermöglichen  und  zu  sichern.  Die  Verwaltung  der  potestas  or- 
dinis  und  der  potestas  magisterii  nimmt  daher  vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  die 
wichtigste  SteUe  unter  den  verschiedenen  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsorgane 
ein,  und  es  treten  dagegen  die  übrigen  Thfttigkeiten  der  kirchlichen  Verwaltung  — 
die  Regelung  und  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus, 
die  Betheiligung  an  dem  Unterricht  der  Laien,  die  Handhabung  der 
Zucht-,  Disoiplinar-  und  Strafgewalt,  die  Verwaltung  der  Gerichts- 
barkeit in  streitigen  kirchlichen  oder  in  sonstigen  mit  kirchlichen 
Einrichtungen  im  Zusammenhang  stehenden  Angelegenheiten,  sowie 
endlich  die  kirchliche  Vermögens-  und  Finanzverwaltung  —  zurück. 

Für  das  Gebiet  des  Kirchenrechts  liegt  die  Sache  aber  gerade  umgekehrt.  Da 
die  Lehre  von  der  potestas  iurisdicHonis  seinen  wesentlichen  Inhalt  ausmacht,  so  f^t 
die  Darlegung  der  diese  Th&tigkeiten  beherrschenden  Normen  dem  Kirchenrechte 
entweder ,  wie  dies  in  Betreff  der  Handhabung  der  Zucht- ,  Disciplinar-  und  Straf- 
gewalt und  Verwaltung  der  streitigen  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  der  Fall  ist,  aus- 
schliesslich anheim,  oder  wenigstens  in  soweit,  als  es  sich  dabei  —  und  hier  kommt 
die  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  EQerus,  sowie  die  kirchliche  Ver- 
mögens- und  Finanzverwaltung  in  Frage  —  um  rechtliche  Normen  handelt. 
«  S.  Bd.  I.  S.  163  ff. 
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Die  Lehre  von  der  potestas  ordims  (die  Spendnng  der  Sakramente  und  Sakra- 
mentalien,  sowie  die  Verwaltnng  des  Gottesdienstes)  and  die  Lehre  von  der  potestas 
martern  gehören  dagegen  als  solche  nicht  in  das  Kirchenreoht.  Die  Begriffe:  Sa- 
krament, Sakramentalien,  die  verschiedenen  Arten  des  Gottesdienstes,  der  Lihalt  der 
durch  die  Verwalter  der  potestas  magisterii  darzulegenden  Lehre  haben  an  sich  mit 
dem  Rechte  nichts  zu  thun.  Indessen  untersteht  die  Ausübung  der  beiden  Voll- 
machten immer  gewissen  Rechtsnormen,  und  die  Objekte  der  betreffenden  kirch- 
lichen Thätigkeiten,  die  Sakramente  und  die  heiligen  Handlungen,  sind  rechtlich  nicht 
ohne  Bedeutung. 

Das  Eirchenrecht  bestimmt  einmal ,  freilich  in  Abhängigkeit  von  dem  Dogma, 
wer  zur  Ausspendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien  berechtigt  ist,  ebenso 
wer  die  Befugniss  besitzt,  den  Glauben  der  katholischen  Kirche  zu  lehren,  nicht  min- 
der wer  ein  Recht  auf  die  Spendung  der  einzelnen  Sakramente  und  Sakramentalien  hat, 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  einzelne  Gläubige  verpflichtet  ist,  solche  zn 
empfangen.  Ebenso  entscheidet  dasselbe  über  die  Befugniss  zur  Anordnung  des 
Gottesdienstes ,  sowie  über  die  Pflicht  zur  Abhaltung  und  zum  Besuche  bestimmter 
Arten  desselben. 

Femer  erzeugen  einzelne  Sakramente  und  einzelne  Sakramentalien  rechtliche 
Wirkungen,  wie  z.  B.  die  Taufe  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  gewährt  und  die 
Konsekration  und  Benediction  unter  Umständen  einer  Sache  den  Charakter  als  res 
Sacra  giebt^  Der  Empfang  eines  bestimmten  Sakramentes  bildet  weiter  die  Voraus- 
setzung für  die  Erwerbung  kirchlicher  Rechte,  so  ist  die  Ablegung  der  Beichte  eine 
der  Vorbedingungen  des  Empfanges  der  höheren  Weihen,  und  die  Ordination  wird 
fflr  die  Erlangung  hierarchischer  Stellungen  erfordert  ^,  Endlich  kommen  die  Vor- 
aussetzungen, welche  die  gültige  Spendung  eines  Sakramentes  und  eines  Sakramen- 
tales in  dogmatischer  oder  liturgischer  Beziehung  bestimmen,  weil  von  der  Gültigkeit 
zugleich  die  rechtliche  Existenz  und  Rechtswirkung  abhängt,  indirekt  auch  als  recht- 
liche Voraussetzungen  in  Betracht  und  dasselbe  gilt,  wenn  der  Rechtspflicht  zum 
Empfange  eines  Sakramentes  nur  dadurch  genügt  werden  kann ,  dass  die  Spendung 
desselben  gültig  erfolgt. 

Aus  diesen  Ausführungen  ergiebt  sich,  dass  eine  Darlegung  der  bei  der  Ver- 
waltung der  potestas  ordinis  und  der  potestas  magisterii  in  Betracht  kommenden  Rechts- 
normen nicht  von  einer  Darstellung  des  Kirchenrechtes  ausgeschlossen  werden  kann, 
wie  dies  seitens  einzelner  neuer  Bearbeiter  desselben  ^  geschehen  ist.  Wenn  demnach 


^  Ferner  begründen  Tanfe  and  Konfirmation  vorhebt,  dass  es  für  die  Sakramente  im  Kirchen- 
das  Ehehindemlss  der  geistlichen  Yerwandtfichaft,  recht  wohl  keinen  Abschnitt  gebe ,  nur  Insoweit 
und  die  Abnahme  der  Beichte  führt  für  den  beizustimmen,  |als  es  sich  um  die  Lehre  von  den 
Beichtvater  die  Pflicht  des  Beichtgeheimnisses  Sakramenten  als  solchen  handelt,  nicht  aber,  so- 
herbei.  weit  die  die  Yetwaltang  derselben  betre£fenden 
3  Bd.  I.  S.  1  u.  Bd.  II.  S.  480  ff.  Rechtsnormen  in  Betracht  kommen.  Dasselbe 
3  Vgl.  Schulte  K.  R.  I.  10  ff.,  femer  des-  gilt  femer  für  seine  gleichlautende  Bemerkung 
sen  Lehrbach  3.  Aufl.  und  y erlüg,  Lehrb^d.  über  die  Messe.  Die  meisten  Bearbeiter  des 
K.  R.  2.  Aufl.  Es  ist  daher  nicht  richtig ,  wenn  Kirchenrechts  haben  daher  auch  die  betreffenden 
Schulte  a.  a.  0.  S.  12  Anm.  10  sagt,  dass  man  Materien,  an  sich  völlig  mit  Recht,  in  ihre  Dar- 
die  letzte  Oeluug  schwerlich  im  Rechtssysteme  Stellung  hineingezogen,  freilich  dabei  die  recht- 
unterbringen kann.  Für  dasselbe  kommt  die  Frage  liehe  Seite,  in  Folge  der  VemachUssigung  der 
nach  dem  Rechte  der  Spendung  und  der  Berech-  letzteren  durch  die  bisherigen  wissenschaftlichen 
tigung,  diese  zu  fordern ,  sicherlich  in  Betracht.  Behandlungen,  viel  zu  wenig  in  den  Vordergrund 
Auch  ist  Schulte,  wenn  er  ferner  a.  a.  0.  her-  gestellt. 
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die  hierher  gehörigen  kirchlichen  Thfttigkeiten  innerhalb  des  Systemes  des  Kirchen- 
rechtes  behandelt  werden  müssen,  so  erscheint  «es  geboten ,  sowohl  der  potestas  or- 
diiis  als  auch  der  potestas  magisterii  einen  besonderen  Abschnitt  zu  widmen  ^. 

Abgesehen  von  der  Verwaltung  der  Heilsgüter  und  des  Gottesdienstes ,  sowie 
der  kirchlichen  Lehrgewalt ,  kommen  für  das  Gebiet  des  kirchlichen  Verwaltungs- 
reehtes  noch  die  oben  S.  1  gedachten  Thfttigkeiten  in  Betracht.  Die  Handhabung 
der  Aufsicht  und  der  Visitationen  durch  die  Kirchenbehörden  gehört  zwar  ebenfalls 
zu  den  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsbehörden ,  aber  wie  die  Ausübung  des 
Gesetzgebungsrechtes  allen  eben  erwähnten  Thätigkeiten  insofern  selbstständig 
gegenflberfcritt,  als  dadurch  die  allgemeinen  gesetzlichen  Grundlagen  geschaffen 
werden  j  nach  denen  die  Verwaltung  auf  den  verschiedenen  Gebieten  zu  führen  ist, 
80  soll  durch  die  Aufsicht  und  die  Visitation  nicht  nur  die  gesetzmässige  Verwaltung, 
sondern  auch  die  Ausübung  des  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsrechtes  der 
EirchenbehOrden  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  gesichert  und  nöthigenfalls 
bewirkt  werden.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ergiebt  sich  innerhalb  der  Funktionen 
der  kirchlichen  Leitungsorgane  eine  Gleichstellung  des  Gesetzgebungs-  und  Verord- 
nnngsrechtes ,  des  Aufsichts- und  Visitationsrechtes,  sowie  der  Rechtssätze ,  welche 
sich  auf  die  übrigen,  schon  vorhin  aufgezählten  Gebiete  der  kirchlichen  Thätigkeiten 
beziehen^.  Es  war  daher  die  Lehre  vom  Gesetzgebungsrecht,  wie  geschehen  (s. 
Bd.  ni.  S.  669  ff.)  in  einer  ersten  Abtheilung  voranzustellen  und  die  Lehre  vom 
AnMchts-  und  Visitationsrecht  zu  einer  eigenen  dritten  und  letzten  Abtheilung  aus- 
Eusondem. 

Was  specieU  die  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  betrifift,  welche  demnach  in 
der  jetzt  folgenden  zweiten  Abtheilung,  dem  kirchlichen  Verwaltungsrechte  im 
eigentlichsten  Sinne  zu  behandeln  sind ,  so  erscheint  mir  innerhalb  dieser  die  nach- 
stehende Anordnung  am  zweckentsprechendsten : 

I.Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  und  des  Gottesdienstes. 
2.  Verwaltung  der  kirchlichen  Lehrgewalt.     3.  Regelung  und  Lei- 

^  Was  specielldie  Lehre  von  der  Sakraments-  Kultus  behandelt,  ob'vrohl  doch  die  Ehehinder- 
Terwaltnng  betrifft ,  so  war  von  der  Ordination  nisse,  das  Verlöbnlss  sowie  die  Ehetrennung  ab- 
schon  Bd.  I.  S.  1  ff.  ans  den  dort  angegebenen  solut  nichts  mit  dem  Kultus  zn  thun  haben. 
Gründen  zu  handeln.  Das  Sakrament  der  Ehe  ^  x)ie  Lehre  von  den  Kirchenämtern  habe  ich 
nimmt  eine  eigenartige  Stellang  ein  insofern,  als  in  dem  Abschnitte:  „Der  zur  Leitung  der  Kirche 
die  Schliessung  derselben  weder  ein  gottes-  bestimmte  Organismus^'  behandelt  (s.  Bd.  II. 
dienstlicher  Akt  ist,  noch  ein  kirchlicher  Amts-  S.  364  ff.),  weil  die  Ausübung  der  Verwaltungs- 
tiiger  dabei  (wenigstens  der  herrschenden  An-  thätigkeiten  das  Vorhandensein  dazu  berufener 
Sicht  nach,  s.  Schulte,  Eherecht  S.  7)  als  Organe,  also  auch  die  Ergänzung  des  betreffen- 
spendender  minister  mitwirkt.  Zudem  ist  das  den  Organismus  durch  neue  Aemter  und  durch 
Yorhandensein  der  rechtUohea  Voraussetzungen  Besetzung  der  erledigten  voraussetzt.  Friedberg 
der  Ehe  Bedingung  für  das  gültige  Zustande-  a.  a.  0.  S.  239  ff.  stellt  dagegen  die  Lehre  von 
kommen  des  Sakramentes ,  während  bei  den  der  Errichtung  und  Aufhebung ,  der  Besetzung 
übrigen  Sakramenten  gerade  umgekehrt  die  et-  und  Erledigung  der  Kirchenämter  unter  die  Ver- 
waigen  Reehttwirkungen  allein  unter  der  Bedlu-  waltung  im  eigentlichen  Sinne ,  trotzdem  er  für 
gimg  eintreten,  dass  die  dogmatischen  Vorschrift  sein  System  den  Anregungen  Gerbers  für  die  ver- 
tan über  ihre  Spendung  erfüllt  sind.  Kurz  die  wandte  Disciplin  des  Staatsrechtes  gefolgt  ist, 
Ehe  kommt  für  das  Kirchenrecht  als  Rechts-  und  gerade  dieser  (allgemeines  Staatsrecht $$.  35 
iostitut  in  Betracht,  und  darum  stelle  ich  sie  ff.,  ebenso  wie  andere,  vgl.  z.  B.  Laband, 
Dicht  hierher,  sondern  in  das  zweite  Buch :  Von  deutsches  Staatsrecht  I.  291  ff.  und  G.  Meyer., 
den  Rechten  und  Pflichten  der  Kirchenglieder.  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  2.  Aufl.  S.  276 ff.) 
Kl  überrascht,  wenn  Erle  dberg,  Lehrb.  d.  die  entsprechenden  Materien  im  Staatsrecht  unter 
K.  R.  2.  Anfl. ,  welcher  besonderen  Werth  auf  den  Abschnitten :  „Von  den  Organen  des  Staates 
die  Systematik  des  Kirchenrechts  legt,  das  ganze  oder  der  Organisation  der  Staatsbehörden"  be- 
Eherecht  (s.  S.291  ff.)  unter  der  Verwaltung  des  handelt. 
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tung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus.  4.  Betheiligung 
der  Kirche  an  dem  Unterricht  der  Laien.  5.  Handhabung  der  Zucht-, 
Disciplinar-  und  Strafgewalt.  6.  Verwaltung  der  streitigen  kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit,  und  endlich  7.  kirchliche  Vermögens-  und 
Finanz  Verwaltung. 

Die  ersten  beiden  Funktionen  dienen  den  wesentlichen  Zwecken  der  Kirche, 
welche  zu  heiligen ,  ferner  den  christlichen  Glauben  zu  lehren ,  zu  verbreiten  und  zu 
befestigen  hat.  Sie  müssen  wegen  ihrer  hervorragenden  Bedeutung  für  die  Kirche 
vorangestellt  werden. 

Nach  der  Auffassung  der  Kirche  kann  sie  diese  Zwecke  aber  nur  erfüllen,  wenn 
sie  selbst  die  geeigneten  Personen  daftlr  zu  erziehen  und  auszubilden  im  Stande  ist. 
Weiter  erscheint  nach  ihrer  Anschauung  die  Wirksamkeit  ihrer  auf  ihre  wesentlichen 
Aufgaben  gerichteten  Thätigkeiten  erst  dadurch  völlig  gesichert,  dass  sie  auch  einen 
bestimmten  Einfluss  auf  die  Erziehung  und  Bildung  der  Laien  überhaupt  auszuüben 
hat.  Desshalb  lassen  sich  den  ersten  beiden  Kapiteln  die  Kapitel  3  und  4  ohne 
Zwang  anreihen. 

Während  die  Erziehung  des  Klerus  und  der  Laien  positive  Förderungsmittel  einer 
gedeihlichen  Wirksamkeit  der  Kirche  sind,  betrifft  die  Handhabung  der  Zucht,  Disci- 
plinar- und  Strafgewalt  die  Hinwegräumung  derjenigen  Einflüsse  und  Verhältnisse, 
welche  eine  solche  stören,  schädigen  und  gar  ausschliessen. 

Die  Ausübung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  in  kirchlichen  Angelegenheiten  und 
in  Rechtssachen  der  Kleriker  (Kap.  6)  soll  das  Eingreifen  einer  fremden  Macht  in 
die  kirchlichen  Dinge  und  in  die  Verhältnisse  der  Geistlichen ,  sowie  die  dadurch 
nach  der  kirchlichen  Annahme  entstehenden  Schädigungen  fernhalten  und  reiht  sich 
unter  diesem  Gesichtspunkt  als  ferneres ,  freilich  nicht  so  wesentliches  und  wichtiges 
Schutzmittel  der  im  Kap.  5  besprochenen  Verwaltung  an. 

Endlich  bedarf  auch  die  Kirche,  um  ihre  Zwecke  erfüllen  zu  können ,  der  welt- 
lichen Güter,  es  ergiebt  sich  also  als  letztes  Kapitel  (7)  die  Lehre  von  der  Vermögens- 
und Finanzverwaltung  der  Kirche ,  in  welchem  zugleich  von  dem  zu  wohlthätigen 
Zwecken  gewidmeten  Vermögen  zu  handeln  sein  wird  ^. 

Auf  diese  Weise  wird  man  meines  Dafdrhaltens  am  meisten  der  Eigenthümlich- 
keit  derjenigen  Organisation,  um  deren  Recht  es  sich  hier  handelt,  gerecht,  jedenfalls 
mehr  als  Friedberg,  welcher  freilich  S.  VI  von  seinem  Systeme  erwartet,  dass  es 
als  ein  juristisches  richtiges  und  der  Natur  des  kirchenrechtlichen  Stoffes  entspre- 
chendes erkannt  wird^. 

1  Al)weicbend  Yon  Friedberg  S.  381,  wel-  Kleni«).  6.  Wohlthätigkeits&nstalten.  6.  Kirch- 
cher  die  Wohlthätigkeitsanstalten  (als  Abth.  5^  liebe  YennögeusYerwaltung.  Weshalb  ich  diese 
der  klTcblicben  YeTmögensYerwaltuug  (Abtb.  6)  Systematik  nicht  für  angemessen  balte,  ergiebt 
koordinlrt.  sieb  znm  grössten  Tbeil  ans  meinen  yorsteben- 

2  Soweit  es  sich  um  die  hier  in  Frage  stehen-  den  AusfQbraugen.  Hiei  habe  ich  nur  noch  zu 
den  Materien  bandelt ,  disponirt  er  folgender-  bemerken,  dass  die  Ausscbeidang  der  kircblicben 
maassen :  Das  kircblicbe  Yerwaltungsreebt.  I.  Gerichtsbarkeit  yon  der  Verwaltung  im  eigent- 
Recbtserzeugende  Gewalt  (Gesetzgebung  lieben  Sinne  wobl  dem  Wesen  des  modernen 
etc.).    II.    Kircblicbe   Gerieb  tsbarke  it.  Staates,  aber  nicht  dem  der  katboliscben  Kircbe 

1.  Civilgeiicbtsbarkeit.  2.  Straf- und  Discipli-  entspricht.  Die  Gerichtsbarkeit  Im  eigentlichen 
nargericbtsbarkeit.  III.  Verwaltung  im  Sinne  gebort  auf  dem  Gebiete  der  Kircbe  zum 
eigentlichen    Sinne.      1.    Aufsicbtsrecbt.  Leitungs-    und    Yerwaltungsreebt    (zur    iuris- 

2.  Aemtergewalt.  3.  Verwaltung  des  Kultus.  dictio),  lässt  sich  also  im  System  nicht  davon  ab- 
4.  Sorge  für  das  Unterricbtswesen  (Laien  und  trennen. 
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Erstes  Kapitel:  Die  Verwaltung  des  ordo  [der  Sakramente  und  der  übrigen 

heiligen  Handlungen  ^) . 

§  1 99.    /.  Im  Allgemeinen.     Die  Liturgie ,  die  liturgischen  Bücher  und  ihre  rechtliche 
Bedeutung.      Das  Recht  zu  Anordnungen    in  Betreff  des    Gottesdienstes,     Die  staat- 
lichen Gesetzgebungen  in  Bezug  auf  die  gottesdienstliche  Verwaltung. 

I.  Einleitung.  Die />ofe«to«  orc^n»,  die  Weihegewalt,  begreift  die  Fähigkeit^, 
die  Sakramente  zn  spenden,  das  Opfer  Christi  dnrch  Verwandlung  von  Brot  und  Wein 
in  dessen  lidügen  Leib  darzubringen  und  die  Sakramentaiien  ^  zu  verwalten.  Die 
Sakramente  und  das  Opfer  (die  Messe)  ^  sind  naeh  der  katholisohen  Auffassung 
gOtdieher  Einsetzung.  Für  die  Verwaltung  der  Sakramentalien  hat  die  Kirche  wenig- 
stens den  allgemeinen  Auftrag  von  Christus  unter  Bestimmung  der  dabei  zu  ge- 
brauchenden, wesentlichen  Elemente  erhalten.  Die  Sakramente  und  Sakramentalien 
mtissen,  um  ihre  heiligende  Wirkung  zu  äussern,  dem  einzelnen  Gläubigen  gespendet 
werden,  aber  es  kann  dies  bei  den  meisten  öffentlich  in  der  Vereinigung  der  Gläubi- 
gen geschehen^.  Dasselbe  gilt  von  dem  unblutigen  Opfer  Christi,  der  Messe,  welche 
die  katholische  Kirche  in  den  Mittelpunkt  ihres  Gottesdienstes  gestellt  hat.  Eine 
solche  gemeinsame  Feier  der  heiligen  Handlungen  entspricht  dem  Bedürfniss  des 
re]igi(toen  Glaubens,  welcher  erst  die  volle  Befriedigung  in  der  gemeinsamen  Bethäti- 
gimg  mit  denjenigen^  welche  denselben  Glauben  bekennen,  findet. 

Namentlich  mit  Rücksicht  auf  dieses  Bedtlrfniss  haben  sich  die  Vollziehung  und 
die  Verwaltung  der  erwähnten  heiligen  Verrichtungen  in  der  Weise  ausgestaltet,  dass 
der  Kern  derselben  mit  einer  Anzahl  anderer  gottesdienstlicher  Handlungen  umkleidet 
worden  ist ,  welche  den  Zweck  haben ,  ihre  Bedeutung  dem  religiösen  Bewusstsein 
Bäher  zu  bringen,  und  sie  durch  Erbauung  der  Gemttther  der  Gläubigen  frucht- 
bringender und  wirksamer  für  die  letzteren  zu  machen.  Auch  das  Gebet ,  welches 
der  Vereinigung  der  Seele  mit  Gott  dient ,  um  ihm  Verehrung  und  Dank  entgegenzu- 
bringen und  ihm  Bitten  darzulegen,  hat  die  Kirche  nicht  nur  als  gemeinsames  in  den 
Dienst  dieser  feierlichen  Handlungen  gestellt ,  sondern  zugleich  als  selbstständiges 
Mittel  der  Heiligung  benutzt  und  verschiedene  gemeinsame  und  öffentliche  Gebets- 
dienste ^  eingerichtet.  Die  Gesammtheit  aller  dieser  Handlungen,  welche  den  äusseren 

*Card.  deBona,   rer.  liturgicar.  librl  II.  lau,  d.  GelBt  des  kathol.  Kultus.    Wien  1853; 

Paris  1672.   Taorin.  1749.  II.  Vol.;  cum  com-  Flnck,  kathol.  Liturgik.    Regensburg  1853— 

ment.  bist.  Rob.  Sala  ibid.  1753.  III.  Vol. ;  F.  1855.  2  Bde;  J.  B.  de  Herdt,  saciae  llturgiae 

X.  Schmidt,    Liturgik  der  christkathol.   Re-  praxis  iuxta  ritum  romanum.    Lovanii  1852.  ed. 

ligion.   Passau  1832.   3.  Aufl.  1840  —  1842.  3  VII.  1883  ff.  3toml;  Bouix,  tractatus  de  Iure 

Bde;  Job.  Marzohl  u.  Jos.  Schneller,  11-  Uturgico.   Paris  1853.    ed.  III.    1873;    J.  Bal- 

turgia  Sacra   oder    die   Gebräuche    der  kathol.  d  esc  hl,  ausführliche  Darstellung  des  Römischen 

Kirche  etc.    Luzem  1834  — 1841.    4  Bde  in  7  Ritus,  herausgeg.  t.  M  t.  Montb ach.   Regens- 

Thln  ;Ant.  Ad.  Hnogek,  christkath.  Liturgik.  bürg  1856. 

Prag  1835--1842.    5  Bde;  F.  A.   Stauden-  2  s.  Bd.L  S.  1.  164. 

mal  er,  d.  Geist  des  Ghrlstenthums  dargestellt  ^  Vgl.  unten  $.206. 

iud.  hell.  Zeiten,  den  hell.  Handlungen  u.  der  ^  S.  unten  $.  208. 

heU.  Kunst.  Mainz  1835.  2.  Aufl.  1838.  2  Bde ;  »  So  bei  dem  Abendmahl  oder  der  Eucharistie, 

TosBani  Jos.  Roms^e,   opera  liturgica.  ed.  der  Konfirmation  ,  der  Ordination  und  der  Taufe 

noT.  Mechlin.  1838  ;  L  üft ,  Liturgik  u.  wissen-  (namentlich  in  älterer  Zeit,  s.  unten  §.  200). 

schaftliche  Darstellung  des  kath.  Kultus.  Mainz  «  S.  z.  B.  Bd.  I.    S.  143  u.  Bd.  II.    S.  141, 

1844—1847.   2  Bde;   Job.   Hepp,  d.  Gottes-  Vgl.  weiter  unten  §.  209. 
dienst  d.  kath.  Kirche.  Mainz  1853;  M.  Terk- 


6  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  199* 

Gottesdienst  bilden,  bezeichnet  man  mit  dem  Ausdruck  :  Liturgie^  oder  auch  als 
officium  divinum  im  weiteren  Sinne  2. 

Für  die  Darstellung  des  Eirchenrechtes  kommt  die  Liturgie'  insofern  in  Betracht, 
als  es  sich  um  das  Recht  handelt ,  etwaige  sie  betreffende  Anordnungen  zu  erlassen 
und  darum,  wie  weit  die  rechtlich  bindende  Kraft  der  offiziellen  Bttcher,  welche  diese 
enthalten  und  in  der  katholischen  Kirche  entstanden  sind,  reicht.  Weiter  steht  das 
Recht  in  Frage,  innerhalb  des  durch  die  allgemein  bindenden  liturgischen  Vorschriften 
frei  gelassenen  Raumes  die  erforderlichen  Bestimmungen  Aber  die  Verwaltung  des 
Oottesdienstes  zu  treffen. 

Die  Besprechung  der  eben  gedachten  Punkte  filllt  naturgemftss  in  den  Rahmen 
dieses  einleitenden  Paragraphen ,  während  eine  Besprechung  der  Berechtigung  und 
Verpflichtung  zur  Spendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  sowie  zur  Vor- 
nahme der  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  bei  den  in  dieser  Beziehung  vor- 
kommenden Verschiedenheiten  und  dem  Mangel  allgemeiner  Normen  den  Einzel- 
erörterungen (§§200  ff.)  vorbehalten  bleiben  muss.  Wohl  aber  sind  in  diesem  §. 
noch  die  Bestimmungen  der  neueren  Staatsgesetzgebungen ,  soweit  sie  sich  auf  die 
gottesdienstliche  Verwaltung  der  Kirche  im  Allgemeinen  erstrecken,  zu  behandeln. 
Des  weiteren  hat  sich  hieran  in  den  folgenden  §§. ,  da  die  Sakramente ,  wenngleich 
sie  vielfach  in  dem  allgemeinen  Gottesdienste  ihre  Stellung  finden ,  auch  eine  selbst- 
ständige Bedeutung  als  die  wichtigsten  Mittel  der  Heiligung  besitzen ,  die  Darlegung 
der  Rechtsnormen ,  welche  für  ihre  Spendung  und  bei  derselben  in  Frage  kommen, 
anzuschliessen ,  sodann  aus  demselben  Orunde  die  Besprechung  der  ffir  die  Verwal- 
tung der  SakramentaUen  geltenden  Rechtssätze.  Endlich  sind  die  rechtlichen  Vor- 
schriften für  die  verschiedenen  ttbrigen  gottesdienstlichen  Handlungen,  vor  allem  fttr 
die  Messe ,  zur  Darstellung  zu  bringen. 

U.  Das  Recht  zum  Erlasse  von  liturgischen  Anordnungen  in 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung.  Die  liturgischen  Bücher  der 
Kirche  und  ihre  verbindliche  Kraft.  Ihre  früheste  Ausbildung  hat  die  Li- 
turgie in  den  apostolischen  Kirchen  erhalten.  Von  diesen  ans  haben  sich  die  hier, 
also  durch  die  Lokalkirchen  festgestellten  Formeln,  später  Ritualien,  Ritualbttcher 
genannt,  weiter  verbreitet  und  es  sind  unter  Benutzung  derselben  auch  eine  Anzahl 
neuer  angefertigt  worden^.    Schon  seit  dem  5.  Jahrhundert  suchten  die  Päpste  den 

1  Im  engeren  Sinne  bedeutet  Litnigie,  wie  Real  -  Encyklopädie  d.  protest.  Theologie.  2. 
schon  in  ältester  Zeit  die  gemeinsame  Feiei  der      Aufl.  5,  312  n.  9,  769. 

Encharistie,  so  noch  heute  die  Feier  der  Messe.  ^Renaudot,    coUectio  liturglarum    orien- 

Probst,   Liturgie  der  drei  ersten  christlichen  talium.    Paris  1716.     2  tom.     Francof.    1847; 

Jahrhunderte.  Tübingen  1860.  8.3.  Krazer,  de  apostolicis  nee  non  antlquis  eccle- 

2  de  Her  dt  1.  c.  T.  I.  n.  1.  siarum  occidental.  liturgiis  etc.  lib.  singularis. 

3  Die  Geschichte  derselben  gehört  nicht  hier-  Aug.  Vlndel.  1786;  Edm.  Martdne,  de  an- 
her.  Vgl.  darüber  Jo.  Bapt.  Casalius,  de  tiquis  ecclesiae  ritlbus.  Rotom.  1702.  3tomi; 
▼eteribus  sacris  Chrlstianorum  ritlbus.  Rom.  Jos.  AI.  Assemani,  codex  litnrglcus  eccles. 
1647;  Probst,  Lehre  und  Gebet  in  den  drei  univ.  Rom.  1749—66.  13  tom.  (unvollendet); 
ersten  christlichen  Jahrhunderten.  Tübingen  1871  F.  A.  Zaccarla,  bibllotheca  ritualis.  Rom. 
(s.  auch  Anm.  1  a.  £.);  Harnack,  d.  christl.  1776 — 81.  2  tom.;  H.  A.  Daniel,  codex  litur- 
Gemeindegottesdienst  im  apostolischen  und  alt-  glous  eccles.  univ.  Lips.  1847 — 1853.  4  tom. ; 
katholischen  Zeiulter.  Erlangen  1854 ;  G.  Muratori,  Liturgia Romana  vetus.  Venet.  1748. 
Abeken,  der  Gottesdienst  der  alten  Kirche.  2tom. ;  Mabillon,  Museum  Italicum.  Paris 
Berlin  1853;  J.  W.  F.  Höfling,  die  Lehre  der  1687—89  u.  1724.  2  tom. ;  MablUon,  de  U- 
äl testen  Kirche  Tom  Opfer  im  Leben  und  Kultus  turgia  Gallicana.  Paris  1685.  1729;  Gerbert, 
der  Christen.  Erlangen  1851;  y.  Zezschwitz,  Vetus  liturg.  Allemann.  San-Blas.  1776.  3  tom. 
Artikel:  Gottesdienst  u,  Liturgie  in :  Herzog,  n.  Monumenta  vet.  liturg.  Allemann.  ibid.  1779 
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in  £om  flblichen  Kultus^  wenigstens  innerhalb  ihres  Machtbereiches  zum  herrschen- 
den ZQ  machen  2.  Aber  trotzdem  haben  noch  Jahrhunderte  lang  die  Partikular- 
sjnoden^  über  litnrgische  Angelegenheiten  Verordnungen  erlassen.  Seit  dem 
5.  Jahrhundert  erstrebte  man  dabei  wenigstens  die  Einheit  für  die  einzelnen  erz- 
bischöflichen  Provinzen^,  mitunter  auch  für  grössere  Bezirke^  oder  ganze  Länder, 
aber  daran,  volle  Uniformität  in  der  ganzen  Kirche  herzustellen,  hat  man  bis  zum 
8.  Jahrhnndert  nicht  gedachte 

Seit  dieser  Zeit  wurde  indessen  in  Folge  der  Tendenz  der  karolingischen  Gesetz- 
gebung ,  die  kirchlichen  Einrichtungen  nach  dem  Vorbilde  der  römischen  Kirche  zu 
gestalten ''y  auch  die  Gottesdienstordnung  im  Frankenreiche  mit  der  römischen  theil- 
weise  in  Uebereinstimmung  gebracht^.   ViTenngleich  diese  Bestrebungen  in  der  frän- 


ff.  4  tom. ;  Heinr.  Denzinger,  ritus  Orien- 
uliam,  Coptor.,  Syior.  et  Armenior.  In  admini- 
strandis  sacramentis.  Wircebnig.  1864.  2 -tom. 

i  Ausgaben  des  sog.  ordo  Romanus  vulgatua  von 
Georg  Cassander.  Colon.  1559. 1561 ;  dann  in 
M.  Hittorp,  de  divinis  oatholicis  offlcüs  ac 
minUteriis  etc.  Colon.  1568.  Rom.  1591.  Paris 
1610. 1612  und  von  G.  Ferrarlus.  Rom.  1591. 
Paris  1610.  1624.  Fünfzehn  (bez.  16)  ordines 
Romani  sind  heran sgegeb.  in  Mabillon  mus. 
Ital.  (s.  vor.  Anm.  und  auch  Migne,  patrolog. 
78,  851  ff.)-  l^eu  ältesten  (daselbst  no  II.),  aach 
bei  Muratori  (2,289 ff.)  legt  man  dem  Bischof 
Gelasins  I.  (7- 496)  bei,  obschon  die  ordines  Ro- 
mani nni  Einzelnes  enthalten,  was  aas  den  Zeiten 
desselben  und  Gregors  I.  (•[-  604)  herrührt,  Tgl. 
Rheinwald  in  Ersch  n.  Gruber,  allgem. 
Encyklopädie.  Sekt  III.  Th.  V  u.  d.  Wort :  Ordo 
Romanos;  Gl.  Meckel,  üb.  d.  Alter  der  beiden 
eisten  römlachen  Ordines  Mabillons  in  der  Tü- 
binger Quartolschrift  1862.  S.  50  ff. ;  Jacob- 
son i.  d.  Real-Encyklop.  v.  Herzog.  2.  Aufl. 
11,90;  Kober  in  Wetz  er  u.  Weite,  Kirchen- 
leiikon  1.  Aufl.  7,  812  u.  Grisar  in  Zeitschr. 
f.  kathol.  Theologie.  Innsbruck  9  (1885)  S.  385. 

-  S.  d.  ep.  Innoc.  I.  ad  Decent.  Eugubin.  v. 
416  (nach  der  Bd.  III.  S.  684  n.,1.  citirten  Stelle) : 
.«Saepe  dilectiouem  tuam  ad  urbem  venisse  ac 
nobiseum  in  ecclesia  conyenisse,  non  dubium  est 
et  quem  morem  vel  in  consecrandis  mysteriis  vel 
in  eeteris  agendis  arcanls  teneat,  cognoyisse. 
Ouod  8uffi,cere  ad  informationem  ecclesiae  tuae 
vel  reformationem,  si  praecessores  tui  minus 
aliquid  aut  aliter  tenuerunt,  satis  certum  habere- 
mas,  uisi  de  aliquibus  consulendos  nos  esse 
daiisses^. 

3  S.  die  folg.  Anmerkungen« 

*  So  Vannes  465  c.  15 :  „ut  vel  intra  provin- 
dam  nostram  sacrorum  ordo  et  psallendi  una 
Sit  consuetudo^.  Gerona  517  c.  1 :  „De  iustitu- 
tione  missarum,  ut  quomodo  in  metropolitana 
ecclesia  flunt,  ita  in  dei  nomine  in  omni  Tarra- 
conensi  provincia  tam  Ipsius  missae  ordo  quam 
psallendi  -vel  nünistrandi  consuetudo  seryetur''. 

5  S.  die  Plenarsynode  v.  Carthago  (XI.  v. 
J.  401)  c.  9.  (Dionys.  c.  102) ;  „ut  preces  quae  pro- 
batae  faerint  in  concilio  sive  praefationes  sive  com- 
mendationes  seu  manus  imposltiones  ab  omnibus 
eelebrentor^ ;  und  die  Nationalsynode  y.  Agde  506 
(Rd.  III.  S.  529  n.  7.)  c.  30 :  „  . . .  ut  sicut  ubi- 
que  fit  et  post  antiphonas  coUectiones  per  ordi- 


nem  ab  episcopis  vel  presbyteris  dicantur  et 
hymni  matnüni  vel  Tospertini  diebus  omnibus 
decantentar  et  in  conclusione  matutinarum  vel 
vespertinaram  missarum  post  hymnos  capitella 
de  psalmls  dicantur  et  plebs  coUecta  oratione 
ad  vespexam  ab  episcopo  cum  benedictione  di- 
mittatur";  Toledo  IV.  v.  633  c.  2:  „  .  .  .  Unus 
igitur  ordo  orandi  atque  psallendi  a  nobis  per 
omnem  Hispaniam  et  Galllam  conservetur,  unus 
modus  in  missarum  solemnitatibus,  unus  in  ves- 
pertinis  matutinisque  offlcüs  nee  diversa  sit 
ultra  in  nobis  ecclesiastica  consuetudo  ... ;  c.  13 
(Tolet.XI.  675  c.  3)  Dist.  XII;  für  das  Sueven- 
reich  Bragal.  v.  563  QBd.  III.  S.694  n.  8.)  c.  1 
— 4  (c.  14.  Dist.  XIIj;  für  das  bargundische 
Epaon  V.  617  c.  27 :  ,,Ad  celebranda  divina  of- 
flcia  ordinem ,  quem  metropolitani  tenent,  pro- 
yinciales  observare  debebunt'^. 

ß  Das  zeigt  jedenfalls  der  Brief  Gregors  I.  an 
AuguBtin,  Jafftf  reg. II.  ed.  n.  1883,  ed.  Bened. 
2,  1150,  wenn  schon  derselbe  kaum  für  acht  zu 
erklären  ist,  s.  interrog.  III ':  „Cum  una  sit  fldes, 
cur  sunt  ecdesiarum  consuetudiues  tam  diversae 
et  altera  consuetudo  missarum  est  in  s.  Romaua 
ecclesia  atque  altera  in  Galliarum  ecclesiis  tene- 
tur?  Responsio  b.  Gregorii  papae . . . :  Sed  mihi 
placet,  ut  sive  in  Romana  sive  in  Galliarum  sive 
in  qualibet  ecclesia  aliquid  invenisti ,  quod  plus 
omnipotenti  deo  possit  placere,  sollicite  eligas 
et  in  Anglorum  ecclesia  quae  adhuc  in  flde  nova 
est,  institutione  praecipua  quae  de  multls  eccle- 
siis colligere  potulsti  infundas. ...  Ex  singulis 
ergo  quibusque  ecclesiae,  quae  pia,  quae  reli- 
giosa,  quae  recta  sunt,  elige  et  haec  quasi  in 
fasciculum]  collecta  apud  Anglorum  mentes  in 
consuetudinem  depone^'  (auch  in  c.  10  Dist.  XII). 

^  Bd.  III.  S.  703. 

8  Admonitio  Caroli  M.  v.  789  c.  80,  Bore- 
tius  capit.  1, 61 :  „Omni  clero,  ut  cantum  Roma- 
num  pleniter  discant  et  ordinabiliter  per  noctur- 
nale  vel  gradale  officium  peragatur,  secundum 
quod  b.  m.  genitor  noster  Pippinus  rex  decreta- 
vit,  ut  fleret,  quando  Gallicanum  tulit  ob  unani- 
mitatem  apostolicae  sedis  et  s.  dei  ecclesiae  pa- 
dflcam  concordiam.'*  eiusd.  epist.  geuer.  zw.  786 
u.  800,  ibid.  p.  80;  Jaff^,  monum.  Carolina 
p.  139;  Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  277. 
Ueber  die  Bemühungen  Ludwigs  d.  Frommen, 
römische  Antiphonarien  einzuführen,  s.S  im  so  n , 
Ludwig  d.  Fr.  1,  294.  Vgl.  femer  die  capit.  de 
examinandls  ecclesiasticis  (802?)  c.  2,  Borß- 


8 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  199. 


kischen  Geistlichkeit  ihre  Unterstützung  nnd  Fl^rderang^  fanden,  so  ist  doch  auch 
damals  noch  nicht  volle  Uebereinstimmung  nnd  Einheit  erreicht  2,  ja  mit  dem  Ver- 
fall des  karolingischen  Reiches  die  bereits  anf  die  einheitliche  Gestaltung  der  Li- 
turgie gehende  Entwickelung  wieder  unterbrochen  worden.! 

Erst  in  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  gleich  am  Beginne  einer  neuen  Epoche 
in  der  Entwickelung  des  Papstthums,  nimmt  derjenige  Papst,  welcher  diese  einleitet, 
Leo  ESI.,  die  Bestrebungen,  die  Beobachtung  der  römischen  Ordnung  zur  Geltung 
zu  bringen,  wieder  auf  3.  Bald  nacher  sucht  Gregor  VII.  auf  die  Beseitigung  der 
eigenthttmlichen  Liturgie  in  Spanien  hinzuwirken^,  aber  zu  allgemeinen  gesetzgebe- 


tius  1,  110  :  „Qualiterque  psalmos  habeant  qua- 
literqne  cursum  säum  sive  diumam  vel  noctar- 
num  adlmpleie  secundmn  usum  Romanum  pre- 
▼aleant." 

1  Vgl.  die  Prüfungsfragen  behufs  Weihe  der 
Geistlichen,  welche  wohl  von  einem  Bischöfe 
nach  803  yerfasst  sind,  c.  4,BoretluB  1,234: 
^.Missam  vestTam  secundnm  ordinem  Romanum, 
quomodo  nostis  vel  intellegitlB,"  c.  7. :  „Officium 
divinum  secundum  ritnm  Romanum  in  statutig 
soUemnitatlbus  ad  tecantandum  quo  modo  scitis.'' 
Auf  der  Mainzer  Reformsynode  v.  813  wurde 
verlangt,  dass  die  Taufe  glelchmässig  nach  der 
römischen  Weise  gespendet,  c.  4  Mansi  14,  16, 
auf  der  Aachener  v.836,  dass  die  Bittgänge  nach 
römischem  Vorbilde  am  25.  April  gehalten  werden 
sollten,  II.  10,  1.  c.  p.678.  Das  erstere  hat  dann 
die  Mainzer  Provinzialsynode  v.  847.  0.  3,  1.  c. 
p.  900.  ausdrücklich  angeordnet.  Vgl.  auch 
Walafrid  Strabo  de  rebus  ecclesiasticis  c.  25, 
Migne  114,  955:  Plenarius  offlciorum  ordo  qui 
unus  per  Romanum  orhem  servatur,  post  anti- 
quitatem  muUis  temporibus  evolutam  est  insti- 
tutus  et  ad  omnem  eminentiam  sanctae  religionls 
dilatatus  .  .  .  (p.  956) :  Sed  prlvilegio  Roraanae 
sedis  observato  ....  factum  est ,  ut  in  omnibus 
pene  latinorum  ecdesiis  consuetudo  et  maglste- 
rium  eiusdem  sedis  praevaleret,  quia  non  est  alia 
traditio  aeque  sequenda  vel  in  üdei  regula  vel 
In  observationum  doctrina". 

Für  England  fs.  Bd.  III.  S.  702.  n.  1)  kommt 
in  Betracht  die  Synode  v.  Cloveshoe  v.741  c.  13, 
Mansi  12,  399:  „ut  uuo  eodemque  modo  domi- 
nicae  dispensationis  in  carne  s.  festivitates  in 
omnibus  ad  eas  rite  competentibus  rebus,  i.  e.  in 
baptisimi  officio,  in  missarum  celebratione,  in 
cantilenae  modo  celebrentur,  iuxta  exemplar 
quod  de  Romana  habemus  ecclesia.  Itemque ,  ut 
per  gyrum  totius  anni  natalitia  sanctorum  uno 
eodemque  die  iuxta  martyrologium  eiusdem  Ro- 
manae  ecclesiae  cum  sua  sibi  convenienti  psal- 
modia  seu  cantilena  venerentur^. 

2  Walafrid.  Strabo  1.  c.  p.  956:  „Et  quia  Gal- 
licana  ecclesia  viris  non  minus  peritissimis  in- 
structa  sacror.  officiorum  instrumenta  habebat, 
non  minima  ex  eis  aliqua  Romanorum  offidis 
immixta  dlcuntur,  quae  plerique  et  verbls  et  sono 
se  a  ceteris  cantibus  discernere  posse  fateantur'', 
s.  femer  Thomassin,  vetus  ac  nova  disciplina. 
P.  I.  Üb.  II.  c  80.  n.  9.    VgL  auch  das  Folgende. 

9  So  bei  der  Bestätigung  des  Primates  für  den 
Erzbischof  zu  Trier  1049  (Bd.  I.  S.  609),  Mansi 
19,  724  :  „Romana  mitra  caput  vestrum  insigui- 
vimus :  qua  et  vos  et  successores  vestri  In  eccle- 


siasticis offlclls,  Romano  more,  sempei  utamlnl 
semperque  vos  esse  Romanae  sedis  dlsclpulos, 
reminiscaminl* ;  bei  der  Bestimmung  über  den 
Altar  des  h.  Remlgius  zu  Rhelms  1049,  Anselml 
monachl  Itlnerarlum  ,  Watterich,  vitae  rom. 
pontlf.l,  123;  Mansi  19,  736:  „ut  ad  altare 
. . .  non  Indiscrete  sicut  hactenus  sacrosancta 
mysteria  agerentur,  sed  secundnm  morem  Roma- 
nae ecclesiae  VII  tantummodo  sacerdotes  .  .  . 
ad  hoc  officium  deputarentur''.  Vgl.  ferner  die 
Erzählung  in  Ekkehardi  chron.  v.  1053 ,  SS.  6, 
196 ,  nach  welcher  der  Papst  In  Worms  einen 
Diakon  Humbert,  weil  er  die  Lektion  zuwider 
dem  römischen  Brauch  singend  vorgetragen  hatte 
und  dem  wiederholten  Befehle  des  Papstes ,  das 
Singen  zu  unterlassen,  nicht  nachgekommen 
war,  abgesetzt  haben  soll,  s.  auch  Steindorff, 
Heinrich  III.  2, 188.  189.  Gegenüber  den  Orien- 
talen hat  aber  Leo  IX.  einen  andern  Standpunkt 
vertreten,  ep.  ad  Michael.  Gonstant.  patrlarch. 
V.  1053.  c.  29;  Mansi  19,  652:  „omnes  Lati- 
norum basilicas  penes  vos  clausistis ,  monachis 
monasteria  et  abbatibus  tulistis,  donec  vestris 
viverent  Institutis.  Ecce  in  hac  parte  Romana 
ecclesia  quanto  discretlor,  moderatior  et  de- 
mentier vobis  est !  Si  quidem  cum  intra  et  extra 
Romam  plurima  Graecorum  reperiantur  mo- 
nasteria sive  ecclesiae,  nullum  eorum  adhuc  per- 
turbatur  vel  proMbetur  a  patema  traditione  sive 
sua  consuetudine  . . .  Seit  namque ,  quia  nil  ob- 
sunt  saluti  credentium  diversae  pro  loco  et  tem- 
pore consuetudines,  quando  una  fldes  per  dilec- 
tionem  sperans  bona  quae  potest,  unldeocom- 
mendat  omnes"  (theilweise  in  c.  3.  Dist.  XII); 
8.  auch  He  feie,  ConzlL  Gesch.  4,  874. 

^  In  Arragonien  war  die  sog.  gothische  oder 
mozarabische  Liturgie  (Palmer  in  Herzog, 
Real  -  Encyklopädle  d.  protestant.  Theologie 
1.  Aufi.  10,  77;  Gams,  Kirchengesch.  v.  Spa- 
nien 1,  81  n,  103  ff.  339;  in.  2,  391 ;  Hefele, 
Cardinal  Ximenez  1844.  S.  150  ff.)  1.  J.  1071 
durch  die  Synode  zu  Juan  de  la  Penna  (nicht 
schon  durch  die  zu  Jacca  1060  u.  1063,  Hefele, 
Conzil.  Gesch.  4,  849)  beseitigt  worden,  He- 
fele S.  883,  Gams  U.  2,  422.  Gregor  VIL, 
welcher  deswegen  den  König  S  ancho  1074  be- 
lobte, reg.  I.  63,  ed.  Jafftf  p.  82,  forderte  in 
Folge  dessen  in  demselben  Jahre  auch  die  Kö- 
nige Alfons  VL  V.  Leon  und  Sancho  II,  v.  Ga- 
stillen zur  Einführung  der  römischen  Liturgie 
auf,  reg.  I.  64, 1.  c  p.  83 :  „adhortor  et  moneo, 
ut  vos  , . .  Romanae  ecclesiae  ordinem  et  officium 
reciplatis,  non  Toletanae  vel  cuiuslibet  aliae, 
sed  istius ,  quae  a  Petro  et  Paulo  supra  firmam 
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riflcheii  Maassnahmen  ist  der  päpstliche  Stuhl  noch  Jahrhunderte  lang  nicht  gesohrit- 
teo-^nnftchst  handelte  es  sich  seit  dem  11.  Jahrhundert  vorerst  nm  die  Feststellung 
des  obersten  nnd  absoluten  Oesetzgebuugsrechtes  desselben ,  und  um  die  praktische 
Dorebffthnmg  der  Einheit  in  Angelegenheiten,  welche  ftlr  die  weitere  kirchliche  £nt- 
inckelung  und  namentlich  für  die  Machtstellung  des  Papstthums  eine  viel  grössere 
Bedeutung,  als  die  Einheit  in  der  Liturgie,  hatten.  Später,  als  das  Papstthum  seine 
Ziele  verwirklicht  hatte ,  haben  wohl  einzelne  Päpste  Anordnungen  in  Betreff  neuer 
Feste  und  der  gottesdienstlichen  Feier  derselben  erlassen  ^  aber  da  im  Grossen 
nnd  Ganzen  die  römische  Liturgie  in  Folge  der  Richtung  der  kirchlichen  Entwickelung 
immer  mehr  und  mehr  von  selbst  Eingang  gefunden  hatte,  keine  umfassenderen  Ver- 
sacke zur  Herstellung  der  Uniformität  im  Gottesdienste  gemacht. 

Erst  seit  dem  16.  Jahrhundert,  als  gegenüber  der  protestantischen  Reformation 
das  Bedflrfhiss  hervortrat,  die  katholische  Gottesdienstordnung  möglichst  genau  zu 
fixiren ,  sind  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  entscheidende  Schritte ,  welche  den 
heute  geltenden  Zustand  herbeigeführt  haben,  unternommen  worden.  Das  Konzil  von 
Trient  konnte  diese  Aufgabe,  welche  ihm  gleichfalls  zugefallen  war,  nicht  mehr  lösen  ^ 
nnd  übertrug  die  Revision  des  Breviers  und  des  Missales  dem  Papste  ^,  In  Folge 
dessen  sind  die  noch  heute  für  den  Gottesdienst  massgebendenRitualbücher  auf  Ver- 
anlassung der  Päpste  festgestellt  und  von  ihnen  publicirt  worden,  nämlich  ausser  dem 
Brmarmm  Eomanum  ^  für  die  Messfeier  das  Missale  Eomanum  von  Pins  V.  im  J.  1570 
(von  Clemens  Vm.  1604  und  von  XJrban  VIII.  1634  verbessert),  ferner  für  die  bischöf- 
lichen Funktionen  das  PonUficdU  Eomanum  von  Clemens  VIII.  1596  (verbessert  von 
Urban  VIII.  1644  und  vermehrt  von  Benedikt  XIV.  1752) ,  sowie  das  Caeremoniale 
episcoporum,  ebenfalls  von  Clemens  VIII.  1600  (verbessert  von  Innocenz  X.  1650 
nnd  von  Benedikt  XTTT.  1727,    revidirt  von  Benedikt  XIV.  1752) ,  endlich  für  die 


petnm  per  Christtim  fandata  est . . .  sicnt  cetera 
lefna  occidentis  et  septentrionis  teneatls".  Als 
Alfons  diesem  Ersachen  entsprach,  erhob  sich  in- 
dessen eine  lebhafte  Opposition,  deren  Beseitigung 
Gregor  VII.  1076  dem  Bischof  y.  Burgos  an  das 
Herz  legte,  reg.  III.  18,  1.  c  p.  233.  Aber  aof 
einem  Konzil  zu  Bargos  blieb  bei  dem  fort- 
daaernden  Widerstand  der  Opposition  gegen  die 
Neuerung  nichts  anderes  übrig,  als  den  Zwei- 
kampf entscheiden  zu  lassen ,  bei  welchem  der 
Ritter  der  mozarabischen  Liturgie  siegte  (ob  1077 
oder  1080  ist  nicht  zu  entscheiden),  Garns 
IL  2,  461.  Wenn  nun  auch  1086  ein  Konzil  zu 
Bargos,  an  welchem  ein  pipstlieher  Legat  theil- 
ubm,  die  römische  Liturgie  eingeführt  haben 
H)U,  Man si  20,  574,  und  Gregor  VIL  i.  J.  1081, 
reg.  Yin.  25,  1.  c  p.471,  dem  König  Alfons  VL 
für  die  Annahme  der  römischen  Liturgie  dankt, 
ao  wde  doch  auf  der  yon  dem  Legaten  Urbans  II. 
1091  zu  Leon  abgehaltenen  Synode  nochmals  die 
Beseitigung  der  spanischen  Liturgie  eingeschärft 
Da  weiter  gleichzeitig  berichtet  wird,  Mansi 
20, 737 :  ^sacerdotes  de  flde  catholica  colloquentes 
sutaemnt,  ut  secundum  regulam  b.  Isidori  His- 
palensis  archiepiscopi  ecclesiastica  offlcla  in 
Hispania  regerentur^',  so  ergiebt  dies  alles,  dass 
man  sich  zu  einzelnen  Konzessionen  in  Betreff 
der  Beibehaltung  gewisser  alter  Eigenthümlich- 
kelten  hat  verstehen  müssen,  Hef  ele  5,  180. 
Jedenfalls  ist  die  mozarabische  Liturgie  in  einigen 


Kirchen  Spaniens  in  Geltung  geblieben  und  dies 
auch  durch  Julius  II.  1508  und  1512  geneh- 
migt worden.  Gegenwärtig  wird  sie  noch  iu 
sechs  Kirchen  zu  Toledo,  in  einer  zu  Salamanca 
und  in  einer  zu  Yalladolid  beobachtet,  Gutf- 
ranger,  institutions  liturgiques.  Paris  1840. 
o  292 

'i  So  Urban  lY.  1264  hinsichtlich  des  Frohn- 
leichnamfestes ,  s.  die  betreffende  und  die 
EmeuerungsbuUe  für  dieselbe  t.  Clemens  Y. 
V.  1311  in  Clem.  un.  de  reliqu.  III.  16,  femer 
Bonifaz  YIII.  in  Betreff  der  Feier  der  Feste  der  12 
Apostel,  der  4  Evangelisten  und  der  4  Doktoren 
(Gregor  I.,  Augustinus,  Ambrosius  und  Hierony- 
mus)  c.  un.  in  Ylto  de  reliqu.  et  vener.  ss.  III.  22 ; 
Gregor  XI.  1312  hinsichtlich  der  Opferung  Maria 
(festum  praesensationis)  und  Urban  YI.  1389 
hinsichtlich  der  Heimsuchung  Maria  (festum 
visitationis),  Gieseler,  Kirchengeschichte  II, 
3  272. 

'2  Bd.  m.  S.  445.447. 

3  Sess.  XXY.  contin.  de  indice. 

*  Bd.  I.  S.  142  n.  1.  Zu  der  dort  angegebenen 
Literatur  ist  noch  nachzutragen :  A.  Berge  1 ,  die 
Emendation  des  röm.  Breviers  unter  Papst  Cle- 
mens YIII.  in  Zeitschr.f.  kath.  Theologie 8, 289; 
Probst,  Brevier  in  Wetzer  n.  Weite,  Kir- 
chenlexikon. 2.  Aufl.  2, 1267 ;  R e usc h ,  d. Index 
d.  verbotenen  Bücher.  Bonn  1883.  1,  438. 
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Funktionen  der  Seelsorger  das  Rituale  Romanum  Yon  Panl  Y.  1614  (revidirt  von 
Benedikt  XIV.  1752)*. 

Der  Gebranch  des  Pont^cale  und  des  Caeremaniale  ist  für  die  ganze  latei- 
nische Kirche  obligatorisch  vorgeschrieben  und  zugleich  die  Anordnung  ge- 
troffen, dass  an  ihnen  nichts  ohne  päpstliche  Genehmigung  geändert  werden  dürfe  2, 
so  dass  also  dadurch  auch  die  Rechtsgültigkeit  entgegenstehender  Gewohnheiten  aus- 
geschlossen worden  ist  3. 

Das  Mtssale  und  das  Breviarium  sollte  dagegen  nur  in  denjenigen  Kirchen,  in 
welchen  bei  ihrer  Publikation  der  Ritus  der  römischen  Kirche  gewohnheitsmässig 
innegehalten  wurde  oder  beobachtet  werden  musste,  zur  Anwendung  kommen,  und 
für  dieselben  allein  dann  eine  Ausnahme  statthaben,  wenn  ein  anderer  Ritus  seit 
mehr  als  200  Jahren  und  zwar  zufolge  Billigung  des  päpstlichen  Stuhles  bei  der 
ersten  Einrichtung  der  Kirche  oder  zufolge  Gewohnheit  beobachtet  worden  war^. 


1  Die  betreffenden  Bullen  and  Breven  sind 
regelmässig  den  Ausgaben  vorgedruckt.  Ygl.  auch 
die  folg.  Anmerkungen. 

Hinzu  treten  noch  das  Martyrologium  ro- 
manum,  verbessert  auf  Veranlassung  Gregors 
XIII.,  8.  oonst.  Emendata  v.  14.  Januar  1684,  re- 
vidirt unter  Urban  VIII.,  Clemens  X.,  Sixtus  V. 
Tind  Benedict  XIV.,  und  das  s.  g.  officium  6.  Ma- 
riae  virginis  ,  verbessert  unter  Pius  V. ,  s.  const. 
Supemi  V.U. März  1571,  bullar.  Taurin.  7,897. 

2  Clemens  VIII.  const  Ex  quo  in  ecclesia  v. 
10.  Februar  1596 :  „ . . .  Sutueutes :  Pontiflc&le 
praedictum  nullo  unquam  tempore  in  toto  vel  in 
parte  mutandum  vel  ei  aliquid  addendum  aut 
omnino  detrahendum  esse  ao  quascunque  per- 
sonas,  quae  pontillcalia  munera  exeroere  vel  alias 
quae  in  Pontiflcali  continentur ,  facere  aut  exe- 
qui  debent,  ad  ea  peragenda  et  praestanda  ex 
huius  Pontiflcalis  praescrlpto  et  ratione  teneri, 
neminemque  ex  iis ,  quibus  ea  exercendi  et  fa- 
ciendi munus  impositum  est,  nisi  formulis,  quae 
hoc  ipso  Pontiflcali  continentur,  satisfacere  posse. 
Omnibus  igitur  et  singulis  patriarchis,  archiepi- 
scopis,  episcopis  et  caeteris  ecdesiarum  pra^latis 
necnon  aliis  quibuscumque  personis  ecclesiasti- 
cis  .. .  praecipimus et mandamus,  utomissis,  quae 
sie  suppressimus  et  abolevimus,  caeteris  omnibus 
Pontiflcalibus,  hoc  nostrum  in  suis  ecclesiis,  mo- 
nasteriis,  conventibus,  ordinibus,  militiis,  dioe- 
cesibus  et  locis  praedictis  recipiant  illoque 
posthac  perpetuo  utantui'' ;  Ja  die  const.  Urbans 
VIII. :  Quamvis  alias  v.  17.  Juni  1644  schreibt 
vor,  dass  ausserhalb  Borns  keine  Exemplare  ohne 
Genehmigung  der  Inquisitoren  oder  (In  Ermange- 
lung solcher)  der  Ordinarien  gedruckt  iverdeu 
dürfen.  In  Betreff  des  CaeremorUale  s.  const. 
Clemens  VIII. :  Cum  novlssime  v.  14  Juli  1600. 
Für  das  Martyrologium  ordnet  die  cit.  const.  Gre- 
gors XIII.  dasselbe  an. 

«  Congr.  rit.  v.  10.  Jan.  1852,  Gardellini 
de^reta  authentica  congregationis  sacrorum  ri- 
tuum.  ed.  III.  Romae  1856  fL  n.  5165  zu  IV ;  4, 
159:  „Etiamsi  ecclesia  Ceuomanensis  slbi  de 
breviarlo  iterum  atque  iterum,  ut  llbuerit  pro- 
videre  queat ,  an  istiusmodi  facultas  extendenda 
Sit  ad  Pontiflcale,  Caeremoniale,  Martyrologium 
et  Rituale  Romanum,  ita  videl.,  ut  praeceptlvas 
praedictorum  regulas  tolerante  nempe  aut  per- 


mittente  aut  etiam  aliter  quippe  statuente  reve- 
rendissimo  episcopo  canonici  aliive  sacerdotes 
possint  illaesa  consdentia  infringere  aut  omittere 
sicque  reved.  episcopi  voluntas  his  in  casibus 
Sit  pro  ipsis  suffidens  dispensatio  ?  Negative  et 
amplius". 

Unvordenkliche  löbliche  Gewohnheiten,  welche 
schon  bei  Einführung  des  Caeremoniale  bestan- 
den haben,  hat  aber  die  Congr.  rit.  in  fester 
Praxis  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  const.  cit. 
Clem.  VIII.  nur  den  ^consuetudinibus"  schlecht- 
hin derogirt,  als  durch  das  Caeremoniale  nicht 
beseitigt  erachtet ,  G  a  r  d e  1 1 1  n  i  ed.  cit.  n.  270. 
n.  318.  479.  1582, 1.  c.  1,  61.  72.  117.  276;  an- 
ders gegenüber  dem  Pontiflcale ,  1.  c.  n.  5158  v. 
29.  März  1851, 1.  c  4, 156. 

<  Const.  Pü  V. :  Quo  primum  v.  14.  Juli  1570  : 
„ue  in  posterum  futuris  temporibus  in  omnibus 
ohristiani  orbis  provlnoiarum  patriarchalibus, 
cathedralibus ,  collegiatis  et  parochialibus,  sae- 
cularibus  et  quorumvis  ordinum,  mouasteriorum, 
tam  virorum  quam  mnlieram,  etiam  militiarum 
regularibus  ac  sine  cura  ecclesiis  vel  capellis,  in 
quibus  mlssa  conventualis  alta  voce  cum  choro 
aut  demissa  celebrari  iuxta  Itomanae  ecclesiae 
ritum  consuevit  vel  debet,  alias  quam  iuxta 
missalis  a  nobis  editi  formulam  decantetur  aut 
recitetur,  etiamsi  eaedem  ecclesiae  quovis  modo 
exemptae,  apostolicaesedis Indulte,  consuetudine, 
privUegio,  etiam  iuramento ,  conflrmatione  apo- 
stolica  vel  aliis  qnlbusvis  facultatibus  munitae 
sint,  nisi  ab  ipsa  prima  institutione  a  sede  aposto- 
lica  approbata  vel  oonsuetudine  quae  vel  ipsa 
institutio  super  ducentos  annos  missarum  oe- 
lebrandarum  in  eisdem  ecclesiis  assidue  obser- 
vata  Sit :  a  quibus ,  ut  praefatam  celebrandi 
constitutionem  vel  consuetudinem  nequaquam 
auferimuB,  sie  si  missale  hoc ,  quod  nunc  in  lu- 
cem  edi  curavimus ,  iisdem  magis  placeret ,  de 
episcopi  vel  praelati  capitulique  universi  con- 
sensu ,  ut  quibusvis  non  obstantibus  iuxta  illud 
missas  celebrare  permittimus ,  ex  aliis  vero  om- 
nibus ecclesiis  praefatis  eorumdem  missalium 
UBum  tollende  illaque  penitus  et  omnino  rell- 
ciendo'^.  Ebenso  auch  die  const.  Pii  V. :  Quod  a 
nobis  V.  1568  in  Betreff  des  Breviers  (Bd.  I. 
S.  142  n.  7),  welche  ihren  Geltungsbereich 
gleichfalls  durch  die  Wendungen :  ,^rbi6  ecclesiis. 
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Durch  die  erstgedachte  Beschränkung  sind  die  Kirchen  der  onirten  Orientalen ,  ftlr 
welche  keine  Verpflichtung  den  römischen  Ritus  einzuhalten  bestand^,  ausgenommen 
vorden,  femer  diejenigen,  in  denen  ein  nicht  auf  der  römischen  Liturgie  ruhender 
Bitns,  wie  der  ambrosianische  in  Mailand  ^  und  der  mozarabische  in  einzelnen  Ka- 
pelle zu  Toledo '  hergebracht  war.  Der  Geltungsbereich  der  Bullen  war  also  und 
ist  noch  heute  abgesehen  von  den  ebenerwähnten  beiden  Ausnahmen  das  Gebiet 
der  lateinischen  Kirche,  weil  im  fibrigen  überall  vorbehaltlich  einzelner  Ab- 
vdehungen  die  römische  Liturgie  die  Grundlage  bildete ,  und  innerhalb  dieses  An- 
vendungsgebietes  blieben  nur  solche  Verschiedenheiten,  welche  seit  mehr  als 
200  Jahren  hergebracht  waren  ^,  unberührt^.  Unzulässig  ist  die  Aenderung  und 
Yerbesaenmg  solcher  Missalien  und  Breviarien  ^  oder  gar  die  Einführung  neuer,  von 
den  römisohen  verschiedener.  Dagegen  kann  das  bisherige  alte  Missale  oder 
Brevier  durch  den  Bischof  oder  den  Prälaten  mit  Konsens  seines  Kapitels  inner- 
halb des  Jurisdiktionssprengels  zu  Gunsten  des  römischen  beseitigt  werden^,  dann 


in  qaibas  alias  officium  divinum  Bomanae  ecde- 
siae  diel  debet  ant  consnevit^'  and  „quoscnmque 
qai  horaa  canoniaca  ex  more  et  ritu  ipsius  Ro- 
nunae  ecclesiae  iure  vel  cousaetudine  diceie  vel 
pnllere  debent",  bestimmt. 

»  Vgl.  Bouix  1.  c.  p.  267.  268. 

^  Misaale  Ambroslanum  Caroli  Cajet.  car- 
dlDalis  de  Oalsiuck  arohiepiscopl  auctoritate 
racognltam.  Mediolanl  1831.  S.  August! 
DeukwtLTdigkeiten  4,  281  ff.  und  Bäumkei 
(Birkler)  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon 2.  Aufl.  1,  693.  Seine  Beibehaltung  war 
im  J.  1497  duioh  Alexander  VI.  genehmigt 
worden. 

«  S.  0.  S.  8  n.  4. 

*  Wie  dies  z.  B.  in  manchen  franzosischen 
Eiichen ,  so  in  Lemans,  s.  die  species  facti  zu 
der  S.  10  n.  3  mitgetheilten  Entscheidung ,  fer- 
ner bei  Yersehiedenen  Mönchsorden  (den  Bene- 
diktinern, den  Prämonstratensern ,  den  Domlni- 
k&nem  und  Garmellten)  der  Fall  war. 

^  Eine  andere  Auslegung  der  Bulle  ist  nicht 
möglich.  Die  Beschränkung  auf  die  Kirchen, 
inireichen  die  romische  Liturgie  hergebracht  oder 
zu  heobacbten  war,  kann  ausser  auf  die  im  Text 
genannten  nicht  auf  alle  Kirchen ,  in  denen  ein 
bloft  abweichender  Ritus  bestand ,  bezogen  wer- 
den. Dies  würde  einmal  dem  Zweck  der  Bulle, 
Einheit  zu  schaffen,  widersprechen.  Femer  hätte 
die  allgemeine  Derogationsklausel  für  alle  andern 
ikdie seit 200  «Tahien  bestehenden  Abweichungen 
keinen  Sinn ,  da  sie  Völlig  gegenstandslos  sein 
würde.  Das  ist  auch  die  überwiegende  Meinung, 
s.  die  Tielen  Citate  bei  Bouix  p.  233  ff.  Die 
gedachte  unrichtige  Ansicht  Ist  namentlich  In 
Frankreich  geltend  gemacht  worden,  um  hier  die 
bestehenden  Verschiedenheiten  aufrecht  zu  er- 
lialten,  s.  Bouix  p.  264  ff.  304  ff.  Daneben  hat 
man  dort  freilich  auch  den  Ton  den  Gallikanern 
Tertretenen  Grundsatz,  dass  päpstliche  Anord- 
Dungen  erst  durch  die  Reception  seitens  der  fran- 
zösischen Kirche  Gesetzeskraft  erlangen  (Bd.  III. 
S.743)  geltend  gemacht,  s.  Bouix  p.  217.  In 
Folge  dessen  haben  sich  in  Frankreich  bis  in 
uuei  Jahrhundert  hinein  yielfache  Abweichungen 
Ton  den  romischen  Ritualbücheni  erhalten,  auch 


haben  die  Bischöfe  im  Laufe  der  Zelt  neue,  mit 
diesen  nicht  übereinstimmende  eingeführt.  Seit 
dem  J.  1848  hat  die  ultramontaue  Partei  sich  be- 
müht, diese  Zustände,  welche,  soweit  es  sich 
nicht  um  den  im  Text  hervorgehobenen  Aus- 
nahmefall handelt,  allerdings  mit  den  Bullen 
nicht  vereinbar  waren ,  zu  beseitigen ,  und  zwar 
mit  Erfolg ,F.  Friedrich,  Gesch.  des  vatika- 
nischen Konzils.  Bonn  1877.  1,  134.  571  ff. 
lieber  die  besonderen  liturgischen  Bücher  der 
ErzdiÖcese  Köln,  sowie  der  Diocesen . Münster 
und  Trier  s.  die  Liturgie  der  ErzdiÖcese  Köln  v. 
e.  Priester  derselben.  Köln  1868  und  dazu  Gl. 
MeckelinBeusch,  theolog. Literaturbl.  1868. 
S.  573.607;  die  päpstliche  Genehmigung  für  Köln 
bei  Dumont,  Samml.  v.  klrchl.  Erlassen  f. 
Köln.  S.  224. 

6  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  rit.zu  I,  o.  S.  10  n.  3  u. 
das  Schreiben  ihres  Präfekten  v.  22.  August  1851 
bei  Bouix  p.  365.  Ob  wesentliche  oder  un- 
wesentliche Aenderungen,  deren  Unterscheidung 
an  sich  unsicher  ist, erscheint  gleichgültig,  Bouix 
p.  302. 

^  S.  S.  10  n.  4,  und  In  Betreff  des  Breviers 
die  clt.  Oonst.  Pins  V. :  Quod  a  nobis  v.  1568: 
„eisdem  sl  forte  hoc  nostrum  (breviarlum)  .  .  . 
magis  placeat,  dnmmodo  episcopus  et  Universum 
capltulum  in  eo  consentiant,  ut  Id  in  choro  dl- 
cere  et  psaltere  possint,  permittimus".  Dass  aber 
auch  Einstimmigkeit  des  Kapitels  erforderlich 
Ist,  können  die  Worte  Universum  capltulum  nicht 
bedeuten ,  vielmehr  verlangen  sie  allein  die  Zu- 
stimmung des  Kapitels  als  solchen,  also  Zustim- 
mung, welche  durch  einen  gültigen  Kapltels- 
beschluss  mit  Majorität ,  s.  Bd.  II.  S.  128,  zu 
Stande  gekommen  ist,  Gavalieri,  opera  litur- 
glca.  t.  II.  c.  43.  decr.  VIIL  (386)  n.  1. 

Die  Frage,  ob  durch  die  Lostrennung  von  Thei- 
len  der  Mailänder  Diöcese  und  Zuweisung  der- 
selben an  ein  anderes  Blsthum  der  Ambrosianische 
Bltus  ohne  Weiteres  beseitigt  wird,  ist  in  einem 
praktischen  Fall  von  der  Gongr.  rlt.,  Gar  dellini 
1.  c.  n.  4580 ;  3,  180  indirekt  verneint  worden, 
da  sie  einen  Mittelweg  empfohlen  hat,  s.  darüber 
auch  die  a.  a.  0.  mitgetheilten  Gutachten  der 
Gonsultatoren. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  199. 


bleibt  aber  die  spätere  Wiedereinführnng  der  alten  Bitnalbttcher  ftlr  immer  ausge- 
schlossen^. 

Hinsichtlich  des  Rituale  romanum  endlich  spricht  das  Pnblikationsbreve  Panl's  V. 
Yom  17.  Juni  1614  abweichend  von  den  bisherigen  Konstitutionen  seinem  Wortlaut 
nach  nur  eine  Ermahnung  an  alle  Prälaten,  Pfarrer  und  an  die  übrige  Geistlichkeit 
aus,  dasselbe  bei  den  betreffenden  Funktionen  zu  gebrauchen 2.  Damit  war  jedem 
Geistlichen  ^  die  Befugniss  ertheilt ,  sich  bei  allen  von  ihm  vorzunehmenden  Funk- 
tionen des  neuen  Rituales  zu  bedienen.  Dagegen  hat  das  Breve  den  Gebrauch  des 
letzteren  nicht  ausschliesslich  und  obligatorisch  vorgeschrieben*,  und  wenn  die  herr- 
schende Meinung  dem  Rituale  eine  verbindende  Kraft  auf  Grund  dieses  Breve's  za~ 
schreibt^  so  ist  dies  unrichtig.  Wohl  aber  ist  demselben  durch  spätere  Anordnungen 
der  Congregatio  rituum  wenigstens  indirekt  der  obligatorische  Charakter  beigelegt 
worden  ^ 


1  So  die  Congr.  rit.  1608  nach  Cayalieri 
1.  c.  n.  3;  8,  ferner  Bouix  p.  278. 

Auch  in  Betreff  des  offlcium  b.  Mariae  ylTginis 
hat  die  cit.  Gonst.  Plus'  V. :  Supemi  eine  ähn- 
liche Ausnahme,  wie  sie  für  das  Brevier  und 
Missale  besteht ,  gemacht :  „offida  quaecumque, 
imprimis  itallco  seu  quovis  alio  Tulgarl  idlo- 
mate  et  sermone  quomodolicet  composita  . . .  de- 
nique  omnia  et  singula  alia  offlcia  huiusmodi, 
etiam  latino  sermone  . . .  pervulgata,  ah  omnibus 
. . .  qul  ad  recitationem  offlcli  B.  Mariae  vlrginis 
tenentur  et  ohllgati  sunt ,  tolllmus  et  aholemus 
.  . .  Ulis  tarnen  offlcils  exceptis  (dummodo  vul- 
gär! sermone,  ut  praefatur,  non  sint  composita) 
quae  ab  ipsa  prima  institutione  a  sede  apostollca 
expresseapprobatafueruntvel  quorum  offlcioram 
certum  usum  consuetudlne  aut  ipsa  institutione 
supra  tamen  ducentos  annos  assidue  obser- 
vatum  fulsse  constiterit".  Vgl.  dazu  Bouix 
p.  320. 

2  ^^restabat,  ut  uno  etiam  volumine  compre- 
hensi,  sacri.  et  slnceri  cathollcae  ecclesiae  ritus, 
qul  in  sacramentorum  administratione  allisque 
ecclesiasticis  functlonlbus  servari  debent  ab  lis, 
qui  curam  anlmarum  gerunt,  apostollcae  sedis 
auctoritate  prodirent  ad  culus  volumlnis  prae- 
scriptum  in  tanta  ritualium  multitudine  sua  mi- 
nisteria  tamqnam  ad  publicam  et  obsignatam 
normam  peragerent  unoque  ac  fldeli  ductu  inof- 
feuso  pede  ambularent  cum  consensu ...  In  quo  (Ri- 
tual!) cum  receptos  et  approbatoB  cathollcae  eccle- 
siae ritus  suo  ordine  digestos  conspexerimus, 
lUud  sub  nomine  Ritualls  Roman!  merito  eden- 
dum  publice  ecclesiae  Dei  bono  iudicavimus. 
Quapropter  hortamur  in  domlno  venerab.  fratres 
patriarchas,  archleplscopos  et  eplscopos  et  dilec- 
tos  lllios  eorum  vicarios  necnon  abbates,  parochos 
universos,  ubique  locorum  existentes  et  alios ,  ad 
quos  spectat ,  ut  in  posterum  tamqnam  ecclesiae 
Romanae  fllii,  eiusdem  ecclesiae  omnium  matris 
et  magistrae  auctoritate  constituto  rituali  in  sa- 
cris  functlonlbus  utantur  et  in  re  tantl  momentl, 
quae  catholica  ecclesla  et  ab  ea  probatus  usus  an- 
tiquitatis  statuit,  inviolate  observent". 

8  Ohne  Konsens  seines  Oberen,  s.  vor.  Anm. 
und  Bouix  p.  336. 

«  Auf  das  „hortamuT^  im  Breve  ist  allerdings 
allein  kein  Gewicht  zulegen,  aber  darauf,  dass  das 


Rituale  das  späteste  in  der  Reihe  der  hier  frag- 
lichen Ritualbücher  bildet,  und  dass,  während  die 
Publikations  -  Constitutionen  zu  den  früheren, 
wenn  auch  mit  verschiedenen  Ausnahmen «  den 
obligatorischen  Gebrauch  derselben  vorschreiben 
und  die  entsprechenden  Derogatlonsklauseln  ent- 
halten, in  dem  Breve  davon  nicht  die  Rede  ist. 
Das  ist  auch  offeubar  die  Auffassung  der  Congr. 
rit.  in  der  Entsch.  v.  2.Mai  1626,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  629;  1,  147  gewesen:  „placere  slbi, 
quod  si  non  est  introducta  observatio  ritualls  Ro- 
man!, introducatur". 

»S.  Plgnatelll  consultat.  t.  VIII.  cons.  73 
n.  45;  Baruffaldus  ad  rituale  Roman,  comm. 
t!t  I.  n.  10;  tlt.  II.  n.  2.  4.  7.  85;  Bouix 
p.  339  ff.  Die  Berufung  auf  Trident.  Sess.  Vn 
de  sacram.  can.  13,  nach  welchem  die  Lehre,  dass 
die  von  der  katholischen  Kirche  angenommenen 
und  recipirten  Riten  bei  der  Verwaltung  der  Sa- 
kramente unterlassen  oder  geändert  werden  dür- 
fen, mit  dem  Anathem  bedroht  wird,  ist  verfehlt, 
da  das  Konzil  nur  die  zu  seiner  Zeit  in  Uebung 
bestehenden  Riten  im  Auge  hat.  Wenn  weiter 
aus  einzelnen  im  Rituale  selbst  enthaltenen  all- 
gemeinen Anweisungen,  z.  B.  dass  der  Geistliche 
das  Buch  stets  bei  sich  haben  und  danach  am- 
tiren  soll,  argumentirt  wird  ,  so  ist  das  eine  pe- 
titio  principil ,  weil  es  sich  ja  gerade  fragt ,  ob 
diese  Vorschriften  absolut  obligatorisch  sind. 
Endlich  kann  auch  auf  das  debent  in  dem  Anm. 
2  zu  Anfang  citirten  Satz  des  Breves  kein  Ge- 
wicht gelegt  werden  (so  Bouix  p.  339),  weil 
derselbe  blos  referirt  und  nur  die  Riten  bezeich- 
nen will,  welche  für  die  Sakramentsspendung  und 
die  andern  geistlichen  Funktionen  überhaupt 
nothwendig  sind ,  ohne  dabei  die  Art  des  Ritus 
in  Betracht  zu  ziehen. 

^  Nämlich  dadurch,  dass  sie  den  Gebrauch  an- 
derer Formulare  als  der  von  ihr  approbirten 
untersagt  hat,  Dekret  v.  7.  April  1832,  Gar- 
dellini ed.  cit.  n.  4681,  3  app.  p.  108:  „111! 
soll  libri  adhibendi  et  in  Ulis  tantum  benedic- 
tionibus  ,  quae  Rituali  romano  sunt  conformes''. 
S.  auch  die  Regeln  im  Index  der  verbotenen 
Bücher  §.  4  (für  die  nicht  namentlich  bezeich- 
neten) :  ^jbenedictiones  omnes  ecclesiasticae,  nis! 
approbatae  fuerint  a  s.  rituum  congreg."  und  „Ri- 
tual! romano  additiones  omnes  factae  aut  facien- 
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Während  somit  seit  dem  16.  Jahrhundert  im  Gebiete  der  römischen  Kirche  in 
der  Liturgie  nicht  nnr  hinsichtlich  des  als  Eirchensprache  beibehaltenen  Latei- 
nischen 1 ,  sondern  anch  hinsichtlich  des  Lihaltes  überall  Gleichmftssigkeit  erreicht 
worden  ist,  hat  die  römische  Kirche  noch  bis  heute  die  Verschiedenheiten  der  Litur- 
gien bei  den  unirten  Orientalen^  bestehen  lassen,  offenbar,  weil  sie  bei  der  steten 
6e£shr  einer  möglichen  Lostrennnng  derselben  von  Rom  in  Betreff  dieser  mit  Scho- 
nung und  Bücksicht  vorzugehen  genöthigt  ist. 

m.  Der  Erlass  von  Anordnungen  in  Betreff  der  Liturgie  und 
des  Gottesdienstes  nach  dem  geltenden  Rechte.  Das  Recht,  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Liturgie  und  des  Gottesdienstes  zu  treffen,  also  die  Formen  und  Riten 
f)lr  die  Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  festzusetzen ,  neue  Gottesdienste  und 
Gebete  einzuführen  und  über  Art ,  Zeit  und  Ort  des  Gottesdienstes  und  der  Gebete 
zu  bestimmen,  kommt,  weil  es  sich  dabei  um  die  Ausübung  der  Gesetzgebung  handelt, 
för  die  ganze  Kirche  dem  Papste^  zu^.  Die  dem  Gesetzgebungsrechte  desselben 
•  durch  das  jus  divinum  gesetzte  Schranke  ^  äussert  sich  hier  darin ,  dass  ihm  die  Be- 
stimmnng  über  die  Spendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  sowie  die 
Verwaltung  des  Messopfers  insoweit,  als  die  dafür  in  Frage  kommenden  Vorschriften 
aof  göttlicher  Anordnung  und  Einsetzung  beruhen,  entzogen  ist<^. 

Das  Recht  der  Bischöfe  und  der  anderen  Lokalgewalten  (der  übrigen  Ordinarien 
und  der  Partikular -Synoden)  für  ihre  Jurisdiktionsbezirke,  liturgische  Vor- 
schriften zu  erlassen,  ist  in  Folge  der  Einführung  der  bereits  besprochenen  litur- 
gischen Bücher  nur  noch  insoweit  bestehen  geblieben,  als  die  päpstlichen  Publikations- 
erlasse Abweichungen  von  ihnen  offen  gelassen  haben*^ . 

dae  po8t  TefoTinationem  Pauli  V,   eine  approba-  Benedikt  XIV.  in  dci  const.  Etsi  pastoialid  y.  26. 

tione  8.  congr.  ritnum".  Vgl.  ferner  o.  S.  10.  n.  3.  Mal  1742,  Bull.  Bened.  XIV.  1,  76.    In  Betreff 

Daher  hat  die  Congr.  rit.  auch  in  einem  Schrei-  der  Bnthenen  in  Rassland  und  Oesterreich ,  der 

ben  ▼.  1.  Sept.  1850  an  den  Bischof  von  Troyes  unirten  Griechen  In  Ungarn  und  Siebenbürgen, 

erklärt,    Bon  Ix  p.  345:   ^rltuale  Romanum,  der  Gracomelchlten,  Armenier,  Chaldäer,  Syrer, 

cnius  leges  nnlversalem  afflciunt  ecclesiam^.  Maroniten,  Kopten u. Abyssinier s. Isid.  Sllber- 

1  Trldent.  Sess.  XXII.  doctr.  de  sacrif.  mlssae  nagel,  Verfassung  und  gegenwärtiger  Bestand 
c8  u.  de  sacrif.  mlssae  c.  9.  S.  auch  die  const.  sämmtlicher  Kirchen  des  Orients.  Landshut  1865, 
Alexandri  VII. :  Ad  aures  nostras  y.  12.  Januar  ygl.  Hergenrother,  die  Rechtsverhältnisse 
1661,  bull.  Taur.  16,  645,  durch  welche  eine  der  verschiedenen  Riten  Innerhalb  der  katho- 
fnnzöelsche  Uebersetzung  des  Missale  bei  Strafe  llschen  Kirche  1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  7,  169. 
der  excommunicatlo  malor  latae  sententlae  ver-  337  u.  8,  74. 161,  femer :  Zum  Kirchenrecht  der 
boten  wird.  Eine  Ausnahme  macht  die  Gestat-  unirten  orientalischen  Riten  daselbst  9, 196 ;  die 
tong  der  slaTlschen  Liturgie  für  die  slavlschen  kirchlichen  Rechtsverhältnisse  des  lateinischen 
Kirchen  des  österreichischen  Küstenlandes ,  vgl.  u.  griechischen  Ritus  1.  d.  Lemberger  Kirchen- 
das  Breve  Urbans  VIII.  v.  29.  April  1631  über  provlnz  a.a.O.  14,  3  ff.  Vgl.  auch  v.  Schulte, 
die  Approbation  des  verbesserten  rdmisch-sla-  Lehrbuch  d.  K.  R.  3.  Aufl.  2.  179,  und  Glhr, 
Tischen  Missals  InAssemanl  Kalendarla  ecci.  d.  h.  Messopfer,  3.  Aufl* Freiburg  1884.  S.  304. 
oniv.  Romae  1755.  1,  116  u.  die  const.  Bene-  n.  1,  endlich  Bd.I.  S.  477  u.  S.  562  ff. 
üktXrV  :  Ex  pastorall  v.  25.  August  1754,  buU.  8  Theoretisch  auch  dem  allgemeinen  Konzile, 
eiüsd.  4,  96,  welche  ihren  historischen  Anhalt          4  g  j  g  r^         ^  ^  g  ^^  ^ 

»n  dem  von  Johann  VIII.  dem  Erzbischof  Metho-  „  ,    *  a  ä  W                                      •"»«.,  »^51. 

dius  880  erthellten  Privilegium,  J  af  f  tf  reg.  II.  *^J\°:  ^n   q  7fiQ  ir 

ed.n.3319,  Mansl  17,181,  Dümmler,  Gesch.  ^  *^*  ^'  °'  '^^  "• 

d.  ostfränk.  Reiches  2,  193  ff.  269,  hat.  *  I>e'  PaP»*  ^8*  daher  nicht  In  der  Lage,  das 
Abgesehen  davon  werden  von  der  Congr.  rit.  ^^^^  oder  andere  Sakrament  oder  das  Messopfer 
auch  In  der  Kirche,  soweit  es  sich  nicht  um  die  abzuschaffen,  die  Spendeformel  der  Taufe  oder 
liturgisch  bestimmten  Gottesdienste  und  Andaoh-  die  für  die  Bewirkung  der  Transsubstantiatlon 
ten  handelt,  Gebete  und  Gesänge  in  der  Volks-  ^^^  Messopfer  eingesetzten  Worte  des  Mess- 
sprache geduldet,  s.  Sentls  In  Arch.  f.  d.  K.  Kanons  durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  zu 
R.  13,  28  ff.  und  nachher  unter  III  S.  14.  ändern. 

2  Die  Verhältnisse  der  s.  g.  Italogräcl,  d.  h.  ^  Das  Nähere  darüber  Ist  schon  0.  S.9ff.  dar- 
der  unirten  Griechen  in  Italien,  sind  geregelt  von  gelegt ,  wegen  der  Formulare  für  die  Exorclsmen 
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In  Betreff  der  übrigen  gottesdienstlichen  Anordnungen  sind  die  Lokalgewalten, 
insbesondere  die  Bischöfe^  insofern  beschränkt^  als  allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen 
für  die  ganze  Kirche  in  Betreff  derselben  oder  besondere  Normen  einer  ihnen  ttber- 
geordneten  Lokal-Instanz  ^  bestehen.  In  ersterer  Beziehung  kommt  vor  Allem  in  Be- 
tracht, dass  sie,  soweit  die  Gottesdienst-  und  Messordnung,  welche  dasBreviariumund 
das  Missale  vorschreiben,  in  den  ihnen  unterstellten  Kirchen  obligatorisch  ist,  keine 
besonderen  Gottesdienste  einführen  können,  welche  die  nothwendige  Celebrirung  der 
Tagesmessen  und  die  Abhaltung  des  officium  divinum  im  Chor  zu  den  festgesetzten 
Stunden  hindern  oder  ausschliessen  würden  —  weiter  aber  auch ,  dass  sie  bei  der 
Anordnung  bestimmter  öffentlicher  Gebete  und  Andachten  die  für  diese  allgemein 
geltenden  Normen  zu  beobachten  haben^.  Endlich  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  wenn 
mit  gewissen  Gebeten  und  Andachten  besondere  Privilegien,  z.  B.  Ablässe  verbunden 
sind,  deren  Gewährung  dem  Ordinarius  nicht  zusteht,  selbstverständlich  die  dennoch 
von  ihm  angeoriäneten  Gottesdienste  dieser  Art  nicht  die  betreffenden  Wirkungen 
für  die  Gläubigen  herbeiführen  können  3. 

Im  übrigen^  haben  die  Lokalgewalten,  insbesondere  die  Ordinarien^,  freie  Hand 
in  den  hier  fraglichen  Angelegenheiten^.  Vor  Allem  kommt  ihnen  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  wegen  der  Beweglichkeit  einzelner  hoher  Kirchenfeste  die  Gottesdienst- 
ordnung in  den  einzelnen  Jahren  Aenderungen  und  Verschiebungen  erleidet,  die  Be- 


nnd  Segnungen  s.  auch  noch  unten  $.  206.  II. 
und  III.  B. 

*  So  z.  B.  der  Provinrialsynode.  S.  z.  B.  Kol- 
ner Prov.  Konz.  v.  1860^,  coli.  conc.  Lac.  5,  ß41 : 
„Usus  ille  frequenter  sanctissimum  sacrameutum 
öxponendi  (b.  die  folg.  Anm.)  in  comprecatlo- 
nibus  allisque  pietatis  offlciis  abolendus  et  ab 
ordinariia  accuratius  ordinandus^. 

2  Hierher  gehören  z.  B.  die  Bestimmungen  über 
die  Aussetzung  oder  Ausstellung  (expositio)  des 
Sakramentes  (des  sanctissimum,  hochwürdigsten 
Gutes),  mit  welcher  vielfach  das  s.  g.  40stündige 
oder  das  s.  g.  ewige  Gebet  verbunden  zu  werden 
pflegt,  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse 
für  die  Erzdiocese  Köln  S.  58.  Die  Regel ,  dass 
dies  mit  gewissen  Ausnahmen  (s.  unten  §  215) 
nur  in  denjenigen  Kirchen ,  in  welchen  das  Sa- 
krament überhaupt  dauernd  aufbewahrt  werden 
darf  (s.  unten  $203),  abgesehen  von  besonderem 
päpstlichen  Privileg  oder  päpstlicher  Erlaubniss 
zulässig  ist,  beruht  auf  den  specielleu  Folge- 
rungen ,  welche  die  Gon^regatio  rituum  aus  den 
Principien  des  gemeinen  Rechts  gezogen  hat  und 
welche  in  der  const.  Benedict.  XIV. :  Quamvis 
iusto  V.  30.  April  1749.  J.  24,  bull,  eiusd.  3, 30 
anerkannt  sind.  Dasselbe  gilt  von  der  weiteren 
Regel,  dass  die  öffentliche  Aussetzung,  d.  h. 
die  unter  öffentlichem  Gottesdienst  vorzuneh- 
mende AussteUung  in  der  Monstranz  auf  einem 
erhöhten,  für  Alle  sichtbaren  Standpunkt  (im 
Gegensatz  zu  der  privaten  Ausstellung,  d.  h.  der 
Sichtbarmachung  des  verhüllten  Giboriums  durch 
Geffnen  der  Tabemakelthür ,  oder  auch,  wie  es 
namentlich  in  Deutschland  Sitte  ist,  das  Heraus- 
nehmen des  Giboriums  aus  dem  Tabernakel  wäh- 
rend des  Gottesdienstes)  nur  ex  publica  causa, 
selbst  in  den  Kirchen  der  Regularen,  nach  Prü- 
fung und  Genehmigung  des  Bischofs  erfolgen 


kann,  Probst,  Eucharistie  als  Sakrament.  2. 
Aufl.  Tübingen  1857.  S.  30.  Ebenso  verhält  es 
sich  endlich  mit  der  Regel,  dass  die  Ausstellung 
nicht  zu  oft,  sondern  nur  an  Festtagen  stattfinden 
soll,  a.  a.  0.  S.  28.  Dagegen  hat  der  Ordinarius 
freie  Hand  in  der  näheren  Bestimmung  dieser 
letzteren,  s.  z.  B.  die  Kollier  V.  v.1868  bei  Du- 
mont a.  a.  0.  S.54. 

3  Beispielsweise  ist  zur  Errichtung  von  Kreuz- 
wegen oder  Kreuzwegsstationen,  wenn  durch  die 
Andachten  an  den  letzteren  die  Ablässe  der  hei- 
ligen Stätten  von  Jerusalem  gewonnen  werden 
sollen,  die  Erlaubniss  des  Papstes  (für  ihn  des 
Sekretärs  der  Breven)  oder  des  Ordensgenerals 
der  Franziskaner  de  observantia  erforderlich,  so- 
fern der  Bischof  nicht  mit  besonderen,  darauf  ge- 
henden Vollmachten  ausgestattet  ist,  Arch.  f.  kath . 
K.  R.  51,  467  und  Dumont  a.  a.  0.  S.  HO. 

4  S.  z.  B.  die  Anm.  2  am  Schi. 

5  Das  Recht  des  Bischofs  —  dieser  kommt 
hauptsächlich  in  Frage  —  ergiebt  sich  ans  seiner 
Stellung  zur  Diöcese.  Ausdrücklich  ist  es  z.  B.  im 
bairischen  Konkordat  v.  1817  Art.  12.  lit.  g. 
und  dem  Österreichischen  v.  1855  Art  4.  lit.  d  an- 
erkannt. Der  Beirath  des  Kapitels  wird  nur  dann 
erforderlich  sein,  wenn  es  sich  um  Anordnungen 
für  die  ganze  Diöcese  oder  die  Kathedralkirche 
handelt,  denn  nur  in  solchen  Fällen,  nicht  in  an- 
deren steht  eine  s.  g.  causa  ardua  In  Frage ,  s. 
auch  Bd.  U.S.  156. 

6  Also  z.B.betreffeud  die  Zulassung  von  Gesang 
und  Musik  beim  Gottesdienste  s.  z.  B.  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  11,  407  u.  14,  257  u.  307;  35, 
370;  52,  53;  und  die  Gestattung  der 
Volkssprache  dabei,  o.  S.  13  n.  1.  Derar- 
tige von  neueren  Provinzialsynoden  erlassene  An- 
ordnungen coli.  conc.  Lac.  1, 168.  368;  3,  5.  58. 
782;  4,  521.  562.  754.  899.  1004. 1058.  1111. 
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iiigni^  zu,  den  Festkalesder  (s.  g.  directartum,  ordo  dimni  officii,  KcUendarium  litur- 
^Kian),  ftlr  jedes  Jahr  ftlr  ihre  Diöcese  ^  festzustellen ^  nnd  zn  veröffentlichend  Der- 
selbe yerpfiichtet  nicht  nnr  den  Säkular-ELlems,  sondern  auch  alle  Regularen,  deren 
Orden  kein  eigenes,  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigtes  Brevier  und  Messbuch 
haben«. 

Das  Recht  des  Ordinarius  erleidet  aber  eine  Einschränkung  in  denjenigen  Fällen, 
in  weichen  es  sich  um  den  besonderen  Gottesdienst  f&r  gewisse  Personenkreise,  deren 
Zugehörige  nicht  die  freie  Verfttgung  über  ihre  Zeit  haben  oder  in  ihrem  Leben  einer 
bestimmten  reglementarischen  Ordnung  oder  auch  einer  bestimmten  Disciplin  unter- 
worfen sind,  also  fSr  das  Militär ,  femer  ftlr  Gefangene  und  Kranke  in  Kranken- An- 
stalten, handelt.  Hier  muss  denjenigen  Behörden,  welche  die  Leitung  solcher  Personen- 
kreise und  Anstalten  haben,  eine  entscheidende  Bestimmung  über  alles  dasjenige, 
was  nicht  die  dogmatische  und  liturgische  Seite ,  sondern  die  äussere  Ordnung  des 
Gottesdienstes  betrifft,  also  über  die  Tage,  die  Stunden,  die  Art,  sowie  die  Dauer 
desselben  ^  vorbehalten  bleiben^.  Ein  solcher  Gottesdienst  hat  sich  seiner  Natur  nach 
den  sonstigen  Zwecken  des  betreffenden  Personenkreises  oder  der  betreffenden  An- 
stalt einzuordnen  und  darüber,  wie  dies  zu  ermöglichen  ist,  insbesondere,  wie  die 
Theilnahme  der  in  Frage  kommenden  Personen  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
mit  ihrer  Stellung  und  ihren  Pflichten  ^  und  mit  der  Hausordnung  der  Anstalt  verein- 
bart werden  kann^,  ist  nur  derjenige  zu  befinden  im  Stande,  welchem  die  Leitung 
und  die  Disciplin  obliegt  ^. 

Aehnliche  Beschränkungen  können  sich  daraus  ergeben,  dass  eine  in  nicht  kirch- 


1196;  5,  33.  483.  357.  475.  720.  861  u.  6,  28.  Ordens,  Congr.  lit.  v.  1848,  Gardellini,  1.  c. 

1T7.341.  Wegen  der  Masik  vgl.  aach  Ferraris  ed.  III.    n.  5115   zu  I.;  3,    143;    de  Herdt 

s.  T.  miisica.  1.  c.   n.  208.  230.     Die   grossen    bedeutenden 

i  IHe  Grondlage  dafür  giebt  die  dem  Missale  Orden  besitzen  freilich  ein  eigenes  Brevier  und 

und  dem  Brevier  vorangeschickte  Abhandlung  de  Messbuch,  und  da  sie  exemt  sind,  wird  für  sie 

mono  et  eius  parübus.  Eine  besondere  Bearbei-  der    Festkalender    von    ihren    Oberen    Yorge- 

tong  des  Kalenders  für  jede  einzelne  Diocese  ist  schrieben. 

deshalb   erforderlich,    weil    in    den   einzelnen  6  Selbstverstöndlich  kann  es  sich  dabei  nur 

Sprengein  auch  die  besonderen ,  stehenden  Fest-  yy^  ©ine  Bestimmung  unter  Wahrung  der  absolut 

tage  (die  s.  g.  festa  propria)  verschieden  sind.  nothwendigen  Zeit  handeln. 

^lSfTt'''!\•?^^''V^'^'^^'''''''^f^^*''n^  «  Sohat  nach  der  preussischenMilitarkirchen- 

mnerkalb  der  Diocese  feiern   können  in  dem  Di-  ^^^              ^^  p^^^^^  ^332  g  5^  j^  ^e^er  Gar- 

c««i.Fe8tkalender  nicht    berücksichtigt  wer-  ^^^^^    \^  ^^^^^^^  ^^^^  ^^^^  besondere  Garnison- 

tt  ^^A        V*      •  ^^^      V     '  I.  T  ""'^      /""  Wrche  befindet ,   der  miUarlsche  Befehlshaber 

bestehenden    liturgischen    Vorschnften  in   das  ^^^  ^.^  ^^^^  ^^  ^.^  Vormittagsstunden  für  den 

pioeesan-Du^ktorium  einzugUedem     Uegt  den  sonntäglichen  Militärgottesdienst  zu  bestimmen, 

Leitern  oder  Voistehern  solcher  Kirchen  ob,  vgl.  ^^^^  Vorschrift,  welche  auch  jetzt  noch  gilt,  s 

Schrod,  Artikel:  Direktonum  in  wetzer  u.  t«««««»-«^    xi^K«k  a  iur«n*s— «^i-«,^^t>™« 

wr    ,A      V-    1.     1     •!.       o    A    «   Q   AQArt  Lunuemaun,  JlaDch.a.Militarseelsorgerreus- 

Welte,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  3,  1817.  .^„„  «  «n    ^  ,'  .„  v  «,   „^  «  q.q     ® 

^  ^     -V  !•  V     -vix  j     u-    v  *          T>     V  •  sens  ö.  oll  vgl.  aucn  Jöd.  lll.  o.  o4^. 

*  Gewöhnlich  wablt  der  Bischof  zum  Bearbei-  o                      r^ 

ter  de«  Direktoriums  den  Präfekten  der  Oeremo-  l  ^*ö  ^«^  ae»  Soldaten  und  Gefangenen, 

aien,  kraft  Gewohnheit  kann  die  Auswahl  des-  ^o  z.  B.  in  Kranken-  und  Gefangenen- An- 

selben  auch  dem  Kapitel  oder  dem  ersten  Digni-  stalten. 

tu  des  letzteren  zustehen,  deHerdtl.  c.t.II.  n.  ^  Dass  selbstverständlich  hier  eine  Yereinba- 

208,  woselbst  auch  eine  Anweisung  zur  Aufstel-  rung  mit  den  kirchlichen  Oberen  nicht  ausge- 

Iiiiig  gegeben  ist.  schlössen,  ja  zweckmässig  erscheint,  liegt  auf  der 

3  Jetzt  geschieht  dies  in  der  Form  eines  Ka-  Hand.  Das  trifft  aber  die  Frage  nach  dem  Rechte 

lenderbüchlelns.    Früher  Hess  der  Bischof  die  der  Anordnung  nicht.  Dieses  letztere  kann  frei- 

Jilirliehe  Festfeier  für  die  Diocese  am  Feste  der  lieh   durch    andere  Umstände  thatsächlich  be- 

Epiphanie  mündlich  verkünden  ,  daher  hat  auch  schränkt  sein,  z.  B.  wenn  kein  besonderer  Geist- 

du  Pontificale  Romannm  P.  III.  einen  ordo  de  lieber  zur  Abhaltung  des  betreffenden  Gottes- 

poblicatione  festorum  mobilium.  dienstes  angestellt  ist,  und  mit  dem  Kirchen- 

*  Ueber  Binreihung  der  besonderen  Feste  ihres  Oberen  ein  Einvernehmen  darüber  getroffen  wer- 
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lichem  Eigenthnm  stehende  Kirche  nicht  ansschüesslich  und  ohne  Vorbehalt  ziim 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  ist^. 

IV.  Die  staatlichen  Gesetzgebungen  in  Betreff  der  Verwaltung 
der  heiligen  Handlungen,  insbesondere  des  Gottesdienstes.  Was 
das  Verhältniss  des  Staates  zu  der  kirchlichen  Sakraments-  und  Gottesdienstverwal— 
ung  betrifft,  so  kommen  dabei  folgende  drei  Gesichtspunkte  in  Betracht:  1.  der  Erlass 
allgemeiner  kirchlicher  Anordnungen  über  die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottes- 
dienstverwaltung,  2.  die  Freiheit  in  der  Bethätigung  des  kirchlich  vorgeschriebenen 
Kultus  und  3.  die  Berechtigung  der  nach  dem  Kirchenrechte  zuständigen  Organe , 
die  einzelnen  Kultus-Handlungen  auszuüben. 

In  allen  drei  Beziehungen  sind  staatliche  Beschränkungen  denkbar. 

1.  Die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottesdienstverwaltung  gebührt,  wenn 
man  es  als  Pflicht  des  modernen  Staates  anerkennt,  der  Kirche  die  Selbstverwaltung 
zu  gewähren,  den  zuständigen  kirchlichen  Organen.  Die  Festsetzung  des  Dogmas, 
welches  die  bestimmende  Grundlage  ftlr  die  Art  der  Sakraments-  und  Gottesdienst- 
verwaltung bildet ,  ist  principiell  Sache  der  Kirche ,  nicht  des  Staates.  Dasselbe  gilt 
von  der  Bestimmung  darüber ,  wie  die  Sakramente  und  der  Gottesdienst  verwaltet 
werden  sollen,  weil  es  sich  dabei  um  die  wesentlichen  Mittel  handelt,  durch  welche 
die  Kirche  den  ihr  ureigenen  Beruf  der  Heiligung  der  Menschen  ausübt.  Soweit  also 
nicht  hierher  gehörige  kirchliche  Anordnungen  etwa  die  staatliche  Anerken- 
nung und  Durchführung  mit  staatlichen  Mitteln  beanspruchen  oder  —  was  nur  in 
Ausnahmefällen  vorkommt  —  das  staatliche  Interesse  berühren  2,  ist  der  Kirche  in 
dieser  Beziehung  völlig  freie  Hand  zu  lassen,  insbesondere  hat  die  staatliche  Gesetz- 
gebung kein  Recht ,  positive  Anordnungen  über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes 
und  der  Sakramentsverwaltung  zu  treffen. 

Im  Mittelalter  ist  der  Grundsatz,  dass  die  Kirche  ihren  gesammten  Kultus  ohne 
jede  staatliche  Mitwirkung  allein  regelt,  ausnahmslos  anerkannt  gewesen  3. 

Das  seit  dem  16.  Jahrhundert  entstandene  Staatskirchenthum  hat  zwar  dieses 
Recht  der  Kirche  principiell  nicht  bestritten,  aber  es  hat  nicht  nur  negative 
Schranken  für  die  Ausübung  desselben  festgesetzt,  sondern  auch  sogar  das  Recht  zu 
positiven  Anordnungen  über  gottesdienstliche  Angelegenheiten  für  sich  in  Anspruch 
genommen. 

Bei  der  Ausdehnung  der  Advokatie  auf  eigentlich  kirchenregimentliche  Befug- 
nisse und  der  Behandlung  der  Kirche  als  einer  dem  staatlichen  Zwecke  dienenden 
Erziehungsanstalt^  konnte  man  staatlicherseits  kein  Bedenken  tragen,  bestimmte 
gottesdienstliche  Anordnungen ,  welche  das  Interesse  des  Staates  zu  gebieten  schien, 
zu  treffen  ^,  ja  vereinzelt  führte  auch  das  Bestreben,  in  religiösen  Dingen  Aufklärung 
zu  verbreiten  und  die  Kirche  einseitig  zu  reformiren,  zu  landesherrlichen  Bestimmun- 
gen über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes  ®.   An  den  Vorschriften  des  erstgedachtci;i 


den mu88,  dasi  er  Geiitllche  dazu  zur  Yerf Q^ng  ^  P.  HinschiasbeiMarqnardsen,  Hand- 

stellt.  buch  des  offentl.  Rechts  I.  1,  206.  207. 

1  Vgl.  darüber  unten  $  219.  ^  Ueber  ausserordentliche  Gottesdienste ,  Ge- 

2  Das  ist  z.  B.  der  Fall  in  Betreff  der  Anord-  bete  nnd  Fürbitten    für  den   Landesherm,    s. 
nnngen  Ton  gottesdienstlichen  Feiern  ausserhalb  §.  209. 

der  kirchlichen  Gebäude  und  der  Einführung  yon  ^  Das  gilt  Ton  der  österreichischen  Ge- 

FestUgen,  s.  darüber  $$.  210.  211.  214.  setzgebung   Joseph's  II. ,  welcher  z.  B.  (Y.  t. 

>  S.  Bd.  III.  S.  765.  766.  1.  Dezember  1781,   cod.  iur.   eccleslastici  Jo- 
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Chankters  hat  man  noch  hente  vielfach,  selbst  da,  wo  principiell  die  Autonomie  der 
Kirche  anerkannt,  also  das  frühere  Staatskirchenthnm  aufgegeben  worden  ist,  fest- 
gehalten^, im  übrigen  aber  haben  selbst  die  noch  geltenden  Gesetze  der  deutschen 
Staaten  ans  der  eben  gedachten  Periode  den  richtigen  Standpunkt  eingenommen^, 
roA  Tollends  kann  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  man  mit  dem  letzteren  gebrochen 
hat,  also  in  Preussen^,  Würtemberg^,  Sachsen^,  Baden^  und  Hessen^,  end- 
lich auch  in  O Österreich^,  von  einem  Recht  zu  positiven  Anordnungen  der  Staats- 
^walt  über  die  Gestaltung  des  Kultus  keine  Rede  sein. 

Ton  negativen  Schränken  kam  in  der  Periode  des  Staatskirchenthums  für  die  Erlasse 
der  geistlichen  Gewalt  in  gottesdienstlichen  Angelegenheiten  dasPlacetin  Betrachts 
Wo  dasselbe  heute  noch  unbeschränkt  in  vollem  umfange  besteht,  wie  in  Baiern  ^o, 


sephiDi.  Fnaklortn.  Leipzig.  1788. 1,  60)  neue 
kiiefaliche  Gesänge  einführte  und  für  die  Kir- 
chen Wiens  eine  Andaoht80Tdnung(1783)  erlleBS, 
wie  der  Gottesdienst  mit  aUer  Aufeibaulichkeit 
za  halten  sei.  Vgl.  Maassen,  Neun  Kapitel 
aber  freie  Kinshe  und  Gewiisenfirelheit  S.  341. 
Weitere  altere  österrelcMsche  Gesetze  dieses  Cha- 
T&kters  )>ei  Grf.  y.  Barth-ßartbenheim, 
Oeslerreielis  geistliche  Angelegenheiten.  Wien 
i^i.  S.  522  fr.  Femer  gehört  hierher  d.  französ. 
crgÄQ.  Art.  39  V.  1802 :  „11  n*y  aura  qu'une  litur- 
gie  et  un  oat^ehisme  pour  toutes  les  tfglises  ca- 
tholiques  de  Fiance  " ,  eine  Anordnung ,  welche 
neh  aas  den  früheren  Verhältnissen  (s.  o.  S.  11. 
B.  61  erklärt. 

1  S.  unten  $$.  209.  214. 

s  So  das  bairische  Religionsedikt  von  1818, 
s,  jedoch  des  Näheren  noch  unten  Anm.  10, 
die  oldenburger  Yerordnungen  y,  1831, 
welche  keine  dahin  gehenden  Vorschriften  ent- 
ölten (b.  übrigens  auch  refld.  Staatsgnmdgesetz 
T.  1862  Art.  78.  $.1),  Sachsen  -  weimar. 
Gesetz  v.  7.  Oktober  1828.  SS  6  *•  Das  go- 
th&erBeguUtiY  y.  1811.  $.7,  (Aroh.  f.  kathol. 
K.R.  36,  217)  und  das  coburger  t.  1813.  %,Q 
(a.  a.  0.  32,  422)  überlassen  den  Pfarrern  der 
kitholischen  Gemeinden,  bis  diese  einem  Bi- 
Khofe  untergeordnet  sind,  die  erforderlichen  An- 
oidnongen  hinsichtlich  des  Kultus  zu  treffen. 
XlatsichUch  üben  jetzt  die  Bischöfe  von  Pader- 
born bez.  d.  von  Bamberg  die  betreffende  Befug- 
nis« ans,  8.  des  Näheren  darüber  Forkel  in 
Marquardsen,  Handbuch  des  Öffentlichen 
Bechtsni,  2,  139.  Auch  die  braunschwel- 
gliche  Verfassung  ▼.  1832  bestimmt  %,  212: 
.. . .  Die  Anordnung  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten bleibt  unter  dieser  Oberaufsieht  (d.  h.  der 
Landesregierung)  der  in  der  Verfassung  Jeder 
dieser  Kirchen  begründeten  Kirchengewalt  über- 
lassen. Im  Zweifel  entscheidet  darüber,  ob  eine 
Sache  rein  geistlich  sei,  die  Landesregierung". 

'  S.  den  allerdings  aufgehobenen  Art.  15  der 
V.  ü.  ▼.  31.  Januar  1850.  Vgl.  dazu  P.  Hin- 
ftchlns  in  Marquardsen,  Handb.  d.  öffent- 
ticheaBechtesI.  1,247.  n.l.  u.  P.  Hinschlug, 
FtsQss.  Kirehenrecht.  BerUn  1884.  S.  16.  n.  31. 

*  V.  ü.  T.  26.  Sept.  1819.  %.  71.  in  Verbin- 
dimg mit  dem  Gesetze  v.  30.  Januar  1862. 

^  Gesetz  v.  23.  August  1876. 

6  Gesetz  t.  9.  Oktober  1860.  %.  7. 

Einichias,  Kirehenrecht  lY. 


'^  Gesetz  betr.  d.  rechtliche  Stellung  d.  Kirchen 
▼.  23.  April  1875,  Art.  4. 

9  Staatsgrundgesetz  t.  21.  Dezember  1867. 
Art.  15 :  „Jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und 
Religionsgesellschaft  hat  das  Recht  der  gemein- 
samen öffentlichen  Beligionsübung ,  ordnet  und 
verwaltet  ihrß  Angelegenheiten  selbstständig . . . 
ist  aber,  wie  Jede  Gesellschaft*,  den  allgemeinen 
Staatsgesetzen  unterworfen'^. 

»  S.  Bd.  ni.  S.  749. 

w  Bd.  ni.  S.  760.  n.  4 ;  S.  763.  n.  2  u.  3  und 
S.  839.  Hier  kommen  neben  den  Vorschriften 
über- das  Placet  in  S*  ^  ^^  Religionsedik- 
tes von  1818  die  SS*  38  u.  76  desselben  in 
Frsge.  S*  68  rechnet  zu  den  Innern ,  allein  der 
Normirung  anheimfallenden  Angelegenheiten : 
„die  Gegenstände  . . .  b)  der  Form  und  Feier 
des  Gottesdienstes"!  wogegen  nach  S*  76 
„a)  alle  Anordnungen  über  den  äusseren 
Gottesdienst,  dessen  Ort,  Zeit,  Zahl 
etc.*'  zu  den  Gegenständen  gemischter  Natur  ge- 
hören, welche  die  Kirchengewalt  allein  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörden  zu  ordnen  befugt 
ist  (S.  77  a.  a.  0.).  Was  zunächst  das  Verhält- 
niss  des  S*  38  und  des  %.  76  betrifft  (welches  £. 
Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  y. 
Bayern.  München  1884.  S.  204  in  juristischer 
Beziehung  zu  bestimmen,  für  unmöglich  erklärt), 
so  kann  in  S*  38 unter:  Form  und  Feier  des 
Gottesdienstes  nichts  anderes  als  die  li- 
turgische Gestaltung  des  Gottesdienstes  gemeint 
sein ,- während  unter:  äusserem  Gottes- 
dienst der  Yon  der  Kirche  liturgisch  geregelte 
Gottesdienst,  insofern  er  in  die  äussere  Erschei- 
nung tritt,  d.  h.  deijenige,  welcher  öffentlich  be- 
hufs Theilnahme  der  Kirchenglieder  gehalten 
wird,  Yerstanden  sein  muss.  Demnach  unter- 
steht die  Bestimmung  über  die  Liturgie,  über 
den  Inhalt  der  Gebete  und  der  sonstigen  hei- 
ligen Handlungen  der  freien,  alleinigen  Entschei- 
dung der  kirchliclren  Organe ,  wohl  aber  hat  die 
Staatsregierung  mitzuwirken  bei  der  Anord- 
nung ,  in  wiefern  die  liturgisch  Yon  der  Kirche 
geregelten  Handlungen  zu  einer  gewissen  Zeit, 
zu  gewissen  Tagen  und  Stunden,  an  gewissen 
Orten  und  in  bestimmten  Wiederholungen  Yor- 
genommen  werden  dürfen.  Da  neben  SS-  ^^  u. 
76  noch  S.  58  über  das  Placet  In  Betracht  kommt, 
so  müssen  die  Anordnungen  Über  die  Liturgie, 
welche  die  Klrohe  allein  zu  erlassen  hat ,  immer 


IS  I.  Die  Hietarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe,  [§.199. 

Brannschweig^  Gotha-Coburg^,  Lübeck^,  Elsass-Lothringeii  und 
Frankreich^,  sind  auch  allgemeine  Anordnungen  der  erw&hnten  Art  der  Staats- 
regierung ;Eur  Placetirung  vorzulegen.  In  denjenigen  Staaten  dagegen,  welche 
das  Placet  auf  die  über  die  rein  geistliche  Sphäre  hinauagehenden  Erlasse  be- 
schränkt haben,  wie  in  Würtemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen  und  Sachsen- 
Weimar^,  ist  jede  Betheiligung  der  Staatsregierung  entfallen,  soweit  es  sich  um 
Anordnungen  handelt,  welche  nicht,  wie  die  Anordnungen  Ton  obligatorischen  Festr- 
und Feiertagen  und  von  Gottesdiensten,  Andachten,  kirchlichen  Versammlungen 
ausserhalb  der  ^kirchlichen  Gebäude  auf  das  bürgerliche  nkid  staatliche  Leben  ein- 
wirken ^.  Dieselbe  Beschränkung  kommt  aber  auch  für  diejenigen  Staaten  in  Betracht, 
welche  das  Placet  ganz  aufgegeben  haben,  also  ftlr  Preussen,  Oldenburg  und 
Oesterreich^,  denn  in  den  gedachten  Ausnahmefällen  handelt  es  sich  nicht  um 
Angelegenheiten,  welche  rein  dem  kirchlichen  Gebiete  angehören,  sondern  um  solche, 
welche  ihres  Charakters  wegen  nicht  der  ausschliesslichen  Regelung  der  Kirche  unter- 
stehen ^. 

Lisbesondere  besitzt  in  Oesterreich  die  Staatsre^erung  die  noch  über  die 
eben  gedachte  Schranke  hinausgehende  Befagniss^,  die  Ausführung  solcher  kirch- 
lichen Anordnungen  in  Betreff  des  öffentlichen  Gottesdienstes ,  welcher  öffentliche 
Rücksichten  entgegenstehen,  zu  hindern  ^^. 

2.  Die  Frage,  inwieweit  der  durch  die  kirchlichen  Vorschriften  geordnete  Kultus 
sich  in  Gemässheit  derselben  ungehindert  und  frei  bethätigen  kann ,  bemisst  sich  vor 
Allem  nach  derjenigen  Stellung,  welche  der  katholischen  Elirche  durch  die  Gesetz- 
gebung des  betreffenden  Landes  eingeräumt  worden  ist.  In  fast  allen  deutschen 
Staaten  hat  sie  das  Recht  der  öffentlichen  Religionsübung  i^,  sie  kann  also  innerhalb 

noch  zur  Placeürang  vorgelegt  werden,  w&hrend  cet  nicht,  doch  hat  ein  Minist.  Girk.  v.  21.  De- 
diejenigen,  welche  sich  auf  den  äasseren  Gottes»  zemher  1812  die  Mittheilung  der  von  den  Bi- 
dienst  beziehen ,  da  sie  rechtlich  ohne  Bethei-  schöfen  zn  publleirenden  Diöceaan-Ordines  (s.  o. 
lignag  der  Staatsregierang  nicht  zn  Stande  kom-  S.  15)  an  den  Minister  Yorgeschrieben.,    Gau- 
men können,  des  Placet«  nicht  mehr  bedürfen,  dry,  trait<^  de  la  Uglslation  des  cultes.    Paris 
weil  hier  das  Recht  derselben  ein  weitergehendes  1866.  2,  135. 
ist,  nnd  sie  nicht  rein  kirchliche  Erlasse  sind.  &  Bd.  111.  S.  839.  840. 
Doch  ist,  soweit  es  sich  nm  die  Anordnung  von  ^  Vgl.  darüber  noch  insbesondere  nnten  %%, 
gewöhnlichen  Feierlichkeiten  nnd  Andachten,  210  ff. 
d.  h.  solchen,  welche  anf  den  geltenden  kirch-  ?  Bd.  UI.  S.  762.  763. 
lichenyorschiiftenberahen,hande1t,TonderNoih-  ^  S.  ebenfalls  noch  nnten  $$.  210  ff. 
wendigkeit  der  Placettrnng,  ja  jeder  vorherigen  ^  Gesetz  y.  7.  Mai  1874.  $.  17:  „Findet  die 
Anzeige  durch  die  k.  Entscbliessung  y.  20.  Juni  Regierung,  dasi  einer,  den  öffentlichen  Gottes- 
1851,    Günther,    Amtshandbuch    f.   protest.  dienst  betreffenden  kirchlichen  Anordnung  öf- 
Geistlicbe  des  Königr.  Bayern  dless.  d.  Rheins.  fentliche  Rücksichten  entgegenstehen,  so  hat  sie 
Neue  Aufl.  1883.  1.  373,  ein  für  alle  Mal  abge-  dieselbe  zn  untersagen''. 

sehen.     S.     auch    Silbernagl,     Verfassung  *0  Nacb  §.  60  des  cit.  Gesetzes  durch  Andro- 

sämmtlicher  Religionsgesellschaften  in  Bayern.  hung  Yon  Geldbussei^  und  durch  andere  zulässige 

2.Aufl.  S.296.  AdministratiY-Zwangsmittel. 

i  Verfassung  Y.  1832.  $.  215.  ii  So  namentUch  in  Preussen,   Baiern, 

3  S.  Bd.m.  S.  853.  Doch  bedarf  es  anch  nach  Würtemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen, 
den  beiden  3.17  n.  2  citirten  Regulativen  $$.  5.  Oldenburg,  Sachsen  -Coburg-Gotha, 
6,  bez.  6.7  für  jede  den  äusseren  Kultus  betref-  Waldeck  und  Elsass- Lothringen,  s.  die 
fende  Einrichtung  und  Bestimmung  der  Geneh-  Citate  bei  P.  Hinschiusln  Marquardsen 
migung  früher  des  Konsistoriums,  jetzt  des  a.  a.  0.  S.  227.  247,  Sachs en- Weimar,  Ge- 
Staatsministeriums.  setz  v.  7.  Oktober  1823.  $.  6,  Braunschweig, 

8  Regul.  f.  d.  kath.  Gemeinde  v.  14.JnU  1841.  Verf.  y.  1832.  $.  211.  Eine  Ausnahme  macht  vor 

Art.  12,  Samml.  d.  Verordn.  1 0,  6.  Allem  Mecklenburg,  wo  regelmässiger  Gottes- 

4  S.  Bd.  m.  S.  760.  u.  S  839  in  dem  dort  dienst  nur  in  den  kathoUscben  Kirchen  zu  Sohwe- 
angegebenen  Umfange.  Demnach  unterliegen  An-  rin  und  Ludwigslust,  und  femer  während  der 
Ordnungen  der  einheimischen  Bischöfe  und  Kir-  Pflngstmarktswoche  zu  Rostock  und  einmal  jähr- 
ohenbehörden  in  Bezug  auf  den  Kultus  dem  Pia-  lieh  in  Bützow  katholischer  Gottesdienst  gehalten 
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der  difilr  bestimmten,  den  Kirchen-  und  Staatsgesetzen  entsprechend  errichteten  Qe- 
biade  ihren  Kaltns  frei  und  offen,  so  dass  der  Zutritt  jedermann  gestattet  ist,  an  allen 
Orten  des  betreffenden  Landes  ohne  jedesmalige  besondere  staatliche  Erlaubniss  ent- 
MküK  Nicht  inbegriffen  in  dem  Rechte  zur  öffentlichen  Religionsttbnng  ist  aber  die 
B^ignias,  gewisse  Akte  des  Kultus  ausserhalb  der  erwähnten  Oebäude  zu  vollziehen, 
Strassen,  Wege  und  öffentliche  Plätze  dazu  zu  benutzen ^  und  auf  diesen  letzteren 
Oegeustinde  der  religiösen  Verehrung  (Kruzifixe ,  Heiligenbilder,  Denksftulen  und 
SUtnen  zu  Ehren  gewisser  kirchlicher  Dogmen)  beliebig  auüzustellen  ^, 

Die  Ausübung  des  Gottesdienstes  oder  einer  einzelnen  gottesdienstlichen  Ver- 
rielitang  ist  endlich  fOr  das  ganze  deutsche  Reich  strafrechtlich  insofern  ge- 
scblltzt^,  als  1]  die  durch  Thfttlichkeiten  oder  Drohungen^  bewirkte  Hinderung  der 
Aosflbung  des  Gottesdienstes ,  d.  h.  der  Abhaltung  desselben  oder  auch  der  Theil- 
luüime  an  demselben^  und  2]  die  vorsätzliche  Störung  oder  Hinderung  des  Gottes- 
dienstes oder  einer  einzelnen  gottesdienstlichen  Verrichtung  in  einer  Kirche  oder  in 
einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen  bestimmten  Orte  (z.  B.  einem  Betsaale) 
durch  Erregnng  von  Lärm  oder  Unordnung,  mag  der  Thäter  sich  selbst  in  dem  Ge- 
blude oder  ausserhalb  desselben  befinden,  ein  strafbares  Vergehen  bildet. 

3.  Die  Berechtigung,  die  gottesdienstlichen  Verrichtungen  vorzunehmen,  steht 
innerhalb  der  einzelnen  Staaten  denjenigen  Geistlichen  zu,  welche  in  denselben  den 
bestehenden  Staatsgesetzen  gemäss  in  kirchlichen  Aemtem  angestellt  sind  ^  oder  welche 
oaeh  den  letzteren,  falls  ihr  Amtssitz  in  einem  anderen  Staate  sich  befindet  (wie  dies 
namentlich  bei  einzelnen  Bischöfen  der  Fall  ist,  deren  Diöcesen  einzelne  kleinere 
Staaten  umfassen^  oder  denen  wenigstens  die  Katholiken  eines  solchen  zugewiesen 
sind^),  die  Befugniss  zur  Ausübung  ihres  Amtes  in  jenen  Territorien  erlangt  haben. 


«erden  darf,  s.  (O.  t.  S  e  h  t  o  t  e  t)  Die  katholische 
RäUgionsflbnng  in  Mecklenburg.  Schwerin,  ge- 
MMditlidiiindrechtUch.  Jenal8Ö2.  S. 27.40.69. 
Ebenso  L  fl  b  e  c  k ,  wo  den  katholischen  Geistlichen 
HOT  dleVomalune  Ton  Amtshandlangen  In  der 
tB^elassenen  Kapelle  und  in  den  Wohnungen 
der  Gemeindeglieder (Tanfe,  Trauung  und  Sterbe- 
Hknmente)  gestattet  ist,  Reg.  v.  14.  Juli  1841. 
Art.  6.  7,  Samml.  d.  Yeroidn.  10,  6. 

^  Tgl.  dazu  Wilda  In  der  Zeitschr.  für  deut- 
KkesKechtll,  200.  Dass  der  Gebrauch  yon  Glocken 
äabei  gestattet  ist,  erscheint  nicht  wesentlich. 
Gesetilich  ist  der  Gebrauch  der  Glocken  gewahrt 
ivdi  das  preuss.  L.  B.  II.  11.  C.  !26;  das 
bdrlsche  ReUgionsedikt  t.  1818.$.  29;  den 
in  Elsass- Lothringen  gleichfalls  geltenden 
ozgin.  Art.  48 :  „L'tfveque  se  conoertera  avec  le 
prüfet  pour  regier  la  mani^re  d^appeler  les  flddles 
»userrice  divin  par  le  son  des  doches^;  her- 
kömmlieh ist  er  in  in  einer  Kelhe  anderer  Länder, 
w  in  Würtemberg,  Sachsen,  Baden, 
Hessen,  ebenso  auch  InOesterreich. 

'  S.  0.  S.  18,  dazu  unten  $$.  210.  211. 

^  Denn  über  die  Strassen  u.  s.  w.  steht  der 
kstholiBchen  Kirche  die  YerfQgung  nicht  zu.  Die 
EdAAbnin  wird  nleht  nur  von  der  Steatsbehorde, 
velche  die  polizeiliehen  und  Eigenthums-Bechte 
visübt,  oder  der  betreffeuden  Kommunalbehörde, 
iondera  auch  von  der  mit  der  Wahrung  des 
Kiiehenhoheitsrechtes  betrauten  Behörde  zu  er- 
tbeilen  sein,  well  es  sich  dabei  auch  um  Gesichts- 


punkte handelt ,  welche  in  den  Geschäftsbereich 
der  letzteren  einschlagen,  z.  B.  dabei  zu  ermessen 
ist,  ob  nach  den  ortlichen  Verhältnissen  kon- 
fessioneller Zwist  oder  Störung  des  öffentlichen 
Friedens  zu  befürchten  steht.  Besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  sind  m.  W.  Über  diesen 
Punkt  nirgends  erlassen. 

*  R.  Str.  G.  B.  §.  167 :  „Wer  durch  eine  Thät- 
lichkeit  oder  Drohung  Jemand  hindert,  den  Gottes- 
dienst einer  im  Staate  bestehenden  Gesellschaft 
auszuüben ,  ingleichen  wer  in  einer  Kirche  oder 
in  einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen 
bestimmten  Orte  durch  Erregung  ypn  Lärm  oder 
Unordnung  den  Gottesdienst  stört  oder  einzelne 
Verrichtungen  einer  im  Staate  bestehenden  Beli- 
gionsgesellschaf  t  vorsätzlich  verhindert  oder  stört, 
wird  mit  Gefängnlss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft '^ 

f^  Also  rechtswidrig  und  vorsätzlich.  Ein 
Beamter,  welcher  einen  Geistlichen  an  einer  den 
bestehenden  Gesetzen  zuwider  vorgenommenen 
gottesdieustlichen  Handlung  hindert,  ist  nicht 
strafbar,  s.  Olshausen,  Kommentar  zum  Straf- 
gesetzbuch. 2.  Aufl.  S.  638. 

6  Olshausen  a.  a.  0.  S.  636. 

7  S.  Bd.  II.  S.  603.  682  u.  Äd.  m.  S.  183. 

8  Wie  z.  B.  die  Diöcese  Münster  das  Gross- 
herzogthum  Oldenburg,  Fulda  Sachsen -Weimar, 
Freiburg  die  hohenzoUemschen  Fürstenthümer. 

9  So  die  Katholiken  in  Waldeck  dem  Bischof 
von  Paderborn. 
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Dagegen  unterliegt  die  blosse  Vornahme  geistlieher  Verriehtangen  dnreh  nicht 
in  inländischen  Aemtern  angestellte;  insbesondere  fremde  Geistliche,  und  damit  anch 
die  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  in  denjenigen  deutschen  Staaten,  in  wel- 
chen gleichviel,  ob  der  katholischen  Kirche  die  öffentliche  Religionstlbung  eingeräumt 
ist  oder  nicht,  ihre  Zulassung  nur  unter  weitgehenden  staatlichen  Beschränkungen, 
z.  B.  allein  unter  Oestattung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Gemeinden,  unter  Vorent- 
haltnng  der  vollen  Parochialrechte  für  diese  ^  oder  unter  Zulassung  einer  fixirten  Zahl 
von  Geistlichen  erfolgt  ist  2,  in  allen  Fällen  besonderer  staatlichen  Ermächtigang  ^. 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Stellung  einer 
privile^rten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  oder  vollends  auch  die  Autonomie  f)lr 
ihre  eigenen  Angelegenheiten  gesetzlich  eingeräumt  ist,  ohne  dass  der  Staat  sich  in 
der  hier  fraglichen  Beziehung  ausdrücklich  bestimmte  Rechte  gewahrt  hat ,  ist  die 
blos  provisorische  oder  interimistische  Verwaltung  von  gottesdienstlichen  Funktionen 
durch  jeden  kirchlich  dazu  autorisirten  Geistlichen  gestattet  4. 

Da  aber  die  staatlichen  Vorschriften  über  die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  von 
Kirchen-  oder  geistlichen  Aemtern  ^  durch  Offenhaltung  der  erledigten  Stellen  und 
durch  die  Beauftragung  von  nicht  den  staatlichen  Erfordernissen  entsprechenden 
Geistlichen  mit  ihrer  einstweiligen  Verwaltung  umgangen  werden  können ,  so  haben 
sowohl  ältere,  wie  neuere  staatliche  Gesetze  einzelner  deutsehen  Stifaten  auch  dafür 
besondere  Vorschriften  aufgestellt.  Von  den  älteren  Gesetzgebungen  kommen  in  Frage 
die  8aohsen-weimarisohe<^  und  die  französische^,  von  den  neueren  die 


1  Wie  In  Brannscliweig,  wo  an  sich  öffent- 
liche Religionsübung  gestattet  ist,  s.  Gesetz  yom 
10.  Mal  1867,  Atch.  f.  kath.  K.  R.  19,  405,  §.  16  : 
„Dem  katholischen  Geistlichen  soll  der  Besuch 
der  katholischen  Kranken  and  die  Administration 
der  Sacra  in  deren  Hansern  ,  wenn  er  überhaupt 
zu  kirchlichen  Amtshandlungen  im  hiesigen 
Lande  zugelassen  ist,  an  anderen  Orten  (als 
Braunschweig,  Wolfenbüttel  und  Helmstedt) 
ohne  Weiteres  zustehen";  $.  23:  ^ Andere  katho* 
lische  Geistliche  (als  die  in  den  Yorgenannten 
Gemeinden  unter  Bestätigung  der  Regierung  an- 
gestellten) sind  zur  Vollziehung  der  in  diesem 
Gesetze  erwähnten  kirchlichen  Amts - 
handlungen^' —  (nämlich  Taufe,  Proklama- 
tion, Kopulation,  Krankenbesuch  und  Begrabnlss) 
—  „in  hiesigem  Lande  erst  dann  berechtigt,  wenn 
Jene  ihnen  auf  Ansuchen  Yom  herzogl.  Staats- 
ministerium gestattet  ist  und  nachdem  sie  gleich- 
falls das  im  $.  22  -vorgeschriebene  Angelöbniss 
(des  Gehorsams  gegen  das  hier  fragliche  Gesetz) 
zu  Protokoll  bei  der  betr.  herzogl.  Kreisdirektion 
oder  in  einer  sonstigen  öffentlichen  Urkunde  ab- 
gegeben haben^ ;  S*  ^  ^  ,,  Katholische  Geistliche, 
welche,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  kirchliche 
Amtshandlungen  im  hiesigen  Lande  Yollziehen, 
verfallen  der  Bestrafung  nach  Maassgabe  der 
Landesgesetze*  ^  Noch  weiter  gehen  das  cit 
Coburg.  Reg.  t.  1813.  $.  29:  ,,Ohne  vorgängige 
landesherrliche  E^aubniss  darf  ausser  dem  auge- 
stellten Pfarrer  Niemand  im  Lande  geistliche 
Verrichtungen  vornehmen,  und  wenn  der 
katholische  Pfarrer  In  irgend  einem  Falle  'eine 
Stellvertretung  nöthig  hat, 'so  muss  er  dieses 
zuvörderst  dem  herz.  Konsistorium  (jetzt  Staats- 
ministerium) zur  Genehmigung  anzeigen  und 


übrigens  für  des  Stellvertreters  Person  und  Hand  - 
lungen  einstehen**;  und  das  dt  gothaer  von 
1811.  §.22:  „Es  darf  überhaupt  Niemand  geist- 
liche Verrichtungen  vornehmen,  wenn  er 
nicht  in  irgend  einer  inländischen  Diocese  zu 
solchen  wirklich  angestellt  ist  oder  dazu  mit  Ge- 
nehmigung des  Landesherrn  die  besondere  Er- 
laubniss  erhalten  hat**.  S.  femer  Lübeck,  Reg. 
für  die  kathol.  Gemeinde  vom  14.  Juli  1841, 
Art.  12.  Samml.  d.  Verordn.  10,6:  „Ohne  dem 
Senate  vorgängig  gemachte  Anzeige  und  dessen 
erfolgte  Genehmigung  darf  der  Geistliche  keinen 
Gehülfen  noch  Stellvertreter,  mag  solcher  von 
ihm  selbst  gewählt  oder  ihm  von  seinen  Vor- 
gesetzten zugeordnet  sein,  zu  der  Ausübung 
irgend  einer  Amtshandlung  zulassen**. 

2  In  Mecklenburg- Schwerin  sollen  nicht 
mehr  als  3  katholische  Geistliche  fungiren ,  Re- 
gulativ V.  25.  August  1846  bei  (v.  Schröter), 
die  kathoL  Religionsübung  S.  63 ,  s.  auch  0.  S. 
18  n.  11. 

8  Hierhergehörtauch  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt,  wo  bisher  nur  ein  Seelsorger  für  die 
dortigen  Katholiken  zugelassen  ist,  V.  v.  1872, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  36,  411. 

^  Das  ist  der  Fall  in  Baiern,  Oldenburg 
und  auchlnWürtemberg,  s.  Bd.  II.  S.  604. 
506. 

fi  VgL  darüber  Bd.  IL  S.  60Ö. 

ö  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  %,  17  (s.  Bd.  III. 
S.  188.  n.  2) ,  welches  die  Nothwendigkeit  der 
staatiichen  Genehmigung  für  die  Pfarrvikarien 
und  Kooperationen  ausspricht. 

7  S.  darüber  Bd.  IL  S.  504  n.  12  und  S.  506 
n.  10  a.  £. 
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siehsisohe,  hessische  und  Österreichische^,  sowie  anch  noch  immer  trotz 
der  neuerdings  eiogetretenen  Aendemngen  die  badische  und  die  prenssisohe. 

Die  badische 2  verlangt  von  allen  OeisÜichen,  welche  kirchliche  Funktionen 
öffentlich  ansllben  wollen^,  den  Nachweis  der  fttr  den  Erwerb  der  Kirchenämter 
eriorderlichen  allgemein  wissenschaftlichen  Vorbildung^,  gestattet  jedoch  da^n  ge- 
wisse Dispensationen  '. 

In  Prenssen  müssen  dagegen  die  für  den  Erwerb  geistlicher  Aemter  Torge- 
sebriebenen  Erfordernisse  der  deutschen  Beichsangehörigkeit^  und  der  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  ^  in  allen  Fällen,  in  welchen  etwaige,  sich  als  Ausübung 


I  Tgl.  Bd.  n.  S.  507  n.  Bd.  III.  S.  186.  Diese 
Gesetzgebimgen  haben  seit  der  Herausgabe  der 
beiden  «ngefOhrten  Bände  keine  AbändeniDf en 
eilitten.  Der  für  Oesterreicb  abweichende  Min. 
EzL  V.  1873,  Areb.  f.  kath.  K.  R.  49,  466  datlrt 
au  der  Zeit  Tor  dem  Inkrafttreten  des  QeseUes 
T.  7.  Mai  1874. 

3  S.  Gesetz  y.  5.  Mai  1880,  Ztscbr.  f.  K.  R. 
15,  405  n.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  44,  166  n.  Aus- 
fubrangi-y.  Y.  11.  AprU  1880,  cit.  Arch.  S.  167, 
wodnxeb  das  Ges.  y.  19.  Febrnar  1874.  Art.  1. 
Ab«.  3  geändert  1|^. 

*  Das  Lesen  Yon  PriTatmessen ,  das  Abhören 
der  Beiehte,  die  Ertheüung  der  Eucharistie  nnd 
der  letzten  Oelnng  in  PrlYathäusern  ist  also  unbe- 
schränkt gestattet  Ebenso  unterliegt,  wie  die  dt. 
T.  T.  11.  April  1880  %.  5  ausdrücklich  hervor- 
hebt, die  Ausdbung  einzelner  kirchlicher  Hand- 
lungen (z.  B.  das  Lesen  einer  s.  g.  PriYatmesse) 
durch  auswärtige,  nur  TorÜbergehend  sich  im 
Lande  aufhaltende  Geistliche,  wenn  die  ersteren 
Mos  zum  Zwecke  der  eigenen  Andachtsübungeu 
Toigenommen  werden ,  keinerlei  staatlicher  Be- 
Khrankung. 

*  Die  darauf  bezüglichen  früheren  Yorschrif- 
ten  CBd.  II.  S.  508)  sind  durch  Art.  1  des  dt. 
Ges.  Y.  1880 :  „Dazu  wird  regelmassig  erfordert, 
dass  der  Kandidat  Zeugnisse  über  die  von  ihm 
bestandene  Abiturienten-,  bez.  Maturitätsprü- 
faag  und  den  dreijährigen  Besuch  einer  deut- 
Khen  Universität,  sowie  darüber  vorlegt ,  dass  er 
während  seines  üniversitätsstudiums  Yorlesun- 
pen  aus  dem. Lehrkreise  der  philosophischen  Fa- 
kultät in  demselben  Umfange ,  wie  für  die  Stu- 
direnden  der  Rechtswissenschaft,  der  Medizin 
and  des  Kameralfaohes  vorgeschrieben  ist,  mit 
Fleiss  gehört  habe'',  insofern  geändert,  als  die 
▼issenschaftliche  Staatsprüfung  beseitigt  ist  Es 
genügt  also  Jetzt  statt  der  Ablegung  der  letzteren 
der  Nachweis ,  dass  der  Kandidat  drei  phlloso- 
pkisehe  Kollegien  von  mindestens  4  Stunden  die 
Woche  in  den  ersten  drei  Semestern  fleissig  be- 
sndit  hat,  s.  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  473.  488.  Die 
Zeugnisse  über  den  Nachweis  aller  im  Gesetze 
erwähnten  Erfordernisse  und  dem  Ministerium 
des  Innern  einzureichen,  V.  v.  11.  April  1880. 

5  1.  Das  Staatsministerium  kann  you  den  Art. 
1  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Erfordernissen 
dispensiren,  $.  1.  d.  dt.  Y.,  2.  das  Ministerium 
des  Innern  eine  lediglich  vorübergehende  Stell- 
vertretung  oder  Aushülfeleistung  in  einem  die 
öffentliche  Ausübung  kirchlicher  Funktionen  er- 
foiderlichen  Amte  ausdrücklich  oder  stillschwei- 


gend denjenigen  Geistlichen  gestatten,  welche 
den  erwähnten  Anforderungen  nicht  entsprechen, 
%.  4  d.  cit.  Y.  3.  Endlich  darf  solchen  Geist- 
lichen eine  lediglich  vorübergehende  Stellvertre- 
tung oder  Aushülfeleistung  einstweilen  und  vor- 
behaltlich des  Einspruchs  des  Ministeriums  des 
Innern  Übertrages  werden ,  jedoch  unter  gleich- 
zeitiger Anzeige  an  dasselbe  unter  Angabe  des 
Anlasses ,  des  Namens ,  des  Wohnsitzes  und  der 
sonstigen  Dienststellung  des  betreffenden  Geist- 
lichen, $.  3.  d.  dt.  Y.  Ygl.  Übrigens  hierzu  noch 
die  Freiburger  kirchl.  Y.  v.  22.  April  1880,  Arch. 
t  k.  K.  R.  44,  168.  In  Gemässheit  der  eben  ge- 
dachten Bestimmungen  ändert  sich  nunmehr 
auch  der  Thatbestand  der  Bd.  lU.  S.  187  er- 
wähnten Yergehen. 

6  Bd.  II.  S.  504.  Doch  kann  nach  Art.  3  des 
Gesetzes  Yom  31.  Mal  1882.  Abs.  2  der  Kultus- 
minister nach  den  vom  Staatsministerium  fest- 
zustellenden, königlich  zu  genehmigenden  Grund- 
sätzen —  über  diese  ist  bisher  nichts  bekannt 
gegeben  —  aush  Ausländern  die  Ausübung 
einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten, 
Ygl.  dazu  P.  Hinschips  in  Ztschr.  f.  £.  R. 
18,  183. 

7  Die  vrissenschaftUche  Staatsprüfung,  Bd.  II. 
S.  504  ist  zwar  gesetzlich  nicht  beseitigt,  indes- 
sen bestimmt  Art.  3.  Abs.  1  des  cit.  Ges.  v, 
1882 :  „You  Ablegung  der  im  $.  4  des  Gesetzes  v. 
11.  Mai  1873  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen 
Staatsprüfung  dnd  diejenigen  Kandidaten  be- 
freit, welche  durch  Yorlegung  von  Zeugnissen 
den  Nachweis  führen ,  dass  sie  die  Entlassungs- 
prüfung auf  einem  deutschen  Gymnasium  abge- 
legt, sowie  ein  dreijähriges  theologisches  Stu- 
dium auf  einer  deutschen  Universität  oder  auf 
einem  in  Prenssen  bestehenden  kirchlichen  Se- 
minare, hinsichtlich  dessen  die  gesetzlichen 
Yoranssetzungen  für  den  Ersatz  des  Üniversitäts- 
studiums durch  das  Studium  auf  diesem  Semi-' 
nar  erfüllt  sind,  zurückgelegt,  und  während 
dieses  Studiums  Yorlesungen  aus  dem  Gebiete 
der  Philosophie,  Geschichte  und  deut- 
schen Literatur  mit  Fleiss  gebort  haben^, 
und  befreit  damit  diejenigen  Kandidaten,  welche 
ein  über  die  Führung  des  erforderten  Nachweises 
Yom  Oberpräddenten  ausgestelltes  Attest  (s.  die 
Ministerial-Reskripte  y.  29.  J^ini  1882 ,  Ztschr. 
f.  K.  R.  18,  177  u.  1781  beibringen  (s.  P.  Hin- 
schlus  a.  a.  0.  S.  17o  ff.),  you  der  Ablegung 
der  erwähnten  Prüfung.  Nach  Abs.  2  des  ange- 
führten Art.  3  kann  der  Kultusminister  aber 
auch  nach  den  vom  Staatsministerium  festzu- 
stellenden   und   königlich    zu  genehmigenden 
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einer  Steüvertretong  oder  Httlfeleistang  in  einem  geifltliohen  Amte  darstellende  kirch- 
liche Amtshandlangen  ^  vorgenommen  werden ,  erfUlt  sein.  Die  Bestimmnngen  Aber 
den  staatlichen  Einspruch  kommen  aber  nicht  mehr  zor  Anwendung ,  wenn  1)  geist- 
liche Amtshandlungen  von  einem  zur  Stellvertretung  oder  Hlllfeleistung  erm&ohtigten 
Geistlichen )  welcher  nicht  zum  Pfarrverweser  im  eigentlichen  Sinne  ^  bestellt  ist^, 
oder  2)  von  einem  den  Staatsgesetzen  gemäss  angestellten  Geistlichen  in  dem  Bezirk 
eines  anderen  geistlichen  Amtes  vollzogen  werden^  und  der  letztere  dabei  nieht  die 
Absicht  bekundet^,  dort  ein  geistliches  Amt  zu  übernehmend^.  3)  Fllr  die  Austtbnng 
der  mit  dem  bischöflichen  Amte  verbundenen  Rechte  und  geistlichen  Verrichtnngen 
in  einem  kanonisch  oder  staatlich  erledigten  Bisthum  oder  einem  solchen  y  dessen 
Bischof  durch  gerichtliches  Urtheil  zur  Bekleidung  seines  bischöflichen  Amtes  ftlr 
unfthig  erklärt  ist^,  sind  die  sonst  vorgeschriebenen  Erfordernisse^  für  den  Fall  ^ 
beseitigt  ^^^  dass  ein  Bischof,  welcher  ordnungsmässig,  d.  h.  durch  die  landesherrliche 


Grundsätzen  von  der  Nothwendigkeit  der  Abltu- 
rlentenprüfnng  auf  einem  deutschen  Gymnasium, 
dem  tbeologfisohen  Universitats-Triennium  und 
von  der  Ablegung  der  Staatsprüfung  dispensiren 
(die  Bd.  II.  S.  528  n.  11  erwähnte  Dispensations- 
befagnisB  besteht  aber  daneben,  s.  P.  Hin- 
sohius  a.  a.  0.  S  180).  Für  die  dispensirten 
Ausländer  (s.  vor.  Anm.)  kommt  selbstverständ- 
lich das  Erfordemiss  der  allgemeinen  wissen- 
schaftlichen Vorbildung  überhaupt  nicht  in  Be- 
tracht. 

1  Also  auch  nicht  öffentlich  (im  Gegensatz  zu 
Baden). 

2  Unter  der  Pfarr- Verwesung  im  eigentlichen 
Sinne  versteht  das  Gesetz  v.  11.  Juli  1883.  Artl 
(s.  die  folg.  Anm.)  die  Stellvertretung  in  einem 
Pfarr-Amte,  welche  einem  Geistlichen  für  die 
ganze  Dauer  ihrer  Veranlassung  von  der  geist- 
lichen Behörde  aufgetragen  wird  und  den  Zweck 
hat,  eine  ein  für  allemal  festbestimmte  und  regel- 
mässige Abhülfe  gegenüber  der  Behinderung  oder 
dem  Fortfall  des  eigentlichen  AmtsträgerB  zu  ge- 
währen ,  also  sich  nicht  als  eine  blos  gelegent- 
liche, von  schnell  Yorübergehender  Dauer  oder  gar 
durch  wechselnde  Personen  bewirkte,  darstellt, 
s.  P.  Hinschius  bei  Kayser  u.  Caspar, 
preusslsches  Archiv.  Berlin  1884.  1,  49  ff. 

8  Cit.  Ges.  V.  11.  Juli  1883.  Artl:  ^Die  Ver- 
pflichtung der  geistlichen  Oberen  zur  Benennung 
des  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt ,  sowie 
das  Einspruchsrecht  des  Staates  werden  aufge- 
hoben :  1)  für  die  Uebertragung  von  Seelsorge- 
ämtem,  deren  Inhaber  unbedingt  abberufen  wer- 
den dürfen,  2)  für  die  Anordnung  einer  Hülfs- 
leistnng  oder  einer  Stellvertretung  in  einem 
geistlichen  Amte,  sofern  letztere  nicht  in  der 
Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Ad- 
ministrators, Provisors  etc.)  best^ht^. 

*  Ges.  V.  14.  Juli  1880.  Art.  6 :  „Den  Straf- 
bestimmungen der  Gesetze  v.  11.  Mal  1873  und 
21.  Mal  1874  unterliegen  geistliche  Amtshand- 
lungen nicht,  welche  von  gesetzmässig  angestell- 
ten Geistlichen  in  erledigten  oder  in  solchen 
Pfarreien ,  deren  Inhaber  an  der  Ausübung  des 
Amtes  verhindert  ist,*  vorgenommen  werden, 
ohne  dabei  die  Absicht  zu  bekunden,  dort  ein 
geistliches  Amt  zu  übernehmen",   und  Ges.  v. 


11.  Juli  1883.  Art.  3 :  „Die  Vorschrift  des  Axt  5 
im  Ges.  V.  14.  Juli  1880  wegen  der  Str&ffreiiieit 
der  Vornahme  geistlicher  Amtshandlungen  in  er- 
ledigten oder  solchen  Pfarrelen,  deren  Inhaber 
an  der  Ausübung  des  Amtes  verhindert  ist,  kommt 
für  alle  geistlicheD  Aemter,  und  ohne  Rückaicht 
darauf,  ob  das  Amt  besetzt  Ist  oder  nicht,  zur  An- 
wendung^. Vgl. dazu P.  Hinschius,  das preus«. 
Kircheng.  v.  1880.  BerUn  1881.  S.  26  flL  nnd  im 
dt.  preuss.  Archiv  1,  53  it 

&  Also  nur  gelegentlich  und  in  einzelnen,  na- 
mentlich dringenden  Ausnahmefällen. 

Die  Bd.  II.  S.  606.  n.  10  für  den  Fall  der  Ge- 
fahr im  Verzuge  gemachte  Ausnahme  ist  gesetz- 
lich nicht  beseitigt,  hat  aber  in  Folge  d^r  im 
Text  gedachten  Milderungen  so  gut  wie  keine 
praktische  Bedeutung  mehr. 

^  Nach  Massgabe  dieser  Modifikationen  der  Ge- 
setzgebung des  J.  1873  bestimmt  sich  Jetzt  der 
Thatbestand  des  $.  23  des  Gesetzes  t.  11.  Mai 

1873.  Abs.  1   und   der  Deklaratoria  v.  21.  Mai« 

1874.  Art  1  u.  2  vorgesehenen  Vergehens.  Vgl. 
dazu  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Kirchen^ 
gesetz  V.  1880.  S.  26.  27  und  im  preuss.  Archiv 
1,63. 

Eine  Redaktion  dieser  beiden  Gesetze  unter 
Berücksichtigung  der  Aenderungen  durch  die  Ge^ 
setze  V.  1880.  1882  u.  1883  bei  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht  Berlin  1884  S.  676  und 
581. 

^  S.  Ges.  V.  14.  Juli  1880.  Art  4  und  P.  Hin  - 
sohius,  Kommentar  dazu  S.  18. 

8  Bd.  II.  S.  606.  608  u.  Bd.  IH.  S.  183. 194. 

ft  Gesetz  v.  11.  Juli  1883.  Art.  4:  „Die  Straf- 
bestimmung des  $.  4  im  Gesetz  v.  20.  Mai  1874 
findet  nicht  Anwendung  auf  die  Vornahme  ein- 
zelner Weihehandlungen,  welche  von  staatlich 
anerkannten  Bischöfen  In  erledigten  Dlöceseii 
vollzogen  werden'*. 

10  Praktisch  hat  die  Anwendung  nur  Bedeu- 
tung in  Bezug  auf  den  Fortfall  des  staatlichen 
Einspruchsrechtes  und  der  eidlichen  Verpflich- 
tung (Bd.  in.  S.  194),  denn  die  anderen  Erfor- 
dernisse (Reichsangehörigkeit  und  wissenschaft- 
liche Vorbildung)  kommen  für  den  einmal  staat- 
lich anerkannten  Bischof  nicht  mehr  in  Frage. 
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ürbmde,  die  staatiiehe  Anerkennimg  erhalten  hat  ^  eine  einzelne  aus  dem  bischöf- 
lidien  ordo  herfliessende  Weihehandlnng^  gelegentlich  und  nur  aushülfe  weise ,  nicht 
in  der  Absicht,  das  bischöfliche  Amt  dort  auszuüben,  vollzieht  3. 

Endlich  kommen  noch  fftr  die  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  die  oben 
Bd.  n.  S.  510,511  schon  besprochenen  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
der  geistlichen  Orden  und  ordensähnlichen  Kongregationen  in  Betracht. 


//.  Die  Vertoalhing  der  Sakrafnente^. 

§.  200.    /.  Die  Tau/e^. 

Die  Taufe,  haptismus,  bapHtma^  das  Sakrament  der  geistigen  Wiedergeburt  des 
Menschen  durch  Wasser  unter  gleichzeitiger  Anwendung  bestimmter  Worte  ^,  gehört 
n  den  Sakramenten  der  katholischen  Kirche,  welchen  auch  eine  spezifisch  recht- 
Gehe  Bedeutung  zukommt  7.  Bei  ihr  besteht  dieselbe  darin,  dass  sie  die  Mitgliedschaft 
in  der  Kirche,  also  die  Bechtsf&higkeit  in  derselben,  gewährt  s. 

L  Der  Katechumenat  und  der  Photizomenat.  In  der  älteren  Kirche 
ging  der  Krtheilung  der  Taufe  der  Regel  nach  ein  längeres  Vorbereitungsstadium, 
der  s.  g.  Katechumenat,  yoraus^,  eine  Einrichtung,  welche  im  Laufe  des  dritten  ihre 
Ansbildung  erhalten  hatte  und  deren  Blüthezeit  in  das  4.  Jahrhundert  fällt  ^o.    Die 


*  Bd.  11/  S.  687,  also  nicht  ©in  Weihblgchof 
und  eiü  nichtpTeass&eher  Bischof ,  dessen  Dio- 
eeic,  wie  die  von  Prag,  Olmütz,  Freiburg  preus- 
süche  Qebietstheile  mit  amfasst,  denn  alle  diese 
erhalten  keine  landesherrliche  Anerkennnngs- 
Urkunde,  P.  Hl  n  s  e  h  1  u  s  im  preuss.  Aroh.  1 ,  58. 

2  Also  nieht  solche,  welche  zwar  Ausflüsse  des 
ordo^  aber  nur  des  priesterlichen  ordo  sind,  son- 
dern BOT  diejenigen,  welche,  wie  die  Firmelung, 
Konsekration  ^ron  Kirchen  und  Altären ,  gerade 
den  oido  eplscopalls  voraussetzen,  s.  B.  II.  S.  40. 
^b  die  Weihehandlung,  z.  B.  die  Firmelung, 
gleichzeitig  an  einer  einzelnen  oder  an  mehreren 
Personen  vorgenommen  wird,  ist  gleichgültig. 
YgL  P.  Hinschi  US  Im  preuss.  Arch.  1,  57. 

3  Danach  modlflclrt  sich  also  auch  die  Straf- 
bestimmung des  %  4  des  Gesetzes  v.  20.  Mai 
1874  (Bd.  III.  S.  187.  n.  6),  P.  Hinschlus  Im 
prenas.  Archiv  1,  61.  üebrigens  bezieht  sich  das 
xnletzt  gedachte  Gesetz  nicht  auf  die  Vornahme 
von  bischöflichen  Weihehandlungen  seitens  eines 
Bisehofs  In  einer  andern ,  nicht  erledigten  Dlo- 
cese.  Eine  solche  ist  statthaft  und  nicht  strafbar. 

<  Wegen  des  Ausschlusses  der  Sakramente  der 
Ordination  und  der  Ehe  s.  o.  S.  3  n.  1. 

5Jos.  Vlcecomes,  obsetvatlones  ecclesla- 
stlcae  de  antiquls  baptlsml  ritlbus.  Medlol.  1615. 
Paris.  1618;  Jos.  Bertler  1 ,  de  sacramenjtis  in 
i^ere  baptismo  et  conflrmatione  Ubr.  III.  Yln- 
dob.  1774-,  Reiche,  de  bapt.  orlg.  et  necess. 
necnon  de  forma  bapt  Gotting.  1817;  Bren- 
ner, geschichtL  Darstellung  der  Yerrichtung 
tmd  AuBspendung  der  Sakramente.  Würzburg  u. 
Bamberg  1818  ff.  Th.  I ;  F.  X.  S  c  h  m  1  d ,  Llturglk 
d.  ehrlstkathoUschen  Religion,  (o.  S.  5.  n.  1) 
1,126  ff.   Job.  W.  Fr.  Höfling,   das  Sakra- 


ment der  Taufe.   2  Bde.  Erlangen  1846.  1848; 
2.  (Tlt-)  Ausg.  1859. 

^  Gatechism.  Roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  4. 

7  Ebenso  wie  der  Ordination ,  s.  Bd.  1.  S.  169. 

8  VgL  c  142.  143  (nach  Augu8ttn>  Dist  IV 
de  consecr.  und  das  Nähere  unter  Nr.  VI. 

9  Vgl.  über  diesen:  Joh.  Mayer,  Geschichte 
des  Katechumenats  und  der  Katechese.  Kempten 
1868;  A.  Weiss,  die  altkirchliche  Pädagogik, 
dargestellt  in  Katechumenat  u.  Katechese  der 
ersten  6  Jahrhunderte.  Freiburg  t  Br.  1860. 
Heft  1 ;  F.  Prob  st ,  Lehre  und  Gebet  in  den  3 
ersten  christlichen  Jahrhunderten.  Tübingen 
1871.  S.  79  ff. ;  derselbe,  Katechese  und  Pre- 
digt V.  Anfang  des  4.  bis  z.  Ende  des  6.  Jahrh. 
Breslau  1884.  S.  39  ff.;  Höfling  (s.  Anm.  5) 
1,  144  ff.;  V.  Zez schwitz,  System  d.  christl. 
Katechetik.  Leipzig  1863  ff.  Bd.  1.  S.  91  ff.  und 
in  Herzog,  Real  -  Encyklop.  f.  protest  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  574  ff. 

10  Dagegen  allerdings  Probst,  Katechese 
S.  46.  Der  Zweck  des  Katechumenats  war  die 
Unterweisung  der  angehenden  Christen  in  den 
Lehren  des  Christenthums  und  die  Erziehung 
derselben  zu  christlichem  Leben ,  also  die  Ein- 
führung in  das  sociale  und  Kultusleben  der  Ge- 
meinde. Wer  Ohrist  werden  wollte ,  hatte  sich 
bei  .den  Vorstehern  der  Gemeinde  (im  4.  Jahr- 
hundert bei  den  Diakonen,  welche  ihn  dann  dem 
Bischof  oder  den  Priestern  vorstellten,  Oonst. 
apost.  Vni.  31,  ed.  d  e  L  a  g  a  r  d  e  p.  267)  zu  mel- 
den. Nachdem  man  durch  eine  Vorprüfung  in 
Betreff  seiner  Person  und  seines  bisherigen 
Lebenswandels  festgestellt  hatte,  ob  er  überhaupt 
geeignet  war ,  als  Katechumene  angenommen  zu 
werden,  wurden  ihm  die  fundamentalen  Sätze 
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[f.  200. 


Eatechnmenen  gehörten  indessen  nnr  insofem  der  christlichen  Gemeinschaft  oder 


des  chrlBtlichen  Glaubens  mitfetheüt,  Origenes 
(185  0. 186  bis  etwa  254)  contra  Oelsam  IH.  51 : 
Aptoitavol  hi  xard  t6  (üvoitov  aÖTOtc  icpoBaoa- 
vtcavrec  Toäv  dxoueiv  ctpwv  ßouXopi^cnv  täc  H'^X^^ 
%a\  xar*  (((oev  ttpoeitqloaEvtes,  inds  houLmafs  aöxap- 
xoc  oi  dxpoa'zaX,  Tcplv  eU  tö  xof^^v  eUeXOcN 
I7ri8e8wx£vat  irpi«  tö  Ä^Xeiv  xaX&c  ßioQ^,  t6 
TTfvtxd^e  a^To^c  tUdr(o\iais,  iUcf.  [th  ttoii^oavTec 
Tbt^fia  T&^  Äprt  dpxo[i.lvo9V  *al  el;a70fi£va>v  xal 
o^B^TTw  t6  o6p.ßoXo^  TOü  diroxexaftdipftai  dvei- 
Xtj^p^wv.  (repo'v  Se  rb  twv  xaxd  Suvaxöv  itotpa- 
ornödvTtDV  iaurdiv  t9)v  itpoalpeoiv  oöx  ÄXXo  ti 
ßooXecdai  ij  tA  vpiariavoic  Soxoövra.  Ilap*  olc 
elal  Tivec  TetaYM-ftoi  irp^c  tö  «piXoiteuorerv  zob^ 
ßtou;  xal  Tolc  a-yctY«?  fcav  itpo«i6vrc»v,  Iva  toüc 
fi^  TÄ  iiclji[)T)Ta  updrcovTa«  dTttncmX^omatv  •Jjxew 
eU  TÖ  xowiv  aÖTwv  06XX070V,  touc  5i  ii*^  xot- 

«aTaoxeudCcDOiv ;  Mayer  S.  40  ii;;  Probst, 
Lebre  u.  Gebet  S.  144  ff.,  und  Katechese  S.39il 
Blieb  der  Proselyt  bei  seinem  Vorsatze,  so  erfolgte 
seine  Annahme  zum  Katecbnmenen  durch  Be- 
zeichnung mit  dem  Kreuze  und  durch  Handauf- 
legung unter  Exsnfflation  (im  Abendlande  auch 
wohl  unter  Darreichung  geweihten  Salzes,  c.  3 
Hippon.  T.  393  u.  c  5  Garth.  III.  t.  397),  nach- 
dem er  gleichzeitig  seiner  alten  Lebensweise  ent- 
sagt hatte,  TertuUian  de  poenit  c  6  (,,sed  prae- 
cipue  noviolis  istis . . .  qui  cum  maxime  incipiunt 
divinis  sermonibus  aures  rigare ...  et  dicunt qui- 
dem  pristinis  se  renuntlare  et  poenitentiam  assu- 
munt"),  const.  apost  VII.  39  (p.  222),  vgl. 
Mayer  S.  48ff.;  Probst,  Katechese  8.  71.  76. 
(Auf  die  gedachte  Aufnahme,  insbesondere  die 
Handauflegung,  nicht  auf  die  Taufe  bezieht  sich 
auch  c  39  Elvira  t.  306:  ^Gentiles,  si  in  inflr- 
mitate  deaideraverint  sibi  manum  imponi,  si 
fuerit  eorum  ex  aliqua  parte  honesta  vita ,  pla^ 
cuit  eis  manum  imponi  et  fleri  ohristianos,  s. 
Hefele,  Conzil.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  172.) 

Im  Uebrigen  gehen  die  Ansichten  über  den 
Katechumenat  auseinander.  Eine  Anzahl  Schrift- 
steller, z.  B.  Höfling  1,149;  Zezschwitzl, 
108;  Hefele  1.  Aufl.  1,  402  und  die  von  diesen 
citirten  älteren  nehmen  Jedenfalls  für  das  4.  Jahr- 
hundert 3  Terschiedene  Stufen  im  Katechume- 
nate  an  (eine  andere  Ansicht ,  welche  sogar  vier 
solcher  scheidet,  s.  darüber  Funk  in  d.  Tü- 
binger theol.  Quartalschrift  Jahrgang  65  t.  1883 
S.  41,  kann  auf  sich  beruhen  bleiben)  und  thei- 
len  demnach  die  Katechumenen  in  3  Klassen :  1. 
die  dxpo(6|jLeNot ,  audientes^  ehriitiani,  mit  dem 
fiechte  und  der  Pflicht,  dem  homiletischen  Theile 
des  Gottesdienstes  beizuwohnen,  2.  die  y^u 
xXtvovxe«,  6ix<5fievoi,  ÖTroittTtrovre«,  genufleden" 
te$,  caUehumeni  im  eig.  Sinne,  mit  dem  Rechte, 
auch  dem  an  den  erwähnten  Theil  des  Gottes- 
dienstes sich  anschliessenden  Gebete  für  die  Ka- 
techumenen anzuwohnen  (const.  apost  VIII.  6. 6. 
p.  239)  und  dieses  im  Geiste  mitzubeten ,  3.  die 
^QDTiCofievoi,  eompetentet  i  tUeii^  die  Taufkandi- 
daten,  welche  in  ilkrer  Ausbildung  und  Erziehung 
so  weit  vorgeschritten  sind ,  dass  sie  unmittelbar 
zum  Empfange  der  Taufe  vorbereitet  werden 
können.  Andere  dagegen  scheiden  nur  zwei  Klas- 
sen, z.B.  Mayer  S.  47  ff.;    Probst,   Lehre 


S.  108  ff.  151  ff.,  indem  sie  die  audientes  und 
genuflectentes  als  eine  Klasse  auffassen.  End- 
lich ist  neuerdings  jede  Klassenelntheilung  im 
Katechumenate  von  Funk  a.  a.  0.  S.  41  ff«, 
welcher  die  Photizomenen  oder  oompetentes 
nicht  mehr  zu  den  Katechumenen  zahlt,  ver- 
worfen worden. 

In  der  That  ruhen  die  bisherigen  Eintheilungen 
der  Katechumenen  auf  durchaus  unzulänglichen 
Fundamenten.    Die  Dreitheilung  soll  zunächst 
hervorgehen  aus  o.  7  Constantln.  I.  v.  381,  rich- 
tiger einem  Kanon  d.  Konstantinop.  Synode  v.3d!2, 
und  dem  damit  Übereinstimmenden  c.  95.  Trullan . 
V.   692 :   ....  itdvra;  tou«  dw*  9.\rz^  ^^ovrac 
itpo^Ttdeodai  TiQ  öpf  oSoS(a  d>(  ^^EXXtjvgi^  Se^6u.e&a 
xal     T^v     itp(6Tijv    if)|jiepov     itoioupLcv    aoroOc 
XpiOTiovoü«,T^v8i  SeuT^pav  x(ZT7]^ou(jivouc»  elTa 
T^v  Tp(TT)-v  iSopx(Cop^  aijTo5c  (lerd  toü  Ijjicpuodv 
tp(TOv  elc  TÖ  icpö^oiTOv  «al  eU  Td  d>Ta  aoritry* 
.  xal  oÖTOJC  xa-njxoüF*^  airo^c  xal  itotoO{Uv  06x06« 
^povttcw  el;  T^v  IxxXTjata-v  xal  oxpoaa^at  twv 
Ypa«pÄv  xal  töts  «ötoö«  PaTCrlCofASv.    Es  Ist  nn»- 
moglichmitH5flingl,149und  Zezsohwitz 
1,  116  hierin  die  3  Klassen  der  Katechumenen 
bezeichnet  zu  finden,  denn  dann  müsste  Jede 
dieser  Stufen  von  diesen  in  einem  Tage  durch- 
laufen worden  sein,  und  ebenso  beweislos  ist  es, 
wenn  H  5  f  11  ng  1, 286  meint,  dass  „die  drei  ver- 
schiedenen Tage  zuverlässig '  drei  verschiedene 
Stadien  und  Zeiträume  des  zu  durchlaufenden 
Katechumenats  ( —  also  nicht  drei  Tage  — )  re- 
präsentiren^    Die  Stelle  sagt  deutlich ,  dass  die 
betreffenden  Personen  durch  den  an  ihnen  vor- 
genommenen Ritus  (oStoic)  zu  Katechumenen 
gemacht  werden,  handelt  also  von  dem  Annahme- 
Ritus  und  ergiebt  weiter,  dass  nach  längerer  Vor- 
bereitung während  des  Katechumenats,  innerhalb 
dessen  sie  keine  Klassen  erwähnt ,  die  Taufe  er- 
folgt. Ebenso  wenig  beweisend  IstcÖ.  Neocaesar. 
zw.  314  u.  326  (welchem  man  sogar  die  griechi- 
schen Bezeichnungen  für  die  beiden  ersten  Klas- 
sen entnommen  hat):   KptTnxo6jie^o; ,  idv  el«-^ 
6pv6fi€vo;  eU  t6  xupiaxiv  ev  xj  xaxrj^ofi.£va>^ 
ta^ti  orfjX'Q,  ouxoc  hk  ^dv^  dfAapxdvov,  i6.s  piev 
y6vu  xX(v(uv  dxpodafta  fi-^xcTe  d(Jiapxdvo>'^ '  ^d^ 
oe  xal   dxpO(6(i.ryoc   Ixi   dfxapxdv^,   d^tn^b^oo. 
Dieser  Kanou  handelt  gar  nicht  von  Stationen 
des  Katechumenats,  sondern  von  den  verschiede- 
neu Büsserklassen  und  verordnet :   „Wenn  ein 
Katechumene,  welcher  nach  seiner  Annahme  sei- 
tens der  Kirche  schon  in  der  Reihe  der  Kate- 
chumenen steht,  sündigt,  so  soll  er,  falls  er  be- 
reits in  die  Busastation  der  Kniebeugenden  (auch 
67coit(Trroyr£c,  s.  c.  4 —  9.  15.  Neocaes. ,  c.  12. 
Nicaen.  v.  325)  gestellt  ist,  in  die  Bussklasse  der 
dxpodbfjLevoi ,  audientes,  versetzt,  falls  er  aber 
auch  dann  wieder  sich  Sünden  zu  schulden  kom- 
men lässt,  ganz  ausgestossen  werden ,  wie  dies 
auch  c.  14.  Nicaen.  cit.  zeigt :  Ilepl  xftv  xaxrj^ou- 
filvoiN  xal  TtapaTOaövxmv  l5o6e  .  .  .  Aots  xpt&v 
^flav   a6xo5c  dxpowfi^Oü;  piivov,    jjiexd  xaOxa 
e&^eoftat  fxcxd  x&v  xarrj^oufA^orv,  s.  auch  Funk 
a.  a.  0.  S.  51  ff.   Dazu  kommt,  dass  die  von  den 
Katechumenen  handelnden  Stellen  der  Konzilien 
von  Ancyra  v.  314  (0.  12)  und   von  Elvira  v. 
306  (c.  4.20. 41. 42. 4ö;  68),  wie  die  der  Kirchen- 
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Kirche  an,  ab  ümea  wesenüich  Pflichten S  so  jor  Allem  die,  sich  den  kirchlichen 
Normen  und  den  Anordnimgen  d^r  kirchlichen  Oberen  zn  fügen,  oblagen 2,  da  ihr 
Recht  anf  Antheünahme  an  dem  homiletischen  (ersten)  TheU  des  Gottesdienstes 


Titel  Tmd  die  eonst  apost  YIII.  31  (p.  !269:  6 
fiiXXfliv  «orTYtio^ai,  Tp(a  fn)  xatijyeCodai)  eben- 
sowenig Teisckiedene  Stafen  des  Katechumenats 
snrihnen,  geschweige  denn  Irgend  eine  Be- 
stimmiug  über  die  Daner  des  Verbleibens  in  den 
dozelnen fassen  trefTen,  s.  Fn nk  a.  a.  0.  S.57  ff. 
Berechtigt  ist  dagegen  die  Soheidnng  der 
fonCöpcvoi  (Tanfkandidaten)  Ton  den  Katecbu- 
menen,  aber  die  ersteren  bilden  nicht  eine  Klasse 
der  letiteren,  sondern  sie  scheiden  mit  dem  Ein- 
tritt in  diese  Stellung  ans  der  Reihe,  der  Kate- 
elmmenen  ans.  Wenn  der  Katechnmene  die 
Torgetehriebene  Zeit,  welche  gewöhnlich  3, 
weh  wohl  nur  2  Jahre  betmg,  aber  abgekürzt 
werden  konnte,  oonstit.  apost.  YIII.  31,  EMra 
c.  4^,  Pr  0  b  ■  t ,  Lehre  S.  135  (c.  2.  Nicaen.  cit. 
verlangt  nnr  eine  längere  Zeit),  den  erforderlichen 
ÜDterrieht  empfangen  nnd  sich  bewahrt  hatte,  so 
wurde  er  aof  seine  Anmeldung  (nomen  dare)  eine 
bestimmte  Zeit  vor  dem  regelmässigen  Tanfter- 
min  (Tgl.  unten  Nr.  III  des  Textes),  d.  h. 
(ktam  (40,  auch  30  Tage  vorher,  nach  c.  45 
Laodic.  sw.  343  u.  381 ,  aber  nicht  mehr  nach 
der  zweiten  Fastenwoche)  unter  die  Taufkandi- 
diteD  aufgenommen ,  indem  er  dem  Teufel  zu 
entsagen  hatte  und  unter  Handauflegung  seitens 
dei  Bischofs  ezorcisirt  wurde,  TertuUian  de 
eolonac  3:  ^ut  a  baptismate  ingrediar,  aquam 
idituri ,  ibidem ,  sed  et  aliquante  prius  in 
eccleaia  sub  antistitis  manu  contestamur,  nos  re- 
mmtiare  diabolo  et  pompae  et  angelis  eins", 
Mayer  S.  74;  Probst,  Lehre  S.  169  und  Ka- 
teehese  S.  83  ff.  Während  dieser  Zeit  erhielten  die 
Taofkandidaten  von  einemPresbyter  oder  auch  von 
dem  Bisehofe  einen  speciell  auf  die  Vorbereitung 
iQiTtufe  und  die  sich  daran  anschliessende  Eucha- 
dstie  berechneten  üpterricht,  insbesondere  wur- 
den ihnen  die  bei  der  Taufe  zu  sprechenden  For- 
meln der  Abrenuntiation  und  des  Glaubens- 
bekenntnisses, das  Vaterunser  und  andere  christ- 
liche Lehrstücke  (nach  einer  vielfach  verbreiteten 
Ansicht  alles  dasjenige ,  was  mit  Rücksicht  auf 
die  angeblich  seit  dem  2.  Jahrhundert  entwickelte 
besondere  Arkandisciplin,  s.  Zezschwitz, 
Katechetik  1,  154  ff.  und  in  H  erz  o  g ,  Real-En- 
cyklopädie  1,  637;  Wandin ger  in  Wetzer  u. 
Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  1,  1234,  vor 
den  Uneingeweihten,  also  auch  den  Katechu- 
menen,  geheim  gehalten  wurde)  mitgetheilt, 
Mayer  S.  294  ff.;  Probst,  Lehre  S.  172  ff.; 
femer  hatten  sie  sich  während  dieser  Zeit  einer 
Beike  Ton  Bussübungen  (Gebeten,  Fasten,  Knie- 
1)eagnngen  und  Nachtwachen)  zu  unterziehen, 
Mayer  S.  78.  99.  Die  zeitgenössischen  Schrift- 
steller rechnen  die  Taufkandidaten  nicht  zu  den 
Eatechumenen.  CyriU  v.  Jerusalem  nennt  sie 
in  seinen  f&r  sie  u.  348  gehaltenen  Katechesen, 
«t,  V.  c.  1 :  dnh  TOü  xanj^oupivoiv  tbl^fiaTo? 
tk  Tov  TttOT&v  (ieTaTi^fiivoic ;  cat.  VI.  c.  29 : 
Tsüra  Td  |jLoaT/)pta  d  vQv  ifj  ^xxXtjaCa  hir^tlxai 
QQi  v^  h.  «onj^oufiivav  (AsraßaXXofjtivcp  ,  oOx 
f«tv  (^  id^txoTc  SiTj^cTqdat.    Oi  y^P  ^^t*M> 


tA  itepl  üatp^c  xal  Ttoü  xal  d^Cou  üve^fMiToc 
(tt)Yo6fi.e^a  (tuoT/)pta;  Augustin  de  flde  et  ope- 
ribus  c.  6.  n.  9 :  „Quid  autem  aliud  agit  totom 
tempus  quo  catechumenomm  locum  et  nomen  te- 
nent,  nisi  ut  audiant,  quae  fides  et  qualis  vita 
esse  debeat  Ghristiani,  ut  cum  se  ipsos  pro- 
baverint,  tunc  de  mensa  domini  manducent 
et  de  oalice  bibant?  . . .  Quod  autem  Kit  per  omne 
tempus ,  quo  in  ecclesia  salubriter  constitutum 
est,  ut  ad  nomen  Christi  accedentes  cateohu- 
menorum  gradus  excipiat,  hoc  fit  multo  di- 
ligentius  et  instantius  bis  diebus  quibus  co mp  e'- 
t  e  n  t  e  s  vocantur,cum  ad  pereiplendum  baptismum 
nomina  sua  jam  dederunt^,  vgl.  auch  die  schon  der 
Zeit  des  Verfalles  des  Institutes,  dem  6.  Jahrb., 
angehörende  ep.  11.  Ferrandi  Garth.  ad  Fulgent. 
episc.  c.  2,  Migne,  patr.  65,  378:  ,^ic .  .  . 
sacramentis  ecdesiasticis  imbuendus  ad  eccle- 
siam  traditur,  flt  de  more  catechumenus ,  post 
aliquantum  nihilominus  temporis  propinquante 
solemnitate  paschali  inter  com  potent  es  offer- 
tur,  scribitur,  eruditur^  (e.  ferner  die  zu  Anfang 
der  Anm.  mitgetheilte  Stelle  aus  Origines,  welche 
die  Taufkandidaten  noch  nicht  besonders  von 
den  Gläubigen  scheidet).  Diese  Auffassung  ent- 
spricht auch  der  Natur  der  Sache.  Zwischen  den 
Katechumenen  und  den  Taufkanditaten  waltet 
ein  Unterschied  wesentlichen  Charakters  ob.  Der 
Katechnmene  soll  sich  erst  f&r  Aufnahme  als 
Mitglied  der  christlichen  Gemeinschaft  bewähren. 
Der  Taufkandidat  dagegen  hat  sich  schon  be- 
währt und  wird  nur  noch  speciell  für  den  Auf- 
nahme-Akt, die  Taufe,  vorbereitet.  Er  steht 
daher  den  Gläubigen ,  den  vollberechtigten  Chri- 
sten, beinahe  gleich.  Obwohl  man  ihn  immer 
noch,  weil  er  noch  nicht  die  Mitgliedschaft  be- 
sitzt, von  diesen  zu  scheiden  berechtigt  ist,  kann 
man  ihn  begrifflich  nicht  mehr  mit  den  Kate- 
chumenen zusammenstellen  und  die  Taufkandi- 
daten als  eine  Klasse  derselben  bezeichnen,  viel- 
mehr bilden  sie  eine  besondere,  von  den  letzteren 
geschiedene  Uebergangs  -  Kategorie ,  welche  den 
vollberechtigten  Christen  naher  als  den  Katechu- 
menen steht. 

1  Probst,  B^atechese  S.  47. 

2  S.  die  in  d.  vor.  Anm.  S.  24  citirten  c.  Ö  Neo- 
caes.,  e.  14 Nicaen.;  c.4. 11.  68.  73Klvira,  welche 
für  sündigende  Katechumenen  die  Zeit  des  Ka- 
techumenats verlängern.  So  tadeln  auch  die 
Kirchenväter  vielfach  die  Sitte  der  Katechume- 
nen ,  um  sicher  Vergebung  der  Sünden  zu  er- 
langen oder  vorher  gar  leichter  sündigen  zu  kön- 
nen, den  Empfang  der  Taufe  bis  zum  Todten- 
bette  zu  verschieben,  c.  128  TChrysostom^), 
Dist.  IV  de  consecr. ;  Mayer  S.  49,  Probst, 
Katechese  S.  85,  indessen  haben  die  älteren 
Konzilien  keine  Rechtspflicht  statuirt,  die 
Taufe  nach  einer  bestimmten  Zeit  des  Katechu- 
menates  zu  nehmen ,  sondern  nur  einzelne  Nach- 
theile für  bestimmte  Fälle,  o.  1  (c.  12  Neo- 
caes.)  Dist  LVH,  s.  Hefele  1,249,  festgesetzt. 
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I.  Die  Hietarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  200. 


(einschliesslich  des  Grebetes  des  Bischofes  ftlr  die  Katechnmenen)  ^  wesentlich  ein 
Korrelat  ihrer  Pflicht,  sich  die  QaaÜfikation  fttr  die  Aufbahme  in  die  ohristliohe  Oe- 
meinschaft  zu  erwerben,  war. 

Die  Stellung  als  Taufkandidat,  in  welche  der  Katechnmene  nach  Zarttcklegang 
der  Yorbereitnngszeit  eintrat,  gewährte  diesem  zwar  ein  Recht  anf  die  Ertheilung  der 
Tanfe,  aber  damit  noch  nicht  die  Mitgliedschaft,  sondern  erst  ein  Anrecht  auf 
dieselbe^,  welches  der  Natur  der  Sache  nach  immer  noch  durch  schwere  sittUohe 
Vergehen  yerwirkt  werden  konnte. 

In  beiden  Fällen  handelte  es  sich  demnach  nur  um  gewisse  Pflichten  und  Rechte, 
welche  zu  der  in  Aussicht  genommenen  Mitgliedschaft  in  Beziehung  standen  ^ ,  wie 
sie  überall  vorkommen,  wo  die  Erwerbung  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemein- 
schaft durch  gewisse,  erst  in  einer  längeren  Zeit  darzuthuende  Qualifikationen  bedingt 
ist^.  Sie  haben  indessen  mit  dem  Verschwinden  des  Katechumenats- Institutes  in 
Folge  der  immer  mehr  sich  ausdehnenden  Christianirung  und  der  sich  allmählioh 
befestigenden  Sitte  der  Kindertaufe  ^  bei  der  späteren,  yerhältnissmäasig  kurzen  Vor- 


'  Wegen  des  letzteren  s.  ausser  der  Anm.  auf  S.24 
noch  c.  19  Laodic.  zw.  343  u.  381;  const.  apostol. 
yni.6;  c.  2  Lateransynode  V.  487,  Thiel  epist. 
rom.  pontif.  1,  263;  Mayer  S.  66;  Probst, 
Katechese  S.  46. 

2  S.  Anm.  auf  S.  24. 

9  Es  ist  deshalb  nicht  richtig,  wenn  Fried- 
berg,  Lehrb.  d.  K.  B.  2.  Anfl.  $.  92  n.  1  sagt, 
dass  in  der  alten  Kirche  auch  die  sich  anf  die 
Taufe  Vorbereitenden  als  QUeder  anerkannt  wer-» 
den  sind. 

*  So  heute  noch  hei  den  Orden  und  den  ordens- 
ihnlichen  Kongregationen. 

^  Schon  mit  dem  6.  Jahrhundert  ist  die  alte 
Katechumenatspraxis  in  Verfall  gerathen.  Wenn 
seit  dem  End^  des  4.  Jahrhunderts  von  den  ro- 
mischen Bischöfen  wiederholt  auf  Innehaltung 
der  alten  Taufzeiten  (Ostern  und  Pfingsten)  ge- 
drungen wird,  c.  11  (Siricius  v.  385),  .12.  13 
(Leo  I.  V.  447).  17.  18  (Gelasius  I.  a.  492— 
494)  Dist.  IV.  de  consecr.  ^  so  kann  dies  nur 
damit  zusammenhängen,  dass  die  regelmässige 
Zeitdauer  fQr  die  Vorhereitung  der  Katechnme- 
nen nicht  mehr  inne  gehalten  wurde.  Ja  Gre- 
gor L  ep.  23.  Vin.  ad  Faustin.  v.  598  (Jafftf 
II.  ed.  n.  1511)  erklärt  die  frühere  Zeit  des 
Photizomenats  von  40  Tagen  genügend  für  die 
Vorhereitung  von  Juden  in  Girgenti  auf  den 
Empfang  der  Taufe.  -*-  In  Gallien  lassen  zwar 
c.  18—20  Orange  I.  v.  441 ,  nach  welchen  den 
Katechnmenen  das  Evangelium  vorgelesen  wer- 
den soll,  andererseits  aher  ihnen  der  Eintritt  in 
die  Baptisterien  verhoten  und  ihre  Ausschlies- 
sung von  der  Segnung  der  Gläuhigen  angeordnet 
wird,  mindestens  noch  ein  Festhalten  an  der 
alten  Scheidung  zwischen  Katechnmenen  und 
Christen  erkennen  (c.  84.  85  Statut,  antiquae 
eccles.  aus  der  zweiten  Hälfte  des  saec.  V.  ergehen 
ehenfalls  nichts  sicheres),  dagegen  handeln  die 
Konzilien  des  6.  Jahrhunderts  im  Merovin- 
gischen  Reich  nicht  mehr  von  den  Katechn- 
menen (c.  18.  Autissiod.  585  od.  578  u.  e.  3 
Matiscon.  585  setzen  schon  voraus,  dass  nur  Kin- 


der zur  Taufe  gehraeht  werden).  Im  Sueven- 
reich  gedenkt  zwar  noch  o.  17  Braga  563  der 
Katechnmenen ,  indessen  zeigt  c.  1  Braga  II.  v. 
572,  C.55  Dist.  IV.  de  cons.,  schon  den  Verfall 
des  alten  Katechumenatsinstitutes,  wie  nament- 
lich 0.  49.  cap.  Martini  Bracar.  (Bruns  2,  53, 
nach  welchem  die  Mhere  Photizomenatszeit  als 
Vorhereitungszeit  für  die  Taufe  erscheint)  er- 
gieht.  Auch  im  spanischen  Westgothen- 
rei  ch  tritt  dieselhe  Erscheinung  hervor.  Wenn 
allerdings  c.  56  (c.  13.  Agde  506)  Dist.  IV.  cit. 
der  üehergahe  des  Symhols  acht  Tage  vor  Ostern 
an  die  eompetentes  erwähnt,  so  verlangt  c.  93. 
(1.  c.  c.  34)  ihid.  doch  nur  eine  Smonatliche 
Katechumenatszeit  für  die  Juden ,  und  c.  15. 
(c.  4.  Gerona  v.  517)  Dist.  cit.  üher  die  Inne- 
haltung der  altherkömmlichen  Taufzeiten  hewelst 
ehenfalls,  dass  man  die  Vorhereitungszeit  damals 
schon  heliehig  ahgekürzt  hat.  Dass  vollends  im 
7.  Jahrhundert  der  spanischen  Kirche  Jedes  Ver- 
ständniss  für  die  Bedeutung  des  alten  Katechu- 
menats ahgekommen  war,  kann  hei  der  Zwangs- 
hekehrung  der  Juden  unter  König  Sisihut  und 
der  Anordnung,  c.  5  (c  57  Toledo  IV.  v.  633) 
Dist  XLV ,  dass  so  gewaltsam  hekehrte  Juden 
Christen  hleihen  sollten,  nicht  zweifelhaft  sein. 
Was  endlich  das  karolingische  Reich  hetrifft,  so 
scheidet  allerdings  Hrahanus  Maums  de  instit. 
clerioor.  I.  26,  Migne,  patrol.  107,  313,  noch 
zwischen  den  Katechumenen  und  den  Kompe- 
tenten: „catechumenus  autem  dicitur  pro  eo 
qnod  adhuc  doctrinam  fldei  audit  necdum  hap- 
tismum  recepit . . .  Post  catechumenos  autem  se- 
cundus  gradus  est  competentium.  Gompe- 
tentes  autem  sunt  qui  jam  post  doctrinam  fldei, 
post  continentiam  vitae  ad  gratiam  Cbristi  perci- 
piendam  festinant".  Dass  es  sich  aher  dabei 
nicht  mehr  um  die  alte  Einrichtung  handelt,  zeigt 
das  folgende  c.  27  de  catechizandi  ordine.  In 
diesem  ist  von  einer  besonderen  Stufe  der  Kom- 
petenten nicht  mehr  die  Rede,  die  rituellen 
Handlungen ,  welche  nach  demselben  dazu  die- 
nen ,  ut  (der  Proselyt)  llat  cateehumenus,  sind 
auch  zugleich  diejenigen,  welche  in  älterer  Zeit 
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berettangueit  fltr  die  Taufe  am  so  mehr  jede  reale  Bedeutung  verloren  ^  als  gleich- 
idtig  aueh  die  Femhaitang  der  betreffenden  Personen  von  gewissen  Theilen  des 
Gottesdienstes  aufhOrte.  Wenn  seit  jener  Zeit  seitens  der  Kirche  keine  Versuehe  zur 
VHederherstellung  der  alten  Eatechomenatspraxis  gemacht  worden  sind^,  man  sich 
Tiefanehr  seitdem,  wie  auch  heute,  mit  der  Forderung  einer  vorgängigen  ausreichen- 
den Unterweisung  der  Taufkandidaten  ^  oder^  wie  sie  seit  jener  Zeit  immer  noch  be- 
leiehnet  werden,  der  Katechumenen^,  begnügt  hat,  so  besteht  das  Recht  derselben, 
welches  sie  yon  den  sonstigen  nicht  zur  katholischen  Kirche  gehörigen  Personen 
unterscheidet,  lediglich  darin ,  dass  sie,  während  diese  letzteren /  wenn  die  Earche 
woUte,  von  dem  Betreten  der  Qotteshfluser  bei  dem  Gottesdienste  ausgeschlossen 
Verden  könnten,  ihrerseits  soweit  dies  ftlr  ihre  Vorbereitung  erforderlich  ist,  ^u  den 
gottesdienstlichen  Versammlungen  zugelassen  werden  mflssen. 

n.  Erfordernisse  der  gültigen  Taufe.  Da  die  Taufe  als  Sakrament 
die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  gewährt,  so  haben  diejenigen  Erfordernisse,  welche 
^e  Gültigkeit  des  Sakramentes  bedingen,  zugleich  rechtliche  Bedeutung.  Denn  man- 
gels derselbe,  d.  h.  bei  nichtiger  Spendung  des  Sakramentes,,  wird  ebensowenig  wie 
£e  sakramentale,  auch  die  damit  verbundene  rechtliche  Wirkung,  die  IGtgüedschaft 
in  der  Kirche,  herbeigeführt.  Als  wesentliche  Voraussetzungen  kommen  folgende  in 
Betracht: 

1.  Ein  befähigter  Spender,  mimaier  sacramenü.  Die  Befähigung  zur 
Ertheilung  der  Taufe  konmit  jedem  Laien,  nicht  nur  Männern,  sondern  auch  Frauen  4, 


foT  die  Brlangmig^  des  Photizomenats  bestimmt 
wiren,  und  an  diese  schllesst  sich  dann  (s.  c.  28 
de  tinetloDe  baptlsmi)  die  Taufe  an.  Es  tritt  hier 
schon  die  Vereinigung  der  litnrgiBchen  Akte  des 
Katediamenats,  des  Photizomenats  und  der  Taufe, 
«.  Höfling  i,  ÖÖl,  hervor.  (Stücke  aus  der  oi- 
tirten  Schrift  von  Raban  auch  in  c.  54.  61.  63. 
64.  66.  68.  70.  8a  91.  Bist  IV.  de  oons.) 

1  Ein  Bedfirfnlss  dazu  hatte  sich  allerdings 
nar  da  eigeben  können ,  wo  in  Folge  der  Berüh- 
ning  der  efaristUchen  Reiche  mit  heidnischen 
Völkersohaften  erheblichere  Zahlen  erwachsener 
Pneelyten  fttr  den  Empfang  der  Taufe  in  Frage 
hmea.  Aber  die  mittelalterliche  Mission  ging 
Hind  in  Hand  mit  der  Eroberung  heidnischer 
Gebiete,  und  trug  daher  vielfach  den  Charakter 
der  gewaltsamen  Bekehrung  an  sich,  s.  z.  B. 
Guoli  M.  capit.  de  partibus  Sazoniae  c.  8  (775 
-790,  Bor  et  ins  1,  69):  „Si  quls  deinceps  in 
gente  Saxonorum  inter  eos  latens  nou  baptlzatns 
te  abicondere  voluerlt  et  ad  baptismum  venire 
eontempseilt  pa^nusque  permanere  voluerit, 
motte  moiiatur",  und  wo  eine  solche  audh  nicht 
suttfand,  Uess  man  blos  eine  einfache  Belehrang 
Torbergehen.  8.  unten  Anm.  3.  üebrigens  ist 
Vieh  im  vorigen  Jahrhundet  (1724)  durch  die 
Kniie  die  Einführung  von  Graden  des  Katechu- 
menats  für  die  Missionsgebiete  abgelehnt  wor- 
den, Gollectanea  constit.  ...  ad  usum  operarior. 
>p.  soc  missionum.   Paris  1880.  p.,  155  n.  255. 

2  Conc.  Tildent.  Sess.  VI.  c.  6 ;  catechism. 
BoDian.  P.  II.  c.  11.  qu.  29.  n.  3;  vgl.  auch 
Coost.  Bened.  XIV  :  Postremo  mense  v.  28.  Fe- 


bruar 1747  g.  41,  ejusd.  bull.  2,  100;  Oongr. 
prop.  V.  1841 :  „tempus  ac  curriculum  catechu- 
menorum  determinare  pro  singulis  easibus  pru- 
dentiae  ac  pietati  Vioarii  apostolid  pro  tempore 
relinqultnr^,  s.  Gollectanea  cit.  p.  1^,  vgl.  auch 
p.  141.  142  ibid. 

3  Monum.  Alculnlan.  ed.  Jaf  f  <^  n.  68  p.  316 
(Paulinus  Aqult.  patriarcha  in  colleglo  eplscopor. 
a  Pippino  rege  convocato  de  ratlone  qua  Hunl 
baptlzandi  sunt ,  disserit  a.  796)  :  „Denique ,  si 
Visum  fuerit  sacerdoti  et  non  aliter  vis  exigat, 
per  II.  vel  in.  aut  amplius  mlnusve  ebdomadas 
iuxta  detlnito  numero  non  protrahere  catechu- 
menum,  faciat  qualiter  illi  recte  paruerit.  Per 
YII  tarnen  lllos  dies ,  in  quibus  vespere  sabbati 
quae  in  prima  lucescit  sabbati ,  baptizandus  est, 
in  dicto  ieiunio  catacizetur  cotidle  audiens  un- 
guaturque  oleo  s.  et  in  vespere  . .  .  sabbati  sancti- 
flcetur  aqua  in  fönte  vel  in  tali  vase ,  ubi  in  no- 
mine s.  trinitatis  trina  mersio  fleri  possit.  Et 
postquam  se  professus  fuerit  credere  in  deum 
patrem  omnipotentem  et  in  Jesum  Christum 
fllium  eins,  dominum  nostrum,  et  in  spiritum  s. 
et  abrenuntiare  se  conflteatur  dlabolum  et  pom- 
pis  eins ,  mundum  et  pompis  eins ,  tunc  semel 
dicitur  a  sacerdote:  Et  ego  te  baptizo  in  n.  d.  p. 
et  f.  et  sp.  s.  Mox  levatus  tertia  de  unda  susci- 
piatur  ab  eo,  qui  ei  spiritalls  pater  est  electus^; 
s.  ferner  S.  26.  n.  5.  a.  E. 

4  Catechism.  Roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  18. 
n.3. 
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gleichviel  ob  sie  rechtglänbige  Christen  oder  Häretiker^  oder  nicht  getaoft  (z.  B. 
Jnden,  Heiden)  änd^,  zu. 

Die  rechtliche  Befagniss  dazu  besitzen  aber  nnr  die  Bischöfe ^  and  Priester^, 
jetzt  die  Pfarrer^,  d.  h.  diese  sind  berechtigt,  sie  ohne  andere  Yoranssetzangen 
als  dass  ihre  Zuständigkeit  durch  das  Domizil  der  Täuflinge^  oder  durch  das  Be- 
gehren derselben  bei  Aufenthalt  ausserhalb  des  Domizils^  begründet  ist,  zu  voll- 
ziehen, wogegen  der  Diakon  nur  dazu  befugt  ist,  wenn  er  einen  Auftrag  von  seinem 


^  Die  Befahigang  der  Ketzer  ist  noch  im 
3.  Jahrhandert  vemefnt  worden,  weil  der  h.  Geist 
ausserhalb  der  Kirche  nicht  -wirksam  sei  and 
demnach  ein  ihr  NichtangehSriger  die  Taufe  nicht 
gültig  au  erthellen  yeimöge,  Const.  apost.  VI. 
15  (p.  175)  und  daraus  c.  46  apost. ;  ferner  Ter- 
talllan  de  baptismo  c.  15;  Synoden  v.  Karthago 
zw.  218  u.  222,  V.  255  u.  266,  Gyprian.  ep.  71. 
73  (ed.  Hartel  p.  771.  778;  vgl.  Hefele  1, 
104.  107) ;  V.  Iconlum  zw.  230  u.  235,  Cyprian. 
ep.  75  c.  7  (p.  815),  vgl.  Höfling  1,  62; 
Hahn,  Lehre  v.  d.  Sakramenten  S.  233. 
Seitens  der  romischen  Kirohe  wurde  aber  schon 
damals  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten, 
Cyprian.  ep.74;Hefelel,117,  und  diese  Ist  seit 
dem  4.  Jahrhundert  die  herrschende  geworden, 
c.  40.  43.  108  (Augustin)  Dist.  IV  de  cons., 
c.  i09  (Arles  314.  o.  8)  ibid. ;  c.  8  (Nicaen.  325. 
c.  8.)  0. 1.  qu.  7,  8.  auch  c.  19  Nicaen.  in  c.  52 
0.  I.  qu  1  n.  Laod.  zw.  343  u.  381  o.  8^,  c.  96 
Truil.  V.  692 ;  ep.  Leon.  166  ad  Neon.  Ravenn., 
ed.  Baller.  1,- 1406;  c.  30  (Pelag.  L  568-660. 
Jafftf  n.  ed.  n.  980)  Dist.  IV.  cit.;  c.  17.  18 
Arelat  II.  v.  443  o.  462 ;  c.  5  Rothomag.  (u.  650 

0.  saec.  IX.  ?),  sowie  durch  Trid.  Sess.  VII.  de 
baptismo  c.  4.  dogmatisch  festgestellt.  Vgl.  des 
Weiteren  noch  uhter  Nr.  VI.  2. 

s  Die  üngetanften  galten  noeli  bis  zum  8.  Jahr- 
hundert als  unfähig.  Alle  diejenigen,  welche  die 
Ketzertaufe  nicht  als  gültig  anerkannten,  ver- 
warfen natürlich  auch  die  Taufe,  welche  ein 
Nichtchrist  ertheilt  hatte ,  s.  ferner  c.  13  (Gelas. 

1.  V.  494)  Dist.  XCIII ;  c  62  (Gregor.  IIL  a.  732) 
Dist  IV.  de  cons. ;  c.  59  (Confessionale  Ps.  £g- 
berti  saec  9.)  0. 1.  qu.  1.  n.  c.  23  (id.)  Dist.  IV 
cit ;  Bened.  Lev.  capit.  II.  94.  Dagegen  heisst 
es  schon  decret.  CJompend.  v.  757.  c.  12  (Boret. 
1,  38:  „Si  quis  baptizatus  est  a  presbytero  non 
baptizato  et  s.  trinitas  in  ipso  baptismo  invocata 
fuerit,  baptizatus  est,  slcut  Sergius  papa 
(687—701,  bekannt  ist  sonst  nichto  darüber) 
dlxit.  Impositione  tarnen  manuum  episcopi  in- 
diget" ;  Nikolaus  I.,  c.  24  (v.  866  ad  cons.  Bulg. 
c.  104)  Dist  IV.  cit.  bejaht  die  Gültigkeit  einer 
von  Juden  und  Heiden  ertheilten  Taufe,  und  seit 
Jener  Zeit  ist  diese  Ansicht  die  herrschende  ge- 
worden, 8.  c.  1.  Later.  IV.  v.  1215  in  c.  1  §.  4  X. 
de  summ.  trin.  1. 1 :  „sacramentum  vero  baptismi 
qnod  ad  dei  invocationem  et  Individnae  trinitatis, 
videlicet  Patris  et  Filii  et  Spiritus  sancti  conse- 
cratnr  in  aqua,  tam  parvulls  quam  adultis  in  forma 
ecclesiae  a  quocunqne  rite  eoUatnra  proflcit 
ad  salutem^;  Catechism.  Rom.  1.  c.  qu.  18.  n.  3. 
VgL  auch  unten  VI.  2. 

>  Seit  der  Entwicklung  des  Bischofsamtes  diese 
zunächst  in  ersterer  Linie,  Tertullian.  debaptism. 


.  0.  17 :  „Dandi  quldem  habet  ins  summus  sacer- 
dos,  qui  est  eplscopus :  dehlnc  presbiteri  et  dia- 
coni,  non  tamen  sine  episcopi  auctoritate  propter 
ecclesiae  honorem^;  Const.  apost.  HI.  11.  16. 
(p.  106.  HO);  0.  7  Hlspal.  II.  619 :  „neque  coram 
episcopo  lioere  presbyteris  in  baptisterium  in- 
troire  neque  praesente  antistite  infantem  tingere 
aut  signare^ ;  Vemens.  v.  755  c.  7.  (B  o  r  e  t.  1 ,  34) : 
„üt  publicum  baptisterium  in  uUa  parochia  esse 
nondebeat,  nisi  ibi  ubi  eplscopus  oonstituerit 
cuius  parrochia  est;  nisi  tan  tum  si  necessitas 
evenerit  pro  inflrmitate  aut  pro  neoessitate ,  illi 
presbyteri  quos  eplscopus  in  ipsa  parrochia  con- 
stituerit,  in  qualeoumque  loco  evenerit,  licentiam 
habeant  baptizandi,  ut  omnino  sine  baptismo  non 
moriautuT^.  c.  8:  „De  presbyteris.  Ut  omnes 
presbyteri  qui  in  parrochia  sunt  sub  potestate 
episcopi  esse  debeant  de  eorum  ordine  et  ut  nul- 
lus  Presbyter  non  praesumat  in  illa  parrochia  nee 
baptizare  nee  missas  celebrare  sine  iussione  epis- 
copi in  cuius  parrochia  est" ;  Gatech.  Boman.  1.  c. 
qu.  18.  n.  2.    S.  auch  die  folgenden  Noten. 

*  Sie  erhielten  das  Recht  zur  Vornahme  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  in  der  älteren  Kirche  die 
Taufe  nur  zu  gewissen  Festzeiten  und  in  der 
Bischofsstadt  ertheilt  wurde,  vom  Bischof  über- 
tragen, Const  apost  IIL  11  (p.l06),  s.  auch  vor. 
Aum. 

9  In  Folge  der  Ausbildung  der  Pfarreien  und 
des  besonderen  Amtes  des  Pfarrers,  sowie  in  Folge 
der  Veränderungen  in  der  Taufdisciplin  sind  diese 
sogar  die  regelmässigen  Spender  der  Taufe 
geworden,  Bd.  IL  S.  264.  if.  294.  Die  ErtheUung  der 
Taufe  gehört  Jetzt  zu  den  Jura  parochialia,  a.  a.  0. 
S.  294.  301,  und  wie  früher  der  Priester  dieselbe 
nicht  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  vornehmen 
durfte ,  so  sind  die  Vikare  und  Priester  in  der 
Pfarrei  heute  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Pfarrers 
(selbstverständlich  auch  mit  der  des  Bischofs 
oder  des  sonstigen  Ordinarius)  dazu  befugt,  Ri- 
tuale Romanum  t  IL  c  1  de  ministro  baptismi 
n.  12:  „Legitimus  quidem  minister  baptismi  est 
parochus  vel  alius  sacerdos  a  parocho  vel  ab  or- 
dinaiio  loci  delegatus^,  vgL  Deneubourg, 
tftude  oanonique  sur  les  vicaires  paroisslaux. 
Toumai  1871.  p.  23^  und  Bd.  IL  S.  298. 

6  Bd.*lLS.  43.  297. 

"^  A.  a.  0.  S.  301.  S.  auch  conc  Mogunt  v. 
850  0.  862.  c  16,  LL.  1, 415,  wonach  der  Priester 
das  ihm  aus  einer  anderen  Pfarrei  gebrachte 
kranke  Kind  ungesäumt  taufen  soll.  Sonst  bedarf 
es  der  Erlaubniss  des  zuständigen  PfarrerSj  s. 
auch  Ferraris  promptabibl.  canon.  s.  v.  bap- 
tismuB  art.  IV..  n.  18.  Im  Falle  der  Todesgefahr 
ist  aber  Jeder  Priester  befugt,  weil  es  auch  der 
Laie  ist  (s.  nachher). 
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Biaehof  oder  von  dem  ihm  Torgesetzten  Priester  (Pfarrer)  empfangen  hat,  ^  oder 
weim  ein  Fall  Torliegt,  in  welchem  auch  jeder  Laie  die  Taufe  zu  ertheilen  berech- 
tigt wäre  2. 

Laien  haben  die  Berechtigung  nur  im  Falle  der  Noth,  wenn  die  Taufe  wegen 
Todesgefahr  oder  aus  anderen  Orflnden  keinen  Aufschub  erleidet,  und  der  regel- 
mlssige  Spender  oder  ein  Priester  nicht  zur  Hand  ist  ^.  Doch  soll  in  diesen  F&llen 
wenn  möglich  einem  Kleriker  vor  dem  katholischen  Laien  und  dem  letzteren  vor 
einer  Frau*  der  .Vorzug  gegeben  werden*.  Häretiker,  Schismatiker  oder  Nicht- 
getaufte,  z.  B.  Juden,  dürfen  erst  dann  von  katholischen  Christen  angegangen  werden, 
wenn  es  an  der  Möglichkeit  fehlt,  die  Taufe  von  einem  Katholiken  vollziehen  zu 
lassen*.  Andererseits  soll  aber  auch  jeder  an  sich  Befähigte  im  Falle  der  Todes- 
gefahr eines  Kindes  die  Taufe  desselben  vornehmen  ^.  Freilich  ist  dies  nur  eine 
Ermahnung,  welche  die  kirchliche  Gesetzgebung  wiederholt  hat  ergehen  lassen,  aber 
keine  Bechtspficht,  namentlich  nicht  eine  solche,  deren  Brfllllung  etwa  durch  Straf- 
androhung gesichert  worden  wftre. 

Die  Taufe,  welche  von  einem  dazu  befthigten  Spender,  selbst  wenn  derselbe, 
fOi  den  gegebenen  Fall  keine  Befugniss  dazu  besessen  hat,  vollzogen  worden  ist,  ist 
immer  gültig,  insbesondere  gewährt  sie  die  Hitgliedschaft  in*der  Earche^. 

2.  Nur  einem  noch  nicht  getauften  Menschen*  kann  die  Taufe 
gültig  ertheilt  werden.  Bei  Erwachsenen  —  und  zu  diesen  werden  in  der 
hier  fraglichen  Beziehung  alle  diejenigen,  welche  die  Stufe  der  infantia  überschritten 
haben,  mithin  volle  sieben  Jahre  alt  sind  ^<^,  gerechnet  —  darf  sie  allein  mit  Einwilli- 


t  SlTira  c.  77:  „Sl  qnis  dlaconns  regens  ple- 
bem  sine  episcopo  vel  presbyteio  allqnos  bapü- 
uTerit,  epificopus  eoe  per  benedictionem  peificere 
debebit ;  quod  ti  ante  de  secülo  receMerint ,  sab 
ide  qua  qnis  eredidit ,  poterit  eise  justas^ ,  (wo 
Ton  einem  anf  das  Land  depntirten  Diakon  die 
Bede  ist,  und  dierTanfe  als  gültig  betrachtet  wird*); 
eonc.  Roman,  n.  402  c.  7,  Bruns  2,  278:  c.  13 
(Gelas.  I.  494)  Dist.  XCIII.  n,  c.  19.  %.  1.  (id.) 
Diit.  lY.  de  cons. ;  GatecMsm.  Toman.  1.  c.  qn. 
18.  n.  3. 

s  Also  in  Nothfillen  s.  die  beiden  letzten  Gi- 
täte  in  d.  tot.  Anm. ;  femer  anch  York  1196. 
e.  4,  Westminster  1200.  c.  3 ,  M  a n si  22 ,  663. 
715;  Ronen  1231 ,  c.  34  "nnd  Canterbnry  1236. 
c.  12,  Ibid^  23,  218.  420.* 

Was  die  Kleriker  mit  einem  niedrigeren  Weibe- 
grade  als  dem  des  Diakons  betrifft,  so  stehen  diese 
den  Laien  gleich.  Abgesehen  Yon  constit.  apostol. 
in.  11  cit.  (dXX*  o'Jte  toic  XoittoU  xXTjpixoTc 
iiEiTpiTto|irv  ßaicttCeWjoTov  dvaYvAoratc  ^  ^ahzati 
?l  'nxiXtDpoic  tj  &7CT)p^aic,  ^  fiövotc  iicioxoiroic  %a\ 
icpcoßuripOK,  ^mqpeToufx^cDv  abtöte  Td)v  (ta- 
x6Yav)  wird  ihrer  nicht  besonders  gedacht. 

^  Elvira  c.  38 :  „Loco  peregre  narigantes  ant 
8i  eeelesia  proxima  non  f aerit,  posse  fldelem,  qnl 
lavacnim  snmn  integmm  habet  nee  sit  bigamns, 
baptizare  in  necessitate  inflrmitatis  positum  cate- 
chmnenam,  ita  nt  si  superrixerit  ad  episcopom 
eum  perdncat,  nt  per  manns  impositionem  perflci 
po88it^.   S.  anch  Anm.  1. 

^  Diese  schliessen  noch  ans  const.  apost.  ni. 
9.(p.  105);  Tertnllian.  debaptismo  c.  17;  sta- 
tata  eecles.  antiqaa  c  100 :  ,^nlier  baptizare  non 


praesnmat",  was  wohl  auch  anf  den  Nothfall  zu 
beziehen  ist  fa.  M.  Phillips  Lehrb.  d.  K.  R. 
2.  Anfl.  S.  ^3.  n.  22) ,  anders  dagegen  o.  4. 
(ürban.  11. 1088—10991 C.  XXX.  qu.  3 ;  Catech. 
roman.  P.  II.  c.  2.  qn.  18. 

^  Rit  Roman,  tit.  II.  c  1.  de  ministro  bap- 
tUmi  n.  13. 

ö  c  14  Chalced.  v.  451 ;  Oongr.  s.  OfflcU  ▼. 
1671,  GoUectanea .  .  .  missionum  p.  121  n.  195. 
Dasselbe  gilt  von  einem  suspendlrten  und  inter- 
dioirten  Mester,  Oongr.  propag.  v.  1789,  ibid. 
n.  196  und  in  Betreff  des  letzteren  schon  decret, 
Vermer.  c  15  (768—768?,  B  o  r  e  1 1,  41) :  „Pres- 
biter  degradatus ,  certa  necessitate  cogente ,  pro 
periculo  mortis ,  si  alias  non  adest ,  potest  Infir- 
mnm  baptizare". 

^  Vgl.  z.  B.  die  Provinzlalsynoden  v.  Albano 
1703,  Avignon  1725  (colL  conc  Lac  1, 298. 521), 
sowie  diejenigen,  welche  die  Pfarrer  verpflichten, 
die  Parochianen ,  Insbesondere  die  Hebeammen, 
über  die  wesentlichen  Riten  der  Taufe  zu  unter- 
richten und  insbesondere  die  letzteren  anweisen, 
darauf  zu  halten,  dass  kein  Kind  unsetauft  stirbt, 
8.  z.  Sens,  Alx,  Toulouse  (alle  y.  1850),  Auch  y. 
1851  (1.  c.  4,  889.  988.  1052),  Wien  1858,  Cölii 
1860,  Prag  1860,  Colocza  1863,  Utrecht  1865 
(1.  c.  6,  161.  348.  488.  643).  S.  ferner  Rituale 
Roman,  t.  II.  c.  1.  de  baptiz.  parv.  n.  15. 

8  Gatech.  roman.  1.  c.  Vgl.  auch  unten  VI.  2. 

^  Gegen  das  Taufen  yon  Leichnamen  c.  4 
Hippo  393  (cod.  can.  eecles.   Afric.   c.  18). 

*o  Gongr.  conc  y.  1639,  Richter  Tridentinum 
p.  47.  n.  9 ;  Gongr.  propag.  y.  1703,  Qollectanea 
cit  p.  139.  n.  220;  Benedict  XIV.  const.  Post- 
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gang  der  betreffenden  Person  vorgenommen  werden  ^  indessen  ist  sie  Mangels  einer 
solchen  dennoch  gültig  nnd  wirksam,  wenn  der  Empfänger  derselben  nur  keinen 
positiven  Widerspruch  entgegengesetzt  hat  2. 

Ausser  an  Erwachsenen  kann  anch  die  Tanfe  anKindern^  vollzogen  werden. 
Die  Eindertaufe  ist  schon  ftlr  das  3.  Jahrhundert  als  feststehende  Uebong  in  der 
christlichen  Kirche  bezeugt^.  Offenbar  geht  aber  die  Sitte  bis  in  das  1.  Jahrhundert 
zurück,  nur  hatte  die  Kindertaufe  in  den  ersten  Jahrhunderten  als  Ausnahme  gegen- 
über der  Taufe  der  Erwachsenen  geringe  praktische  Bedeutung,  und  ist  wohl  za- 
nächst  blos  auf  besonderes  Verlangen  der  Eltern  gegeben  worden^.  Aber  schon  seit 
dem  3.  Jahrhundert  haben  die  Synoden  nfthere  Vorschriften  darüber  aufgestellt,  ob 
die  Taufein  allen  Fällen  gleich  nach  der  Oeburt  des  Kindes^  oder  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  herkömmlichen  Zeiten  der  feierlichen  Taufe  nur  ausnahms- 
weise bei  Lebensgefahr  des  Kindes  ertheilt  werden  dürfe  ^.  Die  StatthafÜgkeit  der 
Kindertaufe  selbst  zu  betonen,  lag  seitdem  nur  Veranlassung  vor ,  wenn  es  sich  um 
die  Abweisung  der  von  Zeit  zu  Zeit  hervorgetretenen  Bekämpfung  der  Zulässigkeit 
derselben  handelte.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  die  Kinder- 
taufe zum  Dogma  erhol>en  und  ihre  Verwerfung  als  Ketzerei  bezeichnet  s. 

Zulässig  und  gültig  ist  die  Taufe  allein,  wenn  sie  an  dem  neugeborenen  Kinde 
selbst  vollzogen  wird 9.  Die  Taufe  der  schwangeren  Frau  wirkt  nicht  für  das  Kind 
im  Mutterleibe  ^o.  Dass  das  Kind  vollständig  vom  Mutterleibe  getrennt  ist,  bildet  aber 


rem  nume  y.  2a  Febniu  1747.  $.  32,  eioBd. 
laiilUr,  2,  96. 

i  c.  32  Hippo  393  (cod.  can.  eccles.  Afric  c 
45);  c  7  (ArauBic.  y.  441)  C.  XXXVI,  qu.  6. 
Zwang  verMeten  speziell  gegen  die  Jaden  c  ö.  (c. 
57.  Tolet  TV,  v.  633)  Dist  XL V.  li.  c.  9  (Clem.  IIL) 
X.  de  ludaeis  V.  6.  Dasa  ein  solcher  aber  öfters  ge- 
übt ist,  darüber  s.  S.  26  Anm.  5  u.  S.27  Anm.  1. 

s  c  3.  (Innoc  UI.)  X.  de  baptismo  VI.  42  er- 
klart die  Tanfe  eines  Schlafenden  oder  Wahn- 
sinnigen für  gültig,  -wenn  er  sie  Tor  Eintritt  der 
Willensnnfahigkelt  verlangt  hat,  für  nichtig, 
wenn  er  vorher  widersprochen  hat.  Daraus  folgt, 
dass  falls  die  betreffende  Person  vorher  ihren 
Willen  gar  nicht  kundgegeben  hat,  die  Taufe 
ihre  Wirkung  äussert.  Femer  ist  sie  ^ach  c  cit 
bei  Anwendung  von  vis  compulsiva  gleichfalls 
gültig,  nur  die  YoUziehung  an  einem  Wider- 
strebenden durch  physischen  Zwang  begründet 
Nichtigkeit,  s.  auch  Bd.  I.  S.  110.  Ton  einer  Be- 
seitigung der  Wirkungen  einer  in  den  erwähnten 
Fallen  zwar  ohne  Willen  der  betreffenden  Per- 
son, aber  gültig  ortheüten  Taufe  kann  vom  Stand- 
punkte der  katholischen  Kirche  keine  Rede  sein, 
da  sich  diese  als  die  allein  berechtigte  kirchliche 
und  religiöse  Gemeinschaft  betrachtet  und  einen 
Austritt  nicht  zulasst.  Der  Getaufte  bleibt  also 
rechtlich  trotz  seines  etwaigen  Widerstrebens 
Christ  und  hat  alle  Pflichten  eines  Mitgliedes  der 
katholischen  Kirche. 

Einem  Wahnsinnigen  darf  die  Taufe  nur  in 
lichten  Augenblicken  auf  VerlangeUf  oder  falls 
^  sie  vor  Eintritt  seiner  Geisteskrankheit  be- 
gehrt hat,  ertheilt  werden ,  Rituale  Roman,  t  II. 
c  3.  n.  i%  13.  fc  7.  S.  3.  C.  XXVI.  qu.  6,  d.  h. 
c.  13.  Arausic  44i  :  „Amentibus  quaecunque  pie- 
tatis  sunt  Tbnferenda''  will  offenbar  nur  die  Statt- 


haftigkeit auflspxeehen).  Eine  dieser  Vortchrift 
zuwider  ertheilte  Taufe  würde  aber  immer  gültig 
sein,  s.  Absatz- 1. 

Diejenigen,  welche  von  Geburt  an  geisteskrank 
gewesen  oder  es  vor  Erreichung  des  zurechnungs- 
fähigen Alters  geworden  sind,  werden  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  rechtlich  den  Kindern  gleich 
behandelt,  Rituale  Roman.  L  c  n.  11 ;  Gongreg. 
ofÄc  V.  1770  in  CoUeoUnea  cit.  p.  136.  n.  218. 

3  Höfling  1,  98  fll:  Walch,  historia  pae- 
dobaptismi  IV.  prior,  saec  Jena  1739;  Gull. 
Wall,  historia  baptismi  infantum,  ex  angL  lat 
vertit.  ...  Jo.  Lud.  Schlosser^  2  Tom. 
Brem.  1748  ff. ;  Richter,  die  Kindertaufe,  ihr 
Wesen  und  ihr  Recht  in  den  Theolog.  Studien 
u.  Kritiken.  Jahrgang  1861.  S.  219  ff. 

^  Auf  der  karthagischen  Synode  v.  252  ist  nur 
darüber  gestritten  worden ,  ob  die  Kinder  gleich 
nach  der  Geburt  oder  erst  8  Tage  nachher  getauft 
werden  dürften,  die  Kindertaufe  selbst  ist  gar 
nicht  mehr  in  Frage  gestellt  worden ,  Gyprian. 
ep.  64.  adFid.,ed.  Hartel  p.  718;  Hefele, 
Conc  Gesch.  1,  115.  Ueber  die  Aeusserung 
von  TertuUian  de  baptismo  c  18,  welche  nicht 
entgegensteht,  s.  Höflingl,109. 

»  Höfling  1,  104 ff. 

6  Das  bestimmen  Carthago  v.  252  (s.  Anm.  4) 
und  418  c.  2  (cod.  can.  eccl.  Afric.  c  32). 

^  So  Gerona  517.  c.  5;  Auxerre  585  (0.  578) 
c.  18;  Macon585c.  3;  Paris 829  1.7,  Mansi 
14,  641. 

s  Sess.  V.  decr.  de  peccato  orig.  c.  4;  Sess. 
VII.  de  baptismo  c  12.  13. 

9  Rituale  Rom.  t  II.  d  1.  n.  16. 

10  0.  116  (c  6  Neocaes.  zw.  314  u.  325)  114 
(August)  115.  (Isidor.)  Dist  lY.  de  cons.,  s. 
auch  vor.  Anm. 
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keine  nodiwendige  Yöraiissetziuig,  vielmehr  wird  die  Taufe  —  nnd  das  kann  bei 
Lebensgefahr  geschehen  —  schon  gflltig  an  dem  Kinde  während  des  Aktes  der  Oe- 
bait  Tollaogen,  wenn  nnr  der  Kopf  desselben  soweit  frei  geworden  ist,  dass  er  mit 
dem  Tanfwaaser  benetzt  werden  kann  K 

3.  Zur  Voilziehnng  der  Taufe  ist  ^  Materie  (genauer  als  matena  remota) 
eiforderlieh  natftrliches  Wasser^;  gleiehgültig,  ob  Quell-,  Brunnen-,  See-  oder 
E^nwasser,  ob  kalt  oder  warm  ^,  Dass  dasselbe  benedioirt  ist,  wird  zur  Gültigkeit 
der  Taufe  nicht  erfordert,  jedoch  soll  derartiges  Wasser  gebraucht  werden,  falls  die 
Taufe  nach  dem  Ritual,  also  nicht  in  Nothfilllen,  ertheilt  wird^.  Eine  Taufe  mit  an- 
deren Fltlasigkeiten,  Speichel ^  Wein«,  Bier,  Milch  ist  dagegen  nichtig. 


1  Insoweit  hemcht  in  den  Meranf  bezüglichen, 
sdt  dem  MittelalteT  streitigen  Fragen,  s.  darüber 
Benedict  XIY  de  synodo  dioec  YII,  5;  Moy 
in  Areb.  t  kath.  K.  R.  14.  S.  44  ff. ,  wenigstens 
Uebeieinstimmnng.  Dafür  die  Synode  v.  Trier 
1310.  e.  114;  Hansi  25,  279,  die  Synod.  Stat. 
▼.  Rhodez  1289.  c  6,  Martine,  thes.  anecdot. 
4,  686,  das  Rituale  roman.  L  c  n.  16;  Bene- 
dict XIY.  1.  c  n.  7.  Streitig  war  dagegen,  ob, 
fills  das  Kind  überhaupt  theilweise  ans  dem 
Matterleibe  herausgekommen  sei,  die  Taufe  auch 
tn  einem  anderen  Gliede ,  Hand ,  Fuss  u.  s.  w. 
Tollzogen  werden  dürfe,  dafür  z.B.  Bezieis  1342. 
(.  10,  Martdne  L  c.  p.  644,  dagegen  Trier  und 
Rhodez.  Das  Rituale  rom.  L  c  lässt  die  Taufe 
ZQ  und  schreibt  Wiederholung  in  bedingter  Form 
\t,  unten  YI.  3),  wenn  das  Kind  am  Leben  bleibt, 
TOT,  gewährt  indessen  im  umgekehrten  Falle  dem 
Kinde  das  Begrabniss  in  geweihter  Eide. 

Weiter  ist  es  streitig ,  ob  eine  Taufe  an  dem 
überhaupt  noch  mit  keinem  Theile  seines 
K5rpen  aas  dem  Motterlelbe  herausgekom- 
menen Kinde  vorgenommen  werden  kann.  Hier 
wild  die  Taufe  in  bedingter  Form  und  spätere 
Wiederholung  in  derselben  Form  angerathen, 
Bened.  ^&IW.  L  e.  n.2--6;  Arch.  t  kath.  K.  R. 
14,  4& 

Im  übrigen  vgL  noch  Rituale  Roman.  1.  c  n. 
18 :  gln  m  o  n  s  tr  i  s  Tero  baptizandis,  si  casus  eve- 
nitt,  magna  eautio  adhibenda  est,  de  quo  si  opus 
foerit,  Ordinarius  loci  vel  alii  peiiti  consulantur, 
niii  mortis  periculum  immineat'^  19 :  „Monstrum, 
qvod  humanam  speciem  non  prae  se  ferat,  bapti- 
zari  non  debet;  de  quo  si  dubium  fuerit ,  bapti- 
zetar  sub  hac  conditione :  8i  tu  es  homOj  cgo  te 
haptiio  etc.  lUud  vero,  de  quo  dubium  est  una 
neautplures sint p e rso na e ,  non baptizetur, 
donec  id  discematur :  discerni  autem  potest ,  si 
habent  unum  Tel  plma  capita ,  unum  vel  plura 
pectoia;  tune  enün  totidem  erunt  corda  et  animae 
bominesqiie  distincti  et  eo  casu  singuli  seorsum 
Biut  baptizandlf  unicuique  dicendo :  Ego  te  bap- 
tizo  etc.  Si  vero  periculum  mortis  immineat, 
tempasque  non  suppetat,  ut  singuU  separatim 
btptizentur,  poterit  minister  singulorum  capitibus 
aqnam  infondens  omnes  slmul  baptlzare  dicendo : 
Ego  TOS  baptizo  in  nomine  . . .  Quam  tarnen  for- 
main  in  üs  solum  et  in  aliis  similibus  mortis  pe- 
rieolii,  ad  plnres  simul  baptlzandos  et  ubl  tem- 
pusnon  patitur,  ut  singuli  separatim  baptizen- 
tat,  alias  numquam  licet  adhibere^  21 :  „Quando 
Tero  non  est  certum  in  monstris  esse  duas  per- 


sonas,  ut  qula  duo  capita  et  dua  pectora  non 
habet  dlstincta,^  tunc  debet  prlmum  unus  abso- 
lute baptlzari,  et  pbstea  alter  sub  condioione,  hoc 
modo:  8i  non  e«  haptisatui,  ego  te  haptixo  in 
nomine^  . . .  Wegen  der  Taufe  eines  unreif  zur 
Welt  gekommenen  F5tu8 ,  welcher  zweifelhafte 
Zeichen  von  Leben  giebt,  s.  Hieron.  Floren- 
tini us ,  disputatio  de  ministrando  baptismo  hu- 
manis  foetibus  abortlvorum,  Lugd.  16ö8,  wieder 
abgedruckt  Analect  jur.  pontif.  1863.  p.  1280 ff., 
u.  Arch.  t  k.  K.  R.  14,  61. 

2  a  5.  (Innocia)  X.  h.  t.  HI.  42;  Trld.  Sess. 
Vn.  de  baptismo  c  2 ;  Gatechism.  roman.  P.  IL 
c.  2.  qu.  6.  Aber  immer  muss  die  Flüssigkeit 
noch  Wasser,  also  nicht  mit  anderen  Substanzen 
so  stark  versetzt  sein^  dass  sie  den  Charakter  des 
Wassers  yeiloren  hat. 

3  Rituale  Roman,  t  H.  c.  1.  de  materia  bapt. 
n.  3—7. 

*  Die  Vorstellung  von  der  .  NothwendlgkeiJ 
einer  Heiligung  des  Taufwassers  findet  sich  schon 
bei  TertulUan  de  bapt.  c  4 ,  vgl.  femer  c.  71 
(Pseudo-Ambros.)  72  (August)  78  (id.)  Dist  IV 
decous.  S.  Höfling  1,  473  ff.;  Mayer  S.  173. 
Nach  dem  Rituale  roman.  l.  c  n.  4.  soll  dazu  am 
Oster- oder  Pflngst-Sonnabend  benedicirtes,  mit 
Katechumenen-Oel  und  Obrisma  untermischtes 
Wasser,  welches  für  den  Gebrauch  aufzuheben  ist, 
verwendet  werden  (den  Ritus  weist  das  Missale 
Romanum  unter :  Sabbato  sancto  auf ,  s.  auch 
unter :  Sabbato  in  vigilla  Pentecostes).  Erman- 
gelt es  daran ,  so  ist  von  dem  Pfarrer  das  erfor- 
derliche Wasser  neu  zu  benedlciren ,  Rituale  1. 
c  n.  6,  vgl.  auch  ibid.  c.  7. 

Gewohnliches  Weihwasser  soll  nicht  genom- 
men werden ,  vielmehr  wenn  es  an  benedlcirtem 
Taufwasser  fehlt,  blosses  natürliches  Wasser, 
CollecUnea  cit  n.  177.  179. 

8  Ausdrücklich  verworfen  in  c.  5.  X.  HL  42.  cit 

^  In  den  responsa  quae  dominus  papa  Stepha- 
nns II.  (HL  752—757)  in  Carlaco  vllla  Brlttaniaco 
monasterlo  ad  interrogata  dedlt,  Mansi  12,  558 
Tflrd  erklärt (c.  11),  dass  derjenige,  welcher  in 
Ermangelung  von  Wasser  ein  todtkrankes  Kind 
mit  Wein  tauft,  nicht  gestraft  werden  soll  „et  in- 
fantes  sie  permaneant  in  ipso  baptismo",  also  die 
Taufe  mit  Wein  als  gültig  betrachtet.  Die  Echt- 
heit des  Schriftstückes  Tflrd  an  sich  nicht  be- 
zweifelt, 0 eisner,  Jahrbücher  des  fiänk. 
Reichs  unter  Konig  Plpln  S.  149,  Jaf  frf  reg.  H. 
ed.  n.  2315;  Martens,  römische  Frage  S.  38, 
jedoch  halten  einige ,  z.B.  Mansi  die  Worte:  et 
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I.  Die  Hidrareliie  und'die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.  200. 


Mit  dem  Wasser  ist  die  Taufe  an  dem  T&ufling  durch  s.  g.  abluHo  —  diese  bildet 
die  maieria  proxima  —  zu  vollziehen.  Die  ahluHo  kann  bestehen  entweder  in  einer 
immersio,  Untertauchen  des  T&uflings  oder  wenigstens  des  Hauptes  desselben  ^,  oder 
in  einer  inßuio,  effusio^^  Begiessung  des  Täuflings,  namentlich  seines  Kopfes ,  oder 
endlich  auch  in  einer  aspersto^,  Besprengung  oder  Benetzung  ^,  jedoch  ist  es  er- 
forderlich, dass  in  jedem  Falle  der  Kopf  oder  mindestens  ein  Haupttheil  des  Körpers 
durch  das  Taufwasser  berührt  wird  \  Die  ablatio  ist  der  Regel  nach  dreimal  hinter- 
einander vorzunehmen^,  indessen  genügt  eine  einmalige  zur  Wirksamkeit  der 
Taufe'. 

Während  derAblution  und  gleichzeitig  mit  derselben  hat  der  Spender  der  Tanfe^ 
die  Taufformel  über  den  Täufling  zu  sprechen.   Die  Formet  lautet:  E^o  haptizo  ie  in 


—  hQ!pXUimo  tüi  eine  Glosse.  Eine  definitlYe 
Entscheidnng  ist  mangels  anderer  Naohiichten 
und  nach  dem  Stande  der  Ueberliefening  nicht 
möglich.  Jedenfalls  aber  hat  diese  Anschauung 
in  der  Kirche  k^ine  Anerkennung  gefunden. 

1  Das  Untertauchen  des  Täuflings,  welcher 
sich  vorher  zu  entkleiden  hatte ,  vor  allem  des 
Hauptes  desselben,  und  zwar  in  einem  Floss, 
sowie  später  in  einem  besonderen  Taufbrunnen, 
war  in  den  ersten  Zeiten  der  christlichen  Kirche 
die  regelmässige  Form  der  ablutio.,  Acta  apost. 
yin.38.  39;  TertuUun  de  bapst.  c.  4.:  const. 
apost.  Vn.  42.  43  (ed.  de  Lagarde  p.  226):  c 
78  ff.  Dist.  IV.  de  cons.,  vgl.  Höfling  1,  480; 
Mayer  S.  164.  176;  Probst,  Sakramentes. 
145.  Selbst  noch  im.  13.  Jahrhundert  wird  des 
Untertauchens  erwähnt,  Worcester  1240  c.  6, 
Mansi  23,  527;  Exeter  1287  c.  2, 1.  c 24. 786; 
Clermont  1268  c  4.  Hardouin  7,  591;  Göln 
1280  (?)  c.  4,  Mansi  24, 348.  Die  spätere  Form 
der  immersio  ist  aber  die  ,  dass  blos  das  Haupt 
in  das  Wasser  getaucht  wird,  wobei  die  Entklei- 
dung des  TäuflingB  nicht  nothwendig  ist ,  Bene- 
vent 1693.  t.  XXXVI.  c  5.  6,  colL  conc.  Lac  1, 
69 ;  Rituale  rom.  t  II.  o.  1.  n.  10. 

2  Auch  diese  Form  geht  bis  auf  die  ersten 
Jahrhunderte  zurück  und  ist  wohl  zumeist  ange- 
wendet worden,  wenn  wegen  Mangels  eines  geeig- 
neten Gewässers  oder  Tauf  brunnens  ein  Unter- 
tauchen des  Korpers  des  Täuflings  nicht  möglich 


ix^cov  elc  T^v  xs^oXVjv  tpU  o5a>p  el;  ^vcfia 
Ilaxp^;  xal  Tlou  xal  dy^®"  IlveöjiaToc";  Tgl. 
auch  A.Harnack,  Texten.  Untersuchungen  z. 
Gesch.  d.  altchristl  LltlL  Leipzig  1884.  Heftl. 
S.  23 ,  welcher  diesen  Modus  allerdings  Asper- 
sions-Taufe  nennt.  Ueber  ältere  bildliche  Dar- 
stellungen der  Infusio  vgL  Kraus,  Roma  sotter- 
ranea.  2.  Aufl.  Freiburg  1879.  S.  311.  S.  auch 
P  r 0  b  B  t  a.  a.  0.  S.  145.  Dass  dabei  der  Täufling 
wenigstens  mit  den  Füssen  im  Wasser  steht,  wie 
in  älterer  Zeit ,  ist  längst  ausser  Uebung  gekom- 
men, syn.  Benevent  cit  1.  c.  c.  6  fiL  c  2ff. 

8  Dieser  Modus  wird  auf  Acta  apost  II.  41. 
zurückgeführt.  VgL  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu. 
13.  Er  ist  aber  in  der  römischen  Kirche  nicht  in 
Uebung,  Rituale  romitn.  1.  c.  n.  10. 


^  Ueber  das  Verhältniss  dieser  drei  Arten  vgL 
Höfling  1,  46  ff. ,  ferner  Bonner  Zeltschr.  f. 
Philologie  u.  kath.  Theologie  H.  28.  S.  119.  S. 
auch  Funk,  Entstehung  unserer  heutigen  Tanf- 
form  in  Tübinger  theolog.  Quartalschrift  64.  Jahr- 
gang (1882)  S.  114, 

^  Gatech.  rom.  L  c.  qu.  15. 

8  Das  ist  uralte  Tradition  der  Kirche,   Aida^Vj 
1.  c. ,  Tertullian  de  Corona  mil  c  4  und  ad  Praxeam 
c.  26.  i  t,  nach  c.  78.  (August)  D.IV.  de  cons. 
im  Hinblick  auf  die  Triuität,  in  deren  Namen 
getauft  wird,  und  auf  Ghristns,  welcher  am  dritten 
Tage  auferstanden  ist  c.79  (can.  50.  apost.}  ibid. 
droht  dem  Priester,  welcher  nur  eine  einmalige 
Untertauchung  vornimmt ,  Deposition  an ,  wahr- 
scheinlich im  Gegensatz  gegen  die  Lehre  des 
Arianers  Eunomin^  (f  u.  392) ,  welcher  zuerst 
gegen   die   alte  Tradition   ein  blos  einmaliges 
Untertauchen  für  ausreichend  erklärt  hat,  Sozo- 
men.  bist,  eccles.  VI.  26 ;  s.  auch  Socrat  bist 
eccles.  V.  24,  vgl  Höfling  1,  63 ff.  Gegen  die 
Sitte  des  nur  einmaligen  Untertauchens    auch 
c.  82  (Pelagius  I.  568—560,  Jaff  tf  II.  ed.  n, 
980.)  D.  cit.,  woraus  sich  ergiebt,  dass  dieselbe 
damals  Verbreitung  gefunden  hatte.  Schon  Gre- 
gor I.  hat  aber  591,  c.  80.  1.  c,  den  spanischen 
Bischöfen  gegenüber,  welche  im  Gegensatz  zu 
den  Aiianern  durch  das  einmalige  Untertauchen 
die  Wesensgleichheit   und    Wesenseinheit  der 
Trinität  zum  Ausdruck  brachten,  beide  Uebungen 
für  erlaubt  erklärt,  und  demgemäss  hat  Tolet.  IV. 
633  c  6.  (s.  auch  c.  85.  Dist.  cit.)  für  die  spa- 
nische Kirche ,  in  welcher  sich  freilich  auch  das 
dreimalige   Untertauchen    zum  Theil    erhalten 
hatte,  das  einmalige  allgemein  angeordnet.    Seit 
Jener  Zeit  galt  auch  das  letztere  als  statthaft,  und 
so  erklärt  wieder  z.  B.  Worms  868  c.  6,  Mansi 
15,  869 ,  beide  Taufweisen  für  gleich  berechtigt. 

"^  Vgl.  vor.  Anm.  und  Gatech.  rom.  P.  II.  c  2. 
qu.  14.  Es  soll  aber  der  bei  Jeder  Kirche  her- 
kömmliche Ritus  beobachtet  werden.  Das  Ri- 
tuale rom.  1.  c.  n.  10  schreibt  dreimalige  ab- 
lutio vor. 

s  Die  Vornahme  der  Infusio  durch  einen  an- 
deren als  denjenigen ,  welcher  dabei  die  Tauf- 
formel spricht ,  macht  die  Taufe  nichtig ,  min- 
destens wird  die  Wiederholung  sub  condicione 
verlangt,  Ben  ed.  XIV.  de  dyn.  dioec  VII.  6. 
n.  8. 
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fpairü  eifilU  et  Spiritus  sancH^.  Wesentlich  ist  die  Nennung  der  drei  Personen 
dar  Trinitftt^  und  das  Aussprechen  einer  Verbindung  derselben ,  welche  ihre  Einheit 
znm  Ausdrucke  bringt^,  femer  der  Gebrauch  eines  Wortes ,  welches  die  Handlung 
d«sTanfens  bezeichnet^,  ohne  dass  jedoch  der  Person  des  Taufenden  dabei  gedacht 
ZB  werden  braucht^,  sodann  endlich  auch  die  Erw&hnung  der  zu  taufenden  Person^. 
Der  Anwendung  der  lateinischen  Taufformel  bedarf  es  zur  Gtlltigkeit  der  Taufe 
mcht',  vielmehr  genügt  der  Gebrauch  einer  Formel  in  jeder  anderen  Sprache,  sofern 


1  Und  zwar  nach  dem  Catechism.  roman.  1.  c. 
qa.  10  und  dem  Rituale  roman.  L  c  n.  8  ohne 
Hinzafögnng  des  Wortes :  Amen, 

-  Die  Formel  des  Textes  entspricht  den  £in- 
fetzungsworten  bei  Matth.  XVIII.  19.  Dagegen 
legen  Act.  apoat  U.  38;  VUI.  16;  X.  48;  XIX. 
5,  wo  nur  der  Tanfe  i-nX  T(J)  6v6(iati  'iTjaou 
Xctvroii  oder  tou  xup(ou  gedacht  ist,  sowie  Ga- 
ktei  HL  27.  (eU  Xptor^  dßaitTlo8i)T6)  die  An- 
■ahme  nahe,  dass  die  Apostel  allein  anf  den  Na- 
men des  Herrn  getaaft  haben.  In  der  Praxis  der 
Kizehe  ist  allerdings  seit  alten  Zeiten  überwie- 
gend die  Einsetznngsformel  nnyerändert,  s.  (t- 
Wjri^  L  c  (S.  32  n.  2)  oder  durch  einzelne  Znsätze 
T^nnehrt,  gebranchtworden(Tertallian,de  corona 
blU.  c  3 :  ^dehinc  ter  mergitamur  amplius  aliquid 
ies|M}ndentes  quam  dominus  in  eyangelio  determi- 
naTit",  const  apost.  VII.  22  :  ßaTtxiCovTC«  aiTou« 
et;  &)Hi\uji  TOU  icaTpöc  xal  toü  uIoü  xal  toü  d^lou 
TveufMztoc,  SiWoxovrec  06x06«  xripeiv  itovra  5ca 
&feTctXaf«.ifif  üfiw  •  ToD  dicooreCAavroc  icaTpoc, 
T&5  OM6Yzoi  uloü,  Toö  fiapTup-^aaNToc  irapa- 
zA^Tou  (dazu  Probst,  Sakramente  S.  148),  vgl. 
aaeh  c  49.  apost  ET  xic  Itc(oxoicoc  t)  7rpe(ß6xspoc 
Uta  x9jv  xou  xuplou  SioxaSiv  (jt,i^  ßaTcxCoTQ  eU 
STcipa  xal  ulov  xal  Ä^tov  ic>feD(ia,  oaX*  el«  xpeU 
hapyjy^  rj  xpeTc  uloö«  ^  xpet«  7capaxXV)xoüc, 
xa^aipebdiD),  indessen  haben  sich  doch  die  Kir- 
chenväter gegenüber  abweichenden  Ansichten 
genöthigt  gesehen,  die  citirten  Stellen  des  neuen 
Testaments  mit  einander  zu  vereinigen,  was  ge- 
vöhnlich  so  geschehen  ist,  dass  man  in  dem  Na- 
men Christus  die  Bezeichnung  dei  drei  göttlichen 
Personen  inbegriffen  fand,  Höfling  1,  35  Ü 
und  man  hat  Jahrhunderte  lang  in  der  Beant- 
vortung  der  Frage ,  ob  die  Taufe  blos  im  Namen 
Cbristi  gültig  sei  oder  nicht,  für  das  erstere  z.B. 
€.24(NicoL  I.  866)Di8tIV.  de  cons.  und  noch 
einzelne  Scholastiker,  Höfling  1,  37;  Hahn, 
Sakramente  S.  147 ;  für  das  letztere  c.  83  (Za- 
eharias  748)  Dist  cit  und  die  späteren  Scho- 
lastiker, Hahn  a.  a.  0.,  geschwankt.  Dasselbe 
Sehwanken  hat  auch  in  Betreff  der  Taufe  blos 
aaf  die  TriniUt  stattgefunden,  für  die  Gültigkeit 
c.  24  cit.,  dagegen  c.  83  dt  Die  Nothwendigkeit 
der  Erwähnung  der  drei  Personen  ergeben  Ca- 
techism. roman.  L  c  qn.  11. 12.  und  Bituale  rom. 
L  c:  n.  8,  vgl.  auch  c.  1.  §.  4  X  de  summ.  tiin. 
L 1.  Eine  Taufe  allein  in  nomine  dei  wird  in  0. 
30  (Pelag.  I,  Jaf  f  tf  IL  ed.  n.  980)  Dist  IV.  cit 
for  ungültig  erklärt 

s  Wie  das :  m  nomine  der  vorgeschriebenen 
TaafEonnel ;  auch  schadet  es  nichts ,  wenn  das : 
m  nomine  vor  der  Nennung  jeder  Person  der  Trl- 
oltät  wiederholt  wird ,  dagegen  ist  eine  Taufe : 
m nominibus etc.  ungültig,  Ferraris,  prompta 
bfbliotheea  eanonica  s.  v.  baptlsmus  art.  III.  n. 

Hinschius,  EircheDrecht  IV. 


22.  23 ,  ungültig  nicht  minder ,  wenn  etwa  die 
Formeln:  cum  pcUrty  cum  filio  et  cum  spiritu 
saneto ,  ex  parte  patria ,  ex  parte  filii  et  ex  parte 
8p.  8.^  in  nomine  patri8  et  filii  et  gratia  8p.  8., 
in  nomine  patri8  per  ßium  in  8piritu  8aneto,  in 
nomine  dei  untiis  et  trini  oder  gar  in  n.  patemi- 
tati8  et  filiationi8  et  8pirationi8  pcuaivae ,  in  n. 
dei8anetae  et  veraecruets,  in  n.  Mariae^  gebraucht 
sind,  Ferraris  1.  an.  24  ff.  Vgl.  auch  Collect 
cit  p.  118.  119.  n.  188.  193. 

Wenn  die  richtige  Formel  angewendet  ist,  dabei 
aber  aus  Unkenntniss  des  Lateinischen  die  Worte 
nicht  mit  dem  richtigen  Casus  gebraucht  oder 
nicht  korrekt  gesprochen  sind ,  so  schadet  dieses 
der  Gültigkeit  der  Taufe  nichts,  so  c.  86  (Zacha- 
rias  ▼.  746)  Dist  cit  in  Betreff  einer  Taufe  mit 
den  Worten :  in  nomine  Pairia  et  Filia  et  8piritu8 
saneta. 

4  c  1  (Alex.  III.)  X.  h.  t  HL  42,  wonach  die 
Untertauchung  eines  Elndes  unter  Sprechung  der 
Worte :  in  n.  p.  et  f.  et  8p.  8.  (ohne  bapti»o)  nicht 
als  Taufe  betrachtet  wird ;  s.  auch  propos.  XXXL 

?rohibitae  ab  Alexandre  YIII.  v.  7.  Dezember 
690pro8.  27,  bull.  Taurin.  20,  160:  „Valuit 
aliquando  baptlsmus  sub  hac  forma  coUatus :  In 
nomine  patri8  etc. ,  praetermissis  illis :  Ego  te 
baptizo".  Statt:'  baptizo  kann  auch  gebraucht 
werden:  a&iuo,  lavo,  Ferraris  1.  c.  n.  18. 
Aber  eine  Taufe :  ego  volo  ministrare  tibi  sacra- 
mentumbaptlBmipeccatorum,  ist  ungültig,  Congr. 
offlc.  V.  1840,  Collect  cit.  p.  119.  n.  189. 

s  In  der  lateinischen  Taufformel  bezeichnet 
sich  der  Spender  allerdings  durch :  Ego ,  nicht 
aber  in  der  griechischen  fs.  über  diese  Höfling 
1,  44).  Letztere  lautet :  BanxlCexai  6  SouXo;  xou 
Öeou  eU  Ävofi.a  x.  11.  x.  x.  'T.  x.  x.  d.  ü.,  aber 
diese  Formel  wird  von  der  römischen  Kirche  als 
ausreichend  erachtet,  Eugen.  lY.  decr.  pro  in- 
struct.  Armen,  v.  1439,  Mansi  31,  1055,  und 
ihr  Gebrauch  ist  auch  den  unlrten  Griechen  ge- 
stattet, Catech.  roman.  P.  IL  c.  2.  qu.  11 ;  Be- 
ned.  XIV .  const.  Et8i  pa8torali8  v.  26.  Mai  1742. 
$.  2,  bull,  eiusd.  1.  76.  Uebrigens  kann  das 
Ego  in  der  lateinischen  Formel  auch  fortgelassen 
werden,  Catech.  rom.  L  c 

6  Das  te  der  lateinischen  Formel  genügt, 
ebenso  das  8ervu8  Christi  der  griechischen;  aber 
Zusätze  wie :  dominationemy  majeatatem  veatram 
etc.  sind  statthaft.  Die  Auslassung  des  te  in  der 
ersten  Formel ,  ohne  Substitution  einer  anderen 
Bezeichnung  macht  aber  die  Taufe  nichtig,  Congr. 
prop.  V.  1841,  CoUectanea  cit  p.  119  n.  190. 

^  Gregor  III.  ep.  38  ad  Bonif.,  Jafftf  mon. 
Mogunt  p.  106 :  ,^[111  quippe ,  qui  baptizatl  sunt 
per  diversitatem  et  declinatlonem  linguarum 
gentilitatis ,  tamen  quod  in  nomine  trinitatis 
baptizatl  sunt,  oportet  eos  per  manus  impositionis 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe 
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in  der  ersteren  nnr  alle  einzelnen  Essentialien  ansgedrttckt  werdend  Indessen  ist 
jeder  Priester  des  lateinischen  Ritus  verpflichtet,  die  lateinische  Formel  zn  gebrauchen 
und  bei  ihrer  Sprechung  während  der  Ablntion  jede  Abweichung  von  den  vorge- 
schriebenen Worten  zu  vermeiden^. 

Aus  der  biblischen  Taufformel ,  welche  eine  Verschiedenheit  des  T&nfers  nnd 
Täuflings  voraussetzt,  ergiebt  sich  auch,  dass  Niemand  sich  selbst  gültig  taufen  kann  3. 

Endlich  muss  der  Spender  bei  der  Vollziehung  der  Taufe  die  intmtio  faciendi  id 
qwdfacit  ecclesia^,  die  Absicht,  dasjenige  zu  thun,  was  die  Kirche  durch  die  Hand- 
lung gethan  wissen  wilP,  haben.  Die  blosse  Vornahme  der  eine  Taufe  ftasserlich 
darstellenden  Handlungen  nur  zum  Schein  oder  aus  Scherz  genügt  also  nicht  ^. 

III.  Die  Tauf  Zeiten.  Die  alte  Kirche,  filr  welche  die  Taufe  der  Erwachsenen 
in  erster  Linie  in  Betracht  kam  und  welche  der  Ertheilung  derselben  eine  gewisse 
Probezeit,  den  Katechumenat  (s.  o.  S.  23),  vorausgehen  liess,  wurde,  weil  sie  die 
Aufnahme  der  Katechumenen  in  die  christliche  Oemeinschaft  als  eine  Gemeinde* An- 
gelegenheit in  ihren  Kultus  einreihte,  darauf  geftlhrt,  ein  für  alle  Mal  bestimmte  Zeiten 
für  die  Ertheilung  der  Taufe  festzusetzen.  Als  solche  wählte  man  zunächst  Ostern 
und  Pfingsten '.  Jedoch  trat  im  Orient  auch  bald  das  Epiphaniasfest  *  hinzu®,  nnd  im 
Abendlande  nahm  man,  freilich  im  Widerspruch  gegen  die  römischen  Bischöfe,  welche 
die  alten  beiden  Taufzeiten  festgehalten  wissen  wollten  ^^^  nicht  nur  diese  Sitte  an*'. 


et  sacrl  criBmatis  coiiflrmari^  S.  auch  die  Syno- 
den von  Trier  1227.  c.  1,  Man« i  23,  26;  Fritzlar 
1243,  cl,  Hartzheim  3,  572;  Oxford  1222. 
c  23,  Mansi  22,  1159;  Canteibury  1236.  c.  11, 
Woroester  1240.  c.  5,  1.  c.  23,420.  527;  Lambeth 
1281.  c  3, 1.  c  24,  407. 

*  So  hat  die  Cougr.  conc.  Tanfen :  Jo  it  haiUto 
col  nome  del  Padre ,  del  FigliülQ  e  dello  spirito 
Santo,  Mite  cüfbatUsszo  tnnom^  etc. ,  Richter, 
Tridentinnm  p.  46  n.  7,  die  Congr.  off.  1817 
eine :  En  U  baptismo  en  nome  do  Padre  e  da  Filho 
edo  Spirito  Sancto,  Collect,  clt  p.  118  n.  188 
för  gültig  erklärt,  üeber  VeratoBse  gegen  die 
Regeln  der  gebrauchten  Sprache  gilt  das  S.  33  n. 
3  Gesagte. 

2  Rituale  roman.  t.  IL  c.  1.  n.  8.  9. 

3  c  4  (Innoc.  III.)  X.  h.  t.  HI.  42. 

*  Eugen.  IV.  decr.  pro  instruct  Annen,  t.  1439, 
Mansi  31,  1055;  Trid.  Sess.  VII.  de  sacram.  in 
gen.  c.  11 ,  de  bapt  c  4;  Catech.  Roman.  P.  II. 
c.  1.  qu.  16. 

5  Also  die  Wirkung  hervorzuhrlngen ,  welche 
die  Kirche  dem  Sakrament  beilegt  und  als  solche 
bezeichnet,  selbst  wenn  der  Spender  diese  nicht 
kennt  oder  nicht  billigt  S.  auch  Proposit  XXXI. 
prohib.  ab  Alexandre  VIII.  7.  Dec.  1690,  wo 
n.  28,  bull.  Taurin.  20,  160  der  Satz  verworfen 
ist:  „Valet  baptismus  collatus  a  ministro,  qui 
omnem  ritum  extemnm  formamque  baptizandi 
obseryat,  intus  vere  in  eorde  suo  apud  se  resolyit : 
Non  Intendo  facere  quod  facit  ecclesia".  üeber 
die  Entwicklung  des  Begriffes  der  intentio,  wel- 
cher in  der  katholischen  Kirche  nicht  naher  dog- 
matisch bestimmt  worden  ist ,  und  die  verschie- 
denen Ansichten  darilber  Tgl.  Hahn,  Sakramente 
S.  218  ff.  383.  S.  femer  Ferraris  1.  c.  s.  v. 
Intentio  n.  14  ff. 

«  Ausdrücklich  ist  das  vom  Trid.  Sess.  XIV. 
doctr.  de  poenit  c.  6  und  de  poenit.  sacram.  r.  9 


nur  für  die  Absolution  bei  der  Beichte  angeord- 
net, doch  wird  diese  Vorschrift  auch  ffir  alle 
anderen  Sakramente  als  massgebend  betrachtet, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  22. 

7  TertuUian.  de  bapt  c.  19  :  „Diem  sollemnio- 
rem  pascha  praestat ,  cum  et  passio  domini ,  In 
quam  tinguimur,  adimpleta  est.  Nee  incon- 
gmenter  quis  ad  flguram  interpretabitnr ,  quod 
quum  ultimum  pascha  dominus  esset  acturus, 
missis  disdpulis  ad  praeparandum :  Inrenietis, 
inquit,  hominem  aquam  baiulantem.  Paschae 
celebrandae  looum  de  signo  aquae  ostendit.  £x- 
inde  pentecoste  ordinandis  lavacris  latissimum 
spatium  est,  quo  et  domini  resurrectio  inter  disci- 
pulos  frequentata  est,  et  gratia  Spiritus  sancti 
dedicata,  et  spes  adventus  domini  subostensa, 
quod  tunc,  in  coelos  reouperato  eo,  angeli  ad 
apostolosdixerunt,  sicventurum,  quemadmodum 
et  in  coelos  conscendit,  utique  in  pentecoste.  Sed 
enim  Hieremias  cum  dixit :  et  congregabo  illos  ab 
extremis  terrae  in  die  festo ,  paschae  diem  signi- 
flcat  et  pentecostes ,  qui  est  proprio  dies  festus. 
Geterum  omnis  dies  domini  est,  omnis  hora,  omne 
tempus  habile  baptismo :  si  de  solemnltate  inter- 
est,  de  gratia  nihil  refert".  Mayer  S.  140; 
Probst  Sakramente  S.  HO;  Höfling  1,  366, 
vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

s  Als  der  Tag,  an  welchem  nach  der  Tradition 
Christus  die  Taufe  empfangen  hatte,  Mayer 
S.  141;  Höfling  1,  359. 

«  Gregor  v.  Nazianz  (f  389  o.  390)  orat  XL. 
de  bapt :  M^cd  tgI  ^asra,  t6  Tzdcja  [aou  Ttp-idbrepov, 
xhs  7reNTeTt6aTY)v  fato^gofiaL  Xpiorcp  oofi^oiTiod^'^ai 
ßeXTiov ,  XptOTcp  ouvavafftfjvai  xaxd  rrjv  dvoord- 
oijxov  iiiüipas,  tou  7rve6fi.aToc  Tifx-ijöat  t^n  Itzi- 
odveiav. 

w  c.  11  (Siric.  386)  14  (Leo  I.  447),  c.  17.  18 
(Golas.  1.  492—496)  Dist  IV.  de  cons. 

**  So  z.B.  in  Spanien  n.  in  Sizilien,  s.  vor.  Anm. 
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90Bddni  wählte  dazu  auch,  namentlich  als  der  Katechnmenat  in  Verfall  gerleth,  noch 
sodere Zeiten,  insbesondere  Weihnachten,  die  Apostel-  und  auch  die  Märtyrer-Tage^. 
Wenngleich  die  Eindertaufe  der  Natur  .der  Sache  nach  von  Anfang  an  zu  jeder  Zeit 
gestattet  werden  musste^,  wie  man  auch  selbst  während  der  Blüthezeit  des  Eatechu- 
meazts  f&r  den  Nothfall  bei  Erwachsenen  von  der  Innehaltung  der  feierlichen  Tauf- 
leitaa  abgesehen  hatte  ^,  so  haben  doch,  als  in  Folge  der  umfassenden  Ghristianisirnng 
so  gut  wie  gar  keine  erwachsenen  Proselyten  mehr  vorhanden  waren,  welche  zu 
Ostern  oder  Pfingsten  die  Taufe  empfangen  konnten,  seit  dem  6.  Jahrhundert  die 
partikulären  Synoden,  um  wenigstens  die  alten  Taufzeiten  und  die  liturgischen  Ord- 
Dimgen  der  feierlichen  Taufe  einigermassen  festzuhalten,  die  Anordnung  getroffen, 
dass  die  Taufe  gesunder  Kinder  nur  zu  Ostern^  oder  zu  Ostern  und  zu  Pfingsten  ^ 
stattfinden  oder  wenigstens  bei  solchen,  welche  zu  diesen  Zeiten  oder  kurz  vorher  ge- 
boren waren,  bis  zu  den  ersteren  verschoben  werden  sollte^.  Doch  haben  sich  diese 
Yorsehnflen  nur  theilweise  durchführen  lassen.  Spätestens  im  13.  Jahrhundert  sind 
sie  fast  völlig  ausser  Gebrauch  gekommen  ^,  und  seit  dem  14.  Jahrhundert  wird  schon 
im  Gegensatz  zu  den  früheren  Anordnungen  bestimmt ,  dass  die  Taufe  den  Kindern 
aobald  als  möglich  nach  der  Geburt  ertheilt  werden  soll^.  Dies  ist  der  heute  gel- 
tende Grundsatz d,  nur  werden  die  Oster-  und  die  Pfingstvigilie  auch  jetzt  noch  als 


1  c.  4  Gerona  617,  Tgl.  auch  S.  34.  n.  10  und 
Höfling  1,  363  ff. 

*  a  TcTtullian.  (S.  34.  n.  7  a.  E.),  vgl  aüch 
S.  30.  n.  4;  SirieÜ  ep.  ad  Himer.  TarraGon.  c  2, 
Coastan t  p.  627 :  „Sicut  sacram  ergo paschalem 
reverendam  in  nnllo  dicimns  minnendam,  Ita  in- 
fantlbns  qni  necdum  loqni  poternnt  per  aetatem 
▼d  Mb  quibus  in  qnalibet  necessitate  opus  fneiit 
acri  nnda  baptismatis ,  omni  Tolumus  celeritate 
snecnnt" 

3  c  38  SlYira  306;  &  47  Laodicea  zw.  343  u. 
381 ;  c.  4  Gerona  517 ;  Slricii  ep.  cit.  (a.  vor. 
Anm.);  Leon.  I.  ep.  ad  epigcop.  Campan.  y.  459, 
e.  1  ed.  Ball.  1,  1429;  c.  16  (Leo  I.)  17.  18 
(Gelaa.  I.)  Dist.  IV.  cit. ,  8.  auch  Hb.  diurnus 
D.  VI,  ed.  Bozi^re  p.  28,  entnommen  demselben 
Brief,  wie  c.  18  Dist  cit. ,  und  aus  dem  päpst- 
lichen Kanzleibuch  übergegangen  in  Gregor.  II. 
ep.  19  bei  Jaff^  mon.  Mogunt.  p.  79,  dies 
wohl  mit  Bücksicht  auf  die  spätere  Festhaltung 
der  gedachten  Zeiten  für  die  Kindertaufe  (s.  o. 
im  Text). 

*  Macon  585  c  3;  Auierre  685  (o.  578)  c.  18. 
5  Calchut  ▼.  787  n.  2,    Mansi   12,  939; 

Diöeesanaynode  nnter  Karl  d.  Gr.  o.  10,  Boret. 
1,  237 :  „ut  nulluB  baptizare  praesumat  nisl  in 
pueha  et  pentecoste,  excepto  inflrmo" ;  ep.  Kaiol. 
M.  adGhaerald.  Leod.  zw.  803-^11,  1.  c  p.241 : 
.MiUcetaut  eerte  statim  alium  invenlret  sdentem 
(d.  h.  eineB  Pathen,  welcher  das  Vaterunser  und 
du  Symbol  gelernt  hat)  aut  si  inflrmitas  non 
impediret,  expectaret  de  pascha  usquein  pente- 
costem,  donecipse  disceret,  quae  supra  dicta 
sunt«;  Mainz  813  c.  4  u,  847  c.  3,  Mansl  14, 
66.  903;  Paris  829  I.  c.  7,  Meaux- Paris  845  u. 
846  c.  48;  L  c.  14,  641.  830;  Tribur  896  c  12, 
1.  c  la  139 ;  Ronen  1072  c.  24, 1.  c.  20,  40. 
B  Das  folgt  aus  Toledo  XVII.  694  c.  2.  welches 


bestimmt,  dass  der  Bischof  das  Baptisterium  bei 
Beginn  der  Qnadragesima  Terschliessen  und  Tor- 
siegeln,  sowie  erst  am  grünen  Donnerstag  wieder 
offnen,  soll.  Die  Anordnung  des  Textes  hat  Rea- 
ding  1279.  c  4,  Mansi  24,  263.  Doch  ist  die 
Taufe  bei  Kindern  von  Fürsten  im  Mittelalter 
mitunter  noch  länger  aufgeschoben  worden,  so 
hatte  der  nachmalige  deutsche  Kaiser  Friedlich  II., 
als  er  2  Jahr  alt  war,  noch  nicht  die  Taufe  em- 
pfangen, Toeohe,  Kaiser  Heinrich  VL  S.  345. 
346. 

^  Dies  zeigen  die  Synoden  ▼.  London  1237  c  3 
u.  1268  0.  1 ,  Mansi  23,  449.  1216,  welche  den 
Aberglauben  bekämpfen,  dass  die  Taufe  der 
Kinder  an  den  früher  vorgeschriebenen  Zeiten, 
am  Gharsamstag  und  am  Samstag  vor  PAngstea, 
lebensgefährlich  sei  Dagegen  hat  noch  Guln 
1549,  Hartzheim  6, 565,  die  zu  der  vor.  Anm. 
gedachte  Vorschrift  wiederholt. 

8  Olmütz  1318  c  19,  Hartzheim  4,  272; 
Salamanca  1325  c.  16,  Mansi  24,  1056. 

0  Einen  Anhalt  dafür  hat  man  an  Trid.  Sess. 
V.  de  pecoato  orig.  c.  4  gefunden.  Wiederholt 
ist  die  Vorschrift  in  fast  allen  neueren  Prorinzial- 
synoden,  zum  Theil  mit  der  näheren  Bestim- 
mung, dass  nicht  länger  als  eine  gewisse  Anzahl 
von  Tagen  (z.  B.  3,  7,  8)  nach  der  Geburt  ge- 
wartet werden  soll,  Köln  1860,  Wien  1868,  Prag 
1860,  Gran  1868,  Goloczal863,  Utrecht  1866, 
coU.  concil.  Lac.  6,  348.  16^  489.  18.  643.  813; 
Benevent  1693,  Neapel  1699,  1.  c.  1,  60.  180; 
Urbino  1859,  Ravenna  1855,  Venedig  1859,  1.  c. 
6,  11.  152.  330;  Rheims  1849,  Avignon  1849, 
Albi  1860,  Lyon  1860,  Ronen  1860,  Bordeaux 
1850  u.  1856,  Toulouse  1850,  Bourges  1860, 
Auch  1851,  1.  c.  4,  114.  336.  431.  479.  527. 
567.  712.  1052.  1114.  1184;  Westminster  1852, 
Cashel  1853,  Quebec  1854,  Australien  1869,  1. 
c.  3,  929.  832.  634.  1079. 
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besonders  passende  Zeiten  fflr  die  Taufe  betrachtet  \  ja  erwachsenen  Tänflingen  soll 
sie,  wenn  irgend  möglich,  an  diesen  beiden  Tagen  ertheilt  werden  3. 

lY.  Die  feierliche  Tanfeund  die  Nothtanfe  (Art  der  Tanfe).  Die  alte 
christliche  Kirche  hatte  gleichzeitig  mit  dem  Katechnmenat  einen  feierlichen  Taafritus 
ausgebildet^,  welcher  zunächst  auch  die  Grundlage  ffXr  den  Ritus  bei  der  Kinder- 
taufe bildete^,  und  auf  welchem  gleichfalls  die  noch  heute  sowohl  fär  diese,  wie  für 
die  Taufe  der  Erwachsenen  massgebenden  römischen  Ordines^  beruhen^.  Die  nfthere 
Darlegung  der  einzelnen  Bestandtheile  dieser  Riten  und  ihrer  Bedeutung  gehört  in 
die  Liturgik*^.  Für  die  alte  Kirche  war  die  feierliche  und  zugleich  die  regelmässige 
Taufe  diejenige,  welche  in  der  erwähnten  Form  und  zwar  vom  Bischof  voi^nom- 
men  wurde.  Daraus  ergaben  sich  für  sie  zugleich  als  weitere  Merkmale  die  Voll- 
ziehung zu  bestimmten  Zeiten,  d.  h.  an  den  schon  erwähnten  Tagen  ^,  und  femer  an 
bestimmten  Orten,  nämlich  nach  der  Errichtung  von  Baptisterien,  in  denselben  o. 

Den  Gegensatz  dazu  bildete  die  Mr  Nothfl&lie  zugelassene  und  die  anfänglich 
nur  als  Ausnahme  den  Eandem  gewährte  Taufe  ^^. 

In  Folge  der  schon  berührten  Veränderungen,  des  Eintretens  des  Priesters 
(Pfarrers)  als  regelmässigen  Spenders  des  Sakramentes^  i,  der  allgemeinen  Verbreitung 
der  Sitte  der  Kindertaufe  und  des  Fortfalles  von  fest  bestimmten  Taufeeiten  i^,  ist  die 
feierliche  Taufe  jetzt  diejenige  geworden ,  welche  nach  dem  vorgeschriebenen  ordo 
des  Rituales  oder  Pontifikales  ertheilt  wird.  Da  dieser  aber  für  die  Regel  beobachtet 
werden  soll*  ^,  erscheint  die  Nothtanfe  heute  als  diejenige  Taufe,  welche  nicht  nach 
demselben  vorgenommen,  d.  h.  jede,  welche  nicht  von  einem  Priester,  sowie  jede, 
welche  zwar  von  einem  solchen,  indessen  wegen  dringender  Gefahr  nur  unter  Voll- 
ziehung der  wesentlichen  Akte  der  Taufe  und  ohne  Beobachtung  der  sonstigen  Riten 
gespendet  wird. 

Im  Zusammenhang  mit  der  erwähnten  Entwicklung  sind  auch  besondere  Vor- 
schriften über  den  Ort  für  die  Vornahme  der  solennen  Taufe  nothwendig  geworden. 
Diese  darf  bei  Vermeidung  arbiträrer  Strafe  seitens  der  kirchlichen  Oberen  nur  in 
solchen  Kirchen,  in  welchen  ein  Taufstein  {/ons  haptUmalis)  vorhanden  ist,  also  in 
einer  besonderen  Tauf  kirche  (Baptisteriumj  ^^  oder  in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarr- 
kirche^^ vollzogen  werden*^.  Eine  Ausnahme  macht  das  gemeine  Recht  nur  zu 
Gunsten  von  Königen  und  Fürsten  *''. 

1  Bituale  roman.  t.  II.  c.  1.  n.  27.    Möglich  »  S.  o.  S.  32.  n.  1.  2. 
ist  die  Innehaltung  dieser  Zeiten  gegenüber  den          ^o  S.  o.  S.  30. 
geltenden  Vorschriften  auch  bei  Kindern,  welche          *'  S.  o.  S.  28. 

in  der  Woche  vor  Ostern  oder  vor  Pfingsten  ge-  *2  g,  o.  S.  34. 

boren  werden,  vgl.  Benevent.  1693,  collect,  conc.  ^  Trid.  Sess.  YII.  de  sacram  in  gen.  c.  13. 

Lac.  1,  70.  t*  üeber  die  Taufkirohen  s.  Bd.  IL  S.  26& 

2  Vor  Allem  in  den  Kathedral-Kircheu ,  Bi-  ^5  Sofern  nicht,  was  in  einzelnen  italienischen 
tuale  rom.  1.  c.  Städten,  s.  a.  a.  0.  S.281  Anm.  3  (diesen  ist  noch 

3  Höfling  1, 450 ff.,  Mayer  S.  80ff.  157 ff.,  Siena  anzureihen,  Acta  s.  sed.  9.  435,  436)  der 
Probst,  Sakramente  S.  125  ff.  Fall,  nur  das  Baptisterium  der  Kathedrale  unter 

4  Höfling  2, 1  ff.  Ausschluss    der    städtischen    Pfarrkirchen    das 
^  Die  pontiflcales  ritus  pro  baptismo  parvulo-      Taufrecht  besitzt 

rum  und  adultorum  im  Pontiffcale  rom.  T.  III.,  ^^  So  schon  Meaux-Paiis  845  u.  846  c.  48  (S.  35. 

die  für  den  Priester  im  Bituale  rom.  t.  II.  c.  2.  Amn.  5).    Das  geltende  Becht  in  dem.  un.  de 

u.  c.  4.  baptismo  III.   15  und  Bituale  rom.  t.  IL   c  1. 

«  Höfling  a.  a.  0.,  Mayer  S.  227  ff.  n.  28. 

7  Vgl.  über  die  Bedeutung  auch  Gatech.  rom.  ^"^  Clem.  un.  cit  u.  Bituale  Lc  n.29,  doch  soll 
P.  II.  0.  2.  qu.  51  ff.  dann  die  Taufe  in  der  fürstlichen  Kapelle  statt- 

8  S.  0.  S.  .34.  finden.    Auf  regierende  Fürsten  ist  das  Privileg 
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Ferner  soll  sogar  da,  wo  es,  wie  vielfach  in  den  Missionsländern,  an  einer  Kirche 
tberhaapt  fehlt,  die  Taofe  mit  allen  solennen  Riten  in  einem  Privathaose  vollzogen 
werden  ^. 

Abgesehen  davon  kann  femer  die  Taufe  auch  beim  Vorliegen  eines  vom  Bischof 
gebilligten  gentigenden  Grundes  in  der  Sakristei  der  Kathedrale  vorgenommen  wer- 
den'. In  ihren  Rechtswirkungen  sind  die  feierliche  und  die  Nothtaufe  gleich.  Die 
Verschiedenheit  liegt  nur  in  der  rituellen  Vollziehung  ^. 


nicht  beschrinkt,  Ferrari s  1.  c  art  VI.  lu  9  ff. ; 
in  Würtemberg  haben  es  kraft  staatlicher  Ver- 
oMnung  t.  1819  die  Mitglieder  der  standesherr- 
lichen  Häuser,  ▼.  Vogt,  Sammlung  kirchL 
Verordn.  t  Rotteuburg  S.  625. 

*  Congr.  propag.  ▼.  1789,  GoUectan.  clt.  p.lö6. 
n.263. 

2  Dekret  d.  Congr.  rit.  v.  1861 ,  Acta  sed.  3, 
647  u.  Collect  dt  p.  157  u.  265.  Die  partikuläre 
Sitte  ist  abervieliach  Über  diese  engen  Schranken 
hinausgegangen,  und  man  hat  namentlich  in  der 
Wintenzelt  auf  Wunsch  der  Eltern  die  Taufe  im 
Privat-  oder  im  Pfarrhause  vorgenommen ,  Ja  es 
ist  dies  sogar  durch  staatliche  Verordnungen  aus 
saniatspolizeiUehen  Gründen  yorgesohrieben  wor- 
den, so  E.  R  in  Nassau,  V.  v.  2Ö./29.  1808  und 
^ .  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang  8.  S.75) ; 
in  Wartemberg,  s,  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  658. 
659  und  in  Bai  er n  für  Kinder,  die  ohne  Ge- 
fahr für  ihre  Gesundheit  nicht  wegen  weiter 
Entfernung  In  die  Pfarrkirche  gebracht  werden 
können,  Silbern  agl,  Verfassung  sämmtl.  Re- 
ligionsgesellschaften in  Baiem.  2.  Aufl.   S.  268. 

Wenngleich  auch  noch  einzelne  neuere  Pro- 
vlnziaUynoden  eine  langjährige  Sitte  der  Haus- 
uufe  da,  wo  diese  nicht  beseitigt  werden  kann, 
toleriien,  Wien  1858,  und  Prag  1860,  coli.  conc. 
Lac.  5, 161.490,  80  gestatten  doch  andere,  abge- 
sehen von  dem  Falle  der  Nothtaufe,  eine  solche 
allein  beim  Vorliegen  eines  genügenden  Grundes, 
wie  Entfernung  der  Kirche  ,  rauhes  Wetter,  Ar- 
muth  der  Eltern,  New-Orleans  1856,  coli.  dt. 
3,  242,  Dlöces.-Syn.  Paderborn  1867  und  New- 
York  1881,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  366  u.  61,  256, 
oder  gar  nur  mit  besonderer  bischöflicher  Er- 
Uubniss,  Köln  1860,  Coloczal863,  Utrecht  1865, 
L  c.  5,  348.  649.  814;  Ronen  1860,  Auch  1851, 
1.  c  4,  527.  1184;  Westmlnster  1852,  1.  c  3, 
928;  Diöce».  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  50,  396 ,  während  die  meisten  mit  Rück- 
rieht darauf,  daas  es  zu  einer  Connivenz  über  die 
im  Text  erwähnten  Ausnahmen  hinaus ,  well  die 
Clem.  un.  gemeines  Recht  ist,  einer  päpstlichen 
Erlaubniss  bedarf  (s.  z.B.  eine  solche  der  Congr. 
prop.  für  Missionäre,  wenn  die  Eltern  nicht  zu 
bewegen  sind,  ihre  Kinder  behufs  der  Taufe  zur 
Kirche  zu  bringen ,  Collect  cit.  p.  186.  n.  263), 
auf  die  Vollziehung  der  Taufe  in  der  Kirche 
dringen,  s.  die  Anführungen  S.  35.  n.  9. 

3  Schon  in  der  alten  Kirche  folgte  der  immerslo 
noch  eine  Salbung  mit  Oel  (mit  Balsam,  Chrisma) 
und  eine  Handauflegung,  Tertullian.  de  bapt.  c, 
7:  „Exinde  egressi  de  lavacro  perungimur  be- 
nedicta  unctione  de  pristina  disciplina,  qua  ungi 
oleo  de  cornü  in  sacerdotium  solebant  .  .  .  c.  8 : 
Dehinc  manus  imponitur,  per  benedictionem 
advo-^ns  et  invitans  spiritum  sanctum*";  Cyprian. 


ep.  10  ad  Januar,  c.  2  (Hartel  p.  768):  „ungi 
quoque  necesse  est  eum  qui  baptizatus  est,  ut 
accepta  chrismate  1.  e,  unctione  esse  unctus  dei  et 
habere  se  in  gratiam  Christi  possit";  const. 
apost.  III.  16  (1.  c.  p.  111)  xal  jUTa  Tolko  6 
Maxonoi  ypi^Too  touc  ßairrioO^vrat  tqi  fiupcp 
(Oel  mit  9Ö  verschiedenen  aromatischen  Sub- 
stanzen) u.  VII.  43:  xal  fierd  toüto  ßaTtrCaa; 
aijTov  iv  T(j)  öv6fj.ati  toü  irorrp^c  •  .  .  yfjpiod'zm 
(t6p())  iittX^YCDV '  Kupie  6  ^eöc  .  .  .  ou  xal  vuv 
TOüTo  TÖ  (jk^pov  Wc  ^EpYß«  Y^^^°^*'  ^^^  'f*P 
ßaTCTiCofi^tp,  6oTE  ß^ßaiov  %a\  izd^ios  ht  atjTcp 
T^N  e^odiav  (ieivai  toO  Xptorou  oou  xal  ouva- 
T:oftav(5vTa  airöv  Oüvavaorfjvat  xal  auCT]9ai  aixqi; 
c  48.  Laodic  zw.  348  u.  381 :  "Ort  UX  xoii«  (parci- 
CofjL^ouc  [wzä.  t6  ßdicTioua  xP^^^^^i  ^pbfiaTt 
£7T0üpav(({)  xai  \ux6y(p\jQ  elvat  rfk  ßaaiXe(ac  tou 
Xpt(yroö;  vgl.  Höfling  1,  487  ff.;  Mayer 
S.  179  ff. ;  Probst,  Sakramente  S.  159.  Wäh- 
rend mau  der  immerslo  die  negative  Wirkung, 
die  Vergebung  der  Sünden  und  die  Ertödtung 
des  alten  Menschen,  zuschrieb,  legte  man  der 
Handauflegung  die  positive  Wirkung  der  Mit- 
theilung des  h.  Geistes  und  der  Erweckung  des 
neuen  Menschen  bei,  Cyprian.  ep.  72  (H  artel 
p.  775),  Hahn,  Sakramente  S.  80  ff.  Nicht  nur 
wurde  seitens  derjenigen  Partei,  welche  die 
Ketzertaufe  für  gültig  erklärte  (s.  o.  S.28.  n.  1), 
bei  den  von  den  Ketzern  Getauften  die  nachträg- 
liche Handauflegung  für  erforderlich  erachtet  und 
durch  die  Synoden  vorgeschrieben,  c.  8.  Arelat. 
314  (c.  109  Dist.  de  cons.),  s.  g.  Constant  I.  381. 
c.7;  Telepte  (o.  Zelle)  u.  418  c8;  c.57(LeoI.) 
C.  I.  qu.  1,  sondern  auch  für  die  Fälle,  wo  bei 
Todesgefahr  ein  Laie  getauft  hatte ,  Elvira  306 
c.  38.  77.  Biese  Ergänzung  der  Taufe  blieb  zu- 
nächst dem  Bischof  vorbehalten  ,  s.  die  cit.  Stel- 
len u.  Hahn  S.  193.  Die  Nothtaufe,  wenngleich 
sie  rechtlich  als  Taufe  betrachtet  wurde,  galt  also 
als  eine  liturgisch  unvollkommene. 

Mit  der  Ausbildungeines  besonderen  Sakramen- 
tes der  Firmung,  dessen  Spendung  stets  dem  Bi- 
schof vorbehalten  blieb,  wurde  die  Handauflegung 
und  Chrismation  bei  der  Taufe  den  Priestern 
überlassen,  c.  119  (Innoa  1.  416.)  Difit  cit : 
„Presbiteris  (seu  extra  episcopum  seu  presente 
episcopo)  cum  baptizant,  crismate  baptizatos  un- 
gere  liceat,  sed  quod  ab  episcopo  fuerit  consecra- 
tum,  non  tamen  frontem  ex  eodem  oleo  signare, 
quod  solis  debetur  episcopis,  cum  paracletam 
tradant**;  c.  120.  ibid.  (Greg.I.  v.  693.  Jaf  f  tf  II. 
ed.  n.  1281).  Aber  da  die  Laien  immer  von  der 
Vornahme  dieser  Handlungen  ausgeschlossen 
waren,  blieb  das  Bedürfniss  nach  einer  Ergänzung 
der  von  denselben  ertheilten  Taufe,  ebenso  der- 
jenigen ,  bei  welcher  ein  Priester  wegen  Todes- 
gefahr nur    die  Essentlalien    vollzogen  hatte, 
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V.  Die  Pathen  [sponsores,  fideiussores ^  suaceptorea  ^  compatres ,  commcUres  ^  pa- 
trifU,  matrim)  ^,  In  der  alten  Kirche,  als  die  Taufe  der  £rwaohsenen  noch  die  Regel 
war  und  zunächst  vor  der  Annahme  des  Proselyten  zum  Eatechumenen  eine  Prüfung 
seiner  bisherigen  Verhältnisse  angestellt  wurde ,  war  es  natürlich ,  dass  derselbe  das 
eine  oder  andere,  ihm  bekannte  Mitglied  der  christlichen  Gemeinde,  welches  über  ihn 
Auskunft  geben  konnte,  mitbrachte,  sowie,  dass  das  letztere  ihm  auch  während  der 
Katechumenatszeit  mit  Rath  und  That  zur  Seite  stand  und  ihm  bei  dem  Taufakt  as- 
sistirte  (avaSojfo;,  susceptor)  ^. 

Bei  der  Kindertaufe^  dagegen  bedurfte  es  eines  Erwachsenen,  welcher  das 
Kind  zur  Tadfe  darbrachte,  während  des  Taufaktes  hielt,  es  bei  den  rituellen  Akten, 
insbesondere  der  Abrenuntiation,  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses,  vertrat, 
andererseits  aber  auch  zugleich  die  Bürgschaft  und  Verantwortung  dafär  übernahm, 
dass  das  Kind  im  Christenthum  unterrichtet  und  erzogen  werden  würde  (daher  die 
Bezeichnung  Sponsor,  ßdeiussor)^. 

An  sich  waren  die  Eltern  diejenigen  Personen,  welche  in  allen  diesen  Beziehungen 
zunächst  ftlr  das  Kind  einzutreten  berufen  waren ,  und  in  den  ersten  Jahrhunderten 
ist  ihnen  von  der  Kirche  die  Pathenschaft  nicht  verwehrt  worden  ^, 

Später  aber  vergegenwärtigte  man  sich ,  dass  christliche  Eltern  an  sich  schon 
zur  christlichen  Erziehung  ihrer  Kinder  verpflichtet  seien ,  und  dass  gerade  für  den 
Fall  der  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  seitens  derselben  die  Zuziehung  von 
anderen  Pathen  zweckmässiger  erscheine  <^.  Ferner  aber  hatte  die  fortschreitende 
Rechtsbildung,  beherrscht  von  dem  Gedanken,  dass  die  Taufe  als  eine  geistliche 
Wiedergeburt  und  als  Quelle  eines  reineren,  geistlichen,  der  Blutsverwandtschaft 
zwischen  Eltern  und  Kindern  nachgebildeten  Verhältnisses  zwischen  Pathen  und 
Täufling  betrachtet  wurde  ^,  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Verwandtschaft  ent- 


besteheii.  Die  Nothtaufe  hst  also  bis  heute  diesen  «,yiduae  vel   sanctimoniales ,  quae  ad  ministe- 

Mangel  behalten,  und  deshalb  ist  die  Naohholnng  dum  baptizandarum   mulierum  eliguntux,   tarn 

dei  unterlassenen  Ceremonlen,   vor  Allem  der  instructae  sint  ad  officium,  ut  possint  apto  et 

Chrismation,  vorgeschrieben,  s.  z.  B.  London  1200  sano  sermone  docere  imperitas  et  rusticas  mulieres 

C.3,  Mansi  22,  715;  Trier  1227  c,  1,  1.  c  23,  tempore  quo  baptizandae  sunt,  qualiter  baptl- 

26;  Fritzlar  1246,  Hartz  heim  3,  572;  Rituale  zatori  inteirogatae  respondeant  et  qualiter  accepto 

roman.  t.  II.  c.  5.  §.  1.  (ordo  supplendi  omissa  baptismate  vivant".    Daher  konnte  auch  ein  ein- 

super  infantem  baptizatum)  und  §.  2.  (ordo  suppl.  zelner  eine  ganze  Reihe  von  Täuflingen  aus  der 

om.8up.  baptizatumadultum);  Ben  edle  t.XlV.  Taufe  heben,  Acta  s.  Sebastian,  martyr.  Surins 

const  Inter  omnigenaa  v.  2.  Februar  1744.  6. 19.  20. Jan. :  „Omnesisti  simulLXIYanimaebaptizati 

eiusd.  bull.  1,  136;  s.  femer  die  S.  37.  n.  2  an-  etas.  Sebastiane suscepti  sunt;  femtnarum autem 

geführten   Provinzialsynoden    und   die  Diöces.  matres  spiritales  factae  sunt  Beatrix  et  Lucina". 

Synoden  v.  Paderborn  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  VgL  hierzu  Hof  ling  2,  15  ;  Mayer  S.  149  ff. 
20,  356,  und  New- York  1882,  a.  a.  0.  51,  255,  3  VgL  öerh.  v.  Mastricht,  de  snscepto- 

fQr  die  Laientaufe  auch  deshalb,  damit  der  zu-  ^bus  infantium  ex  baptismo ,  Franoof.  et  Lips. 

ständige:  GeistUche  die  Möglichkeit  hat,  zu  prü-  n^T;    Köhler,    Von  d.   christl.  Tanfeengen. 

fen,  ob  dieselbe  gültig  vollzogen  worden  sei,  und  Zwickau  1785 ;  H  ö  fl  i  ng  2,  4  «L 
hÄ"  wiM«iLÄ^^^  "'  unbedingt,  sei  es  ,  Tertullian.  de  baptismo  c.  18:    „Cuuctatio 

'Ts^'k^l^^AZlrl^uu^en,  ^^'P^!  ^*^t'  "*V  ^''^"^^^^  circa  parvulos. 

2  (Pseudo-)  Dionys.  Areop.  de  eccles.  hierarch.  Q^\^^^  neöesse  est,  sponsores  ettam  peri- 

c.  ^    In  den  constit  apostol.  VIIL  31.  (p.  267)  f  ^«  *"8*^^'  ?^,«*  ^^^  ^^  mortahtatem  desti- 

erschelnendieDiakonerin  dieser  Stelln^Sg,  bei  ^^f^Vr^^A^^l'^fu^^^^ 

Frauen,  weU  der  Pathe  dem  Täufling  bei  der  Ent-  "'^»^  ^^*^"«  ^*"*  5   c  105  (August)  IMst  IV 

kleidung  Hülfe  leistete,  Diakonissinnen,  IIL  16  ^^  ^^^'  ^      ^ 

(p.  HO):    xal   Töv    ^b*   Ävßpa  Oitooexioft»  6  »  Höfling  1,  11. 

^idxovoc,  t9)n  hk  Yuvatxa  if)  ^tax^'^iooa,  ein  An-  ö  A.  a.  0.  1,  12. 

klang  daran  in  den  s.  g.  statuta  eccl.  antiqn.  c  12:  "^  L.  26  (Justinian.  530)  C.  de  napt.  V.  4. 
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wickelt  S  and  dies  aach  auf  die  Ehen  der  Pathen  anter  einander  ausgedehnt  2.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  gelangte  die  fränkische  Kirche  dahin,  die  Trennung  der  Ehe 
der  Eltern  zu  fordern,  wenn  diese  ihr  Kind  aus  der  Taufe  gehoben  hatten',  und  es 
war  nar  eine  weitere  Konsequenz  aller  dieser  Anschauungen ,  wenn  man  nunmehr 
auch  mit  einem  direkten  Verbote  gegen  die  Uebemahme  der  Pathenschaft  seitens  der 
Elteni  Ober  die  eigenen  Kinder  einschritt^.  Das  Verbot  hat  später  in  der  ganzen 
Kirche  doich  Gewohnheitsrecht  ^  und  durch  Erneuerung  auf  einzelnen  Partikular- 
Synoden^  Geltung  gewonnen,  und  auch  noch  heute,  trotzdem  das  Ehehindemiss  der 
^eiatliehen  Verwandtschaft  unter  den  Pathen  durch  das  Trienter  Konzil  beseitigt 
worden 7  ist,  behalten^. 

Ausaer  den  Eltern  sind  von  der  Pathenschaft  der  Natur  der  Bache  nach 
ausgeechlossen:  1.  Nichlgetaufte  (Juden,  Heiden  u.  s.  w.)^,  2.  Ketzer i<>  und  Schis- 
matiker^^  weil  diese,  wie  die  ersteren,  entweder  nicht  daftlr  sorgen  können,  dass  dem 
Täafling  die  von  der  katholischen  Kirche  gewollte  christliche  Erziehung  gegeben 
wird,  oder,  wie  die  letzteren,  keine  Garantie  dafür  bieten,  im  Gegentheil  bei  ihnen  die 
Vermnthung  für  die  Erziehung  des  Täuflings  in  der  Ketzerei  oder  im  Schisma  obwaltet, 
—  ferner  3.  wegen  mangelnder  kirchlicher  Rechtsfähigkeit  solche,  welche  öffentlich 
exkommnnizirt  oder  interdicirt  sind  ^2,  sodann  4.  Handlungsunfähige,  also  Geistes- 


1  Vgl.  darüber  unten  im  Eherecht,  s.  vorläufig 
Schulte,  Eherechts.  188  ff. 

-  Römische  Synode  (Gregors  II.  721 ,  welche 
(!.  4.  die  Ehe  mit  der  oommater  spiritualis  (der 
Mitpathin)  verhietet,  Mansi  12,  261,  s.  auch 
c.  5  (Raban.  Maur.  853)  0.  XXX.  qu.  1. 

«  c.  2  (decret.  Compend.  757  c.  15)  c.  4 
(Ghalons  813)  C.XXX.  qn.  1.  Das«  dagegen  c  1 
{DeuBdedit,  8.  Jaff^  n.  ed.  a.  615—618.  n. 
2003)  ibid.  eine  Fälschung  ist,  welche  wahr- 
scheinlich in  die  Zeit  des  8.  Jahrhunderts  fällt, 
wird  allgemein  anerkannt. 

«  So  Mainz  813  c.  55,  Mansi  14,  75:  „Nul- 
lus  proprium  fllium  vel  flllam  de  fönte  baptis- 
matis  susdpiat^.  Das  lag  um  so  näher,  als  man, 
wenn  die  Eltern  absichtlich  ihre  Kinder  aus  der 
Taufe  gehoben  hatten  ,  um  eine  Trennung  ihrer 
Ehe  herbeizufuhren,  zur  Verhütung  solcher  Ma- 
chinationen das  weitere  Zusammenbleiben  der- 
selben Terlangte,  s.  c.  4  cit  u.  c.  5.  C.  cit. ;  c  2 
(Alex.  III.)  X.  de  cogn,  spirit.  IV.  11. 

^  Für  die  Entwicklung  desselben  haben  die 
In  den  Toiigen  Anmerkungen  dtirten  Stellen  u. 
c  2  (Alex.  UL)  X«  cit  den  Anhalt  gegeben. 

s  S.  z.  B.  Westminster  1200  c  3,  Mansi  22, 
714 

7  Sess.  XXIV.  c  2.  de  ref.  matrin. 

s  Cateeh.  roman.  P.  IL  c  2.  qu.  23.  Dieser  er- 
wähnt nur  der  parentes  natunles ,  nicht  mehr, 
wie  die  eitirten  SteUen  des  Dekretes,  s.  auch  c.  3. 
aXXX.  qu.  i,  der  Stiefeltern.  Selbst  in  FäUeu, 
in  welchen  wegen  Abgelegenheit  eines  Ortest 
keine  Pathen  zu  erlangen  sind,  dürfen  die  El- 
tern nicht  als  wirkliche  Pathen  fungiren,  sie 
können  aber  formal  die  Fragen  beim  Taufritus 
beantworten,  ohne  die  Pflichten  zu  übernehmen, 
also  ohne  materiell  Pathen  zu  werden,  Instr.  d. 
Cong.  off.  T.  1869,  ColL  cit.  p.  158.  n.  270. 

Die  Grosseltem  sind  nicht  ausgeschlossen. 


«  c.  102  (Poen.  Theod.)  Dist  IV.  de  cons. ; 
Catech.  rom.  1.  c. ;  Rituale  rom.  t.  II.  c  1 
n.  26. 

10  Catech.  rom.  u.  Rituale  rom.  l.c  Wenn  ein- 
zelne ältere,  s.  die  Gitate  bei  Ferraris  1.  0.  art. 
VI.  n.  36,  behauptet  haben ,  dass  Im  Nothfalle 
bei  gemischter  Bevölkerung  auch  Ketzer  zuge- 
lassen werden  dürfen,  so  hat  doch  die  Congr. 
propag.  dies  konstant  selbst  für  die  Missions- 
länder gemissbUligt,  Collect  cit.  p.  158.  n.  267 
u.  269  (auch  colL  conc  Lac.  6, 671).  In  den  deut- 
schen Diöcesen  werden  NichtkathoUken  aller- 
dings, wenn  es  nicht  zu  yermeiden  ist,  als  s.  g. 
quasi  patrtni  oder  testes  houorarii,  demnach 
nicht  als  wirkliche  Pathen,  welche  das  Kind  bei 
der  Taufe  berühren,  zugelassen  und  auf  Ver- 
langen der  Eltern  auch  nur  in  der  erwähnten 
Eigenschaft  in  das  Kirchenbuch  eingetragen,  Be- 
richte der  deutsch.  Bischöfe  im  Arch.  f.  k.  K.  R. 
23,  29a  314.  451.  460;  s.  femer  ▼.  Vogt, 
Sammlung  kirchl.  VerordiK  f.  Rottenburg  S.  663. 

11  Denn  diese  stehen  den  Häretikern  gleich, 
Congr.  prop.,  collect  cit  p.  158  n.  268,  s.  auch 
die  ProTinzialsynoden  von  Albano  1703,  coli. 
Lac  1,  298;  Gran  1858,  Prag  1860,  Colocza 
1863,  Utrecht  1865,  coli.  Lac.  5,  19.  49^  644. 
815;  Lyon  1850,  Ronen  1850,  Bordeaux  1850. 
Aix  1850,  Bourges  1850,  1.  c.  4,  479.  327.  568. 
98a  1114;  Cashel  1853,  1.  c  3,  832,  doch 
wiederholen  einzelne  der  in  den  folgenden  An- 
merkungen dtirten  Synoden  blos  die  Vorschrift 
des  Rituale. 

^2  Rituale  rom.  1.  c. :  „sciantpraetereapaiochos 
ad  hoc  munus  non  esse  admittendos  infldeles  aut 
haereticos,  non  publice  excommunioatos  aut 
interdictos'^.  An  sich  kann  auch  den  excommuni- 
oati  tolerati  die  Fähigkeit  nicht  zugesprochen 
werden,  s.  auch  K ober,  Kirchenbann.  2^ Aufl. 
S.  286^-288.  Das  Rituale  gedenkt  offenbar  der 
cxcoramunicati  Titandi  allein  deshalb ,  weil  es 
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kranke*  and  Kinder^,  5.  diejenigen,  welche  noch  nicht  das  Sakrament  der  Firmung 
erhalten  haben ^^  6.  alle,  welche  keine  Gewähr  dafür  bieten,  dass  sie  die  mit  der 
Pathenschaft  verbundenen  Pflichten  erfüllen^,  wohin  das  gemeine  Recht   die  Un- 
mflndigen  (impnberes)  ^,  die  der  christlichen  Lehre  Unkundigen  ^ ,  Personen ,  welche 
als  Verbrecher  bekannt  oder  ihrer  Ehre  verlustig  gegangen  oder  eine  Minderung  der- 
selben erlitten  haben ^,  rechnet  —  das  partikuläre  Recht  alle  notorischen  Sflnder, 
namentlich  öffentliche  Konkubinarier  ^,  diejenigen,  welche  die  Kinder  aus  der  von 
ihnen  eingegangenen  gemischten  Ehe  nicht  in  der  katholischen  Religion  erziehen  las- 
sen ^,  welche  ihre  Ehe  blos  in  der  staatlichen  Form  (alsCivil-Ehe)  geschlossen  haben  ^^, 
welche  sich  von  der  österlichen  Kommunion  ^^  und  längere  Zeit  vom  Gottesdienste 
fernhalten  ^^,  welche  einer  von  der  Earche  verurtheilten  Gesellschaft  angehören  ^3, 
welche  hinsichtlich  ihres  katholischen  Glaubens  verdächtig  sind^^,  endlich   solche, 
welche  ein  unehrbares  und  schimpfliches  oder  verbrecherisches  Gewerbe  betreiben^^. 
7.  Femer  verbietet  das  gemeine  Recht,  theils  wegen  der  Unvereinbarkeit  mit  den 
sonst  übernommenen  Verpflichtungen,  theils  wegen  der  Unangemessenheit  einer  nahen 
Beziehung  zu  dem  Vater  oder  zu  der  Mutter  des  Täuflings,  den  Mönchen  (einschliesslich 
der  Regular-Kanoniker)  und  Nonnen,  welche  einem  päpstlich  approbirten  Orden  an- 
gehören^^, die  Uebemahme  der  Pathenschaft.    Ihnen  stellen  einzelne  Provinzial- 
synoden  auch  die  Mitglieder  der  ordensähnlichen  Kongregationen  gleich  ^7.   8.  Weiter 
schliessen  dieselben  auch  mehrfach  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  aus  ^^  oder 


nur  diejenigen  aafzählt,  welche  der  Pfarrer  unter 
allen  Umstanden  zurückzuweisen  hat.  Jedenfalls 
kann  und  muss  der  toleratus  wegen  des  zu  6 
gedachten  Gesichtspunktes,  wenn  seine  Exkom- 
munikation dem  Taufenden  bekannt  ist,  fem- 
gehalten werden.  Die  excommunicati  schlechthin 
ohne  Unterschied  werden  ausgeschlossen  von 
Gran  1858,  Köln  1860,  Prag  1860,  Golocza  1863, 
Utrecht  1865. 

1  Kit.  rom.  1.  c. :  ^^qui  nee  Sana  mente  sunt^. 

3  Diese  hahen  ebensowenig  ein  Yerstandniss 
für  die  zu  übernehmenden  Verpflichtungen,  wie 
die  Geisteskranken,  so  auch  Yon  den  neueren 
ProTinzialsynoden  Tours  1849,  coli.  Lac.  4, 
276. 

3  c.  102  (Poen.  Theodor.)  Dist.  IV  de  cons. 
Partikularrechtlich  auch  die ,  welche  noch  nicht 
zur  ersten  Kommunion  zugelassen  sind,  Gran 
1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866,  Tours  1849, 
Sens  1860,  coli.  cit.  4,  889. 

^  Catech.  rom.  1.  c. :  „qui  eam  gerere  aut  flde- 
liter  nolint  aut  sedulo  aut  acourate  non  queant^. 

^  Rituale  rom.  1.  c. :  ^os  autem  patrinos  sal- 
tem  in  aetate  pubertatis  . .  .  esse  maxime  oon- 
venif*. 

^  Schon  in  karolingischer  Zeit  ist  vorgeschrie- 
hen  worden ,  dass  allein  deijeuige ,  welcher  das 
Symbol  und  das  Vaterunser  gelernt  habe ,  Pathe 
sein  dürfe,  s.  g.  Stat.  Bonifacii  c.  26,  Manai  12, 
386;  ep.  Karoli  M.  ad  Ghaerald.  Leod.,  Boret. 
1,241;  Paris  829.  I.  c  7,  Mansi  14,  641; 
Metz  888  c.  6,  1.  c.  18,  79.  S.  Jetzt  Rituale  rom. 
1.  c. :  „neque  qui  Ignorant  rudlmenta  fldel". 

7  Rituale  roman.  1.  c.  infames,  s.  auch  Lyon 
1860. 

8  Gran  1868,  Köln  1860,  Prag  1860,  Colocza 
1863,  Utrecht  1865,  Tour»  1849,  Avignon  1849, 


Albl  1860,  coli,  Lac. 4,  276. 337. 432 ;  Lyon  18Ö0, 
Bourges  1860,  Auch  1861,  coli.  cit.  4,  1184. 

»  Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866. 

10  Göln  1860,  Prager  Bischofsversammluiig 
1868,  colL  cit.  6,  1406,  Rheims  1866,  1.  c.  4, 
116,  Albl  1860,  Lyon  1860,  Bordeaux  1850, 
Sens  1860,  Aix  1860,  Bourges  1860,  Auch  1851, 
8.  auch  T.  Vogt,  Sammlung  kirchl.  Verordn.  f. 
Rottenburg  S.  773. 

"  Coln  1860,  Utrecht  1866,  Urbino  1869,  Ba- 
venna  1865,  coli.  Lac  6,  11.  163,  Westminster 
1852,  1.  0.  3,  92a 

«2  Cöln  1860,  Utrecht  1866. 

«  Utrecht  1866  (z.  B.  dem  Freimaurer-Orden). 

w  Urbino  1869. 

IS  Lyon  1860.  Für  solche  erachtet  offenbar 
Tours:  „ludorum  soenicorum  actores  vel  actri- 
ces'' ;  welche  es  gleichfalls  ausschliesst. 

w  c.  20  f Greg.  I.  594)  C.  XVIIl.  qu.  2 ;  c.  103 
(Auxerre  678)  Dist.  IV.  de  cons. ;  GapituL  mo- 
nast.  817.  c  16.  Boret  1,  344:  „Ut  sibi  compa- 
tres  commatresque  non  faciaut  neque  osculentur 
feminas" ,  auch  in  c.  104  D.  cit ;  c  8  (inoert) 
C.  XVI.  qu.  1 ;  Rituale  rom.  L  c.  n.  26 :  JPraete- 
rea  ad  hoc  etiam  admitti  non  debent  monachi  Tel 
sanctimoniales  neque  alii  cuiusTis  ordinis  regu- 
läres a  saeculo  segregati". 

*'  Lyon  1860  u.  Auch  1860  („utriusque  sexus 
fldeles  qui  renuntiantes  seculo  "vota  emiserunt 
in  aliqua  congregatione  yel  a  summo  pontiflce 
Yel  ab  episcopo  approbata'*). 

18  Lyon  1860.  Aeltere  hierher  gehörige  Synoden 
citirt  Ferraris  l.  c.  art.  7.  n.  43.  Andere  er- 
mahnen dagegen  nur  die  Geistlichen,  keine 
Pathenstellen  zu  übernehmen,  so  Bordeaux  1860, 
Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1865  oder  ver- 
bieten, Rheims  1849,  Bordeaux  1860,  dies  nur 


f.  200.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 


41 


lassen  sie  allein  mit  bischöflicher  Erlanbniss  zu^  9.  Endlich  sprechen  sie,  freilich 
nur  Tereinzelt,  den  Stammen  die  Fähigkeit  znr  Pathenschaft  ab^. 

Eine  Yertretang  des  Pathen  bei  der  Tanfe  durch  einen  Stellvertreter  ist  ge- 
stattet ^,  jedoch  kann  derselbe  nur  zugelassen  werden,  wenn  er  Torher  bevollmächtigt 
ist*.  Ein  zur  Pathenschaft  Unfähiger  kann  dieselbe  aber  nicht  durch  einen  Stell- 
vertreter llbemehmen*,  und  der  Stellvertreter  wird  gleichfalls  die  Qualifikation  zur 
Pathenschaft  besitzen  müssen  ®. 

Wegen  der  ans  der  Taufe  hervorgehenden  geistlichen  Verwandtschaft  dürfen 
h(N;hatenfl  zwei  Pathen  ^  und  zwar  nicht  beide  von  demselben  Geschlecht,  zugezogen 
werden^. 

Bei  der  feierlichen  Taufe ,  mag  sie  auch  ausnahmsweise  nicht  in  der  Kirche, 
sondern  z.  B.  in  einem  Privathause  erfolgen  ^ ,  ist  die  Zuziehung  eines  Pathen  ge- 
boten <<^,  fBr  die  Gültigkeit  der  Taufe  erscheint  sie  aber  nicht  wesentlich.  Daraus 
folgt,  dass  die  Zuziehung  eines  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossenen,  eines  nicht 
legitimirten  Vertreters  oder  einer  grosseren  Anzahl  von  Pathen  als  der  gesetzlich  zu- 
lässigen die  Tanfe  in  keinem  Falle  nichtig  machen  kann^^. 

Bei  der  Nothtaufe  ist  die  Zuziehung  von  Pathen  nicht  üblich,  ja  sie  ist  vielfach 


dem  Pfarrer  (auch  Vikar  oder  Kapellan)  hin- 
üehtlleh  der  Kinder  der  Pfarrei  (loz.  des  Residenz- 
ortes). 

I  Sens  1860,  Toulouse  1860. 

3  Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866.  Die 
Stummen,  welche  sich  znYerstandigenföhigsind, 
aaszaschliessen ,  liegt  kein  Grand  vor,  da  ein 
anderer  in  ihrer  Vertretung  die  nach  dem  Rituale 
an  den  Pathen  zu  stellenden  Fragen  beantworten 
kann.  Daher  erwähnen  ihrer  die  meisten  Syno- 
den nicht,  Aix  1860  hält  auch  nur  fem :  ^muti 
quos  sufflcienter  de  religione  edoctos  non  constat^ 

3  Die  Praxis  der  Gongr.  conc.  hat  die  Statt- 
haftigkeit stets  (bei  der  Entscheidung  der  Frage, 
wer  in  diesem  Falle  die  geistliche  Verwandtschaft 
eingeht) ,  vorausgesetzt ,  s.  Schulte  Eherecht 
S.  197  u.  Acta  s.  sed.  14,  411. 

*  Da  sonst  nicht  feststeht,  dass  der  Vertreter 
den  Willen  hat,  die  Pathenschaft  und  die  damit 
Terhundenen  Pflichten  zu  übernehmen.  Darum 
ist  es  auch  unzulässig ,  dass  die  Eltern  eine  ab- 
wesende Person,  deren  Zustimmung  erst  nach 
der  Taufe  eingeholt  und  beigebracht  werden  soll, 
als  Pathen  bezeichnen,  Congr.  offlc  1869,  collect 
dt  p.  169  n.  270. 

5  Weil  er  dadurch  seine  Ausschliessung  illu- 
sorisch machen  würde,  so  auch  Ronen  1860. 

0  So  auch  Utrecht  1866.  Der  Gesichtspunkt, 
dass  der  Unfähige  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
erf&Uen  kann ,  trifft  hier  fireillch  nicht  zu ,  weil 
die  Pflichten  nicht  vom  Vertreter ,  sondern  vom 
Vertretenen  zu  erffillen  sind ,  aber  einmal  kann 
weder  derjenige ,  welchem  die  kirchliche  aktive 
Rechtsfähigkeit  ermangelt  (s.  die  Kategorien  1 
bis  3  de«  Textes),  noch  der  Willensunfähige 
(Nr.  4)  als  Vertreter  fnnglren:  ferner  ebenso- 
wenig de^enige,  welcher  wegen  gewisser  fehlen- 
der kirchlicher  oder  sittlicher  Qualifikation 
(Na  4  bis  6)  von  der  aktiven  Theilnahme  an 
kirchliehen  Handlungen  ausgeschlossen  ist,  end- 
lieh auch  nicht  deijenlge,    welcher  sich  wegen 


sonstiger  Verpflichtungen  (N.  7.  8)  von  allen  mit 
diesen  nicht  zusammenhängenden  Angelegen- 
heiten fern  halten  solL 

7  Das  ältere  Recht  liess  nur  einen  Pathen  zu, 
c.  100  (Poen.  Theod.)  Dist  IV.  de  cons. :  ^n  cate- 
cumino  et  in  baptismo  et  in  conflrmatione  unus 
patrinus  fleri  potest ,  si  necessitas  cogit  (s.  S.  38 
n.  2).  Non  est  tamen  consuetudo  Romana,  sed 
singull  persingulos  suscipiant" ;  c.  101  (Leo  IV.  ?) 
Dist  dt;  Metz  888  c.  6,  Mansi  18,  79.  Schon 
im  Mittelalter  hat  sich  aber  der  Luxus  ausge- 
bildet ,  eine  grossere  Anzahl  von  Pathen  zuzu- 
ziehen ,  und  die  Partikularsynoden  haben  daher 
die  Zahl  einzuschränken  versucht,  indem  sie  ge- 
wöhnlich nur  3  gestatten,  York  1196  c  4,  Mansi 
22,  663';  Trier  1227  c.  1  (lässt  4  zu),  Worcester 
1240  c'  6,  1.  c.  23.  26.  627;  Köln  1280  (?) 
c.  4;  Exeter  1287  c.  2,  L  c  24,  348.  786.  Wenn- 
gleich c.  3  (Bonif.  Vm.)  in  VIto  de  cognat  spirit 
IV.  3  an  die  alte  Vorschrift ,  dass  nur  ein  Pathe 
zugezogen  werden  solle,  erinnert,  so  hat  dies 
doch  nichts  gefruchtet,  da  auch  die  Synoden  des 
16.  Jahrhunderts  mehrfach  noch  2  oder  3  Pathen 
gestatten,  s.  die  Zusammenstellung  bei  Schulte, 
Eherecht  S.  192. 

8  So  das  Trid.  Sess.  XXIV.  c,  2  de  ref.  matr., 
dessen  Beobachtung  fast  alle  neueren  Provinzial- 
synoden  (s.  o.  S.  39.  u.  40.)  einschärfen. 

9  S.  0.  S.  37. 

10  Dies  ergiebt  die  feststehende  Praxis  der 
Kirche  in  Verbindung  mit  Rituale  t.  II.  c.  1. 
n.  2.  und  den  in  demselben  enthaltenen  ordines 
baptismi. 

11  In  wiefern  trotzdem  das  Ehehindemiss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entsteht,  darüber 
Schulte,  Eherecht  S.  196  ff.  und  unten  im  Ehe- 
recht Selbstverständlich  ist ,  dass  derjenige, 
welcher  von  der  Pathenschaft  rechtlich  ausge- 
schlossen ist,  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
überkommt. 
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durch  Diöcesan-Yerordniingen  verboten  worden  K  Hat  aber  ein  an  sich  Fähiger  (s.  o. 
8.  38]  dabei  als  Pathe  fnngirt,  so  überkommt  er  damit  die  Pflichten  desselben,  hat 
also  rechtlich  die  Stellung  des  Pathen,  nicht  blos  eines  Zeugen  ^. 

Die  nach  erfolgter  Nothtaufe  vorgeschriebene  Nachholnng  der  bei  derselben 
fehlenden  Ceremonien  bedingt  endlich  gleichfalls  die  Zuziehung  einer  Person,  welche, 
ebenso  wie  der  Pathe,  bei  der  feierlichen  Taufe  die  Fragen  des  Rituals  beantwortet, 
des  s.  g.  patrinus  catechem  ^  Auch  ein  solcher  ist  rechtlich  Pathe  ^,  und  deshalb  sind 
alle  Personen,  welche  für  die  feierliche  Taufe  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossen 
sind,  ebenfalls  unfähig,  dieselbe  in  dieser  Weise  zu  übernehmen  ^. 

Das  Recht,  die  Pathen  auszuwählen,  steht  vorbehaltlich  der  Prüfung  durch  den 
Pfarrer,  bez.  den  sonst  die  Taufe  vollziehenden  Geistlichen^,  bei  Kindern  demjenigen 
zu,  welcher  das  Bestimmungsrecht  über  die  religiöse  Erziehung  besitzt ,  also  für  die 
Regel  dem  Vater,  dann  der  Mutter  oder  dem  Vormunde 7.  Der  Erwachsene,  d.  h. 
jeder ,  welcher ,  gleichviel  ob  er  noch  unter  väterlicher  Gewalt  steht  oder  nicht ,  be- 
rechtigt ist,  seine  Religion  selbst  zu  wählen,  hat  die  Pathen  auch  selbst  zu  bezeichnen  ^. 
Fehlt  es  an  Personen,  welche  seitens  des  Berechtigten  ausgewählt  sind ,  so  hat  der 


1  So  z.  B.  Eichatädtcr  Pastoral-Instrnktlon  v. 
1854  bei  Kutschker,  £herGcht3,  322:  „Piohi- 
bemuB  vero  luxta  normam  aliarum  dioecesinm  in 
baptlsmo  privatim  in  necessltate  coUato  adhibere 
patrinos ,  quippe  qui  ad  solennem  tantum  huias 
saoramenti  administrationem  peitineant",  s.  auch 
S.  321. 

2  Riohter-Dove  K.  R.  %.  253.  n.  13  be- 
zeichnet allerdings  nntei  Berufung  auf  Engel 
colleg.  lur.  cau.  III.  11.  n.  7,  die  zugezogenen 
Personen  nur  als  Zeugen  und  ebenso  bemerkt 
Schulte,  Eherecht  S.  196,  dass  bei  der  Noth- 
taufe keine  eigentlichen  Taufpathen  vorkommen. 
Engel  sagt  aber  blos,  dass  deijenige ,  welcher 
bei  der  Nothtaufe  das  Kind  halte ,  dies  für  die 
Regel  nur  zur  Unterstützung  des  Taufenden, 
nicht  in  der  Absicht ,  die  Pathenschaft  zu  über- 
nehmen, thun  werde.  Das  ist  aber  nicht  die 
Frage ,  sondern  es  handelt  sich  darum  ,  ob  der- 
jenige, welcher  in  einem  derartigen  Fall  wirklich 
als  Pathe  hat  funglren  sollen  und  wollen,  die  be- 
treffende Stellung  erhält  Die  Doktrin  ist  darüber 
einig,  dass  ein  solcher  seit  dem  Tridentinum  das 
Ehehindemiss  der  geistl.  Verwandtschaft  nicht 
kontrahirt,  Schultea.a.O.S.  195,  Kutschker 
a.  a.  O.  S.  321.  Deswegen  ist  aber  der  Rück- 
schluss  nicht  erlaubt,  dass  die  betreffende  Person 
rechtlich  nicht  Pathe  werde,  weil  das  Ehehinder- 
niss  der  geistlichen  Yerwandtsohaft,  soweit  es  die 
Pathen  ergreift,  auf  die  feierliche  Taufe  be- 
schränkt sei.  Gemeinrechtlich  ist  bei  der  Noth- 
taufe die  Uebernahme  der  Pathenschaft  nicht  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  verboten ,  eine  solche  ent- 
behrt also  der  rechtlichen  Wirkung  nicht.  Das 
gilt  auch  gegenüber  denjenigen  Partikular-Yer- 
ordnungen,  welche  die  Zuziehung  untersagen. 
Denn  diese  drohen  für  dss  Zuwiderhandeln  keine 
Nichtigkeit  an,  und  würden  auch  rechtlich  dazu 
nicht  einmal  befugt  sein ,  weil  darin  eine  Ab- 
änderung des  gemeinen  Rechtes  läge.  S.  übrigens 
auch  conc.  provinc.  IV.  Mediolan.  Garoli  Borro- 
maei  (v.  casus  reservat,  cas.  5):  ^nfantis  qui 
domi  ob  necessitatem  baptlsatus  est,  baptismus 


in  libro  baptisatorum  aparocho  de  more  referatur, 
notato  patrini  nomine  et  qui  domi  ad  baptis- 
mum  et  qui  in  ecdesia  ad  catechismum  exorcis- 
mumque  adhibitus  est^. 

3  Rituale  rom.  t.  II.  c.  5.  J.  1.  n.  4. 

^  Denn  da  bei  der  Nothtaufe  regelmässig  keine 
Pathen  zugezogen  werden,  so  hat  die  Nachholnng 
der  Solennitäten  auch  den  Zweck ,  den  Mangel 
der  ersteren  zu  ergänzen.  Ferner  liess  das  mittel- 
alterliche Recht  zwischen  einem  solchen  Pathen 
und  dem  Getauften  das  aufschiebende,  s.  g.  im- 
pedimentum  catechisml ,  welches  allerdings  seit 
dem  Tridentinum  als  beseitigt  gilt,  entstehen, 
c.  5.  (Clem.  UI.)  X.  de  cogn.  spir.  IV.  11: 
Kutschker  a.  a.  0.  3,  320.     S.  auch  Anm.  2. 

^  Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  Ri- 
tuale roman. ,  welches  t.  II.  c.  1.  n.  25  in  den 
allgemeinen,  einleitenden  Bemerkungen  bei  sei- 
nen Vorschriften  über  die  Eigenschaften  der  pa- 
trini nicht  unterscheidet,  sie  also  offenbar  für 
alle  Arten  derselben  aufstellt. 

^  Rituale  1.  c.  n.  22 :  „Parochus  antequam  ad 
baptizandum  accedat  ab  iis,  ad  qnos  spectat, 
exquirat  diligenter,  quem  vel  quos  susceptores 
seu  patrinos  elegerint,  qui  infantem  de  sacro 
fönte  suseipiant ,  ne  plures  quam  liceat,  aut  in- 
dignos  aut  ineptos  admittat^. 

7  Das  Tridentinum  Sess.  XXIV  de  c.2  de  ref. 
matr.  sagt  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Rituale 
(s.  vor.  Anm.)  gleichfalls  nur:  „Parochus,  ante- 
quam ad  baptismum  conferendum  accedat,  dili- 
genter  ab  eis  ad  quos  spectabit,  slscitetuT, 
quem  vel  quos  elegerint,  ut  baptizatum  de  Sacra 
fönte  suseipiant  et  eum  vel  eos  tantum  admittat 
et  in  libro  eorum  nomina  describat^.  In  Folge 
dessen  werden  gewöhnlich  die  Eltern  schlecht- 
hin als  berechtigt  bezeichnet.  Die  nähere  Prä- 
cisirung  des  Textes  ergiebt  sich  ans  der  familien- 
rechtlichen Stellung  der  gedachten  Personen.  S. 
aber  auch  unter  VII. 

8  D.  h.  jeder,  welcher  volle  7  Jahr  alt  ist,  s. 
0.  S.  29  n.  10  und  nachher  unter  VII. 
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taufende  Pfarrer  oder  der  ihn  vertretende  Geistliche  die  Pathen  seinerseits  za  be- 
stimmen, da  er  verpflichtet  ist,  die  feierliche  Tanfe  nach  dem  Rituale,  also  nicht  ohne 
Pithen,  zu  vollziehend  Wer  sich  ohne  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Zustim- 
mimg des  zur  Wahl  Berechtigten  am  Taufakte  betheiligt  hat,  wird  rechtlich  nicht 
Pithe^. 

Andererseits  tritt  aber  die  Pathenschaft  nur  ein,  wenn  die  betrefifende  Person 
den  Willen  hat ,  dieselbe  zu  übernehmen  ^.  In  der  Betheiligung  unter  Zustimmung 
des  Berechtigten  an  dem  feierlichen  Taufakte  in  der  durch  das  Rituale  vorgeschrie- 
benen Form  liegt  aber  ein  zweifelloser  Willensausdruck  dafür,  w&hrend  das  blosse 
Halten  des  Kindes  bei  der  Nothtaufe  als  solcher  nicht  gelten  kann^. 

VI.  Wirkungen  der  Taufe.  1.  Im  Allgemeinen.  Durch  die  gültige 
Taufe  wird  der  Getaufte  Christ,  d.  h.  er  erlangt  nach  katholischer  Auffassung  die 
Mitgliedschaft  in  der  katholischen  Kirche,  also  insbesondere  die  Beftlhigung  zum 
Empfange  der  anderen  Sakramente^,  und  wird  ihrem  Rechte  in  all  und  jeder  Be- 
ziehung unterworfen^.  Die  Scheidung,  welche  dadurch  zwischen  ihm  und  den  Nicht- 
cKristen  eintritt,  ist  femer  eine  dauernde.  Die  Taufe  verleiht  ihm  einen  unauslösch- 
lichen Charakter,  character  indeUhüia ,  und  es  ist  ihm  für  alle  Zukunft  die  rechtliche 
Möglichkeit,  aus  der  christlichen  Gemeinschaft,  d.h.  der  katholischen  Kirche,  auszu- 
scheiden benommen.  Abfall  vom  katholischen  Glauben  oder  vom  Christenthum  über- 
haupt kann  seine  Mitgliedschaft,  sofern  sie  ihn  dem  Recht  der  Kirche  unterstellt  und 
ihm  Pflichten  auferlegt,  nicht  mehr  aufheben  ^. 

2.  Die  Taufe  durch  Ungläubige  und  durch  Ketzer^  macht  in  allen 
diesen  Beziehungen  keinen  Unterschied,  falls  sie  überhaupt  gültig  ist,  d.  h.  wenn  sie 
von  einem  ungläubigen  oder  ketzerischen  minister,  welcher,  wie  schon  bemerkt,  an 
sich  dazu  fUiig  ist  (s.  o.  S.  28) ,  im  Namen  der  drei  göttlichen  Personen  cum  inten- 


^  S.  auch  Ferraris  1.  c.  8.  y.  baptismus  cart. 
7.  n.  14. 

*  S.  Tiid.  1.  c.  Wenn  weder  die  Eltern  noch 
der  Pfarrer  Pathen  desigulrt  haben,  aber  einzelne 
Personen  freiwillig  bei  der  Taufe  als  Pathen  ein- 
treten, ein  Fall,  welcher  mit  Rucksicht  auf  die 
Frtge  nach  Entstehung  der  geistlichen  Verwandt- 
schaft von  den  Kanonisten  vielfach  behandelt 
istf  so  liegt  immer  in  der  nicht  erfolgten  Zurück- 
weisung solcher  Personen  seitens  des  Pfarrers 
eine  stillschweigende  Auswahl  seinerseits. 

3  Also  z.  B.  nicht  im  Falle  eines  Irrthums  in 
der  Person  des  Täuflings,  ebensowenig  wenn  die 
Betheiligong  durch  rechtlich  erheblichen  Zwang 
herbeigeführt. 

4  S.  0.  S.  42.  n.  2. 

5  e.  60  fPoen.  Theod.)  C.  I.  qu.  1 ,  wieder- 
holt c.  1.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  42;  c.  2 
(Bonifac. VIH)  in  VIto  de  cogn.  spir.IV.S :  „baptis- 
mum,  sacramentorum  fundamentum  et  iantiam  re- 
liquomm^ ;  Eugen.  IV.  decr.  pro  instr.  Armen. 
1439,  M  ans!  31, 1055;  Catech.  rom.  P.  II.  c.2. 
qu.  3, 29.  Darüber,  dass  dies  im  Mittelalter  und 
noch  im  12.  u.  13.  Jahrhundert  nicht  unbestrit^ 
ten  war,  s.  Hahn.  Sakramente  S.249.  Nament- 
lich war  Innocenzin.  ein  Gegner  dieser  Ansicht, 
s.  e.  3.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  43,  c.  8  X. 
de  divort.  IV.  19  und  Hurter,  Innocenz  III. 
3,80. 


6  Trid.  Sess.  VII  de  baptismo  c.  7 :  „Si  quis 
dixerit,  baptizatos  per  baptismum  ipsum  solius 
tantum  fldei  debltores  fleri,  non  autem  univer- 
sae  legis  Christi  servandae :  anathema  sit" ;  c.  8 : 
„Si  quis  dixerit ,  baptizatos  liberos  esse  ab  Om- 
nibus s.  ecclesiae  praeceptls ,  quae  vel  scripta 
vel  traditasunt,  ita  ut  ea  observare  non  tenean- 
tur,  nisi  se  sua  sponte  Ulis  submittere  voluerint : 
anathema  sit''. 

■^  L.  c.  c.  11 :  ,,Si  quis  dixerit,  verum  et  rite 
coUatum  baptisma  iterandum  esse  Uli ,  qui  apud 
infldeles  fldem  Christi  negaverit,  quum  ad  poe- 
nitentiam  convertitur :  anathema  sit'^;  Sess.  XIV. 
de  poenit.  c.  2.,  Catech.  roman.  P.  II.  c.  2. 
qu.  1. 

Die  sonstigen  Wirkungen  der  Taufe,  die  Nach- 
lassung der  Erbsünde,  sowie  bei  Erwachsenen 
auch  die  der  bisher  begangenen  Sünden  und  der 
Strafen  der  ersteren,  sowie  der  letzteren ,  dieser, 
soweit  sie  nicht  durch  weltliche  Gesetze  festge- 
setzt sind,  Trid.  Sess.  V  de  peccato  origln.,  Ca- 
tech. roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  31  ff.,  gehören  nicht 
dem  Rechtsgebiete  an. 

8  Ueber  die  Ketzertaufe  s.  Mattes  in  d.  Tü- 
bing.  theol.  Quartalschrift.  Jahrgang  1849. 
S.  671  ff.  u.  1850.  S.  24  ff.;  Steitz  in  Herzogs 
Real-Encyklopädie,  1.  Aufl.  7,  524  ff.  u.  2.  Aufl. 
7,  652  ff.;  Höfling  1,  62  ff. 
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tione  faciendi  id  quod  facit  ecelesia  ertheilt  worden  ist  K  Diea  setzt  also  voraus,  dass 
der  minister  bei  der  Taufe  und  im  Hinblick  auf  diese  unter  der  Trinität  dasselbe  ver- 
standen hat,  was  die  katholische  Kirche  über  die  letztere  lehrt  ^,  d.  h.  dass  die  Auf- 
fassung seiner  religiösen  Gemeinschaft  in  dieser  Hinsicht  mit  der  der  katholischen 
Kirche  identisch  ist,  wenn  die  erstere  auch  sonst  betrefifs  der  Taufe  in  anderen  Einzel- 
heiten mit  der  letzteren  nicht  übereinstimmt 3,  oder  dass,  wenn  dies  nicht  der  Fall 
ist ,  er  doch  mindestens  selbst  fKr  seine  Person  die  allgemeine  Absicht  gehabt  hat, 
mit  der  Taufe  das  zu  bewirken,  was  die  katholische  Kirche  damit  bezweckt^. 

Bei  der  praktischen  Handhabung  dieses  Grundsatzes  ist  man  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert zunächst,  soweit  Taufen  derjenigen  anderen  christlichen  Kirchen,  deren  Be- 
kenntnisse eine  mit  der  der  katholischen  übereinstimmende  Trinitätslehre  aufweisen, 
in  Frage  gekommen  sind ,  davon  ausgegangen ,  dass  die  Yermuthung  für  die  Gültig- 
keit der  ertheilten  Taufen  spreche,  und  zu  einer  bedingten  Wiederholung  seitens 
der  katholischen  Kirche  nur  dann  geschritten  werden  kOnne,  wenn  sich  im  einzelnen 
Falle  ein  begründeter  Zweifel  an  der  Gültigkeit  der  Taufe  ergeben  habe. »  Jedoch 


i  Diese  Lehre,  welche  in  Betreff  der  Ketzer 
durch  das  Trid.  Sess.  VII.  I.e.  c.  4  („Si  quis 
dixerlt,  haptismum  qai  etlam  datur  ab  haeretlcis 
in  nomine  Patris  et  fllii  et  Spiritus  sancti,  cum 
intentione  faciendi  id  qnod  facit  ecelesia,  non 
esse  verum  baptismum:  anathema  sit^  dogma- 
tisch festgestellt  ist,  fuhrt  schon  im  wesentlichen 
auf  Augustin  zurück,  c.  40.  43.  108  Dist.  lY. 
de  oonsecr.,  Steitz  7,  532  ff.  (2.  Aufl.  7,  656). 
Die  Konzilien  der  ersten  Jahrhunderte  haben 
meistens  die  betreffende  Frage  speziell  für  be- 
stimmte Arten  von  Ketzern  entschieden,  so  Arles 
I.  314.  c.  8  in  Betreff  der  Afrer,  s.  femer  Ni- 
caen.  325 ,  welches  o.  8  bei  den  Katharem  (No- 
yatianern)  keine  neue  Taufe,  c  19  wohl  aber  eine 
solche  bei  den  Paulianisten  verlangt,  Laodicea 
zw.  343  u.  381 ,  welches  c.  7  u.  8  in  gleicher 
Welse  zwischen  den  Novatianern,  Quartodeci- 
manem  (Photinianem?,  s.  H  e f  e  1  e ,  Oonc. Gesch. 
1,  753)  einerseits  und  den  Phrygiem  (Monta- 
nisten) unterscheidet,  s.  g.  Konstantinopel  I. 
381,  c.  7,  welches  bei  den  Arianern,  Macedo- 
nianera,  Sabbatianem,  Novatianern,  Quartode- 
dmanern,  Apollinaristen  keine  Wiederholung  der 
Taufe,  wohl  aber  bei  den  Eunomianern,  Monta- 
nisten und  Sabellianera  anordnet.  S.  auch  die 
folgende  Anm. 

2  Dieser  Gesichtspunkt  tritt  schon  früh  her- 
vor, Arles  I,  314.  c.  o :  „et  si  perviderint ,  eum 
in  p.  et  f.  et  sp.  s.  esse  baptizatum ,  manus  ei 
tantum  imponatur,  utaccipiat  spiritum  sanctum. 
Quod  si  interrogatus  non  responderit  haue  trini- 
tatem,  baptizetur",  Aries  II.  443  (o.  452)  c.  16  : 
,;Photiniano8  sive  Paulianistas  secundum  patrum 
statuta  baptizari  oportere^';  c.  17  :  „Bonosiacos 
autem  ex  eodem  errore  venientes  quos  sicut  Ari- 
anes baptizari  in  trinitate  manifestum  est,  si 
interrogati  fldem  nostram  ex  toto  corde  confessi 
f  nerint,  cum  chrismate  et  manus  impositione  in 
ecelesia  recipi  8ufflcitf^  noch  deutlicher  Innoc.I. 
ep.  ad  Macedon.  414  (Jaf  f  €  n.  ed.  n.  303)  c.5, 
Coustant  p.  836:  „Quod  Idcirco  distinctum 
esse  ipsls  duabus  haereslbus,  ratio  manifesta  de- 
clarat,  quia  Paulianistae  in  nomine  p.  et  f.  et 


sp.  s.  minime  baptizant;  et  Novatiaui  iisdem 
nominibus  tremendis  venerandisque  baptizant, 
nee  apud  Istos  de  unitate  potestatis  divinae,  h.  i., 
p.  et  f.  et  sp.  s.  quaestio  aliquando  commota  est^; 
femer  auch  Ronen  v.  650  c.  5 :  „Baptisma  unum 
est,  sed  in  ecelesia  catholica  cuius  noi  memhra 
effecti  sumus,  ubi  una  fldes  est,  ubi  in  n.  p.  et 
f.  et  sp.  8.  datur;  et  ideo  qui  apud  illos  haere- 
ticos  baptizari  sunt,  qui  in  [s.  trinitatis  confes- 
sione  baptizant  et  veniunt  ad  nos ,  recipiantur 
quidem  quasi  baptizati  . . .  sed  doceantur  Integre 
et  instruantur  sensu  s.  trinitatis  et  mysterio  quod 
in  s.  ecelesia  teuetur,  et  si  consentiunt  credere 
vel  acquiescunt  conflteri ,  purgatae  fldei  iutegri- 
tate  flrmentur  manus  impositione'^ 

8  So  hat  Pius  V.  in  Betreff  der  in  Frankreich 
streitig  gewordenen  Frage,  ob  die  von  den  Galvi- 
nisten  Getauften  bedingter  Weise  wieder  zu 
taufen  seien,  entschieden  und  sich  gegen  die 
Wiederholung  ausgesprochen,  Benedict.  XIV.  de 
syn.  dioec.  VII.  6  n.  9.  Die  Frage  ist  auf  der 
Synode  v.  Evreux  1576  und  auf  anderen  franzö- 
sischen Synoden  des  16.  Jahrb.,  s.  Bened.  XIV 
und  Steitz  bei  Herzog,  2.  Aufl.  7,  658  ver- 
handelt worden. 

^  Ob  er  selbst  personlich  an  die  katholische 
Trinitätslehre  oder  die  übernatürliche  Wirkung 
der  Taufe  glaubt ,  ist  gleichgültig ,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  II.  6  n.  9.  Vgl.  übrigens 
auch  0.  S.  34. 

B  Entsch.  der  Gongr.  conc.  v.  1683,  wonach 
die  Wiederholung  der  Taufe  nicht  statthaft  ist, 
„nisi  dubium  adsit  probabile  invaliditatis  bap- 
tismi",  Bened.  XIV.  1.  c.  n.  7.  Dieser  Stand- 
punkt ist  noch  bis  1848  in  einzelnen  Diocesen 
Deutschlands  festgehalten  worden ,  Bericht  über 
die  Würzburger  Bischofs  Versammlung  v.  1848, 
coli,  concil.  Lac.  5,  1048.  Dasselbe  bestimmt 
auch  die  Provinzialsynode  von  Avignon  1849, 
1.  c.  4,  338 ,  während  andere  französische  Sy- 
noden ,  Rhelms  und  Aix  1850,  1.  c.  p.  114.  988 
die  SUtthaftigkeit  der  Wiederholung  von  der  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  abhängig  machen. 


S.300.] 


Verwaltung  der  Sacramente.  Die  Taufe. 


45 


hat  aich  allm&hlioh,  seit  wann,  ist  nicht  genau  festznstellen ^ ,  offenbar  unter  dem 
Einflitss  oltramontaner  Anscliauungen,  eine  andere  Praxis  geltend  gemacht,  und  sie 
ist  heute  die  herrschende  geworden.  Man  geht  seitdem  davon  aus,  dass  eine  Ver- 
muthmig  fOr  die  Ungflltigkeit  der  nicht  von  katholischen ,  insbesondere  auch  von 
protestantisohen  Geistlichen  ertheilten  Taufen  spreche,  und  dass,  wenn  im  einzelnen 
Falle  die  GUltigkeit  einer  solchen  nicht  erwiesen  werden  könne ,  die  Taufe  in  der 
katholisehen  Kirche  bedingter  Weise  wiederholt  werden  mflsse  ^. 

Bei  dieser  neuen,  den  ultramontanen  Standpunkt  schroff  herauskehrenden  Praxis 
seheint  man  aber  eine  gerade  für  diesen  bedenkliche  Konsequenz  übersehen  zu  haben. 
Die  katholische  Kirche  grdndet  die  von  ihr  beanspruchte  Unterwerfung  der  Prote- 
stanten unter  ihre  Gesetze,  soweit  sie  nur  menschlichen  und  nicht  gdtüichen  Kechtes 
ünd\  darauf,  dass  die  protestantische  Taufe  eine  christliche,  gültige  Taufe  sei,  und 
daas  daher,  weil  es  nach  ihrer  Auffassung  keine  andere  berechtigte  christliche  Kirche 
als  sie  selbst  giebt  \  auch  die  Protestanten  durch  die  Taufe  die  passive  Mitgliedschaft 
in  ihr  erhalten.  Wenn  man  aber,  wie  dies  die  neuere  Praxis  thut,  von  der  Ver- 
muthung  ausgeht,  dass  die  in  den  protestantischen  Kirchen  ertheilte  Taufe  ungültig 
ist,  so  führt  dies  logischer  Weise  dazu,  auch  die  weitere  Vermuthung 
anzuerkennen,  dass  die  Protestanten  nicht  die  Mitgliedschaft  in 
der  katholischen  Kirche  erlangt  haben,  und  dann  kann  man  im 
Zweifel  das  menschliche  Recht  der  letzteren  für  sie  nicht  mehr  als 
bindend  betrachten. 


1  Ob  die  Entscb.  d.  Congr.  off.  v.  1715,  Acta 
s.  sed.  4,  322 ,  hierbei  gebort,  lägst  sieb  nicbt 
feststellen ,  jedenfalls  ist  die  uene  Praxis  aber 
tcbon  im  18.  Jabrh.  in  England  geübt  worden, 
eoll.  conc  cit.  3,  929. 

*  Auf  der  erwähnten  Würzburger  Yersamm- 
lang  T.  1848  wurde  schon  constatirt,  dass  alle 
Protestanten  aus  der  Schweiz  in  Rom  bei  ihrem 
Cebeitritt  conditionate  aufs  Neue  getauft  wür- 
den. Eine  offizielle  Aeusserung  liegt  in  der 
Instr.  congr.  offlc.  v.  1859  für  Nordamerika,  coli. 
Lac  3,  550,  auch  Dumont,  Sammlung  kirchl. 
Erlasse  für  Köln  S.  34,  i^or:  „ . . .  Si  autem  in- 
Testigatione  peracta  adhuc  probabile  dubium  de 
baptismi  Tslidltate  supersit,  tunc  sub  conditione 
iteratur^. 

Für  Deutschland  sind  schon  seit  1823  spo- 
radisch, seit  1850  vielfach  Fälle  derartiger  Wie- 
derholungen der  Taufe  festgestellt,  Allgem. 
Sirchenblatt  f.  d.  evangelische  Deutschland. 
Jahrgang  14  (1861)  S.  100,  und  auf  der  Würz- 
burger Versammlung  i.  J.  1848  ist  die  neuere 
Pruis  als  die  herrschende  für  die  Diöcesen  Kulm 
und  Breslau  bezeugt  worden.  Die  Kölner  Provin- 
zialsynode  von  1860,  offenbar  beeinflusst  von  der 
dt.  Instruktion  v.  1859,  bestimmt,  coli.  cit.  5, 
348:  „Igitur  quum  nostris  temporibus  acatholici 
bapüsmum  non  raro  ita  conferant,  ut  de  eiusdem 
valore  merito  dubitaudnm  sit ,  pro  re  nata  loco- 
ram  et  personarum  momenta  diligenter  atten- 
denda  et  ponderanda  sunt  et  si  dubium  non 
evanescit,  baptismus  sub  conditione  iterandus 
est.  Quoties  vero  agitur  de  baptismo  a  sodeta- 
tnm^  quae  se  germano-cathoUcas  aut  communi- 
Utes  liberas  vocitant ,  mlnistris  ooUato ,  semper 
est  iterandus^    Am  schroffsten  äussert  sich  die 


Paderbomer  Diöcesansynode  v.  1867,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  20,  357 :  „Si  agitur  de  adnltis  in  commu- 
nionem  ecclesiae  recipiendls  qui  a  ministris  aea- 
tholicis  baptizati  sunt,  In  Universum,  ut  res  nunc 
sunt,  praesumtio  stat  pro  coUati  baptismi  iuvali- 
ditate  proindeque  si ,  re  diligenter  investigata, 
dubium  de  valore  baptismi  non  toUatur,  sub  con- 
ditione iterandus  est,  non  quidem  solemniter, 
sed  adhibitis  tantum,  si  commode  fleri  possit, 
duobus  testibus ,  cousulto  tamen  prius  episcopo, 
nisi  forsitan  periculum  mortis  immineaV'. 

In  England  hat  man  seit  dem  vor.  Jahrb.  (s. 
vor.  Anm.)  fortdauernd  an  derselben  Praxis  fest- 
gehalten, coli.  Lac.  5, 1050,  s.  auch  Westminster 
1852,  1.  0.  3,  929.  Sie  herrscht  femer  in  Ir- 
land, Thurles  1850 , 1.  c.  3.  779,  in  Frankreich, 
Albi  1850,  Lyon  1850,  Sens  1850,  1.  c.  4,  432. 
479.  889,  und  Holland,  Utrecht  1866,  1.  c.  5, 
815,  nicht  minder  in  Nordamerika,  s.  zu  Anfang 
d.  Anm.  u.  Quebec  1864,  1.  c.  3,  634.  f  gl.  end- 
lich auch  Pondichery  1844,  1.  c.  6,  655  u.  662, 
und  Neu-Granada  1868,  1.  c.  6,  501. 

Diese  Auffassung  bestätigt  auch  das  neuer- 
dings Acta  s.  sed.  16,  415  veröffentlichte  De- 
kret der  Congr.  off.  v.  20.  Nov.  1878:  „...  si 
autem  pro  temporum  aut  locorum  investigatione 
peracta,  nihil  sive  pro  validltate  sive 
pro  invalidltate  detegatur,  aut  adhuc 
probabile  dubium  de  baptismi  validltate  supersit, 
tunc  sub  conditione  secreto  baptizentur;  de- 
mum,  si  constiterit  validum  fuisse,  reciplendi 
erunt  tantummodo  ad  abiurationem  et  profes- 
sionemfidei"  (auch  i.  Arch.  f.  kath.  K.  B.  55, 192). 

3  S.  Bd.  m.  S.  774.  785. 

*  Vgl.  Bulle  Bonifaz'  VUI. :  Unam  sanctam 
V.  1302  in  c.  1  de  M.  et  0. 1.  8  in  Extr.  comm. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.200. 


3.  Verbot  der  Wiederholung  der  Taufe,  bedingte  Taufe.  Daraas, 
dass  die  Taufe  dem  Ctetauften  für  alle  Zeiten  einen  character  indelebilis  mittheilt, 
folgt,  dass  sie  demselben  in  seinem  Leben  nur  einmal  gespendet  werden  kann  und 
darf^.  Die  Wiedertaufe  ist  daher  verboten  und  bildet  ein  kirchliches  Vergehen^. 
In  Fällen,  in  denen  es  zweifelhaft  war,  ob  die  Taufe  an  einer  Person ,  z.  B.  an  einem 
Findelkinde,  bereits  vollzogen  war,  trug  die  alte  Kirche  kein  Bedenken,  selbst  auf 
die  Gefahr  einer  Wiederholung  der  Taufe  hin,  um  die  betreffende  Person  nicht  von 
der  Zugehörigkeit  zur  christlichen  Gemeinschaft  und  von  den  Gnadenwirkungen  des 
Sakramentes  auszuschliessen,  die  Vornahme  der  Taufe  nicht  nur  zuzulassen,  sondern 
sie  sogar  zu  gebieten^.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  wandte  man  indessen  f&r  solche 
Fälle  eine  bedingte  TaufformeH  an,  und  dieses  Verfahren  ist  in  Folge  der  Aufnahme 
einer  entsprechenden  Vorschrift^  in  die  Dekretalensammlnng  Gregors  IX. ^  ftlr  die 
Folgezeit  massgebend  und  das  einzig  zulässige  geworden ".  Ueberdies  erwies  sich 
dasselbe  zugleich  als  ein  willkommenes  Aushülfemittel  auch  ftlr  andere  Fälle,  in 
denen  ausser  dem  schon  erwähnten  ein  Zweifel  in  Betreff  der  Zulässigkeit  der  Wieder- 
holung entsteht. 

Nach  dem  jetzt  geltenden  Recht  und  der  herrschenden  Praxis  ist  eine  bedingte 
Ertheilung  der  Taufe  vorzunehmen : 

a.  in  dem  Falle,  wenn  die  Thatsache,  ob  der  betreffenden  Person  die  Taufe 
überhaupt  gespendet  worden  ist,  zweifelhaft  erscheint.  Die  Ungewissheit  gilt  stets 
als  ausgeschlossen ,  wenn  die  Vollziehung  der  Taufe  auch  nur  durch  einen  glaub- 
würdigen Zeugen  eidlich  aus  eigener  Wissenschaft  bekundet  wird  ^  oder  wenn  die  be- 


1  Das  hat  Ton  Anfang  an  in  der  Kirche  fest- 
gestanden. Tertullian.  de  hapt.  c.  15:  „Semel 
ergo  layacmm  Inirnns ,  semel  delicta  dilnnntur, 
qnia  ea  iterarl  non  oportet'';  Oyprian.  ep.  73 
(H  artel  p.  778).  S.  femer  o.  S.  43.  n.  6  n. 
S.  44.  n.  1  ;  Trid.  Sess.  YII  de  sacram.  c.  9: 
„Si  qnis  dixerit,  in  tribns  saeramentis,  baptismo 
sc. ,  conllrmatione  et  ordine  non  Imprimi  cha- 
raoterem  in  anima ,  h.  e.  slgnnm  qnoddam  spi- 
litnale  et  indeliblle,  unde  Iterari  possnnt*  ana- 
thema  sit". 

2  c.  47  apost.;  Caithago  zw.  346  n.  348  c.l, 
ßruns  I.  1,  112;  c.  107  (Carth.  ni.  397)  Dist. 
rv.  de  eons. ;  Lerida  524  o.  546.  c.  9  n.  c.  14 : 
„Cum  rebaptizatis  fldeles  religiosi  nee  in  dbo 
participenf ;  c.  112  (Leo  I.  458)  Dist.  cit.,  c.  57 
{id.)  C.  1.  qn.  1  ;  c.  118  (Felix IV.  488)  Dist.  IV 
cit. ;  c.  1  (Greg.  1.592)  Dist.  LXVIIl ;  Trid.  Sess. 
VII  de  bapt.  c.  13  :  „Si  qois  dixerit,  parmlos  eo, 
qnod  actum  credendi  non  habent,  snscepto  bap- 
tismo  inter  Meles  compataados  non  esse,  ac 
propterea,qanm  ad  annos  discretionis  perrenerint, 
esse  rebaptizandos ;  ant  praestare  omitti  eorum 
baptisma,  quam  eos  non  actu  proprio  oredentes 
baptlzari  in  sola  flde  ecclesiae;  anathema  slt'*. 
8.  auch  die  vorhergehende  Anm.  und  in  Betreff 
der  Irregularität  Bd.  I.  S.  48. 

8  c.  111  (CarthagoVI.401),  c.  112. 113  (Leo  I.), 
c.  110  (Greg.  II.  726)  Dist.  TV.  de  cons. ;  Trul- 
lan.  692  c.  84. 

4  Zuerst  erwähnen  derselben  die  s.  g.  Statuta 
Bonifacii  c.  28,  Mansi  12,  386:  „Si  de  allqui- 
bus  dubium  est,  utrum  siut  baptizati,  absque 
ullo  scrupulo  baptizentar,  his  tamen  yerbis  prae- 


missis :  Non  te  rebaptizo,  sed  si  nondum  es  bap- 
tizatus,  baptizo  te"  etc.  Aber  Worms  868  c.  70, 
Mansi  15,  881,  kennt  die  bedingte  Weihe  noch 
nicht,  wiederholt  vielmehr  nur  die  Vorschrift 
Ton  Carthago  VI  (b,  vor.  Anm.l,  ja  selbst  West- 
minster  1100  c.  3,  Mansi  22,  714  bestimmt 
noch :  „De  baptismate  vel  conflrmatione,  si  dubi- 
tatur,  SB.  canonum  statuta  sequentes  statuimus, 
ut  conferatur ,  quia  non  dicitur  iteratum ,  quod 
non  seitur  fuisse  collatum.  Ideoque  baptizentur 
expositi,  de  quorum  baptisma  dubitatur,  sive  in- 
veniantur  cum  sale  sive  sine  sale^  Es  ist  Jeden- 
falls eine  völlig  beweislose  .Behauptung  katho- 
lischer Kanonisten,  s.  z.  B.  Benedict.  XIV. 
1.  c  VII.  6.  n.  1,  dass  die  alte  Kirche  schon 
die  Taufe  nur  bedingt  zugelassen  habe,  und  dass 
die  Bedingung,  welche  zwar  nicht  in  der  Tauf- 
formel zum  Ausdruck  gebracht  worden,  doch 
stets  als  stillschweigend  beigefügt  gedacht  wor- 
den sei. 

6  Von  Alexander  III. 

6  S.  c.  2.  X.  h.  t.  lU.  42. 

7  Rituale  Rom,  t.  II.  c.  1.  n.  9:  „Cum  bap- 
tismus  iterare  nuUo  modo  liceat,  si  quis  sub  con- 
ditione  (de  quo  infra)  sit  baptizandus,  ea  con- 
ditio explicanda  est  hoc  modo :  8i  non  es  bapti- 
tatus,  ego  te  baptizo  in  nomine  Patris  etc.  Hac 
tamen  conditionali  forma  non  passim  aut  leviter 
uti  licet,  sed  prudenter;  et  ubl  re  diligenter 
pervestigata,  probabilis  subest  dubitatio,  infan- 
tem  non  fuisse  baptizatum''. 

8  c  112.  cit.  Dist.  IV  de  cons.;  Benedict. 
XIV  de  syn.  dloec.  II.  6.  n.  4.  So  reicht  nament- 
lich das  Zeugniss  einer  über  die  Vornahme  der 
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treffende  Person  Ton  christlichen  Eltern  geboren  ist  und  nnter  Christen  glftnbig  ge- 
lebt hat.  K 

b.  Wenn  die  Thatsache  der  Vornahme  der  Taufe  an  sich  feststeht,  es  aber 
iweifelhaft  ist,  ob  die  Spendnng  gültig  erfolgt  ist,  also  ob  z.  B.  sie  an  einem  der 
Taufe  fähigen  Wesen  vollzogen  ist  2,  die  wesentlichen  Worte  dabei  gebraucht  worden 
sind  ^j  die  erforderliche  ablutio  des  Täuflings  wirklich  stattgefonden  hat^,  bei  dem 
spendendeB  minister  die  nothwendige  Intention  vorhanden  war^. 

c.  Endlich  macht  die  katholische  Kirche  auch  von  der  bedingten  Form  der 
Taufe  Gebrauch  in  Fällen ,  in  welchen  eine  möglicher  Weise  schon  früher  ertheilte 
Taufe  nicht  in  Frage  steht,  es  sich  vielmehr  darum  handelt,  ob  die  Voraussetzungen 
ftlr  eine  gültige  Spendung  der  Taufe  überhaupt  vorliegen ,  nämlich  dieselbe  für  ein 
Wesen  begehrt  wird,  dessen  Tauffähigkeit  fraglich  erscheint,  also  bei  Monstra^  und 
bei  Kindern,  welche  noch  nicht  mit  dem  Kopfe  aus  dem  Mutterleibe  herausgekom- 
men sind  ^. 

Für  alle  bedingten  Taufen  gilt  der  Grundsatz ,  dass  sie  einzig  und  allein  dann, 
wenn  wirklich  ein  durch  vorgängige  Untersuchung  der  Sachlage  nicht  zu  beseitigender 
Zweifel  übrig  bleibt,  vorgenommen  werden  dürfen  ^.  Femer  muss  bei  der  Vornahme 
derselben  der  Bedingung  ausdrücklich  in  der  vom  Rituale  Romanum®  vorgeschriebe- 
nen Form  erwähnt  werden  ^^. 

Die  bedingte  Taufe  kann,  ebenso  wie  die  unbedingte,  eine  feierliche  ^^  und  eine 
Nothtaufe  sein.  Im  ersteren  Fall  geschieht  sie,  abgesehen  von  der  Taufiformel  selbst, 
in  derselben  Form  wie  die  unbedingte.  Es  werden  bei  ihr  gleichfalls  Pathen  zuge- 
zogen. Ueber  die  Qualifikation  der  letzteren  gilt  das  oben  S.  38  Bemerkte  ^^,  Auch 
erlangt  ein  solcher  Pathe  dieselbe  rechtliche  Stellung,  wie  bei  der  unbedingt  gespen- 
deten Taufe.    Nur ,  wenn  etwa  später  sicher  festgestellt  würde ,  dass  die  bedingte 


Taufe  antenicliteten  Hebamme  aus,  und  es  ist 
die  bedingte  Wiedeiholung  allein  statthaft,  wenn 
lieh  Zweifel  darüber  ergeben ,  dass  sie  dabei  in 
den  Bssentialien  ▼erstossen  hat ,  Gongr.  conc.  in 
Richters  Tridentinnm  S.42  n.  3;  Benedict 
XIV.  1.  c. 

»  c.  3  pnn.  in.)  X.  h.  t.  IH.  42.  Selbstver- 
ftindUch  können  anch  andere  Indicien  aas- 
Teichen,  so  hat  die  Gongr.  cdnc,  thesanr.  resolut 
34,  41,  für  die  Taufe  präsnmirt,  wenn  Jemand, 
der  zwar  von  unbekannten  Eltern  geboren  wor- 
den ist,  ehristUeh  gelebt  und  die  Firmung  erhalten 
hat,  femer,  wenn  dem  Findelkinde  ein  Zettel, 
dass  dasselbe  getauft  worden,  beigegeben  worden 
und  der  Inhalt  desselben  durch  den  unterschrie- 
benen Namen  (z.  B.  eines  Pfarrers)  oder  aus  an- 
deren Gründen  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit 
machen  kann,  Gongr.  conc.  bei  Richter  S.  42. 
n.  2;  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  5. 

2  S.  0.  S.  31.  n.  1 ;  einen  andern  Fall  s.  S.B2. 
n.8. 

3  S.  0.  S.  32.  33. 

*  Z.  B.  wenn  es  nicht  festzustellen  ist ,  dass 
bei  einer  Taufe  des  Kindes  während  der  Geburt 
der  Kopf  desselben,  wie  beabsichtigt  war ,  wirk- 
lich Tom  Taufwasser  berührt  worden  ist ,  Gongr. 
eone.  bei  Blehter  a.  a.  0.  n.  4.  Vgl.  auch  n.  6 
ibid. 

&  Hierher  gehört  der  Fall  der  Ketzertaufe ,  s. 
0.  S.  44.  Doch  können  auch  bei  dieser  Zweifel 


vorkommen,  welche  sich  auf  die  vorher  im  Texte 
erwähnten  Punkte  beziehen. 

Zur  Ausschliessung  der  üngewissheit  über  die 
gültige  Vornahme  der  Taufe  genügt  gleichfalls 
das  Zeugniss  eines  Zeugen,  s.  0.  S.  46  Anm.  8 
u.  thes.  resol.  Gongr.  conc.  38, 53. 

«  S.  0.  S.  31  n.  1.  Abs.  3. 

7  S.  a.  a.  0.  Abs.  2. 

8  c.  2.  X.  h.  t.  cit, ;  Catech.  roman.  P.  H.  c.  2. 
qu.  45;  Rituale  rom.  1.  c. ;  Benedict.  XIV  de 
syn.  dioec.  VII.  6  n.  2.  Wegen  der  Irregularität 
s.  Bd.  I.  S.  48. 

9  L.  c.  n.  9.  16. 19.  21. 

10  S.  vor.  Anm.,  sowie  Rituale  roman.  t.  II. 
0.  2.  n.  22  und  c.  4.  n.  45,  s.  ferner  Pins'  const. 
Auctorem  fidei  v.  28.  August  1794,  wodurch  die 
Aufstellung  der  Synode  von  Pistoja,  prop.  27: 
„Deliberatio  synodi,  qua  praetextu  adhaeslonis 
ad  antiquos  canones  in  casu  dubii  baptismatis 
propositum  snum  declarat  de  omittenda  formae 
Gonditionalis  mentione^'  als  ^temeraria,  praxi, 
legi,  auctorltati  ecclesiae  contraria"  verurtheilt 
wird. 

*i  Rituale  roman.  t.ll.  c.  2  und  c.  4  (nament- 
lich die  in  der  vor.  Anm.  angeführten  Stellen). 

12  Einen  Unterschied  macht  das  Rituale  roman. 
t.  n.  c.  1.  n.  24.  26  nicht  Ein  solcher  ist  auch 
innerlich  nicht  begründet,  denn  die  bedingte 
Taufe  wird  immer  in  der  Voraussetzung  erthellt, 
dass  sie  gültig  ist. 
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Taufe  nichtig  ertheilt  wäre ,  z.  B.  weil  eine  frühere  in  der  That  gültig  war,  ifrürde 
damit  auch  konstatirt  sein,  dass  der  Betreffende  nicht  Pathe  geworden  ist^ 

VII.  Namensänderung  und  Namengebung  bei  der  Taufe.  Da  die 
Taufe  das  Sakrament  der  Wiedergeburt  ist,  so  lag  es  nahe,  dass  in  den  ersten  Zeiten 
der  christlichen  Kirche  Erwachsene,  welche  sich  taufen  liessen,  aus  Anlass  der  Taufe 
ihren  Namen  änderten,  namentlich  dann,  wenn  derselbe  an  die  heidnischen  Götter 
erinnerte.  Wenngleich  solche  Namensänderungen  öfters  vorgekommen  sind  ^,  hat  sich 
doch  keine  dahin  gehende  feste  Gewohnheit  in  der  älteren  christlichen  Kirche  oder 
auch  nur  in  einzelnen  Theilen  derselben  gebildet  3. 

Als  die  Kindertaufe  die  Regel  geworden  war  und  bald  nach  der  Geburt  des  Kindes 
vorgenommen  wurde,  war  es  natürlich,  dass  einem  solchen  behufs  der  Taufe  oder  bei 
derselben  der  Name  gegeben  wurde  ^.  Doch  ist  die  Namengebung  kein  Bestandtheil 
des  Taufritus  geworden^,  vielmehr  setzen  die  Ordines  desselben  voraus,  dass  das 
Kind  bereits  vor  der  Taufe  seine  Namen  erhalten  hat  ^.  Das  kirchliche  Recht,  bestimmt 
in  Betreff  derselben  nur,  dass  die  Pfarrer  den  Gebrauch  obscöner,  fabelhafter,  lächer- 
licher und  an  heidnische  Götter  oder  an  Heiden  erinnernde  Namen  verhindern ,  und 
auf  die  Wahl  von  Namen  der  Heiligen  hinwirken  sollen  ^. 

Vin.  Das  Taufregister.  Der  Pfarrer  hat  ein  Taufregister  oder  Taufbuch 
in  lateinischer  Sprache  zu  führen^,  in  welches  er  jede  von  ihm  vorgenommene  Taufe 
unter  Angabe  der  Namen  des  Täuflings,  der  Eltern  und  der  Pathen  desselben  einzu- 


1  Denn  der  Begriff  des  Pathen  setzt  den  Täuf- 
ling und  die  Tanfe  voraus ,  wenn  schon  derselbe 
bei  der  bedingten  Taufe  seinerseits  die  Pathen- 
Schaft  nicht  auch  bedingt  übernimmt.  Ferner  tritt 
in  solchen  Fällen  die  geistliche  Verwandtschaft 
ebenfalls  nicht  ein,  Kutschker,  Eherecht  3. 
S.  320. 

2  So  gab  der  Bischof  Attikus  der  Athenais, 
mit  welcher  sich  der  Kaiser  Theodosius  II.  421 
vermählte ,  bei  ihrer  vorhergehenden  Taufe  den 
Namen  Eudoxia,  Socrates  bist,  eccles.  VII.  21, 
s.  auch  Baron,  ann.  a.  259.  n.  11. 

3  Höfling  1,  369  ff.;  Mayer,  Katechume- 
nat  S.  147. 

4  Höfling  1,371. 

5  Nach  dem  Ordo  baptismi  adultorum,  Rituale 
roman.  n.  Ö  fragt  der  {fester  den  Katechumenen 
beim  Beginn  des  Aktes:  ^Quo  nomine  vocaris'', 
und  auch  diese  Frage  fällt  bei  der  Kindertaufe 
fort ,  wird  also  weder  an  die  Eltern  noch  an  den 
Pathen  gerichtet. 

ß  Bit.  rom.  t.  H.  c.  1.  n.  55 :  „His  Igitur  ex- 
peditis  et  accepto  nomine  baptizandi,  positi,  si 
infans  fuerit,  super  brachium  dextrum  lUius, 
qui  eum  defert,  parochus  ad  baptismum  pro- 
cedat". 

7  L.  c.  n.  54 :  „Et  quonlam  iis  qui  baptizau- 
tur ,  tamquam  Del  flllus  in  Christo  regenerandis 
et  in  eins  militiam  adscribendis  nomen  imponi- 
tur,  curet,  ne  obscoena,  fabulosa  aut  ridicula  vel 
inanium  deorum  vel  Impiorum  ethnicorum  homi- 
num  nomina  imponantur,  sedpotius,  quatenus 
fleri  potest,  sanctorum,  quorum  exemplis  fldeles 
ad  pie  vivendum  excitentur  et  patrocinils  prote- 
gantUT«.  Oatech.  rom.  P.  IL  c.  2.  qu.  60. 


Ueber  die  Person  desjenigen,  welcher  berech- 
tigt ist,  dem  Kinde  die  Namen  zu  geben,  be- 
stimmt das  katholische  Kirchenreoht  nichts,  und 
in  derThat  bemisst  sich  dies  nicht  nach  kirchen-, 
sondern  nach  familienrechtlichen  Gesichtspunk- 
ten. Das  Recht  steht  demjenigen  zu,  welcher  das 
Erziehungsrecht  über  dasKind  hat,  also  dem  Vater, 
eventuell  der  Mutter,  bei  unehelichen  Kindern 
der  letzteren  und  in  Ermangelung  von  Eltern 
dem  Vormunde ;  R.  Hermann,  über  d.  Recht 
der  Namensführung  etc.  in  Arch.  f.  civ.  Praxis 
45,  158;  P.  HinschiuB,  das  Reiehspersonen- 
standsgesetz  v.  6.  Februar  1875.  2.  Aufl.,  Berlin 
1876.  S.  86.  Anm,  32;  v.  Sicherer,  das 
Reiohsgesetz  etc.  Erlangen  1879,  zu  $.  22.  no.V. 

Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  v.  6.  Februar  1875  hat  der 
Sitte,  die  Namengebung  mit  der  Taufe  zu  ver- 
binden ,  Rechnung  getragen ,  indem  es  für  die 
Angabe  der  Vornamen  nicht  dieselbe  Frist  (von 
STagen),  wie  für  die  Geburtsanzeige  zumStandes- 
register  festsetzt,  sondern  ^  22.  Abs.  3  be- 
stimmt :  „Standen  die  Vornamen  des  Kindes  zur 
Zeit  der  Anzeige  noch  nicht  fest,  so  sind  die- 
selben nachträglich  und  längstens  binnen  zwei 
Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Ein- 
tragung erfolgt  am  Rande  der  ersten  Eintragung^. 
Sind  aber  dem  Kinde  bei  der  standesamtlichen 
Geburtsanzeige  die  Vornamen  beigelegt  worden, 
so  ist  eine  Aenderung  derselben  für  das  bürger- 
liche Leben  ausgeschlossen  und  etwaige  andere, 
für  die  Taufe  gewählte,  haben  für  dasselbe  keine 
Bedeutung,  P.  Hinschius  a.a.  0.  S.  85.  Anm. 
31;  v.  Sicherer  a.  a.  0. 

8  Bd.  II.  S.  309  ff. 
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tragen  hat  *.  Ist  die  Taufe  durch  einen  anderen  Priester  in  Stellvertretung  des  Pfar- 
rers vollzogen  worden,  so  muss  der  Name  des  ersteren  vermerkt  werden  2. 

Da  mit  dem  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  über  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875  am  1.  Januar  1876^  die  von 
diesem  Tage  ab  geführten  Taufregister  ^  nicht  mehr  wie  früher  die  Bedeutung  staat- 
licher Geburtsregister  beanspruchen  können  ^^  so  haben  nunmehr  im  ganzen  deutschen 
Reiche  die  katholischen  Kirchenbehörden  ausschliesslich  und  ohne  die  frühere  staat- 
liehe Mitwirkung  über  die  Führung  des  Taufregisters  die  näheren  Anordnungen  zu 
erlassen  ^. 

IX.   Die  Pflicht  zum  Empfange  und  zur  Gewährung  der  Taufe 

Tauf  zwang).     1.   Nichtgetaufte  (Juden  und  Heiden).    Wenngleiches  die 

Kirche  als  ihre  Aufgabe  betrachten  muss ,  die  Juden  und  Heiden  zum  Christenthum 

zn  bekehren^  so  verwirft  sie  doch  eine  direkte  Erzwingung  ihrer  Bekehrung  oder 

ihrer  Taufe-^.    Allerdings  wird  die  letztere  von  ihr ,  falls  sie  nur  durch  Drohungen 


1  Das  ergiebt  das  Fonnular  im  Rit.  rom.  tit.  X. 
c  3.  Danach  soll  bei  unehelichen  Kindern  der 
Name  ^alterins  parenüs ,  de  quo  constat^'  einge- 
tragen werden.  Für  den  unehelichen  Vater  kann 
dies  aber  nur  dann  gelten ,  wenn  er  die  Vaterschaft 
selbst  anerkannt  hat.  Sind  die  Eltern  unbekannt, 
so  ist  zu  vermerken:  „baptizavl  infantem,  cuius 
parentea  ignorantur",  bei  Findelkindern  das  Nä- 
here über  die  Umstände  ihrer  Auffindung  und 
über  ihr  wahrscheinliches  Alter.  Auch  dass  eine 
Taufe  nur  stTb  condicione  vollzogen  worden,  muss 
beurkundet  werden. 

Das  Taufregister  dient  nach  dem  Formular 
femer  zur  Eintragung  der  von  einem  andern  als 
dem  Pfarrer,  z.  ß.  von  einer  Hebamme  vorge- 
nommenen Nothtaufe  und  des  Vermerks  über  die 
in  solchen  Fällen  später  stattgehabte  Nachholung 
der  TaufceTemonien. 

•  S.  das  clt.  Formular.  Durch  Diöcesan- Ver- 
ordnungen ist  auch  mitunter  vorgeschrieben,  dass 
die  in  einer  fremden  Pfarrei  vollzogene  Taufe 
dem  Pfarrer  des  Domizils  amtlich  mitzutheilen 
ist,  Silbernagl,  Verf.  sämmtl.  Religions- 
g^llschaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  267. 

3  Reichs.  G.  Bl.  S.  23  ff. 

*  In  Preussen  schon  die  seit  dem  1.  Oktober 
1874  geführten,  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  v.  9.  März 
1874. 

5  Dadurch  ist  für  das  deutsche  Reich  der  früher 
Bd.  2.  S.  307.  310  dargelegte  Rechtszustand  [ge- 
ändert, und  es  sind  nunmehr  die  nach  S.  312 
für  das  Gebiet  des  französischen  Rechtes  gelten- 
den Grundsätze  über  die  Beweiskraft  der  Kirchen- 
bücher maassgebend  geworden,  s.  auch  P.  Hin- 
gehius  a.  a.  0.  S.  36.  Anm.  1  und  v.  Siche- 
rer a.  a.  0.  zu  §.  1.  Nr.  1.  Der  %.  76  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Grenzpfarreien  ,  welcher  es  bei 
dem  bisherigen  Recht  belässt ,  bezieht  sich  nur 
auf  Geburten ,  welche  innerhalb  des  deutschen 
Theiles  derselben  sich  ereignen.  In  Betreff  des 
BeweisesderTaufe  haben  die  Kirchenbücher 
aber  hier  die  Bedeutung  öffentlicher  Urkunden 
in  demselben  Umfange  wie  früher,  denn  zur  Be- 
urkundung fieser  sind  die.Geburtsregister  nicht 
bestimmt,  und  die  katholische  Kirche  hat  in  den 

H  i  n  8  e  k  i  Q  9 ,  Kiretaenrecbt  lY . 


deutschen  Staaten  die  Stellung  einer  privilegir- 
ten  Öffentlichen  Anstalt,  deren  Geistliche  in  Be- 
treff ihrer  Amtshandlungen  publica  fldes  ge- 
niessen. 

^  Im  Allgemeinen  hat  man  es  bei  der  her- 
kömmlichen Art  der  Register  in  Deutschland  be- 
lassen, s.  z.  B.  den  Rottenburger  Erlass  v.  1875, 
V.  Vogt  a.  a.  0.  S.  779  und  auch  S.  260;  für 
Baiern  s.  Silbernagl  a.  a.  0.  S.  74.  Nur  ein- 
zelne neuere  Anordnungen  sind  ergangen,  so 
z.  B.  die,  dass  Kinder  aus  einer  blossen  Oivllehe 
im  Taufregister  als  ex  civili  matrimonio  procreati 
einzutragen  sind,  a.  a.  O.  S.  269. 

In  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  ist  es  bei  dem  frühem  Rechts- 
zustand verblieben,  s.  Pachmann,  K.  R.  3. 
Aufl.  2, 178  u.  0.  Bd.  II.  S.  310  u.  S.  313.  Anm.  1, 
wozu  noch  die  Verordn.  des  Fürstbischofs  v.  01- 
mütz  V.  1874,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  33,218,  nachzu- 
tragen ist.  Diese  ordnet  aus  Anlass  eines  Kon- 
fliktes mit  der  Regierung ,  welche  die  s.  g.  Ma- 
triken (Kirchenbücher)  für  staatliche  Register 
erklärte  (s.  Vering,  K.  R.  1.  Aufl.  S.  605  n. 
32),  die  Führung  zweier  Arten  von  solchen,  eines 
für  den  weltlichen  Gebrauch  nach  den  staat- 
lichen ,  und  eines  für  den  kirchlichen  nach  den 
kirchlichen  Vorschriften  an. 

7  c.  3  (Gregor.  I.  602)  Dist.  XLV;  Alexand. 

II.  ad.  Landulf.  princip.  Benevent,  v.  1065, 
Loewenfeld,  epist.  pontiflc.  rom.  Lipsiae 
1885.  p.  52 :  ,,Licet  ex  devotionis  studio  .  .  .  no- 
bilitas  tua  iudeos  ad  christianitatis  cultum 
disponit  adduoere  .  .  .  Jesus  Christus  nullum 
legitur  ad  sui  servitium  violenter  coegisse'';  Alex. 

III.  app.  XX.  conc.  Later.  III.  c.  1,  Mansi  22, 
355  (s.  auch  Boehmer,  corp.  iur.  2,  305); 
c.  9  (Clem.  III.)  X.  de  judaeis  V.  6;  const.  Ho- 
norii  III. :  Sicut  judaeis  v.  1217,  bull.  Taur.  3, 
330;  s.  auch  S.  30.  n.  1.  Allerdings  statnirt  c. 
4  (Greg.  I.  594.  IIb.  IV.  ep.  26)  0.  XXIH.  qu.  6  : 
„Jam  vero ,  si  rusticus  tantae  perfldiae  et  obsti- 
nationis  fuerit  inventus,  ut  ad  Dominum  minime 
venire  consentlat ,  tanto  pensionis  onere  gravan- 
dus  est ,  ut  ipsa  exactionis  suae  pena  compella- 
tur  rectitudinem  festinare^'  die  Zulässigkeit  eines 
durch  Vermögensnachtheile  bewirkten  Druckes, 
welcher,    was   man   auch  dagegen   gesagt   hat, 
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herbeigefShrt  worden  ist,  als  gflitigS  nnd  der  so  gezwungene  als  Mitglied  der  katho- 
lischen Kirche  betrachtet;  früher,  als  das  staatliche  Recht  die  Gewissens-  nnd 
Religionsfreiheit  noch  nicht  znr  Dnrchffthmng  gebracht  hatte,  ist  ein  solcher  auch 
zum  Verharren  in  der  katholischen  Kirche  genöthigt  worden. 

Denselben  Grundsatz  hftlt  die  katholische  Kirche  auch  in  Betreff  der  Kinder  der 
nicht  zn  ihr  gehörigen  Eltern  fest,  d.  h.  Kinder  von  Nichtgetanften^,  nament- 
lich Ton  Juden  und  Helden,  dürfen  nicht  ohne  Zustimmung  ihrer  Gewalthaber  (Eltern, 
bez.  Yormflnder)  getauft  werden  ^. 

In  erster  Linie  entscheidet  bei  den  Kindern  bis  zum  Tollendeten  7.  Lebensjahre 
der  Wille  des  Vaters  4,  auf  den  Willen  der  Mutter ,  wenn  sie  der  Taufe  widerspricht, 
kommt  es  nicht  an^.  Der  Wille  der  christlich  gewordenen  Mutter,  das  Kind  taufen 
zu  lassen,  geht  aber  nach  dem  katholischen  Kirchenrecht  dem  entgegenstehenden 
Willen  des  nicht  christlichen  Vaters  Tor^.  Ja,  der  christliche  Grossvater  väterlicher- 
seits hat  ebenfalls  das  Recht,  seinen  Enkel  wider  Willen  des  Vaters  und  der  Mutter 
taufen  zu  lassen",  und  dasselbe  gilt  auch  für  die  christliche  Grossmutter  von  der 
Vaterseite*. 

Hat  das  Kind  weder  Eltern  noch  Grosseltem,  welche  zur  Entscheidung  über  die 
Taufe  berechtigt  sind,  so  ist  der  Wille  seines  Vormundes  massgebend  ^. 

Im  Falle  äusserster  Todesgefahr  oder  bei  Verstossung  oder  hülfloser  Verlassung 
des  Kindes  durch  die  Eltern  ^^  bedarf  es  dagegen  der  Zustimmung  der  sonst  berech- 
tigten Personen  nicht  >^ 

Die  Volbsiehung  einer  Taufe  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  hat ,  wenn- 
gleich dieselbe  unerUubt  ist,  niemals  die  Nichtigkeit  im  Gefolge.  Das  getaufte  Kind 
wird  Christ,  und  mnss  seinen  jüdischen  oder  heidnischen  Eltern  weggenommen,  und 

Phillips,  K.  R.2,  402;  Schulte,  System  2,  Meimiug  Yon  Scotus  and  seiner  Anhänger,  vgl. 

464.  n. '2,  mit  dem  in  den  übrigen  Stellen  aus-  noch    Reiffenstuel,  jnr.  can.  Y.  6.  u.  ö3; 

gesprochenen  Princip  nicht  yereinbar  ist.  Uebri-  Arch.  f.  k.  K.  R.  4,  300.  301,  dahin  ging,  dass 

gens  kommen  auch  die  S.  26.  n.  5  u.  S.  27.  n.  1  die  Taufe  wider  Willen  der  Eltern  statthaft  sei, 

erwähnten  Zwangsbekehrungen  nicht  lediglich  wenn  nur  die  Gefahr  der  Tödtung  der  Kinder 

auf  Rechnung  der  weltlichen  Gewalt,  sondern  durch  die  letzteren  aus  Hass  gegen  das  Ghristen- 

ebenso  auch  auf  die  der  Geistlichkeit  der  betref-  thum   ausgeschlossen,    und   Hoffnung   auf  eine 

f enden  Länder  und  Zeiten.  christliche  Erziehung  vorhanden  sei. 

1  S.  o.  S.  30.  Anm.  2.  4  Coust.  Postremo  §•  32.    Der   einmal  durch 

2  Du  bapteme  des  enfants  des  infldÄles  i.  d.  Anerbieten  des  Kindes  zur  Taufe  geäusserte 
Anal.  jur.  pontif.  1860.  p.  1447  ff. ;  s.  auch  wille  des  Vaters  ist  unwiderrunioh.  Aendert  er 
A  ooi  *^*  ^'  ^  ^'  ""^  ^^'^^'  ^'  ^*  ^*  ^*  **»"  ^<>'  ^^^  Vollziehung  der  Taufe,  so  wird  dies 
^'o.                            ...         ..  nicht  beachtet,  8.  ibid.  §,  18. 

3  Papst  Julius  III.  (1550—1555)  hat  die  Ver-  .  ^    «  fr.L    i\  ^  %     a^  nnn^nr«    ^««^.1 
letzung  dieser  Vorschrift  mit  einer  Geldstrafe  J  ^k^      ^'        '^ 

von  1000  Dukaten  und  mit  Suspension  bedroht,  '      *  ^         „„                      ^^^^ 

BO  nach  Pignatelli   consult.  can.   t  V.  cons.  ®  «•  10  (c.  63  Tolet.  IV.  636)  C.  XXVlil. 

14.  n.  200.  (In  den  Bullarien  steht  eine  solche  qu.  1;  Berardi  comm.  in  jus  eccles.  in  V.  lib. 

Ponstitution  nicht,  die  die  Juden  betreffenden  ^ecr.  Gregor.  P.I.  diss.  I.  c.II.c.l  (ed.  Mediolan. 

V.  Julius  111. :  Cum  ticut  v.  1550  u.  Cum  sicut  l^^'?-  P-  ^1^)>  c.  2.  X.  cit ;    Const.    Postremo 

V.  29.  Mai  1554,  bull.  Taurin.  6,404,482,  han-  S-  16- 

dein  davon   nicht).    Maassgebend  sind  für  das  "  Ck>nst.  Postremo  $.  17. 

heutige  Kirchen'recht    Benedict  XIV.   const.  s  Const.  Probe  te.     Dass  dies  auch  auf  die 

Postremo  v.  28.  Februar  1747,  bull,  eiusd.  2,  Grossmutter  von  der  mütterUchen  Seite ,  soBe- 

8o  und  die  const.  desselben :  Probe  U  vom  15.  ^ardi  1.  c,  a'uszudehnen  ist,  hat  keinen  Anhalt. 

Dezember  1/51,  1.  c  3,  187.   Zu  dem  Satze  des  «  ^.^^  .   i>^.*,^^^  q   Ah 

Textes  vgl.   noih  die  erst  angeführte  Constttu-  '  ^^""*-  J^o^Uf^mo  %   14, 

tion  Postremo  ^%.  4—7.  *®  c.  uiu  (Greg.  IX.)  X.  de  Infant,  et  languid. 

Dies  entspricht  der  Auffassung  des  Thomas  v.  expos,  V.  14. 

Aquino,  summa  III.  qn.  68.  n.  10;  während  die  i^  Const.  Postremo  cit  ^^.  8 — 10. 
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seine  Erziehung  im  christlichen  Glauben  durch  Unterbringung  bei  katholischen 
Christen  gesichert  werden  K 

Wenn  dagegen  das  Eond  das  siebente  Lebensjahr  überschritten  hat,  und  die 
Taufe  begehrt,  so  kann  es  auch  wider  Willen  der  Eltern  oder  des  Vormundes  getauft 
and  aus  der  Gewalt  derselben  entfernt  werden,  sofern  nur  eine  anzustellende  Prüfung 
keinen  Zweifel  in  Betreff  seiner  Verstandeskräfte  ergiebt.  Anderenfalls  ist  es  seinen 
Eltern  oder  seinem  Vormunde  wieder  zurück  zu  geben  2. 

In  allen  erwähnten  Fällen,  so  verschieden  sie  auch  sind,  soll  indessen,  wenn  an 
sich  die  Taufe  zulässig  wäre,  von  der  Vollziehung  derselben  Abstand  genommen 
werden,  falls  die  fernere  Erziehung  des  getauften  Kindes  im  Christenthum  nicht 
siehergestellt  ist,  also  für  die  Regel,  wenn  beide  Eltern  nicht  christlich  sind  und  das 
Kind  in  ihrer  Obhut  gelassen  werden  muss  ^. 

Die  Frage,  ob  das  über  7  Jahre  alte  Kind,  wenn  seine  Eltern  oder  sein  Vater 
sieh  Tom  Juden-  oder  Heidenthume  zum  Christenthum  bekehrt  haben ,  wider  seinen 
WiUen  anf  Veranlassung  der  ersteren  oder  des  letzteren  getauft  werden  kann,  ist  vom 
Standpunkte  des  Kirchenrechtes  aus  zu  verneinen^. 

Die  dai^elegten  Grundsätze  des  katholischen  Kirchenrechtes  können  in  allen 
modernen  Staaten,  in  denen  die  Gewissens-  und  Religionsfreiheit  anerkannt  ist,  keine 
rechtliche  Geltung  beanspruchen.  Hier  entscheidet  vielmehr  in  Betreff  der  Zulässig- 
keit  der  Taufe  das  bestehende  staatliche  Recht  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder, 
also  im  allgemeinen  der  Grundsatz,  dass  die  Taufe  ohne  Genehmigung  desjenigen, 
welchem  das  Bestimmungsrecht  über  die  erstere  zusteht,  nicht  vorgenommen  werden 
darf,  und  dass,  wenn  sie  dennoch  ertheilt  worden  ist ,  das  Kind  nicht  als  zur  katho- 
lischen Kirche,  sondern  noch  zur  bisherigen  Religionsgesellschaft  zugehörig  gilt. 
Ebensowenig  hat  das  Kind  selbst  die  Bestimmung  darüber,  ob  es  sich  taufen  lassen 
will,  ehe  es  das  staatlich  festgesetzte  s.  g.  Diskrelionsjahr  erreicht  hat  ^. 

*  Gonst.  cit.  SS-  ^^ — 30;  8.  auch  c.  11  (Tolet.  licet  Impnberes  adhuc  Blnt    et  parentes   recla- 

IV.  633)  G.  XXVIII.  qu.  1.  u.  c.  94  (id.)  Dist.  ment;  septennlo  vero  minores  parentibus  inTltis 

IV.  de  Gons.  Zam  Beweise  der  Taufe  genügt  auch  tunc  ad  baptismnm  admlttendos  esse ,  quando  ea 

hier  die  Aussage  eines  glaubwürdigen  Zeugen,  jam  gaudeant  intelligendi  vi,  ut  de  religionis  re- 

namentlich  desjenigen ,  welcher  die  Taufe  voll-  bus  Judicare   possint     Huic   constitutioni  Jo- 

zogen  hat,  1.  c.  S*  31.  sephi  II.  legibus  derogatum  est ;    attamen  anno 

^  Gonst.    cit.   SS*   32 — 41.     lieber  den  Fall  1806  quoad  aetatem,    qua  Judaeorum  infantes 

Mortani  in  Bologna,  in  welchem  diese  Grundsätze  parentibus  invitls  Ghristl  nomen  dare  possunt, 

1858  zur  Anwendung  gebracht  sind,  s.  Katholik,  restituta  sunt  legis  Theresianae  princlpia  ,  ita  ut 

Zeitschr.    f.  kath.  Wissenschaft    39.  Jahrgang.  minime  timendum  sit,    ne  in  Austrla  Judaeus 

(1859).    S.  64  ff.  u.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  644 ;  ideo,  quod  certam  aetatis  metam  non  attigerit ,  a 

4,  294.    Dieselben  sind  übrigens  schon  vor  ihrer  regenerationis  sacramento  repellatar''. 

geseulichen  Feststellung  durch  Benedikt.  XIY.  3  Das  ist  die  Praxis  der  Gongr.  conc,  s.  Anal, 

längst  -vertheidigt  worden,  u.  a.  auch  durch  Ul-  jur.  pont  1860.  p.  14Ö7  und  der  Gongr.  offlc, 

rieh  Zasius,  de  judaeis  parvulis  baptizandis  GoUectanea  cit.  p.  126.  n.  207;  p.  133.  n.  213. 

quaest.  III.  in  opp.  Lugdun.  1550.  5,  328  ff.;  ^  So  auch  Pignatelli  consult.  t.  YII.  cons. 

Stint zin g ,  Ulrich  Zasius.    Basel  1857.  S.  113.  39  n.  9,  denn  wenn  das  Kind  von  dem  bezeich- 

UebTigens  ist  die  Taufe  des  Kindes  auch  zu-  neten  Lebensalter  an  sich  wider  Willen  des  Vaters 

Ussig,  wenn  es  vor  Vollendung  des  siebenten  für  die  Taufe  entscheiden  kann,   so  gilt  es  in 

Jahres    bei  festgestellter   Urtheilsfähigkeit    die  Betreff  der  ReligioDsf ragen  als  adultus  und  sui 

Taufe  verlangt,  s.  Reiffenstuel  jus  can.  V.  Juris,  und  dann  kommt  der  Grundsatz  zur  An- 

6.  n.  Öl ;  Gonst,  Postremo  S-  32.    Das  war  auch  wendung ,  dass  erwachsene  Heiden  und  Juden 

der  frühere  Rechtszustand  in  Oesterreich ,  wel-  zwangsweise  nicht  getauft  werden  dürfen, 

chen  noch  die  geheimen  Bellagen  zum  Konkordate  ^  Das  Nähere  darüber  unten  in  der  Lehre  von 

von  1865.  Nr.  1  in  Betracht  ziehen,  Arch.  f.  k.  dem  Uebertritt  und  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche, 

K.  B.  18,  450:  „MaziaeTheresiae  lege  1765  con-  sowie  vom  Konfessionswechsel.    Hier  mag  nur 

dita  saacitum  est,  Judaeis  septennlo  maioribus  bemerkt  werden,    dass  die  Anm.  2  erwähnten 

liberum  plane  esse,  fldem  catholicam  amplecti,  Bestimmungen   in   Oesterreich    nicht    mehr 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  200. 


2.  Dass  christliche  Eltern  die  Pflicht  haben,  ihre  K i n d e r  innerhalb 
kurzer  Zeit  nach  der  Geburt  taufen  zu  lassen,  ist  bereits  o.  8.  35.  bemerkt  worden. 
Aber  selbst  soll  weder  der  Vater  noch  die  Mutter  an  ihnen,  ausser  im  höchsten  Noth- 
falle,  die  Taufe  vornehmend  Die  Vernachlässigung  der  erstgedachten  Pflicht  kann 
nöthigenfalls  an  den  Eltern  mit  geistlichen  Strafmitteln  geahndet  ^  und  durch  solche 
erzwungen  werden. 

Nach  den  mittelalterlichen  Anschauungen  konnte  femer,  da  die  hartnäckige  Ver- 
weigerung der  Taufe  fftr  die  Kinder  als  Ketzerei  erscheinen  musste,  weltliche  Strafe 
wegen  der  letzteren  einti*eten,  und  dies  hat  auch  im  Hinblick  auf  die  zu  seiner  Zeit  in 
Frage  kommende  Lehre  der  Wiedertäufer  der  R.  A.  zu  Speyer  v.  1529  ausdrücklich 
angeordnet  ^. 

In  den  katholischen  Staaten  Deutschlands  sind  dagegen  keine  weltlichen  Gesetze 
erlassen,  welche  bei  der  Nichtbeachtung  der  gedachten  Pflicht  den  katholischen 
Eltern  Zwangsmassregeln  angedroht  hätten ,  offenbar  deshalb  nicht ,  weil  hier ,  wo 
höchstens  einige  Protestanten  vorhanden  waren,  kein  Bedürfniss  dazu  vorge- 
legen hat  4.  Wenn  dagegen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  solche  in  einzelnen 
Staaten,  welche,  wie  Preussen,  nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  wesentlich 
protestantische  waren,  ergangen  sind,  so  hatte  dies  seinen  Grund  darin,  dass  man 


in  Geltang  sind,  s.  Gesetz  y.  25.  Mai  1868  (über 
die  interkonfessionellen  Beziehungen  der  Staats- 
bürger) Art  1.  2.  4.  8.  16,  Arch.  f.  K.  R.  20, 
164. 

1  c.  7  (Johann  V1II.879,  J  a f  f  Ä II.  ed.  n.  3258) 
G.  XXX.  qu.  1,  damit  nicht  auch  die  geistliche 
Verwandtschaft  zwischen  Kind  nnd  Eltern  ent- 
steht (s.  0.  S.  38);  Rituale  roman.  t.  II.  c.  1. 
n.  14 :  „Pater  aut  matei  propriam  prolem  bapti- 
zare  non  debent,  praeterquam  in  mortis  periculo, 
quando  alias  non  reperitur ,  qnl  baptizet ,  neqae 
tanc  uUam  contrahant  cognationem,  quae  ma- 
trimonii  nsum  impediat''. 

2  Früher  hat  man  mitunter  auch  Vermögens- 
strafen  verhangt,  s.  Tanfbuch  der  Pfarrei  Bedbur- 
dyck  Y.  1645 :  „neglexemnt  post  binam  aut  tri- 
nam  admonitionem  baptismum . . .  Iniuncta  Ulis 
roulcta  ecclesiastica ,  nimirum ,  ut  dent  super- 
pellicium,  Dumont,  Gesch.  d.  Pfarreien  d. 
Erzdiöcese  Köln.  XXII.  Dekanat  Gievenbroich. 
Köln  1883.  S.  20.  n.  1. 

3  $.  6  (Koch)  Sammlung  der  Reichsabschiede 
2,  294 :  „Nachdem  auch  kürtzlich  eine  neue  Sect 
des  WidertauiTs  entstanden,  so  in  gemeinen  Rech- 
ten verbotten  und  vor  viel  hundert  Jahren  ver- 
dammt worden  ist, und  dann  Ihr  Majestät 

...  ein  rechtmässig  Constitution  . . .  auffgericht, 
und  allenthalben  im  Heil.  Reich  zu  verkünden 
verschafft,  also  lautend:  dass  alle  und  jede 
Widertäuifer  und  Widergetauffte,  Manns-  und 
Weibs-Personen,  verständigs  Alters,  vom  na- 
türlichen Leben  zum  Tod ,  mit  Feuer ,  Schwert 
oder  dergleichen ,  nach  Gelegenheit  der  Person, 
ohn  vorgehend  der  geistl.  Richter  Inquisition, 
gericht  und  gebracht  werden.  Und  sollen  der- 
gleichen Friedbrecher,  Hauptsächer,  Landläuflfer, 
und  die  auffröhrige  Auffwickler  des  berührten 
Lasters  des  Wldertanffs ,  auch  die  so  darauff  be- 
harren ,  oder  zum  andemmahl  umgefallen ,  in 
solchem  keineswegs  begnadet,  sondern  gegen 
ihnen,  vermög  solcher  Satzung  ernstlich  mit  der 


Straff  gehandelt  werden.  Welche  Person  aber 
ihren  Irrsal  für  sich  selbst  oder  auf  Unterricht 
und  Ermahnung  unverzüglich  bekennten,  den- 
selben zu  widerruflfen,  auch  Buss  und  Straff  dar- 
über anzunehmen  willig  seynd,  und  um  Gnaden 
bitten  würden,  dass  dleselbige  nach  Gelegenheit 
ihres  Standes,  Wesens,  Jugend  und  allerley  Um- 
stand mögen  begnadet  werden.  Dass  auch 
ein  jeder  seine  Kinder  nach  Christ- 
licher Ordnung,  Herkommen  undGe- 
brauch  in  der  Jugend  tauffen  lassen 
soll.  Welche  aber  das  verachten  und  nicht 
thun  würden,  auf  Meinung,  als  soll  derselbig 
Kinder  Tauff  nichts  seyn,  dass  dieselben  so  dar- 
auff zn  beharren  unterstünden ,  für  ein  Wie- 
dertauffer  geacht  und  obangezeigter  Kay- 
serl.  Constitution  unterworffen  seyn,  und  soll 
keiner  derselben  aus  obangezeigten  Ursachen  be- 
gnadet werden ,  an  andere  Orte  relegirt  und  ver- 
wiesen, sondern  unter  seiner  Obrigkeit  zu  blei- 
ben verstrickt  und  verbunden  werden ,  die  dann 
ein  fleissig  Auffsehen  haben  soll,  damit  sie  nicht 
wiederum  abfallen". 

Wenn  schon  die  Gesetze  des  angelsächsischen 
Königs  Ine  (688—706)  c.  5:  „Puer  infra  XXX 
noctes  baptizetur.  Sl  non  sit,  XXX.  solidis 
emendetur  (d.  h.  vom  Vater,  Schmidt,  Gesch. 
d.  Angelsachsen.  2.  Aufl.  S.  21.  n.  2).  Si  mo- 
rlatur  sine  baptismo ,  emendetur  tota  pecunla'^, 
Strafe  androhen,  so  hängt  diese  Bestimmung  mit 
der  Durchführung  der  Christianisirung  zusammen. 

*  Wenn  dies  der  Fall  gewesen  wäre ,  würde 
z.  B.  ein  Regent,  wie  Maximilian  I.  von  Baiem 
(1575 — 1651),  welcher  den  Besuch  des  Hoch- 
amtes und  der  Predigt,  die  Sendung  der  Kinder 
zur  Christenlehre  nnd  die  Anschaffung  von 
Rosenkränzen  unter  Androhung  von  Strafen  vor- 
gesehrieben hat,  Stieve,  kirchl.  Polizeiregi- 
ment unter  Maximilian  I.  München  1876,  S.Öl. 
52,  sicherlich  auch  eine  derartige  Anordnung  er- 
lassen haben. 
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trotz  der  hier  geübten  grösseren  Toleranz,  in  Folge  deren  sich  nene  Ideen  leichter 
^Itend  machen  nnd  die  frühere  allgemeine  Sitte  der  Eandertanfe  in  Frage  stellen 
koDuten,  doch  die  christlichen  Kirchen  4ds  die  prinzipiell  einzig  berechtigten  betrach- 
tete, und  zugleich  das  Interesse  der  Beurkundung  des  Personenstandes  der  Kinder, 
fär  dessen  Beurkundung  die  kirchlichen  Taufbücher  damals  noch  dienten ,  im  Auge 
hatte  ^.  Doch  sind  diese  Vorschriften  seit  der  Anerkennung  der  Religions-  und  Ge- 
wissensfreiheit und  der  Einführung  der  staatlichen  Civilstandsregisterftthrung  ausser 
Krsft  gesetzt  worden^. 

Als  christliche  Eltern  kommen  auch  diejenigen  in  Betracht,  welche  anderen 
ehristiichen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften ,  z.  B.  der  protestantischen  Kirche 
angehören,  also  im  Sinne  der  katholischen  Kirche  Häretiker  oder  Schismatiker 
sind.  Da  sie  der  katholischen  Kirche  nach  deren  Anschauungen  unterworfen  sind, 
haben  sie  dieselbe  Pflicht  in  Betreff  ihrer  Kinder,  wie  katholische  Eltern,  d.  h.  die 
Pflicht,  die  Kinder  nicht  etwa  durch  den  unberechtigten  ketzerischen,  sondern  durch 
den  als  allein  berechtigt  geltenden,  katholischen  Geistlichen  taufen  zu  lassen.  Liegen  die 
Voraussetzungen  Tor,  unter  denen  die  Ketzerei  der  Eltern  als  kirchliches  Verbrechen 
behandelt  werden  muss  und  kann  ^  so  ist  die  Kirche  befugt  ^ ,  die  Kinder  solcher 


i  Fui  PreuMen  hat  der  dem  Cixk.  v.  23.  Fe- 
bruar 1802,  Rabe,  Samml.  preuss.  Qesetze  7, 
63,  entnommene  Anhangs-^.  131  z.  A.  L.  R.  11. 
g.  446  Yorgescbrieben :  „Kinder  chiistUeher  El- 
tern sollen  längstens  sechs  Wochen  nach  der 
Geburt  getauft  werden."  Zur  Begründung  dieses 
Erlasses  ^rd  angeführt,  dass  die  Kindertaufe 
^mit  der  bürgerlichen  Verfassung  schon  so  innig 
verwebt  ist,  dass  die  Ausübung  bürgerlicher 
Rechte  und  mehrere  wichtige  Yerhältnisse  im 
Staate,  wenigstens  in  Ansehung  der  Beglaubigung 
davon  abhangen'*,  und  femer :  „so  würden  der- 
gleichen Eltern,  wenn  sie  sich  nicht  von  der 
Kirche  mit  Yerzichtleistung  auf  alle  davon  ab- 
hängigen bürgerlichen  Verhältnisse  ganz  trennen 
und  bloss  geduldet  seyn  wollen,  gleichsam  als 
Wahnsinnige  betrachtet,  ihren  Kindern  Vor- 
münder bestellt  und  durch  diese  dafür  gesorgt 
Verden  müssen ,  dass  die  Unvernunft  der  Eltern 
den  Kindern  nicht  nachtheilig  werde".  Danach 
vnrde  bei  Weigerung  der  Eltern  dem  Kinde 
ein  Kurator  bestellt,  und  dieser  hatte  nöthigen- 
falls  unter  administrativer  Mitwirkung  die  Taufe 
desselben  zu  veranlassen.  Femer  gehören  hierher 
dieNaBsauisoheV.v.25/29.März  1808,  wieder- 
holt am  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang 
8.  S.  75),  welche  mit  „unausbleiblichen  Strafen" 
droht,  die  Lübecker  V.  v.  10.  September 
1814,  Sammlung,  d.  Verordu.  1,  162,  erneuert 
24.  Januar  1855,  All.  Kirch.  BI.  f.  d.  ev.  Deutsch- 
land. Jahrgang  18ÖÖ.  S.  40,  welche  aber  für  die 
katholisehe  Kirche  keine  praktische  Bedeutung 
hatte,  da  das  Bedürfniss,  die  Verhältnisse  der 
dortigen  Katholiken  zu  regeln,  erst  viel  später 
hervorgetreten  Ist ,  s.  Regulativ  f.  d.  kath.  Ge- 
meinde V.  14.  Juli  1841,  s.  a.  a.  0. 10,  6,  end- 
lich die  Kur  he  s  B.  Verordn.  v.  10. November  1820 
SS-  2.  3  (Verordn.  S.  87),.  welche  angemessene 
„Zwangsmassregeln'^  erlaubt.  Das  Rescr.  v.  16. 
Dezember  1825  für  das  Könlgr.  Sachsen,  wel- 


ches Geldstrafen  und  zweckdienliche  Zwaugs- 
massregeln  androht ,  betrifft  nur  die  lutherische 
Kirche ,  und  erst  die  dasselbe  modiflcirende  V. 
V.  28.Mai  18Ö0,  welche  im  $.  2  die  Frist  bei  der 
Taufe  auf  6  Wochen  ausdehnt,  aber  die  Geburts- 
anzeige zum  Kirchenbuch  binnen  8  Tagen  ver- 
langt, ist  durch  V.  v.  Oult-M.  v.  21 .  Dezember 
1850  in  Gemässhelt  eines  Antrages  des  aposto- 
lischen Vlkariates  auch  auf  die  Katholiken  aus- 
gedehnt worden,  s.  Schreyer,  Codex  d.  i. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.270. 
709.  Die  übrigen,  bei  Richter-Do ve,  K.  R. 
S.  264.  n.  12  und  Friedberg  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  182.  n.  ö  angeführten  Bestimmungen  betreffen 
nur  die  evangelische  Kirche,  für  welche  der- 
gleichen Verordnungen  viel  früher  vorkommen. 

2  In  Pre u  s  se n  (und  auch  in  N  a s s a  u)  zwei- 
fellos durch  $.  56  des  Gesetzes  v.  1874,  betr.  die 
Beurkundung  des  Personenstandes,  wodurch  die 
firühere  Kontroverse ,  ob  der  Anh.  $.131  durch 
die  Verf.  Urk.  Art  12  aufgehoben  worden  sei, 
Jacobson,  evangel.  Kirchenreoht  d.  preuss. 
Staates  S.  477,  erledigt  worden  ist.  Die  cit 
Kurhess.  Verordn.  war  schon  durch  Ges.  die  Re- 
ligionsfreiheit betr.  V.  29.  Oktober  1848  S-  1  be- 
seitigt. Die  Lübecker  V.  ist  durch  die  Be- 
kanntmachung V.  2. Oktober  1875.  J.S  (P.  Hin- 
schius,  Reichspersonenstandsgesetz.  2.  Aufl. 
S.  441)  für  fortgefallen  zu  erachten.  Da  in  S  a  c  h  - 
sen  durch  V.  v.  13.  Dezember  1876  J.  5  (Codex 
cit.  Suppl.  V.  1879.  S.  260)  die  Strafbestim- 
mungen der  cit.  V.  v.  1850  (s.  vor.  Anm.)  für 
die  lutherische  Kirche  aufgehoben  worden  sind, 
dürften  sie  auch  für  die  katholische  beseitigt 
worden  sein. 

3  Vgl.  Schulte,  System  S.  401  u.  S.  450  ff. 
und  unten  im  Strafrecht. 

^  Denn  durch  die  Ketzerei  geht  die  väterliche 
und  elterliche  Gewalt  verloren,  c.  4.  (Alex.  IV.) 
S.  4.  i.  f.  in  VIto  de  haeret.  V.  2. 


54  I.  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  200. 

Eltern  wider  Willen  derselben  zu  taufen  und  sie  diesen  behufs  der  Sicherung  einer 
rechtgläubigen  Erziehung  wegzunehmend 

Wenn  dagegen  die  Kirche ,  wie  in  den  modernen  Staaten ,  in  denen  die  Reli- 
gions-  und  Gewissensfreiheit  anerkannt  ist,  oder  auch  wegen  anderer  faktischer  Ver- 
hältnisse, wie  in  den  Missionsländern,  gehindert  ist,  nicht  katholische  Christen  in 
Gemässheit  des  kanonischen  Rechtes  als  Ketzer  zu  behandeln,  so  kommt  der  Gesichts- 
punkt zur  Geltung ,  dass  die  Kirche  ihre  Gnaden  nicht  Unwardigen  gewähren ,  sich 
vielmehr  der  communicatio  in  sacris  mit  ihnen  enthalten  soll,d.  h.  dass  bei  der  Gefahr, 
dass  das  katholisch  getaufte  Eand  von  seinen  Eltern  eine  häretische  oder  schismatische 
Erziehung  empfängt,  das  Kind  selbst  auf  Verlangen  der  ersteren  nicht  von  einem  ka- 
tholischen Geistlichen  getauft  werden  darf,  es  sei  denn,  dass  dasselbe  in  augenschein- 
licher Todesgefahr  schwebe  oder  an  einer  Krankheit,  welche  voraussichtlich  vor  Er- 
langung des  Unterscheidungsvermögens  den  Tod  herbeiführt ,  leide ,  weil  in  diesem 
Falle  die  Besorgniss  vor  einer  nicht  katholischen  Erziehung  des  Kindes  ausgeschlossen 
ist,  und  die  Pflicht  der  Kirche,  für  das  Seelenheil  desselben  zu  sorgen,  der  Art  vor- 
geht 2,  dass  der  angegangene  katholische  Geistliche  die  Taufe  zu  vollziehen  verbunden 
ist.  Femer  ist  die  Taufe  auf  Begehren  der  Eltern  gestattet,  wenn  eine  begründete 
Hoffnung  fär  die  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen  Glauben  vorliegt,  insbesondere 
die  Eltern  diese  versprochen  haben,  jedoch  sollen  in  solchen  Fällen  immer  Katholiken 
als  Pathen  zugezogen  werden  ^.  In  Deutschland  ^  hat  sich  aber  noch  bis  zur  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  in  einzelnen  Diöcesen  die  Uebung  erhalten,  die  Kinder  akatho- 
lischer Eltern  auf  deren  Wunsch  nicht  nur  im  Falle  der  Todesgefahr,  sondern  auch 
in  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  grosser  Entfernung  des  protestantischen  Geistlichen ,  zu 
taufen^.  Wahrscheinlich  ist  aber,  dass  man  jetzt  überall  den  Standpunkt,  welcher 
eben  gekennzeichnet  ist  und  von  den  Kurialbehörden  vertreten  wird,  eingenom- 
men hat^. 

X.  Die  Blut-  und  die  Begierde-Taufe  [baptUmus  sanguinis  und  b.ßaminis 
oder  desiderii) '.    Der  gewöhnlichen  oder  Wassertaufe  [b.ßuminis]  wird  die  Bluttaufe 

1  So  sagt  auch  die  Congt.  prop.  1737,  Gol-  unter  Zaziehaug  eines  katholischen  Pathen,  wel- 
lectan.  cit.  p.  135.  n.  217:  „Certam  est  quidem  eher  auf  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen 
penea  eccleslam  jus  esse  baptizandi  Infantes  filios  Glauben  hinzuwirken  hatte,  gestattet,  Yersamm- 
haeretlcorum  et  schlsmaticorum  ac  praepedlre,  inng  der  deutschen  Bischöfe  zu  Würzburg  v. 
ne  parentum  errorlbus  Imhuautur,   neque  de  1848,  coli.  conc.  Lac.  Ö,  1065. 

hoc  ecclesiae  jure  ulla  dubltatio  mo-  ^  Dieser  ist  schon  auf  der  erwähnten  Würz- 

veri  potest".  burger  Yersammlung   von  einzelnen  Bischofen 

2  Das  ist  der  romische  Standpunkt,  welcher  vertreten  worden,  a.  a.  0.  S.  1064.  1066.  Wenn 
sich  aus  der  Instr.  d.  Oongr.  off.  v.  1767,  Collect.  Verl n  g  K.  R.  2.  Aufl.  S.  828.  829  anglebt,  dasi> 
cit.  p.  134.  n.  216  erglebt.  die  unmündigen  Kinder  von  Juden,  Helden  und 

3  S.  die  Bestimmungen  der  Congr.  Offlc.  und  Sektlrern  nur  auf  Verlangen  Ihrer  Eltern  getauft 
Congr.  Prop.  v.  1827  u.  1830,  coli.  conc.  Lac.  3,  werden  sollen,  und  selbst  dann  deren  Taufe  nur 
23;  ferner  die  Synoden  v.  Baltimore  1820,  zulässig  ist,  wenn  1.  die  Taufe  des  Geistlichen 
Quebec  1854,  Halifax  1857,  Thurles  1850,  West-  der  Konfession,  welcher  die  Eltern  angehören, 
mlnster  1852,  1.  c.  p.  23.  634.  740.  779.  929.  nach  katholischen  Begriffen  eine  ungültige  sein 

*  Wo  früher  sogar  die  katholischen  Pfarrer,  würde ,   und  2.  zu  erwarten  ist ,   dass  das  Kind 

sofern  Ihnen  auch  über  einzelne  Protestanten  in  auch  katholisch  erzogen  wird ,  so  ist  dies  nicht 

der  Pfarrei  der  Pfarrzwang  zustand ,    s.  Bd.  2.  ganz  korrekt.   Er  reproducirt  damit  nur  den  auf 

S.  313.  B.  1 ,  den  Kindern  derselben,  falls  nicht  der  Würzburger  Versammlung  in    Betreff  der 

die  Zuziehung  eines  protestantischen  Geistlichen  Kinder  von  Sektlrern  gestellten  Antrag  und  be- 

gestattet  und  beliebt  wunde,  selbstverständlich  zieht  sich  allein  auf  die  desfallslgen  Verhand- 

auch  ohne  Jede  weitere  Voraussetzung  die  Taufe  lungen. 
zu  erthellen  hatten.  ?  g,  Bonner  Zeitschr.  f.  Phil.  u.  kath.  Theo- 

5  Ersteres  war  der  FaU in  den  Diocesen  Kulm,  logie.    H.  27.    S.  113;    Probst,    Sakramente 

letzteres  in  Salzburg.    In  Köln  war  die  Taufe  S.  101.  106. 
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d.  h.  das  Elrleiden  des  Märtyrertodes  für  Christas  durch  einen  Ungetauften  S  und  die 
Begierdetaufe,  d.  h.  der  Tod  eines  solchen ,  welcher  nicht  in  der  Lage  ist ,  die  Taufe 
zu  empfangen,  aber  im  Sterben  sehnsüchtig  nach  ihr  verlangt^,  entgegengestellt. 
Die  Personen,  welche  in  dieser  Weise  gestorben  sind ,  werden  [ex  voto)  ^  derselben 
Gnaden,  wie  diejenigen;  welche  die  Wassertaufe  erhalten  haben ^  theilhaftig.  Recht- 
lieh  werden  sie  also  von  ihrem  Tode  ab  als  Glieder  der  Kirche  behandelt^  und 
haben  Anspruch  auf  kirchliches  Begräbniss  in  geweihter  Erde^. 

§.201.    2.    Die  Konfirmation  oder  Firmung.  ^ 

I.  Begriff  und  rechtliche  Bedeutung.  Die  Firmung  [confirmatio) ,  das- 
jenige Sakrament,  durch  welches  dem  Getauften  der  heilige  Geist  zur  Stärkung  des 
Glaubens  und  die  Kraft  zum  standhaften  Bekenntnisse  desselben  in  allen  Kämpfen 
des  Lebens  mitgetheilt  wird 7,  kommt  ftlr  das  Rechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als 
die  gfiltige  Konfirmation  eine  der  Voraussetzungen  der  erlaubten  Erwerbung  der 
Ordination,  d.  h.  der  Zugehörigkeit  zum  geistlichen  Stande  bildet^,  weiter  aber 
auch  insofern,  als  die  Betheiligung  bei  der  Spendung  der  Konfirmation  für  bestimmte 
Personen  gewisse  Rechtswirkungen ,  nämlich  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Ver- 
wandtschaft», erzeugt  ^ö. 

II.  Erfordernisse  der  gültigen  Konfirmation.  1.  Die  Befähigung 
zur  Ertheilung  der  Konfirmation  steht  nicht  jedem  Ordinirten,  sondern  nur  denjeni- 
gen zu,  welcher  die  bischöfliche  Konsekration  empfangen  hat^^    Der  Priester  kann 


*  c.  37  (August.)  Dist.  IV.  de  consecr. 

2  c.  34.  149  (August.)  1.  c;  c.  2  (Innoc.  III.) 
X  de  presb.  non  b&pt.  III.  43. 

3  Trid.  Sess.  VI  de  justif.  c.  4. 

*  Vgl.  anch  c.  3  (Innoc.  III.)  X  tit.  cit.  III. 
43:  j,qnQm  qais  non  solum  per  sacramentum 
fidei,  sed  per  fidem  etiam  sacramenti  (d.  h.  durch 
den  s.  g.  baptismus  flaminis)  efflciatur  procul 
dubio  meml)mm  Christi^ 

5  Probst,  Exequien.    Tübingen  1856.  S.  17. 

^  Jo.  Sainte-Boeuve,  de  sacrmentoconfli- 
mationis  et  extremae  unctionis.  Paris  1686.  4; 
Bertieri  (s.  S.  23.  n.  5);  Chr.  Th.  Ziegler» 
die  Feier  der  h.  Firmung  i.  d.  kath.  Kirche. 
Wien  1817;  Brenner  (s.  o.  a.  a.  0.)  Th.  U. 
(Firmung);  A.  Gau,  de  Talore  manuum  impo- 
sitionis  atque  unctionis  in  sacram.  conflrmat. 
diss.  bist.  dogm.  Colon.  1832;  Welz,  das  Sa- 
krament der  Firmung,  Breslau  1847. 

^  Decr.  Eugen,  pro  instr.  Armen.,  Mansi  31, 
1055;  Trid.  Sess.  VII.  de  conflrm.  c.  1.  2;  Ca- 
tech.  roman.  P.  II.  c.  3.  qu.  2 — 5. 

S  Ihr  Mangel  begründet  die  irregularitas  ex 
defectu  fldei,  s.  Bd.  I.  S.  21. 

9  Vgl.  Schulte,  Eherecht  S.  188  und  unten 
im  Eherecht. 

10  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Firmung 
sind  deshalb  mittelbar  auch  rechtUche  Voraus- 
setzungen der  geistlichen  Verwandtschaft  und 
des  Ausschlusses  der  oben  im  Texte  erwähnten 
Art  der  Irregularitöt  (s.  Yor.  Anm.)  oder  Requi- 
site der  rechtlich  erlaubten  Spendung  der  Or- 
dination. 


11  Das  wird  gegründet  auf  Act.  apost.  VIII. 
14 — 17  und  auf  die  Succession  der  Bischöfe  in 
die  Vollmachten  der  Apostel,  s.  ferner  Innoc.  IV. 
ad  episc  Tnsculan.  y.  1254,  Pott  ha  st  reg.  n. 
15266,  Mansi  23,  578  u.  Trid.  Sess.  VU.  de 
conflrm.  c.  3.  Die  katholische  Kirche  nimmt  an, 
dass  die  Konfirmation  eines  der  yon  Christus  ein- 
gesetzten Sakramente  ist ,  Trid.  1.  c.  de  sacram. 
in  gen.  c.  1,  und  dass  dieselbe  you  Anfang  an, 
also  auch  fln  "der  alten  Kirche,  von  der  Taufe 
unterschieden  gewesen  sei,  s.  noch  Probet, 
Sakramente  S.  159  ff.  Nach  den  Ergebnissen  der 
protestantischen  Forschung  hat  sich  die  Konfir- 
mation erst  als  besonderes  Sakrament  aus  der 
bei  der  Taufe  vorkommenden  Handauflegung 
und  Salbung  entwickelt.  Schon  früh  wurde  in 
einzelnen  Fällen  bei  der  Taufe,  insbesondere 
der  der  Häretiker,  zur  Ergänzung  derselben  eine 
nachträgliche  Handauflegung  und  Salbung  sei- 
tens des  Bischofs  verlangt,  s.  o.  S.  37  n. 3  u. 
S.  44  n.  1  u.  2;  Hahn,  Sakramente  S.  192  ff. 
Dadurch  erschienen  die  beiden  eben  erwähnten 
Akte  als  etwas  selbstständiges  gegenüber  der 
Taufe,  und  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  be- 
gann sich  die  Ansicht  geltend  zu  machen ,  dass 
jener  Akt,  die  Konfirmation,  ein  besonderes, 
von  der  Taufe  verschiedenes  Sakrament  bilde, 
Hahn,  Sakramente  S.  83.  87  ff.  Vom  9.  Jahr- 
hundert ab  hat  diese  Ansicht  immer  mehr  An- 
hänger gewonnen,  s.  c.  2.  3  (Pseudo-Trid.)  Dist. 
V  de  consecr.,  und  mit  dem  Ablauf  des  zwölften, 
seit  Petrus  Lombardus  sentent.  üb.  IV  dist.  2  A., 
ist  sie  die  herrschende  geworden,  Hah  n  a.  a.  0. 


56 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.  201. 


sie  allerdings  ebenfalls  gflltig  vollziehen  ^  er  bedarf  aber  dazu  einer  päpstlichen  Er- 
mächtigung ^  und  muss  dabei  von  einem  Bischof  geweihtes  Chrisma  (s.  nachher  unter 
No.  3)  anwenden  ^.  Ob  dem  Priester  durch  eine  solche  Delegation  erst  die  Fähigkeit 


S.  107;  B.  auch  das  Glaul)en6bekenntni88  des 
Konzils  V.  Lyon  1274,  Hef  ele,  Concil.  Gesch. 
2,  123.  Als  die  Tanfe  nicht  mehr  regelmässig 
durch  den  Bischof,  sondern  durch  die  Priester 
ertheilt  wurde,  üherliess  man  diesen  bei  der- 
selben ebenfalls  die  Salbung,  als  deren  Ort  man 
freilich  den  vertex  des  Neophyten  bezeichnete, 
behielt  aber  die  zur  Konfirmation  gewordene 
Handauflegung  und  Salbung  (an  der  Stirne)  aus- 
schliesslich dem  Bischöfe  unter  Berufung  auf  acta 
apost.  VIII.  17.  cit  vor,  ygl.  Hahn  S.  195  ff., 
8.  femer  Innocenz  I.  in  c.  119.  Dist.  IV  de  cons. 
(S.  37  n.  3>  c.  120  (Gregor  I.)  ibid.,  c  5  (Raba- 
nus Maurus),  c.  6  (Herard  v.  Toursl,  o.  7  (Paris 
829)  Dist.  V.  de  cons. ;  c.  un.  %.  7  (Inn.  HI.)  X. 
de  saci.  unct.  I.  15. 

1  Man  beruft  sich  dafür  herkömmlicher  Weise 
auf  c.  1  (Gregor I.  ep.  IV.  26.  a.  594)  Dist.  XCV : 
„Pervenit  quoque  ad  nos  quosdam  seandalizatos 
fuisse,  quod  presbiteros  crismate  tangere  eos  qui 
baptizati  sunt,  prohibuimus.  Et  nos  quidem  se- 
cundum  yeterum  usum  nostrae  ecclesiae  feci- 
mus.  Sed  si  omnino  hac  de  re  aliqui  contri- 
stantur,  ubi  episcopi  desunt,  ut  presbiteri  etiam 
in  firontibus  baptizatos  crismate  tangere  debeant, 
concedimus^  Aber  es  bleibt  zweifelhaft,  ob  Gre- 
gor I.  diese  Anordnung ,  welche  an  den  Bischof 
y.  Gagliari  auf  Sardinien  ergangen  ist ,  nicht  als 
Metropolit  der  Insel  erlassen  hat,  da  die  An- 
nahme, dass  Gagliari  schon  damals  ein  Erzbis- 
thum  gewesen  sei  (so  Neher,  kirchl.  Geo- 
graphie u.  Statistik  1, 310),  durchaus  nicht  sicher 
erscheint  Abgesehen  davon  handelt  es  sich  aber 
nicht  um  die  Delegation  von  Priestern  für  ein- 
zelne Fälle,  sondern  um  die  allgemeine  Bestim- 
mung ,  dass  in  Ermangelung  des  Bischofs  jeder 
Priester  die  Konfirmation  ertheilen  kann,  wie 
eine  solche  für  den  gleichen  Nothfall  zu  Gunsten 
der  Priester  in  Betreff  der  dem  Bischof  für  die 
Regel  vorbehalten  gebliebenen  Handauflegung 
und  Ghrismation  bei  den  zur  Kirche  zurück- 
kehrenden Ketzern  (s.  o.  S.  37  n.  3  u.  S.  44. 
n.  2)  von  deQ  Konzilien  v.  Orange  441.  c.  1  und 
V.  Epaon  517  c.  16  getroffen  worden  ist.  Jeden- 
falls liegt  der  Stelle  Gregors  I.  noch  die  An- 
schauung zu  Grunde,  dass  die  Fähigkeit  zur 
Konfirmation  nicht  dem  Bischof  allein  und  aus- 
schliesslich zukomme.  Später,  in  der  Scholastik, 
hat  sich  allerdings  die  Ansicht  geltend  gemacht, 
dass  nur  der  Bischof,  nicht  der  Priester,  der 
durch  die  Einsetzung  dieses  Sakramentes  be- 
stimmte Minister  sei,  Hahn,  Sakramente  S.  200, 
und  manche  Anhänger  dieser  Neuerung  haben 
sogar  die  Auffassung  vertreten  ,  dass  allein  der 
Bischof  und  niemals  ein  Priester  zu  konflrmiren 
fähig  sei,  c.  4  (Innoc.  III.)  X  de  cons.  I.  4  u. 
c.  1.  $.  7  (id.)  X  de  sacr.  unct  I.  15;  Hahn  a. 
a.  0.  Von  diesem  Standpunkt  aus  war  es  nur 
konsequent ,  wenn  die  Zulassigkeit  der  Konfir- 
mationsspendung  durch  einen  Priester  selbst  auf 
Grund  ertheilter  päpstlicher  Ermächtigung  ver- 
worfen wurde ,  s.  die  Anführungen  bei  Bene- 


dict XIV.  de  syn.  dioec.  VII.  7.  n.  4.  Wie  in 
anderen ,  das  Sakrament  der  Firmung  betreffen- 
den Streitfragen,  ist  aber  auch  in  dieser  die  Scho- 
lastik nicht  zu  einem  festen  Resultate  gelangt. 
Daher  waren  die  Päpste ,  umso  mehr  als  die  cit. 
Stelle  Gregors  I.  dafür  einen  Anhalt  zu  bieten 
schien,  in  der  Lage,  an  dem  von  ihnen  und  für 
sie  behaupteten  Rechte  zur  Delegation  festzu- 
halten. Seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts, seit  Nikolaus  IV.  (1288—1292),  sind 
von  ihnen  vielfach  derartige  Ermächtigungen, 
namentlich  an  einzelne  Ordenspriester  der  Fran- 
ziskaner, der  Cistercienser  und  später  der  Je- 
suiten ertheilt  worden,  s.  Innoc.  XIU.  Cum  ad 
superseriptum  v.  13.  September  1721,  bull.  Taur. 
21,  889;  Bened.  XIV.  1.  c.  u.  Gonzalez 
Tellez  ad  c.  4.  X  de  oonsuet  I.  4.  n.  8,  vgl. 
auch  const.  Bened.  XIV. :  Cum  ad  infrascrip- 
tum  v.  9.  Januar  1741,  bull,  eiusd.  1, 12,  worin 
dem  Guardian  des  h.  Grabes  in  Jerusalem  aus 
dem  Orden  der  Franziskaner-Observanten  für  die 
Dauer  seiner  Amtsthätigkeit  das  Recht  gewährt 
wird,  in  Abwesenheit  lateinischer  Bischöfe  an 
den  Orten  des  h.  Landes  mit  bischöflich  bene- 
dicirtem  Oel  und  Chrisma  zu  firmen,  s.  auch 
Bened.  XIV.  const.  Demandatam  v.  24.  De- 
zember 1743.  S-  1^.  ibid.  p.  131.  Durch  die 
Praxis  der  Päpste,  deren  Rechtmässigkeit  im 
Verlaufe  der  Zeit  nicht  mehr  in  Frage  gezogen 
wurde,  Ist  also  der  im  Text  bezeichnete  Grund- 
satz festgestellt,  und  seit  dem  18.  Jahrhundert 
von  ihnen  auch  ausdrücklich  als  unzweifelhaft 
geltendes  Recht  behauptet  worden,  Bened.  XIV.: 
Eo  quamvis  v.  4.  Mai  1745  J.  8  und  Anno  ver- 
Unte  v.  19.  Juni  1750  $.4,  eiusd.  bull.  1 ,  228 
u.  3,  129. 

Wenn  später  diese  Befuguiss  des  Papstes 
nicht  mehr  bestritten  worden  ist ,  so  wurde  doch 
nunmehr  seitens  der  Gallikaner  unter  Heran- 
ziehung der  Stellen  Gregors  I.  und  unter  Hinweis 
auf  die  von  Rom  nicht  beanstandete  Praxis  der 
orientalischen  Kirche ,  in  welcher  der  taufende 
Priester  zugleich  das  Sakrament  der  Konfirmation 
spendet,  s.  Coustant  epist.  Roman,  pontif.  1. 
857.  n.  0.  van  Espen,  ins  eccles.  P.  II.  t.  III. 
c.  1.  n.  5  ff.  das  Recht ,  Priester  zu  delegiren, 
für  die  Bischöfe  in  Anspruch  genommen,  s.  des 
Näheren  darüber  Bened.  XIV.  de  syn.  dioec. 
VII.  8.  n.  3  ff.  Von  Rom  aus  ist  diese  Ansicht 
aber  selbstverständlich  stets  bekämpft  worden, 
weil  die  Delegation  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  ^ein  Akt  der  Jurisdiktion  sei,  und  daher 
eine  Reservation  des  Delegationsrechtes  für  den 
Papst  durch  Gewohnheitsrecht  und  durch  diesen 
selbst  statthaft  erscheine.  Nach  der  römischen 
Anschauung  ist  daher  die  Konfirmation  durch 
einen  nur  bischöflich  ermächtigten  lateinischen 
Priester  nichtig,  Bened.  XIV.  1.  o.  n.  8. 

2  Diese  Einschränkung  ist  in  der  Regel  in  den 
betreffenden  Indulten  (s.  vor.  Anm.)  gemacht 
worden,  wenn  schon  ausnahmsweise  früher 
auch  Ermächtigungen  an  Priester  auf  die*Zube- 


f.  201.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Konfirmation  oder  Firmung. 
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znr  Spendung  der  Konfirmation  ertheilt  wird  ^,  oder  ob  ihm  diese  an  sich  schon  inne 
wohnt,  nnd  es  der  päpstUchen  Ermächtigung  nur  deshalb  bedarf,  weil  die  Ansübnng 
der  Befähignng  durch  das  Recht  der  Art  an  den  bischöflichen  Ordo  gebunden  ist, 
dass  der  Papst  allein  Ausnahmen  davon  zu  Gunsten  eines  Priesters  gestatten  kann  ^, 
ist  streitig  und  bisher  in  der  katholischen  Earche  nicht  entschieden  K 

Dass  der  Bischof  von  kirchlichen  Gensuren  betroffen ,  in  Ketzerei  verfallen, 
Schismatiker  oder  Heide  geworden  ist,  schadet  der  Gültigkeit  der  von  ihm  gespen- 
deten Konfirmation  ebensowenig  wie  dies  bei  der  Ordination  oder  bei  der  Taufe  der 
Fall  ist^.  Selbst  dadurch,  dass  der  Bischof  selbst  etwa  die  Konfirmation  nicht  em- 
p£uigen  haben  sollte ,  wird  die  Gültigkeit  der  von  ihm  ertheüten  Konfirmation  nicht 
berührt*. 

Die  Berechtigung  zur  Spendung  der  Firmung  hat  der  Bischof  aber  nur  für  seine 
Dideesanen®  und  innerhalb  seines  Sprengeis ^ ,  der  Weihbischof,  wenn  er,  wie  z.  B. 


leitong  des  GhxismaB  ertheilt  worden  sind,  Be- 
il ed.  1.  c.  n.  1.2.  S.  auch  die  instructio  der 
CongT.  piop.  pro  slmplici  saceidote  sacTamentum 
eonfirmationis  ex  s.  sed.  apost.  deleg.  admini- 
straiite  T.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  306. 

<  Dafür  spricht  c.  4.  X.  I.  4  cit ,  welches  von 
den  darch  Priester  eigenmächtig  ertheilten  Kon- 
finnationen  sagt :  „ut  ab  hls,  quihus  ea  conferre 
non  licet  j  ex  temeritate,  qaae  lege  damnatar, 
Don  sine  graTi  periculo  inaniter  oonf erantnr, 
quam  umbia  qnaedam  ostendatar  in  opeie,  Te- 
ritaa  autem  non  snbeat  in  effectu",  denn  die  letz- 
ten Worte  zeigen  deutlich ,  dass  Innocenz  III. 
«olche  Konfirmationen  als  nichtig  ,  nicht  blos  (so 
Pachmann  K.  R.  3.  Aufl.  2,  184  n.  f.)  als  an- 
beiWoll  oder  unerlaubt  betrachtet. 

Dieser  Auffassung  steht  aber  entgegen ,  dass, 
wie  schon  einzelne  Scholastiker  hervorgehoben 
haben,  der  Papst ,  falls  der  Bischof  zufolge  der 
Einsetzung  des  Sakramentes  durch  Christus  die 
Befähigung  zur  Spendung  des  letzteren  erhalten 
hat,  daran  seinerseits  nichts  zu  ändern  befugt 
wäre ,  und  dass  der  an  sich  unfähige  Priester, 
weil  er  durch  die  dem  Rechtsgebiete  angehörige 
Delegation  nicht  den  bischöflichen  Charakter  er- 
kalten kann,  auch  niemals  die  Fähigkeit  durch  eine 
solche  zu  erwerben  vermochte,  Hahn,  Sakra- 
mente S.  202.  203.  Umgekehrt  aber  giebt  es, 
wenn  man  die  Möglichkeit  einer  Uebertragung 
der  Befähigung  durch  den  Papst  an  den  Priester 
inoimmt,  keinen  Grund  dafür,  warum  —  das  ist 
auch  schon  von  der  Scholastik  betont  worden ; 
Hahn  S.  201  —  der  Papst  seine  Macht  nicht 
auch  auf  jeden  konflrmirten  Christen  übertragen 
könnte. 

Dem  Erklärungsversuche  >on  Gonzalez 
Tellez  1.  c  n.  14,  dass  der  Priester  den  bi- 
schöflichen ordo  als  inchoatus  und  imperfectus 
habe,  und  das  ihm  dabei  Fehlende  durch  die 
päpstliche  Delegation  ergänzt  werde,  stehen  die 
Torher  zuerst  gedachten  Gründe  ebenfalls  ent- 
^gen,  s.  auch  P a c h man  n  a.  a.  0.  S.  183.  Einen 
anderen,  aber  ebenfalls  nicht  befriedigenden  Er- 
klärungsversuch giebt  Lehmkuhl  i.  d.  Zeit- 
schrift f.  kath.  Theologie  6,  567. 

2  Diese  Auffassung ,  welche  noch  neuerdings 
von  Pachmann  a.  a.  0.  vertreten  wird,  ent- 


spricht allerdings  der  historischen  Entwicklung 
der  Konfirmation ,  aber  letztere  wird  gerade  von 
der  katholischen  Kirche  geleugnet ,  und  ebenso- 
wenig ist  sie  mit  der  Annahme  vereinbar ,  dass 
die  von  einem  Priester  ohne  päpstliche  Er- 
mächtigung ertheilte  Konfirmation  nichtig  ist, 
vielmehr  müsste  die  letztere,  wenngleich  als 
unerlaubt ,  doch  immerhin  als  gültig  behandelt 
werden.  Es  steht  ihr  endlich  auch  c.  4.  X.  cit. 
I.  4  (s.  vor.  Anm.),  femer  Clem.  VIII.  instr. 
super  ritibus  Italo-Graecorum  v.  30.  Aug.  1595. 
%,  4,  in  welcher  den  lateinischen  Bischöfen  be- 
fohlen wird,  einen  von  einem  griechischen 
Priester  Gefirmten  vor  seiner  Ordination  wieder 
zu  firmen  „saltem  sub  conditione :  Nisi  jam  con- 
flrmatus  es'',  bull.  Taurin.  10,  212,  entgegen. 

3  Das  Trid.  VU.  de  confirm.  c.  3 :  „Si  quis  di- 
xerit,  s.  conflrmationis  ordinaiium  ministrum 
non  esse  solum  episcopum,  sed  quemvis  simpli- 
cem  sacerdotem:  anathema  sit''  zeigt  in  seiner 
Fassung,  dass  es  die  Frage  nicht  hat  entscheiden 
wollen  und  können.  Ebenso  unbestimmt  ist  in 
Folge  dessen  der  Catech.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu.  11 
und  das  Pontiflcale  roman.  P.  I.  de  confirmandis. 

4  Bd.  I.  S.  84.  117  u.  0.  S.  28  dieses  Bandes. 
Dasselbe  muss  auch  für  den  vom  Papst  delegir- 
ten  Priester  gelten.  Nimmt  mau  an ,  dass  ihm 
die  Fähigkeit  erst  durch  den  Papst  übertragen 
wird,  so  kann  sie  nachträglich  durch  die  erwähn- 
ten Umstände  nicht  mehr  verloren  gehen.  Hat  er 
sie  aber  schon,  und  stellt  sich  die  päpstliche  Er- 
mächtigung nur  als  Erthellung  der  Erlaubniss 
zur  Ausübung  der  Fähigkeit  dar,  so  muss  für 
ihn  dasselbe  wie  für  den  Bischof  gelten. 

^  Denn  seine  Fähigkeit  ist  Ausflass  der  Ordi- 
nation, nicht  der  Konfirmation,  s.  auch  Ferra- 
ris s.  v.  confirmatio  art.  II.  n.  3. 

ö  Bd.  II.  S.  43.  44. 

^  Aus  dem  a.a.O.  S.  44  angegebenen  Grunde 
kann  er  die  eigenen  Diöcesanen  erlaubter  Weise 
nicht  in  dem  Spreugel  eines  anderen  Bischofs, 
und,  wenn  er  Metropolit  ist ,  nicht  in  dem  eines 
seiner  Suffraganbischöfe ,  ebensowenig  in  der 
Quasi-Diöcese  eines  praelatus  nullius  erlaubter 
Weise  firmen,  Trid.  Sess.  VI.  c.  5  de  ref.,  und  die 
Oongr.  oono.  v.  1627  u.  1687,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  8.   Ebenso  ist  umgekehrt  auch  die  Firmung 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.201, 


der  Feldvikar  in  Oesterreich ,  eine  nach  personellen  Gesichtspunkten  in  ihrer  Zu- 
ständigkeit bestimmte  Jurisdiktion  besitzt,  blos  ftlr  diejenigen  Personen,  welche  dieser 
letzteren  unterstehen  K  Der  berechtigte  Bischof  kann  seine  Zuständ^keit  auf  jeden 
anderen  Bischof,  also  auch  auf  einen  Titularbischof  und  auf  einen  solchen ,  welcher 
nicht  auf  seine  bischöfliche  Würde  verzichtet  hat  2,  übertragen  3. 

Die  Befugniss  des  durch  päpstliche  Ermächtigung  delegirten  Priesters  bestimmt 
sich  näher  durch  diese  letztere  und  ist,  weil  es  sich  hier  um  eine  ausserordentliche 
Vollmacht  handelt,  nicht  übertragbar,  also  selbst  nicht  auf  einen  Bischof^,  es  sei  denn, 
dass  eine  Subdelegation  ausdrücklich  gestattet  wäre  ^. 

2.  Die  Firmung  kann  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  gültig  nur  einem 
schon  Getauften  ertheilt  werden^.  In  der  katholischen  Kirche,  soweit  diese 
den  lateinischen  Ritus  befolgt,  wird  sie  aber  erlaubterweise  nur  denjenigen,  welche 
bereits  zum  Gebrauche  ihrer  Vernunft  gekommen  sind ,  also  mindestens  das  siebente 
Jahr  zurückgelegt  haben ^ ,  gespendet,  ausser  dass  eine  etwaige  Todesgefahr  oder 
andere  dringende  und  wichtige  Umstände  eine  frühere  Ertheilung  rechtfertigen  ^. 

In  näherer  Präcisirung  des  gemeinrechtlichen  Prinzips  setzen  manche  neuere 
partikuläre  Anordnungen,  Provinzialsynoden  und  Diöcesanstatuten,  die  regelmässige 


eines  fremden  Diocesanen  in  der  eigenen  Diöcese 
ohne  Genehmigung  des  Bischofs  desselben  un- 
erlaubt, Gongr.  conc.  v.  1602,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  10  ff. 

1  Bd.  II.  S.  337.  338.  n.  6.  Wegen  der  Ti- 
tular- (Weih-)Blschöfe  s.  auch  a.  a.  0.  8.  177. 
178,  und  in  Betreff  der  Ertheilung  der  Konfir- 
mation an  Untergebene  der  praelati  nullius  und 
der  exemten  Prälaten  a.  a.  0.  S.  345.  348  und 
Ferraris  1.  c.  n.  16  ff. 

2  Bd.  III.  S.  275.  n.  6. 

3  Das  folgt  daraus ,  dass  allein  ein  Bischof  die 
Fähigkeit  zu  firmen  besitzt,  und  der  kompetente 
einem  Priester  die  Ermächtigung  nicht  ertheilen 
kann,  s.  0.  S.  56  n.  1.  a.  £. 

Während  der  Sedisvakanz  hat  der  Kapitular- 
verweser  das  Recht  zur  Delegation,  Bd.  II.  S.244. 
Dagegen  hat  der  Provikar  eines  apostolischen 
Vikars,  Bd.  III.  S.  357  während  der  Vakanz  des 
Vikariates  lediglich  deshalb  weder  die  Befugniss 
selbst  zu  firmen,  noch  das  Recht,  diese ,  wie  der 
dazu  besonders  ermächtigte  apostolische  Vikar 
selbst,  auf  einen  Missionar  zu  übertragen,  Gongr. 
propag,  V.  1821,  collect,  cit.  p.  168.  n  302. 

^  Die  von  einem  solchen  TOrgenommene  Fir- 
mung wäre ,  wenn  auch  unerlaubt ,  aber  gültig, 
dies  jedoch  nur  deswegen ,  weil  der  Bischof  an 
sich  die  Fähigkeit  zu  firmen,  besitzt. 

^  Dergleichen  Vollmachten  kommen  in  den 
Missionsgebieten  vor,  collect,  cit.  1.  c.  u.  n.  303. 

ß  c.  1  (Pseudo-Isid.)  Dist.  V.  de  cons.;  Trid. 
Sess.  VII.  de  conflrm.  c.  1. 

"^  Diese  Praxis  hat  sich  seit  dem  13.  Jahrhun- 
dert mit  dem  Abschluss  der  Entwicklung  der 
Lehre  von  dem  besonderen  Sakrament  der  Fir- 
mung . festgestellt ,  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioec.  VIl.  10.  n.  3.  So  schreibt  z.  B.  schon  das 
Kolner  Provinzialkonzil  v.  1280  (?)  c.  5,  Mansi 
24,  349  vor ,  dass  Kinder  von  7  Jahren  und  dar- 
über zur  Firmang  gebracht  werden  sollen ,  wäh- 
rend noch  die  Statuten  v.  Ganterbary  v.  1236 
c.  39,  ibid.  23,  428  voraussetzen,  dass  die  Kinder 


die  Firmung  bald  nach  der  Taufe  erhalten  kön- 
nen. Gatech.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  14 :  „Omnibus 
quidem  post  baptismum  confirmationis  sacra- 
mentum  posse  administrari ;  sed  minus  tarnen 
expedire  hoc  fleri,  antequam  pueri  rationis  usum 
habuerint,  quare  si  dnodecimus  annus 
exspectaudus  non  videatur ,  usque  ad  septimum 
certe  hoc  sacramentum  differre  maxime  conve- 
nit".  Das  Pontiflcale  roman.  1.  c.  in  der  Einlei- 
tung :  ^^Infantes  per  patrinos  ante  pontificem  con- 
firmare  volentem  teneantur  in  brachiis  dextezis. 
Adulti  etc.",  welche  noch  die  Firmung  kleinerer 
Kinder  voraussetzt ,  steht  mit  dem  Katechismas 
nicht  im  Widerspruch ,  denn  da  die  Firmung  der 
letzteren  nicht  nur  gültig,  sondern  auch  unter 
Umstanden  (s.  oben  im  Text)  erlaubt  ist,  so 
musste  es  beide  Fälle  in  das  Auge  fassen,  s.  auch 
Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec.  1.  c.  n.  8. 

8  So  die  Gongr.  conc.  v.  1774,  Richter 
Tridentinum  S.  47  n.  1,  und  die  instr.  d.  Gongr. 
propag.  y.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  307.  Als  letztere 
gelten  z.  B.  ein  grosser  Umfang  der  Diöcese ,  bei 
welchem  es  dem  Bischof  selten  möglich,  alle 
Theile  zu  besuchen,  und  schwere  Erreichbarkeit 
des  Ortes,  an  welchem  sich  die  Kinder  befinden. 

Für  die  unirten  Orientalen  gilt  das  Verbot  der 
sofortigen  Konfirmation  der  Kinder  nach  der 
Taufe  nicht,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec. 
VII.  9.  Da  aber  in  diesen  Fällen  der  Priester 
konfirmirt,  so  muss  mindestens  feststehen,  weil 
nach  römischer  Anschauung  ein  solcher  nur  mit 
Ermächtigung  des  römischen  Stuhles  gültig  firmen 
kann  (s.  0.  S.  56),  dass  der  letztere  die  Praxis 
geduldet  hat.  Ist  das  Firmen  aber  den  Priestern 
ausdrücklich  untersagt,  wie  den  unirten  Griechen 
in  Italien  durch  die  instructio  Glemens  VIII.  v.  30. 
August  1595,  bull.'Taur.  10,  211,  und  Bene- 
diktes XIV.  const.  Et8i  pcutoralis  v.  26.  Mai  1742 
%,  3 ,  bull,  eiusd.  1 ,  77  und  Eo  quamvia  v.  4. 
Mai  1745  $.  4,  1.  c.  229,  so  findet  auch  die  Regel 
der  lateinischen  Kirche  Anwendung,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  Vil.  9.  n.  5. 
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Grenze  auf  die  Zeit  vom  vollendeten  7.  bis  znm  Yollendeten  14.  Leben^ahr^^  oder 
aach  anf  das  letztere  sehlechthin^  oder  auf  das  zurückgelegte  11.  Lebensjahr  ^ 
wihrend  allerdings  die  meisten  ohne  nähere  Bestimmung  das  gemeinrechtliche  Alter 
von  7  Jahren  als  frflhesten  Termin  zulassen. 

Ferner  soll  jeder  Firmling,  welcher  das  Kindesalter  überschritten  hat ,  über  die 
fiedeutang  des  Sakramentes  gehörig  belehrt  und  so  auf  den  Empfang  desselben  aus- 
reichend vorbereitet  sein  ^.  Weiter  wird  gefordert,  dass  er  sich  im  Zustande  der 
Gnade  befindet,  also  fOr  die  Regel  vorher  gebeichtet^,  und  wie  in  manchen  parti- 
kulären Anordnungen  vorgeschrieben  wird ,  auch  die  erste  Kommunion  empfangen 
hat^.  Deshalb  sind  von  dem  Empfange  der  Konfirmation  Ketzer,  Schismatiker,  Ex- 
kommunicirte  und  Interdicirte  ausgeschlossen. ^ 

3.  Die  Materie  und  zwar  die  materia  remota  des  Sakramentes  der  Firmung  ist 
das  Chrisma,  d.  h.  eine  Mischung  aus  Olivenöl  und  Balsam^,  welches  der  Bischof  nur 
am  Gründonnerstag  bereiten  und  benediciren  ^  darf.  Dass  das  Chrisma  von  einem 
Bischof  benedicirt  worden  ist ,  ist  für  die  gültige  Spendung  wesentlich  ^®.  Darüber, 
ob  dagegen  die  Wirkung  der  Konfirmation  dadurch  ausgeschlossen  wird ,  dass  dem 
Oel  kein  Balsam  beigesetzt  oder  anderes  geweihtes  Oel  (z.B.  Katechumenen-Oel)  ge- 
braucht worden,  streitet  man,  doch  dürfte  die  Meinung ,  welche  die  Nichtigkeit  der 
Sakramentsspendung  annimmt,  richtiger  sein^^ 


»  So  Prov.  Conc.  Wien  1858,  coli.  Lac.  5,  162. 

2  Dies  die  Mainzer  biBchöfliche  Y.y.  1836  bei 
Schumann,  Samml.  S.  260  K 

3  So  die  Instruktion  für  die  Dlöcese  Rotten- 
baxg  T.  1848,  ▼.  Vogt,  Samml.  der  Yeiordn. 
S.  182.  Ungefähr  das  12.  Lebensjahr  setzt  fest 
Pr.  Syn.  Tuam  1858,  coli.  conc.  Lac.  3,  883. 

*  Pontiflcale  roman.  de  conflrmandis ;  Oonstit. 
Benedict.  XTV. :  Etsi  minime  v.  7.  Februar  1742 
1^.9,  bull,  eiusd.  1,  49;  cit.  Rottenburger  Instr., 
Kölner  Instr.  ▼.  1866,  Dumont,  Sammig. 
kirchL  Erlasse  S.  37;  Westminster  1862,  coli, 
concil.  Lac.  3.  929.  S.  auch  die  Anführungen 
in  den  folgenden  Noten. 

^  Pontiflcale  roman.  l.  c. :  „Adulti  debereut 
prins  peecata  conflteri  et  postea  conflrmari  yel 
»altem  de  mortalibus,  si  in  ea  inciderint,  conte- 
nntui;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  15.  S.  auch 
feiner  die  instr.  Congr.  prop.  cit. ,  Acta  s.  sed. 
7.307;  Urbinol8Ö9,  Ravenna  1856,  Venedig 
1869,  coli.  cit.  6,  13.  164.  331,  Diöces.  Syn. 
Neapel  1882,  Arch.f.k.K.  R.  60,  399,  Prov.  Syn. 
Rheims  1849,  Bordeaux  1860,  Bourges  1850, 
coli.  cit.  4,  116.  668.  1115,  Diöces-  Syn.  Nev- 
Yorkl882,  Arch.  f.  t  K,  R.  61 ,  266 ;  Quebec  1854, 
Halifax  1857,  Thurles  1850,  Cashel  1863,  coli, 
dt  3,  635.  740.  780.  833. 

^  Cit.  Kölner  und  Rottenburg.  Instrukt., 
Wien  1868,  Prag  1860,  Gran  1868,  Coloczal863, 
Utrecht  1866,  coli.  cit.  6,  162.  494.20.817; 
ATignon  1849,  Ronen  1850,  Auch  1851 , 1.  c.  4, 
337.  528. 1133. 

"  S.  Pontiflcale  roman.  tit.  de  conflrmandis : 

^Nullus  excommunicatus ,  interdictus  yel 

griTioribus  facinoribus  alligatus  .  .  .  ingerat  se 
ad  perdpiendum  hoc  sacramentum^  und  die  cit. 
Instrukt.  d.  Congr.  prop..  Acta  s.  sed.  7,  308. 

Ein  TeTstoss  gegen  die  im  Text  erwähnten 


Anordnungen  beeinträchtigt  aber  die  Gültigkeit 
der  Spendung  nicht. 

s  Cateoh.  roman.  1.  c.  qu.  6. 

0  In  der  Messe  in  Assistenz  von  zwölf  Prie- 
stern, sieben  Diakonen  und  sieben  Subdlakonen, 
s.  Pontif .  roman.  P.  lU.  de  officio  in  feria  quinta 
coenaedomini,  cum  benedicitur  oleum  catechu- 
menorum  et  inflrmorum  et  conflcitux  chrisma. 

10  Denn  die  zur  Materie,  dem  Chrisma,  erfor- 
derlichen beiden  Substanzen  können  nur  durch 
die  Benediktion  eines  Bischofs,  nicht  des 
Priesters ,  zu  dem  unzweifelhaft  nothwendigen 
Chrisma  (s.  Trid.  Sess.  YII.  1.  c.)  werden,  s.  Bd. 
IL  S.  40.  Doch  sind,  wie  schon  o.  S.  66.  n.  2. 
bemerkt ,  in  früherer  Zeit  mehrfach  päpstliche 
Delegationen  an  Priester  zur  Bereitung  des 
Chrisma  vorgekommen.  Benedikt  XIV.  de 
syn.  dioec.  YII.  8.  n.  1  rechtfertigt  dies  damit, 
dass  die  Statthaftigkeit  solcher  Ermächtigungen 
lediglich  eine  Konsequenz  der  allseitig  aner- 
kannten Befugniss  des  Papstes  zur  Delegation 
eines  Priesters  für  die  Vornahme  der  Firmung 
selbst  sei.  Da  es  sich  aber  hier  um  wesentlich 
verschiedene  Fähigkeiten  handelt,  ist  dieser 
Schluss  nicht  richtig,  und  namentlich  vor  Bene- 
dikt XIY.  hat  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht, 
welche  die  Möglichkeit  einer  priesterlichen 
Delegation  für  die  Bereitung  des  Chrismas  ver- 
neint, viele  Anhänger  gehabt ,  vgl.  Schmalz- 
grueber,  jus  eccles.  1. 16.  n.  5.  Stellt  man  sich 
indessen  auf  den  erstgedachten  Standpunkt,  so 
treten  ganz  dieselben  Schwierigkeiten  hervor, 
wie  bei  den  Ermächtigungen  von  Priestern  zur 
Firmung  selbst,  s.  o.  S.  57. 

11  Für  die  Nichtigkeit  der  Konfirmation  Fag- 
nan.  ad  c.  1.  X.  de  sacr.  unct.  I.  15.  n.  53; 
Pirhing  ins  can.  Ll6.  n.  3;  Reif  fenstuel, 
ins  canon.  T.  16.  n.  18  ff.,  für  die  Gültigkeit  G  on  - 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.201. 


Mit  dem  Ghrisma  —  und  darin  besteht  die  s.  g.  materia  proxima  des  Sakra- 
mentes —  mnss  von  dem  Spender  desselben  die  Stirn  des  Firmlings  in  Krenzesform 
gesalbt  werden  ^  Die  Salbung  mit  Ghrisma  anf  der  Stirn  ist  fllr  die  Ottltigkeit  der 
Konfirmation  wesentlich  2. 

4.  Die  Form  besteht  in  den  Worten:  ^Signo  te  signo  crucis  et  canßrmo  te  chris- 
mate  salutis.  In  nomme  Patris  et  FüU  et  Spiritus  sancti^  ^.,  welche  der  spendende 
Bischof  gleichzeitig  bei  der  Salbung  der  Stirn  zu  sprechen  hat^. 

Bedingt  ist  die  Gültigkeit  des  Sakramentes  durch  die  Bezeichnung  des  zu  firmen- 
den Subjekts,  die  Erwähnung  des  Kreuzeszeichens,  des  Chrismas  ^,  femer  der  Trini- 
tät^,  sodann  durch  die  Aussprechung  eines  Wortes,  welches  die  Thätigkeit  des 
Firmens  ausdruckt^. 

Spendet  ein  Priester  mit  päpstlicher  Vollmacht  die  Konfirmation,  so  hat  er  nicht 


zftlez  Tellez  ad  c.  3  X.  I.  16.  n.  11  ff.; 
Schmalz grueber  I.  16.  n.  3  ff.  Weitere  An- 
f abrangen  darüber  bei  Ferraris  s.  y.  confir- 
matio  art.  I.  n.  9  ff.  und  in  der  Pariser  Ausgabe 
RelffenstuelB(v.  Pelletler,  1864.  1,  616). 
Beiderseits  wird  Bezug  genommen  auf  0. 1  (Inn. 
III.)  X.  de  sacram.  non  iterand.  I.  16  :  .  .  .  „et  si 
conflrmationis  sacramentum  in  eo  debeat  iterari, 
qui  per  errorem  fuit  non  cbrismate,  sed  oleo 
delinitus.  Ad  quod  . .  .  dux.imuB  respondendum, 
quod  in  talibus  non  est  aliquid  iterandum ,  sed 
cante  supplendum,  quod  iuoaute  fuerat  praeter- 
missum".  Die  Anhänger  der  Gültigkeit  verstehen 
dies  dabin,  dass  nochmals  eine  Salbung  mit  Oel 
und  Balsam  vorzunehmen  sei ,  aber  so ,  dass  die 
wesentlichen  Worte  dabei  nicht  gesprochen  wer- 
den, oder  dass  dies  wenigstens  nicht  mit  der  In- 
tention, das  Sakrament  zu  wiederholen,  geschieht, 
sondern  nur  mit  der  Absiebt,  den  Defekt  zu  er- 
gänzen. Die  Vertreter  der  Ungültigkeit  fassen 
dagegen  die  Stelle  dabin  auf,  dass  von  einer 
Wiederholung  des  Sakramentes  der  Firmung, 
weil  es  ungültig  gespendet  worden  sei,  nicht  die 
Rede  sein  könne ,  und  dass  in  der  nochmaligen 
Vornahme  der  wesentlichen  Formen  die  vom 
Papste  verlangte  Suppllrung  des  Defektes  liege, 
somit  erst  dieser  Akt  die  erste  (d.  b.  gültige) 
Firmung  darstelle.  Diese  Auffassung  erscheint 
richtiger ,  weil  die  von  den  Gegnern  vorgeschla- 
gene letzte  Art  der  Supplirung,  welcbe  die  For- 
men des  Sakraments  reproducirt,  immer  eine, 
wenigstens  äussere  Wiederholung  sein  würde, 
und  die  sonst  empfohlene  blosse  Salbung  mit 
Cbrisma  an  sieb  ohne  die  Spendungsworte  keine 
Wirkung. haben  könnte.  Die  Gongr.  conc.  bat 
1693  in  einem  Falle ,  in  welchem  es  sich  darum 
bandelte,  ob  auf  Grund  einer  mit  Katecbumenen- 
Oel  vollzogenen  Firmung  das  Ehebindemiss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entstanden  sei ,  die 
Instruktion  ertbeilt ,  dass  ad  cautelam  von  dem 
Ebehindemisse  dispensirt  werde ,  also  die  Frage 
nicbt  direkt  entschieden,  aber  jedenfalls  die 
Gültigkeit  der  Konfirmation  nicbt  als  zweifellos 
angenommen,  Reiffenstuel  ed.  cit.  1,616; 
Kutscbker,  Eberecbt  3,  333. 

1  c.  un.  S'  7  cit.  I.  16;  Eugen.  IV.  decr.  pro 
instr.  ArmenioT.  v.  1439,Man8i  31, 1056:  ^Ideo- 
que  in  fronte,  ubi  verecundiae  sedes  e3t ,  conflr- 


matus  inungitur,  ne  Christi  nomeu  conflterl  eru- 
bescat  et  praecipue  crucem  eins ,  quae  Judaeis 
quidem  est  scandalum ,  gentibus  autem  stulti- 
tia,  secundum  apostolum,  propter  quod  signo 
crucis  Signatur". 

2  Es  muss  also  Jedenfalls  das  Ghrisma  die 
Stime  berührt  haben.  So  nach  der  herrschenden 
Ansicht  Ferraris  l.  c.  art.  I.  n.  11  iL  Eine 
Zusammenstellung  abweichender  Ansichten  bei 
A.  Müller,  Lexikon  des  Kirchenrechts,  2.  Anfl. 
2 ,  888.  Nach  dem  Vorgange  einzelner  erklärt 
die  Rottenburger  Instr.  $.  39  allerdings  die  bei 
den  ersten  Gebeten  vor  der  Salbung  vorkommende 
Handauflegung ,  d.  h.  die  zu  Anfang  seitens  des 
Bischofs  vorzunehmende  Erhebung  der  Hände 
über  die  Gesammtheit  der  Firmlinge  für  wesent- 
lich. Aber  das  ist  allein  richtig ,  dass  die  Firm- 
linge dabei  schon  anwesend  sein  sollen.  Die  Pro- 
vinzialsynode  v.  Rheims  1849,  coli.  conc.  Lac.  3, 
116 ,  ermahnt  sogar  die  Pfarrer  nicht  zu  lehren, 
dass  diese  Handauflegung  wesentlich  sei. 

3  Eugen.  IV.  instr.  cit. ;  Pontiflcale  roman.  1. 
c. ;  Gatechlsm.  rom.  P.  IL  0.  3.  qu.  10. 

4  Pontif.  1.  c. :  „Et  pontifex  inquiiit  sigillatim 
de  nomine  cuiuslibet  conflrmandi,  sibi  per  patrl- 
num  vel  matrinam  flexis  genibus  praesentati  et 
summitate  polUcis  dextrae  manus  cbrismate  in- 
tincta,  dielt:  Signo  te  signo  enteis:  quod  dum 
dielt,  producit  pollice  Signum  crucis  in  frontem 
illius,  deinde  prosequitur :  Et  confirmo  te  ete. 

s  Das  ist  die  herrschende  Meinung,  Ferraris 
1.  c.  n.  19.  Ueber  abweichende  Ansichten  s.  A. 
Müller  a.  a. 0.2,  890. 

^  Die  Anrufung  der  Trinität  bei  der  Taufe 
macht  sie  bei  der  Konfirmation  nicbt  überflüssig, 
weil  damit  angedeutet  wird ,  dass  es  der  gleiche 
Glaube  ist,  auf  welchen  getauft  ist  und  für  des- 
sen Festhaltung  das  Sakrament  Stärke  gewähren 
soll,  Ferraris  1.  c.  n.  21.  Ueber  die  Art  der 
Erwähnung  der  Trinität  gilt  das  S.  33  in  Betreff 
der  Taufe  Bemerkte. 

"^  Das  Wort  conflrmo  ist  nicht  absolut  nöthig. 
Der  Gebrauch  von  eorroboro  statt  „conflrmo'* 
würde  der  Gültigkeit  nicht  schaden,  ebenso- 
wenig wenn  statt :  cbrismate  salutls  gesagt  würde : 
chrismate  sanetifieationis. 
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nur,  wie  dies  auch  der  Bischof  zu  than  hat^,  bei  der  einleitenden  Ermahnung  darauf 
hmznweisen,  dass  kein  anderer  als  der  letztere  der  ordentliche  Spender  des  Sakra- 
mentes sei  y  sondern  auch  zu  erklären ,  dass  er  dazu  vom  päpstlichen  Stuhle  Voll- 
macht  besitze,  und  das  betreffende  päpstliche  Breve  in  der  dem  Volke  verständlichen 
Sprache  zu  verlesen^,  jedoch  führt  die  Unterlassung  dieser  Mittheilungen  keine 
Nichtigkeit  der  Konfirmation  herbei  3. 

m.  Zeit  und  Art  der  Vornahme  der  Konfirmation  sind  fflr  die  Qültigkeit  der- 
selben gleichgültig^.  In  Folge  des  engen  Zusammenhanges  der  Konfirmation  mit  der 
Taufe ^  galten  die  Zeiten  der  letzteren,  Ostern  und  Pfingsten,  zunächst  auch  als  die 
ftr  die  Konfirmation  passendsten^.  Ihre  Innehaltung  setzte  freilich  voraus,  dass  alle 
Firmlinge  aus  der  ganzen  Diöcese  nach  der  Bischofsstadt  zam  Empfange  der  Kon- 
firmation in  die  Kathedrale  gebracht  wurden.  Dies  war  indessen,  namentlich  in  den- 
jenigen Zeiten,  in  welchen  man  noch  kleinen  Kindern  die  Konfirmation  ertheilte, 
nicht  praktisch  durchführbar,  und  so  hat  sich  schon  in  karolingischer  Zeit  die  Sitte 
gebildet,  dass  die  Bischöfe  gelegentlich  der  Visitation  ihrer  Diöcese  oder  einer  ander- 
weiten Bereisung  derselben  in  einzelnen  gflnstig  gelegenen  Pfarrkirchen,  die  Firmung 
spendeten  ^. 

Jetzt  sollen  die  Bischöfe  die  Konfirmation,  und  zwar  wenn  möglich  in  der 
Pfingstoctave  in  ihrer  Kathedrale  an  die  Firmlinge  der  bischöflichen  Stadt  und  der 
Umgegend  ^,  an  die  übrigen  aber  bei  Bereisung  ihrer  Diöcese  zum  Zweck  der  Visi- 
tation oder  auf  eigenen  Firmreisen  in  den  Pfarreien  spenden^. 

IV.  Die  Firmpathen.  Seit  alter  Zeit  ist  es  üblich  und  noch  heute  als  Regel 
vorgeschrieben ,  dass  ebenso  wie  bei  der  Taufe,  auch  bei  der  Firmung  dem  Firmling 
ein  Pathe  assistiren  solP'^.  Derselbe  hat  das  kleine  Kind  bei  der  Firmung  zu  hal- 

<  Pontiflcale  Tom&n.,  de  confirm.    Einfleitang.  ^  Jedenfalls  gelegentlich  der  Visitation,  Congr. 

-  Das  schreibt  alles  die  schon  citirte  Instruk-  conc.  in  Richters   Tridentinum  S.  A7,  n.  3, 

tioD  von  1774,  Acta  s.  sed.  7,  309  vor.  Köln  1860, 1.  c.  5,  333  ordnet  an,  dass  die  Bi- 

3  Congr.  propag.  t.  1841,  collectan.  cit.  p.  168.  schöfe  wo  möglich  jahrlich  selbst  einen  Theil, 

n.  304.  und  ihre  Weihbischöfe    den    andern    bereisen 

*  Pontlf.  roman.  P.  I.  de  ronflrm.  1  f . :    „  Hoc  sollen.    Vgl.   ferner   Prag  1860,   1.  c.    p.  474 ; 

«acramentam   potest  conferri  minns  solemniter  Rheims  1849,  Albi  1800,  Touloose  1850,  I.e.  4, 

quoennque  die,  hora  et  loco,  ex  causa  ad  arbl-  115.407.  1063.    Näheres  über  die  Vorbereitung 

triam  episcopi".    Bei  Kranken  Ist  daher  auch  die  und  die  Abhaltung  der  Firmung  ergeben  die  ci- 

Firmung  in  deren  Behausung  nicht  ausgeschlos-  tirten  Kölner  und  Rottenburger  Instruktionen, 

ien,  Pontlf.  rom.  P.  III.  confirmatlo  uni  tantum  Vielfach  ist  vorgeschrieben ,  dass  die  Firmlinge 

oonfeienda.  Einleitung.  Diöces.-Syn.  v.   Neapel  zur  Firmung  einen  s.  g.  Firmzettel  (schedula 

1882,  Areh.  1  kath.  K.  R.  50,  400.  confirmationis  oder  admissionis) ,   welcher  den 

^  S.  0.  S.  55.  Vor-  und  Zanamen  und  die  Kontrasignation  des 

«  Paris  829  IIb.  I.  c.  33,  Man  si  14,  560.  Pfarrers  aufweist,  zur  Taufe  mitbringen ,  so  die 

7  Conc.  Germ.  742,  Jaff^mon.  Mog.  p.  128:  cit.  Rottenburg.  Instrukt.  %,  15;  Neapel  1882, 
.Et  quandocnnque  iure  canonico  episcopus  cir-  Arch.  f.  k.  K.  R.  50,  394,  wonach  der  Zettel 
cumeat  parrochiam  ad  populos  conflrmandos,  auch  die  Namen  der  Eltern  und  der  Pathen ,  so- 
presbiter  semper  paratus  sit  ad  suscipiendum  wie  Bescheinigung  der  sorgsamen  Vorbereitung 
episcopum  cum  collectione  et  adiutorio  populi,  enthalten  soll;  vgl.  ferner  Rheims  cit.,  Tours 
qui  ibi  conflrmari  debet";  fast  gleichlautend  1849,  Bordeaux.  1850,  Toulouse  1850,  Bourges 
Soissons  744  c.  4;  Boretius  capit.  1,  29;  1850,  Auch  1861,  coli,  cit  4,  275.  569.  1054. 
Capit.  eccles.  818.  819  c.  19,  ibid.  p.  278.  S.  1115.  1185;  Baltimore  1829,  1.  c.  3,  24.  30. 
ferner  Bordeaux  1263  c.  4;  Mansi  23,  1110;  Dagegen  verlangt  die  cit.  Kölner  Instruktion, 
Würzburg  1287  e.  27,  1.  c.  24,  861;  Neapel  dass  dem  Bischof  vor  der  Firmung  ein  vom 
1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  218;  Fermo  1726,  1.  c.  Pfarrer  angefertigtes  Verzeichuiss  der  Firmlinge 
p.  604.  übergeben  werde. 

8  Catech.  roman.  P.  U.  c  3.  qu.  19;  ürbino  »0  c.  100.  102  (Poen.  Theod.J  101  (incert.) 
1857,  coli.  Lac,  6,  13.  Nach  Neapel  1882,  Arch,  Dist  IV.  de  cons. ,  s.  auch  c.  6  (Nicol.  I.)  C. 
50, 399  kann  es  Jeden  Sonntag  in.  der  Kathedrale  XXX.  qu.  1;  Catech.  rom.  P.  11.  c.  3.  qu.  2; 
gespendet  werden.  Pontlf.  rom.  1.  c.    Vgl.  auch  die  in  den  vorher* 
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ten  * ,  grösseren  E^indem  und  Erwachsenen  seinen  Fnss  auf  den  rechten  Fuss  zu  setzen  ^ 
oder,  was  vielfach,  namentlich  in  Deutschland  üblicher  ist,  seine  rechte  Hand  auf  die 
rechte  Schulter  des  vor  ihm  stehenden  Firmlings  zu  legen  K 

Jeder  Firmling  darf  nur  einen  Firmpathen  ^  und  zwar  von  dem  gleichen  Oe- 
schlechte  haben  ^.  Auch  der  Firmpathe  hat  die  Pflicht  ffir  die  christliche  Erziehung 
des  Firmlings  und  die  Förderung  desselben  im  Christenthum  zu  sorgen^.  Diejenigen 
Personen,  welche  von  der  Taufpathenschaft  ausgeschlossen  sind,  dürfen  ebenfalls 
nicht  Firmpathen  sein  ^. 

Der  Taufpathe  soll,  abgesehen  von  dem  Falle ,  wo  kein  anderer  vorhanden  ist, 
auch  nicht  als  Firmpathe  zugezogen  werden^. 

Endlich  ist  es  verboten ,  dass  ein  und  dieselbe  Person  bei  mehr  als  einem ,  im 
Nothfalle  mehr  als  zwei  Firmlingen,  die  Firmpathenschaft  gleichzeitig  übernimmt^. 

V.  Der  Firmling  ist  berechtigt,  behufs  der  Firmung  neben  seinem  Taufnamen, 
noch  den  Namen  eines  anderen  Heiligen  als  Firmnamen  anzunehmen,  welcher 
dann  vorher  dem  Pfarrer,  bez.  dem  Bischof  mitzutheilen  ist  ^^, 

VI.  Die  Konfirmation  verleiht,  ebenso  wie  die  Ertheilung  der  Bischofs-  und 
Priesterweihe  und  die  Taufe  einen  characier  tndelebilts  ^^  und  darf  daher  nur  einmal 
derselben  Person  ertheilt  werden  ^^.  Bei  gegründetem  Zweifel,  ob  sie  überhaupt  voll- 
zogen ,  ob  dies  seitens  eines  dazu  fUhigen  Ministers  geschehen  oder  ob  alle  Essen- 
tialien  der  Spendung  in  Betreff  der  Materie  und  der  Form  beobachtet  worden  sind, 
hilft  man  sich  auch  hier,  wie  bei  der  Taufe,  durch  eine  bedingte  Spendung  ^^. 

Vn.  üeber  die  stattgehabten  Firmungen  soll  jeder  Pfarrer  für  seine  Pfarrei  ein 
F  i  r  m  r  e  gi  B.t e  r  oder  F  i  r  m  b  u  c  h  führen^"^.   Auch  werden  mitunter  solche  Register 


gebenden  Anmerkungen  citirten  partikulären  An-  percipiendum  hac  sacramentum  vel  ad  tenendnm 

Ordnungen.  Wesentliche  Bedingung  der  Gültig-  confirmandum^    Des  Weiteren  e.  o.  S.  38  und 

.keit  der  Firmung  ist  aber  die  Zuziebung  nicbt.  S.  39  ff.    Die  übrigen  Grundsätze  in  Betreff  der 

1  Daber  beisst  der  Firmpatbe  aucb  Tenens.  Taufpatben  finden  ebenfalls  auf  die  Firmpatben 

8  Pontlf.  rom.  1.  c.    Das  ist  aber  nicbt  we-  Anwendung, 

sentlicb,  Ck>ngT.  prop.  1749,  collect,  dt.  p.  169.  8  c  100  cit.  Dist.  IV.   de  cons.    Wo  aber  eine 

n.  315.  dem  widersprecbende   Sitte  bestebt ,    kann  sie 

3  S.  die  citirten  Kölner  und  Rottenburger  In-  nacb  der  Congr.  Conc,  Acta  s.  sed.  16, 537 ;  Arcb. 

struktionen,  vgl.  aucb  die  vor.  Anmerkung.  f.  k.  K.  R.  55,  188,  zwar  tolerirt  werden ,  aber 

Nacb  dem  Pontif.  rom.  bat  der  Firmpatbe  aucb  derBiscbof  soll  sieb  ibre  allmäblicbe  Beseitigung 

dem  Firmling  nacb  der  Salbung  die  Stirn  mit  angelegen  sein  lassen. 

einem  Linnenstreifen  oder  einer  Linnenbinde  zu  *  c.  102  cit.  ibid.;  Pontiflc.  roman.  P.  1.  1.  c. : 

umwinden  (daber  wird  er  aucb  Ligans  genannt).  „Nullus  praesentet ,    nisi  unum  aut  duos ,  non 

Docb  ist  dies  nicbt  nötbig  und  kann,  wo  es  auf-  plures ,    nisl   aliter   necessitas    suadeat  arbitrio 

fallt,   unterbleiben,  s.  die  cit.  instr.  v.  1774,  episcopi";    s.   auch   Congr.    conc.    in   Riebt  er 

Acta  s.  sed.  7,  310.  Trldentiuum  S.  47.  n.  2. 

*  c.  100.  Dist.  IV.  de  cons.   Derjenige,  wel-  W  Congr.  propr.  v.  1749;  collect,  cit.  p.  169. 

eher  sich  überzählig  herangedrängt  und  es  er-  n.  315. 

mogUcbt,  trotz  der  Zurückweisung  zu  assistiren,  ^^  Trid.  Sess.  YIL  de  sacram.  c.  9. 

ist  rechtlich  nicht  Firmpatbe,   für  ihn  entsteht  ^^  S.  die  vor.  Anm.;  Pontif.  rom.  L  c:  „Nullus 

also  das  EbeblndemisB  der  geistlichen  Verwandt-  conflrmatus  debet  reconflrmari''. 

Schaft  nicbt.  13  Bened.  XJV.   const   Etsi  pastoralia  v.  26. 

.    fi  So  das  Pontif.  roman.  wegen  der  zu  Anm.  2  Mai   1742.  $.  3 ,    bull,  eiusd.  1,  77. 

.erwähnten  Berührung  des  Firmlings.  Entstehen  Zweifel ,   ob   der  Firmling  gültig 

0  Catechism.  rem.  1.  c.  Das  wird  auch  durch  getauft  ist ,  so  kann  nicht  eine  bedingte  Kon- 

die  cit.  partikulären  Verordnungen  bestimmt.  flrmation  ertheilt,  vielfach  muss  erst  die  Taufe 

^  Das  Pontiflc.  rom.  1.  c.  verordnet:  „NuUus  bedingter  Weise  (s.  o.  S.  46)  nachgeholt  wer- 

qui  non  sit  conflrmatus,  potest  esse  in  confirma-  den.    Dann  gilt  der  Firmling  als  getauft,  und  es 

tione  patrinus ,  nee  pater  aut  mater  nee  maritus  steht  der  unbedingten  Spendung  der  Konflrma- 

aut  uxor.     Nullus  excommunicatus,  interdictus  tion  nichts  entgegen. 

vel  gravioribus  facinoribus  alligatus  aut  christia-  ^  s.  Bd.  II.  S.  309.    Das  Formular  dafür  Im 

•uae  fldei  rudimentis  nonedoctus,  ingerat  se  ad  Rituale  roman.  tit.  X.    c.  4,   wonach  auch  die 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 
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in  einem  zweiten  Exemplar  an  die  bisehöfliche  Kanzlei  abgelieferte  Wo  die  katho- 
lisehe  Kirche  die  Stellung  einer  pri^ilegirten  öffentlichen  Anstalt  besitzt,  haben  diese 
Register,  soweit  es  sich  um  den  Beweis  der  stattgehabten  Firmung  handelt,  öffent- 
lichen Glauben  2. 

Ylll.  Das  Sakrament  der  Firmung  ist  nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche 
zum  Seelenheil  nicht  absolut  wesentlich,  nichts  destoweniger  fordert  die  Kirche, 
ohne  dass  freilich  auf  das  Zuwiderhandeln  Strafen  gesetzt  sind,  dass  jeder  Getaufte 
sich  das  Sakrament  spenden  lässt^.  Bechtlich  nothwendig  ist  der  Empfang  nur  für 
diejenigen,  welche  in  den  Klerikalstand  eintreten  wollen^. 


§.  202.    S.  Die  Eucharistie  (Das  Abendmahl)  ». 

Die  Eucharistie  [sacramentum  aliarisj  communioj  Abendmahl)  ist  nach  der  Lehre 
der  katholischen  Kirche  dasjenige  Sakrament,  welches  in  der  Geniessung  des  ver- 
mittelst der  priesterlichen  Konsekration  in  den  wahren  Leib  und  das  wahre  Blut 
Christi  verwandelten  Brotes  und  Weines®  besteht  und  dem  Geniessenden  die  Kraft 
zum  Ausharren  im  Kampfe  mit  dem  Bösen  gewährt,  ihn  Tor  Rückfall  in  die  Sfinde 
bewahrt,  die  durch  die  früheren  Sünden  hervorgerufene  Schwäche  aufhebt,  die  läss- 
Uehen  Sünden  beseitigt  und  endlich  in  ihm  durch  seine  Vereinigung  mit  Christus  jede 
chiistliehe  Tugend  fördert  ^. 

Für  das  Recht  kommt  das  Altarsakrament  insofern  in  Betracht,  als  dasselbe  die 
Befhgniss  zur  Spendung,  das  Recht  und  die  Pflicht  zum  Empfange  desselben,  sowie 
die  Art  des  letzteren  normirt.  Dagegen  bildet  der  Empfang  der  Eucharistie  im 
Gegensatze  zur  Taufe,  Konfirmation  und  Ordination  nicht  die  Voraussetzung  für  den 


Eltern  nnd  der  Pathe  des  Firmlings  zu  verzeich- 
nen sind. 

*  Das  ordnet  die  Prov.  Syn.  v.  Aix  1850,  colL 
cone.  Lac.  4,  989  an. 

2  S.  o.  S.  49.  n.  5. 

3  Gatechism.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  13.  Wenn 
schon  nach  kirchlichem  Recht  das  siebente  Jahr 
als  die  Grenze  gilt,  mit  dessen  Erreichung  das 
Kind  sich  selbststandlg  entscheiden  kann,  ob  es 
die  Taufe  empfangen  ^U ,  s.  o.  S.  29,  so  muss 
dies  nm  so  mehr  auf  die  Konfirmation  Anwen- 
dung linden.  Demnach  wird  sich  auch  der  mehr 
als  siebenjährige  den  Pathen  allein,  selbst 
wider  Willen  seines  Gewalthabers  auszuwählen 
berechtigt  sein.  So  weit  aber  staatlicherseits  ein 
höheres  Diskretiomgahr  festgesetzt  ist,  besteht 
für  den  Gewalthaber,  welcher  das  Recht  der  re- 
ligiösen Erziehung  des  Kindes  hat,  keine  Pflicht, 
vorher  derartige  Entschlüsse  der  Unmündigen 
anzuerkennen  und,  falls  der  letztere  wider  seinen 
Willen  die  Konfirmation  in  der  katholischen 
GLirehe  nachgesucht  und  erhalten  hat,  ihn  weiter 
im  katholischen  Glauben  zu  erziehen.  Hier  kom- 
men analog  die  oben  S.  51  in  Betreff  der  Taufe 
entwickelten  Grundsätze  zur  Anwendung. 

*  S.  o.  S.  55. 

^  Brftnner,  geschichtliche  Darstellung  der 
Verrichtung  und  Ausspendung  d.  Sakramente  (s. 
0,  S.23.  n.  15),  Th,  IH  (Eucharistie) ;  J.  J.  D Ol- 
li Dger,  die  Lehre  y.  d.  Eucharistie  in  den  drei 


ersten  Jahrhunderten.  Mainz  1826 ;  Jac.  Frlnt, 
Darstellung  d.  kath.  Lehre  v.  d.  h.  Abendmahle, 
Köln  und  Bonn  1829.  Wien  1830;  F.  Probst, 
die  Verwaltung  der  Eucharistie  als  Sakrament. 
Tübingenl853.  2.Aufl.  daäelbst  1857 ;  Probst, 
Sakramente  und  Sakramentalien  Ind.  drei  ersten 
Christi.  Jahrb.  Tübingen  1872.  S.  194  flf.  Vgl. 
ferner  Bossuet,  sur  Teucharistie  (Oeuvres 
compl.  Paris  1828.  t.  32) ;  W  i  s  e  m  a  n ,  über 
die  vornehmsten  Lehren  u.  Gebräuche  der  katb. 
Kirche.  Aus  d.  Engl.  v.  Haneber g.  Regens- 
burg  1838;  W.  A.  Mai  er,  die  liturgische  Be- 
handlung des  AUerheiligsten  ausser  dem  Opfer 
der  h.  Messe.  Regensburg  1861;  Sc  heg g, 
Abendmahl  u.  Abendmahlsfeier  in  Wetzer  u. 
Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,34.44,  und 
Aloys  Schmidt,  Artikel:  Altarssakrament 
a.  a.  O.  S.  594  IT. 

0  Trid.  Sess.  X.III.  decr.  de  es.  euchar.  sa- 
cram.  c.  1.  3.  4;  de  euchar.  sacr.  can.  1 — 4. 

■^  L.  c.  decr.  cit  c.  2.  8,  u.  de  euch.  sacr.  can. 
6;  Catech.  rom.  P.  II.  c.  4.  qu.  39  u.  40.  Vgl. 
auch  Probst  2.  Aufi.  S.  76  ff. 

Die  Darlegung  der  Entwicklung  der  katho- 
lischen Abendmahlslehre  gehört  nicht  in  eine 
Darstellung  des  Kirchenrechts. 

lieber. die  Eucharistie  als  Opfer  vgl.  unten 
S.  208. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


Erwerb  irgend  welcher  kirchlicher  Rechte,  noch  erzeugt  die  Spendung  des  Abend- 
mahls Wirkungen,  welche  dem  Rechtsgebiete  angehören. 

Nach  dem  durch  das  Tridentinum  dogmatisch  festgestellten  Resultate  der  Ent- 
wicklung in  d^r  katholischen  Kirche,  in  welcher  sich  seit  Gregor  d.  Gr.  die  Scheidung 
des  Abendmahls  als  Sakramentes  und  als  Opfers  vollzogen  hat^,  ist  das  in  der  Messe 
dargebrachte  Opfer  die  Voraussetzung  der  Spendung  des  Abendmahls ,  da  in  der 
ersteren  Brot  und  Wein  durch  die  Konsekration  nach  der  Transsubstantionslehre  in 
den  Leib  und  das  Blut  Christi  verwandelt  werden,  und  das  Vorhandensein  wenigstens 
des  einen  Elementes,  des  konsekrirten  Brotes  (der  Hostie)  ^ ,  Bedingung  der  Abend- 
mahlsfeier ist,  gleichviel  ob  diese  im  Verlaufe  der  Messe  oder  erst  nachher  stattfindet  ^, 

L  Der  Spender  des  Altarsakramentes^.  Die  Fähigkeit,  das  Altarsakra- 
ment zu  spenden,  besitzt  nicht  nur  der  Kleriker,  sondern  auch  der  Laie  \ 

Schon  seit  dem  4.  Jahrhundert,  in  welchem  das  Abendmahl  noch  innerhalb  des 
Gemeinde-Gottesdienstes  unter  gleichzeitiger  Kommunion  der  anwesenden  Gläubigen 
gefeiert  wurde,  hat  aber  das  kirchliche  Recht  nach  der  Ausbildung  des  besonderen 
geistlichen  Standes,  insbesondere  des  bischöflichen  und  priesterlichen  Ordos,  die  Be- 
fugniss  dazu  auf  den  Bischof  und  den  Priester  beschränkt  ^,  und  in  Folge  dessen  auch 
den  Diakonen  die  selbstständige  Austheilung  des  Abendmahls  nur  im  Auftrage 


1  Aach  äusserlich  findet  sich  diese  Scheidung 
Im  Tridentlnnm ,  welches  sess.  XIII.  von  der 
Eucharistie  als  Abendmahl  und  sess.  XXII.  von 
der  Messe  handelt.  Ueber  die  Messe  s.  unten 
S.208. 

2  Wegen  der  Entziehung  des  Kelches  s.  unten 
in  diesem  ^ 

3  S.  das  Rituale  roman.,  s.  tit  4.  c.  2:  Ordo 
administrandi  sacram  communionem,  namentlich 
daselbst  n.  1  u.  n.  10. 

4  Das  Folgende  bezieht  sich  hlos  auf  die  Austhei- 
lung, Spendung  des  schon  bereiteten  Sakramen- 
tes. Dasj  der  Spender  auch  der  Konsekrator  sein 
kann  und  es  in  vielen  Fällen  ist,  ergieht  das 
bereits  Bemerkte. 

5  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Christen  in 
den  ersten  Zeiten  des  Christenthums  ausser  den 
regelmässigen  gottesdienstlichen  Versammlungen 
mitunter  auch  solche ,  in  denen  die  Eucharistie 
ohne  Anvresenheit  ihrer  Vorsteher  gefeiert  wurde, 
abgehalten  haben,  Hatch,  Gesellschaftsverfassg. 
der  Christi.  Kirchen  im  Alterthum.  2.  Aufl. 
T.  Harnack,  Giessen  1883.  S.  117,  u:  A.  Har- 
nack,  Texten.  Untersuchungen z.  Gesch.  d.  alt- 
christl.  Literatur  II.  1,  28.  54  in  der  dort  befind- 
lichen Ausgabe  der  AiSaY^?)  t&v  ditoaröXosv  IX.  1. 
u.  XIV.  1.  und  a.  a.  0.  Piolegomena  S.  69,  ist 
noch  für  das  3.  Jahrhundert  die  Sitte  ausreichend 
bezeugt,  dass  die  Gläubigen  die  Eucharistie  wäh- 
rend des  Gottesdienstes  nicht  stets  genommen, 
sondern  sie  zu  späterem  Genuss  mit  nach  Hause 
getragen  haben ,  Oyprian.  de  lapsis  c.  26  („cum 
quaedam  arcam  suam,  in  qua  domini  sanctum 
fult,  manibus  inmundis  temptasset  aperire"*)) 
(Pseudo-)  Gyprian.  de  spectacul.  c.  5  („ausus 
secum  sanctum  in  lupanar  ducere ,  si  potuisset, 
qui  festinans  ad  spectaoulum  dimissns  e  doml- 
nico  et  adhuc  gerens  secum ,  ut  assolet ,  eucha- 
ilstiam")  s.  Weiteres  hei  Probst,  Sakramente 


u.  Sakramentalien  S.  241.  243.  Ja,  das  Aus- 
theilen  des  Sakramentes  durch  Frauen  während 
des  Gottesdienstes  ist  erst  viel  später,  s.  Paris 
829  I.  c.  45,  Maus i  14,  565  verboten  worden. 
Wenn  c.  29  Dist.  II.  de  consecr.  (welcher  Unge- 
wisser Herkunft  ist,  jedenfalls  nicht,  so  Fried - 
berg  corp.  juris  1.  c,  dem  in  das  Jahr  650  oder 
das  9.  Jahrh.  fallenden  Konzil  v.  Ronen  angehört) 
es  den  Priestern  untersagt ,  die  Eucharistie  an 
Laien  und  Frauen  zu  geben ,  um  sie  dem  Kran- 
ken zu  bringen ,  so  ist  diese  Stelle  niemals  auf 
Nothfälle,  in  denen  selbst  nicht  einmal  ein  Dia- 
kon zu  haben  ist,  bezogen  worden,  s.  glossa  per 
semetipsum  ad  c.  cit. ;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  136.  Auch  das  Tridentinum  spricht 
den  Laien  die  Fähigkeit  an  sich  nicht  ab.  Dess- 
halb  kann  auch  Gatech.  roman.  P.  II.  c  4  qn.  51 : 
„Solls  sacerdotibus  potestas  data  est .  ut  sacram 
eucharistiam  conficiant  ac  fidelibns  distribuant^, 
nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  er  sie  allein 
den  Priestern  beilegt. 

«  S.  schon  Constit.  apostoL  III.  10 :  „dXk'  ouxe 
XatxoT?  iTtiTp^irofjtev  icoieiv  ti  tow  UpaTtxoiv 
?pY(ov,  otov  4uoiav"  ergeben  die  ausschliessliche 
Berechtigung  des  Klerus.  Nach  ihnen  ist  der 
Bischof  der  regelmässige  Spender,  wobei  er  aller- 
dings seitens  der  Diakonen  dadurch ,  dass  diese 
den  Gläubigen  den  Kelch  reichen,  unterstützt 
wird,  L  c.  III.  12  ff. ;  s.  auch  Probst,  Sakra- 
mente und  Sakramentalien  S.  218  ff. 

Darüber ,  dass  auch  die  Priester  im  Auftrage 
des  Bischofs  das  Sakrament  verwalteten  und  spen- 
deten, s.  Gyprian.  ep.  5 :  „ut  presbyteri  quoque 
qui  iÜic  apud  confessores  offerunt  singuli  cum 
singulis  diacones  per  vices  altement^;  Nicaen. 
325  c.  18:  „Xafißav^rodav  (die  Diakonen)  hk 
xara  t?)'^  t^Siv  'c9)'V  eö^apiortav  fjxrd  tou?  Tcpea- 
ßüT^poüc,  7^  Tou  iTTioxÖTTOü  6iS4vToc  aöxoic  t) 
Tou  icpeaßuT^pou.    S.  auch  die  folgende  Note, 
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oder  in  Abwesenheit  des  Bischofs  nnd  des  Priesters  oder  im  Falle  der  Noth  ge* 
stattet  1. 

Mit  dem  Aufhören  der  Goncentration  des  Gottesdienstes  in  der  Kathedrale  nnd 
in  der  Hand  desBischofes,  sowie  in  Folge  der  Ausbildung  der  Pfarreien  ist  der  Priester 
laehfUr  die  Spendnng  dieses  Sakramentes,  ebenso  wie  bei  der  Taufe,  der  regele 
miflsige  Minister  geworden  2. 

Aber ,  wenn  auch  jeder  Bischof  und  Priester  an  sich  sowohl  die  Befähigung, 
wie  aucb  die  Befugniss  hat,  das  Abendmahl  zu  spenden ,  so  muss  derselbe  doch  das 
Beeht  zur  Ausübung  der  Befugniss  für  den  einzelnen  Fall  besitzen  3.  Dieses  Recht 
haben  kraft  ihres  Amtes  die  Bischöfe  für  ihre  Diöcesen  und  die  Pfarrer  filr  ihre 
Pfarreien  *,  und  zwar  innerhalb  ihrer  Sprengel  sowohl  fttr  ihre  Diöcesanen  oder  Paro- 
chianen,  wie  auch  für  andere  Personen,  welche  nicht  ihrem,  sondern  einem  fremden 
Sprengel  angehören^.  Alle  übrigen  Priester  sind  dazu  nur  berechtigt,  wenn  sie  vom 
Bischof  oder  vom  Pfarrer  dazu  beauftragt  sind,  sei  es  generell  0,  sei  es  speziell.  Fer- 
ner haben  die  Mönchsorden  das  Privileg,  in  ihren  Klosterkirchen  die  Eucharistie 
jedem  Gläubigen  durch  die  daselbst  celebrirenden  Priester,  gleichviel,  ob  letztere 
dem  Orden  angehören  oder  nicht,  spenden  zu  lassen  7. 

Im  Falle  dringender  Noth,  z.  B.  bei  Todesgefahr,  bedarf  es  dagegen  einer  Oe- 
nehmigung  des  zur  Spendung  kompetenten  Bischofs  oder  Pfarrers  nicht  ^. 


1  In  den  ältesten  Zeiten  haben  die  Diakonen 
nicht  nni  den  Gläubigen  den  Kelch  gereicht  (s. 
Tor.  Note},  sondern  auch  das  konsekrirte  Brot 
Tertheilt,  Justin,  apol.  I.  65.  67;  Hef  ele,  Gonc 
Gesch.  %  424.  Abgesehen  von  dem  Konzil  von 
Arles  I.  314  c.  15,  i^elches  deo  Diakonen  die  von 
ihnen  wahrscheinlich  in  Zeiten  der  Verfolgung 
nsnrpirte  Weihe  der  Eucharistie,  also  das  Opfern, 
Teibietet,  untersagt  ihnen  c  18  Nicaen.  cit. 
(c.  14  Dist.  XGIII.),  den  Priestern  die  Eucha- 
ristie zu  reichen ,  und  Arles  II.  443  0.  452  c.  15 
überhaupt,  in  Anwesenheit  eines  Priesters  die 
Encharistie  auszutheilen.  Für  die  spatere  Ge- 
staltung sind  massgebend  geworden  stat.  eccles. 
ant.  (s.  g.  CarthagpV.)  c.  38  (=  c.  18  Dist.  cit.) : 
glTt  diaeonus  praesente  presbytero  eucharistiam 
corporis  Christi  populo,  si  necessitas  cogat,  iussus 
eroget"  u.  c.  13.  %.  1  (Gelas.  I.)  Dist.  cit: 
^Sacri  corporis  prorogationem  sub  conspectu  epis- 
eopi  Tel  presbyteri  (nisi  bis  absentibus)  ins  non 
habeant  exercendi^  In  Uebereinstimmung  damit 
unteisagen  die  spateren  mittelalterlichen  Syno- 
den den  Diakonen  selbst  die  üeberbringung  der 
£acha,ristie  als  Wegzehrung  (idaticum)  an  Kranke, 
und  erlauben  dies  ebenfalls  nur  im  Nothfall, 
Anse 994  c.  1,  M an s i  19, 101 ;  Ronen  1190  c.  3, 
I.e.  22,  582;  Yorkll95o.l,l.  c.  663;  Ronen 
i23i  c.  34, 1.  c.  23,  218;  Canterbury  1236  c.  25 
l  c  p.  423 ;  Mainz  1261  o.  5,  1.  c.  p.  1082 ;  Würz- 
burg 1287  c.  8,  1.  c.  24,  863 ;  Aschaflfenburg  1292 
c  3,  1.  c.  p.  1082.  London  1138  c.  2,  1.  c  21, 
511,  gestattet  es  allerdings  noch  schlechthin  dem 
Priester  oder  Diakon ,  im  Nothfalle  auch  Jedem 
Laien. 

Ein  Verbot  der  Spendung  des  Brotes  und 
Weines  für  die  Subdiakonen  enthält  schon  Lao- 
dicäa  p.  343  u.  381.  c.  25,  Hefele  1,  766, 
welches  in  c.  16  Dist.  cit.  durch  Aenderung  des 
entscheidenden  Wortes  in:   diacones  eine  den 

HiBBchins,  Kirchenrecht  lY. 


Abs.  1  dtirten  Stellen  gleiche  Bedeutung  erhal- 
ten hat. 

2  S.  die  vor.  Anm.;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  133. 

s  Well  zu  der  Befähigung  und  allgemeinen 
Berechtigung  stets  noch  die  jurisdictio  (hier  die 
interna)  hinzutreten  muss ,  s.  auch  B  arbo  s  a  de 
off.  et  potest.  parochl  P.  II.  c.  20  n.  2 ;  Probst 
a.  a.  0.  S.  137. 

^  Denn  die  Spendung  der  Eucharistie  gebort 
zur  Ausübung  der  Seelsorge. 

s  Abgesehen  von  der  österlichen  Kommunion 
und  der  ersten  Kommunion  der  heranwachsenden 
Gläubigen  (vgl.  unten  Nr.  II.  und  III.).  Im 
übrigen  besteht  für  den  Empfang  des  Abend- 
mahls kein  Pfarrzwang  mehr,  s.  Bd.  II.  S.  300. 
Selbstverständlich  ist  aber,  dass  deshalb  der 
Pfarrer  oder  der  Bischof  die  Spendung  nicht  ohne 
Genehmigung  des  kompetenten  kirchlichen  Beam- 
ten in  einem  fremden  Sprengel ,  selbst  wenn  es 
sich  um  die  eigenen  Parochianen  oder  Diöcesanen 
handelt,  erlaubter  Weise  vornehmen  darf,  s.  auch 
Bd.  II.  S.  44. 

0  Z.  B.  durch  Bestellung  zum  Hülfspriester 
bei  Ausübung  der  Seelsorge,  Bd.  II.  S.  320.  In 
der  Erlaubniss  zur  Gelebration  der  Messe  liegt 
auch  zugleich  die,  das  Sakrament  zu  spenden. 
Pfrobst,  a.  a.  0.  S.  138. 

"^  Seit  Paul  lY.  die  Franziskaner  und  dann  per 
communicationem  (s.  Bd.  III.  S.  811)  seit 
Plus  Y.  alle  Regularen ,  Bened.  XIY.  de  syn. 
dioec  IX  16.  n.  3,  und  desselb.  const.  Magno 
V.  2.  Juni  1751  §.  21,  bull,  eiusd.  3,  173.  Die 
in  Anm.  5  gedachten  Ausnahmen  gelten  aber 
auch  hier.  S.  femer  Probst  a.  a.  0.  S.  140. 

8  YgL  Probst  a.  a.  0.  S.  13a  Deshalb  kann 
auch  der  Pfarrer  seinen  Hülfspriestern  dieErthei- 
lung  der  Eucharistie  in  diesen  Fällen  nicht  völlig 
untersagen,  ebensowenig  der  Bischof  den  Pfarrern 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


In  derartigen  Fällen  kann  der  letztere ,  wenn  ein  Priester  nicht  vorhanden  ist, 
auch  einen  Diakonen  ^,  in  Ermangelang  eines  solchen  auch  einen  Kleriker ,  ja  sogar 
einen  Laien  mit  der  Spendnng  beauftragen ,  sowie ,  wenn  eine  solche  Beauftragung 
nicht  möglich  ist,  der  Diakon,  der  niedere  fUeriker  und  der  Laie  die  Spendnng  auch 
ohne  jede  weitere  Ermächtigung  vornehmen  2. 

Sich  selbst  darf  nur  der  konsekrirende  Priester  während  der  Messe  die  Eucha- 
ristie spenden  ^,  sonst  hat  er  sich  dieselbe  ebenfalls  durch  einen  anderen  reichen  zu 
lassen^.  Bei  Laien  ist  das  erstere  jetzt  der  Regel  nach  ausgeschlossen,  da  das  Mit- 
nehmen  der  Eucharistie  in  das  Haus  nicht  mehr  statthaft  ist,  jedoch  kann  ihnen  auch 
heute  noch  beim  Vorliegen  dringender  Gründe,  —  ein  Fall,  welcher  namentlich  in 
den  Missionsländem  praktisch  vorkommt  —  die  Eucharistie  zur  eigenen  Oeniessung 
überlassen  werden  \ 

U.  Berechtigt  zum  Empfange  ist  nur  deijenige,  welcher  Mitglied  der  Kirche 
ist,  also  die  Taufe  empfangen  hat<^. 

Er  muss  femer  die  aktive  Rechtsfähigkeit  in  der  Kirche  besitzen.  Daher  sind 
die  Exkommunicirten  (gleichviel  ob  sie  sich  im  grossen  oder  kleinen  Bann  befinden, 
ob  sie  exoammuniccUi  tolerati  oder  vitandi  sind)  ausgeschlossen  ^ ,  nicht  minder  die 
Interdioirten^  die  Häretiker  und  die  Schismatiker^. 


und  deren  Gehülfen,  Gongr.  episoop.  1640  bei 
Probst  S.  139.  n.  3 :  „Non  potest  epiacopu» 
prohlbere  carato ,  ne  administret  viatiouin  inflr- 
mis  sine  saa  llcentia''. 

1  S.  0.  S.  65.  n.  1 ;  Congr.  ritunm  v.  1777  bei 
Gar  de  Hin  i.  decr.  anth.  congr.  ss.  rit.  ed.  III. 
n.  4379;  2,  495:  „Aji  diaconns  in  ordine  tantum 
diaconatua  constitutus ,  extra  caanm  necessitatis 
possit  distribnere  fldelibns  commnnionem  ?  Resp. 
Negative.  Vgl.  des  Näheren  Probst  S.  135; 
femer  Congr.  rit.  y.  1858,  GoUectanea  cit.  p.  180. 
n.  350 :  „Diaconus  qni  ex  mandato  sui  vicarii  de- 
fert  sacr.  viaticnm  inflrmlfl ,  potestne  facere  as- 
persionem  aqnae  benedictae ,  dlcere :  Miserere, 
Indnlgentiam,  signare  inflrmnm  vel  se  ipsnm, 
dicere :  Dominus  vobisonm  in  oratione  et  bene- 
dicere  cum  ss.  sacramento  inflrmnm  et  assisten- 
tes  ?  SeeuB  quid  sit  faciendum?  Resp.  Deficiente 
presbytero  et  vicarii  apostolici  concurrente  li- 
oentia ,  afflrmatlTe  in  Omnibus'^  (s.  auch  Acta  s. 
sed.  3,  611). 

S  Vgl.  Scbmalzgrueber  1.  c  III.  41.  n. 
12.  13;  Probst  S.  136.  138,  s.  auch  0.  S.  64. 

3  Trid.  sess.  XIII.  decret.  de  ss.  euch.  sacr. 
c.  8 :  „. . .  In  sacramentali  autem  snmptione  sem- 
per  in  ecclesia  dei  mos  fuit,  ut  laici  a  sacerdoti- 
bus  commnnionem  acciperent ;  sacerdotes  autem 
celebrantes  se  ipsos  communlcarent ,  qui  mos 
tamquam  ex  tradiüone  apostolica  descendens, 
iure  ao  merito  reüneri  debet^. 

*  Nur  in  Abwesenheit  eines  anderen  Priesters 
kann  er  sie  im  Falle  der  Todesgefahr,  nach  einzel- 
nen auch ,  wenn  er  das  Sakrament  blos  aus  An- 
dacht empfangen  will ,  selbst  nebmen ,  Prob  st 
S.  134.  Wenn  ihm  die  Eucharistie  durch  einen 
Anderen  gereicht  wird ,  soll  er  aber  immer  mit 
der  Stola  bekleidet  sein ,  0.  11  (Braga  III.  0.  TV, 
u.  675)  Dist.  XXm;  Rituale  roman.  tit  IV. 
c  2.  n.  4.  Das  letztere  wiederholt  indessen  die 
in  der  ersten  Stelle  für  die  Verletzung  dieser 


Vorschrift  angedrohte  Exkommunikation  nicht; 
die  Strafe  ist  also  fortgefallen.    Probst  S.  212. 

s  Gongr.  propag.  1841,  Gollectan.  eit.  p.  178. 
n.  346 :  „An  permitti  potest,  in  hoc  persecutionis 
tempore ,  ut  fidei  confessores  ad  mortem  propter 
fldem  damnati  et  quibus  in  carcere  defertur  ss. 
eucharistiae  sacramentum ,  occulte  possint  illud 
accipere  suis  manlbus  et  sese  occulte  communi- 
care,  ne  sacerdos  iUos  more  ordinarlo  communl- 
cans  cognoscatur  et  prehendatur ;  vel  satiusne  est 
in  illo  casu  ab  Ulis  confessorlbus  communlcandis 
abstinere  maximo  cum  illorum  animae  detrl- 
mento?  Resp.  Affirmative  ad  primam  partem, 
dummodo  nullo  irreverentiae  aut  alio  periculo 
tantum  sacramentum  exponatur'^ 

Vgl.  übrigens  auch  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioeces.  XIU.  19.  n.  27.  28. 

0  Nach  dem  Ausdruck  der  Theologen  der  viator 
baptizatns.  S.  0.  S.  43,  also  nicht  der  Katechu- 
mene,  s.  0.  S.26.  Die  Sitte,  auch  den  verstorbe- 
nen Kircbengliedem  die  Eucbaristie  in  den 
Mund  zu  stecken ,  hat  wiederholt  von  der  Kirche 
gemissbilligt  werden  müssen,  s.  Hippo  393. 
c.  4  (Conc.  Carth.  IH.  6);  Auxerre  578  0.  585.  c. 
12;  Trullan.  692.  c.  83;  s.  g.  statuU  Bonifacii 
c.20,  Mansil2,  386. 

^  Das  folgt  aus  dem  Wesen  der  Exkommuni- 
kation, 8.  unten  im  kirchlichen  Strafrecht  u. 
Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  280  ff.  Der 
Empfang  des  Sakramentes  durch  einen  solchen 
bildet  ein  Sakrilegium,  Kober  a.  a.  0.  S.  282. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

8  Rituale  roman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  8:  „Arcendi 
autem  sunt  publice  indigni,  quales  sunt  excom- 
municati,  interdicti  manifestique  infames:  nt 
meretrlces,  concubinarii ,  foeneratores ,  magl, 
sortilegi ,  blasphemi  et  alli  eins  generis  public! 
peocatores ;  nisl  de  eorum  poenitentia  et  emen- 
datione  constet  et  publice  scandalo  prius  satis- 
fecerint". 

B  Denn  mit  diesen  ist  die  Gommunicatio  in 
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Sodann  bedaif  es  der  Handlungsfähigkeit,  d.  h.  der  geistigen  Fähigkeit,  die  Be^ 
dentong  des  Altarsakramentes  zn  erfassen  und  zu  würdiges.  Vom  Oennsse  desselben 
sind  demnach  alle  diejenigen  fernzuhalten,  welche  überhaupt  oder  auch  nur  vorüber^ 
gehend  des  Gebrauches  der  Yemunffc  beraubt  sind,  einerseits  also  die  Geisteskranken  ^ 
(Wahn-,  Blödsinnige,  nicht  genügend  ausgebildete  Taubstumme),  andererseits  Be^ 
laosehte  und  Betrunkene^. 

Was  die  Kinder  betriflt^,  so  hat  das  gemeine  Recht  keine  Altersgrenze  für 
den  Empfang  der  ersten  Kommunion  seitens  derselben  festgesetzt^,  vielmehr 
kommt  es  lediglich  darauf  an,  ob  sie  die  erforderliche  Geistesreife  dafür  erlangt 
haben  ^.  Dadurch  ist  aber  das  Partikularrecht  an  der  Festsetzung  eines  bestimmten 
Alters  als  Regel  —  solche  Vorschriften  sind  vielfach  ergangen®  —  nicht  gehindert 


McrU  verboten.  S.  femei  Probst  S.  142.  Ans- 
diücklich  Ist  dies  auch  von  einzelnen  P&rtiknlar- 
sfQoden  Torgescbrieben,  z.  B.  Rbeims  1849,  coli, 
eonc.  Lac.  4,  118;  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  50,  401. 

1  Wohl  aber  ist  es  znlässig ,  ihnen  in  liebten 
Zwisebeniänmen  die  Eacbaristie  zn  spenden, 
Ritual,  rom.  t.  lY.  c.  1.  n.  10:  „Amentibns  prae- 
terea  sen  phienetlcis  commnnicaie  non  licet ; 
licebit  tarnen ,  si  qnando  babeant  Incida  inter- 
▼alla  et  derotionem  ostendant,  dum  in  eo  statu 
manent,  si  nuUum  indignitatis  periculum  adsit". 
Unter  Berufung  auf  stat.  antiqu.  eccles.  c.  76 
(s.  g.  Garthag.  IV.):  „Is  qui  poenitentiam  in  in- 
flnnitate  petit,  si  casu ,  dum  ad  eum  sacerdos  in- 
▼itatus  venit,  oppressus  inflrmitate  obmutuerit 
Tel  in  pbrenesim  versus  fuerit,  dent  testimo- 
nium,  qnl  enm  audiernnt  et  aceiplat  poeniten- 
tbm.  Et  si  continuo  creditnr  moriturus ,  recon- 
dlietur  per  manus  impositionem  et  infundatur 
ori  eins  euebaristia''  bestimmt  aber  der  Catecbism. 
rom.  P.  II.  c.  4.  qu.  49  in  Uebereinstimmung 
mit  der  seit  Thomas  von  Aquino  herrschenden 
theologischen  Doktrin  -.  „Amentibus  qui  tunc  a 
pietatis  sensu  alienl  sunt ,  sacramenta  dare  mi- 
nime  oportet :  quamvis  si,  antequam  in  insaniam 
Indderint,  piam  et  religiosam  animi  voluntatem 
prae  se  tulerint :  licebit  eis  in  flne  vitae  ex  conc 
Ctrth.4.  c  76  deereto  eucharistiam  administrare : 
modo  Tomitionis  vel  alterius  indignitatis  et  in- 
commodi  periculum  nuUum  timendum  sit" ;  ver- 
allgemeinert also  die  Zulässigkeit,  in  sofern  als 
«  die  Spendung  des  Viatikums  an  jeden  Wahn- 
finnigen, vrelcher  vor  Eintritt  seiner  Geistes- 
krankheit dem  Sakramente  die  gebührende  Ehr- 
furcht bewiesen  hat,  zulässt ,  vgl.  hierüber 
Probst  S.  145  und Paderbomer  Diöcesansynode 
1867,  pastoralis  instructio  de  communione  amen- 
tlbus  vel  ooneedenda  vel  non  concedenda,  Arch. 
f.  k.  K.  B.  20,  372. 

2  Doch  gestatten  die  Theologen  die  Spen- 
dung des  Viatikums ,  wenn  der  Betrunkene  sich 
in  Todesgefahr  befindet  und  die  Trunkenheit 
nicht  durch  seine  Schuld,  z.  B.  durch  Unter - 
misehung  einer  berauschenden  Substanz  in  sein 
Getränk,  herbeigeführt  war,  Pr  obst  S.  148. 

^  M.  Raich,  das  Alter  der  Erstoommnni- 
canten.  Mainz  1876. 

^  In  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen 
Kirche  wurde  auch  den  Kindern  das  Abendmahl 
gereicht,   Gyprian.  de  lapsls.  c.  2Ö ;    const.  apo- 


stolor.  YIII.  12 ;  Innoc  I.  ad  conc.  Milevitan. 
417,  Goustantp.  898,  weil  man  den  Empfang 
des  Abendmahls  zur  Seligkeit  nothwendig  hielt, 
vgl.  auch  Benedict,  XIV,  de  syn.  dioeo.  Vn. 
12.  n.  1;  Oieseler,  Kirchengesch.  4.  Aufl.  II, 
2,  438.  n.  9.  In  Gallien  war  es  noch  im  6.  Jahr- 
hundert Sitte ,  ihnen  die  Reste  des  Sakramentes 
zu  geben,  Macon  II.  685,  c 6 :  „., ,  Quaecumque 
reliquiae  sacriflciornm  post  peractam  missam  in 
sacrario  supersederint,  quarta  vel  sexta  feria  in^ 
nocentes  ab  iUo  cuius  interest ,  ad  ecclesiam  ad- 
ducantur  et  indioto  ieiunio  easdem  reliquias  con- 
spersas  vino  percipiant".  Mit  Bezug  hierauf  ver- 
ordnet Tours  813  c.  19,  Mansi  14,  86,  dass  die 
Priester,  wenn  sie  die  Messe  gelesen  haben,  den 
Leib  des  Herrn  nicht  indiscrete  den  Kindern  und 
anderen  Anwesenden  geben  sollen.  Später  haben 
die  Partikular-Synoden  aber  das  Reichen  des  Sa- 
kramentes an  kleine  Kinder  verboten ,  s.  Trier 
1227.  c.  3,  1.  0.  23,  28  u.  Bordeaux  1266  c.  ö, 
1.  c.  p.  868 ,  welches  nur  die  Spendung  geweih- 
ten Brotes  zu  Ostern  gestattet.  S.  noch  P  etrus 
Zornius,  historia  eucharistiae  infantlum. 
Berol.  1736;  v.  Zezschwitz  in  Herzog's 
Real-Encyklopädie.  2.  Aufl.  7,  671. 

Trid.XXI.  sess.  doctr.  de  comm.  c.  4 :  „Denique 
eadem  synodus  dooet ,  parvulos  usu  rationis  ca- 
rentes  nulla  obligari  necessitate  ad  sacramen- 
talem  eucharistiae  communionem,  si  quidem  per 
baptismi  lavacrum  regenerati  et  Christo  incorpo- 
rati  adeptam  iam  flliorum  dei  gratiam  in  illa 
aetate  amittere  non  possunt.  Neque  ideo  tarnen 
damnanda  est  antiquitas ,  si  eum  morem  in  qui- 
busdam  locis  aliquando  servavit.  Ut  enim  ss. 
illi  patres  sui  facti  probabilem  causam  pro  illius 
temporis  ratione  habuerunt ,  ita  certe  eos  nulla 
salutis  necessitate  id  fecisse  sine  controversia 
credendum  est";  (s.  auch  ibid.  de  commun. 
can.  4)  negirt  nur  eine  Verpflichtung  für  die 
Kinder. 

5  Rituale  roman.  1.  c.  n.  11 :  „lis  etiam  qui 
propter  aetatis  imbecillitatem  nondum  huius^ 
saeramenti  cognitionem  et  gustnm  habent,  ad-, 
ministrari  non  debet";  Oatech.  rom.  1.  c  qn.  47; 

^  So  ist  z.  B.  nach  Utrecht  1866,  coli.  Lac. 
cit.  6,  822  der  früheste  Termin  das  begonnene 
12.  und  der  späteste  das  vollendete  i§..  Jahr, 
nach  Albi  1860, 1.  c.  4,  413;  nach  Urblno  1869, 
1.  c.  6,  14  und  nach  Plen.  Konc.  II.  Baltimore 
186B,  1.  c.  8,  446  dW  Zeit  zwischen  dem  10.  u, 
14.  Jahr  vorgescMebenA 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eorohe  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


Eine  Verletznng  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes  läge  nur  dann  vor,  wenn  dasselbe 
die  Grenze  als  eine  absolut  inne  zu  haltende  hingestellt  hätte,  was  aber  nicht  der  Fall  ist  ^. 
Die  Beurtheilung  darüber,  ob  das  Kind  die  erforderliche  Reife  hat,  steht  dem 
Pfarrer,  welcher  sich  in  dieser  Beziehung  mit  dem  Erzieher  des  Kindes  in  Verbin- 
dung zu  setzen  hat,  zu 2.  Denn  er  hat  ordnungsmässiger  Weise  die  Kinder  seiner 
Parochie  durch  den  Religions-Ünterricht  zum  Empfange  der  Kommunion ,  sowie  zur 
Beichte  und  zur  Firmung  vorzubereiten  ^.  Deshalb  ist  auch  nur  der  Pfarrer  des  Do- 
mizils berechtigt,  den  Kindern  die  erste  Kommunion  zu  ertheilen,  und  es  bedarf  jeder 
andere  Priester  seiner  Genehmigung  —  welcher  selbstverständlich  die  des  Bischöfe 
gleichsteht  —  dazu.  *. 


In  Deutschland  war  In  den  ersten  Jahr- 
zehnten dieses  Jahrhunderts  mehrfach  durch 
Mschöfllohe  Anordnungen  mit  Rücksicht  auf  das 
Ende  der  Schulpflichtigkeit  die  Zulassung  auf 
das  14.  Lebensjahr,  so  in  Freiburg  (Ordinär. 
Erl.  Y.  1832,  Weiss,  Arch.  f.  Kirchenrechts- 
wissenschaft 4,  257),  Mainz  (V.  ▼.  1836, 
Schumann,  Samml.  d.  das  ]EUrchen-  und 
Schulwesen  betr.  Verordn.  S.  265),  Rotten - 
bürg  (Erl.  v.  1828.  v.  Vogt,  Samml.  kirohl. 
u.  staatl.  Yerordn.  S.  244)  bestimmt  worden.  Die 
Kölner  Provinzialsynode  t.  1860,  coU.  Lac.  cit. 
5, 365  hat  aber  die  Sitte,  den  Kindern  erst  nach 
der  Entlassung  aus  der  Schule  die  Kommunion 
zu  spenden,  yerworfen.  In  Folge  dessen  sind  die 
betreffenden  Terordnungen  zum  Theil  zurück- 
gezogen worden ,  vgl.  z.  B.  für  Rottenburg  die 
V.  ▼.  1866  (v.  Vogt  S.  246),  nach  welcher  die 
Kinder  schon  Tor  der  Absolvlrung  der  Elementar- 
schule regelmassig  mit  dem  13.  Jahre  zum  Altar- 
sakrament zugelassen  werden  sollen,  dasselbe 
aber  bei  besonderer  Reife  schon  nach  dem  11. 
Jahre  mit  Zustimmung  der  Eltern  empfangen 
dürfen,  üeher  Baiern,  wo  das  Alter  durch 
besondere  Diöcesanstatuten  bestimmt  ist,  s. 
Sllbernagl,  Verfassung  sammtl.  Religions- 
genossenschaften, 2.  Aufl.  S.  270. 

1  Denn  die  in  vor.  Anm.  dt.  Bestimmungen 
wollen  nur  das  Durchschnittsalter  bestimmen.  So 
kann  namentlich  dem  Kinde  bei  vorhandener 
geistiger  Reife  im  Falle  der  Todesgefahr  das 
Viatikum  früher  gespendet  werden.  VgL  auch 
Benedict.  XIV.  l.cVn.  12.  n.3;  Probst  S,  143. 

2  Catech.  rom.  P.  II.  c.  4.  qu.48:  „Hoc  nemo 
melius  constituere  poterit,  quam  pater  et  sacer- 
dos,  cui  illi  confltentur  peccata ;  ad  illos  pertinet 
explorare  et  a  pueris  percunctari ,  an  huius  ad- 
miiabüis  sacramenti  cognltionem  aliquam  acce- 
perint,  et  gustum  habeant",  woraus  sich  ergiebt, 
dass  der  Pfarrer  die  entscheidende  Stimme  hat. 

3  S.  Bd.  n.  S.  295  und  diesen  Band  0.  S.  59. 
Diese  Vorbereitung  ist  auch  partikularrechtlich 
vorgeschrieben ,  Instruktion  Clemens  XIV.  vom 
20.  März  1773,  Analecta  jur.  pontlf.  1860 
col.  2273 :  „Rispetto  poi  quell!  che  sono  capad 
di  comunicarsi  eioh  che  conoscono  la  digniti 
del  sacramento  delV  eucaristia,  dovranno  istruirli 
o  farli  istruire  delle  cose  necessarie  per  riceverlo 
degnamente  nella  prossima  Pasqua  .  .  Se  i  curati 
avessero  blsogno  dl  coadiutori  per  la  suddetta 
istruizione  ne  daranno  awiso  alla  secretaria  del 
nostro  tribunale ,  affinchd  da  noi  0  da  Mousign. 


nostro  Vicegerente  si  provveda  coir  occorrenza 
ed  inoltre  potranno  mandare  detti  flgliuoli  e 
flgliuole  in  qualohe  luogo  pio,  dove  sogliono 
essere  istruitl;  con  che  perö  non  possano  da  chi 
dirigge  e  govema  tali  luoghi  pii  essere  ammessi 
per  la  prima  volta  a  ricevere  i  sacramenti,  partl- 
colarmente  la  ssma  eucharistia,  se  prima  non 
saranno  giudicati.  capaci  del  proprio  parocco.  Po- 
tranno altresl  incaricare  1  loro  maestri  0  maestre 
di  scuola,  che  non  lascino  d'istruirll  ...  £ 
quando  ancoia  questi  flgliuoli  e  flgliuole  siano 
stati  in  qualunque  modo  istruiti ,  i  curati  prima 
di  ammetterli  ai  ss.  sacramenti  della  confessione 
e  communione  dovranno  esaminarli  per  maggior- 
mente  assicurarsl  della  loro  capadtSi^;  Kölner 
Provinzialkonzü  1860,  coli.  Lac.  dt.  ö,  365; 
Paderbomer  Diöc.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
20,  104;  Rottenburg.  V.  v.  1828,  v.  Vogt  a.  a. 

0.  S.  244;  Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1865, 
coli.  Lac.  cit.  5 ,  167.  502.  821.  S.  auch  die 
weiteren  Anführungen  in  der  folgenden  Anm. 

*  Das  gemeinrechtliche  Fundament  dafür  giebt 
der  catech.  rom.  P.  II.  c.  4.  qu.  48  (s.  0.  Anm. 
2)  und  Bened.  XIV.  const.  Et$i  minime  vom 
7.  Februar  1742,  S-  1^»  ei^sd.  bull.  1,  50: 
„Monendus  tamen  est  parochus,  ne  alienae  operae 
nlmium  tribuat,  sed  videat  ipse  quo  loco  res  sint, 
cum  pueri  sacramentum  eucharistiae  et  eonflr- 
mationis  .  .  .  sibi  administrari  exposcaut^.  Im 
übrigen  ist  der  Satz  durch  das  Gewohnheitsrecht 
und  Partikularrecht  festgestellt.  S.  d.  vor.  Anm. 
cit.  Instruktion  Clemens  XIV;  v.  Vogt  a.  a.  O., 
Utrecht  1865  1.  c. ,  wonach  der  Pfairer  die  Ge- 
nehmigung für  einen  anderen  Priester  nicht  ohne 
genügenden  Grund  ertheilen  soll;  ebenso  in 
Frankreich  Sens  1860,  Aix  1850,  coli.  Lac.  cit. 
4,  890.  991 ,  wo  aber  die  Zöglinge  solcher  Er* 
Ziehungsanstalten,  in  denen  sich  eine  eigene 
Kapelle  befindet  und  welche  einen  eigenen  Geist- 
lichen haben,  von  dem  letzteren ,  Avignon  1849, 

1.  c.  p.  339,  die  auswärtigen  Zöglinge,  welche 
längere  Zeit  die  Schule  eines  Ortes  besucht 
haben ,  von  dem  Pfarrer  des  Schulortes ,  Rheims 
1849 ,  Tours  1849,  L  0.  p.  117.  273,  die  erste 
Kommunion  empfangen  sollen,  vgl.  auch  Denen- 
b  0  u  r  g ,  tf tude  canonique  sur  les  vicaires  parois- 
siaux  p.  211 ;  über  Belgien  a.  a.  0.  p.  212.  Aus 
diesen  Vorschriften  ergiebt  dch  zugleich ,  dass 
die  Spendung  der  ersten  Kommunion  eine  fnnctlo 
parochialis  im  eigentlichen  Sinne ,  keine  fnnctio 
mere  sacerdotalis  (Bd.  IL  S.  301.  302^ ist,  vgl. 
auch  Deneubourg  1.  c.  p.  213.  214.    Da- 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 
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Wegen  ihrer  ünwflrdigkeit  sind  von  der  Zulassung  zum  Altarsakramente  ausge- 
schlossen alle  notorischen  Todsünder  ^,  namentlich  Wucherer,  Eonkubinarier,  Hurer, 
Gotteslästerer,  sowie  alle  diejenigen,  deren  Gewerbe  und  Beschäftigung  die  Begehung 
Ton  Todsünden  mit  sich  bringt 2.  Ihnen  darf  das  Sakrament,  bis  sie  Busse  gethan 
und  das  gegebene  Aergerniss  abgestellt  haben  ^,  auch  öffentlich  verweigert  werden. 

Wenn  dagegen  Jemand,  dessen  Todsünden  geheim  sind,  die  Kommunion  öffent- 
üeh  verlangt,  so  ist  der  Priester  nicht  berechtigt,  ihn  zurückzuweisen ,  wohl  aber  ist 
er,  falls  dieselbe  nicht  öffentlich  gefordert  wird,  bei  Kenntniss  dieser  Sünden  sogar 
reipflichtet,  ihm  das  Altarsakrament  vorzuenthalten  ^. 

Eine  Beschränkung  für  diejenigen ,  welche  das  Altarsakrament  zu  empfangen 
berechtigt  sind,  in  Betreff  der  Wiederholung  der  Kommunion  besteht  nicht.  In  der 
älteren  Kirche,  bis  zum  4.  Jahrhundert,  ist  es  vielfach  Sitte  gewesen,  täglich  Qottes- 
dienst  zu  halten  und  dabei  die  Eucharistie  zu  spenden^.  Wenngleich  der  tägliche 
Empfang  längst  ausser  üebung  gekommen  ist^,  so  ist  doch  kirchlicherseits  die  alte 
Sitte  niemals  gemissbilligt  worden,  im  Oegentheil  hat  ein  von  Innocenz  XI.  unterm 


gegen  freilich  Bouix,  tiact  de  iure  regulär,  ed. 
n.  2,  210 ,  welcher  daher  auch  den  Regalaren 
(s.  0.  S.  66)  das  Recht  dazu  zogesteht 

1  Dass  dies  das  Genus  ist,  unter  welches  alle 
die  einzelnen  aufgeführten  Kategorien  zu  be- 
greifen sind,  zeigt  die  Aufzählung  im  Rit.  rom. 
(S.  66.  n.  8)  „manifestique  infames  . .  .  alii  eius 
generis  puhlici  peccatores",  so  auch  P  roh  st 
S.  171.  Tgl.  hierzu  übrigens  noch  Benedict 
UV.  de  syn.  dioec.  VII.  11.  n.  8;  Paderbomer 
pastor.  instmctio  de  communione  peccatoribus 
Tel  administranda  Tel  deneganda ,  Arch.  1  k.  K. 
B.  20,  368  ff. 

In  den  franzSslschen  ProTlnzialsynoden  wer- 
den unter  den  publici  peccatores  noch  besonders 
aufgezählt  diejenigen,  welche  regelmässig  ob- 
Booene  Schaustellungen  zu  besuchen  pflegen, 
Bordeaux  1850. 1863. 1856,  coli.  Lac.  4,  671. 
663.  707,  diejenigen ,  welche  in  blosser  Civilehe 
leben,  und  Schriftsteller,  welche  ex  professo  die 
kirchlichen  Dogmen  bekämpfen,  wenn  deren 
Schriften  nicht  ganz  unbekannt  sind,  Rheims 
1849,  1.  c.  p.  118. 

3  unter  diesem  Gesichtspunkt  schloss  die  alte 
Kirche  die  histriones,  c.  97  (Cyprian.)  Dlst  II. 
decons.,  oder  theatrici  und  die  agitatores  (Pferde- 
und  Wagenlenker),  Arles  443  0.  452  c.  20  aus. 
Rheims  1849,  coli.  Lac,  4,  168  nur  bedingt: 
^Quoad  comoedos  et  actores  scenicos  eos  non  re- 
ceosemus  inter  infames  nee  inter  excommuni- 
catos.  Verum  tarnen,  si,  ut  plerumque  contingit, 
professione  sua  adeo  abutantur,  ut  ynlgo  repu- 
ientur  peccatores  publici,  impia  nempe  Tel  ob- 
Bcoena  ludentes ,  tunc  amovendi  sunt  a  commu- 
nione eueharistica". 

3  Der  Dieb  muss  daher  das  gestohlene  Gut  zu- 
rückgeben, der  Konknbinarier  die  Konkubine 
entfernen,  s.  Innocenz*  XI.  propositiones  damna- 
tae  T.  4.  März  1679.  prop.  61.  62,  bulL  Taurin. 
19,  148. 

Verbrechern ,  welche  zum  Tode  verurthellt 
sind  und  die  Beichte  abgelegt  haben,  kann 
vor  der  Hinrichtung,  selbst  wenn  sie  das  ihnen 
zur  Last  gelegte  Verbrechen  nicht  gestanden 
haben,  das  Altarsakrament  gereicht  werden,  Be- 


nedict. XIV.  1.  c  Vn.  11.  n.  3;  Probst 
S.  170,  denn  die  Beseitigung  des  Aergemisses 
tritt  durch  die  Strafe,  welche  sie  zu  erleiden 
haben,  ein.  Doch  wird  es  diesen  als  Viatikum 
gespendet,  und  es  soll  ihnen  wo  möglich  am  Tage 
vor  der  Hinrichtung,  an  demselben  Tage  nur 
dann,  wenn  keine  Verunehrung  des  Sakramentes 
zu  bef&rchten  ist,  gegeben  werden,  s.  Oongr. 
propag.  V.  1841,  Collect,  cit.  p.  184  n.  363,  und 
die  neueren  französischen  Provinzialsynoden  in 
der  coli.  conc.  Lac  4,  118.  991.  1116.  1186; 
Tgl.  noch  van  Espen  J.  £.  U.  P.  IL  t.  4»  c  2. 
n.24. 

4  Rituale  roman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  9 :  „Occultos 
vero  peccatores ,  si  occulte  petant  et  non  emen- 
datos  agnoYerit,  repellat;  non  autem  si  publice 
petant  et  sine  scandalo  ipsos  praeterire  nequeat". 
Die  Kenntniss  darf  aber  der  Priester  nicht  durch 
die  Beichte  erlangt  haben,  Probst  S.  166; 
Tappehorn,  Anleitung  z.  Verwaltung  des 
Busssakramentes.  2.  Aufl.  Dülmen  1880.  S.261. 
Eine  geheime  Abmahnung,  welche  kein  Auf- 
sehen erregt,  ist  aber  auch  im  ersten  Falle  dem 
Priester  gestattet,  c.  2  (Alex.  IIL  ?)  X.  de  off. 
lud.  ord.  I.  31.  S.  auch  die  oben  n.  1.  dt  Pa- 
derborner Instruktion,  a.  a.  0.  S.  368  ff. 

Nach  früherem  Recht  hatte  der  spendende 
Priester  auch  fremde  Parochianen  zurückzu- 
weisen ,  wenn  sie  nicht  die  Erlaubniss  ihres  Bi- 
schofs, Oarth.  I.  zw.  346  u.  348.  c.  7,  Bruns 
L  1,  114  oder  ihfes  Pfarrers  (so  Paris  1212  0. 
1213.  L  c.  10,  Mansi  22,  822;  Köln  u.  1280 
c.  7,  L  c.  24,  381;  Lambeth  1281  c  1,  1.  c. 
p.  406;  Köln  1310  c.  2  (hier  Androhung  der 
Ausschliessung  vom  Abendmahl,  bis  dem  zu- 
ständigen Pfarrer  Satisfaktion  geleistet  ist,  1.  c. 
25,  242)  besassen.  Diese  Konsequenz  des 
früher  bestehenden  Parochialzwanges  ist  aber, 
abgesehen  tou  der  österlichen  Kommunion  (s. 
S.  72)  mit  dem  ersteren  fort  gefallen ,  vgl.  auch 
Bd.  n.  S.  300. 

5  c.  13  (Augustin.?)  Dist.  U.  de  consecr. ; 
Probst  S.  104  ff.;  s.  auch  0.  S.  64.  n.  5. 

0  Probst  S.  166  ff.  S.  auch  unter  Nr.  III  des 
Textes. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


15.  Febraar  1679  bestätigtes  Dekret  der  Congregatio  concilii  y.  12.  desselben  Mo- 
nats  ansgesprochen,  dass  Niemand  vom  Abendmahl,  wenn  er  dasselbe  auch  täglich 
verlange,  zurückgewiesen  werden  dürfe  ^. 

in.  Die  Pflicht  znm  Empfange  der  Eucharistie  (insbesondere  das 
Gebot  der  österlichen  Kommunion].  Erst  seit  dem  4.  Jahrhundert  war  die 
Kirche  genöthigt,  mit  Verboten  gegen  die  Versänmung  der  Kommunion  seitens  der 
Gläubigen  einzuschreiten  ^.  Allerdings  blieb  damals  zunächst  an  vielen  Orten  noch 
die  Sitte  in  üebung,  jeden  Sonntag  die  Eucharistie  zu  empfangen  ^^  indessen  musste 
man  sich  schon  im  6.  Jahrhundert  im  westgothischen  Gallien^,  und  später  auch  im  kar^ 
rolingischen  Reich  mit  der  Anordnung  begnügen,  dass  die  Gläubigen  die  Kommunion 
dreimal  im  Jahre,  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten  empfangen  sollten  \  Ja,  zum 
Theil  wurde  nur  einmaliger  Empfang  am  Gründonnerstage  als  absolut  nothwendig 
verlangt®,  wenngleich  man  es  daneben  nicht  an  Ermahnungen  zum  öfteren  Empfang 
hat  fehlen  lassen^.  Zwischen  diesen  beiden  Minimalforderungen  hat  sich  in  der 
Folgezeit  die  kirchliche  Partikulargesetzgebung  gehalten  s,  und  erst  mehrere  Jahr- 
hunderte später  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  von  1215  eine  für  die  ganze 
Kirche  geltende,  noch  heute  massgebende  Vorschrift;  erlassen.  Nach  demselben  ist 
jeder  Christ,  welcher  zu  den  ünterscheidungsjahren  gelangt  ist,  bei  Vermeidung  der 
irUerdictio  ingresms  ecolesiae  und  der  Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses  ver- 
pflichtet, mindestens  einmal  zu  Ostern  in  der  Kirche  seiner  Pfarrei  die  Eucharistie 
zu  empfangen,  sofern  ihm  nicht  der  eigene  Pfarrer  aus  einem  vernünftigen  Grunde 


1  Abgedruckt  bei  F er r&riB  8.  v.  each&ristia 
n.  41;  Probst  S.  118.  n.  5  und  in  Richter, 
Tridentinum  S.  67.  u.  1 :  „. . .  Illndqae  omnino 
proyideat  (sc.  paroohus  seu  confessarins) ,  ut 
nemo  a  8.  convivio,  seu  frequenter  seuquoti- 
die  accesserit,  repellatur  et  nihilominus 
det  opexam,  nt  onosqaisque  digne  pro  deTotionis 
et  praeparationis  modo  rarins  ant  crebrius  do- 
mini  corporis  euayitatem  degastet.  Itidem  mo> 
niales  qaotidie  s.  commnnionem  petentes  ad- 
monendae  erunt,  nt  in  diebas  ex  earnm  ordinis 
instituto  praestltatis  communicent  Si  quae  yero 
pnritate  mentis  eniteant  et  faTore  spiritas  ita  in- 
calaerint,  nt  dignae  frequentiori  aut  qnotidiana 
SS.  sacramenti  perceptione  videri  possint ,  id  Ulis 
a  superioribns  permittatur.  .  . .  Porro  episcopi  et 
parocbi  et  confessarii  redargnant  asserentes  com- 
mnnionem qnotidianam  esse  de  Jure  divino". 

2  c.  20  (Toledo  I.  400.  c.  13)  Dist  II.  de 
cons.  Aelter  sind  Verbote  "dagegen,  dass  die 
Gläubigen  den  Gottesdienst  nicht  vor  der  Aus- 
theilnng  und  ror  dem  Empfange  der  Eucharistie 
verlassen  sollen,  c.  62  (Antiochien  341.  c.  2) 
Dist.  I.  de  cons.;  can.  10.  (9)  apost.,  wo  Aus- 
schluss aus  der  Gemeinschaft  angedroht  wird. 

8  Probst  a.  a.  O.   S.  106. 

*  c.  19  (Agde  608.  c.  18)  Dist.  IL  de  [cons. 
c.  21  ibid.,  in  welchem  dasselbe  vorgeschrieben 
wird ,  mit  der  Inscription :  Ex  conc.  Eliberitano 
gehört  dem  Konzil  von  Elvira  nicht  an. 

5  Tours  813  c,  60,  Mansi  14,  71  in  c.  16. 
Dist  dt.  (hier  unter  der  falschen  Uebeischrift 
Fabian) :  „  Ut  si  non  frequentius ,  vel  ter  laici 
homines  in  anno  communicent,  nlsi  forte  qnis 


maioribus  criminlbus  quibuslibet  Impediatui^^ 
(Zusatz  bei  Gratlan.)  „in  Pasca  videlicet  et  Ponte- 
costen  et  Natale  Dominik 

6  Chalons  813  c.  47,  1.  c.  p.  103. 

^  Regensburger  Synode  (u.  800  oder  nach 
Nagel,  Forschungen  zur  deutsch.  Gesch.  18, 
339  von  743  o.  744)  c.  6  (LL.  3,  456) :  „ . . .  et 
non  sicut  pro  dolor  a  multis  solet  fleri ,  ut  all- 
quando  spatium  anni  pertransit,  quo  non  per- 
cipit  suae  sacramenta  salutis,  qui  numquam 
unam  septimanam  progredi  debuit.  At  tamen  ita 
vos  ammonemus,  ut  infra  tertiam  et  quartam  do- 
minicam  a  nobis  (sie)  non  neglegatur,  cum  etiam 
et  Greci  et  Romani  seu  et  Franc!  omni  dominico 
communicent"  (vgl.  hierzu  die  dem  Theodor  von 
Canterbury  zugeschriebenen  Bussordnuugen  und 
poenit.  Gummeanl,  Wasserschieben,  BnsB- 
ordnungen  S.  147. 167.  196.  492 :  „Graeci  omni 
dominica  die  communicant  sive  clerici  sive  laid 
et  qui  tribus  dominicis  non  communicaverit,  ex- 
communicetur.  Bomani  similiter  communicant 
qui  volunt,  qui  autem  noluerint,  non  exoom- 
munioentur").  S.  ferner  Aachen  836.  C.  III. 
c.  22,  Mansi  14,  694;  Bened.  Lev.  II.  170: 
„  . . .  Et  si  fleri  potest ,  omni  dominica  die  com- 
municent, nisi  criminali  peccato  et  manifeste 
impediantur".  Die  Regel  Ghrodegangs  v.  Metz 
für  die  Kanoniker  c.  14,  Walter,  foiites  juris 
eccles.  p.  28.  29,  verpflichtet  diese  zur  Kommu- 
nion an  allen  Sonntagen  und  allen  Festtagen. 

s  So  schreibt  die  Mainzer  Diöcesansynode  zw. 
960  u.  961,  Hefele4,  603  vor,  dass  zweimal 
im  Jahre,  zu  Ostern  und  Weihnachten ,  kommu- 
nicirt  werden  soll. 
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die Fernhaltiiiig  davon  gestattet^,  und  im  Anschlass  an  diese  Anordnung  hat  das 
Konzil  von  Trient  die  Leugnnng  der  dadurch  festgesetzten  Pflicht  mit  dem  grossen 
Banne  bedroht^.  Des  Näheren  ist  betreff  dieses  GeboteS;  des  s.  g.  praeceptum  paschale^, 
Folgendes  zu  bemerken : 

1 .  Das  Jahr ,  innerhalb  dessen  die  Kommunion  mindestens  einmal  zu  nehmen 
ist,  wird  nach  allgemeiner  Gewohnheit  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet  *. 

2.  Zur  ErftUlung  des  Gebotes  ist  es  nicht  nothwendig,  dass  die  Kommunion  gerade 
an  den  Ostertagen  selbst  genommen  wird,  vielmehr  kann  dies  nach  der  Bulle 
Eugens  IV. :  Fide  digna  in  der  Zeit  vom  Palmsonntag  bis  zum  weissen  Sonntag,  also 
auch  innerhalb  der  Woche  vor  und  der  Woche  nach  dem  Ostersonntag;  geschehen  ^. 
Femer  ist  jeder  Bischof  befugt,  über  den  Umfang  der  österlichen  Zeit  nähere  Bestim- 
mung zu  treffen^.  Dabei  darf  er  aber  nicht  so  weite  Grenzen  stecken,  dass  diese  über 
diejenigen  Wochen ,  welche  nach  einer  vernünftigen  Auffassung  füglich  noch  zur 
österlichen  Zeit  gerechnet  werden  können,  hinausgehen'^,  andererseits  ebensowenig 
den  Zeitraum  derart  einschränken ,  dass  den  Gläubigen  oder  einzelnen  Klassen  der- 


1  c.  12.  X.  de  poen.  V.  38 :  „  Omnis  utriiu- 
qne  sexas  fldelis,  postquam  ad  annoB  discretionis 
perveneilt ,  omnia  saa  peccata  saltem  semel  in 
anno  lldellter  conflteatar  proprio  saeerdoti  et  in- 
innctam  aibi  poenitentiam  propriis  yiribns  sta- 
deat  adimplere ,  susoipiens  reyerenter  ad 
minns  in  Pascha  encharistiae  sacra- 
m  e  n  t  u  m ,  niai  forte  de  propiii  sacerdotis  con- 
silio  ob  aliqnam  rationabilem  caasam  ad  tempus 
ab  hniusmodi  perceptione  duxerit  abstinendum ; 
alioquin  et  Tivens  ab  ingressu  ecclesiae  arceatur 
et  moriens  Christiana  careat  sepaltura.  ünde 
hoc  salatare  statntum  freqnenter  in  ecclesiis 
pablicetnr,  ne  qnisqnam  iguorantiae  caecitate  ve- 
lamen  excasationis  assumat".  (Das  Ritaale  ro- 
man.  tit.  IT,  c.  3.  n.  1  schreibt  vor,  dass  diese 
Pnblikation  in  der  Qaadragesima  vorgenommen 
werden  soll.) 

3  Sess.  Xm.  de  ss.  enchar.  sacr.  can.  9 :  „Si 
quis  negaverlt ,  omnes  et  singalos  Christi  fldeles 
utrlosqne  sexns,  quum  ad  annos  discretionis  per- 
Tenerint,  teneri  slngolis  annis  saltem  in  Paschate 
ad  commnnicandum  iuxta  praeceptam  sauctae 
matris  ecclesiae:  anathema  sit^. 

3  Vgl.  auch  die  Abh.  über  d.  österl.  Kommu- 
nion in  der  Tübinger  theol.  Qnartalschrift  1848. 
S.  22  ff.  nnd  De  la  confession  annnelle  et  de  la 
communion  pascale  i.  d.  Analecta  Jar.  poutlf. 
1860.  p.  2260  ff. 

*  Manche  rechnen  es  allerdings  Toml.  Advent- 
sonntage oder  auch  vom  1.  Januar,  doch  sind 
diese  Meinungen  vereinzelt  geblieben,  Probst 
S.  83.  S.  auch  die  folgende  Anm. 

5V.  8.  Juli  1440,  bull.  Taurin.  5.  52: 
„üicimus  expresse,  non  Intentlonls  legislatoris 
faisse,  animas  illaqueare  fidelium  sub  culpa  mor- 
tali  ad  communicandum  praecise  in  die  resur- 
lectionis  dominicae,  sed  terminum  statuisse  a 
paseha  ad  pascham  ,  cum  didt :  semil  in  anno 
et  infra  ad  mifiua  in  Pascha.  Mens  enim  magis 
quam  verbonun  sonus  est  attendenda  discrete. 
Intelligimus  Itaque  optimo  jure  satisf actum  esse 
canoni,  si  in  hebdomade  sancta  vel  intra  octavam 


paschae  resnrreetionis  dominicae  seeundum  me- 
liorem  dispositionem  conscientiae  et  aptiorem 
mentis  devotionem  fldeles  praeparatione  debita 
s.  encharistiae  pignus  accipiant  et  cum  domino 
paseha  celebrent  ad  salutem  et  huic  sententiae 
omnes  volumus  acquiescere". 

6  Die  in  der  vor.  Anm.  citlrte  Bulle  betrachtet 
die  betreffenden  Fristen  selbst  nicht  als  abso- 
lute, und  daher  ist  jeder  Bischof  befugt ,  nähere 
Anordnungen  zu  treffen ,  weil  sich  diese  nur  als 
Ausführungen  des  gemeinen  Rechtes  charakte- 
risiren. 

"^  Eine  schärfere  Präcisirung  ist  nicht  mög- 
lich. Für  zulässig  wird  es  demnach  erachtet 
werden  können,  wenn  die  österliche  Zeit  vom 
Bischof  auf  vierzehn  Tage  vor  nnd  vierzehn  Tage 
nach  Ostern  (so  Oons tanzer  V.  v.  1804,  Lang, 
SammL  d.  Württemb.  Kirchengesetze  S.  61)  fest- 
gesetzt wird ,  dagegen  erklärt  Benedikt  XIY.  de 
syn.  dloeces.  XII.  6.  n.  10  eine  die  Zeit  vom 
Donnerstag  nach  Aschermittwoch  bis  zum  weis- 
sen Sonntag  ausdehnende  bischöfliche  Verord- 
nung oder  eine  solche,  welche  sie  bis  zum 
Himmelfahrtstage  verlängert,  für  unzulässig. 
Allerdings  bestimmt  damit  im  Widerspruch  die 
Prager  Provinzialsynode  v.  1860,  coli,  concil. 
Lac.  6 ,  603 ,  auf  Chrund  alter  Gewohnheit  als 
österliche  Zelt  die  Wochen  vom  Donnerstag  nach 
Aschermittwoch  bis  auf  Sonntag  nach  Pfingsten 
(domlnica  trinitatis).  Für  eine  so  weite  Ausdeh- 
nung bedarf  es  indessen  (so  auch  Benedikt  XIV. 
a.  a.  0.)  eines  päpstlichen  Indultes ,  wie  solche 
mehrfach  (s.  Benedikt.  XIV.  1.  c. ;  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  50, 4021  in  neuerer  Zeit  namentlich, 
coli.  Lac.  3, 464,  799,933,  962,  für  Nordamerika, 
Irland  und  England  gegeben  worden  sind.  Der 
Sekretär  der  Congr.  concil.  besitzt  die  Befug- 
niss  (s.  Bd.  I.  S.  458) ,  den  Bischöfen ,  aposto- 
lischen Vikaren ,  abbates  nullius  und  Kapitular- 
Vikarien  die  Vollmacht  zur  Ausdehnung  der  ge- 
setzlichen Zeitfrist  für  Erfüllung  des  praeceptum 
paschale  auf  drei  Jahre  zu  ertheilen  und  von  drei 
zu  drei  Jahren  zu  erneuern,  Bangen,  die  rö- 
mische Kurie  S.  496.  no.  15. 
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selben  die  Erfüllung  der  Pflicht  an  irgend  einem  Tage  während  der  österlichen  Zeit 
unmöglich  gemacht  wird^ 

3.  Die  österliche  Kommunion  muss  zur  Erfüllung  des  Gebotes  in  der  Pfarrkirche 
des  Domizils  des  Gläubigen  bei  dem  betreffenden  Pfarrer  genommen  werden*.  Ihre 
Austheilung  ist  eine  fdnctio  parochialis  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  '.  Der  Pfar- 
rer soll  sie  sogar,  wenn  irgend  möglich,  am  Ostersonntage  selbst  vornehmen^.  Im 
übrigen  ist  er  befugt ,  damit  mindestens  für  andere  Tage ,  namentlich  wenn  er  die 
dadurch  entstehende  Last  nicht  bewältigen  kann,  einen  oder  mehrere  seiner  Elapläne 
zu  betrauen^. 

In  einer  anderen  als  der  Pfarrkirche  kann  die  Kommunion  nur  mit  Erlaubniss 
des  Bischofs  oder  des  zuständigen  Pfarrers  empfangen  werden  ^. 

Durch  unTordenkliche  Gewohnheit  kann  ein  solches  Recht  nicht  begründet  wer- 
den ''.  Ebensowenig  ersetzt  das  Kommuniciren  in  der  Kathedralkirche  der  Diöcese 
den  österlichen  Empfang  der  Eucharistie  in  der  Parochialkirche^. 

Aus  diesen  Vorschriften  folgt  endlich,  dass  jeder  Geistliche,  insbesondere  jeder 
Pfarrer,  fremde  Parochianen,  welche  bei  ihm  die  Kommunion  zur  Erfüllung  des  öster- 
lichen Gebotes  nehmen  wollen^,  an  ihren  zuständigen  Pfarrer  zu  verweisen  hat^^. 

Nur  Reisende,  welche  von  ihrem  Domizile  fem  sind,  und  diejenigen  Personen, 
welche  keinen  Wohnsitz  haben,  können  dem  Gebote  in  der  Pfarrei  ihres  Aufenthalt- 
ortes während  der  österlichen  Zeit  nachkommen  ^K 


^  Daher  hat  es  die  Congr.  conc  nach  Fagn  an. 
ad  c.  12.  X.  dt.  u.4ö  für  unstatthaft  erklart,  dass 
der  Bischof  für  Yerheirathete  oder  Kaafleute 
u.  s.  w.  bestimmte  Sonntage  oder  Wochentage 
während  der  erwähnten  Zeit  festsetzt  S.  anch 
Collect  sodet.  mission.  cit  p.  184.  n.  360. 

2  So  wird  der  Ansdrack  proprius  sacerdos  in 
c.  12.  X.  cit  (s.  S.  71  n.  1)  allgemein  ausgelegt, 
8.  namentlich  auch  Six.tl  Y.  const  Gircamspecta 
V.  9.  August  1586,  bull.  Taur.  9,  250:  „ . . .  de- 
daramus ,  non  posse  dici  satisfecisse  canoni ,  qui 
a  dominlca  Palmarum  per  totäm  octa^am  Pascha- 
lis extra  proprium  parochiam  sine  sui  parochi 
licentia  commnnicavit^;  Benedict  XIV.  const 
Magno  v.  2.  Juni  1751.  S.21,  bulL  eiusd.3, 173. 
Vgl. auchProsper.  Lambertini  institXVUL 
n.  12  und  Probst  S.  87. 

3  Bd.  H.  S.  301.  302;  Deneubourg.  ^tude 
canonique  sur  les  yicaires  paroissiaux  p.  207. 

*  Rituale  roman.   tit.  IV.   c  3.  n.  3 :   „Dabit 

quoque  operam  parochus,  quoad  eins  flerl  potest, 

ut  in  ipso  die  ss.  Paschae  communicent;  quo  die 

•'ipse  per  se ,  nisi  legitiipe  impediatur ,  parochiae 

suae  fldelibus  hoc  saoramentum  ministrabit". 

6  Deneubourg  1.  c  p.  206. 

0  Benedict  XIV.  const.  Magno  y.  2.  Mai 
1751.  $.  21,  eiusd.  bull.  3,  173;  derselbe 
(Prosper.  Lambertini)  instit XVIII.  n.l2|; 
Probst  S.  89.  Vorausgesetzt  ist  hierbei  eine 
specielle ,  nicht  eine  generelle  Erlaubniss ,  so 
auch  Utrecht  1865,  colL  conc  Lac.  5,  824,  und 
ein  genügender  Grund,  Wien  1858,  1.  c  p.  155; 
Tuam  1858,  1.  c.  3,  886,  wo  auch  Bescheinigung 
des  fremden  Pfarrers  über  die  österliche  Kom- 
munion verlangt  wird.  Dagegen  soll  nach  Bourges 
1850  und  Auch  1854,  1.  o.  4,  1115.  1186  eine 
solche  Erlaubniss  nicht  leicht  verweigert  werden. 


^  So  Gongr.  conc  v.  1803  in Ri chter  Trlden- 
tinum  S.  69.  n.  7.  Doch  lässt  Gran  1858,  an- 
scheinend auch  Prag  1860,  colL  cit  5,  21.  503. 
504,  eine  legitima  consuetudo  zu. 

9  Durch  die  Kathedrale  wird  zwar  an  sich  die 
Verbindung  und  Einheit  mit  «der  allgemeinen 
Kirche  für  die  Gläubigen  ebenso  vermittelt,  wie 
durch  die  Pfarrkirche  ,  indessen  kommt  für  die 
österliche  Kommunion  in  Betracht,  dass  der 
spendende  Geistliche  in  der  Lage  sein  muss,  be- 
urtheilen  zu  konneu ,  ob  die  betreffende  Person 
nicht  vom  Rechte  zu  konmiuniciren,  ausgeschlos- 
sen, und  ob  sie  dazu  würdig  ist  S.  Entscheidung 
Innocenz'  XI.  v.  5.  Februar  1682,  bei  Ferraris 
L  c.  1.  V.  Eucharistia  n.  13,  Gongr.  conc  v.  1786, 
Richter  p.69.n.6;  Prospero  Lambertini 
instit  XVIII.  n.  11 ,  wodurch  die  gegentheUige 
Ansicht],  s.  darüber  Ferraris  L  c  n.  13,  als 
beseitigt  erachtet  werden  kann.  Die  Diöcesan- 
synode  v.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  50,  401 
stellt  aber  auf  Grund  einer  antiquissima  con- 
suetudo die  Metropolitankirche  der  Pfarrkirche 
in  der  fraglichen  Beziehung  gleich ,  freilich  im 
Widerspruch  mit  der  in  der  vor.  Anm.  angeführ- 
ten Entscheidung. 

B  Also  nicht  solche ,  welche  blos  aus  Andacht 
kommuniciren  wollen  und  dem  Gebote  entweder 
schon  genügt  haben  oder  ihm  noch  nachzukom- 
men beabsichtigen. 

10  Rituale  roman.  t.  IV.  c  3.  n.  3 :  „AUenae 
vero  parochiae  fldeles  ad  proprium  parochus  re- 
mittet, praeter  peregrinos  et  advenas,  et  qul 
certum  domicilium  non  habent,  quibus  ipse  sa- 
cram  praebebit  communionem,  si  accesserint 
rite  parati:  vel  ubi  est  ea  consuetudo,  eos  ad 
cathedralis  ecdesiae  parochum  remittet". 

11  Im  Falle  einer  dahin  gehenden  Gewohnheit 
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Ausser  den  Reisenden  sind  von  der  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  diejenigen 
Priester  befreit,  welche  kraft  ihrer  Stellung  während  dieser  Zeit  in  einer  anderen 
Kirche  zu  celebriren  haben ;  diese  empfangen  das  Sakrament  nicht  aus  der  Hand  des 
Pfarrers,  sondern  reichen  es  sich  selbst  ^. 

IHe  Regularen  von  Manns-  oder  Frauen -Orden  nehmen  die  österliche 
Kommunion  in  ihrer  fUosterkirche^.  Das  gilt  auch  von  allen,  welche,  mögen  sie 
Geistliche  oder  Laien  sein,  zur  Familie  des  Klosters  gehören ,  d.  h.  allen,  welche  in 
Diensten  des  Klosters  stehen  und  gleichzeitig  in  demselben  Wohnung  und  Nahrung 
erhalten  3.  Auf  die  Niederlassungen  und  Gotteshäuser  der  neueren  und  ordensähn- 
lichen Kongregationen  findet  das  Gesagte,  weil  diese  von  der  Pfarr- Jurisdiktion  nicht 
eximirt  sind,  keine  Anwendung^,  noch  viel  weniger  auf  Bruderschaften,  Hospitäler, 
Kollegien  und  deren  Kirchen^.  Die  Mitglieder  dieser  Genossenschaften  haben  daher 
die  österliche  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  des  betreffenden  Ortes  zu  empfangen, 
sofern  sie  entweder  in  der  Pfarrei  domilizirt  sind  ^  oder  sofern  der  Zweck  ihres  dor- 
tigen Aufenthalts,  wie  z.  B.  bei  Angehörigen  von  Erziehungs-  und  Unterrichts- An- 
statten, eine  besondere  Reise  nach  der  eigenen  Pfarrei  zur  Empfangnahme  der  öster- 
lichen Kommunion  ausschliesst^. 


hat  sie] aber  der  Pfarrer  an  die  Kathedrale  za 
Terweisen.  Uebrigens  können  sich  die  Reisen- 
den aach  die  österliche  Kommunion  in  jeder 
Klosterkirche  spenden  lassen,  weil  der  eigene 
Pfarrer  kein  Recht  hat,  dass  sie  dieselbe  bei  ihm 
empfangen,  Probst  S.  93.   S.  auch  o.  S.  65. 

>  Wenn  aber  der  Geistliche  nicht  celebrirt, 
&  B.  krank  ist,  so  hat  er  wie  der  Laie  die  öster- 
liche Kommunion  aus  der  Hand  seines  Pfarrers 
zu  nehmen,  Ferraris  L  c.  n.  14;  Probst 
S.92. 

3  Weil  diese  als  exemte  der  ordentlichen 
Pfur-Jorisdiktion  nicht  unterstehen  und  ihre 
eigene  Seelsorge  haben,  ProbstS.  90. 

S  Beide  Erfordernisse  (von  den  Kanonisten  als 
mau  und  den»  bezeichnet)  müssen  yorliegen,  s. 
iQch  Trid.  sess.  XXIV.  c.  11  de  ref.  (,,qui  prae- 
dictis  lods  aut  militils  actu  serviunt  et  intra 
eomm  septa  ac  domos  resident  subque  eorum 
obedientia  vivunt")  u.  Congr.  couc.  v.  1738: 
^reguläres  possnnt  laicis,  qui  degunt  intra  septa 
monasterU  eisque  actu  inserviunt ,  minlstrare 
sacramenta  eucharistiae  etiam  tempore  paschatis 
ac  extremae  unctlonis  necnon  sepulturam  dare 
in  propria  eodesia  iuxta  decret.  edit.  in  Medio- 
lanensi,  non  tamen  üs  qui  qui  dem  actu  in- 
serviunt, sed  degunt  extra  septa  monasterli 
nee  eorum  familiis" ;  ebensowenig  wie  den  zu- 
letzt genannten  kann  die  österliche  Kommunion 
im  Kloster  dort  sich  aufhaltenden  Fremden  er- 
theilt  werden,  Congr.  conc.  v.  1670,  vgl.  Fer- 
raris 1.  c.  n.l8.  19;  Probst  S.  91.  Nicht 
anders  verhält  es  sich  nüt  den  Zöglingen,  welche 
in  einem  Kloster  die  Erziehung  auf  eigene 
Kosten  erhalten,  denn  auf  sie  passen  die  angegebe- 
nen Erfordernisse  gleichfalls  nicht,  doch  machen 
einzelne,  vgl.  darüber  ProbstS.  92;  Bouix, 
tiactat.  de  iure  regularium.  ed.  IL  1,  671  u.  % 
2(U,  eine  Ausnahme  für  Mädchen ,  da  für  diese  - 
das  Terlassen  des  Klosters  mit  Schwierigkeiten 
verbunden  sei.  S.  aber  des  Weiteren  noch  oben 
im  Text. 


^  Schuppe,  Wesen  und  Rechtsverhältnisse 
der  neueren  religiösen  Frauengenossenschaften 
S.65. 

Was  die  Tertiarier  der  religiösen  Orden  be- 
trifft, so  stehen  diese,  sofern  sie  die  3  feierUohen 
Gelübde  ablegen,  also  die  Privilegien  der  Orden 
haben,  den  Mitgliedern  der  letzteren  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  gleich,  die  übrigen  aber 
nicht,  Ferraris  1.  c.  n.  16;  ProbstS.  92. 

5  Congr.  conc.  12.  SepL  1750,  Richter  Tri- 
dentlnum  S.  69  n.  3:  ,r^d  dubium:  An  fami- 
liäres et  domestici  degentes  in  archihospitali 
eidemque  inservientes,  praeceptum  paschale  ad- 
implere  teneantur  in  ecclesia  archlhospitalis  seu 
potius  accedere  teneantur  ad  eccleslam  coUegia- 
tam  et  parochialem  S.  Petri  in  casu?  S.  0.  resp. 
negative  ad  primam  partem ,  affirmative  ad  se- 
cundam«;  u.  v.  11.  Juni  1718,  ProbstS.  92. 
n.  11 :  ;,In  oratorils  coUegiorum  convictoribns, 
dlsclpulis  et  domesticls.  h.  e.  illls  qui  actu  degunt 
in  collegio  et  Uli  inserviunt,  communlo  pascha- 
11s  administrari  non  potest'^ 

«  Utrecht  1865,  colL  conc.  Lac.  6, 824  schreibt 
Tor,  dass  „omnes  qui  commorantur  in  seminariis, 
collegiis  ecclesiasticis  aliisque  congregationibus, 
ab  episGopo  special!  directori  vel  rectori  concre- 
ditis  aut  ab  eo  approbatis ,  in  ipsius  domus  sa- 
cello,  a  rectore  ipso  vel  ab  eins  delegato  commu- 
nionem  paschalem  recipere  valeant";  ähnlich 
auch  Tours  1849,  L  c.  4,  276.  Das  stimmt  aber 
nur  mit  dem  gemeinen  Recht  überein,  wenn  -vor- 
ausgesetzt wird,  dass  für  diese  Institute  eine  be- 
sondere, Pfarr-Seelsorge  eingerichtet  ist. 

"^  Man  stützt  dies  auf  den  Begriff  des  s.  g. 
Quasi-Domlzils  (s.  Bd.  IL  S.297).  Das  Richtige 
Ist ,  dass  solche  Personen ,  welche  wegen  eines 
bestimmten  Zweckes  auf  längere  Zeit  von  ihrem 
Domizil  entfernt  sind,  keine  Verpflichtung  haben, 
Ihren  Aufenthalt  zu  unterbrechen ,  ebensowenig 
wie  ein  Reisender  genöthigt  ist ,  während  seiner 
Reise  zu  seiner  Pfarrei  zurück  zu  kehren  (s.  o, 
S.  72). 
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Wenngleich,  wie  oben  (S.  65)  bemerkt  ist ,  die  Mönchsorden  das  Recht  haben, 
die  Eucharistie  in  ihren  Klosterkirchen  spenden  zu  lassen,  so  wird  doch  dnrch  die 
Empfangnahme  in  einer  solchen  seitens  der  Qläubigen  dem  österlichen  Gebot  nicht 
genügt,  ja  es  ist  den  Religiösen  sogar  ausdrücklich  verboten,  in  ihren  Kirchen  am 
Ostersonntage  selbst  solchen  Laien,  welche  nicht  zum  Kloster  gehören  (s.  o.  S.  73), 
die  Eucharistie  zu  ertheilen^ 

4.  Die  österliche  Pflicht  tritt  für  jeden  Gläubigen  mit  der  Zeit  ein,  wo  er  zu  den 
Unterscheidungsjahren  gelangt  ist,  also  als  Kind  die  Eucharistie  empfangen  kann 2. 
Ezkommunicirte,  Gefangene  ^  und  Kranke  sind  nicht  von  der  Pflicht  entbunden.  Die 
ersteren  haben  sich  um  Erlangung  der  Absolution  zu  bemühen^,  die  Gefangenen  den 
Richter  um  die  Ermöglichung  zu  ersuchen ,  und  den  Kranken  ist  nöthigenfalls  die 
Kommunion  zu  Hause  zu  spenden  K 

Wohl  aber  ist  der  Bischof  oder  der  Pfarrer®  befugt,  beim  Vorliegen  einer  ge- 
rechtfertigten Ursache,  vor  Allem  wenn  er  Zweifel  hegt,  ob  das  Beichtkind  auch  für 
den  Empfang  einer  würdigen  Kommunion  genügend  vorbereitet  ist,  dasselbe  von  der 
letzteren  zurückzuhalten  7,  d.  h.  die  Frist ,  innerhalb  deren  es  dem  österlichen  Gebot 
genügen  darf,  zu  verlängern  ^. 

5.  Zur  ordnungsmässigen  Erfüllung  der  Pflicht  gehört  die  vorgängige 
Ablegung  der  Beichte.  Im  Falle  ihrer  Unterlassung  ist  der  um  die  Kommunion  an- 
gegangene Priester  sowohl  berechtigt,  wie  auch  verpflichtet,  die  betreffende  Person 
vom  Abendmahl  zurückzuweisen^. 

Femer  wird  durch  eine  sakrilegische  Kommunion,  d.  h.  eine  solche,  welche 
wissentlich  im  Be  wusstsein  der  Unwür digkeit  genommen  wird,  der  Pflicht  nicht  genügt  ^  ®. 

6.  Die  Unterlassung  der  Erfüllung  des  österlichen  Gebotes  ist  mit  der  intercUctio 
tn^rM^u«  «<?cZ«na«  und  der  Yer  sagung  des  kirchlichen  Begräbnisses  bedroht^^ 
Die  erstgedachte  Censur  und  die  zuletzt  erwähnte  Strafe  tritt  aber  nicht  ipso  iure  ein, 

1  Das  ist  dureh  ^wiederholte,  auch  päpstlich  be-      qnirat  aut  si  causa  allcuius  forensls  expeditionlB 
bestätigte  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  ent-      impediat  conscientlae  serenitatem^ 

schieden,  da  die  Privilegien  der  Orden  nicht  dar-  ^  Da  Bischof  und  Pfarrer  diese  Amtshandlung 

auf  gehen.    Im  üehrigen  ist  die  Spendung  wäh-  in  ihrer  Eigenschaft  als  Beichtväter  ertheilen,  so 

rend  der  österlichen  Zeit  an  Laien  nicht  ausge-  muss  auch  jeder  Beichtvater  y  bei  welchem  das 

schlössen ,  nur  erfüllen  diese  durch  eine  solche  Pfarrkind    berechtigter    Weise    die    österliche 

Kommunion  das  österliche  Gebot  nicht,    vgl.  Beichte  ablegt,  dieselbe  Befugniss  haben,  Probst 

Ben  ed.  XIV.    const  Magno  v.  2.  Juni  1751.  S.  85.  86. 

S$.  21.  22.  bulL  eiusd.  3,  173  und  dess  elben  »  c.l2.  X.  cit.  setzt  die  Gebote  der  jährlichen 

de  syn.  dioec.  IX.  16.  n.  3  jf.;  Ferraris  1.  c.  Beichte  und  der  österlichen  Kommunion  in  so 

n.  20  fr.;    Richter,  Tridentiuum  S.  70  n.  9.  enge  Verbindung  mit  einander,  dass  die  Erfül- 

10;  Probst  S.  90.  lung  des  erstgedachten  als  Bedingung  der  Ge- 

2  VgL  0.  S.  67.  nügung  des  zweiten  angesehen  weiden  muss,  um 

3  Denn  durch  unerlaubte  und  strafbare  Hand-  so  mehr,  als  auch  dieselben  Strafen  für  die  Ver- 
lungen  kann  sich  Niemand  von  seinen  kirch-  letzung  des  einen  oder  andern  angedroht  sind, 
liehen  Pflichten  frei  machen.  io  propos.   56    ab    Innocentio    XI.   damnata 

*  Jedoch  sind  nach  der  Congr.  conc  diejenigen,  4.  März  1679,  bull.  Taurin.  19,  148 :  „Praecepto 

welche  erst  kurz  vor  Ostern  exkommunlcirt  wor-  communionis  annuae  satlsfit  per  sacrilegam  do- 

den  sind,  entschuldigt,  Ferraris  1.  c  n.  26.  mini  manducationem'^ 

5  Rituale  rom.   1.  c  n.  4:   „Aegrotis  quoque  ^^  c.  12.  X.  cit;  nicht  mit  der  Exkommuni- 

paiochialibus,  etiamsi  communionem  extra  prae-  kation,  denn  das  Tridentinum  (o.  S.  71.  n.  2) 

scriptos  paschales  dies  sumpserint,  in  paschalibus  droht  diese  nicht  für  die  blosse  Unterlassung  an. 
diebus  illam  deferet  ac  ministrabit^  Um  die  Unterlassung  zu  konstatiren ,  hat  der 

^  Nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  c  12.  X.  Pfarrer  eine  Kontrole  zu  führen ,   und  zwar  auf 

cit,  s.  0.  S.  71.  n.  1.  Grund  des  durch  das  Rituale  roman.  (tit.  IV.  c. 

7  Weitere  Beispiele ,    Congr.   conc   v.   1609  3.  n.  2  u.  3.  und  tit  X.  c.  6)  vorgeschriebenen 

bei  Probst  S.  88.  n.  8:  „si  timeatur  de  relapsu  Über  de  statu  animarum. 
in  peccatum  seu  gravitas  delicti  perpetrati  Id  re- 
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Tielmehr  bedarf  es  einer  Verhängimg  durch  besonderes  Dekret  des  Ordinarius  ^  Das 
Begrftbnifls  kann  aber  im  Falle  der  Notorietät  ohne  Weiteres,  falls  der  Widerspenstige 
keine  Zeichen  der  Reue  vor  seinem  Tode  gegeben  hat,  verweigert  werden^.  Wenn 
die  Censnr  fruchtlos  bleibt  /  so  darf  der  Bischof  auch  zur  Verhftngung  der  grossen 
Exkommunikation  und  bei  weiter  fortdauernder  Hartnäckigkeit  zur  Auferlegung  einer 
Geldstrafe  ^,  welche  zu  Gunsten  frommer  Zwecke  verwendet  werden  soll ,  schreiten. 
Ah  letztes  Mittel  würde  dann  von  dem  freilich  heute  nicht  mehr  überall  durchzu- 
f&hrenden  Standpunkt  des  katholischen  Eirchenrechtes  aus  die  Einleitung  einer 
UnterBuchong  wegen  Ketzerei  in  Frage  kommen  ^. 

Die  Lossprechung  von  der  interdictio  ingressus  ecclesiae  steht  dem  Pfarrer^  oder 
Beichtvater  zu<^,  ja  der  Bischof  soll  sich  dieselbe,  um  die  Erfüllung  des  Gebotes  nicht 
zu  ersehweren,  nicht  einmal  selbst  vorbehalten. 

Da  deijenige ,  welcher  während  der  österlichen  Zeit  den  Empfang  der  Rom* 
munion  ans  einem  gerechtfertigten  Grunde  unterlassen  hat^,  nur  von  der  Erfüllung 
der  Pflicht  während  der  gedachten  Zeit,  nicht  aber  von  der  Pflicht,  die  Kommunion 
in  jedem  Jahre  mindestens  einmal  zu  empfangen,  befreit  wird,  so  hat  er  derselben, 
sobald  als  möglich,  nachträglich  zu  genügen^.  Falls  er  dies  also  nach  Beseitigung 
des  Hindernisses  unterlässt,  können  die  vorhin  erwähnten  Censuren  und  Strafen 
gegen  ihn  verhängt  werden ,  weil  er  sich  nunmehr  einer  strafbaren  Verletzung  des 
Gebotes  der  österlichen  Kommunion  schuldig  gemacht  hat. 

7.  Das  Lateranensische  Konzil  setzt  nur  die  Minimalfordemng  fest ,  welche  die 
Kirche  an  ihre  Mitglieder  stellt.  Da  sie  aber  einen  öfteren  Gebrauch  der  Kommunion 
für  heilsam  erachtet,  so  ist  die  partikuläre  Gesetzgebung  nicht  gehindert,  einen  mehr- 


1  So  naeh  der  Praxis  der  Gongr.  cone. ,  Fer- 
raris 1.  c.  n.  24,  und  nach  allgemeiner  An- 
nahme Probst  S.  94. 

Der  Pfarrer  hat  nach  vorgangiger  Ermahnung 
des  Renitenten  hei  Fruchtlosigkeit  dem  Bischof 
za  diesem  Behnf  zu  berichten ,  Rituale  roman. 
tit  4.  c.  3.  n.  2:  „Ut  igitur  hoc  salutare  concilii 
decxetum  inylolabiliter  serretur,  descripta  par- 
oehus  habeat  nomina  suornm  parochlanorum :  et 
qui  dieto  tempore  non  communicayerint,  et  post 
oetavam  pasehae  eos,  qui  propriae  salutis  im- 
memores  saepius  admoniti  non  obtemperayerint, 
ordinario  sno  denuntiet''. 

2  Rituale  roman.  tit.  VI.  c.  2 :  „quibus  non 
licet  daxe  ecclesiastieam  sepulturam'',  n.  6: 
wlis,  de  quibus  publice  constat ,  quod  semel  in 
anno  non  susceperunt  saoramenta  oonfessionis  et 
communionls  in  pascha  et  absque  uUo  signo  con- 
tritionis  obierunt". 

Die  Gongr.  conc,  Ferraris  1.  c,  Probst 

5.  d4  hält  es  für  statthaft,  dass  durch  Synodal- 
statat der  Genanr  und  der  Strafe  der  Charakter 
der  oensura  und  poena  latae  sententiae  gegeben 
werde.  Darin  liegt  aber  eine  Verschärfung,  d.  h. 
eine  Abänderung  des  gemeinen  Rechts ,  ii^elche 
als  unzulässig  bezeichnet  werden  muss,  s.  Bd. 
III.  S.  830.  Die  neueren  partikulären  Anord- 
nungen halten  sich  Yon  dieser  Uebersohreitung 
ihrer  Zuständigkeit  fern,  s.  Kölner  Provinzial- 
konzil  1860,  coli.  Lac.  dt.  5,  349,  Rottenburger 
Erl.  T.  1853,  T.  Vogt  a.  a.  O.  386;  die  Prov.- 
Syn.  ▼.  Urbino  n.  Venedig  1859,  coli.  Lac.  cit. 

6,  16.  332. 


3  Gongr.  conc.  ▼,  1581 ,  Faguan.  ed.  c.  12. 
X.  cit.  n.  46  u.  Ferraris  1.  c.  n.  25:  „1.  An 
episcopus  adversus  eos  qui  temporibus  ab  eccle- 
sia  statutis  ad  confessiouis  et  eucharistiae  sacra- 
menta  negligunt  accedere  et  poenas  oap.  Omni» 
utriusfue  tezua  contemnunt,  possit  etlam  ad  ex- 
communicationem  procedere  ?  II.  An  pro  satis- 
factione  poenas  pecuniarias  pio  loco  applicandas 
injungere  ?  III.  An  expediat  talium  absolutlonem 
slbi  reservare?  Ad  I.  censult  licere,  nisi  forte  de 
proprii  sacerdotis  consilio  ex  rationabili  causa 
communio  ad  tempus  dilata  fuerit.  Ad.  II.  posse 
Iniungi  eleemosynas  alicui  pio  loco  applicandas 
pro  huiusmodi  excommunicationum  emendatione. 
Ad.  lU.  non  expedire''. 

Freilich  kann  die  Geldstrafe  nach  dem  beste- 
henden Staatskirchenrecht  der  modernen  Staaten 
in  denselben  gewohnlich  nicht  yollstreckt  wer- 
den, oder  ist  danach  überhaupt  unzulässig,  s. 
darüber  unten  im  kirchlichen  Strafrecht. 

*  Trid.  Sess.  XXV.  c.  3.  i.  f.  de  ref. 

B  Man  stützt  dies  auf  das  freilich  nicht  ent- 
scheidende c  29  (Innoc.  III.)  X  de  sent  ex- 
comm.  V.  39,  doch  hat  die  Gongr.  conc.  diese 
Ansicht  gebilligt,  s.  Anm.  3.  Vgl.  Probst 
S.  96. 

6  S.  Anm.;3. 

^  Z.  B.  weil  er  sich  in  Untersuchungshaft  be- 
fand und  ein  katholischer  Geistlicher  zur  Spen- 
dung der  Eucharistie  nicht  yorhanden  war, 

8  Probst  S.  86, 
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maligen  jährlichen  Empfang  vorznschreiben  ^ ,  wohl  aber  liegt  es  ausserhalb  ihrer 
Zuständigkeit;  auch  die  gemeinrechtlich  fUr  die  Nichtbeobachtang  der  österlichen 
Pflicht  angedrohten  Nachtheile  auf  die  Verletzung  ihrer  besonderen  Bestimmungen 
auszudehnen^,  weil  damit  unzulässiger  Weise  eine  nach  allgemeinem  Recht  nicht  straf- 
bare Unterlassung  unter  Abänderung  desselben  ftir  strafbar  erklärt  werden  wflrde'. 

lY.  Die  Spendung  und  der  Empfang  der  Eucharistie.  Die  Eucharistie 
darf  (abgesehen  von  dem  Viatikum  und  von  den  Fällen,  wo  ein  Kranker  sie  begehrt  ^) 
nur  in  einer  Kirche  oder  einer  Kapelle ,  welche  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge- 
widmet ist  ^ ,  nicht  in  Privat-Kapellen  oder  Privat-Oratorien ,  welche  blos  ftlr  den 
Privatgottesdienst  einzelner  Personen,  Familien,  Genossenschaften  oder  allein  f&r  be- 
stimmte religiöse  Zwecke  (wie  z.  B.  die  Feld-  und  Weg-Kapellen)  dienen,  gespendet 
werden.  In  Privat-Oratorien  ist  die  Spendung  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss  ge- 
stattet ^ ,  welche  aber  nicht  ohne  weiteres  durch  ein  Indult,  dort  Messe  lesen  zu  las- 
sen, als  ertheilt  gilt  7. 

Die  Spendung  kann  an  allen  Tagen  erfolgen,  —  mit  Ausnahme  des  Charfreitags, 
an  welchem  auch  die  Celebration  der  Messe  nicht  gestattet  ist^,  ferner  nicht  bei  der 
Messe  in  der  Christnacht ^,  —  und  zwar  während  derselben  Stunden,  zu  denen  die 
Messe  gelesen  werden  darf,  d.  h.  von  Tagesanbruch  bis  zum  Mittag  i<). 

Die  Eucharistie  soll  nach  dem  Wunsche  der  Kirche  von  den  Gläubigen  unter  der 
Messe  gleich  nach  der  Kommunion  des  celebrirenden  Priesters  genommen  werden^  < ,  je- 
doch ist  dies  kein  absolutes  Gebot,  vielmehr  ist  die  Reichung  vor  oder  nach  der  Messe 
gestattet^^. 


1  Toulouse  12!29c  13,  Mtnsi  23,  197;  Can- 
terT)ury  1236.  c.  18, 1.  c.  p.421;  Albi  1254  c29, 
1.  c.  p.  840 ;  Trier  1310  c.  89. 1.  c  25, 270  schrei- 
ben z.  B.  dreimaligen  Empfang  des  Jahres  vor, 
Tarragona  1317  c.  6,  1.  c.  25,  629  verlangt  dies 
nur  von  den  Rektoren  von  Kirchen  (Pfarrern)  und 
Yon  den  Priestern ,  dagegen  von  den  Kanonikern 
und  Beneflziaten,  vf eiche  nicht  Priester  sind, 
nur  zvfeimaligen  jährlichen  Empfang.  Aus 
neuerer  Zeit  s.  Taam  1858,  coli.  Lac.  cit.  3,  855 : 
^Laudabilis  provlnciae  nostrae  oonsuetudo  in- 
violahiliter  servanda  est,  bis  soilicet  ad  minimum 
in  anno  ad  s.  confessionem  et  communionem  ac- 
cedendi,  primo  in  pascha  resurrectionls  (quod 
quidem  ecclesiae  praeceptum  est)  et  circa  natale 
Christi". 

Die  Mönche  haben  indessen  nach  der  Anord- 
nung der  dem.  1.  $.  2  de  statu  monach.  lU.  10 
allmonatlich  am  ersten  Sonntage  die  Kommunion 
zu  empfangen,  und  nach  Trident  Sess.  XXV. 
c  10  de  regul.  soll  in  die  Konstitutionen  der 
Frauenorden  eine  Ermahnung,  dies  monatlich 
einmal  zu  thun,  aufgenommen  werden. 

2  Dies  haben  die  Anm.  1  Abs.  1  citirten  An- 
ordnungen auch  nicht  gethan. 

8  Bd.  III.  S.  830. 

^  Rituale  roman.  tit  IV.  c  4  de  eommunione 
inflrmorum. 

B  Das  setzen  alle  Vorschriften  über  die  Eucha- 
ristie, namentlich  das  Rituale  romanum  voraus, 
auch  ergiebt  es  sich  aus  den  besonderen  Bestim- 
mungen über  das  Viatikum. 

«  S.  0.  S.  70  citirte  Dekret  v.  12.  Februar 
1679 ;  „Doceant  in  ecclesils  seu  oratoriis  privatis 
ex  dispensatione    seu   privilegio  pontiflcis    de 


manu  sacerdotis  sumendam  ss.  eucharistiam". 
Doch  kann  der  Bischof  für  bestimmte  Zeit  beim 
Obwalten  eines  gerechtfertigten  Grundes  die 
Spendung  in  einem  Privatoratorium  gestatten, 
Benedict.  XTV.  const.  Magno  v.  2.  Juni  1751 
$.23.  bullar.  eiusd.  3,  173;  Prosper  Lam- 
bertini instit.  XXXIV.  n.  12;  Probst  S.  199. 

7  Prosper  Lambertini  l.  c. ,  Probst 
a.  a.  0. 

s  So  nach  fester  Gewohnheit ,  s.  auch  Oongr. 
rit  V.  1622  bei  Ferraris  1.  c.  n.  39,  und  de- 
cret.  rit.  V.  12.  Februar  1679 :  „Gurent  etiam,  ut 
circa  communionem  in  feria  sexta  Parasceve  Mis- 
salis rubricae  et  ecclesiae  Romanae  usus  serven- 
tur^.  Darüber,  dass  damit  die  Zeit  zwischen  der 
Darbringung  des  Opfers  vom  grünen  Donnerstag 
bis  zur  Vollendung  der  Messe  am  Charsonnabend 
gemeint  ist,  s.  Probst  a.  a.  0.  S.  202. 

0  S.  die  Entscheidungen  d.  Gongr.  rit  bei 
Ferraris  L  c.  n.  29;  Probst  S.  198.  203. 
Wegen  der  Regularen  vgl.  auch  o.  S.  74. 

10  Also  nicht  des  Nachts,  Probst  a.  a.  0. 
S.  203. 

11  Trident.  Sess.  XXn  doctrina  de  saoriflcio 
missae  c.  6;  Rituale  roman.  tit.  IV.  c  2.  n.  10: 
„Gommunio  autem  populi  intra  missam  statim 
post  communionem  sacerdotis  eelebrantis  flerl 
debet  (nisi  quandoque  ex  rationabili  causa  post 
missam  sit  facienda),  cum  orationes  quae  in 
missa  post  communionem  dicuntur,  non  solum 
ad  sacerdotem,  sed  etiam  ad  communicantes 
spectent". 

12  Vgl.  Probst  a,  a.  0.  S,  197  ff. ;  über  den 
Ritus  indem  einen  oder  andern  Fall  ebendaselbst 
S.  200  u.  S.  204  ff. 
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Bei  der  Spendimg  haben  die  etwa  anwesenden  Priester  und  Kleriker  den  Vor- 
rang vor  den  Laien.  Urnen  wird  das  Sakrament  an  den  Stufen  des  Altars  oder  min-* 
destena  im  Presbyterinm  gereicht  ^ ,  wogegen  es  die  Laien  ausserhalb  des  letzteren 
empfange  mtlssen^. 

Wfthrend  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  den  Oläubigen  bei  der  Kommunion 
sowohl  das  Brot,  wie  auch  der  Wein,  also  das  Abendmahl  unter  beiderlei  Gestalt, 
gereicht  worden  ist 3,  hat  man  zuerst  im  12.  Jahrhundert,  um  die  Oefahr  einer 
Verschfittung  des  Weines^  zu  vermeiden^,  femer  aber  aus  dem  mit  der  Transsubstantia- 
tionslehre  im  Zusammenhange  stehenden  Orunde,  dass  schon  unter  der  einen  Gestalt 
der  ganze  Ohristus  genossen  werde  ^,  in  einzelnen  Kirchen  den  Laien  den  Genuss 
des  Weines  vorenthalten  und  ihnen  die  Darreichung  des  Kelches  entzogen.  Erst  im 
13.  Jahrhundert  verbreitet  sich  diese  Sitte  weiter  '^  und  gewinnt  in  der  Scholastik  immer 
mehr  Vertheidiger  ® ,  wenngleich  man  damals  zum  Theil  noch  an  der  Spendung  der 


Vor  oder  nach  einer  Messe,  welche  für  die 
Verstorbenen  in  schwarzen  Paramenten  gelesen 
wild,  darf  aber  die  Kommunion  niemals  gespen- 
det werden.  Während  einer  solchen  ist  dies  nach 
den  neuesten  Entscheidungen  der  Congr.  rit  zu- 
lässig, sofern  die  Kommunion  per  modum  sacri- 
fldi  (nicht  per  modum  sacramenti),  d.h.  mit  den 
in  der  Bequiemsmesse  konsekrirten  Partikeln  der 
Hostie ,  ministrirt  wird,  und  ein  fester  Gebrauch 
f&r  eine  solche  Spendung  besteht.  Probst 
S.  198  und  dazu  Ginzel,  K.  R.  II.  2,  352.  n.4 

1  Rituale  roman.  til  lY.  c  2.  n.  4 :  „sed  primo, 
si  saeerdotibus  yel  aliis  ex  clero  danda  sit  com- 
smnio,  iis  ad  gradus  altaris  genuflexis  praebeatur 
Tel  si  commode  lleri  poterlt ,  intra  sepimentum 
altaris  sint  a  Uicis  distincti". 

s  cl9Laodiceazw.343u.381;  c  18.  Tolet  IV. 
a  633;  c  13  Braga  I.  y.  583;  c.  29  Dist  II.  de 
eonsccT.  oit.  Wenn  es  in  c  1  (c  4  conc  Turon.  II. 
T.  567)  X.  de  Tita  et  hon.  III.  1.  a.  E.  heisst: 
«ad  orandum  yero  et  communicandum  lalcis  et 
foeminis,  sicut  usus  est,  pateant  sancta  sancto- 
ram*^,  so  hat  das  Konzil  wohl  damals  eine  Aus- 
nahme zugelassen  (eine  andere  Erklärung  bei 
Gonzalez  Tellez  ad  clX.  citn. 6),  jedenfalls 
ist  aber  diese  heute  nicht  mehr  geltenden  Rech- 
tes, da  Laien  überhaupt  nicht  während  des 
Gottesdlenatea  in  das  Presbyterinm  eingelassen 
werden  sollen,  s.  Probst  S.  214  und  unten 
S-  219.  m. 

'  Aiia)^V|  Töav  dicooTÖXcDV  (ed.  Harnack) 
c  DL  X. ;  constit  apostol.  VIII.  12. 13;  Hef  ele, 
ConciL  Oeech.  %  Aufl.  2,  484;  c  12  (Gelas.  L) 
Dist  n.  de  eonsecr. :  „Gonperimus  autem ,  quod 
quidam  sumpta  tantummodo  s.  corporis  portione 
a  ealice  sacrati  cruoris  abstineant  Qui  procul 
dubio  (quoniam  nescio  qua  superstitione  docen- 
tor  adstrlngi)  aut  Integra  sacramenta  perdpiant 
aat  ab  integrls  arceantur,  quia  divisio  unius 
einsdemqne  misterü  sine  grandi  sacrilegio  non 
potest  proYenire'^;  Tribur  895  c  19,  Mansl 
18,  14Z 

Ja,  im  Gegensatz  zu  der  späteren  und  heutigen 
IJebang  setzt  es  Toledo  XI.  a.  675  c  11  als  statt- 
haft voraus,  dass  Kranken,  welche  das  Brot  nicht 
geniessen  können ,  nui  der  Kelch  mit  Wein  ge- 
reicht wild. 

*  3ehon  firüher  hatte  man  aus  diesem  Grunde 


das  Abendmahl  in  der  Weise  gespendet,  dass 
man  den  Kommunikanten  die  Hostie ,  in  Wein 
eingetaucht,  darreichte ,  was  allerdings  Braga  ▼. 
675.  c  1  (in  c.  7.  Dist  II.  de  eonsecr.  mit  der 
falschen  Inscription :  „Julius  papa'O  untersagt  hat 
Im  11.  Jahrhundert  muss  dieser  Gebrauch  aber 
wieder  häufiger  geworden  sein,  denn  sowohl 
Olermont  1095  c.  28,  M  ansi  20,  818,  wie  auch 
Paschalis  II.  (ed.  ad  Ponticum  Glem.  abbat  zw. 
1108  u.  1118,  Mansi  20,  1013)  haben  Verbote 
dagegen  erlassen. 

^  Vgl.  Robert  PuUeyn  (u.  1140)  sentent 
P.  VIII.  c.  3 :  „Primo  corpus,  post  sanguis  a  pres- 
byteris  est  sumendus :  institutio  Christi  mutanda 
non  est  . . .  Verum  qualiter  a  laicls  eucharistia 
sumi  deberet ,  sponsae  suae  commisit  iudioio : 
cuiuB  consilio  et  usu  pulcre  fit,  ut  caro  Christi 
tantum  laicis  distribnatur.  Nimirum  periculose 
fleret,  ut  sanguis  sub  llquida  specie  multltudlni 
fldellum  in  ecclesia  divideretur:  longo  pericu- 
losius,  si  Inflrmls  per  parochiam  deferretur". 
Weitere  Belege  bei  Gieseler,  Kirchengesch. 
4.  Aufl.  II  2.  S.  449.  n.  11. 

Vgl.  überhaupt  Spittler,  Geschichte  des 
Kelchs  1.  Abendmahle.  Lemgo  1780;  Hagen- 
bach i.  Herzogs  Real-Encyklopädie.  1.  Aufl. 
7,  506. 

«Gieseler  a.a.O.  S.434.n.6.S.440.n.ll.  12. 

7  Cölnl279o.l280c.7i.  f.,  Mansi  24,343, 
setzt  sie  in  seiner  Anordnung  voraus,  dass  den  Kom- 
munikanjten  nach  dem  Empfange  der  Eucharistie 
ein  Kelch  mit  Wasser  und  nicht  konsekrirtem 
Wein  zur  Puriflkatlon  dargereicht  werden  soll; 
Lambeth  1281  c.  1, 1.0.406,  schreibt  vor,  dass 
die  Gläubigen  belehrt  werden  müssen ,  dass  sie 
unter  der  Gestalt  des  Brotes  Leib  und  Blut 
Christi  empfangen,  und  dass  der  ihnen  im  Kelch 
gegebene  unkonsekrirte  Wein  nur  das  Geniessen 
der  Hostie  erleichtem  solle.  S.  ferner  das  Statut 
des  Generalkapitels  der  Oisterelenser  v.  1261, 
Martine,  thes.  anecdotor.  4.  1418;  „Cum  ex 
perceptione  sanguinis  domini  .  .  .  pericula  Inde 
yeniunt  gravia  .  .  .  ordinat  oapitulum  generale, 
quod  monachi,  conversi ,  monlales  ordinls,  ex- 
ceptis  ministris  altaris ,  ad  callcem  more  sollte 
non  accedant,. 

8  Gieseler  a.  a.  0.  S.  444.  n.  12. 
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beiden  Gestalten  festgehalten  hat^  Mit  dem  14.  Jahrhundert  ist  aber  die  neue  üebnng 
znr  Herrschaft  gelangt.  Freilich  ist  schon  im  fünfzehnten  in  Böhmen  seitens  der  Hna- 
siten  die  schriftmässige  Art  der  Spendnng  wieder  gefordert  worden^,  aber  das  Kon- 
zil von  Constanz  hat  die  im  Widerspruche  mit  der  h.  Schrifl;  and  der  mehr  ala 
tansendjährigen  Praxis  der  Kirche  aufgekommene  Sitte  sanktionirt  und  diejenigen, 
welche  die  Berechtigung  derselben  hartnäckig  bestreiten  sollten,  ftlr  Ketzer  erklftrt'. 
Die  Hussiten  hielten  indessen  an  dem  Laienkelch  fest  ^,  und  das  Konzil  von  Basel, 
welches  im  wesentlichen  den  Beschluss  der  Constanzer  Synode  wiederholte^,  war  ge- 
nOthigt,  ihnen  in  dieser  Hinsicht  Konzessionen  zu  machen  ®. 

Denselben  principiellen  Standpunkt  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  eingenom- 
men^, indessen  dem  Papste  freigestellt,  nach  seinem  Ermessen  die  Spendnng  des 


1  S.  Diöcesansynode  v.  Exeter  1287  c.  4.  1. 1, 
M  a  n  si  24,  789 :  (Laici)  „pilasqaam  oommnni- 
cent,  instraantur  per  sacerdotes  y  quod  illud  ac- 
cipiunt  sab  panis  spede,  quod  pro  illorum  sa- 
late  pependlt  in  cnice:  hoc  aasoipiimt  in  calice, 
quod  effuBum  de  coipore  Christi". 

'  Zuerst  von  Jacobus  Ton  Misa ,  Jacobellus 
genannt,  a.  dessen  demonstratio  per  testimonia 
scripturae ,  patram  atque  doctorum  commnnica- 
tionem  calids  in  plebe  christiana  esse  necessa- 
riam,  in  y.  d.  Hardt  cone.  Gonst.  3,  805.  Des 
Weiteren  Gieseler  a.  a.  0.  IL  4,  420  ff. 
423.  n.  e. 

3  Sess.  Xni.  T.  1415,  Mansi  27,  727,  decre- 
tnm  contra  communionem  snb  utiaque  et  contra 
Jacobum  de  Misa  .  .  .  „quod  licet  in  primitiva 
ecclesla  recipetetur  huiasmodl  sacramentum  a 
fldellbuB  sub  specle  utraque,  tarnen  postea  a 
confldentibus  sab  utraque  et  a  lalcis  tantum- 
modo  sub  specle  panls  suscipiatur :  cum  flrmis- 
sime  credendum  sit ,  et  nuUatenus  dubltandum, 
integrum  Christi  corpus  et  sanguinem  tam  sab 
specle  panis,  quam  sub  specie  vini  yeradter  con- 
tinerl.  Unde  cum  hulusmodl  consuetudo  ab 
ecclesla  et  a  ss.  patrlbus  rationablUter  intro- 
ducta  et  dlutisslme  observata  slt,  habenda  est 
pro  lege,  quam  non  licet  reprobare  aut  sine  eccle- 
slae  auctorltate  pio  liblto  Immutare.  Quapropter 
dlcere,  quod  hanc  consuetadinem  aut  legem  ob- 
servare  slt  saciUegum  aut  ÜUcltum,  censerl  debet 
erroneum:  et  pertlnaclter  asserentes  opposltum 
praemlssarum  tanquam  haeretlcl  arcendl  sunt  et 
graviter  punlendl  per  dioecesanos  locorum  seu 
offldales  eorum  aut  inquisitores  haeretlcae  pra- 
vitatis  In  regnls  seu  provinciis,  in  qulbus  contra 
hoc  decretum  aliquid  forsan  fuerit  attentatum  aut 
praesumtum,  luxta  canonlcas  et  legltlmas  sano- 
tlones,  in  favorem  cathollcae  fldei  contra  haere- 
tlcos  et  eorum  fautores  salubriter  inveutas'^  In 
dnem  Anhange  dazu  wird  auch  allen  Ordi- 
narien, welche  die  Uebertreter  des  Gesetzes  nicht 
zur  Rechenschaft  ziehen ,  die  Exkommunikation 
angedroht. 

«  Gieseler  a.  a.  O.  IV.4.  424  ff.;  Hefele, 
CondUengesch.  7,  749.  500  ff.  542  ff.  568  ff. 
605  ff. 

<^  Sess.  XXX.  a.  23.  Dezember  1437,  Mansi 
29,  158 :  .  .  .  „quod  fldeles  lald  slve  derld  com- 
municantes  et  non  conficlentes,  non  adstringun- 
tur  ex  praecepto  domlnl  ad   susoipiendum  sub 


utraque  spede  .  . .  ss.  eucharlstlae  sacramentum. 
Sed  ecclesla  .  .  .  ordinäre  habet ,  quomodo  ipsU 
non  confldentibus  minlstretur ,  prent  pro  reve- 
rentla  Ipdus  sacramentl  et  salute  fldellum  yideilt 
expedire.  .  .  .  Laudabills  quoque  consuetado 
communlcandl  laicum  populum  sub  una  specie 
.  .  .  pio  lege  habenda  est,  nee  Uclte  est  eam  re- 
probare aut  sine  auctoritate  ecclesiae  Ipsam  im- 
mutare''. 

0  In  den  Prager  Kompactaten  zwischen  den 
Synodaldeputlrten  und  einem  Thelle  der  Böhmen 
(den  Callxtlnem]  wurde  die  Forderung  der  Böh- 
men, Monum.  conc.  general.  saec.  XV.  t.  I. 
Yindobon.  1857  p.  496 :  „quod  communlo  divl- 
nlssime  eucharistie  utills  et  salubrls  sub  utiaqae 
specie,  seil,  panis  et  vinl,  unlyerds  Chrlatl  flde- 
llbus  in  regno  Bohemlae  et  marchionatu  Moravise 
et  locls  eis  in  hac  parte  adhaerentium  constltutis 
per  sacerdotes  llbere  minlstretur^,  mit  den  nä- 
heren Bestimmungen  genehmigt :  „Articulus  ille 
In  s.  concilio  disoutietur  ad  plenum,  quoad  ma- 
terlam  de  praecepto,  et  yldebitur,  quid  circa 
illum  artlculum  pro  yerltate  cathoUca  sit  tenen- 
dum  et  agendnm  pro  utilitate  et  salute  popull 
christiani.  Et  omnlbus  mature  et  dlgeste  pertrac- 
taüs,  nichilomlnus  si  In  deslderlo  habendi  dlc- 
tam  communionem  sub  dupUci  specle  perseue- 
rauerint,  hoc  eorum  ambasdatoribus  indlcantibas 
8.  condllum  sacerdotlbus  dlctor.  regnl  et  marchi- 
onatus  communlcandl  sub  utraque  specle  popu- 
lum, eas  yldellcet  personas  que  in  annis  dlscre- 
tionis  constitate  reyerenter  et  deyote  postula- 
verlnt,  facnltatem  pro  eorum  utilitate  et  salute 
in  domino  largletur;  hoc  semper  obseryato  quod 
sacerdotes  sie  oommunicantibus  semper  dicant, 
quod  Ipsl  debent  flrmiter  ciedere ,  quod  . . .  snb 
quallbet  spede  est  Integer  et  totus  Christus. 
Legatl  6.  concilil  .  .  .  mandabunt  universis  et 
singulis  .  .  . ,  nt  dlctls  Boemis  et  Morauls  uten- 
tlbus  dlcta  communione  sub  duplid  specie,  nemo 
audeat  Improperare  aut  eorom  famae  aut  honori 
detrahere.  Et  hoc  Idem  fadet  s.  condllum''. 
Vgl.  auch  Hefele 7,  572  ff. 

"^  Sess.  XXI.  doctr.  de  comm.  sub  utraque 
spede,  c.  2 :  .  .  .  „Quare  agnoscens  s.  mater  ec- 
clesla hanc  suam  In  admlnlstratione  sacramen- 
torum  auctoritatem,  licet  ab  initlo  christlanae 
rellgionls  non  infrequens  ntriusque  speciel  usus 
fu  laset,  tamen  progressu  temporls  latisdme  lam 
mutataillaconsuetudine,  grayibus  et  iustls  causis 


J.202.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 


79 


Abendmahls  unter  beiderlei  Gestalt  za  gestatten^.  Darauf  gehende  Indulte  waren 
aehon  vorher  von  PaulIII.  (1534 — 1549)  nnd  JnlinsUI.  (1550 — 1555)  in  der  Form 
ertheilt  worden,  dass  die  apostolischen  Nuntien  die  BeAigniss  erhalten  hatten,  einzel- 
sen  Laien  den  Kelch  zu  bewilligen^.  Nach  dem  Konzil  sind  solche  generelle  Pri- 
^^en  zwar  nicht  mehr,  wohl  aber  wiederholt  dergleichen  specielle  Yergflnsti- 
gimgen  für  eine  Beihe  von  fürstlichen  Personen  gewtiirt  worden  ^, 

Somit  ist  heute  ^nach  allgemeinem  Becht  nur  der  celebrirende  Bischof  oder 
Priester  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalt  zu  nehmen  berechtigt^. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Kirche  auf  einen  würdigen  und  möglichst  heil- 
samen Genuss  des  Abendmahles  seitens  der  Gläubigen  hinzuwirken  bestrebt  ist,  hat 
sie  angeordnet,  dass  das  Sakrament  der  Eucharistie  nur  im  Zustand  der  Gnade  em- 
pfangen werden  soll,  und  dass  daher  jeder,  welcher  sich  einer  Todsünde  bewusst 
ist,  sofern  er  Gelegenheit  dazu  hat,  vorher  die  Beichte  ablegen  soll  \  Indessen  han- 
delt es  sieh  hierbei  lediglich  um  eine  religiös-ethische  Vorschrift,  nicht  um  eine  recht- 


addueta  hanc  consuetudinem  sub  altera  specie 
commiinicandi  approbaylt  et  pro  lege  habendam 
deezerit,  quam  reprobare  aut  sine  ipsios  ecclesiae 
metoritate  pro  libito  mutare  non  licet''.  De  com- 
mon.  sab  ntr.  speeie  can.  3:  ;,Si  qnis  uegaverit, 
totum  et  integrum  Christum  omnium  gratiarnm 
fontem  et  anctorem  anb  una  panis  specie  sumi, 
qaia,  ut  quidam  falso  assernnt,  non  secnndum 
ipaina  Christi  institntionem  sab  atraqae  specie 
somator,  anathema  sit*^ 

^  Se88.XXII.  decret.  snp.  petlt.  concess.calicis : 
glnsnpei,  quam  eadem  s.  synodas  superiori  ses- 
iione  II.  articoloB  alias  propositos  et  tum  nondam 
dlseiissoB,  vldeUcet:  an  rationes,  qolbus  s.  ca^ 
tholica  ecclesia  addncta  fait,  at  commanicaret 
laiooe  atqne  etlam  non  celebrantes  saceidotes  sab 
ona  panis  specie ,  Ita  slnt  retinendae ,  at  nnlla 
ntione  eallcis  asus  caiqaam  sit  permittendas ; 
et  an ,  si  honestis  et  christlanae  caritati  consen- 
taneia  rationlbas  concedendus  allcoi  yel  nationi 
Tel  regno  calicis  asas  yideatar ,  sab  aliqailibas 
eonditionibos  concedendas  sit,  et  quaenam  illae 
slnt,  in  aliud  tempus,  oblata  sibi  occasione,  exa- 
minaiidos  atque  deflniendos  reservayerit ;  nunc 
eorum  pro  quibus  petitor  salati  optlme  consultum 
Tolens,  decrevlt,  integrum  negotium  ad  ss.  domi- 
num noatram  ease  refereudam,  prout  praesenti 
decreto  refert,  qui  pro  sua  singulari  prudentia 
id  eflieiat,  qnod  utile  rei  publicae  christlanae  et 
salutaie  petentibus  nsum  calicis  fore  iudica- 
terit«. 

Schon  1556  hatte  Kaiser  Ferdinand  I.  den 
niederoeterreichischen  Standen,  ferner  Herzog 
Alben  T.  Baiem  den  seinigen  den  Gebrauch  des' 
Kelches  gestattet,  y.  Wessenbeig,  d.  grossen 
Rirehenversammlungen  des  15.  n.  16.  Jahrh.  3, 
397.  398,  Oieseler  a.  a.  0.  IIL  1.  S.  395.  n.  6. 
Vom  Konzil  wurde  ebenfalls  eine  Konzession  in 
dieser  Richtung  gefordert,  tot  Allem  Yon  Ferdi- 
nand im  Hinblick  auf  die  Protestanten  und  Böh- 
men, Sickel,  z.  Gesch.  d.  Konzils  v.  Trient. 
Wien  1872.  S.  64.  283.  337.  346.  348.  369.  372. 
374.  377.  383;  Gieseler  UI.  2.  S.  529.  562. 
n.  39 ,  und  bei  den  weit  auseinander  gehenden 
Ansichten  und  Voten  der  KonzÜsYater  setzten 


die  Legaten  schliesslich  nur ,  um  weitergehende 
Konzessionen  zuYermeiden,  die  Annahme  eines 
dem  Dekrete  entsprechenden  Vorschlages  durch, 
Gieseler  a.  a.  0.  n.  39.  Vgl.  über  die  Verhand- 
lungen des  Konzils  T  h  e  i  n  e  r ,  Acta  conc.  Trid . 
2,  3  ff.  7 ff.  38  ff.  56.  87 ff.  96 ff.  115.  127  ff. 
132;  P.  SuavisPolani  histor.  conc.  Trident. 
ed.  V.  Gorichemi  1658  üb.  VI.  p.  464.  471.  480. 
482.  488.  498.  507. 517. 523.  524;  PallaYicini 
historia  del  concilio  di  Trento  1.  VI,  18.  n.  9.  l. 
XVII.  1.  n.  1.  2;  Ö;  6.  n.2ff.;  7.  n.  Iff.;  14. 
n.  10 ff.  XVIII.  c.  3.  4.  5.  n.  1  ff.;  7.  n.  12.  13.; 
8.  n.  Iff.;  9.  n.  11. 14;  y.  Wessenberg  a.a.O. 
4,  114:  Grisar,  Jacob  Laiuez  u.  die  Frage  des 
Laienkelches  auf  dem  Konzil  v.  Trient :  Ztschr. 
f.  kath.  Theologie.  Jahrg.  ö  (1881)  S.  672 ff. 

3  Benedict. XIV.  de  syn.  dloeces.  VI.  9. 
n.  2  und  tract.  de .  sacrlffdo   missae  ed.  latin. 

?,.  356.  Nach  Benedict  XIV.  hat  auch  Pius  IV. 
1559_1565)  dem  Erzbischof  y.  Prag  das  Indult 
gewahrt,  einzelne  Priester  zur  Speudung  des 
Abendmahls  unter  beiden  Gestalten  an  Personen, 
welche  darum  nachsuchen,  unter  der  Bedingung, 
dass  die  letzteren  eine  genügende  Bethenerung 
ihres  katholischen  Glaubens  abgeben,  zu  ermäch- 
tigen, aber  sowohl  Plus  V.  (1566—1672),  wie 
auch  Gregor  XIII.  (1572—1585)  haben  dieses 
und  andere  derartige  PriYilegien  widerrufen. 

8  So  hatten  nach  Benedict  XIV.  (s.  Yor.  Anm.) 
die  Könige  Yon  Frankreich  das  PriYÜegium ,  an 
ihrem  Krönungstage,  im  Falle  der  Todesgefahr 
und  femer  jedesmal ,  wenn  sie  es  forderten ,  das 
Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  zu  empfangen. 

*  Ausserdem,  allerdings  nur  bei  einem  Ponti- 
flkal-Amte  des  Papstes ,  abgesehen  Yon  diesem, 
auch  die  beiden  als  Diakon  und  Subdiakon  fun- 
girenden  Kardinäle ,  Benedict  XIV.  de  sacrif . 
missae  1.  c. 

5  Trid.  Sess.  XIII.  de  ss.  euchar.  sacr.  c.  7. 
Das  gilt  auch  Yon  dem  celebrirenden  und  wäh- 
rend der  Messe  kommunizirenden  Priester ,  wel- 
cher, wenn  er  die  Vorschrift  nicht  hat  erfüllen 
können,  sobald  als  möglich  nachträglich  beichten 
soll.  Vgl.  des  Näheren  Probst,  S.  164—166. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  duroh  dieselbe. 
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liehe  Anordnung.  Der  Spender  des  Sakramentes  ist  daher  nieht  bereehtigt,  fiber 
die  Erfftllong  dieser  Yerpflichtnng  einen  Nachweis  zu  verlangen  und  mangels  eines 
solchen  die  betreffende  Person  zurückzuweisen  K 

Damit  keine  Verunehrung  des  Sakramentes  entsteht,  soll  der  OUubige  auch 
im  nüchternen  Zustande  ^  zu  demselben  herantreten.  Aber  dieses  Gebot  hat  den 
Charakter  einer  Rechtsvorschrift  3.  Daher  ist  der  Priester  berechtigt  und  verpflichtet, 
jedem  Gläubigen,  falls  er  etwa  Kunde  davon  besitzt,  dass  der  letztere  schon  etwas 
genossen  hat,  die  Beichung  der  Eucharistie  zu  verweigern^. 

Eine  gleiche  Berechtigung  und  Pflicht  tritt  ftlr  ihn  ein,  wenn  die  äussere  Er- 
scheinung und  das  äussere  Auftreten  einer  Person  mit  der  Würde  und  der  Feierlich- 
keit des  Aktes  der  Sakramentsspendung  nicht  vereinbar  erscheint,  und  in  der  Eei- 
chung  der  Eucharistie  eine  Verunehrung  derselben  liegen  oder  dadurch  ein  (öffent- 
liches Aergemiss  gegeben  würde  \ 

V.  Das  viaticum^  [Wegzehrung)  ist  das  Abendmahl,  welches  im  Falle  der  Todes- 


1  c.  67  (Augnst.)  Dist.  II.  de  consecr. ;  c.  2 
(Eugen.?,  nach  Jaf  f  tf  ed.  I.  n.  9092  Alex  III.) 
X.  de  off.  lud.  ordin.  I.  31 ,  wo  anf  Judas  hinge- 
wiesen  wird.  Das  Tridentinum  l.  c.  sagt  gleich- 
falls nur :  „ecclesiastica  consuetudo  declarat"  und 
das  Rituale  roman.  zählt  diejenigen,  welche  nicht 
vorher  gebeichtet  haben,  nicht  unter  den  ^cendi^ 
auf,  sondern  glebt  yielmehr  blos  die  Anweisung  I. 
c  n.  3 :  „Ideo(j>aiochu8)saepiuspopulumadnione- 
bit,  qua  praeparatlone  et  quanta  rellgioue  ac  ple- 
tate  et  humill  etiam  corporis  habitu  ad  tarn  divi- 
num sacramentum  debeat  accedere,  ut  praemissa 
sacramentall  confessione,  omnes  saltem  media 
nocte  jejunl  et  utroque  genuflexo  sacramentum 
humillter  adorent  ac  reverenter  susciplant ,  viri, 
quantum  fleri  potest,  a  mulierlbus  separati".  Als 
weiteres  Moment  kommt  hinzu ,  dass ,  wenn  ein 
geheimer  Sünder  nicht  In  allen  Fällen  zurück- 
gewiesen werden  darf  (s.  o.  S.  69),  auch  eine 
Femhaltung  desjenigen ,  welcher  blos  nicht  ge- 
beichtet hat,  ausgeschlossen  ist.  Derselben  An- 
sicht anch  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  546. 
Wegen  der  Besonderheit  in'  Betreff  der  österlichen 
Kommunion  s.  o.  S.  74  und  andererseits  wegen 
des  Vlatlkum  s.  unten  unter  V. 

2  c.  64  (August)  Dist.  II.  de  consecr.  In  älte- 
rer Zelt  machte  man  aber  am  grünen  Donnerstag 
eine  Ausnahme,  Hlppo  393  c.  28  (Carth.  III. 
c.  29  =  c.  49  Dist.  cit.);  Macon  II.  686  c.  6. 
Der  Ausnahme  erwähnt  dagegen  schon  Auxerre 
678  0.  586  c.  19  nicht  mehr,  ausdrücklich  gegen 
dieselbe  TruUan.  692  c.  29.(  Allgemein  spricht 
sich  für  das  jejunlum  aus  Nicolaus  I.,  respons. 
ad  Bulgar.  866  c.  65,  Mansl  16,  423.  S.  femer 
Rituale  roman.  in  der  vor.  Anm. 

Ausführlich  handelt  über  das  jejunlum  Probst 
S.  179  ff.  und  die  iustmctlo  Paderbomensis  t. 
1867,  Arch.  f.  k.  K.  S.  20,  373.  Hier  genügt  es 
darauf  hinzuweisen,  dass  das  jejunlum  in  der 
Enthaltung  von  dem  Genüsse  jeder  Speise  und 
jedes  Trankes  seit  Mittemacht  bis  zum  Empfange 
der  Kommunion  besteht,  nud  dass  dasselbe  nicht 
durch  Yerschlucken  von  Dingen,  welche  nicht 
verdaulich  sind  (z.  B.  von  Holzstücken,  Haaren, 
Fäden) ,  ebensowenig  von  solchen ,  welche  nicht 
von  aussen  In  den  Mund  geführt  werden  (Ver- 


schlucken von  Speichel,  Speiseresten,  Blntaos 
dem  Zahnfleische),  endlich  auch  nicht  durch  dea 
Qenuss  von  Sachen ,  welche  nicht  als  Speise  ge- 
nommen werden  (Tabak -Rauchen,  Schnupfen 
und  Kauen,  s.  auch  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec. 
XI.  13,  n.  2.  3)  aufgehoben  wird. 

s  Wegen  des  celebrlrendeu  Priesters  s.  noch 
unten  in  der  Lehre  von  der  Messe. 

^  So  bezeichnet  auch  die  citirte  Instr.  Pader- 
born, das  Gebot  als  lex  ecclesiastica.  Wenn 
das  Rituale  roman.  den  non  jejunus  nicht  un- 
ter den  ^^arcendl^  aufführt  und  nur  anordnet 
(s.  Anm.  1),  dass  der  Pfarrer  durch  Ermah- 
nungen auf  die  Beobachtung  des  Gebotes  hin- 
wirken soll,  so  bestimmt  es  doch  andererseits 
bei  der  Kranken-Kommunion  tit  Y.  c  4.  n.  4 : 
„Ceteris  autem  Inflrmls,  qui  ob  devotionem  in 
aegrltudlne  communicant ,  danda  est  eucharistlft 
ante  omnen  dbum  et  potem ,  non  allter  ac  ce- 
teris  fldellbus,  quibus  nee  etiam  per  modum  me- 
dlcinae  ante  aliquid  sumere  licet'^.  Nach  allge- 
meiner Annahme  Ist  nnr  der  Papst  von  der 
Pflicht  des  jejunlums  zu  dispenslren  berechtigt, 
Ben  ed.  XIY.  1.  c  Y.  8.  n.  12,  eine  Reihe 
derartiger  Indulte  aufgezählt  1.  c  n.  19. 

Die  Frage,  s.  auch  o.  1  (Pseudo-Hleron.^,  c.  7 
(Gregor.  I.  ?)  GXXXIII.  qu.4;,Chalons  836  c.  46, 
Mansl  14,  82,  ob  die  eheliche  Beiwohnung  von 
dem  Empfange  der  Kommunion  abhält,  ist  keine 
rechtliche.  Die  Theologen  streiten  allein  dar- 
über, In  wie  weit  durch  eine  solche  Kommunion 
eine  Sünde  begangen  wird,  vgl.  Probst  S.  177 ff. 

5  Also  wenn  ein  Angetrunkener ,  welcher  sich 
noch  nicht  Im  Zustande  der  Unzurechnungs- 
•fähigkelt  befindet,  an  der  Kommunion  Theil 
nehmen  will.  Unter  denselben  Gesichtspunkt 
fällt  syn.  dioeces.  Paderborn  v.  1867.  P.  IL  s.  2. 
c.  30,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  366:  ,,Pariter  com- 
mnnlo  non  est  admlnlstranda  mulierlbus ,  quae 
inhoneste  et  Impudlce  vestltae  ad  sacram  men- 
sam  accedant^. 

0  Diese  Uebersetzung  des  griechischen  i^dov 
in  c  13.  Nlcaen.  326  schon  in  der  versio  Dlony- 
slana  nnd  der  versio  Hispana,  c.  9  G.  XX YI. 
qu.  6.  YgL  auch  Probst,  Sakramente  1.  d.  drei 
ersten  christlichen  Jahrhunderten  S.  233. 
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ge&hr  genommen  wird^  Als  solches  soll  die  Eucharistie  gespendet  werden,  wenn 
die  Wahrscheinlichkeit  Yorhanden  ist,  dass  der  Qlänbige  seinem  Ende  entgegengeht  ^. 

Kraft  göttUchen  Gebotes  hat  jeder  Katholik  die  Pflicht,  im  Falle  der  Todes- 
gofüir  das  Yiatikam  zn  empfangen  ^.  Ob  aber  derselben  blos  dadnrch  genügt  wird, 
da»  der  Gläubige  die  Eucharistie  in  der  Absicht,  sie  gerade  als  Wegzehrung  zu  nehmen, 
empfingt  oder  ohne  eine  solche  Intention  kommunizirt  (z.  B.  wenn  er  an  demselben 
Tage,  an  welchem  er  plötzlich  in  Todesgefahr  gerftth,  sich  vorher  die  Eucharistie 
hü  ans  Andacht  geben  lassen] ,  ist  streitig  und  dogmatisch  nicht  entschieden  ^.  Die 
Spendnng  des  Yiatikums  ist  ausschliessliches  Recht  des  zust&ndigen  Pfarrers  ^,  sofern 
aber  eine  dringende  Gefahr  Yorliegt,  sind  auch  die  o.  8.  66  bezeichneten  Personen 
und  die  Begnlaren  ^  dazu  beftigt. 

Andererseits  hat  der  Berechtigte  auch  die  Verpflichtung,  den  Kranken  das  Via- 
tikom,  sobald  als  möglich,  damit  es  noch  mit  der  gehörigen  Vorbereitung  und  Andacht 
empfangen  werden  kann,  zu  spenden  ^.  Dem  mehrmaligen  Empfange  des  Viatikums 
während  derselben  Krankheit  steht  nichts  entgegen  ^,  und  daher  ist  der  Priester  nicht 
berechtigt,  dasselbe  zu  Ycrweigern,  im  Gegentheil  verpflichtet,  es  zu  geben  ^. 


1  Cateehlsin.  roman.  P.  IL  c  4.  qu.  5. 

I  Ritaale  roman.  t.  lY.  o.  4.  n.  3:  „Pro  Tla- 
üeo  AQtem  (commnnlonem)  administrablt ,  cum 
piobtblle  est,  quod  e^m  ampllus  samere  non  po- 
tetT;  n.  4 :  „Potest  qoldem  vlatioam  b  r  e  y  i  m  o  - 
Titarls  dmii  non  Jejnnis^  Der  Unterschied 
zwliehen  der  gewöhnlichen  Kranken-Kommnnion 
aod  dem  Yiatlkum  besteht  darin,  dass  bei  der 
enteren  die  Worte :  „Corpus  domini  nostri  Jesu 
Christi  enstodiat  anlmam  tuam  in  vitam  aeter- 
oam.  Amen'^y  wie  bei  der  Spendung  in  der 
Kirche,  bei  der  letzteren  aber  die  Worte :  ^ccipe 
fnter,  Ylaticam  corporis  dorn.  n.  Jesu  Chr. ,  qni 
te  enstodiat  ab  hoste  maligno  et  perducat  in  yitam 
tetenam''  gebraucht  werden,  Bituale  roman.  tit 
nr.  c.  4.  n.  16. 17. 

»  Joann.  VI.  64  ff.,  vgl.  B  enedict.  XIV.  de 
Bynodo  dioeees.  VU.  11.  n.  2. 

*  Benedict.  XIV.  L  c.,  s.  auch  Paderborner 
Dlocesansynode  v.  1867 ,  pastoraL  instnictio  de 
pnecepto  divino  sumendi  viatid  L  Arch.  f.  k. 
K.  B.  20,  378;  Probst,  Eucharistie  aU  Sakra- 
ment S.  101. 

^  Insoweit  ist  der  Pfarrzwang  nicht  beseitigt. 
Dei^enigen,  welche  sich  nicht  in  ihrer  Parochie 
aufhalten,  Ist  indessen  das  Viatikum  Ton  dem 
Pfarrer  des  betreffenden  Ortes  zu  spenden. 
Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s.  die  Gitate  aus 
Bouix  0.  S.  73.  n.  3.  Hinsichtlich  des  BischoÜB 
l>estlnmit  das  Caeremoniale  episcopor.  II.  38. 
n.  4 :  ^Tnm  mijori  qua  poteiit  devotione  et  hu- 
miUtate,  sacnim  sumat  viaticnm,  quodillide- 
fent  prima  dignitas ,  eomitante  capitulo  et  toto 
eleio  cathedralis  ecclesiae  in  habitu  ecclesiastico 
et  com  candelis  accensls  et  si  fieii  potest ,  magi- 
stntus  deferat  baldachinum". 

'  In  anderen  Fällen  aber  nicht ,  YgL  auch 
Clem.  1.  %.  1  de  priyileg.  V.  7.  Die  Regularen 
▼erftUen  sogar  der  dem  Papste  vorbehaltenen  ex- 
eommunieatio  maior  latae  sententiae,  aufrecht- 
erhalten durch  die  const  PU  IX.  v.  12.  Oktober 
1B69  (u.  a.  abgedruckt  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  326) 
n.il 

Hiaichius,  Ktrchenrecht  lY. 


^  Rituale  roman.  l.  c  Üt  IV.  c  4.  n.  1 :  „Via- 
ticnm sacratissimi  corporis  dom.  nostri  Jesu 
Christi  summo  studio  ac  diligentia  aegrotantibus, 
opportuno  tempore  proourandum  est ,  ne  forte 
contingat  illos  tanto  bono,  parochi  incuria ,  pri- 
yatos  decedere'' ;  Probst  S.  99. 100.  Ueber  die 
Frage ,  ob  der  Pfarrer  selbst  im  Falle  der  Pest, 
(also  auch  einer  anderen  ansteckenden  und  ver- 
heerenden Seuche)  die  Pflicht  zur  Spendung  des 
Viatikums  habe,  ist  viel  yerhandelt  worden.  Die 
Übereinstimmende  Meinung  yemeint  die  Ver- 
pflichtung, wenn  er  in  augenscheinliche  Lebens- 
gefahr käme  und  durch  seinen  Tod  die  Pfarrei, 
weil  er  der  einzige  Priester  ist,  einen  grossen 
Verlust  erleiden  würde.  Im  Uebrigen  herrscht 
Streit.  S.  des  Näheren  P  r  o  b  s  t  S.  233  ff.  Ueber 
die  Besonderheiten  der  Art  der  Spendung  in  sol- 
chen Fällen  Tgl.  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec. 
XIII.  19.  n.  22  ff.  und  Probst  S.  235. 

8  L.  c  n.  3 :  „  .  . .  Quod  si  aeger  sumpto  yia- 
tico  dies  aliquod  vixerit  yel  periculum  mortis 
eyaseiit  et  communicare  voluerit ,  eins  pio  desi- 
derio  parochus  non  deerit". 

ö  Benedict.  XIV.  1.  c.  VII.  12.  n.  45; 
Probst  S.  100.  101.  Mit  der  oben  im  Text  er- 
wähnten Streitfrage  über  die  Nothwendigkeit  der 
besonderen  Intention  hängt  die  weitere  Kontro- 
yerse  zusammen,  ob  der  Pfarrer  gehalten  sei,  einem 
Qläubigen ,  welchem  er  die  Eucharistie  gegeben, 
noch  an  demselben  Tage  bei  nachher  eingetrete- 
ner Todesgefahr  auch  das  Viatikum  zu  spenden. 
Diejenigen,  welche  eine  Pflicht,  nochmals  die 
Eucharistie  in  der  letztgedachten  Art  zu  em- 
pfangen, annehmen,  erklären  den  angegangenen 
Priester  zur  Reichung  für  yerbunden,  diejenigen, 
welche  die  Pflicht  yemeinen,  behaupten  das  Ge- 
gentheil, ygl.  darüber  Benedict.  XIV.  1.  c. 
VII.  11.  n.  2;  Ferraris  1.  c.  s.  y.  eucharistia 
n.  36 ;  instructio  Paderborn,  cit. ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  20,  178.  Der  erstere  stellt  es  in  das  Er- 
messen des  Priesters,  welcher  Meinung  er  folgen 
will.  Andere,  so  P  r  obs  t  S.  101  (nach  Alphons  y. 
Liguri)  unterscheiden,  ob  eine  natürliche  Krank- 
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Das  Viatikiim  darf  deiyenigen  Personen ,  welche  überhaupt  nicht  berechtigt 
sind^y  die  Encharistie  zu  empfangen,  ebenso  wenig  gereicht  werden  2. 

Vorgftngige  Beichte  ist  im  Falle  dringender  Todesgefahr  nicht  nothwendig^,  nnd 
dass  der  Ejranke  bereits  etwas  genossen  hat,  also  nicht  mehr  nttchtem  ist,  hindert 
die  Spendong  des  Viatikums  nicht ,  selbst  wenn  die  Beachtung  des  Jejoniiims  mög- 
lich gewesen  wäre  ^. 

Wenn  aber  der  Krankheitsznstand  der  Art  ist,  dass  das  Sakrament  der  Voran- 
ehmng  ausgesetzt  werden  würde,  z.  B.  der  Kranke  alles,  was  er  geniesst,  wieder 
auswirft,  so  muss  die  Bpendung  des  Viatikums  unterlassen  werden  ^. 

Endlich  ist  es  beim  Yiatikum  selbstverständlich,  dass  es  in  die  Behansnng  des 
Kranken  oder  an  einen  anderen  Ort,  wo  sich  derselbe  befindet,  gebracht^  und  ihm 
dort  gereicht  wird  ^ ,  sowie  dass  es  auch  am  Charfreitag  gespendet  werden  darf  ^. 

VI.  Aufbewahrung  der  Eucharistie.  Damit  das  Yiatikum  zu  jeder  Zeit 
auf  Erfordern  gespendet  werden  kann,  ist  stets  eine  hinreichende  Anzahl  konsekrirter 
Hostien  zum  Gebrauche  bereit  zu  halten  ^.    Diese  müssen  in  der  Kirche  aufbewahrt 


heit  oder  ein  Unglücksfall ,  eine  an  vorgesehene 
Verwundung,  vorliegt,  und  nehmen  nur  für  den 
letzteren  eine  Pflicht  zur  Empfangnahme  und 
zur  Spendung  an,  nicht  aber  für  den  ersten  Fall, 
weil  der  Kranke,  wenngleich  er  bei  der  gewöhn- 
lichen Kommunion  die  Gefährlichkeit  der  Krank- 
heit nicht  erkannt  habe,  doch  immer  moraliter 
in  articulo  mortis  das  Abendmahl  empfangen 
habe,  eine  Begründung ,  welche  wohl  schwerlich 
als  zutreffend  bezeichnet  werden  dürfte. 

1  S.  0.  S.  66  ff.  Wegen  der  Kinder  und  der  zum 
Tode  Yerurtheilten  s.  S.  68.  n.  1  u.  S.  69.  n.  3. 

2  Rituale  roman.  tit  lY.  c.  4.  n.  1 :  „  . . .  Ga- 
vendum  autem  in  primis  est,  ne  ad  indignos  cum 
aliorum  scandalo  deferatur :  quales  sunt  public! 
usuraril,  concubinarii ,  notorie  criminosi ,  nomi- 
natim  exoommnnicati  aut  denuntiati,  nisi  sese 
prius  Sacra  eonfessione  purgaverint  et  publicae 
offensioni ,  prout  de  iure ,  satisfecerint'^  Wenn 
hier  nur  der  nominatim  eicommnnicati  im 
Gegensau  zu  c.  1.  n.  8  ibid.  (s.  0.  S.  66.  n.  8) 
gedacht  wird ,  so  erklärt  sich  dies  daraus ,  dass 
n.  1  nicht  von  der  Berechtigung  zum  Empfange 
des  Viatikums,  sondern  Ton  der  Frage,  in  wessen 
Haus  dasselbe  überhaupt  gebracht  werden  darf, 
handelt.  Direkt  ist  damit  über  die  Berechtigung 
nicht  entschieden ,  denn  eine  Verweigerung  der 
Spendung  ist,  falls  die  Bedingungen  für  die 
letztere  nicht  vorliegen  oder  nicht  erfüllt  wer- 
den ,  selbst  wenn  das  Sakrament  schon  in  das 
Haus  gebracht  worden  ist,  keineswegs  ausge- 
schlossen. 

3  S.  0.  S.  80. 

«  Rituale  rom.  tit.  IV.  c.  4.  n.  4 :  „Potest  qui- 
dem  viaticum  brevi  morituris  dar!  non  jejunis" 
(s.  die  Fortoetzung  des  Citats  S.  80  n.  4).  Pa- 
derborn, instructio  de  ieiunio  naturali  v.  1807, 
Arch.  f.  t  K.  R.  20,  376. 

^  Rit  1.  c. :  4^  tamen  diligenter  curandum  est, 
ne  iis  tribnatur,  a  quibos  ob  phrenesim  sive  ob 
assidnam  tussim  aliumve  similem  morbum,  aliqua 
indecentia  cum  injuria  tanti  sacramenti  timeri 
potest^  S.  auch  Probst  S.  189.  Wenn  der 
Kranke  die  Eucharistie  nicht  in  der  Gestalt  des 


Brotes  empfangen  kann ,  darf  sie  ihm  trotzdem 
nicht  in  der  Gestalt  des  Weines  gereicht  werden, 
a.  a.  0.  S.  218.  Ebensowenig  ist  es  erlaubt ,  sie 
blos  zur  Andacht  in  das  Haus  eines  Sterbenden 
oder  Kranken  zu  bringen,  Rit.  1.  c.  n.  5:  „Sed 
alicui  ad  adorandum  solum ,  seu  devotionls  seu 
cuiusvis  rei  praetextu  ad  ostenden  dum  non  defe- 
ratur*'. 

8  Das  Nähere  ergiebt  das  Rit.  1.  c.  n.  6  ff. 
Probst  S.  219ff.  Vor  allem  soll  die  Ueberbrin- 
gung  öffentlich  und  in  Prozession  geschehen, 
jedenfalls  unter  Voraustragung  eines  Lichtes 
(c.  10,  Honor.  lU.  X.  de  celebr.  missar.  III.  41), 
sofern  nicht  Nothfälle  eine  Ausnahme  bedingen. 
S.  übrigens  auch  die  facultates  pro  foro  extemo 
n.  16,  Bd.  m.  S.  802.  Anm.  und  die  Fakultäten 
für  den  apostolischen  Provikar  in  Afrika  n.  24, 
Acta  s.  sed.  7,  303. 

^  Rit.  1.  c.  n.  llff.,  Probst  S.  218.  227ff. 

8  Ck>ngr.  rit.  v.  1622,  Ferraris  1.  c.  s.  v.  via- 
ticum n.  9;  Probst  S.  233. 

«  Trid.  Sess.  XIII.  decret.  de  ss.  eucharist. 
sacramento  c.  6 :  „Consuetudo  asservandi  in  sa- 
crario  sanctam  eucharistiam  adeo  antiqua  est,  ut 
eam  saeoulum  etiam  Nicaeni  ooncilli  agnoverit. 
Porro  deferri  ipsam  sacram  eucharistiam  ad  in- 
flrmOB  et  in  hunc  usum  diligenter  in  ecclesiis 
conservari,  praeter  quam  quod  cum  summa  aequi- 
tate  et  ratione  coniunctum  est,  tam  multis  in  con- 
ciliis  praeoeptum  invenitur  et  vetustissimo  catho- 
licae  ecclesiae  more  est  observatum.  Quare  sancta 
haec  synodus  retinendum  omnino  salutarem  hunc 
et  necessarium  morem  statuit^;  de  ss.  euchar. 
sacram.  can.  7 :  „Si  quls  dixerit,  non  licere  sa- 
cram eucharistiam  in  sacrario  reservari ,  sed  sta- 
tim  post  consecrationem  adstantibus  neoessario 
distribuendam;  aut  non  licere,  ut  illa  ad  inflrmos 
honoriflce  deferatur :  anathema  sit".  Die  const. 
apostol.  VIII.  12  erwähnen  allerdings,  dass  nach 
dem  Schluss  der  Abendmahlsfeier  „Xkßovre;  ol 
5teC«ovo(  ta  irepi3066aavTa  elc^p^moav  eU  ^ 
TraOTO^^pia''.  Ein  Beweis  für  die  vom  Triden- 
tiunm  behauptete  Sitte  ist  dies  aber  nicht,  und 
Probst,  Sakramente  i.  d.  drei  ersten  christl. 
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werden.  Indessen  soll  nnd  kann  dies  nur  dauernd  und  fortwährend  in  solehen  Kir- 
chen geschehen,  za  denen  eine  Oemeinde  geh(}rt,  weil  aUein  unter  dieser  VoraoBsetsmig 
em  BedflrfiuBS  dafür  vorhanden  ist,  also  in  den  Kathedral-,  Pftrr-  ^  (Filial-^  und 
Klosterkirohen',  nicht  aber  in  Kolle^atkirchen>  welche  keine  Pfarrkirchen  sind^ 
ebeBBowenig  in  Kirchen  von  Hospitälern^,  Tertianern <^,  frommen  Brüderschaften 
und  anderen,  Öffentlichen  und  Privat-Oratorien'',  falls  das  Becht  dazu  nicht  durch 
besonderes  päpstliches  Indult  ertheilt  worden  ist  oder  eine  unyordenkliche  Gewohn- 
heit dafür  Yorliegt  ^.    Privilegien  der  gedachten  Art ,  welche  seitens  eines  Bischoft 


Jahrb.  S.  240  bringt  keine  anderen  BelagBtellen 
bei.  Das  Nicaenam  c.  13  (c.  9.  0.  XXYI.  qn.  6; 
s.  aadi  c.  6  ibid.  y.  Martin  t.  Braga)  kennt  eben- 
fallt  nu  das  Abendmahl  als  Viatikom,  weiss 
aber  nichts  Yon  der  erwähnten  Sitte,  ebensowenig 
Agath.  506.  c.  16  (c.  63  Dist.  I.).  Dagegen 
ordnen  allerdings  die  s.  g.  Synodalstataten  des 
h.  Bonifaz,  Mansi  i%  383,  c.  4,  an,  dass  der 
Priester  mit  dem  Chrisma,  dem  geweihten  Oel 
und  der  EucbarlBtie  reisen  nnd  so  stets  bereit 
sein  soll,  sein  Amt  zn  vollziehen,  und  o.  Ißoapit. 
eedes.810— 813?,  Boretius  capit.  1, 179  (auch 
in  &  93  Dist.  IL  de  eonseer.):  „Ut  presbyter 
Mmper  encharlstiam  habeat  paratam ,  nt  quando 
qua  inllimaTerlt  aut  paroehns  inflrmns  faerit, 
statlm  enm  eommnnicet ,  ne  sine  oommnnione 
moiiatiu''.  Vgl.  femer  c.  10  (Honox.  III.)  X.  de 
celebrat  missar.  III.  41 :  „mandamus  qnatenos  a 
ttceidotibiis  eaeharistia  in  loeo  singului,  mnndo 
et  signato  semper  honoriiloe  eoUocata  devote  ac 
fldeliter  eoDservetur^ ,  sowie  eine  Reihe  von 
Partiknlarsyiioden  seit  dem  10.  Jahrhundert, 
welche,  wie  z.  B.  Anse  994,  e.  2,  Mansi  19, 101 ; 
Boorges  1031,  c2, 1.  c.  p.  Ö03;  Bouen  1072  c. 6, 
L  e.  20.  36,  s.  weiter  Hef  ele ,  Konziliengesch. 
5,  387.  703.  671.  938,  eine  aUwoohentliche  £r- 
Deaerong  der  aufbewahrten  Hostien  vorschreiben, 
endlich  c  1  TLater.  lY.  1216)  X.  de  eustod.  in 
eacbar.  IIL  44,  naeh  welchem  die  Eucharistie  in 
illenKirchen  verschlossen  aufbewahrt  werden  soll. 

i  Benedict  XIY.  const  Quamvis  ju$to  vom 
Sa  April  174a  S.  24,  buU.  eiusd.  3,  30 :  „Sacro- 
sancta  eneharistia  in  eeelesiis  quae  paiochiales 
Bon  sunt,  retineri  non  potest  absqne  praesidio 
apostolid  indulti  vel  immemorabilis  consuetudi- 
nig,  quae  huinsmodi  indulti  praesumtionem  in- 
dadt^;  vgl.  femer  die  Entscheidungen  der  Oongr. 
eODQ.  u.  Gona  rit  bei  Ferraris  s.  v.  eucharistia 
IL  46.  Für  die  Kathedralkirohe  ergiebt  sich  die 
übrigens  anbeetrittene  Behauptung  des  Textes 
daraus,  dass  diese  immer  zugleich  Pfarrkirche 
ist  &  auch  Probst  S.  14. 

s  Denn  diese  sind  fOr  die  Pastoration  eines 
Thdles  der  Parochianen  bestimmt,  YgL  Probst 
S.  14  und  die  Entscheidung  d.  Gongr.  cono.  da- 
selbst S.  15  n.  9.  Doch  muss  hier  eine  genügende 
Aufsieht  möglich  sein,  damit  die  Eucharistie  vor 
Yenuehrung  bewahrt  wird.  Daher  gestatten  Wien 
1868  und  Prag  1860,  coU.  cono.  Lac.  6, 163. 499, 
die  Aufbewahrung  nur,  wenn  bei  der  Fillalkirohe 
ein  Benefldat  residirt  oder  täglich  die  Messe  in 
derselben  gelesen,  und  sie  nicht  zu  weit  von  der 
Pfarrkirche  oder  einem  Kloster  entfernt  ist ,  und 
Bouen  1860,  L  a  4,  529  verbietet  sie  in  Annex- 
Uiehen,  welche  keine  eigenen  Geistlichen  haben. 


'  Weil  bei  diesen  eine  unter  Klausur  lebende 
Klostergemeinde  Torhanden  ist.  S.  auch  Entsch. 
d.  Ck>ngr.  rit  bei  Gardellini,  decret  auth. 
congr.  rit  ed.  UI.  (Bd.  I.  S.  471.  n.  •)  n.  1496; 
1,  260.  Für  die  grangiae  der  Regularen  gut  dies 
aber  nicht,  Gongr.  conc.  bei  Probst  S.  16  n.  9. 

In  Betreff  der  Frauen-Orden  bestimmt  femer 
Trid.  Sess.  XXY.  de  regul.  c.  10:  ...  „Qnod 
vero  SS.  Christi  corpus  intra  ohorum  vel  septa 
monasteril  et  non  in  publica  ecclesia  consezvetur, 
prohibet  s.  synodus,  non  obstante  quocunque  in- 
dulto  aut  Privilegien 

^  Nach  d.  Ck)ngr.  conc.  bei  Pr obs  t,  S.  16  n.  9. 

s  Probst  S.  14,  es  sei  denn,  dass  sie  eine 
besondere  Anstaltsparochie  bilden. 

0  Selbstverständlich  solcher,  welche  nicht  die 
drei  solennen  Gelübde  ablegen  und  nicht  unter 
Klausur  leben,  also  nicht  wirklich  Orden  bilden. 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  47.  Dasselbe 
muss  auch  von  den  Kirchen  oder  Kapellen  der 
ordensahnliehen  Kongregationen  gelten,  denn 
die  Niederlassungen  derselben  sind  nicht  von 
dem  Pfarrverbande  eximirt ,  Schuppe,  Wesen 
u.  Rechtsverhältnisse  d.  modernen  Frauenkongre^ 
gationen  S.  63  ff. 

7  Ygl.  zu  dem  im  Text  Bemerkten  noch  die 
Entscheidungeu  der  Congr.  rit  bei  M  ü  h  1  b  a  u  e  r , 
decr.  authent.  (s.  Bd.  I.  S.  471.  n  ^)  3, 493  ff. 

8  Constit  Bened.  XIY.  oit. ,  s.  Anm.  1 ;  de- 
cret. congr.  rit  ad  dub.  26 ,  bestätigt  von  Cle- 
mens XL  am  12.  Januar  1704,  Gardellini 
1.  c.  n,  3670;2,220. 

lieber  die  Bedingungen,  unter  welchen  die 
erwähnten  Indulte  gegeben  werden,  s.  Oongr. 
rit  V.  13.  März  1593,  Gardellini  1.  c.  n.  51; 
1,  17  u.  Ginzel  K.  B.  II.  2,  354.  u.  5:  „Ex 
speciali  posse  privilegio  concedi ,  ut  in  ecclesia 
etiam  quod  non  sitcathedralis,  neque  parochialis, 
neque  coUegiata ,  neque  conventualis ,  sed  Sim- 
plex, in  loeis  ubi  non  adest  parochialis ,  possit 
asservari  ss.  eucharistiae  sacramentum ,  de  oon- 
sensu-ordinarii,  et  absque  parocM,  intra  cuius 
psrochiae  flnes  existit,  praeiudicio,  dummodo 
eedesla  ipsa  sit  decens,  et  solita  conferri  in  ti- 
tulum;  et  nunc  habeat  beneflcatum  perpetuum, 
qui  eins  curam  gerat  et  sacramentum  possit  caute 
custodiri,  et  ibi  lampas  perpetua  accensa  habea- 
tur^.  YgL  auch  die  YoUmaohten  des  Sekretärs 
der  Gongr.  conc  n.  37,  Bangen,  röm.  Curie 
S.  497 :  „Die  Aufbewahrung  des  hoohheU.  Sa- 
kramentes in  öffentlichen  Oratorien  zu  gewähren, 
wofern  das  Bedürfniss  vorhanden ,  und  Anstalt 
getroffen  ist,  dass  die  gehörige  Ehrfurcht  gewahrt 
werde  und  den  Pfarr-Rechten  kein  Eintrag  ge- 

6* 


S4 


1.  Die  Hieraroliie  und  die  Leitung  der  S.irche  durch  dieselbe. 


[§.203. 


eitheilt  worden  sind ,  haben  daher  keine  Gültigkeit  und  bedflrfen  nicht  einmal  einer 
besonderen  Ansserkraftsetzang  ^ 

Wird  eine  Hostie  behafs  der  Krankenkommunion  oder  der  Ertheilnng  des  Yiati- 
knms  gebraucht,  so  hat  sie  der  spendende  Pfarrer  ans  seiner  Pfarrkirche  zu  ent- 
nehmen. Wenn  indessen  Eile  erforderlich  und  die  Pfarrkirche  entfernt  liegt^  ist  er 
auch  berechtigt,  die  Eucharistie  aus  der  n&chstgelegenen  Edosterkirche  zu  holen, 
ohne  dass  die  Regüiosen  unter  Berufung  auf  irgend  welche  Privilegien  Widerspruch 
dagegen  erheben  dflrfen  2. 


§  203.    4.  Das  Sakrament  der  Bu8se\ 

Das  Sakrament  der  Busse  [poenitenUa  ^  reconciliatio ,  exomologeeie)  ist  dasjenige 
Sakrament,  durch  welches  die  Vergebung  der  nach  der  Taufe  begangenen  Sünden 
und  der  Erlass  der  ewigen  Strafen  derselben  (nicht  aber  der  der  zeitlichen  in  vollem 
Umfange)  bewirkt ,  also  die  durch  die  Sünde  verloren  gegangene  Onade  der  Recht- 
fertigung wieder  hergestellt  wird  *. 


schehe:  jedoch  bleibt  fQr  diese  Gewährung  die 
Expedition  eines  Breve  (in  forma  breTia)  erfor- 
derlich, es  sei  denn ,  dass  der  Bischof  um  Nach- 
lass  dieser  Form  bitte".  Indulte  für  Missions- 
länder  in  Gollectan.  mlssion.  cit  p.  174  ft,  und 
für  England  coli.  conc.  Lac.  3,  96^ 

1  Entscheid,  d.  Congr.  conc.  t.  1610  bei 
Ferraris  L  c.  n.  46. 

Ueber  die  Aufbewahrung  des  Sanctis- 
simum  mag  hier  zum  besseren  Verstandoiss 
noch  Folgendes  bemerkt  sein : 

Dasselbe  muss  in  der  Kirche  in  einem  beson- 
deren Beh'iltDiss ,  dem  iacrarium,  tabemaeulum 
Yon  Holz,  Yon  aussen  yergoldet  und  innen  mit 
Seide  ausgeschlagen ,  in  der  Regel  über  oder  am 
Hochaltare  der  Kirche,  Rituale  roman.  t.  lY.  c  1. 
n.  6,  in  den  Kathedralen  aber  wegen  der  an 
dem  letzteren  Torzunehmeudeu  Pontülkalhand- 
lungen  über  oder  an  einem  Seitenaltare,  Terwahrt, 
und  das  Tabernakel  darf  nicht  zur  Niederlegnng 
anderer  Gegenstände,  wie  z.  B.  der  heiligen 
Oele,  Reliquien,  benutzt  werden.  Das  Taber- 
nakel Ist  Tom  Pfarrer  oder  dem  besonders  dazu 
bestimmten  Priester  verschlossen  zu  halten,  und 
der  Schlüssel  dazu  muss  in  dessen  Händen 
bleiben,  e.  1.  X.  dt.  UI.  44;  Rituale  1.  0.  n.  5. 
6  (von  denen  die  erste  Stelle  für  die  Vernach- 
lässigung der  Aufsicht  suspensio  ab  ofAdo  auf  drei 
Monate,  und  falls  in  Folge  dessen  ein  Ver- 
biechen  am  Sanctlssimum  stattgefunden  hat, 
schwere,  arbiträre  Strafe  androht).  S.  des  Nä- 
heren Probst  S.  16  ff.  Yor  dem  Altare,  auf 
welchem  das  AUerheiligste  im  Tabernakel  auf- 
bewahrt wird,  hat  Tag  und  Nacht  mindestens 
eine  Lampe,  das  ewige  Licht,  zubrennen,  Ri- 
tuale 1.  c  n.  6;  Probst  S.  18  ff.  Im  Tabernakel 
werden  die  zur  Kommunion  bestimmten  Hostien 
in  einem  silbernen ,  innen  vergoldeten  Gefasse 
(d&orittm,  pyxts),  welches  mit  einem  Deckel  gut 
verschlossen  und  mit  einem  weissen  Yelum 
(seidenem  Tuche)  verhüllt  sein  soll,  verwahrt, 
Rituale  1.  c  n.  ö.  Probst  S.  20  ff. 
Die  für  die  Kommunion  der  Gläubigen  be- 


stimmten Hostien  sollen ,  weil  sie  bei  zu  langer 
Aufbewahrung  dem  Yerderben  ausgesetzt  sind, 
öfters  erneuert  werden,  Ritaale  1.  c.  n.  7  („Ss. 
eucharistiae  particulas  firequenter  renovabit. 
Hostiae  vero  seu  partiLculae  consecrandae  sint  re- 
centes:  et  ubi  eas  consecraverit,  veteres  primo 
distribuat  vel  sumat").  Die  partikularrechtlichen 
Yorschriften  haben  schon  seit  alter  Zeit  (s.  S.  82. 
n.  9)  als  Frist  eine  Woche  oder  8  Tage  bestimmt, 
ebenso  die Oongr.  episoop.  1573,  Ferraris  s.v. 
eucharistia  n.  64  (für  die  unirten  Griechen  gilt 
dagegen  eine  Fiist  von  14 Tagen),  Probst  S.  22. 

3  Ygl.  Entsch.  d.  Congr.  rit.  v.  12.  August 
1705,  Gardellini  1.  c.  ed.  cit  n.  3732  n.  I ; 
1,  242 :  „An  data  distantia  ecclesiae  parochialis 
ab  inflrmo  s.  viatico  reflciendo  et  proximitate 
ecclesiae  regularium ,  quae  sita  est  intra  limttes 
parochiae,  parocho  vel  eins  coadj  uteri  urbane  pe- 
tenti  8.  eucharistlam  . .  .  liceat  regularibus  . .  . 
illam  denegare?  Non  licere  nee  regularibus,  nee 
presbyteris  saecularibus  etiam  ezemptis,  in  casi- 
bus  necessitatis  tantom,  denegare'';  Probst 
S.  218. 

S  Jo.  Morinus,  comm.  bist  de  disciplina 
in  administrat.  sacr.  poenitentiae  XIII.  prim. 
saecul.  observato.  Paris  1681.  Yenet.  1702; 
Denys  de  Sainte-Marthe,  0.  S.  B.  e 
congr.  S.  Manri ,  Traittf  de  la  confession.  Paris 
1686;  Heinrich  Klee,  die  Beichte.  Frank- 
furt 1823;  Endres,  d.  Busssakrament  Aachen 
1847,  2.  Ausg.  1850;  Steitz,  d.  röm.  Buss- 
sakrament Frankfurt  a.  M.  1854;  Haringer, 
Anleitung  zur  Yerwaltung  des  h.  Busssakra- 
mentes. Regensburg  1861;  Ed.  Herzog,  d. 
Yerwaltung  des  Bnsssakramentes.  Paderborn 
1859;  Lorinser,  Lehre  von  der  Yerwaltung 
des  Busssakramentes.  Breslau  1860.  2.  Aufl. 
1883;  A.  Tappehorn,  Anleitung  z.  Yer- 
waltung des  Busssakramentes.  Dülmen  1878, 
2.  Aufl.  1880;  Wildt  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon  2.  Aufl.  2,  221  ff.,  1598  ff. 

«  Trid.  Sesa.  XIY.  de  ss.  poenit  saoramento 
can,  1 :    „Si  quis  dixerit ,  in  cathollca  eodesia 
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Rechtlichen  Charakter  haben  allein  diejenigen  Normen,  welche  die  Beftagniss 
rar  Spendnng  des  Sakramentes,  sowie  das  Recht  und  die  Pflicht  znm  Empfange  des- 
selben regeln.  Abgesehen  von  diesen  Vorschriften  kommt  das  Sakrament  aber  femer 
Doeh  für  das  Rechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als  die  Entgegennahme  der  Beichte 
Ar  den  Beichtvater  die  rechtliche  Pflicht  zur  Wahmng  des  Beichtgeheinmisses  über 
du  ihm  Mitgetheüte  erzeugt  ^ . 

I.  Das  Recht  znr  Spendung  des  Sakramentes  der  Busse.  Die  Be- 
fiüiigttng,  das  Sakrament  der  Busse  zu  verwalten,  steht  nach  der  katholischen  Lehre 
nur  den  Mitgliedern  des  sacerdotium,  den  Bischöfen  und  den  Priestern,  zu  2.  Sowohl' 
die  flbrigen  Geistlichen,  wie  auch  die  Laien  sind  von  der  Spendung  dieses  Sakra- 
mentes ausgeschlossen^.  Dir  desfallsiges  Handeln  ist  also  nichtig. 

A.  Jurisdiktion  und  Approbation  im  Allgemeinen.  Der  Bischof 
und  Priester  darf  von  seiner  Befthignng  allein  Gebrauch  machen,  wenn  er  die 
Jurisdiktion  tlber  den  POnitenten  besitzt,  und  deijenige  Priester,  welcher  kein 
8eel8orge-Amt  verwaltet,  auch  blos  unter  der  weiteren  Voraussetzung ,  dass  er  vom 
Bischof  die  Approbation  als  Beichtvater  erhalten  hat^. 

Was  zunächst  die  Jurisdiktion  betriflt,  so  steht  hier  allein  die  juriadicHo pro 


poenltentlam  non  esse  Tere  et  proprie  saoramen- 
tnm  pro  fldeliT>a8,  qnotles  post  baptismam  in 
peccata  labnntnr,  ipsl  deo  reeoncillandis  aOhristo 
domino  nostro  Institutum :  anathema  sit" ;  ibid. 
doctrina  de  ss.  poenlt  et  extrem,  nnct.  sacra- 
mentis ;  1.  c.  Sess.  VI.  deer.  ab  iastifloatione  c. 
14  (^...  „poena  aetema,  quae  Tel  sacramento  vel 
ttcramenti  voto  nna  cum  culpa  remittitur,  sed 
pro  poena  temporali,  quae ,  ut  ss.  literae  docent, 
Don  tota  semper,  ntin  baptismo  fit,  dimittitur") ; 
CatecUsmuB  Bomanus  P.  II.  c  Ö. 

i  Auf  die  Geschichte  der  Bussdisci- 
plin  ist  an  dieser  Stelle  nicht  einzugehen.  Es 
soll  davon  spiter  in  dem  Kapitel  von  der  Zucht-, 
Diadplinar^  und  Strafgewalt  gehandelt  weiden. 
Ans  dem  Znsammenhang  der  Entwicklung  der 
kirchlichen  Strafgewalt  und  des  kirchlichen 
Stnfrechtes  läast  sich  die  Bussdisciplin  nicht 
liennsreissen ,  namentlich  ist  es  nicht  möglich, 
ohne  denselben  die  Streitf^ge  über  die  Natur 
det  Pönitenzen  zu  erörtern. 

In  denselben  Znsammenhang  habe  ich  auch  die 
Lehre  vom  Ablass  verwiesen,  weil  hierbei  der 
Erlass  von  Strafen  in  Frage  kommt. 

>  Trid.  Sess.  XIV.  de  es.  poenit.  sacram.  can. 
10:  ,Si  quis  dixerit  ....  non  solos  sacerdotes 
esse  ministros  absolutionis ,  sed  omnibus  et  sin- 
gnlis  Christi  fldelibus  esse  dictum :  „Quaecunque 
ligaveritls  .  ...  et:  Quorum  remiseritls  pec- 
eau,  remittuntur  eis,  et  quorum  retinneritis,  re- 
tenta  sunt,  quorum  verborum  virtute  qnilibet 
»bsolvere  possit  peccata,  publica  quldem  per  oor- 
leptionem  duntaxat,  sl  oorreptus  aequieverit, 
lecreta  vero  per  spontaneam  ooufessionem ,  ana- 
thema Bit" ;  ibid.  dootrina  de  ss.  poenit.  et  extr. 
nnct  sacr.  c  6 ;  Pii  VI.  oonst  Anctorem  fldei  v. 
2a  August  1794.  prop.  34. 

'  Allerdings  gestatten  die  Synoden  v.  York 
1195  c  4,  M  ansi  22,  6Ö3  {j,ni  non  nisi  summa 
et  gravi  necessltate  diaconus  .  .  .  poenitentiam 
conllteati  imponat'Q;   London  1200  o.  3.  1.  c. 


p.  714;  Ronen  1231  u.  34,  1.  c  23,  218  („nullns 
diaconus  euoharlstlam  det  inflrmis  vel  eonfes- 
siones  audiat  .  .  .  nisi  cum  saoerdos  absens 
fueri^O;  Canterbury  1236  e.  12, 1.  c.  p.  420,  den 
Diakonen  noch  imNothfalle  das  Belehthoren  und 
die  Auferlegung  von  Bussen.  Dies  erklärt  sieh 
aber  daraus,  dass,  so  Jedenfalls  nach  prote- 
stantischer Auffassung,  die  Anschauung  von  der 
Nothwendigkeit  einer  Beichte  beim  Priester  und 
von  der  richterlichen  Absolutionsgewalt  sich 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  festge- 
stellt hat,  Steitz,  d.  römische  Busssakrament 
S.  139  ff.;  Hahn,  Sakramente  S.  98  ff.  183  ff., 
und  dass  die  oitirten  Konzilien  noch  theilweise 
auf  dem  Boden  der  frAheren  Lehre  stehen.  Selbst 
die  Vorschrift  des  viel  späteren  Konzils  v.  Trier 
1310  c.  110;  Mansi2ö,279:  „...si  mortis pe- 
riculum  imminet  nee  habere  potest  proprium 
sacerdotem,  quo  etiam  casu  posset  laico  oatholico 
Gonflteri'',  welche  für  den  Todesfall  eine  Aus- 
nahme von  der  Vorschrift,  beim  saoerdos  pro- 
prius  zu  beichten,  macht,  kann  kaum  anders  auf- 
gefasst  werden,  als  dass  sie  die  neuere  Anschauung 
noch  nicht  für  alle  Falle  theilt,  weil  sie  die 
Beichte  bei  dem  Laien  deijeuigen  beim  Priester 
als  gleich werthig  hinstellt,  während  kathoU- 
scherseits  diese  Nothbelchte  vor  Laien  nur  für  den 
Ausdruck  eines  heftigen ,  die  Sünden  tilgenden 
Verlangens  nach  dem  Sakrament  erklärt  wird. 
WildtS.  289. 

«  Trid.  Sess.  XXUI.  de  ref.  c  15 :  ,,Quamvis 
presbyteri  in  sua  ordinatlone  a  pecoatis  absol- 
vendi  potestatem  aeclpiant,  decenüt  tamen  s. 
synodus ,  nullum  etiam  regulärem ,  posse  confes- 
siones  saecularium,  etiam  sacerdotum  audire,  nee 
ad  id  idoneum  reputari ,  nisi  aut  parochiale  be- 
neflcium  aut  ab  episcopis  per  examen ,  si  Ulis 
videbitnr  necessarium,  aut  alias  idonens  indi- 
cetnr,  et  approbationem ,  quae  gratis  detur,  ob- 
tineat;  prlvileglis  et  consuetudine  quacunque 
etiam  immemorabili  non  obstantibns^ 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitui^  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  JOS. 


furo  HUemo  ^  in  Frage.  Dieselbe  ist ,  weil  die  Loasprechung  you  den  Sflnden  dnrch 
den  Beichtvater  aich  als  ein  richterlicher  Akt  darstellt ^^  nicht  blos  sur  erlaubten; 
sondern  auch  zur  gültigen  Spendung  des  Sakramentes  erforderlich,  und  die 
Absolution  durch  einen  Priester  ohne  Jurisdiktion  entbehrt  der  Gültigkeit  und 
Wirkung  \ 

Als  ordinaria  kommt  diese  Jurisdiktion  dem  Papst  im  gansen  Oebiete  der  Earche 
über  alle  Ol&ubigen^,  den  Bisch(}fen  über  ihre  Diöcesanen^,  den  mit  jurisdictio  quasi 
episcopalis  ausgestatteten  Prälaten  über  ihre  Untergebenen®,  femer  den  Pfarrern 
über  ihre  Pfarreingesessenen '',  endlioh  den  Ordensgeneralen  über  die  Mitglieder  ihres 
Ordens,  den  Ordensprovinzialen  über  die  Angehörigen  ihrer  Ordensprovinz  und  den 
Ordensäbten  über  die  Insassen  ihres  Klosters  ^  zu. 

Als  quasi  ordinaria  haben  die  Jurisdiktion  die  Oeneral-Vikarien^,  die  Kapitular- 
Vikarien^^,  die  Coa^jutoren^^  und  apostolischen  Yikarien^^  über  die  Angehörigen  der 
von  ihnen  verwalteten  DiOcesen. 

AUe  erwähnten  Amtsträger  können  die  Beichtjnrisdiktion  über  ihre  Untergebe- 
nen nicht  blos  in  ihrem,  sondern  auch  in  einem  fremden  Amtssprengel  ausüben  ^3. 


1  S.  Bd.  I.  S.  167. 168. 

^  Trid.  Sest.  XIV.  de  88.  poenit  sacram.  can. 
9 :  ^Si  quls  dixerit,  absolutioiiem  saeiamentalem 
•aceidoÜB  non  esse  actum  iudioialem,  sed  nudum 
mlnisteiinm  pronuneiandi  et  declaiandi  remissa 
esse  peocata  eonfltenti ,  modo  tantnm  credat ,  se 
esse  absolutnm,  aut  saoexdos  non  serio ,  sed  ioco 
absolvat;  aut  dixerit,  non  xequiii  oonfessionem 
poenltentis,  ut  saoerdos  ipsum  absolvere  posslt : 
anathema  sit";  ibid.  doctr.  de  ss.  poen.  0.0.  Die 
regelmässige  Absolutionsformel  lautet,  Rituale 
rom.  tit.  3.  a  2:  „Indulgentiam ,  absolutionem 
et  remissionem  pecoatorum  tuorum  tribuat  tibi 
omnipotens  et  miserioors  Dominus.  Amen.  — 
Dominus  noster  Jesus  Ghristus  te  absolvat  et 
ego  auctoiltate  ipsius  te  absolTO  ab  omni  rinculo 
excommunioationis,  suspenslonls  (fallt  bei  Laien 
fort),  et  intexdioti,  in  quantum  possum  et  tu  in- 
diges.  Deinde  ego  te  absolyo  a  peccatls  tuis,  in 
nomine  p.  et  t  et  sp.  s.   Amen^ 

3  Txl£  1.  c  doctr.  c.  7 :  ^Quonlam  igitur  na- 
tura et  ratio  iudicii  illud  exposcit ,  ut  sententia 
in  subditos  duntaxat  feratur,  persuasum  semper 
in  ecclesia  dei  fuit  et  Terissimum  esse  synodus 
haec  oonflxmat,  nullius  momenti  absolutionem 
eam  debere ,  quam  sacerdos  in  eum  profert,  in 
quem  ordinariam  aut  subdelegatam  non  habet 
iurisdlotionem^ 

YgL  hierzu  Knopp,  über  den  sacerdos  pro- 
prlus  zur  Verwaltung  d.  Busssakramentes.  Re- 
gensburg 1851;  Boner,  üb.  Jurisdiktion  und 
Approbation  des  Beichtvaters  in  Ztscbr.  f.  Philo- 
sophie u.  kath.  Theologie  Heft  9  (Köln  1834> 
S.  116  u.  Heft  10.  S.  88 :  Nol dl n,  die  Juris- 
diktion über  Poenitenten  fremder  Diooesen  in 
Zeitschr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck.  6.  Jahr- 
gang (1881).  S.  463. 

In  der  anonymen  Abhandlung  der  Ztschr.  f. 
Philosophie,  Hft  76.  S.  38  (N.  Folge.  Bonn  1860) 
wird  in  Uebereinstimmung  mit  Morinus  Lo. 
YUI.  23  die  entgegengesetzte  Ansicht  Torthei- 
digt,  well  Trid.  1.  0.  c  7  keine  allgemeine  Be- 
deutunghabe, sich  vielmehr  nur  auf  dieReservat- 


falle  beziehe.  Dabei  ist  indessen  übersehen,  dass 
das  Konzil  eine  noch  im  11.  u.  12.  Jahrhundert 
nicht  unbestrittene ,  aber  allmählich  in  immer 
weiteren  Kreisen  angenommene  Auffassung  (s. 
Hahn,  Sakramente  S.  186  ff.)  sankttonirt  hat. 
Seitdem  ist  die  Meinung  des  Textes  die  herr- 
schende geworden  und  geblieben,  s.  die  Ausfüh- 
rungen in  der  Abhandlung  selbst  S.  39  ff.  ; 
Boner  u.  Noldln  a.  a.  0.;  Phillips,  K.  R. 
$.  244;  Pachmann,  K.  R.  3.  Aufl.  2,  190; 
Ginzel,  K.  R.  2,  361;  Silbernagl,  K.  R. 
S.  422. 

«  Für  den  Papst  kraft  der  ihm  ertheilten  Voll- 
machten auch  der  Grosspoenitentiar ,  Const.  Be- 
ned.  XIY. :  Pastor  bonus  t.  13.  April  1744.  $.  6, 
vgl.  Bd.  I.  S.  429,  welcher  aber  eine  iuris- 
dictio  ordinaria,  nicht  eine  delegata  hat,  s.  Bd.  L 
S.  392,  u.  K  a  e  m  p  f  e ,  d.  Begriffe  der  iurisdlctio 
ordinaria  vgl.  S.  128. 

^  Bd.  II.  S.  40  ff.  Der  Erzbischof  hat  die 
Jurisdiktion  über  die  Angehörigen  der  Suffragan- 
bisthümer  nur  dann ,  wenn  er  dieselben  visitirt 
und  gelegentlich  der  Visitation,  c.  &(Bonif.  VIII.) 
in  VIto  de  cens.  III.  20.  Wegen  des  poeniten- 
tiarius  an  der  Kathedrale  s.  Bd.  II.  S.  122. 

9  Bd.  n.  S.  343.  Gleich  stehen  ihnen  darin 
die  vom  Papst  mit  bischöflicher  Jurisdiktion 
über  die  Milltärpersonen  ausgestatteten  Feld- 
bischöfe oder  Feldvikare,  wie  der  österreichische, 
a.  a.  S.  337. 

^  Bd.  II.  S.  296.  296. 

s  S.  darüber  uuten  in  der  Lehre  von  den  Or- 
densoberen,  vgl.  vorläufig  G 1  n  z  e  1 ,  K.  R.  2, 361 
u.  1,  364. 

d  Bd.  II.  S.  214.  216.  218. 

w  A.  a.  0.  S.  246.  246. 

"  A.  a.  0.  S.  266. 

»2  A.  a.  0.  S.  268.  260. 

13  Das  folgt  aus  dem  Bd.  II.  S.  44  angegebenen 
Prindp.  In  Betreff  der  Pfarrer  ebenso  Bene- 
dict. XIV.  Institut.  LXXXII.  n.  7  u.  Ck>ngr. 
oonc  V.  1707,  Richter,  Tridentinum  S.  206. 
n.  3. 
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Im  flbrigen  bedarf  es  fftr  jeden  Priester  der  Delegation  ^  durch  einen  der  ge- 
Bannten  y  mit  der  jarisdiotio  ordinaria  oder  qnasi  ordinaria  ausgestatteten  i^mts- 
tii^er^.  Die  delegirte  Jurisdiktion  reicht  selbstverständlich  memals  weiter  als  die 
des  ddegirenden  Ordinarius  oder  Quasi-Ordinarius.  Der  vom  Bischof  für  die  ganze 
Didcese  delegirte  Priester  ist  daher  nicht  berechtigt,  die  Beiohtjurisdiktion  über  die 
Diöcesanen  desselben  in  einem  anderen  Sprengel,  als  dem  des  eigenen  Bischofs  aus- 
znoben,  und  säe  gültig  zu  absolviren^. 

Die  Delegation  kann  unbeschränkt^  oder  beschränkt^,  z.  B.  zeitiich  oder  (Ertlich 
oder  m  Betreff  ihres  materiellen  und  personellen  Umfangs,  ertheilt  werden.  In  den 
letzteren  Fällen  spendet  der  ermächtigte  Priester  die  Absolution  nur  dann  gültig, 
venu  er  sich  dabei  innerhalb  der  ihm  gesteckten  Orenzen  hält^. 

Die  schlechthin  oder  ad  beneplacitnm  ertheilte  Ermächtigung  erlischt  weder 
durch  den  Tod  des  Delegirenden  noch  dadurch,  dass  er  sein  Amt  als  Ordinarius  oder 
Qastt-Ordinarius  (z.  B.  durch  Verzicht  oder  Absetzung)  yerlierf^,  wohl  aber^  durch 
Widenuf.  Dieser  kann  nach  strengem  Becht  beliebig  erfolgen^,  und  das  weitere  Hau«- 
dein  des  Delegirten  nach  ihm  mitgetheilten  Widerruf  ist  nichtig.  Der  Pfarrer  kann 
selbstverständlich  dem  vom  Bischof  für  die  Pfarrei  ermächtigten  Priester  (Vikar  oder 
HOlfsprieater]  die  Beichtjurisdiktion  nicht  entziehen  und  ist  daher  auch  nicht  befugt, 
seinen  Vikaren  und  Gehülfen  die  Verwaltung  des  Busssakramentes  überhaupt  oder 
aach  nur  für  bestimmte  Personenklassen  zu  verbieten  ^. 

Im  Falle  der  Todesgefahr  ^^  hat  indessen  jeder  Priester  ohne  Delegation  das 


1  SchrifÜiche  Foim  ist  zu  ihror  Gültigkeit 
nicht  ndtliig,  Ck>ngi.  cono.  v.  16ÖB.  Nr.  IV,  Bi  c  h  - 
ter,  Tridentinam  S.  206.  Ebenso  wenig  bedarf 
es  des  Wortes :  delegare ,  es  genügt  Tielmehr 
jeder  Ausdruck,  welcher  erkennen  lässt,  dass  der 
Priester  ermäcbtlgt  sein  soll,  das  Bosssakiament 
in  verwalten,  also  z.  B.  Gewährung  der  lioentia, 
ErUabniss  dazu. 

2  Wo  aber,  wie  namentlicb  in  Deutschland, 
die  Ernennung  der  Hülfspriester  nicht  dem 
Pfarrer,  sondern  dem  Bischof  zusteht ,  s.  Bd.  II. 
S.320,  da  ist  der  Pf arrer  nicht  mehr  dazu  be- 
figt,  er  kann  hier  eine  Delegation  allein  mit  vor- 
giagiger  Zustimmung  seines  Ordinarius  vor- 
nehmen, so  auoh  Prager  Prozinzialsynode  t.  1860. 
eoll  coneil.  Lacens.  5,  606. 

3  Denn  der  Bischof  hat  kein  Recht,  Jemanden 
tarn  Amtiren  in  einer  fremden  Diöcese  zu  be- 
stellen. 

*  Bei  unbeschränkter  Delegation  des  Bischofs 
>edwf  der  ermächtigte  Priester  innerhalb  der 
Diöeese  nicht  noch  der  Erlaubniss  des  betreffen- 
den Ortspfarrers,  Congr.  conc.  v.  1631,  li leb- 
te r,  Tridentinum  S.  86.  n.  9. 

i  Wenn,  was  öfters  vorkommt,  in  der  bischof- 
licben  Ermäehtigung  vorgängige  Erlaubniss  des 
Ortspfarrers  vorgeschrieben  ist  (z.  B.  duroh  die 
Formel:  de  consensu  pastorum  oder  cum  venia 
quoTum  interest) ,  so  wird  im  Zweifel  anzuneh- 
men sein,  dass  dadurch  die  gültige  Ausübung 
der  Bdchtjurisdiktion  nicht  hat  bedingt  werden 
sollen ,  dass  vielmehr  eine  solche  Beschränkung 
nur  im  Interesse  der  Ordnung  getroffen  ist,  also 
Mos  die  erlaubte  Ausübung  berührt ,  weil  nicht 
Tennuthet  werden  kann,  dass  der  Bischof  als  der 


vorgesetzte  Kirchen- Obere  die  Rechts  Wirksam- 
keit der  Delegation  auf  den  Willen  des  ihm 
untergegebenen  Pfarrers  hat  stellen  wollen, 
vgL  Knopp  a.  a.  0.  S.  36;  Deneubourg, 
tftode  canonique  sur  les  vicaires  paroissiaux, 
p.287. 

6  Const  Innoc.  XIU:  „Apostolici  ministerii  v. 
13.  Mai  17!23,  bull.  Taurin,  21,  931,  g.  19 :  „De- 
claramuB  sacerdotes  tarn  saeculares  quam  regu- 
läres, qui  ab  episcopis  obtinuerint  licentiam  au- 
dieudi  oonfessiones ,  limitatam  quoad  locum  vel 
quoad  genus  personarum  vel  quoad  tempus  non 
posse  poenitentiae  sacramentum  administrare 
extra  tempus  vel  locum  vel  genus  praescriptum, 
quocumque  privllegio  etiam  in  vim  bullae  Cru- 
ciatae  nullatenus  suffragaturo^. 

7. Ferraris  prompta  bibliotheca  s.  v.  appro- 
batio  I.  n.  10.  Man  beruft  sich  auf  c.  9  (Boni- 
fac.  VUI.1  in  VJto  de  off.  lud.  deleg.  I.  14  u, 
c.  36  (id.j  eod.  de  praeb.  III.  4,  weil  es  sich  um 
eine  Gnadensache  handele. 

8  Doch  soll  ein  solcher ,  ebenso  wie  die  Ver- 
weigerung einer  Erneuerung  der  nur  auf  Zeit 
erthellten  Ermächtigung  nicht  ohne  genügenden 
Grund  statthaben,  so  die  Congr.  conc.  s.  F  errari  s 
1.  c.  n.  14. 

9  Denn  dadurch  würde  er  die  seiner  Verfügung 
entzogene  Delegation  des  Bischofs  thatsächlich 
illusorisch  machen,  Deneubourg,  I.  c.  p.  285. 
289. 

iO  Dahin  wird  auch  eine  wahrscheinlich  bevor- 
stehende Todesgefahr  gerechnet,  z.  B.  bei  dem 
Soldaten,  welcher  in  die  Sohlacht  geht.  Doch  ist 
dies  auf  den  Fall  zu  beschränken,  dass  ein  sonst 
berechtigter  Priester  nicht  funglren  kann  oder 
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Recht,  jedem  Pönitenten  die  Beichte  abzunehmen  und  ihn  gttltig  zu  absolviren^. 
Kraft  allgemeinen  Beohtssatzes  ist  er  nnter  der  gedachten  Voraassetznng  befbgt,  von 
der  ihm  durch  den  ordo  ertheilten  Befähigung  Oebrauch  zu  machen  2. 

Endlich  soll  nach  einer  sehr  verbreiteten  Annahme  die  Beichte  und  Absolution 
gllltig  sein,  wenn  ein  Priester  ohne  die  erforderliche  jurisdictio  interna  aUgemein  als 
berechtigt  zur  Spendung  des  Busssakramentes  gegolten  hat,  und  diesem  Irrthnm  ein 
titulus  coloratus  oder  putativus^  zu  Grunde  liegt ^,  ja  ein  Theil  der  Theologen  und 
Kanonisten  sieht  sogar  von  dem  Erfordemiss  des  Titels  ab  \  Indessen  hat  weder  die 
erste  noch  die  letztgedachte  Ansicht  einen  gesetzlichen  Anhalt®,  und  beide  mflssen 
trotz  der  grossen  Zahl  ihrer  Anhänger  als  unrichtig  bezeichnet  werden^. 

Ausser  der  Jurisdiktion  muss,  das  ist  eine  Neuerung,  welche  das  Konzil  von 
Trient^  gemacht  hat,  jeder  Beichtvater  auch,  wie  schon  bemerkt,  die  Approbation 
des  Bischofs  besitzen. 

Das  Konzil  nimmt  seinerseits  davon  nur  denjenigen  ans,  welcher  ein  Ffarr-Bene- 
fizium  erhalten  hat^.    Selbstverständlich  bezieht  sich  die  Vorschrift  nicht  auf  den 


will,  Barbosa  de  off.  et  potest.  episo.  alleg.  25. 
n.  81 ;  Ferrari B  8.  Y.  confessarius  ait.  I.  n.  16 ; 
Haringer  a.  a.  0.  S.  157. 

1  Trld.  Ses8.  XIY.  doctr.  c.  7 :  .  .  .  ,;in  eadem 
eeclesia  dei  custoditam  semper  fait,  ut  nulla  sit 
reaervatio  in  aiticulo  mortis  atque  ideo  omnes 
sacerdotes  qnoslibet  poenitentes  a  quibusTis  pec- 
catia  et  censuris  absolvere  possunt".  Diese  An- 
ordnung bezieht  sich  zwai  nur  auf  die  Reser- 
vationen (s.  unter  D.),  aber  da  für  solche  der 
Priester  keine  Jurisdictio  besitzt ,  so  wird  sie  als 
Ausflnss  eines  allgemein  geltenden  Prinzips  mit 
Recht  auf  alle  anderen  gleichstehenden  Falle  an- 
gewendet. 

2  Die  herrschende  Auffassung  ist  die,  dass  für 
diesen  Fall  die  Kirche  (s.  Ferrari  s  I.  c.  n.  14; 
Boner  a.  a.  0.  Hft.  9.  S.  124.  125)  die  Juris- 
diktion ertheile,  nach  anderen,  s.  Noldina.a. 
0.  S.  458.  459  thut  dies  der  Papst ,  nach  L  0  - 
r ins  er  S.  24  der  Papst  oder  die  Kirche ,  oder 
man  nimmt  stillsohweigenden  Konsens,  also  still- 
schweigende Delegation  des  kirchlichen  Oberen, 
an,  s.  Haringer  S.  156.  Alles  dies  ist  aber 
blos  Fiktion ,  Tor  Allem  steht  den  beiden  eisten 
Ansichten  der  Umstand  entgegen,  dass  die  Dele- 
gation ein  besonderer  Willensakt  ist,  welcher 
sich  zwar  auch  durch  konkludente  Handlungen 
äussern  kann,  aber  immer  thatsächlich  vorliegen 
muss.  So  bliebe  nur  die  Annahme  einer  ein  für  alle 
Mal  durch  das  Gesetz  ertheilten  Delegation ,  wie 
sie  dem  Kirchenrecht  an  sich  nicht  fremd  ist ,  s. 
Bd.  I.  S.  176,  übrig.  Indessen  §pricht  die  ent- 
scheidende Stelle  des  Tridentinums  eine  solche 
nicht  aus.  Die  Schwierigkeit  entsteht  nur  da- 
durch, dass  dasselbe  die  Absolution  für  einen 
richterlichen  Akt  erkUrt  hat,  und  man  nun  für 
diesen  und  andere  Fälle  (Beispiele  dafür  werden 
weiter  unten  noch  erwähnt  werden)  das  Vor- 
handensein einer  iurisdictio  delegata  zu  begrün- 
den versucht.  Damit  stimmt  es  aber  wieder 
nicht,  dass  man  die  im  Text  erwähnte  Berechti- 
gung, allgemein  in  Ermangelung  eines  anderen 
Priesters  auch  solchen,  welche  irregulär  sind, 
Schismatikern,  Ketzern ,  Ja  sogar  Apostaten  und 


Degradirten  zuspricht,  obwohl  diese  nur  ihre 
unverlierbare  potestas  ordinis  behalten,  aber  der 
iurisdictio  unfähig  sind. 

3  Z.  B.  dass  dem  Priester  das  berechtigende 
Amt  oder  die  Berechtigung  anscheinend  gültig, 
in  der  That  aber  aus  einem  geheim  gebliebenen 
Grunde  nichtig  übertragen,  oder  die  Berechtigung 
nur  beschränkt  gegeben  und  die  Beschränkung 
unbekannt  geblieben  ist. 

«  S.  die  Aufzählung  bei  Ferraris  1.  0.  n.  36 ff. 
Ygl.  femer  Haringer  S.  158;  Lorinser  S.25. 

5  Vgl.  Ferraris  1.  c.  n.  40. 

^  Als  solcher  kann  1.  3  D.  de  off.  praetor.  I. 
14  (s.  dariiber  Bd.  lU.  S.  175  n.  2)  nicht  dienen. 

^  Die  herrschende  Lehre  nimmt ,  um  dem  Er- 
fordemiss der  Jurisdiktion  zu  genügen,  an ,  dass 
diese  hier  dem  Priester  durch  den  error  communis 
in  Verbindung  mit  dem  Putatlvtltel  oder  durch 
den  enteren  allein  gegeben  werde,  Ferraris 
1.  c.  n.  33.  Dagegen  früher  schon  Bon  er  a.  a. 
0.  Hft  9.  S.  127,  welcher  mit  Recht  darauf  hin- 
weist ,  dass  die  Gefahr  ungültiger  Beichten  und 
Absolutionen,  welcher  die  bekämpfte  Ansicht 
vorbeugen  will,  nicht  in  Betracht  kommen  kann, 
weil  nach  Trid.  Sess.  VL  de  inst.  c.  14  (s.  0. 
S.  84  n.  4)  und  Sess.  XIV.  doctr.  c.  4,  durch 
das  Verlangen  nach  dem  Sakramente  (sacramenti 
voto),  wenn  die  Spendung  unmöglich  ist,  eben- 
falls die  ewige  Strafe  getilgt  wird.  Die  Gongr. 
conc,  Richter,  Tridentinum  S.  206  n.  2,  Entacb. 
v.  1683  hat  solche  Beichten  übrigens  auch  für 
nichtig  erklärt  und  zugleich  angeordnet,  dass 
diejenigen  Beichtkinder,  welche  von  der  Nichtig- 
keit Kenntniss  erhalten  haben,  die  Beichte 
wiederholen ,  und  nur  diejenigen ,  welche  keine 
Kunde  davon  bekommen  haben,  nicht  beunruhigt 
werden  sollen. 

8  Sess.  XXHL  de  ref.  c  15  (0.  S.  85  n.  4). 

9  Gleich  wird  diesem  ein  Jedes  Seelsorge-Amt 
(z.  B.  eine  Missions-Pfarrei)  zu  stellen  sein ,  da 
in  der  Uebertragung  eines  solchen  schon  die 
Tauglichkeitserklämng  des  Beliehenen  liegt,  und 
andererseits  ein  solches  Amt  die  Verwaltung  des 
BuBSsakramentes  in  sieh  schliesst.  Dass  das  Tri- 
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Bischof,  welcher  die  Approbation  ertheilen  soll,  folgeweise  aneh  nicht  auf  den  ihm 
gleichstehenden  Ordinarius,  wie  den  praelatns  nnllins,  oder  einen  solchen  Quasi-Or- 
dinarins,  wie  den  General-  oder  Kapitnlarvikar,  Coadjator  oder  apostolischen  Vikar*. 
Die  Approbation  ist  die  Erklärung  oder  das  Zengniss  des  Bischoft,  dass  der  be- 
treffende Priester  die  Fähigkeit  znr  Verwaltung  des  Busssakramentes  besitzt.  Sie 
enthält  also  ein  Urtheil  und  unterscheidet  sich  von  der  Delegation  der  jurisdictio  in- 
terna dadurch,  dass  diese  einen  Willensakt  des  kirchlichen  Oberen  bildet,  welcher 
einer  anderen  Person  bestimmte,  dieser  bis  dahin  nicht  zustehende  Rechte  gewährt  >. 
Nichtsdestoweniger  wird  die  Ertheilung  der  Approbation  und  die  Verleihung  der 
Jurisdiktion  bei  der  Behandlung  der  Lehre  yielfaoh  nicht  in  genflgender  Weise  aus- 
einande^ehalten^,  weil  die  Ertheilung  der  letzteren  mit  der  der  Approbation  zu- 
Bimmen&llen^,  ja  in  der  Gewährung  der  Approbation  in  vielen  Fällen  zugleich  eine 
stUlsehweigende  Delegirung  des  Approbirten  liegen  kann ,  wie  wenn  z.  B.  ein  zur 
Aushillfe  in  einer  Pfarrei  geweihter  Priester  gleich  nach  der  Weihe  eine  schriftliche 
Approbation  ausgehändigt  erhält^. 


deotinum  Yon  der  Approbation  blos  für  die  Pfarr- 
beneflzlen  im  eigentlichen  Sinne  etwa  mit  Rück- 
sieht auf  den  P&rrkonknrs  abgesehen  haben 
sollte,  ist  ansgeschloflsen ,  well  auch  das  eigent- 
liche benefleinm  paiochiale,  anf  welchea  ein 
Laien  -  Pationat  besteht,  nicht  dem  Konkurse 
anterworfen  ist,  s.  Bd.  II.  S.  494. 

1  Darüber  ist  man  einig,  weil  alle  genannten 
Amtsträger  die  imlsdictio  eplscopalis  besitzen,also, 
ebenso  wie  der  konflrmirte,  aber  noch  nicht  koDse- 
kiirte  Bischof  diese  ans  der  Jurisdiktion  herflies- 
lende  Befagniss  ausüben  können,  Gallemart 
conc  Trldent.cnmremission.  A.  Barbosaead 
e.  15eit.  rem. D.  n.  F errar is  s.  t.  approbatlo  art. 
I.  n.  17.  Den  Regnlaren  ertheilen  ihre  Ordens- 
oberen die  Approbation,  soweit  es  sich  um  die 
Verwaltung  des  Sakramentes  für  die  Mitglieder 
des  Ordens  handelt,  Ferraris  1.  c.  n.  23.  Die 
UflitärkapUne  haben ,  wenn  der  oberste  Milit&r- 
geistliche,  Feldrikar  oder  Feldbischof,  nicht  die 
bischöfliche  Jurisdiktton  über  die  MiUtargeist- 
lichen  und  Militarpersonen  übertragen  erhalten 
bat,  die  Approbation  nicht  Ton  diesem ,  sondern 
▼onden  Ortsordinarien  zu  empfangen,  Ferra- 
ris 1.  c.  n.  87.  88.  Dass  statt  des  Bischofs  der 
Papst  aneh  die  Approbation  geben  kann ,  ist  na- 
mentlich seit  dem  Yatikanum  und  seiner  durch 
dasselbe  anerkannten ,  für  jede  Diöcese  konknr- 
nrenden  bischSüicheu  Jurisdiktion  unzweifelhaft, 
üeber  die  Jetzt  unpraktische  KontroTerse,  ob  die 
päpstlichen  Legaten  und  Nuntien  das  Recht  dazu 
bissen  haben ,  was  überwiegend  yemeint  wor- 
den ist,  s.  Ferraris  L  c  n.  26—38. 

s  Ferraris  s.  v.  approbatio  art.  I.  n.  % 
Knoppa.  a.  0.  8.30;  Noldin  a.a.O.  S.  464; 
LorinserS.  20. 

»Vgl.  z.B.Walter,  K.R.  §.286;  Phillips, 
K.S.  $.  244;  Silbernagl,  K.  R.  $.  143.  Ja, 
Ginsei,  K.  R.  2,  363  dellnirt  sogar  die  Appro- 
bation als  Willensakt  des  Ordinarius,  kraft 
dessen  er  einem  ihm  untergebenen  Priester ,  den 
er  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  bereits 
für  tüchtig  erklärt  hat ,  ausdrücklich  die  Voll- 
macht eriheilt,  die  seiner  Gerichtsbarkeit  unter- 


stehenden Gläubigen  von  Sünden  loszusprechen, 
und  wirft  der  hier  vertretenen  Ansicht  vor ,  dass 
sie  vom  technischen  Sprachgebrauch  des  Trienter 
Konzils  abweiche ,  während  das  letztere  an  der 
entscheidenden  Stelle  von  einer  Jurisdiktions- 
übertragung, für  welche  Ginzel  die  Appro- 
bation erklärt,  gar  nicht  spricht,  und  auch  dem 
gebrauchten  Worte  approbatio  ein  solcher  Sinn 
nicht  zukommt.  S.  übrigens  noch  die  unter 
Anm.  5  citirte  Stelle  Benedikts  XIV.  und  die 
Anm.  6  auf  S.  96. 

«  Wie  z.  B.  bei  der  Ertheilung  der  vielfach 
Üblichen  sog.  Gura-Instramente  („Cum  diligenti 
examine  secnndum  concüii  Tridentini  et  sum- 
manim  pontiflcum  sanctiones  instituto  idoneus 
compertus  sis  . . .  per  praesentes  licentiam  tibi 
concedlmus  et  facultatem  impertimur  in  .  .  . 
duraturas,  ut  sacramentales  confessiones  utrius- 
que  sexus  Christi  fldelium  in  archldioecesi  nostra 
ad  te  venientiam,  non  tarnen  monialium,  ex- 
dpere ,  eosdem  poenitentes  iniuncta  prius  salu- 
tari  poenitentia  in  forma  ecclesiae  consueta  et 
pro  foro  duntaxat  conscientlae  ab  omnibus  cen- 
suris  et  peccatis,  eüam  ab  excommunioatione 
lata  in  procurantes  abortum  ceterisque  ordinariae 
nostrae  iurisdlctioni  reservatis,  exceptis  infra- 
scriptis ,  non  vero  a  casibus  summo  pontifld  re- 
servatis absolvere,  verbum  dei  praedioare  aliaque 
sacramenta,  quorum  administratio  iis  competit, 
quibus  cura  animarum  commissa  est,  libere  et 
licite  conferre  valeas'',  Dumont,  Samml.  kirohl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  99,  nach  dem 
ersten  Kurat-Examen  an  die  auf  Grund  desselben 
geweihten  Priester,  vgl.  auch  Gerl  ach,  Pader- 
bomer  Di5cesanrechte.  2.  Aufl.  S.  17. 

&  Mit  Rücksieht  auf  solche  Fälle  sagt  Bene- 
dikt. XIV.  const  Apostolicum  ministerinm  v. 
12.  Mai  1763  $.  8,  bull,  eiusd.  4,  43:  „Etenim 
duos  omnino  actus  complectitur  adprobatio,  quo- 
rum primus  ad  intellectum,  alter  spectat  ad  vo- 
luntatem.  Proprinm  est  Intellectus,  debita  ac 
necessaria  scientia  in  examinato  deprehensa, 
illum  confessoris  muneri  obeundi  aptnm  existi- 
mare.  At  nonnisi  voluntatis  est,  facultatem  con- 
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Der  Ordinarius  kann  die  Gewfthmng  der  Approbation  von  der  vorgängigen  Ab- 
legung eines  Examens  (s.g.  exammprojurisdieiione)  abhängig  machen  ^,  sie  aber  aaoh 
ohne  ein  solches,  sofern  er  nur  sonst  in  der  Lage  ist,  die  Qualifikation  des  betreffen- 
den Priesters  beurtheilen  zu  können  2,  ertheilen.  Oebühren  dürfen  für  die  Appro- 
bation nicht  erhoben  werden^. 

Die  Ertheilung  kann  schriftlich,  mündlich  oder  durch  konkludente  Handlungen 
erfolgen  ^.  Sie  steht  demjenigen  Bischof  oder  Ordinarius  (bez.  Quasi-Ordinarius  s.  0. 
8.86)  zu,  in  dessen  Sprengel  der  zu  approbirende  Priester  Beichtehören  soll^  and 
daher  bedarf  der  in  einer  anderen  Diöcese  schon  approbirte  beim  Wechsel  derselben 
einer  neuen  Approbation  seitens  seines  nunmehrigen  Ordinarius.  Die  Approbation 
darf  denjenigen  Priester,  welcher  sich  bei  dem  angestellten  Examen  als  tauglich  ge- 
zeigt hat,  wenn  er  sie  nachsucht,  nicht  verweigert  werden  <^,  obgleich  eine  ungerecht- 
fertigte Versagung  der  Approbation  rechüich  nicht  der  Ertheilung  derselben  gleich 
gestellt  werden  kann  7. 

Die  Approbation  kann  entweder  unbeschränkt  oder  beschränkt,  letzteres  in  dem- 
selben Umfange,  wie  die  Jurisdiktion,  gewährt  werden  ^,  und  zwar  auch  dann ,  wenn 
der  Priester  sich  durch  das  abgelegte  Examen  völlig  tauglich  erwiesen  hat  9. 

Sie  gilt  nur  für  den  Amtsbezirk  des  approbirenden  Ordinarius  ^<^.  Mit  dem  Ver- 
luste des  Amtes  seitens  des  letzteren  oder  mit  seinem  Tode  erlischt  selbst  die  Mos 
ad  beneplacitum  gewährte  nicht  von  selbst  ^K  Die  unbeschränkte  oder  auf  Zeit  ge- 
gebene ist  der  Ordinarius  jeder  Zeit  zurückzuziehen  berechtigt  1^.  Wenngleich  er  dies 
im  allgemeinen  nicht  ohne  genügenden  Grund  thun  soll^^,  so  kann  er  doch  immer 
ohne  Weiteres  die  von  seinem  Amtsvorgänger  oder  seinem  Generalvikar  ertheilten 


fessionam  audiendarum  liberam  plenamque  fa-  Veihältnisse  obwalten ,  Beichte  zu  hören.    Die 

cere  sententiamqae  de  eopioferre,  qui  adprobatori  Beschiänkang  auf  Zelt  hat  den  Yortheil,  dass  sie 

snblicitar."  eine  Koutrole  über  die  Fortdauer  der  Quallflkar 

1  In  den  deutschen  Diöcesen  dient  zur  £r-  tion  ermöglicht.  Vgl.  Schmalzgrueber  1.  c 
mittelung  der  Befähigung  vielfach  das  erste  n.  36.  In  den  erwähnten  Gura- Instrumenten 
Kurat-Examen,  welches  die  Presbyteranden  vor  (s.  S.  89.  n.  4)  wird  nicht  die  Approbation  iu 
Empfang  der  Weihe  abzulegen  haben ,  s.  Anm.  dem  hier  erwähnten  Sinn ,  sondern  die  Juris- 
4.  auf  S.  89.  dlktion  auf  Zelt  erthellt.  Da  aber  für  ihre  Wieder- 

2  Die  ohne  ordnungsmässige  Prüfung  erfolgte  gewährung  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zahl  von 
Gewährung  macht  die  ertheilte  Approbation  nicht  Jahren  (1,  2  oder  3)  die  Ablegung  einer  neaen 
nichtig,  nur  handelt  der  betreffende  Ordinarius  Prüfung  erforderlich  ist,  Dumontaa.0.  S.305 
pflichtwidrig.  u.  Gerlach  a.  a.  0.  S.  17,  so  ist  mittelbar  auch 

3  Auch  für  die  Verletzung  dieser  Vorschrift  die  Approbation  zeitlich  beschränkt. 

hat  das  Konzil  a.  a.  0.  keine  Nichügkeit  ange-  »  Benedict  XIV.  Insüt.  LXXXVI.iu4.  Der 

droht  oben  n.  6  gedachte  Grund  trifft  hier  nicht  zu. 

*  VgL  S.  89  Anm.  5.  w  Congr.  conc.  v.  1707,  Richter,  Tridentl- 

&  Weil  das  Recht  der  Ertheilung  ans  der  juris-  num  S.  206.  Nr.  3.   IL  denn  seine  Jurisdiktion 

dictio  episcopalis  herfliesst,  und  diese  dem  Ordi-  reicht  über  diesen  nicht  hinaus. 

nariuB  für  seinen  Sprengal  allein  (abgesehen  vom  11  Ferraris, 6.Y.  approbatio  I.  n.  10.  Frei- 

Papste)    zusteht.      Darüber  herrscht    übrigens  Uch  entscheiden  die  dafür  angezogenen  Stellen 

Einigkeit  seit  der  Gonst  Innoc.  XII. :  Cum  slcut  (S,  87.  n.  7)  nicht  Der  wahre  Grund  liegt  darin, 

v.  19.  April  1700,  bull.  Taurin.  20,  929.  dass  die  erwähnten  Ereignisse  die  durch  die  Ap- 

^  Denn  der  Bischof  ist  nicht  berechtigt,  einem  probatlon  bezeugte  Fähigkeit  nicht  berühren  und 

einmal  geweihten  Priester  die  Ausübung  seines  namentlich  nicht  aufheben., 

ordo  unmöglich zumachen,s. Schmalzgrueber  13  Ferraris  1.  c.  n.  11 — 13.   In  Betreff  der 

V.  38.  n.  33.  Beichtväter  aus  dem  Mönchsstande  verhält  es 

^  Ueber  die  betreffende  Streitfrage  Schmalz-  sich  aber  anders,  S.  91  n.  1  und  nachher  unter  B. 

grueber  L  c.  n.  34.  13  Ferraris  1.  c.  n.  14;  Schmalzgrue- 

8  Es  kann  z.  B.  ein  an  sich  tauglicher  Priester  ber  1.  c.  n.  37,  weil  es  ungerechtfertigte  Will- 
wegen seines  jugendlichen  Alters  nicht  geeignet  kühr  des  Ordinarius  wäre,  beliebig  dem  an  sich 
erscheinen,  für  Nonnen  das  Sakrament  der  Busse  tauglichen  Priester  das  Befähigungszeugnlss  zu 
zu  verwalten  oder  an  einem  Orte,  wo  schwierige  entziehen. 


I.J03.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Bueae. 


91 


Approbationen  widerrafen,  und  die  betreffenden  Priester  einer  abermaligen  Prttfong 
Uterwerfen '. 

DarOber,  ob  der  Mangel  der  voi^eBchriebenen  Approbation  oder  das  blosse  Vor- 
handensein einer  für  den  Ort  oder  fftr  die  Person  nicht  ausreichenden  oder  der  Ab- 
lauf der  zeitlich  bem^lirftnkten  Approbation  die  Verwaltung  des  Sakramentes  allein 
unerlaubt  oder  die  vorgenommenen  Akte,  namentlioh  die  Absolution,  nichtig  macht, 
enthilt  das  Trienter  Konzil  keine  genfigend  klare  Bestimmung.  Die  ttberwiegende 
Meinong  erachtet  die  Approbation  für  ein  wesentliches  Erforderniss  der  Gültigkeit 
der  Beichte  und  der  Absolution ^  und  zwar  auch,  soweit  es  sich  um  die  lässlichen, 
nicht  blos  die  Todsttnden  handelt  3.  Allseitig  wird  aber  die  Ausnahme  gemacht,  dass 
im  Falle  der  Todesgefahr^  auch  ein  nicht  approbirter  Welt-  oder  Ordenspriester 
das  Sakrament  gflltig  spenden  kann  ^. 

B.  Die  Regularen  als  Beichtväter.  Besondere  Vorschriften  kennt  das 
kirchliche  Becht  in  Betreff  derjenigen  Beichtväter,  welche  dem  Begularen- Stande, 
also  einem  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigten  Mönchsorden  definitiv  als  Mitglieder 
angehören. 

Der  Anfangs  des  1 3.  Jahrhunderts  gestiftete  Franziskaner-Orden  und  die  übrigen 
seitdem  entstandenen  Bettelorden,  welche  im  Gegensatz  zu  den  früheren,  in  Abge- 
schlossenheit von  der  Welt  lebenden  Orden,  die  Missionsthätigkeit  unter  dem  Volke 
deh  zum  Ziele  gesetzt  hatten ,  mussten  vor  Allem  die  Predigt  und  die  Verwaltung 


^  Ei  aoU  In  der  Lage  selD,  sich  selbst  die 
üebeneugimg  yon  der  Tauglichkeit  denelben  za 
Tencluffen,  ihn  bindet  also  das  Urtheil  seiues 
Voigängers  oder  Vertreters  nicht.  €k)nAt.  Pii  Y. 
Bomani  pontiflcis  Providentia  t.  6.  August  1571 
S-  2,  bun.  Taurin.  7,  938:  ^b  eplscopo  autem 
raecessore  pro  maiori  consdentlae  soae  quiete 
ezaminari  de  noTO  possunt";  Oonst.  Olem.  X. 
Superna  magni  y.  24.  Juli  1670  (u.  a.  in  Rich- 
ter, Tridentinnm  S.  643)  $.  6:  „Reguläres  vero 
ad  einamodi  confeesiones  praevio  examine  slm- 
pliciter  et  absque  uUa  temporls  praeflnitlone 
ab  ipsomet  eplscopo,  secus  autem  ab  eius  vi-- 
orio  aut  ab  eius  antecessoribus  episcopis  appro- 
bttM ,  non  posse  ab  eodem  qui  sie  approbavit, 
iterum  examinari  aut  ab  iisdem  confessiouibus 
udiendis  suspendi  seu  licentlas  Ulis  concessas 
leTocaxi,  nisl  nova  superrenieute  oasu,  qoae 
ipsss  confeesiones  concemat^ 

Auf  die  Inhaber  von  Seelsorge-Ämtem  bezieht 
sieh  alles  Gesagte  nicht,  da  diese  der  hier  in 
Frage  stehenden  Approbation  nicht  bedürfen.  S. 
im  übrigen  Bd.  UI.  S.  3.  4. 

2  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  alleg.  XXV. 
u.  3ff.;  Schmalzgrueber  n.  27;  Ferraris 
Lcn.eff.;  Phillips,  K.R.S.244;  Glnzel. 
K.  B.  2,  368;  Haringer  S.  Iö4;  Herzog 
S.  86.  Auch  die  congr.  oonc.  steht  auf  demselben 
Standpunkte,  s.  namentlich  Richter  a.  a.  0. 
S.  206.  n.  2.  Sehr  stark  sind  die  Gründe  für 
diese  Ansicht  nicht  Man  sagt  einmal,  dass  das : 
^nnllom  posse''  in  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  16.  clt. 
die  Nichtigkeit  ergebe ,  ausserdem  bezieht  man 
sich,  weil  mau  Jurisdiktion  und  Approbation 
nicht  auseinanderhält,  auf  das  c.  7  Sess.  XIY 
(s.  0.  S.88.  n.  1),  welches  aber  gar  nicht  von 
der  letzteren  handelt     Gegen  die  herrschende 


Meinung  ist  die  cltlrte  Abhandlung  In  Hft.  76. 
S.  38  der  Ztschz.  f.  Philosophie  u.  kath.  Theologie 
gerichtet.  Und  In  der  That  steht  diese  Ansicht 
mit  dem  sonstigen  Grundsatz  der  katholischen 
Kirche,  dass  die  Ausübung  des  ordo  seitens  eines 
an  sich  Befähigten  keine  Nichtigkeit  des  kraft 
des  ordo  vorgenommenen  Aktes  herbeiführt, 
sondern  nur  unerlaubt  ist ,  in  Widerspruch.  Auf 
elue  speclelle  Vorschrift  des  Trldentlnums  ,  wie 
sie  für  die  Nothwendigkelt  der  Jurisdiktion  be- 
steht (s.  0.  S.  88.  n.  1),  kann  man  sich  hier  nicht 
einmal  berufen. 

3  Dafür,  dass  die  Absolution  bei  lässlichen 
Sünden  auch  ohne  Approbation  gültig  Ist ,  z.  B. 
Schmalzgrueber  1.  c.  n.  27.  Die  andere 
Ansicht  vertritt  z.  B.  Ferraris  1.  c.  n.  7 — 9 
und  die  dort  citirten.  Das  dafür  angezogene  De- 
kret Innocenz'  XI.  v.  1679  (o.  S.  70.  n.  1): 
„Non  permittant,  ut  venlallum  oonfessio  flat 
slmpllcl  sacerdoU  non  approbato  ab  eplscopo  aut 
ordinario",  beweist  nichts.  Jedenfalls  ist  aber 
die  Unterscheidung  zwischen  lässlichen  und  Tod- 
sünden nach  dem  Wortlaut  des  Trldentlnums  un- 
berechtigt 

*  S.  0.  S.  87.  n.  10. 

^  Rituale  roman.  tit  3.  c.  1.  n.  1 :  „Minister 
denique  est  sacerdos  habens  potestatem  absol- 
vendl  velordinariam  vel  delegatam.  Sed 
si  periculum  mortis  Immin  eat  approbatusque 
deslt  confessarius,  quilibet  sacerdos  potest  a 
qulbuscumque  censurls  et  peccatls  absolvere"; 
welches  freilich  hier  auch  Jurisdiktion  und  Ap- 
probation nicht  auseinanderhält.  Uebrlgens 
herrscht  In  der  gedachten  Frage  Einstimmigkeit, 
Haringer  a.a.  0.  S.  154;  Phillips,  K.  R. 
$.244;  Gluzel,  K.  R.  2,  363. 
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des  Basssakramentes  anter  demselben,  soweit  als  irgend  möglich,  ohne  Rücksicht  anf 
die  Seelsorgeder  Weltgeistlichkeit  in  die  Hand  zubekommen  snchen.  DarchBegflnstigung 
der  Pftpste  and  aaf  Grand  der  ihnen  von  diesen  ertheilten  Privilegien  ^  gelang  ihnen 
dies  in  dem  Umfange,  dass  in  Folge  der  laaten  Klagen  der  Bischöfe  and  der  sonsti- 
gen Weltgeistlichen  Innocenz  IV.,  am  der  Zerstdrong  der  regelmftssigen  Seelsorge 
entgegen  za  treten^,  sich  veranlasst  sah,  ihre  Privilegien  theilweise  za  beseitigen  and 
einzaschrftnken ,  insbesondere  ihnen  das  BeichtehOren  ohne  Genehmigang  des  za- 
ständigen  Pfarrers  za  antersagen  ^.  Schon  einen  Monat  nachher  fand  es  aber  sein 
Nachfolger  Alexander  IV.  gerathen,  den  Unwillen  der  Orden  za  besänftigen^  and 
die  Verordnang  seines  Vorgängers  ausser  Kraft  zu  setzen  ^.  Daher  dauerten  die  bis- 
herigen Uebelstände  und  bisherigen  Klagen  fort  ^j  um  so  mehr  als  seitens  des  päpst- 
lichen Stuhles  die  Privilegien  einzelner  Orden  von  Neuem  erweitert^  und  dadurch  die 


*  Tgl.  namentlich  Gregor  IX.  ep.  aduniv.  prae- 
latosv.  1227,  Matthaens  Paris  ehron.  maiora 
ed.  Lnard  2,  512  (Potthast  reg.  n.  8042. 
8043)  für  die  Dominikaner :  „qnatenns  filios  fra- 
tres  eiasdem  ordlnis  memorati  ...  ad  offleinm 
praedicandi,  ad  qnod  snnt  ex  professione  sui  or» 
dinis  depntati,  recipiatis  benigne  acpopnlosTobls 
commissos ,  nt  ex  ore  ipsomm  verbi  dei  semen 
devote  siiscipiant  et  confiteantnr  eisdem, 
eam  ipsis  auctorltate  nostra  llceat 
confessiones  andire  ac  poenitentias  ininn- 
gere,  sedulo  admonentes  ...  in  suis  neoessitati- 
bns  peraonaliter  assistatis";  bestätigt  t.  Inno- 
ceiiz  IV.  1244  (Potth.  n.  11391),  1.  c.  2,  513. 
Gleiche  PriTÜegien  t.  Gregor  IX.  v.  1237  für  die 
Franziskaner  (Pottb.  n.  10316  u.  10386)  Sba- 
ralea  bull.  Franclsc.  1,  214  n.  Wadding, 
annal.  Minorom  ed.  Forsera  2,  437. 

2  Matthaens  Paris  chron.  mal.  a  1246,  2, 
514 :  „Praedicatores  Tarios  ecclesiamm  praelatos 
procaciter  alloqnentes  indnlta  sibi  talia  privilegia 
in  propatulo  demonstrarunt ,  erecta  cervice  ea 
exigentes  recitari  et  in  eorum  ecolesiis  veneranter 
recipi  et  commendari  et  ad  praedicandnm  popn- 
11s  sine  aliqna  contradictione  vel  in  sinodis  vel 
in  ecclesiis  paroehianls  quasi  legatos  et  etiam 
dei  angelos  admitti.  Et  se  ingerentes  nimls  im- 
pndenter  rogitabant  singalos ,  etiam  saepe  -viros 
religiöses :  Esne  confessus?  qnibns,  si  responsum 
fuit:  Etiam  ;  a  quo?  A  saeerdote  meo.  Et  quis 
ille  idiota?  numquam  theologiam  andivlt ...  ad 
nos  accedlte ,  qnibns  ...  dei  secieta  patuerunt. 
Nobis  confitemini  imperterritl ,  qnibns  tanta ,  nt 
Tidetis  et  auditis ,  concessa  est  potestas.  Malt! 
igitnr  praedpne  nobiles  et  nobilinm  nxores,  spre- 
tis  propriis  sacerdotibns  et  praelatis ,  ipsis  Prae- 
dicatoribns  confltebantar :  unde  non  mediocriter 
Tilait  ordinarlorom  dignitas  et  conditio  . . .  Vide- 
bant  insnper  parrochianos  snos  andacter  iam 
peccare  et  impndenter .  . .  Dicebantque  snsnrran- 
tes  peccatnri  Invlcem :  Perpetremns  qnae  nobis 
▼olnptnosa  videntnr  et  plaeentia :  aliqnibns  enim 
Praedicatorum  vel  Minomm  per  nos  transitnm 
facientibus  quos  nnmquam  vidirnns  Tel  nnqnam 
yisuri  sumas,  cum  consummatnm  fnit,  qnod  de- 
sideramns,  sine  aliqna  mora  confitebimnr.  Et  sie 
contemptis  ordinariis  et  eomm  disdplinis  pecca- 
tnm  coplosins exuberavlt".  Vgl.  auch  Gieseler, 
Kirchengescbichte  4.  Anfl.  II.  2.  339  ff. 


3  Ep.  ad  nniv.  religlosos  t.  21.  November  1264, 
P  0 1 1 h.  n.  15562,  B  u  1  a  e  u  s  bist.  nnlTers.  Paris 
3,  270:  „qnatenns  parocbianos  allenos  diebns 
dominlcis  et  festivis  non  recipiatis  de  caetero  in 
vestris  ecclesiis  sen  oratorüs  temere  ad  dirina 
nee  ipsos  sine  sacerdotis  snl  licentia  ad  poeniten- 
tiam  nllatenns  admittatis:  cum  si  quis  alieno 
saoerdoti  iusta  de  causa  sn*  volnerit  conflteri 
peccata ,  secnndnm  statuta  gener.  concilii  (c.  12 
X.  de  poenit.  V.  38)  licentiam  prins  postulare 
ac  obtlnere  debeat  a  proprio  saeerdote  vel  saltem 
primo  sibi  conflteri  et  reoipere  absolntionis  bene- 
flcium  ab  eodem :  aliter  namqne  ab  ipso  solvi  non 
poterit  cum  duplex  in  indicando  funiculns,  sc. 
potestatls  et  scientiae  reqniratnr,  quorum  altemm 
Gonstat  in  alieno  deflcere  saeerdote^  Vgl.  die 
Briefe  ans  demselben  Jahre  bei  Potth.  n.  15355 
bis  15357. 

«  Gieseler  a.a.  0.  S.  385. 

&  Ep.  ad  univ.  pr«elatos  y.  22.  Dez.  1254, 
bull.  Taurln.  3,  594  (Potth.  n.  15602)  und  dazu 
ep.  ad  Praedicat.  t.  1259,  RipoUi  bull.  Prac- 
dicat  1 ,  369  (Potth.  n.  17452):  „qnod  tos  de 
licentia  vel  commisslone  aut  concessione  lega- 
tornm  sedis  apostolice  vel  ordinariornm 
locomm  libere  potestis  praedlcare  popnlis ,  an- 
dire confessiones  ant  poenitentias  iniun- 
gere,  sacerdotum  parochiallum  assensn 
minime  requisito^ 

«  Vgl.  die  der  Mainzer  Synode  v.  1261  von 
Bischof  Walter  v.  Strassbnrg  überreichten  Arti- 
kel, Mansi  23,  1106.  C.  45  desselben  Konzils, 
1.  G.  p.  1100,  äussert  sich  missbilligend  über  die 
Beichten  bei  den  Mönchen  dahin :  „qnamvis  ec- 
desla  doleat ,  quod  de  proprli  sacerdotis  volun- 
tate  subditi  plebanomm  pro  matnriori  eonsilio 
capescendo  religiosis  quibusdsm  interdum  confi- 
teantnr", und  das  Konzil  v.  Avignon  v.  1279  ord- 
net sogar  im  Gegensatz  zu  dem  Privileg  Alex- 
anders IV.  (s.  vor.  Note) ,  weil  es  der  Vollmacht 
der  Legaten  nicht  erwähnt ,  1.  c  24,  244 ,  an : 
„Quodque  deinceps  illi  religiosl  qui  voluerint 
confessiones  audire,  venlant  ad  praelatos,  ut  ab 
eis  super  confessionibus  audiendis  recipiant  spe- 
cialiter  facultatem ,  quod  etiam  üdem  praelati 
non  oommittant  religiöse  alicui  confessiones  gene- 
rallter  audiendas^ 

^  So  Martin  IV.  für  die  Franziskaner  ep.  v. 
1282  ad  mlnistr.  gen.  (Potth.  n.  21837),  Ma n  s ^ 
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Sbeiti^eiten  zwischen  den  Mönohen  und  der  Weltgeistliohkeit  blos  vermehrt 
vordeni.  In  Fol^^  dessen  fand  sich  endlich  Bonifacins  VUI.  i.  J.  1300  bewogen, 
dae  neue  gesetzliche  Regelung  des  Verhältnisses  der  Orden  zu  der  Weltgeistlichkeit 
Tonnraehmen.  Hinsichtlich  der  hier  allein  interessirenden  Verwaltung  des  Boss- 
sskramentes  ordnete  er  in  Betreff  der  Dominikaner  und  Franziskaner  an^,  dass  die 
MDnehe  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  ausserhalb  der  Ordensgemeinde  von 
den  Ordensoberen  blos  für  einzelne  Städte  oder  Diöcesen,  in  welchen  die  Orden 
Niederlassungen  besitzen,  oder  fOr  solche,  welchen  ihre  Niederlassungen  benachbart 


24, 388:  „quo  eitiaB  (riehtigei :  eeitiiis)  de  ipso- 
nun  (fr&tmm)  drca  eadem  (Predigt  und  Beichte) 
de  aactorltate  apOBtolV»  constabit  tilil ,  All ,  ml- 
nistio  generali  per  te ,  Tobis  yero  provinciidibns 
ministzis  eam  difllnitoribiu  in  provinclalibuB 
vestris  eapitnlls  congregatis,  commlttendi  ancto- 
ntate  apostolica  ficatribnS  eiusdem  ordinis  sacia 
pagiiu  eniditia,  examinatis  et  approbatis  a  vobis, 
pnedieationlB  ofticiiim ,  andiendlverocon- 
feiiiones,  absolvendi  poealtentes,  sa- 
laUrei  eis  üiinngendi  poeniteutias  et  firatribna 
alus  idoneia  concedendi,  elsdem  qnoqne  saepe 
(äti  oTdinis  ,  quibus  dieta  offlola  per  yos  taliter 
concesaa  lea  commissa  faerint,  qaod  eadem  libere 
Tileant  exereere ,  plennm  damas  et  concedimuB 
auctoiitate  praesencinm  facultatem  .  .  .  YolamuB 
utem  qaod  hl  qni  firatlibus  confltebuntur  eisdem, 
snii  parocbialibus  presbyteris  conflteri  saltem  Be- 
rnd in  anno,  prout  generale  coneiliom  etatuit,  te- 
neanCai^,  worin  nicht  einmal  mehr  die  Nothwendig- 
keitderErlaubnisB  der  Legaten  oder  der  Ordinarien 
Terlaogt,  anderetseitB  aber  die  österliche  Beichte 
beim  zuständigen  Pfarrer  eingeschärft  wird; 
ferner  für  Dominikaner  gleichfalls  t.  1282,  Mar- 
tine, thesaur.  anocdot.  1,  1172  (Potth.  ii. 
21836),  welches  fast  wörtUoh  dieselben  Bestim- 
mungen enthält 

*  So  beecUoss  eine  eigens  zu  diesem  Zweck 
1287  abgehaltene  Synode  für  die  Rheimser  Pro- 
vinz ihre  Besehwerden  wegen  Uebergriffe  der 
Dominikaner  and  Franziskaner  anf  Grand  der 
PiiTilegien  Martins  IT.  ( —  das  können  nor  die 
in  Torlger  Anm.  cltirten  sein  — )  durch  Vertreter 
in  Korn  bei  der  Karle  zu  betreiben ,  M an  s i  24, 
847.  S.  femer  die  Urkunden  Ton  1286  im  Ur- 
kandenbaoh  der  Stadt  Halberstadt  Bd.  I.  (Oe- 
leMehtsqaellen  der PrOYlnz  Sachsen:  Halle  1878 
Bd.  7)  S.  166. 171,  n.  208. 21^  215,  woraus  sich 
erg;iebt,  das«  die  Franziskaner  und  Dominikaner 
▼ielfaeh  an  dem  Beichtehören  der  Diöcesanen  ge- 
hindert wurden ,  so  dass  der  Bischof  genöthlgt 
▼u,  für  sie  einzutreten,  indem  er  allein  das  Ge- 
bot, bei  dem  eigenen  Pfarrer  einmal  im  Jahre  zu 
beichten,  als  in  Kraft  stehend  bezeichnete.  Vgl. 
des  Weiteren  auch  Gie  sei  er  a.  a.  0.  S.  836. 

*  Potth.  n.  24913,  c.  2  in  Extrav.  comm.  de 
sepnlt.  Vn.  6  u.  Giern.  2  de  sepult  III.  7 : 
^. . .  oidlnamus  auctoiitate  praedicta  (aposto- 
lica), Qt  in  singuüs  civitatibus  et  dioecesibus,  in 
qnibns  loea  fratrum  ipsorum  consistere  dignos- 
eantor  Tel  in  dTitatlbus  et  dioeoesibus  locis  ipsis 
vidnis,  in  quibus  loca  huiusmodi  non  habentur, 
magiscrli  priores  provinciales  Praedicatorum  aut 
eomm  vioarii  et  genendes,  et  generales  et  pro- 
nneiales  nüniatii  et  cnstodes  Minorum  ordinum 


praedietorum,  ad  praesentlam  praelatorum  eorun- 
dem  locorum  se  oonferant  per  se  Tel  per  fratres, 
quos  ad  hoc  idoneos  fore  putaTerlnt,  hundliter 
petitnri,  ut  fratres,  qui  ad  hoc  eleeti  Iherint,  in 
eorum  dTitatlbus  et  dioecesibus  confesslones 
subditorum  snorum  confiteiisiblTolentium  audire 
libere  Taleant,  et  huiusmodi  confltentibus  .  .  . 
poeuitentias  imponere  salutares,  atque  eisdem  ab- 
solutionis  benefidum  Impendere  de  licentia, 
gratla  et  beneplacito  eorundem.  Ac  delnde  prae- 
fati  magistri,  priores,  proTindales  et  ministii 
ordinum  praedietorum,  ellgere  studeant  personas 
sufflcientes,  idoneos,  Tita  probatas,  discretas,  mo- 
destas  atque  peritas  ad  tam  salubre  minlsteilum 
et  officium  exsequendum,  quas  sie  ab  ipsis  elec- 
tas  repraesentent  Tel  faciant  praesentari  praelaüs, 
ut  de  eorum  licentia,  gratia  et  benepladto  in  d- 
Titatibus  et  dioecesibus  eorundem  huiusmodi 
personae  sie  electae  confessiones  confiteri  slbi 
TOlentium  audiaut,  imponant  poeuitentias  salu- 
tares et  benefidum  absolutionis  in  posterum  im- 
pendant,  prout  superius  est  expressum,  extra 
civitates  et  dioeceses ,  in  quibus  fueiint  depu- 
tatae  ,  per  quas  eas  Tolumus  et  non  per  proTln- 
oias  deputari,  confessiones  nuUatenus  audlturae. 
Numerus  autem  personarum  assumendarum  ad 
huiusmodi  offidum  exercendum  esse  debet,  prout 
uniTorsitäs  der!  et  populi  ac  multitudo  Tel  pauci- 
tas  exlgit  eorundem.  £t  si  iidem  praelati  petitam 
licentlam  confesslounm  huiusmodi  audieudarum 
concesserint ,  illam  praefati  magistri,  ministii 
et  alii  cum  gratlarum  redpiant  actione  dictaeque 
personae  sie  electae  commissum  sibl  officium  ex- 
sequantur.  Quodsi  forte  iam  dicti  praelati  quem- 
quam  ex  dictis  fratribus  praesentatis  eisdem,  ad 
huiusmodi  offidum  ncUent  habere  Tel  non  duce- 
rent  admittendum :  eo  amoto  Tel  subtracto  loco 
ipsius  similiter  eisdem  praesentandus  possit  et 
debeat  allus  subrogari.  Si  Toro  iidem  praelati 
praefatis  fratribus  ad  confessiones  (ut  praemitti- 
tur)  audiendas  electls,  huiusmodi  exhibere  licen- 
tlam reousarint:  nos  exnuuc  ipsis,  ut  confes- 
siones sibi  confiteri  TOlentium  libere  lidteque 
audire  Taleant  et  eisdem  poenitentias  imponere 
salutares  atque  eisdem  benefidum  absolutionis 
impertiri,  gratiose  coucedimus  de  plenitadlne 
apostolicae  potestatis.  Per  huiusmodi  autem 
coucessionem  nequaquam  intendimus  personis 
seu  fratribus  ipsis  ad  id  taliter  deputatis,  po- 
testatem  in  hoc  impendere  ampliorem,  quam  in 
eo  curatis  Tel  parochialibus  sacerdotibus  est  a 
iure  concessa ,  nisi  forsan  eis  ecclesiarum  prae- 
lati uberiorem  in  hac  parte  graüam  specialitec 
ducerent  fadendam^. 
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sind,  niemals  aber  fttr  ganze  Provinzen  j  femer  aneh  nnr  in  einer  der  Gesammtheit 
der  Oeistlichkeit  and  der  sonstigen  Bevölkerung  entspreehenden  Anzahl  mit  Be- 
schränkung eines  jeden  einzelnen  auf  den  ihm  angewiesenen  Bezirk  deputirt  werden, 
sowie,  dass  die  Ordensoberen  geeignete  und  tüchtige  Brüder  aussuchen  und  für  diese 
die  Erlaubniss  bei  den  Ordinarien  des  betreffenden  Bezirkes  einholen  sollten.  Der 
Pr&lat  kann  für  einzelne  der  ihm  präsentirten  MOnche  (z.  B.  wegen  ihrer  Untauglich- 
keit)  die  Erlaubniss  verweigern.  Wenn  er  dies  aber  allgemein  thut,  so  sind  die  be- 
treffenden Mönche  kraft  apostolischer  Machtvollkommenheit  zur  Verwaltung  des 
Busssakramentes  ermächtigt.  Endlich  sollen  die  nach  den  gedachten  Bestimmungen 
berechtigten  Mönche  nur  diejenigen  Vollmachten,  welche  jedem  Weltpriester  bei  der 
Beichte  und  Busse  zustehen^  besitzen ,  falls  ihnen  von  den  Prälaten  nicht  umfassen- 
dere ertheilt  werden. 

Diese  Vorschriften  wurden  allerdings  schon  von  Benedikt  XI.  (1303 — 1304] 
aufgehoben^,  und  die  Privilegien  der  Orden  noch  weiter  als  früher  ausgedehnt,  in- 
dessen hat  das  Konzil  von  Vienne  [1311]  unter  Aufhebung  der  Dekretale  Benedikts 
die  von  Bonifacius  VUI.  getroffenen  Anordnungen  von  Neuem  in  Kraft  gesetzt  2,  und 
sie  sind  dann  bis  zum  Tridentinum  allein  massgebend  geblieben  '\  Erst  dieses  letztere 


*  c.  1  In  Extr.  comm.  de  priTll.  V.  7.  Abge- 
sehen davon,  dass  danach  auch  die  österliche 
Beichte  hei  den  Mönchen  abgelegt  werden  kann, 
nnd  diese  Ihre  Beichtkinder  nur  ermahnen  sol- 
len ,  mindestens  einmal  im  Jahre  bei  dem  zu- 
ständigen Priester  zq  beichten,  wird  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Erlaubniss  der  kompetenten 
Ordinarien,  ebenso  die  Beschränkung  anfeine  be- 
stimmte, entsprechende  Zahl  der  zn  depntirenden 
Möqche  beseitigt,  endlich  den  Ordinarien  die 
Möglichkeit  der  Verwerfung  einzelner  Ordens- 
geistlicher durch  die  rein  formale  Vorschrift  ge- 
nommen: „Ut  autem  dloecesanls  honor  debltus 
reservetur,  praedpimus,  ut  proviadales  priores 
Praedlcatorum  et  ministri  Minorum  ordlnnm 
praefatorum  per  se  vel  per  alles  verbo  Tel  sciipto 
eis  signiflcent,  se  fratres  ad  hulusmodl  confes- 
sionum  audlendarum  et  poenitentiarum  iniun- 
gendarum  officium  eleglsse,  et  non  noml- 
nando  aut  coram  ipsis  sistendo  eos  neo 
lllornm  numerum  exprlmendo  petant 
humlliter  a  dloecesanls  elsdem,  quod  iidem  eleeti 
flratres  de  ipsorum  beneplacito  et  licentla  dictum 
possint  in  eorum  ciyitatibus  et  dloeceslbus  intra 
eis  determinatos  flnes  officium  exercere.  Quodsi 
denegant  rel  Intra  triduum  non  concedant:  ex 
tunc  eidem  fratres  nlhllomlnus  auctoritate  eadem 
hulusmodl  officium  exsequantur ;  datam  vero  U- 
centlam  per  dioecesanorum  mortem  nolumus  ter- 
mlnarl". 

3  Die  Differenzen  zwischen  der  Weltgeistlich- 
keit  und  den  Bettelorden  wurden  damit  aber 
nicht  beseitigt.  Da  die  Mönche  sich  nicht  an 
die  Vorschriften  der  Dekretale  Bonlfaz'  Vni. 
kehrten,  so  untersagten  einzelne  Partikularkon- 
zilien, wie  z.  B.  Prag  1B49  o.  59,  Maus  1  26,  75 
den  Pfarrern,  Mönche  zur  Belohte  zuzulassen, 
wenn  diese  nicht  mit  bischöflichen ,  auf  den  Na- 
men ausgestellten  Erlaubuisssoheinen  yersehen 
wären,  Ja  Lambeth  1330  c.  3. 1.  f.,  1.  c.  26,  893 
Yerbot  den  Mönchen,    Geistliche  der    höheren 


Weihen,  welche  Todsünden  begangen  haben,  zur 
Beichte  anzunehmen.  Die  Päpste  mussten  eben- 
falls wiederholt  in  die  Streitigkeiten  eingreifen. 
Johann  XXI.  verdammte  1321,  c.  2  in  Extr. 
comm.  V.  3,  die  Sätze  des  Doktors  der  Sorbonne 
JeanPollly,  i.  dass  Jeder,  welcher  bei  einem  mit 
einer  allgemeinen  Erlaubniss  versehenen  Mönche 
gebeichtet  habe,  seine  Sünden  nochmals  dem  zu- 
ständigen Pfarrrr  beichten  müsse,  2.  dass  weder 
der  Papst,  ja  nicht  einmal  Gott  die  bindende 
Kraft  des  IV.  Lateranensischen  Konzils  über 
die  einmalige  jährliche  Beichte  beim  eigenen 
Pfarrer  aufheben ,  und  3.  weder  der  Papst  noch 
Gott  eine  allgemeine  Vollmacht  zum  Beichten 
gewähren  könne,  vgl.  auch  Gleselerll.  3,198. 
Als  1409  der  Franziskaner  Jean  Gorel  u.  A.  ge- 
lehrt hatte,  dass  die  Pfarrer  als  solche  nioht  das 
Recht  besässen,  die  Sakramente  zu  verwalten, 
insbesondere  Beichte  zn  hören ,  dieses  in  erster 
Linie  und  essentiell  den  Mönchen  zustehe, 
zwang  ihn  die  Sorbonne  zum  Widerruf,  und  in 
Folge  dessen  erwirkten  die  ITranziskaner,  welche 
darin  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Privilegien 
sahen ,  eine  Bestätigung  derselben  bei  Alexan- 
der V.  durch  die  Bulle :  Regnans  In  eoclesia  v. 
12.  Oktober  1409 ,  Bula  e us  bist.  un.  Paris,  ö, 
196.  Die  Sorbonne  sehloss  darauf  diejenigen 
Bettelorden ,  welche  die  Bulle  nicht  ausliefern 
und  auf  ihre  Privilegien  Verzieht  leisten  wollten, 
von  der  Universität  und  vom  Predigtamte  aus, 
und  Papst  Johann  XXIII.  gab  insofern  nach ,  als 
er  (1410  am  27.  Juni)  die  Bulle  seines  Vor- 
gängers zwar  nicht  widerrief,  aber  doch  erklärte, 
dass  wegen  der  entstandenen  Aergernisse  alles 
in  demselben  Stande  wie  vor  der  Bulle  bleiben 
und  sich  Niemand  mehr  auf  dieselbe  berufen 
solle,  Bulaeus  6,2041.  VgL  Gieseler  a.a.O. 
S.  202  u.  Schwab,  Johannes  Gerson  S.  469ff. 
'  Die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  Bulle 
Alexanders  V.  hat  ebenfalls  die  Verilnderangen 
Bonlfaz*  VIIL  und  des  Vlenner  Konzils  bestätigt 
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hat  die  Nothwendigkeit  der  Approbation  des  suständigen  Ordinarins  (s.  o.  8.  86) 
such  für  die  Mönche  eingefUirt  ^ 

Der  geltende  Bechtsznstand  ist  demnach  folgender:  Die  Begnlaren  erhalten  die 
Jurisdiktion  nnd  Approbation  fttr  die  Verwaltung  des  Bnsssakramentes,  soweit  es  sich 
om  die  Beichte  nnd  Absolution  ihrer  Ordensbrflder^  und  der  zu  den  ein- 
leinen  Klöstern  gehörigen  s.  g.  famUae^  handelt,  von  ihrem  Ordensoberen 
kraft  der  diesen  zustehenden  ordentlichen  Jurisdiktion ,  also  völlig  unabhängig  von 
den  Bischöfen  und  anderen  Ordinarien. 

So  weit  dagegen  andere  Personen,  also  namentlich  weltliche,  in  Frage 
stehen,  bedürfen  die  Mönche  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  ftlr  dieselben  zu- 
nickst der  Oenehmigung  ihrer  Oberen,  jedoch  macht  der  Mangel  derselben  die 
Beichte  und  die  Absolution  keineswegs  nichtig^,  weil  die  Erlaubniss  nur  wegen  der 
Gehorsamspflicht  der  Mönche  gegen  die  Oberen  eingeholt  werden  muss,  für  die  Spen- 
dnng  des  Sakramentes  selbst  aber  an  sich  keine  Bedeutuiig  hat 

£iner  besonderen  Delegirung  der  Jurisdiktion  bedarf  es  dagegen  für  den  ein- 
zeken  Mönch  nicht.  Jeder  Regularpriester  besitzt  dieselbe  kraft  des  seinem  Orden 
ertheilten  päpstlichen  Privilegs ,  er  ist  also  ein  fdr  alle  Mal  durch  Privileg  bestellter 
päpstlicher  Delegat^  in  Betreff  der  fttr  die  gültige  Verwaltung  des  Busssakramentes 
nothwendigen  iurisdictio  interna  <^.  Nur  die  Ausübung  derselben  ist  durch  das  Tri- 
dentinum,  welches  die  bischöfliche  Approbation  auch  für  die  Mönche  erfordert ,  sus- 
pendirt'. 


1  S.  0.  S.  85.  n.  4. 

2  Denn  das  Tridentinum  bezieht  Bich  nicht 
•nf  die  Beichten  dieser,  sondern  noi  anf  die  der 
uecnlaies,  &  auch  deciet  Clement  YIII.  t.  26i 
Mai  1593  nnd  der  Congr.  oonc.  t.  1624,  bestätigt 
TOD  ÜTban  YIII.  bei  FeiTaris  s.  y.  approbatio 
üt/II.  n.  1.  Die  Befngniss  eistieckt  sich  eben- 
faÜB  auf  die  Novizen ,  -wenngleich  diese  anch  bei 
einem  Tom  Oidinarins  für  Weltliche  approbirten 
Priester  belebten  können,  a.  a.  0.  n.  2;  Bouix , 
tneut.  de  luxe  regniar.  ed.  II.  1,  598. 

3  Gonst  Olem.  X :  Snperna  v.  21.  Juni  1670. 
^4,  Rlohter,  Tridentinnm  S. 643.  Ueber  den 
Begriff  der  famllia  s.  o.  S.  73.  Die  gesondert 
lebenden  Textiazier-Orden  gehören  nicht  dazu, 
i.  die  Entseb.  d.  Gongr.  oonc.  bei  Ferraris 
L  e.  ait.  I.  n.  63. 

*  Das  ist  freilich  nicht  unbestritten  gewesen, 
Tgl.  Bottix,  tractat.  de  iure  regularinm  II.  ed. 
2.  253.  Für  die  hier  vertretene  Ansicht  die 
Congr.  episoop.  t.  2.  M&rz  1866,  Acta  s.  sed. 
1,683. 

i  Wie  der  Bischof  in  gewissen  Fallen  (s.  Bd.  1. 
&  176)  durch  das  Tridentinum,  also  durch  Ge- 
Ktz  ernannter  Delegat  des  Papstes  ist. 

<  Die  herrschende  Ansicht  drückt  dies  so  aus, 
dan  die  Mönche  die  Jurisdiktion  Yom  Papste 
haben,  Fagnan.  ad  c  12.  X.  de  poen.  V.  38. 
Ferraris  1.  c  art  I.  n.  42;  Boulx  I.  o.  2, 
214  ff. ',  Noldln  a.  a.  0.  S.  456.  475.  Da  in- 
dessen der  Mönch  im  Einzelfalle  niemals  vom 
Papste  delegirt  wird,  so  ist  diese  Auffassung 
nicht  Tollkommen  korrekt  Diejenigen ,  welche 
die  durch  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  15.  oit  Torge- 
Bchriebene  Approbation  nicht  yon  der  Delegirung 


der  Jurisdiktion  unterscheiden ,  oder  gar  sie  da- 
mit Identiflciren,  s.  o.  S.  89,  müssen  konsequen- 
ter Weise  annehmen ,  dass  der  Bischof  dem  Re- 
gularen die  Jurisdiktion  ertheilt.  Dies  wider- 
spricht aber  den  päpstlichen  PrlTllegien  für  die 
Mönchsorden  (s.  die  Anmerkungen  zu  S.  92). 
In  allen  wird  den  Mönchen  das  Recht  auctoritate 
apostollca  gewährt  Die  in  dem  Priyilegium  Bo- 
nifaz*  YIII.  erwähnte  llcentia  und  gratia  der 
Prälaten,  welche  nachgesucht  werden  soll,  S.  93.  ^ 
n.  2,  bildet  blos  die  Yorbedlngung  für  die  er- 
laubte Ausübung  der  Jurisdiktion,  und  Ist,  falls 
sie  grundlos  verweigert  wird ,  nicht  einmal  er- 
forderlich. Das  Tridentinum  hat  der  Erlaubniss 
nur  die  Approbation  des  Ordinarius  substituirt, 
sonst  aber ,  da  es  in  der  betreffenden  Stelle  we- 
der der  Jurisdiktion  noch  der  Privilegien  ge- 
denkt, nichts  geändert. 

7  Ygl.  auch  const  Gregor.  XY.  Inscrutablli 
dei  V.  5.  Februar  1622  %,  5,  Richter,  Triden- 
tinum S.  540 :  „Oonfessores  vero  sive  reguläres 
slre  saeculares  quomodocunque  exemptl  tam  ordi- 
narll  quam  extraordlnarll  ad  confessiones  moni- 
allum  etlam  regularlbus  subiectarum  audiendas 
nuLlatenus  deputari  valeant ,  nlsi  prius  ab  epi- 
scopo  dioecesano  Idonei  ludioentur  et  approba- 
tlonem,  quae  gratis  concedatur,  obtineant'^ 
Gegen  Regularen,  welche  ohne  die  Approbation 
in  seinem  Sprengel  das  Busssakrament  spenden, 
kann  der  Bischof  auf  Grund  des  das  unbefugte 
Predigen  betreffenden  $.  6  der  cit  Constitution 
als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  mit  allen 
rechtlichen  Mitteln  einschreiten,  Dekret  d.  Gongr. 
conc.  bestätigt  von  Innocenz  X.  am  10.  Mai 
1653,  Richter,  Tridentinum  S.  205.  n.  1. 
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Die  Saspension  wird  dadurch  beseitigt,  dass  der  Reguläre  die  Approbation  des 
Ordinarius,  in  dessen  Diöcese  er  Beichte  hören  soll ,  einholt,  und  zwar  ist  er  auf  Er- 
fordern desselben  verpflichtet,  dies  persönlich  zu  thun  ^ 

Die  ertheilte  Approbation,  ttber  welche  im  Allgemeinen  die  schon  o.  S.  89  an- 
geführten Regeln,  abgesehen  von  den  noch  zu  erwähnenden  Ausnahmen,  zur  Anwen- 
dung kommen ,  giebt  aber  nur  die  Ermftchtigung  für  die  Diöcese  des  approbirenden 
Ordinarius,  fttr  jede  andere  bleibt  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  seitens  des  Mönches 
suspendirt,  bis  er  die  Approbation  des  zuständigen  Ordinarius  erlangt  hat^. 

Der  sich  meldende  Reguläre  hat  ein  Recht  darauf,  daes  der  Ordinarius  das  Exa- 
men mit  ihm  abhalten  lässt.  Der  letztere  ist  also  nicht  befugt ,  ihn  ohne  Weiteres 
zurückzuweisen 3.  Wenn  der  Reguläre  als  tauglich  befunden  wird,  darf  ihm  der 
Bischof  die  Approbation  nicht  verweigern ,  ja  dieselbe  auch  nicht  einmal  in  Bezug 
auf  Zeit,  Art  oder  Personen  oder  in  anderer  Weise  beschränken.  Nur  denjenigen, 
welche  sich  nicht  in  allen  Beziehungen  als  geeignet  erwiesen  haben,  kann  er  nach 
seinem  Ermessen  die  Approbation  vorenthalten  oder  beschränkt  gewähren^.    Die  zu 


1  CoDgT.  cono.  V.  1755,  a.  a.  0.  S.  206.  n.  4, 
und  bestätigt  durch  dem.  XIII.  Breve:  Inter 
mnltipliees  t.  11.  Dezember  1768,  bull.  rom. 
contiD.  1,  72. 

2  S.  0.  S.  87.  n.  6. 

8  Er  hat  nicht  das  Recht ,  das  päpstliche  Pri- 
Tilegium  illusorisch  za  machen.  Ohne  die  Ap- 
probation darf  aber  der  Regnlare  seine  Juris- 
diktion nicht  ausüben ,  denn  die  Vorschrift  der 
Dekretale  Bonifaz*  YIII,  dass  bei  Weigerung  des 
Ordinarius  der  Reguläre  Ton  seinem  Recht  Ge- 
brauch machen  kann,  ist  durch  das  Tridentinum 
beseitigt,  und  spater  hat  Ur bau  YIII.  in  der 
const.  Cum  sicut  accepimus  v.  14.  September 
1628,  bull.  Taur.  14,  10  auch  alle  an  Mönchs- 
orden, Kongregationen  und  Kollegien,  ein- 
schliesslich des  Jesuitenordens  ertheilten  Privi- 
legien, ohne  Approbation  des  Ordinarius  Beichte 
*  zu  hören,  aufgehoben. 

4  Const.  CleoL  X.  Supema  ciL  $.  4 :  „lUos 
autem  religiöses  qui  ad  confessiones  audiendas, 
idonei  generali ter  reperti  fuerint,  ab  episco- 
pis  generaliter  quoque  et  indistincte  absque  li- 
mitatione  temporis  ceteronimque  locorum  aut 
generis  personarum  in  dioeoesi  propria  admit- 
tendos;  quoad  ceteros  yero,  qui  non  adeo  idonei 
reperiuntnr,  si  petierint  se  admitti,  arbitrio  or- 
dinariorum  relinqui,  ipsos  cum  limitata  facul- 
tate ,  prout  eisdem  ordlnarüs  magis  expedire  vi- 
debitur,  probare  et  admittere''.  Damit  ist  eine 
Differenz  zwischen  der  Congr.  conc. ,  welche  vor 
dem  Erlass  dieser  Konstitution  wiederholt  ange- 
nommen hatte,  Bouix,  tract.  de  jure  reguL  2, 
227 ,  dass  der  Bischof  in  keinem  Fall  dne  be- 
schrankte Approbation  ertheilen,  sondern  die- 
selbe entweder  nur  unbeschrankt  gewahren  oder 
ganz  yerwelgeru  dürfe,  und  der  Congr.  episa  et 
regul. ,  welche  die  von  der  Konstitution  sanktlo- 
nirte  Meinung  vertreten  hatte,  Ferraris  1.  c 
art.  I.  n.  60,  beseitigt  worden. 

An  der  fortdauernden  Geltung  dieser  Bestim- 
mungen hat  man  deshalb  Zweifel  erhoben  ,  weil 
Bened.  XIY.  als  Erzbiachof  von  Bologna  für  seine 


Diöcese  ein  Dekret  erlassen  hat:  ^acultatem  au- 
diendae  confessionls  eertis  limitlbus  concluden- 
dam  volumus,  ita  ut  anni  spatium  numquam  exce- 
dat  eoqueperacto  sacerdos  tum  regnlaristum  sae- 
cularis  illius  prorogationem  a  nobis  petere  tene- 
atur*",  s.instit.  XXXYI.n.4,  und  zugleich  die  An- 
sicht aufstellt,  dass  den  Regularen  in  allen  Fallen 
eine  beschränkte  Approbation  gegeben  werden 
könne,  ferner  in  seiner  const.  Apostolieum  y.  30. 
Mai  1753,  S-  d,  bulL  Bened.  XIY.  4,  43  sagt: 
„Caetemm  oonfessarii  munus  regulaiibns  deferri 
potest  sine  temporis  determlnatione  vel  cum  li- 
mitatione:  quod  luculenter  constat,  tum  ex 
brevi  a  summo  pontiflce  Urbano  YIII.  dato  car- 
dinali  Sandoral  a.  1639,  inserto  a  Cassabatlo  in 
theoria  et  praxi  iuris  canonici  (lib.  I.  c.  10.  n. 
13),  tum  ex  reoensita  oonstitutioBe  dementia  X. 
Supema  ad  $.  4".  Dieselbe  Erklärung  fast  wört- 
lich auch  de  synodo  dioeces.  IX.  6.  n.  7.  Indessen 
konnte  das  Dekret  filr  die  Diösese  Bologna, 
welches  mit  der  Constit.  Clemens  X.  In  Wider- 
spruch steht,  selbstverständlich  diese  letztere 
nicht  beseitigen,  ebenso  ist  ihr  gegenüber  die 
offenbar  irrige  Ansicht,  welche  Benedikt  XIY. 
als  Schriftsteller  ausgesprochen  hat,  bedeutungs- 
los. In  seiner  Konstitution  nimmt  derselbe 
übrigens,  abgesehen  von  dem  Breve  Urbans  YIIL: 
cum  sicut  super  v.  30.  Januar  1629  (bei  Plgna- 
telli  consnlt.  t  lY.  eons.  174.  n.  22)  gerade 
die  Konstitution  Clemens'  X.  als  Beweis  in  Be- 
zug, er  kann  demnach  nicht  die  Absieht  gehabt 
haben ,  dieselbe  abändern  zu  wollen.  Es  muss 
daher  sein  Ausspruch,  daas  der  Reguläre  be- 
schrankt oder  unbeschränkt  als  Beichtvater  de- 
putirt  werden  kann,  im  Sinne  der  Anordnung 
Clemens*  X.  verstanden  werden,  naeh  welcher 
ja  auch  eine  beschränkte  Approbation,  wenn 
schon  nur  unter  gewissen  Yoranssetzungen ,  zu- 
lässig ist.  YgL  aber  diese  Frage  die  ausfuhr- 
liche Erörterung  von  Bouix  1.  c.  2,  231,  s. 
auch  desselben  tract.  de  episcopo,  II.  ed. 
2,  249. 
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Unreelit  beschrinkte  Approbation  kann  aber  reehtlioh  nicht  als  eine  nnbeschr&nkte 
geUen,  yielmebr  darf  der  Reguläre  zunAchst  nur  innerhalb  der  durch  die  Be- 
achrSnknng  gegebenen  Grenzen  Beichte  hdren,  und  der  BiBchof  ist  nöthigenfidk  durch 
Beschwerde  beim  Papste  zur  Oewfthrung  einer  unbeschränkten  Approbation  anzu- 
halben  K 

'Eimen.  Begnlaren,  welcher  die  Approbation  auf  Orund  des  bestandenen  Examens 
«Aue  jede  Einsehrtnkuag  erhalten  hat,  ist  der  Ordinarius  nicht  berechtigt,  von  Neuem 
Examen  zu  unterwerfen^,  ausser  wenn  sich  etwa  nachher  ein  die  Tauglichkeit 

Beichthören  beeinflussender  Umstand  ereignet  haben  sollte  '.  Wohl  hat  er  aber 
eine  solohe  BeAigiiiss  in  Betreff  deijenigen,  welche  er  ohne  Examen  unbeschränkt^ 
oder  naeh  einem  solchen  in  dem  vorhin  gedachten  Falle  beschränkt,  oder  welche  sein 
GeiiGnd-Yikar  oder  sein  AmtsYOrgänger,  selbst  ohne  Jede  Einschränkung,  appro- 
birt  habend 

In  denselben  Fällen,  in  denen  der  Ordinarius  den  Begularen  einem  neuen  Exa- 
men unterziehen  darf,  ist  er  auch  befugt,  ihn  vom  B^hthOren  zu  suspendiren  oder 
die  gegebene  Approbation  zu  widerrufend  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Reguläre  sich 
tmem  unehrenhaften  oder  Aergemiss  erregenden  Lebenswandel  hingiebt  oder  sich 
ein  Vergehen  zu  Schulden  kommen  iässt '', 

Qrflnde  ftr  sein  Vorgehen  in  allen  erwähnten  Beziehungen  hat  der  Bischof  weder 
dem  betreffenden  Begularen  noch  den  Oberen  desselben  anzugeben,  sondern  sie  nur 
anf  Verlangen  dem  apostolischen  Stuhl  zu  erOfihen  ^. 

Wenn  die  Approbation  den  vorstehenden  Regeln  zuwider  emem  Regularen  ent^ 
z<^en  worden  ist,  so  ist  derselbe  nicht  mehr  in  der  Lage,  gflltig  Beichte  zu  hörend 

1  Daaa  die  widexreehüich  erfolgte  Besebriii-  1.  e.  n.  57,  nsok  ireleher  die  "von  dem  Oidinazins 

kling  der  Appiobation  als  nicht  beigefügt  gelten  den  Monehen  ertheüte  lieentia  zum  Beichthoren 

Mdl,  spriekt  die  Konttüntion  Clemens*  X.  nleht  nicht  mit  dem  Tode  demelben  erlischt,  vielmehr 

ans.   Man  ist  dies  nmsewenigeT  anznnehmen  be-  bis  znx  Wiedeibesetsong  der  betreffenden  Prä- 

reehtigty  als  die  Widerreohtllchkeit  stets  der  latenstelle  fortdauert,  also  nicht  während  der 

Klaittellnng    bedszf,    wenn   der  Bischof  dem  Vakanz  widerrufen  werden  kann,  passt  nicht, 

Begularen  nichts  über  den  Ausfall  des  Examens  weil  die  früher  von  den  Regulären  einzuholende 

mitgetheOt,  sondern  ihm  nur  eine  beschrankte  licentia{o.  S.  9d.  n.2)  eine  andere  rechtliche  Be- 

Appiobation  gegeben  hat.  deutnng  als  die  Tridentinische  approbatio  hatte. 

s  Const.  Giern.  Z.  dt.  $.  5  (s.  o.  S.  91.  n.  1).  «  Gonst.  Glem.  X.  eit.  $  5  (s.  o.  S.  91.  n.  1). 

'  Z.  B.  wenn  der  Approbirie  in  Folge  einer  ^  L.  c.  J.  6 :  «Porro,  si  reguläres  cum  scandalo 

lehweren  Krankheit   das  Gedächtniss   verloren  aut  alias  inhoneste  vivant  yel  aliquod  delictum 

oder  eine  erhebliche  Ge^tohtnisssohwäche  bei  committant,  per  quod  rationabili  eplscopi  iudieio 

ihm  zurückgeblieben  ist.  yideantur  a  confessionibus  suspendi ,    in  quo 

*  Das  ergeben  die  Worte :  „praevio  examine''  ipsius  eplscopi  consdentlam  oneratam  esse  to^ 
!■  $•  5.  dt.  lumus,  quum  praedpua  miuistri  sacramenti  poe- 

*  Vgl.  S.  5.  dt.  Der  Kapitularyikar  ist  nur  nitentiae  qualitas  sit  vitae  iutegritas  ac  morom 
bereditigt,  die  vom  verstorbenen  Bischöfe  unbe-  honestas :  utique  eam  causam  ad  confesaionis 
lehränkt  approbirten  Regularen  in  dem  erwähn-  ministerium  pertinere ,  ac  proinde  nihil  obstare, 
ten  Ausnahmefall  einem  neuen  Examen  zu  unter-  quo  minus  ob  eam  possit  episcopus  reguläres  a 
weifen.  Haben  sie  die  Approbation  zdtlich  oder  semetipso  approbandos  suspendere  aut  repellere 
sonst  beschränkt  oder  ad  benepladtum  erhalten,  a  confesdonibus  audiendis'^.  In  Betreff  des  Ka- 
lo hat  der  Kapitularvikar  auch  in  diesen  Fallen  pitularvikars  gilt  dasselbe ,  wie  in  dem  Anm.  6 
kein  grösseres  Recht  als  im  vorigen ,  weil  die  erwähnten  FalL 

Consi.  Pü  V.  und  die  Gonst  Glem.  X.  $.  5  (s.  o.  &  L.  c.  $.  5  (nach  der  S.  91.  n.  1)  dtlrten 

S.  91.  n.  1)  das  Recht  nur  dem  neuen  Bischof  Stelle :  „De  qua  tamen  band  necessaiium  esse,  ut 

▼orbehilt,    also    dadurch    dem   Kapitularvikar  in  actis  eonstet,  nee  eam  teneri  episcopum  ipsis 

entiidit.    Vgl.  Ferraris  1.  c.  art.  I.  n.  64;  regularibus  dgniflcare,  sed  sedi  apoatolioae  dum- 

Bouix  de  iure  regulär.  2,  248  ff.    Die  hier  ge-  taxat,  ubi  eam  sibi  aperiri  postulaverif'. 

wohnlieh  angezogene  eonst.  Glement.  IV.  v.  1265  ^  Denn  auch  hier  fehlt  es  an  einem  podtlven 

(Potth.   n.  19210)  für  die  Dominikaner  und  Gesetz,  welches  die  zu  Unrecht  entzogene  Appro- 

FcuiziBkaner,  Martine  thes.    anecd.  2,141,  bation  für  fortwirkend  erklärte. 
Sbaralea,  bull.  Frandsc.  3,  13;    Ferraris 

H 1  n  ■  e  h  i  a  ■ ,  Kirehenrecht  IV .  7 
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vielmehr  erst  dann,  wenn  der  Bischof,  z.  B.  anf  Anweisung  des  Papstes,  die  Appro- 
bation wieder  ertheilt  hat.  Dies  gilt  aber  nicht  für  den  Fall,  dass  der  Ordinarias 
allen  Mönchen  eines  Konventes  die  Approbation  entzieht,  weil  ihm  dies  allein  mit 
Vorwissen  des  päpstlichen  Stahles  gestattet  ist^ 

Die  Approbation  des  Ordinarins  hindert  nicht,  dass  der  Ordensobere,  selbst 
anssergerichtlich  ex  informata  conscientia ,  die  den  Regnlaren  zum  Beichthören  er- 
theilte  Erlaubniss  widerruft,  indessen  ist  die  trotzdem  bei  fortdauernder  bischöflicher 
Approbation  von  dem  Mönche  abgehaltene  Beichte  und  die  von  ihm  ertheilte  Abso- 
lution gültig^. 

Die  ftlr  die  Diöcese  approbirten  Regulären,  welche  mit  Erlaubniss  ihrer  Oberen 
das  Sakrament  der  Busse  verwalten,  stehen  in  Bezug  auf  diese  ihre  ThAtigkeit  unter 
der  Jurisdiktion  des  Bischofs  3,  als  gesetzliehen  Delegaten  des  pftpstlichen  Stuhles, 
und  daher  kann  sie  derselbe  auch  zwingen,  diese  ThAtigkeit  auszuflben^.  Ins- 
besondere haben  sie  die  Verpüchtung,  wenn  Kranke  bei  ihnen  gebeichtet  haben, 
dies  sofort  dem  zuständigen  Pfarrer  anzuzeigen  ^. 

0.  Beichtväter  für  weibliche  Orden  und  Kongregationen.  Besonder- 
heiten bestehen  femer  in  Betreff  der  Bestellung  und  der  Approbation  der  Beichtväter 
für  die  Nonnen,  also  für  die  Mitglieder  der  päpstlich  approbirten  Frauen-Orden ^. 

Die  für  diese  bestimmten  Beichtväter,  sowohl  die  ordentlichen  7,  wie  die  ausser- 
ordentiichen^,  erhalten  ihre  Jurisdiktion  und  ihre  Approbation  von  dem  Diöcesan- 
bischof,  wenn  ihre  Klöster  nicht  unter  der  Leitung  eines  Mannsordens  stehen^,  wäh- 
rend in  dem  letzteren  Falle ^^  der  Ordensobere  die  Jurisdiktion,  der  DiÖcesanbischof 
aber  die  Approbation  ertheilt  ^^   Jedoch  genfigt  die  vom  Bischof  blos  allgemein  für 

1  Gongt,  dt  $.6:  ^^attamen  eonfessiones  au-  ^  Vgl.  Gonfesseun  des  r^gieuses  1.  d.  Analect. 
dlendi  facultatdm  omnil>uft  simul  nnins  oonven-  iar.  pont  1860  p.  1277  ff.  n.  1867  p.  539,  lus- 
tus  regularibiiB  confessoiibti»  adimt  ab  episoopo  bea.  p.  548 ff.;  Kohn,  de  monialiam  etrecen- 
inconsulta  sede  apostollca  non  posse'^  Hier  ist  tior.  congregat  mnllenim  confesaario  i.  Arch.  1 
Nichtigkeit  aDtunehmen ,  weil  dei  Bischof  gar  kath.  K.  B.  42,  241,  namentlich  S.  263. 

nicht  allein  zu  dieser  Maasregel  befugt  Ist  ?  Ein  confessarius  ordinarias  wird  für  jedes 

Nach  einer  Entsoh.  d.  Gongr.  conc.  y.  2.  März  Nonnenkloster,  um  dort  regelmässig  als  Beloht* 

1646  soll  auch  der  Bischof  die  Zahl  der  Beicht-  yater  zu  fungiren.  bestellt,  Trid.  Sess.  XXV.  c. 

Väter  aus  dem  Regularenstande  für  Jede  Kirche  10  de  regul. ;   Benedict  XIY.  const  Pastoralis 

nicht  bis  auf  2  beschränken,  Ferrariss.  y.  ap-  curae  v.  6..  August  1748,  bull,  cit  2,  213:  „reli- 

probatlo  art.  I.  n.  72.  giosas  mulleres  iii  claustris  degentes,  qulbus  cer- 

2  So  auch  die  Gongr.  episc.  et  reg.  v.  2.  März  tus  et  unlcus  sacramenti  poenitentiae  minister  a 
1866,  Acta  s.  sed.  1,  684.  monasterii  praelato  ad  tres,  ut  minimum,  annos 

»  Git  Const  Gregorii  XV. :    Inscrutabüi  y.  designari  solet". 

1622.  $.  4;  Const.  Benedict.  XIV.:  Firmandis  y.  ^  Ein  solcher  soll  mindestens  in  jedem  Jahre 

6.  November  1744.  $.3,  Richter,  Tridentinum  2-  oder  3mal deputirt werden,  damit  die  Nonnen 

S.  692,  doch  darf  der  Bischof  die  Klosterkirchen,  Gelegenheit  haben,    auch  bei  einem   anderen 

in  denen  sie  Beichte  hören,  und  die  Beichtstühle  Priester  als  dem  regelmässigen  Beichtvater  ihre 

in  denselben  nicht  visitiren,  Gongr. conc.  V.  1623,  Beichte  abzulegen;   Trid.  Sess.  XXV.  e.  10  de 

Analect.  iur.  pontif.  v.  1865  p.  1387.  regul. :   „  . . .  Praeter  ordinarium  autem  oonfes- 

^  So  auch  de  Luca,  annot  ad  Trtdent.  dlsc.  sorem  alius  extraordinaiius  ab  episcopo  et  aliis 

2.  n.  13,  welcher  freilich  zu  Unrecht  eine  quasi  superioribus  bis  ant  ter  in  anno  offeratur,  qui 

kontraktliche  Pflicht  des  Regularen  gegen  den  Cr-  omnlum  confessiones  audlre  debet^ 

dinarius  annimmt,  während  in  der  That  der  Re-  '  S.  die  Entscheidungen  der  Gongr.  conc.  bei 

gulare,  welcher  die  Approbation  beim  Bischof  Ferrariss.  .v.  moniales  art  V.  n.  1;    Kohn 

zum  Beichthdren  nachsucht,  sich  in  so  weit  in  p.  254. 

den  Dienst  der  betreffenden  Diöcese  stellt  und  lo  ygi.  Trid.  Sess.  XXV.  de  reg.  c  9. 

als  in  derselben  wirkender  Geistlicher  auch  die  ^^  Trid.  L  o.  u.  c  10 :  Const  Gregor  XV.  cit 

Pflicht  zur  Ausübung  seiner  Funktionen  über-  Inscrutabili  $.  5 :  ^Confessarli  vero ,  slve  regu- 

kommt  lares  sive  saeculares ,  quomodocumque  exempti, 

&  Const  dem.  X.  dt  $.  4.  i.  f.    Verbieten  tam  ordinarli,  quam  extraordinarii ,  ad  confes- 

darf  ihnen  der  Bischof  das  Beichthören  der  Kran-  siones  monialium  ellam  regnlaiibuB  subiectarum 

ken  nicht,  Gongr.  conc.  v.  1623,  1.  c  audiendas  nuUatenus  deputarl  valeant,  nisi  prius 
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die  Beichte  von  Weltlenten  gegebene  Approbatien  nicht  ^ ,  vielmehr  bedarf  es  eber 
spesiellen  Approbation  gerade  ftlr  diese  Fanktion^.  Die  Delegimng  der  Jurisdiktion  nnd 
die  Approbation  darf  nur  ftlr  ein  Kloster  gewährt  werden',  und  derjenige ,  welcher 
sie  für  ein  solches  erhalten  hat,  kann  in  einem  anderen  nicht  gültig  Beichte  hören 
lodabsolviren^. 

Die  Delegimng  und  Approbimng  des  ordentlichen  Beichtvaters  darf  auf  nicht 
lioger  als  3  Jahre  erfolgen^.  Soll  sie  nach  Ablauf  dieser  Zeit  fdr  denselben  Geist- 
liehen nochmals  auf  3  Jahre  ertheilt  werden,  so  ist  dazu  fttr  jeden  Fall  ein 
Isdiilt,  also  eine  Dispensation,  der  Congregatio  episcoporum  et  regularium^  erfor- 
derlich 7. 

Der  ansserordentiiche  Beichtvater  soll  dagegen  jedesmal  von  Fall  zu  Fall  depu- 
tirt  nnd  approbirt  und  jedesmal  ein  anderer  Priester  dazu  ausgewählt  werden^. 
Seine  Befagniss  ersucht  sich  blos  auf  das  betreffende  Kloster^  und  dauert  nur  so 
liBge,  wie  es  der  Zweck  seiner  Deputirung  erfordert  oder  auf  die  Zeit,  welche  der 
depntirende  Obere  (Ordinarius  oder  Regular-Obere)  festgesetzt  hat  ^^, 

Zu  Beiehtrfttem  ftlr  Frauenklöster  dürfen  nicht  deputirt  werden :  1 .  Die  Mit- 
glieder deijenigen  Orden,  welchen  die  üebemahme  der  betreffenden  Funktionen 


ib  eplKopo  dioeeesano  idonel  iadieentoi  et  ap- 
proUtionem ,  quae  gratis  datur,  obtineant";  s. 
iQcli  S.  98  Aiun.  7.  Doch  kann  der  BUchof  iure 
derolatioma  bei  NaeUäsaigkeit  dei  Ordensoberen 
dea  aoaieioideiiiliehen  Beichtvater  depntiren,  s. 
S.lOan.5, 

1  Gonst  Clement  X. :  Sapemaelt.  $.4.  Solche 
GcistUebe  k5nnen  also  anch  nicht  yon  den 
OrdensobeTen  in  dem  Im  Text  gedachten  Fall 
depatirt  werden,  Gongr.  oonc  v.  17ÖÖ,  bestätigt 
doieh  BreTe  Clemens'  XIII. :  Inter  mnltiplicea 
Tom  11.  Dez.  1758,  bull.  Bom.  cont.  1,  72, 
Richter,  Tridentinam  S.  413  n.  10. 

<  Der  Mangel  derselben  zieht  Nichtigkeit  nach 
sieh,  weil  die  nicht  spezielle  Approbation  recht- 
lieh der  fehlenden  gleich  steht.  S.  übrigens  o. 
S.  91  n.  2.  So  hat  anch  die  Congr.  conc.  in  Be- 
treff der  Ton  Ordensoberen  ohne  spezielle  Appro- 
baüon  des  Bischofs  ertheilten  Absolutionen  ent- 
sddeden ,  Richter,   Tridentinnm  S.  541 .  Nr. 

vni.ix. 

3  Dass  das  Zuwiderhandeln  hier  Nichtigkeit 
da  Delegimng  nnd  Approbation  bewirkt,  ist 
niigends  rorgeschrieben ,  lasst  sich  auch  ans  in- 
nexen  Granden  nicht  annehmen.  Die  Znstandig- 
Idt  des  Beichtvaters  erstreckt  sich  aber  nicht 
blo«  auf  die  Nonnen  nnd  Novizen ,  sondern  anch 
ni  die  „saecalares ,  qnae  vel  educationis  causa 
Tel&lio  titnlo  cum  debitis  facultatibns  commo- 
natai",  s.  const  Pastoralis  cit. ,  weil  diese  sich 
lUichfaUs  Innerhalb  der  Klausur   aufzuhalten 


*  CoBst.  Clement  dt.  $.  4.  Nichtigkeit  muss 
Mer  sber  angenommen  werden,  well  es  an 
der  ecforderlichen  Jurisdiktion  und  Approbation 
fdüt. 

^  Dies  nach  der  Praxis  der  Congr.  eplscop., 
▼gl.  Ferraris  s.  v.  moniales  art.  5.  n.  19  und 
Rohn  S.  243;   Dominikaner  und  Cassinenser- 


Monche  aber  werden  mit  Büokticht  auf  Ihre 
Ordenskonstitutionen  nur  auf  2  Jahre  bestellt, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  Daraus  folgt,  dass  der  Or- 
dinarius, wie  er  den  tauglichen  Regularen  in  an- 
deren Fällen  unbeschränkt  approbiren  muss  (s. 
0.  S.  96),  hier  die  Approbation  nur  auf  3 ,  bez. 
2  Jahre  gewähren  darf ;  wenn  er  ihn  aber  nicht 
für  vollkommen  tauglich  hält,  zurückzuweisen 
hat,  weil  der  letztere  eben  auf  3  Jahre  und  ohne 
Beschränkung  seiner  Approbation  fungiren  soll, 
80  die  Congr.  eplsc,  su  Ferraris  s.  v.  approbatio 
art.  ni.  n.  13;  s.  auoh  die  Sntsch.  v.  1872  in 
Collect,  cit.  p.  269.  n.  52& 

Dass  Nichtigkeit  bei  längerer  Bestellung  als 
auf  3  bez.  2  Jahre  eintritt ,  ist  nirgends  festge- 
setzt worden.  Wenn  diese  aber  blos  auf  die  ge- 
dachte Zelt  erfolgt  ist ,  so  erlischt  die  Befugnlss 
zum  gültigen  Beichthören  selbstverständlich  mit 
Ablauf  der  Zeit 

•  8.  B.  Bd.  I.  S.  467. 

^  Nach  der  Praxis  der  Congr.  episc.  ist  bei  der 
ersten  Yerlängemng  auf  3  Jahre  die  Zustimmung 
Yon  zwei  Dritteln  der  stimmberechtigten  Non- 
nen des  Klosters ,  bei  der  zweiten  die  Einwil- 
ligung sämmtlicher  erforderlich,  s.  die  Entschei- 
dungen bei  Kohn  S.  244. 

8  Das  folgt  aus  Trid.  dt  (s.  o.  S.  98.  n.  11). 
-Die  heute  vorkommende  Praxis,   anch  diesen 

ausserordentlichen  Beichtvater  auf  3  Jahre  wie 
den  ordentlichen  Beichtvater  zu  deputiren ,  wider- 
spricht dieser  gesetzlichen  Bestimmung,  s. 
Kohn  S.  246. 

9  So  die  Congr.  epiic,  s.  Kohn  S.  245,  vgl. 
auch  Clem.  const.  cit.  Supeina  §.  4. 

10  Für  die  Regel  erfolgt  eine  solche  Deputi- 
rung auf  4  Monate  und  dann  auf  kurze  Zeit, 
z.  B.  auf  14  Tage,  Ferraris  s.  t.  monialea  art. 
V.  n.  42. 
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ausdrücklich  untersagt  ist^,  ferner  nicht  2.  die  General -Vikare  ^  und  3*  die 
Pfarrer  3. 

Sodann  können  für  diejenigen  Frauenklöster,  welche  dem  Bischof,  nicht  den 
Ordensoberen  unterstehen,  seitens  desselben  keine  Ordenspriester  zu  Beichtvätern 
bestellt  werden^.  Andererseits  sollen  die  Ordensoberen,  welchen  FrauenklOster 
untergeben  sind,  mindestens  einmal  einen  Priester  eines  anderen  Ordens  oder  einen 
Weltpriester  als  ausserordentlichen  Beichtvater  deputiren  \  Endlich  dürfen  zu  Beicht- 
vätern nur  Priester  reiferen  Alters  gewählt  werden,  und  zwar  nach  der  früheren, 
neuerdings  nicht  mehr  festgehaltenen  Praxis  der  Gongr.  episcopomm  solche,  welche 
über  40  Jahre  alt  sind<^. 

Werden  Priester ,  welche  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  von  der  Ver- 
waltung des  Busssakramentes  für  Frauenklöster  femgehalten  werdeh  sollen,  dennoch 
zu  Beichtvätern  für  dieselben  verwendet,  so  sind  die  von  ihnen  abgehaltenen  Beich- 
ten und  eriheilten  Absolutionen  nicht  nichtig^,  vielmehr  müssen  sie  nur  so  bald  als 
möglich  abberufen  werden. 

Ueber  den  Widerruf  der  von  dem  Ordinarius  besiellten  und  approbirten  Beicht- 
väter gelten  die  allgemeinen  Grundsätze^.  In  Betreff  der  von  den  Ordensoberen  de- 
putirten,  welche  der  Bischof  blos  approbirthat,  kann  er  von  diesen  aus  gerechtfertigten 
Gründen  die  Abberufung  verlangen  und,  wenn  sie  dies  verweigern  oder  verabsäumen, 
seinerseits  dazu  schreiten.  Die  Gründe  ist  er  nicht  verpflichtet,  den  Oberen  anzu- 
geben •. 


1  Wie  den  Franziakaner-OonTentaalen  tou 
PiusY.,  vgl.  Ferraris  1.  e.  n.  26.  27,  Kohn 
S.  247. 

s  Nach  der  Praxis  der  Congr.  episo.,  weil  die 
Nonnen  zu  diesen  möglicher  Weise  kein  Zn- 
tranen  haben,  Ferraris  1.  c.  n.  24. 

3  Damit  die  Verwaltung  ihres  Seelsorgeramtes 
nicht  damnter  leidet.  Wenn  dies  nicht  der  Fall, 
ist,  sind  sie  aber  nicht  ausgeschlossen,  Fe  r  r  ari  s 
1.  c  n.  25.  30;  Analect.  1860  p.  1277.  Passelbe 
gilt  Yon  dem  canonicns  poenitentiaris  1.  c  n.  31. 

4  Auch  das  ist  feststehende  Praxis  der  Gongr. 
episc,  nnd  nur  für  den  Nothfall  beim  Mangel  ge- 
eigneter Weltpriester  werden  yon  ihr  Indulte  auf 
Deputirung  von  Regularen  ertheilt,  Kohn 
S.248.  Die  Ordensoberen,  deren  Leitung  Frauen- 
klöster unterstehen ,  haben  dagegen  die  Beicht- 
väter aus  den  Mönchen  ihres  Ordens  zu  depu- 
tiren. Vgl.  die  Entscheidungen  d.  Gongr.  episc. 
bei  Kohn  S.  265,  und  Benedict.  XIY.  const. 
olt.  Pastoralis  (1.  c.  p.  216) :  „Reguläres  autem 
praelati  moniaUbns  sibi  subiectis  confessarium 
ordinarium  designant  e  suo  ipsorum  ordine^ 

5  Innoc  XIII.  const.  Apostolid  ministerii  v. 
23.  Mal  1723.  S-  21 ,  bull.  Taur.  21,  939;  Be- 
nedict XIII.  const  In  supremo  v.  23.  Sept.  1724, 
1.  c.  22,  100  für  Spanien,  allgemein  angeordnet 
in  Benedict  XIY.  const  dt  Pastoralis,  L  c. 
p.  217:  „si  vero  ipsi  forsan  huiusmodi  confessarii 
extraozdinaiii  deputationes  Intra  praescripta  tem- 
pora  omlserint  vel  semper  propril  ordlnis  regu- 
lärem sacerdotem  ad  hunc  effectum  deputaverint ; 
ito  ut  praefatae  moniales  semel  saltem  in  anno 
confessarium  extraordinarium  e  clero  seculari  aut 
ex  alio  ordine  regulari  non  habeant ,  ad  episco- 
pos  dloecesanos ,  omni  appellatione  remota ,  de- 


volvatur  ius  supplendi  eorundem  praelatomm 
defectum  (sl  nempe  pensatis  verum  drcumstantüs 
ita  expediens  esse  iudicaverint)^. 

«  Ferraris  1.  c  n.  49  ff.;  Kohn  p.  263. 
Doch  werden  keine  Indulte  für  Priester  unter  30 
Jahren  gegeben,  s.  Indult  Plus*  IX.  v.  1874, 
GoUect.  dt.  p.  270.  n.  627. 

^  Denn  das  gemeine  Recht  hat  keine  beson- 
dere Qualifikation  festgesetzt  Alles  beruht  auf 
der  Praxis  der  Gongr.  episoop.,  nnd  diese  selbst 
hat  in  solchen  Fällen  nur  die  Entfernung  der 
betreffenden  Priester  verlangt,  su  die  vorher  ci- 
tirten  Anmerkungen. 

8  S.  0.  S.  90. 97. 

9  Gonst.  Gregoiü  XY.  dt  $.  6  :  „ . ..  Lieeatque 
episcopo  ex  rationabiU  causa  superiores  reguläres 
admonere,  ut  eiusmodi  confessores . . .  removeant 
Usque  superioribus  id  facere  detrectantibus  aut 
negligentibus,  habeat  episcopus  facultatem  prae- 
dictos  confessores  .  .  .  amovendi,  quoties  et 
quando  opus  omb  iudicaverlt".  Yergldche  ferner 
die  Bntsch.  d.  Gongr.  conc  in  Rl  cht  er,  Triden- 
tinum  S.  642  Nr.  XII :  „Non  teneri  eiusmodi  cau- 
sam sigulflcare  superioribus  regularibus,  sed  hoc 
rellnqui  arbltrio  et  prudentiae  episcopomm,  quo- 
rum  consdentias  S.  Gongr.  serio  oneravit,  ne 
facultate  sibi  hac  in  parte  attributa  quoquo  modo 
abutantur,  eins  rei  in  districto  dd  iudlcio  ra- 
tionem  reddituri".  Was  das  Yerhältniss  dieser 
Bestimmungen  zu  dem  dem  Bischof  durch  die 
const.  Glem.  X.  gegebenen  Widerrufsreoht  in 
Betreff  der  unbesdinüikten  Approbation  der  Re- 
gularen anlangt  (s.  o.  S.  97) ,  so  finden  die- 
selben neben  der  früheren  const.  Gregorii  XY. 
Anwendung,  weil  auch  die  Gonstltution  Cle- 
mens X.  von  den  Beichtvätern  der  Nonnen  han- 


J.M3.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Busse. 
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Die  eben  erörterten  Vorschriften  über  die  Beichtväter  fttr  die  Franenklöster 
finden  aneh  Anwendung  anf  die  weiblichen  Kongregationen  j  welche  keine  Orden  im 
eigenflichen  Sinne  sind,  weil  in  ihnen  die  vota  soleninia  fehlen,  nnd  keine  Klausur 
g«]ialten  wird^.  Wenngleich  dieselben  im  Allgemeinen  mit  ihren  Niederlassungen 
nicht  von  dem  Paroohialrechte  des  Ortspfarrers  eximirt  sind,  so  fehlt  dem  letzteren 
doch  gerade  die  Beichtfurisdiktion  Aber  die  Mitglieder  dieser  Oenossenschaften^. 
Es  hat  daher  der  Bischof,  von  dessen  Jurisdiktion  die  Kongregationen  und  ihre 
Niederlassungen  nicht  befreit  sind,  als  Ordinarius  sowohl  die  ordentlichen,  wie  ausser- 
ordentlichen Beichtväter  zu  delegiren  und  zu  approbiren^ 


delt,  d.  h.  also  ans  den  In  der  letzteren  ge- 
Bannten  Grfinden  darf  der  Bischof  auch  den 
TOD  den  Ordensoberen  depntirten  Beicktritem 
die  Approbation  entziehen,  ohne  Yorher  die  Ent- 
fenmng  bei  deren  Oberen  in  Antrag  zn  bringen. 
^  Schon  im  17.  Jahrhundert  hat  die  Oongr. 
episcop.  in  ikrer  Praxis  eine  solche  Anwendung 
gemacht,  Ferraris  s.  ▼.  moniales  art  Y.  n.  19. 
20.  Sine  gesetzliche  Basis  hat  diese  dnrch  die 
Cottft  Benedict  XIV. :  Pastoralis  clt  erhalten,  s. 

L  e.  p.  214 :  „Neo  alind snperest ,  nisi  nt 

. . .  eoclesianun  antistites  enixe  hortennir ,  nt 
qiamTis  Tridentina  synodns  de  solis  clanstra- 
libu  monlalibns  in  praemisso  decreto  loqnatnr, 
nihüominns  eandem  disclplinae  formam  ^obser- 
Tent,  tarn  enm  aliis  monialibns,  qnae  licet  clan- 
sune  legibus  minime  adstrictae  sint,  in  commn- 
nitite  tarnen  firnnt,  qnam  cnm  aliamm  qnamm- 
cvnque  mnliemm  ant  pnellamm  coetibns  sen 
conserratoriis,  qnoties  tarn  lllae  qaam  istae  nnl- 
cnm  poenitentiae  ministnun  a  snperioribus  de- 
signatum  habeant  Qnaeennque  enim  drca  mo- 
niiles  in  rigorosa  clansnra  Tiventes  cavenda 
nmt,  eadem  in  aliis  qnibnscunqne  mnlieribns 
fixe  regnlaribns  sIto  saecalaribns ,  in  oommnni- 
Ute  aut  collegio  degentibus ,  locnm  habere  pos- 
sont;  ideoque  pari  prOTidentia  iisdemque  re- 
mediis  arceri  antemendari  debent.  Et  nos  qnidem, 
qDam  hanc  consnetndinem  offerendi  confessarios 
extnoidinarios  bis  aut  ter  in  anno  singalis  tarn 
monialiam  non  clanstralinm  quam  piis  aliarum 
paellamm  et  muliernm  coetibas  et  communita- 
tibus  in  nostra  dritate  et  dioecesl  Bononiensi  in- 
dnxerimns,  omnibus  testari  possumus  yel  potius 
debemus ,  uberem  spiritualium  ntiUtatum  mes- 
wm  nos  inde  evidentem  collegisse".  (Dass  hierin 
die  Bestellung  des  ausserordentlichen  Beicht- 
taten  nicht  etwa  den  Ordinarien  freigelassen 
▼ird,  eigiebt  sich  daraus,  dass  der  Papst  den 
Missbrauch,  nicht  einen  solchen,  sondern  nur 
einen  standigen  zu  deputiren,  s.  die  Worte: 
qnoties  tam  etc.  tadelt  und  beseitigen  will ,  s. 
aaeh  Kohn  S.  262.)  Vgl.  femer  die  die  Eng- 
lischen FinLulein  betreffende  const.  Benedict. 
XrV.:  Quamvis  iusto  ▼.  30.  April  1749.  JS- 
13.  14,  eiusd.  bulL  3,  28,  sowie  die  Zusammen- 
itellung  der  Bemerkungen  der  Gongr.  eplso.  über 
die  ihr  zur  Prüfung  eingereichten  Statuten  einer 
ganzen  Anzahl  neuerdings  errichteter  Frauen- 
Kongregationen  bei  Kohn  S.  266  ff.,  wonach 
ton  derselben  überall  darauf  gedrungen  worden 
ist,  dass  hinsichtlich  der  Belchtyäter  die  Yor- 
tchriftender  cit  const.  Benedict  XIV.  Pastoralis 
beobachtet  werden.    S.   übrigens  hierzu  noch 


Schuppe,  Terhältn.  d.  neueren  religiösen 
Erauengenossenschaften  zum  Beichtvater,  i.  Arch. 
t  kath.  K.  R  19,  357  ff. 

-  s  Das  folgt  daraus,  dass  für  den  Pfarrer  als 
solchen  neben  den  depntirten  Beichtvätern  kein 
Raum  bleibt  und  dass  er  als  Pfarrer  nicht  die 
auch  hier  erforderliche  spezielle  Approbation 
für  die  den  Nonnen  gleichstehenden  Mitglieder 
dieser  Kongregationen  besitzt  S.  auch  Schuppe 
a. a. O.  S. 359  und  derselbe,  Wesen  u.  Rechts- 
verhältnisse der  neueren  religiösen  Franen- 
genossenschaften.  S.  64.  68.  Die  Beichte  und 
Absolution  solcher  Frauen  durch  den  Pfarrer 
oder  durch  einen  approbirten  Diocesanprlester  ist 
also,  sofern  er  nicht  vom  Bischof  zum  Beicht- 
vater für  die  Sündenerlassung  bestellt  und  ap- 
problrt  ist,  nichtig  (wogegen  SilbernaglK.R. 
S.  423  die  Nichtigkeit  nur  eintreten  lässt,  wenn 
die  Schwestern  im  Oura-Instrument  des  Priesters 
ausgenommen  sind).  Das  gilt  aber  nicht  für  die 
in  eine  solche  Niederlassung  aufgenommenen 
Schülerinnen  und  Pensionärinnen,  auch  nicht 
fQr  die  Kranken  in  der  mit  einer  solchen  ver- 
bundenen Anstalt ,  denn  diese  gehören  alle  der 
Kongregation  nicht  als  Mitglieder  an ,  können 
also  nicht  wie  die  letzteren,  den  Nonnen  im 
eigentlichen  Sinne  gleichgestellt  werden,  um  so 
weniger ,  als  sich  das  strenge  Klausurgebot  nicht 
auf  derartige  Oenossenschaften  erstreckt. 

*  Es  linden  daher  In  dieser  Beziehung  alle 
vorhin  erwähnten  Vorschriften  Anwendung. 
Freilich  erachtet  Schuppe,  "Wesen  S.  69,  den 
Bischof  für  berechtigt,  auch  nach  Ablauf  der  drei 
Jahre  den  bisherigen  ordentlichen  B'eichtvatei 
ohne  Indult  der  Gongr.  eplsc.  wieder  zu  depu- 
tiren, aber  die  blosse  Schwierigkeit ,  ein  solches 
bei  der  weiten  Verzweigung  der  fraglichen  Ge- 
nossenschaften einzuholen ,  ist  kein  Juristischer 
Grund  dagegen,  s.  auch  Kohn  S.  270.  Anderer« 
seits  ist  es  nicht  möglich,  die  Vorschriften  über 
die  Bestellung  der  Regularen  zu  Beichtvätern 
und  über  ihre  Ausschliessung  in  gewissen  Fällen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  so  auch  S  chuppe 
a.  a.  O.  S.  71,  weil  hier  gar  keine  Orden  in  Frage 
stehen,  und  alle  diese  Kongregationen  dem  Bi- 
schof unterworfen  sind.  Derselbe  wird  daher 
befugt  sein,  nach  seinem  Ermessen  die  Beicht- 
väter ans  dem  Säkular-  oder  Regularstande  zu 
nehmen.  Dafür  spricht  auch  die  const  Benedict. 
XrV.  Quamvis  Iusto  cit  $.  13  :  „et  ad  ordinarios 
praedictos  pertinere,  deputare  directores  splri- 
tuales  et  confessarios ,  qui  sibi  apti  videbantur, 
sive  ex  coetu  presb^rorum  saecularium  sive 
regularium.     Quae  quidem  responsa  nos  pariter 
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D.  Die  ReserTaifftUe  {otmu  reservatio  ^.  Da  nach  katholiseher  Lehre  jeder 
Priester  zwar  die  BefäUgmig  zur  Verwaltang  des  Busssakramentes  besitzt,  derselbe 
aber  zur  wirksamen  Ausübung  der  ihm  von  den  Eirchenoberen  zu  ertheilenden  Juris- 
diktion bedarf,  so  ist  es  diesen,  sowie  den  Ordensoberen  gestattet,  die  Jurisdiktion 
der  Priester  ihrem  materiellen  Umfange  nach  zu  beschränken,  ihnen  also  die  Los- 
sprechung von  gewissen  Sünden  zu  entziehen  und  sich  die  letztere  in  derartigen 
FäUen  (daher  der  Ausdruck:  casus  reservati)  vorzubehalten 2. 


tunc  approbavimus  et  nunc  . .  .  conürmamus  et 
roboramus^'. 

^Mathias  Haasmann,  Geschichte  der 
päpstlichen  Beservatrechte.  Regensburg  1868; 
J.  B.  Buohler,  die  Lehre  van  den  Reserrat- 
fallen  mit  besonderer  Berücksichtigung  d.  Res. 
i.  d.  Diöoesen  Rotteuburg  u.  Würzburg.  Schaff- 
hausen  1859;  Jo.  Bapt.  Bertagna,  de  ca- 
suum  reservatione  in  saoramento  poenltentiae. 
Taurini  1868.  Vgl.  auch  Benedict.  XIY.  de 
synodo  dioeces.  Y.  4  ff. 

2  Das  Ist  als  Dogma  vom  Tzldentlnum  fest- 
gestellt, s.  Sess.  XIV.  doctr.  c  7:  .  .  „Magno- 
pere  yero  ad  christiani  populi  disciplinam  per- 
tinere  ss.  patribus  nostris  yisum  est ,  ut  atrodora 
quaedam  et  gravlora  erlmina  non  a  qulbusTis, 
sed  a  summis  sacerdotlbus  absolverentur,  unde 
merito  pontiflces  maximi  pro  suprema  potestate 
slbi  in  ecclesia  universa  tradita  oausas  aliquas 
criminum  graviores  suo  potnerunt  peouliari  iu- 
dicio  reservare.  Neque  dubitandum  esset,  quaudo 
omnia,  quae  a  deo  sunt,  ordinata  sunt ,  quin  hoc 
idem  episcopis  omnibus  in  sua  cuique  dioecesi, 
in  aediflcationem  tamen,  non  in  destructionem 
liceat  pro  Ulis  in  subditos  tradita  supra  reliquos 
inferiores  sacerdotes  auctoritate,  praesertim  quoad 
lila,  quibus  excommunlcationis  censura  annexa 
est.  Haue  autem  delictorum  reseryationem  con- 
sonum  est  dlvinae  auctoritati  non  tantum  in  ex- 
terna polltia ,  sed  etlam  coram  deo  vim  habere'^ ; 
sowie  1.  c.  de  sc.  poen.  sacram.  can.  11 :  „Si  quis 
dixerit,  episcopos  non  habere  ins  reserrandi 
casus ,  nisi  quoad  externam  politiam  atque  ideo 
casuum  reservatlonem  non  prohibere,  quo  minus 
sacerdos  a  reservatis  Tere  absolvat,  anathema  sif '. 

Es  ist  ungerechtfertigt,  das  Vorhandensein  der 
Reserrationen  in  eine  frühe  Zeit ,  z.  B.  in  das 
6.  Jahrhundert,  zu  setzen,  s.Jacob8oni.  Her- 
zogs Real-Encyklopädie  !2.  Aufl.  3,  162  unter 
Berufung  auf  die  absolut  beweislosen  c  12.  13 
(Goelest.  I.)  G.  XXVI.  qu.  6,  ähnUch  auch  Be- 
nedict XIV.  1.  c.  0.  4  n.  3,  welcher  sich  darauf 
bezieht,  dass  schon  im  4  Jahrhundert  Morder  zur 
Absolution  nach  Rom  geschickt  seien.  Falle  der 
letzterwähnten  Art ,  wie  sie  namentlich  seit  dem 
11.  Jahrhundert  vorgekommen  sind,  s.  Tho- 
massin  vetusetnoTadisc  P.I.L1L  e.  13  n.  Iff.; 
van  Espen,  ius  eccles.  uu.  P.  II.  tit  6.  c  7. 
n.  9,  gehören  nicht  hierher ,  denn  hier  waren  es 
die  kirchlichen  Lokaloberen ,  welche  wegen  der 
Zweifelhaftigkeit  der  Sache  und  wegen  der 
Schwere  der  Sünden  ihrerseits  ihre  Untergebenen 
nach  Rom  sandten ,  andererseits  mehrfach  aus- 
drücklich ihre  Kompetenz  dadurch  wahrten,  dass 
sie  Reisen  dorthin  ohne  ihr  Vorwissen  Terboten, 
s.  Llmoges  1031,  Maus!  19,  547:  ,,Hoc  ab  ip- 


sis  apostolicis  Romanis  et  caeteris  patribus  cau- 
tum  tenemus,  ut  parochiano  suo  episcopue,  si 
poenltentiam  imponit  eumque  papae  dirigit ,  ut 
iudicet ,  utrum  slt  an  non  poenitentia  digna  pro 
tanto  reatu,  potest  eam  confirmare  auctoritas 
papae  aut  leylgare  aut  superadiicere.  ludiciom 
enim  totlus  ecclesiae  maxime  in  apostolica  Ro- 
mana sede  constat.  Itemsiepiscopusparochi&num 
suum  cum  testibus  vel  litens  apostolico  ad  poenl- 
tentiam accipiendam  direxerlt ,  ut  multotlea  pro 
gravisslmis  fleri  solet  reatibus ,  in  quibue  epis- 
copi  ad  dignam  haesitant  poenltentiam  impouen- 
dam :  hie  talis  llcenter  a  papa  remedium  sumere 
potest.  Nam  inconsulto  episcopo  suo,  ab 
apostolico  poenltentiam  et  absolutionem  neminl 
accipere  licet";  TgL  auch  Seligenstadt  1023. 
c.  18,  s.  Bd.  lU.  S.  485  n.  2.  Die  gedachten 
Fälle  berühren  sich  nur  zum  TheU  mit  dem 
treibenden  Gedanken  der  Entwicklung  der  Re- 
servatfälle  darin  ,  dass  für  schwere  Fälle  die  von 
dem  Schuldigen  zu  erleidenden  Naohtheile  noch 
durch  eine  Erschwerung  der  Absolution  ver- 
schärft werden  sollen. 

Die  päpstlichen  Reservatfälle  verdanken 
vielmehr  ihre  Entstehung  und  Ausbildung  nicht 
irgend  welchen,  auf  dem  Gebiete  des  forum  In- 
temum,  insbesondere  der  Handhabung  des  Buss- 
sakramentes hervorgetretenen  Bedürfnissen.  Der 
Ausgangspunkt  der  Entwicklung  liegt  auf  dem 
Boden  des  forum  extemum|,  des  kirchlichen 
Strafrechts.  Im  12.  Jahrhundert  wurde  zuerst  (so 
auch  Hausmann  a.  a.  0.  S.  11.  65)  durch  das 
Konzil  V.  Rhelms  1131,  dann  durch  das  II.  Late-  ' 
ran -Konzil  v.  1139  bei  der  für  die  violenta 
manuum  Iniectio  In  clericum  vel  monachum  an- 
gedrohten excommunicatio  maior  dem  Papste  die 
Absolution  von  derselben  vorbehalten  (Bd.  I. 
S.  118)  und  seitdem  für  eine  Reihe  anderer  Ver- 
gehen (vgl.  H  a  u  s  m  a n  n  S.  82  ff .)  die  glelcbe  An- 
ordnung getroffen.  In  allen  diesen  Fällen  handelte 
es  sich  aber  in  erster  Linie  gar  nicht  um  die  Ver- 
gebung der  begangenen  Sünde,  um  die  Abso- 
lution von  dieser,  sondern  um  schwere  Vergehen 
gegen  die  kirchliche  Rechtsordnung  und  die  Los- 
sprechung von  der  für  dieselben  angedrohten 
Exkommunikation ,  und  zwar  meistens  um  Ver- 
gehen ,  deren  Unterdrückung  die  Kirche  gerade 
im  hierarchischen  Interesse,  z.  B.  behufs  i^cher- 
helt  der  leiblichen  Integrität  der  Kleriker  (s.  den 
dtirten  Fall),  insbesondere  Ihrer  hoben  Würden- 
träger, der  Kardinäle  (c  6,  Bonif.  VIIL  in  VI^ 
poenls  V.  11),  des  Kirchengutes  (c  22,  Clem.  lU. 
X.  de  sent.  excouL  V.  39),  der  kirchlichen  Beam- 
ten betreffs  Ausübung  der  StraQurlsdiktion, 
(0.  11 ,  Lyon  1274,  in  VIto  de  poen.  V.  11,  vgl. 
weiter  die  Bulle :  Coena  und  die  Zusammenstel- 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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Die  von  den  Pftpsten  ausgesprochenen  Reservationen  betreffen  mit  Ausnahme 
emes  einz^eii  Falles  *  in  erster  Linie  die  Absolution  von  der  grossen  Exkommuni- 
ksüoji,  welche  für  bestinunte  schwere  Vergehen  gegen  die  kirchliche  Rechtsordnung 
ugediüht  ist  2.  Jedes  dieser  Vergehen  bildet  aber  nach  kirchlicher  Auffassung  auch 
ngleich  eine  schwere  Sünde,  und  da  die  Folgen  der  Exkommunikation  sich  sowohl 
xd  dem  Gebiete  des  forum  internum,  wie  des  forum  externum  äussern,  so  muss,  wenn 
die  gedachte  Censur  nicht  einen  Theil  ihrer  Wirkung  gegen  den  Schuldigen  ein- 
bfiasen  soll,  mit  dem  Vorbehalt  der  Absolution  fttr  das  Rechtsgebiet  zugleich  auch 
die  Reservation  fllr  das  Gewissensgebiet,  d.  h.  der  Vorbehalt  der  sakramentalen  Los- 
iprechun^  von  der  Blinde,  welche  das  Vergehen  bildet,  verbunden  sein.  Weil  also 
der  Vorbehalt  allein  wegen  der  Censur  festgesetzt  ist,  fällt  er  auch  in  allen  Fällen 
fort,  in  denen  diese  wegen  besonderer  Umstände  nicht  eintritt,  mithin  namentlich  bei 
Unkenntniss  von  der  Bedrohung  der  Handlung  mit  der  Exkommunikation  ^. 

Das  N&here  gehört  demnach  in  die  Lehre  von  der  Exkommunikation  i   Hier  ist 
BOT  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Tridentinum  den  Bischöfen,  denen  in  dieser  Bezie- 


IsQf  der  tonstigeu  Falle  bei  Ferraris  s.  y.  ex- 
communioatio  art.  L  n.  22  a.  art  III),  wünschen 
DosBte,  and  bei  denen  der  Vorbehalt  der  Absolu- 
tion füi  den  Papst  mitnnter,  wie  bei  dem  schon  er- 
wähnten piivUegiuni  canonis,  eine  Verschärfung 
der  Strafe  im  Interesse  der  kirchlichen  Beamten 
zu  Folge  hatte.     Gerade  dieser  Umstand  hat  In 
denelben  Zeit    aucli  einzelne   Synoden  veran- 
lasst,  die  Iiossprecbnng  von  den  ihrerseits  ange- 
drohten Exkommunikationen  in  die  Hände  des 
Papstes  zu  legen,  s.  z.  B.  London  1143,  Mansi 
21,  604:    „ne  aliqnifl,  qui  ecclesiam  coomete- 
dumque  violaverit  (vel  in  clerico  aut  vlro  reli- 
gioM  manus  iniecerit  violentas)  ab  alio  quam  ab 
ipto  papa  possit  absol  vl^  Alle  erwähnten  Fälle  und 
alle,  für  welche  bis  zum  16.  Jahrhundert  die  Ab- 
solution dem  Papste  vorbehalten  worden  ist,  sind 
FäUe  der  Androhung  der  Exkommunikation.   Bis 
zu  dieser  Zeit  galt  also  der  Satz:  keine  päpst- 
liche Reservation  ohne  Exkommuni- 
kation.   Erst  SixtuB  V.  hat  1688  sich  die  Ab- 
solution von  der  Suspension  der  Pontlflkalrechte 
für  Ordination  gegen  Geld  oder  Geldeswerth  re- 
servirt,  Bd.  I.  S.  104,  also  gleichfalls  von  einer 
Strafe,  und  der  einzige  Fall  der  vorbehaltenen 
päpstlichen  Reservation,  In  welchem  weder  eine 
Censur  noch  Strafe  in  erster  Linie  In  Frage  steht, 
Ut  in  der  Bulle  Benedikts  XIV. :  Sacramentum 
V.  1.  Juni  1741  S-  3,  elusd.  bull.  1,  23,  betref- 
feud  die  Verlockung  zur  Unzucht  durch  Beicht- 
väter {%.  g.  sollicltatio)  enthalten :  „Quaecumque 
persona,  quae  execrabUi  hulusmodi  flagltio  ffe  In- 
quinaverit  vel  per  selpsam  innocentes  confessa- 
rioa  Impie  calumniando  vel  sceleste  procurando, 
ut  id  ab  aliia  flat ,  a  quocumque  sacerdote  quovis 
pclTileglo,  auctoritateetdlgnltatemunlto,  praeter- 
quam  a  Nobis  Nostrisque  successorlbus ,  nlsl  in 
Ine  vitae  et  exoepto  mortis  artlculo ,  spe  abso- 
lutlonls  obtlnendae,  quam  Nobls  et  successorlbus 
.  . .  leservamus ,   perpetuo  careat'' ,  während  In 
dem  anderen,  von  einzelnen  (s.  Bertagna  p.  28, 
Tappehorn  S.  121)  hierher  gezählten   Fall, 
Nlchtzurückstellung  von   Geschenken,    welche 


Ordenspersonen  beiderlei  Geschlechts  gegeben 
haben,  seitens  der  Geschenknehmer,  const. 
Innocent  XII. :  Bomanus  pi^ntlfex  v.  3.  Septem- 
ber 1692.  $.  17,  bull.  Taurln.  20,  166,  der  rich- 
tigen Ansicht  nach  ein  päpstlicher  Vorbehalt 
nicht  ausgesprochen  ist,  s.  Entsch.  s.  Poenltentarla 
vom  16. März  1861  und  Gralsson,  manuale to- 
ttas  iuris  canonici,  ed.  V.  n.  1603,  t.  2  p.  124. 

>  S.  die  vor.  Anm.  a.  E. 

<  Das  ist  in  Anm.  2  von  S.  102  nachgewiesen, 
üebrigensist  ipan  darüber  auch  einig,  s.  z.  B. 
Haringer  S.  167;  Tappehorn  S.  117;  Gin- 
zel  K.  R.  2,  369;  Silbernag  1  K.  B.  S.  424. 

3  Hausmann  a.  a.  0.  S.  361;  Bertagna 
p.22. 

4  Ausser  den  im  corpus  iuris  vorkommenden 
Fällen  finden  sich  eine  Reihe  solcher  in  der  s.  g. 
Bulle  Goenae  (bulla  in  coena  domini,  Abend- 
mahls-, Nachtmahls-Bulle),  d.  h.  einer  Bulle, 
welche  am  grünen  Donnerstage  feierlich  in  Rom 
publiclrt  wurde,  und  in  welcher  derartige  Fälle, 
zunächst  in  der  ersten  bekannten  Bulle  Ur- 
bans  V.  Apostolatus  v.  1363,  bull.  Taur.  4,  620, 
sieben ,  schliesslich  20  in  der  letzten  Redaktion 
Urbans  VIII. ,  in  der  Bulle  Pastoralis  v.  1627, 
1.  c  13,  636 ,  darunter  auch  zum  Theil  schon  im 
Corpus  iuris  enthaltene  zusammengestellt  waren 
(vgl.  Hausmann  a.  a.  0.  S.  89 ff.).  Nachdem 
die  feierliche  Publikation  der  Bulle  auf  Befehl 
Clemens*  XIV.  seit  1770  unterlassen  worden  ist, 
Brosch,  Geschichte  des  Kirchenstaates  2,  139, 
und  ihre  Bestimmungen ,  wenngleich  sie  immer 
formell  geltendes  Recht  blieben ,  zum  Theil  in 
Vergessenheit  geratheu  waren  ,  hat  sie  Plus  IX. 
durch  die  const.  Apostolicae  sedis  v.  12.  Oktober 
1869,  u.  a.  abgedruckt  bei  Fried  borg,  Samml. 
V.  Aktenstücke  z.  Vatikan.  Konzil,  S.  403 ;  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  23,  326,  zwar  aufgehoben,  aber 
einen  wesentlichen  Theil  ihres  Inhaltes  in  seine 
eigene  herüber  genommen.  Die  zuletzt  gedachte 
Bulle  kommt  also  für  das  heutige  Recht  In  Be- 
treff der  päpstlichen  Reservatfälle  vor  Allem  in 
Betracht. 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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hang  anoh  die  praelati  nullius  dloeceseos  gleichzustellen  sind  ^,  als  Besiandiheil  ihrer 
ordentlichen  Jurisdiktion  die  Befugniss  beigelegt  hat^,  selbst  oder  Jedoch  mit  Aus- 
nahme des  Falles  der  Ketzerei',  auch  durch  einen  speziell  ermächtigten  Stellver- 
treter^, von  allen  päpstlichen  Reservatfällen ,  sofern  die  bedrohte  That  geheim  ge- 
blieben ist^  ihre  Untergebenen  <^,  indessen  blos  innerhalb  ihrer  Diöcese^,  und  nur  fttr 
das  Gtewissensgebiet  zu  absolviren  ®. 

Nach  dem  Tridentinum  ist  diese  Erweiterung  der  bischöfliehen  Jurisdiktion  aber 
fttr  alle  durch  die  btdla  Coenae  dem  Papste  reservirten  PÄlle  (so  wenigstens  die  herr- 
schende Meinung)  wieder  beseitigt  worden*.  Auch  die  Konstitution:  Sedis  apostoUcae 
von  Pius  IX.  ^^  kennt  eine  Beihe  von  Fällen,  die  s.  g.  excommumcaUones  latae  senterUiae 
special*  modo  Romano  pofUifici  reservatae,  für  welche  sie  die  gedachte  Beschränkung 
aufrecht  erhalten  hat^^.   Doch  wird,  wie  schon  zur  Zeit  der  Bulla  coenae,  so  auch 


i  Bd.  IL  S.  346  n.  3. 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  a  6:  „Liceat  eplacopls 
...  in  qulbuBcanque  caslbus  occultLs,  etUm  sedi 
apofltolioae  reseiyatis ,  delinquentes  quoscunque 
8ibl  subditOB  In  dioecesi  sua  per  se  ipaos  aut  tI- 
oailum  ad  Id  spedaliter  deputandum  in  foio 
consdenüae  gratis  absoWeie,  imposita  poeniten- 
Üa  salutart  Idem  et  in  haeresiB  oiimine  In  eodem 
foro  consdentiae  eis  tantum,  non  eornm  vicarlls, 
Bit  penniisum^  Da  die  Befugniss  aus  der  ordent- 
lichen Jurisdiktion  des  Bischofs  fliesst,  so  kann 
er  sie  schon  nach  seiner  Konfirmation  vor  der 
Konsekration  ausüben,  and  sie  gebt  auch  auf  den 
Kapitularvikar  über,  Bd.  11.  S.  244  (and.  Mei- 
nung B  er  tag  na  p.  97)  n.  die  Gongr.  oono.  bei 
Riobter,  Tridentinum  S.  338  n.  1,  welcbe  in- 
dessen speziell  Uebertragung  duifcb  das  Kapitel 
verlangt,  was  freilich  kaum  richtig  sein  dürfte, 
s.  Bd.  II.  S.  238. 

s  S.  die  Tor.  Anm.  Doch  kommt  dieser  Fall 
wegen  der  bnlla  Coena  $.  1  und  der  const.  sedls 
apostolioae  (exoomm.  spedali  modo  reserratae 
n.  1)  praktisch  nicht  in  Betracht. 

4  Also  z.  B.  den  Generalvikar  oder  den  cano- 
nicus  poenitentarius,  s.  Bd.  II.  S.  214.  Es  ge- 
nügt aber  eine  allgemeine  Ermächtigung  für  die 
gedachten  Fälle ,  eine  besondere  für  Jeden  ein- 
zelnen Fall  ist  xiicht  erforderlich,  Kober ,  Kir- 
chenbann 2.  Aufl.  S.  496. 

5  YghdarüberBd.L  S.  56jBertagnap.98; 
Kobera.  a.  0.496. 

•  Bd.  II.  S.  46.  46.  297:  Bertagna  p.  103. 
104. 

7  Das  ist  eine  durch  das  Tridentinum  ausdrück- 
lich festgesetzte  Ausnahme  von  dem  sonst  gelten- 
den Grundsatz,  s.  o.  S.  86  u.  Bd.  II.  S.  44.  Doch 
wird  dies  bestritten,  s.  Bertagna  p.  105  flL 

s  Durch  eine  soldie  Absolution  wird  der  bis- 
her Exkommunicirte  von  der  Sündelosgesprochen. 
Er  ist  also  vor  Gott  und  seinem  Gewissen  von 
der  Exkommunikation  frei.  Die  dem  forum  ex- 
temum,  dem  Rechtsgebiete,  angehorigen  Folgen 
der  letzeren  sind  damit  allerdings  nicht  von  selbst 
beseitigt,  aber  bei  geheim  gebliebenen  Vergehen 
ist  der  Absolvirte  vorher ,  weil  niemand  wissen 
konnte,  dass  er  exkommunicirt  war,  niemals 
äusserlich  als  Exkommunidrter  betrachtet  wor- 
den ,  und  deshalb  kann  er  sich  nach  der  Abso- 
lution in  foro  interne  so  benehmen,  wie  wenn  er 


niemals  exkommunidrt  gewesen  wäre ,  so  auch 
Kobera.  a.  0.  S.  471. 489. 

Da  die  päpstlichen  Fälle  lediglich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gensur  reservirt  sind,  so  kann,  falls 
der  Bischof  blos  von  der  Exkommunikation  ab- 
sei vlrt  hat,  nunmehr  Jeder  Priester  von  der  Sünde 
absolviren,  denn  nach  Beseitigung  der  Exkom- 
munikation ist  ein  solcher  Fall  nicht  mehr  päpst- 
liches Reservat. 

Ueber  frühere  päpstliche  Ermächtignugen,  von 
den  Reservatfällen  zu  absolviren,  s.  Hausmann 
a.  a.  0.  S.  365  ff. 

9  Die  Bulle  ($.  21)  gedenkt  aUerdings  nicht 
ausdrücklich  des  Tridentinums ,  aber  sowohl  die 
Congr.  conc.  v.  1632 ,  R  i  o  h  t  e  r ,  Tridentinum 
S.  338.  n.  1,  als  auch  ein  Dekret  Alexanders  YIL 
V.  1656  (dieses  freilich  auch  ohne  spezielle  De- 
rogation des  Tridentinums)  bei  Benedict,  XIV. 
de  syn.  dioeces.  IX  4.  n.  5,  haben  sich  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen.  S.  über  die  Jetzt  unprak- 
tische Streitfrage  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6  ff. 
Bouix  1.  c.  de  episcopo  2,  224 ff.  Bertagna 

Tfe    09 

*  10  's.  0.  S.  103  n.  4. 
11  Gonst.  cit.:  „A  quibus  Omnibus  excom- 
municationibus  hucusque  recensitis  absolutionem 
Romano  pontifici  pro  tempore  spedali  modo  re- 
servatam  esse  et  reservari ;  et  pro  eo  generalem 
concessionem  absolvondi  a  casibus  et  censuris 
slve  excommunicatlonibus  Romano  pontiflci  re- 
servatis  nullo  pacto  suffioere  declaramus ,  revo- 
eatis  insuper  earundem  respectu  quibuscumque 
Indultis  concessis  sub  quavis  forma  et  quibusvis 
personis  etiam  regularibus  culuscumque  ordinis, 
congregationis,  societatis  et  instituti ,  etiam  spe- 
ciali  mentione  dignis  et  quavis  dignitate  consti- 
tutis.  Absolvere  autem  praesumentes  sine  deblta 
facultate ,  etiam  quovis  praetextu ,  excommuni- 
oationis  vinculo  Romano  pontiflci  reservatae  inno- 
datos  se  sciant ,  dummodo  non  agatur  de  mortis 
articulo,  in  quo  tamen  flrma  sit,  quoad  absolutes 
obligatio  standi  mandatis  ecdesiae,  si  convalue- 
rint",  und  unter  den  Schlussklauseln :  ^Firmam 
tamen  esse  volumus  faeultatem  a  Trldentina 
synodo  episcopls  concessam  Sess.  XXIV.  c  VI. 
de  ref.  in  quibuscumque  censuris  apostolicae  sedl 
hac  nostra  constitutione  servatis ,  üb  tantum  ex- 
ceptis,  quas  eidem  apostolicae  sedi  speoiali 
modo  reservatas  declaravimus^'. 
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Boeh  heute  in  den  Jabilftnmsbnllen  ^  jedem  von  den  Ordinarien  des  Ortea  approbirten 
Säniar-  oder  Reg^nlarbeiehtvater  das  Beoht,  von  allen  Beserraten,  —  femer  lier- 
kOmnüielier  und  regelmäsuger  Weise  auch  den  Bischöfen  verschiedener  Länder  in 
den  päpstlichen  Fakultäten  die  Ermächtigung,  in  einer  Beihe  von  Fällen  der  gedach- 
ten Art  zu  absolviren,  ertheilt^.  Eine  weit  yerbreitete  Meinung^  nimmt  an,  dass 
selbst  die  in  der  Bulla  Goenae  festgesetzten  Beservate  fortfallen,  und  der  Ordinarius 
auf  Orund  des  gemeinen  Bechts  kraft  seiner  bischOffichen  Jurisdiktion  in  foro  interne 
SU  absolviren  befugt  ist,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  welche  wegen  ihrer 
kOrperliehen  Beschaffenheit,  ihres  Gesohlechtes  oder  aus  anderen  Gründen^  an  einer 
Reise  nach  Bom  gehindert  sind,  und  neuerdings  ist  dasselbe  auch  in  Bezug  auf  die 
spe&ellen  Vorbehalte  der  Const  JpostoUeae  $edM  behauptet  worden^.  Die  analoge 
Anwendung  der  besonderen  Vorschriften  in  Betreff  der  Absolution  von  der  violenta 
mannnm  inieotio  in  derioos^',  worauf  sich  diese  Ansicht  stfltzt,  ist  aber  sicherlich 
für  die  übrigen  BeservatfUle  der  fraglichen  Art  nicht  gerechtfertigt,  um  so  weniger 
als  die  eitirte  Konstitution  die  für  dieses  Vergehen  angedrohte  Exkommunikation 
nicht  zu  den  speziell  reservirten  rechnet  ^  und  dabei  ausdrücklich  die  nach  gemeinem 
Recht  dem  Bischof  vorbehaltenen  Fälle  von  der  päpstlichen  Beservation  ausnimmt, 
andererseits  aber  bei  den  speziell  reservirten  Exkommunikationen  nur  eine  einzige 
Ausnahme,  und  zwar  lediglich  fllr  den  Fall  der  Todesgefahr,  machte 

Ausser  dem  Papst  haben  femer  die  Provinzialsynoden®  und  die  Bischöfe^ 


1  Ptt  IX.  eomt  Areano  divinae  y.  20.  Novem- 
beer  1846,  Ginzel,  Areh.  f.  KirohengeMkielite 
1,  92 :  „qni  eos  ab  excommunicationiB ,  stiBpen- 
■ionis  aliisque  eccleslasticls  oensnris  a  Inie  yel 
ab  bomine  qnaTls  de  eaasa  latia  rel  infllctlB  prae- 
ter infra  ezoeptas  necnon  ab  omniboB  peccatlB, 
exceflaibas,  eriminlbas  et  delictlB  quantamyls 
graTibuB  et  enormlbiu ,  etiam  loeomm  ordinariia 
Bive  boMb  vel  aedi  apoBtolioae  BpeciaH  licet  forma 
leBerratia  et  quoiam  abaolntio  aliaa  quantnmTlB 
ampla  non  Intelllgeretar  conceBBa,  in  foro  con- 
ideQtiae  et  bae  Tioe  tantnm  absolvere  et  liberare 
Taleatf*;  s.  anob  GoDSt  Benedict  XIY. :  Bene- 
dletiis  deuB  v.  25.  Dezember  1760,  $.4,  ball, 
dt  3,  120.  Wegen  äbnllcber  PrlTllegien  in 
den  bollae  Graelatae ,  KreazzQgsbullen ,  welcbe 
sieb  nur  auf  Spanien  nnd  ebemalB  spaniacbe 
Linder  bezieben,  aber  nocb  viederbolt  y .  Piaa  IX. 
eitbeilt  worden  Bind,  b.  Ferrarla  s.  y.  bnlla 
Crodatae  n.  46  fE.,  ,  Wetzer  nnd  Weite, 
Kirehenleidkon  2.  Anfl.  2,  1469.  Wegen  Ibres 
lokalen  Interessea  gebe  lob  bler  nnd  im  Folgen-* 
den  niebt  niber  anf  die  Beatimmnngen  dieaer 
BvÜen  ein. 

s  Bd.  UI.  S.  800  ff.  Vgl.  namentllcb  die  dort 
S.  801  n.  802  mitgetbeilten  Faknltäten  für  die 
dentseben  BiscbÖfe.  An  Stelle  der  früberen  For- 
mel casnB  reserraü  etiam  in  bnlla  Goenae  in  dieaen 
tritt  aber  jetzt  naob  Gongr.  Off:  y.  1871 ,  GoUect. 
miBB.  dt  p.  268  n.  521  die  Formel :  etiam  Bpe- 
dali  modo  in  bnlla:  apofltolicae  aedia  Romano 
pontülei  reseryatL 

Der  Groeapönitentiai  (b.  o.  S.  86  n.  4)  bat  da- 
gegen niebt  die  Stellung  eines  p&psüicben  Dde- 
gaten. 

'  8.  z.  B.  Relffenatnel,  ins  ean.  T.  7. 
n.371ff.;  Kober a.a.O.  S.  498ff.;  Bertagna 


p.  135;  Bonix,  traet  de  eplBoopo  2,  286; 
GraiBBon,  mannale  totina  inr.  can.  n.  1647, 
2,  141  n.  die  yon  dieeen  citliten. 

*  8.  Bd.  I.  S.  122. 

ft  Ayanzini-Pennaeobi,  oomm.  inoonat 
ApoBt  SediB.  Romae  1883. 1,  439  ff. 

•  Bd.  I.  S.  122. 

7  S.  Nr.  2  dieser  F&lle  in  der  const.  cit 
s  Wie  man  nnter  diesen  ümstilnden ,  wo  der 
Wille  des  Gesetzgebers  für  das  Gegentbeil  klar 
zn  Tage  liegt ,  sieb  zn  einer  Analogie ,  welcbe 
diesen  geradezu  ändert,  berecbtigt  halten  kann, 
ist  nnerflndlicb.  Wenn  der  Sekretär  der  Poeni- 
tentiaria,  naob  Ayanzini-Pennaccbi  1.  c. 
p.  440,  anf  die  Anfrage  eines  Bischofs,  ob  durch 
die  cit.  const  yon  der  den  Bischöfen  durch  das 
ins  commune  und  Gewohnheit  gegebenen  Befug- 
nisB,  etwaige  an  der  Reise  nach  Rom  yerhinderte 
Personen  zu  absolviien,  etwas  geändert  sei,  pri- 
yaüm  die  Antvrort  ertheilt  hat:  ,,Nihil  esse  inno- 
yatum'',  so  beweist  dies  nichts,  da  diese  über 
den  Umfang,  welcher  jener  Befngniss  beigemes- 
Ben  wird,  gar  nichts  ergiebt.  Ebensowenig  ist 
die  Berufung  darauf  zutreffend ,  dass  nach  der 
Instruktion  der  Gongr.  s.  offlcii  y.  1870,  1.  c. 
p.460,  die  yor  Erlass  der  Konstitution  gegebenen 
Quinquennal-  und  anderen  Fakultäten  durch  die 
letzteren  unberührt  geblieben  sind,  da  die  kassa- 
torische  Klausel  sich  nur  auf  zu  eigenem  Recht 
durch  Indulte  yerliehene  Befagnisse ,  nioht  aber 
auf  solche  Befagnisse ,  bei  welchen  die  Blsohdfe 
nur  als  Stellvertreter  kraft  Delegation  des  Papstes 
und  zwar*  widerruflich  bestellt  sind ,  beziehen 
kann. 

»  Für  das  Mittelalter  ygl.  London  1102.  c.  18, 
Mansi  20,  152;  Trier  1227.  c.  4,  I.e.  28, 
28;   Arles  1260.  c.  16,  1.  c.  p.  1010;   Arles 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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die  letzteren  mit  der  Diöoesansynode  ^  nnd  auch  alleiii  das  Reckt ,  den  Pfftrreni  und 
PrieBtem  die  Beftigniss  zur  Absolatioii  in  bestimmten  Fällen  zu  besohrftnken,  jedoeh 
haben  die  Proyinzials3rnoden  herkömmlicher  Weise  das  Recht  dazn  nicht  sich  selbst, 
sondern  den  Bischöfen  vorbehalten  2.  Die  bischoflichen  Reservate  '  nnterscheiden  sich 
von  den  p&pstlichen  dadurch ,  dass  sie  nicht  wie  diese  wegen  der  ftr  ein  kirchliches 
Vergehen  angedrohten  Censur  ausgesprochen  werden,  sondern  dass  sie  in  erster 
Linie  die  Sflnde  betreffen.  Reservirt  werden  sollen  nnr  besonders  schwere ,  in  die 
ftossere  Erscheinung  tretende,  durch  die  That  vollendete  Sünden^.  Die  Ordinarien 
sollen  femer  von  ihrer  Befugniss  einen  weisen  Gebrauch  machen  y  damit  nicht  durch 
zu  viele  Reservate  und  die  dadurch  beschränkte  Möglichkeit  zu  beichten,  dicDisciplin 
und  das  religiöse  Leben  mehr  geschädigt  als  gefördert  werde,  sowie  bei  der  Auswahl 
der  Fälle  die  besonderen  Verhältnisse  ihrer  DiOcese  berlloksichtigen^  Eine  Ver- 
letzung dieser  Anweisungen  begründet,  da  die  Reservation  dem  Ermessen  des  Ordi- 
narius ankeim  gegeben  ist,  keine  absolute  Nichtigkeit  des  ausgesprochenen  Vorbehalts, 
indessen  ist  der  päpstliche  Stuhl  befugt,  bei  schweren  Verstössen  gegen  dieselben 
die  bischoflichen  Festsetzungen  als  nichtig  zu  kassiren®. 


1275  c.  13 ,  1.  c.  24 ,  150 ;  Lambetli  1281  c.  6, 
1.  c.  p.  408;  Ravenna  1286  c,  8,  1.  c.  p.  644, 
sowie  das  für  3  erzMschöfliche  Provinzen  1326 
abgehaltene  Konxll  v.  Avlgnon  c.  22 ,  1.  c  25, 
757.  Die  neueren  begnügen  sieh  dagegen  mit 
Vorschriften  über  die  Ausübung  des  Beser- 
yationsrechtes  durch  die  Bischöfe,  s.  z.  B.  Prag 
1860,  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac.  5, 507.  828; 
Avignon  1849,  Sens  1850,  1.  0.  4,  339.  891; 
Gashel  1853, 1.  c.  3,  836.  Das  Recht  zu  solchen 
Massnahmen  ergiebt  sloh  aus  der  Zuständigkeit 
des  ProTinzialkonzils,  s.  Bd.  HI.  S.  645.  646. 

t  8.  z.  B.  York  1195  c.  11,  Mansi  22,  655; 
Odon.  ep.  Paris,  const  synod.  u.  1197.  c.  6  n.  5, 
1.  c  p.  678;  Saintes  1280  c.  14,  1.  c  24 ,  380. 
Dass  dies,  soweit  möglich ,  seitens  des  Bischofs 
nicht  allein  geschehen  soll,  darauf  weisen  Bene- 
dikt XrV.  de  syn.  dioec  Y.  4  n.  3,  und  nach  ihm 
auch  einzelne  der  oitirten  ProTinzialsynoden  aus 
der  Jetztzeit  hin. 

2  Das  Reserrationsrecht  kommt  auch  den  prae- 
lati  nullius  dioeceseos,  Bd.  II.  S.  345.  n  3  zu. 
Statt  des  Bischofs  kann  es  der  coadiutor  oder 
der  Yicarius  apostolicus ,  wenn  sie  die  Verwal- 
tung der  Diöcese  führen,  ausüben ,  auch  wird  es 
dem  Kapitular\ikar  nicht  abgesprochen  werden 
können,  s.  auch  Bd.  III.  S.  837.  Der  Oeneral- 
vikaz,  welcher  nicht  einmal  ohne  Spezialvoll- 
macht von  den  bischöflichen  Reserratfallen  ab- 
solTiren  darf  (Bd.  II.  S.  216),  hat  dagegen  diese 
Befugniss ,  da  es  sich  hier  um  eine  Angelegen- 
heit von  hervorragender  Wichtigkeit  handelt, 
nicht. 

s  Die  heute  bestehende  Praxis  der  bischöf- 
lichen Reservate  konnte  sich  selbstverständlich 
nicht  bilden ,  so  lange  der  Bischof  noch  die  Lei- 
tung der  Bussdisdplin  in  Händen  hatte.  Erst 
als  die  Verwaltung  des  Busssacramentes  in  die 
Hände  der  Priester  gelangt  war,  trat  das  Bedürf- 
niss  für  die  Bischöfe  ein ,  Vorbehalte  für  sich  zu 
machen ,  tiiells  um  sich  die  Behandlung  schwie- 
riger Fälle  selbst  zu  sichern,  theils  um  ihre 
Autorität  den  Priestern  gegenüber  aufrecht  zu 


eriialten ,  theils  auch  um  gewisse  Vergehen  als 
besonders  schwere  zu  qualiflziren ,  s.  Kober  a. 
a.  0.  S.  473.  Eine  derartige  Praxis  hat  sich  erst 
gegen  Ende  des  12«  Jahrh.  «ntwiekelt,  wahr- 
scheinlich beeinflusst  durch  die  gerade  in  dieser 
Zeit  zuerst  Ton  den  Päpsten  ergriffene  Maass- 
regel, sich  Gensuren  zur  Absolution  Torznbehalten 
(s.  o.  S.  102.  n.  2).  Das  bestätigt  auch  der  Um- 
stand, dass  die  S.  105.  n.  9  u.  oben  n.  1  citirten 
Konzilien  meistens  solche  Vergehen  reserviren, 
welche  zugleich  mit  Censnren  bedroht  sind.  Die 
Berufung  bei  Kober  S.473  u.  Thomassin  P.L 
1.  c.  U.  c.  14.  n.  2  auf  Limoges  1031,  Mansi 
19,  540:  ^Presbyter!  autem  de  ignotis  oausis, 
episcopi  de  notis  excommunicare  est,  ne  episcopi 
vilescat  potestas"  ist  nicht  geeignet,  das  Gesagte 
zu  widerlegen.  Von  Reservationen  ist  in  der 
Stelle  gar  keine  Rede ,  sondern  nur  von  der  Ex- 
kommunikation. Ueberdies  ist  die  citirte  Stelle 
nicht  einmal  eine  Anordnung  des  Konzils,  son- 
dern es  sollen  damit  nur  die  vorhergehenden 
Verordnungen  über  die  Exkommunikation  be- 
gründet werden. 

*  Vgl.Trid.  Sess.XIV.  c.7  cit. ;  B  en  e  d i  c t.X:i V. 
de  syn.  dioeces.  V,  4.  n.  5  ff.  1  B  e  r  ta  g  n  a  p.  8 ff. ; 
TappehornS.114;  Silbernagl  K.R.S.425. 
Darin^zeigt  sich  ebenfalls  der  Zusammenhang  mit 
der  historischen  Entwicklung,  wie  denn  auch 
das  Tridentinum  a.  a.  0.  solche  crimina  als  be- 
sonders geeignet  bezeichnet,  „quibus  excommu- 
nicationis  censura  annexa  est." 

9  Nähere  Anweisungen  hat  darüber  die  Ck>ngr. 
episc.  i.  J.  1601  und  1602  erlassen  und  nament- 
lich verboten,  dass  die  Bischöfe  sich  solche 
Fälle,  welche  in  der  Bulle  Coenae,  also  jetzt  der 
cit.  Gonst.  sedls  apostolioae  (s.  0.  S.  104)  oder 
sonst  dem  Papst  vorbehalten  sind,  reserviren. 

8  So  hat  die  Gongr.  conc.  1677.  Anal.  iur. 
pont  1874.  p.  751  ein  Statut,  wodurch  sich  der 
Bisohof  alle  Todsünden  der  Geistlichen,  höherer 
Weihen  wider  das  sechste  Gebot  reserviren  wurde, 
für  nichtig  erklärt.  Dasselbe  müsste  geschehen, 
wenn  der  Bischof  dies  in  Bezug  auf  alle  Ver- 
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Das  Beservatoiatat  des  Bisohofs  ist,  weil  es  du  Oesets  desselben  bildet,  ein  immer 
foitdanendes  nnd  verliert  weder  durch  den  Tod  noch  durch  ein  anderweitiges  Aus^ 
seketden  des  Bischöfe  ans  dem  Amte  seine  Geltung  K  In  den  biechöfliehen  Reservat- 
fiülen  kann  nur  der  Bischof  oder  ein  besonders  tou  ihm  delegirter  Priester  ^  gOltig 
atisolTiren,  ausser  dem  Papst  ^  aber  niemand  anders,  selbst  nicht  ein  Begular-Beicht- 
Tsler,  welcher  befugt  ist,  die  Absolution  in  Betreff  der  päpstlichen  Beservatfklle  zu 
eräieilen^. 

Endlich  sind  ausser  den  Bischöfen  auch  die  Ordens-Pr&laten,  also  alle 
B^gilar-Oberen.  welche  als  (Generale  über  alle  ElOster  und  Mitglieder  eines  ganzen 
Ordens,  oder  als  Proyinziale  ttber  die  Klöster  und  Zugehörigen  der  Ordensprovinz, 
sodann  auch  als  Aebte  oder  Pröpste  ttber  ein  ELloster  und  eine  Ordensfamilie  eine 
der  Maehöflichra  Gerichtsbarkeit  in  foro  exterao  und  intemo  ^  analoge  Jurisdiktion 
besitaen,  berechtigt,  bestimmte  Sttnden  ihrer  Untergebenen  sich  zur  Absolution  zu 
reserviren^.  Dieses  Becht  ist  aber  insofern  beschränkt,  als  es  sich  1.  schlechthin  nur 
suf  eilf  FftUe  erstreckt,  wobei  es  dem  Ermessen  des  Ordensoberen  überlassen  bleibt, 
ob  er  alle  oder  nur  einige  vorbehalten  will^,  2.  andere  schwere  Sünden  von  den 


gehen,  welche  mit  der  exoommiuiieatio  Utae  sen- 
tentiaeneinini  reservaU  bedroht  sind,  thun  würde. 
Heute  sind  ührigens  in  den  deatschen  Diö- 
oesen  die  Beservatfalle  wenig  zahlreich ,  so  sind 
z.  B.  in  der  Diöcese  Rottenbnrg  leserTlrt, 
T.  Vogt,  Sammlung  d.  Verordnung.  S.  691: 
gU  Homicidium  voluntarium,  facto,  piaecepto, 
eonsUlo  Tel  consensu  deliheiato  commissum. 
Homlddinm  Tero  reneno  attentatum,  etlam  si  ad 
effectom  non  slt  deductum,  semper  est  reser- 
fmtom.  %  Abortus  foetus  slye  animatl  sive  in- 
«nimati  stndiose  proouratus  effectu  subsequuto. 
3.  Climen  inceudiarlorum.  4.  Matrimonium 
ooiam  iudioe  ciirüi  non  seivata  forma  conc.  Trid. 
initum" ;  in  der  Diöcese  Würzburg :  „i .  Inlectlo 
manuum  violenta  in  parentes,  2.  homicidium  vo- 
luntarium  et  mandatum  ad  iUud  necnon  abortus 
foetus  animati  studiose  procuratus ,  effectu  sub- 
seento;  3.  Stuprum  ylolentum,  4.  Crimen  in- 
ceDdlarioram''f  a.  a.  0.  S.  35;  in  der  Diöcese 
Münster ,  T  ap  p  eh  o  r  n  S.  150 :  „1.  Crimen  in- 
eendiarii.  2.  SacrÜega  calicum  et  monstrantium 
ex  ecelesiis  aut  sacelÜs  ereptio.  3.  Infantlcidlum 
piopriae  prolis.  4.  Matrimonium  cum  impedl- 
mento  llgaminis  sdentia  contractum.  5.  Violenta 
oppressio  feminae  (Nothzucht).  6.  Peccatum 
eomplieis  in  re  Tenerea^  (s.  darüber  S.  110) ;  in 
der  Diöcese  Köln,  Tappehorn  S.  152  und  Du- 
mont,  Sammlung  kirchl«  Erlasse  f.  d.  ErzdiÖcese 
Köln  S.  100:  „1.  Iniectio  manuum  violenta  in 
paientes  cum  laesione ;  2.  saerilega  calicum,  d- 
^zlonun  ostensiorumque  ex  ecclesiis  sacellisque 
oepdo''.  Wegen  Breslau  s.  Lorinser  S.  413, 
wegen  Lairant  Arch.  f.  k.  K.  B.  52,  45,  wegen 
Lemberg  a.a.O.  14,  17.  In  der  Diöcese  Rom  hat 
der  Cazdinalis  Ticarius  urbis  nur  2  Fälle  reser- 
Tirt,  Analecta  iur.  pontif.  1855.  p.  1533.  2790. 
Ueber  die  Beservate  In  der  Diöcese  Turin  vgl. 
Bertagna  p.  32.  Ueber  die  Verhaltnisse  vom 
12.  bis  zum  Torigen  Jahrhundert  s.  ausser  den 
(nuten  S.  105.  n.  9  u.  S.  106  n.  1  noch  die  Zu« 
Mmmenstellung  bei  Hartzheim  oondlia  im 
Index  unter :  casus  leseryati. 


i  Benedict  XIV.  de  syn.  dloec.  V.4.  n.3; 
s.  auch  Bd.  III.  S.  835,  und  Bertagna  p.  30. 

s  Spezialvollmacht  braucht  der  Generalvikar, 
Bd.  U.  S.216  (dagegen  Bertagna  p.  74),  nicht 
minder  der  canonicus  poeuitentiarius ,  a.  a.  0. 
S.  122,  u.  Congr.  conc.  bei  Richter ,  Tridentl- 
num  S.  85.  n.  2 ,  welcher  aber  aadereneits  vom 
Bischof  zur  Annahme  einer  solchen  Delegation 
gezwungen  werden  kann,  s.  ibid.  n.  3.  Der- 
gleichen Delegationen  werden  den  Beichtvätern 
namentlich  zu  gewissen  Zeiten  (z.  B.  zur  Oster- 
zelt) oder  für  gewisse  Falle,  z.  B.  für  die  Beichte 
von  Brautleuten ,  ertheilt.  Ausführlich  darüber 
Bertagna  p.  61  ff.  S.  auch  o.  S.  89.  n.  4. 

8  Dass  ■  der  Papst  als  Ordinarius  ordinarlorum 
auch  von  bischöflichen  Reservatfallen  absolviren 
und  dazu  einen  Priester  ermächtigen  kann ,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Von  dieser  letzteren  Be- 
fugnlss  wird  praktisch  während  eines  Jubiläums 
herkömmlicher  Weise  Gebrauch  gemacht,  da  die 
approbirten  Beichtväter  nicht  blos  die  Bef  ugnlss 
von  den  päpstlich ,  sondern  auch  von  den  bi- 
schöflich reservirten  Fällen  zu  absolviren,  er- 
halten, 8.  0.  S.  105.  n.  i. 

^  Clem.  X.  const.  Supema  $.  7;  vgl.  auch 
Richter  a.  a.  0.  S.  85.  n.  4.  5.  6. 

^  Also  in  denjenigen  Orden,  welche  Generale 
undProvinzlale,  sowie  die  entsprechenden  Kapitel 
haben ,  besitzen  die  Lokal- Oberen  die  erwähnte 
Bef  ugnlss  nicht,  Ferraris  s.  v.  praelatus  oegu- 
laris  n.  56  ff. 

6  Vgl.  hierzu  Bertagna  p.  64  ff. 

^  Nach  dem  Dekrete  Clemens  VUI.  v.  26.  Mai 
1593  bei  Ferraris  1.  c.  n.  53:  • ,  .  „ut  nemo 
ex  regularium  superioribus  peocatorum  absolu- 
tiones  sibl  reservet  exceptis  üs^  quae  sequuntur 
aut  Omnibus  aut  eorum  aliquot,  prout  ^ubditorum 
utilitatl  expedlre  in  domlno  iudicaverit,  1.  vene- 
flda,  InoantationeB ,  sortllegla.  2.  Apostasia  a 
religione  sive  habitu  dimisso  siveretento,  quando 
eo  provenerit,  ut  extra  septa  monasterii  seu  oen- 
ventus  flat  egresslo.  3.  Nocturna  et  furtiva  e  mo- 
nasterio  seu  conventu  egresslo ,  etlam  non  animo 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  «03- 


(General-  oder  Provinzial-Oberen  nur  mit  Zastlmmung  ihren  (General-  oder  Provin- 
sial-]  Kapitels  reservirt  werden  dürfend  Femer  mflss^  in  den  einzelnen  Ordens- 
h&nsem  seitens  der  Oberen,  je  nach  der  Zahl  der  dort  lebenden  Untergebenen ,  zwei 
oder  mehrere  Beichtväter  bestellt  werden ,  welchen  die  Befugniss  znr  Absolntion  so- 
wohl von  den  nicht  reservirten  Fftllen  wie  anch,  wenn  ein  reservirter  vorkommt,  von 
diesem  za  ttbertragen  ist  2,  und  welche  bei  Weigernng  des  Oberen,  das  letztere  zu  thnn, 
ein  fUr  alle  Mal  als  päpstliche  Delegirte  ermächtigt  sind,  auch  ohne  besondere 
Vollmacht  von  einem  solchen  Falle  zn  absolviren^ 

Selbstverständlich  ist  der  Papst  ebenfalls  befngt  von  allen  diesen  darch  die 
Ordensoberen  festgesetzten  Beservatfällen  zu  absolviren  und  das  Beoht  dazu  einem 
anderen  zu  übertragen^. 

Andere  Fälle  der  Beservation  kennt  die  herrschende  Praxis  der  Kirche  nicht  ^ 
Das  Wesen  der  Beservation  liegt  in  der  Beschränkung  der  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters,  es  wird  ihm  die  kraft  seiner  iurisdictio  ordinaria  zustehende  Beftigniss, 
in  einem  bestimmten  Falle  oder  in  mehreren  solchen  Beichte  entgegenzunehmen  und 
zu  absolviren ,  entzogen^.  Die  nichtsdestoweniger  erfolgte  Beichte  und  Absolution 
ist  also  nicht  nur  unerlaubt,  sondern  auch  nichtig^. 


apostatandi  facta.  4.  Proprietaa  contra  votum 
panpertatls,  qnae  Bit  peccatam  mortale.  6.  Jnra- 
mentum  faliom  in  ladlcio  regnlari  sen  legitimo. 

6.  Procniatlo,  aaxlllam  seu  oonsilinm  ad  abortum 
fadendum  pott  anlmatnm  foetnm ,  etiam  effeetu 
non  secnto.  7«  Falsifloatio  manne  ant  sigUli  of- 
fldallum  monasterii  ant  conTentns.  8.  Furtum  de 
rebus  monasterii  seu  conventus  In  ea  quantitate 
quae  sitpeccatum  mortale.  9.  Lapsus  camis  opere 
consummatus.  10.  Occlsio  aut  Tulneratio  aut 
gravis  percusslo  cuiuscumque  personae.  11.  Ma- 
litiosum  impedimentum  aut  retardatio  aut  aperitio 
lltteramm  a  superioribus  ad  inferiores  et  ab  in- 
feriorlbuB  ad  superiores.  Si  quod  aliud  pecoatum 
graye  pro  religlonis  conserratione  aut  pro  con- 
scientiae  puritate  reserrandum  videtur,  id  non 
aliter  flat,  quam  generalis  eapituli  in  toto  ordlne 
aut  provincialis  In  prorincia,  matura  disoussione 
et  oonsensu.  Superiores  in  singulis  domibus  de- 
putent  duos,  tres  aut  plures  confessarios  pro  sub- 
dltorum  numero  maiori  vel  minori,  qui  a  non 
reservatis  eos  absolvant  et  quibus  etiam  reser- 
▼atorum  absolutio  commlttatur,  quando  casus 
ocurrerit^^ 

Damit  diese  Yorsebrift  nicht  umgangen  wer- 
den kann,  hat  die  Oongr.  episc  durch  Dekret  Tom 

7.  Juli  1617  entschieden,  dass  eine  Yerhängung 
Ton  Censuren  auf  Sünden ,  die  in  dem  Dekret 
Clemens*  VIII.  nicht  aufgeführt  sind ,  und  der 
Yorbehalt  der  Absolution  ron  diesen  durch  die 
Oberen  nur  mit  Zustimmung  des  General- ,  bez. 
ProTinzialkapitels  erfolgen  kann ,  Ferraris  1. 0. 
n.  56;  Benedict.  XIY.  1.  c.  Y.  5  n.  6. 

1  S.  das  in  der  vor.  Anm.  dtlrte  Dekret  Cle- 
mens* YIII. 

«  Ygl.  a.  a.  O. 

8  Das  hat  ein  von  ürban  YIII.  bestätigtes  De* 
kret  d.  Congr.  episc.  ▼.  21.  September  1624  be- 
stimmt, Ferraris  1.  c.  n.  64. 

*  Die  in  den  JubiUumsbnllen  (s.  o.  S.  105 
n.  1)  den  appiobirten  Beiohtv&tem  ertheüten  £r^ 


mächtiLgungen  begreifen  auch  diese  Fälle  in  sich, 
Ferraris  s.  T.  Jubilaeum  art.  II.  n.  4. 

^  PrincipieU  kann  den  Pfarrern,  weil  sie 
gleichfalls  eine  iurisdictio  interna  besitzen,  das 
Recht  zu  ReserYatlonen  nicht  abgesprochen  wer- 
den, 80  auch  Benedict  XIY.  1.  c.  Y.  4.  n.  2; 
Tgl.  Bertagnal.  0.  p.  4;  doch  ist  ein  solches 
schon  früher  nicht  geübt  worden,  da  der  Bischof 
es  jeder  Zelt  in  der  Hand  hatte ,  dasselbe  durch 
Ermächtigungen  seinerseits  praktisch  bedeutungs- 
los zu  machen.  Heute  steht  der  weitere  Umstand 
entgegen,  dass  die  Pfarrer  die  Hülfepilester  nicht 
mehr  annehmen ,  sondern  diese  rom  Bischof  be- 
stellt werden ,  und  von  ihm  die  Beichtjurisdik- 
tion übertragen  erhalten  [s.  0.  S.  87  n.  2). 

6  Die  Reserration  trifft  also  den  Beichtvatei, 
den  Pönitenten  nur  indirekt  Darüber  herrscht 
Einstimmigkeit,  s.  z.  B.  Ferraris  s.  y.  reser- 
vatio n.  Iff.;  Haringera.  a.  0.  S.  163;  Tap- 
pe hörn  a.  a.  O.  S.  115.  S.  übrigens  auch  Ri- 
tuale roman.  tit.  III.  c.  1.  n.  12. 

Deshalb  muss  der  Beichtvater,  wenn  ihm  eine 
reservirte  Sünde  gebeichtet  wird,  die  Pönitenten 
an  den  reservirenden  Oberen  verweisen.  Er  kann 
aber  auch ,  wenn  er  es  nach  den  Umstanden  an- 
gezeigt findet ,  bei  diesem  sich  die  erforderliche 
YoUmacht  unter  Yerschweigung  des  Namens  des 
Pönitenten  erbitten,  Tappehozn  a.  a»  0.  S.  154» 
467. 

^  Dass  trotzdem  dadurch  gewisse  Wirkungen 
herbeigeführt  werden  können ,  ändert  an  dieser, 
allseitig  anerkannten  Konsequenz  nichts,  weil  die 
ersteren  durch  besondere,  anderweitige  Umstände 
bewirkt  werden.  So  wird  allgemein  angenommen, 
dass  wenn  nicht  reservirte  und  reservirte  Sünden 
gebeichtet  sind,  und  der  Beichtvater  unter  Nicht- 
beachtung der  letzteren  die  Absolution  ertheilt 
hat,  der  Pönltent  wenigstens  indirekt  auch  von 
den  reservirten  losgesprochen  wird,  weil  er  dem- 
jenigen gleich  steht,  welcher  nicht  im  Stande  ist, 


im] 


Verwaltang  der  Sakramente.  Die  Busse. 
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Die  Eeseryationen  binden  ferner,  weil  sie  kraft  der  Jarisdiktion  dea  Oberen  fest- 
geaetit  werden,  nur  soweit  diese  letitere  reicht.  D&rans  ergiebt  sich  1.  dass  die  in 
einer  fremden  Diöcese  bestehenden  Reservationen  den  Beichtvater  in  der  eigenen 
nicht  berflhren,  d.  h.  dass  er  Angehörige  der  ersteren ,  welche  dort  eine  bischöflich 
reservirte  Blinde  begangen  haben,  kraft  seiner  allgemeinen  Jurisdiktion  absolyirak 
kann,  es  sei  denn,  dass  diese  blos  in  fraudem  legis  die  Beichte  ausserhalb  ihres 
Sprengels  ablegen  wollten  ^ ; 

2.  dass  die  bischdflichen  ReservatfUle  diejenigen  Nonnen,  welche  von  der  Ge- 
walt des  Bischofs  eximirt  sind  und  unter  der  Leitung  von  Ordensoberen  stehen,  sowie 
die  Beiohtvlter  derselben ^  nicht  binden'. 

OOltig  kann  das  Sakrament  in  allen  reservirten  Fällen  nur  administrirt  werden, 
wenn*  der  reservirende  Obere  oder  der  diesem  vorgesetzte  (also  in  bischöflichen  Be- 
aervatäülen  der  Papst)  die  Befugniss  dazu  delegirt^.  Eine  solche  Delegirung  ist 
rechtlich  nicht  Aufhebung  der  Beschrftnkung  der  iurisdictio  ordinaria,  welche  durch 
den  Reservatfall  gemindert  war^,  sondern  Verleihung  einer  neuen ,  lediglich  auf  be- 
sonderer üebertragnng  beruhenden  und  in  Stellvertretung  des  dele^renden  Oberen 
ansznflbenden  Befugniss.  Diese  letztere  kann  daher  allein  nach  Massgabe  der  in  der 
ertheilten  Delegation  enthaltenen  Bedingungen  und  Vorschriften  und  innerhalb  der 
durch  die  letztere  gesteckten  Grenzen  verwaltet  werden^,  und  eine  Ueberschreitung 
derselben  zieht  Nichtigkeit  nach  sich ''. 

Alle  Reservationen,  selbst  die  dem  Papste  speciali  modo  vorbehaltenen,  fallen 
m  articulo  mortis^  fort  ^.  In  einem  solchen  Falle  kann  daher  nach  Massgabe  des  be- 
reits o.  S.  87  bemerkten  jeder  Priester  gttltig  absolviren. 


materiell  yollstlndig  zu  beiohten,  b.  Haringer 
S.  166,  Tappehorn  a.  a.  0.  S.  156. 

*  dem«  X.  eonst.  dt  Saperna  $.  7 : . .  •  „posae 
antem  regulärem  confeMorem  in  ea  dioecesi  in 
qiu  est  approbatns,  eonfluentee  ex  alla  dloeeeai 
a  peceatia  in  ipaa  reseiYatis,  non  autem  in  illa, 
nbi  idem  eonfessor  est  appxobatua,  absolreze, 
nifi  eoedem  poenitentea  noyeiit  in  fraudem  le- 
lerrationia  ad  alienam  dioecesim  pro  abBoluUone 
obtinenda  migraaae^  In  fraudem  legis  bandelt 
aber  nicht  de^enige,  welcher  lieh  auf  Reisen 
oder  in  Geschäften  in  der  fremden  Diocese  be- 
findet oder  sich)  dorthin  begiebt,  um  einen  er- 
fahreneren oder  unbekannten  Beichtvater  auf- 
zasuohen. 

Wenn  umgekehrt  die  in  der  fremden  Diöcese 
begangene  Sünde  des  fremden  Ponitenten  dort 
nicht,  aber  in  der  Diocese  des  Ton  ihm  angegan- 
genen Beichtvaters  reservirt  ist ,  so  kann  dieser 
nicht  absolviren,  weil  ihm  die  Jurisdiktion  fehlt. 
Das  ist  Jetzt  die  herrschende  Ansicht  Zweifel 
daran  sind  früher  erhoben  worden,  weil  man  die 
Jurisdiktion  des  Beichtvaters  über  die  Fremden 
aus  der  Jurisdiktion  desjenigen  Bischofs,  wel* 
ehern  diese  als  Diocesanen  unterstanden,  her- 
leitete. VgL  hierzu  B  er  tag  na  p.  86ff.  und 
Nol din  a.  a.  0.  S.  480  tt*  S.  übrigens  auch  noch 
nnten  unter  No.  U. 

s  Denn  diese  erhalten  ihre  Jurisdiktion  nicht 
ven  dem  Diocesanbischof  (s.  o.  S.  98). 

3  So  Congr.  oone.  v.  1720  bei  Ferraris  s.  v. 
monlales  art.  Y.  n.  8.  mit  dem  selbstverständ- 


lichen Zusatz :  „praeterquam  quoad  easns  qnos 
episcopus  sibi  reservaverlt  in  materia  elare  spec- 
taute  ad  iurisdietionem  delegatam'^  Vgl.  auch 
Bertagnap.  68. 

*  S.  0.  S.  107. 

(  Denn  damit  wird  die  Reservation  als  solohe 
nicht  schlechthin  zurückgezogen ,  sie  bleibt  in 
Gültigkeit,  und  gerade  darum  ist  die  Delegation 
nothwendig ,  wiluund  sie  dann  überflüssig  wird, 
wenn  die  bisherige  Reservation  eines  Falles  auf- 
gehoben wird. 

^  Also  nur  innerhalb  der  gesteckten  Zeitgrenze, 
innerhalb  des  bestimmten  Bezirks,  femer  allein 
durch  Sabdelegation  an  einen  anderen,  soweit 
dies  ausdrücklich  gestattet  ist  S.  z.  B.  die  Ein- 
leitnng  zu  den  pipstUchen  Qnlnquennal-Fakul- 
Uten  pro  foro  interne  Bd.  lU.  S.  804. 

^  Denn  insoweit  hat  der  betreffende  Beicht- 
vater nicht  die  erforderliche  Jurisdiktion  besessen. 

8  Also  auch  hier  nicht  blos  bei  vorhandener 
Todesgefahr,  sondern  gleichfalls  wenn  eine  solche 
wahrscheinlich  ist,  s.  o.  S. 87  n.  10 ;  Haringer 
S.  105;  Tappehorn  S.  105;  Bertagna 
p.  110  ff. 

9  Trid.  Sess.  XTV.  c.  7  dt  s.  o.  S.  88  n.  1, 
S.  91  n.  5  und  S.  104  n.  1 1 ;  femer  Rituale  roman. 
tit  III.  c.  1  n.  23 :  „Si  quis  vero  conflteatur  in 
periculo  mortis  constltutus  absolvendus  est  ab 
Omnibus  peccatls  et  censuris ,  quantnmvis  reser- 
vatis  (eessat  enim  tunc  omnis  reservatio):  sed 
prius,  si  potest,  cui  debet,  satisfaciat :  ac  si  peri- 
culum  evaserlt,  et  aliqua  ratione  superiori,  a  quo 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Sirehe  durch  dieselbe. 


[§.  203. 


E.  Der  Fall  dea  s.  g.  Complex.  Abgesehen  Yon  den  Reservationen  hat 
endlieh  das  neuere  allgemeine  Kirehenreeht  jedem  aneh  an  sich  berechtigten  Beicht- 
vater die  Beftigniss,  gleichviel  ob  sie  ans  seiner  ordentlichen  oder  ans  einer  ihm  de- 
legirten  Jurisdiktion  herrtthrt,  snr  Verwaltung  des  Bnsssakramentes  in  einem  singn- 
liren  Falle,  dem  des  s.  g.  eomplex  (wörtlich  schnldbetheiligt)  entzogen  K  Derjenige 
Priester  3,  weloher  mit  einer  anderen  Person  weiblichen  oder  anch  männlichen  G^ 
schlechts^  gemeinsam^  eine,  in  die  äussere  Erscheinung  getretene^,  schwere  Sflnde 
gegen  das  sechste  Gebot  begangen,  sich  also  s.  B.  der  BeischlafsvoUziehung,  der 
Verttbung  unzüchtiger  Handlungen  (durch  Berfihmngen,  Küsse  ^^  oder  aneh  nur  durch 
Führung  unzüchtiger  Gespräche^  schuldig  gemacht  hat^,  darf  seinen  lOtechuldigeD 


alias  esset  absolvendus,  se  sistere  teneatnr ;  cum 
piimviii  poteiit,  ooram  eo  le  sistat,  qnidquid 
debet ,  piaestltnrus'*.  Die  letztere  Pflickt ,  sich 
dem  Oberen  zu  stellen ,  bat  aber  der  in  perlculo 
Losgesprochene  nur  dann,  wenn  mit  der  reser- 
▼irten  Sünde  zugleich ,  wie  bei  den  päpstlichen 
Reservaten ,  eine  CoTisur  reservirt  Ist ,  so  c.  21 
(Bonlfac  YIU.)  In  VIto  de  sent.  excomm.  V.  11 
u.  Tappehorn  S.  105.  106^ 

In  dem  Fall,  dass  Jemand ,  welcher  sich  nicht 
in  perieulo  mortis  befindet,  eine  reserrirte  Sfinde 
belobtet,  und  ihm  die  Absolution  aus  einem  zwin- 
genden Grunde  nicht  versagt  werden  kann,  z.  B. 
weil  er  eine  lange  Betoe  antreten  muss  und  ohne 
Absolution  läDger  in  der  Todsünde  verharren 
würde,  oder  well  er,  um  Aergemiss  zu  vermei- 
den, schleunig  eine  Ehe  einzugehen  In  der  Lage 
ist,  cessiren  die  Reservate  an  sich  nicht.  Wenn 
manche  der  Ansicht  sind ,  dass  der  PÖnitent  in 
diesem  Falle  neben  den  reservirten  Sünden  andere 
nicht  vorbehaltene  Sünden  belebten  solle,  damit 
er  durch  die  direkte  Lossprechung  von  den  letz- 
teren Sünden  gleichzeitig  von  den  reservirten  wie 
deijenige,  welcher  ausser  Stande  sei ,  materiell 
vollständig  zu  beichten,  losgesprochen  werde, 
und  dass  er  dann  nur  die  Verpflichtung  habe, 
sich  naditräglich  bei  einem  mit  den  erforder- 
lichen Fakultäten  versehenen  Beichtvater  zur 
Erlangung  der  direkten  Absolution  zu  melden, 
s.  Haringer  S.  166;  Tappehorn  S.  löö,  so 
hat  dies  keinen  genügenden  Anhalt  und  stimmt 
auch  nicht  mit  der  Praxis  der  P5nltentiarier  flber- 
ein ,  L  0  r i  n  s  e  r  S.  414.  Oeholfen  werden  kann 
hier  durch  spezielle  Instruktionen  des  Bischofs, 
und  so  ermächtigen  anch  einzelne  Diöcesan-Rl- 
tualien  generell  alle  approblrten  Beichtväter  zur 
Erthellnng  der  Absolution  in  solchen  Fällen 
unter  Auferlegung  der  eben  gedachten  Yerpfllch- 
tung,  Haringer  S.  166. 

1  Benedict.  XIV.  const.  Saoramentnm  vom 
1.  Juni  1741,  bull,  eiusd.  ed.  Roma  1760,  1,  22, 
$.  4 :  „omnlbns  et  singulis  saceidoübus  tarn  sae- 
cularibus  quam  regularlbus  ouluBCumque  ordinis 
ac  dignitatis,  tametsi  alioqnin  ad  confessiones 
exdpiendas  approbatis  et  quovls  privilegio  et 
Indulte,  etiam  special!  expressione  et  specialis- 
sima  nota  et  mentione  digno  suffultis,  auctoritate 
apostolioa  et  nostrae  potestatis  plenitudine  Inter- 
dioimus,  ne  aliquis  eorum,  extra  casum  extremae 
neeessitatis,  nlmirum  in  ipsius  mortis  artlculo  et 
defldente  tunc  quocumque  alio  sacerdote,  qui 
confessarii  munus  obire  possit,  confessionem  sa- 


cramentalem  personae  complicis  in  peccato  turpi 
atque  inhonesto  contra  sextum  decalogi  praeeep^ 
tarn  commisso ,  excipere  audeat ,  sublata  piopte- 
rea  Uli  ipso  iure  quaoumque  auctoritate  et  iuris- 
dictione  ad  qualemcumqe  personam  ab  huius» 
modi  culpa  absolvendam ,  adeo  quidem ,  ut  ab- 
solutio, si  quam  impertieiit,  nulla  atque  irrita 
omnino  sit,  tamquam  impertita  a  saeerdote,  qul 
lurisdictione  ac  facultate  ad  valide  absolvendum 
necessaria  privatus  existit,  quam  ei  per  prae- 
sentes  bas  nostrae  adimere  intendlmus.  Et  nlhil- 
ominus ,  si  quis  confessarias  seous  facere  ausos 
fuerit ,  maioris  quoque  excommunicatlonis  poe- 
nam,  a  qua  absolvendl  potestatem  Nobls  soUs 
nostrisque  successorlbus  dumtaxat  reservamus, 
ipso  facto  incurrat''.  Dazu  ist  von  demselben 
weiter  noeh  die  const.  ApoetoUci  muneris  vom 
8.  Februar  1745  (1.  c.  1,  218)  erlassen. 

s  Tappehorn  S.  113  beschrankt  die  Konsti- 
tution blos  auf  Priester  mit  Beicht- Jurisdiktion 
und  Approbation.  Der  Wortlaut  steht  dem  aber 
entgegen,  wennschon  sie  praktisch  auf  blosse 
saeerdotes  simpUces  nicht  Anwendung  finden 
wird ,  weil  diese  heute  kaum  in  die  Lage  kom- 
men, Beichte  zu  hdren.  Aber,  wenn  diesen  letz- 
teren auch  nicht  erst  die  Jurisdiktion,  welche 
sie  nicht  besitzen ,  entzogen  zu  werden  braucht, 
so  spricht  doch  die  ratio  legis  dafür,  einen  sol- 
ehen  Priester,  wenn  er  überhaupt  nicht  berech- 
tigt ist  und  die  Beichte  des  complex  bort,  ebenso 
zu  bestrafen,  wie  den  wahren  Beichtvater. 

3  Lorinser  S.  22  spricht  nur  von  einer 
Fnuenspenon.  Aber  das  sechste  Gebot  geht 
gegen  alle  Unzuohtssünden. 

^  Denn  sonst  fehlt  es  an  der  Complioitit. 

B  Darüber  ist  man  einig.  Es  folgt  dies  auch 
daraus,  dass  andernfalls  von  der  Complidtit 
nicht  die  Rede  sein  kann,  wie  z.  B.  bei  blo9 
innerlicher  Begierde. 

^  Also  gegenseitige,  von  dem  einen  Theil  dem 
anderen  gestattete  oder  gar  verlangte.  Bios  ein- 
seitiges Handeln  des  Einen ,  insbesondere  gegen 
den  Willen  des  Anderen  ,  fällt  wegen  des  Man- 
gels der  Complioität  nicht  unter  den  Thatbestand. 

^  Das  ist  die  hemchende,  wenngleich  nicht 
ganz  unbestrittene  Meinung,  ausführlich  darüber 
Avanzini-Pennacchl  l.  o.  p.  344  fr. 

8  Gleichgültig,  ob  der  Beichvater  zur  Zeit  der 
Begehung  der  Sünde  mit  dem  complex  noch  Laie 
oder  Diakon  oder  Priester  oder  gar  zum  Beicht- 
hdren  bestellt  war,  Avanzini-Pennacchl 
p.  213,  Tappehorn  S.  112. 
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mcht  wisaentlicli  ^  in  Besag  a«f  diese  Bfinde  betchthdren  und  ihn  nicht  absolviren^ 
Die  etwft  eiiheilte  Absolution  ist  nichtig  ^^  nnd  er  yerfiUlt  ohne  Weiteres  der  spezi^l 
dem  Papste  YorbehaLtenen  grossen  Exkommunikation^.  Ausgenommen  ist  mir  der 
Fall  der  Todesgefahr,  jedoch  blos  sofern  es  an  einem  anderen  approbirten  Beichtvater 
and  aach  eventnell  an  einem  sacerdos  simpiex  fehlt  ^,  oder  ein  Geistlicher  der  einen 
oder  anderen  Art  nicht  wegen  Zeitverlustes,  wegen  anderer  dringender  Umstftnde 
oder  auch  nicht  ohne  Erregong  eines  öffentlichen  Aergernisses  herbeigernfen  werden 
konnte  K  Die  bei  vorhandener  Todesge&hr  ertheilte  Absolution  bleibt  ancji  gültig, 
wenn  der  sacerdos  oomplex  sie  ohne  wirklich  vorhandene  Nothwendigkeit  vorgenom- 
men oder  im  Falle  eines  möglichen  Aergernisses  die  geeigneten  Schritte  zur  Herbei- 
aehafinng  eines  anderen  Priesters  vemachlAssigt  hat ,  indessen  ist  er  seinerseits  nicht 
von  der  Exkommunikation  frei^. 

n.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Busssakramentes.  Das  Wesen  des 
Busssakramentes  bedingt  es ,  dass  nur  einem  Getauften  das  Recht  auf  die  Abnahme 
fldner  Beichte  und,  wenn  die  erforderlichen  Bedingungen  erMlt  sind,  auch  das  Recht 
snf  die  Absolution  zukommen  kann  7,  andererseits  aber  auch,  dass  dieses  Recht  durch 
die  Buchung  schwerer  SOnden  nicht  verloren  geht.  Wenngleich  die  letzteren  das  Recht 


1  Ob  WissentUchkeit  zu  erfordern  ist  oder 
nicht,  ist  streitig.  Sine  Ansieht  ^11  die  Kon- 
sätntion  auch  auf  den  Fall  anwenden ,  daM  der 
BeichtTater  seinem  Mitschuldigen ,  ohne  ihn  zn 
kennen ,  die  Beichte  ahgenommen  nnd  ihn  ab- 
MlTiit  hat,  weil  das  Gesetz  dem  Priester  die 
Jurisdiktion  über  den  complex  entzieht,  also  bei 
Unwissenheit  zwar  keine  Strafe,  aber  doch  Nich- 
tigkeit der  Absolution  eintrete.  IHe  herrschende 
Meinung  schUesst  indessen  für  diesen  Fall  die 
Anwendbarkeit  ans ,  verlangt  also  wissentliches 
Handeln  des  Beichtvaters  (ob  der  complex  den- 
selben erkannt  hat  oder  nicht^istselbstverständlich 
0eichgüItig>  Das  mit  vollem  Becht.  Das  Gesetz 
ist  ein  reines  Strafgesetz,  es  verbietet  das  an- 
dere excipere  confessionem ,  setzt  also  dolos 
voxans  nnd  hebt  die  Jarisdiktion  „propterea*', 
ilso  wegen  des  dolosen  Verstosses  gegen  das  Ge- 
setz ,  auf,  nicht  schlechthin  wegen  des  blossen 
objektiven ,  von  ihm  bezeichneten  Handelns.  S. 
auch  Avanzini-Pennacchi  1.  c.  p.  312 ff. 

2  S.  die  oonst.  Sacramentnm  cit.  Die  Nichtig- 
keit ist  aber  nur  anf  die  Absolution  gestellt.  Das 
blosse  Beichthoren  ohne  eine  solche  fällt  nicht 
imter  ihre  Bestimmungen.  Für  diese  Auffassung 
spricht  auch  die  £noyklika  Benedikts  XIY. :  In- 
ter  praeteritos  v.  28.  November  1747.  $.  59,  1.  c. 
3,  97.  Andererseits  ist  aber  die  Absolution  in 
tU  und  jeder  Beziehung  nichtig ,  also  auoh  in 
Betreff  der  übrigen  Sünden,  welche  der  Mitschul- 
dige dem  sacerdos  complex  gebeichtet  hat, 
Avanzini-Pennacchi  p.  323.  350.  Die 
Frage ,  ob  der  letztere ,  wenn  sein  Mitschuldiger 
von  der  gemeinschaftlichen  Unzuohtssünde  durch 
einen  anderen  Beichtvater  absolvirt  worden  ist, 
die  Beichte  darüber  nochmals  mit  der  über  andere 
Sünden  entgegennehmen  und  davon  absolviren 
darf,  wird  theils  bejaht,  theils  verneint,  vgl.  1.  c. 
p.  323  ff.  und  Tappeliorn  S.  112. 

3  Das  gilt  auch  heute  noch,  s.  die  Oonst. 
Pli  IX. :  Apostolicae  sedis  cit  (o.  S.  104)  unter 


N.  10  der  special!  modo  reservatae  excommuni- 
oationes,  ja  durch  ein  päpstlich  bestötigtee  De- 
kret der  Gongr.  s.  ofücii  v.  1866  Ist  angeordnet, 
dass  in  den  Fakultäten  für  die  Bischöfe  auf  Ab- 
solvirung  von  päpstlichen  Beservatfillen  dieser 
Fall  immer  ausgenommen  werden  und  als  aus- 
genommen gelten  soll,  Avanzini-Pennacchi 
1.  c.  p.  13.  n.  2,  und  dies  Ist  durch  ein  anderes 
Dekret  v.  1871  nüt  Rücksicht  auf  die  const 
Apostolicae  sedis  besonders  bestätigt  worden, 
Oolleeton.  mlssion.  dt.  p.  2ö8  n.  621. 

Der  Ertheilnng  der  Absolution  steht  in  Bezug 
auf  die  Strafe  der  Fall  gleich,  wenn  der  complex 
blos  so  thut,  als  ob  er  absolvirt,  Dekret  d.  Oongr. 
ofilcU  V.  1878,  Acta  s.  sed.  17,  5ö6. 

*  Das  bestimmt  die  cit  S.  HO.  n.  1  const  Be- 
nedict. XIY. :  Apostolid  munerts.  $.  2.  Ein 
suspendirter  oder  exkommunicirter  Priester  ist 
aber  darunter  nicht  zu  verstehen.  Ist  nur  ein 
solcher  vorhanden,  so  ist  es  so  gut,  als  ob  es 
überhaupt  an  einem  Priester  fehlte ,  Avanzini- 
Pennacchi  p.  336. 

6  Const..  dt.  Apostoiici.  $.  3.  Vgl.  dazu  die 
Kasuistik  bei  Avanzini-Pennacchi  p.338ff. 
In  den  Jubiläumsbullen  (s.  o.  8.  105  n.  1)  wird 
trotz  der  weitgehenden  Vollmachten  für  die 
Beichtväter  die  Delegation  für  den  Fall  des  com- 
plex ausdrücklich  ausgeschlossen,  s.  auch  Be- 
nedict. XIY.  const.  Sacramentum  dt  $.  6. 

^  Dieselbe  hat  auch  hier  den  gleichen ,  schwe- 
ren Charakter,  Const  cit  $*  4. 

7  Ist  die  Gültigkeit  der  Taufe  zweifelhaft  und 
wird  deswegen  eine  bedingte  Taufe  vorgenom- 
men, so  bleibt  es  auch  ungewiss ,  ob  die  vor  der 
letzteren  begangenen  Sünden  durch  dieselbe  ge- 
tilgt werden.  Deshalb  sind  diese  nachher  zu 
beichten ,  es  kann  aber  dann  auch  nur  eine  be- 
dingte Absolution  von  ihnen  erfolgen.  So  die 
Congr.  officii  unter  Zustimmung  von  Clemens  XI. 
1.  J.  1715,  Collect  mission.  cit  p.  226.  n.  474  ff. 
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auf  den  Empfang  anderer  Sakramente  aoBsehliessen  oder  suspendiren  kOnnen  ^ ,  so 
ist  dies  hier  ansgesohlossen,  weil  das  Sakrament  der  Basse  für  den  Christen  gerade 
das  Mittel  ist,  die  Vergebung  der  Sünden  und  die  verloren  gegangene  Gnade  der 
Rechtfertigong  wieder  zu  erlangen,  und  die  Kirche  keinem  Sünder  den  Weg  zu  seinem 
Heile  versperren  darf.  Nur  derjenige,  welchem  die  aktive  Bechtsfthigkeit  auf  dem 
kirchlichen  Gebiete  fehlt,  also  der  excommonicatos,  gleichviel,  ob  er  toleratos  oder 
vitandus  ist,  entbehrt  dieses  Rechtes  2. 

Die  Geltendmachung  des  Rechtes  ist  aber  durch  die  Handlungsfilhigkeit  bedingt. 
Diejenigen,  welche  des  Gebrauches  ihrer  Yerstandeskrftfte  beraubt  sind,  wie  die 
Wahn-  und  Blödsinnigen,  und  zur  Buchte  ausser  Stande  und  dürfen  daher  nicht  zu 
derselben  zugelassen  werden^. 

Dasselbe  gilt  von  solchen  ELindem,  welche  noch  nicht  zu  den  Unterscheidnngs- 
Jahren  gelangt  sind.  Eine  feste  Altersgrenze  hat  das  gemeine  Recht  nicht  vorge- 
schrieben. Das  Partikularrecht  bestimmt  die  Grenze  theils  indirekt,  indem  es  verlangt, 
dass  der  ersten  Kommunion^  der  Kinder  die  Beichte  derselben  vorgehen  soll,  und 
dadurch  einen  etwas  früheren  Termin  als  den  für  den  Empfang  der  Eucharistie  fest- 
setzt ^  theils  ist  auch  direkt  angeordnet,  dass  die  Geistlichen  dafür  sorgen  sollen, 
dass  die  Kinder  über  7  Jahre  zum  Sakrament  der  Busse  gefElhrt  werden*. 

In  Folge  des  im  Mittelalter  bestehenden  Pfarrzwanges  ^  war  femer  die  Ausübung 
des  Rechtes  auf  das  Busssakrament  an  die  Pfarre^  des  POnitenten  gebunden.  Nur  in 
dieser  konnte  ein  solcher  die  Spendong  desselben  beanspruchen,  sofern  er  nicht  die 
Erlaubniss  seines  Priesters  oder  Bischofs  zum  auswärtigen  Empfang  des  Sakramentes 
erhalten  hatte,  oder  ein  gerechtfertigter  Grund  für  die  Spendung  an  einem  anderen 
Orte  (Krankheit,  Abwesenheit  von  der  Heimathspfarrei)  vorlagt.  Die  Nothwendigkeit 
der  Beichte  bei  dem  Pfarrer  oder  dem  von  ihm  deputirten  Geistlichen  wurde  aber 
schon  im  13.  Jahrhundert  zum  Theil  dadurch  beseitigt,  dass  zufolge  der  den  Mönchs- 
orden ertheilten  Privilegien  die  MOnche,  welche  sich  in  den  einzelnen  Pfarreien  auf- 
hielten, in  denselben  das  Busssakrament  zu  spenden  berechtigt  waren  ^.  Femer  er- 
hielten auch  in  dieser  Zeit  die  Fürsten  das  PrivUeg,  sich,  sei  es  unbeschränkt ^0,  sei 
es  nur  unter  gewissen  Beschränkungen,  ihren  Beichtvater  auszuwählen^^. 

i  Z.  a  der  Eucharistie,  s.  0.  S.  69.  »  Trier  1227  c4,  MAnsl2d,29 ;  FritzUrl243 

s  Die Spendun^  des  Sakramentes  an  einen  80I-  c.  8,  L  c.  p.  728:  Mainz  1310  c.  83,  L  c.  25, 

eben,  namentlich  die  Absolution  desselben  Ist  323;  Toledo  1324  0.  1,  1.  0.  p,  734;  Lambeth 

nichtig,    s.  Kober,    Kirchenbann.    2.  Anü.  1330 .0.  2,  1.  c  p.  892;  Prag  1349c. 32,  I.e. 26, 

S.  287.    Daher  enthalt  auch  die  regelmisslge  88;   Salzbarg  1418  c.  28,  1.  c  28,  998;  Trier 

Absolutionsformel  ad  cautelam  zunlehst  die  Ab-  1423  c.  6;  Hartz  heim  6,  227;  Tolosa  1429 

Solution  von  der  Exkommunikation  und  Yon  an«  c.  17,  Mansi28,  1154. 

deren  Gensuren  (s.  0.  S.  86.  n.  2),  um  etwaige  ^  S.  o.  S.  92. 

Hindernisse  der  Wirkung  der  Lossprechung  TOr  ^^  S.  z.  B.  PrlYileg  Innocenz'  IV.  für  Konig 

der  letzteren  zu  beseitigen.  Ludwig  d.  H.  y.  Frankreich  t.  1247 ,  Teulet, 

3  YgL   Tappehorn  a.  a.  0.  S.  273.  274.  layettee  du  trtfsor  des  ohartes.    Paris  1863.  2, 

Während  der  dllucida  InteryalU  darf  ihnen  aber,  540 ;  Bonifaz*  Vin.  fOz  Adolf  y.  Nassau  t.  1296, 

wenn  sie  gehörig  disponirt  werden  können ,  das  Kopp,  Oesch.  d.  eldgenoss.  BOndelll.  1,  312; 

Sakrament  gespendet  werden.  Martinas  lY.  fOr  König  Magnus  t.  Schweden  t. 

«S.  0.  S.  67.  1281,    Sbaralea,     bull.    Frandsc.   3,    476 

&  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac.  5,  829.  (Po tthast  reg.  n.  11189,  24320.  21816). 

6  Plen.  Gone.  Baltimore  1866,  ooU.  dt.  3, 477.  "  PrlrUeg  Nioolaus'  lY.  t.  1291  für  die  Ko- 

518 ;  Bordeaux  1850. 185a  186&  Lc  4,  872.  707.  nlgln  Helena  t.  Serbien ,  sich  einen  Mönch  aus 

825.    Zur  blossen  Beichte ,  nicht  zur  Absolution  dem  Franziskaner -Orden  zum  Belchtrater  zu 

liest  Kinder  von  5  oder  6  Jahren  zu  Albl  1850,  wählen,  Sbaralea   1.  0.  4,  230  (Potthast. 

1.  c  4,  433.  n.  23602). 

1  Bd.  U.  S.  300. 
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Fflr  die  Bischöfe  und  die  höheren  geistlichen  Wflrdentrftger,  wie  die  Kardinäle 
flihrte  die  Anschannng,  dass  der  Beichtvater  wegen  seiner  richterlichen  Stellnng  die 
JimadiktioH  Aber  die  zu  absolvirende  Person  haben  müsse,  zu  der  Konsequenz ,  dass 
diese  nur  bei  ihrem  Vorgesetzten ,  also  für  die  Regel  beim  Papste  beichten  konnten. 
Da  dies  aber  selbstverständlich  nicht  praktisch  dnrohfflhrbar  war ,  so  wurde  ihnen, 
wie  auch  den  niederen ,  von  der  bischöflichen  Gewalt  eximirten  Prälaten  gesetzlich 
ein  flir  alle  Mal  das  Recht  ertheilt,  sich  ohne  Konsens  des  Oberen  einen  geeigneten 
Beichtvater  zn  wählen  ^ 

Endlieh  ist  mit  der  durch  die  erwähnten  und  andere  Umstände  herbeigeführten 
Lockerung  des  Pfarrverbandes^  ftlr  das  heutige  Recht,  etwa  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
die  allgemeine  Beschränkung  der  Gläubigen  auf  ihre  Pfarrer  Überhaupt  fortgefallen  ^y 
nnd  nach  dem  geltenden  Recht  ist  jeder  befugt,  auch  ausserhalb  seiner  Parochie  bei 
jedem  approbirten  Beichtvater  in  einer  fremden  Diöcese  oder  Pfarrei  die  Beichte  ab- 
zulegen und  die  Absolution  zu  empfangen  ^, 

Wie  diese  feststehende  Praxis  mit  dem  oben  besprochenen  Grundsatze,  dass  der 
Beichtvater  behufs  gflltiger  Absolution  die  Jurisdiktion  Aber  den  Pönitenten  besitzen 
mfisse,  zu  vereinigen  ist,  darttber  herrscht  Streit.  Theils  wird  die  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters  über  die  Fremden  vom  Papste  hergeleitet,  theils  behauptet  man,  dass 
dne  stillschweigende  Delegation  aller  Beichtväter ,  an  welche  sich  der  Diöcesan 
wende,  seitens  seines  zuständigen  Bischofs  und  eine  stillschweigende  Aufhebung  der 
TOB  ihm  ftkr  die  eigene  Diöcese  festgesetzten,  seinen  auswärts  beichtenden  Diöcesanen 
SD  sich  bindenden  ReservatfUle  eintrete^. 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Meinung  kann  fflr  zutreffend  erachtet  werden. 
Beide  greifen  zu  Fiktionen,  welche  an  den  thatsächlichen  Verhältnissen  keinen  An- 
halt haben.  Weder  der  Papst  noch  der  Bischof  nehmen  in  solchen  Fällen  Hand- 
Inngen  vor,  in  welchen  eine  stillschweigende  auf  Delegation  gerichtete  Willenserklä- 
rung gefunden  werden  könnte  ^. 


1  c,  16    (Gregor.   IX.    1227  — 1234)  X.   de  machen  Ausnahmen,  wenn  die  Priester  um  Messe 

poenit  V.  38,  s.  auch  Bd.  I.  S.3ol.  Ein  solcher  zu  lesen,  beichten  müssen,  und  dies  nicht  bei 

gewählter  Beichtvater  kann  den  Bischof  nach  der  ihrem  Beichtvater  (dem  Pfarrer)  thnn  können, 

Coii«r.  conc.  auch  von  den  Im  Trid.  XXIV.  c.  6  Toledo  1324  c.  1,  1.  c  25,  734;    Lavaur  136« 

4eref.  bezeichneten  Reservaten  (s.  o.  8. 103. 104)  c.  81,  1.  c.  26,  520. 

ibsolviren,  Bertagnap.  109.  Soweit  nach  dem  Text  und  den  vorstehenden 

Für  die   übrigen   Oeistlichen    bestand   zwar  Bemerkungen  eine  freie  Wahl  des  Beichtvaters 

kehie  vollkommene  Freiheit  in  der  Auswahl  des  gestattet  ist ,  beruht  dessen  Jurisdiktion  auf  be- 

Beichtvaters  (Padua  1350  c.  15,  Man'Si  26,  233  sonderem  Privileg.  Kraft  desselben  entsteht  sie 

geiuttet  eine  solche  nur  den  praelatl  inferiores  in  jedem  Falle  dadurch  ,  dass  der  Privilegirte 

und  den  Pfarrern) ,  indessen  konnten  sie ,   die  sich  den  Beichtvater  wählt.  Die  Annahme  ,  dass 

Pfarrer  mit  eingeschlossen ,  zwischen  ihrem  De-  der  Papst,  welcher  das  Recht  gewähre,  auch  dem 

kan  oder  besondem,  vom  Bischof  in  den  einzel"  Gewählten  die  Jurisdiktion   delegire,   Noldin 

neu  Arehidiakonaten  oder  Dekanaten  bestellten  a.  a.  O.  S.  472,   ist  eine  leere,  den  Thatsanhen 

Beichtvätern  wählen .  Oxford  1222  e.  28,  1.  c.  nicht  entsprechende  Fiktion. 

22, 1159;  London  1237  c.5,  1.  c.  23,  450;  Lam-  2  ßd.  I.  S.  300. 

beth  1281  c  9,  1.  c.  24,  410  (welches  aber  die  3  Knopp  a.  a.  0.  S.  19  ff.  40  ff. ;   Noldin 

Beichte  auch  bei  den  „alii  communes  poenlten-  a.  a.  O.  473  ff. 

liarii"  gesUttet);   Lambeth  1330  c.  3,  L  c.  25,  *  Knopp  a.  a.  0.  S.  45.  46;  Noldi  n  a.  a. 

^3;   die  Dekane  Zwischen  dem  Bischof  oder  0.  S.  473.  487. 

ihrem  Archldiakon  oder  den  vom  ersteren  be-  ^  8.  das  Nähere  darüber  bei  Noldin  a.  a.  0. 

stellten  Priestern,  S.  Polten  1284  c.  20.  l.  c.  24,  S.  494  ff.,  welcher  sich  weder  für  die  eine  nocb 

509.    Dagegen  schreibt  Paris  1212.  I.  c  5,  1.  c.  die  andere  Ansicht  entscheidet,  aber  nur  die  eine 

22.  820  fflr  alle  Kleriker  die  Beichte  bei  ihrem  oder  die  andere  für  haltbar  erklärt. 

Prälaten  vor  und  gestattet  sie  nur  mit  dessen  Er-  ^  Was  speciell  die  Annahme  der  stillschwei- 

Itubniss  bei  einem  andern  abzulegen.    Andere  genden  Jurisdiktionsübertragung  seitens  des  Bi- 

HinichiiiB,  £ii«henrecht.  lY.  8 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  203, 


Schau  dios  allein  fahrt  darauf,  das3  die  Jurisdiktion  ftber  solche  Pönitenten  auf 
einem  allgemein  geltenden  Rechtssatz  beruhen  muss. 

In  der  That  hat  sich  unter  stillschweigender  Billigung  der  P&pste  ein  Oewohn- 
heitsrecht  entwickelt ,  welches  den  ehemaligen  Pfarrzwang  fttr  das  Busssakrameit 
beseitigt  hat.  Wenn  in  Folge  dessen  jeder  Gläubige  sich  das  letztere  in  einer  anderen 
Pfarrei  oder  Diöcese  spenden  lassen  kann,  und  der  fttr  eine  solche  approbirte  Beicht- 
vater es  zu  verwalten  befugt  ist,  so  folgt  daraus,  dass  in  Bezug  auf  das  hier  fragliche 
Sakrament  die  Jurisdiktion  nicht  mehr ,  wie  in  älterem  Recht  durch  das  Domizil  der 
das  Sakrament  begehrenden  Person  bestimmt  wird ,  sondern  dass  dieselbe  auch  alle 
Personen,  welche  sich  blos  in  dem  Bezirk  des  mit  ihr  ausgestatteten  Rirchenbeamten 
aufhalten,  lediglich  wegen  ihrer  vorübergehenden  Beziehung  zu  dem  geographischen 
Oebiet  ergreift,  also  rechtmässig  und  gültig  ausgeübt  wird ,  sowie  eth  fremder ,  sich 
blos  dort  zeitweise  aufhaltender  Pönitent  das  Sakrament  begehrt^. 

In  Folge  der  gedachten  Entwicklung  haben  auch  die  o.  S.  113  erwähnten  Pri- 
vilegien auf  frde  Wahl  des  Beichtvaters  erheblich  an  praktischer  Bedeutung  ver- 
loren, und  zwar  um  so  mehr  als  im  heutigen  Recht  selbst  fttr  die  zum  Empfang  der 
österlichen  Kommunion  nothwendige  Beichte  keine  Beschränkung  auf  einen  bestimmten 
Beichtvater  besteht  (s.  darüber  unter  No.  III.),  und  femer  fttr  die  kraft  Privilegs  ge- 
wählten Beichtväter  znfolge  der  Vorschrift  des  Tridentinums  ^  die  Nothwendigkeit 
der  Approbation  durch  den  Bischof,  dessen  Diöcese  der  betreffende  Geistliche  ange- 
hört, eingetreten  ist^.  Die  einzige  praktische  Bedeutung  eines  derartigen  Privilegs 
liegt  heute  darin ,  dass  der  Privilegirte  sich  an  seinem  Wohnorte  das  Busssakrament 
auch  durch  einen  einer  anderen  Diöcese  angehörigen  Beichtvater  spenden  lassen 
kann-*,  während  dies  fflr  den  Nichtprivilegirten  ausgeschlossen  ist,  da  ein  solcher 


scboC^  des  Diocesanen  auf  den  fremden  Priester 
betrifft,  so  fuhrt  diese  zu  der  Konsequenz ,  dass, 
wenn  der  Bischof  seinem  Untergebenen  die 
Beichte  ausserhalb  der  Diöcese  verbietet,  die' 
Beichte  des  letzteren  bei  dem  auswärtigen  Beicht- 
vater und  die  Absolution  durch  denselben  nichtig 
seiu  würde,  weil  der  Beichtvater  in  diesem  Falle 
der  Jurisdiktion  entbehrt.  Pamit  wäre  aber  der 
gemeinrechtlich  bestehende  Pfarrzwang  für  die 
Beichte  wieder  hergestellt,  und  indirekt  dem  Bi- 
schof die  Befugniss  beigelegt,  das  gemeine  Recht 
abzuändern. .  Muss  man  wegen  der  Beseitigung 
des  Pfarrzwanges  dem  Bischof  die  Berechtigung 
zu  einem  solchen  Verbote  absprechen  (so  auch 
Tappelhorn  S.  100),  und  die  dennoch  aus- 
wärts abgelegte  Beichte  und  erlangte  Absolution 
für  gültig  erklären,  so  ist  auch  die  Fiktion  einer 
Delegation  seitens  des  Bischofs  unhaltbar. 

1  Das  ist  auch  eine  weit  verbreitete,  wenn- 
gleich nicht  In  der  Weise  des  Textes  näher  for- 
mnlirte  Ansicht,  s.  z.  B.  Tappehorn  S.  100; 
Lorin8erS.23.  Was  Noldln  a.  a.0.  S.492ff. 
dagegen  einwendet,  ist  haltlos.  Er  meint,  es  sei 
erst  zn  beweisen,  dass  der  Papst  durch  Gut- 
heissung der  gedachten  Gewohnheit  das  Unter- 
thanenverhältniss  geändert  habe,  denn  es  gebe 
keinen  kirchlichen  Oberen  nur  in  Bezug  auf  die 
Beichte,  vielmehr  bleibe  der  Bischof,  In  dessen 
Diöcese  der  Poenitent  sein  Domizil  habe,  so  lange 
letzterer  ausserhalb  des  Domizils  weile ,  immer 
noch  dessen  geistlicher  Oberer.    Dabei  ist  aber 


übersehen ,  dass  es  einmal  durch  das  Wesen  der 
Jurisdiktion  nicht  bedingt  ist ,  dass  ein  Oberer 
dieselbe  für  alle  l^älle  ausschliesslich  besitzt,  und 
dass  kein  anderer  daneben  gleichzeitig  für  ge- 
wisse Fälle  eine  konkurrirende  Jurisdiktion 
haben  kann,  nicht  minder,  dass  gerade  für  die 
geistlichen  Handlungen ,  für  welche  der  Pfarr- 
zwang beseitigt  ist ,  die  Jurisdiktion  der  durch 
das  Domizil  bestimmten  Oberen,  wenngleich  sie 
die  regelmässige  ist,  doch  nicht  den  Charakter 
der  alleinigen  und  Zwangsjurisdiktion  besitzt, 
und  die  Jurisdiktion  des  ficemden  Oberen  nicht 
mehr  auf  die  in  seinem  Bezirk  domizilirten  Per- 
sonen ausschliesslich  beschränkt  ist.  Das  c.2 
(Bonifac.  VIII.)  in  VIto  de  poenit.  V.  10:  „Nulla 
potest  c^nsuetudine  introducl,  qnod  aliquis 
praeter  sui  superioris  licentiam  confessorem  sibi 
eligere  valeat,  qui  eum  possit  solvere  aut  ligare^ 
beruht  noch  auf  dem  Pfarrzwange.  Mit  der  ge- 
wohnheitsrechtlichen Beseitigung  deeiselben  ist 
die  Vorschrift  bedeutungslos  geworden« 

2  S.  0.  S.  85.  n.  4. 

3  Das  Tridentinum  lautet  ganz  allgemein  and 
hebt  die  entgegenstehenden  Privilegien  auf, 
s.  auch  Bd.  I.  S.  351. 

*  Denn  insoweit  untersteht  der  Pönitent 
nicht  der  Jurisdiktion  des  Diocesanbischofa,  und 
der  gewählte  Beichtvater  erhält  seine  Juris-^ 
diktion  kraft  der  zufolge  Privilegs  vorgenomme- 
nen Wahl. 


J.»3.] 
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Beichtvater  in  der  eigenen  Diöcese  des  letzteren  nicht  die  erforderliehe  Jurisdiktion 
und  Approbation  besitzt  ^ 

Anch  die  in  den  Jnbilftumsbollen  herkömmlicher  Weise  ertheilten  Privilegien 
anf  freie  Wahl  eines  vom  Ordinarius  des  Orts  approbirten  Beichtvaters  ^  haben, 
nachdem  sich  der  heutige  Rechtsznstand  festgestellt  hat,  nicht  mehr  ihre  praküsohe 
Bedeutung  in  der  Freiheit  der  Wahl  als  solcher,  sondern  datin,  dass  die'  Beichtväter 
während  der  Jubiläumszeit  besondere ,  weitgehende  Volhnachten ,  insbesondere  zur 
Absolution  von  allen  Reservatfilllen ,  anch  den  päpstlichen,  besitzen^,  und  der  Ab- 
lass  allein  durch  die  Beichte  bei  ihnen  gewonnen  werden  kann.  Nur  in  Betreff  der 
R^ularen  männlichen  und  weiblichen  Oeschlechts,  sowie  in  Betreff  der  Mitglieder 
der  neueren  Frauenskongregationen  ist  es  bei  dem  Mheren  Rechtsisustande  ge- 
blieben, dass  diese  auf  die  ftlr  ihre  Niederlassungen  bestimmten  Beichtväter  be- 
schränkt sind  *. 

Indessen  kann  der  Ordensobere ,  weil  er  in  Betreff  der  Beichten  der  Regularen 
die  Verfolgung  hat ,  ihnen  (auch  den  unter  Leitung  des  Ordens  stehenden  Nonnen) 
die  Erlaubniss  geben ,  sich  ausserhalb  des  Ordens  einen  beliebigen ,  selbst  weltgeist- 
lichen Beichtvater  zu  wählen  ^. 

Femer  haben  Regnlaren ,  welche  sich  mit  Erlaubniss  ihrer  Oberen  ausserhalb 
des  Klosters,  z.  B.  auf  Reisen,  auf  Missionen,  befinden ,  gleichfalls  das  Recht ,  wenn 
ihnen  kein  Ordensbeichtvater  zu  Oebote  steht,  bei  einem  anderen  Priester  zu  beiehten^^. 

Endlich  wird  in  den  Jubiläumsbullen  den  Regularen  die  Befngniss  ettheilt,  sich 
während  der  betreffenden  Jubiläumszeit  unter  den  von  dem  Ordinarius  des  Ortes  ap- 
probirten Regulär-  oder  Säkular -Geistlichen  einen  beliebigen  zum  Beichtvater  aus- 
zuwählen 7. 


1  Dies  ist  auch  der  (irond,  dass  trotz  der  heu- 
tigen Freiheit  der  Wahl  des  Beichtvaters  fremde, 
in  der  eigenen  DiScese  appn>bfrte  Geistliche, 
venn  sie  in  einer  benaehbarten  Dioeese  bei 
dringlichen  Fällen,  z.  B.  bei  Gefahr  im  Verzuge. 
groBsem  Andrang  der  Günbigen,  dnrch  Beiehte- 
hören  aushelfen  sollen,  der  Jurisdiktion  seitens  des 
Ordinarlas  der  letzteren  bedQcfen.  Diese  kann 
ihnen  aasdrückllch  übertragen  werden,  s.  der- 
trtige  Erlasse  in  y.  Vogt,  Sammig.  kirchlicher 
Terordn.  f.  Rottenbnrg  S.  32  nnd  Dnmont, 
Sammig.  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erzdlocese  Köln. 
S.  313,  oder  anch  stillschweigend ,  z.  B.  durch 
bewnsste  Dnldnng  einer  solchen  Uebnng  seitens 
des  Bischofs. 

2  Ferraris  s.  v.  Jubilaeum  art.  IT.  n.  1 ;  vgl. 
z.  B.  die  const  Benedikts  XIV . :  Benedictns 
deas  T.  25.  Dezember  1750,  bull.  ed.  clt.  3,  119 
$.  4,  und  die  const.  Pins'  IX. :  Arcano  divlnae 
V.  20.  November  1846,  Ginzel,  Archiv  för 
Klrchengesch.  1,  92. 

»  S,  0.  S.  105. 

«  S.  0.  S.  95  n.  8.  98. 

3  S.  const.  Clement.  YIII.  Homani  pontiflcis 
▼.  23.  November  1599,  bull.  Taur.  10,  550: 
-.nottrae  intentionis  exlstere,  quod  iidem  fratres 
et  moBlales,  quantnm  ad  saeramentum  poeniten- 
tise  seu  confessionis  administratlonem  disposi- 
tioni  suorum  praelatorum  Bubiectl  sunt,  aposto- 
Ufa  auctoritate  tenore  praesentium  perpetuo 
dsclaramus^.    Perrariss.  v.  approbatio  art.  1 1. 


n.  15  ff.  Der  gewählte  braucht,  selbst  wenn  er 
Geistlicher  ist ,  nicht  die  Approbation  seines  Bi- 
schofs zu  haben,  weil  sich  Trident.  Sess.  XKIIL 
c.  15  de  ref.  cit.  nur  auf  die  Beichten  der  Welt- 
leute bezieht,  s.  auch  o.  S.  95.  n.  2. 

0  Das  ist  in  den  Konstitutionen  für  verschie- 
dene Orden,  so  in  der  Innoeenz'  YII.  v.  1404  für 
die  Dominikaner  und  Sixtus'  IV.  für  die  Franzis- 
kaner V.  1479  ausgesprochen  und  auch  auf  an- 
dere Orden  ausgedehnt  worden,  Ferraris  1.  c. 
n.  9.  Sin  solcher  Beichtvater  kann  auch  von 
den  Reservatfallen  der  Ordensoberen  absolvireu, 
Bertagna  p.  70.  In  Betreff  der  Approbation 
gilt  hier  das  a.  E.  vor.  Anm.  Gesagte.  Auf 
Klosterfrauen ,  welche  aus  Gesundheltsracksich- 
ten  oder  aus  einem  anderen  Grunde  zeltweise, 
ausserhalb  der  Klausur  wellen,  findet  das  im 
Texte  Bemerkte  nach  e.  Entsch.  d.  Congr  episc. 
V,  1852,  Dumont,  kirchL  Erlasse  f.  d.  Erz- 
diocese  Köln.  S.  321 ,  u.  v.  1872,  Collect,  miss. 
cit.  p.  268.  n.  526  ,  zu  3 ,  gleichfalls,  und  zwar 
mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  der  Beicht- 
vater nicht  speoiell  für  Nonnen  approbirt  zu  sein 
braucht. 

7  Pii  IX.  const.  Arcano  (s.  oben  n.  2) :  „In- 
super  Omnibus  et  singulls  Ohristi  fldeUbus  sae- 
cularibns  et  regularibus  cuiusvis  ordinis  et  insti- 
tntl,  etiam  specialiter  nomlnandi,  llcentiam 
ooncedlmus  et  faeultatem ,  ut  slbi  ad  hunc  eflec- 
tnm  eligere  possint  qnemcumque  presbyterum 
confessarium  tam  saecularem  quam  regulärem  ex 
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Was  speeiell  die  Hitglieder  Franenorden  betrifft,  so  sind  diese  im  Allgemeineii 
an  ihre  ordentlichen  nnd  ausserordentlichen  Beichtväter  gewiesen  ^  Die  Ablegnng 
der  Beichte  bei  den  letzteren  können  sie  aber  ohne  jeden  Orund  verweigern  ^ ,  da- 
gegen den  ordentlichen  nur  ans  einer  gerechtfertigten  Ursache  zurückweisen  ^ ,  end- 
lich auch  im  Falle  einer  schweren  £ürankheit  einen  besonderen  Beichtvater  fordern  ^. 
Femer  sollen  die  Oberen,  bez.  der  Bischof  fdr  die  ihm  unterstehenden  Klöster,  ihnen 
auch  bei  unüberwindlicher  Abneigung  die  Bewilligung  eines  solchen  nicht  abschlagen^, 
auch,  wenn  einzelne  Nonnen  ab  und  zu  bei  einem  besonderen  Beichtvater  zu  ihrer 
Gewissensberuhigung  und  Förderung  zu  beichten  wünschen,  nicht  mit  der  Verweige- 
rung eines  solchen  Begehrens  zu  streng  sein  ^.  Wahrend  des  Jubiläums  steht  ihnen 
gleichfalls  die  freie  Wahl  des  Beichtvaters  zu,  jedoch  nur  eines  solchen,  welcher  die 
specielle  Approbation  für  Nonnenerhalten  hat^.  Nach  dem  o.  S.  101  Bemerkten 
finden  diese  Vorschriften  auch  auf  die  Frauen-Kongregationen  Anwendung. 

Eine  Bestimmung  darüber,  wie  oft  die  Spendung  des  .Busssakramentes  verlangt 
werden  darf,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht,  weil  sich  dafür  niemals  ein  Bedflrfniss 
geltend  gemacht  hat,  vielmehr  die  kirchliche  Gesetzgebung  ebenso  wie  in  Bezug  auf 
die  Eucharistie^  schon  im  Verlaufe  des  Mittelalters  in  die  Lage  gekommen  ist, 
besondere  Bestimmungen  über  die  Pflicht  zum  Empfange  des  Bnsssakramentes  auf- 
zustellen. 

III.  Die  Pflicht  zum  Empfang  des  Busssakramentes.  Nach  katho- 
lischer Lehre  besteht  kraft  göttlichen  Rechts  für  jeden  Gläubigen  die  Pflicht ,  das 
Busssakrament  zur  Vergebung  der  Todsünden  zu  empfangen  und  zu  diesem  Behnfe 
die  letzteren  vorher  zu  beichten^.    Näher  ist  der  Umfang  dieser  Pflicht  aber  durch 


actn  Approbatis  locoram  ordinariis,  qna  facultate  regiminl  snbsunt,  ad  regnlarem  praelatom  per- 

uti  poBsint  etiam  moniales,   novlüae  aliaeque  tinet,  servatlB  BerraudU,  peculiarem  ipsis  desti- 

mulieres  intra  clauatra  de^ntee,  dummodo  con-  nare  oonfessarium  ex  approbatis  ab  ordinario  ad 

feeaarins  approbatas  sit  pro  monialibos ,  qui  eoa  (X)nfessionee  monlalium,  ve]  gl  sacerdos  llle,  cui 

. .  .«in  foTo  conadentiae  et  hac  vice  tantum  ab-  eiusmodl  monialia  oonftteri  cupit,  pro  Ulla  nou 

soWere  et  liberare  valeat'' ;  s.  aach  Benedict.  XI V.  sit  approbatas,  cum  ipso  ordinuio  agendom  erlt, 

const.  1750.  $.  4  (o.  a.  a.  O.);  Ferraris  s.  v.  ut  pro  excipienda  aaltem  illlns  monlalis  confes- 

Jubilaeam  art  II.  n.  2.  sione  et  pro  tot  vicibns ,  qnot  expedire  ladica- 

1  S.  o.  S.  d8.  bitar,  eundem  approbet''.    Verweigert  der  Obere 

2  Denn  dieser  ist  nar  in  ihrem  Interesse  ein-  hartnäckig  die  Gewährung  eines  besonderen 
geführt,  jedoch  müssen  sich  auch  diejenigen,  Beichtvaters,  so  kann  nach  der  daselbst  mitge- 
welche  nicht  bei  ihm  beichten  wollen ,  vor  ihm  theilten  und  yom  Papst  bestätigten  Entscheid niig 
stellen,  Gongr.  episc.  y.  1621  u.  1631  bei  F er-  der  Gongr.  episcop.  v.  1573  der  Bischof  ans  den 
raris,  s.  y.  moniales  art.  Y.  u.  36;  Benedict.  Säkular-  oder  Regularpriestem  deputiren  oder 
XIV.  const  Pastomlis  V.  1748,  s.  v.  Nihil  aliud  die  Nonne  sich  an  den  Kardinal  -  Pönitentiar 
enim  requiritur  ab  omnibus.  wenden. 

3  Ferraris  1.  c.  n.  34.  ^  L.  c.  s.  yerbis:  Qnaesitum  denique  fuit  de 

4  Benedict  XI Y.  const.  dt  Pastoralls  unter  monialibus. 

Beseitigung  der  Entscheidungen  d.  Gongr.  episc.  "^  S.  o.  S.115.  n.  7.  Wegen  der  Klosterfhiuen 

y.  1647  u.  1649:  „ut  scilioet  episcopi  subiectls  ausserhalb  der  Klausur  ygl.  ebendaselbst  n.  6. 
sibi  monialibus  in  grari  inflrmitate  constitutis  et  s  s.  o.  S.  70. 

id  expetentibus  peculiarem  confessarium  con-  ^  Trident.  Sess.  XY.  de  ss.  poen.  sacr.  can.  6 : 

cedere  debeant ;  iidemque  idipsum  praestent  erga  ;,Si  quis  negayerit  confessionem  sacramentalem 

moniales  regiilaribus  praelatis  subiectos ,  quum  yel  institutam  vel  ad   salutem  necessarlam  non 

aliqua  ex  illls  a  suo  superiore  regulari  hnins-  esse  iure  diyino  ....  anathema  sit^ ;  can.  7  :  „Si 

modi  gratiam  impetrare  non  poterit^.  quls  dlxerit ,  in  sacramento  poenitentlae  ad  re- 

^  L.  c :  „ubi  earum  reluctantia  superari  ne-  missionem  peccatorum   ueceesarium  non  esse  de 

queat,   confessarius  extra  ordincni   deputandus  iure  divino,  oonftteri  omnia  et  singula  peccata 

est,  qui  earum  confessiones  peculiariter  excipiat  mortalia,  quorum  memoria  cum  debita  et  dili- 

Id  vero  cirra  moniales   episcopo   seu  ordinario  genti  praemeditatlone  habeatur ,  etiam  oceulta  et 

loci  Biiblectas  ab  ipso  ordinario  praestari  debet.  quae  sunt  contra  duo  ultima  decalogi  praecepta 

Qttod  antem  ad  illas  pertinet ,   quae  regularium  et  circumstantias,  quae  peccati  speciem  mutant; 
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das  göttliche  Recht  nicht  bestimmt,  namentlich  nicht  in  Betreff  des  Zeitpunktes 
winn  das  Basssakrament  empfangen  werden  soll  ^,  and  da  bei  dieser  Unbestimmtheit 
des  Gebotes  auch  im  allgemeinen  keine  Strafen  fftr  die  Nichtbeachtang  desselben  an- 
gedroht sind,  so  stellt  sich  dasselbe  in  Wahrheit  als  eine  Vorschrift  nicht  rechtlichen, 
sondern  nar  ethisch-religiösen  Charakters  dar. 

Die  herrschende  Lehre  nimmt  anscheinend  mit  Rücksicht  darauf,  dass  jeder 
Christ  das  göttliche  Gebot  mindestens  einmal  in  seinem  Leben  erfüllen  müsse,  eine 
Rechtspffieht  zum  Empfange  des  Sakramentes  im  Falle  der  Todesgefahr^  an,  and 
rechnet  ferner  hierher  auch  zum  Theil  ausser  tödtUcher  Krankheit  den  Antritt  einer 
g^fthrlichen  Schiffahrt  oder  Reise,  das  Bevorstehen  einer  Schlacht,  einer  schweren 
Entbindung,  ja  selbst  den  Fall,  in  welchem  vorauszusehen  ist,  dass  man  nie  mehr  im 
Leben  einen  Beichtvater  erlangen  kuin  '.  Aber  selbst  hier  treten  bei  der  Nichtbeach- 
tang des  Gebotes  keine  rechtliehen  Folgen,  issbesondere  keine  Naohtheile  ein^,  nur 
einen  einzigen  Fall  hat  das  positive  Recht  der  Kirche  herausgehoben,  insofern  als  es 
dem  öffentlichen  Sünder,  welcher  ohne  Busse  gestorben  ist,  das  kirchliche  BegrAbniss 
verweigerte  Allein  für  einen  solchen  besteht  demnach  die  Reehtspflicht ,  soweit  es 
ihm  möglich,  noch  im  Falle  der  Todesgefahr  sich  das  Busssakrament  spenden  zu 
lassend 

Abgesehen  davon  hat  das  positive  kirchliche  Recht,  und  zwar  erst  das  IV.  La^- 
teranensische  Konzil  von  1215  in  Verbindung  mit  seiner  Anordnung  in  Betreff  des 
Abendmahles^,  eine  allgemeine  Rechtspflicht  für  alle  Gläubigen,  welche  zu  den  Unter- 
seheidungsjahren  gekommen  sind,  wenigstens  einmal  im  Jahre  unter  allen  Umständen 
vor  der  österlichen  Kommunion  bei  dem  sacerdos  proprius  zu  beichten,  d.  h.  sich 
von  ihm  das  Sakrament  der  Busse  spenden  zu  lassen^,  eingeführt,  und  das  Tri- 


. . .  ant  demiim  uon  licere  coiiflteri  peccata  re- 
oaHa :  aoathema  sit^. 

'  Insbesondere  besteht  namentlich  keine 
Pflicht,  die  Todsünden  bei  der  ersten  sieh  dar- 
bietenden Gelegenheit  zn  beichten,  Tappe- 
hornS.  39;  Lorinser  S.  76. 

<  S.  z.  B.  Ferraris  s.  v.  poenitentiae  sacra- 
meiitam  art.  II.  n.  156.  156;  Lorinser  S.75; 
Phillips,  K.  R.  $.  243;  Fachmann,  K.  R. 
2,193;  Silbernagl,K.  R.  S.436. 

'Ferraris  1.  c.  n.  156;  Fachmann 
a.a.  0.;  Tappehorn  S.  39. 

*  Gerade  das  ffir  die  entgegengesetzte  Meinniig 
angezogene  c.  13  (Lateran.  IV.  ▼.  1215)  X.  de 
poenit  y.  38,  wonach  die  zu  schwer  Kranken 
gerufenen  Aerzte  diese  ihrerseits  bei  Strafe  der 
interdietio  Ingressus  eccleSiae  zur  Beichte  und 
Bosse  ermahmen  sollen,  ferner  tit.  6.  c  4  de  vi- 
sitatione  et  cnra  inflrmarum  RituaL  rom.  n.  8  ff., 
wonach  der  Ffaxrer  den  Kranken  eindringlich 
zu  Beichte  seiner  Sünden  ermahnen  und  ihm 
die  Torschrift,  dass  die  Aerzte  ihn  nicht  länger 
«U  3  Tage  besuchen  dürfen,  wenn  er  keinen 
Beichtvater  ruft  (Ck)nst.  Pii  V. :  Super  gregem 
V.  a  März  1566,  bull.  Taurin.  7,  430)  vorhalten 
soll,  beweisen  recht  deutlich,  daSs  auf  die  Unter- 
lassung der  Pflicht  für  den  Kranken  selbst  keine 
Strafen  gesetzt  sind,  weil  hier  durch  indirekte 
Mittel  die  Erfüllung  einer  rein  kirchlich-ethischen 
Pflicht  zn  erzielen  versucht  wird. 

^  S.  yorläuflg  Rituale  roman.  tiLt.  VL  c.2.  u.5: 


„Manifestis  peccatoribus ,  qui  sine  poenitentia 
perierunt". 

0  Praktisch  ist  die  Sache  fast  irrelevant,  da 
für  die  Regel  in  solchen  Fällen^  eine  Verletzung 
des  Gebotes  der  österlichen  Beichte  (s.  gleich 
nachher  im  Texte)  mit  konkurrireu  wiä. 

^  C.  12.  X.  de  poenit.  V.  37;  s.  o.  S.  71. 
n.  1. 

s  Die  älteren  Vorschriften  über  die  Pflicht  zum 
Empfange  des  Abendmahls  (s.  o.  S.  70)  erwäh- 
nen im  Zusammenhange  damit  gewöhnlich  nicht 
der  Verpflichtung  zur  Beichte.  Die  Verbijidung 
zwischen  beiden  zeigt  sich  dagegen  im  Konzil 
von  Gran  v.  1114,  Mausi21,  100:  „Ut  omnis 
popnlus  in  Pascha  et  Natali  domini  poenitentiam 
agat  et  communicet".  Die  verhältnissmässig 
späte  Festsetzung  der  allgemeinen  Beichtpflicht 
und  ihre  Beziehung  auf  das  Abendmahl  erklärt 
sich  daraus ,  dass  wenngleich  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  sich  Anordnungen  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  flnden  fs.  Steitz,  das  rö- 
mische Busssakrament  S.  122),  doch  die  An- 
schauung von  der  Nothwendigkeit  einer  Beichte 
beim  Priester  und  von  der  richterlichen,  die 
Sünden  vergebenden  Gewalt  des  Priesters  sich 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  fest- 
gestellt hat,  vgl.  0.  S.  85.  n.  3.  Erst  auf  dieser 
Grundlage  war  eine  Verordnung  vrie  die  des  La- 
teranensischen Konzils  möglich,  und  sie  hat  dann 
allerdings  dazu  beigetragen,  diesen  Anschau^ 
ungen  dun  Sieg  zu  vorschaffeu. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  203. 


dentinum  hat  die  Leugnung  dieser  Pflicht  mit  der  grossen  Exkommunikation  be- 
droht K 

Des  Näheren  ist  in  Bezug  auf  diese  Vorschrift  zu  bemerken :  ^ 

1.  Das  Jahr  wird  auch  hier,  wie  bei  dem  praeceptum  paschale  in  Betreff  des 
Abendmahls  nicht  als  Kalenderjahr,  sondern  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet  3. 

2.  Dass  die  Beichte,  wie  dies  für  die  Eucharistie  bestimmt  ist^,  gerade  zur  Öster- 
lichen Zeit  abgelegt  werden  muss ,  hat  das  Konzil  nicht  verordnet.  Wenngleich  es 
ein  ebenfalls  durch  das  Tridentinum  empfohlener  Gebrauch  ist,  in  der  Quadragesima 
zu  beichten,  so  kann  doch  der  Pflicht  auch  durch  die  Beichte  zu  einer  anderen  Zeit 
wjlhrend  des  Jahres  genügt  werden^.  Falls  aber  derjenige ,  welcher  im  Be^nne  des 
Jahres  seine  Beichte  abgelegt  hat,  später,  ehe  die  Zeit  zur  österlich^i  Kommunion 
herangekommen  ist,  in  eine  Todsünde  verfällt,  so  wird  er  deswegen  vorher  noch  ein- 
mal beichten  müssen,  um  nicht  gegen  das  Kirchengesetz  zu  Verstössen^. 

3.  Die  Pflicht  trifft  alle  diejenigen,  welche  nach  dem  o.  S.  74  Bemerkten  ver- 
bunden sind,  die  österliche  Kommunion  zu  empfangen*^. 

4.  Nach  dem  Wortlaute  des  Konzils  ist  die  Beichte  bei  Aemproprius  sacerdos, 
abzulegen,  welcher  indessen  auf  Verlangen  im  Falle  eines  genügenden  Orundes  auch 
einem  anderen  Priester  die  Erlaubniss  dazu  ertheilen  kann^.  Der  proprius  sacerdos 
im  Sinne  des  Konzils  ist  der  Pfänder  des  Wohnsitzes  des  Pönitenten.  Nach  dem  da- 
mals bestehenden  Pfarrzwange  hatte  dieser  allein  die  Jurisdiktion  ^,  und  nur  er  konnte 
kraft  dieser  seiner  iurisdictio  ordinaria  in  dem  erwähnten  FaUe  einen  anderen 
delegireii. 

Eine  Aenderung  trat  hierin  zunächst  durch  die  den  Mönchsorden  ertheilten 
Beichtprivilegien ,  nach  denen  die  durch  das  Konzil  vorgeschriebene  Beichte  auch 
bei  den  Beichtvätern  aus  dem  Regularenstande  abgelegt  werden  konnte  i^^,  ein.  Die 
Sitte,  besondere  Beichtväter  für  die  Geistlichen  zu  bestellen  ^^  und  die  auf  Lockerung 


1  Trid.  1.  c.  c&iL  8 :  „Si  quls  dixerlt ,  coufes- 
rionem  omuiam  peccatorum,  qnalem  ecclesla 
seivat ,  esse  imposslbilem  et  traditionem  huma- 
nam  a  piis  abolendam  aut  ad  eam  nou  tenerl 
omnes  et  siugalos  utrinsqne  sexus  Christi  fldeles 
iaxta  magni  coiic.  Later.  constitutiouem  semel 
In  anno ,  et  ob  id  suadendum  esse  Christi  flde- 
libn8,Til  nou  conflteaiitur  temporeQuadragesimae : 
anathema  sit^^ 

2  Vgl.  hierzu  noch  8.  71.  n.  1. 

8  S.  0.  S.  71,  Ferraris  l.  c.  art.  II.  n.  164; 
TappehoTH  S.  40. 

*  S.  0.  S.71. 

5  c.  2  (Sixtus  IV.  1478)  in  Extrav.  comm.  1. 
9 :  ^quia  de  iure  tenetiir  parochianus  saltem  In 
Paschate  proprio  conflterl  sacerdoti^'  steht  nicht 
entgegen,  weil  der  Papst  diese  Aeusserung  blos 
gelegentlich  der  Bestätigung  eines  Vergleiches 
zwischen  deutschen  Mendikanten  und  Pfarrern 
gethan  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die  vorer- 
wähnte Sitte  in  inkorrekter  Weise  über  das  La- 
teranensische  Gebot  referirt,  keineswegs  aber  die 
Absicht  kundgiebt,  dasselbe  abändern  zu  wollen. 
Darüber  ist  man  übrigens  einig,  Schmalz- 
grueber  V.  38.  n.  18;  Ferraris  1.  c.  n.  166. 

®  Denn  durch  das  Gebot  der  Beichte  und  die 


Kombination  desselben  mit  der  Anordnung-  der 
österlichen  Kommunion  wird  bezweckt,  dass 
Jeder  mindestens  einmal  im  Jahre  seine  Tod- 
sünden beichtet  und  dann  im  Gnadenzustande 
die  Eucharistie  empfängt.  In  dem  im  Text  ge- 
dachten Fall  ist  das  letztere  aber  nur  möglich, 
wenn  die  Beichte  nochmals  abgelegt  wird.  S. 
Analecta  iur.  pontif.  1866.  p.  2265  und  Lo- 
rinser  S.  78. 

"^  Das  ergiebt  sich  daraus ,  dass  c.  12.  X.  de 
poen.  cit.  beide  Vorschriften  kombinirt. 

S  C.  12.  X.  cit. :  „ .  .  .  Si  quis  autem  alieno 
sacerdoti  voluerit  iusta  de  causa  sua  conflteri 
peccata ,  licentiam  prius  postulet  et  obtineat  a 
proprio  sacerdote,  quum  aliter  ipse  illum  uoii 
possit  absolvere  vel  ligare". 

0  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit.  Dass  da- 
durch das  Recht  des  Bischofs  und  des  Papstes, 
bez.  des  bischöflichen  Pönitentiars ,  die  Beichte 
mit  derselben  Wirkung  zu  hören ,  nicht  ausge- 
schlossen worden  ist,  versteht  sich  gleichfalls  von 
selbst.  S.  übrigens  Knopp  a.  a.  0.  S.  7.  17. 

10  Die  massgebende  Konstitution  Bonifaz'  VIII. 
(s.  0.  S.  93)  schliesst  dies  im  Gegensatz  zu  der 
Martinas  IV.  (s.  S.  92.  n.  7)  nicht  aus. 

"  S.  0  S.  113.  n.  1. 
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des  Pfamrerbandes^  hinaiiBgeheiide  Entwicklung  fahrte  schon  im  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  dazu  ^,  dass  die  Bischöfe  die  Beichtjurisdiktion  über  alle  Diöcesanen 
ohne  Rflcksicht  auf  die  Zugehörigkeit  derselben  zu  der  einen  oder  anderen  Pfarrei 
an  einzelne  Geistliche  Übertrugen ,  bei  welchen  dann  dem  fraglichen  Oebote  genügt 
werden  konnte  K 

Auch  darüber  ist  die  Entwickelung  nach  dem  Konzil  von  Trient  noch  hinaus- 
gegangen. Nachdem  einmal  für  die  österliche  Beichte  der  Pfarrzwang  beseitigt  -«rar, 
hatte  die  Beschränkung  der  Pönitenten  auf  die  Priester  der  Diöcese  keinen  Sinn  mehr, 
and  so  liess  sie  die  Praxis,  wohl  auch  von  der  Anschauung  beeinflusst,  dass  £e  vom 
Tridentinum  vorgeschriebene  Approbation  (s.  o.  S.  S8)  unter  allen  Umständen  ausreiche, 
fallen^.  Es  hat  sich  seitdem  durch  allgemeines  Gewohnheitsrecht  der  Grundsatz  fest- 
gestellt, dass  die  vom  Lateran-Konzil  vorgeschriebene  Beichte  bei  jedem  Priester  ab- 
gel^  werden  kann,  welcher  für  den  Beichtort  die  iurisdictio  interna  besitzt  und  von 
seinem  Bisehof  oder  sonstigen  Ordinarius  die  Approbation  erhalten  hat^.  Daher  sind 
weder  die  Partikularsynoden  noch  die  Bisehöfe  befugt ,  die  einmalige  Jahresbeichte 
auf  den  Pfarrer  oder  auf  einen  von  ihm  delegirten  Priester  zu  beschränken  ^. 

5.  Ob  das  Gebot  der  einmaligen  Jahresbeichte  sich  nur  auf  die  Todsünden 
(äussere  und  innere]  oder  auch  auf  die  lässlichen  Sünden  bezieht,  ob  derjenige,  wel- 
cher sich  keiner  Todsünden  bewusst  ist ,  von  der  Verpflichtung  betroffen  wird  oder 
nicht,  darüber  sind  die  Ansichten  getheilt^.  Eine  Beschränkung  des  Gebotes  auf 
eine  bestimmte  Kategorie  von  Sünden  erscheint  indessen  nicht  gerechtfertigt  ^.    Sie 


1  Das  zeigen  die  Anordnungen  der  S.  112.  n.  8 
eitlTten  Sjmoden ,  welche  sich  gegen  die  Ent- 
wicklung richten. 

2  Vgl.  Knoppa.  a.  0.  S.  19  ff. 

3  So  z.  B.  ein  Diöcesanstatut  v.  Xioyes  au» 
dieser  Zelt  bei  Kuopp  a.  a.  0.  S.  26:  „Sunt 
autem  aliqul  presbyterl  qul  In  die  Paschae  inhl- 
bent  parochlanls  suis  sub  poena  excommunlca- 
tionis,  ne  corpus  Christi  reclplant,  nlsi  fnerint  sibi 
▼el  potestatem  ab  eis  habentibus  confessi.  Quao 
qaidem  Inblbitio  temeraria  videtur ,  qaia  quam- 
ploiimi  sacerdotes  et  religiös!  haben t  potestatem 
1  dorn,  nostro  papa  sea  dorn,  eplscopo  Treconsi 
aadleüdi  confesslones  omninm  sibi  conflteri  vo- 
lentiam  poenltentiasque  iniungendl  ut  absol- 
▼eodl.  Qaare  praeclpimus  omnibus  presbyteris, 
ut  de  caetero  fadendo  tales  inhibitiones ,  ad- 
inngant  ista  Yerba :  ,,Vel  alteri  qul  snper  hoc  po- 
testatem habest^.  Vgl.  anch  Augsburger  Diöcesan- 
sUtuten  V.  1648,  Hardouln  9,  2045. 

*  Knopp  S.  29,  welcher  aber  zu  weit  geht, 
wenn  er  eine  direkte  Aendening  des  Lateran- 
konzils durch  das  Tridentinum  behauptet.  Das 
c  15  Sess.  XXIII.  clt.  stellt  das  Erforderniss  der 
Approbation  fest,  berührt  also  das  erstere  gar 
nicht. 

^  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  XI.  14. 
n.  14ff.;  Phillips  $.244;  Glnzel,  K.  R.  1, 
326  u.  2,  386;  Sllbernagl,  K.R.  S.  425; 
Tappehorn  S.  41;  Lorlnser  S.  79.  Das 
Gewohnheitsrecht  wird  auch  vielfach  in  den 
neueren  Provinz ialsynoden  anerkannt;  s.  Köln 
1860,  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  350.  507; 


Rheims,  Tours,  Avignon  (alle  v.  1849),  Ronen, 
Bordeaux,  Sens,  Bonrges  1850,  Auch  1851,  L  c. 
4,  121.  276.  340.  529.  671.  891.  1116.  1188. 
(Nur  Pachmann,  K.  R.2, 193  verlangt  Beichte 
bei  dem  Pfarrer  oder  Stellvertreter  desselben, 
oder  einem  dafür  privileglrten  Ordensmaun.)  8o 
weit  es  sich  um  Beichtväter  aus  dem  Regularen- 
stande handelt\  ist  der  Satz  übrigens  durch  die 
Privilegien  für  die  Mönchsorden  festgestellt ,  s. 
die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  4  mitgetheilten 
Konstitutionen  Clemens*  VIII.  v.  1592  und  In- 
nocenz*  X.  v.  1645 ,  ferner  Glem.  X.  const.  Su- 
penia  clt.  j{.  5:  ^Et  eos,  qul  dietis  rcllglosis 
slmpliclter  approbatls  paschall  tempore  confessi 
fuerlut,  Constitution!,  quae  inciplt  Omnls  utrius- 
que  sexus ,  quoad  confessionem  duntaxat  satls- 
fecisse  censendos''. 

Ueber  den  Grund  der  Jurisdiktion  des  gewähl- 
ten Beichtvaters  s.  o.  S.  114. 

^  Solche  Anordnungen  hat  die  Gongr.  conc. 
für  nichtig  erklärt,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6; 
Phillips  a.  a.  0.  hält  sie  freilich  für  ver- 
bindlich. 

f  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Ferraris 
l.  0.  n.  160  und  S  chm  alzgrueber  V.  38. 
n.  16  ff.  Für  die  Ansicht ,  dass  die  Pflicht  sich 
nur  auf  die  Todsünden  erstreckt,  sind  die  meisten 
Moralisten,  unter  den  Neueren  z.  B.  Tappe- 
horn S.  40. 

^  Damit  übereinstimmend  Schm  alzgrueber 

1.  c;  Phillips,  K.  R.  %,US\  Glnzol,  K.  R. 

2,  385 ;  Analecta  iur.  pontif.  1860  p.  2264 ;  L  o  - 
rinserS.  76. 
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h&t  weder  einen  Anhalt  am  Wortlaut  des  Konzils  ^ ,  noch  entspricht  sie  dem  Zweck, 
welchem  die  Vorschrift  dienen  soll  \ 

6.  Femer  gehört  zur  Erftlllnng  der  Pflicht  die  Ablegung  einer  gültigen  Beichte. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnen  die  wesentlichen  Erfordernisse  des  Bass- 
Sakramentes  für  das  Recht  gleichfalls  ihre  Bedeutung,  insofern  durch  sie  die  Art  der 
ordnungsmässigen  ErfdUung  des  Gebotes  und  indirekt  der  Nichteintritt  der  straf- 
rechtlichen Folgen  einer  etwaigen  Verletzung  desselben  bestimmt  wird  3. 

In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  zu  bemerken:  Für  das  Busssakrament  ist,  ab- 
gesehen von  dem  gehörig  qualifizirten  Minister  (s.  darüber  unter  No.  I,  o.  S.  85  flf.), 
nach  katholischer  Lehre  wesentlich  : 

a.  die  materia,  und  zwar  die  materia  remota  und  die  m.  proxima.  Die  m.  remota 
bilden  die  nach  der  Taufe  begai^genen  Sünden ;  des  näheren  diejenigen  Todsünden, 
in  welche  man  nach  dieser  verfallen  ist  und  welche  man  noch  nicht  gebeichtet  hat, 
die  m.  r.  necessaria  et  sufßcims ,  dagegen  die  nicht  gebeichteten  lässlichen  und  die 
schon  früher  gültig  gebeichteten  Todsünden  die  m.  r.  suffkims,  non  neeessaria*. 

Die  materia  prozüna  sind  die  actus  poenttentis:  contritioy  confeasio  et  satisfactio  ^ . 

Die  contrxHo  (Reue]  besteht  in  dem  aus  reiner  Liebe  zu  Gott  durch  die  Elrinne- 
rung  an  die  Sünde  hervorgerufenen  tiefen  Schmerz,  verbunden  mit  dem  sich  ener- 
gisch von  der  Sünde  abwendenden  Willen  und  dem  festen  Vorsatz ,  in  Zukunft  nicht 
mehr  zu  sündigen.  Der  Pönitent  muss  also  so  disponirt  sein,  dass  er,  wenn  er 
zwischen  der  Beleidigung  Gottes  durch  die  Sünde  und  jedem  anderen  Uebel  zu  wählen 
hätte,  sich  unbedenklich  für  letzteres  entscheiden  würde ^.  Gleich  steht  der  con- 
tritio  die  s.  g.  attntio  im  engeren  Sinne ^,  d.  h.  die  unvollkommene  Reue,  welche  aus 
dem  Schamgefühl  über  die  Sünde  und  aus  der  Furcht  vor  Gott  und  den  ewigen 

<  Dasselbe  bellehlt  ,,omiiia  sua  peccata'^  zu  den    brauchen.      Blosse    Un Vollkommenheiten, 

beichten.   Wenn  die  Gegner  durch  Hinweis  dar-  z.  B.  die  Unterlassung  nicht  pflichtmässig   zu 

auf,  dass  das  göttliche  Gebot  sich  allein  auf  die  verrichtender  guter  Werke,  welche  nicht  einmal 

Todsünden  beziehe ,  das  Konzil  in  dieser  engen  Ussliche  Sünden   sind ,   machen  keine  gültige 

Weise  interpretireu ,  so  übersehen  sie,  dass  das  Unterlage  für  das  Sakrament  aus.  S.  Lorinser 

positive  Gebot  der  Kirche  die  Pflicht  erweitern  S.  82. 

konnte  und  dies  durch  seine  Fassung  auch  ge-  ^  Trident.  1.  c.  c.  3  :  Rituale  roman.  tit.3.  c.  1. 

than  hat.  n.  1 ;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  Ö.  p.  20. 

2  Weil  jeder,  welcher  vorgiebt,  sich  keiner  •  Trid.  1.  c  c  4;  Gatech.  rom.  1.  c  qu.  22  ff. 
Todsünde  bewusst  zu  sein,  das  Gebot  leicht  S.  Herzog  S.  287  ff . ;  Tappehorn  S.  8ff. ; 
illusorisch  machen  könnte.    Der  Ausweg,  wel-  Lorinser  S.  87,  4. 

cheu  einzelne  vorschlagen,  dass  sich  ein  solcher  7  Trid.  dt  4  cit:   „.  .  .  Illam   vero   contri- 

dem  Pfarrer  vorstellen  müsse,  um  die  betref-  tionem  imperfectam,    quae   attritio  dicitnr, 

fendo  Erklärung  abzugeben ,  erscheint  unzuläs-  quoniam  vel  ex  turpitudinis  peccatl  oonsidera- 

sig,  da  das  Kirchengesetz  eine  derartige  Pflicht  tione  vel  ex  gehennae  et  poenarum  motu  com- 

nicht  festsetzt.  muniter  coneipitur,  si  voluntatem  peccandi  ex- 

3  Propos.  damnat.  ab  Alexandre  VII.  24.  Sept.  cludat,  cum  spe  veniae  declarat,  non  solum  non 
1665  u.  14,  bull.  Taurin.  17,  388:  „Qui  facit  facere  hominem  hypocritam  et  magls  peccato- 
confessionem  voluntarie  nullam ,  satisfacit  prae-  rem ,  verum  etiam  donum  del  esse  et  spiritus 
cepto  ecclesiae^  Vgl.  femer  Schmalzgrueber  sancti  impulsum  ,  non  adhuo  quldem  iuhabitan- 
1.  c.  n.  21  ff.;  Ferraris  n.  175;  Anal.  cit.  tis,  sed  tantum  moventis,  quo  poenitens  adintus 
p.  2263.  viam  sibi  ad  iustitiam  parate   Unter  attritio  im 

*  Trident  Sess.  XIV.  doctr.  c.  5.    Die  Tod-  weiteren  Sinn  wird  die  nicht  durch  den  Glauben 

Sünden  sind  materia  necessaria,   weil  sie  kraft  an  Gott  hervorgerufene,  blos  natürliche  Reue, 

göttlicher  Yorschrift  gebeichtet  werden  müssen,  bei  welcher  die  Sünde  als  zeltliches  Uebel  oder 

sufflciens ,  weil  in  ihnen  eine  genügende  Unter-  als    eine  vernunftwidrige  sittliche   Unordnung 

läge  für  das  Busssakrament  gegeben  ist.     Die  aufgefasst  wird,  verstanden.    Sie  reicht  für  das 

lässlichen  bilden  dagegen  eine  materia  sufflciens,  Busssakrameut  nicht  hin ,  Benedict.  XIV.  de 

weil  sie  gebeichtet  werden  können  und  also  eine  syn.  dioec.  VII.  13.  n.  1  ff. ;   Herzog  S.  279; 

materia  vorhanden  ist.  Die  materia  erscheint  aber  L  o  r  i  n  s  e  r  S.  85. 
non  necessaria,  weil  sie  nicht  gebeichtet  zu  wer- 
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Strafen  entsteht,  sofern  damit  der  Wille  verbunden  ist,  nicht  wieder  stlndigen  zu 
wollen  K  In  beiden  Fällen  muss  die  Rene  aber  auch  die  Eigenschaft  der  Universalität 
in  Betreff  der  Todsünden  haben ,  also  sich  anf  alle  begangenen  derartigen  Sttnden 
entreeken^. 

Die  confessio  (oder  genauer)  cot^essio  BocrammtaUs  (Beichte)  besteht  in  dem 
spedellen  Bekenntniss  der  nach  der  Taufe  begangenen ,  noch  nicht  erlassenen  Bün- 
den ,  weiches  der  P^^nitent  vor  dem  qualifizirten  Minister  in  der  Absicht,  die  Los- 
sprechung (ahBokaio)  von  denselben  durch  den  letzteren  zu  erlangen,  ablegt^.  Daher 
muss  die  Beichte  persönlic])  in  Gegenwart  des  Beichtvaters  geschehen  ^,  femer  aber 
mündlich  durch  den  Pönitenten^,  sofern  nicht  die  Nothwendigkeit  etwas  anderes  be- 
dingt*. Weiter  wird  erfordert,  dass  sie  vollständig  ist,  d.  h.  sich  auf  alle  seit  der 
Tanfe  begangenen  und  noch  nicht  gültig  gebeichteten  Todsünden  bezieht.  Jedoch 
genügt  die  s.  g.  formale  Vollständigkeit  [integnias  formalis)'' ,  d.  h.  dass  der  Pönitent 
alle  die  Todsünden  beichtet ,  welche  er  nach  sorgfältiger  Oewissenserforschung  er- 
kannt hat  und  ohne  physisches  oder  moralisches  Hindernisse  zu  beichten  im  Stande 
ist,  und  dass  er  zugleich  den  Vorsatz  hat,  seiner  Zeit  die  Beichte  über  die  nicht  kund- 


<  Hersog  S.  299;    Tappehoru  S.  22  ff. ; 
Lojinser'S.  86. 

'  Catech.  rom.  1.  c.  n.  31.  Dazu  ist  aber  nicht 
nßöäg,  dass  spedell  über  jede  einzelne  Sünde 
eine  besondere  Reue  erweckt  werde,  vielmehr 
renfigt  es ,  wenn  die  Todsünden  fiberhanpt  ans 
aoem  allgemeinen  Motiv  bereut  werden,  and  der 
Pönitent  die  Absieht  hat,  sie  alle  in  seine 
Beoe  einznschliessen.  Das  letztere  erscheint 
fflindestens  erforderlich,  denn  das  Bnsssakrament 
»U  dem  Ponitenten  die  Bechtfertigung  wieder 
ToschaiTen.  Diese  kann  er  aber  ihrem  Begriffe 
lieh  nieht  erlangen ,  wenn  ihm  nicht  alle  Tod- 
änden  rergeben  sind.  Mit  den  lässliohen  Sün- 
im  Terhält  es  sieh  anders.  Weil  die  Vergebung 
£^er  nicht  mit  der  Beehtfertignng  begrifflieh 
identiseli  ist,  kann  die  eine  vergeben  werden,  die 
andere  nicht. 
'  Trident  l.  r.  c  Ö;  Catech.  rom.  1.  c  qn.  93  ff. 

4  Eine  briefliche  Beichte  and  eine  briefliche 
Absolution  sind  nngoltig.  Clemens  YIII.  hat  am 
m  JnH  1602  (bull.  Taurin.  10,  865)  die  Propo- 
iition:  ^Licere  per  litteras  sen  intemuncium 
eoafessario  absenti  peecata  saeramentaliter  con- 
ateri  et  ab  eodem  absente  absolntlonem  obtinere'' 
verartheilt.  S.  auch  Catech.  rom.  1.  c.  qn.  45. 

5  Sie  muss  eine  s.  g.  oris  confessio  sein,  kann 
also  nicht  so  abgelegt  werden,  dass  der  Pöni- 
tent dem  Beichtvater  ein  schriftliches  Verzeich- 
niss  seiner  Sünden  überreicht.  S.  c  1.  $.  1.  (Be- 
nedüct  XI.)  in  Extrav.  comm.  Y.  7 :  „nisi  arti- 
mlos  neoessitatis  occnrat,  sacerdoti  facienda  oris 
confesöo^ ;  Eugen  lY.  decr.  per  iustr.  Armen,  v. 
1439,  Mansi  10,1065:  „seonnda  pars  poeni- 
tentiae  est  oris  oonfessio''.  Man  beruft  sich  auch 
auf  c88  (dict.  Gratiani)  Dist.  I.depoenit.  Diese 
Stelle  gehört  aber  noch  der  Zelt  an ,  in  welcher 
fleh  die  Nothwendigkeit  der  mündlichen  Beichte 
noch  nieht  definitiv  festgestellt  hatte.  Gratian. 
selbst,  s.  dict.  zu  c  89.  ibid.  l&sst  die  Sache  noch 
unentschieden ,  was  die  Correctores  Romani  zu 
der  Bemerkung  veranlasst  hat :  „Certisslmum  est 
et  pro  certissimo   habendum,  peccatl  mortalls 


iiecessariam  esse  confessionem  sacramentalcm  eo 
modo  ac  tempore  adhibitam,  quo  in  concillo  Tri- 
dentino  post  alia  concilia  est  constitatum^ 

0  So  z.  B.  wenn  der  schon  Kranke,  welcher 
vor  Zeugen  Beweise  der  contritio  oder  Reue  ge- 
geben hat,  bei  der  Ankunft  des  herzogemfenen 
Beichtvaters  sich  nur  durch  Zeichen  verständlich 
machen  kann ,  oder  nachdem  er  schon  einzelne 
Sünden  gebeichtet  hat ,  die  Beichte  fortzusetzen 
ausser  Stande  kommt,  vgl.  die  Entsch.  Urbans 
YIII.  ▼.  1632  bei  Benedict.  XIY.  de  syn. 
dioec.  YII.  15.  u.  8;  Rituale  roman.  tit  3.  c.  1. 
n.  24.  Weiter  gehören  die  Fälle  hierher,  dass 
ein  Stummer  oder  Taubstummer  beichtet,  dass 
der  Beichtvater  etwa  so  schwerhörig  wäre ,  dass 
der  Beichtende  seine  Sünden  aufschreiben 
müsste,  femer  dass  der  Beichtende  keinen  Beicht- 
vater findet ,  welcher  seine  Sprache  versteht ,  er 
sieh  aber  seinerseits  schriftlich  in  einer  dem  er- 
steren  geläufigen  Sprache  auszudrücken  vermag, 
denn  durch  einen  Dolmetscher  zu  beichten,  ist  er 
nicht  verpflichtet.  Die  Scham  des  Ponitenten 
vor  dem  Selbstbekenntniss  seiner  Sünden  bildet 
aber  keinen  s.  g.  articulus  neoessitatlB. 

7  Im  Gegensatz  zu  der  inUgritof  f¥uiieridU8f 
welche  vorliegt,  wenn  in  derThat  alles  dasjenige, 
was  zu  beichten  ist,  auch  wirklich  gebeichtet 
wird,  vgl.  Tappehorn  S.  42;  Lorin ser 
S.  89. 

s  Beispiele  für  das  erstere  bilden  eintretende 
Gedächtnissschwäche,  körperliche  Ermattung  bei 
Kranken,  Mangel  an  Zeit  bei  bevorstehender 
Todesgefahr ,  für  das  letztere  begründete  Besorg- 
niss,  dass  der  Beichtvater  das  Beichtsiegel  ver- 
letzen oder  durch  die  etwa  an  sich  nothwendige 
Angabe  des  Mitschuldigen,  diesem  oder  dem 
Beichtenden  oder  dem  Beichtvater  ein  grosser 
Schaden  zugezogen  werden  würde.  Nicht  gehört 
hierher  ein  grosses  Zuströmen  der  Ponitenten 
zu  dem  Beichtvater  oder  die  Furcht ,  den  guten 
Ruf  beim  Beichtvater  zu  verlieren,  Tappe- 
horn S.  52,  LorinserS.  89.  80. 
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gethanen  nachanhalen.  Dabei  hat  der  Pönitent.  die  näheren  Umstände,  also  nament- 
lich genau  die  Art  der  Todsünde ,  soweit  möglich  die  Zahl  ihrer  Wiederholungen, 
erschwerende  and  mildernde  Umstände  u.  s.  w.  anzugeben  ^ 

Was  endlich  die  saüs/actio'^  betriflPt,  so  besteht  sie  in  der  Leistung  der  von  dem 
Minister  des  Sakramentes  dem  Pönitenten  auferlegten  Busswerke  (wie  e.  B.  Ab- 
tödtnngen  durch  Fasten,  ferner  Oebete,  Almosen^).  Aber  als  soidie  ist  sie  fflr  die 
GtUtigkeit  des  Sakramentes  nicht  wesentlicher  Theil  der  materiä  proxima,  vielmehr 
nur  insoweit,  als  der  BUsser  bei  dem  Elmpfange  der  Absolution  den  ernsten  und  auf- 
richtigen Willen  haben  muss,  die  Busswerke  zu  erfiillei),  weil  nach  der  geltenden 
Praxis  die  Losspreohung  von  der  Verrichtung  derselben  nicht  abhängig  ist^.  Unter- 
lässt  der  Pönitent  es,  die  Busswerke  zu  verrichten,  so  begeht  er  zwar  eine  Sttnde, 
hinterher  wird  aber  die  ihm  gewährte  Spendung  des  Busssakramentes ,  insbesondere 
die  Absolution,  nicht  nichtig^. 

Damit  dem  Kirchengebot  ttber  die  jälirliche  Beichte  genügt  wird,  muss  diese 
den  im  Vorstehenden  dargelegten  Erfordernissen  entsprechen.  Ist  sie  mangels  eines 
solchen  nichtig,  so  ist  das  Sebot  niöht  erfäUt^,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Pönitent 
bona  fide  gehandelt  hat  7. 

Die  Spendung  des  Busssakramentes  wird  durob  die  priesterliche  absolutio^ 
welche  die  Form  desselben  bildet»,  vollendet.  Dass  der  Pönitent  auch  diese  erhalten 


1  TappeboTuä.  44;  LoriuserS.  88.  Nur 
den  s.  g.  complex  peccati  braucht  der  Pönitent 
nicht  in  der  Beichte  zu  nennen,  ja  es  soll  dies 
abgesehen  von  einer  wichtigen  Utsaobe  (z.  B. 
wenn  ein  die  Art  der  Sunde  verändernder  Um-^ 
stand,  wie  beim  Incest  mit  der  Schwester, 
wegen  der  Vollständigkeit  der  Beichte  ange- 
geben werden  mUss)  nicht  geschehen,  Tappe- 
hörn  S.  68!  Der  Beiohtyatei  selbst  darf  aber  in 
keinem  Falle  den  Namen  des  Complex  bei  der 
Strafe  der  suspenflio  ab  officio  andiendamm  oon- 
fessionum  fereudae  sententiae  erfragten ,  ja  für 
diejenigen,  welche  eine  solche  Praxis  durch 
Lehre  und  Schrift  fOx  erlaubt  erklären,  tritt  ipso 
facto  die  dem  Papste  reservirte  Exkommunika- 
tion ein ,  6.  Benedict  XV.  const.  Supema  om- 
nium  V.  7.  Juli  1746  (für  Portugal),  bull.  cit.  1, 
234,  ausgedehnt  auf  die  ganze  Kirche  durch 
const.  UM  primum  v.  %  Juli  1746,  1.  c.  2^  25 
(vgl.  auch  const.  Ad  eradicandum  t.  28.  Sep- 
tember 1746,  1.  c.  p.  66),  und  Pü  IX.  const. 
ApostoUcae  sedi«  v.ld69  cit,  worin  unter  Nr.  I. 
die  zuletztgedachte  Strafe  als*  dem  Papst ,  aber 
nicht  special!  modo  reservirt  aufjrecht  erhalten 
ist,  ygl. dazu  Avauzinl-Pennacchi,  comm. 
in  const.  ApostoUcae  sedis  cit.  p.  461  ff. 

«  Trid.  I.e.  c.  8.  9. 

3  Ritual,  roman.  1.  c  n.  19.  20;  Catech.  rom. 
1.  c.  qu.  63;  Herzog  S.  431  ff.;  Tappehorn 
S.  70.  74;Loriu8erS.  92. 

^  Selbst  auch  nicht  der  £mpfang  der  Kom- 
munion ,  wenn  keine  Zeit  dafür  bestimmt  wor- 
den ist. 

6  Tappehoru  8.  72.78;  Loriuser  S.93ff. 
Der  Satz :  „ordinem  praemitteiidi  satlsfactionem 
absolutionl  induxlt  nou  politla  aut  Inatitutio 
ecclesiae,  sed  ipsa  Christi  lex  et  praescrlptio, 
natura  rci  id  Ipsum  quodammodo  dictante''  ist 


von  Alexander  VIII.  am  7.  Dezember  1690  (unter 
Nr.  16),  bull.  Taur.  20,  159,  und  ferner  ein 
ähnlicher  der  Janscnisten  durch  die  Bulle  Cle- 
mens' XI.  Unigenitus  y.  8.  Dezember  1713  n.  87, 
l.  c.  21 ,  572,  reprobirt  werden ,  nachdem  schon 
die  gleiche  läehauptung  des  Peter  v.  Qsma  1479 
durch  SixtuslV. ,  Raynald,  aun.  ad  a.  1479 
H.  32  (sub  V.),  Garns,  Kirchengesch.  Spaniens 
IlL  1 ,  434  verdammt  war.  Daa  schliesat  aber  nicht 
aus,  dass  der  Beichtende  verpflichtet  werden 
kann,  z.  B.  zum  Beweise  seines  aufrichtigen 
Willens,  einen  Theil  der  Geuugthuung  vor  der 
Absolution  zu  leisten. 

ß  S.  0.  S.  71.  n.  1. 

'  Schmalzgrueber  V.  38.  n.  21—23; 
Lorinser  S.  30.  Jedenfalls  hat  derselbe  also 
eine  neue  Beichte  abzulegen.  Das  muss  selbst 
in  den  Fällen  gelten,  wo  er  nicht  an  der  Nichtig- 
keit derselben  Schuld  ist ,  z.  B.  wenn  er  bei 
einem  Priester  gebeichtet  hat,  welcher  nicht 
gültig  zum  Beichtvater  bestellt  und  approbiri 
worden  ist,  aber  allgemein  dafür  gehalten  wurde. 

8  8.  0.  S.  86. 

0  S.  o.  S.  86.  n.  2.  Absolut  wesentlich  sind 
nur  die  Worte:  Ego  U  abiolvo  a  tui«  peeeatit 
oder  auch  absolvo  te  a  peeeatit»  Streitig  Ist,  ob 
das  blosse:  abeolvo  te  genügt,  was  wohl  zu  ver- 
neinen ist,  da  das  Wort  an  sich  keine  ausschliess- 
liche Beziehung  auf  die  Sünden  hat  Andere 
Ausdrücke,  sofern  sie  wenigsteue  das  Aus- 
sprechen der  Sündenvergebung  als  einen  richter- 
lichen Akt  erscheinen  lassen,  genügen  ebenfalls, 
z.  B.  tibi  remittd  oder  eondono  peeeata  twi ,  aber 
deshalb  macht  gerade  eine  blos  deprekativo 
Form :  Dens,  Christas  te  absolvat  die  Absolution 
nichtig,  Ferraris  s.  V.  absolutio  artll.  n.  2ff. ; 
Tappeborn  S.  82;  Lorinser  S.  97. 
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habes  mnss,  sagt  das  Koasil  ul  seiner  Aiiordiittiig  nicht)  seist  es  aber  voraw ,  da  es 
jedea  Olftabig^ti  zogleieh  zum  Empfange  dej  Eaoharistie^  wekhte  nnr  im  Zustande  der 
Gnade  empfangen  werden  soll  S  verpflichtet,  ttberdies  ai»ch  dia  getreue  Verriobtung 
der  auferlegten  Baaswerke  vorschreibt.  Es  kann  dies  um  so  weniger-  2iWf9ifelhaft  er- 
sehflinen,  als  der  Beichtvater  bei  einer  den  vorgesefafiebenen  Erfordernissen  ent* 
sprechenden  Beichte  verpflichtet  ist,  die  Absolution  ^\k  ertheilen  und  diese  nioht  ver- 
weigern darf'^.  Für  die  ßeg^  wird  die  Verweigerung  der  Absolution  darin  ihren 
Gnuid  haben ,  dass  der  Pöuitent  die  erforderlichen  Bedii^guB^eo  nicht  erftiU.  hat. 
la  diesem  Falle  hat  er  ohnehin  dem  Gebote  aieht  genflgt.  Wenn  ihm  dagegen  die 
Absolntion  pfliehtwidjrlg  vorenthalten  werden  sollte  o^or  der  Beichtvater  ihm  die  Ab* 
solaüon  versagen  mussr  weil  sich  durch  die  Beichte  ein  Reservatfall  herausgestellt  bat, 
so  ist  der  Vorschrift  übeü  diejtiurliohe  Beichte  insofern  nicht  gentligt,  als  der  Seich-- 
tende  im  letzteren  Fall  sich  an  den  betreffenden  kirchlichen  Oberen  zu  wenden;  hat  ^i 
in  dem  ersteren  ihm  bei  der  Freiheit  «in  der  Auswahl  des  Beichtvaters  jedienfalis 
die  Erfdllung  des  Gebotes  unter  reg^elqaassigen  Verhlütnissen  nicht  unm^glieh ,  ja  an 
einzehien  Orten  kaum  wesentlich  erschwert  wird.  Ist  aber  in  beiden  FAUen  durch 
diese  Umstände  die  OenUgung  der  Pflieht  selbst  bis  über  d^  Ablauf  des  Jahwes  ver- 
zdgart  worden,  so  wird  gegen  den  Fönitentßn,  sofern  ihn  nicht  etwa  selbst  eine  Nach- 
Ussigkeit  trifil^,  wegen  der  Verlets^ung  dQS  Gebotes  kiQine  Strafe  verhängt  werden 
können. 

Dasselbe  muss  gelten ,  wenn  der  Beichtvater  selbst  die  blosfl^  Verschiebung  der 
AbsolutioA  fftr  angemessen  erachtet  hat  und  der  Grund  daau  nicht  in. einem  schuld- 
Toli^  Verhidten  des  Pönitenten,  sonden:!!  in  anderen  IJmatändesi,  lUr  welehe.er  niicht 
mantwortlich  gemacht  werden  kann,  liegt  ^. 


»  S.  o.  8.  79. 

^  Rifcaale  romau.  tit.  III.  c.  1.  n.  22:  „Vldeai 
ntem  diligeuter  Moeidos,  quando  et  quibu»  eon- 
fnenda  vel  denegsnda  Tel  differenda  slt  abso- 
tatio,  ne  abaolrat  eos  qui  talis  beiieflcU  sunt  in> 
a^ices :  qiULles  sunt  qni  nnlla  dant  sign»  dolorls ; 
qoi  odia  et  inimicitias  deponere  ant  allena,  si 
pouimt,  resütaere  aut  -proiimam  peecandi  occa- 
«eaem  deserere  aat  alio  modo  pe<A»ta  derelin* 
qieio  et  Titam  in  meUus  emendare  nolunt :  aut 
qnipoblicui  soandiilani  dederant,  ulsi  pablioe 
sitisfaciant  et  scandalnm  tollant:  neqae  etiam 
eo>  abfolYat ,  qnoram  pecoata  sunt  superioribns 
mervato'';  Heraeg  S.  459  ff.;  Tappefaorn 
S.84. 193ff.;  LorinserS.  51ff. 

^  Wenn  niebt  eiwa  der  Belebtvater  selbst  die 
eitederUcbe  Ennäditigang  nacbsncbt,  s.  oben 
S.  108.  n.  6. 

*  Das  wäre  möglieh,  wenn  der  betreffende  Ile- 
^rratüill  60  genügend  nnd  ansreiGheud  bekannt 
gemacht  worden  ist,  dass  der  Ponitent  bet  ge- 
^riger  Anfinerksamkeit  davon  hätte  Kunde  er^ 
halten  müssen  oder  wirklich  Kunde  erlangt  bat, 
Qnd  nichtsdestoweniger  bei  vollem  Bewusstsein 
der  reservlrten  Sunde  so  spät  im  Jahre  sich  an 
hn  gewöhnlichen  Beichtvater  wendet ,  dass  die 
Absolntion  dnich  den' Oberen  oder  eine  Dele- 
Kfttion  des  Beichtvaters  durch  den  letzteren  vor 
Jahresablauf  nicht  mehr  möglich  Ist. 

^  Das  Lateranensische  Konzil  selbst  spricht 
Bordavon,  dass  der  saeerdosproprius  ein  Klrchen- 


mitglied  von  dem  Empfange  der  Eucharistie  aus 
einem  gereehtfertigten  Grunde  fern  halteii'und 
damit  die  Erfüllung  der  östetliohen  Pflicht  auf- 
schieben kamiy  s.  o.  S.  71.  n.  1  und  S.  74. 
Zu  den  Gründen  dafür  gdiört  auch  die  nicht  ge- 
nügende Torbereitnng  für  das  gedachte  Sakra- 
ment, nnd  da  hol  solchem  Zustande  des  Pöni- 
tenteu  auch  unter  ITuständen  die  Ab^olatlon 
verweigert  werden  kann,  ja  muss,.  so  bezieht  sich 
die  Vorschrift  des  Konzils  indirekt  gleich  falls 
auf  die  Verschiebung  der  Absolution.  Indessen 
besteht  der  Unterschied ,  dass  man  im  Interesse 
der  Wahrung  dex  Würde  des  Sakraments  der 
Eucharistie  den  nicht  genügend  Vorbereiteten, 
gleichviel  ob  sein  Zustand  durch  seine  Schuld 
oder  ohne  eine  solche  herbeigeführt  wird ,  nicht 
zum  Empfange  des  Abendmahls  zwingen  kann, 
dass  aber  jeder  dafür  verantwortlich  zu  machen 
ist,  wenn  er  schuldhafter  Weise  dem  Beichtgebote 
zu  genügen  ausser  Stande  ist,  also  z.  B.  sich 
nicht  bemüht  hat,  sich  ausreichend  für  die  Beichte 
und  Absolution  vorzubereiten ,  namentlich  die 
gehörige  Reue  in  sich  zu  erweoken.  Hier  liegt 
also  für  eine  Verschiebung  der  Absolution  mit 
der  Wirkung ,  dass  diese  die  Folgen  der  Nicht- 
erfüllang  des  Gebotes  ausschliesst ,  kelin  Grund 
vor.  Dagegen  waltet  ein  solcher  ob,  wenn  der 
Pönitent  nicht  für  die  mangelnde  Vorbereitung 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  z.  B.  wenn 
seine  Erztehang  so  verwahrlost  worden  ist,  dass 
er  die  uothwendigen  Glaubenslehren  (dahin  wer-* 


124  I-  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  203. 

Sollte  etwa  der  Pönitent  die  AbBOliition  nur  bedingter  Weise  erhalten  habend, 
so  ist  seinerseits,  da  er  gebeichtet  hsii,^  Alles  geschehen,  ttm  seiner  Pflicht  zu  genügen^. 
Freilich  ist  fflr  alle  diejenigen  Fftlle,  in  denen  Kwar  die  Beichte  abgelegt  worden  ist, 
aber  der  Fönitent  selbst  an  der  Verweigernng  der  Absolution  Bchttlfl  irftgt ,  zn  be- 
achten, dass  hier  der  Beichtende,  wenn  er  selbst  nichts  darttber  verlanten  Iftsst,  einer 
Verletzung  seiner  Pflicht  wegen  des  vom  Beichtvater  zn  bewahrenden  Beiehtgeheim- 
nisses  (s.  unter  Nr.  IV.)  nicht  nberftlhrt  werden  kann ,  also  auch  die  Anwendung 
der  zu  Nr.  8  erwfthnten  Strafen  gegen  ihn  ausgeschlossen  bleibt. 

7.  Der  regelmässige  Ort,  an  welchem  die  Beichte  abgelegt  werden  muds,  ist  die 
Kirche  und  zwar  in  derselben  der  oder  einer  der  mehreren  darin  befindlichen  Beicht- 
Stahle  [confeasionalxä)  ^,  Der  Fönitent  hat  sich  also ,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen, 
dorthin  zu  begeben.  Nur  beim  Vorliegen  eines  gerechtfertigten  Grundes  kann  er  be- 
anspruchen, dass  ihm  die  Beichte  an  einem  anderen  anständigen  und  Qfl^n  zugäng- 
lichen Orte,  z.  B.  in  der  Sakristei  oder  einem  Privathause,  abgenommen  werdet. 

8.  Wie  fllr  die  Nichtbeachtung  des  Österlichen  Gebotes  Aber  die  Bucharistie, 
droht  das  Lateranensische  Konzil  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zur  jährlichen  Beichte 
die  interdictio  ingressus  ecclesiae  und  die  Versagung  des  kirchüchen  Begräbnisses 
an  ^,  und  zwar  sind  beide  ebenfalls  ferendae  sententiae.  Selbstverständlich  kennen 
die  Strafen  nur  bei  schuldhafter  Versäumung  oder  Verletzung  der  Pflicht«  verhängt 
werden.  Ueber  die  Verschärfung  der  Strafe  bei  fortgesetzter  Hartnäckigkeit  und 
über  die  Lossprechung  von  den  Strafen  gelten  dieselben  Grundsätze)  wie  in 
Betreff  des  Gebotes  der  österlichen  Kommunion  7.  Selbstverständlich  entbindet  die 
Bestrafung  nicht  von  ^er  Pflicht,  das  Gebot  nachträglich  ^u  erfüllen ,  doch  bedarf  es 

den  gerechnet  die  Lehren  von  dem  Dasein  Gottes  in  qua  sacras  confessioues  e&oipiat:  quae  sedes 

tind  der  Vergeltung  des  Guten  und  Bösen  nach  patenti  oonspicuo  et  apto  ecclesiae  loco  posita, 

dem  Tode,  ferner  auch  von  der  Dreieinigkeit  und  crate  perforata  inter  poenitentem  et  saoerdotem 

der  Menschwerdung   Christi,    s.  Tappehorn  sH instructa^ 

a.  a.  0.  S.  200)  nicht  genfigend  kennt  und  erst  ^  Z.  B.  wenn  er  sehr  taub,  schwach,   krank 

in  diesen  Unterricht  empfangen  mnss.  oder  sehr  hoch  belagt  ist.    Namentlich  soll  dar- 

1  Die  Zulassigkelt  einer  solchen  Absolution  auf  gesehen  werden ,  dasa  Personen  weiblichen 

ist  bestritten  (^vgl.  darüber  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  Gesohlechto  die  Beichte,  soweit  möglich ,  nur  in 

dioec.  VIL  c.  15),  und  das  Rituale  roman.  er-  der  Kirche  abgenommen  wird.    Nähere  Anord- 

wähnt  ihrer  nicht,  s.  auch  He rzog  S.  488,  doch  uongen daräbev enthalten  dieProviniial-Synodal- 

haben  sie  einzelne  frühere  Diöcesansynoden  ge~  und  Synodal- Venordnungen,  s.  a.  B.  Kölner  Pro- 

statfcet,  s.  Benedict  XIV.  h  c,  und  auch  noch  viuzial-Konzil,  colL  eonc.  Lac.  5,  351 :  „Gonfes- 

heute  sprechen  sich  eine  Reihe  von  Schriftstellern  siones  feminarum  semper  audiantur  in  eoelesia, 

dafür  aus,  vgl.  Tappehorn  S.  87,  Ja  selbst  die  in  tribunalibus  omnium  oc&lis  expositis,  nura- 

Gongr.  offtcU  hat  unter  Zustimmung  v.  Glemens  quam  vrao  in  sacrisüa  nee  In  domibus  priratis, 

XI.  1715  eine  bedingte  Absolution  angeordnet,  nisi  confltentis  snrditaa,  senectus  Tel  inflrmitas 

Gollectan.  missiou.  dt.  p.  226  n.  474.  id  postulent.    Quum  vero  in    sacristia  Ceminae 

^  Weil  die  bedingte  Absolutioii  nur  in  drin-  ob  causam ,  quam  diximus ,  eoufltentee  atidiun- 

geuden  Fallen,  in  denen  sie  keinen  Aufschub  tur,  id  ne  aliter  atqne  innua  iperta  flai,  strenue 

erleidet,  ertheilt  wird,  und  zwar  dann,  wenn  ein  prohlbemus.    Ante  vel  post  solis  lucem  confes- 

Zweifel  besteh tj  ob  der  Beichtvater  die  erforder-  sionale  semper  sit  Inmine  illustratum'',  s.  ferner 

liehe  Jnrisdiktion  besitzt ,  ob  der  Pönitent  ge-  Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1866, 1.  c.  p.  169. 

tauft  sei,  ob  er  bei  einer  schweren  Krankheit  Im  508.  830 ;  Reuen  u.  Toulouse  1850,  K  c.  4,  570. 

Augenblick  der  Ertheilung  sich  noch  am  Leben  1054;  Raveuna,  1.  c^  6,  159.  Vgl.  auch  Tappe- 

befinde,  ob  er  bereits  anderweit  absolvirt  worden  hörn  S.  162.  163^ 

oder  ob  c»(z.  B.  wenn  er  in  einem 'Verschütteten  &  S.  o.  S.  71.  n.  i. 

Räume  eingeschlossen  ist)  noch  gegenwärtig  sei,  ^  Physische  und    moralische  Unmöglichkeit, 

Tapp  eher n  S.  87.  wie  z.  B.  der  Maugel  eines  Beichtvaters  sohliesst 

3  Rituale  roman.  tit.  3.  c.  1.  u.  7 :  ;,Iu  ecclesia,  selbstverständlich  die  Anwendung  der  Strafen 

non  autem  in  prlvatis  aedibus  confessiones  audiat,  aus.  S.  auch  die  -vorhergehenden  Ausführungen 

nisl  ex  causa  rationabili ,   quae  cum  inotderit,  S.  120  ff. 

studeat  tamen  id  deeenti  ac  patenti  loco  prae-  "^  Vgl.  S.  75. 
Stare.  8.  Habeat  in  ecclesia  sedem  oonfessionalein. 
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dm  lieht  einer  besonderen  Belebte,  vielmehr  kann  der  in  ein^m  Jahr  versäumten 
ood  der  fttr  das  laufende  Jahr  besiehenden  Pflicht  durch  eine  einiEige  Beichte  aller 
in  der  ganzen  Zeit  begangenen. Todsünden  gent&gt  werden  ^ 

9.  Daa  Lateranenmsche  Konäi  hat  nur  die  Minimalpfljcht  festgeßctzt,  welche 
jeder  GUubige  zu  erfWien  hat.  Die  Ejf ehe  era^chtet  aber  prio^ipj^U  die  Öftere  Be- 
nntsongdes  Busssakramentes. seitens,  ihrer  OUeder  ffir  wtUpscheQSwerth  und  noth- 
wendig  zu  ihrem  Heile  y  wenngleieh  sie  diese  Pflicht  aicht  mit  dem  GbiiFakter  eines 
Reelitsgebotes  bekleidet  haL  Die  pavtiknläre  Gesetzgebung  ist  daher  m  der.  Lage, 
auf  die  Erftllinng.diesep  Pflicht  zu  dringe,  und  so  hat  dieselbe  Hi^ck  in.der  That 
sehon  bald  naoh  dem  «rwAhnten  Konzile,  eine  mehnnaUge  Beichte  in  jedem  Jahre 
tkeils  ftr  alle  Glftubigen,  theils  nur  füt  die  Kleriker  Yorgeschrieben  2,  ohne  dass  freilich 
dabei  fftr  die  Niohtbeobilehtnng  dieser  veraohftrften  Verpflichtung  haften  i^echts- 
oachtheie  angedtoht  werden  können  ^« 

Nach  der  Annahme  mancher  Schriftsteller  soll,  abgesehen  von  der  ebean  erörterten 
Beiehtpflieht,  jeder,  welcher  ein  anderes  Sakrament  (ausser  der  Taufe)  zu  emp£u»gen 
WiQens  ist,  per  acctdens  verbunden  sein,  sich  vorher  das  Bua9Bakrameut  spenden  zu 
lassen^.  Soll  daaut  eine  rechtliche  Pflicht  gemeint  sein;  wie  es  den  Anschein  hat,  so 
ist  dies  entschieden  unrichtig.  Dem  Empfiuige  der  Eucharistie^  und  d^ei:.  letzten 
Oehmg  <^  braueht  die  Ablegung  der  Beichte  und  die  ErUngupg  4er  Absolution  keines- 
wegs unter  allen  Utnstftnden  vorher  zu  gehen.  Ebenso  wenig  ist  dies  für  die  Ehe- 
eing^ung  nöthig''.  Bei  dem  Sakrament  der  Ordination  wird  sie  gemeinrechtlich 
blos  vor  Eiiheilnng  der  hiüheren,  nicht  der  niederen  Weihegrade  verlangt^,  und  was 
eodlieh  die  Konfirmation  betrifil,  so  ist  »sie  Ziwar  als  Begel  vorgeschrieben,  aJt^er  dpch 
licht  «nmal  absolut  ohne  jede  Ausnahme^.  Bei  dieser  Saohlfige  kann. der  Empfang 
des  Busssakramentes  nioht  als  eine  allgemeine  Voraussetzung  y  deren  Fehlen  das  an 
sieh  yoriiattdene  Recht  jedesJELirebeAfpliedes  auf  die  bezeichneten  Sakramente  in  seiußr 
Ansfibung  suspendirt,  bezeichnet  werden.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  die  Kirche 
die  religiOs-sittliehe  Pflicht  statuirt  hat,  diese  Sakramente  nicht  anders  als  im  0tande 
der  Gnade  zu  empfangen  *<^,  sowie  dass  allein  ausnahmsweise  für  einzelne  Sakramente 
iIb  fiieheres  Kennzeichen  dafür  theils  gemeinrechtlich ,  theils  partikularrechtlich  die 


*  S.  Tappehorn  S.  41 ;  Lorinser  S.  77.  ^  Ueberc^e  rechtliche  Unzulässigkeit  derartiger 
^  Ffir  die  letzteren,  sofern  sie  nicht  Psiester  Strafandrohungen  s.  0.  .S.  76. 
sind,  welche  ihrerseits  vor  der  .Celebration  der          «  S,z.B.Permaneder,  K.B.S.733:  Fach- 
Messe  die  Beichte  abzulegen   haben,   Smalige  mann,  K.  R.  2,  193;  SilbernaglS.  426. 
Beichte  im  Jährt  durch  Toledo  1324  c.  7,  Mansl          »  8.  0.  S.  79. 
25, 739;  fQr  aUe  Gläubigen  3roallge  durch  Tou-          «  Vgl.  den  folgenden  §. . 
laue  1229  c.  13 ;  Ganterbury   1236  c.  18 ,  und          ?  Wo  die  form«  Tridentina  noch  nicht  gilt, 
Albi  1254  0.29,  1.  0.  23,  197.  421.  840;  6maUge  kann  selbstverständlich  bei  unterlassener  Beichte 
im  Jahr  durch  Paris  1429  c.  28,  1.  c  28.  1110.  die  EheschUessujig  gar  nicht  gehindert  werden. 
Die  neueren  Provinzialsynoden  enthalten   nur  Dae  Trident  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref.  matr.  selbst 
Ermahnungen  tum  öfteren  Gebrauch  des  Bttss-  ermahntdie  Verlobten  nur,  vor  der  £heschUessung 
nkiamentes,  &  z.  B.  Gnu  1868,   Wien,  1858,  oder  3  Tage  vor  der  Konsummatiou  der  Ehe  zu 
KöId  1860,  Prag  1860,  Utrecht  1865,  oolL  conc  beichten  (s.  auch  Bitnale  roman.  tit  VII.  c.  1. 
Ue.  5,  23. 168.  360.  826.  827 ,  allein  Gran  ver-  n.  17,  und  K  u  t  s  c  h  k  e  r »  Eherecht  3 ,  588  ff.). 
Uogt  den  Empfang  ausser  zu  Ostern  nooh   zu          ^  Bd.  I.  S.,  109. 

Weihnachten  und  von  den  Klerikern  allmonat^  ^  Vgl.  die  S.  69.  u.  6  cltirte  Stelle  des  Ponti- 

li«hen  Gebrauch.  flcale  roman. 

Was  die  Mönche  und  die  Nonnen  anlangt,,  so  ^^  So  formuJiren  z.  B.  richtig  Ferraris  s.  v. 

vetpftiehten  die  oben  S.  76.    n.  1  angeführten  sacramentum  poeu.  art.  II.  n.  157  und  Tappe - 

Vonchriften  diese  auch  zur  Beichte  In  jedem  hörn  S.  40. 

MODSt 
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Yorgängige  Ablegnng  der  Beichte  in  der  Weise  vorgesohiieben  ist,  das»  bei  Vernftch- 
l&nsigmig  dieser  Pflicht  die  Spendnng  des  betreffenden  Sakramentea  verweigert  wer- 
den darf,  während  im  übrigen  eine  Zurückweisung  nnrottter  dem  Oesichtspimkt^  dass 
der  Spender  nicht  die  Ka'ad  znm  sakrileigiscben  Empfttnge  eineft'Bakcatnenües  bieten 
soll,  erfolgen  kanft,  fklls  es,  wie  st.  B.  bei  OÜbfttüctaen  Sündern',  feststeht^  dass  sich 
dfe  betreffende  Person  nicht  im  Znstaiicle  der  Gnade  befindet  ^ 

Zum  Nachweise  der  ErAllIang  der  Beicfatpfiickt,  aowie  nanieatliohfsiar  Kontrole 
der  vorgeschriebenen  Jahresbeiehte  sind  schon  seit  dem  16:  JAkrhimdert  in  vielen 
PtoVinsen  nnd  Diöcesen  s.  g.  Beioktzettel  (sehedniae  confes^ioniB),  dohriflliche 
oder  nach  einem  gedruckten  Formula»  ausgestellte'  Beselieimignngeit  über  diO' Ab- 
legung der  Beichte  eingeführt  worden^.  Jetet  i6t  derOebranchiderseü^en  in  den 
grösseren  Stftdtenmeistcins  abgekotaHsen  >  wogegen  derBCibe 'ucoh  viebßacL  auf  dem 
Lande  fortbesteht  3.  Bei  der  Ausstellung  derselbett  darf  wegeb  desBeickligeikeim- 
nisBCB  (s.  tmteti  unter'  Nb.IY.}' kein  Unterschied '  awischen  demjenigen,]  welche  auf 
Grund  der  Beichte  die  Absolution  erhalten  hallen^  und  demjenigen,  weichen  jue  ver- 
weigert'worden  Ist,  gemacht  werden  <:  Selbst  da,  wa«ie  noch  in  der  Praxis  üblick  dind, 
können  sie  nicht  als  die  ^nzigen,  absolut  noth wendigen  Beweisaüttel  über  die- Ab- 
legung der  Beichte  betrachtet  werden,  vielmehr  geaflgt  anck.jeder'andereNaehweis, 
ja  selbst  die  blosse  Versichemng  des  BetheiligteU)  wenn  er  mar  eine  glaubhafte  Person 
ist,  welcher  man  nach  ihrem  sonstigen  Verhalten  in-  dieser  Hinsieht  tränen  kann  K 

IV.  Das  Beichtgeheimniss  oder  Beiehtsiegel  {sigtUum  oonfisaimia)^. 
Das  Beichthören  durch  den  Bekhtvater  erseagt  fOr  denselben  dieBeohtspfliokt,  das 
ihm  in  der  Beichte  seitens  des  Pönitenten  Offenbarte  geheim  au.  faaltei. . 

Schon  in  der  älteren  Zeit,  ehe  die  Nothwettdigköt  der.  Privatbeichte  bd  dem 
Priester  ftir  die  Spendung  der  Absolutie«  eäeh  fesl^estelU  hatte,  wurde  der  Beicht- 
vater ftlr  verpflichtet  erklArt,  das  Beiohtgeheinuuss  su  bewahrend    Zn  eaer  idlge- 

'  1'  Mehr  ordnen  auch  in  Bezug-  tut  die  Ver-  In  Wetz-eru.  Wette,  Kiffehetilexikon.  2.  Aufl. 

Weigerung .  der  At^iatenz  bei  de)r  JBiheMbliessnng.  2,  249 ;  Jacobson  iuUerzogB  Encyjklopädie. 

die  von  Kutschker  a.  a.  0.  mitgetkeilten  par-  1.  And.  1,  784  ff.;  Phillips,  Lehr.  d.  K.  R. 

tiknlären  Verordnungen  nicht  an,  nnd  deshalb  hat  %,  24Ö ;  München,  ktmmu  GehehteTorfahren 

die  Doctrin  des  Eherechtea  mit  Recht  davon  ab-  u.   Strafrecht  2,   686  ff.;     Herzog   S.    144; 

gesehen,  den  vorgängigen  Mangel  der  Beichte  auch  TappehornS.  250 ;  LorinserS.  34.  Weitere 

nur  als  ein  aufschiebendes  Ehehindemiss  zn  be-  ältere  Literatur  ist  bei  G  r  ü  n  d  1  er  a.  a.  0.  S.  68  fl . 

zeichnen.  zu  linden. 

^  Vgl.  Benedict  XIT.  instit.  XLY.  n.  15;  ?  So  von  den  Kirchen vätern,  cl9  (Augustin. j 

Wildt  in  Wetzer u.  Weite,  Kirchenlexikon.  C.  II.  qn.  1 ;  ferner  von  Leo  I.  o,89.  Dlet.  I.'de 

2.  Aufl.  2,  267.  poen.  (c.  2.  Dist.  VL  de  poen.,  nach  welchem 

3  Sie  werden  namentlich  in  Oeaterreich  vor  der  Priester  bei  Verletzung  dei  Pflicht  ,4opona- 

Eingehung  der  Ehe  von  den  Brautleuten  gefor-  tur  et  omnibus  diebus  vitae  suae  ignomtikiosus 

dert,  V.  Schulte,  Lehrb.  d.  kath.  K.  R.  3.  Aufl.  peregrinando  pergaf^  gehört  nicht  Gregor  I.  aii, 

S.  444.  n.  19.  vielmehr  wahrscheiulioh  erst  in  das  12.  Jahr- 

^  Nach  Benedict.  XIT.  1.  c.  sollen  sie  da-  hundert).    Aus  der  karolinglsohen  Zelt  kommt 

her  blos  die  Thatsache  der  geschehenen  Beichte,  in  Betracht  ein  Kapitel  fär  die  missi  (apitestens 

nichts  weiter  bescheinigen.  v.  813,  s.  Boretius  capit»  1,  175.  c^  1):  ,,Ut 

^  Benedict.  XIY.  1.  e.  hoc  inquiratur,  si  de  partibus  Austriae  vanim 

6  Uihlein,  de  sigillo  confessionla.    Heidel-  est  quod  dicunt  an  non , >  qUod  presbiterl  de  oon- 

bei%  1828 ;  v.Droste-Hülshoff,  rechtsphilo-  feasionf bus  accepto  pretio  manifestenft  latrones", 

sophische  Abhandlungen.     Bonn  1824.  Nr.  2;  ferner  Doiioy  v.  874.  c.  8,   Mansi  17,  296: 

Gründler,     über  die    Unverletzlich keit    des  .,Geteram  omnes  clerici  quam  laici  vd  feminae 

Beichtsiegels  in  Weiss,  Archiv  der  Kirchen-  confltentes  secreta  confessione  saeerdotibus  pec- 

rechtswissenschaft  4,  51  ff. ;  Knopp,  d.  katho-  cata  sua  et  ex  dignae  poenitentäae  Batisfactione 

lische  Seelsorger  als  Zeuge  vor  Gericht.  Regens-  deflentes,  nequaquam  sunt  prodendl  et  peocaU 

bürg  1844 ;  Du  secret  de  la  confession  in  Ana-  eorum  nulli  a  sacerdote  quaounque  amnt  signifl- 

lecta  lur.  pontif.  1861  p.  8  u.  p.  283;  Wildt  catione  manifestanda  nisl  soll  domino  in  seereU 
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meinen,  dnrch  äie  Androhung  Ton  Strafen  gesicherten  recbtiiehen  Pflicht  ist  iafoer  in 
der  abendl&ndisohen  Kirche  ^  die  Beabachtnng  des  Beichtsicgels  erst  im  Beginne  des 
13.  Jahrhunderts  durch  die  Gesetzgebung  der  Kirche  erhoben  worden  ^^  ftlso  zn  einer 
Zeit,  in  welcher  sich  die  dogmatische  Entwicklung  in  Betreff  des  Bnsssakramentes 
abznsohliessen  begann,  und  in  welcher  als  Korrelat  der  gesetzlich  georderten  Beicht- 
pflicht die  unbedingte  Geheimhaltung  der  in  dieser  zu  offenbarenden  Sauden  soviel 
als  möglich  gesichert  werden  musste. 

Katholischerseits  wird  allerdings  die  Pflicht  nicht  nur  auf  das  kirchliche ,  son- 
dern auch  auf  das  natflrliche  -^  und  göttliche  Rechte  gegründet. 

Die  Pflicht  entsteht  aus  der  sakramentalen  Beichte ,  d.  h.  derjenigen,  welche 
dem  Priester  in  der  Absicht  und  zu  dem  Zwecke  abgelegt  wird ,  die  sakramentale 
Lossprechnng  zu  erhalten^,  gleichviel,  ob  die  Absolution  ertheilt  oder  verweigert 


ontione^.  Wenn  dagegen  die  regula  Ghrodegangi 
für  die  Kanoniker  c.  14  ^  Walter,  fontee  im. 
erclesiast.  p.  28,  Strafen  dafür  androht,  dass  der 
beiehtende  Kanoniker  bei  der  Beichte  seinem 
Biacliof  Sunden  verschwiegen,  aber  einem  andern 
Priester  aus  I-'urcht,  dass  ihn  der  erstere  absetzt, 
gebeichtet  hat,  also  davon  aasgeht ,  dass  der  Bi- 
schof dies  durch  den  Priester  «rfj^l^ren,  iiann,  so 
lässt  sich  diese  Yorschrift  mit  der  Pflicht  des 
Beichtsiegels  nicht  vereitiigen ,  erklärt  sich  aber 
daraus,  dass  c.  8  dem  Klerus  zweimaliges  Beich- 
ten beim  Bischof  im  Jahre  vorschreibt.  Vgl. 
femer  Ronen  1074  c.  8,  Mansi  20,  400:  „Ne 
quis  preebyter  vel  monachus  publice  peccantem 
criminall  pecoato  ad  poenitentiam  nisi  inbente 
episcopo  Bnseipiat.  Ocoulte  pec/cantem  oonflten- 
tem  qiiidem  susciplat,  sed  poenitenttam  non  nisi 
eam  quam  epigcopus  determinaverft  ininngat. 
Sic  tarnen,  ut  iure  eonfessioitis  seoreto  peccantis 
persona  nulli  detegatur''. 

1  Anders  in  der  morgenländischen  Kirche. 
Die  Synode  v.  Dovin  in  Armenien  v.  527  c.  20 
belegt  z.  B.  den  Priester,  v^elcher  das  Beicht- 
geheimniss  verletzt,  mit  dem  Anathema,  He- 
fele,  Concil.  Gesch.  2,  718. 

*  c.  12.  (Later.  IV.  v.  1215  c.  21.)  X.  de 
poenit.  V.  38 :  „ . . .  Caveat  (seil,  sacerdos)  antem, 
ne  verlM>  ant  signo  ant  alio  qnovis  modo  iJi<|tia- 
tenus  prodat  peccatorem.  Sed  sl  prndentiori 
roDsilio  indigueilt,  ülud  afbsque  expressione  per- 
sonae  caute  requlrat,  quoniam ,  qni  peccatum  in 
poenitentiali  iadido  sibi  detectum^  praesum- 
pserit  revelare,  non  solura  a  saeerdotali  officio 
deponendnm  decernimus ,  verum  etiam  ad  agen- 
dam  perpetnam  poenltentiara  in  aretum  mona- 
sterinm  detrudendum''.  IMe  Kynode  zn  Dioclea 
in  Dalmatien  von  1199,  Mansi  22,  702.  (c.  4: 
.^Dittrictins  inhibemus,  ne  aliquis  sacerdos  fllii 
sui  vel  flliae  spiritaUs  privatam  confeasionem 
alicui  revelare  praesumat.  Qnod  si  facere  con- 
victus  fnerit,  officio  et  beneflcio  eccleslastico 
perpetuo  spolietur^  ist  zur  Ordnung  des  dortigen 
Kiichenwesens  durch  die  Legaten  Innocenz'  III. 
abgehalten  worden ,  H  e  f  e  1  e  a.  a.  O.  5 ,  70  ff. 
Daraus  erklärt  es  sich ,  dass  sie  schon  dieselbe 
Vorschrift,  welche  später  von  dem  Lateranen- 
sisehen  Konzil  gegeben  ist,  aufweist:. 

Kine  Wiederholung  der  Anordnung  des  letzte- 
ren enthalten  die  Synoden  v.  Trier  1227  c.  4, 


Mansi  23,29;  Fritzlar  1246 c.4, 1.  c.p.72e; 
Köln  1279  c.  8,  1.  c.  24,  366;  PennalVel  1302 
C.5,  I.e. 26,  102;  Trier  1310  c.l21,  I.e.  p.282; 
Lambeth  1330  c.  B,  1.  c.  p.  89Ö,  und  Prag  1346, 
1.  Cv  26,  101.  Wegen  der  in  ihnei»  angedrohten 
Strafen  s.  unten. 

3  S.  z.  B.  V^chmaljtgrueber  V.  38.  n.  59; 
Belffenstuel  Y.  38w  ».  2;  Ferraris  s.  v. 
siglllum  confessionis  n.  3  ;  Herzpg  S.  146; 
Tappehorn  S.  260';  Lorinser  ä.  34,  indem 
auf  die  Pflicht,  anvertraute  Geheimnisse  zu  be- 
wahren, hingewiesen  wird,  eine  Pflicht,  welche 
aber  an  tiith  eine  ethische,  keine  Rechtspflieht  ist. 

4  Well  Ohristus  das  Busssakrament  eingesetzt 
habe,  ^nd  wenngleich  eine  Anordnung  des 
Beiebtslegels  nicht  durah  einen  Text  der  h. 
Schrift  bezeugt  werde,  dies  doch  durch  die 
Tradition  und  Praxis  der  :  Kirche  feststehe, 
Schmal  zgrueber  1.  c;  Fe  rräris  1.  c.  n.  4, 
und  weil  die  Beichte  als  göttliche  Einsetzung 
ohne  das  Beichtgeheimniss  unerträglich  und 
moralisch  unmöglich  sein  würde,  Tappehorn 
S.  250:  Binzelne ,  L  o  ri  n  s  e  r  S.  34,  lassen  da- 
her das  Gebot  des  Beictitsiegels  als  göttliches  in- 
direkt Im  Gebot  der  Beichte  mit  inbegrifiRsn  sein. 

&  Auf  dasjenige,  was  dem-  Geistlichen  sowohl 
bei  der  Verwaltung  der  Seelsorge  vertraulich, 
selbst  sub  sigillo  oder  „nnter  dem  ßeichtsiegel'' 
mitgetheilt  ist,  oder  mit  der  Beichte  nicht  im 
Znsammenhang  steht,  erstreckt  sich  das  Beicht- 
siege! nicht,  Scbmalzgrueber  1.  c.  n.  61; 
Wildt  S.  2dl;  München  2,  696,  Herzog 
S.  161;  Tappehorn' S.  256;  Lorinser  S.  35. 
Andere  bezeichnen  dagegen  als  Objekt  derselben 
auch  dasjenige,  was  dem  Geistlichen  als  solchem 
anvertraut  ist,  so  Gründler  in  W  eiss,  Arch. 
S.  78;  ähnlich  Phillips  a.  a.  0.  Das  citirte 
Kirchengesetz  hat  indessen  die  Pflicht  nur  an 
die  sakramentale  Beichte  geknüpft,  bei  deren 
Geheimhaltung  nicht  nur  das  Interesse  des 
Beichtenden ,  sondern  auch  das  der  Kirche  in 
Frage  kommt.  Schon 'darum  kann  man  die  Strafe 
nicht  auf  die  Verletzung  einer  sonstigen,  blos 
ethischen  Pflicht  znr  Diskretion  ausdehnen.  Auch 
die  katholischerseits  vertretene  Annahme  eines 
gottlichen  Rechts  als  Grundes  des  Beichtsiegels 
(s.  o.  Anm.  4)  führt  zur  Verwerfung  der  zu- 
letzt erwähnten  Ansicht,  weil  das  entscheidende 
Gewicht  auf  die  Einsetzung  dek  Busssakramentes 
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wird,  ob  die  Beichte  gtUtig  oder  angflltig  oder  gar  eine  sakrilegiflche  ist  ^  Sie  bezieht 
sich  aber  nicht  blos  auf  Alles,  was  bei  der  Beichte  selbst  bekannt  word^  ist,  sondern 
anf  Alles,  was  mit  derselben  im  wesentlichen  Znsammenhang  steht,  also  anf  ein  vor- 
läufiges Sttndenbekenntniss,  welches  abgelegt  worden  ist,  um  später  die  eigentliche 
Beichte  folgen  zu  lassen  2,  und  auf  Mittheilungen ,  welche  der  Pdnitent  dem  Beicht- 
vater unmittelbar  vor  der  Beichte  oder  nach  der  Absolution  über  seinen  Gewissens- 
zustand  gemacht  hat,  um  von  demselben  Rath  und  Anweisung  zu  erhalten.  Die 
Pflicht  erstreckt  sich  auf  alle  dem  Priester  innerhalb  der  gedachten  Grenzen  geoffen- 
barten Tod-  oder  lässlichen  Sünden,  die  näheren  Umstände  derselben,  alles,  was  zur 
Erklärung  der  Sünden  nothwendig  und  dienlich  gewesen  und  deshalb  ang^eben  ist, 
ferner  auf  die  Sünden  des  Mitschuldigen  und  anderer  Personen  ^,  sowie  die  Namen 
derselben,  die  auferlegte  Busse  und  ferner  alles  dasjenige,  dessen  Kundihnnng  die 
Beichte  odiös  und  die  Gläubigen  von  der  Beichte  zurückschrecken  könnte,  so  auf 
natürliche  geistige  und  körperliche  Mängel  des  Pönitenten,  welche  durch  die  Beichte 
offenbar  geworden  sind^,  weiter  auf  Tugenden  und  Vorzüge,  wenn  deren  Mitthei- 
lung dem  Beichtenden  oder  anderen  widerwärtig  sein  könnte^,  auf  die  Art  und  Weise 
der  Ablegung  der  Beichte^ ,  ja  auch  auf  die  Thatsache,  dass  eine  bestimmte  Person 
gebeichtet  habe '^,  wenn  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  und  gewünscht  hat,  dass 
dies  nicht  bekannt  werdo  oder  letzteres  nach  den  Umständen  anzunehmen  ist^. 

Die  Pflicht  liegt  nur  dem  wirklichen  Beichtvater^  und  dem  Oberen  desselben, 


durch  Chrjgttts  gelegt  wird,  und  demoach  die 
Pflicht  zur  Geheimhaltung  nur  auf  das  bei  der 
Spendung  des  letzteren  Mitgetbellte  erstreckt 
werden  kann;  Ein  sonstiger  Vertrauensmlsabiaueh 
seitens  des  Qeistllchen  kann  möglicher  Weise 
ebenfalls  ein  DisdpUnarvergehen  bilden.  Das 
steht  aber  hier  nicht  in  Frage. 

1  War  aber  gar  keine  wirkliche  Beichte  be- 
absichtigt, z.  [B,  blos  zur  Verhöhnung  des 
Priesters  oder  um  ihn  als  Mitschuldigen  eines 
Verbrechens  erscheinen  zu  lassen,  gebeichtet,  so 
tritt  nach  einstimmiger  Annahme  die  Pflicht 
nicht  ein,  Seh  malzgrueber  n.  60;  Wildt 
S.251;Phillipsa.a.O.;Tappehorn&2ö4; 
Lorlnser  S.  36;  München  S.  697. 

'^  Tappehorn  S.  264.  Dagegen  allerdings 
Wildt  a.  a,  0. 

^  Z.  B.  wenn  aus  der  Beichte  sich  eigiebt,  dass 
eine  Herrschaft  ihre  Dienstboten  Tom  Besuche 
des  Oottesdienstes  abhält,  dass  der  Beichtende 
seine  Mutter  geschlagen,  weil  er  sie  im  Ehe- 
bruch ertappt  hat. 

4  Z.  B.  uneheliche  Geburt,  Starrkopflgkeit, 
geistige  Beschränktheit  des  Pönitenten,  vgl. 
Tappehorn  S.  256;  Lorinser  S.  39. 

&  Tappehorn  S.  256. 

0  Ob  der  Pönitent  gut  oder  schlecht  vorbe- 
reitet war ,  ob  er  sich  hartnäckig  und  verstockt 
gezeigt  hat  oder  nicht. 

"^  Wenn  also  der  Beichtvater  von  dem  Beicht- 
kinde erzählt,  es  habe  ihm  eine  ^schwere  Sünde 
oder  einen  Reservatfall  gebeichtet ,  oder  er  habe 
dasselbe  nicht  absolviren  können ,  so  ist  das  eine 
Verletzung  des  Beichtgeheimnisses ;  berichtet 
er  aber  blos ,  dass  X.  bei  ihm  gebeichtet  habe. 
80  liegt  für  die  Regel  eine  solche  nicht  vor,  da 
es  hierbei  sich  nicht  um  ein  Qeheimniss ,  wel- 


ches ihm  durch  die  Beichte  kund  gethan  wird, 
handelt. 

8  Weil  in  solchen  FäUen  eine  blosse  Mitthei- 
lung, dass  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  habe, 
schon  zu  einem  bestimmten  Verdacht  über  den 
Inhalt  der  Beichte  führen  kann.  Z.  B.  ein  schon 
früher  bestrafter  Mensch ,  von  welchem  bekannt 
ist,  dass  er  für  die  Regel  nicht  beichtet,  ist  eines 
Mordes  dringend  verdächtig,  und  hat  am  Tage 
des  Mordes  im  Geheimen  eine  Beichte  abgelegt 
Würde  der  Beichtvater  dies  erzählen ,  so  könnte 
dadurch  der  Verdacht  des  Mordes  gegen  diese 
Person  leicht  verstärkt  werden. 

^  Die  herrschende  Meinung  stellt  dem  wirk- 
lichen Beichtvater  jeden ,  sei  es  Geistlichen  oder 
Laien  gleich ,  welchen  der  Beichtende  bona  flde 
als  einen  solchen  betrachtet  hat,  Schmalz- 
gruebern.  64;  Tappehorn  S.  267,  nament- 
lich, wenn  er  durch  Vorspiegelung  zu  einer  sol- 
chen Annahme  bewogen  worden  ist,  Ferraris 
n.  7;  Tappehorn  S.  257;  Lorinser  S.  36^^ 
Wildt  S.  )2öi.  253.  Dagegen  beschränkt 
München  2, 679  dies  auf  den  Fall,  in  welchem 
sich  Jemand ,  obwohl  er  nicht  Priester  ist ,  bona 
flde  für  einen  solchen  hält  Indessen  ist  die 
Pflicht  nur  dem  Beichtvater  als  solchem  auferlegt, 
denjenigen,  welcher  nicht  die  Fähigkeit  hat,  das 
Bnsssakrament  zu  spenden ,  kann  also  auch  die 
Verpflichtung  nicht  trefTen.  Nur  darüber  lässt 
sich  streiten ,  -  ob  allein  derjenige  Beichtvater, 
welcher  die  erforderliche  Jurisdiktion  uud  Ap- 
probation besitzt,  oder  nicht  auch  jeder  Priester, 
welcher  ohne  die  gedachten  Voraussetzungen 
Beichte  hört,  der  Verordnung  des  Lateranen- 
sischeu  Konzils  nnterworfen  ist.  Meines  Erachtens 
besteht  auch  für  den  letzteren,  sofern  er  nicht 
ausnahmsweise,  z.  B.  In  artlculo  mortis  fungirt. 


§.m] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Bussö. 


129 


welehem  der  Pönitent  sich  wegen  der  Lossprechiing  von  einem  Reservatfall  vorstellen 
rnnss  oder  an  welchen  der  Beichtvater  selbst  sich  deswegen  gewendet  hat',  ob. 

Vielfach  wird  aber  die  Pflicht  darüber  hinaus  ausgedehnt:  1.  auf  den  Beichten- 
den m  Betreff  desjenigen,  was  ihm  der  Beichtvater  miigetheilt^,  2.  auf  den  Dolmet- 
seher,  dessen  sich  der  Beichtende  etwa  bei  seiner  Beichte  bedient  ^j  3.  auf  dei\jenigen, 
▼eichen  der  Beichtende  über  die  Ablegung  der  Beichte  vorher  um  Rath  gefragt  ^^ 
4.  welcher  zufällig  oder  absichtlich,  z.  B.  durch  Anhören  der  von  einem  anderen 
abgelegten  Beichte  oder  durch  Lesen  des  von  dem  Beichtenden  gebrauchten,  zurück- 
gelassenen oder  verlorenen  Schriftstückes  von  dem  Inhalt  Kenntniss  erlangt^,  5.  auf 
den  Gelehrten  oder  Theologen,  welchen  der  Beichtvater  seinerseits  mit  Erlaubniss 
des  Pönitenten  in  einem  schwierigen  Falle  konsultirt^^,  endlich  6.  auf  denjenigen, 
▼elcher  dnrch  einen  Beichtvater  wegen  eines  Bruches  des  Beichtgeheimnisses  seitens 
des  letzteren  von  einer  Beichte  Kunde  erhalten  hat  ^. 

Bei  dieser  Ausdehnung  ist  aber  übersehen,  dass  das  positive  Gesetz  der  Kirche, 
der  Lateranensische  E^mon,  allein  in  Betreff  des  Beichtvaters  eine  positive  Rechts- 
pflieht  statuirt  hat^,  die  letztere  also  nicht  über  den  vom  Gesetz  in  Betracht  gezo- 
genen Thatbestand  hinaus  erweitert  werden  kann  ^.  Die  Pflicht  ist  eine  Amtspflicht 
des  Beichtvaters  als  solchen.  Alle  erwähnten  Fälle  unterstehen  daher,  da  es  sich  in 
ihnen  nieht  um  den  letzteren  handelt ,  dem  Rechte  und  der  Pflicht  des  Beichtsiegels 
nicht.  Die  Verletzung  des  Geheimnisses  durch  die  gedachten  Personen  wird  sich 
freilich  fast  immer  als  eine  ethisch  verwerfliche  Handlung  darstellen ,  sie  wird  selbst 


diese  Pflicht  nicht,  denn  auch  ein  solchet  ist 
meht  Beiehtrater,  nicht  fthig,  das  Sakrament 
gültig  za  spenden.  SelhstveiBtandlich  ist  aber, 
diss  jeder  Kleriker ,  gleichviel  ob  Diakon  oder 
Priester  9  welcher  unberechtigter  Weise  Beichte 
hört,  disziplinarisch  arbiträr  bestraft  werden 
kann,  and  dass  dabei  als  erschwerende  Um- 
itinde  die  Yorspiegelnng  der  Berechtigung  und 
der  durch  die  Mitthellang  einer  solchen  Beichte 
begangene  Yertranensbruch  in  Betracht  gezogen 
weiden  müssen.  Nicht  minder  würde  gegen 
Laien  in  dergleichen  Fällen  wegen  der  Anmassung 
kirchlleher  Amtshandlangen  nnd  wegen  Vernn- 
ehmngdes  Sakramentes  mit  der  kirchlichen  Straf- 
nnd  Zachtgewalt  TOigeschritten  werden  können. 

1  Denn  dieser  steht  insoweit  dem  Beichtvater 
leehtlich  gleich,  weil  er  nur  von  den  Reservaten 
absol Viren  kann.  Darüber  herrscht  auch  Ein- 
stimmigkeit. 

2  Gr  ün  d  1er  in  cit.  Arch.  4, 81.  Dagegen  aber 
Sehmalzgrneber  n.  65;  Phillips  $.243; 
Tappehorn  S.  268;  Wildt  S.  253.  Dass  er 
aas  anderen  (Gründen,  z.  B.  aus  Ehrfurcht  vor 
dem  Sakrament  oder  mit  Rücksicht  auf  den 
Priester  ethisch  dazu  verpflichtet  sein  kann,  ge- 
hört nieht  hierher. 

'  Schmalgrueber  n.  64;  Ferraris  n.  7; 
Gründler  S.  81;  Tappehorn  S.  258;  Lo- 
rinser  8.  38;  Wildt  S.  262,  wobei  manche 
der  citirten  dies  auf  Jeden,  welcher  bei  dem 
Akte  des  Beichtens  Mithülfe  geleistet,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  die  Beichte  des  Stammen  aaf- 
gesehrieben  hat,  ausdehnen. 

4  Sehmalzgrneber  I.  c;  Ferraris  n.  8; 
Tappehorn  S.  258. 

Hi  B  g  e h  i a  s ,  Kirehenreckt  IV. 


5  Sehmalzgrneber  1.  c;  Ferraris  n.  7; 
Wildt  S.  262;  Tappehorn  S.  258;  Lo- 
rinserS.  38.  Dagegen  Grü  ndler  S.  81. 

6  Ferraris  n.8;  Gründler  S. 81 ;  Tappe- 
horn S.  258;  Wildt  S.  252. 

^  Schmalzgrueber  1.  c. ;  Ferraris  n.  7; 
Tappehorn  S.  258;  Lorinser  S.  38. 

9  Das  ergiebt  schon  die  angedrohte  Strafe  der 
Deposition ,  welche  auf  die  im  Text  unter  i  bis 
6  aufgeführten  Fälle,  wenn  es  sich  um  Laien 
handelt,  gar  nicht  anwendbar  ist. 

9  Gegen  diese  Aasdehnung  auch  München 
2,  699,  welcher  die  Verbindlichkeit  zur  Wah- 
rung des  Geheimnisses  auf  die  allgemeine 
Ohristenpflicht  und  die  Pflicht  zur  Hochhaltung 
des  Basssakramentes  gründet.  Auch  Phillips 
erkennt  dies  indirekt  an ,  wenn  er  die  zu  2.  4 
und  6  bezeichneten  Personen  wegen  Verletzung 
des  Geheimnisses  nur  mit  arbiträren  Strafen  be- 
legt wissen  will.  Lorinser  S.  39  nimmt  im 
Fall  3  und  für  denjenigen ,  welcher  ein  schrift- 
liches Beichtbekenntniss  liest,  nur  eine  natür- 
liche Pflicht  an,  T  a  p  p  e  h  0  r  n  S.  258  ebenso  für 
den  letzteren  Fall,  wenn  die  Schrift  nicht  als  zur 
Beichte  gehörig  anzusehen  sei. 

Was  speciell  den  zuerst  gedachten  Fall  be- 
trifft ,  so  besteht  das  Beichtsiegel  freilich  nicht 
ausschliesslich  im  Interesse  des  Beichtkindes, 
sondern  auch  im  Interesse  der  Kirche.  Aber  an 
sich  ist  Niemaud  verpflichtet,  seine  Sünden  ge- 
heim zu  halten.  Wie  er  sie  vor  der  Beichte  jedem 
offenbaren  kann,  darf  er  sie  auch  nach  derselben 
kund  thun. 
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unter  Umständen,  z.  B.  wenn  darin  eine  Venmehmng  des  Sakramentes  liegt,  der  dis- 
ziplinarischen Bestrafung  unterzogen  werden  können,  aber  unter  das  Verbot  des 
Konzils  fällt  sie  nicht. 

Die  Pflicht  zur  Bewahrung  des  Beichtgeheimnisses  bedingt  es,  dass  der  Beicht- 
vater weder  direkt  noch  indirekt  ^  ttber  das  ihm  durch  die  Beichte  bekannt  Gewor- 
dene irgend  etwas  verlauten  iässt  oder  kund  giebt.  Er  darf  davon  nur  insofern  Ge- 
brauch machen,  als  die  eben  gedachte  Grenze  nicht  überschritten  wird.  Er  kamt 
wohl  far  das  Heil  des  Pönitenten  beten ,  aus  Anlass  der  Beichte  seine  Kenntnisse 
durch  Studiren  oder  Rathserholung  über  schwierige  Fälle,  welche  ihm  unterbreitet 
worden  sind,  vervollständigen ,  sein  künftiges  Verfahren  nach  den  gemachten  Erfah- 
rungen einrichten,  in  seinen  Predigten  die  in  der  Gemeinde  vorgekommenen  Sün- 
den, welche  regelmässig  begangen  werden,  im  allgemeinen  berühren  und  besprechen^, 
ja  selbst  einer  aus  der  Beichte  bekannt  gewordenen,  ihn  bedrohenden  Gefahr  oder 
Beschuldigung  ausweichen,  sofern  nach  der  Sachlage  ein  nothwendiger  Zusammen- 
hang zwischen  seinem  Benehmen  und  der  Beichte  nicht  zu  erkennen  ist^  Anderer- 
seits ist  er  aber  nicht  berechtigt,  auch  nur  ausserhalb  der  Beichte  mit  dem  Beioht- 
kinde,  ohne  dass  dieses  es  verlangt,  über  dessen  Beichte  zu  sprechen^,  ebensowenig 
mit  Personen ,  deren  Sünden  er  durch  die  Beichte  eines  anderen  kennen  gelernt  hat, 
darüber  zu  verhandeln  oder  sie  zurechtzuweisen^.  Er  darf  femer  nicht,  wenn  er  zugleich 
die  kirchliche  iurisdictio  besitzt  oder  später  erworben  hat,  bei  der  Verwaltung  der- 
selben von  dem,  was  er  als  Beichtvater  erfahren  hat,  Gebrauch  machen®,  so  z.  B. 


i  Daich  Mittheilnngen ,  welche  wegen  ihres 
Inhaltes  auf  das  in  der  Beichte  Geoffenbarte 
Bchliessen  lassen,  wenn  er  z.  6.  unter  den  meh- 
reren seiner  Pönitenten  einen  besonders  lobt, 
weil  dieser  blos  lässliche  Sünden  begangen  habe, 
oder  durch  Zeichen ,  z.  B.  wenn  er  durch  seine 
Mienen  und  Geberden  bei  der  Belohte  bei  den 
Umstehenden  den  Verdacht  erregt,  dass  eine 
schwere  Sünde  gebeichtet  wird ,  ferner  nach  der 
Beichte  sein  Benehmen  gegen  das  Beichtkind  in 
auffalliger  Weise  ändert. 

2  Dabei  ist  aber  alles  zu  vermeiden ,  woraus 
geschlossen  werden  könnte,  dass  er  seine  Kennt- 
niss  lediglich  durch  die  Beichte  gewonnen  hat. 

Ein  Dekret  der  Ck>ngr.  oonc.  v.  18.  November 
1681  untersagt  den  Missionspriestem  die  ihnen 
durch  die  Beichte  bekannt  gewordenen  Sünden 
auch  nur  im  Allgemeinen  dem  Pfarrer ,  um  ihn 
zu  energischerer  Seelsorgethätigkeit  zu  veran- 
lassen ,  zur  Anzeige  zu  bringen ,  Tappehorn 
S.  260. 

3  Ausführlicheres  darüber  bei  Ferraris  n.  14; 
München  S.  703. 

*  Schmalzgrueber  n.  67.  Wenn  Mün- 
chen S.  700  meint,  dass  hierin  keine  Ver- 
letzung des  Beichtsiegels  läge,  vielmehr  die  Un-< 
erlaubtheit  daraus  folge,  dass  der  Beichtvater  von 
seiner  Kenntniss  nur  einen  beichtsakramentalen, 
keinen  andern  Gebrauch  machen  dürfe,  so  über- 
sieht er,  dass  das  letztere  einzig  und  allein  die 
Folge  des  Beichtsiegels  ist. 

<>  Schmalzgrueber  n. 66.  Auch  dann  nicht, 
wenn  ihm  das  Beichtkind  die  Erlaubniss  dazu 
gegeben  hat,  In  Betreff  des  Mitschuldigen  des 
letzteren,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec.  VI. 


11.  n.  1. 1.  f.  a  auch  die  o.  S.  122.  n.  1  ange- 
führten drei  Konstitutionen  Benedikts  XIV., 
welche  hier  insofern  in  Betracht  kommen,  als  sie 
den  Beichtvätern  verbieten ,  von  den  Beicht- 
kindern die  Namen  der  Mitschuldigen  zu  erfor- 
schen, um  dann  gegen  sie  einschreiten  zu  kön- 
nen.   Vgl.  femer  Münchens.  701. 

8  c.  2  (Eugen  UI.?  o.  Alexander  UI.?  Jaf  f^ 
ed.  I.  n.  9092)  X.  de  off.  ind.  ordin.  I.  31:  „Si 
sacerdos  sdat  pro  certo ,  aliquem  esse  renm  ali- 
ouius  criminls  vel  si  confessus  f uerit ,  et  emen- 
dare  voluerit,  nisi  iudiciario  ordine  quis  probare 
possit,  non  debet  eum  arguere  nomlnatim,  sed 
indeterminate,  sicut  dixit  Christus:  Unus  vestrum 
me  traditurus  est  Sed,  si  iUe,  cui  damnum 
iUatum  est,  petierit  iustitiam,  potest  excommu- 
nicare  auctorem  damni ,  licet  etiam  ei  confessus 
fuerit.  Sed  tamen  non  nominatlm  potest  eum 
removere  a  communione,  licet  sdat  eum  esse 
reum,  quia  non  ut  iudex  seit  sed  ut  deus.  Sed 
debet  eum  admonere ,  ne  se  ingerat ,  quia  nee 
Christus  Judam  a  communione  removit^,  bezieht 
sich,  wie  der  Ausdruck  ut  deu8  zeigt,  auf  die 
Privatbeichte,  so  auch  die  herrschende  Annahme, 
s.  Gonzalez  Tellez  ad  c.  2.  dt. ;  Gründler 
S.  87;  Phillips  a.a.  0.;  München  S.  702. 
Dagegen  allerdings  Andres,  neues  Arch  d. 
Criminalrechts  1,  575  u.  Glück,  Pandekten 22, 
171.  Dass  hier  doch  ein  gewisser  Gebrauch  des 
in  der  Beichte  Erfahrenen  gestattet  wird ,  kann 
nicht  auffällig  sein ,  wenn  man  erwägt ,  dass  die 
Stelle  einer  Zeit  angehört ,  in  welcher  die  heu- 
tige Lehre  der  katholischen  Kirche  noeh  nicht 
zum  vollen  Abschluss  gelangt,  und  das  Beicht- 
gehelmniss  noch   nicht  durch  ein   allgemeines 
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bei  der  Besetzung  von  Aemtern  einen  auf  die  erwähnte  Weise  ihm  als  nnfilhig  be- 
kannten Elandidaten  von  der  Beförderung  ausschliessen  ^,  gegen  eine  beabsichtigte 
Eheeingehnng  nicht  wegen  ihm  so  kondgegebener  Ehehindemisse  einschreiten'. 

Dasjenige,  was  der  Beichtvater  zwar  dnrch  die  Beichte,  aber  zngleich  anch 
Anderweitig,  sei  es  vorher  oder  nachher,  erfahren  hat,  steht  nicht  unter  dem  Beicht- 

Die  Pflicht,  dasselbe  zu  bewahren,  besteht  auch  über  den  Tod  des  Pönitenten 
hinaus^. 

Ob  der  letztere  den  Beichtvater  von  der  Beobachtung  des  Beichtgeheimnisses 
wirksam  entbinden  kann,  ist  streitig.  Einerseits  wird  dies  schlechthin  verneint^, 
andererseits  unter  der  Voraussetzung  b^aht,  dass  der  Beichtende  eine  ausdrückliche, 
sieht  bloa  stillschweigende  Erlaubniss  —  deren  Widerruf  ihm  übrigens  jeder  Zeit 
freistehen  soU^  —  vollkommen  frei  und  ohne  irgend  welche  Beeinflussung  ertheilt 
hat',  während  eine  Mittelmeinung  ausser  der  Einwilligung  des  Pönitenten  noch  das 
Vorliegen  eines  guten  Zwecks  oder  einer  erheblichen  Ursache  verlangt^.  Da  in- 
dessen die  Pflicht  zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  nicht  blos  im  Interesse  des 
Beichtenden  eingeführt  ist,  so  hat  der  letztere  nicht  die  Macht,  den  Beichtvater  von 
der  Beobachtung  desselben  zu  entbinden,  und  es  erscheint  die  ausnahmslose  Ver- 
neinung der  Frage  um  so  gerechtfertigter,  als  die  entscheidende  Vorschrift,  das  La- 
teranensische  Konzil,  selbst  keine  Ausnahme  zugelassen  hat  ^. 


Kinhfiogesetz  getiehert  war.  üebilgeiiB  haben 
aaeh  naeb  Brlaas  desselben  gerade  über  den  hier 
fngUehen  Punkt  Kontroversen  bestanden,  s. 
Schmalzgraeber  u.  69.  Diese  sind  erst 
durch  Dekret  Clemens'  VUL  t.  26.  Mai  1594: 
eTam  snperioree  pro  tempore  existentes  quam 
eonfeasaili  qni  postea  ad  saperiorltatis  gradum 
feerint  promoti,  caveant  diligentissime,  ne  ea 
notitia  qnam  de  aliorum  peccatis  in  confessione 
habnerint,  ad  exteriorem  gabematlonem  ntantur 
.  . .  Atqne  ita  per  qnoscomqae  regularinm  snpe- 
rioies  obsenrari  mandamus^  nnd  dnreh  Dekret  d. 
Congr.  oltto.  y.  18.  Norember  1682:  „Ne  qnis 
pablice  ant  privatim  doceat  ant  defendat  licere 
uü  sdentia  ex  confessione  acquisita  cum  grara- 
mine  poenitentis,  qnamTis  seduderetur  quae- 
eamqne  eins  reTelaÜo  et  qnamTis  mnlto  majus 
giaramen  einsdem  poenitentis  ex  non  usn  seqne- 
Ntnr,  mandans  etlam  nnlTersis  poenltentiae  mi- 
nistris ,  nt  a  tali  doetiina  in  praxim  deducenda 
piorsua  abstineant"  (Ferraris  n;  13)  entschie- 
den worden. 

Nicht  die  PriTatbeichte  betreffen  das  mehrfach 
angefahrte  c  3  (c.  5.  Garth.  VIL  a.  419  o.  c.  132. 
133  eod.  eceles.  African.)  C.  VI.  qa.  3;  ebenso- 
wenig c.  5  (Alex.  1II.>  X.  de  adult  V.  16  (wozu 
noch  zn  vgl.  Gründler  S.  89). 

^  Schmalzgrueber  n.  70;  München 
2,702. 

>  Sehmalzgrneberl.  c,  wo  noch  weitere 
Beispiele. 

'  Weil  er  dann  nicht  blos  dnrch  die  Beichte 
davon  Knnde  hat  S.  anch  TappehornS.  261 
and  Lorin 8 er  S.  40. 

*  Da  einmal  noch  nach  dem  Tode  der  gnte 
Ruf  des  Verstorbenen  gefährdet  werden  könnte, 


nnd  femer  das  Beichtsiegel  anch  im  Interesse 
der  Kirche  besteht  Streit  herrscht  in  dieser  Be- 
ziehnng  nicht. 

ft  Grundier  S.  101;  München  2,  690. 

^  Ferraris  n.  18;  Tappehorn  S.  251; 
Lorinser  S.  37;  Wildt  8.  261. 

^  So  in  Anhalt  an  Thomas  von  Aquino 
snppl.  III.  part  qu.  11.  c.  4  n.  A.  Schmalz- 
graeber n.  62.  Phillips  a.  a.  0.;  Perma- 
neder  S.  636;  Lorinser  S.  36.  37,  die  tou 
Gründler  a.  a.  0.  dtirten. 

8  Ferraris  n.ia  19;  Tappehorn  S.  251, 
Dagegen  genügt  es  nach  Wildt  S.  251 ,  wenn 
yon  der  Erlaubniss  kein  Gebrauch  gemacht  wird, 
welcher  zu  Aergemiss  Veranlassung  glebt 

9  Es  wäre  daher  nur  eine  Lösung  der  unbe- 
dingt bestehenden  Pflicht  des  Beichtvaters 
(Bd.UI.  S.  827)  rechtUch  denkbar.  Darüber,  wer 
dazu  etwa  berechtigt  wäre,  fehlt  es  aber  auch  an 
einer  Vorschrift  Der  Beichtvater  als  solcher  hat 
sicherlich  nicht  das  Recht  dazu ,  nach  allgemei- 
nen Grundsätzen  könnte  vielmehr  der  Papst 
aUein  dazu  befagt  sein  (s.  a.  a.  O.  S.  82ö> 
Diesem  müsste  der  Beichtvater  indessen  erst  den 
Fall  zur  Prüfung  und  Entscheidung  unterbreiten, 
um  die  Lossprechung  von  seiner  Verbindlich- 
keit zu  erhalten ,  dadurch  würde  er  aber  schon 
stets  das  Beichtsiegel  verletzen ,  und  eine  nach- 
trägliche Heilung  dieser  Verletzung  ausgeschlos- 
sen bleiben,  wenn  der  Papst  die  Entbindung 
von  der  Pflicht  ablehnt. 

Ein  praktisches  Bedürftiiss  zu  dieser  Aus- 
nahme liegt  übrigens  auch  gar  nicht  vor.  Will  der 
Beichtende,  dass  seine  Beichte  bekannt  werde, 
so  kann  er  den  Inhalt  derselben  selbst  offenbaren 
oder  dem  Beichtvater  die  betreffenden  Eröff- 
nungen nochmals  ausserhalb  der  Beichte  machen 
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Demnach  darf  der  Beichtvater  in  keinem  Falle  etwas  über  die  bei  ihm  abgelegte 
Beichte  verlantbaren.  Das  gilt  selbst  dann,  wenn  für  den  Beichtenden  kein  Nach- 
theil daraus  entsteht^,  wenn  er  dnrch  die  Beichte  von  der  bevorstehenden  Verfibong 
eines  Verbrechens  Kenntniss  erhalten  hat  2,  wenn  die  Entdeckung  des  Gebeichteten  für 
das  Wohl  der  Kirche  oder  des  Staates  von  der  erheblichsten  Wichtigkeit  wäre^,  wenn 
er  durch  die  Beobachtung  des  Beichtsiegels  sich  selbst  der  grössten  Gefahr  oder  den 
schwersten  Nachtheilen  aussetzen  würde  ^.  Ebensowenig  darf  er  auf  Erfordern  der 
KirchenbehOrden  oder  einer  anderen,  insbesondere  der  staatlichen  Obrigkeit,  wie 
z.  B.  des  Richters^,  etwas  über  den  Inhalt  der  Beichte,  z.  B.  als  Denunziant  oder 
Zeuge  angeben^. 

Das  Lateranensische  Konzil  bedroht  die  Verletzung  des  Beichtsiegels  mit  der 
Deposition  und  strenger  Einsperrung  zu  ewiger  Busse  in  ein  Kloster  7.  Die  Strafen 
smä/erendae,  nicht  latae  sentenüae^.  Sie  treffen  allein  den  Beichtv^ater  ^  und  sind 
ausserdem  nur  anwendbar,  wenn  derselbe  vorsätzlich  ^^  die  ihm  gebeichteten  Sünden, 
gleichviel  ob  Tod-  oder  Iftssliche  Sünden  ^  *  und  zwar  einem  anderen  als  dem  Beich- 
tenden ^^  selbst  durch  Wort  oder  Zeichen  direkt  oder  indirekt  kund  gethan  hat.  Die 
Deposiüon ,  welche  an  sich  die  Amtsentsetzung  und  die  ünfthigkeit  zu  anderweiter 


und  ihn  zu  weiteren  Mittheilungen  darüber  er- 
mächtigen. 

i  Dagegen  Gründler  S.  100. 

2  A.  M.  z.  B.  J.  H.  Boehmer  J.  E.  P.  V.  38. 
S.50.  S.  aber  Gründler  S.  97;  München  2, 
692. 

3  Ueber  diese  Frage  ausführlich  Gründler 
S.  103.  Wegen  des  Streites  der  Jesuiten  mit  der 
Pariser  Akademie  i.  J.  161i-über  die  Verpflich- 
tung, ein  selbst  durch  Belebte  zur  Kenntniss  ge- 
langtes Vorhaben  eines  Königsmordes,  einer 
Majestätsbeleidigung  oder  einer  Verschwörung 
zur  Anzeige  zu  bringen,  daselbst  S.  106. 

4  Also  einer  Gefängnlssstrafe  oder  gar  dem 
Tode.  Ueber  Märtyrer  des  Beichtgeheimnisses 
8.  Tappe  hörn  S.  263. 

5  c.  13  (Honor.  III.)  X.  de  exe  prlvüeg.  V.  31 
verbietet  solche  Aufforderungen  an  die  Beicht- 
väter und  Anwendung  von  Zwang  gegen  die- 
selben. 

0  In  solchen  Fällen  hat  er  seine  Weigerung 
auf  das  Belchtgeheimniss  zu  stützen.  Wenn 
mehrfach  behauptet  wird ,  der  Geistliche  dürfe 
In  diesen  Fällen  erklären ,  er  wisse  nichts,  und 
eine  derartige  Aussage  auch  nöthlgenfalls  vor  Ge- 
richt beschwören ,  well  hierin ,  da  er  die  Kennt- 
niss nur  als  Stellvertreter  Gottes,  nicht  als 
Privatperson  besitze ,  keine  reservatio  mentalis 
läge,  Tappehorn  S.  263,  Lorlnser  8.37, 
so  geht  die  Denunziatlons-  und  Zeugenpflicht 
auf  Alles,  was  eine  Person  weiss,  gleichviel,  aus 
welcher  QueUe  Ihr  Kunde  geworden  ist,  und  da- 
her würde  ein  solches  Verhalten  nach  den  Be- 
griffen des  Straf  rechts  dem  Geistlichen  eine  Ver- 
urtheilung  wegen  Meineids  zuziehen  können. 

Es  ist  auch  keine,  nicht  einmal  eine  indirekte 
Ausnahme  (so  J.  H.  B  oeh  mer  1.  c  $.  47),  dass 
das  Breve  Gregor's  XV. :  Universi  dominlci  v. 
30.  August  1622.  $.  7  (Ferraris  s.  v.  sollici- 
tatio)  und  die  const.  Benedicti  XIV. :  Sacramen- 
tum  poenitentiae  v.  1.  Juni  1741.   %,  2.  (bull. 


clt.  1,  23)  den  Beichtvätern  einschärfen,  dass 
sie  ihre  Beichtkinder,  wenn  diese  ihnen  über  die 
soUicitatio  ad  turpla  eines  Priesters  (d.  h.  über 
unzüchtiges  Verhalten  desselben  gegen  Beicht- 
kinder bei  der  Beichte  oder  im  Zusammenhang 
mit  dieser)  etwas  in  der  Beichte  kund  thun,  an- 
halten sollen,  den  schuldigen  Priester  zu  denun- 
ziren.  Der  Pönitent  kann  das  Belchtgeheimniss 
nicht  verletzen ,  und  der  Beichtvater  würde  dies 
auch  in  anderen  Fällen  nicht  thun ,  wenn  er  die 
Beichtkinder ,  wo  dies  sittlich  geboten  Ist ,  ver- 
pflichtet, von  gewissen  strafbaren  Handlungen 
Anzeige  zu  machen. 

7  S.  0.  S.  127.  n.  2. 

8  Das  ergiebt  der  Wortiaut  des  c.  12  cit.  Die 
Doktrin  ist  auch  darüber  einig ,  Reiffenstuel 
V.  3a  n.  9;  Schmalzgrueber  n.  79;  Fer- 
raris n.  28. 

9  Nur  diesem  sind  sie  im  Gesetze  angedroht. 
Daher  erklären  auch  alle,  welche  die  eigentliche 
Pflicht  des  Beichtgeheimnisses  anderen  Personen 
auferlegen  (s.  0.  S.  129),  dass  bei  Verletzung 
desselben  durch  die  letzteren  nur  poenae  arbi- 
trariae  anwendbar  seien,  s.Z.  B.  Reiffenstuel 
n.  6;  Schmalzgrueber  n.  80;  Ferraris 
n.  30. 

^0  So  die  communis  opinio.  Man  beruft  sich 
dafür  auf  das  Wort  „praesumpserit"  in  c.  12.  oit, 
Reiffenstuel  n.  7;  Schmalzgrueber 
n.80;  Ferrarisn.  33. 

*i  Also  nicht  andere  Mittheilnngen ,  welche 
ihm  durch  die  Beichte  bekannt  geworden  sind, 
weil  c.  12  nur  von  „peccatum"  spricht,  Reiffen- 
stuel n.  6;  Schmalzgrueber,  Ferraris 
11.  cc. ;  München  2,  692. 

12  Weil  der  Begriff  des  in  c.  12  cit.  geforderten 
revelare  in  dem  Falle,  dass  der  Beichtvater  mit 
dem  Beichtkinde  auch  wider  Willen  des  letzteren 
über  die  Sünden  desselben  spricht,  nicht  vor- 
liegt, Reiffenstuel  n.8;  Schmalzgrueber 
n.  80;  Ferraris  1.  0.  n.  34. 
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Anstellimg  im  Kirohendienst  nmfasst  ^  ist  gegen  blosse  Priester  ohne  Amt  oder  Bene- 
fiamn  allein  in  der  Weise  möglich,  dass  ihnen  für  immer  die  Berechtigung  entzogen 
wird,  die  priesterlichen  Funktionen  auszuüben  ^.  Die  angedrohte  Einsperrung  in  ein 
Kloster  hatte  einmal  den  Zweck,  die  wirkliche  Uebemahme  und  VoUfllhrung  der 
Bussleistongen  durch  den  Verurtheilten,  andererseits  aber  auch  den  Lebensunterhalt 
desselben  zu  sichern^.  Da  aber  in  der  Jetztzeit  die  katholische  Kirche  in  den 
modernen  Staaten  keine  Freiheitsstrafen  verhängen  darf  ^,  so  bleibt  höchstens  statt 
derselben,  wo  und  soweit  dies  zulässig,  die  Verweisung  in  eine  Dementen -Anstalt 
zur  Uebemahme  von  Bussleistungen  übrig  ^. 

In  allen  übrigen  Fällen  der  Verletzung  des  Beichtsiegels  durch  den  Beichtvater, 
wenn  sie  z.  B.  aus  Unachtsamkeit  (culpa) ,  oder  gegenüber  dem  Beichtenden  oder 
durch  Offenbarung  anderer  Mittheilungen  als  der  erwähnten,  erfolgt  ist,  kann  nur 
eine  arbiträre,  geringere,  als  die  erwähnte  Strafe,  z.  B.  suspensio  ab  ordine  auf  Zeit, 
gegen  ihn  verhängt  werdend 

Die  von  der  katholischen  Kirche  entwickelten  Grundsätze  über  das  Beichtsiegel 
dnd  seit  dem  Mittelalter  in  Deutschland  auch  als  staatlich  bindendes  Recht  anerkannt 
worden,  ja  unter  der  Herrschaft  des  seit  dem  15.  Jahrhundert  entwickelten  Staats* 
kirchenthums  hat  man  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Handhabung  der  kirchlichen 
Disziplinaj^erichtsbarkeit  an  «ne  weitgehende  Kontrole  und  Mitwirkung  des  Staates 
gebunden  worden  ist,  staatlicherseits  besondere  Strafirorschriften  gegen  ^e  Ver- 
letzung des  Beichtgeheimnisses,  'allerdings  unter  gleichzeitiger  Einbeziehung  der 
bei  der  Amtsverwaltung  dem  Geistlichen  überhaupt  gemachten  Mittheilungen  erlassen^. 


«  Kober,  Deposition  S.  26.  184. 

<  Anden  lässt  sich  bei  einem  solchen  das 
officio  sacerdotall  deponere  nicht  lealifliren.  Dass 
aber  damit  blosse  Iiihabilitat ,  belchtzahoien, 
gemeint  sei  (soLorinser  S.  43),  widerspricht 
dem  Wortlaut  des  c.  12.  dt. 

Wenn  von  den  S.  127.  n.  2  citirten  Konzilien 
Trier  1227,  Köln  1279  and  Lambeth  1330  die 
Strafe  als  degradatio  honoris  und  degradari  be- 
zeichnen, 80  ist ,  wie  ihr  weiterer  Wortlaut  er- 
gieht,  damit  nicht  die  Degradation  im  späteren 
imd  heutigen  Sinne  gemeint. 

*  Die  in  c  2.  Dist.  VI.  de  poenit.  angedrohten 
Strafen  der  Infamie  und  des  ewigen  Exils  (s. 
S.  126.  n.  7),  Ton  denen  München 2,  699  noch 
die  erstere  für  praktisch  hält,  würden  selbst 
dann,  wenn  die  Herkunft  der  Stelle  bekannt  und 
ihre  frühere  allgemeine  Gesetzeskraft  sicher  ge- 
stellt wäre,  durch  c.  12  cit  aufgehoben  sein,  wie 
dies  schon  die  Aelteren ,  Rei f f  en s  tu el  n.  3 ; 
Sehmalzgrueber  n.  79,  mit  Recht  bemerkt 
hahen. 

*  S.  darüber  unten  im  Strafrecht  Wenn  da- 
her selbst  noch  Phillips  a.  a.  O.  in  üebereln- 
tttnmung  mit  Reiffenstuel  c.  37.  n.  111; 
Sehmalzgrueber  n.  79  bemerkt,  dass  an 
Stelle  der  Verweisung  in  ein  Kloster  längeres 
oder  kürzeres  Gefängniss  getreten  ist,  so  ent- 
spricht dies  nicht  dem  heutigen  Stande  der 
Dinge. 

9  S.  darüber  gleichfalls  unten  im  Strafrecht. 
«  Tgl.  die  Anführungen  in  Anm.  10  S.  132. 
Diss  die  Verletzung  des  Beichtgeheimnisses 
durch  den  Beichtrater  ein  kirchliches  Disziplinar- 


vergehen bildet  und  daher  der  kirchlichen 
Disziplinargerichtsbarkeit  unterliegt ,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises.  Die  älteren  Kano- 
nisten  behandeln  trotzdem  die  Frage  ausführlich, 
ob  die  Bestrafung  vor  den  weltlichen  oder  geist- 
lichen Richter  gehöre,  und  indem  sie  wegen  der 
Sakramentalität  der  Beichte  das  Vorliegen  einer 
res  spiritualis  annehmen ,  gelängen  sie  zu  dem- 
selben Resultat,  wobei  sie  die  weitere  Kontro- 
verse, ob  der  ordentliche  geistliche  Richter  oder 
die  Inquisition  einzuschreiten  habe,  zu  Gunsten 
des  ersteren  entscheiden,  Reiffenstuel  n.  9. 
10;  Sehmalzgrueber  n.  81.82;  Ferraris 
n.  36.  36.  Im  Uebrigen  heben  sie  hervor ,  dass 
zum  Einschreiten  gegen  den  Beichtvater  keine 
Erlaubnlss  des  Beichtkindes  erforderlich  sei, 
dass  zum  Beweise  testes  singulares  genügen,  so- 
wie dass,  wenn  der  Beichtvater  den  Einwand  er- 
hebt ,  das  Beichtkind  habe  ihm  die  Offenbarung 
des  Gebeichteten  erlaubt,  er  beim  Bestreiten  des 
letzteren  die  Beweislast  überkomme,  dagegen 
aber ,  wenn  ihn  ein  anderer  angeklagt  habe ,  da- 
von frei  sei,  Reiffenstuel  n\  9ff.;  Sehmalz- 
grueber n.  83  ff.;  Ferraris  n.  37  ff. 

^  PreusB.  A.  L.  R.  II.  11.  S-  80:  «Was  einem 
Geistlichen  unter  dem  Siegel  der  Beichte  oder 
der  geistlichen  Amtsverschwiegenheit  anvertraut 
worden ,  das  muss  er  bei  Verlust  seines  Amtes 
geheim  halten";  II.  20.  %,  600:  „Geistliche, 
welche  ausser  den  in  den  Gesetzen  bestimmten 
Fällen  (Tit.  11.  $.  82)  Geheimnisse,  die  ihnen 
unter  dem  Siegel  der  geistlichen  Amtsverschwie- 
genheit anvertraut  worden ,  offenbaren  ,  sollen 
nach  Bewandtnlss  der  Umstände  mit  wlllkühr- 
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und  diese  sind  erst  durch  das  Reichsstrafgesetzbaoh  beseitigt  worden  ^.  Femer  war 
auch  im  gemeinen  Straijprosess  das  Recht  des  Beichtvaters  anerkannt,  über  den  In- 
halt der  ihm  abgelegten  Beichte  das  Zengniss^  zu  verweigern,  nnd  Anzeigen  in  Be- 
treff desselben  zu  unterlassen  3,  wenngleich  darflber  gestritten  wurde^  ob  dieses  Recht 
ausnahmslose  Anerkennung  zu  beanspruchen  habe,  nnd  welche  etwaigen  Ausnahmen 
davon  zu  machen  seien  *,  Unter  dem  Einflüsse  dieses  Streites  hat  die  deutsche  Parti- 
kulargesetzgebung seit  dem  vorigen  und  in  diesem  Jahrhundert  vielfach  die  Pflicht 
zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  für  einzelne  Fälle  verneint^.  Auf  demselben 
Standpunkt  steht  auch  noch  die  heutige  Reichsgesetzgebung. 

Sie  erkl&rt  den  Geistlichen  sowohl  in  Bezug  auf  das  ihm  in  der  Beichte,  wie 
auch  in  Bezug  auf  alles  bei  Ausübung  der  Seelsorge  Anvertraute  zur  Verweigerung 
des  Zeugnisses  in  Civil- ^  und  Strafsachen  "^  fdr  berechtigt.  Für  den  Civilprozess 
entfällt  aber  diese  Befugniss,  wenn  der  Geistliche  seiner  Verpflichtung  von  der  be- 
theiligten Person  entbunden  worden  ist^.  Für  den  Strafprozess  gilt  dies  nicht,  viel- 
mehr hat  der  Geistliche  hier  seinerseits  lediglich  darüber  zu  befinden,  ob  er  Zeugniss 
ablegen  will,  und  wenn  er  sein  Zeugniss  nicht  verweigert ,  darf  ihn  der  Richter  nie- 
mals zurückweisen^. 

Sodann  bestimmt  der  §.139  des  Reichsstrafgesetzbuches:  „Wer  von  dem  Vor- 
haben eines  Hochverraths ,  Landesverraths ,  Münzverbrechens,  Mordes,  Raubes, 
Menschenraubes  oder  eines  gemeingefilhrlichen  Verbrechens ^<)  zu  einer  Zeit,  in  wel- 
cher die  Verhütung  des  Verbrechens  möglich  ist,  glaubhafte  Eenntniss  erh&lt  und  es 
unterlftsst,  hiervon  der  Behörde  oder  der  durch  das  Verbrechen  bedrohten  Person 
zur  rechten  Zeit  Anzeige  zu  machen,  ist,  wenn  das  Verbrechen  oder  ein  strafbarer 
Versuch  desselben  begangen  worden  ist,  mit  GefUngniss  zu  bestrafen.^  Eine  Aas- 
nahme  von  dieser  Anzeigepflicht  ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Pflicht  zur 
Zeugnissablegung  ausgeschlossen  ist,  nicht  gemacht,  sie  gilt  daher  auch  für  diese  ^^ 


lieber  Geldbusse ,    mit  Saspeusion  yon  ihren  selben  vorzubeniren.  Weitere  Nachwelsungen  bei 

Amt8verricbtungen  nnd  Einkünften  oder  Dienst-  GründlerS.  63  ff. 

entsetzung  bestraft  werdend  Auch  der  $.  155  des  0  RelGhsdyllprozess-Ordn.  $.348:  ^urVer- 

prenss.  Strafgesetzb.  v.  1851 :  Jtfedizinalpeisonen  weigemng  des  Zeugnisses  sind  berechtigt :  .  . . 

und  deren  Gehülfen,  sowie  alle  Personen,  welche  4.  Geistliche  in  Ansehung  desjenigen,  was  ihnen 

unbefugter  Weise  Privatgeheimnisse  offenbaren,  bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertraut  ist.  .  .  . 

die  ihnen  kraft  ihres  Amtes ,  Standes  oder  Ge-  Die  Yemehmung  der  Nr.  4.  6  bezeichneten  Per> 

werbes  anvertraut  sind,  werden  mit  Geldbusse  sonen  ist,  auch  wenn  das  Zeugniss  nicht  Ter- 

bis  zu  öOOThlrn.  oder  mit  Gefangnfss  bis  zu  weigert  wird,  auf  Thatsachen  nicht  zurichten,  in 

drei  Monaten  bestraft'',  umfasste  noch  die  Geist-  Ansehung  welcher  erhellt,  dass  ohne  Verletzung 

liehen.  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  ein  Zeug- 

1  g.  300,  welcher  dem  dt.  %.  155  nachgebildet  niss  nicht  abgelegt  werden  kann". 

ist,  begreift  die  Geistlichen  nicht  mehr.  ^  Reichsstrafprozess-Ordn.  g.  52 :  „Zur  Ver- 

2  Heffter,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Straf-  Weigerung  des  Zeugnisses  sind  femer  berechtigt : 
rechts.  5.  Aufl.  S.  511.  1.  Geistliche  in  Ansehung  desjenigen,  was  ihnen 

8  Weitere  Mittheilungen  über  beides  aus  der  bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertraut  ist", 

gemeinrechtlichen    Literatur    bei    Gründler  8  Relohscivilprozess - Ordn.  $.  350:  „Die  im 

S.  94  ff.  g.  348.  Nr.  4.  5  bezeichneten  Personen  dürfen 

^  Sehr  viele  rechneten  hierher  den  Fall  der  das  Zeugniss  nicht  verweigern,  wenn  sie  von  der 

Genehmigung  des  Beichtkindes,  manche  auch  die  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  entbunden 

S  132zuAnm.  1—3  gedachten,  vgl. Grund-  sind''. 

1er  S.  97.  »Löwe,    Kommentar    z.   Reichs-Str.-P.-O. 

6  Das  preuss.  A.  L.  R.  IL  11.  Jg.  81.  82  bei  3.  Aufl.  BerL  1882.   S.  252.  Nr.  8. 

der  Erlaubniss  des   Beichtkindes  und  für  die  lO  ygi.  dazu  Reichs.  Str.  G.B.  $$  306—330. 

Fälle ,  dass  die  Offenbarung  nothwendig  ist,  um  Es  gehört  hierher  z.  B.  die  Brandstiftung  nnd 

eine  Gefahr  vom  Staate  abzuwenden  oder  einem  die  Gefahrdang  eines  Eisenbahntransportes. 

Verbrechen  oder  den   schädlichen  Folgen  des-  ^^  So  das  Reichsgericht,  III.  Str.  Sen.  vom 
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nsd  deahalb   ist   «aoh  der  Beichtvater    der  Anzeigepflicht   des  §.   139  anter- 
werfend 

Ebensowenig  können  dureh  die  erwähnten  Reichsgesetze  diejenigen  partikular- 
reehtüohen  Vorschriften,  welche  ohne  die  Androhung  einer  Ejriminalstrafe  eine  weiter 
gehende  Anzeigel)>fficht  als  die  eben  gedachte  festsetzen  ^ ,  für  aufgehoben  erachtet 
werden,  sie  finden  also  gleichfalls  noch  auf  die  Beichtväter  Anwendung  3. 


§.  204.    5.  Die  letzte  Oel/mg^. 
Die  letzte  Oelnng  [extrema  unctio)  ist  daqenige  Sakrament^,  welches  den  dem 


16.  Mai  1880,  Enteckeidungen  in  StiafBaohen  2, 
57,  und  auch  die  überwiegende  Meinung, 
T.  Sckwarze,  Kommentar.  4.  Ausg.  Leipzig 
1879.  S.  402;  John  i.  t.  Holtzendorff , 
Hdboh.  d.  deutsch.  Straf  rechts.  Berlin  1871.  8, 
402;  Berner,  Lehrb.  d.  Strafrechts.  13.  Aufl. 
Leipzig  1884.  S.  404;  G.  H.  Meyer,  Lehrb.  d. 
Stiaftechts.  $.  192. 

1  Wenn  es  auch  prinzipell  richtiger  gewesen 
wäre,  den  Beichtrater  nicht  in  Kollision  mit 
seiner  Pflicht  in  Bezug  auf  das  Beichtgeheimniss 
zu  bringen ,  so  kommt  doch ,  abgesehen  davon, 
dsas  die  Strafe  nur  bei  erfolgter  Begehung  des 
Yerbreckens  oder  bei  stattgehabtem  Versuch  des- 
selben verhängt  werden  kann,  in  Betracht ,  dass 
die  Angabe  der  Person  nicht  erforderlich  ist, 
falls  das  Verbrechen  ohne  diese  verhütet  wer- 
den kann.  Auch  würde  es  gerechtfertigt  sein,  dass 
der  Sichter  in  solchen  Kollisionsfallen  auf  das 
niedrigste  Strafmass  von  einem  Tag  Gefängniss 
erkennt. 

s  Wie  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  $•  82 
(s.  S.  134.  n.  6),  weil  der  Zweck  dieser  Anzeige 
nicht  dahin  geht,  den  Verbrecher  den  staat- 
lichen Gerichten  zu  überliefern,  sondern  blos 
Schaden  zu  verhüten. 

'  Vgl.  Löwe,  Kommentar  a.  a.  0.;  P.  Hin- 
s  Chi  US,  preuss.  Kirchenrecht.  Berlin  1884. 
S.98. 

^  Joan.  Dallaeus,  de  duobus  Latinorum  ex 
unctione  sacramentis ,  conürmatione  et  extrema, 
nt  vocant,  unctione  disputatio ,  Genev.  1669 ; 
Joan.  Launojus,  de  sacramento  unctiouis 
aegrotorum  Par.  1673  (opp.  t.  L  p.  I.  p.  484  ff.) ; 
Oliser,  die  Krankenolung  in  ihrer  biblischen 
D.  histor.  Begründung.  Regensburg  f839;  das 
Sakrament  der  letzten  Oelung  i.  d.  Zeitsohr.  f. 
Phaosophie  und  kathoUsche  Theologie.  Hft.  30 
rCoblenz)  S.  39;  Weinhart  in  Wetzer  und 
Weite,  Kirchenlexikon,  1.  AufL  7,  716; 
Steitz  in  HerzogjRealencyclopädielprotestant 
Theologie  2.  Aufl.  2,  727;  Binterim,  Denk- 
würdigkeiten VI.  3, 217£C ;  Probst,  Sakramente 
u.  Sakramentalien  i.  d.  3  ersten  ohristl.  Jahr- 
hunderten S.  373 ff.;  Benedict.  XIV.  desyn. 
dioeees.  VIU.  c.  1— a 

fi  Trid.  Sess.  XIV.  doot  de  sacr.  extr.  unct 
c  1 :  jylnstituta  est  autem  haec  sacra  unctio  in- 
flimonun  tanquam  vere  et  proprio  sacramentum 
novi  testamenti  a  Christo  domino  nostro,  apud 
Marcum  (VI.  13)  quidem  insinuatum,  per  Jaco- 


bum  autem  apostolum  (V.  14  sqq.)  ac  domini  fra- 
trem  fldelibus  commendatum  ac  promulgatum". 
Inflrmatur,  inquit,  quis  in  vobis?  inducatpres- 
byteros  ecclesiae  et  orent  super  eum,  unguentes 
eum  oleo  in  nomine  domini ;  et  oratio  fldei  sal- 
vabit  inflrmum  et  allevabit  eum  dominus  et,  si 
in  peccatis  sit,  dimittentur  ei"  u.  de  sacr.  extr. 
unct  can.  1 :  „Sl  quis  dixerit,  extremam  unctio- 
nem  non  esse  vere  et  proprio  sacramentum  a 
Christo  domino  nostro  institutum  et  a  b.  Jacobe 
apostolopromulgatum,  sedritum  tantum  acceptum 
a  patribus  aut  flgmentum  humanum :  anathema 
sit^.  Pas  richtet  sich  gegen  die  protestantische 
Auffassung.  In  der  That  vermag  die  katholische 
Kirche  keine  direkte  Einsetzung  durch  Christus, 
wie  dies  auch  das  Tridentinum  zeigt,  nachzu- 
weisen. Nach  protestantischer  Anschauung  wer- 
den bei  Markus  und  Jacobus  blos  Kranken- 
salbungen mit  dem  im  Alterthum  als  Heilmittel 
geltenden  Gel  zum  Zweck  der  Genesung,  nicht 
zur  Vorbereitung  für  den  Tod  erwähnt  Auch 
die  vielfach  angeführte  ep.  Innoc  L  ad  Decent. 
£ugubin.a.416.  c8,  Coustant  p.  863:  „Quod 
(Jacob.  V.  14  sqq.)  non  est  dubium  de  fldelibus 
aegrotantibus  accipi  vel  intelUgi  debere,  qui 
sancto  oleo  chrismatis  perungi  possunt ,  quod  ab 
episcopo  confectum,  non  solum  sacerdotibus,  sed 
et  Omnibus  uti  christianis  licet  in  sua  aut  in  suo- 
rum  necessitate  ungendum.  .  . .  Nam  poenitenti- 
businfundinon  potest,  qula  genus  est  sacramenti. 
Nam  quibus  reliqua  sacramenta  negantur,  quo- 
modo  unum  genus  putatur  esae  concedi?"  (c  3 
Dist  XCV.),  handelt  noch  von  einer  solchen 
Krankensalbung,  aber  die  Kirche  hat  dieselbe 
damals  schon  ala  religiöse  Handlung  (nicht  als 
Sakrament)  in  ihren  Dienst  gestellt ,  Steitz 
a.a.O.  S.728,  s.  auch  Hahn,  Sakramente  S.  96. 
Seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  gelangte  die 
Salbung  in  dieser  Anwendung  zur  allgemeinen 
Verbreitung,  namentlich  in  Frankreich,  vgl. 
Chalons  813  c.  48,  Mansi  14,  104:  „Secundum 
b.  apostoli  Jacobi  documentum,  cul  etiam  doon- 
menta  patrum  consonant ,  infirmi  oleo ,  quod  ab 
episcopis  benedicitur,  a  presbyterls  ungi  debent 
. . .  Non  est  itaque  parvi  pendenda  huiuscemodi 
medidna  quae  animae  corporisque  medetur  lan- 
guoribus«;  u.  Pavia  860  c  8,  1.  c  p.  931  :  „Illud 
quoque  salutare  sacramentum ,  quod  commendat 
Jacobus  apostolns  dicens  .  . .  solerti  praedioationi 
populis  innotescendum  est,  magnum  sane  ac  valde 
appetendum  mysterium,   per  quod  si  fldeliter 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirche  durch  dieselbe. 
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Tode  entgegen  gehenden  Kranken  vermittelst  Salbung  mit  dem  Kranken-Oel  ^  durch 
den  Priester  gespendet  wird^,  und  welches  die  Sünden,  soweit  solche  noch  nicht 
durch  das  vorher  empfangene  Sakrament  der  Busse  und  der  Eucharistie  getilgt  sind', 
und  die  Ueberreste  der  Sünden  beseitigt,  die  Seele  des  Kranken  zur  leichteren  fir- 
tragung  der  Beschwerden  der  Krankheit  und  zum  Widerstände  geg^n  die  Versuchun- 
gen des  Bösen  stärkt,  ja  auch,  wo  dies  für  das  Seelenheil  zuträglich  erscheint,  (Ge- 
nesung gewährt*. 


posdtui  et  (peceata)  remittantnr  et  consequentei 
corporalls  salns  Testituitor. . . .  Hoc  tarnen  Bcien- 
dum,  quia  si  is  qui  inflrmatTU  publicae  poe- 
nitentiae  mancipatus  est,  non  potest  buins 
mysterii  consequi  medicinam ,  nisi  priua  lecon- 
ciliatione  percepta  communionem  corporis  et  san- 
guinis Christi  meruerit.  Gni  eulm  reliqua  sacra- 
menta  interdlcta  sunt ,  hoc  uno  nulla  ratione  uti 
conceditur.  Si  autem  inflmii  qnalitas  talls  est, 
ut  per  se  ipsum  visitandum  et  unguendum  dlg- 
num  exlstimet  episcopus,  ab  ipso  quam  plurimum 
competenter  fleri  valeat ,  a  quo  ipsum  chrisma 
confldtur  et  cui  peccata  remittendl  officio  privi- 
legü  potestas  concessa  est'',  indem  sie  allerdings 
anscheinend  nur  bei  solchen  für  notbwendig  ge- 
balten wurde ,  welche  '  sieb  schwerer  Sünden 
schuldig  gemacht  und  für  diese  öffentliche  Bosse 
geleistet  hatten.  Seit  jener  Zeit  beginnt  man 
auch  die  Krankensalbung  zu  den  Sakramenten, 
freilich  in  dem  damals  noch  sehr  schwankenden 
und  weiten  Begriffe  des  Wortes,  zu  zählen, 
Hahn  S.  104 ff.  Namentlich  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert (allerdings  vereinzelt  schon  früher)  wird 
ihr  dann  nicht  nur  die  Linderung  der  Schmerzen 
oder  nach  Umstanden  auch  völlige  Heilung,  son- 
dern auch  Vergebung  der  Sunden  und  Versiche- 
rung der  Gnade  Gottes  für  alle  Fälle,  sei  es  des 
Lebens,  sei  es  des  Todes,  zugeschrieben.  Da  man 
aber  sodann  das  Schwergewicht  auf  die  letztge- 
dachte Wirkung  legte,  war  es  erklärlich,  dass  die 
Krankenölung  der  sich  im  Laufe  desselben  Jahr- 
hunderts feststellenden  Siebenzahl  der  Sakra- 
mente als  das  Sakrament  der  Sterbenden ,  sacra- 
mentum  exeuntium  oder  als  extrema  unctio,  ein- 
gereiht wurde,  Hahn  S.  293.  351.  107;  Steitz 
S.  728. 

1  D.  h.  Oliven  -  Oel.  Dasselbe  muss  vom  Bi- 
schof geweiht  sein  (was  gleichzeitig  mit  der  Weihe 
des  Chrisma  und  des  Katechumenen-Oeles  am 
grünen  Donneistage  geschieht,  S.  59  n.  9),  Trid. 
1.  c  c.  1 ;  Rituale  roman.  t.  5  o.  1  n.  3 ;  Gatech. 
Tom.  P.  II.  c  6  qu.  5,  Jedoch  darf,  wenn  das  Oel, 
welches  jährlich  erneuert  wird  —  das  übrig  ge- 
bliebene alte  wird  verbrannt  —  das  Jahr  auszu- 
gehen droht,  dem  geweihten  Oel  nöthigenfalls 
eine  im  Verhältniss  kleinere  Quantität  unge- 
weibten  zugesetzt  werden,  Rituale  L  c  Salbung 
mit  Oel,  welches  ein  Priester  geweiht  hat,  macht 
die  Spendung  des  Sakramentes  nichtig  und  un- 
wirksam, abgesehen  von  dem  Falle,  dass  derselbe 
dazu  die  päpstliche  Ermächtigung  erhalten  hat, 
B  e  n  e  d.  XIV.  de  syn.  dioeces.  VIII.  1.  n.  4.  Für 
das  Gebiet  der  unirten  griechischen  Kirche ,  in 
welcher  die  Priester  von  Jeher  erst  unmittelbar 
vor  der  Spendung  das  Oel  geweiht  haben,  ist  dies 
päpstlicherseits  ein  für  alle  Mal  gestattet ,  s.  das 
fast  wörtlich  bei  Benedict  XIV.   coust    £t8i 


pastoralls  $.  4  v.  26.  Mai  1742,  bull,  cit  1,  77 
wiederholte  Dekret  Clemens  VIII.  v.  1595;  const. 
Benedict  XIV. :  Ex  quo  primum  v.  1.  März  1756 
$$.  44 ff.,  L  c  4,  167;  Ferraris  s.v.  eztrema 
unctio  n.  7. 

2  Ueber  die  Körpertheile ,  an  denen  die  Sal- 
bung vollzogen  wird,  Rituale  rom.  l.  c.  n.  15: 
„Quinque  vero  corporis  partes  praecipue  ungi  de- 
bent,  quos  veluti  sensuum  instrumenta  hominl 
natura  tribuit,  nempeoculi,  aures,  nares,  os  et 
manus :  attamen  pedes  etiam  et  renes  unguendl 
sunt ;  sed  renum  unctio  in  muUeribus  honestatis 
gratia  semper  omittitur  atque  etiam  in  virls, 
quando  inflrmus  commode  moveri  non  potest 
Sed  sive  in  mulieribus  sive  in  viris,  alia  corporis 
pars  pro  renlbus  ungi  non  debet",  s.  auch  Catech. 
rom.  l.  a  qu.  10.  Die  Salbungen  der  erwähnten 
Körpertheile  oder  der  Paare  entsprechender  Kör- 
pertheile erfolgen  nach  einander  und  zwar  unter 
Anwendung  der  Form :  „Per  istam  sanctam  unc- 
tionem  et  suam  piissimam  misericordlam,  indul- 
geat  tibi  dominus  quidquid  per  visum  (per  audi- 
tum ,  per  odoratum ,  per  gustum  et  looutionem, 
per  tactum,  per  gressum,  per  lumborum  delecta- 
tionem)  deliqulstl",  Rituale  1.  c.  n.  20  in  der 
Weise,  dass  zu  Jeder  einzelnen  Salbung  die  Form 
mit  Erwähnung  der  Funktion  des  zu  salbenden 
Körpertheiles  gesprochen  wird,  1.  c  c.  2  n.  7  ff.. 
Jedoch  genügt  im  Nothfalle  (aber  nur  in  diesem) 
die  Salbung  eines  Körpertheils  unter  Bezeichnung 
der  Thätigkeit  aller  regelmässig  zu  salbenden 
Körpertheile  in  der  einmal  zu  sprechenden  For- 
mel, Ferraris  l.  c.  n.  18.  19.  Ist  es  zweifelhaft, 
ob  der  Kranke  noch  lebt,  so  ist  die  Salbung  be- 
dingt (Si  vivis,  per  istam  s.  unctionem  etc.)  vor- 
zunehmen, Rituale  1.  c.  n.  12. 

8  Trid.  1.  c.  c.  2 :  .  . .  „Res  etenim  haec  gratia 
est  Spiritus  sancti,  cuius  unctio  delicta,  si  qua 
sint  adhuc  expianda  ac  peccati  reUquias  abster- 
git  et  aegroti  animam  alleviat  et  conflrmat,  mag- 
nam  in  eo  dlvinae  misericordiae  flduciam  exd- 
tando ,  qua  inflrmus  sublevatus  et  morbi  inoom- 
moda  ac  labores  levius  fert  et  tentationibus  dae- 
monis  calcaneo  insidiantis  facilius  reslstlt  et  sa- 
nitatem  corporis  interdum,  ubi  saluti  animae  ex- 
pedierit.  consequitur*'.  In  Betreff  der  Sünden 
bestimmt  dies  der  Gatech.  roman.  l.  c.  qu.  14 
näher  dahin:  „hoc  sacramento  gratiam  tribui, 
quae  peccata  et  inprimis  quidem  leviora  et,  ut 
communi  nomine  appellantur,  venialia,  remittit ; 
exitiales  enim  culpae  poenitentiae  sacramento 
tolluntor.  Neque  euim  hoc  sacramentum  prima- 
rio  loco  ad  graviorum  criminum  remissionem  in- 
stitutum  est :  sed  baptismus  tantum  et  poenlten- 
tia  vi  sua  hoc  efflciunt". 

4  S.  die  vor.  Anm.  Die  Aufzählung  dieser 
verschiedenen  Wirkungen  neben  einander  erklärt 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  letzte  Oelung. 
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Ffir  das  Beehtsgebiet  kommt  nur  die  Befngniss  zur  Spendung  und  das  Recht 
zum  Empfange  dieses  Sakramentes  in  Betracht.  Im  Uebrigen  ist  es  ftlr  dasselbe  be- 
dentongalos,  da  es  weder  die  Voranssetznng  fdr  bestimmte  kirchliehe  Rechte  bildet, 
noch  seine  Spendnng  oder  sein  Empfang  rechtliche  Folgen  hervorbringt. 

L  Das  Recht  znr  Spendnng.  Be&higt  znr  gültigen  Spendnng  der  letzten 
Oelimg  ist  nnr  der  Bischof  oder  der  Priester^,  aber  anch  ein  einzelner  Priester  allein'^. 

Die  Bereehtignng  dazn  besitzt  indessen  nnr  der  Pfarrer,  an  dessen  Stelle  selbst- 
Terstftndlieh  anch  der  Bischof,  dessen  Pfarrei  oder  Diöcese  der  Ejranke  dnrch  das 
Domizil  angehört^,  oder  in  dessen  Sprengel  Jemand  bei  vorübergehendem  Anfent- 
hslte  nnd  bei  eintretender  Krankheit  das  Sakrament  begehrt^.  ;£in  anderer  Priester 
kann  daher  das  Sakrament  erlaubter  Weise  allein  mit  Genehmigung  des  Pfarrers  oder 
Bischofs  spenden^,  wenn  nicht  etwa  ein  Fall  dringender  Todesgefahr  vorliegt^. 

Dem  Bischof  hat  der  Sacrista  oder  der  mit  der  Seelsorge  für  das  Kapitel  betraute 
Pfturrer  die  letzte  Oelung  zu  ertheilen  ^. 

Die  Ordensgeistlichen  sind  hinsichtlich  der  Verwaltung  dieses  Sakramentes  in 
keiner  Weise  privilegirt,  verfallen  sogar  dadurch,  dass  sie  das  Sakrament  (ausser 


lieh  danns,  dass  die  ScliolastikeT  in  der  näheren 
Bestimmung  der  Hanptwirkung  des  Sakramentes 
oicht  einig  waren,  nnd  dass  das  Konzil  die  hanpt- 
sichliclisten  Ansichten  neben  einander  hinstellt, 
Hahn,  Sakramente  S.  349  ff.,  Steitz  a.  a.  O. 
S.730. 

1  Tiid.  L  c.  r.  3 :  .  . .  „proprio»  hnius  sacia- 
menti  ministros  esse  ecclesiae  presbyteros,  quo 
nomine  eo  loeo  non  aetate  senlores  aut  primores 
in  popnlo  intelllgendl  Tenlnnt ,  sed  aut  episcopi 
tut  sacerdotes  ab  ipsis  rite  ordlnati  per  Imposl- 
tionem  mannnm  presbyterli'' ,  n.  1.  c.  can.  4. 
Aneh  der  exkommnnidrte ,  degradirte ,  schlsma- 
dsehe  nnd  häretische  Priester  oder  Bischof  spen- 
det das  Sakrament  gültig,  Ferraris  1.  o.  n.  23. 

2  Zweifel  sind  daher  entstanden,  dass  Jacob.  V. 
i4  (s.  S.  136.  n.  5)  von  mehreren  Priestern 
spricht.  Sie  sind  schon  dnrch  c.  14  (Alex.  III.) 
3L  de  V.  S.  V.  40  für  nnerhebllch  erklart  wor- 
den, doch  hat  sich  die  Sitte,  dass  die  letzte 
Oelung  Ton  mehreren  Priestern  ertheilt  wurde, 
in  Frankreich  noch  bis  in  das  13.  Jahrhundert 
binein  erhalten ,  s.  Diöcesanstatut  Odos  v.  Paris 
(Ende  des  12.  Jahrh.)  c.  8,  Man si  22,  680: 
.Cum  rererentia  deferatur  oleum  s.  ad  inflrmos 
et  eos  nngant  sacerdotes  cum  magno  honore" ; 
Benedict.  XIY.  1.  c.  c.  4.  n.  Ö.  In  der  latei- 
nischen Kirche  ist  dieser  Gebranch  schon  seit 
langer  Zeit  abgekommen,  ja  jetzt  dürfen  erlaub- 
ter Weise  mehrere  Priester  nicht  f  ungiren ,  aber 
gültig  würde  das  Sakrament  immer  gespendet 
sein,  wenn  z.  6.  da,  wo  Beschleunigung  erfor- 
dedieh  ist ,  jeder  der  Priester  an  einem  Körper- 
theil  unter  Sprechung  der  betreffenden  Formel 
die  Oelung  yoUzoge,  Benedict.  XIY.  1.  c, 
Ferraris  1.  c.  n.  31 — 33.  Inder  griechischen 
Kirehe  hat  sich  dagegen  der  alte  Gebranch,  dass 
7,  eTentnell  3  Priester  die  letzte  Oelung  vor- 
nehmen nnd  nur  im  Nothfall  ein  Priester  fnn- 
gtrt,  erhalten,  nnd  die  katholische  Kirche  hat 
es  dabei  für  die  nnirten  Orientalen,  wo  die  Sitte 
fortbestanden  hat,  anch  belassen ,  Ck)nst.  Bene- 


dict. XIV.  :  Etsl  pastoraUs  y.  26.  Mai  1742 
S-  5.  n.  3,  bull.  cit.  1,  77. 

3  Clem.  1.  de  privlleg.  Y.  7;  Gatecb.  rom. 
1.  c.  qn.  13. 

^  Absoluter  Pfarrzwang  In  der  Bedeutung, 
dass  der  Gläubige  ausschliesslich  an  den  Pfarrer 
des  Domizils  gewiesen  würde,  besteht  nicht  und 
kann  bei  dem  elgenthümlichen  Wesen  nnd  Zweck 
dieses  Sakramentes  auch  nicht  bestehen,  s.  übri- 
gens auch  Bd.  II.  S.  301. 

Das  im  Texte  Gesagte  findet  auch  auf  die  Ka- 
noniker, welche  in  der  Pfarrei  Ihr  Domizil  haben 
oder  dort  krank  werden,  Anwendung,  denn  nach 
gemeinem  Rechte  sind  dieselben  nicht  von  dem 
Pfarrzwange  eximirt,  Bd.  II.  S.  300.  n.  1.  Doch 
kommen  mit  Rücksicht  anf  die  frühere  Exemtion 
der  Kapitel  und  der  Kapitnlaren  vom  Pfarrrer- 
bande  noch  Ausnahmen  Tor,  s.  z.  B.  Toulouse 
1850,  coli.  conc.  Lac.  4,  1040:  „canonicis  in 
mortis  pericnlo  constitutis  et  in  quacnmqne  d- 
yitatis  episcopalis  paroecia  degentibus  ultima 
saeramenta  deferantnr  solemniter  a  capitnli  prae- 
side,  Omnibus  aliis  in  habitu  chori  Ordinate  co- 
mitantibus^.  Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s. 
S.  73.  n.  3. 

^  Diese  liegt  aber  für  die  dem  Pfarrer  bestell- 
ten Gehülfen  (Vikare ,  Kapläne)  schon  in  Ihrer 
Bestellung,  sofern  der  Pfarrer  sich  nicht  etwa  die 
Spendung  in  einem  besonderen  Fall  Torbehalten 
hat,  8.  Deneubourg,  ^tnde  canonique  sur  les 
vicaires  paroissiaux  p.  309.  310 ,  vgl.  auch  Bd. 
III.  S.  234.  n.  1. 

6  Nach  der  allgemeinen  Regel,  Bd.  II.  S.  300. 
S.  übrigens  auch  Benedict.  XY.  desyn.  dioec. 
1.  c.  c.  4.  n.  7. 

^  Gaeremon.  episcopor.  IIb.  II.  c.  38.  n.  4,  wo 
es  nach  der  S.  81.  n.  5  citirten  Stelle  weiter 
helsst :  „moneatqne  episcopus  sacristam  seu  cu- 
ratum ,  ut  cum  tempus  erit,  extremae  nnctionis 
sacramentum  sibi  administret  et  animae  com- 
mendationem  faciat".  S.  übrigens  dazu  Bd.  II. 
S.  105.  304. 
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beim  Vorliegen  des  erw&hnten  Nothfalles)  ohne  Erlaabniss  des  zustftndigen  Pfarrers 
(oder  Ordinarins)  administriren,  ohne  Weiteres  der  dem  Papste  vorbehaltenen  grossen 
Ezkommnnikation  ^ 

n.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Sakramentes^.  Ein  Recht  auf  die 
Spendnng  der  letzten  Oelnng  besitzt  nur  der  getanfte  Christ  3.  Er  verliert  dasselbe 
aber  auf  so  lange,  als  seine  aktive  Rechtsfähigkeit  durch  Exkommunikation^,  note- 
rische  Ketzerei  oder  Schisma^  beseitigt  ist.  Wegen  Mangels  der  Handlungsfthigkeit^ 
ist  die  Spendung  bei  Kindern,  welche  noch  kein  ünterscheidungsvermögen  besitzen^i 
also  far  die  Regel  bei  Kindern  unter  7  Jahren,  ebenso  bei  dauernd  Wahnsinnigen^ 
ausgeschlossen,  nicht  aber  bei  denjenigen,  welche  erst  sp&ter,  z.  B.  in  Folge  einer 
schweren  Krankheit  oder  Verwundung  den  Oebrauch  ihrer  Geisteskräfte  verloren 
und  nach  ihrem  Vorleben  wahrscheinlicher  Weise  das  Sakrament,  falls  sie  ihren 
Verstand  behalten  h&tten,  begehrt  haben  würden  oder  vorher  Zeichen  der  Reue  ge- 
geben habend. 

Ferner  ist  das  Recht  wegen  der  ünwürdigkeit  zum  Empfange  des  Sakramentes 
bei  denjenigen,  welche  unbussfertig  oder  gar  öffentliche  Sünder  sind,  suspendirt^*^. 

Waltet  keins  dieser  Hindernisse  ob ,  so  kann  doch  die  Spendung  des  Sakra- 
mentes nicht  jeder  Zeit  von  dem  Gläubigen  gefordert  werden,  sondern  nur  dann, 
wenn  er  von  einer  schweren,  nach  begründeter  Annahme  lebensgefährlichen  Krank- 
heit befallen  ist  oder  sich  in  so  hohem  Alter  befindet ,  dass  bei  seiner  dadurch  ge- 
minderten Lebenskraft  der  Tod  jeden  Augenblick  eintreten  kann  ^^  Deshalb  hat  der- 
jenige, welcher  blos  gesund  einer  Todesgefahr  entgegengeht,  wie  der  Soldat,  welcher 
in  die  Schlacht  marschirt,  der  Schiffer,  welcher  eine,  wenngleich  ge&hrliche  Seereise 
antritt,  derjenige,  welcher  zum  Tode  verurtheilt  ist  ^*,  die  Frau,  welche  ohne  schwere 


*  dem.  1.  de  prl^leg.  Y.  7,  s.  auch  o.  8.81.  nationem  aut  alia  pericula  sabituiis  aat  reis  ni- 
n.  6.  Die  Regnlareu  sind  also  nur  befugt ,  ohne  timo  supplioio  mox  afflciendis  aat  paeiis  ratlonis 
die  erwähnte  Erlanbniss  die  letzte  Oelung  den  nsnm  non  habentibas".  Vierzehnjährige  können 
Mitgliedern  ihres  Ordens  nnd  Klosters ,  sowie  es  jedenfalls  empfangen ,  vgl.  Köln  1280  c.  6 ; 
den  zur  Familia  des  letzteren  (s.  o.  S.  73.  n.  3)  Mansi  24,  349;  Lambeth  1330,  c.  4,  1.  c.  25, 
gehörigenPenonen  zu  spenden.   Anf  die  Nieder-  893. 

laasnngen  der  Kongregationen  mit  einfachen  Ge-  8  in  lichten  Zwischenräumen  können  Wahn- 

Ifibden  beziehen    sich   alle  diese  Vorschriften  ginnlge  aber  das  Sakrament  gespendet  erhalten, 

nicht  Die  Angehörigen  derselben  sind  nicht  Re-  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioecee.  VIII.  6.  n.  3. 

gularen     Yerfallen    ^so    anch    der  erwähnten  ,  ^^^^^^^  j    ^^   ^     ^    ^    ^^    ^     ^^„„ 

Strafe  nicht.  Ayanzlni-Pennacchi,  comm.  ^^^^  ^.^  ^^^^^  ^^^^  Veranehmng  des  Sakra- 

in  const.  ApostoUcae  sed.  p.  27.  n.  1.  ^^^^^  ^^^^  ^^^  j„  Wahnsinn,  Tobsucht  oder 

2  Rituale  roman.  t.  V.  c  1.  n.  8:  „Impoeni-  Fieber-Paroxismns  verfallenen  Kranken  Torllegt, 

tentibus  vero  et  qul  In  manifeste  peccato  mortoll  ^q  m^iss  die  Spendung  unterbleiben,  Rituale  1.  c. 

moriuntur  et  excommunlcatls  et  nondum  bapti-  n.  7 :  „Sed  gl  inflrmus,  dum  phrenesi  aut  amentia 

zatis  penituB  denegetur«.  laborat,   verisimlliter    possit   quldquam  facere 

«  Trld.  1.  c.  doctr.  prooem.  u.  vor.  Anm.  contra  reverentlam  sacramenti ,  non  Inungatur, 

*  8.  Rituale  rom.  L  o.  n.  8  (Anm.  2).  ^isl  periculum  toUatur  omnlno". 

5  Der  Ketzer  und  Schismatiker  erwähnen  ein-  lo  Rituale  1.  c.  n.  8,  s.  o.  Anm.  2:    z.B.  bei 

zelne  Provinzialsynoden  ausdrücklich,  so  Rheims  öfifentliohen    Wucherern,    Mainz   1261    c.   44, 

1849,  Auch  1861,  coli,  conc  Lac.  4,  122.  1189.  Mansi  23,  1099. 

«  Rituale  1.  c.  n.  6:  „Inllrmis  autem,  qui  dum  ii  Rituale  1.  c.  n.  6:  „Debet  autem  hoc  sacra- 

sana  mente  et  Integris  sensibus  essent,  illud  pe-  mentum  inflrmis  praeberi,  qui  cum  ad  usnm  ra- 

tierlnt  seu  verisimlliter  petiissent  seu  dederint  tlonls  pervenerint,   tam    graviter   laborant,  ut 

Signa    contritionis ,    etiamsl    deinde    loquelam  mortis  periculum  Imminere  videatur;  et  lis  qui 

amiserint  vel  amentes  effectl  sint  vel  dellrent  prae  senio  deflclunt  et  in  dlem  videntur  morlt  nri, 

autnonsentiant,  nlhUomlnuspjntebeatur'*.  etiam  sine  alia  InllrmiUte".     Vgl.   auch  Trid. 

^  Rituale  I.  o.  n.  9:    „Non  minlstretur  etiam  Sess.  XIV.  1.  c.  c.  3;  Gatech.  1.  c  qu.  9. 

praelium  Initurls  aut  narigatlouem  aut  peregri-  ^^  S.  o.  Anm.  7. 
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Knmkheit  ihrer  Entbindnng  entgegensieht,  kein  Beeht,  das  Sakrament  zn  fordernd 
Andererseits  ist  die  AnsUbung  des  Rechtes  aber  nicht  dadurch  bedingt,  dass  der  Tod 
luunittelbar  bevorsteht,  im  Oegentheil  soll  sogar  die  Ertheilting  des  Sakramentes  nnd 
die  Beanspmchong  desselben  nicht  so  lange  aufgeschoben  werden,  dass  es  der  ELranke 
nur  noch  ohne  Bewnsstsein  empfangen  kann^. 

Ferner  ist  aber  diö  Spendnng  nicht  davon  abhängig,  dass  der  Ejranke  sie 
selbst  gefordert  hat.  Ist  derselbe  wegen  seines  Zustandes  dazn  nicht  mehr  fähig,  so 
ist  jeder  Andere  legitimirt,  ftlr  ihn  in  Aosllbnng  seines  Rechtes,  den  Pfarrer  oder 
eben  anderen  Priester  am  die  Ertheilang  des  Sakramentes  an  den  Kranken  zn  er- 
saehen^. 

Ihireh  den  vorgängigen  Empfang  eines  anderen  Sakramentes  als  das  der  Taufe 
ist  die  Qeltendmachung  des  Rechtes  auf  die  letzte  Oelung  nicht  bedingt.  Indessen 
soll  derselben  nach  dem  Gebrauche  der  lateinischen  Kirche ,  wenn  möglich  der  Em- 
pfang des  Yiatikums  (s.  o.  S.  81)  und  diesem  der  Gebrauch  des  Busssakramentes 
vorangehen  4. 

Endlich  ist  der  Kranke  nicht  berechtigt,  während  derselben  Krankheit  die  mehr- 
malige Spendung  der  letzten  Oelung  zu  fordern ,  wohl  aber  jedesmal  dann,  wenn  er 
von  Neuem  von  einer  lebensgefährlichen  Krankheit  betroffen  wird,  oder  nach  einge- 
tretener Rekonvalescenz  vor  völliger  Genesung  durch  einen  Rflckfali  wieder  in 
Todesgefahr  geräth.  Das  letztere  gilt  auch,  wenn  die  Krankheit  eine  andauernde 
und  unheilbare  ist^. 

m.  Eine  Rechtspflicht,  das  Sakrament  der  letzten  Oelung  zu 
empfangen,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht.  Die  Gläubigen  sollen  sich  zwar  das- 
selbe, wenn  sie  durch  Ejrankheit  dem  Tode  nahe  gebracht  werden,  spenden  lassen. 
Die  Pflicht  ist  aber  nur  eine  Gewissenspflicht,  deren  Verletzung  keine  rechtlichen 
Folgen  nach  sich  zieht  <^. 


1  Benedl  et  XIY.  1.  c.  o.  &.  n.  1. 

Wild  das  Sakrament  gesunden  Penonen  er^ 
kkeilt,  10  ist  die  Spendung  nichtig,  Benedict 
Xrv.  L  c.  n.  5. 

^  L.  e.  c.  7.  n.  i  if.  So  auch  Yersohiedene 
aiittelalteiliehe  Synoden,  welche  gegen  die  aber- 
gUobischeu  Meinungen ,  dass  deijenige,  welcher 
die  letzte  Oeinng  empfangen  habe ,  seiner  Frau 
nicht  mehr  beiwohnen ,  kein  Fleisch  essen ,  nur 
haatfoss  gehen  dürfe,  constit.  eplsc.  Bicardl 
Strom  a.  1217  c.  68,  Mansi  22,  1167;  Win- 
chester 1240  c.  19,  I.e.  23,  632;  Exeter  1287 
a  6,  L  e.  24,  793,  oder  schneller  sterben  müsse, 
Bordeaux  1683,  Hardouin  10,  1347  eifern; 
gegen  das  letztere  auch  noch  Rheims  1849, 
ATignon  ▼.  1849,  Bordeaux  1860,  colL  conc. 
Lac  4, 122.  342. 673,  Baltimore  1866, 1.  c.  3, 481. 

s  Sofern  durch  das  frühere  Benehmen  des 
Kranken  kein  posltlTer  Anhalt  dafür  gegeben  ist, 
daM  dieser  den  Empfang  des  Sakramentes  von 
lieh  weisen  würde,  denn  an  sich  spricht  die  Ver- 
mnthung  dafür,  dass  Jeder  Gläubige ,  wenn  er  es 
noch  gekonnt  hätte,  dasselbe  vor  seinem  Tode 
begehrt  haben  würde,  Ben  ed.  XIY.  1.  c.  c.  6. 
11.6. 

<  Oatech.  L  c.  qu.  12:  „servanda  est  catholicae 
ecdesiae  perpetua  oonsnetudo,  ut  ante  extremam 
nnctionem  poenltentiae  et  eucharistlae  sacra- 
mentum  administretni.^    Ausschliesslich  herr- 


sehende Gewohnheit  ist  dies  aber  fHiher  nicht, 
namentlich  nicht  im  Mittelalter  gewesen ,  viel- 
mehr hat  vielfach  die  Sitte  bestanden,  die  letzte 
Oelung  vor  der  Eucharistie  zu  spenden ,  B  e  n  e  - 
dict  XIV.  1.  c.  can.  1.2. 

Daher  kann  die  letzte  Oelung  auch  eben  ge- 
getauften Neophyten ,  wenn  sie  durch  Krankheit 
in  Todesgefahr  gerathen,  gespendet  werden, 
Entsch.  d.  Propaganda  in  Collect  mlssionar.  dt 
n.  686.  686.  p.  323.  334,  ebenso  auch  Kindern, 
welche  bereits  das  Unterscheidungsvermögen  er- 
langt haben,  aber  noch  nicht  zur  Eucharistie  zu- 
gelassen worden  sind,  Prag  1860 ;  Utrecht  1866, 
coli.  conc.  Lac.  6,  614.  834 ;  Rheims  u.  Avlgnon 
V.  1849, 1.  c  4,  122.  342. 

^  Rituale  1,  c.  n.  14 :  „In  eadem  Inilzmitate 
hoc  sacramentum  iterarl  non  debet,  nisi  dlutuma 
Sit;  ut,  sl  cum  inflrmus  convaluerlt,  iterum  in 
perioulum  mortis  Inoidat'';  Gatech.  L  c.  qu.  11. 
S.  auch  Benedl  et  XIY.  1.  e.  c.  8.  n.  3  £C  Im 
11.  und  12.  Jahrhundert  Ist  allerdings  von  einer 
Reihe  von  Schriftstellern  die  Ansicht  vertheidigt 
worden ,  dass  die  letzte  Oelung  nicht  wiederhol- 
bar sei,  Hahn,  Sakramente  S.  260.  261.  Die 
seit  dem  13.  Jahrhundert  herrschende  Jetzige  An- 
sicht hat  auch  das  Trldent  1.  c.  c.  3  ausdrücklich 
gebilUgt. 

^  Trid.  l.  c.  c  3 :  „ . . .  Quare  nulla  ratlone  au- 
diendi  sunt  . .  .  denique ,  qui  haue  extremam 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  205. 


///.   Die  Spendung  der  Sakiamentalten^, 

§.205.  1.  Im  Allgemeinen  [Exorcismen,  Weihungen  und  Segnungen). 

I.  Begriff  und  Arten  der  Sakramentalien.  Die  katholische  Earche 
kennt  ansser  den  Sakramenten  gewisse  rituelle  Handinngen ,  welche  vermöge  der 
Gnade  Gottes  heilbringende  Wirkungen  äussern.  Seitdem  sich  die  Siebenzahl  der 
Sakramente  mit  dem  12.  Jahrhundert  festgestellt  hat^,  werden  sie  im  Gegensatz  zu 
diesen  aacramentalia  genannt  ^.  Die  Wirkungen  der  Sakramentalien  sind  einmal  reini- 
gendC;  insofern  sie  dämonische  Einflüsse  abwehren^,  Krankheiten  abwenden^,  auch 
die  Vergebung  lässlicher  Sünden  herbeiführen  können  •,  femer  erwecken  und  fördern 
sie  die  Frömmigkeit'',  endlich  sind  sie  dazu  bestimmt,  Personen  und  Sachen  in  den 
unmittelbaren  Dienst  Gottes  zu  stellen  ^. 

Je  nachdem  die  Wirkungen  der  ersteren ,  der  zweiten  oder  dritten  Art  für  ein 
Sakramentale  als  das  wesentliche  in  Frage  kommen,  scheiden  sich  dieselben  in 
Exorcismen,  Segnungen  und  Weihungen^. 

U.  Der  Exorcismus  [exoreismus)  ist  die  Beschwörung  eines  bösen  Geistes  im 
Namen  der  Gottheit,  um  ihn  aus  einer  Person  oder  Sache  auszutreiben  und  seine 
Macht  oder  Gewalt  über  dieselbe  zu  brechen  ^^, 

Die  katholische  Kirche  kennt  den  Exorcismus,  abgesehen  von  der  Verbindung 
desselben  mit  der  Taufe  ^^  und  gewissen  Segnungen  i^,  als  selbstständigen  Ritus 


unctionem  a  fldellbus  Bine  peccatocontemniposse 
afflnnant^  Indessen  darf  die  Spendnng  selbst 
in  Missionsländem  da ,  wo  gegen  die  Yoinahme 
von  Gelungen  unter  den  Eingeborenen  ein  Wider- 
wille herrscht,  nicht  princlplell  unterlassen  wer- 
den, Entsch.  d.  Gongr.  off.  u.  Propag.  l.  c.  n.  680  ff. 
p.  322. 

^  P.  M.  Q  u  ar  ti ,  de  processonlbus  eoclesiastiois 
et  de  litaniis  sanetornm  ac  de  benedictionibus 
deque  rebus  benediotlone  sacratis  tractatus  duo 
Yenet  1727;  J.  Widmer,  d.  Bestimmung  u. 
Anwendung  der  Sakramentalien.  München  1823 ; 
Bischofsberger,  de  benedictionibus  et  ex- 
orcismis  etc.  In  Suevica  Gemunda  1847 ;  P  r  o  b  s  t , 
kirchliche  Benediktionen  u.  ihre  Verwaltung. 
Tabingen  1857;  Brendel  (Art.  Segnungen)  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  1 .  Aufl . 
10,  24;  Mattes  (Art  Sakramentalien)  a.  a.  G. 
12,  1065;  DoTe  i.  Herzog,  Real-Encyklopä- 
die  f.  Protest.  Theologie.  2.  Aufl.  12,  299; 
Dinkel,  d.  Wesen  d.  ordentlichen  priester- 
lichen  Real  -  Benediktionen.  Erlangen  1847 ; 
Hieron.  Baruffaldus,  ad  rituale  roman. 
commentaria  Aug.  Yindel.  et  Diling.  1735; 
Floren t.  1847;  Jo.  M.  Gavalleri,  opera  omnia 
liturgica  seu  comment  in  authent.  s.  rituum 
congregat  decreta  etc.  Yenet.  1758.  t.  lY; 
Luft,  Liturgik  oder  wissenschaftliche  Dar- 
stellung des  katholischen  Gultus.  Bd.  2.  Mainz 
1847.  S.  409  ff.  478  ff.  Weitere  Literatur  bei 
Probst  a.  a.  G.  S.  2ff.  YgL  auch  Probst, 
Sakramente  u.  Sakramentalien  in  d.  3  ersten 
Christi.  Jahrhunderten.  Tubingen  1872.  S.  16  ff. 

2  Hahn,   die  Lehre  von  den  Sakramenten. 


Breslau  1864.  S.  HO  ff.  157  ff.  212  ff.  Wahrend 
die  Sakramente  direkt  durch  Christus  gestiftet 
sind,  beruhen  die  Sakramentallen  nur  auf  der 
Einsetzung  der  Kirche ,  welcher  Christus  aller- 
dings den  Auftrag  und  die  Gewalt  zu  segnen  er- 
theilt ,  und  dazu  die  zu  Grunde  liegenden  Ele- 
mente, den  Namen  Gottes,  seinen  eigenen  Namen, 
sowie  das  Kreuzeszeichen  gegeben  hat,  Probst , 
Benediküonen  S.  37  ff. 

3  Ueber  die  yerschiedenen  Bedeutungen,  in 
denen  diese  Bezeichnung  gebraucht  wird,  s. 
Mattes  a.  a.  G.  S.  1065.  1069. 

*  Probst  S.  60 ff. 

6  A.  a.  G.  S.  63.  64. 

6  A.  a.  G.  S.  65  ff. 

7  A.  a.  G.  S.  67  ff. 

8  A  a.  G.  S.  72.  81. 

0  YgL  auch  Mattes  a.  a.  G.  S.  1069. 

10  Ferraris  s.  V.  exorcismus  n.  1. 

11  Rituale  roman.  tit.  II.  c.  2  (ordo  baptisml 
parvulorum)  n.  7  ff.  u.  c.  4.  (ordo  bapt.  adul- 
torum) n.  24  ff.  Da  der  Exorcismus  hier  einen 
Theil  des  Taufritus  bildet,  gelten  In  Betreff 
seiner  die  Rechtsregeln  über  die  Spendung  der 
Taufe.  Ist  eine  Nothtaufo  ertheilt,  so  wird  er 
später  bei  der  Ergänzung  derselben  durch  den 
Geistlichen  vorgenommen,  Ferraris  Leu.  6 
u.  0.  S.  37.  n.  3. 

^  Der  Segnung  des  Salzes  bei  der  Taufe,  Ri- 
tuale tit.  II.  c  2.  n.  6  u.  c  4  n.  16 ;  des  Was- 
sers für  den  Taufbrunnen  tit.  IL  c.  7.  n.  4;  des 
Salzes  und  Wassers  für  den  Weihbrunnen  tit. 
YIII.  c.  2  (ordo  ad  faciendam  aquam  benedictam, 
u.  2) ;  der  Weihung  des  Katechumenen-Geles  und 
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allem  bei  der  nach  ihrer  Annahme  möglichen  dämonischen  BeBchaffenheit  eines 
GUnbigen  ^. 

Fähig  znr  Vornahme  ist  an  sich  derjenige  Kleriker,  welcher  den  Weihegrad  des 
Exoreisten  besitst^  nnd  jeder  Geistliche  eines  höheren  ordo  K  Da  aber  der  Exor- 
eistengrad  heute  lediglich  eine  Durchgangsstofe  für  die  höheren  Weihen  bildet,  nnd 
schon  dadorch  die  Aasflbong  dieser  Ffthigkeit  fOr  den  Exoreisten  praktisch  ansge- 
aehlossen  ist^,  so  hat  anch  die  Praxis  der  Enrialbehörden^  nnd  das  partiknlftre  Rechte 
mit  Rflcksicht  darauf,  dass  bei  der  Schwierigkeit,  die  dämonische  Beschaffenheit  zu 
erkennen,  leicht  dem  Aberglanben  Yorschnb  geleistet  oder  Spott  erregt  werden  kann, 
die  Vornahme  von  Exorcisationen  den  Priestern,  einschliesslich  der  Begnlarpriester, 
js  selbst  den  Pfarrern  untersagt,  nnd  die  Befngniss  dazu  Ton  der  Er^heilnng  einer 
besonderen  bischöflichen  Fakultät  oder  anch  von  einer  Oenehmigung  des  Bischofs  ^ 
oder  seines  Generalvikars  ^  ftr  jeden  Einzelfall  nach  stat^^habter  Prüfung  desselben  ^ 
ibhiiigig  gemacht  10. 

Endlich  soll  nnter  allen  Umständen  bei  der  Exorcisation  kein  anderer  Ritus  als 
der  durch  das  römische  Rituale  vorgeschriebene  angewendet  werden  ^^ 

m.  Die  Segnungen  und  Weihnngen.  A.  Begriff  und  Unterschied. 
Die  Segnung  (auch  invokative  Benediktion)  ist  em  Bittgebet  in  bestimmter  ritueller 
Form,  welches  im  Namen  der  Kirche  Aber  eine  Person  oder  eine  Bache  gesprochen 
wird,  und  durch  welches  nicht  nur  Gott  um  Mittheilung  einer  heilbringenden  ELraft 
[virius)  13  für  die  Thätigkeit  der  ersteren  oder  den  Gebrauch  der  letzteren  angefleht, 
aondem  auch  diese  ELraft  in  der  Tbat  vermittelt  wird  ^\  Während  somit  die  Segnung 
nur  eine  s.  g.  virius  aetudUs ,  welche  Hülfe  und  Heil  für  diese  oder  jene  Thätigkeit 
oder  für  dieses  oder  jenes  Ereigniss  verleiht,  gewährt i^,  ist  die  Weihung  der- 
jenige Akt,  wodurch  einer  Person  oder  Sache  eine  s.  g.  virka  habitudUs  mitgetheilt, 
ihr  also  dauernd  eine  heilsame  und  heiligende  Kraft  aufgeprägt  wird.   Die  Person 


des  Ghilsmaa  dnreli  den  Bischof  am  Ordn- 
donnentoge,  Pontiflcale  loman.  P.  III.  de  afflcio 
in  feiia  quinta  eoenae  domini.  In  diesem  Falle 
QBtefBteht  er  den  für  die  betreffenden  Segnungen 
imd  Weihungen  znr  Anwendung  kommenden 
Begeln. 

>  Riiaale  roman.  tit.  X.  g.  1  de  exoroizandis 
olwessis  a  daemone. 

»  Bd.  I.  S.  3.  n.  c  2  (Laodjc.  343—381)  Dlst. 
LXIX;  BaraffaldasLc  tit.  GX.  n.  8. 

3  Weil  der  höhere  Grad  den  niederen  In  sich 
KhUesat,  Bd.  I.  S.  1  n.  IIL  Das  Rituale  1.  c. 
spricht  daher  Ton  dem  „sacerdos  seu  allus  legi- 
timns  minister  eeeleslae''  (n.  1),  und  von  dem 
iMcerdos  si^e  allus  exorcista'^  (n.  21). 

«  Bd.  I.  S.  6. 

5  Dekret  d.  Congr.  eplsc  v.  1625  u.  Encykl. 
d.  Congr.  offlc.  ▼.  1710  für  Italien  und  die  an- 
liegenden Inseln  bei  Ferraris  1.  c.  n.  9.  10; 
Baruffaldus  I.  c.  n.  11.  Eine  entgegen- 
stehende Praxis  missbilligt  auch  die  const.  Be- 
nedict XIV.:  Magno  ▼.  2.  Juni  1761.  %.  34  (für 
Polen),  bull.  clt.  3,  174. 

^  PÜnr.-Syn.  v.  Neapel  1699 ,  coli.  cono.  Lac. 
1,  197.  235.   S.  auch  die  folgenden  Anm. 

7  V.  ▼.  1816  für  Rottenbarg,  T.Vogt,  Samml. 
d.  Teioidn.  S.  179  (s.  anch  Goilstanzer  Girk.  v. 


1808,  Lang,  Samml.  d.  württemb.  Kirchen- 
gesetze S.  241) ,  schriftliche  Erlaubniss  verlangt 
Wien  1858,  coli  dt.  6,  187,  ebenso  Paderborn 
1867,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  20,  417. 

s  Paderborn  a.  a.  0.  ' 

»  So  Prag  1860  u.  Utrecht  1865,  coli.  dt.  5, 
484.  485.  876. 

10  Aus  demselben  Grunde  hat  man  Im  Torlgen 
Jahrhundert  mitunter  die  Anwendung  des  Exor- 
clsmus  (so  z.  B.  in  Oesterrelch,  R.  y.  1.  März 
1755,  V.  T.  27.  Juni  1758,  Pachmann,  K.  R. 
3.  Aufl.  S.  443.  n.  c.  u.  d)  tou  der  Genehmigung 
der  Staatsbehörde  abhängig  gemacht. 

Wegen  der  besonderen  Vorschriften  über  die 
Exorcisation  von  Nonnen,  welche  nicht  Innerhalb 
der  Klausur  oder  In  der  Klosterkirche  vorgenom- 
men werden  soll,  Ferraris  1.  c.  n.  12  ff. 

ii  Benedict  XIV.  const.  Inter  omnlgenas 
T.  2.  Februar  1744.  %,  18,  u.  SoUdtudo  v.  1.  Ok- 
tober 1744.  $.  43,  elusd.  bull.  1,  136  u.  2ö5. 

13  So  z.  B.  Trld.  sess.  VIL  de  conflrm.  o.  2. 
Vgl.  ProbstS.  46  ff.  79. 

^  Dadurch  unterscheidet  sich  die  Segnung 
▼on  der  Fürbitte,  Probst  S.  36.  Vgl.  auch 
Brendel  a.  a.  0.  S.  24.  25. 

1*  ProbstS.  49.  79. 
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oder  Sache  wird  dadurch  zur  res  sacra  ^ ,  während  die  blos  gesegnete  Person  oder 
Sache,  wenn  sie  schon  eine  persona  oder  res  benedicta  ist,  doch,  weil  die  blosse  Seg- 
nung jene  dauernde  Eigenschaft  nicht  verleiht,  nicht  res  sacra  ist.  Durch  die  Wei- 
hung wird  die  Person  zum  Dienste  Gottes,  die  Sache  zum  religiösen  und  gottesdienst- 
lichen, wenn  auch  nicht  blos  kirchlichen  Gebrauch,  bestimmt  2.  Es  ist  dagegen  nicht 
nothwendig,  dass,  was  freilich  der  Fall  sein  kann,  die  Person  und  Sache  zugleich  von 
allen  Personen  abgesondert  und  damit  unmittelbar  Gott  zugeeignet  zu  werden 
braucht  ^ 

Mehrfach  wird  das  lateinische  Wort:  henedicUo  als  gleichbedeutend  mit  Seg- 
nung in  dem  angegebenen  Sinne  gefasst,  und  der  Ausdruck:  comecratio  als  identisch 
mit  Weihung  gebraucht^.  Das  ist  aber  unrichtig.  ConsacnUio  ist  diejenige  Wei- 
hung einer  Person  oder  einer  flache,  welche  unter  ritueller  Anwendung  der  Salbung 
mit  den  heiligen  Oelen^  vorgenommen  wird^,  während  es  auch  Weihungen,  wie  na- 
mentlich die  der  zur  Eonsekration  angewendeten  heiligen  Oele  selbst,  femer  der 
priesterlichen  Gtowänder,  der  leinenen  Altartflcher  (mappae)  und  der  Gorporalien  ftlr 
die  Hostie  und  den  Abendmahlskelch  giebt,  welche  ohne  eine  Salbung  vollzogen  und 
daher  henedieüones'^  genannt  werden.  Die  coruecratio  und  die  henedicHof  soweit  diese 
letztere  Weihe,  nicht  reine  Segnung  ist,  unterscheiden  sich  nur  darin,  dass  die  erstere 
eine  feierlichere  Handlung  als  die  letztere  bildet. 

B.  Das  Recht,  Segnungen  und  Weihungen  einzuführen,  steht  der 
Kirche  als  solcher  zu,  Namens  derselben  also  dem  obersten  Gesetzgeber,  d.  h.  dem 
Papst.  Deshalb  sind  vorkommenden  Falls  diejenigen  Formularien,  welche  in  den  für 
die  ganze  Kirche  massgebenden  desfallsigen  Sammlungen,  dem  jRttuale  Romanum,  dem 
Pontificale  Romanum  und  auch  dem  Mtsaale  Romanum  enthalten  sind,  zu  gebrauchen^. 
Der  Bischof  hat  allerdings  den  Gottesdienst  und  die  gottesdienstlichen  Handlungen 

^  Probst  a.a.O.;  Meurer,    d.   Begriff  d.  ^  So  bezeichnet  das  Pontiflcale  rom.  P.  II.  die 

heiligen  Sachen  and  des  Kirchengutes.   Habll.  Weihangen  der  Kirchen,   Altare,  Patenen  und 

Schrift.  Düsseldorf  1885.  S.  66  ff.  des  Abendmahlskelohes  als  consecrationes. 

s  M  en  r  e  r  8.  63.  73.  ?  Dieses  Ausdruckes  bedient  sich  das  PontüL-- 

S  Bei  der  Sache  genügt  es  also ,  wenn  sie  blos  cale  a.  a.  0.  für  die  Torbezeichneten  Weihangen, 
za  einem  Instrument  der  Heiligung  gemacht  s.  namentlich  auch  P.  HL  im  offloium  des  Grün- 
wird. Auf  den  letzteren  Fall  schränkt  Dinkel  donnerstags  („cum  benedicitur  oleum  catechu- 
a.  a.  0.  S.  15  den  Begriff  der  Weihung  ein,  wel-  menorum  et  inflrmoram'^y  und  „beuedictio  chris- 
eher  daher  auch  z.  B.  das  Weihwasser  nicht  ein-  matis"). 

mal  za  den  res  sacrae  rechnet.    S.  aber  dagegen  Doch  ist  der    Sprachgebrauch    kein  absolut 

P  r  0  b  s  1 49.  70. 80 ;  M  e  u  r  e  r  S.  63.  fester,  nicht  nur  in  alter  Zeit  ist  eonuerare  auch 

*  S.  z.  B.   P  ach  mann,   K.  R.  3.  Aufl.  2,  für  imediecrc  gebraucht  worden,  so  spricht  c  1 

438;  Silbernagl,K.  R.  S.  515.  In  derselben  (Garth.  y.  390),  c.  2(Garth.  y.  397)  C.  XXYI. 

Bedeutung  werden    auch    die  Bezeichnungen :  qu.  1  Yon  der  eonseanzUo  pueUarunif  c  47  (Later. 

henedwtio  verbaUSy  diejenige ,  welche  blos  durch  I.  y.  1123)  OXIL  qu.  2  der  eofueeraiio  abbatis 

Worte  und  Zeichen,  und  benedietio  realU  die-  (s.   auch  c.  46.  Dist.  I,  de  consecr.),   sondern 

Jenige,  mit  welcher  eine  Salbung  Yerbunden  ist,  selbst  das  Pontiflcale  P.  I.  hat  für  die  Weihung 

gebraucht,  Probst  S.  78.  der  Nonnen,  bei  welcher  keine  Salbung  erfolgt, 

^  Im  Gegensatz    zu   dem  blos    benedicirten  die  Ueberschrift :  de  benedietione  et  eonsecratione 

oleum  Simplex  (Rituale  rom.  tit.  YIII.  c  1)  mit  virginum ,  wogegen  es  die  Weihung  der  Könige 

dem  Ghrisma  (s.  0.  S.  59) ,  dem  oleum  catechu-  und  der  Königinnen ,  wobei  eine  Salbung  mit 

menorum,  dessen  Name  daher  rührt ,  dass  es  bei  dem  oleum  catechumenorum  vorkommt ,   nicht 

der  Taufe  gebraucht  wird ,  Rituale  roman.  tit  II.  minder  die  Glockenweihe  (s.  Anm.  5)  als  bene- 

c.  1.  n.  31,  und  dem  oleum  inflrmorum,   you  dictio  bezeichnet ,  während  bei  der  letzteren  die 

denen  das  erstere  ausser  bei  der  Firmung  und  Worte:    sanctiflcetur    et  consecretur,    domlne, 

der  Konsekration  des  Bischofs  bei  der  Weihung  Signum  Istud**,  vorgeschrieben  sind.  Vgl.  auch 

der  Patene  und  des  Abendmahlskelehes ,   das  Dinkel  a.  a.  G.  S.  15  und  Brendel  a.  a.  S 

zweite  bei  der  der  Kirchen  und  Altäre,  das  dritte  S.  24. 

gleichzeitig  mit  dem  Ghrisma  bei  der  der  Glocken  8  S.  die  const.  Benedict.  XIY. :  Inter  omni- 

gebraucht  wird,  Probst  S.  281  ff.  gouas  (S.  141  n.  li> 


§.  205.]  Die  Spendung  der  Sakramentalien.   Im  Allgemeinen.  143 

in  aeiiier  Bil^ge  xa  leiten,  und  da  er  in  dieser  HinBicht  auch  innerhalb  der  früher 
Angegebenen  Schranken  für  diese  letztere  das  Oesetzgebnngsrecht  besitzt  i,  so  kann 
er  seinerseits,  wenn  sich  besondere  Bedflr&isse  in  seinem  Sprengel  heransstellen,  für 
welche  jene  Sanimlnngen  keine  Formulare  an  die  Hand  geben ,  dergleichen  ebenfaUs 
dnfUhren.  Aber  die  Aosübong  seines  desfailsigen  Rechtes  unterliegt  der  Controle  des 
obersten  Gesetzgebers^,  nnd  daher  hat  die  Gongregatio  ritnnm,  um  die  ans  einer  zu 
grossen  Verschiedenheit  der  Formulare  hervorgehenden  Uebelstftnde  zu  vermeiden, 
eiaüebennass  solcher  zu  verhindern,  und  etwa  unpassende  Formulare  auszuschliessen, 
entschieden ,  dass  nur  dergleichen ,  von  ihr  gebilligte  Formulare  gebraucht  werden 
dtbfen^. 

C.  Das  Becht  zur  Ertheilung  von  Segnungen  und  Weihungen  kann 
nur  derjenige  besitzen,  welchem  die  erforderliche,  aus  der  potestas  ordinis  her- 
ffi^aende  Fähigkeit  znkommt,  also  im  allgemeinen  der  Bischof  und  der  Priester^. 

Ausaehliesslich  steht  die  Fähigkeit  dem  Bischof  und  zwar  derartig  zu,  dass  die 
Betravang  eines  Priesters  nicht  möglich  ist,  in  Betreff  der  Zubereitung  und  Weihe 
des  Ghrismas,  des  Eottechumenen-  und  des  Kranken  -  Oeles ,  der  beiden  letitfteren 
Oele^  indessen  nur  ip  dem  Oebiete  der  lateinischen  Earche^^. 

Femer  kann  der  Bischof  allein  den  bischöflichen  Segen,  sei  es  den  feierlichen, 
die  s.  g.  henedicUo  iolemnW^j  wie  auch  den  privaten,  namentlich  die  s.  g.  henedicHo 
epUeopaUs  in  via  oder  in  iÜMrando  ertheilen^.  Hierbei  handelt  es  sich  aber  nicht  um 
eine  besondere  aus  der  potestas  ordinis  herfliessende  Kraft^,  vielmehr  kann  eine  solche 
Segnung  begriffsmftssig  nur  von  einer  Person  ausgehen,  welcher  das  bischöfliche 
Amt  und  in  Folge  dessen  das  Recht  zur  Ausübung  der  Pontifikalien  zukommt.  Weil 
indessen  hier  ein  Amtsrecht  in  Frage  steht,  ist  es  möglich,  dass  diejenigen,  welche 
in  Betreff  gewisser  Amtsrechte,  wie  die  Prälaten,  durch  päpstliches  Privileg  den 
Bischöfen  gleichgestellt  werden,  ebenfalls  eine  derartige  Befugniss  nach  Massgabe 
des  Um&nges  dieser  Oleichstellung  ausüben  können  ^o. 

Dagegen  ist  die  weiter  an  sich  denkbare  Betrauung  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  mit  der  Vornahme  einer  solchen  Benediktion  als  Vollzugsorgan  des  letzteren 


1  Bd.  IIL  S.  831.  834  s  ciem.  2  de  prlytle^.  V.  7;  Gaerem.  lib.  I. 

^  A.  a.  O.  S.  833.  o.  4 :  „Qaando  episcopus  ambulat  Tel  eqnitat  per 

8  Entseh.  ▼.23.  Mai  1836,  Gardellini,  de*  suam  dvitatem  vel  dioeceBim  mann  aperta  sin- 

oeta  anthent.  coDgr.  88.  rituum,  cnra  Alolsii  gnlia  benedldt^. 

Gardell ini  ed.  UI.  Romae  1866,  n.  4748  zu  9 ;  ^  Das  zeigt  der  umstand ,  dass  dasselbe  Recht 

3,  oftso  p.  160:   „Kxk  formulae  benedictionum  kraft  päpstlichen  Indultes  auch  Nichtbischöfen, 

quae  InTeninntar  in  libris  ab  ordinariornm  tan-  n&mlich  den  mit  Pontiflkalrechten  ausgestatteten 

tim  loeonun  et  non  ab  apostolica  sede  approbatis  Pr&Iaten  gewährt  wird ,  s.  die  folgende  Anmerk. 

recinendae  sint .  .  .  ?  Detnr  decretnm  in  Arimi-  lO  Die  mit  Pontiflkalrecht  ausgestatteten  Prä- 

nens.  diei  7.  April  1832  ad  dubium  5 ,  nee  allae  laten  erhalten  nur  die  Befugniss,  die  benedictio  so- 

adhfbeantur,  dnmmodo  non  constet  ab  hac  s.  lemnis,  nicht  die  in  Tia  zu  spenden,  und  zwar  die 

ecmgregstione  foisse  adprobatas".    Das  angezo-  ersteren  auch  nur  mit  gewissen  Beschränkungen, 

gene  Dekret  s.  o.  S.  12.  n.  6.  Vgl.  auch  Probst  c.  3  in  Ylto  de  privileg.  V.  7  nnd  Dekret  Alex- 

S.  88.  anders  Vn.  v.  27.  September  1669  §.13,  Fer- 

^  Gültig  kann  daher,  wie  andere  Handlungen  raris  s.  t.  abbas  n.  31 :  „Pontiflcales  benedic- 

des  ordo,  auch  ein  exkommnnidrter ,  sohlsma-  tiones  cum  trina  crucis  productione  in  missis 

tiseher,  degradirter  Bischof  oder  Priester  Seg-  pontificalibus  nee  non  vesperis  et  matutinis  pon- 

niingen  und  Weihongen  TOinehmen,  Probst  tiflcaliter  ibidem  celebratls  lioere  sibi  tantum 

Sw  lOi.  meminerint     Privatim  vero  populis,   quamTis 

^  S.  0.  S.  37.  69.  136.  pleno  iure  subieotis ,  nisi  erpresse  ipsis  permls- 

^  Da  sie  bei  den  unirten  Orientalen  auch  von  sum  fuerit,  etiam  pontiflcalibus  Induti  per  ec- 

den  Priestern  bereitet  werden  können,  s.  o.  S.  136.  clesiam  incedentes,  benedicere  non  praesumant^, 

"^  Gaeremoniale  episeoporum  lib.  I.  c.  26.  s.  auch  Ferraris  s.  ▼.  benedicere  art  11.  n.  10 ff. 
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rechtlich  nicht  zulässig,  da  das  gemeine  Becht  die  Bestellnng  eines  Stellvertreters 
für  diese  Funktionen  nicht  gestattete 

Abgesehen  von  der  henedictio  eptscopalis  sind  dem  Bischof  noch  andere  Segnun- 
gen und  Weihungen  vorbehalten,  und  zwar  sind  innerhalb  dieser  zwei  Klassen  zu 
scheiden,  nämlich : 

a.  diejenigen,  deren  Vollziehung  allein  durch  den  Papst,  nicht  durch  den  Bischof 
selbst  auf  einen  einfachen  Priester  übertragen  werden  kann,  und 

b.  diejenigen ,  für  welche  der  Bischof  seinerseits  einen  Priester  zu  ermächtigen 
befugt  ist. 

Zu  den  ersteren  gehören  die  Benediktion  von  Aebten  und  Aebtissinnen^,  die 
Benediktion  von  Nonnen ^'^  von  Königen  und  Königinnen^,  die  Konsekration  von 
Kirchen  ^  von  Altären^,  von  Abendmahlskelchen,  vonPatenen'^,  die  Benediktion  der 
Glocken^,  der  priesterlichen  Gewänder^,  der  leinenen  Altartttcher  (mappae,  tobaleaey^, 
der  Gorporalien  fftr  die  Hostien  und  der  Pallen  fflr  die  Abendmahlskelche  *S  der 
Pyxis  und  des  Ostensoriums  (der  Monstranz)  ^^  für  die  Eucharistie  i',  der  Behälter  zur 


1  Die  mit  dem  bischöflichen  Amte  verbunde- 
nen Pontiflkalien  sind  nicht  übertragbar,  Bd.  II. 
S.  48  y  andererseits  soll  auch  der  Priester  ausser 
beim  Schluss  der  Messe ,  dem  Volke  nicht  den 
Segen  spenden,  c.  3  (Agde  606)  G.XXYI.  qu.  6; 
Benedict  XIY.  const.  Exemplis  praedecessorum 
V.  19.  Mai  1748,  Bull.  cit.  2,  183.  In  Betreff  der 
anscheinend  dagegen  sprechen dea  c.%  %.2  (Hie- 
ronym.?)  Dist.  XCV. ;  o.  64  (Agde  506)  Dist  I. 
de  consecr.  n.  c  3  (Leo  IX.  ?)  X.  de  off.  arohi- 
presb.  I.  2i  s.  Gonzalez  Tellez  comm.  ad 
c.  3  dt.  n.  2  nnd  Benedict.  XIY.  1.  c. 

2  Ein  päpstliches  Indult  dazn  wird  nicht  ein- 
mal au  benediclrte  Aebte ,  geschweige  denn  an 
einfache  Priester  gegeben,  Ferraris  s.t.  abbas 
n.  12.  Vgl.  überhaupt  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  199. 

3  Pontiflcale  roman.  P.  I.  Diese  soll  indessen 
nur  noch  Torgenommen  werden ,  wenn  sich  ein 
desfallsiger  Gebrauch  erhalten  hat,  Ferraris 
s.  Y.  benedicere  art  III.  n.  12. 

4  Pontiflcale  roman.  1.  c. 

5  c  10  (Later.  I.  v.  1123)  0.  XVI.  qn.  1 ; 
c  9  (Greg.  IX.)  X.  .de  consecr.  eccles.  III.  40 ; 
c.  1  (id.)  X.  de  rellg.  domib.  III.  39;  Ritaale 
roman.  tit  Vni.  c.  27  n.  13:  „Ecclesia  Tero, 
quamvis  a  slmplici  sacerdote . . .  benedicta  sit, 
ab  episcopo  tamen  conseoranda  est^  Päpst- 
liche Indulte  werden  indessen  nach  feststehender 
Kurial-Praxls  f&r  die  Konsekration  der  Kirchen 
an  einfache  Priester  nur  in  den  seltensten  Fällen 
und  allein  beim  Vorliegen  besonders  dringender 
Gründe,  dagegen  regelmässig  an  diejenigen 
Prälaten ,  welche  ein  territorium  separatum  be- 
sitzen, gewährt,  Ferraris  s.  v.  abbas  n.  33; 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XIII.  lö 
n.2ff. 

«  c  16  (Pseudo-SÜYest),  c.  30  (Mainz  v.888) 
Dist.  I.  de  consecr.;  c  4  ^seudo-Leo  I.)  Dist. 
LXXXVIIL;  c  3  (Agde  506)  0.  XXVI.  qu.  6; 
Pontiflcale  roman.  P.  II. 

Päpstliche  Indulte  sind  seit  dem  16.  Jahrhun- 
dert mehrfach  för  Missionsländer,  in  welchen 
ein  Mangel  an  Bischofen  war ,  Priestern  aus  dem 
Franziskaner-  und  Jesuiten-Orden  ertheilt  wor- 
den, Ferraris  B.T.  altare-n.  10. 


Vgl.  hierzu  auch  Ballay,  quid  iuris  abbati- 
bus  regularibus  circa  consecrationem  altarium? 
Im  Arch.  t  k.  K.  R.  16,  101  ft 

7  Pontiflcale  roman.  P.  II.  de  consecratione 
patenae  et  calicis. 

0  L.  c.  de  benedicttone  sign!  vel  campanae. 
Die  Delegation  eines  einfachen  Priesters  in  der 
Weise,  dass  derselbe  die  Glocken  blos  benediclrt, 
dagegen  die>orgeschriebene  Salbung  (s.  unten) 
unterlässt,  ist  nicht  statthaft,  Congreg.  rit. 
Yon  1857 ,  collectan.  missionar.  cit.  n.  1318  ff. 
p.  707. 

0  Pontiflcale  roman.  de  benedictione  sacerdo- 
tallum  indumeutorum  in  genere. 

10  L.  c.  de  benedictione  mappanim  seu  lintea- 
minum  s.  altaris ,  s.  auch  ibid.  P.  II.  im  Titel 
über  die  Konsekration  der  Kirche  die  benedictio 
tobalearum  et  omamentorum  ecclesiae  et  altarls 
consecratorum. 

**  L.  c.  de  benedictione  corporallum,  ein  For- 
mular, welches  für  beide  gilt ,  da  Gorporale  und 
Palla  früher  ein  Ganzes  gebildet  haben.  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer.   2.  Aufl.  S.  117. 

12  L.  c.  de  benedictione  tabernaculi  seu  Yasculi 
pro  sacroeancta  eucharistia.  Darüber ,  dass  hier 
unter  tabemaculum  nicht  das  in  Deutschland  ge- 
wöhnlich als  Tabernakel  bezeichnete  Behältniss 
auf  oder  Über  dem  Altar  (s.  o.  S.  84  n.  1),  sondern 
das  Gefäss,  in  welchem  die  Eucharistie  unmittel- 
bar aufbewahrt  wird,  also  das  Giborium  oder  die 
Pyxis  und  die  zur  feierlichen  Ausstellung  be- 
stimmte Monstranz ,  ostensorium ,  zu  Yerstehen 
ist,  Ygl.  Probst,  Benediktionen  S.  318.  319. 

13  Soweit  bei  den  bisher  gedachten  Weihungen 
Yon  Sachen  keine  Salbung  augewendet  wird ,  es 
also  sich  nicht  um  die  Yon  Altären,  Kelchen, 
Patenen  und  Glocken  handelt,  werden  päpstliche 
Indulte  für  einfache  Priester,  welche  eine  Dlgnl- 
tät  haben,  gewährt  Kraft  ein  für  alle  Mal  er- 
thellten  PriYilegs  besitzen  die  Regular-Pr&laten, 
Generäle,  ProYinziale  und  Lokal -Oberen  der 
Mönchsorden  eine  solche  Ermächtigung,  jedoch 
nur  in  Betreff  der  Paramente  und  Gefässe,  welche 
für  die  ihnen  unterworfenen  Kirchen  bestimmt 
sind,  Ferraris  s.  y.  benedicere  art.  T.  n.  19; 
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Anfbewalinmg  von  Reliquien^  sowie  zur  Anfbewahrnng  der  h.  Oele^,  ferner  die 
feieriiclie ,  d.  h.  öffentlich  unter  Zulassung  des  Volkes  vorzunehmende  Benediktion 
neuer  Elreuze^^  sowie  von  Bildern  Christi,  der  Jungfrau  Maria  und  von  Heiligen*. 

Dagegen  sind  die  Bischöfe  ihrerseits  befugt,  einem  einfachen  Priester  die  Bene- 
diktion (nicht  die  Eonsekration]  des  Grundsteines  einer  neuen  Kirche,  femer  die 
Benediktion  einer  solchen,  eines  neuen  Oratoriums  und  eines  neuen  Gottesackers 
ihrerseits  zu  delegiren  ^.  Weiter  reihen  sich  dieser  Klasse  noch  an :  die  Benediktion 
Ton  Telegraphen,  die  feierliche  Benediktion  von  Eisenbahnen,  die  Benediktion  gegen 
Mäuse,  Heuschrecken,  Würmer  und  schädliche  Thiere,  der  Klerikalkleider,  die  bene- 
dictio  cingulorum  in  honorem  S.  Josephi  sponsi  B.  M.  Y.  und  die  benedictio  pue- 
rorum  et  puellarum  in  festis  piae  unionis  a  sancta  infantia  nuncupatae^. 


Probst  S.  111.  Mit  derselben  Beschränkung  sind 
aoch  d&zn  diejenigen  Säkular-  und  Regulär- 
Prälaten  befugt ,  welchen  durch  päpstliches  Pri- 
vileg der  Gebrauch  der  Pontiflkalieu  gestattet  ist, 
Dekret  Alexanders  YII.  t.  27.  September  1669 
$.18,  Ferrariss.  y.  abbas  n.  31 :  „ecclesiasti- 
cam  snppellectilem  pro  servitio  dumtaxat  suarum 
ecdesianun  yel  monasteriorum  benedicant''. 

Allerdings  werden  auch  benedicirten  Aebten 
Indulte  für  die  Konsekration  yon  Altären ,  Ton 
Glocken  und  von  h.  Gefässen,  bei  denen  eine 
Salbung  vorkommt,  durch  den  Papst  ertheilt, 
Ferraris  s.  v.  benedicere  art.  I.  n.  21.  In  sol- 
chen Fällen  dürfen  sie  aber  diese  Befugniss  nicht 
m  Orten ,  welche  ihnen  nicht  unterworfen  sind, 
nad  nicht  in  Betreff  yon  Gegenständen,  welche 
für  den  Gebrauch  fremder  Kirchen  bestimmt 
sind,  selbst  nicht  einmal  mit  Erlaubniss  des  zu- 
ständigen Ordinarius  ausüben  ,  cit.  Dekret 
.UexandersYII.  J.  19 :  „Reliqua  pontiflcalia  extra 
loea  ipsis  abbatibus  subiecta  yel  pro  servitio  all- 
enae  eeelesiae  aut  in  subditos  parlter  alienos, 
etiam  de  licentia  ordinariomm  exercere  non  ya- 
leant,  puta  campanarnm  benedictiones,  caUcum 
et  dmiUiun ,  in  qnibus  Sacra  adhibetur  unctlo^. 

^  Pontiflcale  P.  II.  de  benedietione  capsamm 
pro  reliqniis  et  aliis  sanctuariis  includendis. 

^  Bitaale  Rom.  app.  benedictio  yasorum  pro 
saccis  oleis  includendis. 

3  Das  Pontiflcale  P.  II.  rechnet  in  der  Rubrik 
dabin  :  ^ova  crux  seu  tabula,  in  qua  cruciflxus 
est  depictns",  und  hat  daher  kein  besonderes 
Formular  für  die  benedictio  Imaginis  Jesu 
Christi,  dagegen  weist  das  Rituale  tit.  YIII. 
c.  24  eine  benedictio  noyae  cruois  und  o.  26  eine 
benedictio  imaginum  Jesu  Christi  domini  nostri, 
b.  Mariae  rlrgin.  et  aliorum  sanctorum  auf.  Sein 
Formular  c.  24.  bezieht  sich  daher  nicht  auf  die 
Crudflxe ,  welche  auf  den  Altar  gestellt  werden 
sollen,  Baru ff aldus  L  c.  tit.  LXVUI.  n.  1  ff . 
Die  Reseryation  betrifft  übrigens  blos  die  solenne 
Benediktion,  Gongr.  rit.  y.  12.  Juli  1704,  Gar- 
dellinl  1.  c,  n.  3697;  2,  229:  ^1.  An  cruces 
altarium  seu  processionum  sint  benedicendae  de 
praecepto?  2.  An,  si  non  sint  de  praecepto,  pos- 
Sit  Simplex  sacerdos  eos  benedicere  private  et 
non  solemniter?  Ad  1.  Negative.  Ad  2.  Affir- 
mative", ygL  auch  Cayalieri  t.  IV.  c.  11. 
decr.  7.  n.  1.  2;  Probst  S.  187,  und  zwar 
aliein  derjenigen  Kreuze,  welche,  wie  z.  B.  die 

Hi  n  8  e  h  i  n  s ,  EirchenTScht  lY. 


Kirohhofskreuze ,  öffentlich  aufgestellt  werden, 
nicht  die  zum  Hausgebrauche  bestimmten ,  Gongr. 
rit.  y.  12.  August  1854  zu  1  (Gollectan.  mission. 
cit.  n,  1325.  p.  708) :  „intelligendas  cruces  coe- 
meteriorum  aliasque  publice  exponendas^.  Die 
letzteren  kann  der  Priester  nach  dem  Formular 
des  Rituales  priyatim  segnen. 

«  Vgl.  die  yorige  Anm.  Wenn  Probst  S.  189 
angiebt ,  dass  ein  einfacher  Priester  mit  bischöf- 
licher Erlaubniss  die  solenne  Benediktion  vor- 
nehmen kann,  so  widerspricht  dies  seiner  eigenen 
Bemerkung  S.  HO.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Be- 
hauptung ergiebt  sich  übrigens  daraus ,  dass  das 
Rituale  tit.  VIII.  in  c.  1—19  die  Formulare  für 
die  den  einfachen  Priestern  zustehenden  Bene- 
diktionen ,  dann  yon  c.  20  bis  c.  25  die  bene- 
dictiones ab  episcopis  yel  aliis  facultatem  haben- 
tlbus  faciendae,  endlich  erst  c.  26  bis  c  30  die- 
jenigen mittheilt ,  welche  ein  yom  Bischof  dele- 
girter  Priester  yornehmen  darf.  Unter  den  „aliis 
facultatem  habentibus^'  der  Ueberschrift  zu  der 
Mittelgruppe  kann  also  nicht  ein  Priester ,  wel- 
cher blos  eine  bischöfliche  Ermächtigung  besitzt, 
verstanden  werden. 

s  Rituale  roman.  tit  VIII.  c.  26  bis  e.  28. 
Nach  Silbernagl,  K.  R.  S.  Ölö.  n.  1,  s.  auch 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  225,  gehört  hierher  auch  die 
Segnung  der  Fahnen  des  Militärs.  Das  erscheint 
aber  zweifelhaft.  Das  Pontiflcale  roman.  P.  II. 
hat  ausser  der  unpraktisch  gewordenen  bene- 
dictio et  impositio  crucis  proflciscentibus  in  sub- 
sidium  et  defensionem  fldei  christianae  seu  recu- 
perationem  terrae  sanctae  noch  Formulare  für  die 
benedictio  armorum ,  ensis  und  vexilli  bellici, 
dagegen  enthält  das  Rituale  keine  Formulare 
dafür.  Das  lässt  darauf  sohüessen,  dass  sie 
der  Bischof  nicht  dem  einfachen  Priester  zu 
übertragen  berechtigt  ist. 

^  Die  Formulare  für  diese  giebt  der  appendix 
zum  Rituale.  Dass  sie  reservirt  sind,  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen,  da  sie  hier  sämmtlich  unter 
den  benedictiones  reservatae  ab  episcopo  vel 
sacerdotibus  facultatem  habentibus  faciendae 
stehen.  Allerdings  finden  sich  unter  dieser 
Rubrik  zunächst  solche  Reservate,  welche  der 
Bischof  seinerseits  nicht  übertragen  kann,  es 
wird  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  kön- 
nen, dass  auch  die  übrigen  der  bischöflichen 
Delegation  entzogen  sind.  Der  Anhang  stellt 
beide  Arten  ohne  Unterschied  zusammen. 
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Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  die  s.  g.  Real-Benediktionen  und  die  s.  g. 
yerbal-Benediktionen  nicht  in  der  Weise  unterschieden  sind^,  dass  der  Bischof 
nur  die  letzteren  einem  Priester  übertragen  kann,  die  Delegirnng  der  ersteren  auf 
einen  solchen  aber  dem  Papst  ausschliesslich  zusteht.  Für  die  Real-Benediktionen 
ist  allerdings  eine  bischöfliche  Ermächtigung  stets  ausgeschlossen^,  aber  anderer- 
seits ist  der  Bischof  eine  solche  nicht  einmal  für  alle  Verbal -Benediktionen  zu  ge- 
^fthren  befugt  3. 

Wie  die  Bischöfe  und  die  mit  Pontiflkalrechten  ausgestatteten  Prälaten  allein 
die  hmedicHo  episcopalis  spenden  können^,  so  ist  der  Papst  seinerseits  ausschliesslich 
in  der  Lage,  den  päpstlichen  Segen  zu  ertheilen.  Da  er  aber  nicht,  wie  die 
ersteren  an  die  Schranken  des  gemeinen  Rechtes  gebunden  ist,  so  kann  er  seinerseits 
die  Ertheilung  desselben  anderen,  als  seinen  Vollzugsorganen,  übertragen  ^. 

Ausserdem  sind  dem  Papste  ausschliesslich  die  Benediktion  der  s.  g.  agnus 
dei^j  der  Schwerter  für  Könige  und  Fürsten  und  der  goldenen  Rose'',  ferner,  wenn- 
gleich nicht  absolut,  die  der  Pallien  ^  reservirt®. 

Alle  übrigen  Benediktionen  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  be&higt^o,  ja 
die  Benediktion  der  Osterkerze  (cereus  paschalis)  am  Charsonnabend  kann  sogar  von 
einem  Diakon  vollzogen  werden  i^. 

Abgesehen  von  dem  eben  erwähnten  Falle  ist  dagegen  jede  Segnung  durch  einen 
Kleriker  eines  niedrigeren,  als  des  Priester-Grades  nichtig,  weil  ein  solcher  der  noth- 
wendigen  Fülle  der  potestas  ordinis  ermangelt  ^  2. 

Wenn  dagegen  ein  Priester  die  dem  Bischof  vorbehaltenen  Segnungen  und 
Weihungen  vollzogen  hat,  gleichviel,  ob  dazu  ein  päpstliches  Indult  oder  blos  bischöf- 


1  S.  0.  S.  142.  n.  4.  '  dasselbe  eingetaucht  werden ,  decretum  de  ritu 

^  S.  0.  S.  144.  et  usu  cerearum  foimarum  y.  1752,  Bull.  Bened. 

3  S.  0.  S.  142u.  144.  Sohatauchdie  Congr.  rit.  XIV.  3,  253;   Ferraris  s.  ▼.  agnus  del,  und 

▼om2.  April.  1875,  Collect  misslon.  cit.  n.l328  Sehe  eben  in  Wetz  er  n.  Weite,   Kirohen- 

p.  709,  auf  die  Frage :  ,^n  episcopi  sive  ex  iure  lexikon.  2.  Aufl.  1 ,  344. 

ordinario    sive    ex   consnetudine    omnes  bene-  "^  Probst  S.  247. 

dictiones  descriptas  in  Rituali  romano  et  reser-:  8  Denn  diese  kann  in  Abwesenheit  des  Papste« 

Yatas,  in  quibus  non  intervenit  sacra  unctlo ,  sa-  der  denselben  vertretende  Kardinal  benedicireii, 

cerdotibus  minoribus  delegare  possint?''  mit  Ne-  Bd.  I.  S.  219.  n.  7. 

gatlve  geantwortet.  0  lieber  die  dem  ältesten  Kardinal- 
es, o.  S.  143.  bischof  zustehende  Benediktion  des 
&  Vgl.  Oonst.  Benedict.  XIY.  Exemplis  prae-  zum  Papste  gewählten  Bischofs  s.  Bd.  I. 
decessorum  v.  19.  März  1748,  Bull,  cit  2,  183;  S.  291.  360.  361. 
das  Formular  für  die  Bischöfe  im  Arch  f.  k.  K.  *0  Vgl.  Probst  S.  106.  107. 
R.  15,331;  s.  femer  Rituale  rom.  tit.Vni.  c.32  *»  Caeremon.  episcop.  lib.  II.  c.  27.  n.  7  ff., 
unddasaufQrunddesBrevesLeos'XIU.  T.  7.  Juli  und  Missale  romanum.  Proprium  de  tempore, 
1882  dazu  veranstaltete  Supplement,  vgl.  auch  sabbato  sancto;  Probst  S.  261. 
Probst  S.  133.  Um  die  Stellang  des  Delegaten  ^^  Allein  dem  Priester  und  dem  Bischof  wird 
als  YoUzugsorganes  deutlich  hervortreten  zu  las-  bei  der  Ordination,  und  zwar  in  Verbindung  mit 
sen,  ist  dieser  verpflichtet,  Jedes  Mal  das  betref-  der  Salbung  der  Hände,  bei  ersterem  mit  Kate- 
fende  päpstliche  Indult  zu  veriesen.  chumenen-Oel,  bei  letzterem  mit  Chrisma ,  die 
0  D.  h.  der  Wachsfiguren ,  welche  von  dem  Benediktionsgewalt  ertheilt,  dem  Priester  durch 
auf  ihnen  abgedruckten  Bilde  des  Lammes  Got-  die  Worte:  „Ut  quaecunque  benedixerint  (scma- 
tes  ihren  Namen  fuhren  und  durch  ihren  reinen  nus) ,  benedicantur  et  quaecunque  oonsecrave- 
Stoff  die  unbefleckte  himmlische  Reinheit  der  rint,  consecrentur  et  sauctiflcentur^,  dem  Bischof 
Menschheit  Christi  versinnbildlichen.  Sie  wer-  durch  den  Ausspruch:  „quidquid  beuedixeris, 
den  vom  Papste  im  ersten  und  dann  in  jedem  benedicatur  et  quicquid  sanctificaveris ,  santi- 
siebenten  Jahre  seines  Pontiflkates  am  weissen  flcetur^',  Pontiflcale  rom.  P.  I.  de  ordinat  pres- 
Sonntage  während  des  feierlichen  Amtes  durch  byt.  u.  de  consecrat  electi.  Die  Klerikez  der 
Weihwasser ,  welches  mit  Balsam  und  Chrisma  niederen  ordines  besitzen  die  Benediktionsgewalt 
vermischt  ist,  dadurch  geweiht,  dass  sie,  wohl  nicht,  Ferraris  s.  v.  benedicere  art.  I.  n.  15. 
zur  Erinnerung  an  die  Taufe  Jesu  im  Jordan ,  in 
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liebe  Eniiftchtigiing  erforderlich  war  ^j  so  ist  die  bemdicüo  oder  comecraüo  niemals  nich- 
tig' imotdide)^  sondern  nnr  unerlaubt  [üUcita]  ^.  Denn  die  Benediktionsgewalt  ist  als 
aoiehe  nicht  an  den  bischöflichen  ordo  geknüpft^,  vielmehr  sind  den  Bischöfen  ein- 
zelne Segnungen  und  Weihungen  nur  durch  das  kirchliche  Recht  vorbehalten  ^.  Die 
Ertbeilung  der  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  letzteren  an  einen  Priester  gewährt 
diher  dem  letzteren  niemals  eine  Fähigkeit ,  welche  er  an  sich  nicht  besitzt ,  sie  be- 
seitigt vielmehr  nur  die  Schranken,  welche  das  Recht  der  Ausübung  der  ihm  an  sich 
zustehenden  Fähigkeit  gesetzt  hat,  stellt  sich  also  rechtlich  als  ein  Akt  der  Juris- 
diktionsverwaltung seitens  des  Papstes  oder  des  Bischofs  dar. 

Bei  denjenigen  Benediktionen,  welche,  wie  der  päpstliche  oder  bischöfliche  Segen 
8. 0.  8.  146  u.  143),  an  die  Person  des  Amtsträgers  gebunden  sind,  liegt  es  in  ihrem 
Wesen,  dass  die  Spendung  durch  einen  Priester  nicht  die  Bedeutung  einer  von  dem 
berechtigten  Amtsträger  ertheilten  Segnung  haben  kann ,  also  auch  nicht  im  Stande 
ist,  die  an  eine  solche  geknüpften  besonderen  Wirkungen ,  wie  namentlich  die  Oe- 
wähmng  der  in  der  Regel  damit  verbundenen  Ablässe  ^ ,  herbeizuführen,  wenngleich 
eine  solche  Benediktion  als  einfache  Segnung  nicht  nichtig  erscheint. 

Was  endlich  die  0.  S.  146  gedachten,  dem  Papste  vorbehaltenen  Benediktionen 
betrifft,  so  kann  selbstverständlich  beim  Mangel  eines  besonderen  päpstlichen  Ordos 
die  Reservation  nicht  auf  einer  dem  Papst  im  Gegensatz  zu  den  Bischöfen  eigen- 
thllmlichen  potestas  ordinis  beruhen.  Diese  Vorbehalte  erscheinen  vielmehr  als  mit 
der  Primatialstellung  des  Papstes  ausschliesslich  verbundene  Ehrenrechte,  wie  denn 
aach  gerade  der  umstand,  dass  der  Papst,  der  oberste  Leiter  der  ganzen  Kirche, 
diese  Benediktionen  vollzieht,  den  geweihten  Gegenständen  einen  besonderen  Werth 
in  den  Augen  der  Gläubigen  verleiht  7. 

Die  erlaubte  Ausübung  der  in  dem  ordo  episcopalis  und  ordo 
presbyteralis  enthaltenen  Benediktionsgewalt  setzt  das  Vorhandensein 
der  erforderlichen  Jurisdiktion  für  denjenigen  kirchlichen  Amtsträger,  welcher  von 
ibr  Gebrauch  machen  will,  voraus. 

Der  Papst,  welcher  diese  ftlr  die  ganze  Kirche  besitzt,  kann  Segnungen  und 
Weihuigen  überall  im  Gebiete  derselben  und  für  alle  Gläubigen  vornehmen ,  sowie 
anderen  die  Befugniss  dazu  delegiren. 

Der  Bischof  hat  das  Recht  nur  für  seine  Diöcese,  seine  Diöcesanen  und  die  in 

^  S.  0.  S.  144.  vel  presbyter  Yaleat  exhibere,  hanc  (conflima- 

^  S.  aacb  Entsch.  d.  Gongr.  zlt.  v.  1707,  Gar-  tionem)  non  nisl  sammiia  sacerdos  i.  e.  episcopuB 

deiUni  n.  3775;   2,  267:    „I.    An  abbates,  debet  conferre^ 
pnoie«,  gaardianl  et  alii  religioniiin praelati pos-  ^  Probst  S.  108. 

nat  benedieere  paramenta  et  yasa  aacra  ad  usum  8  S  die  Citate  v.  S.  143.  n.  7  ff.  und  S.  146. 

pn)piianimeecle8iaTum?II.Utrambenedicerepo8-  "^  Dass   ein  anderer  Amtstiäger  dergleichen 

füktTisa,  in  qaibus  sacra  unotio  adhibetur  pro  Segnungen  für  den  Papst  vollzieht,  wird  prak- 

ttrriüo  tarn    propriamm    ecolesiaram ,    quam  tisch  nicht  vorkommen.   Die  Frage ,  welche  Fol- 

etiim  saecularium?  III.  An  eadem  paramenta  et  gen  eine  solche  Anmassung  haben  würde ,   ist 

^m  ucra  sint  denuo  benedicenda  et  respectlve  daher,  so  weit  ich  sehe ,  bisher  gar  nicht  aufge- 

eoDsecranda?  Ad.  I.  negative,  ad  II.  quoad  1  par-  werfen.    Sie  wird  dahin  zu  beantworten  sein, 

tem  quoad  habentes  nsum  pontiflcalium  AiflrmaF-  dass  die  betreffende  Sache  zwar  benedicirt  ist, 

ÜTe;  quo  vero  ad  non  habentes  usum  pontiflca-  aber  nicht  vom  Papste,  und  dass,  sofern  letzteres 

liiuD  Negative.    Ad  III.  Negative,  d.  h.  also  die  rechtlich  wesentlich  ist,  die  sonstigen  Rechts- 

uilterechtigter  Welse    erfolgten  Benediktionen  folgen  nicht  eintreten  können,  so  würde  z.  B.  ein 

ODd  Konsekrationen  sind  gültig.  vorschriftswidrig  benedicirtes  Pallium  kein  Pal- 

'  Probst  S.  102  ff.  10&  lium  sein,  an  welches  sich  für  den  Erzbischof 

^  e.  1  (Inn.111.)  $.  7.  X.  de  sacra  unct  1. 15:  die  Bd.  II.   S.  31   erwähnten  Rechte    knüpfen 

•.Unde  cum  ceteras  unctiones  aimplex  sacerdos  könnten. 

10» 
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derselben  befindlichen  Sachen.  Unbedingt  gilt  dies  für  alle  dergleichen  Akte,  bei 
denen  er  sich  der  Pontifikalien  zn  bedienen  hat^  nnd  welche  öffentlich  yorgenommen 
werden^,  so  z.  B.  fdr  die  Konsekration  der  Kirchen  3,  die  benediclio  populi  solennis  und 
die  benedictio  in  via^.  Nnr  soweit  er  eine  Segnnng  privatim  vollzieht^,  also  z.  B. 
eine  solche,  welche  der  einfache  Priester  ohne  Weiteres  vorzunehmen  berechtigt  ist, 
bedarf  er  dazu  nicht  der  Erlanbniss  des  zuständigen  Ordinarius^. 

Die  Segnungen  und  Weihungen ,  welche  dem  Bischof  vorbehalten  sind ,  und  f&r 
welche  er  seinerseits  nicht  einen  Priester  delegiren  kann,  überträgt  er  aber  dann  er- 
laubter Weise  auf  einen  solchen,  wenn  ihm  vom  Papste  dazu  Vollmacht  ertheilt  ist  7. 

Hat  er  von  dieser  letzteren  Gebrauch  gemacht  oder  einen  Priester  mit  einer  ihm 
reservirten  Benediktion  kraft  eigenen  Rechtes  beauftragt ,  so  kann  der  Delegirte  von 
seiner  Befugniss  nur  innerhalb  der  den  Bischof  selbst  bindenden  Schranken  Oebrauch 
machen,  weil  sich  die  Jurisdiktion  des  Delegirenden  nicht  Aber  seine  Diöcese  hinaas 
erstreckt  ®. 

Die  Ermächtigung  zu  Benediktionen,  welche  der  Bischof  kraft  eigenen  Rechtes 
Ubertragen  darf,  kann  auch  an  seiner  Statt  der  Oeneralvikar  oder  Kapitelsverweser 
ertheilen  ^. 

In  welchem  Umfange  die  dem  Bischof  reservirten  Konsekrationen  und  Benedik- 
tionen durch  die  dazu  kraft  päpstlichen  Privilegs  oder  Indultes  er- 
mächtigten Priester,  namentlich  die  Regularen ^^  erlaubter  Weise  ge- 
spendet werden  dürfen ,  darüber  entscheidet  der  Inhalt  der  betreffenden  päpstiichen 
Urkunde". 


i  Bd.  II.  S.  48,  8.  namentlich  Anm.  2  da- 
selbst 

2  A.  a.  O.  8.  44 

3  c  10  (Later.  I.  t.  1123)  C.  XVI.  qn.  1 : 
„. .  .Crisma  et  oleum,  consecrationes  altarinm . . . 
ab  episcopis  (sc  monachi)  accipiant ,  in  quorum 
parochii«  manent«  ;  c.  26.  27  (Gelas.  I.)  C.  XVI. 
qn.  7 ;  c.  9  f  Julian,  epit.  Novell.)  Dist  L  de  con- 
secT.  u.  c  2  (Inn.  III.)  X.  de  consecr.  eccles. 
III.  40. 

*  Clem.  2  de  pilvlleg.  V.  7.  Der  Erzbisohof 
kann  sieb  der  Pontifikalien  innerhalb  der  ganzen 
ProTinz  bedienen  und  hier  die  benedictio  solem- 
nis  und  die  benedictio  in  via  ertheilen,  Giern.  2 
cit,  Gaerem.  eplsc.  IIb.  I.  c  4.  In  Anwesenheit 
eines  höheren  Amtsträgers  darf  indessen  der 
niedere  nur  mit  Erlaubnlss  des  letzteren  bene- 
dldren,  c.  6  (Nlcol.  I.)  Dist.  XXI,  so  der  Bi- 
schof nur  mit  Erlaubnlss  des  gegenwärtigen  Le- 
gaten, Kardinals  oder  Erzbischofs,  Gaeremon.  Lc. 
und  die  Entscheid,  d.  Gongr.  rit.  bei  Ferraris 
8.  V.  benedicere  art.  I.  n.  10.  11. 

Dem  Bischof  steht  darin,  wie  In  allen  anderen 
Beziehungen  der  coadiutor ,  welcher  den  Bischof 
bei  totaler  Unfähigkeit  vertritt,  gleich,  amtirt 
er  nun  neben  dem  Bischof,  blos  dann ,  wenn  der 
letztere  nicht  amtlren  kann  oder  will ,  Bd.  II. 
S.  255,  s.  auch  Ferraris  s.  v.  benedicere  art. 
II.  n.  5. 

^  So  darf  der  Bischof  einzelnen  darum  an- 
suchenden Personen  die  Benediktion  privatim 
geben,  femer,  wenn  er  privatim  celebrirt,  in  An- 
schluss  daran  dieselbe  spenden,  Barbosa  de 
off.  et  pot.  episcopi  P.  II.  alleg.  27.  n.  64.  65. 


«  Aber  wohl  —  vgl.  c  28  (Orleans  HL  v.  638) 
G.  VII.  qu.  1  —  in  Betreff  der  Konsekration  der 
Kirchen  und  Altäre.  Statt  des  Bischofs  kann  die 
Genehmigung  auch  der  Kapitelsverweser,  nicht 
aber  der  Oeneralvikar,  Bd.  II.  S.  216.  Nr.  14  a. 
S.  244  ertheilen. 

Die  Benediktion  des  Königs  nnd  der 
Königin  weist  das  pontiflcale  roman.  P.  I.  spe- 
ciell  dem  Metropoliten  oder  dem  „Pontifex 
ad  quem  spectat'',  also  dem  Primaten,  welcher 
den  Vorrang  vor  den  übrigen  Erzbischöfen  oder 
Bischöfen  besitzt,  Bd.  L  S.  625,  zu. 

^  Barnffaldus  1.  a  tit  LXV.  n.  12.  13. 
Herkömmlicher  Weise  geschieht  dies  für  einzelne 
Fälle  in  den  deutschen  Qninquennal-Fakultäten 
pro  foroeztemo  n.  11,  Bd.  III.  S.  801.  n.  3. 

8  S.  auch  die  in  der  vor.  Anm.  dt.  Fakultäten 
n.  22. 

0  Eine  Beschränkung  kennt  das  Recht  in  dieser 
Beziehung  nicht,  nur  können  sie  keine  Ermäch- 
tigung zur  Erthellung  der  benedictio  episcopalis 
geben,  weil  diese  an  die  Person  des  Amtsträgers 
gebunden  ist,  s.  o.  S.  143. 

10  Das  Nähere  darüber  ist  &  143  n.  13.  ange- 
führt. 

11  Die  herkömmlichen  Beschränkungen  s. 
ebendaselbst.  Im  Gegensatze  zu  den  Bischöfen 
sind  die  Regulär-Oberen  befugt ,  ihr  Recht ,  die 
Paramente  und  Gefässe  für  die  ihnen  unter- 
worfenen Kirchen  zu  benediciren,  s.  o.  S.  144. 
n.  13,  ohne  weiteres  Ihren  Regularpriestem  zu  de- 
legiren. Indessen  ist  es  wegen  der  const.  Leos'X : 
Religlonis  suades  v.  3.  Februar  1514  (nicht  Im 
Turiner  Bullarinm)  streitig,  ob  die  Delegation 
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Diejenigen  Segnungen  ^  welche  weder  dem  Bischof  noch  einem  höheren  kirch- 
lieken  Würdenträger  vorbehalten  sind,  werden  henedictUmea  sacerdotales  genannt.  Von 
diesen  stehen  einzelne,  die  s.  g.  henedicHones  parochiales,  dem  Pfarrer  in  der  Art  aus- 
seiiliesslich  zu,  dass  sie  von  einem  anderen  Priester  erlaubter  Weise  nur  mit  seiner 
Genehmigung^  gespendet  werden  dürfen,  nämlich  die  henedtcUo  nuptialis^,  die  bene- 
üeiio  muUerü post partum^  (die  Anssegnung  der  Wöchnerinnen) ,  die  henedictio  domo- 
nm  m  sabbato  aancto^,  die  henedictio  euper  frühes  et  vineaa  oder  agrommy  sofern  sie 
feierlich  (im  Frühjahr  namentlich  am  Marcustage  oder  in  dem  Triduum  vor  Himmel- 
fahrt, den  dies  rogationum  bei  Bittgängen)  ^  vorgenommen  wird,  die  henedictio  fontis 
hapOsmaiM  am  Charsonnabend  und  am  Vorabend  (Vigil)  vor  Pfingsten^,  jedoch  nur 
in  den  gewöhnlichen  Pfarrkirchen  mit  eigenem  Taufstein  "^ ,  die  henedictio  candelarum 
in  die  pur^ationis  h.  Mariae  virgirUs^ ,  die  henedictio  cinemm  in  prima  die  quadra- 
ftdmae^  und  die  henedictio  ramorum pahnarum  et  olivarum  sive  aliarum  arhorum  in  die 
paimarunt^^,  aber  nur  dann^^  wenn  sich  nicht  etwa  in  Betreff  dieser  drei  zuletzt 
gedachten  Benediklionen  eine  Gewohnheit  zu  Gunsten  anderer,  z.  B.  von  Regulär- 
Priestern,  gebildet  hat^^. 

Die  übrigen  Benediktionen  ^^  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  befugt.  Will  er  dies 


DQT  nntei  Mitwiikung  des  Qeneralkapitele ,  fer- 
ner ob  fle  nur  für  jedes  Mal  besonders  oder  aach 
generell  ertheilt  werden  kann,  Ballay  im  Arob. 
f.LK.  R.  15,107;  Probst  S.  112. 

i  Baruf  faldus  L  c  ttt.  XL VII.  n.  3,  nicbt 
des  Ordinarius  ,  da  dieser  dem  Pfarrer  die  Pfarr- 
Rechte  nicht  innerhalb  seiner  Pfarrei  entziehen 
darf,  Gongr.  rit  y.  22.  März  1631,  Gardellini 
L  c  n.  908.  909 ;  1,  186. 

3  Sie  wird  regelmässig  mit  der  Votivmesse  pro 
sponso  et  aponsa  Torbunden,  Rituale  rom.  tlt  YIL 
c.  2.  n.  4  und  darf  allein  unter  Ausschluss  jeder 
entgegenstehenden  Gewohnheit  von  dem  paroehus 
pioprius  der  Brautleute  oder  tou  einem  seitens 
des  vorgesetzton  Ordinarius  ermächtigten  Priester 
bei  Vermeidung  der  suspensio  ipso  iure  gespen- 
det werden,  Trid.  sess.  XXIY.  c  1  de  ref.  ma- 
tiim.,  Probst  S.  164. 

3  Dass  diese  Segnung  hierher  gehört ,  ist  frei- 
lieh  bestritten,  s.  z.  B.  Cavalieri  t  IV.  c.  13 ; 
Probst  S.  174,  da  das  Rituale  tit  Vm.  c.  3 
nni  des  sacerdos,  nicht  aber  des  paroehus  ge- 
denkt Für  die  hier  vertretene  Ansicht  das  von 
Clemens'  XJ.  1704  bestätigte  decretum  orbis  et 
irbis  der  Congr.  rit.  v.  10.  Dezember  1703  zu  6 
(.benedictiones  muliernm  et  fontis  baptismalis 
fleri  debere  a  parochis"),  Gardellini  l.  c. 
n.  3670;  2,  220,  auch  bei  Benedict  XIV. 
instit.  CV.  n.  93;  s.  Bouix  de  parocho  ed.; III. 
Piris  1880.  p. 497,  vandeBurgt,  de ecclesiis. 
ed.  II.  Ultraiecti  1874.  1,  179,  vgl.  ferner  die 
ausführliche  Erörterung  bei  Deneubourg, 
^tnde  canonlque  sur  les  vicaires  paroissiaux 
p.242  fS.  Allerdings  braucht  die  henedictio  nicht 
Ton  dem  paroehus  proprius  gefordert  zu  werden. 

4  D.  h.  während  der  Gharwoche ,  Rituale  ro- 
inan.tit  vm.  c.  4;  Baruf  faldus  tit  XLVH. 
n.  8;  Cavalieri  1.  c  c.  24.  Ob  dasselbe  in 
Betreff  der  henedictio  domorum  alio  tempore 
facienda,  Rituale  1.  e.  c.  5  gilt,  ist  streitig  ,  wird 
aber  liehtiger  verneint ,  da  die  Rubrik  den  pa- 


roehus seu  alii  sacerdotes  als  Spender  bezeichnet, 
Probst  a  129.  149. 

s  Missale  in  litaniis  maioribus  u.  dies  XXV. 
April.;  Rituale  roman.  tlt.  VTII.  c.  10;  tit.  IX. 
c.  1.  n.  8  u.  c.  4;  Baruf  faldus  tit  LIII. 
n.  10  u.  tit  LXXIX  n.  1 ,  Congr.  rit.  v.  9.  Mai 
1705,  Gardellini  1.  c.  n.  3722,  2,  238; 
Probst  S.  122,  nicht  aber  die  benedictlones 
prlvatae  super  campos,  welche  daher  auch  von 
Regularen  in  einer  Pfarrei  mit  Erlaubniss  des 
Ordinarius  vorgenommen  werden  können,  Congr. 
rit.  V.  5.  Oktober  1686, 1.  c  n.  3124;  2,  80. 

0  Missale  sabbato  sancto  und  vigllia  Pente- 
costes ;  B  a  r  b  0  8  a  de  ofT.  et  potest.  parochl.  P.  I. 
c  12.  n.  2;  Baruff  aldus  tit  IV.  n.  8. 

^  Also  nicht,  soweit  in  Frage  stehen :  1 .  Kirchen, 
deren  Parochianen  hinsichtlich  der  Taufe  an  die 
Kathedrale  oder  ein  dazu  gehöriges  Baptisterium, 
B.  Bd.  II.  S.  281  gewiesen  sind,  und  2.  Kollegiat- 
und  Regularkirchen ,  in  denen  der  die  Messe  ce- 
lebrirende  Dignitarius  oder  canonicus  hebdo- 
madarius,  nicht  der  sonst  mit  der  Seelsorge  be- 
traute Geistliche  die  Benediktion  vorzunehmen 
hat,  Gardellini  Lc.  n.  2096,  n.  4207  zu  ö, 
n.  6021,  denn  das  oben  n.  3  citirte  Dekret  von 
1703  verneint  nur  die  Berechtigung  von  Kaplänen 
der  Bruderschaftskirchen  zu  Gunsten  der  Pfarrer, 
s.  auch  Probst  S.  279. 

^  Missale,  festa  Februar,  die  II. 

8  L.  c  feria  IV.  cinerum. 

^0  S.  das  Missale  zu  diesem  Tage. 

^^  Also  nicht  immer,  wie  B  arbo  sa  I.  c.  n.4. 
8.  9  und  Baruffaldus  tit  XLVI.  n.  3  an- 
nehmen. 

13  Gar  d eil  in i  1.  c.  n.  2444  zu  1.  Daher  er- 
klärt auch  das  Dekret  v.  1703  zu  5  (oben  n.  3), 
dass  diese  Benediktionen  nicht  zu  den  iura  mere 
parochialia  gehören. 

13  Also  namentlich  mit  Ausnahme  der  im 
Text  oben  aufgeführten  alle  diejenigen ,  welche 
das  Rituale  roman.  tit  VIII.  c  1 — 19  und  der 
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aber  nicht  blos  privatim ,  sondern  feierlich  oder  öffentlich  in  einer  Kirche  oder  Ka- 
pelle thnn,  so  hat  er,  falls  er  erlaubter  Weise  handeln  will,  die  Zastimmang  des  be- 
treffenden Pfarrers  ^  oder  des  Rektors  der  fraglichen  Kirche  ^  oder  des  zuständigen 
Ordinarius^  einholen,  da  kein  Priester  foefdgt  ist,  beliebig  Handinngen  seines  ordo 
in  einer  fremden  Pfarrei,  Kirche  oder  Didcese  anszuttben. 

Dagegen  ist  eine  solche  Erlanfoniss  für  die  in  einer  Pfarrei  angestellten  oder  in 
dieselbe  depntirten  Hülfspriester ,  Vikare ,  Kapl&ne  nicht  erforderlich.  Sie  besitzen 
dieselbe  ein  fElr  alle  Mal  kraft  ihrer  Stellung  als  Gehülfen  des  Pfarrers  bei  der  Ver- 
waltung der  heiligen  Handlungen.  Allerdings  haben  sie  sich  dabei  an  die  durch  Ge- 
wohnheit oder  Diöcesan-Statut  oder  durch  ihre  Instruktion  vorgeschriebene  Ge- 
schäftstheilung  zu  halten,  ja  in  Ermangelung  einer  solchen  ist  der  Pfarrer  berechtigt, 
weil  ihm  die  Leitung  der  Verwaltung  der  geistlichen  Funktionen  obliegt,  ihnen  nä- 
here Anweisungen  zu  ertheilen,  z.  B.  die  Vornahme  einzelner  Benediktionen  von 
seiner  Zustimmung  abhängig  zu  machen  oder  nachherige  Anzeige  in  Betreff  dersel- 
ben zu  erfordern.  Er  kann  sich  sogar  auch  gewisse  Benediktionen  ausschliesslich 
vorbehalten,  indessen  keineswegs  die  Hülfspriester,  wenn  einzelne  Parochianen  von 
ihnen  die  Spendung  von  Benediktionen  verlangen ,  ganz  davon  ausschliessen ,  dena 
dadurch  würde  er  ihnen  sowohl  die  Ausübung  ihres  priesterlichen  Ordos  wesentlich 
beschränken,  als  auch  den  Zweck,  zu  welchem  die  Hülfsgeistlichen  ihm  an  die  Seite 
gesetzt  sind,  ganz  oder  zum  Theil  illusorisch  machen  ^. 

D.  Die  Pflicht  zur  Spendung  von  Segnungen  und  Weihungen. 
Derjenige  kirchliche  Amtsträger  oder  Geistliche,  welcher  die  Befilhigung  und  auch 
im  gegebenen  Falle  das  Recht  zur  Vollziehung  von  Segnungen  und  Weihungen  be- 
sitzt, ist  verbunden,  dieselben  vorzunehmen,  und  zwar : 

1.  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht  a.  schlechthin,  wenn  die- 
selben einen  Theil  der  von  der  Kirche  vorgeschriebenen  Gottesdienstordnung  bilden, 
und  er  zufolge  seines  Amtes  oder  seiner  kirchlichen  Stellung  zur  Wahrnehmung  der 
betreffenden  gottesdienstUchen  Handlungen  verpflichtet  ist^,  femer  auch,  wenn  ge- 


appendix  dazu  unter  der  Ueberschrift :   benedie-  augendae  prope  modum  intenta  episcopo  iniun- 

tionea  non  retervata^  aufführt ,  z.  B.  die  bene-  gendum  censuit ,  ut  revooet  traditam  huiusmodi 

dictio  aquae  lustralis,   candelarum  extra  diem  facultatem,    ne  parochlalis  praedicta  (eccleBia) 

puriflcationls  b.  M.  V.,  loci  (namentlich  gewls-  frequentla  et  obsequlls  populi  deorescat  suoque 

ser    Räumlichkelten    eines    Hauses,    Probst  iure  privetur^ 

S.130),  thalaml(BaTuffaldu8titLI.n.3.4).  «  Vgl.  zu  der  Ausführung  des  Textes  auch 
novae  naYls,  panis,  ovorum (welche letztere  nach  Deneubourgl.  c.  p.  306  if. 
dem  Dekret  v.  1703  zu  6  nicht  zu  den  bene-  5  Hierher  gehören  die  bei  der  Messe  vorge- 
dlotiones  parochiales  gehört,  s.  auch  Baruf-  schrlebenen  Benediktionen ,  femer  die  Zuberel- 
f  aldus  tit.  LVin.  n.  5).  tung  der  h.  Oele  durch  den  Bischof  als  Theil  des 
1  So  allgemein  die  Congr.rlt.v.  16.  September  Offiziums  am  Gründonners tog ,  Pontiflcale  ro- 
1640,  Gardellini  1.  c.  n.  1263;  1,  225:  „Non  man.  P.  III;  Caeremoniale  episcopor.  IIb.  II. 
posse  in  allena  ecclesla  quidquam  ordinarl  aut  c.  23 ;  die  Feier  des  Offiziums  durch  den  Pfarrer 
exerceri  invlto  proprio  parocho**.  am  ersten  Tage  der  Quadrageslma  und  am  Palm- 
«  Entsch.  der  Congr.  rit.  1.  c.  n.l887;  1,  319.  sonntage  und  die  damit  verbundene  Kerzen-, 
a  S.  die  S.  149.  n.  5  clt.  Entscheidung.  Der  Asche-  und  Palmen  -Weihe,  S.  149  n.  9  u.  10, 
Ordinarius  darf  Indessen  von  seinem  Rechte  nicht  vgl.  Congr.  rit.  v.  19.  Dezember  1665,  Gar- 
in einer  Weise  Gebrauch  machen,  dass  dadurch  dellini  1.  c.  n.  2351;  1,  400;  die  Abhaltung 
das  Recht  des  Pfarrers  generell  ausgeschlossen  des  Offiziums  am  Oharsonnabend  und  die  dabei 
wird,  also  z.  B.  dem  Kapellan  einer  anderen  vorgeschriebene  Benediktion  des  Feuers,  der 
Kirche  ein  für  alle  Mal  das  Recht  gewahren,  ge-  Osterkerze  und  des  Taufbrunnens,  Congreg.  rit. 
wisse  Benediktionen  zu  spenden,  Congr.  rit.  v.  v.  12.  April  1765,  1.  c  n.  4252  zu  2  u.  4.  Vgl. 
2^  November  1859, 1.  a  n.  2104  ;  1,  339 :  „pa-  auch  P  r  ob  s  t  S.  233.  267. 
rochorum  indemnitati  nedum  conservandae,  sed 
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wisae  Saehen,  welche  fttr  den  gottesdienstliohen  Oebranch  und  die  ordnungsmäsaige 
Abhaltung  des  Gottesdienstes  erforderlich  erscheinen  ^  oder  dafOr  ordnungsmässig 
bestimmt  sind^,  ohne  vorherige  Weihe  dazu  nicht  verwendet  werden  dürfen^; 

b.  femer  ebenfalls  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht,  wenn  ein  Be- 
rechtigter Segnungen,  welche  entweder  obligatorisch  angeordnet  sind  *  oder  nach 
den  kirchliclien  Vorschriften  gestattet  sind^,  für  sich  begehrt. 

2.  Kraft  der  Obedienzpf licht,  wenn  ein  Geistlicher  von  einem  höheren,  vor- 
gesetzten kirchliclien  Beamten  zur  Vollziehung  einer  Segnung  delegirt  ist^. 

£.  Das  Recht,  die  kirchlich  statthaften  Benediktionen  und 
Weihungen  zu  beanspruchen  steht  nur  denjenigen  Getauften  zu,  welche  die 
aktive  Reehtsfiüiigkeit  besitzen,  nicht  den  Ketzern,  Schismatikern ^  und  den  in  der 
grossen  Exkommunikation  Befindlichen  ^. 

Geltend  gemacht  werden  kann  es  nur  von  einem  solchen,  wenn  er  handlungs- 
flhig  ist,  d.  h.  das  erforderliche  Unterscheidungsvermdgen  besitzt,  um  die  Bedeutung 


1  Also  statt  der  Terbrauchten  neaeParamente, 
Korporalien  u.  8.  w.  haben  beschafft  -werden 
mössen. 

2  £5  sind  z.  B.  deiartige  Sachen  einer  Kirche 
zam  gottesdienstliehen  Gebiaache  geschenkt  und 
Feebtsgültig  acceptirt. 

3  Ob  der  Berechtigte  in  allen  diesen  Fällen 
nothwendig  selbst  handeln  muss  oder  einen 
Stellvertreter  fnngiren  lassen  kann,  bestimmt 
sich  zonächst  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
über  die  Nothwendigkeit  der  persönlichen  Ter- 
waltang  des  Amtes,  s.  Bd.  III.  S.  226.  233,  fer- 
ner aber  auch  danach,  ob  er  mit  Rücksicht  auf 
den  Charakter  der  fraglichen  Weihung  oder  Seg- 
nung« einen  anderen  zu  delegiren  befugt  ist, 
s.  0.  S.  144.  160. 

4  Wie  die  Benediktion  der  abbates  reguläres 
perpetnl  oder  auch  nur  perpetni  ratlone  admi- 
nifitrationis,  welche  diese  von  dem  Bischof  binnen 
Jahresfrist  nach  ihrer  Wahl  einzuholen  ver- 
pflichtet sind,  Ferraris  8.  v.  abbas  n.  19. 

5  Denn  die  Kirche  hat  in  Gemässheit  des  Yon 
Christus  empfangenen  Auftrages  diese  Hand- 
langen znm  Heile  der  Gläubigen  Torgeschrieben. 
Deshalb  dürfen  sie  ihnen ,  wenn  sie  davon  Ge- 
brauch machen  wollen,  nicht  vorenthalten  werden. 

0  Wenn  die  Delegation  für  einen  Einzelfall 
ertheilt  ist,  unbedingt,  denn  unter  dieser  Yor- 
aossetzung  soll  gerade  einem  hervorgetretenen 
BedürfnisB  entsprochen  werden.  Dasselbe  gilt 
bei  genereller  Delegation  für  den  Fall,  dass  die 
Benediktion  nothwendig  ist  oder  von  einem  Be- 
rechtigten gefordert  wird,  denn  eine  solche  Dele- 
gation soll  entweder  den  eigentlich  Verpflichte- 
ten entlasten  oder  eine  leichtere  oder  bequemere 
Yomahme  der  Amtshandlungen  ermöglichen. 

Bei  Berechtigungen,  welche  auf  einem  Indulte 
beruhen,  kommen  die  zu  1  des  Textes  gedachten 
Gesichtspunkte  in  Betracht  Das  Indult  enthält 
ein  PrivÜeginm,  welches  zugleich  im  öffentliohen 
Interesse  der  Kirche  gegeben  ist ,  vermehrt  also 
nicht  blos  die  Amtsrechte,  sondern  legt  auch 
Pflichten  auf,  Bd.  III.  S.  816. 

7  Das  folgt  aus  dem  Verbot  der  communicatio 
in  sacrls.    Versohleden  davon  ist  die  Frage,  ob 


es  erlaubt  Ist,  diesen  Personen  Segnungen  und 
Weihungen  zu  spenden.  Auch  dies  ist  mit 
Rücksicht  auf  das  gedachte  Verbot  zu  verneinen, 
und  es  wird  ihnen  in  Anwendung  dieses  Prinoipes 
vom  Rituale  roman.  tit.  VI.  c.  2.  n.  2  u.  c.  3 
das  kirchliche  Begräbniss,  bei  welchem  eine  Seg- 
nung vorkommt,  versagt.  Allerdings  lässt  die 
Praxis  unter  gewissen  Voraussetzungen,  nament- 
lich bei  vorher  abgegebenem  Versprechen  auf  Er- 
ziehung der  Kinder  im  katholischen  Glauben 
die  Einsegnung  gemischter  Ehen  zu  ,  H  ü  b  1  e  r , 
Eheschliessung  n.  gemischte  Ehen  in  Preussen. 
Berlin  1883.  S.  62  fl. ;  indessen  wird  diese  nicht 
aus  Rücksicht  auf  den  akatholischen,  sondern  auf 
den  katholischen  Theil  gewährt,  um  dem  letzteren 
nicht  zum  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche 
Anlass  zu  geben,  femer  wegen  des  aus  der  katho- 
lischen Erziehung  aller  Kinder ,  vielleicht  auch 
sogar  der  Bekehrung  des  nichtkatholischen  Gat- 
•  ten  der  Kirche  erwachsenden  Vortheils.  Es  han- 
delt sich  also  hier  um  ein  exceptionelles  Ver- 
hältniss ,  von  welchem  nicht  auf  die  Erlaubtheit 
anderer  Segnungen  geschlossen  werden  darf, 
um  so  weniger,  als  selbst  bei  gewährleisteter  Er- 
ziehung aller  Kinder  im  katholischen  Glauben 
der  nicht  katholischen  Mutter  die  benedlctio 
post  partum  nach  der  bestehenden  Praxis  ver- 
weigert wird,  Kutschker,  Eherecht 4,  805  u. 
Arch.  t  k.  K.  R.41,221. 

8  Und  zwar  sowohl  die  vitandi ,  wie  auch  die 
tolerati,  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  286. 
326.  Das  muss  auoh  gelten,  wenn  diese  Seg- 
nungen nicht  für  ihre  Person ,  sondern  für  ihre 
Sachen  verlangen.  Baruffaldus  tit  XL VII. 
n.  17  ff.  lässt  dies  aber  bei  der  Segnung  des 
Hauses  nur  für  den  Fall  gelten ,  dass  es  sich  um 
einen  vitandus  handelt,  und  alle  Bewohner  des 
Hauses  ihm  als  paterfamilias  unterworfen  sind, 
nicht,  wenn  die  eine  oder  die  andere  Voraus- 
setzung fehlt.  Dies  erscheint  nicht  richtig,  denn 
auch  der  toleratus  hat  kein  Recht  auf  die  Seg- 
nungen der  Kirche,  und  die  blosse  Rücksicht  auf 
die  nicht  exkommunicirten  Mitwohner  schliesst 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  nicht  aus. 
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und  die  Wirkungen  der  begehrten  Handlung  zu  yerstehen^,  also  namentlich  nicht 
von  Wahnsinnigen  und  Kindern  unter  7  Jahren  K  Wohl  aber  erscheinen  fftr  solche, 
welche  die  Grenze  des  zuletzt  gedachten  Alters  überschritten  haben,  Eltern  und  Er- 
zieher  als  Vertreter  berechtigt,  für  sie  dergleichen  kirchliche  Handlungen  zu  ver- 
langen 3. 

Endlich  ist  ebenso  wie  bei  den  Sakramenten  die  Geltendmachung  des  Rechtes 
für  solche  Kirchenglieder,  welche  als  schwere  Sünder  bekannt  sind,  suspendirt^,  weil 
die  Wirkung  der  Segnung  von  der  Disposition  des  Empftngers  abhängt,  und  diese 
daher  nicht  eintreten  kann,  wenn  der  letztere  nicht  yon  schwerer  Sünde  frei  ist^. 

Was  speciell  die  Benediktion  von  Sachen  betrifit,  so  kann  das  Recht  nicht  aus- 
geübt werden)  wenn  die  an  sich  für  eine  bestimmte  Segnung  geeignete  Sache,  z.  B. 
ein  Haus,  einem  Gebrauche  gewidmet  ist ,  welcher  mit  dem  Wesen  und  dem  Zweck 
der  Benediktion  im  Widerspruch  steht,  also  von  yomherein  die  Gewissheit  obwaltet, 
dass  die  Sache  nicht  zu  einem  Instrumente  der  Gnade  werden  oder  die  Segnung  nicht 
zum  sittlich-religiösen  Heile  des  Begehrenden  gereichen  kann  ^. 

Weiter  entsteht  aber  die  Frage,  ob  nur  derjenige  die  Weihung  oder  Segnung 
einer  Sache  zu  beanspruchen  berechtigt  ist,  welcher  kraft  seines  Eigenthums  oder  in 
Stellvertretung  des  Eigenthümers  (z.  B.  als  Vater,  Vormund)  darüber  verfügen  kann, 
oder  auch  ein  solcher,  welchem  ein  blosses  Gebrauchsrecht  zukonmit  oder  welcher 
nur  Besitzer  oder  Inhaber  der  Sache  ist. 

Diejenigen  Weihungen ,  welche  bestimmt  sind ,  die  Sache  von  allem  profanen 
Gebrauche  abzusondern  und  sie  für  gottesdienstliche  Zwecke  zu  widmen,  ist  jeden- 
falls nur  der  Eigenthümer  zu  verlangen  und  zu  gestatten  legitimirt,  weil  dadurch  sein 
aus  dem  Eigenthum  herfliessendes  Gebrauchs-  und  Dispositionsrecht  einer  erheb- 
lichen Beschränkung  unterworfen  wird^,  insofern  er  als  Katholik  die  Eigenschaft 
der  Sache  als  einer  geheiligten  mindestens  kraft  Gewissenspflicht  nicht  unbeachtet 
lassen  kann^,  und  weil  femer,  falls  er  Akatholik  ist,  die  Gefahr  für  die  Kirche  vor- 
liegt, dass  die  Sache  von  einem  solchen  zu  profanen,  sie  nach  katholischer  Auffas- 
sung entweihenden  Zwecken  (z.  B.  der  konsekrirte  Kelch  zu  gewöhnlichen  Gast- 
mählern) gebraucht  wird. 

1  Damit  insbesondere  bei  Sachen  die  Gefahr      als  Spielhölle,  Bordell  oder  zur  Aufbewahrung 
eines  Missbrauchs  ansgesohlossen  ist.  gestohlener  Sachen  dient,  s.  anch  Baruffaidas 

2  Denn  Segnungen  und  Weihangen  sollen  sltt-      L  c.  n.  18. 

lioh-religiöse  Handlungen  anregen  nnd  bewirken.  ?  Das  ergiebt  anch  c.  2  (Greg.I.  598.  ed.  Ben. 

3  Hiermit  ist  der  Fall  nicht  zu  verwechseln,  üb.  IX  ep.  55;  2, 973)  G.  XIV.  qu.  6 :  „Comperimus 
dass  ein  gesetzlicher  Yertreter  eine  an  einem  ün-  nuUam  extitisse  causam,  pro  qua  res  Judaeorum 
zurechnungsfähigen  zu  yollziehende  Segnung  potuissent  rationabiliter  occnpari  atque  eas  esse 
verlangt ,  welche  die  Kirche  gerade  in  Betreff  ineonsulte  ao  temere  consecratas.  Idclrco  expe- 
solcher  Personen  (s.  die  im  appendix  zum  Bi-  rientiae  tuae  praeclpimus,  ut  qula  quod  semel 
tuale  enthaltenen  benedictiones  infantis  und  conseeratum  est,  eis  non  valeat  ultra  restitui, 
puerorum  aegrotantium)  gestattet  studii  tui  sit,  ut  ipse  eplscopus  debeat  pretium 

*  So  wird  katholischen  Frauen,  welche  in  ge-  dare",  da  hier  die  wider  Willen  der  Eigenthümer, 

mischter  Ehe  leben  und  Ihr  Kind  nicht  haben  der  Juden ,  geweihten  Synagogen  als  „temere**, 

katholisch  taufen  lassen  oder  die  Erziehung  des-  als  unzulässiger  Weise    konsekrirt   bezeichnet 

selben  in  einer  anderen  Religion  gestatten,  die  werden.    Erlaubt  ist  demnach  nur  eine  Konse- 

benedictio  post  partum  versagt ,  Kutschker,  kration  mit  Zustimmung  des Eigenth&mers,  d. h. 

Eherecht  4,  804;   Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  218.  nur  dieser  kann  sie  für  seine  Sache  fordern. 

220;   Baruffaldus  tit.  XLYII.  n.  18  erklärt  Wegen  der  Folgen  einer  unerlaubten  Weihe,  von 

die  benedictio  domus  für  einen  schweren  Sünder  welchen  der  zweite  Theil  der  Stelle  handelt,  s. 

nicht  zulässig.  nachher  unten  $.  206. 

5  Probst  S.  116.  8  Reg.  iur.  61  in  Vlto  :  „Semel  deo  dlcatum, 

^  Daher  wird  z.  R.  die  benedictio  domus  abge-  non  est  ad  usus  humanes  alterius  tiansferendum.'' 
lehnt  werden  dürfen  und  müssen,  wenn  das  Haus 
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Die  beiden  zuletzt  ei^wftlmteii  Gfesichtspunkte  kommen  aber  auch  für  diejenigen 
WeihüBgen  in  Frage,  welche  eine  Sache  zwar  nicht  dem  Gebrauch  der  Gläubigen 
entnehen ,  aber  ihr  eine  heilbringende  Kraft  mittheilen  und  deshalb  die  Benutzung 
d»  Gregenstandes  (z.  B.  eines  geweihten  Heiligenbildes,  einer  geweihten  Kerze] 
illein  noch  für  religiöse,  Andachts-  und  Erbauungs- ,  nicht  aber  für  profane  Zwecke 
offen  lassen^. 

Anders  yerhfllt  es  sich  mit  der  blossen  Segnung,  welche  den  benedicirten  Gegen- 
gtinden  keine  besondere  Eigenschaft  yerleiht ,  sondern  nur  den  Zweck  hat ,  den  Ge- 
brauch  derselben  durch  Vertreibung  der  Dämonen  unschädlich  und  zu  einem  im  ge- 
wöhnlichen Leben  heilbringenden  zu  machen  2,  das  Gedeihen  und  das  Wachsthum 
von  Bachen  zu  befördern  ^  oder  mit  ihrem  Genüsse ,  wenn  er  in  rechter  Weise  und 
rechter  Absicht  geschieht,  eine  leiblich  und  geistig  heilsame  Kraft  zu  yerbinden^. 
Hier  tritt  nach  kirchlicher  Auffassung  keine  Veränderung  mit  der  Sache  ein,  femer 
stellt  sich  die  Segnung  auch  nicht  als  ein  Akt  dar ,  welcher  äusserlich  dauernde 
Spuren  seiner  Einwirkung  auf  die  Sache  hinterlässt  oder  den  profanen  Gebrauch  der 
Sache  irgendwie  ausschliesst.  Die  Segnung  ist  in  diesen  Fällen  eine  den  Eigenthflmer 
gar  nicht  berflhrende  Handlung,  sie  beeinträchtigt  ihn  in  Betreff  des  Zustandes  und 
Gebrauches  seiner  Sache  nicht,  und  er  hat  nicht  nöthig,  sie  irgendwie  zu  respektiren. 
Deshalb  kann  hier  das  Eigenthum  an  der  Sache  nicht  als  Vorraussetzung  der  Aus- 
tbußg  des  Rechtes  auf  Beanspruchung  einer  Segnung  hingestellt  werden  \  Anderer- 
seits ist  aber  die  Geltendmachung  dieses  Rechtes  ausgeschlossen ,  wenn  der  Inhaber 
der  Sache  zu  derselben  in  einem  solchen  rechtlichen  Verhältniss  steht,  dass  er  den- 
jenigen Gebrauch  von  der  Sache,  bei  welchem  überhaupt  eine  Wirkung  der  Segnung 
möglich  erscheint,  gar  nicht  zu  machen  befugt  ist,  denn  die  Kirche  ist  nicht  ver- 
püichtet,  ihre  heiligen  Handlungen  nutzlos  vollziehen  zu  lassen  ®.  Femer  auch  dann, 
wenn  der  Inhaber  blos  vorgeschoben  ist,  um  die  Segnung  für  eine  andere  Person, 
welche  sie  nach  kirchlichem  Recht  nicht  fordern  kann  ^,  zu  erlangen. 


*  So  müsste  der  kathollBche  Kunsthändler  Be-  und  bei  KonyentlonaUtrafe  ein  eifriger  Protestant 
denken  tragen,  wenn  ein  anderer  ohne  seine  Zu-  gegenüber  einem  eifrigen  Katholiken  sich  die 
ttimmung  ein  künstlerisch  -werthvoUes  Heiligen-  Nichtvollziehung  von  Segnungen  in  dem  Mieths- 
bild  oder  eine  solche  Heiligen-Statue  hat  bene-  nnd  Pachtkontrakte  civilrechtlich  gültig  bedingen 
didren  lassen,  diese  Gegenstände  an  einen  kann,  erscheint  zweifellos.  In  solchen  Fällen 
reichen  jüdischen  Kunstliebhaber  zu  veräussern,  würde  dies  auch  auf  das  ersterwähnte  Verhältniss 
nicht  minder  der  Kaufmann ,  die  ohne  seine  Zu-  Einfluss  haben ,  da  der  Verzicht  auf  Segnungen 
Stimmung  benedicirten  Wachskerzen  zur  Be-  für  gewisse  Fälle  nichts  kirchlich  unerlaubtes 
nutzung  bei  einem  Gastmahl  zu  verkaufen.  ist  (s.  unter  F),  und  die  Kirche  nicht  zu  Rechts- 

2  Also  mit  der  Segnung  eines  Hauses,  Verletzungen  die  Hand  zu  bieten  hat. 

3  Mit  der  benedictio  super  frages  et  vineas.  6  Derjenige,  bei  welchem  ein  Vorkosthändler 

*  Mit  der  benedictio  esculentomm ,  z.  B.  ovo-  Eier  und  Brod  zu  Ostern  deponirt  hat,  wird  die 
rum,  panls,  ad  quodcumque  «omestibile.  Segnung  nicht  beanspruchen  können.    Als  De- 

'  Es  ist  z.  B.  für  den  Hauswirth  oder  Ver-  positar  ist  er  nicht  befugt,  sie  zu  verzehren,  und 

Pächter  ganz  gleichgültig,  ob  der  Miether  die  wenn  er  sie  segnen  lässt,  um  es  zu  thun ,   so 

gemietheten  Baumlichkeiten ,    der  Pächter  die  würde  dies   in   sündlicher  Absicht  geschehen, 

Eistüngsfrüchte  segnen  Usst.    Die  im  Text  her-  also  die  Kirche  ihre  Segnung  verweigern  müssen, 

vorgehobenen  Gesichtspunkte ,  welche  hier  nur  Aus  demselben  Grunde  kann  der  Dieb  nicht  die 

für  das  ofFentlich  rechtliche  Verhältniss  des  In-  Benediktion  der  gestohlenen  Sachen  verlangen, 

babers  der  Sache  zu  den  die  Segnungen  spen-  um  so  weniger ,  als  er  auch  wegen  der  schweren 

denden  kirchlichen  Amtsträgem  in  Frage  kom-  Sünde   überhaupt  Segnungen    nicht  zu  bean- 

men,  werden  auch  im  allgemeinen  für  das  nach  spruchen  hat,  s.  o.  S.  152. 

Givilrecht  zu  beurthellende  Verhältniss  des  erste-  ^  z.  B.  der  Verwalter  des  Hauses  eines  Ge- 

len  zum  Eigenthümer  entscheidend  sein,  so  z.  B.  bannten,  s.  o.  S.  151.  n.  8. 
geiade  für  Pacht  und  Mlethe.  Dass  kontraktlich 


t54  I-  ^^6  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  205. 

Dass  in  jedem  einzelnen  Falle ,  in  welchem  eine  Weihnng  oder  Segnung  bean- 
spracht wird,  eine  genaue  und  eingehende  Untersuchung  über  die  rechtliohe  Stellung 
der  sie  beanspruchenden  Person  seitens  des  angegangenen  Qeistlichen  vorgenommen 
werden  muss,  ist  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  selbstverständlich  nicht  gesagt. 
Ein  Verhalten,  wie  es  sonst  im  vermögensrechtlichen  Verkehr,  bei  welchem  ebenfalls 
die  Legitimation  zu  bestimmten  Rechtsakten  in  Frage  steht,  beobachtet  wird ,  genflgt 
vollkommen,  und  wie  auf  dem  Verkehrsgebiete  bei  Geschäften  von  weittragender 
Wirkung  mehr  Vorsicht  geboten  ist,  wird  allerdings  bei  den  Weihungen,  durch  welche 
Sachen  dem  profanen  Verkehr  entzogen  werden  sollen,  wenigstens  eine  gewisse  Prü- 
fung der  Eigenthumsberechtigung  erfolgen  müssen ,  während  die  blossen  Segnungen, 
sofern  nur  kein  Anhaltspunkt  für  etwaige ,  dieselben  ausschliessende  Momente  gege- 
ben ist,  vollzogen  werden  dürfen,  ohne  dass  der  Geistliche  sich  einer  Verletzung  der 
ihm  durch  sein  Amt  gebotenen  Pflicht  der  Sorgsamkeit  schuldig  macht.  Von  prak- 
tischer Bedeutung  sind  aber  die  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  dann ,  wenn  die 
betreffenden,  für  die  Ausübung  des  Rechtes  massgebenden  Thatsaohen  klar  zu 
Tage  liegen. 

Schliesslich  ist  daraufhinzuweisen,  dass  ausser  den  bisher  besprochenen  allge- 
meinen Erfordernissen  auch  für  die  speciell  begehrte  Segnung  in  jedem  einzelnen 
Falle  die  besonderen  Voraussetzungen,  z.  B.  die  für  sie  nothwendige  persönliche 
Eigenschaft^,  der  besondere  Anlass^,  vorliegen  müssen,  damit  das  Recht  ausgeübt 
werden  kann. 

F.  Eine  Rechtspflicht  für  die  Gläubigen,  die  kirchlich  vorge- 
schriebenen und  gestatteten  Weihungen  und  Segnungen  zu  empfangen 
oder  ihnen  beizuwohnen  besteht  nicht.  Eine  solche  ist  durch  kein  Kirchen- 
gesetz allgemein  oder  auch  nur  für  einzelne  bestimmte  Segnungen  vorgeschrieben  \ 
und  dies  gilt  auch  insbesondere  für  die  hmedictio  nuptialia  der  Brautleute  bei  der 
Eheschliessung  4. 

G.  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Spendung  der  Weihungen 
und  Segnungen  kommen  vor  Allem  insofern  in  Betracht,  als  die  heilbringende 
Wirkung  der  letzteren  von  der  Beobachtung  der  ersteren  abhängt.    Da  aber  mit  den 


1  Z.  B.  bei  der  benedictio  paeromm  aegiotan-  Recht  des  Pfarrers  her ,  auch  widei  Willen  des 
tinm  die  Krankheit.  Ferner  bat  nur  die  Ehefrau,  Hausbesitzers  diese  Segnung  vorzunehmen ,  sta- 
deren  Kind  ehelich  erzeugt,  nicht  blos  in  der  tulrt  also  die  Pflicht  des  letzteren,  sich  dieselbe 
Ehe  geboren  ist ,  ein  Recht  auf  die  benedictio  unter  allen  Umständen  gefallen  zu  lassen.  Das 
post  partum,  Swienteki.  Arcb.  f.  k.K.  R.  41,  volentes  bedeutet  also  nur  soviel,  dass  die  be- 
128 ;  P r  ob  s  t  S.  17&  und  Gongr.  conc.  v.  18.  Juni  treffende  Benediktion  dem  Pfarrer  und  den  Pries- 
18Ö9,  Acta  8.  sed.  1,  347.  tem  nicht  geboten  ist,  Oavalieri  i.  c.  t.  IV. 

2  So  ist  die  benedictio  post  partum  nur  für  c.  24.  decret.  III.  n.  3 ,  wogegen  der  erstere  die 
die  Ehefirau,  welche  geboren  bat,  statthaft.  Haus-Segnung  zu  Ostern  aus  eigener  Initiative, 

3  Für  die  Beiwohnung  der  Kerzen-,  Palm- und  selbstverständlich  mit  Wissen  und  Willen  des 
Aschen  weihe  (s.  o.  S.  149)  verneint  es  auch  Besitzers  vorzunehmen  hat,  s.  auch  Probst 
Probst  S.  239.  S.  129. 

Merkwürdiger  Weise  leitet  Baruffaldus  *  Denn  das  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. 
tit.  XL VIII.  $.1.  u.  2  aus  der  Rubrik  des  Ri-  matr.  ermahnt  nur  die  Brautleute  (vgl.  auch  Ri- 
tuale roman.  tit.  VIII.  e.  6  (alia  benedictio  do-  tuale  tit  VII.  c.  1.  n.  14)  nicht  vor  der  Bene- 
morum) :  ,,Parochu8  seu  alii  sacerdotes  vo  1  en  t  e s  diktion  in  demselben  Hause  zusammen  zu  woh- 
aliquam  particularem  domum  vel  generallter  do-  nen,  s.  auch.  c.  3  (Nlcol.  I.)  C.  XXX.  qu.  6. 
mos  fldelium  alio  tempore  (d.  h.  nicht  zu  Ostern)  Vgl.  ferner  Baruffaldus  tit.  XLII.  g.  7.  n.  71. 
infra  annum  aspergere  aqua  benedicta",  ludern  72;  Kutschker,  Eherecht  4,  697;  Schulte, 
er  das  vöUntea  unzulässiger  Weise  drückt,  das  Eherecht  S.  73. 
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Weihnngen  und  Segnungen  auch  zugleich  gewisse  rechtliche  Folgen  verknüpft  sind 
is.  den  folgenden  §.  206) ,  so  bilden  die  gedachten  Erfordernisse  wenigstens  mittelbar 
die  rechtliehen  Voraussetzungen ,  unter  denen  allein  diese  Rechtswirkungen  ein- 
treten können. 

Wesentlich  fftr  die  Vollziehung  der  Weihung  oder  Segnung  ist  eine  an  sich  für 
die  betreffende  Handlung  taugliche  Person  oder  Sache. 

Soweit  es  sich  um  Personen  handelt  und  nicht  eine  Segnung  in  Frage  steht, 
welche  allen  Gläubigen  gespendet  wird,  hat  diese  nur  Wirksamkeit,  wenn  die  zu  seg- 
nende Person  die  Eigenschaft  besitzt,  mit  Bezug  aufweiche  der  Benediktionsakt  vor- 
genommen wird  ^ 

Ebenso  muss  die  Sache  ein  fär  die  vollziehende  Handlung  geeigneter  Gegen- 
stand sein.  Bei  der  grossen  Dehnbarkeit  der  Formulare  für  blosse  Segnungen^, 
welche  nach  denselben  an  allen  möglichen  Sachen  vollzogen  werden  können,  hat  dies 
Erfordemiss  aber  praktisch  blos  Bedeutung  für  die  Weihnngen,  da  nicht  alle  Sachen 
zam  gottesdienstlichen  oder  zum  religiösen  Gebrauch  der  Gl&ubigen  tauglich  er- 
scheinen, und  daher  die  Kirche  den  Kreis  dieser  Gegenstände  näher  bestimmt  hat  ^. 

Weiter  gehört  es  zur  Gültigkeit  der  Weihung  oder  Segnung,  dass  sich  die  be- 
treffende Person  oder  Sache  in  Gegenwart  des  Ministers  während  der  Vornahme  der 
Handlung  befindet ,  also  eine  unmittelbare  Beziehung  derselben  auf  die  Person  oder 
Sache  möglich  ist  ^. 

Femer  ist  der  Gebrauch  des  Namens  Jesu  und  des  Kreuzeszeichens,  sowie  der 
damit  verbundene  Exorcismus^  und  das  Gebet  um  die  Wirkung,  welche  die  Kirche 
mit  der  vollziehenden  Handlung  beabsichtigt,  wesentlich.  Dass  die  Gebete ,  wie  sie 
in  den  kirchlichen  Formularen  vorgeschrieben  werden,  gehalten  werden,  gehört  zwar 
zur  ordnungsmässigen  Vollziehung  des  Aktes,  ist  aber  ftlr  die  Gültigkeit  des  letzteren 
nicht  noth wendig.  Dafür  genügt  es  vielmehr  schon,  wenn  trotz  etwaiger  Abände- 
nmgen,  Verstünmielungen,  Verkürzungen  oder  Erweiterungen  des  Formulars  die  Ge- 
bete in  einer  Fassung  gesprochen  sind ,  welche  noch  den  wesentlichen  Zweck  der 
beabsichtigten  Segnung  oder  Weihung  erkennen  lassen.  Nach  dem  gleichen  Ge- 
sichtspunkt entscheidet  sich  die  Frage ,  in  wie  fem  die  Weglassung  eines  der  vor- 
geschriebenen Riten  Ungültigkeit  der  Handlung  herbeiführt  oder  nicht.  Insbeson- 
dere ist  die  Besprengung  mit  Weihwasser  bei  jeder  Segnung,  die  Salbung  mit 
heiligem  Oele  bei  jeder  Konsekration  im  engeren  Sinne  wesentliche^. 

1  Die  Abtsbenediktion  kann  z.  B.  selbstveT-  hier  auch  von  der  Materie  der  Benediktion,  als 
Btändlich  allein  an  einem  Abte  Yollzogen  wer-  solche  wird  die  zu  segnende  oder  zu  weihende 
den  und  Ist  für  einen  andern  Geistlichen  oder  Sache  bezeichnet.   Vgl.  Probst  S.  95  ff. 
Mönch  bedeutungslos.  Dasselbe  gilt  von  der  An-  *  ProbstS.  96. 

Wendung  der  benedlctlo  peregrinorum  ad  loc«  &  Sofern  dieser  bei  der  einzelnen  Segnung  vor- 

sancta  prodeuntlum  für  andere  als  Wallfahrer.  geschrieben  Ist,  Dinkel  S.  68. 

2  Tgl.  z.  B.  die  benedlctlo  ad  quodcumque  ^  ygi.  Probst  S.  83. 91  ff.;  Dinkel  S.  66 ff. 
oomestlbll&  Man  bezeichnet  diese  Erfordernisse  als  die  Form 

^  Nach  Analogie  der  Sakramente  spricht  man      der  Segnung  oder  Weihung. 
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§  206.    2.  Die  Reehttwirkungen  der  Weikungen  und  Segnungen, 
[coneecralcte  et  benedictae) . 


Bes 


I.  Segnungen  und  Weihnngen  von  Personen.  Bei  den  Segnungen 
von  Personen ,  welche ,  wie  z.  B.  die  der  Eheleute ,  der  Wöchnerinnen  ^ ,  allein  den 
Zweck  haben,  diesen  für  gewisse  Verhältnisse  eine  heilbringende  Kraft  zu  vermitteln, 
kann  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  sie  denselben  irgend 
eine  besondere  rechtliche  Qualität  geben.  Ebenso  wenig  sind  mit  ihnen  etwaige  be- 
sondere rechtliche  Folgen  verknüpft. 

Ebenso  verhält  es  sich  aber  in  der  ersteren  Hinsicht  auch  mit  den  Weihun- 
gen  von  Personen.  Weder  der  Abt,  noch  die  Aebtissin,  noch  die  Nonne  erhalten 
durch  die  betreffende  Benediktion  (s.  o.  S.  1 44)  die  entsprechende  Stellung,  vielmehr 
wird  die  Würde  eines  Abtes  oder  einer  Aebtissin  durch  die  regelmässige  Uebertra- 
gung  der  betreffenden  Aemter  erworben^,  und  die  Nonne  tritt  durch  die  Profess- 
ablegung  in  den  Regularstand  ein. 


1  Weiter  gehören  hierher  die  benedieüones 
peregrinoram  ad  loca  sancta  prodeuntinm  und 
poBt  redltum,  Ritaale  roman.  t.  VUI.  c.  11.  12 
(sowie  die  henedictlo  novl  militls,  Pontlf.  rom. 

t.i.> 

2  In  Betreff  der  Aebte  bestimmt  c.  1  (Alex. 
III.)  X.  de  snppl.  negl.  praelati  I.  10  für  die 
Clsterdenaer :  „nt  sl  episcopus  tertlo  .  .  .  reqnl- 
Situs  substitutOB  vestros  abbates  benedicere  forte 
renuerit,  eisdem  abbatibas  licet  proprios  mo~ 
nachos  benedicere  et  alla,  qnae  ad  officium  hulus- 
modi  pertlnent  exercere,  donec  ipsl  eplscopl 
Buam  duritiam  recogitent  et  abbates  (benedi- 
eendos)  benedicere  non  recusent^  Die  Bene- 
dlktion  der  Aebte  ist  seit  dem  6.  Jahrhundert 
üblich  geworden  ,  als  die  Klöster  noch  anter  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  standen,  und  aas  der 
Befagniss  des  Bischofs,  dem  zum  Abt  Gewählten 
die  Priesterweihe  oder ,  wenn  nöthlg ,  alle  Wei- 
hen einschliesslich  der  letzteren  zu  ertheilen 
oder  einem  Priester  die  Erlaubnlss  zur  lieber- 
nähme  der  Abtswürde  zu  geben ,  sich  das  Recht 
der  Einsetzung  des  Abtes  entwickelt  hatte ,  L  ö  - 
nlng,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  377. 
Mit  dieser  Einsetzung  wurde  die  Benedlktlon 
verbanden.  Wenngleich  damit  die  Erwerbung 
der  Abtswürde  erst  zum  Abschluss  gelangte ,  so 
war  dies  doch  keine  Rechtsfolge  der  Benedlktlon 
als  solcher,  sondern  der  mit  der  Benedlktlon 
Terbundenen  und  in  Ihr  liegenden  Elnsetzungs- 
handlang  (s.  auch  Gonzalez  Tellezadc.  1. 
cit  n.  6).  Der  nächste  Schritt  zu  dem  heutigen 
Rechtsstande  wurde  dadurch  gethan ,  dass  man 
schon  seit  dem  7.  Jahrhundert  den  Klöstern  zur 
Sicherung  Ihrer  Wahlflrelhelt  Privilegien  dahin 
erthellte,  dass  der  Bischof  den  gewählten  Abt 
In  sein  Amt  einzuführen  and  zu  benedlclren 
verpflichtet  sein  sollte,  Marculfl  form.  I.  1, 
de  Rozidre,  recnell  des  formules  n.  674;  Lo- 
iilng  S.  378.  Das  angeführte  c.  1  geht  aber 
auch  darüber  hinaas.   Es  erklärt  die  mit  der  Be- 


nediktion verbundene  Einführung  in  das  Amt 
bei  den  Clstercienser-Aebten,  welche  dem  Bi- 
schof gemäss  der  Regel  des  h.  Benedikts  vorbe- 
haltlich der  Anordnungen  Ihres  Ordens  Gehorsam 
zu  schwören  hatten,  c.  43  (Honor.  IIL)  X.  de 
Simon.  V.  3,  im  Fall  der  Weigerung  des  Bi- 
schofs für  die  Ausübung  Ihrer  Amtsrechte  nicht 
mehr  als  nothwendlg  and  entkleidet  damit  die 
Benediktion  und  Einfuhrung  Ihres  Charakters 
als  wesentlicher  Akte.  Gegenüber  der  weiteren 
Entwicklung  des  Ordenswesens,  namentlich 
gegenüber  den  Exemtionen  von  der  bischöflichen 
Gewalt  und  den  Yeränderangen  In  der  Bestel- 
lung der  Ordensoberen  blieb  aueh  dieser  Zustand 
nicht  mehr  haltbar,  und  es  haben  daher  die 
Päpste  seit  dem  15.  Jahrhundert  für  eine  Reihe 
von  Orden ,  darunter  auch  für  die  Clstercienser, 
In  den  von  Ihnen  erthellten  Privilegien  die  Aas- 
übang  der  Amtsrechte  seitens  der  neu  bestellten 
Aebte  von  der  Einführung  durch  den  Bischof 
and  von  der  Benedlktlon  völlig  unabhängig  ge- 
macht, Gonzalez  Tellez  ad  c.  1.  clt  2.  4; 
Ferrari  SS.  V.  abbas  n.  15. 

Die  Formulare  im  Ponilflcale  roman.  T.  I.  für 
die  Benedlktlon  der  Aebte  mit  ihren  Wendungen  : 
,,po8tulanteB  a  vobis,  ut  ipsum  In  abbatem  dictl 
monasterU  dlgnemlnl  ordinäre  (oder  anctorltate 
apostolica  dlgnemlnl  ordinäre)^,  y,ut  qul  per 
nostram  manus  Imposltlonem  hodle  abbas  consti- 
tuitur,  sanctlflcatlone  tua  dignus  permaneat", 
„acclpe  lenam  et  Uberam  potestatem  regendl 
hoc  monasterlum  et  congregationem  eius  et  omnla 
quae  ad  Ullas  reglmen  interlus  et  exterins  spl- 
rltuallter  et  temporallter  pertlnere  noscuntur",* 
und  das  Formular  für  die  Benedlktlon  der  Aebtls- 
slnnen,  In  welchem  sich  dieselben  Wendungen 
zum  Theil  (nicht  die  erste)  wiederholen ,  stehen 
nicht  entgegen.  Sie  führen  noch  auf  die  Zelt  zu- 
rück, in  denen  mit  der  Benediktion  die  Ein- 
setzung in  das  Amt  verbunden  war. 
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Nor  die  rechtliche  Folge  knüpft  sich  an  die  Benediktion  des  Abtes,  dasa  er  da- 
mit die  Befngniss  erlangt,  seinen  untergebenen  Ordenslenten  die  Tonsur  und  die 
niederen  Weihen  zu  ertheüen.  Jedoch  bildet  dieses  Recht  nicht  einen  Ausfluss  einer 
etwaigen  durch  die  Benediktion  vermittelten  besonderen  spirituellen  Befähigung,  da 
dasselbe  auch  durch  päpstliches  Privileg  ertheilt  werden  kann  ^ 

Was  dagegen  die  Benediktion  der  Könige  und  Königinnen  betri£Ft,  so  wird  nach 
der  kirchlichen  Anschauung  durch  die  mit  der  Benediktion  verbundene  Salbung  fttr 
den  König  erst  die  königliche  Wtlrde  ^  erworben  \ 

Heute  ist  selbstverständlich  eine  solche  Bedeutung  der  Krönung  in  den  moder- 
nen Staaten,  soweit  die  letztere  in  denselben  überhaupt  noch  vorkommt,  nicht  aner- 
kannt^. Ebensowenig  hat  man  aber  auch  der  Königssalbung  in  den  früheren  Zeiten, 
weder  zunächst  bei  ihrem  Aufkommen  ^  noch  nachher  fortdauernd,  diesen  Charakter 


»  VgL  Bd.  I.  S.  81.      ¥ 

^  Das  noch  heute  massgebende  Fotmular  im 
Pontiflcale  roman.  t  L  de  benedictione  et  Corona- 
tioneregislisstin  seinen  entscheidenden  Stellen  : 
^Terendisslme  pater,  postulat  sancta  mater 
eedesia  catholica,  ut  piaesentem  egregium  mili- 
tem  ad  dignitatem  legiam  enbleyetls^ ,  ^egiam 
bodie  soseipls  dignitatem  et  legendi  iideles  po- 
pulos  tibi  eommissos  curam  sumis",  „super  hnno 
famuliun  tunm  N.  quem  suppUci  devotione  in 
regem  eUgimns,  benedictionum  taarom  dona 
moltiplica^,  „ut  hunc  electum  in  regem  corouan- 
dom  benedicere  et  consecrare  digneris'',  „et  huic 
famnlo  tno  N.  quem  hodie ,  licet  indigni  in  re- 
gem saera  nnctione  delinimns"  nur  der  im  Text 
bezeichneten  Auffassung  Raum.  Das  ergiebt  sieh 
veiler  auch  daraus ,  dass  sich  der  Konig  erst 
naeh  der  Salbung  mit  den  königlichen  Gewän- 
dern bekleidet,  und  es  in  dem  die  Uebergabe  des 
Schwertes,  der  Krone  und  des  Scepters  einleiten- 
den Gebete  heisst:  „famulus  tuus  N.  rex  noster, 
qai  tua  miseratione  suscepit  regni  guber- 
nacula%  sowie  dass  erst  von  da  ab  im  Formu- 
lar im  Gegensatz  zu  dem  früheren,  einleitenden 
Theil  der  Gesalbte  schlechthin  als  rex  oder  rex 
noster  bezeichnet  wird.  Darauf,  dass  Ton  Gregor 
d.  Gt.,  ja  noch  TOn  Petrus  Damiani  und  Stephan 
T.  Blois  (tl200),  Hahn,  Sakramentes.  96. 
iOi.  198,  die  Königssalbung  als  Sakrament  be- 
leichnet  worden  ist,  kann  bei  der  schwankenden 
Begriffsbestimmung  des  Sakramentes  in  jenen 
Zelten  kein  Gewicht  gelegt  werden. 

3  Für  die  Königin  gilt  dies  nur,  wenn  sie  zu- 
gleich Regentin  ist ,  s.  Pontiflcale  cit  de  bene- 
dictione et  coronatione  reginae  ut  regni  dominae. 
Für  die  Gemahlin  des  regierenden  Königs  fallt 
dagegen  eine  solche  Rechtswirkung  fort  Hier 
kommt  nur  eine  BenedictiLon  ohne  rechtliche  Be- 
deutung vor,  s.  1.  c.  de  benedictione  et  corona- 
tione reginae  (^postulamus  ut  consortem  noetram 
nobis  a  deo  coninnctam  benedicere  et  oorona  re- 
ginali  decorare  dignemini''). 

4  YgL  H.  A.  Z  a  ch  a  r  i  ä ,  deutsch.  Staatsrecht. 
%  Aufl.  Göttingen  1853.  1,  367.  Das  Weitere 
gehört  in  das  Staatsrecht. 

5  Die  Salbung  der  Herrscher  christlicher  Völ- 
ker ist  eine  Nachahmung  der  jüdischen  Königs- 


salbung, B.  I.  Samuel.  X.  1  u.  XYI.  12. 13;  II. 
Buch  der  Könige  IX.  6  u.  XXIII.  30;  Oehler 
in  Herzog,  Realencyklopädie  f.  protest.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  8,  104.  Zunächst  waltete  bei  ihr 
der  Gedanke  ob ,  dass  Gott  durch  die  Geistlich- 
keit als  Dienerin  der  Kirche  der  Herrschaft  des 
gesalbten  Fürsten  eine  besondere  Weihe  und 
Heiligung  ertheile,  Waitz,  deutsche  Verfas- 
Bungsgesch.  2.  Aufl.  3,  66,  sie  hatte  also  eine 
rein  religiöse  Bedeutung ,  keine  rechtliche ,  sie 
war  (so  Phillips,  K.  B.  3,  68)  „nicht  so  sehr 
die  Anerkennung  eines  entstehenden  als  viel- 
mehr die  Heiligung  eines  selbst  schon  in  Wahl- 
reichen bestehenden  Rechts^  Bei  den  Angel- 
sachsen kommt  sie  schon  seit  dem  7.  Jahrhundert 
Yor.  Diese  scheinen  sie  von  den  alten  Britten 
übernommen  zu  haben,  Waitz  a.  a.  0.  S.  65, 
Schwarzer  in  Forschungen  z.  deutsch.  Ge- 
schichte 22,  209.  Bei  den  Westgothen  ist  sie 
sicher  seit  Wamba,  672 — 680,  bezeugt,  wahrend 
die  Annahme,  dass  sie  schon  seit  Rekared,  ö86 — 
601  in  Gebrauch  gewesen  ist ,  äusserst  zweifel- 
haft erscheint,  Dahn,  Könige  der  Germanen  5, 
206  u.  Bd.  6  (2.  Aufl.)  S.  529;  Waitz  3,  65 
n.  2.  In  Betreff  der  Thronbesteigung  Erwichs 
(680)  bemerken  die  Bischöfe  auf  dem  12.  Konzil 
Yon  Toledo  (681)  c  1 :  „sub  qua  pace  vel  ordine 
.  .  .  Ervigius  princeps  regni  conscenderit  culmen 
regnandique  per  sacrosanctam  uuctionem  sus- 
ceperit  potestatem,  ostensa  nos  scripturarum  evi- 
dentia  docet'*.  Damit  kann  nicht  die  Auffassung 
ausgesprochen  sein,  dass  die  Königswürde  erst 
durch  die  Salbung  erworben  wird.  Denn  anderer- 
seits bemerken  die  Bischöfe :  „Wamba  .  .  .  Er- 
vigium  post  se  praeelegit  regnaturum  sacerdotali 
benedictione  ungendum",  und  „instruxit  . . .  ut 
dominum  Ervigium  in  regno  ungere  deberet^  (der 
Erzbischof  von  Toledo).  Hierin  wird  also  die 
Erlangung  der  königlichen  Würde  nicht  einzig 
und  allein  von  der  Salbung  abhängig  gemacht, 
vielmehr  die  letztere  nur  als  einer  der  Faktoren 
der  Rechtmässigkeit  der  Erwerbung  hingestellt. 
Die  Unsicherheit  und  Zweideutigkeit  in  diesen 
Aeusserungen  erklärt  sich  übrigens  hinreichend 
daraus,  dass  es  sich  für  die  Bischöfe  dabei  um 
Bemäntelung  eines  von  ihnen  begangenen  Reohts- 
bruches  handelte,  Dahn  5,  217. 
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beigelegt ,  wie  dies  namentlich  die  Auffassang  der  Königs-  und  der  Kaiser-Salbung 
im  Frankenreiche  ^  und  nachmals  in  Deutschland  ^  zeigt. 


1  Wahrend  der  Merovingerzeit  Ist  eine  Salbung 
nicht  üblich  gewesen,   Waitz  a.  a.  0.  3,  64 
(3.  Aufl.  II.  1,  174).   Zuerst  kommt  sie  bei  Pip- 
pin  nach  seiner  Erhebung    zum   König  (162) 
vor.    Wenn  darüber  berichtet  wird,  s.  Fredegar. 
contin.  c  117.:  „Pippinus  electione  totius  Fran- 
dae  in  sedem  regni  cum  consecratione  episcopo- 
rum  et  subiectione  prlnoipum  una  cam  regina 
Bertiadane ,  ut  antlquitus  ordo  deposcit ,  subli- 
matur  in  regno",  femer  die  s.  g.  clausula  (ygl. 
Oelsner,  Jahrb.  u.  König  Pippin  S.  156  n.  3) 
bei  B  0  u  q  u  e  t  recueil  619 :  „per  auctorltatem  et 
Imperium  .  .  .  Zachariae  papae  et  uncüonem  s. 
chrismatis  per  manus  beatorum  sacerdotum  Gal- 
liarum  et  electionem  omnium  Franohorum  .  .  . 
in  regni  solio  sublimatus  est'* ,  so  kann  trotzdem 
nur  die  Wahl  und  die  Anerkennung  durch  die 
fränkischen  Grossen  als  die  für  die  Erwerbung 
der  Königswürde  entscheidende,  rechtliche  That- 
Sache  betrachtet  werden,  denn  die  Wahl  wird  in 
den  Quellen  Ton  der  Salbung  getrennt,  und  ab- 
gesehen von  der  clausula  yorangestellt ,  s.  auch 
annal.  Lauresh.  mal.  750:    „Pippinus  .  .  .  se- 
cundum  morem  Francorum  electus  est  ad  regem 
et  unctus",  und  Hahn,  Jahrb.  d.  frank.  Reichs 
741—752.  S.  146.   Ferner  ist  es  unmöglich,  die 
Erwähnung  der  alten  Frankensitte  auf  die  Sal- 
bung zu  beziehen,  sie  geht  vielmehr  nur  auf  die 
Erhebung  durch  die  Wahl  und  deutet  gerade  an, 
dass  eine  Neuerung  des  früher  rechtlich  aner- 
kannten Aktes  bei  der  Thronbesteigung  Pippins 
nicht  stattgefunden  hat    Das  bestätigt  auch  die 
Clausula,  weil  sie  die  zweifellos  juristisch  uner- 
hebliche Zustimmung  des  Papstes  Zacharias  und 
die  Salbung  zusammenstellt.     Die  letztere  war 
also  nur  der  Ausdruck  der  Anerkennung  und 
Huldigung  seitens  der  Bischöfe ,  welche  freilich 
zugleich   das  Königthum   Pippins,    obwohl  er 
nicht  aus  dem  bisherigen  Königsgeschlecht  ab- 
stammte, als  ein  von  Gott  anerkanntes  und  ge- 
heiligtes erscheinen  lassen  sollte,  Waitz  3,66; 
Oelsner  S.  34. 169.  160.   Nur  diesen  letzteren 
Zweck  konnte  auch  die  durch  Papst  Stephan  II. 
i.  J.  7&4  bei  seinem  Aufenthalt  in  Gallien  zum 
zweiten  Mal  an  Pippin  vollzogene  Salbung  haben. 
Allerdings  berichten  die  Quellen,  s.  z.  B.  chron. 
Moisslac.  SS.  1 ,  293 :  „Stephanus  .  .  .  principem 
Pippinum  regem  Francorum  ac  patricium  Roma- 
norum oleo  unctionis  perunxit  secundum  morem 
maiorum  unctione  sacra  flliosque  suos  duos  felici 
Buccessione    Garolum    et    Carlomannum  eodem 
coronavit  honore",  clausula  L  c. :  „ipse  .  .  ,  Pip- 
pinus rex  .  .  .  per  manus  Stephan!  ...  in  regem 
et  patricium  una  . .  cum  flliis  Oarolo  et  Carolo- 
manno  in  nomine  s.  trinitatis  unctus  et  bene- 
dictus  est",  Annal.  Einhardi  a.  7Ö4 :  „Stephanus 
papa  postquam  a  Pippino  rege  ecclesiae  romanae 
defensionis  flrmitatem  accepit,  ipsum  s.  unctione 
ad  regiae  dignitatis  honorem  consecravit  et  cum 
eo  duos  fllios  eins,    Karlum  et  Karlomannum'*' 
(weitere  Stellen  s.  bei  Waitz,  3,  69  n.  2)  in 
einer  Weise,  dass  sie  die  päpstliche  Salbung  als 
den  Akt  der  Uebertragung  der  Königswurde  auf- 
zufassen scheinen.  Indessen  ist  eine  solche  Aus- 


legung gegenüber  der  Thatsache,  dass  Pippin 
schon  mehrere  Jahre  die  Königsherrschaft  führte, 
sowie  gegenüber  dem  Umstände,  dass  die  gleich- 
falls gesalbten  Söhne  Pippins  dadurch  nicht  die 
königliche  Mitherrschaft  erlangt  haben,  unzu- 
lässig. Während  für  Pippin  die  Salbung  allein 
die  schon  erwähnte  Bedeutung  haben  konnte, 
sollte  die  Heiligkeit  auch  seinen  vor  der  Thron- 
besteigung geborenen  Nachkommen,  aber  auch 
seiner  Linie  aUein ,  nicht  der  seines  Bruders  ge^ 
währt  werden,  und  sein  Geschlecht  somit  von  nun 
an  als  das  königliche  erscheinen,  s.  auch  Waitz 
3,  70;  Oelsner  S.  156.  156;  Maassen,  neun 
Kapitel  über  freie  Kirche.  Gratz  1876.  S.  114. 
115.  Dies  beweist  das  ohne  Zweifel  im  Einver- 
ständniss  mit  Pippin  vom  Papst  an  die  frän- 
kischen Grossen  gleichleitig  kraft  der  Autorität 
Christi  unter  der  Strafe  der  Exkommunikation 
erlassene  Verbot ,  künftighin  jemals  den  König 
aus  einem  anderen  Geschlechte  zu  wählen.  Da- 
rum gebrauchen  ferner  Stephan  II.  und  Paul  I. 
in  ihren  Briefen  mehrfach  Wendungen,  wie: 
qideo  vos  dominus  per  humilitatem  meam  me- 
diante  b.  Petro  unxit  in  reges^,  Jafftf,  mon. 
Carolin,  p.  41.  76.  122,  welche  allerdings  auch 
der  Auffassung  Kaum  lassen,  dass  die  Erwerbung 
der  königlichen  Würde  für  Pippin  und  seine 
Nachkommen  erst  durch  die  päpstliche  Salbung 
vollendet  worden  sei.  Für  das  praktische  Recht 
sind  aber  daraus  in  Jener  Zeit  noch  keine  Kon- 
sequenzen gezogen  worden.  Die  Königssalbung 
ist  zwar  wiederholt  bei  den  Karolingern  vorge- 
kommen, so  bei  Karl  d.  Gr.  und  Karlmann ,  an- 
naL  S.  Amandi  u.  annal.  Petav.;  SS.  1,  12.  13: 
„Karlus  et  Karlomannus  ad  reges  uucti  8unt^ 
weitere  Angaben  bei  Waitz  3,  261 ,  aber  ande- 
rerseits haben  auch  einzelne  Abkommen  des  Ge- 
schlechtes (z.  B.  Ludwig  d.  Deutsche)  den  Königs- 
titel und  die  Königsherrschaft  ohne  kirchliche 
Salbung  geführt,  a.  a.  0.  S.  262  ff.,  und  die  ein- 
zige Formel  für  die  königliche  Salbung  und  Krö- 
nung, welche  sich  aus  der  karolingischen  Zeit 
erhalten  hat,  nämlich  diejenige ,  welche  bei  der 
Erhebung  Ludwigs  d.  Stammlers,  des  Sohnes 
Karls  des  Kahlen,  i  J.  877  von  Hinkmar  ange- 
wendet worden  ist ,  LL.  1 ,  654 ,  weist  In  dem 
Gebete  bei  der  sacri  olei  Infusio  („hunc  famulum 
....  in  regni  regimine  sublimiter  colloca  et  oleo 
gratiae  spiritus  s.  tu!  perunge ,  unde  unxisti  sa- 
cerdotes,  reges ,  prophetas  et  martyres  . .  .  Cuius 
sacratissima  unctio  super  caput  eins  defluat  atque 
ad  interiora  eins  descendat  et  oordis  illius  intima 
penetret  et  promissionibus ,  quas  adepti  sunt 
victoriosissiml  reges,  gratia  tua  dlgnus  efficiatur ; 
quatenus  et  in  praesenti  seculo  feliciter  regnet 
et  ad  eorum  consortium  in  coelesti  regno  per- 
veniat")  nichts  der  hier  vertretenen  Auffassung 
Widersprechendes  auf. 

Was  die  kaiserliche  Salbung  betrifft,  —  ob 
sie  Karl  d.  Gr.  bei  der  Krönung  zu  Rom  i.  J.  800 
empfangen  ,  ist  bestritten ,  s.  Simson  ,  Jahrb. 
d.  fränkischen  Reichs  unter  Karl  d.  Gr.  2,  238 
n.  1  —  so  galt  die  Erwerbung  der  kaiserlichen 
Würde  ebensowenig  davon   abhängig.    Ludwig 
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d.  Fr.  ist  Ton  Karl  d.  Gr.  i.  J.  813  auf  der  Reichs- 
Tenammlnng  zu  Aachen  zum  Kaiser  und  Mit- 
reigenten  erhoben,  Simson,  Ludwig  der  Fromme 
1,  3  ff.,  ist  aber  erst  i.  J.  816  in  Reims  von  Papst 
Stephan  IV.  (V.)  gekrönt  und  gesalbt  worden, 
1.  a.  O.  S.  71.  72.  £r  hat  seinerseits  schon  817 
seinen' Sohn  Lothar  zum  Mitkaiser  angenommen, 
velcher  erst  823  in  Rom  Ton  Paschalls  I.  die 
Krönung  und  Salbung  erhalten  hat,  a.  a.  0. 
S.  103.  192,  TgL  auch  Waitz,  2.  Aufl.  3,  260. 
'261.  ]>eT  kaiserliehe  Titel  und  die  Ausübung 
der  auf  dem  Kaiserthum  ruhenden  Rechte  ist 
demnach  nicht  Ton  der  Salbung  abhängig  ge- 
vesen,  Waitz  a.  a.0. ,  wie  denn  auch  Papst 
Psfichalis  L  selbst  das  Kaiserthum  Ludwigs  d.  Fr. 
nicht  Ton  seiner  Krönung,  sondern  von  der  Thron- 
besteigung nach  dem  Tode  seines  Vaters  ab  ge- 
redinei  bat,  Jaf  f  rf,  reg.  ed.  II.  n.  2649  (1937), 
Simson  2,  73.  74. 

Unter  den  späteren  Karolingern  ist  die  Auf- 
fassung der  Salbung  allerdings  eine  andere  ge- 
worden. Ludwig  II. .  Lothars  I.  Sohn ,  hat  die 
Kaiserwürde  i.  J.  860  aus  der  Hand  des  Papstes 
zu  Rom  empfangen ,  Annal.  Bertiu.  a.  860,  SS. 
1,  445 :  „Lotharius  fllium  suum  Hludwlcum  Ro- 
mam  mlttii  qui  a  Leone  papa  honoriflce  susceptus 
el  in  imperatorem  unctus  est" ;  ebenso  Karl  der 
Kahle  i.  J.  875,  Johanns  VUI.  Rede  auf  der 
Synode  zu  RaYenna877,  Mansi  17  app.  171: 
.Karolum  .  .  .  superna  Providentia  a  se  et  prae- 
electnm  ante  mundi  constitutlonem  et  praedesti- 
natum .  •  •  elegimus  hunc  merito  et  approbavi- 
mus  una  cum  annisu  et  voto  omnium  fratrnm  et 
eoepisoopomm  nostrorum  aliorumque  s.  Romanae 
ecxlesiae  ministrorum  amplique  totiusque  Ro- 
man! populi  gentisque  togatae";  Johanns  VIII. 
BuUe  für  S.  Vaast,  J  a  f  f  tf  ed.  H.  n.  3022  (2267), 
Mansi  17,  261 :  ,,die  natiTitatis  domini  in  ec- 
clesia  ipalus  b.  Petri  . .  .  diguitatem  imperialem 
per  impositionem  manuum  nostramm  adeptas 
est",  vgl.  hierzu  Waitz  4,  82  ff . ,  Dümmler, 
ostfrank.  Reich  1 ,  328.  833.  834.  Das  Recht 
der  Verleihung  der  kaiserlichen  Würde  vdrd  jetzt 
dem  Papste  zugestanden,  und  die  päpstliche  Sal- 
bung erscheint  schon  damals  ebenso  vde  im  heu- 
tigen Formular  des  Pontiflkales  die  dem  Metro- 
politen oder  Bischof  obliegende  Königssalbung 
als  derjenige  Akt,  welcher  die  Uebertragung  der 
kaiserlichen  Würde  bewirkt  und  zum  Abschluss 
bringt.  So  erklärt  Ludvng  II.  selbst,  Gbron.  Sa- 
lemitan.  c.  107,  SS.  3,  523:  „Nam  Francorum 
piincipes  primo  reges ,  deinde  vero  imperatores 
dicti  sunt,  hü  dumtaxat,  qui  a  Romano  pontiflce 
ad  hoc  oleo  sancto  perfusi  sunt'' ,  und  als  Karl 
der  Kahle  durch  die  italienischen  und  durch 
die  fränkischen  Grossen  die  empfangene  kaiser- 
liche Würde  anerkennen  liess,  erklärten  die 
ersteren  zu  Pavia  876,  LL.  1,  629  :„  quia  divina 
pietas  Yos  .  .  .  per  vicarium  ipsorum  (Petri 
et  Pauli)  ...  ad  imperiale  culmen  s.  Spi- 
ritus indido  pervexit",  und  die  letzteren  zu 
Pouthion  876,  L  c  p.  633:  „Sicut  domnus  Jo- 
hannes apostolicus  et  universalis  papa  primo 
Bomae  elegit  atque  Sacra  unctione  constituit  om- 
nesque  Italici  regni  episcopi ,  abbates  comites  et 
reliqui  omnes  ....  imperatorem  Karolum  au- 
gustum  unamini  devotione  elegerunt^  Welches 
Gewicht  auf  die  Salbung  gelegt  wurde,  zeigt 
insbesondere  die  romische  Synode  v.  898  c.  6 


(M  an  s  i  18,  224)  unter  Johann  IX.  in  Betreff  des 
Papstes  Formosus,  welche  die  Kaiserkrönung  Lam- 
berts bestätigt  und  die  Amolfs  kassirt  hat,  und 
diese  geradezu  als  unctio  bezeichnet :  „Unctionem 
itaque  s.  chrismatis  in  spiritalem  nostrum  domi- 
num ,  videl.  Lambertum  .  .  .  imperatorem  actam 
...  in  aetemum  stabilitam  esse  decemimus.  II- 
lam  vero  barbaricam  Berengarii  (falsch  für  Ar- 
nulfi,  Dümmler,  Auxiliusu.  Vulgarius,  Leip- 
zig 1866.  S.  13.  n.  6),  quae  per  susceptionem  ex- 
torta  est,  omnimodis  abdioamus'^. 

'  Was  zunächst  die  Königswürde  -betrifft ,  so 
wurde  dieselbe  bis  in  das  11.  Jahrhundert  hinein 
durch  die  Wahl  der  Fürsten  erworben.  So  ist  es 
bei  Heinrich  I.  der  Fall  gewesen ,  welcher  nach 
seiner  Wahl  (919)  die  ihm  vom  Erzbischof  von 
Mainz  angebotene  Krönung  und  Salbung,  obwohl 
sie  sein  Vorgänger  Konrad  I.  911  empfangen 
hatte  (Dümmler,  ostfränk.  Reich  2,  673),  aus- 
drücklich abgelehnt  hat,  Widukind.  rer.  gest. 
Saxon.  L  26;  Waitz,  Heinrich  1.  Berlin  1863. 
S.  41.  Bei  der  Wahl  Ottos  I.  ist  mit  der  Wahl 
die  Inthronisation,  als  Akt  der  Besitzübertragung 
der  Königswürde,  verbunden  worden,  Widukind. 
1.  c.  IT.  1 :  „duces  ac  praefectorum  principes  cum 
caetera  principum  militum  manu  congregati 
.  .  .  coUocarunt  novum  ducem  in  solio  ibidem 
constructo ,  manus  ei  dantes  ac  fldem  pollicentes 
operamque  suam  contra  omnes  inimicos  spon- 
dentes,  more  suo  fecerunt  eum  regem".  Erst 
daran  hat  sich  nach  den  Berichten  Widukinds 
die  Krönung,  die  Uebergabe  der  königlichen  In- 
signien  und  die  Salbung  durch  den  Krzbischof 
von  Mainz  angeschlossen  (vgl.  auch  Waitz  6, 
163;  Köpke-DümmlerS.  33  ff.),  und  wenn 
auch  im  Anfang  der  kirchlichen  Handlung  das 
Volk  befragt  wird :  „£n  adduco  vobis  a  deo  eleo- 
tum  et  a  domino  rerum  Heinrico  olim  designa- 
tum,  nunc  vero  a  cunctis  principem  regem  fac- 
tum Oddonem;  si  vobis  ista  electio  placeat, 
dextris  in  coelum  levatis  signiflcate",  so  ist  das 
nur  eine  an  die  alte  Volks  wähl  erinnernde  Form, 
welche  rechtlich  keine  Bedeutung  mehr  hatte, 
und  die  ganze  Krönungshandlung  und  Salbung 
weist  gleichfalls  noch  immer  einen  rein  kirch- 
lichen Charakter  auf.  Seit  Otto  I.  ist  die  Königs- 
Krönung  und  Salbung  zur  festen  Regel  geworden, 
Waitz  4,  161.  Ja  selbst  die  überlieferte  Krö- 
nungsformel ,  welche  sich  an  eine  römische  an- 
schliesst  und  etwa  bis  auf  die  Zeit  Ottos  III. 
zurückgeht,  Waitz,  die  Formeln  der  deutschen 
Königs-  und  der  römischen  Kaiser-Krönung  vom 
10.  bis  zum  12.  Jahrhundert.  Göttingen  1872. 
S.  17  ff.,  legt  der  mit  der  Krönung  verbundenen 
Salbung  ebenfalls  keine  rechtliche  Bedeutung 
für  die  Erwerbung  der  königlichen  Würde  bei, 
vielmehr  wird  in  der  Formel  vorausgesetzt,  dass 
der  gewählte  König  dieselbe  bereits  durch  die 
Wahl  erlangt  hat,  vgl.  diese  in  der  Abhandlung  von 
Waitz  S.  33.  70:  „deus,  qui  famulum  tuum  N. 
regni  fastigio  dignatus  es  sublimare",  und  „ut 
famulus  tuus  N.,  quem  populo  tuo  voluisti  pre- 
ferri^',  p.  36:  „Vis  regnum  tibi  a  deo  conoessum 
secundum  iustitiam  patrum  tuorum  regere  et 
defendere?"  und  p.  36.  71 :  „Benedic,  domine, 
hunc  regem  nostrum  N.",  alles  Wendungen, 
welche  nach  dem  Formular  dem  der  Salbung 
vorangehenden  Theile  des  Ritus  angehören.  Die 
Anrede,    welche    der  Erzbischof  nach  Ueber- 
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reichnng  der  königlichen  Insignien  halt,  wenn  er 
den  König  zu  dem  Königsthron  führt  (S.  43. 75): 
„St&  et  retine  locum  a  modo  quem  hucusque  pa- 
tema  successione  tenuisti ,  hereditario  iure  tibi 
delegatum  per  anctoritatem  dei  omnipotentis  et 
preaentem  traditionem  nostram ,  silicet  omnium 
episcoporum  ceterorumque  serTorum  dei  et 
quanto  clerum  saciis  altaribus  proprinquiorem 
perspicis,  tanto  ei  potiorem  in  lods  congruis  ho- 
norem impendere  memineris ,  quatlnus  mediator 
dei  et  hominnm  te  mediatorem  cleri  et  plebis 
[faciatJ'S  hebt  nicht  die  Uebertragung  der  Ge- 
walt durch  kirchliche  Hand  hervor  (bo  Waitz , 
deutsch.  YerfasBungsgeschichte  6,  176),  sondern 
die  kirchliche  Einsetzung  auf  den  Thron,  als  die 
kirchliche  Einführung  und  Einweisung  in  den 
Besitz  des  königlichen  Amtes ,  welches  der  Ge- 
wählte schon  erworben  hat  Nachdem  im  An- 
fang der  kirchlichen  Handlung  der  König  Ter- 
sprochen  hat,  den  rechten  Glauben  zu  bewahren, 
die  Kirchen  und  ihre  Diener  2u  schützen ,  also 
als  christlicher  König  zu  regieren,  wird  er  ge- 
segnet und  gesalbt,  um  ihm  den  Beistand  Gottes 
zur  Durchführung  der  ihm  obliegenden  Auf- 
gaben zu  sichern,  und  insbesondere  beziehen 
sich  die  Anreden  bei  der  Ueberreichung  der 
königlichen  Insignien  nicht  auf  die  Uebertragung 
des  königlichen  Amtes,  vielmehr  erklären  sie 
die  Bedeutung  und  den  Gebrauch  derselben  im 
kirchlichen  Sinne  (wie  z.  B.  das  Schwert  vom 
König  zur  Unterdrückung  der  Ungerechtigkeit 
und  zum  Schutze  der  Kirche  und  Sehwachen  ge- 
handhabt werden  soll).  Der  Akt  hat,  wie  es  in 
dem  Formular  selbst  heisst  (S.  42.  75) :  „clerum 
et  populum ,  quem  sua  volnit  opitulatlone  (sc. 
deus)  in  tua  sanotione  congregarl,  sua  dis- 
pensatione  et  tua  admlnistratione  per  diutuma 
tempora  fadat  feliciter  gubemari^  die  Bedeu- 
tung der  Heiligung  des  Königs  für  seinen  Be- 
ruf, namentlich  füi  die  kirchliche  Seite  des- 
selben, und  die  kirchliche  Inthronisation,  die 
Uebergabe  des  Thrones  durch  die  Geistlichkeit 
bringt  ihn  zum  Abschluss,  indem  der  König 
nunmehr  auch  in  den  Besitz  der  die  Kirche  be- 
treffenden Funktionen  des  königlichen  Amtes 
eingesetzt  wird.  Einzelne  Wendungen  in  dem 
Formular  (S.  34) :  „ut  hunc  famulum  tuum  N. 
ad  regem  eligere  digneris ,  te  rogamus",  (S.  36) : 
„Unguo  te  in  regem  de  oleo  sanctiflcato'',  (S.  39) : 
„super  hunc  famulum  tuum  N. ,  quem  suppllci 
devotione  in  regem  eligimus",  scheinen  aller- 
dings gegen  diese  Auffassung  zu  sprechen ,  aber 
sie  treten  in  Widerspruch  mit  dem  sonstigen 
Inhalt  und  der  sonstigen  Ausdrucksweise  des- 
selben und  kommen  auch  nicht  einmal  in  allen 
Formularen  vor  (s.  die  Anmerkungen  in  der 
W  alt  zischen  Abhandlung  zu  den  angeführten 
Stellen).  Endlich  stimmt  es  mit  der  hier  ver- 
tretenen Ansicht  überein,  dass  Konrad  II.  (1024), 
als  er  sich  nach  seiner  Wahl  in  Mainz  zur  Krö- 
nung in  die  Kirche  begab ,  anhielt ,  um  Klagen 
eines  Bauers ,  einer  Wlttwe  und  eines  Waisen- 
knaben über  ihnen  zugefügtes  Unrecht  anzuhören 
nnd  das  Erforderliche  zur  Abhülfe  veranlasste, 
also  schon  vor  der  Salbung  königliche  Rechte 
ausgeübt  hat,  Bresslau,  Konrad  U.  S.  26. 

Anders,  wie  mit  der  königlichen,  hat  es  sich 
aber  schon  während  der  gedachten  Zeit  mit  der 
kaiserlichen  Würde  verhalten.  Von  OttoL  ab 


hat  der  deutsche  König  die  Kaiserkrönung  zwar 
als  ein  mit  dieser  Würde  verbundenes  Recht  in 
Anspruch  genommen,  und  dieser  Anspruch  ist 
auch  von  der  Kirche  anerkannt  worden ,  Wai  tz, 
Verfassungsgeseh.  6,  173.  174 ;  aber ,  wie  schon 
in  karolingischer  Zeit  wurde  die  kaiserliche  Stel- 
lung während  dieser  Periode  nicht  durch  die  Er- 
langung der  deutschen  Königswürde  ohne  Weite- 
res erworben,  vielmehr  bedurfte  es  dazu  der 
Uebertragung  derselben  durch  den  Papst,  Rodnlf. 
Glab.  (t  1050)  Francor.  bist  I.  5,  SS.  7,  59  : 
„Illud  nihilominus  nlmium  condecens  ac  perho- 
nestum  videtur  atque  ad  pacis  tutelam  optimnm 
decretam,  seil.,  ut  ne  quisquam  audacter  Romani 
imperii  sceptrum  praeproperus  gestare  prlnoeps 
appetat  seu  Imperator  dici  aut  esse  valeat,  nisi 
quem  papa  sedis  Bomanae  morum  probitate  dele- 
gerltaptum  reipublicaeeique  commiserit  insigne 
imperiale;  Oalixt.  IL  ep.  ad  Henric.  V.  v.  1122, 
Watterich,  pont. romanor.  vitae 2. 146:  „illam 
imperii  dignltatem,  quam  per  solius  Romani  pon- 
tiflcis  ministerium  reges  Alemanid  consequun- 
tur^.  Vorher  führte  der  deutsche  König  den 
Kaisertitel  nicht,  Waitz  6,  106.  175.  AU 
der  wesentlichste  Bestandtheil  der  Handlung  gilt 
dabei  während  der  Zeiten  der  sächsischen  und 
fränkischen  Kaiser  noch  die  Salbung.  Nicht  nur 
wird  in  den  gleichzeitigen  Quellen  die  Wendung : 
ungitur,  eonteeralur ,  henedieitury  orditMtur  riei 
häufiger  gebraucht,  als  der  Ausdruck :  coronatuTy 
Hof  1er,  die  deutschen  Päpste  1,  282.  Beil  III, 
sondern  es  ergeben  dies  auch  die  ordines  der  Kai- 
serkrönung selbst.  In  dem  der  sächsischen  und 
fränkischen  Kaiserzeit  angehörigen  ordo ,  LL.  2, 
97  (auch  bei  Watterich  2,  328 ,  vgL  über  ihn 
S  0  h  w  a  r  z  e  r,  die  Ordines  der  Kaiserkrönung,  kri- 
tisch untersucht  und  geordnet ,  in  Forschungen 
z.  deutschen  Geschichte  22,  163.  211.  212)  und 
ebenso  in  dem  offiziellen  ordo  LL.  2,  187  (auch 
bei  Watt  er  ich  2,  712,  welcher  allerdings  von 
▼ielen  nicht  in  die  Zeit  Heinrichs  lU, ,  sondern 
die  Heinrichs  VI.,  aber  mit  Unrecht  gesetzt  wird, 
VgL  Schwarzer  a.  a.  0.  S.  172  iL)  lautet  das 
bei  der  Salbung  des  Kaisers  an  der  Konfession 
des  h.  Petrus  gesprochene  Gebet :  ^  Domine  deua 
omnipotens  cuius  est  omnis  potestas  et  dignitas, 
te  suppllci  devotione  atque  humillima  prece  de- 
poscimus,  ut  huic  famulo  tuo  prospemm  Impera- 
toriae  dignitatis  concedas  effectnm,  ut  in  tua 
dispositione  constituto  ad  regendam  ecclesiam 
tuam  sanctam  nihil  ei  praesentia  oificiant  futura- 
que  non  obsistant,  sed  inspirante  s.  spiritus 
tui  dono ,  populum  sibi  subditum  aequo  lustitiae 
libramine  regere  valeat  et  in  omnibus  operibus 
suis  te  semper  timeat ,  tibi  iugiter  placere  con- 
tendat'',  während  die  Krönung  nachher  an  einem 
Nebenaltar  erfolgt  (vgl.  auch  Schwarzer  S.  192). 
Je  mehr  sich  aber  das  Yerhältniss  des  deutschen 
Könlgsthums  zum  Papstthum  zum  Nachtheile 
desselben  yerschob ,  desto  mehr  musste  das  An- 
recht des  deutschen  Königs  auf  die  Kaiserkrone 
geschwächt,  der  rein  kirchliche  Charakter  der 
Kaiserkröuung  zurücktreten  und  die  Verleihung 
der  Kaiserwürde  als  ein  vom  Papst  allein  aus- 
gehender, erst  auf  Grund  eingehender  Prüfung 
vorzunehmender  Verleihungsakt  erscheinen ,  bei 
welchem  die  kirchliche  Seite  gegenüber  der  welt- 
lichen, der  in  ihr  liegenden  Vergebung  des  deut- 
schen Kaiserreiches,  zurücktrat  Begonnen   hat 


f.  M6.]    Die  Spendung  der  Sakramentalien.  Rechtswirkungen  d.'W'eiliungen  u.  Segnungen.  161 


(fiese   Entwieklimg  |  schon    gegen    Ende    des 
iL  JiKitrh änderte,  &ls  von  den  Päpsten,  znnäehst 
TOD  Gregor  VII.    das    Recht  der  Prüfung  der 
fiM&tmäsaigkeit  der  Königswahl,  sowie  derbes- 
feren  Beiachtigang  zweier  sich  gegenüberstehen- 
der Prätendenten  in  Anspruch  genommen  wurde, 
Ifsitz^  Verfkasnngsgesch.  6,  183;   KBngel- 
Bsnn,  Anapmeh  d.  Päpste  auf  Eonflimation  b. 
d.  deutsch.  Königs  wählen.   Berlin.  Diss.  Breslau 
1886.  S.7fr.  Insbesondere  lässt  c.  34  (Innocm.) 
X.  de  eleet.  I.  6  ;    „Yenun  Ulis  prindplbus  ins 
et  potestatem   eligendl  regem,  In  Impeiatorem 
pottmodnm  promovendum ,   recognoseimas,    ut 
debemos  y  ad  qaos  de  iure  ac  antiqua  consueta- 
dinc  noscitnr  pertinere,  praesertim  qunm  ad  eos 
m  et  poteatas  huiiisinodi  ab  apostollca  sede  per- 
Teaent ,  quae  Romanuni  Imperlam  in  personam 
migniflci  Caroli  a  Graecis  transtulit  In  Germanos. 
Sed  et  pzincipes  Teeognoseeie  debent, .  . .  quod 
ins  et  auctoritas  examinandi  personam  electam  in 
legem  et  promo^endam  ad  Imperium  ad  nos  spec- 
tat, qni  eam  inungiimiis,  conseoramus  et  corona- 
mur*,  die  VerleihiLng  erat  mit  der  Krönung  zum 
Abschluss  kommen.    Von  der  das  Papstthum  des 
späteren  Mittelaltezs  beheirschenden  Anschauung 
tos,  daaa  der  Papst  -von  der  in  seiner  Hand  ver- 
einigten   obersten    geistlichen    und    weltlichen 
Macht  die  weltliclie  dem  Kaiser  zur  Ausübung 
zu  übertragen  babe,  nnd  die  Wahl  desselben  durch 
die  KurfoTSten  lediglich  auf  widerruflicher  Eln- 
liomung  des  päpstlichen  Stuhles  beruhe ,  kann 
dar  Tom  Papst  vorzunehmende  Akt  nur  als  lehn- 
rechtiiehe  Verleibnng  der  Kaiserwürde,   durch 
welche  der  Kaiser  in  die  Stellung  eines  obersten 
liipetlichen  Vasallen  eintritt,  aufgefasst  werden, 
Cleuunn.  de  inreinr.  IL  9,  Gierke,  d.  deutsche 
Irenossenschaf tsrecht  8,  527  fT. ,  und  dann  kann 
die  Salbung  nicht  mehr  als  der  Hauptbestand  theil 
derUebertragungshandlung  gelten,  weil  sie  ihrer 
Natur  nach  die  Verleihung  der  dem  Papst  zu- 
stehenden weltlichen  Macht  an  den  Kaiser  nicht 
zam  Ausdruck  bringt,  vielmehr  muss  der  mit  ihr 
verbundene  Krönungsakt  dabei  die  wesentliche 
änellung   einnehmen.     Der   Sachsensp.  III.   52 
J.  1  {jfiie  dudeschen  solen  durch  recht  den  ko- 
niiig  kiesen.     Swenne  die  geweit  wert  von  den 
Inadiopen  die  dar  to  gesät  sin  unde  uppe  den 
ftal  to  aken  kunit ,  so  hevet  he  koninglike  walt 
imde  koningliken  namen.    Svenne  in  die  paves 
viet ,  so  hevet  he  des  rikes  gewalt  unde  keiser- 
\iken  namen'*} ,   welcher  noch  die  Konsekration 
VBd  Salbung    als   den  Erwerbsakt  bezeichnet, 
iteht  entweder  noch  auf  dem  Standpunkt  der 
früheren  Zeit ,  was  bei  seiner  Theorie  von  den 
beiden  Schwertern  das  wahrscheinlichere  ist,  oder 
begreift  unter  der  Weihe  den  vom  Papst  zu  voll- 
ziehenden Kronungsakt  in  seinem  ganzen  Um- 
fange.  Was  endlich  die  Kronungsformulare  aus 
der  hier  fraglichen  Zeit  betrifft ,  so  kann  es  bei 
dem  tradllionellen  Festhalten  der  Kurie  an  den 
überlieferten  Formularen  nicht  auffallen ,   dass 
dieselben  keine  vollständige  Umgestaltung  er- 
fakren  haben ,  insbesondere,  dass  auch  das  bei 
der  Salbung  gesprochene  Gebet  keine  Aenderung 
erlitten  hat.    Andererseits  weist  aber  der  bei  der 
Krönung  Heinrichs  VIT.  1312  gebrauchte  ordo 
(LL.  2,  531)  die  Abweichung  auf,  dass  die  Sal- 
bung nicht  mehr  wie  früher  am  Altar  des  h.  Pe- 
trus, sondern  an  dem  Nebenaltar  des  h.  Mauri- 
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tius,  wohl  aber  nachher  die  Krönung,  die  Ueber- 
gabe  des  kaiserlichen  Diadems,  des  Scepters, 
Reichsapfels  und  Schwertes  an  dem  ersteren  er- 
folgt ,  diese  also  auch  dadurch  als  der  wesent- 
lichste Theil  der  Handlung  charakterisirt  wird, 
während  der  nicht  offizielle,  auf  die  Krönung  der 
Kaiser  bezügliche  Ordo  in  den  LL.2, 97  noch  den 
alten  Ritus  beibehalten  hat,  in  einem  andern,  in 
dieselbe  Zeit  gehörigen  Ordo  gleichen  Charakters 
(1.  c  2 ,  193)  aber  die  spätere  Aenderung  schon 
in  der  Bemerkung  angedeutet  wird:  „episcopus 
Hostiensis  vel  in  eodem  loco  ^dem  Altar  v.  St 
Peter)  vel  ante  altare  s.  MauricU,  sicut  aliquando 
a  multis  actum  esse  dicitur,  debet  ei  iuungere 
brachium  dextrum  de  oleo  exorcizato  et  Inter 
scapulas^). 

Eine  nähere  Besprechung  der  weiteren  Aende- 
rung in  Betreff  der  Erfordernisse  der  deutschen 
Konigswahl  kann  hier  Übergangen  werden, 
da  sich  die  Entwicklung  nicht  in  der  Richtung 
bewegt  hat,  dass  die  dabei  vorkommende  Salbung 
ein  massgebendes  Gewicht  erlangt  hätte.  Der 
Sachsenspiegel  bezeichnet  als  das  Entscheidende 
die  mit  der  Krönung  zu  Aachen  verbundene  Be- 
sltzeluweisxuig,  die  Inthronisation  auf  den  könig- 
lichen Stuhl  zu  Aachen.  Die  Krönung  hat  also 
nach  demselben  den  Charakter  der  Investitur  in 
das  Königthum  erlangt  (vgl.  Brunner  In  v. 
Holtzendorff,  Encyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft, 4.  Aufl.  1,  231)  d.  h.  nicht  schon  durch 
die  Wahl,  welche  nunmehr  allein  das  Anrecht 
auf  die  Krönung  giebt ,  sondern  erst  durch  diese 
letztere  wurde  die  königliche  Würde  erworben, 
eine  Aenderung,  welche  sich  aus  dem  inzwischen 
deflnitiv  festgestellten  Charakter  des  deutschen 
Königthums  als  eines  reinen  Wahlkönigthums, 
der  veränderten  Stellung  der  Fürsten  und  des 
Papstthums  zum  König  erklärt,  vgl.  auch  das 
Reichsweisthum  v.  1252,  LL.  2,  366  (1281  von 
Rudolf  I.  bestätigt) :  „quod  postquam  nos  (Wil- 
helm V.  Holland)  electi  fuimus  a  principibus  in 
Romanorum  regem,  per  summum  pontiflcem  con- 
flrmati  et  consecrati  ac  coronati,  ut  moris  est, 
solemnitate  qua  decuit  apud  Aquas ,  parebant  et 
competebant  nobis  de  iure  civitatea,  castra  et 
omnia  bona  ad  Imperium  pertinentia  et  quod  om- 
nes  principes  et  nobiles  et  ministeriales  princi- 
patus  et  feuda  sua  intra  annum  et  diem  a  nobis 
requirere  et  relevare  tenebantui^ ,  und  die  nun- 
mehr geänderte  Formel  (s.  o.  S.  160)  des  Krö- 
nuugsformulars  (Krönung  Rudolfs  v.  Habsburg 
1273,  LL.  2,  390):  „Ite  retine  locum  regium, 
quem  non  iure  hereditarlo  necpatrina 
successione,  sed  iure  principum  seu  electorum 
in  regno  Alemanie  tibi  noscas  delegatum,  maxime 
per  auctoritatem  dei  omnipotentis  et  traditionem 
nostram  presentem  et  omnium  episcoporum  cete- 
rorumque  servornm  dei". 

Bei  diesem  Reahtszustande  ist  es  nur  bis  gegen 
die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  geblieben.  In 
Folge  der  Erstarkung  der  Opposition  gegen  die 
Ansprüche  des  Papstthums  ist  zunächst  durch 
den  Kurverein  zu  Rense  v.  1338,  dann  durch  das 
Koblenzer  Gesetz  Ludwigs  des  Baiem :  Licet 
juris  V.  1338  der  Satz:  „quod  per  principes 
electores  concorditer  aut  per  malorem  partem 
ipsorum  electus  in  regem  et  in  imperatorem 
postea  promovendus  potest  statim  iura  castra  et 
bona  imperii  apprendere  et  administrare  conflr- 
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n.  Segnungen  und  Weihangen  yon  Sachen^  1.  Die  blosse  Seg- 
nung einer  Sache,  welche  allein  den  Zweck  hat,  mit  dem  Gemessen  derselben 
eine  heilsame  Kraft  zu  verbinden  oder  das  Gedeihen  der  Sache  am  befördern  (s.  o. 
8. 141. 153),  ist  rechtlich  von  keiner  Bedeutung,  da  sie  dem  benedicirten  Gegenstande 
keine  besondere  Eigenschaft  verleiht,  die  Sache  vielmehr  wie  bisher,  dem  gewöhn- 
lichen Verkehre  erhalten  bleibt.  Daher  bildet  auch  ein  die  Segnung  missachtender 
oder  profanirender  Gebrauch  der  benedicirten  Sachen  nicht  den  Thatbestand  des 
kirchlichen  Vergehens  des  Sakrilegiums  ^.  Auch  kann  die  Benutzung  derartiger  Ge- 
genstände zu  aberglAubischen  Zwecken  nicht  als  solche ,  sondern  höchstens  nor  der 
sich  in  dem  betreffenden  Gebrauche  kundthuende  Aberglaube ,  z.  B.  wenn  derselbe 
in  Hftresie  übergeht,  zu  einer  kirchlichen  Bestrafung  Anlass  geben  K 

2.  In  Betreff  der  geweihten  Sachen  ist  zwischen  deiyenigen  zu  unter- 
scheiden,  welche  unabhängig  von  den  Sakramenten  und  dem  Messopfer  zum  frommen 
Gebrauche  der  Gläubigen  geweiht  werden,  wie  Weihwasser,  Kerzen,  Palmen,  Rosen- 
kränze, und  solchen,  welche  entweder  Sakramentsmaterie  sind  (h.  Oel,^Chri8ma  und 
Taufwasser]  oder  unmittelbar  zum  Gottesdienste  gebraucht  werden,  wie  Kirchen, 
Altäre,  Kelche,  priesterliche  Gewänder. 

A.  Die  Gegenstände  der  ersteren  Art  erhalten  zwar  durch  die  Weihung  eine 
heilbringende  Kraft  4,  aber  bei  ihnen  dient  die  Weihung  nicht  dazu,  ihnen  eine  be- 
sondere rechtliche  Qualität  zu  geben.    Sie  sind  fttr  den  Gebrauch  der  Gläubigen  be- 


matlone  papali  nullatenuB  exspectata^,  C.  Mül- 
ler, d.  Kampf  Ludwigs  d.  Balem  mit  der  röm. 
Curie  2,  66  ff.  292  ff.,  namentlich  S.  300a,  auf- 
gestellt, und  dann  durch  die  goldene  Bulle 
Karls  IV.  v.  1356  anerkannt  worden,  c.  1  u.  2, 

0.  Harnack,  d. Kurfürstenkollegium.  Giessen 
1883.  S.  206.  213,  ohne  dass  diese  der  kaiser- 
liehen    Krönung  anders  als  beilauilg  erwähnt, 

1.  0.  p.  213 :  j^8  qui  modo  premisso  in  regem 
faeiit  Romanorum  electus ,  peracta  statim  elec- 
tione  huiusmodi,  priusquam  in  aliquibus  causis 
aliis  sive  negocUs  virtute  sacri  imperii  admini- 
stret ,  nniYersls  ....  electorihus  ecclesiasticis 
et  saeoularibus  .  .  .  omnla  ipsorum  privilegia 
.  .  .  conflrmare  et  approbare  debeat .  .  .  ipsisque 
premissa  omnla  innoyare,  postquam  imperialibus 
fuerit  inf  Ulis  coronatus".  Seit  dieser  Zeit  hatte 
die  kaiserliche  Krönung  durch  den  Papst  keine 
rechtliche  Bedeutung  mehr  für  die  Erlangung 
der  kaiserlichen  Qewalt,  vielmehr  einzig  und 
allein  nur  für  den  Erwerb  des  Kaisertitels, denn  der 
Gewählte  bezeichnete  sieh  bis  zu  der  kaiserlichen 
Krönung  mit  dem  seit  Lothar  III.  und  Konrad  III. 
aufgekommenen  Titel :  rex  Romanorum ,  indes- 
sen ist  schon  unter  Maximilian  I.  der  Titel :  ^er* 
wählter  romischer  Kaiser"  gebraucht  und  nach 
der  Krönung  Karls  Y. ,  welcher  der  letzte  ge- 
krönte Kaiser  gewesen  ist,  die  offizielle  Bezeich- 
nung geworden,  Walter,  deutsche  Rechts- 
geschichte $.  324.  Ebenso  hat  die  Königskrönung, 
welche  seit  Ferdinand  I.  1568  nicht  mehr  in 
Aachen ,  sondern  am  Wahlort  selbst  erfolgt  ist, 
ihre  Bedeutung  als  Investitur- Akt  verloren.  Die 
königliche  Würde  wurde  durch  die  Wahl  selbst 
erworben.  Als  Regierungsantritt  galt  die  darauf 
folgende    Beschwörung    der    Wahlkapitulatioiiy 


welche  an  Stelle  der  von  der  goldenen  Bulle 
vorgeschriebenen  Bestätigung  der  Privilegien 
der  Kurfürsten  getreten  ist,  und  die  Konigs- 
krönung  hat  nunmehr  den  nicht  mehr  rechtlich 
erheblichen  Charakter  einer  feierlichen  Einfüh- 
rung in  das  Amt  angenommen ,  Pfeffinger, 
Vitriarius  illustratus  ed.  IIL  1,  831.  870.  871. 

1  Ohr.  Meurer,  d.  Begriff  der  h.  Sachen  und 
des  Kirchenguts.  Habil.  Schrift  Düsseldorf 
1885 ;  derselbe,  Begriff  und  Eigenthümer  der 
h.  Sachen.  Bd.  L  Düsseldorf  (ohne  Jahr)  1885 
erschienen,    in   welchem  die    erst  angeführte 

Schrift  den  ^  TheU  S.  159—256  bildet  Ich  ci- 
tire  nach  der  grösseren. 

2  München,  kanon.  Gerichtsverfahren  und 
Strafrecht  2,  470.  480. 

'  Ja  es  wird  sogar  verneint ,  dass  die  unwür- 
dige Behandlung  solcher  Sachen  überhaupt  eine 
Sunde  sei,  8.Quartil.  c.  sect  7.  dub.  4:  „In- 
digna  tractatio  rerum  tertii  ordinis ,  quae  bene- 
dicuntur  benedictione  mere  invocativa,  nullnm 
continet  peccatum,  ex  hoc  praeciso  capite ,  quia 
eis  Sit  adhibita  benedictlo ;  huiusmodi  sunt  res 
comestibiles  benedietae,  domus,  naves  etc.  Ratio 
est,  quia  ex  benedictione  nullum  esse  sacrum 
acquirant,  neo  speciaUter  dicantur  in  cultum 
dei,  sed  solum  benedicantur,  ut  sint  innoxiae 
et  ne  daemon  per  Ulas  noceat;  ergo  illarum 
abusuB  non  est  contra  virtntem  religlonis,  quam- 
vis  opponi  possit  alils  virtutibus,  e.  g.  tempe- 
rantlae ,  castiuti  etc.  Et  hac  ratione  post  bene- 
dietionem  communis  mensae  et  cibonim  absque 
scrupulo  porriguntur  canibus  aliqui  ex  cibisin 
mensa  posltis ;  etiam  domibus  et  navibns  bene- 
dictis  eodem  modo  utimur  ac  aliis  nonbenedictis^. 

«  S.  0.  S.  142.  163. 
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fltnnmt,  Ueiben  also  ebenfallB,  wie  die  Mos  gesegneten  Sachen ,  im  Verkehr.  Sie 
können  daher  anch,  sofern  sie  nicht  etwa  wegen  der  erfolgten  Weihnng  höher  bezahlt 
werden y  erlanbter  Weise  Teränssert  werden^.  Die  ihnen  dnrch  die  Weihnng  gege- 
bene besondere  Eigenschaft  bedingt  es  allerdings,  dass  sie  von  den  Olftnbigen  nur 
n  frommen  Zwecken  oder  snr  Erreichnng  deijenigen  Wirkung,  nm  derentwillen  sie 
geweiht  worden  sind,  gebraneht  werden  2,  aber  der  blosse  Oebranch  solcher  Gegen- 
stinde  sa  profanen  Zwecken  fUlt  nicht  einmal  unter  den  Begriff  des  Sakri- 
leginaiB^ 

B.  Was  dagegen  diejenigen  geweihten  Sachen  betrifit,  welche  nn- 
mittelbar  dem  gottesdienstlichen  Gebrauche  dienen^,  so  herrscht  in 
Betreff  der  Rechtswirknngen  der  an  ihnen  vollzogenen  Eonsekration  oder  Benedikt 
tien  noch  bis  heute  Streit. 

Eine,  namentlich  früher  vertretene  Ansicht  behandelt  dieselben  als  res  iuris  di- 
Tud  im  Sinne  des  reinen  rOmischen  Rechts^,  also  als  res  nullius,  und  legt  demgemäss 
dem  Konsekrations- oder  Benediktionsakt  die  Wirkung  bei,  das  bisher  an  der  Sache  vor- 
handene Eigenthum  aufzuheben  und  die  letztere  ausserhalb  jedes  Privatrechtsverkehrs 
zu  stellen.  Diese  Meinung  beruht  auf  der  unzulässigen  Gleichstellung  der  römisch  recht- 
liehen dedicatio  (consecratio),  —  bei  welcher  auf  Grund  der  auctoritas  populi  Romani, 
also  des  Trägers  der  obersten  Staatsgewalt,  eine  Sache  durch  den  Magistrat  unter 
Yorspreehung  der  Formelworte  seitens  des  pontifex  aus  dem  menschlichen  Eigen- 
thumsverbande  herausgehoben  und  zu  göttlichem  Eigenthum  gemacht  wird<^,  —  mit 
der  Konsekration  und  Benediktion  der  katholischen  Kirche,  welcher  keine  souveräne 
Macht  über  das  Privateigenthum  zusteht.  Sie  übersieht  femer,  dass  selbst  das  spätere 
römische  Kaiserrecht  diesen  Standpunkt  nach  der  Anerkennung  des  Christenthums 

1  Dies  gilt  selbst  für  die  agnns  dei  (b.  o.  S.  146.  tur  In  loco  Indeoenti  ete.    Ratio  qnia  res  prae« 

0.6),  denn  die  Const  Gregor.  XIII.:  Omnicertev.  dlotae  sunt  In  Inflmo  ordine  remm  saerarnm^ 

15.  Mai  1572,  Bnll.  Taurin.  8,  10  verbietet  nur  qoibns  pioinde  longe  minor  debetnr  cnltns  et 

eine  simonisüsclie ,  nioht  eine  andere  Veraasse-  reverentla,  qnam  aliis ,  qaae  ad  omatnm  et  cal- 

nmg  derselben,  s.  anoh  Ferraris  s.  ▼.  agnns  tum  sacrifloii  yel  sacramentornm  snnt  ordinatae; 

dfil  n.  5.  6.  ergo  non  videtur  enlpa  mortalis ,  sed  venialis 

Es  Ist    daher  anch  nicht    yerboten,    solche  iUamm  inhonoratlo ,  seclnso  gravi  oontemptu« : 

Gegenstande  Exkommunlcirten  in  die  Hand  zn  Barnffaldns  1.  c.  n.  10.  11. 

geben,  denn  wenn  für  diese  der  Oebranch  der-  *  Vgl.  vor  Allem  Menrer  (s.  o.  S.  162.  n.l), 

•elben  anch  wegen  ihrer  Ausschliessang  von  der  ferner  G.  Wappäns,  Znr  Lehre  von  den  dem 

Theilnahme  an  den  SnJlfragien  der  Kirche ,  nicht  Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  nach  röm.  n 

die  regelmässige  Wirkung  äussert,  so  können  sie  heutigem  Recht.     Gottingen  1867.   S.  49  Ü, ; 

ihnen    doch    zur    privaten    Erbauung   dienen,  H.  v.  Poschin ger,  d.  Eigenthum  am  Kirchen- 

Qnarti  1.  o.  dub.  8;  Probst  S.  182.  vermögen.  München  1871.   S.  307  ff. 

>  Probst  S.  117;   Barnffaldns  1.  c.  tit  5  So  unter  den  Neueren  Pu  oh  ta,  Pandekten. 

XLY.  n.  60  ff.;  tit  LXII.  n.  11.  $.35  u.  Vorlesungen  über  das  heutige  römische 

«  Münehen  a.  a.  0.  S.  2,  470.480.  RechtS.36;Slntenis,  d.  praktische  gem.  Oivil- 

Gebraneli  zu  anständigen  profanen  Zwecken,  '©cht.  2.  Aufl.  1,  410 ;  Helf ert     Handbuch  d. 

I.  B.  Benutzung  der  geweihten  Kerze  zum  Stu-  Kirchenrechto.  Th.  U.  Prag  1846.  S-  415.  S.  673. 

dircn.  Trinken  des  Weihwassers,  nm  den  Durst  Aeltere  aufgezählt  bei  v.  Posohinger  S.  308. 

zu  löschen,  wird  nicht  einmal  als  Sünde  betrach«  ^'  ^- 

tet,  Quarti  I.  c.  dub.  4;  Beruf faldus  1.  c.  «  Gaius  II.  4  ff.;  1.  6.  $.  3;  1.  9  D.  de  D.  R.  . 

tit.  XLYL  n.  8;  dagegen  bildet  allerdings  eine  I.  8,  s«  namentlich  A.  Pernice,  zum  röm.  Sa^ 

blos  unehrerbietige  Behandlung  solcher  Gegen-  eralrechtl.  in  d.  Sitzgsberiehten  d.  BerUner  Aka- 

Bfinde  schon  eine  lässUche  Sünde,  QuartiLc:  demie  1885.  51,1150.  Vgl.  Wappäns  S.  9. 50;; 

;;4ndigna  iraetath)  remm  sacraium  seoundi  or-  A.  Pernice,  Labeo  1,  266 1  M eurer  S.  171  ff. 

tttnis,  seclnso  oontemptu  seu  scandalo  pertinet  198,   gegen  dessen  Konstruktion  der  dedicatio 

ad  inellgiositatem ,   qnae  communiter  non  ex-  als  zweiseitigen  Aktes  sich  Pernice   an  der 

cedit  ealpam  venialem,  e.  g.,  si  oombnrantui  erst  citirten  Stelle  mit  Recht  wendet, 
falmae  benedictae  ad  nsum  profanum  vel  serveu- 
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nicht  einmal  materiell  festzuhalten  vermocht  hat  ^    Diese  Ansicht  ist  daher  aneh 
heute  so  gat  wie  aufgegeben^. 

Eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  ihr  hat  die  von  der  Glosse  angestellte  Mei- 
nung, dass  die  Konsekration  der  katholischen  Kirche  jedes  Eigenthum  eines  Laien, 
nicht  aber  einer  Kirche  an  der  konsekrirten  Bache  beseitigt,  weil  eine  solche  nicht 
mehr  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden  darf  ^.  Sie  ist  aus  der  Verallgemeine- 
rung einer  filteren  päpstlichen  Entscheidung  fdr  einen  Specialfall,  welche  eine  solche 
gerade  wegen  der  Eigenthümlichkeit  desselben  nicht  gestattet,  hervorgegangen  und 
beachtet  gleichfalls  nicht,  dass  die  Kirche  kein  Recht  hat,  ohne  Weiteres  beste- 
hendes Eigenthum  zu  beseitigen^.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  das  gemeine  Recht 
die  betreffende  Specialbestimmung  als  einen  besonderen  Fall  des  Eigenthumsverlustes, 
beziehentlich  desEigenthumserwerbes  für  die  Kirche  nicht  recipirt  hat,  schliesst  selbst 
das  heutige  kirchliche  Recht  ^  und  die  bestehende  kirchliche  Praxis  ein  Privateigen- 
thum  von  Geistlichen  <^,  von  Laien ^  und  von  nicht  kirchlichen  juristischen  Personen® 


1  Die  Institutionen  Justinians  U.  8  gehen 
allerdingg  die  oitirte  Stelle  des  Gaius  wieder, 
aber  mit  der  Modifikation :  „sacra  sunt  qnae  rite 
et  per  porUiflees  deo  consecrata  sunt".  Die  Wid- 
mung und  Weihung  durch  die  christlichen  pon- 
tiflces,  d.  h.  die  Bischöfe  (vgl.  Nov.  5.  c.  1),  war 
indessen  keine  altrömisohe  dedicatio  (consecratio) 
auctoritate  populi  romani,  wodurch  eine  Sache 
allem  menschlichen  Eigenthum  entzogen  werden 
konnte.  Dass  die  frühere  Anschauung  verlassen 
worden  ist ,  ergieht  sich  auch  daraus ,  dass  die 
citlrte  Stelle  unter  Bezugnahme  auf  1.  21.  G.  de 
SS.  eccles.  1.  2.  (t.  529)  behufs  Loskauf  es  ^on 
Gefangenen  die  Verpfandung  und  Veränsserung 
gestattet,  ferner  diese  letztere  Stelle  die  Vindi- 
kation solcher  Sachen  durch  die  Bischöfe  und 
sonstigen  kirchlichen  Verwalter  zulässt  (vgl. 
femer  Not.  120.  c.  10),  denn  damit  ist  ein 
Eigenthum  der  Kirche  an  diesen  Sachen  aner- 
kannt. S.  auch  Meurer  S.  207  ff.  285.  300. 

>  S.  Wächter,  Pandekten  1,  270.  274; 
Windscheid,  Pandekten  $.  147;  Brinz, 
Pandekten  2,  1046;  Dernburg,  Pandekten 
$.  70;  ünger,  Österreich.  Privatrecht  $.  46; 
S 1 0  b  b  e ,  deutsches  Privatrecht  $.  64 ;  Roth, 
deutsches  Privatrecht  1,  433;  vgl.  femer  Wap- 
päus  S.  58  und  ▼.  Poschinger  S.  310;  (von 
neueren  Kanonisten)  Walter,  K.  R.  g.  267; 
Phillips,  K.  R.  $.  209;  Richter -Dove, 
K.  R.  $.  305;  Vering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  771. 
774;  Hirsohel  1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  44,  353; 
MeurerS.  239.  254. 

3  Zu  c  2.  C.  XIV.  qu.  6.  s.  V.  quod  semel  con- 
secratum  est,  eis  non  valet  ultra  restitui :  „laicis, 
quia  res  semel  consecrata  non  debet  amodo  ad 
profanes  usus  redlgl,  ut  XII.  qu.  2  auram  (70) 
et  Infra  de  consecr.  dl  I.  ligna  (38).  Si  autem 
res  lila  fuisset  allcuius  ecdesiae ,  1111  bene  esset 
restituenda,  ut  XII.  qu.  2  apostoUoos  (13).  So 
auch  Kalm,  das  Klrchenpatronatrecht  2,  60; 
Schulte,  K.  R.2,  680. 

*  Das  dt.  2  (s.  0.  S.  152.  n.  7)  betrifft  die  un- 
recbtmisslge  Wegnahme  und  Konsekration  von 
Jüdischen  Synagogen.  Wenn  Papst  Gregor  I., 
welcher  diese  an  sich  mlssbllligt,  aber  nur 
Wertherstattung ,    nicht  Rückgabe  der  konse- 


krirten Gebäude  anordnet,  so  hat  dies  offenbar 
seinen  Grund  darin,  dass  er  gerade  seitens  der 
Juden  einen  Missbrauch  und  eine  Profanatlon 
der  christlich  konsekrirten  Gebäude  befürchtete. 
So  schon  Fr.  Suarez,  defensio  fldei  cathoi. 
et  apost.  lY.  c  19;  s.  auch  Th.  Aug.  Müller, 
über  das  Prlvatelgenthum  an  katholischen 
Kirchengebäuden,  S.  31.  Hat  die  Kirche  doch 
sonst  (s.  die  folgende  Anm.)  mehrere  Jahrhun- 
derte hindurch  das  Eigenthum  von  Laien  an  den 
konsekrirten  Kirchen  niemals  In  Frage  gestellt. 

s  Wegen  des  früheren  Rechts  s.  namentlich 
Bd.  II.  S.  621  ff.;  weitere  Belege  geben 
Müller  (s.  vor.  Anm.)  u.  Falk,  Kirchen-  n. 
Laienbesitz  während  des  7.  bis  11.  Jahrh.  1.  d. 
Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  Jahrg.  26. 
S.  676. 

^  Das  erkennen  auch  z.  B.  die  const.  Pil  V.  : 
Romani  pontlflds  v.  30.  August  1567.  $.  1,  bull. 
Taurin.  7,  609  und  die  dazu  ergangene  conat. 
Pü  IX.:  Quum  iUud  v.  1.  Juni  1847,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  4,  216  in  Betreff  der  Paramente  und 
anderen  Utensilien  der  Bischöfe  an.  Vgl.  auch 
die  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  v.  1884,  Acta  s.  sed. 
16,  451. 

7  Hofkirchen,  in  denen  öffentlicher  Gottes- 
dienst abgehalten  wird,  stehen  anerkannter- 
maassen  im  Eigenthum  des  Fürsten  (z.  B.  die 
Theatinerklrche  im  Eigenthum  des  Königs  v. 
Balem,  Müller  a.a.  0.  S.  123),  solche  Schloss- 
kirchen im  Eigenthum  des  Schlossherrn.  Im 
J.  1875  hat  der  Bischof  v.  Hildesheim  dem  Frel- 
heim  von  Böselager-Heessen  die  katholischen 
Kirchen'zu  Lüneburg,  zu  Harburg,  zu  Verden  und 
die  kathoUsohe  Kapelle  zu  Herzberg  zu  Eigenthum 
übertragen ,  Motive  z.  Preuss.  Gesetzentwurf  üb. 
die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Yer- 
mögensverwaltung  in  katholischen  Dlöcesen  (zu 
S.  1,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
12.  Legisl.  Per.  III.  Sess.  1876.  Nr.  82.  S.  18). 
Nach  B  rlnz,  Pandekten  2,  1048  ist  eine  Mon- 
stranz im  Eigenthum  der  Familie  Lobkowltz 
In  Prag. 

®  Katholische  Garnison-,  Gefangenhaas-, 
Kranken-Anstaltskirchen  befinden  sich  vielfach 
im  Eigenthum  des  Staates,  letztere  auch  Im 
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u  koBsekririen  Sachen  nieht  aus.  Wenn  also  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  kon- 
sekrirter  nicht  mit  dem  Privateigenthnm  an  derselben  nnvereinbar  ist,  so  kann  die 
Konsekration  bez.  Benediktion  nach  dem  geltenden  Kirchenrecht  kein  Akt  sein,  wel- 
cher bestehende  Eigenthnmsrechte  aufhebt  und  anf  die  Kirche  überträgt  ^ 

Eine  dritte  Ansicht  geht  dahin,  dass  die  rituellen  Handlungen  der  Konsekration 
und  Benediktion  an  sich  allein  keine  rechtlichen  Wirkungen  haben,  dass  yielmehr 
die  demnftchst  zu  besprechenden  Bechtsfolgen ,  welche  man  regelmässig  mit  der  Sa- 
eertlt  einer  Sache  verbunden  sein  lässt,  lediglich  durch  die  Bestimmung  der  Sache 
fom  gottesdienstlichen  Gebrauche  seitens  des  berechtigten  kirchlichen  Oberen  ent- 
stehen ^.  Auch  diese  kann  nicht  für  zutreffend  erachtet  werden ,  da  sie  das  Wesen 
der  Konsekration  und  Benediktion  verkennt  und  einen  nur  für  einen  Ausnahmefall 
gegebenen  Rechtssatz  generalisirt  ^, 

Das  Wesen  der  Weihung  (Konsekration  und  Benediktion)  besteht  in  der  Mitthei- 
Aeilnng  einer  virtus  habitualis,  einer  heiligenden  Kraft  an  die  Sache,  und  durch 
diesen  Akt  wird  die  konsekrirte  oder  benedicirte  Sache  jedenfalls  eine  res  sacra. 
Wenn  die  Kirche  verlangt,  dass  die  hauptsächlich  zum  Gottesdienste  dienenden 
Sachen  vor  ihrem  Gebrauch  konsekrirt  oder  benedicirt  werden  müssen^,  so  ist  ge- 
rade der  rituale  Akt  der  Weihung  derjenige,  durch  welchen  die  Sache  unter  regel- 
mässigen Yerhältnissen  zum  gottesdienstlichen  Gebrauche  gewidmet  werden  soU  ^. 
Es  kann  allerdings  in  Fällen,  in  denen  die  gottesdienstUche  Bestimmung  einer  Sache, 
wie  z.  B.  bei  der  Erbauung  einer  Kirche ,  schon  bei  dem  Beginne  ihrer  Herstellung 
gegeben  ist,  und  bis  zur  definitiven  Vollendung,  sowie  bis  zur  Erfüllung  aller  vorge- 
schriebenen kirchlichen  Erfordernisse,  eine  längere  Zeit  vergeht,  die  Frage  entstehen, 
ob  es  nicht  gerechtfertigt  ist,  die  rechtlichen  Folgen  der  Sacertät  oder  wenigstens 
einige  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  bereits  sicher  feststehende  gottesdienstUche 
Bestimmung  der  Sache  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkt  ab  eintreten  zu  lassen. 
Wenn  dies  gerade  bei  den  Kirchengebäuden  insoweit,  als  ihnen  auch  schon  vor  der 
Ronsekration  die  s.  g.  Rechte  der  Inmiunität  beigelegt  worden  sind,  geschehen  ist<^. 


Sgentlmm  von  Kommunen,  v.  PoBchinger  mnnitatis  sdimitur :  qoia  obseqiüls ^dMnis  de- 

S.  327.  11.21  n.  S.  328.  n.  27;   Brinz,  Pan-  dicata  nuUiaB  est  temerariis  anBibus  profananda". 

dekten  2,  1048.   Da  mit  Kirclien  der  gedachten  «  S.  in  BetrefT  dei  Kirchen  c.  1  (dict.  Grat), 

Art  anck  often  die  Seelsorge  yerbunden  ist ,  sie  c  12  (Mogont.  a.  888).  Dist.  L  de  consecr. ;  vgl. 

also  Pfarrkirchen,    mindestens    für   Personal-  femer  auch  c  26.  28.  G.  XYI.  qu.  7,  c.  1.  $.  9. 

e^einden  sind,  so  ist  es  nicht  richtig,  wenn  Dist.  XXY.  u.  c.  11.  14.  15.  16.  18.  Dlst.  I.  de 

Sllbernagl,  K.  B.  S.  577  und  Friedberg,  cons.;  in  BetrefT  der  Altare   c.  25  (Benedict. 

K.  B.  2.  Aufl.   S.  412  behaupten ,   dass  Pfarr-  Levita)  1.  c. ;  c.  3  (Innoc.  IIL)  X.  de  consecr. 

Uiehen ,  da  sie  stets  iuris  publici  sind,  niemals  alt.  III.  40.   Es  ist  femer  Todsünde ,  wenn  der 

Gegmstand  des  PiiTstelgenthums  nicht  kirch-  Priester  die  Messe  mit  einem  nicht  konsekrirten 

li^er  Institute  sein  können.    Ein  anderes  sie  Kelche  ,  schwere  Sünde,  wenn  er  sie  mit  einem 

widerlegendes  Beispiel  im  Arch.  f.  kath.  K.  B.  nicht  benedicirten  Gorporale celebrlrt,  Probst, 

47.  406.  Eucharistie  als  Opfer.  2.  Aufl.  Tübingen  1875. 

^  Sehr  ausführlich  gegen  die  Annahme ,  dass  S.  114.  117. 

die  Konsekration  ein  das  Eigenthum  beseitigen-  ^  Sicherlich  wird  doch  das  Oel ,  welches  zum 

der  Akt  ist,  schon  Suarez  1.  c  IT.  19  n.  5  fT.,  Kranken-Oel  oder  Katechumenen-Oel  geweiht 

tgL  auch  T.  Poschinger  S.  323  fT . ;  Müller  werden  soll,  dadurch,  dass  es  für  die  Weihe  be- 

a.  a.  0.  S.  9  flL;  Meurer  S.  231.  300.  schafTt  und  dazu  bereit  gehalten  wird,  also  be* 

2  So  Wappäus  a,  a.  0.  S.  69,  s.  namentlich  reits  zum  gottesdienstlichen  Gebrauche  bestimmt 

Anm.  ^^^;Bichter-DoYeS.  305.  n.  1.  und  gewidmet  ist ,  noch  nicht  eine  dem  Verkehr 

^  Diese  Meinung  stützt  sich  auf  c.  9  (Gregor.  in  gewissen  Beziehungen  entzogene  Sache,  yiel- 

Dl)  X.  de  immun,  eccles.  IIL  49 :  „Ecclesiae,  in  mehr  wurde  nichts  entgegenstehen,  es  wieder  zu 

qua  diiina  mysteria  eelebrantur,  licet  adhuc  non  beliebigen  anderen  Zwecken  zu  gebrauchen, 

extiterit  eonsecrata,  nullo  iure  Privilegium  im-  «  S.  c.  9.  X.  UI.  49.  cit.  (s.  Anm.  3). 
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80  liegt  darin  eine  Ansnahme  ^  Diese  kann  aber  nicht  znr  Regel  ftlr  alle  anderen 
Sachen y  welche  einer  Konsekration  oder  Benediktion  bedürfen,  gemacht  werden. 
Thnt  man  dies,  so  mnss  man  die  weitere  Konsequenz  anerkennen,  dass  die  Sacert&t 
der  Sache  lediglich  durch  ihre  gottesdienstliche  Bestimmung  herbeigeführt  wird  ^. 
Aber  diese  Auffassung  setzt  sich  mit  der  zu  Recht  bestehenden  Vorschrift ,  dass  nur 
geweihte  Sachen  fär  den  Oottesdienst  gebraucht  werden  sollen  3,  in  Widerspruch, 
denn  die  letztere  wäre  völlig  irrationell ,  wenn  nicht  der  liturgische  Akt  der  Kon- 
sekration oder  Benediktion,  sondern  die  blosse  Ingebrauchnahme  einer  Sache  für  den 
gottesdienstlichen  Zweck  die  Sacertät  derselben  bewirken  könnte^. 

Wenn  neuerdings  behauptet  worden  ist,  dass  der  Ausschluss  einer  Sache  vom 
profanen  Gebrauch  nicht  schon  durch  den  liturgischen  Sacertätscharakter  gegeben 
sei ,  sondern  dass  derselbe  nur  die  durch  das  positive  Recht  gewollte  Folge  des  sa- 
crum,  also  wohl  ein  konsecutives,  aber  kein  konstitutives  Begriffsmerkmal  bilde  ^,  so 
ist  das  allerdings,  wenn  man  das  Gewicht  auf  den  liturgischen  Begriff  der  Weihung 
legt,  richtig.  Aber  dabei  ist  übersehen,  dass  der  liturgische  Akt  der  Weihung,  die 
Mittheilung  der  innewohnenden  heiligenden  Kraft,  zu  verschiedenen  Zwecken  ange- 
wendet werden  kann  und  wird  ^.  Die  Kirche  will,  dass  gewisse,  unmittelbar  zum 
Gottesdienst  gewidmete  Sachen  von  allem  profanen  Gebrauche  ausgesondert  werden, 
und  gerade,  um  dies  herbeizuftlhren,  um  sie  als  solche  zu  kennzeichnen,  wendet  sie 
diesen  liturgischen  Akt  bei  ihnen  an.  Der  letztere  bildet  also  das  Mittel,  um  diesen 
Zweck  zu,  erreichen.  Die  Anwendung  dieses  Mittels  dazu  ist  freilich  durch  das  po- 
sitive kirchliche  Recht  bestimmt.  Aber  durch  die  Weihung  tritt  immer  die  beabsich- 
tigte Rechtswirkung  ein.  Das  positive  Recht  hat  also  nicht  kraft  besonderer  Vor- 
schrift als  accidentelle  Folge  die  Aussonderung  der  res  Sacra  vom  profanen  Gebrauch 
an  die  Weihung  angeknüpft,  sondern  weil  es  ftlr  gewisse  F&Ue  diese  Wirkung  er- 
reichen wiU,  hat  es  die  Weihung  als  Mittel  zu  diesem  Zweck  vorgeschrieben.  Dem- 
nach soll  die  Weihung  rechtliche  Wirkungen  erzeugen  und  erzeugt  sie,  und  man  kann 
ihr  daher  die  Bedeutung  eines  rechtlich  relevanten  Aktes,  eines  Rechtsaktes  nicht  ab- 
sprechen ^. 

1  Als  eine  solche  kennzeichnet  sich  die  Be-  8  S.  163.  n.  4. 
Stimmung  des  c.  9  cit.  zur  Genüge.  Zunächst  ^  Die  durch  den  Konseki&tions-  und  Bene- 
beweist  dies  die  Terhältnlssmässlg  späte  Zeit  des  diktionsiitus  dei  Sache  zu  yerleibende,  besondere 
Erlasses  der  Dekretale  (1233),  ferner  der  Um-  Kraft  und  Heiligung  hätte  dann  eben  keinen 
stand ,  dass  der  nicht  konsekrlrten  Kirche  die  Sinn  mehr ,  wenn  sie  ohne  jede  äussere  recht- 
Eigenschaft  einer  res  saora  in  der  Stelle  nicht  liehe  Wirkung  wäre,  und  andererseits  mUsste  der 
helgelegt  wird,  endlich  der  weitere,  dass  der  gottesdienstliche  Gebrauch  diese  Riten  ersetzen. 
Celebrlrung  der  Messe,  welche  der  Begel  nach  In  Es  ist  aber  zweifellos ,  dass  eine  ungewelhte 
einer  konsekrlrten  oder  mindestens  benedlclrten  Kirche  durch  die  Celebrlrung  der  Messe  in  der- 
Kirche  erfolgen  soll,  gedacht  wird,  also  die  Stelle  selben  nicht  konsekrirt]  wird,  und  ebenso  wenig 
voraussetzen  kann ,  dass  die  Kirche  wenigstens  wird  es  nach  der  herrschenden  Ansicht  ein  Kelch 
benedlclrt  worden  ist  (so  Gonzalez  Tellez  dadurch,  dass  er  zur  Feier  des  Messopfers  ge- 
ad  c  9  cit.  n.  2).  Allerdings  hat  die  spätere  braucht  wird,  Probst,  Benediktionen  S.  321. 
Doktrin  im  Gegensatz  zu  der  Glosse  (1.  c  s.  v.  Nicht  dagegen  c  4  (Urban  ID.)  X.  de  relig. 
celebrantur)  mit  Rücksicht  darauf,  dass  nachher  domlb.  III.  36,  weldies  erklärt,  dass  „Testes 
blos  in  der  Stelle  der  ecclesia  divlnis  obsequlis  et  Hgnea  vasa  et  alla  utensUia  ad  cultum  reli- 
dedlcata  erwähnt  wird ,  die  Vorschrift  auch  auf  glonls  per  ponUflcem*  deputata"  nicht  zu  weit* 
nicht  benedldrte  Gebäude,  In  denen  thatsäch-  liehen  Zwecken  gebraucht  werden  sollen.  Denn 
lieh  noch  kein  Gottesdienst  stattgefunden  hat,  mit  der  deputatio  per  pontlflcem  ist  hier  die 
welche  aber  von  dem  Bischof  dazu  bestimmt  Weihung  dieser  Gegenstände  gemeint,  wenig- 
sind, ausgedehnt;  Fagnan.  ad  c.  dt  n.  8;  stens  spricht  nichts  dagegen,  eine  solche  darunter 
Reiffenstuel,  ins  canon.  III.  49.  n.  8;  zu  verstehen. 
Ferraris  s.  v.  immunitas  art.  II.  n.  4.  5  So  M  eurer  8.  221. 

>  Diese  Konsequenz  zleh^  allerdings  Wap-  ^  Tgl.  das  vorher  S.  162  Bemerkte, 

paus  a.  a.  0.  S.  60.  n.  *^ ^  Anders  Meurer  8.2^,  welcher  offenbarza 
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Was  die  rechtlichen  Folgen  der  durch  die  Konsekration  oder  Benediktion  den 
gottesdienstlichen  Bachen  mitgetheilten  Bacertät  betrilfft,  so  darf: 

1.  Niemand  einen  profanirenden  Gebranch  von  diesen  machen,  ein  Verbot,  wel- 
ches ananahmsweise  auf  die  von  dem  Bischof  zn  dem  entsprechenden  Oebranche 
b^timmten,  noch  nicht  geweihten  Kirchen  ^  und  Kirchhöfe  ausgedehnt  ^  worden  ist, 
und  bei  diesen  letzteren  Sachen  als  die  eine  der  in  der  sog.  immunttaa  eccUsiarum 
begriffenen  Folgen  ^  bezeichnet  wird. 

Nor  einem  profanirenden  Gebrauch,  d.  h.  einen  solchen,  welcher  mit  der  Bestim- 
mnng  der  bezeichneten  Gegenstände  unvereinbar  ist  oder  die  ihnen  geschuldete  Ehr- 
fiucht  Ycrletsen  würde,  yerbietet  das  kanonische  Becht^.  Es  ist  also  unzulässig,  eine 
Kirche  als  Magazin,  zu  weltlichen  Belustigungen,  insbesondere  zu  weltlichen  theatra- 
üflchen  Aufführungen,  zu  weltlichen  Gerichtsverhandlungen  und  zur  Aushängung  von 
geschäftlichen  Bekanntmachungen  zu  benutzen,  auf  Kirchhöfen  Wäsche  trocknen  oder 
Vieh  weiden  zu  lassen,  Abendmahls-Kelche  bei  Gastmählern  und  Trinkgelagen  zu 
gebrauchen.  Keineswegs  ist  aber  die  Benutzung  einer  Kirche  für  Werke  der  Pietät 
lutd  christlichen  Liebe ,  z.  B.  fOr  Yerhandlungen  von  Armen-  und  Waisen-Vereinen, 
Ar  AttfiUumngen  der  ernsten  Kttnste^  und  fllr  Zwecke  der  Wissenschaft;  <',  sofern  da- 
durch die  Ctottesdienstordnung  für  die  Kirche  nicht  gestört  wird,  ausgeschlossen. 

Die  rechtliche  Tragweite  des  gedachten  Prinzipes  ist  aber  darin,  dass  die 
Kirchenoberen  keinen  unzulässigen  Gebrauch  der  erwähnten  Sachen  gestatten  dttrfen 
ond,  fklls  ein  solcher  ohne  ihr  Wissen  gemacht  wird ,  dies  zu  verhindern  verpflichtet 
sind,  nieht  erschöpft,  vielmehr  erstreckt  sich  dieselbe  auch  darauf,  dass  Rechts- 


seiner  Anffauimg  dadurch  gelangt  ist,  dass  er 
die  beiden  verschiedenen  Arten  von  res  saorae 
und  deshalb  aueh  die  verschiedene  Zweckhestim- 
mang  der  Weihung  nicht  genügend  nnter- 
Mheidet. 

»  S.  0.  S.  163.  n.  3. 

SRelffenstaeim.49.  n.ll.39ff.  Hierbei 
reihilt  es  sich  ebenso  wie  mit  der  Kirehe. 

'  Beiffenstuel  III.  49.  n.  4.  Ausserdem 
ist  In  dieser  s.  g.  Immunltas  noch  das  Asylrecht 
and  die  Fzeiheit  von  öffentlichen  Lasten  ent- 
lialten ,  BerechÜgungen ,  welche  nicht  blos  den 
res  saerae,  sondern  auch  anderen  Sachen  zu- 
kommen ,  also  hier  an  dieser  Stelle  nicht  weiter 
in  Betiaeht  zu  ziehen  sind. 

^  Das  ergeben  ausser  c.  9.  X.  III.  49«  cit  c.  4. 
(Lsodic  zw.  347  u.  381)  Dist.  XLH:  ^Non  opor- 
tet in  basUicis  seu  in  ecclesiis  agapen  faoere  et 
Intos  manducare  et  accubitus  stemere;  c.  12 
(Innoc.  IIL)  X.  de  Tita  et  hon.  cleric  III.  1 :  „Inter- 
domludiiluntin  eisdem  ecclesiis  theatrales,  etnon 
solum  ad  ludibriorum  spectacula  introdncuntur 
in  eis  monstra  larvarum,  verum  etiam  in  aUqui- 
IniB  anni  festlvitatibus  . . .  diaconi ,  presbyterl 
ae  subdiaconi  vicissim  insaniae  suae  ludibria 
ezercere  praesumunt  • . .  mandamus ,  quatenus 
ne  per  huiusmodi  turpltudinem  ecolesiae  inqui- 
netnr  honestas  • . .  praellbatam  . . .  ludibriorum 
oontuetudinem . .  .  cnretls  a  veetiis  ecclesiis  . .  • 
exstirpare'';  c.  5  (Luc  III.)  X.  de  immun.  IIL 
49:  „saeculares  iudlces  causas ,  nbi  de  sanguinis 
effasione  et  corporaU  poena  agitnr ,  in  ecclesiis 
Tel  eoemiteiiis  agitare  sub  interminatlone  ana- 
tiliematis  prohibemns*' ;  c  2  (Lugdun.  H.  1274) 


in  Ylto  eod.  in.  23 :  „ . . .  Oessent  in  loois  Ulis 
(sc.  eodesüs)  universitatum  et  sodetatum  qua- 
rumlibet  concllia,  oonciones  et  publica  parla- 
menta  . . .  Gessent  in  ecclesiis  earumque  coeme- 
terüs  negotiaOones  et  praedpue  nundinarum  ao 
fori  cuiuscumque  tumultua  Omnis  in  eis  saecu- 
larium  iudidorum  strepitus  conquieseat.  Nulla 
iuris  causa  per  laicos,  oriminalis  maxime,  agi- 
tetur ;  sint  loca  eadem  a  lalcorum  cognltionibus 
aUena.  $.  1  .  . .  Et  nihilominus  processus  iudi- 
cum  saecularium  ac  specialiter  prolatae  senten- 
tiae  in  eisdem  locis  omni  careant  robore  flrmi- 
tatis«. 

ft  YgLTrid.  Sess.  XXII.  dec.  deobs.  in  oelebrat 
missar.  ,,Ab  ecclesiis  vero  muslcas  eas,  nbi  sive 
organo  sive  cantu  lascivum  aut  impurum  aliquid 
miscetur  , .  .  arceant"  und  dazu  das  Oirkular  der 
Oongr.  rituum  v.  1884  in  Acta  s.  sed.  17,  340. 

^  So  wurden  im  Mittelalter  die  Promo- 
tionen in  den  Kirchen  vorgenommen,  v.  Sa- 
vigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  i. 
M.  A.  2.  Ausg.  3,  211.  214.  288.  891.  Auf  un- 
sere heutigen  Yerhiltnisse  passt  dies  nicht  mehr. 
Auch  ist  damit  nicht  gesagt ,  dass  die  Kirche  fQr 
jeden  wissenschaftlichen  Zweck,  z.B.  für  Zwecke 
von  grossen  Wander-  (Philologen-  u.  Juristen-) 
Yersammlungen  eingeriumt  werden  kann. 

Kommunal-  und  politische  Wahlen  sollten  da- 
gegen ausgesdilossen  sein,  jedoch  werden  de 
mitunter  aus  Noth,  in  Ermangelung  anderer  Lo- 
kale zugelassen,  so  z.  B.  in  Preussen,  s.  P. 
Hins  oh  ins,  preuss.  K.  R.  i.  Gebiete  des  A. 
L.  R.  Berlin  1884  S.  276.  Anm.  74. 
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yerhältniflse,  soweit  sie  einen  solchen  profanen  Gebranch  bedingen,  an  diesen  Sachen 
nicht  begründet  werden  können,  d.  h.  dass  ihnen  insoweit,  als  es  sich  am  die 
Begründang  and  Fortdaaer  derartiger  Rechte  and  Eechtsverhält- 
nisse  handelt  (aber  aach  nicht  weiter),  die  Extrakommerzial-Qaali- 
t&t  zakommt. 

Hieraas  ergiebt  sich  des  Näheren  Folgendes :  a.  das  Eigentham  ist  zwar  die  an- 
begrenzte and  ansschliessliche  Herrschaft  über  eine  Sache  and  berechtigt  za  jed- 
wedem Gebraach  derselben.  Der  Eigenthümer  kann  daher  seine  Sache  za  profanen 
Zwecken  verwenden,  aber,  weil  er  gerade  andererseits  die  Macht  besitzt,  eine  der- 
artige Benntzang  anszaschliessen,  widerspricht  es  dem  Begriff  der  res  Sacra  nicht, 
dass  sie  im  Privateigentham  steht.  Das  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  das  Eigentham 
derselben  einer  kirchlichen  Anstalt  zakommt ,  weil  die  dieselbe  leitenden  and  yer- 
tretenden  Organe  die  erforderliche  Garantie  für  die  Innehaltang  eines  erlaabten  Ge- 
braaches  bieten.  Aber  ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  Sache  im  Eigentham  anderer 
Personen  steht,  von  denen,  wie  z.  B.  vom  Staat  in  Betreff  der  Garnison-  and  An- 
staltskirchen  oder  vom  Landesherm  in  Betreff  der  Schlosskirchen  anznnehmen  ist, 
dass  sie  die  dem  Geb&ade  einmal  gegebene  Bestimmung  and  die  erfolgte  Weihnng 
desselben  achten  werden  ^ 

Das  letztere  kann  aber  jedenfalls  von  dem  Eigenthümer  nar  dann  beanspracht 
werden ,  wenn  er  selbst  in  die  Bestimmnng  seiner  Sache  za  gottesdienstlichem  Ge- 
braache,  d.  h.  in  die  dadarch  bedingte  Einschränkang  seines  Rechtes  eingewilligt 
hat,  and  daher  darf  die  Weihnng  der  Sache  allein  anter  der  Voraassetzung ,  dass  er 
seine  Znstimmang  dazn  ertheilt  hat,  vorgenommen  werden.  Ist  dies  ohne  letztere  ge- 
schehen, so  ist  die  Weihnng  zwar  nicht  nichtig  2,  and  es  wird  der  Sache  die  Eigen- 
schaft als  einer  res  sacra  dadarch  mitgetheilt ,  aber  es  bleibt  nicht  nnr  das  frühere 
Eigenthnm  an  derselben,  sondern  auch  das  freie  Verfügangsrecht  des  Eigenthümers 
bestehen  ^,  Der  letztere  kann  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  allein  als  in  seinem 
Gewissen  verpflichtet  betrachtet  werden,  die  Sacertät  der  Sache  solange  anzuerkennen, 
bis  ihm  seitens  des  zuständigen  Oberen  die  Erlaubniss ,  dieselbe  wie  früher  zu  be- 
nutzen, ertheilt  worden  ist^.  Zu  dieser  Erklärung  ist  der  kirchliche  Obere  aber  ver- 
banden, da  weder  er  noch  seine  Untergebenen  das  Recht  haben,  Eingriffe  in  fremdes 
Eigenthnm  zu  machen,  also  diese,  soweit  es  angängUch,  selbst  wenn  dadurch  auch 
nur  eine  Gewissensbelastung  herbeigeftihrt  worden  ist,  in  Achtung  der  bestehenden 
Rechte  beseitigt  werden  müssen  ^. 

b.  Die  Statthaftigkeit  und  UnStatthaftigkeit  der  Bestellung  von  Rechten  auf  den 
Gebrauch  oder  die  Benutzung  der  fraglichen  Sachen  ^  bemisst  sich  ebenfalls  nach 


^  Daher  werden  andererseits  die  Privatoratorien  teis  zu  entkleiden.  Das  Weitere  darüber  s.  unten 

nicht  benedlcirt,  Congr.  rit.  y,  11. März  1820  zu  S.  170. 

Nr.  10,  Gardellini  decret.  auth.  congr.  rit  ed.  ^  Bios  Entschädigung  zu   nehmen    und  die 

111.3,161.153  u.  Anm.  3  zu  S.  151;  de  Her  dt,  Sache  der  betreffenden  Kirche,   für  welche  sie 

B.  liturglae  praxis  t.  IIL  n.  3^6 ;  d.  h.  nicht  nach  geweiht  ist,  zu  überlassen',  ist  der  Eigenthümer 

dem  Formular  des  Bituales  tit  VIII.  c.  27  für  nicht  Teipflichtet.  Das  ergiebt  sich  aus  der  S.  164 

die  öffentlichen  Oratorien ,  in  denen  Messe  ge-  yertretenen  Auffassung. 

lesen  werden  darf,  sie  können  vielmehr  nur  wie  '  ^  Praktisch  kommen  hierbei  nur  die  kirch- 
andere Gebäude  (s.[o.  S.  149  n.  4)  gesegnet  werden.  liehen  Gebäude  und  Kirchhofe  in  Frage,  weil  sich 
>  Das  ist  nirgends  ausgesprochen.  bei  den  Altären,  Kelchen  und  ähnlichen  helligen 
S  S.  0.  S.  164.  Geräthschaften    neben    Ihrem    Gebrauche    ein 
4  Um  die  Sache  des  ihr  aufgeprägten  Oharak-  solcher,  welcher  sie  nicht  profanirt,  nicht  denken 
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dem  oben  an  die  Spitze  gestellten  Prinzipe.  Hindern  sie  die  Bestimmang  der  letzte-r 
ren  sieht  und  fahren  sie  ebensowenig  zn  einer  profanirenden  Behandlung  derselben, 
so  können  sie  gültig  erworben  werden,  wie  z.  B.  die  Oebranehsreehte  auf  Kirohen- 
stfihle  nnd  anf  Grabstellen ,  sei  es  nnentgeltlich  oder  gegen  ein  Entgelt  ^,  ferner  das 
Recht  anf  einmalige  Benutzung  eines  Eirchengeb&udes  zu  einem  geistlichen  Con- 
eerte  ^.  Dagegen  muss  die  Verpfändung  einer  Kirche ,  eines  Kirchhofes  oder  eines 
konsekrirten  Kelches,  sowie  die  Belastung  eines  Kirchhofes  mit  Wegegerechtigkeiteu  ^ 
ans  demselben  Grunde  tHi  unzulässig  und  nichtig  erachtet  werden. 

l^ach  denselben  Gesichtspunkten  beantwortet  sich  auch  die  Frage,  inwiefern  an 
den  erwähnten  Sachen  Rechte  durch  Ersitzung  erworben  werden  können. 

c.  Endlich  erscheint  eine  Yeräusserung  der  res  sacra,  also  die  Ueberlassung  des 
durch  die  relative  Extrakommerzial- Eigenschaft  beschränkten  Eigenthums  an  ein 
anderes  Bechtssubjekt,  sofern  nur  die  Sicherheit  vorliegt,  dass  die  Sache  ihrer  Be- 
Stimmung  gemäss  weiter  gebraucht  wird,  nicht  ausgeschlossen^,  also  auch  rechts- 
gültig^, und  es  muss  daher  nicht  minder  insoweit  eine  Ersitzung  seitens  einer  anderen 
Person  als  statthaft  anerkannt  werden^. 

2.  Die  Sacertät  der  geweihten  Sachen  ist  insofern  strafrechtlich  geschützt,  als 
die  profanirende  Behandlung  derselben  das  kirchliche  Vergehen  des  aacrüegiumy  ge- 
nauer des  s.  g.  8.  reale'^  bildet.  Allerdings  ist  der  Thatbestand  des  sacrilegium  viel 
weiter  s,  und  selbst  der  Begriff  des  sacrilegium  reale  beschränkt  sich  nicht  auf  die  vor- 
hin angegebenen  Momente,  vielmehr  liegt  dasselbe  auch  vor,  wenn  noch  nicht  ge- 
weihte, aber  schon  zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen ,  wie  Kirchen  und  Kirchhöfe, 
in  Frage  stehen**^.    Aber  gerade  der  Umstand,  dass  die  Sache  durch  Konsekration 

liHt.    Vgl.  auch  ProT.  Eonz.  y.  Uibino  1869,  geräthe  aus   den  aufgehobenen  Klosterkirchen 

ooU.  conc.  Lac.  6,  10 :  ,,Nemo  rasa ,   vestes  ant  anderen  Kirchen  überwiesen,  also  geschenkt  wor- 

alia  omamenta  sacris  addicta  profanis  homini-  doD.    Ueber  einen  ähnlichen  Fall  Tgl.  Arch.  f. 

bns  ant  ad  profannm  usnm  commodare  andeat^  kath.  E.  B.  40,  13. 

1  Denn  darin  liegt  keine  Profanation.  Die  Dass*  bei  oneroser  Yeräusserung  die  Konse- 
entgeltliche  Ueberlassung  dieser  Sachen  ist  an  kration  und  Benediktion  nicht  in  Anschlag  ge- 
fielen Orten  hergebracht.  bracht  werden,  also  die  Sache  nicht  dafür  höher 

3  Und  zwar  nicht  blos  widerruflich,  wieH  e  rr-  bezahlt  werden  darf,  weil  darin  Simonie  läge,  s. 

mann  in  Ztschr.  f.  K.  B.  5,  237  meint,  sondern  c.  6.  dt.,   berührt  die  hier  Torliegende  Frage 

auch  zu  festem  Bechte ,  Tgl.  darüber  Wappäu  s  nicht. 
S.  64.  ^  Soauch  Wappäus  S.  65',  Uhrig  i.  Arch. 

3  Nldit  nur  würde  das  Fahren  mit  Arbeits-  f.  kath.  K.  B.  40,  11  Anm. 
Wagen  und  das  Yiehtreiben  den  Kirchhof  pro-  ^  Z.  B.  eine  Kirche  kauft  von  einem  PriTat- 

faniren,  sondern  auch  das  blosse  regelmässige  manne  einen  für  die  Kapelle  desselben  gebrauch- 

Gehen   über  denselben ,    seine  Benutzung   als  ten,  konsekrirten  Kelch,  welcher  ulcht  ihm,  son- 

Durehgang  zn    geschäftlichen    und    weltlichen  dem  einer  anderen  Kirche  gehört  hat,  und  in  der 

Zwecken,  würde  mit  der  Heiligkeit  und  Buhe  ersteren  wird  er  die  Ersitzungszeit  hindurch  be- 

des  Ortes  nicht  verträglich  sein.    Man  kann  aber  nutzt. 

deshalb  nicht  jede  Servitut  als  unstatthaft  be-  ?  Ferraris  1.  o.  s.  t.  sacrilegium  n.  3.  7. 

zeichnen.  Es  dürfte  z.  B.  nichts  entgegenstehen,  8  Beg.  iur.  7  in  X.  Y.  41 :  „Quidquid  in  sa- 

einem  dem  Kirchhof  benachbarten  Grundstück,  cratis  deo  rebus  et  episcopis  ininste  agitur,  pro 

wenn  etwa  der  Eigenthümer  desselben  gestattete,  sacrilegio  reputatur ,  qula  sacra  sunt  et  a  quo- 

dass  seine  Wand  zur  Anlehnung  Yon  Erbbegräb-  quam  violari  non  debent^;  München  a.  a.  0. 

nissen  benutzt  wird,    eine  serritus  altius  non  S.  469. 

tollendi  dahin  einzuräumen,  dass  diese  letzteren  ^  Denn  in  Bezug  auf  diese  unterscheiden  die 

innerhalb  einer  bestimmten  Höhe  gehalten  wer-  Quellen  nicht ,  ob  sie  schon  geweiht  sind  oder 

den  müssen.  nicht,  ja  es  gehört  auch  die  Yerletzung  Ton 

*  So  gestattet  c.  6  (Clem.  III.)  X.  de  rer.  blossen,  im  Eigenthum  der  Kirche  stehenden 

permut,  III.  19  zweien  Klöstern  den  Tausch  der  Sachen  unter  Umständen  hierher ,  c.  21  (conc. 

ihnen  Inkorporirten,  also  ihnen  gehörigen  Pfarr-  Trecass.  t.  878  u.  Bavenna  t.  877)  G.  XYII. 

kirchen.    In  Preussen  sind  aus  Anlass  der  Sä-  qu.  4 ;  c.  3  (Bened.  LoTlta)  0.  XH.  qn.  2 ;  e«  12 

kularisationen  des  Jahres  1803  vielfach  seitens  (Pseudo-Isid.)  C.  XYH.  qu.  4.    ' 
des  Staates  konsekrirte  und  benedicirte  Kirchen- 
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oder  Benediktion  in  den  Dienst  Gottes  gestellt  ist ,  g^ebt  dem  Vergehen  einen  beson- 
deren erschwerenden  Charakter  i,  nnd  dies  gilt  namentlich  von  dem  sacrileginm  reale 
im  engsten  Sinne,  dem  KirchendiebstahP  oder  Eirchenranb,  d.  h.  der  Weg- 
nahme einer  res  sacra  ans  einem  geweihten  oder  nngeweihten  Orte ,  oder  einer  nieht 
geweihten  Bache  ans  einem  geweihten  Orte,  nm  sie  sich  anzueignen '. 

Die  der  Sache  durch  die  Konsekration  oder  Benediktion  an^eprftgte,  besondere 
Eigenschaft  haftet  ihr  nicht  unauslöschlich  an ,  vielmehr  kann  sie  ihr  wieder  genom- 
men werden.  Ein  besonderer  ritueller  Entweihungs-  [d.  h.  ein  Profanations-  oder  Exe- 
krations-)  Akt^  besteht  nicht  ^,  vielmehr  genttgt  die  Verfügung  des  kompetenten 
Edrchenoberen  nach  stattgehabter  Untersuchung^  und  Feststellung  eines  genügenden 
Grundes  (ein  s.  g.  decretum  de  profanando  oder  de  oHenando),  je  nachdem  es  sich  um 
die  Vernichtung^  oder  um  die  Ver&usserung  der  Sache  handelt.  Eine  Veräusserung 
ist  aber  bei  Sachen,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  nur  statthaft,  wenn  sie 
erfolgt  zur  BcEahlung  von  ELirchenschulden,  zur  Auslösung  von  Gefangenen,  zum 
Unterhalt  der  Armen  in  Zeiten  der  Theuerung^,  oder  wenn  die  kirchliche  Anstalt, 
deren  Zwecken  die  res  sacrae  dienen,  supprimirt  wird^.  Femer  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  die  sonstigen  weiteren  Voraussetzungen  der  Veräusserung  von  kirchlichem 
Eigenthume  oder  der  Suppression  beobachtet  sein  müssen.  Wenn  demnach  die  Zu- 
rückgabe der  Sache  in  den  Verkehr  die  Wirkung  hat,  die  Sacertät  derselben  aufzu- 
heben, so  muss  diese  letztere  fortdauern,  falls  der  betreffende  Akt,  die  Veräusserung 
oder  Suppression,  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Erfordernisses,  z.B.  wegen  Un- 
zuständigkeit des  verftigenden  Eirohenoberen,  nichtig  war.  In  diesem  Fall  wird  also 
die  bisherige  beschränkte  Extrakommerzial- Qualität  der  Sache  nicht  beseitigt  und 
eine  Verfügung  über  dieselbe  bleibt,  wie  früher,  nur  innerhalb  der  o.  S.  168  näher 
bezeichneten  Grenzen  statthaft  ^o. 


1  S.  S.  169  Anm.8,  Tgl.  auch  Q  a  a  r  1 1 1.  c.  sect. 
yil.dab.4;  Probst,  BenedikÜonenS.  116.117. 

2  0.  21.  0.  XVra.  qu.  4.  dt.  S.  1:  »aaorile- 
ginm  committitUT  aufeiendo  sacram  de  sacro  vel 
non  sacram  de  sacro  sive  Bacrum  de  non  sacro" ; 
c.  22  (Olem.  m.)  X.  de  sent.  exoommnn.  Y.  89. 

S  Ob  mit  Gewalt  oder  ohne  Ctoiralt  ist  dabei 
gleichgültig.  Das  Weitere  darüber  unten  in  der 
Lehre  Tom  kirchlichen  Strafrecht. 

4  Hie  und  da  hat  sich  der  Gebranch,  einen 
besonderen  Akt,  z.  B.  das  Schlagen  der  beweg- 
liehen Sachen  mit  der  Hand  oder  einem  Instru- 
ment Yorznnehmen,  gebildet,  Gardellini  decr. 
auth.  oongr.  56  cit.  zu  Nr.  4688,  ad  ni;  3,  212. 
n.  2,  und  es  ist  auch  die  Nothwendigkeit  der 
Vollziehung  eines  solcfien  Aktes  von  einzel- 
nen Kanonisten,  z.  B.  Ton  He  Her  t,  Handbuch 
des  E.  B.  $.  420  behauptet  worden. 

s  So  nach  der  tou  Pins  YH.  bestiLÜgten 
Entsch.  d.  Congr.  rit.  ▼.  20.  April  1822,  Gar- 
dellini 1.  G.  3,  212.  218,  wodurch  der  in  der 
Tor.  Anm.  erwähnte  Ritus  reprobirt  worden  ist, 
ygl.  ferner  ühr ig  i.  Arch.  f.kath.E.R.  40,  3 ff. 

^  Weil  für  die  Regel  die  einmal  geweihten 
Sachen  ihrem  Zweck  erhalten  bleiben  sollen. 
s.  o.  S.  162.  n.  8. 

"^  Z.  B.  durch  Yerbrennung  unbrauchbar  ge- 
wordener Sachen,  s.  c.  39  (Pseudo-Glem.)  Dist. 
I.  de  consecr.  oder  durch  Einschmelzen  goldener 
und  silberner  Kelche  und  Gefasse.  Doch  ist  dies 


nicht  absolut  ndthlg,  Gardellini  1.  c.  p.*214, 
solche  Saohen  können  durch  Yerausserung  auch 
dem  profanen  Gebrauch  überlassen  werden. 
Dagegen  Ferraris  s.y.  Yesti8n.6,  u.  Probst, 
Benediktionen  S.  316,  aber  sowohl  c.  39  cit.  als 
auch  c.  43  (Arrenens.  I.  t.  636)  Dist.  dt.  verbieten 
eine  Aussergebrauchsetzung  solcher  Gegenstande, 
um  sie  zu  prof  aniren,  nicht. 

8  1.21.  C.I.2  cit;  Not.  120.  c.  10;  c.  13 
(syn.  gen.  Yin.  v.  8691,  c.  14—16  (Greg.  L), 
c  70  (Ambros.)  CXII.  qu.  2;  c.  1  (Hincm.  cap.) 
X.  de  pignor.  UI.  21. 

9  Bd.  n.  S.  462,  Ygl.  auch  Uhrig  a.  a.  O. 
S.  13. 

10  Pas  ist  wohl  auch  die  Ansieht  von  Wap- 
p ius,  welcher  a.a.  0.  S.  69  bemerkt:  „Wo  diese 
Bedingungen  fehlen,  ist  Jede  Yerausserung  1  w. 
S.,  d.  h.  Jede  Uebertzagung  eines  Rechtes  an  der 
Sache,  wodurch  sie  ihrer  Sacertät  entkleidet 
werden  soll,  ungültig''.  Wenn  Friedberg,  K. 
R.  2.  Aufl.  S.  409.  n.  8  dies  für  unrichtig  er- 
klärt und  geltend  macht,  dass  alle  von  Wappäus 
angezogenen  Stellen  nur  tou  unbefagter  Yer- 
änsserang  der  res  ecclesiasticae  handeln,  ohne 
auf  die  Sacertät  Gewicht  zu  legen ,  so  hat  er  da- 
bei übersehen ,  dass  Jede  res  sacra,  sofern  sie 
kirchliches  Eigenthum  ist,  den  allgemeinen  Yor- 
schriften  über  die  Yeräusserung  ron  Kirchen- 
gut unterliegt,  und  dass  die  Beseitigung  der 
Sacertät,  welche  nur  durch  eine  rechtsgültige 
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Befindet  sieh  die  Sache  nicht  im  kirchlichen  Eigenthnm,  sondern  im  Eigenthom 
emer  physischen  oder  einer  juristischen  Person  (des  Staates,  einer  Gemeinde) ,  so 
gteht  dieser  das  Recht  zn,  darüber  zu  befinden  y  ob  die  Sache  wieder  in  den  Verkehr 
gebracht  werden  soll.  Aber  einmal  unterliegt  die  mit  Zustimmung  ihres  Eigenthfl- 
mers  geweihte  Sache,  ebenso  wie  die  im  kirchlichen  Eigenthume  befindliche  der  fllr 
die  res  sacra  geltenden  Rechtsregel  y  dass  sie ,  wenn  angftnglich,  ihrer  gottesdienst- 
liehen  Bestimmung  erhalten  werden  soU^  Femer  ruht  die  Befugniss,  die  Sache 
ihrer  Saoertät  zu  entkleiden,  welche  bei  kirchlichem  Eigenthum  neben  der  Yer- 
{ftgungsgewalt  Ober  die  fortdauernde  Zweckbestimmung  dem  BUrchenoberen  zukommt, 
nicht  in  der  Hand  des  Eigenthllmers.  Eine  Aufhebung  der  gottesdienstlichen  Be- 
Stimmung  ^er  Sache  oder  eine  Ver&usserung  derselben  zu  profanen  Zwecken  muss 
daher  in  diesem  Falle  von  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen ,  welchem  die 
Au6ioht  Ober  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  der  betreffenden  Sache  obliegt^,  ab- 
hiDgig  gemacht  werden^.  Diese  wird  aber,  weil  der  Privateigenthfimer  leichter  als 
eme  kirchliche  Anstalt  in  die  Lage  kommen  kann,  die  Zweckbestimmung  seiner 
Sachen  zu  andern,  schon  dann  nicht  yerweigert  werden  können,  wenn  ein  auch  nur 
durch  die  V erhftltmsse  des  Eigenthfimers  bedingter  und  gerechtfertigter  Grund  yorliegt^. 

Die  vorstehend  dargelegten  Grundsätze  über  die  geweihten  Sachen  sind  heut 
nicht  mehr  in  vollem  umfange  von  dem  weltlichen  Rechte  anerkannt. 

Allerdings  gilt  der  Grundsatz,  dass  solche  Bachen  nicht  res  nullius  sind,  viel- 
mAi  im  Eigenthum  von  kirchlichen  Anstalten  und  Gh^meinden ,  sowie  von  anderen 
juristischen  und  physischen  Personen  stehen  können,  nicht  nur  nach  gemeinem 
deutschem^,  sondern  auch  nach  preussischem^^,  französischem^  und  öster- 


Venliuwerang  erfolgt  und  erfolgen  mnsB,  bei  et- 
waiger Nichtigkeit  der  letzteren  ebensowenig, 
wie  irgend  eine  andere  Bechtsfolge  eintreten 


t  S.  o.  S.  162.  n.  8. 

'  Also  z.  Bw  des  Bischofs,  welcher  den  Gottes- 
dienst in  einer  Garnison-,  Straf-  oder  Kranken- 
bao^-Klrche  zu  beaafsichtigen  hat. 

3  So  weit  ich  sehe,  ist  die  im  Text  behandelte 
Frage  bisher  nicht  erörtert  worden.  Vom  Stand- 
punkt des  Kixchenrechtes  ans  wird  man  aber  zu 
keineT  anderen  Lösnng  gelangen  können.  Ohne 
Eilaabniss  der  geistllohen  Obrigkeit  würde  die 
Verwendung  der  res  sacra  zu  profanen  Zwecken 
das  Vergehen  des  sacrilegiom  bilden,  und  die 
Kirche  kann  es  unmöglich  dulden,  dass  der 
Elgenthümer  vielleicht  heute  die  res  sacra  zu 
proüanen  und  morgen  wieder  zu  gottesdienst- 
Uehen  Zwecken  anwendet.  Hat.derEigenthumer 
einmal  seine  Sache  konsekriren  und  benediciren 
lassen  oder  eine  solche  Sache  erworben ,  so  ge- 
schieht ihm  auch  kein  Unrecht ,  wenn  man  ihn 
für  Terpflichtet  erklärt ,  die  Konsequenzen  da- 
von zu  tragexu 

*  S.  z.  B.  wenn  der  Staat  oder  die  Kommune 
wegen  Neu-Erriohtung  eines  grosseren  Kranken- 
hauses über  die  Kirche  der  bisherigen  Anstalt 
anderweit  yerfügen  will,  der  Elgenthümer  eines 
werthYollen  konsekiirten  Kelches ,  welcher  zum 
Messelesen  in  einem  Privatoratorium  gebraucht 
worden  ist,  diesen  wegen  Verarmung  zu  ver- 
inssera  genothigt  ist  Ueber  die  Falle,  wo  die 
Zweckbestimmung  nicht    mehr  erfüllt  werden 


kann  oder  wo  Bedhte  Dritter  vorhanden  sind,  s. 
unten  $.  218. 

s  S.  0.  S.  164.  n.  2.  Die  gemeiniechtliohe 
Praxis  verwendet  allerdings  noch  mitunter  die 
rein  römische  Theorie  von  der  völligen  Extra- 
kommerzial-Qualit&t  der  res  iuris  divlnl,  s.  z.  B. 
Jur.  Bundschau  f.  d.  k.  Deutschland.  Heft  6, 229, 
während  das  Reichsgericht  der  hier  vertretenen 
Ansicht  folgt,  s.  die  Entsch.  v.  21.  Okt.  1881  u. 
5.  Mail882,  Seuf f er t ,  Aroh.  37, 190U.38, 302. 

6  A.  L.  R.  n.  11.  S-  170:  „Kirchen  und  an- 
dere dahin  gehörige  Gebäude  sind  ausschliessend 
das  Eigenthum  der  Kirchengesellschaft,  zu  deren 
Gebrauche  sie  bestimmt  sind''.  J.  173 :  „Kirchen- 
gebäude,  soweit  sie  zur  Feier  des  Gottesdienstes 
und  zu  gottesdienstlichen  Handlungen  bestimmt 
sind,  dürfen  ohne  Einwilligung  der  Gemeine  zu 
anderen  Zwecken  nicht  gebraucht  werden*'.  %,  179 : 
„Kirchengefässe  und  andere  zum  unmittelbaren 
gottesdienstlichen  Gebrauche  gewidmeten  Sachen 
haben  mit  den  Kirchengebiuden  der  Regel  naoh 
gleiche  Rechte'' ;  S- 183 :  „Kirchhöfe  oder  Gottes- 
äcker und  Begräbnissplätze,  welche  zu  den  ein- 
zelnen Kirchen  gehören,  sind  der  Regel  nach  das 
Eigenthum  der  Klrchengesellschafton".  Es  ergiebt 
aberS.  190  a.  a.  0.,  dass  Kirchhöfe  und  U.  19. 
$.  77  (betreffend  die  öffentlichen  Anstalten), 
dass  auch  Kirchen  im  Eigenthum  anderer  Sub- 
jekte als  der  Elrchengemeinde  stehen  können. 
Tgl.  Förster-Eccius,  preuss.  Priv.  R.  4.  Aufl. 
1,  119:  Dernburg,  preuss.  Priv.  R.  4.  Aufl. 
1,146. 

"^  Geigel,  das  französisoho  und  reichslän- 
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reiohischem  Rechtet  Für  das  gemeine  Recht  moss  auch,  weil  in  der  frag- 
lichen Materie  das  kanonische  Recht  in  Dentschland  an  die  Stelle  des  römischen 
Rechtes  getreten  ist,  die  o.  S.  168  näher  charakterisirte  Extrakommerzial' Qualität 
nnd  die  daraus  hergeleitete  Beschränkung  der  Begründung  von  Reohtsyerhältnissen 
als  noch  heute  geltend  betrachtet  werden.  Indessen  ist  in  Folge  der  veränderten 
Stellung  der  katholischen  Kirche  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  die  Orundlage 
der  Extrakommerzial-Qualität  eine  andere  geworden.  So  lange  diese  Kirche  die  allein 
berechtigte  war,  und  der  Staat  ihre  dogmatischen  Auffassungen  und  ihre  Rechtsnormen 
Ober  die  rein  kirchlichen  Sachen  als  für  sein  Gebiet  ausschliesslich  massgebend 
erachtete,  musste  die  durch  die  kirchliche  Konsekration  oder  Benediktion  gegebene 
innere  Heiligung  allseitig  anerkannt  werden.  Die  res  Sacra  war  also  auch  f&r  das 
staatliehe  Recht  mit  der  beschränkten  Extrakommerzial-Qualität  belastet.  Nacl(dem 
aber  die  katholische  Kirche  ihre  früher  ausschliesslich  berechtigte  Stellung  verloren, 
nnd  neben  ihr  im  Staate  nicht  nur  andere  ELirciien  gleiche  Berechtigung  erlangt 
haben ,  sondern  auch  allgemein  die  Qewissensfireiheit  und  die  Freiheit  der  Bildung 
anderer  Religionsgesellschaften  verfassungsmässig  gewährleistet  wird,  ist  damit  das 
Fundament  für  die  bindende  Kraft  der  Weihehandlungen  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  Anhängern  der  anderen  ELirchen  und  Religionsgesellschaften  ent- 
fallen 2,  d.  h.  die  dadurch  bewirkte  Ausser  Verkehrssetzung  hat  im  bürgerlichen 
Rechtsverkehr  ihre  Oelfcung  überhaupt  verloren ,  weil  es  undenkbar  ist,  dass  eine 
Sache  nur  bestimmten  Klassen  von  Personen  als  res  extra  commercium,  anderen 
gegenüber  nicht  als  eine  solche  behandelt  werden  kann. 

Andererseits  ist  aber  die  katholische  Khroh^  in  den  modernen  Staaten  immer 
noch  eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  und  die  Verrichtung  ihres  Gottesdienstes 
ein  staatlich  anerkannter  öffentlicher  Zweck.  Die  Sachen,  welche  für  diesen  bestimmt 
und  gewidmet  sind,  haben  daher  den  Charakter  öffentlicher  Sachen  und  sind  dess- 
halb  wie  die  sonstigen  res  publicae  dem  regelmässigen  Privatverkehr  entzogen ,  frei- 
lich nur  insofern,  als  in  den  Ländern,  in  welchen  eine  staatliche  Mitwirkung  für  die 
Widmung  solcher  Sachen  für  ihren  Gebrauch  (wie  z.  B.  für  die  Errichtung  eines 
neuen  Kirchengebäudes)  vorgeschrieben  ist,  dabei  die  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen beobachtet  worden  sind 3.  Femer  kommt  in  Betracht,  dass  die  Sache 
auch  dem  öffentlichen  Gottesdienste  innerhalb  der  hergebrachten  kirchlichen  Ord- 
nung, also  einem  Gottesdienste,  welcher  fUr  alle  Glieder  der  Kirche  bestimmt  oder 
ihnen  zugänglich  oder  wenigstens  zur  regelmässigen  Befriedigung  der  religiösen  Be- 
dürfnisse einer  gewissen  Personenklasse  (z.  B.  einer  Militär-Gemeinde)  eingerichtet 
ist,  dienen  muss.  Denn  eine  blos  den  Zwecken  eines  Privatmannes  oder  auch  meh- 
rerer Privatieute  gewidmete  Baulichkeit,  in  welcher  von  einem  Geistlichen  der  öffent- 
lich berechtigten  katholischen  Kirche  Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  eine  Privat- 
kapelle, oder  eine  Sache,  welche,  wie  ein  im  Privateigenthum  stehender  konsekrirter 
Messkelch,  zu  solchem  Gottesdienste  benutzt  wird,  erfüllt  nicht  die  öffentiiclien 
gottesdienstlichen  Zwecke  der  Kirche,  hat  also  nicht  den  Charakter  einer  öffentlichen 

dische    StaatskirGheniecht.      Strassborg    1884.  ^  ygi.  ^^er  in  Betreff  Baiems  unten  S.  174. 

S.  104.  108;   8.  aaoh  den  Bechtofall  i.  d.  jnr.      n.  1. 

Bwidßchau.  Heft  6,  192.  .007^  »  Denn  andernfalls  haben  sie  für  das  betref- 

1879.  3.  Aufl.   S.  313. 


§.  306.]    Die  Spendung  d.  Sakramentalien .  Rechtswirkungen  d.  W  eihungen  u .  Segnungen.     173 

Sache.  Die  durch  die  Extrakommerzial-Qualität  bedingte  Beschr&nkimg  soll  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  die  öffentlichen  Sachen  dagegen  schfltzen,  dass  sie  ihrem 
gememnfltzigen  Zweck  entfremdet  werden,  es  liegt  aber  bei  Sachen,  welche  blos  den 
privaten  Interessen  dienen,  kein  Gmnd  yor,  mag  anch  ihr  Oebranch  ein  gottesdienst- 
Beher  sein ,  diese  rechtlich  anders  als  andere ,  im  Privateigenthum  stehende  Sachen 
ZD  behandeln  und  ihre  Zweckbestimmung  dorch  eine  besondere  rechtliohe  Vorschrift 
zu  sehfltien.   So  ergiebt  sich  also  als  Resultat : 

Die  nach  kanonischem  Recht  in  Betreff  der  res  sacrae  bestehen- 
den Yerkehrsbeschr&nknngen  sind  auch  noch  heutigen  gemeinen 
Rechtes,  nur  finden  sie  nicht  mehr  Anwendung  auf  diese  als  solche, 
sondern  allein  auf  die  von  den  kirchlichen  Oberen  unter  Innehaltung 
der  etwaigen  staatlichen  Vor  Schriften  zum  öffentlichen  gottes  dienst- 
lichen Gebrauch  gewidmeten  Sachen^  (im  Gegensatz  zu  den  zum  blossen 


t  In  UeheieinBtimmiing  damit  hat  das  frühere 
Ober-Tiibunal  zu  Berlin,  Seuffert,  Arch.  32, 
438  and  daa  Belchsgericht  a.  a.  0.  38,  302,  die 
Zaliiiigkeit  Ton  Oebraachsrechten  anerkannt. 
Die  im  Allgemeinen  bei  Kirchhöfen  für  ausge- 
idilossen  zu  erachtende  Ereltzang  Ton  Servituten 
ist  dagegen  Tom  ehem.  0.  A.  Ger.  zu  Jena  in 
Anwendung  auf  eine  Ueberfahrtsgerechtigkelt  zu 
feldwiitbschaftUchen  Zwecken  ffir  statthaft  er- 
Ülrt  worden,  a.a.O.  6,  181.  Friedberg,  K. 
R.  2.  Aufl.  S.  410.  n.  13  Ist  unter  Berufung 
auf  die  nicht  näher  begründeten  Behauptungen 
Ton  ün  t er h o  1  z n e r ,  Yerjährangslehre. 2.  Aufl. 
Leipzig  1858.  1,  168  n.  Schmid,  Handbuch 
d.  gem.  Rechts.  Leipzig  1847.  1,  190  n.  6,  der 
.\nslcht ,  daas  die  res  sacrae  als  solche  nicht  der 
Ersitzung  entzogen  sind ,  und  schliesst  dieselbe 
nur  bei  Immobilien  der  Kirche  ans.  Das  letztere 
ist  insofern  unrichtig,  als  bei  solchen  bekannter- 
maassen  die  ausserordentliche  Ersitzung  zu- 
lässig ist,  Windscheid,  Pandekten  SS*  ^^' 
183.  Daa  erstere  erscheint,  soweit  es  sich  um  im 
öffentlichen  Oebrauohe  stehende  gottesdienstliche 
Sachen  handelt,  deren  beschränkte  Extrakom- 
merzialltät  Friedberg  selbst ,  soweit  sie  sich 
im  kirchlichen  Eigenthum  befinden ,  anerkennt, 
anhaltbar.  Diese  müssen  nach  dem  Grundsatze, 
diss  die  res  extra  commercium  Jeder  Ersitzung 
anfahlg  sind  (Wl  nd scheid  SS*  1^6.  147. 182) 
insoweit,  als  ihre  Extrakommerzlalqualitit reicht, 
TOD  der  ersteren  ausgeschlossen  erachtet  werden. 
Nach  der  Ansicht  Friedbergs  wäre,  wenn  man 
seinen  Irrthnm  über  die  UnStatthaftigkeit  Jeder 
Art  der  Ersitzung  an  Immobilien  richtig  ge- 
ftellt  hat,  anch  eine  ausserordentliche  Ersitzung 
TOD  Kirchen  und  Kirchhöfen  zu  freiem  Eigen- 
thum und  zu  beliebiger  Verfügung  darüber  mög- 
lieh,  was  sicherlich  nicht  dem  allgemeinen 
Bechtsbewnsstseln  entspricht 

Spedell  hinsichtlich  der  Zulässigkelt  der 
ZwangsToUstreokung  bemerkt  Friedberg  S.  41 1, 
dass  Ton  ihr  die  beweglichen  res  sacrae  nicht 
ausgenommen  seien,  Jedoch  entspräche  es  durch« 
aus  den  Prinzipien  der  RelohsclYllprozessordnung, 
weon  man  nach  Analogie  des  S<  715  derselben 
die  ZwaugsToUstrecknng  an  die  für  den  Gottes- 
dienst bestimmten  Sachen ,  so  lange  in  der  be- 


treffenden Kirche  Gottesdienst  gehalten  werde, 
ausschliesse.  Wie  weit  dagegen  unbewegliche 
Sachen  der  letzteren  unterliegen,  habe  das 
Belchsgesetz  der  landesgesetzlichen  Bestimmung 
überlassen.  Alles  dies  muss  gleichfalls  als  un- 
zutreffend bezeichnet  werden.  Zunächst  hat  die 
Reichselvllprozessordnung  hinsichtlich  der  Im- 
mobilien der  Partikulargesetzgebung  nur  Freiheit 
in  Betreff  der  Regelung  des  Verfahrens  und  in 
Betreff  der  Bestimmung,  welche  Gegenstände  in 
dieser  Beziehung  zu  den  Immobilien  zu  rechnen 
seien,  gelassen ,  im  Uebrigen  aber ,  weil  sie  sich 
blos  auf  das  ProzessTorfahren  bezieht,  gar  nichts 
bestimmt.  Sodann  ist  Jede  analogische  Anwen- 
dung des  S*  715  Im  vorliegenden  Fall  ausge- 
schlossen. Dieser  nimmt  gewisse  bewegliche,  Im 
allgemeinen  Verkehr  stehende  Sachen  von  der 
Zwangsvollstreckung  aus,  well  er  sie  als  dem 
Schuldner,  wie  z.  B.  die  nothwendlge  Kleidung, 
absolut  unentbehrlich  betrachtet.  Davon  kann 
aber  bei  allen  gottesdienstlichen  Sachen  nicht 
ohne  Weiteres  die  Bede  sein.  Das  Richtige  ist 
vielmehr  folgendes.  Die  Reichselvllprozessord- 
nung berührt  als  solche  das  materielle  Recht 
nicht.  Nach  dem  letzteren  Ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  eine  res  extra  commercium,  well  sie 
nicht  im  Verkehre  steht,  kein  Gegenstand  der 
Zwangspfandnng  sein  kann,  und  femer  be- 
stimmt es  sich  nach  dem  materiellen  Recht, 
welche  Sachen  res  extra  commercium  sind  und 
wie  weit  die  Extrakommerzial- Qualität  reicht. 
Die  Prozessordnung  brauchte  daher  diese  Sachen 
gar  nicht  von  der  Pfändung  auszunehmen ,  und 
hat  dies  auch  nicht  gethan.  Wenn  es  richtig 
Ist,  dass  die  hier  firaglichen  Sachen  die  näher 
charakteilslrte  Extrakommerzlal-QuaUtät  haben, 
so  können  sie  nicht  Gegenstand  der  Zwangs- 
vollstreckung sein,  und  die  Entscheidung  des 
Münchener  0.-A.-Ger.  v.  1842,  Blätter  U  Bechts- 
anwendung  in  Bayern  8,  (1843)  S.  144 ,  dass  In 
die  gottesdienstlichen  Gefässe  und  Gewänder 
einer  Kirchenstiftung  die  Exekution  nicht  voll- 
streckt werden  darf,  ist  nicht  blos,  wie  Fried- 
berg  sagt,  für  das  Gebiet  des  Codex  Maxi- 
millaneus,  sondern  auch  für  das  gemeine  Recht 
überhaupt,  so  anch  Roth,  bayr.  ClvUzecht  2,28. 
zutreffend. 
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Privatgebraneh  bestinunten)  K  Hinsiohtlich  der  ersteren  erscheint  es  dagegen  gleicli- 
gttliig)  ob  sie  im  Eigenthnm  einer  kirchlichen  Anstalt  oder  einer  anderen  jaristischen 
oder  physischen  Person ,  wie  z.  B.  die  Oarnisonkirohen  im  Eigenthnm  des  Staates, 
Anstaltskirchen  in  dem  einer  Gemeinde,  stehen ,  weil  sie,  wenn  sie  mit  Zustimmung 
des  Eigenthflmers  zn  öffentlichen  gottesdienstlichen  Zwecken  gewidmet  sind ,  dann 
immer  öffentlichen  Zwecken  dienen  2. 


1  InBOveit  stimme  ich  Friedberg  S.  410. 
411  bei.  Daher  ist  es  auch  zutrefTend,  wenn  das 
Reichsgericht  durch  Erk.  v.  18.  Februar  1881, 
Seuffert,  Arch.  36.  S.  264  entschieden  hat, 
dass  das  Recht  an  einem  Erbbegräbniss  durch 
Verkauf  des  Gutes,  auf  welchem  sich  dasselbe 
befindet,  yerloren  geht.  Das  reine  kanonische 
Recht  gilt  aber  noQh  nach  dem  balrischen  Codex 
Maxlmilianeus ,  s.  Th.  n.  Kap.  1.  $.  2  :  „Ge- 
weyhte  und  sum  Gottesdienst  unmittelbar  ge- 
widmete Sachen,  z.  B.  Kirchen ,  Altäre ,  Kelch, 
Monstranzen  und  andere  dergleichen  Gottes- 
Geräth  werden  res  saerae  genannt ,  was  aber  nur 
mittelbar  dahin  gewidemet  .  •  «  das  heisst  res 
eodesiastiea.  In  beeden  soll  man  sich  zwar  nach 
Geistlichen RechtcD,  Jedoch  allerwegen  denenOon- 
oordatis  oder  dem  Herkommen  gemäss  richten'' ; 
Kreittmayr,  Anm.  2e  dazu:  „Wir  stimmen 
also  der  letzteren  Meinung  allerdings  bei,  dass 
Jede  Kirche  selbst ,  so  weit  sie  personam  mysti- 
cam  vorstellet,  die  wahre  Eigenthümerin  Ton 
ihren  rebus  sacris  sei  .  • .  und  sind  nicht  einmal 
a  dominio  private  et  singulorum  gänzlich  aus^ 
geschlossen,  wie  die  tägliche  Erfahrenheit  an 
Kelchen,  Messgewändem ,  Reliquien  und  an- 
deren geweihten  Sachen,  die  sich  in  oratoriis  vel 
manibus  privatis  befinden,  mit  sich  bringt.  Zwi- 
schen diesen  und  anderen  eigenthfimlichen  Sachen 
ist  kein  anderer  Unterschied,  als  Jene  ander- 
gestalt  nicht ,  denn  als  ad  usum  sacrum  et  reli- 
giosum,  von  dem  Elgenthümer  applicirt  werden 
dürfend  S.  auch  das  Erkenntn.  des  Münchener 
0.-A.-Ger.  v.  1878  bei  Hauser,  Zeitschr.  f. 
Landreoht,  4,  82. 

S  Das  läugnet  Friedberg  8.  410.  411.  Er 
meint,  dass,  mag  sie  der  Elgenthümer  zu  einem 
solchen  Gebrauche  dem  öffentlichen  kirchlichen 
Rechtssubjekte  precario  oder  auf  Grund  eines 
Reehtsgeschäftes  überlassen  oderden  Mitgebrauch 
dritter  Personen  gestattet  haben ,  seiner  aus  dem 
Eigenthnm  herfliessenden  Verfügungsgewalt 
keine  andere  Beschränkung  als  eine  solche, 
welche  aus  einem  zu  Gunsten  eines  Dritten  ge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte  hervorgehe,  ent- 
gegengesetzt werden  könne.  Das  ist  aber  nichts 
als  eine  petitio  princlpü.  Die  auch  von  Fried - 
borg  anerkannte  Extrakommerzial-Qualität  der 
im  Eigenthnm  von  kirchlichen  Anstalten  ste- 
henden, dem  öffentlichen  Gottesdienste  dienen- 
den Saehen  beruht  nicht  darauf,  dass  sie  Eigen- 
thnm einer  kirchlichen  Anstalt  sind,  sondern 
darauf,  dass  sie  ordnungsmässig  von  der  kirch- 
lichen Autorität  zu  dem  gedachten  Zwecke, 
also  zu  einer  bestimmten ,  andere  Benutzungs- 
arten ausschllessenden  Bestimmung  gewidmet 
sind,  denn  das  kirchliche  Eigenthnm  als  sol- 
ohes  ist  wegen  dieser  seiner  Qualität  nicht  dem 
Privatvermögensverkehr  entzogen.   Es  ist  daher 


nicht  abzusehen ,  wie  der  Umstand ,  dass  eine 
öffentliche  gottesdienstliche  Sache   im   Eigen- 
thnm einet  kirchlichen  Anstalt  sich  befindet,  die 
gemachte    Unterscheidung    rechtfertigen    eoU. 
Wenn  Friedberg  S.  411   n,  17  weiter  be- 
merkt,   es    sei  völlig  unerfindlich,    wem   die 
rechtliche  Befugniss  zustehen  solle,  den  Elgen- 
thümer am  profanen  Gebrauch  zn  hindern,  so 
übersieht  er  einmal ,  dass  es  sich  nicht  blos  um 
das  Yerhältnlss  des  Eigenthümers   zu  der  die 
Sache  desselben  benutzenden  kirchlichen  An- 
stalt ,  sondern  um  die  Stellung  der  Sache  über- 
haupt im  Rechtsverkehr,  also  darum  handelt, 
ob,  so  lange  der  Elgenthümer  seine  Sache  dem 
gedachten  Gebrauch  überlässt,  Dritte  an  der- 
selben Rechte ,  z.  B.  durch  Ersitzung  erwerben 
können.    Femer  aber  verkennt   Friedberg, 
dass,  wenn  der  Elgenthümer  die  ihm  gehörige 
Sache  zum   öffentlichen  Gottesdienst  einräumt 
und  sie,  wie  dies  seitens  der  katholischen  Kirche 
in  diesen  Fällen  geschieht,  konsekriren  oder  be- 
nedidren  lässt,  dadurch  immer  ein  Rechtsge- 
schäft zwischen  der  kirchlichen  Anstalt  und  dem 
Elgenthümer    des  Inhaltes    eingegangen  wird, 
dass  die  erstere  die  Sache  zu  dem  erwähntea 
Zwecke  zu  gebrauchen  berechtigt  ist,  der  Elgen- 
thümer aber  auf  den  profanen  Gebrauch  der- 
selben verzichtet.    Dass  es  sich  in  allen  diesen 
Fällen  beim  Fehlen  Jeder  weiteren  Yerabredung, 
namentlich  einer  solchen  über  die  Daner  des  Ge- 
brauches stets  um  ein  blosses  Prekarium  han- 
delt, lässt  sich  ebensowenig  behaupten,   viel- 
mehr entscheiden  in  dieser  Beziehung  die  Um- 
stände, unter  denen  die  Gebrauchsüberwoisung 
erfolgt,  und  der  speclellere  Zweck ,  zu  welchem 
sie  geschieht.   Die  Widmung  eines  dem  Staate 
gehörigen  Gebäudes  zur  katholischen  Gamlson- 
kirche  wird  z.B.  eine  Bindung  des  Staates  auf  so 
lange,  wie  die  Garnison  in  der  betreffenden  Stadt 
bleibt,  begründen.    Nicht  minder  wird  man  bei 
der  Erbauung  einer  Kirche  durch  einen  Privat- 
mann, welcher  sich  das  Eigenthnm  an  derselben 
vorbehält,  sie  aber  für  die  gottesdienstUohen 
Zwecke  einer  armen  Missionspfarrei  bestimmt, 
annehmen  müssen,  dass  dieser  die  Kirche  auf 
mindestens  solange,als  ausreichende  Mittel  für  die 
A  nschaffung  einer  eigenenPf arrkirche  fehlen,  habe 
zur  Verfügung  stellen  wollen.  Bei  dieser  Auffas- 
sung ist  auch  die  für  F riedb er g  unerfindliche 
Antwort  auf  die  Frage,  wer  den  Elgenthümer 
am  profanen  Gebrauche  seiner  Sache  zu  hindern 
beftigt  sein  solle,  sofort  gefunden.  Diese  Befng- 
niss  hat  ebenso  wie  in  dem  Falle,  in  welchem 
das  Eigenthnm  einer  kirchlichen  Anstalt  selbst 
zusteht,   das  diese  Anstalt  vertretende  Organ, 
soweit  es  sich  dabei  um  den  civilrechtliohen 
Schutz  durch  den  Prozessweg  handelt»   Ausser- 
dem wird  aber  unter  den  Voraussetzungen,  unter 
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Das  preaasi  sehe  Land  recht  spricht  gtoichfiiUB  den  zun  öffentlichen  Gottes- 
dienste gebranchten  nnbeweglichen  nnd  beweglichen  Bachen  wegen  ihrer  Zweck-- 
bestimmnng,  nicht  wegen  ihrer  Eonsekration  oder  Benediktion  die  Extrakommerzial- 
Qnalitftt  in  dem  wiederholt  n&her  bezeichneten  umfange  zn  K  Fflr  die  blos  privaten 
gottesdienstlichen  Zwecken  dienenden  Sachen  ^t  dies  indessen  nicht  2.  Diese  kön- 
sen  aber,  weil  das  Landrecht  anch  eine  Ansseryerkehrssetznng  dnrch  PrivatverfOgnng 
für  znl&Bsig  erachtet,  die  Extrakommerzial-Qnalit&t  erlangen,  wenn,  was  freilich  nnr 
bd  Immobilien  möglich  ist,  die  Verfdgang  in  das  Grundbuch  eingetragen  ist,  ausser- 
dem auch  in  beschränkter  Weise ,  soweit  der  betreffende  EigenthUmer  andere  Per- 
sonen ,  z.  B.  seine  Erben  durch  eine  solche  zu  binden  berechtigt  war  oder  die  Ver- 
ftgung  einem  Dritten  bekannt  gewesen  ist^.  Endlich  weicht  das  preussische  Becht 
vom  gemeinen  darin  ab,  dass  die  im  kirchlichen  Eigenthnm  stehenden  derartigen 
beweglichen  Sachen ,  sofern  sie  fiberflüssig  sind ,  schon  im  Falle  eines  augenschein- 
lichen Nutzens  verftussert  werden  dfirfen  ^. 


L  der  polizeiliehe  und  strafrechtliche  Schutz 
(Tgl.  Belehsstrafgesetzbach  ^  166)  gegen  Jeden 
DdtteQ  in  Ansprach  genommen  werden  d&rf, 
tieier  auch  gegen  den  Elgenthümer,  welcher, 
««nagleich  anf  Qnind  seines  Eigenthums  Stö- 
rangen  des  Gottesdienstes  Teinrsacht ,  gefordert 
Verden  können. 

1  Sie  gehSxen  zn  den  dnrch  Gesetz  dem  Yer- 
kefar  entzogenen  Sachen ,  A.  L.  R.  I.  4.  $.  14 : 
„Soweit  eine  Sache  dem  Privatrerkehr  ent- 
legen ist,  soweit  kann  sie  kein  Gegenstand 
^wi  WillenserUirangen  sein*'.  $.  16:  „Nicht 
nm  dnrch  Natnr  oder  Gesetz,  sondern  auch  dnrch 
PiiTatverfQgnngen  können  Sachen  dem  Verkehr 
entzogen  werden' ;  I.  9.  J.  581 ,  s.  femer  oben 
S.  171.  n.  6.  Für  stotthaft  hat  die  Praxis  er- 
aditet  die  Ersitzung  des  Rechtes  anf  Grabstellen, 
Entseh.  d.  O.  Tr.  61,  223;  Grnchot,  Beiträge 
!26, 1022  nnd  anf  Kirchenstühle,  Entsch.  32, 40, 
da  IL  11.  $$.  1S5.  676  ff.  762  die  Begründung 
von  prlTsten  Gebrauchsrechten  durch  Yertrag  an- 
erkennen. Anch  wird  die  Benutzung  der  Kirchen 
zu  ernsten  musikalischen  Aufführungen  in  der 
Praxis  als  znlissig  erachtet,  s.  P.  Hinschius, 
preosa.  Kirchenrecht  S.  275  Aum.  Dagegen 
ist  im  Yerwaltungswege  die  Benutzung  der 
Dachböden  der  Kirchen  zur  Aufbewahrung  von 
Waaren ,  Yorrithen ,  nnd  ebenso  der  Kirchhöfe 
zum  Wiechetrocknen ,  die  der  Kirchen  zu 
Sehiedmannswahlen  untersagt ,  ebensowenig 
sollen  Ohansseen  über  dieselben  geführt  werden, 
TgL  a.  a.  O.  Weiter  hat  das  0.  Tr.  die  Zuläsig- 
keit  der  Ersitzung  Ton  Wegegerechtigkeiten  ver- 
neint, Entsch.  66,  S.  200.  Eine  K.  O.  y.  14.  April 
1870  (Justiz-Min.  Bl  1840.  S.  143)  erklärt  aus- 
drücklich die  Kirchhofe  der  Subhastation  ent- 
zogen, 8.  Fischer  u.  Kroch,  d.  preuss.  Ges. 
betr.  die  Zwangsvollstreckung  i.  d.  unbewegl. 
Yerlahren ,  Berlin  1884.  S.  171 ,  und  das  muss 
selbstverstindlich  auch  für  die  Kirchen,  und 
in  Betreff  der  Moblliarpfindung  von  den  zum 
Gottesdienste  bestimmten  kirchlichen  Gerith- 
sehaffeen  gelten  (s.  anch  o.  S.  173  n.  1).  Ygl. 
hienu  anch  P.  Hinschius  a.  a.  S.  276. 277. 

In  wessen  Eigenthnm  die  dem  öffentlichen 
Gottesdienst  dienenden  Saohen  stehen ,  Ist  anch 


nach  preuss.  L.  R.  gleichgültig,  denn  die  oben 
S.  171  n.  6  citirten  SS-  setzen  zwar  als  Regel 
ein  kirchliches  Eigenthnm  voraus,  enthalte^ 
aber,  wie  der  %,  183.  II.  11  zeigt,  keine  absolute 
Yorschrift,  dass  diese  Gegenstände  immer  im 
Eigenthnm  der  Kirchengemeinde,  was 
z.  B.  für  die  Domkirchen  schon  nicht  zutrifft, 
stehen  müssen,  so  auch  Dernburg,  preuss.  Pr. 
R.  4.  Aufl.  1,  147.  Nur  muss  die  Bewilligung 
des  Eigenthümers  zum  Gebrauch  von  unbeweg- 
lichen Saohen,  wenn  sie  bindend  sein  soll,  1.21. 
S«  233,  schriftlich  gegeben  werden. 

>  Daher  ist  es  nicht  richtig ,  dass  die  in  der 
vor.  Anm.  citirte  K.  0.  v.  1840  allgemein  auch 
die  Familienbegribnisse  als  res  extra  commer- 
cium der  Subhastation  entzogen  hat. 

8  A.  L.  R.  I.  4.  S- 16 :  „Dergleichen  Privatver- 
fügung bindet  einen|  Jeden,  welchen  der  Yer- 
fügende  zu  verpflichten  berechtigt  war^.  S«  i^ : 
„Doch  darf  auch  ein  Dritter,  welchem  der- 
gleichen Privatverfügnng  bekannt  geworden  ist, 
derselben  nicht  entgegenhandelnd  %,  18 :  ;,Di6 
blosse  öffentliche  Bekanntmachung  ist  zum  Be- 
weise, dass  der  Dritte  die  Yerfügung  gewusst 
habe,  noch  nicht  hinreichend^.  S*  i^  '•  nDagegen 
kann  sich  Niemand  mit  der  Unwissenheit  einer 
in  dasHypothekenbnch  eingetragenen  Yerfügung 
entschuldigen''. 

«  A.  L.  R.  n.  11.  $.  180:  „Solche  Geräth- 
schaften  können  in  der  Regel  nur  wegen  einer 
dringenden  Nothwendigkeit  unter  Genehmigung 
des  Staates''  (d.  h.  nach  Jetzigem  Recht  s.  Gesetz 
V.  20.  Juni  1876  üb.  die  YermÖgensverwaltung 
i.  d.  katholischen  Kirchengemeinden  S-  ÖO.  Nr.  2, 
u.  Gesetz  v.  7.  Juni  1876  S«  2.  n.  2,  blos  in  dem 
Fall  unter  Genehmigung  des  Staates,  d.  h. 
Kultnsininisters,  wenn  sie  zugleich  einen  ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen  oder  Knnst- 
werth  haben,  P.  Hinschius,  preuss.  K.  R. 
S.  262.  276.  456),  „und  der  geistlichen  Oberen 
veräussert  werden".  S*  ^^^ '  ;7l^och  können  der 
Staat  und  die  geistlichen  Oberen  dergleichen 
Yeräusserungen  überflüssiger  Klrohengeräth- 
schafien,  auch  wegen  eines  für  die  Kirchen- 
gesellschaften zn  erhoffenden  sicheren  nnd  über- 
wiegenden Nutzens  zulassen". 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  206. 


Das  sächsische  bttrgerliche  Gesetzbuch  hat  keine  besonderen  Vorschriften^, 
es  kommen  also  hier  die  Bestimmungen  des  heutigen  gemeinen  Rechtes  zur  Anwen- 
dung, und  dasselbe  wird  auch  nach  österreichischem  Recht  anzunehmen  sein^. 

Das  französische  Recht,  welches  ebenfalls  kein  Gewicht  auf  die  Sacertät  der 
Sachen  legt,  weicht  insofern  von  dem  deutschen  Recht  ab,  als  es  die  Extrakommer- 
zial-Qualität  der  dem  öffentlichen  Gottesdienst  geweihten  Eirchengebäude  in  weite- 
rem Umfange  anerkennt.  Dieselben  gelten  einschliesslich  des  Rundgangs,  der  Bänke 
und  der  flbrigen  dem  Gebäude  dauernd  einverleibten  Gegenstände  (Glasfenster ,  Or- 
geln, Altäre,  Gemälde,  nicht  ohne  Beschädigung  transportable  Bildsäulen) ,  so  lange 
sie  ihrer  Bestimmung  dienen,  als  unveräusserlich  '  und  unverjährbar  ^.  Sie  stehen 
also,  soweit  es  sich  um  Erwerbung  irgend  welcher  Rechte  von  Privaten  handelt  ^,  nicht 
im  Privatverkehr <^,  und  es  können  einzig  und  allein,  weil  sie  zum  Gottesdienst  be- 


1  Es  stellt  nur  den  Satz  &uf  $.  58 :  „Sachen 
jeder  Art  können  Gegenstand  eines  Rechts  sein, 
soweit  sie  nicht  dem  Verkehre  entzogen  sind", 
und  die  Motire,  s.  E.  Siebenhaar,  Kommen- 
tar zu  S.  58,  2.  Aufl.  1,  100  bemerken:  „Welche 
Gegenstände  dem  privatrechtlichen  Verkehr  ent- 
zogen sind ,  dies  zu  bestimmen  gehört  nicht  in 
dasPrlYatrecht,  sondern  in  das  öftentliche  Recht, 
beziehentlich  Kirchenreoht."  Man  wird  aber 
nicht  behaupten  können ,  dass  deshalb  das  reine 
kanonische  Recht  in  Sachsen  zur  Anwendung 
kommt,  da  dasselbe  hier  durch  die  veränderte  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  ebenfalls  als  modi- 
flcirt  betrachtet  werden  muss.  Anscheinend  so 
auch  B.  G.  Schmidt,  Vorlesungen  ü.  d.  sächs. 
Privatrecht.  Leipzig  1869.  1,  886.  Dagegen 
nimmt  Siebenhaar,  Lehrb.  d.  sächs.  Civ.  R., 
Leipzig  1872.  S.  71  an,  dass  die  betrefTenden 
Sachen  in  Niemandes  Eigenthum  stehen ,  indem 
er  offenbar  der  für  das  gemeine  Recht  nicht  als 
richtig  anzuerkennenden  Meinung  (s.  o.  S.  163. 
n.  5)  folgt 

3  Das  allg.  bürg.  Ges.  B.  $.  288  erwähnt  der 
gottesdienstlichen  Sachen  und  der  res  sacrae 
nicht.  Die  Schriftsteller  des österreich.Partikular- 
rechtes,  Unger  und  Ran  da  a.  a.  0.,  s.  auch 
V.  Kirch  st  ett  er,  Kommentar  zu  %.  288. 
3.  Aufl.  Leipzig  1876.  S.  154,  erklären  sie  für 
Gegenstände  des  Privat-Eigenthums  und  schei- 
nen daraus  zu  schliessen,  dass  sie,  abgesehen 
von  den  besonderen  Bestimmungen  Über  ihre 
Yeräusserung,  dem  gewöhnlichen  Privatrecht 
unterworfen  sind.  So  sagt  Unger  1,  368:  „Nur 
ist  an  diesen  Sachen,  insofern  sie  im  Eigen- 
thum der  Kirche  stehen ,  vermöge  ihrer  ordent- 
lichen Bestimmung  der  Verkehr  erschwert ...  in 
privatrechtlicher  Beziehung  aber  gilt  für  sie  das 
Gleiche,  wie  in  Ansehung  der  übrigen  kirch- 
lichen Güter  (res  ecclesiasticae)^.  Demnach 
müsste  man  also  in  Oesterreich  Kathedralen, 
Pfarrkirchen,  Monstranzen  gültig  verpfänden,  an 
Kirchhöfen  beliebige  Servituten  bestellen  kön- 
nen. Andererseits  bemerkt  Unger  a.  a.  0. 
Anm.  26  indessen  :  „nach  Österreich.  Partikular- 
recht sind  die  res  sacrae  der  Kirche  der  (ausser- 
ordentlichen $.  1472.  a.  b.  G.  B.)  Ersitzung 
unterworfen  und  sind  wohl  auch  unter  ge* 
wissen    Umständen    Rechtsgeschäfte 


über  dieselben  gültig".  Das  widerspricht 
dem  Texte,  denn  hier  wird  die  beschränkte  Extra- 
kommerzial-Qualität  der  gedachten  Sachen  aner- 
kannt Wenn  man  dies  aber  thut ,  dann  muss 
dieselbe  ebenso  begränzt  und  bestimmt  werden, 
wie  sie  es  im  gemeinen  Recht  ist  (so  auch 
Sohiffner,  Lehrbuch  d.  österr.  Oiv.  R.  Wien 
1882.  Hft  3.  S.  3  n.  7).  Hat  das  österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch,  als  Civilgesetzbnch, 
offenbar  aus  denselben  Gründen  wie  das  säch- 
sische ,  nähere  Bestimmungen  über  die  gottes- 
dienstlichen Sachen  aufzunehmen  unterlassen» 
so  sind  auch  für  Oesterreich  die  durch  die  ver- 
änderte Rechtsstellung  der  katholischen  Kirche 
modiflcirten  kanonischen  Bestimmungen,  wie  sie 
sich  für  Deutschland  als  gemeines  Recht  gestal- 
ten, zur  Anwendung  zu  bringen.  Ja,  es  dürfte 
die  Frage  gestellt  werden ,  ob  die  ausserordent- 
liche Ersitzung  durch  %,  1472  für  zulässig  er- 
klärt ist  Der  $.  lautet:  „Gegen  den  Fiskus,  das 
ist  gegen  Verwalter  der  Staatsgüter  und  des 
Staatsvermögens ,  insoweit  die  Verjährung  Platz 
greift  (SS.  287.  289. 14ö6  n.  1467),  femer  gegen 
die  Verwalter  der  Güter  der  Kirchen,  Gemeinden 
und  anderer  erlaubten  Körper,  reicht  die  gemeine 
ordentliche  Ersitzungszeit  nicht  zu*'.  Er  nimmt 
allerdings  nur  beim  Staat  die  res  extra  commer- 
cium, das  allgemeine  und  öffentliche  Gut,  aus. 
Aber  andererseits  entziehen  %,  1465  :  „Was  sich 
erwerben  lässt,  kann  auch  ersessen  werden",  und 
$.  878:  „Ueber  alles ,  was  im  Verkehre  steht, 
können  Verträge  geschlossen  werden'',  die  res 
extra  commercium,  soweit  sie  ausserhalb  des 
Verkehrs  sind,  jedweder  Ersitzung  und  jeder 
rechtsgeschäftlichen  Erwerbung,  und  treffen  da- 
mit auch  die  dem  öffentlichen  Gottesdienste  die- 
nenden Sachen. 

3  Geigela.  a.  0.  S.  108. 

4  Nach  code  civil  art  1128:  „U  n'y  a  que  les 
choses  qui  sont  dans  le  commerce  qui  puissent 
etre  objet  des  Conventions". 

s  Auf  Grund  des  code  civil  art.  2226 :  „On  ne 
peut  prescrire  le  domaine  des  choses  qui  ne  sont 
point  dans  le  commerce". 

^  Nach  der  Auffassung  der  französischen 
Praxis  kann  ein  seiner  Zweckbestimmung  über- 
gebenes  öffentliches  Gotteshaus  nicht  im  Eigen- 
thum eines  Privaten  stehen  ,  und  es  wird  selbst 
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stimmt  sind ,  zu  diesem  Zwecke  Hechte  auf  den  Gebranch  der  in  ihnen  befindlichen 
Stflhle,  Bftnke  oder  der  zu  ihnen  gehörigen  Kapellen  begründet  werden.  Dagegen 
ermangeln  die  ihnen  nicht  dauernd  einverleibten  beweglichen  Sachen  y  welche  zum 
Gottesdienste  gewidmet  sind,  dieser  Extrakommerzialität.  Üiese  steht  nur  solchen 
Gegenständen,  welche  einen  kUnstlerischen ,  wissenschaftlichen  und  geschichtlichen 
Werth  besitzen,  zn  ^ 

Aach  darin  weicht  das  moderne  Recht  vom  kanonischea  ab ,  dass  es  den  straf- 
rechtlichen Schatz  nicht  den  res  sacrae  als  solchen  gewährt  and  den  Begriff  des  ka- 
nonischen sacrileginm  reale  ^  nicht  kennt.  Das  Reichsstrafgesetzbach  ^  behandelt 
vielmehr  nur  als  schweren  Diebstahl^  den  Diebstahl  von  Gegenständen,  welche  dem 
Gottesdienste  gewidmet  sind  ^ ,  aus  einem  zam  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäude, 
gleichviel  ob  dasselbe  für  den  öffentlichen  oder  Privatgottesdienst  bestimmt  ist^. 
Femer  ist  die  vorsätzliche  and  rechtswidrige  Beschädignng  oder  Zerstörung  von 
Gegenständen,  welche  dem  Gottesdienste  gewidmet  sind ,  als  schwerer  Fall  des  Ver~ 
gehena  der  Sachbeschädigung  ausgezeichnet  '^y  und  endlich  bildet  die  vorsätzliche  In^ 
brandsetzong  eines  zu  gottesdienstlichen  Versammlungen  bestimmten  Gebäudes  das 
Verbrechen  der  Brandstiftung  K 


die  auf  Antrag  des  Eigenthümen  znr  Pfarr-  oder 
VicariaUklrche  erhobene  bisherige  Prtvatkapelle 
ohne  Weiteres  Öffentliches  Eigenthum,  Geige  1 
a.  a.  O.  S.  108.  n.  1.  Nur  in  Betreff  einer  blos- 
sen Annex-  oder  Filialkirche  und  ihres  Mobi- 
liais  wird  der  Vorbehalt  des  Eigenthnms  seitens 
eines  Privatmannes  als  statthaft  angenommen, 
indessen  gUt  auch  bei  solchen,  weil  in  ihnen  aus- 
hüUsweise  öffentlicher  Gottesdienst  gehalten 
wird,  die  Verjährung  als  ansgeschlossen,  A  n  d  r  tf , 
eours  alphab^tiqne  de  la  Mgislation  clTile  eccle- 
sisstiqnc.  4  tfd.  Paris  1877.  1,  78;  2,  99; 
Oeigel  a,  a.  O. 

In  Polge  der  Extrakommerzial- Qualität  ist 
der  Besitz  an  den  öffentlicheu  Gotteshäusern  oder 
Theilen  derselben  ausgeschlossen,  G  ei  gel 
a.  a.  O.  S.  109.  Dieselben  können,  weder  ver- 
pfändet werden,  a.  a.  0.  S.96.  n.4,  noch  Gegen- 
stand einer  Beschlagnahme  oder  Zwangsveräusse- 
ning  sein,  a.  a.  0.  S.  109.  n.  4,  endlich  ist  auch 
die  Bestellung  oder  Ersitzung  von  Dienstbar- 
keiten an  ihnen ,  z.  B.  das  Recht ,  Thüren  nach 
dem  Aufgang  und  dem  Rundgang  zu  Öffnen, 
l^ulichkeiten  auf  Theilen  der  Kirche  ruhen  zu 
lassen,  unstatthaft,  a.  a.  0.  S.  108.  n.  1  und 
S.  109.  n.  5, 

IKe  Kirchhöfe  sind  nach  französischem  Recht 
Oemeinde-Eigenthum  und  sind  daher  als  Ge- 
melndegflter  dem  Verkehr  entzogen,  G  ei  gel 
a.a.O.S.202;  Zaeharlä,  Handbuch  d,  französ. 
ttT.-Reehts  SS-  175.  176. 

1  Geigela.a.  O.  S.  90.  n.  13. 

^  Das  gemeine  Strafirecht  ist  noch  in  Betreff 
der  Begriffsbestimmung  des  Kirchendlebstahls 
(s.  o.  S.  170.  n.  2)  dem  kanonischen  Recht  ge- 
folgt, C.  C.  a  art  172  ff.;  Heffter,  Lehrb.  d. 


Straf  rechts.  6.  Aufl.  $.  504 ;  v.  Feuerbach, 
peinliches  Recht.  14.  Aufl.  (y,  Mittermaler) 
SS.  343  ff.;  P.HinschiuB,  Art.  Kirohenraub 
in  Herzogs  Real-Eueyklopädie  d.  prot.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  786. 

8  S.  243.  Nr.  1. 

*  Bedroht  mit  Zuchthansstrafe  bis  zn  zehn 
Jahren. 

5  Die  Sache  muss  also  zum  Gebrauch  bei  der 
Verrichtung  des  Gottesdienstes  selbst  nach  dem 
vorgeschriebenen  Rituale  seitens  der  dazu  be- 
stimmten geistlichen  Personen  dienen,  also  nicht 
von  anderen  behufs  der  Theilnahme  am  Gottes- 
dienst, wie  z.  B.  ein  liegen  gebliebenes  Gesang- 
buch, benutzt  werden,  Bern  er,  Strafrecht.  13. 
Aufl.  S.  535;  V.  Schwarze,  Kommentar  zu 
S.  243.  Nr.  1;  Rüdorff-Stenglein,  Kom- 
mentar. 3.  Aufl.  S.  552.  Nr.  5;  Olshausen, 
Kommentar.  2.  Aufl.  S.  900. 

^  S.  die  angeführten  Kommentare. 

'J  S>  364,  In  sofern  die  Bestrafung  nicht  von 
einem  Antrage  abhängig  ist  und  nicht  nur  bis 
auf  3  Jahre  Gefangniss  oder  1500  Mark,  sondern 
auch  daneben  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  erkannt  werden  kann. 

Dass  die  durch  den  Eigenthümer  vorgenom- 
mene Beschädignng,  wenn  sie  sich  nicht  als  eine 
öffentliche  Beschimpfung  darstellt,  immer  straf- 
frei ist,  so  Friedberg  a.  a.  0.  S.410,  erscheint 
unrichtig,  denn  auch  der  Eigenthümer  kann  un- 
ter Umständen  rechtswidrig  handeln ^  Bern  er 
a.  a.  0.  S.  596,  und  Rüdorff-Stenglein 
a.  a.  0.  S.  696.  n.  2. 

8  S.  306.  Auch  die  fahrlässige  Brandstiftung 
wird  bestraft,  S-  309. 
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I.  Die  Hierareliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  207. 


IV.  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  * 

§.  207.    1.  Die  Messet, 

I.  Einleitang.  Den  Mittelpunkt  des  katholischen  Gottesdienstes  bildet  die 
Messe  ^,  die  nnblntige  Ernenemng  des  Opfertodes  Christi,  welche  der  Priester  sowohl 
als  Stellvertreter  Christi^,  wie  anch  zugleich  im  Namen  der  Kirche  vornimmt,  indem 
er  bei  der  Feier  Weizenbrod  nnd  Traubenwein  durch  die  Eonsekration  in  den  Leib 
und  das  Blut  Christi  verwandelt^  und  damit  beides  Gott  als  Opfer®  zur  stetigen 


1  Der  Begr&bnissgotteBdienst,  welGher  yielfach 
in  den  Darstellungen  des  Kiichenrechts  in  diesem 
Zusammenhange  unter  gleichzeitiger  Bespre- 
chung des  Begräbnisses  überhaupt  behandelt 
vird ,  ist  absichtlich  hier  übergangen.  Er  ist  in 
das  II.  Buch  in  die  Lehre  tou  den  Rechten  der 
Kirchenmitglieder  rerwiesen. 

s  GaYanti,  thesaur.  sacr.  rituum  seu  comm. 
in  rubricas  missalls  et  breviarü.  Romae  1628 ; 
ed.  MeratusRouL  1736 ff.  2tom.;  Bocqull- 
lot,  Laz.Andr.,  tralt^  hlstorique  de  la  litnrgie 
sacrtfe  ou  de  la  messe.  Paria  1701;  Jo.  Card, 
d  e  B  0  na  de  sacriflcio  missae.  Colon.  1715.  Mech- 
Un.  1826. Paris  1846 ;  B ene d i  et  XIY.  de sacros. 
missae  sacriflcio  Ubri  in  den  Ausgaben  seiner 
Werke  (auch  PataY.  1746  u.  bei  Mi  g  n  e,  theolog. 
cursuB  compl.  t.  28);  J.  B.  Hirscher,  missae 
genuinam  notionem  eruere  eiusque  celebrandl  rec- 
tam  methodum  monstrare  tentaYit,  Tubing.  1821 ; 
J.  A.  Bo  therm  und  t,  d.  Opfer  des  N.  B.  nach 
Schrift  und  Tradition.  Landshut  1826 ;  A.  Grau, 
histor.  dogmat.  Untersuchung  üb.  die  Natur  des 
Messopfers  oder  In  wie  weit  die  Messe  ein  Opfer. 
Köln  1830;  F.  J.  Anthony,  praxis  ss.  rituum 
et  caeremoniarum,  quibus  in  missae  sacriflcio  ec- 
clesia  utitur.  Monaster.  1881;  Schmid,  Fr.  X., 
Messopfer,  Messapplikation  und  Messstipendien. 
Passau  1834;  Seitz,  d.  Amt  des  h.  Messopfers 
in  dessen :  Das  Recht  des  Pfarramtes.  Bd.  II.  (Re- 
gensburg 1841)  Abth.  2.  S.  89  ff. ;  Marian. 
YerhoeYen,  diss.  can.  de  sacriflcio  missae. 
LoYan.  1842;  J.  Kossing,  liturg. Erklärung  d. 
h.  Messe.  Yilliugeu  1843.  3.  Aufl.  Regensburg 
1869;  Mar.  del  Monte,  exposltio  s.  missae 
atque  rubricarum  seu  catechismus  liturgicus  iuxta 
dictata  RD.  J.  Mohren,  Aug.  Trever.  1844; 
Ant  Etzinger,  conspect.  rituum  in  missa  tam 
privaia  quam  solemni.  Ratisbon.1844 ;  F.  Probst, 
Verwaltung  d.  Eucharistie  als  Opfer.  Tübingen 
1856.  2.  Aufl.  1867;  F.  P.  y.  de  Bürgt,  de  ce- 
lebrat.  missar.  fragm.  iur.  can.  Utrecht  1871 ; 
Nik.  Qihr,  d.h.  Messopfer  dogmatisch ,  litur- 
gisch u.  ascetisch  erklärt.  Freiburg  i.  Br.  1877. 
3.  Aufl.  1884  (wo  S.  IX.  noch  weitere  Literatur 
angegeben  ist);  Düx  in  Wetzerund  Weite, 
Kirchenlexikon,  1.  Aufl.  7,  83  ff.;  H.  E.  Steitz 
in  Herzogs  Real  -  Encyklopädle  1  protest  Theo- 
logie 2.  Aufl.  9,  620  ff. 

3  Von  missa ,  ursprünglich  soviel  wie  missio. 


dimisslo,  Entlassung.  Das  Wort  wurde  früher 
Jedem  der  beiden  ältesten  Hauptabschnitte 
des  Gottesdienstes,  dem  ersten,  bestehend  im 
Vortrag  der  Schrift ,  der  Unterweisung  und  Ge- 
beten, nach  welchem  alle  noch  nicht  in  die  Ge- 
meinde aufgenommenen,  insbesondere  die  Kate- 
chumenen  entlassen  wurden,  missa  eaUehumeno» 
fum,  c.  67  (Stat  eccles.  antiqu.)  Dist.  I.  de  eon- 
secr.,  und  dem  zweiten,  dem  Abendmahlsgottes- 
dienst der  Gläubigen,  fni99a  fidelium ,  beigelegt, 
Probst,  Liturgie  d.  drei  ersten  christL  Jahrh. 
S.35a  366;  Alt,  d.  christliche  Gultus  S.  161  ff. 
Gihr  S.  313.  Andere  leiten  es  you  dem  hebräi- 
schen Mlssah  (Opfer)  ab.  Vgl.  A.  Müller, 
Lexikon  des  K.  R.  2.  Aufl.  4,  81 ;  Pac hman  n, 
K.  R.  2,  455.  n.  d. 

*  Denn  nach  katholischer  Lehre  wird  in  der 
Messe  nicht  nur  Christus  geopfert,  sondern  er  ist 
auch  der  Opfernde,  welcher  allerdings  die  Hand- 
lung nicht  selbst,  wie  am  Kreuze,  sondern  durch 
den  Priester  Yollzieht,  G ih  r  S.  98  ff. 

5  Trid.  Sess.  XXII.  doctr.  de  sacnf.  missae 
c.  1.2;  de  sacrif .  missae  can.  1 .  2. 

^  Die  Messe  besteht  aus  drei  wesentliohen 
Tbellen  1.  der  auf  das  Opfer  Yorbereitenden 
Handlung,  der  Darbringung,  offertorium,  wo- 
durch die  Materie  des  Opfers  Yon  dem  profanen 
Gebrauch  ausgeschieden  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Yorzunehmende  Konsekration  Gott  darge- 
bracht wird ,  2.  der  Konsekration ,  wodurch  die 
Transsubstantiation  bewirkt  wird,  demjenigen 
Theil,  dessen  Mittelpunkt  der  Canon  ist,  und 
endlich  3.  der  communioo.sumtio,  dem  Geniessen 
des  Opfers  dnrch  den  celebrlrenden  Priester, 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  179  ff. ,  Gi  b r 
S.  328  ff.  Wenngleich  der  letztere  die  Yen  ihm 
konsekrirten  Opfergaben  (ausser  bei  der  s.  g. 
missa  pracsanetifteatorum  am  Charfreltag)  ge- 
niessen  muss,  so  besteht  doch  in  der  katholischen 
Kirche  darüber  eine  Yerschiedene  Auffassung,  ob 
die  Kommunion  mit  der  Konsekration  das  Wesen 
der  eucharlstischen  Opferhandlung  ausmacht  oder 
ob  dieselbe  schon  mit  der  Konsekration  allein 
Yollzogen  und  die  Kommunion  des  Priesters  nur 
zur  Integriat  oder  Vollständigkeit  des  eucba- 
ristiachen  Opfers  gehört  Das  letztere  ist  die 
herrschende  Meinung,  Probst  S.  181,  Gihr 
8.102. 
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neaeE  Sftlme  für  Leb^ide  und  Todte  ^  darbriogt.  Dieses  Opfer  ist  ein  Anbetnngs-  ^, 
Dank-',  Yor  Allem  aber  ein  Sahn-  (oder  VerBöhnnng»- ^j  nnd  Bitt-Opfer. 

Als  Stthnopfer  hat  die  Messfeier  sündentilgende  Kraft,  d.  h.  sie  wendet  den 
Mensehen  die  am  Kreuze  geleistete  Genngthnong  zn ,  in  der  Weise ,  dass  sie  zwar 
die  sehweren  Sünden  nicht  direkt  tilgt,  aber  die  strafende  Gerechtigkeit  Gottes  gegen- 
Aber  dem  Sflnder  entwafihet,  die.  gdttliche  Gerechtigkeit  versöhnt  nnd  die  Strafe  der 
Entiiehang  der  göttlichen  Gnade  abwendet^,  sodann  die  zum  Erlass  der  leichten 
Sflnden  erforderte  reomflthige  Gesinnung  nnd  bussfertige  Stimmung  erweckt  <^,  end- 
lieh dass  sie  den  ITachlass  der  zeitliohen  Strafen,  welche  nach  Vergebung  der 
achwer^i  und  Ussliohen  Sflnden  in  dieser  Welt  oder  im  Fegefeuer  noch  abzubüssen 
sind,  bewirkt^. 

Als  Bittopfer  hat  die  Messe  auf  Grund  der  Verdienste  und  der  aktuellen  Inter- 
Tention  Christi  die  Kraft,  die  Güte  und  die  Freigebigkeit  Gottes  zur  Spendung  4er 
mamdgfachsten  Gnaden  und  Wohlthaten  zu  bewegen  ^.  Als  solches  kann  sie  die 
Gnadenhfllfe  Gottes  erwirken,  damit  der  in  schweren  Sflnden  befangen  gewesene 
Mensch  Busse  thue,  sich  bekehre  und  das  Leben  der  Gnade  wieder  erlange^.  Aber 
da  die  Messe  als  Bittopfer  ein  sachliches  Gebet  ist,  insofern  Christus  selbst  bei  seiner 
Opferung  Fürsprache  für  die  Menschen  einlegt,  so  kann  sie  wie  das  Gebet  ^^  den  letz- 
teren auch  alle  Güter  ^S  &lso  die  der  Gnadenordnung  angehörenden  übernatürlichen 
Hnd  geisüichen  ^^,  sowie  die  zeitlichen  ^^,  insofern  sie  in  Beziehung  zur  ewigen  Selig- 
keit stehen  ^^,  yermitteln. 

Die  Segnungen,  welche  das  Messopfer  vor  Allem  in  seiner  Eigenschaft  als  Sühn- 
imd  Bittopfer  den  Menschen  vermittelt,  werden  iiQ/rucius  sacfificii  genannt  ^^.  Unter 
diesen  unterscheidet  die  katholische  ELirche  ^^  den /rucA^«  generalis  oder  ffeneralissimusj 
d.  h.  die  allgemeine  Frucht,  welche  aus  jedem  Messopfer  für  die  Gesammtwohlfahrt 
der  Eärche  entspringt,  den  fructus  specuüxs^  die  besondere  Frucht,  welche  den  der 
Messfeier  in  würdiger  und  andächtiger  Weise  beiwohnenden  Gläubigen  daraus  er- 
wächst, den/ruc/tM  spedaliasimuB  oder  indhidualis,  diejenige,  welche  für  den  in  ge- 
bührender Weise  opfernden  Priester  entsteht,  endlich  ien  fruchte  ndnieterialie  oder 


1  Trid.  1.  c  c.  2  u.  c&n.  3.  vorom  peocatis,  poenls,  satisfactloiiibas  et  alils 

2  Weil  das  Opfei  seiner  Natur  nnd  Bestlm-  necessitatibus ,  sed  et  pro  defanctis  in  Christo 
mang  nach  ein  Akt  dor  Anbetung  nnd  Yerherr-  nondum  ad  plennm  purgatis  rite  iuxta  apostolo- 
lichnng  Gottes  ist,  Gihr  S.  133.  rum  traditionem  offertur" ,  und  can.  3;  Gibr  S. 

3  Gihr  S.  139.  147.  Als  unbekannt  gilt  es  nach  der  katholischen 

*  Trid.  1.  c.  c.  2  u.  can.  3 ;  Gatechism.  roman.  Lebie,  in  welchem  Grade  und  Umfange  jedesmal 
P.  IL  c.  4.  qn.  62  n.  1 :  „sedvere  propitiatorium  diese  Strafen  getilgt  werden,  als  sicher,  dass 
sacrifleiam,  quo  deus  nobis  placatus  et  propitius  durch  eine  Messe  nicht  die  Strafe  ganz  und  voU- 
reddatur^.  ständig  gehoben  wird,  a.  a.  0.  S.  148. 

*  Trid.  1.  c.  c.  2:   ^Huius  quippe  oblatione  »  Gihr  S.  143. 
placatus  dominus  gratiam  et  donum  poenltentiae  ^  S.  Anm.  6. 

ooncedens,  crimina  et  peccata  etiam  iugentia  di-  ^^  j).  h,  pei  modum  orationis  oder  impetra- 

mittit^*,  Cateeh.  roman.  I.e.  qu.  54  n.  i  :  ;,ut  tlonis.   Tgl.  GihrS.  153. 

eeclesia  perpetuum  sacriflcium  haberet,  quo  pec-  ^^  S.  Trid.  1.  c.  o.  2 :  „pro  aliis  necessitatibus" 

cata  nostra  expiarentur  et  coelestis  pater  sce-  und  can.  3. 

leribus  nostris  saepe  giavlter  offensus  ab  ira  ad  ^^  Z.  B.  die  yerschiedeaen  Tugenden ,  gute 

miserioordiam ,  a  justae  animadversionis  severi-  Werke. 

täte  ad  dementiam  traduceretur''.  GihrS.  142  ff.  13  Wie  Gesundheit. 

*  Trid.  1. 0.  c.  1 :  ut . . .  relinqueret  sacriflcium  ^  XJeber  die  Frage,  ob  und  in  wie  fern  diese 
atque  illlus  salutaiis  virtus  in  remissionem  eo-  impetratorischen  Wirkungen  unfehlbar  eintreten, 
rum,  quae  a  nobis  quotidie  committantur,  pec-  s.  GihrS.  153. 


catorum  appUcaretur« ;  G  i  h  r  S.  146.  JS  G  ih  i  S.  159. 

7  Trid.  1.  c.  0.  2:  ^on  solum  pro  fldelium  vir  w  Bd.  II.  S.  295.  Anm.  1. 
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medius,  d.  h.  die  Fracht  fttr  diejenigen,  fttr  welche  der  Priester  als  Stellvertreter 
Christi  in  specieller  Weise  das  Opfer  feiert,  welchen  er  dnrch  seine  Intention  die 
Fracht  des  Opfers  besonders  zuwendet,  d.  h.  fttr  welche  er  applicirt^ 

n.  Allgemeine  Regeln  in  Betreff  der  Messfeier.  1.  Die  Befähigung 
und  das  Recht  znr  Celebrirnng  der  Messe.  F&hig,  die  Messe  gttltig,  d.h. 
mit  den  ihr  nach  der  Lehre  der  Kirche  zukommenden  Wirkungen  zu  feiera ,  ist  nur 
ein  gültig  ordinirter  Priester,  d.  h.  ein  Presbyter  oder  Bischof^. 

Erlaubter  Weise  kann  ein  solcher  aber  die  Messe  nur  feiera,  wenn  er  auch  in 
jeder  Beziehung  erlaubter  Weise  ordinirt',  nicht  nachher  irregulär  geworden  ist*, 
nicht  der  Exkommunikation,  dem  Personal-Interdikt,  der  Suspension  ab  ordine  oder  ab 
officio  unterliegt^,  und  nicht  die  Strafe  der  Deposition  oder  Degradation  erlitten  hat^. 

Ausserdem  muss  er  entweder  kraft  des  ihm  fibertragenen  Amtes,  z.  B.  des  Pfarr- 
Ajntes  ',  die  Berechtigung  zur  Feier  der  Messe  besitzen  oder  von  seinem  Ordinarius 
^e  Erlaubniss  dazu ,  die  s.  g.  Messlicenz,  erhalten  haben  ^.  Insbesondere  dOrfen 
firemde  und  unbekannte  Priester  nur  zugelassen  werden,  wenn  sie  litterae  common- 
datitiae  ihres  Ordinarius  (Zeugnisse  Aber  ihre  Ordination ,  ihre  Personalien  und  ihre 
Qualifikation)  beibringen*.  Die  Erlaubniss  zum  Celebriren  hat  ihnen  der  Bischof 
öder  sein  Stellvertreter,  der  Oeneral-Vikar,  zu  ertheilen**.  Doch  ist  partikularrecht- 
lich gewöhnlich  den  Pfarrera,  in  deren  Parochie  sie  Messe  lesen  wollen,  das  Recht 
dazu  gewährt,  wenn  es  sich  nur  um  ein  einmaliges  oder  auch  mehrmaliges  gelegent- 
liches Celebriren  während  eines  kürzeren  Zeitraumes  (z.B.  von  8  Tagen)  handelt,  und 
dieselben  sind  gleichzeitig  ermächtigt,  von  der  Vorlegung  des  Zeugnisses  abzusehen,  falls 
sie  den  fremden  Priester  als  tauglich  kennen  i^.    Selbst  die  exemten  Regularen  kann 

1  Die  Macht  und  das  Recht  dazu  erwirbt  der  0  c  1  (Alex.  III.)  X.  de  cleric  peregr.  I.  22 

Priester  durch  die  ihm  yerraittelst  der  Ordina-  aohrelbt  unter  Beruf ang  auf  c.  1  (Pseudo-Sllv.) 

tion  übertragene  Weihegewalt.  Dist.  XCVIII  vor,  dass  derlei  transmarini  und  in 

3  e.  1  (Later.  IV.  1215)  %.  3.  X.  de  summ.  remotls   ordinatl    von  6    Bischöfen    besiegelte 

trln.  I.  1;   Trid.  1.  c.  c.  1.  u.  can.  2,  s.  auch  Zeugnisse  beibringen    sollen.     Dies  Ist  durch 

Bd.  L  S.  1.    Wegen  der  Folgen  der  Celebration  Trld.  Sess.  XXIII.  c.  16.  de  ref. :  „Nullus  prae- 

durch  Laien  oder  durch  Kleriker  niederer  Weihe-  terea  clerlcus   peregrlnus    sine  commendatitlis 

grade  s.  a.  a.  0.   S.  51.    Häretische,    schlsma-  sui  ordlnaril  llterls  ab  uUo  eplscopo  ad  dlTlna 

tische ,   abgesetzte   Priester  celebriren  dagegen  celebranda  et  sacramenta  adminlstranda  admltta* 

gOltlg,  wenn  auch  unerlaubt.  tur''  aufgehoben,  so  auch  Relffenstuel  ius 

3  Bd.  I.  S.  7  fr.  canon.  I.  22.  n.  4.    Dadurch  Ist  gleichzeitig  c  3. 

4  Bd.  I.  S.  9  fif.  11  ff.  X.  eod.  tlt. ,  welches  unter  Umstanden  das  pri- 

5  Bd.  I.  S.  52  ff.   Wegen  der  excommunicatio  vate ,   aber   nicht    öffentliche   Celebriren  ohne 
minor  s.  a.  a.  0.  S.  9.  n.  6.  Yorlegung  des   Zeugnisses  tolerlrt,    beseitigt. 

8  Bd.  I.  S.  53.  Die  von  den  älteren  behandelte  Frage,  wie  beim 

1  Bd.  II.  S.  294.  Verlust  des  letzteren  der  Beweis  für  die  Quall- 

8  Das  folgt  daraus ,  dass  der  Ordinirte  durch  flkation  zu  führen  sei ,  Ist  unpraktisch ,  da  sich 

die  Ordination  nur  die  Befähigung  zur  Aus-  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  Geistliche 

Übung  der  Weihegewalt ,  also  auch  des  Messe-  leicht  ein  neues  Zeugnlss  Yerschaffen  oder  durch 

lesens  erlangt ,  und  ihm  die  Berechtigung  dazu  telegraphische  Rückfragen  legltimiren  kann, 

allein  durch  den  Ordinarius ,  in  dessen  Diöcese  lo  Trld.  1.  c.  Näheres  enthalten  die  partikn- 

Nlemand  ohne    seine   Genehmigung  geistliche  laren  Anordnungen,  s.  Dumont,  Sammig.  d. 

Funktionen  ausüben  darf,  gewährt  werden  kann,  klrchl.  Erlasse   f.  d.  Erzdiöcese  Köln   S.  312 ; 

Bd.  II.  S.  40. 41. 43.  Einzelne  Partikularsynoden  ▼.  Vogt,  Samml.  klrchl.  Verordn.  f.  Rottenburg 

schreiben  dies  auch  ausdrücklich  vor,  s.  z.  B.  die  S.  33;   Provinz. -Konzilien  y.  Wien  1^8,  Prag 

NeapoliUner  Diöcesansynode  v.  1882,  Arch.  f.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  155.  157.  463.  557; 

kath.  K.  R.  51.  58.  59.    In  manchen  deutschen  Auch  1851,  1.  c.  4,  1195;  ürblno  1859  und  Ra- 

Diöoesen  erhalten  die  neuen  Priester,   welche  venna  1855,  1.  c.  6,   18.    171;   Diöces.-Syn. 

erst,  nachdem  sie  das  Kurat-Examen  abgelegt  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51.  59,  und 

haben,  ordlnlrt  werben,  sofort  die  Approbation  New-Tork  1882,  a.  a.  0.  S. 264. 

pro  cura  und  damit  auch  die  Berechtigung,  Messe  ^^  S.  die  AnHlhrungen  in  der  Yor.  Anm.  Mit- 

zu  lesen  ,  s.  Bd.  III.  S.  3  und  Gerlach,  Pader-  unter  ist  auch. den  Dekanen  die  Befugnlss  über- 

bomer  Dlöcesanreoht  2.  Aufl.  S.  17.  tragen.  In  weiterem  Umfange  als  die  Pfarrer  die 
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der  Bisehof  unter  Androhnng  von  Censnren  and  Strafen  hindern,  fremde  Geistliche 
ohne  den  erwähnten  Ausweis  in  ihren  Kirchen  die  Messe  lesen  za  lassen  ^ 

Regulären,  welche  ausserhalb  der  zu  ihrem  Orden  gehörigen  Kirchen  celebriren 
wollen,  haben  ausser  ihrer  Ordinations-Urkunde  das  erforderliche  Zeugniss  seitens 
Uirer  Ordensoberen  beizubringen^. 

Dei^enige  Priester ,  welcher  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  an  sich  zum 
Messelesen  berechtigt  ist,  darf  endlich  nur  dann  von  seiner  Befugniss  Gebrauch 
machen ,  wenn  er  sich  im  Zustande  der  Gnade  befindet  3.  Deshalb  sollen  die  Ordi* 
narien  allen  Priestern,  von  welchen  es  notorisch  und  allgemein  bekannt  ist,  dass  sie 
schwere  Vergehen  begangen  haben,  die  Celebration  verbieten*.  Femer  hat  jeder 
Priester,  welcher  sich  einer  Todsttnde  bewusst  ist,  ehe  er  die  Messe  celebrirt,  vorher 
zu  beichten  ^  und  die  Absolution  zu  empfangen ,  ausgenommen ,  wenn  ihm  bei  drin* 
gender  Nothwendigkeit ^  die  Möglichkeit  fehlt,  einen  Beichtvater  anzugehen 7,  in 
welchem  Falle  er  die  sakramentale  Beichte  nachher,  sowie  eine  Gelegenheit  sich 
bietet,  abzulegen  verpflichtet  ist^. 


ErUabniss  zu  ertheilen,  z.  B.  Wien  und  Prag 
a.  a.  0.  Völlig  unbekannte  Priester  dQrfen  aber 
niemals  zugelassen  werden,  Trid.  Sess.  XXII. 
deer.  de  obs.  in  eelebr.  miss. 

^  Denn  das  Trid.  decr.  de  observ.  in  eelebr. 
DUAS.  berechtigt  die  Ordinarien,  die  betreffenden 
Vorschriften  nicht  nur  In  dieser  ihrer  Eigenschaft, 
sondern  „etiam  ut  delegati  sedis  apostolicae^  (s. 
Bd.  I.  S.  177)  zur  Durchführung  zu  bringen,  also 
selbst  arbiträre  Strafen  anzudrohen,  Benedict 
XIV.  de  syn.  dioec.  IX.  13.  n.  Ö ,  und  die  dort 
ritirten  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  Allerdings  be- 
darf es  aber  stets  dazu  des  Erlasses  einer  be- 
tondeien  Anordnung  der  Bischöfe  oder  auch  des 
ProTinzUlkonzües,  s.  Bd.  lU.  S.  637.  646.  Ohne 
eine  solche  ist  zwar  die  Zulassung  unbekannter 
Oeistliehen  nach  demTiidentinum  nicht  gestattet, 
aber  dann  genügt  schon  die  Erlaubniss  der 
Ordensobexen  und  die  Beibringung  des  erfordei- 
liehen  Zeugnisses  des  Ordinarius  über  die  Weihe. 

2  Denn  diese  haben  für  sie  die  Stellung  der 
Ordinarien.  S.  auch  const.  Benedict  XIV. : 
Apostolieum  ministerium  y.  30.  Mai  1753  (für 
die  anglikanischen  Missionen]  $.  6.  Bull,  eins  4, 
42 :  „Porro  huiusmodi  praescriptum  (Trid.  Sess. 
XXIII.  e.  16  eit)  reguläres  etiam  respicit,  quo- 
ties  extra  dioecesim  versantur,  in  qua  ad  sacros 
ordines  promoti  f uere,  perindeque  susceptum  or- 
dlnem  exercere  minime  possunt,  praeaertim  in 
ecclesiis,  quae  ad  propriam  sodalitatem  non 
speotant ,  nisi  prius  episcopis  aut  yicariis  gene- 
ralibut  aut  foraneis  superiorum  saorum  doou- 
menta  proferant,  quibus  et  obtenti  ordinis  testi- 
monium  et  libertas  ab  omni  oanonico  impedl- 
mento  irregularitatis  Tel  suspensionls  perspecta 
flaf*.  Das  gilt  selbst  für  fremde  Regularen, 
welche  in  den  Kirchen  eines  anderen  Ordens  als 
des  eigenen  celebriren  wollen ,  und  daher  kann 
die  zu  Anm.  1  gedachte  Anordnung  betreffs  der 
Toigingigen  Erlaubniss  des  Bischofs  auch  auf 
solche,  selbst  wenn  sie  dem  Kloster,  wo  sie  fun- 
giien  wollen,  bekannt  sind,  ausgedehnt  werden, 
8.  auch  Bo nix,  traet.  de  iure  regulär.  2,  189. 
Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt,  in  Be- 


treff der  fremden  Regulären  desselben  Ordens 
eine  derartige  Verordnung  zu  erlassen.  Wenn* 
gleich  die  citirte  oonst  dafür  zu  sprechen  scheint, 
so  heisst  es  doch  in  der  allgemeinen  Encyklika 
Benedikts  XIV.  Quam  grave  t.  2.  August  1757. 
$.  12.  1.  c.  p.  234 :  ^licet  non  oporteat  episcopum 
sollcitum  esse  de  regularibus,  qui  in  propriis 
ecclesiis  missas  celebrare  Intendant,  quum  eins 
rei  cura  reservata  sit  eorum  superioribus  regula- 
ribus". Das  entspricht^  auch  der  herrschenden 
Praxis,  s.  Bouix  1.  o.  p.  190. 

8  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  67. 

^  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  in  eelebr. 
miss.  :  „Neminem  praeterea ,  qui  publice  et  no- 
torie  crimiuosus  sit,  aut  sancto  altari  ministrare 
aut  sacris  Interesse  permittant"  (ordinarii). 

s  L.  c.  Sess.  Xin.  decr.  de  euchar.  sacr.  c.  7. 
Die  Beichte  lässlicher  Sünden  ist  nicht  absolut 
erforderlich.  Für  den  Priester  muss  die  Pflicht, 
im  Gegensatz  zu  der  der  Gläubigen,  die  sakra- 
mentale Beichte  vor  dem  Empfang  der  Eucha- 
ristie abzulegen  (s.  o.  S.  79),  als  Rechtspflicht 
erachtet  werden ,  denn  der  Priester  begeht  beim 
Zuwiderhandeln  eine  Todsünde,  handelt  also 
gegen  seine  Amtspflicht  und  kann  disziplinarisch 
deswegen  vom  Bischof,  welcher  nach  Trid.  Sess. 
XXIII.  decr.  clt.  für  eine  würdige  Feier  der 
Messe  sorgen  soll,  bestraft  werden. 

^  Z.  B.  wegen  Todesgefahr  oder  wenn  die 
Unterlassung  des  Messelesens  ein  schweres  Aer- 
gemiss  geben  würde. 

f  Trid.  Sess.  XIII.  c  7  cit  Das  blosse  Nicht- 
Yorhandeusein  eines  Beichtvaters,  bei  welchem 
der  Priester  zu  beichten  vorzieht ,  genügt  nicht, 
wohl  aber  eines  solchen,  welcher  von  der  reser- 
virten  Todsünde  zu  absolviren  berechtigt  ist. 

8  Trid.  L  c.  Auch  diese  Pflicht  muss  für  eine 
Rechtspflicht  erachtet  werden  (s.  Anm.  5).  Vgl. 
die  von  Alexander  VII.  nach  dem  Dekret  v.  18. 
März  1666  verortbeilten  Sätze,  Bull.  Taurin.  17, 
427.,  n.  38:  „Mandatum  Tridentini  factum  (sa- 
cerdoti  sacriflcanti  ex  necessitate  cum  peccato 
mortali)  confltendi  quamprimum,  est  consilium, 
non  praeceptum^. 


1S2  I»  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe.  [§.  207. 

2.  Die  Pflicht  zur  Gelebrirnng  der  Messe.  Eine  Pflioht,  die  Messe  zu 
celebriren^  besteht  zunächst  für  alle  diejenigen,  welchen  ihr  Amt  oder  die  von  ihnen 
verwaltete  kirchliche  Stellung  eine  solche  Verbindlichkeit  auflegt,  und  zwar  in  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Feier  der  Messe  durch  die  Gottesdienstordnung  an  der  be- 
treffenden Kirche  geboten  ist  ^. 

Ferner  ist  jeder  Priester ,  welcher  weder  ein  Amt  noch  eine  Stellung  der  er- 
wähnten Art  versieht,  lediglich  kraft;  seines  priesterlichen  Ordos  nach  göttlichem 
Recht  verbunden ,  das  Messelesen  nicht  andauernd  zu  unterlassen  2,  nach  mensch- 
lichem Rechte  aber  auch  verpflichtet,  mindestens  drei  oder  vier  Mal  im  Jahre ,  falls 
er  nicht  durch  einen  triftigen  Grund  verhindert  ist,  die  Messe  zu  celebriren^.  Die 
Bischöfe  sollen  zwar  daraufhalten,  dass  jeder  Priester  wenigstens  an  allen  Sonntagen 
und  allen  hohen  Feiertagen  celebrirt'^,  aber  sie  sind  nicht  befugt,  dies  durch  die 
Strafen  und  Censuren  zu  erzwingen^.  Noch  viel  weniger  besteht  eine  Rechtsver- 
pflichtung fttr  den  einfachen  Priester,  an  jedem  Tage ,  an  welchem  dies  zulässig  ist, 
eine  Messe  zu  lesen ^.   Und  dasselbe  gilt  auch  in  Betreff  der  Bischöfe^. 

Endlich  kann  auch  durch  Willenserklärung  des  Priesters  eine  Rechtspflicht  zum 
Gelebriren  von  Messen  begründet  werden,  sei  es  durch  Uebereinkunfl;  mit  einem  Pri- 
vaten, sei  es  durch  Uebemahme  einer  dem  ersteren  in  einer  letztwilligen  YerfUgung 
gemachten  desfallsigen  Auflage  ^. 

3.  Die  Applikation  der  Messe.  Da  durch  die  Messe  der  fructus  ministe- 
rialis  oder  medius^  demjenigen,  ffir  welche  sie  der  Priester  darbringt,  zugewendet 
werden  kann,  so  fragt  es  sich ,  für  welche  Personen  Oberhaupt  die  Applikation  vor- 
genommen werden  darf. 

Gültig  kann  die  Messe  dargebracht  werden  fiftr  alle,  welche  der  Wirkung  des 


i  So  z.  B.  für  die  Pfarrer  und  ihre  Gehaifen,  «  c.  11  (Alex.  HI.)  X.  de  praeb.  III.  ö  beweist 

8.  Bd.  II.  S.  295.  820,   für  die  Kapitel  a.  a.  0.  diesnicht,  denn  es  handelt  von  einer  besondeien, 

S.  141,  nnd  für  diejenigen  Priester,  welche  ein  einer  Präbende  gemachten  Auflage.     Uebrigent 

Messbeneflzinm  besitzen ,  a.  a.  0.  S.  322.  394.  besteht  kein  Zweifel  daräber.    Es  wird  nur  als 

Vgl.  ferner  anch  Bd.  III.  S.  242.  n.  4.  wünschenswerth  betrachtet ,  dass  jeder  Prieater, 

2  Selbst  das  ist  nicht  unbestritten.  Die  herr-  wenn  angänglich ,  täglich  die  Messe  celebxiit, 
sehende  Meinung  bejaht  es  aber  unter  Berufung  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  2,  s.  auch  z.  B.  Prov.- 
auf  Hebr.  V.  1 ;  Luc.  XXII.  19.  u.  Trld.  Sess.  Syn.  y.  Westminster  18Ö2,  coli.  Lac.  3,  980. 
XXII.  c.  1.  u.  can.  2,  indem  sie  die  Nichtbeach-  7  c.  12  (Honor.  III.)  X.  IIL  41  erklärt  das  Feiern 
tung  der  yorschrift  für  eine  Todsünde  erklärt,  einer  taglichen  Messe  für  durchaus  hinreichend, 
Benedict.  XIV.  de  sacrif.  miss.  III.  1;  „nam  et valde felix  est,  qui celebrat digne unam", 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  43.  u.  c.  12  (Bonifao.  VIII.)  in  VIto  de  privil.  V.  8 

3  Dafür  beruft  man  sich  auf  c.  9  (Innoo.  III.)  schreibt  nur  vor,  dass  der  Bischof  täglich  die 
X.  de  celebr.  miss.  III.  41 :  „. .  .  Sunt  et  alii  Messe  lesen  oder  ihr  anwohnen  soll.  3.  such 
qui  missaram  solennia  yIx  celebrant  quater  in  unten  zu  III.  0.  1. 

anno  .  . .  Haec  igitur  et  similia  sub  poena  sus-  ^  Hier  handelt  es  sieh  nicht  um  eine  öffentlich 

pensionis  penltus  inhibemus^.  rechtliche  Pflicht.    Allerdings  haben  die  Oeist- 

*  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  14  de  ref.  liehen  die  allgemeine  Öffentliehrechtliche  Pflicht, 

6  Also  eine  Rechtspflicht  festzusetzen.    So  hat  auch  für  die  privaten  religiösen  Bedürfnisse  der 

mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Trid.l.  c.  nur  die  Gläubigen  die  heiligen  Handlungen  zu  spenden. 

Worte:  „curet  episcopus*'  braucht,   die  Gongr.  Sie  dürfen  daher  nicht  schlechthin  das  Verlangen, 

conc.  nadi  Fagnan.  ad  c.  9.  X.  clt.  n.  14  ent-  eine  Messe  zu  celebriren,   zurückweisen,   aber 

schieden.   In  Uebereinstimmung  damit  sprechen  die  Verbindlichkeit ,  eine  bestimmte  Messe  zu 

die  neueren  ProTinzialkonzilien  auch  nur  dahin  lesen,  ist  damit  nicht  gegeben.   Diese  begründet 

gehende  Ermahnungen  ans,  s.  Gran  1853,  coli.  erst  die  in  der  Annahme  des  Stipendiums  Ue- 

conc.  Lac.  5,22;  Urbinol859;  Ravenna  1855,  gende  Uebereinkunft,   während   allerdings  das 

1.  c.  6,  16.  199.   Selbst  Prag  1860 :  „in  virtute  öffentliche  Recht  den  Priester    hindert ,   eine 

s.  coQO.  Trid.  compellamus'*,  1.  c.  5,  462,  kann  solche  Uebereinkunft  willkührlich  abzalehnen. 

nichts  anderes  bedeuten,  weil  es  auf  das  Triden-  S.  das  Weitere  darüber  unter  III.  G.  2. 

tinum  Bezug  nimmt.  9  s.  0.  S.  179. 
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Opfers  fthig  und  bedflrfltig  sind,  also,  soweit  es  sich  um  die  Lebenden  handelt, 
fBr  die  gl&ubigen  Eottholiken^  mögen  sie  sieh  im  Stande  der  Gnade  befinden  oder 
nieht',  ferner  anch  fttr  die  Irrgl&nbigen ,  die  Häretiker,  Schismatiker  und  Exkom- 
miinicirten  ^ ,  nnd  endlich  für  die  Ungl&nbigen  (Heiden,  Tttrken,  Jnden)^,  was  da- 
gegen die  Abgeschiedenen  betriflft,  nur  fttr  die  Seelen,  welche  sich  im  Fegefeuer 
befinden  ^ ,  nicht  aber  für  diejenigen,  welche  schon  fflr  immer  verdammt  sind  ^,  end- 
lieh  fttr  die  Seligen  und  Heiligen ,  welche  keiner  Gnadenhttlfe  bedttrfen ,  nicht  als 
Sfihnopfer,  und  ebensowenig  als  Bittopfer  im  eigentlichen  Sinne,  wohl  aber  als  Dank- 
opfer, um  in  ihrem  Namen  Gott  ftlr  die  Gnade,  welche  er  ihnen  erwiesen  hat,  zu 
danken  und  um  Gott  zu  bitten ,  ihre  grössere  Verherrlichung  auf  Erden  unter  den 
Menseben  herbeizuftthren,  insbesondere  bei  Messen  zu  Ehren  der  Heiligen,  um  Gott 
snznflehen,  auf  ihre  FUrbitte  den  Menschen  reichliche  Frflehte  des  Opfers  zu  ge- 
wfthren  und  um  gleichzeitig  die  Heiligen  selbst  zur  Einlegnng  ihrer  Fürbitte  bei.  Gott 
zu  bewegen  ^. 

E^laubterweise  darf  aber  fttr  Ungläubige  das  Opfer  nur  daz^ebracht  werden, 
wenn  dabei  kein  Aergemiss  entsteht^,  fttr  Schismatiker  und  Häretiker  beim  Vorliegen 
der  eben  gedachten  Voraussetzung  nur  indirekt ,  d.  h.  zur  Erlangung  ihrer  Bekeh- 
rung^. Bios  zu  Gunsten  des  nicht  katholischen  Landesherrn  wird  eine  direkte  Ap- 
plikation tolerirt,  weil  dabei  nicht  allein  seine  Person,  sondern  auch  seine  Stellung 
als  Regent  des  Staates  und  das  Wohl  des  letzteren  in  Betracht  kommti<>. 

Sodann  ist  die  Feier  der  Messe  fttr  diejenigen  verboten,  welche  sich  in  der 
grossen  Exkommunikation  befinden,  und  zwar  gilt  dies  sowohl  fttr  die  excommunicati 
viUmdiy  wie  auoh  die  ioleraH,  obsohon  eine  verbreitete  Meinung  die  Applikation  fttr 
die  letzteren  als  erlaubt  ansieht  ^^   Dagegen  kann  die  Messfeier  für  sie  in  demselben 


A  Also  auoh  für  Kinder,  iuBofem  es  Bittopfer 
ist,  AnalecU  lur.  ponüf.  1863.  p.  1536;  Gihr 
S.  16a 

s  Das  ergiebt  Trid.  Sess.  XXU.  c.i.  t^;  vgl. 
Analeota  1.  e. 

'  Weil  auch  diese  sich  in  Sttnde  befinden, 
Aaalecta  1.  c.  p.  1544. 

^  Von  diesen  gilt  das  vorher  Bemerkte.  An- 
ders verhält  es  sich  mit  den  Katechomenen,  für 
welche  die  Messe  als  Bittopfer  znlässig  ist, 
Analecta  1.  c  p.  1537. 

5  Trid.  Sess.  XXII.  o.  2;  Sess.  XXV.  de  pur- 
gat.  Von  diesen  können  dadurch  die  Folgen  der 
Sünde ,  die  zeitlichen  Strafen ,  genommen  wer- 
den, weil  die  Messe  Sühnopfer  ist.  Als  Bitt- 
opfer kann  sie  ferner  auch  zur  Tröstung  der 
Seelen  beitragen. 

s  Denn  diese  sind  für  ewig  von  der  Gnade 
aasgeschlossen. 

7  Gihr  S.  173  ff. 

8  Ygl.  Analecta  1.  c.  p.  1539 ;  ferner  Decr. 
Congr.  s.  o«r.  v.  12.  Juli  1865 ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  37,  474 :  ^Utrum  llceat  sacerdotibus  mls- 
sam  celebrare  pro  Tnrcarum  vel  aliorumque  in- 
fldelium  intentione  et  ab  Üs  eleemosynam  pro 
missae  appUcatione  accipere?  Affirmative  dum- 
modo  non  adsit  scandalum  ao  nihil  in  missa 
tpecialiter  addatur  et  quoad  intentionem  constet 
.odhil  maU  aut  erroris  ant  snperstitionis  in  in- 
fldelibas  eleemosynam  afferentibus  subesse'*.    S. 


auch  Oollectanea  const.  s.  sed.  ad  usum  miss. 
Paris  1880.  p.  188.  n.  370.  371. 

ö  Congr.  8.  off.  V.  19.  April  1837:  „Utrum 
possit  aut  debeat  celebrari  missa  ac  perdpi 
eleemosyna  pro  Graeco  schismatico,  qui  enixe  oret 
atque  instet,  ut  missa  appUcetur  pro  ipso,  sive 
in  ecciesia  adstante  sive  extra  ecclesiam  ma- 
nente  ?  luxta  exposita  non  licere ,  nisi  constot 
expresse  eleemosynam  a  schismatico  praeberl  ad 
impetrandam  conversionem  ad  veram  fidem^, 
Arch.  a.  a.  0.  u.  Collect.  1.  c.  p.  189.  u.372.  Vgl. 
auch  Th.  Specht,  die  Wirkungen  des  eucharist. 
Opfers.  Augsburg  1876.  8.  174  «f. 

«0  Kober,  Kirchenbann  S.  272. 

"  So  Gihr  S.  169.  Weitere  Anführungen  bei 
Kober  S.  267.  Diese  Ansicht  ist  nicht  haltbar. 
Sie  stützt  sich  auf  die  Bulle  Martins  Y. :  Ad  vi- 
tanda.  Durch  dieselbe  ist  aber  die  Rechtsstellung 
der  Exkommunicirten  als  solcher  nicht  geändert, 
vielmehr  nur  für  die  übrigen  Gläubigen  eine 
Erleichterung  in  Betreff  des  Verkehrs  mit  den 
vitandi  herbeigeführt  worden.  S.  die  ausführ- 
liche Erörterung  der  Frage  bei  K  o  b  e  r  a.  a.  O. 
S.  268  ff. 

Das  gilt  selbst  von  denjenigen  Exkommuni- 
cirten, welche  Busse  geleistet  und  sich  gebessert 
haben,  aber  die  Absolution,  welche  ihnen  zwei- 
fellos zu  theil  werden  würde,  wegen  eines  äus- 
seren Hindernisses  nicht  erlangen  können,  o.  28. 
38  (Innoo.  UI.)  X.  de  sent.  exeomm.  V.  39; 
Kober  a.  a.  0.  S.  275. 
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Sinne y  wie  ftlr  die  Häretiker,  d.  h.  zur  Erlangung  ihrer  Bessemng  und  Bekehrung 
nicht  als  verboten  angesehen  werden  ^ 

Unbedingt  ausgeschlossen  ist  aber  die  Darbringung  der  Messe  für  diejenigen, 
welche  ausserhalb  der  Gemeinschaft  der  katholischen  Kirche  gestorben  sind  ^,  also 
für  alle  Ungetauften,  selbst  die  nicht  getauften  Kinder  katholischer  Eltern,  die  Schis- 
matiker, die  Ketzer  und  die  mit  der  grossen  Exkommunikation  belegten  ^. 

Aus  den  eben  dargelegten  Verboten  ergeben  sich  im  Einzelnen  folgende  Rechts- 
Sätze:  1.  Kein  kirchlicher  Oberer  ist  berechtigt,  die  Abhaltung  einer  Messe  für  die- 
jenigen Personen,  für  welche  sie  erlaubter  Weise  nicht  gelesen  werden  darf,  zu  dul- 
den, noch  viel  weniger  anzubefehlen.  2.  Ebensowenig  ist  ein  Geistlicher  befugt, 
eine  derartige  Messe  zu  lesen  oder  rechtsgültig  die  Celebrirung  einer  solchen  zu 
übernehmen.  Das  Zuwiderhandeln  bildet  eine  schwere  Verletzung  der  Amtspflicht, 
welQjie  Disziplinarstrafe  nach  sich  zieht  und  keine  Rechte ,  inäbesondere  nicht  das 
Recht  auf  das  gewährte  Messstipendium ^  erzeugt.  3.  Für  diejenigen  Personen, 
welche  der  katholischen  Kirche  gar  nicht  angehören,  besteht  selbst  insoweit  die 
Messfeier  für  sie  erlaubt  ist  (s.  o.  S.  183) ,  kein  Recht,  dieselbe  zu  verlangen,  und 
bei  denjenigen,  welche  wie  die  Ketzer,  Schismatiker  und  Exkommunicirten  nicht 
ausserhalb  der  ELirche  stehen ,  ist  das  Recht  dazu  in  Folge  der  ihnen  fehlenden  ak- 
tiven kirchlichen  Rechtsfähigkeit,  solange  die  Entziehung  der  letzteren  dauert ,  sus- 
pendirt. 

4.  Dies.  g.  Iteration  oder  Bination  der  Messe\  Wenngleich  es  von 
der  Kirche  als  wünschenswerth  erachtet  wird,  dass  jeder  Priester  täglich  eine  Messe 
liest,  so  soll  doch  andererseits  auch  von  keinem  solchen  mehr  als  eine  Messe  an 
demselben  Tage  gefeiert  werden,  d.  h.  es  ist  die  s.  g.  iteratio  oder  hmaUo  miasarum 
verboten^.    Selbst  derjenige  Priester,  welcher  die  von  einem  anderen  begonnene, 


Nur  für  den  exkommanicirten  Landesherm  beim  Hinscheiden   des   Monarchen   and  seiner 

wird  aus  den  S.  183  gedachten  Gründen  eine  protestautlschän  Gemahlin  iu  der  Abtei  Exequlen 

Ausnahme  gemacht,  K  o  b  e  r  S.  !272.  gefeiert  werden  sollten ,  für  anzala«sig  erklärt 

1  S.  Ferraris  s.  y.  missa  act.  VIII.  n.  11 ;  ^^^d  femer  verboten  wird,  beim  Tode  protesUn- 
Arch.  a.a.  0.  S.474;  Silbernagl ,  K.B.  S.  513.  tischer  GUeder  des  königlichen  Hauses  das  Mesa- 

2  c  1  (Leo  I.  V.  468  o.  469)  C.  XXIV.  qu.  2 :  °P^^5  P~  ^«^?."?**^  ^  catholica  regia  familia  uni- 
„De  communione  privatis  et  Ita  defunctis.    Ho-  ^^"^«  ^Y^^Tr'"""'  *'  '*                         * 

rum  cansa  iudicio  dei  reservanda  est ,  In  cuius  l^  o  »>  ^  ^    • 

manu  fuit,  ut  talium  obitus  non  usque  ad  com-  Wenn  aber  der  in  der  Exkommunikation  Ver- 

munionis  remedium  differretur.     Nos  autem  storbene  nach  seinem  Tode  absolvirt  worden  ist 

quibus  yiventibus  non  communicamus,  (^ber  die  Zulässigkeit  der  Lossprechung  s.  TOr- 

mortuis  communicare  non  possumus";  läufig  Kober  S.  525ff.),  dann  kann  auch  das 

c  91  (poenlt.  Hieron.)  C.  XI.  qu.  3  (Ketzer) ;  Messopfer  für  ihn  gefeiert  werden,  c.  2a  38  X. 

c  21  (Greg.  lU.  ▼.  732)  C.  XUI.  qu.  2;  c.  12  «1*.  Kober  S.  531.  532. 

(Bracar.  6ö4)  C.  XXIII.  qu.  6  (Selbstmörder};  «  S.  darüber  unten  zu  III.  0.  2. 

c.  8  (Later.  IIL)  X.  de  haeret.  V.  7  (Ketzerj;  ^  g.  J.  Neher,  die  Biuation  nach  ihrer  ge- 

c  12  (Innoc.  III.)  X.  de  sepnlt  III.  28  (£xkom-  schiohtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heutl- 

municirte)  ;  c.  28.  38  X.  Y.  39  cit.  gen  Recht.    Regensburg  1874;  die  Bination  in 

«  Das  gilt  auch  von  dem  Landesfürsten  und  der  Zeitschrift;  Der  Katholik,  Oktoberheft  1878, 

seinen  Angehörigen,  weil  es  nach  dem  Tode  des-  S.  365  ff. ;  J.  Hergenröther  in  Wetzer  und 

selben  sich  lediglich  um  seine  Privatperson  han-  Weite,  Kirchenlexikon. 2.  Aufl. 2, 841;  Probst, 

delt.    8.  das  Breve  Gregors  XVI.  y.  13.  Februar  Eucharistie  als  Opfer  S.  81  ff. 

1842  an  den  Bischof  y.  Augsburg  über  die  für  ®  Die  mehnnalige  Feier  der  Messe  durch  den- 

die  protestantische  Konigin  y.  Baiem  gehaltene  selben  Priester  an  ein  und  demselben  Tage  ist 

Todtenfeier,  Probst,  Exequien.  Tübingen  1856  zunächst  für  Nothfalle  üblich  geworden,  so  er- 

3.  148  n.  13,  und  das  Breye  desselben  an  die  Be-  klart  es  schon  Leo  I.  ep.  ad  Dloscor.  Alex,  yon 

nediktiner-Abtei  Scheyem  v.  9.  JuU  1842,  worin  445,  ed.  Baller.  1,  628  (theilweise  in  c  51  Dlst. 

die  Bedingung  einer  königlichen  Stiftung,  dass  I.  de  consecr.)  für  statthaft,  dass  der  Patiiaroh, 
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nielit  211  Ende  gelesene  Messe  vollendet S  darf,  auch  wenn  er  sieh  des  Genusses  der 
8.  g.  Ablation  enthalt  3,  nieht  noch  eine  zweite  Messe  eelebriren^.  Das  Iteriren  ist 
aber  ausnahmsweise  gestattet:  1.  am  Tage  der  Gebart  Christi ^^  2.  im  Falle  einer  vor- 
liandenen  Nothwendigkeit^.  Ob  ein  solcher  vorliegt,  darttber  hat  der  Bischof,  nicht 
aber  der  einzelne  Priester   oder  Pfarrer  selbstständig  zn  entscheiden^.     Da  es 


venn  die  Basilika  an  hohen  Festtagen  die  Menge 
des  Volkes  nieht  zn  faaaen  vermöge ,  mit  seinen 
eoneelebriienden  Geistlichen  eine  zweite  Messe 
feiern  könne  (s.  dazu  Neher  S.  24),  femer  soll 
Bsch  der  Synode  t.  Meiida  v.  666  o.  19  der  mit 
dei  Yenraltang  zweier  armen  Kirchen  betrante 
Priester  an  den  Sonntagen  in  jeder  derselben  die 
Messe  eelebriren,  and  nach  Regino  de  syn.  cans. 
L  notitia  n.  34  soll  jeder  Priester  nach  der  Messe 
bis  Mittag  nüchtern  bleiben ,  damit  er  Im  Noth- 
falle  für  fremde  Ankömmlinge  noch  eine  zweite 
Messe  lesen  könne.  Bald  wurde  die  Iteration 
auch  zuerst  von  Bischöfen ,  später  YOn  einfachen 
Priestern  ans  blosser  Devotion  vorgenommen  (so 
letzt  Tolet.  XU.  y.  681  c.  5  ein  solches  mehr- 
maliges Feiern  voraus  und  das  Poenltentiale  Ca- 
liiiense  e.  101,  S  eh  mit  z ,  die  Bussbücher,  Mainz 
1882  S.  426  erlaubt  jedem  Priester  die  tagUche 
Geleteaüon  zweier  Messen,  ja  das  poenit«  Yindo- 
ben.6.45,  Wasserschleben,  Bussordnungen 
S.  470,  gestattet  sogar  die  Feier  Ton  sieben  und 
an  Festtagen  auf  Ansuchen  von  soviel ,  wie  ver- 
langt werden,  wenn  es  selbst  über  zwanzig  seien. 
Femer  Terpfllehtet  die  Synode  von  Dingolflng 
V.  932,  LL.  3,  482  jeden  Priester  nach  Art  eines 
Busswezkes  an  den  von  ihr  bezeichneten  Fast- 
tagen je  drei  Messen  zn  lesen,  und  dasselbe  ord- 
net die  Mainzer  Synode  zw.  950  u.  954  wenig- 
stens fü2  die  Zeit  der  Qnadrageslma  an,  H  e  f  el  e, 
Eonziliengesch.  4 ,  603).  Endlich  war  es.  auch 
schon  früh  Sitte  geworden ,  an  einzelnen  hohen 
Festen  (wie  z.  B.  Weihnachten,  Neujahr,  Grün- 
donnerstag, Ostern)  mehrere  Messen  zu  feiern, 
Neher  S.  31  ff.  Die  Iteration  war  also  etwa  vom 
ö.  bis  zum  10.  Jahrhundert  in  voller  Uebung. 
Als  aber  die  von  der  Kirche  in  dieser  Beziehung 
gelassene  Freiheit  zum  Gelderwerbe  benutzt 
wurde  und  zu  einer  Reihe  anderer  Missbräuehe 
(z.  B.  der  b.  g.  missa  bifaeiaia,  d#  h.  der  Lesung 
mehrerer  Messen  blos  bis  zum  Offertorium  und 
iluer  Vollendung  unter  einem  gemeinschaftlichen 
Kanon  und  mit  einer  Konsekration  unter  Hinzu- 
fögnng  der  entsprechenden  Anzahl  von  Postkom- 
muninnen,  Neher  S.  Ö8ff.)  geführt  haUe,  d.  h. 
im  11.  Jahrhundert  sohritt  man  mit  beschrän- 
kenden Yerboten  ein.  So  untersagte  die  Synode 
V.  Sellgenstadt  V.1023.  c.  5,  H  i  r  s  0  h  -  B  r  e  s  s  l  a  u. 
Heinrieh  II.  3,  350,  den  Priestern,  mehr  wie  drei 
Messen  taglich  zn  lesen,  und  c  63  Dist.  I.  de 
oonsecr. ,  welches  Papst  Alexander  II.  (schwer- 
lich mit  Recht)  zugeschrieben  wird ,  verbot  die 
Feier  mehrerer  Messen  an  einem  Tage  für  Cteld 
oder  aus  Gefälligkeit]  gegen  Laien ,  während  es 
zugleieh  eine  Messe  täglich  für  hinreichend  er- 
klärte und  nur  im  Falle  der  Noth  neben  der  für 
den  Tag  zu  haltenden  Messe ,  der  missa  de  die, 
eine  zweite  pro  defunctis  gestattete.  Eist  Inno- 
eenz  m.  iut  1.  J.  1206,  nachdem  schon  die  West- 
minsteisynode  p.  1200.  o.  2,  Mansi  22,  714, 


eine  gleiche  Anordnung  erlassen  hatte ,  auf  spe- 
clelle  Anfrage  die  Lesung  von  mehr  als  einer 
einzigen  Messe  (womit  zagleich  die  missa  bifa- 
ciata  getroffen  war)  an  einem  Tage  für  unstatt- 
haft erklärt,  c.  3  X.  de  celebz.  miss.  III.  41,  und 
dieses  Verbot  ist  dann  von  einer  Anzahl  Synoden 
desselben  Jahrhunderts,  s.  z.  B.  Oxford  1222 
c.  6,  1.  c.  p.  1162;  Trier  1227  c.  3,  1.  c.  23,  27; 
Ronen  1231  c.  12,  l.  c.  p.  216;  Tarragona  1239 
c.  6,  1.  c.  p.  514;  Köln  1279  c.  7,  1.  c.  24,  361 ; 
Würzburg  1287,  1.  c.  p.  863,  von  welchen  Ox- 
ford und  Rouen  abgesehen  von  Weihnachten  auch 
für  Ostern  eine  Ausnahme  gestatten,  wiederholt 
worden.  Das  Verbot  des  Itertrens  hat  sich  also  mit 
dem  13.  Jahrhundert  festgestellt  Es  Ist  zunäobt 
durch  die  gedachten  Missbräuohe  veranlasst  wor- 
den, seine  Durchführung  war  aber  nach  der  Fixl- 
rung  derTranssubstantiationslehreum  so  noth  wen- 
diger, als  in  Folge  derselben  das  Gebot,  die  Messe 
Im  Zustande  natürlicher  Nüchternheit  zu  feiern  (s. 
unten  unter  Nr.  7)  eine  erhöhte  Bedeutung  er- 
halten hatte.  Vgl.  übrigens  auch  noch  Neher 
S.  76ff. 

1  Denn  das  muss,  wenn  irgend  angänglioh,  ge- 
schehen, s.  nnten  unter  No.  7. 

2  Nach  der  Puriflkation  des  Abendmahlkelches 
durch  nicht  konsekrirten  Wein  und  naeh  dem 
Genuss  des  letzteren  hat  der  Priester  sich  noch 
Wein  und  Wasser  über  die  Finger  der  rechten 
Hand  in  den  Kelch  giessen  zu  lassen  und  diese 
s.  g.  Ablution  gleichfalls  zutrinken,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  221.  222. 

8  Oongr.  rit.  v.  16.  Dezember  1823,  Gardel- 
linl  ed.  cit  n.  4601 ;  3,  244  und  die  dort  mit- 
gethellten  Gutachten. 

«  c.  3  X.  dt.  III.  41  (s.  auch  c.  48  Dist.  I.  de 
consecr. ,  caput  Psendo-Isidor. ,  und  dazu  Neher 
S.  31  fr.).  An  diesem  Tage  dürfen  sogar  drei 
Messen  gelesen  werden,  s.  die  Formulare  für  diese, 
und  zwar  für  eine  um  Mitternacht,  eine  bei 
Tagesanbruch  und  die  dritte  für  den  Tag  selbst 
im  Missale  romanum,  vgl.  dazu  aach  Probst 
S.  267  ff.  Für  die  uMrten  Orientalen  gilt  aber 
diese  Ausnahme  nicht.  Im  Orient  hat  man  seit 
alter  Zelt  daran  festgehalten ,  dass  der  Priester 
das  eueharistische  Opfer  nur  einmal  des  Tages 
darbringen  dürfe,  Benedict.  XIV.  eonst  In  su- 
periori  v.  29.  Dezember  1756,  eiusd.  bull.  4, 155, 
Neher  S.  18 ff.  31  ff.,  Hergenröther  a.  a.  O 
S.  341. 

5  c.  3  cit  u.  c.  12  (Honor.  IIL)  X.  lU.  41 ;  s. 
auch  Benedict  XIV.  const  Dedarastl  v.  16.  März 
1746  u«  Gonst.  pro  Anglic.  miss.  Apostollcam  v. 
30.  Mai  1753.  S-  11 ,  eiusd.  bull.  2,  6  u.  4,  44. 

^  Die  Frage  Ist  früher  kontrovers  gewesen,  s. 
die  Anführungen  bei  Neher  S.  84,  da  c.  3  u.  12 
dt  III.  41  nich^  darüber  enthalten.  Im  Sinne 
des  Textes  hat  sich  indessen  Benedikt  XIV.  in 
der  clt«  const  Dedarastl  ausgesprochen  und  mit 
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sich  indoiBen  hierbei  nicht  um  Gewähmng  eines  Privilegs  handelt,  welches  etwa 
der  Bischof  einzelnen  Priestern  ertheilen  könnte^,  so  darf  er  die  Erlaubniss 
nicht  nach  freiem  Ermessen ,  sondern  nur  unter  der  vorhin  gedachten  Voraossetsong 
geben. 

Als  Fall  der  Nothwendigkeit  gilt  nnr  der  umstand,  dass  die  Gläubigen  auf  kei- 
nem anderen  Wege  genfigende  Gelegenheit  erhalten  können ,  ihrer  Pflicht  zur  An- 
hörung der  Messe  an  Sonntagen  und  Feiertagen  zu  genfigen,  also  lediglich  die  Be- 
friedigung dieses  allgemeinen  öffentlichen  kirchlichen  Interesses  ^,  niemals  die  irgend 
welcher  persönlichen  Einzel-Interessen  3.  Das  Biniren  ist  daher  nur  zu  erlauben, 
a.  wenn  ein  Priester  zwei  Pfarreien  oder  zwei  Kirchen  zu  versehen  hat,  und  wegen 
Mangels  eines  anderen  Priesters  die  Messe  in  der  einen  an  den  Sonntagen  und  gebo- 


Recht,  denn  der  Ordinaiias  Iiat  über  die  Anwen- 
dung des  las  commuuein  selnerDiöcese  zu  wachen, 
und  ist  insbesondere  nach  dem  Tiidentinum  Sess. 
XXII.  decr.  cit.  verpflichtet,  alle  Missbräuche 
bei  der  Oelebrirang  der  Messe  zu  verhüten  (vgl. 
auch  Congr.  conc.  v.  1862,  Aota  s.  sed.  1,  10). 
Deshalb  sind  direkte  Anordnungen  der  Bischöfe 
oder  der  Provinzialkonzillen,  s.  z.  B.  v.  Vogt, 
Samml.  kirchl.  Verordn.  f.  Rottenburg  S.  69, 
Konzilien  v.  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac.  5, 
852;  Avignonl849,  Ronen  1860,  Bordeaux  1860, 
1.  c.  4,  339.  629.  661;  N eher  S.  86,  dass  zur 
Bination  die  bischofliche  Erlaubniss  einzuholen 
ist,  vollkommen  rechtsgültig. 

Dass  bei  der  Iteration  der  Messe  in  derselben 
Kirche  die  bischöfliche  Erlaubniss  nicht  genügt, 
sondern  papstliche  erforderlich  ist,  so  Analect. 
lur.  poDtit  1856  p. 646  fr.,  ist  unrichtig,  Bouix 
de  paiocho  ed.  III.  p.  461.  Wenn  Ginzel  K. 
R.  2,  326  in  allen  Fällen  die  OenehmiguDg  des 
Papstes  verlangt ,  und  sich  dafür  auf  die  Quin- 
quennal-Fakultäten  der  deutschen  und  österrei- 
chischen Bidchofe  (No.  16,  Bd.  III.  S.  802  Anm.) 
beruft,  so  hat  er  bei  seiner  völlig  vereinzelt  ste- 
henden Behauptung  übersehen,  dass  diese  Fa- 
kultäten aus  den  ursprünglich  den  Missionaren 
ertheilten  entstanden  sind ,  und  dass  dabei  auch 
zugleich  eine  Reihe  anderer  Vollmachten  in  Be- 
tre£f  des  Messelesens  gewahrt  werden.  Von  einer 
Aenderung  des  gemeinen  Rechts  durch  die  Fa- 
kultäten kann  nicht  die  Rede  sein,  wennschon 
seit  längerer  Zeit,  s.  die  const  Benedict.  XIV. 
Declarasti  cit.  und  die  in  den  folgenden  Anmer- 
kungen angeführten  Entscheidungen  der  Congr. 
conc. ,  bei  den  Bischöfen  die  Praxis  herrscht ,  in 
irgendwie  zweifelhaften  Fällen  in  Rom  anzufra- 
gen und  sich  Indulte  zu  erbitten. 

Im  äussersten  Nothfalle  würde  ein  Priester 
allerdings  auch  ohne  vorgängige  Genehmigung 
des  Bischofs  handeln  können,  Bouix  l.  o.  p. 
460,  Neher  S.  88,  wie  dies  das  Prov.  Konz.  v. 
Auch  1861  (coli.  couc.  Lac.  4,  1196)  ausdrück- 
lich gestattet  Uebrigens  erhalten  vielfach  die 
Dekane  von  den  Bischöfen  die  Ermächtigung,  an 
ihrer  Stelle  in  dringenden  und  eiligen  Fällen  die 
Erlaubniss  zu  ertheilen,  s.  z.  B.  Dumont, 
Sammlung  kirchl.    Erlasse    für   Köln  S.  286; 


v.  Vogt  a.  a.  0. :  Utrecht  1866,  coli,  conc  Lac. 
5,  862. 

i  Vgl.  Benedict.  XIV.  const.  Declarasti  cit. 

s  Neher  S.  92  ff. 

3  Also  nicht  die  Dürftigkeit  des  Priesters, 
welcher  sich  in  Folge  der  Bination  Einkünfte 
durch  Messstipendien  zu  verschaffen  beabsich- 
tigt, das  um  so  weniger ,  als  diejenigen,  welche 
die  gedachte  Erlaubniss  besitzen ,  nur  für  eine, 
nicht  für  zwei  Messen  ein  Stipendium  annehmen 
dürfen,  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1868  u.  1863, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  6,  336  u.  9,  446;  vgl.  aneh 
die  Gitate  S.  184.  n.  6.  Ebenso  wenig  genügt 
das  Interesse  der  einzelnen  Gläubigen,  z.  B.  die 
Nothwendigkeit,  einen  Verstorbenen  zu  beerdigen 
und  eine  Seelenmesse  für  ihn  zu  lesen  (eine  viel 
erörterte  Frage,  betrefft  deren  Benedikt.  XIV. 
const.  Quod  expensis  v.  26.  August  174&  I., 
eiusd.  bull.  3,  247  bemerkt :  ^Neque  vero  haec 
in  praesenti  a  nobis  commemorantur,  quasi  nunc 
etiam  praesente  cadavere  duae  missae  ab  eodem 
saeerdote  celebraripossint,  quum  iuxta  hodier- 
nam  disclplinam  liceat  presbitero  relicta  missa 
de  die  missam  pro  defuncto,  si  praesens  alt 
corpus  cum  cantu  celebrare,  nisi  tanta  fuerit  so- 
lemnitas,  quae  missam  pro  defunetis  omnino  ex- 
cIudit^  8.  auch  Probst  S.  82),  femer  nicht  die 
Nothwendigkeit,  behufs  Beschaffung  der  Hostie 
für  das  Viatikum  eines  Sterbenden  eine  zweite 
Messe  zu  lesen  (da  demselben  durch  Spendung 
des  Busssakramentes  und  der  letzten  Oelung  ge- 
holfen werden  kann),  oder  die  Feier  einer  unauf- 
schiebbaren Hochzeit,  bei  welcher  eine  Braut- 
messe gelesen  werden  soll,  Neher  S.  96»  99, 
vollends  endlich  nicht  solche  Fälle,  wie  dass  ein 
Fürst  oder  Bischof  an  dem  betrefFenden  Tage 
noch  keine  Messe  gehört  hat,  dass  unerwartet  an 
einem  Orte  eine  Prozession  erscheint,  Ferra- 
ris s.  V.  missa  art  V.  n.  26  fr.;  Bouix,  de 
parocho  p.  466;  Probst,  Eucharistie  S.  82, 
oder  gar  dass  verarmte  Adlige ,  um  sich  nicht  in 
ihrer  dürftigen  Kleidung  öffentUeh  am  Tage 
sehen  zu  lassen,  an  Festtagen  die  Feier  einer  be- 
sonderen frühen  Messe  fordern,  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1667  in  Benedict.  XIV.  const.  Decla- 
rasti dt.  u.  Richters  Tridentinum  S.  129. 
n,  3.  II.,  vgl.  auch  ibid.  V. 


f.  507.] 


Die  Venraltnng  des  übrigen  Kultas.  Die  Messe. 
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tenen  Festtagen^  nicht  gefeiert ^^  b.  wenn  wegen  Priestermangels ^  in  einer  Dideese 
ebne  Gestattnng  des  Binirens  an  den  gedachten  Tagen  der  regelmftsfHge  Gottesdienst, 
2.  B.  die  herkömmliche  Frühmesse,  nicht  gehalten  werden  könnte,  c.  wenn  ein  Theil 
der  Pfarrangehörigen  (z.  B.  die  Filialisten)  wegen  weiter  Entfemnng  nicht  rechtzeitig 
ni  der  ersten  an  jenen  Tagen  gehaltenen  Messe  zu  kommen  im  Stande  sind^,  endlich 
d.  wenn  die  Kirche  so  wenig  Ranm  bietet,  dass  sie  nicht  alle  Gläubigen  zu  fassen 
rermag,  nnd  anch  in  den  beiden  letzten  Fällen  kein  anderer  Priester  znr  Celebrimng 
der  zweiten  Messe  zu  beschaffen  ist^.  3.  Endlich  ist  das  Biniren  anch  zufolge  päpst- 
lichen Privileges  oder  zufolge  päpstlicher  Ermächtigung  ^^  gestattet.  Vergünstigungen 
der  ersten  Art  sind  aber  nur  ausnahmsweise  für  einzelne  Feiertage  gewährt  worden^. 
Dag^en  ist  die  Erweiterung  der  Zulässigkeitsfälle  der  Bination  über  den  gemein- 
rechtlichen Umfang  hinaus  durch  Gewohnheitsrecht  unstatthaft,  da  eine  solche  Ge- 
wohnheit einen  Missbrauch  bildet,  es  dem  ersteren  also  an  der  erforderlichen  Ratio- 
nabilit&t  fehlen  würde  K 

Wenn  das  Biniren  gestattet  ist,  so  ist  auch  eine  mehr  als  zweimalige  Gelebrirung 
der  Messe  erlaubt',  sofern  nur  fUr  jedes  weitere  Mal  eine  ausreichende  Nothwendig- 
keit  vorliegt  ^^,  es  sei  denn,  dass  ein  päpstliches  Indult  oder  Privileg  in  dieser  Bezie- 
hung eine  besondere  Bestimmung  enthielte  ^K 

Eine  bestimmte  Strafe  für  das  rechtswidrige  Biniren  ^^  ist  vom  kanonischen  Recht 
nicht  festgesetzt ,  es  kann  also  allein  mit  arbiträren  Strafen  dagegen  eingeschritten 
werden*'. 

5.  Ort  der  Messfeier.  Die  Messe  darf  nur  in  einer  konsekrirten  oder  wenig- 


^  Also  Dicht  ui  dBn  abgeschafften  Feiertagen, 
wenn  schon  der  Pfaxrei  an  diesen  pro  popnlo  die 
Pfanmesse  zu  applidien  hat  Gongr.  rit.  t.  1841, 
Gardellini  ed.  dt.  n.  4932;  4,62;  Probst 
S.  83. 84 ,  doch  sind  für  solche  Tage  in  einzelnen 
Fallen  Ton  der  Gongr.  conc.  Indulte  auf  be- 
itimmte  Zeit  gegeben  worden,  s.  Acta  s.  sed.  12, 
230  n.  Lingen  et  Reuss,  cansae  selectae  s. 
eoDgr.  conc.  Ratisbon.  1871.  p.  876.  S.  überhaupt 
NeherS.  115. 

>  Das  ist  der  allseitig  anerkannte  Normalfall, 
Benedict.  XIY.  const.  Declarasti  dt.  und  die 
dort  angeführten ;  NeherS.  100 ;  ferner  Gongr. 
eonc.  ▼.  1884,  AcU  s.  sed.  17,  377. 

3  Dies  wird  namentlich  in  den  Missionsländern 
Torkommen,  Benedict.  XIY.  de  sacrif.  missae 
ni  4.  Den  Missionaren  hat  der  Papst  die  £r- 
laubniss  zu  erthellen,  eiusd.  const.  Declarasti. 

*  Benedict.  XIV.  const.  dt.  unter  Beruf ung 
auf  das  Konzil  ▼.  Nismes  1284,  M  a  n  s  1 24, 538 : 
,In  istis  solemnitatibas  supra  proxime  dictis ,  sl 
omnes  parochiani  ad  unam  missam  simul  non 
possunt  convenire  eo  quod  in  diyersis  locis  habi- 
taut  ab  ecclesia  et  remotls,  sicut  est  in  monta- 
nis,  nee  sunt  in  ecclesia  duo  sacerdotes  et  dicta 
pnma  missa  postmodum  parochiani  venientes 
postnlent  missam  aliam  sibi  dicere ,  poterit  ta- 
rnen sacezdos  missam  aliam  celebrare''. 

s  Benedict  XIY.  const.  cit. 

^  Wie  sie  in  den  Quinquennal-Fakultäten  den 
Bischöfen  mit  der  Befugniss  zur  Subdelegation 
gegeben  wird,   s.  o.  S.  186.  Anm.     Ueber  die 


Praxis  bei  der  ErtheUung  derartiger  Indulte,  s. 
Richter ,  Tildentinum  S.  129.  n.  3  u.  AcU  s. 
sed.  1,  50,  sowie  die  Instruktion  der  Propaganda 
V.  24.  Mai  1870,  Acta  s.  sed.  6,  546,  s.  auch  ibid. 
9,230. 

^  So  in  Betreff  des  Tages  Allerseelen  für  Spa- 
nien und  Portugal  in  der  const.  Benedict  XIY. : 
Quod  expensis  v.  26.  Augast  1748  cit.  S.  ferner 
Benedict  XIY.  de  syn.  dioeceB.  YI.  8.  n.  8. 

8  Benedict.  XIY.  const  Declarasti  cit.  Das 
ist  auch  allseitig  anerkannt.  Nur  Silbernagl, 
K.  S.  S.  511.  n.  11  behauptet  unter  Berufung 
auf  die  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  v.  1862,  Acta  s. 
sed.  1,  10  das  Gegentheil.  Die  letztere  erklärt 
indessen  ausdrücklich ,  dass  auf  eine  solche  Ge- 
wohnheit keine  Rücksicht  genommen  werden 
darf. 

ö  Probst  S.  84. 

10  Schwerlich  wird  diese  für  ein  mehr  als 
höchstens  dreimaliges  Gelebriren  praktisch  ge- 
geben sein. 

11  So  ermächtigen  die  Quinquennal  -  Fakul- 
täten blos  zu  einem  zweimaligen  Gelebriren. 

12  Yielfach  wird  mit  diesem  Disciplinaryer- 
gehen  Simonie  (wenn  der  Priester  die  zweite 
Messe  des  Gelderwerbes  wegen  feiert)  oder  Yer- 
letzung  des  Gebotes ,  die  Messe  nüchtern  zu  ce- 
lebriren  (s.  darüber  unten  Nr.  7)  konkurriren. 
In  allen  von  der  Gongr.  conc.  bisher  yerbandel- 
ten  Fällen,  s.  Lingen  et  Reuss  p.  833  ff.  und 
Neher  S.  157,  ist  dies  der  Fall  gewesen. 

13  Pignatelli,  consultat  lY.cons.  l.n.4ff.; 
Neher  S.  157. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.207 


stens  benedicirten  ^  Kirche  oder  Kapelle  ^,  d.  h.  einem  sei  es  zum  regelmässigen  oder 
aasserordenüichen  Gottesdienst  bestimmten  Gebäude,  nicht  aber  in  einem  blossen 
Privat-Oratorium  oder  Bethause,  d.  h.  einem  im  Eigenthum  eines  Privatmannes  ste- 
henden, für  dessen  gottesdienstliche  Zwecke  bestimmten  Oratorium,  welches  inner- 
halb der  Mauern  eines  Privathauses  beschlossen  ist  und  der  öffentlichen  Benutzung 
nicht  offen  steht 3,  ausser  dass  etwa  der  Papst ^  eine  Erlaubnisse  oder  ein  Privileg <^ 
dafür  ertheilt  hat^.  Allein  die  Bischöfe^  und  die  Kardinäle ^  haben  ihr  froheres  Vor- 


1  S.  S.  144. 14Ö.  165  und  unten  $.  216. 

2  c  1. 11.  14.  15.  (Pseudo-Isidor)  c.  33  (Be- 
nedict. Lev.)  Dist  I.  de  eonsecr.  Dasa  aber 
früher  in  Privathänsem  das  eucharistische  Opfer 
dargebracht  wurde,  zeigt  das  Synodalschreiben 
▼.  Oangra  zw.  315  u.  370,  Brnns,  canones  1. 1, 
107,  das  Verbot  in  c.  68  Laodic.  zw.  343  u.  381, 
das  sacrament.  Gallic.  bei  Mabillon,  Mus. 
Itol.  1,  364,  und  o.  21.  Agath.  y.  506,  welches 
zn  der  Messfeier  in  Privat-Oratorien  blos  für  be- 
stimmte Festtage  die  Erlanbniss  des  Bischofs 
fordert  Während  die  s.  g.  stotuta  Bonifacii  e.  2 
die  Yollziehnng  der  Mysterien  an  anderen  als 
geweihten  Statten  verbieten,  M ans!  12,  383, 
lassen  c.  31  Tmllan.  ▼.  692;  c.  12  (Mainz  888 
c  9)  DUt.  I.  cit;  Pavia876  c.  9,  Manai  17, 
327;  London  1321  c.  6,  1.  c.  26,  676;  London 
1324  c.  1. 1.  c  p.  1157;  Angers  1365  c  33,  L  c. 
26,  444,  das  Messelesen  an  anderen  Orten ,  na- 
mentlich in  PriYatoratorien ,  auch  mit  Erlaub- 
niss  des  Bischofs  zn. 

Für  das  geltende  Recht  Trid.  Sess.  XXII.  decr. 
de  obs.  in  celebr.  missae :  ^ .  .  .  neve  patiantur 
(ordinarii)  privatis  in  domibus  atque  omnino  ex- 
tra ecdesiam  et  ad  divinum  tantum  cnltum  de- 
dicata  oratoria ,  ab  eisdem  ordinarils  designanda 
et  visitanda  sanetnm  hoc  sacriflcium  a  saecula- 
ribus  aut  regularibus  quibuscumque  peragi''. 
(S.  auch  unten  $.  214.) 

Die  Kirche  oder  Kapelle  darf  auch  nicht  exe- 
krirt  oder  poUuirt  (s.  darüber  ^  216),  noch 
mit  dem  Interdikt  (a.  unten  im  Strafieoht  in 
der  Lehre  vom  Interdikt)  belegt  sein. 

8  Vgl.  darüber  unten  $.  214. 

^  Bis  zum  Tridentinum  genügte  die  Erlaub- 
niss  des  Bischofs,  s.  o.  Anmerk.  2.  Die  Streit- 
frage, ob  durch  dasselbe  das  bisherige  Recht  be- 
seitigt worden  und  dem  Papst  ausschliesslich  die 
Befugniss,  Ausnahmen  zu  gestatten,  vorbehalten 
geblieben ,  s.  darüber  Barbosade  off.  eplscop. 
II.  23.  n.  7  ff.,  ist  von  der  Kurie  stets  im  Sinne 
des  Textes  beantwortet  worden ,  Gongr.  conc.  in 
Richter,  Tridentinum  S.  131.  n.  9;  Bene- 
dict. XIV.  de  sacrif.  mlss.  III.  6;  eiusd.  const. 
Magno  V.  2.  Juni  1751.  $.  11,  eiusd.  bull.  3, 169, 
auch  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  510. 

&  Diese  kann  der  Bischof  auch  nleht  vorüber- 
gehend, selbst  nicht  für  einmal,  z  B.  für  eine 
Krankenkommunion  geben,  Congr.  oonc.  bei 
Fagnan.  ad  c.  30.  X.  de  privileg.  Y.  33.  n.  13 
u.  Anal.  iur.  pont  1858.  p.  634.  Nur  bei  ganz 
dringenden  Ursachen,  namentlich  solchen,  unter 
welchen  Überhaupt  von  der  Feier  in  der  Kirche 
abgesehen  werden  könnte  (s.  nachher  im  Text) 
findet  eine  Ausnahme  statt,  Gongr.  conc.  v.  1856, 
Anal.  iur.  pont.  p.  640:  „An  episcopus  possit 
iusta  interveniente  causa  facultatem  concedere 


celebrandi  in  oratoriis  privatis  in  casu  ?  Negative, 
uisi  tamen  magnae  et  urgentes  adsint  causae  et 
per  modum  actus  tantum^  (also  nicht  per  modnm 
habitus ,  d.  h.  ohne  dass  ein  dauerndes  Recht 
daraus  entsteht).  Die  Ermächtigung  in  den 
Quinquennal-Fakuiaten  der  deutschen  Tund 
österreichischen  Bischöfe  n.  15,  s.  Bd.  III.  S.  802 
u.  Olnzel,  K.  R.  Anhg.  S.  36:  „celebrandi .  .  . 
sub  die  et  sub  terra  in  loco  tamen  deeenti^  be- 
greift auch  die  Befugniss  in  sich ,  in  Nothfallen 
die  Gelebration  in  Privatoratorien  zu  gestatten. 
Dass  in  Oesteireich  noch  heute  die  Bischöfe  in 
allen  Fällen  statt  des  Papstes  die  Genehmigung 
ertheilen  können,  so  Richter-Kahl,  K.  R. 
7.  Aufl.  S.  913.  n.  21  unter  Berufung  auf  Hel- 
fe rt,  von  den  Rechten  der  Bischöfe  S.  289,  ist 
nicht  richtig,  s.  auch  das  Prov.-Konz.  v.  Prag 
1860,  conc.  coli.  Lac.  5,  462. 

8  Das  nach  c.  30  (Honor.  III.)  X.  de  privU. 
III.  33  den  Franziskanern  und  Dominikanern  zu- 
stehende und  auch  anderen  Mönchsorden  ertheilte 
Privileg,  ausserhalbder  Kirchen  und  Kapellen  zn 
celebriren ,  iat  durch  das  Tild.  Sess.  XXn.  L  c, 
welches  ausdrücklich  der  Regularen  erwähnt  und 
an  seinem  Sehluss  die  kassatorische  Klausel  ent- 
hält, beseitigt  worden,  s.  auch  Dekret  Giemen«* 
XL  V.  15.  Dezember  1703,  u.  a.  bei  Ferra  ris 
s.  V.  Oratorium  n.  5.  Es  können  also  nur  noch 
rechtlich  solche  Privilegien  in  Betracht  kommen, 
welche  nach  dem  Tridentinum  ertheilt  sind. 

Ueber  die  Praxis  der  römischen  Kurie  bei  £r- 
theilung  solcher  Privilegien  und  Indulte  und 
über  die  dadurch  gewährten  Befugnisse  findet 
sich  eine  ausführliche  Erörterung  in  Benedict. 
XIV.  const.  dt.  Magno  $.  12  flL 

7  Alles  Gesagte  bezieht  sich  nicht  auf  die  Bet- 
häuser oder  Oratorien  in  Klöstern,  Seminarien, 
Spitälern,  Gefangenen  -  Ansulten ,  denn  diese 
sind  im  Sinne  des  Tridentinums  keine  domus 
privatae,  vgl.  Ferraris  s.  v.  Oratorium  n.  68. 
72  ff. ;  P  r  0  b  8 1 ,  Eucharisüe  als  Opfer  S.  98  und 
unten  $.  214. 

8  c.  12  (Bonifac.  VIII.)  in  Vlto  y.  7:  „Quo- 
niam  episcopi  eorumqne  superiores  se  habent 
diversis  ex  causis  a  suis  eccleaiis  et  dioeeesibus 
absentare  frequenter,  nee  possunt  commode  ad 
ecclesias  accedere  pro  missa  eelebranda  Tel 
audienda  in  ipsis ,  sine  qua  eos  transire  non  de- 
cet  absque  causa  rationabili  ullam  diem ,  prae- 
senti  constitutione  indulgemus  eisdem,  ut  altare 
possint  habere  viaticum  et  in  eo  celebrare  aut  fa- 
cere  celebrari,  ubioumque  absque  interdieti  trans- 
gressione  Ulis  permittitur  celebrare  aut  andire 
divina''.  Das  gUt  auch  für  die  Titularbischöfe 
(episcopi  in  partibus)  s.  Gongr.  conc.  bei  Fer- 
raris 1.  c.  n.  69  u.  Bd.  U.  S.  i7a 

ö  Bd.  I.  S-  352. 
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recht  1  behalten,  die  Messe  in  ihrer  Amtswohnang  oder  in  jedem  anderen  Hanse, 
in  welchem  sie  bei  erlaubter  Entfernung  von  ihrem  Amtssitze  vorübergehend  Woh- 
flung  genommen  baben,  gleichviel  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  ihrer  Diöcese, 
xn  lesen. 

In  änssersten  NothfUlen,  wenn  der  regelmässige  Oottesdienst  nicht  gehalten  und 
ffir  das  religiöse  BedfirMss  nicht  anders  gesorgt  werden  kann ,  z.  B.  wenn  die  Be- 
nutzung der  vorhandenen  Earcbe  oder  Kapelle  in  Folge  kriegerischer  Ereignisse, 
▼egen  Epidemien,  wegen  Zerstörung  oder  Entweibung  ausgeschlossen  ist,  darf 
die  Messe  an  jedem  anständigen  Orte  celebrirt^,  und  falls  der  Ordinarius' 
nicht  angegangen  werden  kann,  auch  von  seiner  Erlaubnisse  dabei  abgesehen 
werden. 

In  allen  Fftllen  muss  aber  die  Messe  auf  einem  konsekrirten  Altar  '  und  zwar 
fär  gewisse  Fülle  in  der  Kirche  oder  in  den  Oratorien  auf  dem  festen  {altare  atabilum^ 
fisMm,  immobile)^  sonst,  namentlich  bei  der  Feier  in  anderen  Räumen  und  im  Freien 


1  Das  Trldentinam  1.  c  hat  dieses  PriTilegium 
Dicht  beseitigt ,  denn  es  betrifft  nur  solche  do- 
DHU  piivatae ,  welche  der  AufMcht  der  Oxdina- 
neD  all  kireib  lieber  Oberer  untentehen,  und  die 
Oratorien  in  den  'Wobnungen  der  Bischöfe  gelten 
Dicht  alB  Prlvatoxatorien ,  s.  Benediot.  XIY. 
eonst  eit.  Magno  $.  2  ff.  u.  elnsd.  de  saorifleio 
fflissae  III.  6.  Durch  Dekret  v.  1703  hatte  wegen 
sUttgehmbter  Missbr&uche  Olemens  XL  das  Pri- 
Tfleg  auf  die  regelmässige  Amtswohnung  der  Bi- 
Khöfe  beschrankt ,  die  const  Innooenz'  III. : 
ApostoUei  miiüaterii  ▼.  1728  (s.  Bd.  I.  S.  %b% 
D.  1)  hat  dasselbe  indessen  wieder  auf  den  im 
Text  naher  bezeiclineten  Umfang  erweitert 

^  Darüber,  dass  der  Nothfall  vom  Tridentlnum 
nicht  betroffen  wird ,  Ist  die  Doktrin  stets  einig 
lewesen ,  s.  F  e  r  r  ar is  s.  ▼.  missa  art.  IV.  n.  8  ; 
Benedict.  XIV.  de  sacrill  missae  üb.  III.  c6; 
i.  auch  eiasd.  const.  Inter  omnigenas  v.  %  Fe- 
bruar 1744.  S-^^  ^-  '•»  «l»*d.  bull.  1,  136. 
Uebilgens  erhalten  die  Bischöfe  in  den  Quin- 
(^aennal- Fakultäten  (s.  o.  S.  188.  n.  5),  fer- 
ner auch  die  Feldvikare  (s.  das  Breve  Pius*  YI. 
für  den  Österreichischen  ▼.  1778  bei  Ginzel, 
K.  R.,  Anh.  S.  64^  eine  darauf  gehende  Ermäch- 
Üßung. 

Vielfach  wird  hierher  noch  der  Fall  gerechnet, 
dus  der  Baum  der  Kirche  die  Masse  des  Volkes 
an  einem  Festtage  nicht  zu  fassen  yermoge.  Das 
ist  aber  nur  unter  der  Yoraussetzung  richtig,  dass 
die  Gläubigen  verpflichtet  sind  ,  an  dem  betref- 
fenden Tage  die  Sfesse  zu  hören  and  dem  be- 
stehenden Bedürfniss  nicht  in  anderer  Weise  ab- 
geholfen werden  kann.    VgL  auch  die  Entsch.  d. 
Gongr.  rit.  v.  27.  Augast  1886,    Oardellini 
ed.  dt.  n.  4788;  S,  184,  welche  die  Bewilligung 
eines  beantragten    Indultes    abgeschlagen  hat, 
weil  diese  Voraussetzungen  nicht  vorlagen. 

Für  grössere  Truppenkorper  liegt  ein  Bed&rf- 
niss  nur  dann  vor ,  wenn  sie  im  Felde  oder  im 
Lager  befindlich  sind ,  also  nicht  bei  Paraden 
und  ahnliehen  Gelegeniieiten. 

Ob  auch  die  Messe  auf  Schilfen  eelebrirt  wer- 
den darf,  darüber  ist  viel  gestritten  worden,  s. 


darüber  Ferraris  L  o.  art.  IV.  n.  6  ff.  Jeden- 
falls ist  die  von  Pro  b st  S.  89  als  sicher  hinge- 
stellte Meinung,  dass  dies  im  Falle  der  Noth  an 
Festtagen  auf  einem  im  Hafen  liegenden  Schiff 
geschehen  dürfe ,  nicht  als  die  gemeine  zu  be- 
zeichnen, Benediot.  XIV.  de  saoif.  missae 
1.  c.  billigt  sie  nicht.  Bichtiger  muss,  da  auf 
Jedem  Schiff  die  Gefahr  der  Veischüttnng  des 
konsekrirten  Weines  obwaltet,  das  Schiff  also  im 
allgemeinen  kein  geeigneter  Ort  ist,  die  Zuläs- 
sigkeit  verneint  werden.  Doch  sind  wiederholt 
von  den  Päpsten  auch  für  Fahrten  auf  hoher  See 
bei  ruhigem  Meer  Indulte  gegeben  worden,  Be- 
nedict XIV.  Lc.  und  Ferraris  1.  c  n.  7  flL 
(s.  auch  das  Breve  Benedikts  XIV.  für  die  Jo- 
hanniter V.  15.  Januar  1762,  einsd.  bnll.  1,  49). 
Mit  dieser  Messe  ist  die  früher  vorgekommene,  s.g. 
miBia  sieea  oder  furutfca,  bei  welcher  Priester 
nur  die  nioht  auf  die  Konsekration  und  die  Kom- 
munion bezüglichen  Orationen  sprach,  also  nicht 
eelebrirte,  nioht  zu  verwechseln,  s.  darüber 
Neher,  die  Binatlon  S.  63.64.  Benedict. 
XIV.  L  c.  reprobirt  dieselbe  mit  einer  Reihe 
von  Theologen  als  unwürdige  Naohahmung  des 
Messopfers. 

3  Das  wird  z.  B.  in  dem  ersten  in  der  vor. 
Anm.  angeführten  Falle  für  die  Regel  möglich 
sein. 

4  Probst  S.  89.  unrichtig  ist  es  daher,  wenn 
Glnzel,  K.  R.  2,  326  allgemein  für  aUe  Noth- 
fälle  päpstliche  Erlaubniss  verlangt. 

5  c.  13.  (Epaon.  517)  c  32  (Agde  Ö06)  Dist. 
I.  de  consecr. ;  Missale  roman.  rubr.  gen.  XX. : 
^Altäre  in  quo  sacrosanctum  missae  saerifldum 
celebrandum  est,  debet  esse  lapideum  et  ab 
eplsoopo  sive  ab  abbate  facultatem  a  sede  aposto- 
lica  habente  consecratum  vel  saltem  area  lapldea, 
similiter  ab  episcopo  vel  abbate ,  ut  snpra ,  con- 
seorata,  in  eo  inserta,  quae  tam  amplasit,  ut 
hostiam  et  maiorem  partem  eaUds  capiat".  Ist 
die  Kirche  oder  Kapelle  nicht  konsekrirt,  son- 
dern nur  benedicirt,  so  muss  der  Altar  oder 
mindestens  der  Altarstein  doch  konsekrirt  sein, 
Gongr.  rit.  in  Acta  s.  sed.  3 ,  592  u.  696;  de 
Herdt,  s.  liturgiae  praxis  t.  1.  n.  176. 
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auf  einem  tragbaren  oder  beweglichen   (a.  portaiUe,  nwbüe,  viaHcunn^),  celebrirt 
werden  ^. 

6.  Zeit  der  Messe.  Die  Messe  darf  an  allen  Tagend  mit  Ausnahme  des  Char- 
freitags 4,  gelesen  werden,  aber  nur  zu  den  geziemenden  Stunden!^.  Nach  der  herr- 
schenden Praxis  wird  die  statthafte  Zeit<^  einerseits  durch  die  MorgendlUnmerung 
(anrora),  d.  h.  einen  Zeitraum  von  einer  bis  zwei  Stunden  vor  Sonnenaufgang^  und 
andererseits  durch  die  Mittagsstunde  des  Tages  begrenzt,  sofern  nicht  etwa  die  Feier 
gewisser  Messen  auf  bestimmte  Stunden  fixirt  ist^.  Indessen  ist  es  erlaubt,  mit  der 
Messe  so  zeitig  zu  beginnen,  dass  sie  schon  mit  dem  Eintritt  der  Morgendftmmemng 
beendigt  wird,  andererseits  sie  am  Tage  so  spät  anzufangen,  dass  ihr  Schluss  erst 
nach  der  Mittagszeit  statt  hat  ^.  Nachts  ist  das  Messelesen  nur  am  Weihnachtstage 
gestattet  ^<>,  femer  wenn  ein  dringender  Fall  es  nothwendig  macht  *>,  oder  endlich  wenn 


1  Dieser  Ist  ein  Stein ,  welchen  man  überall 
mit  herumführen  kann.  Er  mnss  aber  gleich  falls 
konsekrlrt  sein ,  s.  Pontiftcale  roman.  t.  II.  de 
altaris  portatllis  consecratione.  Ueber  den  Unter- 
schied zwischen  beiden  Arten  von  Altären  s. 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  104;  v.  d. 
Herdt,  1.  c,  Probst  in  Wetzer  n.  Weite, 
Kirehenlexikon,  2.  Aufl.  1,393  u.  unten  $.222. 

2  Der  Altar  darf  ebenso  wenig  wie  die  Kirche 
exekrirt  sein,  Probst,  Eucharistie  a.  a.  O. 
S.  103.  Doch  gew&hren  die  S.  188.  n.  5  erwähn- 
ten Fakultäten  den  Bischöfen  auch  die  Voll- 
macht, im  Nothfalle  auf  einem  durch  Bruch  ent- 
weihten Altar  zu  celebriren. 

8  Dieser  Gebrauch  geht  bis  in  das  5.  Jahr- 
hundert zurück ,  0.  13  (Innoc.  I.)  Dist.  III.  de 
Ronsecr.,  wenngleich  er  erst  spater  allgemein 
geworden  ist ,  denn  Tarragona  v.  516.  c  7  setzt 
noch  voraus,  dass  in  den  Landkirohen  die  Messe 
nicht  täglich  gefeiert  wird,  s.  auch  Hefele, 
Konz.  Oesoh.  2.  Aufl.  2,  676,  dagegen  ergeben 
0.  72  (Ohalons  813)  Dist.  I.  de  cons.  und  c  71 
(Paschasius  Radbertus)  Dist  IL  de  consecr.  schon 
eine  feste  Uebung. 

^  An  diesem  wird  nur  die  s.  g.  missa  prae- 
sanctiflcatorum ,  d.  h.  eine  solche,  für  welche 
die  Hostie  schon  vorher  konsekrirt  und  blos  vom 
Priester  genossen  wird,  gehalten,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  291  ff.  Die  erste  Spur 
in  der  römischen  Kirche  findet  sich  im  s.  g.  sa- 
cramentar.  Gelasianum,  Mablllon  praes.  in 
ord.  Roman,  p.  LXXXIV  ff.  Dagegen  verbietet 
schon  c.  49  Laodicea  zw.  343  u.  381  die  Opfe- 
rung des  Brotes  während  der  ganzen  Quadra- 
gesima,  ausser  am  Sonnabend  und  Sonntag, 
ebenso  gestattet  das  Trullanum  v.  692  c.  52  wäh- 
rend dieser  Zeit  nur  die  liturgia  praesancti- 
flcatorum. 

Ein  Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  würde  eine 
schwere  Sünde  sein ,  Probst  S.  81,  also  auch 
dlsdplinarisch  bestraft  werden  können. 

fr  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  miss.  9. . .  ne 
sacerdotes  allis  quam  debitis  horis  celebxent'^ 
c.  51  (Leo  1)  Dist  I.  de  cons.  schreibt  vor,  dass  auch 
prima  parte  diel  die  Messe  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Theil  der  Bevölkerung  der  regelmäs- 
sigen Messe  nicht  beiwohnen  kann ,  dagegen  soll 
naeh  c  48  (Pseudo-Isid.)  ibid.  die  Messe  nicht 
vor  der  dritten  Stunde  des  Tages  gelesen  wer- 


den. Beide  Stellen  handeln  aber  nieht  von  der 
Zeit,  in  welcher  überhaupt  Messe  celebzlrt  wer- 
den darf,  sondern  von  derjenigen,  in  welcher  die 
regelmässige  Messe  für  die  Gläubigen  za 
lesen  ist 

^  Missale  rom.  rubr.  gen.  XV.  n.  1 :  „Miss* 
privata  saltem  post  matatinum  et  laudes  qua- 
cumque  hora  ab  aurora  usque  ad  meridiem  did 
potest". 

7  Je  nach  der  geographischen  Lage  des  Ortes, 
Probst  S.  85,  für  welche  gewöhnlich  besonders 
berechnete  Tafeln  hergestellt  werden,  s.  de 
Herdt  1.  at.  Ln.  102.  Auf  eine  rein  mathe- 
matische Berechnung  kommt  es  dabei  nicht  ao, 
es  kann  daher  auch  der  Tagesanbruch  blos  nach 
den  socialen  Gewohnheiten ,  wo  es  herkömmlieh 
ist ,  also  nach  der  Zeit,  zu  welcher  die  Nacht- 
ruhe beendigt  und  die  Arbeit  au^nommen  zu 
werden  pflegt ,  bestimmt  werden ,  namentlich  in 
den  Gegenden,  in  welchen  es  abwechselnd  an- 
dauernd des  Nachts  hell  und  am  Tage  dunkel 
ist,  s.  auch  Oongr.  rit.  v.  18.  Sept.  1634,  Gar- 
dellini  ed.  cit  n.  1007;  3,  201. 

s  Wie  bei  den  öffentlichen  Messen ,  s.  unten 
III.  Daher  erwähnt  das  Missale  (Anm.  6)  auch 
nur  die  Privatmesse. 

0  Weil  nicht  genau  mathematisch  gerechnet 
wird;  ja  Benedikt  XIII.  hat  durch  ein  Dekret 
gestattet,  die  Messe  20  Minuten  vor  der  Morgen- 
dämmerung und  ebenso  spät  nach  der  Mittags- 
stunde zu  beginnen ,  Benedict  XIV.  Institut 
XIIL  n.  4.  5. 

10  S.  0.  S.  187.  n.  4.  Doch  ist  es  verboten, 
alle  drei  Messen  in  der  Nacht  hinter  einander  zu 
lesen,  s.  Congr.  rit  e.  1360,  Gardellini  ed. 
dt  1,  235;  Probst  S.  270.  Ueber  den  Ge- 
branch in  der  päpstlichen  Kapelle,  die  Weih- 
nachtsmesse schon  vor  Mitternacht  zu  beginnen, 
s.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VL  8. 
n.  13  ff. 

li  Also  wenn  ein  Sterbender  das  Abendmahl 
begehrt  und  der  Priester  in  Ermangelung  einer 
Hostie  in  der  Nacht  zu  celebriren  genöthigt  ist, 
ferner  wenn  ein  Theil  der  Bevölkerung  an  den 
vorgeschriebenen  Festtagen  die  regelmässige 
Messe  zu  hören  ausser  Stande  ist  und  sonst  gar 
nicht  zur  Messe  kommen  würde.  Probst  S.  88, 
und  de  Herdt  1.  c.  n.  102. 
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sdtenfl  des  Papstes  ein  PriTileginm  ^  oder  eine  besondere  Ennftohtigiuig  ^  dasu  ertheilt 
worden  ist.  Andererseits  darf  anoh  die  Messe  nicht  später  als  eine  Stande  naeh  der 
IGtiad^eit,  insbesondere  nicht  des  Hachmittags  oder  Abends  ^^  sofern  nicht  die  er- 
vShnten  Ausnahmen  vorliegen^,  celebrirt  werden^. 

Alles  Bemerkte  gilt  nur  im  Allgemeinen,  also  von  den  Privatmessen  ^,  nicht  aber 
von  denjenigen,  welche  einen  wesentlichen  Theil  des  Öffentlichen  nnd  regelmässigen 
Gottesdienstes  bilden  f. 

7.  Was  die  Celebrirnng  der  Messe  selbst  betriflFI,  so  darf  sie  der  Priester 
nur  vornehmen,  wenn  er  sieh  im  Zustande  natttrlicher  Nfichtemheit  [fefumum  nahh- 
raie]  ^  befindet,  widrigenfalls  er  mit  der  grossen  Exkommunikation  bestraft  werden 
kann*.   Nur  dringende  Nothfälle  rechtfertigen  eine  Ausnahme ^^ 


1  Solehe  Pri^egien  sind  namentlich  seit  dem 
16.  Jahrhundert  yenchiedenen  Mönchsorden  ge- 
vihit  worden,  Ferraris  s.  ▼.  missa  art  Y.  n. 
6.  7.  Doeh  sind  die  Mheren  durch  das  Trident. 
Sei«.  XXII.  decr.  de  obs.  miss.  aufgehoben  wor- 
den, s.  auch  das  S.  188.  n.  6  citirte  Dekret  Cle- 
meoa'  XI.  t.  16.  Dezember  1703. 

S  So  gewahren  z.  B.  die  Qainquennalfakaltaten 
for  die  dentschen  und  österreichischen  BischoflB 
(s.  o.  S.  188.  n.  5)  die  Befugniss :  ^oelebriindi 
per  unam  boram  ante  auioram  et  aliam  post 
meridiem'*.  Noch  weiter  gehende  Yollmachten 
für  Misaionsgebiete  in  Collect,  const  s.  sedls  n. 
384.  386.  p.  196.  197. 

3  IMe  eonst.  Pii  Y. :  Sanctissimus  in  Christo 
pater  Ad  eoius  t.  29.  März  1666,  bull.  Taur.  7, 
433,  verbietet  das  ^missas  yespertino  tempore 
eelebrare  Tel  celebrad  faeere  sub  poena  perpe- 
toae  suspensionls  a  divinis^. 

^  S.  die  betreffenden  Anmerkungen. 

s  YieUiach  wird  noch  angenommen,  s.  z.  B. 
Probst  S.  88;  deHerdtl.  c,  dass  der  Bi- 
schof (bei  Regularen  ihr  Ordensoberer)  ans  einem 
gereehtfertlgten  Grunde  in  Betreff  des  geltenden 
teiminas  a  quo  und  des  terminus  ad  quem  zu 
dispenairen  befugt  ist,  und  die  Feier  bis  zu 
einer  Stunde  vor  dem  ersteren  und  nach  dem 
letzteren  'bei  einem  solchen  Gründe  (z.  B.  wegen 
einer  Reise  und  eines  öffentlichen  Gebets-  oder 
Miscionsgottesdienstes ,  wegen  der  Ertheilang 
der  Weihen  durch  den  Bischof,  wegen  des  Be- 
gräbnisses eines  Magnaten)  stattiiaben  darf.  Das 
hat  aber  keinen  festen  Anhalt. 

•  S.  o.  S.  190.  n.  6. 

7  Dar9bei  s.  unten. 

S  S.  o.  S.  180.  n.2;  Maeon  n.  v.  686.  c.  6: 
,1tem  decemlmus,  ut  nullus  presbyter,  confertus 
dbo  aut  erapulatus  ^no  sacriflda  contrectare  aut 
miaaas  privatis  festisque  diebus  con eelebrare 
praesumat  .  .  .  si  quis  hoc  attentare  eurayerit, 
dignltatem  omittat  honoris".  Auch  Braga  672 
c  10  droht  Absetzung ,  dagegen  Toledo  YII.  y. 
646  c  2  in  c.  16.  C.  YII.  qu.  1  nar  die  Exkom- 
munikation an.  Ygl.  ferner  Seligenstadt  1023 
&  4;  Hirsch-Bresslau,  Heinrich  II.  3,350: 
.;Ut  presbyter  aliquis  post  galli  cantum  bibens 
aestLyls  noetibus  proximo  die  missam  non  ce- 
lebret ,  hiemaUbus  slmiliter  nisi  summa  neces- 
sitae  cogat";  eono.  Const.  Sess.  Xm.  y.  1416, 
M ans!  27,  727:  „ss.  eanonum  auctoritas  lauda- 


bilis  et  approbata  ecclesiae  consuetudo,  seryayit  et 
seryat,  quod  huiusmodi  sacramentum  non  debet 
conflci  post  coenam  nee  a  fldelibus  recipi  non 
ielunis,  nlsi  in  casu  Inflrmitatis  aut  alterius  ne- 
cessitatis  a  iure  yel  ecclesia  concesso  yel  ad- 
misso";  Missale  roman.  de  defectibus  circa  mis- 
sam occorr.  IX  n.  1 :  „Sl  quis  non  est  ieiunus 
post  mediam  noctem,  etiam  post  sumptionem 
sollus  aquae  yel  alterius  potus  aut  eibi  per  mo- 
dum  etiam  medidnae  et  in  quantacumque  parya 
quantitate  nonpotest  communicare  nee  eelebrare^. 
n.2:  „Si  nullum  ante  mediam  noctem  cibum 
aut  potum  sumpserit,  etiamsi  postmodum  non 
dormierit  nee  sit  digestus,  non  peecat:  sed  ob 
perturbationem  mentls  ex  qua  devotio  tollitur, 
consulitur  aliquando  abstinendum". 

Deswegen  darf  der  Priester,  welcher  am  Weih- 
nachtsfest oder  auch  an  anderen  Tagen  mehrere 
Male  celebiirt,  s.  o.  S.  184  ff.,  erst  am  Schluss 
der  letzten  Messe  die  Ablution  (s.  S.  186.  n.  2) 
nehmen,  c.  6  (Innoc  III.)  X.  de  missar.  celeb. 
III.  41 ;  Missale  roman.  1.  c.  IX.  n.  4,  ygl.  auch 
die  Citate  a.  a.  O. ;  Benedict.  XIY.  de  syn. 
dioee.  VI.  8.  n.  11;  Neher,  Bination  S.  137. 

ö  Nach  c.  16  (Tolet.  YII.)  C.  YII.  qu.  1.  cit. 

10  Wenn  es  erforderlich  ist,  um  das  Messopfer 
zu  Ende  zu  bringen  (s.  S.  192) ,  also  wenn  der 
Priester  nach  der  Konsekration  sich  erinnert, 
dass  er  nicht  nüchtern  ist,  wenn  er  aus  Yerwech- 
selung  statt  des  Weines  Wasser  konsekrirt  und 
dasselbe  genossen  hat,  wenn  ein  Priester,  welcher 
nicht  mehr  nüchtern  ist ,  eintreten  muss,  um  die 
yon  einem  anderen  begonnene,  aber  wegen 
plötzlichen  Todes  oder  plötzlicher  Erkrankung 
nicht  yollendete  Messfeier  zu  Ende  zu  bringen, 
wenn  er  nach  der  Puriflkation  des  Kelches  noch 
konsekrirte  Partikeln  der  Hostie  auf  dem  Altare 
oder  an  den  Wänden  des  Kelches  erblickt  (sofern 
sie  yon  demselben  Opfer  herrühren),  wenn  er  die 
Messe,  z.  B.  die  Pfarrmesse,  nicht  ohne  schweres 
Aergemiss  zu  erregen,  unterlassen  konnte,  wenn 
er  unter  Androhung  des  Todes  gezwungen  wird, 
Messe  zu  lesen ,  nicht  aber  deshalb ,  weil  er  das 
Yiatikum  spenden  will,  ygl  Ferraris  s.  y. 
missa  art  XI.  n.  8  ff. ;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  1^  ff. ,  s.  auch  die  instruct  Pa- 
derborn, y.  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  376. 

Eine  Dispensation  yon  der  Pflicht  zum  jeju- 
nium  kann  nur  der  Papst,  nicht  der  Bisehof  er- 
theUen,  ygl.  Benediet  XIY.   eonst.  Quadam 
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Ferner  soll  jeder  Priester  die  Messe  in  andächtiger  and  würdiger  Weise  lesen  ^ 
und  dabei  genan  die  von  der  Kirche  voigeschriebenen  rituellMi  Yorschriften  beob- 
achten 2,  insbesondere  a.  einen  Oehülfen  (s.  g.  Ministranten)  ^  zuziehen^,  welcher  in 
Ermangelnng  von  Klerikern  bei  der  Privaimesse  auch  ein  Laie  männlichen  Ge- 
schlechtes ^  sein  muss,  kein  Häretiker,  Schismatiker,  femer  nicht  ezkommnnicirt  sein 
darf<^,  nnd  als  welcher  niemals  der  etwaige  uneheliche  Sohn  des  celebrirenden 
Priesters  fnngiren  soll  7.  b.  Mass  er  die  Messe  in  den  vorgeschriebenen  liturgischen  Ge- 
wändern^, c.  nur  mit  brennenden  Wachskerzen  9,  d.  allein  anter  Benutzung  eines 
konsekrirten  Kelches  ans  Gold  oder  Silber  ^o,  sowie  e.  nicht  in  Gegenwart  von  Un- 
gläubigen ^S  von  Häretikern,  von  Schismatikern  ^^  und  vonEzkommunicirten  ^^  welche 
vitandi  sind  ^^,  feiern^*. 

f.  Endlich  besteht  für  jeden  Priester  die  Pflicht,  die  Messfeier,  wenn  er  sie  be- 
gonnen hat  ^<^,  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu  Ende  zu  ftthren,  also  sie  weder  über- 


de  more  ▼.  24.  März  1756.  %.  4,  bull,  eiuad.  4, 
176  und  Probst  a.  a.  0.  S,  186. 

1  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  oit.  Bei  Yeratoasen 
dagegen  kann  der  Bischof,  selbst  auch  gegen 
RegnlarpiiesteT,  Censuren  yerhängen.  F  a  g  n  a  ii. 
ad  c.  19.  X.  de  oif.  lud.  ordln.  I.  31.  n.  46  und 
Benedict.  XIY.  const  Accepimus  t.  16.  Juli 
1746, 1  f.  elusd.  bnU.  2,  69. 

2  Tild.  1.  c.  Anch  hier  gilt  das  in  der  vorigen 
Anm.  Gesagte. 

3  G.  61  (nach  Regino  I.  193)  Dlst.  I.  de  cons. 
yerlangt  für  die  missa  solemnior  zvel ,  dagegen 
c.  6.  l.  f.  (Alex,  in.)  X.  de  flL  presbyt.  1.17  nur 
einen.  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  ist  so- 
gar die  Zuziehung  von  zweien  bei  der  Pilvat- 
messe  verboten.  Acta  s.  sed.  3,  590  n.  VIT.  u, 
S.  594  mit  der  Ausnahme :  „quoad  missas  par- 
ochiales  vel  similes  diebus  solemnioribus  et  quoad 
missas  quae  celebrantur  loco  solemnis  atque  can« 
tatae  occasione  realis  atque  usitatae  celebritatis 
et  solemnitatis  tolerari  posse  duos  ministros  mis- 
sae  inserrlentes". 

^  Gegen  das  alleinige  Gelebriien  erklärt  sich 
schon  Mainz  813  c  43,  Man si  14,  74;  Paris 
829  I.  48,  ibid.  p.  567;  Capit.  v.  Worms  829 
c.  8 ,  LL.  1,  342.  Diese  s.  g.  mi9$a  solitaria 
scheint  im  9.  Jahrhundert  namentlich  in  den 
Klöstern  vorgekommen  zu  sein,  s.  Regino  1.  c. 

s  Die  Verwendung  von  Frauen  zu  solchen 
Diensten  verbietet  o.  1  (Nanuet.  v.  895)  X.  de 
cohabit.  der.  III.  2.  Das  gilt  auch  von  Nonnen, 
de  Herdt  1.  c.  1. 1.  u.  298,  im  Nothfall  darf 
aber  ein  Frauenzimmer  respondiren,  indessen 
nicht  die  anderen  Hilfsleistungen  machen,  Congr. 
zit.  V.  27.  Aug.  1836  Nr.  10,  GardelUni  ed. 
olt  n.  4782,  t.  3  app.  p.  183. 

Die  Zuziehung  des  Ministranten  kann  in 
dringenden  Fällen ,  z.  B.  wenn  behufs  Weihung 
des  Yiatikums  celebzirt,  wenn  eine  für  das  Volk 
vorgesohfiebeoe  Messe  gelesen  werden  muss, 
vgl.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  79  u.  de 
Herdt  Lc  n.  295  unterlassen  werden ,  sodann 
auch  bei  besonders  ertheilter  päpstlicher  Ermäch- 
tigung, wie  sie  z.  B.  in  den  Quinquennalfakul- 
täten  n.  15  (s.  o.  S.  188.  u.  5)  und  in  den  Fa- 
kultäten f&r  die  Missionäre,  Collect,  const.  s. 
sed.  mission.  n.  31.  p.  19,  sub  23,  gewährt  ist. 


0  Das  folgt  aus  der  Ausschliessung  dieser 
Personen  von  der  communicatio  in  saciis,  s.  auch 
die  Constlt  Pius'  VI.  für  den  österr.  Feldvikar 
V.  1788:  „dummodo  inserviens  missae  non  sit 
haereticus  vel  excommunicatus^  Ginzel,  K. 
R.  Anhang  S.  64. 

7  c  15  (Innoc.  III,)  X.  de  fll.  presb.  I.  17 ; 
Trid.  Sess.  XXV.  c  15  de  ref. 

8  Missale  rom.  rubr.  gen.  XVII I.  XIX.  Vgl. 
auch  Probst  S.119fr.,  de  Herdt  1.  c.  p.l96ff. 
u.  p.  217  «r. ;  Gihr  S.  250 flf.  281  flf. 

0  c.  14  (Honor.  lU.)  X.  de  celebr.  miss.  UI. 
41 ;  Missale  1.  o.  XX.  Nur  zufolge  päpstlichen 
Indultes  sind  Kerzen  aus  Fett,  Harz  oder  auch 
Celli  cht  gestattet,  de  Herdt  1.  c.  n.  182  ff. ; 
Gihr  S.297.  n.  2-^;  Collect,  eit.  n.  414  iT. 
p.  211  ir. 

»0  c.  44  (Tribur  895).  c  45  (incert)  Dist  I. 
de  consecr.,  c.  14  (Honor.  III.)  X.  de  celebr. 
miss.  III.  41,  blos  im  Falle  äusserster  Armuth 
sind  zinnerne  Kelche,  niemals  hölzerne  oder  glä- 
serne erlaubt,  vgl.  Probst  S.  114,  de  Herdt, 
1.  c.  n.  172  flP.  und  Gihr  S.  242. 

11  c.  1.  S.  1  (Isidor.)  DUt.  25. 

12  Das  folgt  aus  dem  Verbote  der  communi- 
catio in  sacris. 

13  c.  1.  §.  1,  Dist.  cit. ;  c.  43  (Innoc.  UI.)  X. 
de  sent.  excomm.  V.  39;  c  18  (Bonif.  VIIL)  in 
VIto  eod.  V.  11,  c.  8  (id.)  in  VIto  de  privlieg. 
V.  7. 

1^  Die  tolerati  haben  zwar  ihrerseits  die 
Pflicht,  sich  in  Uebereinstimmung  mit  den  Vor- 
schriften der  Kirche  von  dem  Messopfer  fern  zu 
halten,  der  celebrirende  Priester  ist  aber,  weil 
ihm  der  Verkehr  mit  ihnen  gestattet  ist,  nicht 
verbunden,  sie  von  der  Theilnahme  auszuschlies- 
sen,  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  323. 326. 

ii>  Da  sich  diese  Vorschrift  in  den  Missions- 
gebieten  und  in  Gegenden  mit  gemachter  Be- 
völkerung nicht  streng  durchführen  lässt,  so  er- 
halten die  Missionäre  und  auoh  die  Bischöfe  in 
einzelnen  Ländern  in  ihren  Fakultäten  die  Er- 
mächtigung „praesentibus  haeretids,  schlsma- 
ticis,  infldelibus  et  excommnnicatis ,  si  aliter 
celebrari  non  possit",  zu  celebriren  und  diese 
Befugniss  zu  subdelegiren,  s.  o.  Anm.  6. 

10  D.  h.  wenn  er  nach  Zubereitung  des  Altars 
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hsopt  uiyolleiidet  zu  lassen,  noch  in  die  Celebration  eine  dazu  nicht  gehörige  Hand- 
ItiBS;  einzosehieben  nnd  dann  erst  die  Messe  zn  Ende  zu  lesen  ^ 

Wenn  indessen  die  Messfeier  noch  nicht  weiter  als  bis  zn  dem  zweiten  Theilc, 
der  Konsekration,  gelangt  ist  2,  und  plötzlich  die  Gefahr  einer  Verunehrung  der  hei- 
lige Handlung  und  der  zu  konsekrirenden  Elemente,  also  die  Entweihung  der 
Kirche  eintritt  3,  ein  feindlicher  Einbruch  oder  eine  Ueberschwemmung  oder  der 
Einstaiz  der  Kirche  droht^ ,  so  hat  der  Priester  nicht  nur  das  Recht ,  sondern  auch 
die  Pflicht,  die  Messe  abzubrechen.  Dasselbe  gilt ,  wenn  nach  Beginn  der  Messe  ein 
exeommunicatus  vitandus  die  Kirche  betritt  oder  dessen  Anwesenheit  erst  nachher 
von  dem  Priester  bemerkt  wird,  sofern  der  Exkommunicirte  sich  nicht  auf  Aufforde- 
nmg  des  Priesters  entfernt  und  auch  nicht  ans  der  Kirche  ohne  Verletzung  der  der- 
aelben  schuldigen  Ehrfurcht  entfernt  werden  kann^.  Endlich  hatder  Priester  die  Weiter- 
celebrimng  der  Messe  auch  dann  einzustellen ,  falls  er  sich  erst  nach  Be^n  der- 
aeiben  erinnert,  dass  er  nicht  mehr  nüchtern,  dass  er  exkpmmunicirt  oder  suspendirt 
ist,  dass  er  eine  begangene  Todsünde  noch  nicht  gebeichtet,  oder  dass  die  Kirche 
oder  Kapelle  dem  Interdikte  unterliegt^,  und  in  diesen  Fällen  durch  die  Abbrechung 
der  Messe  kein  Aergemiss  entstehen  würde  ^. 

Femer  ist  der  Priester  wenigstens  berechtigt,  beim  Vorliegen  dringender  Gründe, 
so  vemi  es  nothwendig  wird,  einem  Sterbenden  die  Sakramente  der  Taufe,  der  Busse, 
des  Yiatikams  oder  der  letzten  Oelung  zu  spenden,  sowohl  vor,  wie  auch  nach  der 
Konsekration  ^  mit  der  Messfeier  einzuhalten  K 

Unterbricht  er  ausser  den  gedachten  FftUen  die  letztere,  so  kann  der  Ordinarius, 
wenn  er  die  Messe  nach  der  Konsekration  unterbrochen  hat,  ihn  mit  Censuren, 
sonst  blos  mit  angemessenen  Bussen  belegen  ^^, 


vieder  ▼on  demselben  hemuter  gestiegen  nnd  "^  Sonst  hat  er  die  Messe  zn  Ende  zn  lesen, 
die  Worte :  In  nomine  dei  patria  etc.  vor  dem  aber  in  den  entsprechenden  Fällen  mit  dem 
nachfolgenden  Antiphon :  Iniroibo  ad  cUtare  ge-  Vorsätze ,  die  Absolution  der  gegen  ihn  ver- 
sprochen hat,  Missale  roman.  ritus  celebr.  III.  hängten  Gensnren  herbeizuf&hren  oder  die  Tod- 
il3  Q.  6;  Probst  S.  157  ff. ;  G  ihr  S.  335.  sande  nachträglich  zn  beichten. 

»  c  16  (Tolet.  VII.  V.  646)  0.  VII.  qu.  1 ;  c  57  Ohne  Bücksicht  auf  ein  etwa  sich  ergebendes 

[Rom  V.  743)  Dist.  I.  de  consecr. ;  Missale  rom.  Aergemiss  muss  er  die  Messe  immer  abbrechen, 

le.  n.  4.  wenn  er  vor  der  Konsekration  bemerkt,  dass  die 

^  Unentschieden  und  streitig  ist  es ,   ob  die  Materie  ungeeignet  (die  Hostie  oder  der  Wein 

Hesse  substantialiter  mit  dem  Lesen  des  Kanon  verdorben)  ist,   und  keine  tangliche  beschafft 

oder  mit  der  Vornahme  des  eigentlichen  Konse-  werden  kann,  Probst  S.  24 

kntionsaktes  (a.  0.  S.  178.  n.  6)  beginnt,  ob  also  ^  Im  letzteren  Falle  hat  der  Priester  die  schon 

4ei  erste  oder  der  zweite  Zeltpunkt  entscheidend  geweihten  Elemente  sorgfältig  zu  verwahren  und 

iit,  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  147.    Das  nachher  die  Messe  zu  Ende  zu  lesen  ,  sofern  die 

Missale  (s.  die  folgende  Anm.  4)  spricht  für  das  Unterbrechung    nicht    zu   lange  gedauert  hat, 

entere.  Benedict.   XIV.    de  sacrif.    mlssae  III.    14; 

>  c  18  in  VIto  y.  11.  cit.  u.  folgende  Anm.  Probst  S.  149. 

*  Missale  rom.   de  defect.   circa  missam  X.  ^  Die  Spendung  anderer  Sakramente  als  der 

n.  2 :  ^  saeerdote  celebrante,  violetur  ecclesia,  genannten  berechtigt  aber  nicht,  die  Messe  zwi- 

&Dte  canonem  dimlttatni  missa,  sl  post  canonem,  sehen  der  Wandelung  und  der  Kommunion  aus- 

Qon  dimittatar.     Si  timeatnr  Incursus  hostium  zusetzen ,  ProbstS.  148,  vgl.  auch  Benedict. 

7«!  alluvionia  vel  raina  loci,  nbi  celebratur,  ante  XIV.  1.  c.  III.  14. 

eonseerationem   dlmlttatnr  missa,    post  conse-  ^^  c  16.  C.  VII.  qu.  1  cit  droht  die  Exkom- 

entionem  vero  sacerdos  accelerare  poterit  func-  munikation  und  c.  57.  Dist.  I.  de  consecr.  die 

tionem  sacramentl  omissis  aliis'^«  Suspension  an.    Die  Congr.  conc.  hat  wiederholt 

s  e.  18  in  VIto  olt.  V.  11;  Olem.  2  de  sent.  erkannt,  dass  diese  Strafen  nicht  ipso  iure  ein- 

exeomm.  V.  10;  Probst  S.  146.  147;  Kob  er  treten,  und  der  Ordinarius  sie  nur  unter  der  im 

S.  324.  236.  Texte  gedachten  Voraussetzung  verhängen,  in  an- 

^  MissaL  L  c.  Vm.  n.  4.  5;  Probst  S.  146;  deren  aber  allein  Bussen  auferlegen  darf,  Be- 

ÄeHerdtl.  c^  t.  2.  n.  157  ff.  160.  nedict,  XIV.  1.  c. 

Hiaschias,  Kirehenrecht.  lY.  13 
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Sollte  endlich  der  celebrirende  Priester  durch  Tod  oder  durch  plötzliche  Krank- 
heit an  der  Fortsetzung  der  Messe  verhindert  werden,  so  muss ,  falls  dieselbe  bereits 
bis  zur  Konsekration  vorgeschritten  war,  ein  anderer  Priester  ^  die  begonnene  Messe 
zu  Ende  lesen  2,  sofern  ein  solcher  nur  irgendwie  zu  beschaffen  ist 3. 

lU.  Besonderheiten  bei  den  verschiedenen  Arten  von  Messen. 
A.  Fest-  und  Tagesmessen  und  Votivmessen.  Wegen  des  mannigfaltigen 
Charakters  und  der  mannigfaltigen  Wirkungen  der  Messe  kann  dieselbe  in  der  ka- 
tholischen Kirche  zu  den  verschiedensten  gottesdienstliohen  Zwecken  verwendet  wer- 
den. Die  katholische  Kirche  betrachtet  sie  als  den  würdigsten  und  vollkommensten 
Gottesdienst,  und  daher  hat  sie  in  der  regelmässigen,  nach  dem  Kirchenjahr  bestimm- 
ten und  stets  einzuhaltenden  Oottesdienstordnung ,  der  gottesdienstlichen  Feier  der 
kirchlichen  Festtage  und  sonst  kirchlich  bedeutsamen  Tage ,  insofern  diese  letzteren 
vor  Allem  durch  die  Celebrirung  der  Messe  gefeiert  werden,  ihre  centrale  Stellung. 
Die  Oottesdienstordnung  ist  also  zum  Theil  Messordnung ,  beide  stehen  im  innigsten 
und  engsten  Zusammenhange.  Wie  die  verschiedene  Bedeutung  der  einzelnen  Feste 
und  Tage  dem  Gottesdienst  einen  besonderen  Charakter  verleiht,  so  ist  dies  auch  der 
FaU  mit  den  an  diesen  Tagen  zu  haltenden  Messen.  Die  Messe  hat  zwar  bestimmte 
wesentliche  und  sich  stets  gleich  bleibende  Bestandtheile^,  aber  innerhalb  dieses 
festen  Rahmens  kommen  je  nach  dem  Tage ,  tdt  welchen  die  Messe  celebrirt  wird, 
gewisse  auf  das  kirchliche  Fest  oder  das  kirchlich  bedeutsame  Ereigniss  Bezug 
habende  Besonderheiten,  besondere  Riten,  zur  Anwendung.  Die  Gesanmitheit  dieser 
Messen  bildet  die  regelmässige,  das  Earchenjahr  hindurch  einzuhaltende  Ordnung  fUr 
den  äusseren  und  öffentlichen  Gottesdienst  der  katholischen  Eärche,  und  die  an  den 
einzelnen  Festen  und  Tagen  zu  feiernden  Messen  in  ihrer  eigenthfimlichen,  durch  das 
Kirchenjahr  bedingten  Gestaltung  sind  die  s.  g.  missae  de  tempore  oder  temporales, 
d.  h.  einerseits  die  Festmessen  [missae  de  festo)  und  andererseits  die  Tagesmessen 
[missae  feridles)  *. 

Es  giebt  aber  auch  in  dem  religiösen  und  kirchlichen  Leben  Ereignisse,  welche 

i  Deshalb  sollte  nach  dem  11.  Konzil  y.  To-  quamcoencAumtsl;  velposset  super  aliumcalicem 

ledo  V.  676  c.  14  bei  Kirchen  mit  mehreren  Geist-  praeparatam  integram  formam  proferre ,  et  ho- 

liehen  dem  celebrlrenden  Priester  stets  ein  an-  stiam  prlmi  sacerdotis  et  sanguinem  a  se  conse- 

derer  zur  Seite  sein ,  um  bei  solchen  Nothfallen  cratam  samere  ac  deinde  calicem  rellctom  semi- 

die  Messe  zn  Ende  lesen  zu  können.  consecratum^ 

2  c.  16  C.  YII.  qu.  1  cit.;  Missale  rom.  1.  c.  ^  Daher  kann  die  Beendigung  auch  durch  einen 

X.  n.  3:  „Si  sacerdos  ante  consecrationem  gra-  nicht  mehr  nüchternen  Priester,   s.  0.  S.  191. 

viter  inflrmetur  vel  in  syncopem  inclderit  aut  n.  10  u.  vor.  Anm.,  ja  selbst  im  äussersten  Noth- 

moriatur,  praetermittitur  missa;  si  post  conse-  falle  durch  einen  exkommunicirten ,  suspendlr- 

crationem  corporis  tantum  ante  consecrationem  ten  oder  irregulären,  was  freilich  nicht  ganz  un- 

sanguinis vel  utroque consecrato  id accidit,  missa  bestritten  ist,  erfolgen,  Benedict.  1. c.  III.  14. 
per  alium  sacerdotem  expleatur  ab  eo  loco,  ubi  ^  S.  0.  S.  178  n.  6. 

nie  desiit,  et  in  casn  necessitatls  etiam  per  non  ^  Probst,  Encharistie  als  Opfer  S.  256.  257. 

Jejunum.   Si  autem  non  obierit,  sed  fnerit  in-  Dabei  kommt  weiter  der  Unterschied  in  Betracht 

flrmus,  adeo  tamen  ut  possit  communicare  et  nou  zwischen  den  Messen  für  die  in  der  ganzen  Kirche 

adsit  alia  hostia  consecrata ,  sacerdos  qui  missam  gefeierten  Feste  nnd  für  die  s.  g.  festa  propria, 

supplet,  dividat  hostiam ,  et  uiiam  partem  prae-  d.  h.  solche ,  welche  allein  einer  einzelnen  Dio- 

beat  inflrmo,  aliam  ipse  sumat.    Si  autem  semi-  cese ,   Kirche  oder  einem  Orden  eigenthfimlich 

prolata  forma  corporis  (d.  h.  wenn  er  die  Konse-  sind ,  so  dass  nur  für  diesen  Bezirk  oder  Kreis 

kratlonsworte  über  das  Brod  zwar  begonnen,  aber  von  Personen  gerade  an  dem  betreffenden  Tage, , 

nicht  bis  zu  Ende  gesprochen  hat)  obiit  sacerdos,  wie  z.  B.  am  Tage  der  Kirchweihe,  des  Kirchen- 

quia  non  est  facta  consecratio ,  non  est  necesse,  patrons    ein    besonderes    officium    eingehalten 

ut  missa  per  alium  suppleatur;    Si  vero  obierit  wird ,  a.  a.  0.  S.  321  fF.    Die  allgemein  in  der 

semiprolata  forma  sanguinis ,  tnnc  alter  prose-  Ordnung  des  Kirchenjahres  zu  feiernden  Fest- 

quatur  Missam  et  super  eumdem  calicem  repetat  und  Tagesmessen  weist  das  Missale  romanom  in 

integram  formam  ab  eo  loco :  „Simili  modo  post-  seinem  ersten  Haupttheile ,  dem  s.  g.  proprium 
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zu  einer  besonderen  kirehliehen  Feier  und  zur  Anrofung  Gottes  wegen  besonderer 
Bitten  AnUsB  bieten,  nnd  für  welche  die  nach  dem  Kirchenjahr  festbestimmte  Gottes- 
dienst-  und  Messordnnng  keine  feste  Stelle  hat  nnd  haben  kann.  Die  Gebete,  welche 
in  den  durch  die  letztere  bestimmten ,  regelmässigen  Fest-  oder  Tagesmessen  vor- 
kommen, passen  vielfach  nicht  zn  dem  Zweck,  zu  welchem  in  den  erwähnten  Fällen 
die  Me^e  gefeiert  werden  soll,  und  daher  hat  die  katholische  Kirche  fttr  solche  Zwecke 
eigene  Messen  mit  besonderen  Messformnlaren  zugelassen.  Es  sind  dies  die  s.  g. 
voävae,  die  Votivmessen,  d.  h.  diejenigen  Messen,  welche  ausserhalb  der  regel- 
en  Ordnung  des  Gottesdienstes  und  der  Messe  des  Kirchenjahres  stehen  ^  und 
Ar  specieUe  Zwecke,  sei  es  der  ganzen  Kirche ,  sei  es  einer  kirchlichen  Korporation 
oder  Genossenschaft,  sei  es  eines  einzelnen  Gliedes  der  Kirche,  gefeiert  werden. 

Des  Näheren  scheiden  sie  sich  in  3  Klassen^:  a.  die  regelmässig  als  Fest-  oder 
Tsgeamessen  vorkommenden  Messen,  deren  Feier  als  Yotivmesse  verlangt  wird,  denn 
es  kann  die  Celebrimng  einer  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  aus  besonderer  An- 
dadit  zu  einem  göttlichen  Geheimniss ,  einer  göttlichen  Person  oder  zu  einem  Heili- 
gen, obwohl  zn  deren  Ehren  während  des  Eorchenjahres  innerhalb  der  regelmässigen 
Gottesdienstordnung  eine  Messe  gefeiert  wird,  gewünscht  werden,  b.  di€|jenigen  Mes- 
sen, welche  zwar  auch  als  Tagesmessen  vorkommen,  fUr  welche  aber,  weil  sie  speciell 
in  ihrem  Ritus  auf  den  Charakter  der  Festzeit  Bttcksicht  nehmen,  die  Kirche,  um  sie 
zu  Yotivniessen. geeignet  zu  machen,  besondere,  jenen  Charakter  abschwächende 
Formnlare  aufgestellt  hat  3,  c.  endlich  diejenigen,  welche  aus  verschiedenen  äusseren 
Vorkommnissen  gelesen  werden  und  der  Bitte  um  Abwendung  eines  Uebels  oder^um 
Zuwendung  eines  Gutes,  sowie  dem  Dank  fdr  Entfernung  eines  Uebels  oder  Gewäh- 
rung eines  Gutes  dienen^. 

Fflr  das  Becht  gewinnt  der  Unterschied  zwischen  den  Fest-  und  Tagesmessen 
einwseits  nnd  den  Votivmessen  nnd  ihren  verschiedenen  Arten  andererseits  in  fol- 
genden Beziehungen  Bedeutung : 


de  tempore ,  hier  für  die  Zeit  vom  ciellen  Formalare  aufgestellt,  Tlelmehr  g:lebt  das 

ffsten  Adventssonntage  bis  znm  Charsonnabend,  Commune  sanctoram  nur  eine  Reihe  von  Ge- 

und  femer  in  dem  nach  dem  s.  g.  ordo  missae  neralformularen  (z.  B.  in  vigilla  unius  apostoli, 

(bez.  dem  canon  missae)  folgenden  Theile  für  commune  unius  martyrls  pontlflcis,  pro  virglne 

die  Zeit  vom  ersten  Osterfeiertag  bis  zum  Schlüsse  et  martyre)  zur  Auswahl,  falls  die  zu  Ehren  eines 

des  Kirchenjahres,  endlich  die  Messen  für  die  ein-  Helligen    zu    lesende  Fest-   und    Tagesmesse 

zelneu  Heiligentage  in  dem  proprium  misaarum  nicht  verwendet  werden  kann,  Probst  S.  367. 
de  fonetü,  anf.  ^  Die  14  Formulare  in  Commune  sanetorum 

Weiter  unterscheidet   man    noch    nach    den  beziehen  sich  theils  auf  das  allgemeine  Wohl  der 

Tagen  missae  dominicales,  missae  in  honorem  Kirche  (missa  pro  eligendo  summo  pontiflce ,  in 

sanetoram,  missae  de  vigilia  (am  Tage  vor  einem  anniversario  electionis   seu   consecratlonis   epi- 

kohen  Feste).  soopi,  ad  tollendum  schisma,  contra  paganos),  auf 

•  Himle  rata,  gener.  pr. :  ^U«  didtar  . .  .  *" ''^T^'^"  ^°".&*  T?S!f,  Stf^^M 

et  estis  OTdlDem  oMdi Trtiv.  ^el  pm  defunctU";  ?'"'i|'°  t^^^i^  pe6tllen««e) ,  oder  da«  Wohl 

c>  CA»»  »nuucui  v<jiu>  Tvu  .^<  |Fw  uoiuuvu»  ,  j      Einzelnen  fpio  qnacomqae  necessitate,  pro 

FerT»r1«s.  t.  mlasa  ut  XIU.  n.  1;  Probst  „™i..i.„„  _...if„,„„    .1  JL,„i.„j.„  „i«.-. 

'.•r  *-'l^^"'r-^-  'n%^liJ''T^  re^ToTn^pro^^^^^^^^ 

«cht  von  Totam ,  sondern  ^on  voluntas,  weü  sie  ^    ^^^  /^  ^^^^^    ^^^^^  ^^^  ^^^  ^^^ 

speciell  von  Jemuid  gewünscht  wird.  Fälle  (wie  das  Formular  pro  gratiarum  actione). 

2  Probst  S.  351.  365.  370.  380.  Endlich  gehören  hierher  auch  die  gewohnlich 

3  Das  Missale  weist  in  dem  Theile :  Commune  von  den  Votivmessen  geschiedenen  s.  g.  Re- 
Kmdorufn  8  solcher  Messen  auf:  de  trinltate,  de  quiemsmessen  (für  den  Todes-  oder  Begräbnlss- 
Angelis,  de  ss.  Apostolis  Petro  et  Paulo,  de  spi-  tag,  den  dritten,  siebenten  und  dreissigsten  Tag 
zitu  saneto ,  de  ss.  eucharistiae  sScramento ,  de  nach  dem  Todestage,  sowie  für  den  Jahrestag  des 
B.  emee,  de  passione  d.  n.  Jesu  Christi,  de  s.  Todes  nnd  die  zur  besonderen  Andacht  für  die 
Maria,  Probst  S.371  ff.  Für  die  übrigen  Apostel  armen  Seelen),  Probs t  S.  392  fl. 

und  für  die  Heiligen  sind  keine  derartigen  spe- 
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1 .  Die  Fest-  und  Tagesmessen  sind  durch  das  öffentliche  Recht  der  Kirche, 
die'Oottesdienst-  und  Messordnnng,  yorgeschrieben.  Sie  müssen  der  Regel  nach  ge- 
mäss derselben  an  dem  betreffenden  Tage ,  wie  sie  für  denselben  angeordnet  sind, 
(nach  dem  s.  g.  officinm  des  Tages),  gefeiert  werden  *. 

Die  YotiYmessen  sind  als  solche  nicht  an  bestimmte  Feste  nnd  Tage  gebunden 
und  bilden  nicht  Theile  der  regelmässigen  Oottesdienstordnung. 

Die  Pflicht,  eine  solche  zn  feiern ,  kann  allerdings  fär  eine  bestimmte  Gelegen- 
heit dnrch  kirchliches  Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht  begründet  sein  2.  Femer  ist  der 
Ordinarius  für  seinen  Amtssprengel  berechtigt,  bei  wichtigen,  die  Kirche  betreffenden 
Angelegenheiten  die  Feier  einer  solchen  anznordnen^. 

Aber  andererseits  hat  anch  jeder  Gläubige,  sofern  er  nicht  der  grossen  Exkom- 
munikation unterliegt^,  wegen  des  ihm  zustehenden  Rechtes  auf  alle  statthaften  kirch- 
lichen Handlungen  die  Befugniss ,  die  Oelebrirung  einer  Votiymesse  zu  verlangen  ^, 
falls  nur  ein  vernünftiger  Grund  dazu  vorliegt.  Eine  Pflicht  des  angegangenen 
Priesters,  dem  Begehren  nachzukommen,  besteht  aber  allein,  wenn  er  die  Votivmesse 
ohne  Vernachlässigung  der  Pflichten,  welche  ihm  wegen  seines  Amtes  oder  seiner 
kirchlichen  Stellung  oder  wegen  etwaiger  bereits  anderweitig  übernommener  Ver- 
pflichtungen obliegen,  zu  lesen  im  Stande  ist<^,  ferner  die  betreffende  Messe  überhaupt 
als  Votivmesse  7  und  auch  zu  der  geforderten  Zeit^  gelesen  werden  darf,  und  dem 
Priester  endlich  ein  Stipendium  für  die  Oelebrirung  zugesichert  wird  •.  Weil  letzte- 
res kaum  ohne  eine  ausreichende  Ursache  geschehen  wird ,  erachtet  die  herrschende 
Meinung  das  Versprechen  oder  die  Gewährung  eines  Stipendiums  schon  für  einen  ge- 
nügenden Grund  zur  Rechtfertigung  des  Verlangens  nach  einer  Votivmesse  ^^. 

2.  Die  Pflicht,  alle  vorgeschriebenen  Fest-  und  Tagesmessen  zu  lesen,  besteht 
für  die  Kathedral-  und  die  KoUegiatkirchen^^.  Sie  ist  durch  die  tägliche  Feier  der 
3.  g.  Konventualmesse ^^  zu  den  festgesetzten  Stunden^',  ausserdem  aber  auch  noch 


1  Missale  roman.  nibi.  gen.  pr. :  „Missa  quo-  ^  S.  nachher  nnter  Nr.  2. 

tidie  dicitur  secundum  ordinem  offlcii:  de  festo  ^  Probst  S.  354.  356;  deHerdtl.  c.  n.  27. 

duplici  vel  semldupllci  vel  simpUci,  de  domi-  *<>  probst  S.  355;  deHerdtl.  c. 

nica  vel  ferla  vel  vlgllia  vel  octava''.  "  c.  11  (Honor.  III.)  X.  de  celehr.  miss.  III. 

2  Wie  die  Abhaltung  der  missa  de  spirita  41;  Bd.  II.  S.  141.  143;  Bouix  de  capltnlis« 
sancto  vor  der  Wahl  der  Bischöfe  s.  Bd.  II.  ed.  II.  p.  316;  deHerdtl.  o.  n.14;  Ballay, 
S.  661,  und  des  Papstes,  s.  Bd.  I.  S.  276.  n.  5.  de  missa  conventuali  im  Arcb.  f.  kathol.  K.  R. 

3  Z.  B.  aus  Anlass  einer  abzuhaltenden  Mis-  36,  298.  Dagegen  ist  es  streitig,  ob  diese  Ver- 
sion, s.  de  Herd tl.  c.  t.  I.  n.  27.  pflichtung  sich  auch  auf  die  Konveutskirohen 

^  Weder  der  toleratus  noch  vltandus  hat  ein  der  Regularen,  insbesondere  der  Nonnen  bezieht. 

Recht  auf  die  gottesdienstlichen  Handlungen  der  Manche  Uugnen  eine  solche  —  und  das  ist  rloh- 

Kirche.  tig  —  für  das  gemeine  Recht  überhaupt  und 

^  Zor  Geltendmachung  des  Rechtes  muss  er  lassen  dieselbe  nur  durch  die  besonderen  Kon- 

aber  auch  das  erforderliche  Unterscheldungsver-  stitutionen  des  Ordens  oder  durch  Gev^ohnhelts- 

mögen  besitzen.  recht  begründet  sein.   Andere  nehmen  allein  die 

^  Denn  diese  Pflichten  gehen  vor.    In  Betreff  Kirchen  der  Bettelorden  aus.   Allseitiges  Ein- 

des  letzteren  Punktes  s.  unten  unter  C.  2.  verstandniss  herrscht  dagegen  darüber ,  das«  die 

'^  Nicht  als  Yotivmessen  dürfen  die  Fest-  und  Regularen  die  Konventualmesse  täglich  in  Ge- 

Tagesmessen  von  den  Sonntagen,  von  den  Tagen  mässheit   der   Vorschriften    des  Missale    lesen 

der  Advents-  und  Fastenzelt,  sowie  von  allen  können,  vgl.  Cavalieri  1.  c.  P.  III.  c.  8.  decr. 

beweglichen  Festen ,  wie  Ostern  u.  s.  w. ,  femer  VII.  (52);  B  allay  1.  c.  p.  298;  de  Her  dt ,  s. 

auch  nicht  Messen  zu  Ehren  eines  blos  Beatifi-  liturg.  praxls  p.  I.  n.  14. 

cirten  oder  eines  s.  g.  tolerirten  Heiligen,  d«  h.  i^  Bd.  II.  S.  141.  143. 

eines  solchen ,   welcher  blos  privatim  verehrt  ^^  Vgl.  unten  zu  B.  bei  der  Erörterung  über 

wird,  ohne  dass  die  Kirche  widerspricht,  gelesen  die  solenne  Messe.  Eine  Aenderung  der  Stunden 

werden,  Probst  S.  365.  366;  de  Her  dt  t  I.  ist  nicht  sUtthaft,  selbst  nicht  durch  abweichende 

n.  36—38.  Gewohnheit,  Acta  s.  sed.  10,  240. 


J207.] 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Messe. 


197 


SD  bestimmten  Tagen  durch  die  Feier  einer  zweiten  ^  (mitunter  sogar  einer  dritten^] 
denrtigen  Messe  zu  erfüllen  ^.  Da  diese  Messen  Namens  des  Kapitels  zu  eelebriren 
sind,  so  liegt  die  Verbindlichkeit  zunächst  den  Kapitelsgliedem  ob  4,  aber  auch  die- 
jenigen, welche  zum  Ohordienst  verpflichtende  Benefizien  haben  (die  s.  g.  vicarü,  ca- 
pdlarüj  mansionamy  portUmarn)  ^,  kennen  die  Verpflichtung,  dazu  mitzuwirken ,  nicht 
ablehnen^.  Sie  haben  aber  ebenso  wie  die  celebrirenden  Kapitularen  Anspruch  dar- 
auf, dass  ihnen  ftir  jede  derartige  Messe,  welche  sie  feiern,  aus  der  massa  communis, 
dem  fftr  die  Distributionen  bestimmten  Fonds  ^ ,  das  in  der  Diöcese  übliche  Mess- 
stipendinm ^  entrichtet  werde*. 

Ebensowenig  wie  gemeinrechtlich  etwas  darüber  bestimmt  ist ,  in  welchem  Um- 
züge die  an  sich  zur  Feier  der  erwähnten  Messen  verpflichteten  Dignitäten  und 
stinmiberechtigten  Mitglieder  des  Kapitels  bei  der  Erftlllung  der  gedachten  Pflicht  zu 
konknrriren  haben  ^o,  ist  dies  der  Fall  in  Betreff  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Kapitularen  und  der  Domvikarien  ^^  Es  entscheidet  auch  in  dieser  Beziehung,  wie  in 
Betreff  der  eben  erwähnten  Punkte,  das  besondere  Statut,  die  hergebrachte  Gewohn- 
heit oder  aneh  eine  etwa  getroffene  Uebereinkunft  ^\ 

In  den  Pfarrkirchen  braucht  die  Messe  blos  an  den  Sonntagen  und  Festtagen 
gelesen  zu  werden  ^3,  in  Betreff  anderer  Eorchen  besteht  eine  solche  Pflicht  überhaupt 


t  Missale  roman.  mbr.  gen.  III.  1 :  „In  feriis 
Urnen  quadimgesimae ,  qnataor  tempornm,  ro- 
^tionnm  et  vigilüs ,  etiamBi  duplex  yel  semi- 
duplex  fest  um  (s.  darüber  S.  198)  vel  octava 
oceoirat,  in  ecclesiis  eathedralibns  et  coUegiatis 
eantantur  duae  miSsae,  una  de  feste  postTertiaiD, 
alia  de  feria  post  Nonam",  weitere  Fälle  ibid. 
il2.  u.V.  1. 

^  Namllcb  abgesehen  von  Weihnachten  1.  o. 
IT.  4  auch  au  einem  auf  den  Tag  vor  Himmelfahrt 
einfallenden  festum  duplex  und  semiduplex ,  s. 
die  SpecialTubrik  des  Missales  zu :  In  -rigilla  as- 
censionis.  Vgl.  näheres  bei  deHeidt,  praxls 
npitularis.   Lovanli  1881.  p.  292. 

^  Selbst  durch  unyordenkliche  Gewohnheit  kann 
eine  Befreiung  tob  diesen  Pflichten  nicht  herbei- 
lefOhrt  werden,  B  e  n  e  d  i  c  t.Xiy .  const  Cum  sem- 
perobUtasT.  19.  August  1744.  $.  16,  eiusd.bull. 
1,  165  (welche  zwar  nur  an  die  italienischen 
Bischöfe  gerichtet  ist,  aber  mit  Rücksicht  darauf, 
du8  sie  eine  Beihe  von  gemeinrechtlichen  Streit- 
fragen entscheidet  und  auch  nicht  auf  Italien 
bezügliehe  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  be- 
stätigt, fUr  die  ganze  katholische  Kirche  Bedeu- 
tung hat),  insbesondere  auch  nicht  von  der 
Pflicht,  die  ferneren  Messen  zu  lesen,  Entsch.  d. 
Congr.  couc.  v.  1873,  Acta  s.  sed.  7,  626.  Doch 
weiden  darauf  gehende  Befreiungs-Indulte  ge- 
währt, 8.  a.  a.  0. 

«  Bd.  II.  S.  141  und  Benedict.  XIY.  const. 
eit  $.  12 :  ^ecclesiae ,  cuius  servitio  addicti  sunt 
quicamque  in  eadem  sIto  dlgnitates  sive  cano- 
nicatus  sive  mansionariatus  siye  benellcia  cho- 
ntia  ohtinent  et  missam  couTontualem  suis  re- 
fipectfye  vicihas  celehrant^. 

&  S.  die  vor.  Anm.  und  Bd.  II.  S.  84. 

«Congr.  conc.  v.  1822,  Richter,  Triden- 
tinnm  S.  134.  n.30,  v.  28.  Januar  1856  (für  Pa- 
derborn und  Mainz)  Acta  s.  sed.  2. 21 ,  s.  auch 
ibid.  p.  194  u.  4,  531. 


7  S.  darüber  Bd.  IIL  S.  236.  237,  nothigen- 
falls  muss  ein  Fonds  dafür  gebildet  werden,  Be- 
nedict XIV.  const.  cit  %.  19;  AcU  s.  sed.  2, 23. 

8  Eine  Erhöhung  der  Diöcesantaxe  trifft  auch 
ohne  Weiteres  diese  Stipendien,  Analecta  iur. 
pontif.  1869  p.  1038  u.  AcUs.  sed.  3,  412. 

»Benedict.  XIY.  const.  cit.  %.  18;  Acta  s. 
sed.  2,  204;  Analecta  iur.  pontif.  1869.  p.l038. 
Bestehen  gesonderte  Distributionsfonds  für  die 
Kapitularen  und  die  Domvikarien,  so  erhalten 
die  letzteren  den  Betrag  aus  dem  für  sie  be- 
stimmten, 1.  c.  p.  1040;  Acta  s.  sed.  2,  194. 

10  Bd.  II.  S.  141.  142;  de  Herdt  1.  c.  p.306. 

11  Auch  die  const.  Benedict  XIV.  bestimmt 
darüber  nichts.  Z.  B.  können  die  Messen  an  den 
Feiertagen  durch  die  Kanoniker,  an  den  Wochen- 
tagen durch  die  Vikarien  bez.  den  Hebdomadar 
der  einen  oder  andern  Klasse  (Bd.  II.  S.  142) 
celebrirt  werden,  Acta  s.  sed.  4,  532. 

12  Vgl.  Acta  8.  sed.  8,  222;  de  Herdt  1.  c 
p.  305.    • 

1»  Trid.  Sess.  XXJII.  c.  14  de  ref . ;  Bene- 
dict XIV.  de  syn.  dioec.  XIII.  26.  n.  4;  de 
Herdt,  s.  liturg.  praxis  1. 1.  n.  14.  Eine  von 
Innocenz  XII.  bestätigte  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
V.  1681  hat  erklärt,  dass  der  Pfarrer,  welcher 
reichliche  Einkünfte  (redditus  pingues)  beziehe, 
täglich  die  Pfarrmesse  eelebriren  müsse,  Ferra- 
ri s  s.  V.  missa  art.  III.  n.  3 ;  wegen  der  in  Be- 
treff der  Bemessung  der  Hohe  der  Einkünfte 
entstandenen  Streitigkeiten  hat  aber  Ben  ed  ict. 
XIV.  in  der  const  Cum  semper  oblatas  cit  %.  6, 
eiusd.  bull.  1, 164,  erklärt:  „nobis  abunde  satis- 
factum  fore  vobisque  proinde  satis  esse  posse,  dum 
ii,  qui  anlmarum  curam  exercent,  sacriflcium 
mlssae  pro  populo  celebrent  atque  applicent  in  do- 
miniois  aliisque  per  annum  diebus  festis  de  prae- 
cepto".  Neuere  Provinzialsynoden  ermahnen  aber 
alle  Seelsorger,  täglich  Messe  zu  lesen,  so  z.  B. 
Köln  1860,  coli,  conc  Lac.  5,  379.    Dass  durch 
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nicht,  da  ihre  Zweckbestimmnng  für  den  in  ihnen  abzuhaltenden  Gottesdienst  das  ent- 
scheidende ist,  nur  muss  die  Messe^in  ihnen  täglich  gefeiert  werden,  wenn  das  h.  Sa- 
krament der  Eucharistie  danemd  in  ihnen  aufbewahrt  wird  K 

Da  die  Votivmessen  keine  feste  Stellung  in  der  Messfeier  des  Kirchenjahres 
haben,  also  eine  Aenderung  der  regelmässigen  Abhaltung  derselben  bedingen,  so  tritt 
zwischen  ihnen  und  den  Tages-  und  Festmessen  eine  Kollision  ein.  Die  regelmässige 
Messfeier  muss  der  Votivmesse,  wenn  dieselbe  überhaupt  statthaben  soll,  weichen, 
aber  sie  kann  dann  nicht  zurücktreten,  wenn  es  sich  um  die  herrorragenden  Feste 
handelt,  an  deren  regelmässiger  Feier  die  Kirche  nothwendig  festhalten  muss.  Die 
Lesung  jeder  Votiymesse  ist  daher  ausgeschlossen  an  allen  gebotenen  Festtagen  ersten 
Ranges^.  Ausserdem  darf  eine  solenne  Votirmesse  nicht  an  den  Sonntagen  der  ersten 
Klasse  3,  am  Aschermittwoch,  an  den  Wochentagen  der  Charwoche,  an  den  Tagen 
(Vigilien)  vor  Pfingsten  und  vor  Weihnachten^,  eine  private  Votivmesse,  abgesehen 
von  den  eben  gedachten  Zeiten,  femer  an  keinem  Sonntage,  keinem  festum  duplex 
(zweiten  Ranges) ,  nicht  innerhalb  der  Oktaven^  von  Epiphania,  Ostern,  Pfingsten, 
an  der  Vi^  vor  Epiphania,  an  Allerseelen  <^,  endlich  nicht  innerhalb  der  Oktave  des 
Frohnleichnamfestes  ^  celebrirt  werden. 

B.  Private  und  öffentliche  Messen  {missae  privattieuni  pttblieae).  Die 
Privatmesse ,  durch  deren  Gegensatz  erst  der  Begriff  der  öffentlichen  Messe  bestimmt 
werden  kann,  wird  verschieden  definirt^.  Als  Privatmesse  wird  theils  diejenige 
Messe,  welche  in  Privatoratorien  blos  in  Gegenwart  der  einen  oder  anderen  Person 
gelesen,  und  als  öffentliche  jede  andere,  also  eine  solche,  welche  in  Kirchen  an  Sonn- 


besondere  Anordnung  des  Bischofs ,  wenn  genü- 
gende geistliche  Kräfte  an  der  Pfarrkirche  Yor- 
handen  sind ,  der  tagliche  Messgottesdienst  ein- 
gerichtet werden  kann,  ist  zweifellos.  Die  ci- 
tirten  Vorschriften  handeln  nur  von  der  person- 
lichen Verpflichtung  des  Pfarrers  als  solchen. 
Darüber  s.  des  weiteren  unter  B. 

1  So  die  Congr.  rit  v.  19.  März  1833,  Gar- 
dellini  ed.  dt  u.  4700,  3.  app.  p.  120. 

2  D.  h.  den  festa  dnplicia  primae  classis.  Die 
Feste,  welche  an  einem  bestimmten  Tage  des 
Jahres  gefeiert  werden  und  deren  Feier  niemals 
unterlassen  werden  darf,  werden  als  dnplicia 
und  semiduplicia  hezeichnet,  und  zwar  hat  diese 
Unterscheidung  Bedeutung  sowohl  für  das  nach 
dem  Brevier  zu  hetende  Officium,  wie  auch  für  die 
Messfeier.  Die  Doppelfeste,  die  dnplicia,  bilden 
die  wichtigste  Klasse  der  Festtage.  Die  semi- 
duplicia stehen  dagegen  im  allgemeinen  den 
Sonntagen  gleich,  vgl.  Probst,  Brevier  und 
Breviergebet  S.  185. 187. 190 ;  P  r  o  b  s  t ,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  343  ;  de  Heidt  1.  c.  n.  17— 
19.  Den  ersteren  ist  aber  durch  die  Unterschei- 
dung von  duplida  1  classis  und  2  classis  ein  be- 
stimmtes Rangverhältniss  beigelegt ,  weil  sie  in 
Folge  ihrer  Zahl  und  bei  der  Beweglichkeit  einer 
Reihe  von  Festen  zusammentreffen  können  und 
deshalb  eine  Bestimmung  darüber  erforderlich 
wird,  welches  der  beiden  Feste  seine  ursprüng- 
liche Stelle  behauptet,  und  welches  verlegt 
weiden  muss.  Das  semiduplex  hat  mit  den  dn- 
plicia das  gemein ,  dass  es  wie  die  dnplicia  im- 
mer zu  feiern ,  also  auch  nothigenfalls  zu  ver- 


legen ist,  während  das  letztere  bei  dem  festum 
Simplex  nicht  der  Fall  ist.  Probst,  Brevier 
S.  187.  190;  Eucharistie  als  Opfer  S.  343.  Vgl. 
weiter  Missale  rubr.  gen.  I. :  „Missa  diottur  de 
duplici  Ulis  diebus  quibus  in  Kaiendario  ponitur 
haec  nota :  dupUx  et  in  festis  mobilibns ,  quan- 
documque  offldnm  est  duplex.  In  duplidbus 
dicitur  nna  oratio  tantum ,  nisi  aliqua  comme- 
moratio  fleri  debeat ..."  IL  ^Missa  de  semi- 
duplici  dicitur,  quando  in  Kaiendario  ponitur 
haec  vox :  semidupUx.  Praeterea  in  dominicis  et 
diebus  infira  octavas.  In  semiduplicibus  tarn 
festis  quam  dominicis  dicuntur  plures  orationes" ; 
vgl.  auch  L  c.  IX. 

8  Das  sind  diejenigen ,  an  welchen  die  wich- 
tigsten Geheimnisse  der  Schöpfung  und.  Erlö- 
sung gefeiert  werden,  also  alle  Adventssonntage, 
alle  vom  Sonntag  Septnagesimä  bis  zum  weissen 
Sonntag,  der  Pflngstsonntag  und  der  Sonntag 
Trinitatts,  de  Herdt  l  c.  n.  20. 

«  Missale  1.  c.  IV. ;  Congr.  rit.  v.  27.  März 
1779,  Gardellini  ed.  dt.  n. 4393. XX;  2,601. 
502;  Probst,  Eucharistie  als  Opfer -6.  368. 

^  Der  achte  Tag  nach  einem  Feste,  well  die 
Feier  desselben  diese  Zeit  lang  fortgesetzt  wird, 
Probst,  Brevier  S.  193. 

6  Missale  1.  c. ,  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  S.  364. 

7  Congr.  rit  v.  21.  Juli  1670,  approbirt  v.  Cle- 
mens X.,  Garde  llinil.  c.  n.  2606;  1,  430. 

8  Vgl.  darüber  Benedict.  XIV.  de  sacrif. 
miss.  II.  22;  F.  X.  Schmidt,  Liturgik.  2.Aufl. 
1,293. 
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tagen  und  Festtagen  gefeiert  wird,  bezeiehnet^  Theils  setzt  man  den  Unterschied 
darin,  dass  bei  der  Priyatmesse  der  Priester  allein  kommnnicirt  und  die  Gemeinde 
blos  als  am  Opfer  geistig  theilnehmend  gedacht  wird  \  Ferner  wird  als  das  wesent- 
liehe  Merkmal  der  Umstand  betont,  ob  die  Messe  auf  das  Anliegen  Einzelner  oder 
ans  einem  anderen  Grnnde  gehalten  wird  ^, 

Die  Kommentatoren  der  Rubriken  nnd  die  kirchliche  Gewohnheit  verstehen  in- 
dessen nnter  der  Privatmesse  jede,  welche  von  dem  celebrirenden  Priester  sine  cantu 
gehalten,  blos  gesprochen  *  nnd  nnter  der  öffentlichen  eine  solche ,  welche  in  cantn 
(mit  Gesang)  celebrirt  wird  K  Diese  Unterscheidung  hat  an  den  Rubriken  des  Mis- 
sales  ihren  Anhalt.  Sie  ist  anch  praktisch  die  branchbarste  und  ist  der  Behandlung 
der  hier  einschlagenden  Fragen  zu  Grunde  gelegt. 

Die  öffentliche  Messe  (missa  publica)  zerAUt  weiter:  a.  in  die  feierliche,  die 
iittsM  soUnmk  (auch  Hochamt)  und  b.  die  nicht  feierliche ,  nicht  solenne  oder  gesun- 
gene (mitunter:  Amt  im  Gegensatz  zu  Hochamt],  die  missa  cantata  oder  medial. 

Das  Wesen  der  feierlichen  Messe  besteht  einmal  in  gewissen  Eigenthümlich- 
keiten  ihres  Ritus ?,  in  der  s.  g.  soUmnitas  intrinseca,  welche  freilich,  je  nachdem  die 
Messe  an  einem  wiehtigeren  oder  minder  bedeutenden  Feste  (duplex,  semiduplex 
u.  s.  w.)  celebrirt  wird,  eine  grössere  oder  geringere  ist  ^.  Ausserdem  kommt  ihr  auch 
eine  s.  g.  solamUtas  extrinseca  zu^.  Sie  wird  unter  Assistenz  von  s.  g.  ministris  sacris, 
von  Klerikern,  darunter  einem  Diakon  und  Subdiakon,  als  Ministranten  ^o,  femer  mit 
einer  s.  g.  pompa  solemnior  ^^,  z.  B.  Incensation  (Beräucherung  des  Altars)  i^,  beson- 
derer Zurichtung  des  Altars  ^^  u.  s.  w.  celebrirt  ^^.  Endlich  können  die  solennen  Mes- 
sen nicht  während  der  ganzen  o.  S.  190  gedachten  Zeit,  sondern,  weil  sie  sich  an 
die  kanonischen  Hören  anschliessen  sollen,  allein  zu  bestimmten,  dazu  passenden 
Stunden  gesungen  werden  ^^, 


1  Im  Zusammenhang  damit  wird  auch  die 
Messe  an  einem  Seitenaltare  (die  von  Lnthei  als 
Winkelmesse  bezeichnete,  Steitz  in  Herzogs 
Beal-Encyklopädle.  %  Aafl.  3,  638),  oder  die 
Messe  an  einem  Wochentage  als  Privatmesse 
ohankteiisirt. 

>  So  z.  B.  Benedict.  XIY.  const.  Certiores 
▼.  13.  Not.  1754,  bnll.  eiusd.  1,  94;  Richter- 
Kr ahl ,  K.  B.  S.  910.  Verfehlt  ist  die  übliche 
Berufung  auf  das  Trid.  Sess.  XXII.  c.  6.  Wenn 
dieses  sagt :  „nee  tamen  .  .  .  missas  illas,  in  qui- 
bus  solus  sacerdos  sacramentaliter  communicat, 
nt  priTatas  et  lllicitas  damnat,  sed  prohat'S  so 
heisst  das  nur  soviel,  als  dass  das  Konzil  sie 
nicht  als  Privatmessen  Temrtheilt. 

*  So  z.  B.  Permaneder,  K.  R.  %.  426.  Da- 
mit sind  aber  diejenigen  Yotiymessen  deflnirt, 
welche  nor  als  Privatmessen  gefeiert  werden 
d&rfen. 

*  Welche  Theile  der  Messe  dies  sind ,  ergiebt 
Missale  rühr.  gen.  XYI.  n.  1.  Man  nennt  diese 
Messe  daher  aach  Tielfach  still e  Messe ,  Lese- 
messe  (missa  hassa,  plana,  lecta,  quotidiana), 
Schmidt  a.a.  0.  S.  294. 

5  Cavalieri,  opp.  litnrg.  t.  IIJ.  c.  9.  n.  1 ; 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  2;  de  Herdt 
L  e.  n.  13.  Wenn  also  der  Priester  nicht  singt, 
aber  wohl  der  respondirende   Chor,  ja  selbst 


Mnsikhegleitung  vorhanden  ist,  bleibt  die  Messe 
immer  eine  private. 

6  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  1;  de 
Her  dt  1.  c.  n.  13. 

"^  Diese  ergeben  die  verschiedenen  Rnbriken 
des  Missales.  Der  Ritus  ist  näher  dargestellt  hei 
Probst  S.  231  ff.;  deHerdtl.  o.  n.  306  ff. 

8  Cavalieri  1.  c.  P.  U.  c  28.  decret  L  n.  1. 

d  Probst  S.  1.  Anch  diese  gehen  die  Ru- 
briken an. 

10  de  Herdt  1.  0.  n.  302.  Gehranoht  werden 
mindestens  9  Kleriker,  Probst  S.  231.  Bios 
mit  einem  Diakon  und  Suhdiakon  ohne  andere 
Ministranten  darf  sie  nach  Gongr.  rlt.  t.  16. 
März  1681,  nicht  celebrirt  werden ,  Acta  s.  sed. 
3,  646.  647. 

"  Cavalieri  1.  c. 

12  Probst  S.  150  ,  de  Herdt  n.  302. 

18  Doch  ist  nicht  ndthlg,  dass  alle  diese  äus- 
seren Solemnitäten  zusammen  beobachtet  wer- 
den, es  genügt  die  eine  oder  andere,  Cava- 
lieri I.e.;  Probst  S.  1.  2. 

1^  Nur  eine  besondere  Art  der  feierlichen 
Messe  ist  die  Pontifikalmesse  (mts«a  yoti" 
tiftealis),  welche  von  einem  Bischof  oder  einem 
Prälaten  mit  dem  Rechte,  sich  der  bischöflichen 
Insignien  zu  bedienen,  celebrirt  wird.  S.  darüber 
Caeremoniale  episcopor.  II.  n.  9. 

ift  Missale  rubr.  gen.  XY.  2:   „Missa  autem 
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Der  zweiten  Art  der  öffentlichen  Messe,  der  s.  g.  nUssa  cantata,  fehlt  die  inner- 
liche Solemnitftt  der  feierlichen.  Ihr  Ritns  ist  im  allgemeinen  der  der  Privatmesse^ 
Es  genügt  weiter ,  wenn  sie  nur  unter  Assistenz  eines  Lektors  celebrirt  wird  ^ ,  auch 
kann  im  Nothfalle  ein  anderer  Kleriker  ^^  ja  selbst  ein  Laie  als  Mimstrant  fdngiren; 
ferner  ist  es  gestattet,  dass  zwei  Akoluthen  dabei  assistiren ^. 

Die  Eintheilung  der  Messen  in  private  und  öffentliche,  bz.  feierliche  und  gesun- 
gene ,  beruht  auf  einem  anderen  Eintheilungsprinzip  als  die  in  Temporal-  und  in 
Votivmessen.  Es  giebt  daher  sowohl  private,  wie  auch  öffentliche,  feierliche  und  bloa 
gesungene  Temporal-,  wie  auch  Votivmessen. 

In  Privatangelegenheiten  darf  nur  eine  private  Messe  gefeiert  werden.  Da  aber 
die  Innehaltung  der  regelmässigen  Gottesdienst-  und  Messordnung  keine  Privat- 
angelegenheit bildet,  so  ist  die  solenne  unzulässig,  wenn  es  sich  um  eine  Yotiv- 
messe  und  zwar  fdr  ein  privates  Anliegen  handelt^.  Wohl  aber  darf  eine  solche  als 
solenne  gefeiert  werden,  wenn  eine  öffentliche  kirchliche  oder  auch  weltliche  oder 
staatliche  Angelegenheit  in  Frage  steht  <^.  Ob  eine  Sache  dieser  Art  vorliegt,  hat  der 
Ordinarius,  bz.  auch  der  Papst  zu  entscheiden^. 

Was  dagegen  die  Temporalmessen,  Tages-  und  Festmessen  betrifft,  so  bestehen 
darüber  keine  allgemeinen  gemeinrechtlichen  Vorschriften^,  inwiefern  diese  in  der 
Form  der  solennen  oder  gesungenen  Messe  gefeiert  werden  müssen  und  gar  niclit 
als  Privatmessen  gelesen  werden  dürfen.  Nur  soviel  lassen  die  Rubriken  des  Missales 


conventnalie  et  solemnis  sequenti  ordine  dici 
debet  In  festig  dnpliclbas  et  semlduplicibiui, 
in  dominicis,  et  infra  ootavas,  dicta  in  choro, 
hora  Tertia.  In  fesüs  simplicibas  et  In  feriis 
per  anuum,  dicta  Sexta.  In  Adr.  Qnadrag.  et 
Qnat.  temporibna ,  etiam  infra  octavam  pente- 
costes  et  YlgiUis,  qnae  ieinnantur ,  quamviB  sint 
dies  solemnes,  missa  de  tempore  debet  cantari 
post  Nonam^.  .  .  .  ^5.  Missae  TOtiTae ,  qnia  non 
correspondent  officio,  si  solemnlter  celebrentnr 
pro  re  gravi  vel  publica  cansa  cum  populi  fre- 
quentia  dleantur  post  Nonam^. 

1  Vgl.  Missale  ritus  celebrandi  VL  n.  8;  de 
Herdtl.  c.  n.  300. 

2  Missale  1.  c.  u.  de  Herdt  1.  c  n.  300.  $.  1. 

3  Also  auch  ein  Akoluth,  Subdiakon  oder 
Diakon,  doch  funglren  diese  dann  nicht  in  der- 
selben Weise  'wie  bei  der  solennen  Messe ,  d  e 
Herdt  1.  c.  $.2  u.  n.  301.  $.  3. 

*  de  Herdtl.  c.  n.  300.S.  3. 

6  ProbstS.  362.  363;  de  Herdt  I.e.  n.27. 

6  Eine  res  gravis  vel  publica  ecclesiae  causa, 
wie  die  Rubrioisten  sagen ,  wobei  unter  der  er- 
steren  vielfach  die  weltliche  oder  staatliche  An- 
gelegenheit verstanden  wird,  Probst  S.  357. 
Beispiele  für  beides  bilden  das  Wohl  und  die 
Erhaltung  des  Papstes,  des  Bischofs,  desLandes- 
herm  oder  seiner  Familie ,  die  Danksagung  für 
Abwendung  eines  dem  Gemeinwesen  drohen- 
den Uebels,  wie  eines  Krieges ,  einer  Epidemie, 
oder  die  öffentliche  Bitte  um  Fernhaltung  der- 
artiger Unglücksfalle.  S.  auch  Probst  S.  368. 
Dagegen  gilt  die  Professablegung  eines  Reli- 
giösen, die  Wahl  einer  Aebtissin,  die  erste  Messe 
eines  neu  geweihten  Priesters  (Primiz)  nicht  als 
ausreichender  Grund  für  die  Gelebrirung  einer 
solenneu    Yotivmesse,  Probst  S.  356.  389; 


de  Herdt  1.  c.  n.  27  und  die  dort  clürten  Ent- 
scheidungen d.  Congr.  rit. 

"^  Denn  diese  sind  die  zustandigen  Kirchen- 
oberen, Probst  S.  357.  Der  letztere  behauptet 
freilich  nach  dem  Vorgänge  von  Ferraris8.v. 
missa  art.  XIII.  n.  6 ,  dass  darüber ,  ob  eine  res 
gravis  im  Sinne  einer  allgemeinen  weltlichen 
oder  staatlichen  Angelegenheit  vorläge ,  der  Bi- 
schof und  der  Klerus  zu  befinden  haben.  Das 
entspricht  zwar  der  von  Ihm  citirten  Entsch.  d. 
Congr.  rit  v.  19.  Mai  (nicht  Mirz)  1607,  in- 
dessen keineswegs  dem  authentischen  Text  der- 
selben, Gardellini  ed.  dt.  n.  351.  XY ;  1,82. 
Nach  dem  letzteren  hat  die  Congr.  rit.  in  Betreff 
der  Bitten  um  Regen,  um  gutes  Wetter,  um 
Wiederherstellung  des  Fürsten  u.  s.  w.  erklärt : 
„In  Omnibus  casibus  proposiüs  potest  dici  res 
gravis,  quando  ab  episoopo  et  universo  dero  et 
civitate  missa  votiva  solemnlter  celebratur  cum 
interventu  magistratus  et  populi''.  Es  wird  darin 
also  blos  die  faktische  Theilnshme  des  Klerus 
und  der  Bevölkerung  betont,  weil  daraus  ein 
Moment  für  die  Allgemeinheit  der  Bitten  im 
Gegensatz  zu  blossen  Privatanliegen  entnommen 
werden  kann.  Davon,  dass  der  Bischof  die  Zu- 
stimmung des  Klerus  (welche  Geistlichen  sollten 
dies  sein?  das  Kapitel  oder  der  ganze  Diocesan- 
klerus?)  vorher,  ehe  er  die  Yotivmesse  gestattet, 
einzuholen  hat,  steht  kein  Wort  in  der  Ent- 
scheidung. 

s  Doch  kann  auch  das  Provinzlalkonzil  dar- 
über Bestimmungen  treffen.  S.  z.  B.  Köln  1860, 
coli,  conc  Lac.  5 ,  341  :  ,J)iebus  dominicis  et 
festis  semper  missa  solemnis  celebranda  est, 
canente  sacerdote^.  Ueber  speciell  für  einzelne 
Fälle  in  Frage  kommenden  Yorschriften  s.  nach- 
her im  Text. 
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erkennen,  dass  an  den  Festtagen  anoh  der  Bedeutung  dieser  Tage  entsprechend  so- 
lenne Hessen  gefeiert  werden  sollen.  Aber  andererseits  l&sst  sich  diese  Vorschrift 
bei  kleineren,  selbst  Pfarrkirchen  (z.  B.  mit  einem  Geistlichen)  nicht  ohne  Ansnahme 
dnrehftthren  ^  nnd  es  steht  deshalb  die  nähere  Bestmunung  darüber  deiyenigen 
Kirchenoberen  zn ,  welche  über  die  betreffenden  Kirchen  die  Jurisdiktion  besitzen, 
also  auch  die  specielle  Oottesdienst-Ordnung  für  dieselben  festzusetzen  haben.  Für 
die  Regel  ist  dies  der  Bischof  (Ordinarius)  ^.  So  hat  derselbe  insbesondere  die  Be- 
fugniss,  obschon  nach  gemeinem  Recht  der  Pfarrer  seiner  Pflicht  zur  Applikation 
der  Pfarrmesse  ftr  seine  Gemeinde  durch  die  Lesung  einer  blossen  Privatmesse  ge- 
nflgt^,  für  die  Festtage  die  Celebrirung  einer  solennen  Messe  anzuordnen^. 

Dagegen  muss  die  niMsa  canvenhudU^  täglich  in  cantn,  also  als  solenne  Messe  ^, 
mindestens  aber  als  gesungene  Messe  ^ ,  celebrirt  werden  ^.  Dasselbe  ^t  auch  von 
denjenigen  Messen,  welche  das  Kapitel  zu  gewissen  Zeiten  ^  neben  der  eben  gedach- 
ten (der  missa  de  tempore)  an  demselben  Tage  zu  feiern  hat^^^,  sofern  nicht  etwa 
durch  pftpstliohe  Indulte  eine  Ausnahme  gestattet  ist^^. 


1  So  hat  selbst  die  Gongr.  rit.  für  den  Qrün- 
donnentag,  an  welchem  auch  in  den  Pfarrkirchen 
die  Messe  solenn  gefeiert  werden  soll ,  erlanht, 
dass  die  Ordinarien  anf  jedesmalige  Torherlge 
.infrage  dem  Pfarrer ,  nehen  welchem  keine  an- 
deren Kleriker  vorhanden  sind ,  die  Gelebrimng 
einer  Priratmesse  gestatten  können,  Acta  s.  sed. 
1,492. 

<  Wegen  der  Mitwirknng  des  Domkapitels  s. 
Bd.  IL  S.  154.  156,  und  der  Rechte  der  Kapitel 
in  dieser  Hinsicht  a.  a.  0.  S.  133.  Vgl.  auch 
Congr.  rit  v.  3.  August  1837,  Gardellini  ed. 
CiL  n.  4062;  2,  365 :  „UI.  An  episcopus  possit 
de  se  praescribere  horas,  in  quibus  celebrari  de- 
beant  missae  lectae  in  ecclesfa  cathedrali  seu  po- 
tius  cum  consensu  capituli?  Negative  ad  pri- 
mam  partem ;  affirmative  ad  secundam^ 

3  Bd.  U.  S.  295.  Weder  in  Bezug  auf  die  Art 
der  Messe,  noch  In  Bezug  anf  die  Stunde  ist  die 
Verpflichtung  durch  das  Tridentinum  und  die 
bezäglichen  päpstlichen  Konstitutionen  näher 
normirt.  S.  auch  die  Entsch.  d.  Ck)ngr.  rit.  v. 
27.  Februar  1827,  G  a  r  d  e  U  i  n  i  ed.  oit.  n.  5079 ; 
4,  126:  ^V.  An  parochus  privatim  celebrans 
possit  appllcare  pro  suis  vel  teneatur  applicare  fa- 
cere  pro  populo  snmmnm  saorum?  Posse  vel  per  se 
Tel  per  alinm ,  quin  requiratur  missa  solemnis", 
Q.  vom  22.  JuU  1848,  1.  o.  n.  5129 ;  4, 145 ;  ,,Re- 
sponslonem  datam  d.  27.  Febr.  1847  intelligen- 
dam  esse  quoad  missam  solemnem'^;  s.  auch 
Bouix  de  paroeho  ed.  III.  p.  578.  581. 

*  Wenn  aber  der  Pfarrer  an  einem  solchen 
Tage  zwar  nicht  eine  solenne,  wohl  aber  eine 
Privatmesse  zu  lesen  im  Stande  ist ,  so  darf  er, 
da  die  Pflicht ,  für  die  Gemeinde  zu  appliciren, 
ihm  persönlich  obliegt  (s.  nachher  unter  C),  wohl 
die  Celebrirung  der  feierlichen  Messe  einem  an- 
deren Geistlichen  übertragen ,  aber  derselbe  hat 
diese  nicht  pro  popnlo  persönlich  zu  appliciren, 
Nndern  der  Pfarrer  muss  seine  desfallsige  Ver- 
pfliehtung  durch  die  von  ihm  gelesene  Prlvat- 
>  erfüllen,  Doalx  1.  c.  p.  581. 


ö  Gonst  Benedict.  XIV. :  Cum  semper  oblatas 
V.  19.  August  1744.  %,i\.  (vgl.  oben  S.  197. 
n.  3.) :  „ut  in  singulis  diebus  in  ecclesiis  pa- 
triarchalibus ,  cathedralibus  et  collegiatls  tum 
horae  canonicae  debitis  modo  et  forma  recitentur, 
tum  etiam  missa  conventaalis  celebretur^. 

«  Congr.  rit.  v.  17.  Juli  1627,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  697 ;  1 ,  156 :  „An  in  ferlis  quadra- 
gesimae  possit  adstringere  (episcopus)  canonicos, 
nt  a  capellanis  canere  fadant  missam  conven- 
tualem  feriae  cum  diacono  et  subdiacono  ?  Posse 
adstilngi";  s.  auch  ibid.  n.  775.  1931;  1,  167. 
326;  Ferraris  s.  v.  canonicus  art.  Y.  n.  66ff.; 
de  Herdt.  praxis  capitalaris.  Lovanii  1881. 
p.  298;  Ballayl.  c.  p.  296. 

7  Wenn  nicht  die  genögende  Zahl  von  assisti- 
renden  Klerikern  zu  beschaffen  ist,  de  Herdt 

1.  0.  p.  299,  s.  auch  p.  303. 

s  Ausnahmsweise  darf  die  Konventnalmesse 
als  Privatmesse  gelesen  werden,  wenn  der  Bischof 
selbst  an  dem  betreffenden  Tage  pontiflcaliter  ce- 
lebrirt, Congr.  rit.  v.  12.  November  1831  zu 
Nr.  20,  Gardellini  1.  c.  n.  4669;  3  app.  p.  74. 
77 ;  femer  am  Frohnleiohnamstage ,  wenn  der 
Bischof  selbst  in  einer  Privatmesse  das  Sakra- 
ment für  die  Prozession  bereitet ,  Gaerem.  epi- 
scop.  II.  33.  n.  31.  Die  Noth wendigkeit ,  ausser 
der  Konventnalmesse  des  Tages  nooh  eine ,  z.  B. 
eine  Yotivmesse  zu  feiern,  entbindet  aber  das 
Kapitel  nicht  von  der  gedachten  Pflicht,  de 
Herdt,  praxis  capitularis  p.  298.  299. 

0  S.  0.  S.  197. 

10  Missale  rubr.  gen.  m.  1. 2.  n.  XV. 2 ;  Congr. 
rit  V.  1630,  Gardellini  ed.  cit  n.  851;  1, 
177  u.  V.  1737.  1750.  n.  4062  XI.  u.  n.  4233  I. ; 

2,  365.  438;  Ballay  1.  c.  p.  302. 

ii  Solche  Indulte  bei  Gardellini  n.  4880 
u.  n.  4924  II. ;  4,  50.  57,  sowie  Acta  s.  sed.  9, 
600.  Eine  dahin  gehende  Gewohnheit  ist  aber 
nicht  rechtsverbindlich,  Gardellini  n.  4542. 
V.;  3,  97  ;  Acta  s.  sed.  9,601. 


202 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.207. 


Endlich  hat  aueh  der  Bisehof  an  bestimmten  Festtagen  eine  solenne  Messe,  eine 
8.  g.  Pontifikalmesse,  zu  haltend 

C.  Besonderheiten  in  Folge  der  Applikationspflicht  bestimmter 
Messen.  Gemeinrechtlich  besteht  keine  allgemeine  Regel  darüber ,  für  welche  Per- 
son die  einzelne  Messe  von  dem  Celebranten  zn  appliciren  ist  3.  Innerhalb  der  o. 
8.  182  gedachten  Grenzen  hat  daher  jeder  Priester  seinerseits  darüber  zn  bestimmen. 
Er  kann  daher  nach  seinem  Belieben  die  Messe  fllr  sich  selbst  oder  Ar  eine  andere 
Person  appliciren.  Ja,  der  kirchliche  Obere  ist  nicht  berechtigt ,  ihm  in  dieser  EBn- 
sioht  bindende  Vorschriften  zn  machen  ^. 

Diese  Freiheit  ist  aber  nicht  ausnahmslos.   Zunächst  verpflichtet : 

1.  das  gemeine  Recht  einzelne  kirchliche  Amtstrftger,  kraft  ihres  Amtes 
(ratione  officii)  gewisse  Messen  in  einer  bestimmten  Weise  zn  appliciren. 

Es  gehört  hierher  erstens  die  Pfarrmesse  [nrnsa  parochiaUs)  K  Jedem  Pfarrer 
oder  jedem  anderen  Geistlichen,  welcher  kraft  seiner  Stellung  die  Seelso^e  selbst- 
standig  zu  verwalten  hat^,  liegt  die  Pflieht<^  ob,  eine  Messe ?,  und  zwar  persönlich^. 


1  Das  Caeremon.  episcopor.  II.  16. 29  verlangt 
die  Celebrtmng  durch  den  Bischof,  wenn  Irgend 
angängllch,  am  Ostersonntag,  femer  an  Epipha- 
nia.  Ausserdem  bezeichnet  es  eine  Reihe  Ton 
Festtagen  (z.  B.  Weihnachten ,  Gründonnerstag, 
Himmelfahrt,  Pllngstsonutag)  als  solche,  an 
welchen  die  Bischöfe  selbst  herkömmlicher  Weise 
celebriren.  Vgl.  auch  Bd.  UI.  S.  226. 

2  Glhr  S.  167. 

8  Weil  dies  dem  gemeinen  Recht  widersprechen 
würde,  und  er  dasselbe  nicht  abzuändern  be- 
fugt Ist. 

*  Bd.  II.  S.  295. 

^  Trid.  Sess.  XXIIL  c.  1  de  rel  spricht  Yon  „om- 
nes,  qulbus  cura  animarum  commissa  sit''  (s.  auch 
ibid.  c  14),  Benedict  XIY.  const.  Cum  semper 
oblatas  v.  19.  August  1744.  S,  4,  eiusd.  bull.  1, 
163  yow :  „omnes  et  singuli ,  qui  actu  animarum 
curam  exercent,  et  non  solum  paroohi  ant  vi- 
carii  saeculares,  verum  etiam  parochi  aut  vicarii 
reguläres^,  const.  Pii  IX. :  Amantissimi  t.  3. 
Mai  1868,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  230  von 
„parochos  aliosque  omnes  animarum  curam  actu 
gerente8^  £s  gehören  ausser  dem  eigentlichen 
Pfarrer  also  hierher  amovibel  angestellte  Seel- 
sorger ,  wie  Missions-  und  Succursalpfarrer  und 
Mönche,  welche  eine  Pfarrei  verwalten ,  Pfarr- 
administratoren (vicarii  residentes) ,  Bd.  II. 
S.  324,  die  Vikare,  welche  für  einen  mit  der 
cura  hahitualis  ausgestatteten  Bischof  oder  ein 
Dom-  oder  Kollegiatkapitel  die  aktuelle  Seel- 
sorge ausüben,  Congr.  conc  v.  1878  u.  1882, 
Acta  s.  sed.  15,  323;  endlich  auch  die  aposto- 
lischen Vikare  und  Missionare  in  den  Misslons- 
gehieten,  aber  allein  unter  der  Voraussetzung, 
dass  ihnen  eine  Missionspfarrei  (Bd.  III.  S.  360) 
zur  Verwaltung  übergehen  ist,  Propaganda  v. 
1863,  Acte  s.  sed.  1,  407  u.  CoUectan.  s.  sedis 
misslon.  p.  189.  n.  376.  Dass  dagegen  unter 
keinen  Umstanden  Seelsorger  an  Frauenklöstern, 
Spitälern  und  Oefangnissen,  sowie  MiUtargeist- 
llche  die  Pflicht  haben,  well  ihnen  die  Seelsoige 
nicht  vermöge  ihres  Amtes  ,  sondern  durch  spe- 
cielle  Delegation  des  Bisehofs  übertragen  ist ,  so 


Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  45,  geht  zu 
weit ,  denn  es  giebt  organisirte  Militärseelsorge- 
Bezirke  mit  besonderen  Militärpfarrem  (Bd.  II. 
S.  339,  s.  dazu  jetzt  noch  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
51, 163),  Anstaltspfarreien  mit  eigenen  Anstalts- 
pfarrem,  welche  ein  Amt  im  eigentlichen  Sinne 
(Bd.  II.  S.  364),  also  ein  Seelsorger-Amt  haben 
und  nicht  blos  Delegirte  des  Bischofs  sind. 

Die  Pflichten  liegen  auch  den  Seelsorge-Qeist- 
lichen  der  unirten  Orientalen  ob,  aber  in  Betreff 
der  Tage  ist  das  Recht  der  Occidentalen  nicht 
massgebend.  Acta  s.  sedis  1,  408. 

6  Nicht  direkt  nach  göttlichem  Recht,  weil  das 
Pfarramt  nicht  auf  dem  ins  divinum  beruht, 
denn  das  durch  das  letztere  angeordnete  Seel- 
sorge-Amt ist  das  des  Bischofs.  Aber  weil  das 
Pfarramt  ein  Hülfsamt  des  bischöflichen  ist,  hat 
die  Kirche  diese  Pflicht  auch  auf  dasselbe  über- 
tragen. Wenn  sie  also  immer  indirekt  aus  dem 
göttlichen  Recht  herfliesst,  so  bleibt  sie,  weU 
sie  durch  das  menschliche  Recht  normirt  ist, 
doch  dispensabel ,  s.  die  Erörterung  in  Acta  8. 
sed.  1,390. 

7  S.  0.  S.  201. 

^  Das  ergiebt  die  Fassung  des  Tridentinums, 
und  ist  unstreitig,  sowie  feste  Praxis  der  Congr. 
conc,  s.  die  Entscheidungen  bei  Bouix  de 
parocho  p.  576  und  Acta  s.  sedis  8,  186,  n.  14. 
332 ;  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  233.  Weder  eine  diese 
Pflicht  beseitigende  Gewohnheit  oder  eine  Ge- 
wohnheit, dass  der  Seelsorger  sich  beliebig 
durch  einen  andern  von  ihm  ermächtigten  Geist- 
lichen vertreten  lässt ,  selbst  wenn  sie  seit  un- 
vordenklicher Zeit  geübt  worden  sein  sollte,  ist 
rechtsgültig,  Benedict.  XIV.  const.  Cum  semper 
cit  $.  5  und  die  Entscheidungen  d.  Congr.  cooc. 
in  Richter ,  Tridenünum  S.  135  n«  36  u.  Acta 
s.  sed.  7,  187.  Dagegen  ist  ein  abwechselndes 
Appliciren  duroh  den  Pfarrer  und  die  ihm  be- 
stellten Hülfsgeistliohen,  wenn  diese  gerade 
nach  den  Anstellungsbedingungen  oder  den  Be- 
stimmungen der  Fundationsurkunde  ihres  Amtes 
zur  Aushülfe  in  den  seelsorgerisohen  Functionen 
dienen  sollen,  statthaft.  Acta  s.  sed.  7,  187,  und 
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fills  nicht  ein  dringender  Hindenugsgrand  >  yorliegt^,  in  der  Pfarrkirche^  an  Sonn- 
nnd  Feiertagen^  ftlr  die  ihm  anvertrante  Gemeinde^  zu  appliciren^ 


ebenso  eine  Uebung ,  dasg  bei  obwaltender  cnra 
kabitnaÜB  des  Kapitels  statt  des  mit  der  aktuellen 
Seelaorge  betrauten  Vikars  die  Domherren  selbst 
nach  einem  bestimmten  Turnus  die  Pfarrmesse 
eelebriren,  1.  e. ,  denn  das  zur  Seelsorge  berech- 
tigte Kapitel  kann  sich  selbst  bestimmte  pfarr- 
amtüehe  Obliegenheiten  Torbehalten ,  vgl.  auch 
AcU  8.  sed.  11,  242. 

i  Z.  B.  eine  berechtigte  Abwesenheit  (Ur- 
laub), Krankheit,  die  Pflicht,  die  KouTentual- 
messe  zn  eelebriren,  falls  der  Seelsorger  zugleich 
Kanoniker  Ist,  Benedict.  XIV.  const  Cum  sem- 
per  dt  $.  17.  Bei  zwei  aeque  prineipallter  oder 
per  sublectionem  unirten  Pfarreien  muss  die  für 
beide  Torhandene  Pflicht  erfüllt  werden,  weil  sie 
f&r  diese  fortbesteht.  Daher  kann  der  Pfarrer 
nicht  in  der  einen  oder  andern  blos  eine  Messe 
lesen  und  sie  für  beide  Gemeinden  appliciren, 
Yielmehr  muss  er  an  demselben  Tage  in  Jeder 
eine  Pfarrmesse  lesen ,  falls  er  aber  zu  blniren 
(s.  0.  8.  186)  ausser  Stande  ist,  In  der  zweiten 
Pftrrei  die  Messe  durch  einen  StellTertreter  auf 
seine  Kosten  halten  lassen  und  in  Ermangelung 
eines  solchen  fflr  die  letztere  naehtriglich  in 
der  Woche  selbst  appllciren,  Bd.  III.  S.  429, 
Acte  s.  sed.  8,  33.  701  und  17,  377. 

<  In  solchen  Fällen  darf  aber  die  Pfarrmesse, 
weil  sie  an  den  betreffenden  Tagen  in  der  Pfarrei 
gehalten  werden  soll ,  nicht  unterbleiben ,  yiel- 
mehr hat  der  StellTertreter  des  Pfarrers  diese  zu 
feiern ,  und  wenn  ein  solcher  bei  Verhinderung 
des  Pfarrers  nicht  bestellt  wird,  muss  der  Pfarrer 
selbst  für  einen  solchen  sorgen,  so  z.  B.  wenn  er 
durch  die  Celebrirung  der  Konventualmesse  oder 
durch  die  Verwaltung  einer  andern  Pfarrei  in 
Anspruch  genommen  ist,  s.  Tor.  Anm.  Doch  ge- 
nügt er  bei  legitimer  Abwesenheit  seiner  Pflicht, 
wenn  er  durch  einen  andern  in  der  Pfarrkirche 
Messe  lesen  lässt  und  selbst  an  seinem  Auf- 
euthaltsort  fflr  seine  Gemeinde  eine  Messe  liest 
und  applicirt,  Acta  s.  sed.  7,  191. 

3  Das  folgt  daraus,  dass  er  für  seine  Pfarr- 
angehorigen  die  Messe  zu  eelebriren  hat ,  sowie 
daraus,  dass  die  letzteren  ihren  gottesdienstlichen 
Vereinigungspunktin  der  Pfarrkirche  haben,  an- 
dererseits der  Pfarrer  zur  Residenz  bei  derselben 
und  zur  Vornahme  der  Pfarr-Fuuktionen  in  der 
letzteren  Terpflichtet  ist,  s.  auch  Barbosa  de 
officio  parochi  I.  11.  n.  3;  Bon  ix  1.  c.  p.  580 
und  die  dort,  sowie  Acta  s.  sed.  7,  188  ange- 
führten Entscheidungen  d.  Congr.  conc.  Jede 
daYon  abweichende  Gewohnheit  ist  ebenfalls 
unzulässig.  Die  Tor.  Anm.  a.  £.  citirte  Ent- 
scheidung steht  nicht  entgegen,  denn  sie  betrifft 
allein  die  Frage,  wie  der  berechtigter  Weise  ab- 
wesende Pfarrer  seiner  Pflicht  genügen  kann. 

*  An  den  Feiertagen  de  praecepto  und  nach 
der  dt.  const  Pii  IX. :  Amantissimi  t.  3.  Mai 
1868 :  „tum  Ulis  etiam  qui  ex  huins  apostolicae 
sedis  indulgentia  ex  dierum  de  praecepto  festorum 
numero  sublati  ac  translati  sunt ,  quemadmodum 
ipsi  animamm  curatores  debeant,  dum  memorata 
Urbani  Vm.  constitutio  fn&mlich :  UnlTorsa  per 
orbem  ▼.  13.  September  1642,  bull.  Taurin.  15, 


206)  in  pleno  suo  robore  vigebat,  antequam 
festlTl  de  praecepto  dies  imminuerentur  et  trans- 
ferrentur.  Qaod  vero  attinet  ad  festos  translatos 
dies  id  unum  excipimus ,  ut  scilicet  quando  una 
cum  solemnitate  divinum  officium  translatum 
fuerit  in  dominicum  diem,  una  tantum  missa  pro 
populo  sitaparochoapplicandum,  quandoquidem 
ndssa  quae  praedpua  divini  offidi  pars  est,  una 
simul  cum  ipso  officio  translata  existimari  debet" 
auch  an  allen,  nach  der  gedachten  Konstitution 
augeordneten ,  aber  jetzt  als  de  praecepto  aufge- 
hobenen Feiertagen,  deren  Officium  nicht  auf 
einen  Sonntag  rerlegt  ist  (an  denen  also  die 
Gläubigen  arbeiten  dürfen  und  die  Messe  zu 
hören,  nicht  mehr  verpflichtet  sind ,  F  e  s s  1  er, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  5,  342,  vgl.  auch  $.  213). 
In  Betreff  früher  erlassener,  weiter  gehender  Be- 
fireiungsindulte,  wie  z.  B.  des  zum  französischen 
Konkordat  v.  1801  gehörigen  v.  9.  April  1802, 
bestimmt  die  Konstitution:  ,^Et  quoniam  non 
desunt  animamm  curatores ,  qui  peculiare  ali- 
quod  reductlonls,  ut  dicunt,  indultum  ab  hac 
apostolica  sede  obtlnuere,  ooncedlmus,  ut  huius- 
modi  indulti  beneflcio  perfhil  pergant,  iuxta 
tamen  concessiones  in  Indulte  expressas  et  donec 
parochorum  officium  exercuerint  in  paroedis, 
quas  in  praesentlamm  regunt  et  administrant^, 
s.  dazu  auch  Acta  s.  sed.  12,  514,  Bouix  1.  c. 
p.  572 ff.,  Verhou  f en ,  de  mlssae  sacriflcio  . .  . 
offerendo  diebus  dom.  et  festis  etiam  Indult, 
apost  d.  9.  April  1682  suppressis.  LoTsn.  1842. 
Bei  unirten  Pfarreien  kann  der  Pfarrer ,  wenn  er 
für  solche  Festtage  keine  Befugniss  zur  Bination 
hat ,  die  Messe  für  die  zweite  Pfarrei  an  einem 
anderen  Tage  appliciren.  Acta  s.  sed.  8,  33. 

^  Daher  kann  der  Pflicht  nicht  durch  Lesung 
der  Konventualmesse  (s.  nachher  oben  im  Texte) 
genügt  werden ,  Richters  Tridentinum  S.  135 
n.  85  und  Acta  s.  sed.  15,  323  (vgl.  femer  auch 
unten  S.  204  n.  5) ,  ebensowenig  dadurch ,  dass 
der  Pfarrer ,  welcher  an  den  Festtagen  eine  so- 
lenne Messe  für  eine  an  der  Pfarrkirche  errichtete 
Brüderschaft  zu  eelebriren  hat,  diese  für  die  Ge- 
meinde applicirt  und  in  der  Woche  dne  andere 
Messe ,  welche  er  dann  für  die  entere  applicirt, 
liest,  1.  c.  3,  97. 

8  Die  Geringfügigkeit  des  Pfarreinkommens, 
oder  der  Remuneration  für  die  Verwaltung  der 
Seelsorge ,  selbst  wenn  der  Betrag  so  niedrig  ist, 
dass  der  Geistliche  genöthigt  ist,  durch  Lesen 
von  Messen  gegen  Stipendien  das  zum  Lebens- 
unterhalt Erforderliche  dazu  zu  erwerben,  beseitigt 
die  Pflicht  nicht,  doch  gewihrt  die  const.  Bene- 
dict. XIV. :  Cum  semper  ^  8  den  Bischöfen  für 
solche  Fälle  die  nachstehende  Dispensations- 
befugniss :  „Quia  vero  .  .  .  agnoyimus ,  aliquos 
esse  parochos  adeo  panperes ,  ut  forme  ex  elee- 
mosynis ,  quas  a  fldelibus  pro  missamm  celebra- 
tione  accipiunt,  vlTere  cogantur,  eos  vero  qui 
ecclesia  parochiali  vacante  ad  animamm  curam 
exercendam  sub  yioarli  seu  oeconoml  nomine  de- 
putantur,  aliquibus  in  locis  adeo  illiberaliter 
tractari,  ut  exigua  redditus  ipds  constituti  et 
pauca  Incerta  emolumenta  elsdem  obTenieutia 
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Ferner  ist  auch  der  Bischof  verpflichtet,  die  Messe  fOr  seine  Diöcesan- 
Angehörigen  darzubringen  ^.  Die  früher  bestehende  Kontroverse ,  ob  derselbe  die 
Messe  nnr  ab  und  zu  oder  an  bestimmten  Festen  für  diese  zu  appliciren  habe  2,  hat 
Leo  XIII.  durch  die  Bulle:  In  suprema  rei  v.  10.  Juni  1882  ^  dahin  entschieden,  dass 
alle  Bischöfe  mit  Ausnahme  der  Titularbischöfe ,  an  allen  Sonntagen  und  an  allen 
Feiertagen  dieses  zu  thun  verpflichtet  sind  \  dass  aber  bei  aeque  principaliter  unirten 
Bisthümem  eine  einzige  Messe  für  die  gesammten  Diöcesen  beider  genügt  ^. 

Endlich  sind  die  Dom-  und  Kollegiat-Kapitel  <^  verbunden  7,  die  tftglicli  zu 
feiernde  Konventualmesse^  ftlr  die  besonderen  Wohlthäter  der  betreffenden  Kirche 
im  Allgemeinen  und  insgesammt^  zu  appliciren. 


aegre  ad  eorum  vltae  necessarla  sufAoiant ,  quod 
iis  qaoque  uou  laro  eyenire  Bolet ,  qui  in  aliqni- 
bus  ecGlesiis,  habituali  oura  apud  alios  maiiente, 
actuali  tantum  exercltto  sunt  addicti ....  qnod 
pertinet  ad  praedlctos  parochoe  egentea,  nnicnlque 
vestium  facnltatem  coocedlmus ,  cum  üb  ,  quos 
re  vera  tales  esse  noTerltis ,  opportune  dispen- 
sandis,  adeo,  ut  etiam  diebus  festig  buiusmodi 
eleemoBynam  ab  aliquo  pio  offerente  ledpere  et 
pro  ipso  sacrifloinni  applloare ,  quatenus  id  ab  eo 
requiratur,  libere  et  lioite  possint  et  Taleant, 
dammodo  ad  necesBaiiam  populi  oommoditatem 
in  ipBa  ecclesia  parocbiali  missam  celebrent ,  ea 
tarnen  adlecta  conditione,  ut  tot  mlBBas  infra  heb- 
domadam  pro  populo  applicent,  quot  in  diebns 
festis  infra  eandem  hebdomadam  occurrentibuB 
inxta  pecuUarem  intentionem  alterius  pii  bene- 
factorlB  obtulerint,"  s.  aucb  Richters  Triden- 
tinnm  S.  135  n.  34. 

Wird  die  Pflicht  nicht  erfüllt,  so  sind  die  be- 
treffenden Messen  immer  noch  nachträglich  zu 
lesen  und  pro  populo  zu  appliciren,  Acta  b.  sed. 
7,  191,  doch  wird  in  Fällen,  wo  aus  gegründeten 
Ursachen  oder  aus  Irrthum  der  Yorsobrift  nicht 
genügt  ist,  vom  päpstlichen  Stuhle  Absolution 
gewährt,  AcU  s.  sed.  8,  3a  474.  705.  Auch 
kann  der  Bischof  bei  pflichtwidrigen  Versäum- 
nissen mit  arbiträren  Strafen  im  Disdplinarwege 
einschreiten. 

1  Und  zwar  nacb  dem  ius  divinum ,  Trident. 
XXUI.  0.  1  de  ref. 

2  Denn  während  das  Trienter  Konzil  die  Pflicht 
der  Pfarrer  näher  in  der  im  Text  angegebenen 
Weise  normirt  hat,  bat  es  dies  in  Betreff  der 
Bischöfe  unterlassen  (Trid.  1.  c.  c.  14  bezieht 
sich  nicht  auf  diese).  Vgl.  P  r  o  b  st ,  EnchariBtie 
als  Opfer,  S.  53;  Acte  s.  sed.  1,  392  ff.  u.  14, 
536  ff. 

3  Arch.  t  kath.  K.  R.  49,  259. 

4  A.  a.  0.  S.  263 :  „decemimus  et  declaramus, 
omnes  et  slngulos  episcopos,  quaoumque  digni- 
täte,  etiam  cardinalitia  auetos,  item  abbates  luris- 
dictionem  quasi  episcopalem  in  clerum  et  popu- 
lum  cum  territorio  separate  habentes,  in  domini- 
eis  alllsque  festis  diebus,  qui  ex  praecepto  adhuo 
Berrantur  et  qui  ex  dierum  de  praecepto  festorum 
numero  sublatl  sunt  (s.  S.  203  n.  4),  omni  exi- 
guitatis  redituum  exouBatione  aut  alia  quayis  ex- 
ceptione  remota,  ad  miBsam  pro  populo  sibl  com- 
misso  oelebrandam  teneri .  .  .  ea  quae  supra  con- 
Btituta  sunt,  ad  eplBcopoB  non  spectare,  qui  titu- 
lares  dlcantur^. 


5  .  .  fjdeelaramus,  eosdem  episcopos  et  abbates 
huic  officio  satis  esse  facturos  per  celebrationem 
unius  missae  pro  unlTerso  populo  sibi  commisso, 
etiamsi  plures  dioeceses  vel  abbatias  aeque  prin- 
cipaliter unitas  regant"  (also  auch  wenn  blos  eine 
unio  per  subieotlonem  vorliegt). 

Wenn  aber  der  Bischof  zugleich  Pfarrer  einer 
Pfarrei  ist,  so  erfüllt  er  die  Pflicht,  die  Pfarr- 
messe  für  die  Parochianen  zu  appliciren,  nicht 
durch  die  Messe  für  die  Diüoesanen,  Acta  s.  sed. 
1 ,  408  u.  11 ,  338,  anders  wenn  er  blos  kraft 
seines  bischöflichen  Amtes  in  einer  Takanten 
Pfarrei  oelebrirt,  1.  c.  14,  ÖÖ4. 

ö  c.  11  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  misB.  III. 
41 ;  Bd.  II.  S.  141.  143;  Oonst.  Benedict  XIV. 
Com  semper  cit  (s.  0.  S.  201  n.  5). 

7  Auch  dann ,  wenn  in  der  Fundations-  oder 
Erektionsurkunde  nichts  darüber  bestimmt  ist 

8  Sind  mehrere  Konventualmessen  an  einem 
Tage  zu  feiern  (s.  0.  S.  197) ,  so  gilt  das  auch 
von  diesen,  Entsch.  d.  Gongr.  in  Richters  Tri- 
dentinum  S.  133.  n.  23  und  in  Acta  s.  sed.  9, 
333 ,  nach  der  Gonst  Benedict  XIY.  cit.  %.  22 
aber  nur  dann,  wenn  eine  feste  Qewohnheit  dafür 
besteht. 

0  Benedict  XIY.  const  cit  ^  11 :  „ut  scillcet 
missa  conventualis,  quae  singulis  diebus  canltur 
a  clero  prediotamm  ecclesiarum  pro  earundem 
benefactoribus  in  genere  qnotidie  applieetur^, 
es  genügt  also  nicht  ($.  12) ,  dass  die  MeBse  „pro 
certo  aliquo  eoclesiae  benefactore  vel  grati  animi 
vel  ex  vi  oneris  impositi^  gefeiert  wird  oder  gar, 
dass  blos  ($.  13)  „pro  benefactoribus  in  genere 
aliquae  preces  interdum  flaut  vel  anniversaria 
statis  diebus  sacriflcia  pro  Ulis  peragantur^ ,  s. 
auch  Richters  Tridentinum  S.  134.  n.  28.  29. 

Die  Pflicht  kann  nicht  durch  Gewohnheit, 
selbst  nicht  durch  eine  unvordenkliche  beseitigt 
werden,  couBt  cit  $.  16.,  s.  auch  Gongr.  conc  in 
Richters  Tridentinum  S.  133  n.  21  und  Acta 
s.  sed.  3,  633. 

Eine  Ausnahme  Ist  nach  const.  cit.  $.  22  bei 
den  Kapiteln  zugelassen ,  bei  denen  eine  solche 
Applikation  bei  der  zweiten  oder  dritten  Meese 
nicht  hergebracht  ist,  ^dummodo  in  oommemora^ 
tione  pro  def unctis  ecclesiae  benefactomm  in  ge- 
nere non  obliviscantur^ ,  ferner  kann  eine  solche 
für  die  zweite  und  dritte  Messe  oder  eine  Be- 
schränkung der  ersten  auf  Festtage  durch  päpBt- 
liebes  Indult  gewährt  werden :  „attenta  canonica- 
tuum  et  benefleiorum  tenuitate^,  s.  l.  c  $.21, 
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2.  MeBSstiftnngen  and  Manual-Messen  ^  Abgesehen  von  den  eben  be- 
sprochenen Fällen  kann  eine  bestimmte  Applikationspflicht  a.  dnrch  die  besonde- 
ren Fnndationsbedingungen  eines  znm  Zwecke  der  Messfeier  errichteten  Bene- 
fizitmis  oder  einer  besonderen  Messstiftnng 2,  gleichviel,  ob  dieselbe  als  selbststän- 
dige  Stiftung  (z.  B.  als  s.  g.  capella  laicalis)  ^  errichtet  oder  einer  Kirche  oder  einem 
bestimmten  Benefizium  zugewendet  worden  ist,  begrttndet  sein.  Ja,  selbst,  wenn 
oiehts  über  den  Willen  des  Stifters  bekannt ,  namenflich  von  ihm  nichts  Aber  die 
Applikation  der  zu  haltenden  Messen  angeordnet  worden  ist ,  hat  der  Priester ,  wel- 
chem das  Benefizium  flbertragen  ist  oder  welchem  sonst  die  Celebrirung  der  Messen 
oblieg,  die  Pflicht,  diese  fdr  den  Stifter  {pro  anma ßmdatoris)  zu  appliciren^.  Nur 
dann ,  wenn  nach  den  obwaltenden  Umständen  eine  dringende  Vermuthung  daftlr 
Yoriiegt,  dass  der  Wille  des  Stifters  nicht  dahin  gegangen  ist,  tritt  diese  Verbindlich- 
keit nicht  ein^ 

Sofern  fhndationsmftssig  nichts  anderes  bestimmt  ist,  ist  diese  Pflicht,  die  Messe 
zu  lesen  und  zu  appliciren,  eine  dauernde  und  unterliegt  keiner,  selbst  nicht  der 
hundertjshrigen  Veijahrung  ^. 

b.  Endlich  wird  eine  derartige  Pflicht  auch  in  den  o.  S.  182  erwähnten  Fällen 
begrllndet,  in  welchen  der  Priester  ein  s.  g.  Stipendium^  [eUemosyna^  genauer  im 
Gegensatz  zu  dem  fundationsmässig  zu  gewährenden,  Bleem.  manualis,  auch  süpendium 
mmualej  achmäinm),  zur  Feier  einer  Messe  [missa  moMtalis)  oder  eine  mit  einer  sol- 
chen Verbindlichkeit  belastete  einseitige  Zuwendung,  z.  B.  ein  Legat,  annimmt^, 
weil  derartige  Messen  kaum  jemals  anders  als  zu  bestimmten  Zwecken,  d.  h.  unter 
einer  näheren  Bestimmung,  wie  sie  applicirt  werden  sollen,  verlangt  werden. 

In  den  zu  a.  gedachten  Fällen  fliesst  die  Pflicht  zur  Feier  und  Applikation  der 
Messe,  sofern  eine  solche  Last  auf  einem  Benefizium  ruht,  aus  der  mit  der  Annahme 
des  letzteren  von  selbst  gegebenen  Amtspflicht  her,  und  nicht  minder  ist  sie  eine 
amtHche,  wenn  eine  besondere  Messstiftung  mit  einem  bestimmten  Benefizium  ver- 
bunden ist. 

Dagegen  wird  in  dem  Falle  b.  die  Pflicht  durch  den  Willensakt  des  Priesters 


Aeta  8.  sed.  9,  333;  Rieht  eis  Tridentinnm  erfolgen,  ^enn  blos  eine  bestimmte  Anzahl  Yon 

S.  133.  n.  26.  27.  Messen  für  ihn  applicirt  werden,  dem  oelebriren- 

Ob  die  drei  Weihnachtsmessen  sämmülch  für  den    Oeiatllohen    aber  das   Nähere    überlassen 

die  Wohlthätei  applicirt  werden  müssen ,  ist  strel-  bleiben  soll ,  R 1  c  h  t  e  r  1.  c  n.  65 ,  ferner  wenn 

tig,  8.  de  Herdt  1.  e.  p.  297.  der  Stifter  gleichzeitig  zwei  derartige  Stiftungen 

1  Darüber,   in  wie  fem  die  hier  erörterten  gemacht  and  blos  in  Betreff  einer  die  Applikation 

Grundsätze  durch  das  in  den  einzelnen  Staaten  für  sich  selbst  angeordnet,  in  Betreff  der  anderen 

bestehende  Recht  Abänderungen  erleiden,  kann,  dagegen  Jede    nähere  Bestimmung  unterlassen 

weil   dabei   lediglich   die    Termogensrechtliche  hat,  1.  e.  n.  52. 

Seite  in  Frage  kommt,  erst  später  in  der  Lehre  «  Gongr.  conc  1.  c.  S  138.  n.  75  ;  Acta  s.  sed. 

▼om kirchlichen  Vermögen,  inshesondere  von  den  13,  224.   Vgl.  auch  Richter  S.  138.   n.  76: 

kirchlichen  Stiftungen  und  kiichllchen  Gebüh-  „Missae  planae  eeUbrandae  in  perpetuum  durante 

ren,  gehandelt  werden.  saeculo  onus  durare  ultra  spatium  centum  an- 

*  Bd.  II.  S.  292.  norum  transaetoque  termino  non  remanere  ex- 
8  Darüber  s.  a.  a.  O.  S.  393.  stinctum". 

*  Nach  der  festen  Praxis  der  Oongr.  conc,  7  Gull.  Geiger,  de missarumstipendiis Mo- 
Richter,  Tridentinum  S.  136.  n.  46.  51.  53—  guntiae  1864.  lieber  die  Entstehung  dieser  Sti- 
65 ;  Acta  s.  sed.  3,  525  u,  15,  195.  pendien  vgl.  die  Geschichte  des  kirchlichen  Ver- 

5  So  die  Congr.  conc,  s.  Richter  a.  a.  0.  mogensreohtes. 

S.  137.  n.  56  u.  Acta  s.  sed.  15,  199.   Als  solche  »  Gleich  steht  auch  der  viel  seltener  vorkom- 

Auanahmefille  hat  sie  es  erklärt,  wenn  nach  An-  mende  Fall,    dass  sich  der  Priester  freiwillig 

Ordnung  des  Stif teis  die  Gelebration  zu  Gunsten  verpflichtet ,  ohne  Stipendium  für  Jemand  eine 

der  Pfarrgemeinde  oder  bestimmter  Klosterfrauen  Messe  zu  lesen.   S.  darüber  unten  zu  c 
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erzeugt,  and  zwar  durch]  einen  einseitigen  bei  Annahme  einer  einseitigen  Zuwen- 
dung (eines  Legates) ,  dnrch  einen  zweiseitigen  bei  der  Uebereinknnft  mit  einem 
Gläubigen. 

Die  ele&mosyna  manualisj  das  Stipendium  misMe  gilt  als  Liebesgabe,  welche  der 
Besteller  dem  angegangenen  Priester  zu  seinem  Lebensunterhalte  darbietet  ^ ,  ohne 
dass  es  allerdings  auf  die  Dürftigkeit  des  letzteren  ankäme,  also  wohlhabenden 
Geistlichen  verwehrt  wäre,  solche  Stipendien  anzunehmen  2.  Damit  aber  jeder  simo- 
nistische Handel ,  insbesondere  ein  Unterbieten  in  Bezug  auf  den  Betrag  des  Sti- 
pendiums, andererseits  aber  eine  jede  übermässige  Forderung  hinsichtlich  der  Höhe 
desselben  ausgeschlossen  bleibt,  hat  sich  im  Anhalt  an  die  Vorschriften  des  Triden- 
tinums  3 ,  nach  welchem  die  Ordinarien  jede  Simonie  bei  der  Verwaltung  des  Mess- 
opfers  fernhalten  sollen,  die  Sitte  gebildet,  dass  die  Bischöfe,  sei  es  mit  der  Diöcesan- 
Synode,  sei  es  ohne  dieselbe^,  einen  angemessenen  Betrag  für  das  zu  gewährende 
Stipendium  festsetzen^.  Mehr  als  diese  Taxe  bestimmt,  dürfen  die  Priester  nicht  for- 
dern <^,  wennschon  es  ihnen  gestattet  ist,  ein  ihnen  freiwillig  in  höherem  Betrage  ge- 
botenes Stipendium  anzunehmen  7.  Andererseits  sind  sie  nicht  verbunden,  gegen 
ein  geringeres  Stipendium  Messe  zu  lesen  ^,  haben  sie  aber  dasselbe  einmal  angenom- 
men, dann  wird  aber  dennoch  die  Pflicht  dazu  für  sie  begründet®. 

Für  die  Fundationsmessen  bestimmt  sich,  sofern  nicht  etwa  die  Oelebrirung  der 
Messe  zu  den  dem  Geistlichen  wegen  seines  Benefiziums  obliegenden  Amtspflichten 
gehört,  also  die  Einkünfte  des  Benefiziums  zugleich  ftr  die  betreffenden  Mühewaltun- 
gen mitgewährt  werden ,  das  Stipendium  nach  Massgabe  der  Stiftungsbedingnngen, 
in  Ermangelung  solcher  Bestimmungen  nach  der  bestehenden  Taxe  für  die  Manual- 
benefizien.  Aeussersten  Falls  hat  der  Ordinarius  einen  angemessenen  Betrag  dafür 
festzusetzen  ^0.  Damit  aber  ein  ausreichendes  Stipendium  gewährt  werden  kann,  hat 
der  Ordinarius  bei  der  etwa  ihm  obliegenden  Prüfung  ^^  von  Stiftungen  für  ewige 
Messen  oder  Messen  auf  eine  längere  Zeit  darauf  zu  sehen ,  dass  ein  ausreichendes 
Stiftungskapital  ausgesetzt  wird  ^^. 

1  Benedict  XIY.  de  syn.  dioedes.  Y.  8.  synode  v.  1867,  cit  Arch.  20,  116.  In  Ermange- 
n.  öff. ;  Phillips,  Lehrbuch  d.  K.  R.  2.  Aufl.  lung  einer  solchen  ist  die  gewohnheitsmassige 
S.  5Ö1;  Geier  1.  o.  p.  37.  Höhe  entscheidend,  Richter  a.  a.  0.  S.  138. 

2  Ein  desfallsiges  Verbot  besteht  nicht,  doch  n.  72. 

ist  die  Frage  nicht  ganz  unbestritten  gewesen,  0  Für  besondere  Leistungen,  z.B.einenweiteii 

vgl.  daraber  Fagnan.  ad  c.  11.  X.  de  praeb.  Weg,  ist  dies  aber  gestattet,  Geier  1.  c.  p.  43. 

III.  6.  n.  41  ff.  ^  Nach  d.  Gongr.  conc.   kann  der  Ordinarius 

3  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  in  cel.  missae :  dies  nicht  einmal  Terbleten ,  Richter  S.  138. 
;, .  .  .  culusTls  generis  mercedum  condltiones,  n.  70. 

pacta  et  quicquid  pro  mlssis  novis  datur  necnon  ^  Der  Ordinarius  ist  sogar,  weil  er  die  Herab- 

importunas     atque    Illiberales    eleemosynarum  Würdigung  des  Messopfers  und  des  geistlichen 

exactiones  potius    quam  postulationes  aliaque  Standes   zu  verhindern  hat,    berechtigt,    den 

hniusmodi  quae  a  simoniaca  labe  yel  oerte  a  Geistlichen  die  Uebemahme  von  Manualmesseu 

turpi  quaestu  non  longo  absunt,  omnino  prohl-  gegen    zu    geringe    Stipendien    zu    verbieten, 

beant''.  YgL  Geier  L  c.  p.  41.  42.  Richter ,  Tridentinum  S.  13a  n.  73. 

«  Daher  Synodal-  oder  Didcesan-Taxe.   Auch  &  Yon  UrbanYIII.be8atigte£ntsch.d.  Oongr. 

für  die  von  den  Regularen  in  ihren  Kirchen  zu  conc  (tertio)  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  144. 146. 
lesenden  Manualmessen  ist  der  Ordinarius  be-  10  s.  a.  a.  0.  (Quinto)  S.  144.  146  u.  Gongr. 

rechtigt,  die  Höhe  des  Stipendiums  zu  bestim-  conc  a.  a.  0.  S.  138.  n.  72, 
men.  Richter,  Tridentinum  S.  138.  n.  71.  11  Die  Behauptung  v.  Schulte*s,  dass  alle 

&  Beispiele  bieten  die  Limburger  und  die  Messstiftungen    unter   kirchlicher    Yerwaltung 

Rottenburger  bischöfliche  Y.  v.  1862  bez.  1869  stehen  (Lehrb.  d.  K.  K  3.  Aufl.  S.  566.  667),  ist 

im  Aicb.  f.  kath.  K.  R.  11,  428  ff.,  und  bei  v.  thatsächlich  nicht  richtig,  s.  z.  B.  AcU  s.  sed. 

Yogt,  Sammig.  v.  Yerordn.  f.  d.  Bisth.  Rotten-  14,  261. 
bürg  S.  210,   sowie  die  Paderbomer  Diöcesan-  «  Ygl.  z.  B.   die  cit.  Limburger  Y.  v.  1862, 
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Die  fandatioDBinSasig  oder  darch  Annahme  eines  Hanaalbenefiziams  begründete 
Pflicht,  die  Messe  zn  les^ ,  ist  im  Allgemeinen  keine  persönliche.  Der  Oeistliehe, 
welehem  sie  obliegt,  kann  sie  vielmehr  anch  dnroh  einen  anderen  erfüllen  lassend 
Di^  gilt  im  ersten  Fall  sowohl,  wenn  die  Messstiftnng  einer  Eirehe  oder  Kirehen- 
Cabrik  gemacht  ^^  wie  wenn  sie  mit  einem  Benefizinm  verbunden  oder  ein  eigenes 
Besefizinm  f&r  die  Celebrimng  gewisser  Messen  gegründet  worden  ist.  Hat  aber  der 
Stifter  aoadrüeklich  die  Persolvimng  der  Messe  durch  einen  bestimmten  Geistlichen 
oder  durch  den  Benefiziaten  angeordnet  y  so  kann  ein  solcher  die  persönliche  £rflU- 
laBg  nur  beim  Vorliegen  eines  dringenden  Hinderungsgmndes  unterlassen  und  hat 
bei  längerer  Dauer  desselben ,  z.  B.  bei  anhaltender  Krankheit ,  die  Messe  durch 
einen  anderen  lesen  zu  lassen  ^.  In  diesen  Fällen  muss  aber  dem  Stellvertreter,  wel- 
cher die  Messe  jfttr  einen  anderen  celebrirt,  der  volle  Betrag  des  dem  Vertretenen 
nkommeiiden  Stipendiums  ohne  jeden  Abzug,  selbst  wenn  das  letztere  höher  als  die 
Diöeesantaxe  ist,  verabfolgt  werden^.  Wenn  indessen  die  Pflicht  auf  einem  Bene- 
fiämn  ruht  oder  stiftnngsgemäss  mit  einem  Benefizium  verbunden  ist,  kann  der  Bene* 
fiziat  den  Ueberschuss  für  sich  behalten ,  weil  in  diesem  Falle  die  ftlr  die  Feier  von 
Messen  ansgesetzten  Vortheile  den  Charakter  des  Amtseinkommens  haben  ^. 

Ebensowenig  braucht  eine  Fundations-  oder  Manual -Messe,  wenn  sich  nicht 
etwas  Anderes  aus  der  Art  der  Stiftung  ergiebt  oder  besonders  angeordnet  worden 
ist,  in  einer  bestimmten  ELirche  oder  an  einem  bestimmten  Altar  gelesen  zu  werden  ^. 


Areh.  t  kath.  R.  R.  11,  429,  und  die  Pader- 
boraeTlHöoesansynode  t.  1867,  a.  a.  0.  20,  117. 
Bei  einer  Ton  dem  Ordinarius  nnabhäng^geit 
Meewtfftaiig  fUlt  diese  Prafuiig  allerdings  fort. 
Wenn  x.  B.  den  Brben  Tom  Testator  aufgegeben 
lit,  bestliiimte  Messen  lesen  zn  lassen ,  so  haben 
diese  den  CMstUehen  zu  besehaJfen ,  und  dann 
koBunen  die  Gmndsitze  Ton  den  Mannalbene- 
flzien  ZQJ  Anwendung.  Bei  einer  mit  nicht  ans- 
reiflhendem  Kapital  gegr&ndeten  eapella  laicalis 
würde  dagegen  der  Bischof  die  Annahme  der  Stif- 
timg nnd  die  Einräumung  eines  Altars  oder  einer 
Kapelle  (s.  Bd.  II.  S.  393)  Terweigern  können. 

i  Das  ist  feste  Praxis.  S.  auch  die  folgenden 
Anmerkungen. 

'  In  diesem  Falle  hat  die  betreffende  Kirche, 
Namens  derselben  der  leitende  Qeistliche  (für 
die  Regel  also  der  Pfarrer),  die  Pflicht,  für 
die  Celebrlrung  zu  sorgen.  Werden  die  Messen 
Ton  ihm  selbst  oder  von  einem  der  angestellten 
Hulfsgeistlichen  gelesen ,  so  geschieht  dies  kraft 
ihrer  Amtspflicht,  weil  die  betreffenden  Geist- 
lichen die  ihrer  Kirche  obliegenden  kirchlichen 
Lasten  zu  erfüllen  haben.  Wegen  der  s.  g.  ca- 
pellae  laicales  s.  noch  Bd.  II.  S.  393. 

3  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  138.  n.  66. 
Vgl  aueh  Bd.  III.  S.  242.  n.  4. 

«  Ri  cht  er  L  c  n.  66. 69 ;  von  Urban  VUI.  be- 
stätigte Entocheidung  v.  21.  Juni  1625  decimo 
Richter  a.  a.  O.  S.  145.  146;  s.  auchbuli.  Taur. 
13, 336  u.  20, 807;  Acte  s.  sed.  8, 75. 84.  Oar  nichts 
erhält  der  Kaplan  des  Pfarrers,  wenn  erinnerhalb 
der  ihm  bei  der  Anstellung  auferlegten  Pflichten 
für  die  ihm  gewährten  Einkünfte  auch  dem  Pfar- 
rer bei  dem  Messelesen  Aushülfe  zu  leisten  hat, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  11,  432.    Lastet  die  Pflicht, 


die  Messen  oelebriren  zu  lassen,  auf  einer  Kirche 
oder  Kirchenfabrik  oder  einer  frommen  Anstalt, 
so  darf  von  den  Verwaltern  an  Ausgaben  für 
Unterhaltung  des  Kirchengebäudes ,  des  Altars, 
sowie  für  Beschaffung  von  Ministranten,  Para- 
mente,  Lichter,  Wein ,  Hostien  u.  s.  w.  allein, 
wenn  diese  Anstalten  keine  anderen  Einkünfte 
beziehen,  das,  was  wirklich  für  die  einzelne 
Messe  nothwendig  war,  abgezogen  werden ,  a.  a. 
0.  ad  septimum,  s.  auch  Acta  s.  sed.  4,  537. 

^  A.  a.  0.  Ad  ootavum,  s.  auch  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  11,  431.  Dasselbe  gilt,  wenn  den  Pfarrern 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  etwaige,  die  Diöeesan- 
taxe übersteigende  Stipendien  als  Theil  ihrer 
Congma  zufliessen  und  sie  Messen  durch  andere 
Priester  persolviren  lassen,  Congr.  conc.  v.  1874, 
Acta  s.  sed.  8.  65,  oder  wenn  ein  höherer  Betrag 
aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Empfängers, 
z.  B.  des  Pfarrers,  gegeben  worden  ist ,  1.  c.  14, 
266.  Endlich  ist  es  gestattet,  dass  der  Mehr- 
betrag zurückbehalten  wird ,  wenn  der  Vertreter 
ihn  freiwillig  zurückweist,  Geier  L  c.  p.  51. 
lieber  Ausnahmefälle,  wo  durch  Indulte  der 
Congr.  conc.  solche  Abzüge  gestattet  worden 
sind,  vgl.  ibid.  8,  650. 

0  S.  hierzu  Benedict.  XIV.  const.  Quanta  cura 
V.  30.  Juni  1741.  S-  %  elwd.  bull.  1,  25:  „in 
illä  enim  potius  missas  esse  celebrandas  quisqne 
vult,  ad  quam  religionis  et  pietatis  stimulis  duc- 
tus  eleemosynas  confert  aut  in  qua  quispiam 
fortasse  tumulatus  est,  quam  in  alia  ecclesia  stbi 
prorsus  ignota". 

Der  Geistliche,  welcher  kraft  der  seinem  6e- 
neflzium  obliegenden  Pflicht,  nicht  in  seiner, 
sondern  in  einer  anderen  Kirche  celebrlrt ,  hat 
daher  die  Auslagen  für  Wachskerzen,  Wein, 
Hostien  und  Abnutzung  der  Paramente  zu  er- 
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Andererseits  müssen  aber  die  Messen  an  den  Tagen,  an  welchen  sie  vorgesehrie- 
ben oder  bestellt  sind,  oder  innerhalb  des  vorher  bestimmten  oder  sich  aas  den  Um- 
ständen ergebenden  Zeitraumes  oelebrirt  werden.  Daher  soll  kein  Geistlicher  Sti- 
pendien fttr  Messen  annehmen,  welche  an  dem  bezeichneten  Tage  nicht  gelesen 
werden  dürfend  Ebensowenig  darf  er  nene  Messen  annehmen,  wenn  er  bereits  Sti- 
pendien für  eine  so  grosse  Anzahl  erhalten  hat,  dass  er  diese  erst  im  Verlaufe  län- 
gerer Zeit  zu  persolviren  im  Stande  ist^,  widrigenfalls  er  die  empfangenen  Stipendien 
zurückzuerstatten  hat  3. 

Sodann  ist  die  Messe,  soweit  dies  überhaupt  erlaubt  ist^,  nach  der  Intention  des 
Stifters  oder  des  Bestellers  zu  appliciren  ^,  und  daher  gilt  ftlr  die  Fundations-  und  die 
Manual-Messen  derselbe  Grundsatz ,  wie  für  die  Pfiirr-  und  die  Eonventual-Messen, 
dass  der  Pflicht  allein  durch  die  Feier  einer  besonderen  Messe  genügt  werden  kann^. 
Wenn  daher  eine  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  den  als  Stipendium  gewährten 
Betrag  vom  Stifter  oder  Besteller  vorgeschrieben  sind ,  so  müssen  sie  alle  celebrirt 
und  applicirt  werden  7.    Endlich  ist  es  auch  nicht  statthaft,  Messen  im  Voraus  fftr 


setzen,  Richter  a.  a.  0.  S.  137.  n.  Q2.  Wer- 
den aber  missas  relictaa ,  d.  h.  ein  für  alle  Mal 
in  einer  bestimmten  Anzahl  zu  lesende  Messen 
in  einer  Klosterkirche  Yon  den  Mönchen  selbst 
gehalten,  so  ist  nichts  für  die  erwähnten  Aus- 
lagen zu  entrichten,  n.  63. 

»  S.  0.  S.  198. 

2  Von  UrbanVlII.  bestätigtes  Dekret  d.  Congr. 
conc,  Richter  a.  a.  0.  S.  142:  „Eleemosynas 
vero  mannales  et  (][aotldlani8  pro  missis  cele- 
brandis  ita  demum  iidem  accipere  possint,  sl 
oneribns  antea  Imposltis  ita  saüsfecemnt ,  nt 
nova  quoqne  onera  snscipere  valeant,  alioqnin 
omnino  abstlneaut  ab  huiusmodl  eleemosynis, 
etiam  sponte  oblatls  in  futarum  redpiendis ,  et 
capsulas  auferaut  ab  ecclesiis  cnm  inscriptione 
lila:  eleemosyna  pro  miaais  vel  alia  simili  snb 
iisdem  poenis  ipso  facto  incnrrendis ,  ne  fldeles 
hac  ratlone  frustrentur".  Näher  ist  diese  Bestim« 
mung  dahin  deklarirt,  dass  1.  die  Strafen  (inter- 
dictio  ingiessus  ecdesiae,  für  Mönche  Verlast 
der  Aemter,  sowie  des  aktiven  und  passiven 
Wahlrechtes,  verbanden  mit  Unfähigkeit  zum 
Erwerbe  von  Aemtem)  nur  Anwendung  finden 
bei  der  Uebeniahme  von  onera  mlssarum  perpe- 
tua  ohne  Erlaubniss  der  Oberen,  2.  dass  die 
Uebemahme  neuer  Messen  nicht  verboten  ist, 
wenn  allen  bereits  übernommenen  Verpflich- 
tungen „infra  modicum  tempus"  genügt  werden 
kann ,  oder  der  Besteller  sich  damit  einverstan- 
den erklärt,  dass  die  früheren  Obliegenheiten 
erst  erfüllt  werden. 

Partikularrechtlich  ist  das  modicum  tempas 
näher  flulrt,  so  durch  die  Diöcesansyn.  v.  Pa- 
derborn 1867  und  von  Neapel  v.  1882,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  20,  117  u.  51,  61  dahin,  dass  der 
Geistliche  nicht  mehr  an  Messen  pro  defunctis 
übernehmen  darf,  als  er  in  einem  Monat,  an 
Messen  pro  vivis,  als  er  in  zwei  Monaten  zu  lesen 
im  Stande  ist,  während  das  Prov.  Konz.  v.  Wien 
1858,  coli.  conc.  Lac.  5,  166  für  beide  Fälle  den 
Zeitraum  auf  2  Monate  festgesetzt  hat.  Die 
Congr.  conc.  hat  1655  einen  Monat  als  modicnm 
tempus  erklärt,  Richter  S.  141  n.  90. 


3  Das  Zuwiderhandeln  gilt  allgemein  als  Sünde, 
s.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer,  S.  68  ff.  Dar- 
aus folgt  aber  auch  die  Pflicht,  das  sündhaft 
zurückbehaltene  Stipendium  zu  restituiren ,  wie 
dies  auch  ausdrücklich  für  den  In  Anm.  7  ge- 
dachten Fall  vorgeschrieben  ist. 

«  S.  0.  S.  182. 

5  S.  0.  S.  206. 

6  Richter  a.  a.  0.  S.  138  n.  67,  s.  anch 
Congr.  conc.  best  v.  Urban  YIIL  a.  a.  0.  S.  146 : 
„Sacerdotes,  quibus  diebus  tenentur  missas  cele- 
brare  ratione  beneflcli  seu  capellae,  legatl  ant 
salarii,  si  eleemosynas  pro  alüa  etiam  miasis  eele- 
brandia  susceperint,  nonposseper  eandem  missam 
utrique  obligationi  satisfacere".  Sind  daher  von 
mehreren  Bestellern  die  vollen  Stipendien  gege- 
ben worden ,  um  eine  Messe  zu  gleichem  Zweck 
zu  lesen,  z.  B.  in  die  eommemorationls  omninm 
fldelium,  so  kann  dieser  Pflicht  nieht  durch  eine 
einzige  Messe  genügt  werden ,  es  sei  denn ,  dass 
alle  Besteller  einverstanden,  oder  vorher  auf  an- 
gemessene Weise,  z.  B.  durch  eine  in  der  Kirche 
angebrachte  Bekanntmachung  darüber  belehrt 
worden  sind,  dass  dies  geschehen  werde,  s. 
Congr.  conc  y.  1877,  Acta  s.  sed.  10,  120.  Nach 
der  von  Alexander  YII.  unterm  24.  September 
1666  vemrtheilten  prop.  8  :  „Duplicatum  Stipen- 
dium potest  sacerdos  pro  eadem  missa  licite  ac- 
dpere,  applicando  petentl  partem  etiam  spe- 
cialisstmam  fructus  ipsimet  celebranti  corre- 
spondentem  idque  post  decretum  Urbani  YIII.^, 
bull.  Tanr.  17,  388,  kann  der  Priester  dadurch, 
dass  er  den  ihm  zukommenden  fructus  specialis- 
simuB  (s.  0.  S.  179)  dem  Besteller  zuwendet, 
kein  Recht  auf  ein  doppeltes  Stipendium  er- 
halten, also  auch  nicht  daidurch ,  dass  er  diesen 
einem  anderen  Besteller  zuweist ,  eine  einzige 
Messe  für  zwei  gleichzeitig  celebriren. 

7  Congr.  conc.  bestatv. Urban YIIl.,  Richter 
a.  a.  0.  S.  142:  ,,ita  ut  alioqnin  11,  ad  quos 
pertlnet,  suae  obligationi  non  Batisfaciant ,  qni- 
nimo  graviter  peccent  et  ad  restitutionem  te- 
neantuI^^ 
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Personen,  welche  etwa  später  eine  solche  verlangen  und  ein  Stipendium  dafür  ge- 
währen sollten,  zn  oelebriren  nnd  zu  appliciren  ^. 

Nachdem  die  von  der  Gongregatio  concilii  nnd  der  Praxis  entwickelten  Grund- 
sätze in  Betreff  der  Fnndations-  und  Manualmessen  dargelegt  sind,  erübrigt  es  noch, 
den  rechtliehen  Charakter  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Priester  und  zwischen  dem 
Besteller  einer  Mannal-Messe  zu  erörtern  2. 

Daran,  dass  zwischen  beiden  überhaupt  ein  Rechtsverhältniss  begründet  wird^ 
dass  also  der  Priester  sich  durch  beliebige  Rückgabe  des  Stipendiums  nicht  von  der 
(^lebrirang  der  Messe  befreien,  und  ebensowenig  der  Besteller  es  willkürlich  vorher 
zarflckfordem  kann,  lässt  sich  nach  dem  Mitgetheilten  kein  Zweifel  erheben.  Fordert 
doch  die  Kirche,  dass  die  übernommenen  Verpflichtungen  pünktlich  erfüllt  werden, 
wie  dies  vor  Allem  die  Anordnung  zeigt,  dass  die  Priester  nicht  zum  Nachtheil  schon 
früher  eing^angener  Verpflichtungen  neue  Messen  übernehmen  sollen  ^. 

Entsteht  aber  die  rechtliche  Gebundenheit  beider  Theile  schon  durch  eine  Ver- 
einbarung über  die  Gewährung  des  Stipendiums  und  über  das  Lesen  der  Messe?  Ist 
das  Verhftltniss  ein  zweiseitiger  Konsensualvertrag,  nach  welchem  der  Priester  gegen 
Rdchnng  des  Stipendiums  die  Messe  zu  lesen  verpflichtet  und  gegen  Anerbieten  der 
Messe  das  Stipendium  zu  fordern  berechtigt,  der  Besteller  das  letztere  gegen  Offeri- 
nmg  der  Messe  zu  zahlen  verbunden  und  gegen  Reichung  die  Feier  derselben  zu 
verlangen  befdgt  wäre?  Bei  dieser  Auffassung  würde  das  Verhältniss  als  ein  oneroser 
Vertrag,  bei  welchem  die  Gewährung  des  Stipendiums  die  Gegenleistung  für  die  Cele- 
brirung  der  Messe  wäre,  erscheinen,  also  den  Charakter  eines  simonistischen  Ge- 
schäftes haben,  obwohl  gerade  solche  Verträge  in  Betreff  der  Messen  besonders  ver- 
boten sind^,  und  die  katholische  Kirche  die  wegen  der  Zulassung  der  Messstipendien 
in  dieser  Richtung  erhobenen  Vorwürfe  zurückweist  ^  Der  gedachten  Konsequenz 
entgeht  man  auch  nicht  dadurch ,  dass  man  das  Wesen  des  Stipendiums  als  eines 
Beitrags  zum  Lebensunterhalt  des  Geistlichen  betont,  denn  wenn  Jemand  freiwillig 
die  Verbindlichkeit  eingeht ,  einen  solchen  in  bestimmter  taxmässiger  Höhe  gerade 
f&r  die  Gelebrirung  einer  Messe  zu  entrichten ,  so  ist  es  inmier  die  heilige  Handlung, 
wegen  deren  und  für  welche  das  geldwerthe  Aequivalent  gegeben  wird ,  und  der 
Charakter  desselben  als  Gegenleistung  wird  dadurch  nicht  beseitigt,  dass  man  ihm 
noch  die  besondere  Zweckbestinmiung,  zum  Lebensunterhalt  des  Celebrirenden  zu 
dienen,  beilegt  <^. 


1  nicht  er  a.  a.  O.  138.  n.  68.   Nach  dem  vielfach  für  den  Kleriker  jede  Stipnllrnng  eines 

dt.  Dekret  d.  Congr.  cono.  a.  a.  0.  S.  142 ,  sind  Stipendiums  oder  eines  angemessenen  Beitrags 

alle  früher   darauf    gegebenen  Indulte  wider-  zum  Unterhalt,  ehe  er  sich  zur  Spendung  von 

rufen.  Spiritualien  verpflichtet,  für  gültig  erachtet  wird, 

«Die    Messfundationen    stehen    unter    den  s.  Schmalzgrueber  V.  3.  n.  89flf.  und  die 

Rechtsregeln   der  Stiftungen,    und  diejenigen,  dort  angeführten.    Aber  die  Zweckbestimmung 

welche  Beneflzien  sind,  unter  denen  der  letz-  ^es  Stipendiums  liegt  hier  ganz  ausserhalb  des 

X/^Yen,  Rahmens  des  Verhältnisses  und  ist  für  dessen 

so       o  OAQ    rw          i        A  IX               IV  juristische  Konstruktion  gleichgültig.  Der  Geist- 

!  f:  %!'  ^   ^v  ^«^^«|^^;?1*«'?>^'  ^ff^^  Uche  ist  nicht  gehindert  das  Stipendium  zu  an- 

auf  die  Frage  eingehen    s.  S.  210  n  1,  zweifeln  ^^^^^  Zwecken,  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Ar- 

ebensowenlgandemVorhandensemeinesRechts-  ^en  zu  verwenden,  wie  er  es  gleichfalls  anzuneh- 

vcrualtnlsses.  ^^^^  berechtigt  ist,  wenn  er  mehr  als  das  zu  sei- 

*  Trid.  Sesa.  XXD.  decr.  de  obs,  miss.  „em  Lebensunterhalt  Nöthige  an  Einkünften  be- 
5  S.  z.  B.  Gei er  1.  c.  p.  1.  36.  zieht,  s.  o.  S.  206  n.  2. 

*  Das  ist  allerdings  der  Grund ,  aus  welchem 

Hin  seh  ins,  Kirchenrecht  lY.  14 
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Die  Klippe,  ein  simonistisches  Geschäft  zn  konstrniren,  kann  man  nnr  nmgehen, 
wenn  das  Verhältniss  nicht  als  ein  oneroses  anfgefasst  wird. 

Von  dem  katholischerseits  vertretenen  Standpunkt  ans^  dass  das  Stipendiom  eine 
Liebesgabe  znm  Unterhalte  des  Priesters  ist  (s.  o.  S.  206),  erscheint  die  Hingabe 
eines  solchen  als  Schenkung.  Das  damit  verbundene  Verlangen  einer  Messe  seitens 
des  Bestellers  stellt  sich  dann  als  eine  der  Schenkung  gemachte  Auflage,  als  s.  g. 
modus,  dar  ^  Nimmt  der  Geistliche  das  Stipendium  an,  so  entsteht  dadurch  fflr  ihn 
die  Pflicht,  die  Auflage  zu  erfüllen,  also  die  Messe  in  der  geforderten  Weise  zu  cele- 
briren.  Andererseits  ist  aber  auch  der  Besteller  insofern  gebunden,  als  er  die  Hin- 
gabe des  Stipendiums,  ebensowenig  wie  eine  andere  perfekte  Schenkung,  seinerseits  nicht 
beliebig  widerrufen  darf.  Dagegen  kann  er  das  gewährte  Stipendium  zurflckfordem, 
wenn  der  Priester  sich  nicht  in  der  Lage  befindet^,  die  Auflage  zu  erfUllen  oder  sie 
nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit^  oder  nicht  in  der  gewünschten  Art  erfüllt 
hat.  Ferner  steht  ihm  auch  das  Recht  zu ,  die  Erfüllung  der  mit  dem  Stipendium 
übernommenen  Auflage ,  soweit  dies  nach  den  öffentlich  rechtlichen  kirchlichen  Vor- 
schriften möglich  ist^,  zu  verlangen. 

Die  rechtliche  Bindung  beider  Theile  vollzieht  sich  also  mit  der  Perfektion 
des  durch  Hingabe  und  Annahme  des  Stipendiums  eingegangenen  Schenkungs- 
vertrages. 

Kann  sie  aber  allein  dadurch  bewirkt  werden  oder  ist  es  rechtlich  möglich,  dass 
schon  durch  eine  blosse  Verabredung  dahin,  dass  der  Besteller  das  Stipendium  unter 
der  gedachten  Auflage  schenken ,  der  Geistliche  die  Schenkung  annehmen  und  die 
gewünschte  Messe  lesen  werde  (mit  anderen  Worten:  durch  einen  obligatorischen 
Schenkungsvertrag  über  eine  donatio  sub  modo) ,  ein  rechtlich  bindendes  Verhältniss 
zwischen  beiden  Theilen  zur  Entstehung  gelangt?  Dies  muss  m.  E.  verneint  werden. 
Die  Erfüllung  eines  solchen  Schenkungsvertrages  ist  nicht  Schenkung,  vielmehr  ist 
in  Folge  desselben  schon  die  rechtliche  Verpflichtung  des  Bestellers  begründet.  Die 
Gewährung  des  Stipendiums  würde  sich  also  als  rechtlich  nothwendige  Erfüllung  des 
Vertrages,  nicht  mehr  als  die  den  Vertrag  begründende  Reichung  einer  Liebesgabe 
darstellen.  Der  Geistliche ,  welcher  in  einem  solchen  Falle  das  Stipendium  fordert, 
beansprucht  eine  ihm  rechtlich  zustehende  Leistung,  während  Liebesgaben  nicht 
kraft  Rechtspflicht  verlangt,  sondern  nur  freiwillig  dargeboten  werden  können.  Fer- 

1  Fagnan.  ad  c3.  X.  desepalt  III.  28.  n.  81  der  Geistliche  seinen  Unterhalt  von  den  Glänbi- 

erklärt  das  Verhältniss  als  stipulaüo  und  „con-  gen  empfängt ,   aber  doch  nnr  von  denjenigen, 

tractus,  qnalis  dicitnr  celebrari  inter  dantem  elee-  dann  aber  anch  von  allen ,   für  welche  er  die 

mosynam  et  sacerdotem ,  nempe  do ,  nt  facias",  geistlichen  Funktionen  zu  vollziehen  hat  Es  Ist 

Plgnatolll  consult  can.  t.  lY.  conc.  227  n.  3  Jedoch  nicht  in  der  Gerechtigkeit  begründeti  dass 

für  eine  „obligatio  mutua  quae  consurgit  inter  sa-  deijenige ,  welcher  von  einem  Priester  eine  ein- 

cerdotem  et  dantem  Stipendium'',  und  die  Theo-  zlge  geistliche  Funktion  beansprucht,  diesem  den 

logen  bemerken,  dass  die  Pflicht  zur  Gelebrirung  Unterhalt  oder  auch  nur  einen  Theil  desselben 

der  Messe  in  Folge  der  Annahme  des  Stipendiums  gewährt. 

ex  titulo  Justitiae  hervorgehe ,  vgl.  Geier  1.  c.  ^  Z.  B.  die  Messe  an  dem  Tage,  an  welchem 

p.  44.    Das  weist  alles  auf  die  Auffassung  als  sie  verlangt  ist,  nicht  gelesen  ,  s.  o.  S.  198,  oder 

Realkontrakt  hin,  nähert  sich  aber  der  hier  ver-  nicht  so  wie  gefordert,   applicirt  werden  darf, 

tretenen  Auffassung.    Die  Konstruktion,  s.  z.  B.  s.  o.  S.  182. 

Schmalzgrueber  V.  3.  n.  96,   Geler  I.  c.  ^  Selbst  wenn  die  Messe  etwa  zu  spät  gelesen 

p.  45,  dass  es  sich  um  einen  Vertrag  über  die  ist,  Geier  l.  c.  p.  53.  54. 
nähere  Bestimmung  der  naturalen  Yerpfllchtung  ^  Also  nicht  in  dem  in  der  Anm.  2  erwähn- 

der  Gläubigen,  für  den  Unterhalt  des  Geistlichen  ten  Falle,  ebenso  wenig,  wenn  der  Geistliche  die 

zu  sorgen,  handelt,  erscheint  jedenfalls  verfehlt  Messe  unzulässiger  Welse  gegen  das  o.  S.  208 

Die  Gerechtigkeit  erfordert  es  allerdings ,   dass  gedachte  Verbot  übernommen  hätte. 
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ner  vird,  da  das  Stipendium  allein  gegen  das  Erbieten ,  die  Auflage  zu  erfflUen,  ge- 
fordert werden  könnte,  dadurch  die  Celebrirung  der  Messe  in  die  Stellung  der  Gegen- 
leistong  geschoben,  d.  h.  das  Geschäft  nimmt  die  Natur  eines  zweiseitigen  Vertrages 
mit  Leistung  und  Gegenleistung,  mithin  den  Charaktereines  simonistischen,  an^ 
Demnach  wird  man  eine  Verabredung  auf  Lesung  einer  Manual-Messe  zwischen 
dnem  Priester  und  dem  Besteller  derselben  allein  als  eine  vorläufige,  nicht  bindende 
Vereinbarang,  nicht  aber  als  einen  rechtsgültigen  Schenkungsvertrag,  aus  welchem 
jeder  Theil  wider  Willen  des  anderen  die  Erfüllung  fordern  dfirfbe,  behandeln 
können  2. 

Begründet  demnach  allein  die  vorgängige  Leistung  des  Stipendiums  die  Pflicht 
zur  Celebrirung  der  gewflnschten  Messe,  so  tritt  nur  deijenige  Geistliche ,  welcher 
das  Sflpendinm  vom  Besteller  empfangen  hat,  zu  diesem  in  ein  Rechtsverhältniss, 
selbst  wenn  er  nach  der  Lage  des  Falles  berechtigt  ist,  die  der  Schenkung  gemachte 
Auflage  durch  einen  anderen  erfüllen,  also  die  Messe  durch  einen  von  ihm  substi- 
tuirten  Geistlichen  lesen  zu  lassen,  d.  h.  er  haftet  dem  Besteller  dafür,  dass  sein  Ver- 
treter die  Messe,  sowie  sie  gewünscht  worden  ist,  persolvirt,  und  hat  dem  ersteren, 
wenn  dies  nicht  geschieht,  das  Stipendium  zurückzugewähren.  Die  Ansicht,  dass  der 
substituirteGeistliche,  weil  der  vom  Besteller  angegangene  Priester  die  Obligation  von 
sieh  ablehne,  diese  mit  dem  ihm  voll  von  dem  letzteren  auszuzahlenden  Stipendium  auf 
ach  nehme  3,  erscheint  haltlos.  Die  Pflicht  des  Substituenten,  dem  von  ihm  gewählten 
Peraolventen  das  Stipendium  voll  auszuzahlen,  entsteht  nicht  aus  dem  Empfange  des- 
selben seitens  des  Bestellers  der  Messe  und  bildet  keine  gegenüber  diesem  letzteren 
bestehende  Obligation.  Der  Besteller  will  nur  Erfüllung  der  von  ihm  gemachten 
Auflage,  für  ihn  ist  es  völlig  gleichgültig ,  ob  der  von  ihm  ersuchte  Priester  das  Sti- 
pendium an  den  Persolventen  entrichtet  oder  nicht  ^.  Dass  derselbe  den  empfangenen 


1  Bas  erklärt  sich  daraus,  dass  schon  die  Sach-  pactum  vel  exactio  avaritiae  speciem  praeferens, 

achenkung  mtt  einem  modas  znm  Besten  des  qaalis  esset,  si  denegaret  allqnis  peragere  spirl- 

Schenkers  keine  vollkommen  reine  Schenkung  taalia  antequam  pecunia  uumeretur  Tel  cautio 

ist,  und  diese  Trübung  des  Schenkuugshegriffes  pro  ea  praestetur ,  nam  in  his  animns  et  affectus 

bei  einem  solchen  obligatorischen  Sohenkungs-  quodammodo  simonlacus  exprimitur". 

▼ertrage  nur  noch  stärker  hervortritt.    £in  Ver-  ^  Der  Priester,  welcher  auf  Grund  einer  sol- 

trag ,  in  welchem  sieh  A  verpflichtet ,  dem  B  10  chen  Uehereinkunft  vor  Empfang  des  Stipen- 

zu  schenken  unter  der  Auflage ,  dass  letzterer  diums ,  vrenn  auch  in  Ervartung  desselben  die 

eine  bestimmte  Handlung  zu  seinen  Gunsten  Messe  gelesen  hat,  vrird  dasselbe  daher  nicht  ein- 

vornimmt,   kommt  praktisch  auf  den  onerosen  fordern  können.   Speciell  erörtert  ist  die  Frage, 

Vertrag,  nach  welchem  A  dem  B  10  für  die  Vor-  soweit  ich  sehe,  nicht   Für  die  Richtigkeit  des 

nakme  der  Handlung  verspricht ,  also  auf  eine  hier  vertretenen  Standpunktes  spricht  aber  der 

Dienstmiethe,  hinaus.    Man  nehme  an ,  dass  ein  Umstand ,  dass  die  vorher  angeführten  Entschei- 

katholischer  Priester  während  weniger  Tage  mit  düngen  und  Dekrete  der  Congregatio  concilii  und 

30  bis  40  Personen  derartige  Verträge  auf  das  die  citiLrten  partikulären  Verordnungen ,  so  weit 

Lesen  von  30  bis  40  Messen  schliessen  und  dann  sie  von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 

vonjedem  Besteller  den  versprochenen  Betrag  ge-  pflichtangen  handeln,   stets  den  Empfang  des 

gen  Erbieten  zur  Celebrirung  der  Messe  einfordern  Stipendiums    seitens    des    Geistlichen    voraus- 

würde.    Hier  kann  man  unmöglich  die  Auffas-  setzen ,   niemals    aber   den  Fall   einer  blossen 

sang,  dass  die  Messen  als  Mittel  zum  Gelderwerb  Verabredung  zwischen  einem  Geistlichen  und 

dienen  sollen,  also  juristisch  gesprochen,  Gegen-  dem  Besteller  einer  Messe  ohne  Entrichtung  des 

leistnngen  für  den  zu  zahlenden  Betrag  sind,  Stipendiums  behandeln.    Ebenso  sprechen  die 

von  der  Hand  weisen,  mindestens  stehen  Ver-  o.  S.  210.  u.  1  genannten   Schriftsteller,    vgl. 

hÄltnisse  in  Frage,  ^quae  a  simoniaca  labe  vel  ferner  Geier  p.  56,  nur  davon,  dassdle  Obligation 

ceTte  a  tuipi  quaestu  non  longe  absunt"  (s.  oben  durch  das  Geben  und  Annehmen  des   Stipen- 

S.  206.  n.  3).     Selbst  diejenigen ,  welche  wie  diums  entsteht. 

Schmalzgrueber  1.   c.   (s.  o.  S.  209.  n.  6)  3  S.  Pignatelli  I.e.  t.  IV.  cons.  227.  n.  8. 

Verträge  über  Messstipendien  an  sich  für  bin-  ^  Wenn  Pignatelli  meint,  der  Besteller  be- 

dtffld  erachten,  bemerken :  „abesse  debet  turpe  stimme  das  Stipendium   blos    für  denjenigen, 
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Betrag  für  die  Regel  in  voller  Höhe  herausgeben  muss,  ist  vielmehr  eine  durch  das 
öffentliche  Recht  y  im  Interesse  der  Femhaltnng  jedes  simonistischen  Handels  gege- 
bene Vorschrift,  deren  Anwendung  ftlr  den  einzelnen  Fall  der  Besteller  nicht  einmal 
durch  seine  Willensbestimmung  zu  hindern  oder  zu  modificiren  befugt  ist.  Es  er- 
scheint daher  als  eine  Verkehrung  des  richtigen  Verhältnisses ,  wenn  gesagt  worden 
ist,  dass  auf  dem  Stipendium  das  onus  celebrandi  missam  hafte  und  mit  dieser  letz- 
teren Verpflichtung  das  Recht  auf  das  erstere  auf  denjenigen,  welcher  die  Last  auf 
sich  nehme,  übergehe  *. 

c.  Darüber  endlich ,  dass  der  Priester  sich  zur  Celebrirung  einer  Messe  einem 
dritten  gegenüber  rechtsgültig  ohne  Stipendium,  also  ohne  jede  Gegenleistung 
verpflichten  kann,  besteht  in  der  kanonischen  Doktrin  kein  Zweifel  2. 

d.  Die  Sicherung  der  Persolvirung  der  Messen,  die  Kondonation, 
die  Reduktion  (Mutation)  und  Translation  derselben.  Die  kolossale 
Anzahl  von  Stiftungen  und  Legaten  zu  Messen  in  Verbindung  mit  der  Uebemahme 
von  Manualmessen  hat  seit  Jahrhunderten  eine  so  grosse  Last  von  Messverpflich- 
tungen für  eine  Reihe  Kirchen  und  deren  Geistliche  herbeigeführt,  dass  vielfach  und 
wiederholt  die  Unmöglichkeit  hervorgetreten  ist,  diesen  Verbindlichkeiten  zu  genügen. 

Zur  Verhütung  solcher  Missstftnde  hat  die  Congr^atio  concUii,  abgesehen  von 
dem  schon  erwähnten  Verbot  in  Betreff  der  Manualmessen',  hinsichtlich  der  Ueber- 
nahme  von  ewigen  Messlasten  folgende  Anordnungen  getroffen^: 

Kirchliche  Korporationen  (Kapitel),  Kongregationen,  Gesellschaften  und  kirch- 
liche Institute  jeder  Art  ^  können  keine  derartigen  Lasten  (Stiftungen  oder  Legate) 
durch  ihre  Vertreter  rechtsgültig  ohne  die  schriftliche  [aber  unentgeltliche)  Erlaub- 
niss  des  Ordinarius  oder  seines  General- Vikars®  auf  sich  nehmen*^.  Behufs  Erthei- 
lung  der  Genehmigung  soll  genau  geprüft  werden,  ob  die  zur  Disposition  stehenden 
geistlichen  Kräfte  die  früheren  und  die  neu  zu  übernehmenden  Lasten  zu  erfüllen  im 
Stande  sind,  und  die  zugewiesenen  Einkünfte  ihrer  Höhe  nach  zu  einer  genügenden 
Honorirung  der  Geistlichen  und  zur  Deckung  der  entstehenden  Kosten  und  Auslagen 
ausreichen  ^. 


welcher  wirklich  celebrire ,  so  Ist  das  eine  An-  ^  S.  die  yon  Urb&n  VIII.  bestätigten  Dekrete 

nähme,  welche  jedenfalls  nicht  in  allen  Fällen  v.  21.  Juni  1626,  Richter  a.  a.  0.  S.  141. 

zutrifft.  5  Vgl.   auch  das  t.  Innocenz  III.   bestätigte 

1  SoPignatelli  1.  c. ,  welcher  das  Stipen-  Dekret  der  Congr.  eonc.  y.  23.  Dezember  1697. 
dlum  ratlone  obligationls  ad  offerendum  sacri-  S*  ^^>  Richter  a.  a.  0.  S.  148. 
flcium  erworben  werden  lasst,  während  nach  den  ^  Bei  den  Regulären  Ist  Erlaubniss  des  Ge- 
Ausführungen des  Textes  diese  Obligation  ge-  nerals  oder  Provinzials  nothlg. 
rade  erst  durch  die  Annahme  des  Stipendiums  "^  L.  c.  $$.  7.  8,  Richter  a.  a.  0.  S.  142. 
entsteht,  aber  nicht  yorher  begründet  ist.  S.  hierzu  auch  die  cltirten  Limburger  u.  Rotten- 

^  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  de  sepult.  III.  28.  burger  Verordn.    Auf  die  Annahme  ohne   die 

n.  81 ,  well  nach  kanonischem  Recht  jedes  er-  yorgeschrlebene  Genehmigung  sind  die  S.  208. 

laabte  Pactum  gehalten  werden  muss,  c.  1  (Garth.  n.  2  gedachten  Strafen  als  latae  sententiae  ge- 

348)  X.  de  pact.  I.  35,  und  hier  yon  Simonie  setzt    Doch  hat  das  für  die  Weltgeistlichen  an- 

kelne  Rede  sein  kann.  gedrohte  Interdictum  ab  ingressu  eccleslae  za- 

Was  die  Errichtung  yon  Stiftungen  und  die  folge  der  Gonst.  Pli  IX. :    Sodls   apostoUcae  v. 

letztwllligeu  Zuwendungen  zum  Zweck  der  Ce-  12.  Oktober  1869  seinen  Charakter  als  censura 

lebrirung  von  Messen  betrifft ,  so  fallen  solche  latae  sententiae  yerloren. 

ebenfalls  nach  der  einstimmigen  Annahme  und  ^  Ferner  sollen  die  Zuwendungen  in  sicheres 

der  Jahrhunderte  langen  Praxis  der  Kirche  nicht  Depositum  gegeben  und  sobald  als  möglich  in 

unter  das  Simonie- Verbot ,  Schmalzgrueber  fruchttragenden  Grundstücken  unter  ansdrück- 

y.  3.  u.  82  ff.,  da  es  sich  hierbei  nicht  um  we-  lieber  Kundmachung  der  darauf  ruhenden  Lasten 

sentlich  onerose  Geschäfte  handelt.  angelegt,  auch  wenn  diese  Immobilien  veräussert 

3  S.  0.  S.  208.  werden  müssen,  ebenfalls  In  derselben  Welse  in 
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Damit  stets  eine  leichtere  Uebersicht  über  die  bestehenden  Verpflichtungen  zu 
gewinnen  ist ,  soll  in  jeder  Earche  an  einem  zugänglichen  Ort  eine  tabella  onerum 
perpetaomm  et  temporalium  ausgehängt  werden  ^  Ausserdem  müssen  in  der  Sakristei 
swei  Bficher  gehalten  und  geführt  werden  y  eins  fftr  die  onera  perpetua  und  tempo- 
nlia,  das  zweite  Ar  die  Manual-Messen ,  in  welchen  das  Erforderliche  über  die  Er- 
Mnng  der  betreffenden  Verpflichtungen  einzutragen  ist^,  damit  diese  alljährlich 
durch  den  Ordinarius  ^  kontrolirt  werden  kann^. 

Endlich  ist  die  Führung  dieser  Tabellen  und  Bücher  auch  für  Brüderschaften, 
Gesellflchaften,  Hospitäler,  Kapellen  und  fromme  Institute^,  welche  entweder  unter 
der  ansschliesslichen  Verwaltung  von  Luen  oder  der  gemeinsamen  von  Laien  und 
Geistlichen  stehen,  und  welchen  die  Last  von  Manual-  und  ewigen  Messen,  sowie  auch 
Ton  Messen  für  bestimmte  Zeiten  obliegt,  angeordnet^. 

Ehe  diese  Vorschriften  erlassen  worden  waren ,  hatte  sich  schon  das  Trienter 
Konzil  veranlasst  gesehen  '^j  mit  Rücksicht  auf  die  zu  seiner  Zeit  eingetretenen  Uebel- 
stände  den  Bischöfen,  wenn  in  den  ihrer  Leitung  unterstehenden  Kirchen  die  nach 
den  Zuwendungen  verstorbener  Wohlthäter  zu  lesenden  Messen  so  zahlreich  wären, 
dass  ihnen  in  der  vorgeschriebenen  Weise  nicht  genügt  werden  könne,  oder  wenn 
dafür  wegen  unzureichender  Fonds  blos  so  geringe  Stipendien  gewährt  werden  könn- 
ten, dass  sich  nur  sehr  schwer  Geistliche  zur  Celebrirung  solcher  Messen  bereit  finden 
liessen,  die  Vollmacht  zu  ertheilen,  auf  der  Diöcesansynode^  die  geeigneten  Mittel 
zur  Beseitigung  dieser  Verhältnisse  zu  ergreifen^. 

Die  Gongregatio  concilii  hat  die  Ermächtigung  des  Konzils  nur  als  eine  vorüber- 
gehende und  ausserordentliche  Vollmacht,  welche  allein  in  Betreff  der  schon  vorher 
bestandenen  Messlasten  und  zwar  auf  der  nächsten  abzuhaltenden  Diöcesansynode 
ausgeübt  werden  dürfe^^,  au^efasst  ^i,  und  in  Folge  dessen  hat  das  unter  der  Auto- 


Betreff  der  Wiederanlegnng  verfahien  werden, 
l.l.S.7. 

1  Das  verordnet  da«  v.  Innocenz  XII.  bestä- 
tigte Dekret  der  Gongr.  conc.  v.  23.  Dezember 
1697.  §.  18,  8.  Richter  a.  a.  0.  S.  147.  Wenn 
die  sieb  aus  der  Tabelle  ergebenden  Belastun- 
gen die  Annahme  neuer  Verpfllchtongen  aus- 
tchliessen,  so  soll  dies  auch  auf  dieser  selbst  be- 
merkt werden. 

s  L.  c.  %.  19.  Auf  die  NlchterffUlung  dieser 
Verpflichtung  sind  für  Weltgetstliche  die  Sus- 
pension, für  Regulären  die  S.208.  n.  2  gedachten 
Strafen  gesetzt  $.  21  a.  a.  0. 

3  Die  Eontrole  irlrd  mitunter  den  Dekanen  über- 
trageUf  s.  die  citirte  Limburger  Yerordn.  v.  1862, 
Areh.  11,  433. 

*  Die  Unterlassung  der  Eontrole  ist  mit  den 
Torhin  (Anm.  2)  angegebenen  Strafen  bedroht, 
$.  21.  dt 

5  Das  düite  Dekret  v.  1697  $.  27  zählt  auf: 
„archiconfratemitates ,  confratemitates ,  societa- 
tes,  eongregatlones ,  hospitalia,  altaria,  capeUas, 
oratorla  et  eeclesias  ac  alia  loca  et  opera  pia''. 

^  Die  Nicbtbeobachtung  der  gedachten  Yor- 
schrifken  soll  mit  arbiträren  Strafen ,  eventuell 
der  Exkommunikation  geahndet  werden,  $.28  dt. 

'  SesB.  XXV.  c  4  de  ref . 

B  Die  gleiche  Vollmacht  ist  auch  den  Aebten 


und  den  Generalen  der  Orden  gegeben ,  welche 
die  betreffenden  Massregeln  auf  ihren  General- 
Kapiteln  festzusetzen  haben. 

9  Jedoch  so:  „ut  eorum  semper  defunctorum 
commemoratio  flat,  qui  pro  suarum  animarum 
Salute  legata  ea  ad  pios  usus  reliquerunt'^ 

10  Richter,  Tridentinum  S.  139.  n.  88  u. 
Benedict  XIY.  de  syn.  dioec.  XIII.  25.  n.  18. 
Auch  hat  sie  erklärt,  dass  die  Befugniss  sich 
nicht  auf  die  bei  der  Fundation  dnes  Bene- 
flzinms  auferlegten  Lasten  erstrecke. 

11  Deutlich  und  klar  ist  die  Vorschrift  des  Trl- 
dentiuums  in  dieser  Beziehung  nicht,  Uebrigens 
waren  schon  in  Bezug  auf  das  Tortridentinische 
Recht  die  Meinungen  nicht  einig.  Theils  erach- 
tete man  unter  analoger  Anwendung  des.c.  12 
X.  de  constit  I.  2  den  Bischof  bei  eingetretener 
Unzulänglichkeit  der  für  die  Messstipendien  be- 
stimmten Fonds  zur  Verminderung  der  Messver- 
pfllchtungen  kraft  seiner  ordentlichen  Juris- 
diktion für  befugt,  oder  wenigstens  dann, 
wenn  die  den  Erben  obliegenden  Leistungen 
vermindert  worden  waren,  theils  wurde  auf 
Grund  der  Clem.  2  de  relig.  domib.  III.  11  eine 
solche  Berechtigung  des  Bischofs  bestritten  und 
in  Trid.  Sess.  XXV.  e.  4.  dt  eine  Bestätigung 
dieser  Ansicht  gefunden,  Fagnan.  ad  c.  12  X. 
I.  2.  cit  n.  20  ff.;  Benedict  XIV.  1.  c  u.  17. 
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rität  Urbans  VUI.  von  ihr  erlassese  ^  und  von  Innocems  Xu.  unter  Erweiterungen 
bestätigte  Dekret^  die  entsprechenden  Massregeln  fUr  die  Znknnft  ansschliesslich  dem 
apostolischen  Stahle  vorbehalten  3. 

Als  solche  kommen  in  Frage:  1.  die  reducHoj  anch  moderaUo  genannt,  und  2.  die 
cammutatio  oder  mutaüo ,  nicht  aber  die  freilich  gleichfalls  nneigentlicher  Weise  als 
reducHo  bezeichnete  eondonaüo,  rermssio  oder  absolutio. 

Diese  letztere  ist  die  Entbindnng  von  der  Pflicht,  eine  Messe,  welche  bereits 
hätte  celebrirt  werden  müssen,  mithin  versänmt  worden  ist,  nachzuholen.  Sie  erstreckt 
sich  also  allein  auf  die  Vergangenheit ^  und  kann  den  Missständen,  welche  ans  der 
übermässigen  Anhänfang  der  Messverpflichtungen  entstanden  sind,  niemals  für  die 
Zukunft  abhelfen ,  wennschon  die  eingetretene  Unterlassung  der  Persolvirung  vieler 
Messen  unter  Umständen  einen  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  Erfüllung  der  bestehen- 
den MQSslasten  zur  Unmöglichkeit  geworden  ist,  also  die  Veranlassung  zu  den  er- 
wähnten, auf  die  Zukunft  berechneten  Massnahmen  abgeben  kann^.  Die  Beftigniss 
zu  solchen  Eondonationen^  steht  ausschliesslich  dem  Papste^  zu^,  und  sie  soll  nur 
gegeben  werden ,  wenn  wirklich  dringende  Oründe  für  die  Unterlassung  vorhanden 
gewesen  sind ,  namentlich  die  Unterlassung  nicht  absichtlich  im  Hinblick  auf  die  zu 
erwirkende  Eondonation  erfolgt  ist^. 


1  V.  21.  Juni  1625.  S-  3,  Richter  a.  a.  0. 
S.  141. 

2  V.  23.  Dezember  1697.  SS-  16-  ^'^i  a.  a.  0. 
S.  147. 

3  S*  ^  ci^*  '•  n^^  primo  districte  prohibet  atque 
interdlcit ,  ne  episcopi  in  dioecesana  synodo  ant 
generales  In  capitulis  generallbus  vel  alias  qno- 
quomodo  redacant  onera  ulla  missarum  celebran- 
darum,  ant  post  idem  conoilium  imposita  ant  in 
limine  fundationis,  sed  pro  bis  omnibas  redu- 
cendis  ant  moderandis  vel  commutandis  ad  apo- 
Stollcam  sedem  recurratar,  qnae  re  diligenter 
perspecta  id  statnet ,  qnod  magis  in  domlno  ex- 
pedlre  arbitrabitur  ^  alioqnin  rednctiones,  mode- 
rationes,  commutationes  halusmodi,  si  quas 
contra  huius  prohibitionis  formam  fleri  oonti- 
gerit ,  omnino  nullas  atqne  inanes  deceruit'^ 
Die  frühere  Doktrin  hat  ylelfach  angenommen, 
dass  diese  Vorschrift  nur  da  Geltung  habe ,  wo 
das  betreffende  Dekret  des  Tridentinums  und  die 
citirten  Dekrete  der  Gongr.  conc.  reeipirt  worden 
seien ,  so  dass  bei  der  Nichtreceptlon  beider  der 
Bischof  allein  (selbst  ohne  die  Diöcesansynode) 
zu  den  erwähnten  Massregeln  befugt  sei,  vgl. 
Garcias,  Tractat  de  benef.  P.  VlI.  c.  1.  n.l37 
(welcher  dies  für  einzelne  spanische  Bisthümer 
behauptet],  Seh  malz  grueber  111.  41.  n.  148. 
149. 154  (für  Deutschland  in  denjenigen  Tbellen, 
in  welchen  die  jährliche  Abhaltung  von  Diöcesan- 
syuodeu  nicht  üblich  sei).  Ferner  ist  dies  anch 
in  Frankreich  Praxis  geworden,  und  anscheinend 
besteht  dieselbe ,  wenn  auch  nicht  unangefoch- 
ten, noch  jetzt,  U^ricourt,  loix  eccleslastiques 
de  France  p.  530 ;  A  n  d  r  ^ ,  conrs  alphahtftiqne 
etc.  de  la  Mgislation  civile  ecclesiastique.  Paris 
1868.  s.  V.  fondations  3,  135;  Graisson,  ma- 
nuale  totius  iuris  canonici,  ed.  VI.  Plctavii  1877 
u.  1047,  1,  551,  und  Fabrikdekret  v.30.  Dezem- 
ber 1809.  Art.  29. 


Die  neuere  Dieciplln  der  Kirche  beobachtet 
aber  ausser  In  Italien  auch  in  Oesterreich,  s. 
Wiener  Prov.-Syn.  v.  1858,  coli.  conc.  Lac.  5. 
166,  Prag  1860,  ibid.  p.  464,  in  Deutschland,  s. 
Dumont,  Samml.  kirchl.  Erlasse  für  die  Erz- 
diöcese  Köln  S.  45 ,  Paderborner  Diöcesansynode 
V.  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  118,  und  in 
Holland,  Utrecht  1865,  coli.  Lac.  5,852  die  Vor- 
schriften der  erwähnten  Dekrete. 

*  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XIII, 25. 
n.  16. 

5  Daher  wird  vielfach  eine  Absolution  oder 
Kondonation  für  die  Vergangenheit  mit  solcheo 
Massnahmen  verbunden,  s.  z.  B.  Acta  s.  sed.  3, 
440,  und  die  weiteren  Anführungen  in  den  die 
Reduktion  betreffenden  Anmerkungen. 

^  Diese  stellen  sich  als  gesetzgeberische  Mass- 
nahmen der  Bd.  III.  S.  827  unter  Nr.  5  gedachten 
Art  dar ,  weil  derjenige ,  welcher  zur  Cele- 
bration  oder  zur  Bewlrkung  derselben  (Acta  s. 
sed.  12,  615.  618)  verpflichtet  war,  von  dieser 
Verbindlichkeit  befreit  wird. 

7  Die  Ertheilnng  erfolgt  durch  die  Pöniten- 
tarien  oder  auch  die  Gongr.  conc  (namentlich  in 
den  zu  Anm.  5  erwähnten  Fällen)  oder  auch 
durch  die  Gongr.  fabricae  S.  Petri  (s.  Bd.  I. 
S.  482),  vgL  Benedict.  XIV.  L  c  n.  15. 

B  Das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  4  de  ret  berührt  die 
Kondonation  nicht 

^  Wenn  sie  Ton  der  Gongr.  fabricae  S.  Petri 
erthellt  wird ,  so  ist  an  die  Fabrica  ein  massiger 
Betrag,  eine  s.  g.  eomposUiOt  zu  entrichten ,  und 
zugleich  wird  einigen  dazu  an  der  Vatikanischen 
Basilika  angestellten  Kapellanen  der  Auftrag  ge- 
geben, eine  angemessene  Anzahl  Ton  Messen  für 
die  Seelen  derjenigen  zu  lesen ,  für  welche  die 
unterlassenen  Messen  hätten  appliolrt  werden 
sollen,  Benedict  XIV.  L  c.  n.  15.    Mit  Bezug 
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Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Messe. 
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Die  Bednktion,  welche  dem  päpstlichen  Stahle  mit  Ausnahme  des  Falles  vor- 
behalten ist,  dass  von  vornherein  der  Stifter,  der  Donatar  oder  der  Testator  dem 
Bischof  die  Befdgniss  dazu  seinerseits  eingeräumt  hätte  S  und  meistens  durch  päpst- 
liehes  Indult  den  Bischöfen  auf  bestimmte  Zeitperioden  übertragen  wird^,  besteht  in 
der  Verminderung  der  auferlegten  Messverpflichtungen  \  Sie  kann  nur  stattfinden 
bei  solchen  Messen,  welche  onera  perpetua  sind^.  In  Betreff  der  Manualmessen 
ist  dagegen  Mos  eine  Kondonation  statthaft  ^  Ferner  bezieht  sich  ein  päpstliches 
Indult  auf  Reduktion  durch  den  Bischof  niemals  auf  diejenigen  derartigen  Ver- 
biBdüehkeiten,  welche  durch  besondere  Vereinbarungen  der  kirchlichen  Oberen 
oder  Institute  oder  Genossenschaften  mit  den  betreffenden  Donataren  flbemommen 
worden  sind^ 

Die  Reduktion  wird  beim  Vorliegen  dringender  Gründe  vorgenommen,  vor  Allem, 
wenn  eine  Verringerung  der  ursprünglich  zur  ErMlung  der  Messverpflichtungen  be- 
stimmten Einkünfte  fKr  alle  Zukunft  eingetreten  ist  7.  Besteht  daher  ein  Anspruch 
gegen  den  Rechtsnachfolger  des  Stifters  oder  des  Testators  auf  Ergänzung  des  ver- 
loren gegangenen  Betrages s,  so  bleibt  die  Massregel  ausgeschlossen,  und  es  ist  vor- 
erst von  dem  Verpflichteten  das  von  diesem  nachträglich  zu  Leistende  einzufordern 
und  beizutreiben  ^. 

Femer  kann  eine  Reduktion  stattfinden,  wenn  die  ursprünglichen  Fonds  zwar 


hiennf  besümmt  das  Dekret  v.  1697.  $.  17: 
^pnefatas  condonationes  et  reductiones  ab  eadem 
sede  nonnlsi  ex  rationabili  causa  seu  aequa  oom- 
miseratione ,  compositiones  yeio  a  dicta  fabrica 
utente  suis  facultatibiig  et  privllegiis,  nonnisi 
ex  caujsa  pariter  zaüonabili  et  cum  clausulis  op- 
portnais  et  praeBertim  cam  lila :  Dummodo  ma- 
Ütiose  non  omiserint  animo  habendi  composi^ 
tionem^  alias  gratia  nullo  modo  au/fragetur  ad- 
mitti  eonsaeYisse  et  solere*'.  Deijenlge,  welcher 
abcolTirt  wird ,  hat  übrigens  femer  auch  selbst 
eine  ihm  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  die- 
jenigen, für  welche  er  die  unterlassenen  zu  ap- 
plieiren  hatte,  als  Sühne  zu  lesen ,  Acta  s.  sed. 
3,440;  13,80.  Endlich  werden  auch  die  Bi- 
schöfe durch  Indulte  auf  eine  gewisse  Zahl  von 
Jahren  zur  Ertheilung  solcher  Kondonationen  er- 
mächtigt, Acta  s.  sed.  3,  440. 

1  CkmgT.  conc.  in  dem  y.  Innoeenz  XII.  bestä- 
tigten Dekret,  $.15,  Richter  a.a.O.  8.144.146. 

2  Bei  den  Orden  den  Generalen,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  1.  c.  n.  20.  21.  Die  Er- 
mäehtigungsformulare  coli,  condl.  Lac.  1,  369 
und  Acta  s.  sed.  3,  440.  Vgl.  auch  die  dem  Se- 
kretär der  Gongr.  conc.  zustehenden  Vollmachten, 
bei  Bangen,  die  römische  Kurie  8.  495.  Nr.  6. 
7.  10.  19  Ms  22. 

8  Uneigentlicher  Weise  spricht  man  auch  von 
Etednktion,  wenn  die  Messstiftung  von  einem 
Betheiligten,  dem  Erben,  als  nichtig  angefochten 
und  dadurch  hinfällig  gemacht  wird,  femer  wenn 
Messen ,  welche  allein  in  bestimmter  Zahl  oder 
für  eine  bestimmte  Zeit  haben  celebrirt  werden 
sollen ,  nach  Erfüllung  der  Zahl  oder  der  Zeit 
fortfallen,  Benedict  XIV.  L  c.  n.  9.  Beide 
Fälle  gehören  nicht  hioTher. 

4  Aach  den  Lasten,  welche  in  noch  nicht  accep- 


tirten  Zuwendungen  auferlegt  sind,  Benedict. 
XIV.  1.  c  n.  19.  Doch  ist  hier  der  Vorbehalt  zu 
machen ,  dass  der  zur  Minderung  derselben  Be- 
rechtigte einer  solchen  nicht  zugestimmt  hat. 
Wäre  dies  der  Fall ,  so  könnte  von  einer  Reduk- 
tion nicht  die  Rede  sein,  weil  bei  der  Minderung 
vor  erfolgter  Annahme  die  Last  überhaupt  und 
von  vornherein  nur  in  dem  verringerten  Betrage 
rechtlich  wirksam  geworden  wäre. 

*  Benedict.  XIV.  l.  c.  n.  29. 

6  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O.  8.  140. 
n.  85;  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  25. 

^  Benedict  1.  c.  n.  28;  Richter  a.  a.  0. 
8.  139.  n.  82;  Lingen  et  Reuss,  causae  so- 
lectae  congr.  conc.  p.  331  ff. 

8  Das  hängt  von  der  Art  der  Zuwendung  ab, 
also  davon,  ob  durch  den  Testator  oder  Stifter 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Vermögensstücken 
oder  auch  eine  bestimmte  Summe  allein ,  unter 
Beschränkung  auf  das  Ausgesetzte,  gewidmet  ist, 
um  die  Messverpflichtungen  zu  erfüllen ,  oder  ob 
er  die  Persolvirung  derselben  unter  allen  Um- 
standen hat  vorschreiben  und  seinen  Rechts- 
nachfolgern selbst  für  den  Fall,  dass  die  zur 
Realislrung  dieser  Absicht  in  erster  Linie  be- 
stimmten Vermögensbestandtheile  nicht  dauernd 
zureichen  sollten  ,  die  Pflicht  zur  Ergänzung  der 
Fonds  hat  auferlegen  wollen.  Die  kanonistische 
Doktrin  und  Praxis  bezeichnet  den  ersten  Fall 
als  eine  taxative ,  den  zweiten  als  eine  demon- 
strative erfolgte  Zuwendung ,  Benedict.  XIV. 
1.  c  n.  32;  Richter  a.a.  0.  8. 139  n.  79;  Acte 
s.  sed.  1,569;  3,376;  13,  310;  Lingen  et 
Reuss  causae  selectee  conc.  Trident.  p.  329; 
Acte  8.  sed.  17,  470  u.  18,  143. 

«  S.  unten  8.  216  n.  3. 
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nicht  verringert  sind,  aber  wegen  der  veränderten  Preis-  und  Oeldverhältnisse  nicht 
mehr  zur  Gewährung  ausreichender  Honorare  für  die  ausgesetzte  Zahl  von  Messen 
hinreichen  ^,  weiter  wenn  es  wegen  der  Armuth  der  Priester,  welche  ftlr  den  geringen 
ausgesetzten  Betrag  nicht  celebriren  können,  unmöglich  wird ,  die  Messen  celebriren 
zu  lassen^,  endlich  auch,  wenn  diejenigen,  welche  die  nöthigen  Fonds  zu  gewähren 
haben ,  wegen  Vermögensausfalles  oder  Armuth  nicht  im  Stande  sind ,  die  erforder- 
lichen Zuschüsse  zu  geben  ^. 

In  den  drei  zuletzt  erwähnten  Fällen  ist  ftlr  den  Umfang  der  Reduktion  das  für 
Manualmessen  übliche  Stipendium  zur  Grundlage  zu  nehmen,  und  die  Zahl  der  Messen 
so  weit  herabzumindern ,  dass  für  jede  der  Betrag  des  Stipendiums  gewährt  werden 
kann  *. 

Die  Reduktion  wird  nach  der  Praxis  der  Congregatio  concilii  in  Jedem  Bedürf- 
nissfall nur  einmal,  nicht  wiederholt  ertheilt^,  ausser  wenn  etwa  später  ein  neuer 
und  weiterer  Grund  für  eine  solche  eintreten  sollte^. 

Wenn  sie  aber  gewährt  worden  ist,  wirkt  sie  für  aUe  Zukunft  7.  Ausnahmsweise 
wird  sie  indessen  unter  Umständen  auch  nur  auf  Zeit  gegeben^. 

Die  commutatio  oder  mutatio  besteht  in  der  Aenderung  der  Art  der  Persolvirung 
der  vorgeschriebenen  Messen,  also  z.  B.  in  der  Anordnung,  dass  statt  der  vom  Stifter 
gewollten  missae  cantatae  blos  Privatmessen  gefeiert  werden  sollen.  Sie  ist  nichts 
als  eine  Abart  der  Reduktion,  weil  auch  bei  ihr  eine  Aenderung  und  Minderung  der 
vom  Stifter  oder  Testator  auferlegten  Lasten  herbeigeführt  werden  soll^,  und  unter- 
liegt daher  denselben  Grundsätzen,  wie  die  blosse  Reduktion. 

Nichts  als  eine  besondere  Art  der  Eommutation  ist  endlich  die  Translation  der 
Messen,  d.  h.  die  Ueberweisung  solcher  Messen,  welche  nach  den  Vorschriften  des 
Stifters  in  einer  bestimmten  Kirche  oder  an  einem  bestimmten  Altare  gehalten  werden 
sollen,  behufs  ihrer  Persolvirung  an  eine  andere  Kirche  und  an  deren  Geistliche ,  sei 
es  in  derselben  oder  in  einer  anderen  Diöcese.  Sie  ist  ein  Mittel,  die  Reduktion  der 
Messen  zu  vermeiden,  wenn  die  oben  S.  2 1 5  ff  gedachten  Gründe  nicht  vorliegen,  aber 

1  Dfts  wird  namentlich  dann  eintreten ,  wenn  hältnlssmässig  zu  redaciren  sind,  Benedict  XIY. 
wegen  doi  gedachten  Umstände  das  Stipendium  1.  c.  n.  23;  Richter  a.  a.  0.  S.  139  n.  80.  81. 
für  Manualmessen  schon  hat  erhöht  werden  müs-  ^  Reductio  reductlonls  non  conceditnr,  Rieh- 
sen,  Benedict.  XIV.  L  c.  n.  28;  Richter  tera.  a.  0.  S.  140.  n.  82. 

a.  a.  O.  S.  139.  n.  82;  Acta  s.  sed.  3,  420;  18,  ^  Z.  B.  wenn  nach  eingetretener  Redaktion 

205;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  561.  der  damals  noch   übrig  gebliebene  Betrag  der 

2  Richter  a.  a.  0.  S.  139.  n.  82.  Fonds  spater  durch  irgend  welche  Zufalle  eine 
8  A  a.  0.  S.  139  n.  82;  Acta  s.  sed.  12,  445.  weitere  Vermlndening  erlitten  hat,  a  a.  0. 

615  •  13   80  Jedoch  wird  sie  herkommhcher  Weise  unter 

'  ,  '      *      ,  ,        -         _.,-      _,   .  ^.  der  Klausel:  „Quod  sl  reditus  augeantur ,  augeri 

Doch  sind  auch  In  anderen  Fallen  Reduktionen  quoque  debeat  mlssarum  numerus*'  erthellt. 

vorgenommen  worden,  so  z.  B.  behufs  Erhöhung  8  Wenn  sich  z.  B.  durch  Zuschlagung  der  zu 

der  Remuneration  von  HulfsgelstUchen  bei  voUi-  Messen  zu  verwendenden  Beträge  die  verringerten 

ger  Armuth  der  Gemeinde,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  ponds  wieder  erganzen  lassen,  Richter  a.  a.  0. 

3,  442;  behufs  Ermöglichung  eines  regelmässl-  g.  139.  n.  82.    Andere  Fälle  s.  Acta  s.  sed.  3, 

gen  Chordienstes,  LingenetReuss,  causae se-  475  ^^  IQ  205. 

lectae  congr.  conc  p.  349  ff.  9  sie  wird  auch  vielfach  mit  einer  Reduktion 

♦  Benedict.  XIV.  1.  c  n.  28.    Ruhen  auf  verbunden  sein ,  z.B.  wenn  für  die  vom  Stifter 

den   Fonds  noch   andere  Lasten    zu    frommen  vorgeschriebenen  missae  cantatae  die  Einkünfte 

Zwecken  als  Mess Verpflichtungen,  so  Ist  zunächst  nicht  ausreichen  und  erstere  nach  Massgabe  der 

In  Betreff  der  er^teren  die  Reduktion  zu  verfügen,  üblichen  Höhe  des  Stipendiums  auf  eine  diesen 

es  sei  denn,  dass  nach  den  Umständen  als  sicher  entsprechende  Zahl  reduclrt  werden ,  der  etwa 

anzunehmen  wäre,  dass  dem  Stifter  oder  Testator  verbleibende  Ueberschuss  aber  zur  Oelebrirung 

die  Erfüllung  beider  Arten  von  Pflichten  gleich  blosser  missae  lectae  verwendet  wird,  oder  gar 

wichtig  gewesen  sei ,  In  welchem  Fall  beide  ver-  bei  einem  auf  beide  Arten  von  Messen  gerichte- 
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sonst  dringende  ümBtände  eine  solche  Massregel  rechtfertigen  S  namentlich  die  Hess- 
verpflichtnngen  wegen  einer  zn  geringen  Zahl  von  Geistlichen  an  der  Kirche^  in  welcher 
die  Messen  eigentlich  celebrirt  werden  sollten,  nicht  erfüllt  werden  können  ^.  Da  hierin 
wie  in  den  vorher  gedachten  Fällen  eine  Abweichung  von  den  für  die  Messlasten 
bindenden  Anordnungen  Dritter  liegt ,  kann  sie  ebenfalls  nur  vom  Papste  erlaubt 
werden  ',  doch  werden  auch  darauf  den  Bischöfen  Vollmachten  ftlr  gewisse  Zeit- 
itome  übertragen^. 

IV.  Die  Pflicht,  der  Messfeier  beizuwohnen.  Nach  älterem  Recht  hatten 
die  Gläubigen  die  Rechtspflicht,  der  Messfeier  an  allen  Sonntagen  und  Festtagen  bei- 
zuwohnen und  dieser  Pflicht  in  der  eigenen  Pfarrkirche  zu  genügen^.  In  Folge  der 
Lm^erong  des  Pfarrverbandes  ^ ,  insbesondere  in  Folge  der  Ausbildung  des  öffent- 
lichen Gk>ttesdien8tes  in  den  Klosterkirchen  ^  und  der  den  Mönchsorden  ertheilten 
Privilegien  ^  ist  aber  die  eben  gedachte  Beschränkung  fortgefallen  ^.  Es  genügt  daher 
nach  hentigem  Recht  ^o,  wenn  die  Messe  an  den  gedachten  Tagen  voll  und  ganz^^ 
anaser  in  der  Pfarrkirche  in  einer  anderen  öffentlichen  ELirche  oder  öffentlichen  Ea- 


tea,  aber  luuarelchendem  Legat  die  missae  can- 
tatae  ganz  beseitigt  und  dafür  dieselbe  Anzahl 
nm  PriTatmewen  vorgeschrieben  wird  ,  Bene- 
dict. XIV.  I.e.  n.  34;  Richter  a.  a.  0.  S.  140 
11.83.84. 

1  Sie  wird  namentlich  dann  gestattet,  wenn 
der  Testator  in  erster  Linie  sein  Seelenheil  in 
Betracht  gezogen  hat,  nicht  aber  dann ,  wenn  er 
gexade  ans  besonderen  Granden  die  bestimmte 
kirehe  gewählt ,  z.  B.  die  Verehrung  eines  be- 
stimmten Heiligen  oder  die  Vermehrung  des 
Gettesdienstes  in  einer  bestimmten  Kirche  für 
die  dazu  gehörigen  Gläubigen  im  Auge  gehabt 
kat,  Richter  a.  a.  0.  S.  140  n.  86. 

s  S.  Areh.  f.  kath. K.  R.  14,  133  und  Lingen 
et  Rens  s,  causae  select.  congr.  couc  p.  317. 
Einen  Fall,  wo  sie  wegen  Krankheit  des  Priesters 
safeine  gewisse  Zeit  gestattet  worden  ist,  ibid. 
PL  369. 

'  Wenn  aber  die  Messverpfllohtung  an  einem 
beliebigen.  Orte  erfüllt  werden  kann,  ist  dies 
nicht  nothig.  Dann  darf  derjenige ,  welcher  für 
die  Persolvlmng  der  Messen  zu  sorgen  oder  diese 
selbst  Torznnehmen  hat,  die  Messen  auch  an  einem 
Orte  eelebrlren  lassen. 

*  Vgl.  die  Vollmachten  des  Sekretärs  der 
Congr.  conc,  bei  Bangen,  röm.  Curie  S.  495. 
No.  6.  8 — 10.  S.  femer  v.  Vogt,  Samml.  v. 
Veiordtt.  t  d.  Bisth.  Rottenburg.  S.  t213. 

&  c.  64  (Agde)  Dist.  I.  de  cons.  setzt  für  die 
Yerletzong  der  Pflicht  als  Strafe  öffentliche  Rüge 
dnrch  den  Bischof  fest,  c.  66  (statuta  eccles.  ant) 
ibid.  Exkommunikation ,  wenn  der  Gottesdienst 
an  einem  Festtage  wegen  Theilnahme  an  Schau- 
spielen Tersäumt  worden  ist,  vgl.  auch  c.  35 
(Agde)  L  c.  Fremde  Parochianen,  welche  aus 
Veraehtong  ihres  eigenen  Pfarrers  die  Messe  in 
einer  anderen  Pfarrkirche  hören  wollten,  sollten 
daher  ans  dieser  ausgewiesen  werden ,  c.  4.  5 
(Nantes  IX.  saec.  ?)  C.  IX.  qu.  2  u.  c.  2  (id.)  X. 
de  paroeh.  lU.  29. 

0  Die  späteren  partikularrechtlichen  Bestim- 


mungen ,  welche  für  die  Nichtbeachtung  der  ge- 
dachten Pflichten  Strafen ,  z.  B.  Versagung  des 
kirchlichen  Begräbnisses,  Pomesan.  Statuten 
1480,  Jacobson,  Gesch.  der  Quellen  d.  kath. 
K.  R.  T.  Preussen.  Anh.  S.  169 ;  halbes  Pfand 
Wachs,  bei  Wiederholungen  Femhaltuug  von  der 
Osterkommunion ,  Trier  1678,  Hartzheim  10, 
67  androhen,  s.  auch  Bd.  II.  S.  300  n.  7,  hatten 
die  Tendenz,  diese  Entwicklung  aufzuhalten. 

7  Vgl.  c.  2  Extrav.  comm.  I.  9,  s.  dazu  Bd.  II. 
S.  300  n.  4. 

8  S.  Const.  Leon.  X.  v.  13.  November  1617 
bei  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec.  XL  14.  n.  8: 
„omnes  christi  fldeles  qui  non  contempto  proprio 
sacerdote  parochiali  in  ecclesiis  fratrum  men- 
dicantium  dominicis  et  festis  diebus  missas  audi- 
ant,  satisfacere  praecepto  ecclesiae  de  missa 
audienda  nee  in  aliquam  labem  mortalis  peccati 
poenamve  incurrere'S  s.  auch  daselbst  die  weite- 
ren Privilegien  von  Pins  V.  v.  1667  und  von 
Clemens  VIII.  v.  1592,  von  denen  sich  das  letz- 
tere auch  auf  die  Jesuiten  bezieht. 

9  Denn  das  Tridentinum  decr.  de  obs.  miss. 
enthält  allein  die  Anordnung,  dass  die  Bischöfe 
die  Gläubigen  ermahnen  sollen,  wenigstens  an 
Sonntagen  und  Festtagen  der  Messe  in  ihrer 
Pfarrkirche  beizuwohnen. 

10  Abgesehen  von  den  für  die  Mönchsorden  ge- 
gebeneu Privilegien  hat  sich  dies  lediglich  durch 
Gewohnheit  festgestellt,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.  10. 

li  Also  alle  drei  Theile  ein  und  derselben 
Messe  (s.  o.  S.  178  n.  6),  da  schon  c.  64  Dist.  I. 
de  oonsecr.  clt.  das  Verlassen  der  Kirche  vor  der 
Beendigung  der  Messe  verbietet.  S.  auch  die  von 
Innocenz  XL  unterm  2/4.  März  1679  reproblrte 
prop.  53,  Bull.  Taur.  19,  148:  „Satisfacit  prae- 
cepto ecclesiae  de  audiendo  sacro ,  qui  duas  eins 
partes ,  imo  quatuor  simul  a  diversis  eelebranti- 
bus  audit''.  Weitere  Kasuistik  bei  Ferraris 
s.  V.  missa  art.  XVI.  n.  3  ff. 
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pelle  ^  gehört  wird  2.  Ja  es  sind  sogar  partikuläre  AnoräBnugen,  welche  die  ErfttUnng 
der  Pflicht  auf  die  erstere  beschränken  j  nichtig ,  weil  dadurch  das  geltende  gemeine 
Gewohnheitsrecht  abgeändert  wird  ^.  Dagegen  ist  das  Mhere  Recht  insofern  in  Gel- 
tung, als  die  Verbindlichkeit  der  Gläubigen  immer  noch  eine  Rechtspflicht  geblieben 
ist 4,  also  bei  ersichtlicher,  gröblicher  Verletzung  derselben  auch  mit  arbiträren 
Strafen  und  Censuren  ^  eingeschritten  werden  kann. 

§.  208.    2.   Die  öffentlichen  Gebete  und  Andachten^, 

Dem  Zweck  des  Gottesdienstes,  der  Erhebung  und  Vereinigung  der  Seele  mit 
Qott,  dient  vor  Allem  das  Gebet,  welches  demselben  Verehrung  und  Dank  entgegen- 
bringt und  Bitten  darlegt.  Die  Gestaltung  des  Gebetes  ist  dem  einzelnen  Kirchen- 
gliede  frei  überlassen,  jedoch  innerhalb  der  Schranke ,  dass  es  dabei  nicht  gegen  die 
Glaubenslehren  der  Kirche  Verstössen  darf  7.  Aber  schon  der  Erlöser  selbst  hat  ftlr 
alle  Zeiten  ein  Mustergebet  hinterlassen,  und  ebenso  haben  sich  in  der  Kirche  ver- 
schiedene Gebetformen  festgestellt ».  Diese  kann  jeder  Gläubige  ohne  Weiteres  ftlr 
seine  Zwecke  gebrauchen,  nicht  aber  die  Gebete ,  welche  von  einzelnen  Geistlichen 
oder  Privatpersonen  entworfen  sind ,  insbesondere  nicht  die  Sammlungen  derartiger 
Gebete,  also  Gebets-  oder  Andachtsbttcher.  Diese  bedürfen  vielmehr  der  Appro- 
bation durch  den  Bischof,  ehe  sie  für  die  private  Andacht  verwendet  werden  können^. 

Nach  den  Vorschriften  des  Evangeliums  ^^  sollen  die  Gläubigen  fleissig  dem  Ge- 
bete obliegen ,  aber  die  Kirche  hat  für  dieselben  in  dieser  Hinsicht  weder  überhaupt 
noch  auch  in  Betreff  des  Gebrauches  bestimmter  Gebete  eine  Rechtspflicht  festgesetzt  ^^ 
Eine  solche  besteht  nur  hinsichtlich  des  täglichen  Gebetes  für  die  Kleriker  der  höheren 
Weihen  und  für  alle  Geistlichen,  welche  ein  kirchliches  Benefizium  besitzen  ^3. 

^  Also  auch  in  den  Kapellen  der  Kardinäle  öfTentlichen  Rüge  (s.  0.  S.  217  n.  6)  keine  Strafen 

und  Bischöfe,  weil  diese  nicht  als  Privatoratorien  festgesetzt. 

gelten,  Ferraris  1.  c  n.  14,  nicht  aber  in  den  ^  Probst,  Lehre  n.  Gebet  in  den  drei  ersten 

Privatkapellen  oder  Oratorien,   abgesehen  von  christlichen  Jahrhunderten.   Tübingen  1871. 

demjenigen,  welcher  das  Indult  erhalten  und  von  "^  Denn  diese  haben  die  Gläubigen  anzunehmen 

den  sonst  nach  demselben  zur  Theilnahme  an  und  zu  beachten.  Eine  Verletzung  dieser  Schranke 

einer  solchen  Messfeier  berechtigten  Personen.  kann  unter  Umständen  das  kirchliche  Verbrechen 

VgL  darüber  §.  214.  der  Ketzerei  bilden. 

2  Krankheit,  dringende  Amtspflichten,  Mutter-  ®  Wie  das  Ave  iMaria  (der  s.  g.   englische 

pflichten,  nicht  aufschiebbare  Geschäfte,  noth-  ^russ,  seit  dem  11.  Jahrhundert  gebräuchlich^ 

wendige  Reisen,  üeberschwemmungen  u.  s.  w.  das  aus  dem  Pater  noster  und  dem  Ave  Maria 

entbinden  aber  von   der  Erfüllung  der  Pflicht,  kombinirte  Rosenkranz-Gebet ,  das  Ajigelus-Ge- 

Ferrarisl   cn  6  bet  (Danksagung  für  die  Menschwerdung  Christi, 

»  Vgl.  Benedici.  XIV.  1.  c.  i,.  H,  ».ment-  ^«^«1»«  des  MorReus    Mittags  »«d  Abend,  .uf 

lieh  klnn  der  Bischof  seihst  hei  h.rtn&cklger  T  f  ff  «"<»  «»«k«"^«»« J«"  ^^iVt"^'.,  ^ 

VeTweleerun»  des  Besuches  der  PfuTTkirchekBlna  der  jetzigen  GesUlt  seit  dem   15.  Jahrhundert 

V  erweigerung  aes  Besuches  der  riairkucöe  keine  jmj^j  g.  g  1  h  r  In  W  e  t  z  e  r  und  W  e  1 1  e,  Klr- 

Strafen  »ndrohen ,  so  die  Congr.  cone.,  s.  couc.  i:.«i„«i,«..  o  *„«  <   oär   *L™».  ji<.  t  «II..!..« 

Trident.  ed.  Gallemart.  p.  246  n.  ö.  Auch  hat  "''rnTiJ^  A«nt^t,ön^!,hr  J^^  „^?^^^^^^ 

Alexander  VII.  durch  Dekret  v.  30.  Januar  1669  .  '  ^'f«  "^^Ä  «.  Äitwl™^         r 

«•tis,*   j.—  A*r.  r  «V««  ^-  -«I  Ttfi««..«j  <«  «^i..«w»  das    Recht  zur  öffentlichen  Einfuhrung,   z.  B. 

erklart,  dass  die  Lehre,  es  sei  Niemand  in  seinem  Kirchen-  und  Schulgebrauch,  denn  die- 

Gewissen  gebunden  ,  an  Festtagen  der  Messe  in  ,v   v    t  v*  *  v            *  jf  il-!  vii  V   i^^    i* 

seiner  Pfaaklrche  belznwohne^ ,  keine  Censur  f  \^«  *?t.    ml'i.       '".^      J  ?i^l  ^^IT  k" 

verdiene,  Ferraris  1.  c.  n.  11.  ^^^  l°v ''!' •?"'V'A  "'**  !"'«'"*  ?"'lf  t' 

.  ^    '  Brauchbarkeit,  vgl.  Dumont,  Sammig.  kircbl. 

«  Die  erwähnte  Entwicklung  hat  niemals  die  Erlasse  f.  d.  Erzdiocese  Köln  S.  28. 
Rechtspflicht  an  sich  in  Frage  gestellt,  sondern  lo  l^c.  XVIII.  1 ;  Rom.  XII. ;  Ephes.  VI.  18. 

nur  die  älteren  Vorschriften  über  denJOrt  der  n  Namentlich  hat  sie  auf  die  Verletzung  dieser 

Erfüllung  geändert.  PAlcht  als  solcher  keine  Strafen  gesetzt. 

5  Denn  das  geschriebene  Recht  hat  ausser  der  <'  Bd.  I.  S.  142. 
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Das  Gebet  eignet  sich  aber  anch  weiter  dazu,  Theil  des  äusseren  und  des  öffent- 
lichen, von  dem  Klerus  geleiteten  Gottesdienstes  zu  sein.  Gebete  bilden  einen 
Theil  des  Spendnngs-Ritus  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  femer  einen 
Theil  der  Messfeier. 

Femer  kennt  die  katholische  Kirche  einen  besonderen  öffentlichen  Gebets- 
Oottesdienst  in  dem  s.  g.  officium  divinum,  welches  in  den  Kathedral-  und  KoUegiat-, 
sowie  in  den  Klosterkirchen  nach  den  Vorschriften  des  römischen  Breviers  abzu- 
halten ist  ^ 

Da  indessen  mit  diesen  für  die  ganze  Kirche  im  wesentlichen  einheitlich  gere- 
gelten Gebetsdiensten  ftlr  das  religiöse  Bedürfniss  der  Gläubigen  noch  nicht  genügend 
gesorgt  ist,  können  femer  auch  andere  gemeinsame  und  öffentliche  Gebetsgottesdienste 
(Andachten,  Anbetungen^)  ftlr  die  einzelnen  Theile  der  Kirche,  z,  B.  einzelne  Diö- 
cesen,  oder  auch  blos  für  einzelne  Kirchen  eingerichtet  werden  ^. 

Ebensowenig  wie  der  Staat,  weil  er  der  Kirche  die  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten zu  gewähren  hat  und  heute  auch  ftlr  die  Regel  verfassungsmässig  ge- 
währleistet, principiell  ihr  die  Gottesdienstordnung  vorzuschreiben  bemfen  ist*, 
ebensowenig  ist  er  berechtigt  5,  von  den  kirchlichen  Behörden  die  Einlegung  einer 
besonderen  Fürbitte  (fttr  den  Landesherrn,  die  Obrigkeit^)  oder  bei  besonderen  An- 
lässen die  Veranstaltung  öffentlicher  Gebete  oder  öffentlicher  Dankfeste  zu  bean- 
spruchen^. Allerdings  nehmen  eine  Reihe  der  neueren  Staatsgesetze  einen  anderen 
Standpunkt  ein.  Das  preussische  allgemeine  Landreoht^,  die  französischen 
omanischen  Artikel^,  welche  heute  noch  fttr  Elsass-Lothringen  in  Betracht 
kommen,  das  bairische  Religionsedikt ^o,  die  königlich  sächsische^^  die  sach- 


t  A.  a.  O.  S.  143. 

»  Vgl.  z.  B.  die  erzbiBchöfllche  Kölner  V.  von 
1865  über  die  Einführung  der  Salve  -  Andacht 
mm  Gedächtniss  der  Einführang  des  Dogmas  von 
der  unbefleckten  Empfängnis«  der  Jungfrau  Ma- 
ria, Dumont  a.  a.  0.  S.  18ö. 

3  Ueber  da«  Recht  zur  Anordnung  e.  o.  S.  13 
und  über  die  Zulassung  der  Yolkssprache  dabei 
S.  13  n.  1  n.  S.  14  n.  6. 

*  8.  o.  S.  16. 

5  Der  Standpunkt  der  katholischen  Kirche, 
welcher  allein  in  dieser  Beziehung  nicht  mass- 
gebend sein  kann ,  ist  näher  dargelegt  in  der 
fonst  Benedict.  XIY. :  Quemadmodum  preces  ▼. 
23.  März  1743,  eiusd.  bull.  1,  119,  weiche  den 
Fürsten  das  Recht  zur  Anordnung  öffentlicher 
Gebete  abspricht 

^  Darüber,  dass  In  der  katholischen  Kirche 
auch  die  Messe  für  den  nicht  katholischen  Lan- 
desherm  applicirt  werden  kann,  s.  o.  S.  183. 
Das  Missale  enthält  in  der  Liturgie  des  Gbar- 
freitags  eine  oratio  pro  imperatore ,  welche  aber, 
weil  sie  sich  auf  den  Kaiser  des  ehemaligen  rö- 
mischen Reiches  deutscher  Nation  bezog,  ent- 
fallen nnd  nach  der  Auflösung  desselben  zufolge 
einzelner  bischöflicher  Verordnungen  durch  eine 
oratio  für  den  Laodesherm  ersetzt  worden  ist,  s. 
z.  B.  für  Württemberg  Laug,  Sammig.  der  wür- 
ttemb.  Kirchengesetze  S.  158.  166.  170. 

7  Abweichender  Ansieht  Rieht  er- Kahl,  K, 


R.  S.  938 ;  T h  u  d i  0  hu m,  deutsch.  Kirchenrecht 
2,  9 ,  welcher  meint ,  dass  sich  dies  auch  vom 
Standpunkt  der  Gewissensfreiheit  vertheidigen 
Hesse. 

8  IL  11.  $.  34:  „Die  Anordnung  öffentlicher 
Bet-,  Dank-  und  anderer  ausserordentlicher  Fest- 
tage hängt  allein  vom  Staate  ab^ 

9  Von  1802.  Art  49 :  „Lorsque  le  gouveme- 
ment  ordonnerades  priores  publiques,  leseveques 
se  concerteront  aveo  le  prüfet  et  le  commandant 
militaire  du  Heu,  pour  le  jour,  l'heure  et  le  mod^ 
d^ex<^cution  de  ces  ordonnance«^.  Dies  Recht  hat 
aber  das  Staatsoberhaupt  selbst  wahrzunehmen, 
das  Staatsministerium  kann  das  Recht  allein  kraft 
besonderen  Auftrags  ausüben ,  D  u  r  s  y ,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsas«  -  Lothringen  1 ,  348 ; 
Gaudry,  traittf  de  la  Ugislation  des  cultes. 
Paris  1856,  1,  244.  Für  Elsass-Lothringen  ist 
diese  Befugniss  dem  Statthalter  nicht  übertragen. 

10  Vom  26.  Mai  1818.  %.  55 :  „Der  Regent 
kann  bei  feierlichen  Anlässen  in  den  verschiede- 
nen Kirchen  Seines  Staate«  durch  die  geistlichen 
Behörden  öffentliche  Gebete  nnd  Dankfeste  an- 
ordnen". 

11  Gesetz  t.  23.  August  1876:  „Dem  Könige 
steht  zu,  in  den  katholischen  Kirchen  des  König- 
reichs Feierlichkeiten  und  Gebete  zu  verlangen, 
und,  vorbehaltlich  der  besonderen  Einrichtungen 
des  katholischen  Gottesdienstes,  über  die  Art 
solcher  Feierlichkeiten  zu  bestimmen". 
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[§.  208. 


sen-weimarische^)  sowie  die  sachsen-gothaische^-cobnrgische^  Ge- 
setzgebung^ legen  dem  Landesherrn  das  Recht  bei,  öffentliche  Oebete  und  Dankfeste 
anzuordnen  oder  zu  verlangen^. 

Ferner  ist  in  einzelnen  Staaten  die  regelmässige  Abhaltung  des  Kirchengebetes 
für  den  Landesherm  durch  die  Staatsgesetzgebung  vorgeschrieben  ^.  Alle  diese  An- 
ordnungen gehören  mit  Ausnahme  des  königlich  sächsischen  und  weimarischen  Ge- 
setzes noch  der  Periode  des  Staatskirchenthums  an  y  und  auch  die  beiden  letzteren 
sind  noch  von  den  Anschauungen  des  letzteren  beherrscht*^. 

Von  der  hier  vertretenen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staate 
und  der  katholischen  Kirche  aus  ist  der  erstere  allein  berechtigt;  ein  Recht  der  vor- 
herigen Zustimmung  in  Anspruch  zu  nehmen ,  wenn  dergleichen  Gottesdienste  von 
der  Kirche  mit  obligatorischer,  also  mit  einer  sich  auf  das  öffentlich^und  bürgerliche 
Leben  erstreckenden  Wirkung  angeordnet  werden  sollen,  und  nur  insoweit  können 
f&rPreussendie  vorhin  erwähnten  Vorschriften  des  Landrechts  und  der  organischen 
Artikel  noch  in  Kraft  stehend  erachtet  werden^,  nicht  aber  insoweit,  als  sie  den 
kirchlichen  Behörden  die  Rechtspflicht  auferlegen,  jeder  staatlichen  Anordnung  der 
gedachten  Art  Folge  zu  leisten.  In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  diese  Pflicht^ 
noch  heute  gesetzlich  besteht,  fehlt  es  übrigens  fast  überalU^  an  jedem  Mittel ,  die 
Erfüllung  derselben  zu  erzwingen  ^^. 


i  Gesetz  t.  6.  Mai  1857  flb.  Abändemng  des 
Gesetzes  v.  7.  Oktober  1823.  $.  1,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  45,  211 : . . .  „Werden  aber  von  dem  Landes- 
herm bei  besonderen  Ereignissen,  z.  B.  einer 
Dank-,  Erinnerungs-  oder  Trauerfeier,  kirchliche 
Feierlichkeiten  als  allgemeine  Feste  angeordnet, 
so  wird  nach  yorgängigem  Benehmen  auch  von 
der  bischöflichen  Behörde  das  Geeignete  Torge- 
Bchrleben  werden'^ 

2  Regulativ  v.  1811.  $.  29,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  36,  223:  „Wenn  der  Landesherr  ausserordent- 
liche Gebete  vorschreibt ,  so  sind  solche  in  der 
katholischen  Kirche  ebenso  wie  in  der  lutheri- 
schen zu  verrichten". 

3  Regulativ  v.  24.  Juni  1813.  $.  12,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  32,  423 :.  .  „In  dem  gewöhnlichen 
Kirchengebet  ist,  wie  in  den  protestantischen 
Kirchen,  ffir  den  Landesherm  und  dessen  fürst- 
liche Familie  zu  beten,  und  die  ausserordentlichen 
im  Laude  vorgeschriebenen  Gebete  sind  in  der 
katholischen  Kirche,  wie  in  der  protestantischen 
zu  verlesen ,  weshalb  der  katholische  Pfarrer  die 
Anordnungen  des  herzoglichen  Konsistoriums 
(jetzt  Staatsministeriums)  zu  erwarten  hat". 

*  Hierher  gehört  auch  Lübeck,  s.  Regulativ 
für  d.  klrchl.  Gemeinde  v.  14.  Juli  1841.  Art.  5 
(Samml.  d.  Verordn.  10,  6). 

5  Nicht  hierher  gehört  französisch,  organ. 
Art.  40  V.  1802 :  „Aucuu  curtf  ne  pourra  ordonner 
des  priores  publiques  extraordlnaires  dans  sa 
parolsse,  sans  la  permission  deV^veque",  weil 
dieser  das  Recht  des  Bischofs  zu  sichern  bezweckt. 

<^  Weimarlsches  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823. 
$.  9 :  „Das  Gebet  für  den  Grossherzog  und  das 
grossherzogl.  Haus  wird  in  das  Kirchengebet 
für  allgemeine  Anliegen  eingeschaltet.  Das 
dieserhalb  von  der  bischöflichen  Behörde  entwor- 
fene Formular  ist  zur  landesherrlichen  Genehmi- 
gung vorzulegen".  Gothaer  Regulativ  v.  1811, 


$.  7 :  ^uch  ist  bei  Einrichtung  des  Kultus  auf 
Yerrichtung  eines  Kirchengebets,  In  welchem  des 
Landesherm  und  seines  Hauses  Erwähnung  ge- 
schieht, Rücksicht  zu  nehmen  und  hierzu  das  von 
dem  Landesherrn  vorzuschreibende  Formular  zu 
brauchen •,"Goburger Regulat  $.  12 (o.  Anm. 3). 

"^  So  bemerken  die  Motive  zu  dem  sächsischen 
Gesetz  v.  1876,  Ztschr.  f.  K.  R.  14,  209,  nur: 
„Die  Berechtigung  des  Landesherm,  aus  Anlässen 
des  staatlichen  Lebens  kirchliche  Feierlichkeiten 
und  Gebete  zu  verlangen,  ist  ausser  Zweifel". 

8  In  Folge  der  durch  die  preussisohe  Yer- 
fassungsurkunde  v.  1850  Art.  16  der  katholischen 
Kirche  eingeräumten  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten. Die  AÜnisterlalprazis  nach  1850 
hat  übrigens  ebenfalls  die  Genehmigung  zu  den 
blos  kirchlich  zu  feiemden  Gottesdiensten  für  be- 
seiügt  erachtet,  Ri  cht  er  in  der  cit.  Ztschr.  1, 112. 

0  In  der  Fassung  der  cltirten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen waltet  allerdings  der  Unterschied  ob, 
dass  in  dem  bairischen  Religionsedikte  und  in 
den  organischen  Artikeln  den  geistlichen  Behör- 
den die  Pflicht  auferlegt  wird,  die  Anordnungen 
über  die  Feier  auf  das  Erfordem  des  Landesherm 
zu  treffen .  während  die  übrigen  das  Recht  zur 
Anordnung  dem  Landesherm  oder,  wie  das  säch- 
sische Gesetz,  ihm  das  Recht,  solche  Gottesdienste 
allgemein  in  den  katholischen  Kirchen  zu  ver- 
langen, beilegen.  D.  h.  im  ersteren  Fall  trifft  die 
Rechtspflicht  nur  die  geistliche  Behörde,  im  an- 
deren Falle  auch  die  einzelnen  Geistlichen,  welche 
die  Feier  vorzunehmen  haben ,  vom  Standpunkt 
des  Staates  bedarf  es  also  für  diese  nicht  erst 
einer  besonderen  Anweisung  durch  den  Bischof, 
wie  In  Baiern  und  in  Frankreich. 

10  Nach  dem  sächsischen  Gesetz  v.  1876.  $.  34 
sind  allerdings  Exekutivstrafea,  namentlich  Gold- 
strafen zulässig. 

1^  Es  bliebe  nur  übdg,  den  Gottesdienst  durch 


$.  20S.]  Die  Verw.  d.  übrigen  Kultus.  Die  öffentlichen  Gebete  u.  Andachten. 
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Dasselbe  mass  anch  von  der  Pflicht  zur  Abhaltung  eines  regelmässigen  Kirchen- 
gebetes oder  einer  regelmässigen  Fürbitte  für  den  Landesherm  gelten  K 

Umfassendere  Rechte  können  anch  in  den  übrigen  deutschen  Staaten ,  in  denen 
keine  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen,  also  namentlich  nicht  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Oldenburg  (ebensowenig  in  Oes ter- 
ra ich),  in  Anspruch  genommen  werden,  weil  eine  weitergehende  Befugniss,  als 
die  vorher  erwähnte,  nicht  principieU  aus  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  folgt. 

Seitens  der  kirchlichen  Behörden  wird  allerdings  derartigen  Anforderungen  des 
Staates,  sofern  die  gewünschten  Gottesdienste  nicht  eine  den  kirchlichen  oder  den 
herrschenden  ultromantanen  Anschauungen  widerstehende  oder  auch  unliebsame  Be- 
deutung haben,  Rechnung  getragen.  So  wird  die  Feier  des  Geburtstages  des  Landes- 
herm und  auch  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  regelmässig  auf  Anord- 
nung der  kirchlichen  Behörden  begangen  2.  Auch  ist  bei  den  regelmässigen  Gottes- 
diensten ein  Gebet  für  die  deutschen  Regenten,  insbesondere  den  deutschen  Kaiser  3, 
für  den  Landesherm  und  mitunter  auch  für  seine  Familie  üblich  4,  ja  theils  durch  den 
Papst,  in  den  Konkordaten^  oder  durch  besondere  Indulte®  vorgeschrieben ''. 

§209.   3,  Die  Pro»e98ionm^. 

L  Begriff  und  Arten.  Die  Prozessionen  [sacrae  proceasiones  a.  supp- 
Ueationes)  sind  festliche ,  mit  gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  (namentlich  Gebeten 


einen  Priester ,  welcher  sich  etwa  bereit  finden 
Uesse  —  was  heute  freilieh  kaum  der  Fall  sein 
wird  —  halten  zu  lassen,  vgl.  auch  Gandry 
1.  c  1,  244.  245. 

>  Bechtlich  yerhält  es  sich  damit  nicht  anders, 
wie  mit  jedem  anderen  Gebete.  Vgl.  anch  unten 
Anm.  7. 

s  S.  z.  B.  für  Preussen  die  Erlasse  bei  Du- 
mont  a.  a.  0.  S.  176;  für  Warttemberg  bei  ▼. 
Yo^t,  SammL  kirchl.  Yerordn.  f.  Rottenbarg. 
S.  310.  312.  Anders  in  ItaUen,  s.  Gelgel 
in  Althiv  t  kath.  K.  R.  54,  309. 

8  y.  Vogt,  a.  a.  0.  S.  243. 

*  Z.B. in  Baiern,  Sllbernagl,  Verfassung 
ummtL  Beliglousgesellschaften.  2.  Aufl.  S.  69 ; 
in  Württemberg  v.  Vogt  a.  a.  O.  S.  308.  309. 

6  Art.  8  des  franzosischen  Konkordats  v.  1801 , 
Nussl,  conventiones  inter  s.  sedem  et  cirilem 
potestatem  p.  141 :  ,^08t  divina  offlcia  in  Omni- 
bus eathollcis  GaUiae  templls  sie  orabltur :  Do- 
mino ,  salvam  fac  rempublicam ,  domlne ,  salvos 
fae  eonsules^ ,  wofür  1804  durch  Anordnung  des 
Papstes :  „imperatorem  nostrum  Napoleonem^  ge- 
setzt worden  ist,  Dursy,  Staatskirchenrecht, 
Elsass-Lothringen  8.  348,  Tgl.  auch  die  folgende 
Anmerkung. 

<<  So  für  den  Kaiser  von  Oesterrelch  In  sehr  wei- 
tem umfange ,  ygl.  Areh.  f.  kath.  K.  R.  6,  37& 
465,  und  1857  für  den  Kaiser  Napoleon  D., 
Dursy  a.  a.  O.  8.349.351. 

7  Durch  daa  Ordinariat  für  Württemberg, 
s.  die  Erlasse  bei  v.  Vogt,  a.  a.  0.  8.  308.  309. 

Allerdings  haben  einzelne  dieser  Anordnungen 
ihranAnhalt  an  früher  ergangenenlandeshenlichen 
oder  staatlichen  Erlassen ,  so  z.  B.  beruht  das  in 


Baiern  und  Württemberg  übliche  Kirchen- 
gebet noch  auf  solchen,  Dölllnger  Samml.  2, 
96 ff.;  y.  Vogt  a.  a.  0.  S.  308.  n.  2  u.  Lang, 
Samml.  kirchl.  Gesetze  S.  24.  275.  In  Baiern 
hat  die  BeiUge  IV.  %.  4  zur  Verf.-Urk.  v.  1818 
femer  ein  Kirchengebet  für  die  Standesherren 
und  deren  Familien  in  den  Standesherrschaften 
yorgeschriehen ,  ygl.  dazu  auch  Dölllnger 
Samml.  4,  38  u.  22,  186. 

Für  Frankreich  ist  auf  Grund  des  Konkordates 
(s.  Anm.  5)  durch  die  organischen  Artikel  (51) 
bestimmt:  „Lescurtfs,  aux  prönes  des  messes 
paroissiales,  piieront  et  feront  prior  pour  la  pros- 
perit^  de  la  republlque  fran^aise  et  pour  les 
consuls%  und  es  sind  in  Folge  der  Verfassungs- 
änderungen in  Frankreich  nach  dem  Sturze  Na- 
poleons I.  die  Bestimmungen  über  die  Aenderung 
der  Worte :  consules  durch  die  Staatsgewalt  ge- 
troffen worden,  s.  D urs y  a.  a. 0.  S.  347  (ygl.  aber 
auch  Anm.  5).  In  Elsass-Lothrlngen  wird  dieses 
Gebet  für  den  deutschen  Kaiser  gehalten,  Gei- 
gel,  das  franzosische  und  reichsländlsche  Staats- 
kirchenrecht   S.  41.  42. 

Für  das  franzosische  Reohtsgebiet  Preussens 
gilt  das  französische  Konkordat  nicht ,  die  Be- 
stimmung des  Art.  51  ist  hier  aus  den  schon  0. 
S.  220  n.  8  erwähnten  Gründen  für  aufgehoben 
zu  erachten. 

B  Jac.  Gretserus,  de  sacris  ecoleslae  pro- 
cessionlbus  et  suppUcationibus  libr.  II.  Ingol- 
stadt 1606  (auch  in  opp.  Ratisbon.  1734.  1735. 
t.  V.);  Joseph.  H.  de  Bonis,  de  processioni- 
hus  ecclesiastlcls.  Mediolani  1773;  F.  X. 
Schmidt  in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen- 
lexikon 1.  Aufl.  8,  803;   Glhr  ebendaseihst 
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und  Gesängen)  anter  geistlicher  Leitung  veranstaltete  kirchliche  Umzüge  der  Geist- 
lichkeit einer  Kirche  oder  eines  Ortes  oder  der  Angehörigen  eines  Klosters  oder  auch 
der  Geistlichkeit  und  der  Laien  einer  Pfarrei,  einer  Stadt  oder  einer  bestimmten  Ge- 
nossenschaft (z.  B.  einer  kirchlichen  Brüderschaft)  zu  gottesdienstlichen  Zwecken,  d.  h. 
behufs  Abstattung  des  Dankes  gegen  Gott,  behufs  Anflehung  seiner  Hülfe,  oder  behufe 
Beförderung  der  Frömmigkeit  (der  Anbetung  Gottes  oder  der  Verehrung  der  Heiligen  ^). 

Die  Prozessionen  sind  entweder  ö  f  f  ent  li  c  h  e  {puhlicaef  generales) ,  wenn  sie  unter 
Betheiligung  der  Geistlichkeit  aller  Kirchen  eines  Ortes,  einer  Stadt,  oder  private 
(privatae,  pardculares),  wenn  sie  blos  in  einer  Kirche  (z.  B.  Pfarr-  oder  Klosterkirche) 
gehalten  werden  ^. 

Femer  sind  sie  ordentliche  [ordinariae),  welche  an  bestimmten  Tagen  des  Jahres, 
sei  es  nach  allgemeiner  kirchlicher  Vorschrift ,  sei  es  auch  nur  nach  der  Gewohnheit 
der  betreffenden  Kirche  gefeiert'  oder  ausserordentliche  (exiraordmariae) ,  welche 
bei  besonderen  Anlässen^  vorgeschrieben  werden. 

Endlich  werden  auch  die  procesnones  »olemnss  und  non  sdemnes  geschieden.  Zu 
denersteren  gehören  vor  Allem  die  s.  g.  theophorischen^,  welche  unter  Tragnng 
der  Eucharistie  gehalten  werden  (wie  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste ,  zur 
Zeit  des  40 -stündigen  Gebetes),  ausserdem  die  Prozessionen  am  Markustage,  am 
Tage  Maria  Reinigung,  am  Palmsonntage  und  die  pro  rogationibus ®.  Alle  sonstigen 
sind  nicht  solemnes  '^. 


2.  Aufl.  2,894;  vgl.  Qber  das  OeschichtUche 
auch  Blnterim,  Denkwüidlgkeiten  dei  christ- 
kathol.  Kirche  Bd.  IV.  Th.  I.  S.  665  ff. 

1  Rituale  roman.  tit.  IX.  o.  1  n.  1 :  ;,Publleae 
sacraeqne  piocessiones  seu  suppUcationes,  quiboB 
ex  antiquiftsimo  ss.  patrom  institnto  catholica 
ecelesia  yel  ad  exdtandam  fldelinm  pietatem  Tel 
ad  commemoranda  dei  beneflda  eique  gratias 
agendas  vel  ad  divinum  auxilium  implorandum 
nti  conaaevit,  qua  par  est  religione  celebrail  de- 
bent ;  continent  enim  magna  ao  divlna  mysteria, 
et  salutares  christianae  pietatis  fructus  eos  pie  ex- 
sequentes  a  deo  consequuntnr :  de  quibus  fldeles 
praemoneie  et  erndire,  quo  tempore  magis  oppor- 
tunum  fuerit,  parochorum  ofAoium  est''. 

2  S.  dieTOr.  Anm.;  Barnffaldus  ad  ritaale 
roman.  comm.  tit.  LXXYI.  n.  7;  de  Herd t,  s. 
Uturgiae  praxls  t.  III.  n.  313. 

3  Rituale  roman.  L  a  n.  8 :  .^rocessiones  antem 
quaedam  sunt  ordinarlae  quae  flnnt  certis  diebas 
per  annum,  ut  In  festo  pnrifloationis  b.  Marlae  sem- 
per  yirginlB  et  in  dominicapalmarum  et  inlltaniis 
maioribus  in  festo  S.  Marci  et  in  minoribns  roga- 
tionum  trlduo  ante  adscenslonem  domlni  et  in 
festo  corporis  Christi  velaliis  diebus  pro  consneti- 
dine  ecclesiarnm.''  Die  Formulare  für  den  Ritus 
dieser  Prozessionen  s.L  c  2 — 6  und  für  die  beiden 
ersten  auch  im  Missale  an  den  entsprechenden 
Tagen.  Über  die  Abhaltung  der  gedachten  Pro- 
zessionen bei  der  Kathedrale  s.  femer  Caere- 
moniale  episooporum  II.  16.  21.  32.  33.  Vgl. 
anch  Anm.  6. 

*  Rituale  1.  c  c  1.  n.  9 :  „Quaedam  vero  sunt 
extraordinariae,  nt  quae  variis  ac  publicls  eccle- 
siae  de  causis  in  dies  indicuntor^,  und  Caeremon. 
ep.  IL  33  n.  8:  „Ad  slmilitudinem  harum  (am 
Feste  des  h.  Marens)  regularl  poterunt  et  aliae 


proeessiones  extraordinariae,  qnae  fleri  quan- 
docunque  contlngat  ad  placandam  iram  dei.''  n.  9 : 
„Si  vero  celebrandae  erunt  proeessiones  ex  causa 
laetitiae  et  pro  gratiarom  actione  ant  etiam 
pro  txanslatlone  aliquarum  insignium  reliquia- 
mm  sanctorum,  ordinari  poterunt  ad  exemplum 
processionis  sanotissimi  sacramentl.''  Für  solche 
ausserordentliche  Prozessionen  hat  das  Rituale 
folgende  Formulare  c.  6 :  „Ad  petendam  pluviam", 
o.  7:  ^Ad  postulandam  serenitatem",  c  10: 
„tempore  mortalttatis  vel  pestis",  c.  11 :  ^i^  qua- 
cunque  tribulatione''  und  c  14 :  „in  translatione 
saorarum  reliqularum  insignium.*' 

^  Über  diese  vgL  Probst  Eucharistie  als 
Opfer.    S.  60  ff. 

«  Ck>ngr.  Tit.  T.  1606,  Gazdellini  ed.  III.  n. 
330;  1,  76:  „cum  ex  priTUegio  t  r.  Gregor.  XIU 
dicti  ficatros  obtinuerlnt,  ut  mnlieres  recto  trami- 
te  possent  comitari  proeessiones  solemnes  quae  per 
claustra  monasteriomm  eiusdem  religionis  fleri 
contigerit,  petilt  declarari :  quaenam  intelligan- 
tur  proeessiones  solemnes?an  lllae  quae  flunt 
pro  solemni  processione  smi  sacramenti  vel  quan- 
do  smum  sacramentum  pro  quacumque  causa 
publica  yel  prlyata  defertur  in  processione  et 
quae  flunt  pro  festo  S.  Mard  et  pro  rogationibns 
et  in  die  purlflcationis  b.  Mariae  et  in  dominica 
palmamm?  an  etiam  lllae  intelligantur  solem- 
nes proeessiones,  quae  flunt  pro  rosario,  pro 
B.  Maria  de  Garmine,  pro  cordnla  S.  Francisci 
et  ointura  S.  Monlcae,  ut  aliqni  existlmant?  S. 
R.  C.  declaravit :  solemnes  proeessiones  esse  in- 
telligendas  primas  hie  nominatas ,  caetera«  yero 
de  rosario,  de  carmine  etc.,  non  esse  solemnes, 
nisi  in  propriis  ecclesiis,  ubl  a  principio  f ueront 
institutae^ 

^  Ausser  denjenigen  besonderen  Prozessionen, 
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n.  Das  Recht  zur  Anordnung  von  Prozessionen  steht  abgesehen  von 
dem  Papste  dem  Ordinarius  innerhalb  seines  Amtssprengels  zu  ^. 

E%  können  aber  ohne  seine  Oenehmignng :  1 .  diejenigen  processiones  particnlares, 
welche  im  Rituale  oder  Missale  ^  für  bestimmte  Tage  vorgeschrieben  sind^,  in  den 
Kathedralen  und  den  Kollegiat-  und  anderen  Bftkular-Eirchen  gehalten  werden,  weil 
diese,  wenn  irgend  angftnglich,  gefeiert  werden  sollen^.  2.  Dasselbe  gilt  von  anderen 
hergebrachten  Prozessionen,  mögen  sie  private  oder  auch  öffentliche^  sein,  jedoch  ist 
der  Bischof  ans  gerechtfertigten  Gründen  befiigt,  diese  trotz  der  ftlr  dieselben 
bestehenden  Gewohnheit  zu  beseitigen^.  3.  Was  speciell  die  Regularen  und  die 
kirchlichen  Brüderschaften  betrifft,  so  haben  diese  das  Recht,  öffentliche  Prozessionen 
am  Frohnleichnamstage  und  in  der  Oktave  des  Frohnleichnamsfestes  ohne  Erlaub- 
BISS  des  Bischofs  zu  veranstalten'^.  Andere  Prozessionen^  dürfen  sie,  wennschon 
dieselben  diirch  ihre  Regeln  oder  Konstitutionen  vorgeschrieben  oder  genehmigt  sind  ^, 
aUein  innerhalb  ihrer  eigenen  Kirchen  und  Klöster  halten,  und  falls  die  ersteren 
emes  Klosters  entbehren,  zwar  ausserhalb  der  Kirche,  aber  nur  im  Umgange  um 


velche  bei  bestimmten  Kirchen  zuerst  einge- 
führt sind.  Wegen  dieser  letzteren  s.  die  vor. 
Arno.  a.  E. 

Der  BegiUr  der  proeessio  publica  and  p.  ordi- 
naila  deckt  sieh  also  nicht  mit  dem  der  procesaio 
solemniB.  Die  proceasio  solemnis  am  Frohnleich- 
namstage, am  S.  Marknstage  und  die  proeessio 
FOfatlonnm  sind  allerdings  auch  zugleich  pro- 
eesdonea  pnblieae  and  ordinailae,  die  proeessio 
am  Palmsonntag  und  an  Maria  Reinigung  ist  da- 
gegen eine  particularis ,  andererseits  aber  eine 
oidlnaria  and  solemnis. 

Nicht  zu  den  hier  zu  besprechenden  Pro- 
zMsionen  gehören  die  Prozessionen  zum  Empfange 
eines  höheren  Prälaten  oder  eines  Fürsten  (vgl. 
Caerem.  episcop.  I.  2  und  pontiflcale  roman. 
P.  m  ordlnes  ad  reelpiendum  processionaliter 
praelatnm  vel  legatum,  imperatorem,  regem, 
principem  magnae  potentiae,  imperatricem  vel 
reginam,  principissam  magnae  potentiae).  Diese 
dnd  solenne  Begrüssungen  der  gedachten  Per- 
ionen, dienen  aber  nicht  gottesdienstlichen 
Zwecken.  Das  letztere  ist  dagegen  der  Fall  bei  der 
Prozession,  mittelst  welcher  am  grünen  Donners- 
tage naeb.  der  Messe  die  für  den  Oharfreitag  ge- 
weihte Hostie  innerhalb  derselben  Kirche  an  ihren 
Aufbewahrongsort  getragen  und  deijenigen,  mit- 
telst welcher  dieselbe  am  Charfreitag  nach  dem 
Hochaltar  zurückgebracht  wird,  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  287.  297.  Bei  beiden  handelt 
es  sich  um  integrirende  Bestandteile  des  Gottes- 
dienstes der  betreifenden  Tage ,  sie  reihen  sich 
also  der  Prozession  am  Palmsonntag  an. 

*  Das  folgt  aus  der  iurisdictio  episcopalls,  de 
Bonls  L  c.  P.  IL  c  1;  Ferraris  s.  ▼.  proces- 
siones n.  4;  de  Herd 1 1.  e.  n.  314. 

2  S.  o.  S.  222  Anm.  3. 

3  Dies  sind  die  an  Maria  Reinigung,  am  Palm- 
eonntag,  sowie  die  am  grünen  Donnerstag  und 
Charfreitag,  weil  diese  in  Jeder  Kirche  besonders 
gehalten  werden  and  sich  nicht  ausserhalb  der 
Kirche  bewegen. 

4  de  Herd t,  1.  c  n.  314. 


ft  Von  den  ordentlichen  öffentlichen  kommen 
hier  in  Frage  die  Frohnleichnamsprezession  und 
die  Prozessionen  am  Markustage ,  sowie  die  pro- 
eessio rogatlonum,  denn  diese  sind  nicht  auf  eine 
Kirche  beschränkt,  s.  auch  Gongr.  rlt  y.  1661, 
Gardellini  ed.  rit.  n.  2139;  1,  364. 

«  Oongr.  rit.  bei  Gardellini  n.  628.  933. 
2686;  1,131.190.446. 

^  Oongr.ritT.1839,Gardellinil.6.n.4866; 
4,  29.  Diese  Regel  hat  sich  auf  Grund  der  Gonst. 
Gregor  XIIL :  Cum  interdum  v.  11.  März  1573 
$.2,  ball.  Tanr.8, 41,  gebUdet :  „Unlversis  et  sin- 
gulis  clero  et  elerieis  acpersonis  ecclesiasticis,  tarn 
saecularibus  quam  ordinum,  religionum  ac  mili- 
tiarom  regularibus  ....  liceat  ipsis,  tarn  die  ipsa 
dominica  infra  octavam  corporis  Christi  quam  aliis 
totius  octaTae  praedictae  dlebus  processiones  suas 
oelebrare  nee  super  eo  tam  ab  ordlnis  praedica- 
torum  huiusmodi  quam  aliis  quibuscunque  perso- 

nis quomodolibet  moiestari ,  inquietari 

Tel  perturbari . . .  teuere  praesentlum  eoncedimus.^' 

s  Decretum  generale  der  Gougr.  eouc,  Congr. 
episcop.  et  regul.  u.  der  Gongx.  rit.  t.  27.  Juli 
1628  bestätigt  von  ürban  VIIL  am  21.  Aug.  1628, 
1.  &  n.  1934;  1,  326:  „Regularibus  autem  et 
confraternitatibus  in  ecclesiis  regularium  esse  per- 
missum  intra  eorum  ecclesias  et  daustra  tantum 
proccesiones  facere  et  non  extra :  si  vero  ecclesiae 
claustro  eareant,  eisdem  regularibus  et  confrater- 
nitatibus licere  processiones  faeere  intra  ambitum 
dumtaxat  earumdem  ecclesiarum,  h.  e.  prope 
maros  ecclesiae ,  sive  exeundo  a  ianua  ecclesiae 
et  intrando  per  aUam,  siye  per  eamdemianuam  et 
semper  prope  muros  eoclesiae  et  non  extra  dictum 
ambitum,  nisi  de  licentia  et  consensu  ordinarii  aut 
cum  cruce  pazochi,  priyilegiis  pariter ,  ut  supra 
apostolicis  (d.h.  s.  Tridentino  concilio  posteriori- 
bus)  oontrarium  disponentibus ,  quibus  per  hoc 
decretum  minime  censeatur  derogatum'^ ;  erlassen 
auf  Grund  einer  früheren  Entsch.  d.  Gongr.  conc. 
8.  Richters  Trideutinum  S.  416  n.  10. 

9  Congr.  rit.  n.  1343;  1 ,  233  u.  n.  3670  zu 
XXI.  u.  XXII. ;  2,  220. 
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dieselbe ;  es  sei  denn,  dass  ihnen  die  Genehmigung  des  Bischofs ^  oder  des  Pfarrers, 
dessen  Pfarrei  die  Prozession  berühren  solP,  gegeben  worden,  oder  dass  sie  ein  weiter 
gehendes  Privilegium  des  päpstlichen  Stahles ,  welches  aber  nach  dem  Konzil  von 
Trient  gewährt  sein  mnss,  aufzuweisen  hätten 3.  Diejenigen  Brüderschaften,  welche 
keine  eigenen  Säkular-Kirchen  besitzen,  sondern  in  anderen  errichtet  sind,  bedürfen 
zu  solchen  Prozessionen,  selbst  wenn  sie  blos  innerhalb  der  Kirche  veranstaltet  wer- 
den sollen,  stets  der  Erlaubniss  des  Pfarrers  oder  des  Vorstehers  derselben*.  Wird 
den  Regularen  oder  den  Brüderschaften  die  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Bischofs 
oder  des  Pfarrers  verweigert,  so  können  sie  sich  an  den  apostolischen  Stuhl  wenden, 
damit  dieser  die  Erlaubniss  ergänzt^. 

Jede  Prozession,  welche  nicht  vom  Bischof  angeordnete^  ist  und  von  einer  Pfarr- 
kirche ausgeht,  kann  allein  mit  Genehmigung  des  betreffenden  Pfarrers  durch  andere 
Pfarreien  geführt  werden  7.  Nur  für  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste  und 
in  der  Oktave  desselben  ist  eine  solche  nicht  erforderlich  ^. 

Für  alle  Prozessionen ,  welche  ohne  bischöfliche  Erlaubniss  abgehalten  werden 
dürfen,  gilt  der  Grundsatz,  dass  sie  stets  den  Weg,  welchen  sie  das  erste  Mal  ge- 
nommen haben,  einhalten  müssen,  und  dass  zu  einer  Aenderung  desselben  die  Be- 
willigung des  Bischofs  einzuholen  ist^. 

Das  Recht  des  Ordinarius  in  Betreff  der  Prozessionen  bethät^  sich  demnacli 
1 .  wenn  es  sich  um  die  Anordnung  öffentlicher  ausserordentlicher  oder  auch  neuer 
privater  Prozessionen  oder  2.  um  die  Abänderung  der  Wege  der  hergebrachten  Pro- 
zessionen, selbst  wenn  für  dieselben  an  sich  seine  Erlaubniss  nicht  nöthig  ist,  oder  3. 
um  die  Verlegung  derartiger  Prozessionen  handelt  i^.  Bei  den  desfailsigen  Beschluss- 
fassungen hat  er  das  consilium  capituli  einzuholen i^.  Der  Generalvikar  ist  zur  Ver- 
tretung des  Bischofs  allein  kraft  ihm  ausdrücklich  ertheilter  Specialvollmacht  oder 
im  Falle  der  Abwesenheit  des  Bischofs  ermächtigt  ^ 2, 

II.  Die  Pflicht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  A.Auf  Er- 
fordern des  Ordinarius  haben  sich  die  Säkular-  und  Regulargeistlichen ,  selbst  wenn 


1  S.  0.  S.  223  n.  8  und  n.  3760  zu  XXII.  clt.  Pfarrers  ist  selbstTerstöndlioh  auch  Besoliwerde 

2  L.  c  n.  723  u.  n.  1636 ;  i ,  159  n.  287 ;  s.  »"  den  Bischof  zulässig. 

auch  das  Dekret  in n.  8,  S. 223,  in  welchem  das  cum  *  Vgl.  Anm.  2  a.  E. ;  ferner  n.  4841 ;  4,  24. 

cruee  paroehiali  soviel  als  Konsens  oder  Bethelli-  '  Oongr.  rlt.  n.  1790,  1,  307,  und  n.  4841  cit. 

gung  des  Pfarrers  an  der  Prozession  bedeutet.  ^''^r  das  Domkapitel  ist  aber  eine  solche  nicht  er- 

Neben  der  Genehmigung  des  Pfarrers  ist  aber  die  forderlich,  n.  ÖÖ9.  1154;  1,  127.  217. 

des  Bischöfe  nicht  nothig,  s.  ausser  den  citirten  ®  L.  c.  n.  1705;  1,  297  und  n.  4841  cit.  Vgl. 

Entsch.  noch  n.  873  u.  n.  970  zu  1. 1 ,  180  u.  196.  ^^^^  ^'^^^ij'^,^,    ,     n 

Andererseits  hat  der  Pfarrer,  falls  der  Bischof  \^-  «•  "•  ol3-  ^»5  XkPll^?^' 

die  Erlaubniss  erthellt  hat,  seinerseits  nicht  noch  *®  C»"«'-  ^^  »•  »28.  933.  2585;  1, 131.  190. 

besonders  zuzustimmen,  sein  Widerspruch  ist  Daraus  folgt,  dass  das  Kapitel  oder  der  Pfarrer 

also  rechtlich  unerheblich,  1.  c.  n.  1507.  n.  2512;  ^^^^^ht  das  Recht  besitzen ,  private  Prozessionen 

1,  262.  431,  n.  2970  zu  VI.  n.  3670  zu  XXII. ;  selhstständig  einzuführen ,  s.  die  cit.  Entschei- 

2,  35.  220;  Oongr.  conc.  hei  Richter  S.  416  ^^^«^^  ^^^  Ferraris  1.  c.  n.  4.  S.  11.  Wegen 
n .  10.  der  Verlegung  s.  noch  Gardellini  1.  cn.  3369. 

8  S.  0.  S.  223.  n.  8.     Ein  solches  Privileg  ^^^u\\^^^'^\  .    4    4ft-i     „  oon^  t 

haben  z.  B.  die  Dominikaner  für  die  processio  s.  „     o     .m     v.l    anrh   Rd    IT  '  S*  \^RnP^ 

rosarii  am  ersten  Sonntog  des  Monats  Oktober,  "j,  t'  i?  *    /kTa-?     ^'     i    ?*  ,\r^   * 

u.^,_.,i-i    „   „   Q-i       ®  Schneider,  d.  bischoflichen  Domkapitel.  Mainz 

Ferraris  Leu.  31.  1886  S.  352. 

*  Congr.  rit  n.  1263  u.  I. ;  1,  225.  12  l.  c.  n.  880,  n.  2585,  n.  3201  cit.  zu  III. 

&  S.  die  Entsch.  der  Congr.  episcop.  et  regul.  Selbstverständlich  bedarf  der  Generalvikar  auch 

bei  Ferraris  1.  c.  n.  27.    Bei  Weigerung  des  des  gedachten  consiliums. 
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seexemtsind^  an  den  öffentlichen  Prozessionen,  d.  h.  den  hergebrachten 
und  ferner  allen  ansserordenüichen ,  welche  der  Ordinarius  ans  einer  öffentlichen 
Ursiche  angeordnet^  hat,  zn  betheiligen  ^. 

Von  den  Klerikern  sind  aber  diejenigen  befreit,  welche  weder  ein  kirchliches  Be- 
Befixiam  noch  ein  kirchliches  Offizium  inne  haben  ^,  es  sei  denn  dass  sie  der> 
jeoigen  Kirche,  welche  die  Prozession  veranstaltet,  adscribirt  wären ^,  femer  die- 
jenigen,  welche  ausserhalb  der  Stadt  bei  einer  Kirche  mit  einer  eigenen  Gemeinde 
residiren,  insbesondere  die  Pfarrer  von  Landparochien^. 

Hinsiehtlich  der  Regularen  erstreckt  sich  das  Recht  des  Bischofs  nicht  auf  die- 
jenigen, welche  in  strengerer  Klausur  leben'',  femer  nicht  auf  diejenigen,  deren 
Klfeteir  über  eine  halbe  Meile  von  der  Stadt  entfemt  liegen^,  endlich  auch  nicht  auf 
solche,  welche  nach  dem  Tridentinum^  durch  besondere  päpstliche  Privilegien  Be- 
freimig  von  der  gedachten  Verpflichtung  erhalten  haben  i^. 

Im  Falle  der  Weigemng  ist  der  Ordinarius  berechtigt,  sowohl  gegen  die  Welt- 
geistlichen,  wie  auch  gegen  die  Regularen  trotz  etwaiger  Exemtion,  weil  er  insoweit 
die  Jurisdiktion  besitzt,  mit  Kommonitorien,  Androhung  und  Yerfttgung  von  Oensuren 
lud  anderen  arbiträren  Strafen  (z.  B.  Geldstrafen)  vorzugehend^,  um  die  Erfüllung 
der  Pflicht  zu  erzwingen,  sowie  auch  die  Verletzung  der  letzteren  zu  ahnden. 

Ob  die  kirchlichen ,  aus  Laien  bestehenden  Bruderschaften  verbunden  sind ,  an 


*  Trld.  Ses8,  XXV.  c.  13  de  regul.  .  .  .  „Ex- 
enpti  autem  omnes,  tarn  clerici  saeealares  qaam 
legaliiies  qiiicanque  etiam  monacbl ,  ad  publlcas 
preeeMioDea  Tocati  aocedere  oompellantur,  üb 
tantam  exeoptts  qai  In  striotiori  elauBiira  perpe- 
tw  TiTvnt.'' 

-  Die  CongT.  eonc.  hat  nach  ihren  Entschei- 
dangen  die  Bedentnng  der  procemio  publica  in 
c  13  elt  dahin  erklärt :  ^^olltae  et  consnetae  et 
necnon  eae  quae  indictae  faenint,  pro  bono  pn- 
blieo  pnblicoTe  honore'',  Richter,  Trldentlnam 
S.415.n.  1. 

)  Das  bezieht  sich  aber  nicht  auf  die  einem 
territoiiam  separatnm  angehörigen  Kleriker, 
Barbosa  de  off.  et  pot  episc.  alleg.  78.  n.  9. 
10,  denn  für  dieses  Gebiet  steht  der  praelatas 
nullius  dem  Bischof  gleich,  Bd.  II.  S.  343. 

*  S.  die  Entscheidungen  der  Congr.  conc  bei 
Barbosa  Ken.  910;  Ferraris  L  c.  n.  67; 
ae  Bonis  1.  &  P.  IL  c  4.  n.  16.  Solche  Gelst- 
Ii4^e  können  nur  znr  Bethelllgang  ermahnt 
veiden. 

i  Benedict.  XIV.  Instlt  31  and  de  Bonis 
L  e.  n.  16.  17. 

*  Congr.  conc.  in  Richters  Trldentlnnm 
S.  415.  n.  7. 

^  Trld.  Sess.  1.  c. ,  d.  h,  diejenigen ,  welche 
nicht  im  Chor  singen  nnd  auch  keine  Todten  zu 
Grabe  begleiten,  Barbosa  1.  c.  n.  16  ff. 

^  So  nach  einer  Bestimmung  Gregors  XIII., 
Fagnan.  ad  c  16  X.  de  exe.  praelat  Y.  31. 
Q.  11 ;  de  Bonis  L  c  c  5.  n.  19.  Falls  aber  eine 
entgegengesetzte  Gewohnheit  vorliegt,  fällt  diese 
Befreiung  fort,  Richters  Tridentlnum  S.  416. 
11.6, 

^  Das  ergiebt  sieh  aus  der  Derogationsklausel 
Hinaehivs,   Kirchenrecht  IV. 


In  Trid.  Sess.  XXV.  c  22  de  reg.,  vgL  Fagnan, 
ad  e.  16  dt  n.  10. 

10  Eine  Anzahl  derartiger  Privilegien  finden 
sich  aufgezählt  bei  Ferraris  I.e.  n.  73ff. ;  s. 
auch  de  Bonis  1.  0.  c  6.  Z.  B.  geboren  hierher 
die  Jesuiten  nach  der  const  Gregorli  XIII. : 
Quarumeumque  sacrarum  rellgionum  v.  16.  Juli 
1676,  bulL  Taurin.  8,  143. 

11  Dieses  Recht  folgt  aus  der  Befugniss  zum 
eompellere ,  welche  das  o.  13  Trid.  olt  den  Ordi- 
narien gewährt  Vgl.  auch  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  415.  n.  8;  Bar- 
bosa n.  25;  Plgnatelli  oons.  can.  t  III.  cons. 
46;  Ferraris  n.  13.  67;  de  Bonis  1.  c  c.  6. 
n.  22.  23,  speziell  in  Betreff  der  Regulären  auch 
das  von  Urban  VIU.  am  21.  August  1628  bestä- 
tigte General-Dekret  der  Congr.  conc,  der  Congr. 
episcop.  et  regul.  und  der  Congr.  rit  v.  27.  Juli 
1628,  Gardellinil.c.n.1934;  1,  326:  „Posse 
episcopos  poenis  sibl.bene  visis  compellere  quos- 
cumque  reguläres  recusantes,  etiam  monachos 
et  quomodollbet  exemptos,  ad  infra  scriptas  pro- 
cessiones  accedere  atque  Ulis  Interesse ,  exceptis 
dumtaxat  in  strictiori  clausura  viventibus  et  mo- 
nasteriis  ultra  medium  milliaie  a  civitate  distan- 
tlbus  f  nempe  in  .die  feste  ssml  corporis  Christi, 
in  Utanlis  maioribus,  in  rogationibus  ac  in  qul- 
busvis  alils  publiois  et  consuetis  vel  pro  bono, 
causa  et  honore  publice  ab  episcopis  indlctis  pro- 
cessionibus ,  non  obstantibus  qulbuscumque  prl- 
vüegiis,  consuetudinibus  vel  praescriptionlbus 
etiam  Immemorabillbus ;  prlvilegiis  tantum  apo- 
stolicls  s.  Tridentino  concillo  posterioribus  con- 
trarium  desuper  disponentlbus  minime  sublatis." 
Es  ist  daher  die  Beschränkung  auf  andere  Strafen 
als  Censuren,  namentlich  auf  Geldstrafen,  welche 
einzelne  Sohriftsteller  machen  wollen,  durchaus 
ungerechtfertigt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.  209. 


den  erw&hnten  Prozessionen  auf  Erfordern  des  Bischofs  theilznnehmen,  und  ihre  Be- 
theiligung auf  dieselbe  Weise ,  wie  gegen  die  Weltgeistlichen  und  die  Begularen  er- 
zwangen werden  kann,  ist  streitig  *.  Im  Allgemeinen  wird  die  Pflicht  derselben  zu 
verneinen  sein,  weil  sie  nur  Vereinijgungen  zu  bestimmten  und  sehrverschiedenartigeii 
kirchlichen  Zwecken  sind,  und  die  Jurisdiktion  des  Bischofs  über  dieselben  ihm  kein 
Recht  giebt,  ihnen  ausser  den  in  ihren  Statuten  und  Konstitutionen  übernommenen 
Verbindlichkeiten  andere  Pflichten  aufzuerlegen.  Wohl  aber  ist  der  Ordinarius  die 
Theilnahme  an  der  Prozession  zu  verlangen  befugt ,  wenn  diese  innerhalb  der  ge- 
meinsam zu  erfüllenden  Zwecke  der  Genossenschaft;  liegt  ^  oder  eine  solche  durch  die 
Statuten  3  oder  das  Partikularrecht '^  vorgeschrieben  oder  durch  Oewohnheitsrecht 
begrfindet  ist^.  In  wie  weit  er  Zwangsmittel  anwenden  kann,  das  bestimndt  sich 
gleichfalls  nach  Massgabe  des  Partikularrechtes  ^  oder  der  Gewohnheit  ^  Abgesehen 
davon  wird  der  Ordinarius  nur  dann  mit  arbiträren  Censuren  und  Strafen  einschreiten 
können,  wenn  eine  absolute  Pflicht  zur  Theilnahme  an  der  Prozession  ^  nach  Maas- 
gäbe  des  Vorstehenden  begründet  ist  ^. . 

Für  die  übrigen  Eirchenglieder,  welche  Laien  sind,  besteht  eine  derartige 
Rechtsverbindlichkeit  nicht,  es  ist  also  gegen  diese  jeder  rechtliche  Zwang  ausge- 
geschlossen  ^^. 


1  Für  die  Yernelnende  Ansicht  z.B.  Barbosa 
1.  c.  n.  24.  Weiteres  Material  über  die  Streitfrage 
deBonis  1.  o.  c  7  n.  64.  68  ff. 

2  Wenn  sie  sich  der  besonderen  Yerebmug 
eines  Uelligen  gewidmet  haben,  nnd  bei  einer 
öffentlichen  Kalamität  der  Bischof  eine  Prozession 
zn  Ehren  und  zur  Erwirkung  der  Fürbitte  des- 
selben anordnet. 

3  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit 

*  Das  ProYinzlalkonzil  y.  Ayignon  ▼.  1849 
statulrt  eine  solche  Pülcht  für  die  processiones 
generales,  welche  im  Laufe  des  Jahres  hergebracht 
oder  welche  vom  Ordinarius  angeordnet  sind, 
setzt  aber  als  Strafe  allein  die  Yersagung  einer 
eigenen,  besonderen  Prozession  oder  die  der 
Theilnahme  an  der  Frohnleichnamsprozession 
fest,  coli.  conc.  Lac.  4,  364. 

&  Für  die  Meinung,  welche  in  allen  Fällen  das 
Bestehen  einer  Pflicht  annimmt,  wird  in  der 
Regel  Bezug  genommen  auf  die  Entsch.  d.  Oongr. 
conc  V.  1622  u.  1627,  Ferraris  h  c.  n.  84; 
Mühlbauer  decr. authent.  congr. ss. rit. 2, 84Ö : 
„processionibuB  solitis,  ut  confratres  oonveniant, 
compellere  potest  episoopus  sub  poenis  arbitrio 
illius,  maxime  staute  possessione  eos  yocandi  per 
edicta",  d.  h.  also  wenn  der  Bischof  gewohnheits- 
massig  das  Recht  ausgeübt  hat.  Damit  ist  aber, 
wie  andere  mehrfach,  s.  z.  B.  bei  Pignatelli 
cons.  can.  t  I.  cons.  307;  de  Bonis  1.  c  n.  68 
angeführte,  spätere  Entscheidungen  ausdrücklich 
lauten,  nur  eine  durch  Gewohnheit  begründete, 
nicht  eine  allgemeine  Pflicht  anerkannt.  Wenn 
endlich  die  Gongr.  rit.  n.  3341,  1.  c  2,  136  eine 
Verbindlichkeit  von  Brüderschaften ,  welche  in 
der  Kirche  von  Franziskaner-Konventnalen  er- 
richtet waren ,  an  bestimmten  Prozessionen  der 
letzteren  Theil  zu  nehmen,  anerkannt  hat,  ?o 
wird  damit  ebensowenig  eine  allgemeine  Pflicht 
aller  Konfiratemitaten  ausgesprochen.  Das  Pro- 
vinzialkonzil  v.  Ravenna  1866,  colL  conc  Lac.  6, 


209  erkennt  ebenfalls  nur  eine  lege  seu  legitima 
consuetudine  bestehende  Pflicht  an. 
0  S.  Anm.  4. 

7  Denn  dadurch  wird  der  Inhalt  der  Pflicht 
näher  bestimmt.  So  geht  die  dnreh  das  Konzil 
▼.  Avignon  (s.  Anm.  4J  auferlegte  Yerbindlich- 
keit  nicht  auf  Betheiligung  unter  allen  Um- 
ständen, sondern  die  NichtbetheUigung  führt  nur 
gewisse  Nachtheile  herbei. 

8  S.  die  Yor.  Anm. 

9  Und  zwar  auf  Grund  der  ihm  allgemein  zvl- 
stehenden  Jurisdiktion  ,  kraft  welcher  er  befngt 
ist,  die  Erfüllung  der  kirchlichen  Rechtspflichten 
zu  erzwingen ,  nicht  aber  auf  Grund  des  Trid. 
Sess.  XXY  c  13.  de  reg.  Aus  dieser  Auffassung 
erklärt  sich  wohl  die  vonPignatelliLc.  citirte 
Entsch.  der  Congr.  conc  v.  1663,  welche  staute 
obligatione  inducta  ex  synodo  provinclali  et  staute 
consuetudine  interyeniendi  omnibus  processioni- 
bus  die  Befugniss ,  mit  Rücksicht  auf  c  13  dt. 
Zwang  anzuwenden,  yemelnt  hat. 

10  Kein  Kirchengesetz  hat  eine  solche  Verbind- 
liohkeit  ausgesprochen.  Das  Rituale  roman.  1.  c 
n.  1  (s.  0.  S.  222  Anm.  1)  weist  in  Überein- 
stimmung damit  auch  nur  den  Pfarrer  an ,  die 
Gläubigen  Über  den  Werth  und  die  heilsamen 
Folgen  der  Prozessionen  zu  belehren.  Von  den 
Entscheidungen  der  Gongr.  rit.,  welche  Mühl- 
b  au  er  1.  c.  p.  802  und  p.  846  unter  obligatio 
laicorum  beibringt,  bezieht  sich  die  eine,  Gar- 
delllni  1.  c  n.  3470  zu  IV;  2, 167  nur  auf  die 
Püicht  der  Gläubigen  you  Pfarrkirchen,  am  Frohn- 
leichiumstage  in  Prozession  zur  Mutterkirche  zu 
kommen.  Hier  handelt  es  sich  also  nicht  um  die 
Pflicht  zur  Teilnahme  an  einer  Prozession  über- 
haupt, sondern  um  die  Verbindlichkeit,  einen 
die  matricitas  anerkennenden  Akt  yorzunehmen, 
s.  Bd.  II.  S.  408;  die  andere,  Gardellini  n. 
4016  zu  IV;  2,  337  geht  dahin,  dass  der  Magistrat 
von  Fano,  einem  zum  Kirchenstaate  gehörigen, 
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B.  Was  die  partikulären  oder  privaten  Prozessionen  betri£ffc,  so  bestehen 
über  die  Pflicht  znr  Theilnahme  an  diesen  keine  besonderen  Bestimmungen.  Aus  der 
Natur  der  Sache  ergiebt  sich  aber,  dass,  da  diese  Prozessionen  allein  von  einer  be- 
stimmten, einzelnen  Kirche  abgehalten  werden,  blos  diejenigen,  welche  zu  derselben 
gehören ,  sieh  an  solchen  zu  betheiligen  verpflichtet  sein  können.  Unter  denselben 
trifft  die  Verbindlichkeit  aber  nur  die  Personen ,  welche  zufolge  ihrer  Stellung  und 
ihres  Amtes  die  Pflicht  haben,  den  von  und  bei  der  betreffenden  Kirche  veranstalteten 
gotteadienstlichen  Handlungen  beizuwohnen  i,  also  bei  den  Dom-  und  Kollegiatkirchen 
die  Kanoniker  und  den  übrigen  Klerus,  bei  den  Pfarrkirchen  den  Pfarrer,  seine  Kap- 
ÜLoe  und  Hfll&geistlichen^,  mithin  nicht  die  Laien,  als  solche^.  Diese  können  aber 
krafl  besonderer  genossenschaftlicher  Pflicht  dazu  gehalten  sein,  wenn  sie  einer 
Brflderschaft  angehören  und  diese  innerhalb  ihrer  statutarischen  Zwecke  eine  Pro- 
zession veranstaltet. 

m.  Das  Recht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  Da  die 
Proseasioneine  gottesdienstliche  Handlung  ist,  so  hat  im  allgemeinen  jeder  Gläubige^, 
aofem  er  das  nöthige  Unterscheidungsvermögen  besitzt  ^,  das  Recht,  sich  an  solchen 
zu  beiheiligen,  insbesondere  ist  auch  das  weibliehe  Geschlecht  nicht  ausgeschlossen^. 
Saspendirt  ist  aber  das  Recht  ftlr  die  in  der  grossen  Exkommunikation  Befindlichen^, 
fUr  die  H&retiker  und  Schismatiker  ^.  Das  Recht  auf  Antheilnahme  an  den  kirchlichen 
Prozessionen  unterliegt  aber  noch  weiteren  Beschränkungen,  denn  daraus ,  dass  Je- 
mand im  Allgemeinen  nicht  als  unqualifizirt  zurflckgewiesen  werden  darf,  folgt  noch 
nicht  seine  Befngniss ,  sich  überhaupt  an  jedweder  kirchlichen  Prozession  zu  be- 
äieiligen. 

Zwar  sind  selbstverständlich  sämmtliche  Personen,  Körperschaften  und  Genossen- 
schaften, welche  die  Pflicht  haben,  an  bestimmten  Prozessionen  theilzunehmen,  auch 
dazu  berechtigt  *<*,  aber  diejenigen,  welche  blos  ein  Theilnahmrecht  ohne  irgend  welche 
Verpflichtung  besitzen,  können  eine  Betheiligung  nur  dann  beanspruchen ,  wenn  sie 


direkt  uster  Born  stehenden  Bisthum,  die  Pflicht  s&gt  nni  die  anch  sonst  yerbotene  Darstellung 

hat,  sieh  bei  bestimmten  Prozessionen  zu  bethei-  -von  Engeln ,  Heiligen  durch  Knaben  und  Mäd- 

ligen.   Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  es  sich  dabei  chen  (unter  7  Jahren).    Unerwaohsene  schliesst 

am  besondere  Beziehungen    der  Stadtobrigkeit  die  bestehende  Praxis  nicht  aus. 

lum  Bischof  gehandelt  hat ,  und  dass  jedenfalls  ®  Rituale  L  c  n.  4 :  „Laici  a  cleriois ,  feminae 

daraus  sich  eine  allgemeine  Regel ,  dass  sich  die  a  virls  separatae,  orantes  prosequantui". 

Obrigkeiten  den  Prozessionen  anschliessen  mus-  "^  Das  folgt  aus  ihrer  Stellung,  s.  auch  Kober, 

sen,  nicht  herleiten  lasst  Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  326,  und  zwar  ohne  Unter- 

*  Dass  sich  Trident  Sess.  XXV.  c  13  de  reg.  schied  zwischen  vitandi  und  toUratif  nur  besteht 
auf  solche  Prozessionen  nicht  bezieht,  hat  die  in  Betreff  der  letzteren  keine  Pflicht,  sie  von  der 
GoDgr.  oonc.  nach  PignatelliLct.IV.  cons.  Theilnahme  auszuschliessen.  S.  auch  S.  193. 

30  n.  4,  entschieden.  ^  Wegen  des  Verbotes  der  communicatio  in 

*  S.  auch  Pignatelli  I.e.  t.  VII.  cons.  46.  sacris.  Notorische  und  öffentliche  Sünder  können 
0.  7.  dagegen  mangels  einer  besonderen  Bestimmung 

3  Da  sie  nicht  zur  Theilnahme  an  allen  gottes-  nicht  fflr  ausgeschlossen  erklärt  werden ,  denn 

dienstlichen  Funktionen  ihrer  Pfarrkirche  ver-  die  Gründe,  welche  ihre  Fernhaltung  you  der 

banden  sind,  s.  auch  vorher  im  Text  Pathenschaft  (s.  o.  S.  40) ,  von  dem  Empfange 

*  Also  Akatboliken  nicht,  weil  es  sich  hier  um  des  Abendmalds  (s.  o.  S  .69)  und  von  den  Bene- 
eine  aktive  Betheiligung  am  Gottesdienst  der  ka-  diktionen  (s.  o.  S.  152)  bedingen,  walten  hier 
tholischen  Kirche  handelt  nicht  ob  ,  um  so  weniger,  als  die  Theilnahme  an 

&  Nur  diejenigen ,  welche  noch  in  so  unreifem  einer  Prozession  gerade  aus  bussfertiger  Gesin- 

Alter  sind,  dass  wegen  mangelnden  Verstand-  nung  hervorgehen  kann. 

nisses  Stdmngen  von  ihnen  befürchtet  werden  »  S.  o.  S.  225 ,  und  diejenigen ,  bei  welchen 

können,  sind  selbstverständlich  ausgeschlossen.  die  Verpflichtung  blos  in  ihrem  eigenen  Interesse 

Die  Congr.  rit  n.  2423  zu  VH,  Lei,  414  unter-  beseitigt  ist  (s.  z.  B.  S.  225  n.  8> 
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ZQ  dem  Bezirke  ^  oder  der  Kirche  ^  oder  der  KörperBchaft  oder  Genossenschaft  ge- 
hören, von  welcher  und  ftlr  welche  die  Prozession  veranstaltet  wird.  Die  gottes- 
dienstlichen Handinngen  sind  in  erster  Linie  stets  für  einen  gewissen  lokalen  Bezirk 
nnd  ftlr  die  dazu  gehörigen  Gl&ubigen  bestimmt.  Dies  ist  im  Literesse  einer,  die  all- 
seitige Befriedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  aller  Gläubigen  herbeiftlhrenden  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  nnd  der  heiligen  Handlungen  geboten,  nnd  damit  ist  der 
Rechtsanspruch  auf  gottesdienstliche  Funktionen  auf  den  lokalen  Bezirk ,  welchem 
der  einzelne  angehört,  beschränkt.  Fttr  die  einzelnen  Körperschaften  und  Genossen- 
schaften insbesondere  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  diese  ihre  gottesdienstlichen 
Handlungen  zunächst  für  ihre  Mitglieder  ausüben.  Desshalb  ist  es  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  auch  andere,  an  sich  überhaupt  theilnahmefiKhige  Personen,  zu- 
gelassen werden  dürfen^,  sofern  dadurch  nicht  die  öffentliche  Ordnung  gestört  wird^ 
oder  sofern  nicht  etwa  besondere,  fttr  den  einzelnen  Fall  in  Frage  kommende  kirchen- 
rechtliche Vorschriften  entgegenstehen  \ 

Selbstverständlich  ist  endlich,  dass  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Theilnahme 
an  der  Prozession  durch  ein  würdiges  und  andächtiges,  dem  religiösen  Zweck  der- 
selben entsprechendes  Benehmen  bedingt  ist^,  und  dass  jede  an  sieh  fähige  Person, 
welche  sich  dem  widersprechend  verhält,  namentlich  durch  ihr  Benehmen  Anstoss 
erregt 7,  von  der  ferneren  Teilnahme  an  derselben  ausgeschlossen  werden  kann. 

IV.  Das  Recht  zur  Leitung  der  einzelnen  Prozession,  sofern  diese  eine 
öffiantliche  ist  oder  für  die  Kathedralkirche  gehalten  wird ,  steht  dem  Bischöfe,  in 
seiner  Abwesenheit  dem  Generalvikar^  zu.  In  diesem  Rechte  liegt  die  Befugniss  die 
Stunde  fttr  die  Prozession  ^,  den  Versammlungs-  und  Ausgangsort ,  sowie  den  End- 
punkt, falls  diese  nicht  schon  durch  die  Natur  der  Prozession  bestimmt  and^^^, 

i  Also  bei  den  öffentlichen  Prozessionen  in  zu  dem  Kloster  gehörige  Personen  nicht  theil- 

einer  Stadt  diejenigen  Brüderschaften  in  der-  nehmen,  Ferraris  1.  c.  n.  36. 

selben ,  welche  an  sich  nicht  zur  Betheiligung  ^  Vgl.  auch  Rituale  romaiu  U  c  n.  2.  3.  6. 

Yerpflichtet  sind ,    femer   auch   die   Regulären  '^  Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  auch  noto- 

der  dort  befindlichen  Klöster,  deren  Orden  ein  rischen  und  öffentlichen  Sündern  die  Theilnahme 

Privileg  auf  Befreiung  besitzt.  verwehrt  werden  können. 

s  Bei  der  Partikularprozession  einer  Pfarrei  ^  Nicht  dem  Kapitel  ausschliesslich,    selbst 

brauchen  also  fremde  Parochianen  nicht  zuge-  nicht  bei  Abwesenheit  des  Bischofs  für  den  Thell 

lassen  zu  werden.  der  Prozession,  in  welchem  es  mit  den  Beneflzia- 

3  Wer  die  Befugniss  dazu  hat,  darüber  nach-  ten  der  Kathedrale  seinen  Platz  hat,  congr.  rlt. 

her  unter  IV.  bei  Gardellini  1.  c  n.  181.  2586;  1,  42.  445. 

*  Also  etwa  bei  einer  in  einer  kleinen  Kirche  ®  L.  c.  n.  317;  1,  72.   Doch  ist  die  Einholung 

zu  haltenden    Prozession    die  Menschenmenge  des  Konsiliums  des  Kapitels  erforderlich,  1.  c. 

durch  die  Betheiligung  von  Fremden  so  gross  n.  3201  zu  I. ;  2,  101. 

wird,  dass  jede  Ordnung  aufhört  und  die  Würde  ^o  Also  z.  B.  bei  der  Frohnleichnamsprozession 

des  Gottesdienstes  dadurch  beeinträchtigt  wird.  in  der  Bischofsstadt  die  Kathedrale  oder  ihr  Vor- 

&  Wie  die  über  die  Klausur  bei  den  von  den  platz,  Oaeremon.  episcop.  II.  23,  ein  anderes  Bei- 
Orden innerhalb  ihrer  Klöster  veranstalteten  Pro-  spiel  bei  G  ar  d  e  1 1 1  ni  1.  c  n.  ^14 ;  1,  493.  Die 
Zessionen.  So  hat  die  Congr.  rit.  nach  Aufhe-  allgemeine  Regel  ist,  dass  die  Versammlung  bei 
bung  einer  gegentheiligen  Bestimmung  Pauls  V.  der  Kirche  stattfindet  und  die  Prozession  bei  der- 
durch  Gregor  XIII.  es  wiederholt  verboten,  dass  Jenigen  endet,  von  welcher  die  Prozession  aus- 
Frauen  bei  derartigen  Privatprozessionen  oder  geht,  l.  c  n.  2221  zu  III.;  1,  376;  n.  2273  zu 
auch  bei  irgend  welchen  anderen  ohne  Erlaubniss  IV. ;  1,  386 ;  n.  3118.  n.  3179  zu  II. ;  2,  77.  95. 
des  apostolischen  Stuhles  in  die  Klausur  elnge-  Dieser  Ort  ist  aber  für  die  öffentlichen  Prozessio- 
lassen  werden ,  alle  vivae  vocis  oraculo  erthell-  nen  die  angesehenste  Kirche  des  Ortes,  somit  in 
ten  Indulte  für  kassirt  erklärt  und  die  Gewährung  der  Bischofsstadt  die  Kathedrale,  1.  c  n.  691. 
solcher  wiederholt  abgeschlagen;  Gardellini  1901;  1,  156.  301;  n.  4022  zu  VII.  2,  340,  in 
1.  c.  n.  816.  904.  912.  920.  1033.  1216.  2430.  anderen  die  Pfarrkirche,  n.  3027;  2,  50,  sonst 
2784.  2836  zu  III. ;  1,  173.  186. 187.  188.  204.  die  angesehenste  Kollegiatkirche  n.  4042  zu  IL ; 
221.  416.  486.  497.  Auch  dürfen  an  den  Prozes-  2,  348,  bei  mehreren  Pfarrelen  die  erste  Ptarr- 
sionen  der  Nonnen  innerhalb  der  Klausur  nicht  kirche,  also  namentlich  die  etwaige  Mntteikirche, 
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sowie  den  Weg  der  letzteren  nnd  die  von  derselben  zn  betretenden  Kirchen  >,  end- 
lich anch  innerhalb  der  bestehenden  Vorschriften  die  Ordnung  der  sich  an  der  Pro- 
zesfflon  betheiligenden  Personen,  Körperschaften  nnd  Genossenschaften  festzusetzen  ^^ 
uaserdem  die  weitere  Befngniss,  unberechtigte  Theilnehmer  und  solche ,  welche  die 
Ordnung  stören,  auszuschliessen  \  Betheiligt  sich  der  Bischof  an  der  Prozession,  so  ist  er 
der  Ffihrer  derselben^,  und  in  seiner  Abwesenheit  tritt  der  Generalvikar  für  ihn  ein^. 

Die  Prozessionen  in  den  Pfarreien  werden  von  dem  Pfarrer  *,  die  besonderen 
der  Regnlaren  von  dem  Vorsteher  des  Klosters ,  die  der  approbirten  Brüderschaften 
TOD  ihrem  etwaigen  Kaplan  geführt,  so  fern  sie  in  eigenen  Kapellen  oder  Kirchen 
errichtet  sind''. 

Eine  Jurisdiktion,  wie  der  Bischof,  besitzt  zwar  der  Pfarrer  oder  der  Kapellan 
einer  Brüderschaft  nicht,  aber  trotzdem  wird  ihm  die  Befugniss,  die  Ordnung  der 
Prozession  zu  bestimmen  ^  nnd  unberechtigte  Teilnehmer  fern  zu  halten,  zugesprochen 
werden  müssen,  da  die  ihnen  obliegende  Leitung  einer  gottesdienstlichen  Handlung 
ohne  die  Befugniss,  hinsichtlich  der  äusseren  Feier  die  nothwendigen  Anordnungen 
zn  treffen,  nicht  gehandhabt  werden  kann  ^. 

Die  Zulassung  und  Abhaltung  zweier  Prozessionen  an  demselben  Orte  an  dem- 
selben Tage  zu  gleicher  Zeit  ist  für  die  Regel  verboten  ^<^,  nur  einzelnen  Regularen  ist 
dies  ausnahmsweise  erlaubt,  bei  solcher  Konkurrenz  müssen  aber  die  Prozessionen 
auf  verschiedene  Stunden  verlegt  werden  ^K  Die  erforderlichen  Anordnungen  in  dieser 
Beziehung  hat  der  Ordinarius  zu  treffen  ^^, 


D.  1047  zu  UI. ;  1 ,  206  u.  n.  4013  zu  I. ;  2,  336. 
Uebilgene  find  diese  Vonohriften  auch  für  die 
BegnUren ,  welche  der  Prozeasion  beizuwohnen 
▼erpflichtet  slnd^  massgebend ,  s.  die  vorher  et- 
tiiten  Entscheidungen. 

1  Bei  diesen  Festsetzungen  hat  der  Bischof 
oder  GeneralTikar  aber  vorher  das  Konsilium  des 
Kapitels  einzuholen,  1.  c  n.  614.  1388.  1417. 
1549  zu  lU;  1,  144.  23a  263  und n.  3201  zuL; 
%  101. 

2  YgL  darüber  nachher  unter  Y. 

3  Dies  folgt  ebenfalls  aus  dem  Leitungsrecht 
des  Bisehofs. 

^  Daa  bedingt  aber  nicht,  dass  er  an  der  Spitze 
der  Prozession  geht.   Vgl.  darüber  zu  Y. 

5  Der  anwesende  Bischof  trägt  bei  der  Frohn- 
leichuamsprozesslon  das  Sanktisslmum,  bei  seiner 
Abwesenheit  tritt  in  dieser  Beziehung  aber  nicht 
der  GeneralTikar,  sondern  der  erste  Dignitar, 
eventuell  der  diesem  an  Rang  nachfolgende  Dig- 
nitar  oder  Kanonikus  ein,  welcher  Yorher  die 
Messe  celebrirt  hat ,  Gaerenu  eplsoop.  II.  33.  n. 
35.  Dies  gilt  auch  für  die  übrigen  thoophorl- 
sehen  Prozessionen,  bei  denen  sonst  der  etwa  an- 
wesende Bisehof  das  Sanktlssimum  trägt,  Gar- 
dellini n.  110  zu  II.  n.  363.  366.  739.  1013 
zu  ra.  u.  lY.  n.  lOia  1047  zu  U.  n.  1053. 1054. 
1073.  1077.  1324.  1480.  1586.  1753;  1,  76.  86. 
202.  203.  206.  207. 209.  210.  231.  257.  276.  303 
und  n.  3900  zu  lU. ;  2,  297.  Der  Führer  oder 
Leiter  der  Prozession  und  der  s.  g;  Gelebrant  sind 
also  nicht  immer  Idontisch. 

*  Dies  erglebt  sich  daraus,  dass  er  den  Gottes- 
dienst in  dec  Paroehle  zu  leiten  hat,  und  findet 
aaeh  Anwendang ,  wenn  bei  der  Kirche  ein  be- 
sonderes KoUeglatkapltel  oder  eine  besondere 


Brüderschaft  errichtet  ist,  1.  c  n.  3034  u.  3048; 
2,  52.  57.  Bei  mehrere^  Pfacr^i^n  (falls  die  Pro- 
zession nicht  als  partikulare  für  eine  Pfarrei  ge- 
halten wird),. an  demselben  Ort,  Ist.e/s  der  Pfar- 
rer oder  Leiter  derjenigen  Kirche ,  bei  welcher 
die  Prozession  Ihren  Ausgangspunkt  hat ,  s.  o.  S. 
228  n.  10. 

"^  de  Bonis  1.  c.  c  7  n.  64 ff. ,  oder  eine  an- 
dere als  eine  Pfarrkirche  zur  Disposition  haben, 
Ferraris  s.  ▼.  confraternitas  art.  6.  n.  42.  Bei 
den  Parfcikularprozesslonen  tragt  dieser  auch  das 
Sanktlssimum,  Gongr.  conc  bei  R  e  u  s  s  et  L  i  ii  - 
gen  1. .c.  p.  814. 

s  Das  wird  praktisch  wichtig  bei  öffentlichen 
Prozessionen,  welche  der  Pfarrer  zu  leiten  hat 

9  Das  Recht  ist  aber  ein  beschränkteres  als  das 
des  Bischofs ,  weil  es  sich  'dabei  nur  um  herge- 
brachte oder  besonders  Yom  Bischof  zugelassene 
Prozessionen  handeln  kann  und  für  diese  die 
schon  gedachten  Schranken  bestehen,  s.  o.  S. 
223  u.  S.  224. 

10  Gongr.  rit  n.  1426;  1,  247  u.  Gongr.  conc. 
bei  Mühlbauer,  decreta  auth.  s.  congr.  rlt.  2, 
847.  Diejenige  Prozession ,  welche  später  ein- 
geführt iBt,  muss  zurücktreten.  Insbesondere 
gilt  das  Yerbot  für  die  Frohnleiohnamsprozessioii, 
welche  nur  von  der  Kathedrale,  MühlbauerL  c. 
p.  801 ,  oder  Yon  der  Mutterkirche  aus  gehalten 
werden  darf,  Gardellini  n.  630;  1,  147  und 
n.  4850;  4,  29. 

11  Ygl.  die  von  Innocenz  XII.  bestätigte  Entsch. 
der  Gongr.  rit.  ▼.  1696  bei  Ferraris  1.  c  n.  29 ff. 
u.  Mühlbauer  1.  c  p.  848,  sowie  die  am  letz- 
teren Orte  mitgetheilten  Entsch.  d.  Gongr.  episc. 
et  reguL 

12  S.  die  Gitate  in  den  Yorhergehend.  Aninerk. 
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I.  Die  Hierarclue  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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V.  Die  Ordnung  der  Prozession  bestimmt  sich  im  Allgemeinen  nach  den 
Regeln  über  die  Präcedenz  der  kirchlichen  Beamten  unter  einander  ^  Der  Ehren- 
platz in  der  Prozession  befindet  sich  nicht  an  der  Spitze ,  sondern  am  Schlüsse  des 
Zuges  2.  Demnach  nehmen  die  Spitze  desselben  die  Laien  ein ',  ihnen  folgen  die 
Laien-Brüderschaften^;  demnächst  die  Regulären^,  dann  der  Säkularklerus >  (unter 
diesem  zuerst  die  Pfarrer,  nach  ihnen  die  Eollegiatkapitel  und  hinter  diesem  der  Ka- 
thedralklerus'), schliesslich  der  Bischof  8, 


1  Vgl.  Bd.  n.  S.  376. 

2  Massgebend  sind  nach  der  Gongr.  rit.,  0ar- 
dellinl  n.  4081  zu  I,  IL;  2,  373,  die  Vor- 
sclirlften  des  Caeremon.  episcop.  S.  ibid.  II.  33. 
n.  5 :  „ut  praecedant  coit&aternltates  laicomm, 
deinde  religiosi  secundum  ordinem  antiquiiatis 
vel  prout  de  iure  vel  consuetudine  praecedere 
solent;  postmodum  ouriales  et  offlciales  portantes 
Intorticia  accensa ,  Intex  quos  ultimo  loco  ibunt 
nobiliores  et  magistratus,  et  deinde  clerus,  h.  e. 
primo  minister  portans  cruoem  ecclesiae  catbe- 
dralis ,  medius  inter  duos  cleiicos  portantes  II 
candelabra  cum  candelis  accensis;  deinde,  si 
adernnt,  derici  seminarii  et  post  eos  curati  eccle- 
siarum  parooUalium  cum  cottis;  tum  ecclesiae 
collegiatae  cum  eorum  insignibus ,  si  alias  illa 
deferre  solent;  et  ultimo  loco  clems  ecclesiae  ca- 
tbedralis,  cuius  saltem  YIII  beneflciati  seu  man- 
sionaiii  erunt  paratl  cum  pluYialibus  albis 
pro  deferendis  bastis  baldachini  in  principio 
processionis,  ut  Infra  dicitur,  et  deinde  ibunt 

ante  canonioos incipiendo  a  iunioribus 

et  inferioribus  hoc  ordine,  rid.  pilmo  subdiaconl 
et  diaconi .  ,  .  deinde  presbyteri ,  •  ultimo  loco 
dignitates  . .  et  si  erit  arcblepiscopus  portabitur 
immediate  ante  praedlctos  YIII  beneflciatos  pa- 
ratos  et  canonioos  per  aliquem  subdiaconum  pa- 
ratum,  medium  inter  II  acolytbos  ceroferarios 
cTux  archiepiscopalis^  n.  6:  „Ante  episcopum 
immediate  ibit  minister  de  baciQo  serviens  seu 
iuxta  loci  consuetudinem  dignitas  vel  canonieus 
paratus  plnyiali  baculum  praedictum  a  terra  am- 
babus  manibus  portans,  prout  in  c  XYII.  %,  4.  lib. 
I.  de  mitra  et  de  baculo  pastorali  dicitur'^  n.  7  : 
„A  lateribus  hinc  inde  ibunt  YIII  capellani  cum 
cottis,  qui  in  missa  servierunt ,  lY  pro  quallbet 
parte  ...  et  post  eos  II  acolytbi  cum  duobus 
tburibulis  continue  sacramentum  per  viam  tburi- 
flcantes^  n.  8 :  „Sequetur  episcopus  sub  balda- 
cbino  capite  detecto  portans  manibus  suis  sanc- 
tissimum  sacramentum  in  tabemaculo  seu  osten- 
sorio  inclusum,  medius  inter  II  diaconos  assisten- 
tes  paratOB ,  binc  inde  pluvialis  flmbrias  eleyan- 
tes".  n.  9 :  „Post  episcopum  Immediate  minister 
de  mitra  senriens ,  cum  cotta  et  yelo  ad  collum, 
mitram  ipsam  manibus  gestans^.  n.  10:  „Si  ade- 
rit  legatus  de  latere  vel  alius  cardinalis  aut  me- 
tropolitanus  seu  nuntius  apostolicus  babens  fa- 
caltatem  legati  de  latere ;  vel  alius  praelatus  ipso 
episcopo  superior ,  ibunt  immediate  post  episco- 
pum com  cappa".  n.  11 :  „Alii  Tero  episcopi  ex- 
tranei  et  praelati  post  eos  in  babitu  eorum  ordi- 
uario ,  h.  e.  mantelletto  supra  rocchettum"  . . . 
Das  Rituale  roman.  1.  c.  c.  1  n.  3  bestimmt  nur, 
dass  die  derici  „suo  loco''  geben  sollen. 

3  Unter  diesen  geben  die  BUnder  und  Jüng- 


linge voran.  Ueber  die  Trennung  nach  Geschlech- 
tern B.  S.  227  n.  6. 

^  Yor  diesen  abgesondert  von  den  übrigen 
Laien  der  etwaige  Patron  wegen  seines  bonor 
processionis ,  s.  Bd.  III.  S.  64 und  deBonis  I. 
c.  P.  n.  cu  11. 

Ueber  das  Yerhaltniss  der  Brüderschaften ,  s. 
de  Bonls  1.  0.  c  10.  Unter  mehreren  hat  die- 
jenige, welche  im  Besitze  des  Yorrechtes  ist, 
eventuell  die  früher  errichtete  den  Yorzug,  G  a  r  - 
dellini  1.  c  n.  103;  1,  25,  doch  gebührt  bei 
den  theophorischen  Prozessionen  ebier  etwa  Tor- 
handenen  confraternitas  ss.  sacramenti  der  Yor- 
zug ,  sofern  sie  den  sonstigen  Prozessionen  und 
zwar  unter  Anerkennung  des  ihr  im  Uebrigen 
gebührenden  Platzes  anwohnt,  und  bei  anderen 
Prozessionen  immer  einer  solchen  Brüderschaft, 
welche  sich  in  Gemässhelt  der  oonst  Gregor  XIII. 
V.  1583  (Bd.  U.  S.  378  n.  1)  als  Kleidung  des 
s.  g.  Saccus  bedient  oder  zuerst  bedient  hat,  G  ar  - 
dellini  n.  377.  439.  1079.  1164.  1739.  2153; 
1,  92.  108.  210.  217.  301.  365;  n.  4302;  2,  464 
und  n.  4571.  4598;  3,  163.  243,  sowie  die 
Entscheidungen  der  Gongr.  cono,  in  Acta  s.  sed. 
3,306;  13,  162  u.  17,  114. 

In  Betreff  der  Musiker  und  Sänger  be- 
stimmt das  caerem.  episcop.  für  einzelne  F&Ue 
(s.  z.  B.  1.  c.  I.  2w  n.  4) ,  dass  sie  hinter  dem 
Kreuz  des  Säkular -Klerus  (s.  Anm.  2),  also 
nach  den  Regularen  gehen  soUen ,  doch  ist  diese 
Anordnung  keine  allgemeine  und  obligatorische, 
der  Bischof  kann  ihnen  vielmehr  dnen  anderen 
passenden  Platz,  jedoch  nicht  unter  den  oledci  be- 
neflciati, wohl  aber  namentlich  nach  den  Brüder- 
schaften und  vor  den  Regulären  anweisen,  indes- 
sen soll  aus  der  ihnen  zugetheilten  Stelle  niemals 
irgend  ein  Präjudiz  für  die  Zukunft  hergeleitet 
werden,  Gardellini  n.  434.  435.  1620.  1670. 
1647.  2386.  2399  zu  III.,  1,  107.  284  291.  313. 
407.  409 ;  n.  4815  und  n.  4981 ;  4,  6.  82. 

5  Ueber  ihre  Rangordnung  unter  einander 
Bd.  IL  S.  376 ;  d e  B  0  ni  s  1.  c.  c  9  und  die  Ent- 
scheidungen bei  M  ü  h  1  b  a  u  e  r  1.  c  p.  780  ff. 

^  Des  Näheren  s.  Bd.  II.  a.  a.  0.;  de  Bonls 
1.  c  c  8;  Mühlbauer  1.  c  p.  791  ff.,  und  auch 
Acta  s.  sed.  14,  126. 

7  Yor  diesem  die  Yertreter  der  wdtlichen 
Obrigkeit,  der  magistratus  (s.  Anm.  2);  Gar- 
dellini  n.  1401  zu  YIIL;  1,  240;  Mühl- 
bauer p.  43.  Nach  dem  Caeremon.  I.  14.  n.  2 
und  II.  33.  n.  13  kann  der  Bischof  bei  längeren 
Wogen  Mitglieder  der  Obrigkeit  neben  Adligen 
und  angesehenen  Bürgern  deputiren,  um  abwech- 
selnd mit  den  Klerikern  die  Stangen  des  Bal- 
dachins zu  tragen. 

8  Wegen  anderer  hoher  kirchlicher  Würden- 
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StreitigkeUen,  welche  bei  öffentliohenProzessionen  über  die  Rangordnung  ent- 
stehen, ist  der  Ordinarius  auf  der  Stelle  und  summarisch  zu  entscheiden  berechtigt  K 
Bein  Ausspruch  ist  sofort  yoUstreekbar,  und  die  Befolgung  desselben  kann  von  ihm 
durch  Geldstrafen,  sowie  durch  Androhung  und  Yerhängung  der  Exkommunikation 
enwimgen  werden  2. 

YI.  Die  Staatsgesetzgebungen.  Das  frühere  Staatskirchenthum  hat  in 
Folge  der  Tendenz,  in  OemSssheit  seiner  Anschauungen  die  Kirche  zu  reformiren 
und  das,  was  nach  diesen  als  Missbrauch  oder  als  unnütz  erschien,  abzustellen,  der 
Entwicklung  der  kirchlichen  Prozessionen  keinen  freien  Baum  gelassen,  vielmehr  die 
Znlaaaiing  derselben  vielfach  in  erheblichem  Maase  beschränkt  ^. 

Da  der  moderne  Staat  der  Kirche  die  Gestaltung  ihres  Kultus  zu  überlassen 
hat,  so  erscheinen  Anordnungen  des  gedachten  Charakters  als  unstatthaft.  Aber 
andererseits  hat  die  katholische  Kirche  nur  einen  Anspruch  darauf,  ihren  Gottesdienst 
in  den  besonderen  dazu  bestimmten  Gebäuden  zu  entfalten.  Oeffentliche  Strassen 
und  Plätze  sind  nicht  zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  bestimmt,  und  es  ist  daher 
keine  Verletzung  der  Kultusfreiheit,  wenn  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Prozes- 
sionen lediglich  auf  das  Innere  der  gottesdienstlichen  Gebäude  beschränkt. 

Sollen  sie  aber  ausserhalb  der  letzteren  zugelassen  werden,  so  kommt  nicht  nur 
der  polizeiliche  Gesichtspunkt  in  Frage,  dass  die  Benutzung  der  Öffentlichen  Strassen 
und  Plätze  zu  ungewöhnlichen,  den  Verkehr  beschränkenden  und  hemmenden 
Zwecken  nicht  ohne  vorgängige  Genehmigung  der  betreffenden  Staatsbehörde  er- 
folgen darf ,  sondern  es  handelt  sich  ausserdem  auch  darum ,  in  welchem  Umfange 
eine  solche  Benutzung  der  katholischen  Earche  gegenüber  den  durch  die  staatliche 
Kirchenhoheit  zu  wahrenden  Interessen  zu  gestatten  ist.     Hierbei  kommen  die  den 


tiiger,  welche  si«1i  «n  der  Piozeasion  betheiligen, 

I.  o.  a  230  n.  2. 

1  Nseli  Trid.  See«.  XXY.  a  13  de  reg. ,  s.  Bd. 

II.  fik  378. 

*  Caeiemon.  eplsc.  IL  33.  n.  3.  Die  gedachte 
Befugnis«  des  Bischofs  wird  vielfach  aaf  jedwede 
Prozessioa  aosgedehnt,  s.  FerTarl88.v.  praece- 
dentia  1.  c.  n.  1  und  die  dort  oitlrten.  Es  ist  un- 
zweifelliaft,  dass  der  Bischof  kraft  seiner  Juris- 
diktion auch  dergleichen  Streitigkeiten,  sofern 
es  sich  um  nicht  exemte  handelt,  zu  entscheiden 
hat,  aber  die  sofortige  YoUstreckbarkeit  ist  einer 
solchen  Entscheidung  gesetzlich  nicht  beigelegt. 
AUerdings  wird  sieh  der  dadurch  Beschwerte  zu- 
nächst jedes  Zuwiderhandelns  gegen  den  bischöf- 
lichen Ausspruch  enthalten  müssen,  aber  er  ist 
such  nioht  Terplllchtet ,  ihn  positir  zu  hefolgen, 
d.  h.  er  würde  trotz  der  bestehenden  Pflicht,  sich 
an  der  Prozession  zu  bethelUgen,  um  nioht  einen 
seiner  Heinong  nach  ihm  zu  Unrecht  zugewie- 
senen Platz,  einzunehmen,  ohne  Rechtsnachtheile 
fern  bleiben  dürfen,  was  bei  einer  auf  Grund  des 
Tiidentinnms  gefällten  Entscheidung  nicht  statt- 
haft wäre. 

Handelt  es  sich  um  eine  Prozession ,  welche 
ein  Pfarrer  oder  ein  kirchlicher  Amtsträger  ohne 
Spiskopalgewalt  leitet ,  so  liann  es  sich  hier  nur 
darom  handeln ,  Aufsehen  und  Skandal  zu  Tor- 
hfiten,  und  nnr  in  so  weit  darf  der  Betheiligte 
den  Anweisnngen  desselben  nicht  direkt  ent- 
gsgentreten.  Damit  Streitigkeiten  möglichst  yer- 


mieden  werden  und  auch  Torher  ausgeglichen 
werden  können,  sollen  die  Anordnungen  über  die 
Rangordnung  schon  yorher  zeitig,  in  der  Bischofs- 
stadt unter  Zuziehung  des  Geremonienmelsters, 
getroffen  werden,  Gaerem.  episc  IL  33  n.  3.  4, 
s.  auch  Baruffaldus  comm.  in  Rituale  roman. 
tit.  76  n.  41. 

3  So  hat  Joseph  U.  durch  Dekret  t.  2.  Dezem- 
ber 1782,  codex  iur.  eccles.  Joseph.  Frankfurt 
1788. 1,  128,  ahgesehenvon  den  Prozessionen  in 
der  allgemeinen  Bittwoche  und  den  theophori- 
schen ,  sowie  etwaigen  aus  besonderen  allgemei- 
nen Anliegen  (z.  B.  wegen  Bitte  um  Regen  an- 
geordneten), alle  übrigen  verboten  und  nur  in 
jedem  Jahr  2  weitere,  an  einem  Feiertage,  nicht 
an  einem  Sonntage  abzuhaltende  Prozessionen 
gestattet  Vgl.  noch  Friedberg,  Gränzen  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  S.  179.  611.  Nach  dem 
preussischen  Landrecht  war  die  staatliche 
Genehmigung  zu  Prozessionen  ebenfalls  noth- 
wendig ,  da  öffentliche  Dank-  und  Betfeste  der 
Anordnung  des  Staates  vorbehalten  waren  (IL  11. 
L  e.  34,  8.  0.  S.  219  n.  8),  und  die  Genehmigung 
des  Staates  für  die  kirchlichen  Ordnungen  in  Be- 
treff der  äusseren  Form  und  Feier  des  Gottes- 
dienstes (a.  a.  0.  $$.  46.  47)  erfordert  wurde.  In 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  waren  in 
Württemberg  die  Prozessionen  an  Sonntagen 
verboten.  Lang,  SammL  d.  württemb.  Klrohen- 
gesetze  S.  794.  Auch  haben  in  der  damaligen 
Zeit  die  Bischöfe  selbst  mitunter  auf  die  Be- 
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übrigen  Kirchen  und  Religionsgesellscbaften  staatlicherseits  gewährte  Steilung  und 
die  Rücksicht  auf  die  religiösen  Anschauungen  der  Mitglieder  dieser  AnstaTten  und 
Vereinigungen,  sowie  das  Verhalten  der  katholischen  Kirche  zu  diesen  ^  und  su  dem 
einzelnen  Staate^  als  massgebende  Momente,  deren  Beuriheiinng  nicht  innerhalb 
der  Zuständigkeit  der  mit  der  Wahrung  der  Strassen-  und  Verkehrspolizei  betrauten 
Behörde  liegt  und  liegen  kann  ^,  in  Frage. 

Von  den  heute  noch  geltenden  Gesetzen  verbieten  das  gothaische ^,  und  das 
coburgische^  sowie  das  lübeckische  Regulativ^  alle  Prozessionen  ausserhalb 
der  fär  den  katholischen  Kultus  gewidmeten  Gebäude^.  In  Frankreich  und 
Elsass-Lot bringen^  sind  sie  nur  an  denjenigen  Orten  untersagt,  an  welchen 
sich  Gotteshäuser  verschiedener  Konfessionen^  befinden,  in  soweit  nicht  etwa  der 
andere  Religionstheil  zustimmt  ^o.  Die  nach  diesen  Bestimmungen  an  sich  statthaften 
Prozessionen  können  aber  immer  aus  polizeilichen  Gründen  verboten  werden  ^^ 


schränkung  der  Prozessionen  hingewirkt ,  8.  a.  &. 
0.  S.  766. 

1  Z.  B.  die  Frage ,  ob  nicht  etwa  eine  Stömng 
des  konfessionellen  Friedens  zu  befürchten  ist. 

2  Der  Gesichtspunkt ,  ob  nicht  ans  einer  Ge- 
stattnng  solcher  Prozessionen  weitergebende  An- 
sprüche hergeleitet  oder  diese  zu  kirchenpoliti- 
schen Demonstrationen  benutzt  werden  können. 

s  Anscheinend  a.  M.  Fried  borg ,  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  286,  welcher  nur  Ueberwaohung  Yom  polizei- 
lichen Standpunkte  aus  für  zulässig  zu  halten 
scheint. 

4  Regulat  V.  1811.  $.  33  (Arch.  f.  kath.  K.  R. 
36,  223):  „Alle  kirchlichen  Handlungen  und 
Ceremonien  dürfen  in  der  Regel  nur  In  der  dem 
katholischen  Kultus  gewidmeten  Kirche  verrich- 
tet und  insbesondere  ausser  derselben  keine 
öffentlichen  Umgänge  gehalten  werden.  Bei  sol- 
chen gottesdienstlichen  Verhandlungen  aber, 
welche  ihrer  Natur  nach  ausserhalb  dieser  Kirche 
bewirkt  werden  müssen,  wie  dies  bei  Begräb- 
nissen und  bei  Reiohung  des  Abendmahls  an 
Kranke  der  Fall  ist,  insbesondere  aber  bei  der 
durch  die  letztere  Veranlassung  nothwendig  wer- 
denden Ueberbringung  der  Monstranz  in  die 
Wohnung  des  Kranken ,  haben  die  Pfarrer  und 
Glieder  der  katholischen  Kirche  Alles  zu  ver- 
meiden, was  den  Bekenneni  einer  anderen  Kon- 
fession auffallend  und  anstössig  sein  oder  ein 
öffentliches  Aergemiss  nach  sich  ziehen  köunte^ 

»  V.  V.  24  Juni  1813.  %,  13  (cit.  Arch.  32, 
424)  gleichlautend  mit  dem  in  der  vor.  Anm. 
citirten  §.  33,  nur,  dass  die  Worte  des  zweiten 
Satzes  von  :  „wie  bei  Begräbnissen"  bis :  „in  die 
Wohnung  des  Kranken"  fehlen  und  es  dann  statt : 
,,d i e  Pfarrer«  heisst :  „der  Pfarrer". 

6  Für  die  kathoUsche  Gemeinde  v.  14  Juli  1841 
Art.  10.  Samml.  d.  Verordn.  10,  6:  „Wie  der 
Geistliche  von  den  Gebräuchen  seinerKirohe  nichts 
zu  öffentlicher  Schau  bringen,  also  auch  keiner- 
lei Prozessionen  und  Aufzüge  halten  darf  so"  eto. 

7  Eine  besondere  Strafe  ist  für  das  Zuwider- 
handeln nicht  angedroht  Es  kann  also  mit  Ad- 
ministrativzwang dagegen  eingeschritten  und  auf 
Grund  der  Verletzung  des  polizeilichen  Verbotes 
Öffentlicher  Aufzüge  jeder  Art  Polizeistrafe  ver- 
fügt werden,  s.  auch  G.  Meyer,  Lehrb.  d. 
deutsch.  Staatsrechtes  S.  60Ö.  622. 


8  Organ.  Art  45  v.  1802 :  ^^Aucune  ctfrtfmonie 
religieuse  n^aura  lieu  hors  des  ^diflces  consacr^s 
au  culte  catholique,  dans  les  vüles,  oü  11  y  a  des 
temples  destintfs  ä  diff^rentes  cultes/' 

9  Jedoch  nur  solcher  Religionsgesellschaften , 
welche  als  öffentliche  Anstalten  oder  Korpora- 
tionen anerkannt  sind,  also  der  katholischen, 
lutherischen  und  reformirten  Kirche ,  sowie  der 
Juden ,  G  ei  g e  1 ,  französ.  Staatskirchenrecht  S.  6, 
46.  Die  Synagoge  muss  aber  eine  Synagoge  am 
Konsistorial  -  Hauptorte  sein  (d.  h.  eine  solche, 
welehe  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattet 
ist,  nicht  eine  blosse  Rabblnatssynagoge,  welche 
der  letzteren  entbehrt),  Gaudry,  trait^  de  la 
l^gislation  des  cultes  1,  307.  602.  Dass  die 
protestantische  Kirche  des  Ortes  eine  Konsisto- 
rialkirche  (für  Pfarreien  von  zusammen  mindestens 
6000  Seelen)  ist,  wie  früher  von  der  Ministerial- 
Praxis  angenommen  worden,  Gaudry,  1,  c  p. 
1,  305,  erscheint  nicht  erforderlich,  s.  Min.-ErU 
V.  1849,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  43,  417,  Dursy , 
Staatskirchenrecht  in  Elsass-Lothiingen  1,  354, 
wohl  aber  muss  in  der  Kirche  ständiger  und 
regelmässiger  Gottesdienst  gehalten  werden.  Vgl. 
Gelgel,  S.  46n.  1. 

10  Dazu  genügt  schon  das  Unterlassen  des  Ein- 
spruchs gegen  die  Prozession,  s.  den  Min.-Erl. 
V.  1849  (vor.  Anm.).  Auch  dann  findet  eine  Aus- 
nahme statt ,  wenn  das  Staatsoberhaupt  die  Er- 
richtung des  Gotteshauses  der  anderen  Konfession 
Mos  mit  dem  Vorbehalte  genehmigt  hat,  dass  der 
bisherige  Umfang  des  Kultus  des  bis  dahin  allein 
vorhanden  gewesenen  Religionstheils  nicht  be- 
schränkt werde,  Ge  1  ge  1  S.  47.  n.  3.  Die  fhin- 
zösische  Verwaltungspraxis  erachtet  demnach 
den  Art.  45  nicht  als  eine  absolut  gebietende 
Vorschrift  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  im 
Interesse  des  öffentlichen  Friedens  derReUglons- 
parteien  und  im  Interesse  des  Staates  gegeben  ist 

Auf  feierliche  Leichenprozessionen  flndetArt.45 
nachDekr.v.23.Prair.  XII  Art  18,  Dursy,  1, 364, 
ebenfalls  Anwendung,  doch  ist  das  Verbot  nicht 
überall  zur  Anwendung  gebracht  worden,  G  e  i  g  e  1 
S.  47.  n.  4.  Unbedingt  trifft  der  Art.  45  für  die 
feierliche  Einholung  eines  höheren  Gelstliohen 
durch  den  Pfarrer  im  Kirchen-Ornate  und  unter 
Prozession  der  Gläubigen  zu,  G  e  1  g  e  1  a.  a.  0.  n.  2. 

1^  Wenn  öffentliche  Unruhen  zu  befürchten 
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Während  frflher  in  Baiern  Prozessionen  überhaupt  nur  dann  gehalten  werden 
konnten,  wenn  es  die  Staatsbehörde  gestattet  hatte  S  gilt  eine  solche  Erlanbniss  jetst 
für  die  regelmässigen  nnd  gewöhnlichen  als  ein  ftlr  alle  Mal  ertheilt^.  Ausserordent- 
liche Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  bedürfen  indessen  der  Genehmigung  der 
Distriktspolizeifoehörde  ^y  ausnahmsweise  der  des  Königs,  wenn  sie  aus  Anlass  eines 
politischen  Ereignisses  stattfinden  oder  die  Kirchenangehörigen  von  der  Kirchenbe- 
hdrde  aar  Theilnahme  unter  Einstellung  der  Arbeitsthfttigkeit  im  Gewissen  rerbinden 
oder  Geistliche,  welche  die  bairische  Staatsangehörigkeit  nicht  besitzen  oder  einem  im 
lalande  nicht  angenommenen  Orden  angehören ,  zur  Vornahme  ausserordentlicher 
Feiern  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  herbeigerufen  oder  ermächtigt  werden  sollen'*. 

Eine  Reihe  anderer  Gesetzgebungen  unterwerfen  die  Prozessionen  ausserhalb 
der  gottesdienstlichen  Gebäude  lediglich,  und  zwar  dies  theilweise  selbst  nur  mit  ge- 
wissen Beschränkungen,  den  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  über  Vereini- 
gungen im  Freien  und  über  Aufzüge  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen. 

Hierzu  gehört  zunächst  Preussen,wodie  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche 
der  vorg&ngigen  schriftlichen  Genehmigung  der  Ortspiolizeibehörde  bedürfen^,  aber 


sind  oder  die  Rücksicht  auf  den  Veikelir  dies  noth- 
vendig  erscheinen  llsst,  so  Ordonnance  ▼.  1842, 
Gandry,  1,225  n.  Min. -Erl.  t.  1849  (toi.  Anm.). 
Denn  die  TerkehnpolizeUichen  Bestimmungen 
berührt  dei  Art  45  nicht.  Doch  ist  die  Frage 
Dicht  unbestritten,  G  a  u  d  r  y,  1 ,  225. 391;  G  e  1  g  e  1 
S.  48.  n.  6.  Soviel  ist  allerdings  sicher,  dass  die 
Oftspolizei  kein  generelles  Verbot  der  Prozes- 
sionen erlassen  darf,  da  dadurch  der  Art.  45  ganz 
beseitigt  werden  würde.  Bei  Zuwiderhandeln  der 
Kirchenbehorde  gegen  die  betreffenden  Bestim- 
mungen ist  Rekurs  wegen  Amtsmissbrauch  an 
den  Staatarath  zulassig  (Organ.  Art  6;  Gandry 
i,  391)  and  Bestrafung  ^iregen  Verletzung  von 
Polizeiverordnungen  über  die  Benutzung  öffent- 
licher Wege  (s.  auch  code  p^nal  art  471.)  statt- 
haft, während  umgekehrt  auch  die  kirchliche 
Behörde  bei  unzulässigen  Beschränkungen  durch 
die  Verwaltungsbehörden  zur  Erhebung  des  Re- 
kurses berechtigt  ist  (Organ.  Art  7.). 

<  So  nach  dem  Religionsedikt  v.  1818 ;  denn 
nach  §.  76  bilden  „alle  Anordnungen^üher  den  äus- 
seren Gottesdienst"  und  „über  die  Beschränkung 
oder  Aufhebung  der  nicht  zu  den  wesentlichen 
Thellen  des  Kultus  gehöiigen  Feierlichkeiten, 
Prozessionen''  s.  g.  Gegenstände  gemischter  Natur, 
in  Betreff  deren  von  der  Kirohengewalt  ohne  Mit- 
wirkung der  weltlichen  Obrigkeit  keine  einsei- 
tigen Anordnungen  geschehen  dürfen  (§.  77),  und 
bei  denen  der  Staatsgewalt  zusteht,  „Einsicht  zu 
nehmen  nnd  durch  eigene  Verordnungen  dabei 
alles  da^enlge  zu  hindern,  was  dem  öffentlichen 
Wohle  nachtheilig  sein  konnte'' ;  vgl.  E.  M  ay  e  r , 
die  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  v.  Baiem. 
München  1884.  S.  403. 

*  Das  liolgt  aus  den  Bestimmungen  der  zur 
Attsfnhnmg  des  Religionsediktes  erlassenen  kön. 
£ntichl.  Y.  20.  Juni  1851,  Günther,  Amts- 
handlung t  d.  prot.  Geistlichen  d.  Kön.  Bayern 
d.  d.  Rh.  N.  Anfl.  München  1883.  1,  373  (auf- 
leehterhalten  im  Erl.  ▼.  20.  November  1873, 
Ztschr.  f.  K.  B.  12,  259),  denn  dieselbe  lässt  nur 
die  im  Text  erwähnten  Beschränkungen  bestehen ; 


Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften in  Balenu  2  Aufl.  S.  29.  299 ; 
E.  Mayer  a.  a.  0. 

8  Nach  Religionsedikt  %,  79  ist  die  spedelle 
königliche  Genehmigung  für  alle  ausserordent- 
lichen kirchlichen  Feierlichkeiten,  besonders 
wenn  sie  an  Werktagen  stattfinden  sollen ,  vor- 
geschrieben. Sie  ist  jetzt  ein  für  alle  Mal  ge- 
geben, aber  mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  Distrikts- 
polizeibehörde nach  Massgabe  des  Vereinsgesetzes 
V.  26.  Februar  1850  Art.  4,  nach  dessen  Abs.  2 
herkömmliche  Prozessionen  und  Bittgänge  nicht 
zu  den  erwähnten  Feierlichkeiten  zu  rechnen 
sind,  zu  erthellen  hat.  Das  Zuwiderhandeln 
kann  auf  dem  Administrationswege  gehindert  und 
nach  dem  Vereinsgesetze  bestraft  werden. 

4  S.  die  Anm.  2.  citirte  Entschliessung  v.  1851. 

5  Vereinsgesetz  v.  11.  März  1850.  S-  9: 
„Oeffentllche  Versammlungen  unter  freiem  Him- 
mel bedürfen  der  vorgängigen  schriftlichen  Ge- 
nehmigung der  Ortspolizeibehörde.  —  Die  Ge- 
nehmigung ist  von  dem  Unternehmer,  Vorsteher, 
Ordner  oder  Leiter  derselben  mindestens  48 
Stunden  vor  der  Zusammenkunft  nachzusuchen 
nnd  darf  nur  versagt  werden,  wenn  aus  Abhaltung 
der  Versammlung  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  oder  Ordnung  zu  befürchten  ist.  — 
Soll  die  Versammlung  auf  öffentlichen  Plätzen, 
in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffentlichen 
Strassen  stattfinden,  so  hat  die  Ortspolizeibehörde 
bei  Ertheilung  der  Erlanbniss  auch  alle,  dem 
Verkehr  schuldige  Rücksicht  zu  beachten.  Im 
Uebrigen  finden  auf  solche  Versammlungen  die 
Bestimmungen  der  $$.  1. 4. 5. 6  u.  7  Anwendung.'' 
§.  10:  ,,Den  in  den  vorher  erwähnten  §§.  er- 
wähnten Versammlungen  werden  öffentliche  Auf- 
züge in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffent- 
lichen Strassen  gleichgestellt  Bei  Einholung 
der  Genehmigung  ist  der  beabsichtigte  Weg  an- 
zugeben. Gewöhnliche  Leichenbegäng- 
nisse, sowie  Züge  der  Hochzeitsver- 
sammlungen, wo  diese  hergebracht 
sind,  kirchliche  Prozessionen,  Wall- 
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frei  gehalten  werden  können,  wenn  sie  an  den  betreffenden  Orten  hergebracht  sind  ^ 
nnd  in  der  hergebrachten  Art  stattfinden^.  Im  Grossherzogthnm  Hessen^  bedarf 
es  gleichfalls  der  Genehmigung  der  Obrigkeit^;  indessen  braucht  diese  hier  weder 
schriftlich  noch  unter  allen  Umstftnden  vorher,  sondern  sie  kann  auch  nachtraglich 
und  stillschweigend  ertheilt  werden  ^,  so  dass  praktisch  der  Bechtszustuid  dem  in 
Preussen  sehr  ähnlich  ist^. 

Im  Königreich  Sachsen  ist  dagegen  ohne  Ausnahme  fftr  alle  Prozessionen 
vorgängige  Genehmigung  der  Strassenpolizei-Behörde  erforderlich  ^. 

Sachsen-Weimar^  endlich  gestattet  nur  solche  Prozessionen,  welche  in  der 


fahrten  und  Bittgang e,  wenn  sie  In  der 
hergebrachten  Art  stattfinden,  be- 
dürfen einer  Torgängigen  Genehmi- 
gung und  selbst  einer  Anzeige  nicht^ 

^  S.  das  Yor.  Anm.  cit.  Gesetz.  §.  10. 

2  Die  Auslegung,  dass  es  Mos  auf  das  in  der 
katholischen  Kirche  Hergebrachte  ankomme ,  s. 
£rk.  des  Kompetenzgerichtshofes  v.  1855,  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  19,  472  ist  unhaltbar,  ebenso  die 
darin  erfolgte  Gleichstellung  der  Leichenbegäng- 
nisse und  hergebrachten  Hochzeitszüge  mit  den 
Prozessionen,  welche,  weil  sie  eine  lediglich  auf 
eine  bestimmte  Kirche  beschränkte  Bedeutung 
haben  und  die  Ausübung  eines  spezifisch  kon- 
fessionellen Gottesdienstes  bilden,  sich  von  den 
Aufzügen  der  erstgedachten  Art  wesentlich 
unterscheiden.  Sprachlich  kann  das  „in  der  her- 
gebrachten Art^  im  Zusammenhang  mit  der  Be- 
stimmung über  die  Angabe  des  beabsichtigten 
Weges  nur  auf  das  lokale  Herkommen,  nicht  die 
durch  die  kirchlichen  Anordnungen  oder  durch 
allgemeine  kirchliche  Gewohnheit  allgemein  fest- 
gestellte Art  bezogen  werden,  was  sich  übrigens 
auch  aus  den  Materialien  des  Gesetzes  ergiebt. 
Die  Prozession  muss  also  am  Orte  ihrer  Art,  ihrer 
Zeit  und  Form  nach  hergebracht,  also  wiederholt 
bei  den  gegebenen  Anlässen ,  in  der  Welse  wie 
sie  stattfindet  oder  stattfinden  soll,  gehalten  sein. 
So  auch  die  Praxis  des  früheren  Ober-Tribunals, 
s.  Entsch.  24.  S.  497  (Präj.  v.  14.  April  1853); 
Goldtammer,  Arch.  für  prenss.  Strafrecht  1., 
381,  9,  335?  10,  770  u.  11,  604,  Entsch.  40.  8. 
43,  Zeitschrift  f.  K.  R.  4,  225 ;  und  des  Kammer- 
gerichts, Jahrb.  d.  Entsch.  des  Kammergerichts, 
2,  245,  8.  auch  Reskr.  des  Ministers  des  Innern 
und  des  Kultusministers  v.  1874,  Ztschr.  f. 
K.  R.  13,  231.  Doch  gilt  die  Befreiung  auch  für 
solche  Prozessionen ,  in  Betreff  deren  sich  erst 
nach  Erlass  des  Vereinsgesetzes  ein  Herkommen 
gebildet  hat 

Widerrechtlich  gehaltene  Prozessionen  können 
aufgelöst  werden ,  §.  6  des  cit.  Gesetzes.  Die 
Veranstaltung,  Leitung,  Theilnahme  ist  mit 
PoUzeistrafe  bedroht,  $.  17. 

^  Ges.  betr.  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen 
gez.  T.  23.  AprU  1875.  Art.  4  Abs.  5,  Ztschr.  f, 
K.  R.  13,  213 :  „Oeffentliche  Wege  und  Plätze 
können  zu  kirchlichen  oder  religiösen  Feierlich- 
keiten nur  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit  be- 
nutzt werden." 

*  D.  h.  der  Polizeibehörde,  s.  Motive :  „Es  soll 
durch  diese  Bestimmung  dem  Missverständniss 
Torgebeugt  werden,  als  ob  in  dem  Recht  der 
öffentlichen  Gottesverehrung  das  Recht  enthalten 


sei,  öffentliche  Wege  und  Plätze  zu  gottesdienst« 
lichen  Handlungen  auch  dann  benutzen  zu  dürfen, 
wenn  einer  solchen  Benutzung  polizeiliche  Rück- 
sichten im  Wege  stehen''. 

5  Vgl.  die  MotiTe :  „üebrigens  ist  es  nicht  die 
Absicht,  die  Einholung  einer  ausdrücklichen 
polizeilichen  Erlaubniss  inj  edem  einzelnen  Falle » 
soweit  dieselbe  nicht  schon  nach  anderen  gesetz- 
lich bestehenden  Bestimmungen  nöthig  ist,  tot- 
zuschreiben.  Vielmehr  kann  die  Zustimmung 
der  Obrigkeit,  von  welcher  hier  die  Rede  ist» 
auch  stillschweigend  erfolgen ,  und  es  wird  eine 
solche  stillschweigende  Zustimmung  insbesondere 
dann  der  Regel  nach  vorauszusetzen  sein ,  wenn 
diese  Feierlichkeiten,  nm  die  es  sich  handelt, 
unreinem  bisher  geübten  Herkommen 
entsprechen." 

6  S.  die  vor.  Anm.  Auch  ergiebt  sieb  aus  den 
citirten  Motiven,  dass  bei  Verstoss  gegen  die 
Bestimmungen  Polizeistrafe  und  polizeiliche 
Inhibirung  auf  Grund  der  V.  betr.  die  Verhütung 
des  Missbrauchs  der  Volksversammlungen  v.  17, 
September  1849  $.  12  statthaft  ist. 

^  Vereinsgesetz  v.  22.  November  1850,  %  13, 
Schreyer,  cod.  d.  1.  Kon.  Sachsen  geltenden 
Schulrechts  S.  722  :  „Versammlungen,  sowie 
öffentliche  Auf-  und  Umzüge  und  Festlichkeiten, 
zu  welchen  öffentliche  Plätze  und  Strassen  in 
Ortschaften  benutzt  werden  sollen,  bedürfen  der 
vorgängigen  Genehmigung  derjenigen  Behörde, 
welcher  die  Strassenpolizei  über  jene  Räumlich- 
keiten zusteht.  Dass  diese  Genehmigung  gehörig 
nachgesucht  werde,  dafür  haben  die  Unternehmer, 
Vorsteher,  Ordner  und  Leiter  der  Versammlung, 
des  Auf-  und  Umzugs  oder  der  Festlichkeit  ge- 
meinschaftlich zu  haften.  S.  auch  $  17,  welcher 
die  Anwendbarkeit  des  cit.  %  13  auf  die  Ver- 
sammlungen ,  welche  lediglich  „d)  zur  regelmäs- 
sigen kirchlichen  Erbauung  nach  der  Verfassung 
der  einzelnen  Konfessionen  stattfinden^,  nicht 
aber  auf  Prozessionen  ausschliesst  Ueber  die  Be- 
rechtigung zur  Auflösung  gesetzwidriger  Aufzüge 
und  zur  Verhängung  von  Polizeistrafen  s.  $§.  30. 
33  des  Gesetzes. 

8  Ges.  V.  6.  Mai  1857.  %.  2:  „Prozessionen 
richten  sich  nach  dem  Herkommen  der  Parochie, 
bei  welchem  es  auch  femer  bewendet;  jedoch 
bleibt  bei  denselben  wie  bei  Wallfahrten,  sobald 
Gefahrdung  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sittlichkeit  zu  besorgen  ist,  die  geeignete  poli- 
zeiliche Massnahme  vorbehalten.  Der  $.  8  des 
Gesetzes  vom  7.  October  1823  ist  hierdurch  auf- 
gehoben." 
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betreffendeii  Parochie  herkömmlich  sind,  jedoch  kann  die  Polizeibehörde  auch  diese 
bei  vorliegender  Besorgniss  einer  Gefthrdnng  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sitüiehkeit  bestimmten  Einschränkungen  unterwerfen  oder  ganz  verbieten. 

Im  Oegensatz  zu  den  erwähnten  Gesetzgebungen  lässt  Oesterreich  alle  Pro- 
seaaioiien  zu,  nur  ist  die  Regierung  berechtigt,  wenn  einer  darauf  bezüglichen  kirch- 
liehen Anordnung  öffentliche  Rücksichten  entgegenstehen,  die  Prozession  zu  unter- 
sagen^. 

Was  die  bisher  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten  betrifft,  in  denen  keine  spe- 
cieUen  gesetzlichen  Vorschriften  in  Betreff  der  Prozessionen  bestehen ,  so  bestimmt 
ach  in  diesen  zunächst  ihre  Zulässigkeit  oder  ünstatthaftigkeit  nach  der  Stellung, 
welehe  prinzipiell  der  katholischen  Kirche  in  dem  betreffenden  Lande  gewährt  ist. 
Fehlt  ihr  im  Allgemeinen  das  Recht  zur  öffentlichen  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
und  ist  derselbe  nur  an  bestimmten  Orten  und  in  gewissen  Kirchen ,  sowie  allein 
unter  bestimmten  Beschränkungen  gestattet,  wie  inWaldeck^  und  Mecklenburg  3, 
so  ist  jedes  Ueberschreiten  dieser  Grenze  —  und  ein  solches  würde  auch  die  Veran- 
staltung von  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  bilden  —  ohne  besondere  Staats- 
genehmigung unstatthaft  ^.  Eine  solche  muss  auch  in  den  Staaten,  welche,  wie  Braun- 
schweig  zwar  öffentliche  Religionsübung  gewähren  ^,  aber  diese  der  Aufsicht  des 
Staates  unterstellen  <^,  sowie  für  jede  specielle  Verfügung  eines  auswärtigen  kirchlichen 
Oberen  das  Placet^  vorbehalten,  fttr  erforderlich  erachtet  werden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  denjenigen  Staaten,  in  welchen,  wie  in  Württem- 
berg^ und  Baden®  der  katholischen  Earohe  das  Recht  der  öffentlichen  Gottesdienst- 
ttbung  prinzipiell  eingeräumt  und  das  Verhältniss  derselben  zum  Staat  in  den  einzelnen 
Beziehungen  auf  Grundlage  der  Anerkennung  der  Stellung  als  einer  öffentlichrecht- 
liehen  Anstalt  und  der  Autonomie  der  eigenen  Angelegenheiten  geregelt  ist.  Wenn 
auch  damit  an  sich  nur  die  Freiheit  der  Ausübung  des  Gottesdienstes  in  den  daftlr 
bestimmten  Gebäuden  gewährt  ist,  so  ergiebt  sich  doch  daraus,  dass  die  Prozessionen 
keinen  besonderen,  aus  dem  Kirchenhoheitsrecht  herfliessenden  Beschränkungen 
unterworfen  sind*^,  die  weitere  Konsequenz,  dass  sie  nicht  an  und  ftlr  sich  als  ver- 


1  Ges.  T«  7.  Mai  1874.  §.  17  (o.  S.  18  n.  9).  in  Mecklenburg  -  Schwerin ,    gescMchflich  uud 

iu  Ziuammeiüialt  mit  dem  alleidings  fonnell  lechtlich.   Jena  1802.  S.  74;  Verlng  a.  a.  O. 

aufgehobenen  Konkordate  v.  1856  Art.  4 :  ^  . .  S.  212. 

episeopia  •  .  .  liberum  erit . . .  B.    praescribere  ^  Dasselbe  dürfte  auch  von  Anhalt,  Mei- 

Tel  indicare  preces  pnblicas  aliaque  pia  opera,  ningen^Schwarzburg-Sondershausen, 

cum  id  bonom  eccleslae  ant  statn«  popnliveposta-  Hamburg  nnd  Bremen  gelten ,  wo  die  Yer- 

lat,  sapplicationes  et  peregrinationes  Indicere.^  haltniase  der  in  geringer  Anzahl  vorhandenen 

Die  Mittel ,  die  Anordnung  durchzuaetzen,  be-  Katholiken  sich  lediglieh  nach  den  besonderen, 

stehen  nach  $  60  des.  Ges.  in  Geldbnssen  nnd  von  den  Regiemngen  gewährten  Konzessionen 

anderen  zulässigen  Zwangsmitteln,  also  hier  in  bestimmen,  s.  auch  Yering  a.  a.  0.  S.  231. 

der  Auflösung  der  Prozession.    Dem  Yereinsge-  <»  Landschaftsordnung  v.    11.   Oktober  1832. 

setze   y.  16.    November   1867  unterliegen  die  $  211 ;  vgl.  Yering  a.  a.  0.  S.  210. 

Prozessionen,  Wallfahrten  und  sonstigen  Aufzüge  ^  Git.  Ordn.  §27:  ...  „Aeussere  Religions- 

zor  Feier  eines  gesetzlich  anerkannten  Kultus  Übung  ist  der  Oberaufsicht  des  Staates  unter- 

nicht ,  U 1  b  r  i  c  h ,  Staatsrecht  der  dsterr. -ungar.  werfen^. 

Monarchie  in  Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl.  "^  Bd.  III.  S.  761.  n.  4.     Ygl.  auch  Yereins- 

R.  lY.,  1,  62.  gesetz  v.  4.  Juli  1853.  SS-  17  «• 

«  Die  Yerfasaungsurkunde  v.  17.  August  1852.  »  Yerf.  ürk.  v.  25.  September  1817.  SS-  70.  78 

$§.  40—42  gewährt  der  katholischen  Kirche  wohl  und  dazu  Gesetz  v.  30.  Januar  1862. 

Antonomie  in  ihren  Angelegenheiten,  aber  nicht  ^  Ges.  v.  9.  Oktober  1860.  S  1- 

freie  difentliche  Ausübung  ihres  Gottesdienstes,  ^0  Das  citirte  württembergische   und  das  bs^- 

jgl  auch  Yering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  216.  dische  Gesetz  kenneu  solche  pichte 

^  (G.  V.  Schröter)D.kathol. Religionsübung 
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boten  erscheinen,  dass  sie  vielmehr  nur,  weil  sie  sich  als  öffentliche  Anfzttge 
darstellen  nnd  mit  ihnen  eine  Benutzung  der  öffentlichen  Wege  und  Plätze  verbunden 
ist,  den  in  dieser  Beziehung  geltenden  polizeilichen  Vorschriften  unterworfen  sind  >. 

Dasselbe  wird  auch  für  Oldenburg,  obwohl  hier  die  Regelung  des  Verhält- 
nisses noch  auf  den  Prinzipien  des  früheren  Staatsrechtes  beruht  ^,  wegen  der  späteren 
gesetzlichen  Beseitigung  der  gerade  für  den  Fall  zurAnwendung  kommenden  älteren 
Bestimmungen  3  angenommen  werden  müssen. 

In  allen  Fällen  kann  aber  seitens  der  katholischen  Kirche  bei  der  öffentlichen 
Veranstaltung  von  Prozessionen  von  den  ihr  nicht  Angehörigen  niemals  ein  Verhalten 
beansprucht  werden,  welches  eine  Anerkennung  der  religiösen  und  dogmatischen  An- 
schauungen dieser  Kirche  zum  Ausdruck  bringt,  z.  B.  die  Zollung  besonderer  Ehren- 
bezeigungen (wie  Hntabnehmen ,  Niederknieen  bei  Vorbeitragung  des  Sanktissimum) , 
wenngleich  allerdings  der  Nichtkatholik  sich  andererseits  jeder  Bezeigung  von  Miss- 
achtung, noch  viel  mehr  der  von  Spott  und  Hohn  gegen  Dinge,  welche  einer  anderen 
Religionspartei  heilig  sind,  zu  enthalten  hat  ^.  Vollends  der  Gewissensfreiheit  wider- 
sprechend und  ungerechtfertigt  ist  es ,  wenn  der  Staat  in  Nachgiebigkeit  gegen  die 
Ansprüche  der  katholischen  Kirche  auf  Alleinherrschaft  diejenigen ,  welche  wie  die 
Beamten^  und  Militärs^  in  einem  besonderen  Treuverhältniss  zu  ihm  stehen,  in 
Folge  ihrer  Amts-  und  Dienstpflicht,  namentlich  wenn  sie  einer  anderen  Konfession 
als  der  katholischen  angehören,  zwingt ,  den  Prozessionen  beizuwohnen  oder  dabei 
Ehren  zu  erweisen,  welche  mit  ihren  religiösen  Gefühlen  und  Anschauungen  unver- 
einbar sind  ^. 

^  Git.  bad.  Gesetz  $.  13:    ,;In  ihren  bürger-  liehe  BeschTänknngen  nach  Art.  75  auf  Religions- 

lieheu  und  staatflbürgeilichen  Beziehungen  blei-  geselUchaften  mit  KorporationBrechten  keine  An- 

ben  die  Kirchen  . .  .  den  Staatsgesetzen  unter-  wendung.     So  bleiben  daher  die  Prozessionen 

worfen.  '*    S.    auch  badisches   Vereinsgesetz  jetzt  nur  den  etwaigen  polizeilichen  Vorschriften 

V.  21.  NoTember  1867.   $.  10  ff.  über  die  Benutzung  öffentlicher  Strassen  und 

In  Württemberg  fehlt  es  an  einem  das  Vereins-  Wege  zu  Aufzügen  unterworfen, 

und  Versammlungsrecht   regelnden   Gesetz,    s.  ^  Weiter  geht  das  österreichische  Gesetz 

G a u p p ,  württemb. Staatsrecht  belMarquard-  vom  28.  Mai  1868  (betr.  die  interkonfessionellen 

sen  a.  a.  0.  III.  1,  29.  Verhältnisse  d.  Staatsbürger)  Art  13,  Ztschr.  f. 

Dieser  Gruppe  muss  auch  Lippe-Detmold  K.R.  8,  149,  welches  die  Unterlassung  alles  des- 

und   Schwarzburg-Rudolstadt  angereiht  jenigen,  ;,wa8 eine  Störung  oder  eine  Beeintrach- 

werden.    Hier  ist  durch  Edikt  v.  9.  März  1854,  tigung  der  Feier  zur  Folge  haben  konnte ,  bei 

bez.  durch  V.  v.  1872  (Arch.  f.  kadi.  K.  R.  86,  denherkömmlichenProzessionenauf  den  Plätzen 

411)  dem  Bischofvon  Paderborn  dieselbe  Stellung,  und  in  den  Strassen ,  durch  welche  sich  der  Zug 

wie  den  preussischen  Bischöfen  eingeräumt,  also  bewegt^,  Yorschreibt. 

für  die  katholische  Kirche,  soweit  nicht  besondere  .&  So  mussten  sich  in  Baiern  unter  König 

Bestimmungen  bestehen,  eine  gleiche  Rechtslage  Ludwig  I.  die  Beamten  in  Uniform  an  der  Frobn- 

wie  in  Preussen  geschaffen.  leichnamsprozession  betheiligen ,  Silbernagl 

«  S.  d.  V.  T.  5.  April  1831,  das  Normatir  von  a.  a.  0.  S.  299. 

demselben  Tage  und  den  VertragT.  5.  Januar  1860,  ^  Noch  heute  hat  in  Baiern  jede  Wache ,  also 

A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.    1.  Aufl.    ö,  auch  der  protestantische  Soldat,  bei  Vorbeltra- 

399.  ff  gung  des  Sanktissimum  unter  das  Gewehr  zu 

'  Der  Prozessionen  erwähnen  die  citirten  Ord-  treten ,  bei  der  Frohnleichnamsprozession  muss 

nun  gen  nicht.   Wegen  der  Ausdehnung  des  Pia-  die  Garnison  ausrücken ,  wennschon  seit  1873 

cets  auf  jede  Verfügung  des  Bischofs  (Bd.  III.  S.  protestantische  Soldaten  bei  Bildung  des  Spaliers 

761.  n.  3)  bedurften  sie  aber  der  staatlichen  Ge-  bei  diesen  Prozessionen  nicht  mehr  verwendet 

nehmigung.     Das  Placet  ist  indessen  durch  die  werden  dürfen,  Silbernagla.  a.  0. 

Vcrfassungsurkundev.  1862  (a.a.O.  S.  763.  n.l)  '  Vgl.  auch  Thudichum,   deutsch.  K.  R. 

beseitigt  worden.  Weiter  finden  Vereinspolizei-  1,  37. 
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§210.    4,   Die   WallfahrtenK 

Die  Wallfahrt  [peregrlnaHo]  ist  eine  aus  Frömmigkeit  unternommene  Reise  oder 
Wanderang,  um  eine  entfernte  heilige  Stätte^,  einen  Gnaden-Ort  oder  ein  Gnaden- 
Bild  ^  za  besuchen  und  dort  in  Betrachtung  der  sich  an  solche  knüpfenden  Erinnerungen 
und  Gnaden  oder  unter  Verehrung  des  betreffenden  Heiligen  einer  besonderen  An- 
dacht obzuliegen. 

Die  Wallfahrt  kann  von  einem  Einzelnen  oder  auch  von  Mehreren ,  gleichviel, 
ob  diese  durch  irgend  ein  gemeinsames  Band,  wie  z.  B.  die  Mitglieder  derselben 
P&rreiy  derselben  Brüderschaft ,  verknüpft  sind  oder  nicht,  ausgeführt  werden.  Die 
von  einer  grösseren  Anzahl  von  Gläubigen  unternommene  Wallfahrt  unterscheidet 
sieh  von  der  Prozession  dadurch,  dass  sie  nicht,  wie  die  letztere  ein  regelmässiger 
Theil  des  Kultus  oder  eine  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  von  der  Kirchen- 
behörde besonders  angeordnete  kirchliche  Feierlichkeit  ist,  sondern  von  der  katholi- 
schen Kirche  nur  als  ein  lobenswerthes  und  verdienstliches  frommes  Werk  betrachtet 
wird^.  Die  Veranstaltung  von  Wallfahrten  ist  daher  dem  freien  Entschlüsse  der 
Gläubigen  überlassen.  Eine  kirchliche  Pflicht,  eine  solche  zu  unternehmen ,  besteht 
nicht.  Nur  ausnahmsweise  kann  sie  durch  ein  darauf  gerichtetes  Gelübde  oder  durch 
Auferlegung  einer  Wallfahrt  als  Busswerk  begründet  werden^.  Die  Wallfahrten  sind 
also  immer  eine  Privatangelegenheit  eines  oder  mehrerer  Kirchenglieder  und  daraus 
erklärt  es  sich,  dass  das  Kirchenrecht  sehr  wenige  Normen  in  Bezug  auf  dieselben 
aufzuweisen  hat. 

Nachdem  Rituale  romanum^  sollen  die  Wallfahrer,  gleichviel  ob  einer  oder  meh- 
rere, von  ihrem  Ordinarius  oder  ihrem  Pfarrer  einen  offenen  Brief  oder  ein  Empfehlungs- 
schreiben ^  erbitten  und  ausgehändigt  erhalten,  sowie  nach  Ordnung  ihrer  Angelegen- 
heiten und  nach  Ablegung  der  Beichte  die  Messe  anhören^  und  die  Eucharistie  em- 
pfangen. Am  Schlüsse  der  Messe  wird  ihnen  endlich  die  besondere  benediciio 
peregritwrum  erükeüt  Wenn  auch  Wallfahrten  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschriften  an 


^  Jo&n.  St&lenius,  Peregrinusadlocasancta  ^  Das  Nähere  darüber  bei  den  betreffenden 

orthodoxus  et  plns  demonstratuB  siye  ylndlciae  Lehren, 

saciar. peiegrinationiim.  Oolon.  1649;  J.  Marx,  ^  tlt.  VIII.  c  11. 

d.  Wallfahiten  L  d.  kathol.  Kirche.  Trier  1842;  ?  Ein  Formalar  dafür  bei  Barn  ff  al  das,  ad 

6.  Patiss,  die  Wallfahrten  in  ihrer  providen-  ritnale  roman.  comm.  tlt.  LIV.  n.  16,  ed.  cit  2, 

tieUen  Bedentang  für  unsere  Zelt  Mainz  187Ö ;  24.  Der  Zweck  ist  einmal,  die  Wallfahrten  unter 

vgl.  auch  Binterim,   Denkwürdigkeiten  der  die  AuÜBicht  der  Kirche  zu  stellen,  am  entweder 

christkath.  Kirche.  Bd.  IV.  Th.  I.   S.  606  ff. ;  unnütze  oder  schädliche  Wallfahrten  zu  yerhln- 

JacobusGretserus(zu§.  221  n.  8).  dern,  andererseits  bei  zu  billigenden  Wallfahrten 

2  Namentlich  die  h.  Stätten  in  Jerusalem,  den  Betheiligten  die  erforderlichen  Anweisungen 
ferner  die  Gräber  von  Aposteln  (z.  B.  der  Apostel  und  Belehrungen  zu  geben  ,  ferner  den  letzteren 
Petrus  and  Paulus  in  Rom) ,  von  Märtyrern  oder  auf  der  Reise  und  am  Bestimmungsort  die  Erlan- 
Heiligen ,  oder  solche  Orte ,  an  denen  Reliquien  gung  der  ndthigen  Hülfe  und  Unterstützung  zu 
▼on  Christus,  der  Apostel,  Märtyrer  und  Heiligen  erleichtern,  endlich  den  kirchlichen  Oberen  und 
aufbewahrt  werden.  Amtsträgem  an  den  zu  berührenden  Zwischen- 

3  D.  h.  diejenigen  Orte  und  Bilder,  an  wel-  orten  und  an  dem  Ziel  der  Reise  die  Möglichkeit 
eben  oder  durch  welche  Qott  öfters  und  in  äugen-  einer  Kontrole  zu  gewähren  und  sie  gegen  Aus- 
fälliger Weise  den  Gläubigen  auf  ihr  Gebet  in  beutung  durch  Betrüger  zu  schützen,  Patiss 
besonderer  und  wunderbaier  Welse  Gnaden  er-  S.113;  Probst,  kirchlicheBenediktionenS.  136. 
zeigt  hat.  ®  Die  besondere  (YotiT-)  Messe  des  Missales 

^  Ygl.  Trid.  Sess.  ZXY.  decr.  invocat.  sancto-  pro  peregrinantibus  oder  eine  Messe ,  in  welcher 

mm ;  M  ar  X  S.  118  ff.  die  Oration  für  diese  letzteren  eingelegt  ist. 
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sich  nicht  ausgeschlossen  sind ,  so  sind  doch  Wallfahrten  im  Sinne  der  Kirche  nur 
diejenigen,  bei  welchen  sie  beobachtet  worden  sind  ^ 

Die  Kontrole  über  die  Wallfahrten  und  die  Wallfahrer  steht  den  Ordinarien 
des  Ortes,  von  welchem  ans  die  letzteren  ihre  Wallfahrt  unternehmen,  derjenigen  Orte, 
welche  sie  berühren,  and  endlich  des  Ortes,  welcher  das  Ziel  der  Wallfahrt  ist,  zu  ^. 
Schädliche  und  unnütze  Wallfahrten  ist  der  Ordinarius  des  erstgedaohten  Ortes  zu 
hindern  berechtigt  3.  In  diesem  Fall  haben  die  Wallfahrer  kein  Recht  auf  die  Qe- 
Währung  der  kirchlichen  Hülfe  und  der  kirchlichen  Segnung,  welche  das  Rituale 
Romanum  vorschreibt.  Was  insbesondere  die  Segnung  betrifil,  so  ist  dieselbe  weiter 
davon  abhängig ,  dass  selbst  bei  gebilligter  Wallfahrt  die  übrigen  Bedingungen ,  also 
die  Ablegung  der  Beichte,  die  Anhörung  der  Messe  und  der  Empfang  der  Eucharistie 
erfüllt  sind,  weil  die  Kirche  diese  als  Mittel  der  gehörigen  und  würdigen  Vorbereitung 
zu  einer  heilbringenden  und  erfolgreichen  Wallfahrt  erfordert. 

Wird  eine  Wallfahrt  von  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  veranstaltet,  so 
soll  sie  —  doch  ist  dies  kein  Rechtsgebot ,  sondern  nur  ein  Rath,  —  womöglich  von 
einem  Geistlichen,  mindestens  aber  von  einem  erfahrenen,  von  dem  Pfarrer  dazu  em- 
pfohlenen Manne  geführt  werden  ^j  damit  Missbräuohe,  namentlich  ungeeignete  Gebete 
und  Gesänge  verhütet  werden,  und  die  Theilnehmer  Anleitung  zu  einem  frommen  und 
würdigen  Benehmen  erhalten.  Eine  Jurisdiktion  über  die  Wallfahrer  gewährt  das 
Kirchenrecht  einem  solchen  Leiter  nicht,  wohl  aber  wird  er  befugt  sein,  die  faktischen 
Mittel ,  welche  sich  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  darbieten ,  zu  gebrauchen, 
also  sich  unwürdig  verhaltende  Mitglieder  zurückzulassen,  die  übrigen  zurAbbrechung 
jedes  Verkehrs  mit  solchen  aufzufordern  und  nöthigenfalls  die  Hülfe  des  Ordinarius 
in  Anspruch  zu  nehmen ,  in  dessen  Sprengel  er  sich  mit  den  Theilnehmern  der  Pro- 
zession befindet. 

Das  Rituale  weist  endlich  ein  Formular  für  die  Segnung  der  Wallfahrer  nach 
ihrer  Rückkehr  anf^.  Diese  Benediktion  ist  eine  Danksagung,  andererseits  eine  An- 
wünsohung,  daas  die  Früchte  der  Wallfahrt  fortdauern,  und  Gott  die  Wallfahrer  fort 
und  fort  beschützen  möge.  Die  Nachsuchung  derselben  ist,  wenn  schon  für  die  Wall- 
fahrer die  ethisch-religiöse  Pflicht  zum  Dank  gegen  Gott  besteht,  keine  Rechtspflicht, 
trotzdem  gehört  die  Erfüllung  dieser  Vorschrift  aber  immer  zu  einer  ordnungsmässigen 
Wallfahrt  im  Sinne  der  Kirche. 

Für  das  staatliche  Gebiet  hat  die  Veranstaltung  der  Wallfahrt  seitens  eines 
Einzelnen  oder  mehrerer  Personen,  welche  sich  nach  Art  sonstiger  Reisenden  zu  den 
heiligen  oder  Gnaden-Orten  begeben ,  kein  besonderes  Interesse.    Selbstverständlich 


1   SelbBtveTBtindlicli,    sofern  sie  beobachtet  2  ygi.  auch  Prager  Provinzialkonzil  t.  1860, 

werden  können.    Das  ist  aber  bei  den  als  Buss-  coli.  conc.  Lac.  5,  478. 

werke  auferlegten  Wallfahrten  nicht  immer  In  ^  Der  Pfarrer  kann  nur  davon  abmahnen ,  sie 

allen  Beziehungen  der  Fall,  z.  B.  kann  der  in  der  aber  nicht  definitiv  verbieten ,   well   er   keine 

grossen  Exkommunikation  Befindliche  die  ge-  Jurisdiktion  besitzt  Dass  der  Ordinarius  einzel- 

daohten  Vorschriften  nicht  alle  erfüllen ,  weil  nen  Geistlichen,  falls  die  Erfüllung  ihrer  Amts- 

ihm  das  Abendmahl  und  die  Benediktion  ver-  pflichten  wichtiger  erscheint  als  die  Wallfahrt, 

weigert  werden  muss,  s.  o.  S.  66  u.  151.    An  die  Theilnahme  untersagen  kann,  versteht  sich 

freiwillig  unternommenen  kirchlichen  Wallfahr-  von  selbst,  s.  auch  Bd.  III.  S.  225  ft. 

ten  können  daher  diejenigen,  welche  kein  Recht  ^  S.  Prag  a.  a.  0.  p.  478 ;  Colocza  1863 ,  1.  c. 

auf  die  erwähnten  Sakramente  und  Segnungen  p.  712. 

haben,  nicht  thellnehmen  und  sind  nöthigenfalls  ^  L.  c.  c.  12. 
von  ihnen  auszuschliessen. 
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mä  aber  solehe  Wallfahrer  den  in  jedem  Lande  und  in  den  betreffenden  Orten  be- 
stehenden fremden-  und  reisepolizeilichen  Vorschriften  unterworfen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Wallfahrten,  welche  in  grösseren  Massen  und  in 
^chlossenen  Zügen  unternommen  werden  und  sich  durch  ihr  äusseres  Verhalten, 
z.  B.  durch  Gebete  und  Gesänge,  durch  die  Theilnahme  von  Geistlichen  u.  s.  w.ohne 
Weiteres  ihrem  Charakter  nach  als  kirchliche  Aui&üge  kundthun.  Diese  behandeln 
emzelneStaatsgesetzgebungenunterausdrücklicherErwähnungySodie  p  reussische  ^ 
und  die  weimarische  ^  rechtlich  ebensowie  die  Prozessionen,  oder  sie  sind  den  letz- 
teren dadurch  gleichgestellt,  dass  sie  ebenso  wie  diese  unter  die  Kategorie  der  Offent- 
iiehen  Umgänge  (so  Gotha^  und  Coburg^),  der  öffentlichen  AuMge  (Sachsen^), 
der  religiösen  Feierlichkeiten  ausserhalb  der  Kirchen  (z.  B.  Frankreich,  Elsass- 
Lothringen^,  Baiern^,  Hessen^),  subsumirt  werden  mflssen.  In  Betreff  ihrer 
Znlässigkeit  und  der  etwaigen  ftlr  sie  zur  Anwendung  kommenden  Beschränkungen 
gelten  also  die  o.  S.  232  ff.  dargelegten  Grundsätze. 


5,  Die  Verehrung  der  Heüigen,  ihrer  Reliquien  und  Bilder. 

§211.  A,   Die  Verehrung  der  Heiligen  [heatificatioy  cananisatio  ^) . 

I.  Geschichte.  In  den  ersten  christlichen  Jahrhunderten,  während  der  Zeit  der 
Verfolgungen  genossen  diejenigen  Glieder  der  Christengemeinden,  welche  sich  durch 
lebendigen  Glauben ,  musterhaften  Wandel  und  standhaftes  Bekennen  im  Leben  und 
im  Sterben  als  Geheiligte  des  Herrn  hervorgethan  hatten,  besonderer  Verehrung. 
Wie  den  Christen  das  Bewusstsein  der  fortdauernden  Gemeinschaft  mit  ihren  abge- 
schiedenen Glaubensgen^ossen  theuer  und  werth  war,  so  bewahrten  sie  vor  allem  das 
Andenken  an  diejenigen,  welche  als  Blutzeugen,  marfyres,  ftir  den  christlichen  Glauben 
ihr  Leben  hingegeben  hatten.  Schon  seit  der  2.  Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  wurde 
es  Sitte,  dass  ganze  Gemeinden  an  den  Todestagen  ihrer  Märtyrer  (^sve^Xia  tcov  p.ap- 
7Tip<i>v,  nataUtiamariyrum)  ^o,um  die  fortdauernde  Gemeinschaft  mit  ihnen  zu  bekunden, 
und  zwar  an  den  Orten ,  wo  die  Leiber  derselben  bestattet  waren,  Gottesdienst  ab- 
hielten, bei  welchem  die  Geschichte  ihres  Leidens  und  Bekenntnisses  vorgetragen,  und 

*  S.  0.  S.  233.  n.  5.  sammtausgabe  der  Werke  von  AzeVedo.   Rom 

»  S.  0.  S.  234.  n.  8.  1747.  Bd.  I— IV  und  die  appendices  In  Bd.  VII)  ; 

'  S.  o.  S.  232.  n.  4.  Benedict!  XIV  acta  canonizationig  sanctorum 

^  S.  0.  S.  232.  n.  5.  ...  una  com  apostolids  literis  (in  oit  Ausgabe 

5  8.  0.  S.  234.  n.  7.  der  Werke  Bd.  T);  Benedlctl  XIV  acta  et 

^  S.  0.  S.  232.  n.  8  und  G  e ig e  1  a.  a.  0.  S.  47.  decreta  in  causis beatlflcationum  etc.  (cit.  Ausgabe 

7S.  o.  S.  233.    und    Silberuagl   a.    a.  0.  Bd.  VI);    Ferraris  prompte    biblloth.  5.    ▼. 

S.  2d9.  veneratio  sanctorum ;  y.  M  o  y ,  Beatiflcation  u.  Ka- 

9  S.  0.  S. 234  n. 3.  Wegen  der  Qbrigen  Staaten  nonisation  in  Wetzer  u.  Weite,  Klrchenlexi- 

8.  S.  236.  kon.  2.  Aufl.  2,  141.  Der  kurze  Aufsatz  in  den 

9  Mich.   Sailer,    eecleslae    catbolicae   de  Analecta  lur.  pontif.  1861.  p.  1057.  de  la  cano- 

cultu  sanctorum  doctrina.  Monach.  1747.  —  Codex  nisation  zählt  imWesentlicben  nur  die  wichtigeren 

eonstitutlonum  quas  summl  pontiflces  ediderunt  Kanonisationen ,  deren  bis  Gregor.  XVI.  189  er- 

in  solemnl  canonlzatlone  sanctorum  ab  a.  983  ad  a.  folgt  sind,  auf. 

1729  accurante  lustoFoutanlno.  Rom  1729 ;  ^o  Geburtstag  In  höherem  Sinne  genannt,  well 

G.  F.   de  Matt a  de  canonlsatione  sanctorum,  man  annahm,  dass  die  Märtyrer  durch  Ihren  Tod 

Rom  1678  ;Benedletu8  XIV,  de  serTorum  dei  zum  Paradiese  eingingen,  Gleseler,  Edrchen- 

beatifleatione  et  beatorum  canonlsatione.  Bonon.  gescMohte,  4.  Aufl.  I.  1,  244.     Vgl.  auch  die 

1734;  ed  II.   Patav.  1743.  IV  Toml  (in  der  Ge-  folg.  Anm. 
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die  Kommunion  unter  Darbringnng  der  oblatio  pro  defunctia  auch  ftr  sie  gefeiert 
wurde  *. 

Nachdem  die  christliche  Kirche  im  4.  Jahrhundert  als  berechtigte  Religions- 
genossenschaft im  römischen  Reiche  anerkannt  worden  war,  und  damit  die  Ver- 
folgungen  ihr  Ende  erlangt  hatten ,  strahlte  das  Mftrtyrerthum  nur  noch  in  höherem 
Glänze.  Man  baute  nunmehr  Kirchen  und  Kapellen  über  den  Gräbern  der  Märtyrer  ^ 
oder  hob  ihre  körperlichen  Ueberreste  aus  denselben  hervor,  um  sie  in  den  Eorchen, 
namentlich  unter  den  Altären,  aufzubewahren  ^.  Zugleich  macht  sich  die  Anschauung 
geltend,  dass  den  bei  dem  Herrn  weilenden ,  abgeschiedenen  Märtyrern  als  himm- 
liehen  Fürsprechern  Bitten  und  Anliegen,  um  Ar  dieselben  bei  Gott  einzutreten,  unter- 
breitet werden  könnten'^. 

Damit  entwickelt  sich  aus  der  Märtyrer -Verehrung  ein  ausgedehnter  Hei- 
ligenkultus, indem  man  nunmehr  auch  andere  durch  frommen  Wandel  und 
Verkehr  ausgezeichnete  Christen,  namentlich  Mönche,  Ton  denen  Wunder  bei  ihren 
Lebzeiten  verrichtet  oder  an  ihren  Gräbern  geschehen  sein  sollten,  den  Mär- 
tyrern anreihte.  Der  Unterschied  gegen  die  ersten  Zeiten  des  Christenthums  liegt 
darin,  dass  diejenigen,  welche  fOr  heilig  erachtet  werden,  über  die  Linie  des  rein 
Menschlichen  hinaustreten ,  dass  für  sie  nicht ,  wie  für  die  übrigen  abgeschiedenen 
Gläubigen  gebetet  zu  werden  braucht^,  dass  sie  vielmehr  wegen  ihrer  Verdienste, 
welche  ihnen  den  unmittelbaren  Zutritt  zu  Gott  verschafft  haben,  mit  Bitten  und  An- 
liegen angegangen  werden  können ,  und  dass  ihrer  Fürbitte  bei  Gott  eine  besondero 
Kraft  zukommt.  Zwar  gebührt  ihnen  nicht  Anbetung,  XaxpeCa,  adoraüo,  wie  Gott  und 
Christns,  wohl  aber  Verehrung  und  Anrufung,  8ooXeia,  Tcpo^xüVTfjai?,  invocaHo\  Für 
nothwendig  hat  die  katholische  Kirche  die  Heiligenverehrung  freilich  niemals  erklärt, 

^  Rundschreiben  der  Gemeinde  Smyrna  über  admoneantar,  ne  illa  loca  freqaentent,  ut  qui 

den  M&rtyrertod     ihres  Bischofs  Polykarp    (n.  reote  sapiunt,  nuUa  ibi   supeistitione   derincti 

106—117)  bei  Eusebins  bist,  eccles.  IV.  23  (15),  teneantur.    Et  omnino  nuUa  memoria  martymm 

ed.  Laemmer,  p.  286:   „toOtov  [nh  y^P  ^^^^  probabiliteracceptetor,  nisinbi corpus autaliqnae 

^vta  Tou   %zo^  (d.   h.  Christns)  icpocxuvou[A6V,  reliquiae  sunt  aut  origo  alicuins  habitationis  rel 

To6c  ^^  (AÖipTupat  (&C  fi.ad7]Tdc  xal  (jLifiT^rdc  xou  possessionis  vel  passionis  fldellssima  orlgine  tra- 

xuptou  d'^an&ysi  d^Ceoc ,  lv£ic£v  e6voiac  d^ufcep-  dltor.  Nam  qnae  per  somnia  et  per  inanes  qnasi 

ßXl}TOur7jceUT6vUtovßaot>iaxalSiSdoxaXov.  ti9V  revelationes   quornmlibet  hominnm  ubienmque 

Y^votTO  xal  i^fiac  ou-pcotveDVo6c  Te  xal  ouufxadY^rdc  constitunntnr  altaria,  omni  modo  Improbentnr." 

xevfodai  ....  oSrmc  Te  i^fnel;  Sorepov  dveXöfjievot  Nach  Ghalcedon ,  451.  c.  6  können  Priester  auf 

TÄ  Ti|i.tc&Tepa  Xt^mv  iroXuxeXnv  xal  Soxt(M6Tepa  eine  solche  Kapelle  ordinirt  werden ,  vgl.  auch 

bnio  Ypuolov  öora  aärou  dire^^pie^a  Sfcou  xal  Hefele ,  Conc.  Gesch.  2.  Aufl.2,  467.  458.  523. 

dxöXouftov  -^v .  h%a  (2>c  Suvotöv  ihfjtTv  ouvo^fopivoi«  ^  G  i  e  s  el  e  r  a.  a.  0.  1.2,  265. 

h  d^YoXXidoet  xal  x«?^  «ap^i  6  x6pto;  dfctTeXetv  *  G 1  e  s  e  1  e r  a.  a.  0.  S.  2,  267  ff. 

TouuapTUp(ouaÖTou(d.h.dea  Polykarp) VjfjLipavfe-  ^  Ja  Augustin  serm.  17.  erklärt  dies  sogar  für 

vdOXtov,  eU  T6  Tifjv  Tö)v  icpoT^dXTjxÖTwv  (jLV^fjLYjV  unscMckUch :  „Inluria  est  oulm  pro  martyreorare, 

xalTfov  ikXXövtoiv  doxino{v  te  xal  dTOtfjiaoCav".  cuius  nos   debemus    orationlbus  commendari'*. 

Vgl.  auch  CyprUn.  ep.  39.  ed.  Hertel  2,  583 :  Vgl.  ferner  Gieseler  a.  a.  0.  S.  271,  s.  auch 

,,8acriflcia  pro  eis  semper ,  ut  meministis  offeri-  c.  6  $.  2.  (Innoo.  III)  X.  de  celebr.  missar.  III. 

mus,  quotiens  martyrum  passiones  et  dies  annl-  41,  worin  er  die  citlrte  Stelle  Augustins  als  sacrae 

yersaria  commemoratlone  celebramus.  scripturae  auctoritas  anfährt ,   um   dadurch  die 

3  Solcher  erwähnen   die  Konzilien  seit  dem  Aenderung  der  alten  Formel  ^^annue  nobis  ,  do- 

4.  Jahrhundert  mehrfach,  s.  Laodicea  343 — 381  mine ,  ut  animae  famuli  tu!  Leonis  haec  prosit 

c  9;  Garth.  VI.  y.  401  c.  17  (cod.  eccles.  Aflric  oblatio^'  in  die  neuere :  „annue  nobis,  quaesumns, 

c.83,auchc.76Dict.Ideconsecr.):  „Item  placuit,  domlne,  ut  intercessione  b.  Leonis  haec  nobis 

ut  altaria,  quae  passim  per  agros  et  per  vias  tam-  prosit  oblatio''  zu  rechtfertigen, 

quam  memoriae  martyrum  constituuntur,  in  qui-  ^  So  schon  das  Konzil  y.  Nicäa  v.  781  sess.  YII, 

bus  nuUum  corpus  aut  reliquiae  martyrum  conditae  M  a  n  s  i  13,  377,  H  e  f  e  1  e  3,  472. 

probantur,  ab  eplscopisquilocis  iisdempraesunt.  Eine  Geschichte  des  Heiligenkultus  in   der 

si  fleri  possunt,  evertantnr.    Si  autem  hoc  per  katholischen  Kirche  kann  natürlich  hier  nicht 

tnmultus  populäres  non  sinitur ,    plebes  tarnen  gegeben  werden. 
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wohl  aber  ist  sie  der  Verwerfung  derselben  entgegengetreten  und  erachtet  sie  nicht 
BOT  f&r  ntttslicli  und  heilsam  ^  sondern  hat  auch  die  Verehrung  bestimmter  Heiligen 
zum  regelmässigen  Theile  ihrer  Opttesdienstordnnng  gemacht^. 

Fflr  die  rechtliche  Betrachtang  tritt  die  Frage  in  den  Vordergrund,  welchem 
kircUichen  Organ  während  der  besprochenen  Entwicklung  die  Befugniss  zugestanden 
hat ,  einem  Abgeschiedenen  den  Charakter  eines  Heiligen  beizulegen ,  ihn  also  für 
eine  Person,  welcher  die  Gläubigen  die  schon  gedachte  Art  der  Verehrung  entgegen- 
bringen durften,  zu  erklären. 

In  der  ältesten  Zeit ,  als  es  sich  blos  um  die  Bewahrung  des  Andenkens  der 
Märtyrer  handelte,  hing  die  Einführung  einer  gottesdienstlichen  Gedächtnissfeier 
offenbar  von  den  Vorstehern  und  später  dem  Bischof  derjenigen  Einzelgemeinde  ab, 
welcher  ein  solcher  Märtyrer  angehört,  und  in  welcher  er  gelebt  und  gelitten  hatte, 
da  die  Thatsache  des  Martyriums  klar  vor  aller  Augen  lag,  und  es  keiner  weiteren 
Untersuchungen  darüber  bedurfte  ^.  Von  hervorragenden  Märtyrerthaten  wurde  an- 
deren Oemeinden  vielfach  Kunde  gegeben  *,  oder  es  verbreitete  sich  eine  solche  durch 
mfindliche  oder  schriftliche  UeberUeferung  weiter  ^,  und  daher  war  es  natürlich,  dass 
mit  der  Entwicklung  des  Heiligenkultus  eine  Anzahl  Märtyrer,  deren  Ruhm  über  ihre 
Heimathsgemeinde  hinaus  gedrungen  war ,  auch  in  weiteren  Kreisen  als  Heilige  ver- 
ehrt wurden.  Im  übrigen  war  es  wesentlich  das  christliche  Volk,  welches  angeregt 
durch  die  Visionen  Einzelner ,  sowie  durch  die  Entdeckung  wirklicher  oder  angeb- 
licher Märtyrer-Gräber,  auch  bewogen  durch  die  besonderen  Tugenden,  Entsagungen 
und  durch  erlebte  oder  berichtete  Wunder  frommer  Männer  und  Frauen,  neue  Heilige 
schuf,  indem  es  diesen  seine  Verehrung  darbrachte.  Für  kirchengesetzliche  Anordnungen 
über  die  Heiligsprechung  lag  daher  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Kirche 
kein  Bedürfniss  vor,  im  Gegentheil  sahen  sich  einzelne  Synoden  durch  manche  hervor- 
getretene Missbräuche  veranlasst,  der  Ausbreitung  des  Heiligenkultus  durch  das  Verbot 
der  Märtyrerkapellen ,  in  denen  keine  Leiber  der  Heiligen  ruhten  oder  an  solchen 
Orten,  zu  welchen  ein  Märtyrer  in  keiner  Beziehung  gestanden  hatte,  entgegenzutreten, 
und  die  Bischöfe  mit  der  Durchführung  dieser  Anordnung  zu  betrauen  <^,  und  noch 


1  Trid.Ses8.XKydeinTOcationeetc.8Bnctonim:  plieare,  impie  sentlre^     In  dem  Trientei  Olan- 

„Maodat  8.  synodus  omnibns  episoopis  et  ceteris  bensbekenntniss  von  Pias  IV.  (1564):  „similiter 

docendi  maims  caramque  snstlnentibas,  nt  inxta  (seil,  constanter  teneo)  et  sanctos  una  cum  Christo 

eatholicae  et  apostolicae  ecclesiae  usum  a  pri-  regnantes    venerandos    atqoe   invocandos    esse 

maeris  christianae  religionis  temporibus  recep-  eosqueorationes  deopronobis  offeire^ist  dagegen 

tum,  88.  patrnm  consensionem  et  ss.  oonciliomm  die  Nothwendigkeit  der  Verehrung  mindestens 

decreta,  In  primis  de  sanctomm  intercesslone,  angedeutet. 

luTocatione,  reliquiarum  honore  et  legitime  ima-  >  Durch  die  Feier  von  regelmassigen  Festen, 

ginum  usn  fldeles  diligenter  instruant,  docentes  s.  auoh  o.  S.  183.  194.  195. 

eos,  sanctos  una  cum  Chilsto  regnantes  orationes  3  S.  o.  S.  240.  n.  1. 

snas  pro  hominibus  deo  oiferre,  bonum  atque  ^  Das  S.  240  n.  1  cit  Rundschreiben  der  i%- 
ntile  esse  suppliciter  eos  invoeare  et  ob  beneflda  xXT]oia  xoi)  ^eou  if)  napotxoDoa  2fi.6pvav  ist  adres- 
impetranda  a  deo  per  flllum  eins  lesum  Christum  sirt :  „rn  ^xxX7]aiqi  xou  ^eou  rg  f[apotxo69'Q  h 
dominum  nostrum,  qui  solus  noster  redemptor  <I>iXo|jl7)XT())  %al  irdaaic  Täte  xa^dt  Trdvxa  loirov 
et  salTator  est,  ad  eorum  orationes ,  opem  auxl-  t^;  «flac  xa&oXixik  ixxXT]a(ac  itapotxlat«".  Ygi. 
linmque  confugere,  illos  vero,quinegant,  sanctos  auch  Benedict.  XIV.  de  beatiflc.  I.  c  4. 
aeterna  felidtate  in  coelo  fruentes  invocandos  ^  So  namentlich  durch  die  Martyrologien ,  vgl. 
esse ,  aut  qui  asserunt ,  Tel  illos  pro  hominibus  (Rettberg)-Zöckleri.  Herzogs  Real-£n- 
non  orare  vel  eorum,  ut  pro  nobls  etiam  singulis  cyklopädie.  2.  Aufl.  1,  121  ft 
oient,  Invocationem  esse  idolatriam  vel  pugnare  ^  S.  Carth.  VI.  v.  401  c.  17  (o.  S.  240.  n.  2). 
eum  verbo  del  adversarlque  honori  unlus  me-  FürltaUenhabensichdiePäpste  seitdem  6.  Jahr- 
diatoris deiet  hominum  lesu  Christi,  vel  stultum  hundert  das  Recht  der  Zustimmung  zur  Konse- 
esse, in  coelo  regnantibus  voce  vel  mento  sup-  kration  von  Oratorien  vorbehalten,  um  die  I>e- 
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die  karolingische  Gesetzgebung  war  genöthigt,  derartige  Anordnungen  zn  wiederholen  ^. 
Zugleich  ergiebt  sich  hieraus ,  dass  die  Zuständigkeit  in  Betreff  des  HeiMgenkultuB 
und  damit  auch  die  Befugniss ,  die  Verehrung  von  Heiligen  nach  stattgehabter  Prü- 
fung zuzulassen,  den  Bischöfen  oder  den  partikulären  Synoden  zukam,  und  die 
gleichzeitigen  und  späteren  Nachrichten  bestätigen  es ,  dass  dieses  Recht  von  ihnen 
bis  in  das  12.  Jahrhundert  hinein  geübt  worden  ist^. 

Seit  dem  10.  Jahrhundert  wandten  sich  aber  schon  einzelne  Bischöfe,  um  fQr 
die  Verehrung  eines  Heiligen  eine  grössere  Autorität  zu  erlangen  und  dieselbe  Aber 
die  Qrenzen  ihres  Bisthums  hinaus  zu  verbreiten,  an  den  römischen  Stuhl.  Die  erste 
sichere  derartige  Heiligsprechung  ^  ist  die  des  h.  Ulrich  von  Augsburg  seitens  des  Papstes 
Johann  XV. v.J.  993 i  Diese  und  die  weiteren  aus  dem  1 1. Jahrhundert^  sind  unter 
Zuziehung  von  Synoden ,  namentlich  von  grösseren  (den  von  mir  als  päpstliche  be- 
zeichneten) vorgenommen  worden  ^.  Im  folgenden  Jahrhundert  hat  aber  der  päpstliche 
Stuhl,  wenngleich  er  freilich  bei  sich  darbietenden  Oelegenheiten  noch  mehrfach  all- 


dikatioa  deiselben  für  unbekannte  and  ungeeig- 
nete Personen  zn  hindern,  s.  darüber  onten  $.215. 

1  Die  admonitio  generalis  Karls  d.  Gr.  v.  789. 
c.  42,  Boret  ins  eapit.  1,  56  wiederholt  das 
eben  cit.  c.  17  im  Ansznge ;  TgL  ferner  Reichs- 
synode V.  Frankfurt  y.  794.  c.  42  a.  a.  0.  p.  77 : 
„Ut  nulll  novl  sancti  colantnr  aut  invooentnr,  nee 
memoria  eorum  per  vias  erigantur ;  sed  hii  soll 
in  ecolesia  venerandi  sint  qui  ex  auctoritate  pas- 
sionnm  aut  Titae  merito  electi  sint^;  Capit  mis- 
sor.  in  Theodon.  Tüla  II.  v.  805  c.  17,  a.  a.  0. 
p.  125 :  „X)e  ecclesiis  sen  sanctis  noviter  sine  auc- 
toritate inveutis ,  nlsi  episcopo  probante  minime 
venerentur:  salva  etiam  de  hoc  et  de  omnibns 
ecclesiis  canonica  auctoritate". 

3  Ueber  das  5.  Jahrhundert  s.  Ghregor.  Turon. 
X.  31,  SS.  rer.  MeroYiog.  1,  445,  wonach  der 
Bischof  Perpetuus  v.  Tours  (460 — 490)  die  Feier 
von  Natalia  mehrerer  Heiligen  angeordnet  hat. 
Vgl.  femer  Gesta  episcoporum  Camerac.  I.  35 
zum  J.  728,  SS.  7,  415 :  „Huius  (Hadulfl  epis- 
copi  Camerac  et  Atrebat.)  vero  sanctitas  proce- 
dente  tempore  multis  mirisque  portentis  ostensa 
est.  Quorum  precipuus  testis  edituus  monasteiii 
8.  Yedasti  Engrano  Cameracensi  episcopo  visiones, 
quas  plerumque  viderat,  propalaTit.  Qui  ergo 
testem  idoneum  animadvertens  sanctum  corpus 
levaTlt.  In  qua  elevatione  ad  dedaranda  saucti 
viri  merita,  mulier  quaedam  ab  immundo  spiritu 
mirülce  liberata  est,  unde  episcopus  laetuB  verbo 
facto  ad  populnm,  b.  Hadulfl  solemnia  in  numero 
sanctorom  notiflcavit,"  und  für  das  12.  Jahrh. 
Sigeberti  Gemblac  chron.  a.  1110,  SS.  6,  372: 
,;Wibertu8  fundator  Gemmelacensis  cenobU,  ubi 
et  sepultus  requiescit,  quem  deus  multis  et  mag- 
nis  miraculorum  signis  per  annos  XII  longo  late- 
que  clariflcaverat  auctoritate  Frederloi  Colouien- 
sium  archiepiscopi  et  assensu  generalis  synodi  a 
domno  Obberto  Legiensi  (Lüttich)  episcopo  ele- 
yatur.  Quae  elevatio  innumerabili  concursu  et 
gaudio  populorum  celebrata  est  IX.  Kai.  octo- 
bris".  Die  synodus  generalis  ist  hier,  da  der  Suif- 
ragau  Otbert  v.  Lüttich  die  Zulassung  der  Hei- 
ligenverehrung beantragt,  entschieden  als  Pro- 
vlnzialsynode  zu  denken,  s.  auch  Bd.  III.  S.  488. 
i:$elb8t  noch  im  J.  1153  hat  der  Erzbischof  Hugo 


Y.  Bouen  einen  Mönch  heilig  gesprochen,  Pagl 
brevlarium  pontiilcum  romanor.  3,  115. 

5  Darüber,  dass  Leo  III.  nicht  den  h.  Suidbert 
804  heilig  gesprochen  hat ,  ist  man  langst  einig. 
8.  Benedict.  XIV.  L  c  t.  7  n.  12.  13;  Fer- 
raris 1.  c.  n.  20. 

^  Mansi  19,  169:  „Oumque  perleota  esset 
Tita  praedicti  ss.  episcopi ,  ventum  est  ad  mira- 
cula  quae  sive  in  corpore  sive  extra  corpus  gesta 
sunt,  Tid.  coecos  iUumlnasse,  daemones  ab  ob- 
sessis  corporibus  effugasse. . . .  Quae  omnia  leplda 
satis  urbanitate  expolita  recepimus  et  commuui 
consilio  deerevimuB,  memotiam  illius,  1.  e.  s.  Udal- 
rid  episcopi,  affectu  piissimo,  devotione  flde- 
lissima  venerandam :  quoniam  sie  adoramus  (  !  s. 
0.  S.  240)  et  oolimus  reliquias  martyrum  et  con« 
fessorum,  ut  honor  redundet  in  dominum  .  .  .  ac 
perinde  nos  qui  flduciam  nostrae  iustitiae  non 
habemus,  Ulorum  predbus  et  meritis  apnd  cle- 
mentissimum  deum  iugiter  adiuTemur,  quia  di- 
vina  saluberrima  praecepta  et  ss.  canonum  ac 
Yenerabil.  patrom  instabant  efftcaciter  documenta 
omnium  ecclesiarum  dei ,  pro  confiderationis  in- 
tuitu ,  immo  apostolici  moderaminis  annisu,  uti- 
litatum  commoditatem  atque  flnnitatis  pezflcere 
integritatem ,  quatenus  memoria  Udalrici  .... 
divlno  cultui  dicata  existat  et  in  laudibus  dei  de- 
Yotissime  persolvendis  semper  valeat  profleere^'. 

^  Des  h.Simeon durch  Benedikt  IX.  1042, 
Beyer,  mittelrhein.  Urkdbch.  1,  370;  Gerhards 
y.  Toul  durch  Leo IX.  1050,  SS.  4,  506  und 
Mansi  19,  769;  des  Eremiten  Theobald  durch. 
Alexander  U.  zw.  1066  u.  1073,  Fontau. 
cod.  cit.  p.  23  (hier  mit  Unrecht,  s.  Jaf  f  ^  reg. 
ed.  II.  n.  4756,  Alexander  III.  zugewiesen);  des 
Nikolaus  Peregrinus  durch  U r ban  II.  1097,  Acta 
SS.  Jan.  1,  249;  Migne  patrol.  151 ,  488;  der 
Kaiserin  Adelheid  durch  denselben  zw.  1089— 
1099,  Loewenfeld,  epistolae  pontif.  Roman. 
Lipsiae  1885  p.  65;  des  Peter  y.  Anagni  durch 
PaschalisU.  1109,  Mansi  20,  1001. 

6  Die  Heiligsprechung  yon  993  ist,  wie  die 
Unterschriften  zeigen ,  auf  einer  Synode  der  zur 
römischen  Proyinz  gehörigen  Bischöfe  erfolgt. 
Darauf  deutet  wohl  auch  das :  „collecta  Romani 
cleri  splendida  frateniitote"  in  der  Bulle  Bene- 
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ganeine  oder  pipstliche  Synoden  zur  Mitwirkung  herangezogen  hat  ^,  die  Zustimmung 
solelier  nicht  mehr  ffir  rechtlich  nothwendig  erachtet  ^^  was  offenbar  mit  der  gerade 
in  dieser  Zeit  henrortretenden  Anschauung  zusammenhängt  y  dass  die  Beschlüsse  der 
Synoden  erst  duroli  den  römischen  Bischof  die  erforderliche  Autorität  erlangen  ^. 
Dass  trotzdem  wiederholt  in  derselben  Zeit  von  den  Päpsten  betont  worden  ist,  dass 
zach  der  bestehenden  Praxis  eine  Heiligsprechung  ftlr  die  Regel  allein  auf  einer 
grösseren  (päpstlichen)  oder  einer  allgemeinen  Synode  erfolgen  dürfe  *,  kann  nicht 
befremden.  Einmal  erhielt  dadurch  eine  Heiligsprechung  durch  den  Papst,  blos  unter 
Zuziehung  der  Kardinäle  und  der  eben  bei  ihm  anwesenden  Bischöfe,  den  Charakter 
einer  besonderen  Gunstbezeigung,  und  andererseits  wurde  durch  das  Betonen  der 
erwähnten  Uebnng  die  bisherige  Praxis,  nach  welcher  die  kirchlichen  Lokalgewalten 
das  Recht  zu  Heiligsprechungen  geübt  hatten,  zwar  nicht  ausdrücklich,  aber  wenig- 
stens indirekt  gemissbilligt  ^. 

Vorgekommene  Missbräuche  boten  Alexander  UI.  Anlass,  den  Lokalinstanzen 
ihr  bisher  geübtes  Recht  insoweit  ausdrücklich  abzusprechen,  als  die  Öffentliche  Ver- 
ehrnng  einer  Person  als  eines  Heiligen  stattfinden  sollte  ^,  und  die  Qestattung  einer 
solchen  ausschliesslich  der  Genehmigung  des  päpstlichen  Stuhles  vorzubehalten  7. 


dllctt  IX.  Um  Leo  IX.  war  eine  8.  g.  papst- 
lieha  Synode  veisammelt,  8.  Bd.  III.  S.  617.  n.  8. 
IMe  Bulle  Alexanden  II.  erwähnt  keiner  Synode, 
da  e«  aber  in  derselben  helsst:  ^^^Inm  eelebri 
memoria  dignnm  decreTit  Romana  ecolesia^  nnd 
dieser  Papst  wiederbolt  Synoden  gehalten  hat, 
Bd.  HL  S.  518.  n.  6 ,  so  hat  wahrBcheinlich  ein 
Konzil  mitgewirkt.  Die  Ton  Urban  II.  Tollzogenen 
Heil^spreohnngen  sind  nach  den  eit.  Briefen: 
4n  synodal!  condlio"  nnd  ^n  synodo  Romana" 
also  wobl  anf  pipstliehen  Synoden  ansgesproohen 
worden,  s.  Bd.  III.  S.  521.  a  4.  YgL  ferner  anch 
Urbans  II.  ep.  zw.  1088  nnd  1099,  betreffend  die 
Heiügsprechnng  des  Abtes  GKirloesius,  Analecta 
ior.  pontif.  1869  p.  614:  ;,non  enim  Banctoram 
qnisqne  debet  canoni  admisceri ,  nisi  et  testes 
adsint,  qui  eins  visa  miraonla  snis  ocnUs  attesten- 
tar  et  plenariae  synodi  flrmetur  assensn"  (d.  h. 
einer  allgemeinen  oder  pipstliohen  Synode). 

1  Znr  Heiligspreehnng  des  Bischofs  Konrad 
T.  Gonstanz  dnrch  Galixt  II.  die  Lateran-Synode 
T.  1123,  Mansi  21, 289;  des  Bischofs  Godehard 
T.  Hildesheim  dnrch  Innocenz  II.  die  päpstliche 
(synodos  plenaria)  zn  Bheims  von  1131,  1.  c. 
p.  463,  und  zn  der  des  Abtes  Sturm  Ton  Fnlda 
daroh  denselben  die  Lateranenslsche  Yon  1139, 
1.  e.  p.  638. 

<  Schon  der  Brief  Paschalis'  U.  (ß.  242.  n.  ö) 
erwihnt  der  Betheiligang  einer  Synode  nicht 
mehr.  Ebensowenig  ist  die  Heiligsprechung  des 
Bischofs  Hugo  y.  Orenoble  durch  Innocenz  II. 
zw.  1134  n.  1136,  Mansi  21 ,  417,  unter  Mit- 
wirkung einer  solchen  er/olgt.  Ja  Engen  III.  er- 
kUrt  bei  der  Heiligsprechung  des  Kaisers  Hein- 
rich II.(ygl.  Bernhard!,  Konrad  III.  2,  476 ff.) 
aasdrüeklich,  ep.  ad  Egilbert  episc.  Bamberg,  t. 
1146,  Mansi  21,  631 :  „devotionem  vestram  et 
ecelesiae  Bambergensis  . .  .  diligenter  conside- 
rantes ,  tametsi  huiusmodl  petitio  nisi  in  gene- 
lalibus  oondliis  admitti  non  soleat,   auctoritate 


tarnen  s.  Romanae  ecelesiae ,  quae  omnium  con- 
clliorum  iirmamentum  est,  petitionibus  vestris 
aequiescimus  atque  eiusdem  memorabilis  viri, 
cuius  exaltationem  requiritis ,  fratmm  nostiorum 
arohiepiscoporum  et  episcoporum,  qui  praesentes 
aderaiit ,  communicato  consilio ,  memoriam  inter 
sanetos  de  caetero  fleri  censemus  et  anniTorsarium 
ipsins  diem  celebrari  constitnimus^'. 

'  S.  die  ep.  cit.  Eugen.  III.  in  d.  vor.  Anm., 
sowie  Bd.  IH.  S.  352.  n.  2  und  S.  371.  Deshalb 
beruht  es  schweillch  auf  einer  unvollständigen 
Uebeilieferung,  wenn  bei  der  Heiligsprechug 
durch  Paachalis'  II. ,  s.  S.  242.  n.  5 ,  nichts  von 
der  Zuziehung  einer  Synode  berichtet  wird.  An- 
dererdeits  konnte  Eugen  III.  mit  R&cksicht  auf 
die  in  den  vor.  Anm.  zusammengestellten  Fälle 
sehr  wohl  die  vorher  mitgetheilte  Aeusserung 
machen. 

«  S.  0.  S.  242.  n.  6  und  die  Anm.  2.  Ja,  Alex- 
ander III.  hat  noch  1161  bei  der  Heiligsprechung 
König  Eduards,  des  Bekenners,  von  England, 
erklärt,  Mansi  21,  871.  1047:  „quamvis  nego- 
tium arduum  et  sublime  non  frequenter  soleat 
nisi  in  solemnibus  concilUs  de  more  concedi^. 

5  Wo  es  geschehen  konnte ,  Hess  der  römische 
Stuhl  wenigstens  seine  Legaten  mitwirken ,  so 
ist  dies  bei  der  Heiligsprechung  des  Bischofs 
Arnulf  V.  Soissons  auf  der  1120  für  mehrere  erz- 
blscböfliche  Provinzen  abgehaltenen  Synode  von 
Beauvais  geschehen,  s.  Bd.  lU.  S.  536. 

<^  c.  1  X.  de  reliquiis  IH.  45 :  „quod  quidam 
.  .  .  liominem  quemdam  in  potatione  et  ebrietate 
occisum  quasi  sanctum  more  infidelium  veneran- 
tui'*.  Diese  vielfach  willkürlich  bestimmte  De- 
kretale ist ,  was  Friedberg  in  seiner  Ausgabe 
und  ebenso  Jaf  f  tf  reg.  ed.  I.  n.  9260  entgangen 
ist,  an  König  Kanut  von  Schweden  zw.  1171 
und  1180  erlassen,  s.  Liljegren  dlpl.  Succ. 
1,61,  auchbei  J äff rfn.  8767. 

^  L.  c.  „Illnm  ergo  praefatum  non  praesumatis 
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Da  gerade  an  Alexander  UI.  eine  grössere  Anzahl  von  Oesnchen  am  Heilig- 
sprechungen als  an  seinen  Vorgänger  gerichtet  worden  sind^  so  hat  er  aasreichende 
Oelegenheit  gehabt ,  den  neuen  Grundsatz  in  die  kirchliche  Praxis  einzuftlhren,  und 
selbst  gegenttber  einer  sich  geltend  machenden  Opposition^  zur  Anerkennung  zu 
bringen. 

Auch  darin  bildet  die  Regierung  Alexanders  III.  den  Wendepunkt,  dass  er,  ob- 
schon  die  Mitwirkung  von  Synoden  durch  ihn  selbst  noch  als  herkömmlich  bezeichnet 
worden  ist  ^^  seinerseits  niemals  eine  solche  zu  den  von  ihm  vorgenommenen  Heilig- 
sprechungen zugezogen  hat^.  Aeusserlich  endlich  tritt  die  Umbildung  des  bis- 
herigen Rechtes  weiter  darin  hervor,  dass  seit  seiner  Zeit  das  früher  nicht  gebrauchte 
Wort:  canonizare^  und  namentlich  die  vorher  sehr  selten  vorkommende  Wendung  : 
adscribere,  annumerare  catalogo  sanctortmt^  üblich  wird. 

Die  Nachfolger  Alexanders  HI.  haben  das  neue  Reservatrecht  unbeanstandet  und 


de  cetero  colere,  qanm  etiamsi  per  eum  miracnU 
Tplurima  fleient,  nonliceretTobisipsumpro  sancto 
absqne  auctoritate  Romanae  ecclesiae  puhliet 
venerari'*.  (Die  cuisiv  gedruckten  Worte  sind 
partes  decisae.) 

1  Alexander  III.  hat  1161  Eduard  den  Beken- 
ner,  S.  243.  n.  4.  u.  Reuter,  Geschichte  Ale- 
xanders III.,  %  A«fl.2,  179;  1169  Herzog  Knud 
La  ward  t.  Schleswig  (ermordet  1131),  Thor- 
keli n ,  diplomat.  Ama-Magnaenum.  Hann.1786. 
1,  27,  Reuter  3,  773;  1173  Thomas  Becket  v. 
Ganterbury,  Gilberti  Foliot  eplst.  ed.  Giles. 
Oxon.  1845.2,  58,  Reuter  a.  a.  0.  3,  166; 
1174  Bernhard  v.  Glairvaux,  Jafftf  reg.  ed.  I. 
n.  8287-^290;  Man8i21,  1048;  Reuter  3, 
184,  heilig  gesprochen.  Ausserdem  sind  bei  ihm 
die  Heiligsprechungen  des  Erzbischofs  Anselm 
V.  Ganterbury  und  des  Peters  v.  Tarantaise  nach- 
gesucht worden,  Reuter  1,  289 u.  3,  523.  526. 

2  Diese  ging  sogar  von  seinen  eigenen  Partei- 
gängern aus,  blieb  aber  Tereinzelt.  Thomas  Becket 
war  schon  gleich  nach  seiner  Ermordung  (Ende 
1170)  zum  Gegenstände  der  Verehrung  gemacht 
word  en,Reuter3,lllff.  523,  Ja  einzelne  eifrige 
Thomisten  hatten  sich  dahin  ausgesprochen,  dass, 
da  Gott  ihn  selbst  durch  Wunder  als  Heiligen 
bewährt  habe,  es  der  Aussetzung  der  Verehrung 
und  des  Gottesdienstes  bis  zu  einer  päpstlichen 
Heiligsprechung  nicht  bedürfe,  Reuter  S.  523. 
Durch  die  Vornahme  der  letzteren  seitens  des 
Papstes  (s.  vor.  Anm.)  ist  aber  der  Streit  zu  Gun- 
sten der  päpstlichen  Ansprüche  erledigt  worden. 

Wenn  dagegen  1 168  der  Erzbischof  Rainald  Das- 
sel T.  Köln  die  Heiligsprechung  Karls  d.  Gr.  unter 
der  Autorität  des  Gegenpapstes  Paschalis  IH., 
Reuter  2,  213.  586,  vollzogen  hat,  so  beweist 
dies  nur  dafür,  dass  die  Nothwendigkeit,  sich  der 
Zustimmung  des  päpstlichen  Stuhles  zu  yerge- 
wissem,  in  weiten  Kreisen  anerkannt  war. 

3  S.  S.  243.  n.  4. 

^  In  Betreff  der  Heiligsprechung  Anselms  v.Gan- 
terbury  hat  er  dem  Thomas  Becket  folgende  Er- 
mächtigung ertheilt;  Gilberti  Foliot  epist  2,  61 : 
„quatenusepiscopos. .  .suffraganeos  tuos  etabbates 
atque  alias  religiosas  personasin  tnaproTinciacon- 


stitutas . . .  eonvoces  et . . .  (Anselmi)  vita  perlecta 
et  miraculorum  serie  publice  declarata  cum  con- 
silio  et  assensu  convenientium  f ratrum  super  illo 
canonizando ,  secnndum  quod  in  consilio  eomm 
inveneris,  nostra  fultus  auctoritate  proeedas'S  d. 
h.  also  aus  eigener  alleiniger  Machtrollkommen- 
heit  die  Befugniss  zur  Heiligsprechung  delegirt. 
Bei  der  Heiligsprechung  Bernhards  v.  Glairvaux 
wird  nur  des  Beiraths  der  anwesenden  Bischöfe 
gedacht,  M  a  n  s  i  21. 1048 :  „omnibus  peusatis  . . 
in  concilio  fratrum  nostrorum  expositis^'.  S.  fer- 
ner Bosonis  Tita  Alex.III  a.  1173,  Watterich, 
pontif.  roman.  vitae  2 ,  420 :  ^Romanus  pontifex 
eundem  martyrem  (Thomam)  canonizavit  auctori- 
tate apostolica  et  inter  caeteros  sanctos  conscribi 
praecepit.  In  die  namque  puriflcationis  b.  Afariae , 
convoeatis  episcopisabbatlbusque  Gampaniae  apud 
Signiam  in  honore  ipsius  specialiter  missarum 
solemnia  celebravit  et  passionis  eins  diem  IV. 
Kai.  Januarü  perpetuo  agi  constituit."  Die  Hei- 
ligsprechung hat  also  der  Papst  allein  verfügt,  und 
die  Bischöfe  und  Aebte  sind  von  ihm  nur  zu  der 
veranstalteten  Feier  zugezogen  worden ,  s.  auch 
S.  243.  n.  4. 

5  ep.  admonach.  Garthaus.  1473,  Jaf  f  <(  ad.  I.  n. 
8201,  Mansi21,  905:  „praefatum  archiepisco- 
pum  (Thomam) . . .  deliberato  cum  fratribus  nostris 
consilio  solemnitercanonizavimns  eumquedecre- 
vimus  sanctorum  coUegio  annumerandum^,  eben- 
so ibid.  p.  906,  Jafftf  n.  8202,  nur  „sanctorum 
catalogo  adscrlbendum^  —  Jafftf  n.  8212, 
Fontanin.  cod«cit.  p.  18 :  „canonizavimus  cata- 
logo sanctorum  numerantes" ,  s.  ferner  ep.  1174 
ad  reg.  Francor. ,  J.  n.  8290 ;  F.  l.  c.  p.  20 : 
„canonizandum  decrevimus",  ep.  ad  Glarevall., 
J.  n.  8281 ;  F.  1.  c  p.  22 :  „canonizationem  ipsius 
postulastis''.  Vgl.  auch  Anm.  4. 

6  Dieser  Ausdruck  findet  sich  allerdings  schon 
in  dem  in  ep.  Urban  II .  mitgetheilten  Antrage, 
s.  S.  242.  n.  5 :  „eundem  .  .  .  auctoritate  nostra 
in  sanctorum  catalogo  adnumerari  instantissime 
postulavit^',  nicht  aber  in  derDecisive.  Im  übri- 
gen vgl.  die  vor.  Anm.  Allein  ohne  canonizare 
steht  die  Wendung  in  ep.  v.  1174,  J.  n.  8289; 
Mansi21,  1048. 
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zwar  gleichfallfl  ohne  jede  Mitwirkung  von  Synoden ^  »OBgettht^,  und  Oregor  IX. 
konnte  nicht  nur  die  dasselbe  prinzipiell  znm  ersten  Male  beanspruchende  Dekretale 
Aieximders  III.  in  seine  als  Gesetzbuch  publicirte  Dekretalensammlung  aufnehmen, 
sondern  auch  dabei  die  von  Alexander  III.  in  Betreff  der  Gestattung  der  öffentlichen 
Yerehmng  gemachte  Beschränkung  ^  fallen  lassen  4. 

Ohne  Zweifel  hatte  durch  diese  gesetzliche  Vorschrift  auch  die  Gestattung  jeder 
beschränkten  Verehrung,  sowohl  blos  innerhalb  eines  Ortes  oder  innerhalb  einer  Ge- 
meinschaft (z.  B.  innerhalb  eines  Ordens),  wie  auch  in  Betreff  des  Gottesdienstes  von 
der  Genehmigung  des  apostolischen  Stuhles  abhängig  gemacht  werden  sollen,  und  seit 
Alexander  III.  sind  auch  nachweisbar  derartige,  auf  eine  blos  beschränkte  Verehrung 
gehende  Bewilligungen  von  dem  päpstlichen  Stuhle  ertheilt  ^  (d.  h.  nochmals  s.  g*  Beati- 


1  vielmehr  nur  der  Kardinäle.  Auch  Ut  es 
üblich  gewesen ,  andere  in  Born  anwesende  Prä- 
laten, namentlich  diejenigen,  welche  zur  Be- 
treibung der  Heiligsprechung  dorthin  gekommen 
waren,  dabei  znznziehen,  vgl.  die  folgende  Anm. 

2  Clemens  m.  t.  1189,  Mansi  22,  549,  An- 
weisung an  mehrere  Bischöfe  nnd  Aebte :  ,,qaa- 
tenns  de  ^ta  ipsius  —  des  Bischofs  Otto  y.  Bam- 
berg —  et  miraculls  diligenter  inqniratis  ...  et 
li  non  inYeneriÜs  aliqnld  qnod  obstat,  ipsnm  ca- 
nonizatnm,  anctoritate  fretiapostolicasolemniter 
etpablice  annundetis'' ;  1189,  Jaff^  n.  10141, 
F on t an.  cod.  cit  p.  27 :  „ntjipsnm  —  Stephannm 
ordinis  Grandimontensls  institntorem  —  inter 
sanctos  anctoritate  qna  fungimnr ,  nos  dennndet 
adscripsisse,  deinceps  in  sanctornm  catalogo  nn- 
meraudom,'*  1190  (betr.  den  Bischof  Malachias 
▼.Irland),  J.  n.  10183,  F.  1.  c.  p.  642 :  ^n  sancto- 
rnm catalogo  et  commnnl  fratmm  nostrorum  con- 
silio  dnxlmns  adscrlbendu m^;  Coelestinlll. 
1192,  Mansi  22,  596:  „de  communi  fratrum 
conslUo .  .  ,  canonizantes  praedictnm  sanctum 
anctoritate  bb.  apostolonim  Petr.  et  Pauli  (betr. 
den  Bischof  UbaldT.Gnbbio);  1193,  J.n.  10404; 
F.  p.  29 :  „fratmm  nostrorum  deliberatione  ha- 
bita  praedictnm  reverend.  Yiium  —  Bischof  Bern- 
ward V.  Hildesheim  —  in  sanctorum  catalogum 
dnximns  nnmerandnm^;  1193,  J.  n.  10438, 
F.  p.  31 :  „canonizavimns  et  nnmero  confessomm 
Christi  decrevimus  adinngendam"(scil.  Johannem 
Galbertnm  institutorem  congregat  Yallis  Umbro- 
sanae);  v.  1195  (betr.  den  Bischof  Peter  v.  Ta- 
rantaise) :  „de  fratrum  nostrorum  consllio  sanc- 
tornm catbalogo  censuimus  adscribendum^  (Loe- 
wenfeld'  epist.  clt.  p.  267);  ▼.  1197,  J. 
u.  10645,  F.  p.  33 :  (seil.  Geraldnm  fandatorem 
monast.  Silvaemaloris)  /;de  fratmm  nostroram 
consllio  canonizavlmus  et  decrevimus  in  sancto- 
rnm catalogo  numerandum'^ ;  Innocenz  III., 
dessen  Bullen  sich  durch  ausführlichere  Mitthei- 
lungen über  die  Yerdieuste  und  die  Wunder  der 
HeUiggesprochenen  von  den  früheren  unterschei- 
den, 1199  (betr.  Uomobonus  v.  Cremona),  opp. 
ed.  Migne  1,  483;  F.  p.  36:  „ipsnm  catalogo 
sanctornm  duxlmus  adscribendum^ ;  1200  (Kai- 
serin Kunignnde),  Migne  4,  69;  F.  p.  39 :  „de 
fratmm  nostrorum  consilio  et  pontiflcum  multo- 
nun  apud  sedem  apostolicam  exlstentlum  ipsum'^ 
etc.  (wie  vorher) ;  1203  (Bischof  Wulstan  v.  Wor- 
chester)  Migne  2,  59;  F.  p.  40  (mit  derselben 


Formel);  —  Honoriusni.  1218  (Erzbischof 
Wilhelm  v.  Bourges)  P o  t th  a s  t  reg.  n.  5803 ;  F. 
p.  50 ;  1220  (Bischof  Hugo  v.  Lincoln)  P.  n.  6195 ; 
F.  p.  52  (beide  mit  der  angegebenen  Formel) ; 
1224  (Abt  Wilhelm  v.  Rosküde)  P.  n.  7146;  F. 
p.  54 :  „de  fratrum  nostromm  et  mnltomm  prae- 
latoram  apud  sedem  apostolicam  consistentium 
oanonizavimus  consilio  et  sanctorum  statuimus 
catalogo  adscribendum^' ;  1225  (Erzbischof  Lau- 
rentius  v.  Dublin)  P.  n.  7505 ;  F.  p.  54:  „cata- 
logo sanctornm  adscripsimus  et  annumerandum 
decrevimus  coUegio  confessomm";  1226  (Erz- 
biscbof  WUhelm  v.  York)  P.  n.  7551 ;  F.  p.  59 : 
„ipsum  de  communi  fratrum  nostrorum  et  aliomm 
praelatomm  qui  praesentes  erant,  consilio  ad- 
scripsimus vel  potius  adscriptum  dennnciavlmus 
sanctomm  confessomm  catalogo^;  Gregor  IX., 
unter  welchem  die  Formel :  „catalogo  sanctorum 
duximus  adscrlbendnm'^  am  häufigsten  ist,  1228 
(Franz  v.  Assisi)  P.  n.  8236  u.  8242;  F.  p.  63. 
60 ;  1232  (Minorit  Antonius)  P.  n.  8937.  8938. 
8941 ;  F.  p.  66.  64;  1233  (Erzbischof  Yirgilius 
V.  Salzburg)  P.  n.  9238;  F.  p.  68;  1234  (h.  Do- 
minikus)  P.  n.  9489 ;  F.  p.  70 ;  1235  (Landgräfln 
Elisabeth  v.  Thüringen)  P.  n.  9929;  F.  p.  73. 

3  S.  0.  8.  243.  Praktisch  hatte  dieselbe  aller- 
dings keine  Bedeutung  gehabt,  da  mit  dem  Yer- 
bot  der  öfTentlichen  Yerehmng  auch  die  Abhal- 
tung des  Gottesdienstes  durch  den  Klerus  aus- 
geschlossen war. 

4  Dadurch,  dass  in  c.  1  X.  cit.  lU.  45  (s. 
8.  243.  n.  7)  das  publice  gestrichen  wurde. 

^  Ep.  Inuocent  III.  ad  episcop.  Grosselanf  v. 
1202,  Fontan.  cod.  cit.  p.  644:  „cum  b.  m. 
Martinns  praedecessor  laus  olim  ad  feL  record. 
Alexandrl  (III.)  praedecessoris  nostrl  praesentiam 
accessisset,  supplicavlt  eidem,  ut  b.  Gnillelmum 
sanctornm  adscriberet  catalogo  venerandum.  Idem 
.  .  .  exauditumm  se  preces  ipsius  promlsit  tem- 
pore opportune ,  et  Interim  mandavit  eidem ,  ut 
in  anniversario  pro  divlni  nominis  gloria  et  eius- 
dem  sancti  memoria  officium  confessorls  solem- 
niter  celebraret  et  in  sua  dloecesi  faceret  solem- 
niter  celebrari.  Ideoque  .  .  mandamus,  quatenus 
et  tu  praedecessoris  nostri  mandatum  in  maiori 
ecclesla  exequaris  et  dioecesanis  tuis  nuncies  exe- 
quendum''.  Honorius  III. ,  ep.  ad  abbat  Molis- 
mensem Y.  1222,  Potthast  reg.  n.  6758,  bull. 
Taurin.  3,  383,  erklärt  auf  die  Nachsuchung  der 
Kanonisation  des  früheren  Abtes  Robert ,  dass  er 
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fikationen  vorgenommen)  worden.  Bei  solohen  war  aber  die  Eänreihnng  der  betreffen- 
den Person  in  die  Zahl  (den  8.  g.  Katalog  oder  Kanon  der  Heiligen)  y  wie  bei  den 
bisher  besprochenen  Kanonisationen  nicht  möglich,  da  es  sich  bei  den  letzteren  nm  die 
Anerkennung  nnd  Verehmng  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  handelte  ^  Es  ent- 
wickelte sich  daher  seit  jener  Zeit  der  Unterschied  zwischen  der  von  dem  Papst  ver- 
fagten  Heiügspreohnng  nnd  der  blos  gestatteten  lokalen  Yerehrong.  Der  Kanonisirte 
heisst  nunmehr  ausschliesslich  sancfus^y  während  dagegen  Ar  denjenigen,  dessen 
Verehrung  pftpstlicherseits  blos  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange  gestattet 
wurde ,  die  froher  vielfach  mit  sanctus  als  gleichbedeutend  gebrauchte  Bezeichnung : 
beatus  ^  sich  im  kurialen  Sprachgebrauch  als  offiziell  erst  viel  später,  nämlich  erst  mit 
dem  17.  Jahrhundert,  festgestellt  hat^. 


ssirel  BlBchofe  mit  der  Untersnohung  des  Lebens 
und  der  Wunder  des  letzteren  betrant  habe ,  zu- 
gleich aber :  „concedlmus  vobis,  ut  eum  tanquam 
sanctum  in  vestra  ecclesia  veoerantes ,  eins  apud 
deum  suffragia  flduoiallter  imploretis^  Nach  Acta 
SS.  2a  April  3,  601  soU  femer  Gregor  X.  den 
Kultus  des  Luchesius  gesUttet  haben. 

Benedikt  XIY.  erklärt  I.  44.  n.  13  (im 
Widerspruch  mit  seiner  mit  der  Ansicht  des 
Textes  übereinstimmenden  Annahme  in  I.  37. 
n.  9)  das  oben  erwähnte  Schreiben  Urbans  II.  in 
Betreff  des  Nikolaus  Peregrinus  (s.  S.  242.  n.  6) 
für  die  erste  s.  g.  Beatiflkation ,  indem  er  be- 
hauptet, I.  44  n.  9,  dass  die  Päpste  niemals  die 
Vornahme  Ton  Heiligsprechungen  anderen  kirch- 
lichen Würdenträgern  überlassen  hätten.  Das 
letztere  ist  entschieden  unrichtig,  wie  dies  die 
▼on  Benedikt  XIV.  übersehene  Delegation  der 
Heiligsprechung  Anselms  von  Canterbury  an 
Thomas  Becket  (s.  o.  S.  244.  n.  4)  beweist  (selbst 
wenn  man  die  Ermächtigung  Clemens*  III.  in 
Betreff  des  Bischofs  von  Bamberg ,  S.  245  n.  2. 
so  Benedikt  XIV.,  welcher  sich  darauf  steift,  dass 
es  in  dem  Schreiben  nicht  „canonizetis'',  sondern 
„oanonizatum  annuncietis''  heisst ,  nicht  hierher 
rechnen  will).  Abgesehen  davon ,  gestottet  aber 
der  Brief  Urbans  II.  auch  die  ihm  von  Bene- 
dikt XIV.  gegebene  Auslegung  nicht.  Wenn 
Urban  II.  auf  den  Antrag  des  Erzbischofs  von 
Trani,  den  Nikolaus  ^n  sanctorum  catalogo  adnu- 
merari",  erklärt :  ;,noB  causam  ipsam  eidem  fratri 
nostro  commisimns ,  de  eins  nimirum  piobitate 
ac*6cientia  nihil  haesitantes,  ut  quod  ei,  revelante 
domino,  visum  fuerit,  maturiori  deliberatione 
constituat  ad  laudem  et  gloriam  lllius ,  qui  gra- 
tulta  mlsericordiafamulos  suos  miriflce  gratiflcare 
consuevit",  so  ist  die  delegirte  causa  die  Hellig- 
sprechung  im  eigentlichen  Sinne ,  und  von  der 
Beschränkung  der  Delegation  auf  die  später  s.  g. 
Beatiflkation  ist  nicht  die  Rede,  da  der  Papst 
seinem  Delegaten,  wie  die  weitere  Anweisung 
zeigt,  ausdrücklich  volle  Freiheit  nach  eigenem 
Ermessen  zu  handeln,  einräumt. 

1  Einzelne  der  vorher  (S.  244  ff.)  citirten 
päpstlichen  Briefe  über  Heiligsprechungen 
haben  nicht  allgemeine  Adressen,  wie  an  alle 
Prälaten  der  Kirche  oder  an  alle  Christen, 
sondern  richten  sich  an  die  Bischöfe  bestimmter 
Provinzen,  die  Aebte  einzelner  Orden  u.  s.  w., 
aber  wegen  der  in  ihnen  gebrauchten  Ausdrücke 


unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dsss  es  sich  dabei 
um  die  Verehmng  in  der  ganzen  Kirche  handelt, 
so  auch  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  39.  n.  11.  12. 
3  Diese  Bezeichnung  kommt  schon  in  den  älte- 
ren Bullen  vor. 

3  Diesen  Sprachgebrauch  ergiebt  namentlich 
das  vielfach  übliche  Prädikat  btata  virgo  für  die 
Jungfrau  Maria.  Weitere  Naehweisungen  bei 
Benedict  XIV.  1.  c.  I.  37.  n.  7. 

4  In  dem  S.  246.  n.  5  citirten  Schreiben  Inno- 
cenz*  III.  wird  der  nach  späterem  Sprachgebrauch 
Beatiflcirte  noch  sanctus  genannt,  und  in  dem 
Schreiben  Honorins  HI.  (s.  a.  a.  0.)  angeordnet, 
ihn  „tamquam  sanctum^  zu  verehren.  Auch  fin- 
det sich  keine  der  Kanonisatlonsformel  ent- 
sprechende feste  Beatiflkationsformel.  Dasselbe 
gilt  auch  noch  für  das  16.  und  16.  Jahrhundert, 
vgl.  das  Breve  Sixtus  IV.  v.  1481 ,  F  o  n  t  a  n.  1.  c.  p. 
189:  ;,Cum  alias  anlmo  revolveremus  merfta  bea- 
tommMartyrumBerardi,  Petri,  Othonls,  Accursil 
et  Adjuti,  qul  ordine  ff.  minorum  .  .  .  fuerunt, 
qui  post  multa  tormenta  sub  rege  Maroohiorum 
pro  Christo  mortem  subierunt  (1220)  et  martyrii 
palmam  gloriose  promerentes,  plurimis  miraculis 
ipsa  morte  et  post  daruerunt .  .  .  conoessimus 
exauotorltate  apostolicaet  benignitate  vivae  rocis 
oraculo,  ut  fratres  praedicti  ordinis  minoram  pos- 
sint  publice  et  solemniter  celebrare  in  suis  ecdesüs 
mlssas  et  horarum  officium  de  supra  memoratfs 
sanctis  martyribus  .  .  .  ne  tam  divinum  et  plum 
opus  possit  aliquis  in  posterum  Impedire,  tenore 
praesentittm  ex  certa  scientia,  auctoritate  aposto- 
lica  ooncedlmus ,  quod  praedicti  fratres  minores 
ubique  solemniter  et  publice  officium  plurimorum 
martyrum  pro  ipsis  Berardo,  Petro,  Accursio, 
Adiuto  et  Othone  sub  officio  duplici  maiore  ao  de- 
mom  etiam  die  XV.  Januarii,  qua  die  ab  hoc  sae- 
sulo  per  martyrium  decesserunt ,  llbere  ac  cum 
Sana  et  serena  conscientia  dicere  ac  celebrare  pos- 
sint ,  inhibentes  praefata  apostolica  auctoritate, 
ne  quis  huic  nostrae  concessioni  audeat  se  op- 
ponere,  nonobstantibusincontrarium  facientibus 
quibuscumque'' ;  Leon  X.  v.  1613  (betr.  Francis- 
cus  V.Paula,  Acta  SS. April  1, 165) :  „Nos igitur, 
qul  fldeles  quoslibet  ad  sanctorum  dei  venera- 
tlonem  et  iugem  erga  eos  devotionem  incitamus 
. . .  libenter ,  huiusmodi  supplicationlbuB  incli- 
nati  eisdem  fratribus ,  ut  .  .  .  in  eorum  domi- 
bus  officium  in  memoriam  eiusdem  Frandsci  de 
uno  oonfessore  sub  nomine  beatiFrancisd  huius- 
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Es  hSngt  dies  offenbar  damit  znsammeii ,  dass  das  Verfahren  fUr  die  Heilig- 
^reehnngen  oder  Kanonisationen ,  theils  wegen  der  hervorragenden  Bedeutung  der 
fragliehen  Angelegenheiten ,  theils  aaeh  wegen  des  viel  früheren  Eingreifens  des 
pftpstiielien  Stuhles  zuerst  seine  genauere  Ausbildung  gefunden  hat  ^,  während  die 
sog.  Beatifikationen  naturgemäss  eine  mehr  untergeordnetere  Bedeutung  hatten  2. 

Gerade  deswegen  war  auch  die  an  sich  richtige  Auffassung  der  Dekretale 
Alexanders  III.,  dass  dadurch  zugleich  die  blosse  Beatifikation  dem  päpstlichen  Stuhle 
vorbehalten  worden  sei  (s.  S.  243),  nicht  zu  durchaus  unbestrittener  Anerkennung  in 
der  Kirche  gelangt,  vielmehr  haben  sogar  noch  bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein 
einsefaie  Bischöfe  die  öffentliche  Verehrung  von  frommen  M&nnem,  welche  sich  nach 
ihrem  Tode  durch  Wunder  bewährt  hatten ,  angeordnet  K    Dazu  kam  weiter ,  dass 


modi  «nnls  sinfullf  ut  rapr»  (rorlier  sind  die  Tage 
nibeT  angegeben)  celebraie  et  in  eoram  missia 
et  matutinls  et  yespeiis  elusdem  Francisci  com- 
memovationem  sab  nomine  beaü  Francisci  de 
Paula  huinsmodl  recitare  elusque  imaginem 
deplngi  facere  et  In  ecclesiis  domoram  suarum . . . 
teuere  libere  et  Udte  valeant,  ordinarioiam  loco- 
nimetciiln8Yl8alteTlii8licentia  super  hoc  minlme 
leqnlsita,  auctoiitate  apostolica  tenoie  prae- 
aentiam  Uoentiam  et  facultatem  concedlmns^  In 
l>eiden  Schieiben  kommt  zwai  die  Bezeichnung 
beatus  Tor ,  aber  nicht  In  der  Welse ,  dass  die 
Beatiüciiten  fQr  beati  erklirt  irerden ,  sondern 
unr  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  von :  fromm, 
selig ,  und  heilig ,  wie  denn  auch  nicht  nur  In 
ftäherer ,  sondern  auch  in  derselben  Zeit  dieses 
Prädikat  denjenigen  ,  welche  kanonisirt  werden. 
In  den  l>etreffenden  Bullen  beigelegt  wird ,  s.  z. 
B.  Font  an.  p.  12.  24.  61.  161.  192.  Wenn  es 
in  dem  Breve  Sixtus'  IV.  bei  Raynald  ad  a. 
1200  n.  Öl  heisst :  ^concedimus,  quod  ipse  beatus 
Joannes  Bonus ,  ut  pie  inter  sanctos  in  supema 
patria  eollocatus  . .  .  possit  pro  beato  in  Om- 
nibus et  singulis  civitatibus,  terxls  et  locis  ac 
monaaterlis  et  ecclesiis  generali  et  ad  eum ,  ut 
beatum  preoea  porrigi  et  suffragia  eius  implorari, 
donee  aliud  per  nos  vel  sedem  praedictam  faerit 
solemniter  ordinatum''  (ähnlich  auch  in  dem  Cle- 
mens' YIL  V.  1527,  Acta  SS.  JuU  1 ,  492),  so  zeigt 
sich  hier  sehen  der  Ansatz  zu  einem  festen 
Sprachgebrauch,  aber  auch  nicht  mehr,  da  das 
Torher  citlrte  Schreiben  desselben  Papstes  andere 
Wendungen  aufweist. 

1  So  vniiden  zur  Feststellung  der  Wunder  und 
zur  Heiligsprechung,  sowie  zur  Berathung  über 
dieselben  zunächst  die  Synoden  zugezogen ,  s.  S. 
242,  dann  seit  Alexander  III.  die  Kardinäle  und 
die  in  Rom  anwesenden  Prälaten,  s.  0.  S.  244.  n. 
4.  ö  und  8.  24Ö.  n.  1.  Seit  Innocenz  III.  hat  man 
auch  Zeugen  bei  der  Kurie  rerhört  und  vereidigt, 
s.  die  Gitate  a.  a.  0.  n.  2.  und  Delegaten  er- 
nannt, um  an  Ort  und  Stelle  Erhebungen  zu  ver- 
anlassen, ep.  Honoiü  lU.  cit.  v.  1218  u.  1224 
1226  (a.  a.  O.),  vgl.  auch  Benedict.  XIV.  1.  c. 
1. 1. 14.  Auch  wurden,  nach  der  Ausbildung  der 
päpstlichen  Konsistorien  (s.  Bd.  I.  S.  364),  ehe 
die  Sache  an  die  Kardinäle  und  die  Prälaten  ge- 
bracht wnrde ,  zunächst  Yorberathungen  in  den 
geheimen  Konsistorien  mit  den  Kardinälen  ge- 


halten, Bulle  Nlkolans'y.  betr.  den  Minorlten 
Bernhard  v.  Siena  v.  1460,  Fontan.  p.  167,  s. 
auch  ibid.  p.  173,  denen  mitunter  noch  ein  öffent- 
liches Konsistorium  und  die  Anordnung  von  Ge- 
beten um  Erleuchtung  in  der  grosseren  Versamm- 
lung gefolgt  ist  (so  unter  Sixtus  IV.  1482,  1.  c. 
p.  192.  209).  Zuletzt  fand  dann  in  der  eben  ge- 
dachten Zeit  die  feierliche  Vollziehung  der  Ka- 
nonisation  in  der  Kirche  (S.  Peter)  statt,  1.  c.  p. 
17a  179.  186.  192.  199.  209;  vgl.  auch  Bene- 
dict. XIV.  I.e.  1.21. 

3  Die  im  Vergleich  zu  den  Kanonisationsbullen 
in  viel  geringerer  Zahl  überlieferten  Beatifl- 
kationsbuUen  oder  Breven  lassen  keine  ge- 
naue Ausbildung  des  Beatiflkationsverfahrens 
erkennen ,  wennschon  man  allerdings  auch  hier 
vorher  Untersuchungen  angestellt  hat,  s.  die  S.246. 
n.  4  citlrte  Bulle  Leos  X.  Damit  stimmt  es  auch 
Überein,  dass  die  Glossatoren  und  Kommentatoren 
des  13.  Jahrhunderts  in  ihren  Erörterungen  zu 
cl.X.  111.46,  s.z.B.  Innocenz IV.  apparat.  ad  c. 
1. 1.  c ;  Hostiensis  summa  aurea  1.  c.  n.  34;  glossa 
zu  c.  1.  cit.  s.  V.  mlracula  und  zu  c.  un.  in  VI. 
h.  t.  IIL  22.  s.  V.  apostolicae ,  und  auch  Thomas 
von  Aqnlno,  vgl.  quaest.  quodlib.  IX.  qu.  7.  art. 
16  der  Beatiflkatlon  im  Gegensatz  zur  Kanoni- 
sation  niemals  besonders  erwähnen.  Ja,  selbst  die 
const  Sixtus' V.  Immensa  v.  1687  (Bd.  I.  S.  471) 
gedenkt  bei  der  Bestimmung  über  das  Ressort  der 
Congr.  rituum  nur  der  Kanonisationen,  nicht 
aber  besonders  der  Beatiflkationen.  Ebensospricht 
der  Umstand,  dass  noch  im  16.  Jahrhundert  in  den 
Beatiflkationsschreiben,  s.  z.  B.  das  Julius'  II.  v. 
1612,  Acta  SS.  April  1, 696  und  das  Clemens'  VII. 
V.  1627,  ibid.  Jul.  1,  492  und  bei  Raynald  a. 
1627.  n.  105,  Glauseln,  wie :  proptereacanonisatua 
aut  ali€u  appfobatu8  uon  censeatur  oder  ähnliche 
beigefügt  worden  sind,  dafür,  dass  für  die  sog.  Bea- 
tiflkatlonen  noch  keine  so  feststehenden  Formen 
und  Formeln,  wie  für  die  Kanonisation ,  ent- 
wiekelt  waren. 

3  Chronic,  episc.  Mindensium  a.  1373,  Pisto- 
rius  rer.  germ.  Script.  Ratisbon.,  1731.  3,  816: 
„Eodem  anno  s.  Fellcianus  miraculis  coruscare 
coepit  et  ideo  praedictus  episoopus  Wedekindus 
(II.  1369 — 1383)  festum  eius  per  totam  dioecesim 
Mindensem  celebrari  instituit^.  Femer  hat  Franz 
Plccolomlni,  Bischof  v.  Siena  (nachmals  Plus  lU.) 
1489  die  Verehrung  der  Wittwe  Aldobrandesoa  an- 
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der  fromme  Eifer  der  Glänbigen ,  sowie  der  Mitglieder  einzelner  Orden  und  Kongrega- 
tionen  vielfach  geneigt  war,  hervorragenden  Personen,  welche  nach  allgemeiner  An- 
nähme  als  Heilige  gestorben  waren,  diesen  unbekümmert  dämm,  ob  ihnen  die  offizielle 
Beatifikation  oder  Eanonisation  zn  Theil  geworden  war ,  dieselben  Ehren ,  wie  den 
kirchlich  anerkannten  Heiligen  zn  erweisen  ^  und  dass,  wenn  anch  eine  private  Yer- 
ehrang  solcher  Personen  nicht  verboten  war,  ed  doch  bei  manchen  derartigen  Hand- 
lungen ^  in  Zweifel  gezogen  werden  konnte,  ob  sie  sich  innerhalb  dieser  Orenze  hiel- 
ten oder  darüber  hinausgingen.  Qegen  die  zuerst  gedachten  Missbrftuche  war  der 
päpstliche  Stuhl  schon  seit  Jahrhunderten  mit  Einzelverboten  wiederholt  einge- 
schritten 3.  In  letzterer  Hinsicht  sah  sich  Clemens  YIU.  (1592 — 1605}  veranlasst^, 
eine  allgemeine  Regelung  der  Angelegenheit  in  Angriff  zu  nehmen ,  jedoch  führten 
die  betreffenden  Schritte  nicht  zu  einem  Ergebniss. 

Nachdem  dann  im  16.  Jahrhundert  kurz  vorher  durch  die  Reorganisation  der 
Eurial-Behörden  unter  Sixtus  V.  in  der  Oongregatio  ritunm  ein  besonderes  Organ  für 
die  Bearbeitung  der  hier  fraglichen  Angelegenheiten  geschaffen  worden  war^,  fand 
sich  schliesslich  Urban  VIII.  durch  die  erwähnten  Uebelstftnde  bewogen,  mit  gesetz- 
geberischen Massnahmen  einzuschreiten,  welche  noch  jetzt  die  Grundlage  ftlr  das 
geltende  Recht  bilden  ^.  Die  betreffenden  Bestimmungen  behalten  vor  Allem  das 
Recht,  die  öffentliche  Verehrung  von  Abgeschiedenen  zu  gestatten,  dem  päpstüchen 
Stuhle  vor,  verbieten  bestimmte  Arten  der  Verehrung  der  noch  nicht  vom  päpstlichen 
Stuhle  beatificirten  oder  kanonisirten  Personen ,  regeln  die  zulässige  vorläufige  Er- 
hebung des  Thatbestandes  durch  die  Ordinarien  behufs  späterer  Beatifikationen  und 
Eanonisationen,  und  ordnen  endlich  das  Verfahren  in  diesen  Angelegenheiten^.  In 
Folge  dessen  fand  nunmehr  auch  das  Beatifikationsverfahren  seine  feste  Gestaltung, 
und  die  Beatifikation  wurde  in  einen  näheren  Zusammenhang  mit  der  Kanonisation 
gestellt,  insofern  als  sie  jetzt  als  Vorstufe  der  letzteren  behandelt,  und  jede  Eanoni- 
sation ohne  vorgängige  Beatifikation  ausgeschlossen  wurde  ^. 


geordnet,  Acta  SS.  April  3, 476.  n.  37.  Jader  Erz-  SacrosancU  v.  15.  M'arz  1642.    Sie  stehen  im 

bischofMathiasY.Mecheln  hat  noch,  nach  stattge-  app.  I  zu  lib,  II  des  citirten  Werks  Benedikts 

habtezUntersnchnng,  in  Betreff  des  Bischof  Bonifaz  XIV.  (opp.  ed.Azevedo7,  257  ff.),  ferner  zum 

V.  Lausanne  (f  1239)  folgendes  Dekret  1.  J.  1603  TheU  in  den  BoUarien  (Taarln.  13,  308 ;  14,  436 

erlassen,  Acta  SS.  Februar  3,154 :  „Qna  de  oausa  u.  15,    170)    und  einzelne    sind    auch   sonst, 

vos  Ms  litteris  assentimur ,  ut  praedictnm  corpus  so  z.  B.  bei  Ferraris  1.  c.  n.46  ff.,  Nioollis, 

in    postemm    elevatum    maneat    et    tamquam  praxis  canonica2,  553  abgedruckt.  Von  spateren 

venerabilis  et  beati  viri  honoretur,  ometur  et  de-  päpstlichen  Erlassen  kommen  noch  in  Betracht  das 

Tote  visitetur  ah  omnibus   chrlsti   fldelihus  et  Dekret  Innocenz' XL  Sanctissimusv,  15.  October 

devotis  personis,  non  tamen  honorem  admittimus  1678,  bull.  Taurin.  19,  123  und  das  Schreiben 

ei  fleri,  qui  canonizato  proprius  est".  Benedikts  XIV. :  Solioitudini  t.  1.  October  1745, 

i  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  c.  8.  9.    Dabei  ist  eiusd.  bull.  1,  250. 
esauchöftersTorgekommen,  dass  Personen,  denen  ?  Das  Nähere  darüber  bei  der  DarsteUnng  des 

nach  der  Anschauung  der  Kurie  solche  Ehren  nicht  geltenden  Rechtes, 
gebührten,  derselben  theilhaftig  wurden.  8  geit  Urban  VIII.  wird  die  offlzielle  Wen- 

2  Oeffentliche  Nennung  des  Namens  mit  dem  düng :  beatua  nuncupari ,  titulo  beati  deeorari 
Prädikat :  Sanotns  oder  beatus,  Knieeu  und  An-  stehend  gebraucht,  und  der  Titel :  beatus  tech- 
rufen der  betreffenden  Person  seitens  einzelner  nisch,  eiusd.  const.  t.  10.  Oktober  1625,  bull. 
Gläubigen  am  Grabe  derselben.  Taur.  13,  332  und  die  Anführungen  bei  Bene- 

3  S.  z.  B.  die  Breven  ürbans  V.  a.  1368  bei  dict.  XIV.  1.  c.  1. 24.  n.  s.  u.  215.  n.  2.  Die  Vor- 
Benedict  XIV.  1.  c.  II.  8.  n.  2.  3.  nähme  eines  feierlichen,   die  Beatifikation  ab- 

*  Benedict.  XIV.  L  c.  II.  c.  8.  schlieseenden Aktes  in  Rom  selbst  nach  Analogie 

6  Bd.  L  S.  391.  471.  der  Kanonisation  (s.  a.  S.  247.  n.  1)  ist  indessen 

e  Dekrete  Urbans  VIII.  v.  13.  März,  2.  Oktober  erst  später ,  nämlich  erst  unter  Alexander  VII. 

1625,  y.  12.  März  1631,  v.  12.März  1642,  femer  i.  J.  1662  aufgekommen,  Bene  dlot  L  c.  L  24. 

Breve :  Caelestis  Hiemsalem  ▼.  5.  Juli  1634 ;  const  n.  1 .  5. 


i  Sil.]  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Verehrung  der  Heiligen.  249 

U.  Geltendes  Recht.  A.  Begriff  und  Unterschied  der  Heilig- 
md  der  Seligsprechung.  Die  Heiligsprechung  {canannaUo)  ist  der  durch  das 
Oberhaupt  der  Kirche  abgegebene  Ausspruch,  dass  ein  abgeschiedener  Diener  Christi 
als  Heiliger  (ganctus)  zu  betrachten^  dem  Verzeichniss  (Album,  Katalog)  der  Heiligen 
einzureihen,  sowie  in  und  von  der  ganzen  Kirche  zu  verehren  sei^.  Dagegen  besteht 
die  Seligsprechung  (heaüßcatio)  in  der  Erklärung  des  Papstes ,  dass  ein  solcher  Ab- 
geschiedener ftlr  selig  (heatus)  zu  erachten,  und  innerhalb  eines  beschränkten 
Theiles  der  Kirche,  also  an  einem  Orte,  in  einer  Didcese,  in  einem  Lande  oder  inner- 
halb eines  Ordens  verehrt  werden  könne  oder  auch  (freilich  seltener)  müsse,  ja  mit- 
onter,  was  principiell  nicht  ausgeschlossen  ist,  ihm  Verehrung  in  der  ganzen  Kirche 
m  Theil  werden  dttrfe^. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  beruht  nicht  darin ,  dass  etwa  nach  Annahme 
der  Kirche  der  Heilige  eines  höheren  Grades  der  Seligkeit  als  der  blos  Beatificirte 
theilhaftig  geworden  sei.  In  dieser  Hinsicht  stehen  sich  viehnehr  beide  gleich ,  von 
beiden  erachtet  die  ELirche,  dass  sie.  zur  ewigen  Seligkeit  eingegangen  sind.  Der 
Unterschied  besteht  vielmehr  darin ,  dass  die  Kirche  ihr  eigenes  Verh&ltniss  und  das 
ihrer  Mitglieder  zu  den  beiden  Kategorien  verschieden  bestimmt.  Die  gewöhnliche 
Meinung  charakterisirt  dies  in  Betreff  der  Heiligen  dahin,  dass  die  kirchliche  Ver- 
ehrung derselben  obligatorisch  und  allgemein  für  die  ganze  Kirche  angeordnet,  in 
Betreff  der  Seligen  aber  nur  erlaubt  und  zwar  blos  unter  der  Beschränkung  auf  einen 
bestimmten  Theil  der  Kirche  gestattet  werde  \  Aber  einmal  sind,  wenngleich  freilich 
selten,  von  den  Päpsten  Beatifikationsbreven  erlassen  worden ,  welche  die  kirchliche 
Verehrung  von  Seligen  innerhalb  eines  gewissen  Umfanges  vorschreil^en  ^.  Femer 
haben  sie  auch,  allerdings  sehr  vereinzelt,  die  Verehrung  eines  Seligen  in  der  ganzen 
Kirche  erlaubt^.    Darum  kann  der  Unterschied  nicht  in  die  eben  erwähnten  beiden 

1  Darüber  sind  alle  Schriftsteller  einig,  s.  z.  B.  gustt  inter  sanctas  Tlrglnes  pia  deyotione  recoli 

Fagnan.adcl.X.  III.  45  cit.  n.  2;  Reiffen-  debere.  In  nomine  patris  et  fllii  et  spiritas  sancti. 

ftnel,  ins  canon.  HI.  46.  n.  2;  Ferraris  1.  c.  Amen^   Vgl.  auch  Benedict.  XIV.  debeatif.I. 

D.  4.    Es  ergiebt  sich  dies  auch  aus  der  geschieht-  36.  $.  7. 

liehen  Entwicklung,  ferner  aus  der  Kanonlsations-  3  g.  die  folgende  Anmerkung, 
fonnel.  Die  ältereren,  s.  o.  S.  244  ff.  Die  jetzt  ^  Daher  wird  abweichend  von  der  von  mir  im 
übliche,  s.  das  Ton  Leo  XIII.  erlassene  Dekret  Text  hingestellten  Begriffsbestimmung  seitens  der 
T.8.  Dezember  1881,  Acte  s.  sed.  14,  238  lautet :  herrschenden  Lehre  das  die  Beatiflkation  von  der 
.Ad  honorem  sanctae  et  Indlvlduae  trinitatls ,  ad  Kanonisation  unterscheidende  Wesen  in  die  bei- 
öxaltationem  fldei  catholicae  etreligionlschristi-  den  Momente  blosser  Oestattung  (nicht  Anord- 
anae  augmentum,  auetoritate  domini  nostri  Jesu  nung)  der  Verehrung  und  Beschränkung  derselben 
Christi,  bb.  apostolorum Petri at Pauli  (hier  hin-  gesetzt,  s.  die  Anm.  i  citirten  ,  femer  Wal- 
ter ist  sicherlich  durch  einen  Druckfehler  ausge-  t  e r,  K.  R.  j(.  291 ;  P  e r  m  a n  e  d  e  r,  K;  R.  $.  431 ; 
fallen :  ao  nostra,  matura  deliberatione  praehabita  Bangen,  röm.  Kurie  S.  218 ;  de  A  n  g  e  1  i  s , 
et  difina  ope  saepius  Implorata ,  s.Benedict.  praelectiones  iur.  canon.  III.  46.  n.  2 ;  Richter- 
XIV.  acU  oanoniz.  opp.  cit.  5,  492,  und  die  Kahl,  K.  R.  $.  242.  Dagegen  Benedict.  XIV. 
Kanonisaüon  unter  Pius  IX.  ▼.  J.  1862,  Acta  1.  c.  I.  39.  n.  7  ff. 

conc.  coli.  Lac.  6,  873)  ac  de  venerabiL  fratrum  ^  S.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c. n.  8  ange- 

nostrorum  s.  Romanae  ecdesiae  cardinalium,  pa-  führten  Breren  Leos  X.  und  Clemens'  IX.  v.  1669 

triarcharum,  archiepiscoporum  et  episcoporum  in  (letzteres    für  Peru :    „ipsiusque   beatae  Rosae 

Urbe  existentium  consilio,  beatos  Joannem  Bap-  festum  in  universo  regno  huiusmodi  de  patrona 

tistam  de  Rubels,  Laurentlum  aBrundusio,  Bene-  principaliori  ab  omnibus  utriusque  sexus  Christi 

dictum  Josephum  Labre,  confessores,  et  Ciaram  fldelibus  illic  degentibus  de  praecepto  servari  et 

a  Cruce  virginem,  sanctos  esse  decerni-  siout  alia  festa  de  praecepto  celebrari  eiusquc 

mus  et  definimus  ac  sanctorum  oata-  offlcinm  ab  universo  clero  tum  saeculari   tum 

logo  adscribimus,  statuentesabecclesiauni-  regulari  de  principaliori  patrona  iuxta  rubricas 

Yenali  illorum  memoriam  quolibet  anno,  nempe  breviarii  Romani  inibi  recitari. ..  mandamus^. 

Joannis  Baptistae  die  XXIU  Mail,  Laurentii  VII  5  S.  das  o.  S.  246.  n.  4  citirte  Breye  Sixtus' 

Jülii,  Benedlcti  Josephi  XVI  Aprilis  inter  sanctos  IV..  betreffend  Johannes  Bonus, 
confessores  non  pontiflces ,  Clarae  die  XVIII  Au- 
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Momente  gesetzt  werden ,  wenngleich  sie  der  Regel  nach  bei  der  Bealafikation  ob- 
walten. Das  eigenthttmliche  Wesen  der  Eanonisation  bildet  vielmehr  der  Unatstand, 
dass  der  Papst  durch  dieselbe  einen  definitiven  Ausspruch  über  die  Heiligkeit  des 
abgeschiedenen  Dieners  Christi  giebt  ^,  als  dessen  Folge  die  Nothwendigkeit  der  Ver- 
ehrung desselben  in  der  ganzen  Kirche  erscheint,  während  derBeatifikationserklftnuig 
ein  solcher  Charakter  nicht  zukommt,  und  diese  nur  die  Bedeutung  hat,  dass  die  An- 
nahme, der  für  selig  Erklärte  sei  gewürdigt,  das  Antlitz  Gottes  zu  schauen,  wenig- 
stens in  soweit  begründet  ist  3,  dass  die  Verehrung  innerhalb  gewisser  Grenzen  ge- 
stattet, ja  auch  angeordnet  werden  könne.  Von  diesem  Standpunkt  ans  ist  allerdings 
die  Verbindung  des  Gebotes ,  den  selig  Gesprochenen  in  der  ganzen  Kirche  zu  rer- 
ehren,  mit  der  Beatifikation  ausgeschlossen  3,  weil  damit  materiell  das  definitiTe  Ur- 
theil  über  die  allgemein  anzuerkennende  Heiligkeit  gesprochen,  mithin  eine  Kanoni- 
sation  erfolgt  sein  würde. 

B.  Das  Recht  zur  Beatifikation  und  Eanonisation  stehtnach  dem  gel- 
tenden Rechte  dem  Papste  ausschliesslich  zu^.  Die  Frage ,  ob  auch  ein  allgenoieines 
Konzil  dazu  berechtigt  ist,  hat  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  denn  dasselbe  ist  nach 
dem  jetzigen  Recht  nichts  ohne  den  Papst,  und  eine  unter  Zustimmung  der  Minorität  von 
dem  letzteren  getroffene  Anordnung  würde  recht^tig,  ein  von  ihm  nicht  genehmigter 
Beschlnss  der  Mehrheit  der  Konzilmitglieder  aber  nicht  rechtswirksam  sein^.    Die 


i  Benedict.  XIV.  l.  c.  n.  14.  Daher  haben 
schon  Tlele  Schriftsteller,  so  aach  Benedikt  XIV. 
selbst,  I.  c.  42.  43,  ^or  dem  Vatikanischen  Kon- 
zile angenommen,  dass  der  Kanonisationsans- 
sprnch  des  Papstes  als  unfehlbar  zn  betrachten 
sei,  und  yom  Standpunkt  des  Vatlkanums  wird 
diese  Ansicht  als  richtig  erachtet  werden  müssen, 
dafür  auch  de  Angelis  1.  c.  n.  2.  II.  2,  340. 

2  Darüber  giebt  die  Beatifikation  also  nur  eine 
provisorische  Entscheidung ,  was  namentlich 
durch  die  Siteren  hierher  gehörenden  päpstlichen 
Anordnungen ,  s.  o.  S.  245.  n.  6 ,  bestätigt  wird. 
Allerdings  hat  sich  schon  vor  längerer  Zeit  auch 
hinsichtlieh  der  Beatifikation  die  Ansicht  geltend 
gemacht,  dass  die  betreffende  Anordnung  des 
Papstes  gleichfalls  unfehlbar  sei,  vgl.  darüber 
Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  42.  n.  2.  Aber  dieser 
selbst  erklärt  sich  dagegen,  1.  c.  n.  9  ff.,  weil  da- 
mit der  blos  provisoilsche  Charakter  der  Beatifi- 
kation verläugnet  werde.  Ans  demselben  Grunde 
wild  auch  noch  nach  dem  Vatikanum  die  Unfehl- 
barkeit zu  verneinen  sein,  so  auch  de  Angelis 
1.  c. 

8  Benedict  XIV.  Lee.  39.  n.  13. 

Nach  der  Ausführung  dos  Textes  ist  also  auch 
die  vielfach  vertretene  Ansicht,  dass  die  Beatifi- 
kation ihrem  Wesen  nach  dasselbe,  wie  die  Kano- 
sation  sei,  und  sich  beide  nur  aocidentell ,  näm- 
lich wie  eine  partikuläre  und  generelle  unter- 
scheiden, s.  Pignatellit.  4.  consultat.  53.  n. 
2;  Ferraris  1.  c.  n.  11.  12,  welche  beide  frei- 
lieh den  Papst  auch  in  Betreff  der  Beatifikation 
für  unfehlbar  erachten,  nicht  haltbar.  Auch 
Benedict  XIV.  1.  c  n.  2.  9.  14  erklärt  sich 
gegen  die  Annahme ,  dass  die  Beatifikation  eine 
partikuläre  Kanonisation  sei. 

«  c.  1.  X.  lU.  45  cit ,  0.  S.  243 ;  Dekret  Urbans 
Vm :  Sancdssimus  v.  13.  März  1624  $.  1  (opp. 


Benedict.  XIV.  cit.  p.  257):  „  . .  .  decrevlt,  ne 
quorumvis  homlnum  cum  sanctitatis  seu  martyrii 
fama  (quantacumque  illa  sit)  defunctorum  ima- 
gines  aliaque  praedicta  et  quodcunque  aliud 
venerationem  vel  cultum  prae  se  ferens  et  in- 
dicans  in  oratorils  aut  locis  publicis  seu  privatis 
vel  ecclesiis  tam  saecularibus  tam  regularibus 
cuiascunque  religlonis,  ordinis,  instituti,  con- 
gregationis  aut  sodetatis  apponantnr,  antc- 
quam  ab  apostolica  sede  canonizentur 
aut  beati  declarentur  et  (si  quae  appositae 
sunt)  amoveantur,  prout  eas  statim  amoveri  mau- 
davit";  eiusd.  const.  Caelestis  Hierusalem  v.  5  Juli 
1634.  SS-  1-  ^• 

fi  Bd.  III.  8. 629. 630.  Was  das  Torvatikanische 
Recht  anlangt,  so  musste  sich  die  Frage  nach  der 
herrschenden  Lehre  vom  VerhältniBS  des  Papstes 
zum  allgemeinen  Konzil  entscheiden.  Für  die 
mittelalterliche  Zeit  und  die  Zeit  des  Triden- 
tinums  ist  die  Ansieht,  s.  auch  Benedict  XIV. 
1.  c.  I.  11.  n.  5  ff. ,  dass  ein  allgemeines  Konzil 
ohne  den  Papst ,  selbst  im  Falle  der  Erledigung 
des  päpstlichen  Stuhles  keine  derartige  Akte  vor- 
zunehmen berechtigt  ist ,  als  begründet  zu  er- 
achten, s.  auch  Bd.  III.  S.  361.  625.  Für  die 
Zeit  der  Reformkonzilien  kann  dies  allerdings 
nicht  angenommen  werden,  denn  von  dem  Stand- 
punkt, dass  das  allgemeine  Konzil  die  Ver- 
tretung der  gesammten  Kirche  bilde  und  seine 
Gewalt  unmittelbar  von  Christus  habe,  s.  a.  a.  0. 
S.  380.  404.  406,  ist  es  unmöglich,  ihm  die  be- 
treffende Befugniss  abzusprechen.  Eine  Kano- 
nisation oder  Beatifikation  hat  indessen  keins  der 
Beformkonzilien  vorgenommen.  Ueber  die  in 
derartigen  Sachen  erlassenen  vorbereitenden  An- 
ordnungen des  Konstanzer  Konzils  vgl.  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  n.  11  ff. 
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gedachte  Befhgniss  des  Papstes  ist  an  seine  Person  gebunden  ^  Er  kann  sie  nicht 
durch  Delegation  auf  einen  anderen,  selbst  nicht  anf  einen  legatns  a  latere  übertragen, 
ind  noeh  viel  weniger  ist  der  letztere  kraft  seiner  Stellang  berechtigt,  Heilig-  nnd 
8elig9preohiiBgen  yorsonehmen^.  Den  Bischöfen  ist  die  Berechligang  daasu  in  Folge 
der  bereits  (8.  243)  dargelegten  Rechtsentwicklnng  entzogen,  wohl  aber  kommt  ihnen 
—  mid  ebenso  den  sonstigen  Ordinarien^  —  noch  die  Zuständigkeit  für  die  Fest- 
stellung etwaiger  Wunder  nnd  die  Führung  des  jede  Beatifikation  und  Eanonisation 
anleitenden,  nach  dem  geltenden  Recht  dafttr  nothwendigen,  ersten  prozessualischen 
Verfahrens  zu^,  und  zwar  ausschliesslich  \ 

C.  Subjekt  der  Beatifikation  und  Eanonisation.  Unfthig,  beatificirt 
oder  kanonisirt  zu  werden,  sind  nicht  getaufte^  Personen ,  femer  diejenigen,  welche 
noch  am  Leben  sind  ^,  endlich  auch  Kinder,  welche  bei  ihrem  Tod  noch  nicht  das 
UnterscheidungSTermögen  erlangt  hatten  ^,  ausser  wenn  sie  ausHass  gegen  den  christ- 
liehen Glauben  oder  bei  einer  Verfolgung  der  Bekenner  desselben  getödtet  worden 
sind». 


^  Dazüber,  dass  dies  nicht  die  ursprüngliche 
Äatfassung  gewesen  ist,  s.  o.  S.  244.  n.  4  nnd  S. 
245.  n.  5.  Die  geltende  Rechtsanffassnng  ist  es 
»her  entschieden.  Ganz  abgesehen  daTon,  dass 
die  Gongreg.  ritnnm  zn  allen  die  Vorbereitung 
der  fraglichen  Angelegenheiten  betreffenden 
Akten  der  Genehmigung  des  Papstes  bedarf,  Bd. 

1.  S.  472 ,  ist  dies  auch  dadurch  bedingt ,  dass 
für  die  Kanonisatlonen  die  Unfehlbarkeit  be- 
hauptet wird,  und  diese  letztere  allein  dem  Papste 
für  seine  Person  zukommt. 

«  c.  1  (InnoG.  III.)  X.  de  off.  leg.  I.  30  und 
Benedict.  XIY.  1.  c.  11.  n.  4. 

>  Da  es  sich  hierbei  nur  um  die  Jnrlsdictio 
episcopalis  handelt,  so  steht  nicht  nur  der  kon- 
flrmirte,  aber  noch  nicht  konsekrirte  Bischof, 
sondern  auch  der  Kapitels- Verweser,  der  aposto- 
lische Vikar,  der  bischöfliche  Koadjutor  und  der 
praelatus  nullius  dioecesis  dem  bereits  konsekrlr- 
ten  episcopus  gleich,  Benedicti  XIV.  eonst. 
SoUdtndini  dt.  $.  6;  Benedict.  XIV.  1.  c.  IL 

2.  n.  1  ff.,  s.  auch  Bd.  n.  S.  240.  266.  260.  344. 
675.  Den  päpstlichen  Nuntien  sind  indessen 
solche  Erhebungen  ausdrQcklich  durch  die  Gongr. 
conc.  i.  J.  1631  Terboten  worden,  Benedict. 
XIV.  1.  c.  n.  10.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

*  Denn  dieses  Recht  ist  den  Ordinarien  durch 
c.  1.  X.  III.  46  eit.  niemals  genommen  worden, 
Benedict.  XIV.  l.  c  ET.  c.  1.  n.  2,  s.  auch 
Trid.  Sess.  XXV.  decr.  de  invocat :  ^,nulla  etlam 
admittenda  esse  novamiracula  necnoyas  reliquias 
redpiendas,  nid  eodem  reoognoscente  et  appro- 
bante  episeopo,  qul  dmulatque  de  iis  aliquid 
compertum  habuerit,  adhibitis  in  condUum  theo- 
logis  et  aliis  piis  ylris  ea  faciat,  quae  veritati  et 
pietati  oonsentanea  iudicaverit".  Des  Wdteren 
vgl.  über  diese  Stelle  den  folgenden  $.  über  die 
ReliqulenTerehrung  8.  265.  n.  8  u.  S.  266.  n.  1. 

&  Nach  einer  seit  Ende  des  16.  Jahrh.  fest- 
stehenden Praxis  wird  der  Prozess  in  Rom  nie- 
mals, ohne  dass  das  vorbereitende  Verfahren  vor 
dem  Bischof  stattgefunden  hat,  dngeleitet, 
wenngleich  dies  allerdings  mit  papstlicher  Dis- 
pensation zulassig  wäre,  Benedict,  l.  c  n.  4. 


Anderersdts  ist  durch  Dekret  Urbans  VIII.  vom 
12.  März  1631  (ed.  dt  7,  283),  allen  „personis 
ecclesiastids,  tarn  saecuUrlbus  quam  regularibns, 
etiam  s.  Joannis  Hierosolymitani,  sodetatis  Jesu 
vel  aliorum  quantumyis  spedali  nota  dignorum^ 
ausser  den  Ordinarien  untersagt,  „ne  audeant 
ipd  per  se  aut  per  alles  capere  informationes 
super  sanctitate  aut  miracnlis  aliouius  defuneti 
neqne  uUo  modo  exquirere  aut  obtinere  ad  hunc 
effectum  extraiudiciales  testiflcationes  aut  snb- 
scriptionessubpoenis  arbitrlo  saor.  congregationis 
infligendis^  Offen  gelassen  ist  nur :  ,,Quod8i  su- 
periori,  sacristae  seu  alteri  offldali  illius  ecoleslae, 
in  qua  requiescit  corpus  ipsiusmet  defuneti  vel 
alterius  etiam  ecclesiae  fnerint  revelata  aliqua 
miracula  seu  prophetlae  dona,  posdnt  ea  recipere 
sub  dgilli  secreti  ab  ipsis  tantum  relatoribus, 
in  quorum  gratiam  contiglsse  narrabitur.  Tene- 
antur  tamen  quam  primum  commode  poterunt 
eadem  deferre  vel  obsignata  transmlttere  epis- 
eopo lod  cum  expressa  declaratione,  quod  reve- 
lationes  sie  ut  supra  receptae,  non  faoiant  aliqnem 
probationis  gradum  etlam  culusvis  longissimi 
temporis  cursu". 

^  Die  Taufe  braucht  aber  nicht  die  Wasser- 
taufe gewesen  zu  sein ,  namentlich  kommt  auch 
die  Bluttaufe  in  Betracht 

Die  Heiligen  des  alten  Testaments  sohdden 
deshalb  aus,  weil  sie  Gott  selbst  in  der  h.  Schrift 
den  Menschen  als  Heilige  offenbart  hat,  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  I.  14.  n.  2,  und  daher  dem 
Papst  in  Betreff  ihrer  nur  die  Bestimmung  über 
die  Art  ihres  Kultus  offen  bleibt,  l.  c.  lib.  IV. 
P.  II.  c.  29. 

7  Benedict.  XIV.  I.  14.  n.  11  ff. 

8  Weil  sie  nicht  die  Möglichkeit  gehabt  haben, 
deh  in  diesem  Leben  als  Hdlige  zu  bewähren, 
Benedict.  XIV.  l.  c.  I.  14.  n.  3. 

0  So  hat  die  Kirche  die  anf  Veranlassung  des 
Herodes  getodteten  Kinder  schon  seit  früher  Zeit 
als  Märt3rrer  verehrt  Doch  glebt  es  kein  Beispiel, 
dass  eine  derartige  Kanonisation  seitens  der 
Päpste  erfolgt  ist,  Benedict  XIV.  1.  c  n.  3ff. 
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Eine  fähige  Person  darf  aber  allein  dann  zum  Gegenstände  der  öffentliolienVer- 
ehmng  in  der  Kirche  erhoben  werden ,  wenn  sie  sich  in  ihrem  Leben  durch  sog.  he- 
roische Tugenden ',  d.h.  durch  solche,  welche  die  Anforderungen  der  Natur  überaehrei- 
tend  den  höchsten  Grad  der  Vollkommenheit  darthun,  und  welche  den  damit  Oesderten 
weit  über  die  anderen  Gerechten  emporheben  2,  bewährt  hat.  Als  höchster  Beweis 
der  erforderlichen  heroischen  Tugenden  gilt  das  freiwillige  Erleiden  eines  gewalt- 
samen Todes  am  des  christlichen  Glaubens  oder  der  Ausübung  christlicher  Tagenden 
willen 3.  Ausserdem  ist  aber  erforderlich,  dass  die  zu  beatificirende  oder  kanoni- 
sirende  Person  ^  von  Gott  durch  Wunder  ^,  insbesondere  nach  ihrem  Tode,  verherr- 
licht worden  ist^. 

D.  Die  Beatifikation  und  die  Kanonisation  kann  für  die  Regel  nicht  an- 
ders erfolgen,  als  dass  ihre  Voraussetzungen  in  einem  besonders  und  genau  geregelten 
Verfahren,  dem  s.  g.  Beatifikations-  bez.  Kanonisationsprozess  festgestellt  werden^, 


»  Benedict.  XIV.  1.  ein.  c.  21. 

2  Besonders  müssen  in  solchem  Qrade  die  drei 
theologischen,  sich  auf  Gott  beziehenden  Tugen- 
den, Glauben,  Liebe  und  Hoffnung ,  ferner  auch 
die  vier  Kardinaltugenden  der  Klugheit,  der  Ge- 
rechtigkeit ,  des  starken  Muthes  und  der  Mässi- 
gung  mit  allen  ihren  Voraussetzungen  und  Wir- 
kungen vorhanden  gewesen  und  in  einer  Mehr- 
zahl, nicht  in  wenigen  Fällen  heroisch,  sowie 
hereitwillig  und  freudig  geübt  worden  sein,  auch 
darf  die  betreffende  Person  niemals  die  Bahn  der 
Tugend  verlassen  haben.  Es  ist  aher  nicht  er- 
forderlich ,  dass  alle  Kardinaltugenden  in  glei- 
cher Weise  heroisch  hethätigt  worden  sind,  son- 
dern es  genügt ,  dass  es  gerade  bei  denjenigen, 
deren  Uehung  durch  die  Stellung  der  betreffen- 
den Person  vor  Allem  gegeben  war,  also  bei 
Männern  in  staatlichen  und  kirchlichen  Würden 
den  Tugenden  der  Gerechtigkeit  und  Massigkeit, 
bei  Päpsten  dem  Eifer  für  die  Erhaltung  und 
Ausbreitung  des  christlichen  Glaubens,  sowie 
für  die  Reform  der  Kirche  und  die  Wahrung  ihrer 
Rechte,  der  Fall  gewesen  ist.  Ausführlich  han- 
delt über  dies  Alles  Benedict.  XIV.  1.  c.  III. 
c.  21  ff. 

3  Ueber  den  Begriff  des  Martyriums,  soweit  ei 
hier  in  Frage  kommt,  vgl.  Benedict  XIV.  1.  c 
III.  a  11  ff.,  8.  auch  Ferraris  s.  v.  martyrium. 
Daher  wird  in  Prozessen ,  welche  Märtyrer  be- 
treffen, das  Beweisverfahren  nicht  auf  die  heroi- 
schen Tugenden  als  solche ,  wie  bei  den  Nicht- 
märtyrem  oder  confessores,  sondern  auf  das  Mar- 
tyrium gerichtet  Das  dubium  lautet  hier  nicht : 
an  eonstet  de  virtutibus,  sondern  :  an  constet  de 
martyrio  et  causa  mafiyriiy  Benedict.  XIV.  1.  c. 
I.  c.  17  n.  16. 

*  Das  gilt  auch  bei  der  Beatifikation  und  Ka- 
nonisation wegen  des  Martyriums,  so  gegen  die 
abweichenden  Meinungen  einzelner  älterer 
Schrifteteller  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  c  28  und 
die  feste  Praxis  des  päpstlichen  Stuhles,  a.  a.  0. 
c.  29.  30. 

^  Dass  beide  im  Text  erwähnten  Erfordernisse 
erfüllt  sein  müssen ,  ist  gleichfalls  feste  Praxis, 
welche  an  dem  Wortlaute  einzelner  älterer  Ka- 
nonisatlonsbullen  ihren  Anhalt  hat ,  s.  z.  B.  ep. 


Innoc.  III.  V.  1199,  8.246  n.  2:  ^duo  tarnen,  vir- 
tus  videlicet  morum  et  virtus  signorum,  opera 
seil,  pietatis  in  vita  et  miraculorum  signa  post 
mortem ,  ut  quis  reputetur  sanctus  in  militantis 
ecclesia,  requiruntor'' ;  fast  wörtlich  wiederholt 
in  ep.  Gregor.  IX.  v.  1232,  F.  p.  66,  s.  oben 
a.  a.  0. 

Ueber  den  Begriff  des  Wunders  handelt  aus- 
führUch  Benedict  XIV.  L  c.  IIb.  IV.  P.  1,  c. 
1.2.  6  ff. 

6  Ueber  die  Zahl  der  Wunder  vgl.  decret  gen. 
Benedict  XIV.  v.  23.  April  1741  c.  1  feiusd.  acta 
et  decreta  in  causis ,  ed.  cit  6,  6)  n.  6 :  „Deinde 
vero  tum  in  causis  beatiflcationis  per  viam  cultus 
immemorialem  aut  indulto  prooedentibos  (vgl. 
unten)  de  stylo  praesenti  sit,  ut  approbato  iam  ex 
testibus  de  auditu,  ut  supra  admlniculatis,  mar- 
tyrio aut  virtutibus  in  gradu  herolco,  ex  duobus 
deinde  miraculis  ad  solemnem  eorum  canoniza- 
tionem  deveniatur,  in  posterum  non  duo,  ut  hac- 
tenus,  sed  quatuor  ad  eorum  canoniza tio- 
nem  probari  debeant  miracula,  et  qui- 
dem,  ut  dictum  est  de  visu.  n.  7  :  In  causis  autem 
simplirium  servorum  dei  procedentibus  per  viam 
non  cultus  (vgl.  unten)  servetur,  qui  iam  pridem 
invaluit  mos,  ut  probatis  ex  testibus  de  visu  vir- 
tutibus, ex  duobus  deinde  miraculis  ad 
beatiflcationem  procedatur.  At  ubi  virtntes  aut 
martyrium  ex  testibus  de  auditu,  ut  supra ,  fue- 
rint  probatae,  non  duo,  ut  hactenus,  sed  qua- 
tuor omnino  ad  beatiflcationem  ac  deinde  duo 
alia  post  illam  facta ,  ut  moris  est,  ad  eorum  ca- 
nonizationem  ex  testibus  pariter  de  visu  debeant 
approbari". 

"^  Zum  Verständuiss  der  verschiedenen  in  Frage 
kommenden  Bestimmungen  ist  eine  kurze  Dar- 
stellung der  wesentlichen  Grundzüge  des  Ver- 
fahrens erforderlich. 

I.  Das  erste  vorbereitende  Verfahren 
findet  vor  dem  Ordinarius  des  Ortes,  an  welchem 
der  s.  g.  Diener  Gottes  (servus  dei)  begraben  ist, 
statt,  s.  0.  S.  2dl  n.  6.  Diejenigen,  welche  das 
Verfahren  betreiben  wollen,  die  s.  g.  postulatores, 
haben  einen  procurator  zu  bestellen,  welcher  um 
die  Einleitung  des  Verfahrens  beim  Ordinarius 
mit  der  ausdrücklichen  Bitte,  seiner  Zeit  die 
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ssd  zwar  mnas  jetzt  jeder  Kanonisation  erst  die  Beatifikation  vorangehen.  Das  Beati- 
ikationsyerfahren  schliesst  mit  der  Ausfertigung  des  Breves  über  die  vom  Papst  be- 


uten an  den  päpstlichen  Stuhl  einzusenden, 
nachsucht.  Das  Verfahren  wird  von  dem  Ordl- 
nuins  oder  von  dem  tou  ihm  deputirten  General- 
vikir  oder  Yon  einem  anderen  durch  den  ersteren 
delegirten,  mit  einer  Dignität  bekleideten  Geist- 
lichen unter  Zuziehung  des  promotor  flscalis  und 
des  bischöfliehen  Kanzlers  (Notars)  als  Protokoll- 
führers—  beide  sind  Torher  spedell  de  officio 
lldeliter  ezercendo  zu  vereidigen  —  geführt  Das 
Verfahren  zerfallt  a.  in  einen  speciellen  Prozess 
de  non  euUu  vel  de  paritione  deeretorum  und 
h.  eioen  allgemeinen  de  temctitate  viiae  (virtuti- 
biu)  et  nUraeulis. 

ft.  Der  sp  eciell  e  Prozess  ist  zufolge  der  Gonst. 
Urhans  VIII.  dt.  S*  1  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
durch  die  Dekrete  Tom  13.  März  und  2.  Oktober 
1625  die  öffentliche  Verehrung  Tor  der  Beatifl- 
k&tion ,  bez.  Kanonisation  untersagt  worden  war 
(s.  0.  S.  250.  n.  4),  erforderlich,  weil  die  congre- 
gatio  rituum ,  falls  ein  früherer  Kultus  festge- 
stellt wird,  ihrerseits  nicht  das  vor  sie  gehörende 
Verfahren  beginnen  darf.  Durch  das  Urtheil  des 
Ordinarius  soll  das  Unterbleiben  des  Kultus  oder 
die  Befolgung  der  gedachten  Dekrete  ausge- 
sprochen werden ,  woraus  sich  die  erwähnte  Be- 
zkehnung  für  diesen  speciellen  Prozess  erklärt. 
Den  erforderlichen  Beweis  haben  die  Antrag- 
steUer  durch  ihren  Prokurator  zu  erbringen ,  wo- 
gegen der  Prokurator  von  amtswegen  opponirt. 
Zum  Beweisverfahren  gehört  auch  die  vom  Richter 
TOizunehmende  s.  g.  vlsitatio  sepulcri  (des  Die- 
ners Gottes),  um  festzustellen ,  dass  dort  keine 
Zeichen  religiöser  Verehrung  angebracht  sind. 

Die  Anordnungen  Urbans  VIII.  beziehen  sich 
ihrem  Wortlaute  nach  (s.  Dekret  v.  13.  März  1625, 
ed.  cit.  7,  258)  nicht  auf  diejenigen :  „qui  aut 
per  communem  ecclesiae  consensum  vel  imme- 
morialis  temporis  cursum  aut  per  patrum  viro- 
ramque  Muctorum  scripta  vel  longissimi  temporis 
sdentia  ac  tolerantia  sedis  apostolicae  vel  ordi- 
narii  eoluntur^,  wo  unter  der  unvordenklichen 
oder  der  sehr  langen  Zeit  nach  der  const.  Cae- 
lestis  cit.  (1.  c.  p.  262)  ein  Zeitraum  von  100 
Jthren  zu  verstehen  ist.  Liegt  ein  solcher  Fall 
▼or ,  so  muBS  dies  durch  das  Verfahren  und  das 
UrtheU  des  Ordinarius  festgestellt  werden.  Der 
betreffende  Prozess  heisst  dann  processus  tuper 
eam  exeepto ,  doch  ist  er  entbehrlich ,  wenn  für 
den  Kultus  ein  päpstliches  Indult  vorliegt  oder 
davon  durch  den  Papst  dispensirt  wird ,  Bene- 
dict XIV.  de  beaüf.  II.  17.  n.  4.  5. 

b.  Nach  dem  speciellen  Prozess  folgt  der  all- 
gemeine, in  welchem  die  Antragsteller  durch 
ihren  Prokurator ,  während  der  Promotor  wider- 
spricht, den  Beweis  für  die  Tugenden  und  Wun- 
der zu  erbringen  haben  (vgl.  dazu  auch  noch 
Benedict.  XIV.  const.  Solicitudini  cit.  %.  5).  Mit 
dem  Aktenschlnss  ist  in  diesem  Verfahren  die 
Thätigkeit  des  Ordinarius,  welcher  aber  sein  Gut- 
achten über  die  Sache  und  die  Personen  der 
Zeagen  den  Akten  beizufügen  hat,  beendet 

Die  Originalakten  beider  Prozesse  werden,  nach- 
dem beglaubigte  Abschriften  genommen  worden 


sind,  in  getrennten  Umschlägen  nach  Rom  an  die 
Gongr.  rituum  eingesendet,  vgl.  über  Alles  Be- 
nedict XIV.  de  servor.  dei  beatif.  I.  c.  22; 
Bangen,  römische  Kurie  S.  227. 

II.  Verfahren  vor  der  Gongregatiori - 
tuumimBeatifikationsprozess.  a. Vor- 
bereitungsverfahren. Für  die  Betreibung 
der  Angelegenheit  bei  der  gedachten  Behörde 
haben  die  Antragsteller  einen  procurator  (s.  Bd.  I. 
S.  473)  zu  bestellen,  und  um  Eröffnung  der  ver- 
siegelten Prozessakten  und  Deputirung  eines  s.  g. 
Kardinal -Relators  zu  bitten,  jedoch  kann  dies 
nach  dem  Dekret  Innocenz'  XI.  (s.  o.  S.  248.  n.  6) 
ohne  päpstliche  Erlaubniss  nicht  früher  als 
10  Jahre  nach  der  Einreiehung  der  Akten  ge- 
schehen. Da  die  Beatifikation  und  Kanonisation 
eine  öffentliche  Angelegenheit  der  Kirche  ist, 
müssen  femer,  wie  die  Dekrete  Urbans  VIII. 
vorschreiben,  eine  Reihe  von  Gläubigen,  nament- 
lich angesehene  Personen,  wie  Fürsten,  darum 
wiederholt  bitten,  weshalb  derartige  Gesuche 
dem  Antrage  beizufügen  sind.  Darauf  erfolgt 
die  commissio  introductionis  causae  durch  den 
Papst,  d.  h.  die  Ueberweisung  der  Sache  zur  vor- 
läufigen Veihandlung  an  die  Ritus-Kongregation, 
Benedict.  XIV.  1.  c  II.  c  36  (s.  auch  Acta 
s.  sed.  17,  399.  512),  demnächst  in  einer  ordent- 
lichen Sitzung  derselben  der  Erlass  des  Dekretes 
über  die  Eröffnung  der  Prozessakten ,  sowie  fer- 
ner die  Ernennung  des  Kardinal-Relators  durch 
den  Papst.  Der  Kardinal  berichtet  in  der  näch- 
sten ordentlichen  Sitzung  über  den  Hauptinhalt 
der  Akten  und  die  Beobachtung  der  wesentlichen 
Förmlichkeiten,  und  in  einer  weiteren  wird  dann 
auf  erneuten  ausführlichen  Vortrag  des  Relators, 
welcher  vorher  den  promotor  fldei  gehört  hat 
(Bd.  I.  S.  472),  darüber  beschlossen :  „an  locus 
Sit  admissionis^  Nach  bejahendem  Votum  er- 
lässt  der  Papst  die  General-Kommission  an  die 
Ritus-Kongregation ,  d.  h.  die  Ermächtigung  für 
die  Leitung  des  ganzen  Prozesses  (das  Formular 
dazu  in  den  Dekreten  Urbans  VIII. ,  ed.  cit.  7, 
269).  Die  Kongregation  prüft  zufolge  desselben 
zunächst  unter  Zuziehung  des  Prokurators  und 
des  promotor  fldei  den  vom  Ordinarius  geführten 
Prozess  super  non  cultu.  Auf  Vortrag  des  Kar- 
dinal-Relators wird  in  einer  ordentlichen  Sitzung 
darüber  befunden :  ;,An  sententia  ordinarii  N.  de 
non  cultu  conflrmanda  sit  vel  inflrmanda"  (vgl. 
auch  Acta  s.  sed.  3,  109).  Wenn  gegen  den  Pro- 
zess nichts  zu  erinnern  ist,  ergeht  der  Beschluss 
„Affirmative,  si  videbitur  sanctissimo",  und,  hat 
der  Papst  seine  Genehmigung  ertheilt,  so  wird 
nach  weiterer  Vorbereitung  durch  den  Kardinal- 
Relator  unter  Anhörung  des  promotor  fldei  in 
einer  anderen  ordentlichen  Sitzung  unter  Berück- 
sichtigung des  vom  Ordinarius  geführten  Pro- 
zesses über  die  Frage  berathen :  „An  sint  conce- 
dendae  litterae  remissoriales  et  commissoriales 
et  compulsoriales  ad  effectum  conflciendi  pro- 
cessum  super  sanctitate  vitae ,  virtutibus  et  mi- 
raculis  servi  dei  N.  i  n  g  e  n  e  r  e  ?''  Erst  mit  der 
gunstigen ,  vom  Papst  bestätigten  Entscheidung 
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achloBsene  Seligsprechung  und  mit  der  Publikation  desselben  an  einem  vonersterem  be- 
stimmten Tage  in  der  Peterskirche  ^  dnrch  den  Archivisten  nnd  Notar  des  dortigen  Ka- 
pitels unter  Zuziehung  des  Notars  der  Rituskongregation  während  eines  feierlichen 
Gottesdienstes  in  Gegenwart  der  Kardinäle  der  Rituskongregation  und  der  Konsoltoren 
der  letzteren  ab  ^.  Erst  nachdem  dieser  Akt  vollzogen  ist,  darf  die  öffentliche  Verehrung 


dieser  Frage  endet  das  PrillminaTYer fahren,  und 
nunmehr  gelangt 

b.  der  Beatiflkationsprocess  in  sein 
erstes  Stadium,  die  auf  Grund  der  papst- 
lichen Vollmacht  vorzunehmende  General-In- 
quisition über  das  Leben,  den  Ruf  der  Heilig- 
keit, die  Tugenden  und  Wunder  des  Verstorbenen. 
Die  Kongregation  erlSsst  in  Folge  des  vorhin  ge- 
dachten Beschlusses  s.  g.  litterae  remissoriales  et 
compulsoriales  (Formel  in  den  Dekreten  Urbans, 
ed.  cit.  7,  274)  in  genere  an  mehrere  Ordinarien 
der  Bezirke,  in  denen  der  Diener  Gottes  gelebt, 
gestorben  und  Wunder  gewirkt ,  oder  in  welchen 
überhaupt  etwas  über  sein  Leben  zu  ermitteln 
ist,  und  zwar  unter  Beilegung  von  Beweisartikeln 
und  Fragestücken.  Die  von  diesen  Kommissarien 
vorzunehmenden  Untersuchungen  haben  den 
Zweck,  ein  festes  Fundament  für  die  weitere 
Verhandlung  zu  schaffen,  da  die  Erhebungen  des 
Ordinarius  [s.  Ia.)blo8  provisorische  sind  und  nur 
zur  Information  für  dieEntschllessung  des  Papstes , 
ob  der  von  ihm  allein  einzuleitende  Prozess  über- 
haupt in  Gang  gebracht  werden  soll,  dienen.  Es 
handelt  sich  bei  der  General-Inquisition  darum, 
den  allgemeinen  Ruf  der  Heiligkeit  und  die  all- 
gemein in  den  erlaubten  Grenzen  stattgehabte 
Verehrung  definitiv  festzustellen,  noch  nicht  aber 
darum ,  über  die  speciellen  Erfordernisse  für  die 
Beatiflkation  (die  heroischen  Tugenden  und  die 
Wunder  im  einzelnen)  Ermittelungen  anzustellen. 
Nach  Eingang  der  betreffenden  Verhandlungen 
hat  die  Kongregation  in  der  früher  erwähnten 
Weise  darüber  zu  entscheiden :  „An  constet  de 
vallditate  Processus  remissorialis  et  compulsorialis 
in  genere ,  an  testes  In  eo  sint  rite  et  reete  exa- 
minati  et  an  Iura  in  eo  producta  sint  rite  com- 
pulsata,  in  casu  et  ad  effectum  de  quo  agitnr  etc^ 
Ist  der  Remissorialprozess  korrekt  geführt,  so  wird 
in  einer  weiteren  von  dem  Papst  selbst  zu  halten- 
den Sitzung,  Jetzt  meistens  ohne  sein  Beisein  — 
in  welchem  Fall  au  ihn  zu  berichten  ist  —  da- 
rüber befunden :  „An  constet  de  relevantia  Pro- 
cessus remissorialis  super  fama  sanetitatis ,  vir- 
tutum  et  mlraculoTum  in  genere  et  ad  effectum 
dandi  remissoriain  spede^,  jedoch  kann  auf  beide 
Dublen  auf  Anweisung  des  Papstes  in  ein  und 
derselben  Sitzung  entschieden  werden.  Bei 
günstigem  Ausfall  der  Entscheidung  tritt  der 
Prozess 

c.  in  das  zweite  Stadium,  welches  den 
Zweck  hat,  den  heroischen  Grad  der  theologischen 
und  moralischen  Tugenden  und  die  Vollbringung 
von  mindestens  zwei  Wundem  (s.  S.  252.  n.  6), 
auf  Fürbitte  des  servus  de!  zu  Gott  festzustellen. 
Die  Kongregation  lässt  zu  diesem  Zweck  die  s.  g. 
remissoriales  in  specie  (Formel  a.  a.  0.  7,  280) 
an  die  betreffenden  Ordinarien  ausfertigen.  Sind 
die  von  den  letzteren  geführten  Verhandlungen 
eingegangen  ,  so  ist  von  der  Kongregation  wieder 
zunächst  über  die  Gültigkeit  dieses  Specialpro- 


zesses  zu  befinden.  Mit  Bücksicht  auf  die  Vor- 
schrift in  den  Dekreten  ürbans  VIII.,  dass  eine 
Beatiflkation,  bez.  Kanonisation  erst  &0  Jahre 
nach  dem  Tode  der  betreffenden  Person  vorge- 
nommen werden  soll  (B  e  n  e  d  i  et  XIV.  de  bea- 
tificat.  I.  22.  n.  9),  werden,  falls  diese  Zeit  noch 
nicht  abgelaufen  ist ,  die  Akten  versiegelt,  und 
alle  weiteren  Erörterungen  eingestellt.  Auch 
kann ,  wenn  darauf  der  Termin  abgelaufen  ist, 
eine  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nur  auf 
ausdrücklichen  Befehl  des  Papstes  erfolgen. 

Wenn  dagegen  der  entgegengesetzte  Fall  vor- 
liegt, so  ist  darüber  zu  befinden :  „An  constet  de 
virtutibus  theologalibus :  flde,  spe  etcharitate,  et 
cardinalibus :  prudentia,  iustitia,  fortltudine  et 
temperantia  in  casu  etc.  et  ad*  effectum  eta^  Da- 
rüber wird,  wie  über  alle  weiteren  massgebenden 
Fragen,  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes 
gehaltenen  General  -  Kongregation  entschieden. 
Darauf  ist  noch  das  zweite  nothwendige  Dubi- 
um:  „An  et  de  quibus  miracuUs  constet  eta" 
zu  erledigen.  Wird  dieses  bejaht,  so  sind  die 
Erfordernisse  der  Beatiflkation  festgestellt.  Doch 
pflegt  in  neuerer  Zeit  der  Papst  zunächst  noch 
ein  consistorium  semipublicnm  zu  halten,  in 
welchem  namentlich  die  in  Rom  anwesenden 
Prälaten  erscheinen  (Bd.  I.  S.  366.  n.  6),  und  in 
welchem ,  was  freilich  blosse  Form  ist ,  noch  die 
Frage  beantwortet  wird :  „An  staute  probatione 
virtutum  et  mlraculorum  tuto  procedi  possit  ad 
indultum  beatiflcationis^  Dann  beschliesst  der 
Papst  die  Beatiflkation,  und  es  wird  nunmehr 
von  der  secretaria  brevium  ein  Breve  über  die- 
selbe ausgefertigt.  Die  jetzt  übliche  Form  des 
wesentlichen  Thelles  lautet,  s.  die  Breven  Bene- 
dikts XIV.  in  dessen  acta  et  decreta.  Romae,  ed. 
cit.  6 ,  107  ff. :  ^de  supradictae  congregmtionis 
(sc  rituum)  consilio  et  assensu,  auctoritate  apos- 
tolica  tenore  praesentium  indiügemus ,  ut  idem 
servus  dei  Gamillus  de  Lellis  in  posterum  Beati 
nomine  nuncupetur  eiusque corpus  et  reli- 
quiae  venerationi  fldelium  (non  tarnen  in  pro- 
cessionibns  oircumferendae)  exponantur,  ima- 
gines  quoque  radils  seu  splendoribus  ezomentar 
ac  de  eo  quotannis  XV  m.  Julii  redtetur  officium 
et  missa  de  communi  confessoris,  non  pontifleis, 
cum  oratione  a  nobis  approbata  iuxta  rubricas 
breviarii  et  missalisRomani'* (worauf  dann  nähere 
Anordnungen  über  den  Gottesdienst,  welche  na- 
türlich für  die  einzelnen  Fälle  verschieden  sind, 
folgen).  Vgl.  hierzu  Benedict  XIV  de  beatif . 
I.  22.  24;  Bangen  a.  a.  0.  S.  236 ff.  Wegen 
des  Kanonisationsprozesses  s.  unten  S.  265.  n.  4. 

1  Gonst  Benedict.  XIV. :  Ad  sepulora  v.  23.  No- 
vember 1741,  bull,  eiusd.  i,  42 ;  auchopp.  7, 23. 
S.  aucho.  S.  24an.8. 

3  Protokolle  über  solche  Publikationen  in  app. 
IV.  ad  Bened.  XIV.  de  beatit  IIb.  I,  ed.  cit. 7, 
114  ff. ;  s.  auch  l  c.  IIb.  L  c  24.  n.  3ff. 
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dfls  Seliggesproehenen  beginnen,  und  der  in  dem  Breve  gestattete  Gottesdienst  ^  zu 
sdoeo  Ehren  in  anderen  Kirchen  gehalten  werden  2. 

Naeh  der  Beatifikation  wird  nicht  sofort  zur  Kanonisation  geschritten;  fttr 
fiese  ist  vielmehr  erforderlieh,  nicht  nur  dass  sich  der  Rnf  der  Heiligkeit  des  Selig- 
gesprochenen  weiter  verbreitet  nnd  die  Verehrung  desselben  unter  dem  Volke  ge- 
ateigert  hat,  sondern  auch,  dass  nach  der  Beatifikation  auf  seine  Fürbitte  durch  Öott 
Boch  weitere,  mindestens  zwei  Wunder  gewirkt  worden  sind  ^.  Ist  dies  in  dem  darüber 
asgesteliten  Verfahren  (dem  Kanonisations-Prozess)^  dargethan,  so  schliesst  die 
fijmoniaation  mit  der  feierlichen,  vom  Papst  selbst  in  der  Peterskirche  ^  vorzunehmen- 
den  Heiligspreehmig^  ab  7,  über  welche  demnächst  eine  besondere  Bulle  ausgefertigt 
wird  8. 


1  Das  Nähere  dtfübei  Benedict  XTV.  de 
Witif.  lib.  IV.  P.  II.  c.  1-^. 

s  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  24.  n.  14.  Dies 
viidsueh  stets  ansdraeklich  in  den  BeatUlkatlons- 
bieTen  bestimmt. 

3  S.  Dekret  Urbans  VIII.  und  Clemens*  IX.  ▼. 
la  Sept.  1668  L  c.  c.  25.  n.  2.  4. 

*  Das  Verfabren  wird  darch  Antrag  nnd  Me- 
BOiiale  des  Proknrators  der  Postnlatoren  an  die 
Congr.  rit  in  Gang  gebracbt.  Anf  Vortrag  in  der 
Kongregation  ertheilt  der  Papst,  wenn  er  zn- 
ilimmt,  derselben  die  commissio,  nnd  die  Kon- 
gT^ation  erlässt  dann  an  die  betreffenden  Ordi- 
DuienRemissoxlalien,  woranf  diese  die  nothwen- 
digenFeststellangen  Tomehmen.  NacbEinsendnng 
der  Yerbandlnngen  wird  die  Gültigkeit  des  Ter- 
fihreiis  (das  dubium  de  Taliditate)  geprüft ,  nnd 
bei  günstigem  Ausfall  die  weitere  Frage :  ,,An 
constet  de  rele-vantia  contentomm  in  processibns 
y.  N.  de  iis  qnae  snperrenemnt  post  indnltam 
beato  N.  -venerationem  in  casu  etc.^,  erörtert 
Wird  sie  bejabt,  so  ist  das  Verfabren  in  der  Bitns- 
konkregation  beendet  Nnnmebr  bält  der  Papst, 
laebdem  er  die  Entscbeldnng  der  letzteren  be- 
nätigt  bat  (s.  anch  Acta  s.  sed.  14,  237.  238), 
amäcbst  ein  gebeimes  Konsistorium,  in  welchem 
ei  den  Kardinalen  seinen  Entsehlnss  mittheüt, 
den  Seliggesprochenen  zn  kanonisiren,  nnd  diese 
um  ihren  Rath ,  um  ihr  placet  oder  nicht  plaeet, 
befragt ;  dann  folgt  ein  weiteres  öffentliches  Kon- 
sistorium ,  in  welchem  ein  Konsistorlal- Advokat 
lor  Information  über  dieKanouisatlon  einen  Yor- 
tzag  bält  (Bd.  I.  S.  366.  n.  2),  —  dies  ist  aber 
jetzt  bedeutungslos  (vgl.  Bangena.a.  O.S.  246) 
—  nnd  endlieh  ein  drittes,  nnd  zwar  ein  semi- 
pablienm ,  zu  welchem  die  in  Rom  anwesenden 
Bischöfe,  gleichfalls  zur  Abgabe  ihres  Gutachtens, 
zi^ezogen  werden.  In  diesem  wird  der  Endbe- 
sehluss  vom  Papste,  nachdem  zuerst  die  Kar- 
dinale ,  dann  die  Bischöfe  gefragt  worden  sind, 
gefust,  nnd  das  Nothige  in  Betreff  der  Yomahme 
des  solennen  Aktes  der  Kanonisation  angeordnet, 
Benedict  XIY.  L  c.  lib.  I.  o.  34,  während 
Bangen,  a.  a.  O.  S.  245,  das  letzte  Konsistorium 
als  ein  öffentliches  bezeichnet,  eine  Differenz, 
welche  aber  keine  sachliche  Bedeutung  hat ,  s. 
Bd.  I.  S.  366.  In  der  coU.  condl.  Lac.  6,  859. 
861  (betreffend  dieKanonisationen  v.  1862)  wird 
übrigens  das  Konsistorium  ebenfalls  als  semi- 
pabücum  bezeichnet. 

^  Wenn  der  Papst  in  Rom  residirt,  vgl.  da- 


rüber Benedict  XIY.  de  beatit  I.  36.  $.  1.2. 

«  Die  Formel  s.  0.  S.  249.  n.  1. 

7  An  dem  bestimmten  Tage  begiebt  sich  der 
Papst  in  feierUoher  Prozession  in  die  Kirche.  Er 
nimmt  auf  dem  Throne  Platz,  und  nach  Empfang 
der  Obedienz  durch  die  Kardinäle,  Bischöfe,  Äbte 
und  Pönitentiarien  stellt  ein  Konsistorial-Advo- 
kat  in  Gegenwart  des  für  die  Postulation  der  Ka- 
nonisation bevollmächtigten  Prokurators  dreimal 
die  Bitte,  dieselbe  vorzunehmen.  Auf  die  ersten 
beiden  Male  eröfTnet  der  Sekretär  der  Bre ven  (Bd.  I. 
S.  446)  die  Meinung  des  Papstes  dahin,  dass 
erst  inständige  Gebete  an  €h>tt  gerichtet  werden 
müssten ,  nnd  es  wird  nach  dem  ersten  Male  die 
Litanei  der  Heiligen,  nach  dem  zweiten  der 
Hymnus :  Yeni  creator  Spiritus  gesungen.  Erst 
nach  dem  dritten  fliale  erklärt  der  Sekretär ,  dass 
der  Papst  die  Kanonisation  vornehmen  werde,  und 
nunmehr  spricht  der  Papst  diese  unter  Gebrauch 
der  citirten  Formel  (s.  0.  S.  249.  n.  1)  aus.  Darauf 
bittet  der  Konsistorial-Advokat  unter  Darbringnng 
seines  Dankes  den  Papst  darum,  die  Ausfertigung 
der  KanonisatLonsbulle  anzuordnen.  Dieser  ant- 
wortet mit :  Decemimus.  Nunmehr  ersucht  der 
Advokat  die  anwesenden  Protonotarien  um  die 
Aufiiabme  einer  oder  mehrerer  Urkunden  über 
die  Kanonisation,  was  von  dem  ältesten  Proto- 
notar  durch  die  Anrufung  der  um  den  päpstlichen 
Thron  Yersammelten  mit  den  Worten:  „vobis 
testlbus*'  zugesagt  wird.  Demnächst  wird  das: 
Te  denm  laudamus  angestimmt  In  dem  Oonflteor, 
welches  durch  den  Diakon  gesungen  wird,  und  in 
der  Oration  wird  des  Namens  des  neuen  Heiligen 
gedacht  Endlich  ertheilt  der  Papst  die  Absolu- 
tion und  den  Segen,  ebenfalls  unter  Erwähnung 
des  Kanonisirteu,  Benedict  XIY.  1.  c  $.  9. 
Die  Feierlichkeit  schliesst  mit  einer  feierlichen 
Messe,  welche  der  Papst,  oder  bei  seiner  Yerhin- 
demng  durch  Alter  oder  Krankheit,  einer  der  Kar- 
dinäle zn  Ehren  des  neu  kanonisirten  Heiligen 
celebrirt,  1.  c.  $.  10.  Über  die  dabei  nnd  zwar 
bei  dem  Offertorinm  dargebrachten  symbolischen 
Oblationen  (Wachskerzen,  Turteltauben,  Brode, 
Fässchen  Wein  u.  s.  w.)  vgl.  1.  c.  $$.  11—13. 
S.  auch  die  in  den  Acta  canonizationis  Benedicti 
XIY.  (opp.  citBd.  Y.)  enthaltenen  Aktenstücke, 
namentlich  daselbst  p.  478  ff.  und  den  Bericht 
über  die  Kanonisationen  Plus'  IX.  v.  J.  1862  in 
den  Acta  conc.  coli.  Lac.  6,  866  ff. 

B  BeispielesolcberBullenbeiBeuedict  XIY. 
acta  oit.  p.  Ö16ff.    Ygl.  auch  Benedict  XIY. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  211. 


Neben  der  eben  besprochenen  Art  der  Beatifikation,  bez.  Kanonisalion,  der  s.  g. 
heaHficatio,  bez.  canomzatio  formalis  kommt  noch  als  Ausnahme  die  b.  oder  can.  aequi- 
poUens  vor,  d.  h.  eine  solche ,  welche  der  Papst  ohne  vorgftngiges  gerichüiches  Ver- 
fahren und  ohne  Feierlichkeiten  in  der  Weise  yerfttgt^  dass  er  zn  Ehren  eines  Dieners 
Gottes,  dessen  Verehrung  hergebracht  ist,  über  dessen  heroische  Tugenden  oder  fiber 
dessen  Martyrium  nach  der  übereinstimmenden  Ueberliefernng  kein  Zweifel  obwaltet 
und  dessen  fortwirkende  Wunderkraft  vom  Volk  angenommen  wird ,  die  Abhaltung 
eines  Offiziums  und  die  Celebration  der  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  anordnete 

Das  Verbot  der  öffentlichen  Verehrung  eines  Seligen  oder  Heiligen  ohne  vor- 
gängige  Bealifikation  oder  Eanonisation,  sei  sie  eine  formalis  oder  aequipoUens,  trifft 
nach  den  Vorschriften  Urbans  VUI.  nicht  die  s.  g.  casus  exceptio,  d.  h.  diejenigen,  in 
denen  eine  solche  Verehrung  entweder  auf  der  Uebereinstimmung  der  ganzen  oder 
des  grössten  Theiles  der  Kirche  ^  oder  auf  der  Ueberliefernng  der  Kirchenväter  oder 
anderer  heiliger  Männer'^  oder  auf  einen  Indult '^  des  päpstlichen  Stuhles  oder  der 
Congregatio  rituum*^  oder  auf  einer  unvordenklichen,  d.  h.  mehr  als  hundert  Jahre' 
zurückreichenden  Gewohnheit  beruht^.  Die  Beobachtung  und  Festhaltung  des  bis- 
herigen Kultus  ist  in  diesen  Fällen  nicht  davon  abhängig,  dass  von  irgend  einer  Seite 


de  beatif.  1. 36.  §.  14.  Neben  dieser  allgemeinen 
Kanonlsatlonsbulle  werden  mitunter  aucli  noch 
päpstliche  Schreiben  über  die  Kanonisation  an 
alle  Bischöfe  des  Vaterlandes  des  Heiligen,  oder 
an  einzelne  Mönchsorden  oder  auch  an  einzelne 
Fürsten  erlassen,  welche  zugleich  zur  Verehrung 
des  Kanonisirten  auffordern. 

1  Benedict.  XIV.  de  beatif.  I.  40.  n.  1  und 
41.  n.  1.  Ein  Beispiel  bietet  die  Kanonisation 
des  h.  Romulus  durch  Clemens  VIII.,  vgl.  const. 
Pia  mater  y.  9.  Juli  lö93,  bull.  Taur.  10,  201 : 
„cardinalium  congregationi  ss.  rituum  praeposi- 
torum  oonsilio  et  assensu  einsdem  s.  Romualdi 
nomen  et  diem  festnm  in  Kaiendario  romano . . . 
die  VII.  febr.,  quo  die  eins  translatio  facta  est, 
adscrlbendum  eiusque  officium  a  quibuscumque 
personis  ecclesiasticis  saecularibns  et  regularibus 
ubique  terrarum  existentibus  sub  ritu  duplici  de 
communi  confessorum  non  pontificum ,  nbi  pro- 
prium deest,  praeter  lectiones  secundi  nocturni, 
quae  propriae  assignantur ,  ab  eiusdem  congre- 
gationls  cardinalibus  approbatae,  celebrandum 
esse  . .  .  decemimus  et  statuimus^  Weitere  Bei- 
spiele bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  $$.  2 ff. 

2  S.  252.  n.  7.  Ueber  diese  im  Allgemeinen 
Benedict.  XIV.  L  CiL  17. 

3  Nicht  aber  blos  eines  einzelnen  Theiles. 
Hierunter  können  indessen  die  Fälle,  in  denen 
▼or  der  Reservation  Alexanders  lU.  die  Ver- 
ehrung in  der  Kirche  sich  bereits  nach  anfang- 
licher Genehmigung  durch  den  betreffenden  Orts- 
bischof  festgestellt  hat,  nicht  verstanden  werden, 
da  der  Papst  den  so  nach  früherem  Recht  gültig 
zum  Heiligen  oder  Seligen  Erklärten  nicht  noch 
einmal  beatiflciren  oder  kanonisiren  kann.  Des- 
halb ist  dieser  Ausnahmefall  unpraktisch  geblie- 
ben, Benedict  1.  c.  II.  19.  n.  3. 

4  Benedict.  1.  c.  n.  5  ff.  Doch  ist  nach  dem- 
selben kein  Fall  vorgekommen ,  wo  dieser  casus 
exceptus  allein  ohne  gleichzeitige  Bezugnahme 


auf  die  unvordenkliche  Zeit  festgestellt  worden 
wäre. 

5  In  dem  o.  S.  252.  n.  7.  citirten  Dekret  fin- 
det sich  dieser  Fall  nicht  ausdrücklich  erwähnt, 
wohl  aber  in  den  das  Verfahren  betreffenden  De- 
kreten Urbans  VIII.  (Benedict.  XIV.  acta  et 
deor.  cit.,  opp.  7.  269) i  „  ..  quando  aliquis  pos- 
tnlator  allegaret,  se  versari  in  uno  casibus  exceptis, 
uempe  quod  cultus  fuerit  adhibltus  ex  indulto 
summorum  pontificum  vel  permissione  sacrae 
congregationis  vel  per  communem''  (das  folgende 
bis  vel  ordinarii  wie  In  der  angeführten  Stelle). 
Das  Indult  kann  auch  vivae  vods  oraculo  gegeben 
sein,  Benedict.  XIV.  de  beatif.  II.  20.  n.  8. 

ö  Dies  ist  vor  Urban  VIII.  vorgekommen.  Da 
aber  seitdem  die  Kongregation  in  allen  hier- 
her gehörigen  Angelegenheiten  die  päpstliche 
Bestätigung  ihrer  Entscheidungen  einzuholen 
hat  (Bd.  I.  S.  472.  n.  4),  so  ist  der  Fall  seitdem 
unpraktisch,  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  21.  n.  1. 

^  S.  0.  S.  252.  n.  7;   vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

8  Dies  ist  der  praktisch  häufigste  Fall.  Vgl 
über  ihn  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  22.  23  {s. 
auch  Acta  s.  sed.  17,  398).  Andere  Fälle  zählt 
Benedikt  XIV.  nicht  auf,  indem  er  die  letzten  Worte 
der  cit.  Dekrete  Urbans  VIII. :  „vel  longlssiml 
temporis  scientia  ac  tolerantia  sedis  apostolicae 
vel  ordinarii"  als  gleichbedeutend  mit :  „per  im- 
memoriabilem  temporis  oursum'',  IL  19.  n.  2.  und 
22.  n.  2,  auffasst,  und  für  beide  Fälle  den  Nach- 
weis der  Kenntniss  oder  Duldung  des  aposto- 
lischen Stahles  oder  des  Ordinarius  verlangt,  1.  c. 
C.23.  n.l  1 ,  offenbar  wegen  der  Vorschrift  des  Breves 
Urbans  VIII.  Caelestis:  „Insuper  longissimum 
tempus  illiusve  immemoriabilem  cursum,  de  quo 
in  praedieto  decreto  intelligi  declaravimus  esse 
tempus  centum  annorummetumexcedens^,  durch 
welche  allerdings  der  Unterschied  zwischen  der 
unvordenklichen  Zeit  und  dem  longissimum  tem- 
pus verwischt  worden  ist. 
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die  Bemtifikation  oder  die  Eanonisation  beantragt  wird^.  Bestehen  Zweifel,  ob  die 
enrIhnteB  Voraussetzungen  vorliegen,  so  hat  der  Ordinarius  darüber  zu  befinden 2. 
Eine  Bestfttigung  seines  Ausspruches  durch  den  Papst  ist  nicht  erforderlich'.  An 
den  pftpsüichen  Stuhl  kann  eine  solche  Angelegenheit  allerdings  durch  Anfrage  sei- 
tens des  Ordinarius  gebracht  werden.  Auch  entscheidet  der  Papst  unter  Beihfllfe 
der  CoBgregatio  ritunm,  wenn  bei  ihm  ausdrücklich  um  Genehmigung  des  bisherigen 
KuituB  gebeten  wird  4.  Erfolgt  in  einem  solchen  Fall  eine  günstige  Entscheidung,  so 
ii^  darin  eine  betU^caüo  oder  canomzatio  aequipollens  ^. 

Zu  dem  Specialprozess,  durch  welchen  das  Vorliegen  eines  s.  g.  casus  exceptus 
festzustellen  ist  ^,  kommt  es  dagegen  allein,  wenn  von  den  Betheiligten  die  Seiig-  oder 
Heiligspreehung  formell  betrieben  wird  7.  Allerdings  ist  es  in  einem  solchen  Falle, 
nachdem  der  casus  exceptus  dargethan  worden  ist,  keineswegs  ausgeschlossen,  dass 
der  Papst  ohne  weiteres  formelles  Verfahren  zu  einer  beatifieatio  oder  canonizatio 
aequipollens  schreitet^. 

E.  Die  Wirkung  der  Beatifikation  und  der  Kanonisation.  1.  Ver- 
ehrung der  Heiligen  und  Seligen  im  Allgemeinen.  Die  Beatifikation  und 
Kanonisation  unterscheiden  sich  in  ihren  Wirkungen  dadurch ,  dass  den  Kanoni- 
sirten  eine  grössere  Verehrung  als  den  blos  Beatificirten  gebührt.  Die  Heili^e- 
sproohenen  ^  sind  1 .  in  der  ganzen  Kirche  und  von  allen  Gläubigen  als  Heilige,  sancH, 
anzuerkennen  ^^.  2.  Sie  werden  in  den  öffentlichen,  namens  der  Kirche  gehaltenen 
Gebeten  um  ihren  Beistand  und  ihre  Fürbitte  angerufen  ^^  3.  Zu  Ehren  und  zum 
Andenken  der  Heiligen  dürfen  Kirchen  und  Altäre  errichtet  und  Gott  geweiht  wer- 
den. 4.  Es  ist  gestattet,  sie  bei  der  Darbringung  der  Messe  und  bei  Abhaltung  der 
kanonischen  Tageszeiten  anzurufen  ^K   5.  Die  Kirche  feiert  zu  Ehren  jedes  Heiligen 


<  L.  e.  II.  17.  n.  7.    Beispiele  fCLr  die  öffent-  .  mellen  Piozess  festgestellt  werden,    dargethau 

liehe    Verehrung  nicht  Beatiflcirter   and  nicht  sind.    Der  processus  specialis  super  casu  ezcepto 

Kanonisirter  1.  c.  c.  18w  ist  aber  dazu  nicht  nothwendig,  und  es  ist  daher 

2  Trid.  Sess.  XXY.  decr.  de  invocat.  vener.  et  unrichtig,  wenn  v.  Moy  a.  a.  O.  S.  151  das  We- 
reliqaÜB,  Benedict  XIY.  1.  c.  II.  17.  n.  7.  sen  der  beat.  aequipollens  darin  sieht,  dass  ein 

3  Benedict.  XIY.  1.  c.  solcher  Prozess  TOrausgeht. 

4  Benedict.  XIY.  1.  c.  n.  7.  »  Benedict.  XIY.  L  c.  I.  38. 

^  L.  c  I.  40.  n.  1.  Der  Kultus  darf  aber  dann  ^0  Das  drückt  die  Formel:  Einverleibung  in  den 
ohne  päpstliche  Genehmigung  nicht  über  den  Katelog  der  Heiligen,  s.  0.  S.  249,  aus.  Ein  be- 
früheren  Umfang  ausgedehnt  werden,  doch  ge-  sonderer,  offizieller  derartiger  Katalog  wird  in  Rom 
wahrt  der  Papst  bei  der  Beatifikation  vielfach  bei  der  Kurie  nicht  geführt ,  auch  ist  darunter 
erweiternde  Goncessionen,  1.  c.  u.  Üb.  lY.  P.  II.  nicht  etwa  das  Martyrologium  romanum,  in  wel- 
c.  3.  Es  ist  aber  auch  möglich ,  dass  der  Papst,  ehern  neben  den  sanoti  auch  beati  vorkommen, 
obwohl  er  den  Kultus  nicht  billigt,  ihn  doch  nicht  zu  verstehen ,  vielmehr ,  wie  die  betreffenden 
direkt  untersagt,  ihn  vielmehr  mit  Rücksicht  auf  Schriftsteller  sich  ausdrücken,  der  „mentalis  in 
die  bestehenden  Yerhältnisse ,  namentlich  mit  corde  et  mente  ecclesiae  catalogus^,  also  die  Ein- 
Rücksicht auf  die  Glaubigen  des  betreffenden  reihung  unter  die  Zahl  der  Heiligen,  Beue- 
Ortes,  tolerirt,  also  den  stetus  quo  bestehen  lässt,  dict.  XIY.  1.  c.  I.  38.  n.  2. 
sich  aber  sndererseits  gegen  Annahme  einer  Bil-  ^^  Deshalb  darf  auch  nicht  f  ü  r  siegebetet  wer- 
ligung  seinerseits  verwahrt.  Darin  liegt  natürlich  den,  s.  0.  S.  240.  n.  5. 

keine  beatifieatio  aequipollens.   Beispiele  dafür  ^^  Das  aber  nicht  ohne  Weiteres.    Sofern  dies 

1.  c  I.  40.  n.  2ff.  nicht  etwa  schon  zu  der  Zeit,  als  der  Kanonisirte 

<^  8.  o.  S.  263  Anm.  beatiflcirt  wurde,  in  einer  Kirohe  und  in  be- 

^  Benedict  XIY.  1.  c  II.  17.  n.  1  ff.  stimm tem  Umfange  gestattet  worden  ist,  genügt 

^  ^n  Beispiel  dafür  bei  Benedict.  XIY.  weder  die  feierliche  Kanonisation ,  noch  die  Ka- 

1.  e.  L  41.  $.  6.    Der  Papst  wird  selbstverstand-  nouisationsbuUe  allein ,  um  ein  Recht  oder  eine 

lieh  eine  beat  oder  can.  aequipollens  nur  vor-  Pflicht  zur  Feier  der  Messe  und  zur  Redtation 

nehmen,  wenn  die  Erfordernisse  eines  casus  ex-  des  Offiziums  in  der  ganzen  Kirche  zu  begründen, 

ceptus  vorliegen,  weil  erst  dann  die  nöthigen  vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  einer  besonderen 

Yoraussetzungen ,  welche  sonst  durch  den  for-  päpstlichen  Anordnung ,  selbst  dann,  wenn  bei 

Hinsobins,  Eirchenrecht.  lY.  i7 
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jährlich  einen  oder  mehrere  Festtage  ^  6.  Ihre  Bildnisse  dürfen  mit  den  Zeichen  der 
Heiligkeit,  Strahlen  oder  einer  Krone  oder  einem  sonstigen  entsprechenden  Schmuck 
in  den  Kirchen  angebracht,  sowie  7.  ihre  Körper  oder  Reliquien  der  letzteren  in 
entsprechender  Weise  in  der  Kirche  aufbewahrt  und  zu  gewissen  Zeiten  zur  öffent- 
lichen Verehrung  fttr  die  Ol&ubigen  ausgestellt  werden. 

Den  Seligen  (beati)  darf  dagegen  die  öffentliche  Verehrung  allein  in  demjenigen 
Umfange,  wie  sie  seit  unvordenklicher  Zeit  hergebracht  oder  in  dem  Beatifikations- 
Indulte  zugelassen  worden  ist,  erwiesen  werden''^.  Sofern  aber  auf  diese  Weise  der 
Kultus  nicht  näher  bestimmt  werden  kann ,  ist  die  Herumtragung  ihrer  Reliquien  in 
Prozession  ausgeschlossen''^.  Auch  bleibt  die  Ausdehnung  ihrer  öffentUehen  Ver- 
ehrung über  den  Ort  hinaus,  für  welchen  sie  gestattet  ist,  verboten*.  Ferner  dürfen 
ihre  Bildnisse  und  Reliquien  nicht  öffentlich  in  den  Kirchen,  Sakristeien  oder  irgend 
welchen  Oratorien,  vor  allem  nicht  in  solchen,  in  denen  Messe  gelesen  wird,  ohne 
päpstliche  Erlaubniss  ausgestellt  ^,  falls  aber  eine  solche  ertheilt  ist ,  doch  nicht  auf 
den  Altären,  sondern  nur  an  den  Wänden  angebracht  werden^.  Zur  Errichtung  von 
Altären  und  zur  Feier  besonderer  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  bedarf  es  gleichfalls 
einer  päpstlichen  Genehmigung^,  und  ebensowenig  dürfen  ohne  Weiteres  die  kanoni- 
schen Tageszeiten  öffentlich  zu  ihren  Ehren  abgehalten^,  noch  ihre  Namen  in  die 
Kirchengebete  eingeschaltet  werden  ^. 

Ist  die  Errichtung  von  Altären  durch  den  Papst  gestattet  worden,  so  ist  damit 
noch  nicht  die  Erlaubniss  ertheilt ,  die  Seligen  in  der  Messe  und  in  den  kanonischen 
Tageszeiten  anzurufen  ^o.  Wenn  aber  die  Feier  der  Messe  zu  Ehren  derselben  aus- 
drücklich vom  Papste  erlaubt  sein  sollte  ^i,  so  dürfen  trotzdem  nicht  einmal  andere 
Geistliche  als  diejenigen,  welche  zu  der  bezüglichen  Kirche  oder  zu  der  bezüglichen 
Gemeinschaft  (z.  B.  dem  Orden)  gehören,  eine  solche  in  der  betreffenden  Kirche 
celebriren  ^^.  Endlich  können  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  nur  zufolge  speciellen 
päpstlichen  Indultes  gefeiert  ^3,  und  ihre  Namen  allein  in  die  Kalender  für  diejenigen 


der  Kanonisatlou  oder  iu  der  Bulle  der  Messfeier  auctus  et  extensus,  eo  casu  s.  eadem  oongr.  euu- 

und  des  Offiziums  besonders  erwähnt  ist,  weil  dem  in  pristinum  statum  reduci  iubet.^ 

auch  in  dem  letzten  Fall  der  Ritus  und  die  Art  ^  Decret  Alex.  clt.  u.  11. 

des  Festes  (ob  duplex  u.  s.  w.)  noch  nicht  fest-  *  L.  c.  u.  4. 

steht  und  nicht  aus  den  Rubriken  des  Missales  ^  L.  c.  ii.  1. 

und  Breviers  entnommen  werden  kann,  Bene-  ^  L.  c.  n.  2.    Gestattet  ist  es  aber,  wenn  die 

diot.  1.  c.  n.  3 — 7.    Ober  die  Art  der  die  Messe  zu  Ehren  des  Seligen  kraft  päpstlicher  Er- 

Messe  und  das  Offizium  gewährenden  laubniss  celebrirt  werden  darf,    Oongr.  rit.   r. 

Konzession  s.  des  Näherenl.  c.  lib.  IV.  P.  II.  17.  April  1660,   Gardellini  n.  2046.  I. ;   1, 

0.  6.  346;  Benedict.  XIV.  1.  c. 

1  Hier  gilt  das  Vorbemerkte.  l  P"^''  ^^^^'  ^^''  "•  3. 

®  8  L.  c.  n.  5. 

2  Dekr.  d.  Oongr.  rit.  v.  5.  Okt.  1652,    Gar-  «  L.  c.  u.  9.  10. 
dellini  ed.  eil  n.  1654;  1,  289  u.  Benedict  w  l.  o.  n.  3. 

XIV.  1.  c  L  37.  n.  13,  ferner  Dekret  Alexanders  "  In  den  Kirchen,  in  denen  dies  gestattet  ist, 

VII.  V.  27.  Sept.  1659,  Benedict.  XIV.  I.e.  u.  dürfen  auch  ihre  Reliquien  ausgestellt  werden, 

Gardellini  n.  2002;    1,  337:    „Sacra  tarnen  Oongr.  v.  17.  AprU  1660  cit.,  Gardellini  n. 

congr.  . . .  removere  non  intendit  cultum  beatis  2046.  IV. 

per  Gommunem  ecclesiae ,  consensum  vel  im*  i^  Dies  gilt  selbst  von  den  Kardinälen,  decret. 

memorabilem    temporis    cursum    aut   per   pa-  Alex.  cit.  n.  6,  und  in  Betreif  der  Kirchen  eines 

trum  virorumque  sanctorum    scripta  vel    tem-  Ordens  von  den  demselben  aiigehörigen  Bischöfen, 

poris  0  annorum  metam  excedentis  soientiam  ac  auch  wenn  diese  zufolge  besonderen  päpstlichen 

tolerantiam  sedis  apostolicae   aut  ordinariomm  Indultes  trotz  ihrer  Promotion  (s.  dazu  Bd.  II. 

haotenus  praestitumac  oertls  modo  et  forma  ab  eo  S.  489)  noch  der  Privilegien  des  Ordens  theil- 

tempore  eis  exhibitum.  Verum,  si  a  0  annls  citra  haftig  geblieben  sind,  Oongr.  rit.  cit.  n.  1660.  V. 

cultus    huiusmodi    aliqua   ex  parte    oonstiterit  13  Decret.  Alex.  cit.  n.  7. 
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Orte  und  diejenigen  Personen-Oesammtheiten,  ffir  welche  der  Kultus  mit  Messfeier 
und  Abhaltung  der  kanonischen  Tageszeiten  gestattet  ist,  eingetragen  werden  K 

2.  Insbesondere  von  der  Verehrung  der  Heiligen  als  Kirchen- 
pitrone^.  Nur  die  Heiligen,  sancti;  nicht  die  beati,  d.  h.  diejenigen,  welche  ka- 
oonlsirt  oder  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  rechtmässig  verehrt  werden  ^^  können 
za  s.  g.  pairom,  Patronen  gewählt  werden  ^^  d.  h.  es  dürfen  EUrchen,  Kapellen,  Ora- 
torien, ferner  einzelne  Ortschaften,  Diöcesen,  Provinzen  und  Länder,  sowie  kirchliche 
GenossenBchaflen  (Orden,  Kongregationen,  Brüderschaften  ^)  unter  den  Schutz  eines 
Heiligen  gestellt  werden ,  welcher  vorzugsweise  für  die  zu  den  betreffenden  Insti- 
taten ,  Bezirken  und  Gemeinschaften  gehörigen  Personen  als  Fürsprecher  bei  Gott 
erscheint  ^  und  darum  seitens  derselben  einer  besonderen  und  ausgezeichneten  Ver- 
ehrung geniesst.  Die  Wahl  des  Patrons^  steht,  wenn  es  sich  um  eine  Ortschaft  oder 
einen  Distrikt  oder  um  ein  Land  handelt,  dem  Volke  (nicht  allein  den  Kommunal-  oder 
Staatsbeamten)  unter  Zustimmung  des  Bischofs  und  des  Klerus^  zu,  und  bedarf  der 
Bestätigung  der  Congregatio  rituum^.  Was  dagegen  die  Patrone  von  Kirchen  betrifft, 
so  hat  diese  endgültig  derjenige  kirchliche  Obere  zu  bestimmen ,  welcher  für  Er- 
richtung der  kirchlichen  Anstalt  zuständig  ist  ^^,  Wird  die  Kirche  nach  dem  Patron 
genannt ,  so  heisst  er  patronus  tikdaris  ^^.  Es  ist  auch  zulässig  für  eine  Kirche  oder 
einen  Distrikt  oder  Ort  statt  eines  mehrere  Patrone  zu  wählen  ^^,  jedoch  kann,  abge- 


»  L.  a  n.  8. 

-  Patrons  et  titulaires  in  den  Analect.  iur.  pon- 
rif.  1856.  p.  8ö0ff. 

3  Daher  auch  die  Engel  und  die  Jungfrau  Maria, 
Benedict.  XIV.  debeaüf,  IIb.  IV.  P.  II.  c  30. 
n.  6ir.;  Probst,  Brevier.  2.  Aufl.  S.  2Ö8. 

^  Nicht  also  blosse  heati,  decr.  Urbani  YIII.  v. 
23.  März  1630,  n.  1,  Gardellini,  1.  c  n.  852; 
1,  178  and  Ferraris  s.y.  patroni  sauctl  n.  1. 
Vor  dem  eit.  Dekrete  ist  dies  allerdings  vorge- 
kommen und  auch  vom  päpstlichen  Stuhl  zuge- 
lassen worden,  8.  Benedict  XIY.  I.e.  c.  14. 
11.3.  6  ff. 

^  So  hat  Leo  Xlll.  auf  Ansuchen  den  h.  Yin- 
ceuz  V.  Panla  zum  Patron  aller  Brüderschaften, 
welche  Werke  der  christlichen  Barmherzigkeit 
üben,  erklärt,  Acta  s.  sed.  18,  45  fr. 

^  Gott  selbst  kann  daher  nicht  zum  Patron  ge- 
wählt werden,  ebensowenig  Christus ,  weil  die- 
ser, wenn  auch  Fürsprecher  der  Menschen,  es 
doch  in  höherem  Sinn,  und  zugleich  Richter  der- 
selben ist.  Probst  a.  a.  0.  8.  268. 

■^  Decr.  Urban.  dt. :  „2.  Quod  de  patrono  civi- 
tatis electio  fleri  debeat  a  populo  mediante  oon- 
sHlo  generali  illius  civitatis ,  non  autem  ab  offl- 
ci&llbus  solum  et  quod  acoedere  debeat  consensus 
expressus  episoopi  et  den  illins  civitatis.  Idemquo 
servari  debeat  in  patrono  regni ,  qui  pariter  eligi 
debeat  a  populo  singularum  civitatum  provinciae, 
non  autem  a  repraesentantibus  regnum ,  nlsi  ad 
hoc  habeant  speciale  maudatnm  et  pariter  cum 
cAusensu  episcopi  et  cleri  dictarnm  dvitatum. 
3.  Quod  causae  eleotionis  novomm  patronorum 
debeant  in  s.  Kituum  Gongregatione  deduci  et 
eiatninari ,  ac  demum  causa  cognita ,  ab  eadem 
eongregatione  approbari  et  conflrmari'*. 

^  Sind  in  dem  Lande  mehrere  Bischöfe,  so 
werden  alle  zuzustimmen  haben,  unter  dem  Kle- 
ms  auch  der  Regularklerus ,    namentlich   weil 


er  das  Offizium  und  die  Messe  zu  Ehren  des  Pa- 
trons mitzufeiern  hat,  Benedict  XIY.  1.  c. 
n.  4.  5. 

9  Oden,  Congrcgatlouen  und  Kloster  sind  zur 
Wahl  eines  Patrons  mit  der  Wirkung ,  dass  das 
Offizium  desselben  gefeiert  wird ,  allein  kraft 
päpstlichen  Indultes  fähig,  Gardellini  1.  c. 
n.  3833  IL;  2,  276;  de  Her  dt  sacr.  liturg. 
praxis  t  III.  n.  119,  weil  der  Stifter  ihres  Ordens 
Ihr  Patron  ist  S.  überhaupt  Analecta  1 855  p.  882. 

iO  Also  bei  Kathedralen  und  KoUeglatkirchen 
der  Papst,  Bd,  IL  S.  385.  387,  bei  Pfarr-  und 
anderen  Kirchen  der  Bischof  a.  a.  O.  S.  388.  Die 
Nothwendigkelt,  einenbestimmten  Patron  zu  wäh- 
len, kann  aber  dadurch  begründet  werden,  dass 
derjenige ,  welcher  keine  kirchenrechtliche  Yer- 
pflichturig  hat,  zum  Bau  einer  Kirche  die  Mittel 
zu  gewähren,  an  die  Hergabe  der  letzteren  eine 
darauf  gehende  Anordnung  knüpft,  s.  a.  a.  0. 
S.  392.  Schon  bei  der  Benediktion  des  Grund- 
steines und  dann  bei  der  Konsekration  oder  Be- 
nedlktion  der  Kirche  wird  der  Name  des  Patrons 
ausdrücklich  genannt,  n,  die  betreffenden  For- 
mulare im  Pontificale  und  Rituale. 

^1  Denn  titulus  ist  der  Name,  die  Bezeichnung 
der  Kirche,  Bd.  I.  S.  63.  n.  4.  £s  ist  indessen 
nicht  erforderlich,  dass  die  Kirche  nach  dem  Pa- 
tron benannt  wird ,  es  kann  vielmehr  ihre  Be- 
zeichnung auch  von  einem  göttlichen  Geheimuiss, 
der  h.  Trinität,  dem  h.  Geist,  dem  h.  Herzen 
Jesu,  hergenommen  werden.  In  diesen  Fällen  ist 
der  titulus  und  das  patrocinium  der  Kirche  nicht 
identisch,  der  Patron  also  nicht  zugleich  titularis 
der  Kirche,  Probst,  Brevier  S.  268. 

12  Das  geschieht  auf  dieselbe  Weise ,  wie  in 
Betreff  des  Hauptpatrons,  Analecta  1856  p.  864. 
865;  de  H  er  dt  1.  0.  n.  120.  Am  häufigsten  fin- 
den sich  für  die  Ortschaften  solche  Nebenpatrone, 
Probst  S.  274, 
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sehen  von  einem  besonderen  päpstlichen  Indult  oder  einer  unvordenklicken  Ge- 
wohnheit nur  einer  zum  &chnizps,tron{palr(mu8 principaiia  oi&t principalior  ^)  bestimmt 
werden.  Die  anderen  gelten  neben  ihm  nur  als  Fürsprecher  in  zweiter  Linie  (als 
s.  g.  patrom  minus  principales,  secundarii)  und  dürfen  daher  nicht  in  derselben  Weise, 
wie  die  ersteren  gefeiert  werden^. 

Abgesehen  von  einer  Suppression  der  betreflfenden  Kirche  ^  kann  der  Patron 
allein  mit  Zustimmung  des  p&pstlichen  Stuhles  geändert  werden  ^^  und  wird  erst  nach- 
träglich ein  weiterer  Patron  gewählt ,  so  tritt  er ,  falls  ein  päpstliches  Indult  nichts 
anderes  bestimmt,  dem  früheren  nur  als  patronus  secundarius  zur  Seite  ^. 

Der  Unterschied  zwischen  den  Haupt-  und  Nebenpatronen  hat  wesentlich  fllr 
den  öffentlichen  Gottesdienst  Bedeutung.  Das  Fest  des  Patrons,  patronus prind- 
paHsy  kann  und  muss  als  festum  duplex  erster  Klasse^  mit  der  Oktave^  gefeiert  wer- 
den^, und  zwar  in  suo  looo  oder  in  ecclesia^,  jedoch  gilt  dies  nicht  für  blos  ö£fentlich 
zugängliche  Kapellen  oder  Oratorien,  welche  sich  in  bischöflichen  Palästen,  in  Semi- 
narien,  Spitälern,  Ordens- und  auch  Privathäusem  befinden  ^o,  so  dass  also  praktisch 
allein  die  Kathedralen,  Kollegiat-,  Pfarr-  und  Klosterkirchen ^^  sowie  solche  nicht 
mit  Pfarr-Rechten  ausgestattete  Kirchen,  in  welchen  täglich  Messe  gelesen  ^^  wird, 
und  welche  ftlr  den  allgemeinen  Gottesdienst  bestimmt  sind,  sofern  ein  besonderer 
Klenis  an  ihnen  angestellt  ist  ^3,  in  Frage  kommen.  Die  Kirche  braucht  nicht  kon- 
sekrirt  zu  sein,  es  genügt,  wenn  sie  nur  benedicirt  ist*^. 

Kirchlich  zu  feiern  hat  das  Fest  der  Klerus,  soweit  er  zu  demjenigen 
Kreise  gehört,  auf  welchen  sich  das  Patrocinium  des  betreffenden  Hauptpatrons 
bezieht.  Mithin  ist  das  Fest  des  Patrons  der  Diöcese,  der  Kathedrale  oder  der 
Bischo&stadt  ^^  von  allen  zur  Diöcese  gehörigen  ELlerikern^^,  insbesondere  auch  von 

1  Zwei,  wenn  sie  so  eng  "verbunden  gedacht  situs  oder  depoeitionis  genannt) ,  Probst,  £a- 
werden ,  dass  sie  von  der  Kirche  an  einem  Tage  charlstie  als  Opfer  S.  376,  bei  der  Jnngfran  Ma- 
gefeiert  werden,  wie  z.  B.  Peter  nnd  Paul,  Ger-  ria,  wenn  sie  ohne  weiteren  Beisatz  znr  Patronin 
▼asins  nnd  Protaslns,  deHerdtl.  c.  gewählt  ist,  an  Maria  Himmelfahrt,  Gongr.  rit 

2  Das  wird  ans  der  Vorschrift  in  der  Const.  bei  Gar  d  eil  in  i  n.  4427  zu  I.  II. ;  3,  15. 
Urbans  VIII. :  Universa  v.  13.  September  1642,  ^  Das  ergiebt  der  Begriff  des  Patrocininms, 
bull.  Xanr.  15,  206  über  die  Feier  der  Festtage  Probst,  Brevier  S.  270. 

der  patroni  principaliores  als  festa  de  praecepto  ^0  Ck>ngr.  rit.  vom  12.  Nov.  1831  n.  4669  zu 

hergeleitet.    S.auch  Gardellini  1.  cn.  4587;  XXXIV.;  Gardellini  3  app.  p.  75.  78:  ^An 

3,  210  und  Anm.  1  dazu ,  und  n.  4954 ;  4,  70 ;  festum  titularis  capellamm  publicarum  et  orato- 

Benedlct  XIV.  1.  c.  c.  15.  u.  3.  de  Herd t  riorum  quae  exlstunt  in  aedibus  episcopalibus, 

1.  c.  n.  122.  seminariis,   bospitalibus ,    domibus  regularium 

3  S.  Bd.  II.  S.  461.  domibusque  privatls  celebrari  debeat  sub  ritn 
^GardelliniLc.  n.  1888;  1,  318;  n.  4954  duplici  I.  class.  cum  eredo  et  octava  (nam  ora- 

cit. ;  Gardellini  Note  1  zu  3,  210  u.  n.  1  Im  toria  publica  vocantur  eüam  ecdesiae)?  Noga- 

app.  ibid.  p.  138.  tive",  womit  aber  nur  die  Feier  als 'Fest  ersten 

5  Gardellini  l.  cn.  4587  cit;  de  Herdt  Ranges,  nicht  jede  Feier  überhaupt  verboten  ist, 
1.  c.  n.  123.  Probst,  Brevier  S.  277.  278. 

6  S.  0.  S.  198.  n.  2.  u  de  Herdt  L  c.  t.  II.  n.  219. 

7  S.  a.  a.  0.  n.  5.  12  Dass  es  ab  und  zu  geschieht,  genügt  nicht, 

8  Breviar.  roman.rubr.  gen.  I.  n.  1 :  „Officium  Gardellini  1.  c.  n.  5079  zu  IL;  4,  126. 

fit  duplex  ...  in  feste  patroni  uuius  vel  plnrium  ^  Gardellinil.  CwU.  5183  zu  XVI.;  4, 169. 

aliouius  loci  vel  tituUris  ecdesiae'';  rubr.  gen.  i«  L.  c.  3833  zu  I.;  2,  275;  de  Herdt  1.  c. 

Vn.n.l:  „DeocUva  fit  officium  vel  saltem  com-  n.  219;  Probst,  Brevier  S.  271.  272. 

memoratio  (quando  aliquo  feste   vel  domiuica  15  Gewohnlich  ist  dies  für  alle  drei  Fälle  dei- 

impeditur)  per  VIII  dies  contlnuos.    Fit  de  oc-  selbe  Heilige. 

tava  ...  in  feste  principalls  patroni  et  titularis  ^  So  die  Gongr.  rituum  für  den  Patron  der  Diö- 

loci  vel  ecclesiae'';  Probst,  Breviers.  269,  de  cese,    Gardellini   1.    c.   n.  4044  zu  L  und 

Herdt  1.  c.  t.  II.  n.  222,  und  zwar  an  dem  n.4611;  2,  355.  u.  3,  282;  für  den  der  Kathe- 

TodesUge  des  Patrons  (beim  Märtyrer  dies  na-  drale,  1.  c.  n.  4119  zu  Vlll. ;  2,  388;  für  den  der 

talis,  s.  0.  S.  239.  n.  10,  beim  Confessor  dies  trän-  Bischofsstadt,  l.  c  n.  1155  zu  I.  u.  n.  1883 ;  1, 
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den  MSneheii  und  Nonnen ,  selbst  wenn  sie  exemt  sind  und  ein  anderes  Brevier  als  das 
r^misehe  gebrauchen  S  das  des  Patrons  einer  anderen,  insbesondere  der  Pfarrkirche, 
Ton  denjenigen  Geistlichen,  welche  an  derselben  ein,  wenn  auch  noch  so  geringes 
Benefinum  inne  haben  ^  oder  derselben  von  dem  zuständigen  Ordinarius  fest  zuge- 
theilt  dnd',  nicht  aber  von  solchen,  welche  in  der  Pfarrei  wohnen  und  blos  im  Ein- 
verstiüidniss  des  Ordinarius  einzelne  Amtshandlungen  im  Interesse  der  Eingesessenen 
ansahen  ^ ,  zu  feiern.  Die  Pflicht  und  das  Recht  zu  einer  derartigen  solennen  Feier 
mit  aber  in  Betreff  der  Patrone  der  Bischofsstadt ,  Kathedrale  oder  Diöcese  für  die- 
jenigen Geistlichen ,  in  deren  Kirchen  ein  specieller  Patron,  sei  es  der  Kirche  oder 
des  Ortes,  verehrt  wird,  fort^. 

Der  Landes-  oder  Stadtpatron  endlich  wird  in  der  erwähnten  solennen  Weise 
nicht  in  dem  ganzen  Lande  und  im  Bezirke  der  Stadt,  vielmehr  allein  in  denjenigen 
Orten  und  Kirchen,  welche  eines  eigenen  Patrociniums  entbehren  <^,  gefeiert. 

Das  Hauptpatrocinium  unterscheidet  sich  femer  von  dem  Nebenpatrocinium 
darin,  dass  der  Ordinarius  die  Feier  des  ersteren  zu  einem  Festtage  de  praecepto  fär 
die  betreffenden  Gläubigen  zu  erheben  berechtigt  ist^,  jedoch  nur  das  Patrocinium  des 
Ortspatrones  für  die  Ortschaft  und  das  des  Patrons  eines  grösseren  Bezirkes  ftlr  den 
letzteren  ^,  soweit  nicht  in  den  Ortschaften  der  Kirchen  derselben  ein  besonderer 
Hanptpatron  verehrt  wird  ^. 


'217. 819.  Ein  Widerspruch  zwischen  diesen  £nt- 
seheidungen  liegt  nicht  vor;  es  muss,  wenn  die 
Pitnme  verschieden  sind ,  das  Fest  eines  jeden 
eefeiert  werden,  so  für  den  Patron  der  Kathedrale 
äod  der  Stadt  L  c.  n.  3019.  zn  I.  n.  u.  4349 ;  2, 
48.479;  sofern  nicht  eine  abweichende  Gewohn- 
heit fQr  die  Feier  eines  einzigen  besteht ,  d  e 
Herdtl.  c.  n.  224. 

1  Jedoch  feiern  es  die  Regalaren  ohne  Oktave, 
Gardellini  1.  c.  n.  866;  1,  179;  n.  3134  zn 
I.  u.  n.  3803;  2,  84.  266,  falls  ihnen  nicht  das 
Gegentheil  darch  päpstliches  Indult  oder  durch 
die  päpstlich  approbirten  Konstitutionen  gestattet 
ist  de  Herdtl.  c;  Probst,  Brevier  S.  276. 

2  de  Herdtl.  c.  n.  220. 

3  S.  g.  derlei  ecclesiae  stricte  adseripti,  de 
Herdt  1.  cn.227. 

*  S. g. derid non stricte adscripti,  s.  deHerdt 
1.  e.  Deshalb  haben  die  in  der  Pfarrei  ansässigen 
Regnlaren  das  Fest  des  Pfarrpatrons  nicht  mit  zu 
feiern,  Probst,  Brevier  S.  277  und  Eucharistie 
als  Opfer  8.  333.  Bei  ihnen  tritt  das  Titularfest 
der  Klosterkirche  an  die  Stelle,  s.  Probst,  Eu- 
cbaristte  als  Opfer  8. 333.  Im  übrigen  ist  der  Pa- 
tron eines  Ordensim  eigentlichen  Sinne  der  Stifter 
desselben,  haben  sie  aber  noch  einen  andern  pa- 
tronus  principalis,  s.  o.  S.  259.  n.  9 ,  so  finden 
auf  diesen  die  Regeln  über  den  patronuslod  oder 
eulesiae  Anwendung,  Probst  a.  a.  0.  S.  334. 

&  Vgl.  im  Allgemeinen  Gardell  in i  1.  c  n. 
4404  zu  I ;  2,  356 :  ^n  in  occurrentia  festorum 
elQsdem  ritus  et  alias  quomodocumque  parium 
Bit  eorum  praelationis  causa  religio  aut  etiam 
natlo.  .  .?  Primo  loco  habeblt  offidum  ecclesiae 
particularis,  2.  ordinisseureligionis,  3.  dioecesis, 
4.  nationis,  6.  ecclesiae  universalis'';  für  den  Vor- 
rang des  speciellen  Kirchen-  oder  Ortspatrons  vor 
dem  Pation  der  Bischofsstadt!.  c.  n.  1883  u.  1933 ; 
1. 319, 326 ;  Breve  Pins*  VII.  v.  1818,  1.  c.  n.  4562 ; 


3,  130;  n.  4611  zu  I.  ibid.  p,  282;  4642  zu  I. 
1.  c.  app.  p.  46;  n.  5207  zu  I;  4,  180;  s.  auch 
Gavalieri  opp.  litnrg.  1. 1.  c.  3.  decr.  6  (36); 
deHerdtl.  c.  n.  225.  In  anderer  Weise,  nur 
nicht  mit  der  Oktave,  darf  aber  das  Fest  kirchlich 
gefeiert  werden.  • 

«  Vgl.  Gardellini  1.  c.  n.  4404.  cit  (s.  vor. 
Anm.)  und  n.  2207;  1,  374.  Vgl.  Probst,  Bre- 
vier S.  276  und  Eucharistie  als  Opfer  S.  332. 
Ebenso  steht  das  Fest  des  Ortspatrons  gegenüber 
dem  Fest  des  besonderen  Kirchenpatrons  zurück, 
Probst,  Brevier  S.  278. 

^  D.  h.  sie  werden  dann  verpflichtet,  der  Messe 
beizuwohnen  und  sich  aller  knechtischen  Arbeiten 
zu  enthalten,  s.  darüber  $.  213  über  die  Feiertage. 
8  Oonst  ürban  VIII. :  Unlversa  v.  13.  Sept. 
1642,  buU.  Taurin.  15,  206:  „  . .  .  dumtaxat 
dies  pro  festis  ex  praecepto  colendos  esse .... 
unius  ex  principalioribus  patronis  in  quocumque 
regno  sive  provinda  et  alterius  in  quacumque 
civitate,  oppldo  vel  pago,  ubi  hos  patronos 
haberi  et  venerari  contigerit" ;  Gongr.  rit  bei  G  a  r  - 
dellini  1.  c.  n.  4131.  zu  I;  2,  393, 

d  So  nach  der  Praxis  der  Gongr.  rit,  wdche  die 
Bulle  Urbans  VIII.  (s.  vor.  Anm.)  in  dieser  be- 
schränkenden Weise  auslegt,  1.  c.  n.  4611  zu  I; 
3,  282  und  namentUch  1.  c  n.  4667  zu  XLI;  3, 
app.  p.  76 :  „Givitates  et  oppida  quae  iam  habent 
patronum  prlncipalem  debentne  aut  saltem  pos- 
sunt  continuare  celebratlonem  protectoris  prin- 
cipalis dioecesis  sub  rltu  duplicl  I  dassis  cum 
octavis  et  cum  obligatione  utriusque  praeoepti 
ex  consuetudine  ?  Affirmative  ad  I  partem  seu  con- 
tinuationem  offlcii,  negative  quoad  secundam 
seu  quoad  obligationem  utriusque  praecepti  iuxta 
decreta  alias  edita".  Die  abweichende,  einen 
Spedalfall  betrefTende  Entscheidung  1.  c.  n.  4632 ; 
3,  38,  ist  besonderer  päpstlicher  Bestätigong 
unterbreitet  worden. 
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Das  Fest  des  Nebenpatrons  wird  zwar  ebenfalls  als  festnm  duplex  maaus,  aber 
immer  ohne  Oktaye  gefeiert^,  sofern  nicht  eine  Gewohnheit  fttr  eine  weitere  solenne 
Celebration  besteht  2.  Verpflichtet  zur  Feier  sind  diejenigen  Sftkular-Eleriker,  welche 
es  auch  inBetreflf  des  Hauptpatrons  sind  ^,  niemals  aber  die  Regularen  und  Nonnen  4. 
Ausserdem  ist  das  Fest  des  Nebenpatrones  kein  für  die  Gläubigen  verbindlicher 
Feiertag  und  darf  nicht  einmal  vom  Ordinarius  zu  einem  dies  festus  de  praecepto  er- 
hoben werden  K 

Was  endlich  die  Feier  der  Patrocinien  der  o.  S.  260  gedachten  Kapellen  nnd 
Oratorien  betriffl,  in  welchen  die  solenne  Gelebration  selbst  des  Hauptpatrons  unzu- 
lässig ist^,  so  sind  diese  nach  dem  durch  den  Kalender  vorgeschriebenen  Ritus  zu 
feiern''. 

F.  Die  Verehrung  nicht  kanonisirter  oder  beatificirter  Diener 
Gottes,  d.  h.  solcher  Personen ,  welche  im  Gerflcht  der  Heiligkeit  verstorben 
sind ,  oder  welche  nach  der  Meinung  des  Volkes  Wunder  gewirkt  haben ,  ist  an 
sich,  d.  h.  so  lange  sie  kirchlicherseits  in  Betreff  einer  einzelnen  Person  niclit  ver- 
boten worden  ist,  statthaft^.  Aber  der  Kultus  derselben,  der  s.  g.  sancü  tolerati, 
darf  kein  öffentlicher ,  sondern  nur  ein  privater  sein.  Damit  ist  zunächst  jede  Feier 
derselben  durch  die  Geistlichkeit  in  der  Kirche,  also  die  Celebration  der  Messe  oder  der 
Recitation  der  kanonischen  Tageszeiten  zu  Ehren  solcher  Personen,  sowie  jede  sonstige 
kirchliche  Feier  ihres  Todestages  ausgeschlossen  ^.  Ebensowenig  dürfen  ihre  Bilder 
oder  Statuen  in  den  Kirchen  oder  öflentlichen  oder  Privatoratorien  ^^  und  an  ihren 
Gräbern  angebracht  oder  an  oder  bei  den  letzteren  brennende  Lichter  oder  Lampen 
aufgehängt  werden  ^^     Kurz,  es  sind  alle  Beweise  der  Verehrung  seitens  einzelner 


I  Das  Umgekehrte  ist  nach  Breyiar.  nibr.  f^en.  atque  imagines  ex  cera  aut  argen to  son  ex  alia 
VII.  n.  1.  (g.  0.  8.  260.  n.  8)  nnzuläsBig.  Im  qnanumqne  materia,  tarn  pictas  quam  flctas  atqne 
Übrigen  vgl.  Probst,  BreTier  S.  274  und  £iicha-  exculptas.  appendl  ant  afflgi  lampades  siye  alia 
ristiealsOpferS.  330;  de  Herdt  1.  c  II.  n.  22B.  qaaecnmque    lumlna  accendi  sine  recognitionc 

'^  Congr.  (M>nc.  1.  c.  n.  4134  zu  II.  u.  n.  4218,  ordlnarii  omnino,  prent  snpra  facienda  sedique 

l.  c.  %  395.  431.  apostolicae  referenda  ac  probanda^    Das  weitere 

3  de  Herdt  1.  c.  n.  223.  Dekret  v.  2.  Oktober  1625  erläutert  dies  dahin, 

4  Sie  dürfen  es  nur  mit  päpstlicher  Erlanbniss  dass,  wenn  Bilder  oder  ähnliche  Zeichen  der  Ver- 
feiem,  Congr.  rlL  1.  c.  n.  3019.  zu  I.  und  3143  ehning  als  Beweis  für  gewirkte  Gnaden  dem 
zu  IV.  u.  V.,  1.  c  2,  47.  85 ;  d  e  H  e  r  d  1 1.  c.  Leiter  von  Kirchen  und  Oratorien  ilbergeben  wer- 
,    5  Vgl.  die  const.  clt  Urban.  VlII.  den ,  dieselben  nicht  zurückgewiesen ,  sondern 

6  Die  Geistlichen  derselben  haben  aber  in  der  mit  Bescheinigungen  der  Darbringenden  und  et- 
gedachten  Weise  das  Hanptpatrocinium  derjeni-  waiger  Zeugen  der  Vorgänge  nach  eingeholter 
gen  Kirche,  zn  welcher  ihre  Kapelle  gehört,  mit-  Genehmigung  der  Ordinarien  an  einem  beson- 
zttfelern,  Congr.  rit  n.  5079  zu  III.  u.  IV.;  4,  deren,  nicht  zugänglichen  Orte  aufbewahrt  wer- 
126 ;  Probst,  Brevier  S,  277.  den  sollen,  damit  sie  später  bei  einem  etwaigen 

7  Probst  a.  a.  0.  S.  278  und  Eucharistie  als  Beatiflkations-  oder  Kanonisationsprozess  als  Be- 
Opfer S.  333;  de  Herdt  1.  c.  n.  219  u.  t.  HI.  weismittel  benutzt  werden  können. 

n.  125.  Ferner  bestimmt  das  zuerst  angeführte  Dekret 

Die  Altäre  können  ebenfalls  zu  Ehren  eines  §.  2 :  ,,Ac  pariter  imprimi  de  caetero  inhibuit  li- 

Heiligen  konsekrirt  werden,  aber  für  diesen  wird  bros  eorumdem  hominum,    qui  sanctitatis  sive 

ebensowenig ,  wie  bei  den  im  Text  gedachten  roartyrii  fama  vel  opinione  (ut  praefertur)  cele- 

Kapellen  das  Patrocinium  als  eigenes  und  ausge-  bres  e  vita  migraverlnt,  gesta,  miracula  vel  reve- 

zeichnetes  Fest  gefeiert ,  und  es  gilt  auch  hier  lationes  seu  quaecunque  beneflcia  tanquam  eornm 

das  im  Text  Bemerkte.    Vgl.  Probst,  Brevier  intercessionibus  a  deo  accepta  continentes,  sine 

S.  278  und  Eucharistie   als  Opfer  S.  333 ;  d  e  recognitione  atque  approbatione  ordlnarii ,  qui  in 

Herdt  1.  c  III.  n.  125.  iis  reoognoseendis  theologos  aliosque  pios  ac  doc- 

8  Benedict  XIV.  de  beatif.  II.  9.  n.  1.  4.  tos  viros  in  consilium  adhibeat,  et  ne  deincepe 
0  L.  c.  n.  4  Araus  ant  error  ant  aliqnld  novum  ac  inordina- 
10  Dekret  Urbans  VIII.  o.  S.  260.  n.  4.  $.  1.  tum  in  re  tarn  gravi  committatnr,   negotium  in- 

II  Citirtes  Dekret  Urbans  VIII.  $.  3:  „Ad  ho«  8tructumadsedemapostolic4imtransmittateiQsque 
rum  sepulcra  vetnit  etiam  ac  inhibuit  tabellas  responsum  expectet''. 
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GUabigen  ausgeschlossen,  welche  sich  nicht  rein  als  Akte  der  persönlichen  und  pri- 
Taten  Weiihsch&tzang  des  Einzelnen  darstellen  und  äusserlich  knndthnn  ^  Daher  kann 
der  EiBzeliie  wohl  den  Abgeschiedenen  als  Heiligen  bezeichnen ,  seine  Fürbitte  an- 
rofen ,  Bilder  und  Statnen  ohne  Heiligenschein  und  ähnliche  Zeichen  in  seiner  Be- 
hansnng  anfliftngen  und  aufstellen,  fftr  sich  auch  an  dem  Grabe  Gebete  verrichten 
nnd  sonst  zu  seinen  Ehren  am  Todestage  oder  an  anderen  Tagen  beten ,  sowie  zu 
seinen  £hren  fasten  oder  andere  Kasteiungen  Yomehmen.  Gleichgültig  ist  es,  ob  dies 
andere  Personen  sehen  und  hören  2,  weil  dadurch,  dass  die  Verehrung  des  Einzelnen 
nicht  geheim  erfolgt ,  noch  nicht  ohne  Weiteres  der  Schein  erzeugt  wird ,  als  ob  der 
Kultus  unter  der  Autorität  der  Kirche  gettbt  wird ,  dies  aber  zum  Begriffe  des 
dffeniliehen  Kultus  wesentlich  ist. 

AoBsehreitungen  über  die  erlaubten  Grenzen  haben  die  Ordinarien  ^  zu  über- 
waehen  und  zu  ahnden,  gegen  Kleriker  nöthigenfalls  mit  Suspension  nnd  Entziehung 
ihrer  Aemter  ^y  gegen  Laien  mit  arbiträren  Strafen  ^. 

§.212.    B,   Die  Verehrung  der  Üeliquien  und  der  Heiligenhüder^. 

I.  Die  Reliquien.  A.  Einleitung.  In  Verbindung  mit  dem  Heiligenknltns 
hat  sich  im  4.  Jahrhundert  auch  die  Verehrung  der  s.  g.  reliquiae  (Xst^ava] ,  d.  h.  der 
Heiligenleiber  und  der  Ueberreste  derselben,  sowie  derjenigen  Gegenstände ,  welche 
von  Christus  oder  der  Jungfrau  Maria  herrühren,  entwickelt^.  Bei  dem  grossen 
Werth,  welchen  man  auf  den  Besitz  derartiger  Gegenstände  legte,  und  bei  dem  Be- 
streben, sich  solche  auf  jede  mögliche  Weise  zu  verschaffen,  war  schon  die  römische 
Kaisergesetzgebung  Ende  des  4.  Jahrhunderts  genöthigt,  mit  Anordnungen  zum 
Schutze  der  Märtyrerleichen  einzuschreiten  ^. 

Von  Erfolg  war  dies  freilich  nicht.  Im  Abendlande ,  in  welchem  zunächst  der- 
gleichen Reliquien  nicht  so  leicht  zu  erlangen  waren ,  musste  man  sich  vorerst  zum 
grossen  Theil  mit  blossen  Andenken  an  die  Heiligen  oder  mit  Tüchern ,  mit  welchen 
die  Körper  derselben  berührt  worden  waren  ^,  begnügen  ^<^. 

1  Dieses  Prinzip  lässt  sich  aus  den  Anordnun-  ecclesiae   cathol.    de  cultn  sanctonim  doctrina. 
%&si  Urbans  VIII.  entnehmen.  Monach.  1797. 

2  Vgl.  Reiffenstuel  las  canon.   III.  45.  "^  Hanck  in  Herzogs   Real  -  Encyklopädie. 
n.  21.  22.  2.  Aufl.   12,  689;    Gieseler,  Kirchengesch.  I. 

3  Na4^  dem  Dekret  Urbans  VIII.  y    13.  März  2,  269. 

1626.  §.  ö  anch  die  Ketzer-Inqnlsitoren,  ebenso  ^  fl.7(Gratian,Valentlnianu.Theodo6insn.386) 

aveh  eonst.  dt.  Oaelestls  %,  5.  Hb.  IX.  tit.  17  :    „Homatnm  corpas  nemo  ad  al- 

4  S.  a.  a.  O.  1.  c.  ternmlocum  transferat;  nemomartyrem  distrahat, 
^  Gegen  diese  setzt  das  Dekret  im  Allgemeinen  nemo  mercetnr^  (znm  Theil  auch  c.  3.  G.  Inst. 

keine  Strafen  fest ,  die  const  $.  5  lasst  arbiträre  I.  2). 

Cens^ren  und  Strafen  zu,  ordnet  aber  in  lieber-  ^  S.  z.  B.  bei  Gregor I.  ep.  IV.  30,  v.  594,  ed. 

einstimmnng  mit  %.  7  des  Dekretes  an :   ^Qni  Bened.  2,  709 :    „ .  .  .  Romanis  consaetudo  non 

autem libros  impresseiint  autimagines pinxerint,  est,  qnando  sanotoram  reUqaias  dant ,  ut  quid- 

Bculpserint  sen  qnomodo  afflxerint  vel  formave-  qnam  tangere  praesnmant  de  corpore,  sed  tantum 

rint  eeteriqne  artillees  circa  praemissa  qnaliter»  in  pyxide  braudenm  (leinenes  Tuch)  mlttltnr  at- 

eamqne  delinqaentes  praedieta  omnia  amlttant  qae   ad  sacratissa    corpora    sanctorum  ponitur. 

et  Insnper  peenniariis  alüsqne  corporalibas  poe-  Qnod  levatum  in  ecclesia ,  quae  est  dedlcanda 

nig  inxta  eriminis  gravitatem  eonundem  ordina-  debita  cum  veneratione  reconditur :   et  tantae  per 

rioram  sen  inqulsitomm  arbitrio  afflciantur''.  hoc  ibidem  Tirtntes  flunt ,  ac  si  llluc  specialiter 

Gegen  die  Regularen  ist  in  beiden  Erlassen  11.  eorum  corpora  deferantnx^^     Vgl.  auch   F.   X. 

oc.  als  Strafe  Verlust  ihrer  Offizien  und  anspen-  Kraus,  Roma sotterranea.  FreiburguBr.  2.  Aufl. 

sio  a  dlTinls  festgesetzt.  1879.  8.  30.  31. 

0  Dom.  Anfossius,   de  saerar.  reliquiamm  ^0  So  übersendet  Gregor  I.  ep.IX.  122,  v.  599, 

cnltis  et  veneratione.  Brix.  1610-,  Mich.  Salier,  ed.  Ben.  2,  1031,  dem  Westgothenkönig  Becnared 
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Bei  dem  überall  hervortretenden  BedflrfniBse  nach  sinnlichen  Gegenstftnden  des 
Kultus  und  dem  nicht  nur  im  Volke,  sondern  auch  unter  der  Qeistlichkeit  herrschen- 
den Wunderglauben  fand  die  kirchliche  Oesetzgebung  in  den  ersten  Zeiten  seit  der 
Ausbildung  der  Reliquienverehrung  keine  Veranlassung,  mit  besonderen  Beatim- 
mungen einzugreifen.  Die  wenigen  derartigen  Vorschriften ,  welche  sich  vorfinden, 
ergeben  aber  so  viel  als  unzweifelhaft,  dass  den  partikulären  Oesetzgebnngsoi^anen. 
vor  Allem  den  Synoden  und  den  Bischöfen  das  Recht  zu  näheren  Anordnungen  Aber 
die  Behandlung  und  Verehrung  der  Reliquien  ^  insbesondere  den  letzteren  die  Be- 
fugniss  zur  Prüfung  der  Aechtheit  derselben  zukam  2. 

Dieser  Rechtszustand  hat  sich  nicht  nur  während  der  karolingischen  Zeit,  seit 
welcher  die  Einführung  ächter  und  unächter  Reliquien  in  das  Frankenreich  einen 
besonderen  Aufschwung  nahm  ^,  namentlich  weil  es  jetzt  in  Qemässheit  einer  Vor- 
schrift des  Nicänischen  Konzils  v.  7S7  ^  üblich  geworden,  keine  neuen  Kirch^i  ohne 
Niederlegung  von  Reliquien  in  ihnen  zu  konsecriren  ^,  sondern  auch  noch  lange  über 
dieselbe  hinaus  erhalten  ^. 

Erst  als  immer  neue  Reliquien  entdeckt  wurden ,  um  die  Gläubigen  zu  frommen 
Gaben  für  die  sie  aufbewahrenden  Kirchen  zu  bestimmen  7,  und  als  in  Folge  der  Kreuz- 
Züge  zahllose  derartige  Heiligthümer  nach  dem  Abeodlande  gebracht  waren  und  der 
Handel  mit  denselben  immer  grössere  Ausdehnung  annahm  ^,  griff  die  allgemeine  Oe- 


einen  Nagel,  in  welchem  Eisen  -von  den  Ketten 
des  h.  Petrus  eingeschlossen  war.  Eine  Anzahl 
derartiger  Gegenstände  werden  in  den  Schriften 
Gregors  y.  Tours  erwähnt,  s.  die  Zusammen- 
stellang  bei  Hauck  a.  a.  0.  S.  691. 

*  Vgl.  die  spanischen  Provinzialkonzilien  von 
Saragossa  592.  c.  2 :  „ut  reliquiae  in  qoibuscum- 
qne  locis  de  Ariana  haeresi  inventae  faerint,  pro- 
latae  a  sacerdotibas  in  qnoram  ecclesiis  reperlun- 
tar,  pontificibns  praeseutatae  igneprobentnr",  and 
Braga  675.  c.  ö,  welches  gegen  die  Eitelkeit  ein- 
zelner Bischöfe ,  sich  die  Reliquien  nm  den  Hals 
zn  hängen  und  sich ,  als  oh  sie  selbst  die  Reli- 
quienschreine wären,  herumtragen  zu  lassen, 
eifert  In  beiden  Fällen  sind  es  ganz  specielle 
Grunde,  welche  die  betreffenden  Vorschriften  her- 
vorgerufen haben.  Ausserdem  erwähnt  nur  die 
für  mehrere  Provinzen  zu  Toledo  Ö97  abgehaltene 
Synode  (s.  Bd.  III.  S.  529)  c  2  heiläuflg,  gelegent- 
lich einer  anderen  Yorschrift,  des  „ostiarius  qni  et 
sanctarum  xeliqularam  luminaria  omni  subse- 
quente  nocte  accendat". 

2  Das  zeigt  c.  2,  Saragossa  592  (s.  vor.  Anm.), 
welches  den  Bischöfen  aufgiebt ,  die  Feuerprobe 
mit  den  Reliquien  behufs  ihrer  Aechtheit  anzu- 
stellen, aber  nicht,  soHef^le,  Gono.  Gesch. 
2.  Aufl.  3,  57,  die  Yerbrennnng  durch  Priester 
(I)  anordnet  Auch  die  0.  S.  240.  n.  2.  citirte 
Garthagische  Universalsynode  spricht  für  dieses 
Recht  der  Bischöfe. 

Ueber  die  im  Zusammenhang  mit  dem  Bilder- 
sturme (s.  unter  II)  stehende  Verfolgung  der  Re- 
liquien durch  Kaiser  Konstantin  Kopronymus  und 
die  spätere  Empfehlung  der  Reliquienverehrang 
durch  das  Konzil  v.  Nicäa  v.  787,  s.  Hefele, 
Concil.  Gesch.  2.  Aufl.  3,  417.  428.  466.  472. 

3  Gieseler,  Kirchengesch.  II.  2,  153  ff.  Man 
stahl  zu  diesem  Zweck  auch  Reliquien  in  Rom, 


Roth,  Gesch.  d.  Beneflcialwesen&  Erlangen  1850. 
S.  255. 

«  c.  7,  Mansil3,427.  Hefele  a.  a.D.  3,70. 
versteht  den  c.  2  der  ihrem  Orte  nach  zweifel- 
haften fränkischen  Synode  des  7.  Jahrhunderts, 
B  run  s  1.2, 259 :  „Ut  altaria  alibi  consecrari  non 
debeant  nisi  in  bis  tantum  ecclesiis,  ubi  corpora 
sepulta  non  sint'',  dahin ,  dass  die  Konsekration 
von  Altären  in  anderen  Kirchen  als  in  denen ,  in 
welchen  sich  Heiligen-Leiber  befanden,  verboten 
wird ;  aber  c.  2  spricht  nicht  von  Heiligen-Leich- 
namen, und  ordnet  gerade  an,  dass  Altäre  da,  wo 
Leichname  begraben  seien,  nicht  geweiht  werden 
sollen. 

5  Für  die  karoUngisohe  Zeit  vgl  0.  S.  242.  n.  1. 

6  S.  ferner  Mainz  813.  c  61,  MansiU,  75  (c. 
37  Dist  I.  de  oons.):„Deincep8vero  corpora  sanc- 
torumde  locoadlocum  nullus  praesumat  transferre 
sine  consilio  principis  vel  episcoporum  et  sanctae 
synodi  licentia". 

So  prüft  z.  B.  Bischof  Mein  werk  v.  Pader- 
born den  ihm  im  J.  1030  geschenkten  Körper  des 
h.  Felix  auf  seine  Aechtheit,  vita  Meinwerk  c.  209, 
SS.  11,  156:  „experiri  volens  ipsius  auxilio  si 
sibi  suoque  suecurrere  posset  populo,  rogum 
maximum  in  medio  daustri  sab  dio  fleri  praece- 
pit,  in  quem  cumterdo  corpus  misisset  totiensque 
in  favillam  redactus  ignis  exstlnctus  fuisset,  cum 
maxima  omnium  exaltatione  et  laudum  iubila- 
tioue  corpus  manibus  propriis  excipiens ,  super 
principale  altare  detulit  et  omnium  veneratiooe 
solempnem  sanctum  illum  deinoeps  haberi  insti- 
tuif^ 

7  Gieselera.  a.  O.  II.  1,  308 ff. 

8  A.  a.  O.  IL  2,  458  ff.  Vgl.  aueh  die  grössere, 
von  päpstlichen  Legaten  gehaltene  Synode  von 
Poitiers  1160  (Bd.  HI.  S.  535  Anm.)  e.  12, 
M  a  n  s  i  20, 1124 :  „Ut  sanctomm  reliqnias  causa 
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Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.   Die  Verehrung  der  Reliquien. 
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setigebmig  der  Kirche  ein.  Das  IV.  Lateranenaische  Konzil  v.  1215  ordnete  an,  dass 
Reüqnien  niemalB  ansserhalb  ihrer  Beh&lter  gezeigt ,  noch  gegen  Entgelt  ansgestellt, 
ferner,  dass  neue  Reliquien  nicht  ohne  vorgängige  Gen^migong  des  Papstes  Öffent- 
lich yerehrt,  auch  seitens  der  Prälaten  alle  Täuschungen  der  Qläubigen  durch  falsche 
Reliquien  und  falsche  Beglaubigungsdokumente  derselben  verhütet  werden  sollten  ^ 
Auch  sfiätere  Partikularaynoden  sind  gegen  die  gedachten  Missbräuche  eingeschritten  ^. 
Und  wenn  dann  das  Trienter  Konzil  den  Bischöfen  zur  Pflicht  gemacht  hat,  gegen 
solche,  sowie  gegen  jeden  bei  dem  Reliquienkultus  hervortretenden  Aberglaube  ein- 
zuschreiten, femer  seitens  desselben  die  Aufnahme  neuer  Reliquien  in  die  Kirchen  von 
der  Yorgängigen  Untersuchung  und  Billigung  der  Ordinarien  abhängig  gemacht  wor- 
den ist^,  so  hat  es  doch  die  Reliquien- Verehrung  im  Gegensatz  gegen  die  protestan- 
tiscbe  Lehre  nicht  nur  den  Gläubigen  empfohlen ,  sondern  auch  die  Verwerfung  des 
Reliqnlen-Kultus  als  unnützen  und  überflüssigen  Dienst^  verdammt. 

B.  Geltendes  Recht.  1.  Reliquien  (reliquitte)  sind  Leichname  oder  Ske- 
lette von  Heiligen,  einzelne  Theile  oder  Stücke  solcher  Körper  oder  Skelette  (Kopf, 
Finger,  Haare,  Knochen) ,  die  daraus  entstandene  Asche  oder  der  von  dieser  her- 
rührende Staub ,  sowie  diejenigen  Gegenstände ,  welche  die  Heiligen  bei  ihren  Leb- 
zeiten, wie  Kleider,  Marterwerkzeuge,  gebraucht  haben,  oder  in  welche  ihre  Körper 
oder  Theile  derselben  nach  dem  Tode  eingehüllt  gewesen  sind^. 

2.  Eine  öffentliche  Verehrung  ist  nur  in  Betreff  von  Reliquien  der  schon 
Kanonisirten  oder  Beatificirten  gestattet.  Die  etwaige  Aechtheit  solcher  hat  der  Bischof 
festzustellen,  und  erst,  nachdem  er  die  Bewilligung  ertheilt  hat,  ist  der  Kultus  erlaubt  ^. 


peconiae  et  qnaestus  circumferentes ,  ad  piaedi- 
eatienem  non  admittantur''. 

1  c  62,  Mansi  22,  1049  (in  c.  2  X.  1.  c.  t. 
111.  45):  „Gum  ex  eo  quod  quidam  sanctoniin 
reliquias  exponunt  venaies  et  eas  pasaim  Osten- 
dnnt,  Ghrlatiauae  leligloni  alt  detractum  saeplna : 
ne  detrabator  in  poaterum,  praesenti  deereto  sta- 
taimnfi ,  nt  antiqnae  leliqniae  amodo  extra  cap- 
lam  non  ostendantai  nee  exponantui  venales. 
InTeotaa  autem  de  novo  nemo  publice  yenerari 
piaetnmat ,  niai  prins  antboiltate  romani  ponti- 
fldfl  faerint  approbatae.  Piaelati  yeio  de  ceteio 
non  permittant  lUos  qnl  ad  eonun  eociesias  causa 
venerationis  aoeedant ,  vanla  flgmentiB  aut  falsis 
decipi  documends,  aicut  et  in  pleriaqne  loci«  oo- 
casione  qoaestas  fleri  consnevit^. 

3  So  wlederbolt  Bordeaux  1256.  o.  9 ,  L  c.  23, 
859,  die  yoncbiiften  des  lateranenalacheu  Kon- 
zils, Ravenna  1311,  1.  c  26,  453,  ordnet  Pra- 
fang  aUer  Reliquien,  welche  ausserhalb  der  AI* 
täre  aufbewahrt  werden ,  an ,  und  schreibt  vor, 
dass  diejeninen ,  deren  Aeebtbeit  nicht  festzu- 
stellen ist,  zurfielLgelegt  und  nicht  für  das  Volk 
ausgestellt  werden  sollen,  Martiac  1326  c.  41, 
ibid.  p.  793  unter  Bepubllkation  der  Anordnung 
der  Lateransynode:  „nee  quaestor  aliquis  per- 
mittatur  portare  reliquias,  cmoem  vel  eatenas 
nee  publice  in  eeclesiis  praedicare  ultra  suarum 
conti nentiam  literaram  propter  falsa  quae  inter- 
dum  Intersemnt:  nisi  de  eorum  ordlnariorum 
lieentia  specialis 

3  Vgl.  darüber  des  Näheren  unter  B. 

*  8es8.  XXV.  decr.  de  invocat  yen.  |et  reli- 


quiis  .  .  .  „Sanetorum  quoque  martyrum  et  alio- 
rum  cum  Christo  yiyentlum  saneta  corpora  quae 
viya  membra  fuerunt  Christi  et  tepaplum  Spiritus 
sancti,  ab  ipso  ad  aetemam  vitam  susdtanda  et 
glorifleanda  a  fldelibus  yeneranda  esse,  per  quae 
multa  beneflda  a  deo  hominibus  praestantur,  ita 
ut  affirmantes  sanctorum  reliquiis  yenerationem 
atque  honorem  non  deberi  yel  eas  aliaque  sacra 
monumenta  a  Melibus  inutlUter  honorarl  atque 
eorum  opis  Impetrandae  causa  sanctorum  memo- 
rlas  frasta  frequentarl,  omnino  damnandos  esse, 
prout  iam  pridem  eos  damnavit  et  nunc  etiam 
damnat  ecclesia^. 

(  Das  ist  die  herkömmliche  Definition  in  der 
katholischen  Kirche ,  ygl.  Ferraris  s.  y.  yene- 
raüo  sanctor.  n.  62;  Beiffenstuel  III.  46 
n.  24.  Sie  geht  also  über  den  Wortlaut  des  Tri- 
enter Konzils  hinaus ,  da  dieses  der  Gebrauchs- 
gegenstände nicht  ausdrücklich  erwähnt.  S.  aber 
0.  8.  263. 

0  Vgl.  die  oben  S.  261.  n.  4  angeführte  Stelle 
aus  dem  cit.  Dekret  des  Tridentinums.  Bei  der 
Untersuchung  soU  er  Theologen  und  andere 
fromme  Männer  als  Belrath  zuziehen  und  (s.  decr. 
dt.)  „Quodsi  aUquis  dubius  aut  difflcUis  abusos 
Sit  exstirpandus  yel  omnino  aliqua  de  iis  rebus 
grayior  quaestio  incidat,  episcopus  antequam 
controyersiam  dirimat ,  metropolitani  et  compro- 
yinciallum  eplscoporum  in  concilio  proyindali 
sententiamexspectet;  ita  tamen,  ut  nihil  incou- 
sulto  sanctissimo  Romano  pontiflcenoyum  aut  in 
ecolesia  hactenus  inusitatum  decernatur^  Der 
Sicherheit  wegen  unterbreiten  aber  die  Bischöfe 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  212. 


Was  di^egen  anfgefandene  Reliquien  solcher  frommer  Personen  betrifft,  welche 
zwar  im  Rufe  der  Heiligkeit  gestorben,  aber  bisher  weder  der  Kanoniaation  noeh  der 
Beatifikation  theilhaftig  geworden  sind ,  so  ist  deren  Untersnohnng  and  Approbation 
ansschliesslich  dem  päpstlichen  Stahle  y orbehalten-. 

Der  öffentliche  Enltas  besteht  darin ,  dass  die  Reliquien  nach  Anordnung  des 
Bischofs  2  in  den  Kirchen  ^  aaf  den  Altären  zur  Verehrnng  der  Gläubigen  auagestellt 
und  ihnen  zum  Kflssen  dargereicht ,  sowie  dass  sie,  sofern  sie  von  kanonisirien  Hei- 
ligen herrühren^,  in  Prozession  heramgetragen  werden  kOnnen^.  Wenn  endlich  die 
Reliquie  eine  s.  g.  reUquia  insignis  eines  SanctuSy  welcher  sich  im  rOmischen  Martyro- 
loginm  verzeichnet  findet,  ist<^,  d.  h.  in  dem  ganzen  Körper  desselben  oder  in  einem 


vielfach  derartige  Angelegenheiten  der  Gongre- 
gatio  indulgentiarnm  (s.  die  folg.  Anm.)  znr  Ent- 
scheidung, vgl.  Acta  0.  sed.  2,  102.  16a  245. 

*  c  2  X.  cit.  III.  45  spricht  von  den :  .,reliqulae 
inventae  de  novo'',  das  Tridentinum  an  der  citirten 
Stelle ,  in  welchem  es  den  Bischöfen  das  Recht 
zur  Rekognition  nnd  Approbation  der  Reliquien 
heilegt,  von  :  „novae  reliquiae  recipiendae''.  Diese 
nicht  vollkommen  mit  einander  harmonlrenden 
Stellen  vereinigt  die  herrschende  Doktrin  in  der 
Weise,  dass  sie  annimmt ,  c.  2  X.  cit.  sei  durch 
das  Tridentinum  nicht  beseitigt,  und  in  Folge 
dessen  die  Anordnung  des  letzteren  auf  die  Re- 
liquien von  schon  Kanonisirten  oder  Beatiflcirten 
beschränkt ,  das  o.  2  X.  cit.  aber  auf  solche  be- 
zieht ,  welche  von  noch  nicht  hellig  oder  selig 
Gesprochenen  herrühren ,  Fagnan.  ade.  2X. 
cit.  n.  5  fr. ;  Barbosa,  de  ofiT.  eplsc.  P.  III. 
alleg.  97.  n.  11;  Reiffenstuel  III.  46.  n.  28; 
Benedict  XIV.  de  beatif.  II.  1.  n.  12;  Bau- 
gen,  die  römische  Kurie  S.  218.  n.  2.  Diese 
Vereinigung  hat  ihre  wesentliche  Stütze  darin, 
dass,  wenn  man  die  den  Bischöfen  durch  das 
Trlenter  Konzil  beigelegte  Befngniss  auch  auf 
die  Rellqnlen  der  zuletzt  gedachten  Art  beziehen 
würde,  damit  diesen  wenigstens  indirekt  das  dem 
Papst  reservirte  Recht  zur  Hellig-  nnd  Selig- 
sprechung beigelegt  wäre. 

Die  päpstlif  he  Behörde ,  welche  die  betreffen- 
den Angelegenheiten  bearbeitet ,  ist  die  Congre- 
gatlo  Indulgentiarnm  et  ss.  reliqularum,  s.  Bd.  I. 
S.  473.  Nach  erfolgter  Approbation  In  Rom  hat 
der  Bischof  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die 
Reliquien  öffentlich  verehrt  werden  sollen,  immer 
noch  vorher  die  Identität  der  In  Rom  approblrten 
mit  den  ihm  vorliegenden  zu  prüfen ,  Dekret  d. 
Gongr.  rit.  v.  12.  August,  bestätigt  von  Inno- 
cenz  XII.  am  19.  Oktober  1691  (den  Ausgaben 
des  römischen  Breviers  vorgedruckt,  s.  auch 
Anm.  6  —  die  dafür  gewöhnlich  ausserdem 
angeführte  const  Sixtl  V.  v.  13.  Nov.  1588,  bull. 
Taur.  9,  41  betrifft  einen  Speelalfall  und  enthält 
nichts  hierher  Gehöriges  — ) ;  Gardelllnl  ed. 
cit.  n.  4642.  Anm.  1 ;  3,  99;  de  Her  dt  1.  c.  t. 
II.  n.  192. 

Der  Ortsblschof  kann  dagegen  bei  den  von 
einem  anderen  Bischof  Innerhalb  seiner  Zustän- 
digkeit approblrten  Reliquien,  wennschon  eine 
solche  Approbation  für  den  Privatkultus  genügt, 
de  Herdt  1.  c. ,  seinerseits  die  Prüfung  noch 
selbstständig   vornehmen,    s.   die   Entsch.    der 


Gongr.  indulg.  v.  1749,  GoUectan.  mission.  Paris 
1880  n.  1173,  p.  628. 

Das  gedachte  Prüfungs-  und  Approbationsrecht 
kommt  dem  Bischof  auch  hinsichtlich  der  exemten 
Regularen  zu,  denn  das  Trienter  Konzil  gewährt 
ihm  diese  Befugnisse  ausschliesslich,  Ferraris 
s.  V.  reguläres  art  II.  n.  53. 

2  S.  das  cit.  Dekret  v.  1691,  auch  In  Betreff 
der  Kirchen  der  Regularen,  vor.  Anm.  a.  E. 

3  Und  zwar  der  Reliquien  der  Kanonislrte»  in 
allen  Kirchen,  Gongr.  rit.,  s.  Gardelllnl  1.  c. 
n.  3231;  2,  109,  der  von  Beatiflcirten  aber  nur 
in  denjenigen  Kirchen ,  in  denen  Offizium  und 
Messe  zu  Ehren  derselben  gehalten  werden  dür- 
fen ,  s.  0.  8.  268.  n.  11.  Dass  die  Aufwetxung 
nicht  offen ,  sondern  nur  in  entsprechenden  Be- 
hältern geschehen  soll,  ordnet  schon  c.  2  X.  III. 
45  cit.  an.  Des  Weiteren  vgl.  über  die  nähere 
Art  der  AussetzuBg  (Lampen ,  Lichter  u.  s.  w.) 
de  Herdt  L  c.  n.  194.  Ueber  die  den  ReU- 
quien  durch  Kniebeugung  oder  Vemelgung  des 
Hauptes  zu  erweisende  Ehre  seitens  des  Priesters, 
welcher  sich  anschickt ,  an  dem  betreffenden  Al- 
tar Messe  zu  lesen,  s.  1.  c.  1. 1.  n.  200,  and  über 
die  Incensatlon  ausgestellter  Reliquien  bei  der 
feierlichen  Messe,  s.  flllssale,  ritus  celebrandi  IV. 
n.  6  und  de  Herdt  1.  c  1. 1.  n.  309. 

*  S.  0.  S.  267. 

^  Nicht  aber  mit  dem  Sanetlsalmnm  zusam- 
men. Des  Näheren  s.  de  Her  dt  1.  c.  t.  II. 
n.  196. 196.  Vgl.  auch  Rituale  roman.  t  IX.  c.  14. 

6  S.  das  Anm.  1  cltirte  Dekret  t.  1691: 
„Offlda  sanetorum  ratione  corporis  seu  Insignis 
reliquiae  recitanda  ex  decr.  sao.  rit  oong.  11 
August.  1691  intelUgl  debere  de  sanctis  dum- 
taxat  in  martyrologlo  Romano  desoriptls,  et  dum- 
modo  constet  de  Identitate  corporis  seu  reliquiae 
insignis  illiusmet  sancti ,  qul  reperltur  in  mar- 
tyrologlo descriptus;  de  caeterls  antem  sanctis 
In  praedlcto  martyrologlo  non  descriptia  aut  qui- 
bus  a  s.  sede  non  fuerlt  spedaliter  concessum, 
offlcla  recitari  et  mlssas  celebrari  vetuemnt,  non 
obstante  quod  ipsornm  oorpora  vel  Inslgnes  reli- 
quiae in  eccleslls  asserventur,  qulbus  tarnen  ab 
ordlnariis  locorum  approbatis  debltam  fldeliuin 
▼enerationem  (prout  hactenus  servatum  est)  ex- 
hlbendam  esse  censuemnt ,  sed  absque  officio  et 
missa  snb  poenls  de  non  satlsfaciendo  praeoepto 
recitandl  officium  allisque  in  constitutione  s. 
Pli  V.  (s.  Bd.  1.  8.  143)  contentis«. 
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grSflseren  Tbeile,  Sehädel ,  Arm  oder  Bein  oder  aach  in  einem  wenn  anoh  kleineren 
Körpertheil,  an  welchem  der  Märtyrer  gelitten  hat^  besteht  ^^  90  kann  ^  in  derjenigen 
Kbehe,  in  welcher  eine  solche  Reliquie  aufbewahrt  wird^,  an  dem  Tage  des  Todes 
oder  des  Martyriums  des  betreffenden  Heiligen^  das  Offizium  und  die  Messe ^  gefeiert 
werden  ^. 

Ebensowenig  wie  in  Betreff  der  nicht  heilig-  oder  seliggesprochenen  Frommen 
ist  aber  der  private  Kultus  von  Reliquien  derselben  durch  die  rorgftngige  päpstliche 
oder  bischöfliche  Approbation  bedingt^.  Jeder  Gläubige  kann^  solche  nicht  blos  in 
seinem  Hanse  haben,  sondern  auch  bei  sich  tragen  j  sie  küssen  und  ihnen  sonst  Ver- 
ehrung erweisen*®. 

3.  Der  rechtliche  Charakter  der  Reliquien  und  die  Möglichkeit 
ron  Reehtsverhältnissen  an  ihnen.  Von  manchen  Kanonisten  ist  behauptet 
worden,  dass  die  Reliquien  als  res  sacrae  in  Niemandes  Eigenthum  stehen  können^*. 
Sie  werden  also,  wenngleich  man  diese  Behauptung  vor  Allem  zur  Begrtkndnng  ihrer 
Unverk&nflichkeit  aufgestellt  hat,  als  Sachen,  welche  ausserhalb  jedes  Verkehres 
stehen ,  betrachtet.  Andere  nehmen  dagegen  die  Möglichkeit  eines  Eigenthums  an 
Urnen  an,  insofern  sie  ihre  Veräusserung  nur  desshalb  ausgeschlossen  wissen  wollen, 
weil  sie  zu  den  werthvolisten  Gegenständen  der  Kirche  gehören  ^^. 

Bei  einer  prinzipiellen  Ehrörterung  der  Frage  kann  es  zunächst  nicht  in  Betracht 
kommen ,  dass  nach  der  heutigen  gemeinrechtlichen  Lehre  der  Leichnam  eines  Men- 
sehen, welcher  zur  Ruhe  bestattet  werden  soll  oder  bestattet  worden  ist,  in  Nieman- 
des Eägenthum  steht ,  und  nur  durch  das  öffentliche  Recht  gegen  jede  Entweihung 
oder  Störung  seiner  Ruhe  geschützt  wird  ^^.  Denn  einerseits  ist  allgemein  anerkannt, 
dass  anter  Umständen  auch  Skelette  und  Theile  von  Leichen  im  Privateigenthnm 
stehen  können  ^'*,  weil  nur  der  Leichnam ,  welchem  der  ewige  Friede  des  Grabes  zu 


1  Gongt,  rit  bei  Gardellini  ed.  cit.  n.  539 
I.  n.  740.  III.  n.  892;  1 ,  136,  16Z  183;  Congr. 
indalg.  Y.  1822,  Acta  fl.  sed.  3,  270;  vgl.  de 
Herdtl.  c.  n.  197;  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  S.  341. 

^  Als  reüquiae  insignis  gelten  ansserdem  noch 
Theile  vom  Kreuze  des  Erlösers  oder  Ton  der 
Dornenkrone  desselben,  sowie  die  Instmmente 
aeinea  Leidens,  Gavalieri  op.  Iltnrg.  t.  T.  c  4 
decr.  81 ;  de  Herdt  l.  e.  n.  197.  In  Betreff  der 
Art  des  Kultns  dieser  Reliquien  bestehen  beson- 
dere PriTllegien,  de  Herdt  1.  c.  n.  199,  wenn- 
gleich ein  besonderes  Fest  zu  Ehren  derselben 
allein  bei  einem  darauf  gehenden  päpstlichen 
Indolt  gefeiert  werden  darf,  Oardellini  1.  c. 
n.  4474.  IV.;  3,36. 

^  Mnss  es  aber  nicht,  denn  als  festum  de  prae- 
eepto  ist  eine  solche  Feier  nirgends  vorgeschrie- 
ben .  Andererseits  bedarf  es  indessen  keiner  beson- 
deren Erlaubniss  der  Gongregatio  rttnum  oder 
des  Ordinarins  dazu,  de  H  er  dt  I.  c.  n.  198  zu  3. 

*  Also  auch  nur  von  den  derselben  angehdri- 
ren  GeistUcben,  deHerdtl.  c.  198  unter  6. 

5  A.  a.  0.  unter  3. 

^  Und  zwar  eub  ritu  dnplici  mlnori .  Congr. 
rit.  bei  Gardellini  1.  c.  n.  4409.  III. ;  3,  8. 
Das  Nähere  dariiber  bei  d  e  U  e  r  d  t  1.  c  unter  5. 

"^  Wenn  nicht  eine  reliqnia  inMgnis,  wohl  aber 
eine  s.  g.  netabllis  in  der  Klrehe  vorhanden  ist, 


80  kann  eine  Feier  allerdings  durch  päpstliches 
Indult  oder  durch  die  Congr.  rit.  gestattet  wer- 
den, 8.  Gardellini  1.  c  (vor.  Anm.). 

S  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,  da  ein  solcher 
Kultus  niemals  verboten  worden  ist,  Fagnan. 
adc2X.  cit.  n.  11.  12;  Reiffenstuel  1.  c. 
n.  29;  Ferraris  veneratio  sanotornm  n.  60. 

9  Sofern  nur  jeder  Aberglaube  dabei  vermie- 
den wird. 

10  Reiffenstuel  1.  c.  n.  30. 

"  Gonzalez  Tellez,  ad  c.  2  X.  III.  46  cit. 
n.  7;  Fagnan.  ad  c.  2  cit.  n.  2 ;  Ferraris  1. 
c.  n,  68,  unter  Berufung  auf  1.  9  D.  de  rer.  div. 

I.  8;  c  3  C.  de  ss.  eccles.  I.  2.  (s.  o.  S.  263.  n.  8) 
oder  gar  auch  1.  38.  $.  4  D.  de  leg.  3.  XXXIl. 

12  Engel,  coli.  iur.  un.  can.  IIL  13.  n.  ö; 
Schmier,  iurisprud.  can.  civil.  I.  III.  tr.  I.  P. 

II.  c.  4.  n.  45,  welcher  dies  aber  auf  die  reliquiae 
notablles  beschränkt. 

w  V.  Wächter,  Pandekten.  Leipzig  1880.  1, 
276;  Unger,  österr.  Privatrecht  1 ,  368.  n.  2a 
Deshalb  kannte  auch  das  gemeine  deutsche  Straf- 
recht,  s.  Heffter,  Lehrb. d. Strafrechtes  §.364 
ein  besonderes  Vergehen  der  scpulcri  violatio, 
wie  auch  das  heutige  Reichsstrafgesetzbuch  $.  160 
und  §.367  Nr.  1  die  Wegnahme  eines  Leichnams 
als  Vergehen  und  die  von  Leichenthellen  als 
Uebertretung  ahndet 

w  Vgl.  V.  Wächter  und    Unger  a.  a.  O, 
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Theil  geworden  ist,  sieh  ausserhalb  jedes  Verkehres  befinde,  nnd  andererseits  sind 
nicht  alle  Reliquien  menschliche  Körper  oder  Theile  von  solchen ,  sondern  es  fallen 
unter  diesen  Begriff  auch  andere  Sachen,  nämlich  die  Gegenstände,  welcher  sich  die 
Heiligen  während  ihrer  Lebzeiten  bedient  haben,  ja  die  werthvollsten  Reliquien, 
wie  die  Leidensinstrumente  Christi,  Stücke  vom  Kreuze  desselben,  Theile  der  Domen- 
krone u.  s.  w.  gehören  der  zuerst  erwähnten  Kategorie  überhaupt  nicht  an. 

Schon  desshalb  ist  eine  juristische  Konstruktion  auf  der  eben  gedachten  Grand- 
lage ausgeschlossen.  Dazu  kommt  aber  weiter,  dass  die  Heiligenleiber  und  die  Theile 
derselben  gerade  zum  Zweck  ihrer  kirchlichen  Verehrung  der  Ruhe  des  Grabes  ent- 
rissen sind. 

Fasst  man  die  allgemeine  kirchliche  Gesetzgebung  und  die  Praxis  der  Kirche  in 
das  Auge ,  so  ist  durch  die  erstere  das  Ausstellen  der  Reliquien  behufb  des  Geld- 
erwerbes untersagt  1,  nnd  die  Partikulargesetzgebung 2,  sowie  die  Doktrin^  haben 
daraus  auch  das  Verbot  der  entgeltlichen  Entäusserung  derselben  abgeleitet.  Damit 
ist  aber  noch  nicht  die  Möglichkeit  jedweden  Rechtsverhältnisses  an  den  Reliquien, 
wie  dies  namentlich  die  zum  Gottesdienst  bestimmten  und  geweihten  Sachen  zeigen  \ 
ausgeschlossen.  Im  Gegentheil  ist  es  gestattet,  aus  den  römischen  Katakomben  reli- 
quiae  insignes  an  Kirchen  von  einer  gewissen  Bedeutung,  an  hervorragende  Prälaten 
und  Fürsten,  geringere  Reliquien  sogar  an  andere  Personen  zu  überlassen  ^.  In  päpst- 
lichen Schreiben  wird,  um  von  der  Praxis  des  Mittelalters,  welche  ebenfaUs  die  M^- 
lichkeit  von  Rechtsverhältnissen  an  Reliquien  angenommen  hat  ^,  abzusehen,  wieder- 
holt eines  concedere  oder  dimare  von  solchen  erwähnt  7,  und  mehrfach  ist  die  Bflck- 


Daher  wird  anch  die  Möglichkeit  eines  Dieb- 
stahles an  solchen  Gegenstanden  angenommen, 
8.  7.  B.  H.  Meyer,  Lehrb.  des  Strafrechtes 
%,  174  undv.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafrechtes. 
2  Aufl.  1884.  S.  327.  523. 

1  Nur  das  kann  das  :  ^nec  exponantur  venales^ 
in  c.  %  X.  UI.  45  dt.  (s.  o.  265  n.  1)  bedeuten. 

2  Edikt  des  ProYlkars  von  Rom  v.  1716,  Fer- 
raris c  Y.  agnus  dei  n.  8:  „che  nessnn  orefloe 
OYvero  oltra  persona . .  .  ardisca  pnblicamente  uh 
privatamente  Yondere ,  far  veudere  o  teuere  per 
vendere  in  oasa,  bottega  e  in  mostra  di  detta  bot- 
tega  0  altrove  qualsivoglia  sorte  di  sacre  reliquie 
e  agnus  dei  nh  pure  piocole  parti  dl  esse\ 

3  S.  z.  B.  Glossa  zu  c  2  III.  45  cit  s.  v.  ve- 
nales;  Fagnan.  ad  c.  2  cit  n.  2;  Relffen- 
stnel  IIL  45.  n.  31;  Ferraris  s.  t.  veneratio 
sanctorum  n.  68.  Eine  MeinungsYersdiiedenheit 
besteht  nicht.  Bei  diesen  Erörterungen  wird 
wiederholt,  s.  ?.  B.  Gonzalez  Tellez  Leu. 
7,  Schmalz grueber  III.  45.  n.  57.  58  die 
Thatsache  erwähnt,  dass  einzelne  Christen  Reli- 
quien von  Ungläubigen  gegen  Entgelt  erworben 
haben ,  und  dies  nicht  als  ein  Kauf,  sondern  als 
Zahlung  für  die  Beseitigung  der  Gefahr  der 
Schändung  bezeichnet  Dagegen  lässt  es  de  Au- 
ge lis,  praeleetiones  iuris  canon.  II.  2,  343 
als  Ausnahme  von  dem  Verbot  wegen  des  löb- 
lichen Zweckes  gelten. 

«  S.  0.  S.  167  if. 

5  Breve  Clemens'  X.  v.  13.  Januar  1672  bei 
Benedict  XIV.  de  beatif.  lib.  IV.  P.  2.  c  2a 
n.  11 :  „Quoniam  vero  eadem  sancta  corpora  et 


insignes  reliquias  .  . .  nee  in  privatis  aedibus 
neque  apud  laicos  homines ,  sed  in  ecclesia  re- 
ligiöse et  coUocari  fasest,  ideo  iubemuB,  ea  et 
eas  nemini  in  posterum  ooncedi ,  qui  ordinarii 
literas  non  afferat ,  qnibus  ad  .  . .  pro  tempore 
existentem  vicarlum  (v.  Rom)  commendetur  ec- 
cleslae ,  pro  qua  petantur,  dignitas  testatumque 
flat,  operae  pretlum  esse,  petitis  sanetoram  reli- 
quiis  ecclesiam  illam  donari ,  ut  in  futurum  ea, 
qua  decet ,  religione  custodiantur  et  colantur. 
Excipiendos  tarnen  volumus  magno«  prlncipes 
et  praecipuos  ecclesiae  praelatos,  cum  quibus 
Uberalior  ageudum  erit,  et  ne  ceterorum  quoque 
fldelium  pietas  hoc  sancto  munere  omnlno 
privetur ,  minus  Insignes  reliqulae  Ulis  con- 
cedentur"«  (auch  bull.  Taur.  18,  296> 

0  S.  den  Schiedsspruch  des  päpstlichen  Le- 
gaten V.1225,  Gustav  Schmidt,  Urkdboh.  d. 
Hochstifts  Halberstadt,  Leipzig  1883,  1,  507, 
wonach  ein  Streit  über  verschiedene  Reliquien, 
welche  der  Bischof  von  Halberstadt  Tersehenkt 
hat,  dahin  entsöhiedenwird,  dass  die  Streittheile 
die  Reliquien  in  bestimmter  Weise  theilen  sollen. 

7  Ausser  der  Anm.  5  vgl.  auch  Clem.  VIII. 
Breve  v.  1592  L  c.  c  22.  n.  17 :  „de  consensa 
ordinarii  Antuerpiensis  ecclesiae  presbyteromm 
S.  J.  praedietae  civitatis  ab  eodem  dve  donata 
Treliqula)  fuerit",  und  Oongr.  rit  v.  1614,  ibid. 
18:  „ut  possint  brachlum  eiusdem  b.  Conradi 
dare  et  eonoedere  canonids  et  cleio  d.  dvitatis 
Plaoentinae^  Ferner  erwähnt  Ferraris  1.  c 
einer  weiteren  Entsch.  v.  8.  Juli  1608,  nach  wel- 
cher eine  reliqula  modica  iam  facta  alienabilis 
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gäbe  einer  heimlich  entfremdeten  und  einer  anderen  Eärche  zugewendeten,  sowie 
einer  wegen  feindlicher  Verfolgungen  einer  Kirche  zur  Aufbewahrung  ttbergebenen 
Reliqnie  an  die  berechtigte  Kirche  durch  die  Päpate  unter  Androhung  von  Kirchen- 
strafen angeordnet  worden  ^ 

Die  Annahme  eines  Eigenthums  an  Reliquien  erscheint  also  durch  die  kirchliche 
GesetKgebung  und  Praxis  nicht  ausgeschlossen.  Wenn  man  die  res  sacrae  unter  Be- 
mfing  auf  nicht  mehr  passende  römische  Bechtsanschauungen  als  ausserhalb  jedes 
rechtUchen  Verkehrs  stehend  erklärt  hat,  so  fUlt  der  dabei  in  Betracht  kommende 
Grund  f)ir  die  Beliquien  fort,  weil  bei  ihnen  die  irriger  Weise  der  römischen 
dedicaüo  gleichgestellte  consecraiio^  nicht  vorkommt.  Die  Beliquien  sind  ihrer 
Beschaffenheit  nach  nicht,  wie  z.  B.  Licht,  Luft  u.  s.  w.,  von  jedem  Bechtsverkehr 
insgesehlosaen,  und  eine  ausdrückliche  Vorschrift  des  Kirchenrechts,  welche  sie  ge- 
aetzlieh  ftlr  res  extra  commercium  erkl&rt,  giebt  es  nicht.  Es  ist  daher  nur  geboten, 
sie  in  soweit  dem  Verkehr  zu  entziehen,  als  dies  durch  die  besonderen  Eigenschaften, 
welche  ihnen  die  kirchliche  Lehre  beilegt,  und  durch  die  nach  derselben  von  ihnen 
XU  erflUlende  Zweckbestimmung  bedingt  wird.  Da  sie  nach  kirchlicher  Auf- 
fassung die  Ueberreste  von  Heiligen,  also  von  solchen  Abgeschiedenen  sind ,  deren 
Fflrbitte  bei  Grott  von  den  Gläubigen  erfleht  werden  kann,  und  den  letzteren  durch 
die  Verehrung  der  Beliquien  religiöse  Wohlthaten  erwiesen  werden,  so  stehen  sie, 
sofern  sie  kirchlich  approbirte  Beliquien  8ind^  den  durch  die  Weihung 
mit  einer  besonderen  virius  hMtuaUs  ausgestatteten  res  saorae^  gleich^.  Es  müssen 
daher  fftr  sie  im  Allgemeinen  die  für  die  letzteren  geltenden  Bechtsnormen  zur  An- 
wendung kommen. 

Demgemäss  ist  auch  hier  der  Grundsatz  an  die  Spitze  zu  stellen,  dass  nur  die- 
jenigen Bechte  und  Bechtsverhftltnisse  von  ihnen  ausgeschlossen  sind,  welche  eine  der 
ihnen  gebührenden  Verehrung  widersprechende  Behandlung  bedingen,  und  dass  alle 
Rechtsgeschäfte,  welche  auf  die  Begründung  derartiger  Bechte  abzielen,  als  nichtig 
behandelt  werden  müssen  (s.  o.  S.  167.  168). 

Das  Eigenthum  als  solches  fällt  aber  nicht  unter  die  erwähnte  Kategorie.  Ge- 
rade der  Eigenthümer  ist  wegen  seiner  unbeschränkten  Verfügungsgewalt  in  der 
Lage,  die  ihm  gehörenden  Beliquien  vor  jeder  unehrerbietigen  oder  profanirenden  Be- 
handlung zu  sichern.  Deshalb  erscheint  auch  weiter  jedes  Bechtsgeschäft  auf  Er- 
werbung des  Eigenthums ,  welches  keine  Simonie  enthält,  also  Schenkung ^,  letzt- 
willige  Verfügung,  ja  selbst  ein  Tausch,  sofern  die  andere  Sache  ein  geistliches  Gut, 

alicui  ecclesiae  vel  oratoiio  donari  potest"  (bei  i  Vgl.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c  26  n.  23 

Gardellini  findet  Siesich  freilich  nicht).   S.  mltgetheilten    drei   Schreiben    Clemens'   VIII. 

auch  die  Synodalstataten  des  Erzb.  Max.  Heiniich  (ohne  Datum). 

T.  Köln  (1612 — 1650),  Dnmont,  Sammlung  2  s   o   S   16^ 

klichl.  Erlaase  f.  Köln.  S.211 :  „In  eUrglendis  s. 

rellquiiahaec ratio deincep8  0b8ervetnr,utnemini  ^  S.  0.  S.  266.    Wegen  derjenigen,   welche 

donentnrumqnam,  nlsi  ut  loeo  sacro  reponantnr,  hlos  privatim  verehrt   werden   dürfen,    s.  am 

malore  aut  non   minore  aaltem  pietatis  studio  Schluss  dieser  Erörterung. 

Ihldem  servanda« ,  quam  ubl  antea  servabantur ;  4  s.  0.  S.  141. 

notablles  vero  reliquiarum  partes,  ne  uUus  prae-  r  o  *     v  «    a   v     1       1  a 

latus,  rector  ecclesiaealiusve  superior  extrahere,  ,JL  ^^  f «^"«»  f«  ^  »•  Schmier  1.  c.  c  1.  n. 

mult^  minus  ex  clvltate  et  dloecesi  nostra  Cola-  178  und  Kreyttmayr,  Anmerkungen  z.  Cod 

Diensi  exportare  aut  dare  transferendas  alicui,  ^axim.  bavar.   zu  Th.  II.   Kap.  1.  §.  ^  n.  2 

sine  speeiall  summi  pontifids  seu  nostra  licentia  geradezu  zu  den  res  sacrae. 

scripto  obtenta    praesumat,    gravlssime  Inter-  ^  S.  0.  S.  268. 

dieimus''. 
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z.  B.  gleichfalls  eine  Reliquie  ist,  statthaft  und  gültig,  während  jedes  oaerose  Geschäft, 
namentlich  der  Kauf  der  Nichtigkeit  unterliegt^.  Ebensowenig  würde  der  unentgelt- 
lichen Ueberlassung  an  einen  anderen  zur  Verehrung^  oder  der  Deposition  bei  einer 
anderen  Kirche  etwas  entgegenstehen  ^. 

Wenn  die  Ueberweisung  von  Reliquien  aus  den  rOmischen  Katakomben  in  ge- 
wissen Beziehungen  beschränkt  ist^,  so  wird  man  doch  diese  Anordnung  nicht  dahin 
auffassen  können,  dass  damit  nur  die  o.  S.  26S  erwähnten  Personen  für  fthig  erklärt 
worden  sind ,  allein  Eigenthum  von  Reliquien  zu  erwerben.  Ausdrücklich  ist  dies 
weder  in  dem  gedachten  Breve  noch  sonst  durch  ein  Kirchengesetz  bestimmt,  und  das 
erstere  will  offenbar  blos  Vorsichtsmassregeln  im  Interesse  einer  würdigen  Anfbe- 
wahrung  der  Reliquien  treffen. 

An  sich  wird  man  daher  jeden  Katholiken  des  Eigenthnms  von  Reliquien  für 
fähig  erklären  müssen  ^.  Andererseits  hat  aber  der  Katholik  die  Pflicht ,  sich  den 
Anweisungen  der  kirchlichen  Oberen''  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Reliquien  zu 
unterwerfen,  weil  diese  nicht  nur  berechtigt  sind,  die  Art  ihrer  Verehrung  zu  regeln, 
sondern  auch  die  Pflicht  haben,  die  erforderlichen  Massregeln  gegen  eine  Profanirung 
derselben  zu  treffen.  Wegen  der  eigenthttmlichen  Beschaffenheit  des  Objektes  muss 
aber  hier  diese  Befugniss  eine  viel  weiter  gehende ,  als  bei  den  res  aacrae ,  die  im 
Privateigenthum  stehen  ^,  sein. 

In  der  That  erklärt  auch  die  kirchliche  Praxis  die  Aufbewahrung  von  reliquiae 
insignes  (s.  o.  8.  266)  durch  Laien  und  in  Privathäusem  für  unstatthaft^,  und  es  wird 
selbst  von  den  Fürsten,  denen  solche  überwiesen  werden,  gefordert,  dass  sie  dieselben 
in  gottesdienstlichen  Räumen  niederlegen  ^^, 

Das  Eigenthumsrecht  ist  femer  insofern  beschränkt ,  als  selbst  die  kirchlichen 

1  S.  0.  S.  268.  kation  unterliegt,  überhaupt  erwerbsttufahig:,  s. 

8  Das  gilt    abor  nur   von  der  Reliquie  als  c.  10  (Innoc.  III.)  X.  de  haeret.  V.  7. 

solcher.     In  Betreff  des  Behältnisses  oder  der  "^  Also  der  Ordinarien   und  in  zweifelhaften 

Fassung ,  in  der  sie  sich  befindet ,   ist  ein  one-  und  schwereren  Fällen  des  allein   zuständigen 

roses    Geschäft   weder   verboten    noch   nichtig.  Papstes,  bez.  fux ihn  der  Congr.rit.,  s.  Trid.  Sess. 

Solche  erklärt  auch    das  Edikt    des  römischen  XXV.  decr.  cit. 

Provikars  v.  1716  bei  Ferraris  s.  v.  agnus  doi  ®  Denn  bei  diesen  kann  etwaigen  Missbräuchen 

n.  8  für  gestattet  und  Profanirungen  schlimmstenfalls  durch  Knt- 

3  Wenn  z.  B.  ein  Fürst  eine  ihm  gehörige  Re-  Ziehung  der  Sacertät  (s.  o.  S.  170)  entgegcnge- 

llquie,  ohne  sein  Eigenthum  daran  aufzugeben,  treten  werden,   bei  der  einmal  kirchlich  appro- 

ciner  Kirche  überweist,  damit  sie  dort  der  Ver-  ^^^en  Reliquie  ist  es  aber  unmöglich,   ihr  die 

ehrung  durch  die  Gläubigen  zugängUch  gemacht  Eigenschaft  als   eines  der  Verehrung  würdigen 

yf\i^^  Gegenstandes  wieder  abzusprechen. 

A  *G   j      v*n         At    s,    v¥xr    1           oß  0  So  Benedict.  XIV.  1.  c  c.  28.  n.2  in  An- 

*  S.  das  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  26.  n.  ,   ,.        ,.„  n.« ,«  m«««—'  y    „  «  c  ocq  .    r 

(Mk    i4«-x     c  u    *v       ni           >  "tri IT         j      «j  halt  an  das  Breve  Clemens' X.,  s.  o.  b.  ioo.  n.  o. 

24  cUlrte  Schreiben  Clemens  VlII.  «n  den  Bl-  „  ^          Cav.liori,  opp.  liturg.  t.  1.  c  4. 

schof  y.Zuaot.  In  dewonKitche  der  Körper  de»  ^       58.„.'l3ff.  -  In  der  Entach.  d  Cougt.  rit 

h.  I  defonso  .urSichorung  vordon  Sar«encu  do-  ^^^    Gardellini  1.  c  n.  77.,  1,  21 :  „D. 

pomrt  w«.  yej^f«n<lung  und  Vermiothuüg  wäre  q^^^^I  ,  ,,«„».  ptl  «c  prM.tontii  viri  .uppli- 

d^egen  unstatthaft  und  nlohtlg.  ^^^^^  ^^^^^^  ^^^    1^  ^^  ^j  „^j  ^^^^^^ 

5  S.  0.  S.  268.  n.  5.  liqulas  domi  suae  in  aliquo  loco  decenti  religiöse 
^  Im  Geiste  des  kanonischen  Rechtes  müssen  asservare  easque,  cum  voluerit,  devote  ac  deblta 
aber  Juden  und  Ungläubige,  fernerauch  Häretiker  cum  vcneratione  etiam  ad  collum  deferre",  han- 
für unfähig  erklärt  worden.  Juden  können  nach  delt  es  sich  offenbar  um  eine  reliquia  non  Inslgnis. 
der  o.  S.  152.  n.  7  u.  S.  164.  n.  4  gedachten  Spo-  Man  wird  aus  derselben  nicht  herleiten  können, 
cialvorschrift  nicht  einmal  konsekrirte  Kirchen  dass  zur  Aufbewahrung  solcher  Reliquien  in 
in  Eigenthum  haben.  Uebrigens  bemerkt  auch  einem  Privathause  stets  die  Genehmigung  der 
Benedict.  XIV.  1.  c.  c  26.  n.  21,  dass  die  Weg-  gedachten  Kongregation  erforderlich  Ist ,  da  die 
nähme  von  Reliquien,  welche  sich  im  Besitze  von  Erlaubniss  sehr  wohl  zur  Erlangung  der  zuletzt 
Ungläubigen  befinden ,  kein  Diebstahl  sei.  Die  erwähnten  Befugniss  nachgesucht  sein  kann.  S. 
Häretiker  sind,  weil  ihr  Vermögen  der  Konfls-  auch  Gavalieri  1.  c.  n.  13. 
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Iistitate,  weil  dies  der  gebflhrenden  Verehrung  widerspricht,  ihre  Reliquien  nicht 
sertheilen  dtlrfen  K  Eine  iSerstflckelung  ist  vielmehr  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss 
gestattet  2. 

Endlich  hat  die  päpstliche  Praxis  bestimmte  Normen  Aber  die  s.  g.  translatio 
reliquiarwn  ausgebildet.  Man  versteht  darunter  die  Ueberffthining  einer  Reliquie  von 
ihrem  Aufbewahrungsort  in  einer  Kirche  an  einen  anderen '.  Eine  solche  darf  bei  den 
Retiquien  von  Beatificirten  allein  mit  Oenehmigung  der  Congr.  rituum  oder  des 
Papstes  vorgenommen  werden  4.  In  Betreff  der  Translation  von  Reliquien  der  Hei- 
ligen herrseht  Streit^.  Nach  einer  Meinung  soll  dazu  die  Genehmigung  des  Bischofs 
imter  eingeholtem  Konsens  des* Kapitels  genügen  ^,  nach  anderer  allein  die  des  Papstes  ?. 

Juristisch  kann  die  Translation  eine  sehr  verschiedene  Bedeutung  haben.  Wird 
bloB  der  Aufbewahrungsort  geändert ,  um  die  Reliquien  vor  Verderben  zu  schützen, 
oder  um  sie  an  einem  besseren  Aufbewahrungsort,  z.  B.  in  einer  statt  der  alten  er- 
bauten neuen  Kirche  unterzubringen ,  so  steht  eine  rechtlich  gleichgültige  Handlung 
in  Frage.  Die  Translation  kann  aber  auch  Restitution  einer  entfremdeten  Reliquie 
oder  Deposition  einer  solchen  in  einer  anderen  Kirche  zur  Aufbewahrung ,  sowie 
Rückgabe  einer  deponirten  sein  ^,  endlich  aber  auch  eine  Veräusserung  enthalten. 

Die  Praxis  der  Kurie  beansprucht ,  dass  für  alle  Fälle  der  Translationen  der 
Reliquien  von  Heiligen,  welche  sich  in  Kirchen  befinden,  die  Oenehmigung  des  päpst- 
lichen Stuhles  eingeholt  wird  »,  sofern  es  sich  nicht  um  die  blosse  Veränderung  des 
Aufbewahrungsortes  in  derselben  Kirche  handelt  ^^^  Der  Grund  dafür  liegt  offenbar  in 


1  Nicollis,  praxis  canonica  T.  II.  Lit  K. 
J.  i.n.il;  Pignatelliconsult.  IV.  107.  n.4. 

Mcht  nur  aas  demselben  Grande,  sondern  auob 
wegen  des  darin  herrortretendeu  Aberglaubens 
ist  es  anznlässlg,  von  den  Gebeinen  der  Heiligen 
Stückcben  abznscbaben  and  diese  Kranken  in 
Flüssigkeiten  zam  Einnebmen  zn  geben ,  N 1  - 
collisl.  c.  n.  9. 

<  S.  0.  S.  268.  n.  7.  Aucb  Ist  in  dem  einen  der 
0.  S.  269.  n.  1  gedachten  Fälle  bei  der  Rück- 
gabe des  blos  deponirten  HelÜgenkorpers  die 
Zarückhaltang  einiger  Partikeln  des  letzteren  der 
Kirche,  in  welcher  derselbe  bisher  aufbewahrt 
worden  war,  gestattet  worden. 

'  Gleichgestellt  wird  auch  die  Yeränderaug 
des  Behälters .  In  welchem  die  Reliquie  aufbe- 
wahrt wird,  der  s.  g.  capsa,  Benedict  XIY.  1. 
e.22.  n.7.8. 

*  Benedict  1.  c  n.  7ff.  Dabei  wird  auch 
Zugleich  entschieden ,  ob  die  Ueberführang  cam 
pompa  oder  sine  pompa ,  mit  Feierlichkeiten  (z. 
^  B.  in  Prozession)  erfolgen  soll.  Die  Torgänglge 
'  Genehmigung  der  Congr.  rit  oder  des  Papstes 
wird  offenbar  deshalb  verlangt,  um  den  be- 
schränkten Kultus  der  Beatiflcirten  (s.  o.  S.  258) 
innerhalb  der  erforderlichen  Grenzen  zu  halten. 

^  Auf  die  Ansicht,  dass  die  Genehmigung  des 
Fürsten  nöthig  ist.  Tgl.  darüber  Fagn an.  ad  c 
2  X.  III.  45.  n.  17,  braucht  nicht  näher  einge- 
gangen zu  werden.  81e  beruft  sich  auf  c.  1.  10. 
14  G.  de  relig.  in.  44  und  1.  8  D.  de  relig.  XI. 
7,  Stellen ,  welche  selbstverständlich  nicht  von 
Reliquien,  sondern  von  Leichen,  welche  der  Be- 
stattung übergeben  sind,  handeln.  Das  Mainzer 
Konzil,  0.  37  Dist  l.  de  oons.  (s.  o.  8.  264.  n.  6) 


fordert  blos  das  consilium  principis  und  hat  nur 
Bedeutung  für  die  karolingische  Zelt 

^  SoFagnan.  1.  c.  n.  14ff.  29  u.  Schmalz- 
grueber  1.  c.  III.  45.  n.  60 ff.  unter  Berufung 
auf  c.  37  cit.,  sowie  aaf  die  Stellung  des  Bischofs 
und  des  Kapitels,  lieber  die  Unteransicht,  dass 
der  Bischof  dazu  nur  berechtigt  sei,  wenn  es  sich 
um  Körper  und  Reliquien  handelt ,  welche  noch 
nicht  dauernd  der  Bestattung  überwiesen  sind, 
vgl.  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  12. 

"^  Dafür  werden  die  Anm.  5  cit.  leges  aus  dem 
Corpus  iuris  civilis  in  Bezug  genommen  ,  indem 
bemerkt  wird,  dass  bei  der  Natur  der  Angelegen- 
heit der  Papst  an  Stelle  des  romischen  prluceps 
treten  müsse,  Reiffenstuel  III.  45.  n.  32, 
oder  man  beruft  sich  auf  c.  un.  (Ambitiosac 
Pauls  II.  1468)  in  Extr.  comm.  III.  4,  s.  nament- 
lich Pignatelli  consult  IV.  107.11.  1,  wo- 
gegen Fagnan.  1.  c.  n.  35  bemerkt,  dass  sich 
dieses  Kapitel  allein  auf  vermögenswerthe  Sachen 
bezieht 

8  S.  0.  S.  269. 

ö  Diese  Praxis  belegt  Benedict  XIV.  durch 
eine  Reihe  von  Beispielen ,  1.  c.  c.  22.  n.  15  ff. 
S.  auch  die  von  ihm  n.  14  angefühlten  Entsch. 
der  Gongr.  conc.  ohne  Datum :  ,,An  qui  trans- 
tulernnt  corpus  s.  Ghristinae  virginis  et  martyris 
inciderint  in  poenam  cxcommunlcatlonls?  8s. 
mus  dominus  noster  respondit,  transferentes  non 
esse  excommunicatos ,  sed  tarnen  obtinuit  hodie 
ex  stylo,  talem  translationem  non  esse  faciendam 
inconsulta  sede  apostolica".  (Vgl.  dazu  noch 
unten  S.  272.  n.  3.) 

w  Darauf  beziehen  sich  offenbar  die  Ausfüh- 
rungen Benedikts  XIV.  nicht  (s.  namentlich  noch 


272  L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§-212. 

der  Befngniss  des  päpstlichen  Stuhles,  die  näheren  Bestimmangen  über  die  Verehmng 
der  Heiligen  und  ihrer  Reliquien  zu  treffen.  Damit  ist  aber  nicht  ausgesprochen,  dasa 
eine  Translation  lediglich  desshalb  vorgenommen  werden  kann ,  weil  sie  der  päpst- 
liche Stuhl  genehmigt,  vielmehr  werden  je  nach  der  juristischen  Bedeutung  des  Aktes 
die  im  Uebrigen  zur  Vornahme  desselben  zuständigen  Organe  eine  solche  Massregel 
zu  beschliessen  haben.  Bei  der  Translation}  mit  welcher  eine  Veräusserung  der  Reli- 
quien verbunden  sein  soll,  müssen  daher  die  Verwalter  der  Kirche,  welcher  die  Reli- 
quie gehört,  also  bei  einer  Kathedrale  der  Bischof  mit  hinzutretendem  Konsense  des 
Kapitels  S  unter  Beobachtung  der  für  die  Veräusserung  bestehenden  Normen  3,  den 
entsprechenden  Beschluss  fassen ,  ja  nach  der  Kurialpraxis  ist  bei  der  Veräusserung 
einer  reliquia  insignis  auch  die  päpstliche  Genehmigung  erforderlich  ^.  Dass  der  Papst 
kraft  seiner  Machtvollkommenheit  auch  einer  kirchlichen  Anstalt  dasEigenthum  durch 
einen  gesetzgeberischen  Akt  zu  entziehen  befugt  ist,  steht  ausser  Zweifel ,  ebenso 
dass  er  in  Folge  seines  Rechtes  fUr  die  angemessene  Aufbewahrung  der  Reliquien 
Sorge  zu  tragen,  ferner  die  UeberfÜhrung  einer  bedeutenden  Reliquie  aus  einer  kleinen 
Kirche  in  eine  hervorragendere  anordnen  kann. 

Aus  dem  Umstände,  dass  die  Reliquien  den  res  sacrae  gleichstehen,  ergiebt  sich 
endlich  für  das  strafrechtliche  Gebiet,  dass  die  profanirende  Behandlung  einer  Reli- 
quie, ebenso  wie  die  einer  res  sacra,  das  kirchliche  Vergehen  des  saerüegium  ^  bildet^. 

Alle  vorstehenden  Ausfährungen  treffen  nur  für  diejenigen  Reliquien  zu,  welche 
kirchlich  approbirt  sind ,  denen  also  ein  öffentlicher  Kultus  gewidmet  werden  kann 
(s.  0.  S.  266).  Bei  den  anderen  fehlt  dasjenige  Moment,  welches  eine  den  res  sacrae 
gleiche  rechtliche  Behandlung  statthaft  erscheinen  lässt.  Sie  sind  Gegenstände,  wel- 
chen nur  von  einzelnen  Gläubigen  nach  ihrer  privaten  Auffassung  ohne  kirchliche 
Billigung  Verehrung  erwiesen  wird,  und  können  dadurch  keine  besondere  rechtliche 
Qualität  erhalten^. 

1.  c.  c.  22.  u.  14.).    Derselben  Meinung  «uch  nicht  direkt  entgegen  steht,  so  hat  doch  die  con st 

Plgnatelli].cii.3.9;Ferraris8.v. veneratio  Plus'  IX. :  Apostolicae  sedis  v.  1 2.  Oktober  1868 

sanctoram  n.  64.  (excommauicatioiiesnemlnireservataen.Sjindem 

1  S.  Bd.  IT.  S.  153  ;  Fagnan.  ad  c.  2  X.  III.  sie  die  durch  die  Extravagante  angedrohte  Ex- 
45.  n.  29 ;  R  e i  f  f  e  u  B  t  a  e  1 ,  ins  can.  III.  45.  n.  kommunikation  nur  für  die ^alienantes  et  reoipere 
32 ;  feiner  bei  einer  Pfarrkirche  die  Verwalter  praesumeutes  bona  ecclesiastioa  absque  beuepla- 
des  Lokal-  Kirchenvermögens ,  mithin  der  Pfar-  cito  apostolicae  sedis",  aufrecht  erhält,  also  durch 
rer  und  die  Kirchenväter.  den  Gebrauch  der  Worte :  ^bona  ecclesiastica'^  die 

2  Stellt  sich  die  Translation  blos  als  eine  Ver-  Ansicht  billigt ,  dass  es  sich  bei  den  mobilia  um 
waltungsmassregel  von  Bedeutung  dar ,  wie  z.  B.  Yermögensstücke  ,  die  einer  Schätzung  in  Geld 
wenn  die  Reliquie  In  einer  anderen  Kirche  depo-  fähig  sind,  handeln!  müsse,  vgl.  Avanzini 
nirt  werden  soll,  so  hat  der  Bischof  nur  das  cou-  comment.  in  constit.  apostoL  sedis  2,  146.  n.  1 ; 
silium  capituli  einzuholen,  s.  Bd.  II.  S.  156.  Heiner,   d.  kirchlichen  Oeusuren.    Paderborn 

3  So  hat  die  Gongr.  conc  am  S.Juli  1602  ent-  1884.  S.  268,  die  Unzulässigkeit  der  gedachten 
schieden,  s.  Ferraris  s.  v.  alienatio  art.  I.  n.  Strafen  ausgesprochen.  Es  können  deshalb  nur 
8  ;  Bouix,  tract  de  iure  regulär,  ed.  II.  2,  292;  poenae  arbitrariae  zur  Anwendung  gebracht  wer- 
vgl.  auch  Barbosa  de  off.  episc.  alleg.  95.  n.  39.  den. 

Streitig  ist  dagegen ,   ob  die  in  der  Extrav.  «  S.  o.  S.  169. 

Ambitiosae  (s.  S. 271.  n.  7)  vorgesehenen  Strafen,  ^  Vgl.  Ferraris  veneratio  sanctor.  n.   69; 

namentlich  die  dort  angedrohte  excommunicatio  Seh  malzgru eher  1.  o.  n.  65.    S.  übrigens 

latae  senteutiae  Anwendung  findet    Gegen  das  auch  o.  S.  270.  n.  6  a.  £. 

Eintreten  dieser  Strafen  Fagnan.  1.  c.  n.  35,  6  MitRückslchtaber  darauf,  dass  solche  Sachen 

welcher  die  Extravagante  überhaupt  nicht  auf  die  später  in  Folge  der  Beatiflkation  oder  Kanon!- 

Veräusserung  von  Reliquien ,  welche  keine  ver-  sation  derjenigen  Person,  von  welcher  sie  her- 

mögenswerthen   Sachen  seien,  belogen  wissen  rühren,   die  Eigenschaft  als  Reliquien  erhalten 

will.    Unentschieden  Benedict  XIV.  l.  c.  n.  können,  hat  sich  bei  der  Kurie  die  Praxis  fost- 

22  n.  14.    Wenngleich  der  Wortlaut  der  Extra-  gestellt,  dass  eine  translatio  derartiger  Ueberreste, 

vagante ,  welche  von  „preciosa  mobilia^'  spricht,  wenn  der  Papst  die  General-Kommisaion  für  den 
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Was  seUieBslich  die  Frage  betrifiEt,  in  wie  weit  die  vorstehend  ent- 
wickelten Grandsätze  in  Deutschland  für  das  weltliche  Oebiet  An- 
erkennung zu  beanspruchen  haben,  so  mllssen  sie  im  Allgemeinen,  weil  das 
Jdrchliehe  Recht  für  die  gottesdienstlichen  Verhältnisse  im  Mittelalter  das  allein  mass- 
^bende  geworden  ist,  als  gemeinrechtliche  betrachtet  werden.  Indessen  wer- 
den dnreh  die  heut  veränderte  Stellung  der  katholischen  Kirche  folgende  Ab- 
weichungen bedingt.  Aus  dem  o.  S.^72  gedachten  Omnde  können  sie  nicht  mehr  in 
Betreff  aller  kirchlich  approbirten  Reliquien,  sondern  allein  deijenigen,  welche 
ftr  die  öffenlüohe  Verehrung  bestimmt,  also  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge- 
widmet sind^,  zur  Anwendung  kommen^.  Ebensowenig  sind  nach  dem  heutigen 
gemeinen  Recht  die  Nichtkatholiken  vom  Erwerbe  von  Reliquien  ausgeschlossen^, 
und  endlich  kann  ein  Erwerb  gegen  Entgelt  nach  demselben  nicht  als  nichtig  be- 
leieimet  werden^. 

Daa  Gleiche  muss  fftr  das  Königreich  Sachsen  angenommen  werden,  weil  hier 


BettOflkstioiispiozesB  bereits  gezeiclmet  h&t  (a.  o. 
S.  253  Anm.),  nicht  ohne  die  Genehmigung  des 
letzteren  stattii&ft  ist,  während  sonst,  'sofern  es 
si«h  um  die  Ueberführung  bestatteter  K6rper 
oder  Körpertheile  solcher  frommer  Abgeschiedener 
handelt ,  denen  ein  zulässiger  Privatkultus  ge- 
widmet wird ,  die  Anordnung  des  Bischofs  für 
genügend  erklart  wird ,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
c.  22.  n.  3. 4. 

Sind  die  Ausführungen  des  Textes  über  die 
Möglichkeit  des  Eigenthums  an  Reliquien  richtig, 
so  ergiebt  sieh  als  Konsequenz,  dass  die  Erhebung 
und  Ueberfuhnmg  Ton  solchen  bisher  bestatteten 
Leibern  und  Theilen,  welche  bisher  in  Nieman- 
des Eigenthum  standen,  zugleich  die  Erwerbung 
des  Eigenthums  (und  zwar  durch  Occupation) 
für  diejenige  Kirche,  für  welche  jene  Ueberreste 
erhoben  und  in  welcher  sie  zur  Aufbewahrung 
niedergelegt  werden,  bildet,  und  dass  sie,  wenn 
die  kirchUehe  Approbation  stattgefunden  hat,  der 
reehtlidien  Eigenschaften  der  Reliquien  theU- 
hafklg  werden. 

Besondere  Bestimmungen  endlich  hat  der  päpst- 
liche Stuhl  für  die  Erhebung  Ton  Reliquien  ans 
den  romischen  Katakomben  erlassen.  Die  Weg- 
nahme Ton  Reliquien  aus  diesen,  sofern  es  gewiss 
Ist ,  dass  sie  von  Märtyrern  herrühren  (über  die 
Kennzeichen,  auf  Grund  deren  dies  angenommen 
wird,vgL  Benedict  XIY.l.  c  c  27.  n.  13 fC) 
und  in  soweit  sie  in  Leibern  oder  Theilen  solcher 
bestehen,  darf  nur  mit  schriftlicher  Erlaubniss  des 
YicailuB  urbis  (Bd.  I.  S.  486)  erfolgen ,  und  das 
Zuwiderhandeln  ist  für  die  Thäter,  deren  Oe- 
hülfen  und  Begünstiger  mit  der  dem  Papst  vor- 
behaltenen ezoommunlcatio  maior  latae  sententiae 
(aufrechterhalten  durch  die  oonst.  Apostolicae 
sedis  Pins'  IX.  eit,  s.  unter  diesen  Exkommuni- 
kationen n.  15)  bedroht  Bei  der  Ausgrabung 
muss  ein  von  dem  gedachten  Vikar  bevollmäch- 
tigter Priester  anwesend  sein ,  um  die  Qualität 
der  Reliquien  zu  konstatiren ,  sie  In  Behältnisse 
zu  thun ,  diese  zu  versiegeln ,  und  die  Reliquien 
abzuliefern,  damit  sie  der  Gongregatloindulgentia- 
mm  et  ss.  reliquiarum  zur  Approbation  übergeben 
werden.  Erstdann  dürfen  sie  an  einzelne  Kirchen 
und  einzelne  Personen  vertheUt  werden  (s.  o.  S. 

Hinseh  ins,  Kirchenrecht  lY. 


268  n.  6).  Vorher  werden  sie  aber  erst  in  ein  be- 
sonderes Verzeichniss  unter  Angabe  der  Em- 
pfänger und  der  Kirchen ,  denen  sie  überwiesen 
Bind,  eingetragen.  Vgl.  über  Alles  das  cit  Breve 
Clemens'X.v.  1672 und  Benedict  XIV.l.c.c. 
28.  n.  1  ff.,  welcher  noch  weitere  hierher  gehörige 
Anordnungen  angiebt  S.  auch  desselben  Breve : 
De  Gongregatlonis  v.  5,  März  1742,  bull,  eiusd. 
1,  58.  Uebrigens  wird  solchen  Reliquien,  wenn 
nicht  festzustellen  ist,  von  welchem  Märtyrer  sie 
herrühren,  um  die  Gläubigen  zu  eifriger  Ver- 
ehrung zu  veranlassen,  ein  Name  beigelegt  (in 
der  Kurialsprache  wird  diese  Namengebung  mit 
baptUare  bezeichnet,  weshalb  solche  Heiligen 
HtneU  haptiaatl  genannt  werden),  jedoch  nur  ein 
nomen  appellativum ,  welches  auf  alle  Heiligen 
passt,  wie  felix,  fortunatus,  deodatus  u.  s.  w.,  wo- 
bei als  Grund  die  Verhütung  von  Täuschungen 
der  Gläubigen  angegeben  wird,  Benedict.  XIV. 
1.  c.  n.  12ff.;  Gavalieri  opp.  liturg.  P.  I.  c. 

4.  decr.  56.  n.  17. 

1  S.  0.  S.  173.  Es  ermangeln  also  nicht  blos 
die  nicht  kirchlich  genehmigten ,  sondern  auch 
die  kirchlich  approbirten  Reliquien ,  sofern  sie 
nicht  in  öffentlichen  Gotteshäusern ,  z.  B.  wenn 
sie  in  Privatkapellen  aufbewahrt  werden ,  nach 
staatlichem  Recht  der  beschränkten  Extrakom- 
merzial-Qualltät. 

3  Wegen  des  strafrechtlichen  Schutzes  s.  o. 

5.  177. 

3  Denn  die  Grundsätze  des  kanonischen  Rechts 
(s.  0.  S.  270.  n.  6)  über  die  Rechtsstellung  der 
Ungläubigen  und  Ketzer  sind  in  Folge  der  ver- 
änderten Stellung  der  Religionsgesellschaften 
beseitigt,  und  eine  besondere  positive  Vorschrift, 
welche  diese  vom  Erwerbe  ausschliesst,  weist  das 
gemeine  Recht  nicht  auf.  Praktisch  kann  der 
Fall  vorkommen,  wenn  z.  B.  eine  Missionskirche 
auf  den  Namen  eines  katholischen  Privatmannes 
im  Grundbuche  eingetragen  ist ,  und  diese  mit 
den  darin  beflndliohen,  demselben  gehörigen  Re- 
liquien, auf  einen  Protestanten  durch  Erbgang 
übergeht 

4  Das  weltliche  Recht  kennt  das  Vergehen  der 
Simonie  als  solches  nicht,  und  ebensowenig  ein 
VeräuBserungsverbot  der  Reliquien. 
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durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  das  frühere  Recht  in  Betreff  der  OffenÜioheii  gottes- 
dienstlichen Sachen  nicht  beseitigt  worden  ist  ^  nnd  auch  die  Yorschiiften  des  pr  eu  s  - 
sischen  Landrechts  führen  für  das  Oebiet  des  letzteren  zu  demselben Reaaltate ^. 

Nach  französischem  Recht  ist  dagegen  bei  Reliquien  die  Voraussetzung  der 
durch  dasselbe  abweichend  vom  deutschen  Recht  bestimmten  Extrakommersial* 
Qualität  die  dauernde  Einverleibung  in  eine  Kirche  K 

Alleinnach  österreichischem  Recht  ist  die  entgeltliche  Verftussemng  von 
Kreuzpartikeln  und  Reliquien  ausdrücklich  verboten  ^.  Insoweit  stimmt  also  das  er- 
wähnte Recht  mit  dem  kanonischen  überein.  Weil  aber  die  Zahlung  eines  Geld&qniva- 
lentes  für  die  Fassung  der  Reliquien  nicht  für  unstatthaft  erklärt  ist  ^,  wird  man  umso- 
weniger  annehmen  können ,  dass  nach  österreichischem  Recht  die  Möglichkeit  eines 
Eigenthums  an  ihnen  ausgeschlossen  ist.  Ferner  können  sie  Qegenstand  einer  frei- 
gebigen und  letztwilligen  Verfügung  sein^.  Sie  haben  also  nur  dieselbe  beschränkte 
Extrakommerzialität,  wie  nach  kirchlichem  Recht  7.  Mit  demselben  harmonirt  aber 
abweichend  vom  gemeinen  Recht  das  österreichische  auch  insofern,  als  es 
Akatholiken,  also  namentlich  Protestanten  und  Juden,  des  Erwerbes  von  Reliquien 
für  unfähig  erklärt  ^. 

n.  Die  Verehrung  der  Bilder^    A.   Einleitung.   Wie  man  auch  die 


*  S.  0.  S.  176. 

3  Die  Reliquien  müssen  zu  den  im  %.  179. 
II.  11.  A.  L.  R.  (s.  0.  S.  171.  n.  6)  erwibnten 
gottesdienstliohen  Sachen  gerechnet  werden.  Es 
finden  also  des  weiteren  auch  die  S.  176  darge- 
legten Grundsätze  des  preusslschen  Rechts  An- 
wendung. 

'  Also  dass  sie  z.  B.  in  einem  Altar  zur  dauern- 
den Aufbewahrung  niedergelegt  sind,  vgl.  Gei- 
gel  a.  a.  0.  S.  107.  n.  9  und  o.  S.  176. 

4  Hofkanzleidekret  v.  30.  Sept.  1806,  Kro- 
patschek,  SammL  d.  Gesetze  20,  644:  „Der 
Verkauf  der  Monstranzen  und  Piramiden  nach 
dem  Werthe  derselben  Ist  gestattet,  jedoch  auf 
das  strengste  verboten ,  die  in  denselben  enthal- 
tenen Krenzpartikeln  und  Reliquien  als  gehei- 
ligte Dinge,  welche  keiner  Geldsohätzung  unter- 
liegen ,  und  weder  zum  Kauf  noch  Verkauf  ge- 
eignet sind,  in  Anschlag  zu  bringen".  VgL  ferner 
Hofdekret  v.  16.  (bez.  Justiz-Hofdekret  y.  25.) 
November  1826,  cit  Sammlung,  Fortsetzg.  von 
Grutta  Ö2,  387:  „Dass,  da  Kreuzpartikeln  und 
Reliquien  kein  Gegenstand  der  Schätzung  und 
Veräusserung  sind ,  deren  Verkauf  sowohl  in  als 
ausser  dem  Versteigerungswege,  sowie  deren  Be- 
schlagnehmung  in  Concurs-  und  Verlassen- 
schafts-Fällen ,  dann  die  Uebertragung an  Akatho- 
liken  als  Erben  nicht  gestattet  werde,  dass  daher 
iu  allen  diesen  Fällen,  wenn  sich  Krenzpartikeln 
oder  Reliquien  In  s.  g.  Reliquiarien  befinden, 
mit  Zuziehung  eines  Kommissärs  des  katholischen 
Konsistoriums,  wenn  dieses  im  Orte  sich  befindet, 
sonst  des  katholischen  Ortsseelsorgers  die  Kreuz- 
partikeln oder  Reliquien  von  der  Fassung  zu 
trennen,  und,  wenn  dieses  unthunlich  befunden 
werden  sollte ,  dieselben  sammt  der  Fassung  an 
das  Konsistorium  oder  den  Ortsseelsorger  zu  über- 
geben seien.  Die  Art,  wie  sich  die  Ortsseelsorger 
hierbei  zu  benehmen,  wie  sie  über  die  über- 


nommenen heiligen  Sachen  zu  verfügen  haben, 
ist  von  dem  Ordinariat  zu  bestimmen^. 

s  S.  das  dt.  Dekret  v.  1826. 

«  S.  a.  a.  0. 

"^  Das  ist  auch  die  Auffassung  der  heutigen 
österreichisohen  Jurisprudenz  im  Gegensatz  zu 
der  früheren  Ansicht,  dass  die  Reliquien  absolut 
extra  commercium  seien,  vgL  Unger,  osterr. 
Privatreoht  1 ,  366  n.  16 ;  R  a  n  d  a,  Besitz.  3.  Aufl. 
S.  313;  Schif  f ner,  osterr.  Privatreoht,  Heft  3 
S.  19. 

8  Das  cit.  Dekret  v.  1826  spricht  aUerdings 
nur  von  der  Uebertragung  zu  Erbrecht.  Die 
Ausdehnung  auf  unentgeltlichen  Erwerb  unter 
Lebenden  (der  entgeltliche  ist  überhaupt  ausge- 
schlossen) kann  aber  wegen  der  Gleichheit  des 
Grundes  keinem  Bedenken  unterliegen. 

Die  rechtlichen  Folgen  bei  entgeltlicher  Ver- 
äussemng  oder  bei  Uebertragung  an  einen  Aka- 
thoUken  sind  in  den  cit.  Dekreten  nicht  bestimmt. 
Es  wird  aber  Nichtigkeit  des  Geschäftes  und  der 
Veräusserung  anzunehmen  sein,  weil  die  Extra- 
kommerzial-Qualitiit  in  Betreff  dieser  beiden 
Fälle  anerkannt  ist.  Wenn  das  Dekret  v.  1826 
weiter  bestimmt,  dass  bei  der  Nothwendigkeit 
der  Veräusserung  die  Reliquien  von  der  Fassung 
getrennt  werden  und  an  den  Bisehof  oder  Orts- 
pfarrer übergeben  werden  sollen  und  nur,  sofern 
eine  solche  Trennung  unthunlich  ist,  die  Reliquie 
mit  der  Fassung  an  die  erwähnten  kirchlichen 
Beamten  auszuliefern  ist,  so  bezieht  sich  dies 
offenbar  auf  Fälle ,  in  denea  der  Eigenthümer 
das  Eigenthum  nicht  behalten  wilL  Eine  Kon- 
fiskation zur  Strafe  spricht  das  Dekret  nicht  aus. 

B  Gabriel  Pallaeotus,  de  sacrisimagini- 
bus.  Ingolstadt  1698;  Lüdtke,  Bilder  in  der 
Kirche  u.  Bilderverehrnng  in  We  t  z  e  r  u.  We  Ite, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufi.  1,  814  u.  828;  Her- 
zog, Bilderverehrung  in  seiner  Real-Kncyklo- 
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Streitfirage ,  in  welcher  VlTeise  sich  die  älteste  Kirche  zur  Knust  gestellt  hat,  beant- 
worten mag  ^,  80  kann  es  doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  erst  seit  dem 
5.  Jahrhnndert  die  Verehrung  yon  Bildern  Gottes,  ron  Christas  nnd  der  Heiligen  und 
xwar  raent  im  Orient  sich*  zn  verbreiten  angefangen  hat  2,  während  man  dieselbe  im 
Abendlande  damals  noch  für  verwerflich  erklärte  '. 

Qegen  die  im  Orient  immer  mehr  überhand  nehmende  Bilderverehmng  schritt 
im  8.  Jahrhiindert  Kaiser  Leo  DI.  der  Isanrier  (716—741)  ein,  indem  er  dieselbe 
als  Götsendienst  abzustellen  befahl  und  die  Bilder  in  und  an  den  Kirchen,  sowie  an 
anderen  Gebäuden  zerstören  liess^.  Nicht  nur  eine  Partei  unter  den  morgenländi- 
sehen  Biaehöfen  ^  sondern  auch  die  römische  Kirche  und  Italien  trat  dieser  Verfolgung 
der  Bilder  entgegen^.  Nachdem  der  Nachfolger  Leos  III.,  Konstantin  V.  Kopronymus 
(741 — 775)  die  Befehle  seines  Vaters  durch  eine  Synode  v.  Konstantinopel  i.  J.  754  ^ 
hatte  kirehlleh  sanktieniren  lassen ,  ging  er  mit  noch  grösserer  Strenge  und  Härte 
gegen  die  Bilderverehmng  und  gegen  die  Anhänger  derselben,  namentlich  gegen  die 


pidie  für  pTotestantisohe  Theologie.    2.  Aufl. 
2,470. 

i  S.  die  clt.  Artikel  y.  Lüdtke  u.  Herzog, 
ferner  F.  X.  Kianft,  Roma  Botterranea.  2.  Aufl. 
S.  216  ff. 

2  Oleseier,    Kirchengesch.   4.  Aufl.    I.  2,' 
430  ff. 

3  Synode  t.  Elviia  v.  306  0.  36 :  „Placolt ,  ut 
pictvas  in  ecdesia  esse  non  debere,  ne  quod  co- 
litar  et  adotratar  in  parietibiu  depingatur''.  Wer 
diesen  Kanon  unbefangen  betrachtet,  mnss  ihn 
dahin  yentehen ,  dass  Gemälde  aus  den  Kirchen 
überhaupt  ausgeschlossen  sein  sollen,  damit  man 
nicht  daasjenige,  was  verehrt  und  angebetet  wird, 
auf  die  Wände  malt  So  hat  ihn  auch  H  ef  e  I e, 
Goneil.  Gesch.  i.  Aufl.  1 ,  141  verstanden  und 
sich  gegen  die  vielfachen  Versuche  an  dieser  für 
die  katholische  Lehre  unbequemen  Bestimmung 
herumzndeuten  und  sie  beschränkend  auszulegen 
ezklärt,  8.  darüber  Gieseler  a.  a.  0.  I.  1,  S7Ö 
B.  5  und  Funk,  Tübinger  tbeolog.  Quartalschr. 
Jahrgang  1883  (Bd.  65)  S.  271.  Neuerdings  hat 
sich  Hefele  (2.  Aufl.  1,  170)  aber,  ebenso  wie 
Kraus  a.  a.  0.  S.  222 und  Rossl,  Boma 3, 475, 
der  Erklärung  angeschlossen,  dass  wegen  der 
dioUetianisohen  Verfolgung  die  Bilder  in  den 
Kirchen  über  der  Erde  vor  der  Verunehrung  durch 
Aie  Heiden  nicht  sicher  gewesen  wären,  und  die 
Synode  deshalb  die  Anbringung  von  solchen 
untersagt  habe.  Gegen  diese  für  die  hier  ver- 
tretene Auffassung  jetzt  noch  Funk  a.  a.  0. 
S.276. 

Auch  Gregor  I.  erklärt  noch  in  ep.  ad  Seren. 
MassU.  V.  699.  ed.  Ben.  IX.  105;  2,  1006: 
„indlco  dndum  ad  nos  pervenisse,  quod  flratemi- 
tas  vestra,  quosdam  imaginum  adoratores  adspi- 
denseaademin  ecclesiis  Imagines  oonfregit  atque 
proiedt.  Et  quidem  zelum  vos,  ne  quid  manu- 
f actum  adorari  possit,  habuisse,  laudamns,  sed 
frangere  easdem  pieturas  non  debulsse  iudica- 
mus.  Iddrco  enim  pictura  in  ecclesiis  adhibetur, 
ut  hi  qui  litteras  nesciunt,  saltem  in  parietibus 
Icgant,  quae  legere  in  codioibus  non  valeant'' 
(zum  Thell  auch  In  o.  26  Dist.  in.  de  consecr.). 
Anders  lautet  allerdings  dess.  ep.  ad  Seoundinum 
Y.  599,  ed.  Ben.  IX.  52,  2,  964 :  „Scio  quod  ima- 


ginem  salvatoris  nostri  ideo  non  petis ,  ut  quasi 
deum  coUs,  sed  ob  recordationem  fllii  del  in  eins 
amore  recalescas,  cuius  te  imaginem  videre  desi- 
deras.  Et  nos  quidem  non  quasi  ante  divinitatem 
ante  illam  prostemlmus,  sed  illum  adoramus, 
quem  per  imaginem  aut  natum  aut  passum ,  sed 
et  in  throne  sedentem  recordamur'' ,  aber  diese 
Stelle  gehört  zu  den  in  der  einen  der  beiden 
überlieferten  Textrecension  fehlenden  Stücken 
dieses  Briefes ,  und  scheint  ein  späterer  Zusatz 
zu  sein,  vgl.  auch  Jaff  tf,  reg.  II.  ed.  n.  1673. 

^  Die  Ansicht,  dass  dies  schon  durch  ein  Edikt 
V.  726  und  nicht  erst  durch  ein  solches  v.  730 
angeordnet  worden  Ist,  erscheint  diebegründetere, 
namentlich  ergeben  dies  die  zum  Schutze  der 
Bildervehrung  geschriebenen  Briefe  Gregors  n. 
an  den]  Kaiser,  Mansi  12,  969  u.  975,  von 
denen  der  erstere  jedenfalls  vor  730 ,  etwa  i.  d. 
J.  729  zu  setzen  ist,  Jaf f  tf  reg.  U.  ed.  n.  2180. 
2181.  Vgl.  darüber  Hefele  Gonc.  Gesch.  2. 
Aufl.  3,  376.  Daselbst  ist  auch  S.  371  die  Li- 
teratur angegeben.  Uebersichtliche  Darstellungen 
des  Bilderstreites  enthalten  die  Artikel  v.  L  ü  d  t  k  e 
bei  Wetzer  u.  Weite  a.  a.  0.  S.  821  und  von 
Vogel  bei  Herzog  a.  a.  0.  S.  468. 

6  Hefele  a.  a.  0.  S.  380.  407. 

^  Vgl.  die  cit.  Briefe  Gregors  II.  (Anm.  4)  und 
die  romische  Patriarchal  -  Synode  Gregors  III.  v. 
731  (Bd.  IIL  S.  509.  n.  2),  vita  Gregorii  III.  in 
Vignoli  IIb.  pont.  2,  43 :  „Ut  si  quis  deinceps 
sacrarum  imaginum  depositor  atque  destructor 
et  profanatorvel  blasphemus  extiterit,  sit  extonris 
a  corpore  et  sanguine  Jesu  Ghristi  vel  totius  ec- 
olesiae  unitate  atque  compage^. 

"^  Sie  war  als  eine  allgemeine  beabsichtigt,  von 
338  Bischöfen  besucht,  unter  welchen  aber  nicht 
nur  der  Bischof  v.  Rom ,  sondern  auch  die  unter 
sarazenischer  Herrschaft  stehenden  Patriarchen  v. 
Alexandrien,  Antioohien  und  Jerusalem  fehlten, 
Hefele  a.  a.  0.  S.  411.  In  dem  von  der  Synode 
erlassenen  6poc,  Mansi  13,  206heisstesp.324: 
6p(Copkev  diic6ßXY)Tov  elvai  xal  dXXoTpiav  xal 
dßSeXüYf^^vi^v  h.  Tfjc  tflW  XpiOTtavÄv  ftcxXiQotac 
icdoav  cixdva  h.  tcavrotac  ßXrjc  xal  ^poofjtaToupYi- 
»fj«  T*^   Ziaf^^s  «axoT€^viac  weiroiTjfi^vTjv". 
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an  derselben  festhaltenden  M5nohe  vor  ^  Aber  es  gelang  ihm  nieht ,  dieselbe  völlig 
zu  unterdrfleken  ^.  Die  ELaiserin  Irene,  welehe  naeh  dem  Tode  ihres  Oemahls  Leos  IV. 
(775 — 780)  die  Begierang  für  ihren  mindeqfthrigen  Sohn  Konstantin  VI.  Porpkyro- 
genitns  ftthrte,  und  der  Bilderverehrung  freundlieh  gesinnt  war,  berief,  um  das  im 
Morgenlande  entstandene  Schisma  und  die  Trennung  des  Orients  von  Italien  sn  be- 
seitigen, eine  allgemeine  Synode  nach  Nioaea  (die  siebente  y.  787)  ein^,  an  welcher 
auch  Abgesandte  des  Papstes  theilnahmen  ^.  Diese  stellte  die  Bilderverehrong  wie- 
der her,  indem  sie  die  Wiederanbringung  der  Bilder  Christi,  der  Jungfrau  Maria, 
der  Engel  und  der  Heiligen  anordnete,  damit  der  Beschauer  dadurch  aur  Verehning 
der  Urbilder  (nicht  der  allein  Oott  gebfihrenden  Anbetung),  angeregt  werde,  weil  der- 
jenige, welcher  das  Bild  verehre,  auch  der  durch  dasselbe  dargestellten  Person  Ehre 
erweise  *. 

Im  Frankenreich  fanden  indessen  die  Beschlflsse  des  erwlhnten  Konzila  keine 
Anerkennung,  vielmehr  wurden  sie  auf  der  von  Karl  d.  Qr.  an  Frankfiirt  L  J.  794 
abgehaltenen  Synode  verworfen <'.  Die  fränkische  Kirche  nahm  den  Standpunkt  ein'', 
dass  zwar  die  Bilder  aus  den  Kirchen  nicht  zu  entfernen  seien,  dass  ihnen  aber 
keine  Verehrung  gebühre  ^,  sie  vielmehr  blos  bestimmt  sein  sollten ,  zur  Erinnening 
und  zur  Belehrung  zu  dienen  ®.  Dieselbe  Anschauung  hat,  als  die  Gesandtschaft  des 
Kaisers  Michaels  n.  des  Stammlers  (820 — 829)  in  Folge  des  im  Orient  durch  seinen 
Vorgänger  Leo  V.  den  Armenier  (813 — 820)  von  Neuem  eröfiheten  Bildersturms 
König  Ludwig  d.  Fr.  zu  gewinnen  suchte  ^%  die  zu  Paris  i.  J.  8  2  5  zusammenberufene  Sy- 
node vertreten  ^^,  und  so  ist  die  Bilderverehrung  in  der  fränkischen  Kirche  während  des 
9.  Jahrhunderts  verworfen  geblieben.  Einen  Versuch,  die  römische  Lehre  im  Franken- 
reich zur  Geltung  zu  bringen,  haben  die  Päpste  nicht  unternommen  ^^,  wohl  aber  liess 
Nikolaus  I.  auf  der  von  ihm  863  einberufenen  Patriarchalsynode^^  mit  Rficksieht  auf 


1  Hefelea.  a.O.S.418.  421. 

2  Die  nnter  den  Sarazenen  stehenden  Patriar- 
chen ▼.  Alexandrlen,  Antlochien  und  Jerusalem 
erklärten  sich  für  die  Bllderrerehrung ,  ebenso 
such  die  Lateransynode  v.  769  unter  Stephan  IIL, 
s.  Bd.  HI.  S.  632.  n.  1 ,  act.  lY,  s.  femer  Deus- 
dedit  coli.  can.  II.  131. 

3  Bd.  lU.  S.  333.  Anm.  2  a.  £. 

«  Bd.  I.  S.  501.  Vgl.  auch  die  Schreiben 
Hadrlans  I.  y.  786,  Mansi  12,  1056.  1077, 
Jafftf  U.  ed.  n.  2448.  2449, 

s  S.  den  5poc  der  sess.  VII.,  Mansl  13, 
377 :  „6p(Co(Aev . . .  'TrapanX'vjalaic  T(bT6tcou  tou  . . . 
oraupou  dvatl^odai  toI«  oeitrdc  xal  i'^ia^  eU6vac 
.  .  .  dv  Tale  d-rCaic  tou  d€ot>  ixih^ioLii,  ht  Upou 
oxe660t  %a\  ioM^if  toC^oic  xexal  oav(otv,  oTxoic  tc 
xal  85oic ...  xal  Ta^raic  doicaofjiöv  xal  TtpiTjTex'^v 
icpocx6v7]oiv  diiov^uetv  (oö  fAi^v  t^v  xocid  iclortv 
-fjftäiv  dXTjOiv^v  Aatpstav,  4)  icptei piivTQ x^ 
%tiq,  <p6a6i ,  d\V  8v  Tp6icov  Tip  t6tc(p  to5  .  .  . 
oraupou  xal  toi<  dytoi«  euay^cXlotc  xal  tou  Xoiitolc 
Upotc  dva4H)p.aot)  xal  OufAtafAdEToiv  xal  cp<6Ta>v 
npoiorftaj^'i  Ttpöc  Tifjv  to6twv  Tifjwrjv  iroieTovai . . . 
if)  Yokp  Tfjc  eix^voc  tipL*^  litl  TÖ  icpcoTÖTuicov  8ta- 
ßaCvei  xat  6  tcpo^xuv&v  r^  elx6va  icpocxuveT  t* 
a6ng  tou  ^T^pa^opi^vou  ti?)v  bn69ta9is".  Vgl. 
auch  das  Glaubensbekenntiilss  der  Synode  ibid. 
p.  132 :  „Tdc  djCac  xal  aeTcrdc  eixövac  dito^x^fAsda 
xal  donaCöfUva  xal  icepiimioo^fAeda  . . .  TifAnfAev 
xal  daitaCöfxefta  xal  Tt(AT]Ttxo>c  irpocxuvoupiev". 


«  8,  Bd.  m.  S.  706.  n.  6. 

"^  Dies  ergeben  die  auf  Yeranlaasnng  Ton  Karl 
d.  Gr.  u.  790  abgefassten  s.  g.  librl  CaroUni,  vgl 
Hefele  a.  a.  0.  S.  694ff;  Wagenmann  in 
Herso  g,  Real-Encyiaopidle  2.  Aufl.  7,  öSöiL 
S.auch  Reuter,  Oeseh.  d.  religldsen  Aufklä- 
rung 1.  Mittelalter.  Berlin  1875.  1,  lOfll 

8  Freilich  haben  weder  die  Frankfurter  Synode 
noch  die  librl  Oarollnl  den  von  dem  Nicäner 
Konzil  gemachten  Unteisehied  zwischen  XorpeCa 
(adoratio)  und  icpocx6yT}oic  (yeneratlo)  beach- 
tet ,  wohl  Irregeleitet  durch  die  schlechte ,  von 
Hadrlan  I.  an  Karl  gesandte  lateinische  Ueber^ 
Setzung  der  Akten  des  gedachten  Konzils,  Hefele 
a.  a.  0.  S.  694. 

9  Deshalb  erkliren  sich  auch  die  llbri  Garolinl 
gegen  die  Gleichstellung  der  Bilder  mit  dem 
Kreuz,  der  h.  Schrift,  den  helligen  Gefassen,  den 
Reliquien  der  Leiber  und  der  Kleider  der  Hel- 
ligen, welche  nach  alter  Tradition  im  Abend- 
lande verehrt  würden,  s.  die  Zusammenstellung 
bei  Hefele  a.  a.  0.  S.  707  und  danach  bei 
H erzog  a.  a.  0. 7,  543.  Damit  hielt  die  fränki- 
sche Kirche  Im  wesentlichen  den  Standpunkt 
Gregors  I.  (s.  o.  S.  275.  n.  3)  fest 

10  Hefelea.  a.0.  4,  lfl:38ff. 

11  Bd.  m.  S.  706.  n.  7;  Hefele  a.  a.  O.  4, 
42fll;  Slmson,  Ludwig  d.  Fr.  1,  248. 

^  VgL  Gleseler  a.  a.  0.  U.  1,  99.  n.  10. 
la  Bd,  in.  S.  509.  n.  3.    Es  war  dieselbe  Sy- 


J.211] 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Verehrung  der  Bilder. 


277 


die  ostrdmiBohen  Verhältnisse  ^  die  von  Born  angeitommeiie  Lehre  wieder  emenem^, 
imd  das  unter  Betheilignng  von  pftpstUehen  Gesandten  abgehaltene^  8.  allgemeine 
Eonxil  von  Konstantinopel  (869)  hat  ebenfalls  eine  mit  derselben  und  mit  der  Synode 
Ton  Niete  fibereinstimmende  Anordnung  getroJETen^. 

Seit  dem  Ende  derkarolingisohenEpoeheistmitder  zunehmenden  Heiligen-  und 
Beliquien-Yerehrung  die  römische  Anschauung  llber  den  Bilderkultus  zu  allgemeiner 
Geltung  im  Abendlande  gelangt,  und  das  Konzil  von  Trient  hat  zwar  gegenüber  den 
Yorwttrfen  der  Protestanten  betont,  dass  nicht  auf  die  Bilder  als  solche  Vertrauen  zu 
setzen  sei,  indessen  den  von  den  erwähnten  allgemeinen  Synoden  und  von  der  römi- 
schen Kiiohe  seit  dem  8.  Jahrhundert  vertretenen  Standpunkt  festgehalten  ^. 

n.  Oeltendes  Recht.  A.  Verehrung  gebührt  den  Bildern  (Gemälden  und 
Statuen)  Ohristi®,  der  Jungfrau  Maria,  der  Engel,  Apostel,  Evangelisten''  und  der 


node,  auf  weloher  Photius  t.  KonstantilDopel  ab- 
gesetzt -wurde,  Hefele  4,  269. 
i  Vgl.  Hefele  4,  106ff.  228 ff. 
'  c.  6  in  ep.  ad  Michael..imp.  (welches  frei- 
lich der  7.  allgemeinen  Synode  nicht  erwähnt), 
Mansi  15,  182:  „difflnimus  de  sacria  et  Tone- 
nndis  ima^^niboB  dorn.  n.  Jesu  Chriati  eiuaqne 
semper  Virginia  genitrlda  Mariae,  omninm  aanc- 
tornm ,  qni  deo  ab  Abel  iusto  plaoulase  credan- 
\m,  qnoe  eccleala  sancta  in  nniveiso  orbe  diffuaa 
antiqnitna  aeoepit  qnaeqne  sedis  apostolloae  prae- 
ealea  pro  eis  decreyenint,  illibata  persistere  atqne 
intemerata  manere'';  wiederholt  in  ep.  ad  der. 
Constanttnop.  ibid.  p.  249  u.  16,  109. 
3  Bd.  I.  S.  501  n.  Bd.  lU.  S.  385. 
*  c  3,  Manai  16,  161:  „Saccam  imaginem 
d.  n.  Jesu  Christi ....  aequo  honore  cnm  libro 
sinctorom  eTangelionunadoiarideoemimas.  Sie- 
at  enim  per  ayllaharum  eloquia  qnae  in  libro 
ferontni,  salntem  conaeqnemar  omnea,  ita  per 
Qolorum  imaginariam  Operationen!  et  sapientea  et 
idiotae  conetl ,  ex  eo  qnod  in  prompta  eat,  per- 
froantor  utilitate ;  qnae  enim  in  ayllabia  sermo, 
baec  et  Mriptnra  qnae  in  coloribna  est,  praedicat 
et  commendat;  et  dignnm  eat,  nt  aecnndum  con- 
graenüam  rationls  et  antiqnisaimam  traditionem 
propter  honorem,  qnia  ad  prindpalia  ipaa  refe- 
nintur,  etiam  deriyatiTe  iconae  honorentnr  et 
tdorentiir  aeqne  nt  aanctomm  eaoer  eyangeliomm 
Über  atqne  typos  pretioaae  cmds.  Si  qnia  ergo 
non  adorat  ioonam  saWatoria  Chriati ,  non  videat 
fonnam  eina,  quando  yeniet  in  gloria  patema 
gloriflcari  et  glorifieare  sanctoa  anoa ,  aed  alienua 
dt  a  eommnnione  ipsina  et  olaxitate;  aimiliter 
aatem  et  imaginem  intomeratae  matria  eina  et 
dei  genitricia  Mariae ;  inauper  et  iconaa  sancto- 
Tom  angelonim  depingimna ,  qnemadmodnm  eoa 
flgarat  divina  aeriptuia ;  aed  et  landabiliaaimomm 
apostolonun,  prophetamm ,  martymm  et  sancto- 
mm  vironun  aimnl  et  omninm  aanctomm  et  ho- 
noramna  et  adoramna.  Et  qni  aic  se  non  habent, 
anathema  alnt  a  patre  et  fllio  et  apiritn  aaneto''. 
i^  Decx.  dt  de  invoc.  Seaa.  XXV. :  .  .  „Ima- 
ginea  porro  Christi,  deiparae  Virginia  et  aliomm 
Banctomm  in  templia  praeaertim  habendaa  et  re- 
tinendaa  eiaqne  debitnm  honorem  et  veneratlo- 
nem  impertiendam ,  non  quod  eredatni  inease 
aliqua  in  eis  divinitas  vel  virtna ,  propter  qnam 


dnt  oolendae  vel  qnod  ab  eis  dt  aliquid  peten- 
dum  vel  qnod  flducia  in  imaginibua  ait  Agenda, 
veluti  flebat  olim  a  gentibua,  qnae  in  Idolia  spem 
anam  coUocabant,  aed  qnoniam  honor,  qni  eis  ex- 
hibetnr ,  refertar  ad  prototypa ,  qnae  lila  reprae- 
aentant,  ita  nt  per  imaginea ,  quas  oacnlamnr  et 
ooram  qnibua  caput  aperimns  et  procumbimus, 
Christum  adoremua ,  et  panctos  qnorum  illae  ai- 
militndinem  gerunt,  veneremur.  Id  qnod  conci- 
liorum,  praeaertim  vero  Ilae  Nicaenae  synodi  de- 
cretis  contra  imaglnnm  oppugnatorea  est  sanci- 
tum.  Illnd  vexo  diligenter  doceant  episcopi,  per 
historiaa  mysteriorum  nostrae  redemptionis,  pio- 
turis  vel  aliia  similitndinibus  expressaa  erudiri 
et  Gonflrmari  populnm  in  articulis  fldei  oomme- 
moxandis  et  aaaidue  recolendis ;  tum  vero  ex  om- 
nibus  sacris  imaginibua  magnum  fmctumperdpl, 
non  solnm  qnia  admonetur  populna  beneflciomm 
et  mnnemm ,  qnae  a  Christo  dbi  collata  annt, 
sed  etiam  qnia  dei  per  sanctos  miracula  et  salu- 
taria  exempla  ocnlia  fldellum  subidantur,  nt  pro 
üa  deo  gratias  agant ,  ad  aanctommqne  imitatio- 
nem  vitam  moreaqne  componant  exciteuturque 
ad  adorandum  ao  dlligendum  deum  et  ad  pietatem 
colendam.  Si  qnia  autem  his  decretis  contraria 
docnerit  ant  aenserit :  anathema  ait". 

6  Der  Bilder  Gtottea  erwähnt  daa  Tridentinum 
ebensowenig  wie  dies  seitens  der  allgemeinen 
KonnUen  v.  Nioäa  (787,  s.  o.  S.  276.  n.  5)  und 
V.  Konstantinopel  (v.  869,  s.  o.  Anm.'  4}  und 
der  römischen  Synode  v.  863  (s.  S.  276.  n.  13) 
geschehen  ist  Alexander  VIII.  hat  aber  durch 
Dekret  v.  7.  Dezember  1690,  bull.  Tanrin.  20, 
158  n.  25  die  Behauptung  reprobirt :  „Dei  patris 
sedentis  dmulacrum  nefas  eat,  christiano  in 
templo  collocare^,  und  es  gilt  als  erlaubt ,  Gott 
in  den  Oeatalten,  in  denen  er  nach  der  h.  Schrift 
den  Menachen  erschienen  ist,  abzubilden,  da  das 
Tridentinum  dies  keineswegs  verboten  hat ,  Be- 
nedicti  XIY.  Breve:  Solicitudini  v.  1.  Okt  1745 
$$.  11  ff.,  eiusd.  bull.  1,  250.  Auch  gebührt 
nach  der  katholischen  Lehre  des  NSheren  den 
Bildern  Gottes  und  Christi  zwar  nicht  eine  ab- 
solute, wohl  aber  eine  relative  Anbetung  (latria), 
nicht  blos  eine  relative  Verehrung  (veneratio,  du- 
bia, vgl.  0.  S.  240),  s.  Ferraris  s.  v.  imagines 
n.  26.  27. 

7  Dieae  drei  Kategorien  nennt  das  Tridentinum 
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kanonisirten  Heiligea^.  Aber  auch  nur  diese  ^  dÜTfen  öffentlich  verehrt  werden.  Zn 
diesem  Zwecke  werden  sie  auf  den  Altären  aufgestellt  3,  und  sie  können  auch  in  Pro- 
zession herumgetragen  werden^. 

In  den  Bildern  und  in  den  Statuen  sollen  die  Gestalten  Christi  und  der  Heiligen 
nicht  anders  als  in  der  in  der  katholischen  Kirche  seit  alter  Zeit  herkömmlichen  Weise 
dargestellt  werdend  Vor  Allem  ist  die  AnÜBtellung  von  anstössigen  und  lIlBtemen 
Bildern,  sowie  von  solchen,  welche  falsche  dogmatische  Auffassungen  bekunden  oder 
Ungebildeten  zu  gefährlichen  IrrthUmem  Veranlassung  geben  können,  verboten^. 

Ausserdem  darf  die  Aufstellung  ungewöhnlicher  Bilder  und  Btatuen  zur  öffent^ 
liehen  Verehrung  in  Kirchen  und  an  anderen  Orten  niemals  ohne  Erlaubnias  des 
Diöcesanbischofs  erfolgen  ^. 

Eine  vorg&ngige  Benediktion  ist,  ehe  ein  Bild  oder  eine  Statue  der  Öffentlichen 
Verehrung  gewidmet  wird,  nicht  erforderlich^,  wohl  aber  gestattet  und  vielfach 
üblich». 

B.  Was  den  rechtlichen  Charakter  der  in  Frage  stehenden  Bilder  und 


allerdings  nicht  nach  der  Jang£rau  Maria,  sie 
sind  aber  in  demselben  unter  den  „dei  sancti^ 
begriffen ,  vgl.  const.  Urbans  Y HI. :  Sacrosanota 
Tridentina  v.  15.  Mai  1645,  bull.  Taurin.  15, 170. 
i  S.  anch  0.  S.  258. 

2  Wegen  der  Beatiflcirten  s.  o.  S.  258. 

3  Darüber  vgl.  de  Herdt  1.  c.  t.  I.  n.  191. 
u.  t  II.  n.  25.  n ,  und  über  die  Incensation  bei 
der  foierUchen  Messe  die  Cltate  y.  S.  266  n.  3  a.  S. 

<  Ferraris  s.  v.  processlones  n.  37.  38. 

5  Gonst.  Urbani  YIII.  clt. ,  welche  dasselbe  auch 
in  Betreff  der  Bekleidung  derStataen  Torschreibt 
und  namentlich  die  Darstellung  in  der  Tracht 
vom  religiösen  Orden  yerbletet.  Vgl.  hierzu 
Benedict.  XIV.  de  beatif.  Hb.  IV.P.  IL  c,  21. 
n.  4  fll  und  die  Entsch.  d.  Congr.  rlt.  bei  d  e  H  e  r  d  t 
1.  c.  t.  I.  n.  191  und  de  Angelis,  praelect. 
lur.  can.  n.2,  347  ff. 

«  Trid.  Sess.  XXV.  decr.  dt.  und  Urbans  VUI. 
const.  cit.,  welche  In  Betreff  der  Durchfährung 
der  in  ihr  gegebenen  Anordnungen  bestimmt  (s. 
anch  Yor.  Anm.) :  „Quatenus  vero  ipsl  (d.  h.  alle 
geistlichen  Institute,  Korporationen,  Würden- 
träger und  Personen)  praesertim  reguläres  ao 
mouiales,  praesentlbus  llterls  ac  omnibus  in  eis 
coutentls  parere  neglexerint,  posslnt  et  debeant 
eplscopl  et  locorum  oidinaiii  et  metropolitani, 
Primates  et  patriarchae,  nundl  et  legatl  apostoUci 
de  latere  missl  tamquam  in  hoc  a  sede 
apostolica  speciallter  delegatl,  contra 
omnes  et  singulos  praedictos  et  quoscumque  alles 
quomodolibet  inobedientes  et  transgressores  pro- 
cedere  et  quacunqueappellatlone,  recursu,  recla- 
matione  aliisque  Iuris  et  facti  remediis  ordlnazUs 
et  extraordinarils  penltus  et  omnlno  lemotls  ad 
omnlmodam  observantlam illos  praevia  unlcA 
monltlone  censnris ecclesiastlcis  et  aliis eorum 
arbitrio  et  praesertim,  quoad  loci  superiores  etiam 
privationls  offlcil  etvocisactlvaeetpasslvaepoenis 
compellere". 

7  Trid.  Sess.  XXV.  decr.  clt :  „  .  .  .  nemlnl 
llcere  ullo  in  loco  vel  ecclesia,  etlam  quomodo- 
libet exempta,  ullam  Insolitam  ponere  vel 
ponendam    curare  Imaginem,    nisl  ab  eplscopo 


approbata  fuerit^  Das  gilt  also  auch  für  die 
Exemten  und  Ihre  Klrohen,  also  namentlich  für 
die  Regularen.  Bei  ^nem  Zuwiderhandeln  gegen 
diese  Vorschrift  wird  in  den  meisten  Fallen  auch 
gegen  die  Anordnungen  der  oonst  Urban.  VIII. 
Verstössen  sein,  also  der  Bischof  mit  den  dort  (s. 
vor.  Anm.)  gedachten  Massregeln  vorgehen  kön- 
nen. Sollte  die  erwähnte  Voraussetzung  nicht 
zutreffen ,  so  Ist  er  immer  naoh  gemeinem  Becht 
in  der  Lage,  die  Wegnahme  solcher  Bilder  durch 
Gensuren  zu  erzwingen,  und  zwar  auch  nach  dem 
Tridentinum  gegen  die  Exemten. 

Manche  Synodalstatuten,  so  die  v.  M  ü  n  s  t  er , 
Krabbe,  stat.  syn.  Monast.  p.  53,  die  Provinzlal- 
synoden,  Wien  1858,  Köln  1860,  colLoonc  Lac5, 
179.  342,  sowie  die  Diöcesansynoden  v.  Pader- 
born 1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.20,423;  Neapel 
1882,  a.  a.  0. 51, 55,  verlangen  für  die  Aufstellung 
neuer  Bilder,  schlechthin  die  Genehmigung  des 
Bischofs  oder  Ordinarius.  Diese  Vorschriften 
Verstössen  in  sofern  nicht  gegen  das  Tridentinum, 
als  nach  demselben  der  Bischof  berechtigt  und 
verpflichtet  ist ,  alle  Missbrauche  In  Betreff  der 
Bilderverehrung  zn  verhindern,  und  das  Konzil 
blos  eine  absolut  zu  beobachtende  Massregel  fest- 
gesetzt hat,  ohne  welter  gehende  ausznschliesseu. 

8  Das  ist  zwar  streitig.  Für  die  Nothwen- 
digkelt  der  Benediktion  Baruffaldus  ad  ri- 
tuale  Roman,  comment.,  tit  LXX.  n.  5,  dagegen 
Oavalleri  opp.  liturglc  P.IV.  c.  11.  decr.  188 
und  de  Herdt  1.  c.  t.  III.  n.  290,  welche  mit 
Recht  darauf  hinweisen,  dass  die  Rubriken  des 
Pontlflkales  und  des  Rituales  (s.  o.  S.  145.  n.  3.) 
keine  Pflicht  zur  Benediktion  einführen,  und 
dass,  wenn  nicht  einmal  die  Altarkreuze  bene- 
didrt  zu  werden  brauchen  (s.  a.  a.  0.),  dies  noch 
viel  weniger  hinsichtlich  der  Bilder  der  Fall  sein 
könne. 

B  Partikularrechtlich  Ist  vorgängige  £enedlk- 
tlon  vielfach  vorgeschrieben,  s.  D  u  m  o  n  t ,  Samm- 
lung kirchl.  Erlasse  für  Köln.  S.  164;  Provinz. 
Syn.  V.  Lyon  u.  Bourges  1860,  coli,  ooncil.  Lac. 
4,  479  u.  1113,  sowie  Urbino  1859  u.  Ravenna 
1855,  1.  c.  6,  27.  180. 
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Stitoen  betriflt,  so  mflssen  fflr  8ie,  falls  sie  zur  öffentlioheii  Verehning  bestimmt  sind, 
die  0.  8.  163  ff.  entwickelten  Qmndsätze  Aber  die  dem  Gottesdienste  gewidmeten 
re9  saerae  ^  snr  Anwendung  kommen^,  weil  sie  dem  gleichen  Zwecke  dienen.  Dies  gilt 
aber  nicht  blos,  wenn  sie  benedicirt,  sondern  auch  wenn  sie  ohne  Benediküon  zur 
dffentlichen  Verehning  aufgestellt  worden  sind,  da  bei  ihnen  die  Benediktion  nicht 
den  Akt  bildet,  durch  welchen  sie  ausschliesslich^  ihrem  Zwecke  gewidmet  werden 
dürfen. 

§.  213.    ß.  Die  Festtage  und  Feiertage*. 

I.  Begriff.  DieFeier  des  Gottesdienstes  kann,  wie  alles  menschliche  Thun,  allein 
innerhalb  der  Zeit,  an  einzelnen  Tagen,  aber  andererseits  auch  an  jedem  Tage  statt- 
finden. In  der  That  wird  schon  seit  l&ngerer  Zeit  in  vielen  katholischen  Kirchen  (in 
den  Kathedralen-,  in  den  hervorragenden  Kollegiat-  und  Pfarrkirchen)  täglich 
Gottesdienst  gehalten.  Aber  die  gottesdienstliche  Feier  an  sich ,  selbst  wenn  sie  ftlr 
bestimmte  Kirchen  und  eine  bestimmte  Klasse  der  an  ihnen  angestellten  Geistlichen 
Torgeschrieben  ist^,  macht  den  Tag,  an  welchem  sie  statthat,  noch  nicht  zum  Feier- 
tag oder  Festtag  (dies  /estus,  feshtm] .  Das  Wesen  desselben  beruht  vielmehr  darin, 
dasa  der  Gottesdienst  an  einem  solchen  in  Erinnerung  an  die  bedeutungsvollen  Momente 
der  christlichen  Erlösung^  oder  an  andere  fOr  die  Kirche  und  ihre  Entwicklung  wich- 
tige Begebenheiten^  und  desshalb  auch  in  entsprechender  liturgischer  Ausgestaltung 
(vielfach  mit  besonderen  Feierlichkeiten)  gehalten  wird,  dass  daher  einerseits  die  Ver- 
pflichtang  zur  Feier  für  alle  Kirchen ,  welche  den  regelmftssigen  gottesdienstlichen 
Bedllrfnissen  der  Gläubigen  oder  bestimmter  Kreise  derselben  dienen,  besteht,  an- 


>  S.  0.  S.  167  ff.,  171;  selbstvergtandlich,  so-  norom  Üb.  H.  in  opp.  BatiBbon.  1735.  Tom.  Y. 

weites  sieh  um  das  Gebiet  des  weltUohen  Rechtes  P.  II;   Jos.  Val.  Panr,  d.  h.  Zeiten  u.  Feste 

handelt,  auch  die  dort  dargelegten  Nonnen  des  d.  kath.  K.  gescbichtl.  dargestellt.    Prag  1820; 

gemeinen  und  des  ParÜknlairechtes.  M.  A.  Niekel,  die  heil.  Zeiten  und  Feste  nach 

Geweihte  BUdex  dagegen ,  welehe  sich  Im  Ge-  ihrer  Geschichte  und  Feier  in  d.  kath.  Kirche, 

brauche  der  einzelnen  Gläubigen  befinden  und  Mainz  1836.  %  Ausg.  1844.  6  Bde.;  Augusti, 

diesen  eigenthümUch  gehSren ,  stehen  reohtUch  die  Feste  d.  alten  Christen  (Denkwürdigkeiten, 

den  geweihten  Kerzen,  Palmen  u.  s.  w.  gleich.  Leipz.  1817 ff.  Bd.  I— III)  3  Bde.;  Binterim, 

S.  0.  S.  162.  Nicht  einmal  dieUeberlassung  der-  Denkwürdigkeiten  d.  christ-kath.  Kirche.  Bd.Y. 

selben  an  Heiden  ist,  falls  keine  Gefahr  der  Pro-  Th.  1.  S.  Iff.;  Probst,  Art.  Feste  in  W  e  t  z  e  r 

fanlrang  TOillegt,  und  die  Absicht  obwaltet,  die  u.  Weite,  Kirehenlexikon.  2.  Aufl.  4,  1391  ff.; 

letzteren  dadurch  zum  chrisUiohen  Glauben  zu  Prosper.  Lambertini  (Benedict. XIY .),  com- 

flkhxen,  von  der  Oongr.  off.  verboten  worden,  Ool-  ment  de  J.  Chr.  matiisque  eins  festis.  Patav.  1745. 

lect.  mlssion.  Paris  1880.  p.  e2a  n.  1174.  1752.  2  Tom. ;   N.  Nilles,  de  rationibus  festo- 

s  Wenn  dieCongr.  cone.  entschieden  hat,  dass  rum  mobilium  utriusque  ecdesiae  ocdd.  atque 

solche  Bilder,  welche  in  hoher  Yerehrung  beim  orient.  comm.  Yindob.  1868;   Traittf  des  fetes  in 

Yolke  stehen,  nicht  ohne  Genehmigung  des  päpst-  den  Analeet  iur.  pontif.  1863,  p.  1349  ff.;  Jos. 

liehen  Stuhles  transferirt  oder  yer&ussert  werden  Fessler ,  üeber  die  abgeschafften  Feiertage  etc. 

BoUen,  Bouix,   tract  de  regularibus  ed.  U.  2,  in  Arch.  f.  kath.  K.  R.  5,  186.  321.  (Yermischte 

292;  Ferrarlss.  V.  Imaginesn.  37,  so  braucht  Schriften.    Freiburg  1869.  S.  216 ff.);   Bouix, 

dafür  die  Extravagante  Ambitlosae  (s.  o.  S.  271.  de  Iure  liturglco.  ed.  3.  Paris  1873.  p.  347. 
n.  7.)  nicht  massgebend  gewesen  zu  sein,  rielmehr  &  Wie  die  Konventualmesse  und  der  Ghordienst 

kann  dafür  auch  die  o.  S.  271  gedachte  Anschauung  bei  den  Kathedralen  undKollegiatkiiohen,  Bd.  II. 

den  Ausschlag  gegeben  haben.  S.  141. 

Wegen  der  profanirenden  Behandlung  solcher  0  So  der  Sonntag  zur  fortwährenden  Erinne- 

Bilder  s.  o.  8. 169  und  c.  2  1.  f.  (Gregor  X.)  in  rung  an  die  Auferstehung  Christi,  femer  vor  Allem 

Ylto  de  off.  ordln.  I.  16.  Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten. 

3  Wie  dies  bei  den  oben  S.  163  besprochenen  "^  Wie  die  Marienfeste,  Festtage  der  Apostel, 

res  sacrae  der  Fall  ist  Märtyrer  oder  die  Feste  zur  Feier  besonderer  Ge- 

«  L.  T  ho  massin,  historia  fester.   Par.  1682.  heimnisse,  das  Frohnleiohnamsfest. 
Q.  öfter;    Jac.  Gretserus,  de  festis  christia- 


2S0  I*  ^^^  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.213. 

dererseits  auch  dieise  letzteren  verbunden  sind ,  dem  Oottesdienste  beizuwohnen  und 
sich  der  Andacht  zu  widmen,  sowie  auch  aller  Arbeiten,  Qeschftfte  und  Vergnttgnngen, 
welche  diese  stOren  und  hindern,  zu  enthalten.  Vom  Standpunkte  der  spftteren  Ent- 
wicklung und  der  heutigen  Verhältnissen  genügt  aber  schon  das  Vorhandensein  der 
erstgedachten  Pflicht,  um  den  Tag  noch  immer  als  kirchlichen  Festtag  erscheinen  zu 
lassen,  und  das  Hinzutreten  des  zweiten  Momentes  begrflndet  nur  einen  besonderen 
rechtlichen  Charakter  der  betreffenden  Festtage  ^ 

n.  Geschichte.  Die  Feier  der  wichtigsten,  an  die  Begebenheiten  der  christ- 
lichen Erlösung  erinnernden  Feste,  wie  auch  des  dem  Andenken  an  die  Auferstehung 
Christi  gewidmeten  Sonntags  hat  sich  naturgem&ss  von  selbst  in  den  ersten  chrisüichen 
Gemeinden,  also  durch  Gewohnheit  festgestellt^,  und  ist  selbstverständlich  seitdem 
mit  der  Ausdehnung  des  Christenthums  welter  verbreitet  worden^.  Zu  besonderen 
desfallsigen  Anordnungen  der  kirchlichen  Leitungsorgane  lag  daher  zunächst  kein 
Bedttrfiiiss  vor,  und  noch  Jahrhunderte  lang  hat  sich  ein  solches  kaum  geltend  ge- 
macht. Lokale  Feiern  wuchsen  aus  dem  Bedürfnisse  des  Volkes  und  der  Geistlichkeit 
heraus,  und  die  Uebertragung  der  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  gefeierten  Feste 
auf  andere  Gebiete  geschah  gleichfalls  durch  Gewohnheit,  indem  die  Verbreitung  der 
verschiedenen  Kaiendarien  und  Hartyrologien  über  ihre  Entstehungskreise  hinaus 
dabei  fördernd  hinzutrat.  Für  diese  Art  der  Entwicklung  spricht  der  umstand,  dass 
für  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  hindurch  sehr  wenige  Anordnungen  über  die  Ein- 
fnihrung  von  Festtagen  vorhanden  sind,  und  dass  auch  diese  mehr  das,  was  sich  ge- 
wohnheitsmässig  festgestellt  hatte,  fixiren,  als  dass  sie  neue  Bestimmungen  treffen^, 
andererseits  aber  im  9.  Jahrhundert  gegenüber  den  älteren  Zeiten  eine  entschiedene 
Vermehrung  der  kirchlichen  Feste  und  Feiertage  hervortritt '^. 

Nach  der  Lage  der  damaligen  Verfassungsgestaltui^  der  katholischen  Kirche, 
in  welcher  sich  noch  nicht  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  einer  Centrallnstanz ,  des 
Papstthums,  entwickelt  hatte,  waren  es  aUein  die  partikulären  Verwaltungs-  und  Ge- 
setzgebungsorgane für  die  einzelnen  Theile  der  Kirche  und  für  die  verschiedenen  Län- 
der,  welchen  die  rechtliche  Befugniss  zukommen  konnte,  in  Betreff  der  kirchlichen 
Festtage  Anordnungen  zu  erlassen.  Das  verhältnissmässig  geringe,  erhaltene  Quellen- 
material ergiebt,  dass  ein  solches  Recht  von  den  einzelnen  Bischöfen^,  femer  aber 

1  Dass  der  Tag  jährlieh  in  legelmassiger  Wie-  *  S.  die  Anführungen  in  den  folgenden  An- 
derkehr gefeiert  wird ,  gehört  nicht  zum  Begrilf      merknngen. 

des  Festtages,  sondern  nnr  des  ordentlichen.  Der  <^  Vgl.  die  naohfolgenden  Gitate  aus  der  karo- 

ausserordentliche  Festtag,   welcher  aus  Anlass  lingischen  Zeit;   ferner  die  in  den  Beginn  des 

eines  besonderen  für  die  Kirche  wichtigen  Er-  9.  Jahrh.  zu  setzenden  s.  g.  Statuta  Bonifac  e.34, 

eignisses  gefeiert  wird,  ist  gleichfalls  ein  Fest-  Mansi  12,  386;  eap.  Salisburg.  a.  799  o.  800. 

tag ,  wenn  mindestens  das  eine  der  im  Text  ge-  c.41;   Boretius  oapit.  1,  230  (in  Betreff  der 

dachten  Momente  Torliegt  Maiienfeste).  S.  auch  FesslerS.  190 ff. 

2  Die  apostolischen  Konstitutionen  YIII.  32  ^  S.  die  Auft&hlung  der  bei  Gregor.  Turou. 
schreiben  die  Einsetzung  dieser  Feste  der  An-  hist.  Francor.  X.  31,  SS.  rer.  Meroring.  1. 1,  445, 
Ordnung  der  Apostel  Petrus  und  Paulus  zu,  wohl  von  dem  Bischof  Perpetuus  ▼.  Tours  (etwa  460 
deshalb ,  weil  diese  wenigstens  zum  Theil  schon  bis  490)  eingeführten  Feste.  Vgl.  auch  die  fol- 
von  den  Aposteln  gefeiert,  und  demnächst  auch  gende  Anm.  und  Binterim  a.  a.  O.  S.  296. 
von  den  ältesten  Christengemeinden  beobachtet  Für  die  karolingische  Zeit  s.  o.  8  der  Ca- 
worden  sind.  pitula  des  Bischofs  Hatto  v.  Basel  u.  822,  Man si 

'  Dass  in  diesen  Zeiten,  wie  auch  noch  später,  14,  395:  „OctaTO  pronuntiandum  est,  ut  sciant 
die  ganze  Entwicklung  wesentlich  auf  Gewöhn-  tempora  feriandi  per  annum,  i.  e.  omnem  domi- 
heit  beruht,  zeigt  der  Umstand,  dass  sich  bei  den  nlcam  amaneusque  ad  vesperam,  ne  iudaismo  ca- 
meisten Festen  nicht  genau  bestimmen  lässt,  piantur.  Feriandi  vero  per  annum  ist!  sunt  dies : 
wann  und  wo  sie  aufgekommen  sind,  ygl.  F  e  s s-  NataUs  domini,  s.  Stephan! ,  s.  Johannis  evaage- 
1  e  r  i.  cit  Arch.  S.  190.  191.  listae,  innocentinm,  octaTa  domini,  Theophania, 
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aaoli  Ton  den  Nstioital-  oder  Beiohssynoden  \  ja  selbst  von  den  Fürsten ,  so  lange 
m,  wie  die  Karolinger ,  znnftehst  in  ihrem  Beich  in  kirchlichen  Bachen  die  Gesetz- 
gebnngageiralt  besassen^,  ansgeübt  worden  ist^.  Als  das  letztere  im  Verlauf  der 
mittelalterliehen  Entwicklung  fortgefallen  war  ^,  waren  es  nnnmehr  znnftehst  die  Bi- 
schöfe^ nnd  die  kkehlichen  Synoden^,  welche  noch  allein  eine  derartige  Befligniss, 
fireilieh  Mos  fttr  ihre  Sprengel,  besassen. 

Seit  dem  11.  Jahrhundert,  etwas  früher  als  das  päpstliche  allgemeine  Oesetz- 
gebnngsrecht^,  hat  sich  aber  das  Recht  des  Papstes ,  Festtage  fftr  die  ganze  Kirche, 


poiillcatio  8.  Maxiae,  s.  Pascha  .  .  •  rogationlbus 
tribus  diebuB,  ascensio  domlnl,  sabbatums.  Pen- 
teeoslee,  s.  Joaanls  baptistae,  XII  apostoloram, 
maxime  ss.  Petri  et  Pauli. . .  assumptlo  b.  Mariae, 
dedlcatio  basllicae  8.  Michaelis  aichangeli ,  de- 
dieatlo  eoiuscomque  ozatoiii  aeu  ouiuslibet  sanetl, 
in  cuius  honoie  eadem  eceleaia  fandata  est,  qaod 
Ticinistantum  ciicummorantibuB  indicendum  est, 
non  generalltet  omnibus ....  Reliqnae  festlvi- 
tates  Teio  per  annum,  s.  Remigii,  s.  Mauritil,  s. 
Martini  non  sunt  cogendae  ad  feriandum,  nee 
tarnen  prohlbendum,  sl  plebea  hoc  caste  et  zelo 
dei  cnpiont  exercere''  (mit  gewissen  Aendeningen 
aaeb  in  e.  1.  Dlst.  III.  de  cons.),  s.  femer  cap. 
Heraidl  aiebiep.  Tnion.  a  868,  c  61,  H  a rdo u  i n 
5,  454;  cap.  Walteri  Aurelian.  a  871.  c.  18, 
MansilÖ,  508. 

1  So  bat  die  erste  Ton  Chlodwig  511  nach  Or- 
leans berufene  merowingische  Nationalsynode 
(Bd.  III.  S.  539)  e.  27  die  Feier  der  dreitägigen 
Rogationen  för  alle  Kirchen  des  Reiches  vorge- 
schrieben ,  nachdem  diese  wahischeinlloh  zuerst 
Ton  dem  h.  Mamertus ,  Bischof  ▼•  Vlenne  (um 
die  fiütfee  des  5.  Jahrh.)  für  seine  Dlöoese  ange- 
ordnet waren,  Gihr  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirelienlexikon.  2.  Aufl.  2,  894,  und  die  west- 
gothische  Reiehssynode,  X.  von  Toledo  656,  c  1, 
die  Feier  you  Maria  Verkündigung  im  Interesse 
der  Einheit  In  den  spanischen  Kirchen  auf  den 
18.  Dezember  —  abweichend  yon  dem  römischen 
Brauche,  nach  welchem  das  Fest  für  die  Regel 
am  25.  März  gefeiert  wurde  und  wird,  Binterim 
a.  a.  O.  8.  154  —  festgesetzt 

2  Bd.  HL  S.  706  «r. 

3  So  ordnet  von  den  bei  Ansegiscapitul.  Üb.  II. 
mitgetheilten  Kapitularien  Ludwigs  d.  Fr.  c.  33 
u.  a.  auch  die  Feier  der  assumptio  s.  Marlae  an. 
Die  gewöhnliehe  Auffassung  r8oBlnterima.a. 
O.  S.  294;  Boretius  capit.  1, 178)  geht  dahin, 
dass  dies  durch  das  KonzU  y.  Mainz  813,  c  36, 
M  a  n  s  i  14, 73.  geschehen  sei.  Dasselbe  war  aber 
blos  eine  Ywbereitende  Synode,  Bd.  IH.  S.  550; 
wenn  es  daher  in  dem  capit.  Garoli  M.  bei  An<- 
segis.  I.  158.  a.  £.  heisst:  „De  adsumptione  s. 
Mariae  interrogandum  reliqnimus''  (s.  audi  Bo- 
retius 1,  178.  c  19),  also  darüber  noch  eine 
weitere  Berathung  (offenbar  mit  den  Bischöfen) 
Torbehalten  wird ,  so  kann  die  Mainzer  Synode 
nicht  in  ihrem  o.  36  diese  Frage  zum  Abschluss 
gebracht  haben ,  sondern  es  hat  Yielmehr  umge- 
kehrt Karl  d.  Or.  auf  ihren  Vorschlag  in  dem  dt 
c  36  die  deflnitlYe  Beschlussfassung  bis  zur  Ein- 
holung der  Gutachten  der  Bischöfe  anderer  Fro- 
Tinzen  ausgesetzt   Das  wird  dadurch  bestätigt, 


dass  Ansegis  noch  827  das  Kapitular  Karls  in 
Buch  I.  als  c  154  aufjgenommen  hat,  und  erst  iu 
n.  33.  die  betreffende  Anordnung  Ludwigs  d.  Fr., 
welche  fast  wörtlich  dem  c.  36  des  Mainzer  Kon- 
zils entspricht,  wiedergiebt.  Der  letztere  kann 
also  die  fragliehe  Bestimmung  in  Oemissbeit  der 
Vorschläge  der  gedachten  Synode  (Ygl.  auch  Bo- 
retius 1,  312.  c.  3)  erlassen  haben. 

Dafür,  dass  für  das  kamlingische  Selch  nur 
durch  den  König,  bez.  Kaiser  allgemeine  Fest- 
tage eingeführt  werden  konnten,  spricht  auch  ep. 
Gathaulfl  ad  Carol.  M.  u.  775,  Jaf  f^,  monum. 
Carol.  p.  340 :  ^i  rex,  si  Yobis  placeat  hoc  oon- 
sillum,  pro  hls  omnibus ,  pro  te  et  pro  exerdtu 
chrfstlanorum :  ut  unum  diem  poet  lelunium  in 
anno  in  honore  s.  trinitatis  et  uuitatis  et  ange- 
lorum  et  omnium  sanetorum  celebrem,  constitues 
super  regnum  tuum  cum  consillo  synodi  Fran- 
eomm;  et  missam  s.  Michaelis  et  s.  Petri  passio- 
nem  in  publice  celebrare  regno  tue  constitues.'' 

4  Der  üebergangszeit  in  Deutschland  gehört 
das  in  Anschluss  an  das  Erfurter  Konzil  y.  932 
in  demselben  Jahre  abgehaltene  balrlsche  zu 
Dingolflng  an,  welches  gldchfalls  die  zu  feiern- 
den Festtage  bestimmt  hat,  LL.  3,  483. 

s  In  c.  1.  Dlst.  III.  de  consecr.  ist  (schon  nach 
dem  Vorgang  Burohards  y.  Worms  II.  77,)  die  o. 
S.  280.  n.  6.  mitgetheUte  Stelle  aus  Hatte  y.  Basel 
nach  den  Worten :  „dedlcatio  cniuscumque  ora- 
torii",  dahin  geändert :  „et  omnium  sanotorum  et 
s.  Martini  et  iUae  festlYitates ,  quas  singuli  epis- 
copi  In  suis  episoopils  cum  populo  oollandaverint, 
quae  Yidnis  tantum  droummorantlbus  indioendae 
sunt,  non  generaliter  omnibus",  also  das  Recht 
der  Bischöfe,  nach  Bedürfniss  des  Volkes  lokale 
Feste  anzuordnen,  allgemein  anerkannt,  und  dies 
ist  auch  in  c.  5  (Gregor.  IX.)  X  de  ferils  II.  9: 
„ceterisque  solennitatibus  quas  singuli  episcopt 
in  suis  dioecesibus  cum  elero  et  populo  duxeriut 
solennlter  Yenerandas"  wiederholt  Vgl.  ferner 
c.  2  (Alex.  III.),  eod.,  nach  welchem  das  Trini- 
t&tsfest  noch  nicht  in  Rom  eingeführt  war ,  aber 
die  Feier  in  den  Yersohledenen  Provinzen  bei 
etwaigem  Herkommen  unbeanstandet  gelassen 
wird. 

^  Desfallsige  Bestimmungen  in  den  Provinzial- 
synoden  y.  Oxford  1222.  c.8,  Mansi  22,  1153; 
Trier  1227.  c.  6.  i.  f.  und  Tarragona  1239.  c.  3, 
L  c.  23,  31.  513;  Maroiac  1326.  c.  42,  1.  c  25, 
793;  London  1328.  c.  1.  2,  1.  c.  p.  829,  ferner 
in  der  you  mehreren  Provinzen  gehaltenen  Synode 
Y.  Toulouse  1229  {JMl.  III.  S.  536.  537)  c  26, 
1.  c.  23,  200. 

7  Bd.  III.  S.  725  «f. 
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deren  Anordnung  Air  die  erwähnten  Organe  wegen  ihres  territorial  besohrftiikten 
Wirkungskreises  nnmöglieh  war,  im  Znsammenhange  mit  den  zunächst  von  einzelnen 
Bischöfen  nachgesuchten  Heiligsprechungen^  entwickelt.  Nachdem  die  Päpste  Euerst 
nur  die  Verehrung  des  neuen  kanonisirten  Heiligen  angeordnet  hatten  2,  war  es  bloe 
ein  weiterer,  nahe  liegender  Schritt,  wenn,  wie  dies  schon  von  Benedikt  IX. '  (1042) 
und  von  Leo  IX. ^  (1050)  geschehen  ist,  zugleich  ein  besänunter  Tag  als  Fest  des 
Heiligen  vorgeschrieben  wurde  ^.  Als  sich  im  Lauf  des  1 1 .  Jahrhunderts  das  oberste 
päpstliche  Gesetzgebungsrecht  festgestellt,  und  demnächst  das  Papatthum  seine  cen- 
trale Stellung  erlangt  hatte,  verstand  sich  die  erwähnte  Befdgniss  als  Ausfluss  des 
ersteren  von  selbst,  und  ist  von  den  Päpsten  namentlich  seit  dem  13.  Jahrhundert <^ 
fort  und  fort  ausgeübt  worden.  Mit  der  in  Folge  der  Kreuzzüge  und  der  Vermehrung 
der  Mönchsorden  eingetretenen  Erweiterung  der  Zahl  der  Heiligen  und  der  immer 
grössere  Ausdehnung  annehmenden  Verehrung  der  Jungfrau  Maria  ^  wuchs  die  Zahl 
der  allgemeinen  und  der  lokalen  Earchenfeste  und  damit  die  der  Festtage  so  ^  an, 
dass  dadurch  nicht  nur  das  bürgerliche  Erwerbsleben  empfindliche  Störungen ,  son- 
dern auch  die  Moral  des  Volkes  schwere  Schädigungen  erlitt,  und  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert sowohl  seitens  der  Oeistlichkeit^,  wie  auch  seitens  der  Fürsten  eine  Reihe 


1  8.  darüber  S,  242  ff. 

s  In  der  ältesten  KanonlMtionsbuUe  Jolutnns 
XY.  V.  993  für  den  heil.  Ulrich  von  Aogsbnrg, 
Mansil7,170  heiast  es  nur :  „qnstenns  memoria 
Udalriol  .  .  .  divino  onltal  dicata  existat  et  in 
landlhus  del  devotlssime  persolvendiB  semper 
valeat  proflcere." 

8  Beyer,  mlttelrheln.  Urkdbch.  1,  370,  betr. 
den  h.  Simeon  t.  Trier:  „sanctnm  proonl  dubio 
esse  nominandum  eiusque  natalem  singnlis  annis 
reonrrentem  passim  soUempniier  obserrandum 
etferialitercelebrandum  ac  venerandum  ad  instar 
diel  festl.'' 

«  Auf  der  romischen  Synode  v.  1050,  Bd.  III. 
S.  617.  n.  8. 

6  Maust  14,  770:  „Decrevimns  Igitur  sie  an- 
nuente  et  landiinte  synodo,  nt  ex  hoc  sanotns 
babeatur  (Gerhatd  y.  Toul)  et  sanctus  eolatur 
8  Kai.  Maias  tarn  Lenohae,  slent  s.  Mansuetus  et 
s.  Aper,  quam  ubique  terramm  sicut  caeteri 
sancti.^  Eine  gleiche  Festsetzung  für  Gampanlen 
In  Betreff  des  heilig  gesprochenen  Peter  y .  Anagni 
in  der  KanonisatlonsbuUe  Paschalis'  IL  v.  1109, 
Mansl20,  1001. 

e  S.  0.  8.  9.  n.  1. 

f  Ygl.  Oieseler,  Klrohengesoh.  4.  Aufl.  II. 
2,  458  ff.  467  ff.  und  II.  3,  477.  478. 

s  S.  die  folgende  Anmerkung. 

^  Vgl.  das  Tom  Erzbisohof  v.  Canterbnry  1362 
abgehaltene  Konrilv.  Maghfleid,  M  a n  s  i  26, 417 : 
„Inconstantia  tarnen  humana,  ut  plerumque  in 
deteriora  labente,  quod  in  electorum  deireceptnm 
erat  honorem,  couTersum  est  In  blasphemlam 
et  abominationem ,  dum  -vldellcet  couTenticulae, 
negotlationes  et  alla  exercitia  ilUcita,  diebus 
hulusmodl  potisslme  ingeruntur:  quod  vero  ad 
doTotlonls  parabatur  compendlum,  in  dlssolu- 
tlonis  erigltur  cnmulum,  dum  In  ipsls  festlvl- 
tatlbus  eolitur  tabema  potlus  quam  ecclesla, 
commessationes  abuudant  et  ebrietates  uberius 
quam  lacrymae  et  orationes ;  lasclvüs  inslstitur 


et  contumeliis  magls  quam  otio  eontemplationis 
et  quod  praetermlttendum  non  est,  mercenaiii, 
sine  quorum  operibus  respublica  reginon  poterit, 
sub  colorelicito  sie  ab  operibus  meehanicis  diebus 
etlam  quos  sibl  festivos  oonstituunt,  et  sanctorum 
vlglllis ,  abstinent ,  licet  non  minus  per  hehdo- 
madam  caplentes  propterea  de  salario ,  quo  ntl- 
Utas  reipublloae  gravlter  retardatur ,  quin  potins 
Impedltur :  nee  propter  del  honorem  sicnt  deceiet, 
sabbatlzant,  sed  etiam  iuxta  praemlssa,  deum 
Ipsum  et  sanctam  eedeslam  in  diebus  hulnsmodi 
per  abomlnatlones  suas  pessimas  soandaUzant, 
tamquam  solemnltates  Ipsae  ad  profanatlones  et 
perrersitatls  exercitlum  gratis  fuerlnt  institatae; 
quaequanto  magls  protenduntnr  In  numero,  tanto 
abundantius  eultores  abusionum  hulusmodl  In 
suis  excesslbus  Insoleseunt.  Ut  Igltur  tarn  euper* 
stltlosis  adlnyentlonibus .  . .  oceurratur  .  .  .  re- 
servata  facultate  vlris  eodeslasticls  allisque  ma- 
loribus  ac  sibl  ipsls  snffldentlbus  quorumcomque 
festorum  ...  In  ecclesüs  suis  yel  cappellis  so- 
lemniter  celebrandl ,  de  f^atrum  nostrorum  con- 
slUo  dies  festos  praesentlbus  Inserere  duximus, 
qulbus  vldellcet  ac  unWerslspopularium  operibus 
etiam  reipubllcae  utillbus ,  per  nostram  Gantua- 
riens.  prOTlnclam  fberit  regulariter  abstinendum : 
In  primls  sacr.  diem  dominicum  ab  hora  dlei  sab- 
batl  vespertina  Inchoandum ,  non  ante  horam  ipsam 
praeveniendum ,  ne  ludalcae  confesslonls  parti- 
dpes  Tideamur,  quod  in  festis  quae  suas  habent 
vlgllias  observetur.  Item  festa  natalis  domlni; 
sanctorum  Stephanl,  Joannls,  innocentlum,  Tho- 
mae  martyrls;  circnmdsionls ,  eplphanlae  do- 
mlni, purifloationls  b.  Mariae,  s.  Matthlae  apostoU, 
annunciationls  s.  Mariae,  s.  parasceves ,  paschae 
cum  III  diebus  sequentlbns,  s.  Marc!  eyangelistae, 
apostolorum  Fhllippi  et  Jaoobl,  inventlonis  s. 
crnds,  ascenslonls  dominl ,  pentecostes  cum  III 
diebus  sequentlbns,  corporis  Christi,  natlvltatis 
8.  Joannls  baptlstae,  translationis  s.  Thomae,  s. 
Mariae  Magdalenae,  s.  Jaoobl,  astnmptionis  s. 


j.«3.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 


nm  Klagen  wegen  der  durch  die  yielen  Feiertage  herbeigefdhrtenUebelstftnde  erhoben 
worden^.  Trotsdem  hat  das  Trienter  Konzil  keine  entschiedenen  Reformen  vor- 
genommen ^^  vielmehr  ist  erst  durch  Urban  VEI.  in  seiner  Bnlle:  Umversa  vom 
13.  September  1642  in  Folge  der  Bitton  vieler  Bisehöfe,  welche  ihm  die  Unhaltbarkeit 
der  bestehenden  VerhAltniase  dargelegt  hatten ,  die  Zahl  der  von  den  Olänbigen  zn 
feiernden  Festtage  vermindert  ^  nnd  gleichzeitig ,  nm  eine  abermalige  Vermehmng 
solcher  Tage  durch  lokale  Feiern  zu  verhindern,  an  die  Ordinarien  die  Ermahnung 
erlassen  worden,  sich  möglichst  der  Anordnung  neuer,  allgemein  zu  beobachtender 
Feiertage  zu  enthalton^.  Die  Bnlle  Urbans  YHI.  erwies  sich  aber,  weil  sie  noch 
nicht  eingreifend  genug  vorgegangen  war ,  fflr  die  Beseitigung  der  bisherigen  Miss- 
stände  nicht  als  ausreichend  ^  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
wurden  von  den  Bischöfen  verschiedener  Länder,  zum  Theil  auch  von  einzelnen 
weltlichen  Fflrston ,  unter  Hinweis  auf  die  früher  schon  wiederholt  hervoi^etretonen 
und  nicht  definitiv  beseitigten  Nachtheile,  dem  päpstlichen  Stuhle  ^  mehrfach  Gesuche 


Haiiae,  b.  Bttüholomaei,  s.  Lauientil,  natlTltatis 
B.  Mirlae,  exalUtioiils  s.  GmciB,  s.  Matthaei  apos- 
toli,  8.  Mioliaelis,  b.  Lucae  evangelistae ,  aposto- 
loram  Simonis  et  Judae ,  omnium  sanctoram ,  s. 
Andzeae  apostoli,  s.  Nicolai,  concepücnls  b.  Ma- 
itae,  a.  Thomae  apostoU,  dedloatlonam  ecelesiarum 
paioQhlallQin  et  sanotonmi,  in  quorum  honore 
eceleaiae  paiochiales  dedlcantm,  aliaqae  festa 
qnae  glngnlis  dictae  proTlnciae  dioeeesibns  per 
loeonun  ordinarios  ex  eerta  sclentia  peoaliailter 
Indicnntiii." 

^  8.  DamentUch  die  centom  grayamina  der 
dentaoben  Nation  c.  37,  Oaertner,  Coip.  iar. 
ecdes.  2, 182:  ^nsnpei  et  feriaram  feBtorumqne 
diemin  tanta  copia  laicorom  mlgas  non  medio- 
oiteT  QTgetnr.  Niminun,  qnum  tot  sint  rellgiosi 
faeti  dies,  nt  tIx  aegie  tempuB  agiioolia  Buppetat, 
quo  fmctUB  agri ,  tot  BndoribnB  e  tena  pellectoSf 
aliqnando  aqua,  pluTla  immodicove  aestn ,  non 
raio  etiam  giandlne  aliaTO  tempestate  periolitantea, 
in  borrea  oonferant,  qnoB  tarnen  fraetns,  bI  non 
feriamm  Bolennibus  praepediti  forent,  oommode 
ant  citra  lactniam  ex  agro  legere  domnmque  fene 
potulBBent.^  Adde ,  qnod  feriatiB  qnoqne  dlebuB, 
qni  dubio  proeal  bono  conBÜlo  ao  in  dei  opt  max. 
honorem  primnm  bene  Bunt  feriati,  innnmera 
perpetrantar  delicto  peccataque  et  soelera  potlnB, 
quam  hla  omnipotens  colator  Teneretnrqne.  Id 
qnod  res  ipBe  notorinm  f acit ,  tantmn  abest  nt 
testibiiB  boc  egeat.  Eamqne  ob  causam  Sacr.  Ro- 
man, imp.  BtatuB  laici  consnltiuB  pntent  ae  rei- 
pabllcae  chrtstianae  conducibiUns ,  si  effraenis 
feriaram  (qnae  animis  quam  extemo  cnltn  chris- 
tlania,  b.  e.  bis,  qnlbns  a  peceatiB  semper  f eriandnm 
est,  reetiua  oelebrantni)  festommqne  diernm  nu- 
meio  panlo  eoerceatni  in  arctnm  minnatorqne.^ 

s  SesB.  XXY.  decr.  de  inToe.  Banctor.  bestimmt 
nur:  ^et  Banctomm  celebratione  ao  reliqnlamm 
Yisitatione  bomines  ad  commessationeB  atqne 
ebrietatOB  non  abntantur,  quasi  festi  dies  in  ho- 
norem sanctoram  per  luxum  ac  lasciviam  agan- 
tor.** 

3  BulL  TauTin.  15,  206:  „dedaramus  infra 
scriptas  dumtaxat  dies  pro  festis  ex  prae- 
capto  colendos  esse,  quos  nempe  vel  ab  initio 
venexauda  aacravit  antiquitUB  vel  universalis  ec- 


elesiae  probavit  oonsuetudo  vel  omnium  gentium 
unanimis  pietasveneratur:  domlnicos  seil,  totius 
anni,  natiTltatis  d.  n.  J.  C,  circumoisionis,  epl- 
phaiüae,  resurrectioniB  cum  duabus  pariter  se- 
quentibus  feriis,  aBcenslonis,  pentecostes  cum  II 
pariter  sequentibus  feriis,  u.  trinitatis,  solemni- 
tatls  corporis  Gbristi  et  inventionis  sanctae  crucis, 
necuon  puriflcationis,  annuntiationis,  assumptio- 
nis  et  natiYitatis  deipaiae  vlrginis,  dedicationis  s. 
Michaelis  arcbangeli ,  natlTitatis  s.  Joannis  bap- 
tistae,  SB.  Petri  et  Pauli,  s.  Andreae,  s.  Jaoobi,  s. 
Joannis,  s.  Tbomae,  ss.  Philippl  et  Jacobi,  s.  Bar- 
tholomaei ,  a.  Matthaei ,  ss.  Simonis  et  Judae  et 
s.  Mattbiae ,  Christi  dominl  apostolorum ,  item 
s.  Stephan!  protomartyriB ,  s.  Silvestri  papae  et 
confessoris,  s.  Joseph!  cont  et  s.  Annae  deiparae, 
respective  sponsi  ac  genetrids,  solemnitatis  om- 
nium sanctoram,  atque  unius  ex  priudpalloribus 
patronis  in  quorumque  regno  bIto  provincia  et 
alterius  pariter  principalioris  in  qnacumque  dyi- 
tate,  oppido  Telpago,  ubl  boB  patronos  haberi  et 
yenerari  contigerit.^ 

4  L.  c :  „Ne  autem  dies  festos  a  locorum  ordi- 
nariis  nimia  aliquomm  faoilitate  aut  populorum 
importuuitate  ddnceps  multiplicari  contingat, 
eosdem  ordinarios  in  domlno  monemus,  ut  ad 
ecdeslasticam  ubique  servandam  aequalitatem, 
de  caetero  perpetuiB  futuris  temporibus  ab  in- 
dictione  sub  praecepto  novorum  festorum  studeant 
abstinere.^ 

s  Allerdings  hatte  Urban  VIII.  eine  Bdhe  Ton 
Festen  im  Vergleich  zu  den  in  c.  5  (Gregor.  IX.) 
X.II.  9cit  aufgeführten  besdtigt,  indessen  auch 
einzelne  neue  eingeführt,  s.  die  nähere  Nach- 
weisung bei  Fessler  a.  a.  0.  S.209.  Dazu  trat, 
nachdem  schon  InnocenzX.  das  durch  Urban  VIII« 
zur  Unzufriedenheit  der  Spanier  aufgehobene  Fest 
der  Empfangniss  Marii  fQr  Spanien  durch  die 
const.  In  bis  y.10.  November  1644,  bull.  Taurin. 
15, 333,  wieder  eingeführt  hatte,  dieses  Fest  zu- 
folge der  const.  Clement  XI. :  Commisd  ▼.  6.  De- 
zember 1708,  L  c.  21,  338,  für  die  ganze  Kirche. 
Ueber  später  f&r  einzelne  Länder  neu  angeordnete 
Feste  s.  Analecta  iur.  pontif.  1863,  p.  1365  ff. 

^  Zuerst  aus  der  Provinz  Tarragona  1727,  noch 
unter  Benedikt  XIII.,  dann  seitens  einer  Beibe 
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am  weitere  Verminderang  der  Festtage  oder  wenigstens  am  Dispensation  von  dem 
Verbot  der  knechtischen  nnd  groben  Arbeiten  an  den  letzteren  onterbreitet.  Dadaroh 
fand  sich  Benedikt  XIV. Weranlasst,  eingehende^erhandlongen  Aber  die  za  treffen- 
den Massnahmen  zn  veranstalten.  Das  Ergebniss  derselben  war,  dass  der  Papst  eine 
weitere,  der  von  Urban  Vni.  vorgenommenen  ähnliche  allgemeine  Verminderang  der 
Festtage  ablehnte,  dagegen  Abhülfe  durch  Dispensertheilang  in  der  Weise  in  Anssicht 
stellte,  dass  anter  Festhaltung  der  kirchlichen  und  weltlichen  Feier  der  wichtigeren 
Festtage  auf  das  Ansuchen  der  einzelnen ,  mit  den  Verhältnissen  ihrer  Diöoesen 
besser  vertrauten  Bischöfe  für  eine  Beihe  von  minder  hohen  Festen  zwar  die  Pflicht 
eine  Messe  anzuhören,  fttr  die  Olftabigen  fortbestehen,  aber  den  Aermoren  die  Er- 
laubniss  zur  Verrichtung  ihrer  Arbeiten  gewährt  werden  sollte  2.  Diesen,  von  Bene- 
dikt XIV.  nach  dem  Vorgange  Benedikts  XIII.  betretenen  Weg^  hat  der  päpstliche 
Stahl  bisher  eingehalten.  Keiner  der  Nachfolger  Benedikts  XTV.  hat  eine  weitere  allge- 
meine Reduktion  der  Festtage  vorgenommen ,  wohl  aber  sind  seitdem  Ar  eine  ganze 
Reihe  von  Ländern  Dispensationen  der  gedachten  Art  und  zwar  auch  mit  gleichzeiti- 
ger Reducirung  der  Festtage  und  mit  Entbindung  von  der  Pflicht,  die  Messe  an 
den  beseitigten  Tagen  zu  hören,  ertheilt  worden^. 


ftpanischer  Bischöfe  und  König  PhUippg  V.,  sei- 
tens der  Bischöfe  von  Neapel  and  Sizilien  nnd 
König  Karls  IV.,  sowie  seitens  des  Fürstbischofs 
yon  Bamberg  in  den  Jahren  1740 — 1745  (anter 
der  Regierang  Benedikts  XIV.),  Fe8sl6ra.a.O. 
S.  212.  213.  Schon  Benedikt  XUI.  hatte  in  Folge 
dessen  eine  Dispensation  betreffs  der  Enthaltung 
von  Arbeiten  für  gewisse  Festtage  gewährt. 
Aehnllche  BewiUlgangen  Benedikts  XIV.  für 
einzelne  spanische  Dlöcesen  und  für  Nizza  v. 
3.  September  1742  u.  11.  Aprill746,  eiusd.  bull. 
1,  94.  227.  S.  auch  die  folgende  Anm. 

1  Benedikt  XIV.  vexfasste  selbst  eine  umfang- 
reiche dissert  de  imminutione  festoram  de  prae- 
cepto,  welche  in  sein  Werk :  de  servorum  del  bea- 
tiflcatione  et  canonizatione  beatorumlib.  IV.  p.IL 
c.  16  aafgenommen  ist,  und  in  welcher  die  im 
Text  und  in  der  vor.  Anmerkung  besprochenen 
Vorgänge  näher  dargelegt  werden,  und  unterbrei- 
tete sie  einer  Anzahl  gelehrter  Männer,  Kardinä- 
len, Bischöfen  und  Professoren  der  Theologie  und 
des  kanonischen  Rechts  zur  Begutachtung ,  wie 
er  selbst  in  seiner  const  Non  multi  t.  14.  No- 
vember 1748,  1.  c.  2,  231  erzählt.  Vgl.  auch 
Analecta  1.  c.  p.  1373. 

2  Gonat  Non  multi  cit. :  „ut  flrmam  et  ratam  re- 
linquentes  utramque  legem  de  audlenda  missa  et 
de  abstlnendo  ab  operibus  serrilibus  In  omnibus 
diebus  dominicis  et  in  praedpuis  quibusdam  anni 
festivltatibus ,  aliarum  minus  solemnium  sancti- 
flcationem  ita  delnceps  fleri  permitteremus ,  ut 
audlta  missa  reliquum  diel  tempus  pauperlbus 
liberum  esset  ad  laboriosa  quaeque  opera  ezer- 
cenda,  Neque  vero  fadlem  aditum  apud  nos  in- 
venerunt  aUorum  antistltum  preces  qni  festorum 
dierum  imminutionem  alia  via  et  ratlone  in  suis 
dioecesibas  flori  optabant ,  translatis  nimirum  in 
dies  dominicos  sanctorum  festivltatibus  per  heb- 
domadas  occurrentibus^.  Vgl.  auch  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioeo.  Xin.  1&  n.  12. 

9  Const.  Cum  sicut  quaedam  v.  12.  Dezember 


1748  (reductio  in  reguo  NeapoUtano)  L  c  2,  234 
und  ein  gleichlautendes  Breve  für  Oesterreicb  v. 
1745  AcU  historico-eoclesiastica  16,  907  ff.; 
Fesslera.  a.  0.  S.  217. 

4  So  schon  für  die  österreichischen  Erblande 
auf  Ansuchen  von  Maria  Theresia ,  weil  sieh  das 
von  Benedikt  XFV.  gegebene  nicht  ausreichend 
erwiesen  hatte,  von  Clemens  XIV.  im  Breve  vom 
22.  Juni  1771,  nach  welchem  auch  an  den  abge- 
schafften Feiertagen  die  Pflicht  zur  Anhörung 
der  Messe  aufhören  sollte,  Fachmann,  K.R. 
3.  Aufl.  2,  496;  Fessler  S.  218 (ausserdem  von 
Pins  VI.  1776  für  die  unirten  Griechen  der  Dlö- 
cesen Fogaras,  Munkacs  und  Swidnitz,  jetzt 
Kreuz,  mit  der  Ermächtigung  für  die  betreffen- 
den Bischöfe,  ausser  bestimmten  Hanptfesten, 
die  sonst  bei  den  Griechen  üblichen  Feiertage 
nach  eigenem  Ermessen  zu  vermindern ,  F  e  s  s  - 
lerS.219> 

Für  die  östlichen  Theile  der  preussi- 
sohen  Monarchie  kommt  in  Betracht  das  zu- 
nächst für  Breslau  von  Clemens  XIV.  erlassene 
Breve  v.  27.  Januar  1772  und  das  für  die  gleiche 
Diöcese  ergangene,  dasselbe  ergänzende  und  re- 
produdrende  Breve  Plus'  VI.  v.  19.  April  1788, 
u.  a.  abgedruckt  bei  D  u  m  0  n  t,  Samml.  d.  kirchL 
Erlasse  f.  die  Erzdiöcese  Köln  S.  164.  167,  des- 
sen massgebende  Bestimmungen  lauten :  „Reti- 
neantur  nempe  ac  celebrentur  festlvi  dies  resur- 
rectionis  cum  sequenti  et  pentecostes  item  cum 
sequenti  alilque  per  annum  dies  dominici  necnon 
nativitatls  domini  n.  J.  C. ,  clrcumcisionis ,  epi- 
phanlae,  ascenslonls  et  corporis  Christi ;  tum  V. 
dicati  b.  Mariae  virgini,  s.  puriflcationis,  annuncia- 
tionis,  assumptionis ,  nativitatls  et  coneeptionis, 
praeterea  ss.  apostoL  Petri  et  Pauli,  omnium  sanc- 
torum et  s.  Stephan!  protomartyris  et  unius  tantnm 
principalioris  patroni.  Sed  si  alicnbi  plures  patro- 
nos  aeque  prlndpaliores  haberi  contigerit,  diligeu- 
ter  inquiras  necesse  est,  vener.  ftater,  quinam  ex 
dicüs  principalioribus  potiorem  cultum  et  vene- 
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In  Fnuokreieh  hat  man  trotz  dieser  Bntwioklang  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hiBdeiiB  noch  daran  festgehalten,  dass  den  Bischöfen  anf  Grand  der  alten  Eanones 
das  Recht  sostehe,  die  Festtage  zu  vermindernd  Daher  sind  nach  dem  Erlass  Bene- 


ntionem  in  ea  vel  oiTltate  vel  oppido  Tel  pago 
habeat  et  elas  tantam  feativitatls  praeoeptain 
detignes.  Dies  aatem  f estlvliatis  patroni  cuiaaque 
loei  non  ea  imposteram  sit,  quae  piopria  dicitur, 
sed  dominica  dies ,  quae  piopriam  diem  proxime 
sntaequetar  in  eamque  festum  cum  officio  et 
missa  eadere  necnon  et  piaeceptum  intelligatur 
. . .  indnlgenras  etiam  ac  Tolumns ,  ut  solemnia 
assomptlonis  et  naTitatis  b.  Mariae  -virg.  festa 
(quae  omnino  letlnenda  sunt)  transferas  in  do- 
minieam  diem  infra  octavam ,  ita  ut  ea  Ipsa  die 
offlda  et  missae,  tanquam  lila  festa  buo  loco  mota 
non  fneTint,  celebrentur,  facta  in  officio  et  missa 
commemoiatlone  dominicae  ipsoque  etiam  trans- 
lato  in  antecedentem  sabbatl  diem  ieiunio  .... 
ai  in  aliquo  loco  sit  ipse  (s.  Laurentius)  prlnci- 
palioT  patronus,  pio  eo  loeo  .  .  maadamus,  ut 
Is  principallor  patronus ,  s.  nimirum  Lauientius, 
auam  habeat  flxam  statamque  festlvltatem  in  ea 
domlniea  die  quae  diem  propilam ,  Xam  nempe 
m.  August!  proxime  anteoedit  Praeterea  cum 
BoTussiae  rex  signifioaTerit  nobis,  se  yehementei 
copeae ,  ut  designetnr  dies  pro  solemnibus  quo« 
tannis  ad  deum  faciendls  piecibus  ad  obünendos 
nberes  ex  agris  proventas ,  qui  dies ,  seil,  feria 
lYa  Illae  hebdomadae  post  pascba  sit  festivus 
. .  .  tibi  committimus,  ut  eum  ipsum  assignes 
pro  solemnibus  eiusdem  piecibus  quolibet  anno 
eelebrandls  diem  tuisque  dioeoesanis  ....  indi- 
cas.  In  pxaefatis  igitar  omnibus  festis  diebus 
pro  vetere  catholicae  ecclesiae  Institute  ohiisti- 
fldelea  saeris  adesse ,  a  servUibus  operibus  absti- 
nere  et  ielunium  in  eoiundem  vlgiliis ,  qulbus 
aduexum  sit,  obseivare  debeant  et  teneantur.  In 
reliquis  r&to  festis  non  solum  laboriosas  artium 
exercitationes  et  servllia  opera  peimittimus  et 
indnlgemns ,  sed  insuper  eosdem  christlfideles  a 
quaeumque  Tigiliae  seu  ieiunii  praeoedentlbus, 
dummodo  sliunde  Tel  ratione  quadiageslmae  Tel 
latlone  quatuor  temporum  non  praeciplatux  et 
audlendl  missam  in  piaedictis  festis  obligatlone 
absolTimuB  et  libeiamus''.  Fui  die  Erzdiöcese 
PosenTgLübzigensnoebFürstentlial,  SammL 
aller  d.  Kirohen-  und  Schulwesen  betr.  Gesetze. 
GösUnlSdSff.  1,  414,  femer  Lemann,  Pro- 
Tinzialrecht  der  ProTins  Westpreussen ,  Leipzig 
1830.  1,  'ißa  ^Or  das  linke  Rheinufei  galt  das 
zum  französischen  Konkoidat  geborige  indultum 
de  rednctione  festorum t.  9.  April  1802,  Weiss, 
coipus  iur.  ecdes.  cathol.  p.  74.  Indessen  ist 
durch  das  Breve  Leos  XII.  t.  %  Dezember  1828, 
bull.  Boman.  contin.  17,  419,  auch  bei  D  umont 
a.  a.  0.  S.  169,  und  duroh  das  das  letztere  erläu- 
ternde BroTO Plus' Till.  V.  7.  August  1829,  D u- 
mont  S.  174,  die  Festordnung  der  östlichen 
ProTlnzen  auch  auf  die  westlichen,  in  denen 
durch  das  Indult  t.  1802  ihre  Zahl  noch  mehr 
Terringert  war,  übertragen.  Jedoch  mit  Rflcksicht 
anf  die  Yermehrung  der  Festtage  zugleich  die 
Bestimmung  getroffen  worden  (s.  das  zuletzt  ci- 
tiite  BroTo) :  „ut  catholid  quique  in  urbibus  Tel 
oppidis  Tel  pagis  tuae  Ooloniensis  dioecesis  ad 


utramque  Rheni  ripam,  qui  acatholicis  mixti  diuma 
meroede  Tltam  sustentant,  festis  diebus,  exeep- 
tis  dominicis  festiritatibusque  natlTitatis  et  as- 
censionis  d.  n.  J.  G.  et  omnium  sanotornm  nec- 
non assumptionis  b.  Mariae  Tirg.  immaeulaiae 
(quod  tamen  festum  in  proximam  dominicam, 
prout  asseritur,  translatum  est)  sacro  audlto,  ope- 
ribus serTilibus  posslnt  Tacsre  atque  ita  in  tua 
dioecesi  ac  aliis  metropolitico  iure  eidem  subiec- 
tis  haue  disciplinam  conformem  futuram  declara- 
mus^  (s^  ferner  die  Festordnung  für  die  Brz- 
diocese  Köln  t.  7.  Mal  1829  nebst  Nachtrag  v. 
3.  NoTomber  dess.  J.  bei  D umont  S.  170. 175). 
Ueberhaupt  für  Preusseit  noch  zu  Tgl.  F.  Pi- 
per, Kirehenrechnung.   Berlin  1841.   S.  66  ff. 

Die  Postordnung  In  Bai  er  n  gründet  sich  auf 
ein  Breve  Olemens'  XIV.  t.  16.  Mai  1772,  pu- 
blicirt  durch  V.  v.  14.  Dezember  1772,  Döl- 
linger,  SammL  8,  1182.  Danach  sind  die  ge- 
botenen Festtage:  Oster -Sonntag  und  Montag, 
Pflugst-Sonntag  und  Montag,  alle  Sonntage  des 
Jahres,  Weihnachtsfest,  Neujahrstag,  Fest  d.  h. 
drei  Könige,  Ghrisü  Himmelfahrt,  Frohnlelch- 
nam ,  Maria  Reinigung  (Lichtmess) ,  Maria  Ver- 
kündigung, Maria  Himmelfahrt,  Maria  Geburt 
und  Empfangniss,  die  Feste  des  h.  Joseph,  Jo- 
hannes des  Täufers,  der  Apostel  Petrus  und  Pau- 
lus, Allerheiligen,  das  Fest  des  Erzmärtyrers 
Stephan  und  des  Tomehmsten  Patrons  jeder 
Kirche,  im  ehemaligen  Herzogthum  Baiem  noch 
das  Fest  d.  h.  Benno,  wofür  In  den  später  erwor- 
benen Landen  der  frühere  Landeepatron  an  die 
Stelle  gesetzt  werden  darf,  endlich  die  Feier  des 
Diöcesanpatrons  (im  Umfang  der  betreffenden 
Diöcese,  aber  ohne  Nöthigung  zur  Einstellung 
der  Arbeit),  wogegen  in  der  Rheinpfalz  das  oben 
erwähnte  französische  Indult  Ton  1802  gilt, 
Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften in  Baiem,  2.  Aufl.  S.  307. 

Für  das  Königreich  Sachsen  kommt  das  Breve 
Pius'  VUL  V.  14.  November  1830,  A.  Müller, 
Lexikon  des  K.B.  2.  Aufl.  2,  872,  endlich  für  die 
Diöcese  Mainz  das  BreTO  Gregors  XVI.  v.  19.  De- 
zember 1836,  auf  welchem  die  bischöfliche  V.  t. 
10.  Februar  1837,  Schumann,  Samml.  d,  das 
Kirchen-  und  Schulwesen  betr.  landesherrl.  u. 
bischöfl.  Verordnungen  u.  Erlasse.  Mainz  1840. 
S.  250,  ruht,  in  Frage. 

Eine  Uebersioht  über  die  tou  Clemens  XIII. 
bis  Gregor  XVL  für  die  Torschiedenen  Bisthümer 
und  Länder  erlassenen  derartigen  Indulte  in  den 
Analecta  iur.  pontil  1863,  p.  1388 ff. 

1  S.  0.  S.  281.  n.  Ö,  indem  man  aus  dem  dem 
Bischof  zustehenden  Recht  der  Einführung  auch 
die  Befugniss  zur  Aufhebung  der  Festtage  her- 
leitete. Daher  haben  mehrere  französische  Pro- 
vinzialkonzilien  im  16.  Jahrhundert  die  Bischöfe 
ermahnt,  die  Feiertage  so  Tiel  wie  möglich  zu 
redudren,  Durand  de  Malllane,  dictiou- 
naire  de  droit  canonique.  II.  4&.  2, 476 ;  B  o  u  1  x , 
de  iure  liturgioo  p.  348,  und  es  ist  dieses  Recht 
nicht  nur  im  17.  und  18.  Jahrhundert  von  den 
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dikts  XIV.  ans  den  französiscbeB  DiOeesen  keine  Gtosnehe  am  Redaktionen,  wie  ans 
denen  anderer  Länder  gestellt  worden,  und  erst  in  Folge  des  Absohlnsses  des  Kon- 
kordates von  1801  gelang  es  dem  Papst,  far  Frankreieh  das  betreffende  Reoht  dnreh 
das  noch  hente  massgebende  Indult  v.  9.  April  1802  ^  zur  Ansflbnng  zu  bringen. 
Aber  sowohl  vorher,  wie  auch  noch  kurz  nachher  haben  aach  einzelne  deutsche  Ordi- 
nariate, beeinflusst  von  den  gallikanischen  Anschauungen^,  dergleichen  Verminde- 
rungen vorgenommen',  welche  noch  heute  fUr  die  betreffenden  Diöcesen  massgebend 
geblieben  sind^. 

in.  Das  Recht  zur  Anordnung  und  Aufhebung  der  Festtage.  Wie 
sich  aus  der  vorangehenden  üebersicht  ergiebt ,  kommt  nach  dem  jetzt  geltenden 
Recht  dem  Papste  (bez.  dem  allgemeinen  Konzil)  die  erwähnte  Befugniss  in  Betreff 
der  fftr  die  ganze  Kirche  zu  feiernden  Feste  zu. 

Für  die  Bischöfe  und  andere  Ordinarien  kann  ihrer  Stellung  nach  blos  das  Recht 
zur  Einftthrung  neuer  Feste  in  ihren  Amtssprengeln,  und  zur  Aufhebung  dieser, 
femer  die  Befugniss  zur  Beseitigung  der  allgemein  in  der  Earche  gefeierten  Fest- 
tage in  Frage  kommen.  In  der  Mheren  Zeit  haben  sie  diese  Befugnisse  sämmtiich, 
also  auch  die  zuletztgedachte,  besessen  ^  und  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
sind  sie  ihnen  nicht  einmal  seitens  des  päpstlichen  Stuhles  bestritten  worden  ^ 
Erst  seit  dem  Erlass  der  Const.  Universa  Urbans  VIII.  (s.  o.  S.  283]  ist  es  frag- 
lich geworden,  ob  und  in  wieweit  ihnen  die  betreffenden  Befugnisse  genommen 
worden  seien.  Eine  Ansicht,  welche  namentlich  von  den  Oallikanem^  vertreten 
worden  ist^,  behauptet  die  Fortdauer  des  früheren  Rechts  und  betrachtet  die  Er- 
mahnung ürbans  VIII.  an  die  Ordinarien ,  sich  der  Einführung  neuer  Feste  zu  ent- 
enthalten ^,  nicht  als  ein  rechtliches  Verbot  ^^.  Von  anderer  Seite  ist  aber  der  letzteren 

ftanz58i8chen  Bischöfen  geflbt  worden ,  Actes  du  *  Soweit  sich  nach  Massgabe  des  gedruckten 

clergtf  de  France,  ed.  1716.  5,  1304 ;  Bonix  l.c  Materials  übersehen  ISsst,  ist  das  der  Fall  in  der 

p.  354,  sondern  anch  dnrch  das  kon.  Edikt  y.  Diocese  Rottenbnrg  mit  den  1.  d.  vor.  Anm.  an- 

1695,  Art.  28  (s.  Dnrsy,  Staatsklrohenrecht  t.  geführten  Verordnungen. 

Elsass-Lothringen,  1,  48.  n.  2.)  ansdrüoklich,  5  s.  o.  S.  281. 

Torbehaltlich  der  k5n.  Genehmigung,  anerkannt  *  Das  Tridentinum  Sess.  XXV.  de  reg.  c.  12 : 

worden.    Gegen  diese  anch  aasserhalb  Frank-  „Dies  etiam  festi,  qnos  in  dioecesi  servandos  idem 

reichs   (Kopp,   kathol.  Kirche   im  19.  Jahr-  episeopns praeceperit, ab exemptisomnibns, etiam 

hundert.   Mainz  1830.  S.  331)  Terbreitete  Auf-  regularlbus,  serrentur"  erkennt  das  Reoht  der 

fassung,  s.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioec.  XIII.  Bischöfe  zur  Einführung  neuer  Festtage  noch  an, 

1&  n.  1 1.  Vgl.  übrigens  auch  noch  unten  Nr.  HI.  und  Clemens  Till.  (1592—1605)  hat  nach  einem 

1  S.  285.  Anm.  Brief  des  Kardinals  d'Ossat  an  Heinrich  I Y.  von 

3  Rechnet  doch  noch  Frey,  krit  Kommentar  Frankreich  mit  Bezug  auf  eine  von  dem  letzteren 

Über  das  K.  R.  2,  146  die  betreffende  Befugniss  gewünschte  Verminderung  der  Feste  erklart,  eine 

des  Papstes  zu  den  zuftlligen  Rechten  des  Pri-  solche  müsse  dem  Urthell  der  Ordinarien  über- 

mates.  lassen  bleiben,  Actes  du  dergtf  de  France  5 ,  1283  ; 

8  S.  die   bischoflich  Konstanzer  Yerordn.  v.  Boulx  L  o.  p.  349. 

1782  u.  1803,  welche  sich  auf  die  Breren  Gle-  7  s  o  8  285 

"T<^-.,^  ?^^?"^V;,.^'^^l;«t•?  *  **»»  y^eüld  i^l  .»f  die  ^ten  Kanone. 

«   Sn*'  U    ^^Ä   «hT^^Ä;«  ÄS        ürt«.  Vni.  diesem  letzteren  nicht  lK.6onder. 

'y.  '%8&,r..'"o.  Ä'Xer^uÄ      iÄKrnUt:fwirz^"^eme;.tLf^ 

1811  über  die  zu  feiernden  Festtage,  dass  sie  #„.„,...  i^,  ui.^usfL  .♦ni-*i>«ro<-.o«^  ^«^-na 

nach  Rücksprache  mit  den  betreffende^  blschöf-  '^f  ^"  ^^J  ^*^«^»^^^^  stillschwelgend  voraus. 

liehen   Vlkarlaten   erlassen   worden    sei ,    Re-  "  ».  o.  8.  283.  n.  4. 

gierungs  -  Blatt   v.  1811.    S.  53.      Ob  die  bei  «>  So  z.  B.  auch  Gayallerl  opp.  Htnrg.T.lI. 

Richter-Kahl  (K.  R.  S.  937.  Anm.  101  ohne  c.  13.  decr.  4  (104.)  n.  13.  und  Ferraris  1.  c 

Quelle  eltirte  bischSfl.  Y.  für  Fulda  t.  18.  Juni  festa  n.  2. 

1778  hierher  gehört,  muss  dahingestellt  bleiben. 


§.  213.]  Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage.  287 

dieser  Charakter  beigelegt,  und  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Befugniss  der  Bischöfe, 
andere  als  die  in  der  Konstitution  zugelassenen  Feste  einzuführen  und  die  vom  Papste 
festgesetssten  zu  ändern ,  abgesprochen  worden ,  umsomehr  als  man  bei  jener  Auf- 
fassung der  gedachten  monitorischen  Klausel  auf  den  Grundsatz  verweisen  konnte, 
dass  die  Bischöfe  keine  Macht  besitzen,  allgemeine  Anordnungen ,  welche  der  Papst 
Ar  die  ganze  Kirche  erlassen  hat,  zu  ändern  und  zu  beseitigen.  Diese  Ansicht  ist 
seit  der  Konstitntion  Urbans  VIII.  die  bei  der  Kurie  herrschende  ^  gewesen,  und  aus- 
drflcklieh  anch  von  der  Congregatio  rituum  angenommen  worden^.  Sie  muss  aneh 
nach  Massgabe  des  heutigen  Bechtszustandes  für  die  allein  begründete  erklärt  werden. 
Die  firOhere  Frdheit  der  Bischöfe  konnte  gegenüber  den  Zwecken,  welche  Urban  VUI. 
mit  seiner  Bulle  yerfolgen  wollte,  nicht  mehr  bestehen  bleiben,  und  wenngleich  der 
Wortlaut  der  von  ihm  ausgesprochenen  Ermahnung  diese  nicht  als  rechtliches  Verbot 
charakteriflirt,  also  der  Bulle  gegenüber  immer  noch  das  alte  Becht  als  geltend  be- 
trachtet werden  musste ,  so  ist  die  Frage  doch  durch  die  gedachte  Entscheidung  der 
Congregatio  rituum,  sowie  dadurch  erledigt,  dass  die  fttr  die  einzelnen  Diöcesen  und 
Länder  erlassenen  Breven  über  die  Verminderung  der  Festtage^  sich  als  positiy  ge- 
bietende und  verbietende  Anordnungen  des  höchsten  Gesetzgebers  der  Kirche  dar- 
stellen, nnd  daher  seitens  der  einzelnen  Bischöfe  nicht  durch  abweichende  Bestim- 
mungen geändert  werden  können. 

Ss  steht  also  nach  heutigem  Becht  den  Ordinarien  nicht  mehr  die  Befngniss  zu, 
die  durch  päpstliche  Anordnungen  vorgeschriebenen  allgemeinen  Feiertage  zu  be- 
seitigen ,  oder  gar  neue  obligatorische  Feiertage  einzuftlhren ,  und  nur  insoweit,  als 
ihnen  die  besonderen  für  ihre  Diöcesen  erlassenen  Breven  oder  Indulte ,  in  Er- 
mangelung solcher  aber  die  Vorschrifken  der  cit.  Gonst.  Urbans  VUI.  in  Betreff  der 
Bestimmung  der  Festtage  der  Patrone  ausdrücklich  Freiheit  lassen,  haben  sie  noch  das 
Hecht,  solche  Tage  festzusetzen,  die  so  eingeftthrten  abzuändern  und  zu  beseitigen  ^. 

Damit  hat  auch  ftr  das  geltende  Becht  die  früher  vielfach  erörterte  Streitfrage, 
ob  die  Bischöfe  hinsichtlich  der  Anordnung  von  Festtagen  an  die  Zustimmung  des 
Klerus  und  des  Volkes  ^  oder  blos  an  den  Konsens  ihrer  Kapitel  gebunden  sind,  ihre 

1  VgL  z.  B.  Benedict  XIY.  de  epis.  dioec.  Papstes  und  der  Bisohdfe  ankommt,  für  welche 

Xm.  18.  n.  11.  die  blosse  Uiiterscbeidnng  zwischen  dem  Gebiete 

s  &  Entsbh.  V.  23.  Juni  1703,  Qardellini,  der  ganzen  Kirche  und  der  einzelnen  Diöcese 

deer.  snth.  congreg.  rit  III.  ed.  n.  3661,  n.  II.  nicht  ausreicht 

2,  214:    „An  eplscopus  In  sua  dloecesi,  feste  &  Wegen  der  Vorschrift  In  c  1.  Dlst  III.  de 

praedlcta  (1.  e.  lila  quae  conflrmata  etant  voto  consecr.  und  c.  5.  X.  de  ferlls  II.  9.  (s.  o.  S.  281.. 

allculus  oommunltatis)  poMlt  conflrmare,  adeo  n.  5.  und  auch  Bd.  II.  S.  154,)  so  z.  B.  noch 

ntsint  obUgatoria  et  an  alia  feste  Instltuere  de  Plrhlngl.  c.  n.  10;  Ferraris  1.  c  n.  9. 10, 

piaeoepto  praeter  lila  quae  in  dlote  bulla  (Ur-  welcher    allerdings    zwei    Entscheidungen   der 

bans  Vm.)  expressa  sunt?  NegaÜve."  Oongr.  rit  v.  1602  und  1604  anführt,  nach  wel- 

3  S.  o.  S.  284.  eben  neue  obllgatodscbe Feste  nicht  wider  WlUeu 

«  SoBoulx  Lcp.  351.   Dagegen  wird  Tlel-  des  Volkes  eingeführt  werden  sollen.   Bei  Gar - 

fach  noeb  in  der  neueien  Literatur  den  Bischöfen  d  e  1 1 1  n  1  Anden  sich  diese  nicht    Selbst  wenn 

far  Ihre  Diöcese  und  auch  den  Erzbischöfen  für  sie  acht  sind ,  können  sie  sehr  woM  die  Bedeu- 

Ihre  Provinz  das  Becht  zugesprochen ,  besondere  tung  haben,  dass  der  Bischof  nicht  ohne  Bedüifnlss 

Festtage  einrafübzen,  diese  zu  Terindem  und  neue  Feste  einführen  soll,  dies  aber  bei  entschie- 

aufznheben,   s.  Permaneder,  K.  R.  $.  433;  denem  Widerspruch  des  Volkes  nicht  als  festge- 

Olnzel,  K.  B.  2,  331;  Silbeznagl,  K.  R.  stellt  anzunehmen  ist,  brauchen  aber  nicht  so 

8.526;  Blchter-KahL  8.  Aufl.  S.  937.  Da-  aufgefasst  zu  werden,  daas  der  Konsens  des  Volkes 

bei  Ist  aber  übersehen,  dass  eine  derartige  Be-  absolute  Bedingung  für  die  rechtsgültige  Ein- 

sohrinkung  der  Rechte  des  Bischofs  weder  an  der  führung  Ist ,  um  so  weniger  als  eine  solche  Au- 

Bolle  Urbans  VIII.  noch  an  den  späteren  Breven  nähme  nicht  einmal  durch  die  dtlrteu  Kanones 

Ihren  Anhalt  findet,  und  dass  es  gerade  auf  die  gerechtfertigt  wird. 
Bestimmung  des  Verhältnisses  des  Rechtes  des 
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praktisehe  Bedentang  verloren,  denn  eine  Bolche  Massnahme  kann  heute  flberhaapt 
nnr  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Schranken  vorkommen.  Nach  dem  jetzigen  Recht 
genügt  jedenfalls  der  Konsens  des  Kapitels  K 

lY.  Die  Feier  der  Sonntage  nnd  Festtage  besteht  einerseits  in  der  Ab- 
haltung des  Gottesdienstes  in  den  einzelnen ,  dafür  bestimmten  ESrchen  seitens  der 
bei  diesen  angestellten  oder  verwendeten  Geistlichen,  andererseits  in  der  TheUnahme 
der  Gläubigen  (einschliesslich  der  nicht  znm  Amtiren  verpflichteten  Kleriker)  an  dem 
Gottesdienst ,  endlich  in  einem  der  religiösen  Bedentoi^  der  betreffenden  Tage  ent- 
sprechenden Verhalten  derselben. 

Je  nachdem  der  Tag  in  aUen  gedachten  Beziehnngen  en  feiern  ist  oder  nnr  eine 
gottesdienstliche  Feier  durch  die  Kirche  stattfindet,  unterscheidet  man  die  fesia  fori 
xmi/isia  ch&ri,  eine  Unterscheidung,  welche  schon  seit  dem  9.  Jahrhundert  mit  der 
Vermehrung  der  Feiertage  hervortritt  2.  Die  ersteren  bezeichnet  man  auch  mit  Rück* 
sieht  auf  das  an  ihnen  stattfindende  Buhen  der  Geriohtsverhandlni^n  und  der  Arbeit 
als  dies  feriandi,  d./eriad  oder  feriae^  und  im  Hinblick  auf  die  Pflicht  der  Gläubigen, 
an  ihnen  dem  Gottesdienst  beizuwohnen  und  femer  im  Uebrigen  der  Feier  obzuUegen, 
a^B/esia  depraecepto^,  gebotene  Festtage^. 

Die  Art  der  kirchlichen  Feier  der  Feste  und  ihre  Reihenfolge  zu  bestimmen, 
steht  nach  dem  heutigen  Recht  dem  Papste  zu.  Fflr  die  regelmässigen  Feste  mnd 
aber  die  betreffenden  Vorschriften  längst  in  den  verschiedenen  litur^schen  Bflchern, 
deren  0.  S.  9 ff.  des  Näheren  gedacht  ist,  gegeben^. 

Den  Ordinarien  kommt  eine  solche  Befugniss  nur  noch  insoweit  zu,  als  die  be- 
treffenden Ritualien  oder  besondere  päpstliche  Anordnungen  nichts  festsetzen  oder 
ihnen  derartige  VerfOgnngen  ausdrllcklich  offen  lassen ''. 

Was  die  Feier  der  Sonntage  und  Festtage  durch  die  Gläubigen  betrifft,  so 
schreiben  schon  die  älteren  kirchlichen  Gesetze  vor,  dass  die  letzteren  dem  Gottes- 
dienste an  den  betreffenden  Tagen  ^  und  zwar  in  derjenigen  Kirche ,  zu  welcher  sie 
gehören  (der  Kathedrale,  später  auch  der  Pfarrkirche)^  beizuwohnen,  verbunden 


1  S.  Bd.  II.  S.  154  n.4  und Ph.  Schneider,  kurze  Zeit  ansgeaohlossen  Bein ,  Hefele ,  Gonc. 

I>iebS8GhdflichenDoinkapitel.Mainzl885.S.364.  aesch«  2.  Aufl.   1,   164;  Kober,   Deposition 

s  S.  z.  B.  das  Kapitel  Hatto*Bv.Buel,o.S.  280.  S.  59),  eine  VoTSohrift,  welohe  Sardlca  v.  343 

n.  6.  c.  11  (griech.  T.)  u.  e.  14  (lateln.  T.)  auf  die 

3  Vgl.  die  in  d.  vor.  Anm.  cltlrten Kapitel  and  Bischöfe  ausdehnt:    „Memini  antem  snperioie 

e.  6.  (Gregor.  IX.)  X.  de  ferils  II.  9.  eoncUio  fratres  nostros  oonstitnlsse ,   nt  sl  qais 

«  So  seit  der  Balle  Urbans  YIIL  (s.  o.  S.  283.  laicos  in  ea  qna  commorator  elTltate,  m  domi- 

n.  3.)  nicos  dies,  1.  e.  per  III  septImanas  non  cele- 

&  Den  Gegensatz  bilden  die  dies  non  de  prae-  brasset  oonventnm,  communione  pri^aretar.    Si 

cepto,  die  nicht  gebotenen  Feiertage.  In  der  Mitte  haec  circa  laloos  constitata  sant,  mnlto  magis 

stehen  diejenigen,  an  denen  zwar  die  Gläabigen  episcopo  nee  licet  nee  decet,  sl  nalla  gravis  ne- 

der  Hesse  beizuwohnen  verpflichtet  sind ,  aber  cessltas,  qnae  dedneat,  at  ampllas  a  sapra  seripto 

sich  nicht  der  Arbeit  zn  entWten  brauchen,  s.  0.  tempore  absens  slt  ab  eociesla  sua.  Unlversl  dixe- 

S.  284.  n.  2.  4.  mnt,  plaoere  slbl'',  wiederholt  im  Trullan.  a. 

0  Ueber  die  Pflicht  zur  Messapplikation  an  den  692.  c  8  unter  Androhung  der  Absetzung  für 

seit  Urban  VIII.  aufgehobenen  Festtagen  s.  o.  jeden  Kleriker  und  der  £xkommunlkatlon  für 

S.  203.  n.  4.  die  Laien. 

^  Vgl.  auch  0.  S.  13  iL  »  8.  die  vor.  Anm. ,  bei  Abwesenheit  In  der 

8  EMra  v.  305  0.  306.  0.  21 :  »Si  quis  in  cl-  n&chsten  Kirche,  c31  Aurel.  L  v.  611  (c.  4  Dist. 

vitate  positus  III   domlnicas  ad  eccleslam  non  III.  de  consecr.) :  „Episcopus  sl  inflrmltate  non 

accesserlt,  pauco  tempore  abstlneatur,  ut  conep-  fnerit  Impeditus ,  eecleslae ,  cul  proxlmus  faeiit, 

tus  vldeatur'^  (d.  h.  er  soll  von  der  Thellnahme  die  donünico  deesse  non    liceat^     Wegen  der 

am  Gottesdienst,  von  der  Gemeinschaft  des  Ge-  Oratorien  auf  dem  Lande  vgl.  c.  2ö  ibid.  and 

betes  und  den  aktiven  kirchlichen  Rechten  auf  c.  35  Dist  I.  de  conser.,  s.  auch  Bd.  II.  S.  263. 
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rind.  Diese  Pflicht  ist  eine  Bechtspflieht ,  denn  ihre  Verletzung  ist  mit  kircUieher 
Strafe  bedrohte 

WShrend  die  Alteren  Kanonen  allgemein  die  Theilnahme  am  Gottesdienste  for- 
dern^, betonen  schon  einzelne  Konzilien  des  sechsten  Jahrhunderts  nur  die  Pflicht, 
der  Messe,  dieser  aber  voll  nnd  ganz  anzuwohnen'.  In  Folge  der  Bedeutung,  welche 
die  Messe  im  Gottesdienste  der  kattiolischen  Kirche  erlangt  hat,  und  der  im  Zu- 
sammenhange damit  aufkommenden  Sitte,  nicht  mehr  Mos,  wie  in  alter  Zeit,  einmal, 
sondern  mehrere  Mal  in  derselben  Kirche  Messe  zu  lesen  ^,  ist  indessen  die  Bechts- 
pflieht der  GUubigen  darauf  beschränkt  worden,  an  den  Sonntagen  und  den  llbrigen 
gebotenen  Festtagen  ^  eine  Messe  ganz  zu  hören,  und  auch  die  Nothwendigkeit,  dies 
in  der  Pfarrkirehe  zu  thun^,  ist  später  fortgefallen. 

Die  Sonntage  und  Festtage  sollen  aber  nicht  nur  durch  Theilnahme  am  Gottes- 
dienst, sondern  auch  durch  fromme  und  religiöse  Betrachtungen  gefeiert  werden*^. 
Deshalb  haben  sieh  die  Gläubigen ,  um  diesen ,  namentlich  dem  Gebet,  obliegen  zu 
können,  nicht  nur  aller  öffentlichen  und  lärmenden  Lustbarkeiten  zu  enthalten,  son- 
dern auch  die  Besoldung  ihrer  täglichen  Nahrungs-  und  Beruflageschäfte  einzustellen, 
sowie  die  Erledigung  anderer  weltlicher  Angelegenheiten  ruhen  zu  lassen. 

Durchführbar  waren  aber  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  nur  dann,  wenn  der  Staat  seine  Ansprüche  an  die  Gläubigen  in 
Betreff  der  staatlichen  Verwaltung,  der  gerichtlichen  Thätigkeit  und  des  Militär- 
dienstes seinerseits  gleichfalls  für  diese  Tage  ^  aufgab  oder  mindestens  nachliess. 
Nachdem  das  Ghristenthum  im  römischen  Beiche  als  berechtigte  Beligion  anerkannt 
war,  wurden  daher  auch  von  den  Kaisem  eine  Beihe  von  Verordnungen,  welche  den 
Christen  in  dieser  Beziehung  die  erforderliche  Freiheit  zu  gewähren  bestimmt  waren, 
erlassen.   Kirchliche  Vorschriften  über  die  Pflicht  der  Gläubigen,  an  dem  betreffen- 


t  S.  S.  288.  n.  8  u.  9.  Spätere  Konzilien  setzen  Einstellung  aller  Geschäfte,  abgesehen  von  noth- 

aiieh  weltliche  Strafen  fest ,  so  verlangt  z.  B.  wendigen  Feldarbeiten  am  Sonntag  (nach  Sozo- 

lonlonse  t.  1229.  e.  26,  Mansi  23,  200  Besuch  men.  bist,  eccles.  I.  8  auch  am  Freitag)  angeord- 

der  Predigt  and  der  Messe  bei  Strafe  von  12  Tu-  net ,  c.  1  0.  Tb.  de  feriis  II.  8 ;  c.  3  (2)  C.  J. 

ronesen,  Ton  denen  die  Hälfte  dem  Orandheim,  eod.  tit.  UI.  12,  wiederholt  mit  der  Erweiternng 

die  Hälfte  dem  Priester  nnd  der  Kirche  ^fallen  anf  die  Schiedsrichter  und  die  Einforderung  von 

so» ,  Tgl.  auch  Beziers  1233  e.  ö,  Albi  1264.  e.  Schulden  i.  J.  386  durch  c  18  0.  Th.  ibid.  Dann 

30,  L  e.  p.  271.  839.    HieT  hat  es  sich  aber  um  wurden  398  u.  399  die  Cirkusvorstellungen  und 

Hassnahmen,  welche  unter  Mitwirkung  der  weit-  Schauspiele  an  Sonntagen  yerboten ,   c.   20.  23 

liehen  Gewalt  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  ge-  ibid. ;  und  389  und  392  die  Feier  auch  auf  die 

tnifen  worden  sind,  gehandelt,  s.  Bd.  III.  S.  537  Osterzeit  (8  Tage  vor  und  8  Tage  nach  Ostern, 

Anm.  4  u.  S.  636.  c.  19.  21.  1.  c,  c.  8  [7]  C.  J.  III.  12) ,  i.  J.  400 

3  S.  o.  S.  28a  n.  8,  vgl.  auch  Macon  v.  686  auf  Epiphania  und  Weihnachten,  c.  24  1.  c.  und 

c.  1.  i.  J.  426  auf  Pfingsten ,  c.  6  C.  Th.  de  spectec. 

»  S.  o.  S.  217.  n.  6  u.  11.  XV.  5.  ausgedehnt,  vgl.  c  7  (6)  0.  J.  de  fer. 

*  Vgl.   darfiber  Neher,    die  Bination  nach  IlL  12,  welche  die  c.  19  cit.  mit  Interpolationen 

ihrer  gesch.  Entwicklung  u.  nach  d.  heut.  Recht  aus  den  anderen  citirten  Stellen  des  Codex  Theo- 

Begensburg  1874.  8.  17  ff.  dosianus  wiedergiebt.    Die  in  den  älteren  Aus- 

^  S.  0.  S.  288.  gaben  des  Codex  Justinianeus  III.  12  sich  An- 

^  S.  0.  S.  217.  dende  c.  2 ist  unecht,  s.  v.  Savigny,  Gesch. 

^  Macon  v.  686.  c.  1 :  „estote  omnes  in  hym-  d.  rom.  Rechts  2.  Ausg.  4,  367  ff.   Vgl.  übrigens 

nls  et  laudibus  dei  animo  corporeque  intenti  . .  .  auch  noch  in  Betreff  des  Ruhens  der  Kriminal- 

sint  oenli  manusque  vestrae  totoillo  die  ad  deum  prozesse  während  der  Quadragesima  c  4  C.  Th. 

expansae,  ipee  est  enim  dies  requietlonis  perpe-  de  quaest  IX.  36  (380)  und  c.  6  (6)  C.  J.  III. 

tuus" ;  vgl.  auch  a  16  Dist,  111.  de  consecr.  12  (Ausnahmen  für  Quästlonen   gegen  Räuber 

«  So  hat  Konstantin  schon  321  das  Ruhen  der  In  c  7  C.  Th.  IX.  36  v.  408,  auch  c  10  [8]  C.  J. 

geriehtUehen  Verhandlungen  (mit  Ausnahme  von  III.  12).    S.  endlich  noch  die  die  früheren  Ver^ 

Emandpationen  und  Freilassungen) ,  sowie  die  böte  zusammenfassende  o.  11  (9)  C.  J.  l.  c.  v.  469. 

Hiniehiiis,  Krckenrecht  lY.  19 
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den  Tage  die  FeiertagsrulLe  zu  beobachten,  finden  sich  dagegen  in  jenen  Zeiten  nnr 
spärlich^,  und  dies  erklärt  sich  daraas,  dass  fftr  derartige  Anordnungen  noch  kein 
Bedürfiiiss  vorlag,  und  es  sich  allein  darum  handelte,  vorerst  die  unter  der  Herrschaft 
des  Heidenthums  der  Festtagsfeier  entgegenstehenden  Hindemisse  2U  beseitigen. 

In  den  Oermanenreichen  erwiesen  sich  indessen  dergleichen  Vorschriften  als  er- 
forderlich. Hier  sind  sie,  so  lange  die  katholische  Kirche  unter  romanischen  Herr- 
schern stand,  von  den  Provinzial-Eonzilien  oder  den  Konzilien  mehrerer  Provinzen 
erlassen  worden 2.  Im  merovingisohen  Reiche  waren  es  die  Reichssynoden,  welehe 
hierhergehörige  Anordnungen  getroffen  haben.  Da  aber  die  von  diesen  beschloBsenen 
Kanones  nur  kirchliche  Geltung  hatten ,  also  allein  mit  kirchlichen  Mitteln  durchge- 
führt werden  konnten,  trat  hier  noch  die  Sanktion  des  Königs  hinzu,  um  nie  mit  staat- 
licher Kraft  zu  bekleiden  und  durch  staatliche  Massregeln  zu  sichernd 


i  c.  29  Laodioea  zw.  343  o.  381  ordnet  die 
Feier  des  Sonntags  an  und  verbietet  die  des  Sab- 
baths,  und  c.  5  Gartb.  V.  v.  401  (cod.  eccles. 
Afric  6i)  untersagt  an  den  Sonntagen  und  Feier- 
tagen Scbauspiele  und  äbnlicbe  Lustbarkeiten. 

2  Aus  dem  Westgotbenreicb  gebort  von  den 
Synoden  der  letzteren  Art  die  von  Agde  mit 
c.  47  (c  64.  Dist.  I.  de  consecr.),  s.  Bd.  lU. 
S.  329.  n.  7.  und  diesen  Bd.  0.  S.  217,  welcbes 
nur  kircbliche  Strafe  androbt ,  bierber.  Femer 
kommt  das  Verbot  der  Provinzialsynode  v.  Tarra- 
gona  516.  c.  4.  (c.  1.  0.  XY.  qu.  4.)  an  die  Bi- 
scböfe  und  Kleriker,  Sonntags  Gericbtsverband- 
lungen  zu  balten,  in  Betraebt. 

8  Klar  zeigt  dies  c.  1.  Macon  v.  586 :  ,,nnllus 
vestrum  litium  fomitlbus  vacet ;  nuUus  causamm 
actlones  exerceat ;  nemo  sibi  talem  necessitatem 
exbibeat  quae  iugum  cervicibus  iuvencorum  im- 

ponere  cogat Si  quis  itaque  vestrum  baue 

salubrem  exbortationem  parvi  penderit  aut  con- 
temptui  tradlderit ,  sciat  se  pro  qualltatis  merito 
principaliter  a  deo  puuiri  et  deineeps  sacerdotali 
quoqueirae  implaeabiliter  subiaoere:  si  causi- 
dicus  faerit,  irreparabiUter  causam  omittet;  si 
rusticuB  aut  servus ,  gravioribus  f ustium  ictibus 
verberabitur ;  si  clericus  aut  monacbns,  mensi- 
bus  VI  a  consortio  suspendetur  fratrum'^,  und 
das  Edikt  Guntrams  v.  585  dazu,  Boretius 
oapit.  1,  11  :  „Idciroo  buius  decreti  ac  deflni- 
tionis  generalis  vigore  decemimus ,  ut  in  Omni- 
bus diebus  dominiois  . . .  vel  quibuscunque  re- 
liquis  solemnitatibus ,  quando  ex  more  ad  veno- 
randa  templorum  oracula  universae  plebis  con- 
iunctiodevotionis  congregatur  studio,  praeter  quod 
ad  victum  praeparari  convenit,  ab  omni  corporali 
opera  suspendatur  nee  uUa  causarum  praecipue 
iurgia  moveantur."  Wenn  die  weltlicben  Strafen 
des  Verlustes  des  Recbtsstreites  und  der  Prügel 
für  Bauern  und  Sklaven  nicbt  in  dem  Edikt, 
sondern  im  Kanon  steben ,  so  erklärt  siob  dies 
daraus,  dass  der  Konig  das  Konzil  selbst  zur 
Bescblussfassung  über  die  im  Edikt  bestätigten 
Punkte  aufgefordert  und  wabrscbeinlicb  den- 
selben Vorlagen  daiüber  batte  zugeben  lassen, 
s.  Bd.  III.  S.  542.  n.  3.  Die  anderen  fränkiscben 
Konzilien,  s.  Orleans  III.  538.  c  28,  welcbes  die 
Uebertreibung  der  Feier  in  jüdiscber  Weise  unter- 
sagt und  die  Enthaltung  von  Feldarbelton  vor- 


schroibt,  femer  Cbalons  (644--660)  c  18  (Wle- 
derbolung  derletztgedaebten  Anordnung),  selbst- 
verständlicb  aucb  die  Diocesansynode  t.  Anxerre 
585  (578)  a  16  (gleidbe  Bestimmung)  droben  keine 
weltUcben  Strafen  an,  die  beiden  erstaren  sogar 
ausdrücklieb  nur  castigatio  oder  districtio  saoer- 
dotis,  andererseits  verordnet  aber  a  14  deoret 
GbUdeberti  IL  v.  596,  Boretius  1.  ou  p.  17: 
„De  die  dominico  similiter  placuit  observare ,  ut 
si  quiscnmque  ingennus ,  excepto  quod  ad  0(h 
quendum  vel  ad  manducandum  pertinet,  alia 
opera  in  die  domlnica  facere  piaesumpserit ,  si 
Salicus  fuerit,  solides  XV  oomponat ;  si  Romanns 
VII  et  dimidium  solidi.  Servus  vero  aut  III  soli- 
des reddat  aut  de  dorsum  suum  componat."  Nocb 
härtere  Strafen  finden  sieb  für  Balem  und  Ale- 
mannien,  1.  Baiuav.  app.  1,  LL.  3, 334 :  „Si  quis 
die  dominico  operam  servilem  fecerit :  liber  bomo, 
si  bovem  iunxerit  et  cum  carro  ambulaverit, 
dextrum  bovem  perdat,  si  autem  secaverlt  fenum 
vel  collegerit  aut  messem  secaverlt  aut  coUegerit, 
vel  aliquod  opus  servile  fecerit  die  dominico  cor- 
rlpiatur  semel  vel  bis  et  si  non  emendaverit,  rnm- 
patur  dorso  eins  50  percnssiones ,  et  si  iteram 
praesumpserit  operare  die  dominico,  auferatnr  de 
rebus  eins  tertiam  partem,  et  si  nee  cessaveiit, 
tuno  perdat  Ubertatem  snam  et  sit  servus  qui 
noluit  in  die  sancto  esse  liber.  Si  servus,  autem 
pro  tale  orimine  vapuletur,  et  si  non  emendaverit, 

manum  dextram  perdat et  si  quis  in  itinere 

positus  cum  carra  vel  cum  nave ,  pauset  die  do^ 
minico  usque  in  seeunda  f»ia.  Et  si  noluerit 
custodire  praeceptum  domini ....  cum  12  solidis 
condamnetur,  et  si  frequens  hoc  fecerit,  superiota 
sententia  subiaceat^;  1.  Alamannor.  (unter  Land- 
fried 717-— 719 ,  soBrunner,  Sitzungsberichte 
d.  Akademie  d.  Wissenschaften  v,  12^  Februar 
1885.  Vin.  S.  23),  s.  g.  Hlothar.  38,  LL.  3,  57: 
„üt  die  dominico  nemo  opera  servile  praesumat 
facere ...  Si  quis  servus  in  hoc  vicio  inventus 
fuerit,  vapuletur  fustib  US.  Liber  autem  corriplatur 
usque  ad  terdum.  Si  autem  post  terdam  cor- 
repcionem  in  hoc  vido  inventus  fuerit  et  deo  va- 
care  die  domenico  neglexerit  et  opera  servilem 
fecerit,  tunc  tertiam  partem  de  heredltatem  suam 
perdat  Si  autem  super  haec  inventus  fuerit,  ut 
die  domenico  honore  non  impendat  et  opera  ser- 
vilem feoerit,  tunc  ooactns  et  probatus  coram 
comite,  ubi  dnx  tunc  ordinaverit  in  servicto  ti«i- 
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Im  karolingiBohen  Reiche  haben  dagegen  in  Folge  des  veränderten  Verhältnisses 
zwischen  Staat  und  Kirche  nnd  der  dadurch  herbeigeftlhrten  UmbUdang  der  Syno- 
den S  die  Herrscher,  sei  es  mit  den  Reichstagen,  bes.  Synoden,  sei  es  allein  eine  Reihe 
hierher  gehöriger  Bestimmungen  getroffen ,  jedoch  ist  es  bemerkenswerth ,  dass  in 
diesen  fftr  die  Verletzung  der  Sonntagsfeier  keine,  insbesondere  keine  weltlichen 
Strafen  aagedroht  werden  2.  Die  Ahndang  der  betreffenden  Vorschriften  ist  also 
lediglich  der  Kirche  flberlassen  geblieben,  d.  h.  diese  konnte  allein  mit  ihren  kirch- 
lichen Strafmitteln  einschreiten^.  Die  letzteren  haben  indessen  offenbar  nicht  ausge- 
reicht ^  oder  sind  nicht  regelmässig  zur  Anwendung  gebracht  worden,  denn  seit  dem 
Ende  der  Regierung  Karls  d.  6r.  und  unter  seinen  Nachfolgern  sind  von  den  kirch- 
lichen Synoden  wiederholt  Anträge  auf  DurchftLhrung  der  äusseren  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  gestellt  worden^,  ohne  dass  freilich  die  Gesetzgebung  unter  den 


dato?  et  qni  noluit  deo  yaoaie  in  sempitemum 
serms  permaneat.''  Der  Verlust  des  Drittels  des 
YermSgens  als  Strafe,  welchen  beide  Stellen 
haben,  kommt  in  dem  s.  g.  Poenit  Theodori  Gan- 
taar. XL  $.  1 :  „Qni  opeiantor  die  dominlca,  eos 
Giaeci  prima  vice  arguunt ,  secunda  tollant  all- 
quid  ab  eis,  tertla  vice  paitem  tettiam  de  rebus 
eomm  ant  Tapnlaat  vel  YII  dlebns  poeniteant'', 
Wassersebleben,  Bassordnnngen  S.  195  (s. 
aaeh  S.  146.  167)  and  poenit  Onmmean.  XIL 
$.  5,  vor.  Offenbar  sind  diese  Belchtbüoher  das 
Vorbild  der  lex  Alamannorum  gewesen ,  welohe 
dann  wieder  in  Baiem  benatzt  worden  ist ,  mag 
man  die  Entstehangszeit  des  append.  1.  leg.  Baiaar. 
anter  Karl  Martell  oder  wie  R  i  e  z  I  e  r  i.  Foxschgn. 
z.  deutseh.  Oesch.  16,  441  ff.  erst  zw.  766  und 
769  0.  770  setzen. 

Die  westgothischen  Reichskonzilien, 
welche  nach  der  Bekehinng  der  Westgothen  ge- 
halten worden  sind,  weisen  keine  einschlagenden 
Yoischriften  auf ,  allein  das  Provinzialkonzil  y. 
Narbonne  droht  wegen  Verletzung  der  Sonn- 
tagsfeier dorch  Arbeiten  gegen  Freie  Geldstrafen, 
gegen  SklaTenPrOgel  an.  S.  darüber  des  Näheren 
Bd.  UL  S.  698.  n.  1.  Aus  der  lex  Wisigothorum 
gehört  hierher  lib.  II.  1. 1  (von  Chindaswinthoder 
Receswinth),  welche  die  Abhaltung  von  Gerichts- 
verhandlungen und  die  Beitreibung  von  Schul- 
den untersagt 

1  Bd.  UI.  S.  547  ff.,  702 ff. 

*  Das  Capital.  Vemens.  v.  756  unter  Pippin 
c.  14,  B  0  r  e  t i  a  6  1,  36,  vgl.  dazu  Bd.  III.  S.  548, 
wiederholt  die  Vorschrift  des  3.  Konzils  v.  Or- 
leans V.  538i  c.  28,  welches  castigatio  sacerdotis 
vorschreibt  (s.  0.  S.  290.  n.  3.)  *,  s.  ferner  die  s.  g. 
admonltio  generalis  Garol.  M.  v.  789,  c.  81, 
Boretins  1,  61 :  „Statuimus  quoque  secundum 
quod  et  in  lege  dominus  praecipit ,  ut  opera  ser- 
vilia  diebus  dominlcis  non  agantur ,  sicut  et  b. 
m.  genitor  mens  in  synodalibus  edictis  mandavit 
(a,  cap.  Vem.  cit.),  i.  e.  quod  nee  viri  ruralia 
opera  exeroeant  neo  in  vlnea  colenda  nee  in  cam- 
pis  arando  metendo  vel  foenum  seeando  vel  sepem 
ponendo  nee  in  silvis  stipare  vel  arbores  oaedere 
vel  in  petiis  laborare  nee  domos  constrnere  nee 
inerte  laborare;  nee  ad  placita  conveniant  nee 
venationes  exerceant  Et  III.  carraria  opera  licet 
ileri  in  die  dominico,  i.  e.  oetilia  carra  vel  vic- 
taalia  vel  si  forte  necesse  erit  corpas  cuiuslibet 


ducere  ad  sepulerum.  Item  feminae  opera  textilla 
non  faciant  nee  capolent  vestitos  neo  consuent 
vel  acupictile  faciant ;  nee  lanam  carpere  nee  11- 
num  battere  nee  in  publieo  vestimenta  lavare  nee 
berbices  tundere  habeant  licitum ,  ut  omnimodis 
honor  et  requies  diei  dominicae  servetur.  Sed  ad 
missarum  solempnia  ad  aeclesiam  nndique  con- 
veniant et  laudent  deum  in  Omnibus  bonis ,  quae 
nobis  in  lila  die  fecii''  Selbst  die  zur  Regelung 
der  Verhältnisse  in  Sachsen  erlassene  capitu- 
latio  (775—790,  welche  für  die  Festhaltung  des 
Heidenthums  Todesstrafe  androht,)  c.  9.  10, 
Boretius  1,  69,  bestimmt  nur  c.  18:  „Ut  in 
dominicis  diebus  conventus  et  placita  publica 
non  faciant ,  nisi  pro  magna  necessitate  aut  hos- 
tilitate  cogente,  sed  omnes  ad  ecclesiam  recurrant 
ad  audiendum  verbum  dei  et  orationibus  et  iustis 
operibus  vacent  Similiter  et  festivitatibus  prae- 
claris  deo  et  ecclesiae  eonventui  deserviant  et 
secularia  placita  dimittant^'.  Diese  Anordnung 
steht  in  auffalligem  Gegensatz  zu  den  harten 
Strafen  der  lex  Alamannorum  und  lex  Baiuar.  s. 
S.  290.  n.  3,  sowie  auch  zu  der  Anordnung  des 
Dingolflnger  Konzils  unter  Thassilo  769—771. 
G.  1,  LL.  4,  459 :  „De  die  dominico  ita  constituit, 
ut  tali  honore  habeatur ,  sicut  in  lege  (s.  die  an- 
geführte Stelle)  scriptum  est  et  in  decretis  cano- 
num.  Et  si  quis  praesumpsit  frangere  contra  le- 
gem aut  decreta  canonum  tali  poena  subiaceat, 
sicut  ibi  scriptum  est".  Die  Citate  v.  Rieht - 
hofens  LL.  5,  41.  n.  33,  welche  in  Vorstehen- 
dem nicht  angeführt  sind ,  sind  keine  Kapitala- 
rien, ändern  übrigens  sachlich  nichts. 

3  Das  wird  durch  e.  14  Vernens.  755  (s.  vor. 
Anm.  a.  Anfg.)  bestätigt. 

*  Namentlich  nicht  gegenüber  den  höheren 
Beamten,  den  Grafen,  von  denen  die  Einstellung 
öffentlicher  Verhandlangen  und  die  Freilassung 
von  angeordneten  öffentlichen  Arbeiten  an  den 
Feiertagen  abhing. 

*  So  schon  von  den  vorbereitenden  Synoden 
des  J.  813,  nämlich  Arles  c  16,  Mansi  14,  61, 
(wiederholt  in  den  capit.  ex  can.  excepta  bei  Bo  - 
retius  1,  174.  c.  16)  und  Mainz  c.  37  (auch  in 
Bened.  Levit.  I.  153),  Mansi  14,  73,  und  zwar 
dahin,  dass  an  Sonntagen  die  Abhaltung  von 
Märkten  und  öffentlichen  Verhandlungen,  ins- 
besondere die  Verhandlung  von  Anklagen  auf 
Hand  und  Hals,  sowie  die  Vornahme  knechtischer 
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späteren  Karolingern  ihren  biaihdr  eingehaltenen  Standpunkt  aufgegeben  und  sich 
dazu  verstanden  hätte,  mit  weltlichen  Strafen  einzuschreiten^. 

Abgesehen  von  der  Auferlegung  Ton  Bussen  bei  der  Handhabung  des  Beicht- 
Sakramentes  ^  blieb  die  Kirche  nach  wie  vor  auf  die  Anwendung  ihrer  kirchlichen 
Strafmittel  beschränkt,  im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts  nach  der  Ausbildung  der  Send- 
gerichte zog  sie  aber  die  Sonntagsentheiligung  als  Sendvergehen  vor  diese  ^,  wo  sie 
auf  Sendrüge  ^  mit  den  üblichen  Sendgerichtsstrafen  belegt  wurde  *'^.  Mit  dieser  £hit- 
Wicklung  war  aber  andererseits  der  Grundsatz  zur  Anerkennung  gelangt ,  dass  die 
Anordnung  und  Durchführung  der  Festtagsfeier  zur  Zuständigkeit  der  Earehe  gehöre. 
Und  in  den  wenigen  Ausnahmefällen,  in  denen  bis  zur  Abfassung  der  ältesten  Samm- 
lungen des  Corpus  iuris  canonici  die  weltliche  Gewalt  bei  dem  Erlasse  hierher  ge- 
hdriger  Bestimmungen  mitbetheiligt  gewesen  ist,  hat  es  sich  entweder  um  Vorschriften 
gehandelt,  für  welche  diese  Zustimmung  von  wesentlichstem  Nutzen  war^,  weil  sie 
das  staatliche  Leben  berührten,  oder  um  Fälle ,  in  welchen  die  Durchführung  des 
Ghristenthums  in  Frage  stand,  und  Elirche  und  Staat  durch  das  gemeinsame  Interesse 
an  derselben  zu  vereintem  Handeln  bewogen  wurden  7. 


Arbeiten  yerboten  sein  sollte.  Die  Pariser  Sy- 
node von  829  I.  60  (s.  auch  lU.  19),  M  a  n  8  i  14, 
632.  603 ,  fordert ,  dass  dei  Kaiser  an  Sonntagen 
Märkte ,  Placita ,  Feldarbeiten  und  carrigationes 
(Arbeitsfohren)  untersagen  möge ,  und  Meaux- 
Paris  84ö.  846.  c.  77,  Maust  14,  840,  dass  das- 
selbe an  den  acht  Tagen  des  Osterfestes  in  der 
gleichen  Weise  beobachtet  werden  solle. 

1  Die  einzige  Vorschrift,  welche  sich  findet, 
ist  die  im  capit.  missor.  v.  863.  c.  8,  LL.  i,  419: 
„Ut  missi  nostri  comitibus  et  omnibus  rei  pu- 
blicae  ministris  flrmiter  ex  yerbo  nostro  denun- 
cient  et  praecipiant,  ut  a  IV  feria  ante  initium 
quadragesimae  nee  in  ipsa  quarta  feria  usque 
post  octavas  paschae  nullum  vel  pladtum  publi- 
cum, nisi  de  concordia  et  paciflcatione  discordan- 
tium  teuere  praesumant". 

Die  italienisohen  Synoden  des  8.  u.  9.  Jahr- 
hunderts, s.  Friaul  V.  791.  c.  13,  Maus i  13, 
862;  ferner  conc.  Roman,  v.  826  c.  30.  31.  36, 
welche  die  Festfeier  einschärfen,  und  von  denen 
die  letztere  das  Verkaufen  von  Waaren ,  Abhal- 
tung von  Kriminalsitzungen  und  Tänzen  ver- 
bietet, drohen  gleichfalls  keine  Strafen  an. 

2  Ueber  die  Vorschriften  in  den  Bussbüchem 
vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Schmitz,  die 
Bussbücher  und  die  Bussdlsciplin  der  Kirche. 
Mainz  18ö3  S.  860  im  Register  unter:  Sonntag. 

3  S.  c  16  der  nicht  in  das  7.,  sondern  sicher 
in  das  9.  Jahrhundert  gehörigen  Synode  v.  Rouen 
(vgl.  Hefele,  Conc.  Gesch.  3,96;  Dove  in 
Ztsch.  1  K.  R.  4,  44) :  „Ut  populus  admoneatur, 
ut  in  dominicis  et  festis  diebus  omnes  ad  vesperas 
et  noctumas  vigilias  et  ad  missam  omni  modis 
occurrant  et  ut  decani  in  civitatibus  et  in  vids 
publicis  viri  veraces  et  deum  timentibus  consti- 
tuantur  qui  desides  et  negligentes  commoneant, 
ut  ad  del  servitinm  absque  dilatione  properent, 
et  ut  ipsi  decani  sacramento  adstringantur ,  ut 
uulla  iuterveniente  causa,  seil,  aut  amoris  aut 
timorisautpropinquitatis,  muneris  negligentes  et 
transgressores  reticeant  quin  propriis  sacerdotibus 
proprias  eomm  culpas  manifestent    Sacerdotum 


autem  erit ,  ita  eorum  vitia  zelo  et  amore  divino 
cum  debita  disciplina  corrigere,  sicut  ipsi  nolunt 
pro  aliorum  reatibus  sententiam  iustae  damna- 
tionibus  suscipere.  Et  ut  dies  fest!  a  vespera 
usque  ad  vesperam  absque  opere  serrili  cum  de- 
bito  honore  celebrentur^ ,  in  welcher  Stelle  die 
decani  jedenfalls  nicht  als  kirchliche  Land- 
dekane oder  £rzpriester,  vielmehr  als  Laien 
zu  betrachten  sind;  ob  als  obrigkeitliche  Per- 
sonell oder  Verwalter  von  geistlichen  Gütern  (so 
Dove  a.  a.  0.  S.  43.  44),  bleibt  freilich  zweifel- 
haft, da  auch  an  ad  hoc,  d.  h.  zur  Rüge  des  be- 
treffenden Vergehens  bestellte  Männer  gedacht 
werden  kann,  vgl.  die  Sendfrage  bei  Regtno  II.  6. 
n.  69:  ,,Si  in  unaquaque  parochia  decani  sunt 
per  villas  constituti,  viii  veraces  et  deum  tlmentes, 
qui  ceteros  admoneant ,  ut  ad  ecclesiam  pergant 
ad  matutinas,  missam  et  vesperas,  et  nihil  operis 
in  diebus  festis  faciant,  et,  si  herum  quisquam 
transgressus  fuerit,statim  presbytero  adnuncient'^, 
weil  ein  solcher  decauus  in  jeder  Parochie  einge- 
setzt werden  soll  und  zu  dieser  Funktion  doch 
nicht  jeder  Gutsvorsteher  oder  Güterverwalter 
ohne  Weiteres  immer  geeignet  erscheinen  konnte. 
«  Regino  II.  6.  n.  67 :  „Est  aliquis  qui  in  die 
dominica  vel  in  praecipuis  festivitatibus  quid- 
quam  operis  faciat  et  &i  ad  matutinas  et  ad  mis- 
sam et  vesperas  his  diebus  impraetermisse  omnes 
concurrant?"   S.  auch  Dove  a.  a.  0.  6,  6. 

5  Dovea.  a.  0.  6,  34 ff. 

6  Es  gehört  hierher  die  von  der  Reichssynode 
zu  Erfurt  (Bd.  III.  S.  660.  n.  9.)  932,  c.  2,  LL. 
!2,  18.  unter  Zustimmung  König  Heinrichs  I.  er- 
lassene Anordnung,  dass  an  Sonntagen  und  Fest- 
tagen keine  gerichtlichen  Verhandlungen  der 
weltlichen  Gerichte  gehalten,  sowie  keine  ge- 
richtlichen Ladungen  an  diesen  Tagen  und  zu 
gewissen  heiligen  Zeiten  ergehen  sollten ,  auch 
in  0.  2.  C.  XV.  qu.  4,  wo  freilich  das  „rex  ad 
augmentum  christianae  religionis  ooncessif  ^  in : 
„presente  rege''  abgeändert  ist. 

7  S.  das  als  Sendrecht  der  Main-  und  Rednltz- 
wenden  bezeichnete  Synodalstatut,  LL.  3,  486, 


1,213.] 


Bio  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 


293 


Den  Yorhin  erwähnten  Standpunkt  nimmt  das  Dekret  Oratian's^  vor  Allem 
aber  die  Dekretalensammlnng  Gregors  £^.  ein.  Gregor  IX .  Hess  die  Forderung  des  Main- 
ser  Konzils  v.  813  2,  dass  an  Sonntagen  und  Festtagen  keine  Märkte,  keine  Öffentlichen 
Versammlmigen,  inabesondere  nicht  Gerichtsyerhandlnngen  in  peinlichen  Sachen  ge- 
halten, sowie  alle  knechtischen  Arbeiten  unterbleiben,  auch  keine  Eidesleistungen 
statthaben  sollten  \  als  erstes  Gesetz  des  betreffenden  Titels  in  seine  Sammlung  auf- 
nehmen^ und  fügte  selbst  die  neue  Bestimmung  hinzu,  dass  bei  einer  Verletzung  des 
erstgedachten  Verbotes,  auch  wenn  die  Parteien  damit  einverstanden  gewesen  wären, 
jede  Prozesshandlung  und  jede  Sentenz  nichtig  sein  sollte^.  Nicht  minder  wurde 
die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Feld-  und  anderer  Arbeiten  fttr  dringende 
Fälle  als  ausschliessliches  Recht  der  kirchlichen  Gewalt  in  Anspruch  genommen^. 

Da  in  beiden  erwähnten  Sammlungen  ausreichende  Anordnungen  über  die 
aoBserkirchliche  Feier  der  Festtage  enthalten  waren  und  auch  das  leitende  Prinzip 
m  ihnen  hinreichend  klar  hervortrat '^,  blieb  der  späteren  Partikulargesetzge'bung 
der  Kirche  nur  noch  übrig,  dieselben  von  neuem  einzuschärfen  und  ftlr  einzelne  be- 
sondere FäUezur  Anwendungzubringen,  sowie  gegen  etwaige  eingerissene  Missbräuche 
mit  Androhung  von  Censuren  einzuschreiten^.    Auch  die  allgemeine  Gesetzgebung^ 


DoTC  L  Ztschr.  f.  K.  R.  4,  160,  welches  der 
letzteie  der  Diöcese  Würzbarg  und  dem  Ende  dea 
9.  oder  10.  Jahrhunderts  zuweist,  Riezler  aber 
in  den  Forschgn.  z.  deutsch.  Gesch.  16,  397  ff.  für 
einen  wahrscheinlich  unter  königlicher  Bestäti- 
gung ergangenen  EichstädterSynodalbeschluBB  aus 
dem  10.  Jahrhundert  erklärt.  Dasselbe  droht  für 
Nichtbeachtung  der  Feiertage  und  Vornahme  von 
Arbeiten  an  denselben  erst  Pfändung  eines  werth- 
Tollen  Gegenstandes,  z.  B.  eines  Rindes,  als 
Zwangsmittel  zur  Bussleistung  und  bei  weiterer 
Hartnäckigkeit  Exkommunikation  undWegnahme 
des  von  dem  Fiskus  oder  Herren  überlassenen 
Gutes  an.  Diese  harten  Strafen  erklären  sich  aus 
dem  Streben ,  die  Ohristlanirung  durchzuführen. 
Dasselbe  gilt  Ton  den  Konstitutionen  König  Ste- 
phans y.Ungarn  u.  1016,  welche  c  6  die  Handarbeit 
mit  Konfiskation  der  gebrauchten  Thiere  (Rinder, 
Pferde)  und  Werkzeuge ,  sowie  c.  7  hartnäckige 
Vernachlässigung  des  Kirchenbesuches  an  den 
Bauern  mit  Prügeln  und  Kahlscheeren  des 
Kopfes  bedrohen,  Mansil9,  370.371;  theil- 
weise  und  unter  Ausdehnung  auf  das  Jagen  wie- 
derholt in  der  Synode  v.  Szaboles  v.  1092.  c.  11. 
12,  Mansi  20,  763  (unter  Androhung  der 
Suspension  für  Kleriker  im  letzteren  Fall).  Da- 
gegen schreibt  die  spanische  Reichssynode  you 
Coyaca  (Bd.  III.  S.  576.  Anm.)  1060.  c.  6, 
HausllO,  788,  ohne  Jede  Straffestsetzung  vor, 
dass  die  Gläubigen  am  Sonnabend  zur  Vesper, 
am  Sonntag  zur  Matutin  und  zur  Messe  kommen 
und  den  Hören  beiwohnen,  auch  nicht  knechtische 
Arbeiten  verrichten  sollen. 

1  Das  zeigt  die  Aenderung,  welehe  in  0.  4. 
C.  XVI.  qu.  4.  an  dem  Texte  gemacht  ist,  s.  0. 
S,  292.  n.  6. 

a  8.  0.  S.  291.  u,  ö. 

'  Dieses  Verbot  ist  ein  Zusatz ,  welcher  sich 
schon  bei  Beglno  L  386.  und  in  den  nachfolgen- 
den Sammlungen  findet. 

«  c,  1.  X.  de  feriis  II.  9, 


5  c  5.  X.  eod.  tit 

0  Durch  Aufnahme  der  eine  solche  Dispen- 
sation gewährenden  Dekretale  Alexanders  III.  in 
c.  8.  X.  eod. 

^  S.  c.  1.  2.  C.  XVI.  qu.  4.  cit,  0. 16  (Sma- 
ragdi  expos.  regulae  s.  Benedicti)  Dlst.  III.  de 
oonsecr.  ....  „die  autem  dominioo  nihil  agen- 
dum,  nisi  deo  vacandum.  Nulla  operatio  in  illa 
die  sanota  agatur,  nisi  tan  tum  ymnis  et  psalmis 
et  canticis  spiritualibus  dies  illa  transigatur" ; 
ferner  c.  1.  3.  5.  X.  II.  9.  cit 

8  S.  z.  B.  Paris  1212  0.  1213.  P.  IV.  c.  18 
(Einschärfung  der  Ueberwachung  des  Verbotes 
der  Hand-  und  Feldarbeiten,  Mansi  22,  843); 
Bourges  1286  c.  32  (Zuwiderhandlungen  gegen 
das  eben  gedachte  Verbot  sollen  die  Priester  bei 
Vermeidung  der  Suspension  dem  Bischof  behufs 
Verhängung  arbiträrer  Strafen  anzeigen,  1.  c.  24, 
641) ;  Ronen  1299.  c.  2  (Androhung  der  excom- 
municatio  ipso  facto  an  weltliche  Richter,  welche 
Gerichtssitzungen  halten)  1.  c.  p.  1204  (wieder- 
holt von  Notre  Dame  du  Pr^  bei  Ronen  1313. 

c.  3, 1.  c  2Ö,  526);  Trier  1310  c.  35  (Verbot  an 
die  weltlichen  Herren,  ihre  Unterthanen  zu 
Frohndiensten  anzuhalten),  1.  c.  25,  259;  Be- 
ziers 1310.  c  15  (Verbot  des  öffentUchen  Feil- 
haltens von  Waaren  bei  Strafe  des  Interdikts, 

d.  h.  der  Exkommunikation  ipso  iure)  1.  c.  p.  363 ; 
Valladolid  1312  c.  4  (Verbot  der  Hand-  und 
Feldarbeiten  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  bei 
Strafe  der  Exkommunikation)  1.  c.  p.  698;  Apt 
1365.  c.  13  (Verbot  der  Märkte  unter  Androhung 
arbiträrer  Strafen  und  der  Herbeiführung  des 
Einschreitens  der  weltlichen  Obrigkeit),  Mansi 
26,  450. 

»  Das  Tridentinum  enthält  allein  die  S.  283. 
n.  2  citirte  Stelle  und  erwähnt  in  Sess.  XXV. 
contln.  de  delectu  cibomm  der  dierum  festorum 
devota  et  religiosa  celebratio  als  eines  Mittels, 
dessen  sich  die  Gläubigen  zur  Vermehrung  der 
Frömmigkeit  bedienen  BoUen.  Die  const.  Plus*  V. : 
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ist  seitdem  nur  mit  einzelnen  Specialverordnnngen  in  besonderen  Fällen  einge- 
schritten ^. 

Nach  heutigem  Recht  sind  gemeinrechtlich,  wenn  der  Inhalt  der  bisher  an- 
geführten Vorschriften  znsammengefasst  werden  soll,  an  den  Sonnt^en  und  den 
gebotenen  Festtagen  gerichtliche  und  andere  öffentliche  Verhandinngen  über  welt- 
liche Angelegenheiten ,  die  Vornahme  von  Arbeiten  des  landwirth-  nnd  forstwirth- 
schafiilichen ,  gewerblichen  und  Handels -Betriebes^  und  die  Abhaltung  der  regel- 
mässigen Klein-  oder  Wochen- Märkte  ^  verboten«  Femer  ist  mindestens  während 
der  Stunden  des  Gottesdienstes  die  Abhaltung  von  Jahrmärkten  *,  das  Offenhalten 
von  Läden  und  Ms^azinen  behufs  Verkaufs  von  Waaren  ^,  sowie  die  Bewirthung  von 
Gästen  in  offenen  Wirthshäusern ,  endlich  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Auf- 
zügen, Schauspielen  und  anderen  Schaustellungen  ausgeschlossen ,  ohne  dass  es  der 
kirchlichen  Partikulargesetzgebung  verwehrt  wäre,  in  den  oben  gedachten  Beziehungen 
strengere  Vorschrifken,  wenn  deren  Durchführung  sich  ermöglichen  lässt,  zu  treffen  *. 

Andererseits  sind  aber  die  Sonntage  und  Feiertage  der  Kirche,  letztere  abgesehen 
von  gewissen  Ausnahmen  7,  Tage  der  Freude.  Deshalb  werden  den  Gläubigen,  sofern 
sie  ihre  kirchlichen  Pflichten  erfüllen,  Vergnügungen,  welche  mit  der  Bedeutung  der 
gedachten  Tage  nicht  unverträglich  erscheinen,  gestattet^. 

So  weit  es  sich  um  die  Beachtung  der  erwähnten,  die  weltliche  Festfeier  be- 
treffenden Bestimmungen  handelt ,  wird  der  Sonntag  und  der  Festtag  nach  einer  seit 
mehreren  Jahrhunderten®  feststehenden  Gewohnheit  in  bürgerlicher  Weise,  d.  h.  von 
Mitternacht  zu  Mitternacht  gerechnet  ^o. 


Cum  primum  apostolatus  v.  1.  April  1566.  §.  7, 
bull.  Taurln.  7,  436,  verbietet  gleichfalls  nur 
generell  „servile  opus,  meroatus,  profanas  nego- 
dationes  et  ludiclorum  strepitns". 

1  Hierher  gehört  die  constit.  Benedict.  XIV. : 
Nihil  profecto  v.  12.  August  1742  eiusd.  bull. 
1,  92,  welche  gewisse  in  italienischen  Dlöcesen 
an  Festtagen  üblich  gewordene  Renn-  und  Ring- 
spiele nackter  Junglinge  untersagt ;  ferner  des- 
selben const  Ab  80  tempore  v.  6.  November  1745, 
1.  c.  p.  260,  betreflfend  das  Verbot  der  Märkte. 

2  Doch  sind  in  einzelnen  Fällen  bei  Armath 
der  Bevölkerung,  z,  B.  für  Fischer,  welche  sonst 
nicht  Ihren  ausreichenden  Lebensunterhalt  ge- 
winnen könnten,  durch  die  Oongr.  conc  Indulte 
dahin  gewährt  worden ,  dass  das  Gewerbe  früh 
Morgens  vor  und  Abends  nach  dem  Gottesdienste 
betrieben  werden  dürfe,  Richters  Tridentinum 
S.  470.  n.  8;  const.  Benedict.  XIV. :  Ab  eo  tem- 
pore cit  §.  26. 

3  Mereatus ,  nach  Benedict.  XIV.  const  cit. 
$.16:  „qui  flunt  in  rebus  mlnoribus  ad  quotl- 
dianas  necessltates  pertlnentibus  et  flunt  singuUs 
septimanls  et  ab  hominlbus  de  viciuo  ibidem 
convenientlbus". 

*  Nundinae  (Italienisch:  fiere)  Im  Gegensatz 
zu  mercatns  nach  Benedict  XIV.  1.  c. :  „quae 
sunt  de  rebus  maloribus  et  semel  in  anno  flunt 
vel  raro  In  eodem  loco  et  de  longlnquo  ibidem 
oonveniunt  homines^  Diese  schliesst  der  Papst 
in  der  const  cit.,  um  nicht  durch  ein  gänzliches 
Verbot  den  Gläubigen  die  Möglichkeit  zum  Ein- 
kauf zu  entziehen  und  den  Handelsverkehr  nicht 
zu  sehr  zu  schmälern,  nicht  unbedingt  aus. 


5  S.  z.  B.  Prager  Provinzialkonzil  von  1860, 
coli.  conc.  Lacens.  6,  469. 

®  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  S.  293.  n.  9  o. 
diese  Seite  n.  1  erwähnten  Verbote  bloss  das  Mini- 
mum sind,  welches  durch  eine  im  Sinne  der  Kirche 
zu  beobachtende  Festtagsfeier  bedingt  wird,  nicht 
aber  als  das  höchste  zulässige  Maximum  betrachtet 
werden  können,  wie  dies  auch  aus  den  Entschei- 
dungen der  Gongr.  conc. ,  welche  Benedikt  XIV. 
in  der  dt.  const  mltgethellt,  s.  auch  Richter 
a.  a.  0.  S.  470.  n.  3  ff. ,  zu  entnehmen  ist.  So 
enthält  auch  das  Edikt  der  Bischöfe  der  Marken 
und  der  Provinz  der  ürbino  v.  1850 ,  coli,  conc 
cit.  6,  78 ,  zum  Thell  strengere  Bestimmungen. 

"^  Wie  z.  B.  die  Feiertage  in  der  Fastenzeit 

s  Eine  Stiftung,  nm  zur  Ehre  des  Patrons 
einer  Stadt  an  dessen  Festtag  nach  der  Kirche 
gewisse  Vergnügungen  für  das  Volk  zu  veran- 
stalten, hat  die  Gongr.  conc.  1868  für  gültig  er- 
klärt, Acta  s.  sed.  4,  36.  S.  auch  dt.  Prager 
Konzil  1.  0.  p.  469. 

9  Gonzalez  Tellez  ad  c  1  X.  de  ferlis  II. 
9.  n.  3  u.  Gongr.  conc.  bei  Richter  sl  a.  O. 
S.  471.  n.  8. 

10  Im  Gegensatz  zu  der  Berechnung  für  die 
kirchliche  Feier,  d.  h.  vom  Vorabend  des  Sonn- 
tags oder  des  Festtags  bis  zum  Abend  desselben, 
Laodlc.  c.  29;  Admonitio  gen.  v.  789.  c.  15, 
Boretins  1,  55:  „uta  vespera  usque  ad  ves- 
peram  dies  dominica  servetur'^,  ebenso  oonc. 
Francof.  v.  794.  c.  21 ,  1.  c.  p.  76  u,  Ronen  (9. 
Jahrh.),  s.  S.  292.  n.  3.  Dies  war  früher  auch 
für  die  weltliche  Feier  massgebend.  Schon  AIe-> 
xander  III.  hat  aber  c.  2  X.  de  fetils  II.  9.  er- 
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Von  den  bestehenden  Verboten  kann  Ar  Nothfälle  der  Bischof  oder  dessen 
Generalvikar  dispensiren  ^ ,  aneh  ist  durch  partikuläre  Anordnnngen  das  Recht 
dasn  entweder  allgemein ^  oder  auch  für  besonders  dringende  Fälle,  in  denen  der 
Bischof  nicht  angegangen  werden  kann  ^y  auf  die  Pfarrer  fibertragen  worden. 

Die  in  das  corpus  iuris  aufgenommenen ,  als  gemeinrechtlich  zu  betrachtenden 
Normen  enthalten  &a  die  Verletzung  der  besprochenen  Vorschriften  keine  Straf- 
androhungen. Frfiher  wurden  Strafen  durch  die  Sendgerichte  yerhängt^,  und  seit 
dem  13.  Jahrhundert  haben  einzelne  Partiknlarsynoden '^ ,  später  auch  bischöfliche 
Verordnungen  Censnren  und  Strafen  <^  angedroht.  Die  Festsetzung  und  Verhängung 
solcher  ist  aneh  nach  heutigem  Recht  nicht  ausgeschlossen  ^^  namentlich  wenn  es  sich 
um  grobe  und  Aergemiss  erregende  Verstösse  handelt.  Indessen  haben  die  neuerdings 
zusammengetretenen  Provinzialsynoden^  sich  derartiger  Straffestsetzungen  enthalten. 
Naeh  der  bestehenden  Praxis  wird  jetzt  bei  der  Handhabung  des  Beichtsakramentes 
auf  die  Beobachtung  der  betreffenden  Bestimmungen  hingewirkt  und  gegen  die  Ver- 
letzung derselben  mit  den  Mitteln,  welche  die  Beichtpraxis  gewährt,  eingeschritten. 

V.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  hinsichtlich  der  Fest- 
tagsfeier.  Die  modernen  Staatsgesetzgebungen.  Das  seit  dem  16. 
Jahrhundert  entwickelte  Staatskirchenthum  hat  in  Folge  seiner  Tendenz,  refor- 
mirend  in  die  idrehlichen  Angelegenheiten  einzugreifen  und  die  Kirche  als  eine  den 
staaflichen  Zwecken  dienende  Anstalt  zu  behandeln,  mehrfach  ein  direktes  Anord- 
nungsrecht in  Betreff  der  Regelung  der  Festtagsfeier  fdr  den  Staat  in  Anspruch  ge- 
nommen. Wenn  ein  solches  selten  hinsichtlich  der  Aufhebung  der  kirchlichen  Festtage 
ausgeflbt  worden  ist,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kurie  selbst,  welche  der  herr- 
schenden Strömung  seit  dem  17.  Jahrhundert  nicht  mehr  absoluten  Widerstand  leisten 
konnte,  ihrerseits  eine  Reduktion  der  Festtage  vorgenommen  hatte ^  und  weiter- 
gehenden Wünschen  der  einzelnen  Fürsten  durch  die  Gewährung  von  Indulten  ent- 
gegengekommen ist  ^^. 

Dagegen  haben  die  Regierungen  wiederholt  für  Festtage,  deren  Begehung  ihnen 
angemessen  erschienj,  auch  die  kirchliche  Feier  angeordnete^,  wenngleich  die  Kurie 


kUxt,  dass  in  Betreff  des  Anfanges  und  des  Endes  trlo  nostro  seu  ylcarli  nostri  in  nrbe,  in  aliis  aatem 

die  Gewohnheit  der  einzelneu  Kirchen  als  ent-  loeis  arhitrio  ordlnariornm  et  aliorum  magistra- 

seheidend  in  Betracht  komme.  tunm,  ita  ut  praeyentionl  locas  slt'*    Die  ange- 

1  Ferraris  s.  v.  festam  n.  21  ff.    Die  Er-  ordnete  Konfiskation  der  Zngtbiere  ist  freilich 

laubniss  mnss  aher  gratis  ertheilt  werden.  nicht  praktisch  geworden ,  s.  Pignatelli  con- 

*  ProTinE.  Konz.  v.  Wien  1868,  oolL  conc  cit  sulut.  VIII.  10.  n.  26  n.  Ferraris  i.  t.  festa 
6,  166.  B.  30. 

s  Prager  Konzil  a.  a.  O.  6,  469.  8  In  den  Beschlüssen  der  Bd.  UI.  S.  605  er- 

*  S.  0.  8.  292.  wähnten  Synoden  finden  sich  wohl  Auordnungen 
^  8.  0.  S.  293.  n.  8.  und  Ermahnaugen  in  Betreff  der  Feier  der  Sonn- 
<^  Vgl.  Ferraris  1.  c  n.  28 ff.  Für  das  Gebiet  tage    und  Festtage,    aber    nirgends    Straffest- 

des  Klriohenstaates  sind  auch  wiederholt  weltliche  Setzungen. 
Strafen,  so  Geldstrafen,  Gefängnlss,  Konfiskation  »  S.  o.  S.  283. 

der  unerlaubter  Weise  zum  Verkauf  ausgebotenen  ^  S.  o.  S.  284.  Ein  Beispiel  der  Redaktion  von 

Waaren  angedroht  worden,  s.  das  Edikt  des  Kar-  Festtagen  durch  die  Regierung  bildet  die  ba- 

dinalTikaiB  ▼.  1727  bei  Ferraris  n.  17  und  das  dische  Verordnung  v.  1811,  s.  o.  S.  286.  n.  3. 
8.  294.  n.  6.  oitirte  Edikt  von  1860.  ^t  So  in  Mailand,  z.  B.  das  Breve  Innocenz'  X. 

7  OonstPii  V.:   Cum  primum  apostolatns  t.  t.  1653  bei  Ferraris  n.  8.    Für  Schlesien  ist 

1.  April  1666.  $.  7. ,  bull.  Taurin.  7,  436 :   „Qui  1742  die  Feier  eines  Busstages  befohlen  worden ; 

vero  in  diebus  praefatis  opus  allquid  illieitum  Fr.  Lehmann,  Preussen  und  die  katholische 

feeisse  deprehensus  fuerit,  praeter  divinam  ul-  Kirche  seit  1640.  2,  111. 114. 120. 127,  obgleich 

Üonem  et  amissioBem  animalium,  quibus  ad  vee-  die  äussere  Feier  den  Katholiken  zun&chst  frei- 

tvruii  utetor,  etiam  gravet  poenas  incurrat  arbi-  gestellt  wurde,  a.  a.  0.  S.  236.  238.    Offenbar 
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unter  Festhaltang  ihres  früheren  Standpunktes,  dass  der  staatlichen  Gewalt  keine  der- 
artige Befdgniss  zustehe  ^  dies  als  unstatthaft  erklärt  hat.  Ja  selbst  in  Betreff  der 
Art  der  gottesdienstlichen  Feier  sind  mitunter  seitens  der  weltlichen  Gewalt  nähere 
Vorschriften  erlassen  worden^. 

Vom  prinzipiellen  Standpunkt  aus  ist  der  moderne  Staat ,  welcher  der  Eirehe 
die  Autonomie  in  ihren  Angelegenheiten  zu  gewähren  hat,  nicht  berechtigt,  der- 
gleichen Anordnungen  zu  erlassen.  Die  Festtage  zu  bestimmen,  aufzuheben  und  ihre 
kirchliche  Feier  zu  regeln,  sowie  Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Gläubigen  an 
diesen  Tagen,  soweit  es  sich  dabei  um  das  religiöse  Verhalten  handelt^,  zu  geben,  steht 
der  Kirche  zu ,  weil  einer  ihrer  wesentlichen  Zwecke  die  Gottesverehrung  ist,  und  ihr  des- 
halb auch  die  Befugniss  zukommen  muss,  die  Art  und  Weise  derselben  festzusetsen. 
Das  staatliche  Interesse  wird  erst  dann  berührt,  wenn  die  Kirche  in  einseitiger  Weiae 
ihre  Forderungen  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  ihr  Angehörigen  auch  im  wettliehen 
Leben  stehen  und  ihrer  Beru&arbeit  undihren  weltlichen  Geschälten  nachgehen  müssen, 
so  überspannt,  dass  dadurch  die  ErfOllung  der  weltlichen  Pflichten,  welche  die  Sorge 
für  den  Lebensunterhalt,  den  Beruf  und  die  Familie  an  den  einzelnen  stellt,  gehin- 
dert oder  dass  gar  durch  die  wegen  einer  zu  grossen  Zahl  von  Festtagen  im  Ueber- 
mass  gebotene  Unthätigkeit  statt  der  von  der  Kirche  zu  erstrebenden  Heiligung  dea 
weltlichen  Lebens  Müssiggang  und  Laster  hervorgerufen  werden.  Treten  solche  Miss- 
stände ein,  dann  erscheint  allerdings  der  Staat  berechtigt,  seinerseits  einzuschreiten 
und  nicht  nur  von  der  Kirche  eine  Minderung  der  Festtage  und  Einschränkung  der 
Festfeier  zu  beanspruchen,  sondern  auch  nöthigenfalls,  wenn  dieselbe  sich  ablehnend 
verhält,  seinerseits  selbstständig  darauf  abzielende  Anordnungen  zu  erlassen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  katholische  Kirche  durch  die  schon  o.  S.  283 
erwähnte  Minderung  der  Festtage  seit  dem  17.  Jahrhundert  den  früheren  Miss- 
ständen ^  abgeholfen  hat,  haben  die  neueren  Gesetzgebungen  deijenigen  deutschen 
Staaten,  welche  noch  auf  den  alten  staatskirchlichen  Anschauungen  beruhen,  für  die 
Landesherren  oder  die  Regierungen  nur  noch  das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
ausserordentliche  Festtage  anzuordnen^,  und  einzelne  derselben  femer  die  Bestim- 


steht  auch  das  preussische  Landrecht  auf  dem-  droht,  ä.  a.  0.  S.  187.  210.  240.    Vgl.  übrigens 

selben  Standpunkt,  denn  wenn  es  II.  11.  §.  35  auch  o.  S.  16.  n.  6. 

bestimmt:  „In  wie  fern  die  bereits  angeordneten  ^  So  auch  Thudichum,  dentsoh.  K.  R.  1, 

Kirchenfeste  mit  Einstellung  aller  Handarbeiten  123. 

und  bürgerlichen  Gewerbe  begangen  werden  sollen  *  S.  o.  S.  282. 

oder  nicht,  kann  nur  der  Staat  bestimmen^,  an-  &  S.  o.  S.  219. 220.  Weiter  geht  allerdings  das 

dererseits  aber  dem  Staate  §.  34  die  Anordnung  weimarische  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  ^  7: 

„ ausserordentlicher  Festtage"  Yorbehält,  so  sind  „Diejenigen  Feier*  und  Festtage,  welche  beiden 

unter  den  letzteren  alle  „bisher  nicht  angeord-  Konfessionenbisher  gemeinschaftlich  waren,  z.B. 

neten'^  zu  verstehen.  Ostern ,  werden  von  beiden  beibehalten.    Solche 

^  S.  das  cit.  Breye  Innocenz'  X. :    „cum  prin-  Feste  hingegen ,  welche  entweder  von  den  Ka- 

cipes  laici  ....  non  habeant  facultatem  impe-  tholiken  oder  von  den  Protestanten  allein  be- 

randi  dies  festos  in  honorem  sanctorum.'^  gangen  werden,  sind  in  der  Regel  auf  den  nächst 

2  In  Schlesien  waren  zwar  in  Ueberelnstim-  vorhergehenden  oder  den  nächst  folgenden  Soun- 

mung  mit  dem  für  Oesterreich  1746  erlassenen  tag  zu  verlegen.   Der  Gharfreltag,  ingleichen  der 

Breve  (o.  S.  283.  n.  6.)  die  Festtage  redueirt,  Busstag  in  der  Adventszeit  ist  von  beiden  Kon- 

L  eh  mann,  a.  a.0.  3,  395.  397.  436.  441.  461.  fessionen,  gemäss  den  darüber  bestehenden  ge- 

515,  nichtsdestoweniger  wurde  von  Friedrich  II.  setzlichen  Anordnungen,  zu  begehen.'^  YgL  dazu 

angeordnet,  dass  die  Messe  an  den  freigelassenen  noch  das  Abänderungsgesetz  v.  6.  Mal  1857,  $.  1, 

Festtagen  nicht  über  8  Uhr  Morgens  hinaus ,  um  Arch.  f.  kath.  K.  B.  46,  214 :  ,,In  Beziehung  auf 

das  Volk  nicht  von  der  Arbeit  abzuhalten,  ge-  die  bishex  beiden  Konfessionen  gemeinsehaft- 

lesen  werden  sollte,  a.  a.  O.  S.  646.  660;  4,  167  Hoben  allgemeinen  kirchlichen  Feiertage,  sowie 

und  auch  Strafe  für  das  Zuwiderhandeln  ange-  auch  in  Beziehung  auf  die  besonderen  kixch* 
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rnoDg  getroffen ,  dass  die  landesherrlich  angeordneten  allgemeinen  Feste  anch  von 
den  KaUioliken  zn  feiern  sind  ^  abgeschaffte  Festtage  aber  nicht  mehr  beobachtet  wer- 
den dflrfen^.  Abgesehen  davon  halten  aber  von  diesen  Gesetzgebungen  noch  die  b  ai- 
rische^,  gothaische^,  cobnrgische^nnddie  elsass*lothringische  (fran- 
zösische) <  daran  fest,  dass  die  Kirche  keine  neuen  Feiertage,  selbst  nicht  blos 
kirchlich  zn  begehende,  ohne  staatliche  Genehmigung  anordnen  darf. 

Diese  Beschränkung  der  Kirche  geht  sicherlich,  sofern  blos  Festtage  mit  kirch- 
licher Feier  ohne  Gebot  der  Theilnahme  der  Gläubigen  an  dem  Gottesdienste  in  Frage 
komflnen,  zu  weit  7,  da  der  Staat,  falls  sich  durch  eine  ttbermässigeVermehnuig  solcher 
Tage  oder  aus  anderen  Gründen  Missstände  ergeben  sollten,  seine  Interessen  genügend 
dirch  Repressivmassregeln  zu  wahren^  in  der  Lage  ist.  Ja  selbst,  wenn  die  Kirche 
die  Theilnahme  der  Gläubigen  am  Gottesdienste  verlangt  oder  gar  unter  Androhung 
7on  Straf-  und  Zuchtmitteln  vorschreibt^,  erscheint  eine  derartige  Sicherung  für  den 
Staat  noch  nicht  geboten. 

In  den  übrigen,  bisher  nicht  genannten  deutschen  Staaten,  insbesondere  in  den- 


lichen  Festtage  jeder  einzelnea  Konfession  be- 
wendet es  bei  dem  jetzigen  Gebrauche^. 

*  Hierher  gehört  S ach sen- Weimar  (s.  vor. 
Anm.);  das  Gothaer  Regulativ  v.  1811.  %.  30, 
Ardu  t  k.  K.  B.  36,  223 :  „Die  kathoüBche  Ge- 
meinde hat  in  der  Regel,  ausser  den  Sonntagen 
und  denjenigen  Festtagen ,  welche  auch  in  der 
lotheiiaeben  Kirche  dieses  Landes  beibehalten 
worden  sind ,  sowie  die  hiernächst  von  dem  Lan- 
desherm  angeordneten  allgemeinen  Feste,  iu  so- 
fern sie  der  lutherischen  Kirche  nicht  eigenthüm- 
lieh  sind,  zu  feiern.  So  wie  daher  die  abgeschaffte 
Feier  der  dritten  Feiertage  auch  in  der  katholi- 
schen Kirche  nicht  stattfinden  darf,  so  hat  sich 
Mngegen  dieselbe  der  Feier  des  Busstages ,  des 
Emdtefestes  oder  anderer  anzuordnenden  ähn- 
lichen Feste,  nicht  zu  entziehen";  das  Oo- 
burger  Regulativ  v.  24.  Juni  1813.  §,  11 :  „Alle 
Feste  und  die  allgemeinen  Buss-  und  Bettage 
weiden  in  der  katholiachen  Kirche ,  wie  In  der 
protestantischen,  in  sofern  sie  der  letzteren  nicht 
eigenthumlich  sind,  nach  den  bevorstehenden 
Yoischiiften  des  Landes  gefeiert.'' 

2  S.  das  Gothaer  Regulativ  in  der  vor.  Anm. 

'  ^gl.$$*  38.  76.  des  Religionsediktes  v.  1818 
und  dazu  o.  S.  17.  n.  10,  femer  die  königl.  Ent- 
sckllew.  V.  20.  Juni  1851 ,  G  ü  n  t  h  e  r ,  Amtshand- 
boch  f.  d.  prot.  Geistl.  Neue  Aufl.  1883.  1, 374, 
nach  welcher  zwar  nicht  mehr  die  Einholung  der 
Genehmigung,  sondern  nur  eine  vorgängige  An- 
zeige bei  der  Anordnung  aller  nicht  gewöhn- 
lichen kirchllcheu  Feierlichkeiten  und  Andachten 
zu  machen  ist,  welche  sich  indessen  nur  auf 
ausserordentliche,  d.  h.  einmalige  Feierlichkeiten, 
nicht  auf  die  neu  einzuführenden,  regelmässigen 
Festtage  bezieht.  Die  Feier  eines  ohne  Geneh- 
migung der  Staatsgewalt  eingeführten  Festtages 
kann  nach  $.  78  dos  Rel.  Ediktes  durch  Admini- 
strativzwang gehindert  werden. 

*  Cit.  Regulativ  v.  1811.  S-  30:  . .  •  „Nicht 
minder  hat ,  soviel  die  der  katholischen  Kirche 
eigenthfimlichen  Feste  betrifft ,  der  Pfarrer  ein 
Yerzeiehnies  derjenigen,  welche  seine  Gemeinde 
regelmässig  zu  feiern,  wünscht ,  bei  dem  Ober* 


Gonsistorio,  als  der  bestellten  Behörde,  einzu- 
reichen und  diesfallsige  Genehmigung  zu  er- 
warten.'' $.  31 :  .,Ausser  den  iu  der  vorgedachten 
Masse  regulirten  Festtageii  darf  auf  keinerlei 
Yeranlassnng  oder  Verwand  irgend  ein  Festtag 
angesetzt  und  gefeiert  werden,  wenn  solches 
nicht  bei  vorkommenden  ausserordentlichen  Fäl- 
len zuvor  bei  der  vorgesetzten  Behörde  angezeigt 
und  von  dieser  genehmigt  worden  ist." 

5  Cit  Regulativ  v.  1813.  S-  H  :  »  •  •  •  Sollte 
die  katholische  Gemeinde  ausser  diesen  (s.  Anm. 
1.)  für  sich  besonders  ein  Fest  regelmässig  zu 
feiern  wünschen  ,  so  hat  sie  dieses  bei  dem  her- 
zogl.  Oonsistorlum  als  der  bestellten  Behörde  an- 
zuzeigen und  desfallsige  Genehmigung  zu  er- 
warten". Vgl.  auch  S-  6  a.  a.  0. 

6  Organ.  Art.  v.  1802.  Art.  41 :  „Aucune  feto 
ä  Texception  du  dimanche  ne  pourra  etre  «Stabile 
Sans  la  permisslon  du  gouvernement."  Von  D  u 
Pin,  manuel  du  droit  public  eccl^siastique 
fran^s.  Paris  1847.  p.  223  wird  diese  Anord- 
nung blos  auf  die  s.  g.  fetes  chöm^es,  d.  h.  die- 
jenigen, welche  auch  bürgerlich  durch  Enthaltung 
von  der  Arbeit  gefeiert  werden  sollen,  bezogen, 
dagegen  aber  Gaudry,  tralt<(  de  la  Mgislation 
des  cultes.  Paris  1856. 1, 247,  welcher  selbst  eine 
Ankündigung  von  blos  für  die  Gewissen  der  Gläu- 
bigen verbindlichen  Festtagen  für  unstatthaft  er- 
klärt. Ferner  sollen  die  aufgehobenen  Festtage 
weder  in  den  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Bü- 
chern besonders  hervorgehoben,  noch  die  Gläu- 
bigen an  diesen  Tagen  durch  das  übliche  Geläute 
zur  Feier  eingeladen  oder  gar  zur  Beiwohnung 
derselben  kirchlich  angehalten  werden.  S.  die 
Clrkulare  bei  Dursy  a.  a.  0.  1,  3ÖÖ;  vgl.  Gel- 
gel, französ.  u.  reichsläudisch.  Staatskirchen- 
recht. S.  49. 

^  A.  M.  Thudichum  a.  a.  0.  1,  123. 

8  Vgl.  0.  S.  296. 

9  Des  Näheren  ist  über  diesen,  sowie  über  den 
hiervon  zu  unterscheidenden  Fall,  in  welchem 
ausserdem  absolote  Enthaltung  von  den  bürger- 
lichen Geschäften  kirchlicherseits  geboten  wird, 
noch  das  nachher  im  Text  Gesagte  zu  vergleichen. 
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jenigen,  in  welchen  man  bei  der  Regelung  des  Verhältaiisses  von  Staat  imd  Kirche  den 
früheren  staatskirchlichen  Standpunkt  verlassen  hat,  wie  namentlich  in  Freussen^, 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Sachsen^,  bestehen  gesetzlich  keine 
derartigen  Beschränkungen.    Dasselbe  gilt  auch  für  0 esterreich'. 

Was  dagegen  die  staatliche  und  bürgerliche  Feier  betrifft,  so  hat  in  dieser 
Beziehung  der  Staat  allein  zu  befinden  und  die  betreffenden  Anordnungen  zu  erlassen. 

Soweit  der  Stillstand  oder  die  Beschränkung  der  Amtsthätigkeit  der  Behörden, 
des  Dienstes  der  staatlichen  Verkehrs -Anstalten,  des  Unterrichts  an  den  staatlichen 
und  öffentlichen  Schulen,  des  militärischen  Dienstes,  der  Zwangs- Arbeit  in  den  öffmi- 
lichen  (Gefangen-,  Korrektions-,  Besserungs-  etc.)  Anstalten,  femer  die  gänzliche 
oder  zeitweise  Hemmung  des  öffentlichen,  Gewerbe-  und  Handelsverkehrs,  sowie  die 
damit  zusammenhängende  Festsetzung  von  weltlichen  Strafen  für  die  Verletzung  der- 
artiger Beschränkungen,  endlich  die  rechtliche  Behandlung  gewisser  Tage  als  Festtage  ^ 
in  Frage  kommt,  handelt  es  sich  lediglich  um  VerfQgungen,  welche  die  staatliche 
und  bürgerliche  Sphäre  berühren.  lieber  diese  steht  der  Kirche  keine  Herrschaft 
zu.  Sie  ist  also  nicht  befugt,  darauf  bezügliche  Vorschriften  zu  erlassen.  Weder  der 
Staat  noch  die  einzelnen  Unterthanen  brauchen  diese ,  weil  sie  staatlich  nichtig  sind, 
anzuerkennen  und  zu  beachten,  ja  die  Beobachtung  kann  sogar  rechtliche  Nachtbeile 
zur  Folge  haben  \ 

Es  fragt  sich  indessen  weiter,  ob  die  Kirche,  welche  einen  Festtag  ohne  Ge- 
nehmigung des  Staates  anordnet,  befugt  ist ,  indirekt  die  bürgerliche  Feier  desselben 
dadurch  zu  erzwingen,  dass  sie  kirchliche  Verbote  oder  gar  Androhungen  von  kirch- 
lichen Strafen  in  Bezug  auf  die  Vornahme  von  Arbeiten,  das  Betreiben  der  Handels- 
und Gewerbethätigkeit  u.  s.  w.  an  die  einzelnen  Gläubigen  erlässt.  Soweit  diese 
letzteren  wegen  einer  etwaigen  staatlichen  oder  öffentlichen  Dienstpflicht,  weil  sie 
z.  B.  Staats-  oder  Kommunal-Beamte  sind,  oder  in  Folge  civilrechtlicher  Verpflich- 
tungen, wie  Handlungsgehilfen ,  Gesellen,  Dienstboten,  zur  Leistung  von  Diensten, 
Arbeiten  und  zur  Verrichtung  anderer  Handlungen  verpflichtet  sind,  greift  eine  der- 
artige Anordnung  zweifellos  über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus ,  weil  die  Beachtung 
einer  solchen  die  Nichterfüllung  der  erwähnten,  auf  dem  staatlichen  Rechte  beruhen- 
den Verbindlichkeiten  bedingen  würde.  Eine  Lösung  von  derartigen  Verpflichtungen 
oder  eine  Aufschiebung  ihrer  Erfüllung  kann  aber  nicht  die  Kirche,  sondern  nur  der 


1  Die  S.  296.  n.  11  citirten  Vorschriften  des  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1874.  $.  17  erkennt  diese 

A.  L.  R.  II.  11.  $$.  34.  35  müssen  durch  den  Indirekt  dadurch  an ,  dass  der  Re^erong  allein 

freilich  später  aufgehobenen  Art.  15  der  Verf.  das  Recht  gegeben  ist,  gegen  eine  den  dffentliohea 

Urk.  1850  insoweit  für  beseitigt  erachtet  werden,  Gottesdienst  betreffende  kirchliche  Anordnung 

als  es  sich  um  die  Anordnung  von  blossen  klrch-^  ein  Verbot  zu  erlassen ,  wenn  öffentliche  Rück- 

lich  zu  feiernden  Festtagen  handelt.    So  auch  sichten  der  Feier  entgegen  stehen.  Vgl.  auch  das 

die  Mlnisterial-Praxis ,  welche  die  Staatsgeneh-  Minist.  Reskr.  v.  1869,  Arch.  t  d.  kath.  K.  R. 

mlgung  allein  dann  für  erforderlich  erklärt  hat,  23,  121. 

wenn  die  Kirche  verlangt ,  dass  die  Festtage  sei-  *  Z.  B.  als  solcher,  an  welchen  dvilrechtliche 

tens  der  Behörden  und  Im  Verkehr  Anerkennung  Verbindlichkeiten  nicht  erfüllt  zu  werden  brsu- 

finden  sollen,  Richter,  Zeitschr.  f.  K.  R.  1 ,  112  chen. 

und  Reskr.  y.  8.  Mal  1852,  Beiträge  z.  preuss.  ^  Z.  B.  GMlrechtllche  wegen  Nichtbezahlung 

K.  R.  Hft.  2.  S.  8.  einer  Schuld ,   straf-  und  dlsdpllnarrechtliche 

3  Die  neueren,  f  Qr  diese  Länder  In  Frage  kom-  wegen  Nichtleistung  Torgeschiiebener  militari- 

menden  Gesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung  scher  Dienstleistungen  oder  Nlchtlnnehalten  der 

keine  einschränkenden  Vorschriften.  Bureaustuuden  durch  einen  Beamten  an  einem 

3  Das  Konkordat  y.  1855  Art  4  11t  d.  hatte  nur  kliohllch  vorgeschriebenen,  aber  nicht  stMt- 

den  Bischöfen  darin  volle  Freiheit  gelassen ,  und  lieh  anerkannten  Feiertage, 
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Stttt  aasspreollen.  Ja,  dasselbe  mass  anch  von  solchen  Verfügungen  der  Kirchen- 
gewalt  gelten,  welche  blos  Theilnahme  am  Oottesdienste  ohne  Einstellung  der  Arbeit 
in  Festtagen  verlangen  y  insofern  dadurch  die  dem  einzelnen  Gläubigen  kraft  recht- 
licher Pflicht  obliegenden  Leistungen  ganz  oder  theilweise  unmöglich  werden  K  In 
Betreff  derartiger  Anordnungen  der  Kirche  gilt  das  vorher  Bemerkte  \ 

Sofern  andere  als  die  gedachten  Personen  in  Frage  stehen,  also  2.  B.  Gewerbe- 
treibende, welche  in  der  Lage  sind,  ihre  Magazine  und  L&den  zu  schliessen,  Ar- 
beiter, welche  auf  Tagelohn  ausgehen,  also  an  sich  das  Arbeiten  fttr  einen  Tag  unter- 
lassen können,  möchte  man  vielleicht  geneigt  sein,  da  hier  eine  Beeinträchtigung  von 
bestehenden  rechtlichen  Verbindlichkeiten  nicht  stattfindet,  der  Kirche  eine  An- 
ordnnngsgewalt  in  dem  erwähnten  Umfange  zuzugestehen.  Indessen  wird  ihr  diese 
gleieh&lls  abgesprochen  werden  müssen.  Es  ist  ein  staatliches  Interesse,  dass  das 
Yerkehrsleben  nicht  über  die  Gebühr  geschmälert  und  den  Unterthanen  die  Mög- 
lichkeit, ihrem  Erwerbe  nachzugehen,  nicht  ohne  Prüfung  der  daraus  fär  das  All- 
gemeinwohl hervorgehenden  Folgen  beschränkt  werde'.  Durch  kirchliche  Vor- 
ßchriften  der  gedachten  Art  geschieht  dies  aber  mindestens  indirekt,  und  es  wird 
dadurch  auf  einem  Umwege  eine  Pflicht  zur  bürgerlichen  Feier  von  Festtagen  herbei- 
geftlhrt ,  welche  der  Staat  seinerseits  als  solche  nicht  anerkennt  und  vielleicht  nicht 
anerkennen  will.  Ueberdies  greifen  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  staatlichen 
Verkehrs-  und  Erwerbslebens  so  in  einander,  dass  eine  Unterscheidung  der  ge- 
dachten Art  durchaus  unangemessen  sein,  ja  sogar,  da  der  Staat  vielfach  solche  Be- 
triebe, in  welchen  neben  ihm  Private  thätig  sind,  in  der  Hand  hat,  der  Gerechtigkeit 
widersprechen  4  würde. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  auch  Anordnungen ,  welche  die  Einstellung  der  Ar- 
beiten, der  bürgerlichen  Erwerbsthätigkeit  und  der  Erfüllung  der  Berufispflichten  an 
den  kirchlich  angeordneten  Feiertagen  seitens  der  einzelnen  Gläubigen  fordern,  nicht 
von  der  Kirche  einseitig  und  gültig  erlassen  werden  können.  Solche  Bestimmungen 
berühren  nicht  mehr  die  kirchliche ,  sondern  die  bürgerliche  Feier ,  selbst  wenn  sich 
die  Kirche  darauf  beschränken  will  und  beschränkt,  sie  mit  ihren  kirchlichen  Mitteln 
zur  Durchführung  zu  bringen. 

Die  dargelegten  Grundsätze  müssen  daher  auch  in  allen  vorhin  genannten 
Staaten  (s.  0.  S.  298],  in  denen  der  Kirche  die  Einführung  von  Festtagen  mit  kirch- 


1  D&8  kann  z.  B.  bei  Beamten  der  Fall  sein,  ^  Der  Staat  kann   onmogllch  kirchliche  An- 

wenn  sie  genöthigt  Bind ,  wegen  der  Theilnahme  Ordnungen,  welche  den  Betrieb  der  Eisenbahnen, 

im  Gottesdienst  ihre  Dieuststnnden  zu  versanmen.  Bergwerke  n.  s.  w.  an  einem  Festtage  Tcrbieten, 

s  Es  wüiden  sogar,  wenn  durch  die  Androhung  für  diese ,  wenn  er  selbst  der  Eigenthümer  ist, 

Ton  Straf-  nnd  Zuchtmitteln  die  Erfüllung  Staat-  als  unverbindlich ,  aber  für  die  in  H&nden  yon 

lieh  gebotener  Dienstleistungen  kirchlicherseits  Privaten  oder  Privatgesellschaften  befindlichen, 

verhindert  werden  sollte ,   nach  Massgabe    der  als  statthaft  und  bindend  gelten  lassen, 

staatlichen  Gesetze  über  die  Anwendung  solcher  Dazu  kommt  endlich ,  dass  die  Kirche  selbst 

Mittel  zur  Beeinträchtigung  der  Beobachtung  der  kein  Interesse  hat,  eine  solche  Unterscheidung 

gesetzlichen  Vorschriften,  z.  B.  nach  dem  preus-  aufrecht  zu  erhalten.     Wenn  der  Staat   einen 

Bischen  Gesetze  v.  13.  Mai  1873  $$.  2.  3,  Krimi-  Festtag  für  diejenigen  Glieder  der  Kirche,  welche 

nalstrafen  gegen  die  kirchlichen  Oberen  verhängt  die  erwähnten  öffentlichen  oder  privatrechtlichen 

werden  können.  Pflichten  haben,  nicht  als  massgebend  anerkennt, 

^  Der  Tagearbeiter  hat  es  allerdings  in  der  hat  es  keinen  Sinn  mehr ,  die  Beobachtung  der 

Hand,  an  einem  Tage  nicht  zu  arbeiten ,  aber  er  Festtagsfeier  von  einem  Theil  der  Bevölkerung 

wird  für  die  Regel ,  um  sich  und  seiner  Familie  zu  fordern, 
den  Unterhalt  zu  sichern  y  die  Arbeit  nicht  ein- 
stellen können. 
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lieber  Feier  ohne  Genehmigung  des  Staates  freisteht,  als  geltenden  Rechtes  anerkannt 
werden^. 

Andererseits  hat  aber  der  Staat,  wenn  er  der  katholischen  Kirche  wegen  der 
Zahl  ihrer  Angehörigen  und  wegen  ihrer  Bedeutung  fär  das  Kulturleben  des  in  ihm 
wohnenden  Volkes  die  Stellung  einer  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  gewährt,  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen ,  dass  er  der  von  ihr  vorgeschriebenen  Festtagsordnung ,  inso- 
weit es  mit  den  staatlichen  und  wirthschaftlichen  Interessen  vereinbar  ist,  freie  Be- 
thätigung  offen  lässt,  also  auch  die  bürgerliche  Feier  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Festtagen  zu  gestatten.  Das  ist  aber  in  den  deutschen  Staaten  im  allgemeinen  der 
Fall ,  da  überall  die  bürgerliche  Feiertagsordnung  auf  der  christlichen  beruht,  und 
sich,  wenngleich  nicht  vollständig ,  doch  in  Betreff  der  christlichen  Hauptfeste  mit 
derselben  deckt.  Ueberdies  ist  auch  in  vielen  Staaten  die  bürgerliche  Feier  einzelner 
specifisch  katholischer  Feiertage ,  wenngleich  freilich  nicht  aller  in  den  päpstlichen 
Indulten^  als  geboten  bezeichneten,  angeordnet 3. 

Die  staatliche  Qesetzgebung  ist  aber;  theils  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  kirch> 
liehe  Festtagsordnung  auch  der  bürgerlichen  entspricht,  theils  darauf,  dass  die  katho- 
lische Kirche  die  Stellung  einer  privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  einnimmt, 
noch  weiter  gegangen,  insofern  sie  ihrerseits  Vorschriften  erlassen  hat,  welche  die  Art 
und  Weise  der  bürgerlichen  Feier  näher  bestimmen  und  dazu  dienen ,  die  kirchliche 
Feier  durchzuführen  und  zu  sichern. 

Die  deutsche  Reichsgesetzgebung  weist  blos  vereinzelte,  hierher  gehörige 
Vorschriften  auf.  Sie  überlässt  die  Bestimmung  der  Festtage  dem  Partikularrecht, 
hat  aber  andererseits  auch  nur  die  in  den  Einzelstaaten  durch  diese  oder  mindestens 
unter  staatlicher  Anerkennung  festgesetzten  Feiertage ,  also  nicht  blos  kirchlich  an- 
geordnete, im  Ange^.  Zunächst  gehört  hierher  der  §.  366  des  Str.G.-B.,  welcher 
die  Wirksamkeit  der  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Feier  der  Sonntage 
und  Festtage  zu  sichern  bezweckt  ^. 

Ferner  schützt  die  Reichsgewerbe-Ordnung  die  gewerblichen  Arbeiter,  nament- 
lich die  jugendlichen,  gegen  die  Verkümmerung  ihrer  Sonntags-  und  Festtagsfeier  in 
gewissem  Umfange  ^. 


1  Fär  Oesterieicb  s.  insbesondere  noch  Gin-  Handels -G.  B.  und  der  dentsch.  Wecbs.  Ordn. 
zel^  K.  R.  2,  334.  Hier  wird  die  Notbweudig-  (b.  die  folgenden  Anm.)  mit  dem  Ausdruck: 
keit  der  Staatsgenebmigang  zur  Einführung  ge-  Festtag  in  dem  R.  Str.  G.  B.  und  der  R.  Gewerbe- 
botener,  also  bürgerlich  zu  feiernder  Festtage  Ordn.  gleichbedeutend  ist,  kann  kein  Zweifel 
darauf  gegründet ,  dass  auf  Ansuchen  der  Regie-  sein.  £r  bedeutet  einen  zufolge  staatlicher  An- 
rang  eine  Verminderang  dieser  letzteren  durch  Ordnung,  also  von  Allen  bürgerlich  zu  feiernden 
päpstliches  Indult  stattgefunden  hat.  Das  ist  Tag,  gleichviel  ob  diese  Feier  für  das  ganze 
aber  eine  petltio  principii,  denn  es  fragt  sich,  ob  Staatsgebiet  oder  nur  für  einzelne  Theile  dessel- 
nicht  mit  der  Freiheit,  kirchliche  Festtage  ein-  ben  oder  einzelne  Orte  angeordnet  ist.  Für  die 
zuführen,  die  Im  Text  gedachte  Befugniss  ge-  letzteren  ist  der  Tag  immer  ein  allgemeiner 
währt  ist.  Feiertag. 

2  S.  0.  S.  284.  5  ^Mit  Geldstrafe  bis  zu  sechszig  Mark  oder 

3  Vgl.  0.  a.  a.  0.  n.  4.  mit  Haft  bis  zu  vierzehn  Tagen  wird  bestraft: 
^  So  auch  das  Reichsger.  in  Bezug  auf  $.  681  d.  R.  1 )  wer  den  gegen  die  Störung  der  Feier  der  Sonn- 

Civ.Proz.Ordn.,£ntsch.d.Strafsachen2, 398.  Die  und  Festtage  erlassenen  Anordnungen  zuwider- 

Kritik  dagegen  Arch.  f.  k.  K.  R.  47,  79,  wonach  handelt". 

ein  allgemeiner  Feiertag  ein  von  der  Bevölkerung  ^  Y.  21.  Juni  1869  in  der  Fassung  des  Ab- 
allgemein gehaltener  und  von  der  Kirche  geböte-  änderungsgesetzes  v.  17.  Juli  1878.  $.  106 :  . .  . 
ner  Feiertag  sein  soll,  ist  völlig  unzutreffend.  „Zum  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  können 
Daran,  dass  die  Bezeichnung:  allgemeiner  die  Gewerbetreibenden  die  Arbeiter  nicht  ver- 
Feiertag in  der  R.  0.  P.  u.  St.  P.  0.,  dem  deutsch.  pflichten.   Arbeiten ,  welche  nach  der  Natur  dea 
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Weiter  haben  sich  nach  der  Reichs-Civ.-  und  Reichs -Str.- Pr.-Ord- 
niuigi  die  Gerichte  und  gewisse  der  Rechtspflege  dienende  staatliche  Organe 
abgesehen  von  dringenden  FftUen^  an  Sonntagen  nnd  Feiertagen  ihrer  amt- 
lichen Th&tigkeit  zn  enthalten,  nnd  damit  ist  auch  den  Parteien  nnd  anderen 
sonst  betheiligten  Personen  (wie  z.  B.  den  Zeugen)  die  Möglichkeit  der  Festtags- 
Feier  gewfthrt. 

Endlich  beseitigen  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  '  und  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung ^  die  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  von  Handels  -  und  wechselrechtlichen 
Verpflichtungen,  sowie  der  Vornahme  der  für  die  Erhaltung  des  Wechselrechtes  noth- 
wendigen  Handlungen  an  Sonntagen  und  Feiertagen  \ 

Wie  diejenigen  Tage ,  welche  bürgerlich  zn  feiern  sind ,  in  Deutschland  durch 


Oeweibebetriebes  einen  Auf  schab  oder  eine  Unter- 
bieehnng  nicht  gestatten ,  fallen  unter  die  vor- 
stehende Besthnmung  nicht.  —  Welche  Tage  als 
Festtage  gelten ,  bestimmen  die  Landesregienm- 
gcn";  S-  l^-  •  •  ffi^  C^®'  Lehrherr)  darf  dem 
Lebrliiig  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum  Be- 
niche  des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Festtagen 
erforderliehe  Zelt  ond  Gelegenheit  durch  Ver- 
wendung zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  ent- 
ziehend $.  184:  „Auf  Fabrikarbeiter  finden, 
wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  anzusehen, 
die  Bestimmungen  der  $$.  1^26  bis  183  Anwen- 
ünn^.  (Andererseits  gelten  aber  $$.  106.  126 
nach  ^164  nicht  für  Gehülfen  und  Lehrlinge  4^ 
Apotheken  und  Handelsgeschäften''.)  $.  136 :  . . . 
^n  Sonn-  und  Festtagen,  soirie  während  der 
Ton  dem  ordentlichen  Seelsorger  für  den  Kate- 
chumenen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und 
Kommunion-Unterricht  bestimmten  Stunden  dür- 
fen Jagendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  wer- 
den''. Das  Zuwiderhandeln  gegen  %.  136  wird 
an  den  Gewerbetreibenden  nach  %,  146  mit  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mark ,  im  Cnvermogensfalle 
mit  Gef&ngniss  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 
Vgl.  aueh  das  osterreich.  Abänderungsges.  zur 
Gew.  O.  Y.  8.  März  1885,  welches  $.  75  Abs.  1 
alle  gewerbliche  Arbelt  an  Sonntagen  verbietet 
und  Abs.  4  bestimmt:  „An  den  Feiertagen  ist 
den  Hilfsarbeitern  die  nöthige  Zelt  einzuräumen, 
um  den  ihrer  Konfession  entsprechenden  Ver- 
pflichtungen zum  Besuche  des  Vormittagsgottes- 
dienstes nachzukommen". 

«  C.  P.  0.  S- 193 : . .  ,,Auf  Sonntage  und  auf  all- 
gemeine Feiertage  sind  Termine  nur  in  Noth- 
fällen  anzuberaumen". 

%,  171 :  ,,An  Sonntagen  und  allgemeinen  Feier- 
tagen darf  e  1  n  e  Zustellung,  sofern  sie  nicht 
durch  Aufgabe  zur  Post  bewirkt  wird ,  nur  mit 
richterlicher  Erlaubnlss  erfolgen".  Das  gilt  naph 
S.  37  Str.  Pr.  O.  auch  für  den  Strafprozess,  Jedoch 
kann  nach  $.  36  a.  a.  O.  die  Genehmigung  bei 
den  Ton  der  Staatsanwaltschaft  reranlassten  Zu- 
stellungen auch  seitens  des  Staatsanwaltes  ertheilt 
werden. 

$.  681  0.  P.  0. :  .  •  „An  Sonntagen  und  allge- 
meinen f eiertagen  darf  eine  Vollstreckungs- 
handlung nur  mit  Erlaubnlss  des  Amtsrichters 


erfolgen,  In  dessen  Bezirke  die  Handlung  Torge- 
nommen  werden  soll.  Die  Verfügung,  durch 
welche  die  Erlaubnlss  ertheilt  wird ,  ist  bei  der 
Zwangsvollstreckung  rorzuzeigen^« 

S.  210  a.  a.  0. :  .  .  „Fällt  das  Ende  einer 
Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag ,  so  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  des  nächst- 
folgenden Werktages":  ebenso  auch  Str.  P.  0. 
S.43. 

3  Die  Str.  P.  0.  hat  daher  keine  dem  $.  193 
d.  C.  P.  O.  entsprechende  Vorschrift  in  BetrelT 
der  Termine.  Desshalb  Ist  insbesondere  die  Fort- 
setzung einer  unterbrochenen  Hauptverhandlung, 
welche  spätestens  am  vierten  Tage  fortgesetzt 
werden  muss,  $.  228  Str.  P.  O.,  an  einem  Sonn- 
tage oder  Feiertage  nicht  ausgeschlossen.  Auch 
mass  an  solchen  die  Vernehmung  eines  Verhaf- 
teten oder  Vorgeführten  erfolgen,  $$.  115.  129. 
182.  135,  wenn  der  Vorschrift,  dass  diese  späte- 
stens am  nächstfolgenden  Tage  vorzunehmen  ist, 
nicht  anders  genügt  werden  kann. 

3  Art.  329 :  „Fällt  der  Zeltpunkt  der  Erfül- 
lung auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag, so  gilt  der  nächste  Werktag  als  der  Tag  der 
Erfüllung".  Art.  830:  ..  .  „Fällt  der  letzte  Tag 
des  Zeltraums  auf  einen  Sonntag  oder  allgemei- 
nen Feiertag,  so  muss  spätestens  am  nächst- 
vorhergehenden Werktage  erfüllt  werden". 

*  Art.  92:  „Verfallt  der  Wechsel  an  einem 
Sonntage  oder  allgemeinen  Feiertage ,  so  Ist  der 
nächste  Werktag  der  Zahlungstag.  Auch  die 
Herausgabe  eines  Wechsel-Duplikats,  die  Erklä- 
rung über  die  Annahme,  sowie  Jede  andere  Hand- 
lung können  nur  an  einem  Werktage  gefordert 
werden.  Fällt  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die 
Vornahme  einer  der  vorstehenden  Handlungen 
spätestens  gefordert  werden  musste,  auf  einen 
Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag,  so  muss  diese 
Handlung  am  nächsten  Werktage  gefordert  wer- 
den. Dieselbe  Bestimmung  findet  auch  auf  die 
Protesterhebung  Anwendung". 

&  Wegen  der  einheitlichen  Bestimmungen, 
welche  In  Betreif  des  Gamisondlenstes  beste- 
hen, TgL  Thudlchum,  deutsch.  |L.  R.  1,  122. 
n.  1. 
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die  Partiknlargesetzgebnng  festgesetzt  sind^  so  ist  des  Weiteren  auch  die  Art  ihrer 
bürgerlichen  Feier  auf  demselben  Wege*  geregelt 3. 

Des  näheren  wird  durch  die  hierher  gehörigen  Anordnungen  übereinstimmend 
verboten : 

Die  Verrichtung  aller  Arbeiten  des  landwirthschafiklichen,  des  forstwirthschaft- 
lichen  und  des  Gewerbe-  und  Fabrikbe triebest,  das  Feilbieten  von  Waaren  im  Um- 
herziehen, sowie  aller  Handel  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  (also  auch  die 


1  InPieussen  sind  nach  den  verschiedenen 
darüber  ergangenen  königlichen  Anordnungen  ge- 
setzliche, d.  h.  kirchlich  und  bürgerlich  zu  feiernde 
Festtage  (vgl.  P.  Hinschius,  preuss.  K.-R. 
S.  19.  n.  41)  ausser  den  Sonntagen :  Neujahr,  der 
erste  und  zweite  Tag  tou  Weihnachten ,  Ostern 
und  Pfingsten,  der  Charfreitag,  ein  am  Mittwoch 
nach  Jubüate  abzuhaltender  Buss  -  und  Bettag, 
Himmelfahrt  und  der  AUerheiligentag  (nur  für 
die  Katholiken) ;  diese  gelten  auch  fü(  die  Rhein- 
provinz, s.  die  Kab.-O.  v.  5.  Juli  1832,  7.  Februar 
1837  und  22.  Juli  1839.  Dies  sind  weniger  Tage, 
als  die  in  den  o.  S.  286  Anm.  erwähnten  papst- 
lichen Breven  als  gebotene  Festtage  angeordneten. 
Diese  letzteren  sind  nach  der  ausdrücklichen  £r- 
klärang  in  der  erst  citirten  K.-O.  nicht  als  ge- 
setzliche Festtage  anzusehen,  nnd  essoll  an  ihnen 
weder  eine  Einstellung  der  Amtsverrichtongen 
der  öffentlichen  Behörden  erfolgen,  noch  sind  sie 
unter  den  gesetzlichen,  die  Festtage  erwähnenden 
Vorschriften  zu  begreifen.  Da  die  Kab.-O. 
weiter  bemerkt ,  dass  sie  dagegen  als  kanonisch 
gültige  Feiertage  nur  kirchlich  zu  beobachten 
seien ,  so  besteht  also  auch  keine  staatliche  Ver- 
pflichtung für  die  Gläubigen,  den  bürgerlichen 
Gewerbe-  und  Handelsverkehr  einzustellen,  wohl 
aber  eine  kirchliche ,  denn  insoweit  hat  der  Staat 
die  betreffenden  Anordnungen  anerkannt.  — 
lieber  Baiern  s.  o.  S.  285  Anm.,  über  das 
Königreich  Sachsen  Sehreyer,  Codex  d.i. 
Sachsen  geltenden  Kixchenrechts.  2.  Aufl.  S.  221. 
n.  2;  für  Württemberg  sind  die  bürgerlich  zu 
feiernden  Festtage  durch  die  V.  v.  27.  Dezember 
1871  S.l,Ygl.  auch  S.  11,  U.A.  bei  V.Vogt,  Samml. 
d.  klrchl.  Verordn.  für  Rottenburg  S.  612,  AUg. 
Kirchenbl.  f.  d.  ev.  Deutschld.  v.  1872  S.  992; 
für  Baden  durch  V.v.28.  Januar  1869$$.  1.3. 
u.  a.  bei  V.  Sp  ohn ,  Kirchenrecht  d.  ev.  Kirche  in 
Baden  2,  277.  und  Ergänzungs -Verordn.  v.  20. 
November  1879,  AUg.  Kirchenbl.  v.  1880,  S.  59 
bestimmt;  über  Hessen  vgl.  Köhler,  Handbch. 
d.  kirchl.  Gesetzgebg.  i.  Grosshgthm.  Hessen- 
Darmstadt  1847.  2,  427ff. ;  für  Oldenburg 
Sonn-  und  Festtagsordn.  v.  8.  Mai  1856 ,  Allg. 
Kirchenbl.  v.  1856.  S.  587;  für  Gotha  V.  d. 
Staatsministeriums  v.  6.  Sept.  u.  1.  Dezember 
1879,  a.a.O.  1881.  S.  17.  88;  für  Frankreich 
und  Elsass-Loth ringen  s.  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht 1 ,  354 u.  G  e  i g  e  1,  französ.  u.  reichs- 
länd.  Staatskirchenrecht  S.  49. 

*  Das  Buch  von  Irmischer,  Staats-  u.  Kir- 
chenverordnungen über  die  christl.  Sonntagsfeier, 
Abth.  I. ,  Erlangen  1839  ist  veraltet.  Vgl.  Jetzt 
die  Zusammenstellung  d.  in  d.  deutschen  Bundes- 
staaten geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  betr. 
die  Ruhe  an  Sonn-  und  Feiertagen  i.  d.  Druck- 
sachen des  Reichstages  6.  Legisl.  Periode  II.  Ses- 


sion 1885/86.  Nr.  71 ,  auch  separat  Berlin  1886 
erschienen. 

3  Und  zwar  theils  auf  dem  Wege  allgemeiner 
Gesetze  und  Verordnungen  oder  specieller  Polizei- 
verordnungen für  einzelne  Bezirke(Provlnzen  etc.). 
In  erster  Beziehung  vgl.  die  in  der  vorvorigen 
Anm.  enthaltenen  Gitate  für  Württemberg, 
Baden,  Oldenburg  und  Gotha;  dazu  tritt 
für  Baiern  die  Kon.  V.  v.  30.  Juli  1862,  AUg. 
Kirchenbl.  1872.  S.  197,  die  Nachtrags -V.  v. 
4.  August  1883  (G.  u.  V.-Bl.  S.  393ff ;  vgl.  auch 
Polizeistrafgesetzbuch  v.  26.  Dezember  1871.  Art. 
2  Nr.  2  und  V.  Riedel,  d.  PolizeistrafgeseUbuch 
f.  Bai  er  n.  3  Aufl.,  Nördh'ngen  1875.  S.  120); 
für  das  Königreich  Sachsen  das  Ges.  u.  Aus- 
führungs-V.  v.  10.  Sept.  1870,  Allg.  Kirchenbl. 
1871.  S.  529.  534;  für  Hessen  Polizei  -  Straf- 
gesetzbuch V.  10.  Oktober  1871,  Art.  224—228; 
Braunschweig  Ges.  v.22.|31.  Dezember  1870; 
Gotha  V.  V.  6.  Sept.  1879;  Coburg  V.  v. 
30.  Sept.  1879;  für  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  V.  V.  9.  März  1855  u.  v.  10.  Mai  1876, 
Allg.  Kirchenbl.  1858.  S.  112  u.  1879.  S.  560 
(vgl.  im  übrigen  die  vor.  Anm.  cit.  Zusammen- 
stellung) ;  für  F  r  a  n  kr  ei  c  h  das  Gesetz  v.  12.  Juli 
1880  u.  für  Elsass-Lothringen  das  durch 
letzteres  beseitigte  französische  Gesetz  v.  18.  No- 
vember 1814,  dessen  Geltung  in  Frankreich  frei- 
lich gegenüber  der  Charte  V.  1830  schon  in  Zweifel 
gezogen  war,  s.  Andr^,  oours  alphabtftique  etc., 
de  Mgislation  civileeccMsiastiqne  4.  ed.  2,  448ff., 
Geigel  a.  a.  0.  S.  50.  51.  Für  Preussen 
kommen  dagegen  eine  Anzahl  einzelne  Punkte 
betreffende  Kab.-Ordres  (s.  P.  Hin  seh  ins, 
preuss.  K.-R.  S.  19.  u.  43)  und  specielle  Erlasse 
der  Verwaltungsbehörden  in  Frage,  s.  die  In  der 
vor.  Anm.  cit.  Zusammenstellung  S.  5  ff.  und  die 
Ober -Präsidial -Erlasse  für  die  Provinz  Schle* 
Sien  V.  1880  Allg.  Kirchenbl.  1880.  S.  364.  Der 
bei  Richter-Kahl  cit.  Ob.-Präsid.-Ed.  für 
Sachsen  v.  1882 ,  Allg.  Kirchenbl.  1883.  S.  400 
ist  vom  Kammergericht  für  ungesetzlich  erklärt 
worden,  Jahrbuch  d.  Entschdgn  d.  Kammerge- 
richts 4,  256.  Vgl.  auch  noch Rödenbeck,  d. 
Polizeiverordnungsrecht  in  Preussen  mit  beson- 
derer Beziehung  auf  die  Sonntagsruhe.  Magde- 
burg 1885.  —  Das  Ost  er  r.  Abänderungsgesetz 
zur  Gewerbe -Ordn.  v.  8.  März  1885  bestimmt 
$.  75 :  „An  Sonntagen  hat  alle  gewerbliche  Arbeit 
zu  ruhen.  Ausgenommen  hiervon  sind  alle  an 
den  Gewerbelokalen  und  Werksvorrichtungen 
vorzunehmenden  Säuberungs-  und  Instandhal- 
tungsarbeiten".  Ausnahmen  kann  der  Handels- 
minister im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  des 
Innern  und  dem  Kultusminister  gestatten.  S.  die 
betreffende  V.  v.  27.  Juni  1885,  R..Q.-B.Nr.  83. 

4  Jedoch  werden  ausgenommen  Arbeiten  für 
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Abhaltung  yon  Jahr-  und  Wochenmärkten]  ^,  die  Abhaltung  öffentlioher  Yersteige- 
nmgen,  nnd  die  Veranstaltiing  von  Treibjagden. 

Dagegen  ist  blos  während  der  Stunden  des  Gottesdienstes  jedes  störende  und 
Unnende  Geräuseh  in  der  Nähe  der  Kirchen  untersagt ,  femer  auch  und  zwar  zum 
Thal  allein  während  des  Vormittagsgottesdienstes  das  Offenhalten  der  Magazine, 
Läden,  Yerkau&stellen  und  Buden  der  Handels-  und  Gewerbsleute,  die  Veranstaltung 
Fon  öffenüichen  Aufzogen  und  von  öffentlichen  Versammlungen,  jeder  lärmende  Ver- 
kehr (Zechen,  Kegel-,  Karten-Spielen)  und  jede  geräuschvolle  Belustigung  (z.  B.  Kon- 
terte) in  Qast-  und  Wirthshäusern,  die  Veranstaltung  von  Öffentlichen  Vorstellungen, 
nnd  andern  öffentliehen  Lustbarkeiten  (Vogel-,  Scheiben-Schiessen,  Tanzbelustigungen 
imd  Bällen)  ^,  endlich  vielfach  auch  die  Vornahme  von  Feuerwehr-,  Schiess-  und 
ähnliehen  Uebungen  ausgeschlossen. 

An  gewissen  Feiertagen,  namentlich  solchen,  welche  Tage  der  Trauer,  der  Busse 
and  der  Stthne  sind,  z.  B.  am  Gharfreitage,  am  Todtenfest  und  am  Landesbusstage  3, 
ist  aber  die  Feier  eine  strengere,  da  an  diesen  alle  öffentlichen  Belustigungen,  nament- 
lich auch  Bälle  und  Tanzvergnflgungen ,  sowie  Theatervorstellungen  mit  Ausnahme 
der  in  stehenden  Theatern  stattfindenden  ^,  ganz  verboten  sind. 

FUr  die  Verletzung  der  betreffenden  Verbote  tritt  auf  Grund  des  R.-Str.-G.-B. 
§.  366,  Nr.  1  die  dort  angedrohte  Strafe  ein^ 

Der  Betrieb  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  vor  Allem  der  Eisenbahnen, 
wird  im  allgemeinen  nicht  eingestellt,  bei  einzelnen  aber,  so  bei  den  Post-  und  Tele- 
graphen-Anstalten, der  Verkehr  mit  dem  Publikum  beschränkt.  Das  Nähere  darüber, 
ebenso  wie  in  Betreff  der  Einstellung  der  Thätigkeit  der  öffentlichen  Behörden,  der 
Aussetzung  des  Unterrichts,  der  Arbeit  in  öffentlichen  Straf-  und  ähnlichen  Anstalten 
ist  in  den  besonderen  Anordnungen  der  betreffenden,  leitenden  Aufsichtsbehörden 
bestimmt^. 

Endlich  kommen  noch  die  auf  dem  partikulären  Givilrecht  beruhenden  Vor- 
schriften in  Betreff  der  Befreiung  von  der  Vornahme  von  Rechtshandlungen,  nament- 
lich von  der  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  in  Betracht  7. 


driogende  Bedürfnisse  zum  täglichen  Bedarf  (z.B.  z.  B.  am  Ghaifreitag  nnterbleiben ,  nnd  es  sind 

Betrieb  des  Drosohkenkutscbei-Gewerbes),  unanf-  an  solchen  allein  Konzerte  mit  ernsten  Mnsik- 

schiebbare  Arbeiten  während  der  Ernte  und  Wein-  anff  Qhnmgen  gestattet, 
lese ,  Arbeiten,  welche  wegen  ihrer  Technik  eine  &  Vgl.  a.  S.  300. 

Unterbrechung  nicht  zulassen  (wie  z.B.  der  Betrieb  ^  Nor  einzelne  der  a.  S.  302  n.  3  citirten  Ge- 

Ton  Hochöfen),  Arbeiten,  welche  von  dem  Arbeits-  setze  nnd  Verordnungen ,  so  z.  B.  das  sächsische 

herm  nnd  seinen  Hausgenossen  im  Innern  der  Gesetz  $.  2  und  die  badische  Verordnung  $.  2 

Räume,  ohne  sich  darch  Geräusch^oder  sonst  offent-  Zusatz  enthalten  hierüber  besondere  Vorschriften, 

lieh  bemerkbar  zu  machen ,   verrichtet  werden.  Wegen  der  Thätigkeit  der  Gerichtsbehörden  vgl. 

^  Diese  können  Jedoch  nach  manchen  Gesetzen  o.  S.  301.  Die  partikularrechtlichen  Bestimmungen 
ausnahmsweise  ausserhalb  der  Zeit  des  Gottes-  kommen  nur  für  die  nicht  durch  die  Reichsjustiz- 
dienstes zugelassen  werden.  gesetzgebung  organisirten  Gerichte,  d.  h.  die  der 

>  Die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Tanzbe-  partikulären  Bestimmung  überlassenen  Sonder- 

lustigungen  ausser  der  gedachten  Zeit  ist  mehrfach  gerichte  zur  Anwendung, 
von  besonderer  polizeilicher  Genehmigung  ab-  ^  Die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  s.  o. 

hängig  gemacht.  S.  289.  —  Vgl.  femer  preuss.  A.-L.-B.  113. 

3  Nach  einzelnen  Verordnungen  treten  diesen  $.  48 :  „Trifft  die  Erfüllung  einer  Pilieht  auf 
auch  andere  hohe  Feiertage ,  so  z.  B.  die  ersten  einen  Tag,  an  welchem  nach  allgemeinen  Polizei- 
Festtage  des  Weihnachts-,  Oster-,  Püngstfestes,  Verordnungen  oder  nach  deuReligionsgrundsätzen 
auch  wohl  das  Frohnleichnamsfest  und  Maria-  des  Verpflichteten  dergleichen  Handlungen  nicht 
Himmelfahit  hinzu.  vorgenommen  werden  dürfen,  so  ist  der  Verpflich- 

^  VorsteUnngen  in  den  letzteren  sollen  nach  tete  in  der  Regel  an  dem  nächstfolgenden  Tage 

manchen  Verordnungen  auch  an  einzelnen  Tagen,  zur  Leistung  verbunden''.  Damit  sind  aber  nicht 
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Die  erwähnten ,  die  bürgerliche  Feier  betreflPenden  BeBtimmnngen  haben ,  faOfl 
der  betreffende  Tag  staatlich  als  Feiertag  anerkannt  ist ,  bei  einem  nnr  einer  Kon- 
fession, z.  B.  der  katholischen  Kirche  angehörigen  Festtage,  auch  die  Zugehörigen 
aller  anderen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  zu  beachten,  weil  der  fragliche  Tag 
nicht  blos  als  kirchlicher,  sondern,  mag  der  Grund  selbst  in  der  konfessionell  kirch- 
lichen Bedeutung  desselben  liegen,  zugleich  als  staatlicher  Feiertag  anerkannt  ist.  Je 
mehr  aber  der  Staat  sich  in  seiner  Festtagsordnung  den  Anschauungen  einer  be- 
stimmten Kirche ,  namentlich  einer  solchen ,  welche  im  Vergleich  zu  anderen  eine 
grosse  Anzahl  solcher  Festtage  feiert ,  unterordnet,  desto  mehr  werden  dadurch  die 
Angehörigen  anderer  Konfessionen  benachtheiligt.  Zu  einer  aktiven  und  positiven 
Feier  solcher  Tage  sind  diese  zwar  nicht  verbunden  ^  wohl  aber  haben  sie  sich  einer 
Reihe  von  Thätigkeiten  und  Geschäften  zu  enthalten,  welche  nach  ihrer  religiösen 
Auffassung  erlaubt  sind.  Kann  dies  auch  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange 
gefordert  werden ,  weil  die  verschiedenen  Konfessionen  in  demselben  Staate  zu- 
sammenleben und  deshalb  in  gewissen  Beziehungen  gegenseitig  auf  einander  Rück- 
sicht zu  nehmen  haben,  so  wird  doch  durch  die  Vermehrung  solcher  Festtage,  welche 
wenigstens  negativ  von  den  Angehörigen  der  anderen  Konfession  gefeiert  werden 
müssen,  für  diese  eine  Rechtsungleichheit  und  ein  zu  weitgehender  Gewissensdruck 
herbeigeführt.  Die  hieraus  entstehenden  Schwierigkeiten  lassen  sich  auf  eine  doppelte 
Art  vermeiden.  Entweder  erklärt  der  Staat  nnr  die  gemeinsamen  christlichen  Feste 
und  vielleicht  den  einen  oder  anderen  katholischen  Festtag,  diesen  auch  nur  ftlr  be- 
stimmte Orte  und  Bezirke  mit  starker  katholischer  Bevölkerung  für  bürgerliche  Feier- 
tage ^  und  schützt  etwa  noch  ausserdem  an  gewissen  anderen,  einer  Konfession  eigen- 
thümlichen  Festtagen  den  Gottesdienst  in  den  Elirchen  vor  äusseren  Störungen'. 
Oder  er  gewährt  in  Betreff  der  von  ihm  auch  fttr  bürgerliche  erklärten  Festtage  der 
einen  Konfession  den  Anhängern  der  anderen  unter  gewissen  Voraussetzungen  be- 
stimmte Milderungen^.    Bei  diesem  System  ist  es  selbstverständlich  nicht  ausge- 


die  blos  kirchlich  zu  feiernden  Festtage  gemeint.  macht  werden,  an  dem  ansseren  Gottesdienste  der 
Das  ergiebt  sich  ans  $$.  34.  35  und  %%.  28  ff.  II.  anderen  Antheil  zu  nehmen"",  ansdnicklich  ans, 
11  daselbst.  Das  sächsische  bürgerliche  Ge-  es  Tersteht  sich  dies  aber  überall  da,  wo  Ge- 
setzbuch enthalt  keine  entsprechende  Vorschrift.  Wissensfreiheit,  wie  in  den  deutschen  Staaten 
Nach  den  Motiven  zn  $.  711  wollte  man   eine  besteht,  von  selbst. 

solche  nicht  aufnehmen,  vielmehr  die  Pflicht,  2  Seist  es  In  Preussen,  s.  o.  S.  302  n.  1, 
Verbindlichkeiten  an  Sonntagen  und  Feiertagen  in  Sachsen  und  Baden, 
zu  erfüllen,  soweit  nicht  die  polizeilichen  Vor-  3  Git.  sächs.  Ges.  %.  9:  ^Dle  Bestimmungen 
Schriften  dies  hindern,  bestehen  lassen,  s.  Com-  dieses  Gesetzes  leiden  Auf  den  Gründonnerstag 
mentar  V.  Siebenhaar  a.  a.  0.  Das  cit.  G©-  und  die  Lokalfeiertage,  an  welchen  öffentUcher 
setz  Y.  1870  hat  aber  $.  2  angeordnet:  „Arbeiten  Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  Kirchweihfeste 
oder  Dienste,  zu  deren  Leistung  Jemand  sich  ver-  keine  Anwendung,  vielmehr  ist  an  diesen  Tagen, 
pflichtet,  dürfen,  soweit  nicht  durch  den  Zweck  der  Jedoch  unter  Vermeidung  störenden  Ger&usches 
Leistung  oder  den  ausgesprochenen  Vertragswillen  i  n  der  Nähe  der  Kirchen  der  Handels-  und  Markt- 
etwas anderes  bedingt  wird,  an  Sonn-,  Fest-  und  verkehr,  der  Betrieb  der  Landwirthschaft,  sowie 
Busstagen  nicht  gefordert  werden".  Der  Code  der  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieb  gestattet«.  Die 
civil  und  das  osterreich,  allgemeine  bürgerliche  cit.  badischen  Verordnungen  %.  2,  bez.  $.  3 
Gesetzbuch  weisen  ebensowenig  eine  dem  prens-  machen  den  Ausschluss  aller  geräuschvollen  Be- 
sischen  Landrecht  gleiche  allgemeine  Vorschrift  schäftlgnngen  und  Handlungen ,  durch  welche 
auf.  Wegen  einzelner  besonderer  Bestimmungen  der  Gottesdienst  und  andere  religiöse  Feierlieh- 
8.  Dalloz,  r^pertoire  de  Ugislation  s.  v.  jour  keiten  gestört  werden,  davon  abhängig,  dass  der 
feritf  24,  t  29.  p.  212  und  Schi  ff  ner,  Lehrb.  feiernde  Religionstheil  in  der  betreffenden  Ge- 
d.  österr.  allg.  Givilrechts.  Bd.  L  Wien  1882.  meinde  Pfarr  -  Rechte  besitzt.  S.  femer  den  cit. 
Hft.  Ö.  S.  157.  Ob.-Präflid.-Erl.  für  Schlesien  S-  6. 

^  Das  spricht  das  bair.   Rel.-Edikt  $.  80:  «  In  Baiern  entscheidet  in  konfessionell  ge- 

oKeine  KizchengeseUschaft  kann  verbindlich  ge-  mischten  Orten  (vgl.  dazu  v.  R 1  e  d  e  l,  d.  Polizei- 
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scUossen,  dass  daneben  anch  ffir  andere  Mrcliliclie  Festtage,  und  um  den  Ansprüclien 
der  einen  Kirche  in  noch  weiterem  Umfange  gerecht  zu  werden ,  blos  in  der  schon 
erwähnten  Weise  StOningen  des  Qottesdienstes  dnrch  staatliche  Anordnungen  fem- 
gehalten werden  ^ 

Dasselbe  Yerhältniss,  dass  ein  kirchlicher  Feiertag  zwar  nicht  als  bürgerlich 
gebotener  ^It,  aber  die  Abhaltung  des  Gottesdienstes  an  demselben  dnrch  staat- 
liche Anordnungen  geschlitzt  wird  (man  nennt  solche  mitunter  halbe  Feiertage)  ^y 
kann  femer  abgesehen  von  dem  Grunde ,  dass  der  betreffende  Tag  blos  für  die  eine 
oder  andere  Konfession  in  Betracht  kommt,  auch  dadurch  herbeigefUhrt  werden,  dass 
der  Staat  eine  kirchliche  Feier  desselben  fßr  angemessen ,  aber  es  andererseits  nicht 
fllr  zweckmässig  erachtet,  die  regelmässige  Thätigkeit  seiner  Behörden  einzustellen 
und  das  wirthschaftliche  und  öffentliche  Leben  zu  beschränken  ^. 


sUatsgesetzbucli  in  Baiern.  3.  Aufl.  1.  121)  be- 
züglich der  EinsteUnng  der  Arbeits-  und  Gewerbe- 
thätigkeit,  sowie  der  Schliessung  der  Läden  die 
Vereinbarung  zwischen  beiden  Religionsthellen. 
In  Bimangelung  einer  solchen  findet  $.  82  des 
ReL-£d.  Anwendung,  nach  welchem  keiner  schul- 
dig ist,  die  besonderen  Feiertage  des  anderen 
ReUgionstheiles  mitzufeiern,  yielmehr  an  solchen 
Tagen  sein  Gewerbe  und  seine  Handthierung 
ansähen  darf,  jedoch  ohne  Störung  des  Gottes- 
dienstes des  anderen  Theüs  und  ohne  die  anderen 
Reljgionsgesellsohaften  schuldige  Achtung  zu  ver- 
letzen; 6.  Silbernagl  a.  a.  0.  309.  Aehnlich 
läset  die  oit.  württemb,  V.  $.  13  für  kon- 
fessionell gendschte  Orte  in  erster  Linie  eine 
Yereinbarung  oder  ein  Herkommen  darüber  ent- 
scheiden, in  wie  weit  der  andere  Theil  die  allge- 
meinen staatlichen  Verbote  wegen  der  Festfeier 
m  solchen  Tagen  zn  beachten  hat.  Es  bindet 
ihn  aber  in  Ermangelung  einer  üebereinkunft 
oder  eines  Herkommens  unbedingt  an  die  ge- 
dachten Vorschriften,  falls  nur  der  feiernde 
Religionsthell  an  dem  betreifenden  Orte  regel- 
mässigen Gottesdienst  ausübt.  Geschieht  dies 
durch  beide  Theile,  so  hat  der  nicht  feiernde  sich 
blos  aller  geräuschvollen  Beschäftigungen  und 
Handlungen,  durch  welche  der  Gottesdienst  oder 
andere  religiöse  Handlungen  der  den  Tag  feiern- 
den Konfession  gestört  würden",  zu  enthalten. 
Das  österreichische  Gesetz  v.  25.  Mai  1868 
(über  die  interkonfessionellen  Verhältnisse  der 
Staatsbürger)  Art  13 :  „Niemand  kann  genöthigt 
werden ,  sieh  an  den  Feier-  und  Festtagen  einer 
ihm  fremden  KireheodeiiReligionsgesellschaft  der 
Arbeit  zu  enthalten.  —  An  Sonntagen  ist  jedoch 
während  des  Gottesdienstes  jede  nicht  dringend 
noth  wendige  öffentliche  Arbeit  einzustellen.  Fer- 
ner muss  an  den  Festtagen  was  immer  für  einer 


Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  während  des 
Hauptgottesdienstes  in  der  Nähe  des  Gotteshauses 
Alles  unterlassen  werden,  was  eine  Störung  oder 
Beeinträchtigung  der  Feier  zur  Folge  haben 
könnte^,  gehört  nicht  hierher.  Es  enthält  keine 
Anordnungen  über  die  Art  der  Feier  der  von  dem 
Staate  angeordneten  Fest-  und  Feiertage ,  son- 
dern bestimmt  lediglich  darüber,  in  wie  fem  eine 
Kirche  oder  eine  Rellgionsgesellschaft  die  Beach- 
tung der  von  ihr  allein  eingeführten  Feiertage 
seitens  der  Anhänger  der  anderen  zu  fordern  be- 
rechtigt ist.  Das  ergiebt  sich  nicht  nur  aus  dem 
Zweck  des  Gesetzes  und  dem  Wortlaut  des  Art.  13, 
sondern  auch  daraus,  dass  die  österreichische  Re- 
gierung davon  ausgegangen  ist,  dass  die  Fest- 
stellung der  Festtage  zu  den  der  staatlichen  Ein- 
wirkung entrückten  inneren  Angelegenheiten  der 
Kirchen  und  Religionsgesellschaften  gehöre,  und 
ihr  eine  direkte  imperative  Einwirkung  auf  die 
Verminderung  der  Feiertage  nicht  zustehe.  Min. 
Reekr.  v.  1869  im  Arch.  f.  S.  K.  R.  23,  121. 

1  So  erklärt  die  württemb.  V.  S-  1  Frohnleioh- 
nam  und  Maria  Himmelfahrt  für  staatlich  gebotene 
Feiertage,  auf  welche  die  In  der  vor«  Note  ge- 
dachten Vorschriften  Anwendung  finden ,  in  die 
im  Texte  erwähnte  Kategorie  stellt  sie  dagegen 
$.  11 :  Maria  Geburt,  Maria  Empfängniss,  Aller 
Heiligen  und  Joseph. 

2  Korrekt  ist  der  Ausdruck  freilich  nicht,  denn 
man  kann  den  blos  kirchlichen  Feiertag  im  Ge- 
gensatz zu  dem  bürgerlichen  nicht  halben  Feier- 
tag nennen. 

>  Freilich  kommen  beide  Gründe  gewöhnlich 
zusammen  in  Betracht.  Nur  bei  nicht  konfessionell 
gemischter  Bevölkerung  tritt  der  letztere  bei  den 
blos  katholischen  Festtagen,  wie  z.  B.  dem  Frohn- 
leichnamsfeste  und  ähnlichen,  mehr  in  den  Vor- 
dergrund. 


Hiatehius,  Kiiehenrecht  IT. 
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7.  Die  für  den  Gottesdienat  bestimmten  Oertlichkeiten,  insbesondere  die 
gottesdienstlichen  Gebätuie^. 

§  214.    A,  Im  Allgemeinen.    Die  verschiedenen  Arten  der  ffottesdienetUchen  O^äude, 

I.  Einleitung.  Die  Vornahme  der  gottesdienstlichen  Handinngen  erfolgt  f&r 
die  Regel  an  ein  fdr  alle  mal  dazu  bestimmten  Orten  und  zwar  in  besonders  zu  diesem 
Zwecke  hergerichteten  Gebäuden ,  nicht  unter  freiem  Himmel,  ebensowenig  in  Räu- 
men, welche  weltlichem  Qebrauche  dienen.  In  beiden  Beziehungen  sind  bei  der 
Spendung  der  Sakramente  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Ausnahmen  zulässig  2. 
Bei  gewissen  Segnungen  ist  die  Vollziehung  derselben  ihrer  Natur  nach  in  der  ELirche 
ausgeschlossen^.  Femer  bedingen  die  Prozessionen  und  Wallfahrten  ^,  erstere  wenn- 
gleich nicht  immer  ^  die  Verrichtung  von  Andachtsflbnngen  ausserhalb  der  Kirche. 
Endlich  kommen  derartige  Ausnahmen  in  Betreff  der  Feier  der  Messe  vor  <^. 

Soweit  keine  gemeinrechtlichen  Vorschriften  Aber  die  Regel  und  die  Ausnahme 
bestehen,  ist  der  Bischof  und  jeder  andere  Ordinarius  kraft  seiner  jnrisdictio  befugt^, 
Ausnahmen  der  bezeichneten  Art  zu  gestatten  ^. 

n.  Die  verschiedenen  Arten  der  gottesdienstlichen  Gebäude. 
Die  gottesdienstlichen  Gebäude,  Kirchen,  ecclesiae  ^,  unterscheiden  sich  je  nach  der 
Art  des  Gottesdienstes  ^o,  für  welchen  sie  bestimmt  sind,  und  fttr  diese  bildet  das  yer- 
schiedene  Bedflrfhiss ,  welchem  sie  in  der  kirchlichen  Organisation  und  Verwaltung 
dienen,  das  entscheidende  Moment. 

Zugleich  wird  damit  aber  auch  ein  Unterschied  in  der  rechtlichen  Stellung  der 
betreffenden  Gebäude  begründet,  denn  gewisse  Gottesdienste  und  gewisse  kirchliche 
Funktionen  dürfen  nicht  in  anderen,  als  den  dafür  bestimmten  Kirchen  ^^  oder  wenig- 


*F.  P.  vandeBnrgt,  de  ecclesiis.  2  Voll.  u.  vers.  Dionys.;  xuptaxöv  (seil,  olxeiov),  c  28 

ültraiect  1872.  ed.  U.  1874.  clt.  n.  Euseb.  hlst  ecoles.  IX.  10 ,  In  der  Ten. 

3  Wegen  der  Tanfe  s.  o.  S.  36,   wegen  des  Dionys.  y.  c.  28  mit  domicüium  divinum -wioAei 

Abendmahles  S.  76.  82,  wegen  des  Beichtsakra-  gegeben;  basilicaf  c.  5.  6  (Gelas.  I)  Dist.  I  de 

mentes  S.  124,  wegen  der  letzten  Oelnng  S.  137  consecr. ;  c  4  Dist  XLII,  s.  anch  Bd.  IL  S.  263 ff. 

und  wegen  der  Ordination  Bd.  I.  S.  111.  266.  n.3,  im  Frankenieioh  gewöhnlich  für  Kapel- 

3  So  z.  B.  der  Konsekration  des  Gmndsteines  len,  s.  anch  Lönlng,  Gesch.  d.  dentseh.  Eirchen- 

einer  Kirche  (o.  S.  145),  der  Benediktion  eines  rechts  2,  354.  n.  2;  :cpo;euxTi^piov ,  Enseb.  1.  e. 

nenen  Gottesackers  (b,  S.  145),  der  benedictio  VIII.  1  und  lateinisch  Oratorium  y  c.  7  (Gelas.  I) 

domus  oder  agrorum  (o.  S.  149).  Dist.  I  de  consecr.  (namentlich  für  kleinere  Kir- 

*  S.  0.  S.  222  237.  chen,  s.  Bd.  II.  S.  263);  titulua ,  s.  Bd.  I.  S.  68. 

ß  S.  0.  S.  223.  310  ff.  335.  338  u.  Bd.  II  S.  267,  sowie  Löning 

^  S.  0.  S.  188.  189.  a.  a.  0.    Das  Wort  iemplum  Ist  in  den  ersten 

'  Vgl.  auch  0.  S.  13.  Jahrhunderten,  weil  es  die  Bezeichnung  fürheid- 

8  So  wird  in  Mlsslonspfarreien  unter  ümstin-  nische  Kultusstätten  war,  so  gut  wie  nicht  ge- 

den,  s.  Bd.  II.  S.  390.  n.  1  der  Bischof  Torläuflg  braucht  worden,  vgl.  Binterim,  Denkwürdlg- 

die  Benutzung  eines  geeigneten  Saales  für  den  keiten  d.  christkath.  Kirche  lY.  1,  18.  19. 

Pfarrgottesdienst  erlauben  können.    Ebenso  hat  ^0  In  Bezug  auf  das  Halten  von  Predigten 

er  die  Erlaubniss  zur  Abhaltung  Yon  GK)ttes-  besteht  im  allgemeinen  kein  rechtlicher  ünter- 

diensten  bei  s.  g.  Yolksmissionen  unter  freiem  schied.  Solche  können  in  den  gottesdienstlichen 

Himmel  zu  ertheilen.  Gebäuden  jeder  Art  stattfinden,  Tgl.  des  Näheren 

0  Das  ist  die  umfassendste  Bezeichnung.  Neben  darüber  unten  $.  227.  Nr.  Y.  u.  YIL 
ixxX-qaiay  eeeUsia,  s.  z.  B.  c  38.  52  Eliber.  a.  306 ;  ^^  Z.  B.  die  Taufe,  falls  eine  Taufkirche,  eccle- 
c.  28  Laodicea  zw.  343.  u.  381  (c.  4.  Dist  XLII)  sia  baptismalis,  für  einen  bestimmten  Bezirk  be- 
kommen auch  in  älterer  Zelt  folgende  Ausdrücke  steht,  allein  in  dieser,  s.  Bd.  II.  S.  281.  307  und 
vor:  olxo;  toQ  ^eoD,  domw  dei,  c  6  Laodicea  Acta  s.  sed.  9,  435.  436  u.  17,  545,  das  offleium 
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steiis  di^enigen,  welche  an  gottesdieiistliche  Gebinde  einer  höheren  Ordnung  ge- 
bnaden  sind,  nicht  in  denen  einer  niederen  vorgenommen  werdend  Abgesehen 
davon  kann  aber  ein  weiterer  rechtlicher  Unterschied  auch  innerhalb  der  Kirchen 
der  gleichen  Gattung  dadurch  hervorgerufen  werden,  dass  einzelne  von  diesen 
fflit  besonderen  Privilegien  ausgestattet  sind,  und  in  Folge  dessen  innerhalb  ihrer 
Kategorie  eine  besonders  bevorrechtigte  Stellung  vor  den  flbrigen  erhalten  haben  >. 

Massgebend  ist  f&r  die  rechtliche  Stellung  in  erster  Linie  der  Unterschied  zwi- 
schen denjenigen  kirchlichen  Gebäuden,  welche  dem  öffentlichen  und  denjenigen, 
welche  dem  Privatgottesdienst  gewidmet  sind. 

1.  Die  öffentlichen  kirchlichen  Geb&ude  sind  solche,  in  welchen  ein  flir  alle 
Kirebenglieder  ohne  Unterschied  der  Person  berechneter ,  jedem  zugänglicher ,  also 
öffentlicher  Gottesdienst  gehalten  wird  und  welche  daher  auch  mindestens  einen,  Ar 
jeden  offenen  und  freien ,  von  den  öffentlichen  Verkehrswegen  ans  zu  erreichenden 
Eingang  haben  sollen 3.  Zu  ihnen  gehören: 

a.  Die  Kathedral-Kirchen.  Die  ecclena  eathedraU»  oder  Domkirche^  ist 
die  Kirche  des  Diöcesanbischofis.  Sie  ist  Air  Vornahme  der  Pontifikalhandlungen^ 
seitens  des  Bischojb  und  die  kraft  seines  bischöflichen  Hirtenamtes  abzuhaltenden 
Gottesdienste  ^,  und  zugleich  auch  fllr  die  Verrichtung  der  dem  Domkapitel  obli^en- 
den  gottesdienstlichen  Funktionen  bestimmt^.  In  ihr  befindet  sich  die  ctUhedra  des 
Bischöfe  s,  und  von  ihr  gehen  die  öffentlichen  Prozessionen  aus  ®.  Kurz  sie  hat  die  erste 
Stelle  vor  allen  anderen  Kirchen  der  Diöcese  und  heisst  daher  auch  eecluia  matrix  ^^. 

Die  Metropolitan-  (Primatial-]  und  Patriarchalkirchen ,  welche  im  allgemeinen 
rechtiich  den  Kathedralen  gleichstehen,  haben  den  Vorrang  vor  den  zu  ihren  Be- 
zirken gehörigen  bischöflichen  Kathedralen,  weil  dem  bei  ihnen  residirenden  Bischof 
als  Erzbischof  (Primas)  oder  Patriarch  ein  höherer  Rang  zukommt  ^K  Anders  verh&lt 
es  sich  mit  den  fdnf  s.  g.  Patriarchalkirchen  oder  banUcae  maiorea  oder  patriarehales 
in  Rom  ^3.  Unter  diesen  ist  die  Laterankirche  die  eigentliohe  Kathedrale  des  Papstes, 


diTlnum  und  die  Konventualmesse  ,  welolie  das  denelben,  nicht  in  einer  anderen,  selbst  nicht  in 

Domkapitel  zn  halten  hat,  nur  in  der  Kathedrale,  der  Kollegiatkircfae  desselben  Ortes  die  h.  Oele 

a.  a.  0.  S.  141.  aufbewahrt,  um  znm  Oebranehe  in  den  Pfarreien 

<  So  darf  die  Messe  in  allen  öffentlichen  Klr-  der  Dlooese  Tertheilt  su  werden ,  Oongr.  rit.  Ton 

chen,  nicht  aber  in  Privatoratorien  gelesen  wer-  1619,  Gar  d  eil  in  i  ed.  dt.  n.  574  zn  III;  1, 140. 

den,  8.  nachher.  lo  o.  22  (Innoc.  Ul.)  X.  de  Y.  S.  T.  40. 

2  Wie  z.  B.  die  s.  g.  basilicae,  worüber  das  ^^  Bd.  I.  S.  574.  632  n.  Bd.  II.  S.  376. 

Welteie  bei  Anm.  12.  i'  NämUeh  S.  GiOYanni  in  Laterano,  S.  Pletro 

s  Die  Bichtigkeit  dieser  Begriifsbestimmnng  in  Yaticano,  S.  Paolo  foori  le  mura,  S.  Maria 

eigiebt  die  n&here  Ansfahmng  über  den  Begrüf  Maggiore  (oder  Liberiana]  nnd  S.  Lorenzo  fnori 

der  privaten  kirchlichen  Gebände.  Dass  das  Qe«  le  mnnu     Vgl.    darüber    Gaetano   Moroni 

binde  eine  Thür  oder  Pforte  nach  einer  öffent-  dizionaiio  di  eradizione  storioo-eoclesiastica  11, 

liehen  Strasse  oder  einem  dffenüichen  Wege  hat,  262  n.  12,  19.  235.  200.  109.  62.    Patiiarchal- 

ist  zwar  ein  regelmässiges  Kennzeichen  des  or&-  klrchen  heissen  sie ,  weil  sie  als  Kirchen  der 

toriam  pabUcnm  oder  der  offentliehen  Kapelle,  Patriarchen ,   nimllch  der  Lateran  als  die  des 

Ferraris  s.  t.  Oratorium  n.  4|   Analecta  iur.  Bischofs  von  Rom,  des  Patriarchen  des  Abend- 

pontif.  1868.  p.  651;  Tan  de  Bargt  1.  c.  p.  landes,  S.  Peter  des  Patriarchen  Ton  Kenstanti- 

205,  aber  nicht  absolut  wesentlich.    S.  darüber  nopel,  S.  Paul  des  P.  Ton  Alezandrien,  S.  Maria 

unten  in  diesem  %,  unter  Nr.  2.  des  P.  von  AnÜochien  und  S.  Lorenz  des  P.  Ton 

4  VgL  Bd.  li.  S.  62.  n.  1.  Jerusalem  gedacht  werden,  um  der  üniTersalität 

*  Bd.  IL  S.  40.  und  der  Einheit  der  katholischen  Kirche  in  Rom 

8  Bd.  IIL  S.  225  u.  226.  einen  sichtbaren  Ausdruck  zu  geben,  Moroni 

7  Bd.  n.  a  141;  s.  aucho.  S.  196i  11,  262;  Heuser  1.  Wetzer  u.  Weite,  Klr- 

s  Bd.  IL  S.  47.  chenlexikon  2.  Aufl.  2,  20. 


*  S.  0.  S.  228.  n.  10.    Ebenso  werden  auch  in 
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also  schon  wegen  dieser  ihrer  Stellnng  die  erste  Kirche  in  der  katholischen  Welt  >. 
Die  flbrigen  ^  gelten  gleichfalls  als  Tom  Papst  neben  seiner  Hauptkathedrale  benutzte 
Kathedralen  ^  und  wflrden  daher  auch  schon  deswegen  vor  allen  flbrigen  Kirchen  den 
Vorrang  besitzen.  Aber  abgesehen  davon  sind  sie  vor  diesen  auch  noch  durch  be- 
sondere Privilegien  ausgezeichnet,  welche  ihnen  eine  hervorragende  und  eigenthlimliche 
Stellung  verleihen^,  und  sie  damit  in  die  Klasse  der  s.  g.  hadUoae  im  eigentlichen 
Sinn^,  d.  h.  der  besonders  bevorrechtigten  Kirchen  erheben^. 

b.  Die  ecelesiae  cowomtudUs'^  oder  coüegiatoB^  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  diejenigen 


1  Dies  ist  ausdrüoklicli  anerkannt  durch  die 
coust.  Gregors  XI. :  Super  universaa  ecdecias  y. 
13.  Januar  1372,  bull.  Taurin.  1,  634:  „bs.  La- 
teran, eeelesiam  . .  ,  inter  omnes  alias  urbis  et 
orbis  ecoleslas  ac  basUicas,  etiam  super  ecclesiam 
seu  basilicam  principis  apostolorum  de  Urbe 
supremum  locum  teuere  eamque  de  iure  maiorem 
Omnibus  alüs  ecclesiis  ac  basilicis  supradictis  ac 
super  omnes  et  slngulas  praefatas  ecclesias  seu 
basilicas  priorltatis,  dignitatis  et  praeeminentlae 
honore  laetaii" ,  bestätigt  durch  oonst.  Plus*  Y. : 
Infirma  aoTl  t.  21.  Dezember  1569,  1.  c.  7,  794. 

s  Denn  die  Patriarchate,  für  welche  sie  be- 
summt  gelten  (s.  S.  307  n.  12),  existiren  nicht 
als  lateiniscbe  Patriarchate,  s.  Bd.  I.  S.  560.  561. 

'  In  Jeder  befindet  sich  ein  päpstliehex,  der 
Haupt- Altar,  an  welchem  ausser  dem  Papst  Nie- 
mand, nicht  einmal  ein  Kardinal  ohne  Indult 
desselben  eelebriren  darf,  MorouiLcll,  262. 

4  Vor  allem  haben  sie  das  Privileg ,  dass  der 
Papst  in  ihnen  bestimmte  Funktionen  Yornlmmt 
(das  N&here  darüber  bei  Moroni  IL  cc. ,  s.  auch 
d.Yor.  Anm.),  sowie  das  weitere,  dass  (abgesehen 
▼on  S.  Lorenzo)  der  Jubilaums-Ablass  durch  den 
Besuch  dieser  Tier  EUrchen  oder  einiger  derselben 
gewonnen  wird ,  c.  1  (Bonlfac.  YlII.  y.  1300)  in 
ExtraY.  comm.  de  poenit  V.  9  und  die  Jubiläums- 
bulle Benedikts  XIY.  ▼.  5.  Mai  1749  %  6,  eiusd. 
bull.  3,  59.  60.   S.  auch  die  Anm.  6. 

s  Unter  basilica  Im  weiteren  Sinne  wird  über- 
haupt eine  Kirche  (s.  o.  S.  306  n.  9)  oder  ge- 
wöhnlich eine  durch  ihre  Grosse  oder  durch  Schön- 
heit oder  durch  eine  andere  Eigenschaft  herror- 
ragende  Kirche,  wie  es  die  Kathedralen  mehrfach 
sind,  yerstanden,  s.  auch  Fagnan.  adc9X. 
de  immun,  ecdes.  III.  49.  n.  4. 

0  Ausser  den  eben  gedachten  s.  g.  baslllcae 
maiores  giebt  es  auch  s.  g.  hatilicat  minofet.  In 
Rom  haben  8  Kirchen  diese  Stellung,  welche  fast 
alle  Kardinaltitel  sind,  Moroni  1.  c.  II,  263. 
Auch  sind  wiederholt  Kathedralen  ausserhalb 
Roms  (s.  die  BroTon  Gregors  XYI.  t.  1834  für 
Parma,  Lucera  und  Yercelli,  buUar.  roman. 
cenün.  19,  641.  651  u.  657)  zu  basiUcae  minores 
„cum  Omnibus  etsingulisprivileglis,quibusbasili- 
cae  minores  utuntur  et  frui  possunt"  (u.  das  Breve 
Plus'  IX.  für  Orleans  y.  1855,  Reif  f  ens  tuel, 
ins  canon.  ed.  Pelletier  5,  717  „ad  Instar  ba- 
sillcarum  mlnorum  almae  Urbls  nostrae^)  erhoben 
worden.  Die  Congr.  rit .  bat  1836  erklärt,  dass  unter 
diesen  Prlyllegien,  welche  rechtlich  nirgends  be- 
stimmt sind ,  folgendes  tu  yerstehen  ist,  Gar  d  e  1  - 
llnl  ed.  dt.  n.  4781,  3app.  p.  173 :  „conopaeum, 
omni  tamen  aurl  et  argeutl  omato  ab  eo  exoluso, 
titinnabulum  et  usum  maguae  cappae".     Cono- 


paewn  (magnum  umbraoulum,  tabemaculum, 
padlgUone,  sinnicchlo)  ist  ein  zeltartiger  Schirm, 
welcher  mit  einem  Glöokchen  (tlntlnnabulum)  an 
einem  aus  Holz  geschnitzten  Gestell  bei  den  Pro- 
zessionen der  Basilika  und  den  gemeinsamen 
Prozessionen  des  römischen  Klerus  mit  dem  Kreuze 
Yor  der  Geistlichkeit  der  betreffenden  Kirche  ge- 
tragen wird,  s.  Moroni  L  c.  49,  49  u.  50,  102, 
eappa  magna  der  Chormantel  mit  Hermelin  ge- 
füttert für  den  Winter,  welchem  im  Sommer  die 
Ootta,  Ohorrock  mit  weiten  Aermeln  von  Lein- 
wand und  mit  Spitzen  entspricht.  Diese  Aus- 
zeichnungen haben  natürlich  auch  die  baslllcae 
maiores ,  Ja  von  ihnen  führt  die  Lateranfciiehe 
2  Kreuze,  2  Tltinnabola  und  2  Padigllonl,  Mo- 
roni 12,  33.  Nur  fällt  das  Tragen  der  Cappa 
magna  für  diejenigen  Basiliken  beider  Art  fort, 
in  welchen  der  Gottesdienst  Ton  Regularen  abge- 
halten wird,  ebensowenig  ist  thatsächllch  das 
Conopeum  bei  diesen  inj  Gebrauch ,  Heuser 
a.  a.  0.  S.  2X  Da  die  8  basllicae  minores  In  Rom 
keine  Kathedralen  sind,  so  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dass  die  prlTllegirte  Stellung  der  basilica 
nicht  nothwendig  durch  die  Eigenschaft  der 
Kirche  als  Kathedrale  bedingt  Ist,  wie  denn  auch 
1817  eine  Kollegiatklrche  zu  Galtagirona  (Si- 
zilien) zur  basilica  minor  erhoben  worden  ist, 
allerdings  mit  der  Beschnnkung,  dass  die  Aus- 
zeichnungen nur  In  der  Kirche  und  nicht  bei 
Funktionen,  bei  denen  das  Kapitel  der  Dom- 
kirche mit  betheiligt  ist,  gebraucht  werden 
dürfen,  s.  Garde lllnl  l.c.p.  175. Anm.  Daraus 
folgt  also,  dass  eine  Kirche  durch  die  Privi- 
le^rung  als  basilica  rechtlieh  nicht  aus  der 
Kategorie,  welcher  sie  an  sich  angehört,  heraus- 
gehoben wird.  Uebrigens  hat  auch  Benedikt  XIV. 
die  Franziskanerkizche  zu  Asslsi  nicht  nur  zur 
päpstlichen  Kapelle ,  sondern  auch  zur  haiMiea 
patriarcKaliSj  ak  das  caput  und  die  mater  Ordlnis 
ftatrum  mlnorum  S.  Frandsci  erhoben ,  s.  oonst. 
Fidelis  dominus  y.  25.  März  1754  $.  5,  eiusd. 
buU.  4,  83. 

^  Alex.  U.ep.  gen.  1061—1068  (Jaff^  ed.H. 
n.  4641,  Y.  Pflugk-Harttung  Actaponttf. 
roman.  Tübingen  1881.1,  36  (für  eine  KoUegiat- 
kirche  mit  Klerikern  und  mit  Tita  commimis), 
aus  dem  13.  Jahrb.  Mecklenburg.  Urkbch.  1,  354: 
„eedesiam  conventualem  canonicorum'* ;  W  ü  r  d  t  - 
wein,  dioeces.  Mogunt  1,  69:  „ecclesiam 
collegiatam  siYO  conyentualem'' ;  Miraeus  op. 
diplom.  1 ,  444 :  „ecdesla  coUegiata  et  couy^- 
tualis**  (dipl.  ▼.  1303). 

8  Für  Klosterkirchen  in  c.  3  (Innoc  Hl.)  X. 
de  elect  I.  6,  s.  auch  Bd.  II.  S.  6!2.  u.  4. 
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Kirchen,  bei  velchen  ein  einheitlich  unter  einem  Vorsitzenden  orgaaisirtes  Kollegium 
(oder  einKonrent)  gleichberechtigter  Mitglieder  den  Gottesdienst  versieht,  und  welche 
sieht  zugleich  ELathedralen  sind  K 

Es  gehören  hierher  asunftchst  die  ecclesiae  coUegiatae,  KoUegiatkirchen , 
Stiftskirchen  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  diejenigen,  bei  denen  das  Kollegium 
entweder  aus  Weltgeistlichen  (Sftkular-Kanonikem  oder  Stiftsherren]  mit  festen  Ka- 
nonikaten  ^  oder  aus  Ordensgeistlichen  (Regular-Kanonikem,  d.  h.  nach  mönchischer 
Art  unter  Ablegung  der  drei  Mönchsgelttbde  lebenden  Kanonikern  3,  deren  wesent- 
licher Zweck  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes  in  der  betreffenden  Kirche  ist)  ^ 
besteht. 

In  den  Sftkular-Kollegiatkirchen  ist  das  divinum  officium  nach  dem  Breviarium  ^ 
und  die  Konventualmesse  zu  halten  ®.  Und  wenngleich  in  ihnen  die  Eucharistie  nicht 
aufbewahrt  werden  darf  7,  so  ist  doch  die  ftlr  den  grünen  Donnerstag  vorgeschriebene 
Messfeier  ^  in  ihnen  erlaubt^.  Ebenso  ist  die  Ausstellung  des  Sanktissimum  während 
der  Oktav  des  Frohnleichnamfestes  i<),  ftlr  das  40stfindige  Gebet  ^^  und  auch  mit  Er- 
laubniss  des  Bischoä  ftlr  kürzere  Zeit  gestattet  ^2.  Endlich  können  in  diesen  Kirchen 
oder  seitens  der  bei  ihr  angestellten  Priester  alle  rein  priesterlichen ,  nicht  aber  die 
parochialen  gottesdienstlichen  Funktionen  vorgenommen  werden  ^^,  also  z.  B.  wohl 
die  Abhörung  von  Beichten  ^4,  nicht  aber  die  Vollziehung  von  feierlichen  Taufen  ^^,  die 
österliche  Kommunion  ^®,  die  Spendung  des  Viatikums  ^'^j  die  Eheeinsegnung,  die  Aus- 
segnung der  Wöchnerinnen ,  die  Segnung  der  Häuser  am  Ostersonnabend  und  die 
feierliche  Segnung  der  Früchte  und  Aecker^^. 

Die  Begular-KoUegiatkirchen  und  ebenso  die  Klosterkirchen  (die 
•cdßtiae  corweniuales)  haben  insofern  eine  andere  Stellung,  als  sie  im  Gegensatz  zu  den 
Säkular-Kollegiatkirchen ,  welche ,  obschon  sie  zugleich  Pfarrkirchen  sein  können, 
es  doch  nicht  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  sind ,  stets  wegen  der  bei  ihnen  vor- 
handenen Regulären,  welche  von  der  Pfarr-Gewalt  ausgenommen  sind,  ftlr  diese  die 
Seelsorge-Kirche  bilden,  also  mit  ihnen  immer  Pfarrei-Rechte  verbunden  sind.  Daher 
können  in  denselben  alle  Pfarr- Rechte  und  alle  Pfarr- Funktionen  ftlr  die  Mönche 


1  Jft  selbst  die  Domkirchen  werden  mit  BQck-  s  Probst,  Eneharistie  als  Opfer  S.  284. 
sieht  auf  das  bei  ihnen  einen  conventus  bildende  ^  Das  hängt  damit  zusammen ,  dass  am  Char- 
Domkapitel  im  weiteren  Sinne  nnter  den  eeeUsiae  freitag  keine  Hostie  konsekrirt  werden  darf,  o. 
eonventuaUs  begriffen ,  e.  14  (Ooelest  III.]  X.  S.  190  und  dass ,  wenn  die  tf  essfeier  am  Grün- 
de eleet.  I.  6,  c.  25  (Clem.  III.)  X.  de  iorepatr.  donnerstag  gehalten  wird ,  die  für  den  Freitag 
III.  38,  Bd.  III.  S.  61.  n.  6  n.  S.  62.  n.  1.  bestimmte  Hostie  aufbewahrt  werden  mnss ,  Ca- 

s  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  16,  181.  .  Talieri  opp.  litnrg.  t.  lY.  c.  1.  decr.  IL 

3  Bd.  n.  S.  57.  58.  10  Gaeremon.  episcopor.  U.  33.  n.  33—35. 

*  Gerade  dadurch  unterscheiden  sie  sich  von  ^^  Denn  zu  den  fnnetiones  mere  parochiales 

den  Klosterkirchen ,   eonventuaies  eeeU$iae   im  gehört  diese  exposltlo  nicht ,  decr.  Congr.  rit  ▼. 

efgentlichen  Sinne,  bei  welchen  dem  Mönchs-  1703,   Gardellini  ed.  cit.  n.  3670  zu  XI. *, 

koUTent  des  betreffenden  Klosters  als  solchem  2,  221 ;  s.  auch  Acta  s.  sed.  18,  298. 

diese  Funktion  nicht  obliegt ,  wennschon  sie  in  ^^yandeBurgtl.  o^l,  204.  247  und  die 

den  hier  fraglichen  Kochten  denselben  gleich  dort    angeführten  Entscheidungen    der  Gongr. 

stehen.    Uebrigens  werden  einzelne  Pfarr-  und  condlii. 

aaeh  andere  lUrchen  mitunter  blos  ad  honorem  ^^  Vgl.  dazu  Bd.  II.  S.  300.  301 ,  s.  auch  Bd. 

zu  KoUegiatkirchen  erhoben.  Dann  haben  sie  blos  III.  S.  233. 

den  Ehrenvorrang  der  KoUegiatkirchen,  s.  Acta  ^«  S.  o.  S.  113.  124. 

8.  sed.  18,  34  w  S.  0.  8.  36. 

5  Bd.  I.  8.  143.  w  S.  0.  S.  72. 

»  YgL  Bd.  n.  S.  141  u.  diesen  Band  o.  S.  196.  "  S.  o.  S.  83. 

201.  204.  »8  Vgl.  0.  S.  149. 

T  8.  0.  S.  83. 
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und  diejenigen  Personen ,  welche  sonst  enr  Familie  des  EUosters  gehören  ^  ansgellbt 
werden.  Weiter  ist  die  fortdanemde  Auf  bewahnmg  der  Eneharisüe  in  ihnen  ge- 
stattet^. In  ihnen  wird  in  Qemässheit  des  ftr  sie  geltenden  Missales  and  Breviers 
der  Gottesdienst  abgehalten  3.  Es  kann  in  ihnen  endlich  dnrch  ordnnngsmässig 
approbirte  Regalaren  *  etwaigen  nicht  zar  EUostergemeinde  gehörigen  Personen  die 
Beichte  abgenommen,  and  diesen  die  Eaoharislie  mit  Ausnahme  des  Ostersonntages 
selbst  während  der  Messe  gereicht^,  sowie  jede  andere  priesterliche  Funktion  <^  vor- 
genommen werden,  während  die  Regulären  ausserhalb  der  Kirche  nicht  einmal  ohne 
Weiteres  ^  zur  Ausflbung  dieser,  geschweige  denn  der  Pfarr-Rechte  und  P&rr-Funk- 
tionen^,  berechtigt  sind^ 

c.  Die  eeclesiae paroehüUes ,  Pfarrkirchen,  sind  diejenigen  kirchlichen  Ge- 
bäude, welche  zur  Vornahme  aller  die  Seelsorge  betreffenden  Handlungen  und  kirch- 
lichen Verrichtungen  ftlr  eine  gewisse  Anzahl  von  Personen  bestimmt  sind,  und  welche 
daher  die  regelmässige  Stätte  ftlr  die  Ausflbung  der  Pfarr-Rechte  und  Pfarr- 
Funktionen^^  bilden.  Die  Personen,  deren  religiösen  Bedflrfinissen  die  Pfarrkirche 
dient,  sind  flir  die  Regel  durch  ein  geographisches  Gebiet  (die  Pfarrei  oder  Parochie) 
und  den  Wohnsitz  in  derselben  bestimmt,  indessen  wird  ausserdem  mitunter  noch  eine 
besondere  Eigenschaft,  wie  die  als  Militärperson  bei  Garnisonkirchen,  femer  die 
dauernde  oder  vorfibergehende  Zugehörigkeit  zu  einer  gewissen  Anstalt,  dies  z.  B. 
bei  Kirchen  in  Krankenhäusern^^,  Geftngnissen,  s.  g.  Anstaltskirchen,  wenn 
solche  Ejrchen  die  Rechte  der  Pfarrkirchen  erhalten  haben,  erfordert. 

Dass  eine  Pfarrkirche  im  kirchlichen  Eigenthum  steht,  erscheint  nicht  noth- 
wendig  ^^. 

Ebensowenig  bedingt  es  der  Begriff  der  Pfarrkirche,  dass  dieselbe  lediglich  und 
ausschliesslich  der  Vornahme  der  vorhin  gedachten  Funktionen  gewidmet  ist,  viel- 
mehr können  Kirchen  sowohl  höherer  Berechtigung^  wie  die  Kathedralen  ^',  als  auch 


1  S.  0.  S.  73.  ministrare  sacramenUln  domibus  tertiariomm  seu 

3  Vgl.  0.  S.  83.    Die  AuBsetzuDg  ist  aber  nur  oentaratomm  aggregatoram  praeterquam   sacra- 

mit  ErlaubnisB  des  Ordinarins  (s.  o.  S.  14.  d.  2),  mentnm   poenitentiae ,    administratioDem   yero 

abgesehen  Yon  der  OktoTe  des  Frohnleiohnams-  oaeteroramsaeramentommpertinereadearatum"; 

festes  während  der  Messe  und  bei  der  Vesper  s.  auch  Schmalzgrüeber  III.    29.   n.    13, 

znlissig.  Gongr.  ilt.  t.  1641,  Gardellini  ed.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioec  IX.  16.  n.  3; 

dt  n.  1321 ;  1,  230.  ausfQfarlich  ober  die  Streitfrage  yan  deBurgt  1, 

S  S.  darüber  o.  S.  11.  n.  4.  Wegen  der  Feier  der  222 ff.  Wegen  Extheilnng  der  ersten  Kommunion 

Messen  znr  Zeit  der  Pfarrmesse  oder  Tor  dersel-  s.  o.  S.  68  n.  4. 

ben,  8.  ancb  unter  d.  8  Also  z.  B.  nicht  die  Häuser  der  Laien  am 

^  S.  0.  S.  95.  Charsonnabend  zu  segnen. 

^  Vgl.  0.  S.  66  und  S.  74.  9  Was  spedell  die  Klosterkirohen  der 

^  Wegen  der  Prozessionen  insbesondere  s.  o.  weiblichen  Orden  betrifft,  so  bedingt  bei 

S.  223.  diesen  die  Klausur  eine  Theilung  der  Kirche  in 

^  Wohl  aber  kraft  PriTileges ,  wie  z.  B.  zum  einen  inneren  (den  Chor)  und  in  einen  äusseren 
Beiohthören,  o.  S.  91  ff.  und  wie  zur  Abhaltung  und  allgemein  zugänglichen  Raum.    In  diesem 
gewisser  Prozessionen,  o.  S.  223.    Ueber  das  letzteren  sind  dieselben  gottesdlensüichen  Funk- 
Recht  der  Regularen,  die  Kommunion  (abgesehen  tionen,  wie  in  den  Klosterkirchen  der  Mannsorden 
Tom  Viatikum)  ausserhalb  der  Klosterkirchen  in  für  die  Gläubigen  gestattet,  s.  van  de  Bürgt 
den  Häusern  zu  spenden,  wird  gestritten.  Einen  1,  213. 
direkten  Anhalt  dafür  geben  die  Pririlegien  für  lo  Bd.  II.  S.  295.  301.  302. 
dieMönchsordennicht(s.o.S.  65),  vielmehr  sind  ,.  ^  !>    *  r-ln  *  '  a *♦.  -  .1a  at  iöo 
sie  der  richtigen  Ansicht  nach  auf  die  Spendung  "  ^'  *^°  ^*"  ^'^  ^^**  «•  *^^-  ^^^  ^' 
der  Eucharistie  in  der  Kirche  zu  beschränken,  **  8«  »•  S«  IW.  n.  8. 
so  auch  Gongr.  rlt  v.  1609,  Gardellini  ed.  »  Vgl.  Bd.  II.  S.  302ff. 
dt.  n.  407  zu  II ;  1,  100:  „Non  posse  religiosos 
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sdehe,  welchen  an  sich  geringere  Rechte  als  den  Pfarrkirchen  zukommen  ^,  zugleich 
die  reehfliehe  Stellung  dieser  letzteren  haben. 

Endlich  wird  die  Eigenschaft  als  Pfarrkirche  dadurch  nicht  beeinträchtigt ,  dass 
einsehie  P&rr-Reehte,  wie  namentlich  die  Taufe,  in  derselben  nicht  vorgenommen 
werden  dürfen  2,  die  Pfarr- Angehörigen  wegen  dieser  vielmehr  an  eine  andere  Kirche 
gewiesen  sind  ^. 

d.  Die  öffentlichen  Kapellen  oder  die  Öffentlichen  Oratorien  [ca- 
peOae^ puhlieae,  otxiioria^ puhUca) .  Diese  sind  solche  kirchliche  Gebäude,  in  welchen, 
ad  68  regelmässig,  sei  es  nur  ausnahmsweise  bei  gewissen  Gelegenheiten  öffentlicher 
Gottesdienst  gehalten  wird ,  welche  aber  der  rechtlichen  Eigenschaft  als  Pfarrkirche 
ermangelnd 

Demgemäss  ist  in  ihnen  ausgeschlossen  ^ :  die  Spendung  der  feierlichen  Taufe  ^ 
die  Eheeinsegnnng^,  die  Aussegnung  der  Wöchnerinnen  i<^,  die  Celebrirung  der  feier- 
liehen Messe  ^^  am  Gründonnerstag  ^\  sowie  die  anderer  feierlichen  Messen  während 
des  Jahres  ^^,  die  dauernde  Aufbewahrung  der  Eucharistie  ^4,  endlich  für  die  Regel 
auch  die  Feier  einer  gelesenen  oder  gesungenen  Messe  vor  der  Pfarrmesse  ^^.  Statthaft 
ist  dagegen  die  Feier  einer  solennen  Messe  an  den  besonderen  Festtagen  der  Kapelle  ^^, 


1  Wie  z.  B.  die  KoUegiatkirohen,  Bd.  II.  S.  304, 
fi.  Acta  8.  Bed.  13, 20,  wonach  l>6i  einer  Thellong 
einer  Pfarrei  in  mehrere  für  eine  der  neuen 
Pfarreien  eine  einer  Bmdersehaft  gehörige  and 
dieser  belassene  Kirche  zugleich  zur  Pfarrkirche 
erhohen  worden  ist. 

s  8.  die  n&here  Brorterung  darüber  Bd.  II. 
S.  306  flr. 

3  Wie  namentlich  an  eine  besondere  Tauf- 
kitche  oder  Taufkapelle,  s.  g.  eeeUsia  haptimialU, 
8.  darüber  Bd.  U.  S.  307. 

*  Das  Wort  eapeUaj  seit  der  kaioliugischen 
Zeit  gebrauchlich,  wird  abgeleitet  von  der  Mantel- 
kapuze (cappa,  capella)  des  h.  Bfartin  y.  Tours, 
des  Helägthnms,  welches  die  frinkischen  Könige 
mit  in  den  Krieg  nahmen,  und  bedeutet  zun&chst 
den  Ort,  wo  diese  aufbewahrt  wurde ,  dann  auch 
eine  für  den  König  besimmte  Kirche,  Waitz , 
deutsche  Yerfassungsgesch.  2.  Aufl.  3 ,  Ö16ff., 
(ohne  dass  damit  der  Begriff  eines  kleineren 
Gotteshauses  verbunden  wird ,  so  heisst  die  von 
Karl  d.  Gr.  zu  Aachen  errichtete  Kollegiatkirohe 
vielfach  capella,  Einhard.  ann.  a.  829,  SS.  1,  218, 
8.  auch  Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  557. 
n.  3),  —  femer  schon  im  9.  Jahrh.  ebenfalls  die 
Kirchen  der  weltlichen  Grossen,  Paris  v.  846 
c.  74,  Mansi  14,  839,  s.  auch  Bd.  U.  S.  267. 
n.  2.  und  endlich  die  nicht  mit  Pfarr-Beohten 
versehenen  Kirchen  auf  dem  Lande,  s.  Bd.  II. 
S.  188.  n.  9.  Selbst  die  Dekretalen  weisen  noch 
keinen  festen  Sprachgebrauch  auf,  so  begreift 
capella  in  c.  33  (Innoc.  III)  X  de  praeb.  lU.  6. 
c.  25  (Clem.  ID)  X  de  iurepatr.  III.  38  u.  c.  1 
(Luc  ni)  X  de  N.  0.  N.  V.  32  auch  die  Pfarr- 
kirchen ,  ja  mit  diesem  Ausdruck  wird  sogar  in 
c.  16  (Innoc  III)  X  de  privileg.  Y.  33  eine  Kol- 
legiatkirche ,  welche  zugleich  die  Hof  klrche  des 
Herzogs  v.  Burgund  ist,  bezeichnet. 

6  S.  o.  S.  306  n.  9 ;  auch  oraetdum  ist  in 
früherer  Zeit  gebräuchlich,  Bd.  II.  S.  206.  n.  3. 


Femer  kommt  noch  der  Ausdmck  saeellum  vor, 
Bd.  U.  S.  321.  n.  6. 

0  Von  den  Kollegiatkirchen  unterscheiden 
sich  die  Kapellen  dadurch ,  dass  bei  ihnen  kein 
für  die  Wahrnehmung  dee  Gottesdienstes  organi- 
sirtes  Kollegium  von  gleichberechtigten  Geist- 
lichen besteht. 

"^  Für  die  Abgrenzung  der  Bereoh^gten  kommt 
vor  Allem  das  0.  S.  149.  n.  3  cltirte  Dekret  der 
Bituskongregation  v.  1703  in  Betracht  Dasselbe 
bezieht  sich  allerdings  auf  das  YerhältniBs  der 
Pfarrer  und  Pfarrkirchen  zu  den  Bruderschaften 
und  deren  Kapellen,  aber  da  seine  Anordnungen 
auf  der  Scheidung  von  Pfarr-  und  prlesterlichen 
Funktionen  beruhen ,  so  hat  es  allgemeine  Be- 
deutung, so  auch  Benedict.  XIY.  instit.  CY. 
n.  109  ff.  und  die  Praxis  der  Gongr.  rit  selbst. 
Gar delllnl  ed.  dt.  n.  3874  u.  n.  4026.  2,  289 
u.  427. 

B  S.  0.  S.  36.  Daher  kann  auch  die  Einseg- 
nung des  Taufsteins,  welche  ebenfalls  eine 
functlo  parochialis  ist ,  In  einer  solchen  Kapelle 
nicht  vorgenommen  werden. 

9  S.  o.  S.  149. 

JO  S.  a.  a.  0. 

11  S.  0.  S.  199. 

13  Oit.  Dekret  v.  1703  n.  8. 

13  A.  a.  0.  n.  10,  s.  aber  wegen  der  Aus- 
nahme unten  Anm.  16. 

14  Git.  Dekret  n.  26,  wonach  es  dazu  eines 
päpstlichen  Indultes  bedarf. 

1^  A.  a.  0.  n.  19,  doch  kann  der  Bischof  darüber 
eine  andere  Bestimmung  treffen.  Ygl.auch  S.312. 
n.  1.  Zur  Aufstellung  von  Beichtstühlen  zum 
Beichthören  bedarf  es  derErlaubniss  des  Bischofs. 
Congr.  Tit.  v.  1749,  Gardellini  t.  ed.  clt. 
n.  4206  zu  III,  2,  427. 

Iß  S.  0.  Anm.  13. 
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die  Celebrirung  von  Privatmessen^  die  Aussetzung  des  Sakramentes  behuft  des  vierzig- 
stttndigen  Gebetes^  und  zugleich  mit  der  Ausstellung  der  Beliquien  und  der  Heiligen- 
bilder der  ELapelle  ^,  die  Abhaltung  von  Prozessionen  innerhalb  und  im  Umkreis  des 
Gebäudes  \  endlich  auch  die  Recitation  der  kanonischen  Hören  mit  und  ohne  Gesang  ^. 
Damit  sind  diejenigen  Funktionen  bezeichnet ,  welche  überhaupt  in  den  öffentlichen 
Kapellen  stattfinden  dürfen ,  also  das  Maximum  der  Rechte,  welches  ihnen  in  gottes- 
dienstlicher Beziehung  zustehen  kann.  Wie  weit  aber  innerhalb  dieser  Grenze  die 
Berechtigung  einer  einzelnen  Kapelle  reicht,  das  richtet  sich  nach  dem  Zweck,  zu 
welcher  sie  gegründet  worden  ist,  sowie  nach  den  näheren  dabei  getroffenen^  oder 
den  allgemein  dafür  geltenden  ^  Bestimmungen.  So  werden  vielfach  in  den  Kapellen 
der  Hospitäler,  Kranken-,  Armenhäuser,  Gefangen- Anstalten  und  Brüderschaften  alle 
erwähnten  Funktionen  vollzogen.  Andererseits  kann  aber  auch  nur  die  eine  oder 
andere  Funktion  in  ihnen  erlaubt  sein,  z.  B.  bei  einer  kleinen  Kapelle,  welche  blos 
behufs  Celebrirung  einer  Frühmesse  errichtet  ist,  oder  einer  solchen,  in  welcher  nur 
die  Feste  bestimmter  Heiligen  gefeiert  werden  sollen. 

Im  allgemeinen  sind  die  Kapellen  als  solche  von  dem  Pfarrer  der- 
jenigen  Kirche,  in  deren  Pfarrei  sie  belegen  sind,  unabhängig  b,  weil  demselben  eine 
jurisdictio  externa  nicht  zukommt.  In  Folge  dessen  ist  er  auch  nicht  berechtigt,  selbst 
in  ihnen  ohne  Weiteres  gottesdienstliche  Handlungen  vorzunehmen  und  Anordnangen 
über  den  Gottesdienst  daselbst  zu  treffen.  Diese  Befugnisse  stehen  nicht  ihm,  sondern 
dem  Ordinarius  derjenigen  Diöcese  zu,  zu  welcher  die  Kapelle  gehört 

Andererseits  giebt  es  aber  Kapellen ,  welche  in  rechtlicher  Abhängigkeit  von 
einer  Pfarrkirche  oder  einer  anderen  Kirche  stehen.  Hierher  gehören  zunächst  alle 
diejenigen,  welche  einen  Theil  derselben  bilden,  oder  mit  ihr  sonst  räumlich  [z.  B.  als 
Anbau)  verbunden  sind.  Wenngleich  in  ihnen  zufolge  besonderer  Stiftnngsbedingungen 
oder  der  Bestimmung  der  Kirchenoberen  (wie  des  Bischofs)  gewisse  Gottesdienste 
gehalten  werden,  so  besitzen  sie  doch  keine  Selbstständigkeit.  Deshalb  hat  derjenige 


>  Aber  nar  assentieiite  oidinario,  wennsclion  personis,  ne  Impediant  ipsos  ftatres ,  qutndo  eis 

contradloente  paiocho,  cit.  Dekret  n.  15.  Im  In-  pUcaerit,  tarn  in  diebns  dominicis  sen  festMs  gen 

teresse  des  Besuches  der  Pfsirmesse  an  den  Sonn-  aliis  totius  anni  temporibns  campanas  pnlsare  et 

tagen  und  gebotenen  Feiertagen  kann  aber  der  etiLam  tempore  quo  ipsi  celebraverint ,    missas 

Bischof  die  Feier  von  Messen  gleichzeitig  mit  der  celebrare'' ;  Ferraris  s.  y.  oampana  n.  18  und 

ersteren  oder  Torber  verbieten,  B  ene  dict.  XIV.  8.  v.  missa  art.  3.  n.  29 ;  Bouix,  tractat  de  Jure 

const.  Etsi  minlme  ▼.  7.  Februar  1742.  $.  14,  regulär,  ed.  II.  2,  341;  Acta  s.  sed.  11,  595. 

eiusd.  bull.  1,  50:  „quoad  parvas  ecoleslas  pa-  ^  Git.  Dekret  n.  11. 

rochiali    proximas    expressa    lege    (durch    den  >  A.  a.  0.  n.  12. 

Bischof)  caveatur,  ne  quisantea  sacrifleium  faciat,  ^  S.  o.  S.  223  u.  cit.  Dekret  n.  21. 

quam  parochus  missam  celebraverlt ,  sermonem  5  Was  für  die  Kapellen    der  Brüderschaften 

habuerit  ceterasque  sui  muneris   partes  absol-  praktisch  ist ,  cit.  Dekret  n.  14 ,  aber  mit  der  Be- 

verit".   Vgl.  Ferraris  d.  y.  missa  art  5.  n.  34 ;  schränkung :  ^nisi  aiiter  statuat  Ordinarius  ex  ratio- 

Benedi  ct.  XIY.  de  syn.  dioeces.  XII.  7.  n.  7 ;  nabili  causa."  Daher  kann  er  die  Recitation  wäh- 

Acta  s.  sed.  4,  250;   12,  249.  u.  14,  404.    Bei  rend  oder  Yor  der  Pfarrmesse  untersagen.  Wegen 

abweichender Fundationsbestimmung  darf  jedoch  der  Benediktion  der  Kerzen,  Palmen  u.  s.  w.  s.  o. 

der  Bischof  die  Celebrirung  zur  Zeit  der  Pfarr-  8.  149. 

messe  oder  vorher  nicht  hindern,  Congr.  con.  6  Durch  den  Ordinarius  oder  den  Stifter  unter 

V.  1869,  Anal.  iur.  pontif.  1869.  p.  1081.    Auf  Zustimmung  desselben. 

die  Kirchen  der  Begolaren  bezieht  sich  dies  aber  ^  Durch  Diöcesansynodalstatuten  oder  durch 

nicht  Den  letzteren  kann  der  Bischof  nicht  Yor-  Vorschriften  der  ProYinzialsynode,  s.  z.  B.  Auch 

bieten,  Yor  und  zu  der  Zeit  der  Pfarrmesse  die  y.  1851,  coli.  cono.  Lac.  4,  1192. 

Glocken  läuten   und  Messe   halten    zu   lassen,  8  S.  das  cit  Dekret  y.  1703 ,   Ygl.  auch  die 

Pli  V.  const  Etsi  mendicantium  y.  16.  Mai  1567.  Entsch.  d.  Congr.  conc.  y.  1877  in  Acta  s.  sed. 

S.  2  n    22  bull.  Taur.  7,  680:   „Prohibemus  10,  605. 
insnper  eisdem  ordinariis  ac  aliis  quibuscumque 
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Oeistiiche  oder  kirehliche  Beamte ,  weleher  die  Anordnungen  über  den  Gottesdienst 
in  der  Kirche  zn  treffen  berechtigt  ist,  vorbehaltlich  der  besonderen  Zweckbestimmung 
derselben  ^,  über  die  Benutzung  dieser  Kapellen  zu  gottesdienstlichen  Funktionen  zu 
verfllgen^. 

Das  Gebäude,  welches  den  Zwecken  einer  anderen  Kirche  dient,  kann  aber  auch 
dne  eigene,  selbstständige ,  an  einem  anderen  Orte  befindliche  Kirche  oder  Ejipelle 
sein.  Eine  solche  Abhängigkeit  wird  durch  Verfftgung  des  kirchlichen  Oberen  (in  Be- 
treff der  Kapellen  zu  Gunsten  der  Pfarrkirchen  durch  den  Bischof)  oder  durch  Ver- 
jährung 4  begründet.  80  kommt  es  häufig  vor ,  dass  eine  besondere  Kapelle  fär 
einen  entlegeneren  Theil  einer  Pfarrei  besteht,  damit  fdr  die  dort  wohnenden  Pfarr- 
Eingeeeaaenen  durch  einen  eigenen ,  sei  es  auf  ein  festes  Benefizium  oder  blos  als 
Hfllftgeistlichen,  angestellten  Priester  ^  bestimmte  Gottesdienste  und  geistliche  Funktio- 
nen vorgenommen  werden  ^.  Eine  solche  Kirche,  welche  ecclena  succursalüy  adjutrix 
oder ßlüUis  heisst^,  hat  in  gottesdienstlicher  Hinsicht  rechtlich  keine  andere  Stellung, 
als  eine  mit  der  Hauptkirohe  räumlich  verbundene  Kapelle  ^.  Der  Pfarrer  der  ersteren 


1  Aber  wohl  zur  Er^zung  derselben.  Wenn 
L  B.  der  Stifter  die  Zeit  für  die  In  der  Kapelle 
zu  eelebrirenden  Messen  nicht  bestimmt  hat ,  so 
hat  der  Pfsirer  das  Nihere  darüber  anzuordnen, 
Tgl.  Aota  s.  sed.  3,  92. 

s  Git.  Dekret  Ton  1703:  ^.  An  eonfratemit»- 
tes  lalconun  legitime  ereotae  In  ecolesils  paroohla- 
Ubiis  habeant  dependentiam  a  paiocho  in  explen- 
dls  fanetlonlbos  eoelesiastids  non  paioohlallbas  ? 
IL  An  dletae  confratemltates  ereetae  in  capellis, 
ontoiiis  tarn  publlds  quam  prlTatis  adnexls  pa- 
lochialibas  ecdtesüs  et  ab  eis  dependentlbns  ha- 
heant  dlctam  dependentiam  a  paiocho  quoad  die- 
tos  fnnetiones?  Ad.  I.  et  II.  AfflimatiTe".  Tgl. 
auch  Acta  s.  sed.  18,  193. 

s  Const  Innoc.  XIII. :  Apostolici  ministerii 
▼.  13.  Mai  1723  8.  14;  bnU.  Taniln.  21,  936: 
,qiioties  ob  looornm  dlstantiam  slve  Itlneris  difll- 
ciütatem  paioohlanl  sine  magno  inoommodo  pro 
sacramentls  perdplendls  dlvinisque  ofAcils  au- 
diendls  accedere  ad  ecdesiam  paiochlalem  ne- 
queant ,  tuno  qnidem  memineilnt  episcopl  licere 
elM  pro  suo  arbitrlo  Invlüs  etlam  rectoiibus  vel 
intra  easdem  parocMas  destinaie  alias  eedesias, 
In  qnibas  sacerdotes  parochorom  coadlutores  sa- 
enmenta  mlnlstrent  et  onltom  divinum  exhlbeant 
Tel  noTas  paroohlas . . .  constltuere^.  Vgl.  Bd.  IL 
8.417.  427u.  van  de  Bürgt  l.c  1,  244. 

4  Bd.  U.  S,  468. 

5  Bd.  IL  S.  323. 

8  Bd.  n.  S.  306.  307  und  auch  Acta  s.  sed. 
16,  137  (Entsoh.  d.  Congr.  conc.  v.  1883,  betref- 
fend eine  besondere  Hülfekirche  mit  dem  Bechte 
d«r  Geistlichen  zur  Celebrirung  der  Messe  an 
Festtagen ,  zur  Spendung  der  Sakramente,  auch 
der  Sterbe-Sakramente ,  sowie  zur  Katb  ;hismus- 
lehre  unter  Vorbehalt  der  Taufe ,  der  Eheeinseg- 
nung ,  der  österlichen  Kommunion ,  der  Kinder- 
Kommunion  und  der  Begräbnissfunktionen  für 
den  Pfarrer  der  Hauptkirche). 

''  Ein  solches  Yerhältniss  kann  auch  zufolge 
einer  s.  g.  unlo  subiectiva  entstehen.  Bd.  II. 
S.  427.  430.  Dies  Mutter-  und  Tochter-Verhält- 
niss  unterscheidet  sich  von  der  Bd.  n.  S.  307 
u.  S.  408  gedachten  matridtas  dadurch,  dass  bei 


letzterer  die  fllla  nicht  rechtlich  in  der  Abhän- 
gigkeit einer  Hülfskirche  zur  s.  g.  mater  steht. 

s  In  Hannover  helssen  solche  Hülflikirchen 
KapeUen  und  die  dazu  gehörigen  Pfarreingeses- 
senen: Kapellen-Gemeinden,  P.  Hinschlus, 
Kirchengesetze  v.  1874  u.  1875.  S.  122.  Anm.  2. 
Femer  gehören  hierher  die  in  Frankreich  und  in 
der  Bheinprovlnz  Torkommenden  Kapdien  und 
Kapellengemeinden  (ehapelUs ,  genauer  ehapelUa 
vieariaU^,  d.  h.  solche  kirchlichen  Gebäude 
nebst  ihren  Zugehörigen ,  welche  für  eine  Kom- 
mune zu  deren  Bequemlichkeit  (z,  B.  wegen  zu 
grosser  Entfernung  Ton  der  Pfarrkirche,  wegen 
beschwerlicher  Wege,  yegen  numlioher  Be- 
schränktheit der  Hauptkirche)  innerhalb  einer 
eigentliohen  oder  einer  Sukkursal-Pfarrd  (Bd.  IL 
S.  294.  n.  1)  errichtet  sind,  unter  Ldtung  eines 
der  Aufsicht  des  Pfarrers  oder  des  Desservants 
der  Sukkursal-Pfarrel  unterworfenen ,  zur  Resi- 
denz verpflichteten  Kaplans  stehen  und  von  allen 
zur  Kapelle  gehörigen  Einwohnern  der  Kommune 
unterhalten  werden,  weshalb  diese  keine  Beiträgo 
zu  den  Kultuskosten  der  Pfankirche  zu  leisten 
haben,  femer  die  chapeUea  simple$  ou  oommuna" 
Ua,  welche  dch  von  den  ersteren  dadurch  unter- 
schdden ,  dass  der  Kapellan  bei  ihnen  nicht  zu 
resldlren  braucht,  nicht,  wie  der  Vikar  bd  der 
Yikarlatskapelle  ein  Staatsgehalt  bezieht ,  sowie 
dass  falls  ihm  keine  Wohnung  beschafft  ist,  die  zur 
Kapelle  gehörigen  Gemeindeglieder  auch  zu  den 
Kosten  der  P&rrkirche  mit  beizutragen  haben, 
s. Dekret  v.  30.  September  1807  Art.  8 ff.,  ins- 
besondere art.  13:  ^^Les  chapeUes  ou  annexes 
d^pendront  des  eures  ou  succursales  dans  Tarron- 
dissement  desquelles  elles  seront  plao^es.  Elles 
seront  sous  la  survelllance  des  cur^s  ou  desser- 
vants  et  le  pretre  qul  y  sera  attaohtf  n^exercera 
qu*en  qualit^  de  vicaire  ou  de  chapdain",  Andr  tf 
cours  alphab^tique  de  Mgislation  dvile  ecded- 
astique  lY.  tfd.  4,  420;  Dursy,  Staatsklrohen- 
reeht  i.  Elsass-Lothringen  1 ,  200;  Staatsraths- 
gutachten  v.  10.  Dezember  1810,  Dur87a.a.O. 
1,  205;  Ordonnanz  v.  25.  August  1819,  a.  a.  0. 
1,  101,  vgL  femer  Gaudry,  traittf  de  Mglslation 
descultes2,  307;  Andrea,  a.  0.2,  92;  Gei- 
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ist  also  befugt,  fiber  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes  unter  den  vorhin  angegebenen 
Beschränkungen  zu  bestimmen  und  auch  selbst  in  derselben  zu  fungiren^. 

2.  Die  Privatoratorien  oder  Priyatkapellen.  Den  Gegensatz  gegen  die 
bisher  besprochenen  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebäude  bilden  die  s.  g.  oratoria 
prwata  oder  domeadca,  capellae  damesticae^,  d.  h.  derjenige  Raum  in  einem  gewöhn- 
lichen Hause  oder  auch  ein  selbstständiges  Gebäude,  in  welchem  gottesdienstliche 
Funktionen  durch  einen  Priester  fttr  einzelne  Personen  oder  einen  bestimmten  Per- 
sonenkreis,  ohne  dass  andere  das  Recht  des  beliebigen  und  freien  Zutritts  haben,  vor-i 
genommen ,  und  nicht  blos  seitens  einzelner  Gläubigen  oder  mehrerer  private  An- 
dachtsübungen und  Gebete  verrichtet  werden.  Besondere  Räume  der  letzteren  Art 
(oratoria  privata  im  weiteren  Binne)  kann  sich  jeder  ohne  Genehmigung  der  kirch- 
lichen Oberen  3,  namentlich  des  Bischoft^,  herstellen  lassen«  Sie  bleiben  aber  ebenso 
profane  Orte,  wie  die  Wohn-  und  anderen  Zimmer ,  in  denen  Jemand  r^elmässig  eu 
beten  und  seine  Andachtsflbungen  abzuhalten  pflegt. 

Bollen  in  solchen  Räumen  und  Baulichkeiten  dagegen  gottesdienstliche  Verrichtun- 
gen durch  einen  Priester  vorgenommen  werden,  so  bedarf  es  der  Erlaubniss  der  geist- 
lichen Oberen.  Nach  älterem  Recht  war  fdr  das  Messelesen  die  Genehmigung  des 
Bischöfe  erforderlich^,  nach  dem  Tridentinum<^  genügt  allein  ein  päpstliches  In- 


ge i,  d.  franzÖB.!!.  reichsl&ndisohe  Staatikirchen- 
recht  S.  185;  ferner  die  ehapelle$  de  aecourSf 
Hülfskapellen,  welche ,  da  sie  weder  einen  eige- 
nen OelBtllclien  haben ,  sondern  der  Gottesdienst 
in  ihnen  zu  bestimmten  Zeiten  (mehrmals  Im 
Monat)  Yon  den  Geistlichen  der  Pfarrkirchen  be- 
sorgt wird ,  und  da  ihnen  auch  kein  besonderer 
Sprengel  innerhalb  der  Pfarrei  zugetbeilt  wird, 
weder  In  vermögensrechtlicher  Beziehung  noch 
sonst  als  selbststandlg ,  sondern  y  obgleich  rEnm- 
lioh  getrennt,  doch  nur  als  Nebenaltäre  der  Pfarr- 
kirche gelten,  Gaudry  a.  a.  0.  p.  316;  Andrtf 
2,  98;  Geigel  a.  a.  0.  S.  187,  endlich  die  s.  g. 
Annexkirchen,  coinexes,  welche  nicht ,  wie 
die  eben  gedachten  Kapellen  Einrichtungen  der 
Kommune  sind,  sondern  auf  Verlangen  eines 
Theiles  der  höchstbesteuerten  Mitglieder  einer 
solchen  (der  Pfarrei)  gegen  eine  von  ihnen  durch 
privatrechtlichen  Akt  Übernommene  ünterhal- 
tungspflicht  gegründet  sind ,  ohne  dass  die  Ter- 
pflichteten  dadurch  von  den  übrigen  Pfarrlasten 
frei  werden,  und  an  denen  ein  besonderer  Kaplan 
fnngirt,  s.  das  cit.  Dekret  v.  30.  September  1807, 
Gaudry  a.a.O.  2,  315;  Andrtf  a.  a.0. 1, 168; 
Gelgel  a.  a.0.  S.190,  vgl.  auch  Van  de  ne  seh, 
die  Kapellen  u.  Annexkirchen  auf  dem  linken 
Rheinufer.  Paderborn  1874  So  verschieden  die 
Rechtsstellung  dieser  Kapellen  hinsichtlich  Ihrer 
äusseren  Verhältnisse  (der  vermögensrechtlichen 
Stellung  und  ünterhaltungspflicht)  ist,  so  dienen 
sie  doch  alle  in  gottesdlenstlicher  Beziehung  den 
Zwecken  der  Pfarrkirche ,  in  deren  Sprengel  sie 
belegen  sind,  und  der  bei  Ihnen  fungirende  Geist- 
liche ist  in  diesen  Beziehungen  von  dem  Pfarrer 
abhingig,  s.  das  dt.  Dekret.  Art.  13;  Auch  v. 
1851,  coli.  conc.  Lao.  4,  1193:  „Oratoria  ruralia, 
quae  vulgo  ecciesiae  annexae  dicuntur,  subjician- 
tur  parocho.  In  bis  annuente  episcopo  et  cunctis 
in  statu  decenti  composltis  eelebrare  licet  Qnoad 
alias  functiones  pastorales  illae  tantum  peragen- 


tur  quae  ab  episcopo  fuerlnt  determinatae^;  nur 
bei  den  Vikariatskapellen  erhalt  öften  der 
Vikar  oder  Kaplan  von  dem  Bischof  die  ordent- 
liche Pfanjurisdiktion  übertragen  und  ist  dann 
in  der  Verwaltung  derselben  von  dem  Pfarrer  un- 
abhängig, Albi  v.  1850, 1.  c.  4,  416:  ,;Cum  pen- 
sionem  stabilem  .  .  .  a  gubemio  reeipiant,  com- 
munius  oonceditur ,  ut  proprio  nomine  agant  et 
iurisdictione  fruantur  oi^inaria :  potiuntur  Igitur 
iurlbus  parochorum  et  fere  eisdem  pariter  subia- 
eent  oneribus.  Posteriores  vero  (die  Kapl&ne  der 
Annexkirchen)  precario  tantum  stipendlo  donati, 
communiter  iurlsdictlonem  mere  delegatam  red- 
piunt,  et  in  muneribus  obeundis  parocho  princi- 
palis  ecciesiae  subliciuntur,  nisi  episcopus  cuius 
est  suam  cuique  iurlsdictlonem  determinare,  ali- 
ter  stotuerit^ 

1  S.  0.  S.  813.  n.  1  u.  2. 

8  Glanbattlsta  Gattico  de  oratoriis  do- 
mesticis  et  de  usu  altarls  portatUis.  Rom  1752. 
1770,  auch  Rom  1766  (mit  Jos.  de  Bonis,  tr. 
de  oratoriis  publids  u.  Fortunatusa  Brlxia, 
de  oratoriis  domestlcis).  Diese  beiden  letzten 
Abhandlungen  stehen  auch  in  der  zu  $.  221 
Anm.  cit  Ausgabe  der  Schrift  von  Assemanus. 
Traittf  des  chapelles  domestlques  in  den  Anal, 
iur.  pontif.  1858.  p.  616  ff. 

>  Denn  sie  haben  für  das  Recht  keine  Bedeutung. 

«  c  33  (Pseudo-Oapit  Ingelheim  v.  826.  c.  6, 
Walter  corp.  iur.  can.  2,  370  aus  Bened.  Lev.  I. 
383  u.  II.  102}  Dist  I.  de  consecr. 

^  S.  0.  S.  isa  n.  2.  Allerdings  verbieten  noch 
Paris  V.  829.  I.  47  das  Messelesen  in  Privat- 
häusern, NothfaUe  ausgenommen,  Mansi  14, 
366;  schlechthin  Mainz  861  o.  862  c.  24,  LL. 
1,  416,  und  Metz  888  c.  8,  Mansi  18,  80,  in- 
dessen ist  mit  Rücksicht  auf  die  oben  dtlrten 
Stellen  wohl  zu  eig&nzen :  ohne  Erlaubniss  des 
Bischofs. 

«  S.  0.  S.  188.  n.  2.  a.  B. 


§.M4.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  gottesdienstliohen  Qebftude. 


315 


dvlt '.  Bb  gewährt  llbKoher  Weise  das  Recht,  die  Messe  (aber  keine  feierliehe  ^)  durch 
einen  yom  Ordinsrins  des  Orts'  approbirten  Weltpriester  oder  einen  mit  Erlanbniss 
smneB  Oberen  versehenen  OrdensgeistMehen  einmal  an  jedem  Tage  ^  mit  Ausnahme 
der  hohen  Festtage  ^  lesen  zu  lassen.  Voraussetzung  ist  aber,  dass  der  als  Oratorium 
benutste  Baum  aus  Mauerwerk  hergestellt  und  passend  eingerichtet  ist^,  und  dass  der 
Ordinarius  nach  yorgängiger  Untersuchung  und  TaugüchkeitserkUlrung  die  Oeneh- 
migiDig  SU  der  Messfeier  ertheilt^.  Das  Privileg  ist  an  das  Haus  oder  Gebäude,  ftir 
welehes  es  gewährt  worden  ist,  gebunden^.  Die  Messe  darf  gefeiert  werden,  nicht 
nur  wenn  derPrivilegirte,  an  welchen  das  Breve  geriohtet  ist»  sondern  auch  eine  andere 
Person,  wdcher  im  Text  des  Breves  die  Beftigniss  gewährt  ist,  die  Messfeier  zu  ver- 
langen y  derselben  anwohnt®.  Der  kirchlich«!  Pflicht,  die  Messe  an  allen  Sonntagen 
und  an  den  gebotenen  Festtagen  zu  hören  ^<^,  kann  der  Privilegirte  und  jeder,  welchem 
in  dem  Privileg  die  Beftigniss  zur  Anwesenheit  bei  der  Messe  beigelegt  ist^S  ^  ^^^ 


1  Denn  dss  TridenÜnnm  hat  das  frohere  Becht 
beseitigt.  Dahin  hat  sich  schon  Paul  Y.  In  einer 
Eneyklikay.  1615,  mitgetheüt  bei  Benedict. 
XIT.  de  saorifleio  mlasae  III.  6,  ansgesproehen, 
Tgl.  aneh  Fagnan.  ad  c.  27  X.  de  cens.  lU.  39. 
n.  18  ff.  S.  ferner  Benedict.  XIY.  const.  Magno 
rannere  t.  2.  Juni  1761.  $$.  11  ff.,  ein«d.  bull. 
3,  171«  Ein  solches  Indult  lantet  seinem  her- 
kömmlichen Inhalte  nach:  .  . .  ,,Tibi,  nt  in  pri- 
vate domns  tuae  solitae  habitationls  in  dloeoesi 
N.  existentis  oratorio  ad  hoc  decenter  muro  ex- 
structo  et  omato  sen  exstmendo  et  oinando  ab 
omnibns  domesticls  nsibns  libero  per  ordinarinm 
prins  Tisitando  et  approbando  ao  de  ipsias  ordi- 
narii  Iteentia,  eins  arbltrio  dnratuio,  unam  mls- 
sam  pro  nnoqnoqne  die,  dnmmodo  in  eadem  domo 
eelebrandl  Ucentia  qnae  adhne  dnret,  alteri  oon- 
oessa  non  fnerit,  per  qnemcumqne  sacerdotem  ab 
eodem  ordlnario  approbatum  saeenlarem  sen  de 
snperiomm  Ucentia  regnlarem,  sine  tamen  qno- 
mmcnmqne  iurinm  paxochialinm  praeindldo  ac 
paschalis  resuneetionis ,  penteeostes,  nativitatis 
domini  nostrl  Jesn  Christi  allisqne  solemnlorlbns 
anni  festls  diebns  (vgl.  dazu  Benedict  XIV.  const. 
dt.  $.  12 :  „quos  Inter  etiam  enumerantur  dies 
epiphaniae  et  aseensionls  domini,  annnndationls 
et  assumptionis  b.  Mariae  virg.,  omnium  sancto- 
rum  necnon  ss.  apoetolorum  Petri  et  Pauli  ac  ti- 
tulaiis  ecdesiae  loci'Q  exceptis.  In  tua  ac  famüiae 
et  hospitum  nobillum  tuorum  praesentla  cdebrarl 
facere  libere  et  lldte  possis  et  valeas  auctoritate 
apostolica  tenore  praesentium  eoncedimus  et  in- 
dulgemus  non  obstantibus  ete.  Volumus  autem, 
quod  familiäres  servltüs  tuis  tempore  diotae 
missae  actu  non  necessariis  ibidem  missae  huius- 
modl  Interessentee  ab  obligatione  audiendi  mls- 
sam  in  ecdesia  diebus  festls  de  praecepto  minime 
liberi  censeantur^  (bei  Ferraris  s.  ▼.  Oratorium 
n.  6>  Ygl.  dam  auch  Analecta  1.  c.  p.  642.  Die 
Behörde,  welche  die  Priyilegien  ertheilt ,  ist  die 
Sekretarie  der  Breven,  Bd.  I.  8.  422,  in  zweifel- 
haften Fallen,  wo  z.  B.  besondere  Begünstigungen 
in  Frage  kommen ,  auch  die  Congregatio  conoilii 
oder  rttuum  oder  episeoporum  et  regularium, 
Analect.  1.  e.  p.  642. 

2  Analeeta  1.  c  p.  648. 


'  Nur  überhaupt  zum  Messelesen ,  nicht  spe- 
deU,  Ferraris  1.  o.  n.  40. 

*  Privilegien  auf  die  Feier  einer  zweimaligen 
Messe  dnd  allerdings  auch  Torgekommeu ,  Bene- 
dict. XIY.  const  dt  $.  13.  Ist  das  Privileg 
zwar  auf  eine  Messe,  aber  auch  an  den  sonst  aus- 
genommenen Festtagen  gewährt ,  so  können  zu 
Wdhnachten  drei  Messen  (s.  o.  S.  186)  oelebrlrt 
werden.  1.  c.  §.  18. 

^  S.  das  mitgetheilte  Formular. 

^  Er  soll  allem  profanen  Gebrauche  entzogen, 
daher  durch  Mauern  von  den  übrigen  Räumen 
abgeschlossen  sein ,  die  Form  einer  Kapelle  und 
eine  besondere  Thür  besitzen,  Benedict  XIV. 
const.  dt  $.  12,  s.  auch  Analect.  1.  c.  p.  644; 
Ferraris  1.  c.  n.  17;  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  8.  99. 

7  Das  in  Rom  gebräuchliche  Approbations- 
dekret Analecta  1.  c  p.  646.  Wenn  der  Ort  ge- 
eignet ist,  muss  der  Bischof  die  Erlaubniss  geben, 
da  er  das  päpstliche  Privileg  zur  Geltung  zu  brin- 
gen verpflichtet  ist  und  es  nicht  durch  sein  Ver- 
halten illusorisch  machen  darf ,  Ferraris  1.  c. 
n.23. 

s  Soll  der  Raum  innerhalb  desselben  verlegt 
werden,  so  bedarf  das  neu  eingerichtete  Oratorium 
wieder  der  Approbation  des  Ordinarius,  Analect. 
1.  c.  p.  645. 

9  S.  Benedict  XIV.  const  dt  $$.  14 ff.; 
Probst  a.a.O.  S.  101. 

io  S.  0.  8.  217. 

^1  Unter  der  familia  des  Privilegirten  werden 
die  nahen  Angehörigen  des  Privilegirten,  also 
seine  Frau,  femer  seine  Kinder,  Eltern,  Ge- 
schwister, andere  Verwandte  und  deren  Ehe- 
gatten, aber  nur,  sofern  sie  zu  sdnem  Hausstande 
gehören ,  verstanden ,  nicht  solche ,  welche ,  ob- 
gleich de  in  demselben  Gebäude  wohnen ,  doch 
eine  eigene  getrennte  Wirthschaft  führen ,  Fer- 
raris L  c.  n.  61.  66.  Die  femer  berechtigten 
hospites  nobiles  dnd  zufolge  ihres  Gesohlechtes 
oder  ihrer  Würde  oder  ihrer  Stellung  angesehene 
Gastfreunde,  welche  vorübergehend  im  Hause  des 
Indultars  verweilen.  Weiteres  Detail  a.  a.  0. 
n.  57.  68.  Die  Familiären  des  letzteren ,  also 
namentlich  seine  Dienstleute ,  gehören  im  All- 
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I.  Die  Hierardiie  und  die  Leitung  der  Eirehe  durch  dieselbe. 


[§.  214. 


Oratorium  genflgen  ^  Die  Eommanion  darf  in  demselben  während  der  Hease^  allein 
mit  Erlaubniss  des  Bischofs^  ertiieiJt,  nnd  das  Sakrament  der  Busse  nur  in  üninhwi 
Fällen,  in  denen  dies  auch  sonst  in  Privathäusem  statthaft  ist^,  verwaltet  werden  ^. 
Ausgeschlossen  ist  endlich  die  Vornahme  von  Parochial-Funktionen ,  —  also  insbe- 
sondere die  feierliche  Taufe,  die  Eheeinsegnung,  die  Auss^nung  von  Wöchnerinnen, 
sowie  die  Spendung  der  öffentlichen  Kommunion  nicht  zulässig^. 

Hat  der  Bischof  nach  stattgehabter  Untersuchung  die  Erlaubniss  zur  Ausfibnng  des 
Privilegs  ertheilt,  so  ist  er  später  zu  beliebigen  Visitationen  berechtigt^,  nicht  blos  ans 
gegebenen  Anlässen  (z.  B.  auf  Denunziation,  zufolge  umlaufender  Öffentlicher  Oerflehte) 
befugt,  sich  davon  zu  überzeugen,  ob  das  Oratorium  in  dem  geeigneten  Stande  unter- 
halten wird^.  Wenn  das  nicht  der  Fall  ist ,  so  kann  er  die  gegebene  Erlaubniss  zur 
Benutzung  zurückziehen ^,  womit  freilich  das  Privilegium  als  solches  nicht  erlischt^. 

Auch  die  Widmung  des  Oratoriums  zu  profanen  Zwecken,  wozu  der  Privilegirte 
an  sich  berechtigt  ist,  womit  aber  die  Befngniss,  die  Messe  weiter  lesen  zu  lassen, 
aufhört ,  beseitigt  das  Privileg  nicht  seiner  Substanz  nach  ^^,  der  Begünstigte  kann 
also  später  unter  den  schon  gedachten  Bedingungen  ein  neues  Oratorium  anlegen  und 
dann  wieder  von  seinem  Privileg  Gebrauch  machen  ^^ 

Wohl  aber  ftllt  dasselbe  mit  dem  Tode  des  Privilegirten  zusammen  ^^  und  geht 
nicht  auf  dessen  Erben  über^^ 

Ohne  das  Vorliegen  eines  päpstlichen  Privilegs  darf  der  Ordinarius  selbst  nicht 
einmal  vorübergehend  im  Falle  eines  gerechtfertigten  Grundes  das  Messelesen  in 
Privatoratorien  gestatten  ^^,  vielmehr  ist  dies  nur  unter  denselben  Voraussetzungen 


gemeinen  nicht  zu  denjenigen  Personen ,  welche 
dnxch  Anwohnnng  einer  solchen  Messe  der  be- 
zeichneten Pflicht  nAchkommen ,  vielmehr  ist 
dies  nnr  der  Fall  bei  solchen,  welcher  der  Privi- 
legirte während  der  Zeit  der  Messe  in  seinem  Hanse, 
also  nicht  gerade  (z.  B.  wegen  Krankheit  bei  der 
Messe)  selbst  benothigt  ist,  a.  a.  0.  n.  52.  60. 

1  Für  die  Festtage ,  an  denen  die  Messe  nicht 
gelesen  werden  soll ,  gilt  dies  selbstverständlich 
nicht,  es  sei  denn ,  dass  das  Privileg  daianf  lau- 
tet, oder  gerade  deshalb ,  weil  der  Privilegirte 
wegen  Krankheit  nicht  zur  Kirche  gehen  kann, 
ertheilt  worden  ist 

2  Denn  mit  dem  Privileg  ist  eine  solche  Er- 
laubniss nicht  ohne  Weiteres  gegeben ,  vgL  Be- 
nedict. XIV.  const  clt.  $.  23. 24 ;  einsd.  insüt. 
XXXIY.  n.  12.  För  den.Fall  der  Noth  bedarf  es 
der  Gestattung  nicht.  Des  Weiteren  s.  o.  S.  76. 

»  S.  0.  S.  124. 

*  Const  Benedict.  XIV.  dt.  §.  20. 

^  Nach  dem  ausdrflcklichen  Wortlaut  der  In- 
dulte. 

®  Das  schreiben  auch  besonders  die  Prov. 
Konzilien  v.  Tarragona  1717  u.  Auch  1851,  coli, 
oonc.  Lac.  1,  762  u.  4,  1193  vor. 

7  Die  Doktrin,  welche  die  Ylsitotionsberechtl- 
gung  des  Ordinarins  verneint ,  hat  dies  aus  c.  27 
(Gregor.  IX.)  X.  de  censib.  III.  39  u.  c  1  $.  1 
f Innoa  IV.)  in  VIto  eod.  IIL  20,  wonach  von  Privat- 
oratorien keine  Yisitations-Prokuration  gefordert 
werden  kann,  hergeleitet,  s.  darüber  Fagnan. 
dlscept.  de  grangiis  hinter  c.  27  X.  oit.  n.  25 ; 
Ferraris  1.  c.  n.  25;  Acta  s.  sed.  17,  24,  in- 


dessen mit  Unrecht,  denn  das  Verbot  der  Proku- 
ratlon  schliesst  das  Visitationsrecht  als  solches 
nicht  aus,  vgL  anoh  die  vor.  Aum. 

s  Denn  ebensowenig,  wie  er  die  Erlaubniss 
willkürlich  verweigern  darf,  o.  S.  315.  n.  7,  ist 
er  befngt  sie  beliebig  und  ohne  gerechtfertt^rten 
Grund  zurückzunehmen,  Analecta  L  c  p.  646. 

9  Nur  die  Ausübung  des  Privilegs  ist  von  der 
Erlaubniss  des  Ordinarius  abhängig,  folglich  kann 
die  Zurückziehung  dieser  das  Privileg  selbst  nicht 
vernichten. 

^0  Weil  darin  allein  noch  keine  konkludente, 
einen  Verzieht  begründende  Handlung  liegt ,  9, 
auch  Bd.  HL  S.  816. 

11  Dies  ist  anch  die  herrschende  Meinung, 
Ferraris  1.  c  n.  20. 

13  Denn  es  wird  immer  für  eine  bestimmte 
oder  mehrere  bestimmte  Personen  ertheilt,  ist 
also  ein  persönliches,  s.  auch  Bd.  III.  S.  817. 

^  Im  übrigen  kommen  die  allgemeinen  von 
den  Privilegien  geltenden  Gmnds&tze  zur  An- 
wendung. So  erlischt  es  z.  B.  nicht  mit  dem 
Tode  des  Papstes ,  welcher  es  ertheilt  hat,  wohl 
aber  kann  es  der  Papst  widerrnfen,  Bd.  III. 
S.  817.  818. 

1*  Dies  hat  man  früher  mehrfach  angenommen, 
s.  Gallemart,  conc.  Tridentin.  Sess.  XXII. 
decr.  de  obs.  celebr.  missae  n.  6  nnd  die  Anfüh- 
rungen bei  Bouix,  tractat.  de  episcopo  ed.  11. 
2,  126,  so  auch  noch  Probst  S.  99,  indem  dss 
Verbot  des  Tridentlnums  nur  auf  die  licentia 
perpetua  celebrandi  per  modum  habitus,  nicht 
aber  auf  die  licentia  per  modum  actus  pio  aUquo 
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Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  gottesdienstlichen  Gebftude. 
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ittliasig ,  unter  welchen  aneh  an  jedem  anderen  anständigen  Orte  ausserhalb  der 
▼oigeschriebenen  Kirchen  celebrirt  werden  darf  ^ 

Die  praktisch  wichtige  Frage  nach  der  Zuständigkeit  des  Bischofs  und  des  Papstes 
lar  Gestattong  der  Messfeier  und  anderer  gottesdienstlicher  Funktionen  in  den  Ora- 
torien bestimmt  sich  also  danach,  ob  dasselbe  ein  öffentliches  oder  privates  ist.  Ent- 
schadend  daitlr  ist  einmal  die  Zweckbestimmung ,  welche  der  Eigenthttmer  dem  von 
ihm  errichteten  Oratorium  geben  will,  und  femer  der  weitere  Umstand,  ob  dasselbe 
uaeh  Beschaffenheit  und  nach  Lage  ftlr  den  gewollten  Zweck ,  namentlich  wenn  es 
ein  öffentliches  sein  soll,  gebraucht  werden  darf.  Ein  Oratorium,  welches  nur  durch 
die  Privaträume  des  Eigenthflmers  betreten  werden  kann ,  erscheint  fflr  den  öffent- 
lichen Gebrauch  nicht  geeignet.  Liegt  dasselbe  zwar  innerhalb  der  Privatrftume,  ist  es 
indessen,  ohne  dass  es  sich  an  einer  öffentlichen  Strasse  befindet,  z.  B.  durch  Privat- 
wege  oder  durch  einen  Hofraum  frei  zugänglich,  so  ist  seine  Benutzung  als  öffent- 
liches Oratorium  nicht  absolut  ausgeschlossen  2.  Es  genligt,  dass  in  einem  solchen 
Falle  der  Eigenthttmer  in  ober  öffentlichen  Urkunde  die  Verpflichtung  ttbemimmt, 
den  etwaigen  seiner  Verfligung  unterstehenden  Zugang  für  die  gottesdienstlichen 
Zwecke  stets  offen  zu  halten  \ 

Da  das  Tridentinnm^  die  Messfeier  nur  in  Privathäusem  verbietet,  so  gelten  die- 
jenigen Oratorien,  welche  ihrer  Lagenach  zwar  als  private  zu  betrachten  sein  wftrden, 
aber  sich  in  anderen  als  Privat-Oebäuden  befinden,  nicht  als  private,  sondern  als  öffent- 
liche. IHes  ist  der  Fall  bei  den  Oratorien  in  den  Palästen  der  Kardinäle  und  Bischöfe  &, 


teraporo  bezogen  waide.  Daa  Tridentlnum  macht 
aber  diesen  Unterschied  nicht,  und  so  hat  schon 
Fagnan.  ad  c.  30  X.  de  privlleg.  Y.  33.  n.  13 
sieh  nnter  BeniAtng  auf  mehrere  Entscheidungen 
der  Congr.  eone.  dagegen  erklärt.  Damit  stimmt 
aaeh  die  nenere  Praxis  der  letzteren  überein ,  s. 
die  Entseh.  1847  für  Münster,  Analeet.  1.  c. 
c  634,  Ben  SB  et  Lingen,  cansae  selectae 
Congr.  eono.  S.  8Ö6 :  „non  Heere  episcopo  hnlns- 
modi  Ucentlas  qnocnmqne  snb  ohtentn  concedere 
ne  pro  actn  qnldem  mere  transennte: 
hanc  faenltatem  esse  soll  Romano  pontiflci  reser- 
Tatam,  eidemqne  episcopo  literas  s.  congregatio- 
nis  a  Paulo  Y.  approbata^  expediri  et  qnoad  fa- 
evltatee  hncnsqne  alias  qnam  a  Romano  pontlflce 
eoneessas  consnlendnm  Sanctissimo  pro  earnm- 
dem  sanctlone*',  s.  anch  die  Entsch.  von  1851, 
Renss  et  Lingen  1.  c.  p.  855.  8Ö8. 

1  &  0.  S.  189.  Nor  so  ist  die  Entsch.  d.  Oongr. 
cone.  T.  1866,  Analeeta  1.  c.  p.  640  (s.  0.  S.  188. 
n.  ö)  zu  Terttehen. 

s  Insbesondere  irird  die  Tanglichkelt  nicht  da- 
durch beseitigt,  dass  das  Oratoiinm  nicht  ganz 
freisteht  nnd  nicht  von  den  benachbarten  Prirat- 
hansem  isolirt  ist,  Analect4  L  c.  p.  652. 

3  So  naoh  der  Praxis  der  Cougr.  conc.  1.  c. 
p.  661.  662.  Ans  früherer  Zeit  haben  sich  in 
manchen  DiSeesen  Oratorien  oder  Kapellen  erhal- 
len, welche  mitten  in  SchlSssem  oder  PalSsten 
tlegen ,  in  welehen  aber  ausser  der  Familie  des 
Eigenihümers  ein  Theil  der  nahe  wohnen- 
den BerSlkernng  regelmässig  die  Messe  gehört, 
aneh  wohl  die  Beichte  abgelegt  nnd  die  Encha- 
rlstle  empfangen  hat ,  für  welche  mitunter  sogar 


kirchliche  Beneflzien  errichtet  nnd  endlich  selbst 
Ablassprivilegien  ertheilt  sind ,  ohne  dass  diese 
Gebäude  einen  Zugang  von  der  öffentlichen  Strasse 
aus  besitzen.  S.  hierher  gehörige  Fälle  bei  F e  r- 
raris  1.  c.  n.  87  ff. :  Analeeta  1.  c  p.  636.  664; 
Acta  s.  sed.  8,  69.60;  Reuss  et  Lingen, 
cansae  selectae  p.  868  (vgl.  auch  H.  v.  u.  z.  A uf- 
se  »8,  Bechtsverhältniss  des  Privat-Gottesdienstes 
u.  des  öffentlichen  Gottesdienstes,  nachgewiesen 
a.  d.  Gesch.  d.  Schlosskapelle  zu  Freyenfels.  Er- 
langen 1846.  S.  16.  39.  86.  116. 136).  Die  Con- 
greg.  conc.  hat  solche  Oratorien  f&r  öffentliche 
erklärt ,  und  die  bestehenden  Yerhältnisse  unter 
der  Bedingung  aufrechterhalten ,  dass  entweder 
der  Eigenthümerauf  das  Eigenthum  des  Zngangs- 
terrains  verziehtet  oder  mindestens  eine  Erklärung 
der  im  Text  gedachten  Art  ausstellt. 

♦  S.  o.  S.  188.  n.  2. 

^  S.  0.  S.  188.  In  diesen  können  die  Bischöfe 
die  Messe  lesen  und  auch  bischöfliche  Funktionen 
vornehmen,  z.  B.  Armen  und  ordiniren,  sofern 
nicht  etwa,  wie  für  die  General- Ordinationen, 
durch  das  Gesetz  die  Benutzung  einer  bestimm- 
ten Kirche  (Bd.  I.  S.  114)  vorgeschrieben  ist, 
oonst  Benedict.  XIY.  Magno  dt  $.  1 ;  van  de 
Bürgt  1.  c.  p.  200.  201.  Auch  dürfen  andere 
Priester  selbst  während  der  Yakanz  des  bischöf- 
lichen Stuhles  in  denselben  die  Messe  lesen.  Die 
Gläubigen,  welche  der  Messe  in  einer  solchen 
Kapelle  beiwohnen ,  genügen  der  vorgeschriebe- 
nen Pflicht  (s.  0.  S.  217),  s.  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc  bei  Ferraris  1.  c  n.  69.  u.  d.  Ck>ngr.  rit. 
bei  Gardellini  ed.  dt.  n.2107;  1,  369  und 
n.  6200;  4,  178. 
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I.  Die  Hienurehie  und  die  Leitung  der  Kirche  duieh  dieselbe. 


[§.  216. 


in  den  Klöstern  ^^  in  den  f&r  kirohliche  nnd  fromme  Zwecke  mit  Oenehmigiing  der  kirob- 
liehen  Oberen  (des  Papstes  oder  der  Bischöfe)  gegründeten  Anstalten ,  8o  in  den 
Hftnsem  ordensfthnlicher  Kongr^ationen,  in  den  kirchlichen  Seminarien,  Hospitälern, 
Waisenhänsem,  Erziehungsanstalten  und  in  den  Häusern  kirchlicher  Bruderschaften  ^ 
endlich  auch  in  solchen  Anstalten,  welche  zwar  nicht  unter  kirchlicher ,  aber  Öffent- 
licher, staatlicher  oder  kommunaler  Autorität  (wie  die  Gefangen-,  Waisen- und  Kranken- 
häuser) errichtet  sind  ^.  In  allen  diesen  Fällen  kann  also  der  Bischof,  soweit  sie 
nicht  ezemt  sind^,  die  Celebration  der  Messe  und  alle  Funktionen,  welche  an  aioh  in 
öffentlichen  Kapellen  vorgenommen  werden  därien^,  gestatten®.  Es  können  also 
auch  die  Gläubigen,  soweit  sie  nicht  durch  das  Kirchengesetz  gehindert  sind 7,  oder 
etwa  der  Bischof  oder  der  Obere  der  Anstalt  Nichtangehörigen  den  Zutritt  verbietet^, 
dem  Gottesdienst  beiwohnen  und  ihrer  Pflicht  in  Bezug  auf  die  Messe  genägen  ^. 

§.215.    B,  Die  Errichtung  der  JdrchUchen  Oebäude^K 

I.  Das  kirchliche  Recht.  Soweit  die  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden 
gleichzeitig  mit  der  Neubegrttndung  kirchlicher  Organisationen  oder  Anstalten  (z.  B. 
eines  Bisthums,  einer  Pfarrei  oder  einer  Kollegiatkirche)  und  mit  der  Veränderung 


1  Sofern  dieselben  mit  Genehmignng  der  Ge- 
neral- oder  ProYinzial  -  Oberen  (nicht  blos  der 
Lokal-Oberen)  errichtet  alnd,  Reiffenstnel 
III.  41.  n.  19;  Ferraris  1.  c  n.  72 ff.  79,  nnd 
zwar  kdnnen  in  denselben  nicht  nur  Regulär«, 
sondern  anch  Weltprlester  die  Messe  lesen,  sowie 
die  Oliubigen  ihre  Pflicht,  die  Messe  zn  hören, 
erfAllen.  Die  Oratorien  in  den  granglae  der 
Klöster  oder  Mönche,  d.  h.  in  lindlichen,  den 
Zwecken  des  Ackerbaues  dienenden ,  wesentlich 
für  Laienbrüder  bestimmten  Gebäuden  oder  in 
solchen,  in  welchen  nur  einzelne  Mönche ,  z.  B. 
zur  Erholung  sich  aufhalten,  bei  welchen  aber 
kein  Konyent  besteht,  sind  indessen  oratoria  pri- 
vata,  für  welche  dasselbe ,  wie  für  die  gewöhn- 
lichen PiiTat-Oratorien  gilt,  Fagnan.  disc.  de 
grangiis  ad  c.  27  X.  de  cens.  UI.  39.  n.  2.  3; 
Ferraris  1.  c.  n.  78;  Tan  de  Bürgt  1.  c. 
p.  193. 

In  den  Nonnenklöstern,  d.  h.  solchen ,  welche 
der  Klausur  unterworfen  sind ,  dürfen  zwar  auch 
Oratorien  errichtet  werden ,  aber  diese  können, 
weil  die«  durch  die  Klausur  gehindert  wird,  nicht 
der  öffentlichen  Benutzung  freistehen,  also  nicht 
öffentliche  Oratorien  sein,  wennschon  durch 
päpstliches  Indult  das  Privilegium  gewährt  wird, 
nach  Untersuchung  des  Ordinarius  dort  für  kranke 
Nonnen  die  Messe  zu  lesen  und  ihnen  die  Eucha- 
ristie zu  spenden,  Fagnan.  ad  c.  27  dt.  n,  26; 
▼an  de  Bürgt  p.  197. 

3  Fagnan.  ad  c  1  X.  de  privUeg.  V.  33. 
n.  21  ff. 

3  Entsch.  d.  Gongr.  Ck>nc  t.  1847  bei  L  In  gen 
u.Beuss  L  c.  p.  ^8. 

^  Ist  dies,  wie  bei  den  Oratorien  in  den  Klö- 
stern der  exemten  Orden  der  Fall,  so  hat  der 
Ordensobere  das  Kecht  zur  Ertheilung  der  noth- 
wendigen  Genehmigung. 


5  S.  0.  S  311. 

0  Ist  es  noch  selbst  zulässig ,  dass  dergleichen 
Anstalten  zu  Pfarreien  erhoben  weiden  können, 
s.  0.  S.  310 

7  Z.  B.  Frauen  an  der  Theilnahme  dee  Gottui- 
dienstes  in  den  innerhalb  der  Klausur  belegenen 
Oratorien  in  Mannsklöstern. 

8  Zunächst  sind  diese  Kapellen  für  die  Zwecke 
der  betreffenden  Anstalt  und  die  Zugehörigen 
derselben  bestimmt,  und  haben  deswegen  nicht 
den  Charakter  der  öffentlichen  Kapellen,  well 
der  Besuch  Jedem  Gläubigen  flreisteht ,  sondern, 
weil  die  Gebäude ,  in  denen  sie  sich  befinden, 
im  Sinne  des  Tridentinums  nicht  zu  den  Privat- 
hänsem  gerechnet  werden  können.  Begrifflich 
ist  also  bei  ihnen  die  Femhaltung  anderer  Per^ 
sonen  nicht  ausgeschlossen,  und  eine  solche  kann 
gerade  im  Inteiesse  der  Anstalten  und  der  Errei- 
chung ihrer  Zwecke  (wie  z.  B.  bei  Gefangenen- 
Anstalten)  oder  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  bei 
Hospitälern  für  mit  ansteckenden  Krankheiten 
behaftete  Personen)  geboten  sein.  So  auch  van 
de  Bürgt  1.  o.  p.  201.  205. 

^  Das  ist  in  Bezug  auf  die  zuletzt  besproche- 
nen Anstaltskapellen ,  in  Betreff  welcher  keine 
direkten  Vorschriften  darüber,  wie  in  den  Privi- 
legien für  die  Regulären  Torliegen ,  nicht  unbe- 
stiitten ,  entspricht  aber  der  herrschenden  Mei- 
nung, vgl.  darüber  van  de  Bürgt  1.  o.  p.  204. 
Diese  erscheint  begründet,  weil  der  Pfarrzwang  in 
Bezug  auf  die  Messverpflichtung  überhaupt  nicht 
mehr  besteht  (Bd.  II.  S.  300)  und  weil,  wenn  die 
Kapellen  dieser  Anstalten  rechtlich  als  öffentlich 
gelten,  kein  Grund  vorliegt,  sie  in  der  fraglichen 
Hinsicht  anders  zu  behandeln ,  als  die  sonstigen 
Oratorien  der  gedachten  Art,  s.  o.  S.  188. 

10  Jo.  Phil.  Garrach,  diss.  de  iure  eondeodi 
capeUar.  Hai.  SaL  1760. 


}.  21S.]        Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Enriohtung  der  Idrchlichen  Gebftude. 
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Bokher  (wie  z.  B.  einer  Pfarr-Dismembrsiion)  erfolgt,  kommen  die  schon  Bd.  n. 
8.  387  ff.  besprochenen  Qmndsfttse  znr  Anwendung.  Hier  steht  daher  nor  noch  die 
Emchtnng  anderer  Kirchen,  welche  nicht  den  erwAhnten  Zwecken  dienen,  wie 
namentlich  die  von  öffentlichen  Kapellen  in  Fraget 

Erforderlich  ist  dafür 

1.  die  Zustimmung  des  Bischöfe  ^  oder  des  Ordinarius  ^  der  betreffenden  DiOcese, 


t  Wtf  die  Eirichtuiig  Yon  Klotterkirelieii  be- 
trifft ,  80  gelten  dafür  die  Regeln  über  die  Neu- 
Vegrandnng  Ton  Klöstern  Überhaupt,  welche  erst 
unten  in  der  Lehre  Ton  den  Orden  besprochen 
werden  können. 

•  c  44  (capit  ap.  Sali  ▼.  803)  0.  XVI.  qu.  1 ; 
e.  4  {Alex.  IV.  v.  1266)  in  Vlto  de  privil.  V.  7. 

Die  Oenehmignng  des  Papstes  ist  niemals  für 
alle  Kirchen  gefordert  worden.  Das  Fragm.  Nicol.  I. 
xw.  868  n.  867  ad  clemm  et  pleb.  Nonens.  (o. 
Noeens.)  bei  Deusdedit  coli.  can.  I.  128  n.  c.  8 
Dist  L  de  consecr. :  „ecclesla,  i  e.  catholloontm 
ooflectio,  qnomodo  sine  apostoUcae  sedls  insti- 
taetnr  nutn,  qnando  Inxta  sacra  decreta  nee  ipsa 
debet  absqne  preceptione  papae  baslUca  noviter 
eonstral,  qne  ipeae  cathoUcorom  intra  semet 
impleeti  eaterram  dinosdtai^,  bezieht  sich  wohl 
auf  die  Errichtung  einer  Kathedrale,  wozu  bereits 
im  9.  Jahrhnndezt  die  Zusttmmnng  des  Papstes 
gefozdert  wnrde,  Bd.  II.  S.  381.  382,  da  schon 
i.  879 ,  also  bald  nachher  ein  Bischof  Ton  Nona 
(später  znm  Erzhisthnm  Spoleto  gehörig)  vor- 
kommt, Garns,  series  episcoporam  p.  411 ,  und 
die  Dekretale  füglich  die  Gri&dnng  dieses  Bis- 
thnms  betroifen  hsben  kann. 

In  Italien  haben  die  römischen  Bischöfe  seit 
dem  5.  Jahrhundert  allerdings,  allein  innerhalb 
der  Grenzen  des  römischen  MontropoUtanbezirks, 
zwar  nicht  die  Befugniss  der  Zustimmung  zur 
Nen-Errichtnng  von  Kirchen  und  Oratorien,  wohl 
aber  die  praktisch  zu  demselben  Ergebniss  füh- 
rende Befugniss,  die  Erlaubniss  zur  Konsekration 
zaertheilen,  in  Anspruch  genommen,  ep.  Gelas.  I. 
ad  epise.  Lucas,  v.  494  c.  4  (in  c.  6  pr.  Dist.  I  de 
oonseer.):  „baailicas  noviter  institutas  nonpetitis 
ex  more  praeceptionibus  dedicare  non  audeant^u. 
c  25  (c  4  Dist.  cit.) ;  fxagm.  Gelas.  1. 494  o.  496 
(c  ö.  Dist.  cit).  fragm.  eiusd.  496  0.496  (c.  7 
Dist  dt.),  s.  auch  die  Anweisung  Gelasiusl. 
V.  498  0.494  an  den  Bischof  ▼.  Lavino  auf  Bitten 
der  Gründer  einer  Basilica,  diese  zu  dedieiren, 
hei  Loewenfeld,  epistolaepontilroman.  p.l, 
und  dieses  Recht  ist  praktisch  von  ihnen  auch 
bis  in  das  7.  Jahrhundert  hinein  geübt  worden, 
s.  gleiche  Anweisungen  v.  Pelagius  II.  zw. 
66Ö--Ö60  bei  Deusdedit  UI.  207,  Mansi  9,  734 
(Bd.  I.  316.  n.  2.);  v.  Gregor  I.  ep,  IX.  84,  ed. 
Bened.  2,  994;  X.  2, 1.  c  p.  1043;  Xa  11 , 1. 
c  p.  1187  u.  Bd.  I.  S.  316.  n.  7.  (Jaf  f  tf  reg.  IL 
ed.  n.  1707.  1692. 1696)  und  die  Citate  Bd.  II. 
&  316.  n.  3,  sowie  im  Über  diumus  ed.  de 
Bozi^re  n.  10  p.  36  (petitio  dedicatlonis  ora- 
torii)  und  n.  11  p.  38  (responsum  ozatorii  dedi- 
candi),  vgl.  aueh  n.  18—20.  p.  46  ff.  Die  römi- 
schen Bisehöfe  haben  diese  Befugniss  zur  Gel- 
tung zu  bringen  gesucht,  um  die  Dedikatlon  der 
Kirchen  für  unbekannte  Heilige  oder  gar  als 
Ketzer  verstorbene  Personen  zu  verhindern,  ep. 


dt.  ad  epise.  Lucan.  o.  26.  Thiel  p.  376:  „Hoc 
sumus  tamen  indicio  detestabiliore  permotif  quod 
in  quocunque  nomine  deftinctorum,  et  quantum 
didtor,  neeomnlno  fldellum,  construotiones  aedi- 
flcatas  sacris  processionibus  (d.  h.  dem  öffent- 
lichen Gottesdienst,  s.  Bd.  H.  S.  619.  n.  4)  au- 
dacter  Instltoere  memorantux"  und  dies  hangt 
mit  der  Tendenz  zusammen,  die  sich  immer  mehr 
ausbreitende  Heiligen -Verehrung  (s.  o.  S.  241 
n.  6)  wenigstens  auf  den  Kultus  geisigneter  Per- 
sonen zu  beschranken ,  wie  dies  namentlich  der 
Umstand  ergiebt,  dass  In  dem  dtlrten  Schrdben 
stete  der  Heilige  erwähnt  wird,  und  in  den  For- 
mularen des  liber  diumus  sich  ebenfalls  eine  ent- 
sprechende Stelle  dafür  findet.  Dass  dahd  nicht 
die  Prüfung  der  ZuUsdgkelt  der  Errichtung  der 
Kirchen  und  Oratorien  überhaupt  in  Frage  ge- 
standen hat,  zeigt  dch  darin,  dass  diese  gewöhn- 
lich ausdzückUoh  dem  Bischof  sdtens  des  Papstes 
überlassen  wird  (s.  z.  der  Worte :  „si  in  tua  dioe- 
cesi  memorata  constructlo  iure  consistit"  in  ep.  dt. 
PelagU  L  und  Über  diumus  n.  11).  Ausserhalb 
des  römischen  Metropolitanbezirkes  ist  daher  auch 
von  der  Nothwendigkdt  der  pipstlichen  Ge- 
nehmigung zur  Konsekration  und  Dedikatlon 
nicht  die  Rede,  ja  Zacharias  I.  weist  sdbst  in 
einem  Briefe ,  in  welchem  die  sdt  Gelasius  I. 
vorkommenden  Formulare  benutzt  sind,  die 
Konsekration  unbeschränkt  den  Bischöfen  zu 
(Bd.  I.  S.  316.  n.  4> 

Wie  in  frankischer  Zeit  das  Recht  des  Bischofs 
zur  Ertheilung  der  Genehmigung  för  die  Errich- 
tung und  Konsekration  von  Kirchen  und  Ora- 
torien (s.  auch  Bd.  II.  S.  384;  Löning,  Gesch. 
d.  deutsch.  Kirchenrechts  2 ,  361)  nirgends  be- 
zwdfelt  wird ,  so  ist  aueh  später  durch  die  Par- 
tikularsynoden gegen  vielfach  vorkommende  Ver- 
letzungen das  Recht  des  Bischofs  zur  Konsens- 
ertheilung  wiederholt  betont  worden,  s.  z.  B. 
London  1102.  c  15,  Mansi  20,  1161 :  „Ne  novae 
capellae  flant  sine  consensu  episoopi^ ;  London 
1138  c.  12,  L  c21,  513 :  „ne  quis  absque  UcentU 
episcopi  sui  ia  possessione  sua  ecdedam  vel  ora« 
torinm  consütuat" ;  Mainz  1261  c.  14, 1.  c.  23, 1084 
(gegen  die  Mönche  unter  Androhung  der  Zer- 
störung der  so  erbauten  „ecclesia^');  Mdland 
1287  c.'24  (1.  c.  24,  879:  „oratoria,  dtaria,  ca- 
pellae et  ecdesiae");  Trier  1310  c.  62  (1.  c.  25, 
264 :  „ecdesiae,  capellae,  oratoria,  hospitalla  seu 
aUa  pia  loca  et  religiosa'') ;  Paris  1314.  c  11, 1. 
c.  p.  635  (gegen  den  Bau  von  „oratoria  vel  ca- 
peUae«"  durch  Sxemtel;  Mardac  1326.  c  37,  L 
c  p.  790  (desgleichen);  Magdeburg  1370  c  31, 
1.  c.  26,  583  (desgleichen);  SynodalsUtuten  v. 
Camin  aus  d.  16.  Jahrb.  im  Arch.  f.  kath.  K.-  R. 
37,236. 

3  Also  z.  B.  des  praelatus  nullius,  Bd.  II. 
S.  344 ;  bei  Erledlgnng  des  bischöflichen  StuUes 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  215. 


nnd  zwar  anch  in  dem  Falle,  dass  innerhalb  derselben  die  Errichtung  seitens  eines 
exemten  Ordens  oder  einer  exemten  Körperschaft  beabsichtigt  wird  ^,  wogegen  solche 
Neugründungen  seitens  der  letzteren  innerhalb  ihrer  exemten  Gebiete  allein  der  (Ge- 
nehmigung des  Papstes  bedtlrfen^. 

Ob  die  Zustimmung  des  Bischofs  ausdrücklich^  oder  stillschweigend^,  schon  vor 
der  Errichtung  oder  nach  derselben  ertheilt  werden  muss,  ist  streitig.  Ans  dem  dem 
Bischof  fClr  die  Neugrttndung  vorgeschriebenen  Verfahren  ergiebt  sich  aber^  dass  diese 
Genehmigung  eine  ausdrückliche  sein  muss  ^.  Im  Voraus  braucht  sie  nicht  gegeben 
zu  werden,  vielmehr  kann  der  Bischof  auch  ein  schon  vorhandenes,  geeignetes  ein- 
gerichtetes Gebäude  zur  Kirche  oder  Kapelle  bestimmen  und  konsekriren  7. 

2.  Muss  eine  justa  causa,  ein  genügender  Grund,  eine  necessttas  oder  eine  tUütias 
oder  ein  s.  g.  incremenium  cultus  vorliegen^. 

3.  Wird  selbst  fär  eine  blosse  öffentliche  Kapelle  eine  ausreichende  dos,  Dotation 
für  die  bauliche  Unterhaltung  derselben ,  die  sächlichen  Ausgaben  des  Gottesdienstes 
und  für  den  besonderen  Geistlichen,  falls  ein  solcher  zur  Verwaltung  des  letzteren 
angestellt  oder  auch  und  widerruflich  damit  betraut  werden  soll,  verlangt^.  Das 
Maass  de^enigen,  was  in  dieser  Hinsicht  erforderlich  ist,  hat  der  zuständige  kirch- 
liche Obere  mit  Rücksicht  auf  den  Zweck ,  welchem  die  Kapelle  dienen  soll ,  zu  be- 
stimmen ^^. 

Die  Dotation  hat  derjenige  zu  beschaffen ,  welcher  die  Kirche  oder  Kapelle  er- 
richten lässt  und  sie  der  öffentlichen  Benutzung  übergeben  will  >^  Die  Quellen  ver- 
langen daher ,  dass  der  Erbauer  sich  in  einem  öffentlichen  Instrumente  zur  Hergabe 


des  KapitelBverwesers,  a.  a.  0.  S.  244.  Dem  Ge- 
neraMkar  steht  ohne  Special -Yollmacht  das 
Recht  nicht  zu,  da  es  sich  um  eine  Qnadensache 
handelt,  a.  a.  0.  S.  214,  yan  de  Bnrgt  p.  21. 

1  c.  4  in  Vlto  n.  7  clt. 

2  c  4  dt.  Wenn  van  de  Bnrgt  p.  19  es 
nach  dem  Woilaut  der  Stelle  unentschieden  sein 
lässt ,  ob  nicht  ausserdem  die  Genehmigung  des 
Bisehoft  erforderlich  sei ,  so  erscheint  diese  Auf- 
fassung deshalb  unhaltbar ,  weil  der  letztere  in 
den  exemten  Gebieten  keine  Jurisdiktion  besitzt. 
Das  verlangt  auch  z.  B.  MaUand  1287  c  14 
(S.  319  n.  2) ,  welches  im  wesentlichen  das  c.  4 
dt  reproduzirt,  nicht. 

Statt  des  Bischofs  kann  auch  der  Papst  die 
Erlaubttlss  zur  Neugründung  gewahren  (s.  z« 
B.  Clemens  III.  1196,  Jaff^  reg.  ed.  I.  reg. 
n.  10619)  oder  ein  dahin  gehendes  Privileg  (für 
Mönchsorden ,  wie  die  Minoriten ,  Innocenz  IV. 
1243,  Potthast  n.  1115Ö;  die  Augustiner- 
Eremiten  Innocenz  lY.  1.  c.  n.  14060;  die  Klu- 
niacenser  und  die  Karmeliten  Urban  IV.  1261. 
1.  c  n.  12865  u.  n.  18326;  für  ein  Ho^ital  der 
Augustiner  Nikolaus  IV.  1291, 1.  c  n.  13738)  er- 
theilen,  doch  gilt  im  Zweifel  die  Erlaubniss  des 
Dlocesanblschofs,  welche  dann  fteilich  allein  aus 
einem  gerechtfertigten  Grunde  verweigert  werden 
kann ,  als  vorbehalten ,  so  die  Oongr.  conc.  bei 
Ferraris  s.  v.  ecdesla  art.  III.  n.  14.  15.  An- 
weisungen an  Bischöfe,  die  Erbauung  zu  gestatten 
von  Innocenz  ITI.  1207,  Potthast  reg.  n.  3184; 
Innocenz  IV.  1245,  1,  c.  n.  11809 ;  Alexander  IV. 
1266, 1.  c.  n.  16561. 

S  So  z.  B.  Reiffenstuel  in.  48.  n.  7. 


4  Durch  stillschweigende  Duldung  der  Errich- 
tung ohne  nachträgliche  Ratihabition ,  so  Bar- 
be sa  jus  eccL  II.  2.  n.  5. 

s  Pontif .  Roman.  P.  11.  de  benedictione  et  im- 
positione  prlmarii  lapidis:  „Nemo  ecclesiam 
aediflcet,  priusquam  pontiflcis  iudicio  locus  et 
ätrium  designentur  et  quid  ad  Inminaria ,  quid 
ad  reetoris  ministrorumque  stipendia  saffldat, 
quidque  ad  ecclesiae  dotem  pertiLneat ,  deflniatar 
et  per  eum  vel  eins  auetorltate  per  sacerdotem 
crux  in  loco  flgatur  et  lapis  primarius  in  funda- 
mento  ponatur'^,  eine  Rubrik,  welche  im  wesent- 
lichen c.  9  (nov.  Jusünian.  67.  c  1)  Dist.  I.  de 
consecr.  wiedergiebt. 

0  Neuere  Provlnzialsynoden  verlangen  schrift- 
liche Genehmigung,  Wien  1858,  coli.  conc. 
Lac.  5,  179,  oder  vorgängige  Elnreichnng  der 
Bauzeichnungen,  K51n  1860,  1.  c.  p.  373;  Prag 
1860, 1.  0.  p.  525.  529. 

^  Gongr.  rit.  v.  1843  bei  Gardelllni  ed.  dt 
n.  4969,  4,  18. 

8  Bd.  II.  S.  388.  Vgl.  dazu  aueh  weiter  unten 
zu  Nr.  4 

9  S.  die  Stellen  in  Anm.  5,  femer  c.  1  G.  I.  qu.  2 
u.  c.  8  (Honor.  III)  X  de  conSecr.  eocles.  III.  40. 

10  Bei  Kapellen,  welche  blos  für  einzelne 
gottesdienstliche  Handlungen,  z.B.  zur  Feier  von 
Messen  an  bestimmten  Heiligentagen  errichtet 
werden  sollen ,  und  an  welchen  kein  besonderer 
Geistlicher  angesteUt  wird ,  bedarf  es  daher  blos 
eines  Fonds  für  die  bauliche  Unterhaltung  und 
die  sächlichen  Kosten ,  einschliesslich  der  Mess- 
stipendien. 

11  S.  Anm.  9. 
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der  Dotation  verpflichte^.  Auch  ist  ein  solcher  selbst  ohne  die  Uebemahme  einer 
derartigen  Verbindlichkeit  2,  sowie  nach  seinem  Tode  sein  Erbe',  zwar  nicht  lediglich 
dnreh  die  Thatsache  der  Errichtung ,  wohl  aber ,  wenn  anf  seine  Veranlassung  die 
Kirche  konsekrirt  oder  benedicirt  worden  ist  ^,  für  die  Dotation  verhaftet.  Die  älteren, 
bisher  citirten  Quellen  setzen  voraus,  dass  der  Erbauer  sich  sowohl  des  Eigenthnms 
des  von  ihm  beschafften  Bauplatzes  und  des  zur  Kirche  bestimmten  Gebäudes,  wie 
sach  der  zur  Dotation  ausgewiesenen  Vermögensstücke  entftnssere.  Wie  man  aber 
in  der  karolingischen  Zeit  die  Eonsekration  einer  Kirche  mit  der  Fortdauer  des  Eigen- 
thnms des  Stifters  nicht  für  unvereinbar  gehalten  hat  ^,  so  ist  es  auch  nach  heutigem 
Recht  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Kirche  oder  Kapelle  mit  ihrer  Einrichtung  und 
den  für  ihre  kirchlichen  Zwecke  gewidmeten  Fonds  im  Eigenthum  ihres  Erbauers 
verbleibt  <^.  Eine  absolute  Noth wendigkeit,  die  Abtretung  des  Eigenthnms  vor  der  Oe- 
nehmigang  des  Gebrauchs  des  Gebäudes  zur  Kirche  oder  Kapelle  und  vor  der  Kon- 
sekration oder  Benediktion  desselben  zu  verlangen,  besteht  daher  für  den  kirchlichen 
Oberen  nicht.  Seine  Prüfung  hat  sich  vielmehr  nur  darauf  zu  erstrecken ,  ob  die 
dauernde  Benutzung  des  Gebäudes  zu  den  in  Frage  kommenden  gottesdienstlichen 
Zwecken  und  die  Femhaltung  jeder  Profanation,  sowie  die  bauliche  Unterhaltung  des 
Gebäudes  und  die  Beschaffung  der  sonst  erforderlichen  Kosten  gesichert  ist.  Dies 
wird  aber  für  die  Regel  der  Fall  sein ,  wenn  Kirchen  und  Kapellen  durch  kirchliche 
Korporationen  oder  Genossenschaften,  z.  B.  durch  ein  Kloster  oder  eine  fromme 
Bruderschaft  oder  vom  Staat  oder  von  einer  Kommune  für  ihre  Zwecke  (als  Bruder- 
Schafts-,  Garnison-,  Krankenhaus-,  Strafanstalts- Kapellen)  gegründet  werden.  Ja 
selbst,  wenn  ein  Privatmann  mit  Vorbehalt  seines  Eigenthnms  unter  Darbietung  der 
ndthigen  Sicherheiten  '^  eine  E^apelle  errichtet,  wird  der  Ordinarius  ^  befugt  sein,  falls 

'  8.  die  Torher  in  Bezug  genommenen  Stellen  bo  lässt  sich  die  Konsequenz ,  dass  nöthigenfalls 

ras  dem  Dekret.   Die  seit  ofelaslas  I.  gebrauch'  die  Kapelle  oder  Kirche  wieder  exekrirt  werden 

Heben  Formulare  fOr  Genehmignng  der  Kon-  muss ,  falls  sich  Niemand  zur  Besohaffang  der 

Kkiatlon  Ton  Oratorien  (s.  o.  S.  319  n.  2)  setzen  ndthigen  Mittel  bereit  finden  lasst,   doch  nicht 

Tielfach  vorherige,  gehörig  Insinuirte  Schenkung  abwenden. 

Ib  den  Worten :  „succepta  oder  percepta  prlmitus  ^  Bd.  II.  S.  623. 

donatione  •  .  .  gestisque  municlpalibus  allegatis"  <*  S.  o.  S.  163.  164. 

vonns.    Auch  heute  ist  es  noch  gebräuchlich,  "^  Dafür,  dass  die  gottesdienstliche  Benutzung 

derartige  schriftliche  Verpflictitungserklärangen  dauernd  gestattet  bleibt,  und  femer  dafür ,  dass 

zu  fordern,  Prag  1860,  coli,  conc  Lac.  6,  529.  neben  dieser  kein  profanirender  Gebrauch  ge- 

^  c  8  X  in.  40  cit.  macht  wird.   In  letzterer  Beziehung  kommt  auch 

>  Das  ist  die  gemeine  Meinung,  s.  z.  B.  Fer-  die  Art  der  Anlage  des  Geb&udes,    namentlich 

raris  1.  e.  n.  36.  sein  Zusammenhang  mit  anderen  Räumlichkeiten 

4  S.  darüber  Bd.  III.  S.  26.  n.  2.    Falls  der  in  Betracht.    Nach  fester  Praxis  der  römischen 

Erbauer  oder  sein  Erbe  unvermögend  sind,  soll  Kongregationen  (episeoporum ,  rituum  ,  concilU 

nach  der  herrschenden  Annahme  der  Kanonisten,  und  Immunita tls)  ist  weder  die  Anlegung  von 

s.  Barh  osa  J.  £.  U.  II.  2.  n.  21 ;  Reif  f  e  n  -  Fenstern  mit  Aussicht  in  die  Kirche,  um  von  dort 

stuel  III.  40.  n.  9  und  Ferraris  1.  c.  n.  9,  ausdieMesseund  den  Gottesdienst  zu  hören,  noch 

sowie  die  dort  citltten,  der  Bischof,  welcher  die  die  Oeffnung  von  privaten  Thüren  nach  dem  eige« 

Kirche  ohne  das  Vorhandensein  einer  genügenden  neu  Hause,  selbst  fQr  weltliche  Grosse,  gestattet, 

Dotation  konsekrirt  hat,  für  diese  zwar  nicht  mit  und  es  werden  nur  unter  besonderen  Umständen 

dem  Vermögen  seiner  Kirche,  wohl  aber  mit  sei-  (z.  B.  wegen  schwerer  Krankheit  des  Bittstellers, 

nem  eigenen  Vermögen  nach  Analogie  der  Unter-  besonderer  Verdienste  um  die  Kirohe)  Indulte 

ktltungspflieht  des  Ordinators  gegenüber  dem  darauf  gewährt,  s.  Ferraris  s.  v.  ecclesla  art  5. 

ohne  Titel  geweihten  Kandidaten  ,  Bd.  I.  S.  78,  n.  1  ff.  und  die  Entsch.  bei  Reuss  et  Lingen, 

hafteiL  Das  ist  Indessen  unhaltbar.  Einquellen-  causae  selectae  congr.  conc.  p.  863.  864.  866. 

massiges  Fundament  hat  diese  Ansicht  nicht,  und  Femer  soll  soviel  als  möglich  verhindert  werden, 

80  weit  mir  bekannt ,  hat  sich  in  der  Praxis  kein  dass  sich  Schlafzimmer  über  den  Decken  und 

dahin  gehendes  Gewohnheitsrecht  gebildet   Da  Wölbungen  der  Kapellen  befinden,    Reufis  et 

man  übrigens  darüber  einig  ist ,  dass  der  Bischof  L 1  n  g  e  n  1.  c. 

beim  Mangel  eigenen  Vermögens  nicht  haftet,  ^  Vgl.  dazu  auch  o.  S.  168. 

HiBschivB,  Kirehenreeht.  IT.  21 
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die  Grtlndnng  einer  solchen  wünschenswerth  erscheint ,  dieselbe  aber  unter  anderen 
Bedingungen  nicht  erlangt  werden  kann,  die  Genehmigung  zu  ertheilen  und  das  Ge- 
bäude zu  benediciren  oder  zu  konsekriren  ^ 

4.  Ferner  hat  der  Ordinarius  darauf  zu  sehen,  dass  die  Neu -Errichtung  nicht 
zum  Nachtheil  der  bereits  vorhandenen  kirchlichen  Anstalten  gereicht  2. 

Diese  sollen  für  die  Regel  dadurch  an  ihrem  Vermögen  keine  Einbusse 
erleiden  3.  Dagegen  hindert  der  mögliche  Verlust  an  zufälligen  Einnahmen  aus  frei- 
willigen Gaben  der  Gläubigen,  z.  B.  an  Oblationen,  Messstipendien  für  eine  schon  be- 
stehende Kirche,  die  Einrichtung  einer  anderen  oder  einer  Kapelle  nicht  ^. 

Ausser  dieser  materiellen  Seite  kommt  aber  weiter  als  bestimmendes  Moment  der 
Umstand  in  Betracht ,  ob  nicht  durch  die  Neu-Errichtung  die  ErfElllung  der  gottes- 
dienstlichen Zwecke ,  zu  welchen  gerade  die  bereits  bestehende  Kirche  bestimmt  ist, 
eine  empfindliche  Schmälerung  erleiden  würde.  Deshalb  sollen  im  Falle  der  Neu- 
gründung von  Kapellen,  welche  nicht  den  Zwecken  des  Ffarrgottesdienstes  und  der 
Pfarr -Verwaltung^,  sondern  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  dienen®,  der 
Pfarrkirche  ihre  Pfarr-Rechte  vom  Ordinarius  bei  Ertheilung  der  Erlaubniss  vorbe- 
halten werden  ^.  Daher  ist  auch  im  Mittelalter  bei  der  privatrechtlichen  Behandlung 
öffentlicher  Gerechtsame  vielfach  die  Zustimmung  der  berechtigten  alten  Earche,  bez. 
ihres  Vorstehers  gefordert  worden  s. 


i  Da  derartige  Kapellen  in  einzelnen  Diocesen 
seit  alter  Zeit  bestehen ,  s.  o.  S.  317.  n.  3 ,  so 
kann  es  aacb  nlclit  absolnt  verboten  sein ,  ihre 
Nen-Errlchtung  znzalassen.  Diejenigen ,  welche 
die  nnhaltbare  Meinang  vertreten,  dass  ein  Pri- 
vateigenthnm  an  kirchlichen  Gebänden  überhaupt 
ausgeschlossen  ist,  müssen  allerdings  die  Ans- 
fuhmngen  des  Textes  für  nnrichtig  erklären. 

2  c  44  (capit.  ap.  Salz  808  c.  8,  Boretius 

1,  119)  G.  XVI.  qu.  i  :  .  .  „Verum  tarnen  omnino 
providendum  est  episcopo,  ut  allae  ecclesiae  anti- 
quiores  proptei  novas  suam  lustitiam  aut  declmam 
non  perdant,  sed  semper  ad  antiquiores  ecclesias 
persolvantur«;  c.  1  (Luc  III.)  X.  de  N.  0.  N. 
y.  S2:  „nulla  ecclesia  In  praeiudldam  estalterius 
construeuda^^ 

3  S.jedochBd.  II.  S.  407. 

4  WeU  die  alte  Kirche  darauf  kein  Recht  hat, 
8.  auch  van  de  Bürgt  1.  c  p.  30. 

s  S.  darüber  Bd.  II.  S.  403.  409  und  o.  S.  312. 

ö  Wie  z.  B.  Bruderschafts-Kapellen  oder  Ka- 
pellen zu  Ehren  einzelner  Heiligen. 

7  Das  ist  feste  Praxis  der  Congr.  oonc.,  s.  F  e  r  - 
raris  s.  V.  ecclesia  art.  III.  n.  43  ff.  Schon  die 
0.  S.  320.  n.  2  augeführten  päpstlichen  Schreiben 
enthalten  z.  B.  eine  die  Pfarr  -  Rechte  wahrende 
Klausel.  S.  auch  const.  Benedict.  XIV.  o.  S. 
312.  n.  i. 

5  S.  z.  B.  dipl.  des  Bischofs  v.  Schwerin  für 
Kloster  Doberau  v.  1280 ,  Mecklenb.  Urkdbch. 

2,  632 :  ^iiidulgemus,  ut  in  area  vestri  monasterii 
quam  habetis  Rozstoc  Intra  terminos  parrochie  s. 
Jaoobi  Oratorium,  sc.  capellulam  habeatis  in  qua 
audire  possitls  officium  et  per  vos  aut  aliquem 
▼estrum  in  eadem  nichilominus  celebrare,  adii- 
oientes  etiam  de  consensu  . .  .  Heinrici  plebani 
loci  eiusdem ,  quod  si  qui  seculares  derlei  vel 
laioi  qnandoque  ad  audlendum  divinum  officium 
causa  devodonis  accesserint  ibique  suas  oblatio- 


nes  pro  reverencia  divina  obtulerint ,  eas  ...  in 
usus  vestri  monasterii  convertere  valeatis,  ita 
tamen  quod  per  hoc  eadem  parroehialis  ecclesia 
debitls  et  consuetis  oblationibus  non  frandetur^ ; 
vgl.  auch  die  Urkunde  v.  1380  bei  B  int  er  im 
Mooren,  Erzdiocese  Köln  4,  289.  Ja,  gegen- 
über den  im  Mittelalter  hervortretenden  Bestre- 
bungen, für  besondere  Zwecke  und  aus  lein  spe- 
dellen,  sei  es  religiösen,  sei  es  egoistischen  Mo- 
tiven Kirchen  und  Kapellen  zu  gründen,  sind 
vielfach  von  den  Päpsten  einzelnen  kirchlichen 
Instituten  Zusicherungen  und  Privilegien  dahin 
ertheilt  worden,  dass  dies  nicht  ohne  Zustim- 
mung derselben  (und,  wie  vielfach  hinzugefügt 
wird,  des  Diöcesanbischofs)  geschehen  solle,  so 
V.  Urban  II.  für  ein  Regularstift  bei  Soissons 
1089  (Jaf  f  ^  ed.  II.  n.  5391,  Analecta  iur.  pon- 
tit  1869.  p.  515 :  ;,nullique  llceat  novam  eccle- 
siam  vel  atrium  infra  terminos  parochiarum  vestra- 
lum  sino  vestro  et  episcopi  vestri  consensu  con- 
stituere^);  Lucius  III.  für  das  Domkapitel  v.  Pia- 
cenza  v.  1182,  Jaf  f  tf  ed.  I.  n.  9463  (hier  aber 
vorbehaltlich  der  Ertheilung  päpstlicher  Erlaub- 
niss) und  ein  anderes  v.  1184.  ibid.  n.  9611 
(vgl.  auch  das  Schreiben  ürbans  III.  v.  1186/87 
bei  Loewenfeld  eplst  pontif.  roman.  p. 235) ; 
V.  Honorius  III.  1220  zu  Gunsten  eines  Klosters 
in  Schottland  für  die  Pfarreien  desselben  Pott- 
hast reg.  n.  6253.  Aus  derselben  Erscheinung 
erklären  sich  auch  die  wiederholten  Androhungen 
der  Partikular- Konzilien  seit  dem  13.  Jahrhun- 
dert, s.  0.  S.  319.  n.  2,  dass  ohne  Konsens  des 
Bischofs  gebaute  Kirchen  wieder  zerstört,  und  die 
Gründer  mit  Amtssuspension,  Exkommunikatiou 
und  anderen  Strafen  belegt  werden  sollen,  ferner 
Anordnungen,  wie  die  Honorius*  III.  v.  1221, 
Potthast  n.  6737,  an  den  Erzbischof  v.  Niko- 
sia, die  überflüssigen,  ohne  bischöfliche  Geneh- 
migung und  ohne  Dotation  errichteten  Kapellen 
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Das  gemeine  Recht  ist  nicht  so  weit  gegangen ,  hat  aber  denjenigen,  welcher 
aeh  dnrcli  einen  vom  Bischof  gestatteten  kirchlichen  Nenban  beschwert  fflhlt,  abge- 
sehen Ton  der  ihm  an  den  Erzbischof  zustehenden  Appellation  oder  der  Be- 
sehwerde an  den  päpstlichen  Stuhl  ^  anch  die  rOmischrechtliche  novi  operis  nuneiaüo 
gewährt^.  Die  Nnntiation  kann  wegen  eines  beabsichtigten  Nenbaues  erhoben  wer- 
den, solange  derselbe  noch  nicht  vollendet  ist^  und  zwar  gegen  denjenigen,  welcher 
die  neue  Kirche  oder  ELapelle  errichtet.  Sie  hat  die  Wirkung ,  dass  der  letztere  zu- 
Bftehst  unter  allen  Umständen  mit  dem  Bau  einhalten  muss,  widrigenfalls  er  zur 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  auf  seine  Kosten  verpflichtet  wird^.  Selbst 
durch  Bestellung  einer  Sicherheit  für  die  künftige  Zerstörung  des  Gebäudes  erlangt  er 
die  Befugniss,  den  Bau  fortzusetzen,  nicht,  vielmehr  muss  er  dem  Nuntianten  3  Monate 
rar  Geltendmachung  seines  Widerspruchsrechtes  offen  lassen  \  Da  aber  nach  rOmi- 
sehem  Recht  die  Nuntiation  berechtigter  Weise  nur  auf  ein  durch  den  beabsichtigten 
Bau  beeinträchtigtes  Privatrecht  ^  oder  eine  kraft  Gesetzes  allgemein  gewährleistete  Be- 
fagnisB '  gegründet  werden  kann,  so  wird  sie  nach  kanonischem  Recht  in  dem  hier  in  Rede 
stehenden  Anwendungsfall  allein  für  statthaft  erachtet  werden  dürfen,  wenn  etwaige 
dem  Nuntianten  oder  dem  von  demselben  vertretenen  Institute  wirklich  zukommende 
Reehte,  nicht  blosse  Vortheile  durch  die  beabsichtigte  Neu -Errichtung  in  Frage  ge- 
stellt werden s.  Dass  deijenige,  welcher  den  Bau  unternimmt,  der  dem  Nuntianten 
Yorgesetzte  Kirchenobere  ist,  hindert  die  Nuntiation  nicht  ^,  sofern  nur  noch  über 
demselben  eine  höhere  kirchliche  Instanz,  welche  über  die  Rechtmässigkeit  der  Nun- 
tiation, bez.  die  Remission  derselben  befinden  kann,  vorhanden  ist^^^.  Wohl  aber 
muss  die  Nuntiation  in  denjenigen  Fällen  als  unstatthaft  erachtet  werden,  in  welchen 
der  kirchliche  Obere  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  berechtigt  ist ,  Neu-Errichtungen 
von  kirchlichen  Gebäuden  zum  Präjudiz  bestehender  Kirchen  zu  verfügen,  also 
Bamentlieh ,  wenn  er  aus  Anlass  der  Dismembration  einer  Pfarrei  den  Neubau  einer 
Pfarrkirche  für  die  abgezweigte  Pfarrei  oder  die  Erbauung  einer  Filial-  oder  Hülfs- 


ZQ  beseitigen,  Mac  Latiie  hlstoire  de  Chypie.  clt,  die  ElgenthamsTechte  durch  Baa  auf  dem 

Ptris  1865.  3,  618.  Grund  und  Boden  einer  anderen  Kirche,  c.  3  X. 

Ueber  die  apitez  den  Mönchsorden  ertheilten  tit.  cit ,  nicht  aber ,  weil  der  Geistliche  einer 
Privilegien ,  dass  überhaupt  in  einer  bestimmten  Kapelle  befürchtet,  dass  ihm  in  Folge  der  Errich- 
Entfernung  von  ihren  Klöstern  keine  andere  tung  einer  weiteren  in  nicht  allzu  grosser  £nt- 
öffentliche  Klosterkirche  oder  keine  Kirche  mit  femung  freiwillige  Gaben  der  Gläubigen  ent- 
gemeinsam  lebenden  Weltgelstllchen   errichtet  gehen  können. 

werden  dürfe  Tgl.  Barbosa  J.  E.  U.  II.  13.  ^  DafQr  kann   man  sich   freilich  nicht  mit 

n.  73  ff.;  Ferraris  I.e.  art  m.n.  20.  Reiffenstuel  Y.  32.  n.  13  auf  1.  8.  pr.  D. 

>  Barbosa  J.  E.  U.  11.  %  n.  4;  Ferraris  tit  oit  berufen,  in  welcher  der  superlor  nicht 

B.  ▼.  ecclesia  art.  3.  n.  43  ;  van  de  Bürgt  1.  c.  der  Obere,  sondern  ein  höher  gelegener,  nicht 

p.  90.  unmittelbar  angrenzender  Nachbar  ist,  indessen 

1  c.  l(LucIII.)X.deN.O.N.y.32.  Vgl.  Dig.  schliesst  das  kanonische  Recht  die  Nuntiaüon 

XXXIX.  1;  Cod.  VIII.  11;  Windscheid,  Pan-  gegen  den  Oberen  als  solchen  nicht  aus,  wie  na- 

dekten  ^.  466.  mentlich  c.  2  (Innoc  III.)  X.  h.  t.  zeigt,  in  wel- 

3  L.  1.  D.  tit  dt  chem  die  Nuntiation  gegen  den  vom  Erzblschof 

4  L.  20  pr.  $.  8  D.  eod.  unternommenen  Bau  einer  Kirche  für  Säkular- 
^  c  un.  C.  tit  cit ,  c.  3  (Honor.  III.)  n.  c.  4  Kanoniker  seitens  der  das  Kathedral-Kapitel  zu 

(Gregor.  IX.)  X.  de  N.  0.  N.  Canterbury  bildenden  Mönche  wegen,  der  Beein- 

^  Wie  die  Freiheit  des  Eigenthums  oder  eine  trächtigung  der  desfallsigen  Rechte  desselben  für 

negative  Dienstbarkeit.  gerechtfertigt,  und  der  Amtsnachfolger  für  die 

"^  Betreffs  der  Benutzung  öffentlicher  Sachen,  Handlungen  seines  Amtsvor^ngers  für  haftbar 

Ll.$S.16ff.  D.  Lc.  erkürt  wird,  s.  auch  Fagn  an.  ade.  2  cit  n.  3  ff. 

0  Also  die  Pfarrei-Rechte  durch  Bau  einer  zur  lo  Darum  ist  gegen  den  Papst ,   welcher  die 

Ausübung  solcher  bestimmten  Kapelle ,  ebenso  Neu-Erriehtung  einer  Kirche  anordnet,  die  Nun« 

die  Taufreehte  einer  ecclesia  baptismalis,  c.  1  X.  tiation  ausgeschlossen. 
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kirche  znr  Yomahme  einzelner  Parochlal-Handlungen  fttr  entfernt  wohnende  Pfarr- 
Eingesessene  angeordnet  hat,  weil  das  specielle  nnd  individnelle  Recht  der  beein- 
trächtigten Kirche  stets  dem  ölSfentlichen  Interesse  der  Beschaffung  ausreichender 
kirchlicher  Einrichtungen  untergeordnet  ist,  und  die  Befriedigung  der  dadurch  be- 
dingten Bedür&isse  nicht  auszuschliessen  geeignet  erscheint  ^ 

U.  Die  staatlichen  Gesetzgebungen.  In  Betreff*  der  Frage  nach  der 
Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Errichtung  neuer  kirchlicher  Gebäude  kommen  die 
schon  Bd.  U.  8.  464  ff.  besprochenen  Vorschriften  zur  Anwendung,  sofern  die  Errich- 
tung im  Zusammenhang  mit  der  Begründung  oder  Aenderung  von  Bisthflmem  nnd 
Pfarreien  steht,  die  bisherige  Pfarreintheilung  berührt  oder  endlich  gleichzeitig  mit 
der  Schaffung  einer  neuen  Pfründe ,  fttr  deren  Inhaber  die  betreffende  Kirche  be- 
stimmt ist,  erfolgt  ^. 

Soweit  solche  Verhältnisse  nicht  in  Frage  stehen ,  also  soweit  es  sich  nm  die 
Neu -Errichtung  von  Kapellen,  welche  für  den  öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt 
sind,  oder  in  denen  ein  allgemein  allen  zugänglicher  Gottesdienst  gehalten  wird,  oder 
gar  um  die  Begründung  vonPrivatkapellen  handelt,  bedarf  es  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  (in  Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Olden- 
burg, in  den  preussischen  Provinzen  Hessen-Nassau,  Hannover,  Schles- 
wig, HohenzoUern,  sowie  in  Lippe-Detmold)  keiner  Genehmigung  der 
Staatsregierung  3. 

Dagegen  ist  eine  solche  ausdrücklich  vorgeschrieben  für  die  altprenssi- 
schen  Provinzen,  in  denen  das  Landrecht  gilt^,  für  Sachsen-Weimar^ 
und  für  Holstein^  zur  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden,  sofern  sie  für 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  sind?.  Ja,  das  französische  Recht  geht 
noch  weiter,  indem  es  die  staatliche  Genehmigung^  nicht  nur  für  die  Errich- 
tung der  Vikariats-  (einfachen  oder  kommunalen]*',  der  Hülfs-Kapellen  oder  Kir- 

i  In  den  erwähnten  beiden  Fällen  istdie  Appel-  8  Bd.  IL  S.  467.  n.  7  und  S.  468.  n.  12. 
lation  mit  SospensiY-Effekt  ausgeschlossen ,  £d.  6  Bd.  II.  S.  468.  n.  12.  u.  $.  4  des  dort  citir- 
II.  S.  409 ,  um  die  Ausführung  der  Massregel  ten  Gesetzes  ▼.  14  Juli  1863.  $.  4 :  „Oeffentliche 
nicht  auf  zu  lange  Zeit  in  Frage  zu  stellen.  Die  religiöse  Handlungen  dürfen  nur  in  solchen  Oe- 
Zulassung  der  Nuntiation  des  Pfarrers  der  alten  bänden  . . .  Torgenommen  werden,  welche  für  die 
Stammpfarrei  würde  aber  gerade  dieselbe  Wir-  Abhaltung  derselben  mit  Genehmigung  der  Re- 
kung haben.   Auch  das  bestätigt  die  Richtigkeit  gierung  bestimmt  sind^ 

der  Ausführung  des  Textes.    Erörtert  sind  die  ?  Für  Preussen  und  Sachsen- Weimar 

oben  berührten  Fragen ,  soweit  ich  sehe ,  in  der  erglebt  dies  das  im  A.-L.-R.  gebrauchte  Wort : 

früheren  Literatur  überhaupt  nicht.  Kirche,  fürHolsteindie  vor.  Anm . 

Von  der  Nuntiation  ist  selbstrerständlich  die  8  Und  zwar  des  Staatsoberhauptes. 

Geltendmachung  eines  Niohtigkeitsgrundes  beim  ^  Bei  beabsichtigter  Errichtung  solcher   Ka- 

Ordinarius,  z.  B. ,  dass  eine  Kirche  oder  Kapelle  pellen  (s.  o.  S.  313.  n.  8)  ist  das  Gesuch,  welches 

ohne  die  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Bl-  von  einzelnen  Einwohnern  der  Gemeinde  aus- 

schof^  von  einer  Korporation  oder  einem  Privat-  gehen  kann,  dem  Bischof  einzureichen.   Da  der- 

mann  errichtet  worden  sei,  oder  dass  es  an  der  artige  Kapellen  nur  beim  Vorliegen  der  im  Dekret 

erforderlichen  Dotation  fehle ,  zu  unterscheiden.  v.  30.  Sept.  1807  art.  8  (s.  a.  a.  0.) :  ,,Dans  les 

3  S.  namentlich  Bd.  II.  S.  468.  paroisses  ou  succursales  trop  tftendues  et  lorsque 

s  Die  betreffenden  staatlichen  Gesetze  sind  la  difficult^  des  Communications  Texigera,  11 

a.  a.  0.  S.  466  ff.  mitgetheilt  pourra  etre  ^Ubli  des  chapelles"  bezeichneten 

*  n.  11.  W.  176.  177,  Bd.  II.  S.  466.  n.  5  u.  Gründe  errichtet  werden  dürfen,  muss  das  er- 

S.  468.  n.  12.    S.  dazu  auch  P.  Hinschius,  forderliche  darüber  im  Gesuche  angegeben  sein, 

preusflisches  Kirchenrecht  im  Gebiete  des  allg.  Der  Bischof  theilt  dasselbe ,  wenn  er  einver- 

Landrechts.    S.  275.  n.  77.    Die  Genehmigung  standen  ist,  dem  Präfekten  mit.  Letzterer  hat  es 

giebt  der  Minister  der   geistlichen  Angelegen-  dem  conseil  municipal  zu  unterbreiten,  und  die- 

heiten.  Eine  Verpflichtung  zur  Ertheilung  der-  ser  darüber  unter  Bestimmung  des  Gehalts  des 

selben  besteht  nur ,  wenn  die  im  ^.  177  vorge-  Kaplans  Beschluss  zu  fassen.    Der  Präfekt  legt 

sehenen  Voraussetzungen  vorliegen.  darauf  dem  Kultisminister  den  Gemeinderaths- 
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cheiii  und  der  s.  g.  Annextdrchen^,  sondern  sogar  auch  für  die  Errichtung  von 
Privatkapellen  forderte  Diese  Vorschriften  haben  noch  in  Elsaes-Lothringen 
ToUe  Geltung 4,  in  der  prenssis  oben  Rheinprovinz  aber  nur  insoweit,  als  es  sich 
nm  die  Errichtung  öffentlicher,  nicht  um  die  von  blossen  Hauskapellen <^  handelte 


besehlnss  mit  gatachtliehem  Berichte  tot  ,  und 
sbenao  leieht  der  Bischof,  welchem  gleiohfallg 
eine  Anafertigang  des  Beschlusses  zuzustellen 
ist,  bei  demselben  sein  Gutachten  ein.  Schliess- 
lich wild  auf  Vortrag  des  Kultusmlnisteis  und  des 
Ministeii  des  Innern  und  auf  Beiathung  im  Staats- 
nthdie  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes  erlassen, 
I.  die  AuBf&hrungsTerordnungen  t.  1809  bis  1833 
bdDnrsy  a.  a.  0.  1,  201ff;  Tgl.  auch  A n d i tf 
Lc.  1,  169  u.  2,  92ff;  Geigel  a.  a.  0.  S.  185. 

1  üeber  die  Errichtung  dieser  (s.  o.  a.  a.  0)  hat 
zonäehst  der  Fabrikrath  zu  bescUiessen ,  aber  es 
bedarf  auch  eines  zustimmenden  Gemeinde- 
beschlusses wegen  der  etwa  entstehenden  Be- 
Ustong  der  Gemeinde  durch  die  Kosten  des 
Gottesdienstes  und  die  Pflicht  zur  bauliehen  In- 
standhaltung. Im  übrigen  haben  die  In  der  vor. 
Anm«  bezeichneten  Instanzen  in  derselben  Weise 
mitzuwirken,  Andrtf  2,  98;  Geigel  S.  188. 

«  VgL  o.  a.  a,  0.  Dekret  v.  30.  Sept.  1807. 
trt.  1 1 :  qII  pourra  ^galement  etre  tfrigtf  une  annexe 
rar  la  demande  des  prlncipaux  contribuables 
d'une  eommune  et  sur  Vobllgation  personelle, 
qu'lls  sousciiront  de  payer  le  yicalre,  laquelle 
seia  rendne  extfcutoire  par  Thomologation  et  h 
ladlUgenee  du  pr^fet,aprdB  T^rectlon  de  l'annexe^; 
ait.  12:  „Exptfditions  des  dites  delib^rations, 
demandes,  engagements,  obligations  seront 
adresstfes  «u  prüfet  du  dtfpartement  et  ^  r^yeque 
dioctein,  lesquels  aprds  s'etre  eoncert^s,'adresse- 
nmt  ehacnn  leur  ayis  sur  l'tfreetion  de  Tannexe  It 
BOtre  ministre  des  cultes ,  qul  nous  en  fera  rap- 
port".  Des  Naheren  s.  über  das  Verfahren  die 
Khon  citirten  Ausführungsverordnungen  bei 
Darsy  a.  a.  0.  u.  Andr^  1,  169.  Ygl.  auch 
Geigel  S.  190. 

'  Organ.  Art.  44 :  „Les  chapelles  domestiques, 
]«s  oratolres  particuliers,  ne  pourront  dtre  tftablls 
lans  une  permission  expresse  du  gonvemement, 
aocordtfe  sur  la  demande  de  T^y^que"«  Das  franzö- 
sische Recht  versteht  darunter  auch  diejenigen 
Kapellen,  welche,  wie  die  Oratorien  von  Bi- 
sehöfen, von  kirchlichen  Ctenossenschaften  und 
Ton  kirchlichen  und  Öffentlichen  Anstalten  im 
Sinne  des  Trldentinums ,  also  kirchenrechtüch 
nicht  als  Privatkapellen  betrachtet  werden  (s.  o. 
S,  317),  B.  Dekret  ▼.  1812,  Andrtf  2,  100  u. 
Diirsy  1,  212)art.2:  „Lesdemandes  d'oratoires 
particuliers  pour  les  hospices,  les  prisons,  les 
malsons  de  d^tention  et  de  travail ,  les  tfcoles  se- 
condaires  eccltfsiastiques ,  les  congr^gations  reli- 
penses,  les  lyctfes  et  les  colMges  et  des  chapelles 
et  oratolres  domestiques  k  la  vllle  ou  k  la  cam- 
pagne,  pour  les  individus  ou  les  grands  <$tab- 
Hssements  de  fabriques  et  manufactuies  seront 
•ecord^es  par  nous  en  notre  conseil ,  sur  la  de- 
mande des  ^Tlques.  A  ces  demandes  seront  join- 
tes  les  d^iberations  prises  k  eet  effet,  par  les  ad- 
ministrateurs  des  Etablissements  publics  et  Tavls 
desmairesetdesprtffets^;  art.3:  JLes  pensionnats 
pour  les  jeunes  Alles  et  les  Jeuues  gar^ns  pour* 


ront  Egalement  et  dans  les  memes  termes,  obtenlr 
nn  oratoire  particulier ,  lorsqu'il  s'y  trouvera  un 
nombre  süffisant  d'<$ldve8  et  qu^il  y  aura  d'autres 
motifs  dtfterminants''  (s.  auch  die  Instr.  y.  1823 
bei  Dur sy  1,  213).  In  den  Städten  soU  fQr 
solche  Privatoratorlen  die  Erlaubniss  nur  aus  ge- 
wichtigen Gründen  und  allein  auf  die  Lebens- 
dauer des  Eigenthümers  gegeben  werden  (Art.  5), 
während  in  den  Privatkapellenauf  dem  Lande  der 
Gottesdienst,  welcher  den  Pfarrgottesdienst  nicht 
beeinträchtigen  darf,  blos  durch  die  vom  Bischof 
ermächtigten  Priester  gehalten,  auch  die  Erthei- 
lung  der  Sakramente  durch  die  letzteren  nur  mit 
besonderer  Ermächtigung  des  Ordinarius  und  unter 
Oberaufsicht  des  zustandigen  Pfarrers  erfolgen 
soll  (Art  6.  7>  Die  Einweihung  solcher  Ka- 
pellen kann  der  Bischof  nicht  anders ,  als  nach 
Vorlegung  einer  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes 
vornehmen  (Art.  4).  Werden  sie  ohne  diese  Er- 
mächtigung zum  Gottesdienste  benutzt ,  so  sind 
sie  durch  die  Staatsgewalt  zu  schliessen  (Art.  8). 
VgL  Geigeis.  37  n.l. 

*  Nur  tritt  an  Stelle  des  Staatsoberhauptes  der 
Statthalter,  V.  v.  28.  September  1885  Nr.  1 ,  Reichs- 
gesetzbl.  8.  273,  des  Präfekten  der  Bezirkspräsi- 
dent und  des  Unterpräfekten  der  Kreisdirektor. 

5  Allerdings  nimmt  das  B.  des  Kultusministers 
V.  30.  September  1874,  P.  Hinschius  preuss. 
Kirchenrecht  S.  275.  n.  77  an  ^  dass  der  o.  Anm. 
3  dtirte  Art.  44  über  die  Hauskapellen  durch 
die  preuss.  Verfassungsurkuude  nicht  aufgehoben 
ist.  Das  geht  aber  insofern  zu  weit ,  als  dadurch 
auch  die  Staatsgenehmigung  sogar  zur  Errichtung 
solcher  ELapellen,  welche  blos  dem  Gottesdienste 
des  Elgenüiümers  und  der  Angehörigen  desselben 
dienen,  verlangt  wird.  Einen  solchen  Gottes- 
dienst zuzulassen,  ist  Sache  der  Kirche,  nicht  des 
Staates.  Seine  Interessen  werden  dabei  nicht  im 
Mindesten  berührt ,  denn  sollten  auch  einzelne 
Paiochianen  dem  Gottesdienst  in  der  Hauskapelle 
beiwohnen,  so  hat  doch  der  Staat  als  solcher  nicht 
über  die  Wahrung  des  Pfarrgottesdienstes  zu 
wachen.  In  Betreff  der  äusseren  Parochialver- 
pflichtungen  wird  durch  die  Errichtung  einer 
solchen  Hanskapelle  nichts  geändert,  ebenso- 
wenig wie  eine  derartige  Kapelle  die  Rechte 
eines  prlvilegirten  Gebäudes  und  der  an  der- 
selben fungirende  Geistliche  wegen  dieser  Stel- 
lung die  staatlichen  Privilegien  der  Geistlichen 
erlangt,  da  er  nicht  im  eigentlichen  Kirchen- 
dienste angestellt  oder  verwendet  wird,  s.  P. 
Hinschius  a.  a.  0.  S.  47.  n.  27.  Das  Reskript 
ist  also  nur  insoweit  aufrecht  zu  erhalten ,  als  es 
sich  um  solche  Kapellen  handelt ,  welche  zwar 
das  französische  Recht  unter  den  Privatkapellen 
begreift,  die  aber,  wie  die  Anstalts- etc.  Ka- 
pellen nicht  der  blossen  Andacht  eines  Privat- 
mannes dienen  (s.  die  vor.  Anm.). 

8  üebrigens  ist  die  unmittelbare  Anwendbar- 
keit der  S.  324  n.  9  ff.  citirten  französischen  Aus- 
führungsverordnungen in  der  Rheinprovinz  aus- 
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Endlich  können  anch  in  denjenigen  dentschen  Staaten ,  in  welchen  der  katholi* 
sehen  Kirche  keine  volle  nnd  freie  Entfaltung  ihrer  Knltns-Einriohtnngen,  aondem 
die  Anstlbnng  ihres  Gottesdienstes  blos  in  einem  sachlich  und  lokal  beschränkten  und 
festbestimmten  Umfang  gewährt  ist,  also  in  Braunschweig,  Sachsen-Kobnrg 
und  Gotha,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Mecklenburg,  Ltlbeck^,  ohne 
besondere  staatliche  Genehmigung  keine  neuen,  dem  öffentlichen  Gotteadienst  ge- 
widmeten Kirchen  oder  Kapellen  ^  errichtet  werden. 

§.216.    C    Die  Konsekration  y   Benediktion  und  Reconcüiatum  der  kirchlichen  Gebäude 
(TituU  ecclesiae,   Pollution^  Exekration), 

I.  Konsekration  und  Benediktion.  Jede  ftlr  den  öffentlichen  nnd  feier- 
lichen Gottesdienst  bestimmte  Kirche  muss,  ehe  sie  in  Gebrauch  genommen,  insbe- 
sondere ehe  Messe  in  derselben  gelesen  wird ,  geweiht  ^,  d.  h.  konsekrirt  oder  min- 
destens benedicirt  werden  ^. 

Die  Konsekration  ist  eine  reale  Weihe ,  welche  unter  Anwendung  von  Ghrisam 
und  unter  besonderen  Feierlichkeiten  durch  den  Bischof  vollzogen  werden  muss  ^ 


ge8chlo88en ,  nicht  nur,  well  die  Zuständigkeit 
der  Behörden  anders  geregelt  ist,  statt  des  Staats- 
oberhauptes ertheilt  der  Minister  der  geistliehen 
Angelegenheiten  die  Genehmigung,  s.  Ges.  ▼. 
20.  Juni  1875  %.  60  Nr.  4  u.  v.  7.  Juni  1876  8-  2 
Nr.  5,  V.  ▼.  27.  September  1875  Art  1  u.  V.  t. 
29.  September  1876.  Art.  1,  Hlnschlus  a.a.O. 
S.  262.  268.  456.  459 ,  sondern  auch  deshalb, 
well  der  Fabrikxath  durch  die  nach  dem  cltirten 
Gesetz  v.  20.  Juni  1875  gewählten  Kirchenvor- 
stande  (s.  $.  57)  ersetzt  Ist ,  und  weil  you  einer 
Mitwirkung  der  bürgerlichen  Gemeinde  in  Folge 
der  durch  Gesetz v.  U.März  1880.  $.  1  beseitig- 
ten Pflicht  zur  Aufbringung  der  Kultusbedürf- 
nisse nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 

1  S.  die  Naehweisungen  o.  S.  17  u.  S.  19.  20. 

2  Die  Errichtung  yon  Hauskapellen  für  den 
Gottesdienst  des  Eigen thümers  und  seiner  Fami- 
lie Ist  aber  dadurch  nicht  ausgeschlossen ,  sofern 
überhaupt  die  katholische  Religion  geduldet  ist. 
Doch  kommen,  soweit  es  sich  um  Funktionen  von 
Geistlichen  In  diesen  handelt,  die  o.  S.  19. 20  ge- 
dachten Beschränkungen  zur  Anwendung.  Für 
Mecklenburg-Schwerin  ist  die  Frage  in 
der  y.  Kettenburg  'sehen  Angelegenheit  prak- 
tisch geworden,  s.  die  Protokolle  der  BundesTer- 
sammlung  v.  J.  1853  in  d.  Beiträgen  z.  preuss. 
u.  deutsch.  Kirchenrechte.  Paderborn.  1854  ff. 
Hft.  3.  S.  61  ff. 

8  S.  0.  S.  141. 165. 

«  S.  die  0.  S.  165  n.  4  und  S.  188  n.  2  ange- 
führten Stellen.  Einzelne  dieser  Stellen  nehmen 
die  Fälle  der  magna  oder  summa  necessitas  aus. 
Damit  sind  aber  solche  gemeint ,  in  denen  auch 
ausserhalb  Jedes  kirchlichen  Gebäudes,  selbst  im 
Freien  Messe  gelesen  werden  könnte,  s.  o.  S.  189. 
Einen  weiteren  Ausnahmefall  bildet  ferner  der 
Umstand,  dass  statt  der  bisher  von  Katholiken 
und  Protestanten  gemeinschaftlich  gebrauchten 
alten  Simultankirche    eine  neue  errichtet 


wird.  Allerdings  ist  in  Deutschland  die  Praxis 
In  dieser  Hinsicht  eine  yerschiedene  gewesen, 
hier  haben  einzelne  Bischöfe  die  Konsekration 
und  Benediktion  abgelehnt,  andere  die  Konse- 
kration vollzogen,  wenn  sie  der  protestantischen 
Einweihungsfeier  zuvor  kommen  konnten,  s.  Arcfa. 
f.  kath.  K.-R.  22,  265;  coli.  conc.  Lac.  5,  1052. 
Vgl.  auch  unten  %.  220. 

5  S.  das  Pontlflcale  Roman«  II.  de  ecclesiae  de- 
dicatlone  seu  oonsecratlone.  Den  Kern  der  Hand- 
lung bildet  die  Zeichnung  von  12  Kreuzen  mit 
Chrlsma  an  die  Kirchenwände ,  welche  der  Bi- 
schof von  der  Rückseite  des  Altars  anfangend 
vornimmt,  Indem  er  bei  jedem  Kreuze  die  Worte 
spricht :  „Sanctiflcetur  et  consecretur  hoc  temp- 
lum.  In  nomine  patrls  et  fllll  et  splritus  sancti 
in  honorem  del  et  glorlosae  vlrglnls  Marlae  atque 
omnlum  sanctorum  ad  nomen  et  memoriam  sancti 
N.  Pax  tibi".  Die  Gongr.  rlt.  erachtet  diese  Hand- 
lung für  so  wesentlich,  dass  sie  In  einem  Falle,  in 
welchem  der  Bischof  durch  Krankheit  verhindert 
war,  den  Konsekrationsritus  bis  zu  derselben  vor- 
zunehmen, die  Wiederholung  desselben  Ton  An- 
fang an  für  erforderlich  erachtet  hat,  s.  £ntsch.v. 
12.  April  1614,  Gardelllnl  ed.  clt.  n.  486,  1, 
118.  Die  Feier  der  am  Schlüsse  des  Konsekrations- 
aktes zu  haltenden  Messe,  c  3(cap.  Wormat.  829) 
Dlst.  I  de  consecr. ;  Pontiflcale  roman.  1.  c. ,  ist 
dagegen  für  die  Konsekration  nicht  wesentlich. 
Kann  die  letztere  auch  an  jedem  Tage  gültig  vor- 
genommen werden,  c.  2(InnocIII.)X  de  consecr. 
HI.  40,  so  soll  sie  doch  möglichst  an  einem  Sonn- 
tage oder  Heiligenfeste  statthaben.  Pontiflcale  1.  o. 

Die  von  den  Kirchenmauern  mltumschlosseue 
Sakristei  vrlrd  durch  die  Konsekration  der 
Kirche  ebenfalls  zu  einem  konsekiirten  Ort, 
Arch.  f.  kath.  K.-R.  41,  405. 

Der  Konsekration  oder  au  '.h  der  Benediktion 
der  Kirche  geht  die  Benediktion  des  Grundsteines 
der  Kirche  voran,  Pontlt  roman.  tlt  U.  de  bene- 
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wilirend  die  Benediktioii  als  verbale  Weihe  *  duroh  einen  vom  Bischof  delegirten 
Priester  vorgenommen  wird  2.  Die  Benediktion  bildet  nur  einen  Nothbehelf^.  Sie 
findet  statt,  wenn  ein  Bedttrfniss  nach  sofortiger  Benutzung  einer  neuen  Kirche  vor- 
liegt, und  sich  die  Konsekration  durch  den  Bischof  nicht  vorher  ermöglichen  Iftssi 
Diese  letztere  soU  aber  später  in  solchen  Fällen  immer  nachgeholt  werden  4. 

Dagegen  erhalten  die  öffentlichen  Oratorien  oder  ELapellen  allein  die  Benediktion, 
nicht  die  Konsekration  ^  Privatkapellen  endlich  dflrfen  Oberhaupt  nicht  benedicirt 
werden^,  weil  die  Dauer  ihrer  gottesdienstiichen  Bestimmung  von  dem  Willen  des 
Eigentbllmers  abhängt. 

Zuständig  fär  die  Konsekration  ist  der  Bischof  des  Ortes  ^,  an  welchem  die 
Kirche  errichtet  ist,  für  die  Benediktion  ein  von  diesem  delegirter  Priester^.  Die 
Konsekration  durch  den  nicht  kompetenten  Bischof  ist  nicht  nichtig^,  wohl  aber 
trifft  denjenigen  Bischof,  welcher  eine  solche  ohne  Erlaubniss  des  zuständigen  Ordi- 
narius in  einem  fremden  Bezirk  vornimmt,  eine  ipso  facto  eintretende  einjährige  Sus- 
pension von  der  Ausübung  seiner  Pontifikairechte  ^^. 

Die  einmal  konsekrirte  Kirche  darf ,  so  lange  die  Wirkung  der  Konsekration 
nicht  durch  einen  besonderen  Umstand  beseite  ist^^,  nicht  zum  zweiten  Male  kon- 


dictlone  et  Impositione  pzimarii  lapidis  pio  eccle- 
sia  aedificanda  und  Rituale  roman.  tit.  VIII.  c.  26, 
doch  ist  dies  keine  wesentliche  Vorbedingung  für 
die  Konsekration ,  da  auch  Geb&nde ,  ohne  dass 
sie  von  Anfang  zu  gottesdienstliehen  Zwecken 
bestimmt  waren,  nachträglich  in  kirchlichen  Ge- 
brauch genommen  und  zn  diesem  Behnfe  kon- 
sekfirt  werden  können,  s.  0.  S.  320. 

1  Bltnale  roman.  tit  Till.  c.  27.  Hierbei  fällt 
die  in  der  vor.  Anm.  gedachte  Bezeichnung  mit 
den  Kreuzen  fort  An  ihre  Stelle  tritt  nur  die 
Besprengnng  der  Wände  mit  Weihwasser,  und  der 
eigentliche  Benediktionsakt  beginnt  mit  der 
Oratio:  „Omnipotens  et  misericors  deus^  und 
sehliesst  mit  der  Oration :  „Dens  qui  loca  nomini 
tno  dicanda  sanctiflcas ,  effunde  super  hanc  ora- 
tionis  domum  gratiam  tuam ,  ut  ab  omnibus  hie 
Domen  tnum  invocantibus  auxillum  tuae  miseri- 
cordiae  sentiatur.  Per  dem.  nostr.  Jos.  Christum 
flUum  tuum,  qui  tecumvivit  etregnatln  unitate 
Spiritus  sanctl  etc^ 

«  S.  0.  S,  145. 

s  Denn  die  Konsekration  ist  nach  dem  Ponti- 
flcale  roman.  1.  c.  das  Regelmässige,  s.  auch 
Probst,  kirchliche  Benediktionen  S.  290. 

4  Rituale  rom.  tit  Vin.  c.  27.  n.  13 :  „Ecdesia 
rero  quamyis  a  simplici  sacerdote ,  ut  supra,  sit 
benedleta,  ab  episcopo  tamen  consecranda  est". 
Conc.  Medlolan.  IV.  ▼.  1576, 1.  19,  Hardouin 
10,  828 :  „Ecolesiae  saltem  paiochiales,  non  oon- 
secratae  intra  annum  in  civitate ,  per  dioecesim 
yero  infra  blennlum  omnino  oonsecrentur'' ;  das 
Römische  ProTinzialkonzil  y.  1725,  coli.  conc. 
Uc.  1,  386  schreibt  nach  London  1237.  c.  1, 
M  an  8 i  23,  447  Tor,  dass  die  Kathedral-  und 
Pfarrkirchen  spätestens  innerhalb  2  Jahre  kon- 
sekrirt  werden  sollen. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus ,  dass  das  Pontifloale 
1.  c  nur  einen  Ritus  für  die  consecratlo  eecUaia'- 
mm,  das  Rituale  dagegen  einen  solchen  fflr  die 
Benediktion  einer  noTa  ecclesia  sea  publicum 
Oratorium  aufweist,  und  nur  die  benedidrte  ec- 


clesia, nicht  das  Oratorium  pubUcum  nachträglich 
konsekrlrt  weiden  soll,  s.  die  vor.  Anm.  Vgl. 
auch  Baruffaldus,  ad  rit.  Roman,  comm. 
tit  72.  n.  89.  80. 

6  S.  0.  S.  168.  n.  1. 

^  Ein  päpstliches  PriTileg  für  den  Erzbischof 
▼.  Magdeburg,  die  Kirchen  auf  seinen  Besitz- 
thümem  in  fremden  Diöcesen  zu  konsekriren 
▼.  1312  bei  G.  Schmid,  päpstl.  Urkunden  und 
Regesten,  Halle  1886.  8.  81. 

8  S.  0.  8. 147. 

ö  S.  0.  S.  146.  147. 

w  Trident.  Sess.  VI.  c.  6  de  ref.  Die  duroh  c. 
28.  C.  VII.  qu.  1  (s.  0.  S.  148.  n.  6)  weiter  fest- 
gesetzte suspensio  latae  sententiae  vom  Messe- 
lesen  für  ein  Jahr  trlt^  nach  der  eonst.  Pii  IX. : 
Apostolicae  sedis  y.  1869  nicht  mehr  ein. 

Wegen  der  päpstlichen  Indulte  für  die  Kon- 
sekration yon  Kirchen  durch  blosse  Priester  ygl. 
0.  S.  144.  n.  5.  Die  Regulären  haben  das  Prl- 
yileg,  dass  sie,  wenn  der  Diöcesanbisehof  auf  Er- 
suchen nicht  den  Grundstein  für  ihre  Kirchen 
benedicirt  oder  dieselben  nicht  konsekrlrt  oder 
dies  über  4  Monate  anstehen  lässt,  diese  Akte 
durch  jeden  anderen  Bischof  yomehmen  lassen 
können,  ein  Priyilegium,  welches  Honoiius  IV. 
zuerst  den  Dominikanern  1286  ertheilt  bat,  Ri  - 
poll,  buUar.  ord.  ü,  praedicator.  Rom  1729  ff. 
S.  Ö  (Potthast  reg.  n.  22ö4ö>  Dasselbe  ist 
durch  das  Trideutinum  c.  5  cit.  nicht  aufgehoben, 
da  es  nur  gemeines  Recht  enthält,  ygl.  c.  1.  X. 
de  soppl.  neglig.  olericor.  I.  10;  Barbosa  de 
officio  episc.  P.  11.  alleg.  27.  n.  11. 

Femer  haben  die  General-,  Proyinrlal-  und 
Lokal-Oberen  der  Mönchsorden  kraft  päpstlichen 
Privilegs  die  Befugniss,  die  Benediktion  der  Kir- 
chen und  öffentlichen  Kapellen  ihres  Ordens  mit 
der  Wirkung,  dass  in  denselben  Gottesdienst, 
namentlich  die  Messfeier,  gehalten  werden  kann, 
zu  yollziehen,  Bar b 0 s a  L  0.  n.  44 ;  F  e rr  a ri  s 
B.  y.  ecclesia  art.  IV.  n,  8. 

ii  Vgl.  darüber  nachher  unten  in  diesem  $. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  216. 


sekrirt  werden  K  Erscheint  es  aber  zweifelhaft,  ob  eine  Eonsekration  stattgefunden 
hat  2,  so  ist  eine  solche  immer  noch  zu  vollziehen  3. 

Der  Tag  der  Eonsekration  wird  später  als  Fest  der  Eirchweihe  (annivßrsarwm 
dedicatioms)  aiy  ährlich  an  dem  entsprechenden  Datum  ^  (nicht  an  einem  anderen  Tage) 
gefeiert^,  sofern  der  Eonsekrator,  was  ihm  indessen  allein  während  des  Aktes  der 
Eonsekration  und  am  Schlüsse  der  dabei  zu  celebrirenden  Messe®  freisteht^,  nicht 
einen  anderen  Tag  dabei  bestimmt  hat^.  Für  blos  benedicirte  Eirchen,  also  namentlich 
für  öffentliche  Eapellen  oder  Oratorien  ist  dagegen  ein  solches  Fest  nicht  gestattet*. 

II.  Die  Pollution  und  Reconciliation.  Der  Charakter,  weichereinem 
kirchlichen  Gebäude  durch  die  Eonsekration  oder  die  Benediktion  aufgeprägt  worden 
ist,  kann  durch  gewisse  Handlungen  in  den  Augen  der  Gläubigen  der  Art  beein- 
trächtigt werden,  dass  dasselbe  nicht  mehr  als  eine  heilige  und  reine  Stätte  flär  die 
gottesdienstlichen  Verrichtungen  erscheint,  also  der  Gottesdienst  vorläufig  eingestellt 
werden  muss,  bis  eine  Sflhne  der  dem  Orte  angethanen  Schmach  erfolgt  ist.  Eine 
solche  Beeinträchtigung  heisst  technisch/^o/^t«^  ^^^  auch  violaHo  ^  ^  ( B  e  f  l  e  ck  u  n  g ) .  Sie 
tritt  nicht  durch  jede  verbrecherische  Handlung  ein,  sondern  nur,  wenn 

1 .  innerhalb  der  Eirche  widerrechtlich  eine,  eine  schwere  Sünde  darstellende 
Gewaltthat^^  gegen  einen  anderen  vorsätzlich  oder  fahrlässiger  Weise  verübt  worden  ^^ 
ist,  welche  eine  erhebliche  Vergiessung  menschlichen  Blutes^*  zur  Folge  gehabt**  hat, 


1  G.  3  (inceztom)  Dist  LXYIIL,  wiederholt 
c.  20  Dist  I.  de  consecr. 

2  Fehlt  es  an  Schriftstücken,  an  Zeugen,  an 
den  Kreuzen  der  Wände  (s.  o.  S.  326  n.  6) ,  so 
gilt  auch  der  Umstand,  dass  regelmässig  das 
Kirchweihfest  (s.  im  Text)  gefeiert  worden  ist, 
als  Beweis  für  die  Konsekration ,  Congr.  rit.  t. 
1706,  Gardellini  ed.  dt.  n.  3756;  2,  250. 

^  c  16  (Psendoisid.)  n.  e.  18  (oapit.  reg. 
Franc  zw.  810  n.  813  c.  6 ;  Anseg.  1. 146,  B  o  r  e  - 
t  i  n  8 1, 178  u.  412 :  „Ut  ecclesiae  vel  altaria,  qnae 
ambiguae  sunt  de  conseozatione ,  consecrentur'Q 
Dlet.  I.  de  consecr. 

*  Congr.  rit.,  ed.  Gaidellinl,  n.  254.  1012. 
1605.  2676.  489a  I. 

5  Vgl.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  325 
u.  deHerdtl.  ctlll.  n.  114  ff.  Doch. hat  dies 
bei  der  Redudrung  und  der  Verlegung  der  Fest- 
tage auf  Sonntage ,  insbesondere  der  Feier  aller 
Kirchen -AnnlYersaiien  auf  einen  bestimmten 
Sonntag  praktisch  keine  Bedeutung  mehr,  s. 
Probsta.  a.0.  S.327u.  de  Herdt  Lcn.  114; 
über  Balem  insbesondere  Silbernagl,  Ver- 
fassung sämtl.  Religionsgesellschaften  2.  Aufl. 
S.  308  u.  Arch.  t  d.  K.  B.  17,  339. 

8  Wenn  er  das  Volk  segnet  und  die  Ablässe 
verkündet. 

7  S.  Congr.  rit.  ▼.  1844, 1.  c.  n.  4976 ;  4,  80. 

8  Später  bedarf  er  zur  Bestimmung  des  Tages 
besonderer  päpstlicher  Erlaubniss,  L  c.  n.  2427, 
1,  406;  n.  2873.  zu  I;  2,  9;  n.  4736  zu  I; 
3  app.  p.  137. 

0  Congr.  rit  v.  1195,  n.  4463  zu  I;  3,  32. 

üeber  die  Wahl  des  titulus  bez.  des  Patrons 
für  die  Kirche  s.  o.  S.269.  Die  dort  angegebenen 
Regeln  gelten  auch ,  wenn  etwa  der  titulus  und 
der  Pation  yerschieden  sind  (s.  o.  S.  259.  n.  11), 
für  den  titulus. 

10  S.  die  Citate  i.  d.  Anm.  1 ;  c.  10  (Gregor  IZ.) 


X.   de  consecr.  III.  40;  c.  un.  (Bonifac  VIIL) 
inVItoeod.m.  21. 

11  c.  19  Dist.  I.  de  consecr.;  c  un.in  VIto  III. 
21  oit. ,  8.  auch  Rituale  roman.  tit.  VIU.  c.  28 : 
Ritus  reconciliandi  ecolesiam  violatam.  Vgl.  dazu 
Baruffaldusl.  c  tit  73.  n.  6ff. 

12  Von  den  Quellen  bezeichnen  die  betreffende 
Handlung  c.  3  Dist  LXXVIII,  bez.  c  20  Dist  I 
de  consecr.  cit.,  c.  10  X  dt.  u.  c.  un.  in  Vlto  nur 
als  effusio  sanguiniSj  c  4  X III.  40  als  xmlnera  in- 
ferre.  Die  nähere  Bestimmung  des  Thatbestan- 
des  ist  durch  die  Doktrin  erfolgt,  in  den  Grund- 
zügen findet  sich  sie  schon  in  der  Glosse  zu  c.  un. 
in  VIto  dt  im  casus  und  s.  ▼.  sanguinis. 

1^  Eine  zufällige  Verletzung  der  gedachten  Art 
oder  eine  durch  einen  Unzurechnungsfähigen 
herbeigeführte  stellt  dch  also  ebensowenig  als 
Pollution  dar,  wie  die  Zufügung  einer  solchen  im 
Zustand  der  Nothwehr  oder  die  Begehung  einer 
Handlung,  welche  nicht  als  schwere  Sünde  be- 
trachtet werden  kann ,  z.  B.  eine  gegenseitige 
Schlägerei  tou  Knaben  oder  eine  geringe  Ueber* 
Bchreitung  des  väteilichen  Züohtigungsrechtes. 
Eine  kulpose  Handlung  poUuirt,  da  die  Doktrin 
nicht  ohne  Grund  hier  die  Regeln  über  die  irregu- 
laritas  ex  delicto  (s.  Bd.  I.  S.  41.  45)  als  Ana- 
logie herangezogen  hat,  Barbosa  de  oflL  episc. 
IL  28.  n.  16. 

14  Nicht  also  die  Vergiessung  einiger  Tropfen 
Blutes,  selbst  wenn  die  Gewaltthat  an  sich  eine 
sehr  schwere  gewesen  ist. 

1!^  Die  That,  welche  diesen  Erfolg  gehabt  hat, 
muss  also  in  der  Kirche  selbst  begangen  oder  wenig- 
stens in  derselben  zum  AbscMuss  gelangt  sein 
(wie  bei  der  Verwundung  dner  in  der  Kirche  be- 
findlichen Person  durch  einen  Schuss  von  aussen). 
Daher  liegt  eine  Pollution  Tor ,  wenn  der  in  der 
Kirche  Verwundete,  ehe  ein  starker  Blutrerlust 
eingetreten  ist,  noch  hat  entfliehen  können,  nicht 
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2.  wenn  innerhalb  derselben  vorsAtzlich  oder  üeihrlftssiger  Weise  widerrechtlich 
eine  den  Tod  eines  Menschen  bewirkende  Handlang  vorgenommen  worden  ist^, 

3.  wenn  in  der  Kirche  eine  vorsätzliche  nnd  unerlaubte  oder  sündhafte  Ver- 
giessnng  menschlichen  Samens  stattgefunden  hat^, 

4.  endlich,  wenn  in  derselben  eine  nicht  getaufte  Person  oder  ein  excommunicatus 
yitandos  (also  auch  ein  notorius  percussor  clerici)  beigesetzt  oder  begraben  worden  ist^, 

jedoch  ist  in  allen  Fällen  weiter  erforderlich,  dass  die  Thatsachen,  welche 
die  Pollution  bewirken,  auch  öffentlich  bekannt  oder  notorisch  geworden  sind^, 
sei  es  sofort  oder  auch  erst  später  ^ 


aber,  wenn  Jemand  ans  der  Kirche  auf  eine 
ausserhalb  derselben  befindliche  Person  schiesst, 
oder  naehdem  eT  ausserhalb  derselben  verwundet 
worden  ist,  in  der  Kirche  einen  starken  Blutver- 
last  erleidet. 

Uebei  die  in  den  Anm.  19  bis  15  angegebene 
Begründung  des  Thatbestandes  ist  die  Doktrin 
einig,  s.  Barbosa  de  off.  episcop.  11.28. n.30ff; 
Beiffenstuel  lU.  40.  n.  26ff.  u.  Ferraris 
s.  ▼.  eedesla  art.  4.  n.  26  ff.  Vgl.  auch  den  Fall 
im  Areh.  f.  kath.  K.  R.  2,  217. 

1  c  19  (inoert)  Dist  I  de  consecr.  u.  c.  4  X III. 
40.  dt. ,  In  weleheu  schleohthin  des  homicidium 
erwähnt  wird.  Es  ist  in  diesem  Falle  also  gleich- 
gültig ,  ob  die  Tödtnng  unter  Blutvergiessen  er- 
folgt ist  oder  nicht.  Auch  der  im  zurechnungs- 
fähigen Zustande  begangene  Selbstmord  poUulrt 
die  Kirche,  so  schon  Johannes  Andreae  zu  c.  un. 
in  Tito  III.  21  cit.  und  übereinstimmend  die 
spätere  Doktrin  (s.  die  unten  folgenden  Gitate). 
Ist  die  Zurechnung  oder  die  Strafbarkeit  ansge- 
Khlossen  (also  bei  Wahnsinn  und  Nothwehr), 
dann  tritt  die  Pollution  nicht  ein.  Wegen  der 
kulposen  Tödtnng  s.  S.  328  n.  13.  Der  Zweck  der 
Tödtung  erscheint  gleichgültig.  Die  Kirche  wird 
daher  auch  dadurch  polluirt ,  dass  Jemand  in  ihr 
den  Märtyrertod  erleidet  Es  genügt  ferner  schon 
lur  Pollution ,  dass  die  Handlung  widerrechtlich 
in  der  Kirche  Torgenommen  wird ,  ohne  dass  sie 
selbst  als  solche  widerrechtlich  ist,  wie  z.  B.  die 
Hinrichtung  eines  Yerurtheilten.  Ueber  die 
Frage ,  in  wiefern  die  Handlung  in  der  Kirche 
blos  vorgenommen ,  bez.  zum  Abschluss  gelangt 
sein  oder  auch  Ihre  Wirkung  geäussert  haben 
nross,  gilt  das  in  der  vor.  Anm.  Bemerkte.  Vgl. 
Barbosa  l.cn.  2ff;  Reiffenstuell.  c.n.  19; 
Ferraris  1.  c  n.  37ff. 

2  Nach  c  19  DlBt.  I.  cit.  wird  die  Pollution 
herbeigeführt :  adulterlo,  nach  c.  20  ibid.  u.  c.  10 
X.  UI.  40  dt  semine,  nach  c  un.  in  Vlto  UI.  21 
cit  seminis  effusione,  also  durch  elneBeischlafs- 
TolMehung,  welche  sich  als  fomicatio,  stupratio, 
adulterium  darstellt  oder  durch  Begehung  der 
Sodomiterei  und  Päderastie,  nicht  aber  durch  un- 
freiwilligen Samen-Erguss  oder  durch  Menstrua- 
tion. Auch  die  Vollziehung  des  Beischlafes  unter 
den  Ehegatten  wird  von  den  Kanonisten  hierher 
gerechnet,  und  nur  der  Nothfall  (z.  B.  wenn  die 
Oaiten  zur  Zeit  eines  Krieges  in  der  Kirche  zu 
wohnen  genöthigt  sind,  und  eine  Gefahr  der  Un- 
enthaltsamkelt  vorliegt)  ausgenommen ,  glossa  s. 
y.  seminis  zu  o.  un.  in  VI^o  cit;  Barbosa 
ii.42ir;  Relffenstueln. 20;  Ferraris  n.4ö. 

'  Arg.  6.  27  (Poen.  Theod.)  Dist  I.  de  cons. : 


„Eccleslam  ubi  paganus  sepultus  est,  non  liceat 
consecrare  neque  missas  in  ea  celebrare  sed  iactare 
foras  et  mundari  oportere^,  s.  femer  c.  7  (Innoc. 
UL)  Z  de  consecr.  III.  40.  Ob  unter  die  nicht 
getauften  Personen  auch  die  ungetauften  Kinder 
▼on  Katholiken  zu  rechnen  sind,  ist  in  der  Dok- 
trin nicht  unbestritten,  ygL  F  e  r  r  a  r  i  s  L  c  n.  53, 
die  überwiegende  Meinung  stellt  sie  aber  den 
übrigen  Ungetauften  gleich ,  s.  Beiffenstuel 
1.  c.  n.  2i ,  so  auch  die  Entscb.  d.  Gongr.  im- 
munit  V.  18.  August  1821 ,  Analect.  lur.  pontif. 
1863.  p.  1567.  1558,  und  macht  nur  eine  Aus- 
nahme zu  Gunsten  der  Katechumenen,  Barbosa 
1.  0.  n.  53. 

Nach  älterem  Recht  (so  lange  der  Unterschied 
zwischen  den  excommunicati  tolerati  und  vitandi 
noch  nicht  eingeführt  war)  trat  die  Pollution 
durch  die  Beisetzung  Jedes  Exkommunicirten  in 
der  Kirche  ein,  c.  7  X  cit.  Da  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  Neuerung  Martins  Y.  durch  die 
const  Ad  Yitanda  v.  1418  den  excommunicati 
tolerati  die  Beerdigung  an  geweihter  Stätte  nicht 
mehr  versagt  wird,  K  o  b  e  r ,  Kirchenbann,  2.  Aufl. 
S.  337 ,  so  kann  jetzt  folgeweise  auch  die  Pol- 
lution allein  durch  die  Bestattung  eines  excom- 
municatus vitandus  —  und  zu  diesen  gehört  auch 
der  notorius  percussor  clerici,  s.  Bd.  I.  S.  121  — 
bewirkt  werden,  vgl.  Reiffenstuel  III.  28. 
n.  91  u.  Kober  a.  a.  O.  S.  339. 

Die  Beisetzung  anderer  unwürdiger  Kirchen- 
glieder  polluirt  die  Kirche  nicht.  Dies  gilt  auch 
von  den  notorischen  Ketzern,  denn  das  c  2 
(Alex,  IV.)  in  Vlto  de  haeret  V.  2  ist  jetzt  nur 
noch  auf  die  namentlich  in  den  Bann  gethanen 
Ketzer  zu  beziehen,  so  auch  die  herrschende 
Meinung,  Reiffenstuel  lU.  40.  n.21  u.  Fer- 
raris n.  54. 

4  Die  Quellen  sprechen  dieses  Erforderniss 
nicht  aus ,  aber  schon  die  Glosse  s.  v.  pollul  zu 
c.  un.  in  Vlto  m.  21  hat  dasselbe  unter  Heran- 
ziehung des  Satzes :  ^^quae  sancta  sunt,  coinqui- 
nari  non  possunt",  s.  c.  5  (Nlcol.  I.)  C.  XV.  qu.  5 
u.  c.  7  (Luc  m.)  X.  de  cohabit  der.  III.  2 
aufgestellt,  weil  die  Kirche  nach  c.  11  (Alex.  IL) 
Dist.  XXXIL  u.  c.  34  (Innoc.  III.)  X.  de  sim. 
V.  3  nicht  über  das  Verborgene  urthelle,  und  die 
Heiligkeit  der  Stätte  erst  durch  eine  bekannt  ge- 
wordene Pollution  in  den  Augen  der  Gläubigen 
beeinträchtigt  werde.  Diese  Auffassung  ist  dann 
in  Doktrin  und  Praxis  herrschend  geworden ,  s. 
Barbosa  n.  37ff;  Reiffenstuel  III.  40. 
n.  22  u.  Ferraris  n.  56.  57. 

5  S.  die  Anführungen  a.  £.  d.  vor.  Anm. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  21ß. 


Von  dem  Angenblick  ab,  in  welchem  die  die  PoUation  bewirkende  Handlung 
öffentlich,  d.  h.  in  einer  Weise,  dass  sie  zur  allgemeinen  Eenntniss  gelangt  ist,  statt- 
gehabt hat  oder  anderenfalls  später  allgemein  bekannt  geworden  ist,  darf  in  der 
polluirten  Kirche  weder  die  Messe  gelesen  noch  sonst  Oottesdienst  gehalten  ^  noch 
eine  Leiche  begraben  werden  2. 

Andererseits  soll  aber  sobald  als  mOglich  der  pollnirende  Gegenstand  beseitigt^, 
nnd  die  Entsühnnng  der  Kirche  vorgenommen  werden^.  Diese  heisst  technisch: 
reoonciUatio^,  Sie  hat,  da  die  PoUation  die  Wirkung  der  einmal  erfolgten  Konse- 
kration oder  Benediktion  nicht  gänzlich  aufhebt,  sondern  nur  suspendirt,  nicht  die 
Bedeutung  einer  neuen  Konsekration  oder  Benediktion®,  sondern  nur  die  einer 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  ^. 

Falls  die  Kirche  konsekrirt  war,  hat  nur  ein  Bischof  die  Fähigkeit,  die  Becon- 
ciliation  zu  vollziehen^.  Befagt  dazu  ist  der  Diöcesanbischof  des  betreffenden  Ortes 
oder  ein  anderer  mit  seiner^  oder  auch  päpstlicher^*^  Erlaubniss.  Eine  blos  benedi- 
cirte  Kirche  zu  rekonziliiren,  ist  dagegen  ein  Priester  fähig,  doch  bedarf  er,  um 
dies  erlaubter  Weise  thun  zu  können ,  der  Deputation  durch  den  örtlich  zustiUidigen 
Bischof  >J. 


t  c  10  X  in.  40  dt,  8,  ÄUch  c.  27.  28  (Poen. 
Theodor.)  Dist.  I.  de  consecr.  lieber  das  Ab- 
brechen der  Mesfle  bei  eintretender  PoUation,  s. 
0.  S.  193  n.  3. 

Die  Irregnlaritit  trifft  den  Priester,  welcher  in 
einer  polluirten  Kirche  oelebrirt ,  nicht ,  Bd.  I. 
S.  53.  n.  9,  wohl  aber  begeht  er  eine  schwere 
Sünde  nnd  ein  Disziplinarvergehen.  Daher  kann 
der  Bischof  jedenfalls  mit  arbiträrer  Strafe  gegen 
ihn  Torgehen. 

2  Anch  nicht  auf  dem  sie  umgebenden  oder 
an  sie  anstossenden  Kirchhof ,  denn  dieser  wird 
durch  die  Pollution  der  Kirche  ebenfalls  polluirt, 
c.  uu.  in  VIto  lU.  21  cit. 

3  Wegen  der  Entfernung  der  unzulässiger 
Weise  bestatteten  Leichen  s.  c.  27.  28  Dist.  1. 
cit.,  im  übrigen  c.  10  X.  III.  40  cit. 

*  c.  4.  9,  c.  10  X.  cit.  Früher,  s.  c.  20  (cap. 
Inc.)  Dist.  I.  de  cons. ,  wurde  eine  neue  Konse- 
luation  verlangt,  c.  21  ead.  (Pseudo-Isid.)  ge- 
hört nicht  hierher ,  da  hier  eine  ungültige  Kon- 
sekration vorausgesetzt  ist. 

^  Durch  die  Feier  einer  Messe  wird  die  pol- 
luirte  Kirche  nicht  rekonciliirt ,  so  Gongr.  rit. 
V.  1634,  collect,  mission.  n.  393.  p.  206. 

0  Sie  wird  daher  auch  nicht  in  diesen  Formen 
vollzogen,  vielmehr  blos  unter  Gebrauch  von 
Weihwasser,  Wein  und  Asche,  Pontif.  roman. 
tit.  II.  de  ecclesiae  et  coemeterl  reconcillatione, 
durch  den  Bischof,  dagegen  nur  unter  Benutzung 
des  Weihwassers,  Rituale  roman.  tit.  VIII.  c.28, 
durch  den  Priester. 

7  Vgl.  Baruffaldus  1.  c.  tit.  73.  n,  12ff; 
Probst,  kirchliche  Benediktionen  S.  307. 

8  c.  9  (Ghregor  IX.)  X  de  consecr.  III.  40.  Da- 
nach darf  er  „quia  licet  episcopus  committere  valeat 
quae  iurisdiotionis  existunt ,  quae  ordinis  tamen 
episcopalis  sunt,  non  potest  inferioris  gradus  de- 
rids  demandare''  auch  nicht  einen  einfachen  Prie- 
ster zu  diesem  Akte  delegiren ,  wohl  aber  kann 
dies  der  Papst  thun ,  s.  Gongr.  rit.  1607,  Gar- 
dellini n.  361  zuX;  1,  82;  Rituale  1.  c.  cit 


n.  8:  ;^ Simplex  saoerdos  tantum  ex  privileglo 
sedis  apostolicae  potest  ecclesiam  ab  episcopo  con- 
secratam  recondliare  et  tunc  utatur  ritu  in  pon- 
tificali  praesoripto ,  procedatque  indutus  amlctu, 
alba ,  clngulo ,  stola  et  plnviali  albi  coloris ,  ad- 
hibitis  secum  allis  presbyteris  et  clerleis  super- 
pelliceis  indutis,  cum  aqua  ab  episcopo  ad  hunc 
usum  ritebenedicta''.  Dahin  gehende  Privilegien 
(doch  unter  Gebrauch  des  Tom  Bischof  benedi- 
drten  Weihwassers ,  falls  dieser  nicht  über  zwei 
Tagereisen  entfernt  ist)  haben  die  General-, 
Provinzial-  und  Lokal -Oberen  der  Mönchsorden 
für  die  ihnen  untergebenen  Kirchen  seit  Leo  X., 
Ferraris  1.  c  n.  68.  69.  Auch  wird  den  Bi- 
schofen in  den  Qulnquennal- Fakultäten  n.  11 
(Bd.  III.  S.  801.  Anm.  3)  die  Vollmacht  ertheilt, 
einfache  Priester  mit  der  Reoondliation  zu  b&* 
trauen.  Die  Ermächtigung  eines  Abtes  schon  in 
ep.  Clem.  VI.  v.  1360  bei  G.  Schmid,  päpst. 
Urkund.  u.  Regesten.  Halle  1886.  S.  393. 

0  S.  0.  S.  327,  insbesondere  auch  Anm.  10,  nnd 
Congr.  rit  1608,  1.  0.  n.  371 ;  1,  87. 

10  S.  das  Privileg  Clemens'  V.  1312  bei  G. 
Schmidt,  päpstl.  Urkunden  u.  Regesten  S.  81 . 
Ein  Privileg  Clemens*  VI.  v.  1360  auf  Auswahl 
eines  beliebigen  Bischofs  a.  a.  0.  S.  393. 

11  Die  Delegation  wird  von  manchen,  s.  Reif- 
fenstuel  lU.  40.  n.  28;  Ferraris  l.  c.  n.  72; 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec.  XIII.  16.  n.  2. 
mit  Rücksicht  auf  c  10  X.  dt.  („aqua  prottnus 
exordzata  lavetui,  ne  divinae  laudis  Organa  sus- 
pendantur^)  nicht  für  erforderlich  erklärt ;  aber 
das  Rituale  roman.  tit.  VIII. c.  28 n.  1  bestimmt: 
„ecdedae  violatae  reoondliatio  per  sacerdotem  ab 
episcopo  delegatum  flat  hoc  modo^  Demnach 
handelt  also  der  Priester  ohne  bischöfliche  Voll- 
macht unerlaubt.  Auch  erscheint  der  Grund,  dass 
die  Reeonciliatlon  durch  die  Einholung  der  bi- 
schöflichen Vollmacht  entgegen  der  Absicht  des 
c.  10  X  dt.  zu  lange  aufgehalten  werden  würde, 
an  sich,  und  Tor  Allem  gegenüber  den  heutigen 
Verkehrsmitteln,  unzatreffend.   Daas  die  Reeon- 


f  316.]       Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Entweihung  der  kireUichen  Gebäude. 


331 


in.  Die  execraiioy  Entweihung.  Die  Entweihung  unterscheidet  sich  von  der 
Pollution  dadurch,  dass  sie  den  einem  kirchlichen  Gebäude  durch  die  Konsekration 
oder  die  Benediktion  aufgeprägten  Charakter  und  die  damit  verbundenen  Wirkungen 
aufhebt.  Sie  erfolgt  einmal  dadurch,  dass  das  Gebäude  durch  die  zuständigen  kirch- 
lichen Organe  wieder  in  den  freien  Verkehr  zu  profanem  Gebrauch  gegeben  wird  ^ 

Ferner  aber  tritt  sie  ein ,  wenn  mit  dem  Gebäude  eine  solche  Veränderung  vor- 
geht, welche  die  Wesensgleichheit  des  veränderten  mit  dem  früheren  aufhebt,  d.  h. 
wenn  eine  Kirche  abgerissen  oder  zerstört  worden  ist^,  mag  sie  auch  mit  denselben 
Materialien  wieder  aufgebaut  sein^,  wenn  sie  unter  Einreissung  der  Haupttheile, 
namentlicb  der  Wände  umgebaut  wird*,  wenn  Feuer  den  grösseren  Theil  der  letzteren 
namentlich  an  der  inneren  Seite  zerstört  hat,  oder  die  Wände  in  demselben  Umfange 
behufs  der  Restauration  abgekratzt  worden  sind^,  nicht  aber,  wenn  blos  ein  Anbau 
von  geringeren  Dimensionen  als  die  Kirche^  oder  eine  Restauration  im  Innern  vor- 
genommen worden  ist  7,  oder  eine  Zerstörung  des  Daches  oder  anderer  Aussentheile 
durch  Feuer  oder  sonstige  Ereignisse  stattgehabt  hat^,  endlich  nicht,  wenn  nur  einzelne 
Theile  erneuert  worden  sind,  sollte  auch  durch  eine  nach  und  nach  wiederholte  Vor- 
nahme solcher  Erneuerungen  das  Gebäude  dadurch  ein  völlig  anderes  als  das  ursprüng- 
lich geweihte  geworden  sein®. 

Die  exekrirte  Kirche  steht  der  neuerrichteten  gleich.  Es  bedarf  daher  fftr  sie 
stets  einer  neuen  Konsekration  oder  mindestens  einer  nochmaligen  Benediktion  ^^. 


dliatlon  ohne  eine  solche  nicht  nichtig  ist ,  yei- 
steht  sich  Toii  selbst ,  da  sogar  eine  von  einem 
Priester  ohne  päpstliche  Delegation  vollzogene 
Beeonciliation  einer  konsekrirten  Kirche  trotz  der 
anseheinend  anderes  ergebenden  Aeussernng 
Gregors  IX.  in  e.  9  X.  eit  (s.  S.  330.  n.  8)  nicht 
an  Nichtigkeit  leiden  würde,  s.  Arch.  1  kath.  K. 
B.  2,  219  u.  0.  S.  146.  u.  147. 

Wenn  eine  blos  benedieirte  Kirche  poUuirt 
worden  ist,  so  moss  natürlich  die  Recondllation 
der  Konsekration  vorhergehen.  Dagegen  kann 
von  der  Pollution  einer  noch  nicht  benedidrten 
Kirche,  selbst  wenn  der  Grandstein  benedicirt 
war,  begrifflich  nicht  die  Rede  sein.  Vor  der  Be- 
nediktion  müssen  allerdings  auch  bei  einem  sol- 
chen Qebinde,  falls  eine  sonst  die  PoUntion  be- 
wirkende Handlung  Spuren  hinterlassen  hätte, 
diese  getilgt,  also  z.  B.  etwa  dort  bestattete  Lei- 
chen entfernt  werden,  c.  27.  28w  Dist  I.  cit 

1  Einen  besonderen  Ritus  giebt  es  dafür  nicht, 
B.  0.  S.  170.  lieber  die  Oründe  hat  der  Bischof 
zu  befinden ,  da  sich  keine  näheren  Normen  da- 
rüber entwickelt  haben.  Immerhin  müssen  es 
triftige  Gründe  sein,  namentlich  die  Unmöglich- 
keit, die  Kirche  welter  zu  unterhalten,  s.  oben 
S.  170.  171.  und  Bd.  U.  S.  462,  vgl.  auch  Congr. 
conc  T.  1886 ,  Acta  s.  sed.  18,  263 ,  welche  na- 
mentlich das  0.  8.  171  Ausgeführte  bestätigt. 

2  c.  24  (ep.  Vigilli  a  Pseudo-  Isid.  deformata, 
Jaf  f  e'  ed.  II.  n.  907)  Dist.  I.  de  consecr. 

'  Denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  Ge- 
bäude immer  ein  neues,  s.  Barbosa  de  off. 


episc  P.  II.  alleg.  27.  n.  14.  16;  Reiffen- 
stuellll.  40.  n.  11;  Schmalzgrueber  III. 
40.  n.  24. 

«  c.  6  (Innoc.  III.)  X.  de  consecr.  III.  40. 
Dass  auf  die  Veränderung  der  Innenseite  der 
Wände  soviel  Gewicht  gelegt  wird ,  erklärt  sich 
aus  dem  Ritus  der  Konsekration  und  Benediktion, 
s.  0.  S.  326  n.  5.  u  S.  327.  n.  1. 

s  Entsoh.  d.  Congr.  rit  v.  1869  in  Acta  s.  sed. 
3,628. 

6  Hier  brauchen  die  neuen  Wände  blos  mit 
Weihwasser  besprengt  zu  werden.  Wenn  der 
Anbau  aber  so  bedeutend  ist ,  dass  die  frühere 
Kirche  sich  nur  als  ein  verhältnissmässig  kleiner 
Theil  des  nunmehrigen  Gebäudes  darstellt,  so 
gilt  das  Umgekehrte,  Barbosa  1.  c.  n.  19; 
Reiffenstuel  n.  14;  Schmalzgrueber 
n.  29. 

^  Aber  ohne  die  im  Texte  bezeichneten  Ver- 
änderungen der  Wände. 

8  Weil  die  Konsekration  oder  Benediktion  an 
der  Innenseite  der  Wände  haftet ,  Schmalz- 
grueber n.  23. 

d  Die  Glossatoren  und  Kommentatoren  haben 
vielfach  das  Gegentheil  angenommen,  die  neuere 
Meinung  hat  sich  aber  mit  Recht  gegen  sie  er- 
klärt ,  denn  bei  der  Vollendung  der  jeweiligen 
Erneuerung  ist  die  Kirche  immer  noch  dieselbe, 
welche  sie  vorher  war,  s.  Reiffenstuel  n.  12; 
Schmalzgrueber  n.  27. 

10  c.  24  Dist.  I.  cit.  u.  c.  6  X.  cit. 
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§.217.    D.    Die  Besiimmung  über  die  äwsere  und  innere  Einrichtung  sowie  die  dauernde 
Ausschmückung  der  kirchlichen  Gebäude. 

I.  Aeussere  und  innere  Einrichtnng.  A.  Oeeignetheit  für  den 
Oebrauchszweck.  Die  äussere  und  innere  Einrichtung  der  kirchlichen  Gebäude 
bestimmt  sich  vor  Allem  durch  die  besonderen  Zwecke,  denen  die  einzelne  Kirche 
dienen  soll.  Dieselbe  muss  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  fOr  die  gottesdienstlichen 
und  liturgischen  Funktionen  j  welche  in  ihr  ihrer  Bestimmung  gemäss  zu  yerrichten 
sind,  geeignet  ist^ 

Darüber  hat,  sofern  es  sich  um  die  Neu-Begründung  einer  kirchlichen  Einrich- 
tung, welche  ein  Eirchengebäude  erfordert,  handelt,  derjenige  kirchliche  Obere  zu  be- 
finden, welcher  für  die  Errichtung  der  ersteren  zuständig  ist,  d.  h.  er  hat  den  Bau- 
plan und  den  Plan  für  die  innere  Einrichtung  des  neu  aufzuführenden  Qebäudes  zu 
genehmigen  oder  zu  prüfen,  ob  ein  etwa  schon  vorhandenes  Oebäude  für  den  Zweck 
der  beabsichtigten,  neuen  kirchlichen  Anstalt  passend  erscheint,  und  welche  baulichen 
Aenderungen  an  demselben  etwa  zu  diesem  Behufe  erforderlich  sind  ^. 

Handelt  es  sich  um  die  Begründung  neuer  Bisthümer  oder  Eollegiatstifter,  so 
kommen  diese  Befugnisse  dem  Papste  ^,  in  allen  übrigen  Fällen  dem  Ordinarius  zu^. 

Wenn  dagegen  blos  die  Wiederherstellung  verfallender  Gebäude  oder  Erweite- 
rungs-  oder  Abänderungsbauten  an  solchen  in  Frage  kommen,  so  gilt  zwar  für  die 
zuletzt  gedachten  Fälle  das  gleiche^,  aber  nicht  für  die  Kathedralen  und  Kollegiat- 
stifter^.  Bei  diesen  hat  vielmehr  der  Bischof  und  zwar  bei  der  Kathedralkirche  unter 
Einholung  des  Rathes  des  Kapitels  "^  darüber  zu  bestimmen ,  ob  die  beabsichtigten 
Bauten  und  die  dabei  in  Aussicht  genommenen  Aenderungen  und  inneren  Einrich- 
tungen den  liturgischen  Anforderungen  entsprechen. 

B.  Bestimmung  über  Baustil  und  sonstige  Einrichtungen  bei  an 
sich  geeigneten  Gebäuden.  Innerhalb  der  gedachten  Grenze  bleibt  aber  noch 
ein  grosser  Raum  für  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  den  Baustil  und  die  Art  der 


1  Für  eine  Kathedrale  ist  selbstverstindlich  nahmen  ernannten  päpstlichen  Exekntur  über- 
eine andere  inssere  und  innere  Einrichtung  als  lassen,  s.  a.  a.  0. 

für  eine  sonstige  Kirche,  für  eine  Kollegiatkirche  ^  In  Uehereinstimmung  hiermit  schreiben  die 

eine  andere  als  für  eine  Pfarrkirche  in  der  Stadt  neueren  Partlkularsynoden  vielfach  die  yorgän- 

oder  auf  dem  Lande  nothwendig.  gige  Einreichung  der  Baupläne  vor,  s.  o.  S.  320. 

2  Dies  folgt  daraus,  dass,  soweit  für  die  kirch-  n.  6;  s.  auch  Didces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f. 
liehe  Anstalt  ein  besonderes  gottesdienstliches  kath.  K.  R.  Öl,  54:  „Nemo  praesnmat  aliquam 
Oebäude  erfordert  wird ,  die  Bestimmung  in  Be-  ecclesiam  aut  Oratorium  publicum  erigere  sine 
treff  des  letzteren  ein  wesentlicher  Bestandtheil  praevia  nostra  licentia  et  approbatione  de  loco, 
des  Errichtungsaktes  ist,  und  eine  solche  Bestlm-  forma  et  decore  Ipsius  ecclesiae  vel  oratorii^ 
mung  nur  unter  Prüfung  der  Geeignetheit  des-  Dabei  kommt  auch  der  S.  321.  n.  7  gedachte 
selben  erfolgen  kann.  Gesichtspunkt  in  Betracht. 

Vorausgesetzt  ist  hier ,  dass  die  nothwendigen  ^  Die  in  der  vor.  Anm.  cit.  Synoden  schreiben 

Mittel  für  die  Herstellung  des  Gebäudes  vor-  die  bischöfliche  Genehmigung  ebenfalls  für  solche 

banden  sind.    Die  Erörterung  darüber ,  in  wel-  Aenderungen  vor. 

chem  umfange  diese  von  etwaigen  Pflichtigen  ^  Denn  dem  Papst  ist  allein  die  Errichtung 

zu  beschaffen  sind ,  gehört  nicht  in  diesen  Zu-  und  Yeränderung  der  Bisthümer  und  KoUegiat- 

sammenhang.  Stifter  als  solcher  vorbehalten.   Darum  handelt 

8  Bd.  II.  S.  387.  Freilich  wird  gewöhnlich  die  es  sich  hier  aber  nicht, 

nähere  Bestimmung  dem  herkömmlicher  Weise  ^ -^eil  hier  immer  eine  wichtigere  Yeränderung 

für  die  Durchführung  der  erforderlichen  Mass-  in  Frage  steht,  Bd.  U.  S.  156. 
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imteren  Einriofatang  der  Eirehe  offen.  Die  Entacheidung  darüber  gehört  an  sich  nicht 
%a  dem  Geschäftskreis  der  den  kirchlichen  Oberen  zustehenden  Leitung  der  gottes- 
dienstlichen Einrichtungen  und  ihrer  Aufsicht  über  dieselben ,  vielmehr  kommt  diese 
denjenigen  zu,  welche  das  Oebftude  auf  ihre  Kosten  errichten  lassen  oder  zu  er- 
richten verpflichtet  sind,  beziehentlich  den  Organen  der  kirchlichen  Anstalt,  welche 
das  Vermögen  der  letzteren  zu  verwalten  und  aus  diesem  oder  aus  den  für  die 
Anstalt  zu  beschaffenden  Mitteln  die  Bankosten  zu  gewähren  haben  K 

Soweit  es  sich  um  die  freiwillige  Uebemahme  eines  Kirchenbaues  handelt,  ist 
deijenige,  welcher  das  Oeld  dazu  gewährt,  (z.  B.  der  Stifter  einer  Kirche)  befugt, 
die  näheren  Bedingungen  ftlr  die  Verwendung  seines  Oeldes  festzusetzen. 

Nicht  anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Baulastpflichtige  oder  ein  kirchliches 
Vermögensverwaltungs-O^an,  welches  für  eine  Pflichtige  Oemeinde  aus  dem  Kirchen- 
yermögen  oder  durch  Ausschreibung  von  Auflagen  die  Kosten  zu  decken  hat,  mehr  als 
den  nothwendigen  durch  die  rechtliche  Pflicht  bedingten  Betrag  sich  aufzubringen 
yerbietet. 

Der  kirchliche  Obere  ist  kraft  seiner  Oberaufsicht  Aber  die  Vermögensverwal- 
tong  nur  einzugreifen  befugt,  wenn  es  sich  lediglich  um  den  nothwendig  zu  gewäh- 
renden Betrag  handelt,  weil  er  das  Mass  des  absolut  Erforderlichen  zu  bestimmen 
hat,  und  soweit  das  Verwaltungsoi^an  mehr  als  dieses  gewähren  will,  insofern  als 
er  solche  Aufwendungen,  welche  ftlr  die  kirchlichen  und  finanziellen  Verhältnisse 
der  betheiligten  Gemeinde  unangemessen  sind  und  sich  als  Verschwendung  darstellen 
wflrden,  zu  untersagen  befugt  ist. 

Abgesehen  davon  folgt  aber  weiter  aus  dem  Oberau&ichtsrecht  der  kirchlichen 
Oberen  Aber  die  Oottesdienstverwaltung,  dass  ihnen  die  Prüftmg  darflber  zusteht, 
ob  die  in  Aussicht  genommene  äussere  und  innere  Einrichtung  des  kirchlichen  Ge- 
bäudes nicht  nur  mit  der  Wfirde  des  katholischen  Gottesdienstes  vereinbar  ist,  son- 
dern auch  ob  dieselbe,  wennschon  sie  die  Baulichkeit  in  ihrer  Gestalt  und  Einrich- 
tung als  an  sich  zum  liturgischen  Gebrauch  geeignel^  erscheinen  lässt,  der  kirchlichen 
Anschauung,  dem  kirchlichen  Herkommen  und  dem  Stil  kirchlicher  Kunst  fiberhaupt 
entspricht. 

In  den  Fällen,  in  denen  die  Stiftung  einer  Kirche  freiwillig  angeboten  ist,  bleibt 
allerdings,  wenn  der  Stifter  sich  nicht  fügen  will,  nichts  anderes  übrig,  als  die  Ge- 
nehmigung für  die  Errichtung  derselben  abzulehnen. 

Dagegen  kann  der  Kirchenobere  in  den  anderen  Fällen,  selbst  wenn  die  Baupflich- 
tigen mehr  als  das  unbedingt  Nöthige  auf  denBau  verwenden  wollen,  beanspruchen,  dass 
eine  Aenderung  der  Vorschläge  in  den  von  ihm  beanstandeten  Punkten  erfolgt ,  und 
nöthigenfalls  selbst,  wenn  keine  Einigung  zu  erzielen  ist,  die  erforderlichen  Festsetzungen 
machen.  Die  ihm  amtlich  untergebenen  Verwalter  kirchlicher  Mittel  haben  rechtlich 
eine  andere  Stellung  als  eine  Person,  welche  der  Kirche  aus  dem  zu  ihrer  freien  Ver- 
fügung stehenden  Vermögen  Zuwendungen  macht.  Sie  sind  verpflichtet,  die  kirch- 
lichen Fonds  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  zu  verwalten  und  zu  verwenden, 
dürfen  also  auch  da,  wo  sie  im  kirchlichen  Interesse  mehr  als  das  gerade  rechtlich 
Erforderliche  zu  gewähren  beschliessen,  nicht  dieses  oberste,  ihre  amtliche  Thätigkeit 


1  Z.  B.  dem  Pation  für  die  Patronatkirche,      den  Kirchenältefiten  ,  in  Preuuen  dem  Kiichen- 
wenn  er  die  B&nlast  allein  trägt,  dem  Pfarrer  mit      yorstande  fQr  eine  Pfarrgemeinde. 
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regelnde  Prinzip  ansser  Acht  lassen,  und  wo  dies  geschieht,  ist  der  kirchliche  Obere 
berechtigt,  kraft  seines  Anfsichtsreohtes  korrigirend  einzugreifend 

U.  Dauernde  Ausschmückung  der  kirchlichen  Oebftude.  Abge- 
sehen von  der  inneren  Einrichtung  des  kirchlichen  Oebftudes ,  welche  zum  gottes- 
dienstlichen  Gebrauch  nothwendig  ist,  kommt  femer  die  zur  Vermehrung  der  Andacht 
und  zur  Verschdnerung  dienende  Ausstattung  oder  Ausschmückung  der  Kirche^, 
sowie  die  Anbringung  von  Erinnerungszeichen  an  besondere  Begebenheiten  und  an 
einzelne  verdiente  Personen,  namentlich  solche,  welche  zu  der  Kirche  in  Beziehung 
gestanden  haben,  in  Frage  ^. 

So  weit  dergleichen  Gegenstände  aus  dem  Vermögen  der  betreffenden  kirchlichen 
Anstalt  beschafft  werden  sollen,  hat  das  zur  Verwaltung  desselben  bestimmte  Organ  ^ 
bei  Eärchen,  welche  im  Eigenthum  einer  nicht  kirchlichen  juristischen  oder  physiaehen 
Person  stehen,  diese  darüber  zu  befinden,  es  sei  denn,  dass  die  Kirche  ausschliess- 
lich und  lediglich  dem  öffentlichen  Gebrauche  überwiesen  worden  wäre  \  Handelt 
es  sich  um  freiwillige  Zuwendungen  solcher  Sachen  durch  dritte  Personen ,  so  ist 
auch  die  Annahme  derselben  durch  da^enige  Organ ,  welches  die  durch  die  Frei- 
gebigkeit bedachte  Kirche  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  vertritt  ^  erforderlich. 

Weiter  kommt  hier  ebenfalls  der  Gesichtspunkt  in  Betracht,  dass  alle  diese 
Gegenstände  nichts  der  Lehre  der  katholischen  Kirche  Widersprechendes  darstellen, 
mit  der  Würde  des  Gotteshauses  und  Gottesdienstes  Unvereinbares  und  das  fromme 
Gefühl  und  die  Andacht  Störendes  enthalten  dürfen.  Die  Entscheidung  darüber  liegt 
in  den  Händen  desjenigen  kirchlichen  Beamten,  welcher  den  Gottesdienst  zu  leiten 
hat  Dieser  ist  also  befugt,  die  Aufstellung  und  Anbringung  von  Gegenständen, 
welche  den  gedachten  Erfordernissen  nicht  entsprechen,  zu  untersagen  und  nöthigen- 
faUs  solche  entfernen  zu  lassen.  Dieses  Recht  ist  aber  seiner  Natur  nach  ein  negan 
tives^,  und  enthält  nicht  die  Befugniss,  positive  Anordnungen  über  die  Beschaffung 
und  Anbringung  solcher  Gegenstände  zu  treffen  s. 


1  Zu  weit  geht  daher  m.  £.  das  Prager  Prov.  mnng  des  Fabrikrathes  bei  Aasgaben  über  den 
Konz.  V.  1860 ,  colL  conc.  Lac.  6,  525 :  „ Archi-  Betrag  ▼on  50  frcs. ,  1.  c.  Art.  12) ,  vgl.  auch 
tecturae  forma  seu  dispositio  cnm  multiplex  esse  An drtf ,  cours  alphab^tique  de  la  Mgislation  cl- 
possit,  lila  pro  arbltrio  episcopi  eligatur,  quae  vile  eccWsiastique  4.  ^d.  2,  533,  so  auch  in  £1- 
praesertlm  repraesentandis  orthodoxae  fldei  my s-  sass-Lothringen,  während  in  der  preuss. 
teriis  et  traditlonl  ecclesiastlcae  aeqne  ac  arti,  Rheinprovinz  der  Kirchenvorstand  nach  dem  Ges. 
duce  ecclesia  excultae,  apprime  convenit" ,  wenn  vom  20.  Juni  1875  §§.  6.  8.  57  an  Stelle  des 
es  alles  in  das  Belieben  des  Bischofs  stellt.   Nicht  Kirchmeisterbnreaus  getreten  ist 

so  weit  Köln  1860,  1.  c.  p.  373.  ^  Denn  dann  hat  sich  der  Eigenthümer  jeder 

2  Durch  Gemälde,  Statuen,  gemalte  Fenster,  Disposition  über  die  Kirche  begeben.  An  seine 
Reliefs  an  den  Kanzeln ,  Yerzierang  der  Altäre,  Stelle  tritt  das  die  Kirche  verwaltende  Organ, 
der  Giborien  u.  s.  w.  Anders  steht  es  bei  den  dem  öffentlichen  Gottes- 

3  Yon  Inschriften,  Grab-  und  anderen  Monu-  dlenste  überlassenen  Kapellen ,  welche  in  erster 
menten,  Statuen  oder  Bilder  berühmter  Personen  Linie  noch  den  Zwecken  des  Eigenthflmers  die- 
(z.  B.  der  Stifter  oder  Geistlichen  der  Kirche).  nen,  s.  S.  317.  n.  3. 

*  S.  0.  S.  333.  n.  1  vorbehaltlich  der  Mitwir-  ®  Weil   es    hier    eines   vermögensrechtlichen 

kung  des  kirchlichen  Oberen  kraft  seiner  Auf-  Aktes,   nämlich  der  Annahme  der  Schenkung 

sieht  über  die  Vermögensverwaltung  (s.  darüber  oder  der  letztwilligen  Zuwendung  bedarf,  selbst 

0.  S.  333).  Für  das  Gebiet  des  französischen  Rechts  dann,  wenn  keine  Lasten  damit  verbunden  sind. 

vgl.Fabrikdekretv.  1809  Art  37:„Lesoharge8de  "^  Ungeeignete   Gegenstände,    welche    dritte 

la  fabrique  sout :  ...  3.  de  pourvoir  ä  la  dtfcoration  stiften  wollen ,  müssen  auf  Anordnung  des  zu- 

et  aux  d^peiises  relatives  ä  rembelUssement  in-  ständigen  kirchlichen  Beamten  durch  die  zur  An- 

ttfrieur  de  T^glise",  so  dass  also  hier  in  Ueberein-  nähme  befugten  Organe  zurückgewiesen  werden, 

Stimmung  mit  dem  im  Text  entwickelten  Prin-  und  ist  eine  solche  bereits  erfolgt,  so  dürfen  sie 

zip  das  Kirchmeisterbnreau  (le  boreau  des  nar-  doch  nicht  in  der  Kirche  aufgestellt  werden, 

quilliers)  entscheidet  (vorbehaltlieh  der  Znstim-  ^  Denn  in  dieser  Beziehung  kommt  nicht  das 
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Der  zastftndige  kirchliche  Beamte,  welcher  das  gedachte  Recht  auszuüben  hat, 
ist  derjenige  Oeisüiehe,  welchem  die  unmittelbare  Leitung  des  Gk)tte8dieu8te8  an  der 
in  Frage  stehenden  Kirche  zukommt^ ,  also  für  die  Kegel  der  Pfarrer^.  Partikular- 
reehüich  ist  aber  die  Aufstellung  und  Anbringung  neuer  Bilder  und  Statuen  über- 
liaupt^,  sowie  die  Errichtung  und  Aufstellung  von  Denkmälern,  die  Anbringung  von 
Inschriften ,  Wappen  und  fthnlichen  Erinnerungszeichen  von  der  Erlaubniss  des  Or- 
dinarius^ abhängig  gemacht. 

lieber  Aenderungen  in  Betreff  der  genannten  Gegenstände  und  der  damit  zu- 
sammenhängenden Einrichtungen,  femer  über  ihre  Entfernung  aus  der  Kirche  haben 
dieselben  Personen  und  Organe^  zu  beschliessen ,  welche  über  die  Zulassung  und 
Anbringung  zu  bestimmen  berechtigt  sind^,  und  ebenso  hat  dabei  der  zur  Leitung 
des  Gottesdienstes  berufene  Geistliche  das  vorhin  gedachte  Widerspruchsrecht. 
Partikolarrechtlich  ist  aber  für  derartige  Verfügungen,  sofern  sie  erhebliche  Verän- 
derungen bedingen  oder  werthvoUe  Gegenstände  betreffen,  gleichfalls  die  Genehmi- 
png  des  Ordinarius  vorgeschrieben  7. 


Recht  ZOT  Leitung  des  GotteBdienstes ,  sondern 
die  Frage  nach  der  leeht&ichen  Pflicht  zur  Be- 
lohaffting  der  für  den  Gottesdienst  nothigen 
Sachen  und  die  Befagniss ,  die  Erfüllung  dieser 
Pflicht  zu  erzwingen,  in  Betracht. 

»  S-auch  Andrdl.  c  2,  563. 

2  Das  gemeine  Recht  rerlangt  allein  fQr  die 
Äafrtelinng  ungewöhnlicher  Bilder  und  Statuen 
die  Genehmigung  nicht  des  Ordinarius ,  sondern 
des  Diöcesanbischofs  (s.  o.  S.  278)  und  bestätigt 
diduTch  die  im  Text  hingestellte  Regel.  In  üeber- 
eLnsttuunuBg  hiermit  die  neueren  Partikular- 
synoden,  s.  die  Proy.  Konz.  ▼.  Wien  1868 ,  Köln 
1860  u.  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac  5,  178. 
373U.864;  vgl.  ferner  Quebec  1854  u.  Tuam  1858, 
L  c  3,  860,  880;  Diöces.  Syn.  t.  FünfkUchen 
1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  12,  442;  Prag  1863, 
». ».  0. 14,  287 ;  Paderborn  1867,  a,  a.  0. 20,  423. 

8  S.  0.  S.  278.  n.  7. 

♦  S.  Utrecht  1865,  coli.  oonc.  Lac  5, 865  O,monu- 
menta,  mausolea  vel  alia  idgenus  erigere  tltulosve 
lapldi  consignatos  inscribere") ;  Uibino  1859, 
Ic  9,  30  („elogia,  inscriptiones  et  quae  sunt 
haiuB  geoeris'') ;  Rayenna  1855 ,  a.  a.  O.  6,  175 
(inscriptiones  aut  epltaphla,  res  gestas  defancto- 
lom  aut  yirtntes  referentia'*) ;  Neapel  1882,  Ärch. 
1  kath.  K.  R.  51 ,  55  („noyas  Inscriptiones  ap- 
ponere ,  sive  in  muris  sive  in  atriis  sive  in  pavi- 
mentis  sive  in  saorario  ipsius  ecclesiae  vel  ora- 
torii^).  Diese  Beschränkung  des  Rechtes  des  Pfar- 
ren ist  gemeinrechtlich  statthaft ,  well  es  sich 
Merhei  nicht  um  Dinge  handelt,  welche  an  sich 
für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  des  Gebäudes 
hestinunt  sind  oder  diesem  zu  dienen  bezwecken, 
also  die  Bestimmung  darüber  schon  über  die 
blosse  gottesdienstUche  Leitung  und  Aufsicht  des 
PCuters  hinausgeht.  Es  kommen  hierbei  eine 
Reihe  anderer  Gesichtspunkte,  so  namentlich  die 
Aufrechterhaltung  einer  einheitlichen  Praxis  für 
Ehrenbezeugungen,  welche  dabei  gewissen  Per- 
sonen und  deren  Familien  erwiesen  werden,  wei- 
ter die  Prüfung  der  Bedeutung  der  durch  kirch- 
liche Inschriften  zu  yeiewigenden  Ereignisse, 
ferner  (so    bei   der  Anbringung  von  Wappen, 


welche  als  Beweismittel  für  Patronat-  nnd  andere 
Rechte  auf  Kirchen  benutzt  werden  können, 
Ferraris  s.  y.  arma  n.  14 ff),  die  Untersuchung 
der  Berechtigung  darauf  gehender  Ansprüche  und 
die  Wahrung  der  kirchlichen  Rechte  in  Frage. 

Das  französis.  Fabr.  Dekr.  y.  30.  Dezember 
1809  Art.  73 :  „Nul  c^notaphe,  nulleslnscriptlons, 
nuls  monuments  fundbres  ou  autres  de  quelque 
genre  que  ce  soit,  ne  pourront  dtre  plao^s  dans  les 
iglises  que  sur  la  proposition  de  T^y^que  dloc^sain 
et  la  permission  de  notre  ministre  des  cultes'^  ver- 
langt ausser  der  Genehmigung  des  Bischofs  auch 
die  des  Kultusministers  (in  Elsass-Loth- 
r i n g e  n  des  Ministeriums),  An dr  tf  L  c.  3,  247 ; 
G  ei  ge  1,  d.  französ.  u.  relchsland.  Staatskirchen- 
recht S.  38.  Für  die  preussische  Rheinprovinz 
ist  aber  die  letztere  durch  den  Art  15  der  Verf. 
L'rk.  y.  1850  beseitigt  worden,  da  es  sich  hierbei 
um  die  Verfügung  über  den  inneren  Raum  der 
Kirche  handelt,  und  diese  weder  eine  staatliche 
Angelegenheit  ist ,  noch  das  staatliche  Interesse 
berührt. 

5  8.  0.  S.  334. 

0  Bestehende  Rechte^uf  Beibehaltung  solcher 
Gegenstande,  z.  B.  das  Recht  des  Patrons  auf  sein 
Wappen,  Bd.  UI  S.65,  oder  ähnliche  durch  Vor- 
behalt bei  der  Stiftung  für  den  Stifter  und  seine 
Erben  begründete  Rechte  dürfen  aber  nicht  be- 
einträchtigt werden. 

7  Utrecht  1865,  colL  conc  Lac  5,  865:  „Abs- 
que  consensu  ordinarii  nuUa  altaria  flxa  diruere 
licet,  uullas  picturas ,  statuas  aliasve  sculpturas 
amoyere  et  cum  aliis  immutare,  nuUa  monumenta 
demoUri";  Westminster  1852,  L  c3.  942: 
„Nihil  innoyet  (rector)  vel  addendo  vel  alienando 
vel  etiam  notabiliter  immutando,  inconsulto 
episcopo'' ;  Fünfkirchen  1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
12, 442 :  „necantiqua  altaria  diruantur  vel  monu- 
menta destruantur  sine  annutu  ordinarlatus" ; 
Neapel  1882,  a.a.O.  51,  56:  „nefas  sit,  illis 
(rectorlbuB  ecclesiarum)  tabulam  prindpalem  al- 
tarium  vel  quamcumque  aliam ,  etiam  praetextu 
noyam  et  meliorem  substituendi ,  a  suis  locis 
amoyere  sine  nostra  vel  vicarii  npstri  generalis 
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[§.217. 


in.  Die  Votiv-GeachenkeS  Voten,  Votivtafeln.  Schon  seit  dem 
5.  Jahrhundert  ist  die  Sitte  bezeugt,  dass  die  Gläubigen  aus  Dankbarkeit  fllr  erfolgte 
Gebetserhdrungen  Bilder,  welche  auf  den  Vorgang  bezfigliche  Darstellungen  ent- 
hielten, oder  auch  Nachbildungen  von  Körpertheilen  aus  edlem  Metall  oder  aus 
Wachs  zur  Aufstellung  und  Aufhängung  in  den  Kirchen  und  an  den  Altären  dar- 
brachten^, und  diese  Gewohnheit  hat  sich  bis  heute  in  der  katiiolischen  Kirche  er- 
halten. Solche  Gegenstände  haben  im  Gegensatz  zu  den  unter  II.  gedachten  in  erster 
Linie  den  Zweck,  der  Befriedigung  der  religiösen  Gefühle  des  einzelnen ,  nicht  dem 
allgemeinen  Zweck  einer  angemessenen  Ausstattung  und  Ausschmückung  des  kirch- 
lichen Gebäudes  zu  dienen  \  Zweifellos  sollen  solche  Sachen  nach  der  Absicht  der 
sie  widmenden  Gläubigen  in  das  Eigenthum  deijenigen  kirchlichen  Stiftung,  für 
welche  sie  bestimmt  sind,  übergehen.  Die  Schenkung  ist  aber  hier  mit  dem  Modus 
belastet,  dass  diese  Gegenstände  an  einer  bestimmten  Stelle  der  Kirche  aufgehängt 
oder  aufgestellt  werden.  Darüber,  ob  die  ErftÜlung  dieser  Auflage  statthaft  ist,  hat 
unter  der  Berücksichtigung  der  darüber  bestehenden  allgemeinen  und  partikular- 
rechtlichen Normen,  welche  gewisse  Gegenstände  ausschliessen^,  derjenige  Geist- 
liche, welchem  die  Leitung  des  Gottesdienstes  zukommt,  zu  befinden,  sofern  nicht 
etwa  in  einzelnen  Fällen  dem  Ordinarius  die  Befugniss  dazu  vorbehalten  iat^,  denn 
hierbei  kommen  die  o.  S.  335  gedachten  Gesichtspunkte  ebenfalls  in  Betracht^. 

Was  die  Nothwendigkeit  einer  Zustimmung  des  das  Kirchengut  verwaltenden 
Organs  oder  des  Eigenthümers  des  kirchlichen  Gebäudes  betrifft ,  so  erscheint  diese 
far  den  Fall ,  dass  in  einer  Diöcese  oder  einer  Kirche  die  erwähnte  Sitte  besteht, 


licentia,  qnae  post  visiiationem  localem  in  serip- 
tia  concedetnr.  Qui  secns  fecerint ,  praeter  poe- 
uas  nostro  arbitiio  infllgendaa  tenentar  omnia  in 
pristinam  quam  citissime  restltuere . . .  Item  sine 
nostra  licentia  et  approbatione  nefas  sit,  veteres 
Inscriptiones  a  proprio  loco  removere".  Vgl. 
über  die  Nothwendigkeit  der  erzbischöflichen  Oe- 
nehmignng  für  Köln  Dumont,  Samml.  kirchl. 
Erlasse  S.  253.  254  (wegen  Aufbewahrang  von 
Kriegsdenkmünzen  in  der  Sakristei).  Nicht  soweit 
geht  Wien  1868,  coli.  Lac  5,  176:  „Imagines  et 
omamenta,  quae  vetastate  deform  ata  esse  ylden- 
tnr,  absqueTiroram  peritornm  consiliis  non  remo- 
▼eantur,  ne  contingat,  ut  rebns  arte  et  indnstria 
potioribns  snbstituantnr  allae  qaae  null  am  quam 
noyitatis  commendationem  habent'^'.  Derartige 
Anordnungen  ,  wie  die  mitgetheilten ,  liegen  in 
der  Zuständigkeit  der  Provinzlal- Synoden  und 
Ordinarien,  weil  hier  auch  die  Oberaufsicht 
über  die  Bewahrung  werthvoUer  Kirchensachen, 
also  das  Recht  zur  Leitung  der  Vermögensver- 
waltung, mit  in  Frage  kommt. 

*  S.  Theodoret,  Bischof  v.Cypern,  'EXXTjvixav 
ÄepaiteuTix'^  Tua^ p-dlTaiv  (ed  Herm.  Gaisford« 
Oxon.  1839)L8*;  vgl.  Bin  t  er  im,  Denkwürdig- 
keiten der  christkatholischen  Kirche  IV.  1, 653  ff. 

2  Daher  tragen  diese  Geschenke  vielfach  die 
Bezeichnung :  ex  voto. 

3  Selbstverständlich  können  aus  denselben 
Gründen  auch  solche  Sachen,  welche  für  die  zu- 
letzt gedachten  Zwecke  und  für  den  kirchlichen 
Gebrauch  (wie  z.  B.  Kelche)  bestimmt  sind ,  ge- 
stiftet werden. 


*  S.  0.  S.  278  u.  Congr.  rit.  v.  1881 ,  Aroh.  f. 
k.  K.  R.  49,  129,  wonach  Wachsbilder,  welche 
geheilte  Körpertheile  darstellen,  nicht  aufgehängt 
und  unter  Belehrung  des  Volke«  möglichst  ent- 
fernt werden  sollen.  Ans  früher  Zeit  gehört  hier- 
her Anierre  v.  685  (o.  578)  c.  3 :  „  . .  .  quicum- 
que  Votum  habuerit ,  in  ecclesia  vigilet  et  matri- 
culae  (dem  Verzeichiiiss  der  Kleriker,  zum  Besten 
derselben)  ipsum  Votum  aut  pauperlbus  reddat, 
nee  sculptilia  aut  pede  aut  homine  lineo  (soll 
heissen  ligno,  s.  c.  4  und  He  feie,  Conc.  Gesch. 
342)  fleri  penltus  praesumat^,  aus  der  neuesten, 
s.  Diöces.  Syn.  Neapel  v.  1882 ,  Arch.  f.  kaih. 
K.  R.  51,  56 :  „Imagines  ex  cera  vel  tabellas  vo- 
tivas ,  si  quid  minus  honest!  prae  se  ferunt,  pa- 
rietibus  eccleciae  vel  aris  vel  slmulacris  in  testi- 
monium  accepti  beneflcii  suspendi  prohibemus: 
et  generatim  quaecumque  picturae  et  sculpturae 
genera  in  ecclesia  apponi  sine  curiae  nostrae 
districte  vetamns.  Item  imagines ,  qnae  animas 
in  purgatorio  poenam  admissomm  luentes  re- 
praesentant,  ab  altaribus  removeri  iubemns^. 

^  S.  die  S.  335  in  den  Anmerkungen  citirten 
Stellen,  welche  in  Bezug  der  Bilder  und  Statuen 
nicht  nach  dem  Zwecke ,  zu  welchem  sie  aufge- 
stellt werden  sollen,  unterscheiden,  also  auch 
für  solche  Weihegeschenke  zur  Anwendung 
kommen. 

8  Wird  die  Aufstellung  oder  Aufhängung  aus 
derartigen  Gründen  verweigert ,  so  ist  die  Sache 
dem  Eigenthümer  zurückzugeben ,  weil  der  Mo- 
dus nicht  erfüllt  werden  kann. 
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nieht  erforderlich,  weil  durch  die  Bestimmung  des  kirchlichen  Oebäudes  zur  gottes- 
dienstlichen  Verehrung  dasselbe  auch  ohne  Weiteres  mit  für  diese  Zwecke  *  zur  Ver- 
fiftgnng  gestellt  ist  2.  Sowie  aber  solche  Weihegeschenke  einen  anderen  als  den  Ab- 
liehen  Charakter  haben ,  oder  nicht  an  dem  dafür  bestimmten  Platz  untergebracht 
werden  können^,  fällt  die  Anbringung  solcher  aus  dem  Bahmen  des  stillschweigend 
Gestatteten  hinaus,  und  stellt  sich  entweder  als  eine  besondere  Ausstattung  oder  Aus- 
achmflckung  des  Innern  des  Gebäudes  oder  mindestens  als  eine  Disposition  über  den 
nieht  zu  dem  gedachten  Zwecke  ein  für  alle  Mal  bestimmten  Raum  dar.  Es  wird  da- 
her in  solchen  Fällen  dasjenige  Organ  oder  dasjenige  Bechtssubjekt,  welches  über 
das  Kirchengut  zu  yerfügen  hat,  seine  Zustimmung  zu  ertheilen  haben  *. 

E,  Die  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude, 

§.218.  a.  Zu  den  beeiimmungsmässigen gotteadienstlichen  Zwecken.  Besondere  Verhältnisse 
bei  gewissen  Kirchen.   Gebrauchsrechte  an  den  Kirchen  und  den  Kirchensitzen. 

I.  Im  allgemeinen.  Jedes  kirchliche  Gebäude,  welches ordnungsmässig zum 
Gottesdienste  bestimmt  ist,  dient  in  erster  Linie  denjenigen  gottesdienstlichen  Zwecken, 
zu  welchen  es  errichtet  ist.  Zu  diesen  kann  und  soll  es  nach  Massgabe  der  näheren 
Zweckbestimmung^  und  nach  Massgabe  der  allgemeinen  liturgischen  Vorschriften^, 
sowie  der  besonderen  für  die  Diöcese'^  bestehenden  und  der  lokalen  Gottesdienst- 
ordnung ^  benutzt  werden.  Werden  besondere  Anordnungen  erforderlich,  so  hat 
diese  der  Ordinarius,  beziehentlich  auch  der  Vorsteher  der  betreffenden  Kirche  zu 
erlassen  9. 

II.  Die  Benutzung  der  öffentlichen  Kirchen  und  Kapellen,  welche 
im  Priyateigenthum  nicht  kirchlicher,  juristischer  oder  physischer 
Personen  stehen.  Das  Gesagte  gilt  auch  bei  den  Kirchen  oder  Kapellen,  welche 
nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  sofern  sie  nach  der  Bestimmung  oder  in  Folge 
der  Gestattung  des  Eigenthümers  dem  öffentlichen  Gottesdienste  gewidmet  worden 
sind  ^®.  Denn  auf  diesen  steht  dem  Eigenthümer  als  solchem  keine  Einwirkung  zu, 
und  hat  er  einmal  den  Gebrauch  zu  dem  gedachten  Zwecke  gestattet,  so  hat  er  sich 
damit  auch  der  Einwirkung  auf  die  nähere  Bestimmung  desselben  begeben.  Eine 
solche  muss  er  sich  vorher  wahren,  ehe  er  das  Gebäude  der  kirchlichen  Benutzung 
anheim  giebt.  Dabei  ist  er  berechtigt,  die  Dauer  derselben  zu  bestimmen*^,  femer 
Bedingungen  hinsichtlich  der  Art  des  Gottesdienstes  zu  machen,  so  fern  diese  nach 
den  allgemein  geltenden  liturgischen  Vorschriften  an  sich  statthaft  ^^,  und  die  etwaigen 
Modalitäten  der  Abhaltung  mit  diesen  vereinbar  sind  ^3. 


1  Das  gilt  namentlich  für  Wallfahrtskiichen,  0  S.  9. 
für  welche  eine  solche  Sitte    oft  Jahrhunderte  ^  S.  13  ff. 
lang  besteht  ^  S.  16.  n.  1. 

2  In  der  hier  ein  für  alle  Mal  gestatteten  Auf-  ^  S.  S.  15.  n.  1  ff. 
hängang  liegt  auch  zugleich  die  stillschweigende  'O  ygi.  0.  S.  168. 

Annahme  der  Schenkung.  *^  Also  auch  den  Gebrauch  nur  precario  oder 

3  Wenn  es  sich  z.  B.  um  ein  grosses,  sehr  viel  auf  Widerruf  einzuräumen,  s.  0.  S.  174  n.  2. 
Platz  beanspruchendes  Gemälde  oder  eine  grosse  ^^  Wie  die  Abhaltung  bestimmter  Yotiymessen, 
Sutue  handelt.  s.  0.  S.  194. 196.  196. 

♦  Vgl.  0.  S.  334.  *3  So  kann  z.  B.  nicht  die  Abänderung  der  li- 

^  S.  0.  S.  306  fr.  turgischen  Formulare  bei  der  Messe  ,  nicht  die 

Hinschius,  Eirchenrecht  IV.  22 
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Derartige  BeschräDknngen  können  ansdrflcklich  oder  stillschweigend  gemacht 
werden.  Das  letztere  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  das  kirchliche  OebAnde  nicht 
schlechthin  für  den  öffentlichen  Oottesdienst,  sondern  blos  zu  den  Zwecken  und  für 
die  BedürMsse  einer  bestimmten  Anzahl  yon  Personen  flberlassen  wird,  wenn  z.  B. 
der  Staat  eine  Garnison-,  eine  Oefi&ngniss-,  eine  Kommnne  eine  Erankenhans-Eirche 
errichtet.  Hier  soll  die  Kirche  stiftangsm&ssig  gerade  für  den  Gottesdienst  dieser 
Personen  dienen,  und  daher  haben  die  kirchlichen  Oberen,  wenn  sie  die  gottesdienst- 
liche Bestimmung  solcher  Kirchen  durch  ihre  Widmung  oder  ihre  Konsekration  ge- 
nehmigt haben,  die  Gottesdienstordnung  für  dieselben  nach  den  gedachten  Bedürf- 
nissen einzurichten  und  in  Gemässheit  der  letzteren  auch  den  Gottesdienst  abhalten  zu 
lassen  ^.  Da  aber  auch  in  diesen  Fällen  den  Leitern  und  Behörden  solcher  Personen- 
kreise und  Anstalten  an  sich  kein  Recht  zu  gottesdienstlichen  Anordnungen  zusteht, 
so  sind  diese  nicht  befugt,  die  Abhaltung  ausserordentlicher  Gottesdienste  ohne  die 
Genehmigung  der  zuständigen  Kirchenbehörde  vorzuschreiben^. 

Eine  analoge  Stellung,  wie  die  Leiter  und  Behörden  der  erwähnten  Anstalten 
hat  femer  der  Eigenthümer  bei  einer  Kapelle,  welche  von  demselben  zwar  in  erster 
Linie  für  seinen  eigenen  Gottesdienst  und  den  seiner  Familie  errichtet  worden  ist, 
welche  aber,  weil  er  auch  andere  Personen  daran  theilnehmen  lässt,  den  Charakter 
öffentlicher  Kapellen  erhalten  hat^.  Auch  dieser  kann  nicht  kraft  seines  Eigenthums- 
rechtes,  aber  kraft  der  Zweckbestimmung,  welche  er  seiner  Kapelle  gegeben  hat, 
zunächst  die  Berücksichtigung  seiner  gottesdienstlichen  Bedürfnisse  seitens  der  von 
ihm  angestellten  oder  zugezogenen  Geistlichen,  soweit  es  sich  um  die  äussere  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Grenzen  handelt,  verlangen. 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  derjenigen  Personen,  welche  er  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen  lässt,  braucht  er  nicht  zu  nehmen,  da  es  für  den  öffentlichen  Charakter 
der  Kapelle  schon  genügt ,  dass  er  ihnen  ein  für  alle  Mal  den  Zutritt  gewährt*.  Be- 
schränkungen in  dieser  Beziehung  können  aber  dadurch  eintreten,  dass  er  den  kirch- 
lichen Oberen  oder  einer  kirchlichen  Gemeinde  ein  für  alle  Mal  ein  festes  Recht  auf 
einen  bestimmten  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewährt  hat,  wobei  selbstverständlich 
das  Mass  dieser  Einräumung  des  Näheren  über  den  Umfang  der  Benutzung  ent- 
scheidet ^ 

Ebensowenig  erscheint  eine  Ersitzung  eines  derartigen  gottesdienstlichen  Ge- 
brauchrechtes gegen  den  Eigenthümer  zu  Gunsten  einer  Pfarrgemeinde  ausge- 
schlossen <^,  wobei  sich  der  Umfang  nach  Massgabe  der  Ersitzungshandlungen  be- 
stimmt. 

Endlich  schützt  auch  die  unvordenkliche  Verjährung  diejenigen,  welche  eine 

Abhaltung  derselben  an  einem  dazn  ungeeigneten  pfarrel ,  welche  bisher  keine  eigene  Kirche  be- 
Tage (z.  B.  am  Charfreltage)  und  zu  einer  anza-  sitzt,  elnränmen. 

lässigen   Stunde  vorgeschrieben   werden ,    s.   o.  ^  Denn  derartige  Rechte  sind  an  sich  nicht  von 

S.  190  ff.  der  Ersitzung  ausgenommen ,  da  das  kanonische 

i  S.  0.  S.  15.     Ueber   das   Recht   zur  Ans-  Recht  dieselbe  bei  kirchlichen  Rechten  in  weite- 

Schliessung  fremder  Personen,  s.  o.  S.  318.  n.  8.  stem  Umfange  zulässt,  s.  Bd.  II.  S.  457,  und  auch 

3  S.  0.  S.  219.  der  Charakter  des  Gebäudes  als  eines  gottesdienst- 

3  S.  0.  S.  317.  liehen  die  Erwerbung  der  erwähnten  Rechte  nicht 

«  S.  0.  S.  317.  hindert,  s.  o.  S.  169.    Die  Erfordernisse  der  £r- 

^  Der  Eigenthümer  kann  z.  B.  die  Abhaltung  Sitzung  sind   die   allgemeinen   kanonischrecht- 

des  Pfarrgottesdienstes  während  des  Umbaues  der  liehen,  vgl.  Bd.  III.  S.  82,  sofern  nicht  etwa,  wie 

Pfarrkirche  gestatten  ,  er  kann  aber  auch  seine  In  Preussen,  besondere  partiknlarrechtUche  Nor- 

Kapelle  ffir  den   Gottesdienst   einer  Mlssious-  men  gelten. 
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deraitige  Kapelle  oder  Kirche  Air  ihren  gottesdienstlichen  Zweck  gebraucht  haben, 
gegen  jede  Einschränkung  oder  gar  gegen  die  Verhinderung  der  seit  solcher  Zeit 
geflbten  Benutzung  derselben  ^ 

Besteht  aber  eine  Verpflichtung  des  Eigenthflmers  seine  Kirche  dauernd  dem 
gottesdienstlichen  Oebrauch  zu  erhalten,  falls  dieselbe  nicht  eine  PriTatkapelle  in  der 
0.  8.  314  nfther  dargelegten  Bedeutung  ist? 

Wenn  die  Kirche  für  die  Zwecke  einer  bestimmten  Anstalt  oder  einer  gewissen 
Peraonenklasse  errichtet  war,  so  liegt  in  dieser  Widmung  schon  vornherein  die  Be- 
schränkung, dass  beim  Eintritt  von  Umständen,  welche  solche  Veränderungen  in 
Betreff  der  Anstalt  oder  des  Personenkreises  herbeiftlhren,  dass  das  Gebäude  für 
diese  nicht  mehr  gebraucht  werden  kann^,  die  Verbindlichkeit  fnr  den  Eigenthflmer 
aofhOrt,  sich  einer  anderweitigen  Verfügung  über  das  Oebäude  zu  enthalten.  In 
diesen  Fällen  ist  daher  der  kirchliche  Obere  auch  verpflichtet ,  die  etwa  geweihte 
Kapelle  zu  exekriren^. 

Im  übrigen  entscheidet  sich  die  Frage  zunächst  nach  dem  umfange  der  Ver- 
bindlichkeiten ,  welche  der  Eigenthflmer  bei  der  Einräumung  des  Öffentlichen  Ge- 
brauches seiner  Kapelle  auf  sich  genommen  hat.  Hat  er  blos  anderen  Personen  die 
Theilnahme  an  dem  für  sich  und  seine  Familie  gehaltenen  Gottesdienste  gestattet,  so 
wird  selbst,  wenn  er  die  o.  B.  317  erwähnte  Erklärung  über  die  Offenhaltung  des 
Zuganges  zur  Kapelle  abgegeben  hat,  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  sein,  dass  er 
sich  damit  für  immer  jeder  Verfügung  über  sein  Eigenthum  habe  begeben  wollen, 
rielmehr  kann  er  den  Gottesdienst,  sowie  für  ihn  das  Bedürfniss  nach  einem  solchen 
fortfällt^,  einstellen  und  die  Exekration  der  Kapelle  seitens  des  kirchlichen  Oberen 
fordern. 

Bestehen  aber  durch  Vertrag  oder  Ersitzung  oder  unvordenkliche  Verjährung 
erworbene  Gebrauchsrechte  für  Dritte,  so  kann  er  diese  dagegen  nicht  einseitig 
sehm&iem^ 

Was  andererseits  die  Frage  betrifft,  ob  der  kirchliche  Obere  berechtigt  ist,  die 
gottesdienstliche  Benutzung  von  Kapellen  der  einen  oder  anderen  Art  wider  Willen 
des  Verfügungsberechtigten  oder  Eigenthflmers  für  immer  zu  hindern ,  so  wird  die- 
selbe zu  verneinen  sein.  Ist  der  gottesdienstliche  Gebrauch  einer  solchen  öffentlichen 
Kapelle  einmal  genehmigt,  und  ist  dieselbe  gar  geweiht,  so  ist  die  Einrichtung  Theil 
des  kirchlichen  Organismus  seines  Sprengeis  geworden.  Das  dauernde  Verbot  des 
Gottesdienstes  würde  in  seiner  Wirkung  der  Suppression  kirchlicher  Anstalten  und 
Benefizien  gleichkommen,  und  wie  eine  solche  nicht  ohne  gerechtfertigten  Grund  statt- 
haben soll ,  so  wird  dies  auch  für  einen  solchen  Fall ,  wenn  es  sich  gleich  nicht  um 

1  Denn  anoh  diese  findet  nach  kanonischem  denn  die  Zweckbestimmung  geht  in  solchen  Fäl- 

Recht  aiLf  solche  Befugnisse  Anwendang,  s.  Bd.  II.  len  wesentlich  auf  das  eigene,  nicht  auf  das  Be- 

S.  467  TL  Bd.  UI.  S.  29.  dürfniss  Fiemdei. 

«  Wenn  die  Garnison  aus  der  Stadt,  in  welcher  »  Ueber  die  Frage,  in  wie  fem  er  auch  für  die 

sich  die  bisherige  Ganiisonklrche  befindet ,  oder  bauliche  Unterhaltung  einzustehen  hat,  ist  damit 

eine  Gefangen-Anstalt  an  einen  anderen  Ort  yer-  noch  nichts  entschieden.   Darfiber  das  Nähere  in 

legt,  eine  Brüderschaft,  welcher  der  Eigenthümer  der  Lehre  von  der  Baulast.   Hier  mag  nur  darauf 

den  Gebrauch  seiner  Kapelle  eingeräumt   hat,  hingewiesen  werden,  dass  den  Gebrauchsberech- 

slch  auflost  oder  durch  den  Bischof  aufgehoben  tigten  durch  Vertrag  diese  Pflicht  ganz  oder  theü- 

wird.  weise  auferlegt  sein  kann,  und  sie  sich  während 

3  S.  0.  S.  171.  der  Ersitzungszeit  ebenfalls  bei  den  Reparaturen 

*  Also  wenn  er  z.  B.  seinen  Wohnsitz  verlegt,  betheiligt,  also  die  Gebrauchsrechte  blos  nnter 

wenn  er  zu  einer  anderen  Konfession  übertritt,  dieser  Beschränkung  ersessen  haben  können. 

22» 
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eigentliche  Benefizien  handelt,  für  massgebend  erachtet  werden  müssen  ^j  da  durch  die 
Beseitigung  solcher  Einrichtungen  stets  eine  Beschränkung  des  Oottesdienstes  her- 
beigeführt, ja  mitunter  die  Befriedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  bestimmter  Per- 
sonenklassen, z.  B.  von  Kranken,  Gefangenen,  empfindlich  geschmälert  wird. 

Was  dagegen  die  zeitweise  Einstellung  des  Oottesdienstes  betrifft  2,  so  richtet 
sich  diese  nach  denselben  Grundsätzen,  welche  für  andere  Kirchen  gelten ,  denn  in 
dieser  Hinsicht  bedingt  der  Umstand,  dass  die  hier  fraglichen  Kapellen  nicht  im 
kirchlichen ,  sondern  im  Eigenthum  anderer ,  physischer  oder  juristischer  Personen 
stehen,  keine  Besonderheiten. 

III.  Die  Benutzung  der  Kirchen  durch  die  Gläubigen.  A.  Im  all- 
gemeinen. Jeder  Katholik^  hat  das  Becht,  den  öffentlichen  Gottesdiensten, 
d.  h.  solchen,  welche  in  den  öffentlichen  Kirchen  und  Kapellen  gehalten  werden^, 
anzuwohnen^.  Was  dagegen  die  Privatkapellen  betrifft,  so  ist  das  Betreten  derselben, 
da  sie  allein  für  die  religiösen  Bedürfnisse  des  Eigenthümers  oder  einer  besonderen 
Personenklasse  bestimmt  sind ,  von  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ge- 
nehmigung des  Eigenthümers  oder  des  sonstigen  Verfügungsberechtigten  abhängig  <^. 

Ferner  ist  auch  jeder  Katholik  befugt,  die  gedachten  Gotteshäuser  zu  denjenigen 
Tageszeiten,  an  welchen  sie  offen  gehalten  werden,  zu  seinen  Privatandaehten  zu 
benutzen  und  sie  zu  diesem  Zweck  zu  betreten*^. 

Die  Gläubigen  dürfen  aber  dem  Gottesdienst,  vor  Allem  der  Feier  der  Messe, 
nicht  in  dem  für  die  Geistlichkeit  bestimmten  Baum,  dem  Chor  oder  dem  Pres- 
byterium,  beiwohnen^.  Das  gilt  auch  für  Laien  von  hervorragender  Stellung,  z.  B. 
für  Fürsten,  hohe  Beamte,  welche  in  dieser  ihrer  Stellung  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen  ^.  Nur  regierenden  Fürsten  wird  ein  Platz  im  Presbyterium  eingeräumt  ^<>. 


1  S.  Bd.  II.  S.  460. 

2  Al80  z.  B.  wegen  einer  etwaigen  Pollution 
oder  wegen  einer  durch  Zerstörung  oder  ähnliche 
Ereignisse  herbeigeführten  Exekratlon,  wegen  des 
äusseren  Zu  Standes  des  Gebäudes,  welcher  das- 
selbe für  den  göttesdienstllchen  Gebrauch  nicht 
mehr  geeignet  erscheinen  lässt. 

3  In  wie  fem  jugendliches  Alter  und  ähnliche 
Verhältnisse  eine  Ausnahme  bedingen ,  davon  In 
der  Lehre  yon  den  Rechten  der  einzelnen  Kirchen- 
glieder. 

Nicht  katholische  Christen  und  Uugetaufte 
haben  das  erwähnte  Recht  nicht ,  doch  hat  man 
Ihnen  von  Jeher  die  Theilnahme  am  Gottesdienst 
(früher  allein  an  der  mlssa  catechumenorum)  er- 
laubt und  gestattet  sie  noch  heute,  c.  6  Laodi- 
cea  zw.  343  u.  381  steht  mit  seinem  Verbote  für 
die  Häretiker ,  so  lange  sie  In  der  Ketzerei  ver- 
harren ,  vereinzelt  da.  Ja ,  c.  84  des  s.  g.  conc. 
Carth.  T.  398  (oder  s.  g.  statuta  eccles.  antiqu., 
in  Wahrheit  eines  gallischen  Konzils  aus  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrh.)  untersagt  dem  Bischof, 
solche  Personen  aus  der  Kirche  weisen  zu  lassen. 
S.  auch  He  feie  Conc  Gesch.  1,  753. 

4  S.  0.  S.  307  ff. 

*  Daher  verbietet  die  Newyoiker  Diöces.  Syn. 
Y.  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51,  26  die  Erhebung 
eines  Eintrittsgeldes  mit  Recht. 

^  S.  o.  S.  314  und  wegen  derjenigen  Kapellen, 
welche  nicht  in  Prlvathäusem  belegen  sind  und 
deshalb  als  öffentliche  gelten  o.  S.  318.  n.  8. 


"^  Das  Gesagte  bezieht  aber  nicht  auf  diejenigen 
Räume  der  Kirche,  In  welchen  kein  öff'entlicher 
Gottesdienst  gehalten  wird,  namentlich  nicht  auf 
die  SakrlsteL  Da  diese  zur  Aufbewahrung 
der  h.  Gefässe  und  Paramente ,  sowie  zur  Vorbe- 
reitung der  Geistlichen  auf  den  Gottesdienst  be- 
stimmt ist ,  so  darf  sie  von  den  Laien  für  die 
Regel  nicht  betreten  und  auch  nicht  als  Durch- 
gang benutzt  werden,  Prag  1860,  coli,  conc  Lac. 
5,643. 

8  c.  4  Tours  567  in  c.  1  X  de  vita  et  honest 
derlc  III.  1 ;  c.  69  TruUanum  v.  692;  c.  30  (syn. 
Roman.  826)  Dist.  I  de  consecr. ;  eil.  f.  (syn. 
oit.)  X  de  cohablt.  derlc.  III.  2;  s.  g.  Statute 
Bonifacll  c  6,  Mansll2  app.  p.  108;  Rom  964, 
1.  c.  18,  474.  Vgl.  Congr.  rlt.  bei  Gar  de  111  ni 
ed.  cit.  n.  233.  257.  413.  2269.  2373.  2414; 
1, 54.58. 101. 404.414.  Auch  einzelne  neuere  Kon- 
zillen, Köln  1860  ,  Prag  1860  und  Utrecht  1865, 
coli.  conc.  Lac  5,  339.  464.  866  haben  diese  Vor- 
schriften wieder  eingeschärft ,  letzteres  mit  dem 
Vorbehalt:  „nlsl  forte  popuU  frequentiae  sufflcere 
aliter  non  valeat  sacrae  aedls  angustia^  Wegen 
des  Empfanges  der  Kommunion  s.  o.  S.  77.  n.  2. 

^  Nach  dem  Caeremon.  eplscopor.  L  13.  n.  13 
sollen  die  Sitze  „pro  uoblUbns  viris  lalcis,  ma- 
gistratlbus  ac  principibus  quantumllbet  magnis 
et  prlmariae  nobilltatis''  stets  „extra  chorum  et 
presbyterium"  hergerichtet  werden,  s.  auch  Gar- 
delliniLcn.  2820;  1,  394. 

10  c  69  TruUanum  cit  gestattet  dem  Kaiser 
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Abgesehen  davon  haben  die  Laien  nicht  nnr  in  passender  Kleidung^  beim 
Gottesdienst  zu  erscheinen,  sondern  sich  anch  der  sonst  in  der  Kirche  eingeführten 
Ordnung  zn  fügen ^,  sowie  jedes  Verhalten,  welches  mit  der  Würde  des  Gotteshauses 
und  mit  der  Pflicht,  den  gottesdienstliohen  Handinngen  mit  Andacht  beizuwohnen', 
onvereinbar  ist^,  namentlich  den  Gottesdienst  und  die  Andacht  anderer  stören 
könnte,  zu  vermeiden.  ^ 

Soweit  darüber  nicht  nähere  Anordnungen  von  den  Provinzial-  oder  Diöcesan- 
Synoden  oder  den  Ordinarien  getroffen  sind ,  ist  auch  der  Leiter  des  Gottesdienstes 
an  der  betreffenden  Kirche,  also  für  die  Regel  der  Pfarrer  zuständig,  derartige  Vor- 
schriften zu  erlassen <^.  Ebenso  steht  ihm  das  Recht  zu,  darüber  zu  wachen,  dass 
seitens  der  einzelnen  in  der  Earche  anwesenden  Personen  nicht  g^gen  die  gedachten 
Vorschriften  Verstössen  werde '^.  Er  ist  auch  befugt,  nöthigenfalls  Personen,  welche 
sich  unwürdig  und  unpassend  benehmen,  aus  der  Kirche  entfernen  zu  lassen^,  und 
das  Einschreiten  des  Ordinarius  mit  entsprechenden  Censuren  und  arbiträren  Strafen 
gegen  dieselben  zu  veranlassen®. 

B.  Die  Gebrauchsrechte  an  Kirchenplätzen  und  Kirchensitzen^o. 
In  älterer  Zeit  hatten  die  Laien  dem  Gottesdienst  stehend  anzuwohnen  ^\  während  der 


allein  behufs  des  Opfers  den  Eintritt  in  das  Pres- 
byterium,  -was  fireilich  auch  anderen  Laien  frei- 
stand. In  Byzanz  war  indessen  dem  Kaiser  ein 
für  alle  Mal  ein  Platz  in  dem  gedachten  Raum 
Torbehalten,  Theodoret.  hist  eccles.  VI.  18 ;  So- 
zomen.  hist.  eccles.  VII.  25.  Nach  dem  Berichte 
beider  soll  Theodosius,  als  er  dieser  Sitte  gemäss 
iD  Mailand  nach  dem  Opfer  im  Presbyterium  ge- 
blieben und  Ton  Ambroslas  auf  die  Unzulässig- 
keit  seines  Verhaltens  aufmerksam  gemacht  wor- 
den war ,  seinen  Sitz  im  Presbyterium  auch  in 
Byzanz  aufgegeben  haben.  Im  Abendlande  hat 
man  aber  dem  Kaiser,  welcher  in  einzelne  Stifte, 
selbst  in  Rom  als  Kanonicus  auf ;;enommen  wurde 
und  bei  gewissen  feierlichen  Gelegenheiten  als 
Snbdiakon  fnngirte ,  Bd.  11.  S.  76  wieder  einen 
solchen  Ehrenplatz,  später  sogar  allen  regierenden 
Fürsten  eingeräumt.  Die  cit.  Stelle  des  Caerem. 
bat  man  auf  die  letzteren  niemals  für  anwendbar 
erklärt,  Pignatel  11  consult.  IIL  3.  n.  9  u.  van 
de  Bürgt  1.  c  p.  139. 

1  So  wird  namentlich  den  Frauen  verboten,  in 
aoflalligem  Putz  in  der  Kirche  zu  erscheinen, 
decr.  dem.  XI.  v.  1701  n.  3  (s.  die  Anm.  4) ; 
eone.  coli.  Lac.  6,  80.  747. 

2  Z.  B.  der  Trennung  der  Geschlechter  in  der 
Kirche,  welche  in  manchen  Kirchen  Deutsch- 
lands, Frankreichs,  Grossbritanniens  und  Italiens 
vorkommt,  s.  decr.  Clem.  XI.  cit  n.  4 ;  coli.  conc. 
Lac.  3,  881  u.  6,  747;  Andr^  oours  alphab^Ü- 
que  etc.4^d.4,  109,  oder  der  Ausschliessung  der 
Frauen  von  gewissen  Theilen  der  Kirche,  wie  den 
Emporen,  D  u  m  o  n  t ,  Sammig  kirchl.  Erlasse  für 
Köln.  S.  408. 

3  Tiid.  Sess.  XXII  decr.  de  obserrand.  in  Be- 
treff der  Messe:  „ac  nisi  prius  qui  intersint  de- 
center  composito  corporis  habitn  declaraverint, 
se  mente  etiam  ac  devote  cordis  affectu,  non 
solnm  corpore  adesse^ 

4  Vgl.  const.  Pii  V. :  Cum  primum  v,  1,  April 


1666,  bull.  Taurin.  7 ,  434  nnd  ffir  Italien  auch 
die  auf  Befehl  Clemens  XL  publicirte  Encyklika 
der  Congr.  episcopor.  et  reg.  v.  26.  Juli  1701 
bei  Ferraris  c.  v.  ecclesia  art.  V.  n.  48;  das 
von  den  Bischöfen  der  Marken  und  von  Um- 
brien  1849  zu  Loretto  erlassene  Edikt,  coli,  conc 
Lac.  6,  79.  80. 

&  Verboten  sind  auf  Grund  der  cit.  const.  Pii  V 
$.  4  in  Italien  namentlich  „vana  atque  profana 
coUoquia,  deambulationes ,  strepitns,  clamores, 
amores"  1.  c  6,  63.  747;  das  Mitbringen  von 
Waffen,  Hunden ,  von  Körben  mit  Hühnern,  das 
Betteln  in  den  Kirchen  (s.  const.  Pii  V.  cit.  §.  5) 
und  unmittelbar  in  den  Vorräumen ,  decr.  Clem. 
XL  cit.  5.  n.  12;  1.  c.  6,  80. 

«  Ein  Formular  für  Frankreich  bei  Andrtf 
l.  c.  p.  109. 

^  Diese  kirchenpolizeiliche  Befugniss  des  Rek- 
tors der  Kirche,  welche  aus  seinem  Recht  der 
Leitung  des  Gottesdienstes  folgt,  erkennen  z.  B. 
die  französischen  und  italienischen  Provinzialkon- 
zlUen  ausdrücklich  an ,  coli.  conc.  Lac.  4 ,  266. 
330;  6,  63.  747.  Als  untergeordnete  Organe 
haben  unter  seiner  Leitung  die  Küster,  Kirchen- 
diener u.  s.  w. ,  s.  Bd.  m.  S.  322.  324  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zu  sorgen. 

8  Schlimmstenfalls  mit  Hülfe  der  Polizei. 

9  Vgl.  R.  Str.  G.  B.  §.  166 :,,...  wer  in  einer 
Kirche  oder  an  einem  anderen  zu  religiösen 
Versammlungen  bestimmten  Orte  beschimpfen- 
den Unfug  vertlbt ,  wird  mit  Gef  ängniss  bis  zu 
drei  Jahren  bestraft^,  nnd  o.  S.  19. 

to  Die  Literatur  über  das  Kirchstuhlrecht  in 
der  evangelischen  Kirche  ist  absichtlich  nicht 
aufgeführt,  weil  hier  die  Verhältnisse  anders, 
wie  in  der  katholischen  Kirche  liegen. 

11  In  älterer  Zeit  werden  sie  daher  als  :  stantes, 
stantium  plebs  bezeichnet,  Cyprian.  ep.  19,  ed. 
Hartel  2,  526,  s.  anch  die  S.  340.  n.  8  ange- 
führten Stellen. 
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Bischof  und  die  Geistlichkeit  sich  der  Sitze  zu  bedienen  berechtigt  waren ,  und  es 
noch  sind^  In  späterer  Zeit  hat  man  aber  auch  für  die  Laien  den  Gebranch  yon 
Sitzen,  Stflhlen  oder  Bänken  [aedesj  sedüia^  subaellta,  seamna)  gestattet^,  nnr  dürfen 
sie  ttüi  diese  unter  keinen  ümst&nden  im  Presbyterinm  aufgestellt  werden^. 

Ob  der  Gebrauch  derartiger  Sitze  erlaubt  werden  soll ,  hängt  von  dem  Befinden 
des  zuständigen  Ordinarius  ab  ^.  Die  Genehmigung  dazu  kann  selbst  stillschweigend 
durch  blosse  Duldung  ertheilt,  ebenso  die  Entscheidung  darüber  yon  ihm,  auch  auf  die 
eben  gedachte  Weise  dem  Vorsteher  der  betreffenden  Barche  (z.  B.  dem  Pfarrer)  fiber- 
lassen werden^.  Wird  die  Erlaubniss  gegeben,  so  kann  diese  dahin  gehen,  dass  sich 
die  Laien  entweder  ihre  eigenen  Stühle,  welche  dann  in  ihrem  Eigenthum  verbleiben, 
halten  dürfen  ®,  oder  es  können  auch  solche  auf  Kosten  der  Kirche  zur  Benutzung  für 
die  Laien  angeschafft  werden^. 

Femer  hat  der  Ordinarius  oder  der  Leiter  der  Kirche  über  die  Form  der  Stühle, 
Sitze  oder  Bänke,  über  den  Raum ,  in  welchem  dieselben  aufgestellt  oder  angebracht 
werden  sollen,  sowie  über  die  Art  ihrer  Anbringung,  z.  B.  darüber,  ob  sie  am  Boden 
befestigt®  oder  blos  beim  Gottesdienst  hingestellt  werden  sollen^,  zu  befinden. 

Weiter  unterliegt  die  nähere  Bestimmung  über  die  Art  der  den  Laien  zu  ge- 
stattenden Benutzung  der  Verfügung  des  Ordinarius.  Nur  soll  er  nach  der  Praxis  der 
KurialbehOrden  nicht  gestatten,  dass  den  Laien  dauernde  und  ewig  währende  Rechte 
auf  solche  Sitze  und  mit  dem  Charakter  der  beliebigen  üebertragbarkeit  eingeräumt 
werden ^^,  es  sei  denn,  dass  der  Stifter  einer  Kirche  sich  ausdrücklich  ein  solches 


1  Ueber  die  cathedra  episcopalis ,  deren  sich 
auch  priYilegirte  Prälaten  bedienen  dürfen ,  s. 
Bd.  U.  S.47. 346.  348;  über  die  stalla  der  Stifts- 
herm  a.  a,  0.  S.  62,  van  de  Bnrgt  1.  c.  p.  132 
nnd  über  die  Sitze  der  celebrirenden  Geistliehen 
L  c  p.  136. 

9  Erwähnt  werden  sie  schon  im  13.  Jahihnn- 
dert ,  wenngleich  damals  Ihr  Gebranch  noch  ein- 
geschränkt wird,  Bd.  III.  S.  64.  n.  6. 

8  S.  340.  n.  9;  Gardellini  1.  c.  n.  123a 
1394.  2320;  1,  224.  239.  394;  n.  3129.  3166. 
3182;  2,  81.  88.  96,  welche  den  Erwerb  eines 
Rechtes  darauf  durch  Yeijährung  oder  unror- 
denkllchen  Besitz ,  selbst  zn  Gunsten  von  welt- 
lichen Grossen  und  Obrigkeiten  für  unstatthaft 
erklären.  Auch  die  neueren  Partikularsynoden 
schärfen  das  Verbot  wieder  ein,  Rom  1725 ,  coli, 
oonc.  Lac  1,  76  und  Köln  1860,  1.  c.  6,  373, 
Dlöces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.E.  R.  51, 
66.  Wegen  des  Patrons,  welchem  eine  konni- 
ylrende  Praxis,  namentlich  früher,  einen  Sitz  Im 
Ghor  gestattet  hat,  s.  Bd.  III.  S.  64. 

Dagegen  ist  es  nach  dem  v.  Clemens  XI.  be- 
stätigten Dekret T.  3.  Oktober  1701,  s.  Ferraris 
L  c  n.  28  yerboten,  dass  sich  die  Laien  (nnr  per- 
sonae  regales  ausgenommen)  Teppiche  und 
Polster  (strata)  mit  in  die  Kirche  bringen,  und 
die  Kirchenrektoren,  welche  dies  dulden,  sind 
mit  der  Exkommunikation  bedroht ,  jedoch  ist 
diese  heute  nicht  mehr  eine  excommunicatio 
latae  sententiae ,  da  sie  in  der  const.  Pil  IX. : 
Sedls  apostollcae  nicht  aufrechterhalten  Ist 

*  Da  er  zu  allen  Anordnungen  in  Bezug  auf 
den  Gottesdienst  für  seinen  Sprengel  zuständig 


ist,  so  auch  die  Ck»ng.  episc.  et  reg.  ,s.  Ferraris 
8.  V.  eeclesia  art.  I.  n.  22. 

^  Ferraris  1.  c.  n.  10;  ran  de  Bürgt  L  c. 
p.  140. 

>  Sie  können  dann  in  einem  Nebeniaame  der 
Kirche  aufbewahrt  werden. 

"^  Die  Bereitstellung  solcher  für  Arme  schreibt 
die  Synode  t.  Utrecht  1866  vor ,  coli.  conc.  Lac. 
6,866. 

s  Die  Entsch.  d.  Congr.  rlt  bei  GardelUni 
ed.  cit.  n.  88;  1,  23  untersagt  dies  blos  für  eine 
bestimmte  Kapelle,  enthält  also  kein  allgemeines 
Verbot 

0  Ebenso  darüber,  ob  solche  Leute,  welche  be- 
wegliche Stühle  für  ihre  Rechnung  vermlethen, 
zugelassen  werden  sollen ,  Neapel  1882,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  61,  67. 

10  Die  Gongr.  eplsc  et  reg.  hat  1683  u.  1686 
erklärt :  „Non  si  dee  permettere  quella  proprietl 
de*  luoghl ,  che  alcuni  si  persuadono  ayere  nelle 
chlese,  quaslchd  loro  fossero  eredetarli,  eome 
Bono  le  case  et  le  possessionl ,  che  si  comprano^', 
Fe  rr aris  1.  c.  n.  8,  s.  auch  Congr. conc.  y.  1666, 
ibid.  n.  9.  Nichtig  würde  aber  mangels  eines  Ver- 
botsgesetzes eine  solche  dauernde  Ueberlassung 
nicht  sein.  Die  Entsch.  d.  Congr.  rlt.  v.  1642, 
Gardellini  ed.  cit  n.  1418;  1,  246:  «,Utnim 
laicis  aliquod  ins  adquiratur  in  sedibus  et  scam- 
nis,  quae  In  ecclesiis  teuere  consueverunt,  Ita  ut 
ab  Ipso  eplscopo  remoTerl  non  possint?  Resp. 
Laicis  lus  in  praedlctls  non  adqulrl  quominus 
eplscopo  liceat  ex  causa  super  bis  dlsponere'', 
handelt  blos  tou  der  öffentlich  rechtlichen  Be- 
fugniss  des  Bischofs,  nöthigenfalls  derartige 
Rechte  zu  beseitigen.   S.  darüber  nachher. 
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dnerndes  Reeht  für  sich  oder  auch  fttr  seine  Familie  und  andere  Personen  vorbe- 
halten hat  1. 

Dagegen  ist  ihm  nieht  verwehrt,  die  entgeltliehe  Ueberlassnng  zu  gestatten,  nnd 
nrar  kann  diese  in  der  Weise  geschehen ,  daas  eine  zu  bestinunten  Zeiten  wieder- 
kehrende Miethe,  je  nach  umständen,  für  einen  Sitz  oder  einen  Platz  anf  einer  Bank, 
welche  znm  Inventar  der  Kirche  gehört,  oder  auch  blos  für  eine  räumlich  bestimmte 
SteUe  (im  Kirchengebäude,  um  dort  einen  von  der  Kirche  bereit  gehaltenen  oder  einen 
hnEigenthnm  des  Miethsberechtigten  stehenden  Stuhl  aufzustellen)  entrichtet,  oder 
dass  für  die  Einräumung  solcher  Gebrauchsrechte  auf  eine  Beihe  von  Jahren  ein  für 
alle  Mal  ein  bestimmtes  Entgelt,  also  als  Kauf]preis,  gezahlt  wird.  Ausgeschlossen 
sind  derartige  Rechtsgeschäfte  nicht,  da  die  Extrakommerzial-Qualität  der  kirchlichen 
Gebäude  nur  in  einem  bestimmten  Umfange  wirkt,  und  gerade  die  hier  fraglichen 
Rechte  nicht  in  diesen  Kreis  fallen  2.  Ebensowenig  können  solche  Geschäfte  unter 
dem  Gresichtspunkt  der  Simonie  für  nichtig  erklärt  werden  ',  denn  das  Entgelt  stellt 
sich  nicht  als  die  den  Erwerb  eines  geistlichen  Gutes  bestimmende  Gegenleistung, 
vielmehr  lediglich  als  ein  Aequivalent  für  die  Gewährung  eines  festen  Platzes  oder 
Sitzes  und  als  Beitrag  für  die  Unterhaltung  des  letzteren  und  der  Kirche  dar. 

Endlich  bat  der  Ordinarius  auch  darüber  zu  bestimmen,  wie  hoch  die  etwaigen 
Oddleistungen  bemessen  werden  sollen ,  und  nicht  minder  darüber,  ob  derartige  Ge- 
brauchsrechte auch  anderen  Personen  als  denjenigen,  für  welche  die  fragliche  Earche 
bestimmt  ist,  überlassen  werden  dürfen. 

Alle  desfallsigen  Anordnungen  des  Ordinarius  beruhen  auf  seiner  öffentiich 
rechtlichen  Stellung,  kraft  welcher  er  die  Art  der  gottesdienstlichen  Benutzung  der 
kirchlichen  Gebäude  näher  zu  regeln  hat^,  nicht  auf  seiner  Stellung  als  Vertreter 
and  Verwalter  der  betreffenden  einzelnen  Kirchen  und  des  Vermögens  der  letzteren. 
Daraus  folgt,  dass  gegen  seine  desfallsigen  Anordnungen  keine  Rechte  von  den 
Verwaltern  der  letzteren  eingeräumt  noch  solche  seitens  anderer  Personen  giltig  er- 
worben werden  können. 

Wenn  daher  die  Benutzung  eines  bestimmten  Raumes  zur  Aufstellung  eigener 
von  den  Laien  beschaffter  Stühle  oder  fest  angebrachter  Bänke  durch  eine  derartige 


1  Denn  am  eine  gesetzUoh  verbotene  Stlftungs-  nicht  deutschen  (über  Frankreich  b.  nachher 

bedingung  handelt  es  sich  hierbei  nicht ,  um  so  nnten  bei  der  Besprechung  der  Partikularrechte), 

weniger,  als  für  den  Patron  ein  solches  Recht  In  Italien,  Gel  gel,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  54,  319, 

anerkannt  Ist,  s.  Bd.  IL  S.  392  u.Bd.  lU.  S.  64.  Nordamerika,   Konzil  ▼.  Baltimore   1856,  coU. 

«  8.  0.  S.  168.  169.  conc  Lac  3,  162,  Syn.  ▼.  Newyork  1882,  Arch. 

3  Das  würde  allerdings  der  Fall  sein,  wenn  f.  kath.  K.  R.  51,  263,  Hallfax  1857,  coli,  elt  3, 

nur  Personen,  welche  eine  Klrchstuhlmlethe  ent-  755,  und  In  Australien,  1.  c.  p.  1078,  üblich, 

richtet  hätten,  zum  Gottesdienst  zugelassen  wür-  Selbst  wenn  die  kirchlichen  Gebäude  nicht  im 

den,  well  in  diesem  Fall  die  Theilnahme  an  dem-  Eigenthum  kirchlicher  Institute,  sondern  anderer 

selben  durch  die  Entrichtung  eines  Geldwerthes  physischer  und  juristiacher  Personen  stehen,  sind 

bedingt  wäre.  Die  kanonlstische  Theorie  steht  auf  solche  Rechtsgeschäfte  nicht  ausgeschlossen ,  so- 

dem  Standpunkt  des  Textes,  Pignatelli  con-  fem  nur  die  Einnahme  für  die  Unterhaltung  der 

BQlt.  IX.  147 ;  Reiffenstuel  III.  28.  n.  69 ;  Stühle  und  der  Kirche  nicht  zu  anderen  Zwecken 

tandeBurgtl.  cp.  141 ;  auch  ist  eine  Ver-  Terwendet,  und  die  Theilnahme  am  Gottesdienst 

miethungTon  Klrehenstühlen  sowohl  in  einzelnen  nicht  ohne  Entgelt  ganz  ausgeschlossen  wird. 

Diöcesen  Deutschlands,  in  der  Kölner  s.  Du-  *  Daher  können  auch  die  Diöcesan-  und  Pro- 

mont,  Sammig  kixchl.  Erlasse  f.  Köln,  S.  408,  vinzialsynoden  derartige  Anordnungen  erlassen, 

in  Berlin,  in  den  bairischen  Diöcesen,  Silber  -  s.  z.  R  S.  342.  n.  7  und  Tuam  t.  1858,  coli.  conc. 

nagl,  Verfassung  u.  Verwaltung  sämmtl.  Reli-  Lac  3,  881 :  „Nemini  in  ecclesia  pro  sedillbus 

gionsgesellschaften.  2.  Aufl.  S.  414.  u.  18  a.  £.  imponendialocaconcedantur.  Sediliumpositorum 

u.  Arch.  1  kath.  K.  R.  17 ,  177 ,  sowie  auch  in  dominium  nnlli  tribuator''. 
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Anordnung  nnr  widerrnflich  oder  bis  anf  Weiteres  gestattet  ist,  so  sind  Mieths-  oder 
Eanfv^erträge  der  erwähnten  Art  nichtig  und  ebensowenig  wUrde  ein  festes  Becht  auf 
den  Gebrauch  durch  die  an  sich  statthafte  Ersitzung  S  weil  die  Benutzung  in  einem 
solchen  Falle  allein  auf  einem  Precarium  beruht,  möglich  sein. 

Andererseits  folgt  aber  aus  dem  oben  Bemerkten,  dass^  wenn  die  EinrAumung 
fester  Rechte  durch  die  für  die  Didcese  oder  die  einzelnen  Kirchen  in  Betracht  kom- 
menden Anordnungen  des  Ordinarius  oder  der  Partikularkonzilien  nicht  ausge- 
schlossen ist ,  die  Bestellung  derselben  nicht  in  den  Befugnissen  des  Ordinarius  als 
solchen  liegt,  sondern  dass  derartige  Rechte,  da  es  sich  um  die  Verwaltung  des 
Kirchengutes  handelt,  allein  durch  BechtsgeschAfte  mit  den  zur  Vermögensverwal- 
tung legitimirten  Organen  oder  gegen  diese  durch  Ersitzung  erworben  werden 
können. 

Bestehen  keine  allgemeinen  Anordnungen  fOr  die  Diöcese  oder  Provinz  dardber, 
ob  besondere  Rechte  auf  Plätze  oder  Sitze  in  der  Kirche  eingeräumt  werden  dürfen, 
und  in  welcher  Weise  dies  des  Näheren  zu  geschehen  hat,  so  haben  die  eben  ge- 
dachten Organe  freie  Hand,  darüber  zu  verfügen,  da  keine  der  gedachten  Be- 
nutzungsarten durch  das  gemeine  Recht  verboten  ist ,  und  aus  diesem  Umstände  in 
Verbindung  mit  der  Thatsache ,  dass  in  den  einzelnen  Diöcesen  eine  sehr  verschie- 
dene Praxis  statthaben  kann  und  obwaltet,  die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint,  dass 
der  Ordinarius  den  einzelnen  Kirchenvertretungen  (unter  Kontrole  des  Rektors  der 
Kirche,  soweit  es  sich  um  die  Wahrung  der  für  den  Gottesdienst  in  Frage  kommen- 
den Oesichtspunkte  handelt),  habe  freie  Hand  lassen  wollen,  nach  Massgabe  der 
lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfhisse  die  entsprechenden  Einrichtungen  zu  treffen. 

Unter  der  gedachten  Voraussetzung  kann  also  der  einzelne  Qläubige  ein  Oe- 
brauchsrecht  auf  einen  Platz  in  der  Kirche,  sei  es  zur  Aufstellung  seines  eigenen 
oder  eines  der  Kirche  gehörigen,  oder  auch  auf  einen  in  derselben  befindlichen  Sitz 
oder  auf  einen  festen  Platz  auf  einer  dort  angebrachten  Bank  erwerben. 

Dieses  Recht  hat  insofern  eine  den  privaten  Gebrauchsrechten  an  Sachen  ver- 
wandte Natur,  als  es  den  Interessen  des  Berechtigten  dient,  aber  eine  privatreoht- 
liehe  Befugniss  ist  es  nicht  2.  Sein  Inhalt  geht  nicht  auf  eine  privat^  und  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  dienende  Benutzung,  vielmehr  auf  eine  solche,  welche  theils 
in  Ausübung  der  öffentlich  rechtlichen  Befugniss  des  Kirchengliedes ,  theils  in  Er- 
fäUung  der  öffentlich  rechtlichen  Pflicht  desselben ,  dem  Gottesdienst  anzuwohnen, 
erfolgt^.  Bei  dem  Erwerbe  einer  derartigen  Berechtigung  kommt  der  Berechtigte 
nicht  schlechthin  als  einzelnes  Individuum  oder  Rechtssubjekt,  sondern  in  erster  Linie 
als  Glied  der  kirchlichen  Gemeinschaffc  in  Betracht,  denn  nur  als  solches,  als  in  den 
gedachten  Beziehungen  Berechtigter  und  Verpflichteter,  kann  er  das  Recht  überhaupt 
erwerben^,  und  es  handelt  sich  bei  der  Kirchstuhlberechtigung  nur  um  die  nähere 
Bestimmung  der  Ausübung  des  betreffenden  Benutzungsrechtes  der  Kirche  und  der 

1  S.  0.  S.  169.  auch  Wach,  Hdbch.  d.  deutsch.  Civilprozeis- 

3  Anderer  Meinung  Wappäus,  Lehre  v.  d.  rechts,  Leipzig  1886.  1,  90.  91. 

dem  Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  S.  70  und  ^  Denn   der  Inhalt  des  Rechtsyerhältnisses, 

das  Reichsgericht,  Entsch.  i.  Givllsachen  7,  136  folgeweise  auch  die  Berechtigung  und  Verpflich- 

u.  Seuffert,  Archiv  38,  302,  wo  die  Privat-  tung  des  Einzelnen  als  Gliedes  gegenüber  dem 

rechtsnatar   daraus  hergeleitet  wird,   dass  das  Ganzen    entscheidet   über    die   privatrechtliche 

Recht  aus  privatrechtlichen  Erwerbstiteln  ent-  oder  öffentlich-rechtliche  Natur ,  W  a  c  h  a.  a.  0. 

steht,    obwohl   Vertrag,    Ersitzung    u.    s.   w.  S.  93.  94. 

auch  Titel  öffentlicher  Rechte  sein  können.  Vgl.  «  S.  340.  n.  3. 
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Aft  der  ErftUlung  der  entsprechenden  Pflicht  ^  Dass  ans  einem  solchen  öffentlich 
rechtlichen  VerhältniBB  Beziehungen  entstehen,  welche  nach  privatrechtlichen  Omnd- 
säUen  zu  benrthellen  Bind,  ist  eine  bekannte  Erscheinung;  welche  den  Charakter  der 
Berechtigung  an  sich  nicht  ändert 2. 

Das  Keeht  auf  Benntznng  eines  Kirchenplatzes,  Eirchensitzes  oder  Stuhles  kann 
durch  Gesetz^,  durch  Recbtögesch&ft  und  durch  Ersitzung  erworben  werden. 

Das  Eechtsgeseh^ft  kann  ein  einseitiges  oder  zweiseitiges  sein.  Das  erstere  ist 
der  F&U^  wenn  sich  der  Stifter  ein  derartiges  Recht  bei  der  Stiftung  einer  kirchlichen 
Anstalt  vorbehält,  das  letztere,  wenn  das  Recht  durch  Vertrag,  sei  es  ohne  Entgelt^ 
oder  gegen  ein  einmal  zu  zahlendes  öder  in  bestimmten  Perioden  zu  entrichtendes 
Aeqnivalent  begründet  wird, 

Dafl  rertragsmäsaige  Hecht  richtet  sich  des  näheren  nach  dem  Inhalt  der  getrof- 
fenen Vereinbarungen^.  Danach  bestimmt  sich  also  die  Daner  des  Rechtes,  der  umfang 
desselben,  die  H5he  und  die  Art  der  Entrichtung  des  etwaigen  Aequivalentes,  sowie 
die  Frage,  ob  dasselbe  an  andere  Personen  fiberlassen  werden  darf  oder  nicht ^.  Ist 
in  letsterer  Beziehnng  nichts  vereinbart,  so  wird  man  eine  absolute  Unübertragbarkeit 
nicht  annehmen  kennen,  denn,  obwohl  das  Recht  dem  persönlichen  Bedfirfhiss 
des  Einzelnen,  dem  Oottesdienst  anzuwohnen,  dient,  so  befinden  sich  doch  immer 
eine  Anzahl  anderer  Personen  in  dem  gleichen  Falle,  und  können  darum  auch  von  dem- 
selben Oebrauch  machen.  Aber  andererseits  ist  das  Recht  kein  yermögenswerthes, 
über  welchea  der  Einzelne  beliebig,  um  dadurch  Geld  zu  erwerben,  yerftlgen  könnte. 
Das  letztere  würde  wenigstens  der  Simonie  sehr  nahe  kommen.  Deshalb  wird  be- 
hnfa  der  Kontrole  die  Nothwendigkeit  der  Oenehmigung  des  kirchlichen  Oberen  bei 
einer  beabsichtigten  Uebertragung  gefordert  werden  mfissen^. 


^  Für  den  Fäll,  da^js  nach  klTchlif^har  Anord-  werden,  s.  den  fürstblschöfl.  Erlass  füi  Brixen 

nung  iwar  kein  Kirclistablgeld  ge^ablt  wird,  viel-  v.  1860,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  6,  465.  Eine  Schen- 

di€hr  den  Kirchen  gliedern  beiitimmt&  Plätze  un-  kung  Hegt  hier  nicht  vor,  well  weder  eine  Ver- 

tjDtgehlich  zur  Verfrigung  gestellt  werden,  dafür  mindernng  des  Vermögens  der  Kirche  noch  eine 

&bet  von  ihnen  nach   ihrem  Vermögen  jährlich  Vermehrung   des  Vermögens    des  Berechtigten 

eineSteuer,B.g.  Kirch a tu  hbteaei^  ausgeschrieben  eintritt. 

wird,  dörfce  Niemand  behaupten,  dass  es  sich,  um  '        ^  Mögen  sie  des  näheren  festgestellt  werden  oder 

ein  piivatrechtlichefl  Gebrauchsrecht  haudelt.  Da-  in  den  erlassenen  amtlichen  Bekanntmachungen, 

dorchaberi  d&«3  nnrdBrjeni^e^  welcher  sein  Recht  z.  B.  den  Kirchstnhlordnungen ,   enthalten,  und 

der  Benutzung  der  Kirche  bequemer  als  andere  darum  für  jeden  einzelnen  Fall  als  yereinbart 

ausüben  und  eeine  Pflicht  bequoiaier  erfüllen  will,  anzusehen  sein. 

leinen  besündereu  Beitrag  zu  entrichten  hat,  wird  ®  So  yerbietet  der  cltirte  Erlass  (s.  Anm.  4) 

der  juriftüBche  Charakter  des  Terhältnlsses  nicht  die  Uebertragung  bei  Strafe  des  Verlustes  des 

ein  inderer,  um  so  wenii^tir  als,  wenn  die  klrch-  Rechtes.    Ist  das  Recht  ausdrücklich   einer  be- 

Ikhe   GemeinBchart    ihre    5 fTentlich  -  rechtliche  stimmten  Familie  oder  einem  Hause  überlassen, 

Pflicht,   den  znr  Atiwühnnng  dei  Gottesdienstes  so  ist  damit  von  selbst  die  Unübertragbarkeit  ge- 

verpilicbtettjn   Kircbengliefiern   die   Müglichkelt  geben. 

di£u  £u  gew9rhren ,  unter  UerBtellnng  besonderer  ^  Das  ist  auch  der  Standpunkt  der  Gongr.  conc, 
bequemerer  Einrichtungen  erfüllt ,  Me  yon  den-  s.  Ferraris  1.  a  n.  9.  Anderer  Ansicht  Wap- 
jenigen,  welche  diese  benutzen,  für  ihre  Zwecke  paus  S.  70,  welcher  eine  beliebige  und  entgelt- 
höhere Leistungen  zu  fordern  berechtigt  ist.  liehe  Veräusserung  zulässt.  Eine  solche  wird  Yom 

^  Denn  publtd8tlä<!he  Leistungen,  Zahlungen,  Standpunkt  des  katholischen  Kirohenrechts  nur 

Eigen thumiGhertraguni^e!]  u.  5.  w.  können  sich  zulässig  sein,  wenn  der  Veräussemde  nicht  mehr 

eben  ni^rbt  anders  ToÜTtehen,  als  die  privatrecht-  erhält,  als  dasjenige,  was  er  verauslagt  hat. 

li^^hen»  Wach  a.  a.  0.  S.  97.  Die  Ausübung  kann  allerdings  einem  anderen 

3  Das  ist  der  Fall  bei  dem  allerdinge  blos  par-  precario  überlassen  werden .  freilich  dann  nicht, 

tlkuUrrethtltchen  honer sed£» des  Patron»,  Bd.  III.  wenn  dem  Berechtigten  mit  Rücksicht  auf  seine 

ä.  64.  amtliche  Stellung  ein  besonderer  Ehrenplatz  eln- 

^  Auf  diese  Weise  kann  es  an  bestimmte  Fa-  geräumt  worden  ist. 
milien  oder  Häuser  in  der  Gemeinde  überlassen 
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Wenn  Aber  den  Umfang  der  Berechtigang  nichts  näheres  bestimmt  ist ,  wird 
anzunehmen  sein,  dass  es  sich  anf  die  Benutzung  des  Platzes  oder  Stahles  bei 
allen  Oottesdiensten  ftlr  die  betreffende  Gemeinde,  mögen  dieselben  regelmässig 
oder  auch  nur  ausserordentlicher  Weise  gehalten  werden,  erstreckt,  dass  es 
aber  nicht  ftlr  ausserordentliche  Gottesdienste,  welche  nicht  fttr  die  Gemeinde  bestimmt 
sind,  z.  B.  ftlr  einen  von  einer  Bruderschaft  abgehaltenen  Gottesdienst,  und  für  kirch- 
liche und  gottesdienstliche  Handlungen,  welche  blos  ftlr  einzelne  Personen  oder 
einzelne  Personenklassen  voi^enommen  werden,  wie  ftlr  die  Kateohismuslehre,  Trau- 
ungen von  Brautpaaren,  eingeräumt  ist. 

Ob  das  Recht  einen  blos  obligatorischen  oder  dinglichen  Charakter  haben  soll, 
hängt  in  erster  Linie  von  dem  Lohalt  des  begrftndenden  Rechtsgeschäftes  ab.  Im 
Zweifel  wird  man  das  letztere  anzunehmen  habend  Der  Zweck  des  RecAtes  geht 
darauf,  dem  Berechtigten  den  ausschliesslichen  Gebrauch  einer  bestimmten  Kirchen- 
stelle oder  eines  bestimmten  Sitzes  zu  gewähren.  Dieser  Zweck  wird  schon  erreicht, 
wenn  der  Berechtigte  in  eine  direkte  Beziehung  zur  Sache  gesetzt  und  ihm  die  Befagniss 
gewährt  wird,  Störungen  seines  Rechtes  durch  Dritte  selbst  abwehren  zu  können. 
Femer  ist  die  Bestellung  eines  dinglichen  Rechtes  ftlr  die  Kirche  günstiger,  da  ihre 
Verpflichtnngen  in  diesem  Falle  geringer  sind.  Hat  sie  dem  Berechtigten  ein  ding-* 
liches  Recht  bestellt,  so  ist  es  Sache  des  letzteren,  sich  selbst  gegen  die  Eingriffe 
Dritter  zu  schlitzen,  während  sie  ihrerseits  stets  gegen  solche  im  Lateresse  eines  blos 
obligatorisch  Berechtigten  kraft  ihrer  obligatorischen  Verpflichtung  auf  dessen 
Verlangen  einzuschreiten  verbunden  ist^.  In  üebereinstimmung  hiermit  wird  auch 
von  einzelnen  Kanonisten  die  Möglichkeit  eines  Besitzschutzes  angenommen  '. 

Was  den  Erwerb  durch  Ersitzung ^  betrifft,  so  bedarf  es  zur  Neubegrflndung 
ge^en  die  Kirche,  ausser  dem  erforderlichen  animua^  und  der  bona  ßdes  eines  40 jäh- 
rigen Besitzes®.  Falls  aber  das  bestehende  Recht  gegen  den  bisherigen  Berechtigten 
durch  einen  anderen  ersessen  werden  soll,  genflgt  beim  Vorliegen  eines  iusius  titulw 
die  10,  bez.  20  jährige,  ohne  diesen  die  30jährige  Ersitzung  7. 

1  Vgl.  hierzu  aach  Meurer,  Begriff  und  ^  Diese  wird  auch  Yon  Ferraris  L  e.  n.  13 
Eigenth&mer  d.  heiligen  Sachen  S.  34  in  Bezug  '  u.  vandeBnrgt  1.  c  p.  140  für  statthaft  er- 
auf  eine  yerwandte  Frage.  klart. 

2  Y.  Schulte,  Lehrb.  d.  K.  R.  3.  Aufl.  5  Aus  der  blossen  Benutzung  des  Sitzes  wird 
S.  683  nimmt  ohne  Grund  an,  dass  das  Recht  ^ber  dieser,  wenn  die  Kirchenstühle  unent- 
immer  ein  persönliches,  d.  h.  also  obligatorisches  geltlich  überlassen  werden ,  nicht  leicht  allein 
sei;  ebenso  Wappäus  S.  71,  letzterer,  well  gefolgert  werden  können,  s.auch  Seuffert  Ar- 
nichts  anderes  übrig  bleibe,  da  keins  der  römisch  ^\^y  26   171. 

rechtlichen  dinglichen  Rechte,  insbesondere  auch  -„  '       ,.,   ^   „  ^^v*  «.^.1,-..-.-^:-«,  w-;-^ 

.  V A  j                  *  j     IT   v-iA  1                  T\  V  4  *»  Ferraris  1.  c.  spricht  merkwürdiger  Weise 

nicht  der  usus  auf  das  verhaltniss  passe.    Dabei  .,              ja--i.-<        ?^    •.              v                -v 

Jr.    *     -,  !~,        ^        \r    A^  '.  v^D    V*  hloB  von  10 Jähriger  Ersitzung,  aber  gegenüber 

ist  aber  übersehen,  dass  schon  das  romische  Recht  ,^,  \r\^^\.^  <-♦  a.Z,^  -,,— ^««ki^J-^«    n.^<^.i  \a* 

selbst  andere ,  beschränkte  dingliche  Gebrauchs-  ^f  f^'f"^}?^  ^^^"t  '"^f  ?^^^T'.«  T£^-il 

.^«k*^  .^i^kl  ^«—1.  i^«.«.^ii4»»  v^*#n»n»»  X«  61"  iustus  titulus  fs.  c  1  in  VIto  de  praescnpt 

rechte,  welche  durch  letztwllUge  Verfügung  be-  ^3^           erforderiich,  wenn  in  der  betreffen- 

f!l  ™^r™^«rfli:i^h^^^^^^^^  den  Kirche  die  Sitte  beiteht,  feste  Rechte  auf 

das  moderne  Recht  überhaupt  auch  andere  ding-      irs.-k-««^*-«  «{»..,.: «« 

Uche  Gebrauchsrechte,  als  die  römisch  rechtlichen  Kir^^^ensitze  einzuräumen. 

Typen   derselben    zulässt,    vgl.   auch  Wind-  ^  Der  erforderliche  tUulus  kann  z.  B.  in  einem 

scheid,  Pandekten  J.  202;  Dernburg,  Pan-  bischöflich  genehmigten  üebertragungsgeschäft, 

dekten  S«  260.  welches  eine  nicht  berechtigte,  aber  für  berechtigt 

3  Vgl.  Ferraris  1.  c  n.  13.  15  und  die  dort  gehaltene  Person  abgeschlossen  hat,  bestehen, 
citirten.   Auch  die  Praxis  der  obenten  deutschen  Bei  den  an  Häuser  und  Hofstellen  gebundenen 
Gerichtshöfe  steht  (allerdings  bei  Kirchstühlen  Rechten  ist  ebenso  wie  beim  dinglichen  Patronat- 
in    protestantischen    Kirchen)    auf    demselben  recht,  Bd.  HI.  S.  83 ,  nur  eine  translative  Ersit- 
Standpunkt,  s.  Seuffert,  Archiv  6,  336  u.  11,  zung  zugleich  mit  dem  Hause  denkbar. 

415. 
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Gleich  steht  dem  Erwerbe  dnrch  Rechtsgeschäfte  oder  Ersitzung  endlich  auch 
die  Ansflbnng  des  Rechtes  während  unvordenklicher  Zeit^ 

Das  Recht  erlischt  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es  bestellt  ist  2,  durch  den 
Fortfall  des  Subjektes  ^^  durch  Verlust  der  kirchlichen  Rechtsfähigkeit  seitens  des 
letzteren  ^,  durch  solche  Veränderungen  in  und  mit  der  Kirche,  welche  die  Fortdauer 
des  Rechtes  ausschliessen^  und  endlich  durch  umcapio  libertaüs  seitens  der  Kirche®. 

Da  das  Recht  kein  Privatrecht ,  sondern  nur  ein  in  der  Sphäre  des  öffentlichen 
Rechtes  sich  bestätigendes  Individualrecht  ist  7,  so  unterliegt  zunächst  seine  Ausübung 
allen  denjenigen  Beschränkungen,  welche  im  Interesse  der  öffentlichen  kirchlichen 
Ordnung  und  in  Folge  einer  vorliegenden  ^othwendigkeit  oder  eines  augenschein- 
liehen Nutzens  im  öffentlichen  Interesse  der  kirchlichen  Verwaltung ,  namentlich  im 
Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Würde  des  Gottesdienstes  und  der  Befriedigung 
der  kirchlichen  Bedürfnisse  bedingt  und  von  den  zuständigen  Organen  verfügt  werden. 
Der  Oebrauchsberechtigte  ist  daher  nicht  befugt,  jeden  ihm  angemessen  scheinenden 
Schmuck  an  seinem  Eirchenstuhl  anzubringen,  die  Oeffiinng  der  Kirche  zu  den  Zeiten, 
lu  welchen  dieselbe  verschlossen  gehalten  wird,  behufs  seiner  Privatandacht  zu  bean- 
apruchen,  oder  bei  Streitigkeiten  zwischen  ihm  und  einem  Prätendenten  sich  der  pro- 
visorischen Anordnung  der  ELirchenbehörde  über  den  Gebrauch  des  Stuhles®  zu  wider- 
setzen. Er  hat  sich  femer  eine  vorübergehende  Beschränkung  oder  Entziehung  des 
Oebrauehes  seines  Stuhles  gefallen  zu  lassen,  wenn  diese  durch  Erneuerungsarbeiten 
(z.  B.  einen  neuen  Oelanstrich  an  demselben^  oder  einen  umbau  in  dem  betreffenden 
Theile  der  Kirche  ^®)  erfordert  wird  oder  bei  besonderen  Festgottesdiensten  wegen  Theil- 
nahme  des  Bischofs  und  einer  grösseren  Anzahl  von  Geistlichen  oder  wegen  ähnlicher 
Gründe  eine  Aenderung  in  der  Vertheilung  der  Plätze  sich  als  nothwendig  ergkbt. 
Ebensowenig  kann  er  Widerspruch  erheben,  wenn  sein  Kirchensitz,  weil  er  sich  bei 
der  Verwaltung  des  Gottesdienstes  als  hinderlich  erweist,  an  eine  andere  Stelle  ver- 
legt wird ,  oder  wenn  z.  B.  wegen  Anwachsens  der  Bevölkerung  zur  Beschafihing 
grösseren  Raumes  in  der  Kirche  die  Sitze  enger  als  früher  angebracht  werden.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  daher  sowohl  eine  Besitzschutzklage,  wie  auch  eine  das  Recht 
selbst  zur  Anerkennung  bringende  (petitorische]  ELlage  ausgeschlossen. 

Aber  nicht  blos  gegen  Einschränkungen  seines  Rechtes ,  sondern  auch  gegen 
eine  völlige  Beseitigung  desselben  ist  ein  Widerspruch  des  Beseitigten  unstatthaft, 
falls  das  letztere  durch  die  Nothwendigkeit  oder  durch  einen  augenscheinlichen 
Nutzen  für  die  Kirche  bedingt  wird.  Dies  ist  z.B.  der  Fall,  wenn  die  bisherige  Kirche 
abgerissen  wird,  mag  eine  neue  dafür  errichtet  werden  oder  nicht,  wenn  die  Kirche 


&  So  Ferraris  1.  c.  n.  13 und  van  de  Bürgt  tronatrecht  gelten,  Bd.  III.  S.  92.   S.  im  übrigen 

p.  140.  Ein  einzelner  kann  allerdings  eine  solche  auch  $.  220. 

Ansübang  nicht  für  sich  geltend  machen ,  wohl  &  Also  durch  Suppression  d.  kirchlichen  Anstalt 

aber  kann  der  Fall  praktisch  werden ,  wenn  es  ^  Hier  kommen  ebenfalls  dieselben  Gesichts- 

sich  um  ein  Recht  handelt,  welches  für  eine  Fa-  punkte,  wiebeimPatronatrechtln  Frage,  s.  Bd.  III. 

milie  oder  ein  Hans  in  Anspruch  genommen  wird.  S.  90.  91 . 

2  Oder  auch  durch  andere,  bei  der  Bestellung  ?  g,  0.  S.  344. 

besonders  bestimmte  Erlöschungsgründe,  s.  z.  B.  ^  D.  h.  bis  im  Possessorium  oder  Petitorium 

0.  S.  345.  n.  6.  entschieden  worden  ist. 

3  Also  Aussterben  der  berechtigten  Familie.  ^  Oder,  weil  die  Entfernung  alter,  die  Kirche 
Auf  die  Erben  geht  es  nur  über,  falls  es  als  erb-  verunzierender  Stühle  und  die  Anbringung  neuer 
liebes  eingeräumt  worden  ist.  beschlossen  worden  ist. 

*  Durch  Ketzerei ,  Apostasie  und  Schisma  des  ^^  Oder  auch ,  wenn  ein  Erweiterungsbau  vor- 

Berechtlgten.  Hier  muss  dasselbe,  wie  beim  Pa-  genommen  wird. 
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die  Zahl  der  Gläubigen  beim  Oottesdienste  nicht  mehr  zu  fassen  vermag  und  um  Ab- 
hülfe zu  schaffen,  die  vorhandenen  Eirchenstflhle  oder  bestimmte  Beihen  derselben 
entfernt  werden  müssen,  wenn  die  üeberlassung  von  Rechten  an  Eirchenstühlen 
wegen  vieler  und  ärgerlicher  daraus  entstandener  Streitigkeiten  überhaupt  ver- 
boten wird. 

In  keinem  dieser  Fälle  kann  der  Berechtigte  eine  Entschädigung  dafür  ver- 
langen, dass  ihm  sein  Becht  für  die  Zukunft  entzogen  ist,  weileine  Befugniss 
in  Frage  steht,  welche  keinen  Vermdgenswerth  hat,  und  welcher  von  vom  herein  die 
Möglichkeit  der  Beseitigung  im  öffentlichen  Interesse  anhaftet. 

Was  dagegen  die  Frage  nach  dem  Ersatz  desjenigen  betrifft,  was  er  materiell 
wegen  der  bisher  von  ihm  gemachten  Leistungen  einbüsst,  so  erleidet  er  eine  solche 
Einbnsse  bei  unentgeltlicher  erfolgter  Einräumung  des  Bechts  überhaupt  nicht,  und 
hier  kann  daher,  wegen  des  Mangels  eines  onerosen  Bestellungsaktes,  von  einer  Ent- 
schädigung keine  Rede  sein. 

Wenn  dagegen  das  Becht  entgeltlich  gewährt  worden  ist,  so  ist  immer  zu  be- 
achten, dass  die  das  Erlöschen  des  Bechtes  herbeiführenden  Massregeln  nicht  von 
dem  anderen  Kontrahenten,  d.  h.  dem  kirchlichen  Vermögensorgane,  ausgehen,  son- 
dern von  den  kirchlichen  Oberen,  also  hier  seitens  des  ersteren  als  solchen  ^  niemals 
eine  Verletzung  der  bestehenden  vertragsmässigen  Verpflichtungen  erfolgt.  Die  Be- 
seitigung des  Bechtes  wird  daher  ftlr  beide  Theile  lediglich  durch  casus  herbeige- 
führt. Daraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn  der  Gebrauch  gegen  Zahlung  eines  periodisch 
zu  entrichtenden  Miethszinses  gewährt  ist^,  zwar  die  Pflicht  dazu  von  der  Zeit  ab, 
mit  welcher  das  Becht  erloschen  ist,  fortfällt,  und  der  Betrag,  welcher  etwa  für  diese 
Zeit  voraus  entrichtet  worden  ist,  zurückgewährt  werden  muss;  dass  aber  anderer- 
seits bei  stattgehabter  Entrichtung  eines  einmaligen  Betrages  für  die  Bestellung  des 
Bechtes  nichts  zurückzuzahlen  ist,  da  die  kirchlichen  Verwaltungsorgane,  wenn  sie 
ihrer  Verpflichtung  das  Becht  zu  gewähren,  nachgekommen  sind,  für  die  später  durch 
Zufall  eingetretene  Unmöglichkeit,  dasselbe  weiter  auszuüben,  nicht  haften  K 

Wenn  indessen  trotz  derartiger  Anordnungen  die  Fortgewährung  des  Bechtes 
wenigstens  in  einer  analogen,  seinen  Zweck  erfüllenden  Weise  möglich  bleibt,  so  flllit 
in  so  weit  die  übernommene  Pflicht  und  zwar  auch  selbst  bei  unentgeltlicher  Einräu- 
mung des  Bechtes  nicht  fort.  Das  Beohtsgeschäft,  welches  die  Pflicht  zur  Gewährung 
des  Bechtes  begründet  hat,  wird  als  solches  nicht  aufgelöst,  sondern  es  bleibt  nur 
die  Haftbarkeit  für  die  Nichterfdllung  desselben  ausgeschlossen.    Eine  Unmöglich- 

1  Denn  die  Befugniss  zu  derartigen  Mass-  dinglichen  Gebrauchsrechts  ein  Mietbzins  ver- 
nahmen steht  nicht   den   o.   8,  344   gedachten      einbart  war. 

Organen  der  betreifenden  Kirche,  sondern  nur  ^  vandeBurgt  1.  c  p.  147  will  hier  eioen 
dem  Ordinarius  zu.  üeberlässt  er  ihnen  aus-  entsprechenden  Theil  des  gezahlten  Aequivalentes 
drücklich  die  Anordnung  solcher  Massregeln,  zurückgewährt  wissen.  Dieser  ist  aber,  wenn  das 
z.  B.  das  Entfernen  yon  Stühlen ,  so  handeln  sie  Recht  einer  Person  auf  unbestimmte  Zeit  oder 
dabei  in  seiner  Vertretung  kraft  übertragener  Be-  zu  Gunsten  einer  Familie  oder  eines  Hauses  be- 
fugniss. Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  stellt  ist,  gar  nicht  festzustellen.  Welcher  Be- 
die  Beschwerde  an  den  Ordinarius  offen  bleibt,  trag  soll  z.  B.  zurückgezahlt  werden ,  wenn  eine 
und  dass ,  wenn  diese  abgelehnt  wird ,  sich  die  Familie  gegen  Zahlung  von  200  Mark  den  Sitz 
Anordnung  stets  als  eine  Verfügung  des  letzteren  10  Jahre  benutzt  hat  und  nun  die  Beseitigung 
darstellt.  fester  Plätze  vom  Bischof  angeordnet  wird?  Un- 

2  Gleichgültig  erscheint  es  dabei ,  ob  blos  ein  billig  erscheint  das  Ergebniss  nur  dann ,  wenn 
Miethsvertrag  vorlag ,  also  die  Kirche  obliga-  eine  derartige  Verfügung  bald  nach  der  Bestel- 
torisch  zur  Gewährung  des  Platzes  verpflichtet  lung  des  Rechtes  und  der  Zahlung  des  einmaligen 
oder    ob    für    die    Ausübung    eines  bestellten  Betrages  erfolgt. 
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keit  der  Erfllllimg  liegt  in  den  gedachten  Fällen  nioht  vor,  weil  der  wesentliche  Inhalt 
des  Rechtes  auf  Benutzung  einer  Stelle  bei  bestimmten  Oottesdiensten  als  solchen  geht, 
nnd  das  Oebftnde,  in  welchem  diese  gehalten  werden,  erst  in  zweiter  Linie  dafür  in 
Frage  kommt«  Paher  sind  die  kirchlichen  Organe,  falls  statt  der  alten,  abgerissenen 
Kirche  eine  neue  hergestellt  wird ,  verbanden,  den  bisherigen  Berechtigten ,  deren 
Recht  andernfalls  auf  die  frflheren  Sitze  nnberflhrt  geblieben  wftre ,  in  der  letzteren 
entsprechende  neue  Earchenstellen  anzuweisen  i,  soweit  nicht  etwa  die  im  öffent- 
lichen Interesse  erlassenen  Anordnungen  des  kirchlichen  Oberen  Aber  die  Benutzung 
des  neuen  Oebftudes  dies  ausschliessen. 

Streitigkeiten  Aber  die  Gebrauchsrechte  von  Eirchensitzen  oder  Eirchenstellen 
sei  es  mit  der  Kirche  oder  den  kirchlichen  Organen,  sei  es  mit  anderen  Prätendenten, 
gehören  nach  katholischem  Kirchenrecht  mag  es  sich  um  das  Possessorium  oder  um 
das  Peütorium  handeln,  vor  die  geistlichen  Behörden^.  Dagegen  hat  sich  aber  in 
Deutsehland,  freilich  wesentlich  beeinflusst  durch  das  protestantische  Earchenrecht 
und  die  Verhältnisse  bei  protestantischen  Earchen,  bei  welchen  das  Earchenstuhlrecht 
viel  häufiger  Anwendung  gefunden  hat  und  findet,  als  in  der  katholischen  Kirche,  in 
der  Praxis  die  Anschauung  festgestellt,  dass  petitorische  und  possessorische  Klagen 
Aber  das  Kirchenstuhlrecht  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören  ^.  Dies  erklärt  sich 
aas  denselben  Gründen,  wie  bei  dem  Patronatrechte,  welches  ebenfalls  nach  heutigem 
Gewohnheitsrecht  als  ein  im  Oivilprozesse  verfolgbares  Recht  betrachtet  wird^.  und, 
soweit  es  sich  in  derartigen  Streitigkeiten  um  Beeinträchtigangen  handelt,  welche 
nicht  aus  dem  Leitungsrechte  des  kirchlichen  Oberen  als  solchem  herfliessen^,  wird 
sich  diese  Praxis,  weil  insoweit  die  privatrechtiichen  Grundsätze  analog  ftlr  das 
Recht  zur  Anwendung  gebracht  werden  müssen^,  nicht  anfechten  lassen. 

FAr  diejenigen  Länder,  in  denen  der  katholischen  Kirche  die  autonomische  Ver- 
waltung ihrer  Angelegenheiten  eingeräumt  ist,  haben  die  vorstehend  entwickelten 
Grandsätze  Geltung  zu  beanspruchen,  sofern  nicht  etwa  besondere  partikularrechtliche 
Bestinmiungen^  in  Frage  kommen^.  In  umfassendem  Masse  ist  dies  aber  nur  in  den 
landrechtlichen  Provinzen  Preussens^  und  da,  wo  die  französische  Gesetzgebung 


*  8.  Ferraris  1.  c.  n.  26,  welcher  auch  eine  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung  Ist  (J.  676 
Entgcbeidung  der  Rota  anfQhrt,  und  van  de  a.  a.  0:  „Wo  die  Yermlethung  der  Kirchstellen 
Bargt  1.  c  p.  142.  hergebracht  Ist,    da  gebAhrt  selbige  den  Yor- 

>  So  auch  V.   Schulte,  Lehrb.  des  K.  R.  Stehern",  d.  h.  jetzt  nach  dem  Gesetze  v.  20.  Juni 

3.  Aufl.  S.  586,  anerkannt  Im  Konz.  v.  Halifax  1875  $.  9.  Iff.  dem  Kirchen  vorstände ,  nur  für 

V.  1867,  coli,  conc  Lac.  3,  756.  die  Erhöhung  der  bisher  üblichen  Stellengelder 

3  S.  das  dtirte  ürthell  des  Reichsgerichts  In  d.  bedarf  es  der  Zustimmung  der  Oemeindevertre- 

Entsch.  f.  Glvllsachen  7,  137.  tung,  §.  678.  II.  11  und  $.  21  Nr.  9  des  cit  Ges., 

*  Vgl.  Bd.  in.  S.  8,  insbesondere  Anm.  3.  ebenso  dieser,  des  Patrones,  welcher  Lasten  trägt, 
9  S.  0.  S.  347.  sowie  auch  des  geistlichen  Oberen ,  falls  es  sich 
tt  S.  0.  S.  345.  um  die  Yertheilung  von  Stellen  in  einem  neu 
^  Denn  diese  sind  aus  den  Bd.  III.  S.  8  ange-  errichteten  Kirchengebäude  handelt,  $.  680  a.a.O. 

führten,  auch  hier  zutreffenden  Gründen  nicht  und  Ges.  v.  20.  Juni  1875.  $$.  21.  40.    3.  Als 

beseitigt.  regelmässige  Art  der  Ueberweisung  wird  das  Yer- 

s  Das  hat  auch  das  Reichsgericht  stillschwei-  miethen  des  Gebrauchsrechtes,  welches  aber  nicht 

gend  L  d.  cit.  ürthelle  für  Kurhessen  anerkannt.  durch  öffentliche  Yersteigerung  erfolgen  soll,  an- 

»  Die  SS.  676ff.  II.  11.  A.  L.  R.  stehen  im  gesehen,  SS-  6^6.  679  a.  a.  0.,  es  sind  die  Ge- 
wesentlichen auf  dem  Boden  der  hier  vertretenen  brauchsrechte  daher  im  preussischen  Rechte,  so- 
Ansohauungen.  1.  Lassen  sie  den  kirchlichen  wie  der  Berechtigte  in  den  Besitz  gelangt  ist,  stets 
Oberen  freie  Hand  darüber  zu  befinden,  ob  über-  dinglich.  Dabei  ist  den  Eingepfarrten  ein  Yor- 
haapt  Kirchenstellen  besonders  angewiesen  wer-  zngsrecht  vor  den  Fremden  eingeräumt  (S*  677), 
den  sollen,  2.  Gehen  sie  davon  aus,  dass  der  Ab-  welches  gemeinrechtlich  sich  als  solches  nicht 
schluss  von  Rechtsgeschäften  Sache  der  Organe  begründen  lässt  Ausserdem  kennt  das  L.  R.  auch 
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gilt^alsoiiL  denOebieten  des  rheinischen  Rechts  und  in  Elsass-Lothringen^ 


Gebrauchsrechte  an  Kiichstuhlen,  welche  Jeman- 
dem mit  Rücksicht  auf  sein  Amt  oder  seine  Würde 
zugewiesen  oder  ständig  bestimmten  Häusern 
oder  Gütern  zugeschlagen  sind  ($$.  684.  6S5). 

4.  Diese  letzteren  können  keinem  anderen  über- 
lassen werden,  ebensowenig  ist  das  aber  auch  bei 
anderen  Gebrauchsrechten  durch  Verfügung  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  der  Fall  (^  68^), 
nur  solche ,  welche  gewissen  Personen  oder  Fa- 
milien erblich  Yerliehen  sind  j  können  an  andere 
Termiethet  und  zum  Gebrauche  eingeräumt 
werden ,  und  auch  auf  Nachkommen,  aber  allein  auf 
diese,  nicht  auf  sonstige  Intestat-  oder  Testaments- 
erben vererbt  werden ($.  681).  Einen  Erwerb  durch 
Ersitzung  hat  die  preussische  Praxis  ebenfalls  für 
statthaft  erachtet ,  und  ebenso  lässt  sie  die  Ver- 
folgung des  Rechtes  im  Petitorium  und  Posses- 
sorium ,  aber  nicht  gegenüber  solchen  Beschrän- 
kungen y  welche  die  geistliche  Aufsichtsbehörde 
kraft  dieser  ihrer  Stellung  verfügt,  zu ,  vgl.  die 
Nach  Weisungen  bei  P.  H  i  n  s  c  h  1  u  s ,  d.  preussi- 
sche Kirchenrecht  im  Gebiete  des  Allgem.  Land- 
rechts. S.  394.  Anm.  65  ff.  Die  Frage,  In  wiefern 
bei  Aufhebung  des  Rechtes  durch  solche  Anord- 
nungen Entschädigung  verlangt  werden  kann,  ist, 
soweit  mir  bekannt,  noch  nicht  zur  richterlichen 
Entscheidung  gekommen.  Wenn  allerdings  in 
einzelneu  veröffentlichten  Erkenntnissen  die 
Möglichkeit  einer  solchen  ohne  nähere  Begrün- 
dung angenommen  wird,  so  dürfte  sich  diese  Auf- 
fassung bei  einer  näheren  Prüfung   aus  den  a. 

5.  348  dargelegten  Gründen  nicht  als  haltbar 
erweisen. 

^  In  Frankreich,  wo  schon  In  den  früheren 
Jahrhunderten  der  Gebrauch  von  Kirchenbänken 
und  Stühlen  sehr  verbreitet  gewesen  ist ,  Du- 
rand deMaiUane,  dictionnaire de  droit  cano- 
niqne  s.  v.  baue,  ed.  IL  1,  269,  wird  unter- 
schieden zwischen  den  banca  (stalles ,  tribunes), 
welche  sofern  sie  mit  dem  Gebäude  dauernd  und 
fest  verbunden  sind,  wie  dieses  Immobiliarqua- 
lität  haben,  und  zwischen  chaises,  beweglichen 
Stühlen.  Die  ersteren  stehen  als  Zubehör  der 
Kirche  im  Eigenthum  desselben  Rechtssubjektes, 
welchem  die  letztere  gehört,  während  die  Stühle 
sich  im  Eigenthum  der  Kirchenfabrik  befinden, 
Ga  u  d r 7,  trait^  de la Uglslation  des  cultes 2,  591. 
Jeder  Gläubige  hat  das  Recht  auf  unentgeltlichen 
Zutritt  zum  Gotteshause  und  auf  Benutzung  des- 
selben zum  Stehen  während  des  Gottesdienstes, 
Dekr.  v.  18.  Mai  1806.  Art  1 ,  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsass-Lothringen  l,311,u.Fabrik- 
dekret  V.  30.  Dez.  1809.  Art  65,  und  deshalb  ist  in 
den  fiLirchen  der  nöthige  Platz  für  solche  Kirch- 
gänger freizulassen.  Ueber  die  Aufstellung  von 
Bänken  und  Stühlen  hat  allein  der  Fabrikrath 
(in  Preussen  der  Kirchenvorstand,  Ges.  v.  20. 
Juni  1875.  %.  57)  zu  bestimmen,  s.  Dekr.  v.  1806. 
Art  2 ;  Fabrikdekret  art  36  Nr.  5  u.  6.  Daher 
sind  die  Gläubigen  berechtigt,  sich  einen  eigenen 
beweglichen  Stuhl  zur  Benutzung  beim  Gottes- 
dienst nur  dann  mitzubringen ,  wenn  dies  nicht, 
was  jeden  Augenblick  zulässig  ist,  auf  Beschluss 
des  Fabrikrathes  untersagt  worden  ist,  s.  Dursy 
1, 312;  G audr y  2, 593;  An dr tf,  cours alphab^ti- 


que  de  la  l^gislation  civile  eccl^siastique  IV.  66. 
2,  67.  85 ;  G  e  1  g  e  1 ,  f ranzösischee  Staatskirchen- 
recht S.  172.  n.  2. 

Zu  der  beabsichtigten  Art  und  Weise  der  Auf- 
stellung der  Stühle  oder  Bänke  hat  der  Pfarrer 
oder  Desservant  seine  Zustimmung  zn  geben,  je- 
doch kann  bei  der  Verweigerung  derselben  der 
Fabilkrath  sich  beschwerend  an  den  Bischof  wen- 
den, Fabr.  Dekr.  Art  30 ;  D  u  rs  y  1,  312  j  während 
der  letztere  frei  darüber  zu  beschliessen  hat ,  ob 
in  der  Kirche  Bänke  oder  Stuhle  aufgestellt  oder 
etwa  vorhandene  Bänke  durch  Stühle  und  umge- 
kehrt ersetzt  werden  sollen,  Andrtf  2,  72. 

Des  Weiteren  geht  das  französische  Recht  da- 
von aus,  dass  die  Stühle  und  Bänke  zur  Erzielung 
von  Einnahmen  für  die  Kirche  benutzt,  also  für 
die  Regel  allein  gegen  Entgelt  an  die  Gläubigen 
zum  Gebrauche  beim  Gottesdienst  überlassen 
werden  sollen.  Die  Tarife  dafür  hat  das  Kirch- 
meisterbüreau  unter  Zustimmung  des  Fabrik- 
rathes ,  Fabr.  Dekr.  Art.  64  (jedoch  ohne  Gene- 
migung  einer  staatlichen  oder  kirchlichen  Auf- 
sichtsbehörde,  Andrtf  2,  77.  78,  in  Preussen 
der  Kirchenvorstand  unter  Zustimmung  der  Ge- 
meindevertretung und  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde, Ges.  V.  20.  Juni  1875  SS.  8.  21  Nr.  9 , 
50  Nr.  6;  57,  d.  h.  des  Regierungspräsidenten) 
festzusetzen,  und  diese  sind  durch  Aushang  in  der 
Kirche  bekannt  zu  machen. 

I.  Die  entgeltiiche  Benutzung  her  Stühle  und 
Bänke  kann  zugelassen  werden  1.  als  loeation  des 
bane8  oder  des  chtUses ,  d.  h.  als  Gestattung  des 
Gebrauches  für  ein  Mal  bei  einem  bestimmten 
Gottesdienste  gegen  Entrichtung  der  tarifmäs- 
sigen  Abgabe,  welche  je  nach  den  Fest-,  Sonn- 
und  Wochentagen,  den  Tagesstunden  und  der 
Art  des  Gottesdienstes  verschieden  bemessen  ist, 
Andrtf  2,  79.  Dabei  ist,  je  nach  Beechlnsa  des 
Fabrikrathes  oder  auf  vorgängige  Ermächtigung 
seitens  des  letzteren  nach  Beschluss  der  Kirch- 
meisterstube (in  Preussen  des  Kirchenvorstan- 
des) eine  s.  g.  loeation  en  rSgie  oder  eine  loccUion 
par  mise  en  fermCy  Fabr.  Dekr.  Art.  66,  statthaft, 
wennschon  diese  beiden  Arten  der  Ausnutzung 
fast  nur  bei  Stühlen ,  selten  dagegen  bei  Bänken 
vorkommen,  Andrtf  1,  442  u.  2,  65. 

a.  Die  loeation  en  rigie  ist  die  Besorgung  der 
Vermiethung  durch  die  Kirchmeisterstube  selbst 
Unter  Kontiole  der  letzteren  wird  durch  eine  von 
dieser  angenommene  Person  die  tarifmässige  Ab- 
gabe direkt  von  den  Kirchgängern  vor  der  jedes- 
maligen Benutzung  des  Stuhles  für  die  Kirchen- 
kasse erhoben  und  an  den  Schatzmeister  des 
Fabrikrathes  abgeliefert,  Gaudry2,593;An- 
dr€  1,  442  u.  2,  65.  82.  Es  können  dabei  auch 
Abonnements  für  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  zur 
Vermeidung  des  lästigen  Vorausbezahlens  zuge- 
lassen,] a  einzelnen  Personen,  z.  B.  den  Verwandten 
und  Dienstleuten ,  welche  zum  Haushalt  der  an 
der  Kirche  amtirenden  Geistlichen  gehören,  die 
Stühle  unentgeltlich  gewährt  werden,  Andrtf 
1.  c.  2,  73.  83. 

b.  "DiQ  loeation  par  miaeenfemu  besteht  in  der 
Verpachtung  der  Erhebung  und  des  Bezuges  der 
Einnahmen  aus  den  Stühlen  an  einen  Pächter 
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aS  bestimmte  Zeit  (auf  ein  Jabr  oder  mehrere) 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigening  und  des 
Zuschlages  an  den  Meistbietenden ,  Fabr.  Dekr. 
Art.  67.  Der  Adjndikatar  erlangt  hier  das  Recht, 
die  Stühle  in  derselben  Weise ,  wie  im  Torigen 
FiU ,  seinerseits  ni  den  im  Tarif  festgesetzten 
Gebühren  unter  üeberwachung  durch  die  Kirch- 
meisterstube  zu  yermiethen,  und  zahlt  dafür  den 
durch  die  Versteigerung  festgestellten  Pachtzins 
zu  den  in  den  Versteigerungsbedingungen  be- 
itimmten  Terminen  ,  G au  dr  y  2,  594 ;  A  n  d  r € 
2,65;  Gclgel  8.172. 

In  beiden  Fallen  dürfen  die  Personen ,  welche 
zur  Erhebung  der  Gebühren  bestellt  sind ,  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Pfarrers  angenommen 
Verden,  und  dieser  hat  auch  die  nöthigen  Anord- 
nungen zu  treffen,  um  eine  unangemessene  Art 
der  Einforderung  der  Gebühren  7u  Terhindem, 
Andrtf2,  74.  76. 

Im  ersteren  Fall  wird  ein  Miethsvertrag  über 
den  Gebrauch  eines  Platzes  und  eines  Stuhles  in 
der  Kirche  zwischen  dem  Kirchgänger  und  der 
Kirchenfabrik,  im  letzteren  zwischen  ihm  und 
dem  Pachter  oder  Adjndikatar  geschlossen. 

%  Die  eoneession  de  bane$  ou  de  pkuics  besteht 
in  der  entgeltlichen  Ueberlassung  einer  Bank  oder 
eines  Platzes  auf  einer  solchen,  nicht  blos  für  ein- 
zelne Gottesdienste,  sondern  für  längere  Zeit, 
mehrere  Monate,  ein  Jahr  oder  auch  für  meh- 
rere, Geigel  S.  173  n.  9;  Andr tf  1 ,  422,  466. 

a.  Soll  der  Gebrauch  gegen  eine  jährlich  zu  ent- 
richtende Miethe  gewährt  werden,  steht  also  eine 
s.  g.  eoneession  par  haU  pour  une  prestation  an- 
wuUe  in  Frage ,  so  kann  darüber  der  Fabrikrath 
(in  Preussen  der  KiroheuTorstand)  allein  unter 
Bestimmung  des  jährlichen  Zinses  beschUessen, 
Fabr.  Dekr.  Art.  70,  jedoch  darf  dies  nicht  anders 
als  nach  vorgängiger  öffentlicher  Versteigerung 
in  einem  bestimmten  Termine  oder  auf  dem  Wege 
des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  gesche- 
hen —  falls  es  sich  indessen  blos  um  die  Ver- 
gebung einzelner,  frei  gewordener  Plätze  handelt, 
anter  öffentlicher  Bekanntmachung  des  bereits 
erfolgten  Angebots  eines  Konzessionsnachsuchers, 
damit  andere  Personen  bessere  Gebote  machen 
können,  Fabr.  Dekr.  Art. 69.  70;  Andrtf  1,  460. 
Eine  solche  Konzession  kann  in  diesen  Fällen 
übrigens  auch  auf  Lebenszeit  gewährt  werden, 
Art.  68  u.  70  a.  a.  0,  und  zwar  gleichzeitig  auf 
die  Lebenszeit  der  Frau  und  der  Kinder ,  jedoch 
müssen  diese  in  der  Konzession  ausdrücklich  als 
Konzessionäre  aufgeführt  sein,  Andrei,  436. 

b.  Eine  eoneession  au  prix  d'un  eapital  ou  d'un 
hnmeuble ,  also  gegen  eine  einmalige  Abfindung, 
mag  diese  in  Grundstücken ,  Geld  oder  Mobilien 
bestehen,  ist  ebenfalls  höchstens  auf  Lebenszeit, 
Art.  68  a.  a.  0,  nach  vorgängiger  öffentlicher  Be- 
kanntmachung (s.  vorher)  und  nur  unter  Geneh- 
migung derjenigen  staatlichen  Behörde  statthaft, 
welche  sonst  eine  solche  für  den  Erwerb  des  be- 
treffenden Objektes  durch  die  todte  Hand  zu  er- 
theilenhat.  Art  71 ;  GeigelS.  174;  Gaudry 
2,687. 

11.  Ein  Recht  auf  unentgeltliche  Be- 
nutzung einer  Bank  haben  1.  kraft  Amtsrechtes 
die  BÜtglieder  des  Fabrikrathes,  sowie  die  mar- 
gnilliers  d*honneur  (in  P  r  e  u  s  s  e  n  die  Kirchen- 
Torsteher)  und  zwar  soll  sich  diese  Bank  (6anc  de 


Voeuvre)  an  einer  ausgezeichneten  Stelle,  womög- 
lich vor  der  Kanzel  befinden,  Fabr.  Dekr.  Art  21. 
Den  ersten  Platz  auf  derselben  hat  der  Pfarrer 
oder  der  Desservant,  da  er  auch  Mitglied  des 
Fabrikrathes  (bez.  Kirchenvorstandes)  ist ,  wäh- 
rend andere ,  namentlich  die  Staats  -  und  Kom- 
munal-Beamten  des  Ortes  als  solche  kein  Recht 
auf  einen  solchen  Platz  besitzen,  Andrei,  421. 

2.  Kann  sich  der  Stifter,  welcher  auf  seine 
Kosten  eine  Kirche  erbaut,  sowie  eine  solche  mit 
dem  Grund  und  Boden  einer  Kirchen  -  Verwal- 
tung geschenkt  oder  eine  Kirche  ganz  wiederher- 
gestellt hat,  für  sich  selbst  und  seine  Familie, 
d.  h.  für  seine  Frau  und  seine  Descendenten, 
Gaudry  2,  684;  An d rtf  1 ,  423,  ein  derartiges 
Recht  vorbehalten,  Fabr.  Dekr.  Art  72,  wozu  an 
sich  keine  Genehmigung  der  Staatsaufsichtsbe- 
hörde nöthig  ist,  wennschon  dieselbe  indirekt, 
weil  dabei  immer  die  Eröffnung  eines  neuen 
Gotteshauses  und  der  Erwerb  an  die  todte  Hand 
in  Frage  steht,  erfordert  wird,  GeigelS.  175  n.  3. 

3.  Endlich  kann  auch  auf  Beschluss  des  Fabrik- 
rathes (in  Preussen  des  Kirchen  Vorstandes) 
mit  Genehmigung  des  Bischofs  und  des  Kultus- 
ministers (in  Elsass-Lothringen  des  Ministeriums, 
Abtheilung  für  Justiz  und  Kultus ,  während  in 
Preussen  nach  dem  Gesetz  t.  20.  Juni  1876  S-  50 
eine  solche  nicht  erforderlich  erscheint*)  jedem 
Schenker  oder  Wohlthäter  einer  Kirche ,  welcher 
ihr  eine  erhebliche  Zuwendung  gemacht  hat, 
Andrei,  489;  Geigel  S.  175  n.  4,  für  sich 
oder  auch  für  seine  Familie  in  dem  zu  2  gedachten 
Umfange  die  Konzession  für  eine  Bank  ertheilt 
werden,  Fabr.  Dekr.  Art  72. 

Andere,  auf  längere  Zeit,  als  die  Lebensdauer 
einer  Person  ertheilte  Konzessionen  sind  nichtig, 
Andrtf  1,  423. 

Die  Erwerbung  des  Gebrauchsrechtes  auf  Bänke 
durch  Ersitzung  gilt  als  ausgeschlossen ,  da 
die  Bänke  ebenso  wie  das  Kirchengebäude  als  res 
extra  commercium  betrachtet  werden,  Andrtf  1, 
427.  428,  s.  auch  o.  S.  176.  n.  6. 

Das  Rechtsverhältniss  des  Konzessionärs  einer 
Kirchenbank  wird,  wenn  ein  wiederkehrender 
Zins  gezahlt  wird ,  von  der  französischen  Juris- 
prudenz nicht  als  bail  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  als  ein  droit  d'usage  aufgefasst,  Gaudry 
2,  688;  Andrtf  1,  43a  Daher  darf  der  Berech- 
tigte die  Bank  wohl  für  sich  persönlich ,  sowie 
für  seine  Familie  und  seine  Hausgenossen  zum 
Gottesdienst  gebrauchen,  aber  nicht,  wie  der 
Miether  (code  civil  art.  1717)  sein  Recht  an  einen 
Dritten  abtreten  oder  weiter  vermiethen  (s.  a.  a. 
0.  art  631) ,  ebensowenig  die  Bank  beliebig  zu 
anderen  Zwecken  benutzen  oder  sie  derartig  ver- 
schliessen,  dass  dieselbe  ausser  der  Zeit  des 
Gottesdienstes  nicht  für  andere  kirchliche  Zwecke, 
z.  B.  bei  der  Katechisation  der  Kinder  gebraucht 
werden  kann,  Gaudry 2,  589;  Andrtf  1,  462. 
463.  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Recht  ent- 
weder gegen  eine  einmalige  Abfindung  oder 
dem  Stifter  oder  Wohlthäter  einer  Kirche  gewährt 
ist,  hat  es  dieselbe  Natur,  da  hier  überhaupt  von 
einem  Miethsvertrage  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Allerdings  bezeichnet  das  Fabr.  Dekr.  Art.  72 
das  Recht ,  welches  sich  der  Stifter  vorbehalten 
kann,  als  ;,propri^t^  d*un  banc%  aber  die  Praxis 
lässt  sogar  die  von  dem  Konzessionär  selbst  errich- 
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der  Fall.    Dagegen  fehlt  es  namentlich  inOeaterreich^  an  besonderen  Normen 
darüber  2. 

in.  Eine  vor  Hb  ergehende  Ansschmücknng  der  kirchlichen  Gebände 
und  ihres  Innern  an  kirchlichen  Feiertagen,  namentlich  an  besonders  wichtigen 
Festen,  entspricht  dem  Wesen  der  Sache  und  der  kirchlichen  Sitte.  Litorgisch  geord- 
net ist  sie  allein  ftlr  die  Eathedral-  und  Kollegiatkirchen  ^,  Im  Uebrigen  kann  sie 
durch  die  lokalen  Leitungsorgane,  also  die  Provinzial-  und  Didcesan-Sjnoden,  sowie 
die  Ordinarien  ^  vorgeschrieben  und  näher  geregelt  werden  \  Fehlt  es  an  derartigen 


tete  Bank  als  Theil  des  Gotteshauses  gelten,  über 
welche  derselbe  nicht,  wie  ein  Eigenthümer,  son- 
dern nnr  nach  Maassgabe  der  Konzession  ver- 
fügen darf,  undyerlangt  daher,  dass,  wenn  er  zu 
weitergehenden  Verfügungen,  als  ein  sonstiger 
Konzessionär  berechtigt  sein  soll ,  ihm  dies  oder 
das  Eigenthum  ausdrücklich  in  der  Konzessions- 
urkunde YOrbehalten  werden  muss,  Andrtf  1, 
428;  Geigel  S.  108.  n.  3  u.  S.  176.  n.  3. 

Das  Recht  jedes  Konzessionärs  auf  die  Bank 
erlischt  abgesehen  von  den  Gründen,  welche  durch 
die  Bedingungen  der  Konzession  bestimmt  sind, 
also  durch  Eintritt  des  Todes,  durch  nicht  recht- 
zeitige Zahlung  des  Zinses,  auch  durch  Verzicht 
und  durch  Nichtgebrauch  während  eines  Zeit- 
raumes von  30  Jahren  (code  civil  art.  617.  621), 
nicht  aber  schon  durch  blosse  Verlegung  des 
Wohnsitzes  ausserhalb  derParochie,  so  Gaudry 
2, 583. 590,  Andrei,  448,  da  der  Berechtigte  vor 
Ablauf  der  Veijährungsfrist  zurückkehren  kann, 
es  sei  denn ,  dass  dies  ausdrücklich  in  den  Kon- 
zessionsbedingungen festgesetzt  ist,  oder  dass  das 
Aufgeben  der  Parochie  unter  Umstanden  erfolgt, 
aus  welchen  ein  Verzicht  geschlossen  werden 
kann,  z.  B.  wenn  der  Konzessionär  auswandert. 

Das  Recht  des  Konzessionärs  ist  auch  nach 
französischem  Rechte  dem  öffentlicheu  Interesse 
des  Gottesdienstes  und  der  kirchlichen  Verwal- 
tung untergeordnet.  Wenn  daher  die  Entfernung 
oder  die  Versetzung  der  Bank ,  weil  sie  gottes- 
dienstliche Funktionen  (z.  B.  die  Austheilung  der 
Kommunion)  hindert,  den  hinter  sitzenden  den 
Anblick  des  Sanktuariums  entzieht ,  femer  weil 
die  Anbringung  eines  Beichtstuhles  oder  eines 
Stützpfeilers  erforderlich  erscheint ,  beschlossen 
oder  wenn  die  Kirche  wegen  Baufälligkeit  kassirt 
wird,  so  hat  der  Konzesdionär  kein  Recht  zum 
Widerspruch,  auch  kann  er  sein  Recht  nicht 
Im  Wege  der  Givüklage  verfolgen,  Andrei, 
442.  446.  Die  französische  Jurisprudenz  giebt 
aber  in  den  ersteren  Fällen,  weil  die  Fabrik  ihre 
Verpflichtungen  als  Vermiether  nicht  erfüllt,  dem 
Konzessionär  das  Recht,  eine  Reduktion  des  Prei- 
ses der  Konzession  oder  auch  Auflösung  des  Ver- 
trages zu  fordern,  Gau  dry  2,  588,  in  den  Fällen 
der  letzteren  Art,  d  h.  wenn  die  Kirche  selbst 
ausser  Gebrauch  gestellt  wird ,  aber  nicht,  weil 
nach  code  c.vil  art.  1722  der  Miether  den  Zufall 
trägt.  Doch  nimmt  man  das  Wiederaufleben  der 
Rechte  der  Konzessionäre  an ,  wenn  die  Fabrik, 
selbst  ohne  dringende  Gründe,  die  Errichtung 
einer  neuen  Kirche  beschliesst.  Hier  gilt  die 
Fabrik  als  verpflichtet ,  in  der  neuen  Kirche  die 
alten  Bänke  oder  andere  neue  entsprechende  auf- 
zustellen ,  und  den  Berechtigten  wird ,  falls  sie 


sich  die  neuen  nicht  gefsllen  lassen  wollen,  kein 
Entschädigungsanspruch,  sondern  blos  das  Recht, 
von  der  Konzession  abzugehen,  gewährt,  An- 
drtf  1,447. 

üebrigens  kann  der  Stifter  oder  Wohlthater 
statt  einer  Konzession  auf  eine  Bank  auch  eine 
solche  auf  eine  Kapelle  in  der  Kirche  (cha- 
pelle  particulidre  dans  T^glise)  für  sich  und  seine 
Familie  erhalten,  Fabr.  Dekr.  Art.  72.  Hierfür 
gilt  rechtlich  ganz  dasselbe  wie  für  die  Kirchen- 
bank des  Stifters  oder  Wohlthäters ,  And  r^  2, 
101;  Geigeis.  176. 

i  Es  kommen  daher  hier  die  für  das  gemeine 
katholische  Kirchenrecht  o.  S.  344  fr.  dargelegten 
Rechtsgrundsätze  zur  Anwendung.  Auf  Grund 
der  Vorschriften  des  Konkordates  v.  1865  Art. 
10  ff.  über  die  Zuständigkeit  der  geistlichen  Ge- 
richte und  Art.  29  £  über  die  Selbstständigkeit 
der  Kirche  in  Betreff  der  kirchlichen  Vermögens- 
verwaltung war  durch  Min.  Erl.  v.  1860,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  6,  465,  ausgesprochen,  dass  Streitig- 
keiten über  Kirchenstühle,  welche  als  Theil  der 
Kircheneinrichtung  im  Sinn  des  Konkordates  zu 
dem  Kirchenvermögen  zu  rechnen  seien,  der  Zu- 
ständigkeit der  geistlichen  Behörde  unterliegen. 
Dies  ist  aber  gegenüber  dem  Gesetze  v.  7.  Mai  1874 
$.  38  Abs.  2 :  „Rücksichtlich  der  Frage  des  Eigen- 
thums  und  sonstiger  privatrechtlicher  Verhältnisse 
bezüglich  des  Kirchen-  und  Pfründenvermögens 
sind  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Rechts  massgebend ;  im  Fall  des  Streites 
steht  die  Entscheidung  den  Gerichten  zu'',  nicht 
mehr  aufrechtzuerhalten ,  vielmehr  müssen  jetzt 
für  Prozesse  über  Kirchenstühle ,  soweit  privat- 
rechtliche  Gesichtspunkte  dabei  in  Frage  kommen, 
ebenso  wie  im  Gebiete  des  gemeinen  deutschen 
Rechts  (s.  0.  S.  349)  die  ordentlichen  Givilgerichte 
für  zuständig  erachtet  werden. 

3  Wegen  des  Rechtes  Fenster  oder  Thüren  in 
einer  Kirche  zu  haben  s.  o.  S.  321.  n.  7. 

3  Durch  das  Gaeremoniale  episcop.  1. 12.  n.  1  ff. 
22 ff.  u.U.  13.  n.  2. 

^  Specielle  Anordnungen  der  ersteren  sind 
nicht  häufig  (s.  aber  Gran  1858  und  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac  5,  32.  373),  offenbar  deshalb,  weil 
sich  kein  Bedürfniss  dazu  gezeigt  hat. 

^  Das  im  Text  Gesagte  bezieht  sich  auch  auf 
die  Ausschmückung  bei  kirchlichen  Feiern,  welche 
einzelne  Kirchenglieder  betreffen,  z.  B.  auf 
Trauungen.  Vgl.  Kölner  Prov.  Syn,  v.  1860, 
coli  oonc.  Lac.  ö,  353 :  „abusum  .  .  .  quo  sponsis 
ditioribus  ecclesia  singularem  in  modum  exor- 
natur,  dum  tenuioribus  quasi  nuda  relinquitur, 
prorsus  interdicimus". 
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Anordnangen  ^  so  hat  lediglich  der  den  Gottesdienst  leitende  Geistliche ,  (also  ftlr  die 
Regel)  der  Pfarrer,  nicht  aber  der  Eigenthflmer  der  betreffenden  Kirche  und  eben- 
sovenig  die  znr  Verwaltung  des  Vermögens  derselben  berufene  Behörde  die  näheren 
Bestimmungen  zu  treffen.  Es  handelt  sich  hierbei  um  einen  in  die  Sphäre  der  gottes- 
dienstlichen Leitung  feillenden  Akt,  weil  eine  solche  Ausschmückung  zur  Verherr- 
lichung bestimmter  kirchlicher  Feste  dient ,  und  die  Ausschmückung  in  Ueberein- 
stimmung  mit  ihrer  Bedeutung  und  ihrer  liturgischen  Feier  erfolgen  muss  ^. 

Alle  solche  Anordnungen  sowohl  der  erwähnten  Organe,  wie  der  einzelnen 
Geistlichen  haben  stets  die  über  die  Feier  besonderer  Tage  als  Festtage  geltenden  Vor- 
schriften ^  und  ferner  die  allgemeinen  liturgischen  Prinzipien  zu  beachten  ^.  Insbe- 
sondere darf  daher  eine  solche  Ausschmückung  der  Kirche  nicht  an  anderen  Tagen, 
als  an  solchen,  welche  kirchlich  als  Festtage  zu  feiern  sind ,  erfolgen,  selbst  dann 
nicht,  wenn  ihnen  staatlicherseits  ein  derartiger  Charakter  beigelegt  ist.  Ja,  die  Staats- 
and Kommunalbehörden  haben  aus  den  oben  S.  219  dargelegten  Gründen  nicht 
einmal  das  Recht,  eine  solche  zu  beanspruchen^,  sollte  auch  nur  eine  äussere 
Ausschmückung  des  Gebäudes,  welche,  wie  die  Illumination  desselben,  oder  die 
Anbringung  von  Fahnen^,  an  sich  gar  keine  kirchliche  Bedeutung  hat,  in  Frage 
stehend  Anders  verhält  es  sich  freilich  mit  denjenigen  kirchlichen  Gebäuden,  welche 
sieh  im  Eigenthum  des  Staates  befinden  und  nicht  ausschliesslich  zum  katholischen 
Gottesdienste  bestimmt  sind^,  da  in  diesen  Fällen  das  staatliche  Verfügungsr echt  nur 
insoweit  eingeschränkt  ist,  als  der  Gottesdienst  dadurch  nicht  gehindert,  und 
nicht  etwas  mit  der  gottesdienstlichen  Bestimmung  des  Gebäudes  unvereinbares  vor- 
genommen wird^. 


1  Eine  Mitwirkung  der  TermogeuBTenraUung 
der  Kiiche  kann  allerdings  dann  erforderlich 
werden ,  wenn  die  Aaaschmücknng  mit  den  ein 
für  alle  Mal  für  solche  Zwecke  bestimmten  Geld- 
mitteln nicht  zu  bestreiten  ist,  nnd  besondere  Be- 
willigaugen dafür  erforderlich  werden ,  s.  auch 
Art.  37  des  Fabrikdekr.  (o.  S.  334.  n.  4),  welcher 
sich  gleichfalls  auf  vorübergehende  Ausschmück- 
angen  bezieht,  G e  ig el ,  französis.  u.  reichsländ. 
Staatskirchenrecht  S.  179.  n.  9. 

«  Vgt  darüber  o.  S.  13,  S.  219  u.  S.  284.  287. 

'  Diese  ergeben  sich  aus  dem  Gaerem.  epis- 
eopoT.  (s.  0.  S.  352  n.  3),  dessen  allgemeine 
Grundsätze  (z.  B.  dass  der  Schmuck  der  höheren 
oder  geringeren  Bedeutung  des  Festes  entspre- 
chend sein  soll)  für  alle  Fälle  Anspruch  auf  Gel- 
tang haben.  Demgemäss  bestimmt  auch  das 
Kolner  Prov.  Konz.  v.  1860,  coli.  conc.  Lac  ö, 
373 :  „Exomatio  altarium  vero,  quae  diebus  domi- 
nids  et  fesüs  quam  mazlme  commendanda  est, 
eecnndum  caeremoniale  episcoporum  ordinetur". 

*  Selbstrerständlich ,  sofern  nicht  besondere 
poritiTe Normen,  s.  o.  S.219  u.  S.296,  den  Staats- 
behörden ein  Recht  geben ,  auch  die  kirchliche 
Feier  zu  fordern  und  darüber  nähere  Bestim- 
mungen zu  treffen. 

^  Ob  eine  solche  Ausschmückung  für  Kirchen 


überhaupt  angemessen  erscheint,  ist  freilich  eine 
andere  Frage.  Für  die  Beantwortung  derselben 
kommen  die  besonderen  Yolksanschauungen  und 
Yolkssitten  in  Betracht.  In  den  romanischen 
Ländern,  namentlich  in  Italien ,  sind  z.  B.  Illu- 
minationen der  Kirchen  an  Kirchen  festen  Tiel- 
fach  üblich. 

^  Doch  hat  man  in  Frankreich  seitens  der  Ver- 
waltung ein  solches  Recht  der  Kommunalbehör- 
den aus  dem  Eigenthum  der  GiYilgemeinden  an 
den  Kirchen  hergeleitet,  Arch.  f.  kath.  K.  R.48. 
48.  lieber  einen  hierher  gehörigen  Fall  aus  Baden 
s.  a.  a.  0.  9,  426.  Die  Möglichkeit  des  Erwerbes 
von  derartigen  Gebrauchsrechten  ist  allerdings 
nicht  ausgeschlossen,  s.  die  Erk.  des  bair.  oberst 
Gerichtshofes  t.  1878,  a.  a.  0.  50,  246. 

"^  So  z.  B.  mit  Garnison kirchen,  in  denen  der 
Militärgottesdienst  für  die  katholischen  und 
evangelischen  Soldaten  gehalten  wird. 

8  Da ,  wo  ein  solches  Gebäude  im  staatlichen 
Eigenthum  steht,  aber  ausschliesslich  dem  katho- 
lischen Gottesdienst  gewidmet  ist,  kann  der  Staat 
auf  Grund  der  in  Anm.  4  gedachten  Bestimmungen 
allerdings  auch  eine  solche  Ausschmückung  durch- 
setzen ,  nicht  aber  in  den  Ländern ,  in  welchen 
die  im  Text  in  Bezug  genommenen  Prinzipien 
zur  Anwendung  kommen. 


Hinichius,  Kiichenrecht  IV. 
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354  I-  I)ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  219. 


§  21 9.  b.  Die  vorüberffehende  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  zu  anderen  als  den  be~ 
sHmmungsgemäseen  [profanen  und  sonstigen  gottesdienstlichen]  Zwecken, 

I.  Statthaftigkeit  der  Benutzung  zu  andern  als  gottesdienst- 
lichen  Zwecken.  Die  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewidmeten  kirchli- 
chen Gebäude  ^  sind  zwar  wesentlich  für  die  Zwecke  desselben  bestimmt ,  es  ist  aber 
darum  an  sich  nicht  jede  andere  Benutzung  derselben  ausgeschlossen. 

Nach  gemeinem  Rechte  ist  zunächst  ein  solcher  Gebrauch  unstatthaft,  welcher 
die  Abhaltung  der  in  der  betreffenden  Kirche  nach  den  allgemeinen  Anordnungen 
und  nach  den  besonderen,  bestehenden  Verpflichtungen  ^  zu  feiernden  gottesdienst- 
lichen Handlungen  hindern  oder  stören  wfirde ,  weil  dies  mit  der  Bestimmung  des 
Gebäudes  unvereinbar  ist.  Das  gilt  nicht  etwa  blos  für  die  Benutzung  zu  ausser- 
kirchlichen  Zwecken,  sondern  auch  für  den  Fall,  dass  das  kirchliche  Gebäude  zu 
gottesdienstlichen  Zwecken ,  welche  seiner  Bestimmung  fremd  sind ,  z.  B.  für  die 
gottesdienstliche  Feier,  welche  eine  fromme  Brüderschaft  veranstalten  will,  gebraucht 
werden  soll. 

Femer  hat  aber  auch  das  gemeine  Recht  jeden  profanirenden  Gebrauch  eines 
solchen  Gebäudes  ^  in  dem  früher  näher  erörterten  Sinne*  verboten. 

Die  nähere  Durchführung  dieser  Prinzipien  steht ,  da  das  gemeine  Recht  blos 
einzelne  hierher  gehörige  Vorschriften  ausweist^,  der  Partikulargesetzgebnng ,  also 
den  Provinzial-,  Diöcesan-Synoden  und  den  Ordinarien  zu. 

Sie  haben  daher  die  Befngniss  nicht  nur  diejenigen  Gebrauchsarten,  welche 
unter  dem  zuletzt  gedachten  Gesichtspunkte  als  profanirend  zu  betrachten  sind^,  ein 
ftlr  alle  Mal  zu  bezeichnen,  sondern  sie  sind  auch  berechtigt 7,  die  Benutzung  der 
Kirchen  zu  allen  nicht  gottesdienstlichen  und  kirchlichen  Zwecken  ^  zu  verbieten  ^, 
weil  das  gemeine  Recht,  wenngleich  es  einen  nicht  profanirenden  Gebrauch  keines- 
wegs absolut  ausschliesst,  doch  keine  Anordnung  aufweist,  dass  die  kirchlichen  Ge- 
bäude für  einen  solchen  offen  gehalten  werden  müssen ,  und  ein  derartiges  Verbot 
gerade  am  sichersten  jede  Profanation  der  Kirchen  zu  verhüten  geeignet  erscheint. 

U.  Die  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der  Benutzung.  A.  Im 
allgemeinen.  Sofern  die  Benutzung  eines  kirchlichen  Gebäudes  an  sich  nach  ge- 
meinem und  nach  dem  neben  demselben  in  Frage  kommenden  partikularen  Recht 

i  Nicht  Wog  die  benedicirten  oder  kongekrirten,  ^n  c.  2  in  VIto  m.  23  (g.  o.  S.  167  n.  4)  yer- 

g.  0.  S.  166.  boten.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

2  Z.  B.  in  Betreff  der  gtiftungggemägg  zu  ce-  ^  Vgl.  Diöceg.  Neapel  1882,   Arch.    f.  katb. 
lebrirenden  Meggen.  K.  11.  61,  67:  „Omnem  actum  profanum,  qai  ad 

3  c.  9.  X.  de  immun.  III.  49,  g.  o.  S.  166.  n.  3.  pietatem  ac  religionem  foTendam  non  pertineti  lo 

4  S.  S.  167.  ecclegia  fleri  interdictum  eat.  Quamobrem  cou- 
s  S.  0.  S.  167.  n.  4.  cioueg  civileg ,  comitia  ad  oongiliarlog  civicog  vel 
6  Ygl.z.B.  Urbinol869,  coli.  Gonc.  Lac.6,  30:       oratorea  populareg  leglbug  ferendig    ellgendos, 

„Neminiprofanalngtrumenta  autpaleag,  hordeum  cantug  theatralea  ,   gcenica  artiflcia;   academias 

et  quae  gunt  buiugmodi,  in  ecclegiag  yel  oratoria,  etlam  argumenti  gacri,  digtribntioneg  praemioram 

quamvlg  non  congecrata,  inferre  liceat  aut  in  illlg  alumnig  gcholarum  in  omnibua  eccleaüg  nostrae 

gervare^,  ähnlich  auch  Ravenna  1866,  1.  c  p.  175.  archidioecegig ,  etiam  remota  ab  altari  ag.  encha- 

"^  So  werden  namentlich  neuerdingg  alle  ^pro-  rigtia,  omnino  prohibemug**. 
fana  conventlcula" ,  g.  Prov.  Konz.  Quebec  1868,  »  S.  die  in  der  vor.  Anm.  angefahrte  Synode, 

coli.  conc.  Lac.  3,  710,  und  politische  Reden  und  welche  nur  eine  freilich  nicht  gehr  eng  begrenzte 

Demongtrationen,  Inabegondere  durch  Geistliche,  Augnahme  macht. 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  8,  163  (Lemberg)  in  Anhalt 


|.  219.]     Die  Verwalt.  d.  Kultus.  Die  vorabergeh.  Benutzung  d.  kirchl.  Gebäude.  355 

fiberiuuipt  zulässig  ist,  bedarf  es  doch  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  besonderen  Er- 
Unbniss  dazn,  schon  deshalb,  weil  Niemand  ein  ihm  fremdes  Qebände  zu  irgend  wel- 
chem, an  sich  auchvdllig  erlaubten  Zwecke  zu  gebrauchen  befagt  ist.  Bei  einer  Kirche 
kommt  einmal,  wie  bei  andern  Sachen,  der  Eigenthfimer  oder  das  das  Eigenthums- 
Subjekt  vertretende  Organ,  femer  aber  noch  der  mit  der  Leitung  des  Gottesdienstes  be- 
traute Geistliche  oder  der  kirchliche  Obere  desselben  in  Betracht.  Es  ist  zwar  die  An- 
seht aufgestellt  worden,  dass  es  sich  bei  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Gebäudes 
SU  einem  nicht  kirchlichen  Zwecke  allein  um  eine  in  den  Bereich  der  Verwaltung  des 
Eirehengutes  fallende  Angelegenheit  handle  ^  Dieser  Auffassung  steht  indessen 
entgegen,  dass  die  Verwaltung  des  Kirchengutes  lediglich  in  Gemässheit  der  kirch- 
lichen Zwecke  zu  fahren  ist,  und  diese  zu  verwirklichen  hat.  Im  vorliegenden  Fall, 
soll  aber  das  gottesdienstliche  Gebäude  gerade  zu  einem  andern,  als  einem  kirchli- 
chen Zwecke  vorübergehend  benutzt  werden,  und  die  Entscheidung,  welche  dabei 
in  erster  Linie  zu  treffen  ist,  richtet  sich  darauf,  ob  dieser  Zweck  mit  der  Bestimmung 
der  Kirche  vereinbar  erscheint.  Darüber  zu  befinden ,  ist  Sache  der  Gottesdienst- 
verwaltung.  Dies  indessen  freilich  allein  insoweit,  als  es  sich  um  die  Frage  handelt, 
ob  der  beabsichtigte  ausserkirchliche  Gebrauch  eine  Störung  der  Gottesdienstordnung 
und  eine  Profanation  der  Kirche  herbeiführen  würde  oder  nicht ^.  Erst  dann,  wenn 
die  unter  diesem  Gesichtspunkt  vorzunehmende  Prüfung  die  Statthaftigkeit  der  Be- 
nutzung ergiebt,  kann  die  Bewilligung  des  Gebrauches  überhaupt  in  Frage  kommen. 
Eine  solche  Genehmigung  zu  ertheilen ,  ist  allerdings  Sache  des  Eigenthümers  oder 
des  denselben  vertretenden  Organes,  weil  das  Recht  dazu  aus  dem  Eigenthum  und 
der  Befugniss,  über  dasselbe  zu  verfügen,  herfliesst^. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  bestimmt  sich  die  Zuständigkeit  dahin,  dass  in 
erstgedachter  Beziehung  der  Ordinarius  die  Prüfung  vorzunehmen  und  die  Entschei- 
dung zu  geben  hat,  nicht  der  Geistliche,  welchem  die  gottesdienstliche  Leitung  der 
betreffenden  Kirche  zusteht.  Denn  kraft  dieser  seiner  Stellung  besitzt  der  letztere 
allein  die  Zuständigkeit  für  alles  dasjenige ,  was  den  Gottesdienst  in  der  Kirche  selbst 
betrifft,  nicht  aber  für  solche  Anordnungen,  welche  nicht  mehr  innerhalb  des  Kreises  der 
dazu  gehörigen  Angelegenheiten  liegen,  mögen  sie  gleich  dazu  in  Beziehung  stehen 
und  deshalb  im  weiteren  Sinne  zu  den  Geschäften  der  Kultnsverwaltnng  gehören.  Die 
bier  fragliche  Zuständigkeit  kann  allein  den\jenigen  Beamten,  welcher  die  volle  Juris- 
diktion in  Betreff  der  letzteren  hat,  d.  h.  dem  Ordinarius,  zukommen  4.  Allerdings  ist 

1  So Ton  Herrmann  1.  d.  Ztschr.  f.  K.  R.  5,  Ersatz  von  Reinigangs-  und  Beleachtungskosten 
248  ff.  a.  18,  208  fif.,  allerdings  allein  für  das  für  die  benutzte  Kirohe ,  die  Gefahr  möglicher 
protestantische  Kirchenrecht.  Beschädigung  von  Sachen,    welche  sich  in  der 

2  So  auch  Y.  Soheurl  i.  d.  clt.  Ztsch.  17,  417  Kirche  befinden,  mit  in  Frage  kommen. 

gegen  Herrmann.    Letzterer  bemerkt  5 ,  249  ^  So  auch  v.  Schulte,  Lehrb. d.  kath.  K.  R. , 

ganz  richtig,  dass  die  rechtliche  Kategorie  einer  3.  Aufl.  S.  ööl,  s.  auch  Ferrari88.v.  ecclesia 

Angelegenheit  sich  nur  nach  ihrem  Gegenstände,  art.  5.  n.  62.   Wenn  ersterer  hinzufügt,  dass  nach 

nicht  nach  der  Art  der  Entscheidungsgründe  be-  Aussen  hin  der  Pfarrer  (bez.  Rektor  der  Kirche) 

stimmt,  begeht  aber  den  Fehler,   dass  er  als  legitimirt ,  jedoch  gehalten  sei ,  bei  dem  gering- 

Oegenstand  allein  das  Kirchengebäude ,  insofern  sten  Zweifel  sich  an  den  Bischof  zu  wenden ,  so 

es  Eigenthumsobjekt  und  Kirchengut  ist,  in  Be-  ist  soviel  richtig,  dass  der  betreffende  Gesuch- 

traeht  zieht,  also  übersieht,  dass  die  Kirche  auch  steiler  mit  dem  ersteren  verhandeln  und  es  sich 

zugleich  einen  Gegenstand  der  KultusverwaltUDg  genügen  lassen  kann  ,  dass  der  Pfarrer  ihm  auf 

bildet,  und  dass  in  soweit  den  Yermogensverwal-  Grund  einer  etwaigen  bischöflichen  Ermächtigung 

tongsorganen  keine  Bestimmung  über  dieselbe  die  Erlaubniss  ertheilt.     Wenn  es  indessen  au 

zukommt.  dieser  letzteren  fehlt',  so  bleibt  die  Einräumung 

9  Umsomehr  als  bei  einer  solchen  Verfügung  der  Kirche  zu  dem  gewünschten  Gebrauche  immer 

anch yermögensrechtllche  Interessen,   z.  B.  der  rechtsungültig. 
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derselbe  berechtigt  die  Entsoheidang  darüber  ein  für  alle  Mal  den  lokalen  Leitern  der 
einzelnen  Earchen  (also  dem  Pfarrer),  sei  es  aasdrflcklich  \  sei  es  durch  stillschwei- 
gende Doldang  zu  übertragen^,  aber  gemeinrechtlich  besitzen  die  letzteren  diese  Be- 
fugniss  nicht. 

Soweit  bei  der  Bewillignng  der  Benutzung  der  Kirche  der  zweitgedachte  Ge- 
sichtspunkt, also  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  selbst  in  Frage  steht,  ist  bei  den  im 
kirchlichen  Eigenthum  befindlichen  Gebäuden  dasjenige  Organ,  welches  das  Vermö- 
gen derselben  verwaltet,  dafür  zuständig ',  und  dasselbe  gilt  auch ,  wenn  das  Ge- 
bäude einer  nicht  kirchlichen  juristischen  oder  einer  physischen  Person  zu  Eigen- 
thum gehört,  aber  dauernd  und  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmet 
ist«  Dient  dasselbe  aber  dem  letzteren  allein  nebenbei,  so  kommt  die  betreffende  Be- 
stimmung dem  Eigenthümer  zu,  weil  er  unter  diesen  Umständen  das  Recht  zur  Ver- 
waltung seines  Eigenthums  behalten  hat. 

Endlich  entsteht  die  Frage ,  wie  es  sich  mit  denjenigen  Gebäuden  nicht  kirch- 
lichen Eigenthums  verhält,  welche  von  dem  Eigenthümer  allein  in  einem  gewissen 
Umfange  für  den  öffentlichen  katholischen  Gottesdienst,  aber  nicht  ausschliesslich  für 
denselben,  (z.  B.  zugleich  auch  für  den  Gottesdienst  einer  anderen  Konfession)  be- 
stimmt sind^.  Ein  solches  Gebäude  untersteht  der  Verfügung  des  katholischen 
Kirchenoberen  ^  nur  in  einem  beschränkten  Umfange.  Deshalb  kann  derselbe  hier 
einen  anderweiten ,  den  katholischen  Gottesdienst  nicht  störenden  Gebrauch  nicht 
untersagen,  und  daher  braucht  in  solchen  Fällen  auch  keine  Genehmigung  zn  einem 
solchen  von  ihm  erfordert  zu  werden.  Gegen  eine  profanirende  Benutzung  wird  er 
allerdings,  weil  sie  mit  der  Zweckbestimmung  des  Gebäudes  unvereinbar  ist ,  Ein- 
spruch erheben  können,  aber,  falls  der  Eigenthümer  keine  rechtlich  bindende  Ver- 
pflichtung für  die  Gewährung  des  Gebäudes  zu  dem  erwähnten  Zweck  übernommen, 
sondern  dasselbe  nur  freiwillig  bis  auf  Weiteres  dazu  überwiesen  hat  ®,  bei  Erfolg- 
losigkeit seiner  Remonstration  nur  die  Einstellung  des  Gottesdienstes  anordnen  können  ^. 


*  So  die  Newyoiker  Dioec  Syn.  y.  1882,  Arch.  5  Also  des  Bischofs  oder  in  dem  in  der  vor. 
f.  katb.  K.  R.  61, 266.  267:  „nisi  id  singulis  rid-  Anm.  gedachten  Fall  bei  Exemüou  des  Militin 
bus  approbaverit  rector,  qui  de  negata  yel  concessa  Yon  der  bischöflichen  Jurisdiktion ,  des  Feldvikan 
Tenia  rationem  archiepiscopo  reddere  tenetnr^.  oder  Feldbischofs. 

2  Das  itrird  namentlich  angenommen  werden  ^  Wenn  dies  z.  B.  seitens  der  MilitärreTwaltuiig 

können,  wenn  ein  bestimmter  Gebrauch  wiederholt  mit  einem  im  staatlichen  Eigentham  stehenden 

vom  Pfarrer  gestattet,  und   der  Bischof  niemals  Gebäude  für  den  Gottesdienst  der  katholischen 

Widerspruch  dagegen  erhoben  hat.  Soldaten  geschehen  ist. 

s  Bei  den  Pfarrkirchen  ist  dies  nach  gemeinem  "^  Was  die  Simultankirchen  (s.  J.  220.  I.  1) 

Recht  der  Pfarrer   mit  den  etwa    rorhandenen  betrlflTt,  so  kommt  es  hier  darauf  an,  ob  eine  der 

Kirchenvorstehem  ,  sonst  das  partikularrechtlich  beiden   Konfessionen   das  Eigenthum  an  einer 

zur  Verwaltung   des  Kirchenvermögens  legiti-  solchen  besitzt,  oder  die  eine  an  der  der  an- 

mirte  Organ.    Wenn  das  A.  L.  R.  IL  11.  $.  173  deren  eigenthQ milchen  Kirche  ein   blosses  Ge- 

(s.  0.  S.  171.  n.  6)  die  Einwilligung  der  Gemeine  brauchsrecht  hat.    Im  letzteren  Fall  untersteht, 

fordert,  so  steht  es  auf  demselben  Standpunkte.  soweit  dasselbe    nicht  in   Frage    kommt,    die 

Diese  wird  Jetzt  durch  den  Kirchenyorstand  auf  Kirche  im  Uebrigen  der  Leitung  der  Oberen  und 

Grund  des  Gesetzes  v.  20.  Juli  187Ö.  S$.  1 ,  3  der  Organe  der  eigenthumsberechtigten  Konfes- 

Nr.  5  Yertreten.  Der  Einwilligung  des  geistlichen  sion,  und  es  gelten  also  die  im  Text  für  andere 

Oberen  gedenkt  das  L.  R.  allerdings  nicht ,  es  Öffentliche    Kirchen    entwickelten    Grundsätze, 

schliesst  indessen  die  Entscheidung  desselben  Wenn  sich  dagegen  die  Simultan kirche  im  Mit- 

über  die  Vorfrage  keineswegs  ans,  sondern  wahrt  eigenthum  beider  Konfessionen  befindet,  so  sind 

der  Gemeine  allein  das  Recht,  dass  der  Obere  die  betreffenden  Oberen  und  Organe  beider  gleich 

nicht  ohne  die  Zustimmung  ihres  Organs  über  die  betheiligt,  und  es  kann  eine  Benutzung  zu  and6> 

Kirche  zu  derartigen  Zwecken  verfügen  kann.  reu  als  den  bestimmungsmässigen  gottesdienst- 

*  Hierher  gehören  z.  B.  Ganiisonkirchen  im  liehen  Zwecken  allein  unter  ihrer  beiderseitigen 
staatlichen  Eigenthum.  Zustimmung  bewilligt  werden. 
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B.  Die  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der  Benutzung  für  einen 
anderen  als  den  bestimmangsmässigen^  gottesdienstlichen  Oebranch. 
Die  oben  8.  354  ff.  entwickelten  Omndsfttze  müssen  anch  im  allgemeinen  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  die  Benutzung  eines  kirchlichen  Oebäudes  für  gottesdienst- 
liehe  Zwecke,  zu  deren  Erfüllung  es  nicht  gewidmet  ist  \  verlangt  wird^.  Wenngleich 
es  hier  stets  ausser  Frage  steht ,  dass  der  Gebrauch  kein  profanirender  ist ,  so  bleibt 
doch  immer  die  Möglichkeit  offen,  dass  das  Interesse  des  bestimmungsmässigen 
Gottesdienstes  dadurch  beeinträchtigt  wird,  und  femer  kommt  dabei  gleichfalls  das 
Yerf)igung8recht  des  Eigenthfimers  oder  des  denselben  vertretenden  Organes  in  Be- 
tracht. Indessen  liegt  die  Sache  dann  anders ,  wenn  es  sich  um  eine  ausschliesslich 
dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmete  Kirche  und  ein  diese  vertretendes  kirchliches 
VermögensYerwaltungs-Organs  handelt,  und  gleichzeitig  das  Gebäude  ffir  solche  gottes- 
dienstliche Zwecke  gefordert  wird,  welche  im  Interesse  der  allgemeinen  Kirche  3,  der 
Diöcese  *  oder  der  betreffenden  Pfarrei  ^  liegen,  oder  deren  Erfüllung  die  christliche 
Liebespflicht  gebietet^.  Das  Organ,  welches  das  Vermögen  einer  solchen  Anstalt 
?erwaltet ,  hat  die  Pflicht,  seine  Verwaltung  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  und 
Eom  Wohle  der  Kirche  zu  führen,  also  auch  dabei  die  über  die  speciellen  Zwecke  der 
vertretenen  Anstalt  hinausgehenden  Interessen  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  diese  viel- 
mehr ihrerseits  zu  fördern.  Verweigern  derartige  Verwalter  daher  in  solchen  Fällen,  wo 
die  specielle  gottesdienstliche  Bestimmung  des  kirchlichen  Gebäudes  nicht  beeinträchtigt 
wird,  die  Benutzung  desselben  ohne  Grund  oder  aus  Eigensinn,  so  handeln  sie  pflicht- 
widrig, und  der  Ordinarius  ist  kraft  seines  Aufsichtsrechtes  über  die  Vermögensver- 
waltung befugt,  die  mangelnde  Einwilligung  zu  ergänzen  ^.  Da  aber  den  von  diesen 
Organen  vertretenen  Vermögensmassen  und  den  in  Ermangelung  von  solchen  ftlr  die 
Aufbringung  der  kirchlichen  Bedürfnisse  haftbaren  Personen  keine  Lasten  für 
Zwecke,  fUr  deren  Erfüllung  eine  gesetzliche  Verpflichtung  nicht  besteht,  aufgebürdet 
werden  dürfen,  so  ist  die  Ablehnung  der  Benutzung  niemals  eine  grundlose,  falls 


^  Nicht    hierher    gehören    ausserordentliche  ^  Wenn  z.  B.  eine  Brüderschaft  oder  ein  kirch- 

Gottesdienste,  welche  der  zuständige  Kirchen-  Ucher  Verein  einen  besonderen  Gottesdienst  feiern 

Obere  (Papst,  Ordinarius)  für  die  ganze  Kirche,  will.    Umgekehrt  kann  aher  auch  die  öffentliche 

Diöcese  oder  Pfarrei  In  den  öffentlichen  Kirchen  Kapelle  einer  Brüderschaft  nach  dem  Dekret  der 

inordnet  (s.  0.  %.  208),  da  die  letzteren  nicht  Congr.  rit.,  bz.  Clemens' XI.  v.  10.  Dezemb.  1703 

nur  für  die  Zwecke  des  regelmässigen,  sondern  Nr.  17,  Gardellini,  decr.  congr.  rit.  n.  3670; 

anch  des  ausserordentlichen   Gottesdienstes  he-  %  220,  nicht  wider  Willen  derselben  vom  Pfar- 

stimmt  sind.    Ebensowenig  kommt  hier  die  Ge-  rer  zur  Katechismuslehre  benatzt  werden. 

lUttong  der  Vom.lune  einzelner  «ottejISenst-  3  ^„^  Gottesdlen.t  fttr  Miwlougvereine. 
lieber  Handlungen    durch  fremde  Geistliche  m 

Fnge.    Werden  diese  in  Vertretung  der  ange-  *  Für  Vereine  zur  Beförderung  der  kirchlichen 

stellten  Geistlichen  vorgenommen ,  so  handelt  es  Kunst. 

sich  ebenfalls  um  einen  bestimmungsmässigen  5  Für  einen  kirchlichen  Armenrereln. 

Gebrauch  der   Kirche.     Wenn    dagegen  einem  «  w       u             At    -^  a^^-d*  ,^i  ^^\.r.^^A^^ 

fremden  Geistlichen  das  Messelesei ,   z.  B.  zur  ^  \7^'^  ^  »•  ^«^'^  f « ^^  ^J!'  ^^^^^  it^^^Z 

Erfüllungselnerdesfall8igenPfilcht(i.o.S.182),  :^^»;*?«f'  ^T  *"^«'«'^,,^^*^?.  Jl"  ^i't^ ""^ 

oder  das  Predigen   erlaubt  wird,   io  liegt  ein  yollziehung  einer  gottesdlenstiichen  Feiernach 

Gebrauch  der  Kirche  vor,   welcher  kraft  allge-  ^^^"^  erbitten. 

meinen  Gewohnheitsrechtes  überall  gestattet  wird,  "^  Bei  kirchlichen  Gebäuden  ,  welche  von  dem 

welchem  dieselbe  also  gleichfalls  ordnungsmässig  Elgenthümer  nur  in  gewissem  Umfange  dem  öf- 

dient   Wegen  der  etwa  entstehenden  Kosten  der  fentlichen  Gottesdienst  eingeräumt  sind  (s.  0. 

Messe  vgl.  0.  S.  206.  n.  6.  S.  356),  trifft  aber  das  Gesagte  nicht  zu.   Dieser 

Die  Einräumung  der  Kirche  an  die  Anhänger  braucht  sich  eine  weiter  gehende  Benutzung  als 

eines  anderen  anerkannten  Ritus  als  des  latelnl-  die  von  Ihm  gewährte  wider  seinen  Willen  nie- 

Bchen  zur  Vornahme  gottesdienstlich  er  H^^ndlun^  mals  gefallen  zu  lassen, 
gen  Ist  gestattet,  vgl.  unten  §.  225. 
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diejenigen,  welche  den  Gebrauch  der  Kirche  eingeräumt  verlangen^  die  dadurch  er- 
wachsenen Kosten  (ffir  Reinigung,  Ausschmückung,  Beleuchtung  u.  s.  w.}  nicht 
fibemehmen  wollen,  und  der  Ordinarius  darf  die  Benutzung  niemals  anders,  als 
unter  Wahrung  des  eben  gedachten  Interesses  gestatten. 


§.  220.  C.   Die  Benutzung  der  kirchlichen  Gehmde  für  die  pottesdienatlichen  Zwecke  anderer 
christlicher  Konfessionen.     [Das  Svmultaneum   zwischen  Katholiken  und  Protestanten. 

Altkatholiken,) 

I.  Die  kirchlichen  Rechtsnormen  und  die  kirchliche  Praxis  ge- 
genüber den  Protestanten  und  den  Altkatholiken^  Die  kirchlichen  Ge- 
bäude der  katholischen  Kirche  sind  für  ihren,  d.  h.  den  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmt.  Die  in  unserer  Zeit  wieder  praktisch  gewordene  Frage,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  die  katholische  Kirche  dieselben  anderen  christli- 
chen Religionsparteien  zu  ihrem  gottesdienstlichen  Gebranch  überlassen  kann  ^,  war 
von  der  Zeit  ab,  in  welcher  sie  als  allein  berechtigte  Kirche  im  römischen  Reich  an- 
erkannt war,  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  ausgeschlossen ,  da  sie  den  Anhän- 
gern solcher  christlichen  Secten ,  welche  von  ihrer  Lehre  abwichen  und  denen  sie 
die  Existenzberechtigung  absprach,  selbstverständlich  kein  Recht  auf  eigenen  Gottes- 
dienst zugestehen  konnte,  und  andererseits  die  Häretiker,  wo  sie  überhaupt  vorüber- 
gehend zu  einiger  Bedeutung  gelangten,  sich  ihrerseits  an  Stelle  der  katholischen 
Kirche  zu  setzen  und  die  katholischen  Kirchengebäude  an  sich  zu  reissen  suchten. 

Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung 
in  der  gedachten  Beziehung  keine  Yorschrifken  aufgestellt  hat.  Allerdings  verstand 
es  sich  von  selbst,  dass  sie  die  Einräumung  von  Kirchen  zu  häretischem  Gottesdienst, 
namentlich  zur  Feier  der  Messe  durch  Häretiker  missbilligen  musste,  und  diese  An- 
schauung, welche  zuerst  in  kirchlichen  Privatsammlungen  ausgesprochen  worden  ist^, 
hat  durch  Aufiiahme  der  betreffenden  Stellen  in  das  Dekretum  Gratians  allgemeine 


1  Ren  Bch,  das  Verfahren  deutscher  Bischöfe  lianus  papa"  findet  sich  in  dem  Poenitentiale 
bezüglich  der  den  Altkatholiken  zum  Mitgehranch  Theodor!  1.5.  $$ .  7 —  9,  Wassersohleben, 
eingeräumten  Kirchen.  Bonn  1875;  Hirsch el,  Bussordnnngen  S.  189;  Schmitz,  Bussbücher 
d.  kirchliche  Verbot  für  Katholiken  bezdglich  S.  629 ,  und  im  poenit.  Onmmeani  XI.  $$.  26. 
des  Mitgebrauches  der  den  s.  g.  Altkatholiken  zur  27,  W.  S.  481 ;  Schm.  S.  639.  Sie  belegt  den- 
Benutzung  eingeräumten  Kirchen,  Mainz  1875  jenigen,  welcher  einem  Häretiker,  ohne  von  dessen 
(Abdruck  aus  dem  :  „Katholik^  von  1875,  April-  Ketzerei  etwas  zu  wissen,  das  Messelesen  in  einer 
heft  S.  362  fr. ;  derselbe  Archiv  f.  k.  K.  R.  46,  katholischen  Kirche  gestattet  hat,  mit  einer  Busse, 
329) ;  Auti-Rensch  oder  juristisches  Urtheil  über  und  verbietet  dadurch  die  Einräumung  einer 
d.  theolog.  Outachten  des  Herrn  Reusch  betr. :  solchen  an  Häretiker  zu  gottesdienstlichen  Hand- 
„das  Verfahren''  etc.  Regensburg  1875.  langen.    £ine  andere  Stelle  findet  sich  im  Gor- 

2  Von  der  Einräumung  an  nichtchristliche  Re-  pus  iuris  nicht.  Insbesondere  gehört  c.  36  (cap. 
ligionsgesellschaften  zu  ihrem  Gottesdienste  kann  incert.)  Dist.  I  de  consecr.  :  ^Tribus  ex  causis 
keine  Rede  sein ,  weil  dies  eine  dem  Zwecke  der  loca  sanctorum  transmutanda  sunt.  Prima,  cum 
christlichen  Kirche  widersprechende  Profanation  necessitas  persecutorum  loca  eorum  gravaverit. 
sein  würde.  Secunda  cum  difficultas  locorum  fuerit.    Terda, 

3  In  c.  41  $.  1  G.  XXIV.  qu.  11 :  ^Si  quis  per-  cum  malorum  societate  gravantur'*,  nicht  hierher, 
miserit  hereticum  missam  suam  celebrare  in  eo-  wie  Hirschel,  d.  kirchl.  Verbot  f.  d.  Katho- 
clesia  catholica  et  neseit,  IV  dies  peniteat ;  si  pro  liken  etc.  S.  12  und  Arch.  a.  a.  0.  S.  331  annimmt, 
reverentia  eins,  annum  unum  peniteat;  si  pro  denn  hier  ist  in  dem  dritten  Falle  von  der  Ver- 
dampnatione  ecclesiae  catholicae  et  consuetudinis  unehrung  der  Kirchen  durch  Böse  die  Rede,  aber 
Romanorum,  proiciatur  ab  ecclesia,  sicut  hereticus,  unter  diesen  sind  nicht  blos  Häretiker  und  eben- 
nisi  habeat  penitenciam ;  sihabnerit,  X  annOs  sowenig  unter  der  Verunehrung  blos  gottesdlenst- 
peniteat".  Diese  Stelle  mit  der  Inscription :  „Ju-  liehe  Handlungen  der  letzteren  zu  verstehen. 
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I  Yerbreitiing  geümden.  Sie  ist  in  gegebenen  Fällen  in  späterer  Zeit,  als  in  Folge  der 

yerSndenmg  der  politiscben  nnd  kirchlicben  Verbältnisse  die  katholische  Kirche  ge- 

i  iwungen  war^  andere  Kirchen-  und  andere  Beligionsgesellschaften  zum  Theil  mit 

*  roller  Oleiehberechtigung  im  Staate  neben  sich  zn  dnlden ,  insbesondere  auch  vom 

päpstlichen  Stnhl,  in  BinzelfUlen  stets  znr  Anwendung  gebracht  worden  ^  Es  muss 
demnach  als  Rechtsgrundsatz  der  katholischen  Kirche  bezeichnet  werden ,  dass  ein 
katholisches  Kirchengebäude  niemals  durch  die  kirchlichen  Behörden  und  Organe 

I  nicht    katholischen   Christen   zum   Oebrauch    fUr  ihren   Gottesdienst   eingeräumt 

werden  darf  2. 

Aber  andererseits  hat  die  katholische  Kirche  die  Vornahme  von  gottesdienstlichen 
Handlungen  durch  Häretiker  in  einer  katholischen  Kirche  zu  keiner  Zeit  als  einen 
Grund  betrachtet,  welcher  die  Benutzung  einer  solchen  ftlr  ihre  eigenen  gottesdienst- 
lichen Zwecke  auch  nur  vorflbergehend  auszuschliessen  vermöchte  3.  Sie  hat  sich 
damit  die  Möglichkeit  offengehalten,  nicht  nur  in  ihren  von  Häretikern  in  Besitz  ge- 
nommenen Kirchen  katholischen  Gottesdienst  feiern  zu  lassen,  sondern  auch  da,  wo 
68  die  Umstände  erfordern,  die  kirchlichen  Gebäude  anderer  christlichen  Konfessio- 
nen zu  diesem  Zwecke  zu  benutzen.  Allgemein  geltende  Bestimmungen  darüber,  unter 
welchen  Voraussetzungen  katholischer  Gottesdienst  zulässig  oder  unstatthaft  ist,  sind 
niemals  ergangen,  und  werden  auch  kaum  erlassen  werden.  Von  ihrem  prinzipiellen 
Standpunkt  aus  mflsste  die  katholische  Kirche  eine  solche  Mitbenutzung  vermeiden,  weil 
ans  derselben  eine  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  anderen  Religionspartei 
geschlossen  werden  könnte  ^.  In  der  That  hat  sie  auch  eine  solche  Praxis  unter  Um- 
ständen, wo  sie  sich  stark  genug  fllhlt,  und  wo  sie  Vortheil  davon  erwartet ,  beob- 
achtet ^  Andererseits  aber  bildet  ein  solcher  Mitgebrauch  nicht  nur  das  Mittel,  sich 
einen  erschütterten  Besitzstand  zu  wahren®,  oder  besonderen  katholischen  Gottes- 
dienst zu  halten,  wo  dieser  sonst  nicht  möglich  wäre  ^ ,  sondern  er  bietet  auch  eine 
Handhabe  zur  Ausbreitung  des  Katholicismus^  und  für  die  Wiedereroberung  der 

1  Das  ist  z.  B.  nach  den  Veihandlnngen  der  propag.  1627  (für  Zara)  gegangen,  soUect.  mis- 

deutsch.  Bischöfe  i.  J.  1848  zn  Würzbarg  für  sion.  n.  391  p.  204 :  „ne  in  ecdesia  s.  Joannis  de 

Schlesien  geschehen,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  22,  264  Cartella  catholicl  cum  Graecls  schismaticls  ce- 

u.  coli,  conc  Lac  5,  1062.  lebrent,  nam  quamvis  altaribus  diyersis  utantur, 

'    2  Besondere  Strafen   sind  dafür  nicht  ange-  tarnen  propter  ecclesiae  identltatem  est  commu- 

droht,   es  können  also  je  nach  den  Umstanden  nicare  cum  schismaticls  In  diTlnis'%  eine  An- 

arbitAre  Strafen  yerhängt  werden.  Femer  kom-  sohauung,  welche  sich  Pins  IX.  nicht  angeeignet 

men ,  falls  in  der  Einräumung  zugleich  eine  Be-  hat. 

thdligung  an  der  Ketzerei  liegen  sollte ,  die  für  ^  S.  die  vor.  Anm.  und  femerauch  dieEntsch. 

diese  letztere   angedrohten  Strafen  zur  Anwen-  a.  a.  0.  n.  390.  p.  204. 

düng.  e  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  ofüoü  y.  1634,  1.  c. 

3  Es  tritt  dadurch  weder  eine  Pollution  noch  n.  392.  p.  204 :  „In  ecdesiis  catholicoram  Rhaetlae 

eine  Exekration  der  Kirche  ein,  s.  0.  S.  328. 331 ,  ja  ab  haeretlcis  occupatis ,  missionarii  possunt  sua 

in  C.2  X  (Honor.  III.)  de  sacram.  non  iterand.  L  exeroltia  continuare". 

16wird  die  neue  Konsekration  oder  Reconciliation  ^  Z.   B.  wenn  bei  Einrichtung  einer  beson- 

eines  ron  einem  sohismatischen ,  exkommuni-  deren   katholischen  Militarseelsorge  die  bisher 

cirten  oder  degradiiten  Priester  zur  Messe  be-  lediglich  für  den  eyangelischenMilitargottesdienst 

nutzten  Altars  für  unnöthig  erklärt    Ebenso-  benutzte  staatliche  Garnisonkirche  auch  für  den 

wenig  führt  die  Vornahme  solcher  Handlungen  Gottesdienst  des  katholischen  Militärs  staatUcher- 

für  £e  betreffende  Kirche  ipso  iure  das  Interdikt  seits  eingeräumt  wird,  s.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32, 

herbei,  Kober  i.  Arch.  t  k.  K.  R.  22,  33.  103.  104. 

*  Oder  eine  Gleichgültigkeit  gegen  die  wahre  ^  So  hat  der  apostolische  Vikar  für  Sachsen 

Religion,  so  dasBreye  Plus'  IX.  v.  1873  in  Betreff  1.  J.  1848  auf  der  deutschen  Bischofsversamm- 

der  Altkatholiken,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  29,  434  lung  zu  Würzburg  erklärt,  dass  er  froh  sei,  wenn 

u.  bei  Hirse  hei,  d.  kirchliche  Verbot  für  Katho-  ihm   nach  langen  Kämpfen  für  die  Missions-* 

liken  etc.  S.  4  n.  1.    Noch  weiter  ist  die  Congr.  gottesdienste  der  Gebrauch  protestantischer  Klr- 
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verlorenen  Stellungen  in  ehemals  ganz  katholischen  Gebieten,  und  wo  solche 
Zwecke  erreicht  werden  können,  da  ist  eine  Mitbenutzung  vielfach  geduldet  worden, 
ja  man  sucht  sie  sogar  möglichst  festzuhalten  und  zu  erweitem. 

In  Deutschland  zeigt  sich  die  Verschiedenheit  des  Verhaltens  deutlich  einer- 
seits in  der  Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  gegenüber  den  Protestanten  nach 
ihrer  reichsgesetzlichen  Anerkennung  eingenommen  hat,  und  andererseits  in  den  Mass- 
regeln, welche  von  ihr  neuerdings  gegenüber  den  Altkatholiken  ergriffen  worden  sind. 

1.  Der  Simultangebrauch  kirchlicher  Gebäude  mit  den  Prote- 
stanten^. A.  Die  Entstehung  von  Simultanverhältnissen  in  Deutsch- 
land. Die  Veranlassung  zur  Entstehung  von  Simultanverhältnissen,  welche  nament- 
lich im  Westen  und  Südwesten  Deutschlands  vorgekommen  sind  und  sich  bis  heute 
erhalten  haben,  hat  zunächst  (freilich  sehr  vereinzelt]  die  Einziehung  einer  Reihe 
von  Kirchengütem  durch  die  Protestanten  nach  dem  Augsburger  Religionsfiieden 
und  die  mit  der  Gegenreformation  verbundene,  zufolge  des  Restitutionsediktes  vom 
6.  März  1629  stattgehabte  Restitution  derselben  an  die  Katholiken  gegeben  2.  Wei- 
ter sind  sie  durch  die  während  des  dreissigjährigen  Krieges  voi^ekommenen  Verän- 
derungen in  der  Stellung  und  im  Besitzstande  der  einzelnen  Religionsparteien  in  den 
einzelnen  deutschen  Ländern  und  die  Vorschriften  des  Westphälischen  Friedens 
über  die  theilweise  Wiederherstellung  des  Mheren  Zustandest  herbeigeführt  wor- 
den, vor  aUem  aber  durch  die  Massnahmen,  welche  die  zum  Katholicismus  überge- 
tretenen protestantischen  Landesherren  im  Interesse  der  Förderung  der  kathoHschen 
Religion  getroffen  habend,   sowie  durch  diejenigen,  welche  in  Folge   der  fran- 


ohen  gestattet  verde,  Arch.  f.  kath.  E.  R.  22, 
264  n,  coli.  conc.  Lac.  5,  1062;  n.  in  Anhalt- 
Köthen  ist ,  als  der  Herzog  Ferdinand  1826  in 
Folge  seiner  Eonversion  den  katholischen  Gottes- 
dienst in  der  reformirten  Schlosskapelle  gestattet 
hatte,  nicht  nur  dieser  dort  abgehalten,  sondern  die 
Elrche  mit  Erlaubniss  des  apostolischen  Nnntius 
in  München  sogar  benedidit  worden ,  Arch.  f. 
kath.  E.  R.  22,  265. 

1  H 1  r  s  c  h  e  1 ,  die  rechtlichen  Verhältnisse  be- 
züglich der  Simultankirchen  i.  Arch.  f.  kath. 
E.  R.  46,  329.  Vgl.  ferner  Ph.  S.  v.  d.  Aurach, 
die  kirchlichen  Simultan-Yerhältnisse  i.  d.  Pfalz 
am  Rhein.  Eine  historische  Skizze.  Mannheim 
1866;  M.J.  Härtung,  d.  kirchUche  Recht  d. 
Protestanten  i.  vormal.  Herzogthum  Sulzbach, 
herausgegeb.  v.  W.  Engelhardt,  Erlangen 
1872;  E.  Eöhler,  Eirchenrecht  d.  evangel. 
Eirche  des  Grossh.  Hessen,  Darmstadt  1884. 
S.  478. 

2  T  upetz  ,  d.  Streit  um  die  päpstlichen  Güter 
und  das  Restitutionsedikt  (1629),  Wien  1883. 
S.  17. 18 ff.  76.  95.  211ff.  Wenn  Eohler  S.  480 
dies  bestreitet,  so  beseitigt  sich  sein  Widerspruch 
durch  Tupetz  S.  223,  wo  ein  solches  Yerhält- 
niss  für  die  Stiftskirche  in  Wetzlar  nachgewie- 
sen ist. 

3  S.  die  zwischen  Eurpfalz  und  Mainz  zur 
Ausführung  des  gedachten  Friedens  geschlossenen 
Vergleiche,  den  Bergsträsslschen  Recess  v.  1650 
und  den  Regensburger  Vergleich  v.  1653  bei 
Dahl,  Beschreibung  des  Fürstenthums  Lorsch, 
Darautadt  1812.  Urkden  S.  U.  47. 


*  So  z.  B.  in  dem  zur  Eurpfalz  gehörenden 
Fürstenthum  Sulzbach.  Hier  waren  nach  den 
Vorschriften  des  J.  P.  0.  V.  S-  31.  32  die  Pro- 
testanten gegenüber  der  während  des  30  jährigen 
Erieges  durchgeführten  Gegenreformation  in  den 
Besitz  ihrer  Eirchen  restituirt  worden,  Härtung 
a.  a.  0.  S.  19ff.  Aber  in  dem  Eölner  Vergleich  v. 
1652  zwischen  den  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm 
und  Christian  August,  worin  der  erstere  auf  einige 
Hoheitsrechte  im  Sulzbachischen  verzichtete,  ver- 
sprach der  letztere :  „sollen  inskünftige  sowohl 
die  katholische  als  Augsburg.  Eonfesslonsver- 
wandte  in  allen  und  jeden  Pfarren  und  Filial- 
Eiiohen  (als  welche  neben  den  Schulen,  Spitälern 
und  Gottesäckern  beider  Religion  Zuge- 
thanen  zu  gemeinem  Gebrauch  zuge- 
hörig sein  sollen)  in  Stadt-  und  Landgericht 
Sulzbach,  wie  auch  Pflegamt  Flossenbürg  und 
Gericht Vohenstrass,  sodann  gemeinschaftl.  Stadt- 
und  Landgerichte  Parkstein  und  Weiden,  auch 
dann  Jeden  Orts  (ausgenommen  denen  in  unseren 
Schlössern)  sich  befindenden  Eapellen  ihr  öffent- 
liches Rellgions  -  Exercitium  haben  und  verrich- 
ten. Zum  anderen  sollen  die  Stunden  also  alter- 
native abgetheilt  sein,  dass,  so  einen  Tag  die 
Eatholiken  die  Frühstunden  bis  um  9  Uhr  und 
die  Augsb.  Eonf.  Verwandte  von  9  bis  2  Uhr 
Nachmittag  gehabt,  den  anderen  Tag  die  A.  E. 
Verwandte  eben  denselben  Vorgang  auch  haben 
und  Gleiches  mit  den  Eatholiken  von  9  bis  2  Uhr 
Nachmittags  gehalten  und  also  diese  richtige 
Ordnung  von  dem  ersten  bis  letzten  Tag  der 
Wophe  fprtan  successive  das  ganze  Jahr  aus  und 
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sdsiseheii  Okkupation  des  linken  Rheinnfers  (1685)  ^  zur  AnsfQhning  der  freilioh 
ihrer  Bechtsgültigkeit  nach  bestrittenen,  den  Katholiken  günstigen  Klausel  des 
Friedens  von  Kyswik  (1697)2  in  der  Pfalz  ^  ergriffen  worden  sind.  In  allen 
diesen  Fällen  hat  es  sieh  um  die  Zurüekdrängong  der  Protestanten,  insbesondere 


ein ,  unangesehen  eiufallenden  Festes  observirt 
Verden.  Drittens  sollen  alle  zu  diesen  obbemel- 
deten  und  gelegenen  Kirchen,  Filialen,  Kapellen, 
Schalen  und  Gottesäckern  gestiftet  und  gehörige 
Besten,  Zins,  Gülten,  Spenden,  um  Verzinsung 
sosgeliehene  Almosengelts ,  auch  Spital-  und 
mdere  dergleichen  zu  christlichen  und  milden 
Oebräachen  gestiftetes  Einkommen  in  gleiche 
Theile  Tertheilt  werden  und  beiden  Rellgions- 
verwandten  die  Anwendung  ihres  Antheils  und 
zwar  ohne  Verwendung  ausser  unser  Pfalzgraf 
Christian  August  Erbämtern  ungesperrt  und  f  rei- 
jtehen«.  (Härtung  S.  27.)  Dieser  Vergleich, 
welcher  für  die  Lebensdauer  der  beiden  Fürsten 
unter  Vorbehalt  der  Aufrufung  desselben  durch 
die  Nachkommen  und  Erben  derselben  geschlossen 
war,  aber  Ton  diesen  niemals  aufgehoben  worden 
ist,  Härtung  S.  42fF.  Ölif. ,  widersprach  den 
Vorschriften  des  westfälischen  Friedens  (a.  a.  0. 
S.  29,  8.  auch  J.  J.  Moser,  die  Landeshoheit 
im  Oeistlichen  S.  614).  Er  ist  aber  nicht  nur 
unter  der  Regierung  des  Pfalzgrafen  Christian 
August,  welcher  4  Jahre  nach  dem  Abschlüsse 
zum  KathoUoismus  übergetreten  war ,  durchge- 
fährt  worden ,  sondern  es  sind  dabei  die  Pro- 
testanten auch  noch  über  die  Bestimmungen 
desselben  hinaus  bei  der  Mitbenutzung  der  ihnen 
Qisprüngllch  gehörenden  Kirchen  beschränkt 
worden  (so  ist  ihnen  in  einzelnen  derselben,  z.  B. 
das  Betreten  und  die  Benutzung  des  Hochaltars 
Terboten,  ihr  Gottesdienst  auf  die  Zeit  von  8  Uhr 
Morgens  verlegt ,  den  evangelischen  Geistlichen 
die  Benutzung  der  Sakristei  verwehrt ,  der  Altar 
mit  Heiligenstatuen  geschmückt  worden ,  Här- 
tung S.  32fr.)  der  Art,  dass  die  Protestanten 
noch  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  fortwährend 
Beschwerden  wegen  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte 
haben  erheben  müssen,  a.  a.  0.  S.  36  fr. 

*  In  den  von  den  Franzosen  eingenommenen 
Landstrichen  wurde  durch  Ludwig  XIV.  die  ka- 
tholische Religionsübung,  wo  sie  noch  nicht  be- 
sund,  eingeführt,  und  die  Franzosen  wiesen  ent- 
weder den  Katholiken  besondere  Kirchen  dazu 
an  oder  räumten  ihnen  den  Simultangebrauch  von 
solchen  neben  den  Protestanten  ein ,  so  dass  der 
Beligionstand  in  1922  Ortschaften  zu  Gunsten 
der  Katholiken  veriindert  wurde,  Hirschel 
i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  46,  353. 

s  Durch  diesen  Frieden  wurde  dem  von  dem 
Einfalle  der  Franzosen  hauptsächlich  betroffenen 
pfälzischen  Hause  vollständige  Restitution  auch 
in  Betreff  der  sog.  Reunlonen  ausserhalb  des  El- 
sasses gewährt ,  aber  mit  der  in  dem  Artikel  4 
des  Friedens  (Schmauss,  corp.  ior.  publ.  p. 
1104) aufgenommenen  Klausel:  „rellgione  tamen 
catholica  romana  in  lods  sie  restitutis  in  statu, 
quo  nunc  est,  remanente".  Diese  Klausel  war  in 
letiter  Stunde  auf  Andringen  des  französischen 
Gesandten  in  das  Friedensinstrument  eingefügt 
worden.  Deshalb  hatten  die  Gesandten  der 
meisten     evangelischen     Stände     die    Unter- 


schrift verweigert,  und  obwohl  in  Folge  dessen  in 
einem  Postskriptum  des  Reichs -Ratiflkations- 
Gutachtens  v.  26.  November  1697  auf  eine 
Versicherung  angetragen  worden  war,  dass  die 
Katholiken  sich  gegen  die  protestantischen  Stände 
dieser  Klausel  nie  bedienen  würden,  hat  der  Kai- 
ser den  Frieden  doch ,  ohne  darauf  einzugehen, 
unbedingt  ratiflcirt,  s.  Pütter,  Mstor.  Ent- 
wickig. d.  Staatsverfassung  des  deutseh.  Reichs 
2.  Aufl.  2,  300;  Neuhaus,  d.  Friede  v.  Rys- 
wlk ,  1873.  S.  276  ff.  Aus  diesem  Grunde  be- 
stritten die  Protestanten  die  Rechtsgültigkeit  der 
gedachten  Klausel  und  suchten  (freilich  vergeb- 
lich) ihre  Beseitigung  herbeizuführen ,  vgl. 
J.  J.  Moser,  voUständ.  Bericht  von  d.  so  be- 
rühmt als  fatalen  Clausula  art.  IV.  Pads  Rys- 
wlcensls,  Frankfurt  1732;  Garol.  Gasp.  de 
Pid  oll,  diss.  inaug.  de  clausula  art.  IV.  Pac. 
Ryswic  Treviris  1762,  auch  bei  S  c  h  m  1  d  t ,  thes. 
iur.  eccles.  4,  359,  vgl.  auch  Zeitschr.  f.  K.  R. 
17 ,  329.  Da  aber  in  den  Friedensschlüssen  v. 
Baden  (1.  Aargau)  1714  und  von  Wien  1738  der 
Friede  v.Ryswik  ohne  Vorbehalt  bestätigt  wurde, 
Hirschel  a.  a.  0.  S.  356,  so  konnte  die  Gültig- 
keit der  Klausel  später  nicht  mehr  mitRecht  in 
Frage  gestellt  werden. 

3  In  Ausführung  der  in  der  vor.  Anm.  erwähn- 
ten Klausel  des  Ryswiker  Friedens  führte  der 
katholische  Kurfürst  Johann  Wilhelm  durch 
Edikt  vom  29.  Oktober  1698  das  s.  g.  Simultaneum 
für  Refomürte ,  Lutheraner  und  Katholiken  ein : 
„sämmtlichen  denen  dreyen  im  H.  Rom.  Reich 
tolerirten  Religionen  Zugewandten,  insoweit  Ihro 
Churf.  DurchL  der  Ryswikische  Friedens-Traktat 
hlerinn  nicht  im  Wege  stehet,  den  gemein- 
samen Gebrauch  in  dem  Gottesdienst sämmt- 
lieh  in  Ihren  Churf.  Landen  beflndllcher  Pfarr- 
und  anderer  Kirchen,  auch  Freudhöfe  dermahlen 
in  Gnaden  zu  verstatten.  Welches  die  Churf. 
Pfältzische  Regierung  obgedachten  dreyen  Reli- 
glons -Verwandten  also  zu  publidren  ,  und  die- 
selbe, vornehmlich  aber  dero  Geistliche  dahin 
nachdrücklich  zu  erinnern,  dass  sie  ihre  Gottes- 
dienst in  solche  Zeiten  vertheilen  und  solcher- 
gestalt anstellen,  damit  ein  Thell  dem  andern  an 
dessen  freyer  ungehinderter  Uebung  nicht  beein- 
trächtiget und  sich  hlerinn  und  sonsten  gegen 
einander  solchergestalt  bezeigen,  vne  es  die 
christliche  Liebe  von  selbsten  erfordert  und  ge- 
treuen friedliebenden  Unterthanen  oblieget^  (B. 
G.  Struve,  ausführlicher  Bericht  v.  d.  Pfälzi- 
schen Kirchenhistorie.  Frankfurt  1721,  S.  812), 
wogegen  die  Katholiken  im  Alleinbesitz  ihrer 
Kirchen  belassen  werden  (s.  a.  a.  0.  S.  799).  Im 
Zusammenhang  damit  wurde  1.  J.  1699  die  Ver- 
waltung des  allgemeinen  Kirchenvermögens  einer 
aus  Katholiken  und  Protestanten  bestehenden  s. 
g.  Administrations-Kommission  übertragen.  Die 
Beschwerden  der  durch  die  Anordnungen  verletz- 
ten Reformirten  beim  Reichstage  blieben  erfolglos, 
und  erst  als  Preussen  mit  gleicher  Behandlung 
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der  Reformirten ,  und  die  Festhaltnng  oder  Gewinnung  von  festen  Positionen  in 
protestantischen  Gebieten  gehandelt ,  und  dämm  ist  der  Mitgebrauch  der  protestan- 
tischen Eürchen  niemals  seitens  der  katholischen  Earche  beanstandet  worden,  viel- 
mehr wird  das  Recht  auf  Mitbenutzung  von  den  katholischen  Eirchenbehdrden  auch 
noch  in  unserer  Zeit  mit  aller  Energie  festgehalten  K 

B.  Die  rechtlichen  Grundsätze  Aber  den  Simultangebrauch  der 
kirchlichen  Gebäude.  Bei  der  Art  und  Weise,  wie  sich  der  Simultangebranch 
der  Katholiken  und  Protestanten  an  Earchengebäuden  in  Deutschland  historisch  ent- 
wickelt hat  und  bei  der  oben  S.359  bezeichneten  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  einer  derartigen  gemeinsamen  Benutzung  ist  es  begreiflich,  dass  das  katho- 
lische Kirchenrecht  keine  näheren  Normen  Aber  solche  Verhältnisse  ausgebildet  hat. 
Fftr  die  rechtliche  Beurtheilnng  derselben  kommen  vielmehr  die  erwähnten  Friedens- 
schlüsse und  Reichsgesetze,  die  früheren  landesherrlichen  Erlasse  und  endlich  die 
etwaigen  partikularrechtlichen  Vorschriften,  —  solche  bestehen  freilich  nur  in  Alt- 
preussen  und  inBaiern^  —  in  Betracht. 

a.  Begriff  des  Simultaneums.  Das  s.  g.  simultaneum  im  eigentlichen  Sinne 
liegt  allein  dann  vor,  wenn  die  Anhänger  zweier  Religionsparteien  in  ihrer  lokalen 
kirchlichen  Organisation  ein  festes  Recht  auf  den  Gebrauch  ein  und  desselben  kirch- 
lichen Gebäudes 3  haben,  nicht  aber  dann,  wenn  blos  die  eine  Religionspartei  der 


der  Katholiken  in  seinen  Ländern  drohte,  M. 
Lehmann,  Preüssen  n.  die  kath.  Kirche  seit 
1640.  1 ,  380  (vgl.  anoh  y.  d.  Aurach  a.  a.  0. 
S.  33  ff.),  verstand  sich  der  Kurfürst  dazu,  durch 
die  8.  g.  Religionsdeklaration  d.  d.  Düsseldorf 
V.  21.  November  1706  das  Simnltaneum  im  all- 
gemeinen wieder  aufzuheben.  Ausgenommen 
wurden  aber  diejenigen  Kirchen,  an  denen  es 
schon  vor  dem  Aussterben  der  pfalz-slmmernschen 
Linie  (1685)  bestanden  hatte;  femer  sollte  in 
den  Haupt-  und  Oberamtsstadten  mit  zwei  oder 
mehr  Kirchen  wenigstens  eine  den  Katholiken 
eingeräumt,  in  den  übrigen  Oberamtsstädten,  so- 
wie an  der  Heiliggeistkirche  in  Heidelberg  den 
Reformiiten  das  Langhaus ,  den  Katholiken  das 
Chor  zur  Benutzung  zustehen.  Die  Kirchen  in 
den  übrigen  Städten  und  auf  dem  Lande,  sowie 
die  Einkünfte  des  allgemeinen  reformirten  Kir- 
chenvermögens wurden  zu  ^/^  den  Reformirten, 
zu  2/7  aber  den  Katholiken  zugewiesen.  Endlich 
sollten  „die  Glocken  und  Kirchhöfe  von  denen 
Kirchen  dependiren ,  Jedoch  dass  ein  Theil  dem 
andern  um  die  Gebühr  bei  denen  Begräbnissen, 
Hochzeiten  u.  dergl.  Läuten  und  auch  wo  nur  ein 
Kirchhof  vorhanden,  denselbigen  gesambten  Re- 
ligionen ihre  Todten  zu  begraben,  gemeinschafft- 
lich  erlaubt  und  einer  jeden  Religion  ihre  Gesänge 
und  Ceremonlen  dabey  zu  üben  ungehindert  seyn 
solle",  Struve  a.  a.  0.  S.  1117ff.  Im  spani- 
schen Erbfolgekriege  wurde  in  Folge  der  erneuer- 
ten Besetzung  des  linken  Rheinufers  wieder  eine 
Reihe  von  Kirchen,  welche  der  Ryswiker  Klausel 
zuwider  den  Reformirten  allein  übergeben  worden 
waren,  den  Katholiken  von  Neuem  zum  Simultan- 
gebrauch  überwiesen,  und  dies  durch  den  Frieden 
1714  (s.  S.  361.  n.  2)  bestätigt  Auf  diesen 
Grundlagen  ruht  im  wesentlichen,  wennschon  die 


Durchführung  der  betreffenden  Anordnungen  den 
Reformirten  ehenfalls  vielfach  Grund  zu  Klagen 
gegeben  hat,  v.  Aurach  a.  a.  0.  S.  40  ff. ,  noch 
der  gegenwärtige  Zustand  in  den  ehemals  pfäl- 
zischen Laiidestheilen. 

Wegen  der  besonderen  Verhältnisse  in  Pfalz- 
Zweibrücken,  welches  an  König  Karl  Xl.  von 
Schweden  gefallen  war,  und  Über  welches  im 
Ryswiker  Frieden  der  Artikel  IX.  eine  beson- 
dere, mithin  die  Klausel  des  Art.  IV.  ausschlies- 
sende  Bestimmung  erlassen  hat,  s.  v.  d.  Aurach 
a.  a.  0.  S.  50  ff.  und  die  Nachweisungen  i.  der 
Ztschr.  f.  K.  R.  17,  329  ff. 

1  S.  die  Erklärung  des  Regensburger  Ordina- 
riates V.  1837 ,  „dass  .  .  daher  die  Katholiken  in 
Weiden  auf  ihrem  Rechte  und  Besitzstand  des 
Simultan-Genusses  bestehen",  Härtung  a.  a.0. 
S.  38.  Auch  auf  der  Würzburger  Bischofsversamm- 
lung V.  1848  ist ,  wenngleich  sich  die  Bischöfe 
gegen  die  Begründung  neuer  Simultanverhältnisse 
ausgesprochen  haben,  doch  im  übrigen  der  Stand- 
punkt von  ihnen  vertreten  worden  ,  dass  ein  Si- 
multaneum, welches  sich  auf  gültigen  Rechtstitel 
stützt,  heibehalten  werden  müsse,  und  insbeson- 
dere hat  der  Erzbischof  von  Köln  erklärt,  dass 
er  eine  neue  statt  der  alten  Simultanklrohe  er- 
baute Kirche  auf  Ansuchen  möglichst  schnell 
konsekrire,  um  der  protestantischen  Einweihnngs- 
feierlichkeit  zuvorzukommen ,  weil  dann  das  Ge- 
bäude eine  geweihte  katholische  Kirche  werde, 
coli.  conc.  Lac  5,  1052  u.  Arch.  t  kath.  K.  R. 
22,  264.  265. 

2  A.  L.  R.  IL  11.  SS,  309—317  und  bair.  Re- 
ligionsedikt V.  26.  Mai  1818.  SS-  ÖO— 99,  wel- 
ches das  preuss.  L.  R.  zum  YorbUd  genommen  hat. 

3  Damit  ist  auch  manchmal  ein  Simultaneum 
des  Friedhofes  verbunden,  jedoch  kann  ein  Mit- 
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tDderen  bittweise  oder  yorflbergeliend  (z.  B.  während  des  Umbaues  der  ELirehe]  ihr 
gottesdienstliches  Gebäude  zum  kirchlichen  Gebrauche  einräumt. 

Nacli  den  oben  S.  359  gedachten  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  ist  eine 
Teberlassung  der  letzteren  Art  in  Betreff  der  dem  katholischen  Gottesdienst  aus- 
ächliessllch  gewidmeten  Gebäude  an  andere  christliche  Konfessionen  unzulässig,  die 
Nachsuchnng  einer  vorübergehenden  Benutzung  nicht  katholischer  Kirchen  aber 
rechtlich  nicht  ausgeschlossen,  jedoch  wird  zu  einer  solchen  nur  in  den  Fällen  der 
Noth  oder  auch  eines  augenscheinlichen  Nutzens  ^  geschritten  werden  können.  Ein 
Recht  auf  die  Benutzung  der  Kirche  entsteht  in  solchen  Fällen  nicht ^.  Der  Umfang 
derselben  richtet  sich  lediglich  nach  der  Bewilligung  oder  dem  Zwecke,  zu  welchem 
der  Gebrauch  gestattet  ist.  Ja,  wenn  diese  bittweise  Benutzung  selbst  auf  längere 
Zeit  eingeräumt  worden  ist,  dürfen  bisher  ungewöhnliche  Gottesdienste^  nicht  ohne 
Erlaubniss  der  zuständigen  Organe  der  ausschliesslich  berechtigten  Religionspartei 
emgefilhrt  werden^.  Endlich  sind  die  letzteren  berechtigt,  jeden  Augenblick  die  ge- 
währte Benutzung  zu  untersagen. 

Ebensowenig  liegt  endlich  ein  Simultaneum  im  eigentlichen  Sinne  vor,  wenn  der 
Staat  oder  eine  Kommune  kraft  ihrer  Fürsorge  ftlr  gewisse  Personenklassen  in  einer 
ihnen  gehörigen  Kirche  sowohl  protestantischen ,  als  auch  katholischen  Gottesdienst 
abhalten  lassen^,  denn  derartige  Verhältnisse  stehen  lediglich  im  Zusammenhang  mit 
der  Organisation  bestimmter  öffentlicher  Einrichtungen,  und  beruhen,  wie  diese  selbst, 
auf  staatlichen  oder  kommunalen  Verwaltungs- Anordnungen. 

b.  Rechtlicher  Charakter  des  Simultaneums.  Das  Simultaneum  im 
eig.  S.,  wie  es  sich  historisch  in  Deutschland  entwickelt  hat,  ist  ein  auf  dem  öffent- 
lichen Rechte  beruhendes  Gebrauchsrecht  einer  lokalen  katholischen  Earchenstif- 
tong^  an  einem  gleichfalls  dem  protestantischen  Gottesdienst  gewidmeten,  vielfach 
sogar  vor  der  Begründung  des  Simultaneums  ausschliesslich  ^  für  diesen  bestimmt 
gewesenen  Kirchengebäude,  gleichviel  ob  mit  diesem  Gebrauchsrecht  ein  Miteigen- 
thnm  an  dem  letzteren  verbunden  ist^,  oder  nicht  ^.  In  Bezug  auf  die  Benutzung 
de8  Kirchengebäudes  stehen  sich  zwei  verschiedene  Rechtssubjekte,  d.  h.  zwei 
Terschiedenen  Religionsparteien  angehörige  Kirchenstiftungen  (auf  protestantischer 

gebT&üch  dcMelben  auch  aus  anderen  Gründen  bekannten  Streitfrage  über  das  Eigenthnrnsanb- 

ils  den  hier  in  Frage  stehenden,   Torkommen.  jekt  des  katholischen  Kirchenvermögens  absicht- 

S.  darüber  nnten  in  der  Lehre  vom  Begräbniss  lieh  vermieden, 

und  von  den  Kirchhöfen.  ?  Natürlich  seit  der  Zelt  nach  der  Reformation, 

1  So  z.  B.  für  Missionszwecke,  s.  auch  S.  359.  also  namentiioh  seit  dem  17  Jahrhundert, 

n.  8.  8  Ein  solches  ist  mitunter  bei  Einführung  des 

*  Vgl.  auch  die  Rechtsfalle  1.  d.  Zeitscbr.  f.  Simultaneums  den  Katholiken  zugesprochen  wor- 
K.  R.  17,  3M  u.  1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  48,  280.  den,  s.  o.  S.  360.  n.  4. 

^.  317.  0  S.  z.  B.  den  Rechtsfall  i.  Ztschr.  f.K.  R.  20, 

3  Gleichviel,  ob  er  in  der  katholischen  Kirche  46.  50.  67.    Auch  in  dem  Rechtsfall  i.  Arch.  f. 

überhaupt  neu  eingeführt  oder  nur  bisher  in  der  kath.  K.  R.  48,  281  ist  kathollscherseits  nur  ein 

betreffenden  Kirche  nicht  gehalten  worden  ist  Recht  auf  Benutzung  der  protestantischen  Kirche 

*  Preuss.  L.  R.  II.  11.  §•  317:  „So  lange  für  gewisse  Kasualhandlungen  behauptet  worden, 
eine  Oemelne  den  Mitgebrauch  nur  bittweise  hat,  Selbst  der  für  das  Elsass  ergangene  Erlass  v. 
muse  sie  bei  jedesmaliger  Ausübung  einer  bisher  1727,  D  u  r  sy  2,  460:  ^Dass,  sobald  künftig  ka- 
nicht  gewohnlichen  gottesdienstlichen  Handlung  tholische  Familien  In  einem  Dorf  wohnen  ,  den 
die  besondere  Erlaubniss  der  Vorsteher  dazu  Katholiken  der  Chor  der  Kirche  zur  Feier  des 
nichsnchen^;  wortlich  ebenso  balr.  Rellg.  Ed.  Gottesdienstes  eingeräumt  und  der  Kirchhof  zwi- 
$•  97.  sehen  Katholiken  und  Protestanten  getheilt  wer- 

*  So  in  Garnison- ,  Gefangen-Anstalten  und  den  soll",  gewährt  den  Katholiken  kein  Miteigen- 
Knnkenhaus-Kirchen,  s.  o.  S.  359.  n.  7.  thum  an  der  Kirche. 

^  Das  Wort :  Kirchengemeinde  ist  wegen  der 
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Seite  auch  Kirchengemeinden) ,  jede  mit  ihrem  Oebranchsrecht  gegenüber.  Die 
neuerdings  von  HirscheH  aufgestellte,  eigenthflmliehe  Ansicht,  dass  die  beiden 
Religio  nspartßien  beztiglich  der  Simnltankirche  rechtlieh  nicht  als  von  einander  ge- 
trennte Gesellschaften,  sondern  als  eine  einzige  Gemeinde ,  fQr  deren  verschiedene 
Theüa  hloä  zu  verschiedenen  Zeiten  Gottesdienst  abgehalten  werde,  zn  betrachten 
seien,  widi^rgpricht  nicht  nur  der  historischen  Entwicklung  des  Simnltaneoms^,  son- 
dern erscheint  auch  juristisch  unmöglich  und  für  die  juristische  Behandlung  des 
Lnstitutes  völlig  unbrauchbar.  Die  Annahme  einer  aus  Katholiken  und  Protestanten 
gebildeten  einzigen  Eirchengemeinde  widerspricht  dem  Wesen  der  evangelischen 
Kirehc  oder  Uugnet  mindestens  das  Recht  der  protestantischen  Kirche  auf  gleichbe- 
rechtigte Existenz  ^.  Sie  führt  auch  praktisch  zu  gar  keinen  Ergebnissen,  denn  wenn 
die  ^tim  Gebrauch  einer  Simnltankirche  berechtigten  Katholiken  und  Protestanten 
rechtlich  ah  eine  Einheit  aufgefasst  werden,  so  ist  es  gerade  von  diesem  Standpunkt 
aus  unmögUcU,  fflr  jeden  Theil  —  und  darum  handelt  es  sich  —  die  besonderen 
Berechtigungen  an  der  Kirche  zu  bestimmen 4,  und  daher  ist  auch  Hirschel  gar 
nicht  in  der  Lage  gewesen,  seine  Theorie  konsequent  durchzuführen  ^. 


_ 


*  L.  *.  0.  S.  366  ff. 

2  N^cih  H 1 T  B  ch  e  1  hat  man  lu  den  massgeben- 
den Friede  nsscblüsBen  und  ReichstagsabscMedeD, 
namentlich  in  dem  Angsbnrger  Religionsfrieden 
nnd  dem  westfälischen  Frieden  die  Religions- 
^erschif^d^ntißlt  nicht  als  eine  endgültige,  son- 
dern nur  a1§  elue  Torübergehende  angesehen  und 
lieh  nur  bow&ü  auseinandergesetzt,  als  es  zur  £r- 
haltung  dtij  Ruhe  und  des  Friedens  unbedingt 
iiot)iworirlig  war,  indem  es  im  Uebrigen  bei  der 
bl^lierlgeTi  Giimeinschaft  belassen  worden  sei. 
Namentlich  äollen  die  Kirchengebäude,  da  sie  als 
Kokbo  nlpM  m  den  Gegenständen  gehören ,  bin- 
siobtlii^h  welcher  eine  Verschiedenheit  und  ein 
Oegeneatz  in  dt)r  religiösen  Betrachtungsweise 
het¥0Tgetret6ii  wäre,  nach  wie  vor  beiderseits  als 
zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen  angesehen 
und  bezfj^licb  ihrer  die  alten  Verhältnisse  auf- 
recLt  f^tiialt«n  worden  sein.  Hier  wird  die  aller- 
dlag«  lif^btige  Thatsache ,  dass  man  in  Deutsch- 
land die  Keliglonsspaltung  im  16.  Jahrhun- 
dert stQ  beseEtlgen  hoffte,  und  auch  der  West- 
ÜUaclie  Frieden  noch  mehrfach  eine  solche  Mög- 
lichkeit erwähnt  hat  (J.  P.  0.  art.  V.  %%.  1.  14. 
^.  31.  48)  dahin  verkehrt,  dass  man  auch  in  den 
einzelnen  Gemeinden  eine  gewisse  Einheit  ge- 
wahrt habe,  iii\d  dass  die  Begründung  des  Slmnl- 
tmneuKkä  friedlich  unter  gegenseitiger  Zustimmung 
zu  Stande  (gekommen  sei,  als  ob  es  keine  Gegen- 
r^önnation,  keinen  30jährigen  Krieg  gegeben 
bitte,  nnd  d&g  Simultaneum  nicht  gerade  vielfach 
den  prott'äuntischen  Gemeinden  aufgezwungen 
worden  wate  (8.  o.  S.  360.  361). 

^  Wenn  man  sich  auf  den  katholischen  Stand- 
punkt, welchen  Hirschel  allerdings  bei  seinen 
Aue  führuTi  gen  nicht  betont,  stellt,  dass  die  Protes- 
tanten als  getaufte,  aber  nicht  berechtigte ,  son- 
dern nur  de  ti  kirchlichen  Gesetzen  unterworfene 
Mitglied tir  zu  der  betreffenden  katholischen 
Kirchei^gemelade  gehören,  für  welche  ein  Simul- 
tane am  fttatthat. 

*  Fnils  in  einer  einheitlichen  Gemeinde  für 
die  verschiedenen  Theile  derselben  Gottesdienste 


abgehalten  werden  sollen,  steht  dem  kirchlichen 
Oberen  die  Bestimmung  zu.  Ein  solcher  ist  aber 
f ür  die  H  i  r  8  c  h  e  l  B  c  h  e  katholisch-protestanti- 
sche Kirchengemeinde  völlig  unerflndbar,  falls 
man  nicht  nach  Massgabe  der  in  der  vor.  Anm. 
bezeichneten  Auffassung  den  katholischen  Bischof 
als  diesen  bezeichnen  will. 

s  Eine  Folge  derselben  ist  allerdings  die  eigen- 
thümliche  Behauptung  (a.  a.  0.  S.  370),  dass, 
wenn  eine  Simultankirche  auf  den  Namen  der 
„Gemeinde**  schlechthin  im  Grundbuche  einge- 
tragen sei,  darunter  offenbar  (!)  weder  die 
bürgerliche  noch  die  eine  oder  andere  kirchliche, 
sondern  nur  die  ungetrennte,  aus  Katholiken  und 
Protestanten  bestehende  Gemeinde  zu  verstehen 
sei,  obwohl  man  dieser  bis  auf  Hirschel  niemals 
Rechtspersönlichkeit  beigelegt  hat;  ferner  die 
Annahme  (S.  374),  dass  eventuell  die  Unter- 
haltungslast nach  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
beiden  Gemeinden  nnd  nach  Massgabe  des 
Vermögens  der  einzelnen  Glieder  getragen 
werden  müsse,  und  endlich  die  weitere  (S.  381), 
dass  wenn  die  Kirche  für  einen  Theil  zn  klein 
wird,  der  andere  Theil  nach  Massgabe  der  Seelen- 
zahl zum  Erweiterungsbau  mit  beizutragen  ver- 
pflichtet ist,  weil  nunmehr  die  Kirche  für  die 
ganze  Gemeinde  nicht  mehr  ausreiche.  Praktisch 
heisst  das  soviel ,  dass  in  ersterem  Fall  die  Ka- 
tholiken immer  Miteigenthum  erhalten  ,  und  im 
zweiten  und  dritten  Fall  die  etwa  an  Zahl  stärkere 
nnd  vielleicht  auch  reichere  protestantische 
Kirchengemeinde  zum  grössten  Theil  durch  ihre 
Beiträge  die  Simultankirche  unterhält  und  zu 
Gunsten  der  sich  vermehrenden  Katholiken  er- 
weitert 

Dagegen  schlägt  Hirschel  a.  a.  0.  S.  381 
seiner  eigenen  Theorie  von  der  Einheit  der  Ge- 
meinde wieder  in  das  Gesicht,  wenn  er  ausführt, 
dass  in  dem  vorhin  erwähnten  dritten  Fall  zufolge 
Weigerung  des  einen  Thelles  einen  Erweiterungs- 
bau vorzunehmen ,  für  diesen  der  Verlust  jedes 
Rechtes  an  der  Simnltankirche  eintritt,  denn 
man  entzieht  doch  sonst  denjenigen,  welche  ihre 


im 
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Die  Nonnen  fär  die  rechtliche  Behandlung  des  Simoltangebranches  ergiebt  das 
öffentliche  Becht,  durch  welches  derselbe  eingeführt  ist.  Da  ein  solcher  Gebrauch 
nicht  auf  einem  privatrechüichen  Titel  beruht,  so  kann  er  nicht  nach  den  in 
den  einzelnen  deutschen  Landestheilen  geltenden  Civilrechten  beurtheilt  werden  *, 
und  das  umso  weniger,  als  das  Recht  auch  seinem  Inhalte  nach,  weil  es  auf  die  Be- 
satEung  eines  Gebäudes  einer  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  zum  Gottesdienst  geht, 
nicht  innerhalb  der  privatrechtlichen  Sphäre  liegt ^.  Das  Recht  zum  Simultange- 
braach  ist  also  öffentlichrechtlichen  Charakters,  und  zwar  gilt  dies  auch  dann,  wenn 
etwa  beide  Religionsparteien  das  Miteigenthum  an  der  Simultankirche  haben.  Das 
letztere  ist  nicht  die  Quelle  des  Simultangebrauches,  und  konnte  es  nicht  sein,  weil 
im  16.  und  17.  Jahrhundert,  als  sich  die  hier  in  Rede  stehenden  Verhältnisse  ent- 
wickelt haben,  in  den  betreffenden  Landestheilen  das  Recht  der  Ausübung  der  katho- 
lischen oder  der  protestantischen  Religion  überhaupt  iu  Frage  stand,  und  das  Eigen- 
thom  an  einem  kirchlichen  Gebäude  Air  das  Recht  der  Benutzung  desselben  zu  dem 
Gottesdienst  der  einen  oder  anderen  der  gedachtenReligionsparteien  auf  ihre  Religions- 
flbimg,  ehe  diese  Frage  entschieden  war,  nicht  von  Bedeutung  sein  konnte  3.  Hiermit 
stimmt  es  auch  überein,  dass  durch  die  öffentlichrechtlichen  Akte,  welche  für  die  Si- 
mnltanverhältnisse  in  Betracht  kommen,  gerade  erst  zufolge  der  Gestattung  der  bei- 
derseitigen Religionsausübung  das  bestehende  GemeinschaftsYcrhältniss  an  kirchlichen 
Gebäuden  als  gemeinsames  Eigenthum  anerkannt  4,  oder  gar  erst  bei  Einführung  der 


Baupflicht  nicht  erfüllen,  nicht  ihr  Recht  anf 
Be&atznng  des  Kirchengebäudes.  Nicht  minder 
widerspricht  es  ihr,  dass  ihr  Urheber  wiederholt 
Toa  einem  Mitbesitz  (S.  367)  und  Miteigenthum 
(S.  369.  374)  der  beiden  Gemeinden  an  der  Si- 
multankirche redet,  während  TOm  Standpunkt 
der  einheitlich  zn  denkenden  Gemeinde  doch  nnr 
von  einem  AUein-Besitz  nnd  von  einem  Alleln- 
Eigentham  dieser  letzteren  die  Rede  sein  könnte. 
Kurz ,  in  den  Hirschelschen  Ausführungen 
erscheinen  bald  die  einzelne  katholische  und  pro- 
testantische Gemeinde,  anscheinend  in  der  Eigen- 
schaft einer  juristischen  Person,  bald  die  einheit- 
lich gedachte  Misch-Gemelnde  und  hinter  dieser 
immer  alle  einzelnen  Gemeindemitglieder  als 
berechtigt  und  yerpflichtet,  letzteres  merkwür- 
diger Welse,  wie  nachgewiesen,  da,  wo  dies  für 
die  KathoUken  praktisch  günstige  Konsequenzen 
herbeiführt,  ein  Umstand,  welcher  bereits  dem 
Zeitschr.  f.  K.  R.  20,  69  nütgetheilten  Urtheil  des 
Landgerichts  zu  Mainz  nicht  entgangen  ist.  S. 
übrigens  auch  Köhler  a.  a.  0.  S.  74. 

1  So  hat  auch  in  Bezug  auf  die  Yorschriften 
des  Code  cItU  das  Obe^appellationsgericht  zu 
Dannstadt  1869  erkannt,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  26, 
85,  s.  auch  daselbst  S.  53.  73. 

^  Anderer  Ansicht  auch  hierüber  Hirse  hei 
a.a.  0.  S.  366.  367.  Daraus,  dass  die  früher 
erwähnten  Friedensschlüsse  die  Thatsache  des 
Besitzes  als  vollgültigen  Rechtstitel  für  das  Si- 
multaneum anerkannt  haben,  folgert  er,  dass  da- 
mit auch  den  einzelnen  Religionsparteien  ein 
Privatreeht  auf  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
eingeräumt  worden,  und  dass  daher  das  Simultan- 
verhältniss  ein  privatrechtliches  Institut  sei. 
Hierbei  Übersieht  er  aber,  dass  sowohl  das  J.  P.  0. 
ut  y.  S.  31  als  der  Art.  4  des  Ryswiker  Frie- 


dens den  Besitz  der  Religionsausübung  zu  den 
betreffenden  Normalzeiten  ohne  jede  Rücksicht 
auf  das  Eigenthumsverhältniss  oder  auf  ein  son- 
stiges privatrechtliches  Yerhältniss  der  einzelnen 
Religionspartei  zu  einem  bestimmten  Kirchen'^ 
gebäude  schützen,  und  dass  es  auch  einen  Besitz 
an  öffentlichen  Rechten,  mithin  auch  an  dem 
Recht  der  Religionsausübung,  giebt  Die  Dar- 
stellung bei  E.  Mayer ,  Kirchenhoheitsrechte  des 
Könlgr.  Bayern,  München  1884.  S.  273,  welcher 
in  den  Bestimmungen  des  preuss.  L.  R.  und  des 
bair.  Religionsedikts  nur  Normen  über  privat- 
rechtliche  Befugnisse,  über  Eigenthum  und  ding- 
liche Rechte,  sieht,  verkennt  ebenfalls  den  histo- 
risch gegebenen  Begriff  des  Simultaneums. 

3  Das  zeigt  übrigens  auch  der  in  der  vor.  Anm. 
hervorgehobene  Umstand  in  Verbindung  damit, 
dass  das  J.  P.  0. 1.  c.  nach  der  Bestimmung  über 
die  Religionsausübung  und  nach  Erwähnung  der 
Annexa  derselben  noch  ausdrücklich  den  Besitz 
Jeder  Religionspartei  an  den  Kirchengebäuden,  wie 
er  im  J.  1624  besUnd,  für  geschützt  erklärt  hat 

«  Dies  gilt  von  dem  o.  S.  360.  n.  3  erwähnten 
Bergsträssischen  Recess  v.  16ö0 :  „dass  in  denen 
cedirten  Dorfschaften  Hentschuchsheim,  Dossen- 
heim  und  Seckenheim  die  Katholischen  das  Ex- 
ercitium  publicum  Religionis  in  denen  daselbsti- 
gen Kirchen  und  Schulen  .  .  .  behalten ,  die  ka- 
tholischen Pfarrer,  Kirchen-  und  Schuldiener 
daselbsten  verbleiben,  ...  die  Reformirten  auch 
das  Exerdtium  publicum  ihrer  Religion,  doch 
ausserhalb  des  Chors  .  .  .  haben  und  behalten, 
erstgedachte  Reformirte  auch  das  Exercitium 
Religionis  zu  Newenheim,  Besoldung  ihrer  Pfar- 
rer und  Schuldiener ,  wie  bis  anher  verbleiben, 
und  den  Katholischen  daselbsten  gleichergestalt 
ihr  Exercitium  .  .  .  veist&ttet  und  ohnverwehrt. 
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katholischen  Religionsausttbung^  oder  bei  der  nftherenBestimmiing^  des  Verhältnisses 
der  Religionsparteien  ein  Miteigenthnm,  bez.  gemeinsames  Eigenthnm  durch  diese 
Akte  begründet  worden  ^  ist. 

c.  Existenz  und  Umfang  der  Simnltanberechtignng.  Ans  dem  unter 
b.  Bemerkten  ergiebt  sich,  dass  Aber  die  Existenz  einer  Simultanberechtigung,  Ober 
die  Art  des  Gebrauches  der  Simultankirche  zum  Gottesdienst  4,  über  die  Art  der 
darin  vorzunehmenden  gottesdienstlichen  Handlungen'^,  über  die  Tage  und  die  Stun- 
den, an  welchen  diese  vollzogen  werden^  dürfen,  über  die  Benutzung  des  Gebäudes 
für  die  Aufbewahrung  der  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Kirchengerftthe  und  anderen 
Utensilien ''j  über  den  Mitgebrauch  der  Orgel  ^,  über  die  Au&teUung  eines  festen 
Altars^,  über  die  Art  der  Aufbewahrung  der  Schlüssel  zum  Kirchengebäude ^^^  Ober 


und  dei  Kirchen  halber  alle  gegen  einander  cedl- 
Tender  und  abtretender  Orte  nachfolgender  Gestalt 
obserrirt  werden,  dass  das  Ohor  die  Katholi- 
schen allein,  die  untere  Kirche  aber 
den  Reformirten  verbleiben  (jedoch  ein 
oder  andern  Theil  frei  stehen  soll  eine  absonder- 
liche Kirche  auf  seine  Kosten  dem  andern  Theil 
an  seinem  Kirchentheyl  und  Rechten  ohnnaeh- 
theilig  zu  bauen),  dann  forters  Chor  und  Kirche 
alsobald  und  aus  den  Kirchengefallen  Ton  ein- 
ander unterschieden,  kein  Theil  tou  dem  anderen 
in  seinem  offenen  Exercitlo  (deswegen  sich  beider- 
seits bemeide  der  Zeit  halbens  miteinander  zu 
vergleichen  haben)  verhindert  oder  andere  den 
Gottesdienst  besuchende  einheimische  oder  fremde 
utriusque  religionls  davon  abgehalten ,  bey  Kir- 
chen, Glockengeläut,  Schulen,  Kirchen-  und 
Kinderlehre  ohnmolesürt  und  ohnturbirt  gelassen 
•  .  .  werden  solle". 

1  Nach  dem  o.  S.  360.  n.  4  angeführten  Kolner 
Vergleich  v.  1652  für  Sulzbach  erscheinen  die 
Anordnungen  desselben  über  die  Zuweisung  der 
Kirchen  an  beide  Religionsparteien  lediglich  als 
Ausführungsbestimmungen  der  im  Eingang  hin- 
gestellten Erklärung :  „und  sollen  Wir  .  .  .  das 
simultaneum  exercitium  der  katholischen  Reli- 
gion in  unseru  Erbämtem  aus  Ursachen  und  Gon- 
dition,  wie  Eingangs  mehrem  gemeldet,  introdu- 
ciren  und  zulassen,  und  soll  es  mit  solchen  nach- 
folgenden klaren  Inhalt  gemäss  verhalten  und 
festiglich  nachgelebt  werden ,  als  erstlich"  (folgt 
die  oben  citlrte  Stelle). 

2  Vgl.  die  Düsseldorfer  Religionsdeklaration 
▼.  1705  (s.  0.  S.  361.  n.  3):  „Wie  Wir  dann  zu- 
gleich gnädigst  verordnen,  damit  gesambte  unsere 
liebe  Uuterthanen  in  jeder  Religion  ihr  besonders 
apartes ,  öffentliches ,  f reyes  und  unbehindertes 
Religions-Exercitium  ruhig  haben ,  dass  es  mit 
den  Kirchen ,  Pfarr-  und  Schulhäusem  .  .  .  auf 
hernach   beschriebene  Weise   gehalten  werden 

solle Jedoch  behalten  ...  die  Gatholische 

....  das  Ghor  der  Heil.  Geist-Kirchen  daselbst 
(zu  Heidelberg) ,  welches  mit  einer  Mauer  sepa- 
rirt  und  nicht  durch  den  navem  ecclesiae,  sondern 
von  aussen  her  der  Eingang  gemacht  werden  solle, 
privative,  da  hingegen  die  Reformirte  navem  ec- 
clesiae sothaner  Heil.  Geist  -  Kirchen  mit  dem 
Thurm  (dessen  Gebrauch  sambt  dem  Geläut  mit 
denen  Catholischen  gemeinschaftlich  seyn  solle) 
....  privative  eingeräumt  wird ....  In  welchem 
Ober-Ampt  aber  nur  eine  ELirche  oder  Kirchen- 


Platz  sich  befindet,  daselbst  solle  narls  ecclesiae 
cum  pertlnentiis  denen  Reformirten ,  das  Chor 
aber  denen  Catholischen  gelassen  und  mit  einer 
Mauer  auf  beyder  Theile  Kosten  separirt  werden, 
auch  jedem  Theil  freystehen,  wo  Raum  vorhanden, 
noch  etwas  an  seinem  Theil  anzubauen". 

3  Wie  denn  andererseits  auch  bei  diesen  Akten 
eine  Reihe  von  Kirchen  der  einen  oder  anderen 
Religionspartei  zur  Durchführung  der  Oestattung 
der  beiderseitigen  Religionsübung  zum  Allein- 
Eigenthum  überwiesen  sind.  8.  die  in  der  vor. 
Anm.  citirte  Düsseldorfer  Religions-Deklaration. 

*  Ob  Jeder  Religlonstheil  das  ganze  Gebäude 
oder  nur  einen  Theil  zu  gebrauchen  berechtigt 
ist.  Bei  der  häufig  vorkommenden  Benutzung  des 
Chors  durch  die  Katholiken  und  des  Schiffes  durch 
die  Protestanten  (so  auch  in  den  Simultan-Kir- 
chen  desElsass  nach  dem  Erlass  v.  1727,  Dursy 
2,  462)  ist  entweder  Chor  und  Schiff  (s.  die  vor. 
Anm.)  durch  eiue  Mauer  abgetrennt,  so  dass, 
wenn  die  Kirche  im  gemeinsamen  Eigenthum 
steht,  jede  Religionspartei  an  dem  betreffenden 
Theil  der  Kirche  Allein-Eigenthum  hat ,  oder  es 
findet  eine  solche  Durchtheilung  der  Kirche  nicht 
statt  (s.  S.  365.  n.  4).  In  diesem  Falle  haben 
die  Katholiken  den  ausschliesslichen  Gebrauch 
des  Chores  und  den  Mitgebrauch  des  Langhauses, 
Letzteres  kann  dann  sich  im  Miteigentham  beider 
Religionsparteien,  ersteres  im  Allein-Eigenthum 
der  Katholiken  befinden.  S.  dazu  auch  den 
Rechtsfall  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  16,  310.  318. 

s  Z.  B.  ob  regelmässige  Gottesdienste  und  Ca- 
sual  -  Handlungen ,  oder  blos  das  eine  oder  das 
andere,  s.  die  Fälle  i.  clt  Arch.  48, 281  u.  Ztschr. 
f.  K.  R.  20,  47. 

6  Ob  jeden  Sonntag ,  bz.  Feiertag  und  an  den 
Wochentagen,  ob  blos  an  den  ersteren  regelmässig 
oder  nur  einen  Sonntag  um  den  anderen  u.  s.  w., 
dt.  Arch.  25,  61  u.  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  49. 

'  Ob  die  Katholiken  z.  B.  einen  Paramenten- 
schrank  in  der  Kirche  oder  in  der  Sakristei  haben 
oder  die  Paramente  und  anderen  Gerätho  nach 
dem  Gebrauch  beim  Gottesdienst  an  einen  an- 
deren Ort  ausserhalb  der  Kirche  zur  Aufbe- 
wahrung bringen  müssen,  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  47. 
s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  25,  61.  68. 

s  Bez.  das  Recht  zur  Aufstellung  eines  Har- 
moniums, Ztschr.  f.  K.  R.  20,  47. 48. 

9  S.  den  Rechtsfall  i.  dt.  Arch.  16,  311. 

10  Ztschr.  t  K.  R.  20,48  u.  dt  Arch.  26,  61. 


j.m] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Bas  Simultaneum  an  Kirchen. 


367 


den  Gebrauch  des  Gelftntes  und  über  den  Umfang  desselben  ^  in  erster  Linie 
die  beireffenden,  f(^  die  Begründung  und  ihre  Begelang  massgebenden  öffentlichen 
Akte,  die  o.  S.  360  erwähnten  Friedensschlflsse,  gesetslichen  Anordnungen  der  Lan- 
desherren und  Verträge  entscheiden^. 

Da  diese  aber  vielfach  keine  genauen  Bestimmungen  enthalten  und  selbst  zum 
Theil  den  Besitzstand  zu  gewissen,  von  ihnen  festgesetzten  Normalzeiten  zu  Grunde 
gelegt  haben,  so  kommt  dieser  in  Ermangelung  solcher  principaliter  oder  im  letzteren 
Fall  neben  den  gedachten  Vorschriften  in  Ergänzung  derselben  in  Betracht  3. 

Ein  solcher  Besitzstand  lässt  sich  aber  vielfach  fflr  die  einzelnen  Gebrauohshand- 
hugen  nicht  mehr  bis  zu  den  betreffenden  Zeiten  hinauf  nachweisen.  Es  genügt  da- 
her, falls  überhaupt  nach  Lage  der  bestehenden  Verhältnisse  an  der  fraglichen 
Kirehe  ein  Simultanverhältniss  mOglich  ist^,  der  Nachweis  des  unvordenklichen  Be- 
sitzstandes^. Ist  endlich  auch  ein  solcher  nicht  za  erbringen,  so  kann  allein  der  vor- 
handene Besitz  zur  Entscheidungsnorm  genommen  werden®  (jedoch  müssen  die 
Besitzhandlungen  ungestört  und  nicht  heimlich  aasgeübt,  auch  nicht  etwa  von  dem 
andern  Theil  blosprecario  gestattet  worden  sein^],  es  sei  denn,  dass  etwa  über  den 
Gebrauch  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung  zwischen  den  zur  Vertretung  der 
beiden  Gemeinden  berechtigten  Organen  unter  Zustimmung  deijenigen  Obern,  welche 
Aber  die  gottesdienstliche  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  zu  bestimmen  haben, 
also  bei  den  Katholiken  des  Bischofs  oder  Ordinarius,  besondere  Vereinbarungen  ge- 
troffen worden  sind  \ 

Unzulässig  ist  es  dagegen  besondere  Berechtigangen  in  Betreff  der  Existenz  des 


1  Ob  also  Torher  um  dasselbe  bei  dem  anderen 
Theil  nacbgesncht  werden  muas,  welche  Reli- 
giouspaitei  die  Sonntage  und  christlichen  Fest- 
tage einzuliuten  hat,  ob  die  Katholiken  das 
Unten  für  die  besonderen  katholischen  Feiertage 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten  (z.  B.  bei  dem 
Einzug  des  Bischofs)  beanspruchen  können, 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  50.  51.  u.  clt  Arch.  25,  61 ; 
Amtshandbuch  f.  d.  protest.  Geistlichen  d.  Königr. 
Bayern  d.  d.  Rh.  N.  Aufl.  1,  405  ff. 

2  Soauchpreuss.  L.R.  11.11  $.  309  und  wört- 
lich gleichlautend  bair.  Religions  Ed.  $.  90. 

3  Für  den  zuletzt  gedachten  Fall  kann  also 
$.  310  preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  und  der  ihm  wört- 
lich entsprechende  $.  91  des  bair.  Rel.  E. : 
^Mangelt  es  an  solchen  Bestimmungen ,  so  wird 
Termuthet,  dass  eine  jede  dieser  Gemeinen  mit 
der  anderen  gleiche  Rechte  habe"  nicht  zur  An- 
wendung kommen,  s.  auch  Silbernagl,  Verf. 
sammtL  Religionsgesellschaften  i.  Bayern,  2.  Aufl. 
8.31.n.  1. 

*  D.  h.,  wenn  die  Kirche  In  Yon  den  gedachten 
Akten  betroffenen  Gebletstheilen  Hegt  und  über- 
haupt nach  Massgabe  derselben  ein  Simultaneum 
an  ihr  denkbar  war. 

5  S.  auch  dt.  Arch.  25,  67.  85. 

^  So  übereinstimmend  Hirschel  a.  a.  0. 
S.  369  u.  Köhler,  K.  R.  d.  Grossh.  Hessen, 
S.  478,  8.  auch  cit  Arch.  25,  51  u.  Ztschr.  f.  K. 
B.  20,  72.  Den  Besitz  haben  ferner  die  chnr- 
pfalzische  Religionsdeklaration  ▼.  9.  Mai  1799. 
$•  5  and  das  IIL  badische  Organisations-Edikt  t. 
11.  Februar  18(B.  $.  18,  s.  dt  Arch.  16,  3ia 


319.  320  für  massgebend  erklirt  Dem  gegen- 
über stellen  sich  die  Anm.  3  dtlrten  Vor- 
schriften, welche,  soweit  es  sich  um  die  Existenz 
der  Berechtigung  handelt ,  abgesehen  Ton  dem 
daselbst  gedachten  Fall,  die  Beachtung  des 
unvordenklichen  Besitzes  und  eines  etwaigen  lang- 
jährigen Besitzes  ausschliessen ,  als  singulare, 
nicht  für  andere  Reohtsgeblete  massgebende  Be- 
stimmungen dar.  Wenn  aber  das  A.  L.  R.  a.  a.  0. 
^312  in  Betreff  der  „näheren  Massgaben  wegen 
der  Ausübung  dieser  Rechte"  hauptsachlich  auf 
dai^enige,  was  bisher  üblich  gewesen ,  Rücksicht 
genommen  wissen  will,  so  kommt  es  praktisch 
auf  dasselbe  hinaus ,  da  die  Berechtigung  an  der 
Simultankirche  als  solche  und  die  nähere  Aus- 
Übung  derselbe  sich  bei  dem  Mangel  dnes  festen 
Inhaltes  des  Simultanrechtes  nicht,  wie  das  Land- 
recht thut,  in  allen  Fällen  scheiden  lassen. 

7  S.  Ztschr.  f.  K.  R.  17,  326  u.  cit  Arch.  26, 
87  u.  48,  283.  309.  S.  übrigens  auch  $.  314.  IL 
11.  A.  L.R.U.  $.  94:  „Wenn  nicht  erhellet,  dass 
beide  Gemdnen  zu  der  Kirche  wirklich  berech- 
tigt sind ,  so  wird  angenommen ,  dass  diejenige, 
welche  zu  dem  gegenwärtigen  Mitgebrauche  am 
spätesten  gelangt  ist,  denselben  nur  bittweise, 
d.  h.  als  widerrufliche  Gefälligkeit  erhalten  habe''. 

8  Das  ist  unbedenklich  zulässig,  da  das  Simul- 
taneum im  Interesse  der  beiden  Gemeinden  ein- 
geführt ist,  um  so  mehr  als  sich  dadurch  eine 
Reihe  von  Strdtigkdten  besdtigen  lassen,  s.  auch 
dt  Arch.  16,  311  und  die  Anm.  2  dürten  Ge- 
setzesstellen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.220. 


Simultaneums  und  der  Art  des  Gebrauches  aus  einem  etwaigen  Miteigenthnm  oder 
ans  der  Ersitzung  besonderer  Gebrauchsrechte  herzuleiten  ^  weil  der  Simultange- 
brauch  von  dem  Eigenthum  völlig  unabhängig  ist  2,  nnd  die  letzteren  sich  nicht  nach 
privatrechtlichen  Normen  bemessen  ^, 

Weil  das  Simultaneum  an  Kirchen  als  ein  eigenthftmliches ,  lediglich  als  ein 
durch  besondere  historische  Verhältnisse  hervorgerufenes  Rechts-Institut  erscheint, 
ist  eine  NeubegrOndung  desselben  rechtlich  ausgeschlossen. 

Es  ist  allerdings  denkbar ,  dass  zwei  Religionsparteien  bindende  Verträge  über 
die  Benutzung  ein  und  desselben  Gebäudes  für  ihre  besonderen  Gottesdienste  schlies- 
sen^,  sofern  nicht  wie  nach  französischem,  elsass-lothringisehem^  und 
badischem  Recht^  die  Begründung  eines  solchen  Verhältnisses  ausdrücklich  ver- 
boten, also  ein  desfallsiger  Vertrag  nichtig  ist.  Aber  selbst  dann  wUrde  das  Verhältniss 


i  Das  thut  namentlich  Mayer  (s.  0.  S.  366. 
n.  2),  welcher  bei  etwaigem  Zweifel  über  die  Na- 
tur des  Gebrauchsrechtea  unzulässiger  Weise 
Immer  für  Miteigenthnm  präsumirt. 

2  Allerdings  meint  das  Urtheil  des  ehem.  badl- 
Bchen  Oberho^erichtsY.  1866,  cit.  Arch.  16,  318, 
dass  das  Recht  zweier  Earchengemeinen  ver- 
schiedener Keliglonsparteien  auf  ein  gemeinsames 
Kirchengebäude  nach  den  freilich  durch  Natur 
und  Zweck  des  Simultaneums  zu  modiflclreuden 
Grundsätzen  des  Mitelgenthums  zu  beurtheilen 
sei.  Das  ist  aber  nicht  genau  ,  denn  soweit  der 
Simultangebrauch  in  Frage  steht,  können  die 
letzteren  eben  nicht  zur  Anwendung  kommen,  s. 
des  Weiteren  o.  S.  366.  Wie  glelchgülüg  die 
Eigenthumsfrage  ist ,  zeigt  sich  auch  darin ,  dass 
wenn  man  etwa  von  der  für  das  Gebiet  des  französi- 
schen Rechts  bestrittenen  Ansicht  ausgeht ,  dass 
die  restltuirten  Kirchengebäude  im  Eigenthum  der 
bürgerlichen  Gemeinden  stehen  und  dies  auch 
für  die  restltuirten  Simultankirchen  annimmt  fs. 
darüber vorläuflg  Hirsohela.  a.O.  S.363.  364), 
eine  solche  Annahme  für  die  Frage  nach  den 
Simultanberechtigungen  völlig  gleichgültig  sein 
würde. 

a  So  anch  das  Urtheil  1.  cit.  Arch.48,  308  und 
preuss.  L.  R.  n.  11.  %.  315:  „Selbst  ein  viel- 
j ähriger  Mitgebrauch  kann  für  sich  allein  die  Er- 
werbung eines  wirklichen  Rechts  durchVerjährung 
InderRegel  (wofür  das  sonst  übereinstimmende 
balr.  Rel.  Ed.  $.  95  künftig  setzt)  nicht  be- 
gründen (Th.  I.  tlt  9.  S-  Ö89y'.  Dagegen  wider- 
spricht es  der  hier  vertretenen  Auffassung  nicht, 
wenn  $.316  a.  a.  0.  (und  $.  96  des  cit.  Ed.)  wei- 
ter bestimmen:  „Wenn  jedoch  ausser  diesem 
Mitgebrauch  auch  die  Unterhaltung  der  Kirche 
von  beiden  Gemeinden  bestritten  worden,  so  be- 
gründet dies  die  Yermuthung,  dass  auch  der 
später  zum  Mitgebrauch  gekommenen  Gemeinde 
ein  wirkliches  Recht  darauf  zustehe'' ,  weil  hier 
ausnahmsweise  (s.  S.  367.  n.  6)  den  Besitzhand- 
lungen unter  gewissen  Voraussetzungen  Bedeu- 
tung für  die  Existenz  des  Simultanrechtes  bei- 
gelegt wird.  Völlig  unhaltbar  erscheint  es,  wenn 
Mayer  S.  274  dem  Wortlaut  des  dt.  $.  316 
entgegen  annimmt ,  dass  dadurch  nicht  die  ge- 
wöhnliche und  ungewöhnliche  Ersitzung,  son- 
dern nur  die  Immemorialpräscriptlon  ausgeschlos- 


sen sei,  welche  das  Landieeht,  da  es  dieselbe 
überhaupt  nicht  kennt,  doch  hier  nicht  besonders 
zu  verbieten  brauchte.  Das  Gltat  des  $.  589. 
I.  9 ,  welches  Mayer  irre  geführt  hat,  bedeutet 
blos,  dass  die  Präsumtion  des  $.  314  II.  11  (s. 
S.  367.  n.  7)  auch  nicht  durch  blossen  vleljährigen 
Gebrauch  widerlegt  wird. 

«  S.  Indessen  0.  S.  369. 

^  Organ.  Art.  46  :  „Le  m£me  temple  ne  ponna 
etre  consacr<^  qu'ä  un  memo  culte''.  Die  im  £1- 
sass  vorhandenen  Simultanverhältnlese  sind  aber 
dadurch  nicht  beseitigt  worden ,  A  n  d  r  tf ,  conrs 
alphab^tlque  de  la  Mgislation  civile  eccltfslatlqne 
IV.  4d.  4,  378;  Geigel,  französ.  u.  reichsländ. 
Staatskirchenrecht  S.  109;  s.  auch  Dursy  2, 
460  ff.  Uebrigens  lässt  sich  die  Vorschrift  nicht 
dahin  auffassen,  dass  nicht  aushülfsweise  und 
precario ,  also  vorübergehend  der  Gebrauch  einer 
Kirche  einer  anderen  Religionspartei  eingeräumt 
werden  könnte. 

6  I.  Konstitutionsedikt  v.  14.  Mai  1807.  ^  10, 
(welches,  soweit  er  das  Simultaneum  betrifft, 
nicht  aufgehoben  Ist,  Spohn,  bad«  Staats- 
kirchenrecht S.  34) :  „Auch  ein  getheiltes  oder 
gemeinschaftliches  Recht  des  Gebrauches  oder 
Genusses  der  Kirchen ,  der  Pfarr-  und  Schulge- 
bäude oder  des  kirchlichen  Vermögens  soll  unter 
keinerlei  Vorwand  eingeführt  noch  mit  irgend 
einer  Angabe  der  Unschädlichkeit  gerechtfertigt 
werden.  Nur  da,  wo  ein  solches  Simultaneam 
jetzt  schon  besteht  oder  angeordnet  ist,  bleibt  es 
ferner ,  so  lange  nicht  die  Theilhaber  unter  sich 
eine  Abtheilung  einverständlich  beschliessen 
oder  die  Staatsgewalt  durch  eine  Auskunft ,  die 
jedem  Thelle  gleichheitlich  und  billig  seine  se- 
parate Kirchen-Konvenienz  zuweiset,  sich  in  den 
Stand  gesetzt  hat ,  ihre  Theilungs  -Anordnungen 
gegen  etwaige  eigenwillige  Hindernisse  durchzu- 
setzen, indem  jede  noch  bestehende  Gemein- 
schaft nicht  zwar  durch  gerichtliche  Klagen,  wohl 
aber  durch  Aufforderung  der  Entscheidung  der 
obersten  Staats -Polizey  aufgehoben,  auch  von 
einem  Thelle  allein  auf  Thellung  gedrungen  wer- 
den kann,  sobald  billige  Theilungs -Vorschläge 
gemacht  werden  können.  Für  einen  verbo- 
tenen Mitgebrauch  soll  jedoch  derjenige  nicht 
geachtet  werden  dürfen,  der  nur  für  einen  Noth- 
fall  auf  eine  kurze  Zelt,    z.  B.  wegen  Brand' 


f.  220.] 
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Blehtflin  Simiiltuieimi  im  eigentlichen  Sinne  sein  ^  nnd  sich  nicht  nach  den  hier  frag- 
feilen  Normen  bemessen ,  sondern  dasselbe  müsste  lediglich  nach  dem  Inhalte  des 
Tertrages  nnd  nach  Analogie  der  civilrechtlichen  Regeln  über  Oebranchsrechte  be- 
irtheilt  werden. 

Endlich  erscheint  auch  die  Ersitzung  eines  Oebranchsrechtes  der  einen  Eon- 
Mon  an  dem  kirchlichen  Gebäude  einer  andern,  selbst  wenn  es  sich  nicht  als  Si- 
amltsnenm  in  dem  hier  fraglichen  Sinne  darstellt  (abgesehen  vom  prenssischen 
imdbairischen  Recht 2)  sowohl  nach  gemeinem,  wie  nach  französischem  und 
btdischem  nicht  möglich,  nach  den  letzteren  beiden  schon  wegen  der  bereits  er- 
wllmten  Verbote  3,  nach  dem  ersteren,  weil  eine  bestimmte  Religionspartei  und  ihre 
Mitglieder  prinzipiell  kein  Recht  auf  die  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  einer 
mdem  zu  ihrem  eigenen  Gottesdienste  wider  Willen  der  ersteren  zu  erwerben  fähig, 
and  weil,  soweit  es  sich  um  katholische  Kirchen  handelt,  an  diesen  gottesdienst- 
liehe Gebrauchsrechte  anderer  Eonfessionen  ausgeschlossen  sind  4. 

d.  Das  Subjekt  der  Simultanberechtigung  und  die  Verftlgungs- 
berechtignng  darüber.  Die  Berechtigung  zum  Simultangebrauche  ist  ein  Recht 
nicht  der  einzelnen  Angehörigen  der  einen  oder  anderen  Eonfession  oder  der  Geist- 
liehen derselben ,  vielmehr  bildet  das  Subjekt  derselben  die  ftlr.  den  bestimmten  Ort 
oder  Bezirk  der  Simultankirche  bestehende  kirchliche  Organisation  der  zum  Gebrauch 
berechtigten  Religionspartei  ^,  also  bei  den  Katholiken  die  lokale  kirchliche  Stif- 
tung^ als  juristische  Person  gedacht,  denn  diese  ist  nicht  nur  der  Träger  von  Ver- 
mögen»-, sondern  auch  von  öffentlichen  Rechten''.  Die  rechtliche  Vertretung,  na- 
mentlich bei  Streitigkeiten  in  Betreff  der  Berechtigung  und  ihres  ümfanges  hat  also 
da^enige  Oi^n,  welches  die  Kirchenstiftung  überhaupt  zu  vertreten  befagt  ist,  nach 
katholischem  Kirchenrecht  mithin  der  Pfarrer  der  simultan  berechtigten  katholischen 
Gemeinde  ^.     Ob  zu  einzelnen  der  von  der  Vertretung  ausgeübten  Akte ,  z.  B.  zur 


tfbiden,  Kirchen -Ausbessening  oder  für  wan- 
delnde Gemeinden ,  mithin  fQr  yorfihergehende 
Anlasse,  z.  B.  f.  eingelegte  Kriegs -Völker  ver- 
langt wird.  Hierüberbleibt  der  Staatsgewalt  jede 
Anordnung,  welbhe  den  Gennss  der  elgenthnms- 
l)eie6btigien  Kirehe  nicht  schmilert  oder  hindert, 
unbenommen''. 

1  Ebensowenig  die  o.  S.  363.  n.  5  erwähnten 
TeThältnisse. 

3  Hier  ist  sie  ansdrücUich  ansgesehlossen ,  s. 
S.  368.  n.  3.  Wenn  May  er  a.  a.  0.  S.  274.  n.  3 
die  Znläesigltelt  der  Ersitzung  ron  Gebranchs- 
rechten  annimmt,  s.  dagegen  anoh  a.  a.  0. ,  so 
■prieht  der  im  Text  welter  erwähnte  Grund,  wel- 
cher sowohl  für  das  preussische,  wie  auch  das 
btirisehe  Recht  zutrifft,  gegen  ihn,  ebenso  wie 
der  Ton  ihm  nicht  beachtete  umstand,  dass  beide 
Rechte  nur  Yon  dem  historisch  begründeten  Si- 
multaneum handeln,  aber  keineswegs  Regeln  über 
die  Nenbegründung  von  solchen  aufstellen. 

>  8.  auch  Hirschel  a.  a.  0.  S.  381.  382. 

«  S.  0.  S.  369. 

^  Die  0.  S.  360  ff.  erwähnten  Friedenssehlüsse 
nnd  landesherrlichen  Erlasse  sprechen  zwar 
sehlecbthin  yon  Katholiken  und  Augsburger  Kon- 
feisionsYerwandten,  aber  wenn  sie  ihnen  die  Re- 
ligionsausübung einräumten,  so  lag  darin  selbst- 

Hintchint,  £irchenrecht  lY. 


Terstandlioh  auch  die  Anerkennung  der  für  diese 
bestehenden  kirchlichen  Organisationen. 

0  Man  bezeichnet  diese  freilich  vielfach  auch 
als  Eirchengemeinde. 

^  Wie  z.  B.  Ton  Patronatrechten,  s.  Bd.  III.  S.  22. 
Ausgeübt  wird  das  Recht,  sofern  es  die  Abhaltung 
des  Gottesdienstes  umfasst,  durch  den  Pfarrer 
und  die  sonst  angestellten  Geistlichen,  soweit  es 
die  sonstige  gottesdienstliche  Benutzung  der 
Kirche  betrifft,  durch  die  zu  der  Kirchengemeinde 
gehörigen  Mitglieder ,  well  letztere  kraft  dieser 
ihrer  SteUung  die  Befugniss  dazu  besitzen.  Es 
kann  aber  das  Recht  auch  nur  auf  einen  Theil 
der  zu  einer  Gemeinde  eingepfarrten  Gläubigen 
beschränkt  sein ,  s.  z.  B.  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  46, 
und  dieser  die  Simultankirche  als  Filial-Gemeinde 
benutzen,  cit.  Arch.  48,  286.  287. 

8  Da,  wo  Kirchenvorsteher  vorhanden  sind,  so- 
weit nicht  lediglich  die  Ausübung  des  Gottes- 
dienstes in  Frage  steht,  mit  diesen ,  denn,  wenn 
auch  das  Simultanrecht,  falls  es  lediglich  auf  die 
Benutzung  der  Kirche  geht ,  keinen  vermögens- 
rechtlichen Charakter  hat,  so  kommen  doch  dabei 
immer  vermögensrechtliche  Gesichtspunkte  in 
Betracht,  nicht  nur ,  weil  Prozesse  darüber  mög- 
licher Weise  das  Kirchenvermögen  belasten,  son- 
dern auch  weil  die  Ausübung  des  Gottesdienstes 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  220. 


Prozessfthnuig  und  zu  Verträgen  Aber  eine  andere  als  die  bisherige  Benntumg  des 
Simultangebändes  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Obem,  insbesondere  des  Bischofs 
erforderlich  ist,  das  richtet  sich  nach  den  betreffenden  rechtlichen  Bestimmungen 
über  die  Legitimation  zu  den  verschiedenen  Yerfttgungsakten  ^ 

e.  Aenderung  und  Aufhebung  des  Simultaneums.  Bei  bestehendem 
Simultangebrauche  kann  eine  Aenderung  der  Art  der  bisherigen  Benutzung  2  des 
gottesdienstlichen  Gebäudes  niemals  einseitig ,  vielmehr  nur  durch  gütliche  Verein- 
barung beider  Theile  erfolgen 3.  Wenn  aber  Verhältnisse  eintreten,  welclie  eine 
solche  Aenderung,  z.  B.  eine  Reparatur  oder  einen  Umbau  der  Bimultankirche  noth- 
wendig  machen,  und  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  kann,  so  bleibt  nichts  flbrig 
als  dass  die  sonst  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  berufene  Behörde^  die  erfor- 
derlichen Festsetzungen  trifft,  sowie  dass  die  letztere  auf  dem  «in  für  alle  Mal  dafür 
gewiesenen  Wege  von  einer  Partei^  angerufen  wird®. 

Das  Simultanrecht  an  einer  EUrche  hört  auf:  1.  durch  gegenseitige  Vereinbarung 


selbst  manche  Kosten  rerarsacht,  und  mit  dem 
Slmnlt&nenm  vielfach  die  Unterhaltungspflicht 
in  Bezug  anf  das  kirchliche  Oebäude  yerhnnden 
sein  kann.  Von  diesem  Oesichtspnnkt  ans  hat 
auch  oifenbar  die  Praxis  da,  wo  nach  Partikular- 
recht  besondere  Yertretungsorgane  fQr  die  Yer- 
mögensTorwaltung  der  Kirohengemelnden,  nie  in 
B  a  d  e  n  die  Stiftungskommissionen,  in  H  e  s  s  e  n 
die  Kirchenvorstände  bestehen ,  diese  zu  Klagen 
in  Betreff  des  Simultaneums  für  berechtigt  ge- 
halten, cit.  Aroh.  16,  312;  25,  2  u.  48,  288  u. 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  52.  Da  nach  preuss.  L.  R. 
n.  11.  S.  313  die  Gemeine  als  das  berechtigte 
Subjekt  betrachtet  wird,  so  mussten  früher  die 
Kirchenyorsteher  als  ihr  Organ  die  Prozesse 
führen.  An  ihre  Stelle  ist  jetzt  auf  Grund  des 
Gesetzes  t.  20.  Juni  1875  der  Kirchenrorstand 
getreten.  Dasselbe  muss  für  die  übrigen  Gebiete 
Prenssens,  auch  für  das  Gebiet  des  rheinischen 
Rechts  gelten,  für  welches  früher  die  Praxis  die 
Klrchcnfabrlkräthe  (Art  77  des  Fabiikdekretes 
Y.  20.  Dez.  1809)  für  legitimirt  erachtet  hat,  s. 
preuss.  Justiz-Min.  Bl.  t.  1864  S.  273  u.  v.  1866 
S.  95.  In  B  ai  e  r  n  endlich  ist  die  s.  g.  ,,Kirchen- 
▼erwaltung^  das  legitimirte  Organ.  Schwierig- 
keiten treten  ein,  wenn  wegen  der  Ungetheiltheit 
des  Yermögens  der  Simultankirrhe  eine  s.  g. 
Simultanklrchenverwaltung  besteht  (s.  Si  1  b e r - 
na  gl,  Verfassg.  sämmtlicher  Religionsgenossen- 
schaften in  Bayern.  2.  Aufl.  Regensburg  1883. 
S.397).  Hier  müsste  eine  besondere  Kirohenyerwal- 
tung  für  jeden  der  beiden  Rellgionstheile  gebildet 
werden,  s.  auchAmtshandbch.  f.d.  protest.  Geist- 
lichen i.  Bayern  diess.  d.  Rheins.  Neue  Aufl.  1, 404. 

^  So  ist  zur  Klage- Anstellung  die  Genehmi- 
gung des  Bischofs  nach  katholischem  Kirchen- 
recht erforderlich,  ebenso  zu  Vereinbarungen, 
durch  welche  Ton  den  vorhandenen  Rechten  etwas 
aufgegeben  werden  soll.  Ob  ausserdem  die  Ge- 
nehmigung einer  staatlichen  Behörde  nothwendlg 
ist,  bestimmt  sich  auf  Grund  des  Partikularrechts 
nach  denselben  Gesichtspunkten. 

2  Die  Vornahme  jedweder  Aenderung  kann 
nicht  ausgeschlossen  sein,  denn  es  ist  unmöglich 
Jahrhunderte  lang  Alles  in  dem  früheren  Zustande 
zu  erhalten.    Ein  Altar ,  ein  Paramentensohrank 


u.  s.  w.  muss  nach  bestimmter  Zeit  ersetzt  wer- 
den. Wesentlich  ist  nur,  dass  durch  die  Aende- 
rung nicht  zu  Gunsten  des  einen  Theiles  eine 
weiter  gehende  Benutzung  als  bisher  herbeigeführt 
wird.  Denn  es  kommt  nicht  auf  die  einzelnen 
Sachen  an,  welche  bei  Ausübung  des  Gebrauchs- 
rechtes benutzt  werden,  sondern  nur  darauf ,  in 
welchem  Umfange  dies  geschieht,  und  dass  nicht 
durch  Anwendung  einer  anderen  Sache,  z.  B. 
wie  bei  der  Ersetzung  eines  Hannooinms  durch 
eine  Orgel ,  eine  andere  Art  der  Benutzung  ein- 
geführt wird. 

3  Legitimirt  sind  dazu  die  unter  d.  gedachteo  . 
Organe  mit  etwaiger  Zustimmung  ilirer  Yoigesetz- 
ten  Kirchenbehörden. 

*  S.  darüber  unten  unter  f. 

5  Also  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  oder  der 
Klage.  An  einer  noth wendigen  Instanz  fehlt  es 
somit  nicht,  wie  Köhler  a.  a.  0.  S.  478  meint. 

^  Für  Frankreich  u.  Elsass-Lothrln- 
gen  kommt  spedell  in  Frage  das  Arret^  des 
Justiz-  und  Kultusminist,  y.  22.  AprU  1843, 
Andrtfl.c.  4,  379;  Dursy  1,295  :„  .  . .  Con- 
sidtfrant  que  . .  nulle  innoyatlon  l  V4Ui  actuel 
des  choses,  en  ce  qui  touche  la  pratique  du  simol- 
taneum  ne  saurait  etre  jnstifltfe  que  par  uue  n<$- 
oessit^  reelle ,  dont  il  est  convenable  que  Tauto- 
rit^  superieure  se  reserve  Tappr^ciation ,  avons 
arrettf  et  anltons  ce  qui  suit:  art  1.  Aucun  chao- 
gement,  aucune  modiflcation  dans  Tusage  du  si- 
multaneum  et  dans  la  disposition  Interieure  des 
tfglises  mixtes  ue  seront  entrepiis  sans  que  la  de- 
mande  en  alt  4i4  adresstfe  par  les  cur^  et  desser- 
yants  tl  l'archeyeque  ou  ä  Teyeque  dioc^sain  et  par 
les  pasteurs  protestants  au  directoire  de  la  confes- 
sion  d'Augsbourg  ou  k  leur  consistoire  zespeotif  ponr 
le  culte  t4totm4 :  TarcheTsque  ou  Teyeque,  le  di- 
rectoire ou  les  consistoires  transmettront  ces  de- 
mandes  au  pitffet  qui  devra  nous  en  i^Uter  ponr 
etre  d^flnitiyement  ordonn^  par  nous  (in  Elsass- 
Lothr.  durch  das  Ministerium)  ce  qu'il  appar- 
tiendra  aprds  une  Instruction  pr^alable  dans  la- 
quelle  auront  4i6  proyoqu^s  les  obserrations  oa 
contredits  de  Tarchey^que ,  de  Teyeque,  du  di- 
rectoire ou  du  consistoire  sulyant  le  oas'',  s.  auch 
Geigeis.  110. 
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der  beÜLeiligton  KirohenstiftaDgen  oder  Kirchengemeinden^;  2.  durch  Yensicht  der 
eineB  derselben ',  3.  nach  Partiknlarrecht  durch  Verftlgang  der  Staatsgewalt^  im 
Terwaltimgswege,  nicht  aber  an  sich  durch  Nichtgebrauch,  denn  dieser  ist  kein  all- 
gemeiner Erlöschungsgrund  fttr  alle  Rechte.  Es  kann  aber  in  demselben  möglicher 
Weise  ein  Verzicht  liegen.  Auch  kann  der  Nichtgebrauch  indirekt  zur  Beseitigung 
des  Simnltaneums  fllhren,  weil  die  Existenz  desselben  yielleicht  unter  den  obwalten- 
den Umständen  allein  durch  stattgehabte  Besitzhandlungen  zu  erweisen  ist,  und  bei 
Jihre  lang,  namentlich  seit  unyordenklicher  Zeit  unterlassener  Ausübung  solcher,  der 
Niehweia  des  Simultanrechts  unmöglich  wird. 

Ebensowenig  erlischt  das  Simultanrecht  dadurch,  dass  die  Simultankirche  durch 
Alter  oder  sonstige  Ereignisse  zu  Grunde  geht  oder  ftlr  beide  Theile  zu  klein  oder 
imbrancbbrnr  wird^,  vielmehr  bleibt  das  Verhütniss  bestehen,  und  der  Simultange- 
brauch mnss  auf  die  an  Stelle  der  alten  neu  gebaute  oder  erweiterte  Kirche^  ttber- 
tngen  werden.  Der  Simultangebrauch  ist  die  Folge  der  Gewährung  der  öffentlichen 
KeUgionsabung  für  zwei  an  einem  bestimmten  Orte  bestehende  kirchliche  Organisa- 
tionen verschiedener  Konfessionen  gewesen.  Diese  bestehen  aber  trotz  des  Wegfalles 
des  Kirehengebäudes  mit  ihren  gottesdienstlichen  Bedttrfnissen  und  ihren  bisherigen 
Rechten  fort^.  Wenn  daher  an  Stelle  der  frflheren  eine  neue  Kirche  hergestellt  wird, 
ao  ergreifen  diese  die  letztere  von  selbst  7. 


*  Allerdings  ist  die  Berechtigung  eine  öffent- 
lich rechtliche ,  aber  sie  ist  zn  Gunsten  der  be- 
theiligten Kitchenstiftnngen  eingeführt,  nnd  es 
besteht  kein  öffentllohreohtliehes  Interesse,  solche 
Terhiltnisse ,  welche  vielfach  zu  Streitigkelten 
•  führen ,  wider  Willen  der  Betheiligten  anflrecht 
zu  erhalten.  So  auch  Hirschel  a.  a.  0.  S.  379. 
Das  bair.  Rel.  Ed.  $.  98  u.  das  dt  bad.  Konst 
Ed.  (8.  368.  n.  6)  gesUtten  dies  ausdrücklich, 
eisteres  nicht  blos  dann,  wenn,  wie  R  Mayer 
I.  a.  0.  8.  276  meint,  die  Aufhebung  durch  Ver- 
oogensthetlung  erfolgt,  sondern  es  verlangt  nur, 
fills  mit  der  Aufhebung  auch  eine  Theilung  des 
Vermögens  erfolgen  muss,  zu  dieser  letzteren  die 
königliche  Genehmigung.  Ueber  die  Organe, 
welche  diese  Vereinbarung  zu  schliessen  und  zu 
genehmigen  haben,  s.  o.  8.  369. 

'  Das  folgt  aus  den  in  der  yor.  Anm.  angege- 
benen Gründen.  Von  etwaigen  Verpflichtungen 
kann  sich  aber  kein  Theil  wider  Willen  des  An- 
deren firei  machen. 

3  So  nach  d.  bair.  Rel.  Ed.  $.  99 :  ,Auoh  kann 
eine  solche  Abtheilung  von  der  Staatsgewalt  aus 
polizeilichen  oder  administratiyen  Erwägungen 
oder  auf  Ansuchen  der  (d.  h.  beider)  Betheiligten 
verfügt  werdend  Uebex  Badens,  das  oit  Konst. 
Ed.  (o.  8.  368.  n.  6). 

Mangels  derartiger  Vorschriften  bleibt  in  Fal- 
len, wo  ein  dringendes Bedürfnlss  oder  eine  Noth- 
weodlgkeit  zur  Beseitigung  derartiger  Verhilt- 
nisse  eintdtt,  selbstrerstSndlieh  der  Weg  des  Ge- 
setzes offen.  Das  Uugnet  allerdings  Hirschel 
a.  s.  0.  8. 368  wegen  des  an  sich  nicht  zutreffen- 
den J.  P.  O.  art  V.  $.  31,  und  zwar  um  so  mehr 
ohne  Grund,  als  nach  Wegfall  des  ehemaligen 
deatsehen  Reiches  die  Partikular-Gesetzgebung, 
Mweit  sie  nicht  durch  das  neue  deutsche  Reich 
Beschränkungen  erfahren  hat,  souverän  ist. 


4  So  Hirschel  a.  a.  0.  8.  380  vom  Stand- 
punkt seiner  o.  8.  364  besprochenen  Theorie, 
weil  gerade  bezüglich  der  weggefallenen  Kirche 
die  betheiligten  Gemeinden  als  eine  ungesonderte 
Gemeinschaft  zu  betrachten  wären,  und  mit  dieser 
Kirche  der  Gegenstand  des  Besitzes  und  der  Grund 
des  Simultaneums  fortgefallen  sei.  Die  Un- 
richtigkeit dieser  Ansicht  zeigt  sich  schon  darin, 
dass  sie  nicht  zutreffend  ist ,  wenn  ausser  dem 
Simultangebrauch  an  der  Kirche  noch  der  Simul- 
tangebrauch eines  Kirchhofes  besteht  und  ge- 
meinsames Vernkdgen  vorhanden  ist 

5  Ob  eine  Pflicht  dazu  besteht,  und  wem  sie 
obliegt,  das  ist  eine  besondere  Frage,  welche 
nicht  hier,  sondern  erst  in  der  Lehre  von  der 
kirchlichen  Baulast  erörtert  werden  kann.  Jeden- 
falls Ist  es  aber  wieder  unhaltbar,  wenn  Hir- 
se h  e  l  a.  a.  0.  8.  380  behauptet ,  es  könne  kein 
Theil  zum  Bau  einer  neuen  Simultankirche  ge- 
nöthigt  werden.  Die  neue  Kirche  steht  rechtlich 
der  alten  gleich  und  tritt  an  ihre  Stelle.  Daher 
ist  der  baulastpflichtige  Theil ,  wie  er  zu  umfas- 
senden Reparaturen  der  Kirche  verbunden  ist, 
auch  zu  einem  neuen  Ersatzbau  verpflichtet. 
Damit  erledigt  sich  zugleich  der  weitere  Einwand 
Hirschels,  dass  der  Errichtung  einer  neuen 
Simultankirche  für  den  katholischen  Theil  das 
Verbot  in  Betreff  der  Einräumung  der  Kirchen- 
gebäude zum  Gottesdienste  an  anders  Gläubige 
entgegensteht.  In  der  hier  vertretenen  Weise 
haben  auch  die  deutsehen  Bischöfe  zu  Würzburg 
die  Sache  aufgefasst,  da  einzelne  erklärt  haben, 
dass  sie  solche  neue  Ersatzkirchen  möglichst 
schnell  konsekrireu,  andere ,  dass  sie  eine  solche 
Konsekration  nicht  vornehmen  würden ,  s.  oben 
8.  326.  n.  4  u.  S.  362.  n.  1. 

^  8.  auch  Anm.  4. 

"^  Das  ist  auch  vielfach  in  der  Praxis  so  ge- 
halten worden,  s.  ausser  den  Erklärungen  der 
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f.  Rechte  des  Staates  und  der  Staatsbehörden,  insbesondere 
bei  Streitigkeiten  über  das  Simnltaneum.  Das  Simuitanenm  ist  ein  Rechts- 
institut,  welches  durch  das  öffentliche  Recht  eingefdhrt  ist  and  die  interkonfeasio-- 
neuen  Beziehungen  der  Katholiken  und  Protestanten  betriff!;.  Die  gesetzliche  Ord- 
nung der  Simultanverhältnisse,  sowie  die  Befugniss  zur  Regelung,  Prfifong  und 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  dieselben  kommt  allein  dem  Staate  ^ 
keiner  der  berechtigten  Kirchen,  selbst  wenn  ihnen  die  Autonomie  mit  der  Stellung 
einer  privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  eingeräumt  worden  ist^,  zu. 

Was  insbesondere  die  Streitigkeiten  über  das  Simnltaneum  anlangt,  so  gehören 
diejenigen,  welche  über  die  Existenz  des  Simultangebrauchsrechtes  einer  Kirchenge- 
Seilschaft  an  einer  bestimmten  Kirche  entstehen,  nach  fester  deutscher  Praxia^  und 
auch  nach  dem  Partikularrecht  vor  die  ordentlichen  Civilgerichte.  Das  gilt  nach 
gemeinem  Recht  selbst  hinsichtlich  des  streitigen  Umfanges  und  der  Art  der  Simnltan- 
benutzung,  sowie  in  Betreff  des  possessorischen  Schutzes  für  die  sowohl  ihrer  Exi- 
stenz, wie  ihrem  Umfange  nach  bestrittene  Simultanberechtigung.  Doch  erfolgt  in 
Preussen  und  Baiern  für  solche  Fälle,  in  welchen  die  gesetzliche  Vermuthong 
für  die  Qleichberechtigung  beider  Theile  zur  Geltung  kommt,  mangels  eines  zwischen 
den  beiderseitigen  kirchlichen  Obern  über  die  Ausübung  zu  erzielenden  Einver- 
ständnisses die  Entscheidung  des  Streites  unter  näherer  Festsetzung  der  AusHbungs- 
Modalitäten  durch  das  Staatsoberhaupt  4,  bez.  den  Verwaltungsgerichtshof  ^ 


deutschen  BiBchofe,  S.  326.  n.  4  u.  S.  362  n.  1, 
noch  den  In  der  Zeitsohr.  f.  K.  R.  20,  46  er- 
wähnten Fall. 

1  S.  0.  S.  371.  n.  3. 

3  Deshalb  sind  auch  die  wiederholt  dtirten 
Votschriften  des  preussischen  Landiechts  nnd 
des  badischen  KonstitntionBediktes  durch  die 
neueren  staatskirchlichen  Gesetzgebungen  dieser 
Länder  nicht  aufgehoben  worden. 

3  Früher  konnte  mit  Bücksicht  darauf,  dass 
das  Simultanrecht  auf  den  Friedensschlüssen  des 
deutschen  Reiches  beruht,  kein  Zweifel  über  die 
Zuständigkeit  der  Reichsgerichte  sein,  und  in  den 
Territorien  traten  beim  Mangel  einer  Verwaltungs- 
Jurisdiktion  In  Streitigkeiten  des  öffentlichen 
Rechtes  ebenfallB  die  gewöhnlichen  Qerlchte  ein. 
Das  ist  die  Praxis  in  Baden,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  16,  318;  Hessen,  a.  a.  0.  25,  2  u.  48,  284, 
Ztsohr.  f.  E.  R.  20,  62;  In  Frankreich,  El- 
8 as 6- Lothringen,  Geigel  S.  110u.Dursy 
2,  464,  Inderpreuss.  Rheinproyinz,  preuss. 
J.  M.  BL  1864,  S.  274 ,  für  welche  freUich  mit- 
unter der  Gesichtspunkt,  dass  es  sich  um  privat- 
rechtliche,  aus  dem  Mlteigenthum  fliessende 
Rechte  handle,  bestimmend  gewesen  ist.  So  auch 
Hirschel  a.  a.  0.  S.  368.  Gesetzlich  aner- 
kannt ist  diese  Praxis  durch  das  preuss.  L.  R. 
II.  11.  $.  313:  „Wird  aber  darüber  gestritten, 
ob  eine  oder  die  andere  Gemeinde  zu  der  Kirche 
wirklich  berechtigt  sei ,  so  gehört  die  Entschei- 
dung Tor  den  ordentlichen  Richter''  und  in  dem 
gleichlautenden  $.  93  des  bair.  Rel.  Ed. 

«  A.  L.  R.  II.  11.  §.  311 :  „Die  näheren  Mass- 
nahmen wegen  Ausübung  dieser  Rechte  müssen 
bei  entstehendem  Streite,  nach  dem  Einverständ- 
nisse der  beideneitigen  Oberen  und  wenn  dies 


nicht  stattfindet,  durch  unmittelbare  landesherr- 
liche Entscheidung,  festgesetzt  werdend  %.  312: 
,^abei  Ist  jedoch  auf  dasjenige,  was  bisher  üblich 
gewesen  ist,  hauptsächlich  Rücksicht  zu  nehmen''. 
Das  Wort  „dieser"  und  das  ErfoidemlBs  des  Ein- 
verständnisses der  beiderseitigen  Oberen  zeigt, 
dass  die  $.  311.  312  sich  nur  auf  den  FaU  des 
vorhergehenden  %,  310  (s.  o.  S.  367.  n.  3  und 
n.  6)  beziehen,  nicht  aber  allgemeine  Yor- 
schziften  für  alle  Fälle  des  Streites  über  Si- 
multanverhältnisse treffen.  Es  kann  daher  da, 
wo  der  hier  gedachte  Fall  ni^ht  vorliegt,  auch 
nach  preussischem  Rechte  eine  Possessorienklage 
nicht  für  ausgeschlossen  erachtet  werden,  wenn- 
schon $.  313  anscheinend  nur  des  Petltorinms 
gedenkt. 

«  Bair.  ReL  Ed.  %.  92:  „Die  Entscheidung  der 
über  Ausübung  dieser  Rechte  entstehenden 
Streitigkelten ,  wenn  die  Betheiligten  sie  durch 
gemeinschaftliches  Einverständniss  nicht  beizu- 
legen vermögen,  gehört  an  das  Staatsministerium 
des  Innern" ,  für  welches  das  in  der  vor.  Anm. 
Bemerkte  gilt,  weil  der  $.  91  a.  a.  0.  dem  $.  310 
das  A.  L.  R.  entspricht.  An  Stelle  des  Staats- 
ministeriums ist  jetzt  nach  d.  Ges.  v.  8.  August 
18Ö8  betr.  die  Errichtung  des  Yerwaltungsgerii^ts- 
hofes  der  letztgedachte  Gerichtshof  In  der  Welse 
getreten,  dass  er  in  dritter,  dagegen  die  Distrikts- 
verwaltungsbehörden  in  erster,  die  Kreisregie- 
rungen ,  Kammern  des  Innern  in  zweiter  Instanz 
entscheiden,  s.  Art.  10.  n.  11 ;  Art  13.  n.  1  und 
Art  45.  Abs.  4  des  dt  Ges.  Entscheidungen  des 
Staatsministeriums ,  welche  auf  Grund  des  cit. 
$.  92  ergangen  sind ,  im  Amtshdbch,  f.  protest. 
Geistl.  d.  Königr.  Bayerns.  Neue  Ausg.  1,  406  ff. 
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Endlich  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  die  nach  dem  betreffenden  Landesstaats- 
recht znstftndige  Polizeibehörde  bei  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Religions- 
parteien immer  einzugreifen,  also  auch  vorlftnfige  interimistische  Festsetzungen  und 
Regnlstiye  Aber  die  gottesdienstliche  Benutzung  der  Bimultankirche  zu  erlassen  be- 
fugt ist,  wenn  die  öffentliche  Ordnung,  namentlich  der  Gottesdienst  der  einen  oder 
andern  Partei  durch  solche  Zwistigkeiten  gestört  worden  ist  oder  eine  derartige 
Störung  zu  befürchten  steht,  da  die  Earchen  öffentliche  Orte  sind,  an  denen  ein 
5ff8nfliehes  Zusammenkommen  erfolgt,  und  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Polizei ,  die 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sich  auch  auf  diese  R&ume  erstreckt  ^  Solche  poli- 
zeiliche Anordnungen  haben  aber  selbstverständlich  nur  eine  provisorische  Natur  und 
Mndem  die  Beschreitung  des  Rechtsweges,  jedenfalls  die  Anstellung  des  Petito- 
riams^,  nicht. 

Das  Petitorium  bleibt  endlich  auch  der  einzige  Weg  Differenzen  der  S.  370  ge- 
dachten Art  zum  Austrag  zu  bringen',  denn  auf  irgend  eine  Art  mflssen  dieselben  ent- 
aebieden  werden^,  und  die  gedachte  Klage  erscheint  unter  dem  Gesichtspunkte  ge- 
rechtfertigt, dass  die  Verweigerung  der  Zustimmung  zu  nothwendigen  Aenderungen 
den  Simultangebrauch  des  andern  Theils  schmälert  oder  unmöglich  macht  ^.  Es 
kann  dieser  Auffassung  nicht  entgegengehalten  werden,  dass  eine  richterliche  Ent- 
scheidung fär  solche  Fälle  nicht  angemessen  sei ,  da  das  Gericht  sehr  wohl  in  der 
Lage  ist  den  Bimultan-Oebrauch  in  einer  dem  Mheren  Umfange  möglichst  analogen 
Weise*  zu  reguliren. 

2.  Der  Mitgebrauch  katholisch  kirchlicher  Gebäude  durch  die  AI t- 
katholiken'^.  A.  Rechtliche  Natur  der  Interdicirung  der  von  den  Alt- 
katholiken benutzten  katholischen  Kirchengebäude.  Aus  Anlass  der 
Einräumung  einzelner ,  bisher  dem  katholischen  Gottesdienste  ausschliesslich  gewid- 
meter Kirchen  seitens  der  Staatsregierungen  verschiedener  deutscher  Länder,  hat 

t  Die  hetreffenden  Yerf  ügungen  haben  alBO  auch  lig  illnsorisch  gemacht  werden ,  weil  die  Simnltan- 

io  Prenssen  nnd  Baiem  einen  anderen  Charakter  klrche  überhaupt  unbrauchbar  wird, 
ilf  die  S.  372  zu  den  Anm.  4  u.  5  gedachten  Ent-  ^  Aber  nur  unter  diesem  Gesichtspunkt  kann 

Scheidungen.    Für  die  preussiscbe  RheinproTinz  die  Frage  nach  Massgabe  der  im  Text  entwlckel- 

Tgl.  die  Reglerungs- Regulative  und  Entschei-  ten  Grundsätze  auf  den  Reohtsweg  gebracht  wer- 

dangen  des  Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte  den.   Unabhängig  davon  ist  die  Frage ,  wer  etwa 

i.  preuss.  Just.  Min.  Bl.  t.  1864.  S.  4.  273  u.  v.  verpflichtet  ist,  die  Kosten  der  Aenderung,  z.  B. 

1866  S.  95.  bei  Bauten  zu  tragen.    Das  richtet  sich  im  letz- 

2  Des  Possessoriums  allerdings  dann,   wenn  *eren  FaU  nach  den  Regeln  von  der  Baulast, 

nach  dem  Landesstaatsrecht,  wie  z.  B.  in  Preus-  ebenso  wie  sich  danach  auch  die  Behörde  be- 

seu,  dasselbe   gegen  polizeiUche  Verfugungen  stimmt,  welche  über  die  Noth wendigkeit  eines 

«Mgeschlossen  ist,  8.  die  Anführungen  i.d.  vor.  Baues  zu  entscheiden  hat 
i^nmerk.  ®  So  z-  ^-  ^0°"  hei  einem  stattgehabten  Er- 

4  T>      _,,.  ^  «.  V     .  v.  ^    ^    ^    .  V       :.  satzbau  Streit  über  den  Ort  und  die  Art  der  An- 

J  Das  ^t  frelUoh  nicht  für  Frankreich  und  legung  von  Paramentenschränken  oder  von  Orgeln, 

ösass-LoAilngen,  s.  o.  S- fJO.  n.  6,  und  dazu  ^y^^j  ^^^  Aufbewahrung  der  Schlüssel  entsteht, 

den  Min.  BrL  t  lö;^^!»*» »  ^"/y /»  t^'  oder  darüber  eine  Differenz  obwaltet,  ob  die  Ka- 

Uebrigen«  sind  in  Frankreich  auch  die  Stunden,  th^iiken  dieKirchezubenediclrenoderkonsekriren 

w  welchen  der  Gottesdienst  abphalten  werden  .^  ^  g  g^ß.  „.  4  n.  362.  n,  1)  berechtigt  sind.  Ist 

«oll,  duroh  ein  Reglement  des  PräfektenCBezirks-  letzteres  bei  der  alten  Kirche  nachweisbar  nach 

prisidenten),  welohesdwVollstredibarkeitserklä-  Einführung  des  Simultaneums  der  Fall  gewesen, 

rang  duith  das  Staatsoberhaupt  hedarf ,  zu  be-  ^  ^^^  ^^  ^^^^  nunmehr  den  Katholiken  nicht 

«tliiunen.    Dekr.  v.  18.  Febr.  1807  dtirt  bei  ^^  verweigern  sein ,   während    sie  sonst  kein 

Aiidr<  4,  37».  ^^yü  darauf  haben.    Das  trifft  auch  für  dieBe- 

*  Denn  sonst  könnte  unter  Umständen  dem  nediktion  der  Kirche  trotz  der  Ausführungen  0. 

etnen  Theil  bei  Ablehnung  jeder  Yerständigung  S.  151. 152,  zu,  weil  diese  hier  als  Akt  einseitiger 

über  nothwendige  Reparaturbauten    oder  über  katholischer  Religionsübung  In  Betracht  kommt, 
einen  Neubau  durch  den  anderen  sein  Recht  vol-  ^  S.  0.  S.  358.  n.  1. 
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die  katholische  Kirche  abweichend  von  der  in  Betreff  der  Bimnltaneen  mit  den  Protestan- 
ten noch  hente  geübten  Praxis  die  Schärfe  des  o.  8.  359  gedachten  Prinzipes  hervor- 
gekehrt, freilich  nicht  in  der  Art,  dass  sie  sich  dnrch  eine  allgemeine  gesetsliche 
Anordnung  hierbei  die  Hände  gebunden  hätte ,  sondern  dass  durch  eine  blos  ver- 
traulich den  Bischöfen  mitgetheilte  Instruktion  des  Papstes  S  also  auf  dem  blossen 
Verwaltungswege,  diesen  aufgegeben  worden  ist,  falls  sich  etwaige  vorher  bei  den 
Regierungen  zu  erhebende  Vorstellungen  und  in  geeigneten  Fällen  auoh  Klagen  bei 
den  Gerichten  als  erfolglos  erweisen  sollten,  die  von  den  Altkatholiken  benutzten 
Kirchen  zu  interdiciren,  d.  h.  die  gottesdienstlichen  Funktionen  für  die  Katholiken  in 
denselben  einstellen  zu  lassen.  Eine  rechtliche  Nothwendigkeit  zu  diesem  Schritte 
lag  nach  den  Vorschriffien  der  katholischen  Kirche  nicht  vor2.  Es  sind  lediglich 
Zweckmässigkeitsgründe,  nämlich  das  Bestreben,  die  Altkatholiken  in  möglichst 
deutlicher  Weise  als  Ketzer  zu  bezeichnen  und  die  übrigen  Qläubigen  vor  dem  Ab- 
fall zu  bewahren,  gewesen,  welche  zu  der  betreffenden  Massnahme  geführt  haben  3. 
Das  ergiebt  nichts  deutlicher  als  der  Charakter  dieser  letzteren  selbst.  Es  ist  den 
Bischöfen  aufgetragen  worden,  die  von  den  Altkatholiken  benutzten  Kirchen  zu  inter- 
diciren. Damit  kann  weder  das  spezifisch  kirchenrechtliche  Interdikt^  noch  die 
kirchenrechtlich  anerkannte  cessaHo  a  dwtnis  gemeint  sein,  weil  die  angeordnete  s.  g. 
Interdicimng  der  betreffenden  Kirchen  weder  den  Voraussetzungen  des  ersteren 
noch  der  letzteren  entsprach^,  und  in  dem  absoluten  Verbot  der  Abhaltung  jedweden 


1  Erlassen  von  Pins  IX.  in  iUlienischer  Sprache 
unterm  13.  März  1873  an  den  Nnntins  in  München, 
lateinisch,  Arch.  f.kath.  K.R.  29,  434:  „  .  .  .  In 
casn,  de  qno  agitnr,  nempe  quando  civilis  auctoii- 
tas  aliqnam  catholicam  eoclesiam  contra  episcopi 
voluntatem  neohaeieticis  adiudicare  praesumit, 
tunc  ab  ordlnario,  praemissis  opportunis  oppo- 
sitionibuB  et  etiam  scriptis  reclamationlbus  coram 
tribnnali,  si  haec  omnla  inntilia  eyadant,  in- 
terdicenda  est  ecclesla  neohaeieticis 
attribnta  et  mellori  qno  fleri  poterit  modo 
consulendnm  erit  fldelibns  catholicornm  necessi- 
tatibns.  Si  ex  nna  parte  aliqnod  materiale  in- 
commodnm  vel  damnnm  emanat,  ex  altera 
salyaet  firma  remanebunt  principia.  Exo- 
ptandnm  valde  foret,  ut  omnes  episcopi  in  simili- 
bus  casibus  constitnti  eandem  agendi  rationem 
seqnerentnr,  qnia  vis  nnita  fortiori  Schon  1877 
-war  in  Wien  dnrch  das  erzbischöfliche  General- 
Yikariat  so  verfahren  worden,  a.  a.  0. 28,  XXXIV. 

a  S.  0.  S.  358.  n.  3  n.  S.  369.  n.  3.  Weiter 
ist  allerdings  anch  (so  z.  B.  das  Schreiben  des 
ehem.  prenss.  Anneebischofs  t.  1874,  cit  Arch. 
32,  106)  behauptet  worden ,  dass  dnrch  die  von 
einem  altkatholischen,  also  exkommnnicirten 
I^iester  dargebrachte  Messe  ein  Sakrileginm  be- 
gangen, nnd  dadurch  die  Kirche  eo  ipso  für  den 
katholischen  Gottesdienst  geschlossen  werde,  in- 
dessen bildet  eine  solche  Celebrimng  der  Messe 
kein  Sakrileginm  (genauer  Real-Sakrilegium), 
da  ein  solches  nur  durch  Missbranch  mit  einem 
Sakramente  oder  dnrch  unanständige  Behandlung 
einer  geheiligten  Sache  begangen  wird,  Ferra- 
ris s.  V.  saorileginm  n.  6ff. ;  Fachmann  K.R. 
3.  Aufl.  3,  324 ,  nnd  überdies  eine  Kirche  durch 
ein  Sakrileginm    weder  poUuirt  noch    exekrirt 


noch  interdicirt  wird,  s.  o.  S.  359.  n.  3.  Endlich 
kann  auch  nicht  einmal  von  einer  Terbotenen 
commnnicatio  in  sacris,  s.  a  1  (Leo  L)  G.  XXIT. 
qu.  2,  die  Rede  sein,  wenn  Katholiken  und  Alt- 
katholiken dasselbe  Gebäude  zu  verschiedenen 
Stunden  benutzen  (so  anscheinend  Hirsohell 
cit.  Arch.  46,  330),  umsoweniger,  als  ein  Simul- 
tangebrauch einer  Kirche  durch  Katholiken  und 
Protestanten  unbeanstandet  zugelassen  wird. 

Zeigt  schon  das  aufßllige  Schwanken  einzelner 
deutscher  Bischöfe  in  der  Begründung  des  Ver- 
botes des  Gebrauches  der  gedachten  Kirchen  (so 
z.  B.  des  preussischen  Armeebischofs  ,  welcher 
nach  und  nach  sich  gegenüber  der  Regierung  auf 
fast  alle  hier  als  haltlos  dargelegten  Gesichts- 
punkte berufen  hat,  s.  stenogr.  Berichte  d.  prenss. 
Abgeordnetenh.  ▼.  1876.  S.  644),  dass  es  kein 
derartiges  kirchenrechtliches  Yerbot  giebt,  so 
wird  dies  vollends  auf  das  klarste  durch  die 
päpstliche  Instruktion  v.  1873 ,  welche  ein  sol- 
ches nicht  einmal  in  Bezug  zu  nehmen  vermocht 
hat,  bewiesen. 

S  S.  die  Motivirung  der  cit  Instruktion,  o. 
Anm.  1. 

*  Das  Wort  interdictnm  ist  offenbar  absiehtlieh 
in  der  päpstlichen  Instruktion  vermieden ,  aller- 
dings ist  es  in  dem  Anm.  1  angeführten  eiz- 
bischoflichen  Erlass  gebraucht. 

^  Das  interdictnm  als  kirchliche  Ceasur  kann 
nur  wegen  eines  schweren  kirchlichen  Yergehens 
im  äussersten  Nothfall  verfügt  werden ,  Kober 
1  cit.  Arch.  22,  23 ff.,  und  muss  begrifflich  min- 
destens den  Schuldigen  treffen,  wenn  es  auoh  für 
Unschuldige  mitwirkt.  Dem  Schuldigen  vor 
Allem  soll  Nachtheil  zugefügt  werden,  das« 
seinetwegen  die  gottesdienstlichen  Funktionen 
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Gottesdittisteg  in  denselben  bestand ,  dieser  Zweek  aber  dureh  die  Verhftn^iing  des 
Isterdikts  im  eigentUehen  Sinne  gar  nioht  zn  erreichen  war  ^  Die  angeordnete  Inter- 
dicining  stellt  sieh  also  als  eine  Verwaltongsmassregel  eigenthflmlichen  nnd  beson- 
deren Oharakters  dar^,  welche  freilich  im  Geiste  des  starren,  gegen  Andersglftnbige 
ondaldBamen  katholischen  Rechtes  lag,  nnd  welche  die  EUrchenoberen  nach  diesem 
baft  ihrer  BefiignisB,  jede  Gefahr  fllr  den  rechten  Glauben  ihrer  Untergebenen  mOg- 
iichst  femsnhalten,  zn  verhftngen  berechtigt  waren. 

B.  Stellung  des  Staates.  Gesetzliche  Regelung  in  Preussen  und 
in  Baden.  Wenngleich  anerkannt  werden  muss,  dass  die  Interdicirung  der  er- 
wähnten Gtebftude  eine,  dem  Recht  der  katholischen  Kirche  keineswegs  wider- 
sprechende Yerwaltungsmassregel  war,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  hatte,  sich  nach  derselben  in  seinem  Verhalten  gegenttber  den  Alt- 
katholiken zu  richten. 

Fflr  den  modernen  Staat,  welcher  Religions-  und  Gewissensfreiheit  gewährt,  und 
fOi  welchen  es  keine  Ketzer  im  kirchenrechtlichen  Sinne  giebt,  besteht  keine  Pflicht, 
sich  in  seinen  Massnahmen  irgendwelchen,  auf  der  alten  Ketzergesetzgebung  beruhenden 
Rechtsnormen  der  katholischen  Earche ,  geschweige  denn  blossen  Verwaltungsmass- 
regeln, welche  dem  Geiste  derselben  entsprechen,  zu  fftgen,  und  diese  ftlr  sich  als 


eingestellt  weiden,  und  dass  er ,  weil  auch  eine 
Reihe  Unschuldiger  derselben  entbehren  müssen, 
in  den  Augen  der  letzteren  als  Yeranlasser  dieser 
Massiegel  ezsohelnt.  Alles  dies  passt  nicht  auf 
die  hier  fragliche  Interdicirung.  Strafen  wollte 
die  Instruktion  weder  die  Regierung  oder  die 
Kommune ,  durch  welche  den  Altkatholiken  der 
Gebrauch  der  Kirchen  eingeräumt  war,  noch  Tlel 
venlger  die  Katholiken,  welche  die  letzteren  bis- 
her benutst  hatten.  Femer  woUte  sie  die  Katho- 
liken auch  gar  nicht  Ton  der  Thellnahme  an  den 
tirchUehen  Funktionen  Überhaupt  ausschllessen, 
wndem  Mos  die  Vornahme  derselben  In  be- 
stimmten Bäumen  verhindern. 

Wahrend  bei  dem  Interdikte  die  Entziehung 
der  klzohllohen  Funktionen  für  einen  bestimmten 
Kreis  von  OUubigen ,  nleht  die  Einstellung  des 
Octiesdienstes  als  solche  in  Frage  kommt,  Ist 
dies  sUerdlngs  bei  der  oessatio  a  dMnis  der  Fall. 
Aber  dasselbe  wird  von  der  Kirche  als  Zeichen 
der  Trauer  Über  eine  ihr  zugefügte  Unbill  ver- 
bingt,  Schmalzgrueber,  ins  oanon.  Y.  89. 
n.  402,  und  mag  der  Papst  vom  katholischen  Stand- 
punkt auf  die  Einräumung  von  Kirchen  an  die 
Altkatholiken  als  ein  der  Kirche  angethanes  Un- 
Teoht  zu  betrachten  befugt  sein ,  so  Hegt  es  doch 
nicht  im  Wesen  der  cessatlo  a  divlnis ,  dass  sie 
gerade  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  eines 
bestimmten  Gebäudes  wegen  solcher  Gründe, 
velohe  dieses  allein  betreffen,  ausschliefst.  Des- 
halb sagt  auch  die  päpstliche  Instruktion  kein 
Wort  davon ,  daff  die  Maffregel  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  cessatlo  a  divlnis  verfügt  wor- 
den Ist.* 

Hlrschel  L  cit.  Areh.  46,  336  meint  aller- 
dings :  ^ese  einfache  Unterlasf ung  def  katholl- 
*«hen  Qettefdienatef  in  einer  von  den  Häretikern 
benutzten  Kirche  (cessatlo  a  divinif ,  f.  o.  13. 
S- 1 X  de  off.  lud.  ord.  1. 31,  c  11  X  de  fponsal. 


IV.  1,  c.  2.  8  In  VIto.  de  off.  lud.  ord.  I.  16.  u. 
dem.  1  de  sent  excomm.  Y.  10)  oder  auch  das 
Interdikt  können  und  sollen  von  den  kirchlichen 
Oberen  in  den  angegebenen  Umstanden  hlna loht- 
lich  solcher  von  den  Häretikern  in  Gebrauch  ge- 
nommenen Kirchen  ausgesprochen  werden  .  .  ., 
was  im  engern  und  eigentlichen  Sinn  durch  die 
Yerhängung  des  Interdikts  über  die  fragliche 
Kirche  oder  im  weiteren  Sinne  durch  das  Yerbot 
aller  geistlichen  Yerrichtungen  in  derselben 
(cessatlo  a  divlnis)  geschehen  ksnn.  Ob  das 
Eine  oder  das  Andere  vorliege,  muss  aus  der  Art 
und  Weise,  wie  die  Anordnung  der  kirchlichen 
Oberbehdrdeslch  ausdrückt,  entnommen  werden^, 
indessen  behandelt  keine  der  citirten  Stellen, 
welche  thells  vom  Interdikte,  thells  von  der 
cessatlo  a  divlnis  handeln ,  den  Fall ,  dass  Häre- 
tiker eine  Kirche  benutzen.  Ueberdles  ist  die 
Möglichkeit,  die  in  der  päpstlichen  Instruktion 
angeordnete  Interdicirung  als  Interdikt  oder  als 
cessatlo  a  divlnis  zu  verhängen,  nicht  nur  durch 
das  vorher  Bemerkte,  sondern  auch  dadurch 
ausgeschlossen ,  dass  der  Papst  in  derselben  ein 
gleichmässiges  Yerfahren  der  Bischöfe  als  wün- 
fchenswerth  erklärt. 

1  Weil  man  sich  doch  bei  der  Kurie  nicht  ein- 
bilden konnte,  dass  die  Regierungen ,  welche  gar 
nicht  von  dem  Interdikt  betroffen  wurden ,  des- 
halb ihre  Massnahmen  ändern  würden.  Schreibt 
doch  die  Instruktion  auch  ausdrücklich  vor,  dass 
die  Interdicirung  erst  dann  vorgenommen  werden 
soll,  wenn  die  Kirche  nicht  dem  ausschliesslichen 
Gebrauch  der  Katholiken  zurückgegeben  ist 

^  Deshalb  dürfte  es  auch  mit  Recht  in  Zweifel 
gezogen  werden  können,  ob  die  für  die  Verletzung 
des  interdictum  locale  durch  Yornahme  geist- 
licher Funktionen  in  der  Interdlclrten  Kirche  an- 
gedrohte Inegularität,  Bd.  L  S.  63,  auf  diese  Art 
der  Interdicirung  Anwendung  findet 
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bindend  anznerkennen.  Wenn  daher  einzelne  Staaten  dazn  geaohritten  sind ,  durch 
ihre  Gesetzgebung  die  volle  Oleichberechtigiing  der  Altkatholiken  mit  den  vatikani- 
schen Katholiken  anzuerkennen  ^,  und  von  diesem  Standpunkt  ans  den  letzteren  aneh 
gewisse  Rechte  an  dem  bisherigen,  vor  der  Spaltung  fttr  beide  Theile  bestimmten  Ver- 
mögen der  katholischen  ELirche  zu  gewähren,  wie  dies  in  Preussen'  nnd  Baden^ 
geschehen  ist ,  so  konnte  ihnen  bei  der  näheren  Regelung  dieser  Verhältnisse  auch 
nicht  das  Recht  abgesprochen  werden,  trotz  der  in  der  päpstlichen  Instruktion  ange* 
ordneten  Interdicirung  fttr  die  Altkatholiken  gewisse  Mitgebrauchsrechte  an  den  ka- 
tholischen Eirchengebäuden  festzusetzen,  —  das  umsoweniger,  als  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  katholischen  Kirche  durch  eine  solche  Einräumung  des  Mitgebrauches 
kirchlicher  Gebäude  der  Kultus  der  ttbrigen  Katholiken  in  denselben  nicht  einmal 
ausgeschlossen  wurde,  vielmehr  das  Uindemiss  dafür  erst  künstlich  durch  eine  kirch- 
liche Verwaltungsmassregel ,  deren  rechtliches  Fundament  der  moderne  Staat  nicht 
mehr  anzuerkennen  in  der  Lage  ist,  geschaffen  worden  war. 

Was  speciell  die  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Preussen  und 
Baden  betrifift,  so  ist  jede  s.  g.  altkatholische  Gemeinschaft,  d.  h.  in  Preusaen  jede 
unter  der  erforderlichen  staatlichen  Mitwirkung  organisirte  altkatholische  Pfarrge- 
meinde und  jeder  als  kirchlich  organisirt  vom  Ober-Präsidenten  anerkannte  altkatho- 
lische Verein^,  in  Baden  ^  jede  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern^,  also 
staatlich  anerkannte  kirchliche  Gemeinschaft,  berechtigt,  unter  der  weiteren  Voraus- 
setzung, weichein  Baden  allerdings  schon  behufs  staatlicher  Anerkennung  festge- 
stellt sein  muss  ^,  dass  ihr  aus  der  katholischen  Kirchengemeinde  des  Ortes  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  Gemeindemitgliedern  beigetreten  sind  ^,  die  Einräumung  des 


1  Eine  Erörterung  über  die  prinzipielle  Be- 
handlung des  Yerhäitnlsaefl  zwischen  den  vati- 
kanischen Katholiken  nnd  den  Altkatholiken  ge- 
hört natürlich  nicht  hierher. 

2  Ge&etz  betr.  d.  Rechte  der  altkatholischen 
Kirchengemeinschaften  an  d.  kirchlichen  Ver- 
mögen t.  4.  Juli  187Ö,  P.  Hi  nach  ins,  Kom- 
mentar zn  d.  prensB.  Kirchengesetzen  v.  1874  u. 
1876  S.  179  ff. 

3  Gesetz  v.  16.  Jani  1874 ,  die  Rechtsverhält- 
nisse d.  Altkatholiken  betr.,  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 
258  und  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32,  451. 

4  Cit.  QtB.  $.  ö :  „Altkatholische  Gemeinschaf- 
ten im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  sowohl  die  zu 
gottesdlenstllchen  Zwecken  gebildeten  altkatho- 
lischeu  Vereine,  sofern  dieselben  von  dem  Ober- 
präsidenten als  kirchlich  organisirt  anerkannt 
worden  sind,  als  auch  die  altkatholischen  Pa- 
rochien^  Wegen  der  altkatholischen  Vereine  vgl. 
übrigens  auch  Bd.  III.  S.  667.  n.  1. 

&  Angef.  Ges.  Art.  2 :  „Zur  Bildung  einer  sol- 
chen kirohliohen  Gemeinschaft  ist  die  Genehmi- 
gung der  Regierung  erforderlich.  Diese  wird  je- 
doch einer  kirchlich  konstituirten  Gemeinschaft 
nicht  versagt  werden ,  sobald  im  Verhältniss  zur 
Gesammtheit  der  Kirchspiels-,  bez.  Gemeinde- 
Genossen  eine  erhebliche  Anzahl  von  Altkatho- 
liken vorhanden ,  für  die  Pastoration  derselben 
gesorgt  ist  und  die  zur  Bestreitung  der  kirch- 
lichen Bedürfnisse  erforderlichen  Mittel  für  einige 
Jahre  nachgewiesen  sind'*.  Demnach  umfasst  der 


Begriff:  Gemeinschaft  in  Baden  ebenfalls  sowohl 
die  alikatholischen  Vereine,  wie  aueh  die  Pa- 
rochien. 

^  VgL  eit.  Ges.  Art.  6.  S.  auch  d.  Hin.  V.  t. 
1874  bei  Friedberg,  Aktenstücke  die  altkath. 
Bewegung  betr.  S.  444. 

7  &  Anm.  6. 

9  Preuss.  Ges.  ^  1 :  Jbi  demjenigen  katholi- 
schen Kirehengemeinden ,  aus  welchen  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  GemelndemitgUedem  einer 
altkatholischen  Gemeinschaft  beigetreten  ist,  wird 
die  Benutzung  des  kirchlichen  Vermögens  im  Ver- 
waltungswege bis  auf  Weiteres  nach  Maassgabe 
der  folgenden  Bestimmungen  geordnet^  Danach 
sieht  das  Gesetz  von  einem  proportionalen  Ver- 
hältniss ab ,  es  muss  eine  Zahl  vorhanden  sein, 
welche  fähig  und  bereit  ist,  eine  regelmässige 
Seelsorge  durch  einen  Geistlichen  zu  besohaffeii 
und  dasBedürfulss  nach  gottesdienstliohen  Hand- 
lungen in  der  Kirche  besitzt.  Das :  erheblich  ist 
also  absolut  zu  nehmen ,  vgL  P.  HinsohiuB, 
cit.  Konmientar  S.  181.  Die  entgegengesetzte 
Auffassung  hat  dasb  ad  Ische  Gesetz.  Aber  hier 
handelt  es  sich  um  ein  Erfordemiss  der  staat- 
lichen Anerkennung,  und  die  staatlich  anerkannte 
Gemeinschaft,  auch  wenn  Ihre  MltgllederzaU 
nachher  gesunken  ist,  hat  die  im  Text  gedachte 
Bef  ugniss ,  während  in  Preussen  die  erhebliche 
Zahl  Voraussetzung  der  Beanspruchung  des  Mit- 
gebrauches Ist. 
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MilgehraaeliB  der  an  demselben  befindlichen  Kirche  für  ihren  Gk)ttesdienst  zu  ver- 
langen  ^  Die  Einränmnng  erfolg ,  wenn  die  erwähnten  Voraassetznngen  nachge- 
wiesen worden  sind,  inPrenssen  durch  den  Ober-Präsidenten^,  in  Baden  durch 
däs  Miniateiinm  des  Innern  ^.  Ebenso  haben  diese  Behörden  dabei  die  näheren  Be- 
»timmuBgen  über  die  Art  nnd  den  Umfang  des  Mitgebrauches  ^  zu  treffend  Als  Alte 
der  Verwaltung  sind  dieselben  im  Wege  der  Administrativ-Exekution  durohfOhrbar^^. 

In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Einräumung  öffentlich  rechtlicher 
Befugnisse,  welche  lediglich  provisorisch  auf  dem  Wege  der  Verwaltung  gewährt 
werden  7,  nicht  um  Oebrauchsrechte  privatrechtlichen  Charakters.  Deshalb  würde 
such  bei  entstehenden  Streitigkeiten  zwischen  beiden  berechtigten  Parteien  nicht  von 
einem  petitorischen  und  possessorischen  Schutze  durch  die  Givilgerichte  die  Rede  sein 
können ,  vielmehr  müssten  etwaige  Streitigkeiten  lediglich  durch  die  gedachten  Ver- 
waltungsbehörden entschieden  werden^. 

Praktisch  ist  die  Frage  nicht  geworden,  da  die  katholischen  Kirchenbehörden  in 
deiyenigen  Kirchen,  welche  den  Altkatholiken  inPreussen  und  Baden  auf  Grund 
der  erwähnten  Bestimmungen  zur  Mitbenutzung  eingeräumt  worden  sind,  in  Oemäss- 
keit  der  bereits  o.  8.  374  besprochenen  päpstlichen  Instruktion  die  Einstellung  des 
Gottesdienstes  angeordnet  haben  ^. 

Durch  blosse  Verwaltungsmassregeln  ist  dagegen,  soweit  bekannt  geworden,  in 
keinem  deutsehen  Staate  den  Altkatholiken  ein  Mitgebrauchsrecht  an  solchen  katho- 
hachen  Kirchen,  welche  im  Eigenthum katholisch  kirchlicher  Instutitute  oder  katho- 
lischer Kirchengemeinden  stehen,  gewährt  worden  ^^.  Abgesehen  von  der  prinzipiellen 
Frage,  in  wie  weit  überhaupt  eine  staatliche  Verfügung  über  solche  Kirchen  zu 
Gunsten  des  gottesdienstlichen  Gebrauches  anderer  christlicher  Konfessionen  über- 


1  Preufts.  Ges.  $.  2:  „Der  altkatholischen 
Gemeinschaft  "wird  der  Mi^ehiauch  der  Kirche 
und  des  Kirchhofs  eingeräumt  Sind  mehrere 
Kirchen  (Kapellen  n.  s.  w.)  vorhanden,  so  kann 
eine  Qebraachsthellung  nach  bestimmten  Ob- 
jekten Yerfugt  werden.  —  Die  nämliche  Ge- 
brauchstheilung  findet  bezüglich  der  kirchlichen 
Genthschaften  statt.  —  Ist  der  altkatholisohen 
Gemeinschaft  die  Mehrheit  der  Gemeindemlt- 
gUeder  beigetreten,  so  steht  der  Ctomeinschaft 
der  Mitgebrauch  der  Kirche  in  den  zur  Abhaltung 
des  Hauptgottesdlenstes  herkömmlich  bestimmten 
Stunden,  bei  mehreren  Kirchen  der  Gebrauch  der 
Hauptklrehe  zu^'.  Bad.  Ges.  Art  4:  ^^Nach  der 
staatlichen  Anerkennung  einer  solchen  kirchlich 
konstitulrten  Gemeinschaft  werden  die  Verhält- 
nisse derselben  im  Verwaltungswege  bis  auf 
Weiteres,  wie  folgt,  geordnet:  1.  Der  Gemein- 
Bchaft  wird  die  Mitbenutzung  der  Kirche  und  der 
kirchlichen  Geräthschaften  eingeräumt,  lieber 
die  Art  und  Weise  der  Ausübung  und  den  Um- 
faug  der  MitbenuUung  trifft  die  Begierung  die 
notUgen  Bestimmungen.  Bestehen  in  einem 
Kirchspiel,  bez.  in  einer  Gemeinde  mehrere 
Kirchen,  Kapellen  u.  s.  w.,  so  kann  eine  Ge- 
brauchs theünng  nach  bestimmten  Objekten  mit 
Süeksifiht  auf  das  ZahieuTerhältniss  beider  Theile 
Torgenommen  werden"« 

^  Oku  aes.$.lu.P.  Hinsehius,  Kommen- 
tar 8.  183.  Gegen  seine  Verfügung  ist  Be- 
sehwerde an  den  Kultnsminister  statthaft. 


^  Statt  des  Mitgebrauches  kann  nach  dem  Er- 
messen dieser  Behörden  beim  Vorhandensein 
mehrerer  Kirchen  eine  ausschliesslich  den  Alt- 
katholiken überwiesen  werden,  s.  Anm.  1. 

4  InPreussen  ist  der  Ober-Präsident  dabei 
aber  durch  die  Vorschrift  des  §.  2  letzter  Satz 
beschränkt,  im  Uebiigen  s.  $.  6  des  Ges. 

0  Berufung  ist  in  P  r  e  u  s  s  e  n  an  den  Kultas- 
minister  offen  gelassen,  §.  6.  a.  a.  0. 

^  Preuss.  Ges.  $.  6.  Dasselbe  gilt  auch  in 
Baden,  da  hier  die  Ministerien  befugt  sind, 
ihre  Anordnungen  selbstständig  durch  Verwal- 
tungsexekution  zu  rollziehen,  Schenkel,  bad. 
Staatsrecht inMarquardsen,  Hdbch. d. öffent- 
lichen ßeclits,  III.  1.  3.  Abth.  S.  28. 

7  Preuss.  Ges.  $.2,  bad.  Ges.  Art  4,  s.Anm.  1. 

9  P.  Hinsehius,  Kommentar  S.  192  und 
Kommisslonsber.  d.  badischen  zweiten  Kammer 
bei  Friedberg  a.  a.  O.  S.  426. 

0  Wäre  es  zu  einem  Simultangebrauch  gekom- 
men ,  so  würde  sich  dieser  doch  yon  dem  berge« 
brachten  Simultaneum  zwischen  Katholiken  nnd 
Protestanten  (s.  o.  S.  360  ff.)  durch  die  mass- 
gebende Einwirkung  der  Verwaltungsbehörden 
auf  den  Umfang  desselben  und  seine  bloss  provi- 
sorische Natur  unterschieden  haben. 

10  Mit  Kirchen  im  staatlichen  und  städtischen 
Eigenthum  ist  dies  allerdings  geschehen.  S. 
hierüber  unter  Nr.  III. 
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hanpt  statthaft  ist  (s.  darüber  nachher  unter  No.  11),  wftre  dies  aUerdings  in  den- 
jenigen Staaten  rechüich  möglich  gewesen,  in  denen  die  Beschlttsse  des  vatikanischeB 
Konzils  des  Plaeets  überhaupt  oder  mindestens  für  ihre  staatliehe  Geltung  be- 
durften 1,  diese  aber  ohne  dasselbe  publicirt  worden  sind.  Denn  in  solehen  Lftndem 
konnten  die  Altkatholiken  als  der  allein  staaüioh  berechtigte  Theil  der  bisherigen 
nicht  gespaltenen  katholischen  Kirche  betraehtet  werden  2.  Indessen  hat  man  in  den- 
selben gegenüber  der  Thatsache,  dass  jene  Besohltlsse  von  den  Bischöfen  und  einem 
Theil  der  Katholiken  anerkannt  und  von  dem  grössten  Theil  der  letzteren  mindestenB 
ohne  Widerspruch  hingenommen  worden  sind,  davon  abgesehen,  um  nicht  durch 
die  Konsequenz  genöthigt  zu  werden,  die  katholische  Hierarchie  und  die  über- 
wiegende Anzahl  der  katholischen  Unterthanen  aus  ihrer  bisherigen  Bechtssteilung 
und  aus  ihrem  bisherigen  Besitzstande  zu  entfernen  3. 

n.  Ein  Verfügungsrecht  des  Staates  als  solchen  kraft  seiner 
Kirchenhoheit  über  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  deijenigenKirchen- 
gebftude,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  in  dem  vorhin  s.  o.  S.  377  gedachten  Sinne 
stehen,  also  auch  das  Recht  desselben,  durch  Verwaltnngsmassregeln  einen  solchen 
zu  gestatten,  ist  im  allgemeinen  nicht  anzuerkennen.  Kraft  seiner  Souverftnitftt  er- 
scheint er  weder  befugt,  in  das  Eigenthumsrecht  der  einzelnen  kirohlichen  Institute 
oder  Kirchengemeinden  und  die  daraus  folgenden  Dispositionsrechte  derVertretungs- 
organe  derselben  einzugreifen.  In  denjenigen  Lftndem,  in  welchen  der  katholisehen 
Earche  gesetzlich  die  Autonomie  gewahrt  ist,  würde  er  durch  derartige  Massregeln  auch 
dieses  Hecht  beeinträchtigen,  weil  es  hier  derselben  überlassen  bleiben  muss,  über 
den  Gebrauch  der  gedachten  Gebäude,  über  welche  sie  die  aussohliessliche  Ver- 
fügung hat,  in  der  erwähnten  Sichtung  allein  zu  bestimmen.  Ein  solches  Recht 
kann  der  Staat  nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften  in  Anspruch  nehmen, 
und  zu  der  Schafifung  von  solchen  wird  blos  unter  anomalen  Verhältnissen,  wie  sie 
einst  durch  die  Reformation,  neuerdings  durch  das  vatikanische  Konzil  hergeführt 
worden  sind,  ein  Bedürfhiss  eintreten.  Abgesehen  von  den  bereits  besprochenen, 
die  Altkatholiken  betreffenden  Gesetzen  bestehen  auch  derartige  Bestimmungen  in 
keinem  deutschen  Staate  *, 

UI.  Das  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers  und  anderer  Berech- 
tigter. Während  für  die  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  gottesdienstlichen 
Gebäude  der  katholischen  Kirche  (s.  o.  S.  377]  der  schon  gedachte  Grundsatz,  dass  sie 
nicht  zu  dem  gottesdienstlichen  Gebrauch  einer  anderen  christlichen  Konfession  ein- 
geräumt werden  dürfen  (s.  o.  S.  359),  unbedingt  massgebend  ist  und  auch  praktisch 


1  So  nameDÜich  in  Baiern,  Württem-  Frl edb er g,  Sammlg.  d.  Aktenstücke  d.  ratik. 
berg,  Baden  nnd  Hessen,  Bd.  lU.  S.  480.  Gondl,  S.  60.  878.879  u.  Friedberg,  Akten- 
841.  842.  stücke  d.  altkath.  Bewegg.  betr.  S.  18,  lag  keine 

2  S.  a.  a.  0.  S.  841.  842  n.  P.  Hinschius ,  Einräumung  der  Kirchen  als  soleher  an  die  Alt- 
die  Stellung  d.  deutschen  Staatsregierangen  gegen.  kathoUken  zum  Gottesdienst. 

d.  Beschlüssen  des  Tatik.  Konzils.  Berlin  1871.  *  Denn  die  Vorschriften  des  preuss  L.  R.  u. 

S.  12.  13.  des  bair.  Bei.  Ed.  (s.  o.  S.  362)  beziehen  sich 

3  Darin,  dass  die  Regierung  in  Baiern  yon  dem  nur  auf  das  historisch  hergebrachte  Simulta&enm. 
im  Text  gedachten  Standpunkte  aus  einzelne  ka-  Die  o.  S.  368.  n.  6  citirte  Vorschxift  am  Sehloss 
tholische  Geistliche,  welche  das  Yatikanum  nicht  des  ^  10  des  badischen  Konst.  Ed.  muss, 
anerkannt  hatten,  bald  nach  demselben  trotz  der  well  sie  sich  nicht  auf  dieses  bezieht  und  der 
von  den  Bischöfen  gegen  sie  verfugten  Strafen  hat  Autonomie  der  katholischen  Kirche  widerspridit, 
welter  amüren  lassen  und  sie  nicht  auf  Ansuchen  auf  Grund  des  bad.  Ges.  y.  9.  Oktober  1860. 
der  letzteren  aus  ihren  Aemtem  entfernt  hat,  %%.  7. 17  für  aufgehoben  erachtet  werden. 
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ohne  Weiteres  zur  Geltang  gebracht  werden  kann,  bleibt  noch  die  Frage  offen ,  wie 
es  sich  in  dieser  Beziehung  mit  deigenigen  Gebäuden  verhält,  welche  im  Eigenthnm 
nicht  kircUicher  physischer  oder  anderer  juristischer  Personen  stehen. 

Soweit  es  sich  um  physische  Personen  handelt ,  welche  der  katholischen  Kirche 
angehören y  hat  das  Verbot  Ar  diese  ebenfalls  bindende  Kraft,  selbst  dann,  wenn 
blosse  PriTsikapelien  oder  andere  Kapellen,  welehe  nicht  unbedingt  und  ausschliess- 
lieh  zum  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmet  sind ,  in  Frage  stehen  ^,  denn  diese 
£igenth11mer  sind  als  Glieder  der  katholischen  Kirche  den  Anordnungen  derselben 
nnterworfen. 

Bei  denjenigen  ELirchen  dagegen ,  welche  sich  im  Eigenthum  juristischer  Perso- 
nen befinden,  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  ausschliesslich  dem  öffentlichen  katholi- 
schen Oottesdienste  gewidmet  sind  oder  nicht. 

Ans  dem  o.  S.  337  gedachten  Grunde  kommt  in  ersterem  Falle  allein  den  katho- 
lischen Kirchenoberen  die  Verfbgung  ttber  das  Gebäude  zu,  und  diese  sind  dabei 
gleichfalls  an  das  gedachte  Gebot  gebunden. 

Anders  verhält  es  sich  in  dem  zweiten  Falle.  Bei  denjenigen  Kirchen ,  welche 
im  Eigenthnm  des  Staates  oder  einer  Kommune  stehen,  und  welche  zur  Be- 
friedigung der  religiösen  Bedürfnisse  von  Angehörigen  verschiedener  christlicher 
Rcligionsparteien  bestimmt  sind  oder  wenigstens  nach  den  bestehenden  Verhältnissen 
oder  Verwaltungsnormen  dazu  benutzt  werden  mflssen  oder  können,  also  bei  Garni- 
son-, Btraf-Anstalts-,  Krankenhaus-Kirchen  wird  die  betreffende  Behörde  ftlr  be- 
fugt erachtet  werden  müssen,  sie  auch  ftlr  den  Gottesdienst  der  dazu  gehörigen  Per- 
sonen anderer  christlicher  Konfessionen  einzuräumen,  denn  insoweit  hat  sie  wegen 
der  Zweckbestimmung  dieser  Gebäude  ^  ihr  Verfügungsrecht  behalten ,  und  macht 
der  katholischen  Kirche  dadurch,  weil  diese  das  Simnltaneum  mit  den  Protestanten 
ihrerseits  aufrechterhält,  und  auch  die  Benutzung  der  Kirche  durch  andere  christ- 
liche Religionsparteien,  insbesondere  durch  die  Altkatholiken  nicht  kirchenrechtlich 
gehindert  wird  (s.  o.S.  374),  nicht  einmal  die  Feier  ihres  Gottesdienstes  unmöglich^. 

Derselbe  Grundsatz  muss  aber  auch  bei  Kirchen  der  gedachten  juristischen  Per- 
sonen und  solcher  physischen  Personen,  welche  nicht  Glieder  der  katholischen  Kirche 
sind ,  sofern  die  gedachten  Gebäude  nur  nicht  ausschliesslich  fUr  den  katholischen 
Gottesdienst  bestimmt  sind,  in  Betreff  der  Miteinräumung  an  Gemeinden  anderer  christ- 
licher Konfessionen  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Denn  die  gedachten  Personen 
sind  nicht  an  die  Vorschriften  des  katholischen  Kirchenrechts  gebunden  und  brau- 
ehen  sich  in  deigenigen  Ländern,  in  welchen  verschiedene  Religionsparteien  als  gleich 
berechtigt  neben  einander  bestehen,  nicht  den  Anschauungen  der  katholischen  Kirche 
über  ihre  allein  berechtigte  Stellung  zu  fügen ,  ja  noch  viel  weniger  blosse 
Verwaltungsmassregeln  der  kirchlichen  Oberen,  welche  die  betreffenden  Grundsätze 
lediglich  um  des  Prinzips  willen  aus  Zweckmässigkeitsgrflnden  in  aller  Schärfe  zur 
Geltung  zu  bringen  suchen^  als  für  sie  bindende  Normen  anzuerkennen^. 

1  S.  auoh  0.  S.  33Ö.  wo  dies  nach  Lage  der  Sache  und  nach  den  In- 

^  Wollte  man  dies  yerneinen ,  so  würde  man  teresaen   der  betreifenden  Verwaltungen  nicht 

tneh  den  Bischöfen  das  Recht  gewahren,  indirekt  möglich  ist 

den  Staat  und  die  Kommunen  zur  Beschaffong  3  Es  war  daber  Tollkommen  berechtigt ,  wenn 

besondererGamisonUrchen,  Strafanstalts-^Kran-  die  preussische  Militärverwaltung  die  Im  staat- 

keDhaus-Kirchen  oder  Kapellen  für  die  Altkatho-  liehen  Eigenthum  befindliche  S.  Pantaleonskirohe 

liken,  Protestanten  u.  s.  w.  zu  zwingen     selbst  in  Köln,  welche  bisher  für  den  eyangelisohen  und 
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§.  221.  F,  Das  Asylrecht  der  kirchlichen  Gebäude  *. 

I.  Das  Asylrecht  in  seiner  Entwicklang  bis  zum  13.  Jahrhun- 
dert. Wenngleich  das  Asybecht,  d.  h.  das  durch  gewisse  Orte  und  St&tten  gewährte 
Recht  auf  Frieden  und  Schutz,  namentlich  gegen  Gewalt  und  Strafe,  dem  yorchrist- 
lichen  Alterthum^  schon  bekatmt  gewesen  ist,  so  hat  die  Entwicklung  desselben  auf 


katholischen  Militärgottesdienst  benutzt  wurde, 
1872  den  Altkathollkeu  zum  Mitgebiauch  einge- 
räumt hat,  Arch.  f.  k.  K.  R.  32,  106,  und  es 
würde  katholischerseits  dies  wohl  kaum  bestritten 
worden  sein ,  wenn  die  Mitbenutzung  nicht  den 
Altkatholiken,  sondern  einer  protestantischen 
Clvilgemeinde  gestattet  worden  wäre.  Ueber  ähn- 
liche Fälle  in  Baiern  und  Baden,  s.  Friedberg, 
Samml.  d.  Aktenstücke  z.  vat.  Gonc.  S.  890  u. 
Friedberg,  Aktenstücke  d.  altkath.  Bewegg. 
betr.  S.  22. 167 ff.,  und  in  Wien  Arch.  f.  k.K.  R. 
28,  XXIX  ff.,  wo  die  Einräumung  meistens  durch 
die  städtischen  Behörden  erfolgt  ist,  lässt  sich 
kein  Urtheil  abgeben ,  da  nicht  genügendes  Ma- 
terial zur  Beurtheilung  der  Rechtsyerhältnisse  an 
den  betreffenden  Kirchen  publicizt  ist.  In  Baiern 
und  Baden  konnte  man  sich  dabei  allerdings  auch 
auf  den  Mangel  des  Placets  (s.  o.  S.  378)  berufen, 
und  dies  ist  sogar  in  Baden  geschehen ,  Fri  ed- 
berga.  a.  0.  S.  167. 

1  R  e  m  i  g.  de  G  0  n  n  y,  de  immunitate  ecclesia- 
rum  qnoad  personas  confugientes  ad  ea  tractatus. 
Tolosae  lööO;  Bardn  1674;  A.  Peregrinus, 
tractatus  de  immunitate  ecclesiastlca  aliorumque 
saciornm  loeorum  quoad  personas  delinquentes 
quae  adilla  confugiunt.  Cremen.  1621;  Georg. 
Ritte  rshusii,  tractatus  de  jure  asylorum.  Ar- 
gent.1624;  Prosp.  Farinacius  ,  deecdeslar. 
immunitate  et  ad  eas  conf  ugientum.  Francoll 622 ; 
Jo.  Yolck.  Bechmann  fresp.  Greinet)  dlsp. 
de  jure  asylorum .  Jenae  1 664 \  Petr.  Sarpi 
(alias  P.  Pauli  Serritae)  de  jure  asylorum  üb. 
singul.  Lugd.  Bat.  1622.  Venet  1677. 1683  (fran- 
zösisch V.  Amelot  de  la  Houssaye.  Amster- 
dam 1685);  G.  Carlholm,  tractatus  de  asylis. 
Upsal.  1682;  Wiestner,  de  jure  asyli.  Ingolst. 
1689  ;J.Alstorphius,  disp.  ior.  inaug.  de  asy- 
lis. Groning.1701;  F  a  1 1  o  1  i,  theatrumimmuniUüs 
et  libertatis  ecclesiast  Rom.  1714;  Steph.  a 
P  u  t  eo ,  de  jure  asyli  qua  sacri  qua  profani  tracta- 
tus ex  ecclesiast.  et  civil,  sanctionibus  depromptus 
Trident.  1717;  Prosp eri Lambertini discur- 
sus  etc«  Romae  1716,  auch  in  den  Analect.iur.  pon- 
tif.  Y.  1861.  p.  1068  ff. ;  Lor.  Mascambrone 
degU  aslli  de*  cristiani.  Roma  1731 ;  Bart  hei  de 
iure  asyU  1733  in  OpuseuL  iuridica.  Bamb.l7ö6. 2, 
638ff.;  (Pompe 0  Neri  Melzf)  discorso  sopre 
Vasilo  ecclesiastico.  Firenze  lf63;  (dagegen) 
Giacom.  Plstorozzl,  ragionamento  sul  di- 
riUo  de*  sacri  asili.  Roma  1766;  Jo.  Aloys. 
Assemani,  de  ecclesüs,  earum  reverentia  et 
asylis.  Rom  1766;  yanEspen,  diss.  can.  de 
asylo  templorum.  LoYan  1721  (auch  in  den  Wer- 
ken dess.  P.  VI.);  Georg  Jos.  Wagner,  de 
jure  asyli.  Mogunt  1722;  F.  X.  Zech,  de  be- 
nignitate  moderata  eccles.  Rom.  in  criminiosos 
ad  se  confugientes.    Ingolstadt  1761  (auch  in 


Schmidt,  thesaur.  jur.  eccles.  5,  284);  Jo. 
Phil.  Hahn,  de  ancipiti  in  terris  mixt,  relig. 
asylior.  iur.  Mogunt  1766  (S  c  h  m  id  1 1.  c  6, 426) ; 
Giac.  Pistorrozzi,  sul  diritto  de*  sacii  asili 
etc.  Rom.  1766  ;Hedderich,de  vero  et  genuino 
statu  asyli.  Bonn  1778;  Helfrecht,  Yon  den 
Asylen.  Hof  1801;  Bulmerineq,  das  Asyl- 
recht und  die  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher. 
Dorpat  1853  ;Jacobsonind.  Real-Encyklopädie 
f.  Protest.  Theologie.  2.  Aufl.  1.  734;  Hilden- 
brand i.  Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon. 
1.  Aufl.  1,  489;  (AYanzini  et)  Pennacchi, 
Gomment.  in  const.  apostolicae  sedis.  Rom. 
1883.  app. XIX. p.  644ff.:  Thomassin,  Yet.  et 
noY.  discipl.  S.  H.  lib.  3.  c.  96—100;  Dann, 
über  d.  Ursprung  des  Asylrechts  und  dessen 
Schicksale  u.  Ueberreste  in  Europa  in  Ztschr.  f. 
deutsch.  Recht  3,  327;  Wilda,  Strafrecht  d. 
Germanen. Halle  1842.S.Ö37;  De  Beaurepaire, 
essai  sur  Tasile  religieux  dans  Tempire  romaln  et 
la  monarchie  fran^aise  in  Biblioth^que  de  T^cole 
des  chartes.  3.  S^rie  (1853)  IV.  313.  573.  V.  151. 
341;  0.  Grashoff,  d.  Gesetze  d.  röm.  Kaiser 
üb.  das  Asylrecht  d.  Kirche  i.  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  37,  3;  £.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  Kir- 
chenrechts  1,  317 ;  2,  535 :  J.  J.  A.  P r o os t ,  du 
droit  d*asile  religieux  en  Belgique  Gand  1870; 
P.  Frauenstädt,  Blutrache  u.  Todtschlagsüfane 
i.  deutsch.  Mittelalter.  Leipzig  1881. 

2  In  Griechenland  waren  gewisse  Tempel  und 
Städte  im  Besitze  eines  solchen  Rechtes,  welches 
indessen  nur  durch  besondere  Verleihung  erwor* 
ben  werden  konnte,  Schoemann,  griech.  Alter- 
thümer  2,  185.  Dagegen  galten  in  Rom  nur 
einige  Tempel  als  Zufluchtsstätten  für  SklaYen 
(nicht  alle  Tempel  schlechthin  als  Asyle,  so 
Bulmerineq  S.  64,  s.  aber  Beaurepaire 
p.  359).  Erst  in  der  Kaiserzeit  hat  sich  die 
Anschauung  festgestellt,  dass  die  Bilder  und 
Statuen  der  Kaiser  einen  Schutz  gegen  Verfolgung 
bieten,  Tacit.  anu.  lU.  36.  IV.  67;  Sueton.  Tibr. 
c53.  58;  Friedländer,  Sittengesch.  Roms. 
5.  Aufl.  3,  210,  und,  soweit  es  sich  um  geflohene 
SklaYen  handelte ,  wurde  sie  im  2.  Jahrh.  nicht 
nur  gesetzlich  anerkannt,  Gaius  I.  53 ;  1. 28  (Ca- 
listratus)  ^.  7  D.  de  poen.  XLVUI.  19;  Pernice 
Labeo  1,  116,  sondern  erhielt  sich  auch  noch  Ms 
in  das  4.  Jahrb.,  c.  un.  (386)  C.  Ih.  de  bis  qui 
ad  Btatuas  confugiunt  IX.  44  und  c  un.  C.  J.  I. 
25.  Bei  den  Hebräern  endlich  war  der  nicht  ge- 
flissentliche Todtschläger  nur  an  demBrandopfei- 
altar  der  mosaischen  Stiftshütte  und  im  salomo- 
nischen Tempel,  sowie  In  sechs  ausdrüeklich 
dafür  bestimmten  Städten  Yor  der  Blutrache  ge- 
sichert,2.  Mos.  XXI.  12 ff: ;  4.  Mos.  XXXV.  lOff. ; 
5.  Mo«.  XIX.  2;  Dann  a.  a.  0.  S.  330. 
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dem  Boden  der  Earche  doch  nicht  nnmittelbar  an  die  heidnischen  Verhältnisse;  viel- 
mehr an  die  von  den  Bischöfen  im  römischen  Reich  geübte  Sitte,  bei  dem  Kaiser  nnd 
bei  den  Gerichten  Fürbitte  für  Angeklagte  nnd  Verurtheilte  wegen  Erlasses  oder 
Mildeinng  der  Strafe  einznlegen^,  angeknüpft.  Um  ein  solches  Einschreiten  des  Bi- 
schöfe herbeizuführen,  flüchteten  diese  letzteren  in  die  Eürohen,  nnd  da  bei  der  den 
heiligen  Stätten  gezollten  Ehrfurcht  die  Anwendung  von  Gewalt  bebu&  der  Entfer- 
nimg der  Geflüchteten  erschwert  oder  auch  ganz  verhindert  wurde,  so  erlangten  die 
letzteren  dadurch  einen  gewissen  Schutz  gegen  Verfolgung,  welcher  freilich  davon  ab- 
hSiDgig  war,  dasa  der  Bischof  sich  ihrer  annahm  und  sie  nicht  aus  der  Kirche  entfernen 
Hess.  Denn  an  sich  wurde  der  Geflüchtete  durch  das  Betreten  der  Kirche  nicht  straflos 
noch,  falls  er  Sklave  war,  dem  Eigenthum  seines  Herrn  entzogen.  Faktisch  waren 
also  die  ehristlichen  Kirchen  in  gewissem  Sinne  Asyle,  aber  ein  Asyl  recht  ist  da- 
mals im  römischen  Kaiserreich  weder  durch  die  kirchliche^,  noch  durch  die  weltliche 
Gesetzgebung  ^  anerkannt  worden.  Im  Gegentheil  suchte  die  letztere  in  der  2.  H&lfte 
des  4.  Jahrhunderts  eine  Reihe  von  Missständen,  welche  in  Folge  der  bisherigen 
mUden  Praxis  eingetreten  waren,  zunächst  zu  beseitigen 4,  und  hob  dann  bald 
(i.  J.  398)  die  bisher  geduldete  Vergünstigung  gänzlich  auf^.    Für  Angeklagte  nnd 


»  Socrat.  hlat.  ecdes.  V.  14.  u.  VII.  17,  L 5- 
ningl,  311,  namentlich  auch  c.  15.16.24  (t.392. 
398 n.  419)  C.  Tb.  de  poen.  IX.  40  u.  c.  31  (v.  392) 
G.  Tb.  quor.  appell.  XI.  36|,  welche  gegen  die 
Richter  einschreiten  und  sogai  Strafen  androhen, 
▼enn  sieh  diese  durch  die  Fürbitte  der  Geist- 
lichen und  Mönche  von  der  Erfüllung  ihrer 
RichterpÜicht  in  Strafsachen  abhalten  lassen,  und 
Zugleich  zeigen ,  dass  dieses  Eingreifen  des  Kle- 
Tos  schwere  Schädigungen  für  die  StraQustiz  her- 
beigeführt haben  muss.   L  ö  n  1  n  g  1,  310  ff. 

2  Mehrfach  wird  behauptet,  dass  das  Konzil 
T.  Saidika  ▼.  343  c.  7  (o.  28  0.  XXIII.  qu.  8)  eine 
gesetzliche  Anerkennung  ausgesprochen  habe,  so 
z.B.  von  Bulmerincq  S.  74,  während  nach 
Loning  1 ,  319  und  Grashoff  a.  a.  0.  S.  3 
dasselbe  den  Bischofen  die  Pflicht  auferlegt  haben 
soll,  den  in  die  Kirche  geflüchteten  Personen 
ihre  Yermittelung  beim  Kaiser  oder  bei  den  Ge- 
richten nicht  zu  yersagen.  Das  erstere  ist  ent- 
flchieden  unrichtig,  aber  auch  das  letztere  er- 
scheint nicht  haltbar.  Beide  Schriftsteller  über- 
sehen, dass  das  Konzil  c.  7. 8  u.  9  Ton  den  Reisen 
und  Anliegen  der  Bischöfe  an  das  kaiserliche 
Hoflager  (s.  Bd.  III.  S.  221)  handelt.  Indem  es 
diese  Terbietet ,  lässt  es  als  Ausnahme  die  Für- 
bitte für  diejenigen ,  welche  in  die  Kirchen  ge- 
flohen sind,  offen,  und  gestattet  die  Beförderung 
solcher  In  tercessionen  durch  einen  Diakon .  Dem- 
nach hat  es  an  der  bisherigen  Befugniss  zu  solchen, 
welche  allerdings  in  den  Augen  der  Kirche  Ton 
jeher  zugleich  eine  christliche  Pflicht  war,  nichts 
ändern  wollen,  und  auch  nichts  geändert. 

8  Von  einem  desfallsigen  weltlichen  Gesetze 
findet  sich  nirgends  eine  Spur,  s.  auch  Löning 
1,  319.  n.  2. 

*  c.  1  (Theodosius  d.  Gr.  392)  C.  Th.  de  bis 
qni  ad  eccl.  IX  46  ordnet  an ,  dass  die  Staats- 
sehnldner  aus  den  Kirchen  geholt  oder  dass  die 
Bischöfe  und  Kleriker  ^  welche  sich  ihrer  anneh- 
men, das  Ton  ihnen  Geschuldete  bezahlen  sollen, 
und  c.  2  (Arcadius  n.  Honorius  397),  ibid.  (auch 


als  0.  1.  J.  XII.  1)  bestimmt,  dass  die  mit  einer 
Anklage  oder  mit  Schulden  belasteten  Juden, 
welche  ihren  Uebertritt  zum  Chrlstenthum  si- 
muliren ,  um  durch  Flucht  in  die  Kirchen  einer 
Anklage  oder  der  Bezahlung  ihrer  Schulden  zu 
entgehen ,  yon  derselben  femgehalten  und  nicht 
eher  aufgenommen  weiden  dürfen ,  bis  sie  ihre 
Schulden  berichtigt  oder  ihre  Unschuld  dargethan 
haben. 

5  c  3  (Arcadius  u.  Honorius)  C.  Th  IX.  45. 
In  der  dort  mitgetheÜten  Fassung  bestimmt  sie 
nur,  dass  Sklayen,  Sklayinnen,  Gurialen,  öffent- 
liche und  Privatschuldner ,  kurz  alle,  welche 
gegen  den  Staat  oder  gegen  Private  Verpflich- 
tungen zu  erfüllen  haben ,  nicht  mehr  von  den 
Klerikern  in  den  Kirchen  geschützt,  vielmehr 
ausgeliefert  werden  sollen.  Ueber  angeklagte 
und  verurtheilte  Verbrecher ,  welche  in  die  Kir- 
chen geflohen  sind,  enthalt  das  Gesetz  nichts. 
Dass  auch  für  diese  die  bisherige  Vergünstigung 
beseitigt  wurde,  ergeben  die  sonstigen  Berichte 
über  das  Gesetz,  Socrates  bist,  eccles.  VI.  5; 
Sozomenus  bist,  eccles.  VUI.  c.  7,  Johannes 
Ghrysostomus  hom.  in  Eutrojp.  t.  3,  opp.  3,  383 ; 
Prosperus  de  promiss.  m.  3o,  biblioth.  maxlm. 
patrum  3 ,  42.  Demnach  enthält  c.  3  nur  einen 
Theil  des  Gesetzes ,  während  der  andere  bei  der 
Redaktion  des  Codex  mit  Rücksicht  auf  die  in- 
zwischen erfolgte  Abänderung  des  Rechtszu- 
standes fortgelassen  worden  ist,  s.  auch  Löning 
1,  320.  n.  1.  Bestätigt  wird  diese  Auffassung 
auch  durch  den  Beschluss  der  Synode  v.  Garthago 
V.  399,  Hef  ele,  Koncil.  Gesch. 2,  77,  von  wel- 
cher (hinter  o.  56  cod,  eccles.  Afrio.)  zwei  Bischöfe 
als  Gesandte  an  den  Kaisei  abgeordnet  werden, 
;,ut  pro  confugientibus  ad  ecclesiam,  quocumque 
reatu  involutis ,  legem  de  glorlosissimis  princi- 
pibus  mereantur,  ne  quis  audeat  abstrahere^. 
Daraus  ergiebt  sich  ferner,  dass  das  Gesetz  v.  398 
auch  sofort  im  abendländischen  Reich  publioirt 
worden  sein  muss. 
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verartheilte  Verbrecher  wurde  sie  aber  bereits  ein  Jahr  nachher  wieder  zugelassen  K 
Darin  lag  also  die  erste  gesetzliche  Anerkennung  des  AsylreGhtes. 
Im  weströmischen  Reicht  ist  dann  i.  J.  419  der  Bezirk  des  Asyls  auf  einen  Um- 
kreis von  50  Schritten  von  der  Eirchthftr  ^  ab,  und  imoströmischenimJ.  43iauf 
denVorhof  zwischen  der  Kirche  und  den  die  sonstigen  kirchlichen  Baulichkeiten,  wie 
die  bischöfliche  Wohnung,  die  Säulengänge  u.  s.  w.  einschliessenden  Umfassungs- 
mauern ausgedehnt  worden  ^,  indem  zugleich  die  Todestrafe  Ar  die  gewaltsame  Ent- 
fernung der  Flüchtlinge  aus  den  gedachten  Zufluchtsstätten  angedroht  wurdet 

Im  J.  466  unternahm  Leo  I.  eine  Neuregelung  des  Asylrechts*.  Durch  diese 
wurde  dasselbe  unter  Beseitigung  des  früheren  Rechts  ^,  —  namentlich  der  Haftbar- 
keit der  Bischöfe  und  Kleriker  ^  —  auf  diejenigen,  welche  wegen  Schulden  in  die  Kir- 
chen geflohen  waren,  ausgedehnt,  und  gleichzeitig  dabei  die  Art  und  Weise  der 
Beitreibung  dieser  letzteren  näher  bestimmt'. 


1  Das  SAgen  die  in  der  toi.  Anm.  angeführten 
Berichte.  Die  Anordnung  über  die  Sklaren, 
Schuldner  und  Ourialen  hlieb  aber  bestehen.  Das 
zeigt  die  Aufnahme  dieses  Theiles  des  Gesetzes 
in  den  Codex  Theodosianus. 

3  Nach  erashoff  S.  7.  8  und  Ldning  1, 
320  soll  durch  ein  Gesetz  t.  409  die  Verletzung 
des  Asyls  für  ein  Majestätsyerbrechen  erklärt 
worden  sein.  Die  hierher  gehörige  gerade  an  die- 
ser Stelle  verderbte  c.  19  0.  Th.  de  Judaeis, 
coelicolls  et  Samaritanis  XVI.  8 :  „Et  idcirco  iu- 
bemus ,  ne  ecclesiis  quisquam  nooens  vel  culus- 
quam  abducere  fldeli  ac  devota  deo  praeceptione 
sancimus ,  sub  hac  yidelicet  deflnitione ,  ut ,  sl 
quisquam  contra  haue  legem  renire  tentaverit, 
sciat,  se  ad  maiestatis  crimen  esse  retinendum'^, 
kann  dem  Zusammenhange  nach  unmöglich  für 
die  Verletzung  des  Asylrechtes  die  Strafe  des 
Majestätsverbrechens  androhen,  denn  das  Gesetz 
handelt  von  der  Sekte  der  Ooelicolen  und  will 
gegen  diese  einschreiten.  Die  verderbte  Stelle 
ksnu  vielmehr  nur  die  Abwendigmachung  ortho- 
doxer Christen  vom  rechten  Glauben  betroffen 
haben  (so  hat  auch  Gothofred  verbessert).  Dass 
c.  2  C.  J.  de  his  qui  ad  eccles.  1. 12  die  verderbte 
Stelle  des  Gesetzes  dahin  wiedergiebt :  „fldeli  de- 
votäque  praeceptione  sancimus,  nemlni  licere  ad 
sacrosanctas  ecclesias  confugientes  abducere, 
sub  hac  videlicet  deflnitione  etc.'',  also  sich  auf 
das  Asylrecht  bezieht,  steht  nicht  entgegen,  denn 
in  den  Justlnianeischen  Codex  ist  nur  dieser 
Theil  des  Gesetzes  aufgenommen.  Das  letztere 
ist  also  zu  dem  gedachten  Zweck  geändert  worden. 

3  c.  13  const.  Sirmond,  ed  Haenel  p.  467, 
indem  zugleich  füT  die  Verletzung  die  Strafe  des 
Sakrilegs  angedroht  wurde.  430  hatte  femer  Va- 
lentinian  III. ,  oonst.  Slrmond.  21 ,  H  a  e  n  e  1  corp. 
leg.  p.  241 ,  dem  Asylrecht  die  eigenthümliche  Aus- 
dehnung gegeben :  („de  obnoxiis  . . .  qui  ambula- 
verint  cum  episcopo  vel  cum  presbytero  vel  etiam 
dlacono  .  .  .  nullo  pacto  eo  retineri  vel  adduci 
iubemus ,  quoniam  in  sacerdotibus  ecclesia  con- 
stat^,  dass  Jeder  Schuldige  (wohl  nicht  blos 
Schuldner,  s.  auch  Löning  1,  321.  n.  1),  wel- 
cher sich  in  Begleitung  eines  der  genannten 
Geistlichen  befand,  nicht  verhaftet  werden  durfte. 
Dieses  Gesetz  ist  aber  nicht  in  den  Codex  Theo- 


dosianus aufgenommen  und  hat  daher  nur  kurze 
Zeit  in  Geltung  gestanden. 

«  c.  4  (Theodosius  II.  und  ValenUnian  IIL) 
C.  Th.  IX.  45,  auch  c.3  C.  J.  XU.  1  (vollständig 
bei  Haenel  corp.  leg.  p.  243  u.  Ausg.  d.  G. 
Theod.  p.  969).  Des  Näheren  wird  noch  verboten, 
dass  die  Flüchtenden  Waffen  mit  in  die  Kirche 
bringen,  und  ihnen ,  wenn  sie  dieselben  auf  Er- 
mahnung der  (Geistlichen  abzulegen  verweigern, 
das  Asylrecht  entzogen ,  so  dass  sie  mit  Wissen 
des  Bischofs  auf  Befehl  des  Kaisers  oder  des  (Ge- 
richts aus  der  Kirche  entfernt  werden  sollen. 

^  1.  e.  $.  2:  „(derids)  docentibus,  capitalem 
poenam  esse  propositam ,  si  qui  eos  conentur  in- 
vadere".  Dazu  trat  noch  ein  Gesetz  v.  432,  c.  5. 
C.  Th.  IX.  46,  betreffend  das  den  Sklaven  zu  ge- 
währende Asylrecht.  Falls  diese  ohne  Waffen  in 
eine  Kirche  flohen ,  sollte  die  Geistliehkeit  dem 
Herrn  innerhalb  eines  Tages  Anzeige  machen,  und 
ihm,  wenn  er  Verzeihung  versprochen  hatte,  den 
Sklaven  herausgeben. 

6  c  6.  C.  J.  1. 12,  wobei  die  früheren  Gesetze 
über  den  räumlichen  Umfang  des  Asyls  aufrecht 
erhalten  wurden. 

7  S.  0.  S.  381.  n.  4  u.  oben  Anm.  1. 

8  c  6  dt :  „nuUos  penitus  cuiuseumque  oon- 
didonis  de  sacrosanctis  ecclesiis  orthodoxae  fldei 
expelii  aut  tradi  vel  protrahi  confugas  neo  pro 
his  venerabiles  episcopos  autrellgiosos  oeconomos 
exigi,  quae  debeantur  ex  eis :  qui  hoc  mollri  aut 
facere  aut  nuda  saltim  cogitatione  aut  tractatu 
ans!  fuerint  temptare,  capitali  et  ultima  supplidi 
anlmadversione  plectendi  sunt''. 

0  Die  Flüchtlinge  sollten  unbeschadet  des 
Asylrechtes  den  Richtern  Rede  stehen,  nöthigen- 
falls  dazu  aus  ihrem  Versteck  in  den  Räumen  der 
Kirche  durch  den  Oekonomen  oder  einen  anderen 
Geistlichen  vorgeführt  werden.  Bei  Verweigerung 
der  Einlassung  konnte  zur  Exekution  in  das 
ausserhalb  der  Kirche  befindliche  Vermögen  ge- 
schritten werden.  Das,  was  im  Asyl  befindlich 
oder  bei  den  Klerikern  verborgen  war,  sollte  Ton 
dem  Oekonomen  zu  dem  gedachten  Behufe  heraus- 
gegeben werden.  Sklaven,  Colonen,  adscriptitii, 
Dienstboten  und  Freigelassene,  welche  Sachen 
zerstört  oder  entwendet  oder  sich  selbst  der  Ge- 
walt ihrer  Herren  entzogen  hatten ,  sollten  mit 
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Die  Justinianeische  GesetEgebniig  sah  sieh  dagegen  wegen  der  durch  die  zu 
weite  Aosdehnnng  des  Asylrechtes  fttr  die  Rechtspflege  entstandenen  Uebelstände  wieder 
veranlaast,  dasselbe  einzuschränken.  Einmal  wurde,  was  die  Verbrecher  betraf,  den 
Mördern,  Ehebrechern  und  Jungfrauenrftubem  die  Vergünstigung  des  Asyls  genom- 
men ^  Ferner  schloss  Justinian  dieselbe  auch  fttr  diejenigen,  welche  öffentliche  Abga- 
ben schuldeten,  aus  ^,  insbesondere  aber  entzog  er  den  Einnehmern  der  letzteren,  welche 
dieselben  zum  Nachtheil  des  Fiskus  zurückhielten,  den  Schutz  des  kirchlichen 
Asyls  3,  indem  er  zugleich  die  Bischöfe  und  Kleriker ,  welche  solche  Flflchtige  in 
ihren  Kirchen  dulden  würden,  ftlr  die  dem  Staate  entstehenden  Ausfillie  haftbar  er- 
klirte,  und  mit  der  Strafe  der  Entfernung  aus  ihren  kirchlichen  Aemtem  bedrohte^. 
Für  diejenigen,  welche  wegen  Privatschulden  in  die  Kirche  flüchteten ,  wurde  das 
Asylrecht  zwar  nicht  beseitigt,  indessen  sollte  ihre  Vorführung  vor  Oericht^,  unter 
Wahrung  ihres  Rechtes  auf  Bückkehr  in  das  Asyl,  und  selbst  die  Vollstreckung 
der  Exekution  unter  Beobachtung  der  den  Kirchen  schuldigen  Ehrfurcht  nicht  aus- 
geschlossen sein. 

Das  Asylrecht,  wie  es  sich  im  römischen  Reich  gestaltet  hatte,  suspendirte  dem- 
nach im  Interesse  der  Wahrung  der  Heiligkeit  der  kirchlichen  Oebftude  ^  das  Recht 
der  öffentlichen  Gewalt  und  der  öffentlichen  Beamten,  bestimmte  Personen,  welche 
in  die  Kirche  geflüchtet  waren,  zwangsweise  und  wider  ihren  Willen  ans  derselben 
und  den  dazu  gehörigen  Räumen  zu  entfernen,  um  sie  zur  Bestrafung  zu  ziehen  oder 
sie  durch  Zwang  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten.  Ein  Recht  auf 
Straflosigkeit  oder  Freiheit  von  seinen  Verbindlichkeiten  erhielt  der  Flüchtige  seiner- 
seits nicht.  Die  weitere  Bestimmung  über  das  Schicksal  des  Flüchtigen  stand  in  der 
Hand  der  Kirche,  d.  h.  des  Bischofs,  welcher  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht  hatte, 
ihn  in  der  Kirche  und  den  dazu  gehörigen  Räumen  zu  dulden,  und  fttr  ihn  Fürsprache 
bei  der  weltlichen  Obrigkeit,  bei  dem  Gläubiger  oder  bei  dem  Herrn  einzulegen. 
Regel  war  es  wohl,  dass  er  den  Flüchtling  nicht  aus  der  Earche  entfernen  Hess  und 
ihm,  schon  um  ihn  nicht  zu  lange  innerhalb  der  kirchlichen  Räume  beherbei^en  zu 
müssen,  Erleichterung  seiner  Lage  oder  Milderung  der  ihm  drohenden  Strafe  zu 
verschaffen  suchte  7. 


der  gebührenden  kirohlichen  Strafe  belegt  oder  und  Aegypten  noch  edict.  XIII.  c.  10.  c  11.  $.  3. 

zurechtgewiesen,    nnd  nachdem    ihnen  eidlich  c.  20.  c  !ä.  $$.  3.  4. 

Verzeihung  zugesichert  worden  war,  Ihren  Herren  ^  Der  Piovinzlalvorsteher  konnte  dem  in  An- 

zurüokgegehen  werden,  „ne  patronis  sen  dominis  spmch  genommenen  einen  s.  g.  X6f  o< ,   einen 

per  ipaorum  absentiam  obsequia  Insta  denegentur  Sicherheits-  oder  Geleitsbrief,   aber  auf  nicht 

et  ipsi  per  inoommodum  ecoleslae  egentinm  et  länger  als  30  Tage  ertheilen ,  um  so  seine  Yor- 

panperum  alantur  expensis'^.  Endlich  wurde  den  fuhrung  ror  Gericht  und  die  Verhandlung  des 

Oekonomen  und  Defeneoren  der  Kirche  die  Pflicht  Prozesses  zu  ermöglichen.    Verzichtete  der  Be- 

auferlegt»  die  Verhältnisse  der  Flüchtigen  behufs  klagte  nach  seiner  Verurtheilung  nicht  auf  den 

Mitiheilung   des  Erforderlichen  an  die  Richter  Xö^o«,  so  sollte  er  in  das  Asyl  zurückgeführt,  und 

und  die  sonst  Bethelllgten  jcu  untersuchen.  dann  mit  der  Exekution  vorgegangen  werden. 

1  Not.  17  (▼.  536)  c.  7.  pr.  u.  Nov.  37.  Nov.  17.  c.  6,  edict.  II.  pr.  §•  1. 

2  c  7  $.  1. 1.  c,  unter  gleichzeitiger  Wiederein-  ^  Das  zeigt  namentlich  die  schwere  Strafe  für 
führung  der  eigenen  Haftbarkeit  der  Oekonomen  die  Verletzung  des  Asylrechtes,  s.  o.  S.  382. 
und  Defbn«oren  für  den  Fall,  dass  sie  die  Fluch-  "^  Die  kirchlichen  Kanones  enthalten  nur  sehr 
tigen  den  Exekutlvheamten  entziehen  oder  die  vereinzelt  Bestimmungen  darüber ,  wie  sich  der 
Uehnng  von  thätUchem  Widerstand  gegen  diese  Bischof  gegenüber  den  in  das  Asyl  Geflohenen 
gestatten  sollten.  verhalten  sollte.  Es  gehört  hierher  Orange  I.  v. 

3  Nov.  128.  c.  1  V.  535  u.  edict  II.  pr.  $.  1.  Vgl.  441.  c.  5 :  „Eos  qui  ad  ecdesiam  confugerint  tradi 
auch  noch  edict.  X.  c  1.  non  oportere ,  sed  loci  reverentia  et  intercessione 

*  Ed.  X.  dt.    VgL  übrigens  für  Alexandrien  defendi"*;    femer  Arles  II.  v.  443  o.  452.  c.  31, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  Ml. 


In  den  germanischen  Reichen  konnten  in  Folge  der  hier  yerbreiteten  Be- 
arbeitungen des  römischen  Rechts  die  Omndsätze  desselben  Aber  das  Asylreoht  nicht 
anbekannt  bleiben.  Aber  gegenüber  den  hier  in  Oeltung  befindlichen  Institiiten  der 
Blutrache  und  der  Fehde  war  es  nicht  möglich,  sie  nnverftndert  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Ein  unbedingtes  Recht  des  Bischofs,  über  die  Auslieferung  des  Flflchtlings 
zu  entscheiden,  war  mit  den  germanischen  Rechtsanschanungen  nicht  vereinbar,  man 
gewährte  vielmehr  hier  dem  Flüchtigen  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  das  kirchliche 
Asyl  in  Anspruch  genommen  hatte,  nur  eine  Milderung  der  Strafe,  namentlich  die 
Befreiung  von  der  Todesstrafe  oder  auch  von  anderen  körperlichen  Strafen,  also 
dasjenige,  was  höchstens  durch  die  Vermittelung  des  Bischöfe  zu  erreichen  war.  Die 
Geistlichkeit  hatte,  wenngleich  ihre  Vermittelung  immer  zunächst  nachgesucht  werden 
musste,  und  eine  gewaltsame  und  unberechtigte  Verletzung  des  Asyls  unter  Strafe 
gestellt  war,  die  Pflicht,  den  Flüchtigen  auszuliefern,  mindestens  dann,  wenn  ihr  Ge- 
währ für  die  vorgeschriebene  Milderung  der  Strafe  gegeben  war.  Dies  ist  der 
Standpunkt,  welchen  die  burgundische^  und  die  westgothische  Gesetzge- 
bung einnehmen  2. 

Im  mero  vingisohen  Reiche  hat  nicht  die  staatliehe,  sondern  die  kirchliche 
Gesetzgebung  das  Asylrecht  zuerst  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht.  Aber  auch  hier 
musste  die  Kirche  das  römische  Recht,  nach  welchem  der  Bischof  die  freie  Verfftgung 
über  den  Flüchtigen  hatte ,  einschränken,  und  sah  sich  genöthigt,  bestimmte  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  die  Auslieferung  erfolgen  musste ,  aufzustellen.    Das  erste 


welches  zngleicli  für  Sklaven  die  klTchliche 
Intercesslon  bei  den  Herren  derselben  Yorschieibt, 
and  die  letzteren,  wenn  sie  ihre  SklaTen,  welche 
in  Folge  des  Eintretens  der  Kirche  für  sie  frei- 
willig das  Asyl  verlassen  haben ,  bestrafen ,  als 
Feinde  der  ELlzche  exoommnnicirt.  Dagegen  er- 
giebt  c.  10  (Gelas.  I.)  C.  XVII.  qn.  4  in  der  frag- 
lichen Beziehung  nichts. 

i  Nach  1.  Rom.  Bnrg.  tit.  U.  $.  5  wird  für  Mord 
nnd  Todtschlag  die  Todesstrafe  durch  das  Asyl 
ausgeschlossen,  dagegen  soll  der  Thäter  mit 
der  Hüfte  seines  Yermogens  den  Erben  des  Oe- 
todteten  zugesprochen  werden,  während  die 
übrige  Hälfte  seinen  eigenen  Erben  zufällt.  Auf 
denselben  Anschauungen  beruhen  $$.  2.  6  ibid. 
u.  1.  Gundob.  LXX.  2.  Das  Nationalkonzil  von 
Epaon  Y.  617  c.  39 :  „Servus  reatu  culpabilis,  si 
ad  ecdesiam  confugerit ,  a  corporalibus  tantum 
suppliclis  excusetui.  De  capillis  vero  vel  quo- 
cumque  opere  placuit  a  dozoino  luramenta  non 
exigi'^  (nach  welchem  also  der  Herr  den  Sklaven 
scheeren  lassen  kann ,  s.  Löningi,  575.  n.  2) 
stimmt  mit  der  1.  Rom.  Burg.  II.  J.  3  flberetn, 
da  letztere  dem  Sklaven  ,  wenn  er  des  Todtschlags 
schuldig  ist,  gleichfalls  Freiheit  von  der  Todes- 
strafe zusichert.  Aus  dem  romischen  Recht  ist 
die  Vorschrift  (1.  o.  $.  4)  entnommen ,  dass  das 
Asylreeht  einem  bewafhieten  Sklaven  nicht  zu 
statten  kommt ,  dieser  vielmehr  unter  Mitwissen 
des  Bischofs  aus  der  Kirche  entfernt  werden  solL 

3  Das  Breviarlum  Alaricianum  (0.  Tb.  lY.  34. 1) 
giebt  allerdings  noch  das  römische  Recht  wieder, 
Dfthn,  Konige  der  Germanen  6,  374(2.  Ausg.), 
und  von  den  spanischen  Konzilien  vor  der  Be- 
kehrung der  Westgothen  enthält  nur  Lerida  v. 


524  0.  546.  c  8  (c.  19  0.  XVII.  qu.  4)  eine  die 
Wahrung  des  Asylrechtes  fOr  die  eigenen  Sklaven 
und  die  Schüler  der  Kleriker  betreffende  Bestim- 
mung. Die  1.  Visigoth.  VI.  tit.  V.  16  gestaUet 
dagegen,  den  Todtsohläger  oder  Mörder,  wenn 
ihm  eidlich  Freiheit  von  der  Todesstrafe  zuge- 
sichert ist,  nicht  nur  mit  Wissen  der  Geistlich- 
keit aus  der  Kirche  zu  entfernen ,  sondern  ver- 
pflichtet die  letztere  sogar  dazu  (was  conc  Tolet 
V.  681  c.  10,  auch  in  c.  35.  C.  XVII.  qu.  4,  all- 
gemein auch  für  andere  Fälle  ausspricht).  Femer 
tritt  in  Folge  der  Aufsuchung  des  Asyls  statt 
der  Strafe  des  Feuertodes  für  Ehebruch  oder 
Eheschliessung  einer  Frau  mit  dem  eigenen  Skla- 
ven oder  Freigelassenen  die  Sklaverei,  III.  tit.  2. 
und  für  die  auf  die  Entführung  gesetzte  Todes- 
strafe die  ebengedaohte  Strafe ,  HI.  tit.  IH.  2, 
endlich  für  die  sonst  ebenfalls  mit  dem  Tode  zu 
büssende  Fahnenflucht  des  Centenars  Degradation 
und  Geldstrafe  ein,  IX.  tit.  II.  3  ,  während  für 
Ueberläufer  und  Landesverräther  die  Milderung 
der  Strafe  in  der  Hand  des  Königs  steht,  eone. 
Tolet.  VI.  V.  638.  c.  12.  Die  gewaltsame  Ent- 
fernung des  Geflüchteten  aus  dem  Asyl ,  welches 
Altar,  OhoT  und  Portikus,  also  die  Kirche,  femer 
das  Haus  des  Bischofs  und  einen  Umkreis  von 
30  Schritten  umfasst,  VI.  tit.  V.  16;  IX.  tit.  U. 
3olt.  u.  tit.  III.  2;  conc  Tolet.  XII.  v.  681. 
c.  10  dt.,  wird  bei  vom  Könige  zu  verhängender 
Strafe  und  unter  Androhung  der  Exkommuni- 
kation verboten,  conc.  Tolet  dt.,  1.  Visig.  IX. 
tit.  HI.  1.  2.  4,  Jedoch  bezieht  sich  dies  nicht 
auf  solche ,  welche  bewaffnet  in  die  Kirche  ge- 
flohen sind.  Schuldner  und  Sklaven,  welehe  das 
Asyl  in  Anspruch  nehmen,  sollen  von  der  Geist- 


f  221.]  Die  Verwaltung  des  Kultus.  Das  Asylrecht  der  kirchlichen  Gebäude. 
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KatioiuJkoiizil  von  Orleans  ^  machte  dieselbe  davon  abhängig,  dass  dem  in  die  Kirche 
oder  in  das  Hans  des  Bischofs  geflohenen  Verbrecher  eidlich  die  Befreiung  von  der 
Todes-  und  anderen,  namentlich  verstttmmelnden  Strafen,  sowie  die  Empfangnahme 
derBnsse  zugesichert  wnrde,  indem  es  zugleich  die  Nichtinnebaltnng  dieser  eidlichen 
Zusicherung  mit  der  Exkommunikation  bedrohte  ^.  Erst  später  wurde  die  Verletzung 
des  Asylreolites  durch  Gewalt  und  List  mit  derselben  kirchlichen  Strafe  belegt ',  und 
die  Aufhebung  der  letzteren  von  derBttokgabe  des  gewaltsam  Entfernten  in  die  Kirche 
sbhängig  gemacht.  In  diesem  Umfange  hat  dann  auch  die  weltliche  Gesetzgebung 
das  Asylrecht  anerkannt  4.  Nichts  destoweniger  ist  dasselbe  oft  genug  bei  dem  ge- 
waltihätigen  Sinne  der  damaligen  Zeit  verletzt  worden^,  und  daher  hat  sich  die 
Kbche  wiederholt  genöthigt  gesehen,  die  darüber  erlassenen  Vorschriften  zu  er- 
neuernd^. 


tichkeit,  nachdem  dieselbe  in  Betreff  der  Tilgung 
der  Schuld  und  der  Verzeihung  des  Herrn  die 
Yermitielung  übernommen  hat ,  gleichfalls  nicht 
weiter  in  der  ELirche  geduldet  werden ,  1.  c.  IX. 
tit.  m.  3.  4  n.  V.  tlt.  V.  17.  Vgl.  auch 
Dahna.  a.  O. 

Daaostgothische  Recht,  ed.Theodone.S^70. 
71  giebt  in  Betreff  der  Sklaren  nnd  der  öffent- 
lichen Schuldner  das  römische  Recht  wieder,  s. 
0.  S.  381.  n.  4  n.  S,  382.  n.  6.  Wenn  nach 
Cassioder.  Var.  III.  47  für  einen  in  die  Kirche 
geflfiehteten  TodtschlägcT  durch  den  König  die 
Todesstrafe  in  lebenslängliches  Exil  verwandelt 
worden  ist,  so  schliesst  dies  die  gemachte  An- 
nahme nicht  ans ,  da  der  Bischof  unter  solchen 
Umstanden  die  Heransgabe  der  Flüchtigen  nicht 
gut  Yorweigem  konnte.  S.  auch  D  ahn ,  Könige 
d.  Germanen  3,  190. 

«  Vom  J.  511.  c.  1  (auch  als  c.  36.  0.  XVH. 
qu.4}:  „De  homiddis,  adnlteris  et  furibns,  sl  ad 
eeclesiam  confngerlnt,  id  constituimns  observan- 
dum ,  quod  ecclesiastici  canones  decievemnt  et 
lex  Bomana  constitult ,  nt  ab  eccleslae  atriis  rel 
domo  epiflcopi  eos  abstrahl  omnino  non  liceat,  sed 
nee  aliter  eonsignarl  nlsi  ad  erangelia  datls  sacra- 
mentis  de  morte,  de  debllitate  et  omni  poenarum 
genere  sint  seenri,  ita  ut  ei  cul  reus  fuerit  crimi- 
nosus  de  satisfactlone  couTeniat.  Quod  si  sacra- 
menta  sua  qnis  convlctus  fuerit  violasse,  reus 
peijnzii  non  solum  a  communione  ecdesiae  Tel 
omnium  clericorum,  yemm  etiam  a  catholicorum 
eouTlvloseparetur.  Quod  sl  is  oui  res  est,  nolnerit 
sibi  intentione  faclente  componi  et  ipse  reus  de 
ecdeda  actus  timore  dlscesserit,  ab  eccleslae  cle- 
rieis  non  qnaeratur'^  (der  letzte  Satz,  von  H  e  f  e  1  e 
2,  661  missyerstanden  bedeutet,  dass,  wenn  der 
Verletzte  sich  auf  den  Vergleich  nicht  einlassen 
will ,  und  der  Schuldige  aus  Furcht  geflohen  ist, 
die  Geistlichen  nicht  von  dem  verfolgenden  Richter 
▼erantwortlich  gemacht  werden  können ,  s.  auch 
Loning2,  537. 

»  c.  2  des  cit.  Konzils  (c.  3  0.  XXXVI.  qu.  1) 
enthält  noch  besondere  Vorschriften,  nach  denen 
der  EntfQhrer  unter  Versehonung  mit  der  Todes- 
und  anderen  Strafen  entweder  Sklave  werden 
oder  sich  durch  Zahlung  des  Wergeides  an 
die  Entführte  oder  ihren  Huntwalt  lösen  soll. 
Endlich  müssen  nach  c.  3  (c.  36.  $.  1  C.  XVII. 

Binse hi HS,  Kiichenrecht.  IT. 


qu.  4)  geflüchtete  Sklaven  ihrem  Herrn,  wenn 
dieser  eidlich  ihnen  Freiheit  von  Strafe  zuge- 
sichert hat ,  zurückgegeben  und  dann  auch  viider 
ihren  Willen  aus  der  Kirche  entfernt  werden, 
wogegen  der  Herr,  falls  er  seine  eidliche  Zusage 
bricht,  mit  der  Exkommunikation  bestraft  vdrd. 
VgL  hierzu  auch  Cbegor.  Turon.  bist.  v.  3. 

8  0.  21  Orleans  IV.  v.  541. 

*  Decretio  Chlotharil  regls  (von  Boretius 
capit  1 ,  3  zwischen  511  u.  558  gesetzt,  s.  auch 
Hartmann,  Forschgen.  z.  deutsch.  Gesch.  16, 
608)  c  14 :  „Nullus  latronem  vel  quemlibet  cul- 
pabilem ,  sicut  cum  episcopis  convenit ,  de  atrio 
eccleslae  extrahere  praesumat.  Quod  si  sunt 
eccleslae,  quibus  atrlae  dausae  non  sunt,  ab 
utriusque  partibus  parietum  terrae  spadum  ari- 
pennis  pro  atrio  observetur  . .  .  c.  15:  „Quod  si 
cuinslibet  servus  deserens  dominum  suum  ad 
eeclesiam  confugerit,  ubi  primum  dominus  eins 
advenerit,  continuo  exousatus  reddatur,  futurum 
ut,  si  de  precium  convenerit,  non  negetur.  Quod 
sl  repetenti  domlno  datus  non  fuerint ,  sed  fu- 
gerint,  Uli  qui  eum  reddere  nolnerit  eins  precium 
reddat:  postmodum,  si  invenitur  et  placuerit, 
receptum  predum  domino  reformetur''.  Sicher 
sind  diese  Bestimmungen  nach  dem  1.  Konzil  v. 
Orleans,  dessen  Vorschriften  sie  offenbar  vor  sich 
gehabt  haben  ,  erlassen ,  ob  aber  auch  erst  nach 
dem  4.  Konzil,  bldbt  zweifelhaft.  Sie  erkennen 
das  Asylrecht  an ,  setzen  aber  keine  weltliche 
Strafe  auf  die  Verletzung  desselben. 

Femer  bestimmt  die  decretio  Ohildebertl  II.  t, 
596  (Boretius  Lei,  15)  c.  4  in  Betreff  der 
Entführung ,  dass  der  Entführer  die  sonst  ange- 
drohte Todesstrafe  wegen  des  Asylrechtes  nicht 
erleiden,  sondern  allein  oder,  wenn  die  Entführte 
in  die  Entführung  eingewilligt  hat,  auch  diese 
mit  Verbannung  bestraft  werden  soll ,  setzt  aber 
andererseits  auch  die  Pflicht  des  Bischofs  fest, 
die  Flüchtigen  herauszugeben. 

6  Gregor.  Turon.  bist  IV.  13.  18;  V.  3;  VI. 
12;  VII.  22.  29.  FUle,  in  denen  das  Asylrecht 
geachtet  worden  ist,  ibid.  V.  2;  IX.  3.  58. 

^  Allgemein  Maoon  II.  585.  c.  8 ;  conc.  ine. 
loci  c.  9,  Rheims  624  o.  625.  c.  7;  Glichy  626. 
c.  9 ,  speciell  in  Betreff  der  Sklaven  Orleans  V, 
549.  c.  22w 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirche  durch  dieselbe. 


[§.W1. 


Die  karolingische  Gesetzgebung  ist  dadaroh,  dass  sie  an  dem  fraher^i 
Grundsatz ,  dass  durch  das  Asylrecht  die  Anwendung  von  Todes-  und  anderen 
Leibesstrafen  ausgeschlossen  werde,  festgehalten ,  die  Auslieferung  aber  nicht  von 
der  Zusicherung  der  Verschonung  mit  diesen  Strafen^  abhängig  gemacht  hat^,  zn 
demselben  Standpunkt ,  wie  frtlher  das  burgundische  und  westgofhische  Becht^,  ge- 
langt.  Eigenthümlich  ist  ihr  aber,  dass  sie  den  schon  zum  Tode  verurtheilten  Ver- 
brechem^  das  Asylrecht  versagt^.  Obwohl  allerdings  seitens  der  Geistlichkeit  in 
letzterer  Beziehung  eine  Aenderung  beantragt  worden  zu  sein  scheint  <^,  hat  die 
karolingische  Gesetzgebung  doch  an  dem  einmal  eingenommenen  Standpunkt  an- 
verrückt  festgehalten^. 


1  Wie  die  meiowingischen  Konzilien  ,  s.  o. 
S.  385. 

2  Gap.  leg.  add.  a.  803.  c.  3  :  „Si  quis  ad  eccle- 
siam  confagium  fecerlt,  in  atrio  ipslus  ecclesiae 
pacem  habeat  nee  sit  ei  necesse  ecdesiam  ingredi, 
et  nnllos  cum  inde  per  vim  abstrahere  prae- 
samat;  sed  liceat  ei  conflteil ,  quod  fecit  et  in- 
de per  manus  bonorum  hominum  ad  discnssionem 
in  puMico  perducatui'' ;  auch  Anseg.  cap.  I.  144 
(Boret.  1,  113.  411),  und  femer  c.  2  Gaplt.  de 
partib.  Saxon.  v.  775—790,  1,  c.  p.  68:  „Si  quia 
confagium  fecerit  in  ecclesiam  nullus  eum  de  eccle- 
sla  per  violentiam  expellere  praesumat,  sed  pacem 
habeat  usque  dum  ad  pladtum  praesentetur  et 
propter  honorem  dei  sanctoramqne  ecclesiae  Ipsins 
reverentiam  concedatnr  ei  ylta  et  omuia  membra. 
Emendet  antem  causam  in  quautum  potuerit  et 
ei  fueritludicatum :  et  sie  ducatur  adpraesenüam 
domni  regia  et  ipse  eum  mittat ,  ubi  clementiae 
ipsius  placuerit". 

8  S.  0.  S.  384. 

*  Ob  die  decr.  Childeb.  IL  v.  596  (s.  o.  8.  385. 
n.  4)  ledigUch  den  Fall  des  bereits  zum  Tode  Yer- 
urtheilten  Entführers  im  Auge  hat,  so  v.  Bl  c  h  t- 
hofen,  zur  lex  Saxonum.  Berlin  1868.  S.  193, 
ist  nach  dem  Wortlaut  nicht  sicher. 

5  Cap.  HarisUll.  v.  779  c.  8.  B  oret.  1,  48: 
,,Ut  homicidas  aut  caeteros  reos,  qui  legibus  mori 
debent ,  si  ad  ecclesiam  oonfugerlnt ,  non  excu- 
sentur,  neque  eis  ibidem  vic.tus  detur'S  und  dazu 
lex  Saxon.  c.  24:  ^^Capitis  damnatus  nusquam 
habeat  pacem;  si  in  ecclesiam  confugerit,  red- 
datur^'.  Man  hat  zwischen  dieser  letzteren  Stelle 
und  der  dt.  capit.  de  part.  Saxon.  einen  Wider- 
spruch sehen  wollen,  Rettberg,  Kirchengesch. 
2,  748;  Waitz,  Yerfassungsgesch.  4,  429; 
U  Singer,  Forschungen  z.  lex  Saxon.  Berlin 
1857.  S.  20;  Abegg  1  Ztsch.  f.  Rechtsgesch.  7, 
269 ,  und  behauptet ,  dass  durch  die  capit.  (s. 
Anm.  2)  dem  Asylreoht  für  Sachsen  aus  Politik, 
im  Interesse  der  Erhöhung  des  Ansehens  des 
Ghristenthums,  eine  grössere  Ausdehung  hat  ge- 
geben werden  sollen.  Dabei  Ist  aber  völlig  über- 
sehen, dass  dies  letztere  Gesetz  von  den  zum  Tode 
▼erurtheilten  Yerbrechem  nicht  das  Mindeste  er- 
wähnt, während  die  lex  Saxon.  g^radeiTon  diesen 
allein  handelt,  ebenso  wie  auch  cap.  Harist.  dt. 
blos  auf  die  schon  zum  Tode  Terartheilten  be- 
zogen werden  kann,  vgl.  t.  Richthof  en  a.  a. 
p.  S.  192ff.  424.  u.  in  LL.  5,  64  n.  78. 

Endlich  trifft  nach  den  Gap.  legibus  addenda 
818.  819  c.  1.  Boret.  1,  281  dei^enigen ,  wel- 


cher einen  anderen  In  der  Kirche  getSdtet  hat, 
stets  die  Todesstrafe. 

Die  lex  Alamann.  tit.  lU.  (LL.  3,  47)  steht  im 
wesentlichen  auf  dem  Standpunkt  der  merovingi- 
sehen  Konzillen  (s.  o.  S.  385) ,  nur  yerlangt  sie 
statt  der  eidlichen  Zusicherung  der  Yeischonang 
mit  Strafen  die  Bestellung  eines  wadium  darch 
den  Herrn  und  bestraft  tit.  lY.  die  YerletEung 
des  Asylrechts  mit  Komposition  an  die  Kirche  und 
mit  frednm  an  den  Fiskus,  ohne  ausdrüoklioh 
das  Prinzip,  dass  durch  das  Asylrecht  Todes-  und 
Leibesstrafen  fortfallen,  auszusprechen.  Dies 
thut  dagegen  die  lex  Baiuwarlor.  tit.  I.  $.7  pxin- 
zipiell,  während  sie  die  Zahlung  yon  Komposltlou 
und  Fredum  allein  für  den  Fall  der  eigenmäch- 
tigen Entfernung  eines  flüchtigen  Sklaven ,  wel- 
chen freilich  die  lex  Alamannorum  auch  haupt- 
sächlich behandelt,  festsetzt. 

^  Die  Forderung  des  Konzils  von  Mainz  813 
c  39,  Mansi  14,  73  (auch  c.  9  G.  XYIL  qu.  4) : 
„Renm  confugientem  ad  ecclesiam  nemo  abstia- 
here  audeat  nee  inde  donare  ad  poenam  vel  ad 
mortem,  ut  honor  del  et  sanctorum  eins  oonser- 
vetur.  sed  rectores  ecdesiamm  pacem  et  vltam 
ac  membra  elus  obtlnere  stndeant,  tarnen  legi- 
time eomponat  quod  Inique  fedt"  (s.  Bd.  III. 
S.  550),  hat  nur  dann  eine  Bedeutung,  wenn  man 
sie  In  diesem  Sinne  yersteht ,  denn  anderenfalls 
würde  sie  nur  dasjenige  beanspruoht  haben,  was 
schon  gesetzlich  anerkannt  war. 

7  Denn  eine  Aenderung  Ist  nicht  erfolgt,  na- 
mentlich enthalten  die  Gaplt  v.  813  (s.  Bd.  III. 
S.  550.  n.  7)  nichts  über  das  Asylrecht  Bone- 
diktus  Levlta,  welcher  I.  337  (s.  auch  c.  20.  C. 
XYII.  qu.  4)  die  Yorschrlft  der  1.  Baluaw.  tit.  I. 
7  cit  über  die  gewaltsame  Entfernung  des  Skla- 
Ton  durch  den  Herrn  aus  dem  kirchlichen  Asyle 
wiedergiebt  und  sie  durch  Androhung  der  öffent- 
lichen Kirchenbttsse  für  diesen  verschärft,  wie- 
derholt zwar  in.  174  die  Bestimmungen  des 
römischen  Rechts  über  den  Yerlust  des  Asylxeehts 
für  bewaffnete  Flüchtlinge  und  über  die  Todes- 
strafe für  Yerletzung  des  Asyls  der  Kirche  und 
der  Pertinenzen  desselben.  Dies  sind  indessen 
nur  Wünsche  der  kirchlichen  Reformpartei  ge- 
wesen, welche  nicht  praktisches  Recht  geworden 
sind. 

Auch  das  angelsächsische  Recht  hat  den- 
selben Grundsatz,  wie  die  übrigen  germanischen 
Rechte,  dass  der  flüchtige  Yerbreoher  durch  das 
Asylrecht  Freiheit  yon  Todes-  und  Leibesstrafe 
erlangt,,  s.  König  Ine's  Oesetze  cö,  Schmid, 
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In  den  nftehsten,  der  karolingiachen  Zeit  folgenden  Jahrhunderten  fliessen  die 
Quellen  über  das  Asylrecht  sehr  spärlich.  Weltlicherseits  hat  man  ofifenbar  an 
dem  Mher  begrflndeten  Rechtszustande  nichts  geändert^.  Die  Kirche  begnügte 
sich  damit ,  die  gewaltsame  Verletzung  des  Asylrechts  zu  verbieten  ^  und 
einzehoie  zweifelhafte  Punkte ,  so  namentlich  die  privilegirten  kirchlichen  Räumlich- 
keiten näher  festzustellen 3.  Ja,  das  Papstthnm  hat  selbst  in  der  Zeit  seiner  Macht- 
hdlie  nicht  nur  den  in  der  früheren  germanischen  Zeit  festgehaltenen  Grundsatz, 
dass  das  Asybrecht  keine  Straflogkeit  herbeiführe,  und  die  Kirche  die  Entfernung 
des  flüchtigen  Verbrechers,  falls  er  mit  Todes-  und  anderen  Leibesstrafen  verschont 
bleibe^,  nicht  hindern  dürfe,  ausdrücklich  anerkannt,  sondern  auch  im  Interesse  der 
Bechtssieherheit  fftr  gewisse  schwere  Verbrecher,  für  die  öffentlichen  Räuber^,  die 
nächtlichen  Verwüster  von  Aeckem^,  die  Mörder^  und  für  diejenigen,  welche  ab- 
aichtlich,  um  des  Schutzes  der  Kirche  zu  gemessen ,  andere  gerade  in  derselben  oder 
auf  dem  Kirchhofe  tödten  oder  verstümmeln^,  das  Asylrecht  für' ausgeschlossen 
erklärt. 

n.  Die  kanonistische  Lehre  vom  Asylrecht.  Auf  Grund  des  im 
Dekretum  Gratians^  und  des  in  den  Dekretalensammlungen  ^^  enthaltenen,  nicht  allzu 
reichen  Quellen-Materials  hat  die  kanonistische  Doktrin  seit  dem  13.  Jahrhundert 
die  Theorie  vom  Asylrecht  des  Näheren  ausgebildet,  und  diese  ist  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert durch  die  päpstliche  Gesetzgebung  ^^  theils  mit  gesetzlicher  Anerkennung  ver- 
sehen, theils  einzelnen  Aenderungen  unterworfen  worden. 

Heute    ist    allerdings    das    Asylrecht    nicht    mehr  praktisch,    aber    da  die 


Gesetze  d.  Angelsaehseu  2.  Aufl.  S.  23 ;  vgl.  ferner 
Aelfreds  leg.  Anglicae  c.  5,  a.  a.  0. 8. 73.  S.  auch 
Wilda,  Strafrecht  S.  54a  642  u.  Phillips, 
angelsachs.  Rechtsgesch.  $.  Ö2. 

1  S.  z.B.  die  spaniache  Reichssynode  v.  Goyaca 
V.  lOöO  (Bd.m.  S.  676  Anm.)  c.  12,  Mansi  19, 
789 :  „praedpimus,  nt  si  qulUbet  homo  pro  quali- 
cnmque  cnlpa  ad  ecclesiam  confagerit,  non  sit  au- 
sus  aliquis  eum  inde  vlolenter  abstrahere  neo  perse- 
qui  intra  dextros  ecclesiae  qni  sunt  XXX  passus 
sed  suhlato  mortis  perlculo  et  corporis  detur- 
batione,  faciat  quod  lex  Gothlca  iubet.  Qu! 
aliter  fecetit,  anathemasitet  solYatepiscopoiOOO 
solides  purisflimi  argenti". 

2  Nicolai  I.  resp.  ad  Bulgar.  v.  866.  c.  95, 
Mansi  15,  430;  Pi?aH35cl4,  Mansi  21, 
490  unter  Androhung  der  Exkommunikation  j 
ebenso  Rhelms  1148  c.  14,  ibid.  p.  717,  Von 
Partikularsynoden  geboren  hierher  noch  Ronen 
1190  c  18,  Man  si  21,  584.  u.  S.  Quentin  1231. 
c  6,  Go u  s se  t ,  les  actes  de  la  proriuce  ecoMs.  de 
Reims  2,  357  ff.  Das  Dekret  Gratiaus  weist  eine 
Reihe  der  früheren  Yorschriften  aus  verschiedenen 
Zeiten  bis  zur  Lateransynode  v.  1059  aut  Sie 
sind  in  den  vorangehenden  Anmerkungen  citirt. 

3  Oonc  Later.  1059,  s.  ep.  Nicolai  II.  ad  episc. 
Galliae,  Mansi  19,  873:  „De  conflniis  coeme- 
teriomm  . . .  statuimus  ita :  ut  maior  ecclesia  per 
ciicnltum  LX  passas  habeat ,  capellae  vero  sive 
minorea  ecolesiae  XXX.  Qul  autem  oonfinium 
eorum  InMngere  tentaverit  vel  personam  hominis 


aut  bona  eins  inde  abstraxerit,  nisi  publieus  latro 
fuerit,  quousque  emendet  et  quod  rapuerit,  red- 
dat ,  excommunlcetur'^ ,  auch  in  c.  6  G.  XYII. 
qu.  4;  Glermont  1095. c 29.  30,  Mansi  20,  818, 
dehnt  das  Asylrecht  auch  auf  die  Kreuze  am 
Wege  aus. 

^  Das  spricht  auch  c.  30  Glermont  cit.  aus- 
drucklich aus. 

^  So  schon  Later.  v.  1059  cit.  S.  des  Näheren 
darüber  unten  S.  390. 

®  c.  6  (Innoc.  III)  X  de  immunit  occles.  III. 
49,  die  Hauptstelle  für  die  ganze  Lehre. 

^  c.  1  (Exod.  XXI.  14)  de  homic.  V.  12. 

8  c.  10  (Gregor.  IX)  X  h.  t. 

9  S.  darüber  Anm.  2. 

^0  Es  kommt  nur  III.  49  in  Betracht,  und  zwar 
ausser  den  citirten  Stellen  noch  c.  9  (Gre- 
gor IX> 

11  S.  Const.  Gregor.  XIY.  Gum  alias  v.  24.  Mai 
1591  ausser  in  den  Bullarien  auch  wiederholt 
abgedruckt,  z.B.  bei  Reiffenstuel  IIL  49. 
n.  82u.  Ferraris  s.v.  immunitas  art.  II.  n.  89; 
femer  const.  Benedict  XIII. -.  Ex  quo  divina 
8.  Juni  1725,  bei  Reiffenstuel  n.  155  u. 
Ferraris  n.  90;  GlemensXII.  const.  In  supre- 
mo  iustitiao  v.  1.  Februar  1734,  $$.  10  ff.  bull. 
Taurin.  24 ,  33  (allerdings  nur  für  Rom  und  den 
Kirchenstaat)  u.  Benedict  XIY.  const  Offlcii 
nostri  15.  März  1750,  eiusd.  bull.  3,  126. 

25* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221. 


katholische  Kirche  dasselbe  im  Prinzipe  noch  festhält  i,  so  ist  es  erforderlich ,  hier 
näher  auf  das  kirchliche  Recht  einzugehen  2. 

1.  Das  jus  asyliy  auch  wnmunitas  localis  ecclesiarum^,  ist  das  den  Kirchen  und 
anderen  gottesdienstlichen  oder  kirchlichen  Stätten  zustehende  Recht,  dass  diejeni- 
gen, welche  in  dieselben  fliehen,  aus  den  letzteren  nicht  gewaltsam  entfernt  und  nicht 
an  Leib  und  Leben  gestraft  werden  dürfen  ^.  Das  Privileg  steht  allen  unter  Auto- 
rität der  zuständigen  geistlichen  Oberen  errichteten  Kirchen ,  selbst  ehe  sie  konae- 
krirt^  und,  wenn  sie  auch  interdicirt  oder  poUuirt^  sind,  allen  damit  zusammen- 
hängenden Baulichkeiten  und  Räumen^,  sowie  einem  Umkreis  von  40  Schritten  nm 
grössere,  von  30  Schritten  um  kleinere  Kirchen^,  femer  den  ordnungsmässig  zu 
ihrem  Gebrauche  bestimmten,  selbst  abgesondert  von  den  Kirchen  liegenden  Kirch- 
höfen^, den  dem  öfifentlichen  Gottesdienst  gewidmeten,  sogar  in  Privathäusern  be- 
findlichen Oratorien  ^0,  den  Klöstern  und  den  von  den  Mauern  derselben  umsehloase- 
nen  Baulichkeiten  und  Räumen,  den  kirchlich  errichteten  Hospitälern  und  anderen 
frommen  Anstalten *^  sowie  den  Palästen  der  Bischöfe  zu". 


1  So  ist  noch  in  dem  Österreich.  Konkordat  v. 
1835  art  15  and  in  dem  mit  Ecuador  v.  1862 
Art.  10  bestimmt,  dass  das  Asylreoht,  soweit  es 
mit  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  Rechts- 
pflege verträglich  ist,  gewahrt  weiden  soll,  und 
die  Gonst.  Pii  IX.  Apostolicae  sedis  v.  1869  hält 
unter  den  dem  Papst  einfach  reserrirten  Exkom- 
munikationen latae  sententiae  noch  die  gegen  die 
,4mmunitatem  asyli  ecclesiasticl  ausu  temerario 
violare  iuhentes  aut  violantes"  aufrecht  Vgl. 
auch  die  Entsch.  d.  Congr.  offlc.  t.  1880  in  Acta 
s.  sed.  15,  537  u.  bei  Heiner,  die  kirchl.  Cen- 
suren.  Paderborn  1884.  S.  176. 

2  Der  Kürze  halber  stelle  ich  das  Recht,  wie  es 
durch  die  späteren  Konstitutionen  gestaltet  ist, 
gleich  hier  mit  dar,  wennschon  manche  Aenderuxi- 
gen  durch  das  Ankämpfen  der  weltlichen  Gewalten 
gegen  das  Asylrecht ,  worüber  das  Weitere  unter 
Nr.  in,  hervorgerufen  worden  sind, 

3  S.  die  Citate  in  Anm.  1.  Vgl.  auch  0. 
S   167.  n.  3. 

4  Das  ist  die  herkömmliche  Definition  bei  den 
älteren  Kanonisten ,  welche  sich  an  c.  6  X  h.  t. 
cit.  anlehnt,  s.  Sohmalgrueber  IIL49.n.89>, 
Reiffenstuel  lU.  49.  n.  20;  Ferraris  1.  c. 
art.  n.  n.  1.  Darüber ,  ob  das  Asylrecht  auf  dem 
ins  divinum,  naturale  oder  bloss  auf  dem  clvile  ca- 
nonicum beruht,  ist  früher  viel  gestritten  worden. 
Die  überwiegende  Meinung  nahm  das  letztere 
an,  8.  Schmalzgrueber  I.e.  n.  93;  Ferra- 
rlsn.8;  Avanzini-Pennacchi  l.cp.645ff., 
da  sie  das  Trid.  Sess.  XXY.  c.  20  de  ref.  nicht 
auf  das  Asylrecht  bezogen  wissen  wollte. 

Ferner  ist  unter  den  älteren  auch  darüber  ver- 
handelt worden,  ob  das  Asylrecht  durch  Gewohn- 
heitsrecht beschränkt  oder  beseitigt  werden  kann, 
s.  darüber  Reiffenstuel  1.  c.  n.  21.  27  und 
Avanzini-Pennacchi  1.  c.  p.  657. 

Dagegen  ist  durch  Pius  IX.  in  der  const  Mul- 
tipUciter  inter  v.  10.  Juni  1851  u.  im  syllabus 
V.  1864.  n.  30,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  13,  316  u. 
339  die  Lehre  reprobirt :  „eccleslae  et  personamm 
ecdesiasticarum  immunitas  iure  civill  ortnm 
habuit''. 


5  c.  9  X  h.  t.  dt. ;  ja  man  hat  das  Rechtauch  auf 
den  für  die  Kirche  bestimmten  Raum,  sowie  nur 
der  Grundstein  vom  Bischof  gelegt  und  das  Kreuz 
unter  Bezeichnung  des  Kanmes  für  den  Altar  und 
das  Atrium  gesteckt  ist,  ausgedehnt,  Schmalz- 
grueber n.  114;  Avanzini-Pennacchi 
p.  662. 

^  Darüber  herrschte  In  der  Doktrin  Einstimmig- 
keit,  Fagnan.  ad  c.  9  X  dt.  n.  11  — 13; 
Schmalzgrueber  n.2i9ff. ;  Reiffenstuel 
n.  28;  Ferraris  L  c.  n.  6;  Avanzini-Pen- 
nacchi p.  660  ff.  Auch  den  zerstörten  Kirchen, 
sowie  sie  nur  nicht  durch  den  kirehlichen 
Oberen  exekrirt  waren,  wurde  das  Privileg  bei- 
gelegt, s.  die  dtirten. 

^  Also  der  Sakristei,  den  Glockenthürmen, 
Yorhöfen,  Säulenhallen,  Fagnan.  1.  c.  n.  15; 
Avanzini-Pennacchi  p.  66311. 

8  Auf  Grund  des  c.  6.  G.  XYII.  qu.  4  dt.  (s. 
0.  S.  387.  n.  3).  Doch  ist  später  die  Ansieht 
herrschend  geworden ,  dass  dies  nur  gelte ,  wenn 
eine  Gewohnheit  dafür  spreche,  Ferraris  L  c. 
n.  21.  Vgl.  auch  Avanzini-Pennacohl 
p.  667. 

9  S.  c.  20.  36.  C.  dt.  u.  c.  6  (Luc  UI.)  X. 
h.  t.  III.  49.  Ueber  die  Berechnung  der  im  Text 
erwähnten  Zahl  der  Schritte ,  wenn  der  Kirchhof 
um  die  Kirche  herumliegt,  s.  Relffenstnel 
u.  33. 

>o  Ferraris  n. 30,  nacheiner weit  verbreiteten 
Ansicht  auch  schon  solchen  Privatoratorien, 
welche  mit  Genehmigung  des  Bischofs  errichtet 
sind,  Schmalzgrueber  n.  131;  Reiffen- 
stuel n.  42;  Avanzini-Pennacchi  p.  667. 

"  Vgl.  Gregorii  XIV.  const.  cit  g.  2. 

«  c.  36.  0.  XVII.  qu.  4.  Ob  auch  solehen 
ausserhalb  der  Diöcese  war  streitig,  Fagnan. 
n.  29;  Schmalzgrueber  n.  137;  Ferraris 
n.  71. 

Ebenso  bestand  eine  Kontroverse  über  das 
Asylrecht  der  Paläste  solcher  Kardinale ,  welche 
nicht  Bischöfe  sind,  s.  Bd.  1. 356,  F  a  g  n  a  n.  n.  32 ; 
Schmalzgrueber  n.  139;  Reiffenstuel 
n.  53  und  dazu  adnot.  LVIII.  d.  Ausgabe  v.  Y. 
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2.  Was  diejenigen  Personen  betrifft,  welche  an  sieh  des  Asylrechtes  theilhaftig 
werden  können,  so  sind  dies  nicht  nur  katholische  Laien,  selbst  wenn  sie  namentlich 
isterdieirt  oder  exkommunicirt  sind^  sondern  anch  Kleriker  ^  nnd  Mönche^,  sowie 
ferner  Ungetanfte  ^,  nnd  nach  einer  weit  verbreiteten  Meinung  auch  Ketzer,  sofern  sie 
nicht  gerade  wegen  der  Ketzerei  verfolgt  werden  nnd  dagegen  den  Schntz  des  kirch- 
lichen Asyls  naohsnchen  ^. 

3.  Den  an  sich  des  Asylrechtes  fUiigen  Personen  steht  dasselbe  zu ,  wenn  sie 
a.  wegen  eines  Verbrechens  oder  auch  b.  wegen  einer  blossen  civilrechtlichen 
Schuld,  um  sich  der  Verhaftung  zu  entziehen^,  in  eine  kirchliche  Asylstätte  ge- 
flohen sind. 

Im  ersteren  Falle  ist  es  gleichgflltig,  ob  sie  bereits  verurtheilt  waren  ^  oder  nicht, 
and  ob  sie  sich  der  Verhaftung  durch  ihre  Flucht  entzogen  haben  oder  aus  dem 
Untersnchungs-  oder  gar  aus  dem  Strafgeftngniss  nach  begonnener  Verbüssung  der 
Strafe  entwichen  sind^. 

Im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  prompten  Handhabung  der 


Pelletler  toI.   V.   p.   719;  Ferraris  n.  71; 
A^aiizini-Pennaochi  p.  672. 

Dem  aus  den  Mittheilungen  Im  Text  herYOT- 
{[ehenden  Beatreben,  daa  Asylrecht  als  ein  Prl- 
Tileg  der  Klrohe  sn  erweitern,  entsprach  es, 
wenn  man  dasselhe  anch  demjenigen,  welcher 
sich  an  die  Seite  eines  das  Sanktlsslmum  tragen- 
den Priesters  nnd  in  eine  mit  dem  Sakramente 
dnberziehende  Prozession  geflüchtet  hatte ,  um 
deswillen  beilegte,  weil  Christas  durch  seine 
Gegenwart  Jeden  Ort  heilige,  und  weil  seinem 
Leibe  dasselbe  Recht,  wie  den  Statuen  der  römi- 
schen Kaiser  (s.  o.  S.380.  n.  2)  zukommen  müsse, 
sah  sich  nun  aber  gezwungen,  das  Recht  für  den 
Im  Kerker  befindlichen  Gefangenen,  welchem  der 
Priester  das  Sakrament  brachte,  und  yoUends  für 
denjenigen,  welcher  die  Ruchaiistie  nahm ,  aus- 
ZQschliessen,  Schmalzgrueber  n.  143;  Reif- 
fenstueln.48;  Ferraris  n. 27.  Konnte  man 
mit  der  Analogie  nicht  mehr  ausreichen  oder  er- 
schien dieselbe  zweifelhaft,  so  liess  man  wenig- 
stens die  Erweiterung  gelten ,  wenn  sie  auf  Ge- 
wohnheit beruhte,  so  in  Betreir.des  Asylrechts  der 
Krenze  an  den  Wegen,  da  die  betreffenden  Stellen 
des  Konzils  v.  Clermont  (s.  o.  387.  n.  3)  nicht  in 
das  Corpus  iuris  Aufnahme  gefunden  hatten, 
Schmalzgrueber  n.  150. 

1  Darüber  war  man  in  der  Doktrin  einig, 
Schmalzgrueber  n.  155;  Reiffenstuel 
n.  55;  Ferraris  n.  137;  Ayanzini-Pen- 
uacchip.  678. 

2  Darüber  hat  man  früher  Tiel  gestritten.  Die 
verneinende  Ansicht  hat  sich  namentlich  auf  die 
const.  Gregor.  XJY.  dt. ,  welche  blos  Ton  den 
laid  sprldkty  gestützt,  Schmalzgrueber 
n.  164;  Reiffenstuel  n.68.  Vom  SUndpunkt 
des  kanonisehen  Rechts  konnte  dabei  nur  die 
Frage  für  die  Jurisdiktion  der  geistlichen  Gerichte 
in  Betracht  kommen ,  weil  die  Kleriker  von  der 
Gewalt  Jedes  weltlichen  Richters  befreit  waren. 
Die  Gongr.  episc.  u.  immunit.  haben  sieh  aber 
für  die  Ansicht  des  Textes  ausgesprochen,  Fer- 
rsris  n.  132  und  auch  die  Const.  Clement.  XII. 


cit.  und  Benedict  XIV.  dt  $.  6  stehen  auf  dem- 
selben Standpunkt.  S.  audi  Ayanzini-Pen- 
nacchip.  674. 

8  In  Betreff  dieser  sind  fr ü  her  ebenfalls  Z  wel  fei 
erhoben  worden, namentlich  darüber,  ob  sie  gegen- 
über ihren  Oberen  das  Asylrecht  genlessen, 
Schmalzgrueber  Lc;  Reiffenstuel  n.73. 
Die  Kurial-Prazis  hat  aber  hier  dieselbe  Stellung, 
wie  in  Betreff  der  in  der  vor.  Anm.  gedachten 
Streitfhtge  eingenommen,  Ferraris  n.  133  ff. ; 
Avanzini-Pennacchi  p.  67Ö  und  Bene- 
dict XIV.  const  cit  S.  7. 

^  Also  namentlich  Heiden  und  Juden,  so  nach 
der  herrschenden  Meinung,  Fagnan.  ad  c  9  X. 
dt  n.  59;  Schmalzgrueber  n.  160;  Reif- 
fenstuel n.  77;  Avanzini-Pennacchi 
p.  678  n.  nach  der  Praxis  d.  Congr.  immun,  s. 
Ferraris  n.  137. 

5  Die  Const  Gregor.  XIV.  dt  $.  3  schliesst 
allerdings  schlechthin  die  haereds  rei  aus ,  aber 
die  henschende  Meinung  hat  diese  Stelle  auf  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  wegen  der  Ketzerei 
beschrankt,  Schmalzgrueber  n.  167;  Reif- 
fenstuel n.  80;  Ferraris  n.  139;  Avan- 
zini-Pennacchi p.  678. 

8  Fagnan.  ade.  9  X.  dt  n.57;  Schmalz- 
grueber n»  175,  so  auch  die  Praxis  der  Congr. 
iminun.,  s.  Ferrarisn.  166.  Die  Const  Gregor. 
XIV.  dt  $.  2  setzt  den  criminum  rei  die  fraudu- 
lenti  deooctores  gegenüber. 

7  Die  abweichende  Vorschrift  derkarolingischen 
Gesetzgebung,  s.o.S.386,  ist  durch  die  kirchlichen 
Rechtsquellen  nicht  reclpirt  worden ,  und  daher 
hat  sich  die  gemeine  Meinung  auch  zu  Gunsten 
der Verurtheilten entschieden,  Schmalzgrue- 
ber n.  155. 

s  S.  die  Entscheidungen  der  Congr.  immunit 
bd  Ferraris  n.  146.  149.  151.  152. 

Ebensowenig  lässt  die  gedachte  Congr.  das 
Privileg  dadurch  verwirkt  sein,  dass  der  Ver- 
brecher bewaffnet  in  die  Kirche  gefiohen  war, 
Ferraris  n.  148. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221, 


Strafrechtspflege  hat  aber  das  kirchliche  Recht  gewissen  schweren  and  gemeinge- 
fährlichen Verbrechern  den  Schntz  des  Asyles  versagt. 

Nach  dem  Dekretalenrecht  gehören  hierher  a.  die  publid  latranes^,  b.  die 
depopuiatares  agrorum^,  c.  die  Mörder ^^  femer  nach  den  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert  erlassenen  päpstlichen  Konstitntionen,  d.  die  viarum  grassatores^,  e.  die- 
jenigen, welche  einen  andern  in  einer  Kirche  oder  anf  einem  Kirchhofe ,  oder 
von  einem  dieser  Orte  ans  getödtet  oder  verstümmelt  haben  ^,    f.  die  Assassinen  ^, 


1  S.  0.  S.  387;  8.  auch  conat  Gregor.  XIV.  cit 
$.  3.  Was  darunter  zu  verstehen  ist ,  erscheint 
zweifelhaft.  Dass  der  latro  den  Beraubten  getödtet 
haben  muss,  so  Reiffenstuel  n.  91 ;  Avan- 
zini-Pennacchi  p.  683,  ißt  aber  jedenfalls 
nicht  erforderlich.  S.  im  Uebrigen  die  Erörte- 
rungen bei  Schmalzgrueber  n.  187  ;  Reif- 
fenstuel n.  90;  Ferraris  n.  94,  namentlich 
werden  die  Piraten  und  die  Kaubritter  hierher 
gerechnet,  s.  auch  Fagnan.  1.  c.  n.  21.  Zu 
einem  abschliessenden  Resultat  ist  die  Frage 
durch  die  Aelteren  nicht  gebracht ,  weil  man  bei 
dem  Bestreben  ,  möglichst  scholastische  Unter- 
scheidungen zu  machen,  übersehen  hat,  dass  pn- 
blicus  latro  sowohl  ein  Rauber  ist,  welcher  seine 
Raubthaten  öffentlich  ausübt ,  als  auch  ein  sol- 
cher, dessen  Vergehen  notorisch  ist. 

Die  const.  Gregor.  XIV.  cit  $.  8  reiht  den  la- 
trones  die  viartim  grassaiores  an ,  d.h.  Wege- 
lagerer, welche  sich  auf  den  öffentlichen  Strassen 
oder  in  der  Nähe  derselben  aufhalten  oder  in  Hin- 
terhalt legen  und  diedortVerkehrenden  ausrauben. 
Durch  die  Art  der  Begehung  des  Raubes  unter- 
scheiden sie  sich  yon  den  latrones.  Ferner  brau- 
chen sie  nicht  publiei  graasatores  in  dem  vorhin 
erwähnten  Sinne  (s.  den  Tor.  Absatz)  zu  sein,  doch 
hat  man  über  das  Unterscheidungsmerkmal  des 
grassator  und  des  latro  ebenfalls  gestritten, 
Schmalzgrueber  n.  192;  Reiffenstuel 
n.  94.  G.  6  X.  h.  tit.  III.  49  cit. :  ,,nisi  publicus 
latro  fuerit  vel  noctunius  depopulator  agrorum, 
qut  dum  Itinera  f^equentata  yoI  publicas  stratas 
obsldet  agfessionis  insidlis,  ab  ecclesia  extrabi 
potest''  giebt  den  Zwischensatz  „qui"  bis  „obsldet", 
welchen  die  const.  Gregor.  XIV.  cit.  zur  näheren 
Qualifikation  der  grassatores  benutzt  („publioi 
latrones  viarumqne  grassatores ,  qul  itinera  fre- 
qnentata  publicasque  stratas  obsident  ac  viatores 
ex  insidlis  aggredluntur'')  nur  als  Grund  für  die 
Ausschliessung  des  Asylrechtes  an ,  wie  dies  lyi- 
mentlich  die  Worte  der  pars  decisa  hinter  insldiis 
(^pro  facinoris  magnitudine,  quum  et  communem 
utilitatem  impediat  et  nocere  omnino  moliatur^ 
zeigen. 

Vgl.  endlich  noch  Const.  Benedict.  XIII.  cit. 
%.  8 :  ^unicam  tantnm  grassationem  in  via  pu- 
blica ant  \icinali  admissam  sufAcere  ad  hoc ,  ut 
quis  publicus  latro  et  grassator  dlci  Taleat,  dum- 
modo  tarnen  grassati  mors  aut  mutilatio  mem- 
brorum  secuta  fuerit,  .  .  .  deflnimus^ 

2  c.  6  X.  III.  49  cit.  und  constit.  Gregor.  XIV. 
cit. ,  welche  aber  das  Beiwort :  „noctumus**  fort- 
gelassen hat.  Unter  den  depopulatores  agrorum 
sind  diejenigen  zu  verstehen,  welche  Aecker  und 
Weinberge  verwüsten,  Saaten  verbrennen  oder 
sonst  zerstören,  sei  es  aus  Rache,  sei  es,  um  sie 


zu  rauben,  Schmalzgrueber  n.  195;  Reif- 
fenstuel n.  97. 

3  c  1  X.  de  homicid.  V.  12  dt.  Da  die  const. 
Gregor.  XIV.  cit.  den  Ausschluss  des  Asylrechtea 
für  diejenigen  ausspricht  „qul  prodltorie  proxl- 
mum  suum  occiderint" ,  so  hat  die  Doktrin  daiin 
eine  Einschränkung  auf  diejenigen  gefunden, 
welche  eine  ihnen  näher,  durch  ein  Verwandt- 
sobafts-,  Abhänglgkeits- ,  Freundschaf U«  oder 
sonstiges  Verhältniss  verbundene  Person  mit 
Vorsatz  und  Ueberlegung,  namentlich  oluie 
vorangegangenen  Streit  oder  Zank,  ermorden, 
Schmalzgrueber  n.  220;  Reiffenstuel 
n.116;  Ferraris  n.  108  ff.  Die  oonst.  Bene- 
dict. XII I.  cit.  deklarirt  die  Worte  Gregors  XIV. 
dahin:  „interflcientes  proximum  suum  anlmo 
praemeditato  ao  deliberato^,  hat  also,  da  proximam 
nur  soviel  wie  Nächster  heisst ,  ebenso  wie  e.  1 
X.  cit.  den  Mord  überhaupt  im  Auge ,  doch  ist 
man  vielfach  bei  der  früheren  beschränkenden 
Auslegung  stehen  geblieben,  s.  Reiffenstuel 
u.  Ferraris  11.  cc.  Die  fireilich  nur  für  die 
päpstlichen  Gebiete  erlassene,  aber  auch  aof 
andere  Länder  ausgedehnte  const.  Clem.  XII. 
cit.  bat  dann  femer  die  im  Streit  mit  Waffen  odef 
anderen  tödtlichen  Instrumenten  begangene,  also 
die  vorsätzliche  Tödtung  dem  Morde  gleichgestellt 
und  erklärt ,  dass  die  const.  Benedikts  XIII.  auf 
volljährige,  wie  minderjährige  Kleriker  und  Laien, 
ferner  nicht  nur  auf  den  Thäter,  sondern  mach  auf 
den  Anstifter,  Mitthäter,  Gehülfen  Anwendung 
finden  solle.  VgL  endlich  auch  noch  die  bestiti- 
gende  const.  Benedict.  XIV.  cit.  $$.  9  ff.,  welche 
die  vorsätzliche  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang  der  Tödtung  gleich  behandelt  wissen  will. 

*  S.  Anm.  1. 

5  So  in  Erweiterung  von  c  10  X.  III.  49  dt. 
const.  Gregor.  XIV.  cit.  $.  3 :  „quive  homieidia 
aut  mutilationes  membrorura  in  ipsis  ecelesiis 
earumque  coemeteriis  committere  non  verentui^, 
und  Benedict.  XIII.  const.  cit.  $.  4  :  „qui  stantes 
in  ecclesia  vel  coemeterio  interflciunt  stantes  extra 
ecclesiam  vel  coemeterium  aut  ipsls  membrum 
mutilant  necnon  eos  qui  stantes  extra  eoelesiam 
aut  coemeterium  occidant  stantes  intra  ecelesiam 
vel  coemeterium  aut  iis  membrum  mutilant^. 

^  D.  h.  diejenigen,  welche  einen  Mord  begehen, 
nachdem  sie  sich  durch  Geld ,  Geldeswerth  oder 
sonstige  Versprechungen  dazu  haben  dingen  lassen, 
Schmalzgrueber  n.  241;  Reiffenstuel 
n.  130  nach  const.  Gregor.  XIV.  dt.  J.  3.  Er- 
weitert durch  oonst.  Benedict  XIII.  \  6:  ^\n 
crimine  assassinii  non  modo  mandataiios  .  .  .  sed 
etiam  mandantes,  qui  oertum  praemlum  aut  mer- 
cedem  sive  in  peounia  slve  in  alils  rebus  tradlde- 
rint  aut  promiserint,  quamvis  promissio  nulluni 
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g.  die  Ketzer,  sofern  sie  wegen  der  Ketzerei  verfolgt  werden  ^,  h.  diejenigen,  welche 
gegen  die  Person  des  Landesherm  selbst  ein  Majestätsverbrechen  begehen  ^^  i.  die- 
jenigen, welehe  sich  der  Yerletznng  des  kirchlichen  Asylrechts  schuldig  gemacht 
haben',  k.  die  Verftlseher  päpstlicher  Schreiben^,  1.  die  Beamten  von  öffentlichen 
Kassen  oder  von  Depositenbanken,  welche  eine  mit  ordentlicher  Strafe  zn  belegende 
Yerantrennng  oder  Fälschung  hinsichtlich  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  begangen 
haben ^,  m.  diejenigen,  welche  gangbare  Gold-  und  Silbermünzen  nachmachen,  ver- 
fUschen,  verringern  oder  wissentlich  derartige  Münzen  in  den  Verkehr  bringen  oder 
zn  bringen  suchen  <^,  n.  diejenigen,  welche  unter  dem  Vorgeben  obrigkeitliche  Be- 
amte zn  sein,  zur  Begehung  von  Räubereien  in  fremde  Häuser  eindringen  und  bei  der 
Verübnng  des  Raubes  zugleich  eine  dort  befindliche  Person  tödten  oder  verstümmeln  ^^ 
eadliek  o.  diejenigen,  welche  einen  andern  im  Zweikampfe  getödtet  oder  so  schwer 
verwundet  haben,  dass  der  Tod  nachher  erfolgt  ist  ^. 

4.  Die  Wirkungen  des  Asylrechtes.  Der  Flüchtige ,  welcher  die  privi- 
legirte  Stätte  einmal  betreten  oder  erreicht^  hat,  darf  weder  von  derselben  zurück- 
gewiesen, noch  wider  seinen  Willen  durch  einen  anderen,  selbst  nicht  durch  die 
Organe  der  öffentlichen  Rechts-  und  Sicherheitspflege  ^^'y  entferntes  j^  auch,  da  ihm 
das  Privileg  nicht  persönlich  zusteht,  sondern  ihn  das  lokale  Privilegium  der  Stätte 
nur  mittelbar  schützt,  nicht  einmal  mit  seinem  Willen  verhaftet  oder  abgeführtem 
werden.    Femer  ist  jede  Bewachung  oder  gar  die  Gefangenhaltung  des  Flüchtigen 


habuerit  effectum ,  dummodo  assassinium  patra- 
tum  faeiit,  ab  eccleslasticae  immnnitatis  bene- 
flcio  exdiidimuB",  s.  auoh  Ferraiis  n.  117. 

«  S.  o.  S.  389. 

^  QregOT.  XIY.  cit.  $.  3:  „laesae  maiestatis 
in  penonam  ipsivsmet  prineipis  rei". 

9  fienedict.  XIII.  oonst.  dt.  $.  4 :  ^qai  confu- 
gientibuB  Yim  Inferunt  atque  ipBos  ab  ecclesia 
iliove  looo  immuiii  Tiolenter  extrahunt  et  abdu- 
ennt,  deelanntea  .  .  .  einsmodi  reos  non  illias 
tantnin  eceleaiae,  quam  Tiolanint,  sed  ouIqb- 
eomqve  alterins  eocleslae  immnnitate  gaadere 
nequaqoam  posae  «at  debeie^. 

«  L.  e.  $.  6 :  „Faliifleantes  llteias  apostolicas''. 

^  L.  c :  „mlDUtros  monüs  pietatia  Tel  alteriaa 
pnblid  telonei  ant  band  pro  depositis  prindpia 
priTatarumque  personaram  desünati  furtum  «ut 
falsitatem  in  praedietia  loda  eommittentea,  cuiua 
ittione  aioa  pecuniaila  ita  minnatnr ,  ut  poenae 
ordinariae  loeua  dtf'. 

^  L.  G. :  „Oonflantes ,  adulterantes  Tel  tonden- 
tee  qnaaennqne  monetär  aureas  Tel  argenteaa, 
etiam  prindpum  exteronim,  quotieacumque  in 
loeo  aut  piOTind*,  ubi  crimen  admittitoi.  Übe- 
rom  habeant  usum  et  eommerdum  Tel  ipsaa  mo- 
netaa  eonflataa,  adulterataa  aut  detonaaa  adentes 
ita  expendeie  et  eiogare  pTaesumentea,  ut  fraudis 
eonseii  aut  paitieipea  oenaeri  posaint^. 

7  L.  e. :  ^UoB  demum ,  qut  Bub  nomine  curiae 
lese  intioducnnt  in  alienas  domoa,  anlmo  ibidem 
perpetrandl  rapinaa  easque  re  ipsa  commlttunt 
cum  homiddio  aut  mutilatione  membrorum  all* 
edus  ex  domettidB  earumdem  aedium  Tel  etiam 
extranei,  quem  ibi  forte  reperiri  conti gerit,  dum- 
modo homlddium  yel  membrorum  mutilatio  Be- 
quatur^. 


8  Benedict  XIV.  const  Detestabilem  t,  10. 
November  176Ü  §•  8,  eiuad.  bull.  4,  17:  „ut  si 
quis  in  duello  Bive  publice  Blve  privatim  Indicto 
hominem  occiderit,  sivehic  mortuua  fnerit,  in  loco 
conflictus  Bive  extra  illum  ex  vulnere  in  duello 
tamquam  interlidena  proximum  sunm 


anlmo  praemeditato  ac  deliberato  ad  formam 
conat. .  .  .  Benedict.  XIL  (s.  o.  S.  390.  n.  3)  . .  . 
ab  ecdesiaBtioae  immunitatis  benefldo  excluBUB 
et  repulBUB  omnino  censeatur". 

9  Alao  z.  B.  die  Tbürme  oder  die  Wände  einet 
Kirche  berührt  oder  das  Dach  derselben  erklettert 
liat,  Schmalgrueber  n.  123,  Beiffenatuel 
n.  30  und  die  Entaoh.  d.  Gongr.  imm.  bei  Fer- 
raris n.  15. 

10  Selbst  auch  nicht  von  den  Verwaltern  der 
kirchlichen  Gerichtsbarkeit. 

11  c.  6  X.  IIL  49  dt.  Damit  er  nicht  indirekt 
durch  Hunger  zur  Aufgabe  des  Asyls  gezwungen 
wird,  BoUerauohimNothfalle,  wennervou  seinen 
Verwandten  oder  anderen  keine  Nahrungsmittel 
erhält,  diese  auf  Kosten  der  kirchlichen  Stätte, 
in  welcher  er  sich  befindet,  empfangen«  Dafür  be- 
rufen doh  die  Kanonisten  auf  die  c  6.  G.  J.  I.  12 
cit,  sowie  darauf,  dass  sonst  das  Asylrecht  nicht 
durchführbar  sei,  Reiffenstuel  n.  167;  Fer- 
raris art.  III.  n.  29.  Die  Verhinderung  der  Zu- 
Btellnng  tou  Lebensmitteln  durch  die  öffent- 
lichen Organe  gilt  aus  demselben  Grunde  eben- 
falls als  Verletzung  des  Asylrechts.  Vgl.  auch 
const  Benedict.  XIV.  Offidl  noBtr.  dt.  $.  14. 

12  Denn  es  sollen  überhaupt  derartige  obrig- 
keitliche Akte  nicht  beliebig  in  der  Kirche  vor- 
genommen werden,  Reiffenstuel  n.  161; 
Ferraris  n.  3. 
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an  der  Asjlstätte  ansgeschlossen  ^  Ebensowenig  dürfen  ihm  diejenigen  Sachen, 
welche  er  in  dieselbe  mitgebracht^,  ja  selbst  nicht  einmal  seine  Waffen  abgenommen 
werden  ^.  Endlich  ist,  so  lange  er  in  dem  Asyle  weilt,  eine  Yemrtheilnng  znm  Tode 
oder  zn  einer  Körperstrafe^  gegen  ihn  unstatthaft^.  Alle  Rechtshandlungen,  namemt- 
lieh  alle  prozessualischen  Akte,  welche  unter  Verletzung  der  gedachten  Bestimmun- 
gen vorgenommen  worden  sind,  ermangeln  der  Oflltigkeit,  und  ist  der  Oeflflehtete 
selbst  unzulässigerweise  aus  der  Asylstfttte  entfernt  worden,  so  mnss  er  zuvörderst  in 
dieselbe  zurlickgeliefert  werden  ^. 

5.  Die  Auslieferung  des  Flüchtigen.  Während  nach  dem  Dekretalen- 
recht  die  Auslieferung  des  Flüchtigen  wider  seinen  Willen  durch  den  Vorsteher  der 
kirchlichen  Stätte,  in  welche  er  geflohen  war,  erfolgen  konnte  7,  falls  der  Riehter  die 
Verschonung  mit  Strafe  an  Leib  und  Leben  gesichert  hatte,  hat  die  spätere  Doktrin 
und  die  Kurial-Praxis  ^  dies  für  alle  Fälle,  in  denen  es  sich  nicht  um  ein  mit  Verlust 
des  Asjlrechtes  bedrohtes  Verbrechen,  um  einen  s.  g.  casus  exceptusj  handelte,  für 
unstatthaft  erklärt». 

Wurde  dagegen  das  Vorliegen  eines  solchen  Ausnahmefalles  von  der  weltlichen 
Obrigkeit  behauptet^  so  war  dieselbe  nicht  berechtigt,  den  Flüchtigen  ihrerseits  ans 
dem  Asyl  zu  entfernen  und  sich  seiner  zu  bemächtigen  ^<>,  vielmehr  hatte  sie  sich  an 
das  geistliche  Gericht  zu  wenden,  damit  das  letztere  nöthigenfalls  unter  Beihfllfe  des 
weltlichen  Richters  die  erforderliche  Untersuchung ,  den  s.  g.  Informativprozess, 
darüber  anstellte,  ob  ein  die  Auslieferung  rechtfertigendes  Verbrechen  vorläge,  und 
die  Ueberführung  des  Flüchtigen  aus  derAsylstätte  in  ein  kirchliches  oder  auch  unter 
den  erforderlichen  Gautelen  über  die  Restitution  des  Verbrechers  in  ein  weltliches 
Qefängniss  veranlasste  ^^  Die  definitive  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Verbrechen  der 
gedachten  Art  begangen  worden,  also  die  Auslieferung  zu  erfolgen  habe ,  war  aus- 
schliesslich dem  Bischof  oder  seiner  vorgesetzten  Instanz,  unter  Ausschluss  jedes 
andern  kirchlichen  Ordinarius,  selbst  des  praelati  nullius  ^^  und  päpstlich  ernannter 


1  Schmalzgrneber  n.  268;  Relffen-  aber  die  BelaMnng  des  Fluchtigen  in  der  Kirche, 
fltneln.  171;  Ferraris  n.  9  ff.  namentlich  eines  aolchen,  welcher  sich  den  An- 

2  So  die  Doktrin  anf  Grand  des  c.  6  G.  XYII.  griffen  seiner  Gläubiger  zu  entziehen  snchte,  der 
qn.  4  („Tel  bona  eins^ ,  aber  nur  In  Betreff  der  Gerechtigkeit  zu  sehr  Hohn  gesprochen  haben 
dem  Flüchtigen  eigenthumlich  gehörigen ,  nicht  würde,  sind  päpstliche  Indulte  zur  Ausweisung 
fremder  Sachen,  Schmalz  grueber  n.  270;  aus  der  kirchlichen  Statte  ertheilt  worden,  I.e. 
Reif fenstuel  n.  170.  n.  54ff. 

3  S.  die  Entsch.  d.  Gongr.  immunit.  bei  Ferra-  ^0  Gonst Gregor.  XIY. cit  %.  4 ;  Benedict  Xni. 
risn.  32fl:,  wohl abermitErlaubnissdes  Papstes.  $.  8;  Benedict.  XIY.:  OfAcii  $.  14.    Nach  der 

^  Zu  diesen  Strafen  rechnet  man  auch  Ga-  ersteren,  $.  3  i.  f.,  konnte  der  Flüchtige,  wenn  es 

leerenstrafe  und  Exil,  Schmalzgruebern.271.  notorisch  oder  unzweifelhaft  war,  dass  ein  casus 

^  Wohl  aber  andere,  namentlich  Geldstrafen.  exeptus  in  Frage  stand,  ohne  Weiteres  durch  die 

Auch  konnte  gegen  ihn  auf  Schadenersatz  geklagt,  kirchlichen  Yorsteher   ausgeliefert  werden,    so 

und  nöthigenfalls  die  Exekution  in  das  ausser-  wenigstens  nach  einer  Meinung,  s.  Reiffen- 

halb  des  Asyls  befindliche  Yermögen  vollstreckt  stuel  n.l82. 183.  Das  Ist  aber  Jedenfalls  durch 

werden,  Schmalzgrneber  n. 271. 292;  Reif-  die  const  Benedict  XIII.  1.  c  beseitigt  worden. 

fenstuel  n.  166.  S.  auch  Avanzinl-Pennacohi  p.  6d4.  n.  1. 

0  Schmalzgrneber  n.  172.  173.  299;  auch  n  Gregor  XIY.  $.  6;  Benedict  XIII.  1.  c; 

Ferraris  n.  70ff.  Benedict.  XIY.  $.  12. 

7  c  6.  X  UI.  49  dt.  IS  So  durch  Gregor.  XIY.  g.  4 ,  nach  welchem 

s  Seit  dem  Erlass  der  const.  Gregor.  XIY.  clt  noch  die  Dqputirung  eines  anderen  Beamten  dureh 

®  Schmalzgrneber    n.   363 ;    Relffen-  den  Bischof  zugelassen  war.  Das  letztere  ist  aber 

stuel  n.  178.    Die  Gongr.  immun,  hat  die  Ent-  durch  Benedict  XIII.   $.  9  beseitigt   worden. 

fernung  eines  solchen  Flüchtigen  auf  Yeranlas-  Während  Indessen  nach  J.  8  der  Bischof  immer 

sung  des  Bischofs  ohne  päpstliche  Erlaubniss  für  schon  zu  der  Untersuchung  einen  Beamten  ab- 

unstatthaft  erklärt ,  Ferraris  n.  46 ff.   Da,  wo  zuordnen  hatte,  ist  ihm  durch  Benedikt  XIY. 
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Conserratoren  Toibelialten ^ ,  und  falls  die  Anslieferang  beschlossen  wurde,  sollte 
sie  nur  nnter  ansdrflcklicher  Zasiehening  des  weltlichen  Richters ,  dass ,  falls  durch 
die  spitere  Untersuchung  das  Vorhandensein  eines  Ausnahmefalles  nicht  festgestellt 
werden  wflrde,  eine  Rücklieferung  des  Flflchtigen  an  die  geistliche  Obrigkeit  und  in 
dis  Asyl  erfolgen  werde  ^. 

6.  Die  Strafe  für  die  Verletzung  des  Asylrechtes.  Als  Strafe  für 
jede  Art  der  Verletzung  des  Asylrechtes ,  welche  als  sacrüegium  gilt  ^^  kennt  das 
Kirchenrecht  die  grosse  Exkommunikation^  latae  sentenüaeK  Die  Absolution  ist  dem 
Papste*  vorbehalten,  und  wird  allein  unter  der  Bedingung,  dass  der  Schuldige  der  ver- 
letzten Kirche  Oenugthuung  leistet,  und  namentlich  der  Flüchtige  wieder  zurückge- 
geben wird,  gewahrt.  Sie  entbehrt,  falls  diesen  Erfordernissen  nicht  vorher  genügt 
worden  ist,  der  Gültigkeit^. 

m.  Die  weitere  Entwicklung  des  Asylrechtes  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert, seine  Beschränkung  und  Beseitigung  durch  die  weltliche 
Gewalt.  Das  weltliche  Recht  des  Mittelalters  ist  ebensowenig,  wie  das  frühere 
germanische  Recht,  dem  auf  dem  Boden  der  Earche  entwickelten  Asylrecht  prinzi- 
piell entgegentreten,  da  dasselbe  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Selbsthülfe 
noch  nicht  zu  beseitigen  war,  und  die  öfifentliche  Strafe  durch  Uebereinkunft  abgelöst 
werden  konnte,  sich  als  ein  geeignetes  Mittel  erwies,  den  Verbrecher,  meistens  den 
TodtschUger,  gegen  eine  rohe  und  grausame  Ausübung  der  Rache  zu  schützen. 
Von  weltlichen  Fürsten  ist  das  Recht  sogar  vielfach  an  Klöster^,  und  femer 
auch  an  nicht  kirchliche  Oertlichkeiten ,  z.  B.  an  einzelne  Stftdte^,  verliehen  wor- 
den. Wenn  die  Partikularsynoden  dieser  Zeit  stets  von  Neuem  die  Beachtung  des 
Asylrechtes  einschftrfifcen  *<>,  so  lagen  die  immer  wiederkehrenden  Verletzungen  dessel- 

$.  12  gestattet,  diese  in  dringendeu  Fällen  dnreh  die  Anstiftung  ohne  folgende  That  nicht  mehr, 

die  vicsiii  foranei  oder  andere  Deputirte  Tor-  wie  früher,  unter  Strafe  gestellt,  ebensowenig  eine 

nehmen  zn  lassen.  nicht  gewaltsame  und  nicht  f  reiwllligeVerletzung, 

1  FQr  exemte  Asylstatten  hatte  also  der  Bischof  s.  darüber  ÄTanzini-Pennacchl   p.  697 ; 

des  nichstgelegenen  Bischoüftsltzes  die  betroffen-  Hein  er ,  die  kirchlichen  Censuren  S.  176. 

den  Funktionen  wahrzunehmen,    und  dasselbe  "^  Entsch.  d.  Congr.  immunlt.  bei  Ferraris 

galt  bei  der  Erledigung  des  zustandigen  Bischofs-  n.  162. 

ritze«,  da  der  Kapitnlarrikar  ausgeschlossen  war,  ^  Derartige  Pririleglen  sind  Ton  Friedrich  I. 

Ferraris  n.  44.  1188  den  Chorherren  der  Kirche  zu  Goslar,  von 

<  Far  die  Nichtiunehaltung  dieser  Verpflioh-  Friedrich  II.  1228  dem  Kloster  zum  h.  Grabe  in 
tang  ist  die  im  Text  zu  6  erwähnte  Gensar  an-  Speier,  von  Heiniich  VII.  1225  dem  Schotten- 
gedroht, const.  Benedict  XIII.  $.  8.  kloater  in  Nürnberg,  von  Wenzel  1392  dem  Stift 

3  c  10  (Gelas.  I.)  c.  21  (Johann  Vni.)  C.  XYII.  Reicheuau,  von  Heinrich  Pfalzgraf  zu  Rhein  und 

qo.  4.  S.  auch  0.  S.  169.  Herzog  v.  Baiem  1336  dem  Kloster  zu  Sossau  er- 

*  Die  übrigen,  in  den  ilteren  Stellen  ange-  theilt  worden,  Frauenstädt,  Blutrache  S. 55 ; 

drohten  Strafen,  s.  z.  B.  c.  21  G.  cit.  hat  man  andere  Privilegien  bei  Pfeffinger,  Yitriarius 

mit  Rücksicht  auf  c  G.  10.  19.  36  ead.  nicht  Ulustratus  3,  1267. 

mehr  angewendet  und  fand  später  dafür  in  const  ^  F  raue  ns tid 1 8.56. 67 u.  P  f  ef  f  inger  l.o. 

Gregor  XIY.  $.  4  eine  gesetzliche  Bestätigung.  ><>  Von  deutschen  Köln  1280.  c.  13,  1.  c.  24, 

&  Nach  den  in  der  vor.  Anm.  citlrten  Stellen  358;  Prag  1349.  c.  44,  1.  c.  26,  93;  von  franzö- 

deg  Dekretes  war  die  ezcommunlcatlo  ferendae  sischen  S.  QuenÜn   1271  c.  2  (als  Strafe  ein- 

sent,  zur  latae  s.  ist  sie  erst  durch  Gregor  XIV.  jährige interdictioingressusecclesiae),  Maus  124, 

t  a.  0.  gemacht  19;  Bourges  1276.  c.  12  (Exkommunikation  ipso 

^  Auf  Grund  von  c.  3  (Paul  II.  v.   1468)  in  facto  und  Entziehung  der  von  der  Kirche  ab- 

Extr.  comm.  de.  poenit.  y. 9  (,,offensae  libertatis  hängigen  Lehne),  1.  c  p.  175,    Nogaret  1303 

eedesiastieae'^  und  der  Bulle:    Goena  domini,  c.   6  (hier    auch   Verbot    der  Entziehung    der 

bestätigt  durch  Benedikt  XUI.  1.  c.  $$.  a  9.  An  Lebensmittel),  1.  c.  25,  114;  Marciac  1326  c.  11 

Stelle  dieser  früheren  Yorsohriften  ist  endlich  (ebenso)  1.  c  p.  779 ;  von  spanischen  Yalladolid 

die  Const  Pii  IX.:  Sedle  apostolicae  v.  12.0kto-  1322.  c  17  (ebenfalls  Yeibot  der  Abschneidung 

bei  1869  getreten,  s.  0.  S.  388.  n.  1.    Danach  der  Lebensmittel)  1.  0.  25,  712. 
ist  aber  der  blosse  Versuch,  die  Beihülfe  und 
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ben  an  dem  gewaltth&iigeii  Sinne  der  Zeit ,  da  weder  die  Yerlet2slen  noch  auch  die 
öffentlichen  Gewalten,  wenn  sie  dem  üebelthäter  aaf  der  Spnr  waren,  bei  den 
yielfaeh  sich  durchkreuzenden  und  wenig  umfangreichen  Jurisdiktionsgebieten  Idcht 
geneigt  waren,  yor  der  Asylstfttte  Halt  zu  machen. 

Aber  je  weiter  die  kirchliche  Doktrin  das  Asylrecht  auszudehnen  suchte ,  desto 
mehr  musste  sie  mit  dem  weltlichen  Rechtsbewusstsein  in  Widerstreit  gerathen  S 
denn  mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  kirchlichen  Freistätten  traten  die  nachtheili- 
gen Wirkungen  des  Asylrechtes,  dass  dadurch  gefährliche  Verbrecher  der  wohlTcr- 
dienten  Strafe  entzogen,  und  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  in  bodenkUehster 
Weise  beeinträchtigt  wurde,  immer  stärker  hervor  ^.  Die  Kirche  hatte  allerdings  in 
Berflcksichtigung  dieser  üblen  Wirkungen  schon  einzelne,  die  öffentliche  Sicherheit 
gefährdende  Missethäter ,  die  latranes  puhlici  und  die  depopulatores  agrorwn  noetum* 
des  Asylrechtes  ftlr  verlustig  erklärt  3,  indessen  handelte  es  sich  dabei  nur  um  ver- 
einzelte Ausnahmen,  und  überdies  war  die  weltliche  Stralrechtspflege  dadurch  gehemmt, 
dass  die  Kirche,  ehe  sie  sich  zur  Auslieferung  verstand,  das  Recht  beanspruchte,  über 
das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  derselben  zu  befinden.  So  musste  das  ABjlrecht 
in  vielen  Fällen  als  eine  ungerechtfertigte  Beeinträchtigung  der  weltlichen  Gewalt 
erscheinen,  und  diese  wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  um  so  stärker  empfunden,  als 
die  weltliehen  Obrigkeiten  die  übermässige  Ausdehnung  der  geistlichen  Gerichtsbar- 
keit, welche  noch  indirekt  durch  das  Asylrecht  auf  Kosten  der  weltlichen  Jnrisdik- 
tion  erweitert  wurde,  wieder  einzuschränken  begannen.  Bei  den  politischen  Kämpfen 
der  Landesherren  und  weltlichen  Grossen^,  in  Deutschland  auch  der  Städte  mit  den 
Kirchenfürsten  bot  das  Asylrecht  den  letzteren  von  selbst  dadurch  einen  erheblichen 
Machtzuwachs,  dass  sie  durch  dasselbe  ihre  Anhänger  den  Verfolgungen  ihrer  Geg- 
ner entziehen  konnten.  Kein  Wunder,  dass  daher  in  diesen  Streitigkeiten  von  der 
benachtheiligten  Partei  das  Asylrecht  fast  immer  verletzt  wurde  ^,  dass  die  weltliche 
Gewalt  nunmehr  das  Asylrecht  durch  eigene  Maassnahmen  zu  beschränken  begann®, 
namentlich  aber  bestimmte  Kategorien  von  Verbrechern  desselben  für  verlustig  er- 


1  Die  Bfiddeutflchen  Rechtsbüeher ,  weiche  des  conquest.  1. 1 ,  8  c h  m  i  d ,  Gesetze  d.  Ajigelsaduen 
Asylrechtes  erwähnoD,  Schwabensp.  (ed.  LasB-  S.  322,  traten  derartige  Kampfe  zwiselieii  den 
berg)  art.  329;  Stadt  n.  Landrechtsbach  Bnp-  geistUchen  und  weltlichen  Baronen  sehen  in  der 
recht  ▼.  Freysing  c.  209 ,  und  wesentlich  die  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrb.  hervor ,  s.  die  Sy- 
o.  S.  386.  n.  ö  eit.  Stelle  d.  lex  Alamannor.  noden  t.  Merton  1258,  Mansl  23,  980,  und 
wiedergeben,  ebenso  das  Angsbarger  Stadtreobt  Lambeth  1261,  1.  c.  p.  1068,  welche  namentlich 
V.  1276  Art.  13,  kennen  nnr  ein  Asylrecht  für  anch  die  Entziehung  der  Lebensmittel  und  die 
Kirchen  nnd  Kirchhöfe,  nicht  für  sonstige  kireh-  Bewachung  des  Schuldigen  in  den  Kirchen  ver- 
liche  Statten ,  namentlich  nicht  für  die  Klöster.  bieten. 

Dafür,  dass  es  diesen  nicht  ohne  Weitere.  ing<^  5  j     ^  ^         ^^^^^  ^^^  ^^^^^^^  ^i^ 

Privilegien  haben  erthellen  lassen,  s.  o,'s.  393.  Z^TAZtäl\^t^^^^ 

2  Das  erkennt  schon  die  Synode  T.  Köln  1280  Alamannisches  Strafrecht  S.  129;  Kriegk, 
c  13  cit.  an:  „nonnnlli  homicidia  mntilationes  deutsches Bürgerthom  i. Mittelalter!,  214.  lieber 
membrorum  et  alla  maleflcia  perpetrant,  quae  non  Belgien  s.  P  r 0  0 s  1 1.  c.  p.  36  ff.: 

essent  perpetraturl ,   nisi  quia  sperant  quod  ab  ««,       ^      :.      «^_„_.       .,      v  t 

ecclesiis  ad  quas  confuglunt ,   se  tueri  possint  et  „  *  ^«'''^''fl''  den  Privilegien  der  Kaiser    s.  0. 

impunitatem  suorum  excessuum  obtinere  . .  .«  ^  ^^^'J^'  ?;  ?<»^  »'  ^^  ^""t^r  *^'  ^^^^^^ 

^  Asylrecht  allem  für  bestimmte  Vergehen,  gewohn* 

3  S.  0.  8.  390.  lieh  bloss  für  Todtschlag  und  schwere  Körper- 
*  In  England,  wo  das  Asylrecht  anch  in  anglo-  Verletzung  ertheilt  Weitere  derartige  specielleEr- 

normanischer  Zeit  (über  die  frühere  s.  S.  §8ß,  lasse,  welche  sich  seitdem  mehren,  bei  Frauen - 

n.  7)  in  Geltung  geblieben  war,   Leg.  Wilhelmi  städt  a.  a.  0.  S.  Ö9. 
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klftrte^  oder,  wo  sie  sich  nicht  mit  der  kirchlichen  Anschauung  in  Widerspruch 
setzen  oder  den  Widerstand  der  Geistlichkeit  von  vornherein  ansschliessen  wollte, 
pflpsäiohe  Indulte  aaf  das  Recht  zur  Entfernung  derartiger  Verbrecher  aus  den 
kireUichen  Asylen  zu  erlangen  suchte  2.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  blieb  das  Asyl- 
leeht  in  Folge  dessen  im  wesentlichen  allein  fttr  diejenigen  Vergehen,  welche  nicht  an 
die  Ehre  gingen,  also  namentlich  für  den  fahrlftssigen  oder  im  Affekte  verübten  Todt^ 
schlag,  praktisch  K  Dieser  Strömung  konnte  sich  die  päpstliche  Gesetzgebung  selbst 
nicht  mehr  entziehen,  um  so  weniger,  als  nicht  nur  im  16.  Jahrhundert  die  Konflikte 
zwischen  den  weltlichen  und  kirchlichen  Obrigkeiten  wegen  des  Asylreehtes  fort- 
dauerten ^,  sondern  dasselbe  auch  in  Frankreich  durch  die  den  Richtem  gestattete  Ver- 
haftung von  Flflchtigen  in  den  Asylen,  so  gut  wie  ganz  beseitigt  worden  war^.    In- 


1  Land  frieden  d.  Herzoge  Stephan ,  Albrecht 
and  Wilhelm  t.  Balein  ▼.  1352,  Quellen  z. 
deatech.  n.  baier.  Gesch.  6,  421 :  „Bei  erstem 
woUen  wir,  dass  alle  nnsere  Amtlente  nnd  anch 
alle  Laut  gemeioiglieh  za  Niederbaiem  allen 
sehädüehen  Leuten ,  ea  seien  Ränber ,  Brenner, 
Mörder  oder  Diebe  unser  Land  yerbieten  und  sie 
daraus  entschlagen,  also  dass  sie  an  keiner  Stätte, 
in  alter  oder  In  neuer  Freiung,  Fried  noch  Sicher- 
heit behalten  sollen'*.  Die  Mainzer  Pfaffen- 
rachtnng  Ton  1436  bestimmt,  dass  notoiisohe 
MisseÖiater,  welohe  Leib  und  Leben  verwirkt 
haben,  aus  dem  Asyl  weggeführt  werden  dürfen, 
Würdtwein,  subsldladlplom.  13,57;  Hegel, 
Yerfusungsgesch.  v.  Mainz.  Leipzig  1882.  S.  131. 
Das  1434  zwischen  Philipp  y.  Burgund  und  dem 
Bischof  ▼.  Utrecht  geschlossene  Konkordat  er- 
klärt in  Uebereinstimmung  mit  früheren  Ver- 
ordnungen die  Mörder  und  HochTerrather  des 
Asylreehts  für  yerlustig,  Friedberg,  Oränzen 
zw.  Staat  u.  Kirche,  S.  592.  594.  In  Oesterzelch 
worden  dagegen  durch  Herzog  Rudolf  in  der 
Stadtordnung  für  Wien  y.  1361  die  Asylrechte 
mit  Ausnahme  zweier  kirchlicher  Statten  in  der 
Stadt  beseitigt,  eine  Verordnung,  welche  fireilich 
Zugleich  auf  die  Beschränkung  der  weltlichen 
Asyle  abzielte ,  Berchtold,  die  Landeshoheit 
Oesterreiehs.  München  1862.  S.  210. 

2  So  erhielt  der  Herzog  Johann  IV.  v.  Brabant 
i418  Yon  Bfartln  V.  ein  solches  Privileg,  wobei 
freilich  den  Bischöfen  die  Untersuchung  über  das 
Vorliegen  des  betreffenden  Verbrechens  gewahrt 
war,  B.  Zech  dlss.  oit  bei  S  chmldt,  thesaur. 
inr.  eedes.  5,  344;  Proost  L  c.  p.  60;  ein 
weiteres  für  England  y.  Julius  IL  v.  1504  Zech 
ibid.  p.  345;  für  Antwerpen  t.  1459  t.  Plus  II. 
Pro  est  p.  62,  Vgl,  femer  die  cit  Bulle  Gre- 
gors XIV.  T.  1591  im  Eingang:  „Cum  alias  non- 
nulli  praedeeessozes  nostri  et  praesertim. . .  Six- 
tos  papa  (1471  —  1484)  necnon  Plus  etiam  V. 
(1566—1572)  .  . .  diyersas  facnltates  et  Indults 
extiahendi  etiain  in  oasibus  quibusdam  a  iure 
non  permissis  ex  eedesiis  oriminosos  et  delln- 
qnentes,  eompluribus  saecularlbus  principibus 
eoromque  cuzils  et  magistraübus  snb  yariis  modis 
etformis  eoneesserlnt^. 

'  Diese  Unterscheidung  machen  eine  Anzahl 
von  österreiehisehen  Welsthdmem  aus  dem  15. 
Jahrh.,  s.  die  Anführungen  beiFrauenstädt 
S.  61.  n.  41.    Auch  die  yon  dem  Bischof  Georg 


y.  Bamberg  1507  erlassene  Bambergische  Hals- 
gerichtsordnung (wie  die  ihr  nachgebildete  Bran- 
denburgische y.  1516)  steht  auf  demselben  Stand- 
punkt, s.  Art.  207,  Zoepfl,  d.  peinl.  Gerichts- 
ordnung Kaiser  KarFs  V.  3.  Ausg.  Leipzig  u. 
Heidelberg  1883.  S.  152:  „Item  in  geweyhten 
odergefreyten  stetten  sein  ausgeschlossen,  öffent- 
lich Rauber  oder  diejhenen  die  weg  und  Strassen 
mit  mörderey  und  rauberey  yerlegen  und  un- 
sicher machen ,  Auch  welche  die  lewt  an  jrn 
eokem  und  fruchten  mit  brennen  oder  anderen 
bösen  ubeltatten  beschedigen  und  yerderben, 
Auch  welche  dieselbigen  zu  yerbrlngung  der  ob- 
bestlmpten  übel  hausen  oder  halten,  Mere,  welch 
an  geweyhten  oder  gefreyten  stetten  ein  ubelthat 
thun,  die  können  sich  derhalb  söllicher  stat  frey- 
heit  nit  gebrauchen ,  Und  mögen  die  obgemelten 
ubeltetter  alle  (darüber  doch  der  weltlieh  gewalt 
peynlich  zu  richten  hat)  yon  desselben  ordent- 
lichen weltlichen  gewalts  wegen  auff  Zulassung 
der  recht,  doch  so  es  ein  geystllch  freyheit  betrifft, 
mit  yrlssen  des  pfarrers  oder  obersten  derselben 
kirchen,  unyersehrt  und  unyerprochen  derselben 
freyheit,  zu  rechtlicher  und  peynlleher  straf  ge- 
nommen werden  und  dass  die  Ursachen  darum b 
sölich  nehmung  auss  geystllchen  fireyheiten  (als 
ob  stet)  zugelassen  ist,  nachmals  mit  genügsamen 
glauben  yor  unserm  bischöflichen  geystllchen 
gewalt  (Brandenburg,  yor  dem  bischöflichen  geyst- 
llchen gewalt ,  dahin  ein  yede  solliche  sach  or- 
dentlich gehören)  angezeygt  bewlsen  und  auss- 
gefürt  werde ,  dann  wo  das  also  nit  geschehen. 
80  were  durch  deren  eingriff  die  geystllch  frey- 
heyt  yerprochen ,  Und  die  eingreyffer  derhalb  in 
die  pene  der  recht  gefallen.  Wo  sich  auch  begebe 
das  yemant  in  einer  geystllchen  fireyheyten  (als 
ob  stet)  yerpreche,  und  durch  den  weltlichen 
Richter  mit  ordentlicher  peynlleher  rechtlicher 
straffe  an  seinem  leyb  oder  leben  nit  gestrafft 
werden  möchte  oder  wurde ,  So  gepüret  die  buss 
und  straff  söllicher  yerbrechung  oder  enderung- 
halb  der  geystllchen  stete  sunste  niemand  dann 
dem  ordentlichen  geystllchen  Richter^  (ein  Ar- 
tikel, welcher  in  die  Carolina  nicht  übergegan- 
gen ist). 

^  Vgl.  Hegel,  Verfassungsgesoh.  yon  Köln. 
Leipzig  1877.  S.  COLXIIL;  Osenbrüggen 
a.  a.  0.  S.  129. 

5  Ordonnanz  y.  Villiers-Ooterest  y.  1539  art  66 : 
„qu'll    n*y  aura   lieu   d'immuniU^s  pour  dettes 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.M1. 


dem  Gregor  XIV.  in  seiner  wiederholt  angefahrten  Bulle  v.  i59n  den  herrschenden 
Anschauungen  gemäss  eine  Anzahl  von  Verbrechen  des  Asylrechtes  ftlr  unwllrdig 
erklärte,  suchte  er  durch  diese  Nachgiebigkeit  der  Kirche  die  Aufrechterhaltung  des 
Asylrechtes  im  Prinzip  zu  ermöglichen,  und  ihr  das  nicht  mehr  flberall  belassene 
Recht  der  Entscheidung  über  die  Auslieferung  de^enigen,  welche  des  Asylrechtes 
verlustige  Missethaten  begangen  haben  sollten  2,  zu  wahren.  Aber  gegenflber  dem 
sich  immer  mehr  entwickelnden  Staatsbewusstsein  und  gegenüber  dem  herrschenden 
Staatskirchenthum  blieb  seine  Nachgiebigkeit  von  geringem  praktischen  Erfolgt,  viel- 
mehr vermehrte  sich  seitdem  die  Zahl  deijenigen  Länder,  in  denen  das  Asylreclit 
seitens  der  Staatsgewalt  den  verschiedensten  Beschränkungen  unterworfen  wurde, 
stetig^.  Auch  die  weiteren  Zugeständnisse,  welche  die  Kurie  im  18.  Jahrhundert 
dieser  Strömung  machte^,  änderten  nichts®,  und  es  war  damals  fttr  sie  schon  bedeu- 
tungsvoll, wenn  sich  die  Staatsgewalten  überhaupt  noch  von  ihr  bestimmte  Erm&ch- 


ni  antres  matidres  dvilea  et  se  pourtont  tontes 
peraonnes  prendre  en  franelÜBe  (et  aauf  k  lea 
rtfint^grer) ,  quand  11  y  aara  priae  de  corps  d^- 
ceratfe  contre  d*eüz ,  aur  lea  informatlona  faitea 
dea  eaa  dont  IIa  aoni  charg^s  et  aeeuB^s ,  et  qu'il 
Boit  ainsl  ordoiintf  par  les  jugea^  Danach  sollte 
Jeder  Flüchtige  durch  die  Organe  der  weltlichen 
Gewalt  auch  an  ÄBylstätten  verhaftet  werden 
können,  falla  aber  der  weltliche  Richter  Ihn  eines 
nicht  anagenommenen  Yerbrechena  schuldig  be- 
funden hatte,  reaütuirt  werden.  Damit  hatte 
also  die  weltliche  Gewalt  die  Entscheidung  in  die 
Hand  genommen ,  und  da  oft  genug  der  ans  dem 
Asyl  entfernte  nicht  zurückgegeben  werden 
mochte ,  Ist  daa  Aaylrecht  In  Frankreich  seitdem 
thataächlioh  ganz  beaeitigt  gewesen,  Tgl.  yan 
Espen,  diss.  cit  c  7.  n.  Ö;  Durand  de  Mail- 
lane  dictionnaire  de  droit  canonlque,  s.  t.  im- 
munlttf;  Beanrepairea.a.0.0,  352;  Schaeff- 
ner,  Gesch.  der  Rechtsyerfassung  Frankreichs. 
2.  Ausg.  2,  661. 

1  S.  0.  S.  387.  n.  11. 

2  S.  0.  S.  395.  n.  2.  3  u.  5.  Dasa  Gregor  XIV. 
richtig  erkannt  hat,  dass  gerade  mit  dem  Yer- 
luate  dieses  Bechta  das  Aaylrecht  für  die 
Kirche  praktlach  yerloren  war,  zeigt  sich  darin, 
dass  er  alle  auf  die  Bewilligung  dieser  Befugnias 
gehende  Privilegien  seiner  Vorgänger  in  der  ge- 
dachten Bulle  ^  2  widerrufen,  und  In  derselben 
genaue  Beatimmungen  über  die  Auslieferung  ge- 
troffen hat,  s.  0.  S.  392  u.  S.  395.  n.  2. 

3  In  Deutachland  um  so  weniger,  als  die  Pro- 
testanten das  Asylrecht  nicht  anerkannten ,  das- 
selbe also  in  den  protestantischen  Ländern  fort- 
fiel, und  auch  den  in  den  letzteren  nach  dem  west- 
filisohen  Frieden  zur  ReligionBausübung  berech- 
tigten Katholiken  für  ihre  Kirchen  nicht  bewil- 
willigt  wurde,  obgleich  die  rechtliche  Haltbarkelt 
dieaer  Praxis  bestritten  war ,  J.  H.  B  0  e  h  m  e  r, 
J.  E.P.  III.  49.  SS- 34  «f. 

*  In  Baiern  wurden  seitdem  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  Züchtlinge,  und  dann  auch  Deaer- 
teure  des  Asylrechtes  für  yerlustig  erklärt, 
F  r  i  e  d  b  e  r  g,  Gränzen  zw.  Staat  u.  Kirche  S.  248. 
n.  2;  in  Oesterreich  1645  das  Recht  den 
Klosterkirchen  in  Wien  genommen,  a.  a.  0.  S.  133. 
134,  über  die  Beaehränkungen  unter  Karl  V.  in 


Brabant  und  im  Hennegau  a.  yan  Eapen 
l.  c.  c.  8,  wo  nach  den  getroffenen  Yereinbarangen 
die  Befugnias  über  Verletzung  dea  Aaylrechtea 
aeitens  der  weltlichen  Richter  zu  befinden ,  dem 
Fürsten  beigelegt,  und  den  Gerichten  daa  Recht, 
bestimmte  Missethäter  aus  den  Asylstätten  zu 
entfernen,  zugestanden  war,  ygL  femer  P  reo  st 
1.  c.  p.  116  ff.  Die  Republik  Venedig  gewährte 
achon  im  16.  Jahrh.  daa  Aaylrecht  nur  für  leich- 
tere Vergehen  und  yerlangte  daher  die  Beachtung 
desselben  blos  seitens  der  niederen,  nicht  aeitens 
der  höheren  Richter,  welche  über  schwere  Ver- 
brechen zu  urthellen  hatten,  F.  Scaduto,  suto 
e  chieaa  seeondo  fira  Paolo  Sarpi  Firenze  1885. 
p.  132.  n.  249;  Friedberg  a.  ».  O.  S.  694. 

5  S.  0.  S.  387.  n.  11. 

^  In  Oesterreich  wurde  1752  und  dann 
durch  V.  y.  15.  Sept.  1775  das  Aaylreeht  für  eine 
Anzahl  yon  Verbrechen  ganz  ausgeschloasen,  fer- 
ner auf  diejenigen  geweihten  Stätten ,  in  denen 
die  Ausspendung  des  Sakramentea  erfolgte  oder 
das  Sanktiaaimum  aufbewahrt  wurde,  beaehriinkt, 
sodann  die  Richter  ermächtigt,  falls  die  Aualiefe- 
rang  nicht  sofort  erfolgte,  diese  auch  mit  Gewalt, 
wennschon  unter  Vermeidung  jedes  Aufsehens 
zu  erzwingen,  sowie  über  daa  Vorhandenaein 
einea  Ausnahmefalles  zu  entacheiden,  und  end- 
lich die  Verbergang  oder  Fortachaffung  der  In  das 
Asyl  Geflüchteten  bei  schwerer  Strafe  yerboten. 
Allerdings  sollte,  wenn  das  Vorhandensein  eines 
des  Asylrechtes  theil haftigen  Vergehens  festge- 
stellt war,  der  Missethäter  der  Kirche  wieder  zu- 
gestellt werden,  Friedberg  a.  a.  O.  S.  149; 
Dann  a.  a.  0.  S.  356.  In  Toskana  wurde  das 
Asylrecht  durch  die  Anordnungen  Leopolds  I.  y. 
1769,  nach  welchen  alle  in  kirchliche  Aayle  Ge- 
flüchteten ,  mit  Ausnahme  yon  Ciyilachaldnem 
yerhaftet  und  mit  möglichst  wenig  Aufsehen  in 
die  staailiehen  Gefängniaae  abgeliefert  werden 
BoUten,  so  gut,  wie  ganz  beseitigt,  F.  S  oadn  to, 
State  e  chlesa  aotto  Leopoldo  I.  Firenze  1885. 
p.  238.  239;  Friedberg  a.a.  O.  S.  686.  Für 
Kurtrier  ordnete  die  Landesyerordnung  you 
1786,  J.  J.  Scotti,  Sammig.  trier.  Gesetze,  n. 
863 ,  die  Ausliefernng  aller  Deaerteure  aus  den 
Asylen  an. 
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Die  Verwaltung  des  Kultus.  Das  Asylrecht  der  kirchlichen  Gebäude. 
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tigUBgen  zu  ihrem  Vorgehen  in  den  mit  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  ^  oder  in 
besonderen  Indulten  ^  ertheilen  liessen,  nnd  dadurch  die  von  der  Kirche  festgehaltene 
Asylberechfignng  wenigstens  prinzipiell  anerkannten. 

Im  Lanfe  des  18.  Jahrhunderts  schritten  endlich  schon  einzelne  Staaten  zur 
Tdlligen  Beseitigung  des  Asylrechtes  3,  und  in  diesem  Jahrhundert  ist  diese  überall 
erfolgt  ^,  da  der  moderne  Staat  seinerseits  keine ,  seine  Strafrechtspflege  hemmende 
and  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdende  Einwirkung  der  Kirche  zu  dulden  in  der 
Lage  ist,  und  bei  dem  völlig  veränderten  Strafen-Systemen  irgend  ein  Bedürfniss  für 
die  Aufrechterhaltung  des  Asylrechtes  nicht  besteht.  Wenn  trotzdem  die  päpstliche 
Gesetzgebung,  obwohl  sie  sich  sogar  ihrerseits  i.  J.  1831  veranlasst  sah,  dasselbe 
fftr  das  Gebiet  des  Kirchenstaates  zu  beschränken^,  die  Androhung  von  kirchlichen 
Strafen  ftlr  die  Verletzung  des  Asylrechtes  noch  in  unserer  Zeit  erneuert^  und  auch 
in  den  von  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  eine  Hindeutuf  g  auf  dasselbe  aufge- 
nommen^ hat,  so  hängt  dies  offenbar  mit  ihrer  traditionellen  Politik  zusammen,  nie- 
mals auf  kirchlicherseits  geltend  gemachte  Ansprüche  zu  verzichten,  und,  soweit  sich 
die  Gelegenheit  darbietet,  ihre  prinzipielle  Anschauung  auch  unter  Verhältnissen 
zum  Ausdruck  zu  bringen,  unter  denen  jede  Aussicht  auf  ein  damit  praktisch  zu  er- 
zielendes Ergebniss  geschwunden  ist. 

Obgleich  die  Kirche  heute  allerdings  noch  das  Verlangen  erheben  kann,  dass  die 
in  die  Kirche  geflüchteten  Verbrecher  unter  möglichster  Schonung  des  Gottesdienstes 
and  unter  Beobachtung  der  der  Heiligkeit  der  Earchen  entsprechenden  Rücksicht  von 


1  So  in  dem  spanischen  Konkordat  y.  1737, 
Alt  2.  3 ,  welcher  namentlich  das  Asylrecht  fnr 
Landkiiehen,  in  welchen  das  Sakrament  nicht 
aufbewahrt  wurde,  beseitigt,  Nnssi,  conTentlo- 
nes  de  rebos  ecdesiasticis  inter  s.  sedem  et  civi- 
lem  potestatem.  Mognnt.  1870.  p.  57.  68;  im 
Konkordat  für  das  Königreich  beiderSlzllien 
Y.  1741  0.  2 ,  in  welchem  noch  weiter  gehende 
Besehnnknngen  der  Asylstatten  gemacht  wurden, 
und  die  sofortige  Herausgabe  der  flüchtigen  Yer- 
bieoher  an  den  weltlichen  Richter  durch  die  kirch- 
lichen Oberen,  um  sie  im  Namen  der  Kirche  Tor- 
liuflgin  Haft  zu  halten,  vorgeschiiehen,  auch  bei 
Tenreigerter  Herausgabe  die  Verhaftung  und  Ent- 
fernung durch  die  staatlichen  Beamten  gestattet 
ist,  1.  c  p.  78,  in  den  Konkordaten  mit  Sar- 
dinien 1742  art.  9  und  1770.  art.  2  ff.,  in  wel- 
chen sich  ähnliche  Vorschriften  befinden ,  1.  c. 
p.  107. 137. 

2  Ein  solches  Indult  hat  der  Kurfürst  Karl 
Theodor  ▼.  Baiern  auf  sein  Ansuchen  von  Cle- 
mens XIIL  für  die  hairischen  Bisehöfe  und  zwar 
dahin  erhalten,  dass  diese  militärische  Ver- 
brecher aus  den  kirchlichen  Asylstatten  gegen 
das  Versprechen  der  Vexschonung  mit  Todes-  nnd 
anderen  schweren  Körperstrafen  an  ihre  Vorge- 
setzten auszuliefern,  ermächtigt  wurden ,  Zech 
In  Schmidt  thesanr.  5,  354. 

9  So  Friedrich  d.  Gr.  für  Schlesien,  s.  Ed.  v. 
7.  Februar  1743 ,  T  h  e  1  n  e  r ,  Zustände  d.  kath. 
Kirche  1.  Schlesien.  Regensburg  1862.  1,  253; 
ferner  M.  Lehmann,  Preussen  u«  d.  kathol. 
Kirche.  2,  236.  261.  347.  360  u.  Friedberg 
a.  a.  0.  S.  274,  und  dann  allgemein  A.  L.  R.  II. 
11.  S.  175:  ,^Sie  (die  Kirchengebäude)  sollen  zu 
keinen  Freistötten  für  Verbrecher  dienen ,  son- 


dern die  weltliche  Obrigkeit  Ist  berechtigt,  die- 
jenigen, welche  sich  dahin  geflüchtet  haben, 
herauszuholen  und  in*s  Gefängnlss  bringen  zu 
lassen*^.  In  Oesterreich  wurde  das  Asylrecht 
stillschweigend  durch  den  Josephinischeu  Straf- 
kodex V.  1787  (s.  Helfert,  heilige  Handlungen 
S.  383  ff.);  in  Toskana  durch  Leopold  I.  auch 
wohl  für  die  ClYilschuldner  beseitigt ,  S c  a d  u  t  o 
h  c.  p.  239  (8.  0.  S.  396.  n.  6.) ,  ja  selbst  geist- 
liche Fürsten  sind  in  Deutschland  dazu  geschrit- 
ten, so  Joseph  ni. ,  Bischof  t.  Passau  (1783  bis 
1794),  s.Schrödl,  Passavia sacra.  Passau  1879. 
S.386. 

*  So  ausdrücklich  In  Württemberg  durch  V.  v. 
28.  Mal  1804,  Reyscher,  Samml.  würt.  Ges. 
10,  76  n.  f ;  im  Königr.  Sachsen,  Mandat  Yom 
19.  Februar  1827.  236,  Schreyer,  Cod.  des 
Sachs.  K.  R.  2.  Aufl.  S.  285;  in  Sachsen- 
Weimar,  Ges.  V.  7.  Oktob.  1823.  J.  10;  In  Sar- 
dinien durch  das  s.  g.  Siccardrsche  Gesetz  vom 
9.  April  1850,  Friedberg  a.  a.  0.  S.715.  In  den 
übrigen  Staaten  ist  es  Indirekt  dadurch,  dass  die 
Strafgesetzbücherund  Strafprozessordnungen  das- 
selbe nicht  aufireoht  erhalten  haben,  fortgefallen. 

^  Vgl.  den  Erlass  Gregors  XVI. ,  welcher  noch 
eine  Reihe  von  Verbrechen,  so  namentlich  die 
Theilnahme  an  den  durch  apostolische  Schreiben 
Yorbotenen  Vereinen  und  Versammlungen ,  den 
crimina  excepta  anreiht,  Avanzlni-Pen- 
nacchi  p.  681.  n.  1  u.  p.  690.  n.  1. 

fl  S.o.  S.  388.  n.  1.^ 

7  S.  0.  S.  388.  n.  1.  Die  Elnschärfung  der 
Beobachtung  des  Asylrechtes  im  Ooncil  von  Ra- 
venna  1855,  coli.  conc.  Lac.  6,  176,  hängt  damit 
zusammen,  dass  die  Provinz  damals  noch  zum 
Kirchenstaate  gehörte. 
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den  staatlichen  Organen  verhaftet  Verden,  so  ist  dies  doch  eine  Forderung,  welche  mit 
dem  ehemaligen  kirchlichen  Asylrecht  nichts  zn  thnn  hat^,  sondern  durch  den  Clia- 
rakter  der  betreflfenden  Stätten,  in  welchen  anch  jede  andere  profanirende  Handlung 
ZQ  vermeiden  ist,  gerechtfertigt  wird. 

8.  Die  unmittelbar  zum  Gottesdienst  bestimmten  Sachen, 
§.  222.    A.  Die  Altäre  2. 

Wesentlich  für  die  Feier  der  Messe  ist  ein  Altar  (altare)^  eine  Tischplatte ,  auf 
welchem  das  Opfer  dargebracht  wird  3.  Daraus,  dass  das  letztere  den  wesentlichsten 
Theil  des  katholischen  Gottesdientes  bildet  ^,  folgt ,  dass  in  jedem  demselben  gewid- 
meten Gebäude,  in  jeder  Kirche  oder  Kapelle  ein  Altar  errichtet  werden  muss  ^.  Da 
es  aber  unter  Umständen  erforderlich  wird ,  das  Messopfer  ausserhalb  einer  Kirche 
darzubringen  ^,  und  es  dazu  ebenfalls  eines  Altars  bedarf,  so  kennt  die  katholische 
Kirche  zwei  Arten  von  Altären,  den  festen  Altar  {altarejixum,  stabile j  immohüe) 
und  den  tragbaren  Altar  (Trag -Altar,  a,  portatiUy  mobile,  vtaticum,  aravia- 
toria)  '. 

I.  Die  verschiedenen  Arten  von  Altären,  ihre  Errichtung  und 
ihr  Gebrauch.  1.  Die  festen  Altäre.  Der  feste  Altar  ist  derjenige,  dessen 
Tischplatte  sich  auf  einem  in  dem  Kirchengebäude  errichteten  und  mit  diesem  ver- 
bundenen Unterbau  ^  (Basis]  erhebt  und  mit  dem  letzteren  ein  einheitliches,  untrenn- 
bares Ganzes  bildet  ^.  Nach  der  jetzigen  Disziplin  der  Elirche  muss  der  Altar  von 
Stein  sein  *o,  jedoch  genügt  es,  wenn  eine  Steinplatte  aus  einem  Stück  oben  auf  dem 

1  Dasselbe  gilt  auch  Ton  den  Vorschriften  des  ^  Dies  sind  die  aUaria  fixa  im  eigentlichen 
Italienischen  Garantiegesetzes  vom  13.  Mal  1871  Sinne,  vgL  Gongr.  rit  y.  1864,  Aotas.8ed.  3,  663, 
Art.  7 :  „Nessuno  nffloiale  della  publica  autoritii  de  Her  dt  1.  c.  u.  176. 1,  239.  In  einem  anderen 
ed  ageute  della  forza  publica  puö ,  per  esercltare  Sinne  sind  nach  d.  Entsch.  Congr.  Indnlg.  t.  1861, 
atti  del  proprio  nfflcio,  iutrodursi  nel  palazzi  e  Acta  s.  sed.  3,  lOOflxa  anch  diejenigen,  bei  wel* 
Inoghi  di  abituale  residenza  o  temporaria  dimora  chen  eine  kleinere ,  zur  Gelebration  der  Messe 
del  Sommo  ponteflce  o  nel  quall  si  trovi  radunato  bestimmte,  an  sich  bewegliche  Platte  in  die  obere 
un  conclave  o  un  concillo  ecumenloo,  se  non  auto-  Fläche  des  festen  Mauerwerks  eingelegt  wird : 
rizzato  dal  Sommo  Ponteflce,  dal  GonclaYe  o  dal  „sufflcereadoonstituendamqualitatemaltaTiBfixl, 
Goncilio*'  (s.  auch  art.  8) ,  denn ,  wenn  indirekt  ut  in  medio  altarls  stabilis  et  inamovlbillB ,  lieet 
dadurch  auch  unter  Umständen  dieselbe  Wirkung,  non  consecrati,  lapls  consecratus  etlam  anLOTlbUis 
wie  durch  das  Asylrecht  herbeigeführt  werden  pouatur'';  deHerdtl.  c.  1,  238. 

kann,  so  Ist  ihr  Zweck  doch ,  die  höchste  Gewalt  lo  S.  o.  S.  189.  n.  5.    In  der  ältesten  Kirche 

in  der  Kirche  als  unverletzlich  und  keiner  Kon-  bediente  man  sich  ausser  den  in  die  steinernen 

trole  unterworfen  hinzustellen ,  s.  auch  F.  S  c  a  -  Wände  der  Goemeterien  eingehauenen  Altaren 

d  u  1 0,  guarentigie  pontiflcie.  Torino  1884.  p.  157.  Tielfach  hölzerner  Platten  oder  hölzerner  Tische, 

2  0.  Slevogt,  kurze  Abhdlg.  y.  d.  Rechten  der  welche  bei  den  Verfolgungen  leicht  entfernt  wer- 
Altäre.  Jena  1727 ;  T h i e r s  les  prindpaux autels  den  konnten ,Binterim,  Denkwürdigkeiten  d. 
des  ^Jglises.  Paris  1688;  A.  Sc  hm  id,  d.  Christi.  christkath.  Kirche  IV.  1,  102;  Probst  i. 
Altar  und  sein  Schmuck.  Regensburg  1871;  Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 
Laib  und  Schwarz,  Studien  über  die  6e-  1,  586.  Seitdem  4.  Jahrh.  sind  aber  steinerne 
schichte  des  christl.  Altares.  Stuttgart  1857.  Altäre  oder  wenigstens  steinerne  Altar -Platten 

3  S.  0.  S.  189.  oder  Steine  immer  gebräuchlicher  geworden ,  s. 
*  0.  S.  178.  a.  a.  0.,  und  seit  dem  6.  Jahrh.  finden  sich  schon 
s  c.  32  (Agde  506),  Dlst.  I.  de  consecr. ;   de      einzelne  partikuläre  Anordnungen,  c  31  (Epaon 

Her  dt,  s.  liturg.  praxls  t.  I.  n.  176.  517)  Dlst  I.  de  consecr.,  dass  bloss  Btelneme 

0  0.  S.  189.  Altäre  konsekrirt  werden  sollen.    Aber  noeli  die 

7  0.  S.  189.  Synode  v.  Goyaca  1050,  Mansi  19 ,  787  schärft 

s  Tischplatte  und  Unterbau  müssen  aber  Yer->  ein : ,, Altaris  vero  ara  tota  lapidea  sit  el  ab  epis- 

sohieden  sein.    Der  Altar  darf  daher  nicht  bloss  copis  consecrata^. 

aus  einem  einzigen  Felsstücke  bestehen  ,  Arch. 

f.  k.  K.  R.  2,  203. 
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lltsr  mit  dem  oberen  Theüe  lud  dem  Unterbau  fest  zusammengefügt  ist,  und  dieselbe 
solche  Dimenaioneii  aufweist ,  dass  die  fftr  die  Aufnahme  der  zu  konsekrirenden  Ma- 
terien bestimmten  Oeftsse  darauf  aufgestellt  werden  können  ^. 

Ein  fest  dnreli  Mauerwerk  mit  der  Eirohe  verbundener  Altar  erscheint 
aieht  Mos  als  Zubehör  des  kirchliohen  Gebftudes,  sondern  als  eine  einen  Theil  der- 
selben bildende  Nebensache ,  weil  er  diesem  gegenüber  keine  Selbstständigkeit  be- 
wahrt^, und  steht  daher  in  dem  Eigenthum  deijenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  kirchliche  Gebäude  gehört. 

Der  eine  Altar,  welcher  für  jedes  ausschliesslich  zum  katholischen  Gottesdienste 
beBÜnmite  Gebäude  ^  wesentlich  ist,  muss  von  der  eben  gedachten  Beschaffenheit  sein  ^. 
Während  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Zeitrechnung  jede  Kirche  nur 
einen  einzigen  Altar  hatte,  ist  seit  dem  4.  Jahrhundert  im  Abendland  die  Gewohnheit  auf- 
gekommen ^  in  einer  xmd  derselben  Kirche  mehrere  Altäre  au&urichten.  Diese  Sitte 
ist  später  durch  die  allgemeine  Kirchengesetzgebung  ausdrücklich  anerkannt  wor- 
den ^  Damit  war  die  Unterscheidung  zwischen  dem  Haupt-  oder  Hochaltar 
[(Utare  sttmmimn ,  nudus ,  prineipale)  und  den  Nebenaltären  [dltaria  minora)  gegeben. 
Der  erstere  ist  de^enige ,  an  welchem  der  feierliche,  in  der  betreffenden  Elirche  nach 
ihrer  Bestimmung  abzuhaltende  Gottesdienst  verrichtet  wird ,  während  die  anderen 
Altäre  für  die  Abhaltung  von  nicht  wesentlichen  und  nicht  feierlichen  Gottesdiensten 
bestimmt  sind,  also  fehlen  können.  Daher  muss  bei  der  Konsekration  der  Kirche  immer 
zQ^eich  auch  der  Hauptaltar  konsekrirt  werden  ^. 

Die  Errichtung  eines  Altars  in  einer  Eorche  oder  Kapelle  kann  nur  mit  Geneh- 
migong  des  Ordinarius  erfolgen^.    Wegen  der  Noth wendigkeit  des  Hauptaltars  gilt 

1  Feiiaxis  8.  T.  altare  n.  6,  s.  o.  S.  189.  n.  ö.  derholt  bei  Benedict.  Ley.  II.  266.  $.  6  und  Re 

Dther  ist  aoeh  für  den  Unterbau  Stein  nicht  ab-  gino  I.  31 ;  c.  18  Dist  I.  de  cons.). 
solut  erfoTdexlicli,  sofern  nur  die  Altarplatte  auf  ^  c.  Ö  (Alex.  III.)  X  de  conseer.  III.  40. 

Ecksteinen  ruht,  Aroh.  f.  kath.  K.  R.  %  204,  und  "^  Congr.  rit.  y.  1665  ,  Gardellini  ed.  dt. 

es  genügt  im  Uebrigen  eine  mit  dem  Mauer-  n.  2343.  II;  1,  397:  „Debet  cum  ipsa  (ecclesla) 

werk  verbundene  Holzkonstruktion,   Probst,  omiüno  conseoiaTi  altare  malus,   nam  istud  est 

Eacharistie  als  Opfer  S.  103 ;    Congr.  rit.  bei  prindpale  et  si  hoc  tantum  sit  in  ecclesia ,  suf- 

O&rdellln  i  ed.eit  n.  463 u.  2140;  1,  113. 364.  fldt :  alia  Tero  aceessoria,  pro  qnibus  datur  con- 

Vgl.  auch  Aioh.  f.  kath.  K.  R.  2,  201.  seoratio  distlncta,  sine  ecclesiae  consecratione/' 

>  Ohne  dass  er  ganz  zerstört  wird,  ist  eineEnt-  s.  auch  n.  5204 ;  4 ,  180  (v.  Jahre  1854)  u.  Acta 

feronng  eines  solchen  für  die  Regel  nicht  mog-  s.  sed.  4,  ÖO  (▼.  1866),  wie  denn  nach  dem  Pon- 

lieh,  und  daher  ein  gesondertes  Eigenthum  an  tifloale  T.  II.  de  ecclesiae  dedicatioue  die  Kon- 

demselben,  eine  abgesonderte  Verfügung  darüber  sekration  dieses  Altars  einen  intergrirenden  Theil 

rasgesehlossen.    Vgl.  auch  M eurer,  Begriif  u.  der  Konsekration  der  Kirche  ausmacht  und  yot- 

Eigenthümer  d.h. Sachen  2,  8.  Vielfach  wird  der  her  zu  Yollenden  ist ,  ehe  der  wesentliche  Akt 

Altsr   freilich   bloss   als   Pertinenz  betrachtet,  dieser  letzteren,  die  Bekreuzung  der  Wände  (s.  o. 

a.  ».  0.  üeber  die  Frage,  in  wie  fem  ein  beson-  S.  326.  n.  6)  Tom  Bischof  vorgenommen  wird, 
deies   Eigenthum    von  Altarstiftungen  an  den  Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass 

festen  Altären  möglich ,  welche  vielfach  bejaht  noch  heute  der  Hauptaltar  die  Stelle  in  der  Kirche 

wird,  a.  a.O.  S.  9,  im  kirchliohen  Vermögensrecht  erhalten  muss,  welche  früher  der  einzige,  in  der- 

'  Fax  Kirchen,  welche  gleichzeitig  mit  anderen  selben  befindliche  Altar  eingenommen  hat,  näm- 

Konfessionen  benutzt  werden  (o.$.  220)  gilt  dies  lieh  im  Presbyterinm  oder  im  Chor  derselben, 

nicht   8.  nachher  unter  2.  Binterim  a.  a.  O.   S.  94;    Probst  im  cit 

4  deHerdt  1.  c.  n.  176;  1,  238.  239.  241.  Kirchenlexikon  1 ,  686;  Meurer  bei  Herzog 

&  S.  Binterim  a.  a.  0.  S.  96;  Meureri.  1,  311;  van  de  Bürgt,  deecciesiisl,  121.  Eben- 

Herzog,  Beal-Eneyklopädle  f.  protest.  Theologie  so  wird  in  den  Pfarr  -  und  Regulär  -  Kirchen  das 

%  Aufl.  1,  309;  Probst  i.  cit  Kirchenlexikon  Sanktissimum  im  Tabernakel  dieses  Altars  auf- 

1,585.  Die  Folge  der  zunehmendenHeiligen-Ver-  bewahrt  o.  S.  84.  n.  1. 

ehrangwar  auch  eine  Vermehrung  der  Altare.  In  s  c.  25  (s.  g.  Stetuta  Bonifacil  c.  3,   Mansi 

karoüngisoher  Zelt  sah  man  sich  schon  genöthigt,  12 ,  383 ;  Bened.  Lev.  II.  202)  Dist.  I.  de  cons. 

dieser  Schranken  zusetzen,  cap.  missor. in  Theod.  Diese  Stelle  ist  zwar  ihrem  Ursprung  nach  un- 

Tilla  V.  806.  c.  8  (Boret  cap.  1,  121):  „de  al-  sicher,  aber  sie  bezeugt  eine  sich  aus  allgemeinen 

Uribus,  utnonsuperfluasintin  eeceleslls"  (wie-  Grundsätzen  ergebende  Rechtsnorm  und  die  im 
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aber  eine  solche  für  diese  mit  der  ftlr  den  Bau  einer  Kirche  ertheilten  Erlaabniss 
ohne  Weiteres  als  gegeben.  Über  die  Zahl  der  Altftre,  welche  in  einer  Kirche  zu 
gestatten  sind ,  hat  ebenfalls  der  Ordinarius  zu  befinden ,  gleichviel  ob  bei  der  Neu- 
begründung  einer  Kirche  mehrere  Nebenaltäre  gleichzeitig  errichtet  werden  sollen 
oder  in  einer  schon  vorhandenen  Kirche  die  nachträgliche  Erbauung  eines  neuen 
Altars  in  Frage  kommt  i.  Ferner  muss  der  Ordinarius  auch  jetzt  noch  darllbeT 
wachen,  dass  keine  überflüssigen  Altäre  2,  also  nicht  solche,  für  welche  keine  beson- 
deren Gottesdienste,  namentlich  aus  Mangel  der  erforderlichen  (xeistlichen  oder  der 
nothwendigen  Dotation,  gehalten  werden  können,  erbaut  werden.  Daraus  folgt,  dass 
die  seitens  eines  Dritten,  einer  juristischen  oder  physischen  Person  beabsichtigte 
Stiftung  eines  Neben-Altars  vom  Ordinarius  allein  dann  genehmigt  werden  kann, 
wenn  ausreichende  Mittel  für  die  Unterhaltung  des  Altars  und  die  Celebrimng  des 
gewünschten  Gottesdienstes  gewährt  werden  ^  oder  vorhanden  sind.  Bei  der  Genehmi- 
gung der  Altäre  kommt  dem  Ordinarius  auch  die  Prüfung  über  die  Stelle  zu,  an  welcher 
der  Altar  in  der  Earohe  errichtet  werden  soll  ^.  Hierbei  ist  vor  Allem  darauf  zu  achten, 
dass  an  diesem  Orte  Niemand  begraben  liegt  oder  dass  dort  bestattete  Leichname^ 
oder  die  Beste  von  solchen  vorher  entfernt  werden^. 

Die  gedachten  Befugnisse  des  Ordinarius  fliessen  theils  aus  seiner  jurisdictio, 
soweit  sich  diese  auf  die  Errichtung  und  Veränderung  kirchlicher  Anstalten  bezieht, 
theils  aber  aus  seinem  Becht  zur  üeberwachung  der  Abhaltung  des  Gottesdien- 
stes und  zur  Femhaltung  alles,  desjenigen  was  liturgisch  unzulässig  ist.  Neben  diesen 
steht  aber  immer  das  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers  der  Kirche,  also  namentlieh 


AuschlusB  daran  feBtgestellta  Praxis  der  Kirche. 
Nor  Tezelnzelt  heben  daher  schon  die  älteren 
Partikalarsynoden  s.  z.  B.  Mainz  1261.  c.  15  u. 
1310,  Mansi  23,  1084  n.  26,  329:  „Altaria 
superflua  per  ecolesias  paroohiales  omninotollan- 
tnr,  cum  singuUs  ecclesiis ,  non  conventaalibnSf 
ad  plns  tria  suffldant;  nee  altare  aUquod  de 
noro  flat,  nisi  eplscopo  permittente  ac  tantum 
eidem  altari  in  proYentibos  asslgnetor,  ut  saltem 
lumina  habeat  competentla'',  dies  noch  aasdr&ok- 
lich  herror,  und  die  Tienesten,  s.  Prag  1860,  cell« 
conc.  5.  530;  UiMno  1869,  1.  c  6,  30,  setzen  es 
aach  nur  Toraos.  Die  Ertheilung  der  firlaabniss 
ist  ein  Jurisdiktlonsakt,  daher  kann  sie  auch  der 
Kapitularvlkar  während  der  Erledigung  des 
Bisohofsstuhles  geben. 

Hat  der  Papst  knft  seiner  Zuständigkeit  die 
Errichtung  einer  Kathedrale  oder  einer  Kollegiat- 
kirche  zu  genehmigen  (s.  o.  S.  318. 319),  so  kann 
er  oder  der  von  ihm  ernannte  Exekutor  die  Zahl 
der  Altäre  bestimmen.  Doch  ist  für  die  spätere 
Errichtung  neuer  in  solchen  Kirchen  bloss  die  Zu- 
stimmung des  Bischofs  erforderlich ,  es  sei  denn 
dass  die  ursprüngliche  Zahl  als  eine  nnüherschreit- 
hare  Norm  hei  der  Errichtung  festgestellt  wäre. 

1  S.  die  Yor.  Anm.  In  exemten  Kirchen  he- 
darf  es  der  Genehmigung  des  Papstes. 

3  S.  0.  S.  399.  n.  5  und  n.  8,  nach  wel- 
cher für  andere  als  Kollegiat-  und  Regular- 
kirchen  drei  ausreichend  erklärt  werden;  vgl. 
femer  cit.  Prager  Synode,  1.  c.  p.  531:  »^tres 
in  parochiallhus  praesertim  ecclesiis  mensae 
communiter  sufflcere  poterunt^;  Urhino  1.  c. : 
«Altaria  quaelihet  ecclesia  conlegiata  praesertim 


et  parochialls ,  haheat  numero ,  altitudine  ac  de- 
coro  congrua'^ 

3  Sei  es  Ton  ihm  seihst  oder  einem  anderen, 
denn  das  KirehenTeimogen  and  die  zni  Auf- 
bringung der  kirchlichen  Lasten  Verpflichteten 
können  nicht  fQr  unnothige  Ausgaben  in  An- 
spruch genommen  werden.  S.  auch  nachher  im 
Text. 

«  Für  den  Hauptaltar  ist  diese  Stelle  gegeben, 
s.  0. 399.  n.  7.  Geht  der  Konsekration  dei  Kirche 
die  Benediktion  des  Grundsteines  yoian  (s.  8. 326. 
n.  5),  so  wird  bei  der  letzteren  das  Kreuz  an  der 
Stelle  aufgepflanzt ,  an  welcher  später  der  Hoch- 
altar zu  stehen  kommt,  Probst,  Benediktionen 
S.  298.  Ueber  die  Stellen  für  die  Nebeualtäre 
finden  sich  mitunter  in  den  Provinzlalkonzilien 
Anweisungen,  s.  z.  B.  Prag  1860,  ooll«  conc. 
Lac.  5,  631. 

5  Derartige  Verbote  finden  sich  schon  firnh ,  s. 
0.  S.  264.  n.  4. 

6  Congr.  Tit.  t.  1766,  Gardellini  ed.  rit. 
n.  4332;  2,  474:  „Ssmus  conflrmando  decreto 
congreg.  bb.  rit.  de  non  celebrando  ss.  missae 
sacriflcio  in  altari ,  sub  quo  sepulta  existnnt  ca- 
daYera  defunctorum ,  mandaYit  miaaas  non  esse 
celebrandas  in  altari ,  de  quo  in  preolbus,  donec 
sint  sub  eo  einsque  pradella  cadaYcra ,  qnae  ex- 
humari  debebunt,  iuxta  mentem  decrotl,  qnod 
alias  sub  die  24  Jul.  1762  ad  similes  preces  edi- 
dit  pontifex  Beuedictus  XIV.  sie  explicatnm  B. 
P.  D.  Secretario  eiusdem  Congreg.,  oonceMit,  ut 
Interim ,  si  missae  ex  aliqua  obligatione  in  eo- 
dem  celebraii  deberent,  celebrentur  in  allo  altari". 
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bei  den  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ausschliesslich  gewidmeten  kirchlichen  Qe- 
bäuden  das  des  Vermögensverwaltangsorganes.  Diese  letztere  Befngniss  tritt  gegen- 
fiber  der  Jurisdiktion  nur  insoweit  znrflck,  als  die  Errichtung  von  Altären,  welche 
ftr  die  betreffende  Kirche  nothwendig  sind,  gefordert  wird.  Darüber  hinaus  kann  der 
Ordinarius  eine  solche  nicht  erzwingen.  Wenn  ein  Dritter  in  einer  derartigen  Kirche 
einen  Altar  zu  besonderen  Zwecken  stiften  will ,  so  genügt  dazu  die  Genehmigung 
des  Ordinarius  allein  nicht,  sondern  es  bedarf,  weil  darin  immer  eine  Verfügung 
Aber  das  Kirchengebäude  liegt ,  noch  der  Zustimmung  des  Eigenthümers ,  also  ins- 
besondere des  gedachten  Verwaltungs-Organes,  und  wider  Willen  desselben  ist  der 
kirchliche  Obere  nicht  befugt,  die  Errichtung  eines  neuen  Altars  zu  erzwingen,  sofern 
es  sieh  nicht  etwa  um  einen  solchen  handelt ,  welcher  ftir  die  Kirche  nothwendig  er- 
scheint, oder  die  beabsichtigte  Stiftung  einen  augenscheinlichen  Nutzen  gewährt  und 
keine  neuen  Lasten  auferlegte 

Da  die  Messe  nur  an  einem  konsekrirten  Altare  gefeiert  werden  darf  2,  so  muss 
jeder  Altar  in  einer  Kirche,  selbst  wenn  die  letztere  blos  benedicirt  ist*^,  konsekrirt 
werden. 

Ueber  die  Berechtigung  zur  Konsekration  gilt  dasselbe ,  wie  über  das  Recht  zur 
Konsekration  einer  Kirche.  Für  die  Regel  ist  also  der  Bischof  des  Ortes ,  zu  dessen 
Diöcese  die  betreffende  Kirche  und  der  Altar  gehört,  dafür  zuständig'*. 

Für  die  Konsekration  ist  die  Beschaffung  von  Reliquien  ^  mehrerer  Heiligen 
nothwendig^.  Eine  von  diesen  muss  die  eines  von  der  Kirche  als  Heiligen  anerkann- 


1  Denn  im  letztem  Fall  handelt  das  Verwal- 
tungsorgan pflichtwidrig ,  wenn  es  ans  blossem 
Eigensinn  die  Annahme  der  Stiftung  ablehnt, 
und  der  Ordinarius  ist  kraft  seines  Aufsichts- 
reehtes  über  die  Vermögensverwaltung  korrlgirend 
einzugreifen  berechtigt 

«  S.  o.  S.  189. 

3  S.  a.  a.  0.  Anm.  Ö.  Denn  eine  der  Bene- 
diktlon  der  Kirche  analoge  Benediktion  des  Altars 
giebt  es  nicht,  vielmehr  wird  bei  der  ersteren  der 
Altar  gleichzeitig  in  demselben  liturgischen  Akte 
gesegnet,  Rituale  rom.  t.  YIII.  c.  27;  Baruf- 
f  alduB  comm.  ad  Bit  rom.  tit.  LXXU.  n.  68. 

4  S.  0.  S.  327.  Nichtig  ist  aber  wedereine  durch 
einen  unzuständigen  Bischof  noch  durch  einen 
Priesterohne  päpstliche  Delegation  vorgenommene 
Konsekration.  Wenn  die  Oongr.  rit  v.  1844, 
Gardellini  ed.  cit.  n.  4990.  U.;  A,  87  auf  die 
Frage :  „An  ss.  missae  sacriflcium  celebrari  queat 
super  altaribus  secundi  generis  (i.  e.  portatili- 
bns)  a  simplicibus  sacerdotibus  consecratis  abs- 
que  appositione  rellquiarum  vel  an  ista  debeant 
itemm  eonsecrari  sanctorum  reliquiis  appositis'' 
geantwortet  hat :  „altaria  esse  denuo  consecranda, 
nt  in  Rhedonens.  d.  28.  September  1837",  so  er- 
glebt sich  aus  dieser  zuletzt  citirten  Entscheidung 
(1.  p.  n.  4828.  p.  18) ,  dass  sie  die  Konsekration 
nicht  wegen  der  Vollziehung  durch  einen  Priester, 
sondern  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Aktes 
4eT  Konsekrationshandlung ,  nämlich  wegen  der 
Unterlassung  der  Einfügung  von  Reliquien,  für 
niehtig  erklärt  hat 

Einzelne   ältere   Kanonisten   (so  namentlich 
Barbosa  J.  E.  U.  II.  7.  n.  12)  nehmen  an,  dass 
in  einer  nicht  konsekrirten  Kirche  ein   altare 
Hinschins,  Kirchenrecht  JfV. 


flxum  allein  mit  päpstlicher  Erlaubniss  konse- 
krirt werden  darf,  aber  die  dafür  angezogenen 
c.  25.  26.  Dist.  de  consecr.  (s.  0.  S.  399.  n.  8  u. 
S.  240.  n.  2)  beweisen  absolut  nichts.  Auch  ist 
die  Praxis  entgegen,  s.  Ferraris  s.  v.  altare 
n.35. 

^  S.  0.  S.  265,  und  zwar  von  eigentlichen 
Sancti,  nicht  von  blos  Beatiflclrten,  es  sei  denn, 
dass  die  Genehmigung  zur  Errichtung  eines  festen 
Altars  fQr  einen  solchen  vom  pänstlichen  Stuhl 
ertheilt  ist,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  2,  209.  In  früherer 
Zeit  fügte  man  den  Reliquien  auch  die  Eucha- 
ristie bei  oder  legte  sie  in  Ermangelung  von  Re- 
liquien allein  in  den  Altar  —  s.  Calchut  v.  816 
c.  2,M  a  ns  1  14,  356  —  doch  ist  dies  längst  abge- 
kommen und  erscheint  Jetzt  unzulässig,  Fer- 
raris 1.  c.  n.  18. 

0  Die  Praxis ,  Reliquien  innerhalb  des  Altars 
niederzulegen ,  hat  sich  aus  der  Sitte  über  den 
Chräbern  der  Märtyrer  Kirchen  und  Kapellen  zu 
bauen  im  Zusammenhang  mit  der  Verbreitung 
der  Heiligenverehrung  entwickelt,  s.  0.  S.  240. 
n.  S.  264.  Vgl.  übrigens  auch  den  Bericht  über 
die  Konsekraüon  der  Altäre  i.  J.  1012  in  der 
neu  errichteten  Domkirche  zu  Bamberg  bei 
JaffÄ,  monum.  Bamberg,  p.  479;  SS.  17, 
635.  Da  es  im  Corpus  iur.  can.  keine  Stelle 
giebt,  welche  diese  Niederlegung  vorschreibt, 
und  diejenigen  Stellen,  welche  von  der  Kon- 
sekration der  Altäre  handeln,  einer  solchen  nicht 
erwähnen,  s.  c.  31 ,  32  cit  Dist  I.  de  consecr., 
so  baben  viele  Kanonisten  behauptet ,  dass  sie 
nach  strengem  Rechte  nicht  erforderlich  und 
wesentlich  sei,  s.  z.B.  Reiffenstuel  ius  can. 
III.  40.  n.  40  u.  Ferraris  l.  c.  n.  24  (ebenso 
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ten  Märtyrers  ^ein^  die  ftbrigen  können  aber  aaoh  von  anderen  Heiligen,  abo  von 
blossen  Konfessoren  ^,  namentlich  von  denjenigen ,  zu  deren  Ehren  die  Kirche  oder 
der  Altar  geweiht  wird  ^^  herrühren.  Geeignet  dazu  sind  aber  blos  Körpertheile,  nicht 
Stücke  von  Kleidern  oder  andere  Gebranchsgegenst&nde  der  betreffenden  Heiligen  *. 
Die  Niederlegnng  der  Reliquien  in  den  Altar  bildet  ein  wesentliches  Erforder- 
niss  der  Gültigkeit  der  Konsekration  •^.  Dasselbe  gilt  von  den  durch  das  Pontifikole 
vorgeschriebenen  Salbungen  ^. 


Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  103),  obgleich 
sie  bemerken,  duss  der  Bischof  in  der  Praxis  Yon 
der  Sitto  nicht  abgehen  soll.  Andererseits  wird 
die  Niederlegung  für  noth  wendig  erklärt,  so  z.B. 
von  Barbosal.  c.  n.  7;  Schmalzgr  ucber  HI. 
40.  n.  19;  Giraldi  exposit.  inr.  pontif.  P.  I.  s. 
599.  Diese  letztere  Ansicht  ist  die  richtige. 
Denn  das  pontiflcale  roman.  P.  II.  (de  dedi- 
catione  eccleslae,  de  consecratione  altaris  und  de 
consecr.  altaris  portatilis)  schreibt  den  Gebrauch 
der  Reliquien  vor,  und  es  ist  nicht  möglich,  ohne 
diese  den  Konsekrationsakt  in  der  vorgeschrie- 
benen Form  zu  vollziehen.  Der  von  den  Gegnern 
hervorgehobene  Umstand ,  dass  ältere  Missalien 
in  der  Rubrik  den  Passus  aufweisen  :  „Si  reliquiae 
non  fueriiit  in  altari,  omittatur  lila  particula  ora- 
tionis . . .  sei  licet :  Oramus  te,  dorn  ine,  per  merita 
sanctorum  tuornm,  quorum  reliquiae  hie  sunf^, 
diese  Stelle  aber  in  dem  jetzigen  Missale  (s.  Ri- 
tus celebrandl  missam  lY.  n.  1 J  fortgeblieben  ist, 
beweist  gerade,  dass  die  Konsekration  nicht  ohne 
Reliquien  erfolgen  soll.  Uebrlgens  entspricht 
auch  die  konstante  Praxis  der  Oongr.  rit.  dem 
hier  vertretenen  Standpunkt ,  s.  die  Instruktion 
V.1837  bei  Gardellini  ed.  cit.  n.  4828 ;  4,  18: 
„Altare  super  quo  celebratur  missa  Tel  flxum  vel 
portatile,  scilicet  cum  petra  sacra  tantum ,  con- 
secratum  omnino  esse  debet ;  ac  pro  ipso  altare 
portatill  slTe  petra  sacra,  praecipnusritusobser- 
vandus,  unctiones  adhibendae,  reponendae  in  se- 
pulchro  reliquiae  sanctorum  martyrum  luxta 
verba  apocalypsis:  vidi  sub  altare  dei  animat 
interfectorum,  Reliquiae  ibi  reponuntur  ob  rela- 
tionem  ac  mysticam  analogiam  inter  dom.  Je:$um 
Christum  caput  martyrum  elusque  membra  luxta 
8.  Auguetini  verba :  Convenienter  auteni  et  quasi 
quodam  consortio  ibi  martyribus  sepultura  de- 
creta  est ,  ubi  mors  domini  quotidle  celebratur ; 
scilicet,  ut  qui  propter  mortem  elus  mortui 
fuerunt,  sub  sacramenti  eins  mysterio  requies- 
cant.  Ideo  sacerdos  post  confessionem  oscnlans 
altore  profert  ea  verba :  Quorum  reliquiae  hie  tuni 
(Missale  roman.  1.  c).  Ex  quibus  etiam  patet 
necessitas  ,  ut  in  altari  sit  sepulchrnm  reliquia- 
rnm.  Reliquiis  enim  non  appositis  et  deflcienti- 
bus  superflua  et  vana  essent  ea  verba.  Praeterea, 
sicut  altare  quodcumque  vel  immobile  vel  por- 
tatile evadit  execratum  ob  fracturam  vel  per  se 
enormem  ob  quantitatem  vel  enormem  propter  lo- 
ciim  unctionitni,  licet  levis  in  se  fractura  esset; 
ita  execratum  evadit  ob  reliquiarnm  amotionem, 
ex  hoc  etiam  liquido  ostenditnr  reliquiarnm  ne- 
cessitas in  altarium  consecratione.  Hinc  si  a  ce- 
teris  ritibus  observandis  dispensavit  aliquando 
sedes  apostolica,  numquam  a  ritu  dispensavit  re- 
positionlsreliquiarum  eta  caeremonlls  necessario 
In  hoc  observandis.  Sic  Congr.  ss.  rit  in  Augustana 


21.April.  1668  (s.  Gardellini  IL  3404;  2,151) 
episcopo  supplicanti  pro  facultate  reconciliaiidi 
plurima  milliaria  altarium  execratorum  ob  solam 
remotionem  reliquiarnm  ,  quae  proptecea  iterum 
consecranda  omnino  erant  ,  cum  sola  reposttione 
reliquiarnm  iis  tantummodo  servatis  caeremoiiii^ 
quae  in  pontiflcali  romano  praescribuntur ,  re- 
spondit:  In  hoc  casu  gratiam  petitam  posse  cnnr.edi, 
quae  a  s.  m.  demente  IX.  concessa  fuerit^  Vgl. 
auch  1.  cn.  3104;  2,  74. 

1  Das  ergiebt  die  eben  citirte  Instruction  ,  f. 
auch  deHerdtl.  n.  178,  denn  nach  dem  Pontif. 
roman.  11.  cc.  wird  in  den  Behälter  der  Reliquien 
zugleich  eine  Pergamenturkunde  mit  der  In- 
schrift: MDCCC.  die  N.  mensls  N.  Ego  N.  epis- 
copus  N.  concescravi  ecclesiam  et  altare  hoc  (oder 
blos  altare  hoc),  in  honorem  s.  N.  et  reliquias 
SS.  martyrum  N.  et  N.  in  eo  Inclnsl  et  singali:« 
Christi  tidelibus ,  hodie  uuum  annum  et  in  die 
anniversario  consecratlonis  huiusmodi  ipsam  visi- 
tantibus  XL  dies  de  yera  indulgentia  in  forma 
eccleslae  consneta  concessi''  eingelegt 

2  Arch.  f.  kath.  K.  R,  2,  209. 

3  Weder  der  Patron  noch  der  Titular  -  Heilige 
der  Kirche  (s.  o.  S.  269)  braucht  aber  derjenige 
Märtyrer  oder  Heilige  zu  sein  ,  dessen  Reliquien 
in  den  Haupt-  oder  einen  Nebenaltar  niedergelegt 
werden,  nur  der  Patron  und  der  Titel  der  Kirche 
und  des  Hauptaltars  muss  derselbe  sein ,  s.  die 
vor.  Anm  1. 

4  So  nach  der  neuesten  Praxis  der  Congr.  rit, 
de  Herdt  1.  c.  n.  178.  Freilich  ist  das  früher 
nicht  immer  beobachtet  worden,  s.  Areh.  f.  kath. 
K  R  2  209 

5  S.  S.  401.  n.  4  und  n.  6.  Für  die  Nieder- 
legnng der  Reliquien  ist  im  Altare  eine  be- 
sondere Höhlung  im  Steine,  nicht  im  Metall, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  204,  das  s.  g.  sepulckrum 
oder  auch  (nach  dem  Pontiilkale)  die  eonfcMO 
bestimmt.  Dieses  kann  sich  in  dem  Altarsteine 
(der  mensa)  selbst  oder  im  Unterbau  des  Altars, 
sowohl  in  der  Mitte ,  wie  am  Rande  des  Altars 
oder  verborgen  unter  dem  Altarsteine  selbst  auf 
der  Oberfläche  der  Basis  befinden.  In  dem  letz- 
teren Falle  wird  es  durch  die  Altarplatte  oder  den 
Altarstein  bedeckt  Es  muss  durch  einen  beson- 
deren Stein  verschlossen  werden ,  nachdem  der 
von  dem  Bischof  vorher  mit  Wachs  versiegelte 
Bebälter  mit  den  Reliquien  bei  dem  Konse- 
krations-Akte  in  dasselbe  gesetzt  ist  Wegen  des 
Verschlusses  helsst  das  sepulchrnm  auch  si- 
giUum,  e.  i  (Alex.  III.)  X  de  consecr.  eccles.  HI.  40. 

0  Gesalbt  wird  1.  mit  Ghrisma  dnrch  Krenze 
in  den  4  Ecken  das  sepulchrnm  vor  Einsetzong 
des  Reliqulenbebälters ,  2.  dnrch  ein  Kreuz  in 
der  Mitte  die  untere  Seite  des  zum  Verschluss 
des    sepulchrnm   bestimmten    Steines,    ebenso 
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Wenn  ein  Altar  einmal  gültig  konsekrirt  ist,  so  darf  er  nicht  nochmals  konse- 
krirt  werden '.  Dagegen  ist  eine  Konsekration  statthaft  2,  wenn  Ungewissheit  darüber 
besteht,  ob  eine  solche  früher  gültig  vorgenommen  worden  war  ^. 

Wird  die  Kirche  polluirt,  so  werden  auch  alle  Altäre  von  dieser  Pollution  mit 
betroffen  *.  Eine  selbstständige  und  alleinige  Pollution  des  einen  oder  anderen  Altars 
ist  nicht  denkbar  ^.  Daher  wird  auch  die  Pollution  der  Altäre  zugleich  durch  die 
Reconeiliation  der  Kirche  wieder  beseitigt^. 

Dagegen  erscheint ,  weil  sowohl  die  Kirche  als  auch  die  Altäre  besonders  kon- 
sekrirt werden,  eine  selbstständige  Exekration^  der  letzteren  möglich.  Ja,  so  weit 
nicht  eine  absichtlich  durch  den  kirchlichen  Oberen  vorgenommene  Profanation 
der  Kirche,  um  diese  wieder  in  den  freien  Verkehr  zu  bringen^,  in  Frage  kommt,  ist 
die  Exekration  der  Altäre  und  die  der  Kirche  unabhängig  von  einander  ^.  Eine  Exe- 
kration  des  Altars  tritt,  abgesehen  von  dem  eben  gedachten  Fall  dann  ein,  wenn  der- 
selbe in  solcher  Weise  zerstört  ist,  dass  er  nach  seiner  Wiederherstellung  nicht  mehr 
als  derselbe  früher  konsekrirte  Altar  betrachtet  werden  kann  ^<>.  Deshalb  können 
derartige  Veränderungen  an  dem  Kirchengebäude  selbst,  welche  nicht  in  der  ge- 
dachten Weise  auf  den  Altar  einwirken  ^\  keine  Exekration  desselben  herbeiführen, 
and  umgekehrt  kann  die  blosse  Exekration  des  Altars  nicht  die  der  unversehrt  blei- 
benden Kirche  zur  Folge  haben. 

Insbesondere  wird  eine  Exekration  des  Altars  herbeigeführt,  wenn  a,  die  Verbin- 
dung der  Altarplatte  oder  des  Altarsteines  mit  dem  Altarkörper  gelöst  ^^  oder  b.  auch 
nur  von  der  Verbindung  zwischen  beiden  eines  derjenigen  Stücke  weggebrochen  ist,  an 


3.  nach  Einfügung  und  nach  ausgeführter  Ver- 
maaemog  des  letzteren  die  obere  Seite  des- 
selben, darauf  4.  der  Altarstein  und  zwar  zwei- 
mal nach  einander  mit  Katechumenen-Oel  durch 
fünf  Kreuze  (eins  in  der  Mitte,  die  anderen  4  in 
den  Ecken)  und  das  dritte  Mal  mit  Chrisma  in 
der  gleichen  Weise,  endlich  durch  Aufgieasen 
von  Katechumenen-Oel  und  Chrisma  und  durch 
VertheUang  dieser  Flüssigkeit  über  die  ganze 
Platte,  5.  wieder  blos  mit  Chrisma  durch  ein 
Kreuz  die  Vorderseite  der  Altarbasis  in  der  Mitte, 
ond  endlich  6.  jede  Verbindung  des  Altarsteines 
mit  der  Basis  an  den  4  Ecken  in  Form  eines 
Kreuzes.  Im  übrigen  s.  o.  S.  401.  n.  6. 

^  Ebeuso wenig  wie  die  Kirche  selbst,  s.  o. 
S.  328.  n.  1. 

2  c.  18  Dist.  I.  de  consecr.  s.  o.  S.  328.  n.  3. 

3  Ein  besonderes  dem  Kirch  weih  fest  (s.  o. 
8.  328)  entsprechendes  Anniversarium  der  Altar- 
weihe giebt  es  nicht,  s.  Probst,  Eucharistie 
als  Opfer  S.  328.  Wegen  der  Patrone  von  Altä- 
ren 8.  0.  S.  262.  n.  7. 

*  Denn  die  Pollution  hindert  die  Abhaltung 
des  Gottesdienstes,  namentlich  die  Feier  der 
Messe.  Diese  letztere  wird  aber  gerade  an  den 
Altären  gefeiert,  und  deshalb  würde  die  Pollution 
der  Kirche  ohne  gleichzeitig  eintretende  Pollution 
der  Altäre  keine  Wirkung  haben  können.  Mit 
den  Trag-Altären  (s.  nachher  unter  2)  verhält  es 
sieh  anders. 

^  Weil  diejenigen  Handlungen ,  welche  die 
Pollution  herbeiführen,  s.  o.  S.  328,  selbst  wenn 
ile  an  oder  gar   auf  einem  Altar  vorgenommen 


worden  sein  sollten,  doch  immer  in  der  Kirche  ge- 
schehen wären. 

Dadurch,  dass  sich  über  der  Kirche  korre- 
spondirend  mit  dem  Altar  ein  Schlafzimmer 
befindet  und  dort  geschlafen  wird,  tritt  keine 
Pollution  des  Altares  ein,  wennschon  dergleichen 
Verhältnisse  beseitigt  werden  sollen,  und  für  die 
Kegel  bis  dahin  die  Feier  der  Messe  an  dem  Altar 
einzustellen  ist,  Congr.  rit.  Gardellini  1.  c. 
n.  132Ö  u.  4895;  1 ,  231  u.  4,  44';  de  Herdt 
1.  c.  n.  177;  s.  auch  o.  S.  321.  n.  7. 

^  Dies  folgt  aus  dem  in  der  vor.  Anm.  ange- 
gebenen Grunde.  Deshalb  weist  auch  weder  das 
Pontifikale  noch  das  Rituale  roman.  einen  beson- 
deren ordo  de  altaris  reconciliatione  auf. 

7  S.  0.  S.  331. 

8  S.  0.  S.  331. 

9  c.  1  (Alex.  III.)  h,  t.  III.  40.  Darüber  ist 
die  Doktrin  einig,  s.  z.  B.  Reiffenstuel  III. 
40.  n.  41  ;  Ferraris  1.  c.  n.  27. 

10  Das  ist  das  aus  c.  1  u.  c.  3  (Innoc.  III.)  X. 
h.  t  zu  abstrahlrende  Prinzip. 

*  *  Wie  z.  B.  die  innere  Zerstörung  der  Wände, 
s.  o.  S.  331. 

»2  c.  1  u.  3  X,  h.  t.  u.  cit.  Congr.  rit.  v.  1819 
bei  Gardellini  ed.  cit.  n.  4562;  3,  144;  also 
nicht,  wenn  der  ganze  Altar,  d.  h.  der  Altar- 
körper und  die  Altarplatte,  ohne  dass  dabei  eine 
Trennung  der  letzteren  von  dem  ersteren  statt- 
findet, an  eine  andere  Stelle  versetzt  wird,  Gar- 
dellini  ed.  cit.  3,  144.  n.l;  de  Angelis, 
praelect.  iiir.  can.  III.  40.  n.  5;  de  Herdt  1.  c. 
n.  177. 

26* 
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welchem  eine  der  Salbungen  ^  vollzogen  war  2,  c,  wenn  der  Altarstein  einen  bedeu- 
tenden Bruch  erlitten  ^,  d.  h.  wenn  sich  dadurch  die  Altartafel  in  zwei  oder  mehrere 
Theile  gespalten  und  ihren  einheitlichen  Zusammenhalt  verloren  hat^,  d.  wenn  der 
Altarstein  mit  einem  Instrumente  abgeschabt  worden  ist  ^,  e.  wenn  die  Reliquien  aus 
dem  Altar  genommen  worden  sind^,  /.  wenn  das  Sepulchrum  geOfl&iet  worden^, 
g.  wenn  das  letztere  selbst  oder  der  dasselbe  schliessende  Stein  zerbrochen  ^,  oder 
auch  blos  dieser  letztere  entfernt  worden  ist  ^. 

Der  exekrirte  Altar  muss,  da  die  Konsekration  desselben  ihre  Wirkung  verloren 
hat ,  von  Neuem  konsekrirt  werden ,  ehe  er  wieder  benutzt  werden  darf  ^®,  doch  hat 
der  päpstliche  Stuhl  in  Fällen ,  in  welchen  die  Exekration  durch  Verletzung  des  Se- 
pulchrums  (s.  vorher  «  bis  y)  herbeigeffthrt  worden  war,  wiederholt  gestattet,  von 
der  Konsekration  Abstand  zu  nehmen  und  den  Altar  blos  durch  Niederlegung  von 
Reliquien  zu  rekonziliiren^^  oder  auch  wohl  ausnahmsweise,  bis  das  letztere  mOglich, 
auf  demselben  zu  celebriren  ^^, 

Nur  der  feste  Altar,  aber  in  der  weiteren  Bedeutung  dieses  Wortes**,  kann  ein 
altare  privilegiatum  ^*  sein.  Das  dem  Altar  diesen  Charakter  gebende  Privileg  besteht 
gewöhnlich  darin  ^^j  dass  mit  einer  an  demselben  gelesenen  Messe  ein  vollkommener 


*  S.  0.  S.  402.  n.  6. 

2  Weil  dadurch  die  Wirkung  der  Salbung  be- 
seitigt ist,  8.  de  Her  dt  1.  c.  11.  177. 

3  c.  3  X.  h.t.  „tabula,  si  enormiter  fracta  fuerit^. 

*  Also  namentlich,  wenn  die  Stellen,  an  denen 
die  Salbungen  stattlinden,  s.  0.  S.  402.  6 ;  so  auch 
die  Congr.  rit.  s.  0.  S.  401.  n.  6,  von  dem  Bruch  oder 
den  Brüchen  betroffen  worden  sind,  Gardellini 
1.  c  3,  170.  Anm. ,  gleichviel  ob  auf  dem  einen 
oder  anderen  Bruchstück  noch  Kelch  und  Hostie 
hingestellt  werden  können  oder  nicht,  d  e  A  n  g  e- 
1  i s  l.  c.  n.  5.  Vgl.  de  Herdtl.  c.  Ebenso  gilt 
der  Bruch  schon  als  ein  bedeutender ,  wenn  auf 
keinem  der  Theile  Hostie  und  Kelch  mehr  Raum 
haben,  Ferraris  1.  c.  n.  21  ;  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  104.  Falls  dagegen  nur  ein- 
zelne Ecken  (aber  nicht  an  den  obengedachten 
Stellen)  abgebrochen  sind,  oder  sich  an  nicht  ge- 
salbten Stellen  einzelne  kleine  Risse  zeigen, 
wird  der  Altar  nicht  exekrirt ,  s.  auch  c.  6  (In- 
noc.  III.)  X.  h.  t.  III.  40.  Besteht  ein  Zweifel 
darüber ,  ob  der  Bruch  ein  s.  g.  enormer  ist  oder 
nicht,  so  hat  der  Bischof,  weil  er  für  die  Konse- 
kration zuständig  ist  und  die  Voraussetzungen 
derselben  zu  prüfen  hat,  darüber  zu  befinden, 
Ferraris  1.  c;  de  Angelis  L  c 

s  Denn  davon  werden  diejenigen  Stellen, 
welche  mit  Katechumenen-Oel  und  Ohrisma  ge- 
salbt sind,  betroffen,  s.  de  Herdt  l.  c 

ö  Diejenigen,  welche  die  Einfügung  von  Reli- 
quien in  den  Altar  nicht  für  nothwendig  erklären 
(s.  0.  S.  401),  müssten  konsequenter  Weise  auch 
bei  Entfernung  derselben  keine  Exekration  des- 
selben annehmen.  Doch  neigen  sich  manche 
Anhänger  dieser  Ansicht ,  offenbar  in  Folge  der 
ihnen  entgegen  stehenden,  langen  und  festen 
Praxis  derCongr.  rit.  zu  der  Meinung  des  Textes, 
s.  z.  B.  Ferraris  1.  c.  n.  25.  26.  Wegen  der 
Praxis  der  gedachten  Congr.  s.  S.  401.  n.  6  u. 
Gardellini  ed.  cit.  n.  4997;  4,  89. 

^  Gardellini  n.  5162;  4,  157,  selbst  wenn 


es  nachher  wieder  geschlossen  wird,  Congr.  ilt. 
Acta  s.  sed.  3,  649. 

B  Gardellini  n.  4739;  3,  141;  n.  4990 
u.  6162;  4,  87,  157. 

0  Gardellini  n.  5162  dt.  Vgl.  auch  de 
Herdt  I.e.  Wenn  dagegen  nur  das  Wachssiegel, 
mit  welchem  der  Bischof  den  Reliquienbeh&lter 
versiegelt  hat  (S.  402.  n.  5),  entfernt  oder  ge- 
brochen ist ,  so  tritt  keine  Exekration  ein ,  weil 
die  Besiegelung  der  Reliquien  keine  wesentliche 
Formalität  der  Konsekration  ist.  VgL  Gardel- 
lini n.  4806 ;  3,  app.  p.  199  u.  n.  5037 ;  4,  107 
und  dazu  de  Herdt  1.  c  p.  243. 

10  S.  die  Citate  in  den  vorhergehenden  An- 
merkungen. Ueber  Erleichterungen ,  welche  der 
päpstliche  Stuhl  hierbei  mitunter  in  der  Form 
gestattet,  s.  die  folg.  Anm.  a.  E. 

11  S.  0.  S.  401.  n.  6.  Die  Form  wird  dabei  Ton 
Congr.  rit.  vorgeschrieben,  da  eine  blosse  einfache 
Niederlegung  nicht  für  ausreichend  erachtet  wird, 
Gardellini  n.  4824;  1,  19;  vgl.  z.  B.  n.  5162, 
ibid.  4,  158:  ;,ut  archiepiscopus  Bitnricen.  vel 
per  se  vel  per  alles  simplices  presbyteros  hoc  tan- 
tnm  in  casu  apostolicae  sedis  nomine  delegandos 
certas  reliquias  in  iisdem  aris  reponat,  Us  solum- 
modo  caeremoniis  servatis,  quae  in  pontiflcali 
Romano  praescribuntui,  dum  in  sepulchro  reoou- 
duntur  reliquiae  et  superponitur  lapis,  sdl.  ut 
signetur  s.  chrismate  confessio  sive  sepulchrum 
ac  dicatur  oratio  eonsecreiur  et  sanctifieetur^  postea 
reconditis  reliquüs  cum  tribus  granis  thuris  et 
superposito  operculo  ac  flrmato,  dicatur  altera 
oratio  DeuSy  qui  ex  omnium  eohctbitatiofie  aemeto- 
rutn  et  nihil  aliud'^ ;  ebenso  Acta  s.  sed.  17,  350, 
wo  es  sich  allerdings  um  eine  in  Ihrer  Gültigkeit 
zweifelhafte  Konsekration  gehandelt  hat. 

t«  Congr.  rit  V.  5081 ;  4,126. 
13  S.  39a  n.  9. 

1^  S.  dazu  Ferraris  s.  V.  altare privilegiatum; 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  105. 

15  Massgebend  ist  jetzt  das  generelle  Dekret, 
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Ablass  ftlr  eine  Seele  ^  im  Purgatorium  verbanden  ist  2,  indessen  kommen  auch  an- 
dere Privilegien  vor  3. 

2.  Die  Trag-Altäre  oder  beweglichen  Altäre^  welche  seit  dem  8.  Jahr- 
hnndert^,  als  die  festen  unbeweglichen  in  den  Kirchen  die  Regel  geworden  waren, 
Ton  diesen  als  eine  besondere  Art  unterschieden  werden ,  bestehen  blos  aus  einem 
einfachen  Stein.  Fflr  diesen  kann  ein  besonderer  Aitarkörper  oder  eine  besondere 
Basis  hergerichtet  sein,  aber  wesentlich  ist  es,  dass  der  Stein  mit  der  letzteren  nicht 
fest  verbunden  ist,  sondern  beliebig  aus  derselben  entfernt  werden  kann  \ 

Die  Erlaubniss  zum  Gebrauche  eines  beweglichen  oder  tragbaren  Altars  hat,  so- 
fern die  Partikularsynoden  darüber  keine  allgemeinen  Anordnungen  getroffen  haben  ^, 
der  Ordinarius  zu  ertheilen  ^.  Wenngleich  das  Kirchenrecht  keine  allgemeinen  Vor- 
schriften über  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  dies  geschehen  kann ,  aufgestellt 
hat^,  und  nach  der  herrschenden  Disciplin  allein  der  Hauptaltar  in  jeder  Kirche  ein 


welches  Clemens  XIII.  auf  Antrag  der  Gongr. 
Indulgentiaram  erlassen,  und  welches  erhebliche 
Aeodeningen  in  der  früheren  Disciplin  (diese 
noch  bei  Ferraris  !.  c.)  bewirkt  hat,  u.  A.  bei 
Probst  a.  a.  0.  S.  106  n.  1 :  „Clemens pp.  XIII. 
. .  .  revocatis  omnibus  huiusmodi  privilegiatls 
altaribus  praeeedenter  intuitu  paroeciae  sive  in 
perpetnum  sive  ad  tempus  iam  concessis  indulsit 
d.  19.  Mali  1759,  omnibus  ecclesiis  parocbialibus 
orbis  Christian!  absque  ullo  onere  roissarunj ,  al- 
tace  priTilegiatum  quotidianum  ad  septennium, 
ea  tarnen  adiecta  lege ,  ut  qullibet  episcopus  pro 
saa  respectiva  dioecesi  de  huiusmodi  gratia  sup- 
plicet  Kxpleto  vero  septennio,  sanctitas  suaprae- 
cipit  omnibus  episcopis ,  abbatibiis  et,  sede  va- 
cante,  yicariis  capitularibus  sive  in  spiritualibus 
abbaüaram  admlnistrstoribus ,  ut  pro  unaquaque 
saaram  dioecesium  paroecia  supplicent  pro  oon- 
flrmatione  eiasdem  privilegli  ad  aliud  septennium. 
Idque  fleri  iubet  sub  uaico  tautum  brevi  atque 
Tult  hoc  unicum  breve  suffragari  omnibus  unius- 
cniasque  dioecesis  ecclesiis  parochialibus.  Ne 
autem  parochi  expensls  graventur,  vetat  omnibus 
tarn  episcoporum ,  quum  abbatum  offlciallbus,  sub 
poena  nallitatis  praefati  privilegii ,  ne  quioquam 
penitos  exigant  a  parochis  sive  pro  ipsis  certi- 
orandis  siYo  in  expediendis  litteris  pro  designa- 
ttoiie  altaris  privllegiati  in  eorum  paroeciis.  Prae- 
teiea,  ne  huiusmodi  privilegio  fraudentur  aliae 
eociesiae  pollentes  speoiali  praerogativa ,  veluti 
coUegiatae  vel  abbatiales  nullius  et  parochiales 
a  se  depeudentes,  sanctitas  sua  pari  benevolentia, 
modo  Bupra  indicato  hoc  idem  Privilegium  mox 
enunciatis  ecclesiis,  communicatum  voluit".  Die- 
les  Privileg  ist  nicht  an  den  Altarstein ,  sondern 
an  einen  bestimmten ,  zu  Ehren  eines  Heiligen 
geweihten  Altar  geknüpft.  Es  kann  also  nicht 
auf  einen  anderen  Altar  verlegt  werden ,  dauert 
aber  fort ,  wenn  der  ursprüngliche  Altar  abgeris- 
sen und  ein  neuer  dafür  unter  demselben  Titel 
errichtet  wird,  s.  auch  Acta  s.  sed.  3,  101. 

1  Nicht  mehrere,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  in- 
dolg.  V.  1864  u.  1880,  Acta  s.  sed.  1,  626  und 
13. 133. 

^  Gongr.  propag.  von  1844,  collect,  mission. 
n.  661.  p.  317 :  „Ecclesia  per  altare  privlleglatum 
iutelligit,  per  missam  celebratam  in  praedicto  al- 
Uri  (vel  ab  eo  qui  eodem  privilegio  personaliter 


fruatuT^  pro  anlma  cuiuscumque  fldelis,  quae  deo 
charitate  coniuncta  ab  hac  luce  migraverit ,  ani- 
mam  ipsam  de  thesauro  eccleslae  per  modum 
suffragii  indulgentiam  consequi,  ita  ut  d.  n.  Jesu 
Christi  sufFragantibus  meritis,  a  purgatorii  poenis 
liberetur". 

3  So  sind  mit  dem  Besuche  bestimmter  Altäre 
(z.  B.  in  S.  Peter  im  Vatikan)  gewisse  Ablässe 
verbunden,  oder  es  können  an  dem  Altare,  wie  in 
vielen  Wallfahrtskirchen  an  gewissen  Doppel- 
festen  Yotivmessen  gelesen  werden,  welche  an 
sich  nicht  an  diesen  Tagen  gestattet  sind  ,  vgl. 
noch  0.  S.  198.  S.  auch  de  Herdt  I.  n.  66. 
Anm.  3. 

*  Vgl.  Binterim  a.  a.  0.  S.  107  und  c.  9. 
Mainz  v.  888 ,  M  a  n  s  i  18,  67 :  „In  itinere  vero 
positis,  si  ecclesia  defuerit,  sub  divo  seu  in  ten- 
toriis,  si  tabula  altaris  consecrata  caeteraque  mi- 
nisteria  sacra  ad  id  offlcium  pertinentia  adsunt, 
missarum  solemnia  celebrari  permittimus'^  auch 
in  c.  30  Dist.  I.  de  consecr. 

5  Gardellini  I.e.  3,  144.  n.  1. 

6  S.  Ahm.  4.  Vgl.  auch  Prager  Prov.  Syn.  v. 
1349  c.  40,  Mansi  26,  90:  .,Si  cui  per  nos  aut 
suffraganeorum  iiostrorum  aliquem  conceditnr, 
quod  in  altari  viatico  portatili  divina  coram  ipso 
possint  offlcia  celebrari ,  non  in  loco  ventoso  seu 
alias  perlculoso  vel  iuhoneste  hoc  fleri  debere  in- 
telligimus". 

7  Das  folgt  aus  seinem  Recht,  den  Gottesdienst 
in  seiner  Diöcese  zu  leiten  und  zu  ordnen ,  s. 
übrigens  auch  die  vor.  Anm. 

Für  die  exemten  Gebiete  und  für  den  ganzen 
Umfang  der  katholischen  Kirche  steht  das  Recht 
dem  Papste  oder  der  von  ihm  dazu  bevollmäch- 
tigten Behörde  oder  den  von  ihm  delegirten  Kir- 
chenbeamten zu,  s.  die  Fakultät  v.  1669  für  die 
Missionäre  der  nach  China  entsandten  und  künf- 
tig zu  entsendenden  apostolischen  Vikare  „cele- 
brandi  ss.  missae  sacriflcium  super  altari  portatili 
in  itinere  tam  eundo  ad  suas  missiones  quam  ab 
eis  redeundo  et  in  locis  infldellum  ac  ubi  eccle- 
siae  apertae  non  inveniuntur" ,  collect,  mission. 
cit.  n.  400.  p.  206.  Wegen  der  Regularen  s.  auch 
Ferraris  s.  v.  altare  n.  7. 

8  Wegen  der  besonderen  Privilegien  der  Kar- 
dinäle und  Bischöfe  in  ihrer  Amtswohnung  und 
da,  wo  sie  vorübergehend  Wohnung  genommen 
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unbeweglicher  zu  sein  braucht  ^  so  wird  doch  eine  solche  Genehmigung  nur  gewährt 
werden  können ,  wenn  ein  genügender  Grund  dafür  vorliegt^  ohne  dass  freilich  man- 
gels eines  solchen  die  Messe  unerlaubter  oder  gar  nichtiger  Weise  an  einem  beweg- 
lichen Altar  gefeiert  würde.  Ein  solcher  Grund  ist  aber  vorhanden,  wenn  die  Abhaltung 
eines  Messgottesdienstes  im  Freien  '^  oder  in  nicht  dauernd  zum  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmten  Räumen  ^  erforderlich  erscheint,  ferner  wenn  die  Messe  in  Kirchen, 
welche  nicht  von  einer  christlichen  Konfession  allein  benutzt  werden,  celebrirt  wird  *^ 
endlich,  wenn  es  sich  in  einer  ausschliesslich  und  dauernd  dem  katholischen  Gottes- 
dienste gewidmeten  Kirche  blos  um  die  Errichtung  von  Nebon-Altären  ^  handelt. 

Auch  der  bewegliche  Altar  bedarf  der  Konsekration  ^K  Ueber  die  Befogniss  da- 
zu gilt  das  0.  S.  401  Bemerkte'^.  Die  Konsekration  wird  indessen  bloss  an  dem 
Altarsteine  vollzogen^.  Die  Einfügung  von  Reliquien  in  denselben  ist  dabei  aber 
eben  so  nothwendig  und  wesentlich,  wie  in  den  festen  Altar  ^. 

Weil  der  bewegliche  Altarstein  beliebig  aus  der  Kirche,  in  welcher  er  sich  be- 
findet, entfernt,  also  auch  auf  demselben  in  einem  anderen  kirchlichen  Gebäude  Messe 
gelesen  werden  kann,  so  wird  er  nicht  poUuirt,  wenn  eine  Pollution  der  betreffenden 
Kirche  eintritt  *^. 

Eine  Exekration  der  Kirche  zieht  niemals  die  Exekration  eines  Tragaltars  in 
derselben  nach  sich.  Dieselbe  tritt  aber  selbstständig  in  den  unter  o.  S.  4(M  anter 
c  bis  ff  aufgeführten  Fällen  ^^  ein.  Wegen  der  Erneuerung  der  Konsekration  gilt  das- 
selbe ,  wie  bei  dem  unbeweglichen  Altar  ^'^. 


haben,  Messe  zn  lesen,  'womit  zugleich  nothwen- 
dig das  Recht  der  Benutzung  eines  Tragaltars  ver- 
bunden ist,  vgl.  Bd.  I.  S.  3ö2  und  diesen  Band 

0.  S.  188. 

1  S.  0.  S.  399.  n.  4. 

2  Vgl.  0.  S.  189. 

3  Also  in  Missionsbezirken,  in  welchen  die  Ab- 
haltung des  Messgottesdienstes  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  in  Betsiilen  möglich  ist. 

*  So  in  Simultan-  und  Militär-,  Gefangen-, 
Krankenhaus-Kirchen ,  in  welchen  sich  nur  ein 
Altar  befindet,  und  in  welchen  dann  auf  diesem 
ein  Tragaltar  angebracht  wird  ,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  22,  264  n.  coli.  con«.  Lac.  5,  1052. 

^  Denn  diese  brauchen  nicht  altaria  flxa  zu 
sein,   Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  203  u.  de  Her  dt 

1.  c.  1,  241.  Doch  sollen  sieäusserlich  nicht  den 
Eindruck  von  Tragaltaren  machen.  G  a  r  d  e  1 1  i  n  1 
n.  2140;  1,  364. 

ö  Das  wird  mit  Unrecht  entgegen  dem  Pontif. 
Roman.,  dem  Missale  (s.  o.  S.  189.  n.  5),  der 
feststehenden  Praxis  der  Congr.  rit.  und  der  herr- 
schenden Meinung ,  s.  die  Citatc  bei  M  e  u  r  e  r, 
Begriff  u.  Eigenthümerd.  heiligen  Sachen  1,  215, 
bestritten  von  Schmid,  d.  christl.  Altar  S.  4Ö2. 

7  Für  die  Regel  hat  also  der  Bischof  die  Be- 
fugnis», die  Altarsteine,  welche  in  seiner  Diöcese 
gebraucht  werden  sollen,  zu  konsekriren.  Ist  da- 
gegen ein  Altarstein  in  einer  anderoii  Diöcese 
schon  konsekrirt,  so  bedarf  es  nach  dem  im  Text 
S.  406  Bemerkten,  für  seine  Benutzung  in  dem- 
jenigen Spreugel,  in  welchen  er  gebracht  ist, 
stets  der  Krlaubniss  des  Ordinarius. 

8  Pontiflc.  roman.  P.  II.  Dabei  werden  zuerst 
die  S.  402.  n.  6  unter  4  gedachten  Salbungen  in 
Kreuzform  vorgenommen,  dann  wird  das  im  Steine 


selbst  angebrachte  Sepulchrum  in  der  Mitte  mit 
Chrisma  gesalbt,  und  nachdem  dasselbe  geschlos- 
sen ist,  die  Salbung  des  ganzen  Steine«  durch 
Bestreichung  mit  Katechumcnen-Oeluod  Ghrisnia 
vollzogen.  Die  Abweichung  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Salbung  der  Basis  und  der  Yerbindaiig 
des  Altarsteines  mit  dieser  ausgeschlossen  ist. 

9  S.  0.  S.  401. 

10  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit,  s.  z.  B. 
Reiffenstnel  111.  40.  n.  36;  Ferraris  s.  t. 
altare  n.  32.  Doch  wird  die  Pollution  dann  ein- 
treten, wenn  er  lediglich,  um  für  diebetreffende 
Kirchegebraucht  zu  werden,  sich  in  einem  Neben- 
altar (s.  0.  Anm.  5)  befindet,  weil  er  dann  Pertl- 
nenz  derselben  ist,  s.  anch  Maurer  a.  a.  O. 
2,  10.  n.  4. 

Es  wäre  an  sich  möglich,  dass  solche  Hand- 
lungen ,  welche  eine  Pollution  der  Kirche  bewir- 
ken (s.  o.  S.  328),  auf  einem  Tragaltar  vorgenom- 
men worden  (z.  B.  dass  gerade  auf  einem  auf  der 
Erde  gelegten  Altarsteine  Jemand  getödtet  wird). 
Die  kirchlichen  Rechtsqnellen  sprechen  aber  au 
den  entscheidenden  Stellen  allein  von  der  Pol- 
lution der  Kirche,  nicht  von  derjenigen  des  Al- 
tars, offenbar  deshalb ,  weil  Fälle  der  vorausge- 
setzten Art  kaum  blos  in  Bezug  auf  den  Altar 
praktisch  vorgekommen  sind.  Es  tritt  daher  in 
den  Fällen,  in  denen  eine  Kirche  pollnirt  werden 
wurde,  nicht  eine  selbstständige  Pollution  des 
Tragaltars  ein.  Dafür  spricht  auch  der  schon 
S.  403.  n.  4  a.  K.  hervorgehobene  Grund. 

'1  In  den  zu  a  und  b  erwähnten  Fällen  ist  sie 
wegen  der  Art  der  Konsekration  des  Tragaltars 
(s.  0.  Anm.  8}  ausgesahlossen. 

»2  S.  o.  S.  404. 


§.  222.]  Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Altäre.  4()7 

n.  Die  Beseitigung  und  Aussergebrauchstellung  der  Altäre.  Da 
der  Ordinarius  über  die  Errichtung  der  Altäre  in  den  Kirchen,  mögen  dieselben  feste 
oder  bewegliche  (Neben- Altäre)  ^  sein,  zu  bestimmen  hat,  so  folgt  daraus  auch,  dass 
seine  Genehmigung  zu  Veränderungen,  welche  mit  ihnen  vorgenommen  werden  sollen  ^, 
oder  zur  Zerstörung  und  Aussergebrauchstellung  derselben  =^  erforderlich  ist*.  Eine 
solche  erscheint  auch  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  der  konsekrirte  Altarstein  nicht 
mehr  gebraucht  werden  soll,  nothwendig ,  denn  eine  totale  Zerstörung  desselben,  um 
ihfl  vor  profanem  Gebrauche  zu  bewahren  oder  eine  Exekration  (Profanation)  durch 
Wiederhingabe  in  den  Verkehr,  ist  ebenfalls  ohne  eine  solche  Erlaubniss  nicht  statt- 
haft ^  Aus  demselben  Grunde  ist  der  Ordinarius  auch  befugt,  falls  er  die  Benutzung 
von  Trage-Altären  gestattet  hat,  den  weiteren  Gebrauch  derselben  zu  verbieten  ß. 

üeber  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  solche  Veränderungen  vorgenommen 
werden  dürfen ,  also  der  Ordinarius  seine  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  berechtigt 
ist,  weisen  die  kirchlichen  Rechtsquellen  allein  die  Vorschrift  auf,  dass  überflüssige 
Altäre  beseitigt  werden  sollen'.  Wenn  damit  sogar  dem  Ordinarius  für  einen  Fall 
die  Pflicht  auferlegt  ist ,  die  Zerstörung  von  Altären  herbei  zu  führen ,  so  wird  man 
berechtigt  sein,  ihm  jedenfalls  die  Befugniss  zuzusprechen,  in  allen  Fällen,  in  denen 
eine  Nothwendigkeit  vorliegt  ^,  die  erwähnte  Erlaubniss  zu  den  erforderlichen  Ver- 
änderungen und  zu  Suppressionen  von  Altären  zu  geben.  Da  aber  ferner  auch  Ver- 
änderangen  bei  bestehenden  kirchlichen  Anstalten  und  Benefizien  in  Fällen  eines 
aagenscheinlichen  Nutzens  statthaft  sind,  und  dieser  Grundsatz  eine  allgemeine  Be- 
dentnng  ftlr  alle  kirchlichen  Einrichtungen  beanspruchen  kann  ®,  so  steht  nichts  ent- 
gegen, ihn  gleichfalls  auf  die  Veränderungen  an  Altären  in  den  Kirchen  analogisch  zur 
Anwendung  zu  bringen  ^^  Somit  wird  es  als  Rechtsgrundsatz  hingestellt  werden  kön- 
nen, dass  eine  Veränderung  an  den  Altären  in  einer  Kirche  nicht  willkührlich,  selbst 
nicht  einmal  vom  Ordinarius ,  vorgenommen  werden  darf,  dass  dies  aber  im  Falle 
einer  Nothwendigkeit  oder  eines  augenscheinlichen  Nutzens  statthaft  ist,  und  in  die- 
sen Fällen  der  Ordinarius  die  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  hat^^. 

1  S.  0.  S.  401.  406.  eines  KirohengebäudeB ,   ehe  er  dasselbe  für  den 

2  Z.  B.  wenn  wegen  eines  Erweiterungsbaues       kirchlichen  Gebrauch  gewidmet  oder  einer  kirch- 
dem  Altar  eine  veränderte  Stellung  gegeben  oder      liehen  Anstalt  geschenkt  hat 

wegen  Baufälligkeit   der  Basis  eine  erhebliche  ^  S.  o.  8.  170.     Unter   dieser  Yoraussotzung 

Reparatur  oder  ein  Umbau  erfolgen  muss.  ist  selbst  der  Verkauf  eines  Altarsteines  nicht 

3  In  Fällen,   in  denen  der  Altar  überflüssig  unstatthaft,  Congr.  rit.  y.  1606,   Gardellini 
wird.  ed.  cit.  n.  311;  i,  71. 

*  Für  die  Zerstörung  eines  fixen  Altars  wird  ®  S.  o.  S.  405. 

dies  allgemein  angenommen,   s.  z.  B.  Barbosa  "^  8.  o.  S.  399.  n.  5. 

J.  E.  Ü.  II.  7  n.  14;  Ferraris  1.  c.  n.  37;  de  »  Z.  B.  wenn  die  Dotation  solcher  Nebenaltäre, 

Herd  1 1.  c  1,  244,  und  auch  you  einzelnen  Parti-  welche  nur  speciellen  Zwecken  dienen ,  fortge- 

kular-Synoden  angeordnet,  s.  o.  S.  335.  n.  7  und  fallen  ist ,   und  nicht  mehr  an  ihnen  celebrirt 

statuta  synodalia  Monastr.  ed.  Krabbe  p.  153.  werden  kann. 

Für  den  beweglichen  Nebenaltar  muss  aber  das-  ^  S.  Bd.  II.  S.  396. 

selbe  gelten,  da  hier  die  definitive  Herausnahme  ^^  Es  wird   also    danach    beispielsweise  eine 
des  konsekrirten    beweglichen  Altaisteines   die  Verlegung  yon  Altären,    welche  den  Raum  in 
gleiche  Wirkung,   wie  die  Zerstörung  des  fixen  einer  Kirche  bei  wachsender  Bevölkerung  ein- 
Altars hat.     Die  von  den  Kauonisten  gemachte  engen ,  gestattet  sein ,   wenn  dadurch  für  mehr 
Beschränkung  auf  den  konsekrirten  Altar  versteht  PersoneTi  Platz  geschaffen  werden  kann, 
sich  von  selbst,   da  erat  die  Konsekration  den  ^^  Dieselbe  Rechtsauffassung  haben  auch  ein- 
Altar zum  Altar  im   eigentlichen  Sinne   macht.  zelne  Partikular-Statuten.    S.  z.  B.  die  Synodal- 
Yorber  ist  der  fixe  Altar  nur  Bestandtheil  dos  Statuten  desErzb.  Max  Heinrich  v.  Köln  v.  1662, 
Gebäudes,  und  derjenige,  welcher  über  dasselbe  Dumont,    Sammig.  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erz- 
£11  verfügen  hat,  kann  auch  über  seine  Aenderung  diöcese  Köln.  S.  228 :  „NuUum  altare  consecratum 
und  Zerstörung  bestimmen,  also  z.  B.  der  Stifter  absque  legitima  causa  et  expressa  licentia. 
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[§.  223. 


§.223.    B.   Die  zum  Gottesdienst  hesfimmten  Kirchengeräthscha/ten  und  Paramente, 

I.  Die  geweihten  und  die  nicht  geweihten  gottesdienstiichen 
Sachen.  Für  die  Verwaltung  der  gottesdienstlichen  Handinngen  bedarf  es  bestimm- 
ter Geräthe  und  anderer  Sachen,  namentlich  der  sog.  Paramente  (vestes  sacrae),  wor- 
unter sowohl  die  vorgeschriebenen  Bekleidungen  der  Altäre ,  als  auch  die  ffir  die 
gottesdienstlichen  Funktionen  erforderlichen,  priesterlichen  Gewänder  verstanden 
werden.  Nicht  minder  werden  Geräthe,  Behälter  und  Gefösse  für  die  Aufbewahrung 
gewisser  Sachen ,  wie  der  zu  konsekrirenden  Hostien ,  der  heiligen  Oele ,  des  Weih- 
wassers bis  zu  ihrer  Benutzung  beim  Gottesdienste  oder  durch  die  Gläubigen  ge- 
braucht. 

Nicht  alle  derartigen  Sachen  werden  benedicirt  oder  gar  konsekrirt.  Die  Litur- 
gik  kennt  die  Eonsekration  allein  fQr  den  bei  der  Messe  gebrauchten  Kelch  und  die 
dazu  gehörige  Patene  ^,  die  Benediktion  ^  für  die  leinenen  Altartficher,  für  das  Kor- 
porale, für  die  Palla^,  für  die  Pyxis  (oder  das  Ciborium),  für  die  Monstranz,  für  die 
Reliquienbehälter,  für  die  Gefässe  zur  Aufbewahrung  der  h.  Oele  und  des  Chrisma, 
für  die  priesterlichen  Gewänder  **,  für  Kreuze  und  Heiligenbilder. 

Für  diese  Sachen ,  welche  res  sacrae  sind ,  kommen  die  schon  oben  dargelegten 
allgemeinen  Grundsätze  über  Sachen  der  zuletzt  gedachten  Art  zur  Anwendung  ^. 
Hier  ist  aber  noch  hervorzuheben ,  dass  sie  ihre  Eigenschaft  als  res  sacrae ,  auch  ab- 
gesehen von  einer  absichtlichen,  behufs  der  Rückgabe  in  den  Verkehr  vorgenomme- 
nen Profanation  ^  ebenso  wie  die  Kirchen  und  Altäre  auch  durch  eine  anderweit  ein- 
tretende Exekration  verlieren  können.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  sie  diejenige  Form  und 
Gestalt ,  in  welcher  sie  konsekrirt  oder  benedicirt  sind ,  auf  irgend  eine  Weise  so 
verlieren,  dass  sie  nicht  mehr  als  die  früher  geweihte  Sache  erscheinen  7,  oder  wenn 


nee  nifll  certis  preolbus  et  oaeremoniis  adhibitis 
destrui  debet'^ 

Bei  den  Trag- Altären ,  welche  ausserhalb  der 
Kirchen  benatzt  werden  (s.  o.  S.  406) ,  handelt 
es  sich  nur  um  vorübergehende  Zwecke,  nicht  um 
dauernde  kirchliche  Einrichtungen.  Hier  ist  also 
der  Ordinarius  oder  der  sonst  zustandige  Obere 
befugt,  die Erlaubniss  zurückzuziehen,  sowie  der 
für  die  Oestattung  obwaltende  Grund  fortfällt, 
oder  sich  Unzuträglichkeiten  herausstellen. 

1  S.  0.  S.  i44. 

2  Vgl.  zum  folgenden  o.  S.  144  ff. 

8  In  Betreff  des  Streites  wegen  das  Kelchvelums 
und  des  Puriflkatoriums  8.  Probst,  Benediktto- 
nen S.  317;  de  Herdt  1.  c.  I.  n.  168. 

4  Jedenfalls  für  den  Amiotus  oder  das  Hume- 
rale),  die  Alba ,  die  Stola ,  den  Manipel  und  die 
Casula,  nach  der  herrschenden  Ansicht  auch  für 
die  Dalmatica,  die  Tunicella,  das  PluTiale  und 
denChorrock,  Probst  S.  312.  313;  de  Herdt 
l.  c.  I.  n.  168. 

5  Vgl.o.  S.  163ff. 
«  S.  o.  S.  170. 

"^  Also  z.  B.  der  Kelch,  wenn  der  Becher 
(cuppa)  vom  Fusse  gestreunt  wird,  mit  Ausnahme 
des  Falles,  dass  der  erstere  nur  aufgeschraubt 
worden  ist,  und  die  Verbindung  beider  durch 


blosses  Zusammenschrauben  wiederhergestellt 
werden  kann.  Probst,  Benediktionen  S.  322, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  115;  de  Herdt  1.  c  I. 
n.  174 ;  ferner,  wenn  aus  einem  oder  mehreren 
Kelchen  ein  neuer  durch  Umschmelzen  herge- 
stellt wird,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  219.  221; 
wenn  der  Kelch  eine  neue  Vergoldung  erhält, 
weil  dann  die  Oberfläche,  mit  welcher  das  Sakra- 
ment in  Berührung  kommt,  nicht  mehr  konsekrirt 
ist,  Congr.  rit.  V.  1845,  ed.  Ga  rdellini  n.  601 1; 
4,  95  u.  V.  1857,  Acta  s.  sed.  3,  568(vgl.  dazu 
auch  Aroh.  f.  kath.  K.a40,  17.  n.  2),  nicht  aber 
dann ,  wenn  die  Vergoldung  bloss  durch  den  Ge- 
brauch abgenutzt  worden  ist,  Probst  a.  a.  O.  u.de 
Herdt  1.  c.  n.  174;  die  priesterlichen  Ge- 
wänder, wenn  sie  auch  bloss  vorübergehend 
behufs  Ausbesserung  zertrennt  werden,  wenn  aus 
einem  Gewände  z.  B.  der  Alba  ein  Amictus,  aus 
der  Stola  ein  Manipel  gemacht,  wenn  von  der 
Alba  der  Aermel  getrennt  wird  ,  wenn  das  Cln- 
gulum  zerroisst  und  kein  Theil  mehr  zum  Gürten 
hinreicht,  nicht  aber,  wenn  einem  Gewände  bloss 
behuflB  der  Ausbesserung  und  ohne  Zertrennang 
ein  kleineres,  nicht  benedicirtes  Stück  eingefügt 
wird.  Probst,  Benediktionen  S.  314 ;  de  Herdt 
1.  c  n.  169;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  221. 
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de  daroh  Bmch  oder  durch  Abnutzung  oder  durch  Schmutz  zum  weiteren  Gebrauch 
thatsichlich  untauglich  geworden  sind  ^,  oder  wenn  sie  wegen  der  gedachten  Umstände 
ansÜLndiger  Weise  nicht  mehr  zum  Gottesdienste  benutzt  werden  können^. 

Die  gedachten  Sachen  nehmen ,  wenn  sie  dauernd  und  ausschliesslich  für  die 
gottesdienstlichen  Zwecke  einer  bestimmten  kirchlichen  Anstalt,  z.B.  einer  Kirche 
oder  einer  öffentlichen  Kapelle  durch  den  zur  Verfügung  über  dieselben  berechtigten 
Eigenthflmer  oder  die  an  dessen  Stelle  zu  Dispositionen  befugte  Person  gewidmet 
werden,  die  Eigenschaft  von  Pertinenzen  der  erwähnten  Anstalten  an^. 

Es  fragt  sich  daher,  ob  dadurch ,  dass  sie  in  Folge  einer  Exekration  die  Eigen- 
schaft als  res  sacrae  verloren  haben,  auch  ihre  etwaige  Pertinenz-Qualität  von  selbst 
ertischt.  Dies  ist  zu  verneinen,  denn  die  letztere  beruht  darauf,  dass  sie  den  Zwecken 
der  Hauptkirche  dienen ,  und  erlischt  erst ,  wenn  dieses  Verhältniss  zu  der  letzteren 
gelöst  ist.  Die  Exekration  als  solche  hebt  aber  die  Zweckbestimmung  nicht  in  allen 
Fällen  auf,  weil  trotz  derselben  die  Absicht  obwalten  kann,  die  exekrirte  Bache  weiter 
f^  ihren  bisherigen  Zweck  zu  benutzen^,  und  sie  zur  Ermöglichung  eines  solchen  Ge- 
branches  wieder  von  Neuem  weihen  zu  lassen.  Die  Pertinenzqualität  verlieren  daher 
solche  Sachen  allein  dann,  wenn  sie  vernichtet  sind,  mag  auch  ihr  Material  zur  Her- 
stellnng  einer  neuen  Sache  gleicher  Art  benützt  werden  ^,  oder  wenn  ihre  bisherige 
Zweckbestimmung  durch  den  Verfügungsberechtigten  geändert  wird. 

Endlich  dürfen  die  h.  Gefässe ,  so  lange  sich  in  ihnen  das  Sakrament  befindet, 
[abgesehen  von  einem  Nothfall ,  wie  namentlich  der  Gefahr  der  Profanation)  ohne 
Todsünde  von  Niemand  anders  als  von  einem  Priester  und  einem  Diakon  berührt  wer- 
den^. Das  Verbot  beruht  allerdings  nicht  auf  der  Zweckbestimmung  dieser  Geräth- 
schaften,  sondern  auf  der  Wahrung  der  Ehrfurcht  vor  dem  Sakramente.  Aber  wegen 
des  erstgedachten  Grundes  dürfen  nach  der  Konsekration  oder  Benediktion  diejeni- 
gen Geftsse  und  Behälter,  welche,  wie  der  Kelch,  die  Patene,  die  Pyxis  und  die 
Luiula  in  der  Monstranz  mit  den  Gestalten  des  Sakramentes  in  unmittelbare  Berüh- 


'  Also  der  Kelch,  die  Pateiie  ,  die  Pyiiis  (Gi-  oder  wenn  die  Zertrenn ung  eines  Messgewandes 

boTium)  einen  Riss  erhält,  welcher  so  gross  ist  oder  behufs  der  Ausbesserung  nothwendig  wird,   und 

sich  an  einer  aolchen  Stelle  befindet,  dass  die  dasselbe  nach  erfolgter  Zusammesetzung  wieder 

Gefahr  besteht ,  dass  das  Sakrament  mit  anderen  gebraucht  werden  soll.    In  diesen  Fällen  ist  der 

ungewelhten  Sachen  in  Berührung  kommt,  oder  Gebrauch  nur  vorübergehend  ausgeschlossen,  und 

sich  im  Kelch  ein  auch  nur  kleines  Loch  auf  dem  da  die  Möglichkeit,  die  Sache  wieder  zu  benutzen , 

Boden,  durch  welches  der  Wein  herauslaufen  besteht,  so  dauert  auch  die  Zweckbestimmung 

iLann ,  zeigt ,  Probst,  Enrharlstie  S.  116 ;  de  fort. 

*    '     ■        *  5  Also  wenn  ein  goldener  oder  silberner  Kelch 

-  Dies  kann  namentlich  bei  den  AlUrtüchern  eingeschmolzen  wird ,  um  aus  dem  Metoll  einen 

and    priesterlichen     Gewändern     Torkommen,  neuen  zu  verfertigen 

Probst,  Benediktionen  S.314;  de  Herdt  1.0.  '     ^^  „^, 

n,  jß9  ^  Dies  hat  manaus  c.  26.oO(Laodiceac.  21  zw. 

wi-    D  11  .•      j      V*     *     «  V      Q    V        1  343u.  381)Dist.  XX III.  hergeleitet;  vgl.  Ferra - 

Eine  Pollution  der  hier  fraglichen  Sachen  als  .              -^          ,        q    o  *  v»*  t?.,-v  ^„aj-    i 

4«!^         j      T»  11  Ai      j     xrt    i.    i  i.  j      II  Tis  s.  v.vasa Sacra  n.  o;  Probst  liuchanstie  als 

Analogie  zu  der  Pollution  der  Kirche  ist  der  Li-       ^-     o44o    j     u    -j*i        ^  a'jk  ^v i.i  j  - 

turgik  unbeUnnt,  vielmehr  wird  bei  ihnen  dnrch  S**      V^'  **,"-''."'*]•  "•  "-^^^'f '"'''  '^«' 

einlnprofanlrend;«  oder s«=rilegi»chei.Gebr.nch  f'"""'  k^K"""  »"  "«^P^^^«  ^Xf "  X'^Pf' J^^  ^9 

die  einmal  ertheilte  Weihe  nicht  beeinträchtigt,  ^weck  hat,  den  Subdiakonen  die  Anmassnng 

de  Herdt  1.  c  n.  Ib9.  i.  f.  n.  n.  174.  i.  f.  ^^^  Funktionen  der  Diakonen  zu  verbieten  ,  vgl 

'  Vgl.  Meurer,  Begriff  und  Eigenthflmer  der  Hef  el  e,  Conc.Ge8ch.2.  Aufl.  1,  765,  undnichts 

h.  Sachen,  2,  7.  11.  davon  erwähnt,  dass  sich  das  Sakrament  in  den 

*  Wenn  z.  B.  ein  Kelch,  an  welchem  der  Fuss  h.  Gefässen  befindet, 
abgebrochen  ist,  zur  Reparatur  gegeben  wird, 
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rung  kommen^  für  die  Begel  allein  von  den  Klerikern  ^  und  nur  im  Falle  einer  beste- 
henden langjährigen  Gewohnheit  anch  von  blos  Tonsnrirten^  in  die  Hand  genommen 
werden,  von  Laien  dagegen  der  Kelch  und  die  Patene  ohne  Genehmigung  des  Ordi- 
narius 3  blos  dann ,  wenn  ein  Nothfall  oder  ein  gerechtfertigter  Grund,  wie  nament- 
lich die  Noth wendigkeit  einer  Reparatur  ^,  vorliegt  ^.  Desgleichen  sollen  von  den  Pa- 
ramenten  das  Korporale ,  die  Palla  und  das  Purifikatorium ,  abgesehen  von  den  Aus- 
nahmen, unmittelbar  nach  dem  Gebrauche  blos  von  denjenigen  berührt  werden,  wel- 
chen dies  in  Betreff  der  leeren  h.  Gefässe  erlaubt  ist  ^. 

Bei,  anderen  kirchlichen  Geräthen,  als  den  vorhin  erwähnten,  also  namentlich 
bei  den  Leuchtern,  den  Lampen,  den  Altar- Antipendien,  den  Rauchfössern,  den  Weih- 
wasser-Kesseln ,  Messkännchen ,  Kanontafeln,  Fahnen,  Orgeln,  ist  weder  eine  Weihe 
vorgeschrieben  noch  gebräuchlich.  Da  die  Eigenschaft  einer  res  sacra  allein  durch 
die  Konsekration  oder  Benediktion  begründet  werden  kann^,  eine  solche  aber  an  den 
gedachten  Sachen  nicht  vorgenommen  wird,  so  unterliegen  sie,  trotzdem  dass  sie  zum 
gottesdienstlichen  Gebrauche  bestimmt  sind,  nicht  den  über  die  res  sacrae  geltenden 
Rechtsregeln  ^.  Der  Eigenthümer  einer  Privatkapelle  wird  daher  z.  B.  die  Leuchter, 
Messkännchen,  Kanontafeln  sowie  andere  derartige  Sachen,  welche  er  zum  Gebrauch 
beim  Gottesdienste  in  derselben  bestimmt  hat,  diesem  wieder  beliebig  entziehen 
und  veräussern  können ,  ohne  dass  er  verpflichtet  ist ,  sie  vor  profaner  Benutzung 
zu  sichern  ^K 

Die  gedachten  Gegenstände  sind  aber  in  demselben  Umfange ,  wie  die  res 
sacrae  fähig,  Pertinenzen  einer  kirchlichen  Anstalt,  einer  Kirche  oder  öffentlichen 
Kapelle  zu  sein  ^^K  So  lange  dieses  Pertinenzverhältniss  dauert,  theilen  sie  das  recht- 
liche Schicksal  der  Hauptsache,  sie  geniessen  also  die  beschränkte  Extrakommerzial- 
Qualität,  welche  der  letzteren  zukommt,  in  demselben  Umfange,  und  verlieren  sie 
erst  dadurch,  dass  das  gedachte  Verhältniss  rechtsgültig  gelöst  wird.  Unter  den  ge- 
dachten Voraussetzungen  und  für  die  gedachte  Zeit  stehen  sie  daher  den  res  sacrae 
im  wesentlichen  gleich,  freilich  mit  der  Ausnahme,   dass  schon  jede  rechtsgültige 


1  Des  Näheren  sollen  die  Gefässe  nach  dem  Pyx.is ,  die  Moustrauz  und  die  Lunula  berühren. 
Gebrauche  nur  berührt  werden  von  den  Priestern,  nicht  aber  nach  demselben,  de  Herdt  1.  c. 
den  Diakonen  und  den  Subdiakonen.   Der  Akoluth  6  deHerdtl.  c 

kann  es  auch,  soweit  es  sich  um  den  Dienst  beim  7  g,  q,  <«;,  155, 

Altar  selbst  handelt,  vgl.  c.  32  (Martin  V.  Braga)  8  Dieleniffen     welche  wie  z    B    WaDpaus 

^^lu  ^V'^l'  ^""^''i'  ^^Jl^rj*""«  .der  Gefässe,  ^^   g  ^^^  /.^  Rechtsfolgen,  welche  man  mit  der 

endlich  dürfen  andere  Kleriker  beim  Vorliegen  ),^^^^^^^  verbindet,  schon  durch  die  gottesdienst- 

emes  genügenden  Grundes  dazu  zugelassen  wer-  ^.^^^  Zweckbestimmung  einer  Sache  entstehen 

den,  Congr   rit  V   1626  II,  ed.  Gardel  liiii  1.  ,^^^^„      ^.^^„^^  einen  rechtlichen   Unterschied 

c.  n.  624i   1,  146.    Vgl.  de  Herdt  1.  c.  n.  179.  ^^^^^^^^  ^^^  ^.^^  fraglichen  und  den  geweihten 

2  Vgl.  de  Herdt  1.  c.  Sachen   nicht  machen.    Wie  sich  Meurer  bei 

3  L.  c.  seiner  Auffassung  (s,  o.  S.  166)  zu  dieser  Frage 
*  de  Herdt  1.  c,  doch  wird  von  Manchen,  »teilt,  ist  nicht  ersichtlich,  da  er  sich  (i,  219  u. 

z.  B.  Gardellini  1.  c.4,  213  Anm.,  forden  %  ü-  12)  darüber  nicht  ausspricht, 

letzteren   auch    die  Genehmigung  des  Bischofs  ^  Ebenso  wie  auch    im  Privateigenthum  und 

verlangt.  Ueber  darüber  hinausgehende  päpstliche  zu  profanen  Zwecken  gebrauchte  Leuchter  in  £r- 

Privilegien  für  fratres  conversi  und  Nonnen  von  mangelung  anderer  auf  dem   Altar  aufgestellt 

geistlichen  Orden,  damit  diese  die  gedachten  Ge-  und   zu   denselben   Zwecken    nach   gemachtem 

fasse  mit  Erlanbnlss  ihrer  Oberen  reinigen  kön-  Gebrauche   wieder    verwendet    worden    dürfen, 

neu  ,  vgl.  Ferraris  s.  v.  calix  n.  46  und  s.  v.  Probst,  Benediktionen  S.  31Ö. 

vasa  Sacra  n.  1 1 .  lO  Vgl.  o.  S.  409.  Die  Orgeln  rechnet  G i  t  z  1  e r, 

5  Vor  dem  Gebrauch  dagegen  dürfen  Laien  die  Lehrb.  d.  K.  R.  S.  398,  allerdings  zu  den  wcsent- 
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Aufhebung  der  Pertinenzqualität  die  ungeweihte  Sache  wieder  in  den  vollen  Verkehr 
bringt,  es  also  nicht  erst  einer  Beseitigung  der  Sacertät  durch  den  kirchlichen  Obe- 
ren^  wie  bei  der  res  sacra,  bedarf  K 

Das  Gesagte  trifft  aber  nur  fflr  das  Kirchenrecht ,  nicht  mehr  ffir  das  heutige 
gemeine  Civilrecht^  und  ebensowenig  fflr  das  p reu ssi sehe ^  sächsische^, 
österreichische^  und  französische  Recht^  zu.  Denn  nach  allen  diesen  Rechts- 
s)  Sternen  erhalten  die  res  sacrae  der  katholischen  Kirche  ihre  besondere  Rechtsstellung 
nicht  mehr  durch  die  Weihe  oder  Benediktion,  sondern  durch  ihre  Zweckbestimmung 
für  den  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch.  Rechtlich  besteht  also  auf  diesen 
Rechtsgebieten  kein  Unterschied  zwischen  den  konsekrirten  oder  benedicirten  kirch- 
lichen Sachen  und  denjenigen,  an  welchen  die  katholische  Kirche  keinen  Weihe- Akt 
vollziehen  lässt,  vielmehr  wird  die  rechtliche  Scheide  durch  die  Zweckbestimmung 
za  gottesdienstlichem  Gebrauche  und  zwar  zu  einem  öffentlichen  derartigen  Gebrauch 
gebildet. 

II.  Rechtliche  Bedeutung  der  liturgischen  Vorschriften  in  Bezug 
auf  die  kirchlichen  Geräthe.  Welche  der  in  Frage  stehenden  Sachen  bei  den 
einzelnen  gottesdienstlichen  Handlungen  gebraucht  werden  dürfen,  insbesondere 
welche  von  ihnen  dafßr  absolut  erforderlich  sind  7,  welche  Beschaffenheit  die  einzel- 
nen Sachen  haben  müssen ,  insbesondere  ob  sie  geweiht  sein  müssen  oder  es  nicht  zu 
sein  brauchen  ^,  das  ergeben  die  liturgischen  Bestimmungen. 

Rechtliche  Bedeutung  haben  diese  letzteren:  1.  insofern,  als  sie  das  für  die 
Ausstattung  eines  gottesdienstlichen  Gebäudes  nothwendige  Inventar,  also  damit  den 
umfang  der  Pflicht  desjenigen ,  welcher  eine  solche  Ausstattung  zu  beschaffen  hat, 
festsetzen,  und  den  kirchlichen  Oberen  nicht  nur  das  Recht  geben,  auf  die  Erfüllung 
dieser  Pflicht  zu  dringen ,  sondern  auch  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Geräthe  in  dem  vorgeschriebenen  Zustande  erhalten  werden,  und  ein  ordnungs- 
mässiger  Ersatz  des  Abganges  stattfindet ; 

2.  insofern  als  sie  die  Norm  für  die  Bestimmung  abgeben,  ob  das,  was  an  solchen 
Geräthen,  mag  auch  dabei  mehr  als  das  Nothwendige  in  Frage  stehen ,  angeschafft, 
gestiftet  oder  geschenkt  worden  ist,  der  Form  und  dem  Stoffe  nach  liturgisch  gebraucht 
werden  darf  oder  nicht,  und  für  den  liturgischen  Gebrauch  angemessen  erscheint ; 

3 .  insofern ,  als  das  Zuwiderhandeln  gegen  die  liturgischen  Vorschriften  bei  der 
Vollziehung  einer  gottesdienstlichen  Handlung  für  den  Geistlichen,  welcher  eine  solche 
vornimmt,  je  nach  der  Art  der  gottesdienstlichen  Handlung^  und  je  nach  der  Art  des 
Verstosses  eine  leichtere  oder  schwerere  Verletzung  der  Amtspflichten,  also  ein  leich- 
teres oder  schwereres  Disciplinar -Vergehen  bildet  und  Disciplinarstrafe  nach  sich 
ziehen  kann. 

liehen  Bestand theilcii  des  Kirchengebäudes.  Das  ^  S.  o.  S.  171  ff. 

ist  aber  nicht  richtig ,  da  sie  ihre  Selbstständig-  3  O.  S.  175. 

keit  nicht  verlieren,  wie  er  sie  auch  selbst  S.  414  *  S.  176. 

als Pertiuenzsfcücke bezeichnet.   Vgl.  auch Meu-  ^  8.  176. 

rera.  a.  0.  2,  8.  9.  6  S.  176. 

1  8.  o.  S.  170.    Bei  dem  Diebstahl  einer  sol-  "^  Ho  z.  B.  für  die  Messe  der  Kelch  und  die 

chen  Sache  liegt  ferner  der  in  der  Wegnahme  Pateiie. 
einer  res  non  sacra  aus  einer  res  sacra  bestehende  ^  S.  o.  S.  408. 

Fall  des  sacrilegium ,  nicht  der  einer  res  sacra  ^  So  vor  allem  bei  der  wichtigsten ,  der  Gele- 
aus einer  res  sacra  vor,  was  allerdings  praktisch  bririing  der  Messe,  s.  o.  S.  191  ff. 
ohne  Bedeutoiig  ist. 
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in.  Die  nähere  Bestimmung  über  Umfang,  Zahl  und  Beschaffen- 
beit  der  kirchlichen  Geräthschaften  und  Paramente.  Die  Bestimmang 
darüber,  welche  kirchlichen  Geräthschaften  für  eine  gottesdienstliche  Anstalt  oder 
eine  kirchliche  Einrichtung  (z.  B.  bei  der  Einführung  eines  blossen  Missionsgottes- 
dienstes  an  einem  Orte  ohne  Kirche  in  einem  Betsaale)  nothwendig  sind,  kommt  dem- 
jenigen kirchlichen  Oberen,  welcher  die  Begründung  der  Anstalt  oder  die  Einrichtang 
zu  genehmigen  hat  ^  also  für  Pfarrkirchen,  öffentliche  Kapellen  und  Privatkapellen,  dem 
Ordinarius  zu.  Handelt  es  sich  aber  um  schon  bestehende  Anstalten  ^,  so  hat  znnächst 
der  gottesdienstliche  Leiter  derselben  darüber  zu  befinden  \  und  nur  dann,  wenn  der 
zur  Beschaffung  derselben  Verpflichtete  ^  die  Nothwendigkeit  bestreitet,  kann  der  Or- 
dinarius um  seine  Entscheidung  angegangen  werden^.  Dasselbe  gilt  in  Betreff 
der  Frage,  ob  die  Geräthschaften,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht 
(s.  nachher) ,  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Materie  oder  Form  den  liturgischen  Vorschriften 
entsprechen. 

Soweit  es  sich  aber  darum  handelt,  ob  etwa  mehr  als  das  Nothwendige  beschafft 
werden  soll,  kommen  über  das  Recht  zur  Entscheidung  darüber  dieselben  Grundsätze 
zur  Anwendung,  welche  für  die  Bestimmung  über  die  innere  Einrichtung  und  dauernde 
Ausschmückung  der  Kirchengebäude  gelten  ^'y  d.  h.  die  Berechtigung  dazu  steht  den 
Vermögens- Verwaltungs-Organen  der  betreffenden  Kirche ,  deren  Eigenthflmer  oder 
den  diesen  repräsentirenden  Behörden  bei  den  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewid- 
meten, aber  nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  Kirchen  oder  endlich  dem  Stifter 
einer  Kirche ,  welcher  dieselbe  zugleich  mit  den  erforderlichen  Geräthschaften  aus- 
stattet, zu.  Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensyerwaltong 
wird  der  mit  dieser  betraute  kirchliche  Obere  nur  insoweit  gegen  solche  Beschlüsse 
der  zuerst  gedachten  Organe  einschreiten  können ,  als  er  darüber  zu  wachen  hat, 
dass  das  kirchliche  Vermögen  nicht  zu  unnützen  Ausgaben  verwendet  oder  gar 
verschleudert  wird  ^. 

Soweit  bei  den  einzelnen  Geräthen,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht,  eine 
Auswahl  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Form  gegenüber  den  liturgischen  Vorschriften  offen 
bleibt,  sind  die  vorhin  gedachten  Organe  diese  gleichfalls  zu  treffen  berechtigt.  Ab- 
gesehen aber  von  einer  Korrektur  der  Beschlüsse  kirchlicher  Vermögensverwaltun- 
gen aus  dem  eben  hervorgehobenen  Gesichtspunkt^,  ist  gegen  dieselben  auch  ein 
Widerspruch  zulässig,  wenn  Geräthschaften  angeschafft  werden  sollen,  welche  ihrer 
Beschaffenheit ,  ihrem  Stoff  und  ihrer  Form  nach  nicht  der  kirchlichen  Anschauung, 
dem  kirchlichen  Herkommen  oder  dem  kirchlichen  Stile  ^  entsprechen  oder  gar  durch 


1  Denn  dies  gehört  zu  der  demselben  zaste-  5  in  ^e  weit  diese  Entscheidung  partikaUr- 
hendenBeurtheilnng,  ob  die  Dotation  ausreichend  rechtlich  massgebend  Ist  oder  etwa  der  Rechts- 
ist, s.  Bd.  II.  S.  386.  389-,  Bd.  III.  S.  23  und  weg  dagegen  offen  bleibt,  darüber  ist  nicht  hier, 
diesen  Band  o.  S.  318  ff.  sondern  in  der  Lehre  von   der  Beschaffung  der 

2  Also  namentlich  um  die  Anschaffung  neuer  Mittel  für  die  kirchlichen  Bedürfnisse  zu  handeln, 
nothwendiger    Geräthschaften    an    Stelle    ver-  ^  S.  o.  S.  332  ff. 

brauchter.  ^  Wenn  z.  B.  der  Klrcbenvorstand  einer  Dorf- 

3  Es  giebt  keine  kirchenrechtUche  Bestiin-  kirche  eine  übergrosse  Zahl  von  Kelchen ,  Pate- 
mung,   welche  dies  Recht  ausschliesslich  dem  uen  u.  s.  w.  anschaffen  wollte. 

Ordinarius  vorbehält  (vgl.   auch  unten  S.  413.  8  Also  falls  der  KirchenvorsUnd  einer  nicht 

n.  3).   Dass  dieser  aber  von  Aufsich ts wegen   de  vermögenden  Kirche  theure  goldene  Kelche  von 

Beschaffung  des  Nothwendigen  verlangen  kann,  besonderem  Kunstwerthe  anzukaufen  beschliesst. 

Tersteht  sich  von  selbst.  »  VgL  den  bischöfl.  Erl.  v.  1863  in  v.  Vogt, 

*  Also  z.  B.  der  KirchenvorsUnd.  Sanimlg.  kirchl.  Verordn.  f.  Rottenbarg.  S.  318. 
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ihre  Gestalt  oder  ihr  sonstigeB  Aeussere  die  Wttrde  des  Gottesdienstes  beeinträchtigeil 
oder  das  Geftlhl  der  Gläubigen  verletzen  könnten  ^  Soweit  es  sich  nicht  dabei  um 
die  erste  Einrichtung  einer  gottesdienstlichen  Anstalt  handelt  2,  kommt  dieses  Wider- 
spmchsrecht  dem  Geistlichen  zu,  welcher  den  betreffenden  Gottesdienst  zu  leiten 
htt^,  und  nur  in  Streitfällen  oder  in  zweifelhaften  Fällen,  in  denen  sich  der  Rektor 
der  Kirche  an  den  Ordinarius  zu  wenden  hat,  entscheidet  der  letztere. 


§.224.    C.   Die  Kirchenglockm^, 

I.  Das  Recht  Glocken  zu  habend  Der  Gebrauch  der  Glocken  (cam/^ana«, 
nolae^  si^fia,  eloccae^)  zu  kirchlichen  Zwecken,  vor  Allem  zu  dem  Zweck,  den  Gläubi- 
gen die  Zeiten  des  Gottesdienstes  oder  der  Andacht  kund  zu  thun,  und  sie  zu  dem 
eisteren  in  die  Kirche  zu  rufen,  hat  sich  seit  dem  5.  oder  6.  Jahrhundert ^  von  Ita- 
lien ^  Aber  das  Abendland  verbreitet  und  ist  hier  schon  in  der  Mitte  des  neunten  Jahr- 
hunderts ^  allgemein  geworden  ><>. 

Das  Recht,  Glocken  zu  haben,  d.  h.  sich  des  Geläutes  derselben  öffentlich  zu 
bedienen ,  kommt  nur  den  öffentlichen  Kirchen ,  also  den  Kathedralen ,  KoUegiat-, 
Konventual-  und  Pfarr-Kirchen  sowie  derartigen  Kapellen  zu ,  weil  das  Geläute  we- 
sentlich dazu  bestimmt  ist,  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst  zu  laden,  und  bei  den 
Privatkapellen  ein  BedflrMss  dazu  nicht  vorliegt  **.    Seit  dem  9.  Jahrhundert  vfnrde 


1  Aach  hierher  gilt  das  0.  S.  334  Bemerkte. 

>  Ueher  diesen  Fall  s.  o.  S.  412. 

3  Hier  trifft  das  S.  412.  n.  3  Gesagte  ebenfalls 
ZQ.  Die  DiöcesaiiTerordnungen  gehen  übrigens  in 
Betreff  der  Beschaffung  der  Kirchengerithscharten 
and  Paramente  von  derselben  Auffassung  aus, 
B.  z.  B.  Paderborner  Diöeesan-Synode  y.  1867, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  423  u.  Kölner  V.  v.  1853 
bei  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse. 
S.246. 

^J.M.  Eschenwecker,  (praes.  J. P.  Lude- 
wig)  diss.  de  eo  quod  iustum  est  circa  campanas. 
Hai.  Magd.  1708.  1739. 

^  Von  dem  Recht  des  Glockenläutens  als  Zei- 
chen der  öffentlichen  Religionsausübung  ist  an 
dieser  Stelle  selbstyerstandlich  nicht  zu  handeln. 
Dasselbe  ist  vielmehr  hier  als  rechtlich  bestehend 
vorausgesetzt. 

^  Ueber  diese  Bezeichnungen  s.  Binterim, 
DenkwOrdigkeiten  d.  christ.  kath.  Kircbe  lY.  1, 
288  ft;  O.  Otte,  Olockenknnde.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1884.  S.9ff. 

7  Schon  Gregor  t.  Tours  erwähnt  derselben, 
bist.  Franc  III.  15,  SS.  rer.  Meroring.  1,  125: 
^gnum  ad  matutinas  motum  est'';  mlrac.  S. 
Martini  II.  45 :  „Signum  quod  matutiniscommoveri 
wlet^. 

9  In  Anhalt  an  die  schon  den  Römern  bekannte 
Sitte,  Klingeln  (ttntinnabulä)  zum  Wecken  und 


zum  Zusammenrufen  zu  gebrauchen,  Otte  a.  a. 
0.  S.  9.  10.  12. 

»  Edict.  legat.  T.  789.  c. 34,  Boretius  1,  64: 
„Ut  cloccas  non  baptizent  nee  cartas  per  perticas 
appendant  propter  grandinem"  (vgl.  dazu  Otte 
S.  1611;  Oap.  a.  sacerdotib.  proposita  c.  8,  ibid. 
p.  106 :  „Ut  omues  sacerdotes  horis  conpetenti- 
bus  diel  et  noctis  suarum  sonent  aecclesiarum 
Signa  et  Sacra  tunc  deo  celebrent  offlcia'*. 

»0  OtteS.  14. 

"  Vgl.  c  10(0oelest.  III.)X  de  privileg.  V.  33 : 
.  . .  „utrum  templariis,  bospitalarlis  et  aliis  oratoria 
in  domibus  suis  habentibus  liceat  campanas  in 
eis  ponere  publiceque  pulsare.  Respondemus  .  .  . 
quod  non  licet  eis  hoc  agere ;  quin  potius  per  te 
eensura  ecclesiastica  app.  rem.  coercendi  sunt, 
ut  ita  sint  suo  iure  content!,  quod  iustitiam  non 
impediant  aliorum^  Die  Stelle  setzt  noch  eine 
frühere  Stufe  der  Entwicklung  des  Mönchswesens 
Yoraus,  bei  welcher  die  Oratorien  nur  für  die 
kirchlichen  Zwecke  der  Mönche  selbst  dienten, 
und  diese  in  der  Regel  noch  keinen  Öffentlichen 
Gottesdienst  für  das  Volk  hielten.  Sie  wider- 
spricht daher  nicht  c.  16  (Gregor.  IX.)  X.  de 
exe.  praelat.y.  31,  worin  den  weltlichen  Pnlaten 
untersagt  wird,  die  Mönehe  im  Gebrauch  ihrer 
Glocken  zu  hindern  („nee  sustinentes,  eos  ha- 
bere campanam'Q ,  weil  hierbei  schon  das  Recht 
zur  Abhaltung  öffentlicher  Gottesdienste  in 
den  Kapellen  vorausgesetzt  wird  (über  die 
früheren  Terschiedenen  Ausgleiehungsversuche 
dieser  beiden  Stellen  vgl.  Fagnan.  ad  c.  10  cit. 
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es  Sitte,  statt  der  ursprünglich  einzigen  Glocke  mehrere  zu  benutzen ^  indessen  hat 
das  gemeine  Recht  allgemein  fttr  die  einzelnen  Kirchen  nach  deren  Stellung  und  Be- 
deutung weder  eine  Minimal-  noch  eine  Maximalzahl  festgestellt.  Bios  fOr  die  Kir- 
chen der  Mendikanten-Orden  ist  durch  Johann  XXII.  die  Zahl  der  Glocken  auf  eine 
einzige  fttr  den  kirchlichen  Gebrauch  derselben  beschränkt  worden  ^.  Da  ihnen  in- 
dessen die  Beibehaltung  mehrerer  Glocken,  soweit  sie  diese  bisher  ohne  Streit  and 
Widerspruch  benutzt  hatten,  gestattet  blieb,  und  sich  später  die  Konflikte  zwischen  den 
Bettelorden  und  der  wegen  ihres  Eindringens  in  die  weltliche  Gottesdiestyerwaltang 
und  Seelsorge  eifersüchtigen  Geistlichkeit  minderten,  ist  das  Verbot  schon  längst  durch 
eine  entgegenstehende  Gewohnheit ^  beseitigt  worden*.  Im  Uebrigen  blieb  die  Be- 
stimmung der  Zahl  dem  Belieben  der  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  und  ihren  Ver- 
tretern, vorbehaltlich  näherer  Normirung  durch  den  Ordinarius  oder  durch  die  Parti- 
kularsynoden, überlassen.  Auf  Grund  solcher  Anordnungen,  welche  auch  über  ibren 
Entstehungskreis  ein  hervorragendes  Ansehen  erlangt  haben  ^ ,  hat  sich  vielfach  für 
die  Pfarrkirchen  die  Zahl  von  drei,  eventuell  zwei ,  fttr  die  öffentlichen  Kapellen  von 
einer,  für  die  Kollegiatkirchen  von  drei  und  fttr  die  Kathedralen  von  mindestens 
fttnf  festgestellt  <(. 

II.  Die  Benediktion  der  Glocken  (s.g.  Glockentaufe)  und  ihre  Recht  s - 
Wirkung.  Da  die  fttr  den  kirchlichen  Gebrauch  bestimmten  Glocken  ^  benedicirt  wer- 
den müssen,  so  sollen  sie,  ebenso  wie  die  übrigen  derartigen  gottesdienstlichen  Sachen  \ 


n.  7  fr.).  Mit  Recht  hat  daher  die  Doktrin  dei^ 
im  Text  gedachten  Rechtssatz  aus  dem  Prinzip 
des  c.  10  entwickelt  und  hält  ihn  übereinstim- 
mend fest,  indem  sie  das  Verbot  der  Olocken  bei 
den  Mönchen  auf  Oratorien  in  deren  privaten 
Häusern,  namentlich  in  den  Grangien  beschränkt, 
Fagnan.  1.  c.  n.  22;  Oonzalez-Tellez  ad 
c.  10  cit.  n.  8;  Schmier^  iurisprud.  cauonlc. 
civil.  1.  III.  p.  2.  n.  175;  Schmalzgraeber 
III.  40.  n.  57;  van  de  Bürgt,  de  ecclesiia 
1 ,  144.  Der  Gebrauch  einer  kleineren  Glocke, 
welche  nicht  öffentlich  geläutet  wird,  bleibt  aber 
trotz  des  Verbotes  offen,  s.  die  citirten. 

»  OtteS.  14. 

2  i.  J.  1323,  c.  un.  in  Ertr.  comm.  de  off. 
cnstodis  I.  5 :  ^advertentes  quod  eo ,  quod  non- 
nulli  mendicantiuni  professores  in  nonnnllis  suis 
conventibus  plures  campanas  obtinentet  In  poste- 
rnm  sataguntobtinere,  Gathedralesacecclesiae  aliae 
suaequernnturpropterealustitiaedetrahletexinde 
civitatibus  locorum  iiiterdum  afferri  divinis  ofA- 
ciis  impedimentum  .  .  .  nos  .  .  .  ordinamus,  quod 
religiosi  dictorum  ordinum  mendicantium  in  nuUo 
couventu  suo  seu  loco  plures  campanas  habeant 
sine  sedis  apostolicae  licentia  speciali ,  sed  una 
tantummodo  pro  loco  quolibet  sint  contenti. 
Quodsi  fOTsan  communitas  seu  universitas 
aliqua  eccleslastlca  vel  mundana  seu 
iidem  religiosi  pro  Ulis  in  aliquo  ipsorum  locorum 
campanam  aliam  habuerint  vel  nunc  habent,  non 
illam ,  sed  aliam  solam  eoram  speoialiter  usibus 
deputatam ,  pulsare  valeant  horls  diurnis  et  noc- 
tarnis ,  mlssis  et  aliis  eonsuetis.  Ceterum  reli- 
giosis  iiadem  permittimus,  quod  ubi  hactenus 
plures  campanas  sine  Hte  et  contradictione  quali- 
bet  in  usus  duntaxat  proprios  habuerint  et  nunc 


habent,  Ulis  etiam  deinceps  libere  uti  possint 
alils  quibuscunque  per  eos  habitis  intra  trium 
mensium  spatium  de  suis  locis  seu  campanilibus 
deponendis  et  nuUatenus  iterum  reponendis. 
Verum  campanulas  quae  in  refectoriis,  sacristiis, 
capitulis  et  aliis  forsan  offlcinis  religiosoram  ip- 
sorum consueverunt  haberi,  sub  ista  nostra  ordi- 
uatione  nolumus  compreheudl'^. 

3  Auch  sind  päpstliche  Privilegien  anf  das 
Recht  Glocken  zu  haben  gegeben  worden ,  8.  ein 
solches  V.  Clemens  VI.  v.  1350  bei  G.  S  c  h  m  i  d  t, 
päpstl.  Urkunden  und  Regesten.  Halle  1886. 
S.  393. 

*  Das  bezeugen  Gonzalez  Tellez  1.  c.  n.  8; 
Schmier  1.  c.n.  174;  Schmalzgrueber  I.e. 
n.  66  und  die  von  ihnen  citirten. 

^  Namentlich  der  4.  Provlnzialsynode  des  h. 
Karl  Borromäus  v.  Mailand  (1576)  I.  16,  Har- 
douin  10  ,  824:  „Parochialis  ecclesia,  si  cam- 
panas tres ,  grandiorem  scilicet  mediam  et  mini- 
mam  habere  non  possit,  saltem  dnas  nbi  fleri  po- 
test  habeat  easque  distincto  soni  concentu  inter 
se  recte  consentientes  pro  varia  divinoram  offl- 
ciorum  quae  flnnt,  ratione  et  signlflcatione. 
Simplex  ecclesia  oratoilumve  unam  tantnm  cam- 
panalam  habeat,  ut  Joannis  XXII.  pontif.  con* 
stitutione  sancitum  est". 

8  van  de  Bürgt  1.  c.  p.  144. 

"^  Sie  müssen  für  die  Regel  aus  dem  üblichen 
Glockengut  (Kupfer  und  Zinn  vgl.  des  Näheren 
Otte  S.  68 ff.)  verfertigt  sein.  Es  dürfen  aber 
auch  Stahlglocken  gebraucht  und  benedicirt  wer- 
den, Gongr.  rit.  1858,  Acta  s.  sed.  3,  602. 

8  S.  0.  S.  165.  166  u.  S.  408. 
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nicht  eher,  als  die  Weihe  *  an  ihnen  yollzogen  worden  ist ^,  zu  solchen  Zwecken 
benatzt  werden  3. 

Dagegen  hat  die  Benediktion  derselben  als  solche  keinen  Einfluss  auf  das  Eigen- 
thnmsverhftltniss^.  In  der  Regel  sind  sie  Pertinenzen  einer  Kirche  oder  desGlocken- 
thurmes  ^y  nnd  befinden  sich  dann  im  Eigenthum  derjenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  Kirchengebäude  oder  der  Glockenthurm  gehört,  also  falls  das 
Kirehengebände  nicht  einer  kirchlichen  Anstalt  eigenthttmlich  zusteht,  in  welt- 
liehem  Eigenthum^.  Femer  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  auf  kirchlichen  Ge- 
binden nnd  Thürmen  angebrachten  Glocken  sich  im  Eigenthum  anderer  Personen 
ala  diese  Baulichkeiten  selbst  befinden  7.  Fflr  das  erstere  spricht  allerdings  die  Ver- 
mnthnng,  welche  freilich  durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden  kann  ^. 


^  S.  o.  S.  144  Die  Glockenweihe  hat  man 
früher  vielfach  als  Glockentaufe  bezeichnet,  und 
dies  geschieht  auch  theilweise  noch  heute. 
Wenngleich  da8  Pontiflcale  das  Wort:  Taufe 
nicht  kennt,  nnd  auch  der  Ritus  der  Benediktiou 
nicht  der  Tanfdtus  ist ,  so  weist  derselbe  doch 
—  er  ist  viel  umfangreicher  als  die  Benediktionen 
bti  anderen  Kirchengeräthen  —  eine  entfernte 
Aehnlichkeit  mit  der  Tanfe,  namentlich  wegen  der 
Abwaschung,  sowie  des  Gebrauches  des  h.  Oeles 
(wenn  auch  nicht  in  derselben  Art)  auf,  und  dies 
hit,  vor  Allem  nachdem  seit  dem  10.  Jahrhundert 
die  Sitte  aufgekommen  war,  den  Glocken  Namen 
m  geben  und  dann  auch  die  Gewohnheit,  Pathen 
luzüziehen,  vgl.  Otte  S.  22.  23,  im  Volk  die 
Vorstellung  erzeugt,  als  ob  die  Benediktion  der 
Glocken  ein  Analogon  zu  der  Kindertaufe  bilde. 
Darüber  und  über  die  vielfachen  bei  den  s.  g. 
Glockentaufen  eingerissenen  Missbräuche  vgl.  die 
Centnm  gravanima  v.  1522  c.  61,  Gaertner 
corp.  iur.  eccies.  2 ,  189 :  „Item  suffraganei  ex- 
eogitaverunt,  ut  solum  ipsi  et  nullus  alius  sacer- 
doa,  laids  campanas  baptizent,  credunt  deinde 
simplieiores,  ita  afflrmantlbus  suffraganels,  tales 
rampanas  baptizatas  daemonea  et  tempestates 
pellere.  Quapropter  innumeri  plernmque  adhi- 
bentur  compatres ,  praecipue  vero ,  qui  fortnna 
pollent,  exorantur,  qui  baptizationis  tempore 
fonem,  quo  campana  religata  est,  tangunt  ac 
8uffraganeopraecinente(qnemadmodum  in  parvu- 
lornm  baptizatione  fteri  solet)  omnes  pariter  re- 
spondent  ae  campanae  nomen  ingeminant  veste- 
qaenova(qnemadmodnm  et  christianis  fleri  solet) 
eampana  induitnr.  Inde  ad  sumptuosa  propera- 
tur  couvivia\  quibas  praecipue ,  ut  eo  largius 
manera  offerant,  adhibentnr,  neenon  suffraganei 
et  eomm  capellanl  cum  multis  aliis  ministris 
regaliter  pascuntur.  Nee  hoc  satis  est ,  sed  et 
saüraganeo  mereedem  persolvere  necesse  est, 
quam  Uli  munuscnlum  vocare  solent.  Inde  evenit, 
nt  allquando  etiam  in  parvis  villis  G  floreni  in 
tali  absnmantnr  et  expendantur  baptizatione. 
Qnae  res  non  solum  snperstitiosa ,  sed  etiam 
ehrlstianae  religioni  contraria  vel  simpliciorum 
sednctio  et  mera  est  exactio.  Verum  tamen  cpis- 
fo^i,  ut  suffraganeos  vel  vilissima  obaerare  pos- 
siot  mercede ,  talia  et  adhuc  absurdiora  tolerant. 
Res  Igitar  tam  nefanda  et  illidta  merito  aboleri 
debet''.  Eine  Erörterung  darüber,  wer  berechtigt 
ist,  die  Pathen  bei  der  Glockentaufe  zn  bezeich- 
nen, woraus  sich '  ergiebt ,    dass  diese  Sitte  in 


Frankreich  noch  heute  vorkommt ,  bei  A  n  d  r  ^ , 
cours  alphab^tique  de  la  Mgislation  civile  eccl^- 
slastique  4.  ^d.  2,  192. 

2  Ueber  das  Uecht  zur  Benediktion  s.  o.  S.  144 
u.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  222. 

3  S.  das  Pontiflcale  roman.  h.  t  Nach  den 
Entsch.  d.  Congr.  episc  n.  d.  Gongr.  rit.  kann  der 
Bischof  das  Läuten  mit  nicht  benedicirten  Glocken 
verbieten,  Ferraris  s.  v.  campana  n.  7. 

*  S.  o.  S.  164. 

^  Und  wenn  derselbe,  was  vielfach  der 
Fall,  seinerseits  Pertinenz  der  Kirche  ist,  auch 
der  letzteren.  So  jedenfalls  nach  kanonischem 
und  gemeinem  Civilreoht,  Erk.  d.  Berlin.  0.  Tr. 
V.  1861  n.  1864,  Arch.  f.  k,  K.  R.8,  49,  Striet- 
horst,  Archiv  39,  352,  Entscheidungen  d.O.Tr. 
64,  343,  s.  auch  38,  273;  M eurer,  BegrifTund 
Eigenthümer  d.  h.  Sachen  2,  12  (T. ;  ebenso  nach 
preussischem  L.  R.  I.  2.  ^  80.  („Es  wird  ver- 
muthet ,  dass  eine  bewegliche  Sache  zum  Perti- 
nenzstücke  eines  Gebäudes  bestimmt  sei ,  wenn 
dieselbe  eingegraben ,  eingegossen ,  eingemauert 
oder  durch  Zimmer- Arbeit  damit  verbunden  ist", 
und  II.  11.  J.  191  („Das  bei  einer  Kirche  befind- 
liche Geläute  ist  in  der  Regel  als  ein  Eigenthnm 
der  Kirchen  gesell  Schaft  anzusehen")«  P*  Hin- 
schius,  preuss.  Kirchenrecht  S.  408.  n.  4;  für 
das  französische  Recht  s.  code  civil  art524. 
525.553 ;  Geige  1,  französ.  u.  reichständ.  Staats- 
kirchenrecht. S.  107.  n.  6;  Andrtf  1.  c.  2 ,  210 
und  die  hessischen  Urtheile  in  Ztschr.  f.  K. 
R.  18,  76.  81. 

6  Z.  B.  bei  Garnisonkirchen  des  Staates ,  bei 
Hospital-  und  Krankenhaus-Kirchen  auch  einer 
Stadtgemeinde. 

"^  Aus  dem  o.  S.  414.  n.2  angeführten  c.  un.  i.  Extr. 
comm.  1. 5  ergiebt  sich,  dass  nicht  nur  die  Mönche 
auf  ihren  Klosterkirchen  besondere  Glocken  für 
den  Gebrauch  anderer,  kirchlicher  sowie  welt- 
licher Korporationen  zur  Verfügung  gestellt  ha- 
ben ,  sondern  auch  dass  die  Glocken  selbst  im 
Eigenthum  der  letzteren  verbleiben  und  mit  Zu- 
stimmung der  Mönche  auf  deren  Kirchen  oder 
Häusern  zum  Gebrauche  aufgehängt  werden 
konnten.  Ein  Revers  des  Pfarrers  zu  Kamberg 
(Nassau)  v.  1780 ,  in  welchem  anerkannt  wird, 
dass  die  Pfarrkirche  au  der  im  Glockenthurme 
derselben  aufgehängten  Rathsglocke  kein  Recht 
besitzt,  bei  M eurer,  a.  a.  0.  2,  14. 

s  Nach  M eurer  a.  a.  O.  S.  13  nur  durch: 
Btrictesten  Gegenbeweis.   Dieser  nicht  tech- 
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in.  Die  Beschaffung  der  Glocken.  Wenngleich  das  geschriebene  ge- 
meine Kirchenrecht  keine  Pflicht  zur  Beschaffung  von  Glocken  für  die  öffentlichen 
Kirchen  festgestellt  hat,  so  ist  doch  durch  allgemeine  Gewohnheit  der  Gebrauch 
der  Glocken  fttr  diese  seit  Jahrhunderten  Üblich  geworden.  Es  gehören  in  Folge 
dessen  die  Glocken  zu  der  regelmässig  für  eine  derartige  Kirche  erforderten  Ana- 
stattung.  Deshalb  ist  der  Ordinarius  befugt^  die  Beschaffung  mindestens  einer  oder, 
wo  dies  durch  das  partikuläre  Recht  vorgeschrieben  oder  in  der  Sitte  und  in  dem 
Herkommen  der  Kirche  begründet  ist,  auch  zweier  oder  dreier  zu  fordern.  Die 
Kosten  haben  diejenigen,  welche  sonst  für  die  nothwendigen  kirchlichen  Bedürfniase 
aufzukommen  verpflichtet  sind,  zu  bestreiten. 

Soweit  dagegen  nicht  das  Nothwendige  in  Betracht  kommt,  sondern  es  sich 
darum  handelt ,  eine  grössere  Zahl  von  Glocken  anzuschaffen  oder  alte  Glocken  um- 
giessen  zu  lassen  oder  durch  neue  zu  ersetzen,  müssen  hier  dieselben  Grundsätze, 
wie  in  Betreff  der  fttr  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  bestimmten  Geräthe  zur  An- 
wendung gebracht  werden.  Es  hat  also  darüber  das  Vermögens-Verwaltungsorgan  ^ 
oder  der  Eigenthttmer  der  betreffenden  Kirche  zu  befinden  ^.  Der  Ordinarius  ist  da- 
bei blos  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung '  und 
der  Aufsicht  über  die  Innehaltung  der  liturgischen  Vorschriften  *  und  über  die  gottes- 
dienstüche  Verwaltung^  mitzuwirken  befugt^. 

IV.  Der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken.  Die  benedicirten 7,  also 
für  den  kirchlichen  Gebrauch  bestimmten  Glocken ,  mögen  sie  auch  nicht  im  kirch- 
lichen Eigenthum  stehen ,  und  nicht  auf  der  Kirche  oder  auf  dem  Kirchthurm,  son- 
dern auf  einem  im  weltlichen  Eigenthum  befindlichen  Thurm  oder  Gebäude  angebracht 
sein,  dürfen  fttr  die  Regel  ^  nicht  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden. 

Die  kirchlichen  Zwecke  ^,  für  welche  sie  benutzt  werden  können ,  sind  1 .  gottes- 


nlBche  Ausdruck  soll   offenbar  blos  soviel  be-  blosse  öffentliche  Kapelle  5  oder  mehr  Qlocken 

deuten,  dass  Thatsaehen  behauptet  und  voll  be-  beschafft  werden. 

wiesen  werden  müssen ,  welche  das  Eigenthum  In  den  hier  and  in  der  Anm.  4  gedachten  Fällen 

der  kirchlichen  Anstalt  anszuschliessen,  und  das  ist  allerdings  in  erster  Linie  der  Leiter  der  Kirche 

des  Bewelsffihrers  darzuthun  geeignet  sind.   Das  (z.  B.  Pfarrer!  ebenfalls  zur  Entscheidung  be- 

ist   aber   selbstverständlich,    und  ebensowenig  rufen,  aber  in  Bezug  auf  die  erforderliche  Bene- 

kann  es  zweifelhaft  sein,  dass  dazu  eine  blosse  dlktion  kann  er  dem  Bischof  nicht  präjndiziren. 

Behauptung,  ein  anderer  habe  die  Glocken  auf  Deshalb  wird  er  da,  wo  er  sich  nicht  ablehnend 

seine  Kosten   beschafft  oder   umgiessen  lassen,  verhält,  immer  in  die  Lage  gebracht,  an  den  Bi- 

Ztschr.  f.  K.  R  18,  69.  76,  nicht  ausreicht,  weil  schof  zu  berichten. 

damit  die  Existenz  des  Elgenthums  eines  Dritten  ^  Eine  Mitwirkung   der  Staatsbehörden   wird 

nicht  unverträglich  erscheint  abgesehen  von  etwaigen  in  Frage   kommenden 

i  Auch  im  Gebiete  des  französischen  Rechts  Akten  der  Vermögensverwaltung  und  abgesehen 

bedarf  es  dabei   keiner  Betheiligung  des  Ge-  von  baupolizeilichen  Gesicht8punkten(z.B.  wegen 

melnderathes  der  bürgerlichen  Kommune,  Andr^  Anbringung  schwerer  Glocken  auf  den  Kirchen 

1.  c.  2  195.  214.  und  deren  Thürmen)  nicht  erfordert.    Das  gilt 

2  Sofern  diesem  die  Disposition  über  die  Kirche  auch  nach  französischem  Recht,  Andrtf  L  c.  2, 

zukommt.  214;  G  e  i  g  e  1 ,  f ranzös.  u.  relchsländisches  Staats- 

8  Nach  den  hier  In  Frage  kommenden  allge-  kirohenrecht.  S.  39.  Anm.  12. 
meinen  Grundsätzen ,  sofern  also  z.  B.  zur  Auf-  "^  Glocken ,  welche  profanen  Zwecken  dienen, 
nähme  von  Darlehnen  für  Beschaffung  der  Glocken  insbesondere  auch  solche  Glocken   von  Kirch- 
seine Genehmigung  erforderlich  ist.   S.  übrigens  thurmuhren ,  welche  allein  für  die  letzteren  be- 
auch  S.  412.  stimmt  sind ,  sollen   überhaupt  nicht  benedicirt 

^  Soweit  es  sich  also  um  das  zu  den  Glocken  werden,  Gongr.  rlt.  v.  1594,  GardelUni  ed. 

verwendete  Metall  und  die  Form  der  Glocken  cit.  n.  83. 1 ;  1 ,  22  u.  v.  1822.  u.  4590  II ;  3, 

handelt.  216. 220. 

^  In  sofern  er  darüber  zu  wachen  hat ,   dass  ^  Ueber  die  Ausnahmen  s.  unten, 

nicht  eine  für  die  rechtliche  Stellung  der  Kirche  ®  S.  die  Memorialverse  in  der  Glosse  zu  o.  nn. 

unangemessene  Zahl  von  Glocken,  z.  B.  für  eine  in  Extr.  comm.  I.  5  cit :  „Laude  deum  verum, 
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dienstliche,  dann  2.  anoh  solche,  welche  innerhalb  der  kirchlichen  Verwaltung  liegen 
und  endlich  3.  solche,  welche  durch  die  Pflicht  der  Eorche,  bei  öffentlichen  Unglücks- 
fiUlen  f&r  die  Gläubigen  mit  ihrer  Hülfe  einzutreten,  gegeben  smd. 

Unter  den  erstgedachten  Gesichtspunkt  fällt  das  Läuten  der  Glocken,  um  den 
Gläubigen  den  Beginn  des  Gottesdienstes^,  also  namentlich  der  Messe,  die  kano- 
nischen Standen,  den  kommenden  Sonntag  oder  Festtag  anzuzeigen^,  um  Morgens, 
Mittags  und  Abends  das  Zeichen  zum  Gebet  des  Angelus  ^  zu  geben,  femer  das  Läu- 
ten, während  eme  Prozession  von  einer  Kirche  ausgeht,  bei  ihr  vorbeizieht  und  in  sie 
zorflckkehrt^.  Sodann  gehOrt  hierher  das  Läuten  bei  Anlässen,  welche  fdr  das  ein- 
zelne kirchliche  Gemeindeglied  eine  wichtige  reli^öse  Bedeutung  haben,  um  die 
tbrigen  Gläubigen  zum  (Jebet  und  zur  Theilnahme  zu  veranlassen^. 

Was  die  zu  2.  erwähnten  Fälle  betrifft,  so  kommt  hier  das  Läuten  der  Glocken 
beim  Einzüge  und  Empfang  des  Bischofs  oder  eines  anderen  hohen  kirchlichen 
Wfirdentrftgers®,  am  Tage  vor  dem  Beginne  und  an  dem  der  ErOffiiung  der  Provinzial- 
Bynode^,  sowie  andererseits  behufs  Zusammenberufung  der  Kinder  zur  Katechismus- 
lehre in  Frage  ^. 

Endlich  ftUt  unter  die  dritte  Gruppe  das  sog.  Wetterläuten ,  d.  h.  das  Läuten 
der  Glocke ,  um  verheerende  Wetter,  namentlich  Gewitter  fernzuhalten  und  zu  ver- 
treiben*, femer  das  Läuten  bei  einer  anderen  öffentlichen,  z.  B.  einer  Feuers-  oder 
Wassersgefahr  ^^. 

Gerade  wegen  dieser  verschiedenen  Zwecke,  zu  welchen  die  Glocken  gebraucht 
werden ,  hat  sich  die  Sitte  festgestellt  und  erhalten ,  mehrere  solcher,  und  zwar  von 
rerschiedener  Grösse  zu  benutzen ,  um  durch  den  verschiedenen  Ton  der  einzelnen 
besser  und  leichter ,  als  dies  blos  durch  die  verschiedene  Art  des  Läutens  oder  des 

plebem  voco ,  congrego  clernm.  Befonctos  ploro,  cedit"  (in  der  zureiten  Stelle  bezieht  sich  con- 

pestem  fago,  festa  decoro".  suetndo  auf  die  Art  des  Anschlagens  der  Glocke, 

'  Gaerem.  episG. 1. 15. n.  4 ;  Gongr.iltT.  1698,  nicht  auf  das  Läuten  überhaupt,    Gayalleri 

l.e.n.141;  1,  33;  deHerdtl.  c.tIII.n.l40;  opp.  Uturg.t.  Ill.decllS.  n.2).    Doch  ist  dieses 

Probst,  Benediktionen  S.  212.  Geläut  nicht  überall  üblich,  namentlich  nicht  in 

^  Das  8.  g.  Einläuten  der  Sonntage  and  Fest-  grosseren  Städten ,  weil  hier  wegen  der  Zahl  der 
tage  an  der  Vlgilia,  am  Abend  Torher,  s.  z.  B.  Bevölkerung  in  allen  derartigen  Fällen  nicht  ge- 
Krabbe, statuta synod.dioecMonaster.p. 31. 43.  läutet  werden  kann,  ygl.  de  Herdt  1.  c.  n.  140. 

3  Auch  an  bestimmten  Tagen  zu  anderen  Ge-  unter  2. 
beten,  wie  z.  B.  das  Angstläuten  des  Freitags  am  ^  de  Herdt  1.  c.  unter  6. 

Mittag,  Andr.  Schmid  in  Wetzeru.  Weite,  7  Caereremon.  episcop.  L  31.  n,  10. 

Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,  854.  8^«ti^,^*i  -  ««*^,  a 

*  Congr.  rit  ed.   cit.  n.  144.  II.  und  4428;  *  ^^^  ^^'^^  ^'  ^'  ^^*^'  ^'  ^ 

1,  33  u.  3,  15;  de  Herdt  1.  c  *  Rituale  roman.  tit.  IX.  c  8.   Preces  ad  repel- 

5  So  namentlich  beim  Tode  und  beim  Begrab-  lendas  tempestates  n.  1:  „Pulsentur  campanae«. . . 
niss  Rituale  rom.  tit.  V.  c  8.    In  exspiratlone  ^0  Vgl.  Pontiflcalerom.  de  benedict  campanae 

n.  2 :  „Tunc  ubi  yiget  pia  consuetudo ,  pulsetur  (zweite  Oration) :  ^Et  cum  melodia  illius  auribus 

campana  parochialis  ecclesiae  allquibus  ictibus,  insonuerit  populorum,  crescat  in  eis  devotio  fldei; 

Ad  signiflcandum  fldelibus  in  urbe  yel  extra  in  procul  pellantur  omnes  insidiae  inimici ,  fragor 

subürbanis    existentibus ,     Instantem    mortem  grandinum ,  procella  turbinum ,    Impetus  tem- 

aegroti,  ut  pro  eo  deum  rogare  possint'' u.  lu  4:  pestatum;    temperentur  infesta  tonitrua,    ven- 

Jnterim  detui  campana    Signum  transitus  de-  torum  flabra  flaut  salubriter  ac  moderate  sus- 

fnncti  pro  loci  consuetudine ,   ut  audlentes  pro  pensa  ;  prosternat  aereas  potestates  dextera  tuae 

eius  anima  deum  piecentur",  tit  VI.  c.  3.  Exe-  Tirtutis,  ut  hoc  audlentes  tintinnabulum  contre- 

quiarum  ordo.  n.  1:   „constituto  tempore,    quo  miscant  et  fagiant  ante  s.  crucis  fliii  tui  in  eo 

corpus  ad  ecclesiam  deferendum  est ,  convocetur  depictum  Texillum'^ ;  auch  gegen  Gefahren  yon 

clems  et  alii,  qui  funeri  Interesse  debent .  .  .  Seuchen  (die  letzte  Oration  a.  a.  0.):  „ita  dum 

acdatis  certis  campanae  slgnis  eo  modo  et  ritu,  huiusvasculi  sonitus  transit  pernubila,  ecclesiae 

quo  in  eo  loco  fleri  debet ,  parochus  .  . .  clerico  tuae  conventum  manus  conservet  angelica;  fruges 

praeferente    erucem    et    allo    aquam    benedic-  credentium ,  mentes  et  corpora  saWet  protectio 

tarn  ad  domum  defuncti   una    com   aliis  pro-  sempiterna'';  de  Herdt  l.  c  n.  139  unter  4. 

Hinaehius,  Kirekenreckt  lY .  27 


418 


L  Die  Hierarchie  and  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  224. 


Ansehlagens  einer  einzelneii  möglieh  ist,  die  Bedentimg  des  jeweiligen  Gelftates  kond 
zu  thnn  K 

Zum  Zeichen  der  Traner  der  Kirche  über  das  Leiden  Christi  wird  wfthrend  der 
drei  letzten  Tage  der  Gharwoche ,  nftmlich  von  der  Messe  am  Gründonnerstage  ^  bis 
zu  der  am  Charsonnabend  ^  alles  Olockengelänt  eingestellt.  Jede  Kirche  hat  dasselbe 
schweigen  zn  lassen,  sowie  dies  bei  der  Messe  in  der  Hanpt-  oder  Matterkirche  des 
Ortes  ^  geschehen  ist  und  darf  dasselbe  erst  an  dem  zuletzt  gedachten  Tage  wieder 
aufnehmen,  wenn  dies  seitens  der  erwähnten  Kirche  erfolgt  ist^.  Die  Beobachtung 
dieser  Vorschrift  kann  der  Bischof  nöthigenfalls  durch  Strafen  erzwingen  <^. 

Soweit  der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken  nicht  durch  die  verschiedenen  Ritual- 
bflcher^  geregelt  ist,  können  die  PartikularsTuoden  oder  die  Ordinarien  die  erforder- 
lichen Vorschriften  darflber  ^  erlassen^.  Li  den  Fftilen,  für  welche  der  Gebrauch  durch 
die  liturgischen  Bücher  gestattet  ist,  kann  er  aber  nicht  ganz  ^®,  sondern  nur  vorüber- 
gehend aus  dringenden  Ursachen  ^^  verboten,  und  auch  nicht  für  den  jedesmaligen  Fall 
der  Benutzung  von  der  Erlaubniss  des  Ordinarius  abh&ngig  gemacht  werden,  denn  durch 
derartige  beschränkende  Anordnungen  würde  gegen  den  gemeinrechtlichen  Satz  ver- 


1  Je  naoh  dem  Zweck  werden  dann  Terschle- 
dene  Glocken,  welche  man  als  Feattagsglocke 
(dies  tat  die  gröaste) ,  Sonntags-,  Alitags-,  Bet-, 
Todten- oder  Seelenglocke  bezeichnet,  gebraucht, 
Otte8.27ft 

2  Bei  dem  gloria  in  exedsh  in  derselben  wer- 
den sie  zum  letzten  Mal  geläutet.  Statt  ihrer  be- 
dient man  sich  w&hrend  der  folgenden  Tage ,  bis 
sie  wieder  geläutet  werden  dürfen,  hölzerner 
Klappern  (erotala,  erepitaeula),  Probst,  Eucha- 
Tisüe  als  Opfer  S.  t286;  de  Herdt  1.  c.  n.  37; 
OtteS.  30. 

8  Und  zwar  gleichfalls  wieder  beim  gloria  in 
excelsis.  Probst  a.  a.  0.  S.  307;  de  Uerdt 
L  0.  n.  66. 

*  Also  in  Rom  der  Laterankirche ,  in  der  Bi- 
schofstadt der  Kathedrale,  in  einem  andern  Ort 
der  Pfarrkirche ,  bei  mehreren  der  ältesten  oder 
herrorragenderen ,  und  das  letztere  gilt  auch, 
wenn  selbst  eine  Kollegiatkirche  Yor  der  Pfarr- 
kirche in  anderen  Beziehungen  den  Vorrang  hat, 
Congr.  rit.  ü ardeil  ini  ed.  cit  n.  565;  1, 138; 
Ferraris  S.T.  campana  n.  lö.  Auch  die  exem- 
ten  Regulären  sind  an  diese  Vorschrift  gebunden, 
Congr.  rit.  n.  2674  VI;  1 ,  443  u.  n.  3722.  III ; 
2,  238.   S.  noch  die  folgende  Anm. 

&  Const  Leon.  X. :  I>um  intra  (betreffend  die 
Indulte  der  Mendikanten  und  anderer  Orden)  y. 
19.  Dezember  1616.  $.  14,  buU.Taurin.  6,  687: 
„Et  ut  debitus  honor  matrid  ecclesiae  reddatur, 
tam  ipsi  fratres  quam  alii  derlei  saeculares,  etlam 
super  hoc  apostoUcae  sedis  privilegio  muniti,  die 
Sabbati  maioris  hebdomadae,  ante  quam  cam- 
pana cathedralis  yoI  matrlcis  ecclesiae  pulsaYerit, 
campanam  in  ecdesiis  suis  pulsare  minime  pos- 
sint.  Oontrafadentes  poenam  G  ducatorum  in- 
currant^  S.  auch  Gaerem,  episcop.  II.  27.  n.  23. 
Vgl.  ferner  Congr.  rit  n.  261  u.  n.  3526;  1,  öl 
n.  3626  (wegen  der  Regularen),  und  überhaupt 
n.  540. 1137. 1147. 1912. 2014 ;  1,  135. 215. 216. 
323. 341,  namentlich  aber  das  allgemeine  Dekret 
Y.  1703.  IX.  U  c  n.  3670;  2,  220:  „An  prima 


pulsatio  campanarum  in  sabbato  sancto  sit  de 
dictis  iurlbus  parochialibus?  Negative  proat 
iacet ,  sed  spectare  ad  ecolesiam  digniorem  ad 
formam  const  Leon.  X.  n.  22.  %.  ii"* 

Nach  der  Congr.  episcop.  bei  Ferraris  1.  c 
n.  15;  Probst,  Benediktionen  S.  215.  n.  18, 
kommen  aber  die  gedachten  Regeln  nicht  zur  An- 
wendung, falls  eine  ununterbrochene  „antiqua 
observantia  habeaturin  contrarium''  oder  falls: 
„ecclesiae  plurimom  distent'',  d.  h.  so  weit  Yon 
der  Mutterkirche  entfernt  sind,  dass  das  Olocken- 
geläute  der  letzteren  nicht  mehr  bei  ihnen  gehört 
werden  kann,  Ygl.  dazu  GaYalieri  opp.  lit.  P. 
IV.  c.  21  decr.  349. 

*  Auch  gegen  die  Regularen  Congr.  rit. 
n.  632;  1,  148.  Auf  Grund  des  Caerem.  episcop. 
cit.  wird  aber  vorherige  Mahnung  für  erforder- 
lich erachtet,  GaYalieri  1.  c.  n.  5.  6.  S.  auch 
die  const.  Leon.  X.  cit 

^  Vgl.o.  S.  417.  n.  1.6u.  9. 

8  Also  namentlich  über  die  Dauer  und  Art  des 
Läutens ,  die  einzuläutenden  Festtage ,  die  Zalü 
der  für  die  verschiedenen  Arten  des  Gottesdien- 
stes zu  gebrauchenden  Glocken  (falls  mehrere 
vorhanden  sind),  über  die  Benutzung  der  Glocken 
für  kirchliche  Zwecke,  welche  nicht  die  Gesammt- 
heit ,  sondern  nur  einen  Einzelnen  angehen ,  z. 
B.  bei  Taufen,  Hochzeiten,  s.  auch  Krabbe, 
sUtuU  Monast  p.  31.  43.  154.  Der  Vorbehalt 
bestimmter  Glocken  für  gewisse  bevorrechtigte 
Stande  ist  aber  unstatthaft,  s.  Congr.  rit.  v.  Iö83 
bei  Cavalieri  L  c.  P.  IV.  c  15.  n.  120. 

0  S.  z.  B.  den  Ordinariats-Erlass  für  Trier  v. 
1853,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  4,  236. 

10  Congr.  rit  v.  1601  bei  Cavalieri  1.  e. 
n.  11 :  „episcopus  prohibere  non  potest  ne  cam- 
panas  pro  funeribus  pulsent  sine  licentla  ipsius 
episcopi^ 

1^  Z.  B.  während  einer  verheerenden  Seache, 
um  nicht  durch  das  beständige  Läuten  der 
Sterbeglocke  die  Panik  zu  vermehren,  Gsti- 
lieri  L  c. ;  de  Herdt  1.  c.  n.  140. 
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stossen  werden,  dass  die  Glocken  zu  eigentlieh  kirchlichen  Zwecken  benutzt  werden 
dürfen.  Deshalb  ist  auch  der  Leiter  der  betreffenden  Kirche  befugt,  innerhalb  der 
gedachten  Grenzen  über  den  Gebrauch  der  Glocken  im  vorkommenden  Falle  zu  be- 
stimmen^, und  hat  seinerseits  ausschliesslich  das  Recht,  die  Schlflssel  zu  dem  Glocken- 
raom  zu  bewahren  oder  ftlr  deren  Aufbewahrung  Sorge  zu  tragen^.  Nur  diejenige 
Benutzung  der  Glocken,  welche  zwar  erlaubt  ist,  aber  nicht  zu  ausschliesslich  kirch- 
liehen Zwecken  erfolgt  (vgl.  darüber  o.  8.  417  zu  3),  kann  wegen  der  Flüssigkeit 
der  Grenzen  gegenüber  dem  nur  profanen  Gebrauch  von  der  ausdrücklichen  Erlaub- 
nias  des  Ordinarius ^  abhängig  gemacht  werden^,  doch  soll  der  letztere  sie  für 
solche  Zwecke  em  fQr  aUe  Mal  ertheilen  und  nicht  von  der  Stellung  eines  vorherigen 
Antrages  fBr  jeden  einzelnen  Fall  abhängig  machend 

In  deiyenigen  Ländern,  in  denen  die  Kirche  die  Stellung  einer  mit  der  selbst- 
ätändigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  ausgestatteten  Anstalt  des  öffentlichen 
Rechtes  hat,  kommt  es  ihren  Organen  ausschliesslich  zu,  den  Gebrauch  der  Glocken 
zu  gottesdienstlichen  und  anderen  kirchlichen  Zwecken  zu  regeln.  Die  frühere 
staatskirchliche  Gesetzgebung  einzelner  Länder  hat  freilich  mitunter  ohne  Scheidung 
der  verschiedenen  in- Frage  kommenden,  der  kirchlichen  und  staatlichen  Gesichts- 
ponkte  reglementirend  auch  in  den  rein  gottesdienstlichen  Gebrauch  eingegriffen  ^. 
Daneben  bleibt  aber  auch  in  den  zuerst  gedachten  Ländern,  weil  selbst  die  autonome 
Eircke  der  allgemeinen  Polizeihoheit  des  Staates  unterworfen  ist,  dem  letzteren  die 
Befiigniss,  so  weit  es  das  öffentliche  Interesse  gebietet,  also  z.  B.  wenn  durch  den 
Gebranch  der  Glocken  eine  für  die  öffentliche  Ordnung  gefahrbringende  Aufregung  ^ 
oder  eine  übermässige  Belästigung  der  Einwohner^  entstehen  würde,  einschränkende 
Bestimmungen  zu  erlassen,  welche  die  nothwendige  kirchliche  Benutzung  des  Ge- 
läutes nicht  schmälern. 

Den  Gebrauch  desselben  für  weltliche  Zwecke  zu  regeln,  ist  dagegen  nicht  Sache 
derEdrche,  wenn  sie  selbst  ihrerseits  einen  solchen  beabsichtigt^.   Dies  liegt  nicht 


1  Dm  zur  YermdgensYeTwaltang  berufene  kirch-  ^  Hierlier  gehört  die  bair.  Y.  ▼.  14.  Febmar 

liehe  Gemeinde- Organ  hat  hierfür  keine  Znstän-  1807,  Amtshandbneh  f.  d.  Protestant.  Geistl.  N. 

digkeit.    Es  kann  daher  anch  gegen  derartige  Ausg.  4,  394,  8.  auch  Silberna  gl,  Yerfassg. 

kirchliche  Anoidnangen  des  Bischofs  oder  Pfar-  simmtl.   Religionsgenossenschaften   in    Baiem. 

len  nicht  wegen  Besitzstorang  klagen ,  so  eben-  %  Anfl.  S.  301. 

IWU  der  oberste  östenr.  Gerichtshof  Aroh.  t  kath.  7  So  kann  nach  d.  dt.  Y.  t.  1807  in  Baiem  die 

^  A  ^?'  ^o  •  M4Q        n  Ortspolizeibehörde  bei  epidemischen  Krankheiten 

S.  den  S.  418.  n.  9  dtlrten  Trierer  Srlass  das  Lauten  der  Sterbeglocken  untersagen ,  ferner 

™*®'<i    ^                         ^  ist  durch  diese  Y.,  abgesehen  von  der  Christmette 

^  Jedoch  kann    er  aueh  dujrch  fortdauernde  ^„4  ^^^  ^em  mitternächtlichen  Chorgelaut  in 

Duldung  stillschweigend  seine  Genehmigung  zu  Klöstern,  das  Läuten  in  der  Nacht  verboten ,  da- 

DMÜmmten  Gebrauchsarten  ertheilen.  mit  es  nicht  mit  dem  Geläut  bei  ausserordent- 

«  Zu  rein  profanem  Gebrauch  ist  diese  immer  Uchen  NothfäUen  und  Gefahren  verwechselt  wird, 
nothwendig,  vgl.  de  Herdt  1.  c.  n.  140unter9;  Leiter  gehört  hierher  der  Fall,  dass  in  kon- 
Probst,  ^nediltionen  S.  21^  Ygl.  dee  weite-  fessionell  gemischten  Orten  das  öffentliche  Ge- 
ren unten  S.  420.  li^te  beim  Einzug  des  katholischen  Bischofs  be- 

»  80  nach  der  Oongr.  rlt.  v.  1692  selbst  bei  absichtigt  wird,  und  die  Gefahr  einer  Störung 

einem  sUtthaften  profanen  Gebrauch,    Cava-  des  konfessionellen  Friedens  vorliegt 

lieril.  cn.  116:  „Pro  pulsatione  campanamm  «  «  «             ,      ,       ,                             ,   .  v 

»d  praefatos  usus  necesae  non  est  ab  ordinario  ,  \.^'  »•  ^^""^  ^^'^>  zu  langes,  starkes  und  sich 

ücentlam  petere  toties,  quotles  pulsandae  sunt,  ^^Y"^  J'^''^^^  wiederholendes  Läuten  ruhesto- 

«ed  »uffldt  eamdem  petere  semel  pro  semper*'.  '®"^®'  ^»™  «™«*  ^"^• 

Der  Trierer  Erlass  gestattet  unter  f.  in  allen  Fäl-  ^  Ueber  die  Frage ,   In  wie  fem  eine  solche 

len  ansserordentUchen  BedÜrfhisses,  z.  B.  im  Fall  Benutzung  seitens  der  Behörden  oder  anderer 

lUgemeiner  Gefahr,  wo  schleunige  Hülfe  noih-  Personen  von  der  Kirche  gefordert  werden  kann, 

wendig  ist,  d«s  Läuten«  ■.  unten  S.  421. 
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in  der  Sphäre  ihrer  Autonomie  ^j  vielmehr  gehören  die  betreffenden  Anordnungen, 
da  fflr  dieselben  die  eben  gedachten  Gesichtspunkte  allein  und  ausschliesslich  in 
Frage  kommen,  zur  Zuständigkeit  der  Staats-,  namentlich  der  Polizeibehörden  2. 

V.  Die  Benutzung  der  Glocken  zu  weltlichen  Zwecken.  A.  um- 
fang und  Gestattung  der  Benutzung.  Ein  Gebrauch  der  benedicirten  Glocken 
zu  rein  weltlichen  Zwecken  ist,  ebensowenig  wie  der  der  übrigen  res  sacrae  absolut  aus- 
geschlossen 3,  aber  aus  dem  o.S.  167.  gedachten  Prinzip  in  Betreff  der  Benutzung  der 
letzteren  ergiebt  sich,  dass  die  Glocken  zu  solchen  Zwecken,  welche  mit  den  Aufgaben 
und  Zielen  der  Kirche  nicht  vereinbar  oder  von  ihr  gar  gemissbiUigt  oder  verboten 
sind,  nicht  gebraucht  werden  dürfen^.  Dahin  gehört  das  Läuten  bei  rein  weltUchen, 
namentlich  rauschenden  Vergnügungen,  femer  behufs  Aufbietung  der  waffenfthigen 
Mannschaft  zum  Kampfe  und  behufs  Kundthuung  der  Hinrichtung  eines  Verbrechers  ^ 


1  Denn,  wenn  sie  anch  ehrlBtlicher  Liebes- 
pflicht  ihr  Geläute  f&i  solche  Zwecke  zur  Ver- 
fügung stellt  (s.  0.  S.  417),  so  handelt  es  sich 
docb  beim  Läuten  wegen  Feuers- ,  Wassers-  und 
anderen  Gefahren  immer  um  Angelegenheiten 
der  Wohllahrts-  und  Sicherheitspolizei. 

^  Von  diesem  Standpunkt  aus  sind  die  in  Bai - 
ein  und  Württemberg  erlassenen  Verbote 
gegen  das  s.  g.  Wetterläuten  während  des  Ge- 
witters ,  und  die  Beschränkung  auf  ein  kurzes 
Zeichen  Tor  dem  Ausbruch  des  Gewitters  zur  Er- 
weckung der  Andacht,  s.  bair.  Y.  y.  1832,  Amts- 
handbuch a.  a.  0.  S.  401  und  württemb.  Y.  v. 
1807,  V.  Vogt,  Samml.  t.  Yerordngn.  f.  Rotten- 
buzg  S.  1 98 ,  gerechtfertigt.  In  Oesterreich 
ist  jedes  Läuten  bei  Gewittern,  auch  zu  dem  zu- 
letzt gedachten  Zweck  1783  u.  1788  untersagt 
worden,  doch  hat  man  seit  1790  das  Läuten  zur 
Andacht  bei  einzelnen  Fällen  wieder  zugelassen, 
und  nach  dem  Konkordat  ist  demselben  seitens 
der  Staatsbehörden  nicht  mehr  entgegen  getreten 
worden,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  26,  303  u.  26,  69. 
60.    Ueber  Frankreich  s.  gleich  nachher. 

Eine  allgemeine  Regelung  weist  im  übrigen 
nur  die  französische  Gesetzgebung  auf.  Der 
Organ.  Art  48 :  „L'^Teque  se  concertera  avec  le 
prüfet  pour  rtfgier  la  mani^re  d'appeler  les  flddles 
au  Service  dinn  par  le  son  des  cloches.  On  ne 
pouira  les  sonner  pour  toute  autre  cause  sans  la 
permission  de  la  pollce  locale^'  (welcher  auch,  so- 
weit er  hier  in  Frage  steht,  durch  das  Gesetz 
über  die  manicipale  Organisation  y.  5.  April 
1884,  Art.  100,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  52,  279,  und 
unten  S.  423,  nicht  abgeändert  ist),  zeigt  insofern 
seinen  staatskirchlichen  Ursprung,  als  er  dem 
Bischof  bloB  die  Regelung  der  Benutzung  der 
Glocken  zu  rein  gottesdienstlichem  Gebraache 
überlässt,  und  ihn  dabei  von  Yornherein  auch  an 
das  Einvernehmen  mit  dem  Präfekten  (in  Elsass- 
Lothringen  dem  Bezirkspräsidenten)  bindet,  also 
nicht  nur  ein  repressives  Einschreiten  der  Staats- 
behörde offen  hält  Femer  macht  er  jeden  weite- 
ren Gebrauch  der  Glocken,  d.  h.  jeden  nicht 
gottesdienstlichen ,  wenngleich  kirchlichen  ,  also 
z.  B.  das  Läuten  bei  der  Ankunft  des  Bischofs, 
sowie  jede  andere  Art  des  Gebrauches ,  welcher 
nicht  in  dem  zwischen  der  bischöflichen  und  der 
Staatsbehörde  vereinbarten  Reglement  vorgesehen 
ist,  zu  gottesdienstlichen  Zwecken,  alsoz.  B.  das 


Läuten  zu  den  bisher  nicht  üblichen  Nachtstun- 
den von  der  Erlaubniss  der  Lokalpolizei  (des 
Bürgermeisters)  abhängig,  Gel  g e  1  a.  a.  0.  S.  39. 
Anm.  11,  jedoch  werden  in  den  Reglements  (s. 
Andrtf  L  c.  2,  199. 201)  oft  schon  Festsetzungen 
in  der  zuerst  gedachten  Beziehung  getroffen, 
z.  B.  das  Wetterläuten  verboten«  Das  Gesagte 
findet  nicht  blos  Anwendung  auf  die  Glocken  der 
öffentlichen  Kirchen,  sondern  auch  deijenigen 
Kapellen ,  welche  blos  für  die  Benutzung  einer 
klösterlichen  Genossenschaft  bestimmt  sind, 
Andr^  1.  c.  2,  201.  (Für  die  preussische 
Rheinprovinz  ist  aus  den  im  Text  gedachten 
Gründen  zufolge  des  dort  in  Geltung  gewesenen 
Art.  16  der  Verfassgsurk.  v.  1850  die  Nothwen- 
digkeit  des  vorgängigen  Einvernehmens  der 
Staatsbehörde  für  die  Regelung  des  Gebrauches 
zu  kirchlichen  Zwecken  fortgefallen.) 

Selbstverständlich  besteht  daneben  auch  die 
Befugniss  des  Präfekten  oder  des  Bürgermeisters 
ans  polizeilichen  Gründen ,  z.  B.  bei  Epidemien, 
vorübergehend  den  Gebrauch  der  Glocken  zu 
untersagen  und  zu  beschränken ,  vgl.  Geigel  a. 
a.  0.  Anm.  12. 

3  S.  0.  S.  416. 

«  Ferraris  l.c.n.2ff.;  P r 0 b s t  Benediktio- 
nen  S.  212;  de  Herdt  1.  c.  n.  140  unter  9. 

Aus  dem  gedachten  Prinzip  folgt  weiter,  dass 
die  Glocken  nicht  auf  eine  die  Ehrfurcht  ver- 
letzende Weise  gebraucht  werden  dürfen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  könnte  jedoch  wesentlich 
allein  die  Art  des  Läutens  in  Betracht  kommen, 
und  dieser  Fall  hat ,  da  dergleichen  Ungehörig- 
keiten durch  den  die  Glockenläuter  beaufsich- 
tigenden kirchlichen  Beamten,  Küster  oder  Pfar- 
rer abgestellt  werden  können ,  keine  praktische 
Bedeutung. 

5  Oongr.  rit.  v.  1589,  Cavalieri  1.  cn,liö: 
„de  consensu  episcopi  campanae  benedictae  pul- 
sari  possunt  ad  usus  profanos,  ad  quos  uon  se- 
quuntur  causae  sanguinis  et  praesertim,  si  com- 
munitatis  expensis  constructae  fuerint,  quantum- 
vis  tale  ius  sibi  non  reservasset^.  Doch  wird  das 
Läuten  behufs  des  kriegerischen  Aufgebotes  für 
zulässig  erklärt,  wenn  es  sich  um  Bekämpf uog 
der  Feinde  der  Kirche  handelt  oder  in  äusserstea 
Nothfällen  kein  anderes  Mittel  gebraucht  werden 
kann,  —  bei  der  Hinrichtung,  wenn  dadurch  das 
Volk  nicht  zur  Beiwohnung  zusammengemfeD, 
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Offen  bleibt  dagegen  die  Benntznng  bei  solchen  Anl&ssen,  an  welchen  die  Kirche  als 
solche ,  wenn  auch  nicht  wegen  ihrer  eigentlichen  Aufgaben ,  Antheil  zu  nehmen  in 
der  Lage  ist^,  z.B.  bei  wichtigen  politischen  oder  kommunalen  Festen,  bei  der  An- 
kunft des  Fürsten  ^,  oder  fQr  Zwecke,  welche  für  die  Earche  gleichgültig  sind,  wie  das 
Läuten  zur  Zusammenberufhng  der  Gemeindebehörden  3. 

Eine  derartige  Benutzung  darf  immer  nur  unter  Zustimmung  des  Ordinarius, 
nicht  des  blos  zur  gottesdienstlichen  Leitung  der  Kirche  berufenen  Vorstehers  (also 
namentlich  nicht  des  Pfarrers  allein)  stattfinden,  weil  es  sich  um  eine  Verfügung  han- 
delt, welche  nicht  innerhalb  des  dem  letzteren  zukommenden  Anordnungsrechtes 
Aber  die  gottesdienstliche  Verwaltung  liegt  ^.  Jedoch  kann  der  Ordinarius  fttr  ge- 
wisse Fälle  dem  betreffenden  Beamten  die  Befugniss  dazu  delegiren  ^,  und  femer  soll 
er,  wenn  ein  solcher  Gebrauch  seinem  Zwecke  nach  ein  wiederholter  und  dauernder 
Ut^,  seine  Genehmigung  ein  für  alle  Mal  geben  ^. 

Da  aber  die  Kirchenglocken  andererseits  zum  Kirchengut  gehören ,  so  hat  das- 
jenige Organ,  welches  dasselbe  verwaltet,  darüber  zu  befinden,  ob  die  Glocken  zu 
einem  nicht  kirchlichen  Gebrauchszweck  eingeräumt  werden  sollen  ^,  und  wider  den 
Willen  desselben  kann  der  Ordinarius,  welcher  kraft  seiner  jurisdictio  in  Betreff  der 
Gottesdienstverwaltung  nur  über  die  Statthaftigkeit  des  Gebrauches  zu  entscheiden  hat, 
eine  solche  Benutzung  nicht  einmal  erlauben. 

Das  gilt  nicht  nur  für  diejenigen  Kirchen  oder  Glocken,  welche  im  kirchlichen 
Eigenthum  stehen,  sondern  auch  fdr  solche,  welche  Eigenthum  einer  physischen  oder 
weltlichen  juristischen  Person  sind ,  sofern  die  Kirche  oder  die  Glocken  durch  den 
Eigenthümer  ausschliesslich  zum  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch  überwiesen 
sind^,  falls  er  sich  nicht  etwa  mit  Zustimmung  des  kirchlichen  Oberen  den  Gebrauch 
derselben  zu  profanen  Zwecken  vorbehalten  hat  ^^.  Denn  fehlt  es  an  dieser  Voraus- 
setzung, so  ist  die  freie  Verfügung  des  Eigenthümers  nach  den  schon  früher  o.  8.  168. 
337  dargelegten  Grundsätzen  durch  die  kirchliche  Widmung  gebunden  ^K 

Anders  liegt  der  Fall  bei  denjenigen  Kirchen  und  Glocken,  welche  der  Eigen- 
thamer  blos  in  einem  gewissen  Umfange  für  den  öffentlichen  katholischen  Gottes- 


sondern  blos  zum  Gebet  für  die  Seele  der  Ter-  welche  weder  durch  den  toq  ihm  citirten  GaTa- 

brechers  ermahnt  werden  soll,  Gayalieril.  c;  lieri  1.  c.  n.  116  noch  durch  die  Entsch.  der 

Probst  S.  213;  de  Her  dt  l.  c  Congr.  rit.o.S.420.  n.Ö  gehalten  wird,  unrichtig. 

^  Wie  der  o.  S.  417  gedachten,   welche  im  ^  Aus  den  o.  S.  364  ff.  entwickelten  Gründen, 

weiteren  Sinne  als  kirchliche  betrachtet  werden.  ^  Haben  diese  Kirchen  kein  Vermögen,   und 

'Dies  Yerbietet  zwar  die  Gongr.  rit.  ,  Gar-  fehlt  es  daher  an   einem  Verwaltungsorgan,  so 

dellin  1  ed.cit.  n.  1407;  1,  243,  femern.  1126;  disponirt  allein  der  Kirchenobere  über  den  pro- 

1.214 (qinady en tu baronum  locorum  dioecesis'O;  fauen  Gebrauch,  so  z.  B.  bei  katholischen  Gar- 

abern.  1066  y.  1638;  1 ,  209  blos  mit  dem  Zu-  nisonkixchen ,  welche  im  Eigenthum  des  Staates 

Satz :  ^sine  licentia  ordinaril^'),  s.  auch  S.  420.  n.  5.  geblieben  ,  aber  ausschliesslich  für  den  katholi- 

3  Gayali  eri  1.  c.n.116.116;  de  Herdt  L  c.  sehen  Gottesdienst  bestimmt  sind,  im  Fall  einer 

*  S.  die  in  Anm.  2  angeführten  Entsch.  d.  Exemtion  des  Militärs  der  Feldyikar  oder  Feld- 

Congr.  rit,  ygl.  auch  den  cit.  Trierer  Ordin.  Er-  blschof.    Weiter  ergiebt  sich  aus  dem  im  Text 

lasB  unter  g,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  4,  237.  Gesagten ,  dass  hier  die  Kontroyerse  des  franzö- 

^  S.  den  cit  Erlass  unter  e.  sischeu  Rechts  über  das  kirchliche  oder  kommu- 

s  Z.  B.  für  die  Zusammenbeiufung  der  Ge-  nale  Eigenthum  yon  Kirchen  und  Glocken  ein- 

melndebehörden.  flusslos  ist. 

7  S.  0.  S.  419.  n.  6.   Nach  Prob s  t  S.  213  ist  lo  Dies  ist  trotz  der  Benediktion  zulässig,  weil 

er  durch  die  Gerechtigkeit  yerpflichtet ,  dies  zu  auch  der  Ordinarius  einen  profanen  Gebrauch  der 

thnn,  wenn  die  Glocke  auf  Kosten  der  Gemeinde  Glocken  erlauben  kann,  s.  oben  im  Text. 

gegossen  worden  ist    Soll  damit  eine  rechtliche  ^^  Vgl.  auch  die  S.  419.  n.  1  angeführte  Ent- 

Pllicht  gemeint  sein,  so  erscheint  diese  Annahme,  Scheidung  und  M  e  u  r  e  r  a.  a,  0.  2,  16. 
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dienst  gewidmet  hat^.  Hier  ist  seine  Disposition  allein,  soweit  es  der  gedachte  Zweck 
erfordert,  beschränkt.  Er  ist  also  berechtigt,  seine  Glocken  anch  zn  weltlichen 
Zwecken  zn  gebrauchen  und  andere  dazu  gebrauchen  zu  lassen,  ohne  dass  es  dazu 
der  Einwilligung  des  Ordinarius  bedarf  2. 

B.  Gebrauchsrechte  an  Glocken.  Abgesehen  von  dem  Fall,  dass  sich  der 
Stifter  oder  der  Eigenthümer  einer  Kirche  bei  der  Widmung  derselben  zum  aus- 
schliesslichen gottesdienstlichen  Gebrauch  ^  oder  der  Schenker  die  Benutzung  einer 
Eärchenglocke  zu  weltlichen  Zwecken  vorbehält,  kann  ein  derartiges  Gebrauchsrecht 
auch  durch  civilrechtliche  Titel,  durch  Vertragt  und  durch  Ersitzung^,  falls  diese 
nicht  etwa  partikularrechtlich  ausgeschlossen  ist^',  begründet  werden  7. 

Nach  gemeinem  Recht  wird  ein  solcher  Titel  auch  durch  den  unvordenk- 
lichen Besitz  ersetzt,  während  nach  preussischem  Recht  in  Ermangelung  eines 
solchen  ^  schon  die  hergebrachte  Observanz  genügt  ^. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  ob  sich  auch  eine  auf  dem  Öffentlichen  Recht  beruhende 
Befngniss  der  Gemeinden  oder  des  Staates ,  die  kirchlichen  Glocken  zu  Gffentlicheo 
Zwecken ,  d.  h.  bei  allgemeinen  Gefahren  (z.  B.  bei  Feuer-,  Wassersgefahr)  und  Un- 
glücksfällen, sowie  bei  feierlichen  und  festlichen  Gelegenheiten  zu  benutzen,  begrün- 
den lässt.  Jedenfalls  ist  es  im  Mittelalter  und  darüber  hinaus  allgemeine  Rechtsan- 
schauung in  Deutschland  gewesen  ^0,  dass  dem  Grund-  und  Gerichtsherm  und  der  Ge- 
meinde ein  selbstständiges  Recht  auf  die  Benutzung  der  Kirchenglocken  ^^  für  ihre  und 


1  Vgl.  0.  S.  337.  338. 

2  Aus  den  oben  am  angeführten  Orte  ent- 
wickelten Gründen. 

8  Z.  B.  eine  Kommune,  welche  freiwillig  eine 
Kirche  baut  oder  der  Staat,  welcher  ein  Gebäude 
zum  ausschliesslichen  gottesdienstUchen  Ge- 
brauch überweist.  Vgl.  übrigens  auch  S.  421.  n.9. 

4  Ueber  die  Zalässigkeit  eines  solchen  s.  0. 
S.  168.  Vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  $.  192 : 
„Wo  nach  Verträgen  oder  hergebrachter  Obser- 
vanz ,  auch  eine  andere  Gemeine  oder  Religions- 
partei auf  den  Gebrauch  desselben  Anspruch 
machen  kann ,  da  kann  dennoch  dieser  Mitge- 
brauch während  des  Gottesdienstes  der  Kirchen- 
gesellsohaft,  welcher  die  Glocken  gehören,  nicht 
yerlangt  werden". 

Abzuschliessen  ist  der  Yerti'ag  durch  das 
Vermögensverwaltungsorgan  unter  Zustimmung 
des  Ordinarius,  s.  auch  0.  S.  421. 

5  Nach  kanonischem,  gemeinem, 
preussischem  und  österreichischem 
Recht  Vgl.  o.  S.  173  ff.  Auch  nach  franzosischem 
Recht  ist  die  Ersitzung  nicht  absolut  ausgeschlos- 
sen ,  weil  die  Glocken  nicht  in  allen  Fällen  zu 
den  0.  S.  176  gedachten  Sachen  gehören ,  vgl.  in 
letzterer  Beziehung  Geigel  a.  a.  0.  S.  41.  n.  14. 

0  Das  sächsische  bargeiliche  Gesetzb.  $.  648 
sehliesst  die  Ersitzung  persönlicher  Gebrauchs- 
recht« aus. 

"^  Folglich  ist  auch  ein  Besitzschutz  an  solchen 
Gebrauchsrechten  möglich,  vgl.  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  48,  169. 

8  Das  preussische  Recht  kennt  diesen  nicht. 

»  S.  Anm.  4. 

10  Das  ergeben  ffir  fast  alle  Theile  Deutsch- 
lands die  aus  dem  13.  bis  16.  Jahrhundert  zusam- 
mengestellten Weisthümer  von  JaoobGrlmm. 


Göttingen  1840.  6  Bde. ,  vgl.  dazu  den  Registei- 
band  1878  v.  R.  Schröder  S.  282,  wo  rnnd 
300  hierhergehörige  Stellen  nachgewiesen  sind. 

11  Emmeler  Weisthum  (üntermosel)  v.  1532, 
2,  360 :  „ Yort  wannehe  der  vogt  gössen  hat  und 
so  innen  duncket  zeit  sein  vom  tag ,  so  soll  er 
den  betten  schicken  in  des  schulthelssen  haus 
zu  unsers  gn.  hern  amptmann  von  Witlich  und 
ime  ansagen  ,  innen  duncket  zeit  sein  von  tag, 
das  man  zu  dem  gericht  leuden  will ,   alsdan  der 
bott  die  botschafft  gethan  hätt ,  so  soll  er  in  die 
kirch  gehen  und  die  kloek  lenten  drei  mal  zum 
gericht,  dar  sollent  kommen  alle  diejenige,  die 
erb  und  eigen  zu  Emmel  ime  gericht  haben^  .  . . 
u.  p.  352:  „Wan  dan  dass  also  gechehen  ist,  so 
mag  der  richter  in  die  kiroh  gehen  und  lassen  die 
klock  leuten  dreimal  und  mag  geplethen  alle  die- 
jenigen ,  die  uff  der  gemeinden  wonen ,  dass  sie 
anspannen  und  fueren  den  wein  zu  Honolstein 
mit  der  sonnen,  aber  der  scheffen  soll  des  fteisein, 
und  diess  ist  die  rendt  und  gult  so  der  scheffen 
zuweist  einem  vogthern  in  dem  dorf  Emmel"; 
Krnfter  Weisthum  1685,  3,  817 :  „Item  man  wu 
vor  der  kirchen  zn  Gr.  mit  geluithei  glocken  ge- 
beuth  oder  verbeuth,  dasselb  gebeuth  und  verbeath 
man  von  des  gotshautz  und  der  gemeinde  wegen''; 
Lommersum  (zw.  Zülpich  und  Bonn)  2 ,  723  : 
„Darumb  dat  das  vurss.  closter  den  zehendenn 
hat,  sali  idt  den  boedenn  up  der  kyrspels  kirchen 
in  godem  baw  haldenn,  und  der  bodenn  wais  mit 
bley  gedeoket,  ist  nu  aifgebrochenn ,  weist  man 
vur  unrecht  Auch  sali  dat  vurgemelte  closter  des 
heim  bannklock  in  gutem  baw  haldenn,  und  der 
pastoir  sali  büwig  halten  den  choir.  Item  de  hil- 
genn  sollen  die  niederlasser  büwig  halten.  Item 
die  nachbam  sollen  den  thum  bÜwig  halten" ; 
Logenheim  1404  (EUass)  4,  150:  „darum  soU 
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zwar  sowohl  publicistisclien  *,  wie  auch  gmndherrliohen  ^  Zwecke  zukommt.  In  den- 
jenigen Gemeinden;  in  welchen  sich  diese  RechtsanfiFassnng  bis  heute  praktisch  be- 
thAtigt  hat ,  liegt  also  fOr  den  weltlichen  Oebrauch  der  Kirohenglocken  eine  unYor- 
denkliche  Verjährung  oder  ein  langjähriges  Herkommen  vor*. 

Zngleieh  ergiebt  sich  daraus ,  dass  selbst  in  denjenigen  deutschen  Staaten, 
in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Autonomie  yerfassungsmäsug  zugesichert  ist, 
die  gesetzliche  Feststellung  gewisser  Oebrauchsrechte  ftlr  öffentliche  Zwecke  an  den 
Kirchenglocken  dadurch  nicht  gehindert  wird,  weil  hierbei  Objekte  in  Frage  stehen, 
welche  nach  einer  Jahrhunderte  alten  Rechtsanschauung  keinen  ausschliesslich  gottes- 
dienstlichen  Qebrauchscharakter  besessen  haben.  Es  war  daher  keine  Beeinträchti- 
gung der  katholischen  Kirche,  wenn  neuerdings  in  Preussen  fär  die  links- 
rheinischen Landestheile  eine  solche  Bestimmung  erlassen  worden  ist^. 

Von  den  noch  auf  staatskirchlichem  Boden  stehenden  Gesetzgebungen  gewährt 
die  f  r  an  z 5  si seh e  ^  den  Oemeinden  ein  Mitbenutzungsrecht  der  Olocken  zu  bestimm* 


derselbe  kllwart  zu  allen  gedingen  luten",  s.  auch 
p.  145.  230.     In  allen  diesen  Fällen  (nicht  min- 
der 4,  28.  55.  226;  5,  411  n.  413;  6,  325)  han- 
delt es  sicli  zweifellos  um  die  Kirchengloeken, 
welche  auch  zu  gottesdienstUchen  Zwecken  be- 
natzt werden,  nicht  etwa  nm  besondere,   ans- 
sebliesslich     für    weltliche   Zwecke    besümmte 
Glocken.  Desgleichen  können  nnr  Kirckenglocken 
diejenigen    sein,  welche  als:  „gemein  klook^, 
a.  a.  O.  2,  209;  „grosse  klocke«  4,  571 ;  5,  465. 
4&Ö-,  qklock  af  dem  thom^G,  637  bezeichnet  wer- 
den. Allerdings  bedeutet  der  Ausdruck :  „glocken 
aafr  dem  rathaus''  8 ,  531  eine  nicht  kirchliche 
Glocke ,  80  auch  wohl :  „mit  der  burger  docken^ 
2,  748  und  „hoffglock"  2 ,  223,  während  die  Be- 
zeichnungen :  „kleine  glocke'*'  4,  625,  „des  berm 
bannklock^  2,  723,  „campana  bannl"2,  736, 
,herrenklocken"  4,766,  „ wy nglooke«  1 ,  608;  5,673 
(welche  zur  Angabe  der  Polizeistunde ,  mit  wel- 
cher das  WirthshauB  zu  verlassen  ist,  geläutet 
wird)  und  „zlnsglöcklin^  nicht  ausschliessen,  dass 
darunter  kirchliche  Glocken  verstanden  werden 
können.    Abgesehen  von  diesen  wenigen  Weis- 
thfbnern ,  in  denen  sich  solche  nähere  Bezeich- 
nungen der  Glocken  finden ,  wird  in  mehr  als 
200  nur  schlechthin  das  Läuten  mit  der  Glocke 
oder  mit  den  Glocken  erwähnt.    Nach  Lage  der 
mittelalterlichen  Verhältnisse  kann  hier  nur  an 
die  Kirchenglocken,  nicht  an  andere  weltliche 
Glocken  gedacht  werden ,  Insbesondere  kann  in 
den  zahlreichen  Formeln ,  in  denen  dem  Grund- 
oder Gerichtsherm   als  Recht    gewiesen  wird: 
Wald,  Wiesen  und  Glockenschlag  oder  Glocken- 
klaug,  Weide,  Wonne  und  Glockenschlag,  Glocken- 
schlag  und  Nachfolge,  also  das  Recht,  die  Unter- 
thauen  zum  Gericht,  im  Kriege  und  bei  anderen 
öffentlichen  Gefahren  aufzubieten,  z.  B.  2,  649 ; 
3, 132,  keine  besondere  Glocke  gemeint  sein. 

1  Daliin  gehört  die  Pflicht  zur  Nachfolge  auf 
den  eben  erwähnten  Glockenschlag  (bei  Kriegs- 
gefahr 4,  402,  Landesnoth  und  Feuersgefahr  2, 
16^.606. 649),  namentlich  aber  die  Ankündigung 
des  abzuhaltenden  Gerichts  und  anderer  Dinge, 
8.  die  vor.  Anm.,  so  der  Wahl  des  Meiers  6,  718, 
femer  auch  die  Herbeirufung  der  Leute  zur  Ver- 
folgung Yon  Verbreohem  und  zur  Aburtheilung 


bei  handhafter  That,.  2,  213. 464. 636.  681. 761 ; 
4,  689 ;  6, 728,  endlich  die  Bekanntmachung  von 
Verordnungen  3,  818 ;  4,  601. 

3  So  namentlich  die  Ankündigung  der  Zeiten, 
an  denen  die  Abgaben ,  Zinsen  und  Dienste  1, 
613.  686;  2,  119.  130,  z.  B.  Jagddienste,  6,  509, 
Schneiden  des  Kornes  6,  592  (6,  525  Weinliefe- 
rungen) zu  machen  sind. 

8  S.  0.  S.  422. 

^  Gesetz,  betr.  die  Bestimmung  d.  Kosten  für 
die  Bedürfnisse  der  Kirohengemeinden  t.  14. 
März  1880.  $.  4 :  „Den  bürgerlichen  Gemeinde- 
behörden steht  die  Benutzung  der  Kirchenglocken 
bei  feierlichen  oder  festlichen  Gelegenheiten,  bei 
Unglücksfällen  oder  ähnlichen  Veranlassungen 
zu.  Ingleichen  die  Fortbenutzung  der  in  den 
kirchlichen  Gebäuden  befindlichen,  feuerpolizei- 
lichen Zwecken  dienenden  Lokale.  —  Zur  Sicher- 
stellung und  Regelung  dieser  Befugnisse  trifft 
der  Oberpräsident  die  erforderlichen  Anordnungen 
und  setzt  diejenigen  feierlichen  und  festlichen 
Gelegenheiten  nicht  kirchlichen  Charakters  fest, 
bei  welchen  die  Kirchenglocken  zu  benutzen 
sind.^  Nach  dem  dazu  ergangenen  Oberpräsidial- 
VoUzuges-Erlass  v.  20.  JuU  1881,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  46,  300  sind  als  festUeheXage  festgesetzt : 
der  Geburtstag  des  Kaisers  und  der  Vorabend 
dieses  Tages ,  der  feierliche  Einzug  des  Kaisers 
odei  der  Kaiserin  in  einer  Gemeinde  und  der 
2.  September  (Sedantag).  Die  kirchliche  Orts- 
behörde ist  zuerst  zum  Läuten  nach  Massgabe 
der  Anordnungen  der  bürgerlichen  Behörde  auf- 
zufordern und  nur ,  wenn  sie  es  ablehnt ,  ist  die 
letztere  berechtigt,  das  Läuten  durch  ihre  Be- 
auftragten besorgen  zu  lassen  und  nöthigenfalls 
dazu  den  Zugang  zu  den  Glocken  zu  erzwingen. 
Bei  Unglücksfällen  und  ähnlichen  Veranlassungen 
können  die  bürgerlichen  Gemeindebehörden  oder 
deren  Beauftragte  sofortigen  Zutritt  zu  den 
Glocken  verlangen  und  zwangsweise  durchführen. 
Endlich  haben  die  Gemeindebehörden  auch  das 
Recht,  sich  den  erforderlichen  Schlüssel  anfer- 
tigen zu  lassen  und  unter  sicherem  Verschluss 
aufzubewahren. 

6  Loi  sur  rorganlsation  munidpale  du  5  avrll 
1884.  axt  100 :  „Les  doohes  des  ^gUseA  sont  sptf- 
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ten  öffentlichen  Zwecken.  Weiter  kommen  hier  noch  alle  diejenigen  Gesetzgebungen 
in  Frage,  welche  die  Staatsbehörden  berechtigen,  öffenüiohe  Gottesdienste  nnd 
Fflrbitten  anzuordnen,  da  zu  der  Feier  solcher  auch  die  hergebrachte  Ankandigung 
durch  Glockengeläut  gehört  ^ 

Abgesehen  von  diesen  positiven  gesetzlichen  Bestimmungen  wird  man  indessen  anf 
Grund  der  o.  S.  422.  dai^elegten  deutschen  Bechtsanschauung  nicht  ohne  Weiteres 
ein  publicistisches  Gebrauchsrecht  der  Gemeinde  oder  Staatsbehörden  an  den  Kirchen- 
glocken zu  öffentlichen  Zwecken  annehmen  können.  Die  blosse  Bechtsanschauung, 
mag  sie  noch  so  alt  nnd  fest  sein,  ist  an  sich  kein  objektives  Becht,  sondern  wird  ea 
erst,  wenn  sie  sich  im  Herkommen  oder  in  der  Gewohnheit  oder  im  Gesetze  verkörpert 
und  dadurch  bindende  Kraft  gewinnt  3. 

VI.  Die  Benutzung  der  Glocken  fflr  die  kirchlichen  Zwecke  an- 
derer christlicher  Konfessionen.  Während  die  katholische  Kirche  die  für 
ihre  gottesdienstlichen  Zwecke  bestimmten  Kirchengebäude  anderen  christlichen 
Konfessionen  nicht  zu  ihrem  Gottesdienst  überlässt^  hat  sie  diesen  strengen  Stand- 
punkt in  Bezug  auf  die  Kirohenglocken  nicht  eingenommen.  Es  ist  namentlich  von 
ihr  prinzipiell  die  Benutzung  derselben  zum  Läuten  bei  der  Beerdigung  von  Ange- 
hörigen anderer  christlichen  Konfessionen  niemals  fär  absolut  unzulässig  erklärt,  im 
Gegentheil  da ,  wo  dies  nicht  als  ein  Becht  beansprucht  worden  ist,  mehr&ch  in  £r- 


clalement  affecttfes  aax  c^rtfmonies  da  oulte. 
N^anmoius  elles  penvent  etre  employtfes  dans  lea 
cas  de  ptfril  commun  qai  exigent  un  prompt  ae- 
couTfl  et  dans  les  circonatances  oü  cet  emploi  est 
prescrit  par  les  dispositions  ou  rdglements  on 
autoristf  par  les  nsages  locanz.  —  Les  sonneries 
religieases,  eomme  les  sonneries  clviles  feront 
Tobjet  d'un  r^glement  concerttf  entre  Ttfveqae  et 
le  prüfet  ou  entre  le  prüfet  et  les  consistoires  et 
arret^  an  cas  de  dtfsaccoxd ,  par  le  ministre  da 
calte" ;  srt.  101 :  „Une  clef  du  elocher  sera  dtf- 
postfe  entre  les  mains  des  titnlaires  eccUsiastiques, 
une  autre  entre  les  mains  dumalre,  qai  ne  pourra 
on  faire  usage  que  dans  les  circonstances  pr^raes 
par  les  lois  ou  rdglements.  —  Si  l'entrtfe  du 
cloeher  n'estpas  Indtfpendante  de  celle  de  r^glise, 
une  clef  de  la  porte  de  T^gllse  sera  dtfpostfe 
entre  les  mains  du  maire*'. 

In  Elsass-Lothringen  ist  es  bei  dem 
früheren  französischen  Recht  geblieben.  Wäh- 
rend das  Stoatsrathsgutachten  y.  21.  Juli  1835, 
Dursy,  das  Staatskirchenrecht.  Elsass- Loth- 
ringen 1,  307  aus  dem  organ.  Art  48  (s.  o.  S.  420. 
n.  2)  gefolgert  hat,  dass  die  OrtspoUzeibehörde 
das  Läuten  in  eigener  ZuständiglLeit  anzuordnen 
befugt  sei,  und  nur  ein  Einvernehmen  zwischen 
dem  Bürgermeister  und  Pfarrer  für  wünsohens- 
werth  erachtete,  hat  das  Staatsrathsgatachten  y. 
17.  Juni  1840,  Dursy  a.  a.  0.  S.308;  Andrrf  L 
c.  2,  191  zWar  in  Anerkennung  der  gottesdienst- 
lichen Bestimmung  der  Glocken  Nr.  3  ausge- 
sprochen, dass  der  Maire  kein  Recht  besitzt, 
neben  dem  Pfarrer  einen  zweiten  Schlüssel  zu 
haben,  andererseits  aber:  „Que  les  usages  exis- 
tants  dans  les  diverses  localittfs  relatlvement  au 
son  des  cloches  des  tfglises ,  s'ils  ne  prtfsentent 
pas  des  graves  inconvtfnients  et  s'ils  sont  fond^ 
sur  de  vrais  besoins ,  doivent  etre  respecttfs  et 


maintenus;  4.  Qu'a  cet  ^gard  le  maire  doit  se 
concerter  avec  le  cnj4  ou  desservant;    qae  les 
difflculttfs  qul  pourraient  sV'lever  entre  eux  sur 
rapplication  de  cette  rdgle  doivent  etre  soumlMs 
k  rtfveque  et  au  prüfet ...  7.  Que  dans  les  cas 
de  ptfril  communs  qui  exigent  un  prompt  seoours 
ou  dans  les  circonstances  pour  lesquelles  ces  dis- 
positions de  lois  ou  de  rdglements  ordonnent  de 
sonneries,  le  exaS  ou  desservant  doivent  obtem- 
ptfrer  aux  rtfqulsitions  du  maire  et  qu'en  cas  de  re- 
fos«  le  maire  peut  faire  sonner  les  cloches  de  son 
autorittf  privtfe".  Dasselbe  hält  also  das  Herkom- 
men in  der  Benutzung  der  Glocken  zu  öffentlicbeo 
Zwecken  der  Gemeinden  aufrecht  und  gewährt  in 
allen  Fällen  ein  solches  Recht  bei  öffentlichen 
Gefahren  ,  vgl.  femer  Circular  v.  1869 ,  Durs  y 
1,  310;  Gel  gel  a.  a.  O.  S.  40.  n.  13  u.  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  8,  39.    Ausserdem  ist  in  Frank- 
reich für   die  Staatsaufsichtsbehörde    auch  das 
Recht  in  Anspruch  genommen,  die  festlichen 
Gelegenheiten  politischer  Art ,  bei  welchen  die 
Kirohenglocken  zu  läuten  sind  ,  za  bestimmen, 
s.  Geigela.a.  0.  S.  39.  n.  12b. 
i  8.  0.  S.  219. 

8  In  Altpreussen,  Baiern,  Württem- 
berg, Baden  und  Hessen  bestehen  keine 
analogen  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie  in  der 
preussischen  Rheinprovinz  und  in  Frankreich. 
Ueber  Italien  s.  Gelgel  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
56,  5.  Für  Unglücksfälle  stellt  übrigens  die  ka- 
tholische Kirche  auch  heute  noch  unbeanstandet 
den  Gebrauch  der  Glocken  zur  Verfügung  der 
bürgerlichen  Gemeinden ,  s.  o.  S.  419 ,  bei  fest- 
lichen Gelegenheiten  politischen  Charakters  aller- 
dings nicht  in  allen  Fällen,  vgl.  o.  S.  221. 

>  S.  0.  S.  369;  vgl.  auch  noch  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  56,  77. 


§.  224.1 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Kirchenglocken. 


425 


mangelung  einer  eigenen  Kirche  and  eigner  Glocken  widemiflich  gestattet  worden  K 
Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Glocken  nicht  als  ausschliesslich  gottesdienstiiche 
Sachen  gelten,  und  dass  das  Läuten  mit  denselben  nicht  als  eine  specifisch  katho- 
lische Kultushandlung  betrachtet  werden  kann  und  wird  ^. 

Prinzipiell  ist  daher  auch  die  Begründung  von  Gebrauchs-  und  Benutzungsrechten 
fflr  die  kirchlichen  Anstalten  oder  kirchlichen  Gemeinden  anderer  Konfessionen  oder 
auch  fftr  die  bfirgerlichen  Gemeinden  zu  gottesdienstlichen  oder  kirchlichen  Zwecken 
dieser  Religionstheile  an  katholischen  Kirchenglocken  nicht  ausgeschlossen.  Abge- 
sehen von  denjenigen  F&Uen,  wo  eine  solche  Benutzung  zugleich  mit  dem  Gebrauche 
von  Kirchengebäuden,  wie  beim  Simultaneum^  und  auf  Grund  der  staatlichen 
Einräamung  von  Kirchen  an  Altkatholiken ^  verbunden  sein  kann,  ist  es  möglich, 
dass  ein  solches  Recht  unabhängig  davon  durch  Gesetz  ^,  durch  Vertrag  ^  oder  auch 
durch  Ersitzung^  erworben  wird.  Gleich  steht  diesen  Erwerbstiteln  der  unvordenk- 
liche Besitz  ^  und  nach  Partikularrecht  ferner  das  Herkommen  ^.  Allgemeine  Grund- 
sätze Aber  den  Umfang  des  Gebrauches  lassen  sich  nicht  aufstellen,  vielmehr  kommt 
in  dieser  Beziehung  des  näheren  der  Inhalt  des  Gesetzes  und  des  Vertrages,  und 


1  S.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  8,  35. 

2  Aus  demselben  Grunde  braucht  die  katholische 
Kirche  ihrerseits  einen  Mitgebrauch  der  Glocken 
protestantischer  Kirchengebäude  noch  Tiel  weniger 
abzulehnen  als  die  Mitbenutzung  von  solchen 
Kirchengebäuden,  s.  o.  S.  359,  namentlich  Anm.  8. 

»  S.  o.  S.  367. 

*  S.  0.  S.  376. 

^  So  ist  es  denkbar,  dass  auf  Grund  des  J.  P.  0. 
ut.  Y.  ^  31  ein  derartiges  Recht  begründet  sein 
kann. 

Femer  bestimmt  das  bairische  Religions- 
edikt V.  1818  S.  103 :  „Der  Glocken  auf  den  Kirch- 
höfen kann  sich  jede  öffentlich  aufgenommene 
Kirchengemeinde  bei  ihren  Leichenfeierlich- 
keiten gegen  Bezahlung  der  Gebühren  bedienen''. 
Seiner  Stellung  nach  (im  Abschnitt :  Vom  Simul- 
tangebrauche der  Kirchen  und  Kirchhöfe)  und 
mit  Rücksicht  darauf ,  dass  der  die  Vorschriften 
über  die  Kirchhofe  einleitende  $.  100  verordnet: 
n^enn  ein  Religionstheil  keinen  eigenen  Kirch- 
hof besitzt  oder  nicht  bei  der  Theilung  des  ge- 
meinschaftlichen Kirchen  Vermögens  einen  sol- 
chen für  sich  anlegt ,  so  ist  der  im  Orte  beflnd- 
liche  als  ein  gemeinschaftlicher  Begräbnissplatz 
für  sämmtliche  Einwohner  des  Ortes  zu  betrach- 
ten, zu  dessen  Anlage  und  Unterhaltung  aber 
auch  sämmtliche  Reli^onsTorwandte  verhältniss- 
mässig  beitragen  müssen*'  kann  ^  103  nur  auf 
den  Fall  bezogen  werden ,  dass  der  Kirchhof  ge- 
meinschaftlich von  zwei  Religlonspartelen  be- 
nutzt wird,  so  auch  die  Praxis,  E.  Mayer, 
Kirchenhoheitsreohte  des  Königs  v.  Bayern. 
München  1884.  S.  276.  n.  &  Gleichgültig  ist  es 
kber ,  ob  es  sich  dabei  um  einen  besonderen  Be- 
päbniBsplatz  und  eine  darauf  erbaute  Kirchhofs- 
kapelle oder  um  einen  die  Pfarr-  oder  Filialkirche 
iimgebenden  Kirchhof  handelt,  vgl.  Amtshand- 
bnch  f.  die  piot.  Geistlichen  i.  Baiem.  N.  Aufl. 
1 1 ii%  Dagegen  Silbernag  1,  Yerfassg sämmtl. 
^llgionsgenossenschaften  in  Bayern.  2.  Aufl. 


S.  33,  Anm.  7  aus  dem  unhaltbaren  Grunde,  dass 
dadurch  eine  solche  Kirche  ungesetzlicher  Welse 
gleichsam  zu  einer  Simultan kirche  gestempelt 
würde. 

Ueber  Baden,  wo  auf  Grund  der  Leichen- 
ordnungen einzelner  Städte  die  Beerdigung  pro- 
testantischer Ortseinwohner  von  der  Gemeinde- 
behörde das  Geläute  beansprucht  wird ,  s.  Ärch. 
f.  kath.  K.  R.  8,  33.  Die  staatliche  Yerwaltungs- 
praxis  hält  dies  für  berechtigt.  Die  Entschei- 
dung der  Frage  hängt  davon  ab,  in  wiefern  diese 
Ordnungen  Gesetzeskraft  haben ,  was  ich  beim 
Mangel  an  publlcirtem  Material  nicht  prüfen  kann. 

^  Ueber  die  Abschliessung  eines  solchen  gilt  das 
0.  S.  422.  n.  4  Bemerkte.  Freilich  werden  die  ka- 
tholischen Ordinariate  solche  zu  Gunsten  von  Pro- 
testanten schwerlich  genehmigen.  Rechtlich  un- 
statthaft sind  sie  aber  nicht ,  rgL  auch  preuss. 
L.  R.  II 11.  S.  192,  0.  S.  422.  n.  4. 

"^  Sofern  diese  nicht  überhaupt  auch  für  Ge- 
brauchsrechte zu  weltlichen  Zwecken  partikular- 
rechtlich ausgeschlossen  ist,  s.  o.  S.  422.  n.  6. 
Was  das  Recht  der  katholischen  Kirche  betrifft, 
so  wird  nach  diesem  mit  Rücksicht  auf  die  recht- 
liche Unfähigkeit  der  Mitglieder  anderer  christ- 
licher Kirchen,  Rechte  in  der  katholischen  Kirche 
zu  erwerben,  auch  eine  Ersitzung  an  den  im 
kirchlichen  Eigenthum  stehenden  Glocken  für 
ihren  gottesdienstlichen  und  kirchlichen  Ge- 
branch als  unstatthaft  zu  betrachten  sein.  Nach 
dem  heutigen  gemeinen  Givilrecht  wird  man  aber 
das  Umgekehrte  anzunehmen  haben,  da  nach  dem 
modernen  staatlichen  Recht  eine  solche  Unfähig- 
keit nicht  mehr  besteht,  und  ausserdem  die 
Glocken  nicht  als  Objekt  ausschliesslich  gottes- 
dienstlichen Gebrauches  gelten,  also  keine  an- 
deren Grundsätze  hier  in  Frage  kommen  als  für 
die  Ersitzung  zu  sonstiger ,  rein  weltlicher  Be- 
nutzung. 

8  S.  0.  S,  422. 

*  So  im  preussischen  Recht,  s.  o.  S.  422.  n.  9. 
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bei  der  Ersitzung,  der  nnvordenklichen  Vegährung  und  dem  Herkommen  der  Um- 
fang des  ausgeübten  Besitzes  in  Betrachts 


§.225.     V.  Das  Verhältniss  der  verschiedenen  Riten  zu  einander^, 

I.  Allgemeines.  Wie  schon  o.  B.  13.  bemerkt  ist,  hat  die  katholische 
Kirche  für  die  nnirten  Orientalen  die  Besonderheiten  ihrer  Liturgie  in  Oeltong  ge- 
lassen. Den  Inbegriff  der  fftr  jeden  Zweig  dieser  Orientalen  hinsichtlich  der  gottes- 
dienstlichen Gebräuche  bestehenden  Verschiedenheiten  und  der  auf  dem  Gebiete 
des  Rechtes  und  des  kirchlichen  Lebens  gestatteten  Besonderheiten ,  in  denen  sich 
die  Eigenthfimlichkeit  dieser  einzelnen  kirchlichen  Gruppen  innerhalb  der  katholi- 
schen Gesammtkirche  ausprägt,  pflegt  man  mit  dem  Ausdruck  ritus  zu  bezeichnen'. 
Der  Einheit  des  kirchlichen  Dogmas ,  welches  ftlr  die  lateinische  Kirche ,  wie  f&r  die 
gedachten  Gruppen  dasselbe  ist,  steht  demnach  die  Verschiedenheit  der  Riten,  die 
dioersitas  rUuum,  gegenflber. 

Da  diese  Verschiedenheit  ausdrficklich  gesetzlich  anerkannt  ist,  so  soll  jeder 
Ritus  in  seinem  Bestände,  in  seiner  Eigenthümlichkeit  und  unter  Femhaltung  jeder 
Vermischung  mit  anderen  Riten  in  seiner  Reinheit  erhalten  bleiben  ^.  Es  ist  daher 
die  sog.  permixHo  rüuum  verboten  ^  Auch  hat  femer  jeder  Ritus  fdr  die  Regel,  wenn 
schon  nicht  immer,  seipe  besondere  Hierarchie  <^,  welche  lediglich  die  Anhänger  desselben 
kirchlich  zu  leiten  und  zu  regieren  bemfen  ist  7.  Mit  Rücksicht  darauf  dass  die  Zu- 
gehörigen des  einen  Ritus  mitunter  vermischt  mit  denen  eines  oder  mehrerer  anderer 
zusammenwohnen  ^,  hat  sich  für  die  katholische  Kirche  die  Nothwendigkeit  'er- 
geben, die  dadurch  entstehenden  Wechselbeziehungen  zu  regeln. 


1  AU  Interpretotionsregel  wird  aber  hier  die  eigenilicliByrisGlie,  besonders  in  Syrien  Torfinden, 

Vorschrift  des  preoss.  L.  R.  H.  11.  $.  192  (S.  422.  so  von  Benedict.  XIY.  const  Allatae  ▼.  26.  Joli 

n.  4)  mit  in  Frage  gezogen  werden  können.  1756.  %.  3,  einsd.  bull.  4,  123 ;  s.  auch  Arch.  f. 

«  Vgl.  0.  S.  13.  n.  2.    Weitere  Literatur  i.  k.  K.  R.  9,  199. 
Arch.  f.  k.  K.  B.  7,  169.  n.  2.  *  Dieser  Grundsatz  ist  schon  ausgesprochen  in 

3  Vgl.  Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.K.  R.  7.  c  14  (Innoc  lU.  Uter.  IV.  t.  1215)  X  de  off. 

S.  170,  in  diesem  Sinne  mit  Bezug  auf  die  La-  lud.  ord.  I.  31 ,  s.  Bd.  II.  S.  39.  u.  6  u.  S.  40. 

teiner  und  Griechen  schon  in  c.  9  (Coelest,  III.)  n.  2.  VgL  auch  Leo  IX.  ep.  oben  S.  8.  n.  3  a.  £. 


X  de  tempor.  ordin.  I.  11.  u.  Hergenröther  S.  18 

Solcher  Riten  (im  Gegensatz  zu  ritus  im  Sinne  6  So  schon  c.  9  X  I.  11  cit.  hinsichtlich  der 

von  ritus  specialis,  worunter  die  hlos  auf  liturgi-  Riten  der  Ordination.   VgL  auch  ferner  nachher 

Bchem  Gebiete  noch  bestehenden  Verschieden-  unter  C. 

heiten,  wie  der  mozarabische  n.  s.  w.,  s.  o.  S.  8.  ^  Ueber  die  Patriarchate  der  unlrten  Orientalen 

n.  4,  S.  11  und  S.  13.  n.  1  verstanden  werden,  s.  Bd.  L  S.  662  ff.  (in  Betreff  des  Patriarohea  der 

Hergenröther  a.  a.  0.  172)  sind  neben  dem  Ghaldaer  vgl.  noch  Bd.  II.  S.  691  Anm.;  Neher 

als  dem  fundamentalen  und  universalen  gelten-  i.  Wetzer  u.  Weite  2.  Aufl.  3,  44;  Acta  8. 

den  lateinischen  Ritns  sechs :  1.  dergriechi-  sed.  11,  468;   und  in  Betreff  des  armenischen 

sehe,  wozu  a.  die  Gräcomelchiten  unter  dem  Patriarchates  v.  GUicien,   dessen  Sitz  seit  1881 

antiochenischen  Patriarchat  (Bd.  I.  S.  562),  b.  die  nach  Konstantinopel  verlegt  ist,  Bd.  II.  a.  a.  0.; 

Ruthenen,  griechisch  unirte  Slaven  in  Russland,  Hergenröther  in  Wetzer  u.  Weite  a.  a.0., 

0.  die  Ruthenen  in  Oesterreich,  und  d.  die  Italo-  1,  1340;  AcU  s.  sed.  14,  54).   Ueber  die  £rz- 

gdLci,  8.  0.  S.  13.  n.  2,  gehören,  vgL  Her  gen-  bischöfe  der  verschiedenen  Riten  in  Lembergs. 

röther  S.173,  2.  der  armenische,  s.  Bd.  L  S.666  Bd.  IL  S.40.  n.  3. 

(Anhänger  desselben  auch  in  Lemberg ,  Bd.  II.  ^  Ueber  Ausnahmen ,  welche  namentlich  für 

S.  40),  3.  der  maronitische,  s.  Bd.  I.  S.  563,  die  Italogr&ci  vorkommen,  s.  Bd.  n.  S.  40.  181. 

4.  der  chaldäische,  a.  a.  O.  S.  565 ,  5.  der  syri-  ^  Wenn  in  diesen  Bezirken  jeder  Ritus  seine 

sehe,  a.  a.  O.  S.  564,  und  6.  der  koptische,  vgl.  besonderen  Leiter,   besondere  Patriarchen  oder 

Hergenröther  S.1 72,  anerkannt  Mitunterwer-  Erzbischöfe  oder  Bischöfe  hat,  s.  Anm.  6,  so  Mrd 

den  allerdings  der  maronitische  und  chaldäische  ihre  Juridiktion  durch  das  persönliche  Moment 

zum  syrischen  gerechnet ,  da  sich  diese ,  wie  der  der  Zugehörigkeit  der  Bewohner  zu  dem  bestlinm- 


§.  225.]       Die  Verwalt.  d.  Kultus.  Verhältniss  d.  yersohiedenen  Riten  su  einander. 
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IL  ImEinzelnen^  A.  Die  Zugehörigkeit  zu  dem  bestimmtenBitns. 
Jeder  gehört  demjenigen  Ritus  an,  naeh  welchem  er  die  Tanfe  erhalten  hat,  es  sei 
denn  dass  ihm  dieselbe  blos  wegen  eines  Nothfalles  oder  zufolge  päpstlicher  Er- 
mächtigang  seitens  des  Priesters  eines  anderen  Ritus  gespendet  worden  ist^.  Kinder 
von  Eltern,  welche  ein  und  demselben  Ritus  angehören,  müssen  die  Taufe  nach 
dem  ffitna  der  letzteren  erhalten,  jedoch  können  die  Eltern  sie  übereinstimmend  und 
mit  Oenehmigung  des  kompetenten  Ordinarius ,  falls  ihr  Ritus  nicht  der  lateinische 
ist,  nach  diesem  taufen  lassen'.  Wenn  die  Eltern  yerschiedenen  Riten  folgen ,  so 
sollen  die  Kinder  des  lateinischen  Vaters  die  Taufe  nach  dessen  Ritus  erhalten  ^, 
immer  können  aber  die  Kinder  einer  lateinischen  Mutter  mit  Zustimmung  des 
Vaters  die  Taufe  nach  lateinischem  Ritus  empfangen^. 

Die  einmal  auf  diese  Weise  herbeigeführte  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Ritus  bleibt  für  die  Folgezeit  auch  der  Art  massgebend,  dass  derjenige,  welcher  Kle- 
riker werden  will,  die  Ordination  allein  innerhalb  seines  Ritus  empfangen  kann^. 


ten  Ritus  begründet.  Ein  solcher  Uichliclier 
Obere  kann  also  über  die  Anhänger  eines  an- 
deren Ritus,  weil  ihm  die  Kompetenz  dazn  fehlt, 
nicht  gültig  Jnridiktlonshandlnngen  ausüben, 
B.  Benedict.  XIY.  const.  Demandatam  t.  24. 
Dezember  1743.  $.  12,  einsd.  bnlL  1,  130.  An- 
ders verhalt  es  sich,  wenn  die  Zugehörigen  eines 
Kitas  dem  Oberen  eines  anderen  zugleich  mit 
unterstellt  sind,  s.  Bd.  I.  S.  92  u.  Bd.  IL  S.  40; 
Hergenrother  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  181. 

^  leb  berücksichtige  hier  nur  die  für  dieses 
Kapitel  in  Betracht  kommenden  Punkte ,  also 
diejenigen,  welche  für  die  Sakraments-  und 
gottesdienstliche  Verwaltung  tou  Bedeutung 
lind.  Die  sonstigen  Verschiedenheiten  in  der 
Verfassung  und  in  dem  Becht  der  einzelnen 
Riten ,  welche  theils  schon  berücksichtigt  sind, 
8.  die  Anführungen  aus  den  früheren  Bänden  in 
den  vorstehenden  Noten ,  theils  noch  später  Er- 
wähnung finden  werden,  gehören  nicht  in  diesen 
Zusammenhang.  Vgl.  übrigens  noch  diesen  Bd. 
0.  S.  136.  n.  1 ;  S.  137.  n.  2 ;  S.  143 ;  S.  187.  n.  4. 
2  Benedict  XIV.  const.  Etsi  pastoralis  t.  26. 
Mal  1742  c.  2.  n.  11,  eiusd.  buU.  1,  76 :  ^nfantes 
sd  eins  paroehi  iurisdlctionem  pertinent ,  eulus 
ritu  sunt  baptlzati ,  cum  per  baptismum  flat  sus- 
cepti  ritus  Graeci  yel  Latini  professio ,  ita  ut  ad 
Latinum  ritum  spectent  qui  Utinis  caeremoniis 
baptizati  fuerint,  qui  vero  ritu  Graeco  sacramen- 
tum  baptismi  susceperlnt ,  in  Graecorum  numero 
sint  habendi ;  adeoque  si  ante  usum  rationis  de- 
eesserint,  a  proprio,  cuius  ritu  baptizati  sunt, 
parocho  et  in  propria  parochia  sunt  iure  communi 
sepeliendi,  nisi  iis  baptismus  coUatus  fuerit  vel 
ob  grayem  neeessitatem ,  cum  nimirum  morti 
proiiml  fuerint  nee  haberi  potnerit  proprii  pa- 
roehi Tel  ritus  eopia  vel  ex  dispensatione  aposto- 
lica,  cum  yidel.  facultas  data  fuerit,  ut  Latine 
quidem  baptizentur ,  sed  in  suo  ritu  Graeco  per- 
maneant.  In  bis  enim  easibus  non  censentur  a 
proprio  ad  alium  ritum  transiisse''.  S.  auch  eiusd. 
const.  Demandatam  t.  24.  Dezember  1743  %%,  16 
bis  18,  1.  c.  p.  131. 

Bekehrt  sich  ein  gültig  getaufter  Häretiker  zum 
k&tholisehen  Glauben ,  so  hat  er  selbstverständ- 
lich den  römischen  Ritus  als  den  allgemeinen  an- 


zunehmen, bei  den  übertretenden  schismatischen 
und  häretischen  Orientalen  dagegen  sollen  die 
Missionäre,  soweit  es  ihnen  möglich,  dafür  Sorge 
tragen,  dass  sie  sich  den  Unirten  ihres  Ritus  an- 
schliessen,  Hergenröther  S.  185.  186. 

3  Gonst.  Etsi  pastoralis  $.  2.  n.  8  und  Deman- 
datam S- 17. 

^  Const.  Etsi  pastoralis  $.  2.  n.  9  und  Deman- 
datam S.  17. 

5  Gonst.  Etsi  pastoralis  $.  2.  n.  10. 

Alle  vorerwähnten  Bestimmungen  betreifen 
nur  das  Verhältniss  des  lateinischen  und  griechi- 
schen Ritus.  Da  aber  der  hier  anerkannte  Grund- 
satz ,  dass  der  Wille ,  bez.  der  Ritus  der  Vaters 
entscheidet,  ein  allgemein  gültiger  ist,  so  dürfen 
sie  auch  analog  auf  das  Verhältniss  der  anderen 
Riten  angewendet  werden,  s.  auch  v.  Schulte, 
Lehrb.  d.  K.  R.  3. Aufl.  S.  635.  Allein  für  Galizien 
besteht  die  besondere  Ausnahme,  dass  bei  Ehen 
zwischen  Lateinern  und  Ruthenen  die  Kinder 
je  nach  ihrem  Geschlechte  dem  Ritus  des  Vaters 
oder  der  Mutter ,  sofern  sie  aber  einen  ruthenl- 
schen  Geistlichen  zum  Vater  haben,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes  dem  Ritus  des  letzteren 
folgen  ,  Dekret  d.  Propaganda  v.  1863 ,  unter  D. 
c,  coli.  oonc.  Lac  2,  564;  Arch.  f.  k.  K.  R.  14, 
12.  13.  Wenn  Vering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  833. 
n.  13  das  letztere  für  alle  Ehen  als  massgebend 
erklärt,  so  hat  er  übersehen,  dass  die  im  cit 
Arch.  9.  S.  209  mitgetheilte  Bestimmung  später 
in  Rom  geändert  worden  ist 

6  Das  folgt  aus  dem  allgemeinen  Prinzip  und 
demVerbot  des  Wechsels  des  Ritus  s.  unter  B.  Auch 
hat  die  const.  Etsi  pastoralis  $.  7.  n.  21  bestimmt, 
dass  die  im  lateinischen  Ritus  geborenen  und 
erzogenen  Personen  sich  nicht,  um  dem  Keusch- 
heitsgeblübde  zu  entgehen  oder  um  ihre  Frauen 
zu  behalten,  nach  giiechischem  Ritus  weihen 
lassen  dürfen.  Ferner  ordnet  die  maronitische 
Synode  v.  Libanon  1736,  coli.  cono.  Lac.  2,  256, 
an,  dass  die  Angehörigen  eines  anderen  Ritus  nicht 
von  den  maronitischen  Bischöfen  und  die  Maro- 
niten  nicht  von  den  Bischöfen  eines  anderen 
Ritus  ohne  Genehmigung  des  Papstes  oder  des 
Patriarchen  geweiht  werden  sollen.  Vgl.  auch 
S.  428.  n.  3. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  225. 


B.  Der  Wechsel  des  Ritus,  gleichviel  ob  er  zwischen  dem  lateinisehen 
und  einem  orientalischen,  sowie  zwischen  dem  einen  nnd  dem  anderen  orientalischen 
erfolgen  soll,  steht  dem  einzelnen  nicht  beliebig  frei,  vielmehr  ist  der  Uebertritt  ▼om 
lateinischen  zn  einem  anderen  Ritus  verboten  i,  im  übrigen  aber  kann  er,  sofern  es 
sich  nicht  um  Personen  handelt ,  welche  schon  frfiher  von  einem  orientalischen  Ritus 
zu  dem  lateinischen  flbergegangen  sind  und  später  zu  dem  ersteren  zurückkehren 
wollen  ^  der  Regel  nach  allein  mit  päpstlicher  Erlaubniss  '  statthaben^. 


1  Dagegen  schon  die  oonat.  Nicolaus*  V.  v.  6.  Sep- 
tember 1448,  coli.  conc.  Lac.  2.  601 ;  const.  Etsi 
pastoralis  $.  2.  n.  17 :  „litas  enim  latinus  propter 
suam  praestantiam  eo  quod  sit  ritus  s.  Romanae 
ecclesiae ,  omni  um  ecclesiarum  matris  et  ma- 
glstrae ,  sie  sapra  Graecum  ritum  praeyalet,  .  .  . 
ut  noD  modo  ab  ipso  ad  Graecum  transitus  nuUa- 
tenus  permittatur,  verum  etiam  a  Graecis  semel 
assumptus  absque  apostolica  dispensatione  deseri 
nequeat. 

*  Denn  diesen  soll  nur  bei  ganz  besonderen 
Umständen  eine  päpstliche  Genehmigung  erthellt 
werden ,  const.  Bened.  XIV. :  AUatae  cit  %.  20, 
welche  die  in  der  Tor.  Anm.  mitgetheilte  Vor- 
Schrift  in  dieser  Welre  einschränkt. 

3  Eine  solche  verlangt  die  const.  Etsi  pastoralis 
$.  2.  n.  14  für  die  Welt-  und  Säkular-Geistlichen 
der  Italogräd  und  für  die  ganze  Gemeinde  der- 
selben ,  wenn  sie  vom  griechischen  zum  lateini- 
schen Ritus  übergehen  wollen,  die  const  Deman- 
datam  cit.  ^16  untersagt  den  Gräco-Melchlten 
einen  solchen  Uebertritt  ganz.  Dagegen  gestattet 
das  cit.  Dekret  der  Propaganda  v.  1863  unter  A. 
für  die  Ruthenen  und  für  die  Lateiner  in  Gali- 
zien  den  Wechsel  des  Ritus  mit  päpstlicher  Ge- 
nehmigung (übrigens  Im  Gegensatz  zu  dem  im 
Text  Bemerkten  ohne  den  Uebertritt  vom  lateini- 
schen zum  ruthenischen  besonders  auszuschllea- 
sen),  endlich  erlaubt  auch  die  const.  Deman- 
datam  cit.  ^  12  den  Wechsel  des  gräcomelchiti- 
schen  mit  dem  maroni tischen  Ritus  gleichfalls 
nur  mit  besonderer  Zustimmung  des  Papstes. 

*  Die  Genehmigung  des  Ordinarius  (Bischofs) 
genügt,  wenn  ein  einzelner  Italogräcus  (Laie)  in 
Italien  zum  römischen  Ritus  übertreten  will, 
oder  wenn  das  Kind  eines  Italogräcus  und  einer 
lateinischen  Mutter,  welches  griechisch  getauft 
Ist,  von  der  Mutter  dem  lateinischen  Ritus  über- 
geben werden  soll,  und  der  griechische  Vater  da- 
mit einverstanden  ist,  const  Pastoralis  cit  §.  14. 

V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  636.  637  wlU  mit 
Rücksicht  auf  die  speclell  nur  für  besondere 
Fälle  erlassenen  Konstitutionen  und  Bestim- 
mungen (s.  auch  die  vor.  Anm.)  den  im  Text 
hingestellten  Grundsatz  nicht  als  einen  allgemein 
gültigen  angesehen  wissen ,  vielmehr  nimmt  er 
an,  dass  nach  gemeinem  Recht  jedem  Laien 
(nicht  dem  Geistlichen)  der  Uebertritt  von  einem 
orientalischen  zum  römischen  Ritus  beliebig  frei- 
steht ,  sofern  nicht ,  wie  durch  die  cltirten  Be- 
stimmungen ,  eine  besondere  positive  Ausnahme 
gemacht  sei.  Wenn  er  sich  darauf  stützt ,  dass 
die  römische  Anschauung  die  Einheit  des  Ritus 
wünscht ,  so  trifft  dies  ausnahmslos  nur  für  die 
lateinische  Kirche  zu,  nicht  aber  für  die  anderen 
Riten ,  welche  Rom  wegen  der  Erleichterung  der 


Bekehrungen  und  der  Union  mit  den  schismati- 
schen  Orientalen  aufrechtzuerlialten ,  ein  Interesse 
hat.  Gerade  darum  soll  jeder  Ritus  in  seinem 
Bestände  geschützt  werden,  und  darum  verbietet 
sogar  Benedikt  XIV.  in  der  const.  AUatae  cit 
$.  21  den  Missionaren ,  die  gchismaüschen  Grie- 
chen ,  welche  zur  katholischen  Kirche  zurück- 
kehren wollen ,  zum  Verlassen  ihres  Ritus  und 
zur  Wahl  des  römischen  zu  bewegen  (vgl.  auch 
o.  S.  427.  Anm.  2  a.  E.).  Ebensowenig  durch- 
schlagend ist  der  weitere  Grund ,  dass  nach  ge- 
meinem Recht  jeder  Laie  seine  Dlöcese  und  seine 
Pfarrei  zu  verlassen  berechtigt  sei.  Denn  der  Wech- 
sel des  Ritus  bedingt  zwar  auch  einen  Wechsel 
der  Pfarrei  und  mitunter  der  Dlöcese,  aber  er  ist 
eben  nicht  blosser  Wechsel  der  beiden  letzteren, 
und  da  die  Zugehörigkeit  zum  Ritus  nicht  wie  die 
zur  Pfarrei  oder  zur  Diöcese  lediglich  durch  den 
Wohnsitz,  sondern  durch  die  Taufe  nach  dem  be- 
treffenden Ritus  begründet  wird  (s.  o.  S.  427), 
so  kann  man  auf  das  Verlassen  des  Ritus  auch 
nicht  ohne  Weiteres  die  Grundsätze  über  die  Ver- 
änderung der  Pfarrei  und  der  Diöcese  anwenden. 

Dass  die  Auffassung  des  Textes  (so  auch 
Hergje  uro  th  er  a.a.O.  S.  184)  der  Anschauung 
der  Kurie  entspricht,  ergiebt  die  neuerdings  für 
Galizlen  gegebene  Vorschrift,  und  der  Umstand, 
dass  in  einzelnen  Fällen  die  Genehmigung  dem 
Ordinarius  übertragen  und  damit  offenbar  die 
Gewährung  einer  Erleichterung  beabsichtigt  wor- 
den ist. 

Denigemäss  wird  man  für  alle  Fälle,  in  denen 
nicht  durch  ausdrückliche  Bestimmungen  die  bi- 
schöfliche Erlaubniss  für  genügend  erklärt  wor- 
den ist ,  die  päpstliche  Genehmigung  auch  ohne 
besondere  specielle  Vorschrift  erfordern  müssen. 
Fehlt  es  an  dieser  oder  an  der  ausnahmsweise 
genügenden  Zustimmung  des  Ordinarius,  so  ist 
der  Wechsel  des  Ritus  nichtig  (ausdrücklich  für 
Galizlen  ausgesprochen,  s.  Anm.  3). 

Die  Gründe  für  die  Erthellung  der  Geneh- 
migung stehen  im  Ermessen  des  Papstes ,  doch 
dürfte  der  Umstand,  dass  sich  Jemand  unter  Auf- 
gabe seines  bisherigen  Domizils  dauernd  an  einem 
Ort  niederlässt,  an  welchem  kein  anderer,  als  der 
lateinische  herrschend  ist,  stets  für  genügend  er- 
achtet werden. 

Dass  vorher  der  berechtigte  Uebertritt  dem 
Ordinarius  des  bisherigen  Ritus  mitgetheilt  und 
von  diesem  dem  Ordinarius  des  anderen  kund- 
gethan ,  sowie  unter  Einsendung  der  Gutachten 
beider  die  Genehmigung  des  Papstes  eingeholt 
wird ,  ist  nur  für  Galizlen  (s.  o.  Anm.  3)  vorge- 
schrieben. 

Allgemein  sind  Strafen  für  die  Geistlichen, 
welche  übertretende  Personen  ohne  Beachtung 
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ü.  Aus  dem  Verbot  der  permixtio  rihnm  folgt,  1.  dass  die  Kleriker  eines 
bestimmten  Ritus  bei  der  Spendnng  der  Sakramente  nnd  der  Sakramentalien,  der 
Verwaltang  der  Messe  nnd  der  llbrigen  gottesdienstlichen  Handinngen,  sowie  hin- 
sichtlich der  Beobachtung  der  Festtage  nnd  Feiertage  sich  lediglich  an  die  Vorschrif- 
ten ihres  Bitns  ^  zu  halten  haben ',  nnd  die  einzelnen  gottesdienstlichen  Handinngen 
weder  ganz  noch  theilweise  nach  den  für  einen  anderen  Ritns  geltenden  Normen 
rollziehen  dürfen 3.  Im  Nothfalle  ist  allerdings  der  Oeistliche  (Priester,  Pfarrer, 
Bischof)  eines  bestimmten  Ritus  berechtigt,  den  Angehörigen  eines  anderen  Ritns 
die  Sakramente  der  Taufe  und  der  letzten  Oelnng  zn  spenden^,  ja  fbr  das  Sakra- 
ment der  Busse  ist  sogar  von  der  eben  gedachten  Voraussetzung  mehrfach  durch 
besondere  Anordnungen  Abstand  genommen  worden^,  aber  selbst  in  allen  solchen 


der  gedachten  Yoisobilften  wisBentlicli  sich  iliiem 
Ritas  zugesellen  lassen,  nicht  Torgeschrieben, 
sondern  nni  für  specieUe  Falle ,  so  in  der  const. 
Demandatam  cit  über  die  Giäco-Melchiten  §.  19 
und  in  dem  Dekret  für  Galizlen  y.  1863. 

^  Die  Verschiedenheiten  der  Riten,  welche  bei 
den  im  Text  gedachten  Pnnkten  in  Betracht  kom- 
men, sind Ton  Hergenröther  aa. 0,8.8. 161  ff, 
des  Näheren  besprochen,  Tgl.  auch  o.  S.  33.  n.  6 
and  56.  Anm.  1  a.  £.,  sowie  die  S.  427.  n.  1  a. 
K  dtlrten  SteUen. 

2  Const.  Pil  y. :  Providentia  Romani  t.  21. 
Augnat  1566,  n.  A.  coli.  conc.  Lac.  2, 450 :  „qni- 
bosYlB  presbyterls  tarn  Graecis  quam  Latinis ,  in 
Tiitnte  B.  obedientlae  et  snb  indignationis  nostrae 
ac  perpetuae  suspensionls  a  dlvlnls  poenis  dis- 
trictinslnhibentes,  nedelncepspresbyteri  Graed, 
pr&ecipne  uxorati,  Latino  moie  et  Latinl  Graeco 
Tita  .  .  .  mlssas  et  alla  divlna  oflieia  celebiare 
▼el  celebrail  facere  praesnmant*' ;  Benedict  XIY. 
const.  Stsi  pastoralis  dt  $.  6.  n.  10;  const  Alla- 
tae  cit.  SS-  33-  ^\  I>ekret  d.  Propaganda  für 
Galizlen  t.  1863  nnter  B.  Dispensation  darch 
den  Papst  ist  aber  statthaft  nnd  auch  in  einzelnen 
Nothfallen  gewährt  worden,  s.  const  Allatae 
$.  20,  Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

'  So  darf  der  Lateiner  bei  der  Messe  nicht  in 
pane  fermentato  (unter  Gebrauch  gesäuerten  Bro- 
des),  der  Orientale  (über  die  Ausnahmen  s.  H  er- 
genrother  a.  a.  0.  8.  S.  127)  nicht  in  azymo 
(unter  Gebrauch  des  ungesäuerten)  celebriren. 
Const  Allatae  %.  34.  Ebenso  ist  die  Benutzung 
▼on  Missalien  und  Ton  Paramenten  eines  anderen 
Ritns  verboten.  Für  Nothf&lle  sind  aber  päpst- 
liche Dispensationen  ertheilt  worden ,  s.  darüber 
Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

Da  die  griechische  Kirche  vielfach  in  Bezug 
auf  den  Ordo  von  der  lateinischen  Kirche  ab- 
weicht ,  so  muss  die  Weihe  nach  griechischem 
Ritus  und  zwar  von  einem  berechtigten  Bischof 
dieses  letzteren  ertheilt  werden.  Nur  für  drin- 
gende Fälle  wird  ein  Indult  für  den  Bischof  eines 
anderen  Ritus  seitens  des  Papstes  gewährt,  vgl. 
Hergenröther  a.  a.  0.  8.  S.  180;  Bd.  L  S.  92; 
Bd.  U.  a  181. 

*  Die  Taufe  bei  Lebensgefahr  des  Kindes,  wenn 
kein  Pfarrer  oder  Geistlicher  desselben  Ritus  zur 
Hand  ist,  Const.  Etsl  pastoralis  cit.  %.  2.  n.  11 
(8.  427.  n.  2),  Dekret  v.  1863  für  Galizlen 
unter  0.  a. 


In  Betreff  der  letzten  Oelung  nnd  des  VlatiL- 
kums  s.  a.  a.  0. :  „d.  81  ad  inflrmum  saciamentis 
providendum  proprU  rltus  sacerdos  haberl  ne- 
qult,  potest  IIU  etlam  altexius  rltus  sacerdos  ex- 
tremam  unctlonem  oleo  sacro  in  auo  rltn  adml- 
nlstrare:  saeram  vero  vlatlonm  etlam  Inilrmls 
nonnlsi  luxta  eorom  rltnm  a  propril  rltus  sacer- 
dote  porrlgi  debet.  Deficlente  autem  sacerdote 
propril  ritns  valeat  ex  apostoUeo  Indulte  Latlnus 
a  presbytero  Rutheno  in  fermentato  et  Rnthenns 
InflrmuB  a  presbytero  Latino  in  azymo  sacrnm 
vlatlcum  acdpere''.  Die  Nothwendlgkeit  des 
päpstlichen  Indnltes  Hegt  für  den  Fall  des  Y  la- 
tlkums  deshalb  vor,  weil  der  Gläubige  an  sich 
nur  berechtigt  Ist,  die  Eucharistie  in  der  Gestalt 
seines  Ritus  zu  empfangen,  und  der  Priester  des 
anderen  sie  ihm  nicht  nach  dem  letzteren ,  son- 
dern nur  nach  dem  eigenen  Ritus  gewähren 
könnte.  Sind  solche  Indulte  nicht  gegeben,  so 
muss  daher  selbst  für  den  Nothfall  die  Spendung 
des  Ylatikums  unterbleiben,  und  es  kann  nur  die 
sakramentale  Absolution  ertheilt  werden.  S.  auch 
Hergenrö  ther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

Wegen  der  Busse  s.  Instruktion  Clemens  YIII. 
V.  31.  August  1595  a  8,  colL  conc.  Lac.  2,  449: 
„In  casu  necesdtatis  presbyteri  graed  catholid 
posdnt  Latinos  absolvere*';  Benedict.  XIY.  const 
Etsl  pastoralis  cit  %,  ö.  n.  6.  In  diesen  Fällen 
bedürfen  die  Priester  nicht  einmal  der  Appro- 
bation zum  Beichthören,  s.  o.  S.  91. 

^  So  kann  nach  der  const.  Etri  pastoralis  cit. 
S.  5.  n.  6  für  die  Italogräd  der  lateinische  Ordi- 
narius den  als  tauglich  befundenen  griechischen 
Priestern  dieYoUmachterthellen,  auch  ohne  vor- 
liegenden Nothfall  zu  absoMren ,  die  von  ihren 
Ordinarien  approbirten  maronltisohen  Priester 
sind  berechtigt,  den  In  Ihren  Gegenden  sich  auf- 
haltenden Angehörigen  aller  anderen  orientali- 
schen Riten  die  Beichte  abzunehmen,  Congr. 
ofAcU  V.  1716,  colL  conc.  Lac.  2,  506.  EndUch 
können  in  Rom  alle  Orientalen  bei  lateinischen 
Priestern  beichten,  Hergenröther  8.  S.  169. 

Für  Galizlen  s.  das  dt.  Dekret  unter  G. : 
„b.  Fldeles  utrlusque  rltus  apud  sacerdotem  La- 
tinl vel  Rutheni  ritus  a  suo  eplscopo  ordinarlo 
adprobatnm  peccata  sua  oonflteri  et  benefldum 
sacramentalis  absolutionis  valldeac  Ucite  obtlnere 
possunt*'  und  unter  E. :  „b.  Omnls  sacerdos  a  suo 
ordinarlo  adprobatus  et  a  respectivo  rectore  requi- 
sltus  absque  ritus  discrimine  fldellum  confesslo- 
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L  Die  Hioraiehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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F&ilen  hat  der  Geistliche  diese  Sakramente  immer  nach  seinem  ^  nicht  nach  dem 
fremden  Ritns  des  Empfängers  zu  verwalten  ^ 

Eine  verbotene  Vermischnng  des  Ritas  liegt  aber  nicht  vor,  wenn  der  Geistliche 
eines  fremden  Ritus  gottesdienstliche  Handlangen  in  der  Kirche  eines  anderen  lUtas  vor- 
nimmt 2.  Dies  ist  daher  nicht  anznl&ssig.  Der  Priester  des  fremden  Ritas  bedarf  aber 
daza,  wie  der  des  gleichen  Ritns^  sofern  nicht  die  Voraasseteangen,  anter  denen  dies 
geschehen  darf,  durch  besondere  Bestimmungen  des  Ordinarius'  oder  gar  durch 
päp8tli<$he  Anordnungen ^  anders  geregelt  sind,   der  Genehmigung  des  east&ndigen 


Dem  audlre  ei  eosdem  a  peccatiB  et  yalide  absol- 
Yere  potest.  In  assignandls  satisfactioDls  operibus 
ratio  dlversltatis  litus  habeatar  et  uonnisi  talia 
eligantni  opera,  qnae  in  ritn  poenitentlB  sunt 
UBitata.  Nnlli  sacerdotl  ad  hoc  uon  autorizato 
abaoWexe  a  reserratia  ab  oidinaiiis  licebit*^. 

1  S.di6  Gitote  inAnm.4S.429  und  Dekret  für 
Galizien  unter  C.  b. :  ;, . . ,  Saeram  vero  communlo- 
nem  nemo  aliter  ac  in  suo  ritu  aumat,  sc  Latlni 
Bub  una  apecie  et  in  pane  azymo,  Butheno-oatho- 
lid  8ub  utraque  apecie  et  in  pane  fermentato*^. 
Die  Erleichterungen  bei  der  Busse  (s.  Tor.  Anm.) 
erklären  sich  daraus ,  dass  gerade  in  Betreff  der 
Spendung  dieses  Sakramentes  keine  wesentlichen 
Abweichungen  zwischen  der  lateiiuschen  Kirche 
und  der  orientalischen  bestehen ,  ja  die  lateini- 
sche, indikative  Absolutionsformel,  s.  0.  S.  86. 
n.  2  sogar  von  einzelnen  Orientalen  unter  Auf- 
gabe der  alten  deprekatiYen  (vgl.  auch  S.  86. 
n.  3)  angenommen  worden  ist,  sowie  daraus,  dass 
die  lateinische  Kirche  diese  letztere  mit  Eück- 
sicht  auf  die  übrigen  begleitenden  Riten,  in 
denen  die  Handlung  des  absoMrenden  Priesters 
genügend  gekennzeichnet  erscheint,  als  aus- 
reichend erachtet,  H  e  r  g  e  n  r  ö  t  h  e  r  8.  S.  167. 168. 
Durch  die  Empfangnahme  eines  Sakramentes 
aus  der  Hand  des  Priesters  eines  fremden  Ritus 
wird  In  den  erwähnten  Fällen  keine  Zugehörig- 
keit zu  dem  letzteren  begründet,  s.  0.  S.  427. 
n.  2  und  das  Dekr.  für  Galizien  unter  C. :  „e.  Nee 
baptismus  a  sacerdote  alterius  rltus  urgente  ne- 
cessitate  Tel  in  gravi  difflcultate  . . .  ooUatus  nee 
eontessio  peceatomm  coram  tali  sacerdote  facta 
nee  Sacra  communio  ex  ignorantla  siye  inadyer- 
tentia  aut  consilio  ritum  mutandi  iuzta  alterum 
ritum  sumpta  nee  denique  saenmentum  eztremae 
unctionis  ab  alterius  ritus  sacerdote  in  articulo 
mortis  obtentum,  transitum  ab  uno  ad  alterum 
ritum  producere  possunt*'. 

s  Oonst.  Benedict.  XIY . :  AUatee  cit  $.  35  : 
„ . . .  interdieta  ritus  permlztio  appeliari  nunquam 
poterit,  si  ob  legitimam  aliquam  causam  sacer- 
dotes  Orientalis  ritus  ab  apostolica  sede  probatl, 
in  Latinorum  eeclesiam  admittantur,  ut  ibi  missam 
eaeterasque  functiones  oelebret  et  saeramenta 
populo  nationis  suae  administret  Id  palam  Ro- 
mae  flerl  intuemur,  ubi  sacerdotibus  Armenis, 
Gophtis,  Melchitis  et  Graeeis  patent  ad  missam 
eelebrandam  templa  nostra,  ut  illoram  pietatl 
satisfiat,  quamvis  suas  pecullares  ecelesias  ha- 
beant,  ubi  rem  divinam  faeere  possunt";  Pii  IX 
literae  ad  orientales  ▼.  6.  Januar  1848,  Acta 
Pii  IX  ed  Romae  1,  82:  „Eodem  pertinet,  quod 
sacerdotibus  orientalibus  in  oeeidentem  Tenienti- 


bus  nedum  liberum  est,  proprio  nationis  suae  rlta 
celebrare  in  sacris  Latinorum  aedibus,  sed  patent 
etlamdiversis  in  lods  ac  Romae  prasertim,  templa 
in  peculiarem  ipsorum  usum  aediflcata". 

8  In  Rom  desKardlnal-Ylkars,  Benedict.  XIY. 
eonst.  Allatae  $.  36.  cit. ;  Diöcesansynode  Neapel 
1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  69:  ^tus  ab  eccleaia 
Latina  diyersos  profltentes ,  ut  Cfraeci  et  Armenl 
aliique  ad  eelebrandnm  non  admittuntur,  nisl 
facta  coram  vicario  nostro  fldei  professioni  ad  f ot- 
mam  Gregoril  XIII.  statutam  Tel  nisi  legitimis 
documentis  constiterlt,  illam  eos  Romae  emisisse 
et  omnia  iuzta  apostolicam  instructionem  Gle- 
mentis  Till  adimplevisse  .  .  .  Saoerdotea  rero 
Italograed  quando  quidem  ab  episcopis  Latinls 
dependent,  ut  possint  celebrare ,  indlgent  facul- 
täte  nostiae  curiae  non  secus  ac  presbyteri  exteri 
habitis  literis  dicessorialibus  proprli  episeopi''. 

*  Oonst  Etsi  pastoralis  1.  c.  n.  16 :  „Neo  pres- 
byteri et  derlei  Graeci  in  eoelesüs  Latinorum 
Inconsulto  episeopo,  cuiillae  subldantur 
Tel  eins  in  spiritualibus  yicario  generali ,  misaas 
et  alia  dlylna  offieia  cum  solemnitatlbns  et 
cantu  celebrent.  Ut  autem  praefatus  episcopus 
siye  yiearius  generalis  praefatam  licentiam  rite 
coneedere  yaleant ,  nuUa  praedsa  necessltas  pro 
causa  requiritur,  sed  satis  est,  ut  aliqua  splri- 
tnalis  utUitas  inde  speretur''  (d.  h.  für  die  stillen 
Messen  ist  nur  die  Erlaubniss  des  Rektors  der 
Kirche  erforderlich);  s.  femer  ibid.n.  16:  „Gete- 
rum  ad  tollendam  rituum  commiztionem  et  eon- 
fusionem  presbyteri  et  clerici  Latin!  in  ecclesiis 
Graecorum  neque  missas  celebrare  neque  funeri- 
bus,  nuptils  ac  baptismis  et  aliis  Graecorum  ac- 
tlbus  publicis  et  piiyatis  Interesse  aut  sese  im- 
miscere ,  nisi  ad  haec  specialiter  per  ipsos  Grae- 
cos  yocati  fuerint,    audeaut    yel  praesumant". 
Dekret  für  Galizien  y.  1863  unter  B. :  „a.  Ut- 
riusque  ritus  saeerdotes ,  qui  censuris  ligatl  non 
sunt ,  In  ecclesiis  mutuis  cum  f acultate  reetoris 
eedesiae  licite  super  altaribns  siye  consecratis 
siye  portatilibus  siye  super  antimensiis ,  ut  in 
eoclesia  giaeca  moris  est,  singuli  tamen  suo  ritu 
et  sua  lingua  liturgioa  ez  apostolico  indulto  (s. 
S.  431.  n.  3)  missas  celebrare  posaunt,  b.  Pari  modo 
offerre  possunt  saciiflcium  missae  in  oratoriis  pri* 
yatis  canoniee  erectis  aut  sacellis  cum  licentia 
episooporum  in  pagis  et  coemeteriis  reperibillbus 
saeerdotes  utriusque  ritus  et  semper  praeyia  li- 
centia parochl ,  in  culus  iurisdietione  sacellum 
situm  est   In  oratoriis  Latinorum  saeerdotes  La- 
tlni ritus,  iuzta  bullam  Benedicti  XIY.  quae  in- 
cipit:  Imposito  nobis  (t.  29.  März  1751 ,  eiusd. 
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Ordinarias  K    Auch  soll  er  in  solohen  Fällen  immer  nur  nach  seinem  eigenen,  nicht 
nach  dem  ftlr  die  betreffende  Kirche  massgebenden  Ritus  celebriren^. 

2.  Weiter  ergiebt  sich  aus  dem  Verbot  der  Vermischung  der  verschiedenen 
Riten,  dass  die  einem  bestimmten  Ritus  angehörigen  OUubigen  blos  ein  Recht  auf 
die  Spendung  der  heiligen  Handlungen  und  auf  die  Vornahme  der  gottesdienstlichen 
Funktioiien  fBr  sie  nach  ihrem  eigenen  Ritus  und  allein  durch  Priester  des  letzteren 
haben 3y  ja  dass  ihnen  die  Sakramente  und  anderen  heiligen  Handlungen,  abgesehen 
von  gewissen  Ausnahme--^  und  NothjE>lUen<^,  gar  nicht  nach  einem  anderen  Ritus  und 
auch  nicht  seitens  eines  Geistlichen  ®  desselben  gespendet  werden  dürfen.  Den  gottes- 
dienstlichen  Handlungen  eines  fremden  Ritus  beizuwohnen  7,  ist  ihnen  allerdings 
nicht  verwehrt,  indessen,  soweit  eine  kirchliche  Verpflichtung  für  den  Besuch  be- 
stimmter Gottesdienste  besteht s,  erfallen  sie  diese  dadurch  nicht,  sondern  allein  da- 
durch, dass  sie  an  dem  Gottesdienste  ihres  eigenen  Ritus  theilnehmen*. 


ball.  3,  161),  tantum  super  consecrato  altari  yel 
saper  lapldea  pariter  consecrata  tabala,  non 
aatem  super  antimeiMiia  mlsMS  celebrare  tenen- 
toi.  e.  Si  localis  rector  censaerit  devotionl  et 
aediflcationi  fldelium  id  profatarum,  at  in  maiori 
populi  concarsa  persoWatui  devotio  nonnisi  in 
altero  usitAto  rita,  e.  g.  parastetis,  aut  decantatio 
eTangelioram  tempore  comltationls  funeram  aat 
alia  aimilia,  nihil  obest,  qnatenas  devotlones 
tales  peragantor.  Peragi  aatem  debent  nonnisi 
ab  illls  sacerdotibas ,  in  qaoram  Tita  devotiones 
illae  nsitantor,  et  remaneratio  qnae  pro  tali  de- 
votlone  offertaT,  non  rectori  ecclesiae ,  sed  sacer- 
dotl  fnnctionem  peragenti  cedat.  d.  Non  licet 
sacerdotibas  nnius  litus  in  eeelesia  alterios  litiis 
(nisi  a  respectiyo  parocbo  expiesse  invltati  fne- 
rint),  benedlcüones  salis,  aqaae,  fragnm,  tbnris 
etc.  peragere.'' 

^  Denn  dieser  aber  hat  an  sich  über  Jeden  nicht 
bestlmmongsmassigen    gottesdienstliehen    Ge- 
brauch der  kirchlichen  Gebäude  zu  befinden ,  s. 
0.  S.  354  u.  367.     Kraft   ausdracklichen  oder 
stillschweigenden  Auftrages  kann  auch  der  Rek- 
tor der  betreffenden  Kirche  Ton  ihm  dazu  ermäch- 
tigt sein,  8. 0.  S.  355.  356.  Ueber  Fälle,  in  denen 
durch  päpstliche  Konstitutionen  die  Erlaubniss 
des  Rektors  für  ausreichend  erklärt,  dieser  also 
ein  f  fir  alle  Mal  dazu  ermächtigtist,s.  die  vor.  Anm. 
Selbstverständlich  ersetzt  aber  eine  solche 
Genehmigung,  welche  nar  vom  Standpunkt  der 
Gottesdienstverwaltung  In  Frage  kommt,  nicht 
die  ausserdem  auch  sonst  erforderliche  Erlaub- 
niss des  EigenthOmers  der  Kirche,  s.  o.  S.  357. 
^  Die  Anfuhrungen  in  den   vorhergehenden 
Stolen  zeigen,  dass  es  unrichtig  ist,  wenn  Ye  r  i  n  g 
s.  a.  0.  832.  833  den  Grundsatz  als  allgemeine 
Regel  hinstellt,  dass  blos  im  Nothfall  ein  Priester 
eines  bestimmten  Ritus  in  der  Kirche  eines  an- 
deren celebriren  darf. 

^  S.  die  Oitate  in  den  früheren  Anmerkungen. 
Sofern  nicht  besondere  Indulte  gegeben  sind, 
müssen  daher,  wie  dies  für  die  Orientalen,  welche 
In  römischen  Kirchen  celebriren ,  ausdrücklich 
▼orgeschrieben  ist,  die  Priester  des  fremden 
Ritas  für  die  Messfeier  ihre  Paramente  und 
Hini8tranten  desselben  Ritus  mitbringen ,  oonst 
Benedict.  XIY.  Allatae  $.35,  s.  auch  Hergen- 


rötherS.  S.  177.  Aus  demselben  Grande  dür- 
fen auch  die  Lateiner  in  griechischen  Kirchen, 
nicht  auf  den  Antlmensien  (d.  h.  auf  den  an 
Stelle  des  Tragaltars  bei  den  Griechen  gebrauch- 
ten Tüchern,  in  deren  Ecken  sieh  Reliqaien  be- 
finden, und  welche  auf  die  Tafel  des  nicht  kon- 
sekrirten  Altartisches  gelegt  werden)  die  Messe 
celebriren,  einsd.  const.  Etsl  pastoralis  oit.  $.  6. 
n.  19,  es  sei  denn,  dass  dies  durch  den  Papst  be- 
sonders gestattet  wäre  (vgl.  für  Galizien  o.  S.  430. 
n.  4  und  die  const  Etsl  pastoralis  cit  $.  6.  n.l7, 
welche  umgekehrt  den  Italogräci,  wenn  sie  sieh 
nicht  der  Antlmensien  bedienen  wollen,  den  Ge- 
brauch der  von  lateinischen  Bischöfen  konsekrir- 
ten  Tragaltäre  gesUttet).  S.  des  Weiteren  noch 
HergenrötherS.  S.  177 ff. 

äne  Ausnahme  im  Interesse  derVennehrnng 
der  Andacht  gestattet  allerdings  das  Dekret  für 
Galizien  unter  B.  c. 

*  So  das  Sakrament  der  Busse ,  s.  o.  S.  429. 
n.  4. 

&  Wegen  der  Taufe,  der  letzten  Gelang  und  des 
Yiatikums  s.  oben  a.  a.  0. 

<^  Eine  Ausnahme  macht  die  const  Benedict. 
XIY.  Etsl  pastoralis  $.  6.  n.  13  für  die  Italogräd, 
welche  für  den  Fall,  dass  sich  an  ihrem  Wohnort 
keine  besondere  griechische  Pfarrei  befindet ,  in 
der  lateinischen  Kirche  das  Abendmahl  in  azymo 
vom  lateinischen  Priester  nehmen  dürfen ,  wäh- 
rend sie  für  die  Lateiner  n.  12  dies  verbietet, 
also  an  dem  Prinzip  festhält 

^  Z.  B.  der  Messe. 

8  Da  der  Gottesdienst  der  unirten  Orientalen 
ebenfalls  katholischer  Gottesdienst  ist  Ygl.  auch 
das  cit  Dekret  für  Galizien  unter  B. :  „e.  Visitare 
loca  thaumaturga  (sive  sub  regimlne  latinomm 
sive  Rutheno-oatholicorum  sacerdotum  existant) 
cuilibet  liberum  maneat^  Indessen  nach  G.  unter 
b. :  „ourent  episcopi,  at  in  locls  thaamaturgis.. . 
tot  alterius  ritus  sacerdotes  a  parochis  invitentur, 
quot  sufficere  possint  ad  missam  celebrandam  et 
saeram  communionem  distribuendam  luxta  pro- 
prium fidelium  sive  Ruthenorum  sive  Latinomm 
ritum«. 

9  Das  folgt  ebenfslls  aus  der  Getrenntheit  der 
Riten.  Eine  Ausnahme  ist  aber  für  den  Fall  zu 
machen ,  dass  an  dem  Orte  keine  kirchliche  An- 


432  !•  ^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  226. 

Andererseits  genfigt  aber  auch,  da  jeder  Olänbige  Mos  die  Vorschriften  seines 
Ritns  zu  beobachten  hat  ^  die  ErfQllnng  der  nach  demselben  bestehenden  Gebote. 
Deshalb  hat  auch  jeder  nnr  die  Feiertage  nnd  Festtage  seines  Ritas  zu  feiern  nnd 
die  Fasttage  desselben  zu  halten i.  Dieser  Grundsatz  hat  sich  indessen,  weil  hierbei 
nicht  blos  die  einzelne  Person  ftlr  sich  in  Frage  kommt,  in  solchen  Bezirken,  in 
denen  die  Anhänger  verschiedener  Riten  untermischt  mit  einander  wohnen,  nicht 
streng  durchftlhren  lassen,  und  es  sind  daher  zur  Vermeidung  von  Kollisionen  für 
solche  Gegenden  besondere  Bestimmungen  sowohl  in  Betreff  der  Feiertage  ^  als  auch 
in  Betreff  der  Fasttage  erlassen  worden  \ 


Zweites  Kapitel:  Die  Verwaltung  des  magisterium. 
[Die  kirchliche  Lehrthätigkeit  und  die  kirchliche  Lehrgewalt.) 

§.226.    I.  Im  Allgemeinen. 

I.  Die  Lehrvollmacht  oder  der  Lehranftrag  und  die  Lehrge- 
walt. Ausser  der  potestas  ordinis  ist  der  Kirche  auch  die  potestas  magisterü^  die 
Vollmacht,  die  Lehre  Christi  zu  bewahren  und  zu. verkünden  ^,  fibergeben  ^,  nnd  zwar 
ist  dieselbe  nach  der  Auffassung  der  heiligen  Schrift  seitens  der  katholischen  Kirche 
dem  Papst  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  <^  und  den  Bischöfen  als  den  Nach- 
folgern der  übrigen  Apostel  übertragen. 

Versteht  man  unter  der  potestas  magisterii  die  Feststellung  dessen,  was  der  Offen- 
barung Christi  entspricht,  das  Verwerfen  abweichender  und  irriger  Auffassungen  und 
das  Lehren  der  Offenbarung  Christi  in  der  richtigen,  von  der  Earche  gebilligten  Aus- 
legung, so  handelt  es  sich  um  Thätigkeiten,  welche  begrifflich  von  der  Spendung  der 


stalt  des  eigenen  Ritus  besteht  und  die  Gläubigen  dies  etleiunia  servandi  iuTta  ritum  Ruthennin. 

daher  die  des  anderen  Ritus  benützen  müssen.  Episcopi  paiiter  dispensare  poterunt  cum  famu- 

f  Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  189  u.  8.  litioinfamiliismlxti  ritussustentato,  ut  cir<»ii&- 

S.  194  fr.  iunia  et  festos  dies  sese  accommodent  conven- 

2  Da,  wo  die  Angehörigen  des  einen  Ritus  keine  tloni  intei  coninges,  utsupra  dictum  est,  ioitae; 

eigenen  Pfarreien  besitzen ,  haben  sie  die  Fest-  ast  dlebus  domlnlcis  et  festis  in  ntroque  ritu  in 

tage  des  anderen,  überwiegenden  Ritus  ebenfalls  eamdem  dlem  incidentibus  devotiones  in  ecclesia 

zu  halten ,  Instruktion  Clemens  YlII.  v.  1595.  sui  natlTi  ritas  tam  coniuges  ac  fllii  quam  famuli 

n.  35,  coli.  conc.  Lac  2,  450.    Also  kann  z.  B.  peragere  possunt.   Praedictas  vero  dispensationes 

ein  Lateiner  seine  griechischen  Dienstboten  nicht  ordinaril  conoedent  tamquam  apostolicae  sedis 

an  einem  Tage ,  welcher  für  diese  kein  Festtag  delegatl".  (Vgl.  dazu  auch  Arch.  f.  k.  K.  B.  14 

Ist,  zu  knechtischen  Arbeiten  zwingen.    Femer  16.  17.) 

haben  die  Griechen  ,  welche  lateinischen  Ordi-  8  S.  das  Dekret  für  Gallzien  In  der  vor.  Anm. 

narien  unterstehen  ,  auch  die  gebotenen  latelni-  lieber  die  Italogräcl  vgl.  Benedict.  XIY.  cotist. 

sehen  Festtage  zu  feiern,  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  pastoralis  cit.  %,  9.  n.  7  ff.  und  II  er  gen- 

Etsi  pastoralis  J.  5.  n.  6.    Für  die  Ehen  und  rother7.  S.  189. 

Familien  der  Angehörigen  yersehledener  Riten  <  S.  Bd.  I.  S.  163  ff. 

bestimmt  das   Dekret  für   Galizlen   unter  D. :  5  Matt h.  XXVIII.  19.  20  (Bd.  I.  S.  196. 

„c.  .  .  .  Ad  evitanda  autem  gravia  Incommoda  in  n.  2.) 

famillis  mlxtl  ritus,  per  dlspensatlonem  ab  ordl-  6  Bd.  I.  S.  195.  n.  8.    VgL  femer  Trident. 

narils  impetrandam  facultas  flat  dies  festos  et  Sess.  VII.  de  bapt.  c  3;   Sess.  XIV.  de  eitr. 

jejunla  observandi  iuxta  unum   eundemque   ri-  unct.  cap.  3;  Sess.  XXII.  desacrif.  ml8saeGap.8, 

tum  ,  si  ita  parentes  inter  se  convenlant ,   quin  wo  ebenso  wie  in  dem  a.  a.  0.  citirten  IV.  Late- 

exinde  ritus  Ipslus  mutatio  ullo  modo   deduci  ran-Konzll  die  Romana  ecclesia  als  die  „mater  et 

valeat.   In  matrimoniis  tarnen  clericomm  Ruthe-  maglstra  omnlam  aliarum"  bezeichnet  wird.  S. 

noram  abhino  uniyersa  proles  sequi  debebit  ritum  auch  conc  Vatican.  c  3.  4  (Bd.  II.  S.  705  und 

patris  atque  uxor  latlna  per  dlspensatlonem  ab  Bd.  III.  S.  467.  n.  5). 

ordlnario  impetrandam  facultatem  obtineat  feetos  ?  Bd.  II.  S.  41. 
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Sakramente  (der  potesias  ordinü)^  sowie  von  der  Lenkung  und  Leitang  der  Kirche  (der 
poteMoB  iurisdiciiofiis)  versehieden  sind  ^ 

Die  katholische  Kirche  hält  sich  bekanntlich  für  allein  zur  Verwaltung  der  Christ- 
liehen  Lehre  und  zur  Spendung  der  von  Christus  eingesetzten  Sakramente  berechtigt 
nndy  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  der  Lehre  handelt ,  für  unfehlbar.  In  Folge 
dessen  kennt  sie  für  die  ihr  angehörenden  Personen,  d.  h.  für  alle  christlich  Ge- 
tauften keine  Freiheit,  dasjenige,  was  sie  ihrerseits  als  der  christlichen  Offenbarung 
entsprechend  lehrt,  anzunehmen  oder  abzulehnen,  vielmehr  fordert  sie  von  ihnen  als 
Rechtspflicht  die  Unterwerfung  unter  die  von  ihr  als  Inhalt  des  christlichen  Glaubens 
festgestellten  Dogmen. 

Kraft  ihrer  alleinigen  Berechtigung  zur  Bewahrung  und  zur  Verkfindung  der 
christlichen  Offenbarung  beansprucht  sie  femer,  dass  Niemand  ohne  die  Genehmigung 
und  ohne  die  Controle  der  mit  dem  Lehrauftrage  ausgestatteten  schriftmässigen  Or- 
gane die  christliche  Religion  lehre ,  und  sie  sucht  auch  diesen  Anspruch ,  soweit  es 
ihr  möglich  ist,  mit  äusseren  Mitteln,  insbesondere  mit  äusserem  Zwang  durchzu- 
setzen. 

In  beiden  Beziehungen  hält  sie  sich  also  für  berechtigt,  Rechtszwang  zu  flben. 
Aller  Rechtszwang  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  f^lllt  aber  in  das  Gebiet  der  potestas 
iurisdictioms,  Uebt  sie  diesen  zur  Wahrung  und  zur  Sicherung  ihres  Lehrauftrages 
oder  ihrer  Lehrvollmacht  in  Konsequenz  ihrer  oben  gedachten  Stellung  aus,  so  kann 
sie  dies  nur  kraft  der  ihr  zustehenden  Jurisdiktion ,  nicht  aber  kraft  ihres  Lehranf- 
trages  thun.  Das  heisst,  erst  durch  diese  Beziehung  der  Jurisdiktionsgewalt  auf  den 
letzteren  und  die  Verwendung  der  ersteren  fflr  ihren  Lehranftrag  wird  dieser  zur 
Lehrgewall  oder  zur  potestas  magisterii  im  engsten  Sinne  des  Wortes. 

Es  ist  daher  nicht  zutreffend,  wenn  vielfach  die  potestas  magisterii  als  in  der /»o- 
testas  iurisdictionis  inbegriffen  erklärt  und  ihr  jede  Selbstständigkeit  abgesprochen 
wird  2.  Wenn  man  sich  dafflr  auf  einzelne  päpstliche  Aussprtlche  ^,  vor  Allem  auf 
das  vatikanische  Konzil  ^  beruft,  so  erklären  diese  nichts  anderes,  als  dass  der  Rechts- 
zwang, mit  welchem  das  kirchliche  Lehramt  ausgestattet  ist,  aus  der  iurisdictio  fliesst  ^, 

1  Bd.  I.  S.  164.  Selbst  Schneemann,  d.  nirgends  Ist  die  Anwendung  des  Bannes  häuflgt^r 
kirehliclie  Lehrgewalt.  Frelburg  i.  Br.  1868,.  als  auf  ihrem  Gebiete^',  so  werden  hiei  blos  Jurls- 
S.  40,  welcher  die  potestas  magisterii  znr  potes-  diktionshandlungen  aufgeführt,  nißht  aber  Thä- 
tas  iurisdictionis  rechnet ,  will  die  Dreitheilung  tigkelten  der  Kirche  ,  welche  sich  als  Ausübung 
in  der  Theorie,  etwa  beim  Aufbau  eines  wissen-  des  Lehrauftrages  darstellen.  An  der  Dreitheilung 
Bchafüichen  Systems,  nicht  tadeln.  hält  dagegen  fest  y. Scherer,  Hdbch.  d.  K. R.  1, 

2  So  ausser  den  Bd.  I.  S.  164.  n.  3  genannten  19  u.  21. 

noch  V  e  r  i  n  g  K.  R.  2.  Aufl.  S.  407  (abweichend  3  Der  Syllabus  verwirft  Nr.  33  (Arch.  f.  k.  K. 

Yon  seiner  früheren  Meinung);    Heinze,  das  r.  13^  317)  den  Satz:    „Non  pertinet  ad  eccle- 

Lehramt  i.  d.  kath.  Kirche  u.  d.  päpstliche  pri-  siasticam  potestatem  proprio  ac  naÜYo  iure  diri- 

matus  ordinis.  Wien  1876.  S.  6.  9  (Abdruck  aus  g^re  theologicarum  rerum  doctrlnam." 

Grünhut,  Zeltschr.  f.  d.  Privat-  und  öfTent-  ^  r,      .  «    ^        .               jq   t  t  Aof-rn       q 

liehe  Recht.  Bd.  3.  S.Ö36fr.);  Schneemann  *  ^i?"«*-  P"*?'  ^^^^,^  %*ö-  J'^V  ^^^^'  "i 

a.  a.  0.  S.  39;  de  Hammerstein  de  ecclesia  (Bd.  II.  S.  705)  u.   c.  4:    „Ipso  autem  aposto- 

et  sUtu.  Trevir.  (1886)p.l56.  Wenn  Schnee-  ^^?  primatu,    quem   Romanus  pontifex   Petri 

mann  a.a.O.  bemerkt:  „Es  ist  der  Jurisdiktion  Pnn^ipi«    apostolorum    successor   m  universara 

eigen,  das  Zusammenwirken  der  Mitglieder  auf  ^^'^^^^J^  «^«net,  supremam  qnoque  magisteni 

das  Ziel  der  Kirche  zu  leiten  und  zu  regieren;  POtestatem  comprehendi     haec  s.  sedes  semper 

dies  aber  thut  ja  auch  die  Lehrau toritat ,  indem  ^""^*'  perpetuus  ecclesiae  usus  comprobat,  ipsa 

Sic  den  Anfang  der  Heilswirkung,  den  Glauben,  oecumenica  concilia  .  . .  declaraverunt.« 

za  regeln  übernimmt.  Und  was  fehlte  der  Lehr-  ^  Das  zeigt  in  No.  33  des  Syllabus,  s.  Aum.  3, 

gewalt  an  dem  Charakter  einer  wahren  Juris-  der  Ausdruck:  dirigere  undc.  3cit.  const.  Pastor 

diktlon?    Sie  befiehlt  ja,  droht,  straft  und  trifft  aeternus  in  der  Stelle:  „Romanl  pontificis  iuris- 

PräYentiymassregeln  ebensogut,  wie  diese;  ja  dictionis  potestatem  .  .  .  immediatam  esse  .  .  . 

Hiasch in 8,  Kirchenrecht  lY.  28 
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[§.  226. 


oder  mit  anderen  Worten :  es  wird  in  ihnen  unter  der  potestas  magistern  nicht  der 
Lehranftrag  oder  die  Lehrvollmacht  schlechthin^  sondern  die  Lehrgewalt  in  dem  vor- 
hin erwähnten  engen  Sinne  verstanden. 


non  sohim  in  rebus  quae  ad  fldem  et  mores ,  sed 
etiam  In  Us  quae  ad  diseiplinam  et  regimen  .  .  . 
ecclesiae  pertlnent'',  da  hier  von  der  Anwendung 
der  Jurisdiktion  zur  Ausstattung  der  Glaubens- 
Entscheidungen  mit  yerblndlicher  Kraft  die  Itede 
ist  Diese  Auffassung  wird  auch  durch  die  Vor- 
arbeiten zur  const  cit.  bestätigt.  Das  erste 
Schema  de  ecclesia  (6d.  III.  S.  462.  n.  6.)  c.  4 
(ecclesiamesse  societatem  visibilem)  erklärt,  dass 
in  der  Kirche  vorhanden  sei  ein  visibile  magis- 
terium  und  ein  visibile  regimen,  und  c.  10: 
„Clulstl  autem  ecclesia  non  est  societas  aequa- 
lium  .  .  .  verum  est  societas  inaequalis  .  .  .  ma- 
xlme  quod  in  ecclesia  est  potestas  divinitus  in- 
stituta,  qua  alii  ad  sanctiflcandum,  docendum  et 
regendum  praediti  sunt,  alii  destituuntur.  Cum 
vero  ecclesiae  potestas  alia  sit  et  dicatur  ordinis, 
alja  iurisdictloniB :  de  hac  altera  docemus ,  eam 
non  solum  esse  fori  intern!  et  sacramentalis,  sed 
etiam  fori  externi  ac  publici ,  absolutam  atque 
omnino  plenam,  nimirum  leglferam,  iudiciariam 
et  coercitivam"  (Friedrich  docum.  ad  illustr. 
conc.  Yatican.  2,  91)  richtet  sich,  wie  die  An- 
merkungen dazu  zeigen  (a.  a.  O.  S.  134fC),  nur 
gegen  die  Läugnung  der  rechtsverbindlichen 
Kraft  der  kirchlichen  Lehre,  also  gegen  die 
Läugnung  der  Jurisdiktion ,  welche  die  Kirche 
für  das  Lehramt  in  Anspruch  nimmt.  Ferner 
macht  zu  den  Worten  desselben  Schemas  c  11 
(nachmals  c.  1  der  const.  dogmat.  I  de  ecclesia, 
Bd.  III.  S.  464  und  dann  c.  1  der  const.  Pastor 
aetemus),  die  die  Lehre  derjenigen  verwerfen, 
welche  „negant,  Petrum  prae  omnibus  apostolis. . 
veroproprioqueiurisdictionisprimatu 
fuisse  a  Christo  iustructum^',  der  Bericht  der 
dogmatischen  Kommission  (Bd.  III.  S.464.  n.7) 
die  Bemerkung,  Friedrich  1.  c.  p.  296:  ^Ani- 
madvertitur  phrasi  iutisdictionU  ^imaiu  adden- 
dam  esse :  et  magisUrii,  Sed  potestas  magisterii 
ecclesiastici,  cuiusmodi  est  potestas  docendi,  tum 
in  episcopis  omnibus  tum  in  episcopo  episooporum 
ad  potestatem  lurisdlctionis  pariter  spectat,  secus 
ac  heterodoxi  opinantur,  de  qnibus  vide  ad  Schema 
de  ecclesia  Christi"  (d.  h.  die  vorhin  citirte  An- 
merkung zu  c  10).  Da  hier  blos  des  Papstes  und 
der  Bischöfe  erwähnt  wird ,  also  der  iVäger  der 
inrisdictio,  so  kann  das  Lehramt  nur  in  sofern  es 
zugleich  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne,  ge- 
meint sein.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  man 
m.  £.  berechtigt  zu  sagen,  dass  das  Yatikanum, 
wenn  es  das  oberste  Lehramt  aus  dem  Primate 
des  Papstes  herleitet  und  dasselbe  zur  Jurisdik- 
tion des  letzteren  rechnet ,  blos  das  Lehramt ,  so 
weit  es  mit  der  Jurisdiktion  umkleidet  ist,  d.  h. 
die  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne,  oder  die  An- 
wendung der  Jurisdiktion  auf  das  Lehramt,  ver- 
standen hat.  Ja,  es  ist  m.  E.  unmöglich,  dass  das 
Konzil  jedes  Lehramt  oder  jede  Lehrthätigkeit 
in  der  Kirche  dem  Gebiete  der  Jurisdiktion  hat 
zurechnen  wollen,  denn  von  diesem  Standpunkte 
aus  müsste  angenommen  werden,  dass  jeder,  wel- 
cher kirchlicherseits  zum  Lehren  berufen  ist,  sei 


es  kraft  Amtes,  wie  der  Pfarrer  (Bd.  II.  S.  295),  sei 
es  kraft  Auftrages ,  wie  ein  Religionslehrer,  mit 
einer  iurisdictlo  externa  ausgestattet  sei  (so  auch 
V.  Scher  er  a.  a.0.  S.21),  und  umgekehrt,  dass 
jeder,  welcher  die  bischöfliche  Jurisdiktion  zu 
verwalten  hat,  wie  der  GeneraMkar,  auch  das 
Lehramt  selbst  auszuüben  berufen  sei. 

In  Uebereinstimmung  hiermit  bemerkt  Hei  n  ze 
S.  32 :  „Die  Ansprüche,  mit  welchen  die  katho- 
lische Kirche  ihr  Lehramt  gegenüber  den  Be- 
lehrenden ausgestattet  hat,  fallen  in  die  Kate- 
gorie der  potestas  lurisdlctionis^  Allerdings  steht 
es  damit  nicht  vollkommen  im  Einklang,  wenn 
er  S.  8,  9,  13  hervorhebt,  dass  die  potestas  ma- 
gisterii den  Typus  der  potestas  iurisdictionis  trage, 
und  daas  der  Grund  des  Gehorsams,  welchen  die 
Diöcesanen  den  Bischöfen  hinsichtlich  der  Lehre 
schulden,  auf  dem  Gebiete  des  magisteiinm  eiu 
anderer,  als  auf  den  übrigen  Gebieten  der  inris- 
dictio sei.  Auf  dem  letzteren  habe  der  Bischof 
wegen  seiner  Stellung  als  kirchlicher  Vorgesetz- 
ter, welcher  kraft  seines  Amtes  berufen  ist ,  die 
einem  Bischof  zukommenden  EntSchliessungen 
zu  fassen ,  den  Anspruch  auf  Unterwerfung  bei 
Lehraussprüchen  aber  deshalb ,  weil  er  zur  Ver- 
breitung und  Aufrechterhaltung  der  wahren  Lehre 
berufen  sei,  also  im  letzten  Grunde  wegen  einer 
besonderen  persönlichen  Eigenschaft  und  Leis- 
tungsfähigkeit, für  welche  die  Yermathung 
spreche ,  welche  freilich  aber  auch  im  Einzelfall 
fehlen  könne.  Nach  diesen  Ausführungen  er- 
scheint das  kirchliche  Lehramt  überhaupt  be- 
grifflich mit  Zwang  ausgestattet,  und  es  wird  für 
das  Gebiet  des  magisterium  eine  eigenthümliche, 
von  der  sonstigen  iurisdictlo  externa  spezifisch 
verschiedene  Jurisdiktion  angenommen.  Diese 
Auffassung  Heinzens  widerspricht  aber  zonächst 
dem  vatikanischen  Konzil.  Abgesehen  davon  hat 
H  elnze  auch  übersehen ,  dass  der  Bischof  seine 
Lehraussprüche  doch  nur  ebenfalls  kraft  seines 
Amtes  abzugeben  hat,  und  dass ,  wie  er  bei  der 
Verwaltung  der  iurisdictlo  externa  seine  Eiit- 
schliessungen  nur  nach  dem  geltenden  Recht 
fassen  darf,  er  seine  Lehraussprüche  ebenso  allein 
in  Uebereinstimmung  mit  der  kirchlichen  Lehre 
thun  kann,  sowie  dass  der  Mangel  seiner  persön- 
lichen Leistungsfähigkeit  seinen  rechtlichen  An- 
spruch auf  Gehorsam  nicht  im  Mindesten  beein- 
trächtigt. Ebensowenig  ist  es  als  richtig  anzner- 
kennen,  wenn  Heinze  S.  15  die  angeblich  spe- 
zifisch anders  geartete  Gehorsamspflicht  in  Glau- 
benssachen direkt  auf  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche 
als  Rechtsgrund  zurückführt.  Der  Bischof,  wel- 
cher etwas  der  kirchlichen  unfehlbaren  Lehre  für 
entsprechend  oder  widersprechend  erklärt  (über 
seine  Zuständigkeit  dazu  s.  unten  zu  No.  111.)« 
ist  in  diesem  seinem  Ausspruch  nicht  unfehlbar, 
nichtsdestoweniger  ist  er  aber  berechtig«,  Gehor- 
sam dafür  zu  beanspruchen.  Diesen  kann  er,  wie 
bei  allen  anderen  Anordnungen,  kraft  seiner 
iurisdictlo  für  die  DiÖcese ,  aber  auch  nur  kraft 
dieser  letzteren  fordern. 
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n.  Die  oberste  Lehrgewalt.  A.  Begriff.  (Rechtliche  Bedentang 
der  Unfehlbarkeit.)  Die  katholische  Kirche  kennt  ein  höchstes  Lehramt,  eine 
tuprema  poiestas  magisterü^.  Die  Lehre,  das  Objekt  der  potestas  magisterii,  kann  nur 
eine  nnd  dieselbe  ftlr  die  ganze  Kirche  sein,  und  diese  eine  Lehre  ist  anch  die  reine 
und  wahre.  Eine  Scheidung  in  eine  bessere  oder  richtigere  Lehre  nnd  eine  Abstufung 
des  Lehramtes  nach  diesem  Gesichtspunkt  ist  begrifflich  ausgeschlossen  2.  Die  iuris- 
dictio  ist  aber,  mannigfacher  Abstufungen  fähig,  und  daher  sind  solche  unter  den  Trä- 
gem des  Liehramtes  nur  möglich,  wenn  dasselbe  zugleich  mit  der  iurisdictio  bekleidet, 
also  zur  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne  wird  3. 

Die  höchste  Lehrgewalt  kann  demnach  allein  den  Organen ,  welche  die  höchste 
iurisdictio  nber  die  Kirche  besitzen,  welche  die  Befdgniss  haben,  die  gelehrten  Glau- 
benssfltze  als  bindende  Normen  fQr  die  ganze  Kirche  und  alle  Olftubigen  vorzu- 
sehreiben, und  sie  mit  Zwang  durchzuführen,  zustehen.  Das  Recht,  die  Gewissen  der 
Glilubigen  in  dieser  Weise  zu  binden,  entnimmt  die  katholische  Kirche  ihrer  Unfehl- 
barkeit, und  daher  wird  sie  durch  die  Konsequenz  dazu  geführt,  dem  Organ,  welches 
f^r  die  ganze  Kirche  die  Lehre  mit  dieser  verpflichtenden  Kraft  festzustellen  befugt 
ist,  diese  also  dabei  repräsentirt ,  gerade  wegen  der  obersten  Jurisdiktion  auch  die 
Unfehlbarkeit  in  Bezug  auf  seine  Lehrausprttche  zuzuschreiben. 

Die  Unfehlbarkeit  bildet  die  Le^timation  fUr  die  höchste  Jurisdiktion  zur  An- 
wendung des  Rechtszwanges.  Sie  kann  daher  auch  keinem  anderen  Organ  in  der 
Kirche,  als  demjenigen,  welches  die  höchste  Jurisdiktion  besitzt,  zukommen,  und  selbst 
diesem  begrifflich  nicht  in  weiterem  materiellen  Umfange,  als  die  Grenzen  dieser  Ju- 
risdiktion sich  erstrecken,  d.  h.  nicht,  soweit  die  beliebige  Abänderung  oder  Neu- 
einftlhrung  von  Dogmen  oder  die  Beseitigung  von  Sfttzen  des  jus  divinum  in  Frage 
steht*. 

Diese  Konsequenzen,  welche  sich  aus  der  Lehrgewalt  in  einer  sich  als  unfehl- 
bar betrachtenden  Religionsgemeinschaft  ergeben,  hat  die  katholische  Kirche  ihrer- 
aeits  in  vollem  Umfange  gezogen.  Vor  dem  vatikanischen  Konzil  war  das  allgemeine 
Konzil  der  Träger  der  obersten  Lehrgewalt,  also  berechtigt,  Glaubensgesetze  inner- 
halb des  gedachten  Um£&nges  zu  erlassen  ^,  und  es  galt  in  Bezug  auf  diese  seine 
Festsetzungen  für  unfehlbar^.  Dem  Papst  hat  man  allerdings  kraft  seines  Primates 
schon  vor  dem  Vatikanum  in  Glaubenssachen  dasselbe  Recht,  wie  dem  allge- 
meinen Konzile,  d.h.  das  Recht,  mit  allgemein  bindender  Kraft  neue  Lehren  am  Dogma 
zu  prüfen  und  irrige  Lehren  zu  verwerfen,  sowie  das  Dogma  zu  deklariren,  beigelegt. 
Aber,  so  lange  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  dogmatisch  feststand,  musste  seine 
Jarisdiktion  gerade  in  Bezug  auf  die  fundamentale  Aufgabe  der  Kirche,  die  reine  Lehre 
festzustellen,  begrifflich  eine  geringere  als  die  des  allgemeinen  Konziles  sein. 

War  das  Konzil  bei  seinen  Glaubensentscheidungen ,  welche  es  mit  bindender 
Kraft  far  die  ganze  Kirche  festsetzte,  unfehlbar,  so  hatte  es  die  Macht,  in  denselben 
ewig  bindende  und  unabänderliche  Gesetze  zu  erlassen.  Die  unfehlbare  Glaubens- 
entscheidnng  ist  für  alle  Zeiten  untrüglich  und  wahr.    Das ,  was  sie  als  Lehre  fest- 

^  S.  c.  4  eonst.  Pastor  aeternus  (0.  S.  433.  n.  4).  potestas  aus  dem  Primate,  also  der  obersten  Jurifr- 

2  Bd.  I.  S.  165  uud  Heiiize  S.  12.  30.  "** 4**bI  m.^rm *^^^^^^ 

J  IMes  steht  in  völliger  Uebereinstlmmung  da-  &  Bd.  IIT.  S.  614. 

mit,  dftss  c.  4  const.  eil  die  anprema  magisterii  ^  Bd.  HI.  S.  629. 
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gesetzt  hat,  wird  eine  Norm,  welche  die  Kirche,  ein  späteres  allgemeines  Konzil  und 
den  Papst  bei  der  Handhabung  des  Lehramtes  und  der  Lehrgewalt  fflr  immer 
bindet,  und  der  Verwendung  der  Jurisdiktion  des  einen  oder  anderen  Organs  ftlr  sa- 
künftige  Lehrentscheidnngen  eine  Schranke  setzt. 

Gerade  diese  Macht,  welche  das  kraft  der  Jurisdiktion  erlassene  Gesetz  für  alle 
Zeiten  wirksam  macht,  fehlte  dem  Papste,  so  lange  seine  Unfehlbarkeit  nicht  allseitig 
in  der  Kirche  anerkanntes  Dogma  war.  Die  Lehrentscheidungen,  welche  er  erlassen 
hatte,  konnten  zwar  kraft  seiner  Jurisdiktion  über  die  ganze  Kirche  Geltung  und  Ge- 
setzeskraft beanspruchen.  Begrifflich  bestand  aber  zwischen  ihnen  und  den  anderen 
Kirchengesetzen,  welche  der  Papst  erliess,  kein  Unterschied,  denn  ebenso  wie  die  letz- 
teren waren  die  von  ihm  gegebenen  Glaubensgesetze  der  Aufhebung  unterworfen, 
und  da  das  allgemeine  Konzil  rechtlich  befugt  war,  jedes  Glaubensgesetz  des  Papstes 
abzuändern  und  die  desfallsige  Entscheidung  des  ersteren  Unfehlbarkeit  und  Unab- 
änderlichkeit zu  beanspruchen  hatte,  so  hatte  das  allgemeine  Konzil  in  so  weit  theo- 
retisch immer  noch  eine  hdhere  Jurisdiktion  als  der  Papst  ^,  oder  mit  anderen  Worten : 
das  Episkopalsystem  war,  so  lange  das  Dogma  der  päpstlichen 
Unfehlbarkeit  nicht  proklamirt  war,  keineswegs  vollkommen  be- 
seitigt^. 

Erst  durch  das  Vatikanum  ist  dieser  letzte  Schritt  geschehen.  In  voller  Ueber- 
einstimmung  mit  den  obigen  Ausftlhrungen  (s.  S.  435)  erklärt  dasselbe'  den  Papst 
fltlr  seine  Person,  aber  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  in  dem  Primate  Aber 
die  Kirche,  d.  h.  als  Inhaber  der  höchsten  Jurisdiktion,  für  unfehlbar,  des  Näheren 
nicht  in  allen  seinen  amtlichen  Akten  und  Entscheidungen,  sondern  allein  in  dem  Fall, 
dass  er  ex  cathedra  lehrt,  d.  h.  dass  er  in  Betreff  des  Glaubens  und  der  Sitten  eine  Ent- 
scheidung trifft,  und  gleichzeitig  von  seiner  höchsten  Jurisdiktion  über  die  Eärche  Ge- 
brauch macht,  also  eine  solche  Entscheidung  mit  bindender  Gesetzeskraft  ftlr  die  letz- 
tere und  alle  Gläubigen  ausstattet^. 

Die  Unfehlbarkeit,  d.  h.  juristisch  gesprochen :  die  ewig  dauernde  gesetzliche 
Verbindlichkeit  der  päpstlichen  Anordnungen ,  welche  bei  Verlust  des  Seelenheiles 
von  allen  Gläubigen  angenommen  werden  müssen,  ist  auf  diejenigen  Entscheidungen, 
welche  in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Sitten  erlassen  sind ,  beschränkt    Dies  ist 


*  Daher  hat  die  frühere  Theorie  auch ,  soweit  dass  die  Glaubensdekrete  des  Papstes  blos  proyi- 

sie  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  als  fest-  sorische  Kraft  haben,  für  falseh  erklait. 
stehend  angenommen  hat  s.  Bd  1.  S.  292,  dem-  j  ^^^^  ^^^^^  Betrachtung  bestttigt  somit  die 

selben  nur  das  Recht  beigelegt     in  Glaubens-  ^^-^^^  ^^„  ^^^  yertretene  Auffassung  (Bd.  III. 

Sachen  proTi sorische  Entscheidungen  zu  er-  g  j^^  ^„^  das  Vatikanum  den  deflnittven  Ab- 

assen.    Dies  gilt  selbst  von  solchen  Schriftstel-  gchm^g^dex  mit  dem  Kon«!  von  Fensra-Florenz 

lern,  welche  mclit  auf  dem  Boden  des  Episkopal-  beginnenden  rückläufigen  Entwicklung  (a.  a.  O. 

systemes  gestanden  haben ,  s.  z.  B.  W al  ter  K.  «  %Ary  -  .  gebildet  hat 

R.  12.  Aufl.  (1866)  S.  345.  n.  9;  Richter  K.  ^^  **'  ^'^  ^®*^^***  '*''*• 

R.  5.  Aufl.  (1858)  S.  245,  Ja  sogar  Z all  wein,  '  Oonst.  Pastor  aetemus  cit  c  4  ,   Bd,  III. 

principia  iuris  ecdes.  t.  I.  qu.  4  c.  2  $.  4  be-  S.  467.  n.  ö. 

hauptet  nur,  dass  solchen  Dekreten  „omnino  stall-  *  Nur  dieses  Kriterium   ergiebt  c.  4  cit    8o 

dum  erit,  quin  sine  maxima  temeritate  (plus  dico)  sagt  auch  Schneemanna,  a.0.  S.  151 :  „seine 

sine  suspicione  erroris  et  haereseos  ea  respuere,  Definitionen  ex  cathedra,  nämlioh  seine  Lehr- 

contemnere  liceat'^  ohne  dass  er  die  Abweichung  entscheidungen  in  Sachen  des  Glaubens  und  der 

als  Ketzerei  zu  bezeichnen  wagt    Andererseits  Sitten ,  zu  deren  Annahme  er  die  ganze  Kirche 

haben  selbstverständlich  diejenigen,  welche  den  verpflichtet"  u.  S.  154 :  „Es  handelt  sich  um  eine 

Papst  schon  vor  dem  Vatikanum   als  unfehlbar  Lehrentscheidung ,  welche  zur  inneren  Znstim- 

betrachtet  hatten  (statt  aller  vgl.  Phillips  K.  mung  strenge  verpflichtet   und  zwar  nicht  nur 

R.  2,  315)  völlig  konsequenter  Weise  den  Satz,  einzelne  Gläubige,  sondern  die  Gesammtkirche". 
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indessen  aHein  eine  scheinbare  Schranke ,  denn  unter  der  doctrina  de  ßde  vel  morihus 
können  nicht  blos  die  eigentlichen  Dogmen  and  eigentliche  Sittenlehren,  sondern 
aueh  Folgerungen  ans  Giaubenswahrheiten  ^  ja  alles,  was  sich  auf  die  ungeschmälerte 
Bewahrung  des  Glaubens  und  der  Sittenlehre  unmittelbar  oder  mittelbar  bezieht,  ver- 
standen werden 2.  Darüber,  was  dahin  gehört,  hat  allein  der  Papst  zu  bestimmen, 
und  so  entscheidet  er  im  Grunde  ausschliesslich  Aber  das  Gebiet,  für  welches  er  von 
seiner  hdchsten  Lehrgewalt  oder  von  seiner  Unfehlbarkeit  Gebrauch  machen  will. 

Eben  so  wenig  enthält  die  weitere  Voraussetzung,  dass  die  Anordnung  des  Papstes 
eine  Definition  ex  cathedra  sein  mflsse ,  eine  feste  Grenze.  Die  katholische  Kirche 
kennt  weder  eine  bestimmte  Form  für  die  Aeusserung  des  Willens  des  Gesetzgebers, 
noch  för  die  Publikation  desselben  als  Voraussetzungen  der  verbindlichen  Kraft  eines 
päpsüiehen  Erlasses  ^.  In  jedem  zweifelhaften  Falle  ist  also  aus  allen  einzelnen  in 
Frage  kommenden  Umständen  die  Absicht  des  Papstes,  eine  Definition  in  Betreff  der 
fides  und  der  mores  abzugeben  und  zur  Verbindlichmachung  der  Kirche  durch  die> 
selbe  von  seiner  obersten  Gesetzgebungsgewalt  Gebrauch  zu  machen,  festzustellen^. 


'  So  Schneemann  a.  a.  0.  S.  68. 
'  So  z.  B.  von  den  Jesuiten,  Wenlnger,  die 
UnfeMbarkeit  des  Papstes  als  Lehrer  der  Kirche 
etc.  1869.  S.  V.;  P.Rudis,  Petra  Romana. 
Regensburg  1869.  1.  Anfl.  S.  30ff.;  Schnee- 
mann S.  78ff. ,  welcher  auch  das  Gebiet  der 
Disciplin,  d.  b.  diejenigen  Aenssernngen  des 
kircblichen  Lebens,  welche  nicht  unmittelbar  von 
Gott,  sondern  durch  die  Kirche  augeordnet  sind, 
als  der  unfehlbaren  Festsetzung  nicht  entzogen 
betratchtet.  Vgl.  femer  noch  Reinkens,  über 
päpstliche  Unfehlbarkeit.  Manchen  1870.  S.374ff., 
V.  Schulte,  die  Macht  d.  römischen  Päpste. 
2.  Aufl.  Prag  1871.  S.  67  fr. 

8  Bd.  III.  S.  772.  773.  Die  materiellen  und 
formellen  Kriterien,  durch  welche  die  frühere 
Doktrin  den  Begriff :  ex  cathedra  seit  seiner  Auf- 
stellung im  16.  Jahrhundert  zu  bestimmen  ver- 
sucht hat,  wie  einerseits  Vergewieserung  der  zu- 
stimmenden Anschauung  der  Kirche  durch  all- 
gemeine oder  Parti kular-Konzilien  oder  Anhö- 
rung hervorragender  Theologen ,  Anrufung  des 
h.  Geistes,  Enthaltensein  der  verkündeten  Lehre 
im  Depositum  der  göttlichen  Offenbarung,  anderer- 
seits :  Verdammung  Widerstrebender  oder  Adres- 
sirung  des  Erlasses  an  die  ganze  Kirche  (s.  P  hil  - 
lips  K.  R.  %  331;  Schneemann  a.  a.  O. 
S.  lÖÖ;  Hergenröther,  Anti-Janus.  Freiburg 
i.  Br.  1870.  S.  36«;  Derselbe,  kath.  Kirche 
u.  Christi.  Staat.  Freiburg  i.  Br.  1872.  S.  933; 
Reinkens  a.  a.  0.  S.  54  ff.;  Frommann, 
Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  S.  401),  hat  man  nie- 
mals als  wesentliche  Voraussetzungen  einer  Ka- 
thedral-Entscheidung  betrachtet ,  und  gegenüber 
dem  Wortlaut  des  e.  4  cit.  wäre  dies  auch  jetzt 
vollends  unzulässig. 

*  Auf  ein  anderes  Resultat  sind  im  Grunde  die 
früheren  Definitionen  des  Begriffes  :  ex  cathedra 
nicht  hinausgekommen.  Nach  Lage  der  Sache  war 
dies  auch  nicht  möglich,  und  selbst  gegenüber  dem 
Vatikanum  ist  eine  andere  und  festere  Begriffsbe- 
stimmung ausgeschlossen.  Dieser  schwankende 
Begriff  leistet  gerade  insofern,  als  durch  das  Dogma 
der  Unfehlbarkeit  auch  alle  früheren  Päpste  für 


unfehlbar  erklärt  worden  sind  (Bd.  III.  S.  470. 
630),  die  entsprechenden  Dienste,  weil  der  histo- 
rische Nachweis,  dass  die  Päpste  in  einer  Reihe  von 
dogmatischen  Entscheidungen  geirrt  haben  (des- 
fallsige  Versuche  s.  z.  B.  bei  J  a  n  u  s,  d.  Papst  und 
das  Ooncil.  S.  54  ff.  ;  F  r  o  m  m  a  n  n  a.  a.  0. 
S.  432ff. ;  V.  Schulte,  die  Stellung  d.  Con- 
cilien,  Päpste  u.  Bischöfe  etc.  Prag  1871.  S.  174 ; 
dagegen  Hergenröther,  Anti-Janus  S.  48), 
immer  damit  entkräftet  werden  kann  ,  dass  die 
betreffenden  Erlasse  und  Erklärungen  nicht  ex 
cathedra  ergangen  sind.  Die  Unbestimmtheit 
des  Begriffes  verschuldet  es  ferner  ,  dass  in  Be- 
treff einzelner,  namentlich  das  Verhältniss  von 
Staat  und  Kirche  betreffender  Bullen  nicht  nur 
über  ihre  Unfehlbarkeit,  sondern  auch  darüber, 
in  wieweit  dieselben,  ob  ihrem  vollen  Inhalte 
nach  oder  blos  in  ihrem  entscheidenden ,  deflni- 
renden  Theile  (im  Gegensatz  zu  der  Begründung 
der  Entscheidung)  unfehlbar  sind,  gestritten 
wird  (s.  z.  B.  wegen  der  Bulle  Plus'  IX.  Quanta 
cura  V.  1864.  Bd.  III.  S.  470.  768  Anm.  und 
wegen  der  Bulle  Bonifaz'  VIII. :  Unam  sanctam 
V.  1302  a.a.  O.S.  768;  Hergenröther,  kathol. 
Kirche  S.  761  ff. ;  P.  Hinschius,  Stellung  d. 
Staatsregierungen  etc.  S.  61) ,  in  welcher  letz- 
teren Kontroverse  die  beschränkende  Ansicht  als 
richtig  erscheint 

Wennsich  früher,  als  man  blos  das  allgemeine 
Konzil  in  Glaubenssachen  für  unfehlbar  hielt, 
kein  Bedürfniss  ergeben  hat,  die  Voraussetzungen 
näher  zu  dellniren,  so  lag  dies  daran,  dass  allge- 
meine Konzilien  verhältnlssmässig  selten  gehal- 
ten worden  sind ,  und  dass  sich  schon  aus  dem 
Anlass  ihrer  Zusammenberufung  gewöhnlich  er- 
gab, dass  dogmatische  Streitigkeiten  entschieden 
werden  sollten  (Bd.  III.  S.  614).  Nachdem  man 
aber  dem  Papst  die  Unfehlbarkeit  beizulegen  be- 
gann ,  musste  sich  mit  Rücksicht  darauf ,  dass 
dieser  fortdauernd  die  Kirche  leitet  und  In  Folge 
dessen  alle  möglichen  Amtshandlungen  auszu- 
üben hat,  die  Nothwendigkeit  ergeben,  unter 
diesen  eine  Unterscheidung  zu  machen.  Jeden- 
falls besteht  zwischen  dem  allgemeinen  Konzil 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  226. 


Wie  es  das  vatikanische  Konzil  ausdrücklich  hervorhebt,  bleibt  die  oberste,  un- 
fehlbare Lehrgewalt  des  Papstes,  doch  ebenso  wie  die  des  allgemeinen  Konzils  doroh 
das  Dogma  und  das  göttliche  Recht  beschr&nkt^  Aber  thatsächlich  ist  aach  dies 
nicht  von  Bedeutung,  denn  darüber,  ob  eine  Entscheidung  des  Papstes  ex  cathedm 
sich  innerhalb  dieser  Grenzen  hftlt,  kann  wieder  Niemand  anderes  befinden,  als  er 
selbst,  da  er  die  höchste  Gewalt  in  der  Kirche  besitzt,  und  das  allgemeine  Konail 
nicht  mehr  über  ihm  steht  ^. 

Die  Unfehlbarkeit  steht  dem  Papst,  in  sofern  er  den  Primat  des  Apostels  Petras 
fortsetzt,  also  die  oberste  Jurisdiktion  in  der  Kirche  besitzt,  für  seine  Person  zu.  8ie 
ist  eine  durch  das  Amt  gegebene  und  durch  dasselbe  vermittelte  persönliche  Eigen- 
schaft 3.  Daher  ist  es  angeschlossen,  dass  der  Papst  seine  oberste  Lehrgewalt  mit 
dem  gedachten  Vorrecht  auf  einen  anderen  zur  Ausübung  überträgt^.  Andererseits 
aber  folgt  auch  daraus,  dass  der  Papst  diese  Eigenschaft  und  die  daraus  sich  ergeben- 
den Rechte  in  dem  Augenblick  erlangt ,  in  welchem  er  die  päpstliche  Jurisdiktion, 
d.  h.  mit  der  Annahme  der  Wahl,  erwirbt^  und  dass  er  sie  mit  seiner  Jurisdiktion, 
z.  B.  durch  die  an  sich  mögliche  Niederlegung  des  päpstlichen  Amtes  ^,  verliert. 

Da  somit  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  sich  als  eine  durch  den  göttlichen  Beistand 
gegebene  und  auf  übernatürliche  Weise  erfolgte  Ausrüstung  mit  einer  besonderen 
geistigen  Kraft  darstellt,  so  hat  der  Papst  im  Vergleich  zu  allen  anderen  Amtsträgem 
in  der  katholischen  Kirche  eine  eigenartige,  von  der  der  übrigen  spezifisch  verschie- 
dene Befähigung^.    In  Folge  derselben  ist  er  allein  legitimirt  und  befugt,  Anord- 


und  dem  Papste  in  Betreif  des  Umfangs  der  Un- 
fehlbarkeit keine  Verschiedenheit,  und,  venn 
man  dies  auch  früher  kaum  betont  hat ,  so  neh- 
men doch  selbst  die  Inf allibilisteu  an,  wasselbst- 
▼erstandUch  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass 
die  Unfehlbarkeit  des  Konzils  sich  gleichfalls 
auf  Entscheidungen  über  die  Sitten  erstreckt ,  s. 
z.  B.  Schneemann  a.  a.  0.  S.  40 ff. 

1  0. 4  cit. :  „  .  . .  Neque  enim  Petri  successori- 
bus  Spiritus  sanctuspromissus  est,  ut  eo  revelante 
novam  doctrinam  patef acerent,  sed  ut  eo  assistente, 
traditam  per  apostolos  revelationem  scu  fldei  de- 
positum  sancte  custodirent  et  fldellter  expone- 
rent".  Vgl.  auch  S ch n e e m a n  n  a.  a. 0.  S.  203 ; 
Hergenröther,  christl.  Kirche  S.  928. 

2  S.  Bd.  III.  S.  630.  631. 

3  Also  beruht  sie  nicht,  wie  bei  den  Konzils- 
vatern,  welche  persönlich  der  Unfehlbarkeit  ent- 
behren, auf  einer  Inspiration ,  s.  v.  Schulte 
a.  a.  O.  S.  47  ff.  Gegen  die  Inspiration  des 
Papstes  bei  der  Kathedral  -  Entscheidung  vgl. 
Kellner,  Verfassung,  Lehramt  u.  Unfehlbarkeit 
der  Kirche.  Kempten  1873.  S.  20  (^die  Unfehl- 
barkeit ist  eine  Amtsgnade'*) ;  Hergenröther 
a.  a.  O.  S.  930;  Heinze  a.  a.  0.  a  22 ff.  und 
die  dort  Citirten. 

^  D.  h.  so  dass  die  Anordnungen  als  unfehl- 
bare, also  bei  Verlust  des  Seelenheiles  unabänder- 
lich bindende  Gesetze  zu  betrachten  wären. 

5  Bd.  I.  S.  290. 

«  Bd.  I.  S.  294.  308.  In  dem  von  Heinze 
S.  35  berührten  Fall  der  Geisteskrankheit  des 
Papstes  ist  der  letztere  wegen  Unzurechnungs- 
fähigkeit nicht  im  Stande,  Jurisdiktionshand- 


lungen auszuüben ,  d.  h.  mit  andern  Worten  Yon 
seiner  Unfehlbarkeit  Gebrauch  zu  machen ,  weU 
dieselbe  ron  der  Vornahme  einer  Jurisdiktions- 
handluiig,  welche  sich  auf  einen  Glaubenssatz 
bezieht,  abhängig  ist. 

"^  Wenn  HeinzeS.26  darin  das  innere  Wesen 
des  ordo  ausgedrückt  findet  und  deshalb  die  Stel- 
lung des  Papstes  als  primatus  ordinis  bezeiohnet 
(s.  auch  S.  19.  31.  32),  so  halte  ich  dies  nicht 
für  richtig.  Eine  Gleichheit  kann  zwischen  dem 
ordo  des  Bischofs  und  Priesters  einerseits  und  der 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  lediglich  darin  ge- 
funden werden,  dass  sowohl  die  beiden  erstereo, 
wie  der  letztere  eine  übernatürliche  geistige 
Kraft  besitzen,  im  übrigen  bestehen  aber  wesent- 
liche Verschiedenheiten.  Die  Befähigung  des 
Bischofs  und  Priesters  äussert  sich  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  der  Sakramente  und  der 
sonstigen  heiligen  Handlungen  (Bd.  I.  S.  117. 
163),  die  des  Papstes  aber  auf  dem  Gebiete  der 
Jurisdiktion.  Darum  kann  sie  nur  dnrch  das 
Jurisdiktions-Amt  erworben  werden ,  und  ist  an 
dasselbe  gebunden  (s.  o.  im  Text) ,  während  der 
ordo  die  betreffende  facultas  spiritualis  der  Per- 
son ohne  Rücksieht  auf  das  Amt  gewährt  Wenn 
H  einz  e  S.  32ff.  in  Bezug  auf  den  Erwerb ,  die 
Uebertragung  und  den  Verlust  des  päpstUchen 
ordo  das  Vorhandensein  von  Abweichungen  gegen- 
über dem  bischöflichen  und  priesterUchen  ordo 
hervorhebt,  und  darin  Inkonsequenzen  und  einen 
Mangel  an  Symmetrie  findet ,  so  existiren  diese 
Missstande  lediglioh  nach  seiner  Theorie,  sind 
aber  in  Wahrheit  gar  nicht  vorhanden.  Folgt  die 
Unfehlbarkeit  aus  dem  Primat,  so  kann  sie  be- 
grifflich nur  durch  den  Erwerb  desselben ,   nicht 


§.  226.] 


Die  Verwaltung  des  magisterium.  Im  Allgemeinen. 
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niijig«n  des  vorhin  (8.  436)  erwähnten  Charakters  fflr  die  ganze  Kirche  zu 
erlassen. 

Das  allgemeine  Konzil;  weiches  frtther  dasselbe  Recht  hatte,  ist  nach  dem  Va- 
tikannm  bedentongslos  geworden.  Denn  ohne  den  kraft  seines  Amtes  mit  der  Unfehl- 
barkeit ausgestatteten  Papst  kann  sich  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche  nicht  mehr  be- 
thfttigen,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur,  wenn  der  päpstliche  Stnhl  besetzt ^  sondern 
anch  wenn  er  erledigt  ist.  Die  gegentheilige  Ansicht  ^^  welche  selbst  heute  noch  das 
Konzil  im  letzteren  Falle  für  unfehlbar  erklärt  3,  stellt  den  Papst  und  den  zum  Konzil 
versammelten  Episkopat  als  zwei  selbstständige  Organe  der  Unfehlbarkeit  gegenüber. 
Nach  dem  Vatikannm  erscheint  dies  aber  nicht  mehr  zutreffend  ^.  Wenn  nach  dem- 
selben nnr  der  Papst  allein  und  der  Episkopat  blos  in  Verbindung  mit  demselben 
unfehlbar  ist,  so  verändert  sich  durch  den  Fortfall  der  Person  des  Papstes  die  Stellung 
des  Episkopates  nicht,  und  da  das  allgemeine  Konzil  während  der  Erledigung  des 
päpstlichen  Stuhles  nicht  in  den  Primat  des  Papstes  succedirt,  so  erlangt  es  auch 
nicht  die  an  denselben  geknüpfte  Prärogative  der  Unfehlbarkeit. 

Nach  dem  heutigen  Recht  der  katholischen  Kirche  steht  demnach  die  oberste 
Lehrgewalt  dem  Papste  allein ,  dem  allgemeinen  Konzil  aber  nur  in  Verbindung  mit 
ihm ,  in  keinem  Falle  ohne  ihn ,  zu. 

B.  Inhalt  der  obersten  Lehrgewalt.  Die  oberste  Lehrgewalt  enthält 
vor  Allem  1.  das  Recht,  die  allgemein  verbindliche  Lehre  für  die  Kirche  festzustellen. 
Dies  kann  geschehen  (und  auf  diese  Weise  ist  das  Recht  auch  thatsächlich  geübt 
worden)  durch  den  Erlass  dogmatischer  Bestimmungen  über  einzelne  Glaubenswahr- 
heiten ^,  durch  Darlegung  der  wichtigsten  Glaubenslehren  in  zusammenfassenden,  sich 


dardi  Uebertragung  seitens  eines  bereits  mit  der- 
selben geistigen  Kraft  ausgerüsteten  Tragers  (wie 
dies  beim  bischöflichen  ordo  der  Fall  ist)  erlangt 
werden,  und  deshalb  wird  die  katholische  Kirche 
nie  im  Stande  sein ,  die  von  H  e i n  ze  vermisste 
Symmetrie  herzasteilen.  Uebrigens  erscheint  der 
Aasdniok:  primatus  ordinis  anch  deshalb  irre 
führend  und  schief,  weil  man  im  Kirchenrecht 
herkömmlicher  Weise  von  einer  hierarchia  or- 
dinis spricht,  nnd  bei  der  Beziehung  des  ordo  auf 
die  Verwaltung  der  Sakramente  und  der  heiligen 
Handlungen  die  gedachte  Bezeichnung  die  falsche 
Vorstellung  erregen  mass ,  als  ob  der  Papst  ge- 
rade in  Bezug  auf  die  potestas  ordinis  In  dem 
eben  erwähnten  Sinne  eine  besondere  höhere 
Stellung,  insbesondere  gegenüber  den  Bischöfen, 
einnimmt. 

»  Bd.  III.  S.  629  if. 

3  So  auch  S c'h  u  e e m  a n n  a.  a.  0.  S.  209. 

3  SoHeinzeS.  37. 

*  Pins  IX.  hat  in  der  Gonst.  Cum  Romants 
pontiflcibus  v.  4.  Dezember  1869  (Friedberg, 
Akteostücke  S.401)  kurz  vor  Eröffnung  des  vati- 
kanischen Konzils  die  Anordnungen  getroffen, 
dass  für  den  Fall  seines  Todes  während  desselben 
der  neue  Papst  nicht  durch  das  Konzil ,  sondern 
die  Kardinäle  gewählt ,  und  dass  das  erstere  so- 
fort als  suspendirt  und  vertagt  gelten  sollte,  bis 
es  durch  den   kanonisch    gewählten  Nachfolger 


wieder  aufgenommen  werde,  sowie  dass  dieae 
Bestimmungen  auch  später  für  alle  gleichen  Fälle 
Anwendung  finden  sollten.  H  ei  u  z e  S.  37  sieht 
darin  einen  Versuch,  die  Geltendmachung  der 
dem  Konzil  bei  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhles 
zukommenden  Jurisdiktion  zu  verhindern,  und 
ein  Zeugniss,  wenn  nicht  für  die  rechtliche ,  so 
doch  faktische  Macht  eines  Konzils,  welches  sede 
ne  vacante  versammelt  ist.  Ganz  abgesehen  da- 
von ,  dass  es  sich  dabei  blos  um  Vorschriften 
gehandelt  hat,  welche  Jeder  Anmassung  der  päpst- 
lichen Jurisdiktion  durch  das  Konzil  vorbeugen 
sollten,  jedenfalls  nicht  um  ein  rechtliches  Aner- 
kenntniss  derselben,  kann  diese  Konstitution 
sicherlich  nach  der  dogmatischen  Feststellung  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  nicht  mehr  als  Beweis 
für  die  selbstständige  Unfehlbarkeit  des  Konzils 
verwendet  weiden. 

Praktisch  wird  unter  normalen  Verhältnissen 
die  ganze  Frage  nicht  werden ,  umsoweniger  als 
die  gedachte  Konstitution  als  Kirchengesetz  in 
Geltung  steht.  Die  Möglichkeit ,  dass  sich  ein 
allgemeines  Konzil  bei  eintretenden  Krisen 
darüber  hinwegsetzt  (a,  auch  Bd.  III.  S.  631), 
lässt  sich  nicht  bestreiten ,  aber  ebensowig  jetzt 
übersehen,  welche  Richtung  die  dann  nothwendig 
werdende  neue  Rechtsentwicklung  einschlagen 
wird. 

6  S.  0.  S.  436  und  Bd.  III.  S.  769.  n.  3. 
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alsGlaabensbekenntnisse  darstellenden  Erklftrungen  [sog.  Symbolen^), sowie  endlich 
durch  die  Entscheidung  von  Glanbens-  und  Lehrstreitigkeiten  ^. 

£b  fiült  ferner  in  den  Bereich  der  obersten  Lehrgewalt  2.  die  Feststeliong  der 
Quellen  der  Lehre,  also  der  Erlass  von  Anordnungen  über  die  Schriften,  welchen  der 
Charakter  der  Heiligkeit,  d.h.  der  göttlichen  Inspiration  zukommt^,  sowie  Aber  das- 
jenige, was  in  der  Kirche  als  auf  göttlicher  Tradition  beruhend,  zu  gelten  hat ; 

3.  die  Sorge  für  die  Verbreitung  der  reinen  Lehre  unter  den  Gläubigen,  d.  h. 
der  Erlass  von  Anordnungen  über  den  Gebrauch  der  heiligen  Schriften  in  der  Kirche  * 


1  Von  den  Symbolen  der  katholischen  Kirche 
(s.  J.  T.  L.  Danz,  libri  gymbol.  eccles.  Rom.- 
catholicae.  Yimar.  1836;  F.  W.  Streltwolf  et 
R.  £.  Kl  euer,  libri  symbolici  eccles.  cathol. 
cam  prolcgom.  not  et  indlc  Gotting  1835.  1838. 
2.  Voll. ;  H.  D e  n  z i  n ge r ,  enchiridion  symbo- 
lorum  et  deflnitiouum  quae  de  rebus  fldei  et  mo- 
rum  a  conciliis  oecamen.  et  summ,  pontiflc. 
emanarunt.  Wlrceb.  18Ö4)  sind  durch  allgemeine 
KouziUeii  festgestellt :  1.  das  Nicänische  v.  325, 
Hefelc,  Konzil.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  314;  2.  das 
KonstantiDOpolitauischev.  381  (s.  indessen  Bd.lII. 
S.  348. 677  Aum.) ;  3.  das  Lateranenslsche  v.  1215; 
4.  das  Lyoiier  v.  1245  und  5.  das  Vienner  ▼.  1311 
(a.  a.  O.  S.  357.  n.  1). 

Das  früher  als  das  älteste  betrachtete  Symbol, 
das  apostolische,  welches  seinem  wesent- 
lichen Gehalt  nach  allerdings  schon  in  der  zwei- 
ten Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  das  Bekenntniss 
der  römischen  Gemeinde  gewesen  ist,  seiner 
Jetzigen  Gestalt  nach  aber  erst  aus  dem  5.  Jahr- 
hundert und  aus  Gallien  herrührt,  vgl.  Caspar!, 
ungedruckte  etc.  Quellen  zur  Geschichte  des 
Taufsymbols  und  der  Glaubensregel  1869  ff. 
3  Bde.;  A.  Harnack in  Herzog,  Real-Encyk- 
lopädie  f.  Protest.  Theologie  2.  Aufl.  1,  566,  hat 
gewohnheitsrechtlich  seine  Geltung  in  der  Kirche 
erlangt,  weil  es  nach  alter Ueberlieferung  von  den 
Aposteln  selbst  festgestellt  sein  soll  (das  lehrt 
auch  noch  der  Catech.  Roman.  P.  1.  c.  1.  qu.  2.  3). 
Ebenso  hat  das  s.  g.  symbolum  Athanasianum 
oder  Quicunquevult  salrus,  welches  erst  aus  dem 
Schluss  des  5.  Jahrhunderts  herrührt,  s.  G.  Plitt 
a.  a.  0.  1 ,  747 ,  in  der  lateinischen  Kirche  auf 
demselben  Wege  Anerkennung  erhalten.  Beide 
Symbole  sind  in  das  römische  Brevier  (Psalterium 
im  Anfang  u.  hinter  Ps.  118)  aufgenommen  wor- 
den. 

Was  die  Päpste  betriflft,  so  hat  Pius  IV.  auf 
Grund  des  Tridentinums  die  professio  fldei  1564 
herausgeben  lassen  (Bd.  III.  S.  220),  femer  sind 
behufs  Vereinigung  mit  den  Orientalen  derartige 
Zusammenstellungen  in  den  Bullen  Eugens  IV. 
für  die  Armenier  (1439)  und  für  die  Jacobiten 
(a.  a.  0.  S.  419.  n.  8)  gemacht,  sowie  auf  Ver- 
anlassung Gregors  XIII.  1576  und  Urbans  VIII. 
Glaubensbekenntnisse,  unter  dem  ersteren  für 
die  unirten  Griechen  (gedruckt  1623),  unter  dem 
letzteren  für  die  unirten  Orientalen  (gedruckt 
1642),  vri.  Benedict.  XIV.  const.  Allatae  v.  26. 
Juli  1755.  S-  17,  eiusd.  bull.  4,  126,  verfasst 
worden.  Beschränkt  mau  den  Begriff  des  Sym- 
bols auf  solche  Zusammenstellungen  von  Glau- 
benswahrheiten ,  welchen  die  Unfehlbarkeit  zu- 
kommt, 80  haben  die  gedachten  Erlasse  diesen 


Charakter  nicht ,  sie  können  also  nicht  (so  z.  B. 
Permaneder  K.  R.  %.  363;  Ginzel  K.  K. 
1,  160.  n.  1 ;  Walter  K.  R.  %.  178)  als  gleich- 
werthig  neben  den  zu  Abs.  1  erwähnten  aufge- 
zählt werden.  Ihre  verbindliche  Kraft  lässt  8i«:h 
allerdings  nicht  läugnen,  vgl.  auch  Richter, 
Dove  S-  ^9  u.  Phillips  K.  R.  $.  230. 

2  In  älterer  Zeit  haben  solche  Streitigkeiten 
vielfach  zur  Einberufung  von  allgemeinen 
Konzilien  und  zum  Erlass  von  dogmatischen  Be- 
stimmungen durch  diese  die  Veranlassung  ge- 
geben, 8.  Bd.  m.  S.  769.  u.  3. 

3  Vgl.  Trld.  Sess.  IV  deci.  de  cauonicis  scri- 
pturis :  ., . .  .  omnes  libros  tarn  veteris  quam  novi 
testamenti,  quum  utriusque  unus  deus  sit  auctor 
nee  nou  traditiones  ipsas  tum  ad  fldem ,  tum  ad 
mores  pertinentes,  tamquam  vel  oretenus  a  Christo 
vel  a  spiritu  s.  dictatas  et  coutinua  sucoessione 
in  ecclesia  catholica  conservatas,  pari  pietatis 
affectu  ac  reverentia  suscipit  et  vcneratur.  Sacro- 
rum  vero  librorum  indicem  huic  decreto  adscri- 
beiidum  ceusuit ,  ne  cui  dubitatio  suboriri  pos- 
sit ,  quinam  sint  qui  ab  ipso  synodo  suscipiun- 
tur  .  .  .  Si  quis  autem  libros  ipsos  integres  cum 
Omnibus  suis  partibus,  prout  in  ecclesia  catholica 
legi  consueverunt  et  in  veteri  vulgata  latiiia  edi- 
tione  habentur,  pro  sacris  et  canonicls  non  susce- 
perit  et  traditiones  praedictas  sciens  et  prudens 
contempserit,  anathema  sit." 

4  Hierher  gehört  die  Vorschrift  de8  Triden- 
tinums über  den  Gebrauch  d.  h.  Schrift  In  der 
lateinischen  Uebersetzung  und  zwar  derjenigen, 
welche  mau  die  Vulgata  nennt ,  die  hinsichtlich 
des  neuen  Testamentes  auf  einer  Verbesserung 
der  ältesten  lateinischen  Uebersetzung  (ItaUi) 
durch  Uieronymus  (383,  384),  hinsichtlich  des 
alten  auf  einer  Uebersetzung  des  letzteren  aus 
dem  Grundtext  beruht  (über  die  Vulgata  6.  L. 
van  E SS,  pragmatisch-kritische  Geschichte  der 
Vulgata;  Kaulen,  Gesch.  d.  Vulgata.  Mainz 
1868;  0.  F.  Fritzsche  L  Herzog,  Real- 
Encyklopädie  8,  445).  Nach  Sess.  IV  decr.  cit 
und  decr.  de  ed.  et  usu  ss.  librorum :  „ .  .  ut 
haec  ipsa  vetus  et  vulgata  editio,  quae  tot  saecu- 
lorum  U8U  in  ipsa  ecclesia  probata  est,  in  publicis 
lectionibus,  disputationibus,  praedicationibus  et 
expositionibns  pro  authentica  habeatur  et  nemo 
illam  reiicere  quoris  praetextu  audeat  vel  prae- 
sumat^  ist  die  Vulgato  allein  die  authentische 
Uebersetzung,  welche  von  und  in  der  Kirche  für 
gottesdienstliche  und  andere  kirchliche  Zwecke 
gebraucht  werden  darf  (wenn  schon  das  Verhält- 
niss  dieser  Uebersetzung  zum  Gnmdtexte  völlig 
im  Unklaren  gelassen  ist,  und  zu  venchiedenea 
Kontroversen  Veranlassung  gegeben  hat,  s.  noch 
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und  ditrch  die  Laien  \  die  Feststellang  der  für  den  kirchlichen  Religions- Unterricht  in 


G.  Riegler,  krit.  Gesch.  d.  Vulgata.  Tübingen 
1824.  S.  111  ff.).  Durch  das  Tridentinum  waf 
das  Bedurfniss  einer  neuen  Ausgabe  hervorge- 
rufen worden,  und  Sixtus  Y.  hat  1588  durch 
eine  besondere  Kougregation  eine  solche  anfer- 
tigen laason.  Sie  istalsblblia  vulgatae  edltionis  ad 
conc.  Tiident.  piaesoript.  emend.  et  a  Slxto  V. 
P.  M.  recognita  et  approbata.  Roma  ex  tipogr. 
apost  Yatic  1590  (3  Theile)  erschienen.  Die  da- 
zu gehölige  const.  v.  1.  März  15^  erklärte  sie  für 
die  vera,  legitlma,  authentica  et  indubitata  in 
omiubua  publicis  privatisque  disputationibus, 
^bot  bei  Strafe,  sie  ohne  jede  Aenderung  abzu- 
drucken und  untersagte  andere  Abdrucke.  Unter 
Gregor  XI Y.  wurde  eine  Yerbesaerung  in  Angriff 
genommen,  das  Werk  der  betreffenden  Kommis- 
sion ist  aber  erst  unter  Clemens  YIII. ,  welcher 
am  13.  Februar  1692  die  Unterdrückung  der 
Exemplare  der  früheren  Sixtinischeu  Ausgabe 
angeordnet  hatte,  vollendet  worden,  und  Ende 
des  J.  1592  erschien  die  neue,  nunmehr  authen- 
tische Ausgabe:  biblia  s.  vulgatae  editionia 
Sixti  Y.  P.  M.  iussu  recognita  atque  ediU.  Ro- 
mae  ex  typ.  apost.  Yat.  1592  (vgl.  forner  const 
Clement.  YIII, :  Cum  sacror.  bibl.  v.  9.  November 
1592 ,  bull.  Taur.  9,  636) ,  ohne  dass  der  Name 
Clemens^  YIII.  genannt  wurde.  Weitere  Aus- 
gaben sind  dann  in  Rom  1593  und  1598  veröffent- 
licht worden,  in  denen  allerdings  von  dem  früheren 
Text  wieder  abgewichen  ist.  Die  späteren  Aus- 
gaben ruhen  auf  den  clementijilsohen  (die  neueste 
römische  von  0.  Yercellone  besorgt.  Rom 
1861),  und  daher  ist  der  authentische  Text  nicht 
einmal  an  allen  Stellen  sicher,  vgl.  Frltzscho 
a.  a.  O.  S.  456  ff. 

1  Das  Lesen  und  der  Gebrauch  der  Yulgata  steht, 
da  sie  den  authentischen  Text  enthält,  jedem 
Laien  frei.  Was  dagegen  die  Benutzung  von 
Uebersetzungen  in  der  Yolkssprache  betrifft ,  so 
hatte  die  Kirche,  als  die  Kenntniss  des  Lateini- 
schen unter  den  Laien  immer  mehr  abnahm,  zu- 
nächst keine  Yeranlassung,  diese  Frage  einer  Re- 
gelung zu  unterziehen,  daUebersetzungenin  den 
Volkssprachen  kaum  vorhanden  waren.  Der  mit- 
unter als  erstes  Yerbot  einer  Bibelübersetzung 
bezeichnete  Brief  Gregors  YIL  an  Herzog  Wratis- 
laus  IL  von  Böhmen  v.  1080,  reg.  VII.  11,  ed. 
Jaff^  p.  393:  „quia  vero  nobilitas  tua  postu- 
lavit,  quod  secundum  Sclavonicam  linguam  apud 
voB divinum celebrari  annueremus officium,  sclas, 
uoB  huic  petitioni  tuae  nequaquam  posse  favere. 
Ex  hoc  nempe,  saepe  volventibus  liqnet,  non  im- 
merito  aacram  scripturam  omnipotent!  deo  pla- 
cuisse  quibusdam  locls  esse  occultam :  ne,  si  ad 
liquidum  cunctis  pateret,  forte  vilesceret  et  sub- 
iaceret  despeotui  aut ,  prave  intellecta  a  medio- 
cribus,  in  errorem  induceret",  zeigt  einmal  in 
Uebereinstimmung  mit  der  schon  o.  S.  8  hervor- 
gehobenen Tendenz  das  Bestreben,  alles,  was  die 
Verschiedenheit  in  derLiturgie  vermehren  könnte, 
ZQ  verhindern ,  zweitens  aber  auch  die  Bef ürch- 
tang,  dass  die  volle  Kenntniss  der  Bibel  Anlass 
zu  ketzerischen  und  antihierarchischen  Lehren 
geben  könne.  Ein  direktes  Yerbot  der  Bibel- 
übersetzung enthält  sie  nicht.  Auch  Innocenz  III. 
hat  auf  eine  Mittheilung  des  Bischofs  v.  Metz, 


dass  sich  Laien  in  dessen  Diöcese  die  h.  Schriften 
in  das  Französische  haben  übersetzen  lassen,  um 
dieselben  in  Konventikeln  auszulegen,  irrige 
Lehren  nachzuweisen  und  darüber  zu  predigen, 
1.  J.  1199,  Potthast  n.  780,  opp.  ed.  Migne 
1,  695,  c.  12  X  de  haeret.  Y.7,  es  nicht  tadelns- 
werth  gefunden ,  dass  die  Laien  ein  Verlangen 
nach  der  h.  Schrift  tragen,  und  wenn  er  anderer- 
seits auch  hervorhebt,  dass  selbst  die  Weisen  und 
Gelehrten  den  tiefen  Sinn  der  h.  Schrift  nicht  zu 
erschöpfen  vermöchten ,  so  hat  er  ebensowenig, 
wie  Gregor  VII.  den  Gebrauch  von  Uebersetzungen 
in  der  Landessprache  untersagt,  vgL  Uurter, 
Gesch.  P.  Innocenz'  III.  2.  Aufl.  2,  260  ff.  Erst 
im  Zusammenhange  mit  den  anderen  Massregeln 
gegen  die  Ketzerei  der  Albigenser  in  Südfrank- 
reich hat  die  Synode  der  südfranzösischen  Kir- 
chenprovinzen (Bd.  III.  S.  537  Anm.)  zu  Tou- 
louse 1229.  C.14,  Mansi23,197:  „Prohibemus 
etiam ,  ue  libros  veteris  testamentl  aut  novi  laici 
permittantur  habere,  uisi  forte  psalterium  vel 
breviarium  pro  divinis  officlis  aut  horas  b.Mariae 
aliquis  ex  devotione  habere  velit.  Sed  ne  prae- 
missos  libros  habeant  in  vulgari  translatos  arctis- 
sime  prohibemus'S  den  Laien  den  Besitz  der 
h.  Schriften  überhaupt,  insbesondere  auch  in 
Uebersetzungen  In  der  Landessprache  verboten, 
ja  die  Prov.  SyiL  v.  Tarragona  1233  c  2,  1.  c. 
p.  329 :  ^ne  aliquis  libros  veteris  vel  novi  testa- 
mentl in  Romauico  habeat.  Et  si  aliquis  habeat, 
infra  VIII  dies  post  publicationem  huiusmodi 
constitutionis  a  tempore  sententiae  tradat  eos 
loci  eplscopo  comburendos;  quod  nisi  fecerit  sive 
clericus  fuerit  sive  laious,  tanquam  suspectus  de 
haeresi,  quousque  se  purgaverit,  habeatur'^,  das 
Yerbot  in  Betreff  der  Uebersetzungen  sogar  auf 
die  Kleriker  ausgedehnt  (und  nach  Beziers  1246, 
c.  36,  1.  c.  p.  724  sollen  die  Inquisitoren  die 
Statuten  „de  libris  theologicis  non  tenendis  etiam 
a  laicis  in  latino  et  neque  ab  ipsis  neque  a  dericis  in 
vulgari  et  de  poenis  contra  praedictos"  beachten). 
Ebenso  wurde  in  England  durch  die  Prov.  Synode 
V.  Oxford  1408,  c.  7,  M  a  n  s  1  26, 1038 :  „ut  nemo 
deinceps  aliquem  textum  s.  scripturae  auctoritate 
sua  in  linguam  Anglicanam  vel  etiam  transferat 
per  viam  libri ,  libelli  aut  tractatus,  nee  legatur 
aliquis  huiusmodi  Über,  libellus  aut  tractatus 
iam  uovitor  tempore  d.  Joannis  Wyclif  sive  citra 
compositus  aut  in  posterum  componendus  in  parte 
vel  in  toto ,  publice  vel  occolte ,  sub  maioris  ex- 
communicationis  poena ,  quousque  per  loci  dioe- 
cesanum  seu,  si  res  exegerit,  per  concilium  pro- 
vinciale  ipsa  translatio  fuerit  approbata.  Qui 
contra  fecerit ,  ut  fautor  haeresis  et  ercoris  simi- 
liter  puniatur'.  Jedes  Anfertigen  von  Uebersetz- 
ungen und  das  Lesen  derselben  ohneGenehmlgung 
des  Bischofs  oder  des  Provinzialkonzlls  unter- 
sagt. 

Als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Angriffe  auf 
das  herrschende  Kirchenthum  und  die  reforma- 
torischen Tendenzen  immer  weitere  Ausdehnung 
erlangten,  und  ihre  Stütze  in  der  h.  Schrift  such- 
ten, fand  in  den  massgebenden  kirchlichen  Kreisen 
die  Anschauung  von  der  Gefährlichkeit  des  Ueber- 
setzens  und  des  Lesens  der  Bibel  immer  mehr 
und  mehr  Nahrung ,  andererseits  wurde  die  letz- 
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teie  jetzt  nicht  nur  in  TeTschiedene  Landes- 
sprachen (in  das  Deutsche,  Französische  und 
Italienische)  übersetzt ,  sondeni  es  konnte  auch 
nach  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  diesen 
Uehersetzungen  eine  viel  grössere  Verbreitung 
als  früher  unter  dem  Volke  gegeben  werden ,  s. 
GieselerKiichengesch.  11.  4,  348 ff.;  Stre- 
ber in  Wetzer  und  Weite,  Kirchenlexlkon 
2.  Ausg.  2,  741.  751.  Vereinzelt  wurde  nun- 
mehr von  manchen  Klrchenoberen  (so  1486  von 
Erzb.  Leopold  V.  Mainz  1486,  Guden,  cod.  dipl. 
Mogunt.  4,  469)  mit  Verboten  gegen  den  Druck 
und  den  Verkauf  solcher  Uehersetzungen  einge- 
schritten. Aber  erst  die  deutsche  Reformation 
und  das  durch  sie  veranlasste  Konzil  von  Trient 
gab  den  Anstoss  zu  einer  allgemeinen  Regelung 
der  besonders  durch  die  lutherische  Uebersetzung 
brennend  gewordenen  Frage.  Nach  den  von  der 
Trienter  Index-Kommission  aufgestellten  und 
päpstlich  genehmigten  Regeln  v.  1664  (Bd.  I. 
S.  452  u.  Reu  seh,  d.  Index  der  verbotenen 
Bücher,  Bonn  1883.  S.  325  ff.),  und  zwar  nach 
reg.  III. :  ....  ;,Librorum  autem  veteris  testa- 
menti  versiones  viris  tantum  doctis  et  plis  iudicio 
episcopi  concedl  poterunt ,  modo  huiusmodl  ver- 
sionibus  tanquam  elucidationlbus  vulgatae  edi- 
tionis  ad  intelligendam  sacram  scripturam ,  uon 
autem  tanquam  sano  textu  utantur.  Versiones  vero 
novi  testamenti  ab  auctoribus  primae  classis 
huius  indicis  factae  nemini  concedantnr,  quia 
utilitatis  parum ,  periculi  vero  plurimum  lecto- 
ribus  ex  earum  lectione  mauare  solet.  Si  quae 
vero  annotationes  cum  huiusmodi  quae  permit- 
tuntur,  versionlbus  vel  cum  vulgata  editione  cir- 
cumferuntar ,  expunctis  lods  suspectis  a  faciil- 
tate  theologlca  alicnlus  universitatis  catholicae 
aut  inquisitione  generali ,  permitti  eisdem  pote- 
runt, quibus  et  versiones  .  .  /*  kann  das  Lesen 
der  Uehersetzungen  des  alten  Testamentes  auch 
von  häretischen  Verfassern  (nicht  aber  der  von 
solchen  herrührenden  des  neuen  Testamentes) 
seitens  der  Bischöfe  frommen  und  gelehrten 
Männern  gestattet  werden ,  sofern  sie  diese  nur 
als  Erläuterungc^n  der  Vulgata  und  zum  Ver- 
stand niss  d.  h.  Schrift,  nicht  aber  als  wirklichen 
Text  gebrauchen.  Dasselbe  gilt  in  Betreff  der 
Anmerkungen  zu  diesen  Uehersetzungen  oder  zur 
Vulgata ,  wenn  vorher  die  verdächtigen  Stellen 
von  einer  katholischen  theologischen  Fakultät 
oder  von  der  Inquisition  entfernt  sind.  Die  reg. 
IV. :  „Qunm  experimento  manifestum  sit,  si  sacra 
biblia  vulgari  llngua  passim  sine  discrimine  per- 
mittantnr,  plus  inde  ob  hominum  temerltatem 
detrimcnti  quam  utilitatis  oriri,  hac  in  parte  iu- 
dicio episcopi  aut  inquisitorls  stetur,  ut  cum 
consilio  parochi  vel  confessarii  bibliorum  a  catho- 
licis  auctoribus  versorum  lectionem  in  vulgari  lin- 
gua  eis  coucedere  possint ,  quos  intellexerint  ex 
huiusmodi  lectione  non  damnum,  sed  fldei  atque 
pietatis  augmentum  capere  posse,  quam  facultatem 
in  scriptis  habeant.  Qni  autem  absque  tali  facul- 
tate  ea  legere  seu  habere  praesumpserit ,  nisi 
prius  bibliis  ordinario  redditis  peccatorum  abso- 
lutionem  percipere  non  possit.  Bibliopolae  vero, 
qui  praedictam  facultatem  non  habenti  biblia 
idiomate  vulgari  conscripta  vendiderint  vel  alio 
quovis  modo  concesserint,  librorum  pretium  In 
uslis  pios  ab  episcopo  convertendum   amittant 


aliisque  poenis  pro  delicti  qualitate  eiusdem  epis* 
copi  arbitrio  subiaceant.  Reguläres  vero  non- 
nisi  facultate  a  praelatis  suis  habita ,  ea  legere 
aut  emere  possint^ ,  ordnet  sodann  in  Betreff  der 
Uehersetzungen  katholiseher  Verfasser  an,  1.  dass 
die  Bischöfe  oder  die  Inquisitoren  das  Lesen  nach 
dem  Rathe  der  Pfarrer  oder  Beichtväter  einzelnen 
Gläubigen,  welche  dadurch  keinen  Schaden  neh- 
men ,  sondern  eine  Stärkung  in  ihrem  Glauben 
und  in  ihrer  Frömmigkeit  erlangen  können ,  in- 
dessen nur  schriftlich ,  erlauben  dürfen ,  2.  dass 
aber  derjenige,  welcher  ohne  die  gedachte  Er- 
laubniss  eine  Bibel  in  der  Volkssprache  liest 
oder  in  seinem  Besitze  hat,  nicht  eher,  als 
bis  er  diese  an  den  Bischof  abgeliefert  hat, 
die  Absolution  erhalten  kann,  3.  dass  Buch- 
händler ,  welche  derartige  Bibeln  an  Leute  ohne 
die  erwähnte  Erlaubnlss  verkaufen  oder  sonst 
überlassen,  den  Preis  derselben  als  vom  Bischof 
zu  frommen  Zwecken  zu  verwendende  Strafe  ent- 
richten und  überdies  nach  Lage  des  Einzelfalles 
vom  Ordinarius  arbiträr  bestraft  werden  sollen, 
4.  dass  die  Regularen  solche  Bibeln  allein  mit 
Erlaubnlss  ihrer  Oberen  zu  lesen  und  zu  kaufen 
berechtigt  sind. 

In  dem  Index  Sixtus'  V.  v.  1590,  reg.  7  ist 
indessen  die  Brlaubniss  des  römischen  Stuhles 
unter  Beseitig^ing  des  Rechtes  der  Bischöfe  zur 
Ertheilang  derselben  vorgeschrieben,   Reusch 

1,  333.  501,  und  dies  auch  in  dem  Index  Cle- 
mens' VIII.  V.  1596 ,  welcher  die  Trienter  Re- 
geln gegenüber  den  Aenderungen  Sixtus*  V. 
wieder  hergestellt  hat  (Breve :  Sacrosanotum  v 
IT.October  1595,  bulL  Taurin.  10, 281),  durcheine 
besondere  observatio  zur  Regel  IV  aufrecht  er- 
halten worden ,  Reusch  1 ,  333.  532,  so  dass 
der  Bischof  die  Genehmigung  allein  kraft  päpst- 
licher Vollmacht  gewähren  kann.  In  dem  Index 
Benedikts  XIV.  (Bd.  1.  S.  455)  wurde  sodann 
der  4.  Regel  ein  Dekret  der  Index-Kongregation 
V.  1757  beigefügt ,  nach  welchem  die  Uehersetz- 
ungen der  h.  Schrift  blos  dann  erlaubt  werden 
dürfen,  wenn  sie  entweder  vom  Papst  gutge- 
heissen  oder  mit  Anmerkungen  aus  den  Schriften 
der  h.  Väter  oder  anderer  gelehrter  und  frommer 
Männer  versehen  sind;  Reusch  2,  862.  In 
Folge  dessen  ist  darüber  Streit  entstanden,  ob 
diese  Aenderung  dahin  aufzufassen  sei,  dass 
Uehersetzungen  der  letzteren  Art  von  joder- 
mann ohne  die  sonst  erforderliche  specielle  per- 
sönliche Erlaubnlss  gelesen  werden  dürfen  oder 
ob  die  Regel  dahin  verschärft  sei,  dass  die 
Ertheilung  der  besonderen  Erlaubnlss  allein  bei 
diesen  statthaben  dürfe.  Erst  unter  Gregor  X Vi. 
ist  durch  Dekret  d.  Index-Kongregation  v.  1836 
die  letztere  Meinung  gebilligt  worden,  Reusch 

2,  852.861;  O.SchmidinWetzeru.  Weite 
Kirchenlexlkon.  2.  Aufl.  2,  682:  „Revocanda 
iterum  esse  in  memoiiam  quae  alia  decreta  sunt : 
vemaculas  seil,  biblorum  versiones  non  esse  per- 
mittendas,  nisi  quae  fuerint  approbatae  a  sede 
apostolica  aut  editae  cum  annotationibus  exsanc- 
tis  ecdesiae  patribus  vel  ex  doctis  catholicisquc 
viris«  (s.  auch  Arch.  f.  kath.  K.  R.  56,  46). 

Die  gedachten  Ghrundsätze  hat  die  Kurie  aber 
schon  nach  Erlass  des  Index  in  den  Ländern 
nördlich  der  Alpen,  namentlich  in  Deutschland, 
Frankreich  und  Holland,   nicht  durchzuführen 
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der  ganzen  Kirche  zu  benutzenden  Bücher  *  j  sowie  der  Erlass  von  Anordnungen 
aber  die  Begründung  und  Einrichtung  der  Bildungsanstalten  für  Kleriker  und  die 
oberste  Leitung  derselben  2,  nicht  minder  endlich  die  oberste  Leitung  und  Ueber- 
waehung  des  Religionsunterrichtes  ^ ; 

4.  die  Sicherstellung  der  kirchlichen  Lehre  gegen  Missdeutungen,  Irrthümer  und 


Tennocht,  da  gegenüber  den  hier  seit  dem  16. 
Jahrhundert  erschienenen  katholischenBlbelüber- 
Setzungen  die  4.  Regel  des  Index  in  diesen  Län- 
dern nicht  als  verbindlich  betrachtet  wurde, 
Beuscb  1,  335 ff.  u.  2, 861,  s.  anch  Bd.  I.  S. 463, 
während  die  Prov.  Syn.  v.  Neapel  1699,  coli, 
eonc  Lac  1,  16ö  auf  dem  korrekten  knrialen 
Standpunkt  ateht :  („biblla  Sacra  rnlgari  lingua 
ue  com  ordiiiaril  quideni  facultatc  retineri  pos- 
sBBt ;  eis  enim  ex  apostolico  mandato  ademta  est 
potestas  eiasmodi  facultatem  largiendi").  Ja, 
Benedikt  XIV.  selbst  hat  den  Bischöfengo- 
rathen,  syn.  dioec  VL  c  11.  n.  10,  dass  sie  da, 
vo  sich  bei  der  Benutzung  von  Bibelübersetzungen 
keine  Missstande  ergeben  hätten,  dies  still- 
schwelgend dulden  sollten ,  und  das  cit.  Index- 
Dekret  V.  1757  bot  in  seiner  milderen  Auslegung 
eine  weitere  Handhabe  dafür,  von  der  Noth wen- 
digkeit der  apeeiellen  päpstllohen  Erlaubniss  ab- 
zusehen. Vollends  konnte  In  der  jetzigen  Zeit 
nach  Einfährung  der  Pressfreiheit  von  der  Auf- 
reehterhaltung  der  gedachten  strengen  Bestim- 
mongen  keine  Rede  mehr  sein.  Unter  den  neue- 
ren Partikulazaynoden  schärft  allerdings  noch 
Ton  den  Italienischen  Urbino  1859,  1.  e.  6,  9,  die 
Beobachtung  der  eben  besprochenen  Vorschriften 
ein,  aber  Ravenna  1856,  1.  o.  6,  146  verlangt  die 
besondere  päpstliche  Erlaubniss  allein  für  den 
Besitz  und  das  Lesen  solcher  Uebersetzungen, 
welche  nicht  vom  päpstlichen  Stuhl  approblrt 
oder  nicht  mit  Anmerkungen  von  katholischen 
Sehriftstellem  versehen  sind.  Auf  demselben 
Standpunkt  stehen  Utrecht  1865,  1.  o.  5,  804; 
Bottiges  18Ö0,  1.  c.  4,  1104;  Quebec  1868,  1.  c 
3,  713,  welche  für  die  Uebersetzungen  der  letz- 
teren Art  noch  ausdrücklich  die  Genehmigung 
des  OrdinarluB  fordern ,  und  ferner  diejenigen, 
welche  wie  Köln  1860  u.  Prag  1860, 1.  c  5,  282 
D.445  den  Gebrauch  kirchlich  approbirter  Ueber- 
setzungen verlangen.  Dagegen  wird  auf  allen 
neueren  Synoden  (s.  die  oitirten)  In  Ueberein- 
siimmung  mit  der  Regel  III  des  Index  das  Ver- 
bot  der  Uebersetzungen  von  Ketzern,  namentlioh 
solcher,  welche  von  den  Bibelgesellschaften  ver- 
breitet werden,  eingeschärft. 

'  Auf  Grund  der  Ermächtigung  des  Trienter 
Konzils  Sess.  XXV.  cont.  de  indice,  Bd.  III. 
S.  445,  hat  Plus  V.  den  römischen  Katechismus 
anfertigen  und  1666  publloiren  lassen.  Derselbe 
soll  zwar  bei  dem  Religionsunterricht  benutzt 
weiden.  Jedoch  ist  niemals  der  alleinige  Gebrauch 
bei  demselben  unter  Ausschluss  jedes  anderen 
Katechismus  angeordnet  worden,  vgl.  nochBreve 
Clemens'  XIII.  v.  14  Juni  1761  (den  Ausgaben 
desGatechismus  roman.  vorgedruckt) :  „hunc  Ub- 
iern qnem  veluti  catholioae  fldei  et  christianae 
disciplinae  normam,  ut  etiam  in  tradendae  doctri- 
nae  ratione  constaret  omniam  oonsensio,  Romanl 
pontiftcea  pastoribns  propositum  voluerunt,  vobls, 


venerabiles  fratres,  nunc  maxime  commendamus 
vosque  etiam  enlxe  in  domino  exhortamur,  ut 
lubeatls  ab  omnibus,  qui  curam  animarum  gerunt, 
Infonnandls  catholica  veritate  popuUs  adhiberi, 
quo  tum  eruditionis  unitas ,  tum  oharltas  animo- 
rumque  seivetur  concordia". 

In  diesen  Zusammenhang  wörde  auch  die  noch 
von  Ginzel  erwähnte  Grelmug  von  Kirchenleh- 
rern gehören ,  wenn  es  sich  dabei  in  erster  Linie 
um  Zwecke  der  Lehre  handelte.  Die  katholische 
Kirche  unterscheidet  unter  den  kirchlichen 
Schriftstellern  (vgl.  Phillips  K.  R.  3 ,  574 ff.) 
die  Kirchenväter  (patres  eecleBtaeJy  d.  h.  diejeni- 
gen ,  welche  sich  durch  Ihre  kirchliche  Schriften 
und  ihre  Helligkeit  im  Alterthum  und  bis  zum 
13.  Jahrhundert  ausgezeichnet  haben,  und  deren 
Schriften  für  die  Feststellung  der  Tradition  in  Be- 
tracht kommen,  und  fenier  die  Kirchenlehrer 
(doetores  €ecUtiae)y  d.  h.  diejenigen,  welche  sich 
durch  Klarstellung  der  Glaubenslehre  hervorge- 
than  haben  (vgl.  auch  Benedict  XIV.  const. 
Militantis  V.  13.  Oktober  1754,  eiusd.  bull.  4,  98  : 
„doctores,  qui  nedum  sublimioris  virtutisexemplo 
fldellum  mores  ad  sanctltatem  iustitiamque  com- 
ponerent ,  sed  etiam  doctrinae  vi  et  excellentia 
eosdem  in  fldei  sinceritate  et  salutaris  sclentiae 
veritate  conti nerent").  Beide  Begrilfe  decken  sich 
nur  zum  Theil.  Die  bedeutendsten  Kirchenlehrer 
gelten  allerdings  auch  als  die  hervorragendsteii 
Kirchenväter,  aber  ausser  den  vier  grossen  Lehrern 
des  Abendlandes,  Ambroslus ,  Augustinus ,  Hie- 
ronymus  und  Gregor  I.  und  den  4  Morgenländern 
Athanaslus ,  Ghrysostomns ,  Basilius  und  Gregor 
V.  Nazianz,  denen  ihre  Schriften  thatsächllch 
diese  Stellung  verschafft  haben,  sind  von  den 
Päpsten,  zuerst  v.  Plus  V,  eine  Reihe  Heiliger 
und  kirchlicher  Schriftsteller ,  so  z.  B.  Leo  I. 
(s.  const.  Benod.  XIV.  cit),  Thomas  Aquino  (von 
Pins  V.),  dann  auch  neuerdings  andere  (von 
Pius  IX.  Alphous  V.  Liguori  1871,  Arch.  f.  kath. 
K.  R,  26,  III  und  Franz  v.  Sales  1877,  a.  a.  0. 
39.  49)  zu  doctores  ecclesiae  erklärt  worden.  Die 
praktische  Bedeutung  einer  solchen  Erhebung 
zum  doctor  ecclesiae  besteht  darin ,  dass  bei  dem 
Offizium  und  derMesse  eines  solchenHeiligen  diese 
Bezeichnung  gebraucht  wird  oder  besondere  auf 
seine  Stellung  bezügliche  Einschaltungen  statt- 
finden (s.  die  früheren  Citate),  weshalb  auch  die 
Congregatio  rituum  diese  Angelegenheiten  bear- 
beitet. Der  Zweck  der  Oreirung  von  doctores 
ecclesiae  ist  also  nicht  der,  auf  ihre  Schriften  be- 
sonders aufmerksam  zu  machen,  und  es  handelt 
sich  dabei  nicht  um  die  Ausübung  der  Lehrgewalt, 
sondern  vielmehr  um  die  des  Rechtes,  die  Gestal- 
tung des  Gottesdienstes  für  einzelne  Heilige 
näher  zu  ordnen. 

3  S.  darüber  das  dritte  Kapitel. 

3  Vgl.  des  Näheren  im  vierten  Kapitel. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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ketzerische  Angriffe  durch  die  ausdrückliche  Verwerfung  irriger,  insbesondere  ketze- 
rischer Lehrmeinungen '  j  ferner  durch  die  Handhabung  der  Bücher-Censur  und  das 
Verbot  religionsfeindlicher  und  sittengefährlicher  Schriften^,  sowie  durch  Ergreifung 
geeigneter  Massregeln  gegen  die  Verbreitung  der  letzteren  3;  endlich 

5.  die  Sorge  für  die  Verbreitung  des  katholischen  Glaubens  und  der  katho* 
lischen  Lehre  unter  den  Ungläubigen  und  Ketzern  durch  die  Aussendung  von  Glau- 
bensboten y  die  Errichtung  der  fär  die  Mission  erforderlichen  Anstalten  und  durch 
die  Leitung  dieser  und  der  Missionsgebiete  ^. 

Bei  den  vorstehend  gedachten  Funktionen  der  obersten  Lehrgewalt  handelt  es 
sich  nicht  um  die  Ausübung  des  der  Kirche  gewordenen  Lehrauflrages  alB  solchen, 
also  nicht  um  die  eigentliche  Lehrthätigkeit,  oder  mindestens,  wie  bei  der  Feststellung 
der  Dogmen,  nicht  um  diese  allein,  vielmehr  um  gesetzgeberische  und  Verwaltungs- 
Anordnungen  ,  d.  h.  um  die  Verwendung  der  obersten  Jurisdiktion  im  Interesse  der 
Leitung,  Wirksammachung  und  Sicherung  der  gesammten  kirchlichen  Lehrthätigkeit. 
Dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  denn  die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit  als  solcher 
setzt  eine  direkte  Beziehung  und  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  Glieder  der  Kirche 
voraus,  welche  unmöglich  zwischen  dem  obersten  Träger  der  Lehrgewalt,  dem  Papst  *, 
und  den  über  den  ganzen  Erdkreis  verstreut  wohnenden  Gläubigen  herzustellen  ist^. 

lU.  Die  Lehrgewalt  der  Bischöfe.  Kraft  göttlichen  Rechtes  steht  den 
Bischöfen  das  Lehramt  in  der  Kirche  zu"^.    Für  die  Ausübung  desselben  und  zur 


1  Dies  ist  vielfach  sowohl  Yon  den  allgemeinen 
Konzilien ,  wie  auch  von  den  Päpsten  bei  Fest- 
stellung von  Glaubenswahrheiten  geschehen ,  s. 
Bd.  111.  S.  613.  769.  781,  aber  auch  unabhängig 
davon  von  den  letzteren,  s.  die  ep.  Innoc.  II.  v. 
1141,  Jaff^  reg.  ed.  II.  n.  8147.  8148,  S.  Beru- 
hardi  opp.  ed.  Mablllon  Par.  1719.  1,  186  u. 
lapp.p.LXVI.  (Mansi  21,  664. Ö6ö)  betreffend 
die  Yerortheilang  der  Lehren  Abälards;  die  ep. 
Alexandri  IV.  v,  1256,  Potthast  reg.  n.  16565 
betr.  die  Irrthümer  Wilhelms  v.  Amour;  die 
Bulle  Johanns  XXII.  v.  12.  November  1323  in 
dem  Streit  mit  den  Minoriten  in  c.  4  in  Extrav. 
Joann.  XXII.  de  V.  S.  tit.  XIV.  (vgl.  ferner 
wegen  Johanns  XXII.  o.  S.  94.  n.  2);  die  Bulle 
Leos  X.  Exsurge,  Bd.  III.  S.  769.  n.  2;  const. 
Innoc.  X. :  Quum  occaslone  v.  31.  Mai  1653  (betr. 
die  Irrthümer  Jansens),  Richter  corp.  iur.  2, 
138;  die  Dekrete  Alexanders  VIL  t.  24.  Sep- 
tember 1665,  bull.  Taur.  17,  388  u.  v.  18.  März 
1666,  ibid.  p.  427,  welche  eine  ganze  Reihe  von 
Propositionen  verdammen ,  ein  ähnliches  Dekret 
Innocenz'  XI.  v.  4.  März  1679,  L  c.  19,  145; 
const.  Innoc.  XI. :  Coelestis  pater  v.  20.  Novem- 
ber 1687,  ibid.  p.  775;  das  31  Sätze  verurthei- 
lende  Dekret  AlexandersVIII.Y.7.  Dezember  1690, 
l.  c  20, 158;  const  Clemens.  XI. :  Unigenitus  v. 
8.Septemberl713,u.A.  Richtercorp.iur.2,139 
(betreffend  Paschasius  Qnesnell);  const.  Benedict. 
XIV.:  Detestabilem  v.  10.  November  1752,  eiusd. 
bull.  4, 16;  const.  PiiVL:  Auctorem  fldeiv.  1794 
(s.  Bd.  III.  S.  600);  Breve  Pius'IX.  z.22.  August 
1851  (betr.  kirchenrechtliche  Lehren  des  Turiner 
Professor  Nuy tz,  G  i  n  z  e  1  Arch.  f.  Kirchengesch. 
2, 294)  und  const.  Pii  IX :  Quantacura  v.  8.  Dezem- 
ber 1864mitdem  Syllabus,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,294. 


2  S.  darüber  Bd.  l.  S.  451  ff.  Vgl.  zu  der  dort 
angegebenen  Literatur  noch:  Fr.  Sachse,  d. 
Anfänge  der  Büchercensur  i.  Deutschland.  Leip- 
zig 1870;  G.  Reusch,  der  Index  d.  -verbotenen 
Bücher.   Berl.  1883ff.  2  Bde.  i.  3  Abthlgen. 

3  Dahin  gehört  namentlich  dieVerartheilang 
der  Bibelgesellschaften,  sovrie  das  Verbot  der 
Theilnahme  an  denselben ,  und  der  Ton  ihnen 
gedruckten  Bibeln,  Breven  Plus'  VII.  an  die 
Erzbischöfe  v.  Gnesen  u.  Mohilew  v.  1816,  En- 
cyklika  Leos  Xll. :  UM  primum  v.  5.  Mai  1824; 
Plus'  Vin. :  Traditi  humllitati  v.  24.  Mai  1829, 
Gregors  XVI. :  luter  praecipuas  ▼,  8.  Mai  1844 
(diese  Dokumente  in  Acta  s.  sed.  9  ,  580  ff.  591. 
620  u.  bei  Male u,  la  lecture  de  la  Sainte  Bible 
etc. Louvain  1846,  deutsch  v. L.Clarus.  Regens- 
burg 1848,  2,  518  ff.);  Pius'IX.Encykllka:  Qui 
pluribuB  v.  9.  November  1846  (Arch.  f.  k.  K.  B. 
10,  415  u.  13,  327;  coli.  conc.  Lac.  6,  82)  und. 
Noscitis  et  nobiscum  v.  8.  Dezember  1849  (a. 
a.  0.  13 ,  337;  coli.  dt.  6,  89),  sowie  Syllabus 
V.  8.  Dezember  1864.  S-IV.  (Arch.  13,  314).  S. 
auch  Hundhausen  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  2,  649  ff. 

♦  Vgl.  Bd.  I.  S.  474ff.  und  Bd.  U.  S.  3ö3flf. 

^  Denn  dieser  kommt  hente  praktisch  allein  in 
Betracht,  s.  auch  o.  S.  439. 

^  Selbst  durch  den  Erlass  allgemeiner  £ncy- 
kliken,  welche  für  alle  Gläubigen  bestimmt  sind, 
ist  eine  direkte  Einwirkung  immer  nur  insofern 
möglich,  als  die  einzelnen  wirklich  davon  Kennt- 
niss  erhalten ,  und  dazu  bedarf  es  der  Vermitte- 
lung  durch  die  lokalen  Organe,  Bischöfe,  Pfarrer 
und  andere  Priester.  Wegen  des  Predigtamtes 
des  Papstes  s.  den  folg.  $.  227. 

^  S.  0.  S.  432. 
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Sichemng  der  durch  ihre  Lehrthätigkeit  zu  erzielenden  Erfolge  haben  sie  ebenfalls 
ihre  Jurisdiktion  zu  verwenden,  d.  h.  sie  besitzen  ebenfalls  eine  Lehrgewalt. 

Diese  ist  aber  eine  beschränkte.  Sie  erstreckt  sich  zunächst  ränmlich  allein  auf 
die  Diöcese  und  die  in  derselben  befindlichen  Personen,  weil  die  Jurisdiktion  des  Bi- 
schofs sich  nur  auf  diese  bezieht.  Schon  deshalb  ist  für  den  Bischof  die  Ausübung 
aller  derjenigen,  oben  S.  439  ff.  erwähnten  Funktionen  ausgeschlossen,  bei  denen  all- 
gemeine, die  ganze  Earche  bindende  Anordnungen  und  Massregeln  in  Frage  stehend 

Diese  örtliche  Beschränkung  der  Jurisdiktion  führt  indessen  auch  zugleich  die 
materielle  herbei,  dass  der  Bischof  nichts  gegen  die  allgemein  die  ganze  Kirche  bin- 
denden Qlaubensnonnen  oder  gegen  die  für  dieselbe  geltenden  Gesetze  und  Ent- 
scheidungen (z.  B.  in  Bezug  auf  irrige  Lehren ,  verbotene  Bücher]  oder  gegen  allge- 
mem  getroffene  Bestimmungen  (über  den  Gebrauch  des  römischen  Katechismus,  die 
EinrichtuBg  der  Seminarien)  zu  verfügen,  auch  nichts,  was  begrifflich,  wie  die  Fest- 
stellung streitiger  Glaubenslehren,  der  einheitlichen  Regelung  bedarf,  anzuordnen 
befugt  ist  ^. 

Abgesehen  davon  ergiebt  sich  aber  fttr  die  Lehrgewalt  des  Bischofs  eine  weitere 
imd  besondere  Schranke  daraus,  dass  er  nicht,  wie  der  Papst,  kraft  seines  Amtes  mit 
der  Unfehlbarkeit  ausgestattet  ist,  also  in  Bezug  auf  die  Lehre  keine  unabänderlich 
für  immer  bindenden  Normen  erlassen  kann. 

Ans  diesen  Gründen  ist  dem  Bischof  nicht  nur  das  Recht  entzogen ,  streitige 
Glaubenslehren  festzustellen ,  sondern  auch  die  Befugniss ,  definitfv  irrige  Meinungen 
imd  Lehren  zu  verwerfen.  Indessen  hat  er,  weil  dies  seiner  beschränkten  Jurisdiktion 
entspricht,  bei  entstehenden  Lehrstreitigkeiten  den  streitenden  Parteien  erforderlichen 
Falls  Stillschweigen  zu  gebieten,  und  wenn  nöthig,  ein  provisorisches  Urtheil,  vorbe- 
haltlich der  Einholung  des  definitiven  Spruches  des  Papstes,  abzugeben.  Ferner 
kann  er  ^e  biereits  von  der  höchsten  Lehrgewalt  für  irrig  und  ketzerisch  erklärten 
Lehren  und  solche,  welche  mit  den  von  der  Kirche  festgestellten  Glaubenswahrheiten 
in  Widerspruch  treten ,  verwerfen ,  sowie  sie  mit  den  Mitteln  seiner  Jurisdiktion  be- 
kämpfen 3,  nicht  minder  das  Lesen  von  Büchern  oder  Schriften,  welche  sie  verbreiten  oder 
dem  Glauben  verderblich  und  sittengefährlich  sind,  für  seine  DiOcese  verbieten^. 

Kraft  seines  Amtes  hat  der  Bischof  weiter  das  Lehramt  selbst  durch  die  Predigt, 
die  Katechese  und  die  Lehre  der  Theologie  in  seiner  Diöcese  auszuüben  ^.  Da  er  in- 
dessen dieser  Pflicht  wegen  seiner  anderen  amtlichen  Obliegenheiten  nicht  in  aus- 
reichendem Masse  zu  genügen  im  Stande  ist,  so  hat  er  zufolge  seiner  Jurisdiktion,  d.  h. 
zufolge  seiner  Lehrgewalt,  die  dafür  geeigneten  Priester,  soweit  die  kraft  ihrer  Amts- 
pflicht zur  Verwaltung  des  Lehramtes  unter  seiner  Aufsicht  berufenen  Amtsträger 
(die  Pfarrer)  ^  fDr  die  Erfüllung  der  lehramtlichen  Funktionen  nicht  ausreichen ,  zu 

'  S.  0.  S.  439  ff,  und  zwar  iat  die»  fast  bei  allen  Art  13  nnd  im  österr.  Konkordat  v.  1856  Art.  9, 

dort  gedachten,  einzelnen  Befugnissen  der  Fall.  s.  auch  Decr.  d.  Index-Congr.  v.  1825,  Arch.  f. 

2  Vgl.  übrigens  auch  Bd.  III.  S.  830.  *^*t^-  ^'  ^'  5^»  ^^ 

8  Vgl.  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec  VI.  c.  3.  »  Bd.  II.  S.  41.    S.  femer  die  folgenden  SS- 

n.  7,  namentlich  also  durch  Einschreiten  gegen  Wegen  der  Pflicht  des  Bischofs,  die  Theologie  zu 

die  sie  veTbreltenden  Geistlichen  und  Laien  mit  lehren,  vgl.  das  folgende  Kapitel, 

seiner  Straf-  und  Disciplinargewalt ,  also  durch  f,  ^  ^  q  g^  296.  Vgl.  im  Uebrigen  die  folgen- 

Verhangung  von  Censuren,  im  äussersten  FaU  bei  ^^^^  gj^   Ueber  die  Rechte  des  Bischofs  In  Betreff 

Geistlichen  auch  durch  Absetzung.  ^^^  Religionsunterrichtes  in  den  Schulen  und  in 

*  Anerkannt  im   bair.    Konkordat  von   1817  Betreff  der  Religionslehrer  s.  Kapitel  4. 


446 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.226. 


beauftragen^)  die  für  den  Religionsunterricht  zu  gebrauchenden  Lehrbflcher^,  na- 
mentlich die  Katechismen  zu  bestimmen  und  zu  approbiren  ^y  femer  allgemeine  An- 
weisungen Aber  den  Religionsunterricht  und  die  Katechese  zu  erlassen  ^  endlich  die 
Ausübung  des  Predigtamtes,  sowie  die  £rtheilung  des  Religionsunterrichtes  zu  Aber- 
wachen,  und  etwaige  dabei  hervortretende  Missstände  abzustellen. 

Da  alle  diese  Funktionen  der  Lehrgewalt  Ausflüsse  der  Jurisdiktion  des  Bischofs 
sind;  so  kann  er  dieselben  von  dem  Zeitpunkt  seiner  Bestätigung  ab  ausüben*,  nnd 
es  tritt  bei  der  Verwaltung  der  DiOcese  wälirend  der  Erledigung  des  bischoflichen 
Stuhles  der  Kapitularvikar  an  seine  Stelle'^.  Der  Oeneralvikar  ist  ohne  8pezialYoU- 
macht  des  Bischofs  wohl  befugt,  Oeistlichen  den  Lehrauftrag  zu  ertheilen*  and  die 
Handhabung  des  Lehramtes  durch  diese  zu  überwachen,  nicht  aber  allgemeine  An- 
ordnungen über  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts,,  über  die  Einführung  ron 
Religionsbüchem  und  Katechismen  zu  erlassen  oder  gar  entstehende  Lehrstreitig- 
keiten provisorisch  zu  entscheiden  und  Bücher  und  Schriften  zu  verbieten  7. 

Die  persönliche  Ausübung  des  Lehramtes  durch  den  Bischof  ist  nicht  an  die 
Konsekration  gebunden,  denn  sie  ist  kein  Ausfluss  der  potestas  ordinis^,  aber  weder 
dem  General-  noch  dem  Kapitelsverweser  steht  das  Lehramt  als  solches  nnd  die  Aus- 
übung desselben  zu ,  denn  beide  haben  blos  die  Jurisdiktion  des  Bischof ,  nicht  die 
sonstigen  demselben  zukommenden  Funktionen  zu  verwalten^,  wogegen  der  statt  des 
unfthigen  Bischofs  amtirende  coadiutor  und  der  apostolische  Vikar  diese  Befngniss 
besitzen  ^ö. 


1  A.  a.  0.  S.  41. 

-  Wie  Bücher  über  biblische  Geschichte ,  vgl. 
z.  B.  die  y.  bei  Dumont,  kirehl.  Erlasse  f.  d. 
Erzdiöcese  Köln  S.  14.  15. 

8  Vgl.  die  V.  bei  Dumont  S.  13  a.  v.  Vogt, 
Sammig.  d.  V.  f.  d.  Bisth.  Bottenbnrg  S.  137. 
Wenngleich  der  ausschliessliche  Gebrauch  des 
romischen  Katechismus  nicht  vorgeschrieben  ist, 
0.  S.  443.  n.  1,  so  wird  doch  kirehUchenelts  mög- 
lichste Gleichheit  bei  den,  namentlich  dem  Volke 
In  die  Hände  zu  gebenden  Katechismen  ge- 
wünscht. Schon  Benedikt  XIV.  hat  In  der 
const.  Etsl  minime  v.  7.  Februar  1742 ,  %,  17, 
elusd.  bull.  1,  56,  den  Gebrauch  des  auf  Veran- 
lassung Clemens*  VIII.  vom  Kardinal  Bellarmin 
verfassten  kleinen  Katechismus  empfohlen ,  und 
die  neuen  Provinzialsynoden  stellen  zum  Thell 
die  Gleichheit  des  Katechismus  für  dieselbe  erz- 
bischofliche  Provinz  oder  auch  für  alle  Dloceseu 
eines  Landes  als  erstrebenswerthes  Ziel  hin,  z.  B. 
Prag  1860,  coli.  Lao.  5,  451,  Bordeaux,  Sens  und 
Bourges  v.  1860,  1.  c.  4,  657.  902.  1129.  Das 
dem  vatikanischen  Konzil  vorgelegte  Schema  de 
parvo  cathechismo,  Bd.  III.  S.  462;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  24,  XXIX. ,  wollte  den  kleinen  Katechis- 
mus Bellarmins  für  die  ganze  Kirche  obligatorisch 
einführen  und  den  Bischöfen  allein  noch  gestat- 
ten, daneben  besondere  Unterweisungen  über  die 
Punkte,  welche  gerade  für  Ihre  Diöcese,  z.  B. 
wegen  der  dort  herrschenden  Irrthümer  von  Wich- 
tigkeit seien  ,  herauszugeben ;  die  betreffenden 
Verhandlungen  sind  aber  nicht  zu  einem  defini- 
tiven Abschlnss  gelangt. 

*  S.  Bd.  II.  S.  676.  691.  694;  vgl.  auch 
Schneemann,  kirchliche  Lehrgewalt  S.  40. 


6  Bd.  II.  S.  241.  Dieselbe  Befugnlss  bat  der 
coadiutor,  welcher  die  Diöcese  selbstständig  ver- 
waltet, und  ein  päpstlich  bestellter  Vikar  oder 
Administrator,  a.  a.  0.  S.  255  ff.  259. 

^  Da  er  auch  ohne  eine  solche  Beichtväter  ap- 
probiren darf,  Bd.  U.  S.  216. 

7  Denn  bei  allen  diesen  Gegenständen  bandelt 
es  sich  um  wichtige  Verwaltungsakte,  welche 
dei^enigen,  die  ihm  sonst  entzogen  sind,  an  Be- 
deutung gleich  stehen,  Bd.  IL  S.  214. 

s  Allerdings  ist  den  Bischöfen  der  Lebranftrag 
oder  die  Lehrvollmacht  als  Naohfolgerii  der  Apos- 
tel ertheilt,  und  diese  Stellung  erhalten  sie  voll 
und  ganz  erst  durch  die  Konsekration.  Mag  man 
demnach  selbst  den  Unterschied  machen  können, 
dass  der  Bischof  durch  die  Konsekration  erst  den 
auf  gottlichem  Recht  beruhenden  Titel  für  sein 
Lehramt  erlangt ,  vorher  dasselbe  aber  blos  kraft 
menschlichen  Rechtes  ausübt ,  so  wird  man  Ihm 
dasselbe  vorher  doch  immer  nicht  ganz  nnd  gar 
absprechen  können ,  da  selbst  ein  Laie  kraft 
bischöflicher  Ermächtigung  zu  lehren  befugt  ist, 
und  der  noch  nicht  geweihte  Bischof  einer  Er- 
mächtigung für  seine  Diöcese,  in  welcher  er  am- 
tirt,  nicht  bedarf.  Uebereinstlmmend  mit  der 
Ansicht  des  Textes  auch  Fagnan.  ad  e.  43.  X. 
de  sent  excomm.  V.  39.  n.  15. 

0  Diejenigen  ,  welche  die  potestas  magisterii 
im  Sinne  von  Lehrauftrag  oder  Lehrvollmadit 
(^im  Gegensatz  zu  der  engeren  Bedeutung  der 
Lehrgewalt)  zur  Jurisdiktion  rechnen  (s.  o. 
S.  433),  müssen  konsequenter  Weise  beiden  auch 
das  Lehramt  zusprechen. 

10  Denn  beide  sollen  den  Bischof  in  allen  Be- 
ziehungen vertreten ,  wie  sie  auch  zn  Tltularbl- 
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IV.  Die  LehrToUmacht  und  die  Lehrgewalt  im  Uebrigen.  AlleLehr- 
ToUmaeht  und  alle  Lehrgewalt,  welche  im  Uebrigen  in  der  Kirche  vorkommt,  ist  Aus- 
flnss  der  daianf  gehenden  päpstlichen  und  bischöflichen  Rechte. 

Abgesehen  von  dem  Bischofsamt  ist  das  Lehramt  nur  noch  an  das  Amt  der  eine 
Kirche  leitenden  Prälaten  ^  und  an  das  8eelsorge-  oder  Pfarr-Amt  geknfipft^,  und 
wird  ohne  Weiteres  mit  denselben  erworben.  Es  können  zwar  besondere  darauf 
gehende  Aemter  errichtet  werden  ^,  aber  nur  durch  den  Papst  oder  den  Bischof,  und 
femer  bedarf  es,  soweit  eine  kirchliche  Lehrthätigkeit  ohne  festes  Amt  ausgeübt  wer- 
den BoU,  dazu  der  Ermächtigung  {mtmo)  des  Diöcesanbischofs  ödes  des  Papstes^. 

Was  sodann  die  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne  betriflft,  so  giebt  es  ausser 
dem  Bischofsamt  nur  noch  das  Amt  des  praelahu  nullius  dioeceseos ,  mit  welchem  eine 
solche  in  demselben  Umfange,  wie  mit  dem  bischöflichen,  verbunden  ist.  Die  Ordens- 
oberen bei  den  exemten  Orden  haben  allerdings  krafi;  ihrer  Stellung  auch  in  Bezug 
auf  die  Lehrthätigkdt  ihrer  Untergebenen  die  Jurisdiktion,  also  die  Lehrgewalt  aus- 
Kuflben,  namentlich  dieselben  zum  Predigen  in  den  Ordenskirchen  zu  ermächtigen^,  die 
besonderen  Bildungsanstalten  des  Ordens  zu  leiten  und  die  Lehrer  an  diesen  anzu- 
stellen, gegen  irrige  und  ketzerische  Lehren  in  ihren  Klöstern  einzuschreiten,  aber  die 
Ausflbnng,  die  Verwaltung  der  Predigt  durch  die  Regularen  untersteht  der  AuMcht 
und  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  ^ ,  und  femer  sind  die  Regularen  in  Sachen  des 
Glaubens  und  der  Lehre  nicht  ihren  Oberen,  sondern  den  Bischöfen  oder  den  päpst- 
Uchen  Inquisitoren  unterworfen  7. 

V.  Die  Art  der  Ausübung  der  Lehrthätigkeit.  Jede  Lehrthätigkeit 
setzt,  wenn  sie  einen  gedeihliehen  Erfolg  haben  soll,  eine  direkte  Einwirkung  des 
Lehrenden  auf  die  zu  Belehrenden  voraus.  Die  regelmässige  Art,  wie  diese  in  der 
Kirche  geflbt  werden  soll,  ist  die  Predigt  und  der  Reli^onsunterricht  bei  Kindern 
und  bei  Erwachsenen.  Als  ausserordentliches  Mittel  kennt  die  kirchliche  Praxis  die 
s.  g.  Missionen.  Bei  allen  diesen  Mitteln  handelt  es  sich  nicht  um  die  Einwirkung 
auf  eine  einzige,  sondem  um  die  gleichzeitige  Einwirkung  auf  mehrere,  ja  zum  Theil 
auf  viele  Personen ,  und  gerade  deshalb  hat  die  Kirche  fftr  die  Verwaltung  der  ge- 
dachten Mittel  auch  besondere  Rechtsnormen  entwickelt,  welche  in  den  folgenden 
Paragraphen  dargestellt  werden  sollen. 

Mit  der  Ausflbnng  dieser  Mittel  ist  aber  die  Pflicht  dei^ enigen,  welcher  ein  kirch- 
liches Lehramt  verwaltet  oder  einen  Lehrauftrag  erhalten  hat,  abgesehen  von  dem 
Fall,  in  welchem  etwa  von  vomherein  blos  eine  bestimmte  Art  der  Lehrthätigkeit  (wie 
z.  B.  das  Predigen)  den  Inhalt  des  Amtes  oder  Auftrages  bildet,  keineswegs  erschöpft. 

«cliofen  geweiht  werden,  um  die  iura  ordiniB  aus-  ^  Denn  diese  Prälaten  haben  die  yolle  biscbof- 

üben  zu  können.  liehe  Jurisdiktion  in  ihrem  territorlum  separatnm 

»  Vgl.  Bd.  II.  8.  370.  371,  da  sie  ebenfallsznm  «»d  stehen  für  dasselbe  abgesehen  von  der  po- 

Predigen  verpflichtet  sind,  s.  den  nächsten  §■  ^^^  °'^*"^*  ^«"^  B\%c\Loi  gleich,  Bd  III.  S.  343. 

2  Rd  II    S  ^Qn  Daher  hat  die  Gongr.  conc.  ihnen  auch  das  Recht, 

•          •        •  die  Regularen  zum  Predigen  zu  ermäohtigen,  zu- 

'  Z.  B.  Aemter  für  Prediger,  s.  den  folgenden  J.  gesprochen,  Ferraris  s.  v.  praedicatio  n.34.  36. 

^Darauf,  nämlich  auf  päpstliches  Privileg,  führt  g  g  j^jj  f^j-  c 

das  Recht  zu  lehren  (namentlich  zu  predigen)  bei  *             ^'  *'' 

den  Mönchsorden  zurück.  S.  weiter  den  nächsten  7  c.  9  i.  f.  (Luc.  III.)  X  de  haeret.  V.  7 ;  c,  11 

%  In  den  Missionsländern,  welche  unter  aposto-  s.  ▼.  Denlque  (Clemens  IV.)  in  VIto  eod,  V.  2 ; 

lischen   Präfekten  oder    apostolischen  Vikaren  vgl.  Ferraris  s.  v.  reguläres  art II.  n.9  und  das 

stehen,   beruht  alle  Amtsthätigkelt  im  Grunde  Weitere  unten  in  der  Lehre  von  den  Orden  und 

anf  päpstlichem  Auftrag,  s.  Bd.  II.  S.  353. 356 ff.  der  bischöflichen  Jurisdiktion  über  dieselben. 
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Er  hat  vielmehr,  um  die  erforderlichen  Wirkungen  seiner  Lehrthätigkeit  zu  ennelen, 
auch  andere  Mittel  anzuwenden,  vor  Allem,  wenn  der  gemeinsame  Unterricht  und  die 
Predigt  sich  bei  Einzelnen  nicht  ausreichend  zeigen ,  n6thigenfalls  diesen  besondere 
Belehrung  zu  ertheilen,  und  die  letztere  femer  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  er  von 
einzelnen  Gläubigen  darum  angegangen  wird  ^ 

VI.  Die  staatlichen  Vorschriften  über  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Lehrgewalt  und  der  kirchlichen  Lehrthätigkeit.  Für  das  Ver- 
hältniss  des  Staates  zu  der  Ausübung  der  kirchlichen  Lehrgewalt  und  der  kirchlichen 
Lehrthätigkeit  kommen  dieselben  Gesichtspunkte  wie  in  Betreff  der  Verwaltung  des 
Gottesdienstes  in  Betracht  (s.  o.  8.  16). 

Die  Feststellung  der  Glaubenslehre,  die  Entscheidung  von  Lehrstreitigkeiien,  die 
Verwerfung  irriger  und  falscher  Lehren,  die  Bestimmung  der  als  kanonisch  geltenden 
Schriften ,  die  Anordnungen  über  die  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunterrichts 
und  die  bei  demselben  zu  benutzenden  Religionsbücher  sind  Angel^enh^ten,  welche 
dem  innersten  Gebiete  der  Kirche  angehören  und  prinzipiell  ihrer  Regelung  unter- 
stehen. Abgesehen  von  dem  Staatskirchenthum  der  römischen  Kaiserzeit  ^  hat  das 
spätere  Staatskirchenthum  sich  direkter  Eingriffe  in  diese  Gebiete  der  Kirche  ent- 
halten^, und  die  modernen  Staatsgesetzgebungen  erkennen  den  gedachten  Grundsatz 
mehr  oder  minder  ausdrücklich  an  ^. 

Soweit  aber  nach  denselben  noch  das  Plaeet  in  Geltung  steht ^  findet  dasselbe 
auch  auf  Anordnungen ,  welche  krafi;  der  kirchlichen  Lehrgewalt  erlassen  werden, 
Anwendung^. 

Indessen  versteht  es  sich  in  denjenigen  Staaten,  welche  das  Plaeet  aufgegeben 
haben,  gleichfalls  von  selbst,  dass  Anordnungen  der  kirchlichen  Lehrgewalt,  nament- 
lich Dogmen,  welche  mit  den  geltenden  Staatsgesetzen  oder  rechtsgültig  bestehenden 
staatlichen  Einrichtungen  in  Widerspruch  treten,  für  den  Staat  keine  rechtliche  Wir- 
kung äussern  können,  also  nichtig  sind'',  und  die  katholischen  Unterthanen  dnrch 
die  Berufung  auf  solche  nicht  von  den  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Pflichten  befreit 
werden*. 

Was  die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit  betrifft,  so  kann  diese,  weil  sie  mit  zur 
öffentlichen  Religionsttbnng  gehört,  in  denjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen  der 
katholisphen  Kirche  eine  solche  eingeräumt  ist,  auch  öffentlich  in  den  für  ihren  Kultus 
bestimmten  Gebäuden  erfolgen,  und  die  Störung  derselben  untersteht  ebenfalls  dem 
strafrechtlichen  Schutz  *. 

1  So  Mnsiclitlich  der  Bischöfe  Fagnaii.   ad  in  Marquardsen,  Hdbch.  d.  offentl.  Recht  I. 

c.  1.  X  de  summa  trin.  1. 1.  n.  24.  Für  diese,  wie  1.  8.  247.  248. 

für  die  übrigen  mit  Lehrvollmacht  auagestotteten  &  Vgl.  o.  S.  17.  18  and  Bd.  III.  S.  839  ff.  8ö3. 

GeistUchen  folgt  diese  Verbindlichkeit  prinzipiell  6  Wegen   der  Anwendung  desselben  auf  die 

aus  der  Pflicht,  welche  ihnen  das  Lehramt  oder  Beschlüsse  des  vatikanischen  Konrils  vgl.  a.  a.  0. 

der  Lehrauftrag  auferlegt  g,  470  n.  S.  852. 

3  v^«^i!«^«-»«I^«  .♦..♦.vw.kH«!».«  n      ♦    «  '  l>»*»er  haben    die  Verbote   der  Blbeluber- 

3  Von  den  neueren  staatskirchllchen  Gesetzen  ^  r        ta  ama        4-\      j      j        a  \.  $* 

rechnet  das  balris  che  Religionsedikt  v.  1817.  »«t^^'^g^'^CB-  ^-^-Ml- "'  a^  "S    "f  Tut^/ 

S.  38  ausdrücklich:  „die  Gegenstande  der  Glau-  ten  gegenüber  der  bestehenden  PressfrelhcU 

benslehre"  zu  den  der  kirchlichen  Regelung  an-  «******^^«  Gültigkeit  mehr 
heimgegebenen  „inneren  Kirchenangelegenhel-  ®  ^K^-  ß^-  "I-  S.  470.  SA%  n.  3  a.  E.  848  u. 

ten",  s.  auch  das  o.  S.  17.  n,  2  citirte  Gotbaer  P-   Hlnschlus  bei   Marquardsen  a.  a.   O. 

u.  Coborger  Regul.  §.  5.  S-  ^^*ö- 

4  Für  die  S.  17  genannten  Staaten  vgl.  da-  *  Es  kommen  auch  hier  die  o.  S.  18.  19  ge- 
selbst  die  Anmerkungen  3ff.  u.  P.  Hlnschlus  dachten  Gesichtspunkte   In   Frage.    Vgl.   noch 
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lieber  die  Bereektigong  zur  Wahrnehmung  der  kirchliehen  Lehrthfttigkeit  end- 
lieh gilt  im  Allgemeinen  dasselbe ,  was  für  die  Vornahme  der  gottesdienstlichen  Ver- 
riehtongen  in  den  einzelnen  Staaten  gesetzlich  yorgeschrieben  ist,  da  dieselbe  ebenso 
wie  die  letztere,  eine  Änsttbnng  von  kirchlichen  Amtshandlungen  bildet^. 

//.    Die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit 

§,  227.    /.  DtePrediffi^ 

I.  Begriff  und  Einleitnng.  Die  Predigt  ist  ein  öffentlicher,  zusammen- 
hangender Vortrag  über  die  von  der  Kirche  festgestellten  Wahrheiten  der  Olaubens- 
ond  Sittenlehre,  nm  die  Angehörigen  der  Kirche  ttber  diese  zu  belehren,  sie  dadurch 
zu  erbauen,  sowie  den  wahren  Glauben,  christliche  Religiosität  und  christliche  Tugen- 
den in  ihnen  zu  fördern.  Hervorgegangen  ist  die  spätere  und  heutige  Predigt  aus 
der  bei  dem  gemeinsamen  christlichen  Gottesdienst  an  die  Verlesung  der  heiligen 
Schriften  geknfipften  Ermahnung^  der  Vorsteher^,  dem  Gehörten  nachzuleben ^  und 
.  aas  der  später  mit  derselben  verbundenen  Erklärung  der  verlesenen  Texte  ^  (derHomilie  • 
im  eigentlichen  Sinnei  ^) .  Erst  nachher  kommen,  wohl  zunächst  aus  Anlass  der  Feste  und 
der  Gedächtnissfeiem  der  Märtyrer,  synthetische  Vorträge  vor,  welche  durch  die  Ein- 
heit eines  Grundgedankens  behen:scht  sind  ^,  und  seitdem  4.  Jahrhundert  insbesondere 
solche,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  die  Kirche  bewegenden  dogmatischen  Streitig- 
keiten einzelne  Dogmen  zum  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  machen^.  In  derselben 
Zeit  wird  es  femer  Sitte ,  Predigten  aus  Anlass  einzelner  die  Gemeinde  oder  auch 
einzelne  Glieder  derselben  betreffenden  Ereignisse  zu  halten  ^^. 

Damit  waren  die  Grundlagen  iür  das  noch  heute  bestehende  Predigtwesen  ge- 
schaffen. '  Die  Predigt  fQgte  sich  schon  in  den  gedachten  Zeiten  dem  eucharistischen 
Qottesdienste  und  der  Liturgie  desselben  ein  '^  konnte  aber,  wie  dies  auch  heute  der 


wegen  Predigten  und  Missionen  ausserhalb  der 
Kirchen  die  betreffenden  nachfolgenden  $$. 

1  8.  o.S.19ir.  Ueber  einzelne  speeielle  Punkte 
Ist  das  Erforderlich«  in  den  folgenden  $$.  be- 
merkt 

^  Probst,  Lehre  a.  OeW  i.  d.  drei -ersten 
Christi.  Jahrhunderten.  Tübingen  1871.  S.  189  ff.; 
Probst,  Katechese  n.  Predigt  v.  Anfg.  d.  4. 
bis  Ende  des  6.  Jahrb.  Breslau  1884.  S.  134  ff. 

3  Paimer  in  Herzog,  Keal-Encyklopädie  f. 
Protest.  Theologie  1.  Aufl.  20,  412  im  Gegensatz 
XU  der  charismatischen  Predigt  und  Lehrweise 
der  Apostel,  Propheten  und  Lehrer  (der  Xa- 
Xouyttc  TÄv  X670V  ToO  Äeou,  ii^ax*^  '^"'^  ?i<&Sexfli 
antmihos  IV.  1  (s.  auch  Hebr.  XII.  7),  ▼gl.  über 
diese  A^  Uarnack,  Texte  u.  Untersuchungen 
II.  Ausgabe  der  Dldache,  Prolegom.  S.  93ff.^ 
welche  ihren  Beruf  znr  Verkündung  Christi  auf 
ein  göttliches  Mandat  oder  ein  ihnen  zu  Theil 
gewordenes  Charisma  zurückführten.  S.  übrigens 
tueh  Prob  st,  Lehre  S.  191.  198. 

*  8.  die  -vor.  Annu  und  A.  Harnack,  üb. 
d.  Urspnmg  des  Lektorats.  Glossen  1886.  S.  12. 32. 

^  JastiDi  apoL  malor.  0. 7;  const  apostoL  II.  57: 
fl^C  irapaxaXckoioav  ol  irpsaßOrepot  t6v  Xaöv, 

HiniehiuB,  Kiiehenrecht.  IT. 


icdvTov  6  iniaxo'KOiy  ti  foixe  xußepyjfiTTQ",  nach 
welchem  mehrere  Priester  und  dann  zuletzt  der 
Bischof  die  Ermahnungen  halten. 

^  Dies  etwa  seit  dem  Beginne  des  dritten  Jahr- 
hunderts. Hierher  gehören  die  HomiUen  des 
Origenes  (186  o.  186  —254?),  Probst,  Lehre 
S.  203, 

^  Lateinisch  sermo,  vgl«  Christlieb  in 
Herzog  Real-Encyklopädie  2.  Ausg.  6,  270; 
Probst,  Lehre  S.  202.  203. 

«  Probst,  Lehre  S.  203  u.  Katechese  S.  148. 
200. 

9  Probst,  Katechese  S.  191. 

1 0  BeiUnglücksfallen  (Verheerungen  durch  Un- 
wetter), bei  der  Ordination  der  Bischöfe  und  beim 
Begräbniss ,  P  r  0  b  s  t ,  Katechese  S.  205.  Seit  dem 

4.  Jahrhundert  kommen  für  die  Predigt^  ausser 
den  Worten :  homilia ,  sermo  noch  die  Bezeich- 
nungen praedicatio,  tractatus,  disputatio,  doc- 
trina  vor,  s.  a.  a.  0.  S.  136. 

'11  S.  Aum.  5;  Probst,  Liturgie  i.  d.  drei 
ersten  ehristl.  Jahrhunderten.    Tübingen  1870. 

5.  153.  220.  363;  Probst,  Lehre  S.  226. 
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I.  Die  Hierarcliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  ^2  i 


Fall  ist,  nnabhängig  von  beiden,  als  selbstständige   kirchliche  Handlang^  vor- 
kommen^. •  • 

II.  Das  Recht  zum  Predigen^,  l.  Oes-chiehte.  .  In  d^n  ältesten  Zeiten 
der  christlichen  Kirche  war  das  Recht,  das  Wort  Gottes  zn  verkUnden,  nicht  ein  aus- 
schliessliches VoiTCcht  der  kirchlichen' Oemeinde-Beamten^,  vielmehr  hatten  anch  die 
ttbrigen  Glieder  derGemeinde'^  das  Recht,  dies  zuthun®.  Mit  der  fortschreiten- 
den Ausbildung  des  Episkopats  und  eine?  eigenen  geistlichen  Standes,  sowie  mit  der 
Feststellung  einer  geregelten  Gottesdienstordnung  verminderte  sich  nicht  nnr  das 
Bedttrfniss  zu  einer  derartigen  Thätigkeit  der  Laien ,  sondern  es  musste  eine  solche 
auch  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  sowohl  der  Stellung  der  leitenden  kirch- 
lichen Amtsträger  als  auch  der  Ordnung  der  gottesdienstlichen  Verwaltung  an  die  Ge- 
nehmigung derselben  gebunden  werden  ^.  Schon  im  3.  Jahrhundert  ist  dies  der  Fall 
gewesen,  aber  das  Recht  zum  Predigen  besitzen  iß  dieser  Zeit  die  Laien  noch  immer, 
so  hat  es  vor  Allem  z.  B.  Origenes  uftter  Zustimmung  der  Bischöfe  ^  ausgeübt^,  und  erst 
im  5.  Jahrhundert  hat  Leo  I.  den  Laien  ein  solches  Recht  im  Interesse  der  Anf- 
rechterhaltung  der  kirchlichen  Ordnung  abgesprochen  ^^.  Nach  Lage  der  damaligen 
Verhältnisse  bildete  diese  Vorschrift  noch  nicht  ein  die  ganze  Kirche  bindendes  Verbot  *  ^ . 
Indessen  war  in  den  Germanenreichen  ^^  bei  der  mangelnden  Bildung  der  Laien  das 


^  Also  ohne  das  eochariatische  Opfer  nur  ver- 
hunden  mit  Qebet  und  Schriftverlesung,  vgl.  die 
folg.  Anm. 

^  In  einzelnen  Gegenden  und  an  einzelnen 
Orten  ist  wenigstens  zu  gewissen  Zeiten  das  Wort 
Qottes  täglich  Verkündet ,  also  gepredigt  worden, 
wie  dies  die  Homillen  des  Origenes  zeigen,  P  r  .o  b  s  t, 
Lehre  S.  226 ,  namentlich  in  der  Quadragesima 
und  in  <!erOsterwoche,  Probst,  Katechese  S.  138. 
Nach  Soorates  hist  eccl.  Y.  22:  „Aud«;  U  dv 
'AXegavSfJelqt  t-g  texpcCSi  %a\  fj[  Xe-yop-^vig' Ilapa- 
oxEuj  "fpa^ai  T£(ivaYiv(6oxovTat  xal  oi  Si5aoxaAoi 
TauTo«  eppLYjveuouoi,  Tzd-nazetSi  «uva^eoK;  flvexai, 
^Ij^a  xf^c  Tojv  (lua'nQplcov  teXe-njc",  wurde  zufolge 
einer  alten  Sitte  in  Alexandrien  am  Mittwoch 
und  Freitag  gepredigt.  Basilius  undChrysostomus 
haben  auch  Abends  Predigten  gehalten,  Probst, 
Katechese  S.  138. 

3  YondeiFählgkeitist  in  diesem  $  nicht  mehr 
zu  handeln.  S.  darüber  Bd.  I.  S.  165  und  den 
v.orfgen  J. 

*  Anderer  Ansicht  Probst,  Lehre  S.  4.  7. 

ö  Act.  apost  VHL  4;  XL  19—21;  XIIL  1; 
I.  Cor.  Xn.  28;  Ritschi,  Entstehung  d.  alt- 
kathol.  Kirche.  Z  Aufl.  Bonn  1857.  S.  350; 
Weingarten  1.  v.  Sybel,  histor.  Ztsohr.  Jahrg. 
1881  (Bd.  45)3.449;  Hatch,  d.  G^sellschafts- 
Verfassung  d.  christlichen  Kirchen  i.  Alterthüm, 
Uehersetzung  v.  H  a  r  n  a c k.  Glessen  1883.  S.  1 15 ; 
von  katholischen  Schriftstellern:  Kober,  Sus* 
pension  S.  99.  In  den  ältesten  Zeiten  erscheiot 
das  Lehren  als  ein  von  jeder  amtlichen  Berufung 
.  undStMlungunal>hängiges  Charisma.  Diejenigen, 
welche  von  einer  solchen  Befähigung  Gebrauch 
machten,  blassen  2 iMaxoXoi  und  wanderten  viel- 
fach von  Gemeinde  zu  Gemeinde,  Hafnack 
Texte  a^  a.  0.  S.  96  ff. ;  s..auch  o.  S.  449.  n.  6. 

ö  Abgesehen  von  den  Frauen,  l.Cor.  XIV.  34; 
const  apostol.  III.  6 :  „o6x  iitixp^Tcojxev  ouv  fu- 
vaixa;  oiodoxEiv  dv  ixxXYjOia". 


'^  In  Aegypten  scheint  sich  neben  der  epis- 
kopalen Organisation  noch  das  Institut  der  hihd- 
oxaXoi,  doctores,  Lehrer,  zu  denen  auch  OrlgeDes 
gehört  hat, erhalten  zu  haben,  Harnack,  Texte. 
a.  a.  0.  S.  115. 

8  Als  dieser  noch  vor  seiner  Ordination  in  Pa- 
lastina auf  Ansuchen  der  dortigen  Bischöfe  5  fiTent- 
llchdie  heiligen  Schriften  erklärt,  und  der  Bischof 
Demetrius  vonAlexaijdrien  den  letzteren  darüber 
Vorstellungen  gemacht  hatte,  antworteten  ihjn  die 
Bischöfe  von  Jerusalem  und  Cäsarea:  „Tzpqai- 
dtjxe  8e  Toic  ifpdlp.p.ooiv,  8x1  töuto  oiß^iroti  -^ptou- 
■  otfif]  o6S£  £(»5  vöv  •ye-J^vtjrai,  xo  TtopövTCDV  iizi- 
ox6ir<nv  XaixoOc  6fAiXeTv,  o6x  oW  2icoic  icpocpavdi; 
oix  (xXtjBtj  X£'ycov.  Sitoü  yoüv  eiploxovxai  ol  eTrtxi^- 
.^eioi  irpo;  x6  «h^eXeiv  xou<;  <i5eX^u(,  xal  icctpaxa- 
Xoüvxoi  xtj>  Xa^>  irpocofiiXeiv  6ico  x&v  dfior^  iizi- 
oxÖTimv,  &oiKp  Is  Aapöiv5oic  E&eXittc  (»iti  Nd«nvoc, 
xal  is  MxovUp  IlauXivoc  bitb  K^Xoou  xal  h*  2'j- 
voSoi«;  Beö§o>poc  üir6  * AxxixoO  xwv  fj,axap(cuv  Ä^X- 
cpwv.  elxoc  hi%ai  dv'dfXXoic  x6noic  xoOxo  f^veodat, 
■tHioQ  U  [Kii  e{5ivai",  Euseb.  bist,  eccles.  VI.  19. 
VgL  Probst,  Lehre  S.  19. 

9  S.  auch  Const  apost  VIII:  31 :  „'0  Si^oxoiv, 
e{  xal  Xaix^c  'iq  ,  IpiTreipoc  hk  xou  Xö^ou  %oti  x6v 
xpöirov  aepLv6(,  ^li^aax^TO)'  loovraiYotp  irdEvxcc  5i- 
5axxol  %eoö\ 

w  c.  19  (Ep.  V.  463,  J  a  ff ^  ed.  IL  n.  495,  «. 
auch  Bd.  1.  S.  165.  n.  a)  C.  XVL  qu.  1 :  ,ut 
preter  domini  sacerdotes  nuUus  audeat  predlcare 
sive  monachus  sfve  laicus  ille  sit^  (Das  Original 
hat:  „nullus  sibi  iua'docendj  et  praedicandi  au- 
deat venillcare'*)i 
"  Bd.  III.  S.  687. 

^2  Dagegen  kommt  für  den  Orient  TruUan.  v. 
692.  c  64,  welcher  den  Laien  das  öffentliche  Auf- 
treten in  Rellgionssachen  als  Redner  oder  Lehrer 
bei  Strafe  40  tägiger  Ausschliessung  aus  der  Kir- 
chengemeiuschaft  verbietet,  in  Betracht 


§.  227.] 


Die  Verwaltung  des  magisterium.  Die  Predigt. 
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Predigen  derselben  praktisch  so  gnt  wie  ansgesciüossen  ^  Ja,  das  Bedürftiiss  nach  der 
Ernenening  einer  derartigen  Bestimmung  trat  erst  im  13.  Jahrhundert  hervor,  als  die 
damals  in>mer  weiter  um  sich  greifenden  Ketzereien  die  Kirche  zum  Einschreiten  ver- 
anlassten. Aber  selbst  in  jener  Zeit  ist  nur  das  Predigen  ohne  Genehmigung  des  Bi- 
sehofe oder  des  apostoliscHen  Stuhles  bei  Strafe  des. grossen  Kirchenbannes  unter-' 
sagt  worden  ^,  wennschon  diese  Anordnung  praktisch  einem  völligen  Verbot  ftlr  die 
Laien  gleich  kam ^.      •.  . 

Was  die  kirchlichen  Amts  träger  selbst  betrifft ,  so  stand  in  der  ältesten 
Zeit  den  Diakonen  selbstverständlich  das  Recht  zum  Predigen  zu.  Mit  der 
festeren  Ausbildung  der  kirchlichen  Verfassung  mussten  sie  aber  ebenfalls  hinsiecht- 
lieh  der  Ausübung  desselben  vom  Bischof  abhängig  werden,  um  dritten  Jahrhundert 
sied  sie  schon  zum  TheiH,  wenn  gleich  nicht  überall  vom  Predigen  ausgeschlossen 
wi^rden ,  und  erst  seit  dem  7.  Jahrhundert  ^  hat  sich  die  neue.,  noch  heute  geltende 


^  Alierdings  setzen  die  der  zweiten  H&lfte  deg 
&  J&hrh.  augehorigen  Statuta  eccles.  ant  (s.  g. 
Ctftiiig.  IV.  y.  398J  c.  98  (Bd.  I,  S.  165.  n.  6.) 
noch  die  Ausübung  des  Lehiamts  durch  Laien 
TorauE,  da  sie  Ihnen  dies,  abgesehen  von  einem 
Auftrag  der  anwesenden  Geistlichen ,  verbieten. 
Warum  unter  dem  (Jocere  in  Gegenwart  der  Geist- 
lichen nicht,  so  Probst,  Katechese  S.  142,  das 
Predigen  zu  verstehen  sein  soll,  ist  nicht  erfind- 
lich, umsoweniger  als  c  99  (c  29  Dict.  XXIII.) 
bestimmt :  „Muller  quamvis  docta  et  ßancta  vlrQS 
in  convenfcu  docere  non  praesumat". 

2  c  13  (Later.  IV.  1216.  c  3)  S-  6  x!  de  haer. 
V.  7 :  ,^Quia  vero  nonnulll  sub  specie  pietatis 
auctoritatem  sibi  vendlcant  praedicandi  .  .  . 
omnes  qui  prohiblti  vel  non  mfssi  praeter  aucto- 
ritatem ab  apostolica  sede  vel  oatholico  episcopo 
lod  susceptam  publice  vel  privatim  praedica- 
tibnis  officium  usurpare  praesumpserint,  exoom- 
mnnlcaUonis.vinculo  Inhodentur  et  nisi  quam  ci- 
tiasresipuerint,  aliacompetenti  poen'aplectentur". 
Auch  c.  12  (Innoo.  IIL)  u.  c.  14  (Greg.  IX.)  eöd. 
verbieten  nur ,  dass  die  Laien  das  oCflclum  prae- 
dicationis  usurpent.  Ebenso  nimmt  auch  Tarra- 
gona  1317.  c.  2,  Man  si  26,  628:  „quod  illi  qui 
revera  fnerintdetertia  regula  b.  Franeisci,  Ipsam 
faerint  professi  . .  .  nee  libros  habeant  theolo- 
gicos  in  vulgari  nee  praedioent,  doceant  aut  re- 
petant  aliquid  ^e  flde  nisi  in  ecclesiis,  prout  aliis 
fldelibus  laicia  est  pennissum**  nicht  eine  absolute 
Ausschliessung  der  Laien  an.  Hatte  doch  Inno- 
eenz  III.  selbst  1209  der  Genossenschaft  des  Franz 

.  V.  Assisi,  welche  anfanglicb  Icein  Orden,  sondern 
eine  Genossenscbaft  von  Laien  Miid  Klerikern  zur 
Predigt  des  Reiches  Gottes  und  der  Busse  unter 
dem  Volke  auf  den  Strassen,  Plätzen  und  im 
freien  Felde  war,  zur  Ausübung  dieser  Thätig- 
kelten  die  £rmäcbtigung  ertheilt,  G.  Müller, 
die  Anfange  des  Minoritenordens.  Freibnrg  1.  Br. 
1686,8.30.33.39.42. 

3  Unter  den  Fragen ,  welche  nacb  der  Bulle 
tfartiusY. :  l^nter  cnnctas  1418,  s.Bd.  lU.  S.  38Ö, 
die  Ketzer-Inquisitoren  stellen  sollen ,  befindet 
sich  aucb  die  (Nr.  37) :  „utrum  credat,  quod  lioeät 
Isids  utriusque  sexus,  vlris  seil,  et  mulieribus, 
libere  praedicare  verbum  doi",  Mansi  27,  1213. 

Uebrigens  hat  noch  1680  die  Congr.  conc.  Yer- 
anlassang  genommen,  ausdrücklich  zu  erklären, 


dass  der  Bischof  wohl  einem  JCleriker  der  nied- 
rigen Weihen,  aber  niemals  einemXaien  die  Aus- 
übung des  Predigtamtes  übertragen  dürfe,  Fa- 
gnan.  ade.  43.  X.  V.  39.  n.  19;  Ferraris  s.v. 
praedicatio.  n.  18.     .  .       • 

^  Die  const.  apost.  III.  20  i.  1  schliessen  die 
Diakonen  davon  aus.  Andererseits  konnten  sie 
aber  auch  ebenso  wie  die  Laien  (s.  S.  460.  n.  8) 

'  nlit  bischöflicher  Erlaubniss  predigen,  s.  J.  N  e  p. 
S  e  1  dl ,  d.  Dlakonat  1.  d.  kath.  Kirche ,  Regens- 

'  bürg  1884.  S.  149.  Ferner  erkennt  auch  Ancyra 
314  c.  2 :  -;vAiaxövouc  6{iola)C  ^uoavrac  (icrd  ^e 
Taura  dvairaXatoavTac  t^  jxev  äXXtjv  xijx'^'»*  Ix^iv, 
ireicauoftat  hk  aixouc  irdoij«  r^jc  Upac  XeiToup^lafi, 
xijcTe  TOuaptov^  TfoHjpiov  dva^^peiv  ^  xTjpucceiv" 
insofern  es  den  gefallenen  Diakonen  da8XT2p6oo£tv 
verbietet ,  die  Befngniss  der  Diakonen  an .  sich 
an.  •  Dass  XT^puooctv  blos  die  Worte ,  welche  der 
Djakon  in  der  Liturgie  zu  sprechen  hatte ,  be- 
deutet, so  Probat,  Lehre  S.  19,  ist  nicht  nach- 
weisbar, denn -xt2p6oo£tv  bezeichnet  ebensowohl 
das  Predigen,  Hefele,  Gonc.  Gesch.  2.  Aufl. 
1,  224 ;  so  übersetzt  auch  die  Hispana  das  Wort 
mit :  sexmonem  ad  populum  faoere  und  die  Dio- 
nysiana  mit :  praedicare ,  s.  auch  S  e  1  d  1  a.  a.  0. 
S.  160.  Der  diaconus  regens  plebem  der  Synode 
v.  Elvira  ▼.  306  6.  77  (Bd.  IL  S.  263.  n.  f)wird 
ebenfalls  nicht  vom  Predigtamt  ausgeschlossen 
gewesen  sein.  ' 

.  5  Vaison  II.  629.  c.  2  (Bd.  II.  S.  264.  n.  7) 
gestattet  ihnen  bei  Verhinderung  des  Priesters  • 
nicht  mehr  selbst  zu  predigen,  sondern  nur  Ho- 
milien  der  Väter  zn  verlesen.  Andererseits  be- 
zeichnet ij.  1.  S.  7  (Isidor.)  Dist  XXV-  noch  das 
praedicare  evangellüm  und  apostolum  als  Funk- 
tion der  Diakonen  (Bd.  L  S.  2.  n.  2>  Gregor  1. 
hat  auf  der  römischen  Synode  v.  696  c.  1,  Jtf  ff  ^ 
reg.  II.  ed.  p.  167,  c.  2  Dist.  XIII  angeordnet, . 
dass  Diakonen ,  „quos  ad  praedicatlonis  officium 
.  .  .  vacare  congruebat'^  nicht  als  Sänger  in  der 
römischen  Kirche  verwendet  werden  solleu,  ja 
auch  nach  Pauli  Diaconi  vita  1. 41  Diakonen  pre- 
digen lassen.  Vigilius  640  rügt  in  dem  Briefe  an 
die  Diakonen  Rusticus  und  Sebastian,  Mansi 
9,  366.  367 :  „Adiecüitis  etiam  exesecfanda  su- 
perbla,  quae  nee  leguntor  nee  sine  sui  pöntlflcis 
iussione  aliquando  ordinis  vestri  homines  prae- 
snmpserunt,    auctoritatem  vobis   praedicatlonis 
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Disciplin  festgestellt,  dass  der  Diakon  ftlr  die  Regel  ^  daa  Predigtamt  nicht  ansznflben 
berechtigt  ist,  aber  im  Gegensatz  znm  Laien  ausnahmsweise  vom  Ordinarius  dazn  er- 
mächtigt werden  darf  ^. 

Was  endlich  die  Ansttbnng  des  den  Bischöfen  und  den  Priestern  zukommenden 
Predigtrechtes  anlangt ,  so  hat  das  IV.  Lateran.  Konzil  in  seinen  wesentlich  gegen 
die  Ketzer  und  Laien  gerichteten  Vorschriften  allgemein  y  also  auch  fllr  die  Priester, 
eine  vorgängige  Erlaübniss  des  Papstes  oder  des  betreffenden  Diöcesuibischofs  er- 
fordert 3. 

Die  im  13.  Jahrhundert  gegründeten  Bettel-Orden*,  welche  ihre  Haupt- 
thätigkeit  auf  die  Predigt  unter  dem  Volke  richteten ,  hatten  zu  diesem  Behufe  von 
den  Päpsten  das  Privileg  erhalten,  ttberair  das  Predigtamt  durch  ihre  Mitglieder  aus- 
üben zu  lassen '^.  lA  Folge  der  Klagen  der  Weltgeistlichkeit  verbot  indessen  Inno  - 
cenz  IV.  das  Predigen  in  den  Klosterkirchen  der  Mönche  vor  der  Pifarrmesse  und 
zur  Zeit  derselben ,  machte  die  feierliche  Predigt  in  den  Pfarrkirchen  von  der  Zu- 
stimmung des  Pfarrers  abhängig  und  untersagte  ihnen  endlich  dieselbe  für  jeden  Tag 
und  Ort,  an  welchem  der  Diöcesanbischof  oder  der  Stellvertreter  desselben  eine 
solche  halten  würde*.  Aus  den  o.  S.  92  gedachten  Gründen  wurde  aber  diese  An- 
ordnung sehr  bald  durch  Alexander  IV;  ausser  Kraft'  gesetzt,  und  den  MOnchen 
das  Predigen  mit  blosser  Erlaübniss  der  Bischöfe  oder  der  päpstlichen  Legaten  ge- 
stattet 7,  und  erst  B  o  n  if  az  VIII.  traf  danü  ( 1 300),  um  den  fortdauernden  Uebelständen 


contra  omnem  consuetudinem  vel  canones  Tindi- 
care^  die  Anmassung  des  Predigtamtes  oluie  Ge- 
nehmigung des  Bischofs. 

1  Seit  dem  7.  Jahrhundert  sind  wenige  Fälle 
überliefert ,  in  denen  die  Diakonen  das  Predigt- 
amt .aasgeübt  haben.  Vorgekommen  ist  dies  frei- 
lich noch,  so  hat  Guido  v.  Mailand  1057  nach 
Entfernung  des  Priesters  Anselm  für  diesen  das 
Predigtamt  durch  7  Diakonen  abwechselnd  ver- 
sehen lassen ,  Landulfi  bist.  Mediol.  III.  5., 
SS.  8,  76;  He  feie,  Conc  Gesch.  4,  794. 

^  S.  den  vom  Kottstänzer  Konzil  1415  yerur- 
theilten  WidefTschen  Satz  14:  „Licet  alieui  dla- 
cono  yel  presby tero  praedicare  verbum  <dei  absque 
auctoritate  sedis  apostolicae  vel  episcopi  catho- 
lici'',  Hefele,  Conc.  Gesch.  7 ,  117  Anm.,  und 
Bulle  Martins  Y.  v.  1418 :  Inter  ounctas,  Mansi 
27,  1204.  1208;  femer  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1580,  s.  o.  S.  451.  n.  3. 
'  8  Vgl.  0.  S.  451.  n.  2,  wiederholt  von  Trier  1227 
c.  8,  M  a  n  s  1 23,  32  (hier  wird  für  jeden  mit  Aus- 
nahmederDominlkaner-undFranziskaner-Monche, 
s.  Anm.  5 ,  schriftliche  Erlaübniss  des  Bischofs 
gefordert,  von  Ravenna  1311.  c.  7  in  Betreff  der 
alienigenae,  1.  c.  25,  455). 

^*  Früher ,  als  die  Mönche  noch  Laien  waren, 
fanden  auf  sie  die  Vorschriften  über  die  letz- 
teren Anwendung,  s.  auch  o.  8.  450.  n.  10  u.  c.  4 
(Uieron.)  G.  XVI.  qu.  1.  Später,  nachdem  sie  dann 
auch  die  Weihen  empfingen,  hatte  die  Frage  nach 
der  Ausübung  des  Predigtamtes  durch  dieselben 
bei  der  nicht  unmittelbar  auf  das  Volk  berech- 
neten Thätigkeit  der  älteren  Orden  keine  wesent- 
liche- praktische  Bedeutung,  c.  11  (Alex.  II.  v. 
1064,  Jafftf  reg.  II.  ed.  n.  4652)  ead.  verbietet 
allerdings  den  Benediktinern  das  Predigen  ausser- 
halb der  Klöster. 


5  S.  o,  S.  92.  n.  1. 

es.  die  S.  92.  n.  3  citirte  DekreUle  v.  1264 : 
„  .  .  .  Et  ne  parochialibus  ecclesiis  devotio  debita 
subtrahatur  ante  •  missarum  solemnia,  ad  quae 
audienda  parochiani  prima  diei  parte  in  suis  eon- 
sueverunt  et  debent  ecclesiis  convenlre ,  nequa- 
quam  in  vestris  ecclesiis  praedicetis  nee  hora  lila 
solemnes  in  eis  faciatis  sermones,  ne  propter  hos 
audiendos  ad  vos  populus  confluens  parochiales 
ecclesias  defelinquat:,  et  nee  ad  praedicandnm 
sölemniter  ad  alias  parochias  aecedatls,  nisi  a 
sacerdote  parochiarum  istarum  fueritis  Invitata 
vel  saltem  nisi  ad  illud  humiliter  petierltis  et 
obtinueritis  vos  admitti.  Et  ut  debittas  honor 
episcopis  deferatur ,  eadem  die  qua  dioeceaanua 
episcopus  vel  alius  loco  eins  sölemniter,  maxime 
in  eeclesia  cathedrall ,  nullus  vestrum  in  eadem 
ci  vi  täte  yel  loco  praedicare  praesumat,  .neaalnbris 
praedicationis  doctrlna  ex  frequenti  conculoatioDe 
huiusmodi  quasi  taedium  generans  oontemnatnr/* 

"7  S.  0.  S.  92.  n.  5  und  dazu  die  erweiternden 
Bullen  Martins  V.  v.  1282  ebendaselbst  n.  7. 

Wenn*^e8  zweifelhaft  war,  ob  ein  Orden  daa  er- 
forderliche Privileg  besaas,  so  konnte  sich  der 
Bischof  dies  nachweisen  lassen,  darauf  beraht 
c.  25  Mediolan.  1287.  c.  25,  Mansi  24,  880: 
„Item  quia  Humiliati  indüferenter  officium  prae- 
dicationis usurpant ,  confessiones  audiunt .... 
hoc  durimus  statuendum ,  quod  si  super  hoc  a 
sede  apostolica  vel  legatls  ipsius  aliquo  privilegio 
vel  privilegiis  asserunt  aen  czedun^  se  fore  mu- 
nitos, infra  III  menses ,  postqnam  praesens  eon- 
siitutio  fuerit  in  civitate  nostra  et  civitatibus 
nostrae  provlnciae  publicata,  dioecesano  vel  eins 
offidali  aut  capttulo  eathedralis  eeolesiae,  si  va- 
caret  vel  eins  vlcario,  de  huiusmodi  privUegio  seu 
privilegiis  faciant  plenam  fidem.   Alioquin  eos  et 
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ond  Streitigkeiten  ^  ein  Ende  zu  machen^  wieder  einschränkende  Bestimmnngen, 
welche  sicli  an  die  frühere  Verordnung  Innocenz'  IV.  anlehnen,  aber  nicht  einmal  so 
weit  wie  diese  gehen  ^.  Es  wird  den  Dominikanern  und  Franziskanern  das  Predigen 
ita  ihren  Kirchen  und  Häusern  y  sowie  auf  den  Strassen  nur  zu  der  Stunde  untersagt, 
an  welcher  die  Prälaten  des  betreffenden  Ortes  oder  ihre  Stellvertreter  eine  feierliche 
Predigt  haltet  ^.  Ferner  wird  das  Predigen  in  den  Pfarrkirchen  zwar  wieder  an  die 
Genehmigung  der  Pfarrer  geknüpft,  aber  ausdrücklich  bestimmt,  dass  diese  nicht  er- 
forderlich ist ,  wenn  der  Bischof  oder  ein  anderer  höherer  Prälat  den  Mönchen  den 
Auftrag  zum  Predigen  ertheilt  hat.  Wenngleich  diese  Vorschriften,  wie  schon  oben 
8.  94.  hemerkt,  durch  Benedikt  XI.  aufgehoben  worden  sind^,  so  hat  sie  das  Konzil 
von  Yienne  (1311)  doch  wieder  in  Kraft  gesetzt^,  und  sie  sind  unverändert  bis  zum 
fünften  Lateran.  Konzil  i.  J.  1516  in  Geltung  geblieben,  denn  erst  das  letztere  hat  alle 


eoram  qaemlibet  auctoritate  praeBontis  conellii 
admonemus  primo,  secando,  tertlo,  ut  a  piae- 
dietis  desistoDt ;  qxiod  si  praedicta  facere  vel  ali- 
quid  praedictoniin  praesumpserint ,  Ipsos  et 
eoram  quemlibetexoommunicatlonls  ▼inonlo  in- 
nodamus^. 

<  S.  S.  93.  n.  1  und  ferner  die  Mainzer  Synode 
T.  nei  c.  46,  Mansi  23,  1100,  wodurch  den 
Mönchen  verboten  wird,  zur  Zelt  der  Prozessionen 
and  feierlichen  Bittgänge  durch  Predigten  das 
Volk  davon  abzuhalten.     . 

3  c.  t2  in  Extrav.  comm.  de  8ej>ult.  III.  6  (s.  o. 
S.  93.  n.  2) :  „  .  .  ordinamus  ut  dictorum  ordinum 
(Dominikaner  ifnd  Eranziskanerjfratres  in  eccle- 
siis  et  locis  eoram  ac  in  plateis  communibus  li- 
bere  valeant  clero  et  populo  praedicare  ac  propo- 
nere  verbum  dei,  hora  illa  duntaxat  excepta ,  in 
qua  locorum  praelati  praedicare  voluerint  vel  eo- 
ram se  facere  solenniter  praedioarL,  in  qua  prae- 
dicare cessabunt,  praeterquam  si  aliud  de  praela- 
toTum  ipsornm  voluntate  process^rit  ac  licentla 
speciall.  In  studiis  autem  generalibus ,  ubi  ser- 
menes  ad  clerum  ex  more  fleri  solent  diebus  illis, 
quibus  praedicari  solenniter  consuevit,  ad  funera 
etiam  mortuorum  et  in  festis  specialibus  sive  pe- 
cullaribus  eorundem  fratrum,  possunt  iidem  fra- 
ties  et  liceat  eis  libere  praedicare,  nisi  forte  illa 
hora ,  qua  solet  ad  clernm  in  praedictis  locis  dei 
verbum  dei  proponi,  episcopus  vel  praelatus  su- 
perior  clerum  ad  se  generaliter  convocaret  aut  ex 
aUqua  r^tione  vel  causa  urgente  clerum  Ipsum 
duceret  congregandum.  In  ecclesiis  autem  pa- 
rochialibus  fratres  Uli  nullatenus  andeant  vel 
debeant  praedicare  vel  proponere  \erbum  dei, 
nisi  fratres  praedicti  a  parochialibus  sacerdotibus 
invitati  fuerint  vel  vocatl  et  de  ipsorum  bene- 
placlto  et  assensu  seh  petita  licentia  fuerit  et 
obtenta,  nisi  episcopus  vel  praelatus  superior  per 
eosdem  fratres  praedicare  mandaret'^ 

3  Ueber  das  besondere  Privileg  der  studla  ge- 
n£ralia  s.  dän  Text  in  d.  vor.  Anm. 

4  Durch  c.  1  iuExtrav.  comm.  de  privil.  Y.  7 
(r.  1304,Potth.  n.  25370),  welches  gegenüber 
der  Konstitution  Bohifaz.'  vAl.  in  Betreff  der 
Ausühung^  des  Predigtamtes  das  Vorrecht  dazu 
starker  betont  und  noch  gewisse  Erleichterungen 
gewährt:  „  .  .-.  ut  priorum  ordinum  fratre«,  qul 


ad  hoc  deputati  fuerint,  in  ecclesiis  ac  locis  ipso- 
rum ,  quae  in  praesentiarum  habent  et  in'poste- 
nlm  obtinebunt ,  ac  in  plateis  conmiunibus  seu 
publicis  libere  absque  dioeCQsanorum  et  aliorum 
praelatömm  petita  licentia  valeant  clero  et  po- 
pulo praedicare  eique  proponere  verbum  deL  Ga- 
veant  tamen  omnino,  ne  hora,  in  qua  dioecesani 
praedicti  praedicarent  vel  eoram  se  facerent  prae- 
dicari, praedicent  iidem  fratres.  Putamus  etenim 
dignum,  ut  maiori  mii^or  et  superiorl  inferior  de- 
ferat  in  hac  parte ,  nisi  forsan  aliud  circa  hoc 
facerent  de  voluntate  dioecesanorum  ipsorum  aut 
in  studiis  generalibus  praedicarent  diebus  illis 
duntaxat,  quibus  sermones  ad  clerum  fleri  solent 
et  solenniter  praedicari  seu  mortuorum  funeribas 
\el  eorundem  fratrum  festis  specialibus  seu  pe- 
culiaribus ,  quia  in  bis  casibas  cum  dioecesanis 
in  praedicatione  concurrero  poterunt  Ubi  vero 
iidem  dioecesani  vocarent  generaliter  ad  se  cle- 
rum aliqua  ratione  vel  urgente  causa  illum  duce- 
rent  congregandum,  ea  hora  in  studiis  memoratis 
diebus  saepe  dicti  fratres  ab  huiusmodi  praedi- 
catione cessabunt»  In  ecclesiis  autem  parochiali- 
bus fratres'  ipsi ,  invltis  eorum  rectoribus  seu  sa- 
cerdotibus (nisi  iussi  a  superloribus  eorundem) 
non  audeant.praedicare^'. 

5  dem.  2  de  sepult  III.  7  undo.  S.  94.  Bei 
den  fortdauernden  Uebergriifen  der  Mönche  such- 
ten die  Synoden  ebenso  wie  in  Betreff  der  Beichte 
(s.  a.  a.  O.^n.  2)  diese  auch  in  Bezug  auf  das  Pre- 
digen zu  beschränken,  so  wiederholt  z.  B.  Mainz 
1310  c.  lU,  Mansi  26,  345,  die  Yonehrift  der 
früheren  Synode  v.  1^1  Ys.  o.  Anm.  1).  Ra- 
venna  1311 ,  c.  13  1.  c.  p.  4Ö7,  ordnet  an ,  dass 
auch  Mönche  vor  dem  dreissigsten  Jahre  nicht 
zum  Predigen  zngelassien  werden  *  dürfen ,  wäh- 
rend die  Päpste  ihrerseits  wieder  die  Mönche  in 
Schutz  nahmen  und  einzelne  Bischöfe  mit*  der 
Aufrechterhaltung  ihrer  Privilegien  besonders 
betrautem,  s.  die  Bullen  Benedikts  XI.  v.  1304 
bei  G.  Schmidt,  päpstl.  Urkunden  und  Be- 
gesten.  Halle  1886.  S.  55  und  bei  Potthast 
n.  25387.  25388,  KipoUi  bull.  ord.  Praed.  2, 
92. 93 ;  sowie  Johanns  XXU.  v.  1318,  G.  S  c  h  ml  d 
a.  a.  0.  S.  108.  Unt^r  den  S.  94.  n.  2  gedachten* 
Sätzen  des  Jean  Gorel  befand  sich  auch  der,  dass 
den  Mönchen-,  nicht  aber  den  Pfarrern,  das  Pre- 
digen principaliter  und  essentiell  zustehe. 
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Mönche  verpflichtet,  vor  der  Aasflbang  des  Predigtamtes  dem  Ordinarius  der  Diöoese 
den  Nachweis  der  Prüfung  durch  Ihre  Oberen  zu  führen  K 

2.  Das  geltende  Recht.  Nicht  die  ausschliessliche  Befähigung  zum  Predigt- 
ärat  j  wohl  aber  die  ausscl^liessliche  Berechtigung  dazu  kommt  nach  der  jetzt  herr- 
sehenden  Disciplin  der  Kirche  allein  dem  Papste,  den  B  i  s  c  h^  f  e  n ,  den  Priestern 
und  auch  den  Diakonen  ^  und  zwar  der  Art  zu,  dass  diese  sie  entweder  wie  der  Papst' 
und  die  Bischöfe  *  ohne  Weiteres  kraft  ihres  Amtes  von  der  Erwerbung  desselben  ab, 
also  auch  noch  vor  der  bischöflichen  Konsekration  ^  ausüben,  qder,  wie  die  beiden 
letzteren  Klassen ,  zur  Ausübung  berufen,  oder  ermächtigt ,  oder  damit  beauftragt 
werden  können.    . 

Der  Papst^  welcher  kraft  seines  Primate?  der  oberste  Lehre]"  der  ganzen 
Christenheit  ist,  besitzt  die  Befngniss  zum  Predigen  fUr  die  ganze  katholische  Welt 
und  für  alle  katholischen  Kirchen  ®,  der  Bischof  dagegen,  weil  seina Berechtigung 
zur  Ausübung  des  Predigtamtes  ans  seiner  bischöflichen  Stellung  fliesst,  nur  inner- 
halb des  seinei:  Leitung  unterstehendep  Territoriums,  aber  innerhalb  dieses  in  jeder, 
selbst  auch  in  einer  Regularkirche  7.  Dagegen  bedarf  er  zum  Predigen  in  der  Kirche 
eines  anderen  bischöflichen  Sprengeis  oder  in  der  Quasi -Diöcese  eines  pfaeiatus 
mUUus  der  Erlaubniss  des  betreffenden  Ordinarius  \ 

Was  die  Priester  betrifft,  &o  stehen  diejenigen ,  welche  kraft  des  ihnen  über- 
tragenen Amtes  die  Berechtigung  zum  Predigen  besitzen ,  —  es  gehören  hierher  die 
praelati  ntdltus ,  ferner  die  übrigen  Prälaten ,  welche  Kirchen  zu  leiten  haben  ^,  die 
Inhaber 'selbstständiger  Seelsorge- Aemt€>r,  wie  namentlich  die  eigentlichen  Pfarrer  ^o, 
.endlich  diejenigen/ welchen  ein  selbstständiges . Predigt- Amt  ^^  oderPrädikatur-Bene^ 


»  Se88.  XI.  const.  Leon.  X  Supernae  maiestatis  »  So  auch  die  Goiigr.  episc.  v.  1614,.  Ferra r ig 

▼om  19.  Dezember  1516,  Hardouin  9,"  1806.  l.  c.  ii.  22. 

1808.  .    »  Vgl.  TridJ  Sess.  V.  c.  2  de  ref. :  „Quia  vero 

^  Diese  müssen  trotz  der  o.  S.  461  gedachten  christianae  feipubllcae  non  minus  necessaria  est 

Eotwicklmig  auch  für  das  geltende  Recht  den  praedicatio  eyangelii  quam  lectlo  et  hoc  est  prae- 

Priestern  an  die  Seite  gestellt  werden ,  denn  das  cipuum  episcopoium  munus ,  statuit  et  decrevlt 

noch  heute  massgebende  Pontiflcale  Romanum  eadem  sancta  synodus ,  omnes  eplscopos ,  airchi- 

rechnetdaspraedicare  zu  ihren  Funktionen,  Bd.  I.  episcopos,  prlm^tes  et  omnes  alles  ecciesiarum 

S.  2.  n.  6.    In  Uebereinstlmmuiig  hiermit  ver-  ,  praelati  teneiri  per  se  ipsos ,   si  legitime  Impeditl 

ordnet  die  ProT.  Syn.  .Venedig  1859 ,  coli.  conc.  non  fueiint,  ad  praedlcandum  s.  Jesu  Christi 

Lac. '6,  294:  „Oeneratlm  nemlni  praedicandi  fa-  evangelium**.  Ausser  den  praelati  nullius  gehören 

cultas  detur ,  qul  saltem  non  sit  diaconus  et  pie-  also  hierher  die  praelati  cum  iurisdictione  quasi 

täte  praestans  doctrlnae  testlmonium  coram  epis-  episcopali  und  die  Klosterprälaten,  wie  die  Aebte, 

copo  nou  praebuferit**..   Ja  ein  Diakon*,  welchem  welche  eine  Klostergemeinde  zu   leiten  haben, 

ein  Pfarr-Amt  yerliehen  worden  ist,  ehe  er  den  Bd.  II.  S.  843  ff.  371. 

ordo  presbyteralis  erworben  hat,   Bd.  II.  S.  482,  w  Ausser  diesen  auch  die  Missions-  ulid  Suk- 

ist  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch,  wie  jeder  kursal-Pfarrer ,  fed.  II.  S.  294.  n.  1  u.  S.  363; 

andere  Pfarrer,  Bd.  II.  S.  295  und  unten  unter  die  Verweser  von  Pfarreien,  Bd.  II.  S.  324  und 

in.,  verpflichtet,  das  Predigtamt  auszuüben,  vgl.   ■  die  Inhaber  Von  Seelsorge-Kaplaneicn. 

Pignatelli  conäult.  can.  IV.  206.  n.  7,  .  'i  In  Baiern  giebt  es  in  5  Städten  Steflen 

3  S.  o.  S.  432.  444.  für   s.  g,   selbstständige   Prediger,    Stadtpfarr- 

*  8.  0.  S.  432.  444  und  conc.  Trid.  V.  c.  2  de*  prediger,  welche  in  Folge  der  Säkularisation  ge- 

ref.  (s.  unten  Anm.  9).  gründet  sind,  und  auf  welche  die  vom  König  prär 

s  S.  0.  S.  446.  '    (>  sentlrten  Geistlichen  unter  Ertheilung  dermissio 

^  Als  der  Papst  im  Mittelalter  noch  Legaten  canonlca  vom  Ordinarius  fest  angestellt  werden, 

aussendete ,  konnte  er  daher  auch  durch  diese  in  S  t  i  n  g  1,  Bestimmungen  des  bayer.  Staats  üb.  d. 

deren  Provinzen  predigen  lassen.  Verwaltg.  d.  kith.  Pfarr- Amtes.  München  1879. 

7  Und  zwar  sogar  wider  Willen  der  Regula-  S.  272;  Silber i^agl,  Verfassg.  sämmtl.  Rell- 

ren ,  s.  die  Congr,  episcop.  JIÖ86  bei  B  a  r  b  o  s  ä  gionsgenossenschaften  in  Bayern,.  2.  Aufl.  S.  256. 
J.  £.  U.  I.  13.  li..  6;  P.ignatelll  1.  c.  n.  63;  Ferner  gehört  auch  hierher  daa  officium  con- 

Ferrarlsl.  civ22;  Benedict.  XIV.  de  syn..  cionatoris  apostolici  (für  Predigten  im  palatium 

dioec.  iX.  17.  n.  7.  apostolicum),  welches  nach  conat  Benedict.  XIV. : 
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fiziam  ^  übertragen  ist^ — den  Bischöfen  insofern  gleich,  als  sie  ihr  Recht,  zu  predigen, 
ebenfalls  ohne  weitere  Voraassetzungeü  innerhalb  ihres  Amtssprengeis  oder  inner- 
halb der  ihrer  Leitnng  unterstehenden  Kirchen  ^  oder  in  den  Kirchen,  für  welche  sie 
angestellt  sind^  bez.  deren. Bezirken  ausüben  dflrfen. 

Im  Uebrigen  ist  ein  Priester  nur  berechtigt. zu  predigen,  wenn  der  Ordinarius, 
also  der  Bischof  oder  der  praelatns  nullius  ^  des  betreffenden  Sprengeis,  keinen  Wi-r 
derspnicb  erhebt  ^  und  dasselbe  muss  aucK  von  denjeiitigen  Amtstrftgem  gelten,  welche 
innerhalb  bestimmter  Kirchen  oder  bestimmter  Bezirke  zu  predigen  berufen  sind,  so- 
fern sie  dies  ausserhalb  derselben  zu  thün  beabsichtigen^,  widrigenfalls  der  Ordinarius 
mit  arbiträren  Oensnren  und  Strafen  gegen  sie  einzuschreiten  befugt  ist^. 

Der  Ordinarius  soll  in  der  Lage  sein ,  die  Tauglichkeit  des  Priesters  zu  prüfen. 
Deshalb  darf  der  letztere  nicht  mit  'dem  Predigen  beginnen  und  einen  etwaigen 
Widerspruch  des  ersteren  abwarten,  er  hat  vielmehr  vorher  von  demselben. die  Er- 
lanbniss  einzuholen  ^  In  der  Ertheilung  der  Erlaubniss  liegt  einmal  die  Approbation  ^, 
d.  h.- die  Tauglichkeitserklärung,  zweitens  aber  auch  eine  Ermächtigung  zum 
Predigen  insofern,  als  dadurch  fedtgestellt  wird,  dass  der  Ordinarius  gegen  die  Aus- 
übung der  Predigt  seitens  des  betreffenden  Priesters  in  der  Diöcese  nichts  zu  erinnern 
habe ,  aber  keineswegs  die  Ertheilung  des  Rechtes  auf  ungehinderte,  beliebige  und 
freie  Ausübung  der  Predigt  in  allen  Kirchen  der  Diöcese  oder  auch,  nur  des  Bezirkes, ' 
für  welchen  etwa  die  Ermächtigung  gegeben  ist,  —  mit  anderen  Worten,  die  licenüa 
bedeutet  nur  soviel,  dass  jeder,  welcher  das  Recht  hat,  einem  Priester  di^  Predigen 
ZQ  gestatten ,  ihn  dazu  zu  berufen  oder  damit  zu  beauftragen ,  befugt  ist ,  einen  der- 
artig ><^  ermäcl^tigten  Priester  zum  Predigen  auszuwählen,  und  dass  der  letztere  unter 


Inclytum  ▼.  2.  März  1743,  eiusd.  bull.  1,  109,  Lehramt .  aasznüben.    Auch  spricht  Trid.  Sess. 

»tete  einem  Pjofessen  aus  dem  Kapuziner-Orden  V.  c.  2  bei  den  Regulären  von  der  licentia'des 

übertragen  werden  soll.  Bischofs. 

1  Diese  kommen 'gleichfalls  i^  Baieru  voi,  s.  ^  Das  Tridentinum,  1.  o.,  braucht  diesen  Aus- 

die  Gitate  i.  d.  vor.  Anm.  druck  nur  für  die  Tauglichkeitserklärung  der 

^  Wie  die  praelati   cum  larisdictione   quasi  Mönche  durch  ihre  Oberen :,, Reguläres  vero  cuius- 

episeopalls ,  welche  nicht  praelati  nullius  sind.  cunqne  ordiuis,  nisi  a  suis  superioribus  de  mori- 

3  Wie  die  Stadtprediget  und  die  Prädikatur-  buset  Bcientiaexamioatietapprobatlfuerintacde 

Beueftziaten;  eorum  lioentia,-  eiiam  in  ecclesiis  suorum  ordi- 

*  Ferraris  s.  v.  praedicatio  n.  33  ff .  num  praedicare  non  possint,  cum  qua  licentia 

^  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ret :  .^Nullus  autem  persönaliter  se  coram  episcopis  praesentare  et  ab 

saecnlaris  sive  regnlaris ,  «etlam  in  ecclesiis  suo-  eis  benedictlonem.  petere  teneantur ,    antequam 

Tum  ordinum 'conlfadlceute  episcopo  praedicare  praedicare  incipiant".   Die  Gongr.  conc. ,  Rich- 

praesumat".'  ter,  TrideutinumS.  22.  n.  6.  7,  und  die  Dok- 

0  Denn  nur  soweit  seine  amtlichen  Funktionen  trin,  vgl.  Ferraris  1.  c.  n.  32  brauchen  :  appro- 

reichen,  ist  ein  solcher  Priester  zum  Predigen  er-  batio  als  identisch  mit  licentia.    Korrekt  drückt 

machtigt,  im  übrigen  steht  er  jedem  anderen  sich  dagegen  Siena  (s.  o.  Anm.  6)  aus,  ebenso 

bester  gleich.    So  auch  Prov.  Syn.  Siena  von  Auch  1851 ,  coli.  cit.  4 ,  1203 :   „sacerdoti  vero 

1850,  coli.  ebne.  Lac.  6,  260 :  „Nemo  ex  clerieis,  alienae  dloecesis  bene  noto  aut  commendatitiis 

ne  parochis  qaidem  exceptis ,  extra  ipsorum  ec-  litteris  munito  et  ad  praedicationem  approbato 

clesiam  praedlcationis  officium  susclpere  poterit,  semel  aut  iterum  concionem  permittere  possint  • 

nisi  de  sui  episeopi  venia,    litteris  vel  saltßm  parochi'^ 

oietenus  expressa,  quamvis  alias  approbatus  ad  lo  Mehrfach,  s.  Barbosa  deoff.  parochi  1. 14. 

id  munus  fuerit".  n.  8;  Ferraris  s.  v.  parochns  art.  11^  n,  79  wird 

7  Denn  bestimmte  Strafen  droht  das  gemeine  behauptet,  dass  der  Pfarrer  eitlem  ihm  bekannten. 

Recht  nicht  an,  s.  auch  const.  Gregor.  J^VI. :  In-'  nicht  ermächtigten  Priester  wenigstens  ein  oder 
scrutabili  v.  Ö.  Februar  1622.  %,  6  (unten  S.  457.     '  zweimal  das  Predigen  in  seiner  Kirche  gestatten 

n.  3).  dar^    Das  Tridentinum  macht  aber  eine  solche 

s  So  ist  die  Vorschrift  des  Tridentinums  stets  Ausnahm»  nicht. «  Auch  einzelne  neuere  firanzö- 

in  der  Praxis  und  Doktrin  verstanden  worden,  slsche  Provinzialsynoden  verbieten  dies  aasdrück- 

weil  der  Priester  nicht  böfugt  ist,  ohne  Weiteres  lieh,  s.  coli,  conc  Lac.  4,  271.  525,  Toulouse 

lediglich  kraft  seines  priesterlichen   Ordos  das  1850,  l..o.  p.  1065,  sogar  bei  Strafe  der  Snspen- 
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dieser  Voranssetzang  berechtigt  ist,  von  seiner  Befihignng  und  seiner  Ermichtigiiag 
Gebranch  za  machen  ^  . 

Die  Ertheilung  der  Ermächtigung  in  diesem  Sinne,  auch  nUsno^  genannt,  ist  ein 
Akt  der  bischöflichen  iurisdictio.  Deshalb  kommt  das  Recht  dazu  ausser  dem  Bisehof 
auch  dem  Eapitular-Vikar,  sowie  dem  allein  und  ausschliesslich  amtirenden  coadiator 
und  dem  Oeneral-Vikar  ^  zu. 

Was  die  Mitglieder  der  geistlichen  Orden,  welche  Priester  sind, 
betrifft ,  so  bedurften  dieselben ,  sofern  der  Orden  überhaupt  ein  auf  Ausübung  des 
Predigtamtes  gehendes  Privileg  hatte,  nach  dem  mittelalterlichen  Recht  für  die  Predigt 
in  ihren  Kirchen  und  Häusern  wegen  ihrer  Exemtion  keiner  bischöflichen  Libeiu. 
vielmehr  hatte  ihnen  der  Ordensobere  sowohl  die  Approbation,  wie*  auch  die  Erlaub- 
niss  und  den  bestimmten  Auftrag  zur  näheren  Ausübung  des  Predigtamtes  *  zu  er- 
theilen.  Bei  diesem  Rechtszustand  ist  es  auch  nach  dem  Tridentinum^  verblieben, 
insoweit  lediglich  die  Verwaltung  der  Predigt  für  die  zur  Ordensgenossenschi&ft  ge- 
hörigen Personen  in  Frage  steht  ^. 

Wenn  sie  dag^eninden  Kirchen  ihres  Ordens,  in  welchen  auch  andere  Perso- 
nen Zutritt  haben,  predigen  sollen,  so  müssen  sie  zwar  gleichfalls  die  Approbation  und 
die  Erlaubniss  (licentia]  ihrer  Oberen  besitzen,  aber  sie  haben  sich  mit  dieser  dem  Bi- 
schof ^  persönlich  vorzustellen  und  vonihm  die  Segnung  (benedictio)^  zuerbitten^  ehe  sie 


sion  für  den  Pfarrer.  Der  Bischof  kann  aber  den 
Pfarrer ,  weil  es  stell  hierbei  nm  einen  Akt  der 
.  Jurisdiktion  handelt,  für  derartige  Fälle  zur  Zu- 
lassung ermächtigen,  und  dasselbe  kann  auch  ein 
für  alle  Mal  durch  die  Provinzjalkonzilien  ge- 
schehen, s.  die  vor.  Anm.  a.  £.  Tgl.  femer  coli, 
cit.  4,  082.  1127. 

1  Die  hier  unterschiedenen  drei  Akte,  Appro- 
bation (d.  h.  Tauglichkeitserklärung),  Ermächti- 
gung und  Berufung  zum  Predigen  können  selbst- 
verständlich äusserlich  zusammenfallen,  z.  B. 
wenn  der  Ordinarius  einen  Priester  behufs  seiner 
eigenen  Vertretung  zum  Predigen  deputirt. 

2  Venedig  1859,  1.  c.  6,  294:  „nemini  licere 
yerbum*  dei  praedicare  sine  legiäma  missione, 
itaque  sine  episcopi  licentia  nemo  praedicare 
audeat;**  Utrecht  1866,  L  c  5,  807. 

3  Spezialmandat  erscheint  für  denselben  nach 
den  Ausführungen  Bd.  II.  S.  2l6  nicht  erforder- 
lich, da  die  ErtheiluDg  der  licentia  nicht  wichti- 
ger als  die  approbatio  der  Beichtväter  und  die 
Abhaltung  des  Pfarr-Konkurses  ist  Nach  Pig- 
natelli'l.  c.  n.  55  hat  die  Ck>ngr.  conc.  1649 
zwar  entschieden,  dass  der  Vikar  praosente  ordi- 
nario  die  Prediger  nicht  deputiren  kann,  das  be- 
zieht sich  indessen  nicht  auf  die  Ertheilung  der 
licentia,  s.  auch  unten  S.  461. 

*  Diese  drei  verschiedenen  Akte  (s.  o.  S.  455) 
lassen  sich  auch  hier  wie  bei  dem  Bischof  schei- 
den. So  war  z.  B.  ein  mit  der  Approbation  und 
Lieenz  des  Oberen  versehener  Reguläre  früher  be- 
rechtigt ,  auf  Aufforderung  des  Pfarrers  in  einer 
Pfarrkirche  zu  predigen,  S.  453.  n.  4. 

s  Denn  dasselbe  regelt  an  den  citirten  Stellen 
blos  die  Verhältnisse  der  kirchlichen  Säkular-, 
nicht  der  internen  Ordensverwaltung.  Diese  Auf- 
fassung wird  bestätigt  durch  die  const.  Clemens' 


X. :  Supema  v.  21.  Juni  1670  $.  3  (Richter, 
Tridentinum  S.  5441 :  „et  hulusmodl  benedictio- 
nem  (s.  o.  S.  455.  n.  9  und  nachher  oben  im  Text) 
teneri  etiam  reguläres  petere,.  si  in  qulbuscunque 
oriktoriis  suis  ordinis  sermonom  coram  populo  vel 
in  ecclesiis  (welche  an  sich  dem  Volk  geöffnet 
sind)  aut  ad  crates  monasteriorum  sanctimonia- 
lium  eorum  lurisdictioni  subiectarum,  licet  clau- 
•  sis  ianuis  et  nullua  saecularis  ibi  intercessit,  ha- 
bere voluerint".  Das  ist  auch  unbestritten,  nnd 
für  den  zuletzt  erwähnten  Fall  ausdrücklich  von 
der  Congr.  oonc.  1752,  Bouix,  tract.  de  iure 
regul.  ed.  II.  2,  265 :  „An  ad  orates  ecclesiae  seu 
collocutorii  aut  allbi  llceat  oommlssario  moniä- 
lium  sermonem  aut  conciones  habere  ad  moniales 
sine  episcopi  licentia?  Affirmative  pro  solis  mo- 
nialibus  et  clausis  ianuis^  die  bischöfliche  Er-  ' 
laubniss  für  überflüssig  erklärt. 

^  Also  z.  B.  in  der  für  die  Laien  verschlosse- 
nen Klosterkirche. 

7  Gleich  steht  dem  Bischof  der  praelatus  nul- 
lius, Ferraris  l.  c.  n.  34.  35. 

8  Trid.  Sess.  V.  c.  2  cit ,  s.  o.  S.  455.  n.  9 ; 
Gregorii  XVI.  cx)nst.  Inscrutabili  v^  5.  Februar 
1622.  $.3,  Richter,  Tridentinum  S.  540.  Das 
gilt  auch  für  den  Anm.  5  a.  £.  gedachten 
Fa\l  der  Predigt  für  Nonnen ,  welche  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Ordens  stehen ,  denn  die 
cit.  Entsch.  der  Congr.  d.  conc  bezieht  sich  nur 
auf  die  Erlaubniss,  und  hat  in  Betreff  dto  Bene- 
diktion die  Vorschrift  der  const.  Glein.  X.  nicht 
berührt. 

0.  Für  grosse  Diöcesen  hat  die  Congr.  cono.  den 
Bischöfen  empfohlen,  einon  Delegaten  mit  der 
Ertheilung  der  benedictio  zu  betrauen  oder  den 
vicariuB  foraneus  dazu  zu  ermächtigen  ,  Pigna- 
telli  cons.  can.  IV.  206.  n.  67. 
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mit  dem  Predigen  ^  beginnen  dflrfen  ^,  widrigenfalls  der  Bischof  als  pftpstlicher  Dele- 
gat mit  arbiträren  Strafen  und.Censuren  gegen  sie  vorgehen  darf  3. 

Erklärt  sich  der  Bischof  auf  ihr  Ansuchen' nicht,  so  sind  sie  nicht  gehindert ,  zn 
predigen  4. 

Andererseits  ist  aber  der  Bischof  berechlagt,  der  Ausübung  des  Predigtamtes  zu 
widersprechen ,  und  damit  ^t  dem  betreffenden  Regularen  die  ErmUchtigung  zürn 
Predigen  verweigert  ^.  Die  Rechtswirksamkeit  des  Widerspruchs  ist  zwar  nicht  davon 
abhft&gig^,  dass  er  aus  einem  gerechtfertigten  und  vernünftigen  Grunde  erhoben 
worden  ist ,  wohl  aber  soll  der  Bischof  ihn  nur  unter  dieser  Voraussetzung  geltend 
machen'',  und  ^er  ist  femer  verpflichtet,  auf  Beschwerde  dem  römischen  Eftuhle^,  wenn 
auch  nicht  den  Ordensoberen,  die  Gründe  seines  Widerspruchs  anzugeben  ^. 

Vor  seiner  EntSchliessung  und  behufs  Fassung  derselben  ist  der  Bischof  zwar 
nicht  befugt,  den  Regularen  einer  Prüfung. zu  unterwerfen *® ,  dag^en  kann  er  von 
demselben  die  vörgängige  Ableistung  der  professio  fijdei  fordern  ^^ 

Juristisch  hat  das  eben  besprochene  Erfordemiss  der  Nachsuchung  der  bene-- 
dictio  keine  andere  Bedeutung  als  die  der  Einholung  einer  Licenz  des  Bischofs  ^?,  denn 


1  Dahin  gehört  auch  die  AuseinAndeTsetzuiig 
der  h.  Gebeimnigse  und  die  Aassprechung  from- 
mer Ermahnungen  an  die  GUuMgen  bei  der  Re- 
dtation des  Rosenkranzes,  Gonge  conc.  bei  Pi  g  - 
natelll'eons.  can.  I.  407. 

2  Das  schreibt  Sess.  V.  c.  2  cit.  ausdrüokUch 
vor.  Andererseits  genügt  aber  die  einmalige 
Nachsuchung,  selbst  wenn  der  Reguläre  für  einen 
bestimmten  Zeitraum,  z.  B.  wahrend  der  Quadra- 
gesima  von  seinen  Oberen  zum  Predigen  bestellt 
ist,  und  in  "Folge  dessen  eine  Reihe  yon  Predigten 
zo  halten  hat. 

3  Co|i£t.  Gregor.  XYI. :  InscraUbili  cit.  $.  6, 
Richter,  Tridentlnum  S.  541 :  ,,Ac demum  ha- 
beat  eplflcopus ,  tamquam  dlctae  sedis  dclegatus 
auctoritatem  coercendi  ac  punlendl  quoscunque 
exemptos  tarn  saeculares  quam  reguläres ,  qui  in 
alienis  er.cleslis  aut  quae  suornm  ordlnnm  non 
Bunt,  absque  episcopi  licontia  et  in  ecclesiis  suis 
antsuorumordinum  non  petita  illlnsbenedictione 
aut  ipso  contradlcente  praedicare  priesumpserint, 
ita  ut  episoopi  in  suprascrlptis  casibus  In  prae- 
nominatas  personas  In  praemissis  omnibus  et  sln- 
gnlis  aut  circa  ea  quoquo  modo  delinquentes, 
qaotles  et  quando  opus  fuerlt,  etlam  extra  visi- 
tationem  per  censuras  cccleslasticas  aliasqife  poe- 
nas  ati  eiusdem  sedis  delegati  procodeie  om- 
nemque  iurlsdictlonem  ezeroere  libere  et  llcite 
valeant*'. 

^  Gonst.  Gleln.  X.  cit  $.  3 :  ^^Regulares  qui  in 
ecclesiis  sui  ordinis  praedicare  voluerint ,  teneri 
ab  eptscopo  dloecesano  benedictionem  petere; 
praedicare  tamen  posse,  quamvis  non  obtinuerint'', 
denn  dann  ist  dem  Erfordemiss  des  Tridentinoms 
(Sess.  XXIY.  c  4  dt.  s.  o.  S.  455.  n.  5) ,  dass 
der  Bischof  nicht  widersprochen  haben  muss,  ge- 
nügt ■ 

s  L.  c. :  „Quodsl  episcopus  benedictionem  no- 

•  dam  non  concesserlt  et  etlam  eontradixerit  neo  in. 

praedlctifl   quidem-  ecclesiis    licere  regularlbus. 

praedicare  eosque  contravenlentes  ab  illo,  tan- 

quam  sedis  apostolicae  delegato,  censuris  aliisque 


poenis  ecclesiasticis  in  vim  coust.  fei.  rec.  Gre- 
gorli  XYI.  praedecess.  nostrl  Incipientis  Inscruta- 
bili  .  .  cocrceri  et  puniri  posse",  s.  Anm.  3. 

"6  Wenn  der  Reguläre  .diesen  nicht  beachtet, 
kann  er  also  vom  Bischof  bestraft  werden,  s.  yor. 
Anm. 

^  Gonst  cit.  nach  der  Anm.  5  angeführten 
Stelle :  „Episcopum  tamen  absque  lusta  et  ratio- 
nabili  causa  contradlcere  non  debere^ 

9  Also  der  Gongr.  episc.  et  reg.  oder  auch  der 
Gongr.  conc,  welche  hier  beide  vom  Papst  depu- 
tirt  werden  können. 

9  So  die  Gongr.  conc,  Pignatelll  consult. 
can.  lY.  cons.  206.  n.  68  u.  Ferraris  l.  c  n.  73. 
Darauf  führt  auch  die  Analogie  bei  verweigerter 
Approbation  zur  Beichte,  s.  o.  S.  97.  n.  8. 

10  Denn  diese  haben  nach  dem  Tridentlnum 
die  Ordensobereu  '  vorzunehmen ,  so  auch  die 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  l.  c  n.  81. 

"  Wenngleich  die  const  Pii  lY. :  In  sacro- 
sancta  b.  Petri  v.  10.  November  1564  (Richter, 
Tridentlnum  S.  573)  die  Pflicht  zur  Ablegung 
dieser  professio  (s.  Bd.  III.  S.  220)  nur  den  Dok- 
toren ,  Magistern  und  Lehrern  an  Sc)iulen  aller 
Art  auferlegt,  so  ist  doch  jeder  Prediger  auch 
im  weiteren  Sinn  Lehrer ,  und  daher  kann  der ' 
Bischof,  welcher  die  Predigt  des  reinen  katholi- 
schen Glaubens  zu  überwachen  hat,  auch  von  sol- 
chen die  professio  fordern,  so  auch  die  congr.  conc. 
s.  Ferraris,  fldel  professio  n.  4.  22.  Uebrlgens 
ist  eine  solche  Pflicht  durch  die  Provinzial-Sy- 
noden,  s.  Neapel  1699,  coli,  conc  Lac  1,  159;' 
Gran  1858,  l.  c  6,  16;  Auch  1851,  1.  c  4,  li73; 
den  zum  Prodigen  bestiiamten  Welt-  und  Re- 
gulai^Geistlichen,  oder  auch  durch  die  Diocesfin- 
synoden,  Neapel,  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  50,  383, 
den  Fastenpredigem  auferlegt.  Nach  der  letz- 
teren können  aber  die  Regularen  die  professio 
vor  ihren  Oberen  ablegen  und  brauchen  dem 
Bischof  blos  eine  Bescheinigung  darüber  beizu- 
bringen. 

12  S.  auch  S.  458.  n.  4. 
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ihre  aasdrflckliche  Gewährung  ist  (abgesehen  von  dem  einen  vorhin  erwähnten  Fall) 
YorauBsetzung  der  Ansflbnng  des  Rechtes  zum  Predigen.  Der  Unterschied  besteht  darin, 
dass  diese  Art  der  Licenz  nnr  insow^t  erforderlich  ist  und  wirkt,'  als  sie  sich  nicht  auf 
die  Predigt  fdr  die  Angehörigen  des  Ordens  bezieht ,  und  dass  sie  dnrch  ein  konklu- 
dente Handlung,  die  Segnung,  oder  durch  Unterlassung  jeglichen  Widerspruchs  er- 
theilt  wird.  Die  Vermeidung  der  Bezeichnung:  licentia  im  Tridentinum  erklärt  sich 
offenbar  daraus,  dass  man  wenigstens  der  Form  nach  die  Rechte  des  Bischofs  gegen- 
über .den  eximirten  Orden  für  den  hier  fraglichen  auf  der  Orenzlinie  zwischen  der 
internen  Ordensverw'aitnng  und  der  Didcesanverwaltung  liegenden  Fall  möglichst  ge- 
ring hat  eimcheinen  lassen  wollen. 

Endlich  ist  der  Bischof  fticht  befugt,  schlechthin  und  allgemein  den  Regularen 
das  Predigen  in  ihren  Kirchen  zu  verbieten*. 

Für  die  AasttbuBg  des  Predigtamtes  ausserhalb  der  Kirchen  ihTes  Or- 
dens^, also  nicht  nur  in  den  Säkular-,  sondern  auch  in  den  Kirchen  eines  anderen 
Ordens  als  des  eigenen  3,  bedürfen  die  Regularen  abgesehen  von  der  Approbation  nnd 
Ermächtigung  ihres 'Ordensoberen  stets  der  gratis  zu  ertheilenden  UcehHa  (Erlaubniss) 
desjenigen  Ordinarius^,  in  dessen  Diöcese  sie  predigen  wollen.  Andernfalls  kann 
derselbe  mit  Strafen  und  Oensuren  gegen  sie  einschreiten^. 

Vor  der  Gewährung  der  Ermächtigung  ist  der  Ordinarius  in  diesem  Falle  nicht 
nur  befugt,  die^  Ablegung  des  Olaubensbekenntnisses^'  von  ihnen  zu  verlangen,  son- 
dern sie  .auch  einer  Prüfung  in  Bezug  auf  reine  Lehre  zu  unterwerfen  ?. 

.  In  Folge  der  bischöflichen  Ermächtigung  ist  der  betreffende  Reguläre  .befugt, 
unter  denselben  Voraussetzungen,' wie  der  Säkularpriester  (s.  o.  S.  455],  von  seinem 
Recht  zum  Predigen  Gebrauch  zu  machen  s. 

Die  gedachten  Vorschriften  über  die  Regularen  und  Exemten  kommen  nnr  zur 
Anwendung,  wenn'  das  päpstliche  Privileg  derselben  inm  Predigen  unzweifelhaft 
feststeht.  Ist  dies  in  Betreff  eines  Ordens  oder,  einer  Genossenschaft  (z.  B.  einer 
solchen  von  Weltpriestem) ,  oder  in  Betreff  des  einzelnen  Geistlichen  hinsichtlich 


t  Const.  Clem.  X. :  Soperna  cit.  %.  3:  „Noii  5  S,  457.  n.  3. 

posse  tarnen' episcopum  generatim  prohibere  re-  q  c   457   n    11 

ßulanbas,  quin  in  ecclesiis  snoram  ordinum  prae-  *        *    *      ! 

dicent".    Ein  iierartiges  Verbot  ist  nichtig.    Die  '  Const.  Clem.  X.  cit.  %,  3 :  „Posse  airtem  epis- 

Regttlaren,  welche  die  erforderliche  Benediktion  copum  llcentiam  concessüram  TegnlaribuÄ  in  ec- 

erhalten  haben,    können   also  weiter  ptedigen.  /^lesiis,  quae  suorum  ordinum  non  (dieses  ent- 

Wijcd  demnach  eine  solche  einzelnen  später  da-  scheidende  non.  bull;  Taur.  18,  56,  fehlt  in  dem 

*rum  nachsuchenden  lediglich  wegen  des  gene-  Abdru'ck  bei  Richter  S.  544)  sunt,  praedlcare 

rollen  Verbotes  verweigert,  so  liegt  darin  kein  volentibus,  illos,  quamvis  ab  aniyersitatlbns  ant 

rechtlich  gültiger  Widerspruf.h  des  Ordinarius  und  *  magistratibu«  laicis  nomlnatos,  etiamsi  epis- 

Äer  Regulaire  gilt  als  zum  Predigen  ermächtigt,  «^opi  antecesaores  per  tempus  ipumemoriale  hanc 

s.  S.  457.  n.  4.-  licentlamabsqueexaminecpncedeteconsueverlnt, 

2  Trid.  Sess.  V.  c  2  cit.:  „In  ecclesiis  vero  "  V^^^  doctrlnam  examinare,  stitfripsiusarbitrio, 
quae  suorum  ordinum  non  sunt,  ultra  llcentiam  ^\y^^  moderatuin  et  discretum  esse  debet,  visum 
suorum  superiorum  etiam.episcopi  licentiam  ha-  fuerit  et  licentiitm  praedicandi  semel  iisdem  con- 
bere  teneantur ,  sine  qua  in  ipsis  ecclesiis  non  cessam  ob  rationabiles  causas,  licet  occultas,  prae- 
suorum  ordinum  nullo  modo  praedioare  possint.  dicationem  coneementes,  suspendere''.  üeber  die 
Ipsamautem  licentiam  gratis  episcopi  concedant".  Verweigerung  der  Erlaubniss  gilt  analog  das  0. 

3  Pignatelli  corisult.  can.  IV.  206.  n.  20.  S.  457.  Bemerkte,  vgl.  Pignatelli.l.  c.   :ons, 
*  Also  nicht  der  Benediktion,  welcher  hier-die  ^^-  «•  64  i«  B  q  uix,  tractat.  de  iure  reguL  2,  267. 

licentia  gleich  steht.    Das  bestätigt  die  S-.  457.  .    8  Früher  konnte  er  allerdings  ohne*  Weitere«, 

daxgelegte    Auffassung.     Wegen    umfangreicher  die  Erlaubniss  seiner  Oberen  vorausgesetzt ,  öf- 

Diöcesen  kommt  auch  hier  das  8.  456.  n.  9  Be-  fentlich  auf  den  Strassen  predigen  (s.-o.  S.  453. 

merkte  In  iSetracht.  n.  4).   Das  ist  aber  jetzt  unpraktisch.   . 
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Die  Verwaltung  des  magisterium.  Die  Predigt. 
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seiner  Zugehörigkeit  zu  einer  derartigen  Genosaenschaft  nicht  der  Fall ,  so  ist  der 
Ordinarias  nicht  nnr  berechtigt,'  sondern  auch  verpflichtet,  die  Erlanbniss  znrückzn- 
halten  and  bei  dem  päpstlichen  Stuhl  die  erforderliche  Auskunft  einzuziehen  ^ 

Endlich  darf  den  quaestuarii,  d.  h.  denjenigen  Geistlichen  und  Mönchen,  welche 
Aünosen  ffir  fromme  Zwecke,  namentlich  far  einzelne  Orden  und  Klöster  emsammeln, 
niemals  die  Erlaubniss  zum  Predigen  ertheilt  Werden^,  und  die  Ordinarien  haben 
gegen  die  predigenden  Quftsfuarien,  selbst  wenn  sie  exemt  sind,  mit  allen  geeigneten 
Mitteln  (also  mit  Oensuren  und  Strafen)  einzuschreiten^. 

Die  Ermächtigung  zum.  Predigen  soll  der  Bischof  jedem  Geistlichen ,  welcher 
Ketzereien  oder  Irrthttmer  predigt  oder  durch  seine  Predigten  Aergemiss  erregende 
Lehren  unter  dem  Volk,  verbreitet^,  entziehen^,  gleichviel,  ob  der  Prediger  ein  Welt- 
pfieater  oder  ein  Reguläre,  und  der  letztere  blos  in  den  Kirchen  seines  Ordens  oder 
auch  ausserhalb  derselben  zu  predigen  ermächtigt  ist^,  femer  gleichviel,  ob  es  sich 
nur  um  einen  zum  Predigen  ermächtigten  oder  besonders  dazu  deputirten  oder  einen 
kraft  seines  Amtes  dazu  berufenen  Geistlichen  handelt  ^. 

Ob  der  Ordinarius  im  übrigen  befugt  ist,  beliebig  die  Ermächtigung  eines 
Priesters  zum  Predigen  zurückzuziehen,  richtet  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ^. 
Soweit  die  Befugniss  auf  einem  Amte  beruht,  wird  sie  nur  gleichzeitig  durch  Ent- 
ziehung oder  Suspension  von  diesem  entzogen  werden  können'.  Wenn  aber  der  Bi- 
schof den  Umfang  einer  Hülfssteltung  beliebig  zü'bestimmen  berechtigt  ist  oder  gar  blos 


'  Trid.  Sess.  V.  c.  2  cit. :  „GaYeaut  praeterea  ' 
episcopi ,  ne  aliquem  Tel  eoratn ,  qui  cum  siiit 
nomine  regnlaroB ,  extra  claastra  tamen  et  obe- 
.dientiam  religionam  saarum  vlvunt,  vol  presby- 
teronim  saecalarium.  nisi  Ipsis  noti  sunt,  et  mo- 
Tibus  atque  doctrina  probatl ,  etiam  qaoramlibet 
priYile^OTQm  praetexta  in  sua  civitate  Vel  dioe- 
eeai  piaedicare  permittant ,  donec  alb  tpsis  epis- 
copis  Buper  ea  re  sancta  sedes  appstolica  <k>nsu- 
latÜT,  a  qua  pilYlle^a  huiusmodi,  nisi  tacita 
▼eriute  ot  expresso  mendacio  ab  indlgnis  extor- 
queri  veriaimile  non  eat^. 

-  Das  Predigen  derselben  war  schon  Arüber. 
c.  14  (Later.  IV.  1215)  X.  de  poen/V.  38;  c  11. 
^.  2  (Clem.  IV.)  in  VItP  de  haeret.  V.  2;  Clem. 
2  de  poen.  V.  9  verboten  worden. 

3  Trid.  1.  c. :  „Quaestorcs  vero  eleemosynarli, 
qui  etiam  quaestaarii  valgo  dicuutur,  cuiuscunque 
couditionis  exlstant ,  nullo  modo  *nec  per  se  nee 
per  alium  praedlcare  praesumant  et  contra  fa- 
fientes  ab  episcopis  et  ordinariis  locorum,  privi- 
legiis  quibuscunque  non  obstantibus,  opportunls 
remediis  omnino  arceantur". 

*  Trid.  1.  c. :  ^Si  vero  quod  absit ,  praedicator 
erroies  aut  scandala  disseminaveüt  in  populum, 
etlamsi  monasterio  sul  vel  alteiius  ordinis  prae- 
dicet,  episcopuB  ei  praedicationem  Interdicat".  -  . 

^  S.  ferner  noch  die  besondere  Vorschrift  1.  c. : 
.^Quodsl  haereses .  praedicaverit ,  contra  eum  se- 
ciindum  iuris  disposiCionem  «ut  loci'consnetudi- 
nem  procedat,  edamsi  praedicator  ipse  generali' 
vel  speclall  privilegio  exeiQptnm-se  esse'praeten- 
deret,  quo  casu  episcopus  auctoritate  apostolica 
et  tanquam  sedis  apostolicae  delegatns  pilbcedat^. 

«  S.  Anm.  4. 


^  Denn  das  Tridentinum  macht  unter  den 
praedicatores  keinen  Unterschied,  und  auch  die 
ratio  legis  bedingt  diese  Auslegung.  Für  die 
Inhaber  von  Seelsorge-Aemtern  ist 
damit  eine  besondere  suspensio  vom 
Predigen  eingeführt. 

8  Silbernagl  K.  R.  S.  406  gewährt  dem 
Bischof  diese  Befugniss  ohne  jede  Beschränkung. 
Die  von  Ihm  in  Bezug  genommene  Ehtsch.  der 
Congr.episc.  v.  1858,  Acta  s.  sed.  4,  91,  handelt 
aber  von  einem  Fall,  In  welchem  die  Zeit  für  die 
nur  zeitlich  beschränkte  Brmächtliining  abgelaufen 
war.  Aus  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4,  s.  o.  S.  466. 
n.  6,  dass  Niemand  „ooRtradicente  episcopo"  pre- 
digen soll ,.  lässt  sich  die  absolute  Freiheit  des 
Widerrufes  ebenfalls  nicht  herleiten ,  da  hierin 
nur  ein  allgemeines  Princip  ohne  nähere  Aus- 
gestaltung ausgesprochen'lst ,  und  sich  der  Satz 
jedenfalls  dem  ^ammenhange  nach,  nicht  auf 
die  fest  angestellten  Amtsträger  beziehen  kann. 

0  Denn  der  Amtaträger  hat  ein  Recht  darauf, 
sein  Amt  In  vollem  Umfange  auszuüben,  und 
ebensowenig  wie  ihm  dasselbe  willkürlich  ent- 
zogen werden  kann ,  darf  Ihm  beliebig  die  Aus- 
übung einzelner  iti  demselben  liegender  Befug- 
nisse ohne  gesetzliche  Gründe  (in  Betreff  des 
Predigens  stellt  Trid.  l.  c. ,  s.  Anm.  7 ,  einen  sol- 
chen auf)  untersagt  Verden.  Selbst  für  die  Fälle, 
wo  der  Inhaber,  wie  z.  B.  bei  den  Sukkursal- 
Pfarrelen,  ad  nutum  amovibel  angestellt  ist ,  s. 
Bd.  III.  S..  30Q,  wird  dies  auch  mit  der  Massgabe 
gelten ,  dass  Ihm  die  Ermächtigung  zu  predigen, 
nur  mit  der  Entfernung  oder  Sus'pension  vom 
Amte ,  abgesehen  von  der  eben  gedachten  Aus- 
nahme ^es  Tridentinums ,  |;enommen  werden 
kann. 
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eine  Ermftchtigaiig  zam  Predigen  ertheilt  hat,  dann  ist  er  in  der  Lage,  die  betreffende 
Erlaubniss  jeder  Zeit  zu  widerafen^  wennschon  er  bei  rein  willkürlichem  Widerruf 
nicht  erlaubter  Weise  handelt. 

Einem  Regnlaren,  welcher  die  Erlaubniss  zum  Predigen  ausserhalb  der  Kirchen 
seines  Ordens  besitzt,  ist  der  Ordinarius  berechtigt 2,  die  Licenz  ans  geheimen,  aber 
gerechtfertigten,  die  Ausübung  desPcedigtamtes  betreffenden  '  Gründen  zu  entziehen  ^. 
Dagegen  muss  ihm  die  Befugniss  dazu  in  Betreff  deijenigen  Regnlaren ,  welche  bloe 
zum  Predigen  in  jden  Kirchen  ihres  Ordens  von  ihm  durch  Benediktion  oder  still- 
schweigend durch  Unterlassung  des  Widerspruchs  ermächtigt  worden  sind^,  abge- 
sprochen werden®. 

Der  ordnungsgemäss  ermächtigte  Priester  ^  kann,  sofern  ihn  nicht  andere  Pflich- 
ten binden^,  in. allen  Kirchen  der  Diöcese  predigen,  falls  er  von  dem  Rektor  einer 
solchen  dazu  aufgefordert  oder  ihm  die  Erlaubniss  dazu  ertheilt  wird.  Das  Recht 
dazu  steht  dem  letzteren  zu ,  wenn  er  nur  nicbt-  dadurch  die  ihm  selbst  obliegende 
Pflicht  zu  predigen  ^,  von  sich  abzuwälzen  sucht  ^^. 


1  Den  Umfang  der  ThäÜgkeit  der  tou  ihm  ge- 
sendeten Hfl1f8prie«ter  kann  der  Bischof  beliebig 
bestimmen,  und  ebensowenig  erhält  der  blos  za 
geistlichen  Amtshandlungen  von  ihm  ermächtigte 
Priester  dadnrch  ein  festes  Recht  aaf  dieselben^ 

Uebrigens'zeigt  sich  auch  hier  wieder  die  Noth- 
wendigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  der  Er- 
mächtigang  zum  Predigen  und  der  Deputirung 
da^u  dnrch  den  Bischof,  s.  0.  S.  465.  Die  Zurück- 
nahme der  ersteren  .  hindert  den  Betreffenden 
immer ,  das  Predigtamt  weiter  auszuüben ,  der 
Widerruf  der  Deputirung  aber  braucht  nicht  eine 
solche  Zurücknahme  in  sich  zu  enthalten,  wenn- 
gleich dies  der  Fall  sein  kann.  Der  mit  dem 
Gura-Instrument'  yersehene  Hülfspriester ,  wel- 
cher auf  8  Tage  einem  erkrankten  Pfarrer  zur 
Aushülfe  zugewiesen  wird,'  der  schon  vorher  zum 
Predigen  ermächtigte  Priester,  welchen  der  Bi- 
schof zum  Predigen  an  jseiner  Statt  deputirt  hat, 
und  dann  abberuft,  verliert  damit  seine  Ermäch- 
tigung, seine  licentia,  nicht. 

2  Nach  ausdrücklicher'  Vorschrift  der  const. 
Clem.  X.  cit.,  s.  0.  S.  468.  n.  7. 

8  Also  wegen  der  Berührung  unpassender  X}e-. 
genstände  in  der  Predigt,  wegen  Aufreizung  des 
Volkes  gegen  die  Weltgeistlichkeit,  wegen  Aefger- 
nisse,  welche  die  Predigt  erregt ,  denn  das  letz* 
tere  kann  unter  dem  scandala  disseminare  des 
Tridentinums  (s.  0.  S.  469.  n.  4)  nicht  verstanden 
werden  ,  weil  hier 'vorausgesetzt  wird ,  dsss  das 
vom  Prediger  Vorgetragene  sich  als  scandala  dar- 
stellt. 

^  Vorläuüg  muss  der  Reguläre  nach  dem  Wider- 
ruf des  Ordinarius  das  Predigen  unterlassen. 
Wegen  der  Beschwerde  gilt  das  S.  467  und 
S.  468.  n.  7  Bemerkte. 

6  S.  0.  S.  467. 

,^  Denn  die  const.  Clem.  X.,  S.  468.  n.  7, 
spricht  blos  vom  Widerruf  der  licentia, .  und  diese 
Bezeichnung  wird  für  die  Ermächtigung,  welche 
der  Bischof  in  dem  hier  fraglichen  Fall  giebt, 
weder  In  der  const.  noch  im  Trid.  Sess.  V.  c.  2 
gebraucht.  Ganz  abgesehen  davon  ,  ^ass  *  eine 
benedictio,  die-  Form,  in  welcher  hier  die  Ermäch- 


tigung zu  geben  ist,  begrifflich  nicht  widerrufen 
werden  kann,  kommt  noch  In  Betracht,  dass  mit 
der  Zurücknahme  derselben  dem  Regulären  die 
von  seinem  Ordensoberen  zum  Predigen  In  den 
Ordenskirchen  ertheilte  Ermächtigung  fortdauern, 
also  der  bischöfliche  Widerruf  nur  praktiache 
Wirkung  haben  würde ,  wenn  der  Bischof  das 
Recht  besässe,  den  Ordensoberen  die  Schlieasung 
ihrer  Kirchen  für  alle  nicht  zum  Kloster  gehöri- 
gen Personen  zu  befehlen.  Soweit  hat  daa  Trl- 
dentinum  aber  die  Exemtion  der  Orden  nicht 
durchbrochen  und,  wie  die  blosse.  Vorschrift  über 
die.  Einholung  der  Benediktion  zeigt ,  Mch  nicht 
durchbrechen  wollen,  vgL  ferner  0.  S.  458.  Der 
Bischof  wird  sich  daher  in  Fällen ,  wo  Veranlas- 
sung, vorhegt,  deil  Regularen  das  Predigen  zu 
untersagen ,  an  die  Oberen  desselben  wenden  . 
müssen,  damit  ihm  diese  die  Ermächtigung  ent- 
ziehen. 

^  Der  Regularpriester  nur  dann  f  wenn  er  er- 
mächtigt ist,  ausserhalb  der  Kirchen  seines 
Ordens  zu  predigen,  s.  0.  S.  467. 

9  Er  also  z.  B.  nicht  als  Pfarrer  und  als  Hülfs- 
priester eines  solchen  amtliche  Funktionen  in  der 
betreffenden  Pfarrei  zu  versehen  hat.  • 

9  S.  unter  III. 

10  In  Betreff  der  Regularpriester  ist  es  aus- 
drücklich für  die  Pfarrer  anerkannt,  s.  0.  S.  453. 
n.  2.  Einzelne  Provinzialsynoden  empfehlen  so- 
gar die  Zulassung  und  Zuziehung  solcher  Priester, 
Bourges  1860,  coli.  cone.  Lac  4,  1127:  „parochis 
caeterisque  eccleslarum  rectoribus  fas  erit  ad- 
scire  quosUbet  sacerdotes  .in  dioecesi  approbatos 
ad  habendas  conciones ,  exceptis  tamen  lis  qnae 
statlonum  mlssloni^nve  nomine  nuneupantnr" ; 
Bordeaux  ^860,  l.  c.  p.  603 :  „parochis  malorüm 
•civitatum  commendamüs,  ut  ad  stationes  adventus 
et  quadragesimae  non  adhlbeant,  nisl  praedl- 
catores  zelo  et  plQtate  oommendabiles" ;  Nea- 
Granada  1860 ,  1.  c  6 ,  489 :  „  .  .  .  obsecramus 
sacerdotes,  .  .  .  ut  postquam  a  nobis  vel  a  vlcariis 
nbstris  generallbus  ad  praedlcationis  munus  obeun- 
dum  fuörint  admissi,  studlosissimi  de  a^ma 
anlmarum  salute  se  demonstrent  .  . .  ut  dlligen- 
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Der  Ordinarins  ist  aber  auch  kraft  seiner  Jurisdiktion  Aber  die  Diöcese  berech- 
tigt, einen  Priester  mit  der  Predigt  in  einer  dem  öffentiiehen  Gottesdienst  gewidmeten 
Kirche  zu  beauftragen,  und  zwar  unabhängig  von  dem  Rektor  derselben,  sofern  nicht 
das  Recht  de^  letzteren  auf  die  Ausübung  d^s  Predigtamtes  ^  dadurch  geschmälert 
wird  2 ,  also  namentlich  fElr  die  Pfarrer  Ht^lfsgeistliche  ,  weiche  neben  der  Aushillfe 
in  den  flbrigen  Funktionen  auch  fttr  denselben  zu  predigen  haben,  zu  deputiren^.  In 
diesen  Fällen  leitet  der  beauftragte  Geistliche  sein  Recht  aus  dem  Jurisdiktionsakt 
des  Ordinarius  her  *. 

Wenn  der  Bischof  an  der  Erftlllnng  des  ihm  obliegenden  Predigtamtes  gehindert 
ist,  hat  er  nicht  blos  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  zu  seiner  Vertretung  in  dem^ 
selben  einen  geeigneten  Priester  zu  ernennen  \  In  diesem  Falle  handelt  er  nicht  in  Aus- 
flbong  seiner  bischöflichen  Jurisdiktion,  we&  er  nicht  Anordnungen  über  die  Ausübung 
des  Predigtamtes  trifft ,  sondern  sich  blos  für  die  ihm  an  sich  persönlich  obliegende 
Funküoii  einen  Substituten  bestellt^.  Dies  ist  lediglich  seine  persönliche  Angelegen- 
heit, und  da  ihn  der  General -Vikar  nur  bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  vertritt,  so 
kann  der  letztere  eine  solche  Substitution  oder  Depuürung  nicht  vornehmen^.  Eben- 
sowenig hat  das  Domkapitel  ein  Recht,  dabei  mitzuwirken ^,  ja  jede  unvordenkliche 
Gewohnheit,  dass  ein  anderer  den  Prediger  an  der  Kathedrale,  welcher  den  Bischof 
in  der  gedachten  Beziehung  zu  vertreten  hat,  auswählt  oder  vorschlägt,  ist  gegenüber 
der  positiven  Vorschrift  des  Konzils,  welches  alle  entgegenstehenden  Privilegien  und 
Gewohnheiten  beseitigt,  ausgeschlossen^. 


tias  id  Taieant  praesUre  .  . .  nihil  optatius  erit 
Dobis,  quam  iinam  ex  ecclesila  quotidiaius  ofAclis 
nou  addiotam  Tel  parochialidlgnltate  non.  Insigni- 
Um  ,  *  saceTdotaüboa  eoram  BoUleitadinibas  ad- 
aignare**. 

1  Wie  z*  B.  des  Pfarrers,  s.  anter  HI. 

3  Für  die  Pfarrkirohen  ist  dies  in  Betreff  der 
Mönche  ansdracklich  anerkannt ,  s.  S.  453.  n.  2. 
In  Betreff  der  Regularkirchen  hat  der  Ordinarius 
ein  solche^  Recht  nicht,  aber  die  Gongr.  conc.  hat 
eine  darauf  gehende  Oewohnheit  als  gültig  aner- 
kannt, selbst  wenn  sie  auf  die  Sendung  von  an- 
deren als  Priestern  desselben  Ordens  geht,  Pig- 
natelli  I.e.  n.  43.' 

3  Wo  er,  wie  in  Deutschland,  s.  Bd.  II.  S.  320, 
▼gl.  anch  noch  Yering  K.  R.  2.  Aufl.  S.  608; 
Koh  n  i.  Arch.  f.  k.  K.  K.  39,  15  solche  Hiiifs- 
priester  ernennt.  Die  hier  üblichen  Gara- In- 
stramente für  diese ,  s.  o.  S.  89.  u.  4,  enthalten 
zugleich  die  Ermächtigung  zum  Predigen. 

*  Der  Hfilfspriester  hat  dasselbe  aber  neben 
dem  Pfarrer  blos  unter  dessen  Leitung  und  nach 
dessen  Anweisung  auszuüben,  Bd.  III.  S.  233. 

5  Trld.  sess.  XXIV.  c.  4  de  ref :  „Piaedica- 
tionis  munus ,  quod  episcoporum  praedpuum  est 
cupiens  s.  synodus,  quo  frequentius  possit  ad  flde- 
lium  salutem  exerceri ,  canones  alias  super  hoc 
editos  sub  feL  rec.  Paulo  III.  (d.  h.  Sess.  V.  c  2 
de  rel)  aptius  praesentinm  temporum  usul  ac- 
commodando,  mandat,  ut  in  ecclesla  sua  ipsl  per 
se,  ant  si  legitime  impediti  fuerint,  per  eos,  quos 
ad  praedieationis  munus  assument,.  in  aliis  autem 
ecclesüs  perparoehos,  sive  iis  inipeditis,  per  alios 
,ab  episcopisimpensiseorum,  qui  easpraestaieyel 
tenentur  Tel  solent,  deputandos  in  civitate  aut  in 


quacunque  parte  dioecesis  censebnnt  expedire, 
Biltem  Omnibus  dominicis  et  solemnibus  diebus 
festis,  tempore  autem  ieiuniorum,  quadragesimae 
et  adyentUB  domini,  quotidie 'vel  saltem  tribus 
in  hebdomada  diebus ,  si  ita  oportere  duxerint, 
sacras  scripturas  divinamque  legem  annuncient, 
et  aUas ,  quotiescnnque  id  opportune  fleri  posse 
iudicayerint''. 

^  Daher  unterscheidet  auch  Trid.  Sess.  1.  c. 
zwischen  dem  assumere  und  deputare.  In  Ueber- 
einstimmung  mit  dieser  Auffassung  hat  die  Congr. 
episc.  1699  entschieden ,  dass  der  yon  der  luris- 
dlctio  episcopalis  auf  Zeit  suspendirte  Bischof, 
dem  ein  apostolischer  Vikar  bestellt  ist,  trotzdem 
seinerseits  die  Substitution  vorzunehmen  habe, 
F  e  r  r  a  T  i  8  l.  c.  n.  42.  Ist  der  betreffende  Priester 
Yorher  noch  nicht  zum  Predigen  approbirt  und 
ermächtigt  gewesen ,  so  liegt  beides ,  also  *aach 
die  Ausübung  eines  Jurisdiktionsaktes,  zugleich 
in  der  Substitution. 

7  8.  456.  n.  3.  Wenn  die  dort  citirte  Ent- 
scheidung dies  suf  die  Gegenwart  des  Bischofs 
beschränkt, .  so  ist  damit  nicht  gesagt ,  dass  der 
General vikar,  welcher  nicht  Vertreter  des  Bischofs 
in  Betreff  der  Lehrrollmacht  ist,  dies  in  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  thun  könnte.  Er  ist  höch- 
stens kraft  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  um 
auch  für  die  Verwaltung  des  Predigtamtes  Sorge 
zu  tragen,  befugt,  Prediger  zu  deputlren,  welche 
aber  dann  nicht  als  Substituten  des  Bischofs  zu 
•betrachten  sind. 

S  Das  Konril  erwähnt  auch  dieser  Mitwirkung 
nicht.  So  auch  die  Gongr.  conc,  Pignatelli 
Lc.  n.  43. 

d  So  nach  der  Praxis  der  Gongr.  conc. ,-  Pig- 
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.  I.  Die  Hierarcliie  unä  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Vor  dem  Konzil  hatte  sich,  so  namentlich  in  Italien,  die  Sitte  gebildet,  daas  Kom- 
mnnen,  Universitäten,  Fttrsten  nnd  andere  grosse  Herren  neben  den  regelm&ssigen 
Seelsorgern  unter  Znstimmang  der-  Bischöfe  besondere  Prediger  vorübergehend ,  vor 
Allem  fSr  die  Fastenzeit ,  gegen  Zahlung  einer  eleemosyna  oder  eines  Stipendinms 
zam  Predigen  veranlassten.  Daraas  haben  sich  Präsentafions-  oder  Vorschlagsrechte 
in  Betreff  solcher  Geistlichen  entwickelt  < ,  da  kirchlicherseits  kein  Interesse  vorlag", 
gegen  eine  solche  Vermehrung  der  Predigerkräfte,  deren  Kosten  der  Kirche  nicht  zar 
Last  fielen,  einzuschreiten  ^.  . 

Dieses  Vorschlags-  oder  Präsentationsrecht  stellte  sich  als  Beschränkung  des  an 
sich  zum  Predigen  verpflichteten  Bischofs  oder  sonstigen  Amtsträgers  in  der  Auswahl 
seines  Substituten  oder  Inder  Bestimmung  der  vom  Ordinarius  kraft  seiner  Juris- 
diktion zu  beauftragenden  Prediger  oder  endlich  in  der  Wahl  dbr  Personen,  welche 
der  leitende  Geistliche  einer  Kirche  zum  Predigen  aufforderte  oder  zuliess,  dar.  Falls 
der  erwählte 'Geistliche  noch  nicht  die  Ermächtigung  zum  Predigen  hatte,  oder*ffir 
gewisse  Arten  von  Predigten ,  wie  z.  B.  die  Fastenpredigten,  durch  partikuläre  An- 
ordnung die  Einholung  einer  besonderen  Ermächtigung  vörgeschneben  war ,  be- 
durfte es  seit  dem  Tridentinumi  stets  in  allen  gedachten  verschiedenen  Fällen  einer 
Präsentation  an  den  Ordinarius,  um  die  erforderliche  Ermächtigung  nach  stattge- 
habter Prüfung  und  Approbation  fär  ihn  zu  erlangen- 3. 

'  Alle  derartigen  Rechte,  soweit  sie  durch  unvordenkliche  Verjährung  begrflndet 
waren ,  und  sich  nicht  auf  eine  Beschränkung  der  vom  Bischof  selbst  vorzunehmen-  . 


natelU'l.  c.  n.  32ff.;  Ferraris  n.  43ir.  So- 
weit aber  eine  solche  Gewohnbeit  blos  dahin 
geganfi;eii  ist,  dtfss  das  Kapitel  an  bestimmten 
Festtagen  (abgesehen  von  dem  bischöflichen  Pre-  ' 
digei  und'  Stellvertreter)  noch  einen  anderen 
Geistlichen  zam  Predigen  aufgefordert  hat ,  ist 
sie  Glicht  beseitigt,  Gongr,  tone.  beiPignatelli 
1.  c  n.  61. 

'  i  Die  in  den  vorangehenden  Anmerkungen 
citirten  Entscheidungen  d.  Congr.  conc.  betreffen 
derartige  Yerhällnkse ,  auch  erwähnt  ihrer  noch 
das  Prov.  Konz.  v.  Benevent  1725,  coli.  conc. 
Lac.  i,2b. 

'i  Um  so  weniger,  als  es  sich  hierbei  auch  viel- 
fach um  Kirchen  handelte,  welche  im  Elgenthum 
^er  -betreffenden  Korporationen  oder  Fürsten 
standen.  • 

3  Darauf  beruht  es  offenbar.,  dass  nach  fester 
Praxis  cler  Congr.  conc.  die  Präsentationsschreiben 
an  den  Bischof  nicht  lauten  dürfen:  eligimu»,  de-^ 
fmtamus  ac  eUeium  ac  'depfOatum .  deelaramua, 
sondern  blos  die  Formel :  nominamus  et  prcieaen- 
f amtfs' für  statthaft  erachtet  wird ,  Pignatelli 
l.  c.  n.  54;  Richters  Tridentinum  S.  22.  n.  10, 
denn  die  Ermächtigung  hat  nur  der  Ordinarius, 
nicht  der  Präsentationsberechtigte  zu  geben. 
Dass  es  gerade  die  Nothwendigkeit  der  Ermäch- 
tigung ist  welche  in  allen  Fällen  die  Präsentation 
an  den  Bischof  bedingt ,  zeigt  auch  conc.  Benev. 
1726  eit :  ^ut  quadrageslmales  concionatores 
possint  ab  episcopo  ad  optatum  animarum  pro- 
fectum  probari^  universitatibus  caeterisque 
existentibus  in  quasi  possessione  praeäentandi 


concionatores  ob  legitimum  praescriptum  tempus 
episcopus  praeflgat  terminum  ad  prkesentandnm 
per  totnm  dlem  ss.  Epiphaniae ,  quo  elapao  et 
praesentatione  non  facta ,  ius  nominandi  pro  illa 
vice  ad  ipsatn  episoopum  devolvatur  et  universi- 
tates  caeterique  praedicti  nihilomlnus  teneantnr 
expensas  snbmlnistrare  iuxta  solitum^  Auf  der- 
selben Anschauung  beruhen  auch  die  Entsch.  d. 
Congr.  conc,  dass,  wenn  ein  Ordensoberer,  wel- 
cher für  eine  die  eleemosyna  zahlende  Kommune 
oder  Universität  In  seiner  Regularkirche  predigen 
lässt,  den  auszuwählenden  Prediger  nicht  selbst 
deputiren  kann ,  d.  h.  die^  bischöfliche  Ermäch- 
tigung für  ihn  einholen  muss,  Ferraris  s.  v. 
praedicatio  n.  53,  und  dass  da ;  wo  eine  regel- 
mässige Annahme  von  Fastenpredigem  gegen 
Entrichtung  einer  dafür  bestimmten  eleemosyna 
üblich  ist ,  bei  bieht  rechtzeitiger  Präsentation, 
für  weichet  ein  Termin  durch  partikularrechtliche 
Anordnung  festgesetzt  werden  kann,  dei; Ordi- 
narius selbst  den  Prediger  bestimmt,  aber  nichts 
destoweniger  diesem  von  den  sonst  Yerpfliehteteu 
.  die  eleemosyna  zu  zahlen  ist,  Ferraris  J.  c. 
n.  48  ff.  und  conc.  Benevent,  'cit..  In  einer  sol- 
chen Bestimmung  liegt  eiumal  die  Ertheilung  der 
Ermächtigung,  im  Uebrigen  aber  je  nach  Lage 
der  Fälle  die  Auswahl  der  Person  des  Predigen 
.statt  des  Berechtigten  oder  die  fteie  Deputimng 
des  gewählten  kraft  der  Jurisdiktion  oder  auch 
kraft  der  Pflicht,  einen  Substituten  zu  bestellen 
(s.  die  folg.  Anm.)y  unter  Fortfall  der  dem  Be- 
rechtigten zustehenden  Befngniss  zur  Bezeich- 
nung der  zu  deputirendeh  Personen  wegen  der 
Versäumnis«  der  Ausübung  des  Rechtes. 
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den  Substitiitioii  seines  eigenen  Vertreters  an. der  Kathedrale  bezogen  haben  > ,  sind 
durch  das  Konzil  von  Trient  nicht  beseitigt  worden  ^. 

m.  Die  Pflicht  znm  Predigen.  1.  Geschichte.  Nach  der  Ansbildnng 
der  biachöfliphen  Verfassung  hatte  vor  Allem  der  Bischof,  als  der  zur  Verwaltung  des- 
Lehramtes  berufene  kirchliche  Amtsträger ,  die  Pflicht,  seine  Gemeinde  durch,  die 
Predig  zu  belehren  3.  Dieser  kam  er  bei  der  Abhaltung  der  regelmässigen  und  her- 
gebrachten Gottesdienste  an  Sonntagen  und  Festtagen  nach^.  Ein  Bedürfiiiss  nach 
näherer  Regelung  dieser  Verpffichtung  hat  sich  offenbar  in  den  ersten  Jahrhunderten 
der  Kirche  nicht  gezeigt,  weil  die  Bischöfe^  die  gedachte  Pflicht  eifrig  erfüllten^,  ja 


<  S.  o.  S.  461.  Nach  der  Praxis  der  Oongr. 
ronc«  kann  aber  der  Bischof  bei  der  Kathedrale 
aus  Billigkeit  ein  solches  Pfasentationsrecht 
fort  bestehen  lassen  und  die  bisher  entrichtete 
eleemosyna  weiter  fordern.  Thnt  er  dies  nicht 
and  eutscb.eidet  er  sich  für  freie  Substitution 
s^nea  Vertreters,  so  ist  er  nicht  mehr  befugt,  den 
biaherigen  Präsentationsberechtigten  zur  weiteren 
Gewährung  der  eleemosyna  anzuhalten , .  muss 
diese  vielmehr  seinerseits  dem  Vertreter  zahlen, 
Congr.  conc.  in  der  Ausgabe  des  Trldentinums . 
Y.  aallemart.  Köln  1122.  S.  405;  Ferraris 
8.  V.  pTaedicatio>n.  38  ff. 

^  Bas  hat  die  Congr.  conc.  in  fester  Praxis  iür 
alle  Rechte,  welche  sich  nicht  auf  Kathedralen  be- 
zogen hahen  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  auf 
anvordenklicher  Verjährung  beruhen ,  angenom- 
tnen ,  and  zwar  gleichviel ,  ob  der  Präsentätions- 
bereehtig^  dem  Prediger  eine  eleemosyna  gezahlt 
hat  oder  nicht,  während  ßie  im  Fall  einer  anderen 
als  der  uiiTordenklichen  Veijährung  den  Bischof 
zwar  nicht  für  verpflichtet  erachtet  hat,  das  bis- 
herige YorBchlagsreoht  anzuerkennen,  ihm  aber 
dann  auch  das  Recht  abgesprochen  hat ,  die  Ent- 
richtung der  eleemosyna  seitens  des  Dritten  zu 
verlangen,  Plgnatelli  1.  c.  n.  37fir. ;  Ferra- 
ris n.  43ff. 

Die  französische  GesetzgebuBg  erkennt, 
noch  heute  ein  solches  Vorschligfirecht  an.  Nach 
dem  Fabrik-Dekret  v.  30.  Pezember  1809  Art.  32 : 
„Les  prtfdlcateurs  seront  nommtfs  par  les  mar- 
•  gulUiers  ä  \a  pluralit^  des  suffrages,  sur  la 'Prä- 
sentation faite  par  le  cur^  ou  desservant,  et  ä  la 
Charge  par  les  dits  pr^dieateurs  d'obtenir  Tau- 
torisation  de  i'ordinaire"  uiid  Art.  37 :  „Les  char- 
geade  la  fabrique  sont:  ...  2,  de  payer  l'hono- 
raire  des  pr^dicateurs  de  Tavent , ,  du  careme  et 
antres  solennit^s'',  hat  die  Kirchmeisterstube, 
weil  die  Kirehenfabrik  die  eleemosyna  zu  zahlen 
verpflichtet  werden  kunn  (vgl.  Andr^,  cours 
alphab^tique  de  la  l^gislation  eivile  eccMsUsti^ 
que  IV.  4d.  4,  121)  im  Anhalt  an  die  frühere 
Uebung,  s.  a.  a.  O.  S.  120,  das  Recht,  auf  Vor- 
schlag des  Pfirrers  die  ausserordentlichen  Prediger  * 
'  zu  bestimmeH.  Dass  sich  Art.  32  nur  auf  diese  be- 
zieht, ergiebt  Art.  37  und. femer  der  organische 
Artikel  ÖO :  „Les  prtfdications  solenuelles  appel-  . 
1<$88  sermons  et  celles  connues  sous  le  nom  de 
stationa  de  TaveQt  et  du  careme  ne»  seront  faites 
que  par  des  pretres  qui  en  auront  obteiiu  une 
ratorisation  speciale''  in  Verbimdang  mit  dem 
Umstand,  dass  die  Pfarrer,  Desservants  und  Vi- 
kare den  regelmässigen  Predigtdienst  zu  versehen 


haben,  A  li  d  r  tf  1.  c.  p.  120.  Für  den  gewählten, 
ausserordentlichen  Prediger  ist  dann  noch  die  Er- 
mächtigung, llcentia  des  Bischofs ,'  nicht  Geneh- 
migung (so  nicht  korrekt  Geigel,  das  französ. 
und  reichsläudische  Staatskirchenrecht  S.  2ö4)' 
einzuholen.  Mangels  einer  Iglntgung-  zwiscHen 
der  Klrchmeisterstube  entscheidet  der  Bischof 
nach  Anhörung  des  Fabrikrathes,  6  eig  el  S.316. 
n.  3,  d.  h,  er  hat  dann  ausser  der  Ertheilung  der 
Ermächtigung  auch  noch  das  Recht  der  Auswahl. 
In  der  preu.ssi sehen  Rheinprovinz  ist  das  be- 
treffende Recht  der  Ernennung  zufolge  $.  57  des 
Gesetzes  v.  20.*  Juni  1875  über  die  Vermögens- 
verwaltung i.  d.  kath.  Gemeinden  auf  den  Kir- 
chehvoTstand  übergegangen. 

3  Diese  Amtspflicht  folgte  aus  der  Stellung 
des  Bischofs ,  s.  auch  den  allgemein  sich  auf  die 
Ausübung  des  Lehramtes  beziehenden  can.  58 
apost. :  'Eitlmotcoc  ^  npeaßuTSpoc  ^(jieXdiv  tou 
xX7]pou  ^  Tou  Xaoü  xal  jx9|  irai5e6<ov  a^rouc  nPjv 
e^aeßeiav,  tiLttopiC^odo,  dittfAlvnv  ht  'tq  ba^uula 
xa^aipeta^cu.  Sardic.  343  o.  11  (s.  Bd.  ill.  S.221. 
n.  3),  welches  sich  gegen  das  längere  Verweilen 
der  Bischöfe  in  fremden  Städten  richtet,  hat  die^- 
selbe  Tendenz,  und  zeigt  („forte  enim  evenit,. 
episcopum  loci  non  esse  tam  instruetum  neque 
tarn  doetum,  Is  verp  qui  advenit,  incipiat  contem- 
nere  eum  et  frequenter  facere  sermonem,  ut 
dehonestet  et  inflrmet  illius  personam"),  welches 
Gewicht  gerade  auf  die  Ausübung  des  Predigt- 
amtes gelegt  wurde. 

4  S.  die  Anführungen  S.  449.  n.  3  — ö  und 
S.4Ö0.  n,2. 

&  Sofern  sie  überhaupt  ihres  Amtes  selbst  wal- 
teten', denn  anderenfalls  konnte  sich  das  gesetz- 
liche Einschreiten  nicht  blos  auf  die  Ausübung 
der  Predigt  beziehen,  s.  Bd.  IH.  S.  221. 

^  Wie  z.  B.  Gregor  v.  Nyssa,  Basilius,  Gregor 
V.  Nazianz ,  Johannes  Ghrysostomus ,  im  Abend- 
lande Ambiosius,  Augustin,  dann  später  von  den  ' 
römischen  Bischöfen  Leo  I.  und  Gregor  I.,  P  r  o  b  « t , 
Katechese  S.  221  ff.  Dass  dabei  zum  Thell ,  na- 
mentlich im  Morgeulande,  die  Eitelkeit,  als  Red- 
ner zu  glänzen,  einen  Beweggrund  abgegeben 
hat,  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  wurde 
doch  sogar  ^en  Predigern  in  der  Kirche  durch 
IClatflchen  mit  den  Iländen  und  Stampfen  mit 
den  Flössen  Beifall  gespendet,  wie  sich  4ies  ans 
dem  mehrfachen  Tadel  diesef  Sitte  ergiebt,  G  ie  -, 
8eler,Klrchengesch.II.2,  320.n.ia;  Probst,* 
Katechese  S.  144.  'Schon  die  Synode  v.  Autio- 
chien  269  wirft,  deip  Bischof  Paul  v.  Samosata 
vor,  dass  er  sich  in  der  Kirche  eine  Rednerbühne 
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sogar  die  Presbyter,  obwohl  sie  sich  d^bei  der  Mithfllfe  derselben  bedienen  konnten  ^ 
mitunter  vom  Predigen  aassclüossen^. 

Im  merovingischen  Reiche  musste  dagegen  dem  verweltlichten  Episkopate  die 
Pflicht  zum  Predigen  schon  eingeschärft  werden '\  ohne  dass  dies  unter  damaligen 
Verhältnissen  von  entscheidendem  Erfolg  gewesen  sein  mag.  Ja,  diekarolin^schen 
Gesetze  and  die  karolingischen  Synoden  sahen  sich  (offenbar  wegen  der  Inanspmeh- 
nahme  der  Bischöfe  durch  andere,  namentlich  die  politischen  Geschäfte 4)  genöthigt, 
von  der  Forderung  einer  persdnlichen  Ausübung  deä*  Predigtamtes  seitens  derselben 
Abstand  zunehmen ,  und  beanspruchten  nur,  dass  der  Bischof  durch  seine  GehUlfen 
predigen  lassen  ^  und  für  eine  ausreichende  Wahrnehmung  des  Predigtamtes  seitens  der 
Priester  und  der  Pfarrer  und  für  eine  dem  Volke  verständliche  Predigt  sorgen  sollte  «. 


habe  errichten  lassen,  beim  Predigen  iheatrAÜsch 
agirt,  naoieiiUieh  an  die  Schenkel  geschlagen  und 
mit  den  Füssen  gestampft ,  auch  Claqueurs  mit- 
gebracht und  wie  ein  Sophist  sich  selbst  gerühmt 
habe,  Euseb.  faist  eceles.  VU.  30. 

t  Const.  apost.  II.  57,  S<449.  n.  5;  Probst, 
Lehre  S.  20;  Probst,  Katechese  S.  1.41.  Anch 
konnte  einem  fremden  anwesenden  Bischof  das 
Predigen  gestattet  werden,  const  apost.  1.  c. 

2  Sozom.    VII.   19:    „llapd   oe  AXe^avSpeüOi 
-  p,övo<;  h  Tf]<  noXemQ  iidaxoTzo^  {hiod^xet}.  4>aoi  he 

TOUTO  06  TipÖTEpOV   cioift^C    iTCl-y^eodttl ,    ^    d<f  Oü 

"Apeio«  irpeoßüTepo;  Äv,irepi  toö  ^ö^fMiToc  ÖtaXi^ö- 
|X£vo<:  ^eaitlpioe". 

3  Edict.  Gnntramni  v.  585  (betr.  die. Sonn- 
tagsfeier) Bor  et.  cap.  1, 11 :  „Ad  vos  ergo,  sacro- 
sancti  pontlflces,*. .  .Imprimls  nostrae  serenitatis 
sermo  dirigitnr,  sperantes  quod  ita  popnlum  .  . . 
praedicatlbne  studeatis  corrigere  et  pastorali 
studio  gubernare  ,  quatenns  . .  .  concedatur  oon- 
gnla  saWatio  populomm  .  . .  Sed  vos  .  .  iungen- 
tes  vöbiscnm  c^nsacerdotes  Testros  et  fliios  senioris 
ecdesiae  ac  iudices  locorum  .  .  ita  universam 
popnli  mnltitudinem  eonstanti  et  vel  deo  placita 
iugiterpraedicatione  oorrigite,  ut  et  bene  vlventes 
mysticus  adhortationis  sermo  mulceat  et  ex- 
cedentes  adTlam  recti  itineris  correctlo  pastolaüs 
adducat<<;'  S.  Jean  de  Losne  zw.  670—673  c  18 
(Bd.  ni.  S.  540.  n.  2) :  „ut  quicnmque  eplscopus 
ecdesiae  praeesse  videtur,  omnibus  dominicis 
diebus  Tel  solemnitatlbus    sanctis  plebem  sibl 

•  commissam  piaedicatione  di-vina  adloquatur  et 
'  sancta  intentione  pervigilet,  ut  gregem  sibi  com- 
missum .  altmentis  spiritaübns  foveat".  Auch 
früher  schon  haben  die  s.  g.  statuta  ecdesiae 
antiqua  c.  20  (c.  6  Dist.  LXXXVIII.)  aus  dem 
*5.  Jahrh.  angeordnet:  „ut  episcopus  nullam  rei 
familiarls  curam  ad  se  revocet,  sed  lectibni  et  ora- 
tipnl  et  yerbi  del  praedicationi  tantummodo  vacet". 
«  Wegen  der  Klagen  darüber  s.  Bd.  111.  S.  480; 
insbesondere  bitten  die  Bischöfe  auf  der  Reichs- 
synode V.  Verneull  844  c.  2,  LL,  1,  384,. ihnen 
Müsse  für  die  Predigt  zu  lassen.  Den  Verfall  des 
Predigtwesens  in  Italien  theils  durch  Schuld  der 
Bischöfe  hebt  ausdrucklieh  das  rescript.  oonsultat 
episcoporum  an  Kaiser  Ludwig  II.  u.  £^,  B  a  1  n  z  e 
csplt.2, 362,  auoh  Man  si  17  app.  p.  239,'hervor. 
»  Oap.  Aquisgr.  v.  817.  c.  28,  LL.  1,  209: 
„Episcopos  vero ,  ut  slVe  per  se  sive  per  Vlcarios 
pabnlum  verbi  divini  sedulo  populis  adnuntieut, 
quia  ut  alt  b.  Gregorius  .iram  contra  se  occulti 


iudicis  excitat'  sacerdos ,  si  sine  praedicationis 
sonitu  incedit*.  S.  femer  die  Synoden  von  Aachen 
836  C.  II.  c  11,'  Mansl  13,  679,  wonkch  der 
Bischof  seinen  minister,  d.  h.  seinen  GhorbiA:hof, 
Archiprisbyter  oder  Archidiakon,  vgl.  Oi  U. 
c;  4  bis,  Ibid.  p.  680,  gehörig  unterrichten  soll, 
damit  er  bei  seiner  Erkrankung  oder  sonstiger 
Verhinderung  oder  im  Fall  einer  Vakanz  predigen 
könne;  Valence  855.  c.  16,  L  c  15,  10  (nach 
welcher  der  Bischof  selbst  in  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande  predigen  oder  dies  duroh  seine  mi- 
iiistri  besorgen  lassen  soll)  und  Pavia  876.  c.  7, 
LL.  l,530(welche  eine  ähnliche  Vorschrift  giebt> 
^  Adinonitio  gener.  v,  789  c.  82,  Boret,  cap. 
1,  61 :  „vestmm  videndum  est  .  .  yenezabiles 
pastores  .  . .,  ut  presbyteios  quos  mittitifi  per  pa- 
rpohias  vestras  ad  regendum  et  praedicandum  per 
ecclesias  popnlum  deo.servientem,  nt  recte  et 
honeste  praedicent ;  et  non  ßlnatis  nova  Tel  non 
canonica  aliqüos  el  suo  sensu  et  non  secundnm 
scripturas  sacras  fingere  et  prae^icmre  popnlo: 
Sed  et  vosinetipsi  utilia,  honesta  et  recta  et  qoae 
ad  yitam  ducunt  aetemam  praedicate  allcsque  in- 
struite ,  ut  haec  eadem  praedicent"  (woran  sich 
eine  nähere  Anweisung  über  die  Gegenstande, 
über  welche  gepredigt  werden  soll ,  anschliesst. 
vgl.  übrigens  ^uch  über  die  Aon  Kairl  veranstal- 
tete Sermonensammlung,  Bd.  III.  S.-706.  n.  6); 
Gap.  de  elam.  eocles.  802?  c  4,  1.  e.  p.  110: 
„  .  ;  et  in  officio  praedicandi  ....  qualiter  eos 
(populos)  agere  doceant^*  (presbyteri);  Cap.  eceles. 
810— 813?  c.  15  1.  c.  p.  179;  „Ut  unusquisque 
presbyter  capitula  habeat  de  maioribus  vel  mino- 

•  ribus  vitils,  per  quae  cognoscere  valeat  vel  prae- 
dicare  subditis  suis ,  ut  caveant  ab  insidiis  dia- 
boli**;  Capit.  813  c  14,  1.  c  p.  174:  „De  officio 
praedicationls  ut  iuxU  quod  intellegere  vulgus 
possit ,  asslduae  flat".  Diese  letztere  Vorschrift 
steht  im  Zusammenhang  mit  den  Vorsehlägen  der 
i.  J.  813  abgehaltenen  Reformsynoden  (Bd/  III. 
S.  550),  von  denen  Arles  c  10,  MansL  14,  60, 

'  verlangt,  dass  die  Priester  nicht  nur  in  den  Städ- 
ten, liondeni  auch  auf  dem  Lande ,.  Mainz  c  26, 
1.  c.  p.  72,  dass  bei  Abwesenheit,  Krankheit  oder 

.  Verhinderung  des  Bischofs  au  Sonn-  und  Fest' 
tagen  ein  anderer  für  ihn  und  zwar  allgemein 
verständlich  predige.  Vgl.  feiyier  Rheims  e.  15 
1.  c  p.  78  („ut  episcopi  sermones  et  homilias  ss. 
patrum,  prout  omnes  intelligere  possint,  secon- 
dum  proprietatem  linguae  praedicare  studeant^), 
sowie  Tours  0.   4,1.  c.  p.  84  :•  „Sollicite  stQ- 
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Wenn  dann  wieder  im  10.  Jahrhundert  die  Bischdfe  und  Priester  auf  der  Reichs- 
synode zn  Hohenaltheim  916  zur  Ausübung  des  Predigtamtes  verpflichtet  wurden  \ 
so  ist  die  Durehfllhrung  dieser  Vorschrift  offenbar  ebenfalls  an  den  faktischen  Ver- 
hältnissen gescheitert,  und  von  einer  regelmässigen  Ausübung  des  Predigtamtes  durch 
die  ersteren,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen^,  nicht  die  Rede  gewesen^.  Da  die 
Predigt  gegenüber  dem  sich  immer  fester  und  reicher  ausgestaltenden  Kultus  der  ka- 
tholischen Eorche  zurücktrat^,  so  fand  sowohl  die  allgemeine,  wie  auch  die  partiku- 
läre Gesetzgebung  kaum  Veranlassung,  energisch  auf  die  Ausübung  des  Predigtamtes 
zu  dringen  und  Vorschriften  darüber  zu  erlassen^. 

Erst  im  13.  Jahrhundert,  als  die  Predigtweise  einer  Anzahl  ketzerischer  Sekten 
durch  ihre  Einfachheit  und  Verständlichkeit  sich  für  die  Ausbreitung  der  Ketzereien 
förderlich  erwiesen  hatte,  schärfte  das  IV.  Lateranensische  Konzil  v.  1215  den 
Bischöfen  die  Fürsorge  für  die  Handhabung  der  Predigt  ein,  freilich  ohne  sie  persön- 
lich zum  Predigen  direkt  zu  verpflichten,  vielmehr  nur  mit  der  Anweisung,  an  den 
Kathedralen  und  an  den  Konventualkirchen  geeignete  Geistliche  dazu  zu  bestellen  ^. 
Demnächst  haben  auch  manche  partikuläre  Synoden  ihrerseits  die  gehörige  Verwal- 
tung des  Predigtamtes,  bald  durch  die  Bischöfe  und  durch  andere  von  ihnen  zu  be- 
stimmende Personen  ? ,  bald  auch  durch  die  Pfarrgeistlichkeit  ^ ,  angeordnet,  indessen 


deat  nunc  quisque  episcopus  giregem  aibi  com- 
missnin  Sacra  praedlcatione ,  quid  agere ,  quid 
evitare  debet ,  informare"  (ähnlich  Ghalons  c  4 
1.  c  p.  94) ;  8.  auch  Tours  c.  7, 1.  c.  p.  85 :  „ut 
qullib^t  episcopus  habeat  homllias  oontinentes 
neeesaarias  admonitiones ,  quibus  subiectl  eru- 
diantor  .  .  .  ut  easdem  homilias  quisque  aperte 
tianaferre  studeat  in  rusticam  romanam  linguam 
aut  theotiacam ,  quo  faclllus  cunctl  possint  in- 
telHgere  quae  dlcuntui^  (wiederholt  Mainz  847 
c  2,  L  c.  p.  903). 

Auch  die  Dlöcesanvorschiiften  schärfen  den 
Prieetern  die  Pflicht  zum  Predigen  ein,  cap. 
Theodulf.  Aurel.  u.  797  c.  28,  1.  c.  13,  1001 : 
qHortamur  tos  paratos  esse  ad  docendas  plebes. 
(iDi  scripturas  seit,  praedlcet  scripturas :  qul  vero 
nescit,  saltem  hoc  quod  notissimum  est,  plebibus 
dicat,  ut  decllnent  a  malo  et  faciant  bonum"; 
Hincmaii  cap.  ad  presbyt.  u.  852  c.  1  1.  c.  15, 
475 :  „Ut  nunc  quisque  presbyterorum  expositlo- 
nem  symboU  atque  oratlonis  dominicae  iuxta 
traditionem  orthodoxorum  patrum  plenius  dlsoat, 
ezinde  praedicando  populum  sibl  commlssum 
instruat'' ;  Cap.  RudolphlBituric.  c  8, 1.  c  14, 948. 

i  c  5,  LL.'2,  556 :  ^piscopos  et  sacerdotes  ad- 
monemus  et  coram  distrlctl  ludids  oculis  con- 
testamur,  ut . . .  pabulum  verbl  divini  Ulis  (po- 
pulis)  i.  e.  piaedicatlonem  sedulo  adminlstrent". 

2  Zu  diesen  gehört  z.  ß.  der  h.  Wolfgang 
y.  Regensburg  (972 — 994) ,  Arnold,  de  memoria 
h.  Emmeran.  II.  5 ,  SS.  4,  557 :  „totns  in  divina 
lege  devotus  inter  cetera  pastoralis  curae  mlniste- 
ria  sermone ,  quem  ad  populum  inter  missarum 
solemnia  fedt  ex  more ,  in  tantum  ecdesias  ple- 
bem  assuefeeit  frequeutare,  ut  per  dies  solemnes 
Tix  domi  remanere  viderentur  rei  familiäres  custo- 
des^;  Othlon.  Tita  Wolfkangi  c.  19,  1.  c.  p.  535. 

3  Was  die  Pfarrer  betrifft,  so  weist  die  notitla 
bei  Begino  vor  IIb.  I  unter  den  Sendfragen  als  Nr.  33 
die  auf:  „Si  verbum  domini  popnlo  adnunciet?^ 

U  i  n  8  c  h  i  Q  8 ,  Kirehenr«cht  1 Y. 


^  Entweder  fiel  sie  ganz  aus  oder  sie  wurde 
sehr  unfruchtbar  und  dem  Volk  wenig  zusagend 
behandelt,  G  i  e  s  e  1  e  r ,  Kirchengesch.  II.  2, 483. 

^  Doch  bestimmt  die  Graner  Synode  v.  1144 
c.  2,  M  a  n  B 1 ,  21 ,  100 :  „In  omni  dominico  die 
in  maioribus  ecclesiis  evangelium  et  epistola  ex- 
ponantur  populo,  in  minoribus  vero  fldes  et  oratio 
dominica'*. 

«  clO  (auch  c  15  X  de  off.  lud.  ordin.  I.  31): 
„Inter  cetera  quae  ad  salutem  spectant  populo 
chrlstiani,  pabulum  verbi  dei  permaxime  noscitur 
sibi  esse  necessarium  .  .  .  Unde  cum  saepe  con- 
tlngat,  quod  episcopi  propter  occupationes  mul- 
tiplioes  vel  invalitudines  corporales  aut  hostiles 
incursus  seu  occasiones  alias  (ne  dicamus  de- 
fectum  scientiae,  quod  in  eis  est  reprobandum 
omnino  nee  de  cetero  tolerandum)  per  se  ipsos 
non  sufllciant  ministrare  populo  verbum  dei, 
maxime  per  amplas  dioeceses  et  diffusa«  .  .  . 
sancimus ,  ut  episcopi  viros  idoneos  ad  s.  prae- 
dlcationis  ofllcium  salubriter  exequendum  assu- 
mant ,  potentes  in  opere  et  sermone ,  qui  plebes 
sibi  commissas  yice  ipsorum ,  cum  per  se  Idem 
nequiverlut,  eas  verbo  aediflcent  et  exemplo, 
quibus  ipsi,  cum  indiguerint,  congrue  necessaria 
mlnistrent,  ne  pro  necessariorum  defectu  com- 
pellantur  desistere  ab  incoepto''  (die  Fortsetzung 
s.  Bd.  I.  S.  428.  n.  3). 

7  Arles  1234.  c.  2 ,  1.  c.  p.  337:  „ut  quilibet 
episcopus  In  sua  dioecesi  frequenter  fldem  prae- 
dlcet orthodoxam :  et  cum  expediet,  per  alias  ho- 
nestas  et  discretas  personas  faciat  praedicari" 
(wiederholt  L'Isle  1261.  c  1 ,  1.  p.  793);  vgl. 
folgende  Anm.  Nach  Tarragona  1228.  c.2,  Te- 
jada  eRamiro  colleccion  de  concllios  2,  324, 
sollen  an  Jeder  Kathedrale  die  tauglichsten  Män- 
ner ausgewählt  werden,  um  zu  predigen  und 
beichtzuhoren. 

8  Beziers  1246.  c.  7, 1.  c.p.  693 :  „quod  sacer- 
dotes parochiales  studeant  exponere  populo  die- 
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sind  derartige  Vorschrifteii  in  jener  Zeit  nicht  zahlreich ,  da  die  inzwischen  nen  ent- 
standenen Mönchsorden,  vor  Allem  die  Franziskaner  und  die  Dominikaner,  sieh  in 
ausgedehnter  Weise  der  Predigt  unter  dem  Volke  annahmen^,  und  einzelne  Konzilien 
sogar  die  Geistlichen  ermahnten,  das  Volk  zum  Anhören  der  Predigten  der  Mönche 
anzuhalten^. 

2.  Das  geltende  Recht.  A.  Die  zum  Predigen  verpflichteten 
Amtsträger.  Endlich,  im  16.  Jahrhundert,  ist  die  katholische  Kirche,  genöüngt 
durch  die  hervorragende  Bedeutung,  welche  die  Predigt  im  Protestantismus  erlangt 
hatte,  zu  einer  anderweiten  allgemeinen  Regelung  der  Pflicht  der  geistlichen  Amts- 
träger  zur  Ausübung  des  Predigtamtes  geschritten. 

Das  Konzil  von  Trient,  welches  die  noch  heute  gültigen  gemeinrechtlichen  Nor- 
men aufweist,  verpflichtet: 

1 .  die  Bischöfe  (Erzbischöfe,  Primaten  3), 

2.  diejenigen  Prälaten^,  welche  eine  Kirche  zu  leiten  haben ^,  und  endlich 

3.  alle  diejenigen  Geistlichen,  welche  eine  für  die  Seelsorge  bestimmte  Kirche 
.    oder  ein  Seelsorge- Amt  verwalten,  mithin  vor  Allem  die  Pfarrer  ß, 

zur  persönlichen  Wahrnehmung  des  Predigtamtes. 

Von  der  Ausübung  desselben  sind  sie  nur  beim  Vorliegen  eines  genügenden 
Hinderungsgrundes  entbunden  7. 

Da  aber  den  genannten  Amtsträgem  sehr  verschiedenartige  Amtspflichten  ob- 
liegen, und  gerade  die  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  derselben  den  wichtigsten  Hin- 
derungsgrund für  die  Ausübung  des  Predigtamtes  bildet,  so  erhält  dadurch  thatsäch- 
lich  ihre  persönliche  Verpflichtung  eine  sehr  verschiedene  Ausdehnung. 

Beim  Bischof,  welcher  allein  in  seiner  Kirche,  der  Kathedrale,  zu  predigen  ver- 


bu8  dorainicis  artlcnlos  fldei  simpliciter  ac  dis-  dicationis  munere  suh  eodem  Paulo  III.  decreta 

tincte";  wiederholt  Albi  1254.  c.  17,  1.  c.  p.  836  fuerunt ,  suum  Tobur  obtineant") ,   so  kann  die 

mit  dem  Zusatz :  „Et  ad  hoc  idem  in  sna  dioecesl  personlichePflichtderselbenniGhtfuTbeseitfgt  er- 

frequentins  et  diligentia 8  quilibet  episcopns  sit  achtet  werden.  Das  Fortbestehen  derselben  setzen 

intentas,  et  cum  per  se  non  poterlt,   per  alias  auch  Barbosa,  J.  E.  U.  1. 13.n.3.^;  Pigna- 

honestas    personas    et    discretas    plane   ac   ex-  telli  1.  c.n.2;  de  Lnca  adnotat.  ad  oona  Trld. 

plicite  fldem  catholicam  et  ipsins  articnlos  faciat  dlsc.  III.  n.  1  voraus, 
praedicari**.  »  S.  o.  S.  454. 

1  Vgl.  0.  S.  452.  ß  Trid.  Sess.  V.  c.  2  dt :  „...  ArohipTeebyteri 

2  S.  z.  B.  Trier  1227.  c.  8,  Mansi  23,  32:  quoqne  plebani  et  quicnnqne  parocbiale«  vel 
„  . .  .  nt  Tiros  religlosos ,  ss.  fratres  praedicatores  alias  cnram  animamm  habentes  ecclesias  qno- 
et  minores  .  .  .  benigne  redpiatis  (d.  h.  die  De-  cunqne  modo  obtinent  per  se  vel  alios  idoneos,  si 
kane)  ...  et  plebes  vobis  subditas  ad  hoc  indu-  legitime  impediti  fuerint,  diebns  saltem  domini- 
catis,  nt  ab  ipsis  verbum  dei  audiant".  eis  et  festis  solemnibus   plebes  sibl  commissas 

3  Sess.  Y.  c  2  de  ref.  (Anfang  o.  S.  454.  n.  9.  pro  sna  et  earam  capacitate  paseant  salntaribus 
Dann  folgt):  „Si  vcro  contigerit,  episcopos  et  verbis ;  docendo  qnae  scire  omnibns  necessarinm 
alios  praedictos  legitimo  detinorl  Impedimento,  est  ad  salntem  annunciandoqne  eis  cnm  brevitate 
iuxta  formam  generalis  concilii  (d.  h.  das  IV.  et  facilltate  sermonis  vitia  qnae  eos  declinare  et 
lateranens.  o.  S.  465.  n.6)viros  idoneos  assumere  virtntes  quas  sectari  oporteat,  nt  poenam  aetemam 
teneantar  ad  hninsmodi  praedicationis  officinm  evadere  et  coelestem  gloriam  conseqnl  valeanf* ; 
salubriter  exsequendum.  Si  qnis  autem  hoc  Sess.  XXII.  doctr.de sanritmissae  c.  8:  „.  ..man- 
adimplere  contempserit ,  districtae  subiaceat  dat  s.  synodns  pastoribns  et  singniis  cnram  ani- 
iiltioni";  Sess.  XXIV.  c  4  de  ref.  (s.  o.  S.  461.  marnm  gerentibns  ,  et  freqnenter  inter  missanim 
n.  5).  celebrationem  vel  per  se  vel  per  alles  ex  iis  quae 

4  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  erwähnt  ihrer  nicht,  In  missa  legantnr,  altqnid  exponant  atqne  inter 
wohl  aber  Sess.  V.  c.  2  de  ref.  Da  sich  aber  die  cetera  ss.  huins  sacrifldi  mysterinm  aliqnod  de- 
erst  citirte  Vorschrift  nicht  als  eine  die  letztere  clarent,  diebus  praesertim  dominicis  et  festis,  s. 
aufhebende,  sondern  als  eine  sie  blos  ergänzende  auch  Sess.  XXIV.  c.  4  cit.  (o.  S.  461.  n.  5). 
und  modiflcirende  Anordnung  darstellt  (s.  auch  ^  Sess.  V.  o.  2  n.  Sess.  XXIV.  c.  4  lassen  nur 
die  Schlussklausel :  „In  reliquis  ea  quae  de  piae-  für  die  legitime  impediti  eine  Vertretung  zq. 
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bünden  ist,  beschränkt  sich  die  Yerpflichtang  darauf ,  dass  er  im  Jahre  wenigstens 
einige  Male  an  Feiertagen  oder  an  Sonntagen  selbst  predigt  K  Umgekehrt  verhält  es  sich 
mit  den  Pfarrern  2,  welche  bei  ihrer  amtlichen  Stellung  sehr  wohl  im  Stande  sind,  der 
Pflicht  nachzukommen  und  daher  dieselbe  für  die  Regel  persönlich  erftlllen  müssen  ^. 

Kraft  seines  Predigtamtes  hat  aber  der  Bischof^  zugleich  die  Verbindlichkeit,  für 
den  Fall  seiner  Verhinderung  —  und  im  Oegensatze  zum  Pfarrer  ist  dies  thatsächlich 
^e  Regel  —  einen  geeigneten  Prediger  auf  seine  Kosten^  zu  substituiren®,  welcher  für 
ihn  das  Predigtamt  in  der  Kathedrale  ^  (aber  auch  nur  in  dieser)  wahrzunehmen  hat^. 

Im  übrigen  haben  die  Pfarrer  und  die  anderen  Träger  von  Seelsorge- Aemtern  an 
ihren  Bärchen  die  Pflicht,  das  Predigtarot  persönlich  auszuüben »,  da  sie  in  dieser  Be- 
ziehnng  die  ein  für  aUemal  eingesetzten  Gehfllfen  des  Bischofs  sind  ^^.  Ist  aber  ein 
solclier  verhindert,  so  hat  er  seinerseits  nicht  das  Recht,  sich  einen  Vertreter  zu  sub- 
stitniren,  vielmehr  steht  dieses  allein  dem  Bischof  ^^  zu^^. 


*  Ebensowenig  wie  das  Tridentlnum  giebt  das 
Gaereinon.  epiacop. ,  vgl.  I.  7.  n.  4 ;  22.  n.  1 ; 
II.  8.  n.  48  einen  Anhalt,  diese  persönliche  Pflicht 
des  Bischofs  näher  zu.  bestimmen.  Vgl.  auch 
Bd.  UI.  S.  226. 

Eine  eleemosyna  für  die  In  Aasübung  seines 
Amtes  gehaltenen  Predigten  zu  fordern,  ist  ei 
nicht  berechtigt ,  Ferraris  1.  c.  n.  24. 

2  Und  den  ihnen  gleichstehenden  Verwaltern 
▼on  Seelsorge-Aemtern,  s.  0.  S.  454.  n.  10,  s.  fei- 
ner Bd.  III.  S.  229,  und  wegen  der  Missionspfarrer 
noch  Diöces.  Syn.  Newyork  ▼.  1882,  Arch.  f. 
kath.  K.  B.  51,  263. 

3  In  der  Mitte  zwischen  dem  Bisehof  und  dem 
Pfarrer  stehen  diepraelati  nullius  und  die  übrigen 
praelati  cum  Jurisdictione  quasi  episcopali. 

^  Ebenso  auch  die  gedachten  Prälaten  in  Be- 
treff derKiiche,  welche  sie  leiten.  S.  noch  unten 
Anm.  11. 

^  Also  auf  Kosten  der  Einkünfte  seiner  mensa, 
Gongr.  eonc.  bei  Ferraris  s.  v.  alimenta  n.  115 
u.  die  Ausgabe  des  Tridentinums  y.  Gallemart 
S.  407,  8.  auch  Bd.  II.  S.  320.  n.  9. 

6  Vgl.  darüber  auch  0.  S.  461. 

"^  Falls  an  der  Kathedrale  zugleich  eine  beson- 
dere, selbstständige  Pfarrei  errichtet  ist,  wie  z.  B. 
in  Hecheln,  s.  de  Herdt,  praxis  capitulaiis 
p.  89 ,  hat  für  die  Parochianen  dieser  letzteren 
der  betrefTende  Dompfarrer,  wie  jeder  andere 
Pfarrer  (vgLnachher  im  Text)da« Predigtamt  wahr- 
zunehmen, s.  auch  Gongr.  eonc.  bei  Richter, 
Tridentlnum  S.  22.  n.  5.  Bei  etwaiger,  dem  Ka- 
pitel oder  einer  Dignitat  zustehenden  cura  habi- 
tualis,  Bd.  II.  S.  304,  kommt  das  Recht  und  die 
Pflicht  demjenigen  zu,  welchem  die  cura  actualis 
obliegt,  Gongr.  cono.  v.  1882,  Acta  s.  sed.  15, 
333  und  de  Herdt  1.  c.  p.  92. 

s  Der  theologus  an  der  Kathedrale  hat  kraft 
seines  Amtes  Vorlesungen  über  die  h.  Schrift, 
vor  Allem  für  den  Klerus  zu  halten,  Bd.  II. 
S.  119 ,  Ja  nach  der  neueren  Praxis  der  Gongr. 
eonc. ,  welche  sich  auf  die  Encyklika  Gregors  XVI.  : 
Inter  praecipuas  ▼.  9.  Mai  1844.  $.3,  AcU  s. 
sed.  9,  621,  stützt,  genügt  er  dieser  nicht ,  wie 
früher  angenommen  wurde,  durch  Lehren  der 
scholastischen  Theologie,  Acta  cit.  8,  336 ;  9,  505. 
516;  10,  529;  13,  88  u.  15,  464.    Der  Zweck 


dieser  Schrifterklärung  ist  ein  wesentlich  anderer 
als  derjenigen ,  welche  in  der  Predigt  vorkommt 
(s.  Gongr.  eonc.  bei  Sentis  ,  d.  praehenda  theo- 
logalis  u.  poenitentialis  S.  11.  n.  44* :  „aliam  esse 
verbi  dlvini  praedicandi  rationem  a  parochis, 
allam  a  canonicis  theologis  sequendam^).  Des- 
halb hat  der  theologus  als  solcher  keine  Verbind- 
lichkeit zu  predigen ,  und  der  Bischof  ist  nicht 
berechtigt,  ihn  dazu  zu  zwingen,  Bd.  II.  S.  119. 
n.  7  a.  E.  u.  Gongr.  eonc.  1847,  Acta  cit.  9,  517 
u.  10,511.  Die  älteren,  bei  Ferraris  1.  c.n.  110 
mitgetheilten  Entscheidungen  haben  Jedenfalls 
in  Folge  der  gedachten  neuen  Praxis  ihre  Be- 
deutung Terloren. 

ö  Bd.  III.  S.  233  u.  Anm.  8  dazu,  s.  auch 
Gongr.  eonc.  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  22.  n.  3. 
Eine  den  Pfarrer  von  seiner  Pflicht  befreiende 
Gewohnheit  hat  die  Gongr.  eonc.  als  nicht  ratio- 
nabilis  und  als  corruptela  wegen  Trid.  Sess.  V. 
c.  2  cit.  (v.  „neque  hulus  decrcti  executionem 
oonsuetudo  impedire  Taleat'Q  für  rechtsungültig 
erklärt,  es  aber  dem  Bischof  überlassen,  bei  regel- 
mässiger Wahrnehmung  des  Predigtamtes  den 
Pfarrer  von  der  Erfüllung  der  Pflicht  an  dem 
einen  oder  anderen  Festtage  zu  entbinden,  Entsch. 
V.  1878  in  Acta  cit  9,  465. 

W  Deshalb  ist  der  Pfarrer  einerseits  berechtigt, 
selbst  zu  predigen  und  braucht  sich,  wenn  er 
nicht  verhindert  ist ,  die  Bestellung  eines  Ver- 
treters durch  den  Bischof  nicht  gefallen  zu  lassen, 
Ferraris  1.  c  n.  27,  andererseits  aber  ist  er 
nicht  befugt,  dafür,  dass  er  dieser  seiner  Amts- 
pflicht nachkommt,  eine  eleemosyna  zu  fordern, 
1.  c  n.  29  und  s.  v.  parochus  art.  IV.  n.  77 ;  P i g  - 
natellil.  c.  IV.  206.  n.  62. 

11  In  den  Territorien  nullius  dioeceseos  dem 
praelatus  nullius.  Die  übrigen  Prälaten  haben 
das  Recht  nicht,  indessen  können  sie  sich  nach 
Trid.  Sess.  V.  c.  2  cit.  im  Falle  eigener  Verhin- 
derung einen  Substituten  ernennen ,  aber  einem 
solchen  hat  der  Bischof  die  licentia,  die  Ermäch- 
tigung (s.  0.  S.  455.  456)  zu  ertheilen.  Dies  Alles 
folgt  daraus,  dass  sie  nicht  vom  Diöcesanverbande 
eximirt  sind.  So  auch  die  Gongr.  eonc.,  Pigna- 
telli  1.  c  n.  2  und  Ferraris  s.  v.  praedicatio 
n.  34  ff. 

12  Obwohl  der  Pfarrer    nach   dem   früheren, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Abgesehen  von  den  bisher  besprochenen^  durch  das  Tridentinam  normirten 
Fällen  kann  femer  eine  Pflicht  zum  Predigen  begründet  werden : 

a.  durch  die  Uebertragung  eines  Amtes  oder  Benefizinms ,  dessen  Funktion  ge- 
rade die  Ausübung  des  Predigtamtes  bildet^, 

b.  oder  eines  solchen,  mit  welchem  zwar  nicht  das  gemeine,  aber  das  partikulftre 
oder  statutarische  Recht  eine  solche  Pflicht  verbindet^, 

c.  durch  besonderen  Auftrag,  durch  Deputation  des  Ordinarius,  mag  der  erstere 
lediglich  auf  das  Predigen  fElr  einen  Einzelfall  oder  für  längere  (z.  B.  für  die  Fasten-) 
Zeit  oder  auch  zugleich  auf  andere  Funktionen  (wie  z.  B.  bei  der  Deputirung  von 
Hülfspriestem  in  die  Pfarreien  3)  gerichtet  sein, 

d.  durch  Substitution,  um  für  den  Ordinarius  das  Predigtamt  wahrzunehmen^, 

e.  endlich  auch  durch  persönliche  Uebernahme  der  Pflicht  gegenüber  einer  Kom- 
mune, einer  Kirche,  einer  frommen  Brüderschaft  oder  gegenüber  einem  anderen 
Geistlichen  *. 

B.  Der  Umfang  der  Pflicht  zum  Predigen.  Das Tridentinum <^ verlangt, 
dass  das  Predigtamt,  sei  es  durch  die  persönlich  zum  Predigen  verpflichteten  kirch- 
lichen Amtsträger,  sei  es  durch  die  Vertreter  derselben  an  allen  Sonntagen  und  an  aUen 
gebotenen  Feiertagen  ^,  femer  während  der  Fastenzeiten  der  Quadragesima  und  des 
Advents^  täglich  oder  wenigstens  dreimal  in  der  Woche,  worüber  der  Ordinarius^ 
nähere  Bestimmung  zu  treffen  hat  ^^y  oder  auch  sonst  noch,  so  oft  es  nach  seinem  £r- 


dorcli  das  Tridentinum  nicht  beseitigten  Recht 
die  Befngniss  hat,  sich  fQr  seine  übrigen  Funk- 
tionen die  Geh  Ulfen  selbst  anzunehmen.  Wo  aber 
diese  letztere  jetzt  ebenfalls  durch  den  Bischof 
geübt  wird,  s.  o.  S.  461.  n.  3,  fallt  der  Unter- 
schied fort. 

Was  die  noch  hierher  gehörige  Vorschrift  des 
Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  cit.  über  die  Kosten  einer 
solchen  BestelLung  betrifft  („impensis  eornm,  qui 
eas  praestare  vel  teuentur  vel  solent'Q,  so  liegt 
die  Pflicht  (^tenentur)  den  Pfarrern  selbst  ob, 
Ferraris  s.  v.  alimenta  n.  115  u.  Bd.  II.  S.  320. 
n.  9.  Wenn  indessen  wegen  des  zu  grossen  Um- 
fanges  der  Pfarrei  Gehülfen  bestellt  werden  müs- 
sen oder  derPfarrernicht  mehr  als  die  congrua  be- 
zieht, so  haben  diejenigen,  z.  B.  die  Gemeinden, 
aufzukommen,  welche  im  Allgemeinen  für  die 
kirchlichen  Bedürfnisse  einzutreten  verpflich- 
tet sind,  s.  Bd.  II.  S.  321,  sofern  nicht  besondere 
Gewohnheiten  (das  bezeichnet :  solent)  in  Frage 
kommen,  Ferraris  1.  c  n.  114  u.  o.  S.  462. 

1  Wie  einer  selbststandigen  Predigerstellooder 
eines  Prädikaturbeneflzlums,  s.  o.  S.  454. 

2  S.  z.  B.  Prov.  Konz.  Neugranada  1868,  coli, 
conc.  Lac.  6,  490:  „Abrogata  Igitur  quacunque 
contraria  consuetudine  .  .  .  mandamus,  ut  omnes 
et  singull ,  qui  canonlca  poUent  dignltate ,  sine 
Ulla  retributionis  spe ,  diebus  auctoritate  nostra 
designandis ,  bis  saltem  in  hebdomada  tempore 
quadragesimae  et  adyentus  altematim  pabulocoe- 
lestis  doctrinae  populos  enutrlant". 

3  S.  0.  S.  461  u.  467.  n.  12. 
*  S.  0.  S.  461. 

s  S.  0.  S.  462.  Hierbei  handelt  es  sieh  um 
einen  öffentlich-rechtlichen  Vertrag,  da  das  Pre- 
digen eine  öffentliche  kirchliche  Funktion  ist  und 
nicht ,  wie  das  Lesen  von  Votlvmessen ,  zur  Be- 


friedigung der  religiösen  Bedürfnisse  einet  ein- 
zelnen Gläubigen ,  s.  o.  S.  182.  n.  8  u.  S.  196, 
erfolgt,  vielmehr  in  allen  solchen  Fällen,  in 
denen  eine  derartige  Ueberelnkunft  statt  hat,  die 
vertretungs-  oder  aushülfswelse  Wahrnehmung 
derjenigen  Funktion  in  Frage  steht,  welche 
der  eigentlich  mit  der  Ausübung  des  Predigt- 
amtes betraute  kirchliche  Amtstrager  (wie  der 
Bischof  oder  Pfarrer)  kraft  seiner  öffentlich  recht- 
lichen Stellung  zu  vollziehen  hat. 

0  Sess.  XXIY.  0.  4  dt  Diese  SteUe  mass  ge- 
genüber den  anderen  unbestimmteren  Vorschrif- 
ten in  Sess.  V.  c.  4  u.  Sess.  XXII.  cit  (s.  o.  S.466. 
u.  6)  als  die  massgebende  betrachtet  werden ,  s. 
auch  0.  S.  466.  n.  4. 

7  Denn  nur  diese  kommen  in  Betracht.  So 
auch  Rom.  Prov.  Konzil  1726,  coli.  Lac.  1,  347; 
Kölner  V.  v.  1854,  Dumont,  Sammig.  kiichl. 
Erlasse  f.  Köln  S.  7. 

8  Nicht  zu  anderen  Zeiten ,  namentlich  nicht 
an  den  Vigilien,  Ferraris  s.  v.  praedicatio  n.  6. 

0  Also  der  Bischof  oder  der  praelatus  nullios, 
der  erstere  aber  auch  für  die  Kirchen  eines  zu 
seiner  Dlöcese  gehörigen  praelatus  cum  iurisdlc- 
tione  quasi  eplsoopali. 

10  Dass  auch  der  Bischof  das  Predigen  blos  an 
den  Wochentagen  zur  Zeit  der  Quadragesima  an- 
ordnen und  die  Unterlassung  an  allen  Wochen- 
tagen zur  Adventszeit  gestatten  kann,  so  Bar- 
bosa  de  ofL  episo.  P.  IIL  aUeg.  76.  n.  30;  Fer- 
raris l.  c.  n.  6,  entspricht  dem  Wortlaut  des 
Tridentinums  nicht,  denn  das  „si  Ita  oportere 
dnxerlnt"  ISsst  ihm  nur  die  Wahl ,  es  an  allen 
Wochentagen  oder  wenigstens  an  dreien  zu  ver- 
langen. Mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  die  Ad- 
ventszeit später  nicht  mehr  zu  den  eigentlichen 
Fastenzeiten  gerechnet  hat,  Gallemart,  Aus 
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messen  wünschenswerth  erscheint  ^ ,  ansgeUbt  werden  soll.  Die  Predigt  kann  wäh- 
rend der  Messe  gehalten  werden  ^.  Absolut  nöthig  ist  dies  aber  nicht,  vielmehr  darf 
es  auch  vor  Beginn  derselben,  ja  anch  ganz  unabhängig  von  derselben,  wie  z.  B.  des 
Naehmittags  \  geschehen. 

£ine  Pflicht,  zweimal  an  demselben  Tage  zu  predigen,  ist  keinem  kirchlichen 
Amtstrftger  gemeinrechtlich  auferlegt*,  wennschon  da,  wo  ein  Bedürfniss  vorliegt, 
die  Anordnung  erlassen  werden  kann  und  auch  partikularrechtlich  getroffen  ist,  dass 
während  der  Frühmesse  der  Pfarrer  selbst  nach  Massgabe  seiner  Arbeitskraft  oder 
durch  einen  Hülfsgeistlichen  eine  kurze  Schrifterklärung  an  Stelle  der  Predigt  zu 
halten  hat^,  oder  dass,  wenigstens  zu  bestimmten  Zeiten,  ebenfalls  des  Nachmittags 
gepredigt  werden  soU^. 


g&be  des  Tildentinams  S.  406,  hat  sioh  aber  zam 
Tbell  die  Uebung  gebildet ,  es  an  den  Wochen- 
tagen In  dieser  ganz  zu  nnteilassen  ,  Barbosa 
nud  FerraTls  1.  6.  Die  neueren  partikulären 
Vorschriften ,  s.  die  oit.  Kolner  V.  v.  1864  und 
unten  Anm.  5  n.  6,  sohieiben  wieder  das  Predigen 
In  der  Adventszeit  vor. 

*  S.  Trid.  S^ss.  XXIV.  c.  4  de  ref.  Vgl.  auch 
unten  Anm.  5  u.  6. 

<  Trid.  Sess.  XXII.  de  sacrif.  missae  c.  8  cit., 
und  zwar  Tor  dem  Offertorium,  s.  o.  S.  178. 
n.  6 ;  Missale  rltus  celebr.  VI.  n.  6 :  „Si  autem 
alt  praedicandum ,  conclonator ,  flnito  evangelio 
praedicet  et  sermone  sive  concione  expleta ,  dl- 
cator :  Credo  Tel  si  non  sit  dieendum ,  cantetur 
oifertorinm^  Für  die  Regel  während  der  Haupt-, 
d.  h.  in  Pfarrkirchen  der  Pfarrmesse,  Oonc.  proY. 
Rom.  1725,  coli.  conc.  Lac  1,  347;  Wien  1858; 
Köln  1860,  1.  c  5,  182.  342. 

3  S.  darüber  nachher  Anm.  6.  Jedoch  ist 
das  für  die  Regel  nur  statthaft,  wenn  auch  Vor- 
mittags an  einem  Tage ,  an  welchem  die  Predigt 
obligatorisch  ist,  eine  solche  gehalten  worden  ist, 
denn  an  solchen  muss  für  dieselbe  möglichst  eine 
Zeit  gewählt  werden ,  zu  welcher  ihr  die  Gläu- 
bigen am  leichtesten  beiwohnen  können,  vgl. 
aber  Utrecht  1865  (unten  Anm.  ö). 

*  Haben  sie  eine  Filialkirche  mit  zu  versehen, 
so  müssen  sie  abwechselnd  auch  in  dieser  pre- 
digen, s.  ProY.  Konz.  Tarragona  1695,  coli.  conc. 
Lac.  1,  744. 

5  Wien  1858,  coli.  cit.  5,  182:  ^übi  parocho 
unussaltem  laborum  socius  praesto  est,  in  dominicis 
et  festis  praeter  copiosum  sermonem  ante  yoI  inter 
missam ,  quae  solemniori  ritu  celebratur,  dieen- 
dum ,  mane  in  oYangelium  ea  die  legendum  ho- 
milia  breYis  facilisque  habeatur" ;  Utrecht  1865, 
ibid.  p.  806 :  „ut  Omnibus  diebus  dominicis  et  festis 
in  missa  quae  solemniori  ritu  celebratur ,  concio 
uberior  Hat  de  ils ,  quae  ad  Yirtatem  incitamento 
sintet  a  Yitiis  quae  dominantur  abhorrere  faciant; 
in  aliis  autem  missis,  quae  statutis  locis  die  do- 
minico,  si  non  est  primae  classis  et  festum  in 
popnlo  feriandum  non  occurrit,  breYis  instructio 
habeatur  ad  populum  in  flde  christianisque 
obligationibus  instituendum  aliaYO  explicanda 
quae  ad  sacramenta  ac  pretlosam  ecclesiasti- 
cae  Uturgiae  thesaurum  pertinent.  UM  Yero 
solus  est  parochus ,  concionem  vel  instructionem 
in  prima  Yel  secunda  missa  saltem  altematim  ha- 
beat.    81  locorum  circumstantiae  id   postulent 


vel  aliae  legitlmae  ratlones  suadeant ,  poterit  Or- 
dinarius subinde  concedere,  ut  concio  et  instructio 
omittantur''  und  dazu  der  Bischofskonvent  der- 
selben ProYinz  y.  1868,  ibid.  p.  931 :  „Quae  ibi- 
dem exponunturde  concione  vel  instructione  ha- 
benda  diebus  dominicis  et  festlYis ,  in  locis,  ubi 
solus  est  parochus,  ita  acdpienda  sunt,  ut  satis- 
faciat  Obligation! ,  dummodo  sub  prima  yoI  se- 
cunda missa  praedicet,  i.  e.,  concionem  yoI  in- 
structionem habeat;  quamYis  in  hoc  altemata 
exercitia  praescribantur ,  ita,  ut  si  concio  hac 
dominica  aut  feste  habita  est,  sequenti  instructio 
flat.  Vehementer  tamen,  ubi  Yaletudo  parochi 
id  permittit,  commendatur,  ut  in  singula  missa 
diebus  dominicis  instructionem  aut  concionem 
habeaf";  Siena  1850,  1.  c.  6,  260:  „In  ecclesiis 
ruralibus ,  ubi  tam  ingens  est  populi  copia ,  ut 
necessarium  sit,  ipsum  per  duas  partes  dividi  et 
diYersis  horis  ad  sacrum  couYenire . . .  ut  prae- 
ter expositionem  eYangelil,  quae  a  parooho  in 
sua  missa  conflcietur,  quaedam  alia  moralis  con- 
cio Yel  saltem  lectio  in  alia  missa  habeatur'' ; 
Bourges  1850,  1.  c.  4,  1127:  „Istud  sgent .  . . 
singulis  saltem  dominicis  diebus  et  festis  solem- 
nioribus  in  missa  parochiali  et  in  altera,  ubi  plu- 
res  celebrantur,  saepius  etiam  tempore  adventus 
et  quadragesimae".  S.  auch  die  cit.  Kölner  V.  v. 
1854.  Aeltere  derartige  Verordnungen  dtirt  bei 
Permaneder,  K.  B.  S.  776. 

8  Prag  1860. 1.  c.  5,  448 :  „In  maioribus  urbibus 
etpraesertim  cathedralibus,  proYidebunt  episcopi, 
ut  iteratis  per  decursum  anni  Yiclbns ,  nee  non 
diversis  in  ecclesiis  condones  tempore  pomeri- 
diano  yoI  Yespertino  habeantur  .  .  .  Opportunum 
habendis  hisce  concionibns  extraordinariis  occa- 
sionem  praebent  sacrata  adventus  et  maxlme 
quadragesimae  tempora,  quibus  sanctissima,  quae 
recoluntur ,  mysterla  et  dogmata  fidel  morumque 
nexu  systematico  magno  cum  fructu  exponi  po- 
terunt.  Simlli  modo  mense  Maio ,  cultni  b.  vlr- 
ginis  Mariae  prae  ceterls  dicato ,  singulis  diebus 
devotio  Yospertina  occurrit,  quae  convenienti 
sermoni  vel  considerationi  iuncta  ...  in  pluribus 
huius  proYinciae  ecclesiis  fleri  et  a  fldelibus  piis- 
sima  frequentari  consuevit . . .  Concionlbus  extra- 
ordinariis ansam  quoque  praebent  et  materiam 
Bubministrant  singulares  maiores  momenti  even- 
tus  temporis  locornmqne ,  qui  dum  animos  occu- 
pant,  corda  ad  excipiendum  praedicationis  ver- 
bum  promptiora  reddunt";  Utrecht  1865,  1.  c. 
p.  806 :  .,Infra  annum  etiam,  cum  maiores  recur- 
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Ob  der  gemeinrechtlich  zum  Predigen  Verpflichtete,  also  der  Bischof,  Prälat  nnd 
Pfarrer,  seiner  Verbindlichkeit  allein  dadurch  genügt,  dass  qt  formaliter praedicaij  d-  h. 
eine  Predigt  im  eigentlichen  Sinne,  also  eine  erbauende  und  belehrende,  ein  be- 
stimmtes religiöses  Thema  durchführende  Rede  hält  oder  schon  dadurch,  dass  er  blos 
einzelne  Stellen  der  h.  Schrift  (z.  B.  im  Anhalt  an  das  Evangelium  der  Messe]  oder 
einzelne  Mrchliche  Dogmen ,  Sakramente  und  Einrichtungen  erklärt  oder  auch  nur 
belehrende  und  ermahnende  Worte  über  die  religiösen  Pflichten  an  die  Gläubigen 
richtet,  darüber  hat  das  Tridentinum  keine  direkte  Bestimmung  getroffen  ^  Indessen 
lässt  sich  aus  seinen  Vorschriften  entnehmen,  dass  die  Pfarrer  und  anderen  Seelsorger 
im  Allgemeinen  schon  durch  Ansprachen  und  Belehrungen  der  zuletzt  gedachten  Art 
ihre  Pflicht  zur  Verwaltung  des  Predigtamtes  erftlllen  2.  Seitens  der  Bischöfe  und 
ihrer  Substituten  wird  dagegen  mit  Rücksicht  auf  die  Würde  ihres  Amtes  und  auf 
die  Stellung  der  Kathedrale,  sowie  auf  die  Feierlichkeit  des  Gottesdienstes  in  derselben 
eine  formelle  Predigt  verlangt  werden  müssen  ^, 

Ausgeschlossen  ist  es  dagegen  keineswegs,  dass  durch  die  Partikulargesetzgebung, 
also  durch  die  Provinzial-  und  Diöcesan-Synoden ,  sowie  durch  bischöfliche  Verord- 
nungen den  Pfarrern  unter  Berücksichtigung  der  Bildung  des  Klerus,  der  Bedeutung 
ihrer  Earchen^,  der  geistigen  Reife  und  der  Verhältnisse^  ihrer  Gemeinden,  sowie 
des  Vorhandenseins  von  ausreichenden  Hülfskräften^  und  der  bestehenden  Einrieb- 


rcnt  solemnlt&tes ,  animarum  rectores  curabunt, 
ut  extraordinarii  habeantur  ad  populum  sermones, 
in  officio  praesertim  pomeridiano.  Ipsa  diel 
solemiiitas,  ubi  aliae  circumstantiae  Id  exlgant, 
sicut  et  tempus  quadia^esimae  ratio  esse  potest 
transferendi  ad  horas  pomeridiaiias  instructionem 
vel  coucionem ,  quae  in  missa  fleri  debuisset  .  .  . 
parochis  Tebementei  commendamus ,  ut  nullam 
praeterire  faciant  occasionem,  quin  et  ad  pia 
eiLBTcitia  et  ad  verbum  dei  audiendum ,  suos  pa- 
rochlanos  Infra  annum  vespertino  tempore  con- 
Yocent.  Id  nominatim  eos  praestituros  confldimus 
omnes  occasione  mensis  Maji,  qui  b.  Mariae  virg. 
cultui  peculiarl  ratione  dicatus  est" ;  Paderborn. 
Dloec.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  97:  „ut 
tempore  quadragesimali  ybI  mane  inter  missam 
vcI  ubi  propter  locorum  rationes  id  opportunius 
videtur  vespere  una  cum  devotione  huic  sacro 
tcmpori  adaptata  in  qua  vis  ecclesia  parocblali 
Sacra  concio  babeatur,  qua  potisslmum  expo- 
sitlone  ss.  huius  temporls  mysterlorum  populi 
christiani  fides  nutriatur  eiusque  pietas  excitetur 
vel  explicatione  praeceptorum  dei  et  ecclesiae 
iideles  a  vitiis  deterreantur,  advlrtutes  trahantur 
simulque  ad  dignam  sacramentorum  poenltentiae 
et  communlonis  paschalis  celebratiouem  prae- 
parentur". 

1  Sess.  V.  c.  2  cit.  verpflichtet  die  Bischöfe  „ad 
praedlcandum  s.  evangellum",  die  Seelsorger  dazu 
„pro  sua  et  plebium  capacitate  plebes  pa^cere 
salutaribus  verbis  dooendo  quae  scire  necessarlum 
est  ad  salutem^',  Sess.  XXII  de  sacr.  missae  c.  8 
cit.  die  letzteren  zum  „exponere  aliquid"  und  end- 
lich Sess.  XXIV  c.  4  dt.  Bischöfe  und  andere 
iScolsorger  zum  „annunciare  sacram  scripturam 
diviiiamque  legem",  während  es  allerdings  gleich- 
zeitig von  den  Substituten  spricht ,  welche  sich 
die  ersteien  „ad  munus  praedicationis  aasument". 

2  So  auch  die  Congr.  conc,  vgl.  Plgnatelli 


I.e.  IV.  206.  n.  9flf.;  Prosp.  Lambertini  (Be- 
nedict. XIV.)  inst  eccles.  X.n.  Ifl.;  Richter, 
Tridentinum  S.  22.  n.  2 ,  wie  sich  dies  nament- 
lich aus  den  Worten  :  „pro  sua  et  plebium  capa- 
citate" ergiebt  VgL  übrigens  die  für  Spanien  er- 
lassene const.  Innoc.  XIII. :  Apostolicl  minlsterü 
V.  23.  Mai  1723,  S-  ^  bull.  Taurin.  21,  936, 
bestätigt  durch  const.  Bened.  XIII.  :  In  supremo 
V.  23.  September  1724  §.  2,  1.  c.  22,  100,  welche 
ebenfalls  keine  praedicatio  formalis  verlangen. 

3  Das  wird  auch  dadurch  bestätigt,  dass  das 
Tridentinum  gerade  hinsichtlich  der  Bischöfe  das 
Wort :  praedicare  braucht. 

*  Köln  1860,  coli.  Lac  5,  342:  „Ubi  complures 
missae  diebus  dominicis  et  festis  celebrantur,  in 
summo  sacro  concio  uberlor ,  in  una  autem  alte- 
rave  missa  homilia  etiam  ad  populum  Instituen- 
dum  flat.  Concio  autem  uberlor,  ut  singulis  die- 
bus dominicis  et  festis  ....  accurate  habeatur, 
serio  mandamus ,  eademque  semper  cum  missa 
solemni  habenda  est  etiam  in  urbibus  et  ubi  con- 
Buetudo  haec  non  viget,  introducenda  est",  s.  auch 
Utrecht  1865,  0.  S.  469.  n.  5. 

5  Münstersche  V.  v.  1843,  Krabbe,  statuta 
synod.  dloec.  Monaster.  Monast.  1848  p.  9 :  „Multi 
sunt,  praesertim  in  parochüs  rurallbus ,  qui  vel 
pecorum  cura  vel  offlciis  domesticis  occupati  per 
totum  fere  annum  .  .  .  nee  concionem  audiunt 
.  .  .  Quae  miseria  evltari  neqult,  nisi  praeter  con- 
cionem ordinariam  et  principalem  post  missam 
matutinam  seu  primam  diebus  dominicis  et  festi- 
vis  concio  alia  seu  instructio  habeatur  .  .  .  Gon- 
donem  matutinam  hanc  Ipsam  quod  attlnet .  . 
imprimls  simplex  sit  et  brevis,  quartam  horao 
partem  non  excedens.  Praeter  lectionem  evan- 
gelii  ei  US  explanationem  vel  unius  articuli  legis  ve 
christlanae  expllcationcm  cum  congrua  admonl- 
tione  contineat". 

6  Wien  1868,  0.  S.  469.  n.  ö. 


5.  227.] 


Die  Verwaltung  des  magisterium.  Die  Predigt. 
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tan^  des  Gottesdienstes;  in  gewissem  Umfange ,  also  namentlich  wenigstens  abwech- 
selnd  oder  Ton  Zeit  zu  Zeit,  die  Verbindlichkeit  zur  Haitang  einer  formalen  Predigt  ^ 
auferlegt  wird^. 

Was  die  übrigen  Geistlichen  betrifift,  welche  zum  Predigen  verpflichtet  sind  (s.  o. 
8.  468),  so  bemisst  sich  der  Umfang  ihrer  Pflicht  nach  Massgabe  der  Funktionen 
ihres  Amtes,  sowie  des  Zweckes  ihrer  Beauftragung,  ihrer  Substitution  oder  ihrer  Er- 
mftchtigung  zum  Predigen. 

C.  Die  Strafen  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zum  Predigen.  Nach 
demTridentinum^  sollen  diejenigen  Seelsorger,  welche  ihrer  Pflicht  zum  Predigen 
während  eines  Zeitraumes  von  drei  Monaten  nicht  genügt,  d.  h.  entweder  das  Pre- 
digen ganz  unterlassen,  oder  doch  ohne  ausreichenden  Grund  einen  Vertreter  dafür  be- 
stellt oder  im  Fall  ihrer  Verhinderung  nicht  fElr  einen  solchen  gesorgt  haben ,  selbst 
wenn  sie  für  ihre  Person  oder  fOr  ihre  Earche  (mag  diese  auch  einem  ausserhalb  der 
Didcese  belegenen  Kloster  inkorporiii;  sein^),  sonst  das  Exemtionsprivileg  zu  bean- 
spruchen berechtigt  sind ,  nach  vorgängiger  Mahnung  seitens  des  Bischofs  (oder  in 
einem  territorium  separatum  seitens  des  praelatus  nullius  ^)  mit  arbiträren  kirchlichen 
Censnren  und  anderen  Mitteln  zur  Erfüllung  ihrer  Amtspflicht  angehalten  werden. 
Auch  kann  zu  diesem  Behufs  in  geeigneten  Fällen  die  Bestellung  eines  Vertreters, 
für  welchen  eine  angemessene  Remuneration  aus  den  Amts -Einkünften  des  nach- 
lässigen Geistlichen  festzusetzen  und  zu  zahlen  ist,  erfolgen^. 


«  Utrecht  1865  u.  1868,  S.  469.  n.  5  u.  6. 

3  Denn  dasa  das  Tridentinnm  hier  eine  nähere 
Regelung  offen  gehalten  hat ,  ergeben  die  schon 
citlrten  Worte :  pro  aua  et  pUbium  capaeitate. 
Was  dazu  nach  Lage  der  einzelnen  Pfarreien  ge- 
hört ,  kann  die  Partikular-Gesetzgehung  bestim- 
men. 

3  Sess.  V.  c.  2  clt. :  . .  .  „Id  vero,  sl  qnis  eo- 
rum  praestare  negUgat,  etiam.  si  ab  episcopi 
lurisdlctione  quavis  ratione  exemptum  se  esse 
praetenderet ,  etlam  si  eccleslae  quovis  modo 
exemptae  dicerentur  aut  allen!  monasterlo,  etiam 
extra  dioecesim  existenti,  forsan  annexae  vel 
unitae ,  modo  re  Ipsa  in  dloecesi  slnt ,  provida 
pastoralis  episcoporum  sollicitndo  non  desit ,  ne 
illad  impleatur :  PaiTuli  petierunt  panem,  et  non 
erat  qul  frangeret  eis.  Itaque  ubi  ab  episcopo 
moultl  trlnm  meusium  spatlo  muuerl  suo  defue- 
rint ,  per  censuras  ecclesiasticas  seu  alias  ad  Ip- 
sitts  episcopi  arbltrium  cogantur,  Ita  ut  etlam,  sl 
el  sie  expedlre  visum  fuerit,  ex  beneflciorum 
fracübus  alterl ,  qul  id  praestet ,  honesta  aliqna 
merces  persolvatur,  donecprinclpalis  ipse  reslpis- 
cens  officium  suum  impleat". 

*  S.  aber  die  folgende  Anm. 

^  Aaf  den  Fall ,  dass  die  Pfarrkirche  In  einem 
solchen  Territorium  liegt,  ist  die  weiter  folgende 
Vorschrift  von  Sess.  V.  c.  2  cit :  „Si  quae  vero 
parochiales  eccleslae  reperiantur  subieotae  mo- 
nasteriis  in  nuUa  dloecesi  exlstentibus,  si  abbates 
et  reguläres  praelati  In  praedictls  uegligentes 
fuerint ,  a  metropolitanls ,  in  quorum  provlnciis 
dloeceses  Ipsae  sitae  sunt ,  tanquam  ad  hoc  sedis 
apostollcae  delegatls.  compellantur,  neque  huius 
decreti  exsecutionem  cousuetudo  vel  exemptlo 
ant  appellatio  aut  reclamatio  sive  recursus  Impe- 
dire  valeat ,  quousque  desuper  a  competentl  lu- 


dlce,  qul  summarie  et  sola  facti  veritate  Inspeota 
procedat,  cognitum  et  decisum  fuerit^',  wegen 
Sess.  XXY.  c.  11.  1.  f.  de  reg.  nicht  tu  be~ 
ziehen,  s.  auch  Pignatelli  1.  c.  206.  n.  19, 
vielmehr  ist  in  Sess.Y.  cit.  vorausgesetzt,  dass  eine 
in  der  Diöcese  eines  Bischofs  befindliche  Pfarr- 
kirche einem  in  einem  territorium  nullius  bele- 
genen Klostex  inkorporirt  ist.  In  diesem  Falle  soll 
nicht  wie  sonst,  bei  von  anderen  als  den  praelati 
nullius  abhängigen  Kirchen,  der  Bischof,  wenn 
der  Regular-Prälat  es  verabsäumt ,  für  gehörige 
Predigt  in  der  Pfarrkirche  zu  sorgen,  sondern  nur 
der  Erzbischof  der  betreffenden  Provinz  als  ein 
für  alle  Mal  bestellter  apostolischer  Delegat  ein- 
zuschreiten befugt  sein ,  offenbar  deshalb,  weil 
man  den  praelatus  nullius  nicht  unter  den  Bi- 
schof hat  stellen  wollen. 

6  Daraus,  dass  das  Trldentinum  erst  eine  drei- 
monatliche Vernachlässigung  des  Predigens  für 
ein  so  schweres  Disciplinarvergehen  erklärt,  dass 
mit  Gensuren  und  Strafen  eingeschritten  werden 
darf,  folgt,  dass  diese  bei  geringeren  Nachlässig- 
kelten in  der  gedachten  Beziehung  nicht  statthaft 
erscheinen  ,  vielmehr  nur  Ermahnungen  zulässig 
sind,  es  sei  denn  ,  dass  andere,  eine  discipUua- 
rische  Ahndung  rechtfertigende  Pflichtversäum- 
nisso  (wie  z.  B.  die  Verletzung  der  Residenz- 
pflicht, Bd.  III.  S.  232)  zugleich  mit  konkur- 
riren. 

Ebensowenig  können  die  gedachten  Vorschriften 
auf  Pfiichtversäumnisse  solcher  Geistlichen  an- 
gewendet werden ,  welche  nur  kraft  besonderen 
Auftrages  u.  s.  w.  zu  predigen  haben.  Gegen 
diese  kann  der  Bischof  an  sich  frei  mit  Censnren 
und  Strafen  vorgehen,  aber  auch  hier  können 
dieselben  nur  in  Fällen  schwerer  Nachlässigkeit 
oder  schwerer  Verletzung  der  Gehorsamspflicht 
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Gegen  die'  Bischöfe  nnd  die  Prälaten,  welche  ihre  Pflicht  persönlich  zu  predigen 
oder  die  Bestellung  geeigneterVertreter  im  Falle  der  Verhindenmg  nnterlassen,  droht 
das  Tridentinnm  keine  bestimmten  Massregeln  an  ^ 

IV.  Besondere  Vorschriften  über  den  Inhalt  der  Predigt.  Vor- 
schriften darüber ,  wie  die  Predigt  oder  die  erbanliche  Ermahnung  des  näheren  zu 
gestalten,  und  welche  Stoffe  und  Themata  in  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Be- 
deutung der  einzelnen  Abschnitte  des  Kirchenjahres  oder  der  in  Frage  kommenden 
Festtage  in  ihr  behandelt  werden  sollen,  gehören  nicht  in  das  Gebiet  des  Hechtes^. 

Für  dasselbe  kommt  aber  in  Betracht ,  dass  es  Amtspflicht  des  predigenden 
Geistlichen  ist,  alles,  was  dem  Wesen  und  Zwecke  der  Predigt  widerspricht,  and 
namentlich  Alles,  was  nach  Inhalt  und  Form  Anstoss  und  Aergemiss  erregen  kann, 
zu  vermeiden  3.  In  Anwendung  dieses  Prinzipes  ist  partikularrechtlich  in  neuerer 
Zeit  das  Erörtern  politischer  Tages-  und  Partei -Fragen  untersagt^,  und  femer,  wie 
schon  in  früherer  Zeit^,  dasKritisiren  und  das  Tadeln  einzelner  Personen  unter  so 
genauer  Bezeichnung  derselben,  dass  sie  sofort  erkannt  werden  können,  oder  gar 
unter  Nennung  ihres  Namens ,  sowie  die  Ertheilung  von  Rügen  an  solche  (der  s.  g. 
Nominal-Elenchus)  verboten  worden  <^.  Endlich  soll  die  Predigt  auch  nicht  benutzt 
werden,  um  Bekanntmachungen  über  weltliche  und  profane  Dinge  an  die  versammelte 
Gemeinde  zu  machen  7. 

Verstösse  dagegen  können  disciplinarisch ,  namentlich  mit  der  zeitweisen  Sus- 
pension von  der  Ausübung  des  Predigtamtes,  bez.  mit  der  Zurückziehung  der  Er- 
mächtigung zum  Predigen s  geahndet  werden^. 


wegen  des  sich  aus  dem  Tridentiuiun  ergebenden 
Prinzipes  gerechtfertigt  erscheinen. 

1  Trid.  Sess.  Y.  c.  2  1.  c.  bestimmt  in  Bezng 
auf  diese  nur:  „Sl  quis  autem  hoc  adimplere  cou- 
tempserit,  districtae  subiaceat  ultioni'^  Die  Auf- 
sicht und  das  Recht  der  Bestrafung  steht  hin- 
sichtlich der  Bischöfe  dem  Papste  zu,  Bd.  II. 
S.  19  (wegen  gleichzeitiger  Verletzung  der  Re- 
sidenzpflicht s.  aber  Bd.  III.  S.  229).  Dasselbe 
gilt  auch  in  Betreff  der  praelati  nullius,  denn  die 
S.  471.  n.  5  citirte  Vorschrift  bezieht  sich  nicht 
auf  die  Wahrnehmung  der  Pflicht,  persönlich  zu 
predigen.  In  Betreff  der  sonstigen  Prälaten  übt 
der  Bischof  diese  Rechte ,  sofern  sie  nicht  etwa, 
wie  die  Prälaten  der  exemten  Orden,  Yon  seiner 
Jurisdiktion  befreit  sind,  vgl.  auch  Bd.  II.  S.  347. 

3  Nähere  Anweisungen  darüber  enthalten  die 
neueren  Provinzialsynoden ,  vgl.  die  Zusammen- 
stellungen in  den  Registern  der  Bände  der  coUectio 
Lacensis  v.  s.  concio.  Vgl.  übrigens  auch  oben 
S.  469.  n.  5  ff. 

3  Das  ist  unter  näherer  Specialisirung  ausge- 
sprochen in  der  von  Leo  X.  auf  dem  Y.  Lateran. 
Konzil  sess.  XI.  erlassenen  const.  Supemae  ma- 
iestatis  v.  19.  Dezember  1616,  Hardouin  9, 
1806  und  in  der  auf  Befehl  Innocenz*  XI.  seitens 
der  Gongr.  conc.  ergangenen  Encyklika  v.  6.  Juli 
1680,  coli.  Lac.  1,  269. 

*  Utrecht  1865,  1.  c.  6,  808;  Avignon  1849, 
Bordeaux,  Sens,  Aix,  Toulouse,  Bourges  u.  Auch 
V.  1860,  1.  0.  4,  347.  567.  901.  982.  1062.  1123. 
1204;  Quebec  1854,  l.  c  3,  653. 

5  Schon  die  cit.  const,  Leos  X.  (s.  Anm.  3)  be- 


stimmt 1.  c.  p.  1808 :  ;,ab  episcoporum  et  praeU- 
torum  ac  allorum  superiorum  eorumque  statu« 
scandalosa,  quos  eoram  vulgo  et  laicis  non  modo 
incaute ,  sed  etiam  intemperanter  reprehendunt 
et  mordent ,  et  ab  eis  male  gestorum  oxpressis 
quandoque  nominibus  aperta  et  manlfesta  redar- 
gutione  abstineant",  von  älteren  Partikular- 
synoden gehören  hierher  Bordeaux  1583,  Har- 
douin 10,  1358;  femer  die  Statuten  v.  Erm- 
land  1610,  v.  Münster  1652,  Hartzheim  9, 
100  u.  897;  und  v.  Oulm  1745,  1.  c.  10,  514. 

6  Paderborn  1867,  Arch.  20,  98:  „Nunquam 
igitur ,  etiamsi  vitia  in  populo  grassantia  repre- 
hendenda  et  detestanda  sint ,  acerbe  in  personas 
privatas  Invehent  vel  nomlnatim  eas  designando, 
vel  quasi  digito  eas  indicando;  Wien  1860, 
Utrecht  1865,  coli.  Lac.  6,  182.  808;  s.  femer 
die  Anm.  4  cltirten  franzosischen  Synoden  4, 
347.  557.  901.  1063.  1128.  1204;  Urbino  1859; 
Ravenna  1855,  1.  c.  6,  67.  149;  Plen.  Konz. 
Baltimore  1866,  1.  c  3,  438;  Quebec  1854  ibid. 
p.  653.  Insbesondere  wird  auch  die  Erwähnung 
und  Besprechung  eines  angeblich  dem  Priester 
zugefügten  Uniechtes  oder  seiner  Streitigkeiten 
mit  der  Gemeinde  untersagt,  Wien  1858,  Köln 
1860  und  Utrecht  cit.,  1.  c.  5,  18Z  362.  808; 
Toulouse  1860,  1.  c.  4,  1062.  1063;  dt  Plen. 
Konz.  v.  Baltimore  und  Quebec. 

^  Avignon  1726,  L  c  1,  566;  Utrecht  1865, 
1.  c.  5,  808. 

8  S.  0.  S.  459. 

9  So  auch  die  Anm.  3  citirte  Encyklika: 
„Ac  si  coudonatores  normam  huiusmodl  trans- 
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T>s^egen  erscheint  das  Halten  von  s.  g.  Kontrovers- Predigten ^  d.  h.  solchen, 
welche  die  Lehren  anderer  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  oder  anch  philo- 
Bophiache ,  dem  Glauben  der  katholischen  Kirche  widersprechende  Anschannngen 
zu  widerlegen  bestimmt  sind,  and  den  Zweck  haben ,  theils  Andersdenkende  zn  be- 
kehren y  theils  die  Anhänger  der  eigenen  Kirche  vor  dem  Abfall  von  derselben  oder 
mindestens  vor  der  Annahme  von  Irrlehren  zn  bewahren,  falls  sich  dieselben 
lediglich  innerhalb  einer  sachlichen  Widerlegung  halten  nnd  Schmähungen  und  Be- 
schimpfungen Andersdenkender,  namentlich  anderer  Keligionsparteien ,  vermeiden, 
prinzipiell  statthaft.  Ja,  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche,  welche  sich  selbst 
als  alleinige  Trägerin  der  reinen  Lehre  betrachtet,  müssen  sie  sogar  nicht  nur  als  er- 
laubt, sondern  unter  Umständen  auch,  z.  B.  wenn  die  Gefahr  vorliegt,  dass  die  Gläu- 
bigen der  Lehre  ihrer  E^irche  entfremdet  werden,  als  geboten  betrachtet  werden.  So 
haben  die  Päpste  nicht  nur  fflr  specielle  Fälle  besondere  derartige  Predigten  vorge- 
schrieben S  sondern  auch  aus  gegebenen  Anlässen  allgemein  die  Haltung  von  Pre- 
digten zur  Widerlegung  herrschender  und  umsichgreifender  Irrlehren  empfohlen  \ 
und  nicht  minder  einzelne  Partikularsynoden  derartige  Anordnungen  getroffen  3. 

y.  Der  Ort  der  Predigt.  Die  Predigt  ist  fär  die  Regel  in  einem  gottesdienst- 
lichen Gebäude  zu  halten.  Das  folgt  daraus,  dass  sie  gleichfalls,  wie  der  übrige 
Kultus,  gottesdienstlichen  Zwecken  dient,  und  dass  die  gedachten  Gebäude  diejenigen 
Stätten  sind,  an  denen  sich  die  Gläubigen  zu  solchen  Zwecken  versammeln^.  Pre- 
digten an  anderen  Orten,  namentlich  im  Freien,  sind  abgesehen  von  Eöisual-Predig- 
ten  ^  nur  ausnahmsweise  mit  Erlaubniss  des  Ordinarius  beim  Vorliegen  eines  gerecht- 
fertigten Grundes,  und  ohne  die  erstere  nur  im  äussersten  Nothfall<^,  erlaubt''. 

Was  die  gottesdienstlichen  Gebäude  betrifft,  so  ist  die  Predigt  nicht  auf  be- 

greaiOB  compererint  (antlstites) ,  eos  a  prsedlca-  Tember  1846 ,  coli.  cit.  6,  86.  87 ;  b.  auch  oben 

tionis  munere  ad  tempas  bene'visiim  saspendant  S.  444.  n.  3. 

alisYe  ratione  pro  modo  culpae  plectere  cnrent,  ^  Diocesansyn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R. 

sabiogando  Interim    alios*'.    Die  iu  der   Bulle  60,  388 :  „In  paroeciia  aliisque  ecdesils  prlnci- 

Leo8  X.  angedrohte,  dem  Papst  resenrirte  grosse  palioribus,  singulls  annis  sermones  ad  populum 

Exkommunikation  ist  durch  die  const.  Pii  IX. :  habeantur  per  aliquot  die«,  prout  necessitas  pos- 

Apostolicae  sedis  y.  12.  Oktober  1869,  Aroh.  t  tulat,  auditoribus  accomodati,  quibus  non  solum 

k.  K.  R.  23,  326  beseitigt  worden.  veritates  fldei  conflrmantur ,  verum  etiam  errores 

»  Hierher  gehört  die  Bulle  Gregor.  XHI. :  oonfnt^tur,  qno.  homlne.  ImpU  et  prote.t.iite», 

SaneU  mater  ^le.U  onl».  t.  1.  Septlher  1684,  S^"!SL!rÄ;,i3^  ^,??Jl:  l'^  ^^ 

bull.  T»ur.  8,  487,  welche  $.  1  bwtlmmt,  da.;  ?*^.'?^r  T"}^^'  ^'"««?  *^>  ">": 

die  BtoohSfe  und  PriUten  an  allen  Ortei ,  In  ^"t/;     .     ''  fZ  »»*«'«"•■ '»'«^.if»«^'»  •■»"» 

denen  rieh  eine  eine  Synagoge  bildende  Juden-  :S^emnti.Ätent"'  "" 

gen<»«,n.ch.ft  beHndet,  Jeden  Sonnabend  oder  "'^''^XnTcS  «ch  die  Messen  und  die  An- 

^T„".t^°„ÄÄlÄr<Ä'      «•«1'*«».  inVerblndungmltdonen  .le .tattindet, 
pawenden ,  aber  nicht  zum  christlichen  Gottes-  ^     j^j^   gehalten,  ..  o.  S.  469. 

dienst  gebrauchten  Ort  eine  Predigt  dureh-elnen  j  y  ,   j^^uj,  „„»«i  g  475 

Ä^'  G-eLt^c^^rwÄÄthTsr»  ^:  £  tf  M»r>s  iÄxr 

Sprache,  halten  lassen  «)Uen,  um  die  Irrthflmer      f^JtZ^^ A^t!^  ^  ^ 

h"  Ä,  l"  'S'^'r"'.  *'°:k  ''"  T*?"""*  ?  pÄleÄst  die  partikulären,  setzen 

WK«^*K     «  Glaubens  dwiuthun  und  de  zur      „e^^^^e  Abhaltung  in  der  Kirche  als  Regel 
katholischen  Kirche  zn  bekehren,  sowie  S.  2,  dass      „„^„.  „„  .„  _„k,  -1.  -^^^r.  j«.  .^ii..<i4.if.« 

alle  Juden  und  Jüdinnen  über  12  Jahre  diesen  vS^^n  nÄ-  AiThXn/Ä?™ 
w>j._.  ,  vijj  ij*  jj  Vorsohriiten  über  die  Abhaltung  von  versamm- 
hJÄT,  •"""'«•I!«'"^  .«x»"  »indestens  jeder  ^  ^^  g^  23^ « ^ 
dritten  bei  Vermeidong  der  üntersagung  de.  Ver-  ^^^^  der  Kirchen  nicht  üblich  Ist.  Ein  iis- 
kehr, mit  den  QlSnblgen  und  anderen  arbiträren.  ^riickliche.  Vorbot  l.t  för  die  Endlöce.e  Köln 
»om  Ordinarius  zu  rerhlngenden  Strafen  bei-  ig^g  ^  ^gg^  ^^,^^^^  Podesta,  Sammig.  d. 
Wonnen  mnssen.  y  ^  ^  Wleder-Errichtung  d.  Eridloec.  Köln. 
<  8.  z.  B.  PU IX.  eneyd.  Qui  ploribus  v.  9.  No-  S.  92.  126. 
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stimmte  Arten  derselben  beschränkt ,  vielmehr  kann  in  Kirchen  nnd  in  Kapellen 
jeder  Art,  also  nicht  nnr  in  den  Kathedral-  nnd  in  den  flbrigen  znr  Seelso^e  be- 
stimmten Kirchen ,  den  Regular-Kirchen ,  sondern  im  Allgemeinen  anch  in  den  Kol~ 
legiat- Kirchen,  welche  keine  Pfarr- Rechte  haben,  in  den  Öffentlichen  nnd  in  den 
Privat-Kapellen  *,  gepredigt  werden. 

Dagegen  waltet  insofern  ein  Unterschied  ob,  als  in  den  Kirchen  der  erstgedaehten 
Art  gepredigt  werden  mnss,  und  als  die  dazn  verpflichteten  kirchlichen  Amtstriger 
ihrer  desfallsigen  Pflicht  allein  dnrch  die  Predigt  in  denselben,  nicht  in  anderen  kirch- 
lichen Gebäuden  genügen  können*^.  Für  die  übrigen  Kirchen  und  Kapellen  besteht 
eine  solche  Nothwendigkeit  nicht,  wohl  aber  kann  sie  ansnahmsweise  durch  den 
Zweck ,  zu  welchem  eine  ELirche  oder  eine  öffentliche  Kapelle  gestiftet  ist,  oder  wel- 
chem sie  dient  3,  begründet  sein.  Nicht  minder  bestimmt  sich  danach  der  Umfang, 
in  welchem  Predigten  zu  halten  sind ,  namentlich ,  ob  dies  mit  einer  gewissen  Regel- 
mässigkeit ^  oder  nur  gelegentlich  zu  geschehen  hat^.  Endlich  kann  auch  durch 
partikuläre  Vorschriften,  da  der  Bischof  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  das  Predigtamt 
in  seiner  Diöcese  den  Bedürfnissen  des  Volkes  entsprechend  ausgeübt  wird ,  in  an- 
deren als  den  Pfarrkirchen  die  Haltung  von  Predigten  oder  Schrifterklärungen  an- 
geordnet werden  ®. 

VI.  Die  Zeit  für  die  Predigt.  Predigten  sollen  am  Tage,  nicht  des  Nachts'' 
gehalten  werden.  Im  Uebrigen  darf  zu  jeder  Tageszeit^  und  an  allen  Tagen  ge- 
predigt werden.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Tageszeiten  können  die  Pro- 
vinzial- Konzilien,  die  Ordinarien^  und  ,  falls  solche  allgemeine  Anordnungen  nieht 
bestehen,  die  Leiter  der  einzelnen  EUrchen  treffen^^.  Jedoch  sollen  während  der  Pre- 
digt nicht  Messen  celebrirt  und  die  kanonischen  Stunden  nicht  gesungen  werden  ^^ 

Wegen  der  Möglichkeit ,  dass  in  den  verschiedenen  Kirchen  ein  und  desselben 
Ortes  gleichzeitig  gepredigt  wird,  und  die  Gläubigen  in  Folge  dessen  von  dem  Oottes- 
dienste  in  der  Haupt-Eärche  (in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarrkirche)  fernbleiben, 
ist  der  Bischof  befugt,  das  Predigen  zu  der  Zeit ,  zu  welcher  er  selbst  eine  Predigt 
hält,  in  den  anderen  Säkular -Kirchen  und  öffentlichen  Kapellen,  nicht  aber  in  den 


1  Denn  so  gut  der  einzelne  für  seine  Privat-  qae  in  festis  missa  celebratux,  servandum  esse 
Andachten  und  die  seiner  Familie  einen  Geist-  praecipiunt". 

liehen  zuziehen  kann ,  ist  er  auch  befugt ,   sich  "^  Auch  nicht  einmal  am  Gharfreitag ,  so  die 

durch  einen  solchen,  falls  dieser  dazu  überhaupt  Congr.  episc  1629,  Pignatelli  cona.  can.  IV. 

ermächtigt  ist ,  das  Wort  Gottes  erklären,  d.  h.  206.  n.  72;  Ferraris  s.  v.  praedicatio  n.  14; 

sich  eine  Predigt  halten  zu  lassen.  ygl.  auch  Benedict  XIY.  const.  Singularem  Tom 

2  S.o.S.466fr.  In  den  Regularkirchen  ist  jeden-  31.  August  1745.  Jg.  3.  9,  eiusd.  bull.  1,  245. 
falls  für  die  Klostergemeinde  zu  predigen.    Im  ^  Vgl.  o.  S.  469. 

übrigen  beruht  das  Recht  zur  Haltung  der  Pre-  ö  S.  die  Anführungen  in  Anm.  7. 

digt  für  andere  Personen  auf  päpstlichem  Privi-  ^0  Da  diese  den  Gottesdienst  zu  ordnen  haben, 

leg  (s.  0.  S.  452.  456).  und  die  Predigt  sich  dem  sonstigen  Gottesdienste 

3  Z.  B.  wenn  sie  eine  Fllial-  oder  Hülfskirche  eüifügen  muss. 

(s.  0.  S.  313)  oder  eine  für  die  Gottesdienste  einer  *^  Pignatelli  1.  c.  n.  72;  Ferraris  1.  c 

Brüderschaft  errichtete  Kapelle  ist.  n.  12 ,  s.  auch  conc.  Mediolan.  IV.  v.  1576  P.  I. 

4  Wie  in  der  Kapelle  einer  religiösen,  nicht  ^'^>  Haidouin  10,  83:  „Dum  Tel  episcopus 
eximirten  Frauen-Kongregation.     ^         '  vel  parochus  vel  alius  sermonem  concionemquc 

^    ^  habet,  ne  eo  ipso  tempore  in  ecclesia,  ubi  habetur 

ö  In  einer  Wallfahrtskapelle ,  in  welcher  nur  j^  eiusve  aliquo  sacello  aut  in  aUa  eiusdem  parte 

zu  bestimmten  Zeiten  Gottesdienst  gehalten  wird.  ^q  ^q  in  ^^  quidem  quae  subterranea  .  .  .  miasae 

0  So  Siena  1850  (nach  der  o.  S.  469.  n.  5)  an-  sacriflcium  ab  ullo  quovis  sacerdote   flat^,    und 

geführten  Stelle) :  „Hoc  vero  decretum  de  ser-  Köln  1860  (allerdings  nur  für  die  Kathedrale, 

mone  vel  yiya  voce  vel  per  lectionem  peragendo,  coli.  Lac.  5,  339):  ^Dam  sermo  habetur,  neminl 

etiam  in  ecclesiis  non  parochialibns,  ubi  plerum-  missam  celebrare  licet". 
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Pfarrkirelieii  ^  zu  untersagen.  Femer  hat  er  das  Recht ,  ein  solches  Verbot  für  die 
S&knlarkirchenfar  die  Zeit,  zu  welcher  die  Pfarrmesse  in  der  Pfarrkirche  gefeiert  wird, 
oder  für  die  unmittelbar  vorhergehende  Zeit^  zn  erlassen.  Was  die  Regnlarkirchen  be- 
trifit,  so  dürfen  die  Regularen  nicht  in  ihren  Kirchen  ohne  Erlanbniss  des  Bischofs  pre- 
digen, wenn  er  selbst  eine  Predigt  hält^.  Femer  kann  er  ihnen  das  Predigen  in  der- 
jenigen Stunde  verbieten ,  zu  welcher  er  aus  einer  besonderen  öffentlichen  Ursache 
unter  Zusammenberufung  des  Klems  und  des  Volkes  in  seiner  Gegenwart  predigen 
lässt,  nicht  aber  deshalb,  weil  er  blos  der  von  einem  anderen  Geistlichen  in  der 
Kathedrale  gehaltenen  Predigt  beiwohnt^. 

VII.  Die  Pflicht  der  Predigt  anzuwohnen.  Die  Gläubigen  sollen  zwar 
der  Predigt  in  ihrer  Pfarrkirche  an  denjenigen  Sonntagen  und  Festtagen ,  an  denen 
die  Seelsorger  zum  Predigen  gemeinrechtlich  verpflichtet  sind^,  anwohnen^,  indessen 
ist  dies  nur  eine  ethisch-religiöse  Vorschrift.  Eine  Rechtspflicht  besteht  für  sie  nicht, 
und  daher  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  sie  durch  Gensuren  und  Strafen  dazu  an- 
zuhalten''. Wohl  aber  kann  durch  ihn  und  durch  die  Provinzialsynode  ®  den  nicht 
amtlich  in  Anspruch  genommenen  Kanonikern  und  Geistlichen  der  Kathedrale  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  die  Predigt,  namentlich  zur  Zeit  des  Advents  und 
der  Quadragesima,  anzuhören^. 

Vin.  Die  ausserordentlichen  und  die  Gelegenheitspredigten 
[concümes  extriiordmariae  und  casuaies).    Unter  diesen  versteht  man  solche,   welche 


1  So  nach  der  Praxis  der  CJongr.  oonc,  welche 
die  gedachte  Ausnahme  offenbar  deshalb  aner- 
kennt, weil  der  Pfarrer  verpflichtet  ist,  in  seiner 
Pfarrkirche  zn  predigen,  and  diese  den  regel- 
mässigen Sammelpunkt  seiner  Parochlanen  bil- 
det, Barbosa  de  off.  parochi  I.  14.  n.  3;  Fer- 
raris s.  T.  parochus  art.  IL  n.  74  u.  s.  t.  prae- 
dicatio  n.  2ö. 

2  Damit  die  Qlänblgen  nicht  von  der  Pfarrmesse 
femgehalten  werden ,  ein  solches  Dekret  fQr  die 
Diöcese  Valence  bei  Graisson,  manuale  totlns 
inrls  canonici  ed.  PicUvü  1877. 1,  306.  n.  % 

3  Vgl.  die  0.  S.  453.  n.  2.  dtirte  const  Boni- 
facil  YIII.  und  const.  Pii  V. :  Etsl  mendlcantium 
V.  16.  Mai  1667.  S.  2  n.  1 ,  bull.  Taur.  7,  576, 
Dies  hat  die  Congr.  conc.  stets  in  fester  Praxis 
angenommen,  Benedict.  XIV.  de syn. dloec. IX. 
17.  n.  7,  ebenso  die  Congr.  rit  1667,  Gardel- 
lini  decret.  auth.  cit.  n.2422;  1,  413:  „Nemini 
saeculari,  quam  regulär!  etiam  in  eorum  propriis 
ecclesiis  liceie  conoionare,  ipso  episcopo  con- 
donante*^. 

*  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc. ,  Entsch. 
V.  1645,  1.  c. ,  „si  ex.  causa  publica  convocatls 
clero ,  magistratu  et  populo  coram  se  praedicare 
faciaf*.  So  hat  dieselbe  das  eoram  epiaeopo  «o- 
lemniter  praedicari  facere  (const.  Bonifacil  YIII. 
dt.)  ausgelegt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  andern- 
falls die  Regularen  an  allen  Tagen ,  an  welchen 
der  Bischof  herkömmlicher  Weise  der  Predigt  in 
der  Kathedrale  beizuwohnen  pflegt ,  namentlich 
in  der  Advents-  und  Fastenzeit,  am  Predigen  in 
ihren  Kirchen  gebindert  sein  würden,  Bene- 
dict XIV.  1.  c  n.  7.  8.  Die  damit  nicht  über- 
einstimmenden Entscheidungen  der  Congr.  rlt., 
welche  bei  Pignatellll.  c.  IV.  208.  n.  64  an- 
geführt sind,  sich  aber  in  der  Sammlung  von  G  a  r  - 


delllni  nicht  finden,  können  demgegenüber, 
wenn  sie  authentisoh  sind ,  keine  Bedeutung  be- 
anspruchen. 

Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  die 
Predigt  in  den  Regnlarkirchen  zu  der  Stunde,  in 
welcher  in  der  Pfarrkirche  gepredigt  wird,  zu 
verbieten. 

ö  S.  0.  S.  468. 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  c  4:  „Moneatque  epis- 
copus  populum  diligenter,  tenerl,  unumquemque 
parochiae  suae  Interesse,  ubl  commodc  id  fleri 
potest,  ad  audiendum  verbum  dei''. 

■'  Vgl.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Pigna- 
telll  1.  c.  n.  61.  Denn  c  62  (c.  10  apost.)  u. 
c.  63  (s.  g.  stat.  eccles.  aut)  Dlst.  I.  de  consecr. 
drohen  nur  für  das  Verlassen  der  Kirche  vor  dem 
Ende  des  Gottesdienstes ,  bez.  der  Predigt ,  und 
zwar  wie  c  62  cit  ausdrücklich  bemerkt,  wegen 
der  dadurch  verursachten  Störung,  die  Exkom- 
munikation an. 

8  Fermo  1726,  coli  Luc.  1 ,  591 :  „Tempore 
quadragesimae  et  adveutus  ne  canonici  aliique 
choro  addicti  sacris  concionibus  quae  in  propria 
ecclesla  habentur,  Interesse  negligant,  subtractione 
quotidianarum  distributionum  aut  punctaturls, 
ut  vocant ,  tertlae  partis  illius  diel  adigantar" ; 
Gran  1858,  1.  c.  6,  43:  „Imo ,  ut  canonicorum 
exemplo  populus  fldelis  ad  audiendum  verbum 
dei  studioslus  confluat ,  ipsi  quoque  interveuire 
contendant^ 

«  Und  zwar  kann  der  Verlust  der  Distributionen 
des  betreffenden  Tages  (s.  Bd.  III.  S.  237)  ange- 
droht werden,  congr.  conc.  bei  Ferraris  s.  v. 
praedicatio  n.  11,  jedoch  soll  die  Pflicht  bei  An- 
drohung dieser  Strafe  nicht  zu  weit ,  z.  B.  nicht 
auf  alle  Zeiten  des  Jahres  ausgedehnt  werden, 
Pignatellil.  c.  n.  61. 
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nicht  an  den  durch  das  gemeine  Recht  Torgeschriebenen  Tagen  zn  halten  sind ,  also 
z.  B.  die  Predigten  ans  Anlass  gewisser,  wie  z.  B.  der  im  Monat  Mai  stattfindenden 
Marien -Andachten  ^  nnd  ferner  anch  ^econciones  cawales,  d.  h.  diejenigen,  welche 
bei  Oelegenheit  bestimmter  Amtshandlungen,  z.  B.  der  Tanfe,  der  Trannng,  der  Oe- 
neral-Eommnnion,  der  ersten  Messe  eines  Priesters  (Primiz),  des  Festes  einer  Bruder- 
schaft oder  znr  Zeit  eines  Jubiläums  statthaben  2.  Im  Wesen  des  Seelsorge -Amtes 
liegt  es,  dass  die  Verwalter  desselben ^  derartige  Anlässe  znr  religiösen  Förderung 
der  ihnen  anvertrauten  Gläubigen  nicht  unbenutzt  vorttbergehen  lassen^.  In  wie  weit 
dies  geschehen  soll ,  darüber  enthält  weder  das  gemeine  noch  das  partikuläre  Recht 
nähere  Bestimmungen,  vielmehr  ttberlässt  das  letztere  dies  fUr  die  Regel  ^  dem  Er- 
messen des  Pfarrers  ^. 

IX.  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebnngen  in  Betreff  der  Aus- 
übung des  Predigtamtes.  Was  die  Verwaltung  des  Predigtamtes  betrifft,  so 
sind  nach  den  staatlichen  Vorschriften  nur  diejenigen  Geistlichen  dazu  berechtigt, 
welche  überhaupt  nach  Massgabe  derselben  die  Befhgniss  zur  Vornahme  von  kirch- 
lichen Amtshandlungen  besitzen  7. 

lieber  die  nähere  Ausübung  des  Predigtamtes  hat  der  Staat,  sofern  er  der  ELirehe 
die  autonome  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  zugesteht,  seinerseits  keine  Bestim- 
mungen zu  erlassen ,  namentlich  auch  nicht  die  Prediger  als  Publikationsorgane  für 
staatliche  und  kommunale  Zwecke  zu  benutzen.  Dieser  Grundsatz  ist  jetzt,  während 
das  frühere  Staatskirchenthum  in  beiden  Beziehungen  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt eingenommen  hat ^,  anerkannt^,  und  nur  vereinzelt  enthalten  die  älteren,  noch 
geltenden  staatlichen  Gesetze  dergleichen  Vorschriften  ^^. 

Wohl  aber  ist  auch  der  moderne  Staat  berechtigt,  jeden  Missbrauch  der  Kanzel, 

1  S.  0.  S.  469.  n.  6,  Jedoch  ist  der  Sprachgebrauch  logie  gradnirt  seien ,  schon  seit  langer  Zeit  in 

der  Partiknlar-Konzilien  kein  fester,  denn  ein-  Vergessenheit  gerathen,  Gaudry,  trait^  de  la 

zelne  rechnen  auch  die  Predigten  an  den  Wochen-  Mgislation  des  cultes.  2,  327. 

tagen  der  Adyentszeit  und  Quadragesima  zu  den  8  So  schärft  z.  6.  ein  vürttemberg.  Erlass  von 

condones  eitraordinariae,  s.  a.  a.  0.  1812,  v.  Vogt,  Samml.  v.  Yerordn.  S.  569,  das 

^  Femer  gehören  hierher  auch  die  Missions-  fieissige  und  regelmassige  Predigen  ein.  Vielfach 

predigten,  s.  $.  229.  ist  früher  die  Publikation  von  staatlichen  Ver- 

s  Also  auch  die  Bischöfe.    Diese  haben  dazu  Ordnungen  durch  die  Geistlichen  üblich  gewesen. 

Gelegenheit  bei  der  Konfirmation  und  bei  der  Insbesondere  war  sie  in  Oesterreich  unter 

Visitation,  s.  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  3  de  ref.  u.  Joseph  II.  vorgeschrieben,  nicht  nur  als  zweck- 

Prov.  Syn.  t.  Fermo  1726,  coli.  Lac  1,  690.  massiger  Modus  der  Veröffentlichung ,   sondern 

*  Das  folgt  aus  dem  Zwecke  ihres  Amtes.  &«<*  ^^  die  ünterthanen  über  die  göttlichen 

5  Besondere  Anordnungen  kommen  f^elUch  für  ^*'*^«"  der  Uebertretung  der  fürstUchen  Anord- 

,.    T^.  , ^  ^Ji»«.«„          „„♦«..  Ai^  T^K.«    ,««.  nungen  ZU  belehren ,  Manssen,  Neon  Capltel 

die  Leiohenpredlgten  ,  s.  unten  die  Lehre  vom  ^^Jf^^^^  ^^^^  3/359^                               ^ 

Begrabniss,  vor.  g  2.  B.  ist   für  Baiern   1833  ausdrücklich 

6  Vgl.  z.  B.  Paderborner  Dloces.  Syn.  1867,  angeordnet,  dass  Regierungs-Ausschrelben,  poli- 
Aroh.  f.  kath.  K.  R.  20,  99 :  „Animarum  zelus  et  zeillche  Erlasse  und  Gemeindebeschlüsse  nicht 
prudentU  pastoralls  Ipsis  suggerent ,  quibusnam  y^n  der  Kanzel  veröffentUcht  werden  sollen,  Sil- 
talium  occasionum  eis  utendum  sit  ao  quidnam  bernagl,  Verfassg.  sämmtl.  Beligionsgenosson- 
quaeque  occasione  et  tempore  ac  quomodo  iis  di-  gchaften  i.  Baiern.  2.  Aufl.  S.  267. 

cendum  sit".  Eine  absolute  Vernachlässigung  10  go  namentlich  in  Frankreich.  Hierher 
dieser  Seite  ihres  Amtes,  namentUch  unter  Nicht-  gehört  zunächst  d.  0.  S.  463.  n.  2  citlrte  organ. 
berückslchtigung  berechtigter  Bitten  ihrer  Pfarr-  Art.  50 ;  ferner  aber  auch  art  53 :  „Us  ne  feront 
kinder,  würde  selbstverständlich  discipUnarisch  ^^  prö^e  (d.  h.  gelegentUch  der  erbaulichen  Be- 
strafbar sein.  lehrung,  der  nicht  formalen  Predigt  während  der 
^  S.  o.  S.  20  u.  S.  448.  Für  Frankreich  Ist  das  Pfarrmesse)  aucunepublicationtftrang^re  iL  Texer- 
Verbot  Napoleons  I.  v.  1806,  Priester  ohne  feste  cice  du  culte,  si  ce  n'est  Celles  qui  seront  ordon- 
Anstellung  als  Prediger  zu  verwenden,  welche  n^sparlegouvemement";  vgl.  dazu  noch  An  drtf, 
früher  Missionare  gewesen  and  welche  nicht  min-  cours  alphabtftique  de  UgislaÜon  dvile  ecolMas- 
destens  in  Frankreich  zu  Licentiaten  der  Theo-  tique.  IV.  4d,  4,  186.  200. 
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soweit  dadurch  Angriffe  auf  die  Ehre  einzelner  seiner  Bürger  verübt  ^  oder  anderen 
Konfessionen  Besohimpfdngen  zngefDgt^  oder  Angelegenheiten  des  Staates  in  einer 
den  öffentlichen  Frieden  gefilhrdenden  Weise  erörtert  werden ',  zn  verbieten. 

§.228.   2.   Der  kirchliche  Religums- Unterricht.    (Katechese    Christenlehre ^ 
Vorbereiiungs  -  Unterricht.) 

I.  Geschichtliche  Einleitung.  So  lange  die  Taufe  für  die  Regel  nur  Er- 
waelisenen  ertheilt  wurde  *,  und  das  Institut  des  Eatechumenats  seinen  ursprünglichen 
Charakter  bewahrte ,  war  durch  das  letztere  für  einen  genügenden  Religionsunter- 
richt ^  der  neuen  Christen  gesorgt.  Nach  dem  Verfall  des  Katechumenats  überliess 
man  es  dagegen  im  Allgemeinen  den  Eltern ,  ihren  Kindern  entweder  selbst  oder  auf 
irgend  eine  andere  sich  ihnen  darbietende  Weise  ^  die  erforderliche  Eenntniss  der 
wichtigsten  Artikel  des  christlichen  Glaubens^  so  gut  sie  es  vermochten,  zu  vermitteln. 
Wie  mangelhaft  im  fränkischen  Reiche  diese  letztere  im  Allgemeinen  gewesen  sein  muss, 
ei^ebt  sich  daraus,  dass  die  Gesetzgebung  Karls  d.  Gr.  von  den  Taufpathen  verlangte, 
daas  sie  das  Symbol  und  das  Vaterunser  gelernt  haben  sollten  ^,  dass  man  also  überhaupt 


^  Daher  ist  das  Verbot  des  NomlDal-EIenohus, 
welches  das  Idrchllche  Recht  gleichfalls  aufge- 
stellt hat  (s.  0.  S.  472).  auch  staatllchersefts  be- 
rechtigt. Derartige  Yorsehriften  enthalten  A.  L. 
R.  II.  11.  $.  83  :  „in  öffentlichen  Vorträgen  mnss 
Jeder  Geistliche  aller  persönlichen  Anzüglich- 
keiten sich  enthaltend  $.  84:  „Schilderungen 
der  in  einer  Gemeinde  herrschenden  Laster  sind 
keine  Anzüglichkeiten''.  $.  85:  ^Sie  arten  aber 
darin  aas,  wenn  Personen  genannt  oder  dnreh  in- 
dividuelle Nebenumstände  kundbar  gemacht  wer- 
den'*; franz.  oigan.  Art  62 :  „IIb  (les  curtfs)  ne  se 
permettront  dans  leurs  instructions  aucune  incul- 
pation  directe  ou  indirecte ,  soit  contre  les  per- 
sonnes,  soit  contre  les  autres  cultes  autoristfs  de 
IMtat".  Vährendin  Frankreich  und  Elsass- 
Lothringen  bei  Verletzung  der  eben  gedachten 
yprschrift  der  appel  comme  d'abus  statthaben 
kann,  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Kirche. 
S.  523;  Gel  gel,  das  französ.  und  reichsländ. 
Staatskirchenreeht  S.  20  ff. ,  hat  im  übrigen  der 
Angegriffene  nur  das  Recht,  Bestrafung  des  Geist- 
liehen wegen  Beleidigung  zu  beantragen,  R.  Str.  G. 
^  186  ff.,  sofern  der  Thatbestand  einer  solchen 
▼erliegt,  wobei  der  $.  193  dem  Geistlichen  für 
die  Regel  nicht  zu  statten  kommen  wird  ,  da  der 
Nominal-Elenehus  als  solcher  nicht  unter  die 
„ähnlichen"  FUle,  welche  den  tadelnden  Urthei- 
len  über  wissenschaftliche,  künstlerische  oder 
gewerbliche  Leistungen  und  den  Aeusserungen 
zur  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  gleich- 
gestellt sind,  begriffen  werden  kann. 

2  R.  Str.  G.  S-  i^^ :  T  •  •  ^er  öffentlich  eine 
der  christlichen  Kirchen  oder  eine  andere  mit 
Korporationsrechten  innerhalb  des  Bundesgebietes 
bestehende  Religionsgesellschaft  oder  ihre  £iu- 
riohtangen  oder  Gebräuche  beschimpft  .  .  wird 
mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft''. 
KontroTeispredigten  als  solche  (s.  o.  S.  473)  sind 
dadurch  nicht  verboten ,  ja  die  einfache  Beleidi- 


gung genfigt  nicht  zum  Thatbestande,  vielmehr  nur 
eine  Beschimpfung,  d.  h.  eine  Beleidigung,  welche 
sich  ihrer  Art,  namentlich  ihrer  Form  nach  als  eine 
rohe  und  eine  Verachtung  darthuende  charakte- 
risirt,  Tgl.  Olshauseu  ,  Kommentar  z.  Str.  G. 
B.  2.  Aufl.  S.  628. 

3  R.  Str.  G.  $.  130  a  (eingestellt  durch  Gesetz 
V.  10.  Dezember  1871):  „Ein  Geistlicher  oder 
anderer  Religionsdiener,  welcher  in  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Be- 
rufes öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  oder  an 
einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen  be- 
stimmten Orte  vor  Mehreren  Angelegenheiten  des 
Staates  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  gefähr- 
denden Weise  zum  Gegenstande  einer  Verkündi- 
gung oder  Erörterung  macht,  wird  mit  Gefängniss 
oder  Festungshaft  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft^'. 
Vgl.  dazu  OlshausenS.  526.  Dagegen  bestraft 
der  Code  p^nal  art  201 :  ^Les  ministres  des  cul- 
tes, qui  prononceront,  dans  Texercise  de  leur  mi- 
nistftre  et  en  assembMe  publique,  un  discours 
contenantla  critique  ou  oensuredu  gouvernement, 
d*une  loi,  d*un  dtfcret  imperial  ou  de  tonte  autre 
aotes  de  Vautorittf  publique,  seront  punls  d'empri- 
sonnement  de  trois  moix  ä  deux  ans",  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Gesichtspunkt  der  Gefahrdung  des 
öffentlichen  Friedens  die  blosse  Kritik  der  Re- 
gierung und  der  Regierungsakte,  während  der 
|.  130  a  des  R.  Str.  G.  insoweit  umfassender  ist, 
als  er  sich  auf  alles ,  was  den  Staat  angeht ,  be- 
zieht Sofern  durch  die  Predigt  andere  Delikte 
begangen  werden,  s.  z.  B.  $$.  110.  130  a.  a.  0., 
kann  selbstverständlich  auch  wegen  dieser  eine 
Bestrafung  erfolgen. 

*  S.  0.  S.  30. 

ß  S.  23ff. 

0  Z.  B.  durch  einen  Geistlichen  und  einen 
Mönch.   S.  femer  S.  478.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  40.  n.  6. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  M8. 


für  das  Volk  nicht  mehr  ftlr  erforderlich  hielt  ^  nnd  dass  neben  den  Eltern  die  Pathen 
und  Verwandten  fftr  verpflichtet  erklärt  wurden ,  die  Kinder  im  christlichen  Glauben 
zu  unterrichten^.  Hatte  die  karolingische  Gesetzgebung  dem  Bedflrfiiiss  der  Er- 
wachsenen nach  religiöser  Belehrung  und  Erbauung  wenigstens  in  sofern  Rechnung 
getragen,  als  sie  die  Pflicht  zum  Predigen  wiederholt  einschärfte',  so  war  ihr  sowohl 
wie  auch  der  damaligen  Geistlichkeit  der  Gedanke  fern  geblieben ,  dass  es  eine  Ob- 
liegenheit der  Kirche  sei,  auch  für  eine  genügende  religiöse  Unterweisung  der  Kinder 
nnd  der  heranwachsenden  Jugend  zu  sorgen^. 

Noch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  hat  die  Kirche  diesen  Standpunkt  fest- 
gehalten, nnd  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert,  als  die  Verbreitung  von  Ketzereien  die 
Kirche  dazu  gedrängt  hatte ,  wieder  auf  die  Austtbung  des  Predigtamtes  Gewicht  za 
legen ,  schrieb  die  kirchliche  Partikulargesetzgebung  in  Verbindung  mit  den  darauf 
gerichteten  Massnahmen  vor ,  dass  die  Kinder  vom  siebenten  Jahre  ab  in  der  Kirche 
im  christlichen  Glauben  unterrichtet  ^^  und  dass  auch  den  Erwachsenen  die  christ- 
lichen Glaubenslehren  erklärt  werden  sollten^. 


^  So  erklärt  die  Reformsynode  von  Mainz  813 
c.  46,  Mansl  14,  74:  „Symbolum,  quod  est 
slgnacalam  fldei  et  orationem  dominieam  discere 
semper  admoneant  sacerdotes  popalum  christia- 
num.  Yolumusqne ,  ut  diBcipUnam  eondlgnam 
habeant,  qnl  haec  discere  negUgunt,  sive  in  ieiunio 
sive  in  alia  caatigatione  emendentar.  Propterea 
dignum  est ,  ut  fllios  suos  donent  ad  scholam  sive 
ad  monasteria  sive  foras  presbyteris.  ut  fldem 
catholicam  recte  discant,  ut  domi  alioa  edocere 
yaleant.  Et  qul  aliter  non  potuerlt,  vel  in  sna 
lingua  hoc  discat^',  woraus  folgt,  dass  beides 
lateinisch  gelernt  werden  sollte. 

2  Cap.  a. 813.0. 18,  Boret,  capit  1,  174:  „De 
flde :  unusqnisque  oompater  vel  parentes  yel  pro- 
ximi  fllios  snossplritalesoathollcelnstmant,  Itant 
coram  deo  rationicare  possnnt"  (übereinstimmend 
mit  Mainz  813  c.  47,  Ma n  si  14,  74,  äbnlich  wie 
Arles  813  c  19  ,  1.  c  p.  62).  Die  Bestrebungen 
der  karolingischen  Zeit  fflr  die  Schulen  galten 
wesentlich  der  Bildung  der  zukünftigen  Geist- 
lichen, s.  Specht,  Geschichte  des  Unterrichts- 
Wesens  i.  Deutschland.  Stuttgart  1886.  8.  15  ff. 
und  unten  das  3.  Kapitel. 

8  S.  0.  S.  464. 

*  Unter  den  Fragen  an  die  Priester  hei  Re- 
gino  I.  notitia  flndet  sich  n.  82  noch  die:  „Si 
expositionem  symholi  atque  orationis  dominicae 
iuxta  traditionem  orthodoxorum  patrum  penes  se 
scriptam  haheat  et  eam  pleniter  intelllgat  et  inde 
praedicando  populum  sibi  commissum  sedulo  in- 
struaV^  Danach  kann  es  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  sich  im  11.  Jahrhundert  in  Deutschland 
selbst  erwachsene  Leute  fanden,  welche  nicht 
wussten,  was  der  katholische  Glaube  sei,  Halmon. 
Vita  Wilhelm.  Hirsaug.  ahb.  c.  17,  SS.  12,  217. 
Vereinzelt  scheint  man  allerdings  den  Kindern 
auch  seitens  der  Geistlichen  Religionsunterricht 
ertheilt  zu  haben,  so  wird  auf  der  Synode  y. 
Dublin  1186,  Mansi  22,  526  geklagt:  „Nee  in- 
fantes  ante  foras  ecclesiae  sacerdotes  eomm  more 
debito  catechizant". 

»  Bezier?  1246.  c.  I,  I.e. 21,  693:  „Pueri  quo- 


que  a  septimo  et  supra  ad  ecclesiam  a  parentibus 
adducautur  diebus  dominicis  et  festivis  et  in  flde 
catholica  Instruantur  et  doceant  (sacerdotes  pa- 
rochiales)  eos  salutationes  b.  Mariae,  pater  noster 
et  credo  in  deum" ;  fast  wörtlich  wiederholt  Albl 
1264.  0.  18, 1.  c.  p.  837. 

6  Nach  Breslau  1248.  c.  26,  de  Montbaoh, 
stat.  synod.  eccles.  Wratislav.  18Ö5.  p.  307,  soll 
das  Volk  an  Sonntagen  nnd  an  Festtagen  über  das 
Symbolum  nnd  Vaterunser  unterrichtet  werden, 
ebenso  nach  Prag  1381,  Mansi  26,  694,  vgl. 
auch  0.  S.  466.  n.  8;  Lambeth  1281.  c.  10,  L  c 
24,  410  schreibt  vor,  dass  „quüihet  sacerdos  plebi 
praesidens  .  .  .  semel  in  quslibet  quarta  anni  die 
solemni  Tel  plurlbus  per  se  vel  per  alium  ex- 
ponat  populo  vnlgariter  .  .  .  XIV  fldei  articulos, 
X  roandata  decalogi ,  duo  seil,  geminae  eaiitatis, 
VII  opera  misericordiae ,  VII  peccata  capitalia 
cum  suaprogenie,  VII  virtutes  prineipales  ac  VII 
gratiae  sacramentl''  nnd  giebt  dafür  eine  kürzere 
Ausführung  und  Erlänterung  zum  Gebrauch  des 
Priesters.  Nach  Valladolid  1323.  c.  2,  L  c^, 
698,  soll  jeder  Pfarrer  bei  disciplinarischer  Ami- 
dung in  lateinischer  und  in  der  eigenen  Sprache 
die  Glaubensartikel,  die  10  Gebote,  die  Sakra- 
mente der  Kirche,  die  Hauptarten  der  Tugenden 
und  Laster  aufgeschrieben  haben  und  sie  im 
Jahre  zu  Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten,  Maria 
Himmelfahrt  und  an  den  Sonntagen  der  Quadra- 
gesima  dem  Volke  kundthun.  Lavaur  1368 
c.  1,  1.  c  26,  486 bestimmt  nicht  nur:  „quatenus 
nniversi  et  singuli  rectores  ecclesiarum . . .  diebus 
dominicis  et  festivis  in  suam  parochiam  ex  more 
ad  divina  conveniant,  ipsos  parochianos  et  sub- 
ditos  ...  ab  ipsius  fldei  nostris  principiis  sive 
articulis,  de  X  praeceptis  divinae  legis ,  de  VII 
peocatis  mortalibns  et  si  qua  sunt  alia  quorum 
Sit  cognitio  necessaria  ad  salutem,  non  simnl 
quidem  de  omnlbns ,  sed  alternatim  et  seorsim 
pront  tempns  et  locus  et  capadtas  anditoram 
exigent,  diligenter  instruant  et  informenf ,  son- 
dern giebt  aueh  den  Geistlichen  ein  knrzes 
Kompendium,  welches  zu  diesem  Bebufe  benutzt 
werden  soll,  an  die  Hand. 
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n.  Das  geltende  Recht.  1.  Nähere  Gestaltung  des  Religions- 
anterrichtes.  Allgemein  ist  die  Pflicht,  die  Kinder  der  Gläubigen  in  der  christ- 
liehen Religion  zn  unterrichten  \  und  auch  die  Erwachsenen  über  die  Bedeutung  der 
Sakramente  zu  belehren,  in  der  Kirche  nicht  frflher,  als  durch  das  Konzil  von  Trient 
eingefOhrt  worden^.  Das  letztere  hat  aber  diese  Obliegenheit  blos  in  den  allgemeinsten 
Umrissen  bestimmt,  also  des  Weiteren  der  partikulären  Entwicklung  offenen  Raum  ge- 
laasen ,  und  ebenso  ist  später  nach  der  Herausgabe  des  römischen  Katechismus  nur 
die  allgemeine  Anordnung,  dass  der  Religionsunterricht  unter  Zugrundelegung  des- 
selben ertiieilt  werden  solle  3,  getroffen  worden. 

Im  üebrlgen  hat  die  partikularrechtliche  Gesetzgebung  über  das  Tridentinum 
hinaus,  welches  nur  den  Unterricht  in  den^c^^'  rudimenta  für  die  pueri  (von  7  bis  14 
Jahren)  und  die  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Sakramente  für  alle  Gläubigen 
scheidet,  in  Betreff  des  hier  allein  in  Frage  stehenden  Unterrichtes,  d.  h.  des  im  Auf- 
trage der  Kirche  von  ihren  Organen  für  die  spezifisch  kirchlich- 
rellgidse  Vorbereitung  und  Durchbildung  der  Gläubigen  zu  er- 
theilenden  Religions-Unterrichtes  (der  s.  g.  catechesü*  oder  der  doctrina 
ehrüHana^)  im  Interesse  einer  geeigneteren  Belehrung  und  theilweise  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  einzelnen  Ländern  bestehenden  Schuleinrichtungen  nähere  speziali- 
sirende  Vorschriften  getroffen ,  und  in  Folge  dessen  allerdings  mitunter  die  scharfe 
Abgrenzung  zwischen  dem  Unterricht  für  die  Jugend  und  dem  für  die  Erwachsenen 
fallen  lassen. 

Die  Systeme,  welche  heute  vorkommen ,  lassen  sich  je  nach  der  verschiedenen 
Behandlung  des  Unterrichts  der  kleineren  Kinder  in  den  ersten  Elementen  des  christ- 
lichen Glaubens ,  des  Vorbereitungsunterrichtes  für  den  ersten  Empfang  der  Sakra- 
mente (also  der  Kommunion,  Busse  und  Firmung),  sowie  eines  eingehenderen  Reli- 
gionsunterrichtes fOr  die  gereifteren  Kinder^  und  der  Verbindung  des  Unterrichts 
oder  der  Belehrung  der  Erwachsenen  mit  der  eben  gedachten  Stufe  des  Religions- 
unterrichtes in  folgender  Weise  gruppiren. 

Mit  dem  nur  in  seinen  allgemeinen  Umrissen  durch  das  Trienter  Konzil  festge- 
stellten Rahmen  stimmt  am  meisten  die  Einrichtung^  über  ein,  dass  der  Jugend  über- 

>  Sess.  XXIY.  c.  4  de  ref. :  n  •  •  •  Ildem  (d.  h.  qne  in  omnium  cordibus ,  postpositis  inutilibus 

epfscopi)  etiam  saltem  dominidB  et  aliis  festivis  quaestionibus ,  Inserere  atque  eos  in  lege  domint 

diebns  pueros  in  gingnlis  parochiis  fidel  rudl-  eradire  stadeant''. 

menta   et  obedientiam  erga  Denm  et  parentes  ^  S.  0.  S.  443.  n.  1  n.  S.  446.  n.  3. 

dlligenter  ab  iis  ,  ad  quos  spectablt,  doceri  cnra-  *  Rom  1725 ,   coli.  Lac  1 ,  400.  401 ;   ürbino 

bunt,  et  8i  opns  Bit,  etiam  per  oensuiaa  eccle-  1869,  l.  c.  6,  67  u.  Bordeaux  1850,  1.  c  4,  557. 

siasticas  compellent;  non  obstantibus  privilegiis  &  Pii  V.  oonst.  Ex  debito  v.  16.  Oktober  1571. 

et  congnetadinibus«.  S-  ^  1  ^^^^'  Tanr.  7,  945 ;  Benedict  XIV.  const. 

3  L.  e.  c  7.  de  ref. :  „  .  .  .  nt  non  aolum,  qnnm  Etsl  miuime  t.  7.  Febrnar  1742.  J.  2if.,  eiusd. 

haec  (saeramenta)  per  se  Ipsos  (episoopos)  erunt  ball.  1,  49 ;  Rom  dt.  1725 ;  Wien  1858,  Prag  1860, 

populo  administranda,  prias  llloium  Tim  et  nsnm  1.  e.  ö,  182.  450. 

pro  snscipientlnm  capto  ezplicent ,   sed  etiam  ^  Für  diesen  Unterriebt  wird  dann  öfters  im 

idem    a    singnlls    parochis    pie    pmdenterqae  engeren  Sinne  die  Bezeichnung:    catechesia 

etiam  lingna  vemacnla,  si  opus  alt  et  commode  gebraucht,  s.  z.  B.  Paderborn  1867,  Arch.  f.  k. 

flerl  poterit,  servari  stndeant,  iaxta  formam  a  s.  K.  R.  20,  100  und  auch  Köln  1860,  coli.  Lac. 

synodo  in  eatechesi  singulls   sacramentis  prae-  5,  342. 

scrlbendam,  quam  episcopi  in  vulgarem  linguam  "^  Neapel  1699,  Rom  1725,  coli.  Lac  1,  159. 

fldeliter  vertl,  atque  a  parochis  omnibus  populo  182.  347.  348;  Embrun  1727,  1.  c.  p.  625.  629 ; 

exponi  cnrabunt;  necaon  nt  Inter  missamm  so-  Urbino  1859,  1.  c.  6,  68;  Ravenna  1855,  I.e.  150. 

lemnia  aut  dlTinorum  celebrationem  sacra  eloquia  151 ;  Diooes.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  1  k.  K.  R. 

et  salntis  monita  eadem  Yemacula  Ungua  singulls  51,80;  Neu  -  Granada  1868 ,  coU.  Lac.  p.  492. 

diebus   festivis  et  solennibus  explanent  eadem-  507;  Utrecht  1865, 1.  c  5,  809.  821.  822. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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haupt^  aB  den  Sonntagen  und  Festtagen  ^^  häufiger  aber  während  der  Adventszeit 
und  der  Quadragesima  des  Nachmittags  '  (mitunter  aber  auch  noch  zu  anderen  näher 
bestimmten  Zeiten),  sowie  femer  den  nicht  genttgend  unterrichteten  Erwachsenen  *  die 
Grundlehren  des  christlichen  Glaubens  erklärt  und  von  ihnen  auswendig  gelernt 
werden  sollen,  andererseits  aber  ab  und  zu  die  Gemeinde  an  den  Festtagen  behuÜB  des 
würdigen  Empfangs  liber  die  Sakramente  der  Beichte  und  Busse  zu  belehren  ist^. 

In  anderen  kirchlichen  Provinzen  und  DiOcesen,  so  namentlich  in  den  deutschen*, 
wird  ein  ausführlicher  Katechismus-Unterricht  an  den  Sonntagen  und  Festtagen  nnr 
den  älteren  Schulkindern'^  und  femer  den  bereits  aus  der  Schule  entlassenen^  er- 
theilt,  während  die  jttngeren  Kinder  (zwischen  dem  7.  und  9.  Jahr®)  mit  Rflcksicht 
auf  den  Religions  -  Unterricht  in  der  Schule  ^^^  kirchlicherseits  allein  auf  den  ersten 
Empfang  der  Sakramente  ^^  vorbereitet  werden  ^^. 

Hiervon  weicht  es  nicht  erheblich  ab,  wenn  endlich,  wie  in  Frankreich  ^^  drei 
verschiedene  Katechesen,  wenigstens  soweit  sie  sich  ermöglichen  lassen*^,  eine  für 
die  jttngeren  Kinder  ^^,  eine  als  Vorbereitung  fUr  die  erste  Kommunion  und  eine  dritte 
fSr  die  älteren  Kinder  und  die  reifere  Jugend  ><^  verlangt  werden  ^7. 

2.  Das  Recht  zur  Ertheilung  des  Religions-Unterrichtes.  Das 
Recht,  den  kirchlichen  Religionsunterricht  (s.  o.  S.  479)  an  die  ELinder  und  Erwach- 


1  Rom  1726  verlangt  unter  Trennung  der  Ge- 
schlechter, wenn  möglich,  die  Bildung  yenchie- 
dener,  gleichzeitig  in  der  Kirche  unter  Beihülfe 
Yon  Geistlichen  oder  anderer  geeigneter  Personen 
zu  unterrichtender  Abtheilungen  für  die  Kinder 
V.  7  bis  12  Jahr,  s.  die  instruotlo  1.  c  p.  400. 
401,  wobei  offenbar  vorausgesetzt  wird,  dass 
gleichzeitig  die  Kinder  für  den  ersten  Empfang 
des  Busssakramentes  und  der  Eucharistie  nach 
den  weiter  beigefügten  Instruktionen,  p.  456. 461, 
unterwiesen  werden.  S.  ferner  Embiuu  1727; 
Urbino  1869  (Kinder  t.  7  bis  14  Jahr,  auch  hier 
der  gedachte  Vorbereitungsunterricht  offenbar  in 
Verbindung  mit  der  Katechese  1.  c.  6,  14.  20), 
Ravenna  1855  (wie  Rom  1725)  und  ähnlich  wie 
Ravenna  Neu-Granada  1868. 

2  Gebotenen ,  so  ausdrücklich  Rom  1725  (ur- 
bino 1859  ohne  nähere  Angabe  der  Tage  und 
Stunden). 

8  So  Neapel  1699  für  die  rades. 

^  Rom  1725  ordnet  für  diese  an ,  dass  sie  nach 
der  Homilie  während  der  Vormittagsmesse  ange- 
halten werden,  das  apostolische  Symbol,  das 
Vaterunser,  den  englischen  Gruss  u.  s.  w.  aus- 
wendig zu  lernen,  ebenso  Rayenna  1855. 

ft  Neapel  1699,  Embrun  1727,  Neapel  1882, 
vgl.  auch  die  vor.  Anm.  (der  Erwachsenen  er- 
wähnen Urbino  und  Utrecht  nicht). 

«  Köln  1860,  colL  Lac.  6,  34^  365;  Pader- 
born. Diöc.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  100. 
104;  Rottenburg,  v.  Vogt,  Samml.  v.  Veiord- 
nungen  S.  87.  88.  244 ff.;  femer  in  den  bairi- 
scheu  Diocesen,  Silbernagl,  Verfassung 
sämtl.  Religionsgenossenschaften  i.  Baiern,  2.  Aufl. 
S.  257.  269.  270  (in  Württemberg  und 
B  a  i  e  T  n  heisst  dieser  Unterricht :  Christenlehre). 

'^  Köln  1.  €.  p.  342:  „slngulis  etiam  dominicis 
catechesispro  iuventnte  proToctiore  habeatur  hora 
pomeiidlana''  u.  p.  366 :  „ut  omnes,  quum  e  schola 
dlmissi  sunt,   ad  oertum  aetatis  annum  diebus 


dominicis  doctiinam  chrlstianam  audiant^;  Pader- 
born spricht  von  „pueri"  und  „iu  ventus  provectioi^. 

8  In  Rottenburg  nnr  für  die  letzteren  bis  zum 
20.,  in  Baiem  bis  zum  18.  Jahre. 

0  In  Rottenburg  erst  im  13.  Jahre. 

^  Vgl.  Dumont,  SammL  klrchl.  Erlasse  für 
Köln  S.  16.  19.  67.  68.  112. 

iJ  S.  0.  S.  69. 

12  Die  österreichischen  Synoden,  Wien  1858 
und  Prag  1860 ,  coli,  olt  5,  182.  450,  sprechen 
zwar  schlechthin  von  pueri.  Da  die  erstere  aber  des 
Schulunterrichtes  erwähnt  und  vorschreibt ,  dass 
die  Katechesen  so  eingerichtet  werden  sollen,  dass 
Erwachsene  ihnen  gern  beiwohnen,  so  handelt  es 
sich  dabei  ebenfalls  nicht  um  jüngere  Kinder. 

13  So  Bordeaux  1850.  1868  u.  Sens  1860,  coli, 
dt.  4,  557.  825.  902.  Vgl.  femer  auch  Paris, 
Tours,  ATignon  1849,  L  c.  p.  23. 273.  347. 

1^  Nach  Sens  in  den  grösseren  Pfarrelen. 

15  Diese  tritt  hier  an  Stelle  des  Schul-Unter- 
richts  in  Religion. 

i<^  S.  g.  cateoheses  perseverantlae,  Tours  1849 
n.  Sens  1850. 

17  luden  nordamerikanischen  Diöeesen 
wird,  soweit  ausschliesslich  katholische  Pfarr- 
schulen  bestehen,  der  Religionsunterricht  der 
jüngeren  Kinder  in  diesen  ,  sonst  von  den  Pfu:- 
rem  ertheilt,  und  es  kommen  ausserdem  Vor- 
bereitungskatechesen  für  die  Sakramente  und  für 
die  erwachsene  Jugend  Baltimore  1866,  coli.  Lac 
3,  516.  517,  Newyork  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  B. 
50, 269, 8.  auch  a.  a.  0. 38,  21 1,  femer  Katechesen 
für  diejenigen  Kinder,  weiche  dieSakramente  schon 
empfangen  haben,  vor,  Baltimore  1866,  colL  dt. 
5,  616.  528;  Quebec  1854, 1.  c.  p.663.  664,  vgl 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  38 ,  210,  so  dass  die  Ver- 
hältnisse sich  theils  ähnlich  wie  in  Deutsehland, 
theils  wie  in  Frankreich  gestalten. 
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senen  sa  er&eilen ,  steht  kraft  Amtes,  abgesehen  von  den  hierbei  praktisch  nicht  in 
Frage  kommenden  Bischöfen  und  anderen  Pr&laten ,  den  Inhabern  der  Seelsorge- 
Aemter  \  namentlich  den  Pfarrern,  fllr  ihre  Bearke  zü  ^,  Es  kann  ihnen  daher  auch 
diese  Beftigniss  nicht  ohne  Weiteres  dnreh  den  Ordinarins  genommen  werden,  dieser 
ist  vielmehr  nnr  berechtigt ,  fflr  den  Fall ,  dass  der  Pfarrer  in  einer  Parochie  (z.  B. 
wegen  su  grosser  Ansdehnung  derselben,  oder  wegen  Ueberhänfiin^  durch  Oeschftfte) 
niclit  im  Stande  oder  sonst  verhindert  ist,  den  Unterricht  zu  geben  oder  ausreichend 
va  ertheüen,  andere  Geistliche  neben  ihm  damit  zu  beauftragen^. 

Ausserdem  gebührt  aber  femer  dem  Ordinarius  kraft  seines  Lehramtes  für  die 
ganze  Diöcese,  kraft  dessen  er  ftlr  die  gehörige  Unterweisung  der  Oläubigen  in  der- 
selben zu  sorgen  hat,  das  Becht^,  wenn  sich  fttr  seinen  Sprengel  ein  BedUrfniss 
dazu  herausstellt,  oder  auch  nur  der  Yortheil  einer  allgemeineren  und  besseren 
Belehrung  der  DiOcesanen  erzielt  wird,  Einrichtungen  zu  treffen^  und  zuzulassen^, 
welche  die  Ertheilung  des  Religions- Unterrichtes  durch  andere  Oeistliche,  als  die 
Pfarrer  zum  Zwecke  haben. 

Abgesehen  von  dem  seltenen,  wenn  immerhin  möglichen  Fall,  dass  mit  einem  ande- 


1  S.  0.  S.  464. 

>  Während  das  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  7  de  ref. 
(o.  S.  479.  n.  2)  aasdrückltcb  der  Pflicht  der 
Pfarrer  erwähnt,  ihnen  also  auch  damit  das  Recht 
verleiht,  bezeichnet  dasselbe  1.  c.  c.  4  de  ref. 
(a.a.  0.  n.  1)  als  verpflichtete :  „11,  adqnosspecta- 
blt** ,  kann  aber  damit ,  weil  es  vorher  In  Betreff 
der  Predigt  ausdrficklich  der  Pfarrer  gedenkt, 
anch  nur  diese  In  erster  Linie ,  d.  h.  sofern  sie 
nieht  verhindert  sind ,  meinen.  So  auch  Bene- 
dict XIV.  eonst  Etsl  minime  vom  7.  Febroar 
1742  %.  ö;  einsd.  bull.  1,  49:  „Duo  poüsslmum 
onera  a  Trldentlna  synodo  curatoribus  animarum 
sunt  imposita : . . . .  alterum,  ut  pneros  et  mdio- 
res  quosqne  divinae  legis  fldeique  rudimentls  in- 
forment".  S.  auch  das  Edikt  Benedikts  XIV.  v. 
1742  über  die  doctrlna  christlana  für  die  Pfar- 
relen in  Rom  bei  Deneubourg,  tftude  cano- 
nique  sur  les  vicalres  parolssiaux  p.  201. 

3  Wenn  Kohn  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  47,  92  ff. 
behauptet,  dass  das  Recht  zur  Ertheilung  des 
Unterrichts  nicht  als  ausschliessliches ,  ja  nicht 
einmal  als  ein  Recht  des  Pfarrers  betrachtet  worden 
sei,  weil  anoh  andere  Geistliche  dazu  verpflichtet 
werden  konnten  (s.  nachher  unter  Nr.  3) ,  so  ist 
die  letzte  Annahme  unrichtig.  Denn  der  Amts- 
pflicht entspricht  stets  das  Recht,  die  betreffende 
amtliche  Funktion  wahrzunehmen.  Die  erste  Be- 
hanptang  bedarf  dagegen  der  Im  Text  hingestell- 
ten Beschränkung.  Die  Stellen ,  welche  Kohn 
anführt ,  und  welche  in  erster  Linie  die  Pfarrer 
oder  Verwalter  von  Seelsorge-Aemtem,  und  dann 
erst  die  übrigen  sacerdotes  aufführen,  bestimmen 
über  das  Verhältnlss  beider  nichts  Näheres.  Da- 
her trifft  es  nicht  zu ,  dass ,  wie  er  welter  meint, 
der  Kooperator  niemals  in  Vertretung  des  Pfar- 
rers den  Religions-Unterricht  ertheilt.  Ist  dem 
ersteren  ein  solcher  oder  ein  Vikar  oder  Hülfsgelst- 
licher  zugewiesen,  so  übt  der  letztere  Immer  eine 
Funktion  aus,  welche  In  erster  Linie  dem  Pfarrer 
zusteht,  s.  auch  Bd.  lU.  S.  233 ,  und  amtlrt  also 
in  dessen  Vertretung,  Bd.  II.  S.  324. 

«  Benedict.  XIV.  const.  Etsl  minime  dt.  $.  6: 

HinschinR,  Kirohenrecht  IV. 


„Verum  satls  experientia  compertum  est ,  impa- 
rem  ease  solius  parochi  laborem,  cum  nequeat 
unus  omnes  instruere ,  ubl  doctoris  dlligentlam 
numerus  vlndt.  Quotles  tarnen  episcopus  toto 
animo  ac  studio  in  ecdeslam  sibl  commlssam  In- 
cumbat,  nunquam  necessarils  et  opportunls  destl- 
tuetnr  auxllils.  Semper  enlm  invenias,  qul  ton- 
sura  Inltlati,  qul  per  minorum,  qui  per  sacrorum 
ordinum  gradus  ad  sacerdotU  fastlgium  promo- 
veri,  qni  deniqne  ad  ecclesiastica  beneflcia  vlam 
dbl  munlre  studeant.  Gravisslmls  Iddrco  verbls 
(et  verbls  facta  respondeant)  afflrmet  episcopus, 
numquam  se  facturum,  uttonsnrainanguretgran- 
dlores  aetate  aut  minores ,  praesertlm  vero  maio- 
res  ordlnes  lis  conferat,  qul  In  tradenda  christlana 
doctrina  operam  suam  parochis  commodare  ne- 
glexerint.  Hunc  numerum  Idem  episcopus  in 
singulas  suae  civitatis  et  dloecesls  parochlas  apte 
dlstribuat  et  eorum  allquos  determluatae  ecclc- 
slae  adscribat". 

5  So  hat  die  Congr.  conc.  1879  u.  1881 ,  Acta 
a.  sed.  13,  506,  für  eine  Didcese,  in  welcher  der 
Religionsunterricht  seitens  der  Pfarrer  vernach- 
lässigt worden  war,  die  vom  Bischof  erlassene 
Anordnung,  dass  iu  allen  Kirchen  und  öffent- 
lichen Kapellen  bei  der  Messe  an  den  gebotenen 
Festtagen  der  Katechismus  von  den  celebriren- 
den  Priestern  gelehrt  werden  sollte,  aufrecht- 
erhalten. 

•  Z.  B.  die  Stiftung  einer  Kirche  Innerhalb 
der  Pftirrel  auf  Orund  testamentarischer  Bestim- 
mung eines  Laien,  mit  der  Auflage,  dass  der 
Priester  an  den  Sonntagen  bei  der  Messe  zugleich 
den  Katechismus  lehrt.  Eine  solche  hat  die 
Gongr.  conc.  trotz  des  Widerspruchs  des  Pfarrers 
zugelassen ,  Jedoch  angeordnet ,  dass  der  Unter- 
richt nicht  zu  derselben  Zeit ,  wie  in  der  Pfarr- 
kirche selbst,  statthaben  soll ,  Acta  s.  sed.  2, 
189.  Es  wird  also ,  sofern  nicht  Nachlässigkeit 
der  Pfarrer  selbst  vorliegt ,  deren  Recht  als  ge- 
borener Katechismuslehrer  stets  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  gewahrt. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  228. 


Ten  als  einem  Seelsorge-Benefizium  oder  Amt  kraft  besonderer  Fnndationsbestimmung 
die  Pflicht  zur  Eatechismnslehre  verbanden  ist ,  also  der  Inhaber  desselben  mit  der 
Erwerbung  des  Amtes  auch  das  entsprechende  Recht  erlangt,  kommt  die  betreffende 
Befugniss  allen  denjenigen  Geistlichen  zu,  welche  der  Bischof  damit  beauftragt^  oder 
wenigstens  dazu  ermächtigt  hat,  im  letzteren  Fall,  sofern  sie  später  von  ihm  oder 
einem  sonst  dazu  Berechtigten  ^  mit  Unterrichtgeben  betraut  werden.  Das  Recht, 
derartige  Aufträge  zu  ertheilen,  hat  aber  auch  der  Pfarrer  3,  denn  abweichend  von  dem 
Fall  der  Predigt  hat  das  Tridentinum  für  diese  Funktion  eine  vorherige  Erlaabniss 
des  Ordinarius  nicht  vorgeschrieben  ^,  ja  zu  seiner  Aushülfe  und  Unterstützung  kann  er 
sogar  Geistliche  der  niederen  Weihen  ^  (also  selbstverständlich  auch  der  höheren  wie 
der  Diakonen  ^)  und  selbst  Laien  ^  heranziehen  ^. 

In  dem  Umfange,  in  welchem  derartige  Aufträge  ertheilt  sind,  besitzen  die  be- 
treffenden Personen  auch  die  Befugniss,  die  gedachte  Funktion  auszuüben  ^. 

Endlich  steht  es  den  Regularen  frei,  die  christliche  Lehre  und  den  Katechismus 
in  ihren  Klosterkirchen,  sofern  sie  die  Erlaubniss  ihrer  Oberen  dazu  haben,  und  zwar 
ohne  besondere  Ermächtigung  des  Ordinarius  ^^  der  Diöcese  vorzutragen  ^S  doch  haben 
sie  sich  in  Betreff  der  Ertheilung  dieses  Unterrichtes  seinen  desfallsigen  Anweisungen 
zu  fügen  ^2. 


»  S.  const  Benedict.  XIV.  cit.  $.  6,  S.  481  n.  4. 

2  Wie  der  dem  Pfarrer  zur  Aushülfe  vom 
Ordinarius  gesendete  Hülfspilester ,  -wenn  ihm 
der  erstere  den  Auftrag  zur  KatechiBmuslehre  er- 
theilt. 

S  Soweit  er  noch  jetzt  nach  der  betreffenden 
Praxis  Geistliche  zu  seiner  Aushülfe  annehmen 
kann,  s.  o.  S.  461.  n.  3.  Wegen  der  Approbation 
derselben  s.  Bd.  II.  S.  319. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus ,  dass  Trid.  Sess.  V. 
c.  2  cit.  gar  nicht  des  Religionsunterrichtes  ge- 
denkt ,  Sess.  XXIY.  c.  4  de  ref.  aber  desselben 
erst  am  Ende  (nach  den  Yorschriften  über  die 
Predigt)  erwähnt 

^  Const.  Benedict.  XIV. :  Etsi  minime  $.  6 
cit.  Einzelne  Partikularsynoden  schreiben  auch 
Yor,  dass  diese  den  Pfarrern  Hülfe  leisten  sollen, 
Neapel  1699,  coli.  Lac.  1,  159;  Tgl.  ferner  Rom 
1725  instnict.  cit. ,  L  c.  p.  400,  Ravenna  1855, 
Venedig  1859,  1.  c.  6,  153.  293 ,  Toulouse  1860, 
L  c.  4,  1066.  1067. 

0  S.  Seidl,  d.  Dlakonat  i.  d.  kathol.  Kirche. 
Regensburg  1884.  S.  202. 

7  Const  cit  $.  7:  „.  .  .  Pluribus  itidem  locis 
pia  et  laudabilis  et  nbi  non  sit  recepta,  inducenda 
consuetudo  inyaluit,  ut  parocho  idem  munus  per- 
sequenti  auxllium  ferant  laici  tum  viri,  tum  mu- 
lieres,  in  christiana  institutione  veluti  adiutricem 
operam  nayantes,  qui  audiant  pueros  aut  puellas 
oratiouem  dominicam,  angelicam  salutationem, 
symbolum  apostolicum  aliaque  id  genus  memo- 
riter  pronunciantes'^ ;  cit.  Synoden  v,  Ravenna 
1855,  Venedig  1859.  Auf  die  Heranziehung 
frommer  Brüderschaften ,  welche  zu  diesem 
Zwecke  errichtet  sind ,  namentlich  der  sodalitas 
doctrinae  christianae ,  und  auch  auf  die  Begrün- 
dung solcher  weisen  Pii  V.  const.  Ex  debito  v. 
16.  Oktober  1571,  bull.  Taurin.  7,  945;  Bene- 
dict XIV.  const.  cit.  $.  7,  und  einzelne  Proviu- 
zialsynoden,  Rayenna  1855,  coli,  cit  6,  151; 


Prag  1866,  1.  c.  5,  450;  Toulouse  1860,  Halifax 

1857,  1.  c.  3,  742;  Cashel  1853 ,  Tnam  1864  u. 

1858,  1.  c.  p.  829.  862.  877.  878,  hin. 

B  Eine  besondere  Erlaubniss  des  Ordinarius 
braucht  der  Pfarrer  dazu  nicht ,  weil  diese  Per- 
sonen blos  neben  ihm  oder  neben  dem  ihn  yer- 
tretenden  Priester  nach  gegebener  Anleitung, 
also  nicht  selbstständig  (eine  dahin  gehende  aus- 
drückliche Vorschrift  in  d.  Proy.  Konz.  Bene- 
yent  1698,  coli,  cit  1,  146)  zu  unterrichten 
haben.  S.  übrigens  auch  Benedict.  XIV.  const. 
dt.  in  der  vor.  Anm.  Wohl  aber  wird  der  Ordi- 
narius oder  die  Provinzialsynode  bei  Gefahr  yon 
Missbrauchen  eine  solche  Genehmigung  Tor- 
schreiben  können  ,  wie  sie  wegen  der  maitresses 
d'instruction  durch  die  Synode  für  die  holl&ndi- 
schen  u.  dänischen  Kolonien  1854,  coli.  cit.  3, 
1095,  verlangt  wird. 

8  Eine  blosse  Ermächtigung  begründet  für  den 
Katechismus  -  Unterricht  im  Gegensatz  zur  Pre- 
digt niemals  ein  Recht  (s.  o.  S.  455).  Predigen 
darf  der  mit  bischöflicher  Ermächtigung  versehene 
Priester,  wenn  ihm  eine  Kirche  dazu  von  dem 
Leiter  derselben  eingeräumt  wird,  aber  nicht  den 
offiziellen ,  kirchlichen  Katechismus-Unterricht 
ertheilen,  weil  dieser  dem  Pfarrer  zukommt  und 
nur  in  seinem  Auftrage  oder  im  Auftrage  des 
Ordinarius  gegeben  werden  kann  (ganz  abgesehen 
davon,  dass  ein  derartiger  Unterricht  mindestens 
eine  gewisse  Zeitdauer  und  Regelmässigkeit  yor- 
aussetzt). 

10  Diese  Annahme  rechtfertigt  sich  aus  dem 
0.  Anm.  4  angeführten  Grunde.  Die  Gongr.  oonc. 
hat  dieselbe  Auffassung,  s.  die  folgende  Anm. 

»1  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1742.  1861. 
1866,  Acta  s.  sed.  2,  151.  166.  189. 

12  So  die  Congr.  conc  1.  c.  Dies  rechtfertigt 
sich  daraus,  dass  der  Ordinarius  auch  den  Ex- 
emten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Lehramtes 
für  seine  Diöcesanen  Anordnungen  machen  kann. 


§.  228.]        Die  Verwaltung  des  magiBterium.   Der  kirchliche  Religions-Unterricht. 
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Was  den  Widerruf  der  betreffenden  Berechtignngen  anlangt,  so  kann  ein  solcher 
im  Falle  einer  blossen  Depntimng  ^  frei  dnrch  den  beauftragenden  Ordinarius  oder 
Pfarrer 3  erfolgen.  Den  Pfarrer  und  denjenigen;  welchem  das  Recht  kraft  seines 
Amtes  zukommt,  wird  aber  der  Ordinarius  beim  Vorliegen  gewichtiger  Gründe  eben- 
falls von  der  Funktion  des  Lehrens  zeitweise  oder  ganz  suspendiren  können.  Dagegen 
ist  der  Ordinarius  nicht  in  der  Lage,  in  solchen  Fällen  gegen  die  exemten  Regularen, 
welche  in  ihren  Klosterkirchen  den  Katechismus  vortragen,  einzuschreiten,  muss  sich 
vielmehr  wegen  der  Enthebung  derselben  von  der  gedachten  Funktion  an  ihren 
Ordensoberen  wendend 

3.  Die  Pflicht  zur  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunter- 
richtes haben  kraft  ihres  Amtes  die  Inhaber  der  Seelsorge -Aemter,  namentlich  die 
Pfarrer^,  und  zwar  in  dem  partikularrechtlich  oder  durch  den  Bischof  näher  bestimm- 
ten, mindestens  in  dem  durch  das  Tridentinum  vorgeschriebenen  Umfange^,  widrigen- 
falls sie,  wenn  nicht  ein  gerechtfertigter  Hinderungsgrund  obwaltet,  von  dem  Ordi- 
narius durch  kirchliche  Censuren  (Suspension,  Exkommunikation]  dazu  angehalten 
werden  können*.  Femer  liegt  die  Pflicht  denjenigen  Geistlichen  ob,  welche  zu  Folge 
eines  anderen  als  eines  Seelsorge- Amtes  die  betreffende  Funktion  auszuüben  haben  '^, 
aber  nur  in  dem  stiftungsmässigen  Umfange^. 

Weiter  sind  die  Ordinarien  (diese  mit  oder  ohne  Diöcesan-Synode)  und  die  Pro- 
vinzial- Konzilien,  falls  durch  die  in  erster  Linie  verpflichteten  Pfarrer  eine  aus- 
reichende Belehrung  der  Gläubigen  nicht  herbeigeführt  werden  kann  oder  eine  Ver- 
mehrung der  far  den  gedachten  Zweck  thätigen  geistlichen  Kräfte  wünschenswerth 
erscheint,  berechtigt,  auch  anderen  Personen ^,  einschliesslich  der  Kanoniker  und 


1  Es  gat  hier  das  o.  d.  459  in  Betreff  der  Pre- 
digt-Befagniss  Gesagte. 

2  Dieser  kann  selbstverständlich  allein  den  von 
ihm  beaoftragten  Geistlichen  oder  zur  Aushülfe 
angenommenen  Laien  die  Befugniss  entziehen, 
doch  Ist  über  seine  desfallsigen  Massnahmen, 
urenn  sie  rein  willkürlich  erfolgen ,  Beschwerde 
bei  dem  Ordinarius  statthaft.  Vgl.  auch  Bd.  II. 
S.  321 .  Den  vom  Bischof  ihm  zugewiesenen  HQlfs- 
geistlichen  ist  er  aber,  wennschon  er  ihn  dadurch, 
dass  er  selbst  die  Katechismuslehre  hält,  von  der- 
selben auszuschllessen  vermag ,  nicht  berechtigt, 
die  Ermächtigung  dazu  zu  nehmen  oder  Ihn  bei 
seiner  Verhinderung  unter  Beauftragung  eines 
anderen  Geistlichen  zu  übergehen,  sondern  er 
wird  beim  Vorhandensein  von  Gründen  ,  welche 
solche  Massnahmen  rechtfertigen ,  die  Entschei- 
dung des  Ordinarius  einholen  müssen.  Vgl.  auch 
Bd.  II.  a.  a.  0. 

3  Ein  Recht  zum  direkten  Einschreiten  ge- 
währt ihm  das  Tridentinum  hier  ebensowenig 
wie  in  Betreff  der  Predigt  in  den  Klosterkirchen, 
vgl.  0.  8.  460. 

«  S.  0.  S.  481.  n.  2.  Dem  Bischof  legt  das  Tri- 
dentinum die  Pflicht  ausdrücklich  blos  für  den 
Fall  auf,  dass  er  dem  Volke  die  Sakramente 
spendet.  Im  Princip  hat  er  sie  als  Hirte  seiner 
Diöcese  ebenso  wie  die  Pfarrer.  Da  er  indessen 
wegen  seiner  anderen  Obliegenheiten  gehindert 
Ist ,  einen  andauernden  Unterricht  zu  geben ,  so 
ist  er  freilich  thatsächlich  von  der  Erfüllung  der 
Pflicht  befreit  Wohl  aber  hat  er  kraft  seines 
Amtes  die  Verpflichtung ,  dafür  zu  sorgen ,  dass 


der  Religions -Unterricht  durch  die  ihm  unter- 
gebene Geistlichkeit  ertheilt  wird ,  und  um  die 
Durchführung  seiner  desfallsigen  Anordnungen 
zu  sichern,  kann  er  auch  geeignete  Vorkehrungen 
treffen,  damit  nicht  durch  die  Begehung  von 
Feiedichkeiten  in  den  anderen  Kirchen  der  Stadt 
oder  der  Diöcese  an  Sonntagen  und  Feiertagen 
das  Volk  von  der  Katechismuslehre  abgezogen 
wird ,  und  falls  die  exemten  Regularen  sich  für 
Ihre  Kirchen  solchen  Anordnungen  nicht  fügen 
wollen,  vom  Papst  die  nothlgen  Vollmachten 
erbitten,  Benedict.  XIV.  const.  Etsl  minime  v. 
7.  Februar  1742,  eiusd.  bull.  1,  51. 

5  S.  0.  S.  479. 

«  S.o.  S.  479.  n.  1. 

^  8.  0.  S.  481.  n.  6. 

^  Auf  diese  bezieht  sich  das  Tridentinum  nicht. 
Sofern  sie  die  betreffenden  Amtspflichten  ver- 
nachlässigen ,  ist  der  Ordinarius  selbstverständ- 
lich ebenfalls  befugt,  gegen  sie  discipUnarisch 
mit  arbiträren  Strafen  einzuschreiten. 

"»  Vgl.  Benedict.  XIV.  const  cit  Etsl  minime 
§.  6,  0.  8.  481.  n.  4.  Die  Congr.  conc.  hat  1757 
ein  Dekret  des  Bischofs  v.  Nardo :  „ut  quicunque 
sacerdos  in  ecclesia  parochiali  primum  sacrum 
acturus  esset  vel  primum  et  secundum  in  aliis 
eccleslis  et  capellis  slve  Intra  civltatem  sive  In 
XVI  territoriis  et  oppldis ,  quibus  constat  uni- 
versa  dioecesis ,  teneretur  post  primum  evange- 
lium  docerepopulumdoctrinam  christlanam  iuxta 
methodum  ab  ipso  scriptam  in  folio,  quod  publl- 
cls  formis  Impressum  eccleslis  omnibus  distribu- 
tum  fuerit"  aufrechterhalten,  Richter,  Triden- 

31» 


484 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[{.  228. 


Dignitare  der  Kathedrale  and  derEollegiatstifler  \  ja  aach  nöthigeaftlte  ^  deaexemten 
Begularen  ftlr  ihre  Kirchen  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  bei  der  Feier  gewisser 
Messen  oder  zu  anderen  Zeiten  den  Katechismus  zu  lehren  oder  das  Volk  in  den  wich- 
tigen Artikeln  des  christlichen  Glaubens  zu  unterweisen,  weil  sie  ftr  die  geeignete  Be- 
lehrung der  Diöcesanen  in  den  Glaubenswahrheiten  zu  sorgen  verpflichtet  sind,  und 
die  Priester  kraft  ihrer  priesterliohen  Stellung ,  welche  das  Lehren  ebenfiills  in  sich 
schliesst,  es  nicht  ablehnen  können,  im  Falle  des  Bedflrfnisaes  neben  den  Pfarrern 
mit  ihren  Kräften  einzutreten  3. 

4.  Die  Pflicht  und  das  Becht  zur  Theilnahme  an  dem  kirchlichen 
Religionsunterricht.  Wie  katholische  Eltern  die  Pflicht  Jiaben ,  ihren  Kindern 
die  Taufe  ertheilen  zu  lassen  (s.  o.  S.  52),  so  sind  sie  auch  dazu  verbunden ,  sie  zur 
Theilnahme  an  dem  in  ihrer  Pfarrei  oder  an  dem  ftlr  ihren  Aufenthaltsort  eingerichteten 
kirchlichen  Religionsunterricht  anzuhalten.  In  erster  Linie  hat  dafür  der  Vater,  dann 
die  Mutter,  in  Ermangelung  des  Vaters  der  Vormund  oder  deijenige,  welchem  das 
Kind  zur  Erziehung  übergeben  ist,  ferner  auch  der  Pathe  desselben,  zu  sorgen  K  Die 
Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht  und  kann  daher  durch  entsprechende  Mittel  erzwungen 
werden  ^.   Partikularrechtlich  ist  dieselbe  Pflicht  auch  den  Herrschaften  fOr  das  von 


tinum  S.  21.  n.  1 ,  ebenso  1861  eine  ähnliche 
Anordaung,  Acta  s.  »ed.  2,  184  u.  13,  512.  Für 
schlecht  unterrichtete  Erwachsene  ordnet  Ra- 
Yenna  1856,  coli,  cit  6,  151,  unter  Bezugnahme 
auf  die  VoTschrift  des  Römisohen  Konzils  v.  1725, 
8.  0.  S.  480.  n.  1,  an:  „Idem,-8ub  poena  suspen- 
sionls  eplscoporum  arbitrio  imponenda  praestent 
sacerdotes,  qui  ruri  postremam  mlssam  in  eccle- 
siis  parocMalibus  yel  primam  in  oratoriis  et  ca- 
pellifl  celebrabunt«;  Urbino  1859,  1.  c.  p.  68: 
„vigllent  episcopi,  ut  sacerdotes,  qui  diebus  do- 
minlcis  in  ruralibus  ecclesiis  mlssam  celebrant, 
iuiunctum  onus  adimpleant  catechesim  vellmme- 
diäte  ante  sacrum  -vel  postea  puerls  tiadendl 
atque  actus  fldel  cum  populo  recltandi" ;  Pader- 
born. Diöces.  Syn.  1867 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20, 
100 :  „XJbl  moris  est,  etiam  in  ecclesiis  fllialibus 
et  sacellls  diebus  dominlcls  a  sacellanls  vel  vi- 
cariis  catechesis  habeatur ;  ubi  hie  mos  nondum 
introductus  est,  quam  primum  flerl  posElt,  intro- 
ducatur'' ;  ähnlich  auch  Prag  1860,  coli,  cit  5, 450. 

1  Für  die  Kathedral-Kanoniker  und  Dignitare 
8.  Entsch.  d.  Congr.  conc.  ▼.  1881,  Acta  s.  sed. 
13,  512,  für  die  Kollegiat-Kanoniker  eine  solche 
V.  1762:  „Canonici  coUegiatae  ecclesiae  terrae 
Stabiae  primam  mlssam  sub  aurora  celebrantes, 
prlncipaliora  fldel  misterla  edocere  tenentur'', 
Arcb.  f.  kath.  Kirchenrecht  47,  93. 

2  Nämlich^  wenn  die  Anordnungen  des  Ordi- 
narius dadurch ,  dass  die  Parochianen  der  Messe 
in  den  Ordensklrchen  beiwohnen ,  um  sich  dem 
Unterricht  In  den  Säkularkirchen  zu  entziehen, 
wirkungslos  gemacht  werden  würden.  Dass  er 
dazu  als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  in  Ge- 
mässheit  des  Trldentlnums  (Sess.  XXV.  c  11  de 
reg.)  befugt  Ist,  hat  die  Congr.  conc.  auszu- 
sprechen rermleden ,  offenbar  deshalb ,  well  es 
sich  hier  nicht  um  die  Aufsicht  über  die  Lehre, 
sondern  um  Erzwingung  einer  Pflicht  zur  Kr- 
thellung  des  Unterrichts  handelt ;  ferner  auch 
wohl,  um  die  Konsequenz  abzulehnen ,  dass  der 


Ordinarius  selbst  mit  Oensuren  gegen  die  sich 
weigernden  Regulären  vorgehen  kann.  Anschcii- 
nend  ist  vielmehr  die  Pflicht  der  letzteren  daraus 
hergeleitet  worden ,  dass  sie  durch  ihr  Verhalten 
nicht  die  Hand  dazu  bieten  dürfen,  die  Beob- 
achtung der  vom  Bischof  im  Interesse  einer  ge- 
deihlichen kirchlichen  Entwlckelnng  vorgeschrie- 
benen Massregeln  zu  umgehen,  sondern  gerade 
als  Ordensleute  verbunden  sind ,  für  das  gleiche 
Ziel  mitzuwirken.  Falls  sich  die  Regularen  der- 
artigen Anordnungen  nicht  fügen,  würde  der  Or- 
dinarius von  diesem  Standpunkt  aus ,  seinerseits 
nicht  von  Censuren  und  Strafen  Gebrauch  machen 
können,  sich  vielmehr  an  die  Ordensoberen  oder 
den  Papst  zu  wenden  haben. 

3  Vgl.  Bd.  UI.  S.  215.  Dass  der  Ordinarius 
nÖthigenfalls  auch  Censuren  und  Strafen  ver- 
hängen kann ,  erscheint  zweifellos ,  drohen  doch 
einzelne  ProvinzialkonzUien  auch  die  Suspension 
an  (o.  S.  483.  n.  9).  Wenn  einzelne  der  vorhin 
citirten  Entscheidungen,  s.  Acta  s.  sedis  13,  513, 
die  von  den  Ordinarien  in  ihren  Verordnungen  fest- 
gesetzte Strafe  der  Suspension  für  unzulässig  er- 
klärt haben,  so  hat  es  sich  dabei  um  eine  suspensio 
latae  sententiae  gehandelt ,  welche  hier  bei  der 
möglichen  Verschiedenheit  der  Fälle  der  Nach- 
lässigkeit und  der  Pflichtwidrigkeit  als  solche  nn- 
geeignßt  und  unpassend  erscheint 

^  Das  folgt  aus  der  Stellung  der  erwähnten 
Personen  (in  Betreff  der  Pathen  s.  auch  o.  S.  38). 
Von  den  Provinzialsynoden,  welche  stets  in  erster 
Stelle  der  Eltern  erwähnen,  nennen  ausdrücklioh 
die  Mutter  Benevent  1698,  coli.  Lac.  1,  145  ^  die 
Vormünder  Urbino  18Ö9,  Ravenna  1855  1.  c.  6, 
67.  68  u.  150,  Toulouse  1860,  1.  o.  4,  1066;  die 
Pathen  Neu-Granada  1868,  1.  c  6,  492;  „alU 
quorum  curae  traditae  sunt''  Ravenna  1855  und 
„omnes  ad  quos  pertinet''  Toulouse  1850. 

s  Wennschon  die  meisten  neueren  Provinzial- 
synoden nur  Ermahnungen  an  die  Eltern  vor- 
schreiben und  den  Pfarrern  aufgeben,  die  Kinder, 
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ihnen  abhftn^ge  Gesinde-,  Wirthschaft-  und  Arbeitspersonal,  soweit  dasselbe  nicht 
genügend  in  der  christlichen  Glaubenslehre  nnterrichtet  ist,  anferlegt*. 

Nicht  minder  können  gegen  Erwachsene,  denen  es  an  der  gedachten  Vorbereitung 
fehlt,  Strafen  angedroht  werden^,  wenn  sie  dem  fftr  sie  bestimmten  Unterricht  fern 
bleiben. 

Vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  aus  haben  die  christlichen ,  nicht  ka- 
tholischen Eltern  allerdings  an  sich  in  Betreff  ihrer  Kinder  dieselbe  Verpflichtung, 
wie  die  katholischen  ^,  doch  ist  diese  mit  Rücksicht  auf  die  Beseitigung  der  allein  be- 
rechtigten Stellung  der  katholischen  Kirche  in  den  modernen  Staaten  nicht  mehr 
durchführbar^. 

Es  ist  selbstverständlich ,  dass  der  erwähnten  Pflicht  der  Kinder  und  der  Er- 
wachsenen auch  die  Befugniss  derselben  entspricht,  an  dem  für  den  Pfarr-Bezirk  ein- 
gerichteten Religions-Unterricht  theilzunehmen,  und  dass  die  Eltern,  Vormünder  und 
sonstige  Erzieher  ein  Recht  darauf  haben,  für  die  ihrer  Obhut  unterstehenden  Kinder 
die  Zulassung  und  die  Theilnahme  zu  beanspruchen. 

Dies  muss  selbst  von  den  ketzerischen  Eltern  und  ihren  Kindern  gelten.  Auch 
sind  die  letzteren  wider  Willen  derselben  befugt,  nach  vollendetem  siebenten  Jahr  sich 
an  dem  katholischen  Religionsunterricht  zu  betheiligen.  Denn  da  das  Kind  mit  der 
Erreichung  dieser  Altersgrenze  unabhängig  von  seinen  Gewalthabern  sich  ftlr  den 
Empfang  der  Taufe  entscheiden  kann',  so  muss  es  auch  das  Recht  besitzen,  hinsicht- 
lich der  ihm  durch  die  Taufe  gegebenen  Pflicht,  sich  im  christlichen  Glauben  unter- 
richten zu  lassen,  frei  zu  handeln. 

Welche  Modifikationen  diese  Grundsätze  durch  das  staatliche  Recht  erleiden, 
darüber  ist  später  in  der  Lehre  von  der  religiösen  Erisiehung  der  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  und  vom  Konfessionswechsel  zu  handeln. 

5.  Wegen  des  staatlichen  Rechtes  in  Betreff  der  Ertheilung  des  kirchlichen 
Religionsunterrichtes,  namentlich  hinsichtlich  der  staatlichen  Berechtigung  dazu, 
3.  o.  S.  448  u.  449. 

soweit  möglich,  dem  Religionsunterricht  zuzu-  wie  weit  das  einzelne  Kind  Über  7  Jahren  doli 

führen,  so  ordnen  doch  einzelne  Rügen  dnrch  capax.  ist.    Ausserdem  würden   multae  (Qeld- 

die  Advents-  und  Fastenprediger  und  Auferle-  strafen),   soweit  sie  in  unserer  Zeit  überhaupt 

gung  von  Pönitenzen  durch  die  Beichtvater  (s.  noch  praktisch  realislrbar  sind ,  wesentlich  diie 

Mailand  t.  1679,  Neapel  1699  und  Siena  1860,  Eltern  und  das  von  den  Vormündern  verwaltete 

coli.  cit.  1, 169.  259,  Yerweigerung  der  testimo-  Vermögen  der  Kinder  treffen,  also  für  diese  selbst 

nla  de  bonis  morlbus,  Urbino  1869, 1.  c.  6, 67.  68,  bedeutungslos  sein.    Ferner  müssen  Censuren, 

Verhängung  des  Interdictum  personale  durch  den  welche  auf  Fernhaltung  von  den  Sakramenten 

Bisehof  nach  mehrfacher  Mahnung ,  Rom  1725,  hinauslaufen,  gerade  für  diejenigen,  welche  erst 

1.  0.  1,  402  oder  Ausschliessung  von  den  Sakra-  durch  den  Unterrloht  zum  Empfange  derselben 

menten«  Gindnnatl  1858  und  Plenar-Konzil  Bai-  vorbereitet   werden   sollen ,    völlig    ungeeignet 

timore  1866,  1.  c.  B,  210.  517.  518,  an.    In  der  erscheinen.    Dass  gegen  Eltern  und  Vormünder 

Ausgabe  des  Tridentinums  v.  Gallemart  findet  keine  Mittel  angewendet  werden  dürfen,  sagt  da- 

sich  p.  408  eine  Entscheidung  der  Oongr.  conc.  gegen  die  Entscheidung  nicht, 

(ohne  Datum) ,  dass  der  Ordinarius  die  Kinder  <  Gegen  die  Herrschaft  drohen  Mailand  1579, 

nicht  durch  multae  und  poenae  zur  Theilnahme  Neapel  1699,  Rom  1726  und  Siena  1860  dlesel- 

an  dem  gedachten  Unterricht  anzuhalten  befugt  ben  Nachthelle,  wie  gegen  Eltern  und  Vormünder 

ist,  da  das  Tridentinum  nur  von  der  Anwendung  an,  s.  die  vor.  Anm. 

von  Gensuren  als  Zwangsmittel  gegen  die  zum  ^  Urbino  1869, 1.  c.  ordnet  auch  hier  Verwel- 

Unterrloht  verpflichteten  Geistlichen  ,  nicht  ge-  gemngdesS.  484.  n.  5  gedachten  Zeugnisses,  Rom 

gen  die  Kinder  und  deren  Eltern  spreche.  Gegen  1725  Verhängung  des  Personal-Interdikts  an. 

die  Kinder  selbst  lassen  sich  allerdings  —  und  ^  Hier  gilt  dasselbe,  wie  hinsichtlich  der  Taufe, 

dies  ist  auch  von  keiner  der  gedachten  Synode  s.  o.  S.  53,  vgl.  namentlich  auch  S.  54.  Anm.  1. 

geschehen  — .  derartige  Mittel  nicht  generell  an-  *  Vgl.  o.  S.  61. 

drohen.   Einmal  kommt  hier  stets  in  Frage,  in  &  S.  ebendiMlbst. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  229. 


§.  229.    3.   Die  Volksmissionen  (Missionen  V- 

I.  £ i n  1  e i t n n g.  Unter  Missionen ,  missiones ,  genauer  m.  sacrae ^y  Volksmia- 
sionen^,  missiones  populäres^,  versteht  man  im  Gegensatz  zu  den  Missionen  anter 
den  Heiden  und  Akatholiken  (missiones  exterae^J,  die  unter  bischöflicher  Autorität  er- 
folgende, ausserordentliche  Yerkündung  des  Wortes  Gottes  i7&hrend  eines  fortlaufen- 
den Zeitraumes  durch  andere  als  die  regelmässig  in  dem  kirchlichen  Bezirk  thätigen 
Priester ,  um  dadurch  in  besonders  wirksamer  Weise  das  Volk  zur  Bekehrung  und 
Busse,  sowie  zur  Versöhnung  mit  Gott  zu  bewegen,  sowie  zum  Eifer  in  der  Erf&Ilang 
seiner  christlichen  und  kirchlichen  Pflichten  anzuspornen^. 

Das  gemeine  Recht  hat  das  Institut  der  Missionen  nicht  geregelt  Die  ersten 
derartigen  Missionen  sind  von  den  Jesuiten  in  Bekämpfung  des  Protestantismus  zur 
ZurückfÜhrung  der  Ketzer  und  zur  Bestärkung  der  wankenden  Katholiken  in  ihrem 
Glauben  gehalten  worden  ^.  Später  haben  sich  auch  besondere  Kongregationen  für 
die  Veranstaltung  von  Missionsgottesdiensten  unter  den  Katholiken,  namentlich  fftr  das 


1  Stemmer,  Art  Mission  1.  Wetzer  und 
Weite,  Kirchenlexikon  1.  Aufl.  7,  167;  Steitz, 
Art.  Mission,  katholische,  in  Herzog,  Encyklo- 
pädie  f.  Protest.  Theologie  2.  Aufl.  10,  30. 

2  Benedict  XIV.  const.  Gravissimum  vom 
8.  September  1746.  §•  -^i  eiusd.  bull.  1 ,  248; 
Pli  IX.  Breve  :  Singulari  v.  17.  März  1866,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1241. 

3  Coli,  conc  Lac.  5,  1087. 

^  L.  c.  p.  713.  981,  auch  pit  secetsus,  s.  Bor- 
deaux 1850  u.  Bourges  1863,  1.  c.  4,  602.  1128. 

5  Vgl.  darüber  Bd.  II.  S.  349  ff. 

8  Die  Missionen  -werden  auch  publica  exereitia^ 
Köln  1860,  coli,  cit  5,  371,  extrciiia  pia,  Rheims 
1849  u.  Bordeaux  1860,  1.  c.  4,  131.  602,  pia 
apostolicae  praedieationit  exereitia,  Rheims  1863, 
ibid.  p.  173,  exercitia  tpiritualia,  Aix  1850,  ibid. 
p.  1002,  Baltimore  1866,  1.  o.  3,  525,  genannt, 
andererseits  aber  auch  von  ihnen  gerade  die  ex- 
ercitia spifitualia  für  die  Laien  in  dem  Sinne  von 
geistlichen  Priyatübungen,  urelchen  sich  die  letz- 
teren in  einzelnen  Klöstern  oder  auch  bei  einzel- 
nen Geistlichen  unterziehen,  und  welche  ihr 
Vorbild  in  den  exercitia  spiritualia  der  Jesuiten, 
H  über,  d,  Jesuiten-Orden,  Berlin  1873,  S.  14 ff. 
R.  Bauer  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon 2.  Aufl.  4,  1130,  haben,  unterschieden. 
Dies  erklärt  sich  aus  dem  glelchenZwecke,welchem 
die  Mission  und  die  Uebungen  der  letzteren  Art 
dienen,  und  der  bei  beiden  im  wesentlichen  glei- 
chen Methode,  nur  dass  die  Mission  nicht  auf  ein- 
zelne Personen,  sondern  auf  eine  ganze  Gemeinde 
berechnet  ist.  Vgl.  Stemmer,  welcher  a.  a.  0. 
S.  159  über  die  Missionen  bemerkt:  „J&ner  Cy- 
klus  von  Betrachtungen,  geistlichen  Uebungen, 
der  die  Erweckung  des  Busseifers  zum  Ziele  hat, 


behandelt  ausser  der  einleitenden  Gewissens- 
erforschung  die  Bestimmung  und  das  Ziel  des 
Menschen,  die  menschliche  Freiheit  und  das 
Bedürfuiss  der  Gnade ,  die  Gerechtigkeit  Gottes, 
die  Mahnungen  der  Ewigkeit ,  die  Nothwendig- 
keit  der  Bekehrung,  die  Gefahren  ihrer  Ver- 
schiebung, die  Schrecklichkeit  der  Sünde ,  ihrer 
Folgen  und  den  Fluch  des  Beharrens  in  der  Sünd- 
haftigkeit, die  letzten  Dinge,  das  Pasein  der 
Hölle,  ihre  Ewigkeit,  die  Schrecken  der  Verdam- 
mung. Daran  reihen  sich  Gottes  Barmherzigkeit 
und  Liebe,  die  Gnadenmittel  der  Kirche ,  wobei 
die  einzelnen  Theile  des  Buss-  und  Altarsakra- 
ments je  besonders  behandelt  werden.  ...  Es 
vereinigen  sich  alle  Stimmen  der  Ewigkeit  und 
des  Gewissens,  so  dass  auch  der  vleljahrige  Ver- 
ächter des  Busssakramentes  nicht  widerstehen 
kann,  sich  selbst  zu  erkennen ,  zu  bereuen  und 
einem  vielleicht  vordem  nie  gesehenen  Beicht- 
vater sein  ganzes  sündhaftes  Leben  ohne  Rück- 
halt und  Scham  in  einer  Generalbeichte  beken- 
nen muss,  um  hinwieder  von  diesem  heilende 
und  sühnende  Belehrungen  und  Mittel  zu  einem 
neuen  und  genugthuenden  Leben  entgegen  za 
nehmen.  Darum  dauern  solche  Beichten  oft 
stundenlang ,  aber  sie  bringen  die  Wiedergeburt 
des  Christen.  Den  Schlnss  der  Mission  bildet  die 
Erneuerung  des  Taufgelübdes,  die  Uebergabe  der 
Gemeinde  an  die  h.  Jungfirau,  die  Abbitte  und 
Danksagung  vor  dem  Altarsakrament,  die  Errich- 
tung des  Kreuzes  oder  der  Stationen ,  di»  feier- 
liche Ertheilung  des  Missionsablaases  und  die 
Seelenfeier  für  die  in  die  Ewigkeit  eingegange- 
nen Eltern,  Gatten,  Kinder,  Geschwister  und 
Freunde". 

'  Huber  S.  122;  Stemmer  S.  167:  Steitz 
S.  31. 


§.  M9.] 
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geistüehverwahrlost^  Volk  gebildet^.  DieEinrichtang  hat  zuerst  in  Frankreich  \  dem- 
nächst in  Italien 3  Wurzel  gefaßst,  und  ist  auch  von  den  Päpsten  gebilligt  worden^. 

Allerdings  war  die  Anfkll^jigsperiode  des  18.  Jahrhunderts  dem  Institut  nicht 
günstig;  ja  die  Synode  von  Pistqja  y.  1786  ^  hat  sogar  die  Nützlichkeit  der  Missionen 
angezweifelt  ^  weswegen  sie  freilich  der  päpstlichen  Reprobation  verfallen  ist^. 

.  In  Frankreich  haben  aber  seit  der  Restauration  die  Missionen  einen  neuen  Auf- 
schwung genommen^.  Vor  Allem  hat  dann  die  ultromane  Partei  gegen  die  Mitte 
unseres  Jahrhunderts^,  insbesondere  seit  dem  Jahre  1848  ^^  im  Interesse  der  Schär- 
fnng  des  katholischen  Bewusstseins  und  der  Förderung  ultromantaner  Anschauungen 
in  allen  katholischen  Ländern  das  Institut  wieder  zu  beleben  gesucht,  und  sowohl  der 
p&pstUche  Stuhn^,  wie  auch  die  seit  jener  Zeit  zusammengetretenen  Provinzial-  und 
Diöcesan-8ynoden^2  haben  die  Abhaltung  der  Volksmissionen  wiederholt  empfohlen, 
und  zugleich  nähere  Vorschriften  über  dieselben  erlassen. 

n.  Eirchenrechtliche  Grundsätze.  Da  die  Abhaltung  von  Volksmissionen 
eine  besondere  und  ausserordentliche  Art  der  Ausübung  der  kirchlichen  Lehrthätig- 
keit  ist^',  so  hat  der  Ordinarius  der  Diöcese  kraft  seiner  Lehrgewalt,  d.  h.  seines 
mit  der  Jurisdiktion  bekleideten  Lehramtes^ ^  darüber  zu  befinden,  ob  solche  überhaupt 
veranstaltet  werden  sollen,  und  über  die  näheren  Modalitäten  ihrer  Abhaltung,  d.  h. 
über  die  Zeit ,  die  Orte  seiner  Diöcese ,  die  Dauer  und  die  Zuziehung  der  erforder- 
lichen fremden  Priester  zu  bestimmen  ^  ^.  Indessen  f^lt  die  Aufstellung  von  Vorschriften 


^  Z.  B.  die  Kongregation  der  Lazaristen  oder 
ViDcentiner  im  17.,  und  der  Bedemptoristen  und 
Liguorianer  im  18.  Jahrh.,  Stemmer  S.  158  und 
Steitsa.  a.  0. 

'  DuToh  die  Kongregation  der  Vincentiner. 

'  In  der  Erzdlöceae  Neapel  wurden  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  jährlich  Missionen  gehalten, 
coli.  conc.  Laa  1,  265.  Für  das  18.  Jahrh.  vgl. 
die  Mittheilungen  in  der  S.  486.  n.  2  cit.  const. 
Benedict  XIV.  %%,  4.  8.  9.  In  Deutschland 
sind  sie  in  der  Diöcese  Paderborn  unter  dem  Bi- 
schof Ferdinand  II.  (1661—1683)  v.  Förstenberg 
eingeführt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  99. 

*  Vgl.  die  const.  BenedictXIV.,  welche  die  Ein- 
führung Im  ganzen  Königreich  Neapel  anräth. 
Für  Deutschland  s.  d.  V.  für  Münster  ▼.  1717, 
Krabbe,  stat  synod.  dioeces.  Monaster.  1848. 
p.240. 

5  Bd.  III.  S.  599  und  Soadnto,  sUto  e 
ehiesa  sotto  Leopolde  I.  Flrenze  1885.  p.  205  ff. 

6  S.  die  folgende  Note. 

^  PiuB  VI.  in  der  Bulle  Auctorem  fidel  y.  1794 
(Bd.  III.  a.  a.  O.)  prop.  LXV.:  „Propositlo  enuncians 
—  Irregulärem  strepltum  novarum  institutlonum 
quae  dlcfcae  sunt  eKercitia  vel  misslones,  forte 
nunquam  aut  saltem  perraro  eo  pertingere,  ut 
absolutam  eonversionem  operentur  et  exterlores 
lilos  commotiouis  actus,  qui  apparuere,  nll  aliud 
fnisse ,  quam  transeuntia  naturalis  concussionis 
fnlgura  —  temerarla,  male  sonans,  perniciosa, 
mori  pie ,  salutariter  per  ecciesiam  frequentato 
et  In  verbo  del  fundato  iniuriosa.^' 

s  Namentlich  durch  die  Gründung  der  Kon- 
gregation des  Abb^  Legris- Dural  1.  J.  1815, 
Steltz  S.  31  und  Stemmer  S.  159. 

9  In  einzelnen  deutschen  Dlöoesen  schon 
früher.    Darüber  und  über  den  Ton   einzelnen 


Seiten  gegen  die  Zerstörung  des  Ansehens  des 
Dlöcesanklerus  und  gegen  die  dauernde  Wirkung 
der  Missionen  erhobenen  Widerspruch  Ygl.Fri  e  d- 
rlch,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,  257.  n.  1,  s. 
auch  A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.  2.  Aufl. 
4,  105.   S.  femer  die  folg.  Anm. 

w  So  hat  die  Versammlung  der  deutschen  Bi- 
schöfe mit  Rücksicht  auf  die  in  Tirol  und  Salz- 
burg gemachten  Erfahrungen  die  Volksmissionen 
für  ein  höchst  nützliches  und  dringend  wünsohens- 
werthes  Institut  erklärt,  coli.  Lac  5,  981.  1088. 
1089. 

11  Plus'  lX.Encyklika  an  die  Bischöfe  Itoliens: 
Nostis  et  nobiscum  v.  8.  Dezember  1849 ,  coli. 
Lac  6,  92,  und  desselben  Breve  cit.  v.  17.  März 
1856  an  die  Österreich.  Bischöfe,  ibid.  5,  1246: 
Schreiben  des  Präfekten  der  Congr.  conc.  y.  185Ö 
betr.  die  Graner  Provinz  ibid.  5,  6  u.  6. 

»2  Vgl.  Bd.  UI.  S.  505.  601.  852  und  die  des- 
fallsigen  Gltatein  den  vorhergehenden  und  nach- 
folgenden Anmerkungen. 

«  S.  0.  S.  447.  486. 

1^  Dazu  kommt,  dass  mit  den  Missionen  ausser- 
gewöhnliche  Gottesdienste  verbunden  sind ,  und 
schon  aus  diesem  Grande  der  Ordinarius  als  Leiter 
der  gottesdienstlichen  Verwaltung  darüber  zu 
bestimmen  hätte.  Das  betreffende  Recht  der  Bi- 
schöfe ist  auch  ausdrücklich  in  den  die  Mis- 
sionen empfehlenden  päpstlichen  Erlassen  aner- 
kannt ,  s.  0.  Anm.  4  und  11.  Abhängig  ist  die 
Anordnung  nicht  davon ,  dass  sie  von  den  Ge- 
meinden und  deren  Pfarrern  gewünscht  werden, 
was  freilich  mitunter  früher  thatsächlich  der  Fall 
war,  Dumont ,  Sammig  kirchl.  Erlasse  f.  Köln. 
S.20. 

**  Vgl.  z.  B.  die  Missionsordnung  für  die  Diö- 
cese Paderborn  v.  1850 ,  bez.  1854 ,  G  er  l ach , 
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daraber  auch  in  die  Zuständigkeit  der  Provinzialsynoden,  und  soweit  diese  derartige 
Anordnungen  getro£fen  haben ,  hat  sich  der  Ordinarius  bei  seinen  Verfllgungen  an 
die  ersteren  zu  halten  ^. 

Es  ist  andererseits  auch  nicht  ausgeschlossen ,  dass  die  Pfarrer  die  Initiative 
zur  Herbeifdhrung  einer  Mission  ergreifen^  aber  sie  bedflrfen  ftlr  eine  solche  aus  dem 
eben  gedachten  Grunde  stets  der  Erlaubniss  des  Ordinarius  2. 

Des  Näheren  ist  durch  das  Partikularrecht  die  Abhaltang  solcher  Missionen  in 
periodischen  Zwischenräumen  (mitunter  von  10  Jahren^)  ftlr  wünschenswerth  erklärt, 
und  zwar  der  Art,  dass  während  der  betreffenden  Periode  in  jeder  Pfarrei  einmal 
eine  Mission  statthaben  soll  *, 

Zum  Wesen  der  Mission  gehört  es ,  dass  die  Yerkttndung  des  Wortes  Oottes, 
also  namentlich  die  Abhaltung  der  Predigten,  welche  während  des  vom  Ordinarius 
festzusetzenden  Zeitraumes^,  etwa  von  6 — 14  Tagen®,  stattzufinden  haben,  nicht  durch 
die  gewöhnlichen  Seelsorger  und  ihre  Hülfsgeistlichen,  sondern  durch  fremde  Geist- 
liche erfolgt.  Es  werden  dazu  entweder  Ordens-Priester  und  Priester ,  welche  Kon- 
gregationen angehören 7,  und  zwar  aus  solchen  Genossenschaften,  deren  Thätigkeit 
sich  hauptsächlich  auf  die  Mission  richtet,  oder  auch  Weltgeistliche  genommen  ^.  Die 
betreffenden  Priester  —  es  müssen  selbstverständlich  mehrere  sein  —  werden  ent- 
weder vom  Bischof  ausgewählt  und  gesendet^,  oder  sie  können  auch  von  den  Pfarrern, 
in  deren  Pfarrei  die  Mission  gehalten  werden  soll,  dazu  veranlasst  werden  ^0,  bedürfen 
aber  dann  der  Ermächtigung  des  Ordinarius  ^K 

Die  Sorge  fttr  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Zahl  der  Beichtväter  ^^  wird 
dagegen  fast  immer  den  Pfarrern  überlassen,  doch  haben  sie  fftr  diese  die  nöthige  Ap- 


Paderbomer  Diooesanrecht.  2.  Aufl.    Paderborn  es  möglich  ist,  partieularts  für  eincelne  Pfarreien 

1864.  S.  40.  gehalten  werden,  s.  Venedig  1869  u.  Neugrenada 

t  Vgl.  Bd.  III.  S.  64Ö.  83^  1868  coli,  dt  6,  323.  639. 

2  S.  z.  B.  Ravenna  1866,   coli.  Lac.  6,  196:  *  S.  z.  B.  CoTocza  1863,  1.  c  6,  714. 

„Valde   autem  commendandi  parochi  IUI,    qnl  ^  Vgl.  Ger  lach,  Paderbomer  Diocesanreclit 

venia  ab  eplscopo  obtenta,   arcessnnt  interdnm  S.  41. 

evangelicos  operarloa,  qui  ad  formam  sacrae  mis-  7  Köln  1860 ,  Prag  1860 ,  1.  c.  6 ,  346.  481 ; 


sionls  popnlum  sibl  commiasum  ad  yeram  pieta-  Bordeaux  1853,  1.  c  4,  650:  Baltimore 

tem  excolunt«.    Auch  Köln  1860,  1.  c.  5,  331  1  0.  3  687 

empfiehlt  den  Pfarrera  ,  ihren  GeTneinden  solche  "  «  Bordeaux  1863.  S.  femer  die  folgende  Ai.m. 

MlBSionen  zu  verschaffen,  s.  auch  die  folg.  Anm.  ,^  einzelnen  DIocesen  giebt  ee  auch  besondere, 

3  So  Urbino  1859  und  Konvent  v.  Loretto  1860,  ständige  Diöcesan  -  Missionare ,  so  einen  solchen 

welche  beide  alle  5  Jahre  wenigstens  geistliche  1,1  Piderborn ,   welcher  vom  Btoohof  angestellt 

Uebungen  in  forma  sacrarum    missionum  ver-  ^,d  und  aus  der  Stiftung  des  Bischof^  Ferdi- 

langen ,  1.  c  6,  70.  799.  801 ;  Paderborn  1867,  „and  II.  (s.  0.  8.  487.  n.  3)  ein  Gehalt  bezieht. 

Arch.f.kath.K.R.20,  100.   Nach  Bordeaux  1860  Gerlach  a.  a  O.  S  30 

sollen  die  Pfarrer  dafür  sorgen,  dm  fftr  ihre  Ge-  «  ^^^  ^^^  ^^'^^^^^  ^ggg  ^  ^  5  gg^    ß^^tj. 

meinden  womöglich  alle  6  oder  7  Jahre,  nach  ^^^  ,   ^  5   5^    Dumont  a.a.  O.S.  22. 

Aix  1850  alle  0 — 10  Jahre  derartige  Missionen  _            .«^^              I    .«^                      ^n«^ 

gehalten  werden.  I.e.  4,  602.  1002.   Der  Konvent  ^^  ^L^LP^'  ^'  S  ^J^^'^  Baltimore  1866; 

der  Bischöfe  Siziliens  v.  1850  wünscht  sogar  in  Cashel  1853,    1.  c.  3,    829.     Falls  Mangel  an 

den  Städten  die  jährliche  Abhaltung  derselben  Priestern  ist,    können  auch  die  Pfarrer  gegen- 

coll.  cit.  6,  818,  und  ebenso  sollen  nach  Prag  1860,  zeitig  in  ihren  Pfarreien  als  Missionspriester  fun- 

Colocza  1863,  1.  c  5,  481.  714  solche,  wenn  an-  «^ren,  Prag  1860. 

gänglich,  zur  Osterzeit  erfolgen.  ^^  Gashel  1863,  s.  auch  0.  S.  465. 

^  Wo  solche  mi»$ione$  ffeneraUs  sich  für  die  ^^  Solche  werden  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
ganze  Diöcese  nicht  ermöglichen  lassen  —  und  gerade  die  Mission  zur  Busse  und  Beichte  anregen 
das  ist  mitnnter  wegen  Mangels  der  erforder-  soll,  und  dass  die  Missionspriester  ihre  Zeit  mög- 
lichen Priester  der  Fall,  sollen  wenigstens  soweit  liehst  der  Predigt  widmen  müssen,  gebraucht 
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pvobatioB  ud  Jnrisdätioii  S  aawie  aaoh  die  etwaigen  VolbBachten  (namestlieh  ftir 
die  Absolation  toh  den  fieservatftUen^)  vorher  vom  Biaehof  einzuholen^. 

AUe  MisaionftpTieeter,  selbst  die  Begulaaren  4,  stehen,  soweit  es  sich  nm  die  Ans» 
Hbang  der  MissionathAti^eit  handelt,  unter  der  Jurisdiktien  dea  Bischofs.  Sie  haben 
siok  daher  den  nftheroA  Anweisungen  desselben  Über  die  Abhaltung  der  Mission  und 
Uber  ihr  Verhalten  dabei  au  ftlgen^. 

m.  Btaatagesetzliche  Vorsehriften.  Während  in  Frankreich  nooh  An- 
&B^  dieses  Jahrhunderts  die  Abhaltung  von  Volkamissionen  auanahmsles  untersag 
war^',  und  diese  Vorschrift;  wenngleich  man  sie  thatsttehlieh  sehr  bald  naßh  ihrem  Eriass 
nieht  mehr  beachtet  hat^,  niemals  angehoben  worden  ist,  also  in  Elsass-Loth- 
ringen  jedenfalls  noch  formell  in  Geltung  steht ,  weisen  die  deutschen  Gesetz- 
gebungen keine  derartigen  Verbote  auf.  Indessen  unterliegen  die  Missionen  in 
Deutschland  zunächst  insofern  Beschränkungen,  als  die  staatsgesetaUchen  Be- 
stimmungen über  öffentliche  Versammlungen  auf  solche  Missionsgottesdienste,  welche 
etwa  ausserhalb  der  Kirchen  im  Freien  gehalten  werden,  Anwendung  finden^.  Ferner 
bedarf  es  in  den  Ländern ,  in  welchen  das  Placet  noch  im  vollen  umfange  besteht, 
der  vorgängigen  Genehmigung  der  Staatsbehörde^,  falls  nicht  etwa  gerade,. wie  z.  B. 
in  Ba lern,  ftlr  die  Missionen  Erleichterungen  gewährt  sind^^,  und  dasselbe  muss 
auch  für  die  Staaten  gelten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Ausübung  ihres 
Gottesdienstes  blos  in  einem  beschränkten  Umfange  zugestanden  ist^^. 

Endlich  kommen  die  für  eine  Beihe  von  Staaten  geltenden  Vorschriften,  welche 
allein  bestimmt  qualificirten  Geistlichen  die  Ausübung  einer  amtlichen  Thätig- 
keit  erlauben  ^^,  und  eine  solche  überhaupt  oder  speciell  die|Abhaltnng  von  Missionen 
ausländischen  Geistlichen  ^^  oder  den  Mitgliedern  bestimmter  Orden undKongregationen 
untersagen,  in  Betracht  i^. 


i  S.  0.  S.  85  ff. 

2  s.  o.  s.  102fr. 

*  S.  Kolner  Verordnung  v.  1866,  Dnmont 
a.  a.  0.  S.  22,  Tgl.  anoh  t.  Vogt,  Samml.  v. 
Verordnungen  fQr  Rottenburg.  S.  375. 

Die  Bischöfe  erhalten  übrigens  auch  vom  Papst 
für  die  Zeit  der  Missionen  die  auf  eine  bestimmte 
Zahl  von  Jahren  beschränkte  Fakultät,  besondere 
Ablässe  zn  gewähren,  Dnmont  a.  a.  0.  S.  23, 
V.Vogts.  376. 

*  Denn  dabei  handelt  es  sich  um  die  Predigt 
und  die  Seelsorge  ausserhalb  ihrer  Klosterge- 
meinde, Trid.  Sess.  XXV.  c  11  de  ref. ,  s.  auch 
0.  S.  458  und  Köln  1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  345. 

5  Eine  Anweisung,  wie  sie  Baltimore  1866, 
coli.  dt.  3,  636  giebt:  „si  antequam  misslonarii 
collectas  aggrediantur  vel  etiam  llbros  pios,  ro- 
saria,  cruces,  monimenta  allaque  huiusmodl, 
in  congregationibus  ubi  fiunt  missiones  vel  per  se 
vel  alios  vendant,  tarn  pastoris  praevium  assen- 
sum ,  quam  ordlnarii  obtineant  approbationem", 
konnte  auch  jeder  Bischof  erlassen. 

6  Dekret  v.  26.  September  1809,  Art.  1 ,  An- 
dr^,  conrs  alphabtftique  de  la  Itfgislation  civile 
eecMsiastique  IV.  ^d.  3 ,  663;  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht  f.  Elsass-Lothringen  1,  320. 

7  Andrtf  l.  c 

8  S.o.  8.  231if. 

9  Vgl.  0.  S.  17. 


10  Da  nach  der  Entschl.  v.  20.  Juni  1851  Nr.  1 
(vgl.  0.  S.  17.  n.  10)  von  den  in  der  Kirche  ab- 
zuhaltenden Missionsgottesdiensten  nur  Anzeige 
an  die  weltliche  Behörde  zu  machen  ist,  vgl.  auch 
0.  S.233.n.2u.Silbernagl,  Verfassg  sämmtl. 
Religionsgenossenschaften  i.  Bayern.  2.  Aufl. 
S.258. 

"  S.  0.  S.  235. 

12  Vgl.  0.  S.  19  ft. 

»3  S.  0.  S.  20  u,  21 ,  namentUch  n.  6.  In  Balem 
ist  nach  der  Anm.lO  oitlrten  Entschliessung  durch 
dieRegiernng  königliche  Genehmigung  für  solche 
ausländische  Geistliche  einzuholen,  welche  zur 
Abhaltung  von  Missionen  verwendet  werden 
sollen ,  vgl.  auch  o.  S.  233 ;  Sibemagl  S.  268. 
Der  bei  Richter-Kahl,  K.  R.  8.  Aufl.  S.  920 
cltlrte  preuss.  Erlass  v.  25.  Februar  1851  ist 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  (s.  o.  S.  21.  n.  6) 
beseitigt 

i*  Vgl.o.  Bd.  II.  S.  510.  Demnach  sind  für  das 
ganze  deutsche  Reich  die  Jesuiten ,  Redempto- 
risten,  Lazaristen  und  Priester  vom  h.  Geiste,  in 
Preussen,  Sachsen  und  Mecklenburg 
alle  Mitglieder  von  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen,  in  Württemberg,  Baden 
und  Hessen  alle  Mitglieder  etwaiger  gesetz- 
widrig eingeführter  geistlicher  Genossenschaften 
oder  der  gesetzwidrig  begründeten  Niederlas- 
sungen der  letzteren  ausgeschlossen. 
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Demnach  ergebt  sich,  dass  in  denjenigen  Staaten,  in  denen  kein  generelles 
Placet  mehr  besteht,  nnd  in  welchen  die  katholische  Kirche  das  Recht  der  öffentlichen 
-Religionsanstlbang  nnd  die  Antonomie  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  besitzt ,  also 
in  Prenssen,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Oldenburg, 
Lippe-Detmold  nnd  Schwarzbnrg-Rndolstadt^  femer  auch  in  Oester- 
r  eich 2  innerhalb  der  Kirchen  nnd  von  den  im  Inlande  zn  amtlichen  Funktionen  be- 
rechtigten Geistlichen  Missionen  abgehalten  werden  dürfen.  Gegen  dieselben  ist  ein 
polizeiliches  Einschreiten '  nnr  auf  Grund  der  allgemeinen  Polizei -Gesetze  statthaft, 
wenn  sich  etwa  ans  der  Abhaltang  solcher  Gottesdienste,  z.  B.  bei  der  flbermlssigen 
Ansammlung  von  Theilnehmem,  eine  Gefahr  ftr  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ord- 
nung herausstellt^,  femer  aber  auch,  falls  etwa  seitens  der  Missionäre  gegen  §.  166 
oder  §.  130*  des  B.  Str.  G.  B.  Verstössen  wird,  im  Geltungsgebiete  des  letzteren  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  derselben  wegen  der  betreffenden  Vergehen  zul&ssig^. 

1  S.  0.  S.  181.  32Ö.  «  Denn  den  allgemeinen  Polizeigesetzen  biet- 

2  S.  0.  S.  17.  n.  8  nnd  S.  236.  n.  1,  wo  aller-  ben  die  Yersammlangen  in  den  Kirchen  immer 
dings  anf  Qnind  des  $.  17  des  Gesetzes  v.  7.  Mai  unterworfen.  Das  versteht  sich  von  selbst,  ist  aber 
1874,  0.  S.  18.  n.  9,  die  Abhaltnng  einer  Mission  noch ansdrüoklich  aosgesproolien  im  B ad.  Gesetz 
verboten  werden  kann.  v.  9.  Oktober  1860.  $.  13,  Abs.  1  nnd  im  Hess. 

3  Vgl.  wegen  Oesterreioh  anch  noch  die  Ges.  v.  23.  April  1875,  die  rechtliche  SteUg.  d. 
vor.  Anm.  In  Württemberg  ist  nach  einem  Kirchen  betr.  Art  4,  Abs,  2.  Für  Prenssen 
£rl.  des  kath.  Kircbenraths  v.  24.  Juni  1853  den  vgL  noch  Rieh  t er  L  Ztsch.  f.  K.  R.  1 ,  120. 
Pfarrern  die  Erstattung  einer  vorgängigen  An-  Wenn  in  dem  Erlass  v.  22.  März  1832  bestimmt 
zeige  vier  Wochen  vor  Abhaltnng  der  Mission  war,  dass  ein  Auftreten  der  Missionare  in  katbo- 
nnter  namentlicher  Bezeichnnng  der  Missionäre  lischen  Gemeinden ,  welche  mitten  in  evangeli- 
ond  nnter  Beifügung  der  Erlanbniss  der  Mission  sehen  Provinzen  liegen,  nicht  geduldet  werden 
seitens  des  Bischofs  vorgeschrieben,  v.  Togt,  könne,  so  hat  die  Regierung  selbst  1863  erklärt, 
Sammig.  v.  Verordnungen  f.  Rottenburg.  S.  375,  dass  dabei  die  Absicht  eines  allgemeinen  und  un- 
damit  die  erforderliche  Genehmigung  für  etwaige  bedingten  Verbotes  nicht  obgewaltet  habe ,  und 
ausländische  Missionäre  (s.  o.  S.  489.  n.  14)  er-  es  ist  auch  praktisch  davon  so  gut  wie  kein  Ge- 


theilt  werden  kann,  eine  Vorschrift,  welche  mit 
Rücksicht  auf  Art.  15  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862 
nicht  für  beseitigt  erachtet  werden  kann. 


brauch  gemacht  worden,  vgl.  a.  a.  0.  S.  121. 
»  S.  0.  S.  477. 


Drittes  Kapitel:  Die  Regelung  und  Leitung  der  Erziehung  und  der  Ausbildung 

des  Klerus^. 

I.    Geschichte, 

§.   230.    A.  Die  Vorbildung  der  Geistlichen  und  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bis 

zum  Konzil  von  Trient. 

I.  DasRömische  Reich  und  die  früheren  Germanenreiche.  So  lange 
die  Wahl  der  kirchlichen  Gemeindebeamten,  der  Bischöfe,  Priester  und  Diakonen 
noch  in  der  Hand  der  Gemeinde  ruhte  ^,  konnte  keine  Rede  davon  sein,  dass  man 
eine  bestimmte  Vorbildung  als  Voraussetzung  ihrer  Wählbarkeit  forderte.  Mani^ählte 
diejenigen,  welche  sich  in  der  christlichen  Gemeinde  durch  Tüchtigkeit  hervorgethan 
hatten,  und  in  der  Wahl  lag  die  Anerkennung  ihrer  Tauglichkeit  3.  Mit  der  Entwick- 
lung des  Bischofsamtes  zu  dem  leitenden  Amte  in  der  Gemeinde,  der  Ausbildung  eines 
besonderen  Elerikalstandes  und  der  Entstehung  einer  Reihe  niederer  und  dienender 
Aemter  unter  dem  Diakonat^  fiel  dem  Bischof  nicht  nur  die  entscheidende  Prüfang  in 
Betreff  der  Aufnahme  der  Kandidaten  für  den  Klerikalstand  anheim  ^,  sondern  es  bot 
sich  auch  die  Möglichkeit  dar,  dieselben  durch  die  Verwaltung  der  niederen  Stellungen 
für  die  Aemter  der  Diakonen,  Priester  und  Bischöfe  vorzubereiten  ö,  und  bei  der  auf- 


1  Giovannnl  dl  Giovanni,  la  storia  de* 
semlnarj  chiericall.  Roma  1747  (Joann.  de 
Joanne,  historia  semlnarlornm  clericalium,  ex 
Ital.  in  Lat.  idloma  translatum.  Aug.  Yindel. 
1787);  Historia  de  los  seminariosclericales.  Sala- 
manca.  1787;  Aug.  Th einer,  Geschichte  der 
geistlichen  Bildungsanstalten.  Mainz  1835;  Th. 
Poüan,  de  seminario  clerlcorum.  Diss.  histor. 
canonica.  Lovan.  1874 ;  De  V^ducation  cl^ricale 
et  des  s^minalres  provlnciaux  in  Anal.  iur.  pontif. 
1855.  p.  664.  1067 ;  ]ßducation  cl^ricale  ibid. 
1858.  p.  281  ff.;  Phillips,  K.R.  7,  88ff.  Hier- 
her gehöriges  Material  findet  sich  auch  in  S  p  e  c  h  t, 
Geschichte  des  Unterrichtswesens  in  Deutsch- 
land. Stuttgart  1886.  S.  femer  Gabr.  Meyer, 
Gesch.  d.  Klosterschnle  v.  St.  Gallen  im  Mittel- 
alter im  Jahrbuch  f.  schweizerische  Geschichte, 
Jahrgang  1886.  10,  33 ff.;  0.  F.  Krabbe,  ge- 
schichtliche Nachrichten  über  die  höheren  Lehr- 
anstalten in  Münster.  Münster  1852 ;  Thoma- 
sin, vetns  et  nova  eccles.  dlsciplina.  P.  I.  IIb. 
111.  c.2r— 6;  P.  11.  IIb.  I.  c. 92— 102;  Wetzer 
und  Weite,  Kirchenlexikon.  1.  Aufl.  10,  46. 

2  S.  Bd.  IL  S.  512;  A.  Harnack,  Ausgabe 
der  Didache,  Leipzig  1884  (Texte  und  Unter- 
suchungen Bd.  IL  Hft.  5).  S.  232  Anmerk. 

3  Die  s.  g.  apostolische  Kirchenordnung  (H  a  r- 
nack  a.  a.  0.  S.  232}  c.  16  stellt  die  Bildung 

HinsehiuB,  Kuchenrecht  IV. 


als  solche  nicht  als  ein  Erfordemiss  für  den 
Bischof  auf.  Es  konnten  also  auch  Lesens-  und 
Schreibens  unkundige  Bischöfe  werden,  rgl.  die 
Unterschriften  unter  dem  Konzil  zu  Ephesus  v. 
449,  Man8i6,  927,  und  Harnack,  über  den 
Ursprung  des  Lektorats  und  der  anderen  niederen 
Weihen.   Giessen  1886.   S.  12.  25. 

*  Bd.L  S.2fr;  0.  Ritschi,  Cyprian  v,  Kar- 
thago. Göttingen  1885.  S.  231.235,  und  nament- 
lich jetzt  die  in  der  vor.  Anm.  a.  E.  angeführte 
Schrift  von  Harnack. 

5  Bd.  IL  S.  616  u.  0.  Ritschi  a.a.O.  S.169. 
Wegen  der  Prüfung  insbesondere  Bd.  I.  S.  107  n.  7. 

e  Vgl.  c.  3  dist.  LXXVII  (s.  die  folgende  An- 
merkung). Es  ist  auch,  namentlich  ehe  sich  die 
spätere  Reihenfolge  der  niederen  ordines  festge- 
stellt hatte,  Torgekommen,  dass  die  Kandidaten 
vor  der  definitiven  Aufnahme  in  den  Klerikal- 
stand zu  Probeleistungen  in  denjenigen  Aemtem, 
welche  sie  später  zu  versehen  hatten,  herange- 
zogen wurden,  Cyprian.  ep.  29,  ed.  Hartel,  p. 
548 :  „  fecisse  me  autem  sclatis  lectorem  Saturum 
et  hypodiaconum  Optatum  confessorem,  quos  lam 
pridem  communi  consilio  clero  proximos  fecera- 
mus,  quando  aut  Saturo  die  paschae  semel  atque 
iterum  lectlonem  dedlmus  aut,  modo  cum  pres- 
by teils  doctoribus  lectores  diligenterprobaremus, 
Optatum  inter  lectores  doctorum  audientium  con- 
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kommenden  Sitte,  schon  Knaben  für  den  geistlichen  Stand  zu  bestimmen  ^  diese  durch 
die  Kleriker  in  dem  nothwendigen  Wissen  zu  unterrichten  und  für  die  Ausübung  der 
kirchlichen  Funktionen  praktisch  auszubilden  2. 

In  Folge  der  Einführung  der  vita  communis  bei  einer  Reihe  von  Kathedralen^ 
wurde  auch  das  Zusammenwohnen  der  Knaben  mit  den  jüngeren  Klerikern  ^  und 
damit  eine  Erleichterung  der  Ausbildung  derselben  ermöglicht.  Dass  die  oberste 
Leitung  dieser  Vorbereitung  in  den  Händen  des  Bischofs  lag,  kann  bei  den  Einrieb* 
tungen  der  letzteren  Art  nicht  zweifelhaft  sein,  und  folgt  für  die  Kirchen,  bei  welchen 
ein  gemeinsames  Leben  des  Klerus  nicht  statthatte,  ebenfalls  aus  der  Stellung  und 
den  Rechten  des  Bischofs.  Auch  wird  diese  Annahme  durch  die  freilich  spärlichen 
Vorschriften  aus  dem  6.  und  7.  Jahrhundert  für  Spanien,  welche  ein  Zusammenwohnen 
der  dem  geistlichen  Stande  gewidmeten  Knaben  unter  Aufsicht  des  Bischofs  und  unter 
Leitung  eines  besonderen  Vorstehers  anordnen,  bestätigt  ^. 

Abgesehen  von  diesen  Einrichtungen,  welche  als  die  Vorläufer  der  späteren 
Seminarien  betrachtet  werden  können^,  erhielten,  wenigstens  in  Italien  und  Südgallien, 
die  jüngeren  Eleriker  auf  dem  Lande  durch  die  Priester  (Pfarrer)  derjenigen  Kirchen, 


stitulmus,  examinantes,  an  congmerent  illis  om- 
nia ,  quae  esse  deberent  in  Ms  qui  ad  clerum 
parabantur";  vergl.  dazu  Ritschi  S.  171  ff.; 
Harnack,  Lektorat  S.  öff. 

1  Ep,  Siricii  ad  Hirn.  a.38ö.  c.9,  CouBtant, 
p.  633  (c,  3  Dlst.  LXXVII):  „Qulcumqne  ita- 
que  86  ecclesiae  vovit  obsequils  a  sua  infantia 
ante  pnbertatis  annos  baptlzari  et  lectorum  debet 
mlnisterio  sociari . .  Qui  vero  iam  aetate  grandae- 
vus  .  .  ex  laico  ad  sacram  militiam  perreDlre 
festinat,  desiderli  buI  frnctum  non  aliterobtineblt, 
nisi  eo  quo  baptizatur,  tempore,  statim  lectorum 
aut  exorcistorum  uumero  societui .  . . " ;  vgl.  fer- 
ner ep.  Zosimi  ad  Hesych.  a,  418.  c.  3,  l.  c.  p. 
970;  ep.  Leon.  I.  a.  446?,  ed.  Baller.  1,  673: 
„Merito  sanctorum  patrum  venerablles  sanctlo- 
ues  .  .  eos  dem  um  idoneos  sacris  administratio- 
uibus  ceuBuerunt,  quorum  omnis  aetas  a  pueril!- 
bus  exordiis  usque  ad  provectiores  annos  per  dis- 
ciplinae  ecclesiasticae  stipendia  cucurrisset.  ^ 

3  Das  lässt  sich  aus  den  in  der  vor.  Anmerk. 
citirten  Stellen  entnehmen.  S.  auch  Socrat.  bist, 
eccles.  I.  15:  „Töxe  Bi?)  xal  'A>i?av^po;  6   -njc 

T^  dxxXTjoiqt  Ä^gaOai  toö;  tcaiSa?  xotl  7cai5e(ac 
jj^rcotXafjipdlveiv,  d^aiplrco?  hk  xov  'A^ivcioiov  Eira 
dv  TcXeta  Yevö(xevov  i^Xixiqi  xai   6ic£xovon   x^'P°~ 

Tovifjoa;  .  .  " 

3  Vgl.  Bd.  II.  S.  50, 

*  Vgl.  namentlich  in  Betreff  AugustljiB  Bd.  II. 
S.  51  n  1  (auch  Poüan,  p.  i4ff.).  Wenn  Au- 
gustin in  serm.  356  (a.  a.  0.  S.  f>0  n.  8)  de  vlta 
et  moribuB  clerinorum  nur  von  Priestern,  Diako- 
nen und  Subdiakonen,  als  Zugehörigen  seines 
Klosters  spricht,  so  zeigt  ep.  269  c.  3,  Migne 
patrol.  33.  954:  ^adolescentem  Antonium  ...  in 
mouasterio  quidem  a  uobis  a  parvula  aetate  nutri- 
tum,  sed  praeterlectionis  officium  nnllis  dertcatus 
gradibus  et  laboribua  notum",  dass  trotzdem  die 
Annahme  des  Textes  gerechtfertigt  ist,   s.  auch 


Phillips  7, 94.  Vgl.  überhaupt uochTh einer, 
S.  10  ff. 

5  Toledo  II  V.  531  (Bd.  UI.  S.  475  n.  5)  c.  1 
(c.  5  Dlst.  XXVIII):  ^De  bis  quos  Toluntag 
parentum  a  prloris  infantiaeannlB  olericatns  of&cio 
manciparit,  hoc  statuimus  observandum,  ut  mox 
detonsl  vel  ministerio  electorum  (richtiger  ist 
die  Lesart :  lectorum)  cum  traditi  f  uerint,  in  domo 
ecclesiae  sub  episcopali  praesentla  a  praeposito 
sibi  debeant  erudiri.''  Die  Relcbssynode  v.  To- 
ledo (IV  v.  633)  ordnet  an,  c.  23,  dass  die 
Priester  und  Leviten  „in  conclavi  episcopi'^  woh- 
nen Süllen  und  c.  24  (c.  1  0.  Xll.  qu.  1) :  „ut 
si  qui  puberes  (die  Lesart  bei  Gratiau :  impaberes 
und  die  dritte:  pueri  In  cod.  Salisburg.  S.  Petri 
IX.  32,  Pbillips7,  96  u.  22  scheint  mir  gerade 
unrichtig,  denn  es  bandelt  sich  um  jüngere,  über 
14jährige  im  Gegensatz  zu  den  vorhin  erwähnten 
Priestern  und  Leviten)  aut  adolescentes,  omnes 
in  uno  conclavi  atrli  commorentur,  ut  lubrlcae 
aetatis  annos  ....  in  dJscipllnis  eccleslastlcis 
agant  deputati  probatisBimo  seniori  quem  et  ma- 
gistrnm  doctrinae  et  testem  vltae  habeant ;  quod 
si  aliqui  ex  lils  (d.  h.  von  den  adolescentes,  ein 
Wort,  welches  im  Eingang  der  Stelle  offenbar  all- 
gemein für  jüngere  Leute  genommen  wird),  pu- 
pllli  existunt,  sacerdotali  tutela  foveantur  .  .  . 
Qui  autem  bis  praeceptis  reluctaverint,  mona- 
steriis  deputentur'' ;  setzt  dabei  offenbar  voraus, 
dass  sich  dieses  Erziehungshans  ebenfalls  am 
Bis'hofsBitze  befindet. 

0  DaBs  das  Konzil  von  Nlcaea  schon  die  Spuren 
von  Seminarien  aufweist,  ergiebt  der  unechte 
c.  59  der  aus  dem  Arabischen  gemachten  latei- 
nischen Uebersetzung (Hardouln  t, 488) selbst- 
verständlich  nicht,  da  diese  Kanones  nicht  Dicä- 
nisch  sind.  —  Ueber  die  theologische  Schule  v. 
Edessa,  welche  die  eigentliche  Pflanzschnle  des 
Persischen  Klerus  war  und  489  aufgehoben  wor- 
den  Ist,  vergl.  König  In  Wetzer  u.  Weite  , 
Kir.:benlexlkon,  2.  Aufl.  4,  121.  122. 
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denen  sie  zur  Hülfsleistnng  zugewiesen  waren  ^  die  erforderliche  Anweisung  und  den 
nöüiigen  Unterricht.  Endlich  dienten  auch  seit  dem  4.  Jahrhundert  die  ElOster  als 
Vorbereitungsstätten  für  die  Kleriker,  da  schon  in  dieser  Zeit  die  Erziehung  und 
Ausbildung  derselben  in  den  Klöstern  als  eine  besonders  geeignete  Vorbereitung  für 
den  Klerikalstand  angesehen  wurde  ^. 

Da  sowohl  die  einzelnen  Priester,  wie  auch  die  Klöster  in  der  damaligen  Zeit 
der  Jurisdiktion  des  Bischofs  unterworfen  waren,  so  ergiebt  sich,  dass  im  römischen 
Reiche  und  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegründeten  Oermanenreichen^ 
die  oberste,  entscheidende  Leitung  der  Vorbildung  der  Kleriker  dem  Bischof  zustand, 
und  dass  dieser,  soweit  nicht  etwa  die  wenigen  in  Betracht  kommenden  Provinzial-  *, 
Primatial-  ^  oder  Reichss3rnoden  ®  Vorschriften  erlassen  hatten,  die  näheren  Bestim- 
mungen in  der  gedachten  Beziehung  zu  treffen  befugt  war. 

Andererseits  findet  sich  aber  kein  Anhalt  dafür,  dass  die  erforderliche  Aus- 
bildung für  den  Elerikalstand  auf  dem  einen  oder  anderen  der  bezeichneten  Wege 
erworben  werden  musste,  vielmehr  reichte  offenbar  der  Nachweis  genügender  Kennt- 
nisse bei  der  vor  der  Ordination  vorzunehmenden  Prüfung  aus,  gleichviel,  auf  welche 
Weise  sich  der  Kandidat  diese  erworben  hatte  ^.  Dafür  spricht  femer  der  Umstand, 
dass  die  Geistlichkeit  die  Hauptträgerin  der  Bildung  in  dem  sinkenden  römischen 
Reiche  und  in  den  neu  entstandenen  Oefmanenreichen  war,  also  von  der  strengen 
Scheidung  einer  weltlichen  und  einer  geistlichen  Vorbildung  nicht  die  Bede  sein 
konnte,  wie  denn  auch  die  nicht  ausschliesslich  für  die  geistliche  Erziehung  be- 
stimmten Schulen  vielfach  von  Geistlichen  geleitet  wurden  ^. 

II.  Während  der  karolingischenZeit  hat  sich  in  den  gedachten  äusseren  Ein- 
richtungen im  Wesentlichen  nichts  geändert.  Die  Hauptbildungsstätten  für  die  Heran- 


1  Konzil  II  V.  Vaison  v.  529  (s.  Bd.  III.  S.  den  geistlichen  Beruf  gewidmet  waren,  unter- 
512  n.  9)  c.  i:  „  .  .  placuit,  ut  omnes  presbyteri  lichtet  wurden,  Gregor.  Turon.  vitae  patruni 
qui  sunt  in  parocMls  constituti,  secundumcou-  Till.  2 :  „. . .  praesblterii  honoie  praeditus  (Nice- 
Buetudinem  quam  per  totam  Itallam  tius,  später  Bischof  v.  Lyon,  552 — 573)  .  .  . 
saluhriter  tenerl  cognovimus,  luniores  semper  manibus propriis  operabatur  cum  famulis 
lectores  quautoscumque  sine  uxore  habuerint,  .  .  .  lUud  omnino  studebat,  ut  omnes  pueros  qui 
8ecumindomoubiipsihabitarevidentur,Tecipiant  in  domo  eins  pascebantur,  ut  primum  . . .  loqui 
et  eos  quomodo  boni  patres  spiritualiter  nutilentes  potuissent,  statim  lltteris  doceret  ac  psalmis 
psalmos  parare,  divinis  lectionibus  Insistere  et  in  Imbiieret;  scilicet  ut,  cum  ad  implendum  cursum 
lege  domini  erudire  contendant,  ut  et  sibi  dignos  Oratorium  fulsset  ingressus,  tale  iungeretur  psal- 
successores  provideant  et  a  domino  praemia  lentinm^  ut  tarn  antephonis  quam  meditationibus 
aetema  recipiant.cr  dlversls*,    ut    devotio   flagitabat    aiiimi,    possit 

2  ep.  Siricil  ad  Him.  cit  c  13  (o.  27  C.  XVI.  implere«. 

qu.  1) :  „Monachos  quoque,   quos  tamen  morum  ♦  S.  Toledo  II  v.  631  cit. 

grayitas  et  vitae  ac  fldei  institutio  sancta  com-  5  Vgl.  Vaison  II  v.  529  cit. 

roendat,  etoptamus  etvolumus  clericorum  offtciis  ®  S.  Toledo  IV  t.  633  cit. 

aggregari,  ite  ut  qui  intra  XXXum  aetatls  an-  ^  Denn  die  einschlägigen  älteren  Kanones  ver- 

num  ^unt,  in  minoribus  per  gradus  singulos  eres-  langen  nichts  derartiges  für  die  Zulassung  zur 

eente  tempore  promoveantur  ordinibus  .  .";   ep.  Ordination,  s.  auch  Bd.  I.  S.  107  n.7.   Darüber, 

Innoc  ad  Victor.  Rotom.  a.  414,  c.lOGoustant,  dass  es   auch  im  Merowingerreich  Schulen  für 

p.  753  (c.  3  G.  XVI.  qu.  1).    Vgl.  auch  Poüan  Knaben  gab,  in  denen  wenigstens  ein  Theil  der 

p.  60  und  Eiselt,  Dom- und  Klosterschulen  in  erforderlichen     Vorbildung     erworben     werden 

Wetz  er  und  Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  konnte,  s.  Gregor.  Turon.  vitae  patr.  XX.  n.  1:  „Qui 

3,  1961.  fb.  Leobardus)  tempore  debito  cum  reliquis  pueris 

^  Für  das  merowingisr.he  Reich  ergiebt  Gregor  ad  scolam  missus,  quappiam  de  psalmis  memoriae 

von^ Tours,  dass  die  zum  geistlichen  Stand  be-  cx>mmendavit,  et  nesciens,  se  clericum  futurum, 

stimmten  Knaben  vielfach  durch  den  Archidiakon,  iam   ad    dominicum   parabatur  innocens    mini- 

also  bei  der  Kathedrale,  s.  Bd.  II,  S.  186.  n.  4,  sterium"  und  Specht  S.  2  flf. 

aber  auch  durch  einzelne  Priester,   wenngleich  ^  S.  Thomas  sin  1.  c.  c.  93  cit.  und  Specht 

zum  Theil  mit  anderen  Knaben,  welche  nicht  für  S.  2  ff. 
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Ziehung  der  zakünftigen  Kleriker  blieben  die  bei  den  Kathedralen  nnd  die  in  den 
Klöstern  errichteten  Schulen  ^  Daneben  hielten  aber  auch  in  manchen  Diöcesen  die 
Pfarrer  und  Priester  Schulen  auf  dem  Lande  oder  gaben  Knaben  und  jüngeren  Leuten 
Anweisung)  so  dass  diese  wenigstens  lesen  und  schreiben  lernen  und  die  nothwendige 
Ausbildung  für  die  Verrichtung  der  niederen  geistlichen  Funktionen  erlangen  konnten  2. 
Aber,  wenngleich  die  Oberleitung  der  einzelnen  Schulen,  ebenso  wie  früher,  den 
Bischöfen  verblieb,  so  trat  doch  jetzt  insofern  eine  Aenderung  ein,  als  ihnen  nunmehr 
die  Bestimmung  über  das  Unterrichtswesen  ^  dadurch  entzogen  wurde,  dass  Karl  d. 
Gr.  ^,  freilich  im  vollsten  Einverständniss  mit  der  Geistlichkeit  *,  die  Regelung  des 
Bildungswesens  selbst  in  die  Hand  nahm,  und  die  von  ihm  an  seinem  Hof  einge- 
richtete Schule,  welche  der  Pflege  der  Wissenschaften  überhaupt  gewidmet  war,  die 


1  Was  die  K  a  t  h  6  d  T  al  6  n  betiifift,  so  setzt  die 
s.  g.  Regel  Ghrodegangs  y.  Metz  (a.  760,  Bd.  II. 
S.  52  und  dazu  noch  Oelsner,  Jahrb.  d.  frank. 
Kelch»  u.  Konig  Pippin  S.  225)  c.  2r  »Pneri 
parvl  vel  adolescentes  in  oratorio  yel  ad  men- 
sas  cnm  disclpllna  ordlnes  suos  custodiant:  foras 
antem,  nbi  et  nbi  costodlam  habeant  dlBclpli- 
nam'^  das  Bestehen  einei  Schule  für  Knaben 
voraus,  was  die  Aachener  Regel  v.  817,  Bd.  II, 
S.  52.  100  n.  7,  bestätigt.  Da  die  letztere  sich 
auch  auf  die  Kolleglatstiftei  bezog,  so  war 
überall  da,  wo  die  canonica  Tita  in  Uebung  stand 
(vgl.  auch  Bd.  II  S.  52  n.  2),  die  Existenz  von 
Schulen  gesichert.  Allgemein,  ohne  Rücksicht 
auf  das  gemeinsame  Leben,  ist  die  Einführung 
von  Schulen  (abgesehen  von  der  s.  g.  Neuohinger 
Pastoral-Instruktion  v.  774,  Westenrieder 
Beitr.  1 ,  22,  welche  gegen  H  e  f  e I e ,  Conc.  Gesch. 
3, 617  für  unecht  zu  erachten  ist,  vgl.  Rettberg, 
Deutschlands  Kirchengesch.  2,  227  u.  Merkel 
In  LL.  2,  246)  allgemein  gefordert  in  den  Admon. 
gener.  Caroli  M.  v,  789,  c.  72,  Boretius  1, 
59 :  „Sacerdotibus.  —  £t  ut  scolae  legentium 
puerorum  flaut.  Psalmos,  notas,  cantus,  compo- 
tum,  grammaticam  per  singula  monasteria  vel 
episcopla  et  libros  catholicos  bene  emendate'^', 
vgl.  auch  eiusd.  ep.  de  litteris  colendis  v.  780 — 800, 
l.  c.  1,  79. 

Ausser  den  Kathedralen  kommen  namentlich 
seit  der  Mission  des  Bonifacius  die  von  diesem 
und  seinen  Schülern  gestifteten  Klöster  in  Be- 
tracht, denen  nicht  nur  die  von  den  Eltern  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben  (pueri  oblati), 
sondern  auch  andere,  namentlich  solche,  welche 
später  Geistliche  werden  sollten,  anvertraut 
wurden,  ep.  Bonifaeii  64.  84,  Jaf  f^  mon.  Mo- 
gunt.  p.  183,  231 ;  Sp  echt  S.  9  ff.,  für  die  Zeit 
Karls  d.  Gr.  s.  Alcuin.  ep.  78,  Jaff^,  mon.  Al- 
cuin.  p.  345  (betreffend  die  Schulen  im  Martins- 
kloster zu  Tours),  Admon.  c.  72  cit. ;  cap.  Theod. 
Aurel.  u.  797,  c.  19,  Mansi  13,  993:  „Sl  quis 
ex  presbyteris  voluerit  nepotem  suum  aut 
aliquem  consanguineum  ad  scholam  mittere  in 
ecclesia  s.  Crucls  aut  in  monasterio  s.  Aniani  aut 
s.  Benedicti  aut  s.  Litardi  aut  in  ceteris  de  hia 
coenobiis  quae  nobis  ad  regendum  concessa  sunt, 
ei  licentlam  id  faciendi  concedimus^;  vgl.  auch 
Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  574. 

2  Cap,  depresbyt.  admonend.  c. Ö,  Boretius 
1,  238:  „ut  ipsi  presbyteri  tales  scholarios  ha- 


beant. i.  e.  ita  nutritos  et  Insinuatos,  ut  si  forte 
eis  contingat  non  posse  occurrere  tempore  com- 
petenti  ad  ecclesiam  suam  offlcil  gratia  persol- 
vendi,  i.  e.  tertiam,  sextam,  nonam  et  vesperas 
ipsi  scholari  et  Signum  in  tempore  suo  pulsent 
et  officium  honeste  deo  persölvanf' ;  Theodulph« 
Aurel.  cap.  cit.  c.  20,  Mansi  13.  933,:  „Pres- 
byteri per  villas  et  vicos  scholas  habeant,  et  si 
quilibet  fidelium  suos  parvulos  ad  di^cendas 
literas  eis  commendare  vult,  eos  suscipere  et 
docere  non  renuant,  sed  cum  summa  caritate  eos 
doceant .  .'' ;  vgl.  auch  Gesta  abbat.  Fontanell. 
c.  16,  SS.  2,  292:  „Sub  huius  tempore  (des  Abtes 
Gerold  787 — 806)  . . .  presbyteregreglus,  nomine 
HarduinuB  florebat,  qui  in  cella  martyris  Satur- 
nini .  .  .  ob  gratlamvitae  contemplativaeremotior 
degens  .  .  .  plurimos  arithmeticae  artis  disci- 
plina  alumnoB  imbuit  et  arte  scriptorla  erudlvit^. 
Auf  Kandidaten,  welche  in  solchen  Schulen,  jeden- 
falls nicht  in  der  Kathedralschule  gebildet  waren, 
bezieht  sich  offenbar  der  Vorschlag  der  Synode 
v.  Tours  V.  813  (Bd.  III.  S.  550)  c  12,  Mansi 
14,  85 :  „Presbyterum  ordinär!  non  debere  ante 
legitimum  tempus,  h.  e.  XXXum  aetatis  an- 
num,  sed  priusquam  ad  consecrationem  presby- 
teratus  accedat,  maneat  in  eplscopio,  discendi 
gratia  officium  suum,  tamdiu  doneo  possint  et 
mores  et  actus  eins  animadverti.  Et  tum  al 
dignua  fuerit,  ad  sacerdotium  promoveatui^. 

3  S.  0.  S.  493. 

^  S.  die  Admon.  gen.  c.  72  cit  und  die  oit  ep. 
de  litteris  colendis  (s.  0.  Anm.  1  a.  E.).  Sind  auch 
die  der  Zeit  Karls  d.  G.  angehörigen  interroga- 
tiones  examinationis  und  quae  a  presbyteris  dls- 
cenda  slnt,  Boretius  1.  c.  234  und  235  sicher- 
lich keine  Erlasse  desselben,  so  rühren  sie  doch 
aus  den  Kreisen  der  damaligen  Geistlichkeit  her 
und  geben  sowohl  Aufschluss  darüber,  wie  man 
des  näheren  die  Vorschrift  des  cit.  c.  72  ver- 
standen hat,  als  auch  darüber,  was  die  einzeliiea 
Priester  zu  lernen  hatten,  was  ihnen  also  auch 
in  den  Schulen  gelehrt  werden  musste. 

5  Vgl.  z.  B.  die  Vorbeieitungssynode  v.  0ha- 
lons  V.  813,  Mansi  14,  94:  „Oportet  etiam,  ut 
sicut  dom.  Imperator  Oarolus  ....  praecepit, 
scholas  constituant,  in  quibus  et  litteras  sollertia 
disciplinae  et  sacrae  scripturae  doeumenta  dls- 
cantur  et  tales  ibi  erudiantur,  quibus  merito 
dicatur  a  domino  :  Vos  estis  sal  terrae**;  Abel- 
Simson2,  566  ff. 
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Bildungsstätte  fOr  einen  grossen  Theil  derjenigen  Männer  wurde,  welche  später  die 
bedeutenderen  Bisthttmer  und  Abteien  verwalteten  K 

Auch  unter  den  Nachfolgern  Karls  d.  Gr.,  namentlich  unter  Ludwig  d.  Fr.,  be- 
hielt die  weltliehe  Oewalt  die  oberste  Verfügung  über  das  Bildungswesen  in  ihrer  Hand. 
Denn  auf  Anregung  des  Kaisers  hatte  die  Qeistlichkeit,  wohl  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Anordnungen  Karls  d.  Gr.  theilweise  nicht  zu  vollkommener  Durchführung 
gelangt,  theilweise  aber  wieder  in  Vergessenheit  gerathen  waren,  geeignete  Vor- 
schläge zur  Wiederbelebung  der  Mheren  Einrichtungen,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Schulen  bei  den  Kathedralen  und  für  die  Bisthümer  zu  machen^.  Und  wenn  sie 
dann  auch  ihrerseits  die  Errichtung  öffentlicher  Schulen  für  Geistliche  und  Laien  ^  zur 
gleichzeitigen  Pflege  der  freien  Künste  und  theologischen  Disciplinen,  sowie  zur  Aus- 
bildung geeigneter  Lehrer  vom  Kaiser  forderte^,  so  sind  derartige  Anstalten  doch 
schwerlich  in  das  Leben  gerufen  worden^,  und  ebensowenig  kann  die  Errichtung  der 
Diöcesanschulen  in  erheblichem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt  sein  ^. 


1  Abei'Simaon  a.  a.  O.  2,  576  ff.; 
Wattenbach,  Deutschlands  Geschichtsquellen. 
5.  Aufl.  1885.  1,  147,  148. 

^  Hierher  gehören  die  capltula  ab  episcopis 
Attlniaci  data  a.  822,  Boretius  1,  357  (vgl. 
Slmson,  Lndw.  d.  Fr.  1,  180)  c.  3:  „Scolas 
aatem,  de  qnibns  hactenns  minus  Studiosi  ful- 
mus,  quam  debueramus,  omnino  studiosissime 
emendare  cupimus,  quaiiter  omnis  homo  sive 
maioris  sive  minoris  aetatis,  qui  ad  hoc  nutritur, 
nt  in  aliquo  gradu  in  eccIesiapromoTeatur,  locum 
denominatum  et  maglstrum  congiuum  habeat. 
Parentee  tarnen  vel  domini  singulorum  de  victu 
Telsubstantia  coipoiali  undesubsistantproiridere 
studeant,  quaiiter  solacium  habeant,  ut  propter 
veram  inopiam  doctrinae  studio  non  recedant. 
Si  yero  necessitas  fuerit  propter  amplitudinem 
parrochiae,  eo  quod  in  uno  loco  colligi  non  pos- 
sunt  propter  administrationem  quam  eis  procu- 
ratores  eoram  providere  debent,  flat  locis  duobus 
aut  trlbus  vel  etiam  ut  necessitas  et  ratio  diota- 
Terit",  e.  4.:  ,^Sed  quia  omnimodis  doctrina 
minus  utiliter  agltur,  si  quaiiter  his  qui  docere 
debeant  discendi  oportunitas  non  ordlnatui, 
necesse  est,  ut  his  praesulibus,  quibus  omni- 
modis  agendl  facultas  aut  funditus  aut  certe  magna 
ex  parte  per  dioceses  suas  deest,  a  dominis  rerum, 
quaiiter  id  fleri  congrue  possit,  proyideatur^. 

3  cono.  Paris,  a,  829.  üb.  III.  c.  12,  Mansi  14, 
599 :  „  Similiter  obnixe  celsitudini  suggerimus, 
ut  morem  paternum  sequentes,  saltem  in  tribus 
congruentissimis  imperii  vestri  locis  scholae 
publicae  ex  Testra  auctoritate  flaut,  ut  labor  patrls 
Testri  et  yester  per  incuiiam,  quod  absit,  labe- 
factaiido  non  depereat.  Qnoniam  ex  hoc  facto 
magna  utllitas  et  honor  s.  dei  eoclesiae  et  Yobis 
magnum  mercedis  emolamentum  et  memoria 
sempiterna  accrescet";  dasselbe  Worms  829 
petitio  episcop.  o.  4,  LL.  1,  339. 

*  Denn  die  Bischofsschulen  (s.  Anmerk.  2) 
können  umsowenigex  gemeint  sein,  als  das  Konzil 
von  Paris  auch  von  diesen  handelt  (s.  unten 
Anmerk.  6).  Offenbar  sind  Schulen  gemeint, 
wie  die  unter  Karl  d.  Gr.  zu  Tours  bestehende, 
vgl.   Rettberg,    Kirchengeschichte  Deutsch- 


lands 2,  799;  Specht  S.  37;  Simson,  Ludw. 
d.  Fr.  1,  319. 

5  Bekannt  ist  daräber  nichts,  und  die  wachsende 
Zerrüttung  des  Reiches  erklärt  es  hinreichend, 
dass  die  Ausf&hrung  unterblieben  ist.  Auch  die 
erneuerte  Forderung  der  Synode  v.  Langres  v.859, 

c.  10,  Mansi  15,  539:  .  .  .  ^constituantur  un- 
dique  scholae  publicae,  seil.,  ut  utriusque  eru- 
ditionis  et  divinae  et  seil,  humanae  in  ecclesia  dei 
fructus  valeat  accrescere'^  wo  vorher  ebenso  wie 
schon  zu  Valeuce  855  c.  18,  Mansi  15,  11,  über 
das  Darniederliegen  der  Studien  geklagt  wird, 
beweist  dies.   Wegen  der  Hofschule  unter  Ludw. 

d.  Fr.  s.  Simson  a.  a.  0.  2,  255. 

0  Vgl.  die  admonitio  p.  823—825,  Bore- 
tius 1,  304:  „Scolae  sane  ad  fllios  et  ministros 
ecclesiae  instiuendos  vel  edocendos,  sicut  nobis 
praeterito  tempore  ad  Attiniacum  promisistis  et 
vobis  iniunxlmus,  in  congruis  locis,  ubi  necdum 
perfectum  est,  ad  multorum  utilitatem  et  profec- 
tum  a  vobis  ordinari  non  neglegantur^;  Paris  829 
Hb.  I.  30,  Mansi  14,  558:  „Jam  dudum  .  .  .  a 
domino  Ludovioo  (s.  die  vorhergehende  admonitio) 
iussum  et  admonitum  est,  ut  rectores  ecclesiarum 
in  ecclesiis  sibi  commissis  strenuos  milites 
Christi,  quibus  deus  placari  posset,  praeparent 
et  educarent . . .  Sed  super  hac  eiusdem  principis 
admonitione,  immo  iussione  anonnuUis  rectoribus 
tepide  ac  desidiose  hactenus  actum  est.  Unde 
Omnibus  nobis  visum  est,  et  abhinc  postposita 
totius  corporis  negligentia  ab  omnibus  diligentior 
in  educandis  et  erudiendis  militibus  Christi  vigi- 
lantior  adhibeatur  diligentia  et  quando  ad  provin- 
ciale  concilium  ventum  fuerit,  unusquisque  recto- 
rum  ....  soholasticos  suos  eidem  concilio  adesse 
fadat,  ut  suum  solers  Studium  circa  divinum  cul- 
tum  omnibus  manifestum  fadaf  '  (d.  h.  zur  Kontrole 
der  Durchführung  sollen  die  Bischöfe  die  Lehrer 
mit  zum  Provlnzial-Konzil  bringen). — Vergl.  fer- 
ner Flodoard.  bist.  Remens.  IV.  9,  SS.  13,  574 : 
„  ,  .  .  presul  honorab.  Fulco  (882—900)  .  .  . 
duas  soolas  Remis  cauonicorum  scilicet  loci  atque 
ruralium  clericorum,  iam  pene  delapsas,  resti- 
tuit  et  evocato  Remiglo  Autisiodorense  magistro, 
liberalium  artium  studiis  adolescentes   clericos 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  230. 


Nicht  minder  griff  die  weltliche  Gewalt  insofern  ein,  als  sie,  allerdings  im  vollen 
Einverständniss  mit  den  massgebenden  Anschauungen  in  den  Kreisen  des  Ordens- 
klerus, die  Anordnung  erliess,  dass  künftighin  in  den  Klöstern  allein  für  die  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben,  nicht  aber  für  andere  Schule  gehalten  werden 
sollte  K  Nur  die  Fürsorge  für  die  Priester-  und  Pfarrschulen  auf  dem  Lande  ^  blieb 
lediglich  der  Geistüchkeit  überlassen  ^. 

in.  Die  Zeit  vom  9.  bis  12.  Jahrhundert.  Mit  der  karolingischen  Zeit, 
während  welcher  in  Italien  schon  die  kirchliche  Gesetzgebung  für  die  Förderung 
des  Schul-  und  Bildungswesens  thätig  gewesen  war*,  hört  jede  Betheiligang  der  welt- 
lichen Gesetzgebung  dabei  auf,  und  noch  für  mehrere  Jahrhunderte  sind  es  wieder, 
wie  früher,  die  partikulären  und  lokalen  kirchlichen  Organe,  welche  die  Vorbildung 
der  Geistlichen  ausschliesslich  in  die  Hand  nehmen  und  regeln. 

Die  Bildungsanstalten  bleiben  wie  in  älterer  Zeit  die  Kloster-,  Dom-  und  Stifts-, 
sowie  die  Pfarr-  und  Priesterschulen  auf  dem  Lande. 


exerceil  fecit.  Sed  et  Hucbaldum  s.  Amandl 
monachnm,  Timm  quoqne  disciplinis  sophicis 
nobiliter  ernditum,  acceseivit  et  eccleBiam  Re- 
mensem  pTOclaiis  illustravit  doctrinis''. 

1  S.  das  behufs  Refoim  der  Klöster  zu  Aachen 
erlassene  capit.  monastlc.  t.  817,  c.  45,  B er  e  tius 
1, 346  :  „Ut  scola  In  monasterio  non  habeatnr,  nisl 
eornm  qni  oblati  sunt".  Nach  Specht  S.  34  fT. 
soll  der  Wirkungskreis  der  Dom-nnd  Stiftsschulen 
durch  die  Aachener  Regel  y.  817  c.  135  (Bd.  U. 
S.  100  n.  7)  ebenfalls  auf  die  scholares  canonici, 
d.  h.  „auf  die  geringe  Anzahl  von  Knaben ,  die 
durch  ihre  Aufnahme  zugleich  Präbendare  des 
Stiftes  geworden  und  für  die  Zukunft  die  Anwart- 
schaft hatten,  in  den  Besitz  von  höheren  Pfründen 
des  Stiftes  zu  gelangen  '^^  eingeschränkt  worden 
sein,  und  die  dadurch  erfolgte  Beschränkung  der 
Schulen  zu  den  Massnahmen  von  Attigny  (s.  S. 
495.  n .  2)  geführt  haben.  Die  citirten  Erklärungen 
zu  Attigny,  zu  Paris  und  die  Ludwigs  d.  Fr.  (s. 
S.  495.  n.  6)  bezeichnen  aber  als  Hauptgrund  des 
Verfalles  der  Schulen  den  mangelnden  Eifer  und 
die  Gleichgültigkeit  der  Geistlichen,  welche,  wie 
die  Vorschläge  über  die  zukünftige  Unterhaltung 
der  Schulen  und  die  Bitte  an  den  Kaiser,  seiner- 
seits scholae  publicae  zu  errichten,  ergeben,  zum 
Theil  aus  Mangel  an  den  nöthigen  Geldmitteln 
oder  auch  aus  der  Unlust ,  sie  für  solche  Zwecke 
zu  verwenden,  hervorgegangen  Ist.  Ueberdies 
enthält  die  Aachener  Regel  ein  dem  citirten 
Kapitular  entsprechendes  Verbot  nicht,  wie 
denn  auch  Specht  bei  seiner  Annahme  eine 
Entwicklungsstufe  der  Kapitelsverfassung  voraus- 
setzt, welche  diese  in  der  karolingischen  Zeit 
noch  nicht  erreicht  hat.  Dagegen  soll  selbstver- 
ständlich nicht  geleugnet  werden,  dass  in  dieser 
Zeit  allerdings  an  einzelnen  Orten  eine  Trennung 
der  Domschuleu  in  eine  für  die  Kanoniker  und 
eine  für  die  übrigen  Diöcesan-Geistlichen  vor- 
gekommen ist,  s.  S.  495.  n.  6. 

2  S.  0.  S.  494. 

3  Hincmar.  capit.  inquisit.  v.  852.  c.  11, 
M  an  8  i  15,  480 :  „Si  habeat  (presbyter)  clericum, 
qui  possit  teuere  scholam  aut  legere  epistolam 
ant  canere  valeat,  prout  necessarium  sibi  videtur'^ ; 
HerardlTuron.  v.858.  c.  17,  I.e.  16app.  p.679: 


„Ut  Bcholas  presbyteri  pro  posse  habeant  et 
libros  emendatos'';  Walterl  Aurelian.  v.  871. 
c.  6,  1.  c.  15,  506:  „Ut  unusqulsque  presbyter 
suum  habeat\  clericum,  quem  religiöse  educare 
procuret,  et  si  possibilitas  Uli  est,  scholam  in 
ecclesia  sua  habere  non  negligat  solerterque  ca- 
veat,  ut  quosaderudiendum  suscipit,  caste  etsin- 
cere  nutriat" .  Theiner,S.  52,  bezieht  merkwür- 
diger Welse  diese  Stellen  auf  kleine  Seminarien. 

*  Es  gehören  hierher  die  die  fränkischen  Vor- 
schriften (s.  Attigny  v.  822,  o.  S.  496.  n.  2.)  zum 
Vorbilde  nehmenden  Anordnungen  des  römischen 
Konzils  V.  826  (Bd.  III.  S.  509  n.  3)  c.  34,  LL. 
2  app.  p.  17  (c.  12  Dist.  XXXVII):  „De  qui- 
busdum  locis  ad  nos  refertur,  non  magistros 
neque  cnram  inveniri  pro  studio  litterarum. 
Idcirco  in  universis  episcopiis  subiectisque 
plebibus  et  alüs  locis,  in  quibus  neoessitas  occur- 
rerit,  omnino  cura  et  diligentia  habeatur,  ut 
magistri  et  doctores  constituantur,  qui  studia 
litterarum  liberallumque  artlum  ac  sancta  haben- 
tes  dogmata  assidue  doceant :  quia  in  Ms  maxime 
divina  manifestanturet  declaranturmandata^'und 
das  römische  v.  853  (s.  a.  a.  0.)  c.  34,  Mansi 
14,  1014 :  „Et  si  liberalium  artlum  praeceptores 
in  plebibus,  ut  assolet,  raro  inveniantur,  tarnen 
divinae  scripturae  magistri  et  institutores  eccle- 
slastici  offlcii  nullatenus  desint,  qui  et  annua- 
liter  proprio  episcopo  de  eiusdem  actionis  opere 
sollidte  inquisitl  debeant  respondere.  Nam  qualiter 
ad  divinum  utillter  cultum  aliquis  accedere  possit, 
nisl  lusta  instructione  doceatur?^ 

Wie  die  Hofschule  Karls  d.  Gr.  die  Pflanzschule 
für  einen  Theil  der  höheren  kirchlichen  Würden- 
träger des  fränkischen  Reiches  gewesen  ist,  so 
war  dies  auch  der  päpstliche  Palast  und  die 
damit  verbundene  Schule  (palatium  Lateranense, 
patriarchium  Lateran.,  eplscopium  Lateran.)  für 
den  römischen  Klerus,  und  es  sind  aus  der- 
selben eine  Reihe  von  Päpsten,  so  Gregor  II. 
Leo  III.  (795—816),  Paschalis  I. 
Valentinus  (827),  Leo  IV.  (847— 
Nikolaus  L  (858—867)  und  Hadrian  II. 
(867 — 872)  hervorgegangen,  Thomassini.  c. 
P.  IL  IIb.  L  c.  100  n.  3;  Theiner  S.  50; 
PhillipsK.  R.  6.  334. 
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Was  die  Elosterschulen  anlangt,  so  wnrde  in  Folge  der  Verordnung  v.  817  ^ 
bei  manchen  Klöstern  die  Einrichtnng  getroflPen'^,  zwei  verschiedene  Schulen,  eine 
schola  interior  und  eine  schola  exterior,  die  erstere  fflr  die  zum  Mönchsstande  be- 
stimmten Knaben,  die  oblati,  innerhalb  der  Klausur,  die  andere,  von  den  der  letzteren 
unterworfenen  Räumen  getrennt  s,  fär  die  übrigen,  also  namentlich  diejenigen,  welche 
ftlr  den  Weltklerus  bestimmt  waren,  zu  halten*.  Für  die  Aufnahme  in  die  innere 
Schule  war  die  Klosterregel,  also  in  dieser  Zeit  die  des  h.  Benedikt  massgebend^, 
und  die  betreffenden  Knaben  wurden  als  Zugehörige  des  Klosters  und  des  Ordens 
betrachtet®,  wogegen  hinsichtlich  der  äusseren  Schule  lediglich  das  Ermessen  des 
Klosterkonventes  entschied,  aber  wohl  für  die  Regel  kein  Schüler,  für  dessen  Unter- 
halt'' in  genügender  Weise  gesorgt  war,  zurückgewiesen  wurde.  Die  Oberaufsicht 
über  diese  Schulen  stand  dem  Abte^  mit  dem  Konvente  zu,  die  unmittelbare  Leitung 
derselben^  lag  aber  einem  gelehrten  Mönche  und  zwar  mitunter  je  einem  für  die 
äussere  und  für  die  innere  Schule  ob  ^^, 

Die  Domschulen  blieben  in  erster  Linie  für  die  dem  Stift  als  künftige  Kano- 
niker angehörenden  Knaben  und  Jünglinge  bestimmt  ^^  und  dasselbe  galt  auch  von 
den  Schulen  an  den  Kollegiatkapiteln  ^^,  Für  andere  Knaben,  welche  eine  theolo- 
gische und  gelehrte  Bildung  suchten,  bestand  wohl  bei  den  Stiftern,  ebenso  wie  bei 
den  Klöstern,  mitunter  eine  besondere  Schule  ^^.  Doch  hat  diese  Einrichtung  offenbar 
nicht  dieselbe  Verbreitung,  wie  bei  den  letzteren,  gefunden  ^^  Denn  bei  den  Stiftern 
lag  das  Bedürfniss  zu  einer  solchen  Scheidung  nicht  vor,  da  hier  die  für  die  Klöster 
nothwendige  Trennung  der  dem  Mönchsstande  gewidmeten  und  der  Klosterregel  unter- 
worfenen Knaben  von  den  übrigen,  welche  dem  Kloster  blos  zum  Unterricht  über- 
geben waren,  nicht  geboten  erschien.    Wenn  allerdings  trotz  des  Fortfalls  der  vita 


1  S.  0.  S.  496.  Bei  es  durch  andere  Wohlthäter  oder  aacih  durch 

3  Dazu,  am  diese  Einrichtung, -wie  häufig  ge-  Stiftungen    für    ärmere    Schüler,    Specht  S. 

flchieht,  alB  eine  allgemeine  bezeichnen  zu  kön-  156.  157. 

nen,  sind  die  überlieferten  Nachrichten  zu  dürftig,  ^  Das  ist  selhstrerständlich,  da  sie  zum  Kloster 

s.  auch  Denlfle,  d.  Universitäten  des  Mittel-  gehorten,  Specht  S.  158, 

alters.   Berlin  1885.  1,  658  n.  20.  9  Also  die  Bestimmung  über  die  Studien,  die 

^S.    F.  Keller,    Bauriss   des   Klosters   St.  Korrektionsgewalt  über  die  Schüler  und  die  Auf- 

Gallen  im  Faksimile  heransgeg.,  Zürich  1844,  sieht  über  die  einzelnen  Lehrer,  SpechtS.  158. 

auch  bei  Specht  S.  152. 153.    Der  Plan  stammt  ^o  Soz.  B.  im  9.  Jahrhundert  in  Reichenau  und 

aus  demJ.  820.   Vgl.  auch  Ekkeharti  QT)  casus  inS.  Gallen,  SpechtS.  309. 315. 316. 318.  Dieser 

S.  Galll  c.  2.  66.  89  ed.  G.  Meyer  von  Knonau.  Leiter  oder  Vorsteher  hiess  magister  principalis, 

S.  Gallen  1877.  p.  10.  238.  557.  später    auch     scholasticus    (interior,    exterlor) 

^  Vgl.  Kunstmann  ,    Hrabanus  Magnentius  SpechtS.  159. 

Maurus.  Mainz  1841.    S.  54,  R.  v.  Kaum  er,  1»  Bd.  IL  S.  63.  70. 

Einwirkung  d.  Christenthums  auf  die  althoch-  12  Vgl.  das  dipl.  des  Mainzer  Erzb.  Willegis  ▼. 

deutsche  Sprache.  Stuttgart  1845.  S. 199;  Specht  976  für  das  Kolle^atstif  t  Aschaffenburg,  G  u  d  e  n 

S.  36.  151.  309.  368.  369.    Diese  Einrichtung  cod.  diplomat.l,  355;  weitere  Nachweisungen  bei 

hat  wohl  schon  vor  817  vereinzelt,  um  der  Regel  Specht  S.  174.  330.  333.  337.  350.  387.  u.  bei 

des  h.  Benedikt  zu  genügen,  bestanden,  so  z.  B.  F.  Back,  d.  evang.  lUrche  im  Lande  zw.  Rhein, 

inReichenau,Hefele,Gonc.Ge8ch.2.Aufl.4,25.  Mosel,  Nah#u.  Glan.   Bonn  1872.  1,  422  ff. 

5  Schon  die  Frankfurter  Synode  v.  794.  c.  16,  13  So  in  Rhelms  für  die  Landgeistlichen,   s. 

Boretius  1,  76,  hatte  unter  Verbot  jedes  Ent-  0.  S.  495  n.  6;   auch  in  Hildesheim,  Wolfheri 

geltes  für  die  Aufnahme  auf  die  gedachte  Regel  vita  prior  S.  Godehardi  c.  37,  SS.  11,  194:  „quo 

(nämlich  auf  c.  59,  M lg  ne  patrol.  66,  839.  840)       templo divini  ministerii  instrumentis 

hingewiesen,  nach  welcher  es  allerdings  statthaft  adornato,  scolam  illic  canonicam  conclvit,  cui 

war,  die  bei  derOblatiou  des  Kindes  dem  Kloster  totam  spiritualis  et  carnalis  alimoniae  suffltlen- 

angebotenen    Schenkungen    anzunehmen.     Vgl.  tiam    omni    vitae     suae    tempore    saluberrime 

auch  Spechts.  1 56.  providit''. 

«  Specht  S.  154.  368.  1*  Anderer  Ansicht  Specht  S.  181,  aber  ohne 

'^  Sei  es  durch  seine  Eltern  oder  Verwandten,  Beibringung  eines  genügenden  Materiales. 

H  i  n  8  c  h  1  n  8 ,  EirchenTecht  IV.  32 
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canonica  während  des  10.  und  11.  Jahrhunderts^  gerade  die  jüngeren,  noch  in  der 
Schule  befindlichen  Kanoniker  unter  der  Leitung  des  Schulvorstehers  zu  gemein- 
samem Leben  vereinigt  blieben^,  so  bedingte  doch  dieser  Umstand  keineswegs,  eben- 
sowenig, wie  die  Pflicht  der  auswärtigen  Schüler,  für  ihren  Unterhalt  aufiukommen 
und  dem  Vorsteher  der  Schule  ein  Honorar  zu  entrichten  ^,  die  Nothwendigkeit  der 
Einrichtung  eines  eigenen  und  besonderen  Unterrichts  für  die  letzteren. 

Die  Stiftsschulen  standen  unter  der  obersten  Aufsicht  und  Leitung  des  BischofiB, 
welcher,  soweit  es  sich  um  die  Angelegenheiten  der  Domschule  handelte,  das  Kapitel 
zuziehen  musste  K  Die  unmittelbare  Leitung  hatte  ein  Mitglied  des  Kapitels,  der  s.  g. 
matter  scholarum,  scholasHctis^,  welcher  auch  selbst,  wenigstens  zum  Theil,  den 
Unterricht  ertheilte.  Seine  Stelle  gehörte  vielfach  zu  den  Personaten  oder  gar  zu  den 
Dignitäten  im  Stifte  ^,  und  wurde,  wie  diese  letzteren,  also  nicht  überall  in  gleicher 
Weise,  besetzt '^,  wenn  schon  bis  zum  12.  Jahrhundert  bei  der  Bedeutung,  welche  eine 
blühende  Stiftsschule  für  das  Bisthum  besass,  und  'bei  dem  gemeinschaftlichen  Inter- 
esse des  Bischofs  und  des  Kapitels  an  dem  Gedeihen  derselben,  der  Bischof  die  ent- 
scheidende Stimme  bei  der  Verleihung  behalten  hat  ^. 

Auch  in  dieser  Zeit  bleibt  die  Sorge  für  die  Heranbildung  der  künftigen  Oeist- 
lichen  noch  den  kirchlichen  Lokalgewalten  überlassen,  von  einer  einheitlichenRegelung 
der  Einrichtungen  und  Ziele  der  gedachten  Bildungsanstalten  ist  ebenfalls  keine 
Rede^,  ja  derjenige,  welcher  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  will,  ist  an  sich  be- 


1  Bd.  IL  S.  56.  57. 

2  Bd.  IL  S.  63  und  Specht  S.  175. 

3  Ueber  den  Besuch  der  Domscliale  zu  Mag- 
deburg seitens  Adalberts  v.  Prag  (f  997)  erzählt 
Joann.  Ganaparii  vita  S.  Adalberti  c.  4,  SS.  4, 
583:  „Verum,  ne  a  bonae  operationis  studio 
cessaret,  pater  et  eins  optima  mater  omnia  suffl- 
olenter  dederunt.  Quia  et  magistro  suo  aurum 
et  argentam  et  quaecumque  oculis  hominum 
dlgnissima  erant,  offerentes,  oaro  fllio  doctilnam 
magno  pretio  emerunt".  Vgl.  auch  das  Protokoll 
V.  1191,  Guden,  1.  c.  1,  299,  welches  In  Be- 
treff der  Frage  :  „quid  vel  quantum  scolares,  qui 
non  essent  canonici,  teueren tui  dare  magistro'^' 
folgende  alte  Gewohnheit  für  Mainz  feststellt: 
„quicumque  scolares  gratis  essent  In  pane  domi- 
norum  (d.  h.  also  solche,  welchen  im  Stifte  die 
Kost,  well  sie  arm  waren,  gereicht  wurde)  nichil 
deberent  in  Scolis,  nlsi  iusticiam  scolastlcam 
(Schulgeld) ;  tarn  imnutiones  (?),  flues  lihrorum 
et  pennas.  Qui  vero  panem  conducerent  domi- 
norum  in  scolis,  magistro,  prout  melius  cum  eo 
convenlre  possent,  maglstri  respondereut  labori. 
Alii  vero  omnes,  qui  cum  dominis  non  essent, 
similiter  magistri  respondereht  labori".  Vgl. 
weiter  S  p  e  c  h  t  S.  176.  179. 

Dagegen  wurden  die  Schüler,  welche  Kanoniker 
waren,  aus  ihren  Präbenden  unterhAlten,  deren 
Erträgnisse  behufs  Verwendung  zu  diesem  Zwecke 
dem  Scholaster  überantwortet  wurden,  Guden 
1.  c.  1,295.  298.  355  u.  2,  689. 

4  Das  folgt  aus  der  Stellung  des  Bischofes 
und  des  Kapitels.  Ja,  einzelne  Bischöfe,  wie 
z.  B.  Godehard  v.  Hildesheim  (1022—1038)  gaben 
den  Knaben  selbst  Unterricht,  Wolfheri  -rlta 
prior  S.  Godehardi  c.  37,  SS.  11,  195,  oder  über- 


wachten denselben  persönlich  (so  d.  h.  Wolfgang 
V.  Regensburg  972—994),  Othlon.  vita  S.  Wolf- 
kangi  c.  18,  SS.  4,  535. 

5  Vgl.  des  Näheren  über  Ihn  und  das  Veihält- 
niss  zum  primicerius  und  cantor  Bd.  II.  S.  100 
u.  S.  97,  s.  auch  noch  Spe  cht  S.  18. 

6  Bd.  II.  S.  110. 

7  Bd.  II.  S.  613.  614. 

8  Ein  Interesse  des  einen  Faktors  den  anderen 
zu  vordrängen,  lag  gerade  bei  dieser  St-elle  nicht 
vor.  Auch  die  Berichte  über  die  Bemühungen 
einzelner  Bischöfe,  tüchtige  Scholaster  zu  ge- 
winnen, Specht  S.  188.  323.  327,  sprechen 
dafür,  dass  das  Kapitel  für  die  Regel  die  Besetzung 
dieser  Stelle  nicht  allein  in  die  Hand  bekommen 
hat  Wenn  von  den  die  Berufung  von  Scholastern 
betreffenden  Bamberger  Schreiben  v.  1100  — 
1103,  cod.  üdalr.  n.  96.  97.  109.  HO.  114, 
Jafftf ,  mon.  Bamberg,  p.  186.  197. 199.  226, 
alle  bis  auf  das  letzte  von  dem  Kapitel  herrühren, 
dieses  aber  von  Bischof  und  KapiteV  erlassen  Ist, 
so  kann  eben  deswegen  die  aussi^liessliche  Kapi- 
telsbesetzung für  die  Scholastrie  nicht  ange- 
nommen werden. 

9  Einzelne  Kloster-  und  Stiftssohulen  hat- 
ten blos  die  Bildung  des  Nachwuchses,  für 
welchen  sie  in  erster  Linie  bestimmt  waren,  im 
Auge  und  beschränkten  sich  dann  auf  die  für 
den  praktischen  Kirchendienst  nothwendigen 
Gegenstände,  andere  dagegen  suchten  eine  mög- 
lichst umfassende  Bildung  und  zwar  nicht  nur 
in  den  kirchlichen,  sondern  auch  in  den  welt- 
lichen Wissenschaften  zu  gewähren.  Ob  das  eine 
oder  andere  der  Fall  war,  hing  thells  von  dem 
Bischof  oder  Abt,  thells  aber  auch  von  dem  Vor- 
handensein der  erforderlichen  Mittel,  der  Mög- 
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hnfe  Erwerbung  seiner  Vorbildung  nicht  einmal  an  eine  bestimmte  Schule  oder  auch 
nur  an  eine  bestimmte  Art  von  Schulen  gebunden  1. 

IV.  Die  Zeit  vom  12.  Jahrhundert  bis  zum  Konzil  von  Trient.  Im 
Laufe  des  12.  Jahrhunderts  greift  ein  neues  Moment,  die  Entstehung  der  Universi- 
täten, entscheidend  in  die  weitere  Entwicklung  ein.  Die  neue  wissenschaftliche 
Methode,  welche  diese  vertreten  und  pflegen,  übt  auf  die  weitesten  Kreise  eine  starke 
Anziehungskraft  aus,  und  die  bisher  der  allgemeinen  Pflege  der  Wissenschaft  dienen- 
den Kloster-  und  Stifteschulen  können  den  neuen  wissenschaftlichen  Bedürfnissen 
nicht  mehr  genügen 2.  Soweit  sie  nicht,  wie  manche  Domschulen,  eingehen^,  werden 
sie  vielfach  zu  Yorbereitungsschulen  ftir  die  kirchliche  Praxis  4,  insbesondere  für 
ärmere  Kandidaten,  welche  nicht  im  Stande  sind,  die  Kosten  des  Universitätsstudiums 
zu  bestreiten  &,  und  selbst  da,  wo  einzelne  Dom-  und  Stiftsschulen  sich  in  Blüthe  er- 
halten hatten^,  standen  sie  doch  den  Universitäten,  sowohl  an  wissenschaftlicher 
Bedeutung  als  auch  äusserlich  wegen  des  Mangels  der  den  letzteren  gewährten, 
wichtigen  Privilegien  nach. 

Es  beginnt  damit  die  Zeitperiode,  in  welcher  das  Universitätsstudium  als  zur 
höchsten  wissenschaftlichen  und  theologischen  Ausbildung  der  Kleriker  fttr  erforder- 
lich erachtet  wird  7.  Die  Oeistlichen  sind  für  den  Erwerb  derselben  nunmehr  aller- 
dings auf  Unterrichtsanstalten  angewiesen,  welche  weder  die  Stellung  von  specifisch 


llchkeitder  Gewinnung  tüchtiger Lehier,  endlich 
auch  von  den  äusseren  politischen  Verhältnissen, 
von  friedlichen  oder  kriegerischen  Zeiten  ah. 
Dieselben  Gründe  haben  auch  öfter  Wandlungen 
in  dem  Charakter  ein  und  derselben  Schnle, 
namentlich  ein  bedeutendes  Aufblühen  und  ein 
Herabsinken  von  der  einmal  erreichten  Höhe 
herbeigeführt,  vgl.  hierzu  Specht  S.  192.  296 
ff.;  Deniflea.  a.  O.  S.  42.  43. 

1  Dies  zeigt  der  Umstand,  dass  diejenigen, 
welche  sich  eine  umfassende  Ausbildung  erwer- 
ben, namentlich  bei  berühmten  Lehrern  ihre 
Studien  machen  wollten,  vielfach  die  Schulen, 
ohne  Unterschied  zwischen  Kloster-  und  Stifts- 
schulen  gewechselt  haben,  so  hat  d.  h.  Wolfgang 
V.  Regensburg  erst  die  Reichenauer  Kloster-,  dann 
die  Würzburger  Domschule  (Schindler,  d.  h. 
Wolfgang.  Prag  1886.  S.  5  ff. ;  Specht,  S.  194), 
der  h.  Godehard  v.  Hildesheim  die  Nieder- 
altaieher  Kloster-,  später  die  Salzburger  Dom- 
schule besucht,  a.  a.  0.  S.  389,  vergl.  weiter 
a.  a.  0.  S.  194  ff.  333.  Ja,  Bischöfe  und  Aebte 
haben  auch  ihrerseits  befähigte  jüngere  Kano- 
niker und  Mönche  auf  andere  Schulen  zu  be- 
rühmten Lehrern  geschickt,  um  später  aus  einer 
solchen  Ausbildung  ihrer  Zugehörigen  für  ihre 
Anstalten  Nutzen  zu  ziehen,  S  p  e  0  h t  S.  194. 346. 

2  Vgl.  Paulsen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unter^ 
richts.   Leipzig  1885.  S.  14. 

3  Vgl.  Bd.  II.  S.  70.  102. 

*  Manche  der  älteren  berühmten  Schulen  waren 
allerdings  schon  früher  aus  anderen  Gründen  in 
Verfall  gerathen«,  s.  z.  B.  wegen  der  Kloster- 
schulen  in  Fulda,  Reichenau  und  S.  Gallen 
Spechts.  304.  313.  328. 

5  Vgl.  die  schon  Bd.  II.  S.  102  cltirten  Anord- 
nungen des  3.  u.  4.  Lateran-Konziles  v.  1179  u. 
1216  in  c.  1.  4  X  de  magistr.  V.  5  wegen  der  An- 


stellung eines  tauglichen  Magisters  an  den  Kathe- 
dralen und  an  denvermögenden  Kollegiatkirchen, 
;,qul  clericos  eiusdem  ecclesiae  et  scholaree 
pauperes  gratis  doceat'',  nach  c.  4  cit.  ^in  gram- 
matica  facultate'^;  also  nicht  in  der  Theologie 
(vgl.  Denifle,  die  Universitäten  1,  721),  für 
deren  Pflege  gleichzeitig  die  Anstellung  des 
theologus  vorgeschrieben  wurde,  Bd.  II.  S.  117. 

6  So  z.  B.  in  Köln,  Denifle  a.  a.  O.  1,  387. 

7  Diese  Anschauung  zeigt  z.  B.  Rouen  1231, 
c.  29,  Maus i  23,  217:  „ut  clerici,  qui  habent 
perpetuos  vicarii  in  ecclesiis  suis,  si  sint  docibiles, 
studeant  prlncipaliter  in  theologia, 
nisi  iusta  et  rationabiU  causa  episcopus  suus  cum 
eis  aliter  duxerit  dispensandum  ;  et  nisi  sint  in 
sacris  ordinibus  constltuti,  ad  sacros  ordines 
promoveantur.  Uli  autem,  de  quibus  merito  prae- 
sumendum  sit,  quod  in  studio  proflccre  non 
debeant,  ordinentur  et  in  suis  ecclesiis  deserviant 
in  ordine  sacerdotali,  si  de  eorum  et  vicarlorum 
extiterit  voluntate  vel  alibl  in  eodem  ordine 
domlno  studeant  deservire";  Valladolid  1322, 
c  20,  loc.  25,  717 :  „,  .  .  Cathedrales  ecclesiae 
personis  litteratis,  providls  et  discretis  indigeut, 
per  quos  verbum  dei  recte  praedlcari  valeat  et 
causamm  ambignitates  et  strepitus  commodius 
expediri.  Volentes  igitur,  ut  beneficiati  in  ipsis 
ecclesiis  opportun! tatem  habeant  proflciendi  in 
Bcientia  et  possint  bonis  moribus  informari, 
statuimus,  ut  in  qualibet  cathedrali  et  collegiata 
ecciesia  aliqui  etiam  ex  beneflciatis  aptl  et  doci- 
biles, iu diclo  episcopi  vel  praelati  sni  et  capi- 
tuli,  saltem  unns  ex  decem  de  resid  enti- 
bus,  assumantur,  qui  ad  studia  generalia 
theologiae,  iuris  canonici  ao  libera- 
lium  artium  accedere  compellantur  et  ibidem 
utiliter  perseverare  tempore  debito,  donec  ad 
statum  scientiae  competentem  perveniant". 

32* 
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kirchlichen  Instituten  hatten,  noch  unter  ausschliesslicher  Leitung  der  Kirche  und 
ihrer  Organe  standen,  und  deren  Hauptzweck  nicht  die  Vorbildung  zum  geistlichen 
Beruf  war.  Aber  diese  Erscheinung  erklärt  sich  zur  Genflge  daraus,  dass  man 
damals  allseitig  in  der  Kirche,  die  Päpste  mit  eingeschlossen,  in  der  neuen,  an  den 
Universitäten  gepflegten,  wissenschaftlichen  Methode,  vor  Allem  in  der  Art  der  Be~ 
sandlung  der  Theologie,  wie  sie  in  Paris  gepflegt  wurde,  einen  entschiedenen  Fort- 
hchritt  sah  ^,  und  die  Kirche  diese  neuen  Anstalten  um  so  mehr  für  ihre  Zwecke  be- 
nutzen konnte,  als  dieselben  von  vornherein  nicht  im  mindesten  im  Gegensatz  zu  ihr 
entstanden  waren  2,  vielmehr  ausser  den  ältesten  die  übrigen  Universitäten  ihre  Stif- 
tung zum  grössten  Theil  der  Mitwirkung  der  Päpste,  welche  ihnen  wichtige  Privi- 
legien, insbesondere  durch  die  Zuweisung  von  Dotationen  in  kirchlichen  Pfründen 
und  Gütern  und  durch  die  Ertheilung  der  Dispensation  von  der  Residenzpflicht  der 
Kleriker  gewähren  konnten  und  gewährten  3,  verdankten  *, 

Wenn  man  gleich  auch  ärmeren  befähigten  Klerikern  den  Besuch  der  Universi- 
täten, durch  Errichtung  von  Kollegien  für  dieselben  in  den  Universitätsstädten,  zu 
ermöglichen  suchte  ^,  so  konnte  man  doch  daneben,  da  die  Universitätsbildung  nicht 
für  alle  Kleriker  zugänglich  war,  selbstverständlich  Schulen  der  0.  S.  499  gedachten 
Art  in  den  Bisthümem  nicht  entbehren.  Man  bemühte  sich  desshalb,  wenigstens  die 
Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien  v.  1179u.  v.  1215<^  über  die  Anstellung  von 
Magistern  und  Theologen  zur  Durchführung  zu  bringen  ^,  und  den  der  Entstehung  von 
Schulen  hinderlichen  Missbräuchen,  namentlich  der  Erhebung  von  Abgaben  für  die 
beim  Domscholastikus  einzuholende  facultas  docendi^  entgegenzutreten.  So  be- 
standen also  trotz  der  hervorragenden  Bedeutung,  welche  das  Universitätsstudium 
fflr  die  Vorbildung  der  Geistlichkeit  erlangt  hatte,  neben  den  Universitäten  immer 


.  1  Denifle  a.  a.  0.  1,  745,  s.  such  S.  704.  ponantur  majristri  in  grammatica  qui  scholareB 

2  A.  a,  O.  S.  780.  in  dicta  sclentla  instrnant  et  Informant.   In  dvi- 

3  S.  Bd   III   S.  224  tatibns  vero  solemnibus  magistri  in  logicalibus 

*  S.  Ober  die  Beziehungen  der  Kirche  zu  den  ««P«*?"'«  ,«*  eis  «laria  de  dronm.dlacenübn. 

mitteUlteiUchen  Universlttten  D  enl  f  1  e  1,  763  «««If  «i»  ^P««  ^«'^^'*     f "  ^*i   "S^r     i 

«.  iind  du  folgende  KaplteL  «'"'5''!°  ordinatlonem  et  prortdentUm  eorundem. 

**              *^  In  locis  quoqae  maioribuB,  vibi  opalenta  mona- 

ö  üeber  die  Errichtung  solcher  s.  g.  collegia  gteria  sunt  constituta  vel  coUegiaUe  ecclesiae 

pauperum  scholarium  während  des  13.  bis  znm  gaeculares  consistunt,    magistii    in   grammatica 

15.  Jahrhundert  s.  z.  B.  D  e  n  i  f  1  e  a.  a.  0.  S.  316  gtatuantur,  qnibus  per  abbates  et  conventus  de 

k   o^iV                (Avignonl,    S.    365    (Cahorsl,  ecclesiarnm  redditibus  eis  pleno  iure  subiecta- 

S.  374  rCambridgeJ,  S,  494  (Salamanca),  S.  505  „^1,    in    quibuscumque   existant    dioecesibus, 

(Lenda)  und  S.  551  (Perugia),  vgl.  auch  Rei-  provideatnr  de  salario  competenü''.    Vgl.  femer 

ninger,  die  Archidlakone d.  Bisth.  Würz-  Denifle  1    413.  414. 

bürg.   Würzburg  1885.   S.  112,  Separ.  Abdr.  aus  8  Dies  Recht  hatte  ei,  kraft  seiner  Oberaufsicht 

Arch.  d.  bist.  Vereins  f.  ünterfranken.    Bd.  28.  über  das  Schulwesen  der  Diöcese,  s.  Bd.  II.  S. 

6  S.  0.  S.  49^.  n.  5.  101,  erlangt,  vgl.  die  2  Schreiben  Alexanders  lU. 

^  So  ordnet    die  Synode  von    Lerida  1229,  ad  Oddon.  Bitiir.  zw.  1159  —  1101,   Lowen- 

Espana  sagrada  48,  311  an,  dass  in  jedem  Archi-  feld  ep.  pontif.  Roman,  p.  202,  welcher  aber 

diakonate  Schulen  mit  Lehrern  der  Grammatik  die  Ausnahme  macht:  ,,nisi  forte  aliquis  canoni- 

eingerichtet   und    vom   Bischof    dotirt  werden  corum  aliculus  ecclesiae  Bituriensis  concanonicis 

sollen ;    die   v.   Valladolid   v.    1322  c.  20   dt.  suis  aut  clericis  de  choro  ipsius  ecclesiae  tantum 

Mansi  25,  716:  „Volentes,  utclericl  adecclesi-  legere    voluerit";    weitere   Nachweisungen    bei 

asticos   ordines  promovendi  utilius  in   scientia  Specht  S.  187. 188.  Schon  das  3.  Lateran,  hatte 

valeant  informari,  optantes  etiam,  ut  constitutio  die  Erhebung  einer  Abgabe    für   die   facultas 

Lateran,  conc  eCTect  m  debitum  sortiatur,  statnl-  docendi    untersagt;    weitere    Verbote   dagegen 

miis,    ut  in   qualibet  civitate   et  in  aliis  locls  (auch  scholas  vendere  genannt)  s.  in  ep.  Ale- 

inslgnibus,    dnobus   vel    tribus    in    unaquaque  xandersIlL  cit.,  c.  23  (Alex.  III.)  X  de  magisti. 

dio  cesi,  ubi  et  pront  praelatls,  considerata  dioe-  V.  6  nnd  Paris  1211  o.  1212,  I  c.  20,  Mansi 

cesis  qualitate  et  latitudine  videbitur  expedire,  22,  824. 
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noch  eine  Anzahl  kirchlicher,  und  geistlicher  Leitung  unterworfener  Schulen  fort,  in 
welchen  wenigstens  die  absolut  nothwendige  Vorbildung  für  den  geistlichen  Stand 
erworben  werden  konnte  K 

B.    Seit  dem  Konzil  von  TrienL 
§  231.     1.  Das  Konzil  von  TrienL     Die  tridtntinischen  Seminare^, 

L  Die  Reform  des  Konzils  von  Trient.  Die  für  die  Vorbildung  der 
Kleriker  bestehenden  Einrichtungen  konnten,  wie  sie  sich  seit  dem  12.  Jahrhundert 
festgestellt  hatten,  kaum  für  ihre  Zeiten  als  ausreichend  und  zweckentsprechend  er- 
achtet werden. 

Für  den  höheren  wissenschaftlichen  Unterricht  in  der  Theologie,  in  der  Philo- 
sophie und  in  dem  kanonischen  Recht  war  zwar  durch  die  Universitäten  genügend 
gesorgt,  aber  es  fehlte  gerade  an  Anstalten  fttr  eine  planmässige  Vorbereitung  auf 
die  höheren,  die  Universitäts-Studien,  und  an  solchen,  welche  den  nicht  die  Univer- 
sität besuchenden  Klerikern  eine  für  ihren  Beruf  hinreichende  und  gründliche  Bil- 
dung gewährten.  Die  zunehmende  Veräusserlichung  der  Kirche,  die  Herabdrückung 
des  niederen  Klerus  und  die  Verwahrlosuug  der  Seelsorge  ^  lassen  es  erklärlich  er- 
scheinen, dass  während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  seitens  der  kirchlichen  Ge- 
walten an  ernstliche  und  principielle  Reformen  des  bisherigen  Bildungswesens  nicht 
gedacht  wurde.  Aber  auch  die  Universitäten  konnten  seit  dem  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts, ganz  abgesehen  von  der  durch  sie  geförderten  ungebundenen,  ja  theilweise 
in  Rohheit  ausartenden  Lebensweise  der  Studirenden,  der  die  katholische  Kirche  be- 
herrschenden kurialen  Richtung  nicht  mehr  als  geeignete  Bildungsstätten  für  den 
Klerus  genUgen,  seit  der  frühere,  enge  Zusammenhang  mit  der  Kirche  sich  immer 
mehr  zu  lösen  begann,  namentlich  seit  zuerst  der  Humanismus,  dann  aber  auch  die 
deutsche  Reformation  auf  ihre  Weiterentwicklung  Einfluss  gewonnen  hatten. 

Eine  Reform  war  unter  diesen  Umständen  unabweisbar.  Das  Trienter  Konzil, 
welches  eine  solche  verwirklicht  hat*,  griff  in  seinen  hierher  gehörigen  Anordnungen 

1  Neben  diese  traten  auch  mit  dem  Aufblühen  clerl   angmentationem    ac  ad    Testrorum 

per  Städte  seit   dem  13.   Jahrhundert  vielfach  instrnetionem   comodam  pneroram    scolas  alias 

die  neu  eingerichteten  Pfarrschulen  oder  etwaige  artiam  ediflcare  et  magistrnm  in  eis  .  .  .  insti- 

in  Anschluss  an   die  Pfarrelen  begründete   be-  tnere  libere  valeatis''. 

sondere  städtische  Schulen ,  in  denen  wenig-  Dagegen  kommen  seit  dieser  Zelt  die  Kloster- 
stens  die  Elemente  der  geistlichen  Vorbildung,  schulen  für  die  Ausbildung  der  Weltgeistlichkeit 
Lesen  und  Schreiben,  sowie  die  Anfangsgründe  nicht  mehr  in  Betracht.  Die  Benediktiner,  deren 
des  Lateinischen  gelehrt  wurden,  und  welche  Schulen  seit  dem  12.  Jahrh.  in  Verfall  gerathen 
auch  von  angehenden  Klerikern  benutzt  werden  waren,  bereiteten  seitdem  nur  Ihre  eigenen  Mit- 
konnten, Spe  ch  t  S.  247  ff. ;  ep.  Joann.  XXII.  glieder  in  ihren  Klöstern  vor,  und  die  neu  ent- 
an  den  Rath  zu  Nordhausen  V.  1319,  G.Schmidt,  standenen  Orden  der  Dominikaner,  Franziskaner 
päpstl.  Urkunden  u. Regesten.  Halle  1886.  S.  114:  und  andere  richteten  ihre  Schulen  und  Studlen- 
„qnod  ab  olim  .  .  .  apud  ecclesiam  s.  Grucls  de  Anstalten  ebenfalls  allein  für  Ihre  Ordensauge- 
dlcto  opidoscole  artium  fuerunt .  .  ordlnate,  que  hörigen,  nicht  für  andere  ein,  Denlfle  a.  a.  0. 
per  scolastlcnm  eiusdem  ecclesie  dlsponantur;  1,  711  ff.,  s.  auch  S.  348.  388. 
verum  quia  dictum  opldum  .  ...  est  adeo  auctum,  2  s.  ausser  der  zu  §•  230  cit.  Literatur  noch 
quod  scolares  .  propter  lod  dlstantiam  ad  scolas  ^es  sÄminaires  in  den  Analect.  iur.  pont.  1867. 
ipsas  .  .  .  accedere   commode  nequeant  ac   sco-  _  ^qr  ^ 

lares  Ipsl  propter  Ipsorum    multltudlnem   per  ^'  '         ^«.  «^«  ,x^.    «.« 

nnum  maglstrum  debite  gubernarl,  nos  .  .  .  li-  ^  Bd.IL  S.  284.  326.  u.  Bd.IU.  S.224.  2o0ff. 

benter  annulmus  ....    ut  apud  parrochlalem  ^  Ueber  die  schon  früher  darüber,  namentlich 

ecclesiam  s.  Petri  aut  allqnam  ex  aliis  ecclesils  unter  Paul  III.  1.  J.  1538  gepflogenen  Verhand- 

de  ipso  opido  ob  divinl  oultus   augmentum  et  Inngen  s.  Analecta  iur.  pontif.  1855.  p.  664. 
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auf  das  alte  Princip  der  Abhängigkeit  aller  geistlichen  Bildnngsanstalten  von  den 
kirchlichen  Organen  znrflck^  nicht  minder  aber  anch  auf  die  frühere  Sitte  des  gemein- 
samen Lebens,  d.  h.  der  gemeinsamen  Erziehung  der  zukünftigen  Kleriker,  und  zwar 
auf  die  letztere  mit  der  bewussten  Tendenz,  die  angehenden  Geistlichen  von  ihrer 
früheren  Jugend  ab  von  allen  seitens  der  Kirche  nicht  kontrolirbaren  Einflüssen  fem 
zu  halten, . indem  es  zum  Theil  die  Einrichtungen  des  von  Ignatius  von  Loyola 
i.  J.  1552  zur  Bekämpfung  der  deutschen  Reformation  gestifteten  Collegktm  Germa- 
nicum^j  und  vor  Allem  die  von  dem  Kardinallegaten  Regln ald  Pole  i.  J.  1556  bei 
der  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirche  in  England  erlassenen  Bestimmungen 
über  die  Begründung  von  Diöcesan  -  Bildungsanstalten,  welche  durch  das  Vorbild 
des  eben  erwähnten  Kollegs  beeinflusst  waren  2,  zum  Muster  nahm^ 

Das  Konzil^  verpflichtet  die  Bischöfe  collegia  oder  seminaria^  zu  errichten,  in 
welche  Knaben  vom  12.  Lebensjahre  ab  aufgenommen  und  unter  Leitung  derselben 
zum  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden  sollen,  also  Anstalten,  in  denen  ein 
gemeinsames  Zusammenleben  der  Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung 
statthaben,  und  deren  Lehrplan  unter  Ausschluss  des  Elementar- 
unterrichts die  allgemeine  wissenschaftliche,  die  spezielle  theolo- 
gische und  endlich  die  praktische  Vorbildung  für  den  geistlichen 
Beruf  umfassen  soll. 

IL  Die  Einrichtung  der  Tridentinischen  Seminare^  Was  die  Vor- 
schriften des  Konzils  des  Näheren  betriflt,  so  sind  dieselben  folgende : 

1.  Es  ist  ein  Seminar  der  gedachten  Art  in  jedem  Bisthum  und  für  jedes  solche 
zu  errichten '.  Sofern  es  aber  dazu  an  den  erforderlichen  Mitteln  fehlt  s,  hat  entweder 
die  Provinzialsynode  oder  der  Erzbischof  der  Provinz,  letzterer  gemeinschaftlich  mit 
den  beiden  ältesten  Suffraganbischöfen,  darüber  Bestimmung  zu  treffen,  ob  blos  ein 
Seminarium  für  die  ganze  Provinz  am  Metropolitansitze  oder  auch  an  einem  anderen 


1  Vgl.  die  Errichtungsbnlle  Julius'  III. :  Dum 
BoUlcita  T.  31.  August  1552,  bull.  Taur.  6,  459 
u.  bei  Theiner  S.  403,  die  Statuten  des  Igna- 
tius für  das  Kolleg  a.  a.  0.  S.  409;  Jul.  Cor- 
dara,  coUegii  Germanici  et  Hungarici  historia, 
libr.IV.  comprehensa.  Romae  1770  (Bearbeitung : 
das  deutsche  Kollegium  in  Rom . . .  von  e.  Katho- 
liken. Leipzig  1840);  The  in  er  S.  86  ff. ; 
M  e  j  ei ,  Propaganda  1,  74 ff.  (s.  auch  den  folgen- 
den $.  232  unter  II.).  Der  Hauptzweck  dieses 
Kollegs  war  allerdings  die  Heranbildung  von 
Schülern  aus  Deutschland  und  die  spätere  Ter- 
vrendung  derselben  in  der  Heimath ,  immerhin 
boten  aber  die  Einrichtungen  des  Kollegs  insofern 
ein  Vorbild,  als  von  ihnen  das  Zusammenleben  der 
Zöglinge  unter  strenger  Beaufsichtigung  und  nach 
einer  in  das  Kleinste  hinein  geregelten  Lebens- 
und Studienweise,  die  Abschliessung  von  aussen 
und  der  festvorgeschriebene,  absolut  massgebende 
Studienplan  auch  auf  andere  Bildungsanstalten 
übertragen  werden  konnten. 
•  2  g.  Reform.  Angllae  des  Londoner  Konzils  v. 
1556,  decr.  XI,  Hardouin  10,408,  auch  bei 
Theiner  S.  4iS3,  s.  ferner  Analecta  1855,  p. 
668.  Hier  findet  sich  nicht  nur  schon  der  Aus- 
druck :  $eminariumy  sondern  auch  die  Anordnung 
über  die  Einrichtung  solcher  Anstalten,  wie  sie 


das  Trienter  Konzil  nachher  verlangt  hat,  und 
eine  im  wesentlichen  gleiche  Bestimmung  über 
die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  und 
Kosten. 

3  Anal.  1855.  p.  672. 

*  Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref. 

^  Beide  Ausdrücke  braucht  das  Konzil  ab- 
wechselnd. 

6  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  berück- 
sichtige ich  an  dieser  Stelle  gleich  die  weitere 
Ausgestaltung  der  Konzilsbestimmungen  durch 
die  Praxis. 

"7  L.  c. :  „singulae  cathedrales,  metropolitanae 
atque  Ms  maioribus  ecclesiae^  (d.  h.  Prlmatial- 
und  Patriarchal-Kirchen  s.  o.  S.  307),  auch  bei 
aeque  prindpaliter  unirten  Bisthümem,  Poüan 
p.  154. 

Dem  Bisthum  steht  selbstverständlich  auch  die 
Quasi-Diocese ,  das  territorium  separatum ,  des 
praelatus  nullius  gleich,  Poüan  p.  152. 

8  Diese  sollen  nach  dem  Tridentinum  1.  c.  durch 
Besteuerung  der  Beneflzien  der  Diöcese,  ein- 
schliesslich der  mensa  episcopalis  und  durch  In- 
korporationen von  einfachen  Beneflzien  beschafft 
werden.  Das  Nähere  darüber  gehört  in  die  Lehre 
von  der  Vermögensverwaltung  und  von  der  Un- 
terhaltung der  kirchlichen  Institute. 
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geeigneten  Ort  oder  ob  ihrer  mehrere  in  der  Provinz,  jedes  derselben  für  zwei  oder 
mehrere  Bisthttmer,  begründet  werden  sollen  i. 

Andererseits  ist  der  Bischof  berechtigt,  bei  einer  umfangreichen  Diöcese  mehrere 
Seminare  zu  errichten,  jedoch  dürfen  diese  nicht  als  selbständige  Anstalten  nebenein- 
ander, sondern  nur  in  Abhängigkeit  oder  in  Unterordnung  zu  einem  Hauptseminar 
bestehen  2. 

2.  Der  Sitz  des  Seminars  soll  der  Ort  der  Kathedrale  oder  ein  anderer,  vom 
Bischof  zu  bestimmender  geeigneter  Ort^  sein.  Zur  Errichtung  ist  es  nicht  erforder- 
lich, dass  ein  besonderes,  im  kirchlichen  Eigenthum  stehendes  Gebäude  benutzt  werden 
muss,  vielleicht  genügt  es,  wenn  die  geeigneten  Räume,  also  namentlich  solche,  in 
welchen  die  Zöglinge  von  jeder  Berührung  mit  der  Aussen  weit  abgeschlossen  leben 
J^önnen,  auch  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Miethung  passender  Lokalitäten,  be- 
schafft werden*. 

3  ^,  Jjk  die  Seminarien  dürfen  nur  Knaben  aus  derjenigen  Diöcese,  für  welche 
diese  errichtet  sind,  oder,  wenn  es  an  solchen  mangelt,  allein  aus  der  betreffenden 
erzbischöflichen  Provinz  aufgenommen  werden^.  Sie  müssen  ehelich  geboren ^  sein, 
mindestens  ein  Alter  von  12  Jahren  habend,  lesen  und  sehreiben  können  und  sowohl 


1  L.  c. :  „Si  vero  in  aliqua  proyincia  ecclesUe 
tanta  paupertate  laborent,  ut  collegium  in  all- 
quibuB  erigi  non  possit,  synodus  piovinclallB  vel 
metropolitanns  cum  duobus  antiquloribus  sufTra- 
ganeis  in  ecclesia  metropolitana  vel  alia  proTin- 
ciae  ecclesia  commodiori,  unum  aut  pluia  colle- 
gia,  pTout  opportunum  iudicabit,  ex  fructibus 

•duaram  aut  plurium  ecclesiarum,  in  quibus  sin- 
gnlis  collegium  commode  insütul  non  potest, 
erigenda  curabit,  ubi  pueri  illarum  ecclesiarum 
educentai^.  Tgl.  dazu  noch  Poüan  p.  164. 
Ueber  die  besondere  Gestaltung  der  Yerbaltnlsse 
bei  der  Errichtung  von  blossen  Provlnzialseml- 
narien  s.  Analecta  inr.  pontif.  1855.  p.  1067. 

2  L.  c. :  »quae  tarnen  ab  illo  uno  quod  in  dvl- 
tate  ereotum  et  constitutum  fuerit,  iu  omnlbus 
dependeant",  d.  h.  der  Vorsteher  des  Haoptsemi- 
nars  muss  auoli  die  Oberleitung  der  übrigen  füh- 
ren.  Poüan  p.  162. 

3  L.  c. :  ;,in  collegio  ad  hoc  prope  ipsas  eccle- 
slas  vel  alio  in  loco  convenienti  ab  episcopo  eil- 
gendo^  Für  die  Geeignetheit  irird  abgesehen 
von  der  Beschaffenheit  des  Ortes  (z.  B.  der  ge- 
sunden Lage),  namentlich  das  Vorhandensein 
geeigneter  Räumlichkeiten  und  die  Möglichkeit, 
ausreichende  Lehrkräfte  heranzuziehen,  in  Frage 
kommen«  Dass  das  Seminar  nur  in  Ausnahme- 
fällen nicht  bei  der  Kathedrale  errichtet  werden 
darf,  so  Poüan  p.  152,  schreibt  das  Trldenti- 
num  nicht  vor,  indessen  wird  praktisch  in  vielen 
Fällen  ein  anderer  Ort  kein  geeigneter  im  Sinne 
des  Konzils  sein. 

Eine  spätere  Verlegung  (z.  B.  von  dem  Orte 
der  Kathedrale  nach  der  von  diesem  verschiede- 
nen Residenz  des  Bischofs)  macht  die  Congr. 
conc  von  ihrer  Erlaubniss  abhängig,  Richter 
Tridentinum  S.  212  n.  7. 

Das  Seminargebäude  hat  gleichfalls  das  Privi- 
leg des  Asylreohts,  s.  o.  S.  388  u.  Poüan 
p.  159. 

^  Ferraris  s.  t.  seminarium  n.  4;  Poüan 
p.  154.     Das  Kanonikerhaus  kann  der  Bischof 


aber  nicht  wider  Willen  der  Kanoniker  zugleich 
als  Seminar  benutzen,  Ferraris  n.  5  u.  n.  131. 

6  Vgl.  hierzu  auch  die  Institution  es  ad  Uni- 
versum seminarii  regimen  des  H.  Karl  Borromäus, 
acta  ecclesiae  Medlolanensis.  Mediolan.  1846.  2, 
1005  ft 

0  S.  dazu  die  Stelle  1.  c:  „pro  modo  facul- 
tatum"  etc. 

7  Der  Bischof  ist  nicht  befugt,  uneheliche 
seinerseits  zu  dispensiren,  auch  reicht  die  bloss 
staatliche  Legitimation  (per  resoriptum  prindpls) 
nicht  aus,  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O. 
6.  214  n.  29,  wohl  aber  die  legitimatio  per  sub- 
sequens  matrimonlum.  A.  M.  unter  Berufung  auf 
die  Worte  des  Konzils  „ex  legitime  matrimonlo 
nati'^  Poüan  p.  202,  welcher  aber  übersieht, 
dass  die  in  der  gedachten  Weise  legitimirten 
rechtlich  den  ehelich  geborenen  gleichstehen. 

8  Nach  Congr.  conc.  v.  1876,  Acta  s.  sed.  9, 
341  genügt  bei  den  unvermögenden,  „qui  alun- 
tur  expensis  seminarii''  das  augetretene  12.  Jahr, 
„reliquos  vero  non  comprehendi  in  lege  Triden- 
tina^   S.  dazu  aber  unten  S.  504  n.  4. 

Darüber,  bis  zu  welchem  Alter  die  Aufnahme 
erfolgen  darf,  bestimmt  das  Konzil  nichts.  Da 
es  indessen  bloss  von  pueri  spricht,  so  müssen 
die  Anfzunehmenden  sich  noch  in  einem  bil- 
dungsfähigen Alter,  d.  h.  in  einem  solchen,  wel- 
ches ein  ordnungsmässiges  Durchlaufen  des  Se- 
minars und  ihre  Vereinigung  mit  den  im  12. 
Jahre  aufgenommenen  Zöglingen  bei  dem  Unter- 
richte gestattet,  befinden.  Die  betreffende  Grenze 
hat  die  Partikulargesetzgebung  zu  bestimmen. 
Die  Diocesansynode  v.  Neapel  v.  1882,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  51 ,  90 ,  setzt  das  vollendete  14.  Jahr 
fest.  Wenn  ältere  süditalienische  Synoden,  Gio- 
vanni l.  c.  c.  8.  n.  3,  p.  61,  und  auch  franzö- 
sische und  belgische  die  Grenze  auf  16,  18,  ja 
auch  wohl  20  Jahre  normiren,  so  erklärt  sich  dies 
zum  Theil  daraus,  dass  in  manchen  Seminaren, 
freilich  nicht  im  Einklang  mit  dem  Trldentinum, 
bloss  das  Studium  derXheologie  betrieben  wurde. 
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ihrem  Wesen,  wie  anch  ihren  Anlagen  nach  zn  der  Hoffnung  berechtigen,  dass  sie 
sich  dauernd  dem  geistlichen  Stande  widmen  werden.  ^ 

Die  Zahl  der  Zöglinge  ist  nach  den  für  das  Seminar  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
und  nach  der  Grösse,  d.  h.  nach  dem  Bedürfhiss,  der  Diöcese  zu  bemessen  \ 

Vor  Allem  sollen  die  Söhne  armer  Eltern  Aufnahme  finden  3.  Die  Kinder  wohl- 
habender Leute  sind  allerdings  nicht  ausgeschlossen^,  dürfen  aber  nicht  auf  Kosten 
des  Seminars  unterhalten  werden  ^. 

4.  Gleich  nach  der  Aufnahme  sollen  die  Knaben  die  Tonsur  erhalten  und  von 
dieser  Zeit  ab  auch  dauernd  geistliches  Gewand  tragen  K 

5.  Die  aufgenommenen  Zöglinge  leben  gemeinsam  unter  geistlicher  Aufsicht  und 
Leitung  nach  einer  vorgeschriebenen  Tages-  und  Hausordnung  innerhalb  der  Semi- 
nar-Räumlichkeiten und  sind  von  dem  Verkehr  mit  der  Aussenwelt  abgeschlossen  ^. 
Daher  muss  der  Unterricht  auch  ein  interner  sein  ^.  Es  entspricht  dem  Tridentinum 
daher  nicht,  wenn  die  Zöglinge  ausserhalb  des  Seminars  belegene,  mit  demselben 
nicht  im  Zusammenhange  stehende  Unterrichts- Anstalten  besuchen,  und  ebensowenig 
ist  es  mit  dem  Wesen  des  Seminars  vereinbar,  dass  andere  Knaben  und  Jflnglinge, 
welche  nicht  in  dasselbe  als  Zöglinge  aufgenommen  sind  oder  sich  nicht  einmal  dem 
geistlichen  Stande  widmen  wollen,  an  dem  internen  Unterricht  theilnehmen ;  noch 
viel  weniger,  dass  solche,  welche  einen  andern  Beruf  ergreifen  wollen,  als  Zöglinge 
Aufnahme  finden^.  Doch  sind  hiervon  Ausnahmen  mit  päpstlicher  Genehmigung 
statthaft  10. 


▼  an  Espen,  J.  E.  U.  P.  IL  tit.  11.  c.  2.  n.  3. 
16,  zum  Theil  daraus,  dass  man  in  den  ersten 
Zeiten  nach  der  Errichtung  der  Seminare,  nm  den 
Priestermangel  zn  decken,  auch  Erwachsene  be- 
hufs Ihrer  Ausbildung  zur  Seelsorge  aufnehmen 
musste,  Benevent  1567,  coli.  conc.  Lac.  1,  81. 

1  Darüber  hat  der  Bischof  zu  befinden,  und 
zwar  nach  einer  von  ihm  oder  in  seinem  Auf- 
trage, z.  B.  Ton  dem  Vorstande  des  Seminars  an- 
zustellenden Prüfung.  Auch  verlangen  die  Par- 
tikularsynoden mehrfach  die  Einforderung  gut- 
achtlicher Aeusserungen  der  Ortspfarrer,  Neapel 
1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  229.  u.  Diöe.  Syn.  1882, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  89;  Urbino  1859,  Ravenna 
186Ö,  Venedig  1859,  coU.  cit.  1,  53.  201.  312. 

2  Weil  der  Unterhalt,  die  Erziehung  und  der 
Unterricht  der  Regel  nach  unentgeltlich  gewährt 
werden  sollen. 

3  S.  die  vor.  Anm.  in  Poüan  p.  197. 

*  Bei  diesen  verlangt  das  Konzil  im  Gegen- 
satz zu  den  armen  Knaben,  dass  sie  „Studium 
prae  se  ferant  deo  et  ecclesiae  inserviendi". 
Dass  aber  die  sonstigen  Vorschriften  desselben 
über  die  Qualifikation  auf  sie  keine  Anwendung 
finden ,  so  die  Congr.  conc,  o.  S.  503  n.  8,  er- 
scheint mit  dem  Wortlaute  und  dem  Sinne  der 
Stelle  nicht  vereinbar. 

Anderer  als  der  im  Text  gedachten  Erforder- 
nisse erwähnt  das  Tridentinum  nicht.  Wenn  es 
namentlich  kranke  Knaben  und  solche,  welche 
an  erheblichen  oder  eine  irregularitas  corporis 
bildenden  Gebrechen  leiden,  nicht  besonders 
ausschliesst,  so  versteht  sich  dies  schon  wegen 
des  Zweckes  der  Seminarien  von  selbst,  Gio- 
vanni c.  11.  n.  3.  4,  p.  75,  und  ist  auch  aus- 
drücklich in  den  Partikularsynoden  vorgeschrie- 


ben, s.  z.  B.  Konstanz  1567,  Hartzheim  7, 
471;  Rheims  1583  und  Cambray  1586,  Har- 
douin  10,  1290.  1291.  u.  9,  2177. 

5  Trid-  1.  c. :  „nee  tamen  ditiomm  (fllios)  ex- 
cludit,  modo  suo  sumptu  alantur^.  Solche  Zög- 
linge geistlicher  Bildungsanstalten  werden  nach 
dem  Sprachgebrauche  der  Kirche,  namentlich 
der  Kurie  (Beispiele  s.  im  folgenden  §.)  convie- 
torea  genannt,  während  für  diejenigen,  welche 
nichts  zu  bezahlen  haben,  der  Ausdruck  alumni 
gebraucht  wird. 

G  L.  c. :  „Ut  vero  in  eadem  disciplina  eccle- 
siastica  commodius  instituantur ,  toiisura  statim 
atque  habitu  clericali  semper  utantur**.  Vgl. 
Poüan  p.  254. 

"7  L.  c.  s.  V.  „in  coUegio  alere  et  religiöse 
educare  et  ecclesiasticis  disciplinis  instituere 
teneantur^'. 

Sie  dürfen  daher  die  Seminarräume  nur  mit 
Genehmigung  der  Leiter  oder  anderen  Vorgesetz- 
ten verlassen,  namentlich  nicht  die  Nacht  ausser- 
halb derselben  zubringen.  Zum  Besuche  ihrer 
Verwandten ,  insbesondere  ihrer  Eltern  können 
sie  für  einige  Zeit,  vor  Allem  während  der  Fe- 
rien beurlaubt  werden,  sollen  aber  bei  ihrer 
Rückkehr  über  ihr  Verhalten  ausserhalb  des  Se- 
minars ein  Zeugniss  des  Ortspfarrers  mitbringen, 
so  z.B.  Neapel  1882,  Arch.  f.k.  K.R.6i,  93;  Prag 
1860,  coli.  cit.  5,  430.    S.  auch  Poüan  p.  260. 

8  S.  die  vor.  Note  und  Trid.  1,  c. :  4^^  coUegio 
erudiendos  retinebit",  Giovanni  c.  20.  n.  4; 
Analecta  iur.  pontif.  1856.  p.  676. 

0  Bouix,  De  episcopo  ed.  II.  Paris  1873.  2, 
74;  Poüan  p.  195. 

10  Vgl.  z.  B.  die  const  Pii  VI.  v.  24.  Januar 
1786,  bull.  Rom.  cont.  7.  474,  worin  die  Aggre- 
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6.  Eine  eigentliche  Stndien-Ordnung  hat  das  Konzil  nicht  festgesetzt.  Es  ver- 
langt nnr,  dass  die  Zöglinge  in  der  Grammatik,  dem  Kirchengesang,  der  Berechnung 
des  christlichen  Kalenders  and  der  Feste,  der  heiligen  Schrift,  in  der  sonstigen  kirch- 
lichen Literatur,  in  den  Homilien  der  Väter,  in  der  Spendang  der  Sakramente,  vor 
Allem  im  Beichthalten,  in  den  liturgischen  Formen,  endlich  auch  in  sonstigen  nütz- 
lichen Wissenschaften  unterrichtet  werden  ^  und  überlässt  es  dem  Ermessen  des 
Bischofs  mit  Rflcksicht  auf  Zahl,  Alter  und  Bildungsstufen  geeignete  Klassen  fttr  die 
Zöglinge  einzurichten  2. 

In  ersterer  Hinsicht  bezeichnet  es  nur  das  Minimum,  da  das  Seminar  den  Zweck 
einer  gründlichen  Vorbildung  des  Klerus  erfüllen  soll.  Was  ausser  den  vom  Konzil 
vorgeschriebenen  Disciplinen  dazu  weiter  erforderlich  ist,  kann  also  die  Partikular- 
gesetzgebung, das  Provinzial-Konzil,  sowie  der  Bischof  mit  und  ohne  Diöcesan- 
Synode  festsetzen,  und  fast  allgemein  sind  die  Anforderungen  dem  Konzil  gegenüber 
erhöht  worden  3. 

7.  Diejenigen  Zöglinge,  welche  sich  trotz  wiederholter  Ermahnungen  und  Be- 
strafungen als  faul,  unfähig,  unsittlich,  mithin  als  ungeeignet  für  den  geistlichen  Beruf 
erweisen,  oder  solche,  welche  auf  ihre  Mitschüler  einen  bösen  Einfluss  ausüben,  sollen 
aus  dem  Seminar  entfernt  werden  *,  Dasselbe  muss  auch  von  denjenigen  gelten,  bei 
denen  sich  später  herausstellt,  dass  sie  keine  Absicht  haben,  sich  dauernd  dem  geist- 


gation  des  Seminars  zu  Arignon  an  die  Klassen  dei 
Philosophie  und  der  Theologie  der  Uoiversität 
p&pstlich  bestätigt  wird,  weil  die  Alumnen  des  Se- 
minars nach  den  Statuten  nur  die  Vorlesungen  des 
Seminars  besuchen  dürfen  nullique  extero,  ut 
classihus  in  ihi  existentium  adiungi  possit,permit- 
ÜtuT.  Auch  in  Rom  hesteht  jetzt  fQr  die  Zög- 
linge des  römischen  (Diöcesan-)  Seminars  und 
die  des  Seminarium  Pium  (s.  $.  232.  II.  a  £.) 
nur  eine  gemeinsame  philosophisch-theologisch- 
juristische Lehranstalt,  welche  von  den  Zög- 
lingen beider  besucht  wird,  und  auf  welcher  auch 
andere  Geistliche  den  Vorlesungen  beiwohnen 
können,  Pii  IX.  const.  v.  1853,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
1,  649.  669  u.  Anal.  iur.  pontif.  1855.  p.  563. 
707,  Grisar  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 2.  Aufl.  3,  615.  639. 

^  L.  c:  „Hos  pueros  episcopus  in  tot  classes 
qnot  ei  videbitur,  divisos  iuxta  eorum  numerum, 
aetatem  ac  in  disclplina  ecclesiastlca  progressum, 
partim,  qnum  ei  opportunum  videbitur,  eccle- 
slarum  ministerio  addicet,  partim  in  collegio 
erudiendos  retineblt  aliosque  in  locum  educto- 
Tum  sufflciet,  ita  ut  hoc  collegium  dei  ministro- 
Tum  Perpetuum  seminarium  sit ....  grammatices, 
cantns,  computi  ecclesiastici  aliarumque  bona- 
mm  artium  disciplinam  discent,  sacram  scriptn- 
ram ,  libros  ecclesiasticos ,  homilias  sanctorum 
atqne  sacramentomm  tradendorum,  maxime  quae 
ad  confessiones  audiendas  yidebuntnr  opportuna 
et  rituum  ac  caeremoniamm  formas  ediscent''. 
Vgl.  dazu  Poüan  p.  235  ff. 

3  Es  ist  mit  dem  Geiste  des  Trldentinum  nicht 
nnvereinbar,  dass  die  Zöglinge  der  yerschiedenen 
Vozbildungsstufen  in  besonderen,  getrennten 
Anstalten,  welche  sich  gegenseitig  ergänzen  und 
üie  nach  einander  absolvirt  werden  müssen,  aus- 
gshildet,  also  ein  Seminar  für  den  allgemeinen 


humanistischen  Unterricht,  ein  zweites  für  das 
theologisch^  Studium,  und  ein^  drittes  für  die 
praktische  Vorbereitung  auf  den  Kirchendienst, 
Tor  Allem  auf  die  Seelsorge  eingerichtet  werden, 
Poüan  p.  163. 

S  Schon  ältere  Synoden,  z.  B.  die  V.  Ton  Mai- 
land unter  Karl  Borromäus  v.  1579.  T.  III.  c.  1, 
Hardouin  10,  1040,  ordneten  auch  Unterricht 
in  der  Kirchengeschichte  und  im  Griechischen, 
femer  in  der  Philosophie,  in  den  Naturwissen- 
schaften, dem  kanonischen  und  CiTilrecht  an, 
Giovanni  c.  21.  n.  2  ff.  Für  die  neuere  Zeit 
vgl.  Analecta  iur.  pont  1858.  p.  284  ff.,  femer 
Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51,  91,  wel- 
ches Unterricht  vorschreibt  in  den  „litterae  lati- 
nae,  graecae,  italicae  et  hebraicae,  historia  civilis 
et  ecclesiastlca,  archaeologia  sacra,  philosophia 
speculativa  et  moralis,  mathesls,  scientia  natu- 
ralis, institutiones  iuris  canonici  et  ins  publicum 
ecclesiasticum,  ius  civil e  et  criminale,  denique 
introductio  ad  s.  scripturam,  theologia  parasce- 
yastica,  dogmatica  et  moralis".  Vgl.  im  übrigen 
darüber,  was  in  den  Kreisen  der  italienischen 
Bischöfe  als  wünschenswerth  betrachtet  wird, 
die  Vorschläge  der  Bischofsversammlung  zu  Lo- 
reto  V.  1850,  coli.  conc.  Lac.  6,  98.  792,  femer 
die  Studienordnung  für  die  Lehranstalt  des 
Römischen  (Diöcesan-)  Seminars  und  des  Semi- 
narium Pium  V.  1853,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  659,. 
Anal.  cit.  1855.  p.  707,  o.  S.  504  n.  10. 

^  L.  c. :  „Dyscolos  et  incorrigibiles  ac  malo- 
Tum  mornm  seminatores  äcriter  punient,  eos  etiam, 
si  opus  fuerit,  expellendo  omniaque  impedimenta 
auferentes  quaecunque  ad  conservandum  et  au- 
gendum  tam  pium  et  sanctum  institutum  perti- 
nere  videbuntur,  dillgenter  curabunt".  Vgl. 
Poüan  p.  258. 
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liehen  Stande  zu  widmen  ^  oder  dass  ihnen  bei  der  Aufnahme  von  vornherein  die 
dafür  vorgeschriebenen  Eigenschaften  gefehlt  haben.  Sofern  indessen  nicht  ausdrück- 
lieh  etwas  anderes  in  den  bekannt  gegebenen  Aufnahmebedingungen  für  das  Seminar 
bestimmt  oder  besonders  vereinbart  worden  ist,  hat  das  Seminar  in  allen  diesen  Fällen 
kein  Recht  ^,  von  dem  ausgestossenen  Seminaristen  oder  seinen  alimentationspflich- 
tigen Eltern  die  verwendeten  Kosten  für  Unterhalt,  Erziehung  und  Unterricht  er- 
stattet zu  verlangen  3. 

8.  Da  die  Seminaristen  für  den  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden,  so  haben 
sie  in  Bezug  auf  den  Besuch  der  Messe  und  den  Gebrauch  der  Sakramente  weiter- 
gehende Verpflichtungen  als  die  übrigen  Gläubigen  4.  Der  Bischof  soll  sie  anhalten, 
täglich  der  Messe  beizuwohnen,  mindestens  jeden  Monat  einmal  zu  beichten  und  das 
Abendmahl  nach  Anweisung  des  für  das  Seminar  bestimmten  Beichtvaters  zu  nehmend 
Auch  ist  der  Bischof  berechtigt,  sie  zu  Httlfsleistungen  bei  den  Gottesdiensten  an 
Festtagen  in  der  Kathedrale  und  in  anderen  Kirchen  am  Sitze  des  Seminars  zu  ver- 
wenden 6. 

9.  Die  oberste  Leitung  des  Seminars  steht  dem  Bischof*^  zu,  dem  Generalvicar 
nur  zufolge  besonderen  Auftrages  des  Bischofs  s,  doch  hat  er  zwei  ältere  und  ange- 
sehenere Domherren  aus  dem  Kapitel  zu  wählen®,  welche  er  in  allen  hierher  gehörigen 
Angelegenheiten,  (d.  h.  soweit  es  sich  nicht  um  die  Beschaffung  der  Geldmittel  und  die 


1  Die  älteren  Provinzialsynoden  verlangen  da- 
her mitunter  bei  der  Aufnahme  ein  eidliches  Ge- 
löbniss,  bei  dem  geistlichen  Stande  zn  verharren 
und  sich  nach  dem  Ermessen  des  Bischofs  im 
kirchlichen  Dienst  verwenden  zu  lassen ,  Bor- 
deaux 1583,  Hardouin  10,  1383.  Andere  for- 
dern die  Ausstellung  einer  schriftlichen  Ver- 
pflichtung seitens  der  Zöglinge  oder  ihrer  Eltern, 
dass  bei  dem  Verlassen  des  geistlichen  Berufs 
die  auf  den  Unterhalt  verwendeten  Kosten  dem 
Seminar  ersetzt  werden,  s.  z.  B.  Cambray  1586, 
1.  c.  9,  2177,  Constanz  1567,  Hartzheim  7, 
470,  Neapel  1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  229.  Die 
neueren  Synoden  enthalten  derartige  Vorschrif- 
ten selten,  s.  aber  z.  B.  Cicinnati  1861,  coli.  cit. 
3,  275,  indessen  bestehen  solche  Bestimmungen 
für  einzelne  Seminare  kraft  statutarischer  An- 
ordnung. Rechtlich  unzulässig  ist  die  Forderung 
einer  derartigen  Verpflichtung  nicht,  so  auch  die 
Congr.  conc  in  Anal.  cit.  v.  1858.  p.  291.  292. 

2  Das  Tridentinnm  bestimmt  darüber  nichts. 
Abgesehen  von  dem  Fall  eines  behufs  Erlangung 
der  Aufnahme  geübten  Betruges  lässt  sich  eine 
Ersatzforderung  nicht  begründen,  da  die  Kirche 
in  erster  Linie  armen  Knaben  im  eigenen,  nicht 
im  Interesse  der  letzteren,  den  Unterhalt  und  die 
Ausbildung  im  Seminar  gewährt  Das  Plen. 
Konzil  V.  Baltimore  1866,  coli,  conc  Lac.  3, 
452  schreibt  beim  Wechsel  des  Seminars  seitens 
eines  Zöglings  Ersatz  der  Kosten  für  das  auf- 
nehmende Seminar  oder  den  Bischof  an  das  früher 
besuchte  vor. 

3  Wenn  der  Seminarist  in  den  Regularstand 
eintritt,  hat  er  ebenfalls  nichts  zu  erstatten,  Ja 
der  Bischof  ist  nicht  einmal  berechtigt,  ihm  für 
diesen  Fall  eine  dahin  gehende  Verpflichtunge- 
erklärung abzufordern.   Nie.  Nilles,  selectae 


dissertationes  academicae  iur.  eecleslast.  Oenl- 
ponte  1886.  p.  91  flf, 

4  S.  0.  S.  217  und  S.  117.  70. 

5  Trid.  1.  c.  s.  v.  „Curet  episcopus''  etc.  Vgl. 
Poüan  p.  255.  Dass  sie  auch  nach  Massgabe 
der  Tages  -  und  Hausordnungen  anderen  Gottes- 
diensten und  Andachten  beizuwohnen,  sich 
geistlichen  Uebungcn  und  Werken  der  Barm- 
herzigkeit zu  unterziehen  haben,  versteht  sich 
nach  dem  Zweck  der  Seminar-Erziehung  von 
selbst,  8.  z.  B.  Neapel  1882,  Arch,  f.  k.  K.  R. 
51,  90.  Das  Tridentinnm  bezeichnet  nur  das 
Minimum. 

6  Vgl.  Po  üan  p.  265ff.  Aber  nicht  zu  Privat- 
diensten, s.  Const.  Benedict.  XIII;  Greditae 
nobis  V.  9. Mal  1725,  u.  A.  bei  Ferraris  1.  cn. 
178.  u.  coli.  conc.  Lac.  1,  454.  Wegen  der  Zu- 
gehörigkeit der  Seminarlen  und  der  Zöglinge 
zum  Pfarrverbande  vgl.  Bd.  IL  S.  299,  vgl.  auch 
oben  S.  73.  Doch  kann  der  Bischof  das  Seminar 
zu  einer  besonderen  Anstaltspfarrei  erheben 
oder  der  Pfarrei  der  Kathedrale  zu-weisen,  vgl. 
die  const.  Pii  VI.  v.  1785,  bull.  Roman,  const  7, 
227. 

^  Vgl.  Poüan  p.  272. 

8  Poüan  p.  282,  Bd.  IL  S.  216. 

0  Trid.  1.  c :  ^Quae  omnia  atque  alia  ad  hanc 
rem  opportnna  et  necessaiia  episcopi  singnli 
cum  consilio  duorum  canonicorum  seniomm  et 
graviorum,  quos  ipsi  elegerlnt,  prout  spirltns 
sanctuB  suggesserit,  constltuent  eaque  nt  semper 
observentur  saepius  visltando  operam  dabnnt^. 
Der  Generalvikar  ist  aber,  selbst  wenn  er  dem 
Kapitel  angehört,  nicht  geeignet,  weil  er  in  die 
Lage  kommen  kann ,  den  Bischof  zn  vertreten. 
Poüan  p.  282. 
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Vermögensverwaltung  für  das  Seminar  handelt]  ^ ,  also  bei  der  Abfassung  der  daa 
Seminar  betreffenden  Statuten  —  der  Aufstellung  des  Lehrplanes,  der  Studien-,  Haus- 
und Disciplinar-Ordnungen  — ,  bei  der  Auswahl  der  einzuführenden  Bücher,  bei  der 
Aufnahme  der  Zöglinge^,  bei  der  Bestrafung  und  Ausstossung  derselben,  bei  der  Wahl 
der  Lehrer^,  Erzieher  und  Beichtväter^,  sowie  bei  der  Visitation  mit  ihrem  consilium^ 
zu  hören  ^  hat. 

10.  Hinsichtlich  des  Leitungs-,  Lehr-  und  Erziehungspersonals,  welches  für  das 
Seminar  anzustellen  ist,  bestimmt  das  Konzil  nichts  näheres.  Es  giebt  dem  Bischof 
allein  das  Recht  ^,  diejenigen,  welche  Scholasterpfründen  haben  oder  denen  sonst 
kraft  ihres  Amtes  die  Pflicht  zum  Lehren  oder  zur  Haltung  von  Vorlesungen  obliegt', 
selbst  wider  ihren  Willen  als  Lehrer  in  den  ihnen  geeignet  erscheinenden  Fächern 
zu  verwenden  und  von  ihnen  bei  obwaltender  Untauglichkeit  die  Bestellung  etwaiger 
von  ihm  zu  bestätigender  Substituten  bei  Vermeidung  der  eigenen  Deputirung  zu  ver- 
langen. 

Die  Natur  der  Sache  bedingt  es,  dass  ein  besonderer  Beamter,  ein  Geistiicher 
mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Geschäfte  des  Seminars,  welche  der  Bischof  nicht 
zu  fahren  im  Stande  ist,  als  s.  g.  rector  oder  praestdens  seminarü^  betraut  wird,  und 
dass  ferner  ausserdem  die  erforderlichen  Lehrer  und  Repetenten  für  die  einzelnen 


1  Denn  dabei  bat  die  Bd.  II.  S.  157  erwähnte 
Vierer-Deputation  mltznwlrkeu,  Poüan  p.  294 
ff.  DasB  noch  eine  dritte  Deputation,  eine  depn- 
tatio  reddendae  rationis  Yom  Bischof  zu  bestellen 
und  bei  der  Rechnungslegung  zuzuziehen  Ist,  so 
Bouix  de  episcopo  2,  72,  Ist  ein  Missrerständ- 
niss  des  Tridentlnums,  dagegen  auch  die  Congi. 
conc,  V.  1866  bei  Poüan  p.  285.  2Ö6. 

2  Hierbei  kann  der  Bischof  aber  Insofern  be- 
schrankt sein,  als  wegen  der  Stiftung  von  Frei- 
stellen seitens  einzelner  Kommunen  oder  anderer 
Personen  Nomlnatlons-  oder  Präsentationsrechte 
für  solche  Stellen  vorbehalten  und  auch  die  Er- 
fordernisse der  Aufzunehmenden  (z.B.  Heimaths- 
recht  an  einem  gewissen  Ort)  näher  bestimmt 
sind.  Vgl.  einen  Fall  in  Acta  s.  sed.  9,  415  und 
eine  Reihe  v.Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Poü  an 
p.  177. 

8  Wegen  des  rector  seminarii  s.  u.  S.  608.  n.  2. 

*  Entsch.  d.  Congr.  cono.  bei  Ferraris  1.  c. 
n.  92  ff. ;  Acta  s.  sed.  1,  692  ;  coli.  Lac.  6,  312 
Anm. ;  Boulx  de  capltnlls  ed.  II.  Paris  1862. 
p.  431;  Poüanp.  292.  293. 

^  Zu  befolgen  braucht  er  dasselbe  nicht,  aber 
die  Einholung  ist,  wie  sonst,  Bedingung  der 
Gültigkeit  des  Aktes,  s.  die  vor.  Anm. 

Die  Yon  ihm  ausgewählten  Domherren  kann 
er  aber  nur  wegen  gegründeter  Ursachen,  z.  B. 
hohen  Alters,  Gebrechlichkeit,  Krankheit,  lang- 
dauernder  Abwesenheit,  dieser  Stellungen  ent- 
heben und  andere  für  sie  auswählen.  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  in  Acta  s.  sed.  1,  695;  coli.  conc. 
Lac.  6,312;  Boulx  de capitulisp. 428;  Poüan 
p.287. 

^  Die  Anm.  1.  gedachte  Yierer-Deputatlon  ist 
der  Bischof  aber  statt  der  beiden  Domherren  nicht 
zuzuziehen  berechtigt,   ebenso  wenig  diese  gar 


allein  zu  bilden,  Congr.  cono.  1864,  Acta  8.  sed. 
1,  657  u.  Analect.  lur.  pont.  1867.  p.  868,  wenn 
schon  es  nicht  ausgeschlossen  Ist,  dass  diejenigen 
Domherren,  welche  der  Bischof  als  Belrath  für 
die  geistliche  Leitung  des  Seminars  ausgewählt 
hat,  auch  zu  Mitgliedern  der  gedachten  Vierer- 
Deputation  bestellt  werden.  Noch  viel  weniger 
genügt  es,  wenn  der  Bischof  blos  eine  besonders 
von  Ihm  für  das  Seminar  gebildete  Studien- 
Kommission  anhört.  Eine  solche  kann  in  den 
gedachten  Angelegenheiten  vielmehr  nur  zur 
Vorbereitung  derselben  und  zur  Unterstützung 
des  Bischofs  und  der  beiden  Domherren  fungiren, 
8.  auch  Congr.  conc.  y.  1863  bei  Poüan  p.  287. 

'  L.  c. :  „ut  episcopl  .  .  et  alil  locorum  ordi- 
narli,  scholasterias  obtlnentes  et  alios,  qulbus  est 
lectionls  vel  doctrinae  munus  annexum,  ad  do- 
cendum  in  ipsls  scholls  instituendos  per  se  Ipsos, 
si  Idonel  fuerint,  allquln  per  Idoneos  Substitutes 
ab  elsdem  scholasticls  eligendos  et  ab  ordinarlls 
approbandos,  etiam  per  subtractionem  fractuum, 
cogant  et  compellant.  Quod  si  iudiclo  episcopl 
digni  non  fuerint,  alium,  qul  dlgnus  slt,  noml- 
nent,  omni  appellatione  remota.  Quod  si  ne- 
glexerint,  episcopus  Ipse  deputet.  Docebunt 
autem  praedlctl  quae  vldebuntnr  episcopo  ex- 
pedlre." 

8  Bd.  n.  S.  102,  S.  119  n.  6  u.  S.  123  n.  8, 
sowie  dazu  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1882, 
Acta  s.  sed.  15,  208,  über  die  Pflicht  des  canonl- 
cus  magistralis  die  Theologie  im  Seminar  unent- 
geltlich zu  lehren. 

9  S.  z.  B.  Cambray  1586,  Hardouin  9,  2177; 
Ronen  1581  u.  Toulouse  1590,  1.  o.  10,  1269. 
1812  und  Neapel  1882,  Arch.  f.  kth.  K.  R.  51, 
90,  auch  prlmas  oder  Primarius,  Hardouin  I.e. 
p,  1259.  1383.   Vgl.  ferner  Poüan  p.  208  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  231. 


Fächer,  weiter  besondere  Erzieher,  sowie  verschiedene  Beichtväter  und  ans  diesen 
ein  director  spiriiualis^  an  dem  Seminar  angestellt  werden 2. 

11.  Was  dieUebertragnng  der  unmittelbaren  Leitung  des  Seminars  sei- 
tens des  Bischofs  an  einen  geistlichen  Orden  oder  eine  derartige  Kongregation 
betrifft,  so  würde  diese  an  nnd  für  sich  unter  Einholung  des  Beirathes  der  beiden 
Deputationen  statthaft  sein,  sofern  dem  Bischof  alle,  ihm  durch  das  Tridentinum  gewähr- 
ten oberen  Leitungsbefugnisse  ungeschmälert  erhalten  bleiben  3.  Da  indessen  die  ge- 
dachten religiösen  Genossenschaften  die  Seminarien  allein  dann  übernehmen,  wenn  ihren 
Oberen  die  Bestellung  und  Entfernung  des  Rektors  und  der  Lehrer  (wenn  auch  im 
Einvernehmen  mit  dem  Bischof)  gestattet,  und  ihnen  die  freie  Verwaltung  unter  Aus- 
schluss des  beliebigen,  nicht  auf  gerechtfertigte  Gründe  gestützten  Widerrufes  des 
Bischofs  übertragen  wird*,  so  bedarf  es  bei  der  Unvereinbarkeit  dieser  Bedingungen 
mit  dem  Tridentinum  in  allen  diesen  Fällen  der  päpstlichen  Genehmigung  ^,  ausserdem 
aber  auch  vor  Einholung  der  letzteren  der  Zustimmung  des  Domkapitels^. 

in.  Die  Ausführung  der  Vorschriften  des  Trienter  Konzils'.  In 
den  ersten  Jahrzehnten  nach  dem  Schlüsse  des  Trienter  Konzils  haben  zwar  eine  Reihe 
von  Fartikular-STuoden  ^  die  Ausführung  der  Bestimmungen  desselben  in  Angriff  ge- 
nommen ^  und  sich  die  Errichtung  von  Seminarien  angelegen  sein  lassen ;  ja  es  sind 


*  Welchem  die  geistliche  Führung  der  Semi- 
naristen, namentlich  die  Leitung  ihrer  geistlichen 
üebungen  ohliegt,  s.  z.  B.  Venedig  1859,  coli, 
conc.  Lac.  6,  313. 

2  Uebei  die  Anstellung  und  Entfernung  der 
Lehrer,  welche  ebensowenig,  wie  die  des  Rektors 
und  der  anderen  Beamten  eine  feste  und  lebens- 
längliche zu  sein  pflegt  P  0  ü  a  n  p.  21 1 ,  s.  0.  S.  507. 
Die  dort  Anm.  4  citirten  Entsch.  d.  Cougr.  conc, 
s.  auch  eine  weitere  v.  1689,  Anal.  iur.  pont. 
1867  p.  614  u.  Richter  a.  a.  0.  n.  4,  rerlangen 
für  die  Deputation  des  Rektors  und  der  Beamten 
(nicht  der  Lehrer)  des  Seminars  und  ihre  Ent- 
fernang  die  Einholung  des  consilium  der  Vierer- 
Deputation,  offenbar  desshalb,  weil  alle  diese 
Angestellten  zugleich  mit  der  Vermögensverwal- 
tung des  Seminars  zu  thun  haben.  Soweit  diesel- 
ben aber  andererseits,  wie  der  Rektor,  zugleich  bei 
der  geistlichen  Leitung  betheiligt  sind,  erscheint 
indessen  auch  der  Beirath  der  beiden,  sonst  depu- 
tirten  Domherren  erforderlich,  während  B  0  u  i  x 
de  capltulis  p.  432.  433  u.  Poüan  p.  294  die 
Einholung  desselben  blos  für  ein  Gebot  der  Vor- 
sicht erachten. 

3  S.  auch  Bouix  1.  c.  p.  443. 

*  Benedict,  de  syn.  dioec.  V.  11.  n.  9;  Bouix 
1.  c.  p.  444. 

5  Vgl.  Analect.  iur.  pont.  1855.  p.  1096  ff. 
(auch  Acta  s.  sed.  3.  47  ff.)  u.  Poüan  p.  219. 
Der  Bischof  hat  zu  diesem  Behufe  einen  Vertrag 
zu  entwerfen  und  denselben  bei  der  Congr.  conc. 
zur  Prüfung  und  Einholung  der  Genehmigung  des 
Papstes  einzureichen  (ein  Beispiel  eines  derartig 
von  Plus  VII.  i.  J.  1800  genehmigten  Vertrages 
s.  bull.  Roman,  contin.  11,  28;  rgL  auch  ibid.  6, 
168).  Gewahrt  bleibt  dem  Bischof,  abgesehen 
von  den  im  Text  gedachten  Rechten,  seine  son- 
stige bischöfliche  Jurisdiktion,  sodann  das  Recht 
dei  obersten  Aufsicht,  sowie  die  Befugniss  über 


die  Aufnahme  der  Zöglinge  zubestimmeUf  Congr. 
conc.  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  u.  Richter. 
Tridentinum  S.  212  n.  ö.  Endlich  wird  auch  die 
Pflicht,  jährlich  dem  Bischof  und  der  Vierer- 
Deputation  Rechnung  zu  legen,  nicht  beseitigt, 
Entsch.  d.  Congr.  i.  d.  Anal.  cit.  1807  p.  616. 
634;  Richter  a.  a.  0.  n.  6,  sofern  nicht  etwa 
die  religiöse  Genossenschaft  mit  ihiem  Ver^ 
mögen  alle  Lasten  trägt  und  der  Vertrag  die 
päpstliche  Genehmigung  erhalten  hat,  wie  in 
dem  cit.  FaU  bull.  Rom.  cont.  11,  28. 

Einzelne  religiöse  Genossenschaften  besitzen 
das  Privileg,  ohne  besondere  Anfrage  beim  päpst- 
lichen Stuhle  auf  Verlangen  der  Bischöfe  die 
Leitung  von  Seminarien  zu  übernehmen,  Anal, 
cit.  p.  674. 

Wenn  bei  der  Uebergabe  eines  Seminars  an 
einen  exemten  Orden  wegen  der  Pfarr- Rechte 
nichts  bestimmt  ist,  so  tritt  nicht  ohne  Weiteres 
eine  Exemtion  des  ersteren  und  der  Zöglinge  vom 
Pfarrverbande  ein,  AcU  s.  sed.  3,  479;  Bd.  IL 
S.  299. 

^  So  die  Congr.  conc.  Analecta  iur.  pontif. 
1867  p.  618.  634,  offenbar  deshalb,  weil  es  sich 
um  eine  Massnahme  handelt,  welche  den  Rechten 
des  Kapitels  insofern  präjudizirt,  vgl.  Bd.  II.  S. 
154  Nr.  5,  als  die  Mitwirkung  desselben  bei  der 
Verwaltung  durch  den  von  ihm  zu  deputirenden 
Domherrn  fortfallt,  s.  a.  a.  0.  S,  157. 

7  Vgl.  Poüan  p.  101  ff. 

8  Vorangegangen  ist  Plus  IV.  mit  der  Errich- 
tung des  römischen  Seminars  i.  J.  1564  u.  1565, 
dessen  Leitung  allerdings  von  ihm  den  Jesuiten 
übergeben  worden  ist,  Theiner,  S.  104  ff.; 
Anal.  iur.  pont.  1885.  p.  1067.  273a  2739,  vgl. 
auch  const.  Urban.  VUL  v.  26.  August  1629, 
bull.  Taur.  14,  79. 

ö  Vgl.  z.  B.  die  Synoden  v.  Augsburg  1566. 
P.IIL  c.  23;  Constanz  1667.  P.  I.  0.  5;  Salzburg 
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auch  in  Folge  dieser  Bemtthnngen  eine  Anzahl  solcher  in  das  Leben  gerufen  worden  S 
indessen  zu  einer  allgemeinen  Einführung  der  gedachten  Anstalten  ^  und  zur  vollen 
Verwirklichung  der  Anordnungen  des  Konzils  ist  es  nicht  gekommen.  Theils  die 
Lässigkeit  einzelner  Prälaten  und  Kapitel  ^  in  der  Beschaffung  der  Geldmittel  durch 
die  vorgeschriebene  Besteuerung,  theils  der  Widerwille  der  dadurch  Belasteten,  end- 
lich aber  auch  vielfacjbi  die  Unmöglichkeit,  auf  dem  gedachten  Wege  die  erforder- 
lichen Fonds  zusammenzubringen  ^f  haben  die  Hindemisse  gebildet,  welche  nicht 
überall  überwunden  werden  konnten,  und  vielfach  dazu  zwangen,  dass  man  sich  mit 
der  Errichtung  blos  eines  oder  einzelner  Seminarien  für  eine  ganze  erzbischöfliche 
Provinz^  oder  mit  der  Beschränkung  der  Seminarien  auf  ältere  schon  vorgeschrittenere 
Kandidaten  und  auf  die  höheren  Studien  in  der  Theologie  und  in  den  anderen  in 
Frage  kommenden  Fächern  begnügen  musste  ^. 

In  Deutschland  trat  aber  zu  diesen  Gründen  noch  die  Religionsspaltung  und 
der  dreissigjährige  Krieg  hinzu,  und  so  ist  die  Vorschrift  des  Tridentinums  hier  nur 
in  verhältnissmässig  geringem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt''.  Dies  kann  um 
so  weniger  befremden,  als  selbst  in  Italien  bis  in  das  18.  Jahrh.  hinein  nicht  einmal 


1669  const.  60,  Hartzheim  7.  201.  467.  378 
u.  380;  Trient  1693  c.  30,  Ibid.  8,  424;  Mailand 
1666  n.  1679  (hier  hat  d.  s.  Karl  Borromäus 
aach  seine  sehr  in  das  Einzelne  gehenden 
institutiones  ad  Universum  seminaril  reglmen, 
siehe  o.  S.  603.  n.  5.  verfasst),  Aqnileja  1696, 
Hardouin  10,  656.  1038.  1904;  Ronen  1681, 
Rheims,  Bordeaux  und  Tours  1583,  Aix  1585, 
Toulouse  1690,  Avignon  1696,  1.  c.  10,  1256. 
1290.  1382.  1437.  1674.  1811.  1863;  Camhray 
1686,  1.  c.  9,  2176,  Mecheln  1570,  Herzogen- 
husch 1571,  Hartzheim  7,  626,  732,  Toledo 
und  Compostella  1686,  Theiner  S.  111.  138. 
8.  auch  noch  Analecta  iur.  pontif.  1866.  p.  1068. 

1  Das  erste  1564  zu  Rieti,  Theiner  S.  107, 
weitere  zu  Malland  und  in  den  Suffranganbis- 
thümern  dieses  Erzbisthums  in  Folge  der  Thättg- 
keit  des  h.  Karl  Borromäiis,  s.  die  in  d.  vor. 
Anmerk.  cit.  Mailänder  Synoden  und  Theiner, 
S.  139,  ferner  um  dieselbe  Zeit  zu  Verona,  Bene- 
Tent,  Larino,  a.  a.  0.;  zu  Osimo  1586,  a.  a.  0., 
8.  156;  zu  Ypem,  s.  Synode  y.  1677,  Hartz- 
heim 7, 802;  Toulouse  1699.  s.  const.  Clem.  VIII. 
Ad  exequendam  ▼.  7.  Mai  1699,  huU.  Taur. 
10,  494;  später  dann  zu  Mecheln  1609,  Hartz- 
heim,  id.  9,  18,  zu  Antwerpen  1610,  id.  8, 
1007,  zu  Herzogenhusch  1612,  id.  9,  239,  und 
zu  Gent  1613,  1.  c.  p.  261,  erst  1669  zuPreshurg 
und  Palästrina,  Theiner,  S.  169. 

2  So  dringen  noch  die  Synoden  von  Namur 
1604,  Culm  1606,  Prag  1606,  Mecheln  1607  (s. 
aber  vor.  Anm.*),  Konstanz  1609,  Hartzheim 
8,  611.  668.  761.  790.  889;  Bordeaux  1624, 
Hardouin  11,  103;  Osnabrück  1626,  Hartz- 
heim 9,  438,  auf  Errichtung  von  Seminarien, 
vgl.  weiter  auch  Theiner,  S.  166. 

3  S.  die  Mitthei]ung,en  üher  päpstliche  Schreiben 
an  den  Bischof  v.  Guhhio,  das  Domkapitel  zu 
Evora  u.  s.  w.  hei  Theiner,  S.  117  ft,  vgl. 
femer  S.  167. 

^  Die  Energie,  die  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden,   ist    allerdings    vielfach    dadurch    ge- 


schwächt worden,  dass  die  Bischöfe  schon  von 
Anfang  an  ihre  Seminarien  den  Jesuiten  zur 
Leitung  übergeben  haben,  so  z.  B.  1664  in  Mainz, 
Theiner  S.  109  (S.  168),  in  Rheims  1667, 
a,  a.  0.  S.  161,  in  Olmütz  und  Prag,  S.  120,  in 
Salamanca  1666,  a.  a.  0.  S.  138,  denn  zum  Theil 
herrschte  damals  noch  Widerwillen  gegen  die 
letzteren,  s.  a.  a.  0.  S.  108.  169  und  zum  Theil 
verlless  man  sich  darauf,  dass  sich  diese  die  An^ 
stalten  möglichst  zu  erhalten  suchen  würden. 

ö  So  hat  die  Salzburger  Synode  V.  1669,  Hartz- 
helm 7,  378.  380  von  der  Einrichtung  von  Semi- 
narien für  die  Diöcesen  Qurk,  Ghiemsee,  Seccau 
und  Lavant  Abstand  nehmen  und  die  Kandidaten 
aus  denselben  auf  das  Salzburger  Seminar  verwei- 
sen müssen,  ebenso  Gambray  1686,  Hardouin 
9,  2177  nur  ein  Seminar  in  Aussicht  nehmen  kön- 
nen, ähnlich  auch  Aquileja  1696,  1.  c.  10,  1904. 

6  Vgl.  0.  S.  503.  n.8.  So  erwähnt  Bourges  16S4, 
Hardouin  10,  490  blos  der  Seminaria  maiora 
für  die  liberales  disciplinae,  Gent  1613  o.  3  be- 
schränkt das  Seminar  auf  Kandidaten  über 
18  Jahr,  welche  bereits  genügend  für  das  Stu- 
dium der  Mnraltheologie  vorgebildet  sind, 
Hartzh.  9,  269;  Cambray  1686,  Hardouin 
9,  2176,  setzt  das  Aufnahme-Alter  auf  20  und 
Mecheln  1609,  Hartzh.  9,  18  auf  18  Jahr  fest. 
Vgl.  ferner  con«t  Sixti  V:  Vehementer  in  do- 
mino  V.  11.  November  1689,  bull.  Ta.ir.  9,  127 
für  das  vom  Bischof  von  Lüttich  errichtete  Semi- 
nar ium  clericorum  primär  ium  In  Lüttich  und  das 
vom  Abt  zu  S.  Trond  an  dem  eben  genannten 
Orte  begründete  8em*narium  aeeundarium^  sub- 
altemum,  .,e  quo  derlei  Ibidem  in  cbristiana 
pietate  ac  bonis  litteris  mediocriter  liistituti  ad 
....  primarium  seminarium  in  ulteriorem  in 
pietate  ac  bonis  litteris  atque  artibus  profectum 
mitti  deinde  possint". 

7  So  bestand  z.  B.  für  Köln  noch  Im  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  kein  Seminar,  Theiner, 
8.  20Ö,  vgl.  femer  daselbst  S.  163.  207. 
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alle  Diöoesen  ein  Seminar  erhalten  hatten  ^,  und  in  dieser  Zeit  bereits  manche  frflher 
begründete  wegen  Mangel  an  den  erforderlichen  Mitteln  schon  in  Verfall  gerathen 
waren,  so  dass  sich  sowohl  Benedikt  XUL,  wie  anoh  Benedikt  XIV.  veranlasst 
sahen,  die  Bischdfe  an  ihre  Pflicht  zur  Begründung  derartiger  Anstalten  zu  er- 
innern'^. 

Dagegen  hatte  sich  allerdings  in  Frankreich  die  Assembl^e  du  clerg^  zu  Melun 
schon  1579  die  Förderung  der  Seminare  angelegen  sein  lassen 3,  und  gleichzeitig  die 
weltliche  Gesetzgebung  ihre  Unterstützung  für  die  nothwendigen  Massregeln  in  Aus- 
sicht gestellt  ^  indessen  waren  auch  hier  diese  Bestrebungen  zunächst  von  geringem 
Erfolge  gekrönt.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  trat  eine  Wendung 
ein  ^.  Die  Stiftung  mehrerer  Priester-Kongregationen,  so  namentlich  der  des  h.  Vin- 
cenz  a  Paula,  welche  sich  der  Mission  und  Seelsorge  unter  dem  Volke,  sowie  der 
Verbesserung  des  sittlichen  Zustandes  und  der  wissenschaftlichen  Bildung  des  Klerus 
widmeten  und  zur  Verfolgung  ihrer  Zwecke  Anstalten  zur  Ausbildung  geeigneter 
Geistlichen  begründet  hatten,  blieb  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Bischöfe  und  yeran- 
lasste  diese,  zum  Theil  im  Einvernehmen  mit  den  Stiftern  der  gedachten  Genossen- 
schaften, zur  Errichtung  von  Seminarien  zu  schreiten  und  die  Leitung  derselben  den 
Mitgliedern  der  gedachten  Kongregationen  zu  übertragen^.  In  Folge  dessen  sind 
damals,  um  so  mehr  als  die  weltliche  Gewalt,  namentlich  Ludwig  XIV.,  diese  Bestre- 
bungen gefördert  haf^,  eine  ganze  Anzahl  von  Seminarien  in  das  Leben  getreten^, 
aber  anch  diese  haben  keineswegs  in  allen  Beziehungen  den  vom  Tridentinum  auf- 
gestellten Normen^  entsprochen. 


*  In  Orrieto  ist  z.  B.  erst  i.  J.  1774  unter 
Verwendung  der  Güter  eines  Kollegs  der  Jesuiten 
in  Folge  der  Aufhebung  des  Ordens  derselben 
ein  Seminar  errichtet  worden,  bull.  Rom.  ant. 
4,  666. 

2  Vgl.  die  S.  506.  n.  6.  cltirte  const.  Bened. 
XIII. ,  welche  für  Italien  Vorschriften  über  die  Anf- 
bringnng  der  erforderlichen  Geldmittel  enthält 
nnd  die  Einsetzung  einer  besonderen  congregatio 
seminarlorum  vorschreibt,  sowie  const.  Bene- 
dikt XIV.  :  Ubi  primnm  3.  Dezember  1740.  §.  2, 
einsd.  bnll.  1,  3. 

3  Extrait  du  reglement  g^ntfral  concemant  la 
discipline  eccMsiastique  tit  24 :  Leges  seminarii, 

qnod  inxta  conc.  Trid instital  debet  in 

quavlB  dioecesi,  in  coUection  des  procds-Terbaux 
des  assembMes  g^n^ralesdu  clergtf  de  France  Paris 
1772,   PlÄces  Insüficatives  no  X  p.  llö  ff. 

*  Ordonnance  v.  Blols  art.  24  v.  1579 :  „ .  .  . 
enjoignant  l  tons  nos  offlciers,  tant  de  nos  cours 
sonveraines,  qu'antres  de  tenir  la  main  h.  Texe- 
cntion  de  ce  qni  en  aura  €t4  ordonn^  ponr  Tin- 
stltutlon ,  dotation  et;  rdglement  des  dits  seml- 
naires",  -ebenso  Ordonnance  ▼.1629,  vgl.  Du- 
rand de  Mail  1  an e,  dictionnaire  de  droit 
canonique,  ^d.  II.  4,  446. 

5  Theiner  S.  170. 

»  A.  a.  0.  S.  177  ff. 

^  So  wurden  namentlich  in  dem  Edikt  Tom 
Dezember  1666,  welches  die  Errichtung  von 
Klöstern,  Kollegien,  geistlichen  nnd  welülchen 


Genossenschaften  von  der  Ertheilnng  der  könig- 
lichen Genehmigung  und  der  Gewährung  könig- 
licher lettres  patentes  abhängig  macht,  die  Se- 
minarien von  dieser  Vorschrift  ausgenommen, 
wennschon  solche  doch  später  immer  noch  nach- 
gesucht worden  sind  (vgl.  Theiner  S.  199), 
weil  die  Begründung  der  Seminarien,  nament- 
lich die  Beschaffung  der  Mittel  durch  Besteue- 
rung nicht  ohne  staatliche  Mitwirkung  mög- 
lich war,  Durand  de  Maillane  1.  c  Ferner 
hat  Ludwig  XIV.  durch  Ordonnanz  v,  15.  Dezem- 
ber 1698,  abgedruckt  bei  T  h  ein  er  S.  475,  an- 
geordnet, dass  die  Bischöfe  in  allen  Bisthümem, 
in  denen  bisher  keine  Seminarien  vorhanden 
waren,  unverzüglich  zur  Errichtung  solcher 
schreiten  sollten. 

8  Theiner  S.  177.201. 

0  Einmal  waren  viele  derselben  nur  für  die 
eigentliche  theologische  Ausbildung  bestimmt, 
s.  g.  grössere  Seminare,  vgl.  die  oben  n.  7 
cit.  Ordonnanz  :  „d'^tablir  autant  qu'il  sera  pos- 
sible  dans  les  dlocdses,  oü  il  y  en  a  d^ja  pour 
les  clercs  plus  igez,  des  maisons  particulieree 
pour  r^ducation  des  jeunes  clercs  pauvres  depuis 
l'ige  de  douze  ans,  qui  paroistront  avoir  de 
bonnes  dispositions  ponr  Ttftat  ecdtfsiastique", 
und  femer  waren  nirgends  die  Verwaltungs- 
deputationen  aus  den  Domherren  (s.  o.  S.  507) 
gebildet,  vielmehr  lag  die  Verwaltung  allein  in 
den  Händen  der  Bischöfe,  Durand  de  Mail- 
lane 1.  c.  4,  448. 


§.  232.]      Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  !ELlerus.  Nlchttridentiiiieche  Blldungsanstalten.        5 1 1 

§.232.    2.  Die  nicht  tridentiniachen  Bildungs-  und  Erziehungsanstalten^, 

I.  Einleitung  und  üebersicht.  Die  von  dem  Konzil  von  Trient  vorge- 
schriebenen Einrichtungen  waren  darauf  berechnet,  den  regelmässigen  und  erforder- 
lichen Bedarf,  an  Geistlichen  für  den  kirchlichen  Dienst  in  den  einzelnen  Diöcesen 
innerhalb  derselben  oder  wenigstens  innerhalb  der  erzbischöflichen  Provinz  in  ge- 
eigneter Weise  heranzubilden. 

Daneben  blieben  die  Universitäten  mit  ihren  theologischen  Fakultäten  und  femer 
die  besonderen  Unterrichts- Anstalten  der  Orden  fUr  die  Ausbildung  der  diesen  ange- 
hörigen  Novizen  bestehen.  Eiu  Verbot  des  Besuches  der  ersteren  hat  die  Kirche  im 
Interesse  der  Förderung  der  Seminarbildung  niemals  erlassen.  Gerade  die  Einrich- 
tungen des  während  der  Dauer  des  Trienter  Konzils  entstandenen  Jesuiten-Ordens, 
welche  für  die  Einführung  der  Diöcesanseminarien  mitbestimmend  gewesen  sind, 
boten  ein  geeignetes  Mittel,  nicht  nur  die  Gefahren,  welche  der  Kirche  aus  der  späte- 
ren Entwickelung  des  Universitätswesens  entstanden  waren  2,  zu  beseitigen,  sondern 
auch  den  sich  immer  mehr  von  der  Earche  loslösenden  Universitäten  eine  andere 
Art  von  Bildungsanstalten  gegenüber  zu  stellen,  welche  die  Universitätswissen- 
schaften, vor  Allem  die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  voller  Unterordnung  unter 
die  Kirche  und  im  Sinne  der  neueren,  von  der  Kurie  geforderten  Entwicklung  zu 
pflegen  bestimmt  waren.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bedurfte  es  einmal  der  Aus- 
stattung der  von  der  Kirche  abhängigen  Ordensschulen  mit  den  erforderlichen  Lehr- 
kräften, und  der  Ofifenhaltung  derselben  auch  für  nicht  Ordensmitglieder,  andererseits 
weiter  der  Gewährung  der  Hechte  der  Universitäten  an  diese  Lehranstalten.  Durch 
den  Jesuiten-Orden,  dessen  Häuser  oder  Kollegien  nicht  nur  zu  Bildungsanstalten  für 
die  eigenen  Ordensnovizen  bestimmt  waren,  sondern  auch  zugleich  Öffentliche  Gym- 
nasien und  Universitäten  sein  sollten,  wurden  die  beiden  erstgedachten  Bedingungen 
verwirklicht,  und  schon  durch  die  päpstlichen  Breven  von  1552  und  von  1561  ist 
dem  Ordensgeneral  das  Privileg  ertheilt  worden,  durch  die  Rektoren  und  Präfekten  der 
Kollegien  den  Schülern  derselben,  Novizen  und  Externen,  nach  vorausgegangenem 
Examen  die  akademischen  Grade  in  der  Philosophie  und  Theologie  mit  derselben 
Wirkung,  wie  wenn  sie  auf  den  privilegirten  Universitäten  erworben  wären,  verleihen 
zu  lassen  3.  Kurze  Zeit  nachher  erfolgte  auch  die  Neugründung  einer  derartigen  noch 
heute  bestehenden  Musteranstalt,  des  CoUegium  Romanumy  auch  Universitas  Oregoriana 

1  Vgl.  ausser  Th  ein  er,  S.  491  n.  1,  Grisar  liberalium   et  theologlae    lectiones  habebuntur 

Q.  Stelnhnber,  Kollegien,  lömische  in  W  e  t  •  cursusqae  oidlnaril  peragentnr,   dict  societatis 

zer  n.  Weite,  Kirchenlexikon  2.  Aufl.  3,  609;  scbolares  et  pauperes  externos,  qul  dlctas  lectio- 

Mej er,  d.  Propaganda.  Gottingen  1,  73  n.  225  nes  freqnentaverint  et  etiam  dMtes  (si  offlclalea 

n.  Art.  CoUegia  nationalla  in  Herzog,  Real-  nniversitatum  eos  promovere  recusaYerint),  cum 

Encyklopädie.    2.  Aufl.    3,    313;    A.  Beller-  per  examinatores  vestrae  societatis  idonei  sint 

heim,  Wilhelm  Kardinal  Allen  ü.  die  englischen  Inventi  (solutis  tarnen  per  dlvites  suis  Inrlbus 

Seminare  auf  dem  Festlande.  Mainz  1886.  unlYersitatibns),  in  yestris  collegiis  nnlyersitatnm 

3  S.  0.  S.  501.  quarumcnnque   et  in  aliis   extra   nniversitates 

8  Breve  Pias  IV.  Exponi  nobis  v.  19.  August  consistentibus   collegiis  vestrls  alios    quoslibet 

1561,  corpus  Gonstitutor.  societ.  Jesu.  Antverp.  scholares,  qui  inibi  sub  eorumdem  coUegiorum 

1702.  1,  46:  „moderne  et  pro  tempore  praeposito  obedientla,  directione  vel  disclplina  studuerint, 

generali  dictae  societatis,  ut  per  te  vel  illum  seu  ad   quoscumque    baccalaureatus ,    licentlaturae, 

aliquem  ex  praepositis  vel  rectoribus  coUegiorum  magisterii  et  doctoratus  gradus  praefatos  ac  alias 

▼estrorum,  tam  in  universitatibus  studiorum  ge-  in  reliquis  iuxta  litterar.    Julii  praedecessoris 

neralium   quam   extra  illas  ubilibet  consisten-  praedicti  (s.  Breve :  Sacrae  religionls  v.  22.  Oktbr. 

tium,   in  quibus  ordinariae   studiorum  artium  1552,  1.  c.  p.  38;  bull,  cit  6,  465)  tenorem  pro- 
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genannt,  in  Rom  seitens  Gregor's  XIII.  S  welcher  demselben  dabei  das  Recht  gewährte, 
die  akademischen  Grade  in  der  Theologie  nnd  Philosophie  zu  verleihen.  Gleichzeitig 
und  später  wurden  auch  an  anderen  Orten  von  den  Jesuiten  Anstalten  desselben 
Charakters  eingerichtet  und  ihnen  päpstlicherseits  die  Rechte  und  Privilegien  der 
Universitäten  ertheilt^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Jesuiten  öffneten  dann  auch  manche  andere  Orden  die 
in  erster  Linie  fflr  ihre  Novizen  bestimmten  Schulen  den  nicht  zu  ihnen  gehörigen 
Studirenden  und  erwarben  fflr  diese  gleichfalls  die  erwähnten  Privilegien  \ 

Endlich  sind  die  letzteren  ebenfalls  einer  Reihe  der  unter  n.  undlll.  zu  erwähnen- 
den, für  besondere  kirchliche  Zwecke  errichteten  Bildungsanstalten  übertragen  worden. 
So  sind  seit  dem  1 6 .  Jahrhundert  eine  Anzahl  rein  kirchlicher  und  unter  kirchlicher 
Leitung  stehender  Bildungsanstalten  für  die  Universitätsstudien  und  mit  den  Rechten  der 
Universitäten  entstanden,  deren  Besuch  die  Kirche  ohne  jedes  Bedenken  zulassen 
konnte,  um  so  mehr,  als  vielfach  für  diejenigen  ärmeren  Studirenden,  welche  nicht 
in  dieselben  als  Alumnen  aufgenommen  waren,  oder  aufgenommen  werden  konnten, 
nach  dem  Vorbilde  der  schon  früher  auf  den  Universitäten  gegründeten  Kollegien  * 
an  den  Sitzen  dieser  Anstalten  Konvikte,  gleichfalls  collegia  genannt,  errichtet  und 
unter  geistliche  Leitung  gestellt  worden  sind  *. 

Alle  diese  Anstalten  verfolgten,  soweit  es  sich  bei  ihnen  nicht  um  die  Heran- 


movere,  ipsique  sie  promoti  prlTileglis  aUisque  in 
eisdem  litterls  contentis  plenarie  uti,  potirl  et 
gaudere  libere  et  licite  valeant,  auctoritate  prae- 
fata  roncedimus  et  Indulgemus'^ 

1  Ursprünglich  war  dasselbe  eine  Gründung 
des  Ordensstifters,  Ignaz  v.  Loyola,  welcher  i.  J. 
1551  die  Gymnasialklassen  des  Kollegs  eröffnen 
liess,  und  das  Werk  mit  Hilfe  d.  h.  Franz  v. 
Borgia  so  zn  fordern  wnsste,  dass  schon  nach 
einigen  Jahren  auch  philosophische  und  theolo- 
gische Vorlesungen  gehalten  werden  konnten. 
Aber  erst  Gregor  XIII.  hat  i.  J.  1582  den  noch 
jetzt  vorhandenen  kolossalen  Bau  des  Kollegs 
aufführen  lassen,  neue  Fundationssummen  für 
dasselbe  ausgeworfen,  die  Erweiterung  der  ün- 
terrichtsgegenstäude  angeordnet,  und  der  Anstalt 
das  oben  gedachte  Privileg  verliehen,  indem  die- 
selbe zugleich  für  immer  als  Kolleg  der  Gesell- 
schaft Jesu  bestätigt  und  bleibend  zum  Ordens- 
haus derselben,  vor  Allem  für  die  jüngeren  Mit- 
glieder des  Ordens  aus  den  verschiedenen 
Ländern  erklärt  wurde  (die  betreffende  päpstliche 
Konstitution  findet  sich  in  den  zugänglichen 
Sammlungen  nicht).  Das  Kolleg  ist  zwar  1773 
In  Folge  Aufhebung  des  Jesuiten -Ordens  an 
Weltpriester  übergeben  worden,  Leo  XII.  hat  es 
aber  1824  den  Jesuiten  wieder  zurückgestellt. 
Nach  der  Einnahme  Roms  durch  die  Italiener  i. 
J.  1870  hat  das  Kolleg  zwar  sein  Haus  verloren, 
indessen  besteht  es  noch  jetzt  fort  (die  Vorlesun- 
gen werden  in  dem  Gebäude  des  Golleginm  Ger- 
manioum  gehalten  und  von  den  Zöglingen  einer 
Reihe  anderer  Kollegien  in  Rom  besucht,  b.  un- 
ter II.  u.  III.),  ja  es  ist  noch  1876  an  demselben 
eine  eigene  Fakultät  für  kanonisches  Recht  mit 
der  Befugniss  zu  Promotionen  von  Plus  IX.  ge- 
gründet worden,  Moroni,  dizionario  dl  erudi- 
zione  storico-ecclesiastica  14,  184  ff.;    Grisar 


a.  a.  0.  S.  610 ;    Gerarchia  cattolica  per  Tanno 
1886.  Roma  1886.  p.  664.  665. 

2  Vgl.  z.  B.  die  const.  Gregors  XIII.  v.  6. 
Dezember  1572  u.  v.  30.  Oktober  1579,  buU. 
Taur.  8,  519.  560,  für  die  Jesuiten-Kollegien  zu 
Pont-ä-MouBSon  und  zu  Wilna.  Clemens'  VIII. 
V.  29.  August  1594,  1.  c.  10,  151,  für  das  Je- 
suiten-Kolleg in  Kommitau  (Diocese  Prag), 
Pauls  V.  V.  2.  April  1616,  1.  c.  12,  259  für  ein 
solches  in  Paderborn,  Urbans  VIII.  v.  10.  Sep- 
tember 1626,  I.e.  13,  491  für  das  Jesuiten- 
Kolleg  in  Neisse. 

3  So  das  z.  B.  noch  in  Rom  bestehende  coUe- 
gium  d.  h.  Thomas  v.  Aquino  zu  S.  Maria  sopra 
Minerva,  u.  1580  gegründet,  und  1694  zum  Stu- 
dium generale  der  römischen  Ordensprovinz  der 
Dominikaner  erhoben,  welches  nicht  blos  von 
Klerikern  des  Ordens,  sondern  auch  yon  anderen 
Studirenden  besucht  wird  und  in  seinen  Unter- 
richtsgegenständen ,  der  Philosophie  und  der 
Theologie,  das  Gradulrungsrecht  besitzt,  Mo- 
roni L  c.  p.  213;  Grisar  a,  a.  0.  S,  620;  Ge- 
rarchia cattolica  cit.  p.  665. 

4  S.  0.  S.  500.  n.  5. 

5  Hierher  gebort  z.  B.  von  den  heute  noch  in 
Rom  bestehenden  Kollegien  das  colUgio  almo 
Copranicese  (coUegium  Capranica\  gestiftet  von 
dem  Kardinal  Oapranica  (f  liöiB),  Pastor, 
Gesch.  der  Päpste.  Freiburg  1886.  1,  617,  wel- 
ches allerdings  erst  bei  seiner  Reformation 
durch  Plus  V.  unter  geistliche  Leitung  gestellt 
worden  ist,  und  in  welchem  sich  jetzt  ärmere 
Studirende  des  Kirchenstaates  auf  die  Weihen 
vorbereiten,  indem  sie  zugleich  Philosophie  und 
Theologie  am  CoUegium  Romanum  studieren, 
Moroni  1.  c  p.  151;  Grisar  S.  640. 
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bildnng  ihrer  eigenen  Ordensnovizen  handelte,  ebenso  wie  die  bischöflichen  Semi- 
narien,  den  allgemeinen  Zweck,  ihren  Zöglingen  eine  höhere  wissenschaftliche, 
insbesondere  theologische  Ausbildung  fttr  den  Kirchendienst  ttberhaupt  zn  geben. 
Bei  den  weiten  Gebieten,  welche  die  katholische  Kirche  umfasste,  bei  dem  von  ihr 
seit  dem  16.  Jahrhundert  aufgenommenen  Kampf  mit  dem  Protestantismus,  sowie  bei 
ihrer  ausgedehnten  Missionsthätigkeit,  machten  sich  aber  fttr  dieselbe  eine  Reihe 
von  Aufgaben  geltend,  fttr  welche  eine  besondere  Ausbildung  von  Geistlichen  zweck- 
mässig und  wünschenswerth  erscheinen  musste.  Für  diese  Zwecke  hat  die  katho- 
lische Kirche  gerade  seit  dieser  Zeit  eine  Reihe  eigener  Anstalten  (s.  unter  Nr.  II.) 
geschaffen,  welche  von  hervorragender  Bedeutung  geworden  sind.  Aber  abgesehen 
von  den  gedachten  wichtigen  Aufgaben  hat  sich  auch  das  Bedttrfniss  nach  Bildungs- 
anstalten fflr  andere  spezielle  Zwecke,  z.  B.  für  die  Ausbildung  zum  Dienst  an  be- 
stimmten Ejrchen  oder  fttr  gewisse  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  geltend  ge- 
macht ^ ,  und  es  sind  dafür  ebenfalls  besondere  kirchliche  Institute ,  welche  natur- 
gemäss  einen  sehr  verschiedenartigen  Charakter  tragen,  errichtet  worden  (s.  unter 
Nr.  IV.). 

U.  Die  Bildungsanstalten  für  die  Mission  unter  den  Protestanten 
undunterdenHeiden.  Im  16.  Jahrhundert  kam  für  die  katholische  Kirche  vor 
Allem  die  Bekämpfung  und  Zurttckdrängung  des  Protestantismus  in  Frage.  Gerade 
für  diesen  Zweck  war  das  Collegium  Germanicum,  dessen  Einrichtung  bei  den  Be- 
schlüssen des  Tridentinums  als  Vorbild  benutzt  wurde,  gegründet  worden  2.  Wie  die 
Errichtung  dieses  Kollegs  nicht  von  der  Kurie  selbst,  sondern  von  Ignaz  von  Loyola 
ausgegangen  ist,  so  verdankt  eine  zweite  Anstalt,  welche  dazu  bestimmt  war,  behufs 
Wiedereinftthrung  des  Katholizismus  in  England  junge  Engländer  als  Geistliche  aus- 
zubilden, die  Reste  der  dortigen  Katholiken  in  ihrem  Glauben  zu  stärken  und  eine 
missionirende  Thätigkeit  in  dem  gedachten  Lande  auszuüben,  das  englische 
Kolleg  zu  Donai,  seine  Entstehung  ebenfalls  der  privaten  Initiative,  nämlich  der 
eines  katholischen,  aus  seinem  Vaterlande  geflohenen  Engländers,  des  nachmaligen 
Kardinals  Allen  3. 

Der  diesen  Anstalten  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  Angehörige  desjenigen 
Landes,  in  welchem  später  eine  geistliche,  namentlich  missionirende  Thätigkeit 
geübt  werden  sollte,  zu  derselben  in  einer  sie  zum  gemeinsamen  Leben  vereini- 
genden Anstalt  vorzubereiten  und  zu  erziehen,  fand  nicht  nur  in  der  Bestätigung  der 
gedachten  Anstalten  und  ihrer  Einrichtungen  die  offizielle  Anerkennung  der  Kurie  ^, 
sondern  diese  schritt  selbst  —  und  vor  Allem  kommt  dabei  die  umfassende  Wirksam- 

^  Neuerdings  auch  für  die  Heranbildung  von  lung  auch  nach  seiner  Beförderung  zum  Kardinal 
Geistlichen  nach  der  korrekten  ultramoutanen  bis  1588  beibehalten  hat,  a.  a.  0.  S.  99.  206. 
Methode ,  welche  die  heutigen  knrialen  An-  Ursprünglich  empfingen  die  Studenten  den  philo- 
fichauungen  spiter  in  ihrer  Heimath  zu  verbrei-  sophischen  und  theologischen  Unterricht  in  der 
ten  bestimmt  sind,  s.  unter  No.  III.  Anstalt  selbst.  Als  aber  nach  der  Zurückver- 
^  S.  0.  S.  50!2.  legung  nach  Douai  auch  Knaben ,  welche  den 
*  Gestiftet!  J.  1668,  bestätigt  durch  Pius  V.,  Unterricht  In  den  Gymnasialfachem  erhalten 
dessen  Bulle  verloren  ist,  Belle shelm  a.  a.  0.  mussten,  aufgenommen  wurden,  hatten  die  Stu- 
S.  33.  36.  1578  musste  dasselbe  wegen  der  denten  die  Vorlesungen  in  einem  anderen,  von 
Kämpfe  in  den  Niederlanden  nach  Rheims  über-  den  Jesuiten  geleiteten  Kolleg  zu  besuchen,  bis 
siedeln  und  ist  erst  1593  wieder  nach  Douai  zurück-  i.  J.  1616  von  der  Kurie  die  Vollmacht  zur  Er- 
verlegt worden,  a.  a.  0.  S.  63.  73.  Geschriebene  richtung  dreier  Lehrstühle  der  Theologie  In  der 
'Statuten  besass  es  zunächst  nicht,  sein  erster  Prä-  Anstalt  gewährt  wurde,  a.  a.  0.  S.  211.  220. 
fekt  war  sein  Stifter  Allen,  welcher  diese  Stel-  *  S.  die  vor.  Anm.  u.  o.  S.  602  n.  1. 

Hinschius,  Kirckenrecht  IT.  33 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


keit  Gregors  XIII.  in  Betracht  —  zur  Errichtang  derartiger  Kollegien  in  Rom  * 
und  beförderte  auch  die  Errichtung  solcher  Anstalten  in  anderen  Stuten  2.  Ja,  in 
Folge  der  Centralisirung  der  Leitung  des  MissionBwesens  in  der  Hand  einer  einzigen 
oberen  Behörde,  der  1622  geschaffenen  Ccngregaüo  de  propagcmda  fide^  fand  der  Ge- 
danke, welcher  sich  von  Anfang  so  fruchtbar  erwiesen  hatte,  jetzt  in  der  Errichtung 
des  Collegium  Urbanum  de  propaganda  fide  (1627)  ^  seine  Verallgemeinerung  auf  die 
gesammte  Missionsthätigkeit  der  Kirche  überhaupt,  da  in  dasselbe  Jünglinge  aus  allen 
Nationen  behufs  ihrer  Ausbildung  zum  späteren  Missionsdienste  in  ihrer  Heimath 
aufgenommen  werden  sollten  ^. 

Allgemeine  Anordnungen  sind  weder  für  die  in  Rom  errichteten  Kollegien  noch 
für  die  ausserhalb  dieser  Stadt  begründeten  Anstalten  der  gedachten  Art  erlassen 


1  Gregor  XIII.  hat  nach  dem  Vorbilde  des  col- 
leginm  Oermanicam  noch  folgende  gegründet: 
das  Qraeco-R^iihenicum^  const.  In  apostolicae 
sedis  V.  13.  Januar  1677,  bull.  Taur.  8,  169,  zur 
Heranbildung  tüchtiger  Priester  des  griechisch- 
katholischen  Ritus,  um  dadurch  zugleich  auf  die 
Wiederrereinigung  mit  den  schismatischen  Grie- 
chen hinzuwirken,  das  Hungaricum^  const.  Apo- 
stolici  muneris  v.  1.  März  1679,  1.  c  p.2Ö0,  wel- 
ches für  Ungarn  dieselbe  Wirksamkeit,  wie  das 
Germanicum  für  Deutschland,  ausüben  sollte, 
das  Anglicanum  ^  oonst.  Quonlam  divinae  v.  23. 
April  1679,  1.  c.  p.  208  u.  buU.  Propag.  2,  302 
zur  Aufnahme  von  Engländern  und  zur  Be- 
kämpfung der  Ketzerei  in  England,  s.  auch 
Bell  es  heim  a.  a.  0.  S.  111  ff.,  das  coUegium 
Maronitarum,  const.  Humana  sie  y.  27«  Juni 
1684,  1.  c.  p.  476,  zur  Heranziehung  von  maro- 
nitischen Knaben,  um  unter  ihren  Landsleuten 
den  wahren  Glauben  zu  verbreiten  und  zu  festi- 
gen, und  das  colUgium  Armeniorumy  ccnst.  Ro- 
mana ecclesia  y.  13.  Oktober  1684,  1.  c.  p.  493 
zu  dem  gleichen  Zwecke  für  die  Armenier.  Das 
letztere  ist  freilich  nicht  in  das  Leben  getreten, 
vielmehr  erst  unter  Leo  XIII.,  ygl.  Breve  dessel- 
ben V.  1.  März  1883,  Acte  s.  sed.  16",  337,  er- 
richtet worden,  indem  zugleich  die  armenischen 
Zöglinge  des  Kollegs  der  Propaganda  (s.  oben  im 
Text)  in  dasselbe  verpflanzt  worden  sind. 

Das  ungarische  Kolleg  ist  1680  von  GregorXIII., 
da  sich  die  Mittel  zu  einer  ausreichenden  Dote- 
tion  nicht  aufbringen  Hessen,  mit  dem  Germa- 
nicum vereinigt  worden.  Schon  vorher  hatte  der 
Papst  das  letztere ,  welches  ebenfalls  in  finan- 
zielle Bedrängniss  gerathen  war  und  deshalb 
ausser  den  eigentlichen  Zöglingen  auch  nicht 
für  den  geistlichen  Stend  bestimmte  Pensionäre 
(convictores)  hatte  aufnehmen  müssen ,  const. 
Postquam  deo  v.  6.  August  1673,  bull.  Taur.  8, 
52,  seiner  eigentlichen  Bestimmung  zurückge- 
geben und  neu  dotlrt,  so  dass  er  als  der  zweite 
Gründer  des  so  vereinigten  Kollegs  betrachtet 
werden  kann,  dessen  Organisation  er  später 
durch  die  const.  Ex  coUegio  Germanico  v.  1. 
April  1684,  1.  c.  p.  447,  auch  bei  Theiner 
S.  416,  neu  geregelt  hat. 

Auch  unter  den  folgenden  Päpsten  sind  noch 
einzelne  derartige  Kollegien  gestiftet  worden,  so 
z.  B.  das  Scotieum  durch  Clemens  VIII.,  const. 


In  supremo  militentis  v.  6.  Dezember  1600,  bull. 
Taur.  10,  625. 

Von  diesen  bestehen  heutenoohdas 
Germanicum,  das  Graeco-Ru thenum, 
das  Anglicanum,  das  Scotieum,  ferner 
das  von  ürban  VIII.  i.  J.  1628  gestiftete 
Hibernense,  Gerarchia  cattolica  cit  p.  663 ; 
Grisar  S.  632  ff. 

3  Namentlich  durch  Errichtung  von  Kollegien 
für  Zwecke  der  gedachten  Art,  so  durch  Gregor 
XIII.,  welcher  in  Mailand  ein  solches  f.  Ausbildung 
junger  Schweizer  f.  d.  Mission  in  ihrem  Yaterlande, 
const.  Dum  ad  amplas  v.  1679,  bull. Taur.  8,  269, 
ferner  zur  Ausbildung  von  Deutschen  für  den- 
selben Zweck  Kollegien  in  Wien,  Prag  und  Fulda 
(letzteres  namentlich  für  Söhne  von  Adligen),  8. 
die  2  Renovations-BuUen  von  Urban  Vni. :  Quo- 
hiam  divinae  v.  1.  Juni  1627  und  (Fulda)  v.  27. 
Dezember  1628,  1.  c.  13,  656.  657  u.  14,  36; 
bull.  Propag.  1,  44.  61.  74  (über  Fulda  vgl.  auch 
noch  Komp,  d.  zweite  Schule  Fulda's  und  das 
geistliche  Seminar.  Fulda  1877.  S.  26  ff.  37  ff.), 
endlich  ein  weiteres  das  lUyrioum  für  Dalmatler 
zu  Loretto,  vgl.  Urban  YIII.  const.  Zelo  domus 
V.  1.  Juni  1627,  bulL  Taur.  13,  641  u,  bull. 
Propag.  1,68  gegründet  hat.  Das  englische  Kolleg 
zu  Douai  (s.  0.  S.  613)  und  das  1676  in  Toumai 
gestiftete  und  nach  mehrfachem  Wechsel  schliess- 
lich in  Douai  verbliebene  schottische  Kolleg  hat 
Gregor  XIII.  gleichfalls  mit  Geldmitteln  unter- 
stützt, Beilesheim,  Kardinal  Allen  S. 41  und 
d  esse  Ib.  Gesch.  d.  kath.  Kirche  in  Schottland. 
Mainz  1883.  2,222.  Diesem  letzteren  hat  Clemens 
YIII.  ebenfalls  Subsidien  zahlen  lassen,  sowie  die 
unter  dem  Einfluss  von  Douai  entstendenen,  durch 
Philipp  11.  V.  Spanien  unterstützten  englischen 
Kollegien  zu  Yalladolid  (1689)  und  zu  SevllU 
(1692)  bestätigt,  const.  Cum  nullus  v.  3.  Novem- 
ber 1692  u.  Inter  multtplices  v.  15.  März  1694, 
bull.  Taur.  9,  630  u.  10,  138,  vgl.  Beiles- 
heim, Kardinal  Allen  S.  237. 244  Ein  weiteres 
zu  Lissabon  gegründetes  Kolleg  ist  durch  Gre- 
gor XY.  oonst  Militantis  ecclesiae  v.  22.  Sep- 
tember 1622,  1.  c.  12,  740  bestätigt  worden, 
Beilesheim  a.  a.  0.  S.  250. 

8  Bd.  I.  S.  476. 

*  Const.  Immortelis  v.  I.August  1627,  s.Bd.L 
S.  476,  auch  bull.  Taur.  13,  675. 


^.232.]    Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.   Nichttridentinische  Bildungsanstalten.    515 

worden,  selbst  nicbi;,  naoMem  der  erwähnten  Kongregation  die  obere  Leitung  des 
Missionswesens  anvertraut  worden  war,  jedoch  sind  die  für  die  ältesten  Kollegien  gege- 
benen Bestimmungen  Aber  ihre  Einrichtung,  über  die  Aufnahme  von  Alumnen,  über 
die  Rechte  und  Privilegien  der  Anstalten  und  der  Zöglinge  derselben  vielfach  ftlr 
die  jüngeren  Institute  zum  Muster  genommen  und  auf  diese  übertragen  worden, 
so  dass  sich  in  einer  Reihe  von  Punkten  ein  thatsächlich  gleiches  Recht  festge- 
stellt hat. 

Die  in  Rom  gegründeten  Kollegien  hat  man  von  jeder  anderen,  weltlichen  oder 
geistlichen,  als  der  päpstlichen  Jurisdiktion  eximirt,  also  dem  Papste  unmittelbar  unter- 
worfen ^  während  diejenigen,  welche  zu  den  gedachten  Zwecken  in  anderen  Städten 
errichtet  worden  sind,  zwar  mehrfach  ein  Privileg  auf  Exemtion  von  der  Gewalt  der 
Ordinarien  erhalten  haben  ^,  aber  doch  nicht  sämmtlich  von  derselben  befreit  worden 
sind^. 

Die  obere  Leitung  der  römischen  und  der  anderen  der  Mission  dienenden  Kol- 
legien ist  selbst  nach  der  Errichtung  der  C(mgregaHo  de  Propaganda  fide  nicht  allge- 
mein und  schlechthin  dem  Geschäftskreise  der  letzteren  überwiesen  worden*,  vielmehr 
haben  die  Päpste  damit,  wie  schon  früher,  für  die  Regel  mehrere  oder  auch  einzelne 


1  Die  in  der  o.  S.  502  cit.  Bulle  Julius  v.  1662 
und  in  der  S.  614  n.  1  angeführten  Bulle  Gre- 
gors XIII.:  Postquam  dco  ▼.  1673  für  das  Ger- 
manicum  fast  wortlich  gleiche  Formel  (ich  citire 
die  letztere) :  „Necnon  collegium  . . .  ipsiusque 
rectores,  gubernatores ,  maglstros,  praeceptores 
atque  scholares  pro  tempore  in  eo  existentes  eo- 
rumque  bona  mobilia  et  immobilla,  cuiuscumque 
qualitatis  et  quantitatis  in  dicta  urhe  ^el  extra 
ac  alias  ubique  locorum  existentia  ab  omni  iuris- 
dictioue,  correctione,  visitatione,  dominio,  supe- 
rioritate  et  potestate  pro  tempore  existentium  sena- 
torls,  consulum  et  reformatorum  dietae  urbis  ao 
aliorum  quorumcumque  iudicum  offlcialium  in 
Ipsa  urbe  yel  alias  ubilibet  constitutorum  illaque 
ae  in  propriis  eorum  rebus  cum  eis  contrahentes  a 
solutione  et  exactione  quorumque  pedagli,  gabel- 
lae,  bollettini,  dedmarum  et  cuiusvis  alterius 
tarn  ordlnarii  quam  extraordinarii  oneris  in  dicta 
urbe  et  alias  ubique  locorum  et  ex  quacumque 
causa  imposltorum  et  Imponendorum  eximimus 
et  prorsus  liberamus  ac  s.  b.  Petri  et  sedis  apo- 
stollcae  atque  nostra  piotectione  susciplmus  no- 
bisque  et  dietae  sedi  immediate  subiicimus  ac  libe- 
ros,  immunes  et  exemtos  declaramus''  liegt  auch, 
freilich  mit  einzelnen  Umstellungen  der  Exim- 
tionsertheUung  für  die  übrigen  o.  S.  614  n.  1  er- 
wähnten Gregorianischen  Kollegien  zu  Grunde. 
Sie  findet  sich  ferner  in  noch  erweiterter  Form 
in  den  Bullen  für  das  collegium  Scoticum  zu 
Rom  (y.  Clemens  YIII.)  und  das  collegium  de 
Propaganda  fide,  o.  S.  614  n.  4. 

2  So  2.  B.  die  englischen  Kollegien  in  Valla- 
dolid  und  in  Seyilla  nach  den  o.  S.  614  n.2  citlr- 
ten  Bullen  v.  1692  u.  1694 ,  ferner  das  irische 
Kolleg  in  Lissabon,  Pauls  V.  const.  Pastoralis 
offlcii  cura  v.  22.  April  1613,  bull.  Taur.  12, 
204.  Die  Bullen  Urhans  VIII.  für  die  a.  a.  0. 
aufgeführten  4  Kollegien  weisen  allerdings  keine 
ausdrücklichen  ExemtlonspilTilegien  auf,  in- 
dessen ergiebt  sich  die  Exemtion  aus  den  Vor- 


schriften über  die  obere  Leitung  derselben  (s. 
nachher)  und  daraus,  dass  die  unmittelbare  Lei- 
tung aller  Tier  den  Jesuiten  übertragen  wor- 
den ist. 

s  Dies  gilt  z.  B.  you  dem  Mailänder  Kolleg 
für  die  Schweizer,  welches  durch  die  Bulle  v. 
1679,  s.  S.  614  n.2,  dem  Erzbischof  you  Mailand 
unterstellt  ist,  und  welchem  für  seine  Leiter, 
Schüler  und  Güter  nur  diejenigen  Freiheiten 
und  Priyilegien  Yerliehen  worden  sind,  „quibus 
ecclesia  et  ecclesiasticae  personae  quovis  modo 
utuntur";  Tgl.  ferner  Clem.  XII.  oonst.  Inter 
multiplices  t.  10.  Oktober  1732,  bull.  Prep.  2, 
83  über  die  Errichtung  eines  Kollegs  zur  Aus- 
bildung von  Jünglingen  aus  Epirus  im  griechi- 
schen Ritus  behufs  ihrer  Verwendung  in  der 
Mission  in  ihrem  Vaterlande  und  im  Orient  zu 
Ullano,  Diöcese  Bisignauo,  welches  der  ordent- 
lichen Jurisdiktion  des  Bischofs  vom  Papste 
unterworfen  wird. 

*  Die  Errichtungsbulle,  Bd.  I.  S.  476,  enth&lt 
darüber  nichts ;  ist  doch  selbst  die  Oberleitung 
des  collegium  de  propaganda  fide  in  der  Begrün- 
dungsbulle nicht  einmal  dei  betreffenden  Con- 
gregation,  sondern  drei  von  dem  päpstlichen 
Stuhle  auszuwählenden,  präbendirten  und  re- 
sidlrenden  Domherren  der  Patrlarchalkirchen  vom 
Lateran,  vom  Vatikan  und  von  S.  Maria  Maggiore 
übergeben  worden.  Vgl.  ferner  die  Bulle  Cle- 
mens XI.:  Coelestls  patris  v.  13.  Mai  1709, 
durch  welche  zwei  vereinigte  Kollegien  in  Avig- 
non  ausdrücklich  der  Propaganda  unterworfen 
werden,  bull.  Prep.  1,  267  [%.  auch  p.  96).  Wohl 
aber  haben  die  Päpste  wiederholt  die  Feststel- 
lung deT  von  ihnen  zu  bestätigenden  Statuten 
für  die  einzelnen  Missionskollegien  der  erwähn- 
ten Behörde  überwiesen,  s.  z.  B.  die  in  Anm.  2 
erwähnten  4  Bullen  Urbans  VIII. ,  und  etwaige, 
die  gedachten  Kollegien  betreffende  Angelegen- 
heiten durch  die  Propaganda  bearbeiten  lassen. 
Vgl.  auch  die  folgenden  Noten. 

33* 


516 


I,  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


232. 


Kardinäle  als  s.  g.  protectores  betraut  ^ ,  wogegen  sich  bei  den  nichtrömischen  An- 
stalten in  dieser  Beziehung  mehrfache  Besonderheiten  finden^. 

Im  Uebrigen  sind  in  den  Errichtungs-  und  Bestätigungsbullen  nur  die  Grund- 
züge der  Verfassung  der  einzelnen  Kollegien^,  nicht  eingehende  Bestimmungen  über 
die  unmittelbare  Leitung  gegeben  ^,  wohl  aber  kommen  mehrfach  Anordnungen  über 
die  Uebertragung  der  letzteren  an  einzelne  Orden,  namentlich  an  die  Jesuiten  ^,  vor. 

Das  Recht  zur  Errichtung  und  Aenderung  der  Statuten^  ist  gewöhnlich  in  die 


1  Vgl.  z.  B.  die  Bulle  Gregors  XIII.  für  das 
griechische  Kolleg  zu  Rom  v.  1677  (s.  o.  S.  514 
n.  1) :  „ .  .  ut  ipsiuB  coUegii  conseryationi  bono- 
que  regimini  tarn  in  Ms  qnae  ad  Institutionem 
et  disciplinam,  quam  ad  victum  et  vestitum 
aliaque  huiusmodi  necessaria  peitineut,  oppor- 

tunlus  consulatur, (4  genannte)  cardlnales 

eiusdem  collegU  protectores  et  defensores  constl- 
tuimus  et  deputamus,  quorum  consilio  et  ope 
supradlcta  et  alia  quaecumque  ad  eosdem  in  col- 
legio  admlttendos  scholares  retlnendosve  spec- 
tantia  agant,  statuant  et  ordlnent,  dantes  elsdem 
et  pro  tempore  protectorlbus  plenam  et  liberam 
facultatem  et  auetoritatem  pro  salubri  directlone 
et  conservatione  dlcti  collegil  illiusque  bonorum 
et  rerum  ac  lurium  tam  spiritualium  quam  tem- 
poralium  oeconomos ,  adTocatos ,  procuratores, 
aliosque  miulstros  et  offlciales  in  eo  deputandi 
amovendlque  et  alles  in  eorum  loco  sufflciendi 
ordinatlonesque  et  statuta,  llcita  tarnen  et  ho- 
nesta sacrlsque  canonibus  et  concllio  Tridentlno 
non  repuguantia  faciendi  et  edendi  eaque  cum 
Yisum  fuerit  revocandi ,  immutandi ,  corrlgendi 
aliaque  de  novo  condendi,  quae  postquam  facta, 
edlta,  revocata,  Immutata  et  correcta  fuerint, 
perinde  haberl  volumus  ac  sl  auctorltate  aposto- 
lica  approbata  et  conflrmata  essent  .  ,^.  Im 
-wesentlichen  stimmen  damit  die  Bullen  für  die 
übrigen  Gregorianischen  Kollegien  überein,  nur 
werden  für  das  Germanicum  6  Kardinäle  als 
Protektoren,  für  das  armenische  zwei,  für  welches 
das  Breve  Leo's  XIII.  v.  1883  allerdings  nur  einen 
und  zwar  für  die  Regel  den  Kardinal-Präfekten 
der  Propaganda  zum  Protektor  deputirt  hat,  für 
das  englische  und  maronitische  Mos  einer  (ebenso 
auch  in  der  Bulle  Clemens  YIII.  für  das  Scoticum) 
bestellt.  Für  das  Kolleg  de  Propaganda  flde  hat 
Urban  VIII.  unter  Abänderung  seiner  früheren 
Bestimmung,  s.  o.  S.  616  n.  4,  die  Oberleitung 
seinem  Bruder,  dem  Kardinal-Grosspönitentiar, 
welcher  zugleich  Mitglied  der  Propaganda  war, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  wichtigen  Ange- 
legenheiten, wie  namentlich  der  Stataten-Er- 
richtung  und  Aenderung  den  Rath  der  gedachten 
Behörde  einzuholen,  und  nach  dem  Tode  dessel- 
ben der  Propaganda  durch  die  const.  Rominus 
pontifex  vom  1.  Juni  1628,  bull.  Prep.  1,  113 
übertragen. 

2  Die  durch  die  verschiedenen  Verhältnisse, 
z.  B.  die  Art  ihrer  Begründung  oder  ihrer  Neu- 
organisation, den  Ort  ihrer  Residenz,  die  Lage 
des  Katholicismus  in  dem  Missionslande,  für 
welches  die  Zöglinge  ausgebildet  wurden,  be- 
dingt waren.  So  wurde  der  Kardinal  Allen  für 
das  Kolleg  in  Douai  nach  Niederlegung  der  Prä- 
fektenstelle    zum   Protektor   desselben   ernannt 


(s.  0.  S.  613  n.  3),  und  es  ist  ihm  auch  von  Cle- 
mens Vni.  das  Protektorat  über  die  engllBchen 
Kollegien  in  Valladolid  und  Sevilla  übertragen 
worden ,  über  das  englische,  durch  Gregor  XV. , 
const.  cit.  Militantis  v.  1622,  bull.  Taur.  12,  740, 
in  Lissabon  errichtete  Seminar  wird  dagegen  be- 
stimmt: „immediatum  regimen  penes  eundem 
clerumAnglioan  um  (welcher  damals  durch  einen 
von  dem  englischen  Kardinalprotektor  delegirten 
Erzpriester  geleitet  wurde,  Mejer,  Propaganda 

2,  39  ff.)  praedictus  fundator  esse  voluit,  ita 
tamen  ut  supremum  Lusitaniae  inquisitionis 
tribunal  et  ipse  demum  modernus  generalis  Inqui- 
sitor et  eins  pro  tempore  successores  rectorl 
praeflciantur  et  collegio,  qui  totius  administra- 
tionis  rationem  exigendi  ins  et  potestatem  ha- 
beant"  (während  Pius  IX.  —  das  Kolleg  besteht 
noch  jetzt  fort  —  den  jeweiligen  Nuntius  in 
Lissabon  zum  Protektor  bestimmt  und  die  Be- 
stellung des  Rektors  unter  Gewährung  eines 
Vorschlagsrechtes  an  den  englischen  Episkopat 
der  Propaganda  übertragen  hat,  coli.  conc.  Lac. 

3,  1033). 

ürban  VIII.  bat  bei  der  Reformation  der  Kol- 
legien zu  Wien,  Prag  und  Fulda  die  sämmtlichen 
Kardinäle  der  Propaganda  in  dieser  ihrer  Stel- 
lung zu  Protektoren  ernannt,  für  welche  die  be- 
treffenden Erzbischöfe,  bez.  der  Abt  zu  Fulda 
als  Vice-Protektoren  zu  fungiren  hatten,  jedoch 
80,  dass  sie  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
an  die  Zustimmung  des  apostolischen  Nuntius 
für  die  fraglichen  Landestheile  gebunden  waren, 
und  ohne  Genehmigung  der  Propaganda  oder  des 
Papstes  an  den  durch  die  Reformationsbulle  ge- 
gebenen Bestimmungen  oder  den  von  der  Kon- 
gregation bestätigten  Statuten  nichts  ändern 
durften.  Für  das  Kolleg  von  Loretto  war  da- 
gegen ein  Kardinal  zum  Protektor  bestimmt. 

3  Ausführlicher  wird  gewöhnlich  von  der  Auf- 
nahme der  Alumnen  und  von  ihren  Verpflichtungen 
gehandelt,  weil  dies  zur  näheren  Bestimmung 
des  Zweckes  erforderlich  war. 

^  EineAusnahme  macht  die  Bulle  Gregors  XIII.: 
Ex  collegio  Germanico  für  das  Germanikum  v. 
1584. 

ö  Sie  hatten  dieselbe  von  Anfang  an  in  dem 
von  ihnen  gestifteten  Germanikum ,  ferner  er- 
hielten sie  dieselbe  im  englischen  Kolleg,  Bei- 
les he  im,  Kardinal  Allen  S.  113,  und  die  De- 
krete Clemens'  XH.  v,28.  September  1739,  bull. 
Propag.  2,  296,  ebenso  überweisen  ihnen  die  4 
Bullen  Urbans  die  mehrfach  genannten  4  Kolle- 
gien zur  Leitung. 

6  Doch  sind  für  einzelne  die  ersten  Sututen 
mehrfach  von  der  Propaganda  entworfen  worden, 
s.  0.  S.  516  n.  4. 
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Hände  der  Protektoren  oder  derjenigen  Personen^  welchen  die  Oberleitung  oder 
Oberaufsicht  anvertraut  ist,  gelegt. 

Was  die  aufzunehmenden  Zöglinge  betriff;,  so  müssen  diese  Angehörige  des- 
jenigen Landes  sein,  für  dessen  Missionsbedürfnisse  das  Kolleg  bestimmt  ist^,  femer 
ein  gewisses  Alter  erreicht  haben  und  eine  gewisse  Vorbildung  besitzen  2,  endlich  nach 
den  Vorschriften  für  einzelne  Kollegien  sogar  schon  Kleriker  3,  und  zwar  Weltgeist- 
liphe  sein  ^.  Die  Auswahl  geschieht  durch  besonders  in  der  Heimath  dafür  bestellte 
Examinatoren  oder  Vertrauensmänner  oder  durch  die  kirchlichen  Lokal-Behörden  ^, 
endlich  auch  durch  die  Lokal- Verwaltungen  desjenigen  Ordens,  welchem  die  Leitung 
des  Kollegs  anvertraut  ist  ^.  Dagegen  erfolgt  die  definitive,  über  die  Zulassung  ent- 
scheidende Prüfung  an  dem  Orte  des  Kollegs  selbst*^.  Durch  die  Zulassung  werden 
die  betreffenden  Zöglinge  aber  noch  nicht  ohne  Weiteres  wirkliche  Alumnen  der  An- 
stalt, vielmehr  haben  sie  zunächst  eine  mehrmonatliche  Probezeit^  durchzumachen,  und 
erst  dann  werden  sie  als  solche  nach  weiterer  Prüfung  gegen  das  eidliche  Versprechen, 
eich  dem  geistlichen  Berufe  dauernd  zu  widmen,  auf  Befehl  in  ihr  Vaterland  zurück 
kehren  und  dort  sich  im  Seelsorgedienst  verwenden  lassen  zu  wollen^,  aufgenom- 
men *^. 

Die  Zahl  der  Alumnen  ist  entweder  in  den  Fundationsurkunden ,  wenigstens 
ihrem  Minimum  nach,  vorgeschrieben^^,  oder  sie  bestimmt  sich  nach  der  Höhe  der 


1  Eine  Ausnahme  macht  selbstverständlich  das 
colleginm  de  Propaganda  flde  (s.  0.  S.  514),  von 
welchem  prinzipiell  blos  Italiener,  jetzt  der 
Regel  nach  auch  solche,  welche  nicht  aus  Mis- 
sionsländern stammen,  ausgeschlossen  sind, 
Grisar  a.  a.  0.  S.  618. 

2  Für  das  Germanikum  verlangt  die  const.  cit. 
ein  Alter  von  ungefähr  20  Jahren  und  geeignete 
Vorbildung  für  die  philosophischen  und  theolo- 
gischen Studien  (bei  Adligen  dagegen  blos  16 
Jahre  und  KenntnijBS  der  Grammatik).  Für  das 
englische  Kolleg  fordern  die  Dekrete  Glemens'XII. 
V.  1739,  dass  die  humanarum  litterarum  studia 
von  den  Zöglingen  absolvlrt  worden  sind.  Ebenso 
dürfen  nach  dem  cit.  Breve  Leos  XIII.  in  das 
Armenische  Kolleg  jetzt  nur :  „humanarum  lit- 
terarum prlmordla  supergressi"  aufgenommen 
werden,  Acta  s.  sed.  16,  339. 

3  So  nach,  der  BnUe  für  das  Kolleg  der  Propa- 
ganda :  „sacerdotes  seu  derlei  duntaxat  singula- 
res  qui  ad  sacros  et  maiores  ordines  seu  saltem 
eorum  aliquem  Intra  annum  ad  minus  a  die  eo- 
rum  in  collegio  seu  seminario  receptionis  com- 
putandum,  promoveri  omnino  debeant  et  tenean- 
tur^,  jedoch  werden  aus  solchen  Missionsländern, 
welche  vor  allen  anderen  der  geistlichen  Hülfe 
bedürfen,  selbst  Knaben  aufgenommen,  welche 
in  der  Anstalt  die  Gymnasialbildung  empfangen, 
Grisar  a.  a.  0.  S.  618. 

Nach  der  const.  v.  1684  für  das  Germanikum 
sollen  solche,  welche  schon  kirchliche  Beneflzlen 
besitzen,  den  Vorzug  haben. 

*  Wenngleich  die  in  der  vor.  Anm.  cit.  const. 
den  Mönchen  ebenfalls  einen  Vorrang  gewährt, 
BO  Ist  doch  schon  im  17.  Jahrhundert  die  Auf- 
nahme derselben  verboten  worden,  Mejer,  Pro- 
paganda 1,  86  n.  3  und  unten  n.  9. 


^  Der  erster^  Modus  war  ursprünglich  für  das 
Anglikanum  vorgeschrieben ,  später  ist  aber  der 
letztere  üblich  geworden,  s.  die  cit.  Dekrete  Cle- 
mens XII.  V.  1739,  femer  den  i.  J.  1841  zu  Rom 
herausgegebenen  prospectus  collegii  Urbanl  de 
Propaganda  flde,  auch  bull.  Prop.  6,  236. 

®  "Wie  beim  Germanikum, 

^  Für  das  Anglikanum  und  das  Armenicum, 
Acta  6.  sed.  15,  339,  entscheidet  über  die  Zu- 
lassung der  Kardinal-Protektor,  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  der  Präfekt  der  letzteren  In  Ver- 
tretung derselben,  Grisar  S.  618,  für  das  Ger- 
manikum eine  Kommission  von  3  Examinatoren 
unter  dem  Vorsitz  des  Rektors,  für  die  englischen 
Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla,  s.  0.  S.  616 
n.  2,  der  Jesultenprovinzial,  der  Rektor  und  ein 
vom  Kardinalprotektor  deputirter  Geistlicher. 

8  Eine  solche  ist  zuerst  für  das  Anglikanum 
eingeführt,  demnächst  1684  für  das  Germanikum 
und  sodann  auch  für  die  später  errichteten  Kol- 
legien vorgeschrieben  worden,  Mejer  a.a.O. 
S.82. 

0  S.  hierzu  Bd.  I.  S.  76  und  die  Formel  des 
Eides  Im  bull.  Propag.  1,  144,  nach  welcher  der 
Alumne  u.  A.  zu  schwören  hat ,  „quod  dum  in 
hoc  collegio  permanebo  et  postquam  ab  eo  quo- 
cumque  modo  sive  completis  slve  non  completls 
studiis  exiero,  nuUam  religionem,  societatem  aut 
coDgregatlonem  regulärem  sine  speciali  sedis 
apostolicae  licentia  vel  s.  congregationis  de  pro-» 
paganda  Flde  ingrediar  neque  in  eorum  aliqua 
professionem  emittam". 

10  Die  Entfernung  und  die  Ausstossung  der 
Alumnen  steht  in  der  Regel  denjenigen  leitenden 
Personen  zu,  welche  über  die  Aufnahme  zu  ent- 
scheiden haben. 

li  Z.  B.  beim  Anglikanum. 
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Einkünfte  S  da  die  Kollegien  fftr  die  Regel  ihren  Zöglingen  freien  Unterhalt  ge- 
währen ^.  Ihre  theologische  nnd  die  höhere  philosophischLe  Ausbildung  empfangen  die 
Alumnen  der  römischen  Kollegien  vielfach  nicht  in  ihrem  eigenen  Institut^,  vielmehr 
besuchen  sie  gewöhnlich  die  Vorlesungen  anderer  geistlichen  Lehranstalten  in  Rom, 
während  sie  in  ihrem  Kolleg  nur  Anleitung  zum  Durcharbeiten  und  Repetiren  des 
Oehörten  und  einen  besonderen  Unterricht,  welcher  speziell  auf  den  Missionsdienst 
berechnet  ist  und  die  Ausbildung  für  diesen  bezweckt^,  erhalten.  . 

Die  unmittelbare  Leitung  des  Kollegs  führt  ein  Rektor^,  welcber,  wenn  das 
letztere  einem  Orden  übergeben  ist,  aus  den  Professen  durch  den  Ordensgeneral  ^, 
sonst  durch  den  Protektor  ernannt  wird  ^.  Neben  und  unter  ihm  fnngiren  noch  ausser 
den  für  bestimmte  Fächer  angestellten  Lehrern,  andere  Geistliche,  welche  theils  mit 
der  Erziehung,  theils  mit  der  Verwaltung  betraut  sind,  s.  g.  moffiatri  verum  spiritaUum^ 
oder  prciefecti  spiritus^,  ministri^^j  oeconomi^^,  welche  auf  dieselbe  Weise,  wie  der 
Rektor  bestellt  werden  12. 

Diejenigen  Missions-Kollegien,  welche  dem  päpstlichen  Stuhle  unmittelbar  unter- 
worfen sind  und  der  Oberleitung  etwaiger,  von  demselben  bestimmter  Protektoren  unter- 
stehen, mögen  sie  ihren  Sitz  in  Rom  oder  anderwärts  haben,  werden  als  coUegia  ponHficia^^ 


1  Vgl,  die  cit.  const.  Gregor.  XIII. :  Ex  coUeglo 
für  das  Gennanikum. 

2  Doch  sind  auch  zahlende  Pensionäre,  sog. 
eonvictores,  nicht  in  allen  Kollegien  absolnt  aus- 
geschlossen gewesen.  Für  das  Anglikannm  er- 
wähnen solche  die  cit  Dekrete  v.  1739,  bull. 
Prop.  2,  300,  welche  denselben  Regpln  wie  die 
Alumnen  unterworfen  sind,  nur  den  Eid,  In  der 
Mission  zu  dienen,  nicht  zu  leisten  haben.  Nach 
dem  prospectus  des  Propaganda-Kollegs  v.  1841, 
bull.  Prop.  5,  238  dürfen  andere  Schüler  als 
Alumnen  nur  mit  Genehmigung  des  Papstes 
seihst  zugelassen  werden. 

3  So  haben  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Zög- 
linge des  Germanlkum,  ferner  die  des  Anglika- 
nnm und  anderer  Kollegien  die  Vorlesungen  des 
ebenfalls  von  den  Jesuiten  gestifteten  und  gelei- 
teten CoUegium  Romanum  besucht,  Grisar 
a.  a.  0.  S.  610.  611.  620.  634.  Das  CoUegium  de 
Propaganda  Flde  hat  eine  eigene  Lehranstalt  mit 
Lehrstellen  für  Philosophie ,  für  Theologie  und 
für  eine  Reihe  von  Sprachen.  An  den  Vorlesun- 
gen desselben  haben  die  Zöglinge  des  CoUegium 
graeco-ruthenicum  theilgenommen  und  hören  sie 
auch  noch  jetzt,  a.  a.  0.  S.  617.  633.  Ebenso  sind 
die  Zöglinge  des  coUegium  Armenicum  von  Leo 
XIII.  in  Bezug  auf  Vorlesungen  und  Promotion 
an  die  eben  gedachte  Lehranstalt  gewiesen  wor- 
den, Acta  s.  sed.  15,  334.  340. 

*  S.  z.B.  die  Dekrete V.  1739  für  das  Anglika- 
nnm, I.e. 2,  297:  „Duo  slnt  in  coUegio  maglstrl, 
unus  controversiarum  et  s.  Scrlpturae,  alter 
theologiae  moTalis;  lectiones  vero  proponendae 
aptentur  speciali  Institute  Anglicae  mlssionis . . . 
Magister  controversiarum  sit  etiam  praefectus 
fitndiorum  et  sedulo  inquirat  de  profectu  studen- 
tium,  atque  eos  particularibus  eierceat  disputa- 
Üonibus  .  .  .  Magister  theologiae  moralis  habeat 
onus  repetendi  lectiones  In  coUegio  Romano  an- 
ditas  a  logicls  et  metaphysicis^,  s.  auch  p.  300. 


5  Desselben  wird  in  fast  allen  citirten  Bullen 
erwähnt;  s.  auch  Dekret  v.  1739, 1.  c.  p.  297. 

^  Bei  den  Kollegien  in  Rom,  cit.  const  Gre- 
gor XUL:  Ex  coUegio,  bei  Theiuer  S.  425; 
Dekret  v.  1739,  1.  c.  p.  296,  bei  den  englischen 
Kollegien  von  demselben  nnd  dem  betreffenden 
Jesuitenprovlnzial. 

^  Bei  dem  coUegium  de  propaganda  flde  von 
dem  Kardinalpräfekten  der  betreffenden  Kon- 
gregation in  Vertretung  derselben,  Grisar 
S.  618. 

8  Const.  Gregor.,  a.  a.  0.  S.419:  „qui  pietatis 
disciplinam  primum  quidem  novis  alumnis, 
deinde  etiam  adnltis  ceterisque  omnibns  accnra- 
tissime  tradant^    . 

9  Dekrete  v.  1739.  1.  c.  p.  297. 

10  A.  a.  0. :  „patris  ministri  vigilantiae  com- 
mittitnr,  nt  ab  alumnis  constitutiones  nee  non 
decreta  . . .  circa  eorum  disciplinam  exarata  ada- 
mussim  observentur^. 

"  Const.  Gregor.,  a.  a.  0.  S.  426. 

«  GrisarS.618;  Dekrete v.  1739,1.  c.p. 296: 
„a  superloribns  d.  ven.  societatis  destlnentnr  V 
religiosi  sacerdotes, . . .  quibus  coUegii  cura  sit  de- 
mandata, .  .  ex  saoerdotibus  constitnantur  rector, 
minister,  praefectus  spiritus  et  duo  maglstrl^. 

1«  Urban  VIII.  const.  cit  v.  1627  für  Loretto ; 
für  Fulda  y.  1628:  „ad  praestandnm  iuramen- 
tum  inxta  formulam  ab  eadem  congregatione 
(Propaganda)  alumnis  pontiflciorum  coUegiomm 
praescriptum'^;  Dekr.  Alexanders  VII.  y.  1660, 
buU.  Propag.  1,  140.  144;  Const.  Bened.  XIV: 
Commendatissimum  v.  5.  April  1753,  bull.  cit. 
3,  294.  295 ;  das  Kolleg  der  Propaganda  wird 
coUegium  seu  seminarium  apostolicum,  1.  c.  1, 
66 ;  coUegium  pontiflcium  seu  seminarium  apo- 
stoUcum  1,  69.  253,  coUegium  seu  seminarium 
apostolicum  pontiflcium  pastorale  1,  277  ge- 
nannt. 
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oder  apoatolica^  bezeichnet 2.  Herkömmlicher  Weise  werden  ihnen,  d.  h.  den 
Kollegien,  ihren  Rektoren,  den  sonstigen  Angestellten  und  den  Alumnen  eine  Reihe 
von  Privilegien  verliehen,  so  am  häufigsten  dieselben  Privilegien,  welche  das  Studium 
generale  (die  Universität)  in  Rom ,  die  Rektoren  und  die  lesenden  Doktoren  dem- 
selben beeitzen^,  femer  das  Privileg,  an  diejenigen,  welche  im  Kolleg  und  anderwärts 
die  erforderliche  Zeit  studirt  haben,  die  akademischen  Grade  zu  ertheilen^,  weiter 


*  Vgl.  die  Tor.  Anm.  und  ferner  Qerarchla  c&t- 
tollca  per  Tanno  1886  clt.  p.  663  (collegi  apo- 
stollci). 

Der  Ausdruck:  coUegium  naiiofiaU  1.  c.  2,  83 
ist  damit  nioht  Identisch,  denn  er  ist  von  dem 
Zweck,  Missionare  fflr  eine  bestimmte  Nation 
auszubilden,  hergenommen.  Das  collegium  pon- 
tiflcium  braucht  aber,  wie  das  Propaganda-Kolleg 
zeigt,  nicht  einen  solchen  beschränkten  Zweck 
zu  haben ,  andererseits  kann  aber  auch  ein  der 
Leitung  und  der  ordentlichen  Jurisdiktion  des 
Bischofs  unterstelltes  Kolleg  den  gedachten 
Zweck  Yerfolgen,  also  ein  collegium  nationale 
sein,  s.  0.  S.  516  n.  3. 

2  Das  collegium  pontifidum  bildet  den  Gegen- 
satz zum  collegium  oder  seminaiium  episoopale, 
const.  Bened.  XIV  cit.  für  Wilna  1,  294.  Dass 
der  Sitz  nicht  entscheidend  ist,  ergiebt  sich  aus 
denNachweisuiigenin  der  Anm.  13  S.518,  ebenso- 
wenig kommt  es  darauf  an,  ob  der  Papst  einer 
derartigen  Anstalt  Unterstützungen  gewährt.  Das 
Entscheidende  ist,  dass  es  direkt  unter  dem 
Papst  steht  und  die  Oberleitung  speziell  an  von  ihm 
bestimmte  Personen  oder  Behörden  übertragen 
wird,  so  dass  also  diese  nur  übertragene  päpst- 
liche. Dicht  eigene  Amtsbefugnisse  ausüben. 
Eine  Reihe  von  Orden  haben  ebenfalls  Kol- 
legien zur  Ausbildung  der  ihnen  angehörlgen 
Prof  essen  für  die  Mission  besessen,  Ja  sogar  auf 
Anordnung  der  Päpste  errichtet,  so  z.  B.  die 
Franziskaner-Observanten,  s.  bull.  Prep.  1,  161. 
274,  die  Franziskaner-Konventualen  in  Assisi, 
1.  o.  p.  281  (vgl.  femer  2,  46;  3,  237),  aber 
diese  sind  Institute  des  betreffenden  Ordens  und 
stehen  daher  unter  dem  General  des  letzteren, 
in  seiner  Eigenschaft  als  oberster  Ordens-Leiter, 
nicht  unmittelbar  unter  dem  Papst.  Deshalb 
werden  sie  auch  niemals  als  collegia  pontiflcia 
bezeichnet  und  in  der  Gerarchla  cattolloa  cit. 
p.  664  nach  den  collegi  pontiflci  unter  der  be- 
sonderen Ueberschrift:  collegi  di  regolari  auf- 
geführt. 

3  Cit.  Const.  Urbans  Till,  für  das  Kollegium 
der  Propaganda,  bull.  Propag.  1,71:  „collegio 
aeu  seminario,  rectori,  scholaribus,  praeeeptori- 
bus,  magistris,  oeconomis,  offlcialibus,  ministris 
et  persouis  ut  qnibuscumque  privilegiis,  exemp- 
tionibus,  libertatibus ,  facültatibus ,  gratiis  et 
indultis,  quibns  Studium  generale  dictae  urbis 
[et  alia  Germanicae,  Anglicae  et  Graecae  natio- 
num  collegia  in  ipsa  urbe  a  praedecessorihus 
nostris  instituta  illommque  rectores,  scholares, 
piaeceptores,  magistri,  oeoonomi,  offlclales,  mi- 
nistri  et  personae]  quovis  modo  utuntur,  potiun- 
tnr  et  gaudent  ao  uti,  potiri  et  gaudere  possunt 
et  poterunt,  quomodolibet  in  futurum  non  solum 
ad  eorum  instar,  sed  aeque  principaliter  et  parl- 
formiter  in  omnlhus  et  per  omnia  uti,  potiri  et 


gaudere  debeant,  dicta  auetoritate  pariter  perpetuo 
de  speciali  gratia  indulgemus",  in  kürzerer,  aber 
das  Wesentliche  aufweisender  Form,  in  welcher 
statt  der  eingeklammerten  Stelle  die  Worte :  ^et 
rector  illius  neonon  doctores  et  Idj^entes^  stehen, 
schon  in  der  const.  Julii  III.  v.  1552  für  das 
Germanikum,  fast  wörtlich  auch  noch  i.  d.  conat 
V.  1573  für  dasselbe,  und  in  den  Konstitutionen 
Gregors  XIII.  für  das  griechische,  englische  und 
armenische  Kolleg,  während  dagegen  die  Grego- 
rianische Bulle  für  das  maronitische  und  die 
const.  Clemens*  YIII.  für  das  schottische  v.  1600 
schon  die  ausführlichere  Fassung  hat.  In  der 
kürzeren  Form  findet  sich  das  Privileg  auch  in 
den  3  Bullen  Urbans  YIII.  für  die  Kollegien  zn 
Wien,  Prag  und  Fulda,  endlich  in  einer  etwas 
abweichenden  Fassung  in  denen  Clemens'  YIII. 
für  die  englischen  Kollegien  zu  Yalladolid  und 
Sevilla. 

A  Auch  für  dieses  bildet  die  dt  const  Julü 
III.  V.  1562  die  Grundlage,  Theiner  a.  a.  O. 
S.  407 :  „Regentibus  superioribus  dicti  collegii 
. . .  assistentibus  praefatis  professoribus  seu  ali- 
quibus  ex  eis  aut  de  eorum  consilio  et  expresso 
consensu,  iUos,  quos  in  dioto  collegio  et  alibi  per 
tempus  debitum  studuisse  ac  seientia  et  moribns 
idoneos  esse  repererint,  in  praedictis  facültati- 
bus ad  baccalaureatus ,  licentiaturae  et  doctora- 
tus  ac  magisterii  gradus,  servata  alias  forma  con- 
cilii  Yiennensis  —  vgl.  Clem.  2  de  magistr.  Y.  1 
^-  luxta  universitatis  eiusdem  urbis  consuetudi- 
nem  seu  alias  promovendi  et  Ipsorum  gradnum 
Bolita  insignia  eis  exhibendi  quodque  in  facülta- 
tibus supradictls  sie  promoti  lila  legere  et  inter- 
pretari  ac  in  eis  disputare  et  quoscnmque  gradus 
seu  gradibus  huiusmodi  convenientes  actus  exer^ 
cere  et  alias  omnibus  et  singulis  privilegiis ,  gratiis , 
favoribus,  praerogatlvis  et  indultis,  quibus  alil 
in  praedicta  seu  aliis  universitatibus  et  alibi, 
luxta  illius  et  aliarum  nniversitatum  huiusmodi 
constitutiones  et  mores  ad  gradus  praedictos 
promoti  de  inre  vel  consuetudine  utuntur  et 
gaudent  ac  uti,  potiri  et  gaudere  poterunt  in  fu- 
turum, uti,  potiri  et  gaudere  possint  et  debeant 
in  Omnibus  et  per  omnia,  ac  si  gradus  praedictos 
in  ipsa  universitate  iuxta  consuetudines  et  mores 
praedictos,  suscepissent ,  concedendl  et  indul- 
gendi'*.  Ein  derartiges  Privileg  ist  ausser  dem 
Germanikum,  für  welches  es  in  der  const.  cit. 
Postquam  deo  v.  1Ö73  wiederholt  ist,  auoh  von 
Gregor  XIII.  in  den  betreffenden  Bullen  dem 
griechischen,  englischen  und  armenischen  Kolleg, 
von  Clemens  YIII.  den  englischen  Kollegien  in 
Yalladolid  und  in  Sevilla  (diesen  in  der  Formu- 
lirung,  dass  die  Promovirten  dieselben  Rechte, 
wie  die  in  Oxford  und  Cambridge  Graduirten 
geniessen  sollen)  ertheilt  worden.  Es  findet  sich 
femer  in  der  zuerst  gedachten  Fassung  in  der 
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eine  Reihe  von  Privilegien  in  Bezug  auf  die  üebertragung  der  Weihen,  einschliesslich 
der  höheren  Weihestufen,  an  die  Alumnen  und  die  Erlangung  derselben  durch  die 
letzteren  *,  ferner  Privilegien  auf  einen  vollkommenen  Ablass  entweder  für  die  Alum- 
nen allein  oder  für  diese  und  die  Leiter,  sowie  die  sonstigen  Angestellten 2,  ja  endlich 
haben  die  Päpste  den  Zöglingen  der  gedachten  Kollegien  auch  Befreiungen  vomPfarr- 


Bulle  Urbans  VIII.  für  Loretto.  In  der  letzteren 
und  in  den  gregorischen  Bullen,  von  der  für  das 
Germanikum  1.  J.  1573  erlassenen  ab,  ist  die 
Vornahme  der  Promotion  aber  von  der  Assistenz 
oder  der  Zustimmung  der  Protektoren  abhängig 
gemacht ,  dagegen  in  den  beiden  Clemens'  YlII. 
in  die  Hand  der  superiores,  d.  h.  des  Jesuiten- 
pro vinzlals,  des  Rektor«  und  des  Tom  Protektor 
deputirten  Geistlichen,  gelegt. 

Das  Privileg  fehlt  in  der  Bulle  Gregors  XIII. 
für  das  maronitische,  in  der  Clemens'  VIII.  für 
das  schottische  Kolleg,  ferner  in  den  Bullen 
Urbans  YIII.  für  das  Kolleg  der  Propaganda  und 
für  die  Kollegien  zu  Wien,  Prag  und  Fulda. 
Unter  diesen  Umständen  kann  nur  angenommen 
werden,  dass  die  Uebergehung  absichtlich  erfolgt, 
nicht  aber,  dass  das  Promotionsrecht  von  selbst 
mit  dem  ersterwähnten  Privileg  (s.  0.  S.519  n.  3) 
verliehen  ist  Der  letztgedachten  Auffassung 
steht  entgegen,  dass  es  bei  derselben  in  den 
Bullen,  welche  das  Privileg  nicht  aufweisen,  an 
einer  Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Gra- 
duirungsrechts ,  welches  niemals  dem  Rektor 
allein  übertragen  wird,  fehlen  würde,  sowie 
ferner,  dass  bei  dem  wiederholten  Vorkommen 
beider  Privilegien  neben  einander  in  denselben 
Bullen  nach  kurialer  Anschauung  das  letztere 
nicht  ohne  Weiteres  in  dem  ersteren  enthalten 
sein  kann.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht  weiter 
dadurch,  dass  später,  vgl.  den  prospectus  collegii 
Urbani  S.  Congr.  de  prop.  fide  v.  1841 ,  auch 
bull.  Propag.  5,  236,  dieses  Kolleg  seitens  der 
Päpste  blos  das  Privileg  erhalten  hat :  ^;Ut  eins 
alumni  (also  nicht  andere),  qui  solemni  facto 
sdentiarum  periculo  Optimum  profectus  sui  spe- 
cimen  exhibuerint,  philosophica  aut  theologica 
laurea  ab  Em.  S.  Concilii  Cardinali  praefecto 
donarentur". 

1  Diese  Privilegien,  welche  zuerst  von  Gregor 
XIII.,  und  zwar  dem  Anglicannm  1578  ertheilt 
worden  sind,  gehen  darauf:  ,,ut  de  licentia  pro- 
tectoris  ac  dicti  collegii  rectoris  consensu  et  exa- 
mine  praecedente,  etiam  extra  tempora  a  iure 
statuta  interstltiisque  tempore  a  s.  concilio  Tri- 
dentino  praestitutis  non  exspectatis  et  etiam  abs- 
que  suorum  ordinariorum  literis  dimissorialibus 
ac  sine  aliquo  beneflcii  et  patilmonli  titulo  et 
non  obstante  quovls  natalium  defectu,  super  quo 
cum  talibus  per  easdem  praesentes  dispensamus, 
ad  omnes,  etiam  ad  sacros  et  presbyteratus  ordi- 
nes  promoveri  ....  valeant"  (vgl.  Bd.  I.  S.  76. 
97.  113.  116).  Sie  finden  sich  wieder  in  den 
Bullen  Clemens'  VIII.  für  die  englischen  Kolle- 
gien zu  Valladolid  und  Sevilla ,  in  dem  Breve 
Clemens'  XIII.  v.  1776,  bull.  Prop.  4,  114  für 
das  englische  Kolleg  zu  Douai,  ferner  in  den 
Bullen  Urban's  VIII.  v.  1627  u.  1628  für  Prag, 
"Wien,  Fulda  und  Loretto,  hier  aber,  ebenso  wie 
schon  in  der  const.  Gregorys  XIII :  £x  colleglo  v. 


1584  für  das  Germanikum  unter  Fortlassung  der 
ein  für  alle  Mal  ertheilten  Dispensation  vom 
defectus  natalium.  Andererseits  weisen  von  den 
nach  1678  erlassenen  Bullen  diejenigen  für  das 
maronitische  und  für  das  schottische  Kolleg,  so- 
wie selbst  die  Bulle  Urban's  VIII.  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  diese  Privilegien  nicht  auf.  Die 
Ansicht  von  Mejer,  Propaganda  1,  232,  dass 
sie  den  eben  erwähnten  Anstalten  durch  das  0. 
S.  619  n.3  erwähnte  Privileg  in  der  durch  Klam- 
mern bezeichneten  Fassung  verliehen  seien,  ist 
unrichtig.  Bei  dem  letzteren  handelt  es  sich  blos 
um  etwaige,  mit  den  Studienzwecken  zusammen- 
hängende Vorrechte ,  und  überdies  gedenkt  die 
Bulle  Urban's  VIII.  für  Loretto,  welche  ausdrück- 
lich die  Weiheprivilegien  aufweist,  bei  der  oben 
gedachten  Privilegirung  auch  der  Vorrechte  der 
„alia  coUegia  quarumcunque  nationum  et  semi- 
narlorum  tam  in  eadem  alma  urbe,  quam  extra 
illam'',  kann  also  unter  den  letzteren  nicht  die 
Ordinationsprivilegien  begreifen.  Dazu  kommt 
weiter,  dass  Urban  VIII.  die  letzteren  durch  ein 
besonderes  Breve  v.  1631  dem  irländischen  Kol- 
leg zu  Rom  (aber  ohne  die  Dispensation  vom 
defectus  natalium),  vgl.  bull.  Prop.  4,  166,  ge- 
währt hat,  und  dass  das  Breve  desselben  v.  1638, 
ibid.  1,  91,  die  gleichen  Vorrechte  den:  „con- 
gregationis  (sc.  de  Propaganda  flde)  alumnis  et 
convictoribus  et  aliis  qui  quoquo  modo  ad  instan- 
tiam  eiusdem  congregationls  in  praesentiarum 
Romae  vel  alibi  educantur  et  in  futurum  educa- 
buntur",  d.  h.  den  Zöglingen  des  Propaganda- 
Kollegs  einerseits,  andererseits  aber  auch  den- 
jenigen der  unter  der  Leitung  der  Propaganda 
stehenden  römischen  und  auswärtigen  Kollegien 
(ein  Gegensatz,  welchen  Me j  er  S.  234  mit  Un- 
recht leugnet),  verleiht,  also  offenbar  eine  em- 
pfundene Lücke  ausfüllen  will. 

2  Gregor  XIII  const.  Postquam  deo  v.  1573 
für  das  Germanikum  :  „de  omnlpotentis  dei  mi- 
serlcordia  ac  bb.  Petri  et  Pauli  apostolorum  eins 
auctoritate  nostraqae  conflsi  omnibus  et  singulis 
scholarlbus  qui  in  id  coUegium  recepti  fuerint, 
in  ipso  ingressu  ac  deinde  in  exitu,  si  qtiidem 
confessi  et  coutriti  sacram  communionem  devote 
perceperint  atque  etiam,  si  eodem  in  colleglo 
decedere  eos  ab  humanis  contigerit,  in  mortis 
articulo  plenariam  omnium  peccatornm  suorum 
indulgentiam  et  remissionem  concedimus  et  elar- 
gimur"  fenierdie  für  das  englische  (hier  mit  dem 
Zusatz :  rectoribus  et  ministrls),  die  Bullen  Urban's 
VIII.  für  die  Kollegien  in  Wien,  Prag,  Fulda 
und  Loretto  (in  letzterer  blos  für  die  Alumnen). 
Das  Privileg  fehlt  in  den  Bullen  Gregor's  XIII. 
für  das  griechische,  maronitische  und  armenische 
Kolleg,  dagegen  ist  es  in  denen  Clemens'  VIII. 
für  die  Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla  durch 
Hinweis  auf  die  den  anderen  Kollegien  ertheilten 
Indulgenzen  gewährt. 
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zwang  gewährt^  und  die  Kollegien  selbst  zu  besonderen  (Anstalts-)  Pfarreien  erhoben  2. 
Indessen  sind  die  erwähnten  Privilegien  nicht  einzig  und  allein  an  die  Eigenschaft 
einer  geistlichen  Bildungsanstalt  als  eines  päpstlichen  Kollegs  geknüpft  ^^  vielmehr 
sind  dieselben  päpstlicherseits  auch  anderen  Instituten  ertheilt  worden'^. 


1  Zuerst  dem  englischen,  const.  Gregorii  XIII 
cit. :  „ac  tarn  ipsi  (alumni)  quam  ceteri  in  dicto 
coUegio  degentes,  ut  poenitentiae  ac  eucharistiae, 
etlam  die  paschatis  et  extremae  unctionis  sacia- 
menta  a  confessario  aut  alio  sacerdote  ipsius  col- 
legii  aTectorellliuB  constltuendo  auscipere  libere 
et  licite  valeant,  indulgemus^,  femer  in  fast 
gleicher  Formuliruiig  durch  ürban  VIII.  den  Kol- 
legien zu  Wien,  Prag  und  Fulda.  Die  Bullen 
desselben  für  Loretto  und  für  das  Kolleg  der 
Propaganda  weisen  das  Prlrileg  nicht  auf.  Nach 
dem  Breve  Clemens' XI.  v.  18.  August  1708,  bull. 
Prop.  1,  231  hat  aber  die  Propaganda  schon  i.  J. 
1647  durch  zwei  von  Innocenz  X.  bestätigte 
Dekrete  In  Anhalt  an  die  dem  zuletztgedachten 
Kolleg  zustehende  Befreiung  von  der  kirchlichen 
Jurisdiktion  des  Kardinal vikars  (s.  0.  S.  516)  und 
die  oben  S,  619  n.  3  gedachten  Privilegien  den 
Alumnen  des  Kollegs  und  den  intra  septa  collegii 
weilenden  mlnistri  die  Exemtion  vom  Pfarrver- 
bande,  insbesondere  hinsichtlich  des  Begräbnisses, 
der  Euchaiistie,  des  Yiatlkums  und  der  letzten 
Oelung  zugesprochen,  und  das  cit.  Breve  exlmirt 
aus  Anlass  eines  entstandenen  Streites :  „  coUe- 
gium . . . .  ac  omnes  et  quoscumque  iUius  mini- 
stroB,  offlciales,  rectorem,  magistros  seu  lectores, 
alumnoB  et  convictores,  necnon  famulos  alios 
praefatae  cardinalium  congregationi  ac  ipsi  col- 
legio  quomodo  Übet  inservientes ,  intra  tarnen 
eiusdem  collegii  ac  Ullus  palatii  septa  degentes  " 
von  der  betreffenden  Pfarrei  der  Stadt,  und  über- 
trägt die  Verwaltung  der  Sakramente,  namentlich 
der  Eucharistie,  des  Yiatikums  und  der  letzten 
Oelung,  sowie  .der  sonstigen  Seelsorge  für  die 
genannten  Personen  dem  Rektor  des  Kollegs  oder 
einem  von  der  Propaganda-Kongregation  zu  depu- 
tirenden  Priester,  so  dass  denselben  diese  Rechte 
unter  Ausschluss  des  Stadtpfarrers  „excepta 
dumtaxat  admlnistratione  matrimonii  quoad 
offlciales  et  alios  inservientes,  qui  hac  tantum 
ratione  parocho  et  parochiae  praedictis  subsint" 
zustehen  sollen  „tam  super  admlnistratione  om- 
nium  allorum  sacramentorum  quam  iure  sepeli- 
endi  in  ecclesia  dlctae  congregationis  cardinalium 
absque  ulla  quartae  vel  aliorum  iurium  parochla- 
lium,  etiamsi  in  alla  ecclesia  sepultura  electa 
fuerit,  solutione  ....  non  secus  ac  si  palatlum  et 
coUegium  praedicta  extra  limites  dictae  parochiae 
Sita  et  ab  ea  prorsus  dismembrata  essent  ipse- 
que  collegii  rector  unicus  ac  verus  et  proprius 
earumdem  personarum  intra  palatii  et  septa 
collegii  commemorantium  et,  ut  praefertur,  in- 
servientiumparochus  existeref*.  Dieselben  Rechte 
und  Befreiungen  sind  ferner  durch  Clemens  XI. 
auch  zwei  vereinigten  Kollegien  in  Avignon  bei- 
gelegt worden,  s.  0.  S  515  n.  4. 

2  So  die  Bullen  Clemens'  VIII.  für  die  eng- 
lischen Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla, 
welche  den  Kirchen  derselben  das  Recht  zur 
Aufbewahrung  des  Sanktissimum  und  zum 
Glockengeläute  bei  der  Messe  und  bei  Begräb- 
nissen ertheilen,  sowie  bestimmen,  dass  der  Rek- 


tor einen  Alumnen  mit  der  Seelsorge  betrauen 
soll ,  aber  eventuell  auch  selbst  diese  wahrnehmen 
kann.   Vgl.  auch  die  vor.  Anm. 

Ausser  den  genannten  kommen  aber  auch  noch 
andere  Privilegien  vor,  so  nach  der  cit.  Bulle  für 
das  Anglikanum  das  Recht,  die  Alumnen  von 
allen  kirchlichen  Censuren  und  Strafen,  sowie 
von  allen  noch  so  schweren  Sünden,  selbst  den 
in  der  Bulle  Coenae  domini  reservlrten  (abge- 
sehen von  einigen  Ausnahmen)  loszusprechen, 
und  das  Recht,  sie  von  allen  Irregularitäten 
(ausser  dem  homicidium,  der  Bigamie  und  der 
Ketzerei)  zu  dispensiren,  für  den  Rektor-Pres- 
byter und  den  von  ihm  auszuwählenden  Beicht- 
vater, femer  nach  den  Bullen  für  die  mehrfach 
genannten  Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla 
das  Recht  des  Rektors,  in  allen  Prozess-  (Civil-, 
Criminal-  und  gemischten)  Sachen  des  Kollegs, 
den  Angestellten  und  den  Alumnen  desselben 
Richter  zu  bestellen  und  diesen  die  Jurisdiktion 
zu  übertragen,  endlich  nach  den  Bullen  Urban^s 
VIII.  für  Wien,  Prag  und  Fulda  das  Privileg  für 
die  in  den  gedachten  Kollegien  ausgebildeten 
Alumnen,  vorzugsweise  durch  die  Prälaten  und 
Kollatoren  in  den  betreffenden  Landes theilen 
auf  Beneflzien,  namentlich  Seelsorge- Aemter  be- 
fordert und  dem  Papste  durch  die  Nuntien  und 
die  erwähnten  Prälaten  zur  Berücksichtigung  bei 
den  der  päpstlichen  Besetzung  unterliegenden 
Beneflzien  empfohlen  zu  werden. 

3  Wennschon  sie  nach  der  Auffassung  der 
Kurie  mit  einem  päpstlichen  Kolleg  verbunden 
sind,  so  erklärt  das  Errichtungsbreve  Leo's  XIII. 
V.  26.  Oktober  1884  für  das  colleglum  Urbanum 
statuum  foederatorum  Americae  septentrionalis, 
Acta  s.  sed.  17,  175,  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  449 
doch  ausdrücklich:  „idem  colleglum  ....  erigi- 
mus  et  constituimus  ac  nomine  pontificio 
decoramus  eidemque  omnla  iura,  praerogativas, 
privilegia  huiusmodi  collegiorum  propria  attri- 
buimus  et  elarglmur",  und  das  cit.  Breve  für  das 
Armenische  v.  1883:  „fundamus  et  constituimus 
colleglum  clericorum  Armeniorum  eidem- 
que privüegia  iusque  omne  legltlmi  collegii 
tribuimus"  (welches  übrigens  auch  in  der  Gerar- 
chia  cattolica  per  Tanno  1886,  Roma  1886,  p. 
664  unter  den  collegl  apostolici  aufgeführt  ist). 
Freilich  bleibt  es  bei  einer  fehl  enden  (wenigstens 
nicht  bekannt  gewordenen)  authentischen  Aus- 
legung solcher  Verleihungen  zweifelhaft,  welche 
der  0.  S.  519  gedachten  Privilegien  damit  gemeint 
sind.  Sicher  darf  wohl  die  Exemtion  von  jeder 
anderen  Gewalt  als  der  des  Papstes,  bez.  des  von 
ihm  bestimmten  Protektors  und  der  sonstigen 
Leiter,  sowie  das  0.  S.  519  zuerst  erwähnte  Vor- 
recht darunter  verstanden  werden,  wogegcfn  das 
Privileg  der  Graduirung  als  ausgeschlossen  zu 
betrachten  ist,  da  die  Alumnen  beider  Kollegien 
durch  die  Stif  tungsbedingungeu  hinsichtlich  ihrer 
Graduirung  an  das  Kolleg  der  Propaganda  ver- 
wiesen werden. 

^  So  hat  Sixtus  V.  in  den  Konstitutionen  v. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


in.  Die  Kollegien  zur  Heranbildung  von  Geistlichen  aus  be- 
stimmten Ländern  und  für  dieselben.  In  einer  engen  Verwandtschaft  zn  den 
eben  besprochenen  Missionsanstalten  stehen  die  erst  in  nenerer  Zeit,  seit  dem  Ponti- 
fikate  Gregorys  XVL,  namentlich  unter  der  Regierung  Pius'  IX.  errichteten  Kollegien, 
welche  dazu  bestimmt  sind,  für  einzelne  Länder  aus  den  Angehörigen  derselben  ge- 
eignete Priester  im  Mittelpunkt  der  Kirche  nach  der  in  Rom  herrschenden,  also  für 
die  übrigen  Theile  der  Kirche  hier  als  massgebend  betrachteten  wissenschaftlichen 
Methode  auszubilden,  damit  dieselben  später  für  den  geistlichen  Dienst  in  ihrer  Hei- 
math verwendet  werden^  können.  Es  gehören  hierher  namentlich  das  belgische^, 
das  südamerikanische^,  das  nordamerikanische^  und  das  polnische  Kol- 
leg^, sowie  das  französische  Seminar^.  Eigentliche  Lehranstalten  bilden  diese 
Kollegien  nicht,  vielmehr  blos  Konvikte,  deren  Zöglinge  die  Vorlesungen  des  Colle- 
gium  Romanum  besuchen  ^.  Zu  coUegia  pontificia  sind  von  ihnen  nur  das  nordameri- 
nische  und  das  polnische  erhoben^.  Das  belgische  und  das  nordamerikanische 
stehen  unter  der  Leitung  des  Epilkopates  der  betreffenden  Länder^  und  haben  einen 


1586  u.  1588,  bull.  Taur.  8,  771  u.  9,  45  dem 
Ton  ihm  für  die  unentgeltliche  Aufnahme  von 
50  Scholaren,  „theologiae  et  utriusque  iuris  artium- 
que  studiis  et  aliis  scientiis  et  disclplinls  nava- 
turis'',  zu  Bologna  errichteten  Kolleg,  damit  diese 
dort  während  eines  Zeitraumes  von  höchstens 
sieben  Jahren  ihrem  Studium  obliegen  könnten, 
obwohl  dasselbe  keine  geistliche  Bildnngsanstalt 
war,  Ylelmehr  nur  eine  Stiftung  zu  Gunsten  der 
Söhne  der  Einwohner  seiner  Geburtsstadt  Mon- 
talto  und  der  nahe  gelegenen  Ortschaften,  welchen 
auch  das  Pr'äsentationsrecht  verliehen  ist,  die 
Exemtion  von  jeder,  nicht  nur  der  Jurisdiktion 
des  Erzbischofs,  sondern  auch  des  Kardinallegaten, 
ferner  einen  besonderen  Kardinal-Protektor,  und 
dieselben  Rechte  und  Privilegien,  wie  der  Uni- 
versität Bologna  gewährt.  Andererseits  ist  von 
ürban  VIII.  das  erzbischöfliche  Seminar  zu  Prag 
1.  J.  1638,  bull.  Prop.  1,  92,  obwohl  es  unter  der 
Leitung  des  Erzbischofs  belassen  ist,  zugleich 
unter  die  Protektion  der  Propaganda-Kongrega- 
tion gestellt,  und  es  sind  dem  letzteren  und  den 
Alumnen  desselben  die  Privilegien  des  Studium 
generale  und  der  National-Kollegien  in  Rom,  S. 
519  n.  3,  das  Re<;ht,  unter  Zustimmung  des  Erz- 
bischofs akademische  Grade  zu  ertheilen,  sowie 
den  Alumnen  die  schon  erwähnten  Vorrechte  in 
Betreff  der  Ordination  (ohne  Dispensation  von  dem 
defectus  aetatls),  das  Vorzugsrecht  bei  der  Be- 
setzung der  einheimischen  Beneflzien,  o.  S.  521 
n.  2,  und  die  0.  S.  520  gedachten  Ablassprivilegien 
verliehen  worden,  wogegen  allerdings  der  Propa- 
ganda das  Recht  vorbehalten  ist,  Zöglinge  aus 
Böhmen  für  10  Alumnenstellen  zu  nominiren. 
Vgl.  ferner  noch  buU.  cit.  1,  107.  u.  2,  236. 

1  S.  die  Bulle  Pius'  IX.  y.  28.  Febr.  1853  für 
das  seminarium  Pium  (vgl.  nachher  im  Text), 
Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  650:  „salutarem  doctrinam 
ex  ipso  fönte  hauriant  et  omoia  gravissima  ecole- 
siastici  ministerii  munera  et  sacrorum  ritus  ac 
caeremonias  ex  ecclesiae  omnium  matris  et  ma- 
gistrae  more  institutisque  condlscant  ac  deinde 
Studiorum  curriculo  confecto  in  patrlam  redeant." 

2  Im  J.  1844  wesentlich  auf  Betrieb  des  Erz- 


bischofs von  Mecheln,  des  Kardinals  Sterckx,  er- 
richtet, ursprünglich  für  Priester,  welche  bereits 
in  Belgien  ihre  theologischen  Studien  Tollendet 
und  Grade  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen 
Recht  erworben  hatten,  während  jetzt  auch  An- 
fänger behufs  des  Studiums  der  Theologie  und 
der  Philosophie  eintreten,  Moroni,  dizionario  dl 
erudizione  storico-ecclesiastica  42,  57;  Grisar, 
a.  a.  0.  S.  637. 

3  GoUegium  Pium  Latinum  Americanum  1.  J. 
1858  eröffnet,  Moroni,  1.  c.  85,  203  u.  98,  25. 

4  Auf  Anregung  Plus'  IX.,  coli.  eonc.  Lac.  3, 
268,  gegründet  und  1859  in  Wirksamkeit  getreten. 
Ein  formales  Errichtungs-  und  Bestatigungs- 
breve  ist  aber  erst  von  Leo  XIII.  (S.  521  n.  3) 
ertheilt  worden,  Grisar  S.  636. 

ß  1865  gegriindet,  Grisar  S.  638. 

ö  Abweichend  von  den  anderen  Anstalten  Se- 
minar genannt,  zur  Vermeidung  der  Verwechse- 
lung mit  dem  an  der  Kirche  S.  Luigi  dei  Francesl 
bestehenden  Kollegium  der  Kapläne  derselben, 
Moroni,  I.e.  85,  202;  Grisar,  S.  637.  Das 
Errichtungsschreiben  v.  14.  Juli  1859  ist  mir 
nicht  zugänglich  gewesen. 

7  Grisar  S.  637.  638,  die  des  norÄmerika- 
nischen  nehmen  allerdings  an  den  Vorlesungen 
des  Kollegs  der  Propaganda  Theil,  Acta  s.  sed. 
17,  177.  Im  Kolleg  erhalten  die  Zöglinge  nur 
einen  auf  nähere  Erläuterung  und  auf  Repetition 
des  Gehörten  abzielenden  Unterricht,  so  wenig- 
stens nach  dem  Breve  für  das  uordamerikanische : 
„sacerdos  rernm  theologicarum  et  phüosophlcarum 
scientia  praestans  apud  ipsos  commoretur,  qui 
iisdem  in  susceptis  praelectionlbus  explanandis 
et  illustrandis  adiumento  erif 

8  In  Betreff  des  ersteren,  S.  521  n,  3,  In  Be- 
treff des  letzteren  Grisar  S.  638  u.  Gerarchica 
cattoUca  per  l'anno  1886,  p.  664. 

ö  Grisar  S.  638  und  cit.  Breve  von  1884: 
„administratlo  universa  collegii  ab  archlepiscopis 
et  episcopis  foederatorum  statuum  Amer.  sep- 
tentrion.  vel  a  praesulibus  ab  ipsisad  id  muneris 
legitime  deputatis  geratur  ". 
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Kardinal  zum  Protektor  ^  bezw.  Patron^.  Diesen  Kollegien  reihen  Bich  endlich  die  för 
Italien  bestimmten  Anstalten,  das  senunarium  Pmm  ^  für  Jünglinge  ans  allen  Diöcesen  ^ 


*  So  das  belgische. 

^  Einen  solchen  hat  das  nordamerikanische 
Kolleg.  Die  Stellung  ist  ein  für  alle  Mal  dem 
Präfekten  der  Propaganda  beigelegt. 

Ausreichendes  Material  über  die  nähere  Ver- 
fassung dieser  Kollegien  ist  abgesehen  von  dem 
clt.  Errichtungsbreve  für  das  nordamerikanische 
nicht  publicirt.  An  der  Spitze  des  letzteren  steht 
mit  dem  Rechte  der  Leitung  der  übrigen  Beamten 
und  der  Alumnen  ein  Rektor,  welcher  vom  Papste 
nach  Anhörung  der  Propaganda  -  Kongregation 
aus  drei  der  letzteren  von  den  leitenden  Bischöfen 
vorgeschlagenen  Priestern  ernannt  wird.  Dieser 
hat  sieh  mit  Zustimmung  des  Kardinal-Patrons 
einen  Stellvertreter  und  mit  Genehmigung  des- 
selben und  der  leitenden  Bischöfe  einen  Kurator 
für  die  Verwaltung  des  Hauswesens  zu  bestellen, 
Bich  mit  den  betreffenden  Diöcesan  -  Bischöfen 
-über  die  Auswahl  neuer  Alumnen  zu  benehmen 
und  die  letzteren  bei  ihrem  Eintritt,  ebenso  bei 
der  Rückkehr  in  ihr  Vaterland  dem  Kardinal- 
Patron  vorzustellen,  sowie  endlich  aus  den  ap- 
probirten  Beichtvätern  für  die  Alumnen  einen 
ordentlichen  Beichtvater  und  magister  pletatls, 
welcher  im  Kolleg  zu  wohnen  hat,  ebenfalls  unter 
Zustimmung  des  Patrous,  auszuwählen.  Der 
Rektor  untersteht  in  allen  das  Kolleg  betreffenden 
Sachen  der  Oberleitung  des  letzteren  und  der  er- 
wähnten Bischöfe.  Uebrigens  haben  die  Alum- 
nen, ehe  sie  zu  den  höheren  Weihen  befördert 
werden,  den  o.  S.  517  n.  9  gedachten  Eid  zu 
leisten. 

Das  polnische  Kolleg  hat  ebenfalls  einen  Kar- 
dinal zum  Protektor,  unter  dem  ein  Rektor  die 
eigentliche  Leitung  führt  Bei  dem  belgischen 
heisst  der  Leiter  nicht  Rektor,  sondern  Präsident. 
Das  südamerikanische  Kolleg  ist  der  Leitung  der 
Jesuiten  anvertraut,  und  das  französische  Semi- 
nar steht  unter  der  der  französischen  Kongrega- 
tion V.  h.  Geiste  und  vom  reinsten  Herzen  Maria, 
-Grisar  S.  637.  638  u.  Gerarchia  cit.  p.  662 ff. 

8  Gestiftet  von  Pius  IX.  durch  die  Bulle :  Cum 
Romanl  pontiflces  v.  28.  Juni  1863 ,  Arch,  f.  k. 
K.  R.  1,  649;   Anal.  lur.  pontif.  1856.  p.  563: 

„in  S.  ApoUinaris  aedibus  seminarium 

quod  . . .  nobis  et  romanis  pontiflclbus  successori- 
bus  nostris  et  cardlnali  in  urbe  vicario  Imme- 
diate  et  omnino  subleotum  esse  volumus ,  ..... 
fundamus,  erigimus  et  constituimns  . . .  statuimus 
quatuor  adesse  eccieslasticos  vires  a  summo  ponti- 
flce  ellgendos,  qui  deputatorum  officium  obeun- 
tespraestoessedebeant  cardlnali  vicario  In  procu- 
ratlone  seminarli  cum  Romani  (d.  h.  des  Diöcesan- 
seminaxs  für  die  Diöcese Rom,  s.  o.  504. n.  10)  tum 
Pii.  Eorum  munus  erit  in  res  omnes  utriusque 
seminarli  Inqulrere  et  illorum  ordini  ac  prosperi- 
tati  eonsulere,  cardinali  vicario  auxilium  qua 
opere  qua  consilils  praebere  quin  tamen  idem 
cardlnalis  illorum  placita  sequi  adlgatur,  cum 
Immo  ei  liberum  Sit  ea  peragere  quae  potlora 
existimaverlt" 

*  Und  zwar  hat  jede  Diöcese  ein  Recht  auf  eine 
Freistelle,  nur  Sinlgaglia,  der  Geburtsort  Plus'  IK,, 
«uf  zwei.   Die  Qualifikation  der  aufzunehmenden 


Zöglinge  ist  dahin  festgesesetzt :  „Nemo  admit- 
tetur,  nisi  ex  anteactae  vltae  ratlone  ad  sacerdo- 

tlum  se  vocari  sentiat Sano  praeterea  sint 

corpore,  lingua  minime  Impedita  et  adspectu 
non  deform!,  grammatica  ac  rhetorica  periti  (das 
Breve  Leo's  XIII.  v.  30.  Juli  1886,  Acta  s.  sed. 
19,  52  fordert  auch  Kenntniss  der  Anfangsgründe 

des  Griechischen) Omnes  propril  episcopi 

testimonlo  sint  praediti ;  in  quo  eluceat,  clericos 
ea  in  dioecesi  ortos  esse  ex  honestis  parentibus, 
nuUam  sordescentem  artem  exercentibus ;  Iblque 
domicilium  habere;  ex  eodem  praeterea  testi- 
monlo constat,  clericos  ipsos  propter  bonos  eorum 
mores  dioeoesi  utiles  et  deo  fideles  devotosque 
fore."  Den  Vorzug  haben  diejenigen,  welche 
bereits  in  dem  Seminare  ihrer  Diöcese  die  Tonsur 
erhalten  haben.  Behufs  Nachweisung  der  Quali- 
fikation für  die  Aufnahme  ist  vom  Bischof  oder 
Generalvikar  oder  einem  Domherrn  mit  den  Syno- 
dal-Examlnatoren  ein  schriftliches  Klausur-Exa- 
men abzuhalten,  und  es  sind  die  Arbeiten  nebst 
den  gutachtlichen  Urtheilen  der  Examinatoren  vom 
Bischöfe  mit  einer  Aeusserung  desselben  über 
den  Charakter,  die  Anlagen  und  die  Befähigung 
des  Kandidaten  dem  Kardinal-Vikar  nach  Rom  ein- 
zusenden. Dieser  hat  unter  Beirath  seiner  Exa- 
minatoren und  des  Seminar-Rektors  demnächst 
über  die  Aufnahme  zu  entscheiden,  und  beruft 
den  Kandidaten  zum  Beginne  des  nächsten  Stu- 
dienkursus ein.  Wenngleich  die  Zöglinge  im 
Seminar  unentgeltlich  unterhalten  und  unter- 
richtet werden,  so  haben  die  Eltern  doch  beim 
Eintritt  eine  Summe  zu  deponlren,  welche  im 
Falle  der  Entlassung  oder  des  Austrittes  zur  Be- 
streitung der  Kosten  der  Rückreise  und  für  die 
Beschaffung  von  noth  wendigen  Kleidern  ausreicht. 
Erst  drei  Monate  nach  dem  Eintritt  wird  der  zu- 
gelassene Kandidat  definitiv  unter  die  Alumnen 
aufgenommen  und  hat  gleichzeitig  einen  Eid 
dahin,  „velle  se  absolutis  in  seminario  studiis  in 
propriae  dloecesis  et  episcopi  servitium  remigrare^, 
zu  leisten,  eine  Verpflichtung,  von  welcher  er 
nur  durch  Verwendung  in  einer  auswärtigen 
Mission  für  die  Dauer  derselben  frei  wird.  Ueber 
die  Entfernung  ungeeigneter,  jiaohlässiger  und 
unwürdiger  Zöglinge  vor  Ablauf  der  Studienzeit, 
welche  auf  höchstens  neun  Jahr  festgesetzt  ist, 
entscheidet  der  Kardinal- Vikar.  Die  unmittelbare 
Leitung  des  Seminars  führt  unter  Aufsicht  des 
letzteren  (s.  d.  vor.  Anm.)  ein  vom  Papste  er- 
nannter Rektor,  die  anderen  höheren  Beamten 
des  Seminars,  1.  der  „  prorector  qui  alumnorum 
congressuB,  colloquia  statls  diebus  dlrigat,  dum- 
modo  rector  ipse  ab  hoc  officio  se  abstinere  vellt", 
2.  der  „magister  pletatls,  qui  debebit  spiritualia 
de  caelestibus  rebus  colloquia  et  sacros  sermones 
festis  diebus  ad  alumnos  habere,  quando  Ulis 
rector  et  pro-rector  vacare  band  possint  itemque 
sacramentales  eorum  alumnorum  confessiones 
excipere,  qui  libere  et  sponte  ad  ipsum  accedere 
voluerint**,  und  3.  der  „oeconomus,  qui  admint- 
strationem  redltuum  omnesque  expensas  curet", 
werden  von  dem  Kardinal-Vikar  ausgewählt  und 
vom  Papste  bestätigt. 
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des  ehemaligen  Kirchenstaates  und  das  ColUgium  Lonibardicum  für  solche  aus  den 
oberitalienischen  Sprengein  ^  an. 

IV.  Bildnngsanstalten  für  bestimmte  spezielle  kirchlichie  Zwecke. 
Während  die  nnter  JU  gedachten  Anstalten  nur  in  Rom  ihre  Stätte  haben  können, 
sind  sowohl  hier,  wie  auch  anderwärts  Bildungsinstitnte  errichtet  worden,  welche 
besonderen  Zwecken  zn  dienen  bestimmt  sind,  und  bei  der  möglichen  Verschiedenheit 
derselben  einen  sehr  verschiedenen  Charakter  besitzen. 

Von  den  noch  jetzt  in  Rom  vorhandenen  Anstalten  gehören  hierher  das  semi- 
narium  Vaticanum  zur-  Erziehung  von  Klerikern  für  den  Dienst  der  Peterskirche, 
welches  von  Urban  VIII.  gegründet  worden  ist  2,  ferner  die  academia  ecclesxastica  oder 


Wenngleich  nach  der  Erricfatungsbulle  das 
seminarium  Pium  eine  besondere,  rondem  römi- 
schen Diöcesan-Seminar,  dem  seminarlum  Roma- 
num,  getrennte  Anstalt  sein  soll,  so  haben  beide 
nicht  nur  denselben  Palast  bei  St.  Apollluare, 
sondern  auch  eine  Reihe  von  Einrichtungen  ge- 
meinsam. Die  Zöglinge  des  seminarlum  Pium 
müssen  ihre  Studien  in  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  der  Jurisprudenz  („Hae  antem 
facultates  erunt  addiscendae  ....  universa  pbilo- 
Bophia,  theologia  dogmatica  et  moralis,  divino- 
rum  librorum  et  ss.  patrum  scientia,  lingua 
hebraica,  graeca,  bistoria  ecclesiastica,  sacri  ritus 
itemque  lus  canonicum  civile  et  criminale  vica- 
riis  praesertim  generalibus  vel  maxime  utile  et 
necessarium'^)  gemeinsam  mit  den  Zöglingen  des 
8.  Romanum  an  der  für  beide  gleichmässig  be- 
stimmten Studien  -  Anstalt,  mit  einem  eigenen, 
▼om  KardinaMkar  ausgewählten,  vom  Papst  be- 
stätigten praefectus  studiorum  an  der  Spitze,  den 
scholae  S.  ApoUinaris,  machen,  und  zwar  in  der 
Philosophie  während  eines  2-,  in  der  Theologie 
während  eines  4-,  in  der  Jurisprudenz  während 
eines  3  jährigen  Kuraus,  jedoch  ist  der  letztere 
nicht  obligatorisch,  wennschon  jeder  Zögling  sich 
mit  den  Institutionen  des  ins  canonicum,  civile 
und  criminale  bekannt  gemacht  haben  muss; 
Ygl.  die  Bulle  Pius'  IX.  v.  3.  Oktober  1863  über 
die  ratio  studiorum  in  scholispontiilciis  seminarii 
RomaniadS.  ApoUinaris,  clt.  Arch.  1,  659;  Anal, 
cit.  1866.  p.  707.  Durch  Leo  XIII.,  welcher  mittelst 
Schreibens  ▼.  20.  Mai  1886,  Acta  s.  sed.  17,  553, 
auch  die  Einrichtung  von  Lehrstühlen  für  die 
italienische,  lateinische  und  griechische  Sprache 
angeordnet  hat,  ist  ferner  ein  1  jähriger  Kursus 
in  denselben  für  nothwendlg  erklärt  worden,  wel- 
cher von  den  Alumnen  beider  Seminare  während 
des  für  die  Institutionen  derTerschiedenen  Rechte 
bestimmten  Jahres  durchgemacht  w'erden  kann, 
cit.  Brevey.  1886,  a.a.O.  19,  51.  Ebensowiedas 
s.  Romanum  besitzt  auch  das  s.  Pium  das  Recht,  die 
akademischen  Grade  des  Baccalaureats,  des  Licen- 
tiats  und  des  Doktorats  in  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  beiden  Rechten  auf  Grund  der 
vorgeschriebenen  Examina  an  die  Zöglinge  zu  er- 
theileu  und  die  juristischen  Grade  auch  anderlei 
extern!  (nicht  an  Laien)  ,,qui  studiorum  currlculum 
in  scholis  S.  ApoUinaris  Inierint  ibique  confece- 
rint  qulque  iurisprudentlae  operam  dare  volue- 
rint  ^  und  zwar  mit  allen  Rechten  und  Privilegien, 
„ac  si  gradus  Ipsos  in  Romano  Sapientiae  ar- 
chigymnasio  et  in  qualibet  alia  universitate  con- 


sequutl  fuissent'^  Die  Diplome  werden  von  dem 
Kardinalvikar  und  dem  Leiter  der  Lehranstalt, 
dem  praefectus  studiorum,  ausgestellt.  Der  Rek- 
tor jedes  Seminars  hat  den  Fleiss  der  Zöglinge 
zu  überwachen  und  den  jährlichen  Prüfungen 
derselben  anzuwohnen ;  auch  kann  er  die  Vor- 
lesungen der  Professoren  besuchen.  Im  semina- 
rlum Pium  erhalten  die  Zöglinge  noch  Unterricht 
im  cantus  Gregorianus  durch  einen  Magister,  und 
ferner  durch  einen  geeigneten  Geistlichen,  wel- 
chen der  Rektor  mit  Zustimmung  des  Kardinal- 
vikars auswählt,  Unterricht  und  Anweisung  im 
Erklären  der  Evangelien  und  im  Predigen.  End- 
lich bilden  die  beiden  Seminare  mit  ihren  Zög- 
lingen eine  besondere,  eigene  Pfarrei,  deren 
Pfarrer  der  geistliche  Vorsteher  der  Kirche  S. 
Apollinare  ist,  welcher  nach  Benehmen  mit  den 
betreffenden  Rektoren  auch  die  Alumnen  zum 
Altardienst  heranziehen  kann.  Die  höheren 
Weihen  haben  die  Zöglinge  während  ihres  Aufent- 
haltes im  Seminar  zu  empfangen,  sie  besitzen 
aber  in  dieser  Hinsicht  nicht  die  0.  S.  520  ge- 
dachten Privilegien  der  Missionsanstalten. 

1  Auch  Semlnario  dei  ss.  Ambrogio  e  Carlo 
von  der  Kirche,  bei  welcher  es  1862  errichtet 
worden  Ist,  genannt  Ueber  die  Einrichtung  ist 
nichts  näheres  publicirt.  Vgl.  Grisar,  S.  639 
und  Moroni,  dizionario,  indice  generale  S.  76. 

2  Durch  Breve  Quoniam  ad  agrum  v.  26.  Ok- 
tober 1636,  bull.  BasilicaeVatican.  Romae  1747, 

3,  253 :  „seminarlum sub  cardinalis  archi- 

presbyterl  pro  tempore  existentis  oapitullque  et 
c^nonlcorum  d.  basilicae  pro  tempore  existentium 
cura,  gubernio,  reglmlne  et  adminlstratlone  pro 
pueris  Inlbl  pie  alendls  ac  religiöse  educandis, 
.qul  etiam  sacros  ritus  et  caeremonias  ecdesiasti- 
cas  addiscant  allaque  per  archlpresbyterum  ao 
capitulum  et  canonicos  praescribenda  peragant 
et  eidem  basilicae  in  divinis  luxt«  providam  or- 
dinatlonem  per  eosdem  archlpresbyterum  ac  capi- 
tulum hulnsmodi  faciendam  deservire  teneantur 

erlgimus  et  instituimus'^    Auch  sind  dem 

Seminar  und  den  Zöglingen  die  gleiche  Exemtion 
vom  Kardinalvikar  und  die  gleichen  Privilegien, 
wie  den  Kanonikern  von  S.  Peter  verliehen  wor- 
den. Der  Archlpresbyter  v.  S.  Peter  Ist  der 
Präfekt  dos  Seminars,  unter  welchem  ein  Rektor 
die  unmittelbare  Leitung  der  Zöglinge  führte 
Diese  erhalten  den  theologischen  Unterricht  durch 
eigens  dazu  bestellte  Professoren.  Die  bei  dem 
Institut  ferner  bestehenden  Gymnasialkurse  sind 
aber  in  den  letzten  Jahren  auch  Nichtsemlnaristen 
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pontifida  academia  dei  nohili  ecclesiastici^^  zur  Vorbereitung  junger  Adliger,  welche  die 
theologischen  Studien  bereits  absolyirt  haben,  für  die  höhere  Prftlatur^. 

Als  Beispiele  von  derartigen  Instituten  ausserhalb  Roms  mögen  nur  das  von  Cle- 
mens XII.  bestätigte  Kolleg  zu  Piacenza  zur  Aufnahme  von  Säcular-Elerikern  behufs 
Vornahme  der  exercitia  spiritualia  vor  Empfang  der  höheren  Weihen  und  behufs 
weiterer  Ausbildung  der  Alumnen  des  bischöflichen  Seminars  ^,  sowie  das  noch  heute 
in  Wien  bestehende,  von  Kaiser  Franz  I.  gestiftete  höhere  Priester-Bildungsinstitut 
zum  h.  Augustin  4  angeführt  werden. 

§.233.     5.    Die  Einwirkung  der  staatlichen  Aufsicht  auf  die  Entwicklung  der  geistlichen 
Bildungsanstalten  seit  dem  18.  Jahrhundert. 

Das  1 8.  Jahrhundert«  das  Jahrhundert  der  Aufklärung,  war  seiner  ganzen  geistigen 
Kichtung  nach  der  Fortentwicklung  besonderer  geistlicher  Bildungsanstalten,  wie  es 
die  Seminarien  sein  sollten,  an  sich  ungflnstig,  ja  selbst  der  zum  Theil  von  den  Ideen 
der  Zeit  beeinflusste  hohe  katholische  Klerus  zeigte  bei  seiner  antijesuitischen  und 
antikurialen  Richtung  kein  Interesse,  gegenüber  dem  Aufblühen  der  sonstigen  allge- 
meinen ünterrichtsanstalten  Einrichtungen  aufrechtzuerhalten  oder  gar  zu  ver- 
mehren, welche  bei  der  alten  jesuitischen  Erziehungs-  und  Unterrichtsmethode  ver- 
blieben waren. 


zugänglich  gemacht  worden,  Moroni,  dizionario 
64,  23;  Grisar  a.  a.  0.  p.  623;  Gerarchia  cat- 
tolica  per  l'anno  1886.  p.  662. 

1  Nach  Moroni  1.  c.  1,  47  nnd  66,  48  und 
Grisar  S.  623,  i.  J.  1706  von  Clemens  XI.  und 
dem  Kardinal  Imperiali  gegründet,  wogegen 
Bangen,  röm.  Kurie,  S.  52,  s.  auch  Bd.  I. 
S.388,  die  Gründung  auf  Benedikt  XIV.  zurück- 
führt. 

*  Früher  auch  für  die  Verwaltung  der  wichti- 
geren Aemter  des  Kirchenstaates. 

Die  Akademie  steht  unter  einem  Kardinal  als 
Protektor  nnd  wird  durch  einen  dem  höheren 
Prälatenstande  angehorigen  Präsidenten  geleitet. 
An  der  Anstalt  bestehen  Lehrstühle  für  kirch- 
liche Diplomatie,  für  politisi^he  Oekonomie,  bib- 
lische ControYersen  und  fremde  Sprachen,  Gri- 
sar a.  a.  0. ;  Gerarchia  cattolica  cit.  p.  661. 

8  Const.  clericalem  vitam  ▼.  13.  Juli  1732,  1. 
c  23,  418:  rCollegium  sub  denominatione  ac  ti- 
tulo  eiusdem  S.  Lazari  (per  d.  Julium  cardina- 
lem  —  d.  h.  Alberoni  —  eiusque  successoresper- 
petuo  regendum  etgubernandum  . . .)  ad  hoc,  ut  in 
collegio  erigendo  recipi  valeant  clerici  saecnlares 
nniversae  dioecesis  praedictae  ad  sacros  ordines 
promovendl,  ut  ipsi  in  illo  spiritualia  exercitia, 
antequam  ad  quemlibet  ex  sacris  ordinibns  promo- 
yeantur,  rite  peragere  valeant,  quique  ad  colle- 
glnm  ....  cum  approbatione  episcopi  seu  vicarii 
praedictornm  admitti  debeant,  aut  qnlque  pro 
suis  alimentis  duratitibus  exercitiis  praedictis  ab 
eis  suscipiendis ,  congruam  ac  debltam  praesta- 
tionem  iuxta  temporum  opportun itatem.  solvere 
teneantur;  aUi  vero  clerici,  ex  seminarii  Piacen- 
tini alumnls  et  convlctoribus ,  studla  sacrarum 
litteranun  ac  theologiae  theoretlcae  et  practicae 


prosequantur  venerandosque  ritus  ecciesiasticos, 
sacras  caeremonias  et  cantum  Gregorianum  sub 
praeceptoribus,  qui  sunt  presbyteri  saeculares  in 
Sacra  pagina  ac  verbo  dei  scripto  et  tradito  probe 
eruditi,  perdiscant  et  ipsi  cleri«!  hoc  pacto  im- 
buendi,  ex  alumnis  pro  tempore  existentibus 
dicti  seminarii  prae  aliis  quibuscumque  electi 
gratis  admittantur  atque  ex  convlctoribus  ibidem 
existentibus  eadem  praelatione  pariter  frul  de- 
beant, ac  sub  iusto  stipendio  recipiantur,  hac 
tarnen  conditione,  ne  alumni  et  coiivictores  prae- 
dicti   sine  praevia    approbatione    episcopi    seu 

vicarii  hulusmodi  In colleglum  ....  admitti 

possint  atque  sub  regimine  presbyterorum  saecu- 
larium  a  d.  Julio  cardinali  eiusque  successoribus 
eligendorum  etdeputandorum  vivere  teneantur", 
vgl.  auch  die  const.  In  apostolicae  v.  3.  Februar 
1733,  ibid.  p.  475,  nach  welcher  die  vom  Stifter 
vorgeschlagene  Uebertragung  der  Leitung  des 
Kollegs  an  die  Priester  der  Congregatlo  mlssionis 
genehmigt  worden  ist. 

A  Die  Anstalt  Ist  ein  aus  dem  Hellgionsfond, 
bezw.  aus  Staatsfonds  dotlrtes  Institut,  welches 
den  Kandidaten  des  Priesterstandes  der  öster- 
reichisch-ungarischen Diöcesen,  einschliesslich 
derjenigen  des  griechisrh-unirten  Ritus  —  (die 
Kandidaten  werden  auf  Vorschlag  des  betreffen- 
den Diöcesanblschofs  nach  einem  bestimmten 
Zahlenverhältniss  aufgenommen)  —  den  Besuch 
der  Wiener  theologischen  Fakultät  zu  ermöglichen 
nnd  ihnen  Gelegenheit  zur  Erlangung  des  theo- 
logischen Doktorats,  sowie  zur  Vorbereitung  für 
kirchliche  Lehramter  und  höhere  hierarchische 
Stellungen  zu  bieten,  bestimmt  ist.  Sie  hat  einen 
director  superior,  einen  director  spiritualls  und 
3  directores  ütudiorum ,  Schulte,  Status  dioe- 
cesium  oathoUcus.   Gissae  1866.  p.  40. 
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Abgesehen  davon  trat  aber  nunmehr  ein  anderes  Moment  hervor,  welches  ftir  die 
weitere  Gestaltung  des  geistlichen  BUdungswesens  bedeutsam  wurde. 

Das  seit  dem  16.  Jahrhundert  auch  in  den  katholischen  Staaten  ausgebildete 
Staatskirchenthum  hatte ,  soweit  dasselbe  im  Uebrigen  in  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten reformirend  einzugreifen  geneigt  war,  doch  vorerst  in  Betreff  der  geistlichen 
Bildungsanstalten  keine  Rechte  in  Anspruch  genommen  und  sich  höchstens  nur 
gegen  das  Eindringen  mangelhaft  vorgebildeter  Geistlichen  eu  schützen  gesucht^. 
Einerseits  lag  der  gedachten  Zeit  der  Gedanke  eines  rein  staatlichen  Unterrichts- 
und Bildungswesens  und  daipit  auch  der  einer  Beaufsichtigung  und  Kontrole  sämmt- 
lieber  Bildungsanstalten  noch  fern,  und  sodann  war  ein  Bedtlrfniss  nach  einer  solchen 
Betheiligung  des  Staates  an  dem  geistlichen  Bildungswesen  bei  der  vollkommenen 
Gleichheit  der  Interessen,  bei  dem  Bestreben  der  katholischen  Regenten,  die  Ausbrei- 
tung der  Reformation  durch  Stärkung  des  Katholicismus  zu  hindern,  und  bei  der 
damit  zusammenhängenden  Förderung  der  Jesuiten,  sowie  der  von  ihnen  errichteten 
Kollegien,  und  der  anderen,  nach  dem  Muster  der  letzteren  eingerichteten  Bildungs- 
anstalten, nicht  hervorgetreten. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  begann  man  aber  auch  in  den  katholischen 
Ländern  in  Folge  des  Aufbltlhens  des  ünterrichtswesens  in  den  protestantischen 
Territorien  und  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Ideen  der  Aufklärung,  zu  Reformen 
auf  diesem  Gebiete  zu  schreiten,  und  konnte  nun  selbstverständlich  auch  die  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nicht  mehr  der  ausschliesslichen  und  unkontrolirten  Herr- 
schaft der  Kirche  überlassen^.  Ja  in  Oesterreich,  wo  das  Staatskirchenthum 
damals  seine  höchste  Ausbildung  erreicht  hatte,  und  man  die  Kirche  sogar  ohne  ihre 
Mitwirkung  und  gegen  ihren  Willen  zu  reformiren  suchte,  ging  man  selbst  so  weit, 
die  Seminar-Einrichtung  gerade  im  Interesse  der  Aufklärung  zu  dem  Zwecke  umzu- 
gestalten, um  einen  von  den  neuen  Ideen  erfüllten  Klerus  heranzuziehen  und  heran- 
zubilden. 

In  Ausführung  dieses  Planes  hat  Joseph  U.  nicht  nur  i.  J.  1783  ^  alle  bischöf- 
lichen Seminarien  und  gleichzeitig  die  anderen  geistlichen  Unterrichts-Anstalten 
aufgehoben,  sondern  auch  die  Errichtung  von  s.  g.  General-Seminarien  angeordnet, 
welche  „als  Pflanzsehulen  der  Klerisey  der  Ungleichheit  in  dem  Unterricht  der  zum 
geistlichen  Stande  sich  widmenden  Jugend  abzuhelfend^  bestimmt  waren,  und  deren 
ordnungsmässiger  Besuch  als  nothwendiges  Erforderniss  fttr  die  Erlangung  der  höhe- 
ren Weihen  und  zum  Eintritt  in  die  geistlichen  Orden  vorgeschrieben  wurde  *.    Aller- 

1  So  hat  man  z.  B.  InBaiern  schon  im  16.  Jahr-  Sammlung  aller  unter  Josephll.  ergangenen  Ver- 
handelt die  zu  Pfarxem  bestimmten  GelstUcben  Ordnungen  2, 15. 18 ;  y.  23.  September,  24.  An- 
Tor  der  Posses«gebung  einer  staatlich  angeordneten  gust  und  28.  Oktober  1783  ,  cod.  iur.  eccles. 
Prüfung  unterworfen,  Friedberg,  Grenzen  zw,  Josepblni.  Frankfurt  u.  Leipzig  1784.  1,  297  u. 
Staat  u.  Kirche  S.  220.  Vgl.  femer  Bd.  U.  S.  501.  2,  224.  238 ;  vgl.  auch  die  weiteren  in  der  erst 

2  In  dem  churpfalzbalriscben  Recess  mit  dem  cltlrten  Sammlung,  Bd.  10  S.  663  ff.  zusammen- 
Ordlnarlate  zu  Regensburg  t.  1789,  W  arnkönig,  gestellten  Verordnungen. 

die  staatsrechtliche  Stellung  der  katholischen  *  Errichtet  wurden  solche  General- Seminarien 
Kirche,  Erlangen  1855,  S.*236,  wurde  z.  B.  nicht  zu  Wien,  Prag,  Olmütz,  Gratz,  Innsbruck,  Frei- 
bios eine  bestimmte  Einrichtung  des  Seminars  bürg,  Lemberg,  Pest,  Pressburg,  Payia  und  Löwen 
zu  Regensburg  vereinbart,  sondern  auch  nament-  unter  Verwendung  der  bisherigen  Seminarfonds 
lieh  festgesetzt:  „Wegen  Einförmigkeit  der  Lehr-  und  Stiftungen,  welche  den  Bischöfen  entzogen 
art  und  der  Grundsätze  wird  nach  dem  in  den  wurden.  Die  letzteren  hatten  nur  —  und  dazu 
balrischen  Churlanden  gnädigst  vorgeschriebenen  wurden  ihnen  wieder  bestimmte  Fonds  angewie- 
Schulplan  durch gehends  gelehrt.  sen  —  jeder  ein  s.  g.  Priesterhaus  zu  halten,  in 

3  Dekrete  v.  30.  März  und  21.  August  1783,  welchem  die  Theologen  nach   zurückgelegtem 
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diDgs  war  schon  der  Nachfolger  Joseph'sII.,  Leopoldll.  genöthigt,  die  General-Semi- 
narien  aufzuheben  *,  aber,  wenngleich  den  Bisc}iöfen  wieder  gestattet  wurde,  ihrer- 
seits für  die  Bildung  ihrer  Diöcesangeistlichkeit  zu  sorgen  und  eigene  Seminarien  zu 
errichten,  so  wurde  doch  die  Staatsaufsicht  über  die  geistlichen  Anstalten  beibehalten 
und  staatlicherseits  die  Stellung  derselben  näher  geregelt^. 

Als  es  sich  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  um  die  Wiederher- 
stellung der  katholischen  Kirche  und  ihrer  Einrichtungen  handelte,  erstrebte  die  römi- 
sche Kurie  ihrerseits  die  möglichste  Verwirklichung  der  tridentinischen  Vorschriften 
und  die  Beseitigung  jedes  staatlichen  Einflusses  und  jeder  staatlichen  Aufsicht  über 
die  neu  zu  errichtenden  Bildungsanstalten  3.  Indessen  konnte  sie  bei  der  prinzipiellen 
Stellung,  welche  die  Staatsregierungen  hinsichtlicli  des  Unterrichtswesens  und  der 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kircke  einnahmen,  um  so  weniger  einen 
Erfolg  zu  erreichen,  als  sie  ftlr  die  Verwirklichung  ihrer  Forderungen  auf  die  mate- 
riellen Mittel  der  Staaten  angewiesen  blieb,  und  die  Regierungen  zum  Theil  noch,  ehe 


General-Seminar  bis  zar  Yerwendung  im  Seel- 
Borgedienst  (etwa  1  bis  2  Jahr)  verbleiben  sollten. 
In  die  Seminare  selbst  traten  die  Kandidaten  mit 
dem  16.  u.  17.  Jahre  ein  und  hatten  dort  6  Jahre, 
6  znm  Studium  der  Theologie  und  ein  weiteres 
behufs  ihrer  praktischen  Vorbereitung,  zu  bleiben. 
Die  Leitung  der  Seminarien  hatte  ein  vom  Staate 
bestellter  Rektor,  und  es  wurde  an  ihnen  von 
staatlich  berufenen  Professoren  nach  einem  staat- 
lich festgesetzten  Lehrplan  und  nach  staatlich 
bestimmten  Unterrichtsbüchem  gelehrt;  vergl. 
ausser  den  citirten  Verordnungen  noch  S  c h  r  ö  d  1 , 
General-Seminare  i.  W  e  t  z  er  u.  W  e  1 1  e ,  Kirchen- 
lexikon. 1 .  Aufl.  4, 403 ;  B  r  u  n  n  e  r  a.  a.  0.  2.  Aufl. 
5,  262;  Maassen,  neun  Kapitel  über  freie 
Kirche.  Graz,  1876.  S.  337;  T h eine r  S.  303 
(s.  jedoch  die  Berichtigung  dazu  in  Zeitschr.  f. 
kathol.  Theologie.  Innsbruck.  Jahrg.  1  [1877], 
S.  156. 167);  Iren^eThemistor,  Vinstruction 
et  r^ducation  du  clergtf .  Trdves  1884.  p.  101  ff. 
In  Folge  dieser  Anordnungen  waren  die  öster- 
reichischen Theologen  auch  Ton  dem  Besuch  des 
Collegium  Germanicum  in  Rom  (s.  o.  S.  502) 
ausgeschlossen.  Als  Ersatz  dafür  war  1783  ein 
besonderes  Kolleg  zu  Paria  errichtet  worden, 
damit  „gut  unterrichtete  Prister  heraustreten, 
die  zum  Vortheil  des  Staates  das  Christenthum 
in  Deutschland  uud  Ungarn  besorgen^,  s.  cit 
Handbuch  2,  24.  25. 

Ueber  die  staatliche  Reform  der  Seminarien 
in  Toscana  rgl.  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa 
Botto  Leopolde  I.   Firenze  1885.   p.  344.  345. 

i  Wegen  des  Widerstandes  der  Geistlichkeit, 
namentlich  wegen  des  in  Belgien  durch  die  kirch- 
lichen Reformen  Joseph's  II.  herrorgerufenen 
Aufstandes,  Friedberg,  Grenzen  S.  611; 
Theiner  S.  306ff.;  Poüan  p.  123;  The- 
mistorp.  169.  374ff. 

2  V.  V.  4.  Juli  1790,  Sammlung  d.  Gesetze  unter 
Leopold  II.  1,348.  So  sollten  die  Lehrer  an  den 
staatlichen  Uniyersi taten  oder  Lyeeen  geprüft 
sein,  die  für  die  Universität  genehmigten  Vor- 
lesebücher gebraucht,  auch  die  Geistlichen  nach 
beendeten  Stadien  bei  den  Uuiyersitaten  exami- 


nlrt  werden.  Durch  die  V.  v.  7.  Aug.  1791  (a.  a. 
0. 4, 258)  wurde  sodann  eine  „allgemeine  Richt- 
schnur" für  die  theologischen  Lehranstalten  in 
den  bischöflichen  Seminarien  aufgestellt  und  an- 
geordnet, dass  die  Theologen  das  Kirchenrecht 
stets  an  der  Unirersität  oder  dem  Lyceum  des 
Landes  bei  dem  ordentlichen  Juridischen  Lehrer 
(welcher  natürlich  Josephinisches  Staatskirchen- 
recht vortrug)  zu  hören  hätten. 

Auch  in  Baiern  sind  allerdings  erst  Anfangs 
dieses  Jahrhunderts  aus  Anlass  der  Säkularisation 
unter  der  Regierung  Max  Joseph's  (IV)  die  Prie- 
sterseminare  unter  staatliche  Leitung  gestellt,  und 
einzelne  derselben  aufgehoben  worden;  siehe 
Schrödl  a.  a.  0.  S.  405;  t.  Sicherer,  Staat 
und  Kirche  in  Baiern  1799—1821.  S.  42 ;  J.  B. 
Schwab,  Franz  Berg.  Würzburg  1869.  S.  342  ff.; 
Brunner  in  Wetzer  u.  Weite  Kirchenlexik. 
2.  Aufl.  6,  264. 

s  Den  Standpunkt  der  Kurie  kennzeichnet  sehr 
deutlich  die  s.  g.  esposizione  dei  sentimenti  di 
Sua  Santiti  (Pius'  Vll)  v.  1819  Nr.  10,  Münch, 
Vollständige  Sammlung  aller  Konkordate.  2, 386, 
worin  die  gänzliche  Abhängigkeit  der  Lehre  von 
den  Bischöfen  gefordert  und  erklärt  wird,  dass 
das  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  gleichgültig  dabei 
sein  kann,  dass  die  „Jünglinge,  welche  sich  dem 
heiligen  Dienste  widmen,  besonders  in  den  hei- 
ligen Wissenschaften  lieber  auf  den  Universi- 
täten, deren  Lehren  nur  zu  sehr  bekannt  sind, 
unterrichtet  werden  sollen,  als  in  den  Seminarien 
und  unter  der  beständigen  Aufsicht  der  Bischöfe. 
Se.  Heiligkeit  und  die  Bischöfe  können  sich  nicht 
für  gesichert  halten,  weder  durch  das  Zeugniss, 
welches  man  vielleicht  von  den  Bischöfen  selbst 
für  diejenigen  erfordern  wird,  welche  zu  Lehrern 
der  h.  Wissenschaften  bestimmt  werden  sollen, 
noch  durch  die  Inspektion,  welche  man  den  Bi- 
schöfen zugestehen  will,  damit  in  den  katho- 
lischen Schulen  nichts  gelehrt  werde,  was  der 
Reinheit  des  Glaubens  und  der  Lehre  zuwider 
sei.  Diese  Mittel  müssen  von  S.  Heiligkeit  für 
absolut  unzulänglich  angesehen  werden,  um  die 
Rechtgläubigkeit  der  Lehre  zu  erhalten.** 
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die  Verhandlungen  ihren  Abschluss  gefanden  hatten^  ihrerseil»  einseitig  und  allein 
zn  den  erforderlichen  Organisationen  geschritten  waren. 

In  Deutschland  hatte  von  den  der  nachmaligen  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz angehörigen  Staaten  Württemberg  schon  i.  J.  1812  eine  besondere 
kirchliche  Landesaniversität  zn  Ellwangen ^  und  ebendaselbst  ein  Priesterseminar 
fttr  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  dreijährigen  üniversitätskursus  durchlaufen 
hatten^,  errichtet 3,  dann  aber  i.  J.  1817  unter  gleichzeitiger  Verlegung  des  Seminars 
nach  Rottenburg  a.  N.  ^  die  erstere  beseitigt  und  dafür  an  der  allgemeinen  Landes- 
universität zu  Tübingen  eine  katholisch-theologische  Fakultät  gegründet*^. 

Damit  war  —  entgegen  dem  Tridentinum  und  den  klerikalen  Anschauungen  — 
das  Prinzip  der  Abschliessung  der  zukünftigen  Oeistlichen  und  der  ausschliesslichen 
kirchlichen  Leitung  der  für  diese  bestimmten  Bildungsanstalten  verneint,  und  die  Aus- 
bildung der  jungen  Theologen  auf  den  allgemeinen  staatlichen  Unterrichtsanstalten 
gefordert. 

Nach  den  getroffenen  Einrichtungen  <^  hatten  die  Theologen  die  allgemeine  wissen- 
schaftliche Vorbildung  für  ihren  Beruf  auf  den  Landesgymnasien  zu  erwerben.  Zur 
sicheren  Deckung  des  Bedarfes  an  katholischen  Oeistlichen  wurde  aber  i.  J.  1824  in 
Ehingen  undinRottweinje  eins.g.  niederes  Konvikt  errichtet.  In  diesen  sollten 
die  Zöglinge  unentgeltlich  Aufnahme  finden  und  auf  Staatskosten  ihre  Erziehung  und 
Ausbildung  8  während  des  vierjährigen  Kursus,  welchen  sie  gleichzeitig  an  den  Oym- 
nasien  durchzumachen  hatten^,  erhalten ^^.  Die  Aufsicht  über  die  Konvikte  führte  die 
Staatsbehörde,  nämlich  der  katholische  Earchenrath,  welcher  die  zur  Beaufsichtigung 
der  Zöglinge  bestimmten  Unterinspektoren  (Repetenten)  anzustellen  hatte,  während 
der  Vorsteher  oder  Inspektor,  auf  Vorschlag  der  gedachten  Behörde,  nach  Rück- 
sprache mit  dem  Ordinariate^  ernannt  wurde  ^^, 

Für  die  theologischen  Fachstudien  war  die  Landesuniversität  Tübingen  und  die 
an  derselben  errichtete  katholisch-theologische  Fakultät  bestimmt.  Als  Olied  der 
Universität  hatte  diese  den  Charakter  eines  staatlichen  Institutes  i^,  in  Bezug  auf 
welches  jede  Anordnung  des  Bischofs  ausgeschlossen  war*^. 


i  Oder  genauer  eine  theologische  Fakultät.  ^  Es  handelte  sich  dabei  nur  um  das  s.  g.  obeie 

3  Unter  staatlicher  Gewährung  der  Mittel  für  Gymnaslalstudium. 

40  Zöglinge.  lo  Das  Konvikt  sollte  dagegen   „für  zweck- 

3  Beide  Anstalten  waren  der  staatlichen  Auf-  massige  Benutzung  dieses  Unterrichts,  für  Be- 
sicht und  Oberleitung  (des  katholischen  geist-  lebung  und  Leitung  des  Privatfleisses,  für  die 
liehen  Raths)  unterstellt,  der  kirchlichen  Behörde  sittliche  und  religiöse  Erziehung  der  Zöglinge, 
(damals  dem  General-Vikariat  zu  Ellwangen)  sowie  für  die  besondere  Vorbildung  zu  ihrem 
war  dagegen  blos  das  Recht  der  Kenntnissnahme,  künftigen  Berufe  (Unterricht  im  Kirchenge- 
der  Visitation  und  der  Stellung  von  Anträgen  sang  etc.)  ^  sorgen. 

auf  Verbesserungen  an  den  König  zugestanden  ^^  Im  übrigen  war  dem  Landesbischof  blos  das 

worden,  Longner ,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  oberrh.  Recht  eingeräumt,  von  den  Konvik^en  Einsicht  zu 

Kirchenprovinz.    Tübingen  1863.  S.  371;  Gol-  nehmen  und  der  Oberaufsichtsbehörde  Anträge 

ther,  der  Staat  und  die  katholische    Kirche.  und  Wünsche  raitzutheilen,  auch  sollte  dem  Or- 

WüTttemberg  1874.    S.  39.  dinariat  jährlich  ein  Bericht  über  die  Zustände 

*  V.  V.  11.  Dezember  1817,  Lang,  Samm-  der  Konvikte  zugestellt  werlen. 

lung  württemb.  Kirchengesetee.  S.  571.  12  Alle  diese  Anstellungen  waren  nicht  fest, 

S  V.  Y.  25.  Oktober  1817,  a.  a.  0.  S.  574.  sondern  jederzeit  widerruflich.     Der  Inspektor 

®  Vgl.  hierzu  auch  Gol  ther  S.  85  ff.  sollte  aus  den   Gymnasialprofessoren   oder  den 

7  V.  T.  20.  September  1824,  a.  a.  0.  S.  794,  Kirchendienern  des  Ortes  ausgewählt  werden. 

8.  auch  S.  841.  13  V.  V.  25.  Okiober  1817  und  organ.  Bestim- 

8  Das  Aufnahmealter  war  auf  das  zurückgelegte  mungen  v.  22.  Januar  1818,  a.a.O.  S.  578.579, 
14.  und  das  noch  nicht  angetretene  16.  Jahr  fest-  ^*  Nach  den  cit.  Bestimmungen  hntte  der  Bl- 
gesetzt.  schof  nur  das  Recht :  1.  vor  der  Besetzung  jeder 
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Entsprechend  den  beiden  niederen  war  femer  in  Tübingen  i.J. 1817  ein  höheres 
Konvikt  ^  gegründet  worden,  in  welches  die  Zöglinge  der  beiden  ersteren  nach  Ab- 
legnng  einer  staatlichen  Reife-Prflfung  fflr  die  Universitftt  behnfs  ihrer  philosophischen, 
philologischen  nnd  theologischen  Stadien  übergehen  sollten  ^,  nm  hier  unentgeltlichen 
Unterricht,  Kleidung  nnd  Verpflegnng  zu  empfangen^.  Auch  dieses  Konvikt  war 
Staatsanstalt  nnd  stand  unter  der  Oberaufsicht  des  katholischen  Kirchenrathes.  Der 
Konyiktdirektor ,  welcher  katholischer  Oeistlicher  sein  musste ,  wurde  nach  Rück- 
sprache mit  dem  Bischof  vom  König  ernannt,  während  die  Ernennung  der  Repetenten 
(ebenfalls  katholischer  Geistlicher)  ^  durch  den  Kirchenrath  geschah  und  blos  der 
bischöflichen  Behörde  angezeigt  wurde.  Im  übrigen  hatte  der  Bischof  in  Betreff  dieser 
Anstalt  ebenfalls  kein  Recht  zu  direkten  Verfügungen,  wohl  aber  die  Befngniss,  den 
abzuhaltenden  Prüfungen  selbst  oder  durch  Kommissare  anzuwohnen  K 

Für  die  praktische  Vorbereitung  auf  die  Ausübung  der  Seelsorge  diente  endlich 
das  schon  erwähnte  Priesterseminar  zu  Rottenburg  mit  einem  einjährigen  Kursus, 
in  welches  die  Konviktszöglinge  nach  Ablegung  einer  Prüfung  vor  der  theologischen 
Fakultät  im  Beisein  von  Abgeordneten  des  Bischofs  nnd  des  Kirchenraths  auf  Staats- 
kosten aufgenommen  wurden  <^.  Das  Seminar  stand  unter  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Aufsicht  des  Ordinariats,  andererseits  war  aber  die  ^gebührende  Oberaufsicht^* 
dem  Staate  vorbehalten  und  dem  katholischen  Kirchenrath  übertragen^. 

Mit  diesen  Einrichtungen  trat  Württemberg  in  die  demnächst  organisirte 
oberrheinische  Kirchenprovinz  ein. 

Von  den  beiden  massgebenden  Bullen  hatte  allerdings  die  Bulle :  Ad  dommid 
gregis  v.  11.  April  1827  die  Erziehung  des  Klerus  in  tridentinisch  eingerichteten 
Seminaren  vorgeschrieben^,  aber  die  Regierungen  erkannten  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  sie  gegen  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  protestirt  hatten^,  die  Bulle  indessen 
nichtsdestoweniger  mit  derselben  von  der  Kurie  publizirt  worden  war^^^,  eine  Ver- 


LebTStelle  gehört ,  2.  alle  halbe  Jahre  von  den  Yom  Bischof,  aber  auch  unter  Rücksprache  mit 
Gegenständen  und  von  dem  Leitfaden  der  Yor-  dem  Kapitel  und  mit  dem  Kirchenrath,  ernannt; 
lesnngen  der  Professoren  nnd  Repetenten  in  die  Repetenten  hatte  das  Ordinariat  (aber  nur 
Kenntniss  gesetzt  zn  werden,  3.  durch  Abge-  mit  Zustimmung  des  Kirchenraths  und  blos 
ordnete  den  Prüfungen  nnd  Disputationen  der  widerruflich)  anzustellen.  Der  Lehr-  und  Bll- 
Kandldaten  anzuwohnen  und  4.  bei  eintretender  dungsplan  musste  bei  Beginn  Jedes  Kursus  dem 
Noth wendigkeit  einer  Untersuchung  wegen  Aus-  Kirchenrath  eingereicht  und  durfte  ohne  dessen 
Übung  des  Lehramtes  dem  Knltusmlnisterium  Zustimmung  oder  die  Qeuehmlgung  des  Ministe- 
unter Bezeichnung  eines  zu  ernennenden  Kom-  riums ,  ebensowenig  wie  die  Dlsciplinar-  und 
missars  Anzeige  zu  machen ,  damit  dieses  die  die  Haus-Ordnung,  geändert  werden. 
Untersuchung  gemeinschaftlich  vornehmen  lassen  8  „Qulnto:  In  seminario  archiepisoopali  vel 
konnte.  episcopall  is  clericorum  numerus  all  atque  ad  for- 

*  Sogen.  Wllhelmsstift.  mam  decretor.  s.  conc  Trldent  Institul  ac  edu- 
2  Der  Kursus  war  auf  5  Jahre  festgesetzt.  cari  debeblt,  qui  dioeoesls  amplitndinl  et  necessi- 
s  S.  die  V.  V.  25.  Oktober  1817  u.  die  Best.  v.  t&ti  respondeat  quique  ab  episcopo  congrue  erit 

1818.   Nur  ausnahmsweise  konnten  andere  Kan-  definiendus".    Die  Bulle:   Provida  solersque  v. 

dldaten  aufgenommen  werden,  s.  a.  a,  0,  8.  842.  1821  hatte  sich  unter  Hervorhebung  d  er  Thatsache, 

*  Diese  wurden  für  die  Erhaltung  der  Dls-  dass  bereits  In  4  der  zu  errichtenden  Diocesen 
ciplln  und  zur  Nachhilfe  bei  dem  Unterricht  der  trldentlnlsche  Seminare  exlgtlrten  —  was  freilich 
Zöglinge  angestellt.  nicht  richtig  war  —  damit  begnügt,  die  Errich- 

^  Und  natürlich  auch  die,  sich  mit  Anträgen  an  tung  eines  solchen  In  der  fünften  vorzuschreiben, 

die  SUatsbehörde  zu  wenden.  »  In  der  Note  v.  4./7.  Septbr.  1827,  Brück, 

ö  8.  Dekret  v.  28.  Sept  1812  u.  11.  Dezember  oberrhein.  Klrchenprovinz.  Mainz  1868.  S.  645, 

1817,  a.  a.  0.  8.  411.  674.  vgl.  0.  MeJ  er,  zur  Gesch.  d.  rom.-deutsch.  Frage 

7  Nach  dem  freilich  erst  späteren  Statut  vom  3,  386 ff.      Anders  freilich  Longner  a.  a.  0, 

14.  Mal  1828,  a.  a.  0.  8.  1077  wurden  der  Regens  S.  571 . 

und  Subregens  vom  König  bestätigt,  allerdings  *o  O.  Mejer  a.  a.  O.  8.  391  ff. 

Hinschins,  Kirchenrechi  IV.  34 
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pflichtung  zur  Durchführung  der  gedachten  Vorschrift  nicht  an^  Württemberg 
war  demnach  in  der  Lage,  es  bei  seinen  bisherigen  Ordnungen  in  Betreff  des  Bildungs- 
wesens der  Geistlichen  zu  belassen^. 

Im  Uebrigen  hielten  auch  die  anderen  Regierungen  denselben  Standpunkt  fest, 
und  die  gemeinsam  von  ihnen  erlassene  Verordnung  3,  welche  die  Errichtung  Yon 
tridentinischen  oder  Knaben-Seminaren  mit  Stillsehweigen  übergeht,  ordnet  nur  das 
Studium  der  Theologie  an  einer  katholisch-theologischen  Fakultät  und  nach  vollen- 
detem theologischen  Studium  einen  einjährigen  Aufenthalt  in  einem  Priesterseminare 
behufs  Aasbildung  für  die  praktische  Seelsorge  an. 

In  Folge  dessen  wurde  ausser  den  bereits  vorhandenen  katholisch-theologischen 
Fakultäten  in  Tübingen  und  Freibnrg  i.  J.  1830  noch  eine  weitere  in  Glossen 
errichtet^.  Auch  sorgten  die  Regierungen,  meistens  unter  Benutzung  der  schon  früher 
bestehenden  Anstalten,  für  Priesterseminare  des  erwähnten  Charakters  ^.  Aber  ab- 
gesehen von  einem  Eonvikte  für  die  Studirenden  der  Theologie  in  Freiburg  ^,  wurden 


1  Die  beschränkeiideu  AasdrQcke  der  Place- 
tirung  in  den  von  den  Regiemngen  nach  einer 
vereinbarten  Formel  erlassenen  Puhlikations- 
patenten  sollten  u.  A.  auch  das  Placet  gerade  für 
diese  Vorschrift  ausschliessen,  a.  a.  0.  S.  399. 

3  Ygl.  Fundations-Instrument  für  Rottenburg 
V.  14.  Mai  1828,  Nr.  13,  Lang  a.  a.  0.  S.  1076. 
Das  letztere  hatte  nur  die  Dotation  näher  auszu- 
weisen. Allerdings  ist  damals  ein  neues  Statut  für 
das  Priesterseminar  (s.  o.  S.  529  n.  7)  erlassen  wor- 
den, welches  aber  prinzipiell  nichts  geändert  hat 

3  V.  V.  30.  Januar  1830.  %.  26:  „Ein  jeder 
der  vereinten  Staaten  wird,  wo  dieses  nicht  be- 
reits stattfindet,  für  die  zweckmässige  Bildung 
der  Kandidaten  des  katholischen  geistlichen 
Standes  dadurch  sorgen,  dass  entweder  eine  ka- 
tholisch-theologische Lehranstalt  errichtet  und 
als  Fakultät  mit  der  Landes-Universität  vereinigt 
werde,  oder  dass  die  Kandidaten  nothigenfalls 
aus  dem  allgemeinen  katholischen  Kirohenfonds 
der  Diöcese  unterstützt  werden,  um  eine  auf  diese 
Art  eingerichtete  Universität  in  der  Provinz  be- 
suchen zu  können".  $.26:  „Die  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  werden  nach  vollendeten 
theologischen  Studien  ein  Jahr  im  Priester-Se- 
minar zum  Praktischen  in  der  Seelsorge  aosge- 
bildet  und  zwar  insoweit  unentgeltlich,  als  die 
in  den  Dotations-Urkunden  für  Seminarien  aus- 
gesetzten Summen  zureichen  ",  $.  27:  „  In  das 
Seminar  werden  nur  diejenigen  Kandidaten  auf- 
genommen, welche  in  einerdurch  die  Staats- und 
bischöflichen  Behörden  gemeinschaftlieh  vorzu- 
nehmenden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Er- 
langung des  landesherrlichen  Tisehtitels,  der 
ihnen  unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird, 
würdig  befunden  worden  sind  ". 

*  Lutte rb eck,  Geschichte  der  katholisch- 
theologischen  Fakultät  zu  Giessen.  Giessen  1860. 
S.  lOff. ;  Brück,  d.  oberrhein.  Kirehenprovinz. 
Mainz  1868.  S.  142;  Arch.  f.  k.  K.  R.  64,  263. 
Durch  diese  ist  zugleich  die  früher  mit  dem  Se- 
minar in  Mainz  verbundene  theologische  Lehr- 
ansUlt  beseitigt  worden,  Brück,  S.  143;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  54,  251.  Ausser  den  Theologen  aus 
dem  Grossherzogthum  Hessen  sollten  nach  einer 
i.  J.  1838  getroffenen  Vereinbarung    auch  die 


Kandidaten  aus  Nassau  in  Giessen  studiren, 
Lutterbeck  S.  51;  Brück  S.  143 ff. 

^  In  Mainz  blieb  das  frühere  Seminar  (s.  vor. 
Anmerk.)  für  die  praktische  Ausbildung,  also  als 
Priesterseminar,  bestehen;  desgleichen  das  schon 
in  Fulda  vorhandene  Seminar,  s.  Fundations-In- 
strument V.  18.  September  1829.  Art  12,  Wal- 
ter, fontes  lur.  ecclesiast.  p.  358:  ,,  Für  die 
wissenschaftliche  Bildung  der  zum  geistlichen 
Stande  bestimmten  Individuen  haben  Wir  durch 
das  In  Fulda  femer  bestehende  Klerikal-Seminar 
nebst  dem  geistlichen  Studienfond  des  Fürsten- 
thums  Fritzlar  gesorgt,  und  werden  durch  die 
Ertheilung  der  Tischtitel  an  die  zu  Weihenden 
auf  den  Fall  der  nicht  verschuldeten  Dlenstun- 
taugllchkelt  für  dieselben  sorgen.  —  In  das  Se- 
minar werden  nur  diejenigen  Kandidaten  aufge- 
nommen, welche  in  einer  durch  die  Staats-  und 
bischöfliche  Behörde  gemeinschaftlich  vorzuneh- 
menden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Erlan- 
gung des  landesherrlichen  Tischtitels,  der  ihnen 
unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird,  würdig 
befunden  worden  sind".  Hier  blieb  aber  auch 
die  früher  mit  dem  Seminar  verbundene  theolo- 
gische Schule  zum  Studium  der  Theologie  be- 
stehen ,  da  der  Plan,  für  Kurhessen  in  Marburg 
eine  katholisch-theologische  Fakultät  zu  errich- 
ten, an  dem  Widerstände  des  Bischofs  und  des 
Domkapitels  von  Fulda  scheiterte.  Brück  a.  a. 
0.  S.  143.  144,  s.  auch  die  bischöfliche  Denk- 
schrift von  1851:  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchen- 
geschichte 2,269.  In  Baden  wurde  das  be- 
stehende Priesterseminar  1842  von  Freiburg  nach 
der  säkularisirten  Abtei  S.  Peter  im  Sohwarzwald 
verlegt.  Brück  S.  152;  Maas  in  Arch.  für  k. 
K.  B.  9,  195;  endlich  für  Nassau  in  Gemässheit 
des  Fundations-Instrumentes  v.  8.  Dezbr.  1827. 
Art.  12,  in  Limburg  ein  Priesterseminar  errichtet, 
Brück  S.  145. 

6  S.  g.  colleglnm  theologicum ,  das  Statut  v. 
6.  Juli  1841  1.  badischen  Reg.-BL  1841.  Nr.  19. 
S.  171.  Es  war  für  Studirende  der  Theologie 
bestimmt,  und  zwar  sollten  Unbemittelte,  soweit 
die  staatliehe  Dotation  ausreichte,  unentgeltlich 
Wohnung  und  Kost  (für  die  Regel;  auf  drei  Jahre 
erhalten. 
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weder  andere  höhere  noeh  überhaupt  niedere  Eonvikte^  gegründet,  dagegen  über 
die  erwähnten  Institute  die  Staatsaufsicht  in  demselben  Umfange,  wie  in  Württem- 
berg, vorbehalten  und  ausgeübt^. 

Auch  in  dem  bairi sehen  Konkordate  von  1817  war  die  Anfrechterhaltung  der 
bestehenden  bischöflichen  Seminare,  sowie  die  Stiftung  neuer  in  denjenigen  Diöcesen, 
welche  derselben  ermangelten,  unter  Gewährung  angemessener  Dotationen,  sowie 
die  Einrichtung  und  Leitung  derselben  durch  die  Bischöfe  in  Gemässheit  des  Triden- 
tinnms  vorgesehen  3.  Indessen  hat  das  gleichzeitig  mit  der  Vereinbarung  publicirte  Reli- 
gionsedikt v.  1818^  den  betreffenden  Artikel  insofern  geändert,  als  es  „die  organischen 
Bestimmungen  über  geistliche  Bildungsanstalten^  zu  den  „Gegenständen  gemischter 
Natur^  rechnet  und  damit  das  Recht  der  Kirchenoberen  zu  einseitigen  Anordnungen 
und  zu  ausschliesslicher  Leitung  der  gedachten  Institute  ausgeschlossen  hat.  Auch 
hat  die  bairische  Regierung  die  Vorschrift  nicht  auf  Ejiabenseminare  im  tridentini- 
schen  Sinne  bezogen  \  vielmehr  zur  Ausfahrung  des  Konkordates  blos  Priestersemi- 
nare errichtet,  welche  allein  zur  Aufnahme  von  Kandidaten  der  Theologie  behufs 
ihrer  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Priesterweihe  während  der  Dauer  eines  oder 
zweier  Jahre  bestimmt  waren  •,  und  welche  in  Gemässheit  des  vorher  Bemerkten  der 
Staatsaufsicht  unterstellt  wurden  ^.  Behufs  Erlangung  der  allgemeinen  wissenschaft- 
lichen und  der  theologischen  Vorbildung  hatten  dagegen  die  zukünftigen  Geistlichen 
die  öffentlichen,  ebenfalls  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Unterrichtsanstalten, 
also  die  Lateinschulen  und  Gymnasien,  sowie  demnächst  die  katholisch- theolo- 
gischen Fakultäten^  oder  die  Lyceen  (Lehranstalten  für  die  philosophischen 
und  theologischen  Disciplinen) ,  welche  für  die  theologischen  und  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  Ersatz  zu  bieten  bestimmt  waren^  und  als  staatliche 
Institute  aus  Staatsmitteln  dotirt  worden  sind^,  zu  besuchen. 

Erst  in  Folge  der  Bemühungen  der  Bischöfe  ist  es  später  gelungen,  in  einzelnen 

1  Wie  die  wörttembergischen  In  Ehingen  und  «  $.76  lit.  s. 

Rottweil,  B.  0.  S.  528.  5  Dm  Konkordat  a.  a.  0.  Bpricbt  nicht,  wie 

«  D.  h.  die  Eniennung  der  Leiter  und  die  Be-  das  Tridentlnum  von  pucri,  sondern  von  adolen' 

Stimmung  In  betreff  der  Haus-  und  Disciplinar-  Senfes,  und  die  offlcielle  Uebersetzung  giebt  dies 

Ordnungen  erfolgte  durch  die  Staatsbehörden.  ^urch  „Kandidaten«  wieder.     Nach  dem  Inhalte 

Der  Bischof  war  dabei  auf  gutachtliche  Aeusse-  jes    betreffenden  Artikels  können    aber   nicht 

ruug,  ferner  auf  Einsichtnahme  und  auf  Anträge  Kandidaten  für  die  Priesterweihe  und   eigent- 

und  Beschwerden  an  d.  Regierungen  beschränkt,  jiohe  Priestersemiuarien  gemeint  sein ,  vielmehr 

s.  das  1.  d.  vorletzten  Anm.  cit.  Statut,  vgl.  auch  überhaupt  Kandidaten  für  den  geistlichen  Stand 

Maas  a.  a.  0.  S.  191;  Brück  a.  a.  0.  S.146flf.  „nd  AnsUlten  für  die  wissenschaftliche,  theo- 

3  Art.  V.:  „Sua  Singulis  dloecesibus  seminaria  logische  Ausbildung  derselben,    vgl.  Silber- 

episcopalia  conserventur  et  dotatione  congTua  in  nagl,   Verfassung  sämmtl.  Religionsgenossen- 

bonis  fundlsque  stabilibus  provideantur ;  in  iis  schaften  in  Bayern  2.  Aufl.  S.  93. 

autem  dloecesibus,  in  qolbusdesunt,  sine  mora  «  g.   die  FreUinger  blschofl.  Denkschrift  v. 

cum  eadempwiter  dotatione  in  bonls  fundlsque  1350  bei  Qinzel  aa,  0.  S.199;  Arch.  f.  kath. 

stabilibus  fundentar.  —  In  seminanis  autem  ad-  k   R  29    446 

mlttentur   atque   ad  uonnam   s.  conc.  Trident.  '     *      '         *                                   ,.  »^    ^  .   ^ 

efformabuntur   atque  instituentur  adolescentes,  ^  Die  Regierung  wirkte  namentlich  bei  der 

quos  archlepisoopl  et  episcopl   pro   necessiUte  Aufnahme  der  Kandidaten ,  sowie  bei  der  An- 

vel  utilitate  dioeoeslum  in  iis  recipiendos  iudl-  Stellung  und  Entfernung  der  Lehrer  mit,  vgl. 

caverint.     Horum  seminarionim  ordinatio ,  doc-  Entschl  v  8^  April  1862  Nr.  15. 16 ;  cit.  Denk- 

trina,  gubernaiio  et  adminlstratio  archlepiscopo-  schrift  S.  200. 

rum  et  eplscoporum  auctoritoti  pleno  liberoque  ®  1»  Wurzburg  und  München, 

iure  subiectae  erunt  iuxU  formas  canonicas.  —  »  Ein  solches  Lyceum  findet  sich  in  Jeder  DiÖ- 

Rectores  quoque  et  professores  seminarioram  ab  cese ,  nämlich  zu  Freising  (für  München) ,   zu 

archieplscopls  et  episcopis  nominabuntur  et  quo-  IHUingen  (für  Augsburg) ,  Passau ,  Regensburg 

tlescunque  necessarium  aut  utile  ab  ipsis  ludlca-  und  Bamberg  mit  Ausnahme  von  Würzburg  und 

bitur,  removebnntur/*  Speier,  Silbre^nagl  S.  93. 

34* 
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h  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Diöcesen  s.  g.  Enabenseminare  oder  genauer  Knaben-Konvikte,  deren 
Zöglinge  die  lateinischen  Schulen  und  Gymnasien  besuchen,  zu  errichten ',  sowie  für 
die  Studirenden  der  Lyceen  Eonvikte  zu  begründen,  aber  auch  über  diese  Anstalten 
ist  von  der  Regierung  die  Ausübung  der  Staatsaufsicht  beansprucht  worden  ^. 

Für  Preussen  hatte  die  Bulle :  De  salute  ammarum  ^  gleichfalls  die  Forterhaltung 
oder  Neugründung  eines  Seminares  in  jeder  Diöcese  fdr  die  Unterhaltung  von  Klerikern 
und  für  die  Vorbildung  derselben  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Trienter  Kon- 
zils angeordnet  ^.  Eigentliche  tridentinische,  also  Knabenseminare  konnten  hierunter 
nicht  verstanden  werden  ^.  Derartige  Anstalten  sind  auch  zur  Ausführung  der  Bulle 
nicht  errichtet,  vielmehr  nur  solche,  welche  der  praktischen  Vorbereitung  auf  die 
Seelsorge  dienten,  also  s.  g.  Priesterseminare,  und  ferner  andere  Anstalten,  welche 
fQr  das  wissenschaftliche  Studium  der  Theologie  bestimmt  waren,  von  Neuem  gegrün- 
det, o4er  so  weit  sie  schon  in  früherer  Zeit  bestanden,  in  entsprechender  Weise  um- 
gestaltet worden  ö. 


1  Permaneder,  K.  R.  4.  Aufl.  S.  215.  216; 
dt.  bischofl.  Denkschrift  S.  199.  200 ;  cit.  Arch. 
29,  446.  Mit  dem  erzbischöfllohen  Knabensomi- 
nar  für  München-Fielaing  in  Scbeyern  ist  aller- 
dings eine  von  Benediktinern  geleitete  Latein- 
schale  verbunden,  Schalte,  Status  p.  109, 
jedoch  hat  dieselbe  lediglich  die  Rechte  einer 
Privatschule,  and  es  müssen  die  Schüler  beim 
Uebertritt  in  ein  öffentliches  Gymnasium  sich 
der  durch  die  Schuloidnung  y.  20.  April  1874. 
%,  39  vorgeschriebenen  Prüfung  unterziehen. 

2  Vgl.  d.  ang.  Entschl.  v.  1852.  Nr.  16,  in  wel- 
cher Abstand  von  der  Bestätigung  der  Vorstände 
u.  Lehrer  d.  Knabenseminarien  genommen  wird. 

Das  neue ,  vom  Bischof  errichtete  Lyceum  zu 
Eichstädt,  welches  mit  dem  dortigen  Seminar 
verbunden  worden  ist,  ist  1843  als  eine  kirch- 
liche Anstalt  von  der  Regierung  anerkannt, 
aber  der  Bischof  zugleich  bei  Abänderungen  der 
bestehenden  Anordnungen  an  das  Benehmen  mit 
der  Staatsbehörde  gebunden  und  die  königliche 
Bestätigung  für  die  bischöfliche  Ernennung  der 
Professoren  vorgeschrieben  worden ,  Min.  Ent- 
schl. V.  24.  Juni  1843  u.  v.  16.  November  1846, 
Düllinger,  Sammig.  23,  142.  124;  Silber- 
na gl  S.  94. 

Ueber  weitere  erfolglose^ Remonstrationen  des 
bairischen  Episkopates  gegen  die  cit.  Entschl.  v. 
1852  vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  417.  441.  447. 
448.  451.  458. 

3  Vom  16.  Juli  1821. 

*  ^Jn  singulis  praeterea  civitatibus  tam  archi- 
episcopalibus  quam  episcopalibus  unnm  cleri- 
corum  seminarium  vel  conservandum  vel  de  novo 
qnamprimum  erigendum  esse  statuimus ,  in  quo 
is  clerieorum  numerus  all  atque  ad  formam  de- 
cretomm  s.  conc.  Trident.  institni  ac  eduoari 
debeat ,  qui  respeetivarum  dioecesium  amplitu- 
dinl  et  necessitati  respondeat  quique  ab  exe- 
quutore  praesentium  literarum  congrue  eritprae- 
Üniendus:  archiepiscopi  tarnen  Gnesnensis  et 
Posnaniensis  iudicio  et  prudentiae  relinquimus 
vel  in  utraquö  civitate  proprium  ac  distinctum 
vel  unum  tantum  in  Posnanlensi  civitate ,  quia 
amplis  aedibus  coustat,  pro  clericls  ambarum 
dioecesium  seminarium  constabilire ,  prout  ec- 


clesiarum  utilitas  postnlavarit.''  Zur  Dotation 
sollten  die  bisher  für  die  fraglichen  Zwecke  be- 
stimmten Fonds  und  die  in  Aussicht  gestellten 
Staatsmittel  dienen. 

^  Die  amtliche  Uebersetzung  der  Bulle  giebt 
das  cUrieorum  seminarium  durch:  ^^angehende 
Kleriker''  wieder,  worunter  sicherlich  Knaben 
von  12  Jahren  nicht  verstanden  werden  können. 

ö  Vgl.  darüber  Eichhorn,  die  Ausführung 
der  Bulle :  De  salute  animarum  durch  den  Fürst- 
bischof V.  Ermland.  Königsberg  (o.  J.)  S.  127. 
Der  Bestand  an  derartigen  Bildungsanstalten  war 
nach  völliger  Ausführung  der  Bulle  folgender: 

1)  Priester-  oder  auch  e.  g.  Klerikal - 
Seminare  für  die  praktische  Ausbildung  nach 
vollendeten  theologischen  Studien  waren  vor- 
handen in  Braunsberg  (seminarium  dioecesanum 
für  Ermland),  in  Gnesen  (seminarium  archi- 
dioeces.  practicum  für  Gnesen-Posen),  in  Bres- 
lau (f  ürstbischöf  llches  Klerikalseminar),  in  Pader- 
born (Priesterseminar) ,  in  Münster  (Priester- 
seminar) und  in  Köln  (Priesterseminar),  welche 
sämmtlich  zugleich  Konvikte  (Alumnate  oder 
Internate)  waren  und  Staatszuschusse  erhielten ; 

2)  theologische  Lehranstalten  (auch 
Klerikalseminare  genannt,  für  die  Ablegung  der 
theologischen  und  philosophischen  Studien)  in 
Posen  (seminarium  arohidioecesanum ,  zugleich 
Konvikt  f.  Posen-Gnesen),  in  Paderborn(academia 
Paderbornensifl,  seminarium  Theodorianum,  M- 
schöflichephilosophisch-theologischeLehranstalt, 
welcher  in  Folge  der  Errichtung  der  Universität 
Bonn  die  Rechte  einer  Universität  im  J.  1819 
—  diese  waren  ihr  dnrch  die  Bulle  Pauls  V. : 
In  supereminentl  v.  2.  April  1615,  Bull.  Taur. 
12,  299,  verliehen  —  von  der  Regierung  abge- 
sprochen waren);  3)  Lehranstalten  der  eben  er- 
wähnten Art,  verbunden  mit  Priesterseminarien 
für  die  praktische  Ausbildung :  in  Pelplin  (epis- 
copale  seminarium  dioecesan.  für  Kulm,  zu- 
gleich Konvikt)  und  in  Trier  (bischöfliches 
Priesterseminar,  Konvikt  für  die  älteren,  nicht 
mehr  im  philosophischen  Kursus  befindlichen 
Zöglinge,  von  denen  eine  Anzahl  Freistellen  be- 
sassen,  andere  ein  Kostgeld  zahlten).  4)  An 
blossen  Konvikten  für  Theologen,  welche  die 
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Ebenso  wie  die  Regiernngen  in  den  anderen  Staaten,  nahm  auch  die  preussisehe 
über  diese  Anstalten  das  Anfsichtsrecht^,  insbesondere  das  Recht  znr  Mitwirkung 
bei  der  Aufstellung  der  Organisationspläne,  der  Statuten  (Haus-  und  Disciplinar- 
Ordnungen),  der  Lehrpläne  *^;  sowie  der  Aufnahmebedingungen  ^^  nicht  minder  bei 
der  Anstellung  der  Leiter  (der  Besetzung  der  Stellen  des  Regens,  Subregens  u.  s.  w.) 
und  der  Lehrer  (Professoren  und  Repetenten)*  in  Anspruch. 

Ausser  durch  die  erwähnten  Anstalten  hatte  endlich  die  Regierung  fnr  das  Stu- 
dium der  katholischen  Theologie  auch  durch  die  Errichtung,  bezw.  die  Neuorgani- 
sation von  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  zu 
Breslau  und  zu  Bonn,  sowie  durch  die  von  theologischen  und  philosophischen  Fakul- 
täten an  der  Akademie  zu  Münster  und  dem  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg,  welche 
sämmtlich  staatliche  und  nicht  kirchliche  Anstalten  waren/ gesorgt^. 


tkeologischen  Fakultäten  oder  Lehranstalten  be- 
suchten, hat  der  Staat  allein  das  katholisch- 
theologische  Konviktorium  in  Bonn  errichtet, 
welches  demgemäss  als  staatliche  und  zwar  als 
Universltats- Anstalt  betrachtet  wurde.  Erst 
später  sind  von  den  Bischofen  aus  eigenen  oder 
dazu  gewidmeten  Privatmitteln  derartige  Kon- 
Yiktorien  in  Breslau  (1840),  in  Münster  (col- 
leginm  Borromaenm  für  die  Studirenden  an  der 
dortigen  Akademie  1867)  und  in  Paderborn  für 
die  des  Seminarium  Theodorianum  1860  ge- 
gründet worden ,  welche  zum  Theil  auch  durch 
die  Kostgelder  der  Alumnen,  soweit  letztere  nicht 
etwa  Freistellen  iiine  hatten,  unterhalten  wur- 
den. Vgl.  die  ofüzlelle  Zusammenstellung  y. 
J.  1873  in  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 125;  ferner  Sauer, 
pfarramtl.  Geschäftsverwaltung  der  Dlöcese  Bres- 
laul868.  S.  35 ;  G  er  1  a c h,  Paderbomer Diocesan- 
recht  2.  Aufl.  S.  6.  22;  Promemoria  betr.  d. 
Beeinträchtigungen  d.  kath.  Kirche  im  Gross- 
hzgth.  Posen  bei  Ginzel,  cit.  Ztschr.  2,  109. 

Alle  erwähnten  Anstalten  sind  in  den  ersten 
Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  v. 
11.  Mal  1873  wegen  des  Widerstandes  d  .  ?B1- 
schöfe  gegen  die  durch  dasselbe  Yorgeschriebenen 
Aufsichtsbestimmungen  staatUcheiseits  geschlos- 
sen worden  oder  im  Zusammenhang  mit  den 
betreffenden  Massnahmen  eingegangen. 

1  Vgl.  die  Dienstinstruktion  f.  d.  ProYinzial- 
Konsistorien  v,  23.  Oktober  1817  (G.  S.  S.  237) 
S-  4.  Nr.  6  und  dazu  §.2.  Nr.  6  („Die  Aufsicht 
über  geistliche  Seminarlen  und  die  Anstellung 
der  Lehrer  bei  denselben'O* 

3  Das  verstand  sich  mit  Rücksicht  auf  das  be- 
stehende Staatskirchenrecht  (s.  vor.  Anm.)  und 
die  in  Aussicht  gestellte  Gewährung  von  Staats- 
fonds von  selbst ,  und  dem  hat  auch  die  Praxis 
des  Kultusdepartements  entsprochen,  s.  übrigens 
auch  die  elt.  Schrift  v.  Eichhorn  a.  a.  0. ; 
ferner  über  das  Einschreiten  der  Regierung  gegen 
die  einseitige  A^oderung  der  Einrichtungen  des 
Priesterseminars  fn  Köln  durch  den  Erzbischof 
1.  J.  1837  die  Schriften :  Beurtheilung  der  That- 
sachen,  durch  welche  die  Massnahmen  gegen  den 
Erzbischof  v.  Köln  herbeigeführt  worden  sind. 
2w  Aufl.  Frankftot  a,  M.  1838.  S.  29  ff.  107; 
Darlegung  des  Yerfahiens  d.  preuss.  Regierung 
gegen  d.  Erzbischof  v.  K51n.  Berlin  1838.  Bel- 
lagen 8.36;  über  die  ministerielle  Genehmigung 


der  Statuten  der  academia  Paderbornensis  und 
des  Priesterseminars  zu  Paderborn  v.  8.  Mai 
1844  s.  Gerlach  a.  a.  0.  S.  7.  25. 

*  D.  Olrc-Verf.  d.  Staatsministeriums  vom 
31.  Juli  1820,  V^ogt,  Kirchen-  u.  Ehereoht  f.  d. 
preuss.  Staaten  S.  127,  schreibt  die  Ablegung  der 
Reifeprüfung  für  die  Aufnahme  in  alle  Anstal- 
ten ,  in  welchen  die  theoretische  Theologie  ge- 
lehrt wird,  vor.  Zur  Kontrole  darüber,  ob  diesem 
Erfordemiss  genügt,  und  nicht  Zöglinge,  welche 
nicht  den  betreffenden  Dlöcesen  angehörten,  auf- 
genommen wurden ,  mussten  auch  Verzeichnisse 
der  Alumnen  an  die  Oberpräsidenten  einge- 
reicht werden. 

*  Die  Ernennung  wurde  den  Bischöfen  belas- 
sen ,  aber  es  bedurfte  zu  derselben  der  Erthei- 
lung  des  Placets  durch  den  König  oder  den  Mi- 
nister, und  diese  Genehmigung  wurde  auch  in 
den  Bestallungsurkunden  erwähnt,  Ger  lach 
S.  8;  cit.  Promemoria  bei  Gin  zel  a.  a.  0.  S.  109; 
über  die  Wahrung  dieses  Rechtes  gegenüber  dem 
Erzbischof  v.  Köln,  s.  die  Anm.  2.  a.  £.  ange- 
führten Schriften. 

S  Für  Hannover  hatte  die  Bulle:  Impenta 
Bomanorum  v.  26.  März  1824  nur  angeordnet : 
,;Donec  autem  proprium  Osnabrugense  semi- 
narium engl  potuerit ,  huiusce  dioecesls  derlei 
alentur  atque  educabuntur  in  episcopall  seml- 
narloHÜdeslmensl,  cul  propterea  bona  acreditus, 
qulbus  actu  gaudet,  integre  conservabuntur." 
Dieses  Seminar  war  ebenfalls  kein  tridentinisches 
Knabenseminar,  sondern  ein  Institut,  welches 
sich  aus  zwei  eng  verbundenen  Anstalten  mit 
denselben  Lokalen  und  denselben  Lehrern  zu- 
sammensetzte, nämlich  einer  auf  einen  zwei- 
jährigen Kursus  berechneten  philosophisch-theo- 
logischen Lehranstalt,  für  welche  das  Reifezeug- 
nlss  erforderlich  war ,  und  einem  s.  g.  Klerikal- 
seminar für  die  praktische  Ausbildung ,  in  wel- 
ches die  Zöglinge  der  Lehranstalt  nach  einer 
Schlussprüfang  übertraten.  Auch  hier  wurde 
nach  $.  64  des  Landesverfassungsgesetzes  v.  1840 
ein  staatliches  Oberaufsichtsrecht ,  insbesondere 
ein  Mitwirkungsrecht  bei  der  Anstellung  der 
Lehrer  ausgeübt  Für  Osnabiüok  ist  erst  nach 
der  definitiven  Organisation  dieses  Bisthums 
In  den  50  er  Jahren  ein  besonderes  Priester- 
seminar zur  praktischen  Vorbereitung  errichtet 
worden. 
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Ebensowenig,  wie  in  Deutschland,  ist  es  in  Frankreich  bei  der  Wiederher- 
stellung der  kirchlichen  Organisation  zu  einer  vollen  Einftthmng  des  Tridentinums 
gekommen.  Das  Konkordat  v.  1801  hatte  zwar  den  Bischöfen  die  Befugniss  gewährt, 
—  allerdings  unter  Ausschluss  jeder  Ausstattungspflicht  des  Staates^  —  in  ihren 
Diöcesen  je  ein  Seminar  2,  womit  offenbar  ein  solches  im  Sinne  des  Tridentinums  ge- 
meint war  ^,  zu  errichten,  aber  durch  die  organischen  Artikel  ^  wurde  dazu  die  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfordert,  und  ebenso  fUr  die  Reglements  Aber  die  Organi- 
sation der  Anstalten  die  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes  verlangt. 

Des  Weiteren  hat  die  staatliche  Gesetzgebung  zunächst  die  Bischöfe  zur 
Begründung  von  s.  g.  Priesterseminarien  (grands  sSminaires) ,  welche  für 
die  wissenschaftliche  und  praktische  Ausbildung  der  Stndirenden  in  der  Theologie 
und  in  der  Seelsorge-Verwaltung  bestimmt  waren ^,  ermächtigt^,  und  ihnen  die 
Ernennung,  sowie  die  Entlassung  des  Direktors  und  der  Lehrer  freigelassen^. 
Sodann  wurde  ihnen  auch  die  Errichtung  von  Schulen,  icoles  secandaires  eccleBtastiques, 
petita  sSmmairesj  Knabenseminaren^,  welche  zugleich  als  Knabenkonvikte^ 
für  die  allgemeine  wissenschaftliche  (humanistische)  Vorbildung  der  zukünftigen  Kleri- 
ker behuf^  des  Eintrittes  derselben  in  die  grossen  Seminare  ^^  bestimmt  sein  sollten. 


1  Wohl  aber  bat  da«  Drekret  v.  20  Prärial  X. 
Art.  11  (9.  Juni  1802),  Dursy,  Staatskirchon- 
recht  in  ElsasB-Lothringen  1,  124,  dio  an  den 
Bischofsitzen  befindlichen  Seminargebäude  der 
Disposition  der  Bischöfe  überlassen,  und  das 
Ges.  V.  23  Ventöse  XII  (14.  März  1804).  Art  7, 
a.  a.  S.  124,  für  jedes  Seminar  ein  Biaus  und 
eine  Bibliothek  zur  Verfügung  gestellt  Femer 
hat  das  Dekret  y.  7.  September  1807,  a.  a.  0., 
die  Gewährung  von  ganzen  und  halben  Stipen- 
dien oder  Freiplätzen  vorgeschrieben,  welche  auf 
Yorschlag  des  Bischofs  durch  das  Staatsoberhaupt 
verliehen  werden  sollen. 

s  Art  11 :  ,;Poterunt  iidem  eplscopi  habere... 
unum  seminarium  in  sua  quisque  dioecesi  sine 
dotationis  obllgatione  ex  parte  gubernii.'' 

3  Zufolge  des  kurialen  Sprachgebrauchs,  so 
auch  Lab  and,  Ztschr.  f.  Kirchenr.  15,  51.  52. 

*  V.  18  Germiu.  X  (8.  April  1802)  art.  11 : 
.,LeB  archeveques  et  ^veques  pourront  avec 
Vautorisatlon  du  gouTernement  tftablir  dans 
leurs  diocdses  ....  des  stfminaires'';  art  23:  ^^Les 
tfveques  seront  chargtfs  de  Torganisation  de  leurs 
stfminaires  ,  et  les  rdglemeuts  de  cette  Organisa- 
tion seront  soumis  ä  Vapprobation  du  premier 
consul."  Ferner  schreibt  Art.  25  Jährliche  Ein- 
sendung von  Verzeichnissen  der  Studirenden 
vor,  vgl.  auch  Dursy  1,  135. 

5  Das  Dekret  v.  9.  April  1809.  Art.  1,  Dursy 
S.  136,  bezeichnet  sie  als:  Cooles  speciales  de 
thtfologie ,  G  a  u  d  r  y ,  tralt^  de  la  Mgislatlon  des 
cultes.   Paris  1856.  2,  229. 

0  So  schon  durch  das  cit.  Ges.  v.  23  Yentöse 
Xll  (14.  März  1804,  s.  dasselbe  auch  Dupin, 
manuel  du  droit  public  ecoMslastique  fran^als. 
Paris  1847.  p.  310}  für  jeden  MetropoliUnbezirk. 
Dasselbe  ist  zwar  nicht  zur  Ausführung  gekom- 
men ,  man  hat  aber  seine  Bestimmungen  später 
auf  die  bischöflichen  und  Didcesan-Semlnarc 
augewendet,  Dupin  1.  c;  Dursy,  1,  124. 
n.  1:  Laban d  S.  52.     Ferner  kommt  noch  das 


Dekret  v.  17.  März  1808,  Dursy  S.  120  in  Be- 
tracht. 

7  So  nach  dem  cit.  Dekret  v.  1808.  Art.  3 ; 
Laband  S.  64;  Gaudry,  2,  231.  232.  Von 
Staatsaufsichtswegen  war  femer  bestimmt ,  dass 
der  Direktor  und  die  Lehrer  eiue  schriftliche 
Verpflichtung  übernehmen  sollten ,  die  Deklara- 
tion des  französischen  Klerus  t.  1682  (Bd.  I. 
S.  199)  anzuerkennen  und  die  Grundsätze  der- 
selben zu  lehren ,  Art.  24 ,  sowie  Doktoren  der 
Theologie  sein  müssten,  Ordonnanz  v.  28.  De- 
zember 1830,  femer,  dass  die  Zöglinge  den  Grad 
des  bachelier  &s  lettres  behufs  ihrer  Aufnahme 
erwerben,  Dekret  v.  1808  Art.  1,  und  sich  in 
einem  zur  Wahl  des  geistlichen  Standes  hin- 
reichend reifen  Alter  (also  16.  Jahr)  befinden 
sollten,  Cirk.  v.  24.  u.  29.  April  1809,  Dursy, 
S.  141.  176,  aber  alle  diese  Vorschriften  sind, 
ebenso  wie  der  cit.  organ.  Aft.  25  (s.  oben 
n.  4)  längst,  die  ersteren  schon  seit  1814,  ausser 
Uebung  gekommen ,  Gaudry  1,  232;  Geigel, 
französ.  u.  reichsl.  Staatskirchenrecht  S.  276. 
n.  5  u.  S.  278.  n.  11. 

8  Ordonnanz  v.  5.  Oktober  1814,  Dupin  1. 
c.  p.  311:  Dursy,  S.  142,  vgL  ferner  Ordon- 
nanz V.  16.  Juni  1828,  Dupin  p.  317 ;  Andre', 
cours  alphabtftique  de  la  Mgislation  civile  ec- 
cMsiastique,  4.  ^d.  4,  353. 

®  Denn  schon  1815  hat  eine  Ordonnanz  die 
Aufnahme  von  Externschülem  verboten ,  ebenso 
die  V.  1828.  Art.  28,  jedoch  ist  einzelnen  Bi- 
schöfen dio  Zulassung  von  ausserhalb  der  An- 
stalt wohnenden  Zöglingen  gestattet  worden, 
Gaudry  2,  238;  vgl.  auch  Dursy  S.  143. 
145  ff. 

10  Nothwendig  war  indessen  zum  Eintritt  in 
dieselben  die  Vorbildung  in  den  kleinen  Semi- 
naren nicht,  vielmehr  genügte  die  Ablegung 
einer  Prüfung  bei  der  faculttf  des  lettres ,  angef. 
Cirk.  V."  29.  April  1809. 
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gestattet.  Diese  standen  im  Gegensätze  zu  den  letzteren  anter  der  allgemeinen  Aufsicht 
der  staatlichen  Unterrichtsverwaltung  \  insbesondere  hatte  diese  die  Zahl  der  Schulen 
und  die  Orte,  an  denen  sie  zugelassen  werden  sollten  ^,  sowie  die  Zahl  der  aufzunehmen- 
den Zöglinge  festzusetzen^;  endlich  bedurften  die  Direktoren  und  Superioren,  welche 
die  Bischöfe  allerdings  zu  ernennen  hatten,  der  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes^. 

Wie  die  vorstehende  Darlegung  ergiebt,  war  die  katholische  Kirche  auch  im 
Laufe  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  nicht  in  der  Lage  gewesen,  das  Triden- 
tinum  zur  vollen  Dnrchftihrung  zu  bringen,  im  Gegentheil  hatte  die  Staatsaufsicht  über 
die  geistlichen  Bildungsanstalten,  seit  der  moderne  Staat  sich  seiner  Rechte  und 
Pflichten  in  Bezug  auf  das  Bildungs-  und  Unterrichtswesen  bewusst  geworden  war,  eine 
noch  weitere  Ausdehnung  als  dies  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  jemals  der 
Fall  gewesen  war,  gefunden,  und  insbesondere  blieb  in  Deutschland  in  jener  Zeit 
eine  Isolirung  der  zukünftigen  Geistlichen  während  ihrer  Erziehung  und  Ausbildung,  da 
dieselben  auf  die  öffentlichen  Gymnasien  und  wenigstens  zum  grössten  Theile  auf  die 
theologischen  Fakultäten  der  Staatsuniversitäten  angewiesen  waren,  ausgeschlossen  ^. 

Nur  widerwillig  hatte  sich  die  Kurie  diesen  Verhältnissen  und  Zuständen  gefügt. 
Mit  dem  Anwachsen  der  von  Rom  aus  seit  d.  J.  1815  gepflegten  ultramontanen  Be- 
wegung begannen  aber  auch  schon,  freilich  zuerst  vereinzelt,  Versuche,  die  bisherigen 
Fesseln  abzuschütteln  ^  und  die  Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  ausschliesslich 
der  Leitung  der  Kirche  und  der  Bischöfe  zu  unterwerfen,  sowie  dabei  zugleich,  so 
viel  wie  möglich,  die  Vorschriften  des  Tridentinums  und  die  Absperrung  der  angehen- 
den Kleriker  von  der  nationalen  und  staatlichen  Bildung  zur  Durchführung  zu  bringen  ^. 
In  Folge  der  durch  das  Jahr  1848  veranlassten  Bewegungen  trat  dann  ein  allgemeines 
Vorgehen  auf  der  ganzen  Linie  ein,  indem  nunmehr  von  sämmtlichen  Bischöfen  der 
deutschen  Staaten  in  den  damals  erlassenen  Denkschriften  ^  die  entsprechenden  For- 
derungen erhoben  wurden.  Bei  dem  damaligen  Zurückweichen  der  Regierungen, 
welches  freilich  zum  Theil  durch  das  Uebermass  der  bisher  festgehaltenen  staats- 
kirchlichen Vorschriften  bedingt  war,  sind  diese  Bestrebungen  überall  mit  Erfolg  ge- 
krönt gewesen,  wenn  schon  der  Umfang  des  Erreichten  in  den  verschiedenen  Staaten 
ein  verschiedener  war,  und  zufolge  der  rückläufigen  Strömung  seit  d.  J.  1871  die  in 
jener  Zeit  staatlicherseits  gemachten  Zugeständnisse  seitens  einzelner  Regierungen 
theilweise  wieder  zurückgenommen  worden  sind. 

Am  Weitesten  kam  man,  abgesehen  von  Oesterreich^,  in  Preussen  den 

1  Also  unter  der  s.  g.  Universit^,  Ordonnanz  ^  S.  o.  S.  529  ff. 

▼.  1814.  Art  8;  Lab&nd  S.  55.  «  S.  z.  B.  S.  533.  n.  2  u.  4;   Brück,  obei- 

2  Und  zwar  anf  Antrag  der  Bischöfe  und  Yot-  rheinische  Kirch enproTlnz  S.  265. 266.  270.  285; 
schlag  des  Kaltusministers  das  Staatsoberhaupt,  Friedrich,  Gesch.  d.  yatikau.  Konzils.  1,  235; 
Ordonnanz  v.  1828.  Art.  1.  2.  über  Frankreich  Lab  and  S.  56. 

3  Diese  Befagniss  übte  der  Kultusminister,  '^  Vgl.  hierzu  auch  Friedrich,  der  Kampf 
a.  a.  O.  Art.  1.  gegen  die  deutschen  Theologen  und  theologischen 

«  A.  a.  O.  Art.  6.    Behufs  Durchführung  die-  Fakuiaten  1.  d.  letzten  20  Jahren.  Bern  1875. 

ser  Bestimmungen  war  welter  angeordnet  art.  8 :  ^  Vgl.  die  Denkschrift  der  deutschen  Bischöfe 

„1j48  tfcoles  seoondalres  eccWslastlques,  dans  ies-  y.  1848,  Glnzel  a.  a.  0.  2,  53.  54,  die  der 

quelles  Ies  dispositlons  de  la  präsente  ordon-  preussischen  v.  1849,  der  bairischen  v.  1850  und 

nanoe  et  de  notre  ordonnance  en  dato  de  ce  Jour  des  Episkopates   der  oberrheinischen  Kirchen- 

(welche   die  Leitung   der   gedachten  Seminare  provlnz   y.  1851 ,   a.  a.   S.  199.  201.  255 ,  für 

durch  Mitglieder  einer  nicht  gesetzlich  anerkann-  Oesterrelch  das  hlschöfliche  Anschreiben  an 

ten  geistlichen  Genossenschaft  Yorbietet,  Dupin  das  Ministerium  über  den  Unterricht  y.  1849, 

p,  316;   Dursy  S.  144)  ne  seraient  pas  ex^-  coli,  conc  Lac.  5,  1361. 

euttfes,  cesseiont  d'etre  consldertfes  comme  telles  ®  Siehe  darüber  den  %.  235 ,  da  Ich  dort  zur 

et  rentreront  sous  le  r<^ginie  de  TUnlYersit^.''  Vermeidung  Yon  Wiederholungen  das  Recht  der- 
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kirchlichen  Fordernngen  entgegen,  da  die  EultuBverwaltimg  Mer  bei  der  Siellimg, 
welche  sie  in  Betreff  der  Ausffthmng  der  Verfasaungsurknnden  v.  1848,  bezw.  1850 
eingenommen  hatte,  die  bisherige  Staatsaufsicht  über  die  Vorbildung  und  das  Prflfnogs- 
wesen  der  Geistlichen,  sowie  über  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bereitwillig  ans 
den  Händen  gab  K 

So  konnten  hier  eine  Reihe  von  Anstalten,  welche  der  Erziehung  und  Biidang 
der  Kleriker  dienten,  unter  ausschliesslich  geistlicher  Leitung  gegründet  werden,  aber 
trotz  der  gewährten  Freiheit  ist  es  doch  nicht  zur  Errichtung  von  Knabenseminaren, 
seminaria  puerorum  2,  welche  in  allen  Beziehungen  den  Vorschriften  des  Tridentiniuns 
entsprochen  hätten,  vielmehr  nur^  zu  der  Errichtung  von  Konvikten  für  solche  Kna- 
ben, welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  wollten,  gekommen.  Indessen,  wenn 
die  letzteren  auch  in  diesen  Konvikten  keinen  Unterricht  empfingen,  vielmehr  die 
öffentlichen  Gymnasien  besuchten ,  wirkte  doch  die  massenhafte  Entsendung  dieser 
Schüler^  in  einzelne  Gymnasien  zum  Theil  auf  den  Charakter  derselben  beBttm- 
mend  ein  ^. 

In  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  verhielten  sich  dagegen  die  Regie- 
rnngen  den  erwähnten  Forderungen  des  Episkopates  gegenüber  zunächst  im  wesent- 


jeuigeu  Staaten,  iu  welchen  sich  seit  der  oben 
erwähnten  Zeit  nichts  oder  nur  unwesentliches 
geändert  hat,  behandele. 

1  Richter  In  der  Zeitschr.  f.  K.  R.  1,  112. 

2  Dazu  hat  es  offenbar  an  ausreichenden  Mit- 
teln gefehlt ,  und  femer  konnten  die  Bischöfe, 
falls  sie  in  solchen  Anstalten  Klassen  für  die 
Gyninaslalbildung  errichten  wollten,  die  Auf- 
sicht der  UnterrichtsTerwaltung ,  soweit  sie  auf 
die  Gymnasien  Anwendung  fand,  nicht  ganz 
aussohliessen. 

3  Wegen  der  damals  begründeten  Konrikte  für 
Studirendo  der  Theologie  s.  o.  S.  632.  u.  6  unter 
Nr.  4. 

4  Z.  B.  von  100  Schülern  aus  dem  Konvikt  zu 
Breslau. 

^  Vgl.  im  Allgemeinen  die  Zusammenstellung 
in  Ztschr.  f.  K.  R.  12,  126;  P.  Hinschlus, 
preuss.  Kirchengesetze  V.  1873.  S.  117—118. 

Während  vor  1848  derartige  Knabenkonvlkto 
nur  in  Braunsberg  (Diocese  Ermland ,  hier  seit 
1841  mit  staatlich  bestätigten  Statuten),  fer- 
ner in  Paderborn  (das  s.  g.  seminarium  Llboria- 
num  seit  1847,  s.  die  ministeriell  bestätigten 
Statuten  i.  d.  Mittheilungen  a.  d.  Verwaltung  d. 
Minister,  d.  geistl.  Angeleg.  Berlin  1847.  S.  263, 
G  e  r  l  a  c  h  ,  Paderbomer  DiÖoesanreoht  S .  31), 
endlich  in  Trier  (ebenfalls  mit  staatlich  geneh- 
migten Statuten),  für  welche  keine  Staatsmittel 
gezahlt  wurden ,  bestanden  ,  sind  erst  in  der  im 
Text  erwähnten  Zeit  aus  freiwillig  aufgebrach- 
ten Mitteln  und  freiwilligen  Schenkungen  und 
Zuwendungen  eine  weitere  Anzahl  solcher  An- 
stalten gegründet  worden,  welche  meistens 
Korporationsrechte  erhalten  haben  und  zu  deren 
Unterhaltung  die  KouTiktoristen,  soweit  sie  nicht 
etwa  Freistellen  hatten,  durch  Zahlung  eines 
Kostgeldes  beitragen  mussten ,  so  das  colleglum 
Ludgerianum  in  Münster  (1849),   das  fürstbi- 


schofliche Knaben-Seminar  ad.  S.  Johannenm 
in  Breslau  (1860),  die  erzbischöflichen  Knaben- 
konvikte  zur  h.  Maria  (Marianum)  zu  Neuss 
(seit  1862)  und  zum  h.  Joseph  (Josephinum)  zu 
Münstereifel  (1866)  für  die  Erzdiöcese  Köln, 
und  das  seminarium  Bonifaoianum  zu  Heiligen- 
stadt  (für  den  sächsischen  Theil  der  Pader- 
borner Diocese ,  1868).  Eine  Staatsaufsicht  ist 
über  diese  Anstalten  nicht  mehr  geübt  and  auch 
über  die  schon  früher  errichteten  nicht  mehr 
festgehalten  worden.  So  sind  z.  B.  die  Statuten 
des  seminarium  Liborianum  zu  Paderborn  ein- 
seitig i.  J.  1867  durch  das  General-Vikariat 
theilweise  abgeändert  worden,  Gerlacha.a.0. 
S.  33. 

In  allen  erwähnten  Anstalten  erhielten  die 
Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung  ihre  religiös- 
sittliche  Erziehung  und  wurden  in  ihren  häus- 
lichen Arbeiten  überwacht  und  dazu  angeltet, 
empfingen  aber  den  Unterricht  auf  den  öffent- 
lichen Gymnasien  der  betreffenden  Orte. 

Einen  anderen,  sich  den  eigentlichen  Knaben- 
seminaren annähernden  Charakter  hatte  dagegen 
das  bischöfliche  Knabenseminar  (GoUegium 
Augustinianum  zu  Gaesdonck  (in  der  Diocese 
Münster  seit  1849),  In  welchem  ein  den  oberen 
Gymnaslalklassen  bis  Ober-Prlma  entapreoheh- 
der  Unterricht  nur  von  Weltgeisülohen  ertheilt 
wurde,  dessen  Zöglinge  aber  das  Abiturienten- 
Examen  auf  dem  Gymnasium  zu  Münster  ableg- 
ten, vgl.  P.  Hinschlus  a.  a.  0.  S.  118,  wo- 
gegen das  schon  1836  eröffnete  Knabenerzle- 
hungs-Institut  (colleglum  Maiiannm)  zu  Pelplin, 
welches  sieh  ebenfalls  allmählich  zu  einem  Pro- 
gymnasium entwickelt  hat,  in  Folge  der  Zurück- 
weisung der  Bestrebungen  des  Bischofs ,  es  in 
ein  bischöfliches  Knabenseminar  umzugestal- 
ten, seinen  Charakter  als  eines  nicht  für  die 
Heranbildung  von  Geistlichen  ausschliesslich 
bestimmten  Institutes  bewahrt  hat,  also  nicht 
hierher  gehört. 
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Hohen  ablehnend^,  aber  in  Folge  des  Anschwellens  des  ultramontanenDruokes^  nach  dem 
Abschluss  des  österreichischen  Konkordates  (1855)  wurde  von  ihnen  in  den  theils  mit 
dem  päpstlichen  Stahle^  theils  mit  den  Bischöfe»  abgeschlossenen  Vereinbarungen  der 
bisher  festgehaltene  Standpunkt  aufgegeben,  den  Bischöfen  die  Freiheit  eingeräumt, 
tridentinische  Seminare  zu  errichten,  diese  ausschliesslich  zu  leiten,  sowie  die  Vorsteher, 
Lehrer,  Erzieher  und  Repetenten  allein  anzustellen  und  abzusetzen^,  und  den  kirch- 
lichen Oberen  ferner  bis  zur  Begründung  solcher  Institute  in  Betreff  der  damals  bereits 
Torhandenen  verschiedenen  Bildungsanstalten  das  ausschliessliche  Bestimmungsrecht 
über  die  religiöse  Erziehung  der  angehenden  Theologen  und  über  die  Hansordnungen, 
sowie  die  Anstellung  der  Leiter  und  Erzieher  (nur  mit  Vorbehalt  eines  Ausschliessungs- 
rechtes der  den  Regierungen  nicht  genehmen  Persönlichkeiten)  zugestanden^. 

Eines  näheren  Eingehen  s  darauf  bedarf  es  nicht,  denn  die  damaligenVereinbarungen 
haben  keine  gesetzliche  Kraft  erlangt,  und  die  in  ihnen  getroffenen  Festsetzungen  sind 
nicht  zur  vollen  Durchführung  gekommen.  Vielmehr  ist  durch  die  gesetzliche  Neurege- 
iang  der  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  einem  Theile  der  erwähnten  Staaten, 
so  in  Württemberg,  Baden,  später  auch  in  Hessen^,  ebenso  wie  in  Preussen 


1  Die  gemeinsamen  Y.  v.  1.  März  1853,  welche 
allerdings  in  Kurhessen  nicht  publlzlrt  worden 
ist,  hat  $.  7.  nur  die  Einrichtung  in  Aussicht 
gestellt,  dass  die  Kandidaten  ihre  theologische 
Bildung  an  einer  mit  der  Landesunlversitat  zu 
vereinigenden  katholisch  -  theologischen  Fakul- 
tät in  Verbindung  mit  einer  Anstalt  für  die  ge- 
meinsame Verpflegung  und  Erziehung  der  Zög- 
linge erhalten  sollten ,  und  %.  8  die  Prüfung  für 
die  Aufnahme  in  das  Priesterseminar  (s.  S.  530. 
n.  3)  dem  Bischof  überlassen,  dabei  aber  der 
Regierung  das  Recht  gewahrt,  einen  staatlichen 
Kommissar  zur  Prüfung  abzusenden,  welchem 
die  Befugniss  zukam,  durch  seinen  Einspruch 
die  Aufnahme  bis  zur  Entscheidung  der  Staats- 
behörde zn  hindern.  S.  Golther  a.  a.  0.  S.  138. 
143.  Praktisch  ist  diese  Thellnahme  des  Kom- 
missars aber  weder  in  Württemberg  noch  In 
Baden  geworden,  s.  darüber  a.  a.  O.  S.  148. 
151.  152  und  Ztsohr.  f.  K.  R.  15,  468.  469. 

Andererseits  hat  freilich  die  grossherzoglich 
hessische  Regierung  schon  1.  J.  1851  die  Wie- 
dereröffnung der  philosophisch -theologischen 
Lehranstalt  im  bischöflichen  Seminar  zu  Mainz 
(S.  530.  n.  4)  geduldet,  Brück  a.  a.  0.  S.  306; 
Areh.  f.  k.  K.  R.  54,  253;  Schreiben  des  Mainzer 
Ordinariates  v.  1851  bei  Glnzel,  Archiv  2,  282, 
und  Lutterbeck,  Gesch.  d.  kath. -theologischen 
Fakultät  in  Giessen  S.  85.  Dadurch  wurde  die 
katholisch-theologische  Fakultät  in  Giessen  um 
so  mehr  brach  gelegt ,  als  in  Folge  dessen  auch 
der  Bischof  Ton  Limburg  die  Theologen  seiner 
Diöcese  anwies,  ihre  Studien  in  Mainz  zu  machen, 
Lutterbeck  a.  a.  0.  S.  85  ff.;  Brück  S.  348. 

>  Wegen  der  dazwischen  liegenden  Konflikte 
der  Regierungen  mit  dem  Episkopate,  auf  welche 
hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden  braucht, 
8.BrückS.  348;  Friedberg, GränzenS.445ff.; 
Golther  S.  144 ff. 

»  Württemb.  Konvention  v.  1867.  Art.  7  ff.; 
badische  ▼.  1859.  Art.  8ff.;  Aroh.  f.  k.  K.  R. 
2,  240  u.  5,  80;  Walter,  Fontes  p.  366.  378; 
hessisch  e  Konvention  v.  1864 — 1866  mit  den 


römischen  Zusätzen.  Art.  2.  4,  Ztschr.  f.  K.  R. 

8,  349. 

*  S.  die  Citate  in  der  vor.  Anm.  Im  Einzelnen 
waren  die  Zugeständnisse  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Bildungsanstalten 
nicht  gleich.  Während  die  Regierung  in  Würt- 
temberg soweit  ging,  die  Abänderung  von  Ein- 
richtungen in  denjenigen  Gymnasien,  welche  zu- 
gleich für  den  Besuch  der  Zöglinge  der  niederen 
Konvlkte  bestimmt  waren  (s.  o.  S.  528),  von  dem 
Einvernehmen  mit  dem  Bischof  abhängig  machen, 
Go  ItherS.  182,  wurdein  Baden  blos  Berücksich- 
tigung der  Anträge  und  Abhülfe  der  Beschwerden 
des  Erzbischofs  in  betreff  der  gedachten  Bildungs- 
Institute  seitens  der  Regierung  in  Aussicht  ge- 
stellt, dagegen  gestattete  dieselbe  allerdings 
schon  i.  J.  1857  nach  einer  mit  dem  Erzbischof  ge- 
troffenen Uebereinkunft  die  Wiedereröffnung  des 
während  des  vorangehenden  Konfliktes  geschlos- 
senen coUegium  theologicum  zu  Frelbiirg ,  s.  o. 
S.  630.  n.  6;  Brück  S.  349.  308,  und  überliess 
ihm  die  freie  und  selbständige  Leitung  dessel- 
ben, a.  a.  0.  S.  416.  Nicht  minder  wurde  ihm 
diese  über  das  Priesterseminar  zu  S.  Peter  (S.  530. 
n.  5)  eingeräumt,  und  auch  hinsichtlich  des  in 
Freiburg  errichteten  Knabensemiuars ,  dessen 
Zöglinge  das  Gymnasium  besuchten ,  sowie  an- 
derer am  Sitze  von  Gelehrtenschulen  errichteter 
derartiger  Seminare  (oder  vielmehr  Konvikte) 
nicht  beschränkt,     Maas,    Arch.    f.    k.  K.  R. 

9,  195. 

In  Nassau  hatte  die  provisorische  Miuister.- 
Verf.  V.  1861.  Art.  2,  Ztschr.  f.  K.  R.  2,  128, 
das  bischöfliche  Knabenseminar  zu  Hadamar  an- 
erkannt und  dem  Bischof  die  Leitung  desselben 
überlassen,  ihn  indessen  hinsichtlich  der  Uni- 
versitätsstudien und  der  Berufungsbildung  der 
Kleriker  an  die  vorgängige  Verständigung  mit 
der  Regierung  gebunden. 

^  Kurhessen  und  Nassau  kommen  wegen  ihrer 
Einverleibung  in  Preussen  nicht  mehr  besonders 
in  Betracht 
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das  staatliche  Anfsichtsrecht  wieder  in  weiterem  Umfange  gewahrt  worden.  Da  die 
gedachten  Gesetze  noch  jetzt,  wenn  anch  nicht  überall  die  alleinige,  so  doch  immer 
noch  zum  Theil  die  Grandlage  für  das  geltende  Recht  bilden,  so  gehört  die  Darlegung 
der  von  ihnen  festgesetzten  Normen  nicht  in  diesen,  sondern  in  den  die  heutigen  Ver- 
hältnisse behandelnden  §.  235  ^ 

//.   Das  geltende  Recht^. 

§.  234.     A,   Das  kirchliche  Recht 

I.  Der  prinzipielle  Standpunkt  der  Kirche.  Die  katholische  Kirche 
nimmt  das  Recht  zur  ausschliesslichen  Regelung  der  Erziehung  und  Vorbildung  ihrer 
zukünftigen  Geistlichen,  sowie  zur  alleinigen  Leitung  der  darauf  abzielenden  Th&tig- 
keiten  in  Anspruch.  Eine  positive,  direkt  dieses  Recht  feststellende  dogmatische  Vor- 
schrift kann  sie  dafüi*  nicht  aufweisen^. 

Allerdings  hat  sie  nach  ihrem  Dogma  allein  die  christliche  Lehre  zu  verwalten^, 
und  es  folgt  von  selbst  aus  ihrem  Lehrauftrage,  sowie  aus  ihrer  Lehrgewalt  ^  das 
Recht,  die  angehenden  Kleriker  durch  ihre  schriftmässig  eingesetzten  oder  von 
diesen  besonders  bevollmächtigten  Organe^  in  den  Lehren  der  christlichen  Offen- 
barung zu  unterrichten^,  sowie  die  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  über  den 
betreffendeui  d.  h.  den  Unterricht  in  den  theologischen  Wissenschaften  zu  erlassen  K 
Aber  eine  weitere  Befugniss,  d.  h.  das  Recht  auf  die  alleinige  Erziehung  der  geist- 
lichen Kandidaten  von  ihrer  frühen  Jugend  an,  sowie  auf  die  sonstige,  allgemeine 
wissenschaftliche  Vorbildung  derselben  lässt  sich  aus  dem  Dogma  über  die  ausschliess- 
liche Lehrbefugniss  der  Kirche  nicht  als  nothwendige  und  unabweisbare  Konsequenz 

.    1  Auch  die  Darstellung  der  heutigen  Verhält-  Themistor.  Aachen  1884  ;Ironäu8Theml8tor, 

nifisc  in  Baiern  Ist  dorthin  verwiesen ,  weil  hier  Friedemann's  Yorsohläge  in  Betr.  d.  Bildung  ii. 

das  Religions-Bdikt  v.  1818  keine  gesetzlichen  Erziehung  der  Geistlichen.  Trier  1884;    Ireu^e 

Abänderungen  erlitten  hat.  Themistor,    Tinstruction    et    r^dnoation    du 

2  Heinrich,  d.  kirchliche  Reform.    Eine  Be-  dergtf.  Tr^Yes  1884,  Uebersetzung  der  2.  Aufl. 

leuchtung    der  Hirscher'schen   Schrift:    „die  der  zuerst  angeführten  Schrift  unter  Hinzufu- 

kirchlichen    Zustände   der  Gegenwart."    Mainz  gung  der  zuletzt  ciürten  Schrift  (da  die  lieber- 

1850.   S.  85 ff.  (s.  dazu  Friedrich,  Gesch.  d.  setzung  vollständiger  als  das  Original  ist ,  citire 

vatik.  Konzils  1,  252 ff.);   Buss,  die  nothwen-  ich  nach  dieser).  —  Die  Einführung  der  Kna- 

dige  Reform  des  Unterrichts  u.  d.  Erziehung  d.  benseminarien    vom     kirchlichen    Standpunkt, 

kathol.  Weltgeistlichkeit  Deutschlands.  1852.—  Schaifhausen  1848. 

(Ginzel),  die  theologischen  Studien  in  Oester-  s  Das  vielfach  für  das  Recht  der  Kirche  ange- 
reich und  ihre  Reform.    Wien  1873.     Dagegen:  ^ogene  Trid.  Sess.  XXIII.  c  18  ist  blos  ein  Dis- 
Ferd.  Michl,  Würdigung d. bischöflichen Kleri-  dplinardekret.   S.  ferner  auch  S.  539.  n.  2  u.  3. 
kalseminarieu   als   Erziehungsanstalten.     Wien  4  q   n  q  1^9 
1873;  (F.  Stanonik),  zur  Reform  der  theolog.  5  g   %o' 
Studien  in  Oesterreich.  Graz  1873;  Entgegnung          ^  «*  ^j 
auf  4  Artikel  d.  Wiener  Allg.  Literaturzeitung,  '  ^  ' 

betreffend  die  Schrift  z.  Reform  d.  thcol.  Stu-  '  Vgl.  Schulte,  das  Recht  z.  Ertheilung  der 

dien  in  Oesterreich.    Graz  1873;    Ant.  Stära,  Befugniss  zum  Lehramte  der  Theologie  i.  Arch. 

zur    Reform    d.    kath.-theol.   Lehranstalten    iu  ^-  ^'  K.  R.  19,  6. 

Oesterreich.  Graz  1873  (vgl.  dazu  Arch.  f.  k.  »  Der  SylUbus  v.  1864  verwirft  Nr.  33  den 
K.  R.  29,  193.  471;  30,  183.  363  u.  31,  219);  Satz:„Nonpertinetuniceadecclesiactioamiuri8- 
IronäusThemistor (Bischof  K 0 r n m  v. Trier j,  dictionis  potestatem  proprio  ac  nativo  iure  diri- 
d.  Bildung  und  Erziehung  der  Geistlichen  nach  geie  theologicarum  rerum  doctrinam."  Er  ist  dem 
katholischen  Grundsätzen  und  nach  den  Mai-  Breve  Pius'  IX.  v.  21.  Dezember  1863 ,  Aroh.  f. 
gesetzen.  1.  u.  2.  Aufl.  Köln  1884;  Justinus  k.  K.  R.  11,  423  entnommen,  welches  aus  An- 
Fried emann  (Heinrich  Brühl),  d.  Bildung  lass  der  im  Herbst  1863  gehaltenen  katholischen 
und  Erziehung  der  Geistlichen.  Bemerkungen  Gelehrtenversammlung  ergangen  ist,  Friedrich, 
aus  Anlas«  der  gleichnamigen  Schrift  des  Irenäus  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,  284.  287.  n.  2. 
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herleiten,  und  es  beruhen  also  die  darauf  gehenden  Ansprüehe  weder  auf  dem  Dogma 
noch  anf  dem  göttlichen  Rechte 

Aus  der  Natur  der  Sache  ergiebt  sich  nur  soviel,  dass  die  Kirche  in  erster  Linie 
die  Erfordernisse  für  die  Ausbildung  und  Erziehung  derjenigen ,  welche  künfdghin 
ihre  Aufgaben  in  ihrem  Dienste  verwirklichen  sollen,  festzustellen  berechtigt  ist,  weil 
sie  vor  Allem  darliber  zu  urtheilen  berufen  ist,  was  in  dieser  Beziehung  nothwendig 
und  zweckmässig  erscheint,  keineswegs  aber  auch  die  weitere  Eonsequenz,  dass  ihr 
ausserdem  die  absolute  Freiheit,  ihre  Auffassung  unter  Nichtbeachtung  aller  übrigen, 
in  Frage  kommenden  Interessen,  und  sogar  im  Widerspruch  mit  denselben  durchzu- 
setzen, also  namentlich  jedes  Recht  des  Staates  in  der  fraglichen  Beziehung  auszu- 
schiiessen,  zukommen  muss. 

Die  Kirche  fordert  freilich  die  erwähnte  Freiheit  in  diesem  weiten  Umfange  als 
ihr  Recht,  indessen  kann  sie  sich  dafür  allein  auf  die  von  ihren  Organen  selbst  er- 
lassenen Disciplinarbestimmungen,  vor  Allem  auf  das  Tridentinum  ^  und  auf  die  neuerer 
Zeit  ergangenen  päpstlichen  Kundgebungen  ^  berufen. 

II.  Das  kirchliche  Recht  im  Einzelnen.  1.  Die  Befugniss  zum 
Erlass  allgemeiner  Anordnungen  über  das  Erziehungs-  und  Bildungswesen 
der  Oeistlichen  steht  für  die  ganze  Kirche  selbstverständlich  nur  der  obersten 
Gesetzgebungsgewalt,  also  dem  Papste  (und  dem  allgemeinen  Konzile)  ^,  für  die  ein- 
zelnen Theile  derselben  aber  den  mit  dem  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  für 
diese  ausgestatteten  Oi^anen,  also  den  Provinzialsynoden  und  den  Bischöfen  mit 
oder  ohne  Diöcesansynode^  zu,  soweit  nicht  etwa  in  einzelnen  Beziehungen  bereits 
durch  das  allgemeine  Recht  Bestimmungen  getroffen®  oder  einzelne  Bildungsanstalten 
durch  besondere  päpstliche  Erlasse  errichtet  oder  genehmigt  sind,  und  deren  Statuten 
und  Einrichtungen  auf  päpstlicher  Anordnung  oder  Bestätigung  beruhen^. 


1  Ein  solches  jus  divinum  behauptet  aller-  neuerer  Zeit  in  Folge  der  veränderten  Stellung 
dings  Alph.  Jansen,  de  facultate  docendi  seu  des  Staates  zur  Sohule  die  prinzipielle  Stellung 
de  scfaolis  institutiones  juridicae.  Aquisgrani  der  Kirche  in  der  heregten  Frage  zur  Erörterung 
1886.  p.  88.  89 ,  aber  ohne  jeden  Beweis.  Da-  hat  gezogen  werden  können.  Uebrlgens  yer- 
gegen  führt  Fl.  Ries s,  d.  moderne  Staat  u.  d.  gessen  die  katholischen  Schriftsteller,  welche 
christliche  Schule.  Freiburg  i.  B.  1868.  S.  171  die  heutigen  Ansprüche  der  Kirche  zugleich 
die  Freiheit  der  Kirche  hinsichtlich  der  geist-  aus  der  Geschichte  zu  begründen  suchen,  s.  z.  B. 
liehen  Bildungs-Anstalten  auf  den  Gesichts-  Themistor,  iHnstruction  p.  36,  dass  in  der 
punkt ,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Familienan-  karolingischen  Zeit  auch  der  Staat  durch  seine 
gelegenheit  handle  und  jede  fremde  Einmischung  Verordnungen  das  Bildungsweseu  der  Kleriker 
eine  Verletzung  des  Uausrechtes  darstelle,  zu-  geregelt  hat,  s.  o.  S.  494. 

zurück ;  Themistor,  Friedemann's  Vorschläge  3  ygi.  die  S.  527. n.  3  cit.  Esposizione  v.  1819 

S.  12  leitet  sie  aus  dem  Wesen  der  Kirche  ab.  n.  9 ff.;   die  S.  529  u.  537  cit  Konkordate  und 

2  8.  0.  S.  538.  Die  Begründung  des  o.  18.  CircumscriptionsbuUen,  Pli  IX.  allocutio :  Num- 
Sess.  XXIII  im  Eingange :  „Quum  adolescentium  quam  fore  v.  15.  Dezember  1856,  Arch.  f.  k. 
aetas,  nisi  recte  instituatur,  prona  sit  ad  mnndi  K.  R.  13,  348  und  daraus  der  im  Syllabus  ver- 
voluptates  sequendas  et  nisi  a  teneris  annis  ad  worfene  Satz  n.  46 :  ^in  ipsis  clericorum  semi- 
pietatem  et  religionem  informetur ,  antequam  nariis  methodus  studlorum  adhibenda  civill  auo- 
vltiorum  habitus  totos  homines  possideat,  num-  toritati  subiicitur'^ ;  ep.  Leon.  XIII.  ad  episc. 
quam  perfecte  ac  sine  maximo  ac  singulari  piope-  Borussiae  :  Jam  pridem  nobis  ▼.  6.  Januar  1886, 
modum  dei  omnipotentls  auxilio  in    disoiplina  cit.  Aroh.  55,  464. 

eccleslastica  perseveret, .  s.  synodus  statuit  etc.^  ^  S.  o.  S.  443.  Vgl.  die  Encyklika  Leo'sXIlI. 

führt  nur  ZweckmässigkeitsmotlTe  an  und  ent-  y.   4.  August  1879    über  die  Beförderung  des 

hält  nicht  einmal  einen  prinzipiellen  Ausspruch  Studiums  d. Philosophie  des  h.  Thomas  t.  Aquino, 

über  die  beregte  Frage.     Dass  sich  kein  solcher  Acta  s.  sed.  12,  57,  Ygl.  auch  p.  225. 
aus  älterer  Zelt  findet,  erklärt  sich  daraus,  dass  ^  Bd.  HI.  S.  645.  660.  829. 

bei   dem   Zustande   des    mittelalterlichen  Bil-  «  Bd.  III.  S.  830.  832. 

dungswesens  die  Kirche  allein  und  ausschliess-  ^  S.  z.  B.  const.  Slxtus  V.:  Bomanum  decet  v. 

lioh  dieses  Recht  üben  konnte,  und  dass  erst  in  24.  April  1587,   bull.  Taur.  8,  837,    betr.  das 
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In  ersterer  Beziehung  kommen  insbesondere  die  Vorschriften  des  Tridentinnms  ^ 
welche  die  Seminarerziehnng  und  Seminarbildung  als  die  geeignetste  für  die  angehenden 
Kleriker  erkiftren,  in  Betracht.  Es  sind  daher  alle  Anordnungen,  welche  die  Errichtung 
dieser  Seminarien  ausschliessen  oder  hindern,  namentlich  an  ihrer  Stelle  ohne  zureichen- 
den Grund  ^  andere  Bildungsanstalten  einfiElhren;  oder  auch  in  einzelnen  Beziehungen 
gegen  die  Bestimmungen  des  Tridentinums,  z.  B.  über  die  Lehrgegenstände  3,  die 
Aufnahme  der  Zöglinge^,  Verstössen^  nichtig,  und  es  können  sich  die  Verordnungen 
der  gedachten  Organe  hinsichtlich  der  erwähnten  Seminarien  gültiger  Weise  nur  auf 
solche  Einrichtungen  beziehen  ^,  fär  welche  das  Tridentinum  innerhalb  des  von  ihm 
aufgestellten  Rahmens  freien  Raum  gelassen  hat^. 

Andererseits  fragt  es  sich  aber,  ob  die  partikularen  kirchlichen  Leitungsorgane 
berechtigt  sind,  die  Ausbildung  in  den  tridentinischen  Seminarien  oder  in  denjenigen 
geistlichen  Biidungsanstalten,  welche  in  Ermangelung  solcher  auf  kirchlich  rechts- 
gültige Weise  ^  zum  Ersatz  derselben  eingerichtet  sind,  als  absolutes  Erfordemiss  fUr 
die  Ertheilung  der  Weihen  oder  gar  für  die  Verleihung  von  kirchlichen  Aemtem  auf- 
zustellen. 

Diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Das  Tridentinum  hat,  so  wünschenswerth  es  auch 
die  Seminarerziehung  erachtet,  doch  dieselbe  nicht  obligatorisch  für  sämmtliche  an- 
gehende Geistliche  vorgeschrieben  ^.  Daraus,  dass  es  mit  seinem  Dekret  über  die 
Seminarien  die  Universitäten  nicht  hat  beseitigen  wollen,  vielmehr  die  Privilegien 
derselben  anerkannt^,  insbesondere  fär  die  Erwerbung  wichtiger  Kirchenämter  den 
Besitz  akademischer  Grade  vorgeschrieben  hat  ^^y  lässt  sich  allerdings  nichts  Ent- 
scheidendes folgern.  Denn  dasselbe  betrachtet,  ebenso  wie  die  Päpste  *^  die  Univer- 
sitäten als  höhere  Anstalten,  welche  nicht,  wie  die  Seminarien,  zur  Erziehung  des 
Seelsorgeklerus  als  solchen,  sondern  zur  Förderung  der  theologischen  Wissenschaft 
und  zur  Bildung  gelehrter  Theologen  bestimmt  sind.  Wohl  aber  ergiebt  sich  dies, 
abgesehen  von  dem  Mangel  einer  positiv  gebietenden  derartigen  Vorschrift  ^2,  daraus, 
dass  dasselbe  in  erster  Linie  die  Aufnahme  armer  Knaben  vorschreibt  >3,  also  für  die 

Borromäische  Kolleg  zu  Piacenza  und  die  die  Themistor  p.  126.   n.  221:   „At  lllud  probe 

Aenderang    der  Statuten    bestätigende    const.  intelligitis  . . .  memoratam  mox   nnlTeraitatem 

Panrs  V. :  Alias  felicis  t.  3.  Dezember  1610,  1.  Ita  quidem  constitni  oportere ,  nt  nihil  prorsns 

c.  11,  6ÖÖ.     Weitere  Beispiele  in  $.  233.  derogetnr  Inribus,  quae  singnlls  episoopis  oirca 

t  s^  0,  s,  502  ff.  clericomm  in  suis  dloecesanis  semlnarils  instltu- 

^  Vgl.  unten  die  folgende  Nr.  tionem  eornmqne  In  litteris  et  dlsdpUnls  maxime 

8  g.  0.  S.  605.  theologlcis  erudltionem  Tridentini  patres  adJndi- 

4  s'  0.  s!  603.  carunt^,  und  femer  in  dem  weiteren  Erlass  des- 

5  8.  0.  8.  503.  n.  8;  8.  505.  n.  3  u.  8.  607.  selben  v.  8.  April  1834,  Themistor  p.  127. 
«T>v     '  ^       i.j-TTv-i.             j     T  MA  n.  223:   „üt  autem  derlei  studiornm  curricnlo 

6  Daher  i.t  auch  d.e  Uebertwgung  der  Leitung  j^  ^^j  J^,,  ^^    „.„„,  .„rf,  j^  ,t^a„, 

der  Grenze  de»  Mailänder  SprengeU  an  den  je-  '1,.^,^,    ^,jf„j,    '„.thedrae     MeohlinUe 

wolUgeu  Enbwchof  des  letzteren  »}»  Adminl-  .eminarlnm   eonatltuenda.  exlrtünarnnt, 

r.r  cTpÄ^TÄÄ:  ^irZ:  Vpra^tantiorl  ingenlo  clericl  varlarun.  dloe 

13    123                                       *"'^>   "«"•  *•"*•  cesinm  in  eccleslasticas   disclpllnas  penitos  ad 

:j  „    '              t     N    2  dlsoendas   incumbant  et   maiore   doctrinae 

8  VgUhlerzu  auch  AnalecU  1855.  p.  678.  t*^''^  erudltlonls   copia  Instructi   gra- 

151.  1IL014.U    uuu  Ä  1»     Mi        */.  i».  V •  ,j.  ^^^^  munera  oblre  et  ecoleslae  omamento  ac  prae- 

9  Sess.  VII.  c.  3  de  ret;  sess.  XIV.  c.  0  de      gidio  esse  raleant." 

ref. ;  sess.  XXV.  c.  6  de  ref.  u.  c.  9  Ibid.  t2  Eine  solche  enthält  das  c.  18.  sess.  XXIII. 

w  Bd.  II.  8.  488.  487.  ctt   nicht,  und  ebensowenig  weisen  sie  c  5.  7. 

"  S.  das  Schreiben  Gregor's  XVI.  an  die  belgl-  12.  14  de  ref.  In  dieser  ebenfalls  ron  den  Er- 
sehen Bischöfe  T.  13.  Dezember  1833 ,  betr.  die  fordemlssen  der  Ordinanden  handelnden  Session 
beabsichtigte   Stiftung    der    katholischen   Uni-  auf. 
Torsität  zu  Löwen  bei  Theiner  S.  560  und  13  s.  0.  S.  504. 
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Söhne  reicher  Eltern,  sofern  sich  diese  dem  geistlichen  Stande  widmen  wollen,  als 
Regel  eine  andere  Art  der  Ausbildung  voraussetzt  und  gestattet,  sowie  ferner  darauf 
Bedacht  nimmt,  dass  seine  Anordnung  wegen  des  Mangels  an  ausreichenden  Mitteln 
nicht  in  allen  Diöcesen  durchgeführt  werden  kann^  mithin  für  junge  Leute,  welchen 
aus  solchen  Gründen  der  Besuch  von  Seminarien  nicht  möglich  ist,  auch  andere  Wege 
der  Vorbildung  offen  lässt. 

Wenn  indessen  anderentheils  berücksichtigt  wird,  welchen  Werth  das  Triden- 
tinum  auf  die  Seminarbildung  legt,  so  überschreiten  die  gedachten  Organe  ihre  Zu- 
ständigkeit dadurch  nicht,  dass  sie  beim  Vorhandensein  geeigneter  Anstalten  und  bei  der 
Möglichkeit,  unbemittelte  Zöglinge  in  dieselben  aufzunehmen^,  als  Regel  die  Erziehung 
und  Ausbildung  in  solchen  Instituten  durch  allgemeine  Anordnungen  vorschreiben, 
insbesondere  nicht  dadurch,  dass  sie  blos  einen  Aufenthalt  und  ein  Studium  in  den- 
selben für  eine  bestimmte  Zeit  vor  der  Ertheilung  der  höheren  Weihen  verlangen  ^, 
denn  derartige  Vorschriften  sind  dem  Geiste  des  Tridentinums  gemäss  und  schliessen 
die  Erlangung  der  Vorbildung  auf  anderen  Wegen  nicht  aus  ^. 

Demnach  steht  den  Partikularsynoden  und  den  Ordinarien  das  Recht  zu,  das  Erfor- 
derliche über  den  Bildungsgang  und  die  geeignete  Vorbereitung,  sowie  auch  über  die 
Beaufsichtigung  derjenigen  Kandidaten^,  welche  wegen  Ueberfüllung  ^,  wegen  Kränk- 
lichkeit ^  oder  wegen  anderer  Ursachen  keine  Aufnahme  in  die  tridentinischen  Semi- 
nare finden  können  oder  dort  ihre  Ausbildung  nicht  zu  empfangen  beabsichtigen  ^, 
festzusetzen. 

Weiter  sind  die  gedachten  Organe  befugt,  allgemeine  Anordnungen  über  die 
weitere  und  höhere  wissenschaftliche  Ausbildung  besonders  befähigter  Kleriker  ^  und 
die  Errichtung  von  Bildnugsanstalten  zu  erlassen,  welche  derartige  Zwecke  verfolgen '^ 
oder  neben  den  tridentinischen  Seminaren  in  anderen  Richtungen  der  Heranbildung 
der  Kleriker  dienen  sollen  ^^ 

1  S.  0.  S.  503.  Pflicht  besitzt,  sich  vor  der  Ertheilung  der  Wei- 

3  Dies  beides   ist  als  nothwendige  Voraus-  hen  über  die  Geeignetheit  der  Person  des  Ordi- 

setzung  hinzustellen ,  das  letztere  insbesondere  nanden  zu  venewissem ,  also  auch  befugt  ist, 

deshalb,  weil  das  Trldentinum  als  Kegel  kosten-  dahin  abzlelenfe Anordnungen  zu  treffen,  s.auch 

freie  Erziehung  der  armen  Zöglinge  Torschreibt,  Ger  lach,  Paderbomer  Diocesanrecht  2.  Aufl. 

also  unbemittelten  die  Ergreifung  des  Klerikal-  S.  13. 

Standes  nicht  erschwert  wissen  will ,  Tgl.  auch  ^  Z.  B.  dass  diese  der  Aufsicht  des  Pfarrers 

Bened.  XIY.  de  synodo  dioec.  XII.  11.  n.  11;  unterworfen  sein  sollen,  Konvent  d.  Umbrischen 

Poü  an  ,  de  seminario  clericorum  p.  259.  Bischöfe  y.  1849,  u.  der  sizilischen  v.  1860,  coli. 

3  S.  Diöcesansyn.  v.  Paderborn  v.  1867,  Arch.  conc.  Lac.  6,  759.  812. 

f.  k.  K.  R.  20,  397 :  ^Ad  sacium  subdiaoonatus  «  S.  z.  B.  Diöces.-Syn.  Neapel  y.  1882,  Arch. 

ordinem  nullus  aliter   admittatur,    quam   post  f.  k.  K.  R.  61,  94. 

exeieitia  spirltualia  per  III  dies  peracta  et  post  ^  Vgl.  d.  Pisaer  Blsohofsversammlung  t.  1860, 

biennium  in  seminario  nostro  Theodoriano  (siehe  coli.  cono.  Lac  6,  230. 
S.532.n.6)Btudii8theologicislaudabiliterimpen-  8  s.  darüber  S.  540. 

sum";  ferner  Konvent  der  Bischöfe  Siziliens  ®  Z.B.  über  den  Besuch  von  Universitäten  nach 
1850,  coli.  conc.  Lac.  6,  812:  „quoadusque  in  der  Absolvirung  des  Seminars  Bourges  1860,  l.  c. 
seminarium  eundum  erit,  a  quo  nemini  posthac  4,  598,  cit  Vers.  v.  Pisa,  L  e.  6,  229  und  über 
se  eximere  dabitur,  neque  ad  maiores  ordines  die  Einrichtung  besonderer  höherer  theologischer 
quisquam  promovebitur ,  nisi  post  exactum  in  Kurse.  Wien  1868,  1.  c.  6,  204. 
eins  commoratione  biennium";  Ravenna  1855,  ^0  z.  B.  von  geistlichen  Akademien ,  Yen.  d. 
ibid.  p.  163 :  „nemini  (sacri)  ordines  conferantur,  sizil.  Bischöfe  1860,  1.  c.  6, 818,  von  besonderen 
qui  non  antea  saltem  per  annum  in  seminario  Instituten  für  höhere  Studien,  Rheims,  Avignon 
i5ommoratus  fuerit".  Das  römische  Prov.-Konz.  1849,  Bordeaux  185'?,  1.  0.  4,  154.  362  u.  702, 
V.  1725,  1.  c.  1,  39,  hatte  dagegen  nur  halbjähr-  oder  von  Konvikten,  um  einer  Anzahl  von  Theo- 
lichen Aufenthalt  gefordert.  logen  den  Besnch  einer  Universlt&t  zu  ermög- 

4  Hierbei  kommt  übrigens  auch  der  Umstand  liehen. 

in  Betracht,  dass  der  Bischof  das  Recht  und  die  ^^  Also  von  Konvikten  für  diejenigen  Zog- 
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Ferner  gehört  es  zu  ihrer  Kompetenz,  in  denjenigen  Diöcesen,  in  welchen  das 
Tridentinam  nicht  durchgeführt  werden  kann,  die  erforderlichen  allgemeinen  Mass- 
regeln  zur  Hebung  oder  zur  möglichsten  Milderung  eines  solcheji  Missstandes  zu 
treffend 

Endlich  haben  sie  nicht  blos  Bestimmungen  über  die  Heranbildung  der  Kleriker 
bis  zu  ihrer  Priesterweihe  und  in  Betreff  der  für  die  Weihen  erforderlichen  Prfifnngen 
zu  erlassen  2,  sondern  auch  solche,  welche  die  weitere  wissenschaftliche  Fortbildung, 
die  Vertiefung  der  Kenntnisse  und  die  religiös-sittliche  Stärkung  und  Förderung  der 
bereits  geweihten  und  im  Kirchendienste  befindlichen ,  insbesondere  der  jüngeren 
Priester  zum  Zwecke  haben  ^. 

2.  Die  Errichtung  neuer  geistlicher  Bildungsanstalten  gehört  zur 
Zuständigkeit  des  Papstes,  sowie  der  partikulären  Synoden  und  der  Bischöfe. 

Der  Papst  besitzt  sie  sowohl  in  Betreff  solcher  Anstalten,  welche  den  Zwecken 
der  allgemeinen  Kirche>  also  z.  B.  der  Mission  überhaupt  oder  der  Mission  in  einsel- 
neu  Ländern  4,  wie  auch  den  besonderen  kirchlichen  Zwecken  einer  Anzahl  von  Pro- 
vinzen oder  Diöcesen  ^,  endlich  auch  denen  einer  einzelnen  Diöcese  dienen,  wenngleich 
die  letzteren  innerhalb  einer  solchen  gegründet  werden  sollen.  Die  erwähnten  lokalen 
Organe  haben  dagegen  nur  die  Kompetenz  solche  Anstalten  zu  errichten,  welche  fQr 
die  Heranziehung  und  Ausbildung  von  Klerikern  für  ihre  Sprengel  (ihre  Provinz  und 
ihre  Diöcese)  überhaupt  und  für  einzelne  Bedürfnisse  derselben^  bestimmt  sind,  weil 
ihnen  ein  Antheil  an  der  Verwaltung  der  allgemeinen  Kirche  als  solcher  nicht  zu- 
kommt. 

Nach  Mas£^abe  der  Vorschriften  des  Tridentinums  liegt  den  Bischöfen  und  auch 
den  Provinzialsynoden  insbesondere  die  öffentlich  rechtliche  Pflicht  ob,  die  yon  dem 
Konzile  vorgeschriebenen  Seminarien  zu  errichten'^.  Sie  sind  daher  allein  befugt, 
solche  Institute,  welche  den  Anordnungen  desselben  nicht  entsprechen,  zu  gründen 
oder  etwaige,  von  anderer  Seite  begründete,  derartige  Anstalten  als  zur  Erziehung 


linge,  welche  nicht  in  die  tridentinischen  Semi-  ^  Z.  B.  die  in  Wien  bestehende  Anstalt  znm 

narien  aufgenommen  sind.            ^  h.  Augustin,  s.  o.  S.  Ö2Ö.  n.  4. 

1  S.  darüber  nnter  Nr.  2.  <^  Z.  B.  zur  Ausbildung  von  Klerikern,  welche 

2  S.  Bd.  I.  S.  20.  108  u.  Bd.  II.  S.  486.  501.  einei  bestimmten  Sprache  mächtig  sind,  wenn 
502;  Paris,  Rheims  1849,  Albi  1860,  coli,  coiic.  der  Sprengel  zweisprachig  ist,  oder  ähnlicher 
Lac.  4,  30.  154.  441;  Pisa  1850,  1.  c.  6,  230;  Anstalten,  wie  es  das  Hülfspriester-Semlnar  zu 
Gran  1858,  1.  c.  5,  666.  Gaesdonck  war,  welches  zur  Aufnahme  und  zum 

3  Hierher  gehört  die  häufig  vorkommende  An-  Unterhalt  neugeweihter  Priester  diente,  die  Zu- 
ordnung, dass  die  neu  geweihten  Priester  wah-  gleich  den  Pfarrern  des  linksrheinischen  Theils 
lend  der  ersten  5  o.  6  Jahre  sich  regelmässig  in  der  Diöcese  Münster  Aushülfe  zu  leisten  hatten, 
jedem  Jahre  einem  Examen  beim  Ordinariat  zu  Wo  das  Institut  der  Plenarsynoden  besteht,  wie 
unterziehen  haben,  Utrecht  1865,  1.  c.  5,  916;  z.  B.  in  Nordamerika,  Bd.  III.  S.652,  sind  diese 
Paris  1849,  1.  c.  4,  31  und  die  weiteren  franzö-  zuständig,  Bildungsanstalten  für  die  Kleriker 
sisehen  Synoden,  ibid.  p.  154.  264.  362.  486.  ihres  Bezirkes,  also  z.B.  mit  Zielen,  wie  die  in 
597.  769.  Anm.  5  erwähnte,  zu  errichten. 

Femer  sind  mehrfach  gemeinschaftliche  und  ?  Das  ergiebt  das  ^,instituantur^^  in  c.  18  cit. 

regelmässige  Konferenzen,  eoüaiiones,  eongressus  (S.  502.  n.  4.),  sowie  die  Anordnung  desselben : 

der  Geistlichen,  bestimmter  Bezirke,  zur  Behand-  ^,Quodsi  cathedralium  et  aliarum  maiorum  ecde- 

lung  theoiogischer  Fragen  und  Gegenstände  vor-  siarum  praelati  in  hac  semlnarii  erectione  eius- 

geschrieben  worden,  s.  z.  B.  Bourges  1850,  Auch  que  conservatlone  negligentes  fuerint . . .  episco- 

1851,  I.e.  4,  1125.  1210,  Utrecht  1865,  1.  c.  5,  pum  archiepiscopus,  archiepiscopum  et  superiores 

916,  wennschon  diese  meistens  blos  empfohlen  synodus  provincialis  acriter  corripere  eosque  ad 

werden,  so  Pii  IX.  ep.  ad  episc  Austriae :  Singn-  omnia  supra  dicta  cogere  debeat  et  ut  quam  pri- 

lari  Y.  27.  März  1856,  1.  c.  5,  1246 ;  Arch.  f.  k.  mum  hoc   sanetum  et  pium   opus ,   ublcumque 

K.  R.  10,  407,  B.  auch  coli.  cit.  4,  31. 154.  fleripoterit,promoTeatuT,  stndiosecurabit'^  Vgl. 

4  Vgl.  S,  232  Nr.  II.  auch  T  he  ml  stör  p.  89  und  o.  S.  502. 
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und  Vorbildung  der  Oeistliohen  geeignet  anzuerkennen,  wenn  die  vorhandenen  triden- 
tinisehen  Seminare  das  bestehende  Bedürfniss  von  Geistlichen  nicht  decken  können  ^ 
oder  wenn  die  Unmöglichkeit  besteht,  solche  auf  den  durch  das  Tridentinum  vorge- 
schriebenen Wegen  ^  in  das  Leben  zu  rufen  3.  Denn  da  das  Tridentinum  eine  kirch- 
licherseits  nicht  kontrolirte  Einzelerziehung  der  Kleriker,  sowie  die  Ausbildung  derselben 
wegen  anderer  äusserer  Hindemisse,  z.  B.  wegen  etwaiger  die  Seminarien  beschränken- 
der oder  verbietender  Vorschriften  in  Anstalten,  welche  zugleich  für  Laien  bestimmt 
sind,  möglichst  ausschliessen  will,  so  entspricht  die  Errichtung  von  Lehranstalten, 
welche  wenigstens  unter  geistlicher  Leitung  stehen,  wennschon  sie  nicht  vollständig 
nach  seinen  Vorschriften  eingerichtet  sind,  seinen  Anforderungen  immer  mehr,  als 
eine  absolute  Unthätigkeit  der  kirchlichen  Oberen  in  der  erwähnten  Beziehung. 
Demnach  werden  die  letzteren,  wenn  eine  Begründung  von  Knabenseminaren  aus- 
geschlossen bleibt,  und  die  angehenden  Geistlichen  sich  die  Gymnasialbildung  auf 
den  allgemeinen  und  öffentlichen  Lehranstalten  erwerben  müssen,  soweit  angänglich, 
für  die  Errichtung  von  kirchlich  geleiteten  Knabenkonvikten,  femer  mindestens  für 
die  von  Seminarien  für  die  wissenschaftlich-theologische  Vorbildung  und  im  schlimm- 
sten Falle  wenigstens  für  Seminarien  zur  praktischen  Vorbereitung  auf  den  geist- 
lichen Beruf  zu  sorgen  haben. 

falls  die  Einrichtung  von  tridentinischen  Seminaren  wegen  anderer  äusserer 
Hindernisse,  z.  B.  wegen  eines  dieselben  beschränkenden  oder  verbietenden  Staats- 
gesetzes  unterbleiben  muss,  wird  dadurch  die  obenerwähnte  Pflicht  der  Kirchenoberen 
rechtlich  nicht  beseitigt.  Sie  sind  zwar  wegen  der  Nichtbefolgung  des  Tridentinums 
ausser  aller,  insbesondere  in  diesem  Falle  ausser  jeder  disciplinarischen  Verantwortung, 
aber  sie  erhalten  dadurch  nicht  die  Zuständigkeit,  ihrerseits  definitiv  andere  Einrich- 
tungen zu  schaffen  oder  anzuerkennen^,  vielmehr  bedarf  es  dazu,  weil  es  sich  um  Ent- 
bindung von  einer  durch  das  Tridentinum  auferlegten  Pflicht  handelt,  einer  päpstlichen 
Ermächtigung,  welche  allerdings  auch  stillschweigend  gewährt  werden  kann^.   Wohl 


1  Das  ist  denkbar,  weil  das  Tridentinum  die  et  opportuna  videbnntnr,  deceinere  ac  proTidere 
Zihl  dei  Zöglinge  nicht  blos  nach  dem  Bedürf-  yaleat^,  giebt  den  Bischöfen  die  gedachte  Befog- 
niss  der  Diöcese ,  sondern  auch  nach  der  Höhe  niss  nicht,  sie  bezieht  sich  yielmehr  blos  anf  die 
der  zu  beschaffenden  Mittel  bemessen  wissen  Beschaffung  der  ÜkUttel,  und  gestattet  gerade  zur 
will,  s.  0.  S.  504.  Erleichterung  der  Errichtung   von  Seminarien 

2  S.  0.  S.  503 ;  also  wenn  wegen  Armuth  der  Abweichungen  von  den  desfallslgen  Vorschriften 
Diöcese  oder  der  Provinz  den  Beneflzlaten  die  des  Tridentinums. 

erforderlichen  Auflagen  nicht  gemacht  werden  Nur  aus  Nothwendigkeit  lassen  s.  g.  »eminaria 

können.  mixta ,  in  denen  zugleich  auch  zur  Beschaffung 

3  Dies  folgt  daraus,  dass  unter  den  gedachten  der  Mittel  nicht  für  den  Klerlkalstand  bestimmte 
Voraussetzungen  die  durch  das  Tridentinum  fest-  Zöglinge  als  Pensionäre  aufgenommen  werden, 
gesetzte  Pflicht  fortfällt,  und  die  Oberen  daher  zu  Albi  1860,  coli.  cono.  Lac.  4,  439  und  West- 
die  Freiheit  erlangen ,  in  anderer  Weise  für  die  mlnster  1869,  1.  c.  3, 1014,  wozu  noch  zu  vgl. 
Ausbildung  ihres  Klerus  Vorkehrungen  zu  tref-  Arch.  f.  k.  K.  R.  52,  229. 

fen.     Die  Sehlussbestimmung   des  c.  18  cit. :  ^  Dass  dies  der  Staudpunkt  der  Kurie  ist,  er- 

„Postremo  autem ,  si  yel  pro  unionibus  seu  pro  giebt  sich  namentlich  aus  dem  Württemberg,  und 

portlonum  taxatione  vel  assignatione  vel  Incor-  dem  badischen  Konkordat  y.  1867,  bez.  v.  1869, 

poratione  aut  qualibet  alia  ratione  difflcultatem  s.  o.  S.  637  n.  3 ;   vgl.  femer  die  dazu  gehörigen 

allquam  orlri  contlgerit,  ob  quam  hulus  semi-  Aktenstücke  bei  Friedberg,  Granzen  S.  899 

naril  instltutio  vel  conserratio  Impedlretur  aut  u.  N  u  s  s  i ,  couTentiones  p.  412. 

perturbaretur,  eplscopus  cum    supra   depntatis  ^  Eine  solche  kann  in  der  bewussten,  längeren 

(8.  S.  606.  607)  Tel  synodus  proyincialis  pro  Duldung  derartiger  Einrichtungen,  ferner  auch  in 

regionis  more,  pro  ecclesiarum  et  beneflclorum  der  Nichtbeanstandung  darauf  bezüglicher  Vor- 

qualitate ,  eüam  supra  scripta ,  si  opus  fuerit,  Schriften  der  ProTinzialsynoden  bei  der  in  Rom 

moderando  aut  augendo,  omnla  et  singula,  quae  stattfindenden  Prüfung  derselben,  Bd.  III.  S.647, 

ad  felicem  huius  seminarii  profectum  necessaria  liegen. 
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aber  haben  sie  unter  solchen  Umständen  ans  den  schon  vorher  entwickelten  Orfinden 
die  Befagniss,  provisorisch  geeignete  Massregeln  zn  treffen,  also  provisorisch  Anstal- 
ten des  oben  gedachten  Charakters  zn  gründen  oder  ihre  Benutzung  zu  gestatten. 

Die  vom  Tridentinum  für  die  Seminare  angeordneten  Einrichtungen  sind  weiter 
als  vorbildliehe  Normen  für  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Eüeriker  zu  betrach- 
ten. Daher  müssen  auch  die  dem  Konzil  nicht  entsprechenden  Anstalten  eine  den 
Vorschriften  desselben  sich  wenigstens  so  viel  wie  möglich  annähernde  Organisation 
erhalten.  Es  hat  sich  also  z.B.  bei  allen  derartigen  Instituten  der  Bischof  die  oberste 
entscheidende  Leitung  und  die  Oberaufsicht  zu'wahren,  femer  bei  Konvikten,  welche 
zugleich  Laien-Pensionäre  aufzunehmen  genöthigt  sindS  den  Erziehungs-  und  Un- 
terrichtsplau;  sowie  die  Hausordnungen  in  erster  Linie  nach  den  für  die  Klerikal- 
Zöglinge  nothwendigen  Bedürfnissen  zu  gestalten. 

Gründen  andere  Personen,  als  die  erwähnten  kirchlichen  Oberen  und  Organe 
Institute  für  heranwachsende  Kleriker,  so  können  diese  den  Charakter  kirchlicher 
Bildungsanstalten  allein  dadurch  erlangen,  dass  sie  von  den  letzteren  genehmigt 
werden^.  Da  indessen  das  gemeine  katholische  Kirchenrecht  die  Erziehung  und  Aus- 
bildung von  Geistlichen  in  kirchlich  genehmigten  Anstalten  weder  als  absolutes  Er- 
forderniss  für  die  Erlangung  der  Weihen  noch  für  den  Erwerb  von  kirchlichen  Aem- 
tem  aufgestellt  hat,  so  wird  der  Besuch  von  solchen  Anstalten,  welchen  die  kirchliehe 
Genehmigung  fehlt,  nicht  schlechthin  und  ohne  jede  Ausnahme  verboten  werden 
dürfen^,  vielmehr  blos  dann,  wenn  sie  nach  ihrer  Einrichtung  und  Leitung  keine 
Gewähr  einer  geeigneten  Erziehung  und  Vorbildung  geben.  Wohl  aber  ist  der  Ordi- 
narius berechtigt,  den  angehenden  Klerikern  die  vorgängige  Einholung  einer  Erlaub- 
niss  zum  Besuche  derartiger  Bildungsanstalten  vorzuschreiben^. 

Dass  die  Stifter  von  geistlichen  Bildungsanstalten  sich  entweder  fAr  sich  oder 
für  andere  gewisse  Rechte  bei  der  Verwaltung  derselben  vorbehalten,  erscheint  recht- 
lich statthaft.  In  Betreff  der  Zulässigkeit  von  Fundationsbedingungen  kommen  die- 
selben Grundsätze  wie  bei  der  Stiftung  kirchlicher  Aemter  zur  Anwendung  ^.  Die 
Vorbehalte  dürfen  demnach  weder  dem  Wesen  der  kirchlichen  Rechtsordnung  noch 
dem  Wesen  einer  geistlichen  Bildungsanstalt  widersprechen  ^. 

3.  Alle  geistlichen  Bildungsanstalten,  welche  Dlöcesanzwecken 
dienen  ^,  sind,  sofern  nicht  durch  den  Papst  besondere  Ausnahmen  gemacht  oder  be- 

*  Vgl.  S.  Ö43.  n.  3.  Ordnungen  und  bei  derKontrole  der  Vermogens- 

2  Wegen  der  Univeraitäten  Tgl.  das  folgende  Verwaltung  unstatthaft.    S.  auch  unten  8.  545. 

Kapitel.   Hier  stehen  in  Frage  öffentliche  Oym-  n.  3  u.  n.  4. 

nasien,  Kommunalschulen,  Gymnasial- Alumnate  Zulässig    erscheint    dagegen    die  Wahrung 

u.  8.  w.  unter  der  Leitung  ron  Laien.  eines  Vorschlagsreohtes  in  Betreff  der  aufzuneh- 

^  S.  0.  S.  540.  menden  Zöglinge  und  die  Festsetzung  bestimmter 

^  Well  er  kraft  seiner  Stellung  befogt  ist,  Erfordernisse  für  dieselben,  s.  auch  S.  507. n. 2, 

Alles,  was  auf  den  Bildungsgang  des  einzelnen  ferner  die  Anspruchnahme  des  Rechts  zur  An- 

Klerikers  schädigend  oder   fördernd  einwirken  Stellung  der  Lehrer  und  Erzieher,  vorbehaltlich 

kann,  zu  prüfen  und  ungünstige  Einflüsse  fern  der  Befugniss  des  Bischofs  zur  Prüfung  und  Be- 

zu  halten.     Nach  kirchlichem  Recht  war  daher  stätigung  derselben,  endlich  eines  Mitwirkungs- 

das  bei  Themistor,  Friedemann's  Vorschläge  rechtes  bei  der  Vermögensverwaltung  oder  eines 

S.  19  erwähnte  Verbot  gerechtfertigt.  Vorbehalts   dieser  Verwaltung  unter  Kontrole 

^  Bd.  II.  S.  392.  des  Bischofs  und  mit  der  Pflicht,   demselben 

^  In  ersterer  Beziehung  wäre  die  Beseitigung  Rechnung  zu  legen. 

des  Ober-Aufsichtsrechtes  des  Bischofs,  in  letz-  ^  S.  o.  S.  542,  denn  die  für  allgemeine  kirch- 

teref  die  Ausschliessung  jedes  Rechtes  desselben  liehe  Zwecke  bestimmten  stehen ,  sofern  nichts 

bei  der  Bestätigung  und  Entfernung  der  Lehrer,  besonderes  bei  Errichtung  bestimmt  ist,  unter 

bei  der  Genehmigung  der  Lehrpläne  und  Haus-  der  Oberleitung  des  Papstes.     Vgl.  oben  $.  232. 
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sondere  Anordnungen  getroffen  sind  ^,  der  Oberaufsicht  und  Oberleitung  des  Bischofs 
unterworfeii.  In  Folge  dessen  hat  er  die  Lehr-  und  Erziehungspläne  für  diejenigen 
Anstalten,  welche  zugleich  Eonvikte  sind,  auch  die  Haus-  und  Disciplinarordnungen 
zu  prüfen  und  zu  genehmigen,  femer  die  Vorsteher,  die  Lehrer  und  die  Erzieher, 
wenn  nicht  selbst  anzustellen,  doch  in  Bezug  auf  ihre  Qualifikation  einer  Prüfung  zu 
unterziehen  2  und  ihre  Anstellung  zu  bestätigen  oder  ihnen  den  Lehrauftrag  (die 
missio  canonica)  zu  ertheilen,  auch,  falls  sie  sich  untauglich  erweisen  oder  gar  einen 
schädlichen  Einfluss  auf  die  Zöglinge  ausüben,  ihnen  die  Ermächtigung  zur  weiteren 
Ausübung  ihrer  Funktionen  zu  entziehen  ^  und  in  schwereren  Fällen  zu  disciplina- 
rischer  Ahndung,  namentlich  zu  ihrer  Absetzung,  zu  schreiten. 

4.  Endlich  haben  nach  gemeinem  Recht  alle  Lehrer,  welche  Unterricht  er- 
theilen, also  auch  diejenigen,  welche  an  den  geistlichen  Bildungsanstalten  mit  dieser 
Thätigkeit  betraut  sind,  die  Pflicht,  vor  der  Uebertragung  ihrer  Lehrstelle,  eventuell 
vor  Ausübung  ihrer  Lehrthätigkeit  das  tridentinische  Glaubensbekenntnisse  in  die 
Hände  ihrer  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen  abzulegen  ^. 

§.  235.    B.  Das  staatliche  Recht. 

L  Der  prinzipielle  Standpunkt.  A.  Negative  und  positive  Rechte 
des  Staates.    Wie  schon  o.  S.  538.  539  bemerkt  ist,  spricht  die  katholische  Kirche 


1  Z.  B.  wenn  solche  unmitielbar  dem  Papste 
oder  einem  von  demselben  eingesetzten  Leltangs- 
nnd  Aufsiohtsorgan  nnterstellt  wird. 

2  Dass  diese,  überwiegend,  namentlich  soweit 
das  Lehren  der  theologischen  Fächer ,  die  mass- 
gebende, unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  oder 
die  Leitung  der  geistlichen  Uebungen  der  Zög- 
linge in  Frage  steht,  selbst  Geistliche  sein  müs- 
sen ,  folgt  aus  dem  Wesen  dieser  Institute ,  da 
nur  diejenigen,  welche  selbst  dem  geistlichen 
Stande  angehören,  die  erforderliche  praktische 
Krfahrnng  und  Kenntnlss  für  die  Heranbildung 
der  zukünftigen  Kleriker  besitzen. 

8  Das  bedingt  die  Lehr-  und  Erziehungsthätig- 
keit.  Andererseits  ist  aber  bei  einer  festen  An- 
stellung des  betrelTenden  Lehrers  mit  der  Zu- 
rücknahme der  Ermächtigung  demselben  das 
Amt  noch  nicht  ohne  Weiteres  und  von  selbst 
entzogen. 

Unzulässig  erscheint  es ,  dass  der  Stifter  sich 
die  Entscheidung  über  die  Entfernung  der  be- 
treffenden Personen  allein  yorbehälL 

*  Bd.  111.  S.  220. 

6  Pii.  IV.  const.  In  sacrosancta  ▼.  10.  No- 
vember 1564,  und  bei  Richter,  Tridentlnum 
S.  573:  ($.  2)  „quod  deinceps  nullus  doctor, 
•magister ,  regens  vel  alius  cniuscunque  artis  et 
facultatis  piofessor,  sive  clericus  sive  laicus  ac 
saecalaxis  vel  euiusvis  ordinis  regularis  sit,  in 
quibusvis  studiorum  generalium  universitatibus 
aut  gymnasiis  publicls  ant  alibi  ordinariam  vel 
extraordinariam  lectoris  cathedram  assequi  vel 
iam  obtentam  retlnere  seu  alias  tbeologiam,  cano- 
nicam  vel  civilem  censuram,  medicinam,  philo- 
sophiam,  grammaticam  vel  alias  liberales  artes 
in  qoibuscunque  civitatibus,  terris,  oppidis  ac 
locis,  etiam  in  ecclesiis,  monaateriis  aut  con- 

Hinsehias,  Kirchenrecht  IV. 


ventibus  regularium  quorumcunque  publice  vel 
privatim  quoquomodo  proflteri  seu  lectiones  ali- 
quas  in  facultatibus  huiusmodi  habere  vel  exer- 
cere  ..."  ($.  4)  „valeant,  nisi ...  ad  cathedras  vel 
alias  lecturas  ibi  in  posterum  assumendi  ante 
illorum  receptionem  in  reetoris  vel  aliorum  su- 
periorum  . . .  manibus  praevio  etiam  processu  vel 
debita  inform atione  quantum  eis  sufflcore  vldebi- 
tur,  super  religlone  fldeque  catholica  rectornm  .. 
doctorum,  lectorum  ...  per  ipsos  locorum  ordi- 
nariorum  vel  eorum  vicarios  rite  facta  praecedente, 
eandem  catholicam  fldem  verbis  iuxfa  formae 
iufrascriptae  teuerem  conceptis  palam  et  solem- 
nlter  proflteri  teneantur^,  vgl.  auch  $.  6,  welcher 
alle  unter  Verletzung  der  gedachten  Bestimmun- 
gen ertheilten  Anstellungen  und  Ermächtigun- 
gen für  null  und  nichtig  erklärt.  Daraus  folgt 
auch,  dass  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  statutarisch 
oder  durch  Stiftungsbedingungen  nicht  völlig 
ausgeschlossen  werden  kann. 

Die  Bestimmungen  der  const.  sind  allerdings 
an  manchen  Orten  zu  Folge  der  völlig  veränder- 
ten Stellung  der  Unterrichtsanstalten  ausser 
Gebrauch  gekommen.  Dass  sie  die  Kurie  nor.h 
als  praktisch  betrachtet,  ergiebt  aber  die  Er- 
weiterung der  Formel  durch  die  Einfügung  der 
Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils,  Bd.  III. 
S.  220  n.  8;  femer  die  Vorschrift  in  Betreff  der 
o.  S.  624.  Anm.  v.  S.  623,  erwähnten  Lehranstalt 
d.  Seminarinm  Romanum,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  664 : 
„Singuli  professores  et  academici  scholarum  semi- 
naiil  Romani,  ineunte  scholastico  anno  fldei 
professionem  iuxta  formulam  a  fei.  rec.  PioIV. 
...  praescriptum  emitUnt.  Haec  fldei  professio 
ab  ipsis  erit  peragenda  coram  oardinali  vicario 
vel  alio  viro  ecelesiastioa  dignitate  insignito, 
quem  idem  cardinalis  elegerit  et  die  quem  cardi- 
nalis  ipse  constituerit." 

36 
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dem  Staat  jedes  Recht  zu  irgend  welcher  Einwirkung  auf  die  Erziehung  und  die  Yorbfl- 
düng  der  Geistlichkeit  ab.  Hierbei  wird  indessen  von  ihr  llbersehen,  dass  die  Heranbil- 
dung des  katholischen  Klerus  eine  den  Staat  gleichfalls  in  erheblichem  Masse  berüh- 
rende Angelegenheit  bildet  ^  Ein  grosser  Theil  seiner  katholischen  Untertkanen  erhillt 
wesentlich  durch  die  Geistlichkeit  seine  religiös-sittliche  Erziehung  und  Bildung.  In 
Folge  des  dem  Klerus  durch  das  katholische  Dogma  beigelegten  Charakters,  sowie 
der  Art  der  ihm  obliegenden  Amtskandlungen ,  namentlich  seiner  seelsorgerischen 
Thäiigkeit  und  vor  Allem  der  Handhabung  der  Beichte  und  des  Buss-Sakramentes 
fibt  derselbe  in  religiösen  und  kirchlichen  Dingen,  ja  viel&ch  auch  in  anderen  Vor- 
h&ltnissen  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Bevölkerung  aus,  und  kann  diesen 
auch  selbst  in  weltlichen  Angelegenheiten  ^  um  so  leichter  und  erfolgreicher  zur  Gel- 
tung bringen,  als  sich  für  solche  stets  religiös-sittliche  und  damit  auch  kirchliche 
Beziehungen  finden  lassen. 

Aber  abgesehen  davon  stehen  die  Angehörigen  des  geistlichen  Standes,  welche 
diese  massgebende  Stellung  in  allen  öffentlichen  und  privaten  Angelegenheiten  be- 
sitzen, zugleich  im  Dienste  einer  Earche,  welche  den  modernen  Staat  und  viele  seiner 
Einrichtungen,  z.B.  die  Gewissens- und Reli^onsfreiheit,  prinzipiell bekftmpfl und  die 
Oberhoheit  fiber  den  Staat  beansprucht  ^  indem  sie  die  Verfolgung  ihrer  Herrschafts- 
gelflste  in  die  erste  Linie,  die  Erfüllung  der  eigentlichen  kirchlichen  Aufgaben  da- 
gegen, die  Förderung  wahren  Christenthnms  und  wahrer  Religiosität,  in  die  zweite 
Linie  stellt.  Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  und  durch  Geschichte  und  Erfahrung 
erwiesen,  dass,  wenn  dieser  Kirche  die  von  ihr  beanspruchte  Freiheit  gewährt  wird, 
die  zukanftigen  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  eine  Erziehung  und  eine  Ausbildung 
empfangen,  welche  sie  zu  ebenso  geeigneten,  wie  auch  thätigen  Werkzeugen  für  die 
Durchf&hrung  der  gedachten  hierarchischen  Tendenzen  macht. 

Unter  diesen  Umständen  kann  sich  der  Staat,  wie  er  auch  immer  sein  Verhältniss 
zur  katholischen  Kirche  regeln  mag,  gegen  die  Gefahr,  dass  der  katholische  Klerus 
seinen  bedeutenden  Einfluss  auf  das  Volk  far  die  Erreichung  der  erwähnten  Zwecke 
verwerthet  und  an  der  Zerstörung  der  Besonderheit  des  Volksthums,  eines  gesunden 
nationalen  Staatslebens  und  des  Friedens  der  Konfessionen  arbeitet,  nicht  gleichgültig 
verhalten,  vielmehr  hat  er  die  ethische  Berechtigung  und  Verpflichtung,  seine  eigenen 
und  die  Kulturinteressen  seines  Volks  gegen  derartige  Gefahren  zu  schfitzen,  also  eine 
bestimmte  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  der  Anforderungen  an  die  Bildung  der 
katholischen  Geistlichen  zu  beanspruchen^. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  katholische  Kirche  die  Stellung  einer 
priviiegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  einnimmt  ^,  tritt  fDr  den  Staat  noch  das 
weitere  Moment  hinzu,  dass  er  die  Macht  der  Kirche  und  der  Geistlichen  gerade  durch 
die  Gewährung  einer  solchen  Rechtsstellung  in  den  Augen  des  Volkes  stärkt  und 

1  Vgl.  Dove  i.  d.  Ztscbr.  f.  K.  R.  1.0,  424  ff.;  gelegenheiten  zu  regieren,  and  d&zn  gehören 
P.  Ilinschius  in  Marquardsen,  Udbch.  d.  Vorbildung  und  Anstellung  ihrer  Diener^',  ihn 
üffentl.  Rechts  I.  1,  287.  yielmehr  nur  berechtigt  erkl&rt,  den  katholischen 

2  Wie  z.  B.  bei  politischen  and  Kommunal-  Geistlichen,  welche  gewisse  staatliehe  Vorrechte, 
Wahlen.  insbesondere  staatliche  Besoldungen  geniessen, 

3  Bd.  III.  S.  707  u.  P.  Hins  Chi  US  a.  a.  O.  diese  zu  entziehen,  falls  sie  sich  den  staatlicher- 
8.  218.  seits  in  Betreff  der  Vorbildung  gemachten  An- 

4  Dagegen  freilich  G  off  cken,  Staat  U.Kirche.  forderungen   nicht  fugen  wollen.     Gegen  eine 
Berlin  1876.   S.  663,   welcher  dem  Staate  das  derariige  Auffassung  auch  Do  ve  S.  426.  427. 
Recht  abspricht,  ,^die  Kirche  in  ihren  Innern  An-  ^  S.  o.  S.  17. 
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mehrt,  also  unter  dieser  Voraussetzung  auch  dagegen  Fürsorge  zu  treffen  befugt  ist, 
da3S  die  Kirche  diejenigen  Machtmittel,  welche  er  ihr  als  der  zur  Pflanzung  und*  zur 
Pflege  religiös-sittlichen  Lebens  berufenen  Anstalt  zur  Verfügung  stellt,  nicht  zur  Ver- 
folgung von  Zwecken,  welche  dieser  ihrer  Aufgabe  fremd  sind  und  welcher  seine  eigenen 
Interessen  verletzen,  verwendet. 

Hat  er  allerdings  immer  der  Kirche  in  erster  Linie  die  Feststellung  der  Anfor- 
derungen an  die  Bildung  ihrer  zukünftigen  Diener  und  die  Regelung  des  Bildungs- 
ganges der  letzteren  zu  überlassen  ^  so  ist  er  doch  sowohl  berechtigt,  wie  auch  ver- 
pflichtet, darüber  zu  wachen,  und  es  nöthigenfalls  auch  zu  verhindern,  dass  diejeni- 
gen, welche  jene  einflussreiche  Stellung  f)lr  das  öffentliche  und  private  Leben  des 
Volkes  einnehmen,  nicht  von  früher  Jugend  ab  in  einer  einseitigen,  von  den  Grundlagen 
der  allgemeinen  Volks-  und  Berufsbildung  losgelösten,  lediglich  durch  die  Interessen 
eines  ausschliesslichen  Konfessionalismus  und  der  hierarchischen  Machtstellnng  be- 
stimmten Weise  erzogen  und  zu  prinzipiellen  Gegnern  aller  seiner  Kultur-Interessen, 
Einrichtungen  und  Gesetze,  soweit  diese  mit  den  in  der  katholischen  Kirche  herr- 
schenden ultramontanen  Anschauungen  nicht  in  Einklang  stehen,  herangebildet  werden. 

Zunächst  bieten  sich  ihm  dafür  gewisse  negative  Abwehrmittel  dar,  welche  darauf 
berechnet  sind,  derartige  Einwirkungen  auf  die  Erziehung  der  Geistlichen  fernzu- 
halten. Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind  im  ganzen  deutschen  Reich  die  Jesuiten 
und  die  Mitglieder  der  ihnen  verwandten  Ordeu  und  Kongregationen  ^,  in  P  r  e u  s  s  e  n  '\ 
in  Sachsen  und  in  Hessen  die  Angehörigen  aller  Orden  und  Kongregationen 4, 
sowie  in  Württemberg,  in  Baden^,  in  Baiern^,  in  Elsass-Lothringen''  und 
in  Des  t  erreich^  die  Mitglieder  von  gesetzwidrig  eingeführten  geistlichen  Genossen- 
schaften oder  einer  gesetzwidrig  gegründeten  Niederlassung  einer  an  sich  staatlich 
zugelassenen  Genossenschaft  von  jeder  Unterrichtsthätigkeit,  also  auch  von  dem 
Rechte,  den  zukünftigen  Geistlichen  Unterricht  zu  ertheilen,  namentlich  an  den  fUr 
diese  bestimmten  Unterrichts-  und  Bildungsanstalten  als  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher 
zu  wirken,  ausgeschlossen. 

Es  gehören  weiter  hierher  die  in  einzelnen  Ländern  für  die  theologischen  Kandi- 
daten erlassenen  Verbote,  an  Anstalten,  welche  unter  Leitung  der  Jesuiten  oder  einer 
ihnen  verwandten  religiösen  Genossenschaft  stehen,  ihr  Studium  abzulegen  ^. 

Endlich  ist  der  Staat  berechtigt,  wie  über  alle  sonstigen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten, so  auch  über  die  der  Vorbildung  der  Geistlichen  dienenden  sein 


1  S.  0.  S.  539.  derselben  bleibt  der  besonderen  landesherrlichen 

2  Bei,  11^  g,  510.  Genehmigung  vorbehalten.^ 

«  « ,  '      '     *  ^  Vk,    ri      .          41    T  ii40Qn  ^  S.  darQberP.  Hinschius,  die  Orden  und 

K^  fi       91*-  M.?-1^fi    Ar\  II  Ld  ;  iq  i^i  Kongregationen.  Berlin  1874.  S.  102;  Geigel, 

f^V  a:*  h  K     f        u       A       J'^A     I?  1  f'^-^^ös.  u.  reicbsländ.  Staataklrohenrecht.  S.337. 

^^-  t"^  ?R7\     .  rr     ~*  ri""™  ^*  «  S.  Konkordat V.  1855.  Art.  18  u.  V.  v.  13.  Juni 

T.  31.  Mai  1876  nichts  geändert.  ^g^^  ^^^^  ^  ^  j^   j^  3^  ^33. 

4  Bd.  II.  S.  510.  611.  9  So  in  Baiem  In  Betreff  des  ooUegium  öer- 

5  Bd.  II.  S.  511.  manicum  in  Rom,  Min.-E.  v.  29.  August  1873, 

6  Denn  auch  hier  können  Orden  und  Kongre-  Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
gationen  nach  Rel.  Ed.  v.  1818.  $.  76  lit.  c.  S-77  geseUschaften  in  Baiem.  2.  Aufl.  S.  94.  In 
nicht  ohne  Staatsgenehmigung  zugelassen  wer-  Preussen  hatte  ein  Min.-E.  y.  1852  das  Stu- 
den.  Femer  bestimmt  d.  Y.  v.  18.  April  1878.  dium  an  den  im  Text  gedachten  Anstalten  von 
%,  5,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  443 :  „Die  mit  der  ministerieller  Erlaubnlss  abhängig  gemacht ,  s. 
Errichtung  von  Erzieh ungs-  und  Unterrichtsan-  Richter  in  Ztsohr.  f.  K.  R.  1,  112;  derselbe 
stalten  et'vra  verbundene  Genehmigung  von  Klo-  hat  indessen  durch  die  Gesetzgebung  seit  1873 
Stern,  geistlichen  Genossenschaften  oder  Filialen  seine  Bedeutung  verloren. 

35  • 
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Aufsichtsrecht  geltend  zu  machen^,  also  sich  insbesondere  durch  Revisionen  dar- 
über zu  vergewissern,  dass  diese  die  staatlichen  Vorschriften  beobachten,  sowie  dass 
in  ihnen  nicbt  (selbst  nicht  unter  Form  des  Dogmas)  Grundsätze  gelehrt  werden, 
welche  seine  Gesetze  und  Einrichtungen  in  Frage  stellen,  ja  nöthigenfalls  selbst  die- 
jenigen Anstalten,  in  welchen  dagegen  Verstössen  wird,  zu  schliessen  ^, 

Durch  diese  und  ähnliche  ^  Massregeln  können  indessen  immer  nur  einzelne  Miss- 
stände verhütet  werden.  Sie  sichern  aber  den  Staat  keineswegs  dagegen,  dass  nicht 
ein  mit  einseitigen,  ihm  feindlichen  Tendenzen  erfüllter  Klerus  von  der  Kirche  heran- 
gezogen wird.  Die  Wirkungen  einer  in  einer  bestimmten  Richtung  von  Jugend  an 
geleiteten  Erziehung  und  Bildung  lassen  sich  durch  spätere  Abwehr-  und  Repressiv- 
massregeln nachträglich  nicht  mehr  beseitigen.  Die  Interessen  des  Staates  sind  daher 
allein  genügend  gewahrt,  wenn  derselbe  von  vornherein  ein  Mitbestimmungsrecht  über 
die  Art  der  Vorbildung  und  der  Erziehung  des  Klerus  auszuüben,  in  der  Lage  ist. 
So  wenig  namentlich  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die 
Autonomie  ihrer  Angelegenheiten  gewährt  ist,  Präventivmassregeln  angemessen  er- 
scheinen, sind  dieselben  doch  insoweit  gerechtfertigt,  als  sie  sich  dem  Staat  als  die 


1  Diese  Rechte  gesteht  selbst  Geffcken 
a.  a.  0.  S.  667  dem  Staat  zu. 

2  Wegen  des  besonderen  Charakters  der  geist- 
lichen Bildungsanstalten  passen  aber  die  allge- 
meinen staatlichen  Vorschriften  über  die  Beauf- 
sichtigung der  Unterrichts-  und  Erziehungsan- 
stalten ,  welche  sich  in  den  Händen  des  Staates 
oder  der  öffentlichen  Korporationen,  wie  z.B.  der 
Kommunen,  befinden  oder  ron  Privaten  geleitet 
werden,  nicht  in  allen  Beziehungen  anf  die 
ersteren. 

3  Hierher  gehören  die  von  einzelnen  kleineren 
Staaten  in  Anspruch  genommenen  diskretionä- 
ren Befugnisse,  vor  der  Verleihung  des  Tisch- 
titels oder  vor  der  Zulassung  zu  kirchlichen 
Aemtem  darüber  zu  befinden,  ob  die  Vorbil- 
dung der  fraglichen  Personen  als  eine  geeignete 
zu  betrachten  ist,  vgl.  das  sachsen-weimar- 
Bche  Gesetz  T.  7.  Oktober  1823.  $.16,  Müller, 
Lexikon  des  Kircheurechts.  2.  Aufl.  S.  377: 
„Junge  Katholiken  des  Grossherzogthums,  welche 
sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  und  der- 
einst zu  Priestern  und  Seelsorgern  befördert  sein 
wollen,  haben  sich:  1)  nach  Beendigung  der 
theologischen  Studien  auf  einer  katholisch-geist- 
lichen Lehr- Anstalt  bei  der  Immediat-Kom- 
mission  (_d.  h.  der  zur  Ausübung  der  staatlichen 
Hoheitsreohte  bestimmten  Behörde)  persönlich 
vorzustellen,  und  derselben  Zeugnisse  über  ihr 
Wohlyerhalten  auf  dem  Gymnasium  und  Lyceum, 
über  die  fleissig  und  mit  Nutzen  besuchten  Kol- 
legien ,  über  die  hierüher  mit  ihnen  vorgenom- 
menen  Prüfungen,  desgleichen  über  ihr  sitt- 
liches Betragen  vorzulegen.  Geht  2)  dieser  Be- 
hörde kein  Bedenken  gegen  die  Fähigkeiten 
des  Kandidaten,  gegen  dessen  Kenntnisse ,  Sitt- 
lichkeit und  übrigen  hier  zu  berücksichtigenden 
Eigenschaften  zu,  so  spricht  sie  solches  in  einem 
Zeugnisse  aus,  in  welchem  der  Kandidat  zur 
Haupt-Prüfung  und  zur  Aufnahme  in  das  Semi- 
nar (zu  Fulda)  empfohlen  wird.  Mit  diesem 
Zeugnisse    hat    sich    3)  der   Kandidat  bei  der 


bischöflichen  Behörde  (zu  Fulda)  zn  melden, 
welche  demnächst  über  die  mit  ihm  vorgenom- 
menen Prüftingen  und  von  deren  Erfolg  abhän- 
gende Aufnahme  in  das  Seminar  das  Weitere 
der  Immediat-Kommission  mittheilen  wird.  — 
Yor  dem  Abgange  in  das  Seminar  sind  die  Kan- 
didaten von  der  Immediat-Kommission  ernstlich 
zu  erinnern,  dass  sie  sich  auf  demselben  und 
vor  ihrer  Anstellung  auch  mit  dem  Lehr- 
faohe  (Schulfache),  ingleichen  mit  dem  Kirchen- 
Rechnungswesen  bekannt  zu  machen,  und  in 
ersterem  fleissig  zu  üben  haben.  Die  Immediat- 
Kommission  soll  über  das  Betragen  und  die  Fort- 
schritte der  Seminaristen  von  Zeit  zu  Zeit  Er- 
kundigungen einziehen,  auch  sich  überhaupt 
den  Hans-  und  Studienplan  mittheilen  lassen." 
J.  17:  „Was  die  Verleihung  der  katholischen 
Pfsrreien  und  anderer  kirchlicher  Pfründen  an- 
langt, so  kann  dieselbe  ordentlicher  Weise  nicht 
anders  als  an  Landeskinder  geschehen ,  voraus- 
gesetzt nur,  dass  sie  dazu  gehörig  vorbereitet 
und  tüchtig  befunden  worden  sind.'' 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  ein  unbe- 
schränktes Einspruchsrecht  für  bestimmte  kirch- 
liche Aemter ,  wobei  jedoch  fast  ansschliesslich 
das  Pfarramt,  bez.  die  pfanlichen  Hülfsämter  in 
Frage  kommen,  wie  in  Lippe  und  Waldeck, 
Bd.  III.  S.  183  n.  14,  oder  ein  Bestötigungsrecht 
der  anzustellenden  Person  (Mecklenburg, 
Schwarzburg-Rudolstadt)  oder  der  er- 
folgten kirchlichen  Ernennung  (Braun- 
schweig), a.  a.  0.  S.  188,  oder  gar  ein  di- 
rektes Erwählungsrecht  des  Landesherm  in  Gel- 
tung steht  (Gotha  u.  Koburg),  a.a.O.  S.189. 
n.  6,  oder  endlieh  die  Ausübung  der  Seelsorge 
von  der  Vorlegung  der  Urkunden  über  die  erfolgte 
Prüfung  abhängig  gemacht  ist  (L  ü  b  e  c  k ,  Art.  2 
des  0.  S.  18.  n.  11  citirten  Regalatlvs),  können 
Kandidaten  oder  Geistliche,  deren  Bildungsgang 
vom  Staate  als  seinen  Interessen  nicht  ent- 
sprechend erachtet  wird,  ebenfalls  fern  gehalten 
werden. 
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eiiudg  zweekentsprechenden  Mittel  ftir  die  Erreichang  seiner  Ziele  darbieten,  und  als 
es  sich  nicht  nm  die  Einwirkung  auf  rein  kirchliche  Angelegenheiten  handelt. 

Was  die  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallenden  staatlichen  Anordnungen  im  Ein- 
zelnen betrifft,  so  kann  aus  den  gedachten  Grflnden  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dass  der  Staat  von  denjenigen,  welche  innerhalb  seines  Gebietes  als  katholische  Geist- 
liche wirken  wollen,  dieselbe  aUgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  zu  fordern 
berechtigt  ist,  welche  er  für  die  übrigen,  sein  öffentliches  Leben  bestimmenden  und 
beeinflussenden  Berufsarten  vorschreibt. 

In  der  That  wird  in  Deutschland  von  den  Geistlichen  als  Erfordemiss  bald 
für  den  Erwerb  aller  Kirchenftmter,  bald  für  den  bestimmter  Klassen  derselben,  ferner, 
allerdings  in  verschiedenem  Umfange  auch  für  die  blosse  Ausübung  geistlicher  Funk- 
tionen *  die  Ablegung  der  Gymnasial-Entiassungs-  oder  Maturitätsprüfung  gesetzlich 
gefordert,  so  in  Preussen^,  in  Sachsen,  in  Hessen  und  in  Baden^.  Sie  bildet 
femer  wenigstens  für  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  üblichen  Bildungsgang  in 
Baiern^  und  inWürttemberg^^  durchlaufen,  praktisch  die  Regel. 

Aus  den  hervorgehobenen  Gründen  ist  der  Staat  femer  zu  verlangen  befugt, 
dass  die  Kandidaten  sich  ausser  der  Gymnasialbildung  auch  die  für  jeden  wissen^ 
schaftlichen  Beruf  erforderliche  höhere  allgemeine  Vorbildung  (in  der  Geschichte, 
Literatur  und  Philosophie)  erwerben.  Es  war  daher  kein  Eingriff  in  die  Sphäre  der 
Kirche,  wenn  die  preussische,  die  badische  und  die  hessische  Gesetzgebung 
am  Ende  des  Universitätsstudiums  die  Ablegung  der  Bd.  U.  S.  508  besprochenen 
allgemeinen  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  vorgeschrieben  haben,  und  inSachsen^' 
eine  solche  wenigstens  für  diejenigen,  welche  nicht  den  vorschriftsmässigen  Bildungs- 
gang durchmachen,  gefordert  wird^    In  Baden  und  in  Preussenhat  man  diese 

1  Das  Genauere  darüber  Bd.  II.  S.  506.  Ö06,  gang,  Bd.  JI.  S.  509,  bedingt  das  Studium  auf 
8.  aueb  0.  S.  19flL  Abgesehen  daTon  kommt  die  der  Landesuniversitat  zu  Tübingen,  und  für  den 
Erfüllung  der  staatliehen  Vorschriften  über  die  Beginn  desselben  ist  ebenfalls  die  Ablegung  der 
Ausbildung  der  Geistlichen  auch  als  Bedingung  Gymnasial-Entlassnngsprüfung  und  fQr  die  Zög- 
fuT  die  Verleihung  des  landesherrlichen  linge  der  niederen  Konvlkte,  s.  0.  S.  528  und 
Tischtitelsin  Betracht,  s.  Bd.  1 .  S.  73 ;  fer-  unten  zu  II,  zu  ihrer  Aufnahme  in  das  Wilhelms- 
ner  sacbs.  Gesetz  v.  23.  August  1876.  $.27:  stift  zu  Tübingen,  s.  unten  zu  II,  eine  s.  g. 
„Der  8.  g.  Tischtitel  darf  nur  an  solche ,  welche  KonkursprOf ung ,  welche  die  königliche  Ober- 
nach S$.  19  ff.  zur  Erlangung  eines  geistlichen  studienbehörde  nach  Massgabe  der  für  die  Abi- 
Amtes  befähigt  sind,  und  seitens  des  Staates  turientenprüfung  geltenden  Vorschriften  abhält, 
nur  im  Fall  nachgewiesenen  Bedürfnisses  ver-  erforderlich. 

liehen  werden.'^     Für  Preussen   Tgl.    noch  Für  diejenigen,  welche  auf  nicht  württem- 

P.  Hinsohlus,  preuBB.  Kirchengesetze  t.  1873.  bergischen  Gymnasien  ihre  Vorbildung  erhalten 

S.  104.  haben,  hat  das  Kultusministerium  darüber  zu 

2  Bd.  II.  S.  508.  Wegen  der  Möglichkeit  einer  entscheiden,  ob  diese  als  eine  entsprechende  im 
Dispensation  s.  noch  0.  S.  21.  n.  7.  Sinne  des  Art  3  des  Gesetzes  v.  30.  Januar  1862 

3  Bd.  II.  S.  Ö08  und  Anm.  10  dazu.  anerkannt  werden  kann,  Golther  S.  284.  285. 
*  Hier  ist  für  die  Zulassung  zum  philosophi-  «  Bd.  II.  S.  509. 

sehen  und  theologischen  Studium  an  den  Uni-  ^  Man  hat  gegen  den  hier  Tertretenen  Stand- 

▼ersitäten  und  an  den  den  katholisoh-theologi-  punkt,     Geffckeu     S.  663    (ahnlich     auch 

sehen  Fakultäten,  gleichstehenden  Lyceen  (s.o.  Knitschky,  Staat  n.  Kirche.    Rostock  1886. 

S.  531  und  unten   zu  II.)  ein   in   Gemässheit  S.  73),  eingewendet,  es  sei  ein  Grundinthum, 

der  Schulordnung  von  20.  Aug.  1874.  $$.  31  ff.  dass  blosses  Wissen  die  Zauberkraft  habe ,  das 

Ges.-  u.  V.-Bl.  1874.  S.490,  abzulegendes  Exa-  moralische  und  religiöse  Bewusstsein  zu  ändern, 

men  und  die  Beibringung  eines  Gymnasial- Ab-  sowie  dass  ein  katholischer  Geistlicher  sich  eine 

solutoriums  erforderlich ,  vgl.  Satzungen  für  die  Menge  positiver  Kenntnisse  in  Geschichte,  Litte- 

Studlrenden  der  Landesnnlversitaten  v.  23.  Fe-  ratnr  und  Philosophie  aneignen,  dabei  aber  doch 

brnar  1842 ,  DöUinger,  SammL  24,  80 ,  und  eine  ultramontane,  ja  staatsfeindliche  Gesinnung 

Lyceai-Ordnung  v.  30.  November  1833.  Art.JX,  haben  könne.   Das  ist  allerdings  ni^ht  zu  bestrei- 

a.  a.  0.  9,  543.  ten,  nur  ergiebt  sich  daraus  noch  nicht  der  Sohlnss, 

5  Der  hier  für  die  Regel  erforderte  Bildungs-  dass  der  Staat  aus  diesem  Grunde  auf  die  In 
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Prüfung  allerdings  vor  nicht  langer  Zeit  wieder  beseitigt,  in  Baden  aber  an  dem 
Erforderniss  insoweit  festgehalten,  als  der  fleissige  Besuch  gewisser  dem  Lehrkreise 
der  philosophischen  Fakultät  angehöriger  Vorlesungen  noch  jetzt  verlangt  wird  ^,  wäh- 
rend eine  ähnliche  Anforderung  inPreussen  in  der  neuesten  Gesetzgebung  ganz 
fallen  gelassen  worden  ist  ^. 

Man  kann  über  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Prttfong  streiten  ^  und 
namentlich  deshalb  ihre  Aufhebung  befürworten,  weil  sie  zu  einer  Verflachung  des 
Studiums  oder  gar  zum  blossen  mechanischen  Einlernen  gewisser  positiver  Kenntnisse 


seinem  Interesse  gebotene  Betheillgnng  an  der 
Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  verzichten 
müsse.  Sicherlich  ist  es  ein  Unterschied,  ob 
der  letztere  von  vornherein  systematisch  in  der 
gedachten  einseitigen  Richtung  erzogen  i»ird, 
und  ob  er  in  allen  seinen  Gliedern ,  welche  auf 
das  Volk  einwirken ,  von  uUramontanen  Gesin- 
nungen erfüllt  ist,  oder  ob  ein  gewisses  Gegen- 
gewicht gegen  die  Einseitigkeit  einer  rein  kleri- 
kalen Erziehung  und  Bildung  geschaffen,  also 
dem  einzelnen  eine  grössere  Kenniniss  der  wirk- 
lichen Lebensverhältnisse  und  der  verschiedenen 
geistigen  Strömungen  in  der  Nation  vermittelt 
und  ihm  dadurch  für  seine  spätere  Thätigkeit 
ein  freieres  und  weniger  einseitiges  Urtheil  er- 
möglicht wird.  Geistliche,  welche  in  dieser 
Weise  erzogen  und  vorgebildet  sind,  werden  eher 
geeigneter  sein ,  die  wahren  religiösen  Aufgaben 
ihres  Amtes  mehr  zu  betonen,  als  in  erster  Linie 
ultramontane  Kirchenpolitik  zu  treiben.  Aller- 
dings ist  zuzugeben,  dass  die  erwähnten  Momente 
in  Dianchen  Fällen  wirkungslos  bleiben  mögen, 
und  dass  die  Wirkung,  welche  sie  geäussert  ha- 
ben, später  wieder  beseitigt  werden  kann.  Im- 
merhin gewinnt  indessen  der  Staat  so  viel ,  dass 
eine  systematische  Ausbildung  von  Geistlichen 
zu  geeigneten  Werkzeugen ,  welche  bei  kirchen- 
politischen Actionen  gegen  ihn  verwendet  wer- 
den können,  gehindert  oder  wenigstens  er- 
heblich erschwert  wird.  Vergl.  auch  Dove, 
•i,  a.  O.  S.  432.  435.  439  ff.  und  Jolly,  der 
Kirchenstreit  in  Preussen.  Berlin  1882.  S.  12  fr., 
welcher  S.  14  treffend  bemerkt :  ,^Aber  sehen  das 
blosse  Kennen  der  Schätze  unserer  Literatur  ge- 
währt doch  eine  gewisse  Sicherheit  gegen  die 
Gefahren  geistlicher  Dumpfheit ,  bildungsfeind- 
licher Bomirtheit,  und  der  Staat  hat  deshalb 
guten  Grund  zu  verlangen,  dass  die  zukünftigen 
Geistlichen  in  der  Zeit  ihrer  sich  vollendenden 
und  abschliessenden  geistigen  Ausbildung  mit 
denselben  sich  beschäftigen.  Wir  können  uns 
darüber  nicht  täuschen,  die  Kurie  begünstigt, 
von  ihrem  Standpunkt  aus,  nicht  ohne  Grund, 
die  möglichste  Entfremdung  des  Klerus  von 
unserer  nationalen  deutschen  Bildung,  und  sie 
hat  in  dieser  Beziehung  bei  uns  leider  grössere 
Erfolge,  als  in  den  romanischen  Ländern  erzielt. 
So  gewiss  darin  ein  schwerer  Schaden  für  unsere 
Entwickelung  gelegen  ist,  so  gewiss  haben  wir 
alle  Ursache ,  mit  Jedem  geeigneten  Mittel  da- 
gegen anzukämpfen.'' 

Knitschky  a.  a.  0.  S.  72  macht  zur  Be- 
kämpfung der  im  Texte  hingestellten  Forderung 
femer  geltend,  dass  dieselbe  wesentlich  zu  ver- 
hindern bezwecke,  dass  der  Klerus  sich  zum  Ver- 


treter der  päpstlichen  Lehre  über  das  Verhältniss 
der  bürgerlichen  zur  geistlichen  Gewalt  mache, 
dass  aber ,  da  diese  Lehre  mindestens  in  einem 
innigen  Zusammenhange  mit  dem  katholischen 
Dogma  stehe  und  daher  in  dem  gedachten  An- 
spruch des  Staates  seitens  der  Katholiken  eine  Ein- 
mischung in  Glaubenssachen  und  eine  Gewissens- 
bedrückung gefunden  worden  könne ,  der  Staat, 
um  die  Bevölkerung  nicht  zum  Widerstände  und 
die  Kirche  nicht  zum  offenen  Kampfe  zu  reizen, 
eine  solche  Massregel ,  dnroh  welche  eine  nicht 
geringere  Gefahr,  wie  die  aus  der  ungehinderten 
Verbreitung  der  kurialis tischen  Lehren  erwachse, 
vermeiden  müsse.  Das  ist  ein  einfaches  Em- 
pfehlen des  Zurückweichens  vor  den  ultramon- 
tanen Anschauungen ,  und  mit  solchen  Gründen 
kann  das  Aufgeben  jedes  staatlichen  Hoheita- 
rechtes  gefordert  werden.  Wenn  Knitschky 
S.  76  dabei  zugleich  den  Vorwurf  erhebt ,  dass 
die  Vertretung  einer  den  Anschauungen  des 
Gesammtvolkes  widerstrebenden  Weltauffassung 
nicht  immer  scharf  genug  von  den  Versuchen 
untersohieden  werde,  letztere  unter  Verletzung  der 
Interessen  des  Staates  thatsächlich  durchzu- 
führen ,  so  übersieht  er  dabei  in  naiver  Weise, 
dass  die  kurialistische  Theorie  innerhalb  der 
katholischen  Kirche  nicht  um  ihrer  selbst  gelehrt 
und  gepflegt  wird,  sondern,  dass  dieselbe  das 
Aktionsprogramm  der  Kirche  bildet ,  welches  in 
jedem  günstigen  Augenblick  so  viel  wie  möglich 
verwirklicht  wird,  und  dass  eine  einseitige  kleri- 
kale Erziehung  für  diese  Aktion  nicht  nur  zahl- 
reiche und  taugliche  Werkzeuge  schafft,  son- 
dern auch  gerade  das  Vorhandensein  solcher 
die  Kirche  zum  Kampfe  mit  dem  Staate  er- 
muthigt.  Die  Entwicklung  seit  d.  J.  1815,  ins- 
besondere seit  d.  J.  1850  bietet  dafür  den 
schlagendsten  Beweis.  Die  weiteren  Gründe 
Knitsohky's  S.  71,  dass  der  Staat  durch  die 
Anforderung  einer  allgemeinen  höheren  Bildung 
das  Studium  der  Theologie  erschwere  und  mög- 
licherweise ein  solches  in  den  jugendlichen 
Gemüthern  Zweifel  und  inneren  Zwiespalt  er- 
rege, die  leicht  den  moralischen  Untergang  des 
von  ihr  Ergriffenen  zur  Folge  haben  könne ,  be- 
dürfen keiner  Widerlegung. 

i  S.  0.  S.  21.  n.  2.  4.  5. 

2  Vgl.  über  das  Gesetz  v.  1882.  Art.  3  a.  a.  O. 
n.  7  und  über  das  jetzt  geltende  Gesetz  v. 
21.  Mai  1886.  Art.  6,  o.  S.  VI. 

9  Gegen  diese  Aufhebung  Jolly  a.  a.  O.  S.  13 
G;Sie  hat  dem  Studenten,  dem  werdenden  Manne, 
immer  vor  Angen ,  dass  auch  der  Staat  eine  über 
ihm  stehende  Instanz  ist,  vor  welcher  er  sich 
über  das  von  dieser  für  nothwendig  Erachtete 
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fahrt  ^  jedenfalls  bleibt  es  für  den  Staat  geboten,  seinerseits  eine  Kontrole  tlber  die 
Erfüllung  der  gedachten  Forderung  auszuüben  ^.  In  dieser  Beziehung  dürfte  sich  die 
Einrichtung  am  meisten  empfehlen,  dass  der  am  Ende  der  Studienzeit  abzunehmenden 
theologischen  Prüfung,  in  welcher  seitens  der  kirchlichen  Prüfungskommission  eben- 
falls in  den  erwähnten  Fächern  geprüft  wird,  ein  staatlicher  Vertreter  beiwohnt, 
welcher  das  Recht  zur  Beanstandung  der  geprüften  Kandidaten  ^  besitzt.  Dazu  kommt, 
dass  dieser  Vorschlag  nicht  jedes  Anhaltes  in  dem  bestehenden  Rechte  entbehrt,  viel- 
mehr bereits  in  Württemberg  wenn  nicht  gerade  eine  solche,  doch  immer  eine 
ähnliche  Einrichtung  besteht  4. 

Darf  aber  der  Staat  —  das  ist  die  weiter  aufzuwerfende  Frage  —  auch  seiner- 
seits Anordnungen  über  die  theologische  Fachbildung  der  angehenden  Geist- 
lichen treffen? 


wird  ausweisen  müssen ,  and  drängt  durch  ihr 
DMeln  auch  dem  Widersirehenden  gleich  bei 
dem  Beginn  seiner  Laufbahn  daa  Bewusstseln 
auf,  dass  er  auch  auf  die  Staatsgemeinschaft 
Rfickslcht  zu  .nehmen  hat.  Aber  abgesehen 
blerron  ist  die  wissenschaftliche  Staatsprüfung 
au  sich  Ton  höchstem  Werth.  Die  Gesinnung 
des  Menschen  wird  freilich  nicht  durch  sein 
Wissen  bestimmt;  aber  die  Wirksamkeit  eines 
unwissenden  spanischen  Mönchs  und  die  eines 
unter  der  Zucht  deutscher  Wissenschaft  gebil- 
deten Priesters  wird,  auch  wenn  beide  den 
gleichen  kirchlichen  Tendenzen  huldigen ,  doch 
eine  sehr  yerschiedenartige  und  die  des  letzteren 
die  für  unseren  Staat  sehr  rlel  wünschens- 
werthere  sein^Q. 

1  So,  gegenüber  dem  zu  idealistischen  Stand- 
punkte Jolly's,  Dove  S'.  438fF.  444,  welcber 
weiter  darauf  hinweist,  dass  die  geforderte  Prüfung 
eine  unnütze  Beschwerung  der  Kandidaten  Ist. 

^  Dass  dazu  Fleisszeugnisse  über  den  Besuch 
von  Vorlesungen,  wie  sie  jetzt  in  B  a  d  e  n  Torge- 
schrieben  sind,  nicht  ausreichen,  wird  keiner 
weiteren  Ausführung  bedürfen,  s.  auch  Dove 
S.  457. 

3  Wegen  des  Mangels  der  staatlich  vorge- 
schriebenen Erfordernisse ,  also  insbesondere  des 
Mangels  der  Ablegung  der  Abiturlentenprüfnng 
und  eines  ordnungsmässigen  Universitätsstu- 
diums (s.  darüber  nachher  im  Text),  sowie 
wegen  des  Ergebnisses  der  Prüfung  hinsichtlich 
der  erworbenen  allgemeinen  Bildung ,  vgl.  über 
daa  Nähere  Dove  S.  437.  Eine  solche  Einrich- 
tung würde  zugleich  den  Yorthell  haben ,  nicht 
nur  dem  Staat  einen  Einblick  in  die  Mängel  der 
von  der  Kirchenbehörde  abgehaltenen  Prüfungen 
zu  eröffnen  und  Ihm  eine  bessere  Gelegenheit  zur 
Wahrnehmung  seiner  Interessen  zu  bieten ,  son- 
dern sie  würde  auch  die  kirchlichen  Oberen  von 
vornherein  zwingen,  die  staatlichen  Interessen 
stets  im  Auge  zu  haben ,  und  bei  der  Handha- 
bung der  Prüfung  und  bei  der  Beurtheilung  des  Er- 
gebnisses in  der  Betonung  eines  rein  einseitigen 
hierarchischen  und  ultramontanen  Standpunktes 
mit  Vorsicht  zu  verfahren. 

4  Hier  hat  jeder  inländische  Theologe  bei  dem 
Schlüsse  seiner  Studien  die  s.  g.  akademische 
Schlussprüfung  abzulegen,  welche  allein  von  der 
katholisch-theologischen  Fakuiat  in  Tübingen 


vorgenommen  und  geleitet  wird.  Es  wohnen  ihr 
zwei  an  der  Feststellung  des  Prüfungsergebnisses 
nicht  betheiligte  Abgeordnete  des  Bischofs  und 
ein  Mitglied  des  katholischen  Kirohenrathes  als 
Regierungsvertreter  an.  Dieser  besitzt  zwar  eben- 
falls kein  Stimmrecht,  hat  aber  auf  Orund  seiner 
Wahrnehmungen  und  der  von  dem  Dekanat  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  eingesandten 
Prüfungsprotokolle  über  den  Verlauf  und  über 
dasErgebniss  der  Prüfung  der  erwähnten  Staats- 
behörde Vortrag  zu  erstatten,  damit  die  letztere 
nöthigenfalls  wegen  etwaiger  zu  Tage  tretender 
Mängel  an  das  Kultusministerium  berichtet, 
Golther  S.  152.  284;  Zeitschr.  f.  k.  K.R.  15, 
416  u.  477. 

Diese  Einrichtung  weicht  insofern  von  dem 
obigen  Vorschlag  ab,  als  die  Prüfung  von  einer 
Staatsbehörde,  der  theologischen  Fakultät,  und 
nicht  von  den  kirchlichen  Oberen  abgehalten  wird . 
Dagegen  hatte  schon  dieV.  v.  1.  März  1863,  $.8. 
eine  ähnliche  Anordnung  getroffen,  s.  o.  S.  037. 
n.  1 .  Die  badisohe  Regierung  ist  bei  der  Vor- 
legung des  Entwurfes  zu  dem  cit.  Gesetze  von 
1880,  0.  S.  21.  n.  2.  4.  6,  zum  Theil  darauf 
zurückgekommen  (s.  Art  I  d.  Entw.,  Zeitschr.  f. 
K.  R.  16,  463 :  „Von  der Prüfung  sind  die- 
jenigen Kandidaten  befreit,  welche  nach  beendig- 
tem Uuiyersltätsstudium,  bez.  nach  der  durch  ein 
mindestens  272  jähriges  Universitätsstudium  er- 
langten wissenschaftlichen  Reife  zum  Eintritt  in 
die  praktisch-theologischen  Kurse,  eine  theolo- 
gische Fachprüfung  im  Ghrossberzogthum  abgelegt 
haben,  sofern  dieser  Prüfung  ein  staatlich  er- 
nannter Kommissar  angewohnt  und  dasErgebniss 
der  Prüfung  der  Staatsbehörde  nicht  Anlass  zur  Be- 
anstandung der  Kandidaten  wegen  Mangels  hin- 
länglicher allgemein-wissenschaftlicher  Bildung 
gegeben  hat "),  wennschon,  was  der  Wortlaut  unbe- 
stimmt Hess,  die  Abhaltung  der  Prüfung  durch  die 
theologische  Fakultät  in  Freiburg,  also  die  An- 
nahme des  württembergischen  Vorbildes,  in  Aus- 
sicht genommen  war,  Zeitschr.  f.  K.  R.  a.  a.  0. 
S.  473.  484.  Indessen  ist  der  gedachte  Entwurf, 
trotzdem,das8  das  Kapitelsvikariat  zuFreiburgsich 
i.  J.  1880,  a.  a.  0.  S.  494,  bereit  erklärt  hatte, 
den  staatlichen  Kommissar  zur  Prüfung  zuzu- 
lassen, wegen  des  Widerstandes  der  zweiten  Kam- 
mer nicht  Gesetz  geworden,  a.  a.  0.  S.  485,  vgl. 
darüber  auch  Dove  a.  a.  0.  S.  452 ff. 
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Die  prenssische,  die  sächsische*  und  die  oldenburgische^  Gesetz- 
gebung verlangen  ein  theologisches  Studium  an  einer  deutschen  Staatsuniversität,  in 
Württemberg^,  in  Baden  und  in  Hessen^  wird  ein  solches  durch  die  gesetzlichen 
Vorschriften  wenigstens  indirekt  bedingt,  und  in  Baiern  kann  thatsächlieh  die  erfor- 
derliche theologische  Ausbildung,  von  einer  einzigen  Ausnahme  abgesehen,  nur  an 
staatlichen  Unterrichtsanstalten,  an  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  der  Uni- 
versitäten und  an  den  Lyceen,  erworben  werden  *. 

Von  den  verschiedensten  Seiten  hat  man  diese  Anforderungen  als  einen  Uebergriff 
des  Staates  bezeichnet,  und  behauptet,  dass  derselbe,  wenn  er  seinerseits  in  die  Rege- 
lung des  theologischen  Studiums  eingreife,  seine  Zuständigkeit  überschreite^. 

Zunächst  kann  selbstverständlich  davon  keine  Rede  sein,  —  und  praktisch  liegt 
nach  den  erwähnten  Gesetzgebungen  die  Sache  gar  nicht  so  —  dass  der  Staat  sich  eine 
Bestimmung  darüber  anmasst,  was  als  katholisches  Dogma  oder  als  katholische  Theo- 
logie gelehrt  und  welches  Mass  von  theologischen  Kenntnissen  seitens  der  Kandidaten 
gefordert  werden  soll.  Es  handelt  sich  vielmehr  (wie  dies  in  der  That  auch  praktisch 
bei  der  obligatorischen  Anordnung  des  Universitätsstudiums  allein  in  Frage  kommt) , 
blos  darum,  dass  die  katholischen  Theologen  bei  dem  Studium  der  Theologie  und 
ihrer  Hülfswissenschaften  nicht  lediglich  mit  einer  einseitigen  und  tendenziösen  Methode 
bekannt  gemacht  oder  gar  blos  in  einseitiger  Weise  für  ihren  zukünftigen  praktischen 
Beruf  unter  Mittheilung  der  erforderlich  scheinenden  Kenntnisse  abgerichtet  und  von 
der  freien  Berührung  mit  dem  wissenschaftlichen  und  sonstigen  Leben  der  Universität 
abgeschlossen  werden  7. 


1  Bd.  II.  S.  508. 

'i  Vortrag  y.  5.  Janaar  1830  zar  Regulirung  d. 
Diöccsan- Angelegenheiten ,  $.  32,  Müller, 
Lexikon  d.  K.R.  2.  Aufl.  4,  408:  „Oldenburger, 
die  geistlich  werden  und  Theologie  studiren  wol- 
len, lassen  sich  beim  Offlcial  in  Veohta  einschrei- 
ben. Sie  besuchen  demnächst  entweder  die  Aka- 
demie zu  Münster  oder  mit  Yorwlssen  des  Bischofs 
eine  andere  katholische  Uuiyersitat  drei  Jahre 
lang.  Nach  deren  Verlauf  und  nach  überstandener 
Prüfung  treten  sie  in  das  Klerikal -Seminar  zu 
Münster,  um  für  ihren  helligen  Stand  geistlich 
vorbereitet,  in  dem  Ritual  unterwiesen  und  zu 
den  Weihen  aufgenommen  zu  werden.  Ihre  Auf- 
nahme erfolgt,  innerhalb  der  Anzahl,  über  welche 
man  sich  vereinigt  hat,  kostenfrei;  die  übrigen 
Aspiranten  werden  unter  gleichen  Bedingungen 
aufgenommen,  als  die  königlichen  Unterthanen". 
Dass  hier  eine  deutsche  Universität  gemeint  ist, 
kann  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  zur  Zeit  der 
Abschliessung  des  Vertrages  und  bei  der  Erwäh- 
nung der  staatlichen  Akademie  in  Münster  nicht 
zweifelhaft  sein.  Uebrigens  ist  die  Regierung  in 
der  Lage,  solchen  Theologen,  welche  ausserhalb 
dos  deutschon  Reiches,  insbesondere  am  Celle- 
gium  romanum  studlrt  haben,  sowohl  den  Tisch- 
titel, Bd.  L  S.  73  n.  4,  als  die  Bestätigung  für 
alle  Kuratbencfizien ,  Bd.  III.  S.  188,  zu  ver- 
weigern. 

3  Denn  hier  gehört  das  Theologie-Studium  auf 
der  Landesuniversität  zudem  regelmässigen  Bil- 
dungsgang, s.  0.  S.  549  n.  5. 

*  Bd.  II.  S.  508. 

5  Da  es  abgesehen  von  dem  bischöflichen  Ly- 


ceum  in  Eichstädt  nur  staatliche  Lyceen  giebt, 
s.  0.  S.  531.  532.  n.  2. 

^  Vgl. ,  abgesehen  von  den  katholischen  Schrift- 
stellern, welche  den  o.  S.  538  dargelegten  Stand- 
punkt ihrer  Kirche  vertreten ,  Geffcken  S.  604 ; 
V.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kirche  in  Preussen. 
BerUn  1883.  S.  56  (nach  welchem  der  Staat  kein 
Recht  hat,  einzelnen  Individuen  über  ein  ge- 
wisses Alter  hinaus  einen  Bildungsgang  vorzu- 
schreiben, ein  Satz,  der  in  dieser  Allgemeinheit 
sicherlich  unrichtig  ist).  Ich  habe  früher,  Bd.  I. 
S.  60  und  Stellung  der  Staatsregierungen  gegen 
d.  Vatikan.  Konzil  S.  62,  denselben  Standpunkt 
eingenommen,  ihn  aber  schon  belMarquardsen 
a.  a.  0.  S.  292.  n.  1.  aufgegeben. 

^  Vgl.  Dove,  Ztschr.  f.  K.  R.  11,  147  u.  15, 
433,  welcher  mit  Recht  darauf  aufmerksam  macht, 
dass  sich  eine  Scheidung  der  speziellen  theolo- 
gischen Fachbildung  von  der  höheren  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  im  Einzelnen 
praktisch  kaum  durchführen  lässt 

Katholisch  erseits  wird  von  Friede  mann 
(siehe  die  o.  S.  638.  n.  2.  oit.  Schrift)  —  über 
Stimmen,  welche  sich  aus  Anlass  des  vatikani- 
schen Konzils  in  Deutschland  und  Frankreich 
gegen  die  Seminarbildung  haben  vernehmen 
lassen,  s.  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zils 2,  295.  323;  vgl.  femer  auch  (Ginzel)  d. 
theolog.  Studien  in  Oesterrelch  S.  105  ff.;  Fried- 
rich a.  a.  0.  1,  315  —  die  ünivereitatsbildung 
des  katholischen  Klerns  als  statthaft,  möglich  und 
wünschenswerth  vertheidlgt  insbesondere  ,^weil 
der  deutsche  Klerus  nur  in  der  Ausrüstung,  welche 
er  durch  diese  Form  der  Bildung  und  Erziehung 
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Die  unabweisliche  Voraussetzung  einer  solchen  Anforderung  des  Staates  ist  aber 
die,  dass  er  der  katholischen  Kirche  und  ihren  Oberen  einen  gewissen  Einfluss  auf 
die  Professuren  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  einräumt  *.  Ein  solches  Yer- 
hältniss,  welches  in  Deutschland  historisch  geworden  ist,  trägt  freilich  insofern 
etwas  Widerspruchsvolles  an  sich,  als  die  gedachten  Fakultäten  Theile  konfessionsloser, 
wissenschaftlicher  Staatsanstalten  sind,  ihnen  aber  andererseits  die  Aufgabe  zuge- 
wiesen wird,  die  katholische  Theologie,  welche  zum  Theil  Ueberlieferung  einer  sich 
auf  Autorität  gründenden  Lehre  ist,  zu  pflegen,  und  die  Geistlichen  der  katholischen 
Kirche,  welche  nothwendig  an  das  katholische  Dogma  gebunden  sein  müssen,  auszu- 
bilden*^. Ueberdies  entstehen,  weil  die  Kirche  namentlich  seit  neuerer  Zeit  dahin 
strebt,  die  theologischen  Fakultäten  möglichst  weit  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  zu 
unterwerfen,  andererseits  der  Staat  die  von  bischöflichen  Massnahmen  betroffenen 
Professoren  schützen  muss  und  er  doch  einem  bischöflichen  Verbot,  bei  solchen  Vor- 
lesungen zu  hören,  ohnmächtig  gegenüber  steht,  eine  Reihe  von  praktischen  Schwierig- 
keiten, weil  das  Widersprechende  des  ganzen  Verhältnisses  lediglich  durch  das  fried- 
liche Einvernehmen  beider  Theile  praktisch  unschädlich  gemacht  werden  kann.  Aber 
trotzdem  wird  der  Staat  diese  historisch  gegebene  Anomalie  und  die  einzelnen  daraus 
hervorgehenden  Schwierigkeiten  noch  in  absehbarer  Zeit  eher  als  das  kleinere  Uebel  ^ 


gewinnt,  seiner  eigentbümlicben  Stellung  ganz 
und  Toli  gerecht  zu  werden  vermag''  (S.  25). 
Gegen  ihn  sind  die  oben  a.  a.  0.  gleichfalls  an- 
gefahrten Schriften  von  Themistor  gerichtet, 
welcher  sich  namentlich  gegen  dasTovFriede- 
mann  uud  anch  andererseits  gebranchte  Wort : 
„nationale  Erziehung"  (allerdings  wild  dies  besser 
wegen  der  dadurch  herrorgerufenen  Missverständ- 
nisse  vermieden)  wendet  nnd  unter  Hervorhebung 
gewisser  allgemeiner  Schäden  des  Uulversitäts- 
lebens,  s.  namentlich  die  Schrift  rinstruction  etc., 
p.  243 ff.,  selbstverständlich  die  Seminarbildung 
als  die  vorzüglichere  darzuthun  sich  bemüh t,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  52, 471.  Dass  sie  dies  vom 
Standpunkt  des  heute  in  der  katholischen  Kirche 
herrschenden  Systems  ist,  darüber  besteht  kein 
Zweifel,  und  wenn  Themistor,  Friedemann^s 
Vorschläge  etc.,  S.  41  bemerkt:  „Ja,  nicht  ein- 
mal den  Schluss  kann  man  daraus  ziehen,  dass 
die  Universitats-Erziehung  zu  der  rühmlichen 
Haltung  des  Klerus  während  der  Zeit  des  Kam- 
pfes und  der  Prüfungen  beigetragen  habe.  Man 
darf  ja  nicht  vergessen,  dass  jene  Priester,  die 
im  Kulturkampf  sich  so  rühmlich  bewährt  haben, 
zu  einer  Zeit  herangebildet  wurden,  in  der  die 
Kirche  noch  jene  Freiheit  genoss,  welche  die 
Verfassung  vom  31.  Januar  1860  ihr  zugestanden 
hatte.  Bevor  diese  jungen  Leute  die  Universitäten 
besuchten,  sind  sie  zum  grossen  Theile  in  bischof- 
lichen Konvikten  erzogen  worden  . . .  Alle  diese 
Jünglinge  waren  unter  dem  besonderen  Schutze 
und  unter  dem  wohlthätigen  Einflüsse  der  Kirche 
herangewachsen,  und  dass  sie  in  ihrer  guten  Ge- 
sinnung beharrten,  ist,  wenn  nicht  einzig,  so 
doch  vorwiegend  der  Erziehung  zuzuschreiben, 
welche  sie  in  den  Konvikten  genossen  haben. 
Der  Beweis,  dass  die  Universität  ihnen  einen 
lebendigeren  Glauben  und  eine  glühendere  Liebe 
zur  Kirche  eingeflosst,  wird  Friedemann  wohl 
schwerlich  gelingen.  Wenn  wir  gewisse  notorische 


Vorkommnisse  an  unseren  Universitäten  in  Er- 
wägung ziehen,  ...  so  konnten  wir  vielleicht  mit 
mehr  Wahrheit  das  Umgekehrte  behaupten,  dass 
sie  nämlich  nicht  in  Folge  der  Universltäts- 
Erziehuug,  wohl  trotz  derselben  den  kleri- 
kalen Geist  bewahrt  haben",  so  ist  damit  deut- 
lich gesagt,  worauf  die  Seminarbildung  abzielen 
soll  (vgl.  auch  Friedrich,  der  Kampf  gegen  d. 
deutschen  Theologen  und  theologischen  Fakul- 
aten.Bem  1875.  S.  22)  und  klar  genug  das  be- 
zeichnet, was  der  Staat  von  seinem  Standpunkt 
aus  möglichst  zu  verhindern  suchen  muss.  Die 
Ansicht  von  v.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kirche 
in  Preussen.  Berlin  1883.  S.  50.  55,  dass  der 
Besuch  der  Universitäten  durch  die  katholischen 
Theologen  die  letzteren  wissenschaftlich  gehoben 
und  dadurch  zum  Widerstände  gegen  den  Staat 
fähiger  gemacht  habe,  und  dass  die  vollige  Ab- 
scheidung des  Klerus  von  der  modernen  Bildung, 
ja  von  den  Strömungen  des  Volkslebens  den  Ein- 
fluss der  Kirche  auf  Null  reducireu  möchte,  wird, 
wie  das  obige  Gitat  zeigt  und  die  Haltung  der  Bi- 
schöfe in  Preusseu  bewiesen  hat  (s.  o.  S  535. 536), 
in  den  massgebenden  Kreisen  der  katholischen 
Kirche  nicht  gethellt,  und  ist  auch  in  der  That 
unhaltbar.  Der  seminaristisch  gebildete  Klerus 
bleibt  der  grossen  Menge  des  katholischen  Volkes 
an  Bildung  immer  noch  weit  überlegen  und  übt 
durch  die  von  ihm  verwalteten  Gnadenmittel  und 
heiligen  Handlungen  den  wirksamsten  Einfluss 
auf  dasselbe  aus,  die  katholische  Kirche  braucht 
also,  wie  dies  auch  von  mehreren  Bischöfen  er- 
klärt worden  ist,  Friedrich,  Gesch. d. Vatikan. 
Konzils  1,  315,  für  ihre  Zwecke  gar  keine  ge- 
lehrten Geistlichen. 

1  S.  darüber  unten  $.  242. 

2  VgL  V.  Bar  a.a.  0.  S.  52;  Zorn,  kritische 
Vierteljahrssohrlft  26,  120. 

3  Welches  er  desto  mehr  in  enge  Schranken 
hält,  je  mehr  er  den  Seminarbesach  einschränkt, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  SLirche  durch  dieselbe. 
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hinzunehmen  habend  denn  jedenfalls  können  die  Bischöfe  über  die  theologischen 
Fakultäten  und  über  die  Professoren  an  den  Staatsuniversitäten  nicht  mit  dersel- 
ben freien  und  einseitigen,  sich  jeder  Eontrole  entziehenden  Machtvollkommen- 
heit schalten  2,  wie  tlber  die  unter  Ihrer  ausschliesslichen  Leitung  stehenden  theolo- 
gischen Lehranstalten  und  über  die  von  ihnen  allein  ernannten  und  beliebig  abberuf- 
baren Lehrer  der  letzteren  3. 

B.  Das  Verhältniss  der  staatlichen  Anforderungen  zu  den  Rech- 
ten der  Kirche.  Soweit  der  Staat  keine  Anforderungen  an  die  Erziehung  und 
Ausbildung  der  Diener  der  Earche  stellt,  hat  die  Earche  dieselbe  zu  regeln.  Der 
Staat  wird  ihr  daher  auch  prinzipiell  das  Recht,  £rziehungs-  und  Bildungsanstalten 
für  die  angehenden  EUeriker  zu  errichten,  nicht  versagen  dtlrfen.  Aber  abgesehen 
davon,  dass  er  sich  über  diese  Anstalten  sein  Aufsichtsrecht  vorzubehalten  hat^,  kann 
er  der  Kirche  die  Einrichtung  derartiger  Anstalten  nur  insoweit  gestatten,  als  diese 
nicht  nach  ihrem  Charakter  und  ihrem  Wesen  den  Erfolg  derjenigen  Anforderungen, 
welche  der  Staat  in  Betreff  der  Vorbildung  seinerseits  stellt,  zu  hindern  oder  gar  aus- 
zuschliessen  bestimmt  sind  oder  auch  nur  ihr  Besuch  ein  solches  Ergebniss  herbei- 
führen muss. 

1.  Priesterseminare.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Staat  der  Kirche 
die  Einrichtung  von  s.  g.  Priester-(Kierikal-)Seminaren  für  die  praktische 
Vorbereitung  auf  den  Kirchendienst  und  namentlich  auf  die  Seelsorge  für  diejenigen, 
welche  bereits  die  vorgeschriebeneallgemeineundspezielleFachbildungerworbenhaben, 
frei  zu  lassen  \   Denn  es  handelt  sich  hierbei  einerseits  um  eine  die  Kirche  allein  be- 


weil  er  dadurch  die  Bischöfe  zur  Vorsicbt  in 
ihrem  Vorgehen  gegen  die  Mitglieder  der  tiieolo- 
gischen  Fakultäten  nöthigt,  wenn  sie  nicht  selbst 
ihren  Kandidaten  die  Bildungsstätten  ver- 
schllessen  wollen. 

1  Im  Vergleich  zu  der  gänzlichen  Beseitigung 
der  theologischen  Fakultäten,  wie  sie  mehrfach 
gefordert  wird,  s.  z.B.  Geffcken  a.a.O.  S.664, 
welcher  meint,  dass  sich  diese  überlebt  hätten, 
da  sie  den  konfessionellen,  mindestens  den  christ- 
lichen Staat  zur  Voraussetzung  gehabt  hätten, 
v:  B  a  r  S.  54  will  dagegen  den  Zwang  zum  Be- 
suche der  gedachten  Fakultäten  aufgehoben  und 
jeden  Elnfluss  der  Kirche  auf  dieselben  beseitigt 
wissen,  indem  er  meint,  dass  wenn  der  Staat 
Männer  heranzöge,  welche  Tonvomherein  auf  ihre 
freie  Ueberzeugung  und  Forschung  rerwiesen 
wären,  aber  eine  gemässigte  Gesinnung  zeigten 
und  als  Schriftsteller  Ausgezeichnetes  leisteten, 
die  obere  Kirchenleitung  aus  Klugheit  und  Be- 
rechnung den  Besuch  ihrer  Vorlesungen  nicht 
▼erbieten,  yielmehr  in  gewissem  Umfange  gern 
sehen  würde.  Das  ist  doch  sicherlich  eine  arge 
Täuschung,  wie  die  Lahmlegung  der  Universität 
Giessen  durch  das  Mainzer  Seminar  beweist  (s. 
0.  S.  637.  n.  1),  und  namentlich  hat  t.  Bar  dabei 
verkannt,  dass,  da  die  Kirche,  welche,  wie  er  selbst 
anführt,  für  jeden  Lehrer  der  Theologie  die  mis- 
cio  canonica  des  Bischofs  fordert,  s.  o.  S.  447  u. 
538,  vgl.  auch  $.242,  prinzipiell  den  Besuch  sol- 
cher Vorlesungen  verbieten  muss.  Uebrigens 
hebt  dieser  Vorschlag  wieder  das  aus  der  Univer- 
sitätsbildung  gegen  dieselbe  entnommene  Argu- 
ment (s.  S.  663.  Anm.  7  o.  S.  662)  auf. 


2  Dass  bei  einer  schwächlichen  Handhabung 
der  staatlichen  Rechte  durch  den  jeweiligen  Mi- 
nister die  theologischen  Fakultäten  der  Universi- 
täten, wie  v.BarS.  66  weiter  hervorhebt,  sich  in 
Pflanzstätten  des  starrsten  Papalismus  verwandeln 
lassen,  ist  richtig.  Aber  alle  staatlichen  Aufsichts- 
rechte nützen  der  katholischen  Kirche  gegenüber 
selbstverständlich  nichts,  wenn  [sie  von  der  Ver- 
waltung nicht  gehandhabt  werden.  Mit  diesem  Ar- 
gument könnte  man  jedes  Hoheitsrecht  des  Staates 
beseitigen. 

3  Selbst  Zorn  a.a.O.,  welcher  die  Rechts- 
stellung der  theologischen  Fakultäten  für  prin- 
zipiell unhaltbar  erklärt,  will  sie  nicht  von  heute 
auf  morgen  aufgehoben  wissen. 

*  Vgl.  0.  S.  648. 

^  Das  ist  das  geltende  Recht,  nur  hat  sich  der 
Staat  nicht  überall  die  Kontrole  darüber  gewahrt, 
dass  das  im  Text  gedachte  Erforderniss  für  die 
Kandidaten  beobachtet  wird.  Des  Weiteren  vgl. 
unten  zu  Kr.  II.  Ich  habe  es  der  Uebersiohtlich- 
keit  wegen  zweckmässiger  gehalten,  bei  der  obigen 
prinzipiellen  Erörterung  ein  Eingehen  auf  die 
speziellen  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebungen 
zu  vermeiden,  vielmehr  diese  letzteren  nachher 
und  zwar  für  jede  besondere  Art  der  hier  frag- 
lichen Bildungsanstalten  zusammen  zu  stellen. 
Bei  den  früher  (o.  S.  647)  erwähnten  positiv- 
rechtlichen Bestimmungen  war  dies  nicht  geboten , 
weil  dabei  ein  geringes  Material  in  Frage  steht, 
und  im  Wesentlichen  auf  frühere  Erörterungen, 
in  denen  diebetreffenden  Punkte  schon  behandelt 
werden  mussten,  verwiesen  werden  konnte. 
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rflhrende  Angelegenheit  und  andererseits  ist  der  Staat  nioht  mehr  berechtigt,  eine 
weitere  Einwirkung  auf  diejenigen  Theologen,  welche  ihren  Bildungsgang  abge- 
schlossen haben,  auszuüben  ^ 

2.  Ausser  den  Priesterseminaren  kommen  weiter  die  Knabenseminare  und 
Knabe  nkonvikte  in  Betracht.  Unter  diesen  sind  die  von  der  Kirche  gestifteten 
oder  ihr  zugehörenden  oder  ihr  überwiesenen  und  von  ihr  geleiteten  Anstalten  zu 
verstehen,  welche  den  Zweck  haben,  Knaben  fttr  den  geistlichen  Beruf  durch  Erzie- 
hung und  Unterricht  vorzubereiten,  mögen  sie  selbst  einzelne  andere  Knaben,  welche 
noch  nicht  entschlossen  sind,  sich  dem  geistlichen  Stande  zu  widmen,  aufiiehmen  ^. 
Des  Näheren  sind  die  Knabenseminarien  diejenigen  Anstalten,  welche  ein  voll- 
ständiges Unterrichtssystem  und  eine  der  Oymnasialbildung  entsprechende  Vorbildung 
für  den  geistlichen  Beruf  zu  geben  oder  wenigstens  einen  Theil  des  Oymnasialunter- 
richts,  z.  B.  der  höheren  Klassen  zu  gewähren  bezwecken,  die  Knabenkonvikte 
dagegen  solche,  in  denen  die  Zöglinge  unter  gemeinsamer  geistlicher  Aufsicht  und 
Leitung  wohnen  und  erzogen  werden,  während  sie  an  dem  Unterricht  der  öffentlichen 
Bildungsanstalten  theilnehmen  und  im  Konvikt  blos  Nachhülfe  und  Repetitionsunter- 
richt  erhalten.  Jedoch  pflegt  das  Knabenseminar  für  die  Regel  auch  zugleich  Kon- 
vikt in  dem  zuletzt  gedachten  Sinne  zu  sein. 

Gerade  diese  Anstalten  sind  geeignet,  den  Zweck,  welchen  der  Staat  mit  der 
von  ihm  verlangten  Gymnasialbildung  (s.  o.  S.  549]  zu  erreichen  strebt,  entweder 
vollständig  oder  zum  grossen  Theile  zu  vereiteln.  Wenn,  wie  dies  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  Fall  ist,  der  gedachten  Forderung  blos  durch  Ablegung  der  Reife- 
prüfung bei  einem  Gymnasium  genügt  werden  kann,  ohne  dass  der  Besuch  bestimmter 
Anstalten  vorgeschrieben  ist,  so  hat  der  Staat  sowohl  die  Berechtigung  wie  auch  alle 
Veranlassung,  die  Errichtung  derartiger  Anstalten  zu  verbieten  3.  Gerade  sie  sollen 
dazu  dienen,  den  Knaben  von  vornherein  eine  einseitige  Bildung  und  Erziehung  zu 
geben  und  dieselben  möglichst  von  allen  anderen  Einwirkungen,  als  denen,  welche 
kirchlicherseits  gestattet  werden,  fern  zu  halten.  Die  Kirche  hat  aber  kein  Recht 
darauf,  dass  unreife  Personen,  welchen  es  an  der  eigenen  Urtheilsfilhigkeit  fehlt,  von 
vornherein  in  einer  so  einseitigen  Weise  ausgebildet  werden,  dass  ihnen  später  die 
freie  Berufswahl  wesentlich  erschwert  oder  gar  unmöglich  gemacht  wird^. 

Alles  Gesagte  gilt  nicht  blos  von  den  Knabenseminaren  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  auch  von  den  blossen  Konvikten  ^,  denn  die  gemeinsame  Erziehung  in  diesen 


1  Deshalb  hat  der  Staat  auch  über  den  Plan,  S.  71 ;  t.  Bar  S.  56,  welcher  letztere  bemerkt: 
nach  welchem  diese  Vorbereitung  ertheili  wird,  „  Ein  Einaprach  der  katholischen  Kirche  speziell 
keine  Anordnungen  zu  erlassen.  Wegen  des  po-  dagegen  wäre  ein  Armuthszeugniss  für  letztere,  er 
sitiYen  Rechts  s.  unten  zn  II.  würde  nichts  Anderes  bedeuten,  als  dass  sie  unter 

2  Es  kommt  auf  den  Charakter  der  Anstalten  reiferen  Personen  geeignete  und  genügende  As- 
als  solche  an,  also  darauf,  oh  sie  im  wesentlichen  piranten  für  ihre  Kirchenämter  nicht  finden 
auf  die  Vorbereitung  für  den  geistlichen  Stand  könne. " 

berechnet  sind,  d.  h.  ob  dieser  Zweck  alle  ihre  Ein-  Ueber  die  Staaten,  in  denen  ein  solches  Verbot 

rieh tnngen  beherrscht.  Die  äusseren  Kennzeichen  besteht,  s.  nachher  unten  zu  II. 

dafür  hilden  die  Im  Text  hervorgehobene  geist-  a  r^:»     jt        i         *       ji.                   i  u   tit  ui 

liehe  Leitung,  ferner  die  ErtheiUng  de.  Unter-  *  ^f'i^/'ll '"'*"'  !?"*"'  'T  't^l^/^l 

pi«ii*-    »<.ni».»«..<.  I«  .11««  u^..^^nX^^    ^«— k  offen  bleibt,  In  ihrem  anderweiton  Beruf  doch 

Ä,:r.tt«l.'""  •^-P*«"''^'  •'""'''  .1.  AUlgeWerk.engode.UUr.monUai.n.„.  ver- 

wendet  werden  können. 


3  Diese  Forderung  erlcbaa  auch  solche  Schrift- 
teller,  welche  im  Uebrlgen  auf  einen  von  dem 
ier  Tertretenen  Yollig  abweichenden  Standpunkt 
stehen,   so  Geffcken   S.  664;    Knitschky      a.  a.  0 


steller,  welche  im  Uebrlgen  auf  einen  von  dem  ^  Hinsichtlich  der  preussischen  Gesetzgebung, 

hier  Tertretenen  yollig  abweichenden  Standpunkt      welche  hier  einen  Unterschied  macht,  vgl.  unten 
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bietet  hinreichende  Gelegenheit,  den  Einfluss  derjenigen  Bildangsanstalt,  welche  die 
ZögÜDge  behufs  ihres  Unterrichts  besuchen,  zu  beseitigen,  ja,  wenn  das  Konvikt  eine 
grosse  Anzahl  von  Alumnen  umfasst,  beherrscht  das  Konvikt  bei  massenhafter  Bot- 
Sendung  derselben  ^  das  Gymnasium,  nicht  aber  umgekehrt  ^. 

3.  Was  endlich  die  kirchlichen  theologischen  Lehranstalten  u^d  die 
Konvikte  für  Studirende  der  Theologie  betriffl;,  so  bedingt  die  Forderung  der 
Universitfttsbildung  ebenfalls  ein  gesetzliches  Verbot  der  ersteren^,  und  wo  ein  solches 
wegen  des  Mangels  einer  hinreichenden  Zahl  von  katholisch-theologischen  Fakultäten 
nicht  durchzuführen  ist,  wenigstens  eine  den  Einrichtungen  und  Lehrplänen  derselben 
möglichst  gleiche  Organisation  der  gedachten  Lehranstalten,  eine  gleiche  Qualifika- 
tion der  Lehrer,  wie  die  der  Universitätslehrer  und  endlich  eine  fortdauernde  Aufsicht 
des  Staates  ^. 

Die  Konvikte  für  die  Studiren  den  der  Theologie  können  dagegen,  wenn 
nicht  einem  zu  grossen  Theile  der  letzteren  der  Besuch  der  Universitäten  erschwert 
werden  soll,  nicht  entbehrt  werden,  würden  aber  am  besten  in  Verbindung  mit  den 
theologischen  Fakultäten  als  staatliche  Anstalten^  in  der  Weise,  dass  den  kirchlichen 
Oberen  eine  gewisse  staatlich  kontrolirte  Einwirkung  eingeräumt  wird,  organisirt 
werden  ^. 

II.  Das  positive  Recht  in  Betreff  der  geistlichen  Bildungsan- 
stalten. Was  das  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Anwendung  kommende  Recht  betrifft, 
so  ist  dasselbe  folgendes:  Hinsichtlich  der  Knabenseminare  und  Knabenkon- 
vikte  (s.  0.  S.  555)  haben  die  kirchlichen  Oberen  in  Oesterreich  vollkommen 
freie  Hand,  sowohl  was  die  Errichtung,  wie  auch  die  Organisation  und  Leitung^  der- 


t  Vgl.  0.  S.  536  n.  4.  in  Bonn,  8.  o.  S.  532.  n.  6  und  das  Wilhelmsstif i 

2  £b  kann  dieser  Foidernng  auch  nicht  ent-  in  Tübingen,  unten  zu  II. 

gegengehalten  werden,  dass  dadurch  gerade  den  6  Im  Uehrigen  wQrde  auch  hier  durch  Privat- 
Knahender  ärmeren  Stände,  aus  denen  vornehm-  pensionate  geholfen  werden  können,  wie  dies  in 
lieh  die  katholischen  Theologen  herrorgehen,  die  Freiburg  geschehen  ist,  unten  zu  II.  Der  rein 
Möglichkeit  genommen  werde,  die  öffentlichen  kirchlichen  Konvikte,  welche  jedenfalls  die  Ge- 
Gymnasien behufs  ihrer  Yorblldung  zu  besuchen,  fahr  mit  sich  bringen,  dass  in  ihnen  die  Einwir- 
sowie  dass  es  an  und  für  sich  misslich  sei,  solche  kung  der  Universität  leicht  paralyslrt  werden 
Knaben  an  den  Gymnasialorten  einzeln  bei  arme-  kann,  bedarf  es  also  nicht, 
ren  und  ungebildeten  Familien  unterzubringen.  "^  Eine  ausdrückliche  Vorschrift  enthält  zwar 
Die  Errichtung  von  Privatpensionaten ,  selbst  das  Konkordat  v.  1866  nicht,  vielmehr  erkennt 
durch  Geistliche  und  unter  Leitung  von  solchen,  Art.  17  nur  den  Fortbestand  der  bisherigen  kirch- 
|ist  durch  das  Verbot  nicht  ausgeschlossen,  eben-  liehen  Seminare,  welche  indessen  keine  Knaben- 
Bowenig  die  Begründung  von  Gymnasial- Alum-  seminare  waren,  an.  Da  aber  Art.  4  den  Bischöfen 
naten  oder  Pensionaten,  welche  unter  Aufsicht  volle  Freiheit  in  der  Ausübung  ihrer  bischöflichen 
des  Gymnasialdirektors  gestellt  werden.  Ein  Regierungsgewaltgewährtund  Art.  5ff.  ihnendie 
Pensionat  der  ersteren  Art  ist  in  neuerer  Zeit  in  weitgehendsten  Befugnisse  hinsichtlich  der  Lei- 
Sigmarlngen  zum  Ersatz  des  früheren  seminarium  tung  des  religiösen  Unterrichts  zugestehen,  so 
Fldellanum,  eins  des  letzteren  Charakters  zum  kann  darüber  kein  Zweifel  obwalten.  DleBefug- 
Ersatz  des  seminarium  Bonlfacianum  in  Heiligen-  niss  zur  freien  Errichtung  der  erwähnten  An- 
stadt  errichtet  worden.  Selbstverständlich  unter-  stalten  ist  übrigens  auch  schon  in  dem  Vortrag 
liegen  solche  Anstalten  den  allgemeinen  gesetz-  des  Kultusministers  v.  13.  April  1860,  Beiträge 
liehen  Vorschriften  über  die  Erziehungsanstalten.  z.  preuss.  u.  deutsch.  Kirchenrecht  Heft  2.  S.  63 
Wenn  die  Bischöfe  die  Mittel ,  welche  sie  zur  auf  Grund  des  Patentes  v.  4.  März  1849  u.  der 
Errichtung  und  Unterhaltung  der  Knabensemi-  V.  v.  23.  April  1860,  a.a.O.  S.  37.65  anerkannt 
nare  und   Knabenkonvlkte  hinzugeben  geneigt  worden. 

sind,  für  solche  Einrichtungen  verwenden  woU-  Seit  dem  J.  4849  haben  demgemäss  auch  die 

ten,  so  würde  dem  hervorgehobenen  Uebelstande  österreichischen  Bischöfe   ohne  jede  staatliche 

leicht  zu  begegnen  sein.  Mitwirkung  und  Unterstützung  s.  g.   Knaben- 

3  Vgl.  darüber  unten  zu  II.  seminare  oder  genauer  Knabenkonvlkte  gegründet, 
^  S.  a.  a.  0.  da  die  Zöglinge  dieser  Anstalten  meistens  die 
5  Wie  das  kathol. -theologische  Konviktorium  öffentlichen  G;ynmasien  besuchen,  also  in  den- 


§.  235.] 
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selben  betrifft.  Es  bestehen  hier  für  diese  als  solche  ^  keine  staatlichen  Beschrän- 
kungen. 

Oeseizlich  ansgescHossen  nnd  verboten  ist  dagegen  inHessen^  und  Baden^ 
die  Neuerrichtung  von  Knabenseminarien  und  von  Knabenkonvikten^. 

Während  Preussen  mit  einem  gleichen  Verbot,  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten 
vorangegangen  war,  ist  dasselbe  in  der  neuesten  Gesetzgebung  ^  allein  in  Bezug  auf 
die  Knabenseminare  festgehalten,  und  den  kirchlichen  Oberen^  die  Errichtung 
von  Knabenkonvikten,  deren  Zöglinge  die  Gymnasien  besuchen,  ohne  dass  es 
einer  vorgängigen  staatlichen  Erlaubniss  bedarf,  freigelassen  worden. 


selben  keinen  allgemein  wissenschaftlichen  Yor- 
beieitungsnnterricht  für  das  Studium  der  Theo- 
logie erhalten,  und  nur  ausnahmsveise  mit  diesen 
Konvikten  oder  Alumnaten  blsohöfliohe  Gymna- 
sien, 8.  g.  Hausgymnasien,  für  die  Zöglinge  ver- 
bunden sind.  Schulte,  Status  dioecesiam  ca- 
tholicar.  Oiessenl860.p.4.28.44;  ProTlnz.-Syn. 
Wien  1858  u.  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  201. 
429. 

1  Das  Recht,  staatsgültige  Zeugnisse  fQr  die 
Befähigung  zum  Studiren  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  eriheilen,  also  die  Stellung  als 
öffentlicher  Lehranstalten,  können  die  am  Schluss 
der  vor.  Anmerk.  gedachten  Gymnasien  allerdings 
allein  durch  die  Staatsbehörde  erhalten,  Kultus- 
Hinist-Yerord.  v.  22.  Jänner  1869,  Areh.  f.  k. 
K.  R.  22,  157. 

2  Ges.  V.  23.  April  1875,  Art.  3 :  „Die  Kirchen 
sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch-praktischen 
Yorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unter- 
halten. —  Zum  Besuche  derselben  dürfen  nur 
solche  aufgenommen  werden,  welche  den  Yor- 
schxiften  wegen  des  Universitätsbesuches  genügt 
haben.  In  die  bestehenden  Knaben-Seminare 
(Knaben-Konvikte)  dürfen  keine  neuen  Zöglinge 
mehr  aufgenommen  werden  und  sind  diese  Semi- 
nare (Konvikte)  in  einer  durch  Beschluss  des 
Gesammtministeriums  nach  Publikation  dieses 
Gesetzes  zu  bestimmenden  angemessenen  Frist 
zu  schliessen.  Neue  Anstalten  dieser  Art 
dürfen  nicht  mehr  errichtet  werden.  — 
Alle  kirchlichen  Anstalten,  welche  der  Yorbil- 
dung der  Geistlichen  dienen,  stehen  unter  Auf- 
sicht des  Staates  und  können  im  Falle  der  Zu- 
widerhandlung gegen  gesetzliche  Yorschriften 
oder  gegen  die  von  den  Staatsbehörden  in  Aus- 
übung der  Staatsau  f  sieht  getroffenen  Anordnungen 
durch  Beschluss  des  Gesammtministeriums  ge- 
schlossen werden." 

3  Der  %,  12,  Abs.  2  des  Ges.  v.  9.  Oktbr.1860 
(„Die  Kirchen  sind  befugt,  Bildungsaustalten  für 
diejenigen,  welche  sich  dem  geistlichen  Stande 
widmen,  zu  errichten")  hat  durch  Ges.  v.  19.  Fe- 
bruar 1874,  Art.  2  folgende  Fassung  erhalten : 
„Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theolo- 
gisch-praktischen Yorbildung  der  künftigen  Geist- 
liehen zu  errichten.  In  die  bestehenden  Knaben- 
aeminare  und  Knabenkonvikte,  sowie  in  die  Kon- 
vikte (Internate)  für  Studirende  der  Theologie 
dürfen  keine  neuen  Zöglinge  mehr  aufgenommen 
werden.  —   Die  Kuabenseminare  und  Knaben- 


kon viktesind  mit  Ende  des  laufenden  Schuljahres^ 
die  KouTikte  für  Studirende  mit  Ende  des  Som- 
mers 1874  zu  schliessen.  — Anstalten,  In  welchen 
den  Yorschriften  dieses  Gesetzes  oder  den  Bestim- 
mungen in  %,  108  d.  Ges.  v.  8.  März  1868  über 
den  Elementarunterricht  zuwider  gehandelt  wird, 
können  durch  die  Staatsregierung  geschlossen 
werden.'' 

*  Das  als  Yorbild  benutzte  preussische  Gesetz 
(s.  folg.  Anm.)  hat  nach  den  o.  S.  555  aufgestell- 
ten Gesichtspunkten  Knabenseminar  und  Knaben- 
konvikt  geschieden,  P.  Hinschius,  preuss. 
Kirchengesetz  y.  1873.  S.  118,  vgl.  auch  die  Mo- 
tive zum  hess.  Gesetz,  Art.  3.  Darüber,  dass  der 
Umstand,  dass  auch  externe  Zöglinge  oder  solche, 
welche  nicht  für  den  geistlichen  Stand  bestimmt 
sind,  den  Unterricht  im  Seminar  erhalten,  wie 
dies  z.  B.  bei  dem  geistlichen  Progymnasium  zu 
Dieburg  in  Hessen,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  54,  261 
und  bei  dem  bischöflichen  Gymnasium  in  Gaes- 
donck  (o.  S.  536.  n.  5)  der  Fall  war,  nichts  än- 
dert, s.  0.  S.  555. 

^  Ges.  v.  11.  Mai  1873.  $•  ^^'  „Knabensemi- 
nare und  Knaben  konvikte  ($.  9)  dürfen  nicht 
mehr  errichtet  und  in  die  bestehenden  Anstalten 
dieser  Art  neue  Zöglinge  nicht  mehr  aufgenom- 
men werden.  —  Im  Falle  der  Aufnahme  neuer 
Zöglinge  ist  der  Minister  der  geistlichen  Anstal- 
ten zur  Schliessung  der  betreffenden  Anstalt  be- 
fugt." In  Folge  dieses  Gesetzes  sind  die  o.  S.  536. 
n.  5.  aufgeführten  Anstalten,  einschliesslich  des 
Collegium  Augustinianum  eingegangen,  bezw. 
geschlossen  worden. 

«  Ges.  V.  21.  Mai  1886,  Art.  3:  „Die  kirch- 
lichen Oberen  sind  befugt,  Konvikte  für  Zöglinge, 
welche  Gymnasien,  Universitäten  und  kirchliche 
Seminare,  hinsichtlich  deren  die  gesetzlichen 
Yoraussetzungen  für  den  Ersatz  des  Universitäts- 
studiums  erfüllt  sind,  besuchen,  zu  errichten  und 
zu  unterhalten.  —  Dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  sind  die  für  diese  Konvikte  gel- 
tenden Statuten  und  die  auf  die  Hausordnung 
bezüglichen  Yorschriften  einzureichen,  sowie  die 
Namen  der  Leiter  und  Erzieher,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzutheilen.''  Es  sind  also  jetzt 
in  dem  cit.  $.  14  (s.  vor.  Anm.)  die  Worte :  „und 
Knabenkonvikte''  entfallen,  während  derselbe  im 
Uebrigen  nicht  beseitigt  ist,  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchengesetz  v.  1886.  Beriin  u.  Leipzig 
1886.  S.  15.24.  91. 
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I.  Die  Hienrehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[f.  235. 


Endlieh  dfirfen  derartige  Anatalteii  in  Baiern  ^  Frankreich^  nnd  Elsass- 
Lothringen'  nnr  mit  staatlicher  Genehmigung  begrfindet  werden,  und  derselbe 
Grundsatz  muss  auch  ftkr  W  firttemb  er  g  ^  als  massgebendes  Recht  betrachtet  werden. 


I  S.  Rdliglonsedikt  t.  1818  (o.  S.  531)  u.  kgl. 
V.  d.  Erriehtiing  n.  Leitung  y.  Eniehungs-  und 
Unterricbtsanstalten  betr.  y.  21.  April  1873,  Arcb. 
f.  k.  K.  B.  29,  442  (welche  Silbernagl,  Yer- 
ftMung  Bämintl.  Beligionsgenosiensehaften.  2. 
Aufl.  S.  93  und  Thadichum,  deutsch.  K.  R. 
2,  39  nicht  erwähnen,  obschon  ihre  Anwend- 
barkeit auf  geistliche  Bildungsanstalten  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann,  ygl.  Arch.  a.  a.  0. 
S.449;  V.  Scherer, Handb.d.K.R.l,325n. 77): 
„$.  1.  Die  Grundii ng  Ton  Erziehungs- und  Unter- 
rieh tsanstalten  durch  Korporationen,  Vereine  oder 
Private,  sowie  die  Uebemahme  der  Leitung  (Yor- 
standschaft)  einer  solchen  Anstalt  ist  nur  nach 
Yorgängiger  polizeilicher  Genehmigung  gestattet. 
%,  2.  Zustandig  zur  Ertheilung  dieser  Oenehmi- 
gung  sind  im  Allgemeinen  Jene  Behörden,  wel- 
chen die  Oberleitung  und  Oberaufsieht  über  die 
entsprechenden  öffentlichen  Erziehungs-  und 
Unterrichtsanstalten  zukommt  Im  Besonderen 
wird  bestimmt :  L  dem  kgl.  Staatsministerium  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten 
bleibt  die  Bewilligung  vorbehalten  ....  für  alle 
jene  Anstalten,  welche  die  Heranbildung  zum 
geistlichen  Stande  bezwecken."  Eine  Genehmi- 
gung zur  Errichtung  von  Kuabenseminaren  im 
eigentlichen  Sinne  ist  bisher  nicht  gegeben, 
namentlich  die  1855  beantragte  Vereinigung  des 
Knabenseminars  (Konvikts)  zu  Freising  mit  der 
dortigen  Lateinschule  und  dem  Gymnasium  zu 
einer  rein  kirchlichen  Anstalt  i.  J.  1858  von  der 
Regierung  abgelehnt  worden,  Axch.  f.  k.  K.  R. 
8,  446.  451. 

3  Das  Gesetz  v.  15.  Man  1860,  welches  das 
frühere  staatliche  Unterrichtsmonopol  durch- 
brochen und  das  Prinzip  der  Unterrichtsfreiheit 
anerkannt  hat,  betrachtet  dieselben  als  Privat- 
schulen „Etablissements  particnllers'',  und  ordnet 
art.  70  an :  „Les  Ecoles  secondaires  eccltfsiastiques 
actuellement  ex.i8tentes  sont  malntenues  sous  la 
seule  condition  de  rester  soumises  k  la  snrveil- 
lanee  de  T^tat.  II  ne  pourra  en  etre  Stabil  de 
nouvelles  sans  Vautorisation  da  gouvernement ", 
vgl.  Laband  in  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  56;  Gau- 
dry ,  traittf  de  la  lEgislatioii  des  cultes  2,  241 ; 
AndrE,  cours  alpbabdtique  de  la  Mgislation 
civile  eccMsiastique.  4  id.  4,  345.  Die  Geneh- 
migung ertheilt  das  Staatsoberhaupt,  Geigel, 
franz.  Staatskirchenrecht.  S.279,  s.  auch  S.534. 

3  Ges.  v.  12.  Febr.  1873  (G.  Bl.  f.  Els.-Lotbr. 
S.  37;  Dursy,  Staatskirchenrecht  1,  148,  wel- 
ches an  Stelle  des  cit.  franz.  Gesetzes  getreten  ist, 
vgl.  Laband  S.  61)  ^  1 :  „Das  gesammte  nie- 
dere und  höhere  Unterrichtswesen  (enseignemeut 
primaire  et  secondaire)  vird  unter  die  Au&ieht 
und  Leitung  der  Staatsbehörde  gestellt . . .  Staat- 
liche Genehmigung  ist  erforderlich :  1.  Zur  be- 
rufs-  oder  gewerbsmässigen  Ertheilung  von  Unter- 
richt ;  2.  zur  Eröffnung  einer  Schule ;  3.  zur 
Anstellung  eines  Lehrers  an  einer  Schule.  — 
Jede  Schule  kann  durch  die  Verwaltungsbehörden 
geschlossen  werden,  wenn  sie   den   staatlichen 


Anforderungen  über  Errichtung  und  Lehrplan 
nicht  entspricht;  $.  2:  Wer  ohne  die  im  $.  1 
vorgesehene  Genehmigung  berufs-  oder  gewerbs- 
mässig Unterricht  eröieilt  oder  eine  Schule  er- 
öffnet oder  an  einer  von  ihm  gehaltenen  oder  ge- 
leiteten Schule  einen  Lehrer  anstellt,  desgleichen 
wer  an  einer  wegen  Nichtbefolgung  der  staatlichen 
Anordnung  geschlossenen  Schule  den  Unterricht 
fortsetzt  oder  fortsetzen  lässt,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  100  Thalem  bestraft."  Die  Ge- 
nehmigunghatte nach  der  Ausführungs-Verordn. 
V.  10.  Juli  1873,  SjJ.  1.  7(Ges.-Bl.f.Els.-Lothr., 
S.  166;  Dursy  i;  160)  der  Oberprasident ,  an 
dessen  Stelle  jetzt  derOberBchulraäi,  Verordn.  v. 
21.  April  1883,  $.  3  (Ges.-Bl.  S.  61)  getreten  ist, 
vgl.  Geigel  S.  230.  279,  zu  ertheilen. 

Wegen  der  Beschwerde  über  die  Versagung  der 
gedachten  Genehmigung  vgl.  die  cit.  Ausführungs- 
Verordn.  V.  10.  Juli  1873,  $.  16  ff. 

Dass  alle  diese  Bestimmungen  auf  die  klei- 
nen Seminare  Anwendung  finden,  darüber 
kann  kein  Zweifel  sein,  umsoweniger,  als  die 
cit.  Ausführungs-V.  aueh  Pensionate,  in  denen 
Unterricht  ertheilt  wird ,  zu  den  Schulen  im  Sinne 
des  Gesetzes  rechnet.  Nur  reine  Knabenkonvikte 
würden  von  dem  Gesetz  nicht  betroffen  werden. 

*  Das  Gesetz  vom  30.  Januar  1862.  Art.  11: 
„Die  für  die  Heranbildung  der  Kandidaten  des 
katholischen  geistlichen  Standes  bestehenden 
Konvikte  in  Tübingen,  Ehingen  und  Rottweil 
sind  in  Absicht  auf  die  dem  Bischof  zukommende 
Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Zöglinge  und 
der  Hausordnung,  insoweit  sie  'durch  die  letztere 
bedingt  ist,  der  Oberaufsicht  der  Staatsgewalt 
unterworfen.  In  den  übrigen  Beziehungen  stehen 
dieselben  unter  der  unmittelbaren  Leitung  der 
Staatsbehörde.  Insbesondere  hingt  die  Aufnahme 
und  Entlassung  der  Zöglinge  von  der  Staatsbe- 
hörde ab  %  enthält  keine  allgemeine  Bestimmung. 
Golther,  Staat  und  Kirche  in  Württemberg. 
S.  287,  will  die  Frage,  inwieweit  etwaige  triden- 
tinische  seminaria  pnerorum  in  Württemberg 
eingeführt  werden  können,  danach  entschieden 
wissen,  ob  dieselben  ihren  Zöglingen  die  vom 
Staate  gesetzlieh  erforderte,  wissenschaftl.  Bildung 
zu  geben  im  Stande  sind.  Indem  er  das  letztere 
verneint  und  namentlich  darauf  hinweist,  dass 
das  württembergische  Recht  eine  Bildung  in  klö- 
sterlich eingerichteten  Seminaren  ausgeschlossen 
wissen  will,  kommt  er  zu  dem  Ergebuiss,  dass 
die  Regierung  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
nicht  einmal  genehmigen  dürfe.  Das  ist  alles 
richtig,  trifft  aber  nur  die  Knabenseminare,  in- 
dessen nicht  die  Konvikte,  deren  Alumnen  die 
öffentlichen  Schulen  besuchen.  Da  das  Gesetz 
V.  1862  in  dieser  Hinsicht  keine  Bestimmung 
enthält,  so  ist  das  frühere,  für  die  oberrheinische 
Kirchenprovinz  massgebende  Recht  (s.  o.  S.  530. 
537),  welches  eine  Freiheit  der  kirchlichen  Obe- 
ren hinsichtlich  der  Gründung  von  geistlichen 
Bildungsanstalten  nicht  kannte,  in  Kraft  geblie- 
ben (Art.  22  d.  Ges.  v.  1862),  und  es  wird  also 
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In  allen  genannten  Staaten ^  sind  die  gedachten  Anstalten  der  Staatsaufsicht 
nnterworfen. 

In  Frankreich  erstreckt  sich  diese  allein  „ auf  die  Sittlichkeit,  Oesnndheit 
und  Reinlichkeit  ^S  ^^^  darf  sich  auf  den  Unterricht  nur  ausdehnen,  um  ermitteln  zu 
können,  ^^ob  er  nicht  gegen  die  Moral,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  verstösst^*  2. 
In  den  Übrigen  erwähnten  Ländern,  also  in  Elsass-Lothringen^,  inBaiern^ 
und  in  Preussen^  richtet  sich  die  Aufticht  auf  die  Befolgung  aller  gesetzlichen 
Vorschriften,  namentlich  aber,  soweit  dies  in  Frage  kommen  kann  <^,  auch  auf  die 
Lehrpläne  ^  und  die  Beobachtung  der  staatsgesetzlichen  Vorschriften  über  die  An- 
stellung und  die  Verwendung  von  Lehrern  s. 

Was  die  gesetzlichen  Anordnungen  des  Näheren  betrifft,  so  sind  in  Baiern  alle 
die  Anstalten  betreffenden  Satzungen ^  in  Elsa ss-Loth ringe n^^^  die  Lehrpläne, 


fnr  Knabenkonvikte  im  Sinne  des  Textes  der 
Genehmig:ung  der  Regierung  bedürfen.  Uebrigens 
hat  die  Regierung  nicht  nur  i.  J.  1867  erlaubt, 
dasB  der  Bisehof  in  Rottenburg  ein  unter  geist- 
licher Leitung  stehendes  Konvikt,  das  Martini- 
hans, welches  vorherrschend,  obschon  nicht  aus- 
schliesslich, zur  Aufnahme  von  künftigen  Kan- 
didaten des  geistlichen  Standes  behufs  ihrer  Er- 
ziehung und  ihrer  Vorbereitung  für  die  niederen 
KouYlkte  oder  für  ein  oberes  Oymnasium  bestimmt 
ist  und  dessen  Zöglinge  die  lateinische  Lehr- 
anstalt besuchen,  welches  also  ein  Yorkonvikt  f ür 
die  B.  g.  niederen  Konvikte  zu  Ehingen  und 
Rottweil  bildet,  errichtet  hat,  sondern  dieses  In- 
stitut auch  mit  Juristisoher  Persönlichkeit  aus- 
gestattet, s.  die  Statuten  bei  ▼.Vogt,  Sammlung 
d.  Verordnungen  f.  Rottenburg  S.362;  vgl.  ferner 
Rfickgaber,  die  Dlöcese  Rottenburg  und  ihre 
Ankläger.  Tübingen  1869.  S.  59  und  Arch.  f. 
k.  K.  R.  23,  302;  35,457. 

*  Abgesehen  von  Baden  und  Hessen,  sowie 
auch  von  Preussen,  hier,  soweit  Kuabensemi- 
nare  (nicht  Konvikte)  in  Frage  stehen,  weil  in 
den  genannten  Ländern  die  betreffenden  Anstal- 
ten wegen  ihrer  Gesetzwidrigkeit  gar  nicht  ge- 
duldet werden  dürfen. 

2  Git.  Ges.  V.  15. März  1850.  Art.  11,  Dursy 
S.  148  n.  2.  In  Folge  dessen  sind  die  früheren 
Spezialbestimmungen  über  die  staatliche  Aufsicht 
(s.  0.  S.  534}  entfallen,  s.  Laband  S.  60.  61; 
Gaudry  2,  242;  Geigel  a.  a.  0.  S.  279. 

3  S.  0.  S.  558.  n.  3. 

*  Cit  V.  V.  1873.  S.  12:  nAUe  Erziehungs- 
und Unterrichtsanstalten  unterstehen  der  Ober- 
aufsieht des  Staates.  Dieses  Aufsichtsrecht  wird 
durch  jene  Stelle  oder  Behörde  ausgeübt,  welche 
nach  den  Bestimmungen  der  $$.  2.  3  u.  4  (s.  o. 
S.  558.  n.  1)  zur  Ertheilung  der  polizeiliehen 
Genehmigung  für  die  betreifende  Anstalt  zustän- 
dig ist  ... .  Die  zuständige  Aufsichtsbehörde  soll 
wenigstens  einmal  im  Jahre  die  ihr  unterstellten 
Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  inspiciren 
und  inspiciren  lassen.  Die  Aufrichtsbehörden 
haben  hierbei  auch  der  Beschaffenheit  der  von 
den  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  be- 
nutzten Lokalitäten,  der  Reinlichkeit,  der  Ver- 
pflegung und  überhaupt  der  Beachtung  der  sani- 
tätspolizeilichen Normen  entsprechende  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden.'' 


B  Ges.  V.  11.  Mai  1873  über  d.  Vorbildung  der 
Geistlichen,  $.  9,  Abs.  1 :  „Alle  kirchlichen  An- 
stalten, welche  der  Vorbildung  der  Geistlichen 
dienen  (Knabenseminare,  Klerikalseminare,  Pre- 
diger- und  Priesterseminare,  Konvikte  etc.)  stehen 
unter  der  Aufsicht  des  Staates/'  Darüber,  dass 
diese  Vorschrift  durch  das  Ges.  v.  21.  Mai  1886, 
Art3  u.5nicht  beseitigt  ist,  vgLP.Uinschius, 
d.  preuBS.  K.-Ges.  v.  1886.  S.  22 ;  s.  weiter  a.  a.  0. 
S.  26.  90;  dagegen  freilich  Heiner,  Wo  stehen 
wir  jetzt?  Dessau  1886.  S.  15,  welcher  sich  aber 
mit  dem  Wortlaut  des  Art.  5  und  mit  sich  selbst 
S.  12,  da  er  hier  die  allgemeine  Staatsaufkicht 
als  fortbestehend  erklärt,  in  Widerspruch  setzt 
Vgl.  auch  unten  S.  561.  n.  1. 

^  Das  ist  für  Preussen,  weil  es  sich  hier  nur 
um  Knabenkonvikte  ohne  ünterrieht  handelt,  s. 
0.  S.  557,  ausgeschlossen. 

7  Cit.  Bair.  V.  v.  1873.  J.  11 :  „Die  Gründer 
oder  Vorstände  der  Erziehungs-  und  Unterrichtb- 
anstalten  haben  mit  dem  Gesuche  um  die  poli- 
zeiliche Genehmigung  ihres  Unternehmens  die 
Satzungen,  Lehrpläne,  Lehrerverzeichnisse  und 
sonstigen  Nachweise  über  die  Einrichtung  der 
Anstalt  vorzulegen  und  die  erforderliehen  Auf- 
schlüsse zu  geben.  Von  der  durch  die  zuständige 
Aufsichtsbehörde  genehmigten  Organisation  darf 
ohne  besondere  Zustimmung  dieser  Behörde  nicht 
abgewichen  werden.'' 

»  Vgl.  unten  S.  560. 

»  S.  o.  Anm.  7. 

10  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  J.  7:  ^Die  Ge- 
nehmigung zur  Eröffnung  einer  Schule  ist  bei 
derjenigen  Behörde  nachzusuchen,  unter  deren 
Aufsicht  und  Leitung  die  Schule  zu  treten  hat 
—  Wenn  die  Genehmigung  von  einer  öffentlichen 
Behörde,  einer  Korporation  oder  Stiftung  nach- 
gesucht wird,  so  ist  gleichzeitig  mit  dem  Gesuch 
ein  Vorsteher  der  Schule  zu  bezeichnen.  Dem 
Gesuche  sind  beizufügen:  1.  Bescheinigungen 
über  Alter  und  Unbescholteuheit  des  Unterneh- 
mers, bezw.  des  bezeiehneten  Vorstehers,  sowie 
die  Prüfungszeugnisse  oder  sonstigen  Nachwelse 
über  die  Unterrichtsbefähigung  desselben  ($$.  4. 
5) ;  2.  die  Angabe  der  Art  der  zu  errichtenden 
Schule  und  des  in  ihr  zu  befolgenden  Lehrplanes; 
3.  die  genaue  Beschreibung  des  SchuUokals,  er- 
läutert duroh  einen  Situationsplan."  Ja  es  ist 
weiter,  und  das  trifft  auch  die  kleinen  Seminaiien, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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sowie  genaue  Angaben  über  die  Einrichtung  der  Anstalt,  in  Preussen^  die  für  die 
Konvikte  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Hansordnung  bezüglichen  Vorschriften 
der  Anfiiichtsbehörde  einzureichen  ^. 

Die  Leiter  der  Anstalten  und  die  Lehrer  an  diesen  müssen  in  Baiern  eine  fdr 
ihre  Funktion  entsprechende  Berufsbildung^  die  ersteren  auch  ein  streng  sittliches 
und  untadelhaffces  Verhalten,  die  letzteren  blos  ihre  Unbescboltenheit  nachweisen  ^. 
In  Elsass- Lothringen  wird  als  Vorsteher  (Direktor,  Hanptlehrer)  eines  kleinen 
Seminars  nnr  ein  unbescholtener  Mann  von  mindestens  25  Jahren,  welcher  seine  Be- 
fähigung, den  Unterricht  in  den  oberen  Klassen  an  öffentlichen  Schulen  der  entspre- 
chenden Art  in  zwei  Hauptfächern  zu  ertheilen,  als  Lehrer  nur  derjenige,  welcher 
unbescholten  und  die  erforderliche  Befähigung  zu  dem  ihm  zu  übertragenden  Unter- 
richt besitzt^,  zugelassen.  Dagegen  ist  in  Preussen  für  die  Leiter  und  die  Erzieher 
an  den  Knabenkonvikten  blos  die  deutsche  Reiohsangehörigkeit  erforderlich  ^. 

Einer  staatlichen  Genehmigung  der  Anstellung  des  Vorstehers  und  der  Lehrer 
bedarf  es  allein  in^Elsass-Lothringen^,  in  Baiern  ist  dagegen  nur  von  der 
Annahme  eines  neuen  Lehrers^,  in  Preussen  von  den  Leitern  und  Erziehern  der 
Aufsichtsbehörde  sofort^  Mittheilung  zu  machen. 


LabandS.  63  —  nach  dem  Gea.  v.  1873.  $.  4 
(der  Reichskanzler,  jetzt)  der  Statthalter,  Reicbs- 
geaetz  v.  4.  Juli  1879.  %.  2  (R.  G.  Bl.  S.  165) 
ermächtigt,  über  die  Qnaliflkation  der  Lehrer, 
über  die  Organisation  und  über  den  Lehrplan  der 
Schulen,  insbesondere  über  die  Unterrichtsapradie 
und  über  die  obligatorischen  Lehrgegenstände, 
sowie  über  die  Prüfung  der  Schüler  RegnlatiTe 
zu  erlassen  und  deren  Befolgung  durch  Inspek- 
toren zu  sichern  —  eine  Bestimmung,  auf  Grund 
deren  die  vorher  angeführte  Y.  v.  10.  Juli  1873 
und  ein  Regulativ  für  die  höheren  Schulen  v. 
10.  Juli  1873  (DuTsy  S.  155)  ergangen  ist. 

1  S.  0.  S  557.  n.  6. 

2  Dass  dies  auch  bei  allen  Aenderungen  zu  ge- 
schehen hat,  ist  in  Baiern,  cit.  Verord.  $.  11 
(o.  S.  559.  n.  7)  ausdrücklich  vorgeschrieben,  für 
Preussen  ergiebt  es  sich  aus  dem  Wortlaut  des 
angef.  Art.3;  für  Elsass-Lothringen  dar- 
aus, dass  die  staatliche  Genehmigung  nach  den 
dtirten  Bestimmungen  erforderlich  ist  und  nnr 
auf  Grund  der  eingereichten  Pläne  ertheilt  wird, 
wie  denn  auch  $.  8  d.  Ausf.-V.  v.  10.  Juli  1873 
vorschreibt :  „Sie  (die  Genehmigung)  gilt  nur  für 
denjenigen,  für  den  sie  ertheilt  Ist,  und  für  die 
darin  ausdrücklich  angegebene  oder  aus  dem  Ge- 
suche ersichtliche  Räumlichkeit  und  Art  und 
Ausdehnung  des  Unterrichts." 

3  Cit.  V.  V.  1873.  $.  7:  „Die  Erlaubniss  zur 
Gründung  einer  Erziehungs-  und  Unterrlchtsan- 
BtaU  ist  durch  den  Nachweis  streng  sittlichen  und 
untadelhaften  Verhaltens,  sowie  des  Besitzes  der 
erforderlichen  Mittel  bedingt."  $.  8 :  „Der  Leiter 
einer  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalt  hat 
ausser  streng  sittlichem  und  untadelhaftem  bür- 
gerlichen Verhalten  eine  der  Aufgabe  der  be- 
treffenden Anstalt  entsprechende  Berufsbildung 
nachzuweisen."  $.  9 :  „An  Unterrichtsanstalten, 
welche  ganz  oder  theilweise  für  öffentliche  An- 
stalten des  Staates  Ersatz  bieten  wollen,  dürfen 
diejenigen  Lehrfächer,  für  welche  Staatsprüfun- 


gen eingerichtet  sind,  nur  solchen  Personen  über- 
tragen werden,  welche  die  vom  Staate  für  die 
Anstellung  in  dem  gleichen  Unterrichtszweige 
vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  haben.  — 
Für  die  Lehrer  der  übrigen  Fächer  an  den  in 
Abs.  1  bezeichneten  Anstalten,  sowie  für  die 
Lehrer  an  Instituten,  deren  Aufgabe  nicht  ist, 
Ersatz  für  den  Unterricht  der  öffentlichen  An- 
stalten des  Staates  zu  bieten,  sind  anderweitige 
genügende  Befähigungsnachweise  nach  dem  Er- 
messen der  Aufsichtsbehörde,  für  sämmtliche 
Lehrer  aber  Nachweise  ihrer  Unbescholtenheit 
beizubringen."  $.10:  „Dem  Staatsministerium 
des  Innern  für  Kirchen- und  Schulaugelegenheiten 
bleibt  vorbehalten,  iu  besonderen  Fällen  anf 
Grund  anderweitiger  Belege  Dispensationen 
von  dem  vorschriftsmässigen  Nachweis  der  erfor- 
derlichen Qualifikation  für  einzelne  Lehrer  auf 
einige  Zeit  oder  für  immer  zu  bewilligen."  Die 
Entsch.  V.  8.  April  1852  Nr.  16  hatte  blosse  An- 
zeige statt  der  früheren  Bestätigung  der  Vorstände 
und  Lehrer  an  den  Knabenseroinarien  verlangt, 
sie  ist  Aber  insoweit  durch  den  Erlass  v.  20.  No- 
vember 1873,  Zeitschr.  f.K.R.  12,253  beseitigt, 
da  die  Bestimmung  des  letzteren  unter  Nr.  6  sich, 
wie  die  in  Bezug  genommene  Min.-£ntsch.  v. 
4.  Juni  1846,  Dölliuger,  Sammlung  23,  124 
ergiebt,  nur  auf  die  Prlesterseminarien  bezieht. 

*  Cit.  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  $$.  4.  6.  7. 
9  13. 
'  ö  Ges.  V.  21.  Mai  1886.   Art.  3. 

e  Ges.  V.  12.  Februar  1873.  $2;  Ausf.-V. 
V.  10.  Juli  1873.  S-  9. 

7  Cit.  V.  V.  1873.  S-  11.  Abs.  3:  „Die  Vor- 
stände haben  jeden  neu  aufgenommenen  Lehrer 
sofort  unter  Vorlage  der  vorschriftsmässigen  Nach- 
welse der  Aufsichtsbehörde  anzuzeigen  und  sind 
verpflichtet,  denselben  wieder  zu  entfernen,  wenn 
von  dieser  Behörde  der  Qualifikationsnachweis 
als  ungenügend  erklärt  wird." 

8  Art.  3  des  Ges.  v.  21.  Mai  1886.  Das  „sofort" 
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Ferner  besitat  die  AnfticlitsbeliOrde  flberall  das  Recht,  Revisionen  der  erwähn- 
ten Anstalten  vorennehmen  oder  vomehsien  zn  lassen,  nm  sieh  tbet  die  Innehaltang 
der  bestehenden  gesetsliohen  Vorschriflen  Oewissheit  zn  yerschaffen  ^ 

Endlich  steht  derselben,  bei  Nichtbeachtang  der  letzteren ,  auch  das  Recht  zu, 
die  betreffenden  Anstalten  zn  schliessen^. 

InWiirttemberg  ist  dagegen  der  Mhere  staatliche  Charakter  der  beiden  be- 
stehenden niederen  Konvikte^  beibehalten  worden.  Die  Leitung  nnd  Anfticht  Aber 
dieselben,  insbesondere  anch  die  Anfiiahme  nnd  die  Entlassung  der  Zöglinge^  kommt 
der  Staatsbehörde  (dem  katholischen  Elrchenrath)  ^  zn  ^.  Nnr  ist  dem  Bischof  das 
Recht  znr  Leitung  der  religiösen  Erziehung  und  zur  Festsetzung  der  dadurch  be- 
dingten Hausordnung  7,  sowie  das  Recht  zur  Ernennung  der  Vorsteher  und  Repeten- 
ten gesetzlich  zugestanden  worden  ^t  Aber  in  den  beiden  ersteren  Beziehungen  ist 
der  Staatsbehörde  das  Recht  der  Oberaufsicht^  gewahrt.     Es  dürfen  femer  vom 


folgt  daraus,  dass  dasselbe  schlechthin  die  Mit- 
theilnng  des  Namens  jedes  Leiten  und  aller  Er- 
zieher anordnet,  und  andernfalls  bei  einem 
Wechsel  des  Personals  der  Vorschrift  nfcht  genügt 
sein  würde. 

*  Wegen  Bai  er  n  s.  o.  S.  660.  n.  4,  wegen 
Elsass-Lothringen  Tgl.  o.  S.  559.  n.  10.  u. 
Au8f.-V.T.10.Julil873.  S.16.  FürPreussen 
ergiebt  sieh  dies  daraus,  dass  die  Konyikte  der 
staatlichen  Aufsicht  unterworfen  geblieben  sind, 
also  infolge  dessen  die  allgemeinen  Vorschriften, 
welche  für  alle  Erziehungsanstalten  gelten,  in 
Bezug  auf  sie  Anwendung  finden.  Für  diese 
schreibt  aber  das  A.L.  R.  II.  12.  %.  9  vor:  „Alle 
öffentlichen  Schulen  und  Erziehungsanstalten 
stehen  unter  der  Aufsieht  des  Staates  und  müssen 
sich  den  Prüfungen  und  Visitationen  desselben 
zu  allen  Zeiten  unterwerfen";  für  die  übrigen 
Rechtsgebiete  ist  die  Befugniss  die  Konsequenz 
des  Aufsiehtsrechtes,  da  derjenige,  welcher  ein 
solches  besitzt,  Jedenfalls  auch  befugt  sein  muss, 
Ton  dem  Zustande  der  zu  beaufsichtigenden 
Objekte  Kenntniss  zu  nehmen.  A.  M.  Heiner 
a.  a.  O.,  welcher  ohne  Grund  darauf  hinweist, 
dass  $.  9  A.  L.  R.  n.  12  durch  die  Verfassungs- 
uTlnittde  stets  als  aufgehoben  betrachtet  (I  ?)  wor- 
den sei,  und  verkennt,  dass  das  Gesetz  unter  den 
besonderen  Vorschriften  wegen  der  Staatsaufsicht 
solche  verstanden  hat,  welche  abweichend  von 
den  für  alle  Erziehungs-  und  Unterriehtsanstalten 
geltenden  allein  für  die  geistliehen  Bildungsan- 
stalten erlassen  worden  waren ,  s.P.Hinschius, 
preuss.  Kirchengesetz  v.  1886.  S.  22.04.  —  Die 
AuÜriehtsbehorde,  welche  diese  Massnahmen  zu 
treffen  hat,  ist  Jetzt  der  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten,  P.  Hinschius  a.  a.  0.  S.  25. 

«  Cit.  Bair.  V.  v.  1873.  8-  13:  „Im  FaUe  der 
Nichtbeachtung  der  von  der  zustandigen  Behörde 
gegebenen  Weisungen  oder  falls  es  Im  Interesse 
der  Slttlichkeits-  oder  der  Gesundheitspolizei 
erforderlich  wird,  kann  diese  Behörde  die  polizei- 
liche Bewilligung  für  verwirkt  erklären«;  für 
Elsass-Lothringen  vgl.  cit.  Ges.  v.  1873. 
§.1,  0.  8.  658.  n.  3  und  Ausf.-V.  v.  10.  Juli 
1873.  S-  11  ff-  (wegen  der  hier  vorgekommenen 
Schliessung  einzelner  Knabenseminare  s.  G  e  i  g  e  1 
a.a.O.  S.279.n.7);  für Preussenfolgtdas Recht 

H  i  n  s  e  k  1  o  8 ,  Kirchenreeht  lY. 


aus  der  Staatsaufsicht,  da  diese  noth wendiger- 
weise die  Befugniss  in  sich  begreift,  das  Fortbe- 
stehen gesetzwidriger  Institute  zu  hindern,  P. 
Hinschius.  a.  a.  0.  S.  28. 

»  S.  0.  S.  628. 

«  Wobei  es  allerdings  der  Staatsbehörde  frei- 
steht, den  Bisohof  darüber  zu  hören,  ob  dem  Auf- 
zunehmenden nicht  etwa  die  kanonischen  Eigen- 
schaften für  die  Erlangung  eines  Kirchenamtes 
fehlen,  und  einem  näher  begründeten  Antrage 
desselben  auf  Entlassung  eines  unwürdigen  Zög- 
lings zn  entsprechen. 

ft  Golther  a.  a.  0.  S.  357.  Die  Entfernung 
der  Zöglinge  allerdings  dem  Kultusministerium. 

6  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  11,  s.  o.  8.568. 
n.  4.  Ebenso  liegt  die  Regelung  und  Verwaltung 
der  ökonomischen  Verhältnisse  ausschliesslich  in 
der  Hand  der  Staatsbehörde. 

7  Die  halbjährlichen  Hauptberichte  sind  an 
das  Ordinariat  zu  erstatten,  femer  ihm  alle  orga- 
nisatorischen Vorschläge  betreffs  der  religiösen 
Erziehung  und  der  Hausordnung,  sowie  die  An- 
träge auf  Bestrafung  der  Zöglinge  zu  unterbreiten. 
Rückgaber  a.  a.  0.  S.  47. 

8  Git.  Ges.  Art  12:  „Dem  Bischof  steht  die 
Ernennung  der  Vorsteher  der  drei  Konvikte  (das 
dritte  ist  das  Wilhelmsstift  in  Tübingen,  s.  o. 
8.  529  und  nachher  S.  668)  aus  der  Zahl  der  an 
ihrem  Sitz  angestellten  Prof essoren  oder  Kirehen- 
diener,  sowie  die  Ernennung  der  Repetenten  an 
den  genannten  Lehranstalten  zu.  Auf  diese  Er^ 
nennung  findet  das  in  Art  4,  Abs.  1  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  angeführte  Recht  der  Staats- 
regierung zur  Ansschliessung  missliebiger  Kan- 
didaten (s.  Bd.  III,  S.  184)  Anwendung.  Die 
Geltendmachung  dieser  Rechte  bleibt  der  Regie- 
rung anoh  in  dem  Fall  vorbehalten,  wenn  ein 
Vorstand  oder  Repetent  nach  seiner  Ernennung  in 
bürgerlicher  oderpolitisoher  Beziehung  derselben 
unangenehm  geworden  ist 

0  S.  den  dt.  Art.  11,  damit  sie  im  Stande  ist, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Erziehung  der  Zög- 
linge nicht  in  einem  den  Interessen  des  Staates 
feindseligen  und  in  zelotischem  Sinne,  sowie  in 
einer  dem  Unterricht  in  den  von  den  Zöglingen 
besuchten  Gymnasien  entgegenwirkenden  Weise 
geleitet  werde ,  dass  die  Hausordnung  nicht  den 
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Bischof  nur  solche  Personen  zu  Vorstehern  and  Repetenten  ernannt  werden,  welche 
nicht  von  der  Staatsregierung  unter  Anführung  yon  Thatsachen  als  ihr  in  blirgerlicher 
oder  politischer  Hmsicht  missfällig  erkl&rt  sind,  und  zwar  müssen  die  ersteren  aus 
den  am  Orte  des  Konvikts  angestellten  Professoren  oder  Kirchendienern  ausgewfthlt 
sein/.  Falls  sich  später  nach  der  Ernennung  ein  solcher  Ausschliessungsgmnd  in 
Betreff  eines  der  gedachten  Angestellten  ereignet,  ist  die  Regierung  befugt,  von  dem 
Bischof  die  Entlassung  desselben  zu  verlangen^.  Dagegen  ist  ihr  ein  Recht  zur  Mit- 
wirkung einer  vom  Bischof  semerseits  verfttgten  Absetzung  oder  Abberufung  eines 
der  erwähnten  Eonviktbeamten  nicht  mehr  Yorbehalten  geblieben  3. 

Die  theologischen  Diöcesan- Anstalten^,  philosophiseh-theo- 
logische  Lehranstalten,  Klerikal-Seminare^  Die  ebenerwähnten  An- 
stalten, d.  h.  solche,  welche  für  das  Studium  der  Theologie  und  ihrer  Hülfiwissen- 
schaften,  namentlich  der  Philosophie,  bestimmt  sind,  also  dieselben  Bildungsziele  wie 
die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  verfolgen,  sind  in  Baden^,  in 
Hessen^,  und  in  Württemberg^  gesetzlich  ausgeschlossen. 

Die  neueste  preussische  Gesetzgebung^  lässt  dagegen  derartige  Anstalten 


Gbaraktei  einer  klösterlich  abgeschlossenen  Zucht 
an  sich  trage,  nnd  dass  endlich  nicht  unzulässige 
Disziplinarstraf mittel  zur  Anwendung  kommen, 
OoltherS. 360.  Nach  den  zur  AusfCLhrung  des 
Konkordates  mit  dem  Ordinariat  Tereinharten 
Minlsterialverfügungen  y.  4.  Mai  und  12.  Okto- 
ber 1869,  Golther  S.  358.  360;  Rückgaber 
a.  a.  0.  S.  47,  hatte  der  Bischof  der  Staatsbehörde 
Ton  jedem  bedeutsamen  Yorkommniss  in  den 
Anstalten  alsbald  Anzeige  zu  machen,  ferner  die 
an  ihn  erstatteten  Zustandsberichte  der  Vorstände 
unter  summarischer  Angabe  der  von  ihm  hierauf 
erlassenen  YerfQgungen  alle  Halbjahr  zur  Ein- 
sicht mitzutheilen ,  sowie  jede  beabsichtigte 
Aenderung  in  der  Haus-  oder  Disziplinarordnung 
und  in  den  Amtsinstruktionen  der  Vorstände  und 
Repetenten  zur  yorgängigenKenntnissnahme  der 
Regierung  zu  bringen,  damit  sich  diese  schlüssig 
machen  könne,  ob  sie  vom  staatlichen  Standpunkt 
dagegen  Einsprache  zu  machen  habe.  Daran  hat 
das  Gesetz  nichts  geändert  und  in  der  Praxis  ist 
bisher  in  dieser  Weise  verfahren  worden, 
i  S.  den  cit  Art.  12,  o.  S.  561.  n.  8. 

2  Golther  S.  366.  Sollte  der  Bischof  diesem 
Verlangen  nicht  nachkommen,  so  würde  die  Re- 
gierung die  betreffende  Person  im  Wege  der 
Administrativ-Exekution  an  der  weiteren  Thätig- 
keit  im  Konvikt  hindern  können. 

3  Als  Korrelat  des  Rechtes  der  Ernennung  kommt 
dieses  also  auch  dem  Bischof  zu.  Eine  Schranke 
gegen  Uebergriffe  desselben  liegt  für  den  Staat 
darin,  dass  der  erstere  bei  der  Neu-Emennung 
der  Vorsteher  an  bestimmte  Personen  gebunden 
ist,  und  dass  die  Professoren  an  den  von  den  Kon- 
viktoristen  besuchten  Gymnasien  staatlich  ange- 
stellt sind,  also  mit  der  bisehöflichen  Entfernung 
aus  der  Stellung  eines  Vorstehers  ihr  souBtiges 
Amt  nicht  verlieren. 

*  Dies  ist  die  Bezeichnung  inOesterreioh. 
WenninRichter-Kahl,  K.R.  8.Aufl.  S.  12Ö8. 
n.  1  behauptet  wird,  dass  noch  ein  Generalseminar 
in  Görz  bestehe,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht 
um  ein  Generalseminar  im  josephiulschen  Sinne 


(o.  S.  526),  sondern  um  ein  Zentralseminar,  wel- 
ches zugleich  das  Seminar  für  dieErzdiöoese  und 
die  Uferdiöcesen  der  Provinz  bildet,  Schulte, 
Status  p.  36.  Das  griechisch-katholieche  Zentral- 
seminar in  Wien  ist  dagegen  ein  Konvikt,  welches 
den  griechisch-katholischen  Kandidaten  die  Mög- 
lichkeit gewährt,  an  der  theologischen  Fakultät 
die  vorgeschriebenen  Kurse  durchzumachen. 

6  Nach  dem  Spraehgebrauohe  der  preussischen 
Gesetze,  s.  S.  559,  Anm.  5. 

e  Da  das  cit.  Geset2  (s.  o.  S.  557.  n.  3)  nur 
die  Errichtung  von  Anstalten  zur  theoL-prakt. 
Vorbildung  gestattet. 

7  Hier  gilt  dasselbe  wie  für  Baden,  siehe  o. 
S.  557.  n.  2. 

8  Eine  positive  Vorschrift  weist  das  Gesetz  v. 
30.  Januar  1862  in  dieser  Beziehung  nicht  auf. 
Es  hat  aber  die  firüheren  gesetzlichen  Anord- 
nungen, nach  welchen  daa  Studium  der  Theologie 
auf  der  Universität  zu  betreiben  ist,  nicht  auf- 
gehoben, 8.  0.  S.  528.  537,  vgl.  auch  Golther 
a.  a.  0.  S.  361  und  Motive  zu  dem  cit.  Gesetz. 
Art.  14  a.  a.  0.  S.  529. 

0  Ges.  V.  21.  Mai  1881.  Art.  2 :  „An  die  Stelle 
des  $.  6  des  Gesetzes  v.  11.  Mai  1873  treten  fol- 
gende Bestimmungen:  das  theologische  Studium 
kann  auch  an  den  zur  wissenschaftlichen  Vorbil- 
dung der  Geistlichen  geeigneten  Seminaren, 
welche  bis  zum  Jahre  1873  bestanden  haben, 
zurückgelegt  werden.  ^—  Zur  Wledereröfhiung 
und  Fortführung  dieser  Anstalten  sind :  1)  dem 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  die 
Statuten  und  der  Lehrplan  einzureichen  und  die 
Namen  d«r  Leiter  und  Lehrer,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzutheilen ;  2)  ist  der  Lehiplan 
dem  Universitätslehrplan  gleichartig  zu  gestalten ; 
3)  es  ist  zur  Anstellung  an  diesen  Anstalten  die 
wissenschaftliche  Befähigung  erforderlich,  an 
einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  Disziplin 
zu  lehren,  für  welche  die  Anstellung  erfolgt  — 
Diese  Seminare  sind  nur  für  diejenigen  bestimmt, 
welche  dem  Sprengel  angehören,  für  den  das 
Seminar  errichtet  ist.   Hiervon  kann  jedoch  der 
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mllein  insoweit  zu,  als  sie  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  11 .  Mai  1873  ^  bereits 
besondere  haben  ^^  und  hat  ausserdem  blos  den  BisehGfen  von  Osnabrück  und  Lim- 
burg das  Recht  gewährt,  solche  in  ihren  Sprengein  (aber  auf  eigene  Kosten)  zn  errich- 
ten'. Die  frühere  Beschränkung,  dass  an  diesen  Seminaren  nur  solche  Kandidaten, 
welche  der  Diöcese  angehören,  fQr  die  das  Seminar  bestimmt  ist,  das  theologische 
Studium  ablegen  durften,  ist  neuerdings  ebenfalls  beseitigt^,  und  damit  den  Bischöfen 
die  Mö^chkeit  gegeben  worden,  die  Kandidaten  von  dem  üniversitfttsstudium  fern- 
zuhalten und  lediglich  auf  den  Seminaren  ausbilden  zu  lassen. 

Eine  besondere  staatiiche  Genehmigung  fOr  die  Wiedereröffiiung  der  frflher  ge- 
schlossenen oder  fOr  die  ErOffiiung  der  neuerdings  zugelassenen  Anstalten  ist  nicht 
erforderlich^.  Die  Bischöfe  sind  ohne  weiteres  dazu  ermächtigt,  sofern  nur  der  Lehr- 
plan dem  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  der  üniyersitäten  gleichgestaltet 
ist^,  und  die  Leiter  der  Anstalt,  sowie  die  an  denselben  dauernd  oder  widermflich 
angestellten  Lehrer  ^  die  deutsche  Reichsangehörigkeit,  die  letzteren  auch  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  besitzen^,  an  einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  von  ihnen 
vertretenen  Disziplin  zu  lehren  9,  und  zwar  von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  die 
demnächst  zu  besprechenden  Mittheilungen  dem  Kultusminister  gemacht  worden  sind  ^^. 

Nach  Lage  der  obwaltenden  Verhältnisse  ist  durch  die  erwähnten  Vorschriften 
in  Pr  eussen  wie  frflher  nach  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1873,  so  jetzt  wenigstens 
noch  thatsächlich  die  Begründung  von  theologischen  Lehranstalten  fflr  solche  bischöf- 
liche Sprengel,  in  denen  katholisch-theologische  Fakultäten  bestehen,  ausgeschlossen  ^  ^ , 


Minister  der  geistliehen  Angelegenheiten  Aus- 
nahmen gestatten.  —  Der  Minister  der  geist- 
liehen  Angelegenheiten  macht  die  zur  vlssen- 
sehaftlichen  Vorbildung  geeigneten  Seminare 
öfrentlich  bekannt  —  Die  Wiedereröffnung  der 
Seminare  f&x  die  Brzdlöoese  Gnesen-Posen  nnd 
die  Diooese  Knlm  wird  dnrch  kgl.  Verordnung 
bestimmt.'' 

1  P.  Hinsehint,  prenss.  Kirchengesetz  von 
1886.  S.  10. 

s  Nach  %.  6  des  dnrch  den  cit.  Art  2  beseittg- 
ten  Gesetzes  y.  11.  Mai  1873  waren  solche  Kleri- 
kalseminare nur  an  denjenigen  Orten  zugelassen, 
in  welchen  sich  keine  theologischen  Fakultäten 
befanden.  Das  entsprach  dem  thatsächlloben  Zu- 
stande, da  bei  der  Ausführung  der  Bulle:  De 
Salute  animamm  v.  16.  Juli  1821  allein  diejenigen 
Diöeesen,  in  welchen  keine  UnlTersltlten  oder 
Akademieen  mit  katholisch-theologischen  Fakul- 
täten Torhanden  waren,  Klerikalseminare  erbalten 
haben,8.o.S.Öd2.  n.  6u.  P.  Hinscbius  a.a.O. 
S.  10.  In  Folge  der  Nichtbeachtung  des  Gesetzes 
Ton  1878  sind  die  zu  Paderborn,  Trier,  Posen, 
Pelplin,  in  den  neueren  Provinzen  Fulda  und 
Hildesheim  geschlossen,  jetzt  aber  auf  Grund  des 
cit  Art  2  (Ende  1886  und  Anfang  1887)  Trier, 
Paderborn  und  Fulda  wieder  eröflüet  worden. 

«  Gesetz  ▼.  29.  AprU  1887.   Art.  1.  $.1. 

^  Durch  das  in  der  Tor.  Anmerk.  dt.  Gesetz 
Artl.  S.2. 

6  Alles  im  Text  Angeführte  bezieht  sich  nicht 
auf  Gnesen-Posen  undKulm,  da  fflr  diese 
Diöcesen  durch  Art.  2  des  Ges.  t.  21.  Mai  1886 
eine  besondere  Regelung  durch  kSnlglicbe  Ver- 
ordnung vorbehalten  ist.    Durch  kGniglicbe  An- 


ordnung ist  im  Juni  1887  übrigens  die  Wieder- 
eröffnung des  Kulmer  Seminars  gestattet  worden. 

6  D.  h.  der  Lehrplan  muss  In  demselben Maasse, 
wie  der  Lebrplan  der  erwähnten  Fakultäten,  ein 
wissenschaftliches  Studium  der  Theologie  und 
ihrer  Hülfswissenschaften  ermöglichen.  Darüber 
hat  der  Kultusminister  zu  entscheiden,  P.  Hin- 
scbius S.  13. 

f  P.  Hinscbius  S.  12. 

d  Die  Leiter  blos  dann,  wenn  sie  zugleich  als 
Lehrer  funglren. 

9  D.  b.  es  muss  sich  der  betreffende  Lehrer  an 
einer  deutschen  Staatsuniversitat  für  diejenigen 
Fächer,  in  denen  er  an  der  Anstalt  lehren  soll, 
als  PrlTstdozent  babilirt  haben  oder,  da  auch 
Gelehrte,  welche  sich  in  anderer  Weise,  z.  B. 
durch  literarische  Thätigkeit  hervorgethan  haben, 
durch  die  Unterrichtsyerwaltung  In  akademische 
Lehrämter  befördert  werden  können,  die  Erklärung 
des  Kultusministers  darüber  eingeholt  werden, 
ob  er  die  in  Aussicht  genommene  Persönlichkeit 
für  geeignet  erachtet,  als  Privatdozent  an  einer 
StaatsuniTersiUt ihätlg  zu  sein,  P.  Hinscbius 
a.  a.  0.  S.  12  und  preussische  Kirchengesetze  t. 
1873.  S.  121.  n.  4. 

10  Sind  die  gedachten  Bedingungen  erfüllt,  so 
ist  der  Minister  verpflichtet,  die  im  Art  2  ge- 
dachte Anerkennung,  dass  die  betreffende  Anstalt 
zu  wissenschaftlicher  Vorbildung  geeignet  sei, 
d.  h.  geeignet,  das  theologische  Studium  au  einer 
Staatsuniversität  zu  ersetzen,  seinerseits  zu  er- 
lassen. Das  ist  auch  hinsichtlich  der  Anm.  2  u.  5 
gedachten  Seminare  geschehen, 
ii  Vgl  oben  Anm.  2. 
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also  die  Zulassung  der  ersteren  in  Prengsen  nieht  ToUkommen  frei  S  s4Mideni  Uos 
innerhalb  eines  fest  bestimmten  ümfanges  gesetzlich  statthaft  3. 

In  Baiern,  in  Frankreich  nnd  Elsass-Lothringen  bedarf  es  znr  Er- 
richtong  der  hier  fraglichen  Anstalten  der  Oenehmignng  der  Staatsbehörde',  irogegm 
in  Oesterreich^  eine  solche  nicht  erfordert  wird. 

Die  Anstellung  der  Vorsteher  nnd  der  Direktoren,  sowie  ihre  Entfemnng  steht 
abgesehen  von  Baiern^  den  Bischöfen  sn^  jedoch  ist  in  Oesterreioh  naok  einem 
i.  d.  J.  1849  n.  1850  zwischen  derRegiemngnnd  demEpiskopat  getroflfoneii,  anch  naefa 
dem  Konkordate  festgehaltenen  üebereinkommen^  bestimmt,  ^dass  ^e  the^ogische 
Professur  für  die  Regel^  allein  an  solche,  welche  ihre  BeAhignng  dnroh  eine  sehrift- 
liche  Prüfung  und  einen  mündlichen  Probevortrag  dargethan  habend,  verliehen^,  nnd 
•zu  diesem  Behnfe  Yon  dem  Ordinariate,  an  dessen  Lehranstalt  eine  Stelle  erledigt  ist, 


^  DasB  die  Bischöfe  etwa  beliebig  solche  An- 
stalten anter  y erzieht  darauf,  dass  diese  als  staat- 
lich geeignet  (s.  vor.  Anm.)  anerkannt  werden, 
gründen,  würde  gegen  den  Artikel  2  des  eit.  Ge- 
setzes und  Art  1  des  Ges.  v.  29.  April  1887  yer- 
stossen. 

2  Praktische  Bedeutung  hat  diese  Besckrinknng 
freilich  nicht  mehr,  s.  S.  563.  n.  4. 

3  Die  Lyceen,  die  philosophisch-theologischen 
Lehranstalten,  sind  in B ai  er n  staatliohe  Anstal* 
ten,  welche  der  Staat  selbstyerständllch  allein 
errichten  kann.  Es  kommt  daher  hier  nur  in 
Frage,  ob  die  Bischöfe,  wenn  sie  keine  staatlichen 
Mittel  beanspnichen  wollen,  berechtigt  sind, 
ihrerseits  frei  nnd  ungehindert  derartige  Bildnngs- 
anstalten  zu  begründen.  Die  Regierung  hat  dies 
stets  auf  Grund  des  Religionsedlktes  y.  1818 
(s.  0.  S.  558.  n.  1)  verneint.  Während  in  dem 
Eichstädter  Fall  (s.  o.  S.  532.  n.  2)  eine  Vereini- 
gung getroffen  worden  Ist,  hat  die  Regierung  1864 
die  vom  Bischof  von  Speler  ohne  ihre  Zustim- 
mung eröffnete  theologische  Lehranstalt  polizei- 
lich schliessen  lassen,  Arch.  f.  k.  E.  R.  lo,  107; 
Silbernagl,  Verfassung  s&mmtl.  Rellgions- 
genossen Schäften.  1.  Aufl.  S.  810.  n.  9 ;  Schrei- 
ben Plus'  IX.  an  die  balr.  Bischöfe  y.  23.  Mai 
1865,  cit.  Aroh.  14,  308.  —  Jetzt  kommen  die 
SS-  1.  2  der  schon  angef.  V.  y.  1873  (o.  S.  568. 
n.  1)  In  Betracht,  nach  welchem  $.  2,  I.  die  Be- 
willigung des  Staatsministeriums  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulsachen 
„für  alle  Anstalten,  welche  ganz  oder  theUwelse 
Ersatz  bieten  wollen  für  die  Universitäten,  die 
polytechnische  Hochschule,  Lyceen"  Torbehalten 
Ist.  —  Ueber  Frankreich  u.  Elsass-Loth- 
rlngen  siehe  o.  S.  534.  Staatliche  theologische 
Fakultäten  bestehen  zwar  neben  den  Semlnarien 
In  Frankreich,  sie  kommen  aber  praktisch  nicht 
in  Betracht,  da  sie  nicht  als  kanonisch  errichtet 
gelten  und  von  den  Geistlichen  nicht  besucht  wer- 
den, An  dr^  1.  c.  3,  854. 

4  Vgl.  Art  17  des  Konkordates  v.  1855  (oben 
S.  556.  n.  7>  Das  Gesetz  v.  7.  Mal  1874.  $•  30 
(s.  Bd.  U.    S.  509)  hat  nichts  geändert. 

Die  theologischen  Diöoesan  -  Anstalten  sind 
hier  mit  den  Klerikal-Seminaren  (genauer  Kon- 
ylkten)  in  der  Art  verbunden,  dass  die  Zöglinge 
der  letzteren  an  den  ersteren  ihre  theologischen 
Studien  machen,  wennschon  dort  auch,  freilich 


yerelnzelt,  solche,  die  nicht  in  die  Semlnarien 
aufgenommen  sind,  studiren,  Schulte^  Status 

^  Denn  wegen  des  staatlichen  Charakters  der 
Lyceen  sind  die  gedachten  Beamten  sftaatUche, 
über  deren  Anstellungund  Entfernung  der  Staat  zu 
belinden  hat.  Die  In  der  Mln.-E.  y.  8.  April  1852, 
Nr.lSin  Aussicht  gestellte  Rücksichtnahme  aal  die 
Wünsche  der  Bischöfe  bei  der  Besetzung  der  Lehr- 
stellen an  den  Lyceen  ist  in  dem  Mln.-Erlass  v. 
20.  November  1873  (Zeltsohr.  f.  K.  B.  12,  269) 
nicht  aufrechterhalten  •  vgl.  dazu  auch  Arch.  f. 
k.  K.  R.  29,  450. 

Bei  der  Zulassung  rein  bischöflicher  Lehran- 
sUlten  (s.  0.  Anm.  3)  würde  nach  $.  14  d.  Vdg. 
(„Werden  einer  durch  Korporationen,  Vereine 
oder  Private  errichteten  EndehungS'-  oder  Unter- 
richtsanstalt besondere  Rechte  oder  Zuschüsse 
aus  Staats-  oder  Kreisfonds  bewilligt,  so  können 
hierfür  auch  besondere  Verpflichtungen  auferlegt 
werden^)  die  Ernennung  an  die  staatliche  Bestä- 
tigung geknüpft  werden  können,  wie  dies  bereits 
früher  in  dem  erwähnten  Elohstädter  Fall  ^siehe 
Anmerk.  3)  geschehen  ist. 

^  Wegen  Frankreich  und  Elsass-Loth- 
rlngen  a.  o.  S.  534;  für  Oester reich  folgt 
dies  aus  Art.  17  d.  Konk. 

7  Schreiben  des  Episkopates  v.  15.  Juni  1849, 
coli.  conc.  Lac.  5,  1362;  Vortrag  des  Kultnimin. 
y.  13.  April  1850,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutseh. 
K.  R.  Heft 2.  S.60;  V.  v.  30.  Juni  1850,  a.a.O. 
S.  73,  femer  Zuschrift  d.  Episkopates  v.  16.  Juni 
1856,  coli.  conc.  cit.  5, 1261  u.  V.  d.  Kult-Mtn. 
y.  29.  März  1858,  Arch.  f.  k.  K.  R.  2, 758,  welche 
die  in  der  obengedachten  Zuschrift  aufgestellten 
Vorschläge  als  dem  Konkordat  entsprechend  an- 
erkennt. Die  Vdg.  v.  1850  u.  1858  auch  bei  F. 
Frh.  y.  Sohweickhardt,  Samml.  der  für  die 
Österr.  Universitäten  gültigen  Gesetze  n.  Verord- 
nungen. 2.  Aufl.  Wien  1885.  1,  261.  272. 

8  Die  Prüfung  wird  unter  Leitung  des  Bisehofii 
durch  die  von  ihm  bestimmten  theologischen  Pro- 
fessoren und  einen  Ordinariatskommissar  yorge- 
nommen.  Männern,  welche  ihre  Fähigkeit  durch 
Leistungen  als  Lehrer  oder  Schriftsteller  hinrei- 
chend bewährt  haben,  kann  indessen  die  Prüfang 
erlassen  werden« 

9  Die  Anzeige  geht  an  den  Statthalter,  wel- 
cher nöthigenfalls  weiter  zu  berichten  hat. 
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eine  Konkusprttfiing  aiugeBchrieben  werden  soll.  Auch  ist  der  Staatsregierimg  nicht 
nur  von  der  Anstellung  der  eben  gedachten  Professoren,  sondern  auch  aller  anderen 
Lehrer  Anzeige  £u  machen  und  anzufragen,  ob  denselben  kein  politisches  Bedenken 
entgegensteht  ^ 

biPrenssenist  dagegen  allein  eine  Mittheilung  Aber  die  Personen  der  Leiter 
und  Lehrer  an  den  Kultusminister  erforderlich  3. 

üeber  die  Qualifikation  der  Leiter  und  Lehrer  entscheiden  inOesterreich^, 
in  Frankreich  und  Elsass-Lothringen  allein  die  Bischöfe^,  in  Preussen 
awar  ebenfalls,  aber  hier  müssen  die  anzustdlenden  Personen  die  bereits  0.  S.  563 
erwähnten,  staaüich  Yorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzen. 

In  Frankreich  und  Elsass^-Lothringen  bedürfen  femer  die  Reglements^, 
d.  h.  alle  die  Anstalten  betreffenden  allgemeinen,  Studien*-,  Haus-  und  sonstigen  Ord- 
nungen® der  (Genehmigung  des  Staatsoberhauptes^  und  können  auch  nur  mit  dieser 
abgeindert  werden.  In  Preussen  sind  allein  die  Statuten  der  Lehranstalt  und  der 
dem  Universitätslehrplaa  gleichartig  zu  gestaltende  Lehrplan  dem  Kultusminister 
einzureichen,  und  von  der  ErfttUung  dieser  Vorschrift  hftngt  die  staatliche  Berechti- 
gong  der  Anstalt  zur  Fortezistenz  ab  ^.  Dagegen  ist  für  Oesterreich  blos instruk- 
tioneil vorgeschrieben,  dass  die  Bischöfe  zu  Anfang  jedes  Studienjahres  eine  Perso- 
nalsstaadatabelle  des  Lehrkörpers,  ein  Verzeichniss  der  Lehrgegenstände  mit  Angabe 
der  Stundenzahl,  sowie  ein  nach  Lehrgängen  geordnetes  Verzeichniss  der  Schtüer  mit 
Angabe  ihres  Alters,  und  bei  denen  des  ersten  Studienjahres  auch  mit  dem  Nachweis 
ihrer  Vorstudien,  dem  Kultusministerium  durch  die  Statthalterschaft  einzusenden 
haben  <^. 

In  Betreff  der  Au&ahme  von  Zöglingen  haben  die  kirchlichen  Oberen  freie  Hand, 
da  auch  in  Preussen  die  frühere  Beschränkung  (s.  0.  S.  563)  fortgefallen  ist.  Nur 
in  Oesterreich  können  nach  dem  schon  gedachten  üebereinkommen  aUein  solche  zu 
den  theologischen  Studien  angenommen  werden,  welche  das  unter-  und  Obergymna- 
sium mit  hinreichendem  Erfolg  zurückgelegt  haben  i<^. 

^  Schieiben  Pins*  IX.,   Optime  noscitis  Tom  ments  de  oette  (ngaiiisatloii''  alle  die  Einrichtung 

6.  NoTembei  1866,  Aich.  f.  k.  K.  B.  1,  XXYII:  deiSeminarien  betreffenden Ordnnngen  umfassen. 

„In  sellgendis  autem  profeesoTlbui  lea  magistris  "^  Auch  in  Elsass-LotiiringenUt  diese  Befugniss 

«Ingniarem  diligentiam  et  yigüantLam  adhibete  nicht  auf  den  Statthalter  übertragen. 

et  graTissimnm  doeendl  mnnus  nolite  unquam  ^  Cit.  Art.  2  des  Ges.  v.  1886,  vgl.  P.  Hin- 

committeie,   nisl  viiis,  qul  religione,  pletate,  sehlus  a.  a.  0.  S.  27. 

Titae  integiltate,  momm  grarltate  ac  sanae  doc-  9  Vgl.  Kult.-Min.-y dg.  y.  29.  März  1868,  Arch. 

tiinae  laude  omnino  praestent ....   Insuper f.  k.  K.  B.  2,  769,  in  welcher  ausdrücklich  her- 

antequam  eligatis  semtnarii  profeesores  etmagie-  vorgehoben  ist,  dass  dadurch  „die  selbstständige 

tiDS  opus  est,  Qt  diligentissime  inquiratis  et  certl  kirchliche  Leitung  der  betreifenden  Lehranstalten 

sitls,  num  ipsa  Oaeearea  et  ApostoUca  Maiestas  nicht  beirrt  werde  ^,  sowie  dass  seitens  des  Kai- 

allqnid  oentra  illos  babeat  eirca  res  politlcas.*'  sers  allerdings  die  Erwsrtung  ausgesprochen  sei, 

Sin  Ausschliessangsreoht,  dessen  Verletxung  die  dass  die  Bischöfe  die  gedachten  Bestimmungen 

Nichtigkeit  der  Anstellung  für  den  Staat  herbei-  nicht  ohne  Yorwissen  der  Begierung  abändern 

fahrt,  ist  damit  offenbar  nicht  gewihrt.  würden. 

«  und  xwar  bei  jedem  Wechsel,  weü  der  cit  w  Vgl.  die  dt.  V.  v.  29.  Mte  1868,  Arch.  t  k. 

Art.  2,  0.  8.  662.  n.  9  gleichfalU  von  der  Fort-  K.  B.  2,  767  (Nichterfüllung  der  Wehrpflicht 

führung  der  Anstalten  handelt.  hindert  die  Aufnahme  nicht,  a.  a.  0.  23,  410). 

'  Vgl.  0.  S.  664.  Wegen  Frankreich  und  Elsass-Loth- 

^  8.  0.  S.  684.  n.  7.  ringen  s.o.  S.  634.  n.  7.  Wenn  das  Ministerium 

^  8.  0.  S.  684.  n.  4,  Dekret  t.  17.  März  1808.  die  ganzen  und  halben  Freiplätze  in  den  grossen 

Art.  3,  Dnrsy  1,  129.  Seminaren  zu  Strassburg  und  Metz  für  die  Begel 

^  Oaudry  I.e.  2,  182  und  Oeigel  S.  272  nur  Zöglingen  gewährt,  welche  in  Deutschland 

▼erlangen  dies  nnr  für  die  grundlegende  Norma-  ausgebildet  sind,  G  e i  gel ,  S.  277,  so  fäUt  dies 

tlY- Verordnung,  aber  ohne  Anhalt,  da  die  ,)regle-  nicht  unter  den  oben  gedachten  Gesichtspunkt.- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieielbe. 
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Fttr  PreuBsen  folgt  ferner  ans  der  allgemeinen  Staatsanfiiieht  das  Recht  des 
Knltosministers,  Revisionen  der  erwähnten  Anstalten  zu  veranlassend 

Was  die  Dnrchftlhrung  der  staatlichen  Bestimmungen  betrifit,  so  ist  der  Kaltaa- 
minister  in  Preussen  bei  der  Nichtbeobachtnng  der  o.  S.  562  ff.  besprochenen  Vor- 
schriften nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  sogar  verpflichtet,  die  Anstalten  bis  zur 
Erfailung  derselben  zu  schliessen  ^^  die  fQr  sie  bewilligten  Staatsmittel  einzubehalten  ^ 
und  die  weiter  eintretende  Folge,  dass  das  Seminar  nicht  mehr  zur  wissenschaftiichen 
Vorbildung  geeignet  ist^  durch  öffentliche  Bekanntmachung  auszusprechen^.  In 
Frankreich  und  Elsass-Lothringen  erscheint  eine  Schliessung  bei  unterlassener 
Einholung  der  vorgeschriebenen  Genehmigung  für  die  Errichtung  der  Seminare  und 
die  Aufstellung  und  Abänderung  des  Reglements^  ebenfalls  zulässig <^.  Dagegen  be- 
steht in  0  est  er  reich  kein  Recht  fttr  die  Staatsregierung,  die  ihr  durch  das  üeber- 
einkommen  gewährten  Befägnisse  mit  Zwang  zur  Durchführung  zu  bringen  7. 

Während  die  württembergische;  badische  und  hessische  Oesetigebung 
die  Ablegung  der  theologischen  Studien  auf  einer  Staatsuniversität  unbedingt^,  die 
preussische  wenigstens  als  Regel  fordert^,  steht  in  Baiern^^  und  in  Oesterreioh  ^^ 
das  theologische  Studium  an  den  Lyceen,  bezw.  den  bischöflichen  Lehranstalten  dem 
an  den  Universitätsfakultäten  gleich. 

Die  Konvikte  für  Studirende  der  Theologie.  Besondere  Anstalten,  in 
welchen  die  Studirenden  der  Theologie,  mögen  sie  behufs  ihres  Studiums  Fakultäten 


i  Hier  trim  die  Ansfühning  S.  561.  n.  1  eben- 
falls zu. 

2  Das  ergiebt  die  Fassung  des  Alt  2  des  cit 
Ges.  V.  1886;  P.  Hinschius  a.  a.  0.  S.  27. 

^  Weil  der  Staat  für  gesetzwidrig  existiiende 
Anstalten  keine  Mittel  gewähren  darf. 

*  P.  Hinschius  a.  a.  0.  S.  28. 

5  S.  0.  S.  564.  565. 

^  Denn  tou  der  Innehaltnng  dieser  Erforder- 
nisse hängt  ihre  staatliche  Berechtigung  ah.  — 
Dass  die  Regierung  auch  die  Mittel  für  die  Frei- 
plätze an  solchen  Anstalten  zurückhalten  kann, 
yersteht  sich  von  selbst 

^  Diese  erscheinen  gegenüber  dem  Art  17  des 
Konkordates,  welcher  die  betreffenden  Beschrän- 
kungen nicht  kennt,  blos  als  Konzessionen,  vgl. 
auch  0.  S.  565.  n.  9.  So  hat  auch  die  Allerh.  Ent- 
schliessung  y.  8.  März  1858  nur  angedroht,  dass 
bei  Nichtinnehaltung  der  erwähnten  Yorschriften 
bei  der  Besetzung  der  Pfründen  landesfürstlichen 
Patronates  oder  des  Patronates  eines  öffentlichen 
Fonds ,  sowie  bei  der  Yerwendung  von  Priestern 
zu  öffentlichen  Lehrämtern  auf  den  Umstand  werde 
Rücksicht  genommen  werden ,  ob  die  Bewerber 
ihre  Studien  nach  den  gedachten  Vorschriften 
zurückgelegt  haben,  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  159. 

Was  Baiern  betrifft,  so  würden  für  etwa  firei 
yon  den  Bischöfen  errichteten  Anstalten  n&ch 
Massgabe  des  S.  564.  n.  3  u.  n.  5  Bemerkten  alle 
auch  für  die  Knabenseminare  geltenden  Vor- 
schriften der  Vdg.  v.  1873  (s.  o.  S.  561)  zur  An- 
wendung kommen. 

8  S.  0.  S.  552. 

0  S.  0.  S.  552,  s.  aber  auch  S.  563. 

»0  S.  0.  S.  552. 

11  Wennschon  hier  an  einigen  Orten  die  Semi- 


nar-Zöglinge die  theologischen  Fakultäten,  so 
z.  B.  in  Wien  und  Prag  ( —  solche  bestehen  ausser- 
dem in  Innsbruck,  Graz,  Lemberg  und  Krakau, 
ferner  zwei  theologische  Fakultäten  ausserhalb 
des  Univeisitätsverbandes  in  Olmütz  und  Salz- 
burg — ^  besuchen,  so  stehen  die  Dlöcesan-An- 
stalten  und  die  Fakultäten  doch  nicht  in  dem 
Verhältniss,  dass  die  eine  nothwendig  durch  die 
andere  ersetzt  werden  müsste,  vielmehr  sind  die 
Bischöfe  berechtigt,  auch  neben  den  Fakultäten 
beliebig  Diöcesananstalten  zu  errichten,  sowie  sie 
nur  keine  staatlichen  Mittel  dafür  beanspruchen, 
und  es  können  auch. die  Professoren  dev  theolo- 
gischen Fakultät  zugleich  Lehrer  an  den  Diöeesan- 
semlnaren  sein,  Tgl.  auch  Kult-Min.-V6rordg.  ▼. 
30.  Juni  1860,  Beiträge  zum  preus«.  u.  deutsch. 
K.  B.  Heft  2.  S.  77:  „Die  theologischen  Fakul- 
täten waren  bisher,  ebensowie  die  Dlöcesan-Lehi^ 
anstalten,  lediglich  dazu  eingerichtet,  den  Kan- 
didaten des  geistliohen  Standes  die  ihnen  für 
ihren  praktischen  Beruf  unerlässllehe  Bildung  zu 
geben.  Es  ist  ein  tief  begründetes  Bedürfiiisa, 
dass  sie  fortan  die  Wissenschaft  in  einem  Maasse 
fördern,  welches  die  gemeinsamen  Bedürfnisse 
der  Bildung  aller  für  die  Seelsoxge  bestimmten 
Geistlichen  übersteigt,  und  es  wird  die  Sache  der 
Regierung  sein,  nach  Zulasa  der  Umstände  für 
die  zu  dem  Ende  erforderliche  Vermehrung,  der 
Lehrkräfte  zu  sorgen.  Damit  wird  es  in  den  mei- 
sten  Fällen  sehr  wohl  Tereinbaz  sein,  dass  die 
Professoren  der  Fakultät  oder  einige  aus  ihnen 
Jene  Vorträge  halten,  deren  nächster  Zweck  die 
Bildung  der  Kandidaten  des  geistliohen  Standes 
für  ihren  Beruf  ist  und  dass  daher  die  Diöcesan- 
Lehranstalt  von  den  Fakultätsprofessoren  mit  be- 
sorgt werde.**     ^ 
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oder  Diöcesan-Lehransialten  besuchen,  anter  geistlicher  Leitung  vereinigt  nnd  zu 
einer  streng  geregelten  Lebensweise,  sowie  znr  Theilnahme  an  geistliohen  üebungen 
angehalten  werden,  können  in  0 esterreich  frei  von  den  Bischöfen  begrflndet  wer- 
den ^  In  Pr  enss  en^  ist  die  Errichtnng  solcher  EonTikte  fttr  Kandidaten  des  geisir- 
lichen  Standes  gestattet,  welche  auf  den  Universitäten  oder  anf  den  staatlicherseits 
fOr  den  Ersatz  desüniyersitfttsstndinms  als  geeignet  anerkannten  Klerikal-SeminarenS 
stndiren.  In  Baiern ^  bedarf  es  ftlr  neue  derartige  Anstalten  der  Genehmigung  des 
Kultusministers  ^  In  Württemberg  wllrde  ebenfalls  eine  staatliche  Erlaubniss  er- 
fordeilich  sein  ^  In  B  a  d  e  n  ^  und  inHessen^istdie  Errichtung  derartiger  Anstalten 
gesetzlich  ausgeschlossen. 

Einer  Btaatsau&ioht  unterliegen  diese  Konvikte  inOesterreich  nicht,  nur  ist 
der  Staatsregierung  das  Recht  zugestanden,  vor  der  Anstellung  der  Direktoren  und 
Lehrer,  welche  in  der  Hand  der  Bischöfe  liegt,  ihre  politischen  Bedenken  geltend  zu 
machen^.  In  Baiern  fallen  die  bereits  bestehenden  Konvikte,  soweit  sie  nicht  blos 
Prieieiterseminare  im  eigentlichen  Sinne  sind,  unter  dieselben  Vorschriften,  ^e  die 


i  Art.  17  des  Konkordats.  Sie  sind  Mer  mit 
den  Diöces&Danstalten  Terbunden,  Tgl.  o.  S.  564. 
n.  4;  doch  glebt  es  auch  besondere  derartige 
KoüTlkte,  seminarla  clerioorom,  deren  Alumnen 
die  Torlesungen  der  theologischen  Fakultäten 
hören,  so  e.  B.  in  Prag  und  Wien,  Schulte, 
Status  p.  22.  44. 

«  Art  3  d.  Ges.  v.  21.  Mal  1886,  o.  S.  667.  n.  6. 

s  S.  0.  8.  663. 

^  Hier  haben  die  staatlichen  Fonds  nur  zur 
Gründung  tou  eigentlichen  Priester-Seminaren 
(aueh  Kierlkalsemlnare  genannt),  d.  h.  für  solche, 
in  welche  die  Kandidaten  behufs  des  letzten  für 
die  Praxis  vorbeieitenden  Kursus  unentgeltlich 
aufgenommen  werden,  ausgereicht,  Jedoch  haben 
die  Bischöfe,  soweit  es  ihnen  möglich  war,  in 
Verbindung  mit  diesen  Alumnaten  oder  Konylk- 
ten  auch  KonTikte  für  die  Kandidaten  der  frühe- 
ren Kurse,  slso  diejenigen,  welohe  noch  an  den 
Fakultäten  oder  Lyeeen  studiren,  eingerichtet, 
worin  denselben  gegen  eine  massige  Vergütung 
Verpflegung  gewahrt  wird,  Schulte,  L  c.  p.  92; 
Permaneder,  K.  R.  4.  Aufl.  S.  216  und  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 
3,  1078.  Ausserdem  besteht  in  München  unter 
staatlicher  Leitung  das  s.  g.  ooUegium  Gregoria- 
num,  welches  Studlrende  der  Theologie  aus  dem 
ganzen  Lande  aufnimmt. 

»  Nach  der  o.  dt  V.  v.  1873  (s.  o.  S.  568.  n.  1), 
denn  auch  diejenigen  Konvikte,  welche  die  Kan- 
didaten nicht  hlos  für  die  praktische  Seelsorge 
vorbereiten,  sind  Anstalten,  welche  die  Heran- 
bildung zum  geistlichen  Stande  bezwecken,  so 
auch  Aroh.  f.  k.  K.  R.  29,  448.  Allerdings  hat 
mit  Rücksicht  auf  die  Nr.  16  der  Allerh.  Entsch. 
V.  8.  April  1862  (^Von  förmlicher  Bestätigung 
der  Vorstände  und  Lehrer  an  den  bischöflichen 
Klerikal- ...  Seminaren  wird  Umgang  genommen, 
und  soU  die  hlosse  Anzeige  genügen,  wenn  nieht 
in  der  einschlägigen  Stlftungs-  und  Dotations- 
urkunde ein  hesonderes  landesherrliches  Recht 
Torbehalten  ist^  der  Min.-Erl.  v.  20.  November 
1873  (Zeltschr.  f.  K.  R.  12,  260)  verordnet:  „6. 
Bezügl.  der  in  ZUL  16 . . .  vorbehaltenen  Anzeige 


üher  die  Anstellung  von  Vorständen  und  Lehrern 
an  bischöflichen  Seminaren  wird  auf  die  Mlnl- 
sterialentschliessuBg  V.  4.  Juni  1846  (DöUin) 
ger,  Verordn.-Samml.  Bd.  23.  S.1931.  S.  124- 
verwiesen",  welohe  letztere  gleichfalls  nur  Anzeige 
der  von  dem  Bischof  vorgenommenen  Ernennun- 
gen an  den  König  verlangt.  Aber  wenn  es  auch 
scheinen  könnte,  dass  der  später  als  die  vorhin 
dt.  V.  V.  18.  April  1873  erst  im  Novemher  er- 
gangene Minist.-ErlasB  die  gedachten  Konvikte 
nicht  unter  die  letztem  begriffen  wissen  will,  so 
würde  diese  Annahme  doch  unzutreffend  sein, 
da  der  Minist-Erlass  die  königliche  Verordnung 
nicht  beseitigen  konnte,  und  femer  die  Entsch. 
V.  1846  offenbar  nur  die  staatlich  fundirten  Prie- 
sterseminare im  eigentlichen  Sinne  im  Auge  hat. 
So  löst  sich  wenigstens  am  besten  der  anschei- 
nende Widersprach.  Bei  Silbernagl  a.  a.  0. 
2. Aufl.  S.94und  Thudichum,  deutsch.  K.R. 
2,  39  ff.  ist  die  Frage  nicht  berührt. 

^  Hier  trifft  das  o.  S.  668.  n.  4  Bemerkte  zu, 
denn  der  Art.  11  d.  Gesetzes  v.  30.  Jan.  1862  be- 
zieht sich  auch  auf  das  Wilhelmsstift,  das  Konvikt 
für  die  Studirenden  der  Theologie  in  Tübingen. 

•^  Ges.  V.  19.  Febraar  1874.  Art.  2,  o.  S.  667. 
n.  3.  Wenn  1.  J.1883  nach  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon  2.  Aufl.  3,  1077  das  Konvlkt  in 
Freiburg  wieder  eröffnet  sein  soll,  so  ist  dies 
nicht  richtig,  vielmehr  ist  nur  von  einem  Geist- 
lichen und  Universitätslehrer  in  dem  gemletheten 
Gebäude  des  früheren  Konvlkts  ein  Privatpen- 
sionat für  Theologie  Studlrende  gegründet  worden. 

8  Gesetz  v.  23.  April  1876.  Art.  3,  o.  S.  557. 
n.  3,  welches  derartige  Anstalten  nicht  gestattet 
Hier  fällt  übrigens  auch  die  Möglichkeit  der  Er- 
richtung fort,  da  die  Kandidaten  auf  der  Univer- 
sität zu  Studiren  haben  (s.  o.  S.  566)  und  eine 
katholische  theologische  Fakultät  in  Hessen 
nicht  besteht. 

»  O.  S.  666.  n.  1;  Schulte  1.  c.  p.  6  u.  6. 
Femer  ist  auch  für  die  Alumnen  die  Forderang 
des  staatsgültigen  Zeugnisses  (s.  o.  S.  666.  n.  10) 
durch  Kult.-Mln.-Erl.  v.  ll.Fehr.  1873  wieder- 
holt, V.  Seherer,  Hdbch. d. K. R.  1,  325.  n. 76. 
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Eji&beBBeminare  S  und  in  Preussen  gilt  in  dieser  Beziehimg  gleichfaUfl  dasselbe, 
was  für  die  letzteren  bestimmt  ist  2. 

Das  einzige,  inWflrttemberg  fOr  die  Stadirenden  der  Theologie  bestimmte 
Konvikt,  das  Wilhelmsstift  in  Tübingen  3,  ist  eine  staatliche  Anstalt,  für  welche  die 
staatliche  Leitung  und  Aufsicht,  sowie  die  Befugnisse  des  Bischofs  in  derselben  Weise, 
wie  bei  den  niederen  Konvikten,  geregelt  sind  4. 

Die  Priesterseminare,  mitunter  auch  Elerikalseminare  genannt, 
sind  diejenigen  Anstalten,  welche  fflr  die  praktische  Vorbereitung  der  Kandidaten 
auf  das  geistliche  Amt,  insbesondere  auf  die  Seelsorge  nach  zurackgelegtem  wissen- 
schaftlichen Studium,  sowie  für  die  Erweiterung  und  Vertiefung  der  theologischen 
Kenntnisse  bestimmt  sind  und  dieselben  zu  gemeinsamem  Leben  unter  geistlicher  Lei- 
tung vereinigen,  also  auch  zugleich  den  Charakter  von  Konvikten  haben.  In  0  Öster- 
reich^, in  Frankreich  und  Elsass-Lothringen^  fiallen  sie  mit  den  S.  562 
und  S.  566  erwähnten  Lehranstalten  und  Konvikten  zusammen,  da  die  theologfeche 
Ausbildung  an  den  ersteren  auch  zugleich  die  praktische  Vorbereitung  mit  umfasst. 

Gesonderte  derartige  Anstalten  kommen  dagegen  in  Baiern,  Preussen, 
Württemberg,  Baden  und  Hessen  vor. 

Sie  können  in  Preussen^,  Baden^  und  Hessen^  ohne  jede  staatliche  Mit- 
wirkung von  den  kirchlichen  Behörden  errichtet  werden,  während  in  Baiern ^^  und 
Württemberg^^  eine  solche  nothwendig  sein  würde. 

Die  Anstellung  und  Entfernung  der  Vorsteher  oder  Direktoren  (Regenten),  der 
Sttbregenten,  der  sonstigen  Leiter  oder  Erzieher,  sowie  derBepetenten  an  denPriester- 
seminarienliegtinPreussen",Baiern^3^  Württemberg",  BadenundHessen  15 

in  der  Hand  der  Bischöfe,  in  den  drei  zuletzt  gedachten  Staaten  kommt  dabei  das 
Einspruchsrecht  gegen   der  Regierung  missliebige  Kandidaten,  wie  bei  anderen 

1  S.  0.  S.  567.  Q.  5.  10  Da  es  sich  nm  eine  Angelegenheit,  welche  Im 

3  S.  0.  S.  559ff.  Sinne  d.  Religionsedlktea  t.  1818.    S-  76,  lit.  d. 

3  Vgl.  0.  S.  529.  u.  $.  77  zu  den  gemischten  gekört,  nnd  bei  wel- 

^  Vgl.  0.  S.  561.    Die  Stelle  des  Konyikts-  chei  die  kiichlichen  Oberen  und  die  Beglerung 

direktors  wird  hier  mit  der  des  Stadtpfarrers,  gemeinsam  wirken  mässen,  handelt, 

welche  dem  königlichen  Patronat  unterliegt,  ver-  ii  Das  Gesetz  y.  30.  Januar  1862  hat  in  dieser 

bunden.    Bei  der  Besetzung  der  ersteren  verge-  Beziehung  keine  Freiheit  gewahrt, 

wlsseit  sich  der  Biachof  vorher,  ob  die  Krone  den  12  g.  Ges.  y.  21.  Mai  1886.  Art  4,  und  auch 

in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  für  geeignet  ^^^  y   11.  Mal  1873   S.  10. 

halt  und  bei  erreichtem  Einverstandniss  benennt  .•  ^.    'tj,^^.,vi  J  j   t««i  4AJUI  «.*k  «^i.^^ 

der  König  den  Kandidaten  für  die  Sudtpfkrrei,  ^  **  ^^Xf^^l^^Ltl^^ 

worauf  dann  mit  der  Anstellung  auch  die  Er^  ^^'^a^^'^^e'  ^^  betreffende  Recht  zusteht,  s.  o. 


neunung  zum  Konviktsdirektor  erfolgt,  Golther 


S.  567.  n.  5. 


a.  a.  0.  S.  364.  522.  **  ^^®'  ***  *^®  ^*  ^'  ^^^'  ^*  ^  gedachte  Bestim- 

^  Vgl.  0.  S.  564.  n.  4  u.  S.  567.  n.  1.  mung  des  Fundationslnstrumentes  für  das  allein 

®  S.  o!  S.  534.  in  FragekommendePriesterseminar  in  Rotten - 

^  Das'  Ges.  v.*  11.  Mai  1873.   S.  9  hat  sie  der  ^^'«»  ^®^®**  dasselbe  das  Emennungsrecht  des 

Staatsaufsicht  unterworfen,  und  d.  Ges.  v.  21.  Mai  Bischofs  durch  die  Einholung  eines  Gutachtens 

1886.  Art.  4  bestimmt :  „Die  kirchlichen  Oberen  ^^^  ,^f  königlichen  Bestätigung  einschrinkt, 

sind  befugt,  die  zur  theologisch-praktischen  Vor-  ^"^^  ^*«  ?®'»-  ^'  ^0.  Januar  1860.  Art.  2.  4  be- 

bildung  bestimmten  Anstalten  (Prediger-  und  seltlgt  worden,  s.  auch  die  Motive  zu  dem  clt 

Priesterseminare)  wieder  zu  eröffnen.  —  Dem  ^^  ^^i  Golther  a  a.  0.  5.  487.   Was  die  Ent- 

Mlnister  der  geistlichen  Angelegenheiten  sind  fomung  betrifft,  so  bestimmt  ^  A  dass  der  Re- 

die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  für  diesel-  S®'^*  ""**  Subregena  nur  unter  denselben  Formen 

ben  geltende  Hausordnung  einzureichen,  sowie  ^*®  ^*®  anderen  Kirchendiener  entiassen  werden 

die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer,  welche  Deutsche  dürfen,  es  gelten  also  jetzt  für  sie  die  dieDis- 

sein  müssen,  mltzutheüen."  zlpllnargewalt  des  Bischofs  anerkennenden  Ar- 


«  Ge».  T,  19.  Februar  1874.  Art.  2,  s.  0.  S.  557.      ^^^^  ^  ^-  ®  ^«^  Ges.  t.  30.  Januar  1 
n.  3.  15  In  beiden  Staaten  sind  durch  die  dt  GeaeUe 

0  Gea.  Y.  25.  April  1875.  Art  3,  s.  0.  S.  557.  n.  2.      keine  Beschränkungen  gemacht 


§.  33^0 


Die  Begebug  d.  Ausbüdmig  d*  ILlerui.  Gek^ides  ataatliehies  Baoht 
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Kirohenftmteni  sur  ABwendnngS  wftlur«Dd  in  Preassan  und  in  Baiern  blos  An- 
seige  der  enuainten  Personen  an  den  Knltasminister^,  beaw,  an  den  König  ^  er- 
forderUoh  ist. 

Die  QnaUfikatton  als  Dentsoher  wird  in  Pr eussen ^  und  Hessen  ^  fflr  die  Leiter 
nnd  Lehrer,  in  Württemberg  und  Baden<^  ebenfalls  das  Indigenat,  ansserdem 
aber  hier  nnd  in  Hessen  die  für  Kirohenftoiter  allgemein  yorgesehriebene  wissen- 
schafUiehe  Bildnng  verlangt  7. 

Was  die  Leitung  der  Seminarien  betrifft,  also  die  Bestimmung  Aber  die  nähere 
Organisatioa,  die  Dauer  des  Kursus^,  über  den  Lehrplao,  über  die  Haus*  nnd  Dis- 
ziplinar-Ordnung,  Aber  die  Qualifikation  und  die  Aufnahme  der  Kandidaten,  so  steht 
diese  in  Preussen^  Baiern i<^  und  Baden^^  dem  Bisebof  ohne  jede  Betheiligung 
der  Staatsbehörde  au  ^^. 

In  Württemberg  ist  dagegen  allein  die  Aufnahme  solcher  Z^linge  gestattet, 
welche  am  Schluss  ihrer  theologischen  Studien  die  s.  g.  FakuUftts^rüfting  bestauden  ^^ 
in  Hessen  nur  derjenigen,  welche  den  gesetsliohen  „Vorschriften  wegen  des  Unir- 
versitttsbesuches  genügt  haben''  ^^. 


1  FüTWflxtiembergB^dieinAnni.livohS. 
dt.  MotiTe,  a.  a.  0. :  „  Jenes  AussohUeesangsreclit 
greift  also  In  gleicheT Weise  Platz  ...  bei  £men- 
nnng  derVontände  nnd  Repetenten  deaPiiester- 
seminaiB  in  Rottenbnrg.^  Wegen  Baden  s.  Ges. 
T.  9*  Oktober  1860  n.  Qes.  t.  19.  Febraar  1874 
Art.  1,  Abs.  6 :  ^I^ie  Bestimmungen  dieses  Para- 
graphen finden  «aoh  Anwendnng ,..  auf  die  Yor- 
stebei  und  Lehrer  des  Seminars",  und  wegen 
Hessen  s.  o.  Bd.  III.  S.  183 fl.,  da  die  Aemterder 
gedachten  Personen  im  Sinne  des  oit  hessi- 
schen Gesetzes  v.  1876  ebenfalls  als  Kiichen- 
ämter  betrachtet  werden  müssen,  welche  mitelnem 
Geistlichen  zu  besetzen  sind. 

s  S.  das  cit.  Gesetz  y.  21.  Mal  1886.  Art  4. 
Nach  dem  Wortlaute  des  letzteren  bezieht  sich 
dies  allerdings  nur  auf  die  nach  Erlass  des  Ge- 
setzes wieder  eröffneten  Priesterseminare,  also 
nicht  auf  etwaige  neu  tou  den  kirchlichen  Oberen 
gegründete,  vielmehr  sind  für  diese  die  weiter- 
gehenden Vorschriften  des  früheren  Gesetzes  vom 
11.  Mai  1873.  S.  9ff  (also  auch  das  staatliche 
Einspruchsrecht^  P.  Hinschins,  preuss.  Kir- 
chengesetze y.  1873.  S.  120,  offenbar  in  Folge 
der  eilfertigen  Durohberathnng  des  Gesetzes  aus 
Versehen  in  Geltung  gelassen,  P.  Hinschlus, 
pxenss.Kiiehenge6etzey.  1886.  S.20.21;  Hei- 
ner &  10.  Praküsoh  ist  die  Sache  belanglos,  da 
die  Bischöfe  neben  den  früher  vorhandenen,  deren 
Wiedereröffnung  —  in  Breslau  und  In  Münster 
iat  sie  im  Spätherbst  1886  erfolgt  ^  nichts  im 
Wege  steht,  kaum  neue  Seminare  begründen 
dürften. 

s  ad.bair.M*-Sntsch.y.4.Junil846,o.S.567. 
n«  Öl 

«  Cit  Art  4  des  Ges.  v.  1886. 

^  S.  0.  Anmerk.  1.  Vgl.  noch  Bd.  II.  S.  504. 

«  S.  a.  a.  0. 

"^  Aus  den  a.  s.  0.  angeführten  Gründen,  vgl. 
noch  Bd.  IL  8.  508.  509  nnd  für  Baden  jetzt 
noch  0.  S.  21.  n.  4. 

8  Diese  betrlgt  für  die  Regel  ein  oder  zwei 
Jahre. 


^     8  OH  Art  4  des  Gesetzes  v.  188a 

w  Vgl.  Sllbernagl  a.  a.  0.  ^  Aufl.  S.  95. 

>i  S.  unten  Anm.  14. 

^  Behufs  ihrer  Aufnahme  in  das  Priestersemi- 
nar, in  welchem  sie  später  die  heiligen  Weihen 
empfangen,  haben  die  Kandidaten  für  die  Regel 
nach  Vollendung  ihrer  wlssensohaftUohen  und 
theologischen  Studien  eine  besondere  Aufnahme- 
Prüfung  (in  B  a  1  e  r  n  Synodal-Rxamen  genannt), 
über  deren  Einrichtung  der  Bischof  zu  bestim- 
men hat,  abzulegen,  vgL  auch  G  e  r  1  a c  h ,  Pader- 
bomer  Dlöeesanrecht  2.  Aufl.  S.  22. 

^  S.  0.  S.  551.  n.  4,  denn  auf  Grund  beson- 
derer Verhandlungen  wird  diese  vom  Bischof  vor- 
behaltlich seines  Rechtes,  nach  Umstanden  eine 
besondere  Prüfung  abzuhalten,  zugleich  als  Auf- 
nahmeprüf ung  für  das  Seminar  (^  5  d.  Statutes 
V.  1828)  betrachtet,  und  es  werden  von  ihm  aus 
der  Zahl  der  von  der  Fakultät  für  befähigt  er- 
klarten Kandidaten  diejenigen  aufgenommen, 
welche  er  nach  dem  .Gutachten  der  Konvlkts- 
kommlssion  und  der  von  Ihm  entsendeten  Abge- 
ordneten für  würdig  erachtet  Die  Aufnahme 
eines  in  der  Schlussprüfung  nicht  bestandenen 
Kandidaten  Ist  die  Regierung  zu  yerbleten  und 
rückgängig  zu  machen  befngt  S.  auch  o.  S.  529. 
n.  6u.7. 

1*  Ges.  v.  23.  April  1875.  Art  3,  Abs.  2,  o.  S. 
557.  n.  2  und  Bd.  U.  S.  508.  Dadurch  ist  iu 
Hessen  die  Vorschrift  des  S-  8  d.  V.  v.  1.  März 
1853,  o.  S.  537.  n.  1  aufjgehoben  worden. 

Auch  für  Baden  muss  die  Beseitigung  des 
angef.  $.8  angenommen  werden,  denn  das  Gesetz 
V.  9.  Oktober  186a  $.  12,  o.  S*  557.  n.  3,  hatte 
der  Kirche  in  Betreff  der  Priesterseminare  freie 
Hand  gelassen,  und  das  GeseU  v.  19.  Febr.  1874 
hat  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  keine  be- 
sondere Beschränkung  eingeführt,  so  auch  die 
Begierungsmotlve  zu  dem  Ges.  v.  5.  März  1880, 
0.  S.  21.  n.  2  L  Zeitschr.  f.  K.  B.  15,  46a  Prak- 
tisch stellt  sieh  also  die  Sache  ähnlich  wie  in 
Hessen,  da  nach  d.V.d.  erzblsch.  Kapitel»- Vika- 
riates  v.  22.  AprU  1880.  $.  1,  Zeltsohr.  f .  K.  R. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirelie  durch  dieselbe. 


[§.235. 


DiePriesterseminare  unterliegen  in  Preussen  S  Wflrttemberg^  und  Hessen' 
der  allgemeinen  Staatsaufsicht.  In  Württemberg  ist  insbesondere  der  Lehrplan 
der  Staatsbehörde  einzureichen  und  darf  ohne  Zustimmung  derselben  ebensowenig  wie 
die  Haus-  und  Disziplinar-Ordnung  abgeändert  werden^,  während  inPreussendie 
Mittheilung  des  Lehrplanes  und  der  Hausordnung  an  den  Kultusminister  genOgt^ 

Endlieh  sind  die  Staatsbehörden  in  Preussen^  Württemberg  und  Hessen 
kraft  ihres  Aufsichtsrechtes  auch  zur  Vornahme  von  Revisionen  berechtigt^  und  be- 
fiigt,  falls  die  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  beobachtet  werden,  zur 
Schliessung  der  Anstalten  zu  schreiten  7,  sowie  die  zur  Unterhaltung  derselben  aus- 
gesetzten Staatsmittel  einzubehalten  ^. 

Die  vorstehend  besprochenen  gesetzUehen  Bestimmungen  über  die  versohiedenen 
Arten  der  geistlichen  £rziehungs-  und  Bildungsanstalten  sind  praktisch  auf  die  regel- 
mässig vorkommenden  Institute  der  katholischen  Kirche  bereehnet,  welche  den  Bedarf 
an  inländischen  Geistlichen  zu  decken  bestimmt  sind.  Denkbar  wäre  es,  dass  dieselbe 
in  dem  einen  oder  andern  der  erwähnten  Länder  auch  die  Errichtung  von  Anstalten, 
welche  der  Heranziehung  und  Heranbildung  ausländischer  Geistlicher  (z.  B.  zu 
Missionszwecken  in  dem  Heimathslande  der  letzteren)  dienen  sollen,  unternehmen 
wollte  ®.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  keine  Regierung  Ausländer,  welche  derartige 
Zwecke  in  ihrem  Staate  verfolgen,  zu  dulden  braucht,  vielmehr  durch  Ausweisung 


16,  166 :  „Die  Kandidaten  der  Theologie  haben 
spätestens  Tier  Wochen  tot  Abhaltung  des  kirch- 
lichen concnisns  pio  seminario  Zengnlsse  über 
die  von  ihnen  bestandene  Abitarienten-,  bezw. 
Maturitatsprafang,  überdtelJihigenBesach  einer 
deutschen  UniTersitat,  sowie  darüber  Yorznlegen, 
dass  sie  während  ihres  UniTersitätsstndliuns  drei 
(mindestens  Tier  Standen  in  der  Woche  betra- 
gende) Vorlesungen  ans  dem  Lehrkreise  der 
philosophischen  Faknltät  mitFleiss  gehört  haben. 
— Wir  werden  diese  Zengnlsse  jeweils  dem  gross- 
herzoglichen  Ministerium  des  Innern  mitthellen, 
dadurch ,  wie  überhaupt  die  erforderlichen  Schritte 
thun,  damit  der  Verwendung  der  Kandidaten  der 
Theologie  im  Kirchendienst  kein  staatsgesetzUohes 
Hindemiss  im  Wege  stehe  \  nur  solche  Kandidaten 
zui  Aufnahme  in  dasSeminai  zugelassen  werden, 
welche  den  Naohweis  der  staatlich  Torgeschrie- 
benen  Bildnng,  s.  Bd.  II.  S.  606.  509  und  oben 
S.  21.  n.  4,  erbringen  können. 

1  Ges.  ▼.  11.  Mal  1873.  §•  »i  ••  o.  S.  569.  n.  6. 

2  S.  0.  S.  529.  n.  7.  Das  SUtut  für  das  Priester- 
seminar in  Bottenburg  y.  1828  (Beilage  D.  zum 
Fundationsinstrument  für  das  Bisthum)  sollte 
zwar  nach  der  Beilage  3  zum  Konkordate,  Rey- 
scher,  d.  Österreich,  u.  württemb.  Konkordat 
2.  Aufl.  Tübingen  1868.  S.  143,  aufgehoben 
werden.  Dies  ist  aber  in  Folge  der  Nichtdurch«^ 
führung  des  Konkordates  unterblieben.  Das  Ge- 
setz y.  1862  hat  allein  (Art.  22)  die  mit  ihm  in 
Widerspruch  stehenden  Yoischriften  der  früheren 
Gesetze  beseitigt  und  enthält  abgesehen  von  dem 
S.  669.  n.  1  berührten  Punkt  keine  das  Statut 
für  das  Pilesteneminar  direkt  oder  indirekt  be- 
einflussenden Bestimmungen. 

'  S.  0.  S.  557.  n.  2.  Das  badische  Gesetz  y. 
19.  Febr.  1874  Art  2,  o.  S.  557.  n.  3,  erwähnt  der 
Staatsaufsicht  nicht,  und  der  in  Bezug  genommene 


$.  108  des  Gesetzes  ▼.  a  März  1868  (^e  Ein- 
richtung solcher  Prlyat-Lehr-  und  Enlehungs- 
anstalten,  in  welche  ausschliesslich  Schüler  unter 
oder  über  dem  schulpflichtigen  Alter  aufgenom- 
men werden,  ist  der  Staatsbehörde  anzuzeigen. 
—  Derselben  bleibt  das  Recht  der  Einsichtnahme 
Torbehalten  und  sie  kann  die  Schliessung  der 
Anstalt  verfügen,  wenn  der  Lehrplan  derselben 
etwas  den  guten  Sitten  Zuwiderlaufendes  oder 
den  Staat  Gefährdendes  enthält  oder  ihre  Ein- 
richtungen für  die  Gesundheit  der  Schüler  ge- 
fährlich sind")  bezieht  sich  nur  auf  Anstalten 
für  Schüler,  zu  welchen  die  Priesterseminaie 
nicht  gehören. 

*  S.  0.  S.  529.  n.  7. 

»  01t  Ges.  T.  1886.  Art  4. 

«  FürPreuBsens.o.S.561.  n.l;  fürWürt- 
temberg  Statut  von  182a  SS*  ^-  3*  <>•  3*  ^^^; 
für  Hessen  Ges.  v.  1873.  Art  3,  S.  557.  n.  3. 

7  Für  Hessen  s.  d.  cit  Ges.,  für  Prenssen 
und  Württemberg  ergiebt  sich  diese  Befug- 
niss  daraus,  dass  der  Staat  gesetzwidrig  bestehende 
und  verwaltete  Anstalten  nicht  zu  dulden  braucht, 
s.  auch  P.  Hinschius,  preuss.  .Klrohengesetz 
V.  1886.  S.  2a  Dieses  Becht  ist  auch  duroh  das 
angeführte  badische  Gesetz  v.  1874.  Ait  2 
der  Regierung  gesichert. 

8  Denn  unter  der  gedachten  Voraussetzung 
würde  der  Staat  seine  Mittel  für  gesetzwidrige 
Zwecke  gewähren,  P.  Hinschius  a.a.O.  S.^. 

^  lieber  derartige  Gründungen  in  firüherer  Zelt 
s.  O.S.  513  u.  S.  515.  n.  2,  ein  Beispiel  einer  sol- 
chen noch  heute  in  einem  anderen  Staatebestehen- 
den Anstalt  bietet  das  Kolleg  In  Lissabon,  s.  o. 
S.  516.  n.  2. 

Wegen  der  hierher  gehörigen  Institute  in  Rom 
s,  unten  die  letzte  Anm.  zu  diesem  Paragraph. 
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derselben  ^  jedem  derartigen  Institat  die  Lebenafkbigkeit  unterbinden  könnte,  würden 
die  gedaohten.  geaetelichen  VorBehriften  aneh  auf  solehe  Bildnngsanstalten,  je  nach 
ihrem  Charakter  ^^  Anwendung  finden,  weil  sieh  dieselben  auf  alle  innerhalb  ihres 
Oeltongsbereiches  zu  begründenden,  derartigen  Institute  ohne  Rflckaicht  darauf,  ob  in 
ihnen  blos  die  Ersiehung  und  Bildung  für  den  inländischen  Kirchendienst  oder  fdr 
andere  Zwecke  ertheilt  werden  soU^  beziehen  ^, 

In  den  in  der  vorangehenden  Darstellung  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten, 
'  bestehen,  abgesehen  vom  Königreich  Sachsen,  keine  besonderen  hieher  gehörigen 
Vorschriften.  Die  sächsische  Oesetzgebung  erwähnt  der  geistlichen  Bildungsan- 
stalten auch  nicht  einmal  ausdrücklich,  da  sich  ein  Bedür&iss  zu  einer  näheren  Rege- 
lung nicht  gezeigt  hat  4,  jedoch  würde  nach  den  sonstigen  allgemeinen  Bestimmungen 
zur  Errichtung  derartiger  Institute  die  Genehmigung  des  Kultusministers  ^  erforder- 
lich sein  ^. 

In  den  anderen  Staaten,  —  es  sind  die  kleineren  deutschen  Länder,  in  welchen 
sich  keine  Bischo&sitze  befinden,  und  in  denen  eine  verhältnissmässig  geringe  Anzahl 
von  Katholiken  dem  Bisthume  eines  Nachbarstaates  zugewiesen  ist  oder  von  dort  aus 
pastorirt  wird  '^,  —  bestehen  keine  geistlichen  Bildungsanstalten  der  katholischen  Kirche. 
Bischöfliche  Lehranstalten  und  Priesterseminare  dürften  auch  unter  den  gedachten 
umständen  in  denselben  kaum  errichtet  werden,  höchstens  könnte  bei  einer  Vermeh- 
rung der  Katholiken  die  Errichtung  von  Knabenseminaren  praktisch  in  Fri^e  kom- 
men. Trotz  des  Mangels  hierher  gehöriger  Bestimmungen  ist  indessen  die  Kirche  in 
diesen  Ländern  jedenfalls  nicht  berechtigt,  geistliche  Bildungsanstalten  irgend  welcher 
Art  frei  zu  errichten,  zu  organisiren  und  zu  leiten.  Vielmehr  würde  es  in  dei\jenigen 
Staaten,  in  welchen  das  Placet  nicht  nur  für  allgemeine  Anordnungen,  sondern  auch 
für  spezielle,  dem  Gebiet  der  Verwaltung  angehörende  Verfügungen  in  Geltung  steht, 
d.h.  in  Sachsen-Weimar^  in  Coburg,  in  Gotha'^,  in  Braunschweig^^  und 
inLübeck^^,  femer  in  denjenigen,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  blos  bestimmt 
bemessene,  enger  oder  weiter  begrenzte  Rechte  gewährt  sind,  wie  in  Lippe-D et- 
rnold^^,  Schwarzburg-Rudolstadt^^  und  Mecklenburg ^^  stets  einer  beson- 
deren Genehmigung  der  Staatsregierung  zu  derartigen  Massnahmen  bedürfen.  Ja, 
selbst  da,  wo  der  Kirche  verfassungsmässig  die  selbstständige  Ordnung  und  Verwal- 

i  6.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutscli.  StuiBieolita.  leitet  wird,  8.  die  Motive  z.  d.  Gesetz  v.  1876, 

2.  Aufl.  S.  638  und  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwsl-  Zeltsohr.  f.  K.  B.  14,  21Ö. 

tungsrecbts  1,  14B.  5  ^«ch  dem  Ges.  v.  23.  August  1876.  $.  29, 

«  AlsojensehdemdleselbendenObanktereines  Bd.  II.  S.  466.  n.  2  bedürfen  „ueue  Elnrichtan- 

KMben-,  Kleiikil- oder Piiester-Semlnsrs haben.  «««  JeglicJ^M  Art«  dieser  Genehmigung,  und  zu 

an*       »      t_2  1             *  T  1-   j      ^   ^      .  M  solchen  gehören  auch  die  geistlichen  Bildungs- 

3  Eine  Beschrinknng  auf  Inlander  tnd  auf  ^„.talten,  vgl.  die  Motive  des  Gesetzes,  Ztschr. 

Zwecke  des  Inländischen  Kirchendleustes  weisen  ^  ^  R.  14  218  226 

die  gesetzlichen  Vonchriften  nicht  auf,   auch  "  e  üeber  eine  weitere  allerdings  kaumnennens- 

wfirde  eine  solche  blos  die  Handhabe-  für  mog-  werthe  Ausnahme  betreffend  Sachsen-Welmar 

liehe  Umgehungen  derselben  bieten.  ^  ^^  g^  5^  ^  3^ 

«  Die  katholischen    Geistlichen ,   welche    In  ?  S.  z.  B.  0.  S.  19.  n.  8  u.  9. 

Sachsen  fnngtren,  empfangen  zum  überwiegenden  8  Bd.  ni.  S.  761  n.  Ö. 

Theil  Ihre  Vorbildung  in  Prag.    Hier  besuchen  9  A.  a.  0.  S.  853. 

sie  das  Gymnasium  und  die  UnlTorsltat,  gleich-  10  Landesverfassung  v.  1832.  $.  215,  a.  a.  0. 

zeitig  erhalten  sie  Wohnung  und  Unterhalt  In  S.  761.  n.  4,  s.  auch  $.  212,  o.  S.  17.  n.  2. 
einem  für  die  Gymnasialzöglinge  und  die  SStu-  "  Art  12  des  0.  S.  18.  n.  11  dt.  Regulativs, 

deuten  bestimmten  Konvikt,  dem  s.  g.  wendl-  is  £rl.  v.  9.  Mirz  1864,  Beiträge  z.  preuss.  u. 

scheu  Seminar,  welches  unter  des  Aufsicht  des  deutsch.  K.  B.  Hft.  2,  82. 
Stiftes  in  Bautzen  steht  und  von  einem  seitens  13  y.  y,  1872,  Axch.  1  k.  K.  R.  36,  411. 

des  letzteren  ernannten  geistlichen  Inspektor  ge-  i«  S.  die  0.  S.  18b  n.  11  eit»  Schrift. 
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I.  Die  Hierarchie  and  die  Leitung  der  Sivohe  dnroh  dieselbe. 


[§.  236. 


tnng  ihror  Angelegenheiten  eingerinmt  iBt,  —  hierher  gebX^rea  Oidenbmrg^  and 
Waldeck^  —  könnte  die  Erriehtang,  die  Organisation  und  Leitung  solcher  Anstal- 
ten, weil  es  sich  dabei  keineswegs  nm  eine  rein  kirchliche,  fttr  den  Staat  gleichgnttige 
Angelegenheit,  sondern  um  Erziehnngs-  und  Unterrichtfr-Insätnte  handelt,  nicht  ohne 
Beobachtang  der  gesetdichen  Vorschriften  Aber  Begrflndnng  solcher  Anstalten  er- 
folgen 3. 


Viertes  Kapitel:  Die  BetheiKgung  der  Sir  che  an  dem  Unterricht  und  der 

Erziehung  der  Laien  oder  das  rechtliche  Verhältniss  der  Kirche  zu  den 

Büdungsanstalten  für  die  Laien  {zu  den  Volks-,  Mittel-,  gelehrten 

Schulen  und  Universitäten)  *. 

§.236.    7.  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  kirchlichen  Rechts  \ 

Ans  dem  der  Kirche  ertheilten  Lehranftrage  folgt  ihr  ausschliessliches  Recht, 
den  Religionsanterricht  an  die  Erwachsenen  und  an  die  Jagend  zu  ertheilen  ^,  nnd 
ans  der  ihr  zukommenden  Lehrgewalt  fOr  die  mit  derselben  ausgestatteten  Organe, 
d.  h.  ftlr  den  Papst  und  die  Bischöfe^  das  Recht,  die  erforderUchen  allgemeinen  An- 
ordnungen über  die  Ertheilung  des  gedachten  Unterrichts  und  über  die  dazu  noth- 
wendigen  Einrichtungen  zu  treffen,  sowie  denjenigen,  welchen  nicht  schon  kraft  ihres 
Amtes  die  Befugniss  zum  Unterricht  in  der  Religion  zusteht,  die  Ermächtigung  dazu 
zu  gebend. 


1  Rey.  Staatsgrandgesetz  v.  22.  NoYeml>ei  1852. 
Art.  78. 

2  Verf.-Urk.  V.  17.  Aaguat  1852.  J.  42. 

3  Was  die  ausländUchen  Staaten  abgesehen 
Yon  Frankreich  betrifft,  so  hat  für  Italien  das 
Garantiegesetz  v.  13.  Juni  1871.  Art.  13:  „NeUa 
oitt^  di  Roma  e  nelle  sei  sedi  snbnrbicarle  i  semi- 
naii,  le  aoademie,  1  coUegl  e  gli  altri  istltutl  catto- 
lici  fonditti  per  la  educa^ione  e  coltara  degll  ee- 
clesiastici  continueranno  a  dipendere  nnicamente 
dalla  Santa  sede  senza  alcnna  Ingerenza  delle 
antoritik  scolastiche  del  regne",  die  Yolle  Freiheit 
für  alle  Bildnngsanstalten  in  Rom  und  in  den 
suburbikarlschen  Bisthümem  gewährt.  Aber  anch 
anseerhalb  dieser  Sprengel  ordnen  die  kirchlichen 
Oberen  die  gesammte  Yorbildang  der  Geistlichen 
TÖUlg  frei  nnd  unabhängig  vom  Staate,  G  e  1  g  e  1 , 
Italien.  Staatskirchenrecht.  2.  Aufl.  Mainz  1886. 
S.  114(Arch. f. k.  K. R.  55, 223)!  Fr.  S 0 adnto, 
goarentlgle  pontlfide.  Toiino  1884.  p.  417.  So- 
weit das  Yermögen  nicht  In  Frage  kommt,  wird 
über  die  Bildnngsanstalten  gleloh/alls  keine 
Staatsaufsicht  geübt,  jedoch  sind  die  Verzeich- 
nisse der  Beamten  und  Lehrer,  sowie  der  Zöglinge 
der  Knabenseminare  Tor  dem  Beginn  jedes  Schul- 
jahres vorzolegen,  und  es  müssen  die  vom  Mini- 
sterium als  ungeeignet  bezeichneten  Lehrer  ent* 
fem t werden,  GelgelS.li5.  Die Poenitentiaria 
hat  unter  der  Bedingung,  dass  sich  der  Blsehof 
passiv  verhalt  und  der  Leiter  des  Seminars  jedes- 
mal protestirt,  e0„tolerirt",  dass  dieser  den  Staats- 
behörden die  erforderten  Anzeigen  erstattet  Und 


einer  Revision  der  Anstalt  durch  einen  Staats- 
kommissar kein  Hlndernlss  in  den  Weg  legt,  so- 
fern sich  der  Staat  nicht  in  die  Studien-  nnd 
Disziplinarordnung  einmischt,  Acta  s.  sed.  9, 111. 
Die  staatlichen  theologischen  Fakultäten  sind 
durch  Gesetz  ▼.  26.  Januar  1878  aufgehoben  woir- 
den,  Fr.  Scaduto,  rabollzlone  delle  facoltk  di 
teologia  in  Italia  (1873).  Torlno  1886  (das  Gesetz 
a.  a.  0.  p.  44.  n.  42). 

Bei  dem  in  Nordamerika  und  In  Belgien 
herrschenden  System  der  s.g.  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  besteht  hiw  gleichfalls  völlige  Freiheit 
der  Klrcheln  der  Ausbildung  ihrer  Geistlichen  und 
der  Errichtung  von  geistlichen  Anstalten,  R  ü  tt  1  - 
mann,  Klrobe  u.  Staat  in  Nosdamerika,  S.  75; 
Friedberg,  Grenzen  swlschen  Staat  u.  Kirche, 
S.  637  ff. 

*  Um  eine  Darstellung  des  Sehulrechtes  als 
solchen  kann  es  sich  hier  nicht  handeln,  viel- 
mehr nur  um  eine  Erörterung  dei^enigen  Blechte, 
welche  die  Kirche  hlnsichtlieh  der  Erziehung  und 
Bildung  der  Laien  für  sich  beansprocht,  sowie 
um  die  Darlegung,  Inwieweit  die  modernen  Staa- 
ten die  betreffenden  Forderungen  der  Kirche 
Ihrerseits  anerkennen. 

B  Alph.  Jansen,  de  facultate  docendl  seu 
de  soholis  institutlones  jurldicae.  Aqulsgranl 
1885. 

0  Oben  S.  438. 

7  S.  483.  436.  443.  446. 

«  S.  447. 
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Zweck  deir  Lehrthitigkeil  der  Eirehd,  der  Anftfibimg  ihrea  Lefarttftftrai^B  und 
ihrer  Lehrgewalt,  ist  die  Ermehni^  der  Mensehheit  imn  ewigen  Heile  daroh  Yer- 
mittehing  der  ttbematflrlichen  Wahrheiten.  Die  sonstige  menschliche  Erkenntniss 
und  die  menschlicke  Wissenschaft  ist  nach  der  AnfiGaasnng  der  katholisohen  Kirche 
diesen  gegenflber  nicht  etwas  seikststftndiges  nnd  nnabh&tigiges  K  Fflhrt  sie  an  Er- 
gebniBsen,  welche  den  flbematttrlichen  Wahrheiten  entgegenstehen,  so  ktonen  erstere 
ma  falsch,  nnr  Irrthttmer^  sein.  Da  die  Kirche  aber  den  ihr  sur  Verwaltung  tber-* 
gebcnen  Glambensschats  tot  solchen  zu  bewahre  und  diese  sn  yerwerfen  sowohl 
berechtigt  als  auch  verpflichtet  ist',  so  hat  alle  menschliche  Wissenschaft  die  durch 
den  katholischen  Glauben  gesteckten  Orensen  einauhalten^,  und  es  folgt  daher  aus 
dem  Lehraoftrag  und  der  Lehrgewalt  der  Kirche  ihr  Recht,  einmal  das,  was  echte, 
christliche  Wissenschaft  ist,  festsustelien,  nnd  das,  was  nur  scheinbar  sich  als  Wissen-* 
Schaft  darstellt,  zu  yemrth^en  ^  femer  das  Becht,  Aber  die  Entwicklung  und  die 
Lehre  der  Wissenschaft  eine  beständige  An&icht  zu  ftthren,  und  auf  die  Lehrer  und 
die  Lehramtalten  in  der  Weise  einzuwirken,  dass  sie  von  der  Pflege  und  Ueberliefe- 
mng  christlicher  Wissenschaft  nicht  abweichen  %  endlich  auch  die  Befugniss,  wennschon 
nicht  als  eine  ihr  allein  und  ausschliesslich  zustehende,  selbst  Lehranstalten  aller  Art, 
▼on  der  Volksschule  bis  zur  höchsten,  der  UniversitAt,  zu  errichten  und  zu  leiten ''. 
Denn  alle  menseUiehe  Wissenschaft  hat  dem  höchsten  Ziel  der  Menschheit,  der  Hei- 
ligung derselben,  zu  dienen,  und  diejenige  Anstalt,  deren  göttlicher  Beruf  in  der  Ver- 
wirklichung dieses  Zweckes  besteht,  ist  vor  allen  anderen  dazu  beftlhigt,  auch  die 
Pflege  der  den  kirchlichen  Zielen  dienenden  Wissenschaften  auf  sich  zu  nehmen  und 
diese  so  zu  gestalten,  dass  sie  der  Erreichung  jenes  höchsten  Zweckes  die  geeignete 
Förderung  gewährt. 

Wie  sonach  aus  dem  durch  das  göttliche  Recht  bestimmten  Verhältniss  sämmtlicher 
Wissenschaften  zu  den  tIbernatUrlich  geoffenbarten  Wahrheiten  alle  gedachten  Befug- 

<  YgL  die  dnreh  den  SylUbns  Yon  1864  ver-  «  Syllabns  X:  „Quam  aliud  Bit  phlloflophns, 

woifeoen  S&tze:  YIII:  „Quam  ratio  hnmana  ipei  alind  phlloaophia,  ille  ins  et  offlciam  habet  se 

rellgiiml  aequlparetnr,  Iddico  theologioae  ditci-  sabmittendi  anctoritatl,  quam  yeram  ipae  pro- 

pllnae  peiinde  ac  pbilosopbicae  tnctandae  annf^;  baverit;  at  philosophia  neque  potest  neqne  debet 

IX:  „Omnia  indiscriminatlm  dogmata  reUgiionii  nlli  sese  anbmittere  anctorltati'';  XI:  „Eocletia 

ebilstuknae  annt  ob)eetam  natnialis  aeientiae  seu  non  aolum  non  debet  nnqnam  in  philoeopbiam  anl- 

philesophlae;  et  bnmana  Tatio  hiatoilce  tantnm  madTertere,Temmetlam  debet iptinsphilosopbiae 

excnltapoteat  ex  avia  natnralibna  vlribna  etpxin-  toletare  enorea  elque  relinqnere,  nt  ipsa  ae  oorri- 

eiplls  ad  Yeiam  de  omnlbna  eüam  reeonditioribua  gat^ ;    XII :  „  ApostoUeae  sedia  f>omanaramqne 

dogmatibnaacientlamperTeniTe,  modo  baecdog-  oongregationnm  decreta  libeinm  aeientiae  pro- 

mala  ipai  rationi  tanqnam  oblectom  propoaita  greasnm  impedlnnt";    LYU:  „  Philoaopbicaram 

fnerlnt^;  XIY:  „  Philosopbia  tractanda  est,  nnlla  remm  moramqne  seien tia  itemqne  dylles  leges 

anpemataralis     revelationis     ratione     hablta."  possnnt  et  debent  a  divina  eteeoleslastlca  anc* 

Vgl.  dazn  Schreiben  Pii  IX:  Ora^saimaa  Tom  toritate  declinare." 

11.  Dezember  1862  betreffend  die  Philosophie  *  Const  dogmat  oonc.  Yatlcan.  de  flde  cathol. 

FroBohhammers,  Aioh.  f.  k.  K.  IL  10,  114,  dt.  c.  4:  „Porro eedesia, qnae  una com apostoUoo 

nnd  das  0*  S.  638.  n.  8.  dt.  Sehxeiben  ▼.  1863. '  munere  doeeodl,  mandatam  aeceplt  Sdei  deposi- 

3  Von  Pins  IX.  am  15.  Jnni  1865  genehmigte  tum  coatodiendi,  ins  etiam  et  ofScinm  dlTiniina 

Thesia  der  Gongr.Ind.,  Arch.  f.  k.  K.R.  10,419:  habet  falsl  nominis  scientiam  proscribendi,  ne 

„Etsi  fides  Sit  snpra  rationem,  nnlla  tarnen  Ter»  qnis  dedpiatnr  per  phllosophiam  et  inaaem  fal- 

disBensio,  nnUnm  dlssldinm  inter  Ipsoa  invenirl  ladam"  nnd  canones  de  fide  lY.  2:  „Si  quis  dlxe*- 

nnqnam  potest,  qnum  ambae  ab  nno  eodemqne  rit,  disdplinas  hnmanas  ea  cnm  libertate  trac« 

immntabili  yeiitatis  fönte,  deo  optimo  maximo,  tandas  esse,  nt  eamm  aasertiones,  etat  doetrinae 

Ofiantnr  atqne  ita  dbl  mntnam  opem  ferant^,  znm  relevatiLe  i^versentax,  tanqnam  verae  retinert  ne- 

Theil  wortUch  wiederholt  in  Oonst  dogmat.  Ya-  qne  ab  eccleda  proscribi  poBsint,  anatbema  Bit.'' 
Ucan.  cone,  de  flde  oatheliea  y.  24.  April  1870  ^  Ygl.  hlerzn  aueh  Jansen  p.  61  ff. 

(Bd.  m.  8.  463.  464,  c.  4>  ?  l.c.  p.  74.  86.  87.  91.  Ygl.  anchdesWdte- 

>  Oben  S.  443.  446.  ren  die  folgenden  Paragraphen. 
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niflse  der  Kirche  folgen  und  daher  gleichfidle  ans  dem  götffiehen  Rechte  herfliesseB, 
80  ergeben  sie  sich  anch  ans  dem  Recht  nnd  der  Pflicht  der  Kirche,  die  Menseken 
znm  ewigen  Heile  zu  erziehen.  Diese  Th&tigkeit  hat  den  Einzelnen  ron  dem  zartesten 
Alter  an  zu  erfassen,  und  da  die  religiöse  Unterweisung  und  die  religiös  sitüiehe  Heran- 
bildnng  den  Mittelpunkt  aller  Erziehung  und  alles  Unterrichtes  bilden  muss,  so  folg^ 
auch  aus  dem  prinzipalen,  der  Kirche  kraft  götüichen  Rechtes  zukommenden  Recht 
auf  die  christliche  Erziehung  der  heranwachsenden  Jugend,  das  accessorische  Recht, 
allen  tlbrigen  Unterricht  der  Jugend  in  massgebender  Weise  zu  bestimmen  und  xn 
leiten. 

Durch  diese  kirchlichen  Ansprflche  ist  prinzipiell  jede  Selbstständi^eit  des 
staatlichen  Schulwesens,  sowohl  des  niederen  wie  des  höheren,  negirt.^  Während  für 
die  Eirche  die  volle  Unterrichtsfreiheit  in  aller  und  jeder  Beziehung  kraft  göttlichen 
Rechtes '  beansprucht  wird,  insbesondere  das  Recht,  nicht  nur  ohne  jede  staatliche 
Mitwirkung  niedere  und  höhere  Schulen  zu  errichten  und  zu  leiten^,  sondern  anch 
die  Leitung  aller  sonstigen  vom  Staat  oder  anderen  Korporationen  gegründeten,  für 
Katholiken  bestimmten  Lehranstalten  zu  fahren^,  bleibt  dem  Staate  jede  Befiigniss  in 
Betreff  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  den  Eltern  gegenüber  <^,  sowie  das  Recht, 
die  Orflndung  von  Schulen  durch  seine  Unterthanen  zu  hindern  ^  und  den  Schulzwang 
fittr  die  von  ihm  errichteten  Schulen  einzuf&hren^,  versagt.  Er  kann  allein  dann, 
wenn  anderweitig  nicht  dafür  gesorgt  wird,  die  erforderlichen  Schulen  errichten^,  aber 


1  Vgl.  c.  4  const.  dogmat  cone.  Y&tic.  elt; 
Jansen  p.  61  ff.  74. 

2  Der  Syllabus  yerdammt  folgende  Lehren, 
XLY:  „Totam  scholanim  pnbllcanim  regimen, 
in  qulbus  luTentas  chilstianae  alicnius  reipnbli- 
cae  insütiütnr,  episcopalibus  dnmtaxat  semlna- 
rils  aliqna  rattone  exceptis,  potest  ac  debet 
attribni  anctorltatl  ciylli  et  Ita  qnidem,  nt  nal- 
lum  all!  cnicnmqne  auotoiltatl  recognoBcatnr  ins 
immiscendi  se  in  disdpllna  scholanim,  in  regi- 
mine  stndionim,  in  gradnnm  collatlone,  in  delectn 
ant  approbatione  maglstroram".  XLVII:  „Postn- 
lat  optima  civilis  sodetatls  ratio,  nt  populäres 
scholae  qnae  patent  omnibns  cninsqne  e  popnlo 
olassis  pneris,  ac  publica  uniTerslm  Institata 
qnae  lltteris  severioribusque  disciplinis  tradendis 
et  edneatloni  InTentutls  cnrandae  snnt  desti- 
nata,  eximantnr  ab  omni  eccleslae  anctorltate, 
moderatrlce  tI  et  ingerentia  plenoqne  civilis  ac 
pablicae  anctoritatls  arbltiio  snbllciantnr  ad  Im- 
perantinm  placita  et  ad  communlnm  aetatis  opl- 
nlonnm  amnsslm"  (ygl.  Schreiben  Pins'  IX.  ▼. 
14.  Jnli  1864,  Arch.  f.  k.  K.  B.  12,  326); 
XL VIII :  „Oatholids  vlrls  probari  potest  ea  lu- 
ventntls  institnendae  ratio,  qnae  slt  a  catholica 
llde  et  ab  ecdesiae  potestate  selnneta  qnaeqne 
reram  dnmtaxat  naturallnm  sdentiam  ac  terrenae 
sodalls  vitae  llnes  tantnmmodo  vel  saltem  pil- 
marlo  spectet«.  S.  anch  Allokntlon  Pins'  IX.  ▼. 
22.  Jnnl  1868  betreffend  das  österr.  Schulgesetz 
V.  1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  171. 

9  Jansen  1.  c.  p.  74;  B.  femer  Würzburger 
Blschofsrersammlnng  Y.  1848,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
21,  265  ff.;  Würzburger  Denkschrift  der  deut- 
schen Bischöfe  y,  14.  November  1848,  Glnzel , 
Arch.  f.  Kirchengescblchte.  Hft  2.  S.  50. 

4  Jansen  p.  85.  91.    YgL  auch  den  Protest 


der  preuss.  Bischöfe  gegen  das  Sohulaufsiehts- 
gesetz  Y.  1872,  Arch.  f.  k.  K.  R.  28,  86.  Die  Ton 
der  Kirche  errichteten  Schulen  erklart  L.  de 
Hammerstein,  de  ecclesla  et  statu  juridlce 
conslderatts.  Trevlrls  (1886j  p.  146  für  rein 
kirchliche  Anstalten  (res  mere  ecclesiastlcae). 

B  Jansen  1.  c.  p.  79;  v.  Hammerstein, 
die  Schulfrage.  2.  Aufl.  Freiburg  1877.  S.  33; 
de  Hammer  st  ein  1.  c.  p.  146.  158;  Flor. 
Rless,  d.  moderne  Staat  u.  die  christliche 
Schule.  Freiburg  1868.  S.  18  leitet  aus  der  Ter- 
-werthung  der  oben  Anm.  2  angeführten  Thesen 
des  Syllabus  die  positiven  Sitze  her :  „2)  In  der 
christlichen  Ordnung  ist  die  Schule  kraft  gött- 
lichen Rechtes  zugleich  eine  kirchliehe  Anstalt; 
de  schllesst  deshalb  die  Trennung  von  der  Kirche 
aus.  3)  Als  dne  solche  Anstalt  untersteht  die 
christliche  Schule  dem  kirchlichen  Lehramte; 
hiermit  unverträglldi  ist  Ihre  ausschliessliche 
staatUche  Leitung. 

^  Jansen  1.  c.  149. 

^  L.  c.  p.  152. 

8  Jansen  1.  e.  p.  158;  de  Hammexsteln 
p.98;  Rless  S.75ff. 

0  Nach  de  Hammerstein  p.  182,  wenn  die 
Eltern  dies  verlangen,  und  wenn  ausserdem  die 
Eirlchtung  zum  öffentlichen  Nutzen  gereicht, 
was  aber  nicht  der  Fall  ist,  wenn  schon  eine  hin- 
rdchende  Zahl  von  Schulen  durch  die  Kirche, 
Insbesondere  durch  geistliche  Genossenschaften 
gegründet  Ist,  ähnlich  auch  Jansen  p.  165  in 
Betreff  der  niederen  Schulen ,  wihrend  er  dem 
Staat  das  Recht  zur  Gründung  höherer  Schulen 
und  UnlverslUten  p.  174.  186  zubllUgt,  weil 
diese  von  den  Unterthanen  oder  von  anderen 
Korporationen  wegen  der  grösseren  Kosten  nldit 
leicht  errichtet  werden  können. 


§.237.]  VerhältniBB  der  Kirche  sur  Volksschule.   Geschichte.  575 

aneh  diese  untersieheii  nicht  seiner  massgebenden  Leitung  S  und  namentlich  ist  er 
nicht  befugt,  die  entscheidende  £inwirknng  der  Kirche  auf  dieselben  anasuschliessen^. 


//.    Dom  VerhäUmsM  der  Kirehe  m$  den  verecMedenen  Büdungeanetdlten, 

A,    Zw  Volkesehtde. 

§.  237.    1.   OeschtchtUehe  EMeitung\ 

Die  Kirche  hat  zwar  von  jeher  die  Erziehung  und  die  Unterweisung  der  Jugend 
in  den  Kreis  ihrer  Aufgaben  einbezogen,  indessen  hat  es  sich  ftr  dieselbe  dabei 
wesentlich  nur  um  den  Unterricht  in  den  nothwendigen  Glaubenswahrheiten  des 
Chrlstenthums  ^  und  um  die  Ausbildung  von  zukfinftigen  Geistlichen  <^  gehandelt.  Ab- 
gesehen von  der  karolingischen  Periode,  in  welcher  die  Gesetzgebung  bei  ihrer  Fflr- 
sorge  fttr  den  Volksunterricht  gleichfalls  von  den  eben  gedachten  Gesichtspunkten 
beherrscht  gewesen  ist^',  hat  die  Eirche  die  massgebende  Leitung  des  Unterrichts  bis 
über  das  Mittelalter  hinaus  ausschliesslich  in  ihrer  Hand  behalten  7. 

War  bis  zum  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  den  Kreisen  der  Laien,  selbst  in 
denen  der  oberen  Stände,  kein  Bedürfniss  nach  einer  anderen  Bildung  als  der  absolut 
nothwendigen  Vorbereitung  in  den  christlichen  Glaubenswahrheiten  hervorgetreten, 
und  genfigten  somit  die  dafür  bestehenden  kirchlichen  Einrichtungen,  so  blieb  auch 
die  herrschende  Stellung  der  Kirche  noch  im  wesentlichen  unverändert,  als  seit  der 
erwähnten  Zeit  unter  den  Bttrgem  der  emporblfihenden  Städte  sich  die  Nothwendig- 
keit  nach  einer  besonderen  weltlichen  Bildung,  nach  den  fllr  den  Handel,  das  Gewerbe 
und  das  Handwerk  erforderlichen  Kenntnissen  geltend  machte.  In  Anknfipfnng  an  die 
frflhere  Sitte,  dass  der  Pfarrer  Unterricht  ertheilte  und  Schule  hielt,  wurden  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  einer  Reihe  von  Städten  unter  thätiger  Theilnahme  der  Gemeinde- 
behörden und  Bfirger  Schulen  bei  den  Pfarreien  begründet  *,  da  die  alten  Pfarr- »  und 

>  Jansen  spricht  sogar  dem  Staate  (abge-  Mittelalters.  Stralsund  1843;  Job.  Müller, 
sehen  Yon  den  UniTersltiten)  das  Beoht  der  Lei-  Yoz-  und  frühieformatorlsche  Schulordnungen 
tnng  der  Yon  ihm  errichteten  Schulen  überhaupt  u.  SchuWerträge  in  deutscher  u.  niederländischer 
ab.  Bei  niederen  soller  diese  den  Kommunen  Sprache.  II.  Abth.:  Schulordnungen  a.  d.  J. 
abertragen,  bei  höheren  den  letzteren  oder  der  1296 — lÖOÖ.  Zschoppau  1886.  Einzelne  Materia- 
ProTinz  oder  beiden  gemeinschaftlich  p.  166.  lien  auch  bei  Mono,  Schulen  d.  16.  Jahrhun- 
176.  186.  derts  1.  d.  Ztschr.  f.Oesoh.  d.  Oberrheins.  Karls- 

«  S.  0.  S.  674.  n.  6,  Jansen  p.  91.  166. 187.  ruhe  1860.  1,  257  ff.  (Stlftssohulen) ;  2,  129  ff. 

>  Um  die  Geschichte  des  Unterrichtswesens  (Stifts-,  lateinische,  Bürger-,  Stadt- und  Dorf- 
und  insbesondere  des  Volksunterriohtes  handelt  es  schulen,  über  letztere  aus  d.  17.  Jahrb.)  u.  8, 
sichhlernicht  Ygl. H. Heppe,  Qeseh. d.deutsch.  309—318  (Bürgerschulen  d.  16.  u.  17.  Jahrb.). 
Volksschulwesens.    Gotha  1868—1860.    6  Bde.  «  S.  0.  S.  477.  478. 

K.  Y.  Raumer,  Gesch.  der  P&dagoglk.    Stutt-  ^  S.  0.  S.  4^  ff. 

gart  1843  ff.    3.  Aufl.    1867-1861.    4  Bde.;  «  S.  493  ff. 

J.  W.  Karl,  Ueber  die  alten  und  neuen  Schu-  ?  S.  496  ff. 

len.  Mainz  1846;  F.  A.  Specht,  Geschichte  d.  »  So  werden  schon  i.  J.  1234  Pfanrschulen  in 

Unterrichtswesens  In  Deutschland  von  den  &1-  Köln,  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt  Köln.    Köln.  u. 

testen  Zeiten  bis  zurMitte  des  13.  Jahrhunderts.  Neuss.  1863  ff.  1,  760.  761;   1260  in  Worms, 

Stuttgart  1886 ;  S c h 0 n  1  au ,  geschichtliche  No-  Schannat  bist  episcop.  Wormatienais  Francof . 

tuen  über  Volksschulen  t.  9.  bis  14.  Jahrb.  1784.  2,  12a  erwähnt. 

Paderborn  1886;  Daisenberger,  d.  Volks-  »  In  denen  jetzt  zum  Theil  auch  an  Laien 
schulen  i.  d.2.HUfte  des  Mittelalters.  Dillingen  Unterricht  gegeben  wurde,  vgl.  die  Nachweisun- 
1886;  Fr.  Gramer,  Gesch.  d.  Erziehung  u.  d.  gen  bei  Tittmann,  Gesch.  Heinrichs  d.  Er- 
Unterrichts   i.   d.   Niederlanden   w&hrend    des  lauchten.   2  Ausg.  Leipzig  1860.  2,  73.  74v 


576 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kiroiie  durch  dieselhe. 


B.  237. 


BtiftsBcIinleii  nicht  ausreiehten^  Von  den  StütMohnlen  nntemoUieden  flieh  diese 
neuen  Anstalten  nur  dadurch,  dass  in  ihnen  der  niedere  Unterricht,  d.  h.  Unter- 
richt im  Lesen,  Schreiben  und  in  den  Anfangsgründen  des  Lateinischen  ertheiit  wurde, 
während  den  ersteren  der  höhere  Unterricht  verblieb^.  In  den  bischöflichen  Stftdten 
sind  solche  Schulen  unter  Antoritftt  der  geistliehen  Behörden  errichtet  worden^.  Die 
letzteren  haben  die  Anordnungen  für  dieselben  erlassen^,  und  der  Scholaster  des 
Domstiftes  hat  nicht  nur  das  Aufsichtsrecht  llber  sie  gettbt,  sondern  auch  fftr  die 
Regel  den  Lehrer,  welcher  aus  den  Erträgnissen  des  Schulgeldes  besoldet  wurde, 
bestellt  K  Da  andererseits  die  Gemeinden  die  Schulen  aus  ihren  MitteUi  gegründet 
hatten  und  auch  zu  unterhalten  verpflichtet  waren  ^,  so  machten  sie  vieUach  Versuche, 
die  Besetzung  der  Lehrerstellen  in  die  Hände  zu  bekommen^,  indessen  gelang  es 
meistens  den  Scholastem,  welche  allein  die  retita  doeendi  zu  ertheilen  befugt  waren  ^, 
sich  im  Besitze  ihres  Rechtes  zu  behaupten  ^.   In  den  anderen  Städten,  in  denen  aller- 


1  ürk.  d.  Kardinallegaten  Hugo  an  d.  Bischof 
▼.  Lübeck  T.  12Ö2,  Cod.  dipl.  Lnbec.  T.  1,176: 
^oirecta  noMs  ex  parte  consulam  LnbicenBlam 
petitio  continebat,  nt  cum  ad  seolafi  maloria 
eederiae  propter  viam  lubricam  et  piolixam 
pueris  ipsoTiim  difflcilia  alt  acceasua,  licenclam 
ediflcandi  seolas  alias  Itxxta  forensem  parochiam 
pueria  elementariis  opoitQnaa  eisdem  eoncedere 
dignaremui'';  Konzession  zur  Oründnng  e.  Schule 
b.  d.  S.  Magdalenenkircbe  in  Breslau  v.  1267, 
Korn,  Breslauer Uikdbcb.  Breslau  1870.  1,36: 
^proposuistls  .  .  quod  pueri  vestri  et  maxime 
paTYuli  frequentantes  scolas  extra  muros  civitatis 
Yratislav.,  dum  ad  eaadem  soolas  accedunt,  tum 
propter  locorum  distantiam  ac  passus  et  accessus 
diffldles,  qul  sunt  In  pontibus  strlctis  et  fracHs 
super  flumina,  tum  etiam  propter  multitudinem 
hominum,  carruum  et  equorum  per  praedlctos 
pontes  et  vlam  frequentantes  et  assldue  trans- 
euntium  raulta  Incommoda  sustineat,  non  sine 
magno  propriarum  periculo  personarum".  Vgl. 
femer  die  folgenden  Anmerkungen. 

s  Ygl.  Specht  S.  240.  S.  auch  die  Gitate  in 
Anm.  4. 

>  S.  0.  Anm.  1. 

*  So  die  a.  a.  0.  clt  ürk.  v.  1267,  i^olche  be- 
stimmt, dass  in  der  neu  errichteten  Schule  die 
kleinen  Knaben  das  Abc ,  das  Vaterunser ,  den 
englischen  Gniss,  das  athanaslanische  Glaubens- 
bekenntniss,  die  sieben  Busspsalmen ,  den  Ge- 
sang und  die  regolae  pneriles  lernen,  sowie  im 
Donat,  Gato  und  Tbeodul  unterrichtet  werden 
sollen,  Tgl.  weiter  die  Urk.  ftlr  die  Elisabeth- 
schule in  Breslau  y.  1299,  Korn  a.  a.  O.  S.  59; 
für  die  Schule  b.  d.  Jacobskirche  in  Lübeck  y. 
1262,  God.  dipl.  Lubec.  1. 1,  240.  S.  femer  die 
Satzungen  des  Erzbischofs  Engelbert  n.  v.  K51n 
T.  1270  für  den  Küster  und  Schulmeister  der 
Pfarrkirche  zu  Bigge,  Seibertz,  Urkdbch., 
Landes-  u.  Rechtsgesch.  Westfalens  1,  435  über 
die  Pflicht  desselben,  personlieh  die  Kirehspiels- 
jugend  wihrend  bestimmter  Stunden  im  Lesen 
und  Schreiben  zu  unterrichten,  sowie  über  die 
Androhung  Ton  12  Mark  Strafe  für  die  Pfarrein- 
gesessenen,  welche  ihre  Kinder  nicht  in  die 
Schule  schicken. 

^  Bd.  II.  S.  101 ;    die  bischöflich  bestätigte 


eoncordia  inter  scholast  Hamb.  et  iuratos  eeeles. 
S.  Nicolai  Y.  1289,  Lappenberg,  Hamburger 
Urkdbch.  1,  706:  „Scholasticus  Hamburg.  .  .  . 
dictas  noYas  scolas  tenebit  et  possldebit  in  aua 
custodia,  eo  iure,  quo  soolas  apud  S.  Maiiam  dl- 
noscitur  tenuisse  et  maglstrum  instltuat  pro  sna 
Yoluntate  .  .  Si  Yero  questus  et  preeium  soola- 
rium  apud  s.  Nioolaum  frequeutanttum  adeo  fue- 
rit  exile  et  tenue,  quod  scolasticus  Hamb.  sine 
dampno  suo  et  salYO  predo  seolarium  frequen- 
tanclum  ad  S.  Mariam  maglstrum  scolls  8.  Nicolai 
non  posslt  preflcere  ...  ex  tune  consules  taliter 
ordlnabunt  . . .  ne  supradictus  scolasticus  in  ma- 
gistro  praeflciendo  seolia  S.  Nicolai  dampnum  ali- 
quod  paciatur". 

«  Dipl.  Y.  1262  in  Cod.  dipT.  Lub.  I.  i,  240: 
„de  seolis  antedietis  ediflcandis  Yel  refidendis 
in  posterum  nihil  ad  scolasticum^ ;  Beschluss  d. 
bremischen  DiÖcesansynode  y.  1300,  Ehmck 
u.  Y.  Bippen,  brem.  Urkdbeb.  Bremen  1873. 
1,  566:  „quod  procuratores  seu  proYlsores  eccle- 
siaram,  quibus  fabrica  ac  strncturamm  reparatio 
sunt  commisse,  ad  reparationem  seu  reediflcatio- 
nem  scolaram  earundem  ecclesiarum  de  iure  te- 
nebuntuT*. 

f  Specht  S.  262.  Vgl.  weiter  über  diese 
K&mpfe  G.  L.  Y.  Maurer,  Gesch.  d.  StidtoTor- 
fassung  in  Deutschland.  Erlangen  1869  ft.  3, 
61fr.  und  Kriegk,  deutsches  Bürgerthum  i. 
Mittelalter.  N.F.  Frankfurt  a.  M.  1871.  S.64fr.; 
Meister,  d.  deutschen  Stadtschulen  u.  d. 
Schulstreit  1.  Mittelalter.  1868.  S.14ir.;Käm- 
mel,  Gesch.  des  deutschen  Schulwesens  im 
Uebergang  y.  Mittelalter  zur  Neuzeit.  Leipzig 
1882.  S.  66  ff.  126  ff. 

8  S.  0.  S.  600. 

»  So  in  Lübeck,  cit  ürk.  y.  1262:  „ut  omni« 
calumpnlae  scrupulum  futuris  temporibus  ampn- 
tetUT,  memoratus  scolasticus  cum  suis  sueoesso- 
rlbus  omnem  auctoritatem  et  potestatem ,  nullo 
prorsus  articulo  exeepto  yoI  exeipiendo  super 
singulls  circumstantlis  in  scolls  ante  dlctls  obti- 
nebit,  quam  In  scolls  maioris  eccieslae  dinoseitur 
haetenus  habulsse'';  In  Hamburg,  Ygl.  die  Anm. 
6  dt.  Urk.  Y.  1289.  obwohl  Martin  IV.  1281 
(Potthast,  reg,n.2l769,  Lappenberg,  Ham- 
burger urkdbch.  1,  662)  den  Parochianen  dieser 
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dings  auch  Schulen  in  Verbindung  mit  Klöstern  oder  Pfarreien  bestanden  ^  übten  da- 
gegen vielfach  die  Landesherren  oder  die  Oemeindebehörden  hinsichtlich  der  von 
ihnen  begrttndeten  Schnlen  ihrerseits  das  Recht  der  Anstellung  der  Lehrer  und  der 
Schulaufsicht  aus^.  Von  einem  Gegensatz  dieser,  seit  dem  13.  Jahrhundert  entstan- 
denen  Schulen  eu  der  Kirche  und  zu  den  kirchlichen  Schulen  ist  indessen  keine  Rede 
gewesen  ^.  Die  erwähntenRechte  sind  weder  von  deuLandesherren  noch  von  den  Städten 
als  prinzipiell  staatliche  oder  kommunale,  noch  viel  weniger  unter  Leugnung  der  Be- 
rechtigung der  ELirche  zur  Gründung  und  Leitung  von  Schulen  beansprucht  worden, 
vielmehr  nur  nach  Analoge  des  Patronatrechtes  deshalb,  weil  in  Ermangelung  zu- 
reichender kirchlicher  Anstalten  die  Fürsten  und  die  Kommunen  ihrerseits  mit  ihren 
Mitteln  Ar  die  Errichtung  von  Schulen  eingetreten  waren  und  für  die  fortdauernde 
Unterhaltung  derselben  sorgten 4. 

Schulen  der  einen  oder  anderen  Art  wurden  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch  in 
den  kleineren  Städten  errichtet  und  waren  also  hier  zur  Zeit  der  Reformation  vor- 
handen, während  es  dagegen  bis  dahin  auf  dem  Lande  für  die  Kinder  des  Land- 
volkes an  derartigen  Anstalten  so  gut  wie  ganz  gefehlt  hat  ^,  und  die  letzteren  nur 
den  noäidürftigen  Katechismusunterrieht  erhielten  <^. 

Erst  die  deutsche  Reformation  gab  einen  bedeutsamen  Anstoss  zur  Weiterent- 
Wicklung  der  Schuleinrichtungen  7,  dessen  Einwirkungen  sich  auch  die  katholische 
Kirche  nicht  entziehen  konnte  ^.  Immerhin  blieb  indessen  vorerst  sowohl  in  der  katho- 


Pfarrei  das  Recht  zur  Errichtung  von  Schulen 
und  die  freie  Anstellung  und  Absetzung  des 
Lehrers  bewilligt  hatte. 

1  S.  z.  B.  die  Zusammenstellnng  bei  Titt- 
in a  n  n  a.  a.  O.  S.  73.  Diesen  wurden  auch  öfters 
Zuwendungen  gemacht,  um  eine  Schule  zu  hal- 
ten, so  z.  B.  in  Altenburg  a.  a.  0.  S.  72. 

'  So  wurde  im  13.  Jahrb.  das  Rektorat  der 
Schule  in  HannoTer  durch  den  Herzog  besetzt, 
welcher  freilich  1282  den  Bürgern  die  Zusiche- 
rung ertbeilte,  keine  andere  Person,  als  die  von 
den  4  castellanis  (Burgmannen)  in  Loewenrodhe 
und  von  4  Bürgern  Hannovers  vorgeschlagene,  an- 
zustellen, Origines  Guelflcae  4,  198  u.  G röte- 
ten d  u.  Fiedler,  Urkdbch.v. Hannover  1860. 
1,  42.  Weitere  Beispiele  solcher  Uebertragungen 
des  Srnennungtrechtes  der  Lehrer  durch  die 
Fürsten  an  die  Stadtgemeinden,  wobei  sieh  die 
ersteren  allerdings  vielfach  die  Bestätigung  vor- 
behielten, s.  bei  G  ro  t  e  fe  nd  u.  Fi  e  d  l  er ,  a.  a.  0. 
S.  250  (1378);  Mecklenburg.  Urkdbch.  2,  612 
(v.  1279),  für  Wismar  1279  u.  1331  in  Sencken- 
berg,  selecta  iuris.  Francof.  ad  Moen.  2,  470  u. 
499;  für  Stendal  die  Urkdn.  v.  1338,  G. 
Schmidt,  Urdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt 
3,  397.  403,  wo  die  früher  bischöflich  ertheUte 
Erlaubniss  für  den  Rath  we^^en  der  Ansprüche 
des  exemten  KoUegiatstifts  widerrufen  wird.  S. 
auch  Mone,  Ztschr.  f.  Gesch.  des  Oberiheins 
2,133. 

3  So  auch  Specht  a.a.O.  S.249;  Paulsen, 
Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig  1886. 
S.  13.  IHes  ergiebt  sich  insbesondere  daraus, 
dass  die  Rechte  über  die  Schulen  öfters  durch 
P&pste  und  Bischöfe  den  Stadtgemeinden  ver- 
liehen worden  sind,  s.  S.  576  n.  9  und  die  in  der 
vor.  Anm.  aus  Senckenbeig  cit  Urkunden,  sowie 

Hinschim,  Kirchenrecht  IV. 


daraus,  dass  man  in  kleineren  Städten,  um  die- 
sen eine  Schule  zu  verschaffen,  das  Glockneramt 
an  Leute  übertragen  hat,  welche  den  Kindern  im 
Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  im  lateinischen 
Kirchengesang  und  auch  wohl  in  den  Anfangs- 
gründen des  Lateinischen  Unterricht  geben  konn- 
ten. Back,  d.  evang.  Kirche  im  Lande  zwischen 
Rhein,  Mosel,  Nahe  und  Glan.  Bonn  1872,  1, 
434. 

4  S.  die  Nachweisungen  bei  T  i  1 1  m  a n  n  a.  a.  0.; 
Specht  S.  264;  Biezler,  Gesch.  Baiems. 
Gotha  1878.  2,  194;  Back  S.  434  ff. 

^  Back  S.  429;  Mone,  Ztschr.  f.  Gesch.  d. 
Oberrheins  2, 131.  Die  Olmützer  Synode  v.  1413, 
Hartzheim  6,  41.  verbietet  sogar  mit  Rück- 
sicht auf  hervorgiatreteneUebelstände,  namentlich 
mehrfache  von  den  Schülern  verübte  Diebstähle, 
„sub  poena  excommunicationis,  ut  nullns  scholas 
habeat  in  viUa,  ubi  dudum  erectae  non  fueiint 
et  in  quibus  tam  rector  quam  scholares  necessaria 
habere  non  possunt^. 

«  0.  S.  478. 

"^  Allerdings  zunächst  (abgesehen  von  den  ge- 
lehrten Schulen)  wesentlich  der  städtischen, 
während  eine  Volksschule  auf  dem  Lande  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eingerichtet 
worden  ist,  s.  einerseits  die  sächsischen  General- 
Artikel  V.  1680.  Nr.  38,  Schreyer,  Cod.  d.  i. 
Sachsen  geltenden  K.  R.  S.  60  u.  d.  Schulord- 
nung V.  1680,  Cod.  August.  1, 694,  und  anderer- 
seits die  Sachs.  Generalartikel  v.  1667,  Richter, 
evang.  Kirohenordnungen  2,  186,  welche  die 
Dorfküster  blos  zum  Lehren  des  Katechismus 
und  christlicher  deutscher  Gesänge  verpflichten. 

d  Erst  seit  dieser  Zeit  weisen  die  Partikular- 
synoden wieder  Bestimmungen  auf,  welche  die 
Errichtung,  bez.  Wiederherstellung  der  Schulen 
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lischen,  wie  aueh  in  der  proteBtantischen  Kirche  die  frühere  Anaehannng,  dass  das 
Schulwesen  eine  kirchliche  Angelegenheit  sei,  herrschend,  nnd  daher  hat  auch  noch 
der  Westßüische  Frieden  die  Einrichtung  der  Schulämter  als  ein  Annezum  der  Bell- 
gionsübung  bezeichnet^.  In  der  eyangelisohen  Kirche  führte  aber  diese  AufiEBLsaimg 
dazu,  den  Landesherren,  welche  an  der  Spitze  derselben  standen,  als  Ausfluss  des 
s.  g-jus  qnscopaie  ^as  Recht,  ihrerseits  das  Schulwesen  zu  ordnen  und  die  Au&icht 
über  die  Schulen  zu  führen,  beizulegen  2.  Diese  suchten  vor  Allem  nach  dem  dreissig- 
jährigen  Kriege,  während  dessen  das  Schulwesen  der  rölligen  Zerrüttung  anheim- 
gefallen war,  durch  ausführliche  Schulordnungen  den  Volksunterricht  wieder  her- 
zustellen und  zu  fSrdern^.  Auch  wurde  schon  damals  in  einzelnen  Territorien 
der  Schulzwang,  d.  h.  die  Pflicht  der  Eltern  ihre  Eander  von  einem  gewissen  Alter 
ab  ^  und  während  einer  bestimmten  Zeit  bei  Vermeidung  von  Strafe  in  die  Schulen 
zu  schicken,  eingeführt  und  die  Tragung  der  Schullasten  geregelt  Hatten  aueh  diese 
Bemühungen  auf  dem  Lande  unter  den  leibeigenen  Bauern  keinen  grossen  Erfolg  ^, 
und  ist  erst  im  folgenden  Jahrhundert,  im  Zeitalter  der  Aufklärung,  namentlich  dorch 
die  Bestrebungen  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  d.  Gr.  ^  der  Grund  zu  den 
noch  heute  bestehenden  Volksschuleinrichtungen  in  Preussen  und  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  ^  gelegt  worden,  so  war  doch  damit  der  Auffassung,  dass  der  Staat 
kraft  eigenen  Rechtes  das  Schulwesen  zu  regeln  und  zu  fördern  habe,  der  Weg  ge- 
ebnet, so  dass  diese  im  18.  Jahrhundert  die  herrschende  werden  konnte.  Für  die 
staatliche  Neugestaltung  bot  sich  aber  kein  anderer  Anhalt  als  die  früher  kirchlicher- 
seits  eingeführte  Pfarr-  oder  Küsterschule  dar,  und  so  blieb  vorerst  die  alte  Verbin- 
dung zwischen  der  Schule  und  der  Kirche  insoweit  bestehen,  als  der  Küster,  der 
Gehülfe  des  Pfarrers,  zugleich  das  Amt  des  Schullehrers  versah  ^,  und  die  kirchlichen 


„in  dvitatibas,  oppidis  et  pagls^  anordnen,  die  liehen  Rechts  von  den  iura  episcopalla  und  der 

PTüfnng  der  Lehrer  durch  den  Bischof,  General-  Uebergang  zu  der  Auffassung  des  18.  Jahrb.,  dass 

vikar  oder  einen  damit  beauftragten  Landdekan,  das  Schulwesen  eine  Angelegenheit  der  lüides- 

namentlich  auch  In   Betreff   ihres  kirchlicheo  herrlichen  Polizei  sei,  zeigt  sich  jetzt  schon  da- 

Glaubens ,  Torschreiben ,  ihnen  Tor  dieser  Prü-  rin ,  dass  die  Regelung  desselben  nicht  mehr, 

fung  und  (nach  dem  Trldentinum)  aueh  -vor  Ab-  wie  früher,  in  den  Kirchenordnungen,  sondern 

legung    des    tridentinischen    Glaubensbekennt^  durch    besondere  Schulgesetze   und  Schulord- 

nisses  die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit  und  den  nungen  vorgenommen  wird. 

Pfarrern  die  Zulassung  nicht  qusliflzlrter  Lehrer  4  Zuerst  durch  die  hessendarmsttdtischeSchul- 

zu  der  letzteren  verbieten,  endlich  eine  regel-  Ordnung  v.   1628,    dann   durch  die  berühmte 

massige    Aufsicht    durch    die    Pfarrer,    Land-  Schulordn.  d.  Herzogs  Ernst  ▼.  Sachsen-Gotha  v. 

dekane  und  Scholastid  des  Domstifts  einschärfen,  1642,  demnächst  auch  in  katholischen  Landern, 

8.  z.  B.  Köln  1536.  1650,  Mainz  1549,   Trier  ^e  z.  B.   Im   Bisthum  Münster  1675  und  In 

1549,  Oambray  1550,  Augsburg  1567,  Salzburg  Churmainz  1682,  Hoppe,  Geschichte  d.  dent- 

1669,    Oonstanz  1667,   Münster  1570,   Breslau  gehen  Volksschulwesens  2,  37.  218;   3,  192  u. 

1580,   Gonstanz  1609,  Augsburg  1610,   Köln  <>  89                                  1               >     1 

1612,    Osnabrück  1628,   Munster  1655,   Köln  6  Hei>t»e  3  37 

1662  und  Paderborn  1688,  Hartzheim  6,  302,  .  ^.i  v  J^oä  fl^«*««K«»  47^7  «    4a  q^« 

538.  680.  606.  639.  680 ;  7,  201.  374.  464.  624;  * Z^^'Joß^-  mV nfr^^rn    il«t*  M  JhT 

8^385.  888;  9,  81.  163.  437.  818.  1064  u.  10,  "^T^'i^  ^Ul^^.^V^  aTo.  tÄ 

hal/ntuiLmutil;^^^^^^^^^^  s£SH?sSt^^^^^ 

tarn  scholasticorum  quam  ecclesiasticorum ,  ins  fl  T^^^^^^l^!^ J^l  n  q  ^7  J 

patronatus  aliaque  simllia«.  SS-  1 « •  i^t;  Hoppe  a.  a.  0.  S.  27  IT. 

2  Reinkingk,  tract.  de  regimine  secularl  et  '  S.  namentlich  über  die  katholischen  Staaten 

eccleslast  Hl.  Q.  1.  0.  1  (ed.  1641,  p.  498);  B.  Hoppe  1, 18ff.;  Strack,  Geschichte  des deut- 

Carpzow,  iulisprudentiÄConsIstorialis  1.  I.  tit.  *<^^en  Volksschulwesens.    Gütersloh   1872.    S. 

I.  def.  9.  ^^0  ff.  256  ff. 

^  Die  allmähUehe  Loslösung  des  landeshen-  ^  Mone  a.  a.  0.  2,  132. 
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Amtstr&ger  die  Sohalaufsicht  fahrten,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  einzelnen  deut- 
schen Territorien  noch  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  flberwiegend  ihren  spezifisch 
konfessionellen  Charakter  bewahrt  hatten. 

Mit  dem  Verlauf  des  18.  Jahrhunderts  war  somit  die  ursprüngliche  kirchliche, 
diePfarr-  oderKttsterschule,  welche  hauptsächlich  im  Interesse  derEatechismuslehre 
die  Jugend  auch  in  gewissen  elementaren  Kenntnissen  unterwiesen  hatte,  zur  mo- 
dernen Volksschule  geworden.  Ohne  dass  dieselbe  ihren  früheren  Charakter  als 
kirchliche  Erziehungsanstalt  einbüsste,  erhielt  sie  jetzt  die  Bestimmung,  dem  Bürger 
und  Landmann  die  fttr  das  spätere  bürgerliche  und  bäuerliche  Leben  unentbehrlichen 
Kenntnisse  zu  vermittehi,  und  wurde  nunmehr  insofern  eine  staatliche  Anstalt,  als 
ihre  Einrichtungen  durch  den  Staat  geregelt  wurden,  und  die  staatlichen  Behörden 
die  Leitung  und  Aufsicht  des  Schulwesens  zu  üben  hatten  ^  wenngleich  die  Unter- 
haltung der  Schulaustalten  fast  ausschliesslich  den  Gemeinden  zur  Last  fiel. 

In  Folge  des  Interesses  des  Staates  an  der  Volksschule,  der  Entwickelung  einer 
besonderen  Wissenschaft  der  Pädagogik,  sowie  der  durch  die  erweiterten  Kultur- 
und  Lebensaufgaben  bedingten  besonderen  Heranbildung  der  Volksschullehrer  ist  der 
staatliche  Charakter  der  Volksschule  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  immer  stärkerer 
Ausprägung  gelangt,  und  seitdem  im  Zusammenhange  mit  allen  diesen  Momenten  auch 
besondere  staatliche  Schulverwaltungen  und  Schulaufsichtsbehörden  errichtet  worden 
sind,  bildete  die  Volksschule  eine  von  der  Kirche  getrennte,  völlig  selbstständige  Ein- 
richtung, zu  welcher  die  letztere  —  wenigstens  in  Deutschland  —  nur  noch  insoweit 
eine  Beziehung  hat,  als  die  reli^öse  Erziehung  als  Grundlage  für  den  Volksschul- 
unterricht festgehalten  worden  ist,  und  die  Lokalaufsicht  noch  durch  kirchliche  Organe, 
wenngleich  meistens  nur  kraft  staatlichen  Auftrags,  gehandhabt  wird  ^. 

Als  sich  die  gedachte  Entwicklung  in  Deutschland  zu  vollziehen  begann,  haben 
die  katholischen  Eürchenoberen  theils,  weil  sie  selbst  von  den  Bestrebungen  der  Auf- 
klärungsperiode beherrscht  waren,  theils,  weil  zunächst  die  frühere  Verbindung  der 
Kirche  mit  der  Schule  und  der  ausschliesslich  konfessionelle  Charakter  der  letzteren 
aufrecht  erhalten  blieb,  sie  keineswegs  zu  verhindern,  vielmehr  in  einzelnen  Terri- 
torien ihrerseits  sogar  zu  f&rdem  gesucht. 

Erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  seitdem  die  Selbstständigkeit  der  staat- 
lichen Schule  sich  immer  weiter  entwickelt  hatte,  und  derselben  bei  der  grösseren  Ver- 
mischung der  Bevölkerung  nicht  mehr  überall  der  konfessionelle  Charakter  gewahrt 
bleiben  konnte,  hat  die  in  der  katholischen  Kirche  immer  weiter  um  sich  greifende 
nnd  sich  verstärkende  ultramontane  Strömung  in  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  eine 


*  Vgl.  prews.  A.  L.  B.  II.  12.  S-  i :  „Schulen  S  ch  w a  b ,  Fr.  Berg.  Würzburg  1869.  S.  107,  nach 
und  UniTersitaten  Bind  Veranstaltungen  des  welchemFr.Ludw.y.Erthal,  Bischof T.Würzburg 
Staates,  welche  den  Untemeht  der  Jugend  in  (1779 — 1791),  es  als  einen  Wahn  bezeichnet  bat, 
nützlichen  Kenntnissen  und  Wissenschaften  zur  „als  sei  das  Schulwesen  eine  Sache,  welche  man 
Absicht  habend  $.  2:  „Dergleichen  Anstalten  der  Geistlichkeit  überlassen  müsse,  als  gebühre 
sollen  nur  mit  Yorwissen  und  Genehmigung  des  ihr  die  Direktion  des  Schulwesens  allein,  und 
Staates  errichtet  werden^.  Selbst  in  den  geist-  der  Beamte  sei  nur  da ,  um  Vollstrecker  der- 
lichen  Territorien  wurde  im  18.  Jahrhundert  die  jenigen  Befehle  zu  sein,  welche  das  Seelsorger- 
Leitung  des  Schulwesens  nicht  einmal  aU  eine  amt  zu  erlassen  für  gut  finde,  aber  selbst  in  Voll- 
zein  kirchliche,  sondern  mehr  als  landesherrliche  zug  zu  setzen  aus  Abgang  äusserer  Zwangsmittel 
Angelegenheit  betrachtet,   v.  Sartori,   geist-  nicht  Termöge^ 

liebes  und  weltliches  Staatsrecht  d.  deutsch.  Erz-  ^  Ja  auch  zumTheil  der  Kirche  die  Besorgung, 

etc.  Stifte.  Bd.  II.  U.  1,  337  ($.1381);  Esser,  Leitung  und  Ueberwachung  des  Beligionsunter- 

FranzT.  Ffirstenbezg.  Münster  1842.  S.  162 ff.;  rlchts  überlassen  ist.  S.  den  folgenden  $. 
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selbststftndige  staatliche  Volksschule  der  Herrschaft  des  Ultramontanismus  eines  der 
grössten  Hindernisse  entgegenstellt,  diese  zn  bekämpfen  angefangen.  Nachdem  zu- 
nächst in  Frankreich,  gegenüber  dem  Lehrmonopol  des  Staates,  der  von  Napoleon 
eingeführten  s.  g.  Staatsnniversität  ^  die  Freiheit  des  Unterrichts  auf  Omnd  der  Rechte 
des  Vaters  nnd  der  Familie  verkündet 3,  nnd  dieser  Grundsatz  zuerst  in  Belgien', 
dann  auch  in  Frankreich  selbst  znr  Durchführung  gelangt  war^,  wurde  auch  in 
Deutschland,  wo  schon  vorher  die  kirchlichen  Oberen  in  manchen  Staaten  gegen 
einzelne  staatliche  Schuleinrichtnngen  und  Massnahmen  der  Schulverwaltung  protestirt 
hatten^,  seit  dem  Jahre  1 848  von  den  Bischöfen  die  Aenderung  der  bisherigen  Volka- 
Schuleinrichtungen  im  Interesse  der  kirchlichen  Beherrschung  der  Schule  in  mehr 
oder  in  minder  umfassendem  Masse  getordert  ^.  Freilich  haben  sich  die  meisten  Staaten, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  prinzipielle  Stellung  der  Volksschule,  obgleich  zum  Theil 
erst  nach  einem  gewissen  Schwanken,  diesen  Ansprüchen  ^  gegenüber  ablehnend  vor- 


1  Lebon,  Staatsrecht  d.  franzoB.  Republik. 
Freiburg  1ÖB6  (Marquardsen,  Hdbch.  d. 
ofTentl.  Bechts  lY.  1.  Abth.  6).  S.  133. 

2  Zuer8t(1817)yonLammeiiais,  B.Fried- 
ricb,  Geschichte  des  Tatlkanitchen  Konzils. 
Bonn  1877. 1,  59  ff.  123  flf. 

3  Constitution  v.  26.  Februar  1831.  Art.  17: 
„L'enseignement  est  libre;  toute  mesure  pr^- 
Tentiye  est  interdite :  la  r^pression  des  d^its 
n^est  regime  que  par  la  loV;  vgl.  dazu  auch  loi 
organlque  de  Tinstraction  primaire  v.  23.  Sep- 
tember 1842,  u.  A.  1.  Aroh.  f.  k.  K.  B.  46, 276 
und  Friedberg,  Gränzen  S.  640. 

^  Schon  durch  das  Gesetz  ▼.28.  Juni  1833  be- 
treffend den  Yolkssohulunterricht  (eusetgnement 
primaire),  später  durch  die  loi  organlque  sur 
Tenseignement  du  15  mars  1880,  Arch.  f.  k. 
K.  B.  48,  116  u.  Andrtf,  conrs  alphab^tique  de 
Itfgislation  ciYlle  eccl<^8la8tique.  ^d.4.  3,  368  ff., 
vgl.  a.  a.  0.  S.263  ff.;  Gaudry,  traittf  de  la  W- 
glslatlon  des  cultes  2,  661  ff.;  Lebon  a.  a.  0. 
S.  32. 133. 

s  Brück,  d.  oberrheinische  Kirchenprovinz. 
Mainz  1868.  S.  164  ff. 

e  Die  Würzburger  Denkschrift,  o.  S.  574  n.  3, 
verlangt  die  Freiheit  in  der  Ausübung  des  gött- 
lichen Bechtes  „der  Lehre  und  Erziehung"  und 
als  nothwendige  Folge  desselben ,  dass  die  Bi- 
schöfe „alle  zur  Ausübung  desselben  erforder- 
lichen Mittel,  die  zum  Lehren  und  zum  Erzlehen 
bestimmten  Individuen  oder  Korporationen  so- 
wohl als  die  Lehrbücher  frei  zu  wählen  und  zu 
bestimmen^'  haben.  Auf  dieser  Grundlage  pro- 
testirt  die  Denkschrift  der  preussischen  Bi- 
schöfe V.  1849  gegen  die  Beschränkung  der 
Kirche  auf  den  blossen  Beliglonsunterricht  in 
der  Volksschule  und  leitet  aus  der  Pflicht  der 
Eltern,  Ihren  Kindern  eine  religiöse  Erziehung 
zu  geben,  und  der  Befngniss  der  letzteren,  eine 
solche  von  der  Kirche  zu  fordern,  für  dieselbe  das 
Becht  her,  über  jedweden  Unterricht,  da  stets 
die  Erziehung  dabei  mit  in  Betracht  komme,  zu 
bestimmen.  Ferner  wird  das  Becht  auf  die 
kirchliche  Sendung  zum  Beliglonsunterricht  be- 
tont, und  es  werden  die  vorhandenen  katho- 
lischen Volksschulen  als  kirchliche  Anstalten 
zur    selbständigen    Beaufsichtigung    durch  die 


Kirche  reklamirt,  indem  die  Bischöfe  behaupten, 
dass  die  vor  dem  Landrecht  vorhandenen  Schulen 
durch  dasselbe  nicht  zu  Staatsschule»  geworden« 
vielmehr  konfessionelle  Pfarr-  und  Stiftsschulen 
unter  der  gesetzlichen  oder  herkömmlichen 
nächsten  und  oberen  Aufsicht  der  Kirche  oder 
konfessionelle  Schulen  der  katholischen  Ge- 
meinden geblieben  seien  und  die  Stelle  der  Tom 
Landrecht  gewünschten  Primärschulen  vertreten 
hätten,  Glnzel,  Arch.  f.  Kirchengesch.  2,  141. 
146.  161.  Die  Denkschrift  des  balrl sehen 
Episkopates  v.  1860  fordert  für  die  Bisohdfe  die 
Mitwirkung  bei  neuen  organischen  Einrichtungen 
im  Volksschulwesen,  die  Genehmigung  der  Be- 
stellung der  Volksschullehrer,  die  Einforderung 
des  Einverständnisses  bei  der  Anstellung  der 
Lokal  -  und  Dlstrikts-Schulinspektoren,  die  Be- 
fugnlsB,  die  Lehrbücher  der  Beligion  und  der 
biblischen  Geschichte  zu  bestimmen  und  die 
übrigen  Schullehrbüoher  hinsichtlieh  ihrer  reli- 
giösen Tendenz  und  etwaiger  bedenklicher  Stel- 
len der  Gensur  zu  unterwerfen,  endlich  auoh 
ähnliche  und  entsprechende  Bechte  in  Be^eff 
der  Schullehrerseminare,  a.  a.  O.  S.  215,  wäh- 
rend sich  die  Denkschrift  des  oberrheini- 
schen Episkopates  v.  1851  vorerst  damit  be- 
gnügte, die  Leitung  und  Ueberwachung  des 
katholischen  Bellglonsunterrlchts,  die  Bestim- 
mung der  Bellglonslehrbücher  und  die  Betrauung 
der  Lehrer  mit  dem  BellgionBunterricht  für  die 
Bischöfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  a.a.O.  S. 262. 
S.  aber  die  folgende  Anm. 

"^  In  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  hatten 
die  Begierungen  in  ihren  Erwiderungen  der 
Denkschrift  v.  1851  den  Charakter  der  Schulen 
als  Staatsschulen  und  die  Nothwendlgkeit  der 
ausschliesslichen  Leitung  des  Staates  betont,  den 
Bischöfen  aber  die  Genehmigung  der  einzufüh- 
renden Bellglonsbücher  zugestanden ,  sowie  die 
Ertheilung  und  Beaufsichtigung  des  Beligions- 
unterrlchtes  durch  dea  Ortsgeistlichen  und  die 
Berücksichtigung  der  kirchlichen  Wünsche,  na- 
mentUeh  bei  der  Zumessung  und  Einthellung 
der  Lehrstunden  zugesichert.  Brück  a.  a.0. 
S.  68;  Warnkönig,  üb.  d.  Konflikt  d.  Bpis^ 
kopates  d.  oberrhein.  KlrchenproTinz  mit  den 
Landesregierungen.  Erlangen  1859.   S.  65.    Die 
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halten  ^.  In  Folge  dessen  ist  es  in  einzelnen  Lindern  zn  Konflikten  mit  den  kirch- 
liehen  Behörden  gekommen  2,  und  ferner  sind  solche  nach  dem  Jahre  1870  ans  Anlass 
der  Beschlfisse  des  vatikanischen  Konzils  und  der  altkatholischen  Bewegong  hervor- 
gemfen  worden  \ 

Im  ganzen  Verlanfe  des  Mittelalters,  als  die  katholische  Kirche  das  Schulwesen  aus- 
schliesslich beherrschte,  hatte  sich  für  sie  kein  Bedürfhiss  e^eben,  besondere  Normen 
Aber  das  Yerh&ltnisfl  der  Kirche  znr  Schale  aufisnstellen,  ja  selbst  während  der  Entwick- 
lung der  Elementarschule  zur  staatlichen  Volksschule  im  18.  Jahrh.  war  ein  solches 
aus  den  schon  0.  S.  579  berührten  Gründen  noch  nicht  fühlbar  geworden,  vielmehr 
ist  dasselbe  erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts  einestheils  in  Folge  des  starkem 
Betonens  des  staatlichen  Charakters  des  Volksschulwesens  durch  die  weltliche  Gesetz- 
gebung und  anderntheils  in  Folge  des  Bestrebens  der  ELirche  nach  voller  Unabhängig- 
keit vom  Staat  und  nach  voller  Verwirklichung  der  kurialen  Ansprüche  in  Bezug  auf 
die  Schule  hervorgetreten.  Trotzdem  hat  aber  die  kirchliche  Gesetzgebung  allge- 
meine, das  VerhältnisB  der  Schule  regelnde  Normen  nicht  erlasseui  vielmehr  müssen 
die  einzelnen  von  ihr  als  massgebend  erachteten  Grundsätze,  welche  sämmtlich  als 
Folgerungen  aus  ihrem  göttlichen  Recht  zur  Erziehung  und  zur  religiösen  Unterwei- 
sung des  Menschengeschlechtes  abgeleitet  werden,  aus  den  ofißziellen  Kundgebungen, 
welche  in  Bezug  auf  einzelne  Staaten  und  spezielle  Fälle  oder  Konflikte  ergangen 


weiteTe  Denkscbxift  des  Episkopates  v.  18.  Juni 
1863,  Fnibnrg  1863,  erklärte  indessen  (SS*  8  n. 
19)  diese  Zugeständnisse  für  nngenügend  nnd 
verlangte  auch  die  Ueberwachung  des  profanen 
Unterrichts  und  hinsiohtlieh  des  letzteren  ähn- 
llehe  Rechte,  wie  sie  von  den  balrisclien  Bi- 
schöfen (s.  Yor.  Anm.)  gefordert  waren.  In  den 
Ton  Württemberg  und  Baden  1857  u.  1869 
abgeschlossenen  Konkordaten,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
%  240  u.  by  86  ist  in  dem  In  beiden  gleichlan- 
tenden  Art.  7  aber  nur  bestimmt :  „episcopus 
(archieplscopus)  ex  proprii  pastoralis  offlcil  mu- 
nere  religiosam  eathoUcae  lurentutls  tum  instruc- 
tionem  tnm  ednoatlonem  in  omnibus  scholis 
publiois  et  pri-vatis  dirlget  et  super  utraque  rlgl- 
labit.  Perlnde  statuet,  quinam  ad  religiosam  in- 
stmctionem  llbri  et  cateehismi  adhibendi  sint.  — 
In  scholis  elementariis  religiosa  instnictlo  a  pa- 
rochis  tradetur,  in  reliquis  scholis  nonnisi  ab 
iis,  quibus  ad  hoc  auctoritatem  et  missionem 
episcopus  oontulerlt  neo  postea  roYOcaYerit'', 
immerhin  war  damit  die  einheitliche  obere  Lei- 
tung des  Unterrichts  für  den  Staat  insofern 
aufgegeben,  als  das  Anfsichtsrecht  desselben 
über  den  Religionsunterricht  nicht  gewahrt 
wurde,  und  die  württembergisohe  Regierung  hatte 
überdies  noch  in  der  Beilage  in  zum  Konkordat 
die  bedenkliche  Zusicherung  gemacht :  „Auf  das 
Elementarschulwesen  wird  dem  Bischof  der  mit 
der  bestehenden  Gesetzgebung  und  der  noth- 
wendigen  einheitlichen  Leitung  yereinbare  Ein- 
fluss  gewährt  werden^  vgL  Golther,  Staat  u. 
kathol.  Kirche.  S.  179.  Die  mit  dem  Bischof  y. 
Mainz  1864  abgeschlossene  hessische  Konven- 
tion hatte  diesem  unter  VI.  die  Leitung  nnd 
Ueberwachnng  des  katholischen  Religionsunter- 
richts an  den  öffentlichen  Schalen  jeder  Art,  und 
unter  XYIL  „bis  zu  «iner  Abänderung  der  be- 


stehenden Schalorganisation  allen  Wünschen 
und  Erinnerangen,  welche  die  Sichersten ung 
der  Schalen  vor  ankirchlichen  und  sittenver- 
derblichen Einflüssen  bezwecken,  Jede  nur  than- 
liche  Berücksichtigung^  zugesichert,  was  freilich 
der  Kurie  noch  nicht  genügt  hat,  da  sie  dem 
Mainzer  Bischof  bedeutete:  „Quum  negotium 
qaoad  scholas  primarias  seu  elementares  in  ec- 
clesia  catholica  magni  sit  momenti  eo  quod  ex 
ipsis  ut  plurimum  fldei  ao  morum  conserratio 
depeudeat,  s.  Pater  vehementer  dolet,  id  adhuo 
suspensam  remanere.  Qaa  re  rev.  episcopus  omni 
studio  opeiam  dabit,  ut  sua  propria  iura 
gubemium  recognoscat  et  praesertim,  ut  sibi 
auctoritas  sit  memoratas  scholas  moderandi,  ma- 
gistros  eligendi  vel  saltem  eorum  electioni  ex- 
plidte  assentiendi,  eos  qui  muneri  suo  nou  rectc 
satisfaeiunt  expellendi,  catechismum  aliosquein- 
structionls  libros  approbandi,  vires  qui  sua  vice 
scholas  advigUent,  deputandl  ac  tandem  facultas 
Sit  novas  scholas  pro  paeris  catholicis  eligendi, 
cum  ipsis,  nonnisi  eas  scholas,  ubi  catholica  doo- 
trina  tradatur,  frequentare  ius  sit",  Ztschr.  f.  K. 
R.  8, 360. 364.  In  N  a  s  s  a  u  wurde  dagegen  durch 
die  Min.  V.  v.  26.  Mai  1861  anter  IV,  a.  a.  O. 
2, 129,  dem  BUchof  Mos  die  Leitung  und  Ueber- 
wachung des  katholischen  Religionsanterrichts 
an  den  öffentlichen  Schulen,  sowie  die  thun- 
liohste  Berücksichttgong  seiner  Vorstellungen  in 
Bezug  anf  ihm  anstossig  erscheinende  Lehr^ 
bücher  zugestanden. 

i  S.  die  Darstellung  des  geltenden  staatlichen 
Rechts  im  folgenden  |.  238. 

3  So  z.  B.  in  Baden  aus  Anlass  der  Gesetz- 
gebung des  J.  1860,  Friedberg,  d.  Staat  u.  die 
katholische  Kirche  i.  Grsshzthm.  Baden.  Leipzig 
1871.  S.  74  ff. 

3  Vgl.  anten  die  Anmerkangen  zu  $.  238. 
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sindS  oder  ans  den  mit  einzelnen  Regierungen  abgescUosBenen  Vereinbamngen^  ent- 
nommen werden. 


§.238.    2.  Das  Verhäliniss  der  Kirche  zur  Volksschule  nach  dem  heutigen  Rechte, 
insbesondere  in  Deutschland'^, 

I.  Die  allgemeinen  reehtlichen  Grundlagen  des  Yolkssehnl- 
Wesens.  In  den  deutschen  Staaten  gilt  das  Yolksschnlwesen  als  eine  staatliche  An- 
gelegenheit, d.  h.  der  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  geeignete  Schulen  zu 
sorgen,  die  Anordnungen  über  die  Einrichtungen,  die  Lehrplftne,  die  Ausbildung  und 
Qualifikation  der  Lehrer,  ihre  Anstellung  und  über  die  Unterhaltung  der  Schulen 
zu  erlassen,  sowie  die  Oberaufsicht  über  das  gesammte  Volksschulwesen  zu  ftlhren^. 
Die  Kirche  ist  daher  rechtlich  allein  befugt,  in  Bezug  auf  das  letztere  denjemgen 
Einfluss  geltend  zu  machen,  welchen  ihr  der  Staat  durch  seine  Gesetzgebung  und  die 
auf  Grund  derselben  rechtsgültig  erlassenen  Anordnungen  einräumt. 

Die  heutige  offizielle  katholische  Lehre  erachtet  es  dagegen  für  ein  göttliches, 
durch  den  Staat  unentziehbares  Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  über  die  Erziehung 
und  den  Unterricht  der  Kinder  zu  bestimmen  ^.  Sie  erklärt  lediglich  die  Kirche  kraft 
ihrer  göttlichen  Mission  für  befugt,  die  Eltern  in  der  Erfüllung  der  diesem  Recht 
entsprechenden  Pflicht  zu  beaufsichtigen,  und  nimmt  auf  derselben  Grundlage  aus- 
schliesslich für  die  Kirche  das  Recht  und  die  Pflicht  in  Anspruch,  für  geeignete 
Schulen  zu  sorgen  und  diese  zu  leiten,  damit  die  Kinder  die  erforderliche  katholische 
Erziehung  erhalten  können  ^.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Syllabus  die  ge- 
dachten prinzipiellen  Grundlagen  des  heutigen  Volksschulwesens  und  Volksschul- 
rechtes reprobirt  ^. 

n.  Die  öffentlichen  und  die  privaten  Schulen.  Nachdem  die  moder- 
nen Staaten  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dass  jeder  Unterthan  im  Literesse  der  Er- 

1  Selbst  die  Beprobationen  in  den  o.  S.  574  ladimagiatmm  assamendl  fldea  et  converMtio  in- 

n.  2  citirten  Sätzen  des  Syllabna,  welche  allge-  temerata  sit,  oportet.  Loco  movebitnr  qni  a  recto 

mein  gehalten  sind,  beruhen  auf  Kundgebungen  tramite  deflexerit^. 

Pins' IX.  in  Betreff  des  sardiniscben  Unterrichts-  ^  Berücksichtigt   habe  ich  nur  die  Geaetz- 

gesetzes  t.  1848  und  in  Betreff  des  Schulkon-  gebung  deijenlgen  Staaten,  in  denen  sich  eine 

fliktes  in  Baden,  Arcb.  f.  k.  K.  R.  13,  319.  338  erbebllcbere  Anzahl  KathoUken  befindet.    Die 

u.  12,  325.  Abweichungen  von  v.  Schulte,  Lehrb.  d. K. B. 

^  S.  0.  S.  580  n.  7;  femer  das  österreichische  4.  Aufl.    S.  524  ff.  erklären  sich  daraus,   dass 

Konkordat  v.  1855.   Art,  5 :   ^Omnis  luyentutis  dieser  Ton  einzeluen  neuen  Schulgesetzen  (Sacb- 

catbolicae  institutlo  in  cunctis  scbolis  tarn  publi-  sen  ,  Hessen  und  Oldenburg)  noch  keine  Notiz 

eis  quam  privatis  conformis  erit  doctrlnae  reli-  genommen  hat. 

gionls   catholicae.    Episcopi  autem  ex  proprii  ^  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Verwal- 

pastoralls  offlcii  munere  dirigent  rellgiosam  iu-  tungsxechts.  1,  224.225. 228ff.;  Edg.  Loning, 

Tentutls  educationem  in  omnlbus  instructionifi  Lebrb.  d.  deutsch.  Yerwaltungsrechts.    Leipzig 

locis  et  publicls  et  privatis  atque  diligenter  ad-  1884.  S.  740.  743.  753  ff. 

▼igilabunt,  ut  in  quavis  tradenda  disciplina nihil  ^  Riess  a.  a.  0.  S.  135  iL  211;  de  Harn- 

adslt,  quod  catholicae  religioni  morumque  ho-  merstein  p.  187;  Jansen  146  ff.;  vgl.  auch 

nestati  adversetur";    Art.  8:  „Omnes  scholarum  o.  S.  574  n.  9  u.  S.  575  n.  1. 

elementarium  pro  catholicis  destlnatarum  ma-  ^  Vgl.  auch  die  Pro?.  Konz.  y.Koln  1860  und 

gistri  inspectioni  ecclesiasticae   subditi  erunt.  Utrecht  v.  1865,    coli.  conc.  Lac  5,  364.  918; 

Inspectores  scbolarum  dioecesanos  Maiestas  sua  Adresse  des  küstenländisch-kralnischen  Episko- 

caesarea  ex  yiris  ab  antistite  dioecesano  propo-  pats  v.  1848,  des  österreichischen  y.  1849,  ibid. 

sitis  nominabit    Casu  quo  iisdem  in  scbolis  in-  p.  1328.  1365,  und  t.  1877,  Arch.  f.  k.  K.  R., 

tsructioni  religiosae  haud  sufflcienter  provlsum  40,  101.    S.  ferner  die  o.  S.  580  u.  6   u.  7  d- 

sit,  episcopus  virum  ecclesiasticum  qui  discipu-  tirten  Denkschriften, 

lis  catechismum  tradat ,    libere  coastituet.    In  ^  Nr.  XLY.  XLYII,  s.  o.  S.  574  n.  2. 
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ftülang  der  Staatszwecke  ein  gewisses  Minirnnm  von  Bildung  sich  zn  erwerben  ange- 
halten werden  müsse,  die  Pflege  des  Unterrichts  und  des  Unterrichtswesens  in  ihre 
Aufgaben  und  Zwecke  einbezogen  haben,  haben  sie  ihrerseits,  wenn  nicht  immer 
selbst  aus  staatlichen  Mitteln  Volksschulen  errichtet,  so  doch  mindestens  die  Gemein- 
den und  die  höheren  kommunalen  Organisationen  oder  auch  eigens  zu  diesem  Zweck 
gebildete  Verbände  (s.  g.  Schul-Gemeinden,  Sozietäten  oder  Verbände)  zur  Gründung 
und  zur  Unterhaltung  von  Volksschulen  verpflichtet,  sowie  die  Einrichtung  dieser 
Anstalten  und  die  Aufsicht  der  staatlichen,  mit  der  Verwaltung  des  Schulwesens  be- 
trauten Behörden  über  dieselben  normirt  K  Diese  staatlichen  oder  staatlich  geregelten 
und  beaufsichtigten  kommunalen  und  Verbandsschulen  bilden  die  öffentlichen 
Schulen*. 

Nach  der  Anschauung  der  Earche  sind  diese  Schulen  prinzipiell  unberechtigt 
ihren  Zwecken  widersprechende  und  ihr  Erziehungsrecht  verkümmernde  Anstalten. 
Sie  nimmt  daher,  um  den  Besuch  derselben  durch  die  ka&olische  Jugend  zu  verhüten, 
nicht  nur  das  Recht  in  Anspruch,  eigene,  lediglich  von  ihr  geleitete  Anstalten  zu  er- 
richten, sondern  betrachtet  es  auch  sogar  als  ihre  ethische  Pflicht,  nach  Möglichkeit 
derartige  Schulen  selbst  zu  gründen  oder  wenigstens  die  Begründung  derselben  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  herbeizuflthren^. 

Mit  Rücksicht  hierauf  entsteht  die  Frage,  inwiefern  ihr  nach  dem  staatiichen 
Reoht  in  Deutschland  die  rechtliche  Freiheit  offen  bleibt,  die  gedachten  Einrichtungen 
ihrerseits  in  das  Leben  zu  rufen. 

Zunächst  ergebt  sich  soviel,  dass  etwaige  von  der  Kirche  begründete  Schulen, 
weil  sie  nicht  den  Zwecken  des  staatlichen  Schulwesens  dienen  und  nicht  den  für 
dasselbe  bestehenden  Normen  unterworfen  sein  sollen,  nicht  den  rechtlichen  Charakter 
von  öffentlichen,  sondern  nur  von  Privatschulen  haben.  Und  zwar  gilt  dies  selbst  in 
demjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  in  Preussen,  Sachsen, 

t  Vgl.  e.  Meyer  a.  a.  0.  S.  281  ir.  nt  catbolici  Ql>iqxie  locoram  pioprlM  elM  soholas 

2fi    .«.1.  T»«4..»  .    •   A    fl  7ftft  «   4     17»  habeant,  eaflque  publicis  «cholls  haud  Inferiores. 

,,      \,    fi^t^^fLy.^'^.S'  \^A*V  .  *  Scbolis  ergo  catbollci8  sWe  condendls,  nbl  de- 

kann  hier  dabingestell  bleiben,  ob  es  rlcht^  ^^^^nt,  7lTe  ampMcandlB    et    perfectlns  in- 

wenn  letzterer  jede  mit  dem  Rechte  der  juriatt-  ^^^^  ^^J    parandlsqne  ut  ingtitnttone  ac  dlsd- 

achen  Pemon  Tersehene  Schule  als  öffentliche  ^j.^^  ^^^^^^  ^^^J^^,  adaeqnent,    omni   cnra 

Detrachtet.  prosplciendnm  est.    Ac  tarn  sancto  qnidem  exe- 

«  Vgl.  Schreiben  Plus'  IX.  ▼.  14.  Jnll  1864  qnendo  consilio  tamqne  necessario  band  inutt- 

an  den  Erzbischof  y.  Freibnrg,  Arcb.  f.  k.  K.  R.  Uter  adblbebnntuT,  sl  episcopis  visnm  fnerft,  e 

12,  326:  „Corte  qnldem,  ubi  in  qnibnsque  locls  congregationlbns  rellglosis  sodales  sive  Tirl  slve 

reglonibnsqne  pemicioslssimnm  bnlusmodi  vel  mnlieres,  sumtnsqne  tanto  operi  necessaril,  nt 

snsdperetnr  Tel  ad  exitnm  perdnceretnr  consi-  eo  libentins  atqne  abnndantlns  snppeditentnr  a 

linm  e&pellendi  a  scholis  ecclesiae  anctoritatem  fldellbns,  opportune  oblata  occaslone,  slve  con- 

et  iuYentns  mlserrime  exponeretnr  damno  circa  cionibns  slve  prlTstls   colloqnils  serlo  necesse 

fldem,  tnnc  ecclesia  non  solam  d  ober  et  instan-  est,  nt  ipsi  commoneflant,  sese  officio  sno  gra- 

tlssimo  studio  omnia  eonari  nulUsque  curis  um-  viter  defecturos,  nisl  omni,  qua  possunt  cura  im- 

quam  parcere ,   ut  eadem  lUTontus  necessariam  penseque  scholis  cathollcis  proTldeant    De  quo 

christianam  Institutionem   et    educationem   ha-  potisslmum  monendi  erunt,  quotquot  inter  catho- 

beat,  verum  etiam  cogeretur,  omnes  fldeles  llcos  ceteris  praestant  dirlüis  ac auctoritate  apud 

monere  eisque  declarare  elusmodi  scholas  catho-  popnlum  quique  comltils  ferendis  legibus  sunt 

licae  ecclesiae  adversas  band  posse  in  consdentia  adscripti''.    Diese  Schulen  sollen  nur  mit  Ge- 

frequentari'^  und  die  p&pstlich  genehmigte  In-  nehmigung  des  Bischofs  errichtet  und  unter  die 

struktion  der  Propaganda  fQr  Nordamerika  v.  Leitung  erprobter  Männer  gestellt  werden,  welche 

1876,  a.'a.  0.  38,  210,  unter  Bezugnahme  auf  die  professio  Adel  Tridentina,  Bd.  III..  S.  220, 

die  dtlrte  Stelle :  „Et  haec  quldem,  utpote  fun-  abzulegen  haben,  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  6, 

data  iure  naturall  ac  dlTlno,  generale  quoddam  4Ö4.   Vgl.  auch  Schreiben  Leo*s  XIII.  ▼.  27.  No- 

enunciant  principium  rlmque  universalem  ha-  vember  1886  an  die  englischen  Bischöfe  Acta  s. 

bent.   Est  autem  .  .  nil  tarn  necessarium,  quam  sed.  18,  306. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  258. 


Württemberg,  Baden,  Hessen  der  katholisohen  Kirche  die  Stellojig  einer  priTi- 
legirten  Anstalt  des  öffentlichen  Reohts  eingeräumt  ist,  denn  alle  daraus  hervoi^heB- 
den  Rechte  und  Privilegien  berflhren  nur  das  vom  Staat  als  kirchlich  aaerkaimte 
Oebiet,  nicht  aber  Thfttigkeiten,  welche  die  Kirche  ausserhalb  desselben  ausflbt,  selbst 
wenn  sie  diese  ihrerseits  für  kirchliche  erklärt  und  Ar  sich  allein,  unter  Aus- 
schliessung des  Staates  beansprucht  K 

So  weit  nicht,  wie  in  Baden,  wo  „kirchlichen  Korporationen  und  Stiftungen 
die  Errichtung  einer  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  nur  auf  Grund  eines  besonderen 
Gesetzes  gestattet  ^^  ist  2,  Spezialbestimmungen  bestehen,  finden  hinsichüich  der  Be- 
gründung und  der  rechtlichen  Stellung  von  kirchlichen  Schulen  die  in  dem  betreffen- 
den Staate  für  Privat-Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  geltenden  Normen  An- 
wendung K  Nach  den  letzteren  bedarf  esindeutschen  Staaten  mit  verschwindenden 
Ausnahmen  der  Staatsgenehmigung  ^.  Diese  wird  nur  solchen  Personen  ertheilt, 
welche  dem  Staat  die  erforderliche  Befilhigung  und  ihre  dttliche  Würdigung  nach- 
gewiesen haben.  Auch  dürfen  als  Lehrer  an  derartigen  Anstalten  blos  solche  Per- 
sonen verwendet  werden,  welche  sich  die  staatlich  vorgeschriebene  Qualifikation 
erworben  haben.  Endlich  unterliegen  die  gedachten  Schulen  ebenso  wie  die  öffent- 
lichen der  Aufsicht  der  staatlichen  Schulbehörden^. 

Durch  diese  Bestimmungen,  denen  auch  das  in  Oesterreich  geltende  Becht 
im  Wesentlichen  entspricht  0,  ist  die  katholische  Kirche  in  den  genannten  Ländern 


1  Es  verhalt  sich  hier  ebenso  wie  mit  der 
kirchlichen  Oerichtsbarkeit.  Die  der  katholi- 
schen Kirche  staatlicherselts  fast  überall  einge- 
räumte Disciplinargericbtsbarkeit  ist  eine  öffent- 
liche ,  deren  Akte  der  Staat  als  wirksam  aner- 
kennt, während  die  von  der  Kirche  ausschliess- 
lich geforderte  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen 
nicht  alsoflendiche  gilt,  und  daher  die  Akte  der- 
selben für  das  staatliche  und  rechtliche  Gebiet 
keine  Beden  tnng  haben. 

2  Elementer8chulge8etzv.8.März  1868.  $.109, 
Fr i  edb  erg ,  der  Staat  u.  die  katholische  Kirche 
in  Baden.  Leipzig  1871.  S.  403. 

3  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.227;  Löning  a.a.O. 
S.  769.  Wegen  der  Unterrichtsanstalten  von 
Orden  und  Kongregationen  s.  unten  Nr.  VII.  B. 

*  Preuss.  A.  L.  R.  II.  12.  J.  3;  K.  0.  t. 
10.  Juni  1834  und  Staats-Min.  Instr.  v.  1839, 
Koch ,  Kommentar  z.  A.  L.  R.,  8.  Aufl.  4,  694. 
696;  bairische  V.  ▼.  18.  April  1873.  SS- 4.  % 
0.  S.  558  n.  1;  Sachs.  Volksschnlgesetz  v.  26. 
April  1873.  S- 15,  Codex  d.  sächs.  Kirch,  u.  Schul- 
rechts. Supplem.  von  ▼.  Seydewitz  S.  387, 
Arch.  t  k.  K.  R.  46,  64;  württemb.  Gesetz 
betr.  d.  Volksschulwesen  v.  29.  September  1836. 
Art  26,  Allg.  Kirchbl.  f.  d.  ev.  Deutschld.  1869. 
S.  113;  hessisches  Volksschulgesetz  y.  16. 
Juni  1874  (Reg.  Bl.  1874.  8.  377)  Art.  28;  über 
Elsass-Lothringen  s.  0.  S.  558  n.  3  und 
wegen  der  kleineren  deutschen  Staaten  G.Meyer 
a.  a.  0.  8.  227.  n,  11. 

Eine  Ausnahme  macht  Oldenburg,  Unter- 
richtsges.  ▼.  3.  AprU  1866.  Art.  13  (Allg.  K.  Bl. 
f.  d.  evang.  Deutschld.  ▼.  1856.  S.  658):  „$.  1. 
Privatschulen  und  Privaterziehungsanstalten 
dürfen  nur  nach  vorgängiger  Anzeige 
beim  Lokalinspektor  dos  betreffenden  Bezirks 


(Art.  9)  errichtet  werden.  $•  2-  ]>i«MT  hat  die- 
selben wenigstens  einmal  im  Jahre  zu  besuchen 
und  über  den  Befund  seiner  Visitation  dem 
ObeiBchulkoUegium  Berieht  zu  erstatten'^. 

»  Preuss.  A.  L.R.  II.  12.  SS-  ^^-^i  »owiedieln 
der  vor.  Anm.  cit.  Vorschriften;  wegen  Baiern 
u.  Elsass-Lothringen  die  Anmerkungen  0.  zu 
S.  568  ff.;  im  übrigen  die  vor.  Note.  Eine  Er- 
laubuiss  zur  Krtheiluug  von  Unterzieht  an  Privat- 
schulen verlangt  übrigens  auch  das  dt.  Olden- 
burg. Gesetz  Art  17.  Diese  kann  indessen  bei 
nachgewiesener  technischer  Befähigung  und  bei 
unbescholtenem  Lebenswandel  nicht  verweigert 
werden.  Inländische  Geistliche  oder  tentlrte  in- 
ländische Kandidaten  der  Theologie  brauchen 
sich  aber  keiner  Prüfung  hinsichtlich  der  Be- 
fähigung zu  unterziehen. 

«  Belchsvolksschulgesetz  vom  14.  Mal  1869. 
S.  70.  Arch.  f.  k.  K.  R.  60,  128:  „Die  Errich- 
tung von  Privatlehranstalten ,  in  welche  schul- 
pflichtige Kindei  aufgenommen  werden,  dAnn 
die  von  Anstalten,  in  welchen  solche  Kinder  auch 
Wohnung  und  Verpflegung  finden  (Erziehnngs- 
anstaltenY  ist  unter  folgenden  Bedingungen  ge- 
stattet :  1.  Vorsteher  und  Lehrer  haben  Jene  Be- 
fähigung nachzuweisen,  welche  von  Lehrern  an 
öffentlichen  Schulen  gleicher  Kategorie  gefordert 
wird.  Ausnahmen  kann  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  in  Fällen  bewilligen ,  wo  die  er- 
forderliche Lehrbefähigung  in  anderer  Weise 
vollkommen  nachgewiesen  ist  2^  Das  sittliche 
Verhalten  der  Vorsteher  und  Lehrer  muss  un- 
beanstandet sein.  3.  Der  Lehrplan  muss  min- 
destens den  Anforderungen  entsprechen,  welche 
an  eine  öffentliche  Schule  gestellt  werden. 
4.  Die  Einrichtungen  müssen  derart  sein,  dass 
für  die  Gesundheit  der  Kinder  keine  NachtheUe 


§.  238.] 
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gehindert,  rein  kirchliche  Schulen,  wie  in  anderen  Staaten,  in  denen  die  Unterrichts- 
freiheit  herrscht  S  zn  errichten. 

lU.  Die  Schalpflicht  oder  der  Schulzwang.  Eine  Folge  der  Behand- 
lung des  ünterrichtswesens  als  staatlicher  Angelegenheit  und  der  staatlichen  Forde- 
rung einer  bestimmten  elementaren  Bildung  für  jeden  Staatsunterthan  ist  die  in  den 
deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  bestehende  s.  g.  Schulpflicht  oder 
der  s.  g.  Schulzwaiv^,  d  h.  die  öffentlich  rechtliche  Pflicht  der  Eltern  oder  der 
mit  der  Erziehung  betrauten  Personen  (Vormünder  u.  s.  w.),  die  ihrer  Oewalt  oder 
ihrer  Leitung  unterstehenden  Kinder  von  einem  gewissen  Alter  (meistens  dem  sechsten 
Jahre)  ab  bis  zur  Erreichung  einer  bestimmten  Altersgrenze  (fdr  die  Regel  dem  voll- 
endeten 14.  Lebensjahre)  oder  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  hindurch  bis  zur 
Erwerbung  der  erforderlichen  Bildung,  in  den  in  der  Volksschule  gelehrten  Gegen- 
ständen bei  Anwendung  von  Zwangsmassregeln  oder  Strafen  unterrichten  zu  lassen^, 
jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  dieser  Pflicht  blos  durch  Besuch  einer  öffentlichen 
oder  einer  staatlich  genehmigten  Privatschule  seitens  der  Kinder  ^  oder  durch  Ge- 
währung von  Privatunterricht  an  dieselben  seitens  solcher  Personen,  welche  der 
Staatsbehörde  ihre  Befthigung  zum  Unterrichten  vorschriftsmässig  nachgewiesen 
haben,  genügt  wird,  oder  dass  es  andererseits  ausreicht,  wenn  die  Kinder  den 
entsprechenden  Unterricht,  gleichviel  von  wem^  empfangen,  wobei  allerdings  in  ein- 


za  befürchten  sind.  5.  Jeder  Wechsel  Im  Lehr- 
personale, jede  Aendemng  im  LehrpUne  und 
jede  Verlndening  des  Lokales  ist  den  Sohnlhe- 
hörden  Tor  der  Ansführung  mitzntheilen.  —  Zur 
Eröffnung  solcher  Anstalten  bedarf  es  der  Ge- 
nehmigung der  Landesschulbehörde,  welche  nicht 
rersagt  werden  kann,  sobald  den  Yorsteheud 
unter  1—4  angeführten  Bedingungen  Genüge 
geschehen  ist^  $.  71:  ,,Die  Prlvatonstalten 
stehen  unter  staatlicher  Aufsicht  Die  Vorsteher 
derselben  sind  für  den  ordnuugsmässigen  Zu- 
stand den  Behörden  verantwortlich^ 

1  Wie  z.  B.  in  Belgien  (denn  hier  sind  nach 
der  loi  organique  de  Tenseignement  primaire  t. 
20.  September  1884,  Arch.  f.  k.  K.  B.  53,  298, 
deutsch  bei  M.  Lauer,  Entwickelung  u.  Gestal- 
tung d.  belg.  Yolksschulwesens  seit  1842.  Berlin 
1886.  S.  108,  Axt  9,  Ton  den  tfcoles  priv^es  nur 
dann  gewisse  Erfordernisse  zu  erfüllen,  wenn  sie 
Ton  der  Gemeinde,  um  die  Errichtung  einer 
öffentlichen  Kommunalschule  zu  erübrigen, 
übernommen  (adopttfes)  werden,  oder  wenn  sie 
Unterstützungen  aus  Staats-,  Provinzial-  oder 
Kommunal -Fonds  empfangen  sollen,  s.  auch 
Art  1,  oder  in  Nordamerika,  womitRüok- 
sicht  darauf,  dass  in  den  öffentlichen,  aus  staat- 
lichen oder  kommunalen  Mitteln  unterhaltenen 
Schulen  der  Unterricht  in  irgend  einer  positiyen 
Religion  ausgeschlossen  ist,  Büttimann, 
Kirche  und  Staat  in  Nordamerika.  Zürich  1871. 
S.  64;  Jos.  P.  Thompson,  Kirche  u.  Staat 
i.  d.  rereinigt.  Staaten  v.  Nordamerika.  Berlin 
1873.  S.  124,  die  kstholiscbe  Kirche  es  als  ihre 
Aufgabe  betrachtet  hat,  katholische,  insbeson- 
dere Parocbialsehulen  unter  kirchlicher  Leitung 
herzustellen,  rgl.  die  Plenar-Konzilien  r.  1862 
u.  1866,  coli.  conc.  Lac.  3,  147.  616,  s.  auch  die 
0»  S.  588  n.  3  citirte  lostruktiott. 


<  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  G.  Meyer 
a.  a.  O.  1,  229,  s.  auch  Löning  a.  a.  0.  S.740. 

8  S.  z.  B.  preus8.Verf,  Urk.  r.  31.  Januar  1860 
Art  21.  Abs.  2:  ;,Eltern  und  deren  Stellver- 
treter dürfen  ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen 
.  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen ,  welcher  für 
die  öffentlichen  Volksschulen  vorgeschrieben  Isf'. 
Art  22 :  „Unterrieht  zu  ertheilen  und  Unter- 
richts-Anstalten zu  gründen  steht  jedem  frei, 
wenn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche  und 
technische  Befähigung  den  betreffenden  Staats- 
behörden nachgewiesen  hat",  vgl.  auch  A.  L.  R. 
II.  12.  SS-  7.  8.  43  ff.  u.  K.  O.  v.  14.  Mai  1826, 
Ges.  S.  S.  149 ;  hannov.  Yolksschulgesetz  v.  26. 
Mai  1846.  SS- 3— 6,  Ebhardt,  Ges.  u.  Ver- 
ordnungen für  Hannover  in  Kirchen-  und  Schul- 
saehen  1,  238;  schleswig-holstein.  Schul- 
ordn.  T.  24.  August  1814.  SS-  3^-  ^y  systemat. 
SammL  d.  V.  f.  Schlesw.- Holst  4,  130.  149; 
bair.  Polizei-Straf-G.  B.  t.  26.  Dezember  1871. 
Art  58,  u.  Englmann,  Hdbch.  d.  bair.  Volks- 
sohulrechts.  München  1879.  S. 220 ff.;  citsächs. 
Volksschulgesetz  r.  26.  April  1873.  SS-  ^-  ^^i 
württemb.  Ges.  r.  6.  November  ISoS.  Art  1, 
aUg.  KirchenbL  f.  d.  ev.  Deutschld.  1869.  S.133; 
eit  bad.  GeseU  ▼.  8.  März  1868.  SS-  1-  ^;  <^^^- 
he 8  8.  Ges.  T.  16.  Juni  1874.  Art  19727.  28;  V. 
d.  General-Gouverneurs  y.  18.  April  1871.  SS- 1-  ^ 
f.£l8as8-Lothringen,  Althoff  etc.,  Samml. 
d.  L  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze  3,  16. 

^  So  in  Oldenburg,  wo  die  Schulpflicht 
durch  Ges.  v.  26.  Februar  1876,  cit  allg.  Kirch. 
Bl.  V.  1871.  S.  467,  auf  d.  voUendete  6.  bis  zum 
vollendeten  14.  Jahr  festgesetzt  ist,  nach  d.  rev. 
Verf.  Urk.  v.  1862.  Art  84 :  „S-  1-  J^©'  häusUche 
Unterricht  unterliegt  keiner  Beschränkung.  S-  ^  • 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dürfen  ihre  Kin- 
der nnd  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unter- 
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zelnen  Ländern  ^  eine  regelmässige  Kontrole  darflber  gefibt  wird;  ob  der  betreffende 
Unterricht  den  volksschulmässigen  zn  ersetzen  geeignet  ist. 

Die  katholische  Kirche  erklärt  den  staatlichen  Schulzwang  fllr  onznlässig  und 
mnss  dies  von  ihrem  Standpunkt  ans  thun.  Allerdings  finden  sich  keine  allgemeinen, 
gesetzlichen  Anordnungen,  welche  dies  direkt  und  positiv  ansspreehen,  aber  die  Yer- 
werfongist  lediglich  eine  Eonsequenz  der  katholischen  Anschauung  von  demgQttiichen 
Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  ungehindert  durch  den  Staat  Aber  die  Einder- 
erziehung zu  bestimmen  ^j  sowie  femer  der  von  der  katholischen  Eirche  beanspruohton 
massgebenden  Leitung  der  Jugenderziehung  s,  denn  der  Schulzwang  nöthigt  die  katho- 
lischen Eltern,  ihre  Einder  in  eine  möglicherweise  nicht  den  Anforderungen  ihrer 
Eirche  entsprechende  Schule  zu  schicken,  und  die  Eirche  selbst,  die  Erziehung  ihrer 
Angehörigen  in  Anstalten  zu  dulden,  auf  welche  ihr  der  gebflhrende  Einflusa  versagt 
ist,  und  welche  sie  in  vielen  Fällen  fllr  schädlich  erachtet^. 

Freilich  sind  in  neuerer  Zeit  einzelne  partikuläre  kirchliche  Anordnungen  er- 
gangen, nach  welchen  die  Pfarrer  auf  den  Besuch  der  öffentlichen  Schulen  durch  die 
Einder  hinwirken  sollen^.  Dadurch  wird  die  Richtigkeit  des  Gesagten  indessen  nicht 
in  Frage  gestellt.  In  voller  Schärfe  hat  die  katholische  Elirehe  den  bezeichneten  prin- 
zipiellen Standpunkt  in  den  deutschen  Staaten,  ganz  abgesehen  von  den  entgegen- 
stehenden rechtlichen  Bestimmungen,  schon  wegen  der  Unmöglichkeit,  der  katho- 
lischen Bevölkerung  doppelte  Schullasten,  neben  den  gesetzlichen  Lasten  ftlr  die 
öffentlichen  Schulen,  noch  solche  für  die  besonderen  kirchlichen  Schulen  aufzubfirden, 
nicht  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  vermocht.  Wo  ihr  ein  ausreichender  Ein- 
fluss  bei  der  Handhabung  des  Unterrichts,  vor  Allem  in  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  öffentlichen  Schulen  staatlicherseits  gewahrt  wird,  hat  sie  diese  daher 
des  blossen  Prinzipes  wegen  nicht  bekämpft,  sich  dieselben  vielmehr  für  ihre  Zwecke 
dienstbar  zu  machen  gesucht  <^. 

rloht  Ussen,  welcher  für  die  unteren  Yolksschu-  suchen,  sind  . .  entbunden :  . . . .  solche,  die  eu 
len  Yorgesohiieben  isi",  u.  cit  Unterrichtsgesetz  Hanse  oder  In  einer  Prlyatanstalt  unterrlGhtet 
T.  3.  April  1855.  Art.  12:  „Der  hiusUche  Unter-  werden.  —  In  letzterem  Falle  sind  die  Eltern 
rieht  unterliegt  keiner  Beschränkung.  Die  Schul-  oder  deren  Stellyertreter  dafSr  verantwortlich. 
Inspektoren  (Art  9)  haben  sich  Indess  zu  über-  dass  den  Kindern  mindestens  der  für  die  Yc^ks- 
zeugen,  dass  die  Kinder,  welche  zu  Haase  unter-  schule  rorgeschrlebene  Unterricht  In  genügender 
richtet  werden,  mindestens  den  Unterricht  Welse  zu  Thell  werde.  Waltet  in  dieser  Be- 
erhalten ,  welcher  für  die  Volksschulen  Yorge-  Ziehung  ein  Zweifel  ob,  so  hat  die  Beelrksschul- 
schrieben  ist,  und,  wo  dies  nicht  geschieht,  die  aufsieht  die  Verpflichtung,  sich  In  angemessener 
Eltern  oder  deren  Vertreter  durch  das  zuständige  Weise  davon  zu  überzeugen,  ob  der  Zweifel  ge- 
Amt  anhalten  zn  lassen,  die  Kinder  und  Pflege-  gründet  sei  oder  nicht  Den  zu  diesem  Behuf e 
befohlenen  In  die  Volksschule  zu  schicken'',  angeordneten  Massregeln  haben  sich  die  Eltern 
ferner  in  Oesterreich,  Staatsgrundgesetz  y.  oder  deren  Stellvertreter  zu  fugen". 
21.  Dezember  1867.  Art  17:  ^ie  Wissenschaft  i  So  in  Balern,  Baden,  Hessen  und  01- 
und  ihre  Lehre  ist  frei.  Unterrichts-  und  Er-  denbuig,  well  hier  die  Ertheilung  von  blossem 
Ziehungsanstalten  zu  gründen  und  an  solchen  Privatunterricht  keiner  Besehrinkung  unter- 
Unterricht zu  ertheilen,  Ist  jeder  Staatsbürger  worfen  Ist,  s.  die  beiden  vorhergehenden  An- 
berechtigt, welcher  seine  Befähigung  hierzu  in  merkungen, 
gesetzlicher  Welse  nachgewiesen  hat  Der  haus-  >  S.  o.  S.  682  n.  6. 
liehe  Unterricht  unterliegt  keiner  solchen  Be-  '  S.  574. 

schrinkung.   Für  den  Religionsunterricht  In  den  *  Vgl.  auch  das  Schreiben  Plus'  IX.  o.  S.  583 

Schulen  Ist  von  der  betreifenden  Kirche  oder  n.  3. 

Religionsgesellschaft  Sorge  zu  tragen.  Dem  &  Vgl.  die  Provinzialkonzllien  v.  Köln  1860, 
Staate  steht  rückslchtlioh  des  gesammten  Unter-  Prag  v.  1860  (wonach  die  Eltern  sogar  auf  die 
rlchts  -  und  Erziehungswesens  das  Recht  der  den  Schulzwang  anordnenden  Staatsgesetze  hin- 
obersten Leitung  und  Aufsicht  zu";  cit  Reichs-  gewlesen  werden  sollen),  Utrecht  1866,  oolLeon& 
volksschulgesetz  v.  14.  Mal  1869.  $•  23:  „Von  Lac  6,  364.  464.  919. 
der  Verpflichtung,  die  öffentliche  Schule  zu  be-  ^  In  den  prenssischen  Rheinlinden  und  In 
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IV.  Konfessionelle,  Simultan- und  konfoBsionslose  Schnlen.  1.  Im 
Allgem einen.  Die  Mhere  kirchliche  Schnle  konnte  selbstverständlich  nur  eine  kon- 
fessionelle (anch  konfessionell  getrennte,  nngemischte),  d.h.  fOr  die  Ange- 
hörigen einer  einzigen  Kirchengemeinsehaft  bestinnate  sein.  Daher  hat  man  fiberhanpt 
erst  von  konfessionellen  und  nichtkonfessionellen  Schalen  sprechen  k^^nnen,  als  die 
Volksschule  nicht  mehr  eine  kirchliche,  sondern  eine  staatliche  oder  Gemeindeanstalt 
geworden  war,  und  in  Folge  dessen  die  Mher  von  selbst  gegebene  Abhängigkeit  von 
einer  bestimmten  Kirche  oder  Konfession  sich  gelöst  hatte  K 

Da  auch  die  neuere  Volksschule  neben  den  Air  das  bflrgerliche  Leben  unum- 
gänglich nothwendigen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  der  Jugend  die  Grundlagen 
sittlich  religiöser  Bildung  gewähren  sollte,  so  blieb  in  ihr  der  Religionsunterricht  die 
Grundlage,  und  weil  dieser  allein  konfessionell  sein  konnte,  so  war  die  Schule  nur 
für  die  Kinder  einer  einzigen  Konfession  bestimmt,  und  die  Lehrer  mussten  ebenfalls 
der  betreffenden  Konfession  angehören.  So  lange  die  Bevölkerung  in  den  einzelnen 
Territorien  derselben  Konfession  angehörte  und  noch  nicht  in  ein  und  demselben 
Staat  verschiedenen  Kirchen  oder  Konfessionen  die  volle  Gleichberechtigung  gewährt 
worden  war,  ergaben  sich  daraus  keine  Missstände.  In  Folge  der  Veränderungen  in 
den  eben  gedachten  Verhältnissen  mussten  sich  aber  Schwierigkeiten  (wenngleich  in 
den  verschiedenen  Ländern  in  verschiedener  Weise)  geltend  machen.  Daraus  wird  es  er- 
klärlich, dass  man  in  denjenigen  Territorien  oder  desjenigen  Provinzen  einzelner  Staaten, 
in  denen  das  System  der  Konfessionsschulen  beibehalten  und  noch  jetzt  gesetzlich 
anerkannt  ist,  —  hierher  gehören  vor  Allem  von  den  preussischen  ProvinzenHan- 
nover'  und  Schleswig-Holstein',  weiter  Württemberg*,  Oldenburg^  und 
auch  das  Königreich  Sachsen«  —  das  Prinzip  insofern  zu  durchbrechen  genöthigt  war, 
als  man  mindestens  einerseits  die  Kinder  der  Konfessionsangehörigen,  für  welche  im 
Schulbezirke  keine  besondere  konfessionelle  Schule  errichtet  werden  konnte,  zu  dem 
Unterricht  der  für  diesen  bestehenden  Schule  zulassen '',  ihnen  aber  andererseits  das 
Fembleiben  von  dem  planmässig  ertheilten  Religionsunterricht  gestatten  musste  ^. 

OesterrelchhattederStMit^in OeBterrelch durch  züge  für  die  kfinftige  Gestaltang  des  chrlBtUchen 

das  Konkordat,  8.  o.  S.  682  n.  2,  in  Prenssen  VolkssohulwesenB  bei  Ebhardt  a.  a.  0.  1,  261. 

auf  dem  Wege  der  Verwaltung,  L.F.  Seyffardt,  269. 

d.   kath.  Volkssohulen    am   Niederrhein    unter  8  cit.  Schulordnung  t.  24.  August  1814  u. 

geiatlicher  Leitung.   Crefeld  1876.   S.  16  ff.,  zu  bolstein.  Ges.  t.  14.  Juli  1863.  SS-  '^  ^-y  Ztachr. 

der  Zeit,  als  die  beiden  oben  citirten  Konzilien  f.  K.  B.  4,  267. 

die  gedachten  Anordnungen  erlassen  haben,  der  *  Glt  Volkssehulgesetz  ▼.  29.  September  1836. 

Kirche  allen  wünschenswerthen  Einfluss  einge-  Art.  8.  13  ff.  47.  48;   Gaupp,   Staatsrecht  d. 

räumt    Das  Prinzip  der  Verwerfung  der  öffent-  Königreichs  Württemberg.  Freiburg  1884.  S.241 

liehen  Schulen  hat  nur  den  praktischen  Zweck,  (Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl.  Rechts  III. 

die  BerÖlkerung  Ton  den  nidit  von  der  Kirche  1.  2). 

beherrschten  Anstalten  fernzuhalten,  andernfalls  9  dt.  Unterrlehtsges.  ▼.  8.  April  1865.  Art.  46. 

kann  die  Kirche  auf  seine  Anwendung  verzieh-  ^  Cit.  Volksschulgesetz  v.  26.  April  1873.  S*  ^^ 

ten.    Das  Usst  das  Schreiben  Pius*  IX.,  S.  683  Vgl.  auch  unten  S.  688  n.  9. 

n.  3  deutlich  erkennen,  wie  auch  das  Utrechter  ?  Vgl.  Ebhardt  a.  a.  0.  S.  247;    Holstein. 

Konzil  1866  zugleich  den  Eltern  yerbietet,  ihre  Ges.  S-  H  ;  Gaupp  a.  a.  0.,  cit  oldenbug.  Ges. 

Kinder  in  Schulen,  in  denen  der  katholische  Art46.  S-3;  säohs.  Ges.  S* 6.   Dieses  Recht  wird 

Glaube  Gefahr  läuft,   zu  schicken,  vgl.  übrigens  da,  wo  Schulzwang  besteht  (s.  o.  S.  686),  auch 

auch  die  Vorstellung  des  bairischen  Episko-  zugleich,  falls  die  Eltern  nicht  für  den  Untei- 

pates  ▼.  1864,  coli.  Lac.  cit.  6,  1197.  rieht  in  anderer  Weise  Sorge  tragen,  zur  Pflicht. 

^  F irnh aber,  d. nassauische  SimultauYolks-  s  Ausdrücklich  ausgesprochen  holstein.  Ges. 

schule.  Wiesbaden  1881.  1,  331;  Bierling,  S-  1*?    württemb.  Ges.  Art.  73.  78  in  Verbin- 

d.  konfessionelle  Schule  inPreussen  u.  ihr  Recht.  düng  mit  Art.  18  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862; 

Gotha  1886.  S.  20.  21.  Oldenburg.  Ges.  Art  46.  S-  3;  sachs.  Ges.  S-  B. 

s  Ges.  T.  26.  Mal  1846.  ^iS,  16  und  Grund-  Poch  muss,  da  der  Religionsunterricht  zu  den 
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[§.  2dS. 


In  anderen  Staaten  hat  man,  so  mierBt^  i.  J.  18t7  in  Nassan^  dann  freilieh 
viel  später  in  Baden  ^  nnd  in  H  essen^^  Misserhalb  des  deutsehen  Reiches  in  Oester- 
reicht,  das  System  der  s.  g.  Simultan-^  paritätischen^  oder  konfessionell 
nngetrennten  Schulen,  angenommen,  d.  h.  solcher,  in  welche  prinzipiell  Schiller 
aller  Religionsbekenntnisse  Aufnahme  und  an  welchen  Lehrer  ohne  Unterschied  der 
Konfession  Anstellung  finden  können,  fflr  welche  aber  der  Religionsunterricht,  min- 
destens fOr  die  den  beiden  priyilegirten  christlichen  Barchen  angehörigen  Kinder,  obli- 
gatorisch  bleibt^  und  ihnen  getrennt  von  einem  Lehrer  ihrer  Konfession  ertheilt  wird. 
Damit  sind  diese  Schulen  zugleich  gesetzlieh  für  obligatorisch  erklärt,  und  die  öffent- 
liehen  Schulen  können  daher  keinen  anderen  Charakter  haben  ®. 


obligatorlscben  Gegenständen  gehört,  von  den 
Eltern  oder  Pflegern  nachgewiesen  werden,  dass 
in  anderer  Weise  für  die  Ertheilong  desselben 
gesorgt  Ist  Vgl.  aucli  G.  Mey  er  a.  a.  0.  1,  227. 
Gewöhnlich  ist  auch  in  Folge  der  Festhaltang 
des  konfessionellen  Charakters  der  konfessionel- 
len Minderheit  das  Recht  eingei&amt,  nntei  ge- 
wissen Yoranssetznngen  und  zwar  selbst  mit  den 
Angehörigen  derselben  Konfession  an  anderen 
Orten  besondere  Eonfesslonsschulen  unter  ganz- 
lieber  oder  theilweiser  Befreiung  von  den  Schul- 
lasten der  Ortsschule  zu  gründen,  so  in  Hol- 
stein, Württemberg,  Oldenburg  und 
Sachsen,  8.die  Oitate  i.  d. yorhergehenden  An- 
merkungen. 

1  Als  Ausnahme  neben  den  Konfessions- 
schulen  kommt  die  Simultanschule  allerdings 
für  Orte  mit  gemischter  Bevölkerung  schon  früher 
vor,  namentlich  in  dem  schleslschen  Schulregle- 
ment V.  la  Mal  1801,  vgl.  Bierling  a.  a,  0. 
S.  64  flf.  u.  Firnhaber  a.  a,0.  1,  338,  ja  schon 
Joseph  II.  hatte  in  Schlesien  die  Errichtung 
paritätischer  Schulen  gestattet,  Firnhaber  1, 
d36. 

2  Sohuledikt  V.  24.  März  1817,  abge- 
druckt (mit  Kommentar)  bei  F  i  r  n  h  a  b  e  r  a.  a.  0. 
Bd.  2.  1883.  S.  8  S.  Dasselbe  kennt  die  Be- 
zeichnung :  Simultanschule  nicht,  aber  nach  sei- 
nen einzelnen  Bestimmungen  ist  eine  solche  un- 
zweifelhaft gemeint,  allerdings  in  der  Beschrän- 
kung auf  eine  christliche  Schule,  an  der  nur 
christliche  Lehrer  fungiren  können,  vgl.  darüber 
Firnhaber  1,  354.  358  ff.  und  S-  2  des  cit 
Ediktes :  „Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wer- 
den angeordnet  1)  Elementarschulen  für  die 
jedem  Menschen  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts, der  Religion,  des  Stondes  und  der 
künftigen  Bestimmung  noth wendige  allgemeine 
Bildung, . .  .  mit  einem  oder  mehreren  Lehrern 
besetzt,  so  dass,  wo  gemischte  Konfessionen  be- 
stehen und  die  Anzahl  der  Schulkinder  die  An- 
stellung mehrerer  Lehrer  nothwendig  macht, 
diese  von  den  verschiedenen  Konfessionen  ge- 
nommen werden  sollen. — Da,  wo  die  Elementar- 
schule von  Kindern  besucht  wird,  deren  Eltern 
nicht  zur  Konfession  des  Lehrers  gehören,  wird 
von  den  Geistlichen  ihrer  Konfession  für  den 
Religionsunterricht  derselben  die  erforderliche 
Fürsorge  eintreten.«  (Wegen  des  Unterrichts  in 
der  allgemeinen  Religionslehre  für  alle  Schulen, 
im  Gegensatz  zu  dem  konfessionellen  Religions- 
unterricht, 8.  Firnhaber  J,  304  u.  2,  420.) 


3  Durch  das  Gesetz  v.  18.  September  187& 
Art  I,  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  425,  welches  die 
bisher  nach  %  9  des  clt  Elementarschulgesetzes 
V.  8.  März  1868  blos  fakultativ  zugelassene 
Simultanschule  für  Jede  Gemeinde  obligatorisch 
gemacht  hat 

4  Nach  dem  Gesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art  4— 
6,  Indessen  lisst  dasselbe  die  schon  vorhandenen 
konfessionell  getrennten  Schulen  so  lange  be- 
stehen, bis  nloht  der  Vorstand  der  politischen 
Gemeinde  und  die  Schulvorstande  der  bisherigen 
Schulen  die  Vereinigung  beider  zu  einer  ge- 
meinsamen besohllessen. 

6  Gesetz  v.  25.  Mai  186&  SS*  ^  &»  ^^»^  ^  ^• 
K.  R.  20,  162  u.  clt  Reichsvolkssehulgesetz  v. 
14  Mai  1869.  $$•  ^  ö,  a.  a.  O.  50,  109. 

^  Vgl.  über  diese  Bezeichnung  Firnhaber 
1,  257  u.  Bierling  S.  26  ff. 

7  Lönlng  a.  a.  0.  S.  744  n.  1.  Die  ferner 
gebrauchten  Bezeichnungen :  konfessions- 
lose, G.Meyer  a.a.O.  S.226,  gemischte  Schu- 
len und  Kommunalschulen  erscheinen  unzutref- 
fend. Die  Kommunalsohule  kann  eben  so  gut 
eine  konfessionelle,  wie  eine  Simultanschule 
sein.  Unter  gemischten  Schulen  werden  mit- 
unter auch  solche  verstanden,  in  denen  die  Kin- 
der beider  Geschlechter  gemeinschaftlich  unter- 
richtet werden.  Konfessionslos  endlich  passt 
nicht  für  eine  Schule,  in  welcher  der  konfessio- 
nelle Religionsunterricht  obligatorisch  ist  Da- 
gegen könnten  dieselben  sehr  wohl  interkon- 
fessionelle Schulen  genannt  werden,  vgL 
Firnhaber  1,  331.  332.  347. 

8  Firnhaber  1,  331.  345,  vergl.  auch  oben 
Anm.  2. 

0  Das  Königreioh  Sachsen,  so  J.  Bona 
Meyer,  die  Simultonsohulfrage.  Berlin  1880. 
S.  8,  kann  nicht  In  diese  Gruppe  gestellt  werden, 
da  das  dt  Gesetz  v.  1873  keinen  Unterricht  in 
der  Religion  für  die  verschiedenen  Religionstheile 
obligatorisch  vorschreibt  S.  auch  L  ö  n  i  n  g  S.  743. 

Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  thats&chlich 
die  Simultan-  und  die  konfessionelle  Schule  in 
einander  übergehen  können.  Die  letztere  nähert 
sich  der  Simultanschule,  wenn,  was  nicht  blos 
jetzt  vorkommt,  s.  o.  S.  587,  sondern  schon  im 
18.  Jahrhundert  zum  Theil  der  Fall  gewesen  ist, 
Firnhaber  1,  336,  eine  Minderheit  einer  an- 
deren Konfession  wegen  des  Sohulzwanges  ver- 
pflichtet ist,  die  Ortssohule  einer  anderen  Kon- 
fession zu  besuchen,  namentlich,  wenn  diese 
Minderheit  beträchtlich  ist  (Firn  haber  spricht 
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In  der Ifitte swischen  den  obengenannten  beiden  Omppen  stehen  diealtpreussi- 
sehen  Provinzen,  Baiern  nnd  BlsasB-Lothringen.  Was  die  ersteren  betrifft, 
so  ist  weder  die  konfessionelle  noeh  die  Simnltanscbule  gesetzlich  ftlr  obligatorisch 
erklärt  ^,  nnd  die  Verwaltung  hat  daher  freie  Hand,  die  eine  oder  andere  Art  von 
Schulen  einzurichten. 


hier  von  latenter  Slmultansehnle).  Hier  bleibt 
nor  der  Unterschied  beetehen,  dMS  die  dem  Mi- 
norltSts-Bekeniitnifls  angebörigen  Kinder  keinen 
Religionsunterricbt  in  der  Sehule  empfangen. 
Umgekehrt  urlrd  die  gesetzliche  Simnltanschnle 
tbatsichllcb  fast  znr  konfessionellen  Schale  da- 
durch, dass  in  dem  Sohnlbezirke  blos  eine  geringe 
Minderheit  von  Kindern  einer  zweiten  Konfesslen 
vorhanden  ist  nnd  nur  eine  solche  die  Simnltan- 
schnle besucht.  Das  ist  um  so  mehr  der  Fall, 
wenn,  wie  z.  B.  nach  dem  cit.  ba  dl  sehen  Ge- 
setz V.  1876.  Art.  in,  Arch.  f.  k.  K.  B.  37,  426, 
an  Simultanschnlen,  welche  lediglich  von  Kin- 
dern eines  Bekenntnisses  besucht  werden,  blos 
Lehrer  dieses  letzteren,  sonst  aber,  wenn  nur  ein 
Lehrer  f&r  die  Schule  erforderlich  ist,  keine  an- 
deren Personen,  als  solche,  deren  Bekenntniss 
der  Mehrheit  der  Kinder  entspricht,  angestellt 
werden  dürfen,  oder  wenn,  wie  nach  der  Novelle 
V.  2.  Mai  1883  zum  cltirt.  dsterreiehischen 
Gesetz  v.  14.  Mai  1869.  $.  48,  a.  a.  0.  ÖO,  122 
(s.  auch  S.141)  zu  verantwortlichen  Schulleitern 
^einzigen  Lehrern  an  einer  öffentlichen  Yolks- 
schule  oder  Oberlehrern)  blos  diejenigen  Lehr- 
personen bestellt  werden  können,  welohe  ,,  auch 
die  Befähigung  zum  Religionsunterricht  Jenes 
Glaubensbekenntnisses  nachweisen,  welchem  die 
Mehrheit  der  Schüler  der  betreffenden  Schule 
nach  dem  Durchschnitte  der  vorausgegangenen 
fünf  Schuljahre  angehört^  (eineYorschrlft,  weloh# 
in  Oesterrelch  dazu  f&hrt,  dass  die  Leitung  der 
Yolkssohulen  so  gut  wie  ganz  allein  in  den  Bin- 
den von  Katholiken  ruht,  vgl.  J.  BonaMeyer 
S.20). 

*  Dafür,  dass  die  konfessionelle  Schule  un- 
zulissig  ist,  namentlich  G  n ei  s  t ,  die  konfessio- 
nelle Schule.  Ihre  Unzulissigkeit  nach  preuss. 
Landesgesetzen  und  d.  Noth wendigkeit  eines  Yer- 
waltungsgerichtshofes.  Berlin  1863  u.  Gneist, 
die  Simultanschule.  Berlin  1880,  welchem  t. 
Rönne,  Staatsrecht  d .  preuss.  Monarchie.  3.  Aufl. 
1,  711;  Richter-Dove,  K.B.  7.Aufl.  S.  1069 
n.  7;  H.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht  2,  666; 
O.  Meyer  a.  a.  0.  S.  226  n.  6,  folgen.  Gegen 
Gneist s.  Glaison,  de schola confessionali iure 
Bornssico  probata.  Bonnae  1870.  Bndlich  ver- 
treten V.  Rönne  a.  a.  0.  2.  Aufl.  1,  532  und  ins- 
besondere Bierling  1.  d.  mehrfach  cit.  Schrift 
die  Ansicht,  dass  die  konfessionelle  Schule  die 
Regel  zu  bilden  habe,  und  dass  die  Errichtung 
solcher  für  die  Unterrichtsverwaltnng  als  mass- 
gebendes Prinzip  gelten  müsse,  die  letztere  also 
nur  ausnahmsweise  die  Begründung  von  Simultan- 
schnlen oder  die  Yerelnlgung  mehrerer  konfessio- 
neller Schulen  zu  einer  Slmultansehnle  auszu- 
sprechen oder  zu  gestatten  berechtigt  sei. 

Die  Bestimmungen  des  A.  L.  R.  II.  12,  $.  10: 
„Niemandem  soll  wegen  der  Yerschiedenheit  des 
Glaubensbekenntnisses  der  Zutritt  in  öffentliohe 


Schulen  versagt  werden";  $.11:  „Kinder,  die 
in  einer  andern  Religion,  als  welche  in  der  öffent- 
Hehen  Schule  gelehrt  wüd,  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  erzogen  werden  sollen,  können  dem 
Religionsunterricht  in  derselben  beizuwohnen, 
nicht  angehalten  werden  "]  $.  30 :  „Sind  Jedoch 
für  die  Einwohner  verschiedenen  Glaubensbe- 
kenntnisses an  einem  Orte  mehrere  gemeine 
Schulen  errichtet,  so  ist  Jeder  Einwohner  nur  zur 
Unterhaltung  des  Sohullehrers  nach  seiner  Reli- 
gionspartei beizutragen  verbunden'',  setzen  — 
dasmuss Bierling  S.  33 if.  zugegeben  werden  — 
nicht  Simultan-,  sondern  konfessionelle  Schulen 
voraus,  verbieten  die  ersteren  aber  andererseits 
ebensowenig.  Ja  das  schlesische  Schulregle- 
ment V.  28.  Mal  1801,  Bierling  a.  a.  0.  S.  64, 
Usst  sie  sogar  ausdrücklich,  wenngleich  als  Aus- 
nahme, zu  ($.  7 :  „In  solchen  gemischten  Dörfern 
ertheilt  der  Schullehrer  allen  Kindern,  ohne 
Unterschied  der  Religion,  den  Unterricht  im  Le- 
sen, Schreiben  und  allen  solchen  Kenntnissen, 
die  nicht  zur  Religion  gehören  ....  In  der  Reli- 
gion ertheilt  der  Schullehrer  aber  nur  den  Kin- 
dern seines  Glaubens  Unterricht;  die  Kinder  der 
andern  Partei  bleiben  an  den  dazu  bestimmten 
Tagen  oder  Stunden  weg.  Für  den  Unterricht 
dieser  Kinder  muss  der  Pfarrer  oder  Seelsorger 
ihrer  eigenen  Religion,  wozu  sie  eingepfarrt  sind 
oder  sich  als  Gäste  hinhalten ,  sorgen.  Seine  Pflicht 
als  Yolkslehrer  verbindet  ihn  dazu  '*)•  I>le  Yer- 
waltungspraxls  hat  unter  Friedrich  Wilhelm  III. 
zwar  an  den  konfessionellen  Schulen  als  Regel 
festgehalten,  Bierling  a.  a.  0.  S.  67 ff.,  aber 
andererseits  doch  die  Errichtung  von  Simultan- 
schulen gestattet,  s.  d.  preuss.  Provinzialabschied 
V.  1838,  a.  a.  0.  S.  71 :  „wie  denn  auch  die  Bil- 
dung neuer  Simultanschnlen  und  die  Yerelnlgung 
vorhandener  Konfessionsschulen  da  gestattet  wer- 
den soll,  wo  die  Einrichtung  von  Simultanschulen 
entweder  durch  Mangel  an  hinreichenden  Mit- 
teln für  abgesonderte  Konfesslonssohulen  geboten 
oder  das  Werk  freier  Entsehliessung  der  von  ihren 
Seelsorgern  berathenen  Gemeinden  ist  und  der 
Genehmigung  sonst  kein  Bedenken  entgegen- 
steht.'' (Darüber,  dass  die  nicht  publieirten 
Kabinets-Ordres  von  1821  und  1829,  In  welchen 
man  eine  gesetzliche  Anerkennung  des  Prinzips 
der  konfessionellen  Yolksschulen  hat  flnden  wol- 
len, Bierling  S.  89,  keine  massgebende  recht- 
liche Bedeutung  besitzen,  vgl.  a.  a.  O.  S.  HO.) 

Die  Yerfassungsurkunde  V.  31.  Januar  1860. 
Art.  24,  Abs.  1  bestimmt  allerdings :  „Bei  der 
Errichtung  der  öffentlichen  Yolksschulen  sind  die 
konfessionellen  Yerhältnisse  möglichst  zu  be- 
rücksichtigen ^  Dieser  für  die  künftige  Unter- 
riehtsgesetzgebung  massgebende  Grundsatz  kann 
indessen  keineswegs,  wie  B 1  e  r  1 1  n  g  S.  13. 93. 109 
treffend  ausführt,  blos  auf  eine  Garantie  der  kon- 
fessionellen Gestaltung  des  ReUgionsunterrtchts 
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I.  Die  Hieraiehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.238. 


In  B  ai e r  n  sind  dagegen  nach  dem  neuesten  Recht  die  Yolksschnleii  regelmässig 
konfessionelle  Schulen,  doch  können  ue  unter  gewissen  Voraussetzungen  in  „kon- 
fessionell gemischte  'S  also  in  Simnltanschulen  umgewandelt  werden  ^ 


l>ezogen  werden,  bezieht  sich  Tielmehr  auf  die  Ein- 
richtung der  Volksschule  überhaupt,  und  Art.  24 
beschränkt  diese  Regel,  wie  der  Kultusminister 
bei  der  Berathung  desselben  bemerkte,  durch  das : 
„möglichst"  allein,  „soweit  es  die  Rechte  des  Staates 
und  die  Ansprüche  gestatten,  welche  er  an  die 
Konfessionsschule  zu  machen  hat,  wenn  sie  an 
Stelle  der  öffentlichen  treten  soll ",  oder  „soweit 
es  nach  den  Zahlenyerh&ltnissen  ausführbar  ist^. 
Aber  der  Art.  112  d.Y.  U. :  „Bis  zum  Erlass  des 
in  Art.  26  vorgesehenen  Unterrichtsgesetzes  be- 
wendet es  hinsichtlich  des  Schulwesens  bei  den 
jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen^, 
hat  nach  seinem  klaren  Wortlaut  den  Art  24 
Buspendirt..  Alles,  was  er  enthält,  ist  also  nicht 
geltendes  Recht.  Wenn  Blerling  S.  14.  109 
dagegen  den  Art.  24  mindestens  als  eine  zwin- 
gende Direktive  für  die  Verwaltung  Innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  und  in  dieser  Ein- 
schränkung als  oberste  Verwaltungsmaxime  für 
alle  weiteren  Verwaltungsanordnnngen  erklärt, 
so  war  der  Zweck  des  Art.  112  gerade  die  Klar- 
stellung, dass  erst  mitErlassdesinAussichtgenom- 
menen  Unterrichtsgesetzes  die  Vorschriften  der 
Verfassungsurkunde  über  die  Schule  in  Kraft  tre- 
ten sollten,  vgl.  Arndt,  üb.  d.  verfassungsrechtl. 
Grundlagen  des  preuss.  Unterrichtswesens  In 
Labandu.  Stoerk,  Arch. f . öffentl. R.  1,  524 ff. 
Sowohl  die  Haltung  der  Staatsregieiung  als  auch 
die  des  Abgeordnetenhauses  ist  in  der  betreffenden 
Frage  zunächst  schwankend  gewesen,  a.  a.  0.  S. 
617 ff.,  aber  zuletzt  haben  sich  beide  für  die  An- 
nahme einer  völligen  Suspension  entschieden,  eine 
Auffassung,  welche  auch  dasObertrihunal,  s.  die 
Urtheile  v.  1863,  Zeitschr.  f.  K.  R.  5,  466,  u.  v. 
1874,  1876  u.  1877  in  d.  Entsch.  73,  406;  79, 
370;  80,  377  u.  Oppenhoff ,  Rechtsprechung 
d.  0.  Tr.  in  Strafs.  15,  655 ;  17, 10  in  fester  Pra- 
xis vertreten  hat  Demnach  kann  der  Art.  24, 
eben  weil  er  nicht  geltendes  Recht  ist,  auch  nicht 
den  Charakter  einer  bindenden  Norm  für  die  Ver- 
waltung haben.  Nur  das  ist  richtig,  dass  die 
letztere  ihn,  wenn  es  ihr  angemessen  erscheint, 
für  alle  Beziehungen,  in  welchen  älteres  gelten- 
des Recht  nicht  entgegensteht,  befolgen  kann, 
S.  530,  denn  eine  Anwendung  der  in  Art  24 
ausgesprochenen  Grundsätze  ist  durch  Art  112, 
insoweit  dadurch  nicht  gegen  bestehendes  Recht 
Verstössen  wird,  nicht  verboten.  FürdieFrage 
nach  der  Berechtigung  zur  Einführung 
von  konfessionellen  oder  Simultan- 
schulen hatnach  diesen  Ausführungen 
der  Art  24  gar  keine  Bedeutung. 

Die  Verwaltung  hat  daher  in  dieser  Hinsicht 
auch  nach  dem  Erlass  der  Verfassung  freie  Hand 
behalten.  Demnach  verstösst  der  Min.-Erlass  v. 
16.  Juni  1876,  Centralbl.  für  die  ges.  Unter- 
riohtsverwaltung  S.495;  Bierling  S.  114,  nicht 
gegen  das  geltende  Recht,  wenn  er  bestimmt, 
dass  über  die  Einrichtung  von  Simultanschulen 
in  Jedem  einzelnen  Fall  nach  Prüfung  aller  dabei 
in  Frage  kommenden  Verbältnisse  entschieden 


werden  soll,  und  weiter  anordnet :  „Insbesondere 
wird  eine  Anregung  zur  Vereinigung  bisher  kon- 
fessioneller Schulen  zu  einer  paritätischen  Schule 
von  den  kgl.  Regierungen  nur  dann  gegeben  wer- 
den können,  wenn  mit  den  dermaligen  Einrich- 
tungen Uebelstände  verbunden  sind,  welche  die 
Erfüllung  der  Aufgabe  der  Schulen  erschweren 
und  auf  anderem  Wege  nicht  beseitigt  werden 
können.  Allerdings  kann  auch  in  Fällen,  wo 
dies  nicht  zutrifft,  die  Genehmigung  zu  paritäti- 
schen Schuleinrichtungen  nicht  versagt  werden, 
wenn  auf  Grund  einer  Vereinbarung  unter  den 
Schulgemeiuden  von  diesen  ein  bezüglicher  An- 
trag gestellt  wird,  oder  wenn  dies  da,  wo  die 
Schulunterhaltungspflicht  der  bürgerlichen  Ge- 
meinde obliegt,  seitens  der  Gemeindebehörden 
geschieht.  Voraussetzung  ist  aber,  dass  dabei  das 
Schulwesen  des  betreffenden  Ortes  durch  die  be- 
absichtigte anderweitige  Einrichtung  eine  wesent- 
liche Verbesserung  erfahre  ",  Obwohl  dieser  Er- 
lass der  Errichtung  der  Simultanschulen  günstiger 
ist,  als  die  frühere  Verwaltungspraxis,  so  muss 
doch  selbst  Bierling  8.  115  anerkennen,  dass 
sich  rechtliche  Einwendungen  gegen  denselbcoi 
nicht  erheben  lassen.  Andererseits  werden  aber 
auch  solche  nicht  gegen  die  seit  1879  sich  be- 
merklich machende  Aenderung  der  Praxis,  welche 
wieder  auf  den  früheren  Standpunkt  zurückgeht, 
vgl.  Gneist,  Simultanschule  S.16ff.;  J.  Bona 
Meyer,  die  Simultanschulfrage  S.61ff.  geltend 
gemacht  werden  können.  Vgl.  übrigens  auch 
noch :  Geschichtl.  Darstellung  d.  Verfahrens  der 
preuss.  Unterriohtsverwaltung  b.  Einrichtung  etc. 
von  Volksschulen.  Berlin  1878  fSep.-Abdr.  aus 
dem  Centralbl.  f.  d.  ges.  U.  V.  1878.  Juni-  u. 
JuU-Heft). 

1  Vgl.  die  durch  die  kön.  EntsehUessung  v. 
26.  August  1883,  Arch.  f.  k.  K.  R.  $.  1,  448,  ab- 
geänderte V.  V.  29.  Aug.  1873,  a.  a.  O.  30,  46a 
%.  7 :  „Die  Volksschulen  sind  regelmässig  kon- 
fessionelle Schulen,  ausnahmsweise  können  je- 
doch in  ausserordentlichen,  durch  zwingende 
Verhältnisse  bedingten  Fällen  konfessionell  ge- 
trennte christliche  Volksschulen  einer  Gemeinde 
auf  Antrag  der  Gemeindebehörde  in  konfessionell 
gemischte  Schulen  umgewandelt  werden.  Ein 
solcher  Antrag  erfordert  in  Gemeinden  mit  städti- 
scher Verfassung  die  Zustimmung  des  Kolle- 
giums der  Gemeindebevollmächtigten,  in  Ge- 
meinden mit  Land^emeindeverfassung  und  in 
den  Gemeinden  der  Pfalz  die  Zustimmung  der  Ge- 
meindeversammlung in  einem  ordnungsmässigen 
gefassten  Beschlüsse.  Diese  Zustimmung  mnsi 
Jedoch  in  Gemeinden  unter  20000  Seelen  mit 
einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen 
Stimmen  erfolgen.  In  Gemeinden  mit  einer 
grossen  Einwohnerzahl  ist  eine  Mehrheit  von 
zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  erfor- 
derlich, wenn  sich  die  Umwandlung  auf  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  der  bestehenden  Konfesslo- 
nalschulen,  eine  Mehrheit  von  Dreiviertel  aber, 
wenn  sich  die  Umwandlung  auf  mehr  als  die 
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Dagegen  kommen  s.  g.  konfessionslose,  religionslose  Schulen,  auch 
Allgemeinsehnlen  genannt,  fflr  Angebörige  aller  Konfessionen,  in  welchen  ent- 
weder der  Religionsanterricht  vom  Lehrplan  ganz  aasgeschlossen  ist  oder  blos  ein 
allgemeiner  Beligionsnnterricht  oder  Unterricht  in  der  Moral  unter  Abstreifnng  alles 
KonfesaioDellen  gleichseitig  an  die  Kinder  der  verschiedenen  Religionsparteien  er- 


Hälfte  dieser  Schulen  erstrecken  soll.  Vor  Um- 
wandlung konfessioneller  Schulen  in 
konfessionell  gemlsohte  Ist  Jedesmal 
das  Gutachten  der  kirchlichen  Ober- 
behSrden  darüber  zu  erholen,  ob  der 
Ertheilung  zureichenden  Religions- 
unterrichts kein  Hinderniss  im  Wege 
stehe.  Die  Verwandlung  bleibt  unter  allen 
Umständen  ausgeschlossen ,  wenn  bei  der  einen 
oder  bei  der  anderen  konfessionellen  Schule  stif- 
tungsmässige  Bestimmungen  in  der  Mitte  liegen, 
die  im  Sinne  des  $.  9  Abs.  4  und  des  $.  10  Tit  IT 
derYerf.  Urk.  und  der  $$.  46  u.  47  der  Beilage  II 
zur  Yerf.  Urk.  hindernd  entgegen  treten'';  $.11 : 
„Ein  Zwang  zum  Besuche  einer  konfessionell  ge- 
mischten Schule  darf  insolange  nicht  eintreten, 
als  der  Besuch  einer  konfessionellen  Schule  mög- 
lich gemacht  werden  kann.  Den  Mitgliedern  der 
einen  oder  der  andern  Konfession,  welche  Be- 
denken tragen,  ihre  schulpflichtigen  Kinder  in 
die  betreffende  allgemeine  Volksschule  zu 
schicken ,  muss  deshalb ,  insofern  nicht  eine 
förmliche  Umschulung  ausführbar  und  Torzu- 
ziehen  ist,  unbeschadet  der  gesetzlichen  Um- 
lagenpflicht, der  Besuch  einer  benachbarten 
Volksschule  ihrer  Konfession  dann  gestattet 
werden,  wenn  die  gesetzUohe  Vortretung  dieser 
benachbarten  Volksschule  zustimmt,  und  die 
Schulraumrerhältnisse  nicht  absolut  hindernd 
im  Wege  stehen.  Ebenso  darf,  falls  in  der  Ge- 
meinde eine  Mehrzahl  von  Schulen  sich  befindet, 
ein  Zwang  für  die  Eltern,  ihre  Kinder  einer 
konfessionell  gemischten  Schule  zuzuweisen, 
nicht  geübt  werden.  Auch  bleibt  es  den 
betheiligten  Eltern  unbenommen, 
eine  Schule  ihrer  Konfession  für  sich 
allein  oder  in  Verbindung  mit  Konfessionsver- 
wandten  benachbarter  Orte  aus  eigenen  Mitteln 
zu  gründen.  Die  Schulen  der  letzteren  Art 
sind  in  Bezug  auf  Dotation,  Organisation,  Be- 
setzung und  Leitung  wie  die  öffentlichen  Volks- 
schulen zu  behandeln". 

Was  das  frühere  Recht  betrifft,  so  war  durch 
V.T. 23.  Juni  1816,  im  Gegensatz  zu  dem  frühe- 
ren Bechte,  der  Schulsprengel  mit  dem  Pfarr- 
sprengel für  identisch  erklärt,  also  allein  auf  die 
demselben  Bekenntniss  angehörigen  Kinder  er- 
streckt worden  fUndvon  den  Tor  1815  auch  in  Balem 
Torhandenen  gemischten  Schulen  sind  blos  ein- 
zelne bestehen  geblieben.  Dadurch  war  die  Kon* 
fessionsschule  die  Begel  geworden.  Daran  hat  das 
Sohuldototionsgesetz  r.  10.No?ember  1861,  wel- 
ches das  Becht  der  politischen  Gemeinde,  den 
Schulbedarf  aufzubringen,  in  eine  Pflicht  ver- 
wandelte, nichts  geändert.  Erst  die  cit.  v.  29. 
August  1873.  $.  7  hat  bestimmt :  „die  konfessio- 
nell getrennten  christlichen  Volksschulen  einer 
Gemeinde  können  auf  Antrag  der  Gemeindebe- 
hörde in  konfessionell  gemischte  Schulen  umge- 


wandelt werden.  Ein  solcher  Antrag  etc.^  (wie  in 
dem  vorher  cit  $.  7  in  der  Fassung  v.  26.  August 
1883,  nur  dass  der  gesperrt  gedruckte  Satz  fehlt), 
▼gL  femer  $.11:  ;,Den  Mitgliedern  der  einen 
oder  der  andern  Konfession,  welche  Bedenken 
tragen ,  ihre  schulpflichtigen  Kinder  in  die  be- 
treffende allgemeine  Volksschule  zu  schicken, 
kann  auf  Ansuchen  gestattet  werden ,  mit  einer 
benachbarten  Volksschule  ihrer  Konfession  in 
Schulverband  zu  treten  oder  für  sich  allein  oder 
in  Verbindung  mit  konfessionsTerwandten  be- 
nachbarten Orten  aus  eigenen  Mitteln  zu  grün- 
den. Die  Schulen  etc.'^  (ebenso  wie  in  dem  ge- 
änderten %,  11).  Indessen  hat  diese  Erleichte- 
rung der  Begrün  dang  von  Simultanschulen  so- 
wohl bei  den  Katholiken  und  Protestanten 
Anstoss  erragt,  und  in  Folge  dessen  ist  sie  in  der 
schon  erwähnten  Weise  1883  erschwert  worden, 
▼gl.  E.  M  ay e  r ,  d.  Kirchonhoheitsrechte d.  Königs 
▼.Baiem.  München  1884.  S.226;  Silbernagl, 
Verfassung  sämmtl.Beligionsgenossenschaften  etc. 
1.  Aufl.  S.  397  u.  2.  Aufl.  S.  472. 

E.  Mayer  a.  a.  0.  S.229  nimmt  im  Gegensatz 
zu  der  im  Text  vertretenen  Auffassung  an,  dass 
auch  in  Baiem  die  Regierung  die  freie  Wahl 
zwischen  der  Konfessions-  und  der  Slmultan- 
sohule  habe.  Er  findet  zwischen  $.  5  und  ^  7 
der  Verordnung  einen  die  beiden  Vorschriften 
gegenseitig  aufhebenden  Widerspruch,  aller- 
dings nur  deshalb,  weil  er  die  Konfessionsschule 
des  ^  7  als  eine  solche  auffasst,  welche  im  Siune 
der  Ton  ihm  ohne  Noth  hineingetragenen  frühe- 
ren Gesetzesspraohe  als  eine  solche  auffasst, 
deren  Sprengel  sich  lediglich  auf  die  Konfessions- 
angehörigen erstreckt. 

Für  Elsass-Lothringen  kommen  in  Frage 
Art.  15  Abs.  3  des  französischen  Gesetzes  t.  16. 
März  1860,  S.  680  n.  4) :  „II  (le  conseil  acadtf- 
mique,  an  dessen  Stelle  jetzt  der  Oberschul- 
rath  getreten  ist,  Löning  a.  a.  0.  S.  753) 
dtftermine  les  cas  oü  les  communes  peuvent  ä 
raison  des  droonstances  et  provisoirement  ^tablir 
ou  conserver  les  tfcoles  primaires  dans  lesquelles 
seront  admis  des  enfants  de  Tun  et  de  Tautre 
sexe  ou  des  enfants  appartenant  aux  diff^rents 
cultes  reconnus"  u.  Art  a6  Abs.  1:  „Tonte  com- 
mune doit  entretenir  une  ou  plusieurs  ^coles 
primaires  . . .  (Abs.  5)  Dans  les  communes,  oü 
les  differents  cultes  sont  profess^s  publiquement, 
des  ^coles  stfpar^es  seront  Stabiles  pour  les  enfants 
appartenant  ä  chacun  des  cultes,  sauf  ce  qui  est 
dit  ä  l'art  16''  (aufrechterhalten  im  Regulativ  f. 
d.  Elementarschulen  v.  4.  Jan.  1874.  $.  3.  Abs.  1. 
u.  2,  Abth.  3,  Althoff  etc.,  Samml.  d.  i.  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetze.  3, 452,  vgl.  auch 
Becklingh  1.  Arch.  f.  k.  K  B.  43,  425),  also 
auch  hier  bildet  die  Simultanschule  die  Aus- 
nahme. Vgl.  Andrtf,  cours  alphabtftique  etc. 
IV.  6d.  2,  514. 
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theilt  wird,  während  die  Sorge  ftlr  den  konfessionellen  Religionsunterricht  den  Eltern 
und  den  einzelnen  Religionsgesellschaften  überlassen  bleibt^,  in  Deutschland 
nicht  vor  '. 

Von  dem  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  aus,  dass  der  Religionsuntarrieht 
die  Grundlage  aller  Erziehung  bilde  und  die  religiöse  Erziehung  auch  den  flbrigen 
weltlichen  Unterricht  durchdringen  müsse,  hat  die  katholische  Kirche  sowohl  die 
Simultan-  wie  auch  die  religionslose  Schule  in  unserer  Zeit  verurtheilt  ^,  und  gegen 


<  Die  für  diese  Schulen  hin  und  wieder  ge- 
brauchte Bezeichnung:  Kommunalsehulen,  Tgl. 
auch  Löning  a.  a.  0.  S.  744  n.  1,  bezeichnet 
das  Wesen  derselben  nicht  im  Entferntesten, 
ganz  abgesehen  davon ,  dass  auch  von  Manchen 
die  Simultanschulen  so  genannt  werden,  s.  o. 
8.  588  n.  7. 

<  Wohl  aber  ausser  in  Nordamerika  Ts.  o.  S. 
585  n.  1)  in  Holland,  vgl.  Gesetz  y.  17.  Au- 
gust 1878,  Staatsblad  van  het  Koningrijk  der 
Nederlanden  1878.  p.  127,  deutseh  bei  M. 
Lauer,  Entwickelung  u.  Gestaltung  d.  nieder- 
länd.  Yolksschulwesens  seit  1857.  Berlin  1886. 
S.188,  Auszug  1.  Arch.  f.  k.  E.R.  45,  462  (aber 
hier  mit  falschem  Datum,  ein  ebenfalls  unrich- 
tiges bei  Firnhaber  a.  a.  0.  1,  350),  welches 
zwar  Art.  83  als  Zweck  des  Unterrichts  neben 
dem  Lehren  passender  und  nützlicher  Kennt- 
nisse die  EntWickelung  der  yerstandeskräfte  der 
Kinder  und  deren  Erziehung  zu  allen  christ- 
lichen und  gesellschaftlichen  Tugenden  be- 
zeichnet, aber  die  Lehrer  anweist,  sich  zu  ent- 
halten, etwas  zu  lehren,  zu  thun  oder  zuzulassen, 
was  der  Ehrfurcht  widerstrebt,  die  man  den  re- 
ligiösen Ideen  Andersgesinnter  schuldet,  und  die 
Ertheilnng  des  Religionsunterrichts  den  Beli- 
gionslehrem  für  überlassen  erklärt;  in  Frank- 
reich nach  der  loi  sur  Venselgnement  obligatolre 
V.  28.  Mte  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  48, 137,  dessen 
Art.  1  zu  den  Gegenständen  des  enseignement 
primaire  die  Vinstruction  morale  et  civique  rech- 
net, und  dessen  Art. 2  bestimmt:  „les  tfcoles  pri- 
maires  publiques  vaqueront  un  jour  par  semaine, 
en  outre  du  dimanche,  afln  de  permettre  aux 
parents  de  faire  donner,  s*ils  le  dtfsirent,  k  leurs 
enfants,  Tinstruction  rellgieuse  en  dehors  des 
^diflces  scolaires.  —  L'enselgnement  religieux 
est  facultatif  dans  les  ^coles  privtfes"  (woran 
durch  die  loi  sur  Torganisation  de  l'enseignement 
primaire  v.  30.  Oktober  1886,  cit.  Arch.  57, 406, 
nichts  geändert  ist) ;  vgl.  auch  Lebon  a.  a.  O. 
S.  135.  Das  b  el  gi s  c h  e  Gesetz  v.  1.  Juli  1879, 
cit  Arch.  46,  276,  welches  das  o.  S.  580  n.  3  er- 
wähnte Gesetz  v.  1842  abgeändert  hat,  stand  im 
wesentlichen  auf  demselben  Standpunkte,  in- 
dem es,  Art  4,  den  Religionsunterricht  der  Fa- 
milie und  den  Religionsgesellschaften  überliess, 
dagegen  den  Dienern  der  letzteren  die  Scbul- 
lokale  vor  oder  nach  dem  Übrigen  Unterricht  für 
den  Religionsunterricht  zur  Disposition  stellte, 
indessen  ist  dasselbe  durch  die  loi  organique  de 
renseignement  primaire  v.  20.  September  1884, 
cit  Arch.  53,  298,  abgeändert  worden.  Nach 
Art.  4  Abs.  3 :  ;,Les  communes  peuvent  inscrire 
renseignement  de  la  religion  et  de  la  morale  en 
tete  du  Programme  de  toutes  ou  de  quelques 


unes  de  leurs  tfcoles  pilmaires.  Cet  enseignement 
se  donne  au  commencement  on  ä  la  fln  des 
classes ;  les  enfants  dont  les  parents  en  tont  la 
demande  sont  dispenstfs  dV  assister.  —  Loisque 
dans  une  commune  vlngt  chefb  de  famille  ayant 
des  enfants  en  Ige  d*^oole  demandent  que  leurs 
enfants  soient  dispenstfs  d'assister  aux  eours  de 
r^igion,  le  roi  peut,  ä  la  demande  des  parents, 
obllger  la  commune  ä  oiganlser,  ä  Tusage  de  ees 
enfants,  une  ou  plusieurs  classes  speciales.  — 
Si  malgrtf  la;  demande  de  vingt  chefs  de  famille 
ayant  des  enfants  en  Ige  d'tfoole ,  la  commune 
refuse  d'inscrlre  renseignement  de  leur  religion 
dans  le  Programme  ou  met  obstacle  ä  oe  que  eet 
enseignement  soit  donntf  par  les  ministres  de 
leur  culte  ou  des  personnes  agrtfes  par  ceux-d,  le 
gouvemement  peut,  ä  la  demande  des  parents 
adopter  une  ou  plusieurs  tfeoles  priv^es  ä  leur 
convenance,  pourvu  qu'elles  reunissent  les  coo- 
ditions  requlses  pour  £tre  adopttfes  par  la  com- 
mune" (vgl.  auch  0.  S.  585  n.  1). 

>  Allerdings  hat  die  von  Gregor  XYI.  bestä- 
tigte  Instruktion  der  Propaganda  v.  1840  für  die 
irländischen  Bischöfe  in  Betreff  der  von  der  eng- 
lischen Regierung  aus  öffentlichen  Mitteln  er- 
richteten nationalen  (Simultan-)  Schulen,  aus 
Rücksicht  gegen  das  englische  Parlament  und 
um  die  katholische  Bevölkerung  nicht  der  Wohl- 
that  TOn  staatlich  unterhaltenen  Schulen  zu  be- 
rauben ,  auf  Veranlassung  des  Papstes  eine  de- 
finitive Entscheidung  über  die  Frage  abgelehnt, 
und  es  den  Bischöfen  Überlassen,  gegen  etwaige 
schädliche  Einflüsse  der  Schulen  auf  die  katho- 
lische Jugend  die  erforderlichen  Massregeln  zu 
treffen,  indem  sie  als  solche  namentlich  die 
Femhaltung  aller  verderblichen.  Insbesondere  der 
katholischen  Lehre  widersprechenden  Bücher, 
und  ferner  die  Ausschliessung  jedes  Religions- 
unterrichtes überhaupt  statt  der  Duldung  eines 
allgemeinen,  nicht  konfessionellen  Religions- 
unterrichtes unter  Vorbehalt  des  konfessionellen 
seitens  der  einzelnen  Religionsgesellsehaften 
bezeichnet,  Riess,  d.  moderne  Staat  u.  die 
christliche  Kirche  S.  206  u.  Aota  conc.  Lac.  3, 
1376,  ein  Verfahren,  für  welebes  wohl  auch  die 
Hoflhung  bestimmend  gewirkt  hat,  dass  bei  dem 
Ueberwiegen  der  katholischen  Bevölkerung  in 
Irland  und  bei  dem  Bestreben  der  begüterteren 
Protestanten  auf  Errichtung  eigener  Schulen  die 
öffentlichen  Schulen  thatsächlich  konfessionell 
werden  würden  (dies  bestätigt  auch  Kardinal 
Wisemann,  lettres  sur  rinstruction  publique. 
11.  ^d.  Bruxelles  1856.  p.  58)  und  die  katholische 
Kirche  die  massgebende  Herrschaft  über  die- 
selben erlangen  könne  (vgl.  übrigens  auch  noch 
die  weiteren  Anordnungen  der  S^ode  von  Tuam 
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jede  Massregel  der  modernen  Staaten^  welche  auf  Einführung  der  einen  oder  andern 
Art  von  Schalen  gerichtet  war,  ohne  zwischen  beiden  zu  unterscheiden^,  protestirt^. 

£in  allgemeines  und  absolutes  Verbot  solcher  Schulen  hat  aber  die  katholische 
Kirche,  so  sehr  sie  dieselben  auch  bekämpft,  nicht  aufgestellt,  vielmehr  überlässt  sie, 
da  sie  den  Verhältnissen  in  den  einzelnen  Ländern,  namentlich  der  Lage  der  Katho- 
liken Rechnung  tragen  muss,  es  den  Bischöfen,  zur  Beseitigung  der  nach  ihrer  Auf- 
fassung der  katholischen  Erziehung  aus  diesen  Anstalten  erwachsenden  Gefahren 
die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen  und  diese  nach  dem  jeweiligen  Bedürfniss  zu 
bemessen  ^, 

Nach  der  oben  charakterisirten  Auffassung  der  Kirche  ist  die  konfessionelle 
Schule  die  allein  berechtigte.  Aber  bei  der  heutigen  Anerkennung  der  Gleichberech- 
tigung der  verschiedenen  christlichen  Kirchen  hat  die  Durchführung  des  Systems 
der  konfessionellen  Schulen  in  Verbindung  mit  dem  Schulzwang  die  Folge,  dass  einer- 


V.  1850,  coli.  dt.  3,  796  u.  Arcb.  f.  k.  K.  R.  43, 
64).  Später  hat  aber  die  Knrle  den  im  Text  ge- 
dachten Standpunkt  eingenommen,  s.  das  o.  S. 
583  n.  3  citirte  Schreiben  Pins'  IX.  v.  1864  n. 
die  ebendaselbst  angefahrte  Instruktion  der  Pro- 
paganda für  Nordamerika  y.  1875;  Encykllka 
Leo's  XIU.  y.  8.  Februar  1884  an  die  französi- 
schen Bischöfe,  Acta  s.  sed.  16,  243,  Arcb.  f.  k. 
K.  R.  51,  473:  „Eoclesia  yero  .  .  quae  delata 
sibi  a  deo  conditore  suo  auctoritate,  debet  ad  sa- 
pientiam  christianam  uniyersas  yocare  gentes 
itemque  sedulo  yidere,  quibus  excolatur  prae- 
ceptls  institutisque  iuventus,  quae  in  ipsius  po- 
testate  Sit,  semper  scholas  quas  appellant  mi- 
stas  yel  neutras  aperte  damnayit,  monitis 
etiam  patribus  familias,  ut  in  re  tanti  momenti 
aiümum  attenderent  ad  cavendum^,  s.  auch 
Schreiben  desselben  y.  1882  an  den  Erzbischof 
V.  Paris,  Arch.  f.  k.  K.  R.  49,  82 ,  und  an  den 
Kardinalvikar  yon  Rom ,  betreffend  die  Entfer- 
nung der  Eatechismuslehre  aus  den  öffentlichen 
Schulen  in  Rom,  y.  28.  Juni  1878,  AcU  s.  sed. 
11,  97,  deutsch  cit.  Arch.  40,  305,  u.  die  Allo- 
kution  y.20.  Augnst  1880,  a.  a.  0.  44,  437.  Vgl. 
weiter  die  Erklärungen  der  Partikularsynodeu 
gegen  die  s.  g.  seholae  m i s t a e  oder  indiffe- 
rentes: Bordeaux  1859,  coli.  conc.  Lac.  4, 765 ; 
Ck>locza  1863,  1.  c.  5,  702;  Baltimore  1866, 
Quebec  1851,  1.  c,  3,  515.  616;  Westminster 
1873,  Arch.  t  k.  K.  R.  52,  230.  S.  femer  noch 
Anm.  2. 

1  Vom  Standpunkt  einer  Kirche,  welche  nur 
eine,  die  eigene  konfessionelle  Auffassung  des 
Ghristenthums  als  berechtigt  anerkennt,  ist  dies 
durchaus  folgerichtig,  denn  beide  Arten  yon 
Schulen  entsprechen  der  Anforderung  nicht, 
dass  der  Katholicismus  den  ganzen  Unterricht 
und  die  ganze  Erziehung  durchdringen  soll,  und 
in  beiden  werden  die  katholischen  Kinder  nicht 
nur  mit  denen  Andersgläubiger  gemeinsam  un- 
terrichtet, sondern  es  wirken  auch  an  beiden 
Lehrer  der  yersohiedenen  Konfessionen. 

2  VgL  die  Erklärungen  der  bairisohen  Bi- 
schöfe y.  1867  aus  Anlass  eines  projektirten 
neuen  Schulgesetzes,  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  124  ff. 
und  in  Betreff  der  o.  S.  590  n.  1  gedachten  V.  y. 
1873,  a.a.O.  31,  157 ff.  u.  35,  138;  der  öster- 
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relchisohen  wegen  der  Gesetze  y.  1868  u.  y. 
1869  (o.  S.  588  n.  5),  y.  1868,  coli.  Lac.  cit.  6, 
1396  u.  y.  1872  u.  1877,  Arch.  32,  165 ff.  u.  40, 
101  (ferner  der  böhmischen  Bischöfe,  der  Bischöfe 
der  Salzburger  Provinz  und  yon  Linz  undBrixen, 
a.  a.  0.  43,  430ff.');  des  Freiburger  Kapitels- 
yikariates  y.  1876  betreffend  das  Gesetz  y.  1876, 
0.  S.  588  n.  3,  Arch.  39,  409  (wegen  der  Proteste 
gegen  die  Regierungsmassnahmen  i.  J.  1864  s. 
Friedberg,  Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Baden. 
S.  85  ff.),  und  des  belgischen  Episkopats  y. 
1879  aus  Anlass  des  Gesetzes  y.  1879,  S.  592 
n.  2,  Arch.  42,  387.  398  (auch  43,  165). 

3  Wo  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
entgegen  stehen  und  seitens  der  Katholiken  die 
erforderlichen  Geldmittel  aufgebracht  werden 
können,  wie  in  Nordamerika,  befördern  die  Bi- 
schöfe daher  die  Errichtung  besonderer  kirchlich 
geleiteter,  katholischer,  namentlich  der  Pfarr- 
Bchulen  und  erklären  die  Eltern  im  Gewissen 
yerpflichtet,  ihre  Kinder  in  diese  zu  schicken. 
Wo  dies  nicht  angäuglich  erscheint,  wird  durch 
den  Katechismusunterricht  möglichst  dem  schäd- 
lichen Einfluss  der  Kirche  entgegengewirkt,  s. 
S.  583  n.  3  und  das  cit.  Konzil  yon  Baltimore  y. 
1866,  vgl.  femer  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac. 
5,  918.  919  und  Neugranada  1868,  1.  c.  6,  549, 
s.  auch  wegen  der  Massnahmen  einzelner  franzö- 
sischer Bischöfe  i.  J.  1882  Arch.  f.  k.  K.  R.  48, 
142.  145  ff.,  oder  es  wird  auf  die  Gesetzgebung 
eingewirkt,  um  die  Simultanschulen  in  die  Stel- 
lung yon  blos  ausnahmsweise  zugelassenen  An- 
stalten herabzudrücken,  sodass  in  Überwiegend 
katholischen  Ländern  die  katholische  Konfes- 
sionsschule thatsächlich  zur  Regel  wird,  ein  Ver- 
fahren, welches  in  Oesterreich  und  in 
Baiern  ,  S.  588  n.  9  u.  S.  690  n.  1,  mit  Erfolg 
gekrönt  und  zu  einer  der  katholischen  Kirche 
günstigen  Abänderang  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften yon  1869,  bez.  1873  geführt  hat  (über 
ähnliche  Versuche  in  Belgien,  welche  das 
gleiche  Resultat  in  Betreff  der  konfessionslosen 
Schulen  gehabt  haben,  ygl.  S.  592  n.  2  in  Ver- 
bindung mit  S.  585  n.  1),  oder  die  Bischöfe 
suchen  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  des 
Schulwesens  '^ine  möglichst  ausgedehnte  Mit- 
wirkung zu  erlangen,  ygl.  darüber  weiter  unten. 
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seits  katholische  Kinder  protestantische  konfessionelle  Schulen  nnd  andererseits  pro- 
testantische die  katholischen  konfessionellen  Schalen  besnchen  müssend  Gegen- 
über den  protestantischen  Schulen,  in  welchen  eine  von  der  katholischen  Kirche 
als  Ketzerei  betrachtete  Religion  die  Grundlage  der  Erziehung  bildet,  nimmt  die  letz- 
tere selbstverständlich  denselben  Standpunkt,  wie  gegenflber  den  Simultan-  und  kon- 
fessionslosen Schulen  ein  ^,  während  sie  die  Zulassung  nicht  katholischer,  namentlich 
protestantischer  oder  schismatischer  Schüler  zu  den  katholischen  Schulen,  sofern  der 
Unterricht  ohne  Berücksichtigung  ihrer  konfessionellen  Bedürfnisse  auf  katholischer 
Grundlage  und  nach  katholischen  Lehrbüchern  ertheilt  wird,  für  statthaft  erklärt  hat^. 
2.  Die  konfessionellen  katholischen  Schulen  und  die  Altkatho- 
liken.  In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  die  Frage  nach  der  Berechtigung 


t  S.  0.  S.  587. 

2  Schreiben  Leo*8  XIII.  an  den  KardinalTikar 
▼.  Rom.  V.  26.  März  1879  wegen  der  protestan- 
tischen Schulen  daselbst,  Acta  s.  sed.  11,  629 
(deutsch  i.  Arcb.  f.  k.  K.  B.  41,  459);  Instraktion 
der  Propaganda  v.  25.  April  1868  über  die  im 
Orient  errichteten  protestantisclien  und  scbis- 
matischeu  Schulen ,  coUectio  constit.  s.  sed.  ad 
usum  mission.  Paris  1880.  p.  34  u.  coli.  conc. 
Lac.  6,  694;  Westminster  1852,  ibid.  3,  921. 

3  Git.  Instruktion  y.  1868:  „Passando  ora  a 
pariare  dei  giovani  scismatici  e  protestanti,  che 
frequentano  le  souole  cattoliche,  egll  ö  cbiaro, 
che  in  questo  secondo  caso  non  esistono  pei  gio« 
▼ani  tutti  quei  pericoli,  cbe  si  dissero  concorrere 
nel  caso  preoedente;  imperoccbd  essendo  catto- 
llco  il  precettore,  cattolici  Tinsegnamento  e  1 
libri,  nulla  v'ha  a  temere  da  questo  lato'^  Ferner 
wird  der  Gesichtspunkt  betont,  dass  wenn  die 
heterodoxen  Kinder  in  den  katholischen  Schulen 
in  den  Grundsätzen  der  wahren  Religion  erzogen 
und  in  ein  näheres  Yerhältniss  zu  den  katholi- 
schen Lehrern  treten,  die  HofEhung  vorhanden 
sei,  sie  für  die  katholische  Kirche  zn  gewinnen. 
Unter  allen  Umständen  sollen  aber  die  Lehrer 
darüber  wachen,  dass  die  nicht  katholischen 
Schüler  keinen  schädlichen  Einflnss  auf  die  ka- 
tholischen Kinder  ausüben.  — 

Ebenso  wie  bei  den  Volksschulen  kann  auch 
bei  den  für  die  Yolksschul-Lehrer 
und  Lehrerinneu  bestimmten  Ausbil- 
dungs-Anstalten, bei  den  öffent- 
lichen Präparanden  -  Anstalten  und 
Lehrer- und  Lehrerin nen-Seminarien 
zwischen  konfessionellen  und  gemischten  ge- 
schieden werden,  je  nachdem  nur  Leiter  und 
Lehrer  ein  und  desselben  Bekenntnisses  an  den- 
selben angestellt  und  nur  Zöglinge  eines  solchen 
aufgenommen  werden  dürfen,  oder  die  Anstalten 
Leitern  und  Lehrern  sowie  Zöglingen  verschie- 
dener Bekenntnisse  zugänglich  sind,  nnd  blos 
eine  Trennung  in  Betreff  des  Religionsunterrichts 
stattfindet.  Da,  wo  nur  konfessionelle  Volks- 
schulen zulässig  sind,  sind  selbstverständlich 
auch  die  gedachten  Vorbildungsanstalten  kon- 
fessionell gesondert,  so  z.B.  in  Oldenburg 
(vgl.  rev.  Staatflgrundgesetz  Art  89.  $.  1 :  „Für 
die  Bildung  tüchtiger  Volksschullehrer  ist  durch 
Vervollkommnung  der  dazu  vorhandenen  An- 
stalten zu  sorgen.  Solche  Anstalten  sollen  so 
eingerichtet  und  beaufsichtigt  werden,  dass  da- 


durch die  religiös-konfessionelle  Bildung  der 
heranzubildenden  Lehrer  gesichert  isf^T  nnd  in 
Sachsen,  wo  ein  katholisches  Seminar  in 
Bautzen  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des 
domstiftllchen  Konsistoriums  als  nächster  Auf- 
sichtsbehörde besteht.  Die  Existenz  von  Simul- 
tanschulen bedingt  aber,  nicht  nur,  wenn  sie  die 
Ausnahme  bilden,  wie  inBaiern,  —  hier  gibt 
es,  abgesehen  von  einem  gemischten  Seminar  in 
Bamberg,  blos  konfessionelle  Präparandenschnleu 
und  Schullehrerseminare,  SilbernaglS.  486  ff., 
Englmann  S.  108  n.  5;  S.  114  n.  2  u.  S.  19a 
199,  —  sondern  anch,  wenn  sie,  wie  z.Bw in  Nas- 
sau und  Baden,  die  Regel  sind,  keineswegs 
nothwendig  auch  simultane  Lehrerbildnngs- An- 
stalten, da  es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  den 
im  Seminar  zu  ertheilendeu  Religlonsnnteiricht, 
zweckmässig  erscheinen  kann,  Lehrer  und  Zög- 
linge verschiedener  Konfession  in  getrennten 
Anstalten  auszubilden.  Obwohl  in  den  eben  ge- 
dachten beiden  Ländern  gesetzlich  die  Semina- 
rien  keinen  konfessionellen  Charakter  tragen, 
sind  sie  doch  dort  thatsächlich  konfessionell  ge- 
worden, Firnhaber  2,  24 if.  u.  Joes,  Die  Ge- 
setze etc.  über  Elementarunterricht  in  Baden. 
Heidelberg  1879.  S.  75.  Dagegen  sind  in  £1- 
sass-Lothringen,  obwohl  auch  hier  neben 
den  gemischten  Schulen  konfessionelle  vorkom- 
men ,  die  Lehrerseminare  und  Präparandenschnleu 
gemischt,  und  es  besteht  nur  ein  katholisches 
Lehrerinnenseminar,  Reoklingh  1.  Arch.  t  k. 
K.  R.  43, 425,  während  in  H  e  s  s  e  n  die  Seminare 
sämmtlich  ihres  katholisch-konfessionellen  Cha- 
rakters entkleidet  sind,  Arch.  f.  k.  K.  B.  64,  269. 
In  Preussen  bestehen  mit  Rücksicht  auf  die 
verschiedenen  Schulgesetzgebungon  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  sowohl  konfessionelle,  wie 
auch  gemischte  Anstalten,  aber  auch  hier  sind  die 
ersteren  bei  weitem  überwiegend ,  vgl.  das  Ver- 
zeichniss  bei  Schneider  u.  v.  Bremen,  Das 
VolksBchulwesen  1.  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  430. 

Dass  die  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  simultanen  Lehrerbildungs-An- 
stalten dieselbe,  wie  gegenüber  den  gemischten 
Schulen  ist,  versteht  sich  von  selbst,  s.  auch  o. 
S.  580  n.  6,  ja  sie  muss  die  gemischten  Semin a- 
rien  noch  mehr  von  der  Hand  weisen,  weil  es 
vor  Allem  für  sie  wesentlich  erscheint,  dass 
gerade  die  Lehrer  selbst  eine  rein  katholisch- 
religiöse Ausbildung  erhalten,  vgl.  die  Wür- 
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der  Aitkathoüken  auf  die  frtther  £(tr  die  Katholiken  überhaupt  bestimmten  kon- 
fesaionellen  Schalen  praktisoh  geworden.  Vom  Standpunkt  der  neukatholischen  KirchCt 
welche  die  Altkatholiken  als  Ketzer  und  Schismatiker  betrachtet^  ist  selbstverständlich 
jedes  Recht  derselben  zu  verneinen.  Die  deutschen  Staaten  haben  dagegen  unmittel- 
bar nach  dem  vadkanisohen  Konzil  die  Stellung  eingenommen,  dass  den  Beschlüssen 
desselben  keinerlei  Rechtswirknng  oder  Geltung  für  daa  staatliche  Gebiet  beizulegen 
sei  ^  Die  strenge  Konsequenz  dieser  Anschauung  hätte  es  bedingt,  die  katholisch 
konfessionellen  Schulen,  da  sie  keine  kirchlichen,  sondern  unter  staatlicher  Leitung 
stehende  öffentliche  Anstalten  sind,  als  solche  Schalen,  welche  für  die  Bekenner  des 
fHlheren  katholischen  Glaubens  bestimmt  waren,  zu  behandeln  2,  d.  h.  in  ihnen  die 
Neukatholiken  von  jeder  Lehrthfttigkeit  auszuschllessen  und  den  Religionsunterricht 
lediglich  nach  Massgabe  der  älteren  katholischen  Lehre  erthrilen  za  lassen,  anderer* 
seits  aber  den  Kindern  der  vatikanisch  gesinnten  Katholiken  blos  insoweit  Zutritt  zu 
diesen  Schalen,  als  dies  nach  der  bestehenden  Schulgesetzgebung  hinsichtlich  der 
Kinder  anderer  Konfessionsverwandten  statthaft  ist,  zu  gewähren,  sowie  den  vatika- 
nischen Religionsunterricht  fär  diese  lediglich  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  für 
die  letzteren,  zu  ermöglichen  \ 

Keine  deutsche  Regierang  hat  indessen  die  gedachten  Folgerungen  in  ihrer 
Verwaltnngspraxis  gezogen^.  In  Preussen,  Baden  und  Hessen  hat  man  die 
vatikanisch-katholische  Kirche  in  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung  belassen,  aber  die 
Altkathoüken  ebenfalls  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  und  mit  den  Neukatho- 
liken als  gleichberechtigt  anerkannt^.  Eine  Lösung  der  Frage  nach  der  Stellung  der 
bisherigen  katholischen  Konfessionsschulen  war  indessen  von  diesem  Standpunkt  aus 
unmöglich.  Bei  der  Behandlung  beider  Theile  als  Katholiken  würde  sich  als  Konse- 
qaenz  die  gleichzeitig  alt-  und  neukatholische  Konfessionsschule,  in  welcher  die 
Kinder  beider  Theile  gemeinschaftlich  selbst  in  der  Religion,  gleichviel,  ob  von  Alt- 
oder Neukatholiken,  zu  unterrichten  gewesen  wären,  ergeben  haben.  Da  jedoch 
darch  die  gleiche  rechtliche  Behandlung  beider  katholischer  Parteien  die  Thatsache, 
dass  dieselben  in  entscheidenden  Glaubenslehren  von  einander  abweichen,  nicht  be- 
seitigt werden  kann,  so  würde  eine  solche  Schule  in  Wahrheit  keine  konfessionelle 
mehr  gewesen  sein,  vielmehr  zwei  verschiedene  Religionsparteien,  mochten  beide 
sich  auch  Katholiken  nennen  und  sich  so  zu  bezeichnen  das  Recht  haben,  als  völlig 
gleichberechtigt  in  sich  vereinigt  haben,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Anwendung 
von  Zwang  gegen  altkatholische  Kinder  zur  Beiwohnung  des  Religionsunterrichtes 
des  neukatholischen  Lehrers  und  umgekehrt  eine  Verletzung  der  Glaubens-  und 
Religionsfreiheit  gebildet  haben  würde.  Unter  diesen  Umständen  wäre  das  natur- 
gemässe,  durch  die  Sachlage  gebotene  Auskunftsmittel  die  Verwandlung  der  konfes- 

hmger  BischofsTenammlnng  v.  1848 ,  dt  Arch.  gefasgt  hat ,  in  Betreff  der  Schulverhältnifise, 

21,  243  u.  coli,  conc  Lac  6,  243,  u.  Yorstellimg  ohne  daas  irgend  Jemand  davon  Nntzeu  gehabt 

d.  bair.  Bischöfe  v.  1864,  oqH.  dt.  6,  1195.  hatte,  eine  Reihe  Ton  Schwierigkeiten  geschaffen 

t  Bd.m.  S.470;  T.  Schnlte,  der  Altkatho-  worden  »ein.    Des  Principes  wegen  hatte  man 

lldsmns.  Giessen  1887.  S.  341.  ^^  neukatholischen  Lehrer  entfernen  und  für 

9  V  1        v      fl   Q7ft  altkatholische  sorgen,  femer  den  neukatholischen 

vgl.  aucn  0.  ö.  ö<G,  Rellglonsunteiricht  einstellen  und  den  Bitern 

3  S.  0.  S.  587.  solcher  Kinder  überlassen  müssen ,    für  diesen 

*  Aus  den  ,  0.    S.  378   erwähnten    Gründen.  selbst  zu  sorgen. 

Uebrigens  würden  durch  die  Ziehung  der  ge-  5  p.  Hinschius,  Preuss.  Kfrchengesetze  t. 

dachten  Konsequenz  an  selchen  Orten,  an  wel-  1874  u.  1875.  S.  179.  180;   ?.  Schulte,  der 

chen  die  altkathollsohe  Bewegung  keinen  Fuss  AltkatkoUdsmus.  S.  415  ff. 
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sionellen  in  Simultanschulen  gewesen,  denn  dadurch  allein  hätte  die  Gleichberechtigung 
beider  katholischen  Religionsparteien  unter  Beseitigung  jedes  Gewissenszwanges  zur  An- 
erkennung gebracht  werden  können  *.  Dieser  Weg  ist  aber,  mindestens  in  Prenssen^, 
nicht  beschritten  worden  3.  Hier  hat  man  wohl  die  altkatholisch  gewordenen  Lehrer 
in  ihren  Aemtem  geschützt^  sowie  die  Kinder  der  Neukatholiken  von  denoi  Religions- 
unterricht eines  solchen  und  umgekehrt  die  der  Altkatholiken  von  dem  eines  neu- 
katholischen  Lehrers  dispensirt'^,  aber  die  katholisch-konfessionellen  Schulen  sind 
fast  ausnahmslos  in  den  Händen  der  Neukatholiken  geblieben,  und  die  Altkatholiken 
in  die  Lage  versetzt  worden,  ihrerseits  besondere  Schulen  zu  gründen^. 

InBaiern,  wo  die  Altkatholiken  zwar  gleichfalls  den  andern  Katholiken  als 
rechtlich  gleichstehend  behandelt  werden,  indessen  die  Re^erungsprazis  dazu  geführt 
hat,  dass  sie  den  letzteren,  blos  soweit  als  es  ihnen  naohtheilig  ist,  gleichgestellt  werden  \ 
haben  die  Neukatholiken  ebenfalls  die  konfessionellen  Schulen  behalten,  und  es  wer- 
den die  Kinder  altkathoUscher  Eltern  blos  von  dem  Religionsunterricht  dispensirt^. 


1  Wenn  dann  die  eine  oder  andere  Partei  die 
Simnltanschnle  von  der  Hand  gewiesen  hätte,  so 
wäre  sie  ihrerseits  iu  die  Lage  gekommen,  nach 
Massgabe  der  betreJfenden  Gesetzgebung  eine 
besondere  (öffentliche  oder  Privat-)  Schule  zu 
gründen ,  ohne  dass  dem  Staate  irgend  ein  Vor- 
wurf wegen  ungerechter  Behandlung  beider 
Theile  hätte  gemacht  werden  können. 

Der  Grund,  warum  man  den  erwähnten  Aus- 
weg nicht  ergriften  hat,  liegt  freilich  klar  zu  Tage. 
Staatllcherseits  ist  man  heute  noch  nicht  zu  einer 
völligen  Auseinandersetzung  zwischen  Altkatho- 
liken und  Neukatholiken  durch  ein  Gesetz,  wel- 
ches beide  neben  einander  als  gleich-  und  voU- 
berechtigte  gesonderte  Beligionsparteien  aner- 
kennt, geschritten,  denn  selbst  das  badisohe 
und  preussische  Altkatholikeugesetz  v.  1874, 
bez.  1875,  o.  S.  376  n.  2.  3,  verwirklichen  eüie 
solche  keineswegs.  Die  Altkatholiken  haben  da- 
her ,  um  sich  die  Rechte  als  Katholiken  zu  er- 
halten, den  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche, 
nicht  ohne  Grund,  abgelehnt,  und  weisen  ihn 
noch  heute  von  der  Hand,  v.  Schulte,  Alt- 
katholidsmus  S.  672.  Auch  die  Regierungen 
betrachten  immer  noch  die  Alt-  und  Neukatho- 
liken als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche, 
also  desselben  rechtlichen  Organismus,  obwohl 
sie  innerhalb  dieser  letzteren  besondere  Einzel- 
organisationen für  die  Altkatholiken  (so  z.  B.  die 
Errichtung  eines  altkatholischen  Bisthums  und 
die  von  altkatholischen  Pfarreien)  zugelassen 
haben.  Da  aber  (heute  mindestens)  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  dass  thatsächlich  die  Alt- 
katholiken und  Neukatholiken  verschiedene  Re- 
ligionsparteien bilden,  so  muss  dieser  den  Xhat- 
sachen  widersprechende  Standpunkt,  von  welchem 
aus  beide  als  eine  Religionspartei  behandelt  wer- 
den, zu  schiefen  und  drückenden  Konsequenzen 
führen  und  namentlich  die  Altkatholiken,  welche 
der  weniger  zahlreiche  Theil  sind  und  sich  erst 
besondere  Einrichtungen  zu  schaffen  hatten,  be- 
schweren, wie  dies  z.  B.  durch  die  in  Preussen 
stattgehabte  Verweigerung  von  Ausschulungen 
der  Altkatholiken  aus  katholischen  Schulsocie- 
täten,  weil  Schulsocietäten  ein  und  derselben 
Konfession  nicht  nach  den  besonderen  Glaubens- 


ansichten der  Mitglieder  gesondert  werden  dürf- 
ten, geschehen  ist,  a.  a.  0.  S.Ö7Ö.  S.  auch  unten 
Anm.  5. 

2  Nur  für  diesen  Staat  liegt  Material  Tor. 

3  Wo  das  A.  L.  R.  galt,  konnte  diese  Mass- 
regel sogar  im  Verwaltungswege  getroffen  wer- 
den, s.  0.  S.  589  n.  1. 

^  Bekannt  geworden  ist  dies  allerdings  nur  in 
Betreff  eines  Gymnasiallehrers  (Fall  von  Wollmao 
von  1870),  Friedberg,  Samml.  d. Aktenstücke 
d.  vaükan.  Konzil.  S.  59.776.783;  v.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  470.  Uebrigens  hat  man  auch  d^s 
Fembleiben  altkatholischer  Lehrer  von  dem  rö- 
misch-katholischen Schulgottesdienste  gestattet, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  432. 

»  Das  Reskr.  d.  Kult  Min.  v.  29.  Februar 
1872,  V.  Schulte  S.  470  spricht  diese  Grund- 
sätze freilich  blos  für  die  höheren  Schulen  ana. 
Dass  sie  indessen  auch  für  die  Volksschulen 
zur  Anwendung  gelangt  sind,  ergeben  die  Mit- 
theilungen a.  a.  0.  S.  673.  Da  femer  die  Dis- 
pensation ,  welche  übrigens  von  dem  o.  Anm.  1 
gedachten  Staudpunkte  aus  als  eine  Inkon- 
sequenz erscheinen  muss,  den  Nachweis  eines 
geeigneten  anderweitigen  Religionsunterrichtes 
erfordert,  und  die  Altkatholiken  nicht  überall  die 
Möglichkeit  hatten ,  die  nöthigen  Lehrkräfte  zu 
beschaffen,  a.  a.  0.  S.  472,  so  sind  sie  dadnich 
ebenfalls  gegenüber  den  NeukathoUkea  benach- 
theiligt  worden. 

^  Denn  iu  der  Rheinprovinz  tragen  die  Ge- 
meinden die  Schullasten.  Die  Altkatholiken 
hatten  also  für  die  neukatholischen  Schulen 
durch  die  Kommunalsteuem  mitzuzahlen,  wäh- 
rend die  ihre  eigenen  Schulsocietäten  unterhal- 
tenden Neukatholiken  deswegen  weniger  an 
Kommunalsteuer  entrichteten.  Allerdings  sind 
die  von  den  ersteren  errichteten  Schalen  in  man- 
chen Städten  als  Konununalschulen  auf  den  Ge- 
meinde-Etat übernommen  worden.  Vgl.  daza 
V.  Schulte  S.  572  ff. 

7  P. Hinschius  in  Marquardsen,  Hdbch. 
d.  öffentl.  Rechtes  I.  1,  370  n.  1. 

8  Min.  Entsch.  v.  27.  Aug.  1872.  Es  muss 
aber  die  Dispensation  seitens  der  Eltern  auf 
Grond  ihrer  Stellung  zum  Vatikanom  nachte- 
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3.  Stiftungsmäsaig  konfessionell  katholische  Schulen.  Seitens  der 
katholischen  Eärche  ist  wiederholt  bei  der  Bek&mpfnng  der  neueren  Schulgesetzgebungen 
und  der  neueren  Schuleinrichtungen  behauptet  worden^  dass  die  konfessionell  katho- 
lischen Volksschulen  und  Schullehrer-Bildungsanstalten  als  Stiftungen  der  katho- 
lischen Kirche  und  als  katholisches  Eirchenvermögen  der  Kirche  erhalten  oderzurflck- 
gegeben  werden  mflssten^.  Hierbei  ist  von  vornherein  die  Entwicklung  des  Volks- 
schnlwesens  zu  einer  staatlichen  Angelegenheit  völlig  unbeachtet  geblieben,  und 
sowohl  verkannt,  dass  die  erwähnten  Schulen  in  erster  Linie  fUr  die  Bevölkerung 
überhaupt  bcBtimmt  waren  ^,  als  auch,  dass  dem  Staat,  wie  er  hinsichtlich  Einrichtung 
der  Schulen  im  Wege  der  Oesetzgebung  die  erforderlichen  Festsetzungen  zu  treffen 
befugt  ist,  auch  das  Recht  zusteht,  Aber  das  zu  Schulz  wecken  gewidmete  Vermögen, 
selbst  Aber  dasjenige,  welches  etwa  nachweisbar  Eigenthnm  einer  kirchlichen  Korpo- 
ration oder  eines  kirchlichen  Institutes  gewesen  wäre  ^,  durch  gesetzgeberischen  Akt 
zu  verfügen  ^.    Ja,  selbst  wenn  einer  einzelnen  Schule  durch  eine  besondere  rechts- 


Bucht  und  für  den  Religionsunterriclit  der  Kin- 
der in  anderer  Welse  genügende  Vorsorge  ge- 
troffen werden ,  Englm&nn,  Hdbch .  d.  balr. 
Volksschulrechtfl  S.207;  SllbemaglS.  266. 

Für  Oesterreich  erledigt  sich  die  Frage 
dadurch,  dass  dort  Simnltanschalen  bestehen,  s. 
o.  S.  588,  und  die  Altltatholiken  hier  eine  be- 
sondere als  „altkatholische  Kirohe"  anerkannte 
Religionsgesellschaft  bilden,  P.  Hinschius 
a.  a,  O.  S.  371  n.  1. 

1  Würzburger  Blschofsversammlung  v.  1848, 
Arch.  f.  K.  B.  21,  241 ;  Denkschrift  des  preuss. 
Episkopats  v.  1849,  Ginzel  Arch.  2,  141,  und 
des  bair.  t.  1867,  cit.  Arch.  19,  164.  Freiburger 
Vorstellung  v.  1876,  a.  a.  0.  29,  412.  Dabei 
-wird  auf  den  freilich  durch  den  Papst  yerworfe- 
nen  (Bd.  UI.  S.  766  n.  6)  westfälischen  Frieden 
und  den  auf  denselben  Bezug  nehmenden  J.  63 
des  Belchsdeputationshauptschlusses  ▼.  1803  hin- 
gewiesen. 

2  Auch  meistens  blos  nach  der  Lage  der  da- 
maligen Yerhältnisse,  nicht  in  Folge  besonderer 
stiftungsmässiger  Normen  konfessionell  waren. 

*  Die  erwähnten  Denkschriften  operiren  aller- 
dings ihrerseits  mit  dem  unklaren  Begriff  eines 
Eigen thums  der  Katholiken  oder  der  katholischen 
Kirche. 

*  Da  mit  der  Auflösung  des  früheren  deutgehen 
Reichs  die  einzelnen  Staaten  die  Tolle  SouTerä- 
nität  erhalten  hatten,  konnten  sie  nunmehr  auch 
frühere  Reichsgesetze,  wie  den  westfälischen 
Frieden,  durch  ihre  Gesetzgebung  ändern.  Vgl. 
auch  Warnkonig,  üb.  d.  Konflikt  d.  Episko- 
pats d.  oberrheinisch.  KirchenproTinz.  Erlangen 
1853.  8.  71. 

Die  preussischen  Bischöfe  haben  sich  femer 
auf  den  Art.  12  der  Verf.  ürk.  ▼.  1848  (nach- 
mals Art  16  der  v.1860)  berufen,  nach  welchem 
Jede  Kirche  ihre  Angelegenheiten  selbständig 
ordnet  und  verwaltet  und  „im  Besitz  und  Geuuss 
der  für  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  undWohl- 
thätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten  und 
Fonds  bleibt''.  Dass  dieser  Art.  sich  aber  nicht 
suf  die  öffentlichen  Volksschulen  bezieht,  ist 
klar,  denn  von  diesen  handeln  ganz  speziell  die 
Art  20.  21  (später  23.  24),  welche  die  letzteren 


der  staatlichen  Leitung  unterstellen  und  den  Re- 
ligionsgesellschaften nur  bestimmte  Rechte  über 
dieselben  einräumen,  und  im  Uebrigen  war  vom 
Standpunkte  des  staatlichen  Gesetzgebers  anch 
die  öffentliche  Volksschule  weder  eine  katholisch- 
kirchliche Anstalt,  noch  das  Volksschul- Ver- 
mögen ein  für  Unterrichtszwecke  der  katholischen 
Kirche  gewidmeter  Fonds. 

Der  bairische  Episkopat  findet,  s.  die  cit. 
Denkschrift  (s.  Anm.  1),  eine  Bestätigung  der 
Bestimmungen  der  gedachten  Reichsgesetze  in 
der  bair.  Verf.  Urk.  v.  26.  Mai  1818.  Tit  IV. 
^10:  ^,Das  gesammte  Stiftungsvermögen  nach 
den  drei  Zwecken  des  Kultus,  des  Unterrichts 
und  der  Wohlthätigkeit ,  wird  gleichfalls  unter 
den  besonderen  Schutz  des  Staates  gestellt;  es 
darf  unter  keinem  Verwände  zu  dem  Finanzver- 
mögen eingezogen  und  in  der  Substanz  füf  an- 
dere als  die  drei  genannten  Zwecke  ohne  Zu- 
stimmung der  Betheiligten  ....  veräussert  oder 
verwendet  werden'*  und  In  dem  ^.  9  Abs.  4  a.  a.  0. 
in  Bezug  genommenen  $.  46  des  Relig.  Ed.  v. 
1818:  ,^Allen  Religionstheilen  ohne  Ausnahme 
ist  dasjenige,  was  sie  an  Eigenthum  gesetzmässig 
besitzen ,  es  sei  für  den  Kultus  oder  für  den 
Unterricht  bestimmt,  es  bestehe  in  liegenden 
Gütern,  Rechten,  Kapitalien,  baarem  Gelde, 
Pretiosen  oder  sonstigen  beweglichen  Sachen, 
durch  den  $.  9  im  IV.  Titel  der  Verf.  Urk.  des 
Reichs  garantirt^  Hierbei  wird  aber  ohne  jede 
Berechtigung  die  konfessionelle  Volksschule 
überhaupt  als  eine  durch  Stiftung  konfessionell 
gewordene  und  das  zu  ihrer  Unterhaltung  ge- 
widmete Vermögen  als  ein  für  konfessionelle 
Unterrichts-Zwecke  bestimmtes  kirchliches  Stif- 
tungsvermögen betrachtet,  während  die  erwähn- 
ten gesetzlichen  Normen  nur  von  solchen  Schu- 
len und  solchen  Vermögensstücken  handeln, 
welche  durch  eine  spezielle  Stiftung  ausschliess- 
lich katholischen  Unterrichtszwecken  gewidmet 
sind,  Englroann  S.  208;  E.  Mayer,  die 
Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  v.  Bayern  S.  230. 
Auch  die  bairische  Regierung  ist  beim  Erlass 
der  V.  V.  29.  August  1873,  cit  Arch.  30,  460  u. 
der  Entschl.  v. 26.  August  1883,  a.  a.  0.  61,448, 
s.  0.  S.  690  n.  1,  von  dieser  Auffassung  ausge- 
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gültige  atiftangBgemäsBe  Norm  ein  ausschliesBlioh  konfessioneller  Charakter  beigelegt 
worden  wäre,  würde  der  Staat  dieselbe  weder  als  eine  öffentliche  anznerkennen  ver- 
pflichtet ^  noch  auch  gehindert  sein^  im  Wege  der  Qesetsgebnng  ihre  AnfhebnBg  oder 
Umwandlang  zu  verfttgen^. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  inwiefern  nach  dem  jetzigen  Recht  die  ErriektuBg 
derartig  rein  konfessioneller  Schalen  doreh  besondere  Stiftnngsakte,  sei  es  aeitena 
einzelner  kirchlicher  Institate  oder  Korporationen  oder  anch  seitens  einzelner  Privat- 
Personen  statthaft  ist.  Soweit  eine  derartige  Anstalt  blos  die  Stellang  einer  Privat- 
schale erhalten  soll,  kommen  die  für  die  Begründung  solcher  geltenden  Normen  ia 
Betracht  3.  Wenn  dagegen  der  Stifter  eine  Schale  mit  den  Rechten  der  Offentlicheii 
Yolksschnle  in  das  Leben  zn  rufen  beabsichtigt,  so  kann  in  dei^enigen  Ländern,  ii 
welchen  die  gemischte  oder  Simnltanschnle  nach  der  Oesetzgebang  obligatorisch  ist^ 
seine  Stiftung  nicht  in  Kraft  treten,  weil  dies  gegen  das  öffentliche  Reckt  Verstössen 
würde.  Wo  aber  die  Staatsverwaltung  die  Wahl  zwischen  den  konfeasionelleB 
und  gemischten  Schulen  hat^,  liegt  es  in  ihrer  Hand,  die  Ausftlhrang  der  Stif- 
tung zu  hindern  oder  zuzulassen,  letzteres  freilich  allein  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  neue  Schule  sowohl  nach  den  Stiftungsbedingungen,  wie  auch  thatsächlich, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  ausgesetzten  Fonds,  allen  an  die  öffent- 
lichen zu  stellenden  Anforderungen  entsprechen  und  sich  in  Bezug  auf  Aufsicht  u.s.w. 
den  in  Betreff  derselben  geltenden  Vorschriften  fdgen  kann.  Wenn  endlich  die  kon- 
fessionelle öffentliche  Volksschule  die  gesetzliche  Regel  bildet^,  wird  die  Oestattung 
der  Errichtung  unter  den  eben  gedachten  Voraussetzungen,  sofern  nicht  etwa  beson- 
dere gesetzliche  Bestimmungen  entgegenstehen^,  nicht  verweigert  werden  können. 

V.  Die  Leitungs-  und  Aufsichtsbehörden.  Da  die  Pflege  des  Unter- 
richtswesens in  den  modernen  Staaten  als  staatliche  Aufgabe  gilt,  so  ruht  die  obere 
Leitung  und  die  obere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  in  den  Händen  der  höchsten 
odqr  Central-Staatsbehörden  (Unterrichtsministerien)  ^,  und  ist  selbst  da ,  wo  die 
Volksschule  gesetzlich  einen  konfessionellen  Charakter  hat,  abgesehen  vonWflrttem- 
berg»  und  von  Oldenburg  ^o,  nicht  konfessionell  gesondert.  Selbstverständlich  wird 

gangen,  da  sie  andernfalls  nicht  ohne  Verletzung  ^  S.  687. 

der  Yerfassnng  die  Verwandlung  yon  katholisch-  ?  Dahin  wurden  aueh,  abgesehen  Ton  Tor- 
konfessionellen In  SimulUnschulen  hätte  zn-  Schriften,  wie  die  S.  584  erwähnten,  solche  ge- 
lassen uud  dieselhen  nicht  bios  dann  hätte  aus-  hören ,  dass  die  Regierung  das  Bedärftaiss  lu 
schliessen  dürfen ,  wenn  .^stiftungsmässige  Be-  prüfen  hat  oder  dass  sich  der  Sprengel  aueb  mit 
Stimmungen  in  der  Mitte  liegend  dem  Qemeindebezirk  decken  muss. 

1  Diese  Frageist  in  Baden  praktisch  gewor-  8  Das  Nähere  gehört  nicht  hierher.  S.  0. 
den,  s.  darüber  cit.  Arch.  39, 414 ff.  u.  J  o  o  s  a.  a.  M  e y  e  r  1 , 2!28  u.  L ö  n  i n  g  S. 754.  Wegen  Sthle- 
0.  S.  186  ff.  192.  sien  vgl.  übrigens  noch  Lauen  im  Arch.  f.  k. 

2  Ob  er  dadurch  die  materielle  Gerechtigkeit  K.  R.  19,  119. 

▼erletzt,  namentlich  dann,  wenn  er  das  Vermögen  d  Hier  bildet  der  katholische  Kirchenratb. 

nicht  dem  Stifter  und  dessen  Rechtsnachfolgern  dessen   Mitglieder    sämmtlioh  KathoUken  sein 

zurückgewährt,  ist  allerdings  eine  andere  Frage.  müssen,  die  obere  Schulbehörde,  cit.  Volkssobal- 

SoUten  etwa  kirchliche  Korporationen  oder  In-  gesetz  ▼.  1836.  Art.  78  (Jedoch  unbeschadet  der 

stitute  blos  ständige  Zuschüsse  für  Schulen  ihrer  bischöflichen  Befugnisse  hinsichtlich  des  Reli- 

Konfession  zugesichert  haben,  so  werden  diese  gions Unterrichts  in  den  katholischen  Schulen"), 

bei  Verwandlung  der  Konfessionsschule  in  eine  Gaupp,  württemb.  Staatsrecht  S.  245.  268. 

gemischte  nicht  weiter  gefordert  werden  können,  ^o  Nach  dem  citirten  Volkssehulgesetz  v.  3. 

Engl  mann  a.  a.  O.  S.  208  n.  14.  April  1865.  Art  1  ff.  sind  hl«r  unter  Oberanf- 

l  ober  die    Regelung    der  betreffenden   Ver-  sieht  des  SUatsministeriums  zwei  obere  Sehal- 

hältnisse  in  Baiern  s.  S.  597  n.  4.  behörden,  Oberschulkollegien,  ein  eTangeUscbitf 

3  S.  0.  S.  584.  für  das  eyaugelische  und  ein  katholisches  fQr  «l« 
*  Vgl.  0.  S.  588.  katholische  Unterriehtswesen  errichtet.  DieMlt- 
6  S.  589.  gUeder  des  letzteren ,   welches  seinen  Siti  »» 
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auch  durch  Einrichtnngen  der  letzteren  Art  dem  von  der  katholischen  Kirche  er- 
hobenen Ansprache  aof  massgebende  Leitung  des  Schalwesens  ^  nicht  genügt,  da  die 
betreffenden,  lediglich  mit  Katholiken  besetzten  Behörden  immer  staatliche  sind,  also 
weder  den  Anweisungen  der  kirchlichen  Oberen  Folge  zu  leisten  befugt  noch  yer- 
pfiichtet  sind. 

Noch  yiel  weniger  können  Anordnungen  Aber  die  Nothwendigkeit  der  Zugehörig- 
keit einzelner  Mitglieder  der  centralen  oder  mittleren  Schulbehörden  zur  katholiscl\en 
Religion,  wie  sie  in  einzelnen  Staaten  vorkommen,  die  Anforderungen  der  Kirche 
befriedigen,  denn  diese  haben  nur  den  Zweck,  eine  sachverstflndige  Erwägung  und 
Prüfang  der  Bedür&isse  des  katholischen  Unterrichts  vor  der  massgebenden  Ent- 
scheidung der  betreffenden  einheitlichen,  nicht  konfessionell  gesonderten  Behörde 
herbeizuftlhren  und  zu  sichern  3. 

Was  die  lokale  und  die  Kreis-  oderBezirks-Schulaufsicht  betrifft,  seist 
diese  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Schule  noch  den  Charakter  einer  kirchlichen 
Anstalt  trug,  namens  der  Kirche  von  dem  Pfarrer  und  den  Landdekanen  geübt  wor- 
den ^.  Als  später  die  Landesherren  die  Regelung  des  Schulwesens  in  die  Hand  nahmen, 
wurde  diesen  die  Aufsicht  um  so  mehr  belassen^,  als  die  Schule  zunächst  thatsächlich 
konfessionell  blieb,  aber  die  Grundli^e  ihrer  Stellung  und  der  damit  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten  wurde  damit  insofern  verändert,  als  diese  nun  nicht  mehr  das 
kirchliche  Beamtenverhältniss,  sondern  die  staatliche  Anordnung  und  die  dadurch 
erfolgte  Uebertragung  der  gedachten  Befugnisse  bildete.  Demnach  waren  die  frag- 
lichen Aufsichtsorgane  verpflichtet,  in  allen  Schulangelegenheiten  die  staatlichen  An- 
weisungen zu  befolgen  und  die  Anordnungen  der  staatlichen  Oberschulbehörden  zur 
Ausftthrung  zu  bringen.  Da  sie  aber  in  erster  Linie  kirchliche  Amtsträger  waren  und 
in  Abhängigkeit  von  ihrer  kirchlichen  Behörde  standen,  so  musste  dieser  Dualismus 
schon  an  sich  eine  einheitliche  Leitung  des  Schulwesens  erschweren  und  in  recht- 
licher Beziehung  Unklarheiten  über  die  Stellung  der  betreffenden  Beamten  hervor- 
rufen^, ja  für  den  Staat  vollends  unerträglich  werden,  als  die  Kirche  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  ihre  Ansprüche  auf  eine  massgebende  Beeinflussung  des  Schulwesens 
zur  Geltung  zu  bringen  suchte  ^.   Gegenüber  diesen  Forderungen,  deren  Konsequenz 

Vechta  hat,  müssen  sammtlicli  der  kathoUsclien  Friedberg,  Staat  n.  katholische  Kirche  1.  Ba-* 

Religion  angehören.    Der  Vorsitzende  nnd  die  den  S.  75. 107.  108. 

Mitglieder  werden    zwar  vom   Grossherzog  er-  *  In  Bai ern  sollen  nach  d.  V.  v.  27.  Febmar 

nannt,  aber  derselbe  ist  bei  der  Benifung  der  1847.  ^  6,  Amtshdbch.  f.d.  protest.  Geistlichen. 

Mehrheit  der  Mitglieder,  insbesondere  anch  des  N.  Anfl.   1,  444,  im  Ministerium  d.  Innern  f. 

nothwendig  zum  Mitglied  zu  ernennenden  vor-  Kirohen-  n.  Schnlangelegenheiten  die  die  katho- 

sitzenden  Geistlichen  des  bischöflichen  Offlzia-  Uschen  Schulen  betreffenden  Sachen  von  katholi- 

lates  zu  Yechta,  an  das  Einverständniss  der  zu-  sehen  SchulriLthen  bearbeitet  werden.    In  £1- 

letzt  gedachten  Behörde  gebunden .  sass-Lothringen  gehören  nach  d.  Statthai  ter- 

V.  V.  4.  Dezember  1880.  $.  1,  Althoff  etc., 
'  S.  0.  S.  574.  So  hat  auch  das  Freiburger  Or-  Samml.  d.  i.  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze 
dinariat  bei  den  Verhandlungen  über  die  badische  3,  1176,  dem  eine  begutachtende  Stellang  ein- 
Gesetzgebung, durch  welche  das  frühere  Ober-  nehmenden  Bezlrksnnterrlchtsrathe  als  Mitglie- 
aufslchtsreoht  des  katholischen  Oberkirchenraths  der  u.  A.  der  Bischof  oder  sein  Delegirter  und 
über  die  katholischen  Volksschulen  beseitigt  ein  vom  Bischof  ernannter  Geistlicher  an. 
war,  i.  J.  1865  nicht  nur  die  Errichtung  einer  3  S.  o.  S.  578. 

besonderen  katholischen  Oberschulbehörde  oder  *  VgL  z.  B.  preuss.  A.  L.  B.  II.  11.  $$.12.14— 

einer  katholischen  Seküon  des  Oberschulrathes,  17.  25.  44.  46.  49. 

sondern  auch  ein  Recht  auf  Einvernehmen  des  ^  So  z.  B.  darüber,  ob  der  Staat  diese  Funk- 
Ordinariats   bei  der   Ernennung  der  Mitglieder  tlonen  einseitig  dem  Pfarrer  zu  entziehen  be- 
und  Zuziehung  eines  Vertreters  der  Kirche  zu  rechtigt  war  oder  nicht. 
aUen  Sitzungen  der  gedachten  Behörde  verlangt,  ^  S.  o.  S.  580. 
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die  Wiederherstellung  der  rein  kirchlichen  Beaufsichtigung  der  Volksschalen  durch 
den  Pfarrer  nnd  durch  den  Landdekan  unter  alleiniger  Leitung  des  Bischofs  gewesen 
sein  wflrde  S  haben  die  neuesten  Staatsgesetzgebungen,  soweit  sie  noch  überhaupt  an 
dem  System  der  konfessionellen  oder  Simultanschule  festhalten  2,  zwar  nicht  den  Geist- 
lichen jedes  Recht  auf  die  Schulaufsicht  entzogen,  aber,  soweit  sie  dieselben  dazu 
zulassen  oder  damit  betrauen,  den  rein  staatlichen  Charakter  der  betreffenden  Funk- 
tionen klargestellt. 

Kraft  gesetzlicher  Anordnung  kommt  noch  heute  in  Baiern 3,  inWfirttem- 
berg'*  und  in  Oldenburg^  dem  Pfarrer  die  Stellung  eines  Lokalschnlinspek- 
tors  Aber  die  katholischen  Volksschulen  zu,  er  gilt  aber  in  dieser  Stellung  lediglich 
als  ein  staatlicher  Beamter,  unterstellt  also  blos  den  staatlichen  Behörden,  hat  seine 
Funktionen  allein  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  und  Anordnungen  auszuüben 
und  kann  auch  vom  Staate  seiner  Stellung  enthoben  werden^. 


1  S.  0.  S.  580.  581 ;  Eingabe  d.  österreicli.  Bi- 
schöfe Y.  15.  Juni  1849,  coli.  conc.  Lac.  5, 1366. 
1366,  Prov.  Konz.  Wien  1858,  Köln  1860,  Prag 
1860,  Utrecht  1865,  1.  c  5,  210.  364.  453.  918. 

2  Da,  wo  konfessionslose  Schulen  bestehen, 
wie  in  Nordamerika,  Holland  n.  Frank- 
reich (s.  0.  S.  592  n.2),  kann  selbstverständlich 
Ton  einer  Beanfsiohtigung  durch  die  Geistlichen 
als  solche  keine  Rede  sein.  Daher  hat  auch  das 
französische  Gesetz  y.  28.  März  1882  Art.  3  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  y.  15.  März  1850  Art 
18  u.  44  abgeschafft :  „en  ce  qu'elles  donnent  aux 
ministres  des  cultes  un  droit  dHnspection,  de 
surveillance  et  de  directlon  dans  les  tfcoles  pri- 
maires  publiques  et  priv^es'^  Selbst  in  Bel- 
gien ist  durch  das  Gesetz  y.  20.  September  1884 
Art  10  die  Aufsicht  der  Geistlichkeit  nicht  wie- 
der eingeführt,  sondern  nur  der* Unterricht  in 
der  Moral  und  in  der  Religion  Yon  der  durch  die 
ProYinzial-  und  Kantonal-Inspektoren  zu  üben- 
den Staatsaufsicht  ausgenommen  worden. 

3  Hier  gehört  er  zugleich  nach  d.  Instruktion 
Y.  15.  September  1808.  §.  2,  u.  d.  V.  y.  21.  März 
1821,  cit.  Amtshdbch.  3,  564.  573  als  Mitglied 
der  aus  dem  Bürgermeister  oder  OrtsYOrsteher 
und  Mitgliedern  der  Kommunalbehörden  be- 
stehenden Lokalschulinspektion  an,  und  führt 
auf  dem  Lande  den  Vorsitz,  Silbernagl, 
Verfassung  sämmtl.  Religionsgenossenschaften 
etc.  2. Aufl.  S.476;  Englmann  S.  15.  19.  Wo 
dagegen  Simultanschulen  bestehen,  werden  die 
Funktionen  des  Lokalschulinspektors  Yon  den 
Pfarrern  der  verschiedenen  christlichen  Konfes- 
sionen gemeinsam  verwaltet,  doch  kann  auch  auf 
Antrag  der  Gemeindebehörde  bei  Gewährung  der 
nöthigen  Mittel  aus  Gemeindefonds  ein  fach- 
männisch gebildeter  Laie  bestellt  werden.  Femer 
treten  diese  Inspektoren  in  die  Bezirksschul- 
inspektion als  Mitglieder  ein,  cit.  V,  y.  26.  Au- 
gust 1883.  SS-  1^-  13. 

*  Volksschulgesetz  y.  29.  September  1836. 
Art.  72 :  „Die  Volksschulen  stehen  in  Jedem  Orte 
unter  der  Aufsicht  des  Pfarrers  derjenigen  Kon- 
fession, welcher  der  Schulmeister  angehört  (Art 
48)  und  der  übrigen  Mitglieder  des  Kirchenkon- 
vents. Wo  mehrere  Geistliche  einer  Konfession 
angestellt  sind,  wird   einer  derselben  von  der 


Ortsschnlbehörde  besonders  mit  der  örtlichen 
Schulaufsicht  betrauf  (Wenn  Kinder  anderer 
Konfession  die  Ortsschule  besuchen ,  so  hat  der 
Pfarrer  ihrer  Konfession  von  der  Schule  in  Be- 
ziehung auf  diese  Kenntniss  zu  nehmen  und 
seine  Bemerkungen  dem  Kirchenkonvent ,  bez. 
der  höheren  Behörde  mitzntheilen.)  Soweit  es 
sich  nicht  um  die  technische  Schulaufsicht  han- 
delt, kommt  noch  die  Ortsschnlbehörde  in  Frage, 
welche  sich  aus  dem  gemeinschaftlich  mit  dem 
OrtsschulYorsteher  den  Vorsitz  führenden  Pfar- 
rer, dem  OrtSYorsteher,  dem  Lehrer,  sowie  den 
von  der  Schulgemeinde  gewählten  Mitgliedern 
zusammensetzt,  und  in  welcher  dem  Pfarrer  bei 
Stimmengleichheit  die  entscheidende  Stimme  ge- 
bührt, Ges.  V,  25.  Mai  1866.  Art.  16  ff.  u.  In- 
struktion dazu,  Allg.  Kirch.  BL  1865.  S.  222. 
278;  V.  V.  3.  Mai  1866.  IL,  a.  a.  0.  1866.  S.95. 

5  Cit  Unterrichtsgesetz  v.  3.  April  1855.  Art.  9: 
„Der  dem  Schulvorstande  angehörende  Geistliche 
ist  der  LokalinspektoT  der  betreffenden  Schule. 
Demselben  steht  in  dieser  Eigenschaft  die  dienst- 
liche Beaufsichtigung  der  Lehrer  und  des  Unter- 
richts nach  Massgabe  der  bestehenden  oder  vom 
Oberschulkollegium  zu  erlassenden  Vorschriften 
zu''  (nach  Art.  7.  $.  3  ist  der  erwähnte  Geist- 
liche der  Pfarrer  des  Kirchspiels,  zu  dessen  Be- 
zirk die  Schule  gehört).  Ueber  den  Schulvor- 
stand  s.  noch  Gesetz  y.  10.  Januar  1873,  Allg. 
K.  Bl.  1874.  S.  381. 

^In  Baiern  können  die  Lokalinspektoren 
Yon  den  staatlichen  Behörden  ohne  Rücksicht  auf 
die  kirchlichen  ihrer  Funktion  enthoben  werden, 
Min.  Entschl.  y.  15.  April  1815,  Doelllnger, 
Samml.  9,  1093,  wenn  auch  des  Weiteren  streitig 
ist,  ob  sie  im  übrigen  unter  der  staatlichen  Dis- 
oiplin  stehen,  dafür  Englmann  S.  19,  dagegen 
£.  Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  v. 
Bayern  S.  232  n.  22;  Min.  Entschl.  y.  29.  Januar 
1844,  cit  Amtshdbch.  3.  189;  für  Württem- 
berg 8.  Ges.  Y.  30.  Januar  1862.  Art.  5  Abs.  4: 
„Die  Staatsbehörde  ist  befugt,  einem  Geistlichen 
wegen  Unbrauchbarkeit  oder  Dienstverfehlungen 
die  ihm  vermöge  Gesetzes  oder  besonderen  Auf- 
trages übertragenen  staatlichen  Geschäfte  abzu- 
nehmen und  einem  Stellvertreter  zu  übertragen ; 
über  Oldenburg  s.  die  vor.  Anm. 
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In  Sachsen  hat  der  Pfarrer  der  Parochie  des  Schulortes  als  Mitglied  des 
Schnlvorstandes  die  diesem  obliegende  Aufsicht  der  Bchnle  kraft  Auftrages  des 
Staates  in  der  ehrenamtlichen  Stellung  eines  Ortsschulinspektors  auszuüben  ^ 
indessen  allein  dann,  ,,wenn  nicht  die  oberste  Schnlbehörde  diesen  Auftrag  wider- 
ruft und  von  vornherein  einer  anderen  geeigneten  Persönlichkeit  überträgt "  2.  i^ 
Folge  dessen  ist  praktisch  der  Rechtszustand  derselbe  wie  in  Preussen,  wo  nach 
dem  neuesten,  fftr  die  ganze  Monarchie  geltenden  Recht  ein  Anspinich  des  Pfarrers 
oder  eines  anderen  Geistlichen  auf  die  Lokalschulinspektion  nicht  mehr  besteht,  viel- 
mehr die  Unterrichtsverwaltung  freie  Hand  hat,  die  betreffenden  Funktionen  einer 
geeigneten  Persönlichkeit  zu  übertragen,  aber,  wenn  sie  damit,  wie  dies  allein  bei 
kirchlichen  Amtsträgem  geschehen  kann,  einen  solchen  im  Nebenamt  betraut,  dies 
blos  widerruflich  zu  thun  berechtigt  ist  3. 

Wo  keine  besonderen  Lokalschulinspektoren  bestehen,  sondern  die  Aufsicht  durch 
eine  kollegiale  Behörde  wahrgenommen  wird,  wie  in  Baden,  Hessen  und  Elsass- 
Lothringen,  hat  der  Ortsgeistliche  bei  Schulen  seiner  Konfession  ein  Recht  auf  den 
Eintritt  in  das  betreffende  Kollegium^. 

Dagegen  ist  in  den  deutschen  Staaten  den  katholischen  Geistlichen  eine  Bethei- 
lignng  an  der  Bezirks-,  Kreis-  oder  Distrikts-Inspektion  in  viel  geringerem 
Umfange,  als  an  der  Lokalschulaufsicht  zugestanden.   Sie  entfällt  da,  wo  die  erstere, 


*  Jedoch  nicht  über  Schulen,  denen  wegen 
einer  grösseren  Zahl  von  Lehrern  ein  Direktor 
vorgesetzt  ist. 

2  Angef.  sächsisches  Gesetz  v.  26.  April  1873. 
SS  ^.29. 

3  Preuss.  Gesetz  v.  11.  März  1872.  $.  2:  „Die 
Ernennung  der  Lokal-  und  Kreis-Schulinspek- 
toren und  die  ALgrenzung  ihrer  Aufsichtsbezirke 
gebührt  dem  Staat  allein.  Der  Tom  Staat  den 
Inspektoren  der  Volksschule  ertheilte  Auf  trag  ist, 
sofern  sie  dies  Amt  als  Neben-  und  Ehrenamt 
versehen,  jederzeit  widerruflich,  vgl.  hierzu  die 
bei  K.  Schneider  und  E.  v.  Bremen,  das 
Yolksschulwesen  im  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  33  £f.  mitgetheilten  Reskripte.  Durch  das  Ge- 
setz ist  selbstverständlich  dem  Pfarrer  in  den- 
jenigen Landestheilen,  in  welchen  er  nach  dem 
bestehenden  Recht  die  Mitgliedschaft  Im  Schul- 
voTstande  hatte,  v.  Roenne,  Unterrichtswesen 
des  preuss.  Staates.  Berlin  1866.  4,  321  ff.  und 
preuss .  Staatsrecht.  S-  490 ;  Schneidern  ndv. 
Bremen  a.a.O.  S.oSff.,  diese  nicht  genommen 
worden,  nur  ist  er  als  Mitglied  dieser  Behörde 
nicht  mehr  ohne  Weiteres  Schulinspektor. 

Uebrigons  werden  nach  der  neuesten  Praxis  in 
Preussen  thunlichst  katholische  Geistliche  mit 
der  Inspektion  über  katholische  Schulen  betraut, 
R.  V.  6.  April  1880,  Schneider  n.  v.  Bremen 
1,36. 

*  In  Baden  ist  der  Pfarrer  zu  dem  die  ortliche 
Aufsicht  führenden  Gemeinderath  zuzuziehen, 
auch  sollen,  wenn  statt  des  letzteren  durch  staat- 
lich genehmigten  Gemeindebeschluss  eine  beson- 
dere Schal kommission  eingesetzt  ist,  die  Oris- 
pfarrer  der  in  der  Gemeinde  vorkommenden  Be- 
kenntnisse in  derselben  Vertretung  erhalten, 
Gesetz  v.  18.  September  1868.  Art.  II,  Arch.  f. 


k.  K.  R.  39,  425.  In  Hessen  gehört  der  Pfarrer 
bei  konfessionellen  Schulen  dem  besonders  für 
diese  zu  errichtenden  Schulvorstande  neben  dem 
Bürgermeister,  Lehrer  und  den  gewählten  Ge- 
meindemitgliedem  an,  während  bei  Simultan- 
schulen der  für  diese  Gemeinde  angestellte  Geist- 
liche, und  wenn  verschiedene  Konfessionen  in 
der  Gemeinde  bei  der  Schule  betheiligt  sind,  je 
einer  der  für  die  betreffende  Konfessions-  (Reli- 
gions-)  Gemeinde  angestellten  Geistlichen  ein- 
tritt, hessisches  Gesetz  v.  16.  Juni  1874.  Artikel 
69.70.  UeberElsass-Lothringen  vgl.  das 
cit  Ges.  V.  16.  März  1850.  Art.  44:  ^.Xes  auto- 
rit^s  locales  pr^pos^es  ä  la  survelUance  et  ä  la 
direction  morale  de  Tenseignement  primaire  sont, 
pour  chaque  ^cole  le  maire,  le  cur^,  le  pasteur  ou 
le  del^gu^  du  culte  isra^ite,  et  dans  les  com- 
munes  de  2000  kmes  et  au-dessus,  an  ou  plusi- 
eurs  habitants  de  la  commune  d^tfgu^s  par  le  con- 
seil  acad^mique  Qetzt  der  Obersohulrath ,  s.  0. 
S.  591  Anm.).  —  Les  ministres  des  dUf^rents 
cultes  sont  sptfcialement  charg^s  de  suiveiller 
Tenseignement  religleux  de  T^cole.  L'entr^e  de 
r<^cole  leur  est  toujours  ouverte^^  (aufrechterhalten 
durch  Ges.  v.  12.  Februar  1873.  $•  L  Abs.  2). 

Für  Oesterreich  hat  zwar  das  angeführte 
Gesetz  v.  25.  Mai  1868.  SS*  il-  i^  ^i«  früheren 
Rechte  der  Geistlichen  auf  die  Schulaufsicht  be- 
seitigt, da  es  aber  der  Landesgesetzgebung  die 
nähere  Bestimmung  über  die  Einrichtung  der 
Bezirks-  und  Ortsschulräthe  überlässt,  so  ist  da- 
durch die  Möglichkeit  gegeben,  den  katholischen 
Pfarrern  und  anderen  Geistlichen  den  Eintritt  in 
diese  Behörden  zu  gewähren,  wie  dies  z.B.  durch 
das  oberösterreichische  Schulaufsichtsgesetz  vom 
4.  Januar  1885.  SS*  6-  '^*  ^^i  Arch.  f.  k.  K.  R. 
53,  397  geschehen  ist.  S.  übrigens  auch  a.  a.  0. 
47,  92. 
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wie  in  Sachsen,  Baden,  Hessen  nnd  Elsass-Lothringen,  in  die  H&nde  von 
technisch  gebildeten  Behörden  gelegt  ist.  In  Prenssen  kann  ihnen  die  fragliche 
Stellung  nnter  denselben  Voraussetzungen,  wie  die  Lokalinspektion  übertragen  wer- 
den.  In  Bai  er n  sollen  die  Distriktsschnlinspektoren  wenigstens  der  Regel  nach  ans 
den  Rural-Dechanten  nnd  Pfarrern  ausgewählt^  ja  in  Württemberg  muss  der 
katholische  Dekan  oder  ein  anderer  katholischer  Geistlicher  zum  Bezirksaufseher 
bestellt  werden^,  indessen  ist  in  beiden  Ländern,  da  es  sich  hierbei  um  staatliche 
Funktionen  handelt,  die  Bestellung  nur  eine  widerrufliche  ^. 

Dass  mit  dieser  den  katholischen  Geistlichen  bei  der  Schulauföicht  und  Schul- 
verwaltung eingeräumten  Mitwirkung  den  Ansprüchen  der  katholischen  Kirche  nicht 
genügt  ist,  liegt  auf  der  Hand,  denn  in  allen  erwähnten  Ländern  nehmen  sie  die  ge- 
dachten Funktionen  im  staatlichen  Auftrage  wahr,  während  fitlr  sie  die  Kirche  noch 
weiter  gehende  Rechte  kraft  eigenen  Rechtes  fordert*. 

Was  sodann  die  Frage  betrifft,  ob  die  katholischen  Geistlichen  nach  staatlichem 
Recht  verpflichtet  sind,  die  ilinen  durch  dasselbe  überwiesenen  Funktionen  oder 
Stellungen  zu  übernehmen,  so  wird  dies  verneint  werden  müssen.  Die  Geistlichen 
sind  als  solche  nicht  staatliche  Beamte  ^,  und  die  betreffenden  Gesetze,  welchen  ihnen 
die  Stellung  von  Schulaufsichtsbeamten  oder  die  Betheiligung  an  den  Schulvorständen 
gewähren,  sprechen  keine  derartige  Verpflichtung  aus^.  Andererseits  versteht  es 
sich  aber  auch  von  selbst,  dass  da,  wo  ihnen  die  eben  gedachten  Befugnisse  nicht 
durch  das  Gesetz  gewährt  sind,  sondern  ihnen  nur  durch  die  Staatsbehörden  über- 
tragen werden  können,  für  die  letzteren  keine  Verpflichtung  besteht,  dies  zu  thnn, 
und  dass  etwaige  Klagen  wegen  Nichtberücksichtigung  der  Geistlichen  ^  rechtlich  un- 
begründet erscheinen. 

Andererseits  entsteht  aber  endlich  die  Frage,  ob  die  Pfarrer  und  die  anderen  Geist- 
lichen die  erwähnten  Funktionen  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus  übernehmen  dürfen. 
An  sich  steht  der  vorgesetzten  kirchlichen  Behörde,  also  für  die  Regel  dem  Bischof, 
die  Prüfung  darüber  zu,  ob  die  erwähnten  Geschäfte  mit  den  sonstigen  dienstlichen 


i  Amtsinstniktlon  y.  15.  Septbr.   1808.   ^.4,  Staaten,  Prenasen,  Sachsen,  Württem- 

cit.  Amtahdbch.  3,  560;  Silbernagl  S.  479;  berg,  Baden,    Hessen,   Oldenburg  und 

wegen  der  Simultanscbnlen,  für  welche  in  der  Oest  erreich  beseitigt.    Auch  in  Bai  er  n  sind 

Regel  die  Geistlichen  der  betheiligten  Konfessio-  sie  durcb  das  Religionsedikt  v.  1818.  $.  30  Mos 

nen  gemeinsam  fnngiren,  vgl.  cit.  Entscbliess.  v.  für  öffentliche  Beamte   erklärt.      Vgl.  noch  £. 

26.  August  1883.   $.  13,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrecht  des  Königs  von 

451.  Bayern,  S.  232.   lieber  Baden  s.  Friedberg, 

2  Cit.  Gesetz  v.  29.  September  1836.  Art.  76 :  Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Baden,  S.  78,    Eine 

„Zum  Bezirksaufseher  wird  von  der  Oherschul-  staatsgesetzliche  Pflicht  zur  Uebeniahme  der  Orts- 

behorde  der  Dekan  oder  einer  der  Geistlichen  schulaufsicht   nimmt  Thudichum,    deutsches 

derjenigen  christlichen   Konfession   (Art.    48),  K.R.  2, 23  für  Bai  er  n  u.  Württemberg  ohne 

welcher  die  ihm  untergebenen  Schullehrer  ange-  nähere  Begründung  an. 

hören,  in  widerruflicher  Eigenschaft  bestimmt/'  6  Keines  der  S.  600  ff.  gedachten  Geaetze  lässt 

^  In  Baiern  gilt  dasselbe,  wie  von  den  Lokal-  sich    im  Sinne  der  zwangsweisen   Auferlegung 

schulinspektoren,  s.o.  S.  600n.6;  über  Würt-  einer  öffentlichen  Funktion  auffassen,  vielmehr 

temberg  s.  eben  daselbst  u.  d.  vor.  Anm.  nur  dahin,  dass  stillschweigend  eineUebernahme 

i  S.  o.  8.  574.  ^^^  gewährten  Reohte  durch  die  Geistlichen  vor- 

5  Denn  das  frühere  Staatskirchenthum,  dessen  »^^«»«^^t  wird. 
Konsequenz  die  Behandlung  der  Geistlichen  als  ^  -^le  sie  z.  B.  in  Preussen  nach  Erlass  des 
Staatsbeamter,  P.  Hinschi us  bei  Marquard-  Gesetzes  v.  1872  (s.  o.  S.  601  n.  3)  darüber,  dass 
sen  a.  a.  0.  I.  1,  208.  254,  mindestens  als  s.  g.  den  Pfarrern  vielfach  die  Lokalinspektion  ent- 
mittelbarer, P.  Hinschins,  preuss.  Kirchen-  zogen  worden  ist,  erhoben  worden  sind,  Arch.  f. 
recht  S.  15  n.  31,   war,  ist  In  den  gedachten  k.  K.  R.  42,  377. 


$.  238.]  Verhftltniss  der  Kirche  zur  Volksschule.    Geltendes  Recht  603 

Obliegeiiheiten  der  Oeistliohen  vereinbar  sind^  Ferner  könnte  in  der  Uebemahme 
der  betreffenden  Befugnisse  in  Folge  staatgesetzlicher  Bestimmung  oder  staatlichen 
Auftrages  eine  Verneinung  des  kirchlichen  Standpunktes^  dass  die  Pfarrer  kraft  ihrer 
kirchliehen  Stellung  die  Auüsicht  Aber  die  Ortssohule  zu  führen  berechtig^  und  yer- 
pflichtet  sind,  sowie  eine  nach  kirchlicher  Auffassung  unzulässige  Betheiligung  an  den 
von  der  Kirche  reprobirten  Schnleinrichtungen  gefunden  werden.  Indessen  haben  die 
katholischen  Kirchenbehörden  diesen  Standpunkt  blos  vereinzelt  praktisch  zur  Gel- 
tung gebracht  2,  und,  wenn  auch  der  päpstliche  Stuhl  keine  allgemein  massgebenden 
Anordnungen  erlassen,  es  vielmehr  den  Bischöfen  anheimgegeben  hat,  llber  die  Zu- 
lässigkeit  der  Uebemahme  der  firaglichen  Funktionen  seitens  der  Geistlichen  nach 
Lage  der  Verhältnisse,  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  Prinzipien  der  ein- 
zelnen Schulgesetzgebungen  zu  befinden,  so  ist  ihnen  doch  gleichzeitig  die  Direktive 
ertheilt  worden,  möglichst  vereint  vorzugehen  und  den  kirchlichen  Einfluss  auf  die 
Schuleinrichtungen  möglichst  zu  bewahren  ^.  Gerade  der  Gesichtspunkt,  dass  durch 
ein  Verbot  an  die  Geistlichen  die  Kirche  sich  selbst  mehr  als  den  Staat  schädigen 
wttrde,  hat  die  Bischöfe  in  den  meisten  Staaten  bestimmt,  den  ersteren  die  Betheili- 
gung an  der  Schulauftöcht  in  den  erwähnten  Stellungen  und  Funktionen  zu  gestatten^, 
nur  sind  dieselben  dabei  angewiesen  worden,  falls  die  übrigen  bei  der  Schulverwaltnng 
betheiligten  Organe  durch  ihre  Anordnungen  und  Beschlösse  die  dem  Geistüchen  ob- 
liegende Vertretung  der  religiösen  und  sittlichen  Anordnungen  unmöglich  und  erfolglos 
machen  sollten,  darüber  an  den  Bisehof  zu  berichten,  damit  dieser  sich  wegen  Abhülfe 
mit  den  zuständigen  staatiichen  Behörden  in  Verbindung  setzen  oder  nöthigenfalls 
den  Geistlichen  den  Austritt  aus  der  Schulbehörde  oder  die  Niederlegung  der  staat- 
lichen Funktionen  aufgeben  kann  ^. 

VI.  Die  Leitung  des  Unterrichts,  insbesondere  des  Religions- 
unterrichts. Die  modernen,  insbesondere  die  deutschen  Gesetzgebungen  stehen 
auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  in  den  öffentlichen 


1  Bd.  I.  S.  138.  314;  die  preussischeii  i.  J.  1872,  welche  so- 

2  So  1864  das  Ordinariat  in  Freibuig,  welches  8*'  ^^  Pfarrer  ein  für  alle  Mal  angewiesen  haben, 
unter  Bezugnahme  anf  das  o.  S.  583  n.  3  citlrte  die  Lokalinapektion  über  die  Schulen  ihrer  Pfarrei 
Schreiben  Pins'  IX.,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  *»  fühxen,  und  nur  Einholung  einer  besonderen 
das  badische  Gesetz  über  die  Volksschul-Auf-  Genehmigung  für  die  Uebemahme  einer  solchen 
Sichtabehorden  die  Schule  zu  einer  konfessions-  »nsserhalb  der  eigenen  Pfarrei,  sowie  einer  Kreis- 
losen gemacht  haben  soll,  den  Geistlichen  unter-  schulinspektion  fordern,  a.  a.  O- 27,  298,  fem» 
sagt  hat,  in  eine  Schulbehorde  oder  den  Orts-  d*«  Mainzer  Ordinariat,  a.  a,0.  3Ö,  297;  endlich 
schulrath  einzutreten,  sich  an  dessen  Geschäften  ^^^  ^871  »^ch  das  Frelburger  KapitelSTikariat, 
zu    betheiligen   oder   mit   ihnen  irgend    einen  ^^^  Arch.  26,  256. 

geschäftlichen  Verkehr  zu  pflegen,  Friedberg,  "^^^  Oesterreich  yergl,  noch  die  pipstllche 

Staat  u.  katholische  Kirche  in  Baden,  S.  97.  346.  EAl^rung  t.  1874:  „quod  episoopus  (t.  Brunn) 

347.   S.  aber  unten  Anm.  4.  ....  ob  peculiares  rationes  et  circumstantUs  . . . 

«a         ^.       _,,,«          ^    ^.         1.T      *  permittere  possit  presbyteris  . . . .  qul  ofScio  ma- 

4Q^aQ^*^«®'''*'^?i!""?*^^.^'®"?'^""*^'"  gistrorum    religlonis   funguntur,   ut  lectionem 

^.  1869  in  Bezug  auf  die  osterr^chische  Gesetz-  jeligionls  adyeniente  etiam  inspectore  soholastico 

gebung  V   1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  25,  307 :    In-  continuent,  sub  conditione  tarnen,  ne  ipsi  magl- 

sut  autem  sancUtas  sua,  ut  praelaudatl  antistites  ^^  rellgionis  cuicunque  Interpellatloni  Tel  obser- 

prae  oonlis  habentes  unionem,  qua  Untiun  gra-  ^^^^„4  respondeant,  quam  ipsis  inspector  circa 

v^sslma  ecclesiae  mala  vitan  possunt,  m  deoisio-  eorum  leetiones  abusiye  facere  praetendat,  cit. 

nibus  huinsmodi  capiendis    nitantur ,  quantum  j^^^^  38  85 

fieri  potent,  concordes   procedere  et  influxum  inBaler'n,  Württemberg,  Sachsen  und 

ipsius  eoclesiae  in  scholas  earumque  institutio-  Oldenburg  haben  sich,  soweit  bekannt,  keine 

nem  pro  viribus  conserYare.  Konflikte  ergeben,  und  es  ftingiren  hier  die  katho- 

*  So  die  österreichischen  mit  wenigen  lischen  Geistlichen  in  den  erw&hnten  Stellungen. 

Ausnahmen,  cit.  Arch.  23,  141.  450  u.  25,  308.  &  Vgl.  die  Anführungen  in  der  vor.  Anm. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


Schulen  mit  Einschluss  des  Religionsunterrichtes  in  einheitlicher  Weise  nach  Maass- 
gabe der  vom  Staate  erlassenen  Vorschriften  zu  erfolgen  habe  ^j  und  haben  diesen 
Standpunkt  auch  gegenüber  den  seitens  der  katholischen  Kirche  von  ihren  entgegen- 
gesetzten Anschauungen  ^  aus  in  neuerer  Zeit  mehrfach  gemachten  Versuchen,  in  diesen 
Beziehungen,  so  z.  B.  bei  dem  Erlass  allgemeiner  die  Schulen  betreffender  Anordnungen, 
sowie  bei  der  Einführung  von  Profan-Lehrbfichern^,  eine  massgebende  Mitwirkung 
neben  den  staatlichen  Behörden  zu  erlangen,  festgehalten. 

Allein  bei  der  Leitung  des  Religionsunterrichtes  ist  der  Kirche  nicht  nur 
in  den  Ländern,  wo  das  System  der  konfessionellen,  sondern  auch  da,  wo  das  der 
Simnltanschule  besteht,  eine  Betheiligung,  indessen  in  verschiedenem  Umfange,  ge- 
setzlich eingeräumt  worden. 

1.  In  Baden  steht  derselben  die  Besorgung  und  Ueberwachung  des 
Religionsunterrichts  zu  4.  Die  obere  kirchliche  Behörde  (der  Bischof)  hat  den  ge- 
sammten  Lehrplan  fflr  den  Religionsunterricht  für  die  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  aufisustellen,  und  es  werden  dafflr  in  dem  Lehrplan  der  Volksschule 
bestimmte  Stunden  angesetzt.  Bei  ihren,  den  Religionsunterricht  betreffenden  Ver- 
ftlgungen,  haben  sich  die  kirchlichen  Oberen  an  die  bestehende  Schulordnung  zu 
halten,  den  oberen  Schulbehörden,  welche  allein  das  Recht  besitzen,  die  ersteren  den 
Lehrern  zur  Nachachtung  zu  verkünden,  liegt  aber  die  Pflicht  ob,  dies  zu  thun,  falls 
nichts  der  allgemeinen  Schulordnung  Widersprechendes  in  ihnen  enthalten  ist.  Zur 
Ertheilung  des  Religionsunterrichts  können  ausser  den  Geistlichen,  welche  jedoch  in 
ihrer  Stellung  als  Religionslehrer  an  die  Schulordnung  gebunden  sind,  auch  die  Lehrer 
an  den  Volksschulen  in  einem  bestimmten  Umfange  herangezogen  werden,  indessen 
ist  nicht  nur  die  geistliche,  sondern  auch  die  staatliche  Behörde  berechtigt,  die  Schui- 
lehrer  dieses  Unterrichts  zu  entheben  ^. 


»  S.  Löninga.  a.  0.  S.  762. 

2  S.  0.  S.  574.  582.  Vgl.  auch  die  Allokution 
Pius'  IX.  T.  22.  Juni  1868,  in  welcher  die  öster- 
reichischen Gesetze  y.  1868,  darunter  auch  das 
Schulgesetz  als  leges  abominabiles  för  null  und 
nichtig  erklärt  werden,  Arch.  f.  k.  K.R.  20, 170: 
^  Legem  quoque  de  scholis  promulgavit,  qua  omnis 
ecclesiae  vis  destruitur  ac  decernitur  supremain 
omnem  litterarum  disclplinarumque  institutio- 
nem  et  In  scholis  inspeotlonem  ac  vigilantiam  ad 
statum  pertinere  ac  statnltur,  ut  religiosa  dum- 
taxat  institutio  in  popularibus  scholis  a  cuiusque 
cultus  auctoritate  dirigatur  atque  yariae  cuiusque 
religionis  societates  aperire  possint  peculiares  et 
proprias  soholas  pro  luventute  quae  illam  cre- 
dondi  normam  profltetur,  atque  eiusmodi  quoque 
scholae  snpremae  Status  inspectioni  subiiciantnr, 
ac  doctrinae  libri  ab  auctoritate  ciyili  approben- 
tur,  iis  tantum  libris  exceptis  qui  religiosae  insti- 
tutioni  inservire  debent  quique  ab  auctoritate 
cuiusque  cultus  approbandi  sunt.^ 

3  So  1864  in  B  a  d  e  n ,  wo  die  Mitwirkung  eines 
kirchlichen  Vertreters  bei  der  Berathung  über 
allgemeine  Anordnungen,  bei  der  Bestimmung 
des  Lehrplans,  der  Lehr-  und  Lesebücher,  bei 
der  Schulordnung  u .  s.  w.  verlangt  wurde,  Fried- 
berg  a.  a.  0.  S.  77.  92  (Tgl.  dazu  auch  die  fol- 
gende Anm.);  8.  ferner  die  Besohwerdesohrift  des 
Klerus  von  Münster  und  Paderborn  Ton  1874, 
wegen  Erlass  des  preuss.  Scbulaufsiohtsgesetzes, 


V.1872,  Arch.  f.  k.K.R.  42,  376.  Auch  die  Pra- 
ger Provlnzlalsynode  v.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5, 
452,  schreibt  yor,  dass  für  profane  Uuterrichts- 
gegenstande  nur  bischoflich  approbirte  Lehrbücher 
in  den  Elementarschulen  gebraucht  werden  sollen. 

4  Ges.  Y.  9.  Oktober  1»60  über  die  rechtliche 
Stellung  der  Kirchen.  $.  12:  ,^Deu  Beligiona- 
unterricht  überwachen  und  besorgen  die  Kirchen 
für  ihre  Angehörigen,  Jedoch  unbeschadet  der 
einheitlichen  Leitung  der  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten.'' Femer  bestimmt  die  V.  die 
Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Schulwesens 
betr.  V.  12.  August  1862.  §.  4,  Friedberg, 
Staat  u.  kath.  Kirche  in  Baden,  S.  341 :  ,,Die 
obersten  kirchlichen  Behörden  des  Landes  können 
Vertreter  bezeichnen,  welche  der  Oberschulrath 
zu  seinen  Berathungen  zuziehen  wird,  so  oft  es 
sich  um  Fragen  des  religiösen  Unterrichts  und 
dessen  Verbindung  mit  dem  Lehrplan  handelt.''' 

6  Cit.  Elementar-Unterrichtsgesetz  ▼.  8.  März 
1868.  %.27:  „Für  den  Religionsunterricht  wer- 
den für  jede  getrennt  unterrichtete  Abtheilung 
der  Schüler  in  dem  Lehrplan  der  Volksschule 
wöchentlich  3  Stunden  aufgenommen.  Der  Reli- 
gionsunterricht wird  durch  die  betreflfenden  Kir- 
chen- und  Religionsgemeinschaften  besorgt  und 
überwacht.  Sie  werden  bei  der  Ertheilung  der- 
selben durch  den  gemäss  $.  30  Abs.  3  als  befä- 
higt erklärten  Schullehrer  unterstützt.  Zu  diesem 
Zweck  sollen  aus  dem  wöchentlichen  Stunden- 


§.  238.] 


VerhSltniss  der  Kirche  zur  Volksschule.    Geltendes  Recht. 
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Aaf  demselben  Standpunkt  wie  die  badische  steht  die  österreiohische 
Oesetzgebnng,  welche  den  Kirchenbehörden  ebenfalls  das  Recht  nicht  nur  der  ü  eher - 
wachung;  sondern  auch  der  Besorgung  und  Leitung  des  Religionsunter- 
richtes^  und  zwar  im  Wesentlichen  mit  denselben  Befugnissen  einräumt,  nur 
sind  die  Lehrer  allein  dann  zur  Mitwirkung  bei  dem  Religionsunterrichte  in  Gemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  Anordnungen  f)ir  verpflichtet  erklärt, 
wenn  es  an  dem  Schulort  keinen  Geistlichen  giebt,  welcher  den  gedachten  Unterricht 
regelmässig  zu  ertheilen  in  der  Lage  ist  2. 

Aus  dieser  Stellung  der  kirchlichen  Behörden  folgt  aber  nicht  das  Recht,  ein- 
seitig (ohne  Zustimmung  der  staatlichen  Schulaufsichtsbehörde)  Reiigionsbttcher  ein- 


deputat  des  Lehrers  (S-  42  Abs.  1  u.  2),  soweit 
erforderlich,  je  6  Stunden  verwendet  werden.  Im 
Uebrigen  geschieht  die  Yertbeilung  der  Religions- 
standen  zwischen  dem  Geisüichen  und  dem  Leh- 
rer im  Einverstandniss  der  beiderseitigen  Behör- 
den. Der  gesammte  Lehrplan  für  den  Religions- 
unterricht in  den  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  wird  von  der  oberen  geistlichen 
Behörde  aufgestellt,  welche  die  Ausführung  des- 
selben überwachen  und  Prüfungen  über  den  Re- 
ligionsunterricht vornehmen  lassen  kann.  Die 
Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  haben  bei 
ihren  Verfügungen  in  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  Volksschulen  die  bestehende  Schul- 
ordnung zu  achten.  Diese  Verfügungen  verkünden 
auf  Mittheilung  der  geistlichen  Behörden  die 
oberen  Schulbehörden  an  die  Lehrer  zur  Nach- 
achtnng.  Die  Verkündung  kann  nicht  versagt 
werden,  wenn  die  Verfügungen  nichts  mit  den 
allgemeinen  Schulordnungen  Unvereinbares  ent- 
halten. Die  Geistlichen  sind  als  Religionslehrer 
in  den  Volksschulen  an  die  Schulordnung  gebun- 
den. Den  staatlichen  sowohl  als  den  geistlichen 
Behörden  bleibt  vorbehalten,  die  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  durch  den  Schullehrer  abzu- 
stellen.« Vgl.  dazu  die  Min.-Vdg.  v.  1.  Oktober 
1869.  SS-  32—34,  u.  a.  bei  Joes,  Die  Gesetze 
u.  Verordgn.  über  Elementarunterricht  etc.  im 
Grossh.  Baden.  Heidelberg  1879.  S.  67;  femer 
die  Schulordnung  t.  23.  April  1869.  SS-  5^  ^' 
und  Min.-Vdg.  v.  24.  April  1869.  %,  27,  a.  a.  O. 
S.  279.  301,  endlich  den  Kapitels- Vikariats-Erl. 
▼.  9.  März  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  52,  4ö3,  an 
die  Pfarrer  und  die  bereits  i.  J.  1864  ernannten 
erzbischöflichen  Sohulinspektoren,  welcher  sich 
als  Ergänzung  der  bereits  unterm  7.  Dezember 
1864  in  Folge  des  Gesetzes  v.  9.  Juli  desselb.  J. 
erlassenen  Instruktion,  a.  a.  0.  13,  269,  Fried- 
berg a.  a.  0.  S.  348  bezeichnet  Er  hält  sich 
innerhalb  der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Gren- 
zen, während  die  frühere  Instruktion  insoweit 
über  das  Gesetz  von  1864  hinausging,  als  die 
kirchliche  Behörde  sich  darin  das  Recht  beigelegt 
hatte,  den  Lehrern  unmittelbare  Weisungen  zu 
ertheilen  und  in  die  Inneren  Einrichtungen  der 
Volksschulen  einzugreifen,  s.  die  Erklärung  des 
bad  lachen  Ministeriums  v.  23.  Dezember  1864, 
Arch.  13,  275;  Friedberg  S.  352  u.  S.  100. 
S.  endlich  wegen  der  Religionsprüfungen  noch 
cit.  Arch.  52,  289. 

Uebrigens  ist  eine  Verpflichtung  der  Schüler 
zur  Theilnahme  nur  bezüglich  des  nach  Massgabe 


des  genehmigten  Stundenplanes  in  der  Volks- 
schule ertheilten  Unterrichts,  nicht  an  einem 
anderweitigen  und  nicht  an  kirchlicherseits  ange- 
ordneten Gottesdiensten  oder  religiösen  üebungen 
begründet,  Joos  S.  70. 

Der  Lehrplau  für  den  Religionsunterricht  in 
den  Präparandenschulen  und  Lehrer- 
semi narien  wird  ebenfalls  durch  die  Kirchen- 
behörde festgestellt,  s.  die  betr.  Lehrpläne  von 
1879.  S-  8,  a.  a.  0.  S.  333.  341. 

*  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  20.  Juni  1872, 
Arch.  28,  84  für  die  Regel  unentgeltlich. 

a  Ges.  V.  25.  Mai  1868.  S-  29,  Arch.  f.  k.  K. 
R.20, 162:  „Unbeschadet  dieses  Aufsichtsrechtes 
(des  Staates)  bleibt  die  Besorgung,  Leitung  und 
unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religions- 
unterrichts für  die  verschiedenen  Glaubensge- 
nossen in  den  Volks-  und  Mittelschulen  der  be- 
treffenden Kirche  oder  Religionsgesellschaft 
überlassen.  Der  Unterricht  in  den  übrigen  Lehr- 
gegenständen in  diesen  Schulen  ist  unabhängig 
von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft'', und  Relchsvolkssohulgesetz  v.  14. 
Mai  1869.  S-Ö,  a.a.O.  50,  HO:  „Der  Religions- 
unterricht wird  durch  die  betreffenden  Kirchen- 
behörden .  .  .  besorgt  und  zunächst  von  Ihnen 
überwacht.  —  Die  dem  Religionsunterricht  zu- 
zuweisende Anzahl  von  Stunden  bestimmt  der 
Lehrplan.  Die  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf 
die  einzelnen  Jahrescurse  wird  von  den  Kirchen- 
behörden festgestellt.  —  Die  Religionslehrer,  die 
Kirchenbehörden  und  Religionsgenossenschaften 
haben  den  Schulgesetzen  und  den  innerhalb  der- 
selben erlassenen  Anordnungen  der  Schulbehör- 
den nachzukommen  .  .  .  Die  Verfügungen  der 
Kirchenbehörden  über  den  Religionsunterricht 
und  die  religiösen  üebungen  sind  dem  Leiter 
der  Schule  durch  die  Bezirksaufsicht  zu  verkün- 
den, Verfügungen,  welche  mit  der  allgemeinen 
Schulaufsicht  unvereinbar  sind,  wird  die  Ver- 
kündung versagt.  —  An  Jenen  Orten ,  wo  kein 
Geistlicher  vorhanden  ist,  welcher  den  Religions- 
unterricht regelmässig  zu  ertheilen  vermag,  kann 
der  Lehrer  mit  Zustimmung  der  Kirchenbehörde 
verhalten  werden,  bei  diesem  Unterricht  für  die 
seiner  Konfession  angehörigen  Kinder  inGemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  An- 
ordnungen mitzuwirken.  —  Falls  eine  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  die  Besorgung  des  Re- 
ligionsunterrichts unterlässt,  hat  die  Landes- 
schulbehörde  nach  Einvernehmung  der  Bethei- 
ligten die  erforderliche  Verfügung  zu  treffen". 
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I.  Die  Hierarebie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


zufuhren,  andererseits  hat  aber  die  letztere  kein  Recht,  ihrerseits  die  Benützung 
solcher  einseitig,  ohne  dass  sie  vorher  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  filr  taug- 
lich erklärt  worden  sind,  vorzuschreiben  ^. 

2.  In  Baiern^  und  Württemberg^  besitzen  die  Kirohenbehörden  (also  die 
Bischöfe)  nicht  das  Recht  der  Besorgung,  sondern  blos  das  Recht  der  Leitung, 
beziehentlich  der  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  in  den  Volksschulen. 
Demnach  sind  die  Kirchen  nicht  verpflichtet,  wie  in  Baden  und  Oesterreich,  den 
Religionsunterricht  zunächst  durch  ihre  Organe  ertheilen  zu  lassen,  vielmehr  hat  der 
Staat,  welcher  den  betreffenden  Unterricht  zum  Theil  des  Lehrplans  der  Volksschule 
gemacht  hat,  seinerseits  in  dieser  Beziehung  Fürsorge  zu  treffen,  wennschon  es  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  die  katholischen  Geistlichen  selbst  mit  Zustimmung  der  Staat- 


1  So  ansdrücklich  das  Österreich.  Gesetz  ▼. 
1868.  S.6:  „Die Lehrbücher  für  den  Gebrauch  in 
den  Volks-  und  Mittelschulen,  sowie  die  in  den 
Lehrerbildungs- Anstalten  bedürfen  nur  der  Ge- 
nehmigung der  durch  dieses  Gesetz  zur  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Unterrichtswesens  be- 
rufenen Organe.  Religionsbücher  können  Jedoch 
erst  dann  diese  Genehmigung  erhalten,  wenn  sie 
von  der  bezüglichen  konfessionellen  Oberbehörde 
für  zulässig  erklärt  worden  sind^  Für  Baden 
folgt  der  gleiche  Rechtszustand  daraus,  dass,  da 
der  Religionsunterricht  ein  Theil  des  allgemei- 
nen Unterrichts  ist,  derselbe  nicht  nach  Lehr- 
>üchem,  welche  den  Zwecken  desselben  wider- 
sprechen ,  ertheilt  werden  darf,  und  die  Ueber- 
wachung in  dieser  Beziehung  zu  den  Aufsichts- 
rechten der  Staatsbehörde  gehört.  So  wird  auch 
in  der  Praxis  verfahren,  z.  B.  ist  die  Einführung 
einer  einheitlichen  biblischen  Geschichte  für  den 
katholischen  Religionsunterricht  seitens  des 
Kapitelsvikarlats  durch  Erlass  des  Oberschul- 
raths  den  Schulbehörden  und  Lehrern  i.  J.  1876 
bekannt  gemacht  worden,  Joes  a.  a.  0.  S.  302. 

Was  0  est  erreich  betrifft,  so  ist  aus  dem 
Umstände,  dass  der  Religionsunterricht  auch 
hier  die  gedachte  Stellung  hat,  mit  Recht  die 
Konsequenz  gezogen,  Min.  Erl.  v.  1869  cit.  Arch. 
22,  347,  dass  bei  den  allgemeinen  Schulprüfun- 
gen durch  den  Geistlichen  oder  Religionslehrei 
auch  in  der  Religion  und  zwar  In  Gegenwart  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  (Schulinspekto- 
ren) eine  Prüfung  vorzunehmen  ist,  und  dass  die 
Abhaltung  einer  Religionsprüfung  seitens  der 
kirchlichen  Organe  mit  Umgehung  der  Sohul- 
behörden  einen  rein  kirchlichen  Akt  büdet,  an 
welchem  die  Kinder  theilzunehmen,  von  der 
Schule  nicht  angehalten  werden  können,  vgl.  die 
dagegen  gerichteten  Erklärungen  einzelner  Bi- 
schöfe a.  a.  0.  23,  123  u.  32,  169 ,  welche  sich 
freilich  dieser  Anordnung  gefügt  haben,  a.  a.  0. 
33,  353.  —  Femer  bilden  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  zu  den 
Zwecken  der  Volksschule  gehört,  auch  die  von 
den  konfessionellen  Organen  angeordneten  reli- 
giösen Uebungen,  soweit  sie  im  Einklang  mit 
der  Schulordnung  befunden  worden  sind  (vgl. 
dazu  Arch.  29,  283;  41,  456;  44,  267  u.  40, 
102.  103),  einen  integrirenden  Theil  des  Unter- 
richts- und  Erziehungswesens,  und  die  Lehrer 
sind  zur  Ueberwachung  der  Schuljugend  bei  den- 
selben verpflichtet,  weil  sie  dabei  nur  die  Dls- 


ciplin,  wie  bei  anderen  Versammlungen  der  Kin- 
der, aufrecht  zu  erhalten  haben,  diese  Ausübung 
ihres  Amtes  sich  aber  für  sie  selbst  nicht  als 
eine  Religionsübung  darstellt,  cit.  Arch.  30, 467, 
vgl.  auch  den  Erl.  v.  1872,  a.  a.  0.  29,  283.  E« 
liegt  daher  denjenigen  Religionslehrern,  weldie 
lediglich  in  ihrer  Eigenschaft  als  Seelsorger  den 
Religionsunterricht  ertheilen,  die  erwähnte  Pflicht 
nicht  ob,  a.  a.  O.  41,  97  fr. 

In  den  öffentlichen  Lehrerbildungs-An- 
stalten, welche  Allen  ohne  Unterschied  des 
Glaubensbekenntnisses  zugänglich  sind,  steht 
den  Religionsgesellschaften  weder  die  Leitung 
noch  Besorgung  des  Religionsunterrichts  gesetz- 
lich zu,  vielmehr  werden  hier  besondere  Reli- 
gionslehrer, sei  es  provisorisch,  sei  es  definitiv, 
angestellt ,  cit  Volksschulges.  S$.  32.  35.  36  In 
der  Fassung  der  Novelle  v.  2.  Mai  1884. 

2  ReUg.  Ed.  V.  1818.  %.dS:  ,;Jeder  genehmig- 
ten Privat-  oder  öffentlichen  Kirchengesellscfaaf t 
kommt  unter  der  obersten  Staatsaufsioht  nach 
den  im  III.  Abschn.  enthaltenen  Bestimmungen 
die  Befugniss  zu,  nach  der  Formel  und  der  von 
der  Staatsgewalt  anerkannten  Verfassung  ihrer 
Kirche,  alle  inneren  Kirchenangelegenheiten  an- 
zuordnen. Dahin  gehören  die  Gegenstande  .  .  . 
d)  des  religiösen  Volksunterrichts  .  ."  $.39: 
,^Den  kirchlichen  Oberen,  Vorstehern  oder  ihren 
Repräsentanten  kommt  demnach  das  allgemeine 
Recht  der  Aufsicht  mit  den  daraus  hervorgehen- 
den Wirkungen  zu,  damit  die  Kircbengesetze  be- 
folgt, der  Kultus  diesen  gemäss  aufrecht  erhal- 
ten, der  reine  Geist  der  Religion  und  Sittlichkeit 
bewahrt,  und  dessen  Ausbreitung  befördert 
werde.  Der  Antheil ,  welcher  jedem  Einzelnen 
an  dieser  Aufsicht  zukommt,  wird  durch  seine 
Amtsvollmacht  bestimmt".  Vgl.  auch  Engl- 
mann,  Hdbch.  d.  bair.  Volksschulrechtes.  2.  Aufl. 
S.  93  ff. 

3  Cit.  Volksschulgesetz  v.  1836.  Art.  78,  o.  S. 
598  n.  9;  Ges.  v.  30.  Januar  1862.  Art  13:  „Die 
Leitung  des  katholischen  Religionsunterrichts  in 
den  Volksschulen  (vgl.  Art.  78  des  Volksschul- 
gesetzes V.  29.  September  1836),  sowie  In  den 
sonstigen  öffentlichen  Schulen  und  Privat-Ünter- 
richtsanstalten ,  einschliesslich  der  Bestimmung 
der  Katechismen  und  Religions-Handbflcher, 
kommt  dem  Bischof  zu,  unbeschadet  des  dem 
Staate  über  alle  Lehranstalten  zukommenden 
Oberauf sichtsrechts^ 
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liehen  Schnlbehörden  den  Beligionsunterrioht  oder  einen  Theil  desselben  über- 
nehmen ^ 

Die  Anordnung  oder  die  Leitung  des  Religionsnnterriehtes,  welehe  den  kirehliohen 
Behörden  in  beiden  Staaten  gesetzlieh  zugesichert  ist,  umfasst  die  Bestimmung  ttber  die 
dem  religiösen  Unterricht  zu  Grunde  zu  legenden  LehreU)  ttber  die  Art  der  Elrthei- 
iung  desselben,  die  Entscheidung  über  die  dabei  zu  benutzenden  Religionslehrbücher, 
Katechismen,  biblische  Geschichten  u.  s.  w.),  sowie  die  Aufstellung  des  Lehrplanes 
für  die  verschiedenen,  ein-  oder  mehrklassigen  Schulen^,  endlich  auch  die  Anord- 
nungen über  den  Sohulgottesdienst  und  die  religiösen  Uebungen  der  Schuljugend. 

Andererseits  haben  sich  aber  beide  Staaten  das  Recht  der  Oberleitung  des  Volks- 
sehul Wesens  als  solchen  und  die  Oberaufsicht  über  dasselbe  gewahrt  3.  Daher  kann 
sich  die  Thätigkeit  der  kirchlichen  Behörden  blos  innerhalb  der  Grenzen  bewegen, 
welche  durch  die  einheitliche  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  gesteckt  sind  ^.  Es 
haben  daher  die  staatlichen  Schulbehörden  darüber  zu  entscheiden,  wie  der  kirchlicher- 
seits  festgestellte  Plan  für  den  Religionsunterricht  und  fQr  den  Scfanlgottesdienst  ^  in  den 
allgemeinen  Schulplan  einzuordnen,  insbesondere  in  wieviel  und  in  welchen  Stunden  der 
erstere  zu  ertheilen  ist*,  femer  darüber  zu  wachen,  dass  die  Art  der  Ertheilung  nicht 
die  Interessen  des  Staates  gefährdet,  insbesondere  nicht  benutzt  wird,  um  staatsfeind- 
liche Grundsätze  zu  verbreiten  und  den  Frieden  der  verschiedenen  Religionsparteien  zu 
stören^,  nicht  minder  die  von  den  Bischöfen  zur  Einführung  bestimmten  Religions- 


1  So  haben  iu  Baieiii  die  Pfarrer  des  Scbul- 
altzea  nicht  kraft  staatlicher  Pflicht,  wohl  aber 
kraft  ihrer  kirchlichen  Stellung  und  in  Folge 
kirchlicher  Anordnung  für  die  Regel  den  Reli- 
gionsunterricht selbst  oder  durch  ihre  Hülfsgeist- 
lichen  ertheilen  zu  lassen,  und  nur  bei  Yerhin- 
dening  derselben  tritt  der  Lehrer  ein,  Silber- 
nagl  a.a.O.  S.^5;  Englmann  a.a.O.  S.297; 
£.  Mayer  S.  231,  die  Pfarrer  sind  also  in  der 
gedachten  Stellung  keine  staatlichen  Beamten 
und  unterstehen  daher  nicht  der  staatlichen  Dls- 
ciplin. 

Das  w  ü  r  1 1  e  m  KYolksschulgesetz  Art.  2  Abs.2 : 
,^er  Religionsunterricht  ist  in  allen  Volksschu- 
len, soweit  nicht  in  besonderen  Fällen  die  Ober- 
schulbehörde etwas  anderes  anordnet,  unter 
angemessener  Thellnahme  der  Schullehrer  von 
den  Ortsgeistlichen  zu  ertheilen'',  kann  eben- 
falls, namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  heutige 
rechtliche  Stellung  der  katholischen  Kirche  und 
der  katholischen  Geistlichen  in  Württemberg, 
nicht  dahin  aufgefasst  werden,  dass  es  den  Geist- 
lichen eine  staatliche  Pflicht  auferlegt,  vielmehr 
wahrt  es  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Kirche 
das  Recht  auf  Betheilignng  des  Lehrers  an  dem 
Religionsunterricht  und  die  Befugnlss  der  Schul- 
behörde, den  Geistlichen  davoTi  auszu^chliessen. 
Im  übrigen  vgl.  den  Ordinariatserlass  v.  1853, 
V.  Vogt,  Samml.  v.  Yerordn.  f.  Rottenburg 
S.  578. 

2  Vgl.  S.  606  n.  2u.  3j  Silbernagl  a.a.O. 
S.  255;  Englmann  a.  a.  0.  S.  93  fS.  297  ff. ; 
Golther,  Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Württem- 
berg S.  377  ff.  Die  bair.  Entschl.  v.  8.  April 
1852.  Nr.  23,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  400:  „Vor 
Erlassung  wichtiger  Verfügungen  über  das  Schul- 


wesen» soweit  es  sich  um  Untenicht  in  Religion 
und  Sitte  und  um  Förderung  religiös-sittlicher 
Gesinnuugs-  und  Handlungsweise  handelt,  sollen 
die  Bischöfe  gleichfalls  gehört  werden^',  ist  durch 
die  Erkl.  v.  20.  November  1873,  cit.  Arch.  31, 
177,  zurückgezogen  worden,  während  die  baiii- 
schen  Bischöfe  1853,  a.  a.  0.  8,  420,  das  Recht 
der  Anordnung  über  diese  Angelegenheiten  be- 
ansprucht haben.  Dies  letztere  ist  nur  begrün- 
det, soweit  direkt  den  Religionsunterricht 
oder  das  religiöse  Leben  betrefTende  Verfügungen 
in  Frage  stehen,  nicht  aber  solche,  welche  blos 
indirekt  den  Religionsunterricht  und  die  religiös- 
sittliche  Erziehung  beeinflussen  können,  Engl- 
mann a.  a.  0.  S.  93  n.  1.  Zu  den  das  religiöse 
Leben  betreffenden  Anordnungen  gehören  ins- 
besondere die  Anordnungen  über  den  Schulgottes- 
dienst und  die  Thellnahme  an  religiösen  Uebun- 
gen und  Feierlichkeiten ,  Englmann  S.  341 . 
Ueber  Württemberg  s.  d.  Ordinariats-Erl.  v. 
1870,  v.  Vogt,  Samml.  d.  Verordn.  für  Rotten- 
burg S.  584.  590. 

3  S.  vor.  Anm.  u.  S.  606  n.  3. 

«  Vgl.  0.  a.  a.  0. 

s  Englmann  S.  249. 

8  Golther  a.  a.  0.  S.  378.  381,  jedoch  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  die  Regierung  das  Lei- 
tungsrecht der  kirchlichen  Behörde  verletzen 
würde,  wenn  sie  den  Religionsunterrricht  in  eine 
unpassende  Zeit  verlegen  und  die  Zahl  der  Stun- 
den dafür  80  beschränken  sollte,  dass  derselbe 
eine  gedeihliche  Wirkung  nicht  zu  äussern  ver- 
mag. 

'^  Das  folgt  ebenfalls  aus  dem  staatlichen  Recht 
der  Oberaufsicht  und  der  Leitung  des  Schul- 
wesens. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


iehrblicher  in  Bezug  anf  die  erwähBten  Gesichtspnnkte  zu  prüfen  und  gegebenen 
Falles  zu  verbieten,  weiter  durch  ihre  Verfügungen  die  kirchlicherseits  für  geeignet 
erklärten  Bücher  einzuführen  S  endlich  die  kirchlicherseits  an  die  Lehrer  und  die  den 
Religionsunterricht  ertheilenden  Geistlichen  erlassenen  Anordnungen  zu  prüfen  und 
diesen  zur  Nachachtung  mitzutheilen^. 

Eine  Ueberwachung  des  Religionsunterrichtes  ist  den  kirchlichen  Behörden  blos 
ausdrücklich  in  Baiern  eingeräumt^.  Das  ihnen  in  Württemberg  gewährleistete 
Recht  der  Leitung  bedingt  aber  gleichfalls  eine  Ueberwachung,  weil  ohne  Kenntniss 
des  Verhaltens  der  Lehrer  der  Erlass  der  erforderlichen  Anordnungen,  namentlich 
die  Abstellung  von  Missständen,  nicht  möglich  erscheint-*. 

3.   Im  Gegensatz  zu  den  eben  beiden  gedachten  Staaten  ist  dagegen  inSachsen^ 


1  Für  beide  Staaten  ergiebt  sich  dies  aus  dem 
dort  geltenden'Placet,  Bd.  in.  S.  760.  763.  839; 
bair.  Miu.  Erl.'v.  9.  Oktober  1854  Nr.  16,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  8,  437;  Englmann  a.  a.  0.  S.  93; 
Silberiiagl  S.  255;  für  Württemberg  auch 
daraus,  dass  nach  Art.  17  des  cit.  Yolksschulges. 
V.  1836  die  betreffenden  Bücher  von  den  Eltern 
angeschafft  werden  müssen,  also  dabei  eine 
uaoh  Art.  7  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862  nur  sei- 
tens des  Staates  durchführbare  Verfügung  in 
Frage  steht,  Golther  S.  382.  383.  628. 

2  Das  folgt  sowohl  aus  dem  staatlichen  Placet, 
s.  vor.  Anm.,  wie  auch  aus  dem  staatlichen  Recht 
der  Oherleitung,  welches  eine  unkontrolirte, 
mit  dem  gesammteu  Unterricht  möglicher  Weise 
in  Widerspruch  stehende  Direktion  einer  frem- 
den Behörde  ausschliesst.  Andererseits  dazf  aber 
die  Mittheilnng  Ton  solchen  Verfügungen,  welche 
sich  innerhalb  der  oben  gedachten  Grenzen  han- 
deln, nicht  yerweigert  werden,  weil  dies  das 
Recht  der  kirchlichen  Leitung  beeinträchtigen 
würde. 

3  S.  0.  S.  606  n.  2. 

4  Vgl.  auch  cit  Volksschulges.  Art.  76  Abs.  3: 
„Uebrigens  bleiben  die  katholischen  Dekane  ver- 
pflichtet, bei  Gelegenheit  der  ihnen  obliegenden 
Kirchenvisitationen  neben  den  gewöhnlichen 
Kirchenvisitationsberichten  einen  die  Religions- 
und Sittenlehre  in  den  Volksschulen  umfassen- 
den Hauptbericht  an  die  bischöfliche  Behörde  zu 
erstatten. 

Nach  Silbernagl  S.  481  haben  die  bai- 
rischen  Bischöfe  auf  Grund  des  Konkordates 
v.  1817.  Art  V  Q^Cnm  episoopis  Incumbat  fldei 
ac  morum  doctrinae  invigilare,  in  huius  offlcii 
exercitio  etiam  circa  scholas  publicas  nullo  modo 
impedientur'^)  das  Recht,  die  Volksschulen  in 
Person  oder  durch  ihre  Bevollmächtigten  zu  visi- 
tiren  und  auf  Abstellung  wahrgenommener  Ge- 
brechen zu  dringen  beansprucht,  s.  auch  die 
Denkschrift  V.  1850,  Ginzel,  Arch. 2, 215.  Ein 
Recht  zu  beliebigen  Visitationen  spricht  ihnen 
aber  das  Konkordat  nicht  zu.  Ebensowenig  hat 
die  Regierung  ein  solches  anerkannt,  vielmehr 
in  der  zurückgezogenen  (s.  o.  S.  607  n.  2)  Ent- 
Schliessung  v.  1862.  Nr.  22  nur  erklärt:  „Dem 
Pfarrklerus  bleibt  nach  Massgabe  des  organischen 
Edikts  V.  16.  September  1808  (Reg.  Bl.  S.  2493  ff.) 
und  der  Normativentschliessung  v.  24.  Juli  1883 
die  nächste  Beaufsichtigung   und  Leitung  des 


Unterrichts-  und  Erziehungswesens  an  den^deut- 
schen  Schulen  überlassen.  Bei  Bestellung  der 
Distriktsschnlinspektoreu  und  der  Inspektoren 
der  Schullehrerseminarien  sollen  die  Bischöfe 
gutachtlich  vernommen  werden,  und  versieht 
sich  die  Staatsregierung  zu  dem  Klerus,  dass  er 
die  seiner  Aufsicht  anvertraute  wichtigste  Schule 
der  Volksbildung,  die  Elementarschule,  mit 
Sorgfalt  und  Liebe  pflege".  Die  Regierung  er- 
achtet also  offenbar  durch  diese  regelmässige 
Aufsicht  des  Pfarrklerus  den  %.  39  des  Rel.  Ed., 
allerdings  im  Widerspruch  mit  der  Auffassung 
der  Bischöfe,  cit  Arch.  8,  419,  für  gewahrt. 
Gegenüber  dem  Wortlaute  des  §.  39  werden  in- 
dessen die  Bischöfe  selbst  oder  die  von  ihnen  be- 
sonders ermächtigten  Geistlichen  nicht  von  der 
Visitation  ausgeschlossen  werden  können.  Da 
aber  der  Staat  die  einheitliche  Leitung  der  Volks- 
schule zu  führen  hat  und  die  beliebige  Vornahme 
ausserordentlicher  Visitationen  den  Unterricht 
stören  könnte,  so  wird  sich  der  Bischof  vor  der 
Abhaltung  einer  solchen  vorher  mit  den  Schnl- 
behörden  ins  Einvernehmen  zu  setzen  haben. 

Was  die  Präparanden-Anstalten  und 
Lehrerseminarien  betrifft,  so  hat  auch  über 
diese  die  kirchliche  Oberbehörde  das  Aufsichts- 
recht in  Betreff  der  Religions-  und  Sittenlehre 
und  des  religiös-sittlichen  Lebens  der  Zöglinge 
zu  üben,  Englmann  S.  106.  118. 

Ganz  dieselben  Gesichtspunkte  müssen  übri- 
gens bei  der  völlig  gleichen  Lage  der  Verhält- 
nisse auch  in  W  ü  r  1 1  em  b  e  r  g  (s.  o.  8. 600  u.  602) 
zur  Anwendung  kommen.  Hier  bestellt  das  Or- 
dinariat die  Dekane  und  Schulinspektoren  be- 
sonders zu  Kommissaren  für  die  bischöfliche  Be- 
aufsichtigung des  Religionsunterrichts ,  hat  sich 
aber  das  Recht  vorbehalten,  sich  auf  ausser- 
ordentliche Weise  von  der  Ertheilung  des  Reli- 
gionsunterrichts in  den  Schulen  Kenntniss  zu 
verschaffen.  Ordinär.  ErL  v.  1870,  v.  Vogt, 
Samml.  S.  682. 

5  Cit.  Volksschulges.v.  26.  April  1873.  Art.  29 
Abs.  5 :  „Die  der  kirchlichen  Oberbehörde  zu- 
stehende Aufsicht  über  den  Religionsunterricht 
übt  der  Ortsgeistliche  als  solcher,  beziehentlich 
der  höhere  kirchliche  Aufsichtsbeamte  aus^; 
Ausführungs-V.  dazu  v,  25.  August  1874.  J.  37, 
v.  Seydewitz,  Cod.  des  sächs.  Kirchen-  un<l 
Schul-R.  Suppl.  S.  440;  Arch.  f.  k.  K.  R  46, 
125 :  ,,Bei  Ausübung  der  Aufgeht  über  den  Be- 
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und  in  He 88611^  den  kirchlichen  Behörden  blos  ein  Recht  der  Aufsicht  ttber  den 
Religionsunterricht,  nicht  die  Leitung^  desselben  eingeräumt.  Wie  in  Baiern  und 
Württemberg  hat  also  auch  hier  der  Staat  für  das  Lehrpersonal,  welches  den  plan- 
massigen  obligatorischen  Religionsunterricht  in  der  Volksschule  ertheilt,  zu  sorgen  '\ 
wennschon  derselbe  nach  Vereinbarung  mit  der  Kirchenbehörde  auch  den  Orts- 
pfarrern  oder  Ortsgeistlichen  überlassen  werden  kann^.  Aber  gegenüber  den  eben 
gedachten  beiden  Gesetzgebungen  besteht  der  Unterschied,  dass  wegen  der  den  kirch- 
lichen Behörden  fehlenden  Leitungsbefugniss  die  Aufsicht  derselben  lediglich  eine 
Mitaufsicht,  welche  neben  der  allgemeinen  auch  über  den  Religionsunterricht  zu  üben- 


ligionBunterricht  hat  der  betreffende  Geistliche 
sich  das  als  Anhalt  dienen  zu  lassen,  was  im 
)^  29  Abs.  3  des  Gesetzes  den  Ortsschulinspekto- 
ren  yrgeschrleben  ist  (d.  h.  „von  dem  Zustande 
der  Schule'^  —  also  hier  des  Keligionsanterrichts 
—  „durch  öfteren  Besuch  der  Klassen  Kenntniss  zu 
nehmen,  sich  mit  dem  Lehrer  im  Einvernehmen 
zu  erhalten  und  denselben  auf  etwa  vorgefundene 
Mängel  aufmerksam  zu  machen,  während  dea  Un- 
terrichts sich  jedoch  und  vor  den  Schülern  joder 
tadelnden  Bemerkung  über  den  Lehrer  zu  enthal- 
ten'*). Von  der  ihm  zostehenden  Befugniss,  dem 
Religionsunterrichte  beizuwohnen,  wird  er  so 
oft,  als  ihm  im  Interesse  des  letzteren  zu  liegen 
scheint,  Gebrauch  machen,  lieber  etwaige  Aus- 
stellungen wird  er  sich  dem  Lehrer  gegenüber 
äussern  oder  sie  nach  Umständen  im  iSchulvor- 
Stande,  beziehentlich  bei  dem  Bezirksschul- 
inspektor zur  Sprache  bringen.  Der  Schulvor- 
stand,  beziehentlich  der  Bezirksschulinspektor 
haben  die  bei  ihnen  angebrachten  Wünsche  oder 
Beschwerden  des  beaufsichtigenden  Geistlichen 
in  sorgfältige  Erwägung  zu  ziehen  und  dem  letz- 
teren ihre  EntSchliessung  darauf  zu  eröffnen,  da- 
mit derselbe,  sofern  eine  Verständigung  nicht 
zu  erzielen  sein  sollte,  seine  vorgesetzte  Be- 
hörde^um  Vermitteluug  angehen  kann". 

Was  das  katholische  Lehrerseminar  in 
Bautzen  betrifft,  so  übt  hier  das  katholische  dom- 
stiftliche  Konsistorium  die  nächste  Aufsicht  aus, 
Ges.  V.  22.  August  1Ö76.  jj.  67.  v.  Seydewltz, 
Codex  etc.  Supplement  8.  472,  hat  diese  also 
auch  über  den  Religionsunterricht  zu  führen. 

^  Yolksschulgesetz  v.  lü.  Juni  1874.  Art.  68 
Abs.  4:  „Die  Ueberwachung  des  Religionsunter- 
richts steht,  neben  dem  Schulvor^tande  und  den 
oberen  Schulbehördeu ,  auch  den  im  Schulvor- 
fttande  oder  mit  Genehmigung  unseres  Ministe- 
riums des  Innern  hiermit  besonders  beauftragten 
Geistlichen  als  solchen  und  beziehungsweise  den 
oberen  kirchlichen  Behörden  zu.  Bei  Ausübung 
dieses  Anfsiohtsrechts,  sowie  bei  Ertheilung  von 
Religionsunterricht  in  den  Schulen  durch  die 
Geistlichen  müssen  die  hinsichtlich  des  Yolks- 
schnlwesens  bestehenden  oder  noch  erlassen  wer- 
denden Gesetze ,  Verordnungen  und  Reglements 
sorgfältig  beachtet,  auch  ebenso  der  Konflrman- 
denunterricht  der  Regel  nach  nicht  während  der 
für  die  betr.  Schulen  festgesetzten  Unterrichts- 
zeit —  von  dem  Religionsunterricht  abgesehen  — 
abgehalten  werden";  Min.-Ausführungs-Erl.  v. 
14.  September  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  292: 
Ji.  Zur  Ausübung  des  den  Geistlichen  als  sol- 

U  in  seh  in  8,  Kirchenrecht  lY. 


chen  und  beziehungsw.  den  oberen  kirchlichen 
Behörden  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Beauf- 
sichtigungsrechts über  den  Religionsunterricht 
in  den  Volksschulen  sind  belügt:  1)  der  im  be- 
treffenden Schulvorstande  beündliche  Geistliche 
oder  der  mit  unserer  Genehmigung  hiermit  be- 
sonders beauftragte  Geistliche,  2j  die  betreffenden 
oberen  (^und  obersten)  kirchlichen  Behörden.  An- 
dere Geistliche  als  die  oben  genannten  können  eine 
Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  in  Volks- 
schulen nicht  in  Anspruch  nehmen  oder  ausüben. 
II.  In  Ausübung  des  unter  I  bemerkten  Mitauf- 
sichtsrechts  über  den  Religionsunterricht  in  den 
Volksschulen  kann  der  im  betreffenden  Schul- 
vorstande befindliche  oder  mit  unserer  Genehmi- 
gung betraute  Geistliche,  sowie  die  betreffende 
obere  (oberste)  kirchliche  Behörde  ohne  vorherige 
Anfrage  oder  Mittheiluug  bei  der  Schulbehörde 
wahrend  der  im  genehmigten  Stundenplan  für 
den  Religionsunterricht  vorgesehenen  Stunden 
die  Schule  besuchen  und  sich  durch  Beiwohnung 
bei  dem  Religionsunterricht,  Prüfung  der  Kin- 
der, von  dem  Stande  des  Religionsunterrichts 
verlässigen.  —  Wünscht  die  betreffende  obere 
(oberste)  kirchliche  Behörde  eine  Prüfung  einer 
Schule  oder  bchulklasse  hinsichtlich  des  Reli- 
gionsunterrichts ausserhalb  der  für  den  Reli- 
gionBunterri(;ht  im  genehmigten  Stundenplan 
vorgesehenen  Zeit  vorzunehmen,  so  hat  ^ich  die- 
selbe wegen  Anberaumung  dieser  Prüfung  mit 
der  betreffenden  Kreisschulkommission  in  Be- 
nehmen zu  setzen,  und  haben  die  Kreisschul- 
kommissionen begründeten  desfalsigen  Wün- 
schen <ler  oberen  Behörden  zu  entsprechen.'' 

■^  Die  entgegengesetzte  Angabe  von  Löning, 
Verwaltungsrecht  S.  752.  763,  welcher  die 
sächsische  und  hessische  Gesetzgebung 
als  der  bairischen  und  württembergi- 
schen völlig  gleichartig  behandelt,  ist,  wie  die 
in  den  Anmerkungen  mitgetheilten  gesetzlichen 
Bestimmungen  ergeben,  unrichtig. 

a  VgL  cit.  Sachs.  Ges.  v.  1873.  §.  12,  hess. 
Ges.  V.  1874.  Art.  4.  Abs.  4:  „Hei  dem  Unter- 
richt in  der  Religion  sind  die  Kinder  stets  kon- 
fessionell getrennt,  und  wird  dieser  Unterricht, 
soweit  derselbe  nicht  nach  getroffener  Verein- 
barung zvvischen  den  oberen  Kirchen-  und  Schul- 
behörden von  dem  betr.  Geistlichen  oder  einem 
besonderen  Religionslehrer  übernommen  ist,  von 
dem  oder  den  Lehrern  der  betr.Konfession  erthcilt." 

4  S.  hess.  Ges.  Art,  4.  Abs.  4;  Mainzer  Or- 
dinär. Erl.  V.  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  35,  290; 
Min.  Ausf.  Eri.  v.  1875  No.  IV  a.  a.  O.  S.  293, 
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[§.  238. 


den  Aufsicht  der  staatlichen  Schulbehörden  konkurrirt^,  sein  kann,  femer  dass  die 
massgebende  Bestimmung  über  den  Religionsunterricht  (Lehrplan,  Zahl  der  Stunden, 
Religionsbücher  u.  s.  w.}  in  der  Hand  der  eben  gedachten  Organe  ruht,  sofern  nicht 
gesetzlich  dabei  ein  vorgängiges  Benehmen  mit  der  kirchlichen  Behörde  —  und  dies 
ist  in  Sachsen  bei  allen  EntSchliessungen  über  alle  Angelegenheiten  des  Religions- 
unterrichts^, in  Hessen  3  bezüglich  des  Lehrplanes  und  der  generellen  Anordnungen 
far  den  Religionsunterricht  der  Fall  —  angeordnet,  oder  femer  wie  in  Hessen  die 
Auswahl  und  die  EinfÜhmng  der  Religionslehrbücher  der  kirchlichen  Behörde,  frei- 
lich unter  Wahmng  des  Einspruchsrechtes  des  Ministeriums  des  Innem  \  überlassen 
ist.  Endlich  ergiebt  sich  der  weitere  Unterschied,  dass  die  kirchlichen  Aufsichts- 
behörden, selbst  bei  wahrgenommenen  Mängeln  und  Missst&nden,  keine  den  Religions- 
unterricht betreffenden  Anordnungen  oder  Verftigungen  an  die  Lehrer  oder  Schal- 
behörden zu  erlassen  berechtigt  sind,  sich  vielmehr  unter  Mittheilung  ihrer  Wahr- 
nehmungen mit  den  für  erforderlich  erachteten  Anträgen  an  die  staatlichen  Schulbehörden 
wenden  müssen,  damit  diese  nach  stattgehabter  Prüfung  die  geeigneten  Massnahmen 
ergreifen*. 


1  Ertheilt  der  OrtsgeistUche  den  Religions- 
unterilcht,  so  ist  er  dabei  ebenfaUs  dieser  Auf- 
sicht und  den  geltenden  Yoischriften  unterwor- 
fen, ygl.  für  Hessen  den  cit  Min.-Au8f.-£rl. 

Y.  187Ö.  No.  IV :   „Die  ....  von  dem  betr. 

Geistlichen  zu  übernehmenden  Religionsstunden 
müssen  yon  demselben  pünktlich  gehalten  und 
müssen  hierbei  die  Bestimmungen  des  nach  Be- 
nehmen mit  den  betr.  obersten  kirchlichen  Be- 
hörden von  uns  erlassenen  Lehrplans  für  den 
betr.  Religionsunterricht  in  den  Volksschulen 
genau  beachtet  werden.  Ohne  Genehmigung 
der  betr.  Kreisschulkommission  ist  der  betr. 
Geistliche  nicht  befugt ,  sich  in  Ertheilung  der 
Religionsstunden  durch  einen  andern  Geistlichen 
vertreten  zu  lassen.  V.  In  Ausfluss  der  allge- 
meinen staatlichen  Schulaufsicht ...  steht  selbst- 
verständlich auch  den  staatlichen  Schulbehörden 
das  Recht  zu .. .  von  dem  von  dem  Geistlichen  er- 
theilt  werdenden  Religionsunterricht  Kenntniss 
zu  nehmen  und  zu  diesem  Behuf e  diesem  Unter- 
richt beizuwohnen.  Nur  haben  sich  die  Kreis- 
schul kommissionen  ...  einer  Einwirkung  auf  den 
sachlichen  Inhalt  des  ....  Religionsunterrichts 
zu  enthalten  und  ihr  Augenmerk  darauf  zu  rich- 
ten, dass  der  Unterricht  pünktlich  zur  festge- 
setzten Zeit  nach  Massgahe  des  vorgeschriebenen 
Lehrplanes  ertheilt  wird  und  dass  der  ....  Reli- 
gionsunterricht nichts  enthält,  was  den  bürgor- 
lichen  und  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwider- 
läuft. Findet  eine  Kreisschulkommission  .... 
Anstände  und  lassen  sich  diese  Anstände  nicht 
kurzer  Hand  durch  Benehmen  der  Kreisschul- 
kommission mit  dem  betr.  Geistlichen  beseitigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art,  so  hat 
sich  —  falls  nicht  nach  Lage  der  Sache  eine  so- 
fortige Berichterstattung  an  die  Ministerialab- 
theilung  für  Schulangelegenheiton  geboten  er- 
scheint —  die  hetr.  Kreisschulkommission  mit 
der  betr.  oberen  kirchlichen  Behörde  In  Beneh- 
men zu  setzen  . . .  Lasst  sich  ein  Einvernehmen 
nicht  erzielen ,  so  ist  von  der  betr.  Kreisschul- 


kommission an  die  Minist  Abtheilung  f.  Seh. 
A.  Vorlage  zu  machen.'' 

2  Git  Ges.  %,  37 a.  Schi.:  „Bei  EntschUessun- 
gen  über  alle  Angelegenheiten  bezüglich  des 
Religionsunterrichts  oder  über  kirehendienstiiehe 
Verrichtungen  und  Bezüge  hat  sich  die  obeiste 
Schulbehörde  mit  der  kirohliohen  Oberbehöide 
der  betr.  Konfession  in  Vernehmung  zu  setzen. 
Auch  kann  die  letztere  auf  Grund  ihrer  Wahr- 
nehmungen über  den  Zustand  der  religiösen 
Jugendbildung  Anträge  an  das  Unterriehtsmini- 
sterium  stellen.'^  Vgl.  auch  den  nach  Verneh- 
mung mit  dem  apostolischen  Vioariate  festge- 
stellten Lehrplan  für  den  Unterricht  in  der  Be- 
ligions-  u.  Sittenlehre  für  die  sächsischen 
Volksschulen  v.  1876,  v.  Seydewltza.  a.  0. 
S.  476. 

8  Oit.  he  SS.  Ges.  Art.  12.  Abs.  3:  „Den  all- 
gemeinen Unterrichtsplan,  in  welchem  die  Lehr- 
stoffe und  die  auf  Jeden  Unterrichtszweig  zu  ver- 
wendende Zeit  näher  zu  bezeichnen  ist,  stellt 
Unser  Ministerium  des  Innem  auf.  Bezüglich 
des  Lehrplanes  und  der  übrigen  generellen  An- 
ordnungen für  den  in  der  Schule  zu  ertheilenden 
Religionsunterricht  wird  dasselbe  sieh  zuvor  mit 
den  betr.  oberen  kirohliohen  Behörden  in  Be- 
nehmen setzen.  ^  S.  den  Lehrplan  für  den  katho- 
lischen Religionsunterricht  im  oit.  Aich.  36, 287. 

*  A.  a.  0.  Art.  13.  Abs.  2:  „Die  Bestimmiing 
der  für  den  Religionsunterricht  zu  wählenden 
Lehrbücher  gehört  unter  Aufsicht  Unseres  Mini- 
steriums des  Innern,  gegen  dessen  Einsprache 
die  betr.  Bücher  in  den  Schulen  nicht  gebraucht 
und  eingeführt  werden  dürfen ,  zum  Ressort  der 
kirchlichen  Behörden.^ 

5  Vgl.  für  Sachsen  o.  Anm.  2  und  S.  608. 
n.  6;  cit.  hess.  Min.-Ausf.-ErL  v.  1875.  UI: 
„Findet  der  betr.  Geistliche  oder  die  betr.  obere 
kirchliche  Behörde  in  Ausübung  ihres  Mitsof- 
sichtsrechts....  hinsichtlich  der  Ertheilung  dieses 
Unterrichts  in  einer  Schule  oder  Schnlklasse  einer 
Gemeinde  Anstände  und  lassen  sich  diese  An- 
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Ausser  Oldenburg^  mnss  endlich  auch  Prenssen  in  dieselbe  Gruppe,  wie 
Sachsen  nnd  Hessen  eingereiht  werden.  Die  preassische  Verwaltangsnrkande 
bestimmt  zwar:  ^^Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  betreffenden 
Religionsgesellschaften ''  ^.  Aber  nichtsdestoweniger  stehen  den  katholischen  Kirchen- 
behörden nicht  die  oben  8.  606  gedachten  Rechte  zu,  denn  die  betreffende  Vorschrift 
der  Verfassungsnrkunde  ist  suspendirt  und  enthält  nicht  geltendes  Rechte  vielmehr  ^ 
sind  die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen  geblieben  *,  Eine  Leitung  in 
dem  o.S.  606. 607  gedachten  Sinne  haben  diese  letzteren  der  Kirche  als  solcher  nicht 
eingeräumt^,  vielmehr  hatten  die  katholischen  Pfarrer  und  Dekane  blos  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  die  Lokal-  und  Kreis-Schulinspektion  zu  fahren®,  und  die  ersteren 
theilweise  auch  den  Religionsunterricht  zu  ertheilen  ^.  Die  erst  erwähnten  Funktionen 
werden  aber  seit  dem  Gesetze  v.  11.  März  1872  ^  von  ihnen  blos  als  staatliche  kraft 
Staatsauftrages  versehen,  und  auch  bei  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  han- 
delten die  Pfarrer,  da  ein  Theil  des  durch  den  Staat  schulplanmässig  festgesetzten 
Unterrichts  in  Frage  stand,  nicht  kraft  kirchlichen,  sondern  staatlichen  Auftrags. 

Unter  diesen  Umständen  hatte  die  Verwaltung  selbst  nach  Erlass  der  Verf.  Urk. 
nicht  einmal  das  Recht,  der  Kirche  und  den  kirchlichen  Organen  die  massgebende 
Leitung  des  Religionsunterrichts  zu  überlassen^,  denn  damit  würde  sie  die  ihr 


•ttnde  nicht  kurzer  Hand  im  EinTernehmen  mit 
dem  betr.  Lehrer  oder  Sohulvorstande  erledigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art  oder 
werden  beaondere  Anordnungen  gewünscht,  dann 
hat  sieh  die  betr.  obere  kirchliche  Behörde  mit 
der  betr.  Rrelftsohnlkommission  in  Benehmen  zu 
setzen  oder  ist  sich  nach  Lage  der  Sache  von  der 
betr.  obersten  kirchlichen  Behörde  an  die  Mi- 
nisterialabtheilang  f.  Seh.  A.  zu  wenden.  Dies 
gilt  insbesondere  auch,  wenn  die  dienstliche 
Wirksamkeit  des  betr.  Lehrers  als  Religionslehrer 
zu  Klagen  Anlass  giebt  und  Vorstellungen  nicht 
zum  Ziele  fuhren,  Indem  dem  betr.  Geistlichen 
und  beziehungsweise  den  oberen  (obersten) 
kirchlichen  Behörden  ein  Recht  der  Verweiser- 
theilung,  überhaupt  eine  Strafbefugnlss  gegen 
den  Lehrer  als  Religionslehrer  nicht  zusteht.^ 

»  Die  rev.  Verf.  ürk.  t.  22.  November  1852. 
$.  82.  %.  7  bestimmt  nur:  „Die  nothwendige 
Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schule  wird 
unter  Berücksichtigung  der  konfessionellen  Yer- 
hiltnisse  durch  das  Gesetz  geregelt.^  Das  auf 
Grund  derselben  erlassene  Unterrichtsgesetz  v. 
8.  April  1850,  All.  K.  Bl.  f.  d.  ot.  Deutschi. 
1865.  S.  464  gewährt  1)  Jedem  Pfarrgeistlichen 
(Art.  36.  §.  1)  „auch  wenn  er  nicht  Mitglied  des 
SchuWorstandes  ist,  das  Recht,  sämmtliche 
Schulen  seines  Pfarrsprengels  jeder  Zeit  zu  be- 
suchen, um  sich  Ton  dem  Zustande  der  Schule 
in  Bezug  auf  religiös-konfessionelle  Bildung  der 
Jugend  fortwährend  in  Kenntniss  zu  erhalten**, 
2)  den  die  Kirchenvisitationen  vornehmenden 
kirchlichen  Behörden  das  Recht ,  dabei  auch  die 
Sehulen  zu  vlsitlren  (Art.  3.  Nr.  7.  Abs.  2:  ^Die 
Kirchenvisitationen  erstrecken  sich  auf  die 
Schulen  nur  in  Beziehung  auf  die  religiös-kon- 
fessionelle Bildung  der  Jugend.  Die  oberen 
Kirchenbehörden  werden  die  Ergebnisse  solcher 
Yisltationen,  soweit  sie  die  Schulen  betreffen, 
den    Obersohulkollegien    mittheilen^Q    endlich 


3)  der  oberen  Kirchenbehörde  (Art  6)  das  Recht, 
dass  „die  Einführung  neuer  dem  Religionsunter- 
richt zum  Grunde  zu  legender  Lehrbücher  bei 
den  öffentlichen  Schulen*'  durch  das  katholische 
Oberschulkollegium  (s.  o.  S.  698  n.  10)  ihrer 
„vorgehenden  Zustimmung"  bedarf,  also  keine 
entscheidenden  Leitungs-,  sondern  nur  Aufsichts- 
und  Ueberwachungsrechte.  Allerdings  hält  Art. 
69.  §.  1  die  durch  das  Gesetz  nicht  geänderten, 
das  katholische  Schulwesen  betreffenden  Anord- 
nungen aufrecht,  aber  gerade  soweit  der  $.  34 
des  Normativs  v.  5.  April  lti31,  Müller,  Lexi- 
kon des  K.  R.  2.  Aufl.  5,  421,  dem  Offlzial  um- 
fassendere Rechte  zuweist,  sind  diese  durch  die 
Vorschriften 'des  angeführten  Gesetzes  beseitigt. 

2  Verf.  ürk.  v.  31,  Januar  1860.  Art.  24.  Abs.  3. 

s  A.  a.  0.  Art.  112:  „Bis  zum  Erlass  des  im 
Art.  26  vorgesehenen  Gesetzes  bewendet  es  hin- 
sichtlich des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei 
den  jetzt  geltenden  Bestimmungen*". 

*  S.  0.  S.  690  n.  1  V.  S.  689. 

5  Wenn  §.  8  d.  Dienstinstmktion  f.  d.  Pro- 
vinzial-Konsistorien  v.  23.  Oktober  1817  den 
Bischöfen  „ihren  Einfluss,  soweit  er  verfassungs- 
und  gesetzmässig  ist,  auf  den  Religionsunter- 
richt in  den  öffeutlichen  Schulen"  vorbehält,  so 
untersteht  dieser  Einfluss  nach  $.  6.  8.  a.  a.  0. 
ebenfalls  der  Staatsaufsicht  (vgl.  auch  Instruktion 
für  die  Regierungen  v.  23.  Oktober  1817.  J.  18), 
und  von  einer  Einräumung  selbstständiger  Lei- 
tungsrechte ist  darin  nicht  die  Rede. 

6  0.  S.  699. 

7  S.  z.  B.  A.  L.  R.  IL  12.   §•  ^9. 

s  S.  0.  S.  601 ;  wie  schon  nach  dem  früheren 
Recht,  s.  Entsch.  d.  0.  Tr.  v.  1863  in  Ztsch.  f. 
K.  R.  6,  466. 

«  Vering,  K.  R.,  2.  Aufl.  S.  179,  behandelt 
allerdings  ohne  jede  Rücksicht  auf  Art.  112  den 
Art.  24  der  V.  U.  als  geltendes  Recht. 

39* 
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gesetzlich  zugewiesene,  entscheidende  Bestimmung,  welche  die  Staatsbehörden  kraft 
ihres  sich  auf  den  Religionsunterricht  mit  beziehenden  obersten  Leitungs-  und  Auf- 
sichtsrechtes zu  üben  haben,  im  Widerspruch  mit  dem  bestehenden  Recht  aus  der 
Hand  gegeben  haben.  Es  war  daher  dem  geltenden  Recht  vollkommen  entsprechend, 
wenn  die  Verwaltung  bei  dem  Mangel  spezieller  gesetzlicher  Vorschriften  seit  dem 
Jahre  1876  nachstehende  Grundsätze  zur  Durchführung  gebracht  hat^ : 

Die  Ertheilung  des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts  liegt  in  erster  Linie 
den  Yorschriftsmässig  qnalifizirten  Lehrern  unter  Aufsicht  des  Staates  ob,  es  kann  aber 
auch,  falls  keine  Bedenken  entgegenstehen,  der  Ortspfarrer '^  an  dem  gedachten  unter- 
rieht  betheiligt  werden  3. 

Keinem  Geistlichen  als  solchem  kommt  ein  Recht  der  Leitung  ^  des  Religions- 
unterrichts zu  ^,  vielmehr  hat  der  gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  oder  ein  anderer 
seitens  der  kirchlichen  Behörde  bezeichneter  und  staatlich  anerkannter  Geistlicher, 
aber  nur  bei  gleichzeitigem  Fortbestehen  der  Aufsicht  der  staatlichen  Organe,  die 
Mitaufsicht  über  den  Religionsunterricht  auszuüben  ^. 


1  Erl.  d.  Kult  Min.  ▼.  18.  Februar  1876, 
Schneider  u.  v.  Bremen  1,  109,  Arrh.  f.  k. 
K.  R.  15,  464.  Einzelne  auf  Grund  desselben 
erlassene  Regierungs-Instruktionen  i.  Arcb.  36, 
447  u.  Schneider  u.  v.  Bremen  1,  110,  111. 

2  Cit.  Erl.  No.  1  u.  2. 

«*  A.  a.  0.  No.  3 :  „Wo  es  bisher  üblich  war, 
den  schulplanmässigen  Religionsunterricht  zwi- 
schen dem  angestellten  Lehrer  und  dem  Pfarrer 
oder  dessen  ordentlichem  Vertreter  (Vikar,  Kap- 
lan) dergestalt  zu  theilen,  das6  ersterer  die  bib- 
lische Geschichte,  letzterer  den  Katechismus 
übernimmt,  kann  es  unter  der  Voraussetzung 
auch  fernerhin  dabei  bewenden,  dass  der  Geist- 
liche in  Bezug  auf  seine  Stellung  zum  Staat  der 
Sehul-Aut'sichtsbehörde  kein  Bedenken  erregt 
und  allen  ressortsmassigeu  Anforderungen  der- 
selben, insbesondere  hinsichtlich  der  Lehrbücher, 
der  Vertheilung  des  ünterrichtsstofTes  auf  die 
einzelnen  Klassen ,  der  Schulzucht  und  pünkt- 
lichen Innehaltung  der  Lehrstunden  ptlicht- 
mässig  entspricht.  Demgemäss  sind  Geistliche, 
welchen  wegen  Nichterfüllung  einer  dieser  Vor- 
aussetzungen die  Kreis-  oder  Lokai-Schulin- 
.'pektion  hat  entzogen  oder  welche  von  der  Lei- 
tung des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts 
haben  ausgeschlossen  werden  müssen,  selbst- 
redend auch  von  der  Ertheilung  des  letzteren 
auszuschliessen." 

*  Leber  diesen  BegrifiF  der  Leitung  s.  u.  Anm.  6. 

5  Cit.  Erl.  No.  7:  „Anlangend  die  Leitung 
des  Religionsunterrichts,  so  ist  von  mir  wieder- 
holt darauf  hingewiesen  worden,  dass  dieselbe 
nach  Art,  24  der  Verf.  ürk.  den  Religionsgesell- 
schafteu  zastehen  soll,  dass  jedoch  einerseits 
dieser  Art.  wohl  der  näheren  Bestimmung  seines 
Inhalts  dur^h  das  ....  zu  erlassende  Unter- 
richtsgesetz bedarf,  dass  indess  andererst  its  nichts 
im  Wege  steht ,  die  darin  enthaltene  allgemeine 
Norm  iuaoweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  wie 
dies  die  bestehenden  Gesetze  und  die  htaatlichen 
Interessen  gestatten.  —  Danach  hat  kein  ein- 
zelner Geistlicher  ohne  Weiteres  ein  Recht, 
diese  Leitung  zu  beanspruchen ,  es  ist  jedoch  in 


der  Regel  oder  so  lange  die  kirchlichen  Oberen 
ein  anderes  Organ  dazu  nicht  bestimmen,  der 
gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  als  das  zur  Lei- 
tung des  Religionsunterrichts  berufene  Organ  zu 
betrachten.  Sowohl  der  Ortspfarrer,  als  auch 
der  sonst  von  den  kirchlichen  Oberen  znr  Leitung 
des  Religionsunterrichts  bestimmte  Geistliche 
darf  aber  dieselbe  nur  ausüben,  so  lange  er  durch 
sein  Verhalten  nicht  diejenigen  Zweoke  gefähr- 
det, welche  der  Staat  mit  der  Erziehung  der 
Jugend  durch  die  Volksschule  verfolgt.^  — 
No.  8:  „Tritt  ein  solcher  Fall  ein,  so  hat  die 
staatliche  Aufsichtsbehörde  dem  Geistlichen  zu 
eröffnen ,  dass  er  zur  Leitung  des  Religions- 
uncerrichts  nicht  ferner  zugelassen  werden  kann. 
Der  Beschluss  ist  gleichzeitig  zur  Kenntniss  der 
kirchlichen  Oberen  mit  dem  Anheimgeben  zu 
bringen,  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einen 
andern  Delegirten  zu  bezeiohuen.  Findet  die 
staatliche  Aufsichtsbehörde  gegen  denselben 
nicikts  zu  erinnern ,  so  ist  derselbe  zur  Leitung 
des  Religionsunterrichts  zuzulassen." 

«  A.  a.  0.  No.  9 :  „Der  als  Organ  der  betr. 
Religionsgesellschaft  anerkannte  Pfarrer  oder 
fconstige  Geistliche  ist  berechtigt,  dem  schulplan- 
mäsäigen  Religionsunterricht  in  den  dafür  fest- 
gesetzten Stunden  beizuwohnen,  durch  Fragen 
und  soweit  erforderlich,  stellenweises  Eingreifen 
in  den  Unterricht  sich  davon  zu  überzeugen,  ob 
dieser  von  dem  Lehrer  vollständig  und  sachge- 
mäss  ertheilt  wird ,  und  welche  Fortschritte  die 
Schüler  darin  gemacht  haben,  ferner  den  Lehrer 
(jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  Kinder)  sachlich 
zu  berichtigen,  Wünsche  oder  Beschwerden  in  Be- 
zug auf  den  Religionsunterricht  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  vorzutragen  und  endlich  bei 
der  Entlassungsprüfung,  wo  eine  solche  statt- 
findet) nach  vorherigem  Examen  die  Censar  in 
der  Religion  festzustellen."  —  No.  10:  „Durch 
die  zu  9  bezeichneten  Befugnisse  wird  nichts 
geändert  in  dem  Recht  der  Aufsicht,  welches  der 
Staat  durch  seine  Organe  .  .  .  über  den  gesamm- 
ten  Unterricht  jeder  Schule  und  damit  auch  über 
den    katholischen    Religionsunterricht    in    der 
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Endlich  ist  auch  den  kirchlichen  Behörden  von  der  Unterrichtsverwaltung  ein 
Recht  der  gutachtlichen  Aeusserang  bei  der  Einführung  dar  dem  Religionsunterricht 
zu  Grunde  zu  legenden  Lehr-  und  Lernbücher  zugestanden  worden  ^  andererseits 
hat  sich  aber  dieselbe  die  massgebende  Entscheidung  darüber  vorbehalten,  ob  ein  von 
den  kirchlichen  Behörden  für  geeignet  erklärtes,  derartiges  Buch  vom  staatlichen 
Standpunkt  aus,  insbesondere  in  pädagogischer  und  didaktischer  Beziehung  unbrauch- 
bar erscheint,  und  sich  das  Recht  gewahrt,  die  Einführung  ungeeigneter  Bücher  ab- 
zulehnen oder  etwa  schon  im  Gebrauche  befindliche  zu  beseitigen  2. 

Trotz  mannichfacher,  katholischerseits  gemachter  Versuche,  in  der  eben  ge- 
schilderten Praxis  eine  Aenderung  herbeizuführen  3,  ist  dieselbe  bisher  von  der  Central- 
verwaltung  konsequent  aufrecht  erhalten  worden  ^. 

VII.  Die  Lehrer  an  den  Volksschulen.  1.  Die  Lehrer  überhaupt. 
A.  Im  Allgemeinen  (Konfession  der  Lehrer).  Die  Anschauung  der  katho- 
lischen Kirche,  dass  sie  zur  massgebenden  Leitung  des  Volksschulwesens  berechtigt 
sei,  bedingt  die  Konsequenz,  dass  ihr  auch  die  entscheidende  Bestimmung  über  die 
Ausbildung,  die  BefÄhigung,  die  Prüfung  und  wenn  nicht  über  die  Anstellung,  doch 
mindestens  über  die  Zulassung  der  Volksschullehrer  zu  ihren  Aemtern  oder  zur  Er- 
theilung  des  Unterrichts  zukommt  s.  Insbesondere  muss  sie  von  ihrem  Standpunkt 
aus  fordern,  dass  nur  Katholiken  die  Aemter  oder  Funktionen  eines  Volksschullehrers 
versehen  dürfen,  da  sie  sich  für  die  allein  berechtigte  Kirche  hält,  und  ein  nicht 


Volksschule  zu  {iben  hat.  Diese  Organe  haben 
somit  auch  das  Recht,  dem  gedachten  Unterricht 
beizuwohnen.  Sie  haben  darauf  zu  achten,  dass 
er  zu  den  im  Lehrplan  festgesetzten  Stunden 
und  nach  Massgabe  der  allgemeinen,  Ton  der 
Schul- Aufsichtsbehörde  erlassenen  Bestimmun- 
gen ertheilt  werde.  Eine  Einwirkung  auf  den 
sachlichen  Inhalt  der  Religfonslehre  steht  aber 
der  staatlichen  Schul- Aufsichtsbehörde  nur  in- 
soweit zu,  als  die  Religionslehre  nichts  enthal- 
ten darf,  was  den  bürgerlichen  und  staatsbürger- 
lichen Pflichten  zuwider  läuft  (Art.  12  der  Verf. 
Urk.  T.  1850  u.  SS-  13.  14.  II.  11.  A.  L.  R.).« 

Der  Schul gottesdien st  unterliegt  ebenfalls  der 
staatlichen  Bestimmung  und  Aufsicht ,  daher 
dürfen  die  Religionslehrer  während  desselben 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Schulvorstehers 
bei  demselben  Erlasse  der  kirchlichen  Behörden 
verkünden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  433;  30,  308, 
u.  36,  472. 

Wenn  No.  7  des  clt.  Erl.  (s.  S.  612.  n.  6)  von 
einer  Leitung  des  Religionsunterrichts  durch 
den  Geistlichen  spricht,  so  ist  damit  nicht  die 
allgemein  massgebende  Bestimmung  über  die  Art 
desselben  und  die  Ertheilung  in  allen  katholi- 
schen Schulen  (s.  0.  S.  607),  sondern  blos,  wie 
No.  9  a.  a.  0.  zeigt,  eine  üeberwachung  des  Re- 
ligionslehrers und  das  Recht  zu  Direktiven, 
welche  sich  aber  nicht  als  bindende  Anweisun- 
gen einer  vorgesetzten  Behörde  darstellen,  also 
wesentlich  Üeberwachung  und  Aufsicht  gemeint. 

1  Cirk.  V.  V.  27.  Februar  1873  u.  v.  12.  Okto- 
ber 1881,  S  chnelder  u.  v.  Bre  men  1. 17. 129, 
nach  welchen  die  von  den  Scholbehörden  herbei- 
zuführende Verständigung  mit  den  kirchlichen 
Behörden  vor  der  Einholung  der  dem  Minister 
vorbehaltenen  Genehmigung  herbeizuführen  Ist. 


Schon  1857  ist  vom  Kultusminister  bestimmt, 
dass  kein  anderer  Katechismus,  als  der  vom 
Pfarrer  beim  Katechumenen-Unterricht  ge- 
brauchte, eingeführt  werden  soll,  a.a.O.  1»  129, 
8.  aber  0.  i.  Text  zu  Anm.  2  und  Arch.  f.  k.  K. 
R.  38,  326. 

2  Min.  Verf.  v.  24.  Februar  1875,  Schnei- 
der u.  v.  Bremen  1,  129. 

3  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  264. 339;  38,  217. 
235.  339;  41,  259;  42,  374;  43,  114. 128. 134. 
144;  Schneider  u.  v.  Bremen  1,  113.  115 
und  die  Verhandlungen  des  Landtags  im  cit. 
Arch.  38,  245.  S.  auch  Denkschrift  des  bischöfl. 
Ordinariats  v.  Ermland  über  d.  gesetz massige 
Stellung  d.  Kirche  z.  Volksschule  in  Preussen. 
Braunsberg  1877. 

*  S.  d.  Min.  Verf.  i.  cit.  Arch.  38,  213.  224. 
239.240.243;  42.  381  u.  43,  156;  Schneider 
XL.  v.  Bremen  1,  116. 118  flf.  126  ff.  Uebrigens 
hat  auch  das  0.  Tr.  wiederholt  die  Verfassungs- 
mässigkeit des  Erlasses  v.  18.  Februar  1876  an- 
erkannt, Entsch.  73,  406  u.  80, 377 ;  v.  B  r  e  m  e  n 
u.  Schneider  1,  121.— 

In  die  vorstehend  im  Text  behandelte  Gruppe 
(Sachsen,  Hessen,  Oldenburg,  alte  und 
neue  preuss.  Provinzen)  gehört  endlich  auch 
Elsass -Lothringen,  da  hier  (s.  0.  S.  601 
n.  4)  die  Ortsgeistlichen  ebenfalls  die  Aufsicht 
über  den  Religionsunterricht  auszuüben  haben. 

5  S.  0.  S.  573.  574.  Wegen  der  Ansprüche 
in  Betreff  der  Volksschullehrerseminare 
vgl.  die  Denkschrift  des  balr.  Episkopats  0.  S. 
680  n.  6 ;  ferner  das  Prager  Prov.  Konz.  v.  1860, 
coli.  con.  Lac.  5,  452,  nach  welchem  alle  zu  er- 
richtenden derartigen  Seminare  der  oberen  Lei- 
tung der  Bischöfe  unterstehen  sollen. 
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katholischer  Lehrer  nicht  befähigt  erscheint,  für  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
im  Sinne  der  katholischen  Kirche  zn  wirken. 

Die  modernen  Staaten  haben  diese  Ansprüche  in  Folge  der  den  verschiedenen 
Konfessionen  gewährten  Gleichberechtigung  und  der  Behandlung  des  Unterrichts- 
wesens als  einer  staatlichen  Angelegenheit  bei  der  Kegelang  des  Volksschulwesens 
%icht  mehr  anerkannt.  Nur  insoweit  ist  den  Anforderungen  der  katholischen  Kirche 
Rechnung  getri^en,  als  da,  wo  das  System  der  konfessionellen  Schulen  besteht  ^,  oder 
einzelne  Schulen  konfessionelle  sind ^,  an  den  katholischen  Anstalten  dieser  Art 
nur  Katholiken  ^  mit  den  Lehrämtern  oder  mit  der  Ertheilung  von  Unterricht  betraut 
werden  dürfen^,  und  ebenso  an  den  katholischen  Lehrerseminarien  und  Präparanden- 
Anstalten  blos  Katholiken  ^  als  Direktoren  oder  Vorsteher  und  als  Lehrer  fongiren 
können^.  Daraus  folgt  aber  zugleich,  dass  bei  einem  etwaigen  Religionswechsel  eines 
angestellten  oder  blos  provisorisch  verwendeten  Lehrers  derselbe  seines  Amtes  oder 
seiner  Funktion  zwar  nicht  überhaupt,  aber  doch  an  der  betreffenden  konfessionellen 
Anstalt^  enthoben  werden  muss^. 

Bei  den  Simultansohulen  und  den  gemischten  Schullehrerseminarien  ist  prin- 
zipiell die  Zugehörigkeit  der  Lehrer  zu  einer  einzigen  bestimmten  Konfession  nicht 
bedingt,  es  genügt  vielmehr,  dass  dieselben  einer  der  verschiedenen  Religionsparteien, 
für  welche  die  betreffenden  Anstalten  errichtet  sind  ^,  angehören.  Wenn  demnach  die 
katholische  Kirche  aus  dem  Umstände,  dass  katholische  Kinder  diese  Art  Sohulen 
besuchen,  kein  Recht  auf  Verwendung  katholischer  Lehrer  ^^  gegen  den  Staat  herleiten 
kann,  so  ist  doch  ihren  Anforderungen  in  einzelnen  Staaten  insoweit  Rechnung  ge- 


1  S.  0.  S.  687. 

2  Weil  konfessionelle  und  SimnltanBchulen 
neben  einander  oder  auch  die  ersteren  neben  den 
letzteren  ausnahmsweise  zugelassen  sind,  o.  S. 
688.  689. 

3  Wegen  der  Altkatholiken  s.  o.  S.  694. 

4  Das  erwähnte  Prinzip  ist  in  der  cit.  bair.Y. 
V.  29.  Augnst  1873.  §.  12  ansdrücklich  anerkannt 
und  auch  das  angef.  württemb.  Volksschnl- 
gesetz  y.  1836  Art.  47  hebt  es  ansdrücklich  als 
Erfordemiss  hervor,  dass  der  Kandidat  „nach  sei- 
nem Glaubeusbekenntniss  zn  der  zu  besetzenden 
Stelle  befähigt  sei.*'  Die  übrigen  Gesetze  schwei- 
gen. Indessen  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit 
aus  dem  Begriff  der  Konfessionsschule  von  selbst 
und  wird  in  den  betreffenden  Ordnungen  theils 
dadurch  vorausgesetzt,  dass  bei  Schulen  mit  einem 
Lehrer  dieser  auch  den  Religionsunterricht,  sofern 
der  Pfarrer  nicht  etwa  den  letzteren  übernimmt, 
zu  ertheilen  hat,  o.  S.  688,  theils  dadurch,  dass 
mehrfach  im  Interesse  der  Erhöhung  der  Lehrer- 
besoldungen auf  die  Vereinigung  der  Küster- 
oder  Messner-Stellen  mit  den  Lehrer-Stellen 
hingewiesen  wird,  z.  B.  cit.  haunov.  Ges.  v. 
1846.  S*  ^3;  &i^S«^  oldenb.  Gesetz  v.  1865. 
Art.  65. 

5  Wegen  der  Altkatholiken  s.  o.  S.  696. 

^  Hier  muss  selbstverständlich  dasselbe  wie 
bei  den  konfessionellen  Volksschulen  gelten. 

f  Denn  es  tritt  nur  eine  relative  Unfähigkeit 
ein.  Ein  zur  evangelischen  Kirche  übergetre- 
tener Katholik,  welcher  die  Lehrerbefähigung 
besitzt,  kann  sehr  wohl  an  einer  evangelischen 
oder  einer  Simultanschule  verwendet  werden. 


8  Weil  damit  die  wesentliche  Voraussetzung 
für  die  Lehrfähigkeit  an  der  fraglichen  Anstalt  fort- 
gefallen ist.  So  weit  ich  sehe,  berühren  die  cit. 
Schulgesetze  diesen  Fall  nicht.  Die  Beibehal- 
tung des  Lehrers  ist  aber  mit  dem  Wesen  einer 
Schule,  welche  konfessionell  sein  soll,  unver- 
einbar. Freilich  bleibt  eine  analoge  Anwendung 
der  Vorschriften  über  disciplinarlsche  Entfer- 
nung auf  den  Religionswechsel  ausgeschlossen, 
denn  ein  solcher  bildet  bei  gesetzlich  gewähr- 
leisteter Religionsfreiheit  kein  Disciplinarver- 
gehen  (wie  es  allerdings  das  Fortamtiren  des 
Lehrers  unter  Verschweigung  des  stattgehabten 
Uebertritts  sein  würde),  wohl  aber  erscheinen 
die  etwa  bestehenden  Bestimmungen  über  Ver- 
setzungen im  Interesse  des  Dienstes  auf  den 
fraglichen  Fall  anwendbar.  Da  es  sich  hier  nicht 
um  eine  Darstellung  des  Schulreohts  als  solchen 
handelt,  kann  des  Weiteren  nicht  auf  die  Frage 
eingegangen  werden. 

0  Darauf  kommt  es  an,  nicht  darauf,  dass  auch 
Kinder  einzelner  anderer  Religionsgesellschaften 
zugelassen  werden,  so  haben  z.  B.  in  Alt- 
preussen  jüdische  Sohulamtskandldaten  kein 
Recht  auf  Anstellung  an  christlichen  Schulen, 
Min.  Reskr.  v.  13.  Juli  1867,  Schneidern. 
V.  Bremen  1,  604,  In  Nassau,  s.  Firn- 
haber a.  a.  0.  2,  12  u.  219,  und  in  Baiern, 
EnglmannS.  205.  Anm.  8,  gelten  die  Simul- 
tan schulen  als  christliche  und  ist  daher  auch  hier 
die  Zulassung  jüdischer  Lehrer  ausgeschlossen. 

10  Abgesehen  von  der  Ertheilung  des  Reli- 
gionsunterrichtes. 
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tragen,  als  die  Lehrer  auch  hei  den  Simnltanschulen  katholischer  Eonfession  sein 
mflssen,  falls,  so  in  Baiern,  die  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre  zu 
berechnende  Mehrheit  der  schulpflichtigen  Kinder  ^  katholisch  ist,  oder,  so  in  B  aden, 
falls  alle  Eander,  oder  bei  Schulen  mit  nur  einem  Lehrer  die  Mehrheit  der  Kinder 
dem  katholischen  Glauben  angehören^,  oder,  so  in  Hessen,  falls  sich  in  der  Ge- 
meinde keine  verschiedenen  Konfessionsgemeinden  befinden^,  oder  endlich,  so  in 
Nassau,  falls  in  dem  Schulbezirk  keine  gemischten  Konfessionen  bestehen^,  während 
in  0 esterreich  für  den  verantwortlichen  Schulleiter  (den  etwaigen  alleinigen  Leh- 
rer, bei  mehreren  Lehrern  den  Oberlehrer  oder  den  Direktor)  die  Zugehörigkeit  zur 
katholischen  Religion  erfordert  wird,  wenn  die  nach  dem  Durchschnitt  der  voraus- 
gegangenen fQnf  Jahre  zu  berechnende  Mehrzahl  der  Schüler  römisch-katholisch  ist^. 
Was  endlich  die  s.  g.  religionslosen  oder  konfessionslosen  Schulen  be- 
trifft, so  kann  es  sich  hier  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  allein  darum 
handeln,  ob  es  Geistlichen  oder  Mitgliedern  von  Orden  und  ordensfthnlichen  Kongre- 
gationen und  katholischen  Lehrern  mit  Rücksicht  auf  ihre  kirchliche  oder  ihre  kon- 
fessionelle Stellung  gestattet  ist,  an  ihnen  Unterricht  zu  ertheilen^.  Eine  allgemeine 
Entscheidung  dieser  Frage  hat  der  päpstliche  Stuhl  ebensowenig,  wie  über  die  Statt- 
haftigkeit des  Besuches  dieser  Schulen  selbst^,  gegeben,  vielmehr  ist  es  den  Bischöfen 
freigestellt  worden  ^,  nach  Lage  der  besonderen  Verhältnisse  die  erforderlichen  An- 
weisungen zu  erlassen.  Danach  erscheinen  die  Bischöfe,  sofern  die  Ertheilung  des 
Unterrichts  oder  die  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Stellungen  durch  die  gedachten 
kirchlichen  Personen  im  Interesse  der  katholischen  Kirche,  namentiich  der  Förderung 
der  katholisch-religiösen  Erziehung  der  Kinder  liegt  und  den  ersteren  von  den  Schul- 
behörden nichts,  was  gegen  den  katholischen  Glauben  zugemuthet  wird,  befugt,  die 
Uebemahme  oder  weitere  Verwaltung  solcher  Stellungen  zu  gestatten  ^. 

1  V.  Y.  29.  August  1873.  $.  12,  Arch.  f.  k.  K.  len  Praxis  falls  nicht  Terschledene  Kirchenge- 
R.  51,  451:  „.  .  .  *  An  konfessionell  gemisch-  meinden  neben  einander  am  Orte  bestanden, 
ten  Yolksschulen  mit  nnr  einer  Lehrerstelle  Firnhaber  2,  12,  nach  dem  Paritatsgenerale 
richtet  sich  die  Konfession  des  anzustellenden  y.  8.  Dezember  1857.  $.1,  a.  a.  0.  S.  299,  soll 
Lehrers,  wenn  nicht  anderes  hergebracht  ist,  nach  aber  für  die  Frage  nach  der  Konfession  des 
der  Konfession  der  nach  dem  Durchschnitt  der  Lehrers  in  Erwägung  kommen :  „a.  der  histori- 
letzten 10  Jahre  zn  berechnenden  Mehrheit  der  sehe  Ursprung  der  betr.  Schule  und  ihre  Kom- 
schnlpflichtigen  Kinder.  An  konfessionell  ge-  petenz,  b.  das  kirchliche  Bedürfniss  der  betr. 
mischten  Schulen  mit  mehreren  Iiehrerstellen  Gemeinde  und  ihrer  Umgebung  (die  Pfarrorte 
ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  Yon  Jeder  haben  stets  Anspruch  auf  Anstellung  eines 
betheiligten  Konfession  Lehrer  in  entsprechender  Lehrers  der  betreffenden  Konfession),  c.  das 
Zahl  zur  Anstellung  gelangen.''  numerische    Verhältniss     der    Konfession    der 

2  S.  0.  S.  688  n.  9.  selbstständigen  Einwohner  des  betr.  Ortes,  resp. 

3  Cit.  Yolksschulges.  y.  16.  Juni  1874.  Art.  Schulbezirks  aus  den  letzten  5  Jahren  und  er- 
4 :  . . .  „Ist  in  einer  Gemeinde  nur  ein  Lehrer  oder  gänzend  überall  d.  dasselbe  Verhältniss  der 
sind  zwar  mehrere  Lehrer ,  aber  keine  Yorschie-  Konfession  der  schulpflichtigen  Jugend  inner- 
denen  Konfessions-  (Religions-)  Gemeinden  Yor-  halb  der  letzten  Jahre.^ 

handen,  so  sind  die  Lehrer  ans  der  Konfession  zu  Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  sind 

entnehmen,  zu  welcher  sich  die  Gesammtheit  oder  diese  in  der  hier  fraglichen  Beziehung,  s.  o.  S. 

Mehrzahl  der  Einwohner  bekennt.  —  Sind  meh-  596,  als  eine  besondere  Religionspartei ,  nicht 

rere  Lehrer  und  Yerschiedene  Konfession8-(Reli-  als  zur  romisch-katholischen  Kirche  gehörig  zu 

g:ion8-)Gemeinden  Yorhanden ,   so  können   die  betrachten. 

Lehrer  an  den  gemeinsamen  öffentlichen  Volks-  ^  S.  o.  S.  588  n.  9  und  wegen  der  Altkath 

schulen  aus  Jeder  Konfession  entnommen  wer-  liken  S.  696  n.  8.  , 

den,  zu  welchen  sich  die  bei  den  Schulen  be-  ^  Die  Frage  ist  neuerdings  aus  Anlar    % 

theiligten     Konfessions-(Religions-)Gemeinden  französischen  Gesetzes  y.  1882,  s.  o.  S.  5^  ^'    ^ 

bekennen.     Dabei  ist  auf  die  Grösse  der  einzel-  praktisch  geworden. 

nen  Konfessions-(Religions-)Gemeinden  wesent-  ^  S.  o.  S.  693.  la  4^4 

lieh  Rücksicht  zu  nehmen.*'  8  Wegen  Frankreich  Arch.f.  k^-?:;^'     „ 

*  Cit.  Edikt  Y.  1817.  $.  2,  nach  der  frühe-  »  Diesen  Standpunkt  haben  dlr^eracMedenen, 
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B.  Die  Mitglieder  der  kirchlichen  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen,  namentlich  derjenigen,  deren  Zweck  die  Erziehung  und  da3  £r- 
theilen  von  Unterricht  ist,  sind  nach  der  Auffassung  der  katholischen  Kirche  vor 
Allem  geeignet,  als  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  Volksschulen  verwendet  zu  werden  ^ . 

Die  staatlichen  Gesetzgebungen  stehen  dagegen  vielfach  auf  dem  en^egen- 
gesetzten  Standpunkt  und  schliessen  zum  Theil  die  gedachten  Personen,  selbst  dann, 
wenn  sie  die  Lehrfähigkeit  durch  Ablegung  der  staatlichen  Prüfungen  erworben 
haben,  von  jeder  Lehrthätigkeit  aus.  Das  ist  im  ganzen  Deutschen  Reich  in  Be- 
treff der  Jesuiten,  Redemptoristen  oder  Liguorianer,  der  Lazaristen  oderVincentiner, 
der  Priester  vom  h.  Geist  und  der  Schwestern  vom  h.  Herzen  Jesu^  der  Fall,  dasselbe 
gilt  in  Preussen^,  in  Baden^,  Hessen^  und  in  Sachsen^  auch  für  die  Mitglieder 


auB  Anlass  des  cit.  Gesetzes  von  den  franzosischen 
Bischöfen  erlassenen  Schreiben  und  Hirtenbriefe 
eingenommen,  clt.  Arch.  48,  143. 149.  Dagegen 
ist  die  Haltung  der  belgischen  Bischöfe  gegen- 
über dem  0.  S.  592  n.  2  gedachten  Gesetz  -v. 
1879  eine  viel  schroffere  gewesen.  Diese  letz- 
teren haben  in  der  Instruktion  y.  1879  den 
Lehrern  die  Welterver-waltunfr  ihrer  Aemter  nur 
gestattet,  wenn  1.  diese  noch  das  eine  oder  an- 
dere Jahr  an  einer  öffentlichen  Schule  lehren 
müssen,  um  vom  Militärdienst  ganz  frei  zu  wer- 
den ,  oder  2.  wenn  sie  nach  kürzerer  Zeit  eine 
jährliche  Pension  erhalten,  oder  3.  wenn  sich 
ihnen  kein  anderes  den  ihnen  sonst  fehlenden 
Unterhalt  gewährendes  Amt  darbieten  würde, 
und  zwar  allein  unter  der  Bedingung  1.  dass 
sichere  Gründe  bestehen  müssen,  dass  das  Schul- 
gesetz in  der  betr.  Schule  nicht  zur  Ausführung 
kommen  werde,  2.  dass  der  Lehrer  verspricht, 
sein  Amt  niederzulegen,  sobald  er  verbindert 
werden  sollte ,  die  Moral  in  Gemässheit  des 
katholischen  Glaubens  zu  lehren,  oder  gezwungen 
würde,  etwas,  was  von  den  geistlichen  Oberen 
unter  schwerer  Sunde  verboten  ist,  wie  z.  B. 
schädliche  Bücher,  zuzulassen,  und  ferner  ge- 
lobt, dass  er  sich  nicht  anmesst,  den  Katechis- 
mus zu  lehren  (well  dazu  die  missio  canonica 
erforderlich  ist  und  diese  keinem  Lehrer  an 
öffentlichen  Schulen  gegeben  werden  soll),  end- 
lich 3.  dass  an  der  gedachten  Schule  keine  Lehrer 
vorhanden  sind,  welche  die  zu  1  und  2  gedachten 
Bedingungen  zu  erfüllen  verweigern.  Diese 
Instruktion,  über  weiche  jede  weitere 
Kritik  unnöthig  erscheint,  steht:  Arch. 
f.  k.  K.  R.  42,  405. 

1  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  453;  Würz- 
burger Bischofsvorsammlung  v.   1848,  ibid.  p. 
1018;    8.  auch  cit.  Arch.  47,    142  ff.  u.  o.  S. 
,  Ö83  n.  3. 

\  2  Bd.  IL  S.  510  n.  11  u.  P.  Hinschius, 
Nreuss.  Kirchenrecht.  S.  448.  Aum.  8. 
^  Bd.  II.  a.  a.  0.  n.  12.  Daran  haben  auch 
^esetze  v.  14.  Juli  1880.  Art.  6.  u.  v.  21. 
-  *HB86.  Art.  13,  soweit  es  sich  um  die  hier 
I  jfP^  Verhältnisse  d.  h.  die  Erziehung  und 
,  ,  T^\rricht  von  schulpflichtigen  Kindern 
*"^®"'  \lchts  geändert,  P.  Hinschius, 
P^^"^^-  ^^Xengesetz  v.  1886.  S.  71.  107.  Vgl. 
auch  de  K^  ^in.  Verfügung  v.  1872  bei 
Schneiderin^,  Bremen  1,  605;  P.  Hin- 


schi u  s  ,  preuss.  Kirchengesetze  v.  1874  a.  1875. 
S.  94.  104.    S.  noch  u.  S.  617  n.  1. 

*  Ges.  V.2.  April  1872,  Ztschr.f.K.  R.11,335: 
„Der  §.  109  des  Ges.  V.S.März  1868,  d.  Elemeii- 
tar-ünterricht  betr.,  erhält  folgenden  Zusatz: 
..Mitgliedern  eines  religiösen  Ordens  oder  einer 
ordensähnlichen  religiösen  Kongregation  ist 
jede  Lehrwirksamkeit  an  Lehr-  und 
Erziehungsanstalten  im  Grossherzogthnm 
untersagt.  —  Die  Staatsregierung  ist  ermächtigt, 
für  einzelne  Personen  in  widerruflicher  "Weise 
Nachsicht  von  diesem  Verbot  zu  ertheilen." 

5  Cit.  Volksschulgesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art. 
38.  Abs.  2 :  .Mitglieder  geistlicher  Orden  und 
ordensähnlicher  Kongregationen  können  nicht 
als  Lehrer  oder  Lehrerinnen  an  öffentlichen 
Volksschulen  verwendet  werden. "  Was  da- 
gen  den  Privatunterricht  betrifft,  so  hat  das  Ges. 
V.  23.  April  1875  betr.  die  religiösen  Orden  etc., 
welches  nicht  nur  die  Errichtung  neuer  Ordens- 
anstalten und  Niederlassungen,  sondern  auch  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  dieselben  ver- 
bietet (Art.  1),  nur  für  die  schon  1875  bestehen- 
den weiblichen  Genossenschaften  (Art.  2)  —  in 
Frage  standen  allein  die  Englischen  Fräulein,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  54.  272.  273  —  „welche 
sich  ausschliesslich  dem  Unterricht  widmen  und 
Privat-Unterrichts-Anstalten  besitzen",  die  Aus- 
nahme gemacht,  dass  ihnen  das  Ministerium  des 
Innen)  gestatten  kann,  „neue  Mitglieder  inso- 
weit aufzunehmen,  als  dies  zur  Erhaltung  der 
Lehrkräfte  dieser  Privatuntenichts-Anstalten  in 
ihrer  jetzigen  Zahl  erforderlich  ist." 

^  Zu  diesem  Ergebniss  führen  hier  die  nicht 
so  allgemein  lautenden  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen. S.  30  des  Ges.  v.  23.  August  1876,  Bd. 
II.  S.  510  n.  13,  untersagt  blos  den  Mitgliedern 
der  erwähnten  Genossenschaften  auch  als  ein- 
zelnen die  Ausübung  ihrer  Ordensthätlgkeit 
Wenn  demnach  diese  Bestimmung  nur  auf  solche 
religiöse  Genossenschaften,  deren  Ziele  gerade 
Erziehung  und  Unterricht  sind,  nicht  auf  andere, 
welche  sonstige  Zwecke  verfolgen,  deren  einzelne 
Mitglieder  aber  ausnahmsweise  Unterricht  geben 
wollten,  bezogen  werden  könnte,  so  wird  das 
letztere  praktisch  kaum  vorkommen.  Ueberdies 
verordnet  auch  Abs.  2  des  cit.  §. :  „Nur  Mitglieder 
solcher  Frauen  -  Kongregationen ,  welche  sich 
ausschliesslich  der  Krankenpflege  widmen,  dür- 
fen   auch    als  Einzelne  ihre   Ordensthätigkeit 
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aller  anderen  Orden  und  Kongregationen,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  während 
den  Mitgliedern  der  aus  dem  ganzen  dentschenReiche  ausgeschlossenen  Ge- 
nossenschaften, und  inPreussen  und  in  Sachsen  allen  gedachten  Gemeinschaften 
auch  jede  private  Unterrichts-  und  Erziehungsthäügkeit,  sowie  die  Errichtung  von 
Lehr-  und  Erziehungsanstalten  verwehrt  bleibt^,  in  Baden  die  erstere  Thätigkeit, 
soweit  sie  sich  bk>s  auf  einzelne  Bänder  und  Fapilien  erstreckt,  nicht  untersagt^  und 
auch  eine  widerrufliche  Dispensation  von  dem  Verbote,  dieselbe  an  Lehr-  und  Er- 
ziehungsanstalten auszuüben,  statthaft  ist  ^,  in  Hessen  dagegen  die  schon  früher  vor- 
handenen Privatnnterrichtsanstalten  der  weiblichen  Genossenschaften  aufrechterhal- 
ten sind. 

Für  die  übrigen  deutschen  Staaten  und  für  Geste r reich  bestehen  derartige 
allgemeine  gesetzliche  Beschränknngen  nicht.  Sofern  indessen  die  Einführung  neuer 
Orden  und  Kongregationen,  sowie  die  Begründung  neuer  Niederlassungen  etwa  schon 
eingeführter  Genossenschaften,  wie  in  Baiern'^,  Württemberg^  Elsass-Loth- 
ringen^  und  in  Oesterreich^  blos  mit  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  darf, 
müssen  die  Mitglieder  der  ohne  diese  eingeführten  Genossenschaften  und  der  ohne 
eine  solche  neu  errichteten  Niederlassungen,  weil  der  Zweck  der  Vorschrift  dahin 
geht,  solche  Personen  von  aller  Einwirkung  auf  die  Staatsangehörigen  fernzuhalten, 
als  rechtlich  unfähig  zn  jeder  öffentlichen  und  privaten  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
thfttigkeit  betrachtet  werden.  Die  Mitglieder  der  gesetzlich  bestehenden  Orden  und 
Kongregationen  können  dagegen,  falls  sie  ihre  Befähigung  nachgewiesen  haben ^, 
im  Schuldienst  verwendet  werden  ^  und  auch  nach  Massgabe  der  geltenden  gesetz- 


Innerhalb  des  Königreichs  ausAhen^S  und  daraas 
folgt  (so  gleichfalls  die  Motive  in  Ztschr.  f.  K. 
R.  14,  219),  dass  die  Mitglieder  aller  andern 
Genossenschaften  von  jeder  Wirksamkeit  fern- 
gehalten werden  sollen.  Vgl.  noch  cit.  Volks- 
Bchnlges.  %.  15.  Abs.  4:  „Kirchlichen  Orden, 
Kongregationen  und  denselben  verwandten  Ge- 
nossenschaften ist  die  Errichtang  einer  Lehr- 
und  Erziehungsanstalt  nur  auf  Grund  besonderen 
Gesetzes  gestattet/' 

1  Für  das  deutsche  Reich  ergiebt  sich  dies 
daraus,  dass  jede  Einwirkung  dieser  Genossen- 
schaften auf  das  Volksleben  ausgeschlossen  blei- 
ben soll.  Ueber  Sachsen  s.  die  vor.  Anm. 
Für  Preussen  ist  aber  durch  das  Ges.  v.  29. 
April  1887.  Art.  5.  J.  1,  welches  unter  den  reli- 
giösen Geno:i8enschaften  auch  diejenigen  zulässt, 
-welche  sich  dem  Unterricht  und  der  Erziehung 
der  Jugend  in  höheren  Mädchenschulen  und 
gleichartigen  Erziehungsanstalten  (also  z.  B. 
Fensionaten')  widmen,  die  Ausnahme  gemacht, 
dass  die  Mitglieder  solcher  Genossenschaften, 
wenn  sie  einer  staatlich  genehmigten  Nieder- 
lassung angehören,  auch  an  solchen  höheren 
Schulen  in  den  unteren  Klassen  den  Elementar- 
Unterlcht  geben  können,  und  dass  in  den  betr. 
Niederlassungen  oder  in  Verbindung  damit  auch 
Erziehungs-  und  Lehranstalten  mit  den  Zielen 
der  höheren  Mädchenschulen,  in  denen  dann 
selbstverständlich  die  unteren  Klassen  Elemen- 
tarklassen bilden,  also  den  Volksschulunterricht 
ersetzen,  errichtet  werden  dürfen. 

2  Hier  können  religiöse  Genossenschaften  und 
Niederlassungen  schon  bestehender  Orden  und 


Kongregationen  mit  Staatsgenehmigung  zuge- 
lassen werden,  Bd.  II.  S.  514.  Anm.  3.  Daher 
ist  die  gedachte  Thätigkeit  blos  den  Mitgliedern 
gesetzwidrig  eingeführter  Genossenschaften  oder 
gesetzwidrig  errichteter  Niederlassungen  ver- 
wehrt. Wegen  des  auch  hier  für  alle  Orden 
und  Kongregationen  zur  Anwendung  kommenden 
Verbotes,  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten 
zu  begründen  s.  o.  S.  534. 

3  S.  0.  S.  616  n.  4. 

*  Religions-Ed.  v.  1818.  %,  76  Ut.  c.  u.  §■  77. 

5  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  15. 

6  Dekr.  v.  3.  Mess.  XII.  Art.  4;  Gesetz  v. 
25.  Mal  1825,  Dursy,  Staatskirchenrecht  in 
Elsass- Lothringen  1,  320.  331;  Geigel, 
französisches  und  reichsländ.  Staatskirchenrecht 
S.  340. 

7  Konkordat  v.  1855.  Art.  28  u.  V.  v.  13.  Juni 
1858,  Arch.  f.  k.  K.  R.  3,  233. 

s  Dies  ist  selbstverständlich,  da  sie  dieselben 
Bedingungen  wie  alle  andern  sich  der  Lehr-  und 
Erziehungsthätlgkeit  widmenden  Personen,  so- 
fern nicht  etwa  besondere  Ausnahmen  gemacht 
sind  (in  Deutschland  ist  dies  aber  nicht  der 
Fall),  erfüllen  müssen.  Ueber  Baieru  s.  noch 
Englmann  S.  196.  202  und  für  Elsass- 
Loth ringen  das  cit.  Unterrichtsges.  v.  12. 
Februar  18?3.  %.  3. 

^  Ueber  Baiern  vgl.  Dürrschmidt,  die 
klösterlichen  Genossenschaften  in  Baiern,  Nörd- 
lingcn  1875.  S.  83.  87.  n.  1.  Ein  Recht  darauf 
besitzen  sie  aber  nicht.  So  sind  z.  B.  in  El  - 
sass-Lothringendie  Schulbrüder  und  Schul- 
schwestern  so   gut  wie  ganz  aus  den  Elemen- 
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liehen  Normen  ^  sofern  nicht,  wie  in  Baiern,  in  dieser  Beziehung  besondere  Be- 
schränkungen gemacht  sind  ^,  Erziehungs-  und  ünterricbtsanstalten  begrflnden,  leiten 
nnd  an  ihnen  unterrichten. 

C.  Die  Verbindung  des  Lehrer-  mit  dem  Messner  (Küster-),  Or- 
ganisten-, Cantor*  (Chorregenten-)^  Amt.  Aus  der  Herausbildung  der  mo- 
dernen Volksschule  aus  der  Kirchenschule  erklärt  es  sich,  dass  in  frttheren  Zeiten 
das  Amt  des  Schullehrers  vielfach  mit  dem  des  Messners  (Kfisters)  oder  des  Orga- 
nisten (Cantors,  Chorregenten)  ein  für  alle  Mal  dauernd  vereinigt  war,  oder  dass 
wenigstens  den  SchuUehrem  die  gedachten  kirchendienstlichen  Funktionen  regel- 
mässig übertragen  worden  sind  4. 

Diese  bald  organische,  bald  blos  thatsächliche  Vereinigung  der  beiden  (Schnl- 
und  kirchlichen)  Stellungen  hat  sich  noch  theilweise  bis  in  die  heutige  Zeit  hinein 
erhalten^.  Prinzipiell  ist  die  Kirche  einer  solchen  Verbindung,  wenigstens  da,  wo 
die  Volksschulen  konfessionell  geblieben  sind,  nicht  entgegen  getreten,  im  Qegentheil 
haben  einzelne  Bischöfe  im  Interesse  der  finanziellen  Erleichterung  der  Gemeinden 
und  der  Abwendung  einer  durch  die  Trennung  beider  Funktionen  entstehenden  mate- 
riellen Schädigung  der  Kirche  die  Aufrechterhaltung  des  frttheren  Zustandes  gefor- 
dert ^  und  die  Uebertragung  der  gedachten  Kirohendienste  an  die  Lehrer  mit  ihrer 
Genehmigung  gestattet  7.  Auch  einzelne  neuere  staatliche  Schulgesetze,  welche  die 
Konfessionalität  der  Schulen  aufrecht  erhalten,  empfehlen  noch  die  dauernde  Ver- 
einigung beider  Stellungen  ^,  oder  lassen  sie  mindestens  bestehen  ^  und  suchen  die 
sich  daraus  für  die  ordnungsmässige  nnd  pünktliche  Besorgung  des  Schuldienstes 
sowie  aus  der  Doppelstellung  der  Lehrer  ergebenden  Missstände  dadurch  zu  vermei- 
den, dass  sie  die  letzteren  verpflichten,  sich  für  die  kirchlichen  Dienstgeschäfte  einen 
geeigneten  Gehülfen  anzunehmen  ^^.     In  anderen  Staaten  hat  man  dagegen  im  Ver- 


tarschalen   entfernt  worden,  Arcb.  f.  k.  K.  R. 
43,  426. 

1  S.  0.  S.  584. 

2  Cit.  V.  V.  la  April  1873.  S-  5 :  „Die  mit  der 
Errichtnug  Ton  Erziehnngs-  nnd  Unterrichts- 
anstalten etwa  verbundene  Gründung  Ton  Klö- 
stern, geistllohen  Genossenschaften  oder  Filialen 
derselben  bleibt  der  besonderen  landesherrlichen 
Genehmigung  vorbehalten/^  Ferner  dürfen  hier 
ohne  Zustimmung  der  Gemeinde  weder  Kloster- 
Bchulen  in  derselben  errichtet  noch  in  die 
Schulen  Schulbrüder  und  Schulschwestem  ein- 
geführt werden;  Englmann  S.  202;  Silber- 
nagl  S.  474. 

3  Bd.  III.  S.  322.  324. 

*  S.  z.  B.  0.  S.  576  n.  4  und  S.  577  n.  3 ; 
preuss.  A.  L.  E.  IL  11.  %.  661  u,  12.  %.  37. 

^  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

6  So  das  Münchener  Ordinariat  1.  J.  1873  u. 
das  V.  Seckau  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  462 
u.  25,  288.  Die  abweichende  Haltung  der 
balrischen  Bischöfe  i.  J.  1867,  a.  a.  0.  19, 
148.  149  erklärt  sich  daraus,  dass  sich  die  Denk- 
schrift derselben  gegen  die  beabsichtigte  völlige 
LoslöBung  der  Schule  von  der  Kirche  wendet  und 
nur  für  den  Fall  einer  solchen  als  Folge  auch  die 
Trennung  der  beiderseitigen  Stellungen  im 
kirchlichen  Interesse  beansprucht. 


^  Kölner  Verf.  v.  1851,  Dumont,  Sammig. 
kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  329. 

s  So  das  hannoversche  und  Oldenburg!- 
sehe,  8.  0.  S.  614  n.  4. 

ö  Das  cit.  württemb.  Qes.  v.  1836,  Art.  34 
(s.  aber  folgende  Anm.)  und  das  angef.  sichs. 
Ges.  V.  26.  April  1873,  Arch.  46,  68,  welches 
den  Lehrer  blos  für  berechtigt  erklärt,  den 
Glöoknerdienst  gegen  Zahlung  einer  entsprechen- 
den Entschädigung  abzugeben  oder  abzulehnen, 
es  also  hinsichtlich  der  übrigen  kirohlichen 
Dienste  bei  der  Vereinigung  bewenden  lärnt. 

10  Cit.  Oldenburg.  Ges.,  S.  614  n.  4,  u. 
württemb.  Schulgesetz  -  Novelle  v.  26.  Mai 
1865,  Allg.  ev.  Kirch.  Bl.  1865.  S.  220;  v. 
Vogt,  Sammig.  kirchl.  Verordn.  für  Botten- 
burg  S.  366:  „Art.  34  Abs.  2  des  Ges.  v.  29. 
September  1836  wird  dahin  abgeändert:  Ist  mit 
der  Schulstelle  ein  Messnerdienst  verbunden,  so 
muss  der  Lehrer  in  der  Regel  einen  Messnerd- 
gehülfen  halten ,  dessen  Belohnung  zu  dem  bei 
Festsetzung  des  Gehalts  in  Abzug  kommenden 
Amtsaufwand  zu  rechnen  ist,  soweit  solche  nicht 
etwa  bereits  durch  den  Mehrbetrag  gedeckt  er- 
scheint, um  welchen  das  Gehalt  das  gesetzUehe 
Minimum  übersteigt.  —  Nur  ausnahmsweise 
kann  auf  den  Wunsch  der  Gemeinde  und  des 
Lehrers  dem  letzteren  die  Haltung  eines  Mess- 
nereigehülfen  von  der  Obersohulbehörde  erlassen 
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waltongswege  auf  die  Trennimg  der  beiden  Stellungen)  so  in  Altpreussen^, 
Nassau^  und  Baiern,  hier  namentlieh  da,  wo  sich,  wie  bei  Pfarreien  von  grossem 
Umfange  die  Nachtheile  der  Verbindung  am  stärksten  geltend  machen  mussten  ^,  hin- 
gewirkt, oder  es  ist  in  der  neueren  Zeit  zugleich  mit  der  Einführung  der  Simultan- 
schule gesetzlich  eine  solche  Trennung  direkt,  z.  B.  inBaden^,  oder  indirekt  da- 
durch angeordnet  worden,  dass  man  —  so  in  Hessen^  und  in  Oesterreich^  — 
den  Messner-  und  Olöcknerdienst  (nicht  aber  den  Dienst  des  Organisten  oder  Chor- 
regenten ^)  mit  dem  Amte  des  Volksschullehrers  für  unvereinbar  erkläii;  hat^. 

Aus  den  gedachten  Mittheilungen  ergiebt  sich  in  Betreff  des  geltenden  Rechts- 
zustandes zugleich,  dass  in  den  eben  gedachten  drei  Ländern  eine  organische  und 
dauernde  Vereinigung  der  erwähnten  kirchlichen  Dienste^  (inOesterreich  aller- 
dings abgesehen  von  denen  des  Cantors  oder  Chorregenten  ^o)  in  Zukunft  gesetzlich 
ausgeschlossen  ist,  in  den  übrigen  Staaten  aber  noch  als  zulässig  erscheint  ^^,  sowie 
dass,  soweit  es  sich  um  die  Betrauung  des  Lehrers  mit  den  erwähnten  kirchlichen 
Diensten  von  Fall  zu  Fall  handelt,  diese  ebenfalls  überalH^  in  Baden,  Oester- 


werden,  In  welchem  Falle  die  entsprechende 
Belohnung  ihm  zu  reichen  ist."  Dazu  Instnik- 
tion  des  kathol.  Kirchenraths  y.  18.  Juli  1865, 
beiv.  Vogts.  366. 

1  Die  nicht  publidrte  K.  0.  t.  8.  November 
1885  hat  bestimmt,  dass  die  Trennung  nach 
Möglichkeit  durchgeführt  werden  soll,  wo  ein 
gültiger  von  der  Regierung  nach  Prüfung  der 
Leistungsfähigkeit  genehmigter  Gemeindebe- 
Bchluss  dem  Lehrer  ein  vom  Küsteramt  unab-  ^ 
hängiges  Einkommen  sichert,  Schneider  u. 
V.  Bremenl,  806  Anm.  Vgl.  weiter  a.  a.  0.  S. 
656.  806  ff. 

8  Nach  d.  Schuledikt  t.  24.  Mäz  1817.  $.  28 
in  Verbindung  mit  d.  Allg.  Schulordnung  $.  18, 
Firnhaber  2,  47.  73,  war  es  allerdings  den 
Lehrern  gestattet,  Organisten-,  Glockner-  und 
Kantorstellen  anzunehmen.  Die  V.  t.  16.  Sep- 
tember 1828,  a.  a.  0.  28,  hat  aber  angeordnet, 
dass  die  Trennung  der  beiden  Stellungen  mög- 
lichst herbeigeführt  werden  soll. 

8  Englmann  S.  142;  Aroh.  f.  k.  K.  R.  29, 
4Ö2. 

«  Cit.  Elementanchnlgee.  v.  8.  März  1868. 
$.  43 :  „ .  .  .  .  Die  gesetzliche  Verbindung  der 
niederen  Kirchendienste,  namentlich  des  Mess- 
nei-,  Glöckner-  und  Organisten-,  sowie  des  Vor- 
sängerdlenstes  mit  dem  Schuldienst  hört  auf.  — 
Der  Lehrer  kann  Jedoch  durch  die  Obersohulbe- 
horde  angehalten  werden,  den  Oiganisten-  bezw. 
Vorsängerdienst  gegen  eine  angemessene  Ver- 
gütung zu  besorgen,  wenn  ihm  derselbe  über- 
tragen werden  will.  Der  Betrag  der  Vergütung, 
um  welchen  er  ihn  zu  übernehmen  hat,  wird 
nöthlgenfalls  durch  die  Oberschulbehörde  nach 
Anhören  der  Kirchenbehörde  und  des  Lehrers 
festgesetzt.  —  Andere  niedere  kirchliche  Dienste 
können  die  Lehrer  in  Zukunft  nicht  mehr  Über- 
nehmen. Ueber  die  Ausführung  dieser  Vor- 
schriften 8.  Joes  S.  89. 

5  Clt.  Ges.  T.  16.  Juni  1874.  Art  50:  „Die 
Lehrer  an  den  Volksschulen  sind  verbunden, 
die  kirchlichen  Funktionen  als  Organist,  Kantor 
oder  Vorleser  In  dei^enlgen  Gemeinden  gegen 


angemessene  Vergütung  zu  übernehmen,  in 
denen  die  Verbindung  dieser  Funktionen  mit 
der  betr.  Schulstelle  herkömmlich  ist,  vorausge- 
setzt, dass  diese  Funktionen  nicht  in  die  ordent- 
liche Schulzelt  fallen.  —  Die  Dienste  eines 
Glöckners  und  sonstigen  niederen  Kirchendienst 
sollen  die  Schullehrer  In  der  Folge  nicht  mehr 
übernehmen.^  (Vgl.  dazu  auch  Ges.  y.  9.  März  1878. 
Art  9,  hess.  Reg.  Bl.  No.  3.)  In  Folge  dessen  ist 
hier  die  Trennung  der  zuletzt  gedachten  Dienste 
von  den  Lehrerstellen  nöthig  geworden.  S.  auch 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  270. 

6  Das  Reichsvolksschulgesetz  v.  14.  Mai  1867. 
$.  52,  a.  a.  0.  50,  123,  hat  die  Bestimmung  dar- 
über, welche  Nebenbeschäftigungen  mit  dem 
Schulamt  unvereinbar  sind,  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen.  Demgemäss  haben  die  Ge- 
setze für  Böhmen  v.  21.  Januar  1870.  $$.  41. 
42,  clt  Arch.  25,  278,  für  Oberösterreich 
V.  23.  Januar  1870.  %.  30—33,  a.  a.  0.  24,  98, 
und  für  Niederösterreich  v.  5.  April  1870. 
$.  41,  a.  a.  0.  28,  55  die  im  Text  gedachte  An- 
ordnung getroffen. 

"^  Die  vor.  Anmerkungen. 

8  Durchgeführt  ist  die  Trennung  in  Baden 
und  Hessen,  Joes  S.  89  u.  cit.  Arch.  54,  271. 
In  den  andern  Ländern,  in  denen  man  sie  im 
Verwaltungswege  zu  ermöglichen  -gesucht  hat, 
z.  B.  in  Altpreussen,  ist  sie  wegen  der 
Schwierigkeit,  die  Einkünfte  beider  Stellungen 
auszusondern  und  die  vollständigen  Mittel  zur 
Ausstattung  zweier  selbstständiger  Aemter  statt 
des  früheren  einen  vereinigten  Amtes  zu  be- 
schaffen, nicht  zur  vollen  Ausführung  gekommen. 

«  Vgl.  0.  Anm.  4  u.  5. 

W  S.  Anm.  6. 

"  Vgl.  S.  618  n.  8;  für  Baiern  Englmann 
S.  241.  Das  gilt  auch  da,  wo  die  Verwaltung 
die  Trennung  anstrebt,  da  sie  hier  Immer  in 
der  Lage  bleibt,  die  Vereinigung  zuzulassen. 
Selbstverständlich  bedarf  es  aber  dazu  des  Ein- 
vernehmens der  kirchlichen  und  der  Oberschul- 
behörde. 
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reich  and  Hessen  aber  blos  in  Betreff  des  Dienstes  des  Cantors  nnd  Chorregenten 
stattfinden  darf^. 

C.  Was  die  vielfach  vorgeschriebene  Vereidigung  der  Lehrer  auf  die 
Landesgesetze  und  Landesverfassungen^  betrifft,  so  ist  die  katholische 
Kirche  dieser  im  Allgemeinen  nicht  entgegentreten  ^^  denn  da  der  zu  leistende  Eid 
gewöhnlich  der  von  allen  anderen  staatlichen  Beamten  erforderte  ist,  so  würde  sie 
anderenfalls  bei  ihrer  sonstigen  Auffassung  solcher  Eide  ^  ohne  Noth  weit  über  den 
betreffenden  Fall  hinausgehende  Konflikte  mit  den  einzelnen  Regierungen  hervorrufen. 

2.  Die  Heligionslehrer  insbesondere.  A.  Die  missio  canoniea.  a.  Der 
kirchliche  Standpunkt.  Wie  oben  S.  447  bemerkt,  fordert  die  Kirche,  dass 
jeder,  welcher  öffentlich  Religionsunterricht  ertheilen  will,  vor  der  Ausübung  einer 
solchen  Thätigkeit  die  kirchliche  Ermächtigung,  also  für  die  Regel  die  des  zuständigen 
Bischofs,  einholt '^. 

So  lange  die  Schule  eine  kirchliche  Anstalt  war,  hatte  die  Kirche  bei  der  in 
ihrer  Hand  liegenden  Anstellung  oder  Zulassung  der  Lehrer  kein  Bedürfniss,  zwischen 
der  Approbation  der  letzteren  zum  Unterrichten  überhaupt  und  einer  besonderen  Er- 
mächtigung derselben  zum  Religionsunterricht  zu  unterscheiden.  Ja,  selbst  als  sich 
die  Kirche  in  Folge  der  Reformation  des  Yolksschulwesens  mehr  als  bisher  anzu- 
nehmen genöthigt  sah,  war  davon  noch  nicht  die  Rede.  Allerdings  haben  im  Verlaufe 
des  16.  Jahrhunderts  die  Partikularsynoden  nach  dem  Vorbilde  der  o.  S.  545  citirten 
Konstitution  Pins' IV.  von  1564  den  Lehrern  an  den  Volksschulen  ^  die  Pflicht  znr 
Ableistung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  auferlegt  ^,  indessen  hatten  diese 
Vorschriften  nur  den  Zweck,  ketzerische  Lehrer,  insbesondere  in  Deutschland  Pro- 
testanten, von  Schulämtem  an  den  kathoflschen  Schulen  fernzuhalten,  aber  von  der 
Ertheilung  einer  besonderen  missio  canonica  ist  weder  damals  8,  noch  selbst  später, 
als  der  Staat  die  Fürsorge  für  das  Volksschulwesen  in  die  Hand  genommen  ^  hatte, 
die  Rede  gewesen.  Ja,  sogar  während  des  18.  Jahrhunderts  bis  in  das  jetzige 
hinein  *o,  haben  die  Bischöfe,  trotzdem  die  Kirche  seit  jener  Zeit  vielfach  ihren  ent- 

1  Vgl.  S.  619  n.  4.  6.  6.  Epiakopatea  v.  1849,  Ginzel,   Arch.  %   161, 

2  S.  z.  B.  für  Preussen  V.  v.  6.  Mai  1867.  behauptet,  dass  schon  im  17.  Jabrh.  durch  die 
G.  S.  S.  716,  8.  auch  Schneider  u.  v.  Bre-  Diöcesanstatuten  den  Lehrern  die  höhere  kirch- 
men  1,  643,  für  Baiern  vgl.  Englmann  S.  liehe  Sendung  zur  öffentlichen  Ertheilung  des 
151;  für  Sachsen  s.  cit.  Ges.  v.  26.  April  Religionsunterrichts  im  Allgemeinen  ertheilt  ist 
1873.  S-  18.  Abs.  4;  für  Oesterrcich  vgl.  cit.  oder  den  Pfarrern  der  Auftrag,  sie  zu  gewähren, 
Arch.  23,  447.  so  erscheint  dies  unrichtig.     Die  dafür  in  Bezug 

3  Für  0  esterreich  hat  allerdings  die  Poe-  genommenen  Synoden,  Osnabrück  1628,  Münster 
nitentaria  i.  J.  1869  einen  solchen  Eid  für  uner-  16)5,  Paderborn  1688,  Hartz  heim  9,  437. 
laubt  erachtet  und  allein  unter  Hinzufügung  der  818  u.  10,  179,  sowie  Köln  1612,  1.  c.  9.  163 
Klausel :  „unbeschadet  der  Gesetze  Gottes  und  stehen  ganz  auf  dem  Boden  der  oben  im  Text  er- 
der Kirche"  für  statthaft  erachtet,  cit.  Arch.  23,  wähnten  Synoden  und  gedenken  weder  speziell 
447.  448.  Die  Regierang  hat  indessen  erklärt,  des  Religionsunterrichts  noch  der  missio  canonica 
dass  sie  die  Ableistung  des  Eides  mit  einer  sol-  für  die  Ertheilung  desselben,  sondern  bestimmen 
chen  Beschränkung  als  Verweigerung  desselben  nur,  dass  die  Lehrer  catholicl,  pil,  eruditi.  bene 
ansehen  und  den  betr.  Beamten  nicht  zur  Ueber-  morati,  probi,  examinati  sein  und  die  professio 
nähme  und  zur  Ausübung  des  Amtes  zulassen  fidei  Tridentina  ablegen  sollen. 

würde,  a.  a.  0.  S.  449.  450.  »  S.  o.  S.  578, 

4  Vgl.  Bd.  m.  S.  197.  10  Vgl.  auch  Friedberg,  Joh.  Bapttsta  Bal- 

5  S.  fem  er  auch  Jansen,  de  facultate  do-  tzer.  Leipzig  1873.  S.  20.  Bestätigt  wird  dies 
cendi  p.  65.  81.  auch  durch  die  Erklärung  der  deutschen  Bischöfe 

ö  Auf  diese  bezieht  sich  die  Konstitution  nicht,  u.  S.  621  n.  3.     üebrigens  hat  auch  der  preuss. 

s.  den  Wortlaut  o.  S.  5i5  n.  5.  Geh.RathSchmeddingim  Kultusministerium, 

'  S.  0,  S.  577  n.  8.  ein  Katholik  und  gründlicher  Kenner  des  katho- 

8  Wenn  die  Denkschrift  des  preussischen  lisch en  Kirchenrechts,   die   missio  canonica  als 
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scheidenden  Einfluss  bei  der  Anstellung  der  Lehrer  verloren  hatte,  eine  besondere 
Sendung  oder  Ermächtigung  für  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes  nicht  ge- 
fordert *. 

In  voller  Schärfe  ist  ein  derartiger  Anspruch  erst  im  Jahre  1848  2  in  Verbindung 
mit  dem  sonstigen  Vorgehen  des  Episkopates  gegen  die  bisherige  Regelung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Staat  und  der  katholischen  Kirche  erhoben  worden  ^,  und 
seitdem  fort  und  fort  wiederholt  ^^  umsomehr^  als  in  einzelnen  deutschen  Staaten  die 
Gesetzgebung  diesem  Verlangen  entsprochen  hat  ^. 

b.  Das  staatliche  Recht  in  Betreff  der  missio  eanonica.  Diejenigen 
staatlichen  Gesetzgebungen ,  welche  der  katholischen  Kirche  die  Besorgung  und  Leitung 
des  Religionsunterrichts  in  der  Volksschule  einräumen,  wie  die  badisohe  und  öster- 
reichische, haben  folgerechter  Weise  auch  die  Entscheidung  ttber  die  Befähigung 
zur  Ertheilung  desselben  in  die  Hände  der  kirchlichen  Behörden  legen  müssen'^,  und 
damit  auch  der  Kirche  die  Möglichkeit  gewährt,  ihren  Standpunkt,  dass  jeder  Reli- 
gionslehrer zur  vorherigen  Einholung  der  kirchlichen  Ermächtigung  oder  Sendung, 
d.  i.  der  missio  eanonica  verpflichtet  sei,  zur  Durchführung  zu  bringen ".  Dagegen  ist  den 


eine  ,,foiiDal  nagelneue  Erfindung"  bezeichnet, 
Friedberg  S.  26. 

Wenn  übrigens  A.  Franz  ,  Johannes  Baptista 
Baltzer.  £.  Beitrag  z.  neuesten  Oeschichte  der 
ZHocese  Breslau.  Breslau  1873.  S.  66,  auch  Arch. 
f.  k.  K.  R.  31,  211,  Friedberg  gegenüber 
darauf  hinweist,  dass  seit  1776  bis  1800  den 
Mitgliedern  des  Schulinstitutes  in  Schlesien 
seitens  des  fürstbischöflichen  Ordinariates 
in  Breslau  fürmliche  Lehrapprobationen  aus- 
gestellt sind,  so  ist  die  Approbation  nur  eine 
Taugliohkeitserklarung,  keine  missio  in  moder- 
nem Sinne,  und  ferner  lag  darin  der  Ausdruck 
der  Unterwerfung  der  Mitglieder  des  Instituts 
(der  früheren  Schulen)  unter  die  jurisdictio  des 
Ordinariats,  welche  die  Instruktion  v.  26.  April 
1776  zum  Schuireglement  v.  11.  Dezember  1774 
(Lehmann,  Preussen  u.  d.  katholische  Kirche 
seit  1640  5,  156  u.  4,  630)  aasdrücklich  vor- 
behalten hatte.  Dass  dabei  nicht  an  eine  juissio 
gedacht  war,  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  das 
Schul-Institut  stets  zwölf  Kandidaten  für  das 
Lehramt  an  den  scblosischen  Gymnasien  studlren 
lassen  musste  und  da^s  diese  Kandidaten,  welche 
sich  verpflichten  mussten,  lebenslänglich  dem 
Lehramt  obzuliegen,  mit  Genehmigung  eines 
könlgliclien  Kommissars  ausgewählt  werden  soll- 
ten, auch  zu  ihrer  Anstellung  als  Lehrer  des 
staatlichen  Placets  bedurften. 

^  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Schulen  in 
dieser  Zelt  noch  wesentlich  konfessionelle  waren, 
die  Verbindung  des  Schullehrer-  und  Küster- 
oder Messner-Amtes  noch  fortbestehen  blieb,  s. 
0.  S.  578.  618,  und  die  katholischen  Pfarrer 
die  lokale  Aufsicht  über  die  Schule  behielten, 
0.  S.  678.  579,  endlich  auch  daraus,  dass  die  ka- 
tholische GeistUcbkeit  während  der  Aufklärungs- 
periode  der  fortschreitenden  Verstaatlichung  der 
Schule  nicht  entgegengetreten  ist,  s.  o.  S.  5 «'9. 

2  Unter  dem  Einfluss  der  o.  S.  580  gedachten 
Bewegung. 

3  Schon  auf  der  Versammlung  der  deutschen 


Bischöfe  in  Würzburg  1848  wurde  beschlossen : 
„Die  deutschen  Bischöfe  werden  die  katholischen 
Gemeinden  eindringlich  ermahnen,  keinen 
neuen  Lehrer  anzunehmen,  der  nicht  als  zur 
religiösen  Erziehung  qualiflzirt  kirchlich  be- 
glaubigt Ist.«  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  241,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1018;  vgL  die  cit.  Denkschrift  des 
p  reu  SS.  Episkopates  bei  Ginzel  2,  151;  des 
balrischen  v.  1850,  a.  a.  O.  S.  215;  des  ober- 
rheinischen v.  1851  a.  a.  0.  S.  262. 

4  S.  z.  B.  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  267;  Prager 
Prov.  Kapit.  1860,t!oll.  conc.  Lac.  5,  432. 

5  Vergl.  0.  S.  580  n.  7  und  unten  S.  622.  Die 
Nebeneinanderstellung  von  auctoritas  und  missio 
In  einzelnen  der  hier  und  in  der  vor.  Anm. 
citirten  Stellen  scheidet  genauer  die  licentia  zu 
lehren  und  die  Befugnlss,  Yon  der  licentia  Ge- 
brauch zu  machen  (o.  S.  455.  456). 

^  Denn  In  dem  Recht  der  „Besorgung«  liegt 
auch  die  Befugniss,  die  Personen  der  Religions- 
lehrer zu  bestimmen.  Wenn  der  Staat  für  den 
Fall,  dass  die  nach  kirchlichem  Recht  berufenen 
Amtsträger,  wie  die  Pfarrer,  ihre  Pflicht  nicht 
voll  oder  gar  nicht  erfüllen  können,  den  von 
ihm  angestellten  Lehrern  die  Verbindlichkeit 
auterlegt,  die  der  Kirche  obliegenden  Funktionen 
aushilfsweise  zu  übernehmen,  o.  S.  604.  605, 
so  muss  er  auch  zulassen,  dass  die  Kirche  die 
Fähigkeit  der  letzteren,  welche  ihre  Angelegen- 
heit zu  /,besorgen''  haben,  nach  ihren  Grund- 
sätzen feststellt. 

7  Cit.  bad.  Elementarschulgeaetz  v.  8.  März 
1868.  $.  30:  „Die  Aufnahme  unter  die  Volks- 
schulkandidaten, durch  welche  die  Befähigung 
für  den  Dienst  eines  Schulgehülfen  erlangt  wird, 
geschieht  durch  die  Oberschulbehörde  in  der 
Regel  auf  Grund  einer  vorher  bestandenen  Prü- 
fung. —  Bei  dieser  Prüfung  sind  die  betreffen- 
den Kirchen-  und  Religionsgemeinschaften  durch 
Beauftragte  vertreten,  welche  die  Kandidaten 
hinsichtlich  ihrer  Befähigung  zur  Ertheilung  des 
Religlonsunterichts  prüfen.  —  Die  Entschei- 
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Forderungen  der  Kirche  insoweit  keine  Folge  gegeben,  als  die  blos  kirchlioherseits  an- 
erkannte Befthigung  und  ertheilte  Sendung  anderen  Personen,  als  den  in  erster  Linie 
berechtigten  und  yerpfiichteten  Geistlichen  ^  nicht  die  Berechtigung  zur  Ertheilung 
des  Religionsunterrichts  an  den  öffentlichen  Schulen  gewährt,  vielmehr  die  kirchliche 
Behörde  allein  befugt  ist,  staatlich  geprüfte  und  qualifizirte  Lehrer  oder  Lehramts- 
kandidaten mit  der  missio  canonica  zu  betrauen  2. 

Wie  der  Kirche  die  Ertheilung  der  letzteren  zukommt,  so  steht  ihr  auch  allein 
das  Recht  zu,  sie  zurückzuziehen  ^,  nur  kann  sie  in  solchen  Fällen  nicht  beanspruchen, 
dass  der  Staat  seinerseits  im  Interesse  der  Entlastung  der  kirchlichen  Amtsträger  das 
Lehrpersonal  vermehrt  4. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  gesetzlich  den  kirchlichen  Behörden  blos  die 
Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  oder  gar  nur  die  Aufsicht  über 
den  letzteren  gesetzlich  zugestanden  ist  —  zu  der  ersteren  Gruppe  gehören  Baiern 
und  Württemberg*,  zu  der  letzteren  Sachsen  ,  Hessen,  Oldenburg,  Pren- 
ssen  und  Elsass-Lothringen^  —  ruht  die  Entscheidung  über  die  Befthigang 
der  Religionslehrer,  für  deren  Beschaffung  die  staatlichen  ünterrichtsverwaltungen 
zu  sorgen  haben,  nicht  in  der  Hand  der  Kirche,  sondern  in  der  der  betreffenden  staat- 
lichen Behörden.  Der  von  den  staatlicherseits  für  qualifizirt  erachteten  Lehrern  zu 
ertheilende  Unterricht  hat  indessen  die  katholische  Glaubenslehre  zum  Gegenstande, 
und  daher  muss  der  Staat  der  Kirche,  wenn  er  das  derselben  eingeräumte  Leitungs- 
oder auch  das  blosse  Aufsichts-  und  Ueberwachungsrecht  nicht  vereiteln  wiU,  daftir 
Gewähr  bieten,  dass  die  von  ihm  angestellten  oder  verwendeten  Lehrer  auch  die  Be- 
fähigung besitzen,  den  gedachten  Unterricht  in  Uebereinstimmung  mit  der  Lehre  der 
katholischen  Kirche  zu  ertheilen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  hat  man  staatlicher- 
seits den  kirchlichen  Behörden  meistens  eine  Betheiligung  bei  den  Prüfungen  der 
Lehramtskandidaten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  nicht  aber  das  Recht  ^ 

dnng  über  die  Befähigung  zur  Erthei-  glieder  zuzuthellen,  8.  auch  Arch.  26,  125.   Da- 

Inng    des  Religionsunterrichts    steht  durch  ist  der  Kirche  die  Möglichkeit  derFest- 

den  betreffenden  Kirchen-  und  Reli-  Stellung  der  Befähigung  gewährt,  während  das 

gionsgemeinschaften    zu    und    wird    den  Recht  zur  Ertheilung  der  missio  canonica  sich 

Kandidaten  durch  Vermittlung  der  Oberschul-  aus  dem  dt.  %.  6.  Abs.  6  („mit  Zustimmung  der 

behörde  eröffnet''    Vgl.  dazu  $.  27  a.  a.  0.,  s.  Kirchenbehörden'')  0.   S.  605  n.  2,  erglebt,   s. 

S.  604  n.  5  u.  die  erzbischöflichen  Instruktionen  auch  Kult.  Min.  Erl.  v.  1877.  clt.  Arch.39,  147. 

T.  1864.  S-  6  11. 1882  S-  7,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,  1  S.  0.  S.  604.  605. 

270  u.  öl,  457,  nach  welchen  neu  eintretende  2  Das  folgt  daraus,  dass  die  angeführten  Ge- 
Lehrer, sofern  sie  die  kanonische  Mission  noch  ggtze,  abgesehen  von  den  Geistlichen,  nur  staat- 
nlcht  erhalten  haben,   die  letztere  durch  Ver-  lieh  geprüfte  Lehrer,  nicht  andere  Laien  zulasaen. 

^^VniüuL^Zt^^^                                er?  '  ^»  '''  ^  »*^«^  ^»«  ^'^'  ^**'  ^""«*^ 

bischöflichen    Schulinspektoren    nachzusuchen  f^'^f^  die  Ertheilung  des  Untemchta  durch 

haben,    s.   auch  Friedberg,   Staat  u.  kathol.  ^!?  ^vf l^^'?.'T/^^^^ 

Kirch;  m  Baden.  S.  114.  126.  433.  S^ VV^-  ^"  ^"^'^«°^f  ^""T'  ^t'f^o^      T 

Für  Oesterrelch  vgl.  angef.  Ges.  v.  25.  Mal  J^f*^  Zustimmung,  s.  Anm.  7  v.  S.  621  a.  E., 

1868.  S-  6,  clt  Arch.  20,  162:  „. .  .  ,  Als  Re-  ^T^''''.   ^n.    «n^''      ' 

ligionslehrer  dürfen  nur  diejenigen    angestellt  ^-  ^'  ^'  ^^'  ^°- 

werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Ober-  ^  8.  0.  S.  606. 

behörde  als  hierzu  befähigt  erklärt  hat'S    und  ^  S.  0.  S.  608  ff. 

Reichsvolksschulgesetz  v.  14.  Mai  1869  $.  38,  ?  Für  Sachsen  ist  die  AuBbildungim  Seminar 
clt.  Arch.  50,  121 :  „.  .  .  .  Zum  Behufe  der  (s.  0.  S.  594  n.  3)  obligatorisch,  clt  Yolksschul- 
Prüfung  der  Kandidaten  hinsichtlich  ihrer  Be-  gesetz  v.  26.  April  1873.  $.  17,  und  es  gehört 
fähigung  zum  Religionsunterrichte  sind  Vertreter  den  Prüfungskommissionen  für  die  (erste)  Schul- 
der Kirchen-  und  Religionsgenossenschaften  amtskandidatenprüf ung ,  sowie  auch  für  die 
zu  berufen  ($.  5.  Abs.  &y,  d.  h.  den  Kommissio-  (zweite)  Wahlfählgkeits-  oder  Amtsprüfung  ein 
nen  für  die  Lehrbefähigungsprüfungen  als  Mit-  Kommissar  der  betreffenden  kirchlichen  Ober- 
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zur  Gewfthnmg   einer  für  die  Lehrthätigkeit  nothwendigen  müno  canonica  zuge- 
standen K 

Die  letztere  erscheint  vielmehr  in  den  gedachten  Ländern  für  das  staatliche 
Gehiet,  soweit  es  sich  um  Zulassung  des  Lehrers  zum  Beligionsunterricht  handelt, 
rechtlich  bedeutungslos.  Staaüicherseit  wird  allerdings  der  Lehrer  an  der  Einholung 
der  kirchlichen  Sendung  nicht  gehindert^.    Wird  ihm  indessen  dieselbe  versagt  oder 


behörde  an,  Piüfungsoidn.  v.  1.  November  1877. 
SS.  2.  16,  V.  Seydewltz,  Codex  etc.  S.  628. 

In  Bai  er  n,  wo  die  katholischen  Lehrer  zum 
grössten  Theil  in  den  katholischen  Präparanden- 
schulen  und  Schullehrerseminaren  (o.  S.  694  n.  3  u. 
S.  608  u.  4)  gebildet  werden,  bedarf  es  einer  Semi- 
narsohlussprüfung  und  nach  4  Jahren  einer  An- 
Btellungsprüf  ung,  an  wel  eher  ausser  dem  Distrikts- 
schnlinspektor  (also  gewöhnlich  einem  katho- 
lischen Geistlichen,  o.  S.  602)  noch  Abgeordnete 
der  kirchlichen  Oberbehörden  mit  Stimmrecht  in 
Betreff  der  Prüfung  in  der  Beligion  theilnehmen, 
Silbernagl  S.  491;  Englmanu  S.  96  (ganz 
abgesehen  daVon,  dass  den  kirchlichen  Behörden 
auch  eine  Aufsicht  Über  die  religiöse  Ausbildung 
der  Zöglinge  in  den  Präparandenschulen  und 
Seminaren  eingeräumt  ist). 

Nicht  minder  werden  in  Preussen  zu  den 
Entlassungsprüfungen  katholischer  Schulamts- 
kandidaten  auf  Qrund  der  Instruktion  für  dieEon- 
sUtorien  v.  23.  Oktober  1817.  S*  B  bischöfliche 
Kommissare  zugezogen,  vgl.  auch  Schneider 
und  V.  Bremen  a.  a.  0.  S.  117. 131  (nach  Ab- 
setzung einzelner  preusslscher  Bischöfe  während 
des  Kulturkampfes  hat  man  dazu  solche  Geist- 
liche und  Lehrer,  welche  für  den  Religionsunter- 
richt nach  katholisch-kirchlicher  Auffassung  voll 
befähigt  waren,  aufgefordert,  deren  Recht  zur 
Bethedligung  freilich  ultramontanerseits  in  Zwei- 
fel ge20gen  worden  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  38,  337.) 

Ueber  Hessen,  wo  ebenfalls  zwei  Prüfungen 
bestehen,  s.  Prüfungsordn.  v.  10.  Januar  1876 
(Reg.  Bl.  S.  26)  SS-  L  ^,  ▼«!•  S-  26  a.  a.  0. : 
„Die  kirchlichen  Oberbehörden  werden  von  dem 
Tage  und  der  Stunde  der  Prüfung  in  der  Religions- 
lehre (bei  der  zweiten  Prüfung)  benachrichtigt 
und  eingeladen,  einen  Delegirten  zu  derselben 
abzuordnen  und  demnächstige  Anstände  gegen 
die  Qualifikation  eines  oder  des  anderen  der  Ge- 
prüften der  Prüfungskommission  mitzutheilen. 

In  Oldenburg  ist  nach  der  Bek.  d.  kathol. 
Oberschulkollegiums  t.  7.  Juni  1862,  Ges.  Bl. 
Bd.  18,  S.  84,  Art.  8  den  Mitgliedern  des  bischöf- 
Uohen  Offlzialates  zu  Vechta  der  Zutritt  zu  der 
ersten  Prüfung,  nicht  aber  zu  der  zweiten  gewährt, 
s.  Gesetz  betr.  die  zweite  Prüfung  v.  13.  März 
1879  und  Bek.  des  Oberschulkollegiums  ▼.  20.  Juli 
1879,  QeB,  Bl.  Bd.  26,  S.  142  u.  463,  der  katho- 
lischen Kirche  ist  aber  hier  dadurch  Garantie  ge- 
boten, dass  das  die  Prüfungen  leitende  Oberschul- 
kollegium nur  aus  Katholiken  besteht  und  ebenso 
die  Prüfungskommissionen  aus  Katholiken,  na- 
mentlich aus  dem  Direktor  und  den  Lehrern  des 
katholischen  Seminars  gebildet  sind. 

Dagegen  erwähnt  für  Elsas s -Lothringen 
die  Prüfungsordn.  T.  4.  Jan.  1874,  Althoff  etc., 
Samml.  der  in  Elsas  s-Lothr.  geltenden  Gesetze 


3,  467,  einer  Betheiligung  der  kirchlichen  Be- 
hörden nicht,  doch  sind  auch  hier  die  Direktoren 
und  Lehrer  der  katholischen  Seminare  Mitglieder 
der  Kommissionen  für  die  erste  und  zweite  Prü- 
fung, s.  a.  a,  0.  SS.  4-  lö. 

1  Freilich  hat  ein  kgl.  preusslscher  Erlass 
y.  9.  August  1868  für  die  Diöcesen  Mfinster  und 
Paderborn,  Entsch.  d.  Ob.  Trib.  80,  387;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  4,  368,  genehmigt,  dass  die  Regie- 
rungen die  Ernennung  oder  Bestätigung  katho- 
lischer Elementarlehrer  und  Lehrerinnen  erst 
nach  eingeholtem  Einverständniss  des  Bischofs 
Yomehmen  und  die  Einführung  derselben  in  ihr 
Amt  erst  nach  Behändigung  der  kanonischen 
Mission  Tcranlassen  sollten,  aber  diese  nicht  in 
die  Gesetzsammlung  aufgenommene ,  lediglich 
bischöfUcherseits  bekannt  gemachte  Ordre  hatte 
blos  den  Charakter  einer  königlich  genehmigten 
Yerwaltungsmaasregel  und  konnte  später  (1874) 
durch  den  Kultusminister,  welcher  mindestens 
die  Präsumtion  der  königlichen  Zustimmung  dazu 
für  sich  hatte,  wie  geschehen,  dahin  abgeändert 
werden,  dass  die  Anstellung  oder  Bestätigung 
bei  nngegründeten  Einwendungen  des  Bischofs 
oder  bei  übermässiger  Yerzögerung  seiner  Erklä- 
rung ohne  Rücksicht  auf  denselben  Torgenommen 
werden  soll,  dt.  Entsch.  80,  388.  389. 

Wenngleich  in  Baiern  die  durch  Entsohl.  y. 
1862  Nr.  19  gemachte  Zusicherung,  dass  bei  der 
Anstellung  von  Religionslehrem  an  öfFentlichen 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  eine  vor- 
gängige  „gutachtliche  Einvernahme  der  einschlä- 
gigen bischöflichen  Stelle"  erfolgen  solle,  im  J. 
1873  zurückgezogen  worden  ist,  cit.  Arch.  8,399. 
418  und  31, 177,  so  soll  doch  nach  Silbernagl 
S.  264  Nr.  4  die  Einholung  einer  solchen  Aeusse- 
rung  neuerdings  vom  Kultusminister  wieder  in 
Aussicht  gestellt  worden  sein. 

2  In  Preussen  hat  man  derartige  Schritte  der 
Lehrer  ingnorirt,  cit.  Arch.  36,  256.  Selbstver- 
ständlich haben  die  Bischöfe  ihrerseits  die  Einho- 
lunggefordert, ja  für  die  durch  staatUcheAbsetzung 
erledigten  Diöcesen  sind  durch  eine  päpstliche  An- 
ordnung y.  1876  die  Ortspfarrer  zur  mündlichen  Er- 
theilungdermissio  canonica,  sowie  zurEntziehung 
derselben  ermächtigt  und  femer  angewiesen  wor- 
den, sie  nur  solchen  Lehrern  zu  gewähren,  welche 
sowohl  Tersprachen  als  sonst  Garantie  dafür  boten, 
dass  sie  den  Religionsunterricht  im  Sinne  und 
Geiste  der  katholischen  Kirche  geben  würden, 
wogegen  diejenigen  Lehrer,  welche  ohne  die 
missio  und  gegen  das  Verbot  dea  Pfarrers  den 
Religionsunterricht  ertheilen  würden,  nach  yor- 
gängiger  Warnung  von  den  Sakramenten  ausge- 
schlossen werden  sollten,  cit.  Arch.  36, 264. 268. 
434. 
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später  seitens  des  Bisehofs  wieder  entzogen,  so  bleibt  er  dem  Staat  gegenüber  nicht 
blos  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet,  in  seiner  Stellung  weiter  zu  fungiren  ^  der 
Bischof  musB  also,  um  die  Ausschliessung  eines  untauglichen  oder  nicht  geeigneten 
LehrersYon  seinen  Funktionen  herbeizuführen,  den  ordnungsmässigen  Weg  einschlagen, 
d.  h.  seine  desfallsigen  Anträge  an  die  staatlichen  Behörden  stellen  und  deren  Ent- 
scheidung herbeiführen. 

Andererseits  kann  die  bischöfliche  Sendung  allein  niemals  die  staatliche  Anstel- 
lung oder  Bestätigung  oder  den  staatlichen  Auftrag  zur  Ertheilung  des  Religions- 
unterrichtes ersetzen,  vielmehr  stellt  sich  die  letztere,  wenn  sie  blos  auf  Orund  der 
missio  canonica  vorgenommen  wird,  als  strafbare  Anmassung  eines  öffentlichen  Am- 
tes dar  2. 

B.  Die  Ablegung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses. 
Wie  schon  früher  ^,  wird  auch  neuerdings  seitens  der  kirchlichen  Behörden  von  den 
Schul-,  insbesondere  den  Religionslehrern  vor  Beginn  der  Ausübung  ihres  Amtes  die 
Ablegung  der  professio  fidel  Tridentina^  in  die  Hände  des  vorgesetzten  Land- 
dechanten  oder  eines  anderen  bischöflichen  Vertreters  gefordert  -K  In  den  Ländern, 
in  welchen,  wie  in  Baden  und  0 esterreich,  die  Kirche  über  die  BefWgung  der 
Religionslehrer  entscheidet  (o.  S.  621),  ist  sie  rechtlich  in  der  Lage,  die  letzteren  zur 
Beobachtung  der  gedachten  Anordnung  anzuhalten.  Was  die  anderen  Staaten  betrifft, 
so  ist  in  S  achsen  sogar  von  Staatswegen  die  Ablegung  eines  konfessionellen  Gelöb- 
nisses seitens  derjenigen  Lehrer  und  Lehierinnen  vorgeschrieben,  welche  zur  Er- 
theilung des  Religionsunterrichts  auf  Grund  der  bestandenen  Prüfung  berechtigt  sind^. 
Dagegen  ist  im  übrigen  die  Ablegung  des  erwähnten  Glaubensbekenntnisses  für  die 
staatliche  Scbulverwaltung  rechtlich  ebenso  gleichgültig,  wie  die  Ertheilung  oder 
Entziehung  der  missio  canonica"^. 

3.  Die  Pfarrer  und  Geistlichen  als  Religionslehrer.  Nach  katho- 
lischem Kirchenrecht  ist  der  Pfarrer  der  kirchlich  bestellte  Religionslehrer  seiner 
Pfarrei  und  der  Pfarreingesessenen  ^  und  hat  daher,  soweit  es  ihm  möglich  ist,  den 
Religionsunterricht  an  den  Schulen  der  Parochie,  namentlich  den  öffentlichen  Schulen 
zu  ertheilen^,  und  zwar  ohne  dass  er  dazu  einer  besonderen  missio  canonica  ^^  oder 
der  Ablegung  fidei  Tridentina  bedarf  ^^ 

i  Entsch.  d.  Ober-Tribunals  v.  14.  Jnni  1877,  Hier  kann  also  die  kirchliche  Behörde  die  Ab- 

Schn  eider  ii.  v.  Bremen  1,  124;  cit.  Arch.  legung  der  professio  fldei  Tridentina  auf  Grund 

38,  347;  8.  auch  Min. -Verfügungen  v.  1875  u.  staatlicher  Anordnung  beanspruchen. 

IfcSl  am  erst  angef.  Ort.  1,  130.  l'iO.  -r  -tr  i    ji   r.     •  *••  *  o  ti    i 

2  K.  Str,  ö.  B*  S.  132  u.  Erk.  d.  Ob.-Trib.  v.  .    '  Z^\  die  Regierungsrerf ugungen  f.  Schlesien 

12.  Oktober  1874,  Entsch.  73,406,  Schneider  '"^  °*^  ^''''^'  ^^' f       ^''^'  ,„^ 
und  V.  Bremen  1,  124.  ®  ß«l-  ^^-  ^-  ^95  ^'  «•  S.  481. 

3  S.  0.  S.  677  n.  8.  »  Das  schreibt  z.B.  die  cit.  Freiburger  Inatruk- 

4  Bd.  III.  S.  220.  tion  v.  1864.   $S*  2*  ^  für  den  OrtsgeUtlichen, 

5  Prager  ProY.  Syn.  v.  1860,  coli.  conc.  Lac.  also  regelmässig  den  Pfarrer,  die  Limburger  V. 
6,  452;  s.  ferner  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  437.  v.  1876.    jj.  6  für  die  Pfarrer,  Firnhaber  2, 

ß  Cit.  Volksschulgesetz  vom  26.  April  1873.  265,  vor;  'für  Baiern  s.  Englmann  S.  297. 
S.  18,  Abs.  4  u    Ausf.-Vdg.  V.  25  August  1874,  ,,  ^^  ^^^^^  seines  Amtes. 

S.  35  Schlussabsatz   v.  Sey  dewitz    Codex  etc.  Geistliche,   welche  ihn  darin  vertreten 

öuppl.  S,  432 :   „Ueber  die  konfessionelle  Ver-  '  ^^^  g^^,_ 

pflichtung  nicht  evangelischer  Lehrer  wird  von  .Q__g.^t  ^aben     bedürfen   daireiren  selbstver- 

der  kirchlichen  Behörde Bestimmung  ge-  '^Jf!*?^;  Hr^TiLinTq  1A7    ^       seibstver 

troffen,  und  es  hat  der  Verpflichtete  eine  Ab-  '^^"'^^^"^  *^^'  °^'^«^^>  ^-  ^'  ^^' 
Schrift  des  hierüber  aufgenommenen,  die  Ver-  ^^  Weil  diese  schon  bei  der  Erlangung  des  Am- 

pfllchtungsformel  enthaltenden  Protokolls  an  den  tes  von  ihnen  gefordert  wird,  Bd.  III.  S.  220  n. 

Bezirksschulinspektor  abzugeben.''  auch  S.  212. 
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Dieses  Recht  haben  diejenigen  Staaten,  welche  der  Kirche  die  Besorgung  des 
Religionsunterrichtes  zugestehen,  wie  Baden  und  Oesterreich,  als  nothwendige 
Folge  der  Einräumung  der  betreffenden  Befugniss  anerkannte  Aber  auch  in  den 
anderen  Staaten  ist  dem  Ortspfarrer,  theils  in  Folge  der  früheren  engen  Verbindung 
von  Kirche  und  Schule  das  Recht  auf  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
staatliche  Anordnungen  gewährt^,  oder  es  besteht  wenigstens  kein  staatsgesetzliches 
Hindemiss,  dass  er  diese  Funktion  in  der  Volksschule  versieht  3. 

Da  aber  überall  dem  Pfarrer  und  dem  von  der  kirchlichen  Behörde  oder  von 
dem  ersteren  aushilfsweise  herangezogenen  anderen  Geistlichen  das  Recht  nur 
kraft  seines  geistlichen  Amtes  oder  seiner  geistlichen  Stellung  zusteht  oder  gewährt 
wird,  so  muss  der  erstere  sein  Amt  auch  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  er- 
worben haben,  und  der  letztere  nach  denselben  zur  Ausübung  von  geistlichen  Funk- 
tionen berechtigt  sein  ^.  Andernfalls  ist  der  Staat  sowohl  befugt  als  auch  verpflichtet, 
ihn  von  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  auszuschliessen^. 

In  der  Stellung  als  Religionslehrer  ist  der  Pfarrer,  weil  der  Religionsunterricht  in 
der  Volksschule  einen  schulplanmässigen  Lehrgegenstand  bildet,  an  die  allgemeinen 
Schuieinrichtungen  gebunden  und  der  staatlichen  Aufsicht  unterworfen,  indessen  be- 
stimmt sich  das  Maass  dieser  letzteren  des  Näheren  nach  dem  der  Kirche  in  Betreff  des 
Religionsunterrichts  gewährten  Stellung^.  Ebenso  bemisst  sich  danach  das  Recht  der 
Einwirkung  der  kirchlichen  Behörden,  insbesondere  der  Bischöfe  auf  die  Ertheilung 
des  gedachten  Religionsunterrichts  ^,  nur  haben  dieselben  hinsichtlich  der  zu  lehren- 
den Glaubenswahrheiten  selbstverständlich  unter  allen  Umständen  die  entscheidende 
Bestimmung^,  und  die  staatlichen  Schulbehörden  haben  allein  darüber  zu  wachen, 
dass  seitens  der  Geistlichen  nichts  Staatsgefährliches  und  nichts,  was  den  staatlichen 
und  bflrgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft,  gelehrt  wird^. 

Was  die  Zulassung  an  sich  staatlich  berechtigter  Geistlicher  ^^  zur  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  und  die  Enthebung  derselben  von  dieser  Funktion  durch  den 
Staat  betrifit,  so  ist  zwischen  denjenigen  Staaten,  in  denen  der  Kirche  die  Besorgung 
des  Religionsunterrichts  überlassen  ist,  und  denjenigen,  in  denen  ihr  ein  solches 
Recht  und  eine  solche  Pflicht  nicht  zukommt,  zu  unterscheiden. 

In  den  ersteren,  also  in  Oesterreich  und  Baden^^,  hat  die  Kirche  allein  über 
die  Befähigung  der  von  ihr  mit  dem  Religionsunterricht  zu  betrauenden  Geistlichen  zu 
befinden  ^^,  dem  Staate  ist  also  das  Recht  entzogen,  die  von  ihr  dazu  ermächtigten 
Geistlichen  von  vorherein  zurückzuweisen.  Wohl  aber  ist  er  befagt,  obgleich  sie  weder 


1  S.  0.  S.  604  II.  606.  Die  Gesetze  sprechen  S.  624  n.  2  und  die  Regier.  Verf.  v.  1874  i.  Arch. 
schlechthin  von  den  Geistlichen,  da  sie  in  Folge  f.  k.  K.  R.  31,  372. 

ihres  Standpunktes  die  nähere  Bestimmung  des  ^  Dasselhe  ist  natürlich  umfassender,  wenn  der 

Geistlichen  der  Kirohenbehörde  überlassen.  Kirche  auch  die  Besorgung  des  Religionsunter- 

2  So  nach  dem  württemb.  Yolksschulgesctz,  richts,  als  wenn  ihr  blos  die  Leitung  oder  gar  nur 
Art.  2  Abs.  2  dem  Ortsgeistlichen,  s.  o.  S.  607  die  Mitaufsicht  zukommt  Das  Nähere  darüber  ist 
n.  1;  nachdem  nassauisohen  Paritätsgenerale  schon  S.  604.  606.  607.  609  ff.  bemerkt. 

V.  1857;  S.  6,  Firn  h  aber  2,  301,  dem  Kirch-  '  S.  die  Anführungen  in  der  vor.  Anm. 

Spielspfarrer.  s  pa  der  Staat  die  katholische  Glaubenslehre 

3  So  in  Baiern  o.  S.  607  n.  1 ;  in  Hessen  nicht  festzustellen  hat,  s.  o.  S.  607,  S.  610  n.  1 
0.  S.610  n.  1;  in  Preussen  o.  S.611  n.  7  und  und  S.  612  n.  6. 

612  n.  3.  9  VgL  o.  S.  607.  610  ii.  1  u.  612  n.  6. 

*  Vgl.  0.  S.  19  ff.  und  S.  VI;  Bd.  II.  S.  503.  w  S.  o.  Anm.  4. 

682  und  Bd.  lU.  S.  183.  "  S.  604.  605. 

5  Entsch.  d.  Ob.  Trib.  v.  12.  Oktober  1874,  o.  12  g.  621. 

Hin  Schills,  Kirchenrecht  IV.  40 
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in  der  Stellung  eines  Religionslehrers  staatliche  Funktionen  wahrnehmen,  noch  viel 
weniger  staatliche  Beamte  sind,  also  nicht  der  staatlichen  Disziplinargewalt  unter- 
liegen ^  sie  von  ihren  Funktionen  auszuschliessen^,  wenn  sie  ihre  Pflichten  gprdblich 
vernachlässigen,  namentlich  die  allgemeine  Schulordnung  und  die  innerhalb  der  staat- 
lichen Zuständigkeit  erlassenen  Anweisungen  absichtlich  und  schwer  verletzen/  und 
die  kirchliche  Behörde  die  seitens  der  staatlichen  Organe  gestellten  Anträge  auf  Ent- 
fernung des  betreffenden  Geistlichen  unbeachtet  lässt^  weil  dann  keine  andere  Mass- 
regel zur  Durchführung  der  bestehenden  Ordnungen,  deren  Aufrechterhaltnng  der 
Staat  zu  erzwingen  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  ttbrig  bleibt.  Immerhin  beschränkt 
sich  aber  das  Recht  des  Staates  auf  die  Beseitigung  eines  einzelnen  Geistlichen,  da- 
gegen kann  er  nicht  aus  Anlass  solcher  FäUe  beanspruchen,  dass  der  Religions- 
unterricht überhaupt  nicht  mehr  durch  die  unter  Leitung  der  Kirche  stehenden  Geist- 
lichen ertheilt  wird. 

In  den  Staaten,  in  welchen  blos  ein  gesetzliches  Recht  des  Pfarrers  auf  Erthei- 
lung  des  Religionsunterrichts  besteht^,  ohne  dass  der  EJrche  als  solcher  die  Besorgung 
desselben  gewährleistet  ist,  hängt  es  von  dem  Umfange  des  erstgedachten  Rechtes 
ab,  inwieweit  der  Staat  von  vornherein  die  Geistlichen  überhaupt  oder  einzelne  Geist- 
liche, gegen  welche  die  Schulverwaltung  wegen  ihrer  Befähigung  oder  ihrer  kirch- 
lichen Parteistellung  Bedenken  hat,  von  dem  Religionsunterricht  fernhalten  kann^. 
Da  indessen  die  Ertheilung  des  letzteren  hier  immer  eine  staatliche  Funktion  ist,  so 
wird  dieselbe  dem  Geistlichen,  obschon  er  der  staatlichen  Disziplinargewalt  ebenfsU^ 
nicht  untersteht,  in  den  vorgedachten  Fällen,  und  zwar  direkt  durch  die  zuständig 
Schulbehörde  entzogen  werden  können  ^. 

Soweit  dagegen  die  Zulassung  blos  auf  Verwaltungsanordnungen  oder  auf  der 
Verwaltungspraxis  beruht^,  kann  die  betreffende  zuständige  Behörde  die  Geistlichen 
überhaupt  oder  auch  jeden  ihr  nicht  geeignet  scheinenden  Geistlichen  von  dem  schul- 
planmässigen  Religionsunterricht  fernhalten  ^,  und  den  Geistlichen  auch,  falls  sie  zu 
demselben  zugelassen  worden  sind,  den  ihnen  ertheilten  staatlichen  Auftrag  oder  die 
gewährte  Ermächtigung  jeden  Augenblick,  nicht  blos,  wenn  sie  gegen  die  Schulord- 
nungen oder  sonstigen  Vorschriften  Verstössen^,  sondern  auch  sonst,  wenn  es  ledig- 

1  Vgl.   für  0  est  er  reich    Arch.  f.   k.  K.  R.  augestellten  Ortsgeistlichen,   sondern  auch  auf 

27,  192.  die  Ausschliessang  des  Ortsgeistlichen,  nachdem 

3  S.  die  vor  Anm.  er  schon  zugelassen  worden  Ist. 

8  Denn  der  Geistliche  «teht  bei  der  Versehung  ,  §„  j^   Preussen,   s.  o.  8.  612;    haudelt 

der  betreffenden  Funktion  d»  ue  eine  kucWiche  g,  gj^^  j^bei  nm  eine  »Ugemeine  Verwaltnngs- 

Ist,   xMachst  unter  der  Leitung  und  Disciplm  »„Ordnung,  wie  i.  B.  in  Nassau ,  o.  8.  626  n. 

der  kirohhchen  Behörde.     Diese  hat  also  der  j  ^  ,4^1,^  ^j^  Befugnis»,  von  derselben  In  eln- 

aT^m          '  """*           "'     '"  "^°'"  ^*"®"  abzugehen,  selbstversttndlicb  nur 

l  ™.    .    ^ .    , .       1               „   /.A^      n      ^  der  Behörde,  welche  sie  erlassen  hat,  nicht  einer 

«Wie  m  Württemberg    0  8  607  n.  2  und  „„tergeordneten,  zu. 

Baiern,    s.  E.  Mayer,   Kirchenhoheitsrechte  o  ^-^    ^                      ,    ^          o   am      o    .. 

des  Königs  von  Baiem.    S.  231.  ^  u  "JJ.     i??''7ft  ^iK^""  ""iiia       "'^  k 

5  So  kann  in  Württemberg  die  Oberschnl-  ^«^*:  ^^o^?'^*  \^^-  *^^"'"  ^^^V''  ^'  ^  ^^ 

behörde    in  besonderen  Fallen  den  Ortsgeist-  J«?^^"  1879    Schneider  n.  v.  Bremen  1, 

liehen,    also  nicht  generell  in  allen  Schulen,  112,  nach  welchem  letzteren  dies  nur  beinernsten 

ßondeni  nur  an  einzelnen,  ausschliessen.   Ob  ein  ^^  erheblichen,  durch  Thateachen  nnterstüUten 

Grund  dafür  vorliegt,  darüber  hat  sie  aber  allein,  Gründen   erfolgen  soll, 

nicht  die  kirchliche  Behörde,  zn  befinden.  ^  Hier  gilt  das  oben  im  Texte  Bemerkte,  nur 

*  Wenn,   vrie  in  Württemberg,   besondere  bedarf  es,  da  der  Geistliche  nicht  Im  kirchlichen 

gesetzliche  Vorschriften  bestehen,  auch  in  an-  Auftrage,  kraft  eines  der  Kirche  eingerinmten 

deren  FUlen,  denn  das  gedachte  Gesetz  bezieht  Rechtes,  handelt,   nicht  erst  der  Anmfong  der 

sich  nicht  blos  auf  die  Femhaltung  eines  neu  kirchlichen  Behörde. 


§.  239J 
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lieh  nach  Lage  der  ümstftnde,  z.  B.  wegen  der  augenblicklioh  zwischen  der  katho- 
lischen Kirche  und  dem  Staate  obwaltenden  Beziehnngen,  zweckmässig  erscheint  >, 
entziehen. 

B.    Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  höheren  Schulen  oder  s.  g,  Mittelschulen 
(Gymnasien,  Realschulen,  höheren  Bürgerschulen), 

§.  239.     /.    Geschichtliche  Einleitung, 

Von  denjenigen  Lehranstalten,  welche  man  heute  unter  der  Bezeichnung :  höhere 
oder  auch  (im  Hinblick  auf  die  Universitäten  oder  Hochschulen)  Mittel-Schulen  zu- 
sammenf asst  ^,  d.  h.  denjenigen,  welche  einerseits  ihren  Schillern  eine  über  das  Lehr- 
ziel der  Volksschule,  also  eine  ttber  die  Elementarkenntnisse  hinausgehende  allgemeine 
Bildung  zu  geben  bezwecken^,  andererseits  aber  nicht  die  Angabe  verfolgen,  die 
Wissenschaft  zu  lehren  und  die  erforderliche  Spezialbildung  fQr  die  auf  wissenschaft- 
licher Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren,  reichen  allein  die  Gymnasien 
bis  in  das  seehszehnte  Jahrhundert  zurück'^,  während  die  übrigen  erst  seit  dem  Ende 
des  vorigen  oder  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  entstanden  sind^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  protestantischen  Länder,  in  welchen  während  des  16. 
Jahrhunderts  im  Zusammenhang  mit  der  Reformation  eine  Anzahl  von  Städten,  später 
auch  eine  Reihe  von  Fürsten  gelehrte  Schulen^  begründet  oder  schon  bestehende 
Schulen  in  solche  umgewandelt  hatten  '^^  nahmen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  gedachten 
Jahrhunderts  in  den  katholischen  Territorien  Deutschlands  die  Jesuiten  die  Reform 
des  gelehrten  Unterrichts  im  Einverständniss  mit  den  weltlichen  Fürsten  und  mit  den 
Bischöfen  in  die  Hand^,  indem  sie  in  ihren  Kollegien,  welche  nicht  blos  ftlr  die  Er- 


1  Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Aus- 
übung einer  staatlichen  Disciplinargerichtsbar- 
keit  übei  die  Geistlichen  (s.  auch  o.  S.  607  n.  1), 
—  denn  staatliche  Beamte  werden  die  Geistlichen 
durch  Ertheilung  der  betreffenden  Ermächtigung 
nicht — ,  sondern  um  Zur&ckziehung  der  letzteren, 
welche  der  Staat  frei  ertheilt  hat,  also  auch  be- 
liebig wieder  zu  entziehen  berechtigt  ist.  Das 
letztere  gilt  auch  da,  wo  etwa,  wie  das  hessi- 
sche Gesetz  es  zulässt,  o.  S.  610  n.  1,  eine  Ver- 
einbarung zwischen  den  Kirchen-  und  Schul- 
behörden über  die  Ertheilung  des  Unterrichts 
durch  den  Geistlichen  getroffen  ist,  denn  dabei 
stehen  nicht  bindende  Verträge  im  eigentlichen 
Sinne  in  Frage. 

3  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Ver- 
waltungsrechts 1,  238  u.  Loning,  Lehrb.  des 
deutsch.  Verwaltungsrechts  S.  758. 

3  Oder,  wie  die  Fachschulen  im  engeren 
Sinne,  z.  B.  Gewerbe-,  Handels-,  Ackerbau- 
Schulen,  ihren  Schülern  blos  die  für  einen  be- 
stimmten Beruf  nothwendigen  Kenntnisse  ohne 
die  Gewährung  einer  wissenschaftlichen  Ausbil- 
dung vermitteln.  Diese  kommen  nicht  in  Be- 
tracht, da  an  denselben  für  die  Regel  kein  Reli- 
gionsunterricht ertheilt  wird. 

*  Allerdings  knüpft  die  Entstehung  zum  Theil 
au  die  firüheren  Stifts-,  Pfarr-  und  stadtischen 
Schulen,  In  welchen  letzteren  auch  öfters  das 
Lateinische  gelehrt  wurde  (o.  S.  676  n.  4  u.  S.  677 


n.  3)  an,  indessen  haben  die  Gymnasien  erst  durch 
den  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrh.  in  die  Par- 
tikularschulen  eindringenden  Humanismus  die- 
jenige Grundlage  erhalten,  auf  welcher  sich  ihr 
heutiger  Charakter  entwickelt  hat,  Paulsen, 
Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig 
1885.  S.  104  ff. 

5  Paulsen  S.  482  ff. 

8  Sie  werden  im  Gegensatz  zur  Universität 
(dem  Studium  generale),  s.  unten  $.  241 ,  scho- 
lae  particutares  oder  studia  partieularia  genannt. 
Oymnashim  wird  seit  der  2.  Hälfte  des  16.  Jahrh. 
namentlich  für  diejenigen  Schulen,  welche  einen 
vollständigen  humanistischen  Unterrichtskursus 
mindestens  in  den  beiden  alten  Sprachen  hatten, 
gebraucht,,  während  die  geringeren  Schulen 
scholae  particulares  oder  triviales  (Stadt-  oder 
Rathsschulen,  lateinische  Schulen,  weil  sie  ge- 
wöhnlich unter  städtischer  Verwaltung  standen) 
Messen.  Die  höheren,  welche  gewöhnlich  von 
Fürsten  und  zum  Theil  in  säkularisirten  Klöstern 
errichtet  waren,  wurden  dagegen  als  Landes- 
oder Klosterschulen  bezeichnet,  Paulsen  S. 
199.200. 

7  Paulsen  S.  180.  182  ff. 

8  A.  a.  0.  S.  261  ff.  285  ff.;  Zlrngiebl, 
Studien  über  d.  Institut  der  Gesellschaft  Jesu, 
Leipzig  1873.  S.  103;  Huber,  d.  Jesuiten- 
Orden.  Berlin  1873.  S.  350. 
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Ziehung  ihrer  Ordensnovizen  dienten,  Bondem  zugleich  als  öffentliche  Gymnasien 
und  Universitäten  für  Externe  bestimmt  waren,  auch  an  die  letzteren  in  den  von  ihnen 
als  Gymnasialfächer  behandelten  Lehrgegenständen  ^  Unterricht  ertheilten,  nnddie 
Leitung  der  von  den  katholischen  Fflrsten  und  Bischöfen  gegrftndeten ,  gelehrten 
Schulen  übernahmen'^.  In  Folge  dessen  sind  in  Oesterreich^,  in  Baiern,  in  den 
fränkischen  und  rheinischen  Bisthümern  und  in  den  weltlichen  Territorien 
am  Rhein'^  die  gelehrten  Schulen  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  zum 
grössten  Theil  unter  ihre  Leitung  gekommen,  wenngleich  neben  ihnen  auch  die  Bene- 
diktiner in  den  österreichischen  Ländern ^  femer  im  Nordwesten  Deutschlands, 
namentlich  in  Westfalen,  die  Franziskaner  (diese  allerdings  erst  seit  der  letzten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts)  eine  Reihe  derartiger  Schulen  errichtet  haben  ^. 

Somit  waren  in  den  katholischen  Territorien  die  Gymnasien  oder  gelehrten 
Schulen  nicht  nur  kirchliche,  sondern  auch  im  wesentlichen  Ordens-  oder  Kloster- 
Anstalten.  Sie  standen  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der  Ordensoberen  und 
der  Unterricht  in  ihnen  wurde  durch  Ordensbrüder  ertheilt,  während  den  Landes- 
herren oder  sonstigen  weltlichen  Obrigkeiten  gar  kein  Einfluss  auf  dieselben  einge- 
räumt war '. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  während  der  Aufklärangs- 
periode,  übt  die  inzwischen  stattgehabte  Fortbildung  des  gelehrten  Schulwesens  der 
protestantischen  Länder,  hinter  welchen  die  katholischen  Territorien  mit  ihren  an 
den  alten  Einrichtungen  und  Methoden  festhaltenden  Jesuiten-Gymnasien  zurfick- 
geblieben  waren,  auch  auf  die  ersteren  ihre  Einwirkung  aus^.  Hier  nehmen  nunmeb, 
namentlich  inOesterreich^  und  in  Baiern ^°,  die  Regierungen  die  Reform  in  die 
Hand,  unterwerfen  das  Unterrichtswesen  der  oberen  staatlichen  Leitung  und  Auf- 
sicht ^^,  und  fähren  neue  Studien-  und  Unterrichtspläne  ein.  Damit  wird  die  alleinige 
und  ausschliessliche  Herrschaft  der  Orden,  vor  Allem  der  Jesuiten,  über  die  gelehrten 
Schulen  gebrochen,  und  die  bald  nachher  verfügte  Aufhebung  des  Jesuiten-Ordens 
(1773)  erleichtert  den  Regierungen  ihr  weiteres  Vorgehen  auf  dem  betretenen  Wege, 
insbesondere  dadurch,  dass  sich  ihnen  in  dem  eingezogenen  Vermögen  der  bis- 
herigen Jesuiten-Niederlassungen  und  Kollegien  dio  erforderlichen  finanziellen  Mittel 
zur  Durchftlhrung  der  Reformen  darbieten  >2. 


1  PauUenS.  263;HuberS.  353.  357.  Obrigkeiten  die  völlig  unabbinglge  Leitung  der 

^WagemanninK.  A.  Schmid,  Encyklo-  Erziehungs-  und  Unterrichtaanstalten  vorbebal- 

pädle   des  ges.  ErziehnngB-  und  Unterrichts-  ten,  Huber  S.  373.  374. 

Wesens.     Gotha  1859  ff,  3,  762ff.  »  Paulsen  S.  491.  501. 

3  Ficker  bei  K.  A.  Schmid  5,  355.  356;  »  Schon    unter    Maria  Theresia    seit    1747; 

Paulsen  S.  278.  Ficker  a.  a,  0.5,  360  ff.;  Paulsen  S.  501. 

*  Paulsen  S.  267 ff,;  Hüsing,  Fürstbisch.  502, 

Cb.  B.  V.  Galen.   Münster  1887.    S.  124 ff.  w  Paulsen  S.  504. 

5  Ficker  a.  a.  0.  5,  359;  Paulsen  S.  289.  *»  Ficker  a.  a.  0.  S.  370.  373. 

Ueber  andere  Orden  s.  Ficker  a.  a.O.  Während  i^  InOesterreich  hatmanausdem  Jesuiten- 
des  17.  und  vor  Allem  während  des  18.  Jahrh.  Vermögen  den  s.  g.  Erziehungsfonds,  nachmals 
hatten  auch  die  Piaristen  (Väter  oddr  regul.  s.g.  Studienfonds,  zur  Verbesserung  des  Studieu- 
Kleriker  der  frommen  Schulen,  gegründet  An-  wesens  geschaffen,  gleichzeitig  eine  Anzahl  über- 
fang des  17.  Jahrh.)  in  Böhmen,  Oester-  flüssiger  Gymnasien  aufgehoben  und  einen  neuen 
reich  und  Steiermark  Eingang  gefunden  Lehrplan  eingeführt,  Ficker  a.  a.  0.  5,  363  if. 
und  in  Konkurrenz  gfegen  die  Jesuiten  eine  Reihe  In  Baiern  sind  ebenfalls  1774  und  1777 
Yon  Gymnasien  unter  ihre  Leitung  genommen.  neue  Schulordnungen  erlassen  worden.    Der  aus 

6  Paulsen  S.  289.  dem  Jesuiten  vermögen   gebildete  Jesuitenfonds 
"^  Von  Anfang  an   haben   sich   die  Jesuiten  hat  aber  hier  nur  kurze  Zeit  für  Schulzwecke 

gegenüber    den   Landesherren  und  städtischen  Verwendung  gefunden,  Paulsen  S.  505. 
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Von  einer  völligen  Loslösang  der  gelehrten  Schulen  von  der  Kirche  oder  auch 
selbst  von  den  Orden  ist  indessen  damals  keine  Rede  gewesen.  In  Oesterreich 
wurde  bei  den  Reformen  von  1775  und  1776  nicht  nur  den  Bischöfen  der  Religions- 
unterricht überlassen  >,  sondern  auch  die  Lehrerstellen  blieben  überwiegend  in  den 
Händen  von  Geistlichen,  vor  Allem  von  Ordensbrüdern^,  ja  schon  im  Beginne  des 
laufenden  Jahrhunderts  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Gymnasien,  welche  der  Leitung 
von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen  unterstellt  oder  denselben  überlassen 
wurden,  wieder  erheblich  3.  Trotz  wiederholter  Veränderungen  in  den  Lehrplänen  *, 
sind  die  eben  gedachten  Verhältnisse  in  Oesterreich  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts bestehen  geblieben^,  d.h.  das  Gymnasialwesen  stand  zwar  unter  der  obersten 
Leitung  und  der  obersten  Aufsicht  des  Staates,  aber  die  katholische  Kirche  übte  auf 
dasselbe  einen  weitgehenden  Einfluss  nicht  nur  dadurch  aus,  dass  die  Bischöfe  allein 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  in  den  Gymnasien  und  über 
die  Religionslehrer  an  denselben  führten  <^,  und  die  Prüfung  der  letzteren  vorzunehmen, 
sowie  die  Vorschläge  über  die  Besetzung  solcher  Lehrerstellen  an  die  Regierung  zu 
machen  berechtigt  waren  7,  sondern  auch  dadurch,  dass  die  Leitung  einer  erheblichen 
Anzahl  von  Gymnasien  sich  in  der  Hand  von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen 
befand  s,  und  an  diesen  die  Mitglieder  der  letzteren  als  Lehrer  fnngirten^,  ja  auch  an 
den  übrigen  Gymnasien  die  Stelle  des  Präfekten  für  die  Regel  einem  Geistlichen  über- 
tragen werden  musste  <<),  und  an  ihnen  gleichfalls  vielfach  Geistliche,  insbesondere 
Ordensgeistliche,  die  Lehrerstellen  innehatten  ^'. 

In  Baiern^^  ist  dagegen  eine  weitere  Loslösung  der  gelehrten  Schulen  von 
der  Kirche  erfolgt.  Hier  verblieb  den  Bischöfen^«*  nur  die  Aufsicht  über  den  Reli- 
gionsunterricht^^ und  das  Recht,  die  Religionslehrbücher  zu  approbiren^^.  Aller- 
dings wurde  der  Religionsunterricht  in  der  Regel  durch  Lehrer  und  Professoren 
geistlichen  Standes,  und  blos  in  Ermangelung  solcher  durch  Laien  ^<^  ertheilt^^,  ja 


i  Ficker  a.  a.  0.  S.  372.  7  A.  a.  0.  382.  529. 

2  Namentlich  deshalb,   -weil   es  an   geeignet  ^  S.  Ficker  S.  406;  v.  Barth -Bart hen- 
Yorgebildeten    Lehrern    aus    dem    Laienstande  heim  S.  660. 

fehlte,  Ficker  a.  a.  0.  S.  376.     War  doch  anch  o  Sie  wurden  gewöhnlich  von  dem  Vorsteher 

in  den  protestantischen  Ländern  bis  gegen  Ende  ^^^j  geistlichen  Genossenschaft  angestellt,  hatten 

des  vorigen  Jahrhunderts  weder  die  Schul-  von  gjch  aber  für  die  Regel  vorher  einer  ^concurs- 

der Kirchen- Verwaltunggetrennt  (in  Preussen  artigen"  Prüfung  zu  unterziehen,   v.    Barth- 

wird  erst  1783  die  Leitung  der  gelehrten  Schulen  ßarthenheimS.  360.  384  ff. 

den  protestantischen  Kirchenbehorden  abgenom-  lo  Ficker  S.  391 

men  und  auf  d».  neu  errichtete  Obewchulkolle-  „             ^„    ^                    Lehrerkonkurs- 

gium  übertragen    P.ulsen  S.  569)  noch  gab  ^        abzulegen,  t.  B.rth-B.rthenhelm 

es  eine  besondere  Berufsbildung  der  Lehrer,  Viel-  S   363   3ßA 

mehr  fungirten  als  solche  Theologen,  welche  die  *        '         ' 

Schulthätigkeit  als  Durchgangsstufe  für  das  geist-  ^  Ueber  die  Entwicklung  des  gelehrten  Schul- 
liche Amt  betrachteten,  Paulsen  S.  643.  670.  Lesens  vgl.  Paulsen  S.  661  K 

3  Weil  die  Regierung  im  Gegensatz  zu  der  ^  In  Gemässheit  des  Religions-Edikts  v.  1818. 
Josephinischon  Periode   die   Uebergabe  an  die  S-  ^öf»  s.  o.  S.  606  n.  2 

Orden  beforderte,  und  die  geistlichen  Korporatio-  "  ^^^^^^^'o^^Sg  T;  *^-  ^*"  ^^^»  DöHln- 

nen  durch  die  üebemahme  von  Gymnasien  ihre  ger  Samml.  9,  633,  %.  79. 

Existenzsicherzu8tellensuchten,Ficker  S.391.  '*  C"-  Schulordn.  %  27. 

*  Darüber    ist    hier    nicht    zu    handeln,    s.  t«  V.  v.  21.  Juli  1824,  Doli  in  ger  Samml. 

Ficker  S.  373.  377.  386.    394;    Paulsen  S.  9,  920,  wegen  deren  Ernennung  die  Regierungen 

602.  696.  sich  mit  den  bischöflichen  Ordinariaten  zu  be- 

^  FickerS.  40Ö.  nehmen  hatten. 

0  Graf  V.  Barth-Barthenheim,   Oester-  ^^  Auch  hatten  die  Schüler  bestimmten  An- 

reich's  Schul-  und   Studienwesen.    Wien  1843.  dachtsübungen  und  Messen  beizuwohnen,   und 

S.  528.  686.  sollten  an  Sonn-  und  Feiertagen  zum  fleissigen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  239. 


zum  Theil  wurden  auch  Geistliche  für  die  anderen  Unterrichtsfächer  als  Lehrer  an- 
gestellt ^. 

Was  die  protestantischen  Staaten  betrifft,  namentlich  diejenigen,  welche  dnrch 
die  Säkularisationen  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einen  erheblichen  Zuwachs  an 
katholischen  Unterthanen  erhalten  hatten,  so  blieb  hier  selbstverständlich  das  gelehrte 
Schulwesen,  wie  schon  im  18.  Jahrhundert,  eine  staatliche  Angelegenheit^;  aber  man 
gestand  auch  hier  den  katholischen  kirchlichen  Behörden  einen  gewissen  Einfluss  auf 
den  katholischen  Religionsunterricht  zu.  So  sollten  insbesondere  in  Preussen^ 
Religionslehrbücher  nur  mit  Genehmigung  der  kirchlichen  Oberen  eingeführt  werden^, 
und  die  katholischen  Geistlichen,  welche  bei  den  katholischen  Gymnasien  als  Reli- 
gionslehrer ^  und  zwar  als  Mitglieder  in  die  Lehrerkollegien^  für  die  Ertheilung  des 
katholischen  Religionsunterrichts,  für  die  Abhaltung  der  herkömmlichen  Schulgottes- 
dienste und  für  die  Ausübung  der  vorkommenden  geistlichen  Verrichtungen  nach  Ab- 
legung einer  staatlichen  Qualifikationsprüfung  ?  eintraten,  nur  nach  vorgängigem  Be- 
nehmen mit  der  bischöflichen  Behörde  angestellt  werden  ^,  wogegen  allerdings  derselben, 
selbst  bei  etwaigen  Angriffen  gegen  die  katholischen  Glaubenslehren,  kein  Recht  zum 


Besuch  des  Gottesdienstes  angehalten  werden, 
dt  Schulordn.  JJ.  22,  79, 

>  Welche  dann  in  Bezug  auf  das  Lehramt  den 
staatlichen  Schulaufsichts-,  in  Sachen  des  geist- 
lichen Amtes  aber  den  kirchUohen  Behörden 
unterstanden,  Y.  t.  11.  September  1833,  D dl- 
lin ger  9,  820. 

2  S.  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  12.  SS-  ö4  ff.; 
PaulsenS.  567  ff. 

3  Vgl.  Dienstinstruktion  für  die  Konsistorien 
V.  23.  Oktober  1817.  %.  8  u.  Geschäftsinstruktion 
für  die  Regierungen  v.  23.  Oktober  1817.  %,  18, 
s.  0.  S.  611  n.  5. 

^  Wiese,  d.  höhere  Schulwesen  in  Preussen. 
BerUn  1869.  1,  12. 

^  Laien  wurden  also  als  solche  nicht  ange- 
stellt, Promemoria  d.  Min.  d.  Unterr.-Angel.  ▼. 
1832,  V.  Rönne,  d.  Unterrichtswesen  des 
preuss.  Staates.  Berlin  18ÖÖ.  2,  201.  202; 
Friedberg,  Johannes  Baptista  Baltzer.  Leipzig 
1873.  S.  21. 

0  Sie  waren  daher  auch  den  Oberlehrern  an 
Rang  gleich  gestellt,  R.  d.  Min.  d.  Unterr.-Ang. 
V.  1832,  V.  Rönne  2,  108. 

^  £ine  solche  und  zwar  eine  mündliche  und 
schriftliche  hatte  der  Kandidat  nach  d.  Min. 
Resk.  V.  a  Mai  1832,  v.  Rönne  2,  26  n.  3, 
welches  zugleich  die  bischöfliche  Konkurs- 
prüfung für  die  Seelsorge  als  nicht  ausreichend 
erklärte,  sofern  er  nicht  auf  einer  inländischen 
Akademie  zum  Doktor  oder  Lizentiaten  der 
Theologie  promoyirt  war,  vor  dem  für  das  Fach 
der  katholischen  Theologie  ernannten  Mitgliede 
der  wissenschaftlichen  Prüfungskommission  ab- 
zulegen, während  der  Ton  dem  Kandidaten  ab- 
zuhaltenden Probelektion  auch  die  übrigen  Mit- 
glieder der  Kommission  beiwohnen  konnten. 

S  Bis  in  die  40er  Jahre  hinein  zog  das  Pro- 
vinzialschulkoUegium  über  die  Geeignetheit  des 
iu  Aussicht  genommenen  Geistlichen  bei  der 
bischöflichen  Behörde  die  erforderliche  Erkun- 


digung ein,  indem  es  sich  zugleich  der  Geneigt- 
heit derselben  Torsicherte,  ihn  für  die  Dauer 
seiner  Wirksamkeit  am  Gymnasium  yon  seinen 
anderen  geistlichen  Funktionen  frei  zu  lassen. 
Bejahendenfalls  wurde  dann  die  Ernennungs- 
urkunde seitens  der  Staatsbehörde  ausgefertigt, 
Friedberg,  Baltzer  S.  21.  22. 

Während  noch  im  J.  1830,  als  der  Erzbischof 
von  Posen  gegen  die  gedachte  Praxis  die  Er- 
nennung der  katholischen  Religionslehrer  für 
sich  ausschliesslich  beanspruchte,  die  Regierimg 
diese  Forderung  energisch  zurückwies  und  ihren 
Standpunkt  auch  1.  J.  1841  festhielt,  zeigte  sie 
bald  nachher  (nach  Errichtung  der  katholischen 
Abtheilnng  im  Kultusministerium)  gegenüber 
dem  gleichen  Verlangen  des  Kölner  Erzbischofs, 
welcher  die  Religionslehrerstellen  an  den  höheren 
Unterrichtsaustal ten  für  ein  geistliches  Amt  ei- 
klärte  und  die  von  ihm  ernannten  GelstlicheD 
nur  behufs  Ertheilung  der  Staatsgenehmigung 
vorschlagen  wollte,  schwach  und  nachgiebig,  in- 
dem sie  zugab,  dass,  wenngleich  die  Religions- 
lehrerstelle  kein  geistliches  Amt  sei,  doch  die 
Autorisation  zur  Ausübung  der  mit  dem  Amt 
verbundenen  Funktionen,  also  des  Vortrags  der 
Religionslehre  und  der  etwaigen  sonstigen 
gottesdienstliohen  Verrichtungen,  d.  h.  die  missio 
canonica,  allein  von  der  bischöflichen  Behörde 
ertheilt  werden  könne,  und  nunmehr  wurde  durch 
die  K.  O.  V.  6.  November  1846  bestimmt,  diss 
nach  Ermittelung  eines  geeigneten  Geistlichen 
seitens  der  zur  Anstellung  des  Religionslehrers 
berechtigten  Behörde  oder  Person  die  Provinzial- 
Schulbehörde  die  Aeussemng  des  Bischofs  Aber 
etwaige  Einwendungen  zu  erfordern  und  bei 
Zustimmung  desselben  die  ministerielle  Geneh- 
migung zur  Anstellung  einiuholen  hatte,  dass 
aber  die  Anstellung  des  Geistlichen  und  die 
Ausfertigung  des  Anstelluugspatentes  erst  nach 
Beibringung  der  schriftlichen  missio  canonica 
des  Bischofs  seitens  des  Kandidaten  erfolgen 
sollte,  Fried berg  S.  22  ff . 
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eigenen  Einschreiten  gegen  den  Keligionslehrer,  sondern  nnr  znr  Beschwerde  bei  der 
Staatsbehörde  behnfs  Schaffung  von  Abhülfe  eingeräumt  wurde  ^. 

Im  J.  1848  suchten  die  deutschen  Bischöfe,  ebenso  wie  in  Bezug  auf  die  Volks- 
schulen, so  auch  hinsichtlich  der  Gymnasien  und  der  ihnen  gleichstehenden  Lehr- 
anstalten einen  möglichst  weitgehenden  Einfluss  zu  erlangen,  und  die  Selbstständig- 
keit der  staatlichen  Leitung  derselben  möglichst  zu  beseitigen.  Von  der  Forderung 
der  vollen  Verwirklichung  der  kirchlichen  Anschauungen^,  der  bischöflichen  Ernen- 
nung aller  Gymnasiallehrer  oder  wenigstens  eines  bischöflichen  Mitwirkungsrechtes 
bei  derselben,  ja  selbst  der  ausschliesslichen  Anstellung  der  Keligionslehrer  standen 
sie  allerdings  als  von  vornherein  aussichtslos  ab  3,  vielmehr  beschränkten  sie  ihre 
Ansprüche  auf  Anerkennung  des  Rechtes  der  Leitung  und  Visitation  des  katholischen 
Religionsunterrichts  4,  auf  die  Auswahl  und  Bestimmung  der  Religionslehrbücher -^ 
und  auf  die  Ertheilung  der  kirchlichen  Sendung  (missto  eanomcaj  für  die  Religions- 
lehrer^,  forderten  aber  auch  gleichzeitig  die  volle  Freiheit  zur  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  im  ausgedehntesten  Sinne  ^. 

Die  österreichischen  Bischöfe  stellten  dagegen  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  Patent  von  1849  der  Kirche  blos  die  Besorgung  des  Religionsunterrichts  in  den 
Volksschulen  Überlassen  hatte  ^,  allein  das  Verlangen,  diesen  Grundsatz  auch  auf  die 
Mittelschulen  auszudehnen'*^.  Dieser  Forderung  wurde  in  der  Weise  entsprochen, 
dass  man,  da  die  damalige  Reform  der  österreichischen  Gymnasien  ^^  den  Religions- 
unterricht nicht  berührt  hatte  ^^  den  letzteren  nach  den  Wünschen  der  Bischöfe 
einrichtete,  und  ihnen,  wenn  auch  nicht  das  Anstellungsrecht  der  Religionslehrer 


1  Minist.  Verf.  v.  1830  bei  Fried))erg, 
Baltzer  S.  22.  23. 

2  S,  0.  S.  573.  674. 

•^  In  Anregung  gebracht  sind  diese  Postulate 
auf  der  Würzburger  Versammlung  1.  J.  1848, 
Arob.  f.  k.  E.  R.  21,  246  ff.;  Acta  conc.  Lao.  5, 
1019. 

*  Cit.  Versammig.,  Arch.  a.  a.  O.  S.  261; 
Würzburger  Denkschrift  ▼.  1848,  Ginzel  im 
Aich.  f.  Kircbengesch.  2,  63;  Denkschrift  des 
bair.  Episkopates  v.  1860,  a.  a.  0.  S.  211 ;  des 
oberrbein.  Episkopates  v.  1851,  a.  a.  0.  S.  262. 

5  Arcb.  f.  k.  K.  R.  21,  250;  die  cit.  Denk- 
schriften des  bair.  und  des  oberrh.  Episkopates. 

8  Würzburger  Versammlung,  Aroh.  21,  249, 
8.  auch  die  cit.  Würzburger  und  bair.  Denk- 
schriften, sowie  die  des  preuss.  Episkopates  yon 
1849,  G  i  n  z  e  1  2, 161 .  Der  oberrheinische  Epis- 
kopat beanspruchte  darüber  hinaus  allerdings 
auch  noch  die  Ernennung  und  Entfernung  durch 
die  Bischöfe,  a.  a.  0.  S.  262.  Während  der  bai- 
riflche  dagegen  in  Betreff  der  Religionslehrer 
allein  ^ein  bestimmtes  Vorschlagsrecht^'Terlangte, 
a.  a.  O.  S.  209,  forderte  er  femer  für  die  Bischöfe 
die  Theilnahme  an  der  Abfassung  und  Erlassung 
aller  organischen  Bestimmungen  über  die  Dis- 
oiplin,  sowie  über  die  Bewahrung  und  Pflege  der 
Religiosität  und  Sittlichkeit,  a.  a.  0.  S.  211,  das 
Recht  der  Visitation  der  gedachten  Lehranstalten 
in  Bezug  auf  Religion  und  Sittlichkeit,  S  212, 
die  Verfügung  über  den  Schulgottesdienst  (unter 
Zustimmung  der  staatlichen  Behörde)  und  die 
Anordnung  von  religiösen  Uebungen,    S.  209, 


das  Recht  der  gutachtlichen  Aeusserung  über 
die  Geschichtslehrbücber  und  der  Ueberwachung 
der  sonstigen  Schulbücher  in  Bezug  auf  etwaige 
Gefahrdung  des  Glaubens  und  der  Sittlichkeit, 
die  Keantnissnahme  in  Betreff  des  Geschichts- 
unterrichts und  die  Ertheilung  des  Geschichts- 
unterrichts an  katholische  Schüler  nicht  katholi- 
scher Lehranstalten  seitens  des  Religionslehrers 
oder  eines  befähigten  katholischen  Geistlichen, 
S.  211. 

'^  Die  Würzburger  Versammlung,  cit.  Arch. 
21,  256,  hat  folgende  Resolution  gefasst:  ^,Die 
Kirche,  begründet  durch  die  Kraft  des  Wortes 
unter  dreihunder^ährigei  Verfolgung,  nimmt 
jetzt,  wie  früher,  die  Freiheit  der  Lehre  und  des 
Unterrichts,  sowie  die  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  in 
ausgedehntestem  Sinne  als  dasjenige  Mittel  in 
Anspruch,  ohne  welches  sie  ihre  göttliche  Sen- 
dungwahrhaft und  in  vollem  Um  fange  zu  erfüllen 
ausser  Stande  sein  würde,  und  muss  jede  ein- 
engende Maassregel  auf  diesem  Gebiet  als 
nicht  vereinbar  mit  den  gerechten  Ansprüchen 
der  Katholiken  deutscher  Nation  ansehen",  S. 
270.  273.  Vgl.  die  bairisehe  Denkschrift  bei 
Ginzel  2,  212. 

8  %.  4,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.  R.  2,  37. 

0  Denkschrift  der  zu  Wien  versammelten 
österreichischen  Bischöfe  v.  15.  Juni  1849,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1364. 

10  Von  1849,  Ficker  a.a.O.  S.408;  Paul- 
senS.  696. 

»»  Ficker  S.  413. 
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für  die  StaatBgymnasien  zugestand  ^  doch  die  Befagniss  gewährte,  die  dnreh  eine 
von  ihnen  abzuhaltende  Konkurseröffnung  als  geeignet  erfundenen  Kandidaten  der 
Landesschulbehörde  zur  Anstellung  vorzuschlagen  ^^  jedem  katholischen  ReUgions- 
lehrer  die  missio  canonica  zu  ertheiien  und  sie  ihm  auch  jederzeit  wieder  zu  ent- 
ziehen 3.  Das  Konkordat  von  1855  ging  aber  noch  über  diese  Zugeständnisse  hinaus, 
indem  es  den  Bischöfen  auch  die  Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Jugend  über- 
haupt an  allen  Lehranstalten,  ferner  das  Recht,  darüber  zu  wachen,  dass  bei  keinem 
Lehrgegenstande  etwas  dem  katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  Zu- 
widerlaufendes vorkomme  ^,  sowie  das  Recht,  die  bei  dem  Religionsunterricht  in  den 
Gymnasien  und  mittleren  Schulen  zu  gebrauchenden  Lehrbücher  zu  bestimmen,  ein- 
räumte und  endlich  auch  die  Zusicherung  erthellte,  dass  an  den  eben  gedachten,  für 
die  katholische  Jugend  bestimmten  Leliranstalten  blos  Katholiken  zu  Lehrern  ernannt 
werden  sollten  ^. 

Was  die  deutschen  Staaten  betrifft,  so  verblieb  es  in  Preussen,  wo  man  schon 
i.  J.  1846  den  Anforderungen  der  Bischöfe  in  Betreff  der  missio  canonica  nachgegeben 
hattet,  bei  dem  bisherigen  Zustande 7. 

Dagegen  wurden  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  durch  das  württem- 
bergische  und  badische  Konkordat,  femer  durch  die  hessische  Konvention 
den  Bischöfen  die  schon  oben  erwähnten  Zugeständnisse  hinsichtlich  der  Leitung  des 
Religionsunterrichtes  gemacht^,  endlich  in  Bai  er  n  die  Stellung  der  Bischöfe  in  Be- 
treff des  Religionsunterrichts  an  den  mittleren  Anstalten  im  wesentlichen  ebenso,  wie 
bei  den  Volksschulen  geordnet  ^.  Der  geltende  Rechtsznstand  beruht  noch  zum  Theil 
auf  den  damals  zur  Geltung  gebrachten  Grundsätzen,  wenngleich  andererseits  die 
Regierungen  einzelne  zu  weitgehende  und  das  staatliche  Oberaufsichts-  und  Leitungs- 
recht beeinträchtigende  Gewährungen  zurückgezogen  haben  ^^. 


1  Welches  sie  früher  auch  nicht  gehabt  hatten,  dagegen  nur  als  Supplenten  angestellt  werden, 
8.  0.  S.  629.  a.  a.  0.  S.  68.  69. 

2  Bios  hei  politischen  Bedenken  gegen  den  *  Art.  6,  o.  S.  582  n.  2. 
YOTgeschlagenen  Kandidaten  sollte  die  Staatsbe-  ^  Art.  7 :  „In  gymnasiis  et  omnibus  qaas  ne- 
hörde  von  dem  Vorschlage  des  Bischofs  abgehen  dias  vocant ,  scholis  pro  inventute  catholirs 
können ,  und  im  Uebrlgen  derselben  nur  aus-  destinatis  nonnisi  viri  catholici  In  professores  seo 
nahmsweise  vorbehalten  bleiben,  einen  anderen  magistros  nomlnabuntur  et  omnis  Institutio  aJ 
vom  Bischof  als  befähigt  anerkannten  Priester  vitae  christianae  legem  cordlbus  inscribendam 
zu  wählen,  Vortrag  des  Kult.  Minist,  v.  13.  April  pro  rei  quae  tractatur,  natura  composlta  erit. 
1850,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.K.  2,  69.  Quinam   libri  in   eisdem  scholis  ad  religiosain 

3  V.  V.  23.  April  1850,  Beiträge  z.  preuss.  u.  tradendam  Instructionem  adhibendl  sint,  epi- 
deutsch. K.  R.  2,  66:  „§.  1.  Niemand  kann  an  scopi  collatis  inter  se  consillis  statuent.  Pere- 
niederen  oder  höheren  öffentlichen  Lehranstalten  ligionis  magistris  pro  publids  gymnasiis  mediis- 
als  katholischer  Religionslehrer  oder  Professor  que  scholis  depntandis  flrma  manebant,  quae  har 
der  Theologie  wirken,  ohne  die  Ermächtigung  de  re  salubriter  constituta  sunt.*"  Vgl.  dazu 
hierzu  von  dem  Bischof  erhalten  za  haben,  in  Anm.  3. 

dessen  Diöcese  sich  die  Anstalt  befindet.     %.  2.  ^  S.  o.  S.  630  n.  8.    Die  in  Preussen  ge- 

Der  Bischof  kann  die  Jemandem  erthellte  £r-  bräuchlichen  Formeln  für  die  missio  eanonks 

mächtlgung   jederzeit  wieder    entziehen;    die  bei Wiese,d. höh. Schulwesen!. Preussen  1,706. 

blosse  Kntziehung  dieser  Ermächtigung  macht  "^  Wiese  a.  a.  0.  1,  12. 

jedoch  einen  von   der   Regierung   angestellten  8  Vgl.  o.  S.  580  n.  7,  über  Nassau  s.  eben- 

Lehrer  nicht  des  ihm   gesetzlich    zustehenden  daselbst. 

Anspruches   auf    einen    Ruhegehalt  verlustig.''  ^  S.  o.  S.  606.    Vgl.  auch  den  folgenden  $. 

Als  wirkliche  Gymnasiallehrer  sollten  indessen  lo  go  namentlich    in   Württemberg    und 

nur  diejenigen  Priester,  welche  auch  die  Lehr-  Baden,  in  geringerem  Umfange  in  Preussen 

amtskandidatenprufung  bestanden  hatten,  andere  Das  Nähere  darüber  Im  nächsten  $. 
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§.  240.     2.   Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  höheren  oder  Mittelschulen  nach  dem 
heutigen  Recht  in  Deutschland, 

I.  Die  allgemeinen  rechtlichen  Grundlagen.  Ebenso  wie  das  Volks- 
schnlwesen  ist  auch  das  höhere  Unterrichtswesen  in  den  deutschen  Staaten  eine  staat- 
liche Angelegenheit,  und  es  steht  die  oberste  Leitung  der  höheren  oder  Mittelschulen 
den  staatlichen  Centralbehörden  zu  ^  Mit  der  prinzipiellen  Auffassung  der  katho- 
lischen Kirche  über  das  Unterrichts-  und  Erziehungswesen  befindet  sich  dieser  Rechts- 
zustand gleichfalls  im  Widerspruch  2,  und  wenn  dieselbe  gegen  den  letzteren  weniger 
lebhaft  angekämpft  hat,  so  liegt  dies  daran,  dass  die  betreffenden  Lehranstalten  nicht 
fflr  die  grosse  Masse  des  Volkes  bestimmt  sind,  und  fUr  sie  kein  Schulzwang  angeordnet 
werden  kann,  ferner  auch  daran,  dass  die  Kirche  wegen  der  grösseren  finanziellen 
Aufwendungen,  welche  die  Errichtung  und  Unterhaltung  derartiger  Schulen  erfordert, 
nur  schwer  in  der  Lage  sein  würde,  ihrerseits  solche  Lehranstalten  zu  begründen 
und  hinreichend  auszustatten^.  Sie  versucht  daher  im  Allgemeinen  nur,  vom 
Staate  die  Gewährung  eines  möglichst  grossen  Einflusses  auf  die  Einrichtung  und  den 
Unterricht  in  diesen  Schulen  zu  erlangen,  um  die  lernende  Jugend  von  allen,  eine 
katholisch-religiöse  Erziehung  beeinträchtigenden  Einflüssen  fernzuhalten^. 

U.  Oeffentliche  und  private  Lehranstalten.  Die  höheren  Schulen 
sind  öflentliche  Anstalten,  wenn  sie  in  ihrem  Lehrziele,  ihrem  Lehrplane  und  in  ihren 
sonstigen  Einrichtungen  den  vom  Staate  für  solche  Institute  vorgeschriebenen  An- 
forderungen entsprechen,  der  staatlichen  Oberleitung  und  Aufsicht  in  vollem  Umfange 
unterstehen,  jedermann  nach  Massgabe  der  allgemein  bestehenden  Vorschriften  zu- 
gänglich sind,  und  in  Folge  dessen  die  hin  und  wieder  als  s.g.  Oeffentlichkeitsrecht  ^ 
bezeichnete  Berechtigung  besitzen,  dass  die  durch  sie  gewährte  Bildung  staatlicher- 
seits  als  ausreichende  Vorbereitung  ftlr  bestimmte,  insbesondere  staatliche  und  gelehrte 
Berufsarten ^  oder  für  gewisse  besondere  Befugnisse^  betrachtet  wird.  In  Deutsch- 
land stehen  die  öffentlichen  Anstalten  in  der  Regel  im  Eigenthum  des  Staates  oder 
einer  Kommune  oder  bilden  juristisch  selbstständige  Anstalten  mit  juristischer  Per- 
sönlichkeit ®. 

Nicht  blos  die  Begründung  der  öffentlichen  Lehranstalten,  welche  von  anderen 
Korporationen^  als  dem  Staat,  sowie  von  einzelnen  physischen  Personen  ausgeht, 
sondern  auch  die  Errichtung  von  Privatanstalten,  welche  die  Ziele  der  hier  fraglichen 
Schulen  verfolgen,  aber  weder  in  allen  Beziehungen  den  staatlichen  Vorschriften 

*  O.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwaltungs-  "^  Z.  B.  zum  Üniversitats  -  Studium  und  zum 
rechts  S.   238;    Lönlng,    Lehrb.  d.  deutsch.      einjährigen  Freiwilligendienst. 

A      «  11  i»           Q  R7A       o  rechts  8. 7oü.     Inüesterrelch  befinden  sich 

8  SS  574      9      ^'  ^^^^  ^^^^  ^^^^  ^^^^  ®°^*^^®'  öffentilcher  An- 

A  ir*  ?'  ••*  -L      "*Tr'    u    j  -i.   A  X  -7         a    ßQo       stalten  in  der  Hand  von  geistlichen  Orden  (s.  g. 

*  Vgl.  osterr.  Konkordat  Art  7,  o.  S.  632      g*i**„.,^„  „.«„^    «^i«i»«  ;n«-^iv««  »„«,  t^k-Ji 
Kj«     rr      u-*ij    "  ä.        Tt'  v-r           j^         Stiitsgymnasienj,    welche  dieselben  zum  Theil 

n.  6;  die  Zuschrift  d.  osterr.  Bischöfe   an  den  ^^^  ^f'    «„  muAi«  ^,i..u««    ^a«i.«i*«    r^ 

1.'  iJ  -ut-  A^        AQKt*       11  T       K    ACiOQ  AUS  eigenen  Mitteln  erhalten,  t.  Schulte,  D. 

Kult.  Minist.  V.  Iö06,  coli.  conc.  Lac.  5,  1263;  f^..,.   *,      ,.  _    n-j^«   i-    n    * *  u     m 

n_       xr      iM         XKT-      4QRQ  -o.     4Qßn  TT*     kl  ötifto  d.  alten   Orden  in    Oesterreich.   Qiessen 

Prov.  Konzilien y. Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  . «oq    «     .q    «.      q«v„ix^      .♦.♦„u   ^<^«™ 

AQaK  1  OAQ   4RR  QOH  looy.   D.  4».    «4:    Schulto,    Status   dioeces. 

löbö  1.  c.  p.  iUy.  4DÖ.  «^-  catholicar.  Gissae  1866.  p.  16.  Auch  in  B  aiern 

6  Für  den  Beruf  des  Justiz-,  Verwaltungs-Be-       Schulte,  Status  p.  109. 
amten,  des  Geistlichen  u.  s.  w.  ^  Z.  B.  einer  Stadtgemeinde. 
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unterworfen  sein  sollen  noch  die  erwähnten  Berechtignngen  beanspruchen,  bedarf  in 
den  deutschen  Staaten,  so  in  Preussen^,  Baiern^,  Sachsen^  und  Elsass- 
Lothringen^  der  Staatsgenehmigung  und,  falls  von  einer  solchen,  wie  in  0  est  er- 
reich, unter  Umständen  abgesehen  wird^,  ist  die  Btaatsregierung  stets  in  der  Lage, 
wegen  Nichterftlllung  der  gesetzlich  zu  stellenden  Anforderungen  derartigen  Anstalten 
das  s.  g.  Oeffentlichkeitsrecht  zu  verweigern  ^  oder  ihnen  wieder  zu  entziehen  7.  Bei 
dieser  Stellungnahme  der  staatlichen  Gesetzgebungen  ist  der  katholischen  Kirchb  die 
Möglichkeit  verschlossen,  die  von  ihr  beanspruchte  Befugniss,  eigene,  jeder  staatlichen 
Kontrole  entzogene,  lediglich  unter  kirchlicher  Leitung  und  Aufsicht  stehende  höhere 
Schulen  zu  errichten  und  zu  halten,  zur  praktischen  Durchführung  zu  bringen. 

m.  Was  den  konfessionellen  Charakter  der  höheren  Schulen  be- 
trifft, so  fordert  die  katholische  Kirche,  dass  die  für  die  katholische  Jugend  bestimmten 
Mittelschulen,  ebenso  wie  die  Volksschulen,  als  spezifisch  katholische  eingerichtet 
werden  8. 

Staatlichersei ts  bestehen  dagegen  —  abgesehen  von  Oesterreich^,  dessen 
Gesetzgebung  die  Staats-,  Landes-  und  Kommunalanstalten  hinsichtlich  der  Lehrer 


1  A  L.  R.  II.  12.  88.  2.  54. 

2  V.  Y.  21.  AprU  1873.  8-  %  Aroh.  f.  k.  K.  R. 
29,  442. 

3  Ges.  üb.  d.  Gymnasien,  Realschulen  und 
Seminarlen  v.  22.  Augast  1876.  8-  ^^  v-  Seyde- 
witz,  Codex  des  sichs.  Kirchen-  und  Schul- 
rechts. Suppl.  Bd.  S.  462. 

*  Unterrichtsgesete  v.  12.  Februar  1873.  8-  1, 
s.  0.  S.  568  n.  3. 

In  Oesterreich  ist  nach  dem  ReichsYolks^ 
Schulgesetz  v.  14.  Mai  1869.  8  70,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  50, 126,  zur  Errichtung  von  Privatlehranstalten, 
in  welche  schulpflichtige  Kinder  aufgenommen 
werden  sollen  —  und  dahin  gehören  auch  die 
Gymnasien  und  Realschulen  — ,  die.  Genehmi- 
gung der  Landesschulbehörde  nothwendig,  wel- 
che aber  nicht  versagt  werden  kann,  wenn  den 
vorgeschriebenen  Bedingungen  Genüge  ge- 
schehen ist 

Wo  keine  derartigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen bestehen,  wird  eine  solche  Genehmigung 
immer  im  Verwaltungswege  gefordert  werden 
können ,  weil  das  höhere  Unterrichtswesen  überall 
als  eine  staatliche  Angelegenheit  gilt  und  der 
staatlichen  Beaufsichtigung  unterliegt,  es  sei 
denn,  dass  dies  durch  besondere  V^orschriften, 
wie  in  Oesterreich  (s.  d.  folg.  Anm.)  oder 
in  Baden  —  hier  erfordern  88*  1^3  ff.  des  Ele- 
mentarschulgesetzes V.  8.  März  1868  blos  hin- 
sichtlich derjenigen  Privatanstalten,  welche  für 
schulpflichtige  Kinder  bestimmt  sind,  die  Inne- 
haltung gewisser  Normativ-Anforderungen  und 
den  Nachweis  der  Erfüllung  —  ausgeschlossen 
wird.  Für  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
durch  die  Kirche  würde  indessen  kraft  besonderer 
Spezialvorschriften  in  Baden  ein  Gesetz  er- 
forderlich sein,  8.  0.  S.  584. 

5  Ges.  V.  26.  Mai  1868  über  das  Verh.  der 
Schule  zur  Kirche.  8*  ^  ■  »^^  steht  jeder  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  frei,  aus  Ihren  Mitteln 
Schulen  für  den  Unterricht  der  Jngend  von  be- 


stimmten Glaubensbekenntnissen  zu  errichten 
und  zu  unterhalten.  Dieselben  sind  jedoch  den 
Gesetzen  für  das  Unterrichtswesen  unterworfen 
und  können  die  Zuerkennung  der  Rechte  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  nur  dann  in  Anspruch 
nehmen,  wenn  allen  gesetzlichen  Bedingungen 
für  die  Erwerbung  dieser  Rechte  entsprochen 
wird.« 

*  Vgl.  d.  vor.  Anm. 

'^  So  ist  man  in  Oesterreich  1849  mit  ein- 
zelnen bischöflichen  und  Ordensgymnasien, 
welche  sich  den  in  Folge  der  Gymnaslslreform 
d.  J.  1849  gestellten  Anforderungen  nicht  gefügt 
hatten,  verfahren,  Ficker  S.  422,  undeiuCirL 
Erl.  d.  Kult  Min.  v.  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24, 
271,  hat  einzelnen  derartigen  Anstalten  die  Ent- 
ziehung ebenfalls  in  Aussicht  gestellt. 

8  S.  0.  S.  573.  592.  631.  632  n.  5. 

9  Cit.  Ges.  V.  25.  Mai  1868.  8-  3:  „Die  vom 
Staate,  von  einem  Lande  oder  von  Gemeinden  ganz 
oder  theilweise  gegründeten  oder  erhaltenen 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  sind  allen 
Staatsbürgern  ohne  Unterschied  des  Glaubens- 
bekenntnisses zugänglich.''  8*  ^-  »1^^®  Lehr- 
ämter an  den  im  8-  3  bezeichneten  Schulen  und 
Erziehungsanstalten  sind  für  alle  Staatsbürger 
zugänglich,  welche  ihre  Befähigung  hierzu  in 
gesetzlicher  Weise  nachgewiesen  haben.  Als 
Hellgionslehrer  dürfen  nur  diejenigen  angestellt 
werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Oberbe- 
hörde als  hierzu  befähigt  erklärt  hat.  Bei  andern 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  (8*  4,  s.  o.  Anm. 
5)  ist  diesfalls  das  Errichtungssutut  massge- 
bend." Konfessionell  sind  also  nur  die  von  den  Kir- 
chen errichteten  oder  unterhaltenen  Anstalten, 
aber  auch  diese  brauchen  es  nach  8*  5  des  cit.  Ge- 
setzes (;,die  Benutzung  von  Schulen  und  Er- 
ziehungsanstalten für  bestimmte  Glaubensge- 
nossen ist  Mitgliedern  einer  andern  Religions- 
gesellschaft  durch  das  Gesetz  nicht  untersagt*') 
nicht  in  Retreff  der  Schüler  zu  sein. 
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imd  Schüler  aller  Konfessionen  für  simultan  erklärt  —  keine  gesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  prinzipiell  über  den  Charakter  der  betreffenden  Anstalten  Bestün- 
mnng  treffen  ^.  In  Folge  der  historischen,  namentlich  der  konfessionellen  Entwicklung 
in  den  deutschen  Territorien,  ferner  aber  auch  in  Folge  von  Stiftungs-  oder  statuta- 
rischen Bestimmungen  haben  indessen  die  deutschen  Gymnasien,  zum  Theil  im  Gegen- 
satz gegen  die  Realschulen 2,  in  vielen  Staaten  einen  konfessionellen  Charakter,  so  in 
Preussen^,  Baiern^,  Württemberg^  Sachsen«,  Baden'  und  Hessen^ 
(wobei  in  einzelnen  Ländern  freilich  der  evangelische  Charakter  überwiegt^),  und  es 
kommen  neben  ihnen  blos  als  Ausnahmen  auch  höhere  Schulen  mit  simultanem  Cha- 
rakter vor  10.  Rechtlich  sind,  soweit  es  an  gesetzlichen  Vorschriften  fehlt,  die  Regie- 
rungen in  der  Lage,  Anstalten  des  einen  oder  anderen  Charakters  zu  errichten  und 
zuzulassen  11,  auch  den  letzteren  zu  ändern  ^^,  sofern  nicht  etwa  durch  eine  besondere, 
nicht  staatliche  Stiftungsnorm  ^^  einer  höheren  Schule  ein  bestimmter  Charakter  von 
vornherein  beigelegt  ist  ^^, 

Desgleichen  entscheiden  auch  die  staatlichen  Fundations-Anordnungen  oder 
etwaigen  Stifhingsbedingungen  darüber,  ob  der  Grundsatz  der  Konfessionalität  der 
Anstalt  blos  in  Bezug  auf  die  Lehrer  oder  auch  in  Bezug  auf  die  Zulassung  von  Schü- 
lern zur  Anwendung  gelangt.  Ueberwiegend  ist  nur  das  erstere,  nicht  das  letztere 
der  Fall  ^^,  Die  Schüler,  welche  einer  anderen  Konfession  als  der  der  Anstalt  ange- 
hören, werden  aber  von  dem  obligatorischen  Religionsunterricht  dispensirt  >«,  sofern 


1  Das  sächsische  Gesetz,  s.  0.  S.  634  n.  3, 
hat  ehensowenig  eine  direkte  Vorschrift  darüber, 
wie  das  Ges.  v.  1.  November  lb78  über  Unter- 
haltung und  Yerwaltong  öffentlicher  Schulen  für 
Elsass-Lothringen,  Althoff  etc.,  Sammig. 
d.  i.  Elsass-Lothr.  gelt.  Gesetze  3,  912,  und  das 
Regulativ  für  die  höheren  Lehranstalten  y.  10. 
Juli  1873,  a.  a.  0.  8.  367. 

2  So  z.  B.  in  Preussen,  Wiese  1,  37. 

3  A.  a.  0.1,  37  u.  2,  19. 

4  Hopf  in  Schmid,  Encyklopädie  1,  447. 

5  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  269. 

^  Nach  dem  Gesetz  v.  1876  allerdings  nicht, 
doch  sind  die  Gymnasien  und  Realschulen  fak- 
tisch lutherische,  wie  denn  auch  die  Lehrord- 
nungen für  beide  vom  29.  Januar  1877.  $.  6,  v. 
Seydewitz  a.a.O.  S.  484.  500,  davon  aus- 
gehen, dass  der  obligatorische  Religionsunter- 
richt in  ihnen  allein  im  lutherischen  Bekenntniss 
ertheilt  wird. 

7  Holtzmannbel  Schmid  a.  a.  0.  1,  401 ; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  259. 

8  Cit.  Arch.  a,  a.  0. 

0  So  vor  allem  in  Sachsen  (s.  Anm.  6),  ferner 
inWürttemberg,  sowie  in  Hessen,  wo  kein 
rein  katholisches  Gymnasium  besteht 

10  Z.B.  in  PreuBsen,  Baiern,  Badenund 
Hessen  ,  s.  die  vorh.  Anm. 

1  ^  In  P r  eu  s  s  e  n  hat  die  Unterrichtsverwaltung 
bis  1872  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dass 
jede  Schule  einen  konfessionellen  Charakter 
haben  müsse,  und  die  wenigen  Simultanschulen 
nur  als  christlich  simultane  behandelt,  Wiese 
1,  37;  2,  19,  weshalb  man  auch  an  diesen  Dissi- 
denten und  Juden  von  der  Lehrthätigkeit  aus- 
geschlossen hat,  a.  a.  0.  1,  563  u.  2,  27.     Erst 


seit  1872  ist  diese  gesetzlich  nicht  bedingte 
Praxis  aufgegeben,  a.  a.  0.  3,  18,  und  es  sind 
auch  ausnahmsweise  Juden  als  Lehrer  zuge- 
lassen worden,  3,  21. 

12  Die  Sache  liegt  hier  anders  wie  bei  den 
Volksschulen  (s.  0.  S.  598),  weil  Über  deren 
Charakter  die  Gesetzgebung  vielfach  bestimmt 
hat  Nur  in  Oesterreich  dürfen  die  vorhin 
gedachten  Schulen  nicht  als  konfessionelle  ein- 
gerichtet oder  zu  solchen  umgestaltet  werden. 
Wohl  aber  können  die  Kirchen  konfessionelle 
Mittelschulen  errichten,  s.  0.  S.  634  n.  9. 

13  Der  Umstand,  dass  in  früherer  Zeit  eine 
höhere  Schule  lediglich  konfessionell  war,  ist 
aber  aus  den  0.  S.  597  angegebenen  Gründen 
dafür  allein  nicht  ausreichend.  Nach  diesem 
Grundsatz  ist  die  preussische  Praxis  früher  in 
Posen  verfahren,  s.  darüber  das  Promemoria  des 
Erzbischofs  von  Posen  u.  Gnesen  v.  1848  bei 
Ginzel,  Arch.  f.  Klrchengesch.  2,98,  und  diese 
ist  jetzt  wieder  die  herrschende.  Wiese  3,  19. 

^^  In  diesem  Fall  bleibt  eine  Aenderung  aller- 
dings immer  noch  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung möglich,  8.  0.  S.  598  n.  2. 

«  So  z.  B.  in  PreuBsen,  Wiese  1,  37,  in 
Baiern,  Silbern  agl,  Yerfassg.  sämmtl. 
Religionsgenossenschaften  2.  Aufl.  S.  506;  in 
Sachsen,  8.  o.  Anmerk.  6  und  in  Baden, 
Holtzmann  bei  Schmid  1,  401. 

16  So  in  Sachsen  nach  der  Ausführungs.-V. 
V.  29.  Januar  1877.  S-  7,  v.  Seydewitz  S. 
478  (s.  auch  S.  485.  500),  wenn  die  Schüler  das 
14.  Jahr  vollendet  haben  oder  „für  ihr  ihren  Re- 
ligionsunterricht möglichst  gesorgt  ist'',  in  E 1  - 
sass-Lothrlngen,  cit  Regulativ  v.  1873  (s. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  240 


nicht  etwa  anch  ftir  einen  solchen  in  ihrem  Bekenntniss  von  der  Schule  selbst  ge- 
sorgt wird^ 

Was  insbesondere  die  Anstellnng  und  Verwendung  von  altkatholischen  Leh- 
rern an  solchen  höheren  Schulen  betritt,  welche  bereits  vor  dem  vatikanischen  Konzil 
einen  spezifisch  katholischen  Charakter  besassen,  so  wäre  auch  hier  die  Behandlung 
dieser  als  Simultananstalten  der  gegebene  Weg  gewesen  ^.  Diesen  hat  man  aber  in 
Preussen  und  in  Baiern  nicht  eingeschlagen,  sondern  nur  den  Eltern  altkatho- 
lischer Kinder  das  Recht  gewährt,  die  Dispensation  derselben  von  dem  neukatholischen 
Religionsunterricht  zu  beanspruchen,  falls  von  ihnen  ftlr  einen  solchen  Unterricht  ein 
geeigneter  Ersatz  nachgewiesen  wird  K 

in.  Die  Leitungs-  und  Aufsichtsbehörden.  Die  obere  Leitung  und 
obere  Aufsicht  über  die  höheren  Schulen  fahren  in  den  deutschen  Staaten  die  staat- 
lichen obersten  Centralbehörden^.  Von  einer  konfessionellen  Sonderung  derselben 
ist  dabei  in  noch  viel  geringerem  Umfange,  wie  beim  Volksschulwesen  die  Rede. 
Eine  solche  kommt  einzig  und  allein  in  Oldenburg  vor^.  Ebensowenig  ist,  sofern 
noch  unter  der  Central-Instanz  eine  besondere,  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  be- 
steht^, die  Mitgliedschaft  in  dieser  gesetzlich  an  eine  bestimmte  Konfession  gebunden '. 
noch  den  Geistlichen  der  einen  oder  anderen  Religionspartei  als  solchen  ein  Recht 
darauf  gewährt^.    Es  entsprechen  daher  diese  Gestaltungen  den  Anforderungen  der 


0.  S.  685  n.  1)  §.  13,  sofern  ein  ausreichender 
Ersatz  beschafft  wird. 

1  So  in  Preussen  bei  einer  grosseren  Zahl 
von  Schülern  einer  anderen  christlichen  Kon- 
fession durch  Remunerirung  eines  eigenen  Reli- 
gionslehrers, V.  Rönne,  Unterrichtswesen  i, 
204  n.  1;  Wiese  1,  37;  ebenso  in  Baiern, 
Silbernagl  S.  606,  und  in  Baden,  Holtz- 
mann  a.  a.  0.  S.  401.  404.  Ist  die  Schüler- 
zahl zu  gering,  so  tritt  Dispensation  ein.  In 
Baiern  ist  selbst  für  die  Juden  der  Religions- 
unterricht obligatorisch,  und  es  haben  die  Schul- 
behörden' auf  die  Ertheilung  desselben,  aber 
auf  Kosten  der  israelitischen  Glaubensgenossen, 
hinzuwirken,  Silbernagl  a.  a.  0. 

£ine  konfessionelle  Trennung  des  Ge- 
schichtsunterrichts ist  in  Baiern  durch 
Min.  Entschl.  v.  13.  Mai  1840  für  Anstehen, 
welche  Ton  Schülern  verschiedener  Konfessionen 
besucht  wurden,  angeordnet  worden,  allein  aus 
Mangel  an  finanziellen  Mitteln  hat  man  blos  an 
einzelnen  dieser  Schulen  den  gedachten  Unter- 
richt den  Religionslehrern  des  betreffenden  Be- 
kenntnisses übertragen  (Arch.  f.  k.  K.  R.  27, 
LXXVII).  Seit  dem  J.  1872  ist  indessen  diese 
Trennung  beseitigt,  Silbernagl  S.  507,  und 
die  Schulordnungen  für  die  Studienanstalten 
und  die  Realgymnasien  v.  20.  August  1874, 
S.  14,  Ges.  Bl.  1874.  S.  480.  622,  haben  aus- 
drücklich angeordnet,  dass  eine  solche  Schei- 
dung nicht  stettzuflnden  hat. 

'^  S.  695.  696.  Auch  bei  stiftungsmässig  ka- 
tholischen Schulen,  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
Neu-  und  Altkatholiken,  da  die  Staatsregierun- 
gen beide  als  gleichberechtigte  Mitglieder  der 
katholischen  Kirche  anerkennen.  Für  0  e  s  t  er  - 
reich  liegt  allerdings  die  Sache  anders,  s.  o.  S. 
596  n.  8. 


3  Für  Preussen  s.  o.  S.  696  n.  6;  für 
Baiern  Silbernagl  S.  255. 

4  G.Meyer  a.a.O.  S.  228.238.  u.  Lönlng 
a.  a.  0.  S.  762. 

5  Denn  nach  d.  o.  S.  698  n.  10  cit.  Gesetz  von 
1855  Art.  1.  2  haben  die  beiden  konfessionell 
gesonderten  Oberschulkollegien  unter  Oberauf- 
sicht des  Staatsministeriums  die  Leitung  de$ 
gesammten  evangelischen  bezw.  katholischen 
Unterrichtswesens  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
und  blossen  Fachschulen). 

Dagegen  scheidet  Württemberg,  s.  o.  S. 
598  n.  9,  hier  aus,  weil  das  gesammte  0elehrten- 
und  Kealschulwesen  unter  der  Leitung  einer 
besonderen  Abtheiluug  des  Ministeriums  des 
Kirchen-  und  Schulwesens  steht,  Ganpp, 
Steatsrecht  des  Königr.  Württemberg  in  Mar- 
quardsen,  Hdbch.  d.  öffentl.  Rechts.  III.  1 
2,  247;  V.  Sarwey,  württemb.  Staatsrecht 
Tübingen  1883.  2,  386. 

In  Bai  er  n  endlich  ist  die  8.  699  n.  2  er- 
wähnte Vorschrift  nur  auf  das  Volksschulwesen 
bezogen  und  angewendet  worden,  Hopf  a.  a.  0 
1,  449. 

ß  Wie  in  P  r  e  u  8  s  e  n  die  Provinzialschulbehör- 
den,  in  Baiern  die  Kreisregierungen. 

^  Dadurch  ist  selbstverständlich  nicht  ausge- 
schlossen, dass  Katholiken  als  Mitglieder  in  diese 
Behörden  eintreten  und  mit  der  Bearbeitung  und 
Erledigung  der  die  katholischen  Schulen  und 
Lehrer  betreffenden  Angelegenheiten  betraut 
werden,  s.  z.  B.  o.  S.  599  n.  2. 

8  In  Württemberg  hat  allerdings  da«  Ges. 
betr.  die  Aufsicht  über  die  Gelehrten-  und 
Realschulen  v.  1,  Juli  1876,  Reg.  Bl.  S.  267, 
bei  denjenigen  Schulen ,  welche  nicht  der  in 
Anm.  6  gedachten  Oberstudienbehörde  unmit- 
telbar, Bondeni  einer  s.  g.  örtlicjien  Studienbc- 
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katholischen  Kirche^  noch  viel  weniger  als  die  das  Volksschalwesen  betreffenden 
Organisationen. 

IV.  Die  Leitnng  des  Unterrichts,  insbesondere  des  Religions- 
unterrichts. Ebensowenig  wie  hinsichtlich  der  Volkssehnlen  ränmen  die  modernen 
Staaten  der  katholischen  Kirche  eine  Mit¥rirkung  bei  der  Leitung  des  Unterrichts 
der  höheren  Schalen  ein^,  yielmebr  gewähren  dieselben  der  ersteren  ebenfalls  nur 
bestimmte,  und  zwar  verschieden  bemessene  Befugnisse  hinsichtlich  des  Religions- 
unterrichts. 

1.  Die  Besorgung  und  Ueberwachung  desselben  ist  der  Earche  inBaden^ 
gesetzlich  zugestanden.  Demgemäss  hat  die  bischöfliche  Behörde  auch  hier  für  die 
Mittelschulen  den  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht  aufzustellen^,  die  Religions- 
lehrbücher  zu  bestimmen  ^  und  die  Anordnungen  Aber  den  Schulgottesdienst  zu  er- 
lassen^, aber  dies  alles  unter  Beachtung  des  Grundsatzes,  dass  gesetzlich  die  einheit- 
liche Leitung  des  Unterrichts  den  staatlichen  Schulbehörden  gebührt  ?,  so  dass  also 
über  das  Verhältniss  zu  diesen,  obwohl  es  an  einer  besonderen  gesetzlichen  Fixirung 
fehlt,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  den  Elementarschulen  zur  Anwendung  kommen^. 
Ebenso  hat  auch  für  die  hier  fraglichen  Lehranstalten  die  bischöfliche  Behörde  die 
Religionslehrer  ihrerseits  zu  stellen,  und  in  Folge  dessen  ruht  die  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  wesentlich  in  der  Hand  der  katholischen  Ortspfarrer  oder  der 
Hilfspriester  derselben  ^. 

Auf  demselben  Standpunkte  steht  die  österreichische  Gesetzgebung,  denn 
die  Vorschriffcen  des  Gesetzes  von  1868  ^^  beziehen  sich  nicht  blos  auf  die  Volks-, 
sondern  auch  auf  die  Mittelschulen  ^K 

2.  In  Baiern^^  und  in  Württemberg^^  ist  die  Earche  dagegen  nur  auf  das 
Recht  der  Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  beschränkt.    Die 


hörde,  d.  h.  der  Ortsschulbehöide  unterstellt 
sind,  nämlich  bei  solchen,  welche  der  Haupt- ' 
Sache  nach  nicht  unmittelbar  yom  Staat  unter- 
halten werden,  vgl.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  248  u.  v. 
Sarwey  2, 387,  dem  Ortsgeistlichen  als  solchem, 
bei  paritätischen  Gemeinden  je  einem  von  der 
Oherstudienbehörde  zu  berufenden  Geistlichen 
jeder  Konfession  die  Mitgliedschaft  und  zum 
Theil  auch  gemeinsam  mit  dem  OrtsTorsteber  die 
Yorstandschaft  in  der  Ortschulbehörde  und  die 
Geschäftsführung  eingeräumt,  ohne  allerdings 
die  Geistlichen  zum  Eintritt  zu  Terpflichten. 
i  S.  0.  S.  599. 

2  Vgl.  0.  S.  603  und  die  dortigen  ClUte;  s. 
auch  S.  632. 

3  Ges.  V.  9.  Oktober  1860.  %  12,  o.  S.  604  n.  4. 

*  S.  die  V.  des  erzbischöfl.  Ordinariats  zu  Frei- 
burg üb.  d.  religiöse  Unterweisung  an  den  Mittel- 
schulen (Gymnasien,  Progymnasieu,  Bealgym- 
nasien  und  höheren  Bürgerschulen)  v.  16.  Aug. 
1883,  Aich.  f.  k.  K.  R.  52,  281,  nach  welcher 
die  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  be- 
sonderen erzbischöflich  bestellten  Kommissarien 
übertragen  ist. 

5  Vgl.  a.  a.  0.  S.  284.. 

e  A.  a.  0.  S.  286. 

^  S.  cit.  Ges.  v.  1860.  J.  12. 

8  S.  o.  S.  604. 

»  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  48,  362. 


10  S.  0.  S.  605  n.  2  und  S.  606  n.  1  wodurch 
der  Art.  7  des  Konkordates .  s.  o.  S.  632  n.  5, 
beseitigt  worden  ist 

1  i  Es  gilt  also  hier  das  o.  S.  605  über  die  Volks- 
schulen "Bemerkte.  Nach  d.  V.  des  Kult.  Min. 
V.  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  26,  hat  bei  Diffe- 
renzen über  das  Mass  der  religiösen  Uebungen 
für  katholische  Schüler  zwischen  dem  Lehr- 
körper der  Mittelschule  und  der  kirchlichen  Be- 
hörde die  Landesschulbehörde  selbstständig  zu 
entscheiden,  jedoch  soll  jedenfalls  an  dem  Schul- 
gottesdienst  zu  Anfang  und  Ende  des  Schul- 
jahres, an  Sonn-  und  Festtagen,  am  Tage  des 
Empfanges  der  Sakramente  der  Busse  und  des 
Altars  zu  Ende  und  Anfang  des  Schuljahres  und 
zur  österlichen  Zeit  festgehalten  werden.  Auch 
sind  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zur  disci- 
plinaren  Ueberwachung  der  Schüler  ihres  Glau- 
bensbekenntnisses bei  den  Andachtsübuugen 
für  verpflichtet  erklärt. 

«  S.  Rel.  Ed.  ▼.  1818.  %.  38,  o.  S.  606  n.  2 
Die  o.  S.  636  n.  1  cit.  Schulordnungen  v.  1874. 
%.  8  bez.  $.  5  erklären  ausdrücklich,  dass  der 
Religionsunterricht  nach  den  hierüber  bestehen- 
den Bestimmungen  ertheilt  wird.  Vgl.  femer 
o.  S.  629. 

^  Gesetz  v.  30.  Januar  1862.  Art  13,  o.  S. 
606  n.  3,  welches  sich  nicht  blos  auf  die  Volks- 
schulen bezieht. 
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kirchlichen  Behörden  haben  hier  als  Ansflnss  dieses  Rechtes  dieselben  Befugnisse, 
wie  hinsichtlich  der  Volksschulen  zu  tiben  ^. 

3.  Eine  dritte  Gruppe  von  deutschen  Staaten  gewährt  endlich  der  katholischen 
Kirche  blos  ein  Recht  der  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht,  und  das  Recht  auf 
vorgängiges  Einvernehmen  in  Betreff  der  Bestimmung  der  Religionslehrbücher,  so 
Preussen^und  Heersen^. 

y.  Die  Lehrer  an  den  Mittelschulen.  1.  Im  Allgemeinen.  Hinsicht- 
lich der  Konfession  der  Lehrer  kommt  ebenso  wie  für  die  Volks-,  auch  für  die 
Mittelschulen  der  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  dieselben  bei  konfessionellen  An- 
stalten der  Religionspartei,  ftlr  welche  dieselbe  bestimmt  ist,  angehören  müssen^. 
Femer  sind  in  den  deutschen  Staaten  die  Mitglieder  der  kirchlichen  Orden  und  ordens- 
ähnlichen Korporationen^  von  jeder  Lehrthätigkeit  an  den  öffentlichen  höheren  Lehr- 
anstalten, abgesehen  von  Preussen®,  in  demselben  Umfange,  wie  von  einer  solchen 
an  den  Volksschulen  ?  ausgeschlossen  ^. 

2.  Die  Religionslehrer  insbesondere.  Der  Grundsatz,  dass  jeder,  welcher 
die  katholische  Religion  öffentlich  lehren  will,  die  kirchliche  Ermächtigung  dazu  vor- 
her einzuholen  hat®,  findet  selbstverständlich  auch  auf  die  Religionslehrer  an  den 
öffentlichen  höheren  Schulen  Anwendung  ^^.  InBadenundOesterreich,wodeii 
Kirchen  die  Besorgung  des  Religionsunterrichts  und  damit  auch  die  Bestimmung  der 
Religionslehrer  überlassen  ist,  hat  die  Kirche  dadurch  eine  gesetzliche  Grundlage  für 
die  von  ihr  beanspruchte  missio  erhalten  ^^. 

In  den  übrigen  Staaten,  in  welchen  der  kirchlichen  Behörde  blos  die  Leitung 
und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts,  wie  in  Baiern  und  Württemberg, 
oder  gar  nur  die  Aufsicht  über  denselben,  wie  in  Preussen  und  Hessen  zugestan- 

>  Vgl.  0.  S.  607.  7  s.  616.     Ueber  die  Errichtung  von  Privat- 

2  8.  0.  S.  611  n.  S.  630.  anstalten,  welche  die  Ziele  der  höheren  Schulen 

3  Besondere  Bestimmungen  sind  nicht  be-  verfolgen,  und  die  Ertheilung  von  Unterricht  an 
kannt  Nach  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260  ist  aber  denselben  s.  die  Nach  Weisungen  in  den  Anmer- 
anzunehmen,  dass  der  bischöflichen  Behörde  kungen  ebendaselbst.  Was  speziell  Hessen  be- 
auf  den  Religionsunterricht  an  den  höheren  trifft,  so  bezieht  sieh  das  Ges.  v.  1874,  o.  S.  616 
Lehranstalten  im  Verwaltungswege  *  derselbe  n.  ö  allerdings  nur  auf  die  Volksschulen,  aber 
EinfluBS,  wie  bei  den  Volksschulen,  o.  S.  609,  für  die  höheren  führt  das  Ordensgesetz  v.  1875 
gestattet  wird.  zu  demselben  Ergebniss. 

Auch  in  Sachsen  fehlt  es  an  speziellen  Wegen  der  Ordensgymnasien  in  0 e s  t e r r e i ch 
Vorschriften.  Hier  ist  wohl  mit  Rücksicht  dar-  und  in  Baiern  s.  o.  S.  633  n,  8. 
auf,  das  die  höheren  Schulen  thatsäch lieh  luthe-  8  Hinsichtlich  der  Vereidigung  der 
risch  sind  und  den  katholischen  Schülern  der  Lehrer  an  den  höheren  Schulen,  welche  ge- 
Religionsunterricht nicht  in  denselben  ertheilt  wohnlich  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staats- 
wlrd  (8.  0.  S.  635  n.  6  und  16),  ein  Bedürfniss  beamten  haben,  6.  Meyer  a.  a.  0.  S.  239  und 
dazu  nicht  hervorgetreten.  Lönlng  a.  a.  0.  S.  761,   trifft  das  o.  S.  620 

^  0.  S.  614.   Nur  hat  es  hier  die  Regierung,  Bemerkte  gleichfalls  zu. 
wenn    keine    gesetzlichen    oder    keine,    ihrer  ^  S.  o.  S.  447  u.  S.  620. 

Verfügung  entzogene  Stiftungsnormen  entgegen  lO  jn   Preussen    ist   kirchlicherseits  die^e 

stehen,    also    namentlich    in   Betreff  der    von  Forderung  gerade  zuerst  in  Betreff  der  Religions- 

ihr  errichteten  und  zunächst  für  konfessionell  lehrer  an  den  Gymnasien  geltend  gemacht  wor- 

erklärten   Gymnasien   und  Realschulen  in   der  den,  s.  o.  S.  630  n.  8,  vgl.  femer  S.  631. 
Hand,   durch   Anstellung  von  Lehrern  anderer  i*  Aus  den  S.  621  dargelegten  Gründen,  für 

Bekenntnisse  den  konfessionellen  Charakter  zu  Oester reich  s.  insbesondere  Ges.  v.  15.  Mai 

andern.  1868.  §.  2;  o,  S.  606  n.  2.     Die  Beligionslehier 

^  Ueber  den  kirchlichen  Standpunkt  s.  o.  S.  an  den  Mittelschulen  werden  übrigens  staatlich 

616  und  die   Synode  v.   Colocza  v,  1863,   coli.  besoldet.      Der    Landesschulrath    schlägt    dem 

conc  Lac.  5,  703,   welche  es  empfiehlt,  so  viel  Bischof  die  Kandidaten  zur  Auswahl  vor,  doch 

wie  möglich  diesen  Genossenschaften  die  Leitung  ist  der  letztere  nicht  an  den  Vorschlag  gebunden 

der  Gymnasien  zu  übertragen.  und  kann  seinerseits  eine  geeignete  Persönllch- 

«  S.  0.  S.  617  n.  1.  kelt  bezeichnen. 


§.  240.] 
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den  ist;  gilt  die  missio  canonica  vom  staatlichen  Standpunkt  ans  nicht  als  erforderlich, 
sowie  rechtlich  als  irrelevant  ^  Ans  dem  o.  8.  622  hervorgehobenen  Gmnde  findet 
aber  anch  hier  zwischen  den  staatlichen  Behörden  und  den  kirchlichen  Oberen  vor 
der  Anstellung  oder  der  Verwendung  der  Religionslehrer  eine  vorherige  Verständigung 
behufs  Feststellung  ihrer  Qualifikation  statt  ^. 

Vielfach  fungiren  auch  in  den  zu  der  eben  besprochenen  Gruppe  gehörenden 
Staaten 3  katholische  Geistliche  als  Religionslehrer  an  den  höheren  Schulen*.  In 
Preussen  haben  sie  ihre  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  darznthun  ^. 

Die  von  den  staatlichen  Schulbehörden  in  diesen  Stellungen  zugelassenen  oder 
verwendeten  Geistlichen  üben  die  betreffenden  Funktionen  nicht  als  kirchliche,  son- 
dern als  staatliche  aus,  und  wenngleich  ihnen  von  den  staatlichen  Behörden  über  den 
Inhalt  der  im  Unterricht  zu  behandelnden  katholischen  Glaubenslehren  keine  Vor- 
schriften gemacht  werden  dürfen  ^,  so  unterliegen  sie  doch,  wie  die  anderen  Lehrer, 
allen  für  die  letzteren  massgebenden  Bestimmungen,  und  können  nur  wie  diese  von 
den  staatlichen,  nicht  aber  von  den  kirchlichen  Behörden  aus  ihren  Aemtem  oder 
Verrichtungen  entfernt  werden  ^. 


1  S.  0.  S.  623.  In  Pieussen  hat  mau  seit 
1872  den  früheren  Standpunkt,  o.  S.  630  n.  8, 
aufgegeben.  Nach  der  neueren  Praxis  wiid  nur 
eine  Erklärung  des  Bischofs  über  die  kirchliche 
Qualifikation  eingeholt,  bei  Geistlichen  zugleich 
zu  dem  Zweck,  damit  sich  der  Bischof  während 
der  Funktion  der  letzteren  als  Religionslehier 
seiner  anderweiten  Disposition  über  dieselben 
begiebt.  Die  BeschaflFung  der  missio  canonica 
bleibt  dagegen  den  Lehrern  selbst  überlassen 
und  der  Staat  kümmert  sich  um  diese  nicht  mehr, 
Wiese  a.a.  0.  3,  12. 

2  Für  Preussen  s.  vor.  Anm.;  für  Baiern 
o.  S.  623  n.  1;  für  Württemberg  Golther, 
Staat  und  kathol.  Kirche  in  Württemberg  S.  383. 
384  und  für  Hessen  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260. 

Die  Verhältnisse  liegen  bei  den  höheren  Lehr- 
anstalten anders  als  bei  den  Volksschulen,  weil 
an  den  ersteren  für  die  Regel  besondere  Reli- 
gionslehrer fungiren,  während  an  den  letzteren 
vielfach  blos  ein  Lehrer  angestellt  ist  und  dieser 
auch  den  Religionsunterricht,  sofern  der  Orts- 
geistlichc  nicht  denselben  versieht,  zu  ertheilen 
hat.  Unter  diesen  Umstanden  erscheint,  wenn 
der  Bischof  vorher  über  die  Qualifikation  der  zu 
verwendenden  Religionslehrer  befragt  wird  und 
namentlich  als  solche  katholische  Geistliche  zu- 
gezogen werden ,  s.  nachher  im  Text ,  eine  Zu- 
ziehung kirchlicher  Organe  zu  der  Prüfung  für 
das  höhere  Lehramt,  wie  sie  bei  der  Prüfung  für 
die  Volksschullehrer  vorkommt,  o.  S.  622,  nicht 
erforderlich  und  findet  auch  nicht  statt,  wenn- 
schon die  Prüfung  in  der  katholischen  Religion 
natürlich  von  einem  katholischen  Mitglied  der 
staatlichen  Examinationsbehörde  abgenommen 
wird. 


Kirchlicherselts  wird  von  den  Religions- 
lehrem,  s.  o.  S,  545  n.  5,  Prov.  Syn.  v.  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac.  5,  366;  Wiese  a.  a.  0.  2,  706, 
gleichfalls  die  Ablegung  der  professio  fidei  ge- 
fordert 

3  Ueber  die  Zulassung  und  Entfernung  der 
Geistlichen  in  Baden  und  0 esterreich  gilt 
das  0.  S.  625  Bemerkte. 

*  S.o.S.629n.  16u.S.630n.  5;  überHessen 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260. 

^  Ordn.  d.  Prüfung  f.  d.  Lehramt  an  höheren 
Schulen  v.  5.  Februar  1887.  J.  10.No.2d:  „Kan- 
didaten des  geistlichen  Amtes  und  Geistliche 
einer  der  christlichen  Kirchen,  welche  die  zur 
Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  erforder- 
liche wissenschaftliche  Vorbildung  besitzen,  er- 
werben ein  Oberlehrerzeugdiss  durch  Erfüllung 
folgender  Bedingungen:  Sie  haben  in  einer 
mündlichen  Prüfung  ihre  Befähigung  für  den 
Religionsunterricht  in  den  oberen  Klassen  und 
die  gleiche  Befähigung  für  den  hebräischen 
Unterricht  durch  eine  schriftliche  Klausur- 
Arbeit  und  mündliche  Prüfung  darznthun; 
ferner  haben  sie  in  einem  ihrer  Wahl  überlasse- 
nen  Fache  des  sprachlich-geschichtlichen  Ge- 
bietes die  Lehrbefahigung  für  die  mittleren 
Klassen  zu  erweisen^,  wodurch  die  abweichenden 
Vorschriften  des  Reglements  v.  17.  Dezember 
1866.  %,  27  beseitigt  worden  sind. 

»  S.  0.  S.  625.  Wohl  aber  haben  diese  Be- 
hörden darüber  zu  wachen,  dass  nichts  Staats- 
gefährliches  oder  den  staatlichen  und  bürger- 
lichen Pflichten  Zuwiderlaufendes  gelehrt  wird. 

^  Die  kirchlichen  Oberen  haben  vielmehr  ihre 
etwaigen  Anträge  darauf  an  die  staatlichen  Be- 
hörden zu  stellen.     Vgl.  auch  o.  S.  625. 
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[§.  241. 


C    Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  Univ ersttöten  ^ 
§.241.    1.  GeschickÜicke  Einleitung '^^ 

I.  Die  mittelalterlichen  Universitäten.  A.  Bis  zum  15.  Jahrhun- 
dert. Die  ältesten  Universitäten  sind  in  1 1 a  1  i  e n  und  Frankreich  ohne  jede  Mit- 
wirkung der  weltlichen  oder  kirchlichen  Gewalt  ^  in  der  Weise  entstanden,  dass  sich 
um  eine  Anzahl  hervorragender  Gelehrter,  welche  bestimmte  Wissenszweige  nach 
einer  neuen,  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechenden  Methode  behandelten,  ein 
Kreis  von  Schülern  fort  und  fort  sammelte,  und  die  nur  an  diesen  Stätten  in  grösserer 
Anzahl  vorhandenen  Schüler  und  Lehrer  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  Korporationen 
zusammenschlössen^.  Dass  allein  der  Papst  das  Recht  in  Anspruch  genommen  und 
besessen  habe  ^,  hohe  Schulen  zu  errichten,  oder  dass  wenigstens  seit  dem  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  ein  s.  g.  Studium  generale^  ohne  päpstliches  Privileg  nicht  habe  ent- 
stehen können  ^,  sind  Behauptungen,  welche  den  historischen  Thatsachen  nicht  ent- 
sprechen. Bologna  und  Paris,  die  bedeutendsten  mittelalterlichen  Universitäten, 
führen  nicht  auf  eine  päpstliche  Stiftung  zurück  ^,  und  ebensowenig  kann  eine  solche 
für  eine  Reihe  anderer  nachgewiesen  werden^.    Noch  entscheidender  fUlt  es  in  das 


1  Fr.  Geslans  Maria  de  Bobiano,  de 
jure  ecclesiae  in  universitates  studiorum.  dlss. 
hlstor.  canonica.    Loianii  1863. 

^  C.  ▼.  Savigny,  Geschichte  des  römischen 
Rechts  im  Mittelalter.  Bd.  3.  2.  Anfl.  Heidelberg 
1834.  S.  152  ff.;  C.  Melners,  Gesch.  d.  Ent- 
stehung und  Entwicklung  d.  hohen  Schulen 
unseres  Erdtheils.  Göttingen  1802.  2  Bde. ;  H. 
D  enif  le,  die  Universitäten  des  Mittelalters  bis 
1400.  Bd.  L  Berlin  1885  (vgl.  dazu  G.  Kauf- 
mann In  d.  Göttinger  gelehrten  Anzeigen  1883. 
Nr.  3.  S.  97—117  und  in  der  Ztschr.  d.  Savigny- 
Stiftg.  f.  Rechtsgesch.  7,  124  if.  und  andererseits 
Denifle  1.  Arch.  f.  Littaratur-  u.  Kirchenge- 
schichte v.  De  nlfle  u,  Ehrle  2, 337 u.  3, 398) ; 
C.  Meiners,  Üebei;  die  Verfassg.  u.  Verwaltg. 
deutsch.  Universitäten.  Göttingen  1801.  2  Bde. ; 
K.  v.  Raumer,  die  deutsch.  Universitäten.  3. 
Aufl.  Stuttgart  1861 ;  4.  Aufl.  Gütersloh  1874 
(Bd.  4  der  Geschichte  der  Pädagogik) ;  P  a  u  1  s  e  u 
in  V.  Sybel ,  hlstor.  Zeitschr.  45,  261  ff.  385 fiT.; 
Marquardsen,  Art.  Universitäten  in  Blun- 
tsohli,  Staatswörterbuch  10,  677;  Thurot, 
de  Torganisation  et  de  Tenseignement  dans  Tuni- 
versit^  de  Paris  au  moyen  age.   Paris  1850. 

s  So  namentlich  Bologna  und  Paris.  S.  femer 
das  Yerzeichniss  der  Hochschulen,  welche  ohne 
päpstliche  oder  kaiserliche  Stiftungsbriefe  ent- 
standen sind,  bei  Denifle  1,  807. 

<  V.  Savigny  3,  415;  Denifle  1,  45.  Die 
Frage,  in  wie  fern  die  Entstehung  der  Univer- 
sitäten überhaupt  oder  einzelner  an  frühere 
Dom-  oder  Klosterschuleu  anknüpft,  s.  darüber 
namentlich  Denifle  1,  653  ff.,  kann  hier  über- 
gangen werden. 

^  So  z.  B.  Meiners,  Gesch.  d.  Entstehg.  1, 
353;  Analecta  inr.  pontif.  1855.  p.  1770;  de 
Roblanop.  183.  193. 

Q«  Studium  wird  seit  Beginn   des   13.  Jahrh. 
gleichbedeutend  mit  Lehranstalt  oder  mit  der 


Gesammthelt  der  Schulen  (scholae)  einer  Stadt 
gebraucht,  Denifle  1,  5. 11.  Stttdium  generale^ 
eine  Bezeichnung,  welche  seit  dem  4.  Jahrzehnt 
desselben  Jahrhunderts,  in  päpstlichen  Briefen 
zuerst  bei  Innocenz  IV.,  z.  B.  in  c.  2  in  VIto. 
de  Privileg.  V.  2  (v.  1244  o.  1246,  Denifle  1, 
3  n.  11,  betr.  die  Errichtung  eines  solchen  Sta- 
diums an  der  römischen  Kurie,  nicht  der  Uni- 
versität zu  Rom,  a.  a.  0.  S.  301),  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  aber  unendlich  oft  vorkommt, 
bedeutet  nicht  eine  Lehranstalt,  an  welcher  alle 
Wissenschaften  gelehrt  werden,  sondern  eine 
Lehranstalt  für  Alle,  a.  a.  0.  S.  14.  19. 
und  später,  ungefähr  seit  der  Mitte  des  13. 
Jahrb.,  weil  die  beiden  hervorragendsten  Oene- 
ralstudlen  zu  Bologna  und  Paris  inzwischen  pri- 
vilegirte  Anstalten  geworden  waren,  privilegirte 
Lehranstalten  für  Alle,  an  welchen  Jedermann 
ohne  Unterschied  der  Nation  sich  die  erforder- 
lichen wisseusohaftlichen  Kenntnisse  und  auf 
Grund  derselben  die  akademischen  Grade  er- 
werben konnte,  und  zwar  in  der  Welse,  dass 
dieselben  und  die  mit  ihnen  verbundene  Lehrbe- 
fähigung überall  ohne  Weiteres  Anerkennung  zu 
finden  hatten,  a.  a.  0.  S.  19.  21.  776.  Daraus 
erklärt  es  sich,  dass  der  Begriff  des  Studium 
generale  nicht  das  Vorhandensein  aller  Fakul- 
täten bedingte,  vielmehr  schon  mit  der  Exi- 
stenz einer  einzigen  verbunden  sein  konnte, 
S.  25.  So  war  z.  B.  Bologna  vor  Allem  Rechts- 
schule, und  wenn  auch  dort  schon  im  13.  Jahrh. 
die  Medizin  und  die  artes  liberales  gelehrt  wur- 
den, so  hat  ihr  doch  erst  Innocenz  TL  1360, 
bull.  Taurin.  4,  318,  ein  ^^  Studium  generale  in 
theologica  facultate"  gewährt,  Denifle  1,  205. 

'i  Schulte,  d.  Recht  z.  Ertheilung  d.  Be- 
f  ugniss  zum  Lehramt  der  Theologie  im  Aroh.  f. 
k.  K.  R.  19,  24. 

8  Deniflel,  40.  62. 

0  Hierher  gehören  z.  B.  Salemo,  Angers  und 
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Gewicht;  dass  die  Päpste  weder  die  Rechtsbeständigkeit  der  ohne  ihre  Mitwirkung 
entstandenen  noch  der  einseitig  durch  einzelne  Fürsten  gegründeten  Universitäten  in 
Frage  gestellt  habend 

Bei  dieser  Sachlage  können  die  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ange- 
hörigen  päpstlichen  Schreiben,  welche  die  Verhältnisse  der  damaligen  Universitäten 
berühren  und  ordnend  in  dieselben'  eingreifen  ^,  nicht  als  Beweise  für  ein  von  den 
Päpsten  ausschliesslich  in  Anspruch  genommenes  Recht  zur  Errichtung  von  Hoch- 
schulen betrachtet  werden. 

Nachdem  einmal  bestimmte  Schulen  durch  ihr  hohes  Ansehen  eine  weit  über 
ihren  lokalen  Kreis  hinausgehende  Anziehungskraft  auszuüben  begannen,  und  die 
Wissbegierigen  in  grossen  Massen  ihnen  zuströmten,  war  es  natürlich,  dass  diejenigen, 
welche  dort  ihre  Studien  betrieben  hatten,  auch  an  anderen  Orten,  namentlich  in 
ihrer  Heimath  als  Träger  einer  höheren  wissenschaftlichen  Bildung  betrachtet  wurden, 
und  dass  man  nicht  daran  denken  konnte,  solchen  Männern,  wenn  sie  auf  jenen 
Schulen  eine  akademische  Würde  und  damit  die  Befähigung  erworben  hatten,  an 
denselben  zu  lehren,  diese  Fähigkeit  an  anderen  Orten  abzusprechen  und  ihnen  die 
Befugniss  zum  Lehren  zu  versagen  ^. 

Aber,  als  der  Ruhm  und  die  Anziehungskraft  der  ersten,  vor  allem  der  Pariser 


Oxford.  Vgl.  die  Aufzahlung  bei  Denlfle  1, 
231  flf. 

^  In  ersterer  Hinsicht  bieten  die  const. 
Honorii  III. :  Ex  relatione  ▼.  18.  April  1220, 
bull.  Taurin.  3,  367,  welche  die  Scholaren  und 
Rektoren  gegen  beschworliohe  Verfügungen  der 
Stadt  Bologna  In  Schutz  nimmt,  und  die  const. 
Gregor  IX.:  Parens  sclentiarum  y.  13.  April 
1231,  1.  c.  p.  455,  betreifend  gewisse  Anord- 
nungen für  Paris,  Beispiele,  in  letzterer  das 
Schreiben  Clemens*  lY.  y.  1266  (so  nach  Denl- 
fle 1,  460),  nach  früherer  Annahme,  s.  Pott- 
hast  reg.  n.  21096  Yon  Gregor  X.  1272—1276, 
Martdne  ampliss.  coUectio  2,  1274,  welches 
den  König  von  Neapel,  Karl  I.  von  Anjon,  er- 
sucht, das  von  Friedrich  II.  1224  zu  Neapel  ge- 
stiftete, später  verfallene  studiam  zu  reorgani- 
Blren,  Denlfle  1,  464.  459.  Die  Vt^orte  des 
Briefes  :  „in  eodem  regno  facias  et  lubeas  huius- 
modi  Studium  reformari.  Per  hoc  enim  deo 
gratum  exhibebis  obsequium ,  domum  regiam 
fecundabis  sobole  sapientum  et  nonnullis  ecclo- 
siis  de  proborum  copia,  quorum  patiuntur  ino- 
piam,  providebls  et  etiam  specialiter  tul  pree- 
minentia  nominis  ubique  laudls  humane  preconüs 
extolletur'',  deuten  sicherlich  nicht  auf  die  In- 
anspruchnahme eines  ausschliesslichen  papst- 
lichen Rechtes. 

Was  die  jaristischen  Schriftsteller  des  13. 
Jahrh.  betrifft,  so  führen  Azo  und  Odofredus  die 
Stiftung  der  Bechtsschnle  zu  Bologna  auf  ein 
angebliches  kaiserliches  Privileg  (v.  Theodosiusl. 
oder  II.)  zurück,  v.  Savigny  3,  166,  und  die 
Legisten  in  der  2.  Hälfte  dieses  und  im  14. 
Jahrh.  lassen  für  die  Rechtsbeständigkeit  eines 
Studiums  sowohl  ein  kaiserliches  Privileg,  wie 
auch  die  unvordenkliche  Gewohnheit  genügen, 
vgl.  Jacob  US  de  Arena  prooem.  Dig.  vet., 
ed.  Paris  1541.  Bl.  61  ^r  „Quid  ergo,  si  civitas 
hoc  privilegio  (imperatoris)  careat  (quod  iura 

Hinsehini,  Kircheniecht  IV. 


ibl  possint  doceri),  sed  in  ea  Studium  iuris  est 
habitum  tanto  tempore,  cuius  initil  non  exisüt 
memoria,  ut  est  Bononlae  et  Paduae?  Resp. 
licite  potuerunt  iura  doeerl  ibidem,  cum  ex 
tantl  temporis  patientla  prlnceps  remlsisse  pro- 
hibitionem  suam  et  permlsisse  flngatur.  —  Item 
talis  consuetudo  similis  est  privilegio  et  facit 
licitum  sicut  et  Privilegium'',  übereinstimmend 
damit  Bartolus  in  Dig.  vetus  const.  Omnem 
(Justiniani  ad  antecessores  v.  533)  verb.  haec 
autem  tria  (J.  7.)  bei  v.  Savigny  3,  167  n.  h. 
Auch  der  Kanonist  Petrus  de  Ancharano  (1330 
— 1416)  prooem.  in  VI  decret.  beruft  sich  für 
Padua  (Denlfle  1.  277)  auf  die  consuetudo, 
a.  a.  0.  S.  231.  n.  46.  Selbst  für  das  Studium 
der  Theologie  ist  in  der  ersten  Hälfte  des  13. 
Jahrh.  noch  nioht  eine  päpstliche  Zustimmung 
gefordert  worden,  da  der  Stiftungsbrief  Fried- 
richs II.  für  Neapel  v.  1224,  „cuiuscunque  profes- 
sionis  studia'',  Huillard-Br ^heiles,  histor. 
diplomat.  Friedr.  II.  2,  450  eingerichtet  wissen 
will,  und  zweifellos,  ep.  v.  1234,  1.  c.  4,  497, 
dort  die  Theologie  gelehrt  worden  ist,  Denlfle 
1,  454. 

2  S.  darüber  die  folgenden  Anmerkungen. 

3  Wenn  Honorius  III.  in  der  Bulle:  Super 
specula  V.  1219  in  c  5  X  de  magistr.  V.  5 
(neuester  Abdruck  bei  Card.  Pitra,  analecta 
novissima  spicilegii  Solesmens.  altera  contin.  1, 
570,  s.  auch  Bd.  III.  S.  224  n.  2)  die  Domka- 
pitel anwies,  fähige  Leute  ad  theologlcae  pro- 
fessionis  Studium  zu  senden,  damit  diese  später 
in  ihrer  Heimath  das  Lehramt  ausüben  könnten, 
und  dabei  vor  Allem  Paris  im  Auge  hatte, 
Denlfle  S.  708,  so  war  damit  von  selbst  die 
dort  erworbene  Befähigung  als  eine  allgemein 
wirksame  auerkannt  Dieselbe  Auffassung  zeigt 
sich  femer  darin,  dass  die  italienischen  Kom- 
munen zu  gleicher  Zeit  Rechtslehrer  aus  Bologna 
an  sich  zu  ziehen  suchten,  a.  a.  O.  S.  774. 

41 


642 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.211. 


und  der  Bologneser  Schalen  die  Anregung  zur  Gründung  von  gleichen  Lehranstalten 
gegeben  hatte,  konnte  es  vielfach  zweifelhaft  erscheinen,  ob  diese  neu  gestifteten 
Schulen  das  Ansehen  der  älteren  erlangen  und  namentlich  ihre  Promotionen  allge- 
meine Anerkennung  finden  würden  ^ ;  während  es  gerade  fflr  die  Stellung  und  ftlr  den 
Wettbewerb  derselben  mit  den  älteren  Schulen  von  Wichtigkeit  war,  dass  sie  gleich- 
falls von  vornherein  derjenigen  Privilegien,  welche  schon  früher  für  die  ersten  General- 
studien bestanden,  theilhafdg  wurden  2. 

Nur  diejenigen  beiden  Mächte,  welche  der  damaligen  Zeit  als  die  universalen 
galten,  waren  in  der  Lage,  einer  neuen  Schule  auf  ein  Mal  durch  einen  besonderen 
Akt  dieselbe  Stellung,  wie  den  älteren,  zu  verschaffen  ^.  Aber  keineswegs  wurde 
schon  ,,seit  ungefähr  zwei  Dezennien  vor  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  Stift- 
brief", sei  es  des  Kaisers,  sei  es  des  Papstes  „als  Bedingung  einer  eigentliehen  und 
rechtmässigen  Hochschule  betrachtet "  ^.   Von  denjenigen  Hochschulen,  welche  sich 


1  Diesen  Gesichtspunk  t  hat  schon  v.  Savigny 
3,  416  hervorgehoben.  Denlfle  1,  771.  778. 
n.  66  legt  den  Schwerpnnkt  auf  die  Auebildung 
des  nnifersalen  Lehramtes  in  der  Weise,  dass 
die  zunächst  füi  die  älteren  Generalstudlen 
herausgebildete  licentla  ubique  docendl  (im 
Gegensatz  zu  der  längst  von  den  scholasticl  mit 
nur  lokaler  Bedeutung  erthellten  Lehrermächti- 
gung, s.  Bd.  IL  8,  101  u.  0.  8.  600.  676)  den 
späteren  Hochschulen  hätte  ausdrücklich  ge- 
währt werden  müssen.  Wenn  er  mit  dieser 
Auffassung  in  einen  absoluten  Gegensatz  zu 
V.  Savigny,  welchem  er  übrigens  S.  771  gar 
nicht  gemachte  Behauptungen  unterstellt,  zu 
treten  glaubt,  so  ist  dies  ein  Irrthnm,  da  die 
licentia  ubique  docendi  doch  soviel  wie  die  von 
Savigny  hervorgehobene  allgemeine  Anerken- 
nung der  Promotionen  bedeutet.  Eine  Differenz 
liegt  allerdings  in  dem  zu  Anm.  2 gedachten  Punkt. 

2  Hierher  gehört  z.  B.  das  kaiserliche  Privileg 
der  Auth.  Habita  zu  1.  5  C.  ne  fllins  pro  patre 
IV.  13  (Friedrichs  I.  v.  1168),  welches  „omnlbus 
qui  causa  studiorum  peregrinantur,  scholaribus 
et  maxime  divinarum  atque  sacrarum  legum 
profesBoribus^S  also  den  reisenden  Schülern,  vor 
allen  den  Bechtsschnlem  den  kaiserlichen  Schutz 
ertheilt  und  hinsichtlich  ihres  Gerichtsstandes 
anordnet,  dass  sie  von  jedermann  „coram  domino 
vel  magistro  suo  (d.  h.  ihrem  Lehrer)  vel  ipsius 
civitatis  episcopo,  quibus  hanc  iurisdiotionem 
dedimus''  und  zwar  nach  ihrer  Wahl  belangt 
werden  sollten.  So  viel  Streit  im  einzelnen 
auch  in  Betreff  des  Privilegs  herrscht,  v.  Sa- 
vigny 3,  168  ff.,  Denifle  1,  48,  so  ist  man 
doch  darüber  einig,  dass  dasselbe  gerade  zuerst 
für  Bologna  in  Anspruch  genommen  worden  ist 
und  sich  für  das  dortige  Generalstudium  von 
wesentlicher  Bedeutung  erwiesen  hat.  Kirch- 
licherseits  kommt  dagegen  das  vor  Allem  auf 
Paris  bezügliche,  durch  die  Bulle:  Super  specula 
(s.  0.  S.  641  n.  3)  gewährte  Privileg  der  Theo- 
logie-Studirenden  und  Theologie-Professoren 
auf  Befreiung  von  der  Residenzpflicht  und  auf 
Fortgenuss  ihrer  Einkünfte  während  der  Dauer 
von  fünf  Jahren,  in  Betracht. 

3  Der  einzelne  König  oder  Landesfürst  konnte 
dies  allerdings  auch,  aber  nur  für  den  Umfang 
seines  Reiches  thun .  Abgesehen  von  Friedrich  II., 


0.  S.  641  u.  1  haben  namentlich  die  spani- 
schen Könige  ein  solches  Recht  in  Anspruch  ge- 
nommen, siete  partidas  von  Alfons  d.  Weisen 
ri256— 1263)  P.  II.  t.  31  1.  0. :  ^este  estudio 
(general)  deve  ser  establecldo  por  mandado  dcl 
papa  0  del  emperador  0  del  rey^  und  im  13, 
Jahrh.  eine  Reihe  von  Hochschulen,  so  z.  B. 
Salamauca,  Palencia  und  Sevilla  errichtet, 
Denifle  1,  786.  809.  Das  Recht  dazu  ist  ihnen 
von  den  Päpsten  nicht  bestritten  worden,  und 
die  Nachsuchung  päpstlicher  Privilegien,  so  1235 
bei  Alexander  lY.  für  Salamanca,  a.  a.  0.  S. 
484.485,  und  1300  bei  Bonifaz  Vin.  fürLerida, 
S.  500,  ist  nur  erfolgt,  um  diesen  Studien  auch 
Anerkennung  über  Spanien  hinaus  zu  verschaffen 
und  zu  sichern,  S.  786.  788. 

*  So  wörtlich  Denifle  1,  77a  Ganz  abge- 
sehen davon,  dass  diese  Behauptung  mit  der  theo- 
retischen Rechtsauf fassung  jener  Zeit  nicht  im 
Einklang  steht,  widerspricht  dies  auch  den 
eigenen  Annahmen  Denifle^s,  da  er  hinsicht- 
lich der  Gründung  des  Generalstudiums  in  Siena 
durch  die  einseitig  von  der  Kommune  i.  J.  1275 
ohne  Angehung  der  kaiserlichen  oder  päpstlichen 
Autorität  gefassten  Beschlüsse  bemerkt  (S.  433), 
dass  „das  Faktum  in  eine  Periode  fällt,  in  wel- 
cher der  Usus,  sich  beim  Papste  oder  beim  Kaiser 
um  ein  Universitätsprivileg  zu  bewerben,  noch 
nicht  ausgebildet  war**,  womit  allerdings  wieder 
die  Bemerkung  a.  a.  0.  nicht  in  Einklang  steht : 
„Ein  Generalstudium  im  vollen  Sinne  konnte 
sie  allein  niemals  errichten.  Wie  sollte  sie  es 
anfangen,  dass  dasselbe  überall  als  solches  an- 
erkannt würde?  Woher  nahm  sie  das  Recht 
Promotionen  an  der  Lehranstalt  einzuführen? 
Für  den  Fall,  dass  sie  dort  nicht  seit  langem 
bereits  im  Brauche  waren,  lag  es  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrh.  in  Italien  ausserhalb  der 
Möglichkeit,  ohne  päpstliche  oder  kaiserliche 
Autorität  in  den  Besitz  jenes  Rechtes  zu  gelan- 
gen." Dass  der  Versuch  in  Siena  (S.  791)  aber 
lediglich  deshalb  missglockt  ist,  weil  die  Kom- 
mune die  Gründung  ans  eigener  Machtvoll- 
kommenheit unternommen  hat,  wird  durch  die 
Mittheilnngen  Denifle's  S.  433  ff.  widerlegt, 
welche  nur  beweisen,  dass  das  Studium  dort 
nicht  zur  Blüthe  gelangt  ist  S.  übrigens  auch 
die  folgenden  Anm. 
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für  das  13.  Jahrhundert  nachweisen  lassen ^  haben  die  grössere  Anzahl,  ohne  durch 
Stiftungsbriefe  der  einen  oder  anderen  Art  in  das  Leben  gerufen  zu  sein^  die  Stellung 
als  Generalstudien  lediglich  durch  Gewohnheit^  erlangt  ^^  und  zwar  einzelne  derselben 
auch  später  als  während  der  letzten  Jahrzehnte  der  ersten  Hälfte  des  erwähnten 
Jahrhunderts  ^,  Dagegen  ist  die  Zahl  der  päpstlich  gegrflndeten  Universitäten  ver- 
hältnissmässig  gering  4,  namentlich,  wenn  man  berficksichtigt,  dass  noch  bei  einzelnen 
von  ihnen  fUr  das  päpstliche  Eingreifen  gerade  besondere  Verhältnisse  in  Frage  ge- 
kommen sind  ^.  Kaiserliche  Stiftungen  von  Generalstudien  weist  vollends  das  fragliche 
Jahrhundert  gar  nicht  auf,  während  die  landesherrlichen  Gründungen  die  päpst- 
lichen sogar  an  Zahl  etwas  übersteigen^. 


1  Ex  consuetudine,  S.  641  n.  1. 

2  Oxford  seit  Ende  dea  12.,  jedenfalls  seit 
Anfang  des  13.  Jahrb.  (wie  denn  namentlich 
der  Kardinallegat  Otho  die  Existenz  des  stn- 
dium  generale  i.  J.  1238  Toraassetzt),  Denlfle 
1,  247.  280;  —  Padna  (entstanden  durch  Aus- 
wanderang aus  Bologna  seit  1222,  namentlich 
seit  1228),  S.  277.278;  —  Vercelli  ebenfalls 
seit  1228,  S.  290;  —  Modena  und  Vicenza 
während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  S. 
296.  298;  —  Orleans  mit  blühendem  GiTll- 
recbtsstudium  seit  derselben  Zelt,  S.  260,  s. 
auch  den  Brief  Gregorys  IX.  v.  1235,  S.  283  n. 
137,  welcher  auf  die  Anfrage  des  Bischofs  wegen 
des  Verbots  des  Civilrechtsstudiums  in  Paris 
(S.  259)  das  Betreiben  desselben  (nur  nicht  den 
Archidiakonen ,  Arcbipresbytem  und  andern 
Geistlichen  mit  Seelsorge- Aemteru)  gestattet;  — 
Montpellier,  mindestens  für  Medizin,  während 
der  1.  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  S.  347.  342. 

3  Angers  um  etwas  früher  als  um  Mitte  des 
13.  Jahrb.,  S,  275.  276;  —  Reggio  (EmUia) 
während  des  Verlaufes  der  2.  Hälfte  des  13. 
Jahrb.,  S.  295. 

*  Es  geboren  hierher  nur  Toulouse  1229  bez. 
1233;  das  Generalstudium  bei  der  römischen 
Kurie  1214  u.  1245 ;  Piacenzal2i8(Innocenz  IV. 
bull.Taur.3,  536);  Pamiers  1295 (Bonifaz VIII., 
s.  den  Süftungsbrlef  bei  Denifle  1,  639  n. 
1701).  Die  beiden  zuletzt  gedachten  General- 
studien sind  überdies  gar  nicht  in  das  Leben  ge- 
treten, S.  567.  63a 

S  Ganz  abgesehen  von  der  sonstigen  Stellung 
des  Papstes  zu  den  Universitäten  (s.  nachber) 
konnte  sein  Recht,  für  die  Bedürfnisse  der 
Kirche  und  der  Kurie  an  der  letzteren,  wie  es 
Innocenz  IV.  that  (s.  den  Stiftungsbrief  bei 
Denifle  1,  302  n.  323  u.  n.  326,  Terkürzt  in 
c.  2  in  VI.  de  prlvileg.  V.  7),  ein  Generalstudium 
zu  gründen,  gar  nicht  in  Frage  gezogen  werden. 

Bei  der  ältesten  päpstlichen  Stiftung  (der  von 
Toulouse)  kam  dagegen  das  Recht  des  Papstes, 
die  Ketzereien  zu  unterdrücken  und  die  dazu 
geeigneten  Massnahmen  zu  ergreifen,  in  Be- 
tracht. In  Ausführung  eines  Gedankens  Hono- 
rius'  III.  hatte  in  dem  unter  wesentlicher  Mit- 
^rkung  des  päpstlichen  Legaten,  des  Kardinals 
Raimund,  zwischen  Ludwig  IX.  d.  H.  und  dem 
Grafen  Raimund  VII.  von  Toulouse  1229  abge- 
schlossenen Frieden  der  letztere  die  Gewährung 
Ton  4000  Mark  Silber  für  12  Professoren  in  Tou- 
louse auf  10  Jahre  übernehmen  müssen,  damit 


dort  ein  neues  Generalstudium  als  Bollwerk 
gegen  die  Ketzerei  in  das  Leben  gerufen  werden 
konnte.  Dasselbe  ist  unter  Leitung  des  Kardi- 
nallegaten noch  in  demselben  Jahre  eröffnet 
worden,  Denifle  1,  323  ff.,  und  zur  Beseiti- 
gung von  entstandenen  Schwierigkeiten  hat 
Gregor  IX.  1233  eine  die  Massnahmen  des  Le- 
gaten bestätigende  Bulle,  bull.  Taur.  3,  480, 
an  die  magistri  et  scholares  erlassen  („duxit  — 
sc.  legatus  —  provide  statuendum,  ut  in  Tolo- 
sana  ciritate  cuinslibet  lioitae  faoultatis  studia 
plantarentur,  quorum  magistris  ut  liberins  pos- 
sent  vacare  studiis  et  doctziuis  a  jam  dicto  comite 
fuit  promissum  oertum  salarium  et  statutum. 
Nos  igitur  quod  super  praemissis  factum  est, 
gratum  et  ratum  habentes,  ut  eadem  libertate 
qua  gaudent  Paiisienses  scbolares,  vos  et  omnes 
qni  Yobis  successerint  in  hac  parte,  perpetuo 
gaudeatis,  devotioni  Testrae  duximus  conceden- 
dum^).  An  Privilegien  gewährt  die  Bulle  weiter 
das  Recht  der  Taxation  der  Wohuungsmiethe 
durch  zwei  von  den  Scholaren  gewählte  Kleriker 
und  Laien,  das  Recht  auf  Fruchtgenuss  von 
Beneflden  für  die  Scholaren  und  Magister  der 
Theologie  (Bd.  HL  S.  224  n.  2),  das  Recht  des 
geistlichen  Geriobtsstandes :  „  quod  nulU  ma- 
gistri, scholares  vel  derlei  ac  servientes  eorum, 
si  quod  absit,  contigerit,  eos  in  quocumque 
maleflclo  deprehendi,  ab  aliqno  laico  iudicentur 
vel  etiam  puniantur,  nisi  forsitan  ludicio  eccle- 
siae  condemnari  saeculari  ourlae  relinquantur, 
et  ut  lalci  teneantur  in  causa  qualibet  studen- 
tibus  coramecclosiastlcoiudioerespondere  socuu- 
dum  consuetndinem  ecclesiae  Gallicanae",  sodann 
„ut  comes  iam  dlctus,  clves  Tolosani,  ballvieius- 
dem,  comites  et  baroncs  terrae  personis  et  rebus 
scholarium  ac  etiam  nunciis  eorundem  sccurita- 
tem  et  immunitatem  sub  iureiiirando  promlttere 
compellantur  et  a  suis  subditis  fleri  faciant  illud 
idem.  Et  si  qui  eos  vel  eorum  nuncios  in  terris, 
ipsornm  pecunia  vel  rebus  aliis  spoliaverint  Ipsi 
vel  emendari  faciant  vel  emendent",  endlich 
„  ut  quioumque  magister  ibi  examinatus  et  ap- 
probatuB  f nerit  in  quacumqne  facultate,  ubique 
sine  alia  examlnatione  regredi  llberam  habeat 
potestatem.^' 

•  Ausser  Neapel,  o.  S.  641  n.  1,  gehören  hier- 
her Palencla,  gestiftet  121!^— 1224  von  Alfonso 
VIIL  V.  OastUien,  Denifle  1,  474;  Salamanca 
1230  bez.  1243  von  Alfonso  IX.,  bez.  Ferdinand 
III.  V.  Leon,  S.  479.  480;  Valencia  1245  von 
Jacob  I.  V.  Aragonien  (nicht  in  das  Leben  ge- 
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Demnach  erweist  sich  die  8.  642  gedachte  Ansicht,  soweit  sie  schon  seit  der 
Zeit  vor  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  als  recht- 
lich nothwendiges  Erforderniss  eines  Generalstudiums  betrachtet,  als  haltlos. 

Dagegen  hat  die  Rechtsanschauung  des  fraglichen  Jahrhunderts  zweifellos  so- 
wohl dem  Kaiser,  wie  auch  dem  Papst  das  Recht  zur  Gründung  von  Generalstudien 
zugeschrieben,  also  eine  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  jedenfalls  als  rechtlich 
ausreichend  angesehen. 

Das  Recht  des  Kaisers  zur  Begründung  von  hohen  Schulen  und  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  derselben,  Hess  sich  aus  dem  römischen  Recht  herleiten  \  und  in  Bo- 
logna führte  man  die  Stiftung  des  dort  blühenden  Studiums  in  dieser  Zeit  in  der  That 
auf  ein  angebliches  kaiserliches  Privileg  zurück  ^. 

Was  dagegen  die  Stellung  des  Papstes  zu  den  hohen  Schulen  betrifft,  so  kommt 
vor  Allem  in  Betracht,  dass  bis  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  ersten  Universitäten  ent- 
standen, die  Schulen  und  der  Unterricht  sich  in  den  Händen  der  Kirche  befanden, 
und  es  daher  schon  dadurch  bedingt  war,  dass  sich  die  neu  entstehenden  Schalen 
nicht  in  völliger  Unabhängigkeit  von  derselben  entwickelten. 

Dazu  kam  weiter,  dass  die  Bedeutung  der  einen  der  beiden  Universitäten,  welche 
das  Vorbild  der  anderen  geworden  sind,  der  von  Paris  auf  dem  Studium  der  Theo- 
logie beruhte,  und  dass  sie  ihren  Ausgang  von  jenen  Lehrern,  welche  an  der  Dom- 
schule von  Notre  Dame  gebildet  waren  und  theilweise  wohl  auch  gelehrt  hatten, 
genommen  hat  3.  In  Folge  dessen  hatte  der  Kanzler,  mit  dessen  Stellung  zugleich 
mehrfach  die  Funktionen  des  Scholastikus  verbunden  waren  ^j  den  Lehrern  die  Lehr- 
befähigung zu  ertheilen  und  die  Aufsicht  über  dieselben  zu  üben  ^.  So  blieb  die  aus 
der  Domschule  herauswachsende  Universität  unter  der  Leitung  des  Kanzlers  und  be- 
hielt thatsächlich  den  Charakter  einer  geistlichen  Anstalt  ^,  j  a  sie  galt  sogar  vorzugsweise 
als  das  Studium  Romanae  sedis ''.  Die  Berechtigung  des  Papstes,  die  Angelegenheiten 
der  letzteren  und  der  zu  ihr  gehörigen  Lehrer  und  Schüler  zu  ordnen,  konnte  daher 
keinem  Zweifel  unterliegen,  und  sie  ist  auch  von  den  Päpsten  seit  Beginn  der  Universität 


treten),  S.  643;   Sevilla  lttö4  von  Alfonso  el  welche  De  nifle  verneint  (a.  M.  Kaufmann , 

Sabio,  S.  498;  AlcaU  vonSanchoIV.  v.Castllien  Ztscbr.  d.   Savignystiftung  7,   128),   kann  hi& 

1293  (nicht  zur  Ansführung  gelangt),  S.  646.  auf  sich  beruhen  bleiben,  da  ihre  Bejahung  in 

Lissabon  ist  allerdings  schon  1288  von  König  den  hier  fraglichen  Beziehungen  nichts  ändert. 

Dlniz  von  Portugal  gegründet,  aber  im  Einver-  *  Bd.  II.  S.  101.  102.     Für  die  Yerelnigang 

nehmen    und    unter    Bestätigung  des   Papstes  der  beiden  Funktionen  gerade  in  Frankreich  s. 

Nikolaus  IV.  (i.  J.  1290,  bull.  Taur.  4,   104),  auch   noch   die   beiden   Briefe  Alexanders  IIL 

Denifle  1,  522.  1169  —  1181     bei    Loewenfeld,     eplstolae 

i  S.  die  const.  Justinianl  ad  antecessores  v.  pontif.  romanor.  p.202,  in  denen  dieselbe  Person 

533:  Omnem  §§.  7  tt,,  vo  andere  Rechtsschulen  als  cancellarius  und  archiscolus  (gleichbedeutend 

als  die  zu  Konstantinopel,  Rom  und  Berytusver-  mit  scholasticus)  Bituricensis  bezeichnet  wird, 

boten  werden,  v.  Savlgny  a.  a.  0.  1,  460.  461.  5  Denifle  1,  675. 

Knüpfen  doch  gerade  die  Glossataren  die  S.  641  ^  Daher  erklären  i.  J.  1283  u.  1284  die  Arüsten. 

n.  1  gedachten  Erörterungen  an  diese  Stelle  an.  Jourdain,    index   chartarnm    univers.   Paris. 

2  9.  0.  S.  641  n.  1.  Paris  1862.  p.  49 :   „Parisiensis  univereltas  non 

Dass  dies  dem  Kaiser  von  der  Theorie  zuge-  credit  nee  confltetur  secundum  suum  rectorem 
schriebene  Recht  damals  nicht  ausgeübt  worden  habere  capud  aliud  a  vestra  sanctitate  ....  item 
worden  ist,  erklärt  sich  aus  der  politischen  Lage  universitas  sicut  ipsa  tota  confltetur,  nullo  me- 
des  Kaiserthums,  insbesondere  aus  den  Verhält-  dio  pertinet  ad  romanam  eccleslam^  Vgl.  De- 
nissen während  des  Interregnums  zur  Genüge.  n  i  f  1  e  1,  121. 122.  676  und  Kaufmann  S.  127. 

'  Denifle  1,  674 ff.     Die  Frage,  ob  sich  die  "^  Vgl.  ausser  der  vorigen  Anm.  das  Schreiben 

Pariser  Universität  aus  der  Vereinigung  der  Ar-  Philipps  IV.  des  Schönen  von  1312 :  „ne  detra- 

tistenschule  bei  dem  Kloster  St  Genevi^ve  und  hatnr  privilegiis  Romane  sedis  studio  concessis 

der  theologischen  von  Notre  Dame  gebildet  hat,  Parisiis",  Denifle  1,  261.  705. 
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und  namentlich  während  des  13.  Jahrhunderts  in  umfassendstem  Maasse^  ausgeübt 
worden^. 

Das  Studium  in  Bologna  hat  sich  nicht,  wie  das  in  Paris,  im  Zusammenhang  mit 
einer  kirchlichen  Schule  entwickelt  3,  aber  die  Päpste  greifen  auch  hier  in  die  Ver- 
hältnisse der  Universität  schon  im  13.  Jahrh.  ein,  —  zunächst  seit  1217  in  einen 
Streit  zwischen  der  Stadt  und  den  Scholaren,  über  das  Recht  der  letzteren,  sich  zu 
Genossenschaften  zu  verbinden  und  sich  eidlich  zur  Vertheidigung  ihrer  Freiheiten 
zu  verpflichten '*.    Könnte  das  Eintreten  des  Papstes  für  die  Scholaren  in  dieser  An- 


1  Denifle  1,  118  zählt  bis  1260  mehr  als 
140  päpstliche  Ballen,  welche  sich  auf  die  üni- 
versltät  beziehen. 

2  So  hat  der  päpstliche  Legat  Robert  de  Cour- 
(on  für  die  Artisten  und  Theologen  1215  Sta- 
tuten aufgestellt,  D  e  n  1  f  1  e  1 ,  70.     Vgl.  weiter 
die   Bulle  Gregors  IX :    Parens   sclentiarum    v. 
1231,    buU.   Taur.  3,  456,   welche  später  auf 
andere  Universitäten  (z.  B.  Toulouse  1245,  De- 
nifle 1,  334)  übertragen  worden   ist:    „  .  .  •  . 
quod  quilibet  cancellarius  Paris,  vocatis  ad  hoc 
et  praesentibus  pro  universitate  scholarium  duo- 
bus  magistris  in  sua  institutione  iurabit,  quod 
ad  regimen  theologiae  ac  decretorum  bona  flde 
secundum  conscientiam  suam  loco   et  tempore 
secundum  statutum  civitatis  et  honorem  ac  ho- 
nestatem   facultatum   ipsarnm,     nonnlsi   dignis 
licentiam  largietur  nee  admittet  Indignos,  per- 
sonarom  ac  nationum  acceptione  submota.   Ante 
vero  quam  quemquam  licentiet,  infra  III  menses 
a  tempore  petitae  licentiae  tam  ab  omnibus  ma- 
gistris theologiae  in  civitate  praesentibus  quam 
aliis  viris  honestis  et  litteratis  per  quos  veritas 
Bclri  possit,  de  vita,  scientia  et  facundia  nee  non 
proposito  et  spe  proflciendi  ac  aliis  quae  sunt  in 
talibus  inquirenda,    diligenter  inquirat  et  in- 
quisitione  sie  facta,  quid  deceat  et  quid  expediat 
bona  flde  det  vel  neget  secundum  conscientiam 
suam    petenti    licentiam   postulatam  ....     De 
phisicis  autem  et  artistis  ac  aliis   cancellarius 
bona  flde  promittet  examinare  magistros  et  non- 
niai  dignos  admittens  repellet  indignos.*'  Sodann 
wird  der  Universität  und  den  Magistern  der  ein- 
zelnen Fakultäten  das  Recht  ertheilt :  „constitu- 
tiones  seu  ordinatlones  providas  faciendi  de  modo 
et  hora  legendi  et  disputandl,  de  habitu  ordinale, 
de  mortuorum  exequiis  necnon  de  bachellariis, 
qni  et  qua  hora  et  quid  legere  debeant  ac  hospi- 
tiorum  taxatioue  seu  etiam  Interdicto  et  rebelles 
ipsis    constitutionibus    vel   ordinationibus    per 
snbtractionem  societatis  congrue  castigandi  vobis 
concedimus   facultatem",   ferner  die  Befugniss, 
bei  Entziehung  des  Rechtes  zur  Taxation  der 
Wohnungsmiethen   oder  bei   Verletzungen   der 
Magister  und  Scholaren  im  Falle  verweigerter 
Genugthuung    die     Vorlesungen     einzustellen. 
Nicht  minder  erhalten  sie«  nachdem  schon  König 
Philipp  August  i.  J.  1200,  M^moires  de  la  so- 
cltft^  de  rhistoire  de  Paris  10,  247,  ihnen  den 
geistliehen  Gerichtsstand  bewilligt  hatte,  De- 
nifle  1,  89;    V.  Savigny  3,  341.   354,  das 
weitere  damit  in  Verbindung  stehende  Privileg: 
,;nt  Parisiensis  episcopus  sie  delinquentium  ca- 
stiget  excessus,    quod   scholarium  servetur  ho- 
nestas   et   maleflcia  non   remaneant   impunita. 


sed  occasione  delinquentium  non  capiantur  ulla- 
tenuB  innocentes,  imo  si  contra  quemquam  su- 
spicio  fuerit  orta  probabilis ,  honeste  detentus, 
idonea  cautione  praestita,  cessantibus  carcera- 
riorum  exactionlbus  dimittatur,  quod  si  forte 
tale  crimen  commiserit,  quod  incarceratione  slt 
opus,  episcopus  in  carcere  caipabilem  detinebit, 
cancellario  habere  proprium  carcerem  penitus 
interdicto.  Prohibemus  insuper,  ne  scholaris 
pro  contracto  debito  de  caetero  capiator,  cum  hoc 
Sit  canonicis  et  legitimis  sanctionibus  inter- 
dictum,  sed  neo  episcopus  vel  offlciales  eins  seu 
cancellarius  poenam  pecuniarum  pro  excommu- 
nicationis  amenda  vel  alla  qualibet  censura  re- 
quiret"  Ferner  wird  dem  Kanzler  verboten, 
für  die  Licenzertheilung  Irgend  welche  Eide, 
Gelöbnisse  oder  Honorare  zu  fordern,  weiter 
werden  Anordnungen  über  die  Ferien  gegeben, 
den  Scholaren  das  Waffen  tragen  in  der  Stadt 
verboten,  endlich  Bestimmungen  über  die  Lecti- 
onen  der  magistri  artium  und  der  magistri  theo- 
logiae und  über  den  Nachlass  der  ab  intestato 
verstorbenen  Scholaren  getroffen. 

3  V.  Savigny   3,    168ff.,   Denifle  1,  47. 
132.  730.  736. 

«  Im  Jahre  1217  hatte  ein  stödtisches  Statut 
jeden,  welcher  sich  an  einer  Vereinigung  oder  einer 
Verschwörung  auf  Verlegung  des  Studiums  be- 
theiligte oder  sich  einen  Scholaren  der  Art  ver- 
bindlich machte,  dass  er  den  letzteren  zum  Ver- 
lassen des  Studiums  in  Bologna  verpflichten 
könne,  mit  Verbannung  and  Güterkonflskation 
bedroht,  und  in  Folge  dessen  wurde  seitens  der 
Kommune  Bologna  und  ihres  Podestä  von  der 
durch  die  Scholaren  Roms,  Tusciens  und  der 
Gampagna  gegründeten  Genossenschaft,  deren 
Mitglieder  sich  eidlich  verpflichtet  hatten,  die- 
selbe weder  jemals  aufzulösen,  noch  eine  Be- 
einträchtigung ihrer  Freiheit  zuzulassen,  ge- 
fordert, dass  sie  die  Bestimmungen  des  städti- 
schen Statutes  in  ihre  eigenen  Statuten  auf- 
nehmen sollten,  Denifle  1,  161.  Die  Scho- 
laren wandten  sich  an  Honorius  III.,  und  dieser 
ertheilte  ihnen  den  Rath^  Potthast  reg.  n. 
5556,  Denifle  1,  140,  lieber  die  Stadt  zu  ver- 
lassen :  „vos  enim  societatem  dissolvere  aut  statu- 
tum lUud  contra  libertatem  scolarium  vestris 
statntis  inserere  non  potestis,  qul  utramque  ser- 
vare  et  quam  potestis  diligeucius  procurare  flde 
interposita  promisistis^^  Die  Verwendung  des 
Papstes  in  dieser  Angelegenheit,  bei  welcher 
auch  die  übrigen  Scholaren  Verbindungen  be- 
theiligt waren,  blieb  zunächst  erfolglos,  wie 
drei  weitere  Schreiben  desselben  an  die  Stadt, 
den  Podestä   und   an   den  Bischof   von  Parma 


646 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


ö.  240. 


gelegenheit  theils  auf  die  Bitte  der  letzteren  um  seine  Verwendung,  theils  auf  den 
Umstand,  dass  dabei  die  Beobachtung  der  von  den  Scholaren  geleisteten  Eide  in  Frage 
kam  ^j  zurückgeführt  werden,  so  ist  doch  eine  ähnliche  Erklärung  dafür,  dass  Hono- 
rius  III.  i.  J.  1219  dem  Archidiakon  Gratia  am  Domstifi;  zu  Bologna  das  Recht  zur 
Ertheilung  der  Lehrbefähigung  gewährt  und  diejenigen,  welche  sich  dieser  Anord- 
nung nicht  fügen  wollten,  mit  kirchlichen  Zensuren  (mit  der  Exkommunikation)  be- 
droht hat*-^,  nicht  möglich.  Diese  Anordnung  des  Papstes  über  die  Promotionen, 
welche  bisher  allein  auf  Grund  einer  vorhergehenden  Prüfung  von  den  Magistern' 
vorgenommen  worden  waren  *,  lässt  sich  nur  aus  der  Anschauung  erklären,  dass  der 
Papst  die  Befugniss  besitze,  die  Aufsicht  über  die  neuentstandenen  Studien,  wie  Aber 
die  älteren  Schulen  zu  führen  und  in  die  Verhältnisse  derselben  auch  seinerseits  r^elnd 
einzugreifen  ^.  Dass  man  diese  auch  in  Bologna  seitens  der  lehrenden  Massier  nnd 
Scholaren  tbeilte,  ergiebt  sich  aus  der  unbeanstandeten  Hinnahme  und  Anerkennung 
der  päpstlichen  Verfügung  durch  die  letzteren  «. 

In  der  That  gab  es  in  der  damaligen  Zeit,  welcher  die  Aufsicht  der  Kirche  Ober 
die  Schule  als  etwas  Selbstverständliches  erscheinen  musste,  keine  andern  Gewalten, 
als  die  kirchlichen,  welche  zu  einer  solchen  Funktion  in  Betreff  der  gelehrten  Schulen 
geeignet  erscheinen  konnten  7.    Für  den  Papst  kam  femer  das  Vorbild  von  Paris  in 


V.  1220  zeigen,  Potthast  n.  6220,  bull.  Taui. 
3,  367;  P.  n.  6261;  Denlfle  1,  162,  zeigen, 
und  erst,  als  er  auf  erneuertes  Ansuchen  der 
Scholaren,  von  denen  ein  Theil  der  letztem 
wegen  der  aus  dem  erwähnten  Anlass  entstan- 
denen Streitigkeiten  nach  Padua  ausgewandert 
war,  nochmals  von  der  Kommune  die  Rücknahme 
des  Statutes  i.  J.  1224  gefordert  und  mit  kirch- 
lichen Gensuren  gedroht  hatte,  Potthast  n. 
7305,  Denifle  1,  175.  n.  446,  milderte  die 
Stadt  die  früheren,  die  Scholaren  heschwerenden 
Bestimmungen,  Denifle  S.  176.  193. 

»  S.  das  cit.  Schreiben  Honorius'  III.  v.  1220, 
bull.  Taur.  3,  368:  „  .  .  .  .  quia  statuta  huius- 
modi  procul  dubio  sunt  iniqua  et  manifeste  ob- 
▼iant  Bcholasticae  libertati  et  iuramentum  super 
observatione  ipsorum  praestitum,  non  est,  ut- 
pote  lllicitum,  observandum,  cum  nee  iudicium 
habeat  nee  iustitiam.'^ 

2  Potthast  n.  6094;  Savioli  annali  Bolo- 
gnesi.  Bassano  1784.  II.  2,  408;  auch  bei  v. 
Sarigny  3,  224  n.  6:  ;,Gum  sepe  contingat,  ut 
in  ciritate  Bononiensi  minus  docti  ad  docendi 
regimen  assumantur,  propter  quod  et  doctorum 
honor  minuatur  et  profectus  impediatur  scho- 
larium  Tolentium  erudiri,  nos  eorumdem  utilitati 
et  honori  prospicere  cupientes,  auctoritate  prae- 
sentium  dux.imus  statuendum,  ut  nullus  uiterius 
in  civitate  predicta  ad  docendi  regimen  assuma- 
tur,  nisi  a  te  obtenta  licentia  examinatione  dili- 
genti,  tu  denique  contradictores,  si  qui  fuerint,  Tel 
rebellcs  per  censuram  ecclesiasticam  compellas.^ 

3  Man  stützte  sich  dafür  auf  1.  7.  G.  de  pro- 
fessor.  X.  53  (62)  v.  362,  vozu  Odofredus  be- 
merkt: ,,cum  consensu  et  voluntate  doctorum 
illius  scientie,  in  qua  yult  esse  magister.'' 

*  V.  Savigny3,  212.  228;  Denifle  1,774. 

5  Die  Ansicht  Eichhorns,  K.  R.  2,  636  n, 
19,  dass  schon  Irnerius  vor  der  Gründung  der 
RechtSBchule  ein  Lehramt  hatte,  welches  nach 


der  Kirr.henyerfassung  kein  anderes,  als  ein 
kirchliches  hätte  sein  können,  da  er  die  artes 
lehrte,  und  dass  er  daher  auch  eine  kirchliche 
Autorisation  nothwendig  hatte,  sowie  dass  sie 
seine  ersten  Nachfolger  ebenfalls  haben  mussteo, 
ist  Ton  V.  Savigny  3,  225  n.  d,  hinreichend 
widerlegt.  Letzterer  —  ihm  folgt  Schulte: 
Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  9  —  meint,  dass  der  Papst 
nur  aus  Vorsorge  gegen  Wiederholung  vorge- 
fallener Missbräuche  eingegriffen  und  gerade 
dem  Archidiakon  die  betreffenden  Befugnisse 
wegen  seiner  Aufsicht  über  die  Domschule  und 
wegen  des  persönlichen  Ansehens  des  Gratia, 
welcher  selbst  bereits  seit  längerer  Zeit  in  Bo- 
logna mit  Ehren  das  kanonische  Recht  gelehrt 
hatte,  übertragen  habe.  Damit  ist  aber  immer 
nicht  erklärt,  worauf  der  Papst  sein  Recht,  Miß- 
brauchen vorzubeugen,  gründete.  Das  Richtige 
in  letzterer  Beziehung  bei  Denifle  1,  740. 
Wenn  derselbe  sich  S.  739  gerade  für  die  Be- 
trauung des  Archidiakons  mit  den  erwähnten 
Berechtigungen  auf  das  Prüfungsrecht  des  Archi- 
diakons in  Betreff  der  auf  Benellzien  zu  beför- 
dernden Kandidaten  beruft,  Bd.  II.  S.  197,  so 
übersieht  er  indessen,  dass  der  Archidiakon 
nicht  das  Prüfungsrecht,  sondern  die  Befagniss 
zur  Ertheilung  der  licentia  docendi  übertragen 
erhielt.  Wahrscheinlicher  ist  es,  dass  die  sonsti- 
gen Funktionen  des  Gratia  im  Domkapitel 
—  waren  doch  bekanntermassen  mit  den  Archi- 
dlakonaten  auch  Stiftstellen  vereinigt  — ,  viel- 
leicht die  Stellung  als  Gancellarius  die  Veran- 
lassung gegeben  hat. 

6  V.  Savigny  3,  225  u.Denifle  1,  74a 
"^  Dafür  spricht  auch,  dass  bei  den  Rechts- 
schulen von  Angers  und  Orleans,  für  welrhe 
keine  Stiftungsbriefe  nachweisbar  sind,  noch 
im  14.  Jahrhundert  der  Scholasticus  des  Dom- 
stiftes die  leitende  Stellnng  hatte,  Denifle 
1,  254.  258.  270.  272.  725. 
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Frage  \  nnd  hatte  auch  Bologna  wesentlieh  als  Schale  des  römischen  Rechts  Beden- 
tnng,  so  war  dem  römischen  Kaiserrecht  gerade  eine  geistliche  Aufsicht  über  solche 
Anstalten  ebenfalls  nicht  fremd  2.  Ueberdies  flült  in  das  Gewicht,  dass  die  neuent- 
stehenden Lehranstalten,  zwischen  denen  bei  ihrer  Entstehung  ein  Gegensatz  zu  der 
Kirche  umsoweniger  bestand,  als  gerade  die  Päpste  die  neue  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung mit  Interesse  betrachteten  und  förderten,  vor  Allem  in  Anlehnung  an  die- 
selben gegen  die  ihrer  freien  Entwicklung  oft  entgegentretenden  italienischen  Kom- 
munen einen  Halt  finden  konnten  ^,  und  femer  die  Päpste  in  der  Lage  waren,  ihnen 
Privilegien,  welche  ftlr  ihr  Aufblühen  von  grosser  Bedeutung  waren,  zu  ertheilen  *, 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen  erklärt  es  sich,  dass  man  dem  Papst  umsoweniger 
das  Recht  zur  Stiftung  von  Universitäten  bestreiten  konnte,  als  derselbe  nach  den 
Anschauungen  des  13.  Jahrhunderts  als  Inhaber  der  höchsten,  selbst  dem  Kaiser 
übergeordneten  Gewalt  betrachtet  wurde,  und  man  daher  nicht  in  der  Lage  war,  dem- 
selben eine  Befngniss,  welche  dem  Kaiser  auf  Grund  des  römischen  Rechtes  beigelegt 
wurde,  abzusprechen'^. 

Nachdem  im  13.  Jahrhundert  eine  Reihe  von  Generalstudien  entstanden  waren, 
und  die  Verfassung  und  die  Einrichtungen  derselben  ihre  nähere  Ausbildung  gefunden 
hatten,  war  damit  die  Möglichkeit,  dass  sich,  wie  früher  aus  einzelnen  vorhandenen 
Schulen,  lediglich  durch  die  Gewohnheit  neue  Generalstudien  entwickeln  konnten, 
praktisch  so  gut  wie  beseitigt  ^,  weil  man  nunmehr  im  Stande  war,  nach  Massgabe 
fester  Kriterien,  welche  die  Einrichtungen  der  älteren,  anerkannten  Generalstndien 
an  die  Hand  gaben,  zu  prüfen,  ob  solche  Schulen  diesen  entsprachen,  also  auf  die 
Rechte  der  letzteren  Anspruch  erheben  konnten.  In  Folge  dessen  musste  sich  nun- 
mehr die  Rechtsanschauung  feststellen,  dass  lediglich  der  Kaiser  ^  und  der  Papst  die 
Rechte  eines  Generalstndiums  zu  verleihen  befagt  waren  ^.  So  führen  denn  die  im 
14.  Jahrhundert  entstandenen  Universitäten  entweder  auf  päpstliche  ^  oder  kaiser- 

1  Dessen  Studinm  als  eine  geistliche  Anstalt  reipublicae  et  praecipue  ad  auctoritatem  aposto- 
betrachtet  wurde,  s.  0.  S.  644.  licae  sedls,  qua  universalis  ecclesia  gubeinatur, 

2  Die  S.  644  n.  1.  citlrte  const  Omnem.  §.  10  cui  per  generale  Studium  providetur^ 
überträgt  die  Fürsorge  und  Ueberwachung  der  ^  S'.  unten  S.  648  n.  5. 

in  Betreff  der  Rechtsschule  zuBerytus  gegebenen  ^  Beziehentlich  der  Landesherr. 
Vorschriften  ausser  dem  Präses  Phoeniciae  mari-  ^  Schon  Thomas  von  Aquino  schliesst  die 
timae  auch  dem  Stadtbischof.  Warum  aller-  Möglichkeit  der  Entstehung  eines  Studium  gene- 
dings  Honorius  III.  in  Bologna  mit  den  be-  rale  durch  consuetudo  aus,  da  er  vor  der  citirten 
sprochenen  Rechten  nicht  den  Bischof  betraut  Stelle  die  si:perioris  auctoritas  fQr  die  Begrün- 
hat, wird  sich  schwerlich  sicher  bestimmen  düng  einer  societas  publica  fordert  und  zu  den 
lassen.  Möglich,  dass  das  Vorbild  von  Paris  letzteren  auch  das  coUegium  studii  generalis 
auch  hier  bestimmend  war.  rechnet,  vgl.  Denifle  1,  768  n.  39  u.  S.  779; 

3  Wie  die  Scholaren  in  Bologna  in  dem  S. 646  Nie   Thoemes    comment    crit.   de    Thomae 
gedachten  Streite.  Aqninat  operib.  diss.  inang.  Berol.  1884  p.  137. 

*  Z.  B.  das  Privileg  der  Befreiung  von    der  ^  Es  gehören  hierher  die  Generalstudien  zu 

Residenzpflicht,    s.  0.  S.  642  n.  2,   femer  auf  Rom  1303  gestiftet  durch  Bonifaz  VIIL,  bull. 

Verwendung  kirchlicher  Auflagen  und  Einkünfte  Taur.  4,  166;  Denifle  1,  310;  —  zu  Avignon 

für  die  Unterhaltung  der  Lehrer,    Denifle  1,  1303  ebenfalls  von  demselben  Papst   gestiftet, 

476  (für  Valencia  v.  Honorilis  III.  v.  1220),  bull,  cit  4,  168,  auf  Bitten  der  Kommune  und 

auf  Betrauung  des  Stadtbischofs  mit  dem  Dis-  der  Doktoren  und  Scholaren  der  dort  befindlichen 

pensationsrecht  von    der  Exkommunikation  ex  Rechtsschule    (die     theologische    Fakultät    ist 

canone  si  quis  suadente  (Bd.  I.  S.  122)  in  Betreff  allerdings  erst  1413  durch  Johann  XXIII.  be- 

der  Scholaren  (so  Honorius    III.    für  Modena  willigt),    Denifle  1,  3öa362;  --  zu  Cahors 

1226,  Gregor  IX.  für  Cambridge  1233,  Denifle  1332  durch  Johann  XXII.  auf  Bitten  der  Stadt, 

1,  297.  370.  n.  626).  bull.  dt.  p.  324,  Denifle  S.  362;  —  zu  Gre- 

^  Vgl.  Thomas  v.  Aquino  opusc  contra  im-  noble  1339  durch  Benedikt  XII.,  Denifle  1, 

pugn.  dei  cult.   ed.  Parmens.   1852  ff.  16,  12:  366  und  bull.  Taur.  4,  460,   auf  Ansuchen  des 

„ordinäre  de  studio  pertinet  ad  eum  qui  praeest  Dauphins  Humbert  II.  (unter  Ausschluss  der 
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liehe  ^  bezw.  landesherrliehe  ^  Stiftnng  oder  auf  das  Zasammenwirken  beider  Gewal- 
ten ^  zurück.  Namentlich  sind  derartige  Stiftungsbriefe  auch  fQr  solche  8tädte  nach- 
gesucht und  ertheilt  worden,  in  denen  schon  vorher  mehr  oder  minder  bltthende 
Rechts-)  Grammatik-  oder  medizinische  Schulen,  also  Partiknlarstudien,  bestanden 
hatten,  und  während  der  früheren  Stufe  der  Entwicklung  durch  ihre  Leistungen  und 
ihre  Frequenz,  wie  manche  andere  ^,  zufolge  Gewohnheit  das  Ansehen  und  die  Rechte 
eines  Generalstudiums  erlangt  haben  würden  ^. 

Was  das  Verhältniss  zwischen  dem  Papste  und  dem  Kaiser,  bezw.  den  Landes- 
herren anlangt,  so  hat  der  päpstliche  Stuhl  den  weltlichen  Machthabem  auch  in  dieser 
Zeit  nicht  das  Recht  zur  Stiftung  von  Generalstudien,  ja  auch  nicht  einmal  zur  Grün- 


Theologie),  S.  365;  —  zu  Pisa  1343  durch 
Clemens  VL  auf  Bitten  der  Stadt,  S.  317;  — 
zu  Yalladolid,  wo  schon  vorher  ein  ansehnliches 
Studium  bestand,  1346  durch  Clemens  XI.  auf 
Bitten  des  Königs  Alonso  XI.  von  Castilien 
(die  theologische  Fakultät  ist  erst  1418  durch 
Martin  V.  bewilligt  worden),  S.  376.  379;  —  zu 
Fünfkirchen  durch  ürban  V.  (nicht  Urban  VI., 
B.  auch  bull,  oit  4,  585)  auf  Bitten  des  Königs 
Ludwig  (mit  Ausschluss  der  Theologie),  De- 
nifle  1,415;  —  zu  Heidelberg  1385  durch 
Urban  VI.  (;,^flat  Studium  generale  ad  instar 
studii  Parisiensis  llludque  ....  vigeat  tarn  in 
theologie  et  iuris  canonici  quam  alia  qualibet 
licite  facultate'S  H  a  u  t  z  ,  Gesch.  d.  Universitüt 
Heidelberg,  her.  v.  Freiherr  v.  Reich  1  in- 
M eidegg.  Mannhelm  1862.  1864.  2,  314),  auf 
Bitten  des  Kurfürsten  Ruprecht  I.  v.  d.  Pfalz, 
Denifle  1,  381 ;  —  zu  Köln  1388  durch  Urban 
VI.  (mit  derselben  Formel  wie  Heidelberg,  bull, 
cit.  4,  398) ;  —  zu  Erfurt,  wo  sich  schon  vorher 
eine  Reihe  blühender  Schulen  befand,  auf 
Bitten  der  Stadt  zunächst  schon  1379  durch 
den  Gegenpast  Clemens  YII.,  dann  nochmals 
1389  durch  Urban  VI.  in  einem  auf  die  Bulle 
des  ersteren  keine  Rücksicht  nehmenden  Stif- 
tungsbrief (einschliesslich  der  Theologie),  De- 
nifle 1,  410;  —  zu  Ofen  1389/1390  durch 
Boiilfaz  IX.,  D  e  n  i  f  1  e  S.  420.  Ferner  kommen 
noch  in  Betracht  die  Stiftungsbriefe  Clemens'  V. 
V.  1312  für  Dublin;  Benedikts  XU.  v.  1339  für 
Verona,  Gregors  XI.  v.  1377,  bull.  cit.  4,  459, 
für  Orvieto  und  Bonifaz'  IX.  (nicht  VIII.)  von 
1398  für  Ferrara  (ad  instar  studii  Bononiensis). 
Doch  sind  alle  diese  Generalstudien  nicht  in 
das  Leben  getreten,  Denifle  S.  640.  634.  637 
631. 

1  Von  Karl  IV.  sind  gestiftet  1355  Arezzo,  wo 
schon  vorher  durch  Lehrer  das  ius,  die  artes  und 
die  Medizin  vertreten  waren,  auf  Bitten  der 
Stadt,  Denifle  1,  425  ff.  —  1357  Siena,  eben- 
falls auf  Ansuchen  der  Stadt  S.  447,  und  1365 
Orange  auf  Bitten  des  Prinzen  von  Orange  Ray- 
mund de  Baux  IV.  und  der  Stadt,  nachdem  schon 
vorher  Urban  VI.  in  demselben  Jahre  mit  Rück- 
sicht auf  die  dort  vorhandenen  Schulen  den 
Studirenden  derselben  das  Privileg  gewährt  hatte, 
dass  sie  auf  Grund  der  in  Orange  erworbenen 
Kenntnisse  an*  Jedem  Generalstudium  im  Jus 
und  in  der  Grammatik  promovirt  werden  konn- 


ten, S.  467.  469;  endlich  1365  das  nicht  in  das 
Leben  getretene  Studium  zu  Genf,  S.  64<S. 
Ferner  gehört  noch  der  viel  früher,  i.  J.  1318, 
von  Friedrich  dem  Schönen  als  römischem  Kaiser 
für  Treviso  ertheilte  Süftungsbrief,  S.  465, 
hierher. 

^  Die  einzigen  Beispiele  aus  dieser  Zeit  bil- 
den die  Stiftung  von  Huesca  durch  Pedro  IV.,  el 
Ceremonioso,  von  Aragonlen  i.  J.  1354  und  die 
Piacenza^s  1398  durch  Herzog  Galeazzo  Visconti, 
Denifle  1,  509,  569. 

3  So  Prag,  für  welches  Clemens  VI.  1347  auf 
Bitten  Karls  IV.,  der  damals  König  von  Böhmen 
und  noch  römischer  König  war,  den  Stiftungs- 
brief, bull.  TauT.  4,  496,  gegeben  hat,  während 
der  Karls  IV.  erst  von  1348  datirt,  monum.  bist 
univ.  Prag.  Pragae  1834.  2,  223;  Denifle  1, 
586.  587.  Ferner  ist  Lerida  von  Jacob  II.  von 
Aragonlen  im  Einverständniss  mit  Bonif&z  VIII. 
1.  J.  1300  gegründet  worden.  Der  König  hat 
den  Stlftnngsbrlef  erlassen,  nachdem  der  Papst 
für  den  Fall  der  Ausführung  des  königlichen 
Planes  der  Universität,  den  Doktoren  und  Scho- 
laren alle  Privilegien  von  Toulouse  verliehen 
hatte,  Espa&a  sagrada  47,  340;  Denifle  1, 
500.  Wegen  Lissabon,  dessen  (Jründnng  noch 
In  das  Ende  des  vor.  Jahrb.  fällt,  s.  o.  S.  643  n.  6, 

♦  S.  0.  S.  643  n.  2. 

5  Das  trifft  z.  B.  für  Avlgnon,  Valladolid,  S. 
647  n.  9,  und  für  Arrezzo,  s.  Anm.  1,  zu.  Für 
Cambridge,  wo  seit  dem  13.  Jahrb.  ein  Studium 
bestand ,  aber  durch  viele  Unordnungen  und 
Streitigkeiten  in  seiner  Entwicklung  gehemmt 
wurde,  suchte  König  Eduard  1318  bei  Papst 
Johann  XXII.  mit  der  Bitte,  er  möge  „unlversi- 
tatem  perpetuare^  ein  Privileg  nach,  Rymer 
foedera  3,  698,  und  der  Papst  kam  demselben 
nach,  indem  er  bestimmte :  „ut  in  predlcto  loeo 
Cantebrigie  slt  de  cetero  Studium  generale  lllud- 
que ibidem  vigeat  perpetuls  futuris  temporibus 
in  qualibet  fa«ultate^  D  e  n  i  f  1  e  1,  375.  Auch 
die  Erthellung  der  Rechte  eines  Generalstudiums 
für  Montpellier  durch  Nikolaus  IV.  1.  J.  1289, 
Potthast  n.  23101,  haUe  wesentlich  den 
Zweck,  den  Charakter  des  Generalstudiums  für 
die  juristische  und  artistische  Schule  ausser 
Zweifel  zu  stellen,  Denifle  352,  s.  auch  o.  S. 
643  n.  2. 
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düng  von  theologischen  Fakultäten  ^  bestritten  ^.  Standen  sich  also  in  dieser  Hinsicht 
die  beiden  Mächte,  die  geistliche  nnd  die  weltliche,  gleichberechtigt  gegenüber  3,  so  hatte 
der  Papst  doch  (abgesehen  davon,  dass  er  allein  in  der  Lage  war,  gewisse,  für  den 
Besuch  nnd  das  Anfblühen  der  Universitäten  bedeutsame  Privilegien  zu  verleihen^) 
insofern  rechtlich  eine  höhere  Stellung,  als  er  kraft  seiner  höchsten  Lehrautorität  und 
kraft  seiner  obersten  Aufsicht  ttber  das  Studium  der  theologischen  Wissenschaften 
(und  auch  des  dazu  gehörigen  kanonischen  Rechts)  und  des  damit  zusammenhängen- 
den Rechts,  Lehranstalten  zu  diesem  Behufe  zu  errichten,  sie  zu  organisiren  und  die 
Aufsicht  über  sie  zu  üben,  befugt  war,  einem  Generalstndium  die  theologische^Fakul- 
tät<^  zu  verweigern,  und,  falls  eine  solche  blos  kaiserlich  oder  landesherrlich  errich- 
tet war,  ihr  die  Anerkennung  zu  versagen  ^. 

Die  Gleichberechtigung  des  Käsers  bezog  sich  femer  auch  auf  die  Ertheilung 


»  So  bewilUgt  Karl  IV.  für  Arezzo  1355  das 
Stadium  „In  Iure  canonlco  et  clrili  et  qualibet 
alia  facultate*',  für  Genf  1365  „Septem  artium 
llberallttm,  sacratisslmarum  professloimm  cano- 
nlce  sapientle  et  eivllifl  eloquentie  et  prudencie, 
sacre  theolog:le  prehemensle,  raedlcinalls  pro- 
fessioiils  excellencle  allarumque  quarumlibet  fa- 
cultatum  erndlcionls  exercidl",  Denlfle  1,  427. 
649.  Ein  Beispiel  eines  laiidesbenlichen  Stif- 
tungsbriefes für  Theologie  bietet  der  Pedros  IV. 
Y.  1354  für  Haesca,  S.  509. 

^  Davon  findet  sich  auch  im  14.  Jahrhundert 
keine  Spur,  Denlfle  1,  783,  Im  Gegentheil 
haben  einzelne  Päpste  den  kaiserlich  gestifteten 
Generalstudien  Privilegien,  wie  z.  B.  Urban  V. 
die  Dispens  von  der  Residenzpflicht  für  Orange 
(o.  S.  648  n.  1)  1366  ertheilt,  Denlfle  1,  469. 

3  Der  Papst  gewährt  die  Rechte  des  General- 
Btodiums  auetoritate  apostolica,  s.  z.  B.  die  Stif- 
tungsbriefe für  Rom,  Gabors,  Verona  und  Gre- 
noble  In  bull.  Taur.  4,  166.  3!24.  459.  460,  vgl. 
o.  S.  647  n.  9 ,  der  Kaiser  „de  imperatorle  po- 
testatls'*  oder  „imperialis  maiestatis  plenitndine", 
8.  d.  Stiftungsbriefe  Karis  IV.  v.  1364  u.  1365 
für  Orange,  Florenz  und  Genf  bei  Denlfle  1, 
469.  563.  649,  vgl.  auch  S.  782  n.  74. 

Für  die  Gleichberechtigung  beider  Mächte 
spricht  anch  der  Umstand,  dass  einzelne  General- 
stadien zeltlich  auselnanderllegende  und  unab- 
hängig von  einander  ertheilte  Stiftungsbriefe  der 
einen  oder  andern  Gewalt  nachgesucht  und  er- 
halten haben;  so  hat  Perugia,  für  welches  Cle- 
mens V.  1308  den  Stiftnngsbrief  und  Johann 
XXII.  In  Ergänzung  desselben  1318  noch  aus- 
drücklich das  Promotionsrecht  ertheilt  hat,  ball. 
Taur.  4,  192.  294,  i.  J.  1365,  nachdem  das 
Studium  dort  In  Folge  der  Pest  schwer  gelitten 
hatte,  bei  Kaiser  Karl  IV.  von  neuem  das  Privi- 
leg eines  Generalstadiums  nachgesucht  und 
1355  empfangen,  Denlfle  1,  550.  Die  von 
Pedro  IV.  1349  gestiftete  Universität  Perpignan 
kam  nicht  zu  irgend  welcher  nennenswerthen 
Entwicklung  and  verfiel  bald.  Deshalb  sachte 
der  Herzog  von  Gerona  die  Errichtung  eines 
neuen  Generalstudiums  bei  dem  Gegenpapste 
Clemens  VII.  nach,  welcher  dieses  1379,  ohne 
des  früheren  za  erwähnen,  bewilligte,  S.  515. 
517.  Wenn  endlich  trotz  des  Stlftnngsbriefes 
Clemens*  VI.  v.  1349  der  Bischof  von  Florenz 


noch  bei  Karl  IV.  ebenfalls  1364  eine  weitere 
Stlftnngsurkunde  erwirkte,  S.  558.  5G2,  so  war 
dabei  der  Gesichtspunkt  massgebend,  das  Stadlam 
auch  als  allgemeines  Generalstudiam  für  das 
damalige  Kaiserreich  erscheinen  zu  lassen  und 
ihm  dadurch  einen  besonderen  Glanz  zu  ver- 
schaffen. Der  hier  vertretenen  Auffassung  steht 
es  nicht  entgegen,  dass  die  Kommane  von 
Orange  Clemens  VII.  daram  bat,  dem  Privileg 
Karls  IV.  v.  1365  ^robur  conflrmatlonis  adilcere" 
and  zu  gestatten,  ^quod  ibidem  de  cetero  Iuris 
canonici  studlam  generale  existeret^,  und  dass 
der  Papst  dies  seinerseits  that  ^^supplentes  om- 
nem  defectum,  sl  qais  forsan  Intervenerit  in  eis- 
dem'',  denn  das  Ersuchen  ist  nicht  deshalb  ge- 
stellt worden,  weil  die  kaiserliche  Errichtung  für 
angültig  gehalten  wurde,  sondern  well  das 
Studlam  des  kanonischen  Rechts,  welches  der 
Kaiser  ebenfalls  bewilligt  hatte,  nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten  war,  und  durch  das  päpstliche 
Eingreifen  belebt  werden  sollte,  Denlfle  1, 
470.  471. 

4  So  namentlich  auf  Befreiung  von  der  Resi- 
denzpflicht und  auf  den  Fortgenuss  derBeneflzlal- 
einkünfte,  sowie  aaf  Verwendung  kirchlicher 
Abgaben  and  Einkünfte  zar  Unterhaltung  der 
Lehrer  and  Generalstudien,  o.  S.  642  n.  2  and 
647  n.  4. 

^  Ebenso  auch  das  Studium  des  kanonischen 
Rechts,  wenn  allerdings  seitens  der  Päpste  in 
dieser  Beziehung  von  ihrer  Befugniss  thatsäch- 
lich  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  Denl- 
fle 1,  783. 

^  Wenngleich  sich  kein  Fall  nachweisen 
lässt,  in  welchem  das  Recht  seitens  der  Päpste 
in  diesem  Umfange  geübt  worden  ist,  so  haben 
sie  doch  mehrfach  bei  fürstlichen  Stiftungen, 
welche  zugleich  die  theologische  Fakultät  mit 
umfasst  haben,  diese  ihrerseits  ausgeschlossen, 
so  z.  B.  bei  Wien  1365  und  bei  Krakau  1364, 
Denlfle  1,  606.  626. 

Von  einem  Gegensatze  gegen  die  Kaiser 
oder  Landesherren  ist  bei  der  Ausschliessung 
des  Generalstudiums  der  Theologie  durch  die 
Päpste  keine  Rede  gewesen.  Das  zeigt  sich 
darin,  dass  sie  eine  solche  auch  für  die  von 
ihnen  allein  gestifteten  Generalstudien  angeord- 
net haben,  so  Bonlfaz  VIII.  in  Betreff  Avignons 
1303  (wo  allerdings  nur  die  Promotion  in  der 
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des  Promo tionsrechtes^  Aber  gegenüber  der  Gewährung  des  letzteren  durch 
den  Kaiser  war  der  Papst  aus  den  schon  eben  erwähnten  Gründen  gleichfalls  berech- 
tigt, in  Betreff  der  Promotionen  in  der  Theologie  und  der  damit  zusammenhängenden 
Ertheilung  der  venia  docendi  Einschränkungen  zu  machen  ^. 

Das  Promotionsrecht  und  die  Licenzertheilung  stand  sowohl  bei  den  kraft  Ge- 
wohnheit, wie  bei  den  aus  päpstlicher  Stiftung  hervorgegangenen  Generalstudien 
kirchlichen  Würdenträgem,  namentlich  den  Bischöfen  und  den  Mitgliedern  der  Ka- 
pitel zu  3.    Bei  den  kaiserlichen  und  landesherrlichen  Stiftungen  sind  damit  ebenfalls 


Theologie  versagt  worden  ist,  bull.  Taur.  4, 
169),  Johann  XXTI.  in  Betreff  Roms  (hier  eben- 
so 1.  c.  4,  275),  Benedikt  XII.  in  Betreff  Gre- 
noble8l339,  Denifle  1,  366,  Clemens  VI.  in 
Betreff  Valladolids  1346,  S.  378,  Urban  V.  in 
Betreff  Funfklrchens  1367,  S.  416,  und  dass  da- 
bei wesentlich  —  und  namentlicb  haben  die 
avignonischen  Päpste  die  gedachte  Praxis  geübt — 
die  Rücksicht  auf  Paris,  welches  als  das  erste 
theologische  Studium  der  Christenheit  und  als 
Studium  Romanae  sedis  galt,  in  Betracht  ge- 
kommen ist,  vgl.  Denifle  1,  704,  706. 

1  Das  ist  auch  die  Kechtslehre  der  damaligen 
Zeit,  denn,  so  Baldus  zu  der  cit.  const.  Omnem 
verb.  Hmc  autem  tria,  o.  S.  641  n.  1,  die  „po- 
testas  doctorandi  npn  permittitur,  nisi  hoc  Pri- 
vilegium concedatur'*  und  „sine  auctoritate  im- 
perlali  vel  aptstolira  nemo  ad  dignitatem  pro- 
movetur«,  Denifle  1,  428.  A.  M.  Schulte 
i.  cit.  Arch.  19,  25,  welcher  unrichtiger  Weise 
dieses  Recht  dem  Papst  ausschliesslich  beilegt, 
vgl.  auch  noch  Denifle  1,  774  n.  54. 

2  So  hat  z.  B.  Nikolaus  IV.  für  das  im  Ein- 
vernehmen mit  ihm  vom  König  Diniz  1290  ge- 
stiftete Studium  zu  Lissabon  nur  gestattet: 
„quod  Bcholares  in  artibus  et  iure  canonico  et 
civili  ac  medlcina  quos  magistri  repntabunt  ido- 
neos  possint  per  L  lixbon.  episcopum  ....  vel 
Ulixbon.  sede  vacante  per  vicarium  ab  Ulixb. 
capitulo  in  spiritualibus  constitutum  in  studio 
licentiari  praedicto.  Et  quicumque  magister 
....  per  episcopum  vel  vicarium  supradictos 
examinatus  et  approbatus  fuerit,  in  facultate 
quacumque,  theologica  exc^pta,  ubique  sine 
alia  examinatione  regend i  liberam  habeat  po- 
testatem«,  bull.  Taur.  4,  104. 

3  Abgesehen  von  Bologna,  für  welches  diese 
Befugnisse  päpstlicherseits  dem  Archidiakon  des 
Domstiftes  übertragen,  S.  646  n.  2,  und  von 
Paris,  wo  sie  dem  Kanzler  von  Notre  Dame,  bez. 
für  die  im  Gebiet  des  Abtes  des  Klosters  S.  Ge- 
nevi^ve  wohnenden  Universitatsangehörlgen  dem 
letzteren  zukamen,  Denifle  1,  G65ff.,  standen 
sie  bei  denjenigen  Generalstudien,  deren  Ent- 
stehung sich  auf  consuetudo  zurückführt,  o.  S. 
643  n.  2  u.  3,  entweder  dem  Scholasiicus  der 
Domkirche,  so  in  Orleans  und  Angers,  Denifle 
1,  254.  258.  273.  725.  737  n.  226,  oder  dem 
Bischof,  wie  in  Padua  (hier  zunächst  durch 
Uebertragung  der  Rektoren  oder  Scholaren), 
S.  285.  286.  736,  in  Reggio,  S.  295,  in  Mont- 
pellier, S.  342,  oder  einem  von  dem  Bischof  be- 
stellten Kanzler,  so  In  Oxford  S.  244.  250.  724 


und  in  Cambridge,  o.  S.  648  n.  5,  Denifle 
1,  369.  724,  zu. 

Soweit  die  Generalstudien  seitens  dei  Päpste 
gestiftet,  S.  643  n.  4  u.  647  n.  9,  oder  unter 
ihrer  Mitwirkung  errichtet  worden  sind,  S.  648 
n.  3,  sind  jene  Befugnisse  für  die  Regel  den 
Bischofen  übertragen  worden,  so  für  Lissabon 
(s.  d.  vor.  Anm.),  für  Rom  (^1303,  hier  selbst- 
verständlich dem  Kardinal  Vikar,  bull.  Taur.  4, 
275,  Denifle  1,  311),  für  Avignon  (1303,  bei 
Erledigung  des  Bischofsstuhles  dem  Dompropst 

4,  169),  für  Perugia  i3I8  (oder  einem  Deputir- 
ten  des  Bischofs,  bull,  cit  4,  273),  für  Pisa 
1338,  Denifle  1,  320;  für  Grenoble  (1339, 
bull.  cit.  4,  460);  für  Prag  1347,  Denifle 
1,  586;  für  Florenz  (1349,  eventuell  dem 
Kapitel8\lkar,  S.  558);  für  Fünfkirchen  (1367, 
eventuell  dem  vicarius  oder  offl  Cialis  capituli, 
bull,  cit  4,  686);  für  Orvieto  (1378,  event  dem 
Kapitelsvikar,  Denifle  1 ,  638) ;  f Qr  Perpignan 
1379,  S.  517;  fürLucca(1378,  event.  dem  Kapi- 
telsvikar, nachdem  Karl  IV.  schon  1369  in  seinem 
Stiftungsbriefe  diese  Rechte  gleichfalls  dem  Bi- 
schof gewährt  hatte,  S.  651)  und  fürFerrara(1391, 
event.  dem  Archipresbyter  und  Kapitel,  S.  323). 

Wenn  andererseits  1245  von  Innocenz  IV.  in 
Toulouse  unter  gleichzeitiger  Uebertragung  der 
Bulle  Gregors  IX.  für  Paris:  Parens  scientiarum, 
0.  S.  645  n.  2,  der  Scholasticus  zum  Dniversi- 
tätskanzler  bestimmt  worden  ist,  Denifle  1, 
334,  ferner  Johann  XXII.  unter  Ertheilung  der 
Privilegien  von  Toulouse  für  Cahors  1332  die- 
selbe Einrichtung  getroffen,  S.  363;  weiter 
Urban  VL  1388  für  Köln  unter  Gewährung  des 
Generalstudiums  ad  instar  Parisiensis  die  betr. 
Befugnisse  dem  Propst  der  Kathedrale  oder 
dessen  Delegirten  bez.  dem  Kapitel  übertragen 
hat,  S.  398,  endlich  seitens  Johanns  XXII.  in 
Salamanca  1333  der  Scholasticus  damit  betraut 
worden  ist,  S.  491,  so  haben  hier  sichtlich  die 
älteren  Vorbilder  eingewirkt.  Dagegen  erklärt 
sich  die  Ueberweisung  der  gedachten  Funktionen 
für  Valladolid  1346  an  den  abbas  aaecularis 
ecclesiae  B.  Mariae,  S.  378,  für  Wien  1364  an 
den  Propst  zu  Allerheiligen  (S.  Stephan),  S. 
606,  für  Heidelberg  1385  an  den  Propst  der 
Kathedrale  zu  Worms  oder   dessen  Delegirten, 

5.  382,  für  Erfurt  1389  an  den  Dekan,  eventuell 
das  Kapitel  der  Kollegiatkirche  B.  Mariae  V.  zu 
Mainz,  S.  411,  und  für  Ofen  1895  an  den  Propst 
V.  S.  Peter  zu  Altofen,  S.  420,  daraus,  dass  sich 
an  allen  diesen  Orten  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
betreffenden  päpstlichen  Anordnungen  keine 
Bischofssitze  befanden. 
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Bischöfe  1  und  (freilich  sehr  selten)  andere  kirchliche  Amtsträger  ^  betraut  worden. 
Dies  erklärt  sich  aus  den  o.  S.  646  schon  hervorgehobenen  mittelalterlichen  Anschau- 
nngen.  Ja,  es  ist  nicht  zu  viel  behauptet,  dass  sich  auf  Grund  derselben  auch  die 
Rechtsansicht  festgestellt  hat,  dass  die  Fürsten  nicht  befugt  seien,  die  gedachten 
Funktionen  auf  weltliche  Personen  zu  übertragen  3. 

Da  das  Promotionsrecht  und  die  damit  verbundene  Licenzertheilung  ein  päpst- 
liches oder  kaiserliches  Recht ^  war  und  also  nur  kraft  der  Verleihung  der  obersten 
geistlichen  oder  weltiichen  Gewalt  erlangt  werden  konnte,  so  wurde  es  von  der  damit 
betrauten  Person  niemals  auf  Grund  des  kircMichen  Amtes ,  welches  diese  letztere 
besass  und  als  Ausfluss  der  in  demselben  enthaltenen  Befugnisse  ^,  sondern  stets  in  Ver- 
tretung des  Papstes  oder  des  Kaisers  ausgeübt  o. 


«  So  doTch  Karl  FV.  für  Siena,  Denifle  1, 
447,  für  Pavia  679  und  furLucca  S.  631;  ferner 
1318  schon  durch  Friedrich  den  Schonen  für 
Treviso  S.  466,  nnd  endlich  durch  Galeazzo 
Visconti  1398  kraft  ihm  Tom  romischen  König 
Wenzel  übertragener  Autorität  als  Herzog  für 
Piacenza,  S.  569. 

2  Nach  der  Anordnung  König  Jacobs  II.  von 
Aragonien  1300  für  Lerida  Follte  dort  ein  vom 
König  zu  ernennender  canonicus  des  Domstiftes 
die  Kanzlervürde  führen,  S.  501. 

3  Dafür  spricht  die  entgegenstehende  Praxis, 
B.  0.  Anmerk.  1  u.  2.  Die  einzige  bekannte 
Ausnahme  ist  die,  dass  Kunig  Kasimir  d.  Gr. 
in  dem  Stiftungsbrief  für  Krakau  v.  1364  die 
Ueberwachnng  der  Examina  und  die  Approbation 
der  Examinirten  dem  königlichen  Kanzler  in 
Krakau  übertragen  hat,  cod.  diplom.  universit. 
studii  generalis  Grac4)v.  Cracoviae  1870.  1,  1  ff. 
In  der  vom  Konig  veranlassten  Stiftungsbulle  v. 
1364,  I.  c.  p.  6  u.  Decretales  summor.  nontiflr.. 
pro  regno  Poloniae.  Posnan.  1883.  3,  55,  hat 
aber  Urban  V.  die  betreffenden  Funktionen  dem 
Bischof  V.  Krakau  und  bei  der  Sedisvakanz  dem 
vicarius  oder  offlcialis  capituU  überwiesen  und 
noch  in  demselben  Jahre  mittelst  einer  weiteren 
Bulle  die  gedachte  königliche  Anordnung  kassirt, 
cod.  dipl.  p.  8:  „nolumus  sub  huiusmodi  con- 
cessione  et  conflrmatione  inde  facienda  aliqua- 
tenus  includi,  cum  hoc  ad  nos  dumtaxat  per- 
tineat,  qui  examinationem  et  approbationem 
Bcolarium  huiusmodi  fleri  per  dictum  episcopum, 
vicarium  seu  offlciales  duxlmus,  ut  premittitur, 
ordinandum",  D  e  u  i  f  1  e  1 ,  626.  627.  Der  Papst 
giebt  hierfür  allerdings  nicht  den  Grund  an, 
däss  der  König  einen  weltlichen  Beamten  bestellt 
habe,  sondern  beruft  sich  darauf,  dass  ihm  die 
betreffende  Anordnung  zustehe,  und  wenn  dies 
auch  insofern  zutreffend  ist,  als  der  König  nur 
das  Promotionsrecht  und  die  Lehrbefähigung  für 
den  Umfang  seines  Landes,  nicht  allgemein,  wie 
der  Papst,  ertheilen  konnte,  so  erschien  doch 
offenbar  dem  Papst  die  betreffende  Person,  wie 
die  herkömmliche  Wahl  des  Bischofs  zeigt,  nicht 
znr  Ausübung  der  erwähnten  Befugnisse  recht- 
lich fähig  und  geeignet. 

Karl  lY .  hat  für  Orange  nnd  Genf  1365  allein 
den  Professoren  das  Promotionsrecht  gewährt, 
Denifle  1,  469  u.  649.  Das  hatte  an  den 
älteren  Verhältnissen  (s.  o.  S.  646)  seinen  An- 


halt und  ist  für  Orange  —  das  Studium  in  Genf 
ist  nicht  in  das  Leben  getreten  —  von  Urban  V., 
welcher  der  Universität  1366  eine  Reihe  von 
Privilegien  ertheilt  hat,  nicht  beanstandet  wor- 
den, -wennschon  durch  Clemens  YII.  in  dem  1379 
von  der  Kommune  bei  ihm  nachgesuchten  Stif- 
tnngtbrief  die  Licenzertheilung  dem  Bischof, 
eventuell  dem  Kapitelsvikar  übertragen  worden 
ist,  Denifle  1,471. 

*  Beziehentlich  landesherrliches  Recht  in  dem 
0.  S.  642  n.  3  gedachten  beschränkten  Umfange* 
S.  auch  die  vor.  Anm. 

^  Denn  weder  der  Bischof  noch  der  Archldiakon 
oder  Scholastikus  hatten  kraft  ihres  Amtes  das 
Recht,  Promotionen  mit  Rechts  Wirkung  für  die 
ganze  Kirche  vorzunehmen.  In  Paris  bestritt  da- 
her auch  die  Universität  dem  Bischof  das  Recht, 
im  Fall  der  Vakanz  des  Kanzleramtes  die  Licenz 
zu  ertheilen.  Schreiben  GregorsIX.v.  1237,  Pott- 
hast  n.  10042,  und  der  Papst  sprach  es  dem  Bi- 
schof 1238  nicht  definitiv  zu,  sondern  erhielt 
denselben  blos  provisorisch  im  Besitze,  ^cum 
(episcopus)  cancellaria  parisiensi  vacante  sit  in 
possessione  vel  quasi  licentiandi  provectos  ad  offi- 
cium magistratus"",  Denifle  1,  82  n.  136  und 
S.  687.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  man  später 
jeden,  welchem  die  betreffenden  Befugnisse  zu- 
standen, z.  B.  den  Bischof  u.  s.  w.,  namentlich 
deshalb,  weil  sie  in  Paris  durch  den  Kanzler  ge- 
übt wurden,  als  Kanzler  (der  Universität)  be- 
zeichnete, V.  Savigny  3,226;  Paulsen  in 
V.  Sybel,  bist.  ZeiUchr.  45,  286. 

Andererseits  sind  aber  die  erwähnten  Rechte 
den  genannten  Würdenträgern  nicht  persönlich, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  ihr  kirchliches  Amt 
verliehen  worden,  so  dass  sie  sich  als  Annexe 
desselben  darstellten.  Auf  den  interimistischen 
Verweser  des  Amtes  konnten  sie  daher  während 
der  Erledigung  desselben  nicht  ohne  Weiteres 
übergehen  (s.  auch  Bd.  II,  S.  240.  241),  und 
daraus  erklärt  es  sich,  dass  in  einer  Reihe  von 
Stiftungsbriefen  für  diesen  Fall  besondere  Be- 
stimmungen getroffen  worden  sind,  s.  o.  S.  650 
n.  2  u.  3. 

^  So  sagt  schon  im  13.  Jahrhundert  der  Pariser 
Kanzler  Walter  de  Chateau-Thierry  in  seinen 
Quästlonen,  s.  Denifle  1,  687  n.  102:  „magi- 
stris  commisse  sunt  claves  scientie  a  dom.  papa 
vel  a  cancellario  Parisiensi  ex  ordinatione  d.  pa- 
pae  ad  aperiendum  thesaurum  sapientie^ 
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Der  ordnnngsmässig  an  einem  Generalstadinm  Promovirte  erwarb  somit,  weil  er 
seine  Wttrde  und  die  Licenz  aus  dem  universalen  Recht  des  Papstes  oder  des  Kai- 
sers herleitete,  die  Befähigung  und  das  Recht,  überall  in  der  ganzen  Kirche  zu  lehren  ^ 
Soweit  es  sich  dabei  um  die  Theologie  handelte,  gewährte  ihm  die  Doktor-  oder 
Magisterwttrde  nach  der  Ansicht  Mancher  nicht  nur  das  Recht  zum  Lehren  und  Dis- 
putiren, sondern  auch  das  Recht  zum  Predigen  2. 

Wenn  man  behauptet  hat,  dass  in  dem  Promotionsrecht  die  Befdgniss  zur  Er- 
theilung  der  modernen  s.  g.  missio  ecclesiastica  oder  canonica  ^  gelegen,  und  der  Promo- 
virte diese  für  die  ganze  Kirche  erlangt  habe  *,  so  muss  dies  als  eine  schiefe,  unzu- 
lässiger Weise  moderne  Rechtsbegriffe  in  die  mittelalterlichen  Gestaltungen  hinein- 
tragende Auffassung  bezeichnet  werden.  Das  Wesen  der  heutigen  missio  besteht  darin, 
dass  von  dem  kirchlichen  Oberen  nach  stattgehabter  Prüfung  durch  besonderen  Akt 
für  eine  bestimmte  Funktion  die  Erlaubniss  zum  Lehren  oder  Predigen  und  die  Er- 
mächtigung, von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen,  ertheilt  wird  \  Wenn  da- 
gegen diese  Erlaubniss  und  Ermächtigung,  ja  sogar  auch  das  Recht  zum  Lehren  und 
zum  Predigen^  mit  einer  andern  Stellung  kraft  der  in  dieser  enthaltenen  Befugnisse 
verbunden  ist,  bedarf  es  einer  solchen  missio  nicht  ^.  Ebenso  wie  aus  gewissen  kirch- 
lichen Aemtem,  z.  B.  dem  Bischofsamt,  für  den  Amtsträger  diese  Ermächtigung  und 
dieses  Recht  herfliessen  ^,  so  hatte  auch  der  Promovirte  kraft  des  von  ihm  erworbenen 
akademischen  Grades  nicht  blos  die  Ermächtigung,  sondern  auch  das  Recht,  die 
Wissenschaft,  in  welcher  er  promovirt  war,  überall  zu  lehren.  Der  Doktorat  war  eben 
begrifflich  das  universelle  Lehramt,  wie  das  Bischofsamt  begrifflich  zugleich  das 
kirchliche  Lehramt  ftlr  die  Diöcese  in  sich  enthält.  Die  Heranziehung  des  modernen 
Begriffes  der  missio  canonica  erscheint  also  überflüssig  und  auch  verfehlt,  letzteres 


^  Denifle  1,  773.    Soweit  nicht  durch  die  Das  im  Text  Gesagte  musste  auch  für  die  blos  vom 

päpstliche  Stiftungs-  oder  Bestätlgungsurkunde  Kaiser  gegründeten  Unirersitäten  gelten.   Denn 

Ausnahmen  gemacht  waren,  wie  z.  B.  von  Ale-  da  die  Päpste  demselben  niemals  das  Recht  be- 

xander  IV.  1255  für  Salamanca  dahin,  dass  die  stritten  haben,  theologische  Fakaltätenzn  stiften, 

dort  Approbirteu  nicht  zu  Paris  und  Bologna  zum  so  lag  in  der  Nichtausübung  ihres  Widerspruchs- 

Lehren  befugt  sein  sollten.    S.  485.  rechtes  (s.  0.  S.  649)  im  einzelnen  Fall  eine  still- 

2  In  dem  S.  661  n.  6  citlrten  Werke  wird  über  schweigende  Anerkennung  der  Fakultät  und  ihrer 

die  Ansicht :  „quod  magister  In  theologia  Parislus  Promotionen  für  die  Kirche.   Von  praktischer  Be- 

potest  ubique  praedicare  non  petita  licentia  dioe-  deutnng  ist  die  Frage  nicht  geworden,  denn  an 

cesani  episcopi ^'  bemerkt:  „£t  ratio  eoriim  est,  den  hierher  gehörigen  Generalstudien,  Treviso, 

qood  de  ordinatione  d.  pape,  qui  est  Caput  totius  Arezzo  und  Orange,  0.  S.  648  n.  1  und  S.649n.  1, 

ecclesie,  positus  est  doctor  non  solum  Parisiensis  welche   niemals  eine  hervorragende  Bedeutung 

ecclesie,  sed  etiam  universalis.   In  hoc  etiam  ad-  erlangt  haben,  hat  das  Studium  der  Theologie 

dunt :  D.  papa  ordlnat  statutum  studii  et  maxime  kaum  eine  Stätte  gefunden,  und  die  rniversität 

quoad  statum   studü    theologie   et  magisterium  Genf  ist  überhaupt  nicht  in  das  Leben  getreten, 

privilegiando  et  conflrmando  ordinationem  ,  vo-  Die  hierher  gehörige  landesherrliche  Stiftung  von 

candl  magistros  ad  magisterium,  quod  est  quasi  Huesca  hat    ebenfalls    nur  ein   kurzes  Dasein 

perfectum    et  consummatum    magisterium;   dat  gehabt.    A.  M.  allerdings  Schulte  im  Arch.  f. 

auctoritatem  magistro  et  quasi  mittit  eum  ad  exe-  k.  K.  R.  19,  25 ,    welcher  das   Promotionsrecht 

cutionem  offlcii  magistralis,   quod  est  triplex:  lediglich  eine  Folge  päpstlicher  Verleihung  sein 

legere,   predicare,  disputare."   Im  Anschluss  an  lässt. 

die  nun  folgende,  a.  a.  0.  schon  citirte  Stelle  3  q  c  OAO. 

wird  dann  hervorgehoben,  dass,  obwohl  die  Dok-  '  ^ 

toren  nicht  die  clavis  potestatls  besässen:  „pote-  *  Schulte  a.  a.  O.  S.  26. 

stas  quantum  ad  docendum  non  est  limitata*'  und  .  „        «   onn   an4       ja    aot 

„Et  Sic  quantnm  &d  hoc,  bc.  »d  docendum  allos,  *  ^-  "•  ^^  ^^-  ^^*  "»^  ^-  ^^*- 

maior  est  (doctor)  quam  prelatus;    unde   cedit  ^  Vgl.  darüber  0.  S.  455. 

episcopus  doctorl  theologie  et  docendo  et  predi-  .j  „       «   ^„    .-. 

cando,    nisi   et   episcopus  prius  doctor   fuerit",  '  ^'    •  44  .    04. 

Denifle  1,  773  n.  52.  8  s.  432. 
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desshalb,  weil  dadurch  der  Schein  erweckt  wird,  als  ob  er  der  mittelalterlichen  Rechts- 
entwicklung bekannt  gewesen  sei,  während  dieselbe  gar  keine  Veranlassung  hatte, 
einen  solchen  in  Betreff  des  hier  fraglichen  Verhältnisses  ^  auszubilden. 

Das  rechtliche  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  mittelalterlichen  Universitäten  hat* 
sich  demnach  gleichzeitig  mit  der  Entwicklung  derselben  während  des  13.  und  14. 
Jahrhunderts  dahin  festgestellt,  dass 

1 .  der  Papst  das  Recht  besass,  Generalstudien  zu  gründen  oder  etwaigen,  auf  andere 
Weise  in  das  Leben  getretenen  Lehranstalten  einen  solchen  Charakter  zu  ertheilen. 
Dieses  Recht  stand  ihm  zwar  nicht  ausschliesslich,  sondern  auch  dem  Kaiser  und  den 
Landesfürsten  zu,  aber  seine  Berechtigung  war  beiden  gegenüber  insofern  umfassen- 
der und  stärker,  als  ein  landesfürstliches  Generalstudium  die  Rechte  eines  solchen 
allein  für  das  betreffende  Land,  nicht  für  die  übrigen  Reiche  und  für  die  ganze  Kirche 
in  Anspruch  nehmen  konnte,  und  ein  kaiserliches,  wenn  demselben  auch  die  univer- 
sale Stellung  nicht  fehlte,  in  Betreff  der  theologischen  Fakultät  und  ihres  Promotions- 
rechtes mindestens  einer  stillschweigenden  Anerkennung  des  Papstes  bedurfte^. 

2.  In  demselben  Umfange  kam  dem  Papst  das  Recht  zu,  die  Verhältnisse  der 
Generalstudien  zu  regeln,  namentlich  Bestimmungen  über  das  Recht  zu  Promotionen 
und  zur  Ertheilung  der  licentia  docendi  ^  zu  erlassen,  ferner  den  Lehrern  und  Scho- 
laren die  Befugniss  zur  statutarischen  Normirung  ihrer  Verhältnisse  zu  gewähren, 
sowie  die  in  Folge  dessen  von  ihnen  gemachten  statutarischen  Satzungen  zu  be- 
stätigen 4. 

3.  Endlich  waren  der  Kaiser  und  die  LandesfQrsten  im  Interesse  der  Kirche 
hinsichtlich  der  Regelung  des  Promotionsrechtes  insofern  beschränkt,  als  sie  dasselbe 
und  die  damit  verbundene  Licenzertheilung  allein  kirchlichen  Würdenträgem  (den 
Bischöfen  oder  Dignitären  der  Kapitel)  nicht  aber  Laien,  namentlich  nicht  weltlichen 
Beamten,  übertragen  konnten  ^. 

Neben  diesen  besonderen,  in  Betreff  der  Generalstudien  entwickelten  Rechten  <^, 
hatte  der  Papst  aber  das  aus  seiner  Primatialgewalt  herfliessende  allgemeine  Ober- 
aufsichtsrecht über  die  Lehrthätigkeit  in  der  gesammten  Kirche,  und  dasselbe  erstreckte 
sich  selbstverständlich  auch  auf  die  Universitäten,  insoweit  als  an  diesen  die  theolo- 
gischen Wissenschaften,  also  nicht  nur  die  Theologie,  sondern  auch  das  kanonische 
Recht  gelehrt  wurde'. 

i  Wie  man  diesen  Begriff    ebensowenig  im  5  g.  o.  S.  651. 

Mittelalter  in  Betreff  des  universellen  Beicht-  nnd  ^  Die  zaerst  in  Paris  im  14.  Jahrhundert  auf- 

Predigtamtes  der  Bettelorden  entwickelt  hat,  s.  gekommene,  dann  auf  vielen  anderen  Universi- 

0.  S.  92.  462,  da  die  Mitglieder  derselben  kraft  täten  angenommene  Uebung,  von  Zelt  zu  Zeit 

der  Zugehörigkeit  zu  ihren  Orden  auf  Grund  des  ein  Yerzelchniss  der  Mitglieder  an  den  Papst 

ertheilten  Privilegs  zur  Ausübung  der  gedachten  (s.  g.  rotull)  einzusenden  ,  Kink,   Gesch.  der 

Thatigkeiten  ermächtigt  und  befugt  waren.  kaiserl.  Universität  Wien.    Wien  1854.   1,150; 

2  S.  0  S.  648  u.  649.  Denifle  1,  269.  276.  335.  361.  379.  387.  596. 

613,  lässt  sich  nicht  etwa  als  Folge  eines  beson- 

3  S.  o.  S.  649,  also  auch  diese  Rechte  zu  Bus-  deren  papstlichen  Aufsichtsrechtes  über  die  Uni- 
pendiren. So  hat  Bonifaz  VIII.  in  seinem  Streit  versitäten  auffassen,  vielmehr  hatte  die  Ueber- 
mit  Philipp  dem  Schönen  von  Frankreich  i.  J.  leichung  zunächst  den  Zweck,  die  Eingetragenen 
1300  den  zur  Gewährung  der  licentia  docendi  in  fQj  päpstlich  zu  besetzende  Pfründen  zu  empfeh- 
Frankrelch  berechtigten  Personen  die  Befugniss,  len  (pro  promotione  personarum),  später  auch 
dieselbe  für  die  Theologie,  sowie  das  Civil-  und  den,  den  Papst  um  Verleihung  von  Privilegien 
kanonische  Recht  zu  ertheilen,  auf  so  lange,  bis  ^^  bitten  (pro  habendis  gratüs),  Kink  a.  a.  0. 
der  König  zu  besserer  Einsicht  kommen  würde,  i  150  und  Uebersendungsschreiben  ibid.  Bei- 
entzogen, P  0 1 1  h  a  s  t  V.  26278 ;  D  e  n i  f  1  e  1, 789.  lagen  S.  40. 

*  S.  0.  S.  645  n.  2.  ^  S.  648." 
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Rechtlich  war  somit  darch  die  gedachten  Befdgnisse  der  Kirche  und  ihrer  ober- 
sten Leitung  nicht  nur  ein  genügender  Einfluss  auf  das  Universit&tswesen  gesichert, 
sondern  auch  ein  inniger  Zusammenhang  zwischen  der  Kirche  und  den  Universitäten 
geschaffen. 

Aber  in  diesen  rechtlichen  Beziehungen  erschöpfte  sich  die  Verbindung  zwischen 
den  letzteren  und  der  Kirche  nicht,  thatsächlich  war  sie  eine  viel  engere. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  tiberwiegende  Zahl  der  Universitäten  im  13. 
und  14.  Jahrhundert  auf  päpstlicher  Stiftung  beruhte  ^  ein  anderer  Theil  durch  das 
Zusammenwirken  des  Kaisers  oder  einzelner  Fürsten  mit  den  Päpsten  in  das  Leben 
gerufen  war^  und  endlich  andere,  welche  ex  consuetudine  oder  kraft  kaiserlicher 
oder  landesfürstlicher  Gründung  entstanden  waren,  nachträglich  auch  päpstliche 
Stiftungsbriefe  erhalten  hatten^,  sind  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  von  den 
Päpsten  wiederholt  kirchliche  Würdenträger  zu  s.  g.  conservatores  ^  für  einzelne  Uni- 
versitäten ^  mit  dem  Auftrage,  die  Rechte  und  Privilegien  der  die  Universität  bildenden 
Körperschaften  und  ihrer  Mitglieder  gegen  Beeinträchtigungen  aller  Art  zu  schützen, 
bestellt  worden. 

Femer  waren  vielfach  zur  Unterhaltung  der  Universitäten  kirchliche  Güter  und 
Einkünfte  gewidmet^,  ebenso  ftlr  die  Lehrer  kirchliche  Mittel  ausgesetzt ^  oder  für 
sie  bestimmte  Pfründen,  insbesondere  Kanonikate,  angewiesen  ^. 

Weiter  gehörten  die  Lehrer  wie  auch  die  Scholaren  zu  einem  nicht  unbeträcht- 
lichen Theile  dem  geistlichen  Stande  an  ^,  und  das  Zuströmen  der  letzteren  zu  den 
Universitäten  wurde  durch  die  päpstlichen  Privilegien  auf  Freiheit  von  der  Residenz- 
pflicht und  auf  Fortbeziehung  der  Benefizialeinkünfte  befördert  ^<). 

Endlich  hatten  die  Universitätsangehörigen,  namentlich  auch  die  Scholaren  an 
manchen  Universitäten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  den  geistlichen  Gerichts- 
stand^^, und  vielfach  war  vorgeschrieben,  dass  der  Rektor  ein  Kleriker  sein  müsse  *^. 

Ausser  den  eben  berührten  Verhältnissen  kam  aber  noch  Folgendes  in  Betracht. 
Obschon  der  Kaiser  und  die  Landesherren  gleichfalls  zur  Stiftung  von  Universitäten 
berechtigt  waren,  ihnen  ebenso,  wie  die  Päpste,  Privilegien  ertheilten^^  und  nicht 
minder  zum  Schutze  der  ihrerseits  gewährten  Rechte  Konservatoren  bestellten  ^^,  so 


1  S.  0.  S.  643  n.  4  und  S.  647  n.  9.  Kink,  Gesch.  d.  kaiserlichen  UniversitU  Wien. 

2  S.  648n.  3.  Wien  1854.    1,133. 

8  S.  643  B.  2  ü.  6;    S.  646  n.  2:   S.  648  n.  ö;  ^^  S.  o.  S.  642  n.  2  und  die  Nachvelsungen  bei 

S.  649  n.  2.  Denifle  1,  274.  310.  320.  330.  355.  362.  363. 

Vrf.  übriffena  noch  die  Tabelle  bei  Denifle  366.  378.  401.  417.  450.  470.  476.505.623.529. 

1   807.  679.  601.  603.  606.  Vgl.  auch  Bd.  III.  S.  224. 

*  Bd  I    S  179  "  S.  0.  S.  643n.  5;  645  n.  2;  Pauleen,  a. 

li  r\l,.\  fi\  4    AnA   A'Tfx  ßoQ  a«  0«  S.  288,  doch  hatten  diese  auch  rielfach  die 

"  Denifle  1,  4Ü1.  47U.  olv.  -,  .        ,^„.  ^  i.«  j         »  t.a          j  t>  i.i. 

'  Universitatsbehorden  I  Rektor  und  Rath,  auszu- 

S.  z.  B.  Toraek    Gesch.  d.  Prager  Univer-  übe„.  g.  Paulsen  a.a.O.;  v.  Savigny  3,193. 

ßltat.   Prag  1849.    S.  4.  285;  Tome k  a.  a.  0.  S.  10. 

7  S.  0.  S.  647  n.  4.  I2  Tomek  S.  9;  v.  Savigny  3,  191. 

8  Denifle  1,401.  623;  Paulsen  in  v.  Sy-  ^3  So  vor  Allem  dasPrivileg  der  Befreiung  von 
bei,  Histor.  Zeitschr.  45,  393;  s.  auch  Bd.  II.  der  Gerichtsbarkeit  der  gewöhnlich  zuständigen 
S.  74.  Gerichte  für  die  Scholaren,  welche  nicht  geist- 

®  Paulsen  a.a.O.   S.  404,  wie  man  denn  liehen  Standes  waren,  zu  Gunsten  der  Jurisdik- 

auch  nicht  nur  hei  den  Lehrern,  sondern  auch  tion  des  Bischofs  oder  der  UniversltatsbehSrdea, 

den  Scholaren,  welche  nicht  Geistliche  waren,  Paulsen  a.  a.  0.  45,  288. 

den   ehelosen   Stand   wenngleich  nicht  überall  ^*  Beispiele  dafür  Denifle  1,447.  651.  Dazu 

rechtlich  forderte,  doch  mindestens  als  ein  Gebot  wurden  auch  von  ihnen  nicht  selten  kirchliche 

der  Schicklichkeit  betrachtete,  a.  a.  0.  S.  405;  Würdenträger  aiisersehen. 
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übten  sie  doch  weder  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  bei  den  Generalstadien 
bestehenden  Korporationen  oder  der  einzelnen  Fakultäten  noch  anf  die  Lehre  nnd 
die  Lehrmethode  einen  Einflnss  ans  nnd  beanspruchten  ebensowenig  kraft  ihrer  fürst- 
lichen Gewalt  das  ausschliessliche  Recht  zur  Anstellung  der  Lehrer  ^  d.  h.  es  war 
jede  Einwirkung  der  Fürsten,  welche  die  kirchlichen  Interessen  hätte  beeinträchtigen 
oder  gar  Konflikte  mit  der  Kirche  hervorrufen  können,  ausgeschlossen. 

Kann  man  aber  die  mittelalterlichen  Universitäten  als  kirchliche  Anstalten  oder 
Korporationen  betrachten?  Im  rechtlichen  Sinne  sicherlich  nichts.  Sie  waren  freie 
Genossenschaften,  welche  neben  dem  Recht  der  öffentlichen  Lehre  die  Selbstverwaltung, 
die  freie  Bestimmung  der  eigenen  Organisation  und  die  Wahl  ihrer  Vorstände  und  Organe, 
nicht  minder  die  Verkehrs-  und  Vermögensfähigkeit  besassen  ^.  Allerdings  übten  die 
Päpste,  und  ebenso  auch  die  Kaiser  gewisse  Rechte  in  Betreff  derselben  aus,  aber 
diese  letzteren  hatten  nicht  den  Zweck,  die  Universitäten  unter  Kontrole  und  Auf- 
sicht zu  halten,  sondern  sie  zu  fördern,  zu  stärken  und  zu  schützen.  Insbesondere  um- 
fassten  die  päpstlichen  Rechte  nicht  einen  soweit  gezogenen  Kreis  von  Befugnissen,  dass 
die  Universitäten  in  Folge  dessen  rechtlich  als  dem  kirchlichen  Organismus  eingegliederte 
Korporationen  oder  Anstalten  hätten  erscheinen  und  betrachtet  werden  können^.   Ja, 


1  Denn  mit  der  dnich  die  Promotion  erlangten 
Berechtigung  überall  zn  lehren,  war  eine  fest- 
geschlossene Zahl  Ton  Professuren,  welche  der 
Landesherr  hätte  vergeben  können,  unvereinbar. 
Nur  insoweit  als  die  Fürsten  nnd  Kommunen  zur 
Sicherung  des  Fortbestandes  der  Generalstudien 
oder  einzelner  Fakultäten  für  bestimmte  Lehr- 
anstalten Bezüge  und  Besoldungen  ausgesetzt 
oder  Kanonikate  an  Kirchen  gestiftet  hatten,  üb- 
ten sie  auf  solche  Stellen  das  Emennungs-  oder 
Präsontationsrecht  aus. 

2  Wenn  Paul sen  a.a.O.  S.  283  die  Univer- 
sitäten, m.  E.  unzutreffender  Weise,  als  freier  kon- 
struirte  Kollegiatstifte,  bei  denen  die  Funktion 
der  Lehre  gegenüber  der  Funktion  des  Gottes- 
dienstes das  Uebergewicht  hatte,  bezeichnet,  so 
bemerkt  er  doch  S.  285,  dass  die  Universität  nicht 
sowohl  rechtlich,  als  thatsächlich  eine  kirchliche 
Anstalt  war  (freilich  ans  dem  nicht  durchschla- 
genden Grunde),  weil  alle  Lehrer  und  alle  Schü- 
ler nach  Versorgung  in  einem  Kirchenamt  aus- 
sahen. 

3  Gie  rk  e ,  d.  deutsche  Genossenschaftsrecht. 
Berlin  1868.  1,  438;  s.  auch  Panisen  a.  a.  0. 
S.  386  ff. 

*  Weder  die  verschiedenen  Behörden  der  Uni- 
versitäten (Rektoren  etc.)  noch  die  Lehrer  und 
die  Schüler  hatten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Uni- 
versitätsmitglieder die  Stellung,  also  die  Rechte 
nnd  Pflichten  der  kirchlichen  Amtsträger,  und 
standen  nicht  in  einem  Beamtentreuverhältniss, 
namentlich  nicht  in  dem  Yerhältniss  der  obedi- 
entia  canouica  zu  irgendwelchem  kirchlichen 
Oberen  einschliesslich  des  Papstes.  Ebensowenig 
haben  die  Güter  der  Universitäten  rechtlich  als 
Kirchengüter  gegolten  und  sind  anf  ihre  Ter- 
waltnng  und  Yeräusserung  die  für  die  letzteren 
massgebenden  kirchenrechtlichen  Normen  über 
die  Kontrole  der  geistlichen  Oberen  n.  s.  w.  an- 
wendbar gewesen. 

Kink,  Geschichte  der  Universität  Wien  1,9 


behauptet  allerdings  für  diese  Universität,  dass 
sie  nach  der  Stiftung  Herzog  Rudolfs  IV.  v.  1365 
hätte  eine  der  Kirche  einverleibte  Körperschaft 
und  in  ihren  Diensten  sein,  deshalb  auch  unter 
der  geistlichen  Jurisdiktion  und  in  innigster 
Verbindung  mit  der  um  dieselbe  Zeit  gestifteten 
Dompropstei  stehen  sollen,  so  dass  diese  beiden 
Stiftungen  gleichsam  als  eine  Stiftung  gegolten 
hätten.  Der  Stiftungsbrief  für  die  Universität 
von  1366,  Kink,  2,  1 ,  enthält  von  dieser  an- 
geblichen Einverleibung  kein  Wort,  und  wenn 
es  in  der  Stiftungsurkunde  für  die  Propstei  zu 
Allerheiligen  (S.  Stephan)  von  1366  heisst,  a.a. 
0.  2,  25  :  „. . .  seyt  der  all  mechtig  got  . . .  Unss 
darzue  mit  seiner  barmherzlgkelt  erwöhlt  hat, 
daz  Wür  nun  solten  stüfften  und  pauen  2  löblich 
und  Nuz-Stifft  der  Ghristenhait,  aines  mit  dieser 
unser  Stifft  ze  Wienn,  davon  Er  ewiglich  gelobt 
soll  werdten,  die  ander  mit  der  grossen  schnell 
in  unser  Statt  ze  Wienn,  davon  sein  christlicher 
glaub  gemehrt  soll  werden,  davon  maiuen  wÜr, 
soyd  wür  die  beedeStüfft  gethan  haben,  daz  auch 
dieselbe  2  Stüfft  ewigilich  zu  einander  in  einer 
Verphlichtuug  und  ainung  beleiben  sollen,  und 
in  würden  ainander  halten,  als  die  brieff  sagend 
die  darüber  von  unss  auss  und  in  gegeben  wordent,^' 
so  ist  auch  hier  von  Einverleibung  der  Univer- 
sität in  die  Propstei  oder  das  Stift  keine  Rede, 
vielmehr  nur  von  einer  innigen  gegenseitigen 
Beziehung,  für  deren  nähere  Gestaltung  Überdies 
auf  die  Stiftungsbriefe  verwiesen  wird,  und 
welche  sich  in  der  Stellung  des  Propstes  als 
Kanzler,  in  der  Theilnahme  der  Universität  an 
dem  Gottesdienst  der  höhen  Festtage  u.  s.  w. 
äusserte.  Ebensowenig  kann  man  deshalb,  so 
Kink  1, 133,  von  einer  klerikalen  Richtung  der 
Universität  sprechen,  weil  die  Gesammtheit  ihrer 
Angehörigen  als  „clerus  universitatis "  (s.  den 
StiftuBgsbrief  a.  a.  0.  2, 18)  bezeichnet  wird,  und 
die  Bürgerschaft  von  Wien  i.  J.  1668  im  Hinblick 
auf  die  Zeiten,  wo  die  Universitätsgenossen  der 
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nicht  einmal,  soweit  als  die  einzelnen,  die  Universitäten  bildenden  Körperschaften 
oder  selbst  soweit,  als  die  Generalstudien  in  ihrer  Funktion  als  Lehranstalten  in  Be- 
tracht  kamen,  hatten  sie  kirchliche  Aufgaben  zu  erfflUen.  Allerdings  dienten  sie  der 
Kirche  besonders  durch  die  Lehre  und  die  Förderung  der  Wissenschaften,  vor  Allem 
der  Theologie,  des  kanonischen  Rechts  und  der  Philosophie ,  indessen  war  dies  nicht 
ihr  Hauptzweck,  vielmehr  der  freie  Betrieb  der  Wissenschaften  ^. 

B.  Die  Universitäten  bis  zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Die 
dargelegten  rechtlichen  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Beziehung  der  Kirche  zu  den 
Universitäten,  wie  sie  sich  während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  gestaltet  hatten, 
haben  im  Wesentlichen  noch  bis  in  den  Anfang  des  }6.  Jahrhunderts  hinein  an- 
verändert fortbestanden.  Die  während  dieser  Zeit  in  Deutschland  neu  errichteten 
Universitäten  verdanken  sämmtlich  ihre  Entstehung  einzelnen  deutschen  Landes- 


Regel  nach  uurerheirathet  blieben,  bemerkt: 
„den  vor  jareu  sey  dj  Universitet  clerlca  ge- 
west." 

Nicht  minder  erscheint  es  unzutreffend,  wenn 
H.  Br essler,  d.  Stellung  d.  Universitäten  z. 
Baseler  Konzil.  Leipzig  1886.  S.  9,  welcher  den 
Universitäten  nnter  Berufung  auf  Pauls en 
(S.  0.  S.  655  n.  2)  einen  durchaus  kirchlichen 
Charakter  beilegt,  daraus  die  Zulassung  nicht 
nur  ihrer  offiziellen  Vertreter,  sondern  auch  der 
Doktoren  und  Magister  irgendwelcher  Fakultäten, 
wenn  dieselben  nur  geistlich  waren,  herleitet. 
Es  ist  allerdings  richtig,  dass  schon  zum  Konzil 
von  Pisa,  Bd.  III.  S.  363,  und  auch  zu  den  übri- 
gen Reformkonzilien ,  Sieveking,  Organisation 
und  Geschäftsordnung  des  Kostnitzer  Konzils  S. 
5;  Bressler  S.  10,  die  Universitäten  und  zwar 
auch  von  den  Päpsten  eingeladen  worden  sind, 
und  dass  die  Vertreter  der  Universitäten,  wenn- 
gleich noch  nicht  zu  Pisa,  Bd.  III.  S.  365  n.  6, 
doch  zu  Konstanz,  Siena  und  Basel,  a.  a.  0.  S. 
370.  374.  387.  390;  vgl.  auch  Sieveking  S. 
13.  19;  Bressler  S.  9 ff.  18.  35,  entscheiden- 
des Stimmrecht  geübt  haben.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  die  Universitäten  die  kirchlich 
anerkannten  Pflanz-  und  Pflegestätten  der 
Wissenschaft  waren,  und  dass  abgesehen  davon, 
dass  ihre  Ausschliessung  die  Fernhaltung  der 
Wissenschaft  bedeutet  hätte,  man  sie  in  den  er- 
regten Zeiten,  in  denen  die  früher  allein  stimm- 
berechtigten Prälaten  sich  der  ihrer  Lösung 
harrenden  Aufgaben,  der  Herstellung  der  Einheit 
der  Kirche  und  der  Reform  derselben,  nicht  ge- 
wachsen gezeigt  hatten,  umsoweuiger  entbehren 
konnte,  als  die  damalige  Bewegung  ihren  geisti- 
gen Gehalt  und  ihre  geistige  Leitung  von  den 
Universitäten  und  ihren  Gelehrten  erhalten 
hatte,  8.  P.  Tschackert,  Peter  v.  Aili.  Gotha 
1877.  S.  145  ff.,  J.  B.  Schwab,  Johannes 
Gerson.  121  ff.  127  ff;  Hüb  1  er,  Konstanzer 
Reformation.  S.  362  ff.-  Man  kann  also  weder 
ans  der  Zulassung  der  Universitäten  zu  den 
Reform-Konzilien  auf  ihre  Eigenschaft  als  kirch- 
liche Korporation  im  Rechtsinne  schliesseu,  noch 
aus  dieser  ihrer  Eigenschaft  ihre  Theilnahme 
und  ihr  Stimmrecht  auf  denselben  herleiten. 
Für  diese  Auffassang  spricht  auch  der  Umstand, 
dass  neben  den  Vertretern  der  Universitäten  zu 


Konstanz,  Siena  und  Basel  den  Gelehrten,  wenn 
sie  Geistliche  waren,  dieselben  Rechte  gewährt 
worden  sind,  und  dafür  nichts  anderes  aU  ihre 
wissenschaftliche  Stellung  den  Titel  gebildet 
hat,  s.  auch  Bd.  III.  S.  379. 

*  Die  Ansicht,  dass  die  Theologie  den  ScUuss- 
stein,  den  Kern  der  mittelalterlichen  UniTergl- 
tätsstndien  gebildet  habe,  80z.B.  Aschbaeb, 
Geschichte  der  Wiener  Universität.  Wien  1865. 
1,  9,  ist  schon  von  Deniflel,  703  zur  Genüge 
widerlegt. 

Kink  1,  129,  welcher  als  Hauptzweck  der 
Universitäten  das  Wirken  für  den  Dienst  und 
den  Schutz  der  katholischen  Kirche  hinstellt, 
folgert  dies  daraus,  dass  in  den  Stiftungsurkun- 
den  ihre  Aufgabe  als  Verbreitung  und  Verthei- 
digung  des  wahren  Glaubens  hingestellt  werde. 
Indessen  heben  die  kaiserlichen  und  päpstlichen 
Stiftungsbriefe,  so  z.  B.  der  zweite  (Herzog 
Albrechts  III.)  für  Wien  v.  1385,  Kink  2,  49: 
„qua  creatoris  clemenoia  laudabitur  in  celis 
eiusque  fldes  orthodoxa  dilatabitur  in  terrie, 
augebitur  ratio,  crescet  respublica  et  in  subiec- 
tis  populis  lux  fulgebit  iusticie  et  veritaüs^ 
{f&8t  gleichlautende  oder  ähnliche  Verordnungen 
finden  sich  in  allen  betreffenden  Urkunden), 
streng  genommen  nicht  die  Aufgaben  der  Uni- 
versitäten, sondern  den  Nutzen  derselben  hervor. 
Das  bestätigen  insbesondere  solche  päpstliche 
Stiftungsbriefe,  welche  die  theologische  Fakultät 
ausschliessen,  und  in  denen  es  ebenfalls  keisst, 
s.  den  Urbans  V.  für  Wien  1365,  a.  a.  0.  2, 129: 
„studia  per  quae  divini  nominls  suaeqne  fldei 
catholicae  cultus  protenditur,  justitia  colitnr, 
tarn  publica  quam  privata  res  geritur  utiliter 
omnisque  prosperitas  humanae  conditionis  auge- 
tur/'  Die  erwähnten  Urkunden  bringen  dem- 
nach, wie  sie  denn  auch  stets  neben  die  selbst- 
verständlich zuerst  erwähnte  Verbreitung  des 
Glaubens  auch  andere  Folgen  in  gleiche  Linie 
stellen,  die  allgemeine  Anschauung  der  Zeit 
zum  Ausdruck,  dass  der  freie  Betrieb  der  damals 
noch  in  voller  Harmonie  mit  der  Kirchenlehre 
stehenden  Wissenschaft  eine  Quelle  des  Segens 
für  die  Befestigung  der  Gottesfurcht,  die  Ver- 
breitung des  Glaubens,  die  Förderung  der  Ge- 
rechtigkeit und  die  Vermehrung  des  öffentlicheo 
und  privaten  Wohles  bilde. 
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herren  ^,  und  wenn  von  ihnen  auch  nnr  Wittenberg  eine  kaiserliche  Errichtnngs- 
nrknnde^,  Freiburg  und  Frankfurt  wenigstens  eine  kaiserliche  Bestätigung  ^  aufweisen, 
so  liegen  doch  andererseits  fQr  alle,  einzig  und  allein  Wittenberg  ausgenommen, 
päpstliche  Stiftungsbriefe  vor*.  Aber  selbst  die  Grflndung  dieser  Universität  ist  keines- 
wegs im  Kampfe  gegen  die  Kirche  erfolgt,  und  hat  noch  viel  weniger  eine  Zurückweisung 
der  Alleinherrschaft  des  Papstes  oder  der  Kirche  auf  geistigem  Gebiet  bedeutet  ^.  Dies 
ergiebt  sich,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Kuser  auch  allein  zur  Ertheilung  von 
Stiftungsbriefen  berechtigt  war  ^,  aus  der  Thatsache,  dass  die  Errichtung  der  Univer- 
sität schon  1503  durch  einen  päpstlichen  Legaten  bestätigt  worden  ist 7,  und  für  die- 
selbe in  den  Jahren  1505  und  1506  Privilegienbriefe  vom  Papst  Julius  II.  erwirkt 
worden  sind  8. 

Nur  insofern  zeigt  sich  eine  Aenderung,  als  die  Fürsten  im  Zusammenhang  mit 
ihrem  reformirenden  Eingreifen  in  die  kirchlichen  VerhältniBse,  etwa  seit  der  Mitte  des 
1 5.  Jahrhunderts,  vor  Allem  aber  in  der  letzten  Hälfte  desselben,  freilich  vielfach 


^  So  Leipzig  dem  Landgrafen  v.  Thüringen  and 
dem  Markgrafen  v.Meissen,  Friedrich  n.  Wilhelm 
(Stiftnngflurktinde  derselben  ▼.  2.  Dez.  1409  u. 
päpstliche  Errichtungshulle  Alexander's  Y.  v.  9. 
Sept.  1409  im  codex  diplomat.  Saxoniae  regiae 

11.  Hptthl.  11,  auch  u.  d.  T.  Stübel,  Urkdbch. 
d.  Uniyersitat  Leipzig.  Leipzig  1879.  S.  3  u.  S. 
1);  — Rostock  den  Herzogen  Johann  III.  nnd 
Albrecht  V.  t.  Mecklenburg  (Stiftungsbulle 
Martins  Y.  v.  13.  Februar  1419,  ^reiche  noch  die 
erst  1432  durch  Eugen  lY.  bewilligte  theologische 
Fakultät  ausnimmt),  Krabbe,  die  Universität 
Rostock  im  15.  u.  16.  Jahrb.  Rostock  1854.  S. 
34.  37.  62;  —  Greifswald  (auf  Anregung  des 
Bürgermeisters  Rubenow  unter  Betheiligung  des 
Herzogs,  des  Rathes  und  der  Aebte  der  benach- 
barten Klöster  gegründet,  Errichtungsbulle 
Callxfs  m.  Y.  29.  Mai  1466,  Kosegarten, 
Gesch.  d.  Universität  Greifswald.  Greifswald 
1866.  1857.  1,  Ö4ff.  u.  2,  14);  —  Freiburg  dem 
Erzherzog  Albert,  Bruder  Kaiser  Friedrichs  UI. 
(Dotationsbriefe  v.  1456  u.  1457,  Errichtungs- 
bulle CaUxVs  lU.  v.  18.  April  1456,  Riegger, 
opusc  ad  histor.  et  iurlsprud.  praecipue  eecle- 
Blast  perttnentia.  Friburg.  Brisg.  1773.  p.  427; 
Schreiber,  Gesch.  d.  Albert-Ludwigs-Univor- 
ßltät  zu  Freiburg  i.  Br.  Freiburg  1857.  1,  6. 
9  IT.) ;  —  Ingolstadt  (erst  1472  in  das  Leben  ge- 
treten, nachdem  schon  durch  Plus  II.  am  7.  April 
1459  dem  Herzog  Heinrieh  dem  Reichen  eine 
Zusage  für  die  Genehmigung  einer  zu  errichten- 
den Universität  gegeben  war),  Prantl,  Gesch. 
der  Ludwig-Maximilians-Universität  in  Ingol- 
stadt, Landshut,  München.    München  1872.    1, 

12.  20 ;  —  Mainz  dem  Erzbischof  Dietherr  (Br- 
richtungsbulle  Sixtus'  lY.  v.  23.  November  1476, 
Würdtwein,  subs. diplom.  3, 182) ;  —  Tübin- 
gen dem  Grafen  (später  Herzog)  Eberhard  im 
Bart  (ErriohtungsbuUe  Slxtus'  lY.  v.  9.  Novem- 
ber 1479,  Urkunden  z.  Gesch.  d.  Universität 
Tübingen  aus  d.  J.  147&— 1550.  Tübingen  1877. 
S.  11.);  Klüpfel,  die  Universität  Tübingen. 
1877.  S.  1  ff. ;  —  Wittenberg  Kurfürst  Friedrich 
dem  Weisen  1502,  Grohmann,  Annalen  der 
Universität  zu  Wittenberg.  Meissen  1801.  1, 
4  fr.;    —  Frankfurt  a.  0.  Kurfürst  Joachim  IL 

HinschiQB,  Kirohenrecht  IV. 


(päpstliche  Errichtungsbulle  v.  Julius  II.  v.  15. 
März  1506,  J.  Chr.  Beomann,  memoranda 
Francofurt  notitla  unlversitatis.  Francof.  ad 
Oder.  1676.  p.  17;  vgl.  Hausen,  Gesch.  d. 
Universität  u.  Stodt  Frankfort  a.  0.  Frankfurt 
a.  O.  1800.  S.  4  ff.). 

2  Yom  6.  Juli  1502  bei  Grohmann  a.  a.  0. 
1,10. 

3  Freiburg  v.  Friedrich  HI.  v.  J.  1456  bei 
Riegger,  opuscnlacit.p.423,  s.  auch  Schrei- 
ber a.  a.  0.  1.  8;  Frankfurt  a.  0.  v.  Maximilian 
L  V.  26.  Oktober  1500,  Becmann  1.  c.  p.  12. 

Tübingen  erhielt  von  Friedrich  III.  das  Recht 
bestätigt,  im  romischen  Recht  zu  lehren  und  zu 
graduiren,  cit.  Tüb.  Urkdbch.  S.  77. 

^  S.  0.  Anmerk.  1.  Auch  für  Löwen,  s.  d. 
Bulle  Martins  Y.  v.  9.  Dezember  1425,  bull. 
Taurin.  4,  723  u.  Robiano  L  c.  p.  70;  für 
Basel  (von  Plus  II.  ▼.  12.  November  1459);  für 
Upsala  und  Kopenhagen  (von  Sixtus  Y.  v.  1475) 
sind  solche  Stiftungsbriefe  ertheilt,  Paulsen 
a.  a.  0.  45,  275.  279. 

5  So  Muther,  Aus  d.  Universitäts-  und  Ge- 
lehrtenleben im  Zeitalter  der  Reformation.  Er- 
langen 1866.  S.  25  u.  Zur  Gesch.  d.  Rechts- 
wissenschaft u.  d.  Universitäten  in  Deutschland. 
Jena  1876.  S.  257.  258.  Gegen  ihn  schon 
Paulsen  a.  a.  0.  S.  283  und  dann  Denif  le 
1,767. 

8  So  0.  S.  648. 649.  Davon  ist  M  uther  nichts 
bekannt,  denn  er  behauptet,  dass  sich  schwerlich 
aus  früherer  Zeit  ein  kaiserliches  Universitäts- 
privileglnm  auf  Ertheilung  des  Promotions- 
rechtes in  allen  Fakultäten  nachweisen  lasse. 
Merkwürdigerweise  hebt  er  aber  andererseits 
selbst  die  völlig  den  Tbatsaohen  entsprechende 
Aeusserung  des  dem  Ende  des  15.  und  dem  An- 
fang des  16.  Jahrhunderts  angehorigen  italieni- 
schen Juristen  Petrus  Ravennas  hervor,  dass 
der  Kaiser  ohne  Zustimmung  des  Papstes  Uni- 
versitäten für  die  Theologie  und  das  kanonische 
Recht  privilegiren  könne,  8.die  zuerst  cit.  Schrift 
S.  75. 

f  Denifle  1,  767  n.  36;  s.  auch  Groh- 
mann a.  a.  O.  1,  14.  15. 

8  Grohmann  a,  a.  0.  1,  16.  18. 
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unter  Zuziehung  der  als  Kanzler  fungirenden  kirchlichen  Würdenträger,  auch  die  in- 
ternen Verhältnisse  der  Universitäten,  die  Promotionen,  den  Lehrgang,  die  neneinzn- 
führenden  Fächer  u.  s.  w.  geordnet  i,  und  dadurch  die  frühere  Autonomie  der  Uni- 
versitäten beschränkt,  ja  von  vornherein  sich  das  Recht  zu  jeder  Veränderung  der 
Statuten  vorbehalten  haben  ^. 

II.  Die  deutschen  Universitäten  seit  der  Reformation  bis  zum 
Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Wenn  sich  in  den  eben  gedachten  Vorgängen 
schon  die  späteren  Staatsuniversitäten  der  modernen  Zeit  ankündigen,  so  verdanken 
dieselben  doch  erst  dem  16.  Jahrhundert,  der  deutschen  Reformation,  ihre  Entstehung. 
Für  den  Protestantismus  war  die  Heranbildung  eines  theologisch  und  klassisch  ge- 
bildeten Predigerstandes  eine  Lebensfrage.  Man  bedurfte  daher  vor  Allem  solcher 
Universitäten,  an  denen  die  theologischen  Fakultäten  die  neue  Lehre  wissenschaftlich 
auszubauen  und  die  zukünftigen  Prediger  heranzubilden  und  zu  prüfen,  in  der  Lage  waren. 
Sofern  nicht  etwa  die  in  den  einzelnen  protestantisch  gewordenen  Ländern  gelegenen 
Universitäten,  ebenso  wie  das  Kirchen wesen  des  Territoriums,  von  den  Landesherren 
reformirt  werden  konnten  3,  waren  diese  letzteren  genöthigt,  neue  Lehranstalten  zu 
errichten^.  Dabei  konnte  selbstverständlich  von  der  Einholung  einer  päpstlichen 
Errichtungs-  oder  Stiftungsbulle  nicht  die  Rede  sein.  Den  protestantischen  Landes- 
herren blieb  daher  nur  der  Weg  offen,  sich  behufs  Erwerbung  des  Promotionsrechtes 
in  dem  alten  Sinne  (d.  h.  mit  der  allgemeinen  Anerkennung  der  Lebrbefähigung  der 
Graduirten)  an  das  andere  Organ,  welchem  die  Ertheilung  desselben  im  Mittelalter 
zugestanden  hatte,  d.  h.  an  den  Kaiser  zu  wenden  ^,  und  auf  diesen  waren  sie  umso- 
mehr  hingewiesen,  als  ihre  alleinige  Berechtigung  zur  Gründung  von  hohen  Schulen 
bei  der  zwar  schon  in  der  Entwicklung  begriffenen,  aber  noch  nicht  zur  vollen  Aus- 
bildung gelangten  Landeshoheit  erheblichen  Zweifeln  unterlag,  und  sich  gerade  nun- 
mehr, seitdem  die  Frage  eine  hervorragende  praktische  Bedeutung  erhielt,  die  Ansicht 
feststellte,  dass  die  Ertheilung  von  Universitätsprivilegien,  mindestens  aber  die  Ge- 
währung des  Promotionsprivilegs  zu  den  kaiserlichen  Reservatrechten  gehöre  <^. 


1  Vgl.  Mein  er  6,  Oeschlohteu.  s.w.  2, 196ff.  ^  Nachgesacht  und  ertheilt  sind  solche  Pri- 
und  Paalsen  a.  a.  0.  45,  288.  289.  In  Folge  vilegien  für  die  in  der  vorigen  Anmerkung  er- 
der Berührung  des  Humanismus  mit  den  Uni-  wähnten  Universitäten ,  s.  die  Nachweisungen 
versi täten  wurden  auch  in  den  letzten  Jahr-  bei  Pfeffinger,  Yitriarius  illustratus  Üb. 
zehnten  des  15.  Jahrhunderts  mehrfach  Lektüren  III.  tit.  2.  $.  55.  3,  236  ff.  Nur  f&r  Königsberg 
für  die  Poesie  und  Eloquenz,  ja  1501  in  Wien  eine  gelang  es  nicht,  ein  kaiserliches  Privileg  zu  er- 
eigene humanistische  Fakultät  errichtet,  Paul-  halten,  man  begnägte  sich  daher  mit  einer  das 
sen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  S.  87 ff;  Promotionsrecht  gewährenden  Bestätigung  der 
Kin  k ,  Gesch.  d.  Universität  Wien  1, 184ff.  199.  polnischen  Krone  (v.  1560),  Pau  Ise  n ,  S.  173. 

3  Wiebeiden  später  im  Laufe  des  Jahrhunderts  ^  Ueber  den  Umfang  des  kaiserlichen  Beser- 

errichteten  Universitäten,  z.  B.   bei  Ingolstadt,  vatrechtes  herrschte  Streit,  hinsichtlich  des  Pro- 

P  r  an  1 1  a.  a.  0.  1,  28  u.  2,  75,  und  bei  Tübingeu,  motionsprivilegs  war  dasselbe  aber  allgemein  an- 

Paulsen  bei  ▼.  Sybel  45,289;  vgLauch  Mei-  erkannt,    Pfeffinger  1.  o.  n.  b;    3,227;  J. 

ners  a.a.O.  Steph.   Pütter,    inst.    iur.    publ.    Goettin^. 

3  So  Wittenberg  1633,   Tübingen  1525  und  1787 ed.  4.  p.  353;  J.J.  Moser,  deutsch.  SUats- 

1557,    Leipzig   1539,    Frankfurt    a.   0.   1540,  recht.  Frankfurt  1766  ff.  5,  342.  Man  berief  sich 

Greifswald  1539  u.    1545,    Rostock   1563   und  dafür  auf  die  Reichskammergerichts-Ordn.  von 

Heidelberg   1556,    Paulsen,    Geschichte   des  1555.  Th.  I.  Tit.  1.  3.  $.  2  (wo  für  die  rechUge- 

gelehrten  Unterrichts  S.  152 ff.  166 ff.  173ff.  lehrten  Beisitzer  des  Gerichts  erfordert  wird: 

*  Hierher  gehören  die  Universitäten  Marburg  „auch  zuvor  ....  in  Universitäten,  welche  zum 

(1529),  Königsberg  (1549),  Jena  (1558),  Helm-  wenigsten  von  Unsern  Vorfahren,  Rom.  Kaysem 

Stadt  (1568),   Giesseu  (1607),   Altdorf  (1622)  und  Konigen,  die  jetzige  Kaiserl.  Mixest,  odtr 

und  Halle  (1694),   Paulsen  a.  a.  0.  S.  162.  Uns  conflrmirt  sind,  gewesen  und  zum  wenigsten 

171. 178.  179.  353.  5  Jahre  lang  in  Rechten  studlrt")  und  I.  P.  O. 
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Während  somit  die  Universitäten  in  den  protestantischen  Ländern  Deutschlands 
zu  landesherrlichen  ^ ,  kaiserlich  privilegirten  Lehranstalten  geworden  waren,  und  gleich- 
zeitig mit  der  Zerstörung  der  Einheit  der  wissenschaftlichen  Methode  des  Mittelalters 
anch  die  Verbindung  mit  der  die  Einheit  der  früheren  Universitäten  bedingenden 
und  vermittelnden  katholischen  Kirche  zerrissen  wurde,  suchte  diese  letztere  im  Zn- 
sammenhange mit  den  Massnahmen,  welche  auf  demTrienter  Konzil  zur  Reform  der  Aus- 
bildung des  Klerus  beschlossen  wurden,  und  welche  die  Universitäten  als  regelmässige 
Bildungsstätten  ftlr  denselben  ertlbrigen  sollten  ^^  das  Universitätswesen  in  möglichste 
Abhängigkeit  von  der  geistlichen  Gewalt,  vor  Allem  von  dem  päpstlichen  Stuhle  zu 
bringen,  und  die  Universitäten  zu  rein  kirchlich  geleiteten,  den  tridentinischen  Semi- 
naren ähnlichen,  allerdings  höheren  Lehranstalten  umzubilden.  Sie  hat  damit  nicht 
minder  ihrerseits,  wenngleich  in  anderer  Beziehung  als  dies  in  den  protestantischen 
Ländern  geschehen,  den  mittelalterlichen  Charakter  der  Universitäten  zerstört. 

Wenn  die  Vorschrift^,  dass  alle  Doktoren,  Magister  und  Professoren  an  den 
Generalstudien  vor  Erlangung  eines  Lehrstuhles  oder  vor  der  Ausübung  des  Lehr- 
amtes, nicht  blos  in  der  Theologie,  sondern  auch  in  den  anderen  Wissenschaften  ^, 
sowie  die  zu  den  akademischen  Graden  zu  promovirenden  Kandidaten  vor  der  Promo- 
tion, und  die  zu  Rektoren  oder  zu  Kanzlern  zu  bestellenden  Personen  vor  ihrer  Wahl  ^ 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  erlangten  Aemter,  Würden  und  Stellungen  ^  die  professio 
fidei  Tridentina  ablegen  sollten,  darauf  hinzielte,  die  Pflege  der  Wissenschaft  auf  den 
Universitäten  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirchenlehre  zu  halten,  so  hatte  sich 
schon  vorher  der  Jesuiten-Orden  mit  seinen,  auch  den  Unterricht  umfassenden  Be- 
strebungen als  geeignetes  Werkzeug  für  die  Umgestaltung  des  früheren  Universitäts- 
wesens dargeboten.  Seine  Kollegien,  welche  die  Universitätswissenschaften,  insbe- 
sondere die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  den  Kreis  ihrer  Lehrgegenstände  ge- 
zogen hatten,  erhielten  vielfach  die  Privilegien  der  alten  Generalstudien,  einschliesslich 
des  Promotionsrechts  ^.  Mit  denselben  Rechten  wurden  auch  die  Kollegien  anderer 
Orden  ^  und  vor  Allem  die  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  gegründeten  Anstalten, 
welche  Geistliche  für  besondere  kirchliche  Aufgaben  auszubilden  bezweckten  ^,  von 
den  Päpsten  ausgestattet.    So  traten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 


art.  10.  §.  13,  in  welchem  der  Kaiser  dem  König  quoiicunqae   qoaut&libet    conditione    praeditop, 

Ton  Schweden  das  Recht  gewährt,  in  den  dcut-  ad  ullum  gradom  in  eisdem   facnltatibus   sus- 

sehen  Besitzungen  eine  Akademie  oder  Univer-  cipiendum  redpeie  et  admittere";    $.  4:    „Ne- 

sität  an  einem  ihm  passend  eischeinenden  Orte  que  doctores,  magistrl  et  scholares  ad  electionem 

zu  errichten.  alicnius  in  rectorem  vel  cancellarinm  anirersi- 

1  J.  J.  Moser,  T.  d.  Landeshoheit  im  Geist-  tatis  ant  gymnasii  procedere  nee  ipsi  scholares 

Uchen.     Frankfurt  n.  Leipzig  1773.  S.  186.  vel  alii  quantamlibet  docti  et  alioqnin  habiles, 

^  S.  0.  S.  601.  gradus  huiusmodi  Tel  eorum  aliqnem  palam  vel 

3  Pii  IV.  const.  In  sacrosancta  v.  10.  Novem-  privatim   recipere  valeant,    nisi  ....  eligendi 

ber  1564,  s.  o.  S.  545  n.  6.  autem  in  rectores  vel  cancollarios  ante  iUomm 

^  Kanonischem   und   Civil  -  Recht,    Medizin,  electionem  vel  saltem  admlssionem  in  ordinarii 

Philosophie,  Grammatik  n.  allae  artes  liberales,  loci  vel  eius  in  spiiltualibus  vicarü,  ao  promo- 

B.  a.  a.  0.  vendi  scholares  et  alii  praefati  ante  illorum  pro« 

^  Const.  cit  $.  3:   „Neqne  doctores  ipsi  ant  motionem  in  eisdem  ordinarii   sen  eins  vicarü 

nniversitatum  sen  gymnasiornm  eornmdem  rec-  aut  doctorum  aliorumqne  promoventinm  manl- 

tores,   cancellarii  vel   alii  superiorea    sed  nee  bus'^  (folgt  die  Stelle  S.  546  n.  6  a.  a.  0.). 

etiam  palatini  comites  ant  alii  particulares  facul-  6  it>id.  $.  6. 

tates,  ernditos  viros  ad  eosdem  gzadns  promo-  i  q  ^  a  m4  r»    q  „    a  mo 

vendi,  etiam  a  nobis,  apostolica  sede  vel  alias  "'  ^'  ^-  °J;  ^'  ^  ^'  ^'  ^^'*- 

undecunque  habentes,  scholares  tam  laicos  quam  ^'  ^'  ^'  "1-^ 

clerioos  et  caiusvis  ordinis  reguläres  vel   alios  *  S.  o.  S.  619  ff. 
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neben  die  älteren  Universitäten  eine  Reihe  von  Lehranstalten,  in  welchen  zwar  die 
Universitätswissenschaften  ebenfalls  getrieben  wurden,  welche  aber  in  absoluter  Ab- 
hängigkeit von  dem  Jesuitengeneral  ^  oder  von  päpstlichen  Protektoren  ^  standen. 
Demgemäss  war  bei  ihnen  von  der  alten  korporativen  Verfassung  und  der  Autonomie 
der  früheren  Universitäten  oder  der  dieselben  bildenden  einzelnen  Körperschaften 
keine  Rede^,  ihre  Zöglinge  hatten,  wie  die  Seminaristen,  gemeinsam  unter  geistlicher 
Aufsicht  nach  einer  festgesetzten  Tagesordnung  zu  leben  und  zu  arbeiten,  und  die 
Lehrstühle  wurden  durch  die  von  dem  Orden  deputirten  Mitglieder*  oder  auch  durch 
etwaige,  seitens  der  Protektoren  bestellte  Geistliche^  versehen. 


1  Das  war  der  Fall  bei  den  JeBuiten-KoUegien 
und  den  anderen  Anstalten,  deren  Leitung  dem 
Jesuiten-Orden  übergeben  war,  b.  o.  S.  511.  516. 

2  S.  0.  S.  616.  518. 

»  Vgl.  z.  Ä  die  von  Sixtus  V.  in  der  Bulle : 
Rationl  congruit,  v.  1.  Juni  1585  bestätigten, 
nicht  zur  Ausführung  gelangten  Anordnungen 
Gregors  XIIL  für  das  Jesuiten-Kolleg  und  Qeue- 
ral-Studium  zu  Pont-ä-Mousson  $.  3,  bull. 
Taur.  8,  ÖT2:  „  ....  ut ....  in  posterum  .... 
qoi  foret  dicti  collegii  rector,  Idem  etiam  ipslns 
universitatis  rector  pro  tempore  esset  et  superior 
esse  sine  ulla  dubitatione  censeretar;  ooi  non 
modo  Bcholasticl  quicumque  et  officiales,  sed 
etiam  omnes  quarumcumque  facultatum  pro- 
fesBores,  etiam  qui  decanus  nuncnpatur  iurispru- 
dentiae  eiusdem  universitatis  ceteraeque  per- 
sonae,  tamquam  membra  capiti,  subessent  om- 
nino  et  obedlrent;  is  quoque  rectoris  nomen, 
insignia,  privilegla,  facultates,  praeeminentias  ac 
sigillum  ipBum  cum  hac  inscriptione  simpliciter : 
sigillum  rectoris  universitatis  MussipontanensiB, 
quo  nemo  alius  praeter  ipsum  uti  posset,  in 
quibuscumqae  actibus  publicis  et  privatis  ob- 
tineret ;  omnes  professores  seu  lectores  quarum- 
cumque facultatum,  etiam  iuris  civilis  et  cano- 
nici, qui  publice  aut  privatim  docturi  essent, 
etiam  qui  pedagogi  munere  tantum  fungi  vellent, 
prius  ab  Ipso  rectore  vel  personis  ab  eo  nominan- 
dis  super  vlta  et  moribus  e^aminarl  deberent  et  in 
manibus  eiusdem  rectoris  seu  alterlus  ab  eo  de- 
signandi  catholicae  fldei  professionem  iuxta  artl- 
culos  pridem  a  sede  apostolica  propositos,  emit- 
terent,  neque  quisquam  huinsmodi  omnia  publice 
vel  privatim  obire  auderet,  sine  eiusdem  rectoris 
licentia  in  Bcriptis  obtenta ;  omnesque  etiam  in 
praedictis  vel  alils  quibuscumque  facultatibus, 
etiam  iuris  canonici  et  civilis,  ad  gradus  magiste- 
rii,  doctoratus,  laureae,  licentiaturae  vel  bacca- 
laureatus  promovendi  slmilem  emltterent  coram 
eodem  rectore  vel  personis  ab  eo  deputandis  fidel 
promissionem ;  idque  etiam  servaretur  ab  Omni- 
bus et  singulls  scholasticis  cuiuscumque  facul- 
tatis,  qui  etiam  in  albo  rectoris  postea  describe- 
rentur  slve  Immatricularentur  eique  obedientiam 
debitam,  etiam  iureiurando  interposito  promit- 
terent;  nibilomlnus  deinceps  in  alteram  matri- 
culamreferrentur  decani  iurisprudentiae,  bI  iuri 
clvili  vel  canonico  operam  dare  volulssent:  qui 
hoc  facere  recusareut,  a  munerum  praediotorum 
functionibus  et  graduum  promotionibus  et  nu- 
mero  scbolasticorum  ac  audiendls  professoribus 
arcerentur;  quotannis  feste  die  s.  Nicolai,  om- 


nes lectores,  doctores,  scbolastici  et  officiales 
unlversltatlB,  etiam  qui  iuri  canonico  vel  dvili 
operam  darent,  ad  solemnia  sacra  universitatis 
in  ecclesla  collegii  praedictae  socletatis  conve- 
nirent;  simülter  et  Interessent  snpplicationibus 
et  processlonibus  solemnibus,  quas  bis  aut  ter 
quotannis  rector,  si  ei  videretur,  indlceret ;  om- 
nesque ut  lllis  Interessent,  per  ecclesiasticas  cen- 
suras  et  poenas,  etiam  pecuniarias  per  inobedl- 
entes  Incurrendas,  compellere  posset.  Idem 
rector  collegii  et  universitatis  omnes  et  quos- 
cumque  theologiae,  philosophiae  et  humanarum 
litterarum  dumtaxat  lectores,  praeceptores,  c&n- 
cellarium,  decanum,  secretarlos,  bideUos  cete- 
rosque  officiales  deputandi  et  amovendi,  quaeque 
ad  illorum  regimen  pertinerent,  ordinandi  et 
disponendi,  corrigendi  mutandique  iuxta  eius- 
dem socletatis  statuta  ....  plenam  et  liberam 
habeat  facultatem."  Nur  die  juristlscbe  Fakul- 
tät, welche  gewöhnlich  bei  den  Jesuiten-Kolle- 
gien fehlte,  hatte  iusofern  eine  freiere  Stellung, 
als  dem  Stifter,  dem  Herzog  v.  Lothringen  und 
seinen  Nachfolgern  das  Recht,  die  Professoren 
derselben  und  den  Dekan  zu  ernennen ,  und 
dreien  von  ihnen  auszuwählenden  kirchlichen 
Würdenträgern  das  Recht,  die  exforderliehen 
Anordnungen  und  Statuten  hinsichtlich  der 
juristischen  Fakultät  und  ihrer  Schüler  zu  er- 
lassen, zu  ändern  und  zu  verbessern,  beigelegt 
wurde  (SS«  4.  6),  und  endlich  (S.  5)  weiter  be- 
stimmt ward :  „ut  ipse  decanus  iurisprudentiae 
cum  consilio  aliorum  professorum,  libere  posset 
omnes  officiales  eidem  facultati  inservientes  eli- 
gere  atque  amovere,  cui  etiam  decano  iurispru- 
dentiae professores  omnes  atque  scbolastici  et 
officiales  iuris  canonici  et  civilis  obedlrent  ac  ab 
ipso  regerentur  et  ab  eodem  decano  iurispru- 
dentiae ad  gradus  et  Insignia  iuris  canonici  et 
civilis  promoverentur  et  promoti  litteras  promoti- 
onum  munitas  eiusdem  sigillo  in  quo  esset  in- 
scriptio  huiusmodi  sigillum  decani  iurispra- 
dentiae  univers.  Mussipontan.,  ut  moris  erat,  ac- 
ciperent". 

^  Vgl.  ausser  der  vor.  Anm.  u.  S.  518  noch  die 
Bulle  Sixtus'  IV.  v.  1.  Mai  1686,  bull.  Taur.  8. 
663,  welche  das  von  dem  Herzog  Karl  mit  Zu- 
stimmung Gregorys  XIII.  zu  Graz  errichtete 
Jesuiten-Kolleg  zur  Universität  mit  dem  Pro- 
motionsrecht erhebt,  während  dem  Jesuiten- 
General  die  Befugniss  gewährt  wird,  selbst  oder 
durch  den  Rektor  oder  einen  andern  Delegaten 
Statuten  zu  geben  und  zu  ändern. 

5  S.  0.  S.  618. 
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Ferner  haben  auch  Bischöfe  und  Landesherren  die  im  1 6.  Jahrhundert  von  ihnen 
gestifteten  Universitäten  im  Interesse  der  Förderung  des  katholischen  Glaubens  der 
Leitung  der  Jesuiten  unterstellt^,  und  auch  auf  den  älteren  Universitäten  fanden  die 
letzteren  dadurch  Eingang,  dass  ihnen  eine  Reihe  von  Lehrstühlen  in  den  theolo- 
gischen oder  philosophischen  Fakultäten  oder  sogar  die  Leitung  der  einen  oder 
anderen  dieser  Fakultäten  ganz  übergeben  ward  ^, 

So  wurde  in  den  katholischen  Ländern  Deutschlands  wesentlich  durch  die  Jesuiten 
und  durch  ihre  Herrschaft  über  die  jetzt  ihrem  Wesen  nach  wesentlich  veränderten 
Universitäten  der  Zusammenhang  mit  der  Kirche  erhalten  und  der  einseitig  katho- 
lische Charakter  derselben  gepflegt. 

Aber  dieser  Erfolg  war  nur  dadurch  möglich  geworden,  dass  einzelne  deutsche 
Landesherren  sich  den  Einwirkungen,  welche  die  Lehre  Luthers  auch  auf  ihre  Uni- 
versitäten auszuüben  begannen,  entgegen  gestellt  und  das  Eindringen  des  Protestan- 
tismus in  dieselben  verhindert  hatten  3.    Waren  ihre  Eingriffe  in  die  Verhältnisse  der 


1  Ein  Beispiel  bietet  die  1549  vom  Bischof 
Kardinal  Otto  Truchsess  von  Angsbnrg  zu  Dil- 
iingen  gegründete  und  von  Julius  III.  am  6. 
April  1552,  bull.  Taur.  6,  455,  zar  Universität 
erhobene  Lehranstalt,  welche  zunächst  der  Lei- 
tung des  Bischofs  mit  dem  Rechte  der  Statuten- 
Verleihung,  der  Promotion,  der  Jurisdiktion 
über  alle  Universitätsangehörigen  und  der  Wahl 
der  Rektoren,  magistri,  lectores,  praeceptores, 
procuratores  et  alii  offlciales  vom  Papst  unter- 
stellt, von  dem  Kardinal  aber  1564  den  Jesuiten 
übergeben  wurde,  Duhr  1.  histor.  Jahrbuch  der 
Uorres-Gesellschaft.  Bd.  7  (1886).  S.  374. 

Auch  der  Bischof  Julius  Echter  v.  Mespelbrunn 
hat  an  der  von  ihm  gestifteten  Universität 
Würzburg,  deren  Leitung  ihm  und  seinen  Nach- 
folgern im  Episkopat  das  Privileg  Gregorys  XIII. 
v.  28.  März  1575,  v.  Wegele,  Geschichte  der 
Universität  Würzburg.  Würzburg  1882.  2,  80, 
übertragen  hatte,  von  vornherein  seit-tlem  Ins- 
lebentreten  der  Anstalt  (1582)  die  theologische 
und  philosophische  Fakultät  den  Jesuiten  über- 
lassen, a.  a.  0.  1,  170.  174.  184.  190.  196.  275. 
276.  299. 

2  Schon  1558  sind  den  Jesuiten  in  Wien  zwei 
Lehrstühle  der  Theologie  überwiesen  worden. 
Da  sie  aber  seit  1570  auch  in  ihrem  Kollegium 
Vorlesungen  über  artistische  und  theologische 
Disziplinen  hielten,  und  in  Folge  der  Beein- 
trächtigung der  Universität  Streitigkeiten 
zwischen  ihnen  und  der  letzteren  entsanden, 
so  wurde  ihnen  1617  das  Recht  zu  Vorlesungen 
in  der  Theologie  und  Philosophie  an  der  Uni- 
versität unter  Uebergabe  von  fünf  Lehrkanzeln 
eingeräumt,  wogegen  sie  allerdings  die  Vorle- 
sungen in  ihrem  Kolleg  einstellen  mussten. 
Wenngleich  dieses  Verhältniss  schon  nach  zwei 
Jahren  (1620)  wieder  gelöst  worden  ist,  so 
wurde  doch  i.  J.  1622  von  Neuem  (und  dann  des 
Näheren  in  der  s.  g.  sanctio  pragmatlca  v.  1623) 
von  Ferdinand  11.  angeordnet,  dass  die  Jesuiten 
unter  Uebemahme  der  theologischen  und  philo- 
sophischen Fakultäten  die  betreffenden  Diszi- 
plinen, sowie  die  Humaniora  lehren  und  die 
Lehrstühle  für  diese  Fächer  nach  ihrem  eigenen 
Ermessen  besetzen  sollten^  ihnen  aber  zur  Be- 


dingung gemacht,  in  der  theologischen  Fakultät 
auch  NichtJesuiten  zum  Lebren  zuzulassen. 
Nach  drei  Dezennien  geschah  dies  aber  nicht 
mehr  —  zu  Anfang  hatten  neben  ihnen  einige 
Dominikaner  -  Mönche  gelehrt  —  und  so  be- 
herrschten sie  seitdem,  da  die  theologische  und 
philosophische  Fakultät  vollständig  in  ihren 
Händen  waren,  die  ganze  Universität,  Kink, 
Geschichte  d.  Universität  Wien.  Wien  1854. 
1,  307.  332.  340.  350.  353.  357  ff. 

Auch  in  Prag,  wo  Kaiser  Ferdinand  I.  1562 
eine  Akademie  mit  einer  philosophischen  und 
theologischen  Fakultät  errichtet  hatte,  suchten 
sie  sich,  nachdem  die  erstere  mit  der  alten  Uni- 
versität 1622  vereinigt  worden  war,  der  letzteren 
ganz  zu  bemächtigen,  und  trotz  des  Widerstandes 
des  Kardinal-Erzbischofs  Grafen  Harrach  gelang 
es  ihnen  doch,  die  theologische  und  philosophi- 
sche Fakultät  in  ihre  Hände  zu  bekommen, 
V.  Schulte  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  32;  To- 
me k,  Geschichte  d.  Prager  Universität.  Prag 
1849.  S.  170  ff.  249  ff.  291  ff. 

In  Ingolstadt,  wo  zunächst  einzelne  Mitglie- 
der des  Ordens  seit  1549  gelehrt  hatten,  und  der 
bekannte  Pater  Canisius  schon  1550  gegen  die 
Statuten  zum  Rektor  gewählt  worden  war,  er- 
reichten sie  nach  erbitterten  Kämpfen  wenigstens 
hinsichtlich  der  philosophischen  Fakultät  den 
gleichen  Erfolg,  während  sie  in  der  theologischen 
sich  mit  einzelnen  Lehrstühlen  begnügen  muss- 
ten, Prantl,  Gesch.  d.  Ludwig-Maximilians- 
Universität  etc.  1,  220  ff.  267.  268.  304  ff.  408. 
480.  523.  In  Freiburg  kamen  sie  seit  1620  in 
den  Besitz  mehrerer  Lehrstühle  der  gedachten 
beiden  Fakultäten,  S  c  h  r  e  i  b  e  r  a.  a.  O.  2,  408  ff. 
409. 454  ff.  und  auch  in  Heidelberg  wurden  ihnen 
1629  zwei  theologische  und  philosophische  Pro- 
fessuren, die  sie  freilich  nur  vorübergehend  bis 
zu  ihrer  Austreibung  aus  der  Pfalz  (1649)  inne 
hatten,  überwiesen,  Hautz,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Heidelberg,  2,  162  ff.  218  n.  4. 

8  Vgl.  über  Wien,  Kink,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Wien  1,  234  ff.  237  ff.,  wo  diese  Verhält- 
nisse den  Anlass  zu  den  Reformen  Ferdinands  I. 
V.  1533.  1537  und  1554  boten;  über  Prag  s. 
Tomek,  Gesch.  d.  Prager  Universität  S.  153 ff. 
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Universitäten  auch  im  Interesse  der  Anfrechterhaltnng  des  Eatholizismns  erfolgt, 
nnd  die  Universitäten  aus  diesem  Grande  von  ihnen  den  Jesniten  ansgeliefert ,  so 
hatten  sie  doch  immer  damit  für  sich  das  Recht  znr  massgebenden  Regelang  der 
Universitätsverbältnisse  in  die  Hand  genommen  ^  Als  Folge  des  in  die  kirchlichen 
Verhältnisse  hineinregierenden  Staatskirchenthams  der  katholischen  Territorien  des 
16.  Jahrhunderts  2  ergab  sich  aach  die  landesherrliche  Herrschaft  über  die  katho- 
lischen Universitäten  sowie  die  Beschränkang  der  Selbstständigkeit  der  letzteren  ^  nnd 
die  Anbahnung  der  Behandlung  derselben  als  Staatsanstalten  ^. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  bot  vollends  die  immer  mehr  hervortretende 
Erscheinnng,  dass  die  katholischen  Universitäten,  wesentlich  in  Folge  ihrer  Beherr- 
schung durch  die  Jesuiten,  hinter  denjenigen  der  protestantischen  Länder  zurllck- 
geblieben  waren,  in  Verbindung  mit  der  hier  gezeitigten  Anschauung,  dass  das  Dni- 
versitäts-,  wie  das  übrige  Schulwesen  Sache  der  Landespolizei  sei  *,  den  Regierungen 
der  katholischen  Staaten,  namentlich  von  Oesterreich  und  Baiern,  nicht  nur  den 
Anlass  zur  Beschränkung  der  noch  bisher  der  Kirche  belassenen  Rechte  ^  nnd  der 
den  Jesuiten  eingeräumten,  übermächtigen  Stellung  '^,  sondern  auch  zu  umfassenden 
Reformen,  deren  Durchführung  in  Folge  der  Aufhebang  des  Jesuitenordens  (1773) 
erleichtert  wurde  ^. 

Durch  diese  Reformen  wurde  auch  für  die  katholischen  Staaten  der  Charakter  der 
Universitäten  als  rein  staatlicher  Anstalten  definitiv  festgestellt,  und  zugleich  der 


<  Die  in  der  Tor.  Anmerkung  cilirten  Reform- 
gesetze,  s.  dieselben  bei  Kink,  2,  331. 343  und 
373,  enthalten  schon  sehr  eingehende  Regelungen. 

2  P.  Hinschins  i.  Marquardsen,  Hdbch. 
d.  öffentl.  Rechts  I.  1,  206. 

3  Namentlich  des  Rechtes  der  freien  Statuten - 
setznng,  so  in  Wien,  Kink  1,  258.  260.  Als 
Organ  des  Landesherm  wurde  hier  ein  landes- 
furstlicher  Superintendent,  welcher  die  Aufsicht 
über  die  Universität  führte,  vor  Allem  die 
Ueberwachung  der  Befolgung  der  Anordnungen 
der  Regierung,  Sitz  und  berathende  Stimme  In 
allen  UniversitatsYersammlangen,  das  Verfü- 
gungsrecht  Ober  die  landesfurstlichen  Dotatio- 
nen, die  Einsicht  in  die  Verwaltung  der  eigen- 
thOmlichen  Stiftungsfonds  der  Universität,  das 
Zustimmungsrecht  zu  allen  wichtigen  Akten  bei 
der  YermogensYerwaltung  der  letzteren  und  die 
Befugniss  zur  Sistirung  der  Gehalte  lässiger 
Professoren  hatte,  Kink  1,  268.  269  u.  die  In- 
struktion V.  1556  a.  a.  0.  2,  402. 

^  So  heisst  es  schon  in  der  Vt^iener  Reformation 
V.  1554:  „Quum  ....  malores  et  progenitores 
noiftri  ....  Stadium  generale,  tamquam  prae- 
cipuum  propagandae  religlonis  et  recte  guber- 
nandae  relpublicae  in  ci  vi  täte  nostra  Yiennensi 
erexerlnt."     S.  auch  S.  661  Anm.  3. 

5  S.  Moser  (o.  S.  659  n.  1). 

0  In  Wien  wurde  1749  die  Fortlassung  der 
Formel :  „anetoritate  apostoliea^  in  den  Doktor- 
diplomen angeordnet,  G.  Wolf,  z.  Gesch.  d. 
Wiener  Universität.  Wien  1883.  S.  12,  die  Auf- 
gabe des  Erzbischofs  als  Protektor  der  Universi- 
tät lediglich  als  die  Ueberwachung  der  landes- 
herrlich festgesetzten  Studienordnung  und  der 
Erfüllung  der  Pflichten  seitens  der  Professoren 


bestimmt,  a.  a.  O.  S.  17,  und  nur  vorläufig  norh 
die  Verwaltung  des  Kanzleramtes  einem  geist- 
lii'.hen  Würdenträger  überlassen,  S.  21 ;  In  In- 
golstadt der  Bischof  v.  Eichstädt  bei  der  Be- 
stellung des  Vizekanzlers  an  das  Einvernebmen 
des  Landesfürsten  gebunden. 

^  So  wurde  die  eidliche  Verpflicbtung  auf  die 
Lehre  von  der  unbefleckten  Empfäiigniss  Maria, 
welche  auf  Betreiben  der  Jesuiten  nach  deto 
Vorbilde  spanischer  Universitäten  für  die  Pro- 
fessoren in  Wien  1649,  Kink  1,  382,  in  Prag 
1650,  hier  auch  für  die  Doktoranlen,  den  an- 
tretenden Rektor  und  die  Dekane,  TomekS. 
288,  und  in  Ingolstadt  1653,  Prantl  1,  450, 
eingeführt  worden  war,  und  zu  welcher  sich  die 
Dominikaner  nicht  verstehen  konnten,  in  Ingol- 
sUdt  1782,  in  Wien  1785  aufgehoben,  Wolf 
S.  44 ;  an  der  letzteren  Universtät  ferner  ihre  pii- 
vilegirte  Stellung  bei  den  Gradulrungen  besei- 
tigt, Wolf  S.  8,  und  auch  in  IngolsUdt  1768 
die  bisherige,  willkührliche  Bestellung  der 
Jesuiten  -  Professoren  durch  den  Provinzial  in 
der  Weise  beschränkt,  dass  sie  für  die  zu  be- 
setzenden Lehrstühle  dem  Landesheim  je  drei 
Kandidaten  vorzuschlagen  hatten,  Prantl  1, 
546  ff. 

8  In  Oesterreich  hatten  diese  Reformen 
schon  unter  Maria  Theresia  i.  J.  1749,  Kink  1. 
4M;  Wolf  a.  a.  O.  S.  5ff.;  Paulsen,  Gesch. 
d.  gelehrten  Unterrichts  S.  497 ff.;  in  Balero 
unter  der  Regierung  Maximilian  Josephs  III. 
(174')— 1777),  Prantl,  Gesch.  der  Ludwig- 
Maximilians  -  Universität  1,  546  ff.  622  ff.; 
Paulsen  S.  503,  begonnen.  Ueber  die  Re- 
formversuche in  Frelbnrg  s.  Schreiber  3,  9  ff. 
20  ff. 
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Grundsatz  zur  Geltung  gebracht^  dass  die  Regierung  allein  ohne  päpstliche  Mitwirkung 
Universitäten  zu  gründen  ^  und  wie  ihre  übrigen  Verhältnisse,  so  auch  die  Bezie- 
hungen derselben  zur  Kirche,  welche  nicht  überall,  namentlich  nicht  in  Oester- 
reich,  vOUig  beseitigt  wurden,  zu  regeln  habe. 

III.  Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  deutschen  Universitäten 
vom  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ab.  Als  die  deutschen  Staaten,  welche  in 
Folge  der  Säkularisation  des  Jahres  1803  ihren  früheren  ausschliesslich  konfessio- 
nellen Charakter  zu  einem  grossen  Theile  verloren  hatten,  nach  Beseitigung  der  fran- 
zösischen Fremdherrschaft  zu  der  Neugestaltung  ihrer  Einrichtungen  und  der  Wieder- 
herstellung der  katholischen  Kirchenverfassnng  schritten,  konnte  die  vielfach  noth- 
wendig  gewordene  Neuordnung  des  Universitätswesens  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklang seit  der  Reformation  allein  auf  der  Grundlage  erfolgen,  dass  sie  als  staatliche, 
mit  einem  staatlich  ernannten  Lehrpersonal  besetzte  Anstalten,  welche  zwar  einerseits 
die  Wissenschaft  zu  pflegen,  andererseits  aber  auch  die  nöthige  Vorbildung  für  die 
auf  wissenschaftlicher  Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren  hatten,  organisirt 
wurden.  Da  die  protestantischen  Theologen  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  ihre 
wissenschaftlichen  Studien  auf  den  Universitäten  gemacht  hatten,  und  dieRe^erungen, 
welche  bei  der  Neuerrichtung  der  katholischen  Bisthümer  die  Begründung  von  An- 
stalten für  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  katholischen  Kandidaten  nicht  ab- 
lehnen konnten,  nicht  geneigt  waren,  zu  diesem  Behufe  streng  tridentinische  Seminare 
herzustellen  ^,  so  bot  sich  neben  der  Begründung  und  Neuorganisation  der  schon  oben 
besprochenen  Anstalten  ^  nur  der  Weg  dar,  an  den  Universitäten  katholisch-theolo- 
gische Fakultäten  oder  besondere,  den  Universitäten  ähnliche,  blos  mit  einer  theo- 
lo^schen  und  philosophischen  Fakultät  ausgestattete  Akademien  ^  einzurichten. 

Dadurch,  dass  diese  Anstalten  den  Zweck  erhielten,  die  katholischen  Theologen 
vorzubilden,  war  ftlr  sie  von  vornherein  eine  Beziehung  zur  katholischen  Kirche  ge- 
geben, und  man  konnte  derselben  unmöglich  jeden  Einfluss  bei  der  Besetzung  der 
theologischen  und  der  mit  der  Theologe  zusammenhängenden  Fächer,  sowie  auf  die 
Lehre  der  Universitätsdozenten  vorenthalten. 

Während  die  preussische  Regierung  die  Stellung  der  Bischöfe  hinsichtlich 
der  von  ihr  errichteten  Anstalten  *  in  einer  angemessenen  Weise  regelte  «,  gewährten 

*  Abgesehen  von  der  einseitigen  Errichtang  Viadrlna   mit   der  Leopoldina.     Breslau    1861. 

derüniveTsitritLemberg  durch  Joseph  II.,  welche  S.  36  ff.  51.90;   Indessen  kann  dies  nicht  mit 

mit   dem   älteren  Recht  nicht  in  Widerspruch  Reinkens  S.  90  als  eine  Verletzung  der  päpst- 

stand  (b.  o.  S.  644.  64S),   wurde  auch  die  zu  liehen  Rechte  angesehen  werden,  da  die  Befug- 

Bonn  1786  durch  seinen  Jüngsten  Bruder,  Maxi-  nlss  des  Kaisers  zur  Stiftung  von  Universitäten 

milian,    Erzbisohof  von  Köln,  ohne  päpstliche  ausser  Frage  stand,  und  die  Jesuiten  ohnehin  das 

Genehmigung  gegründet,  WolfS.  43,  welcher  Promotionsrecht  besassen,  s.  o.  S.  511  u.  519. 

allerdings  tut  die  Universität  Münster  eine  Süf-  ^  S.  o.  S.  527  ff. 

tungsbulle  v.  Clemens  XIV.  v.  28.  Mai  1773,  »  S.  528  ff. 

(die  kaiserliche  Bestätigung  datlrt  v.  8.  Oktober  *  Wie  in  Württemberg  die  allerdings  bald 

1773)  erhalten  hatte,   Krabbe,    gesch.  Nach-  wieder  beseitigte  katholische  Landesuniversltät 

richten  üb.  d.  höheren  Lehranstalten  1.  Munster.  Ellwangen,  o.  S.  528,   und  in  Preussen  die 

Münster  1852.   S.  133.  146.     Allerdings  haben  Akademie  zu  Münster  und  das  LycenmHosianum 

die  Jesuiten  schon  Ende  des  17,  Jahrhunderts  zu  Brannsberg. 

für  die  auf  Betrieb  des  Jesuitenpaters  Wolf  v.  5  S.  darüber  o.  S.  533. 

Ludwigshofen  zu  Breslau  errichtete  Unlversi«:ät  ^  Insbesondere  den  Bischofen  ein  Exklusiv- 

nur    eine    kaiserliche   Stiftungsurkiinde    (Leo-  recht  bei  der  Anstellung  der  Professoren  gab 

polds  I,  V.  21.  Oktober  1701),  aber  keine  päpst-  (s.  die  darüber  noch  heute  geltenden  Bestim- 

llche  nachgesucht,    Rein  kons,  d.  Universität  mungen  im  folgenden  $.).    Auf  der  Würzburger 

Breslau   vor  der  Vereinigung  der  Frankfurter  Versammlung  der  deutschen  Bischöfe  1848  hat 
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ihnen  die  süddeutschen  Regierungen  im  wesentlichen  nur  die  Bef ngniss  zu  gutacht- 
lichen Aensserungen  und  das  Recht  der  Eenntnissnahme  der  obwaltenden  Verhältnisse, 
um  die  Abstellung  etwaiger  Missstände  bei  den  Staatsbehörden  in  Antrag  zu  bringen  *. 

Wurden  die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  schon  seit  den  dreissi- 
ger  Jahren  dieses  Jahrhunderts,  weil  durch  sie  die  vom  römischen  Stufale  bei  der 
Neuordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  gewünschte  Einführung  der  Seminarbildung  ^ 
verhindert  worden  war,  von  den  Ultramontanen  mit  scheelen  Augen  betrachtet  ^  und 
einzelne  Vorgänge  auf  ihnen  zu  Angriffen  gegen  die  Regierungen  benutzt^,  so  ver- 
suchten die  deutschen  Bischöfe  seit  1S48  im  Zusammenhange  mit  ihren  sonstigen, 
die  Bildung  des  Klerus  betreffenden  Forderungen  ^  auch  einen  entscheidenden  Einflnss 
auf  die  Universitäten  zu  gewinnen  ^,  Die  Denkschrift  der  Bischöfe  der  oberrheinischen 
Eirchenprovinz  von  1851  beanspruchte  für  dieselben  zur  Reinerhaltung  der  Lehre 
und  zur  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  der  Kirche  das  volle  Aufsichtsrecht  über  die 
Fakultäten,  das  Recht  zur  ausdrücklichen  Einwilligung  für  die  Berufung  der  Lehrer 
an  den  letzteren  und  das  Recht,  ihnen  die  professio  fidei  vor  der  Ausübung  des  Lehr- 
amtes abzunehmen^. 

Noch  weiter  gingen  die  bairischen  Bischöfe,  welche  ausser  den  erwähnten 
Befugnissen  auch  die  Zustimmung  zur  Feststellung  der  Ordnung  der  theolo^chen 
Studien,  sowie  die  Eingliederung  der  Fakultäten  in  den  vollen  kirch- 
lichen Verband  und  die  Unterwerfung  derselben  unter  das  oberste 
Aufsichtsrecht  des  Papstes  verlangten,  und  weiter  beantragten,  dass  von  der 
Regierung  bei  Besetzung  der  philosophischen  und  geschichtlichen  Lehrftcher  auf 
Männer,  welche  ihre  Wissenschaft  in  religiösem  Geiste  vortragen,  Bedacht  genommen, 
nicht  minder  dass  bei  dem  Kolleg  über  Kirchenrecht  in  den  juristischen  Fakultäten 
darauf  geachtet  werde,  dass  den  Studirenden  keine  falschen  und  kirchenfeindlichen 
Grundsätze  beigebracht  würden^. 

In  Oesterreich  hatten  schon  vorher,  nämlich  i.  J.  1849,  die  Bischöfe  ausser 


Dolllnger  diese  Stellung    der  preassiechen  ^  Brück,  die  oberrheinische  Kirchen provinz. 

Bischöfe  zu  den  gedachten  Fakultäten   als  das  Mainz  1868.  S.  143  ff.;    Lutterbeck  a.  a.  0. 

normale  Yerhältniss  bezeichnet,  Arch.  f.  k.  K.  S.  62  ff. 
K-  21,  285.  5  S.  0.  s.  635. 

•  Ueber  Tübingen   s.  o.  S.  628  n.  14.    In  «  „    n,,    v        v  ..       •     .  i.    >•  ^. 
Prelburg  wntde  von  der  Regierung  bei  dei  An-  '  ^i7''"^"?H    T.V-'  "'"^  »"«"».'"«»  ""' 
Stellung  theologlMher  Profäsoien  mit  dem  En-  f "  .1,'«  „T"?*»""«!  ^'"^»"«««f  »»;«»=   ;f " 
bl8cbof  Raek.pi.che  genommen,  und  e.  w«en  ^f"  :,"*^?'l'"'"'°  ^?^™"  *"  Theologie  haben 
ihm  die  theologischen  Lehrbuch«  und  die  Ver-  1**  deutschen  Bischöfe  das  Vertrauen  und  die 

.<.«»k»<<..«^».4^k^i i-«!,^«  v«-i«-««-««  A-.-4^j  Zuversicbt,  dass  sie  nicht  nur  als  Priester,  »on- 

zeicnnissedertneologischen  Vorlesungen  für  jedes  ,  v    i  t  v       j     v  «t.       -nr«  v  «. 

Semester  zur  Einsicht   Tonulegen,   (Wetzer)  •*""  •"«''  «Js^-ehrer  der  heiligen  Wissenschaften 

Die  Universittt  Freiburg  n».h  Ihrem  Ursprünge,  »''J  »^'*»  f/'  IZ,J     r   k**°  k  ^  'kP^"  *^ 

ihrem  Zweck  etc.   Freibnrg  1.  Br.  1844.   S.  iS.  »"*  .^TVK°"°\"f*''v       ?'  -^f^i  .1*°' ,? 

19.    Fttr  Giessen  enthielt  die  Stiftungsurkunde  ^^r^il    „  '",k  ««'Verantwortlichkeit,  welcher 

der  katholi«5h-theologischen  Fakultät  V.  22.  Juni  *'"  .'''*'"""«  «««    Lehramt^   der  durch  die 

1830,  Lutterbeck*  Gesch.  d.  kath.-theologi-  ^*""'«'  «l'"^«? /"^"^   v^'m",."  *2?T, 

sehen  Fakulttt  zu  Gie«»«.   Giessen   1860.   S.  "*>er  nach  göttlichem   und   kirchlichem  Recht 

27,   nichts  über  etwaige  Rechte  des  Bischofs,  ""t'"**^'  'T^olVl""^    °  ' 

doch  hat  man  diesem  hier  thatsiohlich  ebenfalls  *''"''•  '•  "•  *^-  "•  "**'  *"• 
ein  Recht  der  Einsichtnahme  und  der  gntacht-  '  ^>-^i  wurde  die  Stellung  als  staatUcher 

liehen  Aensserung  in  den  Angelegenheiten  der  üniTersitätslehrer    lediglich    als     QueUe    tob 

Fakuiat  eingeräumt,  s.  a.  a.  0.  S.  48.  50.  98.  Rechtsansprüchen  auf  staatliche  Gehaltsbezüge 

*  S.  o.  S.  527  n.  3.  anfgefasst,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengesehichte 
ä  Hebet    die  Verhinderung  des  Planes,    in  2,  262. 

Harbuig  eine  katholisch  -  theologische  Universi-  ^  Denkschrift  t.  1850  bei  Ginzel  a.  a.  0. 2, 

t»  zu  errichten,  s.  o.  S.  580  n.  6.  203.  206.  207. 
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der  Regelung  des  theologischen  Stndienganges  ihrerseits  die  Prüfung  nnd  Anstellung 
der  Theologie-Professoren  und  die  Verleihung  der  Lehrämter  an  dieselben^  die  lieber- 
wachung  ihres  Wandels,  ihrer  Lehre  und  ihrer  gerammten  Amtsthätigkeit  und  das 
Recht,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der  Theologie  zurückzunehmen,  gefordert  ^ 

Von  den  Staatsregierungen  kam  zunächst  die  österreichische  Regierung  den 
bischöflichen  Ansprüchen  entgegen.  Sie  wahrte  sich  zwar  das  Recht  der  Anstellung 
der  Theologie -Professoren^,  erkannte  aber  an,  dass  die  theologischen  Fakultäten 
nicht  ausser  Beziehung  zur  kirchlichen  Autorität  gesetzt  werden  dürften  ^  und  ge- 
währte demgemäss  den  Bischöfen  das  Recht  zur  Ertheilung  der  Lehr ermächtigung  (missio 
canonica)  und  zur  Entziehung  derselben  für  alle  Lehrer  der  Theologie  ^.  Daher  brauch- 
ten im  Konkordat  von  1S55  diese  Zugeständnisse  blos  wiederholt  zu  werden^. 

Ebenso  Hessen  sich  die  württembergische  und  die  badische  Regierung 
bereit  finden,  in  den  Konkordaten  von  1857  <^,  bezw.  1859^  die  katholisch-theologi- 
schen Fakultäten  in  Tübingen  und  Freiburg  hinsichtlich  des  kirchlichen  Lehramtes 


1  Schreiben  v.  15.  Juni  1849,  eoll.  conc.  Lac. 
5,  1362  fr. 

2  V.  V.  23.  April  1850.  Q.  3  (Beiträge  znm 
preuss.  n.  deutsch.  K.  R.  2,  56):  „Es  bleibt 
Sache  der  Regierang,  Männer,  welche  vom  Bi- 
schof die  Ermächtigung  zum  Vortrage  in  der 
Theologie  erhalten  haben,  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  Professoren  zu  ernennen,  oder  als 
Privatdozenten  zuzulassen,  und  diese  Terwalten 
ihr  Amt  nach  Massgabe  der  akademischen  Gesetze." 

3  Vortrag  des  Kult,  Min.  t.  13.  April  1860, 
a.  a.  0.  S.  65. 

4  SS-  1-  2-  der  cit.  V.  v.  23.  April  1860,  o.  S. 
632  n.  3.  Im  Uebrigen  trägt  dieselbe  den  For- 
derungen der  Kirche  noch  in  folgenden  Punkten 
Rechnung,  $.  4 :  „Dem  Bischof  steht  es  frei,  für 
seine  Alumnen  die  Vorträge,  welche  sie  an  der 
Universität  zu  besuchen  haben,  und  deren 
Reihenfolge  vorzuzeichnen,  um  sie  darüber  in 
seinem  Seminarlum  prüfen  zu  lassen.''  <(.  6: 
„Zu  den  strengen  Prüfungen  der  Kandidaten  der 
theologischen  Doktorswürde  ernennt  der  Bischof 
die  Hälfte  der  Prüfungskommissare  aus  Männern, 
welche  selbst  den  theologischen  Doktorsgrad  er- 
langt haben.''  $.  6:  „Es  kann  Niemand  die 
theologische  Doktorswürde  erlangen,  der  nicht 
vor  dem  Bischöfe  odei  dem  von  ihm  dazu  Be- 
auftragten das  tridentische  Glaubensbekenntniss 
abgelegt  hat." 

&  Art.  6:  „Nemo  sacram  theologiam,  discipli- 
nam  catecheticam  vel  religionis  doctrinam  in 
quocunque  instituto  vel  publico  vel  private  tra- 
det,  nisi  cum  missionem  tum  auctoritatem  obti- 
nuerif  ab  episcopo  dioecesano,  cuius  eamdem 
revocare  est,  quando  id  opportunum  censuerit. 
Public!  theologiae  professores  et  disciplinae  cate- 
cheticae  magistri  postquam  sacrorum  antistes 
de  eandidatOTum  fide,  scientia  ac  pietate  senten- 
tiam  suam  exposuerit,  nominabuntur  ex  eis 
quibus  docendi  missionem  et  auctoritatem  con- 
ferre  paratum  se  exhibuerit.  UM  autem  theo- 
logicae  facultatis  professorum  quidam  ab  episcopo 
ad  seminarii  alumnos  in  theologia  erudiendos 
adhiberi  solent,  in  eiusmodi  professores  num- 
quam  non  assumentur  virl,    qnos  sacrorum  an- 


tistes ad  munus  praedictum  obeundum  prae 
ceteris  habiles  censuerit.  Pro  examinibus  eorum, 
qul  ad  gradum  doctoris  theologiae  vel  sacrorum 
canonum  adspirant,  dimidiam  partem  examl- 
nantium  episcopas  dioecesanus  ex  doctoribus 
theologiae  vel  sacrorum  canonum  constituet." 

6  r^Art.  9 :  „Facultas  theologica  catholica  uni- 
versitatis  regiae  quoad  munus  docendi  ecclesl- 
asticum  episcopi  regimini  et  inspectioni  snbest. 
Potest  proinde  episcopns  professoribus  et  ma- 
gistris  docendi  auctoritatem  et  missionem  tribuere 
eamdemque,  quum  id  opportunum  censuerit, 
revocare,  ab  ipsls  fldei  professionem  exigere, 
eorumque  scripta  et  compendia  suo  examini 
subiicere"  (Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  241).  In  der 
Beilage  3  zu  diesem  Artikel  erklärt  die  Regierung 
überdies  (Reyscher,  d.  österr.  und  württemb. 
Konkordat  2.  AuO.  Tübingen  1858.  S.  142): 
„Damit  den  Zöglingen  des  Wilhelmstiftes  in 
Tübingen  Gelegenheit  werde,  philopblsche  Vor- 
lesungen bei  Katholiken  zu  hören,  wird  vor 
Allem  der  Bischof  von  dem  ihm  durch  die  Er- 
nennung des  Direktors  und  der  Repetenten  dieser 
Anstalt  zustehenden  Recht  Gebrauch  machend, 
das  Geeignete  verfügen.  Allein  auch  die  Kön. 
Regierung  wird  bei  Besetzung  der  Lehrstühle  der 
philosophischen  Fakultät  auf  diesen  Gegenstand 
—  (es  handelte  sich  dabei  wesentlich  um  das 
Fach  der  Geschichte)  —  die  thunlichste  Rück- 
sicht nehmen",  vgl.  Golther,  d.  Staat  u.  die 
kathol.  Kirche  in  Württemberg.  S.  183. 

^  Art.  11 :  „Facultas  theologica  catholica  uni- 
versitatis  Friburgensis  quoad  munus  docendi 
ecclesiasticum  archiepiscopi  regimini  et  inspec- 
tioni suberit.  Poterit  idcirco  archlepiscopus" 
(das  weitere  wie  in  Art.  9  des  Württemberg. 
Konkordats).  Femer  erklärte  die  Regierung  in 
der  Schlussnote  v.  28.  Juni  1869,  cit.  Arch.  5, 
97:  „Würde  ein  der  theologischen  Fakultät  nicht 
angehöriger  Lehrer  der  Universität  Freibnrg  in 
seinen  Lehrvorträgen  mit  der  katholischen  Glau- 
bens- und  Sittenlehre  in  Widerstreit  gerathen, 
so  wird  die  Grossh.  Regierung  den  etwa  hier- 
wegen  zu  erhebenden  Beschwerden  des  Erz- 
bischofs jede  thunliche  Rücksicht  gewähren." 
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der  Leitang  und  Aufsicht  der  Bischöfe  zn  unterstellen,  sowie  ihnen  das  Recht  zur  Er- 
theilung  der  missio  canonica  für  die  Professoren  nnd  Dozenten  zn  theologischen  Lehr- 
Yorträgen,  znr  Entziehung  dieser  Ermächtigung,  zur  Abnahme  des  tridentinischen 
Olanbensbekenntnisses  nnd  znr  Prttfang  der  Hefte  nnd  Vorlesebücher  der  erw&hnten 
Lehrer  zuzugestehen. 

In  Prenssen  hatten  die  Bischöfe  in  ihrer  Denkschrift  von  1849  keine  beson- 
deren, ihr  Yerhältniss  zn  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  betreffenden  An- 
träge^ gestellt^.  An  den  Statuten  derselben  wurde  daher  offiziell  nichts  geändert, 
aber  der  Kultusminister  räumte  durch  ein  von  ihm  genehmigtes,  bis  1870  geheim  ge- 
bliebenes Abkommen  zwischen  einem  Deputirten  des  Kultusministers  und  des  Fürst- 
bischofs von  Breslau  ^  diesem  im  Widerspruche  mit  den  Fakultätsstatuten  die  Befiig- 
niss,  den  Professoren  der  Fakultät  die  jederzeit  revokable  Ermächtigung  ftlr  ihr 
Lehramt  zu  ertheilen,  ein  ^. 

Am  wenigsten  kam  man  in  Baiern  den  Ansprachen  der  Bischöfe  entgegen,  da 
ihnen  blos  die  Zusicherung  ertheilt  wurde:  „Bei  Anstellung  von  Professoren  der 
Theologie  an  den  Universitäten  soll  neben  dem  Gutachten  der  katholischen  Fakultät 
und  des  Universitätssenates  auch  ein  Outachten  des  Diöcesanbischofs  tlber  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  sittlichen  Wandel  der  Bittsteller  erholt  werden.*'  K 

In  Folge  des  Widerstandes  gegen  die  Konkordate  der  beiden  sflddeutschen  Re- 
gierungen sind  die  darin  den  Bischöfen  gemachten  Zugeständnisse  aber  nicht  zur 
AusfQhmng  gekommen,  ebenso  ist  man  später  in  Prenssen  wieder  auf  die  be- 
stehenden statutarischen  Bestimmungen  zurückgegangen,  während  es  in  Baiern  und 
inOesterreichim  wesentlichen  bei  dem  seit  dem  Jahre  1850  eingeführten  Zustand 
verblieben  ist «. 


§.242.     2,   Die  heutige  Stellung  der  katholischen  Kirche  zu  den  Universiiäten 
insbesondere  in  Deutschland, 

I.  Die  kirchliche  Auffassung  und  das  staatliche  Recht.  Nach 
ihren  S.  573  dargelegten  Anschauungen  beansprucht  die  katholische  Kirche  sowohl 
ftir  sich,  wie  auch  für  die  katholischen  Unterthanen  das  Recht,  freie,  der  Einwirkung 
des  Staates  und  lediglich  der  kirchlichen  Leitung  unterstehende  Universitäten  zn 

1  Ausser  der  allgemeinen  Forderung,  dass  S.  31.  Seitens  einzelner  Bischöfe,  so  damals 
jeder  Religion slehrer  an  öffentlichen  Anstalten  seitens  des  Breslauer,  s.  d.  yot.  Anm.,  und  noch 
die  bischöfliche  Ermächtigung  haben  müsse,  s.  1870  seitens  des  Erzbischofs  yon  Köln,  t. 
o.  S.  680n.  6.  Schulte,   der  Altkatholizlsmus.   S.  137,  Tgl. 

2  Anscheinend  aus  dem  o.  S.  663  n.  6  ge-  auch  Arch.  f.  k.K.R.  30,  101  u.  31,  213,  ist  die 
dachten  Grunde.  Behauptung  aufgestellt  worden,  dass  die  pTeQ8& 

3  Abgefasst  in  der  Form  einer  von  dem  da-  Yerfassuugsurkunde  ▼.  1850  Art.  15.  18  die  be- 
maligen Geh.  Ober  -  Regierun  gsrath  Au  ticke  schränkenden  Vorschriften  der  UnlTerütäts- 
unterm  29.  AprU  1850  aufgenommenen  proto-  Statuten  beseitigt  habe  (I).  Aber  die  Univer- 
kollarisohen  Erklärung  über  die  Ergebnisse  sitaten,  einsohli esslich  ihrer  theologischen  Fakul- 
einer  Besprechung  mit  dem  Fürstbischof,  abge-  täten,  waren  Staatsanstalten,  und  die  Aemter  der 
druckt  bei  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Professoren  Staatsämter.  Sie  wurden  daher 
Kirche.  Tübingen  1872.  S.  879.  u.  i.  Arch.  f.  k.  von  den  gedachten  Artikeln,  welche  sich  blos 
K.  R.  30,  120,  mit  welcher  sich  der  damalige  auf  die  im  Besitz  der  Kirche  befindlichen  Unter- 
Kultusminister  Y.  Ladenberg  in  seinem  Erlass  richtsanstalten  und  auf  das  Besetzungsrecht 
T.  12.  Juli  1850,  cit.  Arch.  S.  121,  einverstan-  kirchlicher  Stellen  beziehen,  gar  nicht  berührt, 
den  erklärt  hat.  ^  Eiitsch.  y.  30.  März.  bz.  2.  April  1852.  Nr. 

4  Friedberg  a.  a.  0.   S.  437  u.  Fried-  19,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  399. 

berg,  Johannes  Baptista  Baltzer.  Leipzig  1873.  ^  Vgl.  des  näheren  den  folgenden  $. 
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gründen  1.  Wenngleich  dem  Staat  nicht  prinzipiell  das  Recht  der  Errichtung  von 
solchen  abgesprochen  wird,  so  hat  er  doch  nach  der  heute  herrschenden  kirchlichen 
Auffassung  daftlr  zu  sorgen,  dass  die  Wissenschaft  auf  seinen  Universitäten  nur  im 
katholischen  Sinne  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  katholischen  Dogma  gelehrt  wird, 
und  der  Kirche  die  ihr  gebflhrenden  Rechte,  die  Errichtung  und  Leitung  der  theolo- 
gischen Fakultäten  ^  und  die  Besetzung  der  Lehrstellen  in  denselben,  die  Abforderung 
der  professio  fidei  von  allen  Lehrern,  sowie  die  massgebende  Aufsicht  über  die  Univer- 
sitäten zu  gewähren^.  Diese  sich  ans  der  prinzipiellen  Auffassung  der  katholischen 
Kirche  über  ihr  Verhältniss  zu  dem  Erziehungs-  nnd  Bildungswesen,  sowie  zu  der 
Wissenschaft  und  der  Lehre  derselben  ergebenden  Folgerungen  werden  katholischer- 
seits  auch  als  ein  historisch  begründetes  Recht  bezeichnet,  indem  man  dafür  auf  die 
Verhältnisse  des  Mittelalters,  insbesondere  darauf  hinweist,  dass  die  mittelalterlichen 
Universitäten  durch  die  Päpste  gegründet  oder  die  Stiftungen  derselben  seitens  der 
letzteren  genehmigt  worden  seien  ^,  also  der  Papst  ausschliesslich  das  Recht  znr  Er- 
richtung von  Hochschulen  gehabt,  sowie  darauf,  dass  die  mittelalterlichen  General- 
studien den  Charakter  kirchlicher  Korporationen  getragen  haben  •'^.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  selbst  das  Mittelalter  ein  derartiges  ansschliessliches  Recht  des  Papstes 
nicht  anerkannt  hat^,  nnd  dass  die  damaligen  Universitäten,  wenngleich  sie  zwar  mit 
kirchlichen  Privilegien  ausgestattete,  aber  nicht  im  Rechtssinne  kirchliche  Korpora- 
tionen waren  ^,  als  freie  Korporationen  eine  vOUig  andere  Stellung  besessen  haben, 
als  diejenige,  welche  ihnen  der  heutige  Ultramontanismus  anweisen  will,  wird  damit 
die  ganze  Entwicklung  seit  dem  Mittelalter,  die  Ausbildung  des  modernen  Staates 
und  die  veränderte  Stellung  desselben  in  Bezug  auf  die  Kulturaufgaben,  die  Beseiti- 
gung der  ausschliesslich  berechtigten  Stellung  der  katholischen  Kirche,  sowie  die  mit 
dieser  Entwicklung  zusammenhängende  Umbildung  der  Universitäten  ausser  Acht 
gelassen. 

In  den  deutschen  Staaten,  in  welchen  das  Unterrichtswesen  als  staatliche 
Angelegenheit  betrachtet  wird,  nnd  die  Unterrichtsfreiheit  nicht  anerkannt  ist,  sind 
die  Universitäten  nach  dem  bestehenden  Recht  staatliche  Anstalten,  welche  nnter 
staatlicher  Aufsicht  stehen,  und  deren  Lehrer  (ordentliche  und  ausserordentliche  Pro- 
fessoren) den  Charakter  von  staatlichen  Beamten  haben  ^.  Die  katholische  Kirche  be- 
sitzt weder  Aufsichts-  noch  andere  Rechte  in  Betreff  der  Universitäten,  nur  hinsichtlich 
der  theologisch-katholischen  Fakultäten  nnd  der  Lehrer  derselben,  mitunter  auch 


1  Jansen,    de    facnltate  docendi   p.   91  ff.  bus  traduntur,  institntionem  moderari.     Atqae 

181  ff.,  de  Robiano  l.  c.  p.  1Ö3  ff.,  de  Hain-  haec  oansa  fait,    eur  cathoUei  etiam  principes 

m  er  stein,  de  ecciesia  et  statu  p.  190.  cum  de  einsmodi  academiis  sen  unWeTsitatlbus 

'^  S.  Syllabus  Nr.  XXXIII,  s.  o.  S.  638  n.  8.  studiorum    Btatnendis    cogitarunt,     apostolioam 

S.Jansen  l.  o.  p.  186.  187;    de  Robiano  sedem  consulendam  einsque  auctoriatem  exqul- 

p.  203.    Vgl.  auch  noch  o.  S.  574  n.  9.  rendam  daxerint.    Hiuc  celebriores  illnstriores- 

*  S.  0.  S.  643.647.648,  S.  auch  das  Sehreiben  qae  £uropae  nnlversitates  nonnlsi  ex  sententia 

Gregorys  XVL  betr.  die  Errichtung  der  UniTorsi tat  et  assensu  romanorum   pontiflcnm  fuisse  con- 

Löwen    bei    Theiner,    Gesch.   d.  geistlichen  stitutas  graTlssimae  illarum  historiae  amplissi- 

Bildungsanstalten  S.  499,  und  de  Robiano  p.  me  testantur.'' 

230:  „Com  enim  ad  romanos  pontiflces  pro  con-  &  Robiano  p.  193. 

credito  ipsis   apostolici  offlcii  munere  maxime  ^  S.  o.  S.  648.  649. 

penineat  catholicam  fidem  tuerl  sanctae  eiusque  ^  S.  o.  S.  655. 

doctrinae   depositum   integrum  et  intemeratum  ^  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwaltungs- 

oustodire,    eorum    quoque    esse   debet    sacra-  rechts  1,  246;    Löning,    Lehrb.  des  deutsch, 

rum  disclplinarnm,  quae  publice  ia  uniTersitati-  Yerwaltongsrechts,  S.  764.  766. 
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einzelner  Professuren  in  der  philosophischen  Fakultät,  sind  ihr  staatlicherseits  ge- 
wisse Befagnisse  eingerftnmt^ 

Das  Recht,  Universitäten  zn  errichten,  welches  in  Dentschland  seit  der  Anf- 
lösnng  des  früheren  Reiches  anf  die  Landesherren  übergegangen  war,  steht  heute 
denselben  ebenfalls  zn^.  Ohne  Btaatsgenehmignng  kann  eine  Universität  nicht  be- 
gründet werden.  Es  ist  also  ansgeschlossen,  dass  die  katholische  Kirche  ihrerseits 
s.  g.  freie,  d.  h.  anter  kirchlicher  Leitung  oder  Anfsicht  stehende  Universitäten 
innerhalb  der  dentschen  Staaten  errichtet.  Allerdings  ¥rürde  dieselbe  in  denjenigen 
Ländern,  in  denen  Mos  eine  staatliche  Erlanbniss  znr  Begründung  von  Privatunter- 
richtsanstalten fSr  die  schulpflichtige  Jugend  erfordert  wird  3,  rechtlich  nicht  behindert 
sein,  Anstalten,  welche  ganz  oder  theilweise  dieselben  Ziele,  wie  die  Universitäten 
verfolgen,  in  das  Leben  zn  rufen  *,  aber  immerhin  würden  denselben  die  staatlichen 
Rechte  der  Universitäten  fehlen^,  insbesondere  könnte  das  Studium  anf  denselben 
nicht  für  diejenigen  Berufsarten,  fUr  welche  staatlicherseits  eine  akademische  Bildung 
vorgeschrieben  ist,  ausreichen,  und  ebensowenig  würde  eine  Oraduirung  durch  die- 
selben die  staatliche  Anerkennung  finden. 

Nur  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  Unterrichtsfreiheit  besteht,  ist  das 
Bestreben  der  katholischen  Kirche,  freie  unter  kirchlicher  Leitung  stehende  katiio- 
lische  Universitäten  oder  theologische  Fakultäten  in  das  Leben  zu  rufen,  von  Erfolg 
gekrönt  gewesen.  Sie  sind  sämmtiich  gemäss  dem  mittelalterlichen  Recht  durch  den 
päpstlichen  Stuhl  genehmigt  oder  errichtet  und  mit  den  erforderlichen  Privilegien 
versehen  worden  <^.   Die  erste  derartige  Universität  war  die  in  Belgien  zu  Löwen  •, 


1  S.  darüber  unter  II f. 

2  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  244;  Loning  a.  a. 
O.  S.  764,  in  ElaasB-Lothringen  allerdings 
dem  Reich. 

3  So  z.  B.  in  Prenssen,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  £Isas8  -  Lothringen, 
femer  auch  in  Oesterreich,  s.  o.  S.  562.  083. 
684.  Nur  in  B  a  i  e  r  n  können  Anstal  ten,  welche 
ganz  oder  theilweise  Ersatz  für  die  Universitäten 
bieten  wollen,  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern  für  Kirchen-  u.  Schul- 
wesen errichtet  werden.  V.  v.  21.  April  1873. 
S.  2,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  44^ 

4  Jedoch  nicht,  sofern  es  sieh  um  Anstalten 
für  die  theologisch- wissenschaftliche  Ausbildung 
von  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  handelt, 
denn  für  diese  kommen  die  o.  S.  662  besproche- 
nen Bestimmungen  zur  Geltung. 

5  In  Folge  dessen  verliert  die  Frage  für 
Deutschland  ihre  praktische  Bedeutung, 
wennschon  ausserdem  die  Beschaffung  der  erfor- 
derlichen Geldmittel  eine,  freilich  nicht  unüber- 
windliche Schwierigkeit  für  dieErrichtong  freier 
katholischer  Universitäten  bildet  Daher  ist 
auch  in  Oesterreich,  als  bei  Abschluss  des 
Konkordats  den  Bischöfen  die  Ermächtigung  ge- 
geben wurde,  eine  katholische,  unter  ihrer  Lei- 
tung stehende  Universität  zu  gründen,  zugleich 
auf  die  staatliche  Anerkennung  Bedacht  genom- 
men worden.  Schreiben  des  kaiserlichen  Bevoll- 
mächtigten Kardinals  v.  Kauscher  v.  18.  August 
1856  n.  IV :  »  .  .  .  .  Qnum  autem  necesse  sit, 
quoad  res  politicas  et  iura  civilia  eiusmodi  in- 
stituto  assignanda  cautiones  pro  rerum  et  locorum 


varietate  adhibere,  consilia  cum  gubemio  caesa- 
reo  praevie  conferenda  erunt",  Arch.  f.  k.  K. 
R.  1,  XXI. 

Seit  1848  strebt  man  auch  in  Dentsdiland 
seitens  der  Ultramontanen,  insbesondere  seitens 
des  Vereins  deutscher  Katholiken  dahin,  nach 
dem  Vorbilde  von  Löwen  (s.  nachher)  eine 
katholische  Universität  zu  errichten  und  vor 
Allem  für  die  Aufbringung  der  erforderlichen 
Mittel  zu  wirken,  vgL  Friedrich,  Gesch.  d. 
▼attkan.  KonzUs  1,  263. 299.  319.  360,  aber,  ob- 
wohl bereits  Pias  IX.  1863  den  Erzbischof  von 
Köln  zum  päpstlichen  Delegirten  für  die  Bei- 
treibung der  Angelegenheit  bestellt  hat,  das 
Schreiben  bei  de  Robiano  1.  a  p.  266,  ist  es 
bisher  hier  ebensowenig  wie  in  Oesterreich 
gelungen,  eine  katholische  Universität  in  das 
Leben  zu  rufen. 
^  8,  die  folgenden  Anmerkungen, 
^  Gegründet  im  Zusammenhange  mit  der  durch 
die  ultramontane  Partei  erlangten  Einführung  der 
Unterrichtsfreiheit,  s.  o.  S.  680;  das  päpstliche 
Ermächtigungsschreiben  datirt  v.  1833,  o.  S. 
667  n.  4  (ein  Schreiben  des  belgischen  Epis- 
kopats V.  1834  an  den  Klerus  behnfii  Veran- 
staltung von  Subskriptionen  belTheinera.  a. 
0.  8.  493).  Die  alte  Universittt  Löwen  wurde 
behufs  Errichtung  der  neuen  fteien  1835  unter- 
drückt, aber  die  neue  kirchliche  bezog  ihre 
Lehrsäle  und  okknpirte  die  alten  Stipendien- 
stiftungen. Um  die  Konkurrenz  der  Staats- 
Universiaten  bestehen  zu  können,  wurde  eine 
Jury  von  Examinatoren  geschaffen,  deren  Wahl 
von  der  Kammer  und  der  Regierung  vorzuneh- 
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welche  noch  jetzt  besteht.  Später  sind  derartige  Anstalten  in  Grossbritannien^ 
und  in  Frankreich^  hinzugetreten.  In  Nordamerika  wird  ebenfalls  die  Grün- 
dung einer  solchen  Anstalt  vorbereitet  3. 

n.  Eonfessionelle  Universitäten.  Die  katholische  Kirche  muss  von 
ihrem  prinzipiellen  Standpunkt  aus  beanspruchen,  dass  die  Universitäten  als  katho- 
lisch-konfessionelle Anstalten  organisirt,  d.  h.  dass  an  ihnen  nur  Katholiken  als 
Lehrer,  und  wenigstens  der  Regel  nach  auch  nur  Katholiken  als  Studirende  zugelassen 
werden*. 

Auch  mit  diesen  Konsequenzen  des  katholischen  Standpunktes  stehen  die  deut- 
schen Verhältnisse  in  Widerspruch.  Die  deutschen  Universitäten  sind  heute ^  nicht 
mehr  konfessionell.  Nicht  nur  sind  sie  den  Angehörigen  aller  Konfessionen  für  das 
Studium  zugänglich,  sondern  es  ist  auch  die  Anstellung  als  Lehrer  oder  die  Ausübung 
des  Lehramtes  nicht  mehr  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Religions- 
bekenntniss  gebunden  \  ^ 


meu  war,  so  dass  also  beim  Yoihandensein  einer 
ultramontanen  Majorität  die  Professoren  der 
fielen  Universität  als  Mitglieder  in  die  Jury  ein- 
treten konnten,  Friedberg,  Gränzen  S.  637. 

1  Hier  für  Irland  in  Dublin,  Schreiben 
Plus'  IX.  V.  23.  März  1852  nnd  das  die  Statuten 
bestätigende  Dekret  der  Propaganda  t.  1854, 
de  Robiano  1.  c.  p.  231.  233;  ferner  für 
England  in  Kensington  (seit  1874).  Auch  in 
Kanada  ist  das  Seminar  zu  Quebec  1852  In  diu 
katholische  universltas  Lavaliensls  umgewandelt, 
und  sowohl  1852  von  der  Königin  von  England, 
wie  Yom  Papst,  von  letzterem  unter  Verleihung 
des  Promotionsrechtes,  anerkannt  worden, 
Neher,  kirchliche  Geographie  3,  283;  coli, 
conc.  Lac.  3,  678. 

2  Hier  können  in  Folge  der  Einführung  der 
Freiheit  des  Hochschulunterriohts  i.  J.  1875 
freie  Anstalten  für  diesen  Unterricht  ohne  Ge- 
nehmigung der  Regierung  begründet  werden. 
Nur  für  die  Professoren  der  Medizin  und  phar- 
mazeutischen Fächer  werden  Befähigungsnach- 
weise verlangt.  Die  freien  Universitäten  dürfen 
zwar  den  Titel  Fakultät,  nicht  aber  den  der 
Universität  führen,  und  die  von  ihnen  ausge- 
stellten Studienzengnisse  nicht  den  Grad  des 
Baccalaureats ,  Llcenziats  oder  Doktorats  ver- 
leihen, andererseits  berechtigt  die  Immatriku- 
lation bei  ihnen,  sich  zu  den  Prüfungen  der 
Staatskommissionen  für  die  Verleihung  der  Di- 
plome zu  melden  und  die  ersteren  abzulegen. 
Der  Sta«t  übt  über  diese  Anstalten  nur  insofern 
ein  Aufsichtsrecht,  als  er  darüber  wachen  kann, 
dass  der  Unterricht  nicht  gegen  die  Moral,  die 
Verfassung  und  die  Gesetze  verstösst  Loi  re- 
lative ä.  la  libert^  de  Tenselgnement  superieur  v. 
12.  Juli  1875  art.  Iff,  13  ff.  u.  v.  18.  März  1880 
art.  Iflf.  (bulletln  des  lois.  XIL  stfr.  11  (1876) 
p.  133  (Nr.  263)  u.  20  (1880)  p.  270  (Nr.  507), 
vgl.  femer  Lebon,  Staatsrecht  d.  französischen 
Republik  (Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl. 
R.  IV.  1.  Abth.)  S.  133.  135. 

Solche  katholischen  Hochschulen  bestehen  in 
Paris,  Lille,  Angers,  Toulouse,  Poitiers  (das 
Errichtungsbreve  für  die  letztere  von  Plus  IX. 
V.  1875,  wodurch  sie  zur  theologischen  Fakultät 


mit  dem  Promotionsrecht  in  der  Theologie  er- 
hoben wird.  In  Acta  s.  sed.  9,  65). 

3  Zu  Washington  seit  1884,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
57,  58.  Neuerdings  ist  es  von  Leo  XIII. 
genelimlgt  worden,  dass  die  Leitung  der  Univer- 
sität  einer  vom  nordamerikanischen  Gesammt- 
Eplskopat  eingesetzten  Administration  von  Bi- 
schöfen mit  dem  Rechte  der  Statutensetzung, 
der  Ernennung  der  Lehrer  und  der  Disziplin 
übertragen  werden  soll,  die  Bestätigung  der 
Statuten  aber  dem  Papst  vorbehalten  bleibt 

^  Doch  würde  nichts  entgegen  stehen,  unter 
Wahrung  der  S.  594  n.  3  gedachten  Gesichts- 
punkte auch  einzelnen  nicht  katholischen  Stu- 
dlrenden  den  Zutritt  zu  gestatten. 

5  Abgesehen  von  einzelnen,  den  protestan- 
tischen Charakter  festhaltenden  Universitäten, 
wie  Rostock,  ferner  dem  Lyceum  Hoslanum  in 
Braunsberg,  welches  nach  den  Statuten  v.  1843 
eine  katholische  Lehranstalt  ist. 

^  In  Preussen  sind  seit  1875  auch  ander 
akademischen  Lehranstalt  zu  Münster  in  der 
philosophischen  Fakultät  protestantische  Pro- 
fessoren angestellt  worden.  Wenn  Iren  aus 
Themistor,  Friedemann's  Vorschläge  in  Betr. 
d.  Bildg.  d.  Geistlichen.  Trier  1884.  S.  23,  u. 
Tinstruction  et  T^ducation  du  clerg^.  Trdves 
1884.  p.  230  behauptet,  dass  nach  der  Kab.  0. 
V.  1818  diese  Anstalt  eine  ausschliesslich  katho- 
lische sein  soll,  und  ihr  dieser  Charakter  garantirt 
sei,  so  hat  diese  Ordre  allerdings  bestimmt,  dass 
in  Münster  ein  philosophisch  und  theologisch- 
wissenschaftlicher  Kursus  für  zukünftige  katho- 
lische Geistliche  der  Diöcese  Münster  verbleiben 
solle,  auf  Antrag  der  westfälischen  Provinzial- 
stände  ist  aber  diese  Bestimmung  durch  die 
Kab.  Ordre  v.  1832  erweitert  worden,  J.  F.  W. 
Koch,  die  preuss.  Universitäten.  Berlin  1'839. 
1,  677,  und  in  den  vom  König  gegebenen  Sta- 
tuten V.  12.  November  1832.  SS-  1-  ^3,  a.  a,  0. 
S.  634.  689,  in  welchen  nichts  über  eine  be- 
stimmte Konfession  der  Lehrer  der  philosophi- 
schen Fakultät  angeordnet  ist,  wird  neben  dem 
Hauptzweck,  der  Vorbildnng  der  katholischen 
Kandidaten   der  Theologie,    als  weiterer  Zweck 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Katholischerseits  ist  allerdings  in  Bezug  auf  einzelne  Universitäten  gegen  die 
Berufung  von  Protestanten  mit  Rücksicht  auf  den  katholisch-konfessionellen  Charakter 
der  ersteren  Widerspruch  erhoben  >  worden,  indessen,  soweit  hierbei  auf  mittelalter- 
liche Stiftungsurkunden  Bezug  genommen  wird,  jedenfalls  mit  Unrecht'^. 

Immerhin  ist  aber  der  Staat  im  Wege  der  Gesetzgebung  befugt,  den  bisherigen 
konfessionellen  Charakter  der  Universitäten,  wie  dies  in  Oesterreich  geschehen 
ist^,  zu  ändern. 


auch  die  der  künftigen  Gymnasiallelirer  bezeich- 
net, sowie  der  philosophischen  Faknltät  diese 
letztere  Aofgabe  gleichfalls  zugewiesen.  Da  also 
von  einer  ausdrucklichen  Garantie  des  katho- 
lischen Charakters  der  Anstalt  keine  Rede  sein 
kann,  ferner  für  die  Vorbildung  künftiger  Gym- 
nasiallehrer die  Zugehörigkeit  der  Professoren 
zur  katholischen  Konfession  nicht  durch  die  Natur 
der  Sache  bedingt  wird,  so  war  die  Regierung  nicht 
gehindert,  Protestanten  auf  Lehrstühle  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  berufen.  Krabbe,  ge- 
schieht!. Nachrichten  üb.  d.  höher.  Lehranstalten 
in  Münster.  Münster  1852.  S.  192,  geht  allerdings 
so  weit,  zu  behaupten,  dass  nach  dem  Ausspruch 
des  Königs  die  Akademie  eine  kirchliche  An- 
stalt, ein  integrirenderTheil  des  Priesterseminars 
sei,  sowie  der  Natur  der  Sache  nach  unter  allei- 
niger Aufsicht  und  Leitung  des  Bischofs  stehen 
und  nach  Art.  15.  der  preuss.  Verf.-Ürk.  der 
katholischen  Kirche  zurückgegeben  werden 
müsse.  Das  wird  Alles  in  den  %.  1  der  Statuten 
hineingelegt,  welcher  indessen  nur  in  seinem 
ersten  Thell  unter  Unterschlagung  des  zweiten, 
der  die  Gymnasiallehrer  betrifft,  cltirt  ist. 

1  Dies  Ist  namentlich  hinsichtlich  der  Univer- 
sität Freiburg  geschehen,  an  welche  schon  1784 
von  Joseph  IL  ein  Protestant,  der  Dichter  Georg 
Jacobi,  Schreiber,  Gesch.  d.  Universität 
Freiburg  3,  142,  später  unter  badischer  Herr- 
schaft eine  Reihe  von  Protestanten  berufen 
worden  sind,  Schleyer,  die  Universität  Frel- 
bure.  Schaffhausen  1854.  S.  246. 

2  So  berufen  sich  Schleyer  a.  a.  0.  S.  234 
und  (Wetz  er)  Die  Universität  Freiburg.  Frei- 
bur^i.  Br.  1844.  S.  2,  darauf,  dass  in  der  päpst- 
lichen Stiftungsbulle  v.  1465  als  der  vom  Stifter, 
dem  Papste,  angegebene  Zweck  der  Universität 
bezeichnet  werde :  ^^ut  ibidem  simplices  erudi- 
antur  ac  fides  catholica  dilatetur''  (s.  o.  S.  657 
n.  1),  und  in  dem  Stiftungsbrief  Erzherzog  Al- 
brechts (s.  0.  S.  657  u.  1)  erklärt  werde,  dass 
„auch  die  Mutter  der  heiligen  Gristenhcit  darob 
trost  empfahet  und  dem  herligen  christlichen 
Glauben  gegen  seinen  Widerstand  hilff  und 
Rettung  daran  erstehen  mögen^'.  Hiermit  war 
aber  nur  eine  Bestimmung  getroffen,  wie  sie 
sich  in  der  damaligen  Zeit,  wo  die  katholische 
Religion  die  allein  herrschende  war,  von  selbst 
verstand,  und  der  Universität  nur  der  Charakter 
beigelegt,  welchen  alle  Universitäten  hatten. 
Ueberdies  wird  bei  der  Betonung  dieser  Stellen 
der  Stiftungsbriefe  verkannt,  dass  der  Haupt- 
zweck""  die  Lehre  der  Wissenschaften  war  (vgl. 
0.  S.  656  n.  1),  und  dass  die  Erfüllung  dieses 
Zweckes  sich  nach  Massgabe  der  Entwicklung 
der  Universitäten  sowie  der  veränderten  staats- 


rechtlichen Stellungder  katholischen  Kirche  eben- 
falls modiflciren  musste.  Wenn  die  genannten 
Schriftsteller  weiter  darauf  hinweisen,  dass  die 
Universität  Freiburg  noch  im  16.  Jahrhundert 
ihren  katholischen  Charakter  bewahrt  habe,  da 
sie  keine  lutherischen  Lehrer  und  Schüler  zolies», 
und  als  eine  kirchliche  Korporation  betrachtet 
worden  sei,  Schleyers.  239 ;  (Wetzer)  Die 
Universität  Freiburg.  S.  13,  so  hatten  die  Uni- 
versitäten nicht  einmal  im  Mittelalter  rechtlich 
die  Stellung  von  kirchlichen  Korporationen,  s. 
oben  S.  655.  Weiter  können  auch  die  Vor- 
schriften des  westfälischen  Friedens,  1.  P.  0. 
art.  V.  §.  7  u.  art.  \II.  §.  2,  nach  welchem  jedem 
Rellgionsthell  die  Sorge  für  seine  Kirchen  und 
Schulen  zugesprochen  wird,  und  bei  einem  Kou- 
fesslons Wechsel  des  Herrscherhauses  die  Profes- 
soren der  Schulen  und  Akademien  der  früher 
geübten  Religion  angehören  sollen,  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  so  Schleyer  S.  242,  weil  sich 
das  Mass  der  Religionsübung  heute  überhaupt 
nicht  mehr  nach  dem  ^estphäl Ischen  Frledeu 
bestimmt,  und  die  Universitäten  staatliche  An- 
stalten geworden  sind.  Und  ebenso  ist  endlich 
die  Berufung  auf  $.  63  des  Reichsdeputatlons- 
recesses  v.  1803  und  auf  das  badische  Organisa- 
tionsedikt V.  1803.  %.  18,  von  denen  der  erstere 
Jeder  Religion  den  Besitz  und  Geuuss  ihrer  eigen- 
thümlichen  Schulfonds  garantirt,  der  letztere 
die  Einführung  eines  Simultaneums  an  Schul- 
Gebäuden,  Gütern  und  Einkünften  für  einen 
andern  Religionstheil  verbietet,  so  Schleyer 
S.  242.  243  u.  (Wetz er)  Universität  Freiburg. 
S.  59,  verfehlt,  denn  es  hat  sich  bei  dem  Stif- 
tungsvermögen der  Universität  nicht  um  der 
katholischen  Kirche  gehörige,  sondern  unselbst- 
stäudige  Stiftungs-Fonds,  welche  niemals  als 
Kircheneigenthum  betrachtet  worden  sind,  ge- 
handelt. 

9  Durch  das  Gesetz  v.  27.  April  1873,  betr. 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden 
(Reichsges.  Bl.  1873.  St.  XXII.  Nr.  75,  bei  F. 
Frhr.  v.  Schweickhardt,  Sammig.  d.  f.d. 
Österreich.  Universitäten  gültigen  Gesetze  und 
Verordnungen.  2.  Aufl.  Wien  1885.  1,  36), 
welches  {(.  2  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Bekenntniss  als  Erforderniss  für 
die  staatliche  Anstellung  der  Professoren  vor- 
schreibt, und  $.  11  die  Fähigkeit,  zu  akademi- 
schen Würden  gewählt  zu  werden,  von  dem 
Glaubensbekenntniss  für  unabhängig  erklärt, 
während  früher  blos  einzelne  Akatholiken  (so 
z.  B.  in  Wien)  angestellt  waren.  Dagegen  ist 
bisher  eine  Vereinigung  der  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  zu  Wien  mit  der  UniveraitÄt 
daselbst  nicht  erfolgt.    Vgl.  hierzu  auch  Arch.  f. 
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Die  heutigen,  von  der  Aufsicht  und  Einwirkung  der  Kirche  freien,  nicht  mehr 
konfessionellen,  ebenso  wie  auch  die  wenigen  protestantisch-konfessionellen  Univer- 
sitäten sind  Lehranstalten,  welche  mit  allen  von  der  katholischen  Kirche  in  Bezug 
auf  die  Hochschulen  erhobenen  Forderungen  prinzipiell  in  Widerspruch  stehend 
Deshalb  kommen  ihnen  diejenigen  Privilegien,  welche  die  kirchlichen  Rechtsquellen 
den  Universitäten  einräumen,  nicht  zu'^.  Ja,  konsequenterweise  mflsste  die  Kirche 
den  Besuch  dieser  Anstalten  allen  Katholiken,  selbst  den  Laien  3,  verbieten.  Wenn 
sie  auch  in  Deutschland  mit  Rücksicht  auf  die  hier  obwaltenden  Verhältnisse  bisher 
nicht  zu  einem  solchen  Verbot  geschritten  ^  ist,  so  hat  sie  ihren  prinzipiellen  Stand- 
punkt doch  dadurch  gewählt,  dass  sie  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  sich  freie 
katholische  Universitäten  befinden,  von  dem  Besuche  heterodoxer  Hochschulen  ab- 
gemahnt und  namentlich  den  Eltern  es  an  das  Herz  gelegt  hat,  ihre  SOhne  nicht  auf 
dieselben  zu  schicken  ^. 

III.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen 
Universitäten.  A.  Im  Allgemeinen.  Die  heute  in  Deutschland  bestehenden 
katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen  Universitäten  sind  meistens 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gegründet  worden,  um  die  erforderlichen 
wissenschaftlichen  Bildungsstätten  ftlr  katholische  Geistliche  zu  beschaffen^,  and 
bleiben  jedenfalls  so  lange  unentbehrlich,  als  staatlicherseits  an  dem  Erforderniss  der 
Ablegung  eines  akademischen  Stadiums  für  die  Erwerbung  von  kirchlichen  oder 
geistlichen  Aemtern  festgehalten  wird  ^.  Die  gedachten  Fakultäten  haben  daher  nicht 
allein  eine  Stellung  als  Theile  der  Universitäten  und  als  Kollegen,  deren  Beruf  in  der 
wissenschaftlichen  Erforschung  und  Weiterentwicklung  der  theologischen  Wissen- 
schaften besteht,  sondern  sie  sind  auch  zugleich  Lehr-  und  Bildungsanstalten  für  die 
katholische  Kirche  und  für  die  Ausbildung  von  Theologen  zum  künftigen  Dienste  in 
derselben^. 

k.  K.  R.  8,  272;  10,  178;  11,  468  n.  29,  269  u.  Kleriker  das  PriTllegium  des  kirchlichen  öe- 

Yering,  K.  R.  2.  Anfl.  S.  836ii.  17,  wofürden  richtsstaiides  gewährt,   wenn  ein  solcher:   ,^n 

stiftongsmässig  katholischen  Charakter  der  öster-  aliqna  schola  vel  uuiversitate  de  licentia  episoopi 

reichischen  Universitäten  Eingetreten  wird.  quasi  in  yia  ad  maiores  ordines  sascipiendos  ver- 

*  Das  Lehensprincip  der  deutschen  Universl-  setur";    Sees.  XXV.   c.  5,  welches  den  Uiiiver- 

täten,  die  Freiheit  der  Wissenschaft,  d.  h.  die  sitaten  in  Betreff  der  Konservatoren,  Bd.  I.  S. 

Freiheit  des  Lehrens  und  Lernens,  bildet  den  179.  180,  dieselbe  privilegirte  Stellung,  wie  den 

absoluten  Gegensatz  gegen  das  Gruudpilncip  der  Regularen  anweist.     Dasselbe  gilt  von  besonde- 

katholischen   Kirche,    die   alles    beherrschende  ren  päpstlichen  Privilegien, 

kirchliche  Autorität.   Daher  der  jesuitische  Hass  ^  Wegen  der  Forderung   der  Seminarbildung 

gegen  die  Universitäten,  welcher  seinen  bezeich-  für  die  Geistlichen  s.  o.  S.  540. 

neuden   Ausdruck  in   den   Worten  der  Civiltä  *  Denn  hier  giebt  es  keine  freie  katholische 

cattolica.  Roma  1868.  anno  XIX.  Vol.  3.  serie  7.  Universität.     Ueberdies  würde  die  Fernhaltung 

p.  266.  267  gefunden  hat :  „Ossa,  non  pnr  aride,  der  katholischen  Laien  von  den  Staatsnniversl- 

ma   fetenti   le  universit),  tanto  4  il  pnzzo  che  täten  in  Deutschland  für  die  katholische  Kirche 

n'esce    dl     dottrine    corrompitrici    e    pestiferi''  den  Nachtheil  haben ,  dass  die  ersteren  wegen 

(Nicht  blos   stinkende,    sondern   übelriechende  des  Mangels  der  erforderlichen  Universitätsbil- 

Gebeine  die  Universitäten,  so  gross  ist  der  Ge-  düng  von  allen  höheren  Yerwaltungs-,    Jastiz- 

stank,  welcher  von  ihren -verderblichen  und  pest-  und  Schul-Aemtem  ausgeschlossen  sein  würden, 

bringenden  Lehren  ausgeht).  5  So  die  Propaganda  1867  und  1885  hinslcht- 

2  S.  namentl.  Sess.  VII.  c.  13.  de  ref.,  wonach  lieh  des  Besuches  der  heterodoxen  Universitäten 

die  „Ah  universitatibus  seu  collegiis  generalium  in  England,  Acta  s.  sed.  17,  557,  vgl.  ferner  das 

stndiorum  ad  quaevis  ecclesiastica  beneflcia  prae-  Prov.-Konzil  v.  Quebec  1863,  coli.  conc.  Lac.  3, 

sentati,    electi  seu  nomlnatl'^,    nicht  der  Kon-  679.      Das   Vorgehen  gegen   die   Universitäten 

flrmation  oder  Approbation  des  Diöcesanbischofs  wird  also  ebenso  wie  das  gegen  die  Volksschulen 

bedürfen   (s.  auch  Bd.  ITI.  S.  53.    98) ;    Sess.  (s.  o.  S.  693)  den  Umständen  angepasst 

XXIII.  c.  6  de  ref.,  welches  für  die  blos  Tonsu-  «  S.  o.  S.  528  ff.                        '  s.  o.  S.  552. 

rirten  und  In  den  niederen  Weihen  befindlichen  ^  Das  ist  auch  mehrfach  in  den  Statuten  aus- 
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In  Folge  dessen  war  die  katholische  Kirche  berechtigt,  den  Anspruch  za  er- 
heben, dass  bei  der  Einrichtung  der  Fakultäten  auf  ihre  Bedürfnisse  und  Anforde- 
rungen Rücksicht  genommen  und  ihr  ferner  ein  gewisser  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  Lehrstühle,  sowie  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Lehrer  und  über  die  Ausübung 
ihrer  Lehrthätigkeit  eingeräumt  wurde.  Die  kirchlichen  Organe  zur  Ausübung  dieser 
Befugnisse  konnten  nach  der  Entwicklung  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  nur  die 
Diöcesanbischöfe  sein.  Einmal  hatte  das  Tridentinum  in  seinen  Vorschriften  über  die 
Errichtung  der  Seminarien  das  Prinzip  aufgestellt,  dass  die  Heranbildung  der  Geist- 
lichen Diöcesansache  des  Bischofs  sei  \  und  selbst  die  Päpste  hatten,  während  der 
Periode,  in  welcher  die  mittelalterlichen  Universitäten  ihre  alte  korporative  Selbstr- 
ständigkeit  und  damit  ihre  frühere  freie  Stellung  gegenüber  der  Kirche  verloren  ^, 
die  neugegründeten  und  mit  den  üblichen  Privilegien  der  Universitäten  ausgestatteten 
Lehranstalten  der  Leitung  der  Bischöfe  unterworfen  3.  Dazu  kam,  dass  die  Verein- 
barungen, welche  zwischen  der  Kurie  und  den  einzelnen  deutschen  Regierungen 
behufs  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten dieses  Jahrhunderts  eingegangen  waren,  wenngleich  sie  nur  die  Errichtung 
von  Seminarien  in  das  Auge  fassten  ^,  doch  gerade  durch  die  darauf  bezü^ichen 
Vorschriften  ebenfalls  das  Prinzip  des  Tridentinums,  dass  den  Bischöfen  die  Sorge 
für  die  Ausbildung  des  Diöcesanklerus  obliege,  wiederholt  haben,  und  dass  die  von 
den  Regierungen  neu  errichteten  oder  neuorganisirten  theologischen  Fakultäten  einen 
Ersatz  für  die  nach  dem  Tridentinum  den  Seminarien  zugewiesene  theologisch  wissen- 
schaftliche Ausbildung  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  bilden  sollten. 

So  konnte  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  kein  Zweifel  sein,  dass  diese  An- 
stalten ihrem  Wesen  und  Zwecke  nach  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  zu  unterstellen 
waren  ^,  und  dass  dieselben,  da  sie  in  ihrer  Verfassung  vielfach  von  den  mittelalter- 
lichen Universitäten  abwichen  <^,  und  Theile  von  staatlichen  Anstalten  waren,  nicht 
jene  freie  und  exemte  Stellang,  wie  die  ersteren,  zu  beanspruchen  hatten  ^. 

Hierin  traf  die  kirchliche  Entwicklung  überdies  mit  den  Anschauungen  der 

gesprochen  worden,  Bonner  Statuten  von  1834.  665  n.  ö.  6)  den  Bischöfen  die  Aufsicht  über  die 

$.  1 :  ,;.  .  .  ihr  besonderer  Zweck  geht  dahin,  für  theologischen  Fakultäten  zugewiesen  hat.  Femer 

denDlenst  der  katholischen  Kirche  der  westlichen  spricht  dafür  das  einen  integrirenden  Thell  des 

Provinzen  des  prenssischen  Staates  tüchtige  und  Österreich.   Konkordats  bildende  Schreiben  des 

würdige  Geistliche  auszubilden^,  in  den  Bres-  kaiserlichen  Bevollmächtigten    Kardinals  Raa- 

lauer  (s.  g.  Reglement)  v.  1840.  S-  47:  .^usser-  scher  v.  18.  August  1855  Nr.  I,  Arch.  f.  k.  K. 

dem,  dass  die  katholisch  -  theologische  Fakultät  R.  1,  XX:    „  .  .  .  Multa  sunt  quae  suadeant,  ut 

eine  wissenschaftliche  Korporation  und  solche  ein  sacrorum  antlstites  in  univeraitatibus  aichioancel- 

Theil  der  Universität  ist,  steht  sie  auch,  inwiefern  larii  seu  cancellarii  partes  agaut ;  quatenus  diffi- 

ihr  die  Bildung  der  katholischen  Geistlichen  der  cultates  obstent,  in  facultatem  tarnen  theologi- 

Diöcese  Breslau  anvertraut  ist,  in  einem  Yerhält-  cam    secluso   cancellarii  officio  peculiarem  io- 

niss  zum  fürstbischöflichen  Stuhle  von  Breslau.''  fluxam  exercebunt^  welches,  sofern  das  theil- 

1  S.  0.  S.  502.  weise  in  Oesterreioh  noch  vorhandene  Kanzlcr- 

2  S.  0.  S.  659.  660.  amt  nicht  in   die   Hände   der  Bischöfe   gelegt 

3  S.  661  n.  1.  werden  konnte,  die  Ausschliessung  jeglicher 
*  S.  0.  S.  529  ff.  Rechte  des  Kanzlers  über  die  theologische  Fakal- 
5  Vgl.  auch  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  tat  und  die  Unterstellang  derselben   unter  die 

28.  35.  Bischöfe  als  solche  in  Aussicht  stellt.     Was  die 

0  So  war  namentlich  von  dem  alten  kirchlichen  heutigen  Verhältnisse  betrifft,  so  bestimmt  das 

Kanzleramt  (s.  o.  S.  650.  651)   bei  den  moder-  österreichische  Gesetz  v.  27.   April  1873,  betr. 

neu  Universitäten  und  theologischen  Fakultäten  die  Organisation    der    akademischen  Behörden 

in  Deutschland  keine  Rede  mehr.  §.  26,  v.  Schweickhardt  a.  a.  0.  S.  81,   dass 

^  Dass  dies  die  massgebende  Auffassung  der  das  Kanzleramt  an  den  Universitäten  Wien  und 

Kurie  ist  und  war,  bestätigt  der  Umstand,   dass  Prag  auf  die   katholisch-theologische  Fakultät 

man  auch  in  den  neueren  Konkordaten  (s.  o.  S.  beschränkt  ist. 
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Regierungen  zasammen,  welche  bei  ihren  Bestrebnngen  auf  Erlangung  von  Landes- 
bisthflmern ,  die  sich  mit  ihren  Territorien  decken  sollten,  und  auf  möglichste 
Ausschliessung  der  Einwirkung  des  Papstes,  wohl  geneigt  waren,  den  Bischöfen 
einen  gewissen  Einfluss  auf  die  theologischen  Fakultäten  ihrer  Landesuniversitäten 
zuzugestehen,  aber  eine  Exemtion  derselben  von  der  bischöflichen  Gewalt  und  eine 
direkte  Unterstellung  unter  den  Papst  niemals  geduldet  haben  würden. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  haben  sie  auch  von  vornherein  einzig  und  allein  die 
Bischöfe  als  diejenigen  kirchlichen  Organe,  zu  welchen  die  katholisch-theologischen 
Fakultäten  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  gesetzt  wurden,  in  das  Auge  gefasst^ 

Dass  die  betreffenden  Bezielinngen  seitens  der  Staatsregierungen  zu  regeln  waren 
und  die  von  denselben  erlassenen  Bestimmungen,  gleichviel  ob  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stimmung der  Bischöfe  ergangen  waren,  rechtliche  Gültigkeit  hatten,  auch,  so  weit 
sie  noch  in  Kraft  sind,  besitzen,  kann,  da  es  sich  um  die  Errichtung  von  staatlichen 
Anstalten  handelt,  keinem  Zweifel  unterworfen  sein  2. 

Was  des  Näheren  die  materielle  Regelung  der  fraglichen  Beziehungen  betrifft, 
so  musste  dabei  selbstverständlich  von  vornherein  jede  Bestimmung  über  das,  was 
die  Fakultäten  als  katholisches  Dogma  zu  lehren  hatten,  ausgeschlossen  bleiben,  denn 
in  dieser  Hinsicht  hatte  der  Staat  die  von  den  rechtlich  befugten  Organen  der  Kirche 
ausgegangenen  Entscheidungen  als  massgebend  hinzunehmen  ^.  Im  Uebrigen  ist  das 
Verhältniss  der  Fakultäten  zu  den  Bischöfen  in  den  deutschen  Staaten  und  in 
Oesterreich  sehr  verschieden  geregelt,  je  nachdem  man  in  Nachgiebigkeit  gegen 
die  kirchlichen  Forderungen  oder  unter  Zurückweisung  derselben  den  kirchlichen 
Zweck  der  Fakultäten  oder  ihre  Stellung  als  staatliche  Lehranstalten  mehr  betont  hat  4. 

B.  Im  Einzelnen.  1.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten 
sind  der  Natur  der  Sache  nach  konfessionelle  Lehrkörper,  d.  h.  es  können  an 
ihnen  nur  Katholiken  als  Lehrer  (als  ordentliche  und  ausserordentliche,  sowie  Hono- 
rar-Professoren) angestellt  und  als  Privatdozenten  zugelassen  werden^.  Das  versteht 
sich,  wennschon  die  meisten  Fakultätsstatuten  dies  nicht  ausdrücklich  vorschreiben, 
der  Natur  der  Sache  nach  von  selbst,  da  nach  der  hier  massgebenden  katholischen 
Auffassung  nur  rechtgläubige  Katholiken  die  katholische  Theologie  lehren  können 
und  dürfen  ^. 


1  S.  0.  S.  628  if.  nnd  671  n.  8.  Die  Bonner  ultramont&nei  Seite  bestritten  worden  wäre.  So 
Statuten,  welche  im  %,  4  die  Rechte  des  Bischofs  behauptet  Kugel  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  30,  102, 
blnsiohtlicb  der  Fakultät  näher  normireu,  sagen  dass  das  Breslauer  Fakultätsstatut  y.  1840  dem 
in  dem  diesen  Abschnitt  (II)  einleitenden  $.  3:  Fürstbischof  v.  Breslau  i.  J.  1850  nicht  Insoweit 
„Das  Verhältniss  der  katholisch  -  theologischen  entgegen  gehalten  werden  konnte,  als  es  sein 
Fakultät  ergiebt  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Ordinariatsrecht  einschränkt ,  well  er  niemals 
folgt  im  Allgemeinen  der  Analogie  des  kanonl-  dem  Statut  beigetreten  sei.  Dabei  übersieht 
sehen  Rechts.^  Der  erste  Satz  kann  nur  bedeu-  Kug  el  aber  selbst  von  seinem  Standpunkt  aus, 
ten,  dass  sie  ihren  Lehrzweck  auf  der  Grundlage  dass,  nachdem  die  Bischöfe  von  Breslau  Jahr- 
des  katholischen  Dogmas  und  in  Gebundenheit  zehnte  lang  die  Ausbildung  der  Theologen  in 
an  dasselbe  erfüllen  soll;  der  zweite  Jedenfalls  Breslau  nicht  gehindert  und  auf  Grund  der  Fakul- 
nur  80  viel,  dass  sie  zu  dem  Bischof  in  ein  be-  tätsstatuten  bei  der  Bestellung  von  Professoren 
stimmtes  Verhältniss  gesetzt  ist,  nicht  aber,  dass  mitgewirkt  haben,  darin  doch  eine  (freilich  für 
der  letztere  die  volle  bischöfliche  Jurisdiktion  den  Staat  rechtlich  gleiohgültige)  Anerkennung 
üben  soll,  denn  dies  wird  geradezu  durch  die  der  Statuten  gelegen  hat. 

Worte  „nach  Analogie"  ausgeschlossen.      Diese  ^  Vgi.  hierzu  aber  auch  unten  S.  684. 

sind  offenbar  deshalb ,   weil  die   Fakultät  eine  ^  Vgl.  übrigens  auch  0.  S.  552  ff. 

staatlicheist,  gewählt.  ^  Wegen  der  Altkatholiken  s.  u.  S.  687, 

2  Das  hätte  nicht  der  besonderen  Hervorhebung  ^  Uebrigens  ergiebt  sich  dies  auch  daraus, 
bedurft,  wenn  diese  Auffassung  nicht  auch  von  dass  nach  vielen  Statuten  die  Professoren  den 

Hinsehias,  Kirchenrecht  IV.  43 
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Nicht  minder  ist  die  Zugehörigkeit  zur  katholischen  Kirche  fttr  die  Einflchieibnng 
bei  den  betreffenden  Fakultäten  nothwendig^  denn  diese  sind  zur  Vorbildung  künf- 
tiger katholischer  Geistlicher  bestimmt  und  können  also  nur  den  Katholiken  offen 
stehen^. 

2.  Die  Rechte  der  Bischöfe  bei  der  Anstellung  der  theologischen 
Professoren  (und  der  Professoren  anderer  Fakultäten),  a.  Das  Recht 
der  gutachtlichen  Aeusserung  und  der  Ablehnung.  In  neuerer  Zeit  ist 
seitens  der  katholischen  Bischöfe  mehrfach  behauptet  worden,  dass  das  Lehramt  der 
Theologie-Professoren  ein  kirchliches  Amt  sei^,  und  darauf  wenigstens  im  Prinzip 
das  Recht  zur  Besetzung  der  betreffenden  Stellen  ^  gegründet  worden.  Dass  fttr  das 
Lehren  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  geschaffen  werden  kann^,  Usst  sich  aller- 
dings nicht  leugnen,  weil  das  Lehren  der  kirchlichen  Glaubenswahrheiten  zu  den 
kirchlichen  Thätigkeiten  gehört.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht,  dass  jedes  Amt,  wel- 
ches diese  Funktion  umfasst,  ein  kirchliches  sein  muss.  Wenn  der  Staat  fitr  die 
Ausbildung  der  katholischen  Theologen,  also  im  Interesse  der  Kirche,  andererseits 
aber,  weil  er  die  Vorbildung  auf  Staatsuniversitäten  von  seinem  Standpunkt  ans  f&r 
wünschenswerth  erachtet,  katholisch-theologische  Fakultäten  mit  den  entsprechenden 
Lehrstellen  gründet,  so  sind  die  betreffenden  Aemter  in  erster  Linie  staatliche  Aemter. 
lüt  der  Errichtung  solcher  überschreitet  der  Staat,  welchem  heute  die  Pflege  des 
höheren  wissenschaftlichen  Unterrichts  zukommt,  seine  Zuständigkeit  nicht,  denn  die 
katholische  Theologie  gehört,  wennschon  ihre  Lehre  auch  der  Kirche  dient,  doch  zu 
dem  Kreise  der  Universitätswissenschaften.  Wie  der  Staat  die  übrigen  staatlichen 
Aemter  zu  besetzen  hat,  so  ist  er  auch  berechtigt,  die  Vergebung  theologischer  Pro- 
fessuren seinerseits  in  Anspruch  zu  nehmen,,  und  darauf  zu  bestehen,  dass  das  Be- 
amten-Treuverhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Anzustellend^en,  nicht  aber  zwischen 
dem  letzteren  und  der  Kirche  begründet  wird.  Nur  dazu  ist  er  aus  den  oben  S.  553 
gedachten  Gründen  verpflichtet,  bei  der  von  ihm  vorzunehmenden  Anstellnng  den 
geistlichen  Oberen^  eine,  die  Interessen  der  Kirche  wahrende  Mitwirkung  zu  gestatten. 

Was  die  positive  Regelung  betrifft,  so  ist  in  Baiern^,  in  Württemberg  und 


theologischen  Doktor-  bez.  Lizentiatengiad  be-  ^  S.  o.  S.  664  und  die  S.  666  n.  3  citirte  Er- 
sitzen oder  binnen  kurzer  Frist  erwerben  müssen,  klärung. 

so  z.  B.  nach  den  Bonner  $.  25  und  den  Eres-  3  Wenngleich  sie  den  Regierungen  die  Er- 
lauer $.  10,  dass  aber  diese  Grade  vielfach  blos  nennung  unter  Vorbehalt  der  bischöflichen  Be- 
an  Kleriker,  welche  die  Subdiakonatsweihe  be-  stätigung  zugestanden  haben,  s.  o.  S.  664.  665. 
sitzen,  ertheilt  weiden  können,  Bonner  $.  33,  666. 

Breslauer  §.  36 ,    Münchener  $.  1 ;    Tübinger,  *  So  z.  B.  das  Amt  eines  Professors  der  einen 

Würzburger  $.2,  M.  B  a  u  m  g  a  r  t ,  Grundsätze  und  oder  andern  theologischen  Disziplin  an  einem 

Bedingungen  der  Doktorwürde  bei  allen  Fakul-  bischöflichen  Seminar.     Tgl.  überhaupt  Bd.  IL 

töten  .  .  .  d.  deutsch.  Reichs.    Berlin  1884.    S.  S.  364. 

16.  25.  68.  65,  ja  In  Freiburg  für  die  Doktor-  ^  Dass  die  anzustellenden  Lehrer,  wenn  sie 

würde  sogar  die  Diakonatsweihe  gefordert  wird,  Geistliche   sind  oder  geistliche  Aemter  haben, 

a.  a.  0.  S.  33.     Für  die  Habilitation  als  PriTst-  zur  Annahme  einer  Professur  oder  zur  Ausübung 

dozent  Ist  ebenfalls,  Tgl.  z.  B.  die  Bonner  und  der  Lehrthätlgkelt  eines  Priiratdozenten  der  Qe- 

Breslauer  Statuten  $.  46,  bez.  $.  14,  dieSudlako-  nehmlgung  des  Bischofs  bedürfen,  versteht  sich 

natswelhe  erforderlich.    Endlich  haben  auch  die  von  selbst,  s.  Bd.  I.  S.  138,  und  steht  hier  nicht 

Professoren ,  Privatdozenten,  Doktoren  und  Lizen-  in  Frage. 

tiaten  nach  manchen  Statuten  die  professlo  fidel  ^  Die  S.  666  n.  6  citirte  Entschliessung  von 

Tridentlna  abzulegen,  s.  darüber  unten  S.  678.  1862  ist  freilich   unterm   10.  November  1873 

^  Dass  allerdings  an  den  Staatsuniversitäten  widerrufen   worden   (Ztschr.  f.  K.  R.  12,  269); 

.auch  andere   Studirende  Vorlesungen  von  Pro-  indessen  hat  der  Kultusminister  sich  1882  bereit 

fessoren  der  katholischen  Theologie  hören  können,  erklärt,  vor  dem  Antrag  auf  Anstellung  bei  dem 

ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen.  König  ausser  dem  Gutachten  der  theologischen 
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in  Baden^  dem  Bischof  bloa  eine  gutachtliche  AenBsening  vor  der  Anstellung  zu- 
gestanden.  Eine  entscheidende,  die  Regierungen  rechtlich  bindende  Bedeutung  hat  - 
also  eine  etwaige  Ablehnung  des  Bischofs  nicht^. 

In  Preussen  ist  dagegen  bei  der  Anstellung  der  katholisch-theologischen  Pro- 
fessoren und  vor  der  Zulassung  eines  Kandidaten  (Privatdozenten)  zur  Ausübung  des 
Lehramtes  in  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  den  Bischöfen  ein  Ausschluss- 
recht wegen  begründeter  Bedenken,  welche  die  Lehre  oder  den  Lebenswandel  der 
in  Frage  stehenden  Persönlichkeit  betreffen 3,  gewährt^.  Aber  nicht  der  Bischof, 
sondern  die  Staatsregierung  hat  darüber  zu  befinden,  ob  die  Bedenken  begründet  sind. 

In  Oesterreich  endlich  hat  man  die  Anstellung  der  vom  Kaiser  zu  ernennenden 


FaknltSt  und  des  UniTersitatssenates  auch  ein 
Gutachteu  des  Biöoesanbiscbofs  über  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  sittlichen  Wandel 
des  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  einzu- 
holen, Silbernagl,  Yeifassung  sämmtl.  Reli- 
gionsgesellsohaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  253 
n.  1,  und  thatsächlich  findet  auch  Tor  der  An- 
stellung der  theologischen  Professoren  eine  Ver- 
ständigung der  Regierung  mit  dem  Bischof  statt 

1  Da  die  Vorschriften  der  Konkordate  für  diese 
beiden  Länder  (s.  o.  S.  665  n.  6.  u.  7)  nicht  in 
Kraft  getreten  sind,  so  ist  es  hier  bei  den  frühe- 
ren Bestimmungen,  o.  S.  664  n.  1,  yerblieben. 
Die  Gesetze  über  die  Stellung  der  katholischen 
Kirche  t.  1860  (Baden)  und  y.  1862  CWürttem- 
berg)  haben  keine  hierher  gehörigen  Vorschrif- 
ten. Die  Motive  des  letztem  zu  Art  14  (Gol- 
ther  a.  a.  0.  S.  529)  erklären  allerdings :  ,,Wenn 
nach  %%.  71.  78  der  Verfassungsurkunde  die 
Leitung  und  Verwaltung  der  inneren  kirchlichen 
Angelegenheiten  der  Kirchenbehörde  Überlassen 
werden  soll,  so  muss  auch  anerkannt  werden, 
dass  das  Urtheil  darüber,  ob  ein  Lehrer  der 
Theologie  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen 
Kirche  die  richtige  Ansicht  vortrage,  als  eine 
innere  kirchliche  Angelegenheit  dem  Bischof  zu- 
kommt. Die  K.  Regierung  wird  hiemach  keinen, 
den  der  Bischof  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
für  unfähig  zu  theologischen  LehnrortriLgen  er- 
klärt hat,  auf  eine  Lehrerstelle  an  der  katholisch- 
theologischen  Fakultät  ernennen.^ 

s  Faktisch  wird  sich  allerdings  die  Regierung 
nicht  darüber  hinwegsetzen  können,  wenn 
schwerwiegende  und  begründete  Bedenken  gegen 
die  Lehre  und  den  Lebenswandel  geltend  ge- 
macht sind,  weil  sonst  der  Bischof  den  Kandi- 
daten den  Besuch  der  Vorlesungen  des  betr. 
Professors  verbieten  und  denjenigen,  welche 
ihnen  dennoch  angewohnt  haben,  die  Ertheilung 
der  Weihen  yerweigem  würde. 

3  In  den  Statuten  der  Bonner  und  Breslauer 
Fakultät  V.  1834  bez.  1840  (die  ersteren  bei 
Koch,  d.  preuss.  Universitäten  1,  232)  sind 
die  Rechte  der  Bischöfe  von  Köln  und  Breslau 
auf  Grundlage  der  Instruktion  für  die  Priester 
des  kön.  Schulinsütuts  in  Schlesien  y.  26.  Aug. 
1776  (Koch  1,  246;  Lehmann,  Preussen  und 
die  katholische  Kirche  seit  1640.  5,  158)  normirt 
worden.  Der  %.  5  desselben  bestimmt:  „dass, 
wenn  von  Besetzung  eines  Lehrstuhls  bei  der 
theologischen  Fakultät  die  Bede  ist,  das  von  dem 
Institut  vorgeschlagene  Subjekt  zuvörderst  dem 


Ordinario  priUentIrt  werden,  und  dieser  bei  be- 
gründeten Einwendungen  gegen  Lehre  und 
Wandel  des  Präsentati  demselben  Exklusivam 
zu  geben  berechtigt  sei,  falls  aber  dieser  niehts 
dagegen  zu  erinnern  findet,  sodann  das  Placitum 
des  Kön.  Kommissarii  eingeholt  werden  soU.^ 
Demgemäss  verordnen  die  gedachten  Statuten 
%.  4,  bez.  $.  48:  „dass  in  der  kathoUsoh-theolo- 
gischen  Fakultät  zu  Bonn  (Breslau)  Niemand 
angestellt  oder  zur  Ausübung  des  Lehramtes  zu- 
gelassen werden  soll  ohne  vorhergegangene  Rück- 
frage bei  dem  erzbischöflichen  (bischöflichen) 
Stuhle  (von  Breslau),  und  dass  dieser  berechtigt 
sein  soll,  wegen  erheblicheri  die  Lehre  oder  den 
Lebenswandel  des  in  Vorschlag  Gebrachten  be- 
trefTenden  Bedenken  die  Anstellung  oder  Zu- 
lassung desselben  abzulehnend  Nach  den  Sta- 
tuten für  die  Akademie  in  Münster  v.  1832. 
$.  6,  Koch  1,  685,  soll  die  Stellung  der  theo- 
logischen Fakultät  zum  Bischof  derjenigen  der 
eben  gedachten  beiden  Fakultäten  zu  ihren  Diö- 
cesanblschöfen  gleich  sein :  „Hiernach  ist  1)  der 
Bischof  von  Münster  berechtigt,  einem  in  der 
theologischen  Fakultät  anzustellenden  ordent- 
lichen oder  ausserordentlichen  Professor,  wie 
aueh  Privatdozenten  bei  begründeten  Einwen- 
dungen gegen  dessen  Lehre  oder  Wandel  Exklu- 
sivam  zu  geben,  und  vrlrd  daher  vor  Jeder  An- 
stellung und  Beförderung  eines  Lehrers  bei  der 
gedachten  Fakultät  der  Bischof  deshalb  gehört 
werden." 

*  Dagegen  bestimmen  die  Statuten  für  das 
Lyoeum  Hosianum  in  Braunsberg  v.  1843.  $.  6 : 
„Was  die  Stellung  der  theologischen  Fakultät  des 
Lycei  zu  dem  bischöflichen  Stuhle  von  Ermland 
betrifft,  so  ist  1.  der  Bischof  von  Ermland  be- 
fugt, bei  der  Anstellung  eines  Professors  oder 
Dozenten  in  der  theologischen  Fakultät  seine  et- 
waigen Bedenken  gegen  dessen  Lehre  oder 
Lebenswandel  zur  Sprache  zu  bringen,  und  wird 
derselbe  daher  vor  Jeder  Bestellung  oder  Beför- 
derung eines  Lehrers  in  der  gedachten  Fakultät 
mit  seiner  Erklärung  gehört  werden.''  Nach 
dem  Wortlaut  dieses  $.  ist  dem  Bischof  kein 
Ausschllessungsreoht,  sondern  nur  ein  Recht  auf 
Geltendmachung  seiner  Bedenken  zugestanden. 
Dass  diese  abschwächende  Fassung  bewusster 
Weise  gewählt  ist,  kann  im  Hinblick  auf  die 
Ausdrucksweise  der  in  vor.  Anm.  citirten  Statu- 
ten (namentlich  aueh  der  $  7  der  Münstersohen 
Statuten,  s.  darüber  S.  676)  nicht  zweifelhafter- 
scheinen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.242. 


Professoren  der  Theologie  davon  abh&ngig  gemacht,  dass  der  Bischof  sich  bereit  erkülrt, 
dem  in  Aassicht  genommenen  Kandidaten  die  Sendung  und  Vollmacht  (die  s.  g.  mUsio 
canonica)  zum  Lehramt  zu  ertheilen  ^ ,  nnd  der  Bischof  hat  nicht  nnr  bei  der  Feststellang 
der  Qualifikation  der  zu  befördernden  E^andidaten  mitzuwirken,  sondern  es  ist  ihm  auch 
bei  der  Besetzung  derjenigen  Professuren,  welche  zugleich  fftr  den  Unterrieht  der 
Zöglinge  des  bischöflichen  Seminars  mit  bestimmt  sind,  die  Berücksichtigung  des  von 
ihm  vorzugsweise  als  geeignet  bezeichneten  Kandidaten,  falls  nicht  etwa  ein  poli- 
tisches Bedenken  gegen  denselben  obwaltet,  zugesichert  2. 

In  Preussen  ist  femer  vor  der  Anstellung  aller  Professoren  oder  Dozenten  an 
der  philosophischen  Fakultät  des  Lyceum  Hosianum,  bei  der  Akademie  zu  Mllnster 
blos  vor  der  eines  Professors  oder  Privatdozenten,  welchem  der  Vortrag  der  theore- 
tischen oder  praktischen  Philosophie  anvertraut  werden  soll,  „der  Bischof  gleichfalls 
zu  befragen,  ob  er  gegen  die  Rechtgläubigkeit  und  Sittlichkeit  des  Anzustellenden 
etwas  zu  erinnern  habe'* ^. 


1  V.  Y.  29.  Man  1858,  8.  o.  S.  564  11.  7:  ^An 
den  theologischen  Faknltäten  ist  bei  Anstellung 
der  von  S.  Majestät  zu  ernennenden  Professoren 
in  nachstehender  Weise  Torzugehen:  Wird  an 
einer  theologischen  Faknltat  die  Stelle  eines  Pro- 
fessors erledigt,  dessen  Lebrthätigkeit  nothwen- 
dig  ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen 
Seminars  in  Gemassheit  des  von  S.  Majestät 
vorgelegten  Lehrplanes  aiiterrichtet  werden,  und 
wünscht  der  Bischof  für  dieselbe  einen  Mann, 
welcher  seine  Befahigong  bereits  durch  Leistun- 
gen im  Lehrfaohe  oder  als  Schriftsteller  hin- 
reichend bewährt  hat,  so  bleibt  es  demselben 
unbenommen,  sich  nach  Anhörung  des  theolo- 
gischen Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Uuterrichts- 
Mlnisterium  in  Verbindung  zu  setzen.  Wünscht 
der  Bischof  keine  Berufung  oder  sollte  über  die- 
selbe ein  Einvernehmen  nicht  hergestellt  werden 
können,  so  ist  durch  das  Unterrichts-Ministerlam 
mittelst  der  öfTentlioben  Blätter  eine  Bewerbung 
auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Prüfung 
erforderlichen  Fragen  bestimmt  der  Bischof  und 
übergiebt  dieselben  dem  genannten  Ministerium, 
welchem  es  vorbehalten  ist,  einem  Bewerber  zu 
gestatten,  der  Konkursprüfung  sich  an  einer  in 
der  Auschreibung  nicht  betheiligten  Lehranstalt 
zu  unterziehen.  Der  Probevortrag  wird  im  Bei- 
sein eines  bischöflichen  Kommissars  gehalten 
(s.  dazu  auch  0.  S.  564).  —  Die  Beurtheilung 
des  wissenschaftlichen  Werthes  der  Prüfungs- 
arbeiten wird  das  Ministerium  in  der  bisher  üb- 
lichen Weise  veranlassen  und  sodann  unter  Mit- 
theilung sämmtlicher  Gesuche,  der  Prüfungs- 
arbeiten und  der  Beurtheilung  des  Probevortrags 
sich  mit  dem  betreffenden  Bischöfe  ins  Einver- 
nehmen setzen,  damit  die  Wünsche  desselben 
im  Sinne  des  VI.  Konkordats-ArUkels  (0.  S.  665 
n.  5)  berücksichtigt  werden  können.  In  letzterer 
Beziehung  müsste  eine  Ausnahme  eintreten, 
wenn  einem  Manne,  welchen  der  Bischof  zur 
Verwaltung  des  erledigten  Lehramtes  für  vor- 
zugsweise tauglich  hielte,  ein  politisches  Be- 
denken Im  Wege  stünde.  —  Wird  an  einer  theo- 
logischen Fakultät  die  Stelle  eines  Professors 
erledigt,  dessen  Lebrthätigkeit  nicht  nothwendig 
Ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 


nars in  Gemassheit  des  S.  Majestät  rorgelegten 
Lehrplanes  unterrichtet  werden,  so  steht  es  dem 
Bischof  der  Diöcese  frei,  auf  die  Berufung  eines 
befähigten  Mannes  anzutragen,  sowie  such  das 
k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen  solchen 
bezeichnen  kann.  Wird  es  als  nothwendig  aner- 
kannt, eine  Bewerbung  auszuschreiben,  so  sind 
die  obigen  Bestimmungen  zu  beobachten.  Die 
Ernennung  wird  stets  einem  aus  Jenen  zu  Theil 
werden,  welchen  der  Bischof  die  Sendung  und 
Vollmacht  des  Lehramtes  zu  ertheilen  bereit  ist' 

Die  cltirte  V.  war  zwar  zur  Durchführung  des 
Konkordates  bestimmt,  und  wenngleich  dauelbe 
durch  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1874  Art.  I.  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  beseitigt  worden  ist,  so  hat 
das  letztere  doch  ($.  30 :  „Die  Einrichtung  der 
katholisch-theologischen  Fakultäten  wird  durch 
besonderes  Gesetz  geregelt^)  nichts  Positives  ao 
die  Stelle  gesetzt.  Es  ist  also  bei  den  Bestim- 
mungen der  citirten  V.  geblieben,  s.  auch.  v. 
Schweickhardt  1,  272  n.  *. 

Eine  Betheiligung  des  Bischofs  bei  der  Zu- 
lassung Ton  Privatdozenten  fordert  die  ange- 
gebene V.  nicht,  und  wenngleich  der  Art.  6  des 
Konkordats,  wonach  auch  hier  die  missio  nöthig 
Ist,  nicht  mehr  In  Kraft  steht,  so  verlangt  doch 
die  kaiserliche  V.  v.  23.  April  1860.  $8-  *•  3, 
8. 0.  S.  665  n.  2,  für  diese  gleichfalls  die  binchöC- 
llche  Ermächtigung. 

2  Vgl.  die  In  d.  vor.  Anm.  cit.  V.  v.  1858. 

3  Clt.  Statuten  des  Lyceum  Hosianum  $.7  0. 
der  Akademie  zu  Münster  $.  7.  Von  einem 
AusschluBsrecht  ist  hier  also  nicht  die  Bede. 
Das  zeigt  namentlich  der  Gegensatz  zvdschen 
%.  6  u.  $.  7  der  zuletzt  gedachten  Statuten,  b. 
auch  o.  S.  675  n.  3.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  Bestimmungen  erklärt  sich  daraus,  dass 
die  erstgedachte  Anstalt  lediglich  zur  Ausbildang 
von  Theologen  bestimmt  ist. 

Für  die  theologisch  -  katholischen  Fakul- 
täten zu  Bonn  und  Breslau  bestehen  derartige 
Rechte  des  Bischofs  nicht,  vielmehr  ist  in  der 
Stiftungsurkunde  für  Bonn  v.  18.  Oktober  1818 
Nr.  5  und  im  königliehen  Plan  für  Breslau  vom 
3.  August  1811.  $.  6,  Koch  1,  172.  294,  nur 
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b.  Die  missio  canonica  für  die  Professoren  und  Dozenten  der 
Theologie.  Erst  seit  dem  Jahre  1848  haben  die  deutschen  Bischöfe  allgemein  die 
Forderung  aufgestellt,  dass  Niemand  an  einer  Unterrichtsanstalt  katholischen  Reli- 
gionsunterricht ertheilen  solle,  welcher  nicht  vorher  die  s.  g.  missio  canonica  erhalten 
habe  i,  und  diesen  Anspruch  auch  in  Betreff  der  Professoren  und  Dozenten  der  katho- 
lischen Theologie  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  2.  Dies  letztere  Verlangen  hat 
an  dem  früheren  kirchlichen  Recht  keinen  Anhalt^.     Allerdings  entspricht  es  der 


angeordoet,  dass  in  der  philoBophischen  Fakultät 
immer  ein  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
katholischer  Konfession  neben  einem  solchen 
evangelischer  Konfession  angestellt  werden  soll. 
In  Bonn  kann  endlich  der  Professor  des 
Kirchenrechts  aus  der  Juristischen  Fakultät, 
welcher  der  katholisch -theologischen  Fakultät, 
um  an  den  in  das  Gebiet  des  Kirchenrechts 
fallenden  Fakultatsgeschäf ten ,  namentlich  bei 
der  Erstattung  von  Gutachten  theilzunehmen, 
Tom  Ministerium  überwiesen  wird,  der  Fakultät 
allein  mit  Zustimmung  des  erzbischöflichen 
Stuhles  zugetheilt  werden,  $.13  der  Statuten. 
Für  Breslau  {ßUX,  $.  25)  erfolgt  eine  solche  Zu- 
weisung überhaupt  nur,  wenn  kein  Professor  des 
Kirchenrechts  sich  in  der  theologischen  Fakultät 
befindet,  dann  aber  auch  allein  durch  das  Mi- 
nisterium (ohne  Mitwirkung  des  Bischofs).  In- 
dessen ist  später  sowohl  für  Bonn  und  Breslau 
angeordnet,  dass  der  Lehrstuhl  des  Kirchen- 
rechts in  der  juristischen  und  der  der  Geschichte 
in  der  philosophischen  Fakultät  stets  doppelt  mit 
einem  eyangelischen  und  einem  katholischen 
Lehrer  besetzt  werden  soll,  ungedruckte  Kab.-0. 
Y.  26.  September  1853. 

In  den  anderen  Staaten  bestehen  derartige 
Vorschriften  nicht  In  Oesterreich  hat  sich 
dazu  kein  Bedürfnlss  gezeigt.  Dagegen  sind  in 
Baiern  und  Württemberg,  dort  in  der 
Kammer,  hier  seitens  der  katholisch-theologisch. 
Fakultät  derartige  Forderungen  erhoben  worden, 
welche  aber  höchstens  den  Erfolg  gehabt  haben, 
dass  vereinzelt  katholische  Extraordinarien  für 
Philosophie  undGeschichte  angestellt  worden  sind. 

Das  einen  Theil  des  österreichischen  Kon- 
kordats bildende  Schreiben  des  Kardinals  Rau- 
scher vom  18.  August  1855  hatte  unter  Nr. 
V,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  XXI,  zugesichert, 
dass  vor  der  Bestellung  des  Professors  des 
Kirchenrechts  in  den  juristischen  Fakultäten  die 
^ententia  episcopi  diocoesani  de  eins  fide  et 
doctrina  exspectetur",  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 
19,  39,  indessen  ist  es  bei  der  Kult.  Min.  Y.  v. 
1851,  V.  Schweickardt  a.  a.  0.  1,  283,  ver- 
blieben, nach  welcher  das  Kirchenrecht  für  Theo- 
logen besonders  von  einem  Professor  in  der  theo- 
logischen Fakultät  oder  von  einem  anderen  ge- 
eigneten Manne  gelesen  werden  soll. 

»  S.  0.  S.  620. 631 ;  Kölner  Pro v.-Konzü  v.1860, 
coli.  cono.  Lac.  5,  368 :  ^^ne  quis  sacras  scien- 
tias  docendi  munus  suscipiat^nisi  obtenta  a  nobis 
facultate  litteris  exprimenda  et  professione  fidei 
coram  nobis  emissa";  Wiener  v.  1858  u.  Prag 
1860,  1.  c.  p.  206.  432,  welche  im  wesenüichen 
Art.  6  des  Konkordates  wiederholen. 

2  S.  die  0.  S.  664  cit.  Denkschriften,  welche 


dies  als  Minimalforderung  aufstellen,  femer  die 
Erklärung  der  bair.  Bischöfe  Y.  1853  zu  $.  19, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  4i8. 

3  Das  Gegentheil  führt  freilich  Schulte 
i.  Arch.  f.k.K.  R.  19,  46  aus,  welchem  Verl ng, 
K.  R.2.  Aufl.  S.  408;  Richter-Kahl  K.  R. 
8.  Aufl.  S.  1265  n.  4  u.  v.  Scherer  Hdbch.  d. 
K.  R.  1,  316  folgen.  Abgesehen  von  den  bei 
Schulte  angeführten  Stellen,  c.  1.  4.  6.  X  de 
magistr.  V.  6,  welche  nur  beweisen,  —  was  selbst- 
verständlich nicht  zu  leugnen  ist,  —  dass  das 
Lehramt  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  sein 
kann,  und  Trid.  XXIII  can.  7  de  sacram.  ordinis, 
welcher  von  der  Ordination  und  Mission  der  verbl 
et  sacramentorum  minlstri,  also  der  Mission  zum 
geistlichen  Amt  handelt,  vermag  Schulte  für 
seine  Behauptung  nur  Trid.  Sess.  Y.  c.  1  de  ref. 
anzuführen.  Hier  heisst  es  nach  den  Vorschrif- 
ten über  die  Errichtung  des  officium  des  Theo- 
logus  (Bd.  II.  S.  168n.2),  betreffs  der  Anstellung 
eines  Magisters  für  den  Unterricht  in  der  Gram- 
matik, sowie  betreffs  der  Einführung  der  lectio  s. 
Bcripturae  in  den  Klöstern  der  Mönche  und  in 
den  Konventen  der  Regularkanoniker :  „In  gym- 
nasiis  etiam  publicis,  ubl  tarn  honoriflca  et  cete- 
rarum  omnium  maxime  necessaria  lectio  hactenus 
instituta  non  fuerit,  religiosissimorum  principum 
ac  rerumpublicarum  pietate  et  caritate  ad  catho- 
licae  fldei  defensionem  et  incrementum  sanaeque 
doctrinae  conservationem  et  propagationem  insti- 
tuatur  et  ubi  instituta  foret  et  negligeretur,  resti- 
tuatur.  Et  ne  sub  specie  pietatis  impietas  dis- 
semlnetur,  statuit  s.  synodus,  neminem  ad 
huiusmodi  lectionis  officium  tam  publice  quam 
privatim  admittendum  esse,  qui  prius  ab  episcopo 
loci  de  vita,  de  moribus  et  de  scientia  examina- 
tus  et  approbatus  non  fuerit:  quod  tamen  de 
lectoribus  in  clausuris  monachornm  non  intelll- 
gatur^.  Diese  Stelle  bezieht  sich,  wie  Schulte 
selbst  anerkennt,  nicht  einmal  ihrem  Wortlaut 
nach  auf  den  Vortrag  der  Theologie,  und  es  ist 
m.  E.  keineswegs  ausser  Zweifel,  dass  sie  den- 
selben wenigstens  in  sich  begreift,  denn  das 
Tridentinum  bezeichnet  die  Universitäten  als 
universitates  (s.  Sess.  VII.  c.  13  de  ref.,  Sess. 
XIV.  c.  6  de  ref.,  Sess.  XXV.  c.  26  de  ref.), 
nicht  als  gymnasia,  und  die  Vorschrift  passt  für 
die  Universitäten,  an  welchen  damals  fast  überall 
die  Theologie  gelehrt  wurde,  und  welche  bis 
dahin  nicht  unter  .der  Jurisdiktion  der  Bischöfe 
gestanden  hatten,  Schulte  a.  a.  0.  S.  24, 
keineswegs.  Sie  müsste  überdies  nach  Schulte 
die  Universitäten  stillschweigend  ohne  Auf- 
hebung Ihrer  Privilegien  der  bischöflichen  Juris- 
diktion unterworfen  haben,  während  sie  die 
Exemtion   der    Orden    ausdrücklich    wahrt,   s. 
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jetzt,  auch  päpstiicherseits  vertretenen  Anffassnng  i.  Aber  damit  ist  noch  nicht  dar- 
gethan,  dass  der  Staat  verpflichtet  ist,  sich  in  Bezng  auf  die  staatlichen  Unterrichts- 
anstalten  —  und  daza  gehören  auch  die  theologischen  Fakultäten  —  einer  derartigen 
Anfordemng,  welche  früher,  d.  h.  bis  zar  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  niemals  erhoben 
worden  ist^,  zu  ffigen. 

Der  Staat,  welcher  von  den  katholischen  Theologen  den  Besuch  der  Hochschulen 
fordert,  hat  allerdings  daftlr  zu  sorgen,  dass  nicht  ungeeignete  Männer  das  Lehramt 
der  Theologie  ausüben.  Mit  der  Gewährung  eines  Ausschliessungsrechtes  an  die 
Bischöfe  wegen  unsittlichen  Lebenswandels  und  wegen  mangelnder  Rechtgläubigkeit  ^ 
erftlUt  er  aber  seine  desfallsige  Verpflichtung.  Die  Forderung  der  Ertheilung  der  misaio, 
welche  überdies  als  beliebig  widerrufliche  gemeint  ist,  läuft  darauf  hinaus,  dass  der  staat- 
lich angestellte  Professor  der  Theologie  oder  der  staatlich  zugelassene  Privatdozent 
nicht  kraft  des  staatlichen,  sondern  allein  krafi;  des  kirchlichen  Auftrages,  selbst  wenn 
der  Bischof  seinen  Wandel  und  seine  Lehre  nicht  zu  bemängeln  im  Stande  ist  *j  zum 
Lehren  der  Theologie  befugt  sein,  und  diese  Befugniss  auch  nur  so  lange,  als  sie  nicht 
seitens  des  Bischofs  zurückgezogen  ist,  besitzen  soll,  entleert  also  das  staatliche  Amt  — 
abgesehen  von  den  Gehaltsansprüchen  an  den  Staat  —  seines  realen  Inhalts  und  sucht, 
indem  es  demselben  ein  kirchliches  Amt  unterschiebt  ^,  die  Professoren  zu  kirchlichen 
und  zur  beliebigen  Yerftigung  des  Bischofs  stehenden  Beamten  zu  machen. 

Abgesehen  von  Oesterreich^  hat  daher  auch  keiner  der  übrigen  deutschen  Staaten 
bisher  die  auf  Ertheilung  der  missio  erhobenen  Ansprüche  für  die  Dauer  ^  anerkannt^. 
Wird  die  missio  etwa  von  einem  Professor  eingeholt  oder  einem  solchen  ertheilt,  so 
ist  dies  für  den  Staat  und  für  die  amtliche  Stellung  des  betreffenden  rechtlich  voll- 
kommen gleichgültig,  und  ändert  nicht  das  Mindeste  hinsichtlich  der  letzteren  ^. 

c.  Die  Ablegung  der  professio  fidei  Tridentina.  Der  kirchliehen 
Vorschrift,  dass  die  Lehrer  der  Theologie  bei  ihrer  Anstellung  oder  vor  der  Aus- 


ebenfalls  Schalte  a.  a.  0.  S.  45.  46.  Im  Uebri- 
gen  wurde,  selbst  wenn  man  die  Anwendbaikelt 
des  c  1  cit.  auf  die  Theologie-Professoren  zugeben 
wollte,  nnter  approbatio  nnr  die  Taagllchkeits- 
erklärung,  s.  o.  S.  89. 466,  noch  nicht  die  missio, 
eine  jeder  Zeit  widermf  liehe  Ermächtigung,  zu 
verstehen  sein. 

^  S.  das  österreichische,  wurttem- 
bergische,  badische  Konkordat  (s.  o.  S.  665 
n.  5 — 7).  Alle  sprechen  ron  auctoritas  und 
missio,  was  die  deutschen  Texte  mit  Ermächti- 
gung und  Sendung  übersetzen.  Vgl.  darüber  o. 
S.  621  n.  6. 

2  S.  0.  S.  620  und  Friedberg,  Job.  Baptist 
Baltzer  S.  33  n.  1. 

3  Wie  dies  in  Preussen  der  Fall  ist. 

*  In  einer  Erklärung  des  Bischofs,  gegen  die 
Lehre  und  den  Wandel  eines  in  Aussicht  ge- 
nommenen Kandidaten  nichts  einwenden  zu 
können,  liegt  doch  sicherlich  eine  approbatio  in 
Bezug  auf  die  Tita,  mores  und  ferner,  weil  bei 
der  Geeignetheit  der  Lehre  auch  das  Wissen  in 
Frage  kommt,  über  die  scientia.  Bei  den  preussi- 
schen  Fakultäten  ist  also  dem  Bischof  das  Recht 
zur  approbatio  im  Sinne  des  Trid.  Sess.  V.  o.  1 
de  ref.  im  allgemeinen  gewahrt,  nur  dann  nicht, 
wenn  etwa  die  Regierung  bei  erhobenen  Beden- 


ken diese  nicht  ffii  ausreichend  erachten  und 
trotz  derselben  die  Anstellung  vornehmen  sollte. 

5  So  heisst  es  in  der  o.  S.  666  n.  3  angeführ- 
ten Erklärung:  ^dass  der  H.  Fürstbischof  In  An- 
erkenn tniss,  dass  die  Universität,  deren  inte- 
grirenden  Theil  die  katholisch  theologische 
Fakultät  darstellt,  eine  Staatsanstalt  i«t,  dem 
Staate  das  Recht,  ordentliche  und  ausserordent- 
liche Professoren  auch  für  die  gedachte  Fakultät 
zu  ernennen  und  denselben  die  desfallsigen  Ur- 
kunden auszustellen,  in  keiner  Art  bestreitet 
In  Betracht  jedoch ,  dass  diese  Professoren  ihr 
in  das  Gebiet  der  katholisohen  Kirche 
fallendes  Lehramt  nur  ausüben  können, 
nachdem  dieselben  die  ihrem  Wesen  nach  jeder 
Zeit  revokable  bischöfliche  Ermächtigung  dazn 
erhalten  haben,  erachtet  sich  der  H.  Fürstbischof 
für  befugt,  diese  Ermächtigung  in  urkundlicher 
Form  besonders  auszusprechen  und  den  resp. 
Professoren  nach  geschehener  professio  fldei  aus- 
zuhändigen.^' 

«  S.  0.  S.  675.  676  und  unten  8.  682. 

^  Wegen  der  vorübergehenden  Anerkennung 
s.  o.  S.  666.  666. 

8  S.  0.  S.  666. 

9  So  auch  0.  S.  623. 
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Übung  ihres  Lehramtes  das  tridentinische  Olanbensbekenntniss  abzulegen  haben  >,  ist 
inOesterreich  dadnrch  Rechnung  getragen,  dass  den  Bischöfen  ausdrücklich  das 
Recht  gewährt  ist,  von  ,,sämmtiichen  Professoren  und  Lehrern  der  Theologie  die  Ge- 
währleistung kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern' '2.  Im  üebrigen  legen  blos  die  Sta- 
tuten der  Bonner  katholisch-theologischen  Fakultät  3  und  die  des  Lyceum  Hosia- 
num  *  den  neuangestellten  Professoren  und  Privatdozenten  die  Pflicht  auf,  vor  Beginn 
ihrer  Vorlesungen  das  tridentinische  Glaubensbekenntniss  in  die  Hand  des  Dekans 
abzulegen.  Für  diejenigen  Fakultäten,  für  welche  eine  solche  Vorschrift  nicht  be- 
steht, hat  der  Universitätslehrer  keine  staatliche  Pflicht^,  die  professio  auf  Erfordern 
des  Bischofs  zu  leisten,  d.  h.  die  Verweigerung  derselben  entzieht  ihm  nichts  von 
seinen  Amtsbefugnissen,  andererseits  ist  er  aber  auch  nicht  gehindert,  der  Aufforde- 
rung des  Bischofs  nachzukommen,  nur  erscheint  die  erfolgte  Ableistung  für  das  staat- 
liche Gebiet  rechtlich  ebenso  unerheblich,  wie  die  Verweigerung. 

2.  Die  Qualifikation  der  Lehrer  der  Theologie,  a.  Geistlicher 
Stand.  Da  das  Lehren  der  Theologie  in  dem  der  Earche  zukommenden  Lehrauftrag 
mit  enthalten  ist,  und  dieser  letztere,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen,  nur  durch 
die  Geistlichen  ausgeübt  werden  soU^,  so  müssen  nach  kirchlichem  Recht  die 
Lehrer  der  Theologie  dem  geistlichen  Stande  angehören  7.  Dieser  Anforderung 
der  Kirche  ist  das  positive  Recht  in  Deutschland  nicht  entgegen  getreten,  und 
obwohl  die  staatlichen  Vorschriften,  insbesondere  die  Fakultätsstatuten  nicht  aus- 
drücklich den  geistlichen  Stand  für  die  Theologie-Professoren  fordern,  so  setzen  sie 
ihn  doch  in  ihren  Vorschriften  voraus^.  Dem  entspricht  auch  der  thatsächliche  Zu- 
stand, da  die  Lehrer  in  den  theologischen  Fakultäten  mindestens  die  erste  der  höheren 
Weihen  (den  Subdiakonatj  besitzen. 

b.  Die  Regularen  sind  nach  dem  allgemeinen  kirchlichen  Recht,  sofern  nicht 
etwa  besondere  Vorschriften  ihrer  Ordenskonstitutionen  entgegenstehen  ^,  keineswegs 

1  Vgl.  0.  S.  545  D.  5  n.  S.  659.  StellTertreten  abgelgt  haben.''    Als  solcher  fan- 

2  S.  die  clt.  V.  y.  29.  März  1868,  o.  S.  564      girt  hier  der  Dekan. 

n,  7.     Hier  Ist  sie  auch  vor  der  Erlangung  der  ^  In  Breslau  wird  aber  vom  Fürstbischof  die 

theologischen  Doktorwürde  (S.  665  n.  4)  und  z.  B.  Ablegung  der  professio  fldei  gefordert.     Bei  den 

in  Innsbruck  dann  nochmals  Tor  der  Erlangung  bairlsohen     Fakultäten     kommt    sie     dagegen 

der  venia  legendi  als  Privatdozent  abzulegen.  nicht  vor. 

3  $.26:  ,,Femerlst  der  neu  angestellte  ordent-  ^  Abgesehen  von  den  Rellgionslehrem  an  den 
liehe  und  ausserordentliche  Professor  wie  auch  Volksschulen,  s.  o.  S.  620. 

jeder  Privatdozent  gehalten,   ehe  er  seine  Vor-  ?  ygi.  Bd.  I.  S.  165  u.  o.  S.  447.  451.  454. 

lesungen  anfangt,   das    kathoUsohe    Glaubens-  481.     Vgl.  auch  Schulte,  Arch.  f. k.  K.  K.  19, 

bekenntniss  nach  Yorsohrift  des  tridentinischen  4.  47. 

Kirchenraths  und  in  der  In  der  Kirche  üblichen  8  So  verlangen    die    Bonner   und   Breslauer 

Form  in  die  Hände  des  Dekans  in  Gegenwart  der  Statuten  $.  46  bez.  $.  14,  dass  deijenige,  welcher 

übrigen  ordentlichen  Fakultäts-Mitglieder  abzu-  sich  habilitlren  will,    mindestens   die  Subdia- 

legen,  und  der  Dekan  hat  darüber,  dass  dieses  konatsweihe  empfangen  haben  muss.     Für  die 

geschehen,  ein  Protokoll  in  lateinischer  Sprache  Professoren  wird  dies  abgesehen  daTon,  dass  sie 

aufzunehmen,   welches  von    sämmtlichen   An-  für  die  Begel  aus  den  Privatdozenten  genommen 

wesenden  unterzeichnet  und  dann  in  vidimirter  werden,  meistens  durch  die  Nothwendigkelt  des 

Abschrift  durch  den  Dekan  an  das  Ministerium  Erwerbs   des   theologischen  Doktor-Grades  be- 

und  an  den  erzbischof  liehen  Stuhl  eingesendet  dingt,  s.  o.  S.  673  n.  6.     Ferner  giebt  nach  den 

wird."     Die  Statuten  der  Bieslauer  Fakultät  und  vorhin  gedachten  Statuten  $.  45  bez.  $.  46  die 

der  Akademie  zu  Münster  enthalten  eine  ent-  Ertheilung  des   theologischen  Doktorgrades  an 

sprechende  Vorschrift  nicht.  einen  Laien  diesem  kein  Recht  auf  Doktrin  der 

*  %.   28 :  „ . . .  Dagegen  dürfen  die  Professoren  Theologie, 

nicht  eher  ihre  Vorlesungen  eröffnen,  als  bis  sie  9  Der  einzelne  freilich  mit  Erlaubniss  seiner 

auf  die  vorschriftsmässige  Weise  vereidigt  worden  Oberen.    Vgl.  Boulx,  tract.  de  Iure  regul.  ed. 

sind  und  das  katholisohe  Glaubensbekenntniss  II.  2,  64.     In  der  That  haben  denn  auch  viele 

In  die  Hände  des  Diöcesanbischofs  oder  dessen  Ordensmitglieder  schon  seit  der  Entstehung  der 
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nnfähig,  Lehrämter  der  Theologie  zu'  versehen,  dagegen  dürfen  die  Mitglieder  der 
von  dem  Gebiet  eines  bestimmten  Staates  ansgesehlossenen  Orden  nnd  ordensähnlichen 
Kongregationen  nnd  der  nicht  vorschriftsmässig  errichteten  Niederlassungen  solcher 
Genossenschaften  ^  von  der  betreffenden  Regiemng  nicht  als  Professoren  angestellt 
und  ebensowenig  zur  Habilitation  als  Privatdozenten  zugelassen  werden^. 

c.  Der  Doktor-Grad  in  der  katholischen  Theologie  ist  für  die  An- 
stellung als  Professor  in  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  oder  fftr  die  Fort- 
führung eines  solchen  Amtes  nicht  überall  erforderlich,  wird  aber  wenigstens  in  man- 
chen Ländern  für  die  Regel  ^  oder  in  anderen  mindestens  fär  einzelne  katholisch- 
theologische  Fakultäten  durch  die  Statuten  gefordert^. 

3.  Die  Leitung  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch 
den  Bischof.  Nach  der  heutigen  kirchlichen  Auffassung,  nach  welcher  die  theo- 
logisch-katholischen Fakultäten  durch  ihre  Professoren  und  Dozenten  das  kirchliche 
Lehramt  ausüben,  gebührt  dem  Bischof  sowohl  die  Leitung  des  theologischen  wissen- 
schaftlichen Unterrichts,  wie  auch  die  Aufsicht  über  denselben^.  In  ersterer  Bezie- 
hung kommt  ihm  insbesondere  die  Feststellung  oder  Genehmigung  des  Stodienplanes 
und  der  bei  den  Vorlesungen,  Seminar-  und  anderen  Uebungen  zu  gebrauchenden 
Kompendien  und  Handbücher,  in  letzterer  Beziehung  die  Ueberwachung  der  Inne- 
haltnng  des  Studienplanes  und  zu  diesem  Behufe  das  Recht  auf  Mittheilung  der  Lek- 
tionsverzeichnisse, die  Visitation  der  Fakultät,  das  Recht,  selbst  oder  durch  Kommissare 


ÜDiversitäten  an  diesen  die  Theologie  gelehrt, 
später  namentlich  die  Jesuiten  sogar  an  manchen 
die  theologische  nnd  philosophische  Fakultät  ans- 
schliesslich  in  ihren  Händen  gehabt,  s.  o.  S.  661. 
t  S.  darüber  o.  S.  616.  638. 

2  Für  die  Fakultäten  im  deutschen  Reich 
hat  die  Frage  keine  praktische  Bedeutung,  wohl 
aber  für  Oesterreich.  Hier  leiten  insbesondere 
seit  dem  J.  1857  die  Jesuiten  die  theologische 
Fakultät  in  Innsbruck.  Wenn  diese  bisher,  ob- 
gleich ihr  1866  das  Promotionsrecht  zum  theo- 
logischen Doktorgrad  seitens  des  Kaisers  ertheilt 
worden  ist,  v.  Schweickhardt  1,  316,  nach 
der  Bemerkung  desselben  1,  291  noch  nicht  nach 
den  sonst  bestehenden  Normen  eingerichtet  sein 
soll,  so  werden  doch  nach  der  mir  aus  Innsbruck 
ertheilten  Auskunft  die  theologischen  Professo- 
ren, welche  nicht  alle  dem  Jesniten-Orden  an- 
zugehören brauchen,  thatsächlich  aber  überwie- 
gend Mitglieder  desselben  sind,  Yom  Kaiser  er- 
nannt und  müssen  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen  oder  erwerben,  sowie  den 
Staatsdiener-Eid  leisten,  wogegen  sie  auch  ein 
Staatsgehalt  beziehen.  S.  übrigens  auch  unten 
S.  681  n.  3  a.  £.  und  S.  689  n.  8. 

3  Für  Oesterreich  erklärt  d.  Kult.-Min.- 
£rl.  V.  20.  Januar  1860,  v.  Schweickhardt 
1,  283,  dass  die  Stellung  eines  Fakultäts-Pro- 
fessors, welcher  zugleich  der  gesetzlich  berufene 
Examinator  bei  den  strengen  Doktorprüfungen 
sei^  es  wünschenswerth  mache,  dass  er  auch  den 
Doktorgrad  seiner  Fakultät  besitze,  und  dass  des- 
halb zur  Bewerbung  um  theologische  Lehrstühle 
in  den  Fakultäten  für  die  fiiegel  nur  solche, 
welche  bereits  die  theologische  Doktorwürde  er- 
worben haben,  zugelassen  werden  dürfen,  yot- 
läuflg  aber  auch  jene  Bewerber,  welche  in  der 


Lage  seien,  zu  Tersichern,  sich  nachträglich  den 
Doktorgrad  im  gesetzlichen  Wege  erwerben  za 
können,  von  der  Konkurrenzprüfung  nicht  zu- 
rückgewiesen werden  sollen. 

*  So  z.  B.  ist  für  Bonn  und  Breslau,  SUtuten 
$.  26,  bez.  $.  11,  Yorgeschrieben,  dass  die 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren 
sich  binnen  Jahresfrist  von  ihrer  Ernennung  ab 
den  theologischen  Doktorgrad  (in  Breslau  die 
ausserordentlichen  mindestens  den  Lizentiaten- 
grad)  zu  erwerben  haben.  In  Breslau  können 
die  ersteren  bis  dahin  die  den  eigentlichen 
Fakultätsmitgliedem  zustehenden  Rechte  nicht 
ausüben.  Im  Uebrigen  würde  auch  das  Mi- 
nisterium bei  schuldhafter  Nichterfüllung  der 
Verpflichtung  mit  Disziplinarmassregeln  Torzu- 
gehen  berechtigt  sein.  Durch  die  Erlangung 
des  Doktorgrades  honoris  causa  ist  aber  der  An- 
forderung genügt.  Nach  den  Statuten  für 
Münster  $.  42  erlangt  der  jedesmalige  Regens 
des  bischöflichen  Seminars  dadurch,  dass  er  die 
theologische  Doktorwürde  erwirbt^  Sitz  und 
Stimme  in  der  theologischen  Fakultät  und  das 
Recht,  als  Professor  honorarius  Vorlesungen  zo 
halten,  während  nach  denen  des  Lyceum  Hosi- 
anum  der  Regens  des  bischöflichen  Seminars  in 
Ermland,  insofern  er  seine  Qualifikation  genü- 
gend dargethan  haben  wird  —  da  eine  Habili- 
tation nicht  verlangt  ist,  wird  also  auch  hier  die 
Erlangung  des  theologischen  Doktorgrades  aus- 
reichen —  zum  ordentlichen  Professor  (in  der 
Regel  für  das  Fach  der  Pastoraltheologie)  ernannt 
werden  soll.  Auch  bei  den  bairischen  Fakul- 
täten wird  der  Doktorgrad  erfordert 

s  Wie  dies  das  österreichische,  württember- 
gisohe  und  bauche  Konkordat,  s.  o.  S.  665 
ergeben. 
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den  Vorlesungen  der  Professoren  nnd  Dozenten  beizuwohnen,  sowie  die  Befugniss 
zur  Einforderung  nnd  Prüfung  der  Yorlesungshefde  derselben  (um  sich  darttber  zu 
vergewissern^  dass  nichts  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  Widersprechen- 
des gelehrt  werde),  endlich  auch  das  Recht,  die  Abstellung  der  in  den  gedachten 
Beziehungen  wahrgenonunenen  Missstftnde  zu  beanspruchen  K 

Dass  die  Lehrfreiheit  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch  diese  Rechte 
des  Bischofs  vernichtet  wird,  und  dieselben  bei  einer  solchen  Stellung  nicht  mehr 
Glieder  einer  deutschen  Universität  sein  und  bleiben  können  2,  liegt  auf  der  Hand. 

So  weit  gehende  Rechte  hat  man  bisher  nur  in  Oesterreich  den  Bischöfen 
zugestanden  3. 

In  Preussen  ist  ihnen  dagegen  die  geistliche  Aufsicht,  insoweit  die  katholische 
Kirche  an  der  Wirksamkeit  der  theologischen  Fakultäten  betheiligt  ist,  insbesondere 
das  Recht  zur  Visitation  oder  zur  Veranstaltung  von  solchen  durch  Kommissare,  und 
das  Recht  auf  Einreichung  der  Vorlesungsverzeichnisse  gewährt^.    Ein  allgemeines 


1  Znm  Theil  sind  diese  Konsequenzen  in  den 
beiden  zuletzt  genannten  Konkordaten  ansdröck- 
lich  erwähnt. 

2  S.  auch  Golther,  Staat  und  katholische 
Kirche  S.  164.  370. 

8  V.  d.  Kult.  Min.  V.  30.  Juni  1850,  von 
Scbweickhardt  S.  264:  „Der  Bischof  hat 
von  sämmtlichen  Professoren  und  Lehrern  der 
Theologie  die  Gewährleistung  kirchlicher  Ge- 
sinnung zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre  Lehre 
und  gesammte  Amtsthätigkeit  fortwährend  zu 
überwachen,  und  wenn  sie  in  einer  dieser  Be- 
ziehungen sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen 
sollten,  die  Krmächtlgnng  zum  Vortrage  der 
Theologie  zurückzunehmen.^  In  Betreff  der 
Feststellung  des  Lehrplanes  s.  d.  V.  v.  29.  März 
1868  insbes.  a.  £.  u.  d.  Min.  Erl.  v.  12.  Juli 
1864,  V.  Scbweickhardt  1,  274.  277.  Was 
Innsbruck  betrifft  (s.  0.  S.  680  n.  1),  so  übt  hier 
der  Bischof  keine  besonderen  Aufsichtsrechte 
über  die  Fakultät  aus. 

<  Die  Grundlage  für  die  Regelung  bildet  auch 
in  dieser  Beziehung  die  o.  S.  676  n.  3  cit.  In- 
struktion T.  1776  und  das  Schulreglement  für 
die  Universität  Breslau  und  die  damit  verbun- 
denen Gymnasien  v.  26.  Juli  1800.  $.  19 
(Koch  1,  247):  ^a  Wir  nicht  gemeint  sind, 
durch  gegenwärtiges  Reglement  die  gegründeten 
Reehte  des  Bischofs  als  Ordinarii  zu  schmälern, 
so  bleiben  ihm  selbige  sowohl  in  Absicht  der 
geistlichen  Lehre  des  bisherigen  Instituts,  als 
anch  in  Absicht  der  anderen  niederen  Schulen, 
deren  Besetzung  und  Visitation."  Auf  Grund  dieser 
älteren  Vorschriften  bestimmen  die  Bonner  und 
Breslauer  Statuten  $.  4.  Nr.  3,  bez.  $.  48.  lit.  c: 
„Ueberhaupt  steht  die  katholisch-theologische 
Fakuiat,  insoweit  die  katholische  Kirche  an  der 
Wirksamkeit  derselben  betbeiligt  ist,  unter  der 
geistlichen  Aufsicht  des  Erzbischofs  (Fürst- 
bischofs). —  Dieser  hat  das  Recht,  sie  so  oft  es  ihm 
gut  scheint  zu  visitiren  oder  visitiren  zu  lassen ; 
die  halbjährlichen  Lektions- Verzeichnisse  müs- 
sen ihm  vorgelegt  (Breslau  schiebt  hier  ein :  ^in 
denselben  die  Bücher  angegeben'^  werden  (nur 
Breslau:  j^nach  welchen  gelesen  werden  soll"), 


und  die  Fakultät  ist  gehalten,  die  Bemerkungen 
desselben  über  rein  theologische  Gegenstände 
ehrerbietig  aufzunehmen  und  nach  Möglichkeit 
zu  beachten.  Jene  Aufsicht  erstreckt  sich  auch 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  der  Fakultät  in 
ihrer  Eigenschaft  als  katholische  Geistliche,  und 
der  Erzbischof  ist  berechtigt,  in  den  Fällen,  wo 
gegen  diese  Eigenschaft  Verstössen  ist,  mit  Vor- 
wissen des  Ministeriums  die  geeignete  Zurecht- 
weisung eintreten  zu  lassen." 

Für  Münster  ziehen  die  Statuten  %,  6  Nr.  3 
aus  der  au  der  Spitze  erwähnten  Gleichstellung 
mit  Bonn  und  Breslau  (0.  S.  676  n.  3)  nur  die 
Folgerung:  „auch  sind  dem  Bischöfe  die  ihres 
Ortes  näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen 
Lektionsverzeichnisse,  bevor  darüber  die  Geneh- 
migung des  Ministeriums  eingeholt  wird,  zur 
Kenntnissnahme  und  nöthigenfalls  Aensserung 
in  Hinsicht  der  katholischen  Fakultät  vorzule- 
gen ;  4)  der  Bischof  ist  berechtigt,  den  Promo- 
tionen in  der  theologischen  Fakultät,  sowie 
anderen  Feierlichkeiten  bei  der  akademischen 
Anstalt,  zu  welchen  er  jedesmal  einzuladen  ist, 
beizuwohnen." 

Die  Statuten  für  das  Lyceum  Hosiannm, 
ordnen  an :  yß.  dem  Bischöfe  sind  die  im  |_ 
näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen  Lektions- 
Verzeichnisse,  bevor  deren  Genehmigung  bei  dem 
vorgesetzten  Ministerio  in  Antrag  gebracht  wird, 
zur  Kenntnissnahme^  und,  soweit  es  die  theolo- 
gisohen  Vorlesungen  betrifft,  zu  beliebiger  Bei- 
fügung seiner  Bemerkungen  und  Wünsche  vor- 
zulegen. Auch  sollen  die  Fakultät,  sowie  die 
einzelnen  in  derselben  beschäftigten  Lehrer,  in 
Ansehung  der  bei  den  Vorträgen  zu  beobachten- 
den Methode,  der  dabei  zu  wählenden  Lehr- 
bücher und  anderer  rein  theologischer  Gegen- 
stände auf  den  Rath  und  die  Anweisung  des 
Bischofs  gebührende  Rücksicht  nehmen.  4.  Der 
Bischof  ist  berechtigt,  nicht  nur  den  bei  dem 
Lyceo  vorkommenden  Feierlichkeiten,  zu  denen 
er  jedesmal  einzuladen  ist,  sondern  auch  den 
bei  der  theologischen  Fakultät  zu  haltenden 
Vorlesungen,  so  oft  er  es  für  gut  findet,  In  Per- 
son oder  durch  einen  von  ihm  abzuordnenden 
Kommissar  beizuwohnen.'' 
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Anfsichtsrecht,  namentlich  insoweit  die  Faknltftt  als  Unterrichts-  und  Lehranstalt  in 
Betracht  kommt,  ist  ihnen  damit  nicht  gegeben,  dasselbe  geht  vielmehr  nur  soweit,  als 
es  sich  nm  die  korrekte  Lehre  der  Kirche  und  um  die  Geeignetheit  des  Lehrplanes, 
der  Lehrbücher  und  der  Lehrmethode  für  die  Heranbildung  künftiger  Geistlicher  handelt. 
Li  diesen  Beziehungen  ist  der  Bischof  demnach  berechtigt,  amtlich  jedwede  Anskiinft 
von  der  Fakultät  und  von  ihren  Mitgliedern  zu  verlangen  und  in  den  erw&hnten 
Richtungen  Visitationen  der  ersteren  abzuhalten.  Femer  muss  ihm  auch  das  Recht 
zugesprochen  werden,  den  Vorlesungen  der  Dozenten  beizuwohnen  oder  Kommissare 
dazu  zu  deputiren,  da  in  dem  Aufsichtsrecht  begrifflich  die  Befhgniss  liegt,  von  den 
zu  beaufsichtigenden  Verhältnissen  Kenntniss  zu  nehmend  Wenn  ihm  weiter  auch 
das  Recht  zusteht,  die  wahrgenommenen  Missstände  der  Fakultät  zu  bezeichnen, 
und  Abstellung  derselben  zu  verlangen,  so  hat  er  doch  keine  Befugniss,  der  ersteren, 
falls  sie  seine  Bemängelungen  nicht  als  begründet  anerkennt,  verbindliche  Anord- 
nungen zu  machen  oder  Befehle  zu  ertheilen,  vielmehr  hat  er  sich  deswegen  an  das 
Kultusministerium  zu  wenden^. 

In  den  übrigen  in  Betracht  kommenden  deutschen  Staaten,  d.  h.  inBaiern, 
Württemberg  und  Baden  sind  den  Bischöfen  nicht  einmal  diese  Rechte  zuge- 
standen, wennschon  ihnen  die  Vorlesungsverzeichnisse  vorgelegt  und  Mittheilungen 
über  die  gebrauchten  Lehrbücher  gemacht  werden  ^. 

4.  Die  Entfernung  der  theologischen  Professoren  und  Dozenten 
durch  den  Bischof.  Die  in  neuerer  Zeit  fär  alle  Lehrer  der  Theologie  bean- 
spruchte bischöfliche  missio  canonica  bildet  nach  der  Auffassung  der  Kirche  eine  be- 
liebig durch  den  kirchlichen  Oberen  entziehbare  Ermächtigung  4.  Der  Widerruf  kann 
sich  sowohl  auf  die  in  der  missio  liegende  Erlaubniss  zum  Lehren  der  Theologie,  wie 
auch  ohne  Zurücknahme  der  letzteren  auf  die  Ermächtigung,  gerade  an  der  betreffen- 
den Stelle  zu  lehren  oder  überhaupt  weiter  von  der  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen, 
beziehen  ^  Da  das  Lehramt  der  Theologie  kein  Benefizium  ist,  so  bedarf  es  zur  Ent- 
ziehung desselben,  d.  h.  der  missio,  auch  keines  geordneten  Verfahrens  ®.  Ferner 
wird  die  Zurücknahme,  weil  sie  lediglich  vom  Ermessen  des  Bischofs  abhängt,  sofort 
wirksam.   Ein  förmliches  Rechtsmittel  steht  dem  Betroffenen  nicht  zu,  wohl  aber  kann 


^  Das  Gesagte  wird  auch  für  Münster  und  das  ^  Denn  ein  Anordnungsrecht  folgt  nicht  ans 

Lycenm  Hosianum  gelten,  ohschon  die  Statuten  der  beschränkten  Aufsicht  und  würde  auch  der 

beider  Anstalten  Yon  den  Bonner  und  Breslauer  Lehrfreiheit  der  Unirersltat  zuwider  sein, 

abweichen,  und  namentlich  in  den  ersteren  des  ^  a  »  a  raa  »   a    ,^a  a  rtjp.  «   a 

Aafdclitsreoht.  des  Bischof,  nicht  gedacht  ist.  ^-  "•  S-  6M  •>•  1  «i>d  S.  676  n.  1. 

Far  Manstei  folgt  du  letztere  nnd  das  Vlsl-  *  S.  o.  S.  666  n.  S.  677  n.  1;  femei  Schulte 

tationsieoht  (selbstTentindllch  In  der  oben  be-  1.  Aieh.  f.  k.  K.  R.  19,  49. 

zeichneten  Besohitnknng)  «usderansdrtckilohen  ^  ^  ,  ^   g  ^^  ^g     j,^^  ^^^^^  p^  j, 

QleichBtellnng  mit  Bonn  und  Breslau  hinsieht-  4„„  ^^^  j^^^^^  ^j^  ^^^^            j^^^^„ 

höh  des  Verhältnisses  zum  Bischof.     Die  Statu-  ^^;    „nchiistllchen    Lebenswandel»    enteieht, 

ten  des  Hosianum    welche  eine  gleiche  Bestim-  ^^^  j^^^^^^     ^^^^  ^^     ^   ^^^  ^^  Y^ttaoi  od« 

mung  nicht  enthalten,    ergeben  aber  indirekt  Myatdozenten  fungirenden  Geistlichen  abberuft, 

dasselbe  Resultat,  denn  die  Ausübung  der  zu  „^  ,^„  ^„  einem  bischöflichen  Seminar  anzu- 

Nr.  3  a.E.g^ebenen  Befugnisse  setzt  eine  durdi  ^^^^^^  ^^^^  j^  ^      Seelsorge  zu  verwenden. 

Aufsicht  und  Visitation  zu  erlangende  Kennt-  j,,^  pj^j,^  ^^^  j^^^^^^^^  ^^  l>^tM^^,   «.weit  es 

nissnahme  voraus     Auch  ist  nicht  abzusehen  g,^^  „^  ^^  Verhiltniss  zum  Staat  handelt,  prak- 

warum  «>•>}««»««  dem  Bischof  in  Bezug  auf  ^^^^    ^^„^   Schwierigkeit,    well  dadu«h  die 

diese  Anstalt,  welche  auss^liesshch  zur  Heran-  g    „            Erledigung  gebucht  wird.     Anders 

büdung  von  kathohschen  Gelsa  chen  bestimmt  ^,      ^j  ^      ^^^J 
ist,  weniger  Rechte,  wie  hinsichtlich  derUniver^ 

sitaten  hätte  einräumen  sollen.  ®  Schulte  a.  a.  0.  S.  Öl, 
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er  sich,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  widerspricht, 
dass  der  Bischof  rein  willkürlich  gegen  ihn  vorgeht,  mit  einer  formlosen  Beschwerde 
an  den  Papst  wenden  ^ 

Die  katholische  Kirche  fordert  die  Anerkennung  dieser  Grundsätze  vom  Staate, 
obwohl  dadurch  das  staatliche  Amt  der  Professoren  zu  einem  Amte  herabgedrttckt 
wird,  über  dessen  Ausübung  durch  den  jeweiligen  Amtsträger  der  Bischof  nach  Be- 
lieben verftigen  könnte,  und  welches  der  Staat  dem  betreffenden  Professor  entziehen 
müsste,  so  wie  dieser  durch  den  Widerruf  der  missio  kirchlich  unfähig  wird,  dasselbe 
weiter  zu  verwalten^,  d*  h.  also,  dem  Staate  lediglich  die  Zahlung  des  Gehaltes  für 
die  theologischen  Professuren  und  die  Beschaffung  der  Mittel  für  die  Unterhaltung 
der  theologischen  Fakultäten  überlassen  bleibt  3. 

Trotzdem  kommt  man  noch  heute  in  Oesterreich  diesen  Forderungen^  bis 
auf  den  einen  Punkt  entgegen,  dass  die  beliebige  Entziehung  der  Ermächtigung  einen 
vom  Staat  angestellten  Lehrer  nicht  des  gesetzlichen  Anspruchs  auf  Ruhegehalt 
beraubte 

In  Preussen  hat  man  dagegen  in  den  einschlagenden  statutarischen  Bestim- 
mungen die  Stellung  der  Lehrer  der  Theologie  als  stt^itlicher  Beamten  oder  als  staat- 
lich zu  ihrer  Lehrthätigkeit  zugelassener  Dozenten  gewahrt.  Wie  diese  Statuten  kein 
Recht  des  Bischofs  zur  Ertheilung  der  missio  anerkennen,  so  wissen  sie  auch  nichts 
von  einer  Befngniss  zur  beliebigen  Entziehung  derselben,  vielmehr  halten  sie  daran 
fest^^,  dass  allein  der  Staat  gegen  die  betreffenden  Lehrer  disziplinarisch  vorzugehen 
und  sie  allein  zu  entfernen  berechtigt  sei,  stellen  aber  auf  diesem  Wege  Abhülfe  in 


1  A.  a.  0.  S.  51.  52. 

2  Schulte  a.  a.  0.  S.  55.  66. 

3  S.  auch  0,  S.  678.  Vgl.  femer  Schulte 
S.  56:  „Was  steht  rechtlich  entgegen,  dass  ein 
Bischof  ohne  Unfähigkeit  und  ohne  unkirchliche 
Lehre  des  Individuums  die  Mission  entziehe, 
-weil  er  dasselbe  nicht  fernerhin  mag  oder  durch 
ein  anderes  ersetzen  will?  Nichts,  denn  das 
„opportunum  censere^  (s.  d.  o.  S.  665  cit. 
Konkordate)  ist  ein  juristisch  nicht  quallflzir- 
hares  Ding  und  schützt  nicht  gegen  Willkür. 
Gegen  solche  aber  geschützt  zu  sein,  darauf  hat 
auch  der  geistliche  Staatsbeamte  ein  Recht. 
Deshalb  hat  derselbe  gegen  die  Staatsbehörde 
offenbar  den  Anspruch  zu  verlangen,  dass  er 
nicht  seines  Amtes  entsetzt,  nicht  seines  Ge- 
haltes beraubt  werde,  ausser  wenn  Unfähigkeit 
oder  unkirchliche  Lehre  als  Grund  der  Missions- 
entziehung hingestellt  werden  und  entweder  auf 
Grund  eines  förmlichen  Verfahrens  oder  durch 
die  Bestätigung  des  Papstes  festgestellt  werden.'' 

«  S.  0.  S.  632  n.  3  u.  o.  S.  681  n.  3. 

5  S.  0.  S.  632  n.  3.  D.  h.  der  Staat  bürdet 
sich  hiermit  nur  neue  Lasten  auf.  Offenbar  Ist 
mit  Rücksicht  darauf  i.  d.  V.  y.  29.  März  1858, 
V.  Sehwelckhardt  a.  a.  0.1,  277,  bestimmt, 
dass  die  Anstellung  der  theologischen  Fakultäts- 
professoren durch  drei  Jahre  hindurch  nur  als 
eine  provisorische  zn  betrachten  ist,  falls  sie 
nicht  gleich  ausnahmsweise  bei  der  Ernennung 
für  definitiv  erklärt  wird. 

^  Bonner  und  Breslauer  Statuten  $.  4.  Nr.  2, 


bez.  S-  48.  Nr.  6  r  „Sollte  wider  Verhoffen  ein 
der  katholisch-theologischen  Fakultät  in  Bonn 
(Breslau)  angehörlger  Lehrer  in  seinen  Vorlesun- 
gen oder  in  Schriften  der  katholischen  Glaubens- 
und Sittenlehre  (nur  Bonn :  „welche  er  wissen- 
schaftlich zu  begründen  berufen  ist")  zu  nahe 
treten  oder  auf  andere  Art  in  sittlich-religiöser 
Beziehung  ein  auffallendes  Aergemiss  geben,  so 
ist  der  erzbischöfliche  (bischöfliche)  Stuhl  befugt, 
hiervon  Anzeige  zu  machen,  und  das  Ministerium 
wird  auf  den  Grund  einer  solchen  Anzeige  mit 
Ernst  und  Nachdruck  einschreiten  und  Abhülfe 
leisten.'' 

Münster  %.  6.  Nr.  2:  „Wenn  ein  Lehrer 
wider  Verhoffen  sich  eines  groben  oder  ärger- 
lichen Verstosses  gegen  die  Regeln  des  Glaubens 
und  der  Sittenlehre  schuldig  machen  sollte,  so 
kann  der  Bischof  davon  zur  weiteren  Unter- 
suchung und  der  Sache  gemässen  Verfügung 
mittelst  des  Kurators  dem  vorgesetzten  Mi- 
nisterium Anzeige  machen,  welches  hierauf  mit 
allem  Ernst  und  Aufmerksamkeit  Rücksicht  zu 
nehmen  hat.'' 

Lyceum  Hosianum  §.  6.  Nr.  2:  „Wenn  ein 
Lehrer  sich  wider  Verhoffen  eines  erheblichen 
und  Aergerniss  erweckenden  Verstosses  gegen 
die  Glaubens-  und  Sittenlehre  der  katholischen 
Kirche  schuldig  machen  sollte,  und  der  Bischof 
davon  zur  weiteren  Untersuchung  und  sachge- 
mässen  Verfügung  dem  rorgesetzten  Mlnisterio 
durch  Vermittelung  des  Kurators  Anzeige 
macht,  so  soll  hierauf  mit  allem  Ernst  und  aller 
Aufioaerksamkeit  Rücksicht  genommen  werden." 
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Aussicht,  wenn  ein  solcher  bei  seiner  Lehrthätigkeit  sich  eines  Verstosses  gegen  die 
katholische  Glaubens-  und  Sittenlehre  schuldig  macht  oder  sonst  ein  aufTaUendes 
sittlich-religiöses  Aergemiss  giebt. 

Da  die  Professoren  und  Privatdozenten  der  staatlichen  Disziplin  an  sieh  unter- 
liegen, so  ist  zunächst  selbstverständlich,  dass  der  Staat  wegen  eines  unsittlichen, 
insbesondere  auch  ausserdienstlichen  Verhaltens,  gegen  sie,  wie  gegen  jeden  anderen 
Beamten,  ohne  Weiteres,  also  ohne  jede  Anregung  des  Bischofs  einzuschreiten  hat. 
Dies  kann  also  in  den  Statuten  nicht  gemeint  sein,  yielmehr  ergeben  dieselben,  dass 
es  sich  um  Vergehen  handeln  muss,  welche  mit  dem  Lehramt,  soweit  dessen  Be- 
ziehung auf  die  Kirche  in  Frage  kommt,  in  Verbindung  stehen  \  und  welche  wegen 
der  für  die  Kirche  bestimmten  Wirksamkeit  des  Lehrers  im  Interesse  derselben  nicht 
ungeahndet  bleiben  können. 

Hierher  gehört  zunächst  der  Fall,  dass  ein  Lehrer  in  seinen  Vorlesungen  oder 
Schriften  absichtlich  Ansichten  vertheidigt,  welche  mit  dem  katholischen  Dogma  in 
Widerspruch  stehen,  also  häretisch  sind,  oder  welche  bereits  von  der  höchsten  Lehr- 
autorität, wenn  auch  nicht  für  ketzerisch,  doch  als  verderblich,  schädlich  oder  min- 
destens als  irrig  verworfen  sind  \ 

Unter  „einem  in  anderer  Art  in  sittlich-religiöser  Beziehung  gegebenen  auf- 
fallenden Aergemiss'^  wird  dagegen  ein  Verhalten  zu  verstehen  sein,  welches  gegen 
die  Stellung  eines  Lehrers  der  Theologie,  insofern  er  zugleich  berufen  ist,  fftr  die 
religiös-sittliche  Bildung  der  Studirenden  zu  wirken  und  ihnen  Vorbild  zu  sein,  ver- 
stösst  3. 

Handlungen  der  gedachten  Art  bilden,  weil  die  betreffenden  Bestimmungen  vom 
Staat  gegeben,  also  die  Universitätslehrer  auch  dem  Staate  gegenüber  zu  ihrer  Be- 
obachtung verpflichtet  sind,  staatliche  Disziplinarvergehen  *.  Der  Staat  ist  also  be- 
rechtigt, in  solchen  Fällen  auch  ohne  Anregung  des  Bischofs  die  Disziplinarunter- 
suchung zu  veranlassen.  Wenn  die  Statuten  ausdrücklich  der  Anzeige  des  Bischofs 
erwähnen,  so  hat  dies  nicht  den  Zweck,  die  Bestrafung  der  Universitätslehrer  von 


i  DaB  folgt  übrigenB  auch  aus  der  Stellang  der  halb  dieser  Grenzen  das  Recht  freier  wissen- 

betreffenden  Bestimmungen  in  allen  Statuten  an  schaftlicher    Erorternng    entzogen    wird ,     den 

demjenigen  Ort,  an  welchem  das  Yerhältniss  der  Charakter  der  Wissenschaft  Terlieren,   und  es 

Fakultäten  zu  der  katholischen  Kirche  bez.  dem  könnte  von   einer  wahrhaft  wissenschaftlichen 

Bischof  geregelt  wird.  Ausbildung  der  Geistlichen  ebenfalls  nicht  mehr 

2  S.  0.  S.  443.  444.  Dass  auch  solche  Irr-  die  Rede  sein.  Endlich  wurden  a.uch  die  theo- 
thümer  hierher  gehören,  ergiebt  sich  einmal  logischen  Fakultäten  in  Bonn  und  Breslau  unter 
daraus,  dass  in  Betreff  ihrer  feststeht,  dass  sie  dieser  Voraussetzung  ihrem  statntenmäsaig  fest- 
der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  nicht  gesetzten  Zweck  ($.  1 :  „dem  Anbau  und  der 
entsprechen,  und  dass  das  Lehren  derselben  dem  Pflege  der  katholischen  Theologie"  und  wie  es 
auf  die  Kirche  berechneten  Zweck  der  Fakultät,  für  Bonn  weiter  heisst :  „d^i  Ergründung,  Aus- 
geeignete Geistliche  für  dieselbe  heranzubil-  bildung  und  Erweiterung  der  gesammten  katho- 
den,  zuwider  sein  würde.  (Vgl.  aber  unten  S.  lisch-theologlschen  Wissenschaften^)  nicht  mehr 
685  n.  6.)     Das   Gesagte   gilt  aber   nicht  von  entsprechen  können. 

^r^^^h^t^'^fS^'K^lfn^Ä  '«Ihit  "  Also  die  behairUche  VernacWi»lgung  der 

eine  noch  in  die  andere  Kategorie  fallen    Belbst  ^t^^i^hen  Pflichten  in  Bezug  auf  Beichte  nnd 

wenn  sie  der  hemchenden,  z.  B.  der  Jesuitischen      ".      ,     ,,      .       v  i  «ji  -  S    i>.i iv   _™„ 

Auffassung  widersprechen  (darum  handelte  es  Ab^idmahl,   eine  beleidigende  Polemtt  gegen 

sich  in  dem  Baltzer'.chen  Fall,  Frledherg ,  ^'"«8""',  «T,      "  «^                 *^ 

J.  B.  BalUer  S.  39.  40.  162),   denn  wenn   dte  '^"P"'  *"  •*«"  Vorlesungen, 

katholische  Theologie  in  ihrer  wissenschaftlichen  ^  Der  zu  Anm.  3  im  Texte  gedachte  Fall  wird 

Freiheit  auch  durch  die  Dogmen  und  Entschei-  vielfach   schon   mit  einem    auch    bei   anderen 

düngen  der  obersten  Lehrauctorität  beschränkt  Beamten     disziplinarisch    strafbaren   VeThalten 

ist,  so  würde  sie  dadurch,  dass  ihr  auch  ausser-  zusammenfliessen. 
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einer  solchen  abhängig  zn  machen  ^  vielmehr  hat  damit  ein  für  alle  Mal  die  Zasiche- 
mng  ertheilt  sein  sollen,  dass  der  Staat  jedenfalls  immer  in  schwereren  Fällen  ein- 
schreiten werde  ^,  zugleich  wird  aber  dadurch  klai^estellt,  dass  dem  Bischof  die  Stellung 
und  das  Recht  einer  zu  disziplinarischem  Einschreiten  berechtigten  Behörde  nicht  zu- 
kommt. Ein  solches,  namentlich  wenn  es  in  der  Entziehung  der  ftirPreussen  nicht  an- 
erkannten missio  canonica  bestehen  sollte,  hat  ftlr  den  Staat  absolut  keine  Bedeutung  und 
ist  rechtlich  nichtig^.  Weiter  folgt  daraus,  dass  der  staatlichen  Disziplinarbehörde  in 
FolgederAnzeigedes  Bischofs  die  Prüfung  zusteht,  ob  der  beschuldigte  Universitätslehrer 
die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  begangen  hat  ^,  zweitens  aber,  dass  sie  auch  darüber  zu 
befinden  berechtigt  ist,  ob  der  festgestellte  Thatbestand  sich  als  ein  die  disziplinarische 
Bestrafung  rechtfertigender  Verstoss  gegen  die  katholische  Glaubens-  und  Sittenlehre 
oder  als  ein  Aergerniss  in  sittlich-religiöser  Hinsicht  charakterisirt.  Dass  dabei  der 
Erklärung  des  Bischofs  über  die  Frage,  welche  Lehren  Ketzereien  oder  verwoi*fene 
Irrthümer  der  katholischen  Kirche  enthalten,  eine  massgebende  moralische  Bedeutung 
zukommt,  liegt  auf  der  Hand,  aber  eine  rechtlich  bindende  Kraft  für  die  Staatsver- 
waltung und  die  Disziplinarbehörde  hat  sie  nicht  ^,  vielmehr  steht  die  letztere  einer 
solchen  bischöflichen  Aeusserung  nicht  anders,  wie  jedem  sonstigen  technischen 
Gutachten  gegenüber  ^. 


^  Noch  auch  der  DlBzlplinaigewalt  des  Staates 
Schranken  zu  setzen.  Deshalb  ist  auf  den 
Wortlaut  der  Statuten,  welche  in  ihrer  Fassung 
abweichen,  s.  o.  S.  683  n.  6,  Insoweit  kein  Ge- 
wicht zu  legen. 

^  Also  ein  für  alle  mal  kundgethan ,  dass  der 
Staat  den  auf  die  Kirche  gerichteten  Zwecken 
der  Fakultät  Rechnung  tragen  will,  um  damit 
der  Kirche  die  Gewahr  zu  bieten,  dass  die  Kan- 
didaten des  geistlichen  Standes  ron  geeigneten 
Lehrern  ausgebildet  werden. 

3  So  auch  das  Erkenntniss  des  Disziplinar- 
gerichtshofes V.  1864  gegen  Baltzer,  Frled- 
berg  a.  a.  0.  S.  160.  161.  Darum  war  auch  die 
Behauptung  der  staatlichen  Anklagebehörde  in 
der  eben  gedachten  Disziplinarsache,  dass  es 
eine  Verletzung  der  staatlichen  Amtspflichten 
sei,  wenn  ein  Professor  der  Theologie  es  durch 
sein  Verhalten  dahin  bringe,  dass  ihm  die  missio 
entzogen  werde,  er  also  Lehramtspflichten  gegen- 
über der  Kirche  nicht  mehr  erfüllen  könne,  a.  a. 
O.  S.  60.  164,  nichts  als  eine  krasse  Verletzung 
der  Fakultatsstatnten,  welche  der  Disziplinar- 
gerichtshof mit  Recht  zurückgewiesen  hat. 
Kugel,  Arch.  f.  k.  K.  B.  30,  104,  hält  diese 
Auffassung  allerdings  für  rechtlich  begründet. 

^  Es  kommt  Ihr  also  die  massgebende  that- 
sächllche  Feststellung  zu. 

^  Diese  Ist  ihr  allerdings  in  der  ewähnten 
Disziplinarsache  sowohl  von  der  staatlichen  An- 
klagebehörde, wie  auch  vom  Diszlplinarhof  bei- 
gelegt worden,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  61. 162, 
von  der  ersteren  in  Folge  des  massgebenden 
Einflusses  der  ehemaligen  katholischen  Abthei- 
lung des  Kultusministeriums,  deren  Direktor 
noch  1870  die  Theorie  vertheidigt  hat,  dass  der 
Staat  nur  ein  Urtheil  über  die  Frage  habe,  ob 
einem  von  ihm  angestellten  Lehrer  der  Theologie 
das  Staatsamt  genommen  oder  belassen  werden 
könne,  au  welches  das  kirchliche  Lehramt  ange- 


lehnt (1)  sei,  nachdem  der  Ordinarius  über  das 
Vorhandensein  einer  Heterodoxie  entschieden 
habe,  und  dass  diese  Auslegung  auch  den  Bonner 
Fakultätsstatuten  nicht  widerspreche,  denn  die 
letzteren  müssten  gemäss  dem  ins  commune  und 
der  vigens  ecelesiae  disclplinae  ausgelegt  wer- 
den, weil  die  theologische  E'akultät  mit  ihrem 
Konvikt  ein  tridentinlsohes  Seminar  ersetzen 
solle,  also  der  Erzbischof  im  wesentlichen  alle 
diejenigen  Rechte  haben  müsse,  welche  er  über 
ein  solches  Seminar  haben  würde,  v.  Schulte  , 
d.  AltkatholicismuB  S.  467.  468. 

6  Das  entspricht  nicht  nur  dem  Wortlaute  der 
Statuten,  sondern  auch  der  Natur  der  Sache. 
Denn  es  handelt  sich  bei  den  Universitätslehrern 
um  staatliche,  nicht  um  kirchliche  Beamte.  Dies 
verkennt  auch  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  B.  19, 
56,  wenn  er  behauptet,  dass  der  Schutz  eines 
Lehrers,  welchem  die  Kirche  die  missio  entzogen 
habe,  durch  den  Staat  im  Besitze  seines  Lehr- 
amtes mit  der  Nichtanerkennung  der  Kirche 
identisch  wäre,  und  dass  der  Staat  nicht  mehr 
ein  katholisches  Lehramt  errichtet  hätte  (das  hat 
er  in  Wirklichkeit  gar  nicht  gethan),  sondern 
eine  Person  sich  als  katholische  Kirche  zu  geriren 
autorlsiren  würde,  —  sich  also  damit  auf  den 
Standpunkt  stellt,  dass  die  Nichtanerkennung 
einer  beliebigen  Forderung  der  katholischen 
Kirche  eine  Nichtanerkennung  dieser  als  solcher 
sei,  und  ein  katholischer  Professor  bei  seiner 
wissenschaftlichen  Thätigkeit  die  Kirche  als 
solche  vertrete.  Mit  Recht  hat  schon  Fried- 
berg a.  a.  0.  S.  61  darauf  hingewiesen,  dass 
nach  dieser  Auffassung  Jede,  auch  noch  so  un- 
haltbare Beschuldigung  des  Bischofs  den  Staat 
verpflichten  würde,  zur  Absetzung  eines  Uni- 
versitätslehrers zu  schreiten.  Soll  ferner  der 
Staat  auch  dann ,  wenn  der  letztere  in  seinen 
Vorlesungen  Sätze,  welche  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen  des  Landes  entsprechen,  aber  für 
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Ebenso  liegt  die  Sache  rechtlich  in^Württemberg^  und  endlich  müssen  auch 
dieselben  Grundsätze  in  Baiern  und  in  Baden  zar  Anwendnng  kommen^. 

5.  Die  Stellung  der  Lehrer  der  katholisch-theologischen  Fäkal- 
tätenalsGeistlicher.  Die  Universitätslehrer  sind  zngleich  katholische  Geistliche 
und  haben  nicht  selten  neben  ihrer  Professur  noch  andere  geistliche  Aemter,  z.  B.  in 
Breslau  Domherrenstellen,  inne.  Insoweit  es  sich  um  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
als  Geistlicher  oder  ihrer  besonderen  Amtspflichten  handelt,  stehen  sie,  weil  sie  in 
diesen  Beziehungen  nicht  Staatsbeamte  sind,  lediglich  unter  der  Aufsicht^  und  der 


irrige  Leinen  erklärt  sind  (man  denke  z.  B.  an 
Tiele  Sätze  des  Syllabus,  so  Nr.  42,  dass  die 
staatlichen  Gesetze  den  kirchlichen  vorgehen), 
vorgetragen  hat,  und  der  Bischof  dies  als  Irrlehre 
bezeichnet,  den  betreffenden  Professor,  welcher 
Staatsbeamter  ist  und  das  staatliche  Recht  zu 
achten  hat,  deswegen  auf  Verlangen  des  Bischofs 
absetzen  oder  wenigstens  mit  Disziplinarstrafe 
belegen?  Praktisch  bedeutet  die  Gegenansicht 
soviel,  dass  der  Staat  die  katholisch- theologischen 
Fakultäten  geschaffen  hat  und  unterhält,  damit 
die  von  ihm  besoldeten  Professoren  nur  die  je- 
suitischen und  ultramontanen  Lehren,  nament^ 
lieh  die  über  seine  eigene  Unterordnung  unter 
die  katholische  Kirche  vortragen,  die  Studiren- 
den  der  Theologie  in  dieser  Richtung  ausbilden 
und  zu  ihn  bekämpfenden  ultramontanen  Heiss- 
spornen  heranziehen,  ferner  soviel ,  dass,  wenn 
ein  Universitätsprofessor  sich  dazu  nicht  hergeben 
will,  der  Staat  unter  Direktion  des  Bischofs 
überdies  verpflichtet  ist,  einen  solchen  im  Inter- 
esse des  Ultramontanismus  und  zu  seinem  eige- 
nen Schaden  zu  entfernen. 

1  Art.  14  des  Ges.  v.  31.  Januar  1862:  „Gegen 
einen  Lehrer  an  der  katholisch-theologischen 
Fakultät,  dessen  Lehrvorträge  nach  dem  Urtheile 
des  Bischofs  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kirchenlehre  Verstössen,  kann  eine  Ver- 
fügung nur  von  der  Staatsregiernng  getroffen 
werden."  Die  Motive  bemerken  dazu,  Golther 
a.  a.  0.  S.529  :  .^Die  K.  Regierung  wird  . . .  auch 
gegen  einen  bereits  ernannten  Lehrer,  dessen 
Lehrvorträge  nach  dem  Urtheil  des  Bischofs 
wrlder  die  Grundsätze  der  katholischen  Kirchen- 
lehre  Verstössen,  die  erforderliche  Verfügung 
von  Dienstaufsichtswegen  treffen  ....  Der  Bi- 
schof hätte  also ,  wenn  er  bei  einem  Lehrer  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  der  Universität 
die  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  dessen 
Lehrvorträge  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kirchenlehre  Verstössen,  und  dass  er  des- 
halb nicht  länger  im  theologischen  Lehramt  be- 
lassen werden  könne,  sich  hierwegen  mit  der 
Staatsregierung  ins  Benehmen  zu  setzen.  Die 
Staatsregierung  wird  zwar  hiebei,  wie  schon  be- 
merkt, davon  ausgehen,  dass  das  Urtheil  darüber, 
ob  ein  Lehrer  der  katholischen  Theologie  die 
richtige  Lehre  vortrage,  dem  Bischof  zukomme. 
Sie  wird  das  Urtheil  des  Bischofs  in  dieser  Rich- 
tung als  ein  technisches  und  darum  massgeben- 
des betrachten.  Ebensowenig  kann  es  aber  auch 
dem  mindesten  Zweifel  unterliegen,  dass  die  K. 
Regierung  über  sämmtliohe  in  Frage  kommende 
staatliche  Beziehungen  des  Falles,  sowie  insbe- 
sondere über  Alles,  was  sich  auf  die  Stellung  des 


Dozenten  als  UnivexsitätslehrerB  und  auf  sein 
Verhältnis«  als  Givilstaatsdiener  bezieht,  aus- 
schliesslich und  selbstständig  zu  oognosciren 
und  hiemach  die  Frage  zu  bemessen  hat,  ob  und 
welche  Verfügung  zu  treffen  sei."  Der  Unter- 
schied von  Preussen  besteht  also  darin,  dass 
eine  ausdrückliche  Zusicherung,  beim  Vorliegen 
gewisser  Fälle  auf  Anzeige  des  Bischofs  einzu- 
schreiten (s.  o.  S.  683),  nicht  in  bindenden 
statutarischen  Bestimmungen  gegeben  ist.  In 
solchen  Fällen  wird  aber  der  Staat,  welcher  sich 
seiner  Pflichten  auch  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  bewusst  ist,  ein  Einschreiten  auf  Verlan- 
gen des  Bischofs  nicht  verweigern  können  und 
thatsächlich  nicht  ablehnen. 

2  Abgesehen  von  dem  in  der  vor.  Anm.  am 
Schi,  hervorgehobenen  Punkt,  in  Betreff  dessen 
es  sich  hier  wie  in  Württemberg  verhält,  er- 
giebt  sich  dies  einmal  aus  der  Stellung  der  Uni- 
versitätslehrer als  Staatsbeamten,  sowie  ferner 
aus  den  auf  die  Kirche  berechneten  Zwecken 
der  theologischen  Fakultäten.  Für  Baden  ins- 
besondere kann  die  staatliche  Anerkennung  der 
missio  canonica  nicht  aus  dem  %,  12  des  Gesetzes 
V.  9.  Oktober  1860,  wonach  die  Kirchen  den 
Religionsunterricht  übernehmen  und  besorgen, 
hergeleitet  werden,  da  sich  dieser  $.  nicht  auf 
die  wissensohaftliche  Lehre  der  Theologie  und 
auf  die  Universitäten  bezieht. 

3  Das  ist  ausdrücklich  in  Baiern,  V.  v.  11. 
September  1833,  Silbernagl  a.  a.  O.  2.  Aufl. 
8.  264  n.  1  a.  E.,  und  in  den  Statuten  für  Bonn 
und  Breslau  anerkannt.  Wenn  in  den  letzteres 
das  Einschreiten  des  Bischofs  nur  „mit  Vorwissen 
des  Ministeriums"  zugelassen  wird,  so  ist  diese 
Vorschrift  nicht  durch  das  Gesetz  ▼.  12.  Mai 
1874  über  die  kirchliehe  DiszipUnaigewalt  auf- 
gehoben, da  sie  in  Folge  der  gleichzeitigen 
staatlichen  Stellung  der  Universitätslehrer  gege- 
ben ist,  und  das  Gesetz  nur  die  Disziplin  übei 
die  Kirchendiener  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
geregelt  hat.  Ueberdies  enthält  die  Vorschrift 
eine  nicht  durch  das  generelle  Gesetz  beseitigte 
Spezialbestimmung,  keine  demselben  zuwider- 
laufende Beschränkung,  da  der  Bischof  blos  ver- 
pflichtet wird,  dem  Ministerium  vorher  Hltthei- 
lung  zu  machen,  dasselbe  aber  die  Verhängunir 
von  Disziplinarmassregeln  nicht  zu  verbieten 
berechtigt  ist. 

Jedenfalls  ist  es  durch  die  Statuten  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Bischof,  falls  ein  in 
Bezug  auf  das  Lehramt  des  Universitätslehrer« 
begangenes  Disziplinarvergehen,  gegen  welches 
die  Staatsbehörde  einzuschreiten  hätte,  zugleich 
ein  solches  hinsichtlich  seiner  geistlichen  Stan- 


§.  242.}  Verhältnisfi  d.  Kirche  au  den  Universitäten.    Geltendes  Recht.  687 

Disziplinargewalt  des  Bischofs^  welche  dieser  nach  Maassgabe  des  Kirchenrechts 
und  der  bestehenden  staatlichen  Gesetze  auszuüben  hat. 

Nur  insofern  sind  die  Rechte  des  Bischofs  beschränkt,  als  er  Universitätslehrer, 
welchen  er  behnfs  ihrer  definitiven  Anstellung  ohne  Vorbehalt  eines  Widerrufes  die 
Genehmigung  zur  Uebemahme  ihrer  Stellung  ertheilt  hat,  nicht  ohne  Zustinunung  des 
Staates  und  vor  ihrer  Entlassung  aus  ihrem  Staatsamte,  zu  anderweiter  Verwendung 
im  Kirchendienst  abzuberufen  berechtigt  ist,  weil  er  sich  mit  der  vorbehaltlosen  Ge- 
nehmigung der  freien  Verfügung  tlber  den  betreffenden  Geistlichen  begeben  hat. 

6.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  und  die  Altkatho- 
liken. In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  auch  in  Bezug  auf  die  katholisch- 
theologischen Fakultäten^  die  Frage  nach  der  Stellung  der  Altkatholiken  in  diesen,  ins- 
besondere die  Frage,  ob  die  letzteren  in  derselben  ihre  Lehrämter  weiter  verwalten  und 
ob  sie  bei  Erledigungen  neu  angestellt  werden  können,  hervorgehoben.  Die  deutschen 
katholischen  Bischöfe  haben  nach  ihrer  Unterwerfung  unter  das  vatikanische  Konzil 
denjenigen  Universitätslehrern,  welche  die  Rechtsgültigkeit  desselben  und  der  neu- 
proklamirten  Dogmen  nicht  anerkannt  hatten ,  die  mMsio  canonica  entzogen  und  sie 
wegen  Ketzerei  mit  Kirchenstrafen  belegt.  Gegenüber  diesem  Vorgehen  ist  von  der 
preussischen  Regierung  der  Standpunkt  festgehalten  worden,  dass  diese  einseitigen 
Massnahmen  der  Bischöfe  die  Stellung  der  davon  Betroffenen  in  ihrem  akademischen 
Lehramt  nicht  berühren  konnten,  um  so  weniger,  als  die  für  die  Ausübung  desselben 
massgebende  Norm,  die  professio  fidei  Tridentina,  nicht  ohne  Zustimmung  des  Staates 
hätte  abgeändert  werden  dürfen  2,  und  es  sind  ihnen  daher  bis  heute  ihre  Aemter 
nicht  entzogen  worden.  Ebenso  ist  die  ba  irische  Regierung  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  das  erforderliche  Placet  für  die  Veröffentlichung  der  vattkaniscben  Beschlüsse 
nicht  nachgesucht  worden  sei  ^,  verfahren  ^. 

Die  konsequente  Durchführung  dieser  Auffassung  würde  es  aber  bedingt  haben, 
dass  die  katholisch-theologischen  Fakultäten  den  Altkatholiken  hätten  ganz  überlassen 
und  diejenigen  Universitätslehrer,  welche  die  vatikanischen  Dogmen  anerkannt  hatten, 
aus  ihren  Stellungen  hätten  entfernt  worden  müssen  \  Bekanntlich  haben  aber  die 
Regierungen  diese  Folgerungen  nicht  gezogen.  So  ist  es  gekommen,  dass  noch  heute 
in  einzelnen  katholisch-theologischen  Fakultäten  Altkatholiken  und  Neukatholiken 
neben  einander  die  Lehrthätigkeit  ausüben^  und  die  Fakultätsgeschäfte  gemeinsam 

des-  oder  Amtspflichten  bildet,  deswegen  auch  der  Vorwurf,  die  Norm  für  die  Ausübung  ihres 
seinerseits  die  kirchliche  Disziplinar  -  Unter-  Lehramtes,  die  professio  Trldentina,  einseitig 
suchung  einleitet,  nur  haben  die  in  Folge  der-  abgeändert  zu  haben,  die  neukatholischen  Pro- 
seiben reifugten  Strafen  keinen  Einfluss  auf  die  fessoren  ebenso  wie  die  Bischöfe.  Die  ersteren 
Stellung  als  Universitätslehrer.  Derselbe  Stand-  hatten  also  vom  Standpunkte  der  Regierung  aus 
punkt  ist  1870  vom  preuss.  Kultusministerium  ihre  Amtspflichten  gröblich  verletzt,  denn  sie 
vertreten  worden,  Friedberg,  Sammig.  d.  lehrten  nach  einer  anderen  Norm  als  derjenigen, 
Aktenstücke  z.  Vatikan.  Konzil  S.  58.  160.  welche  die  statutenmässlge  Grundlage  der  Lehr- 

»  So  in  Bonn,  Breslau  und  in   München,  v.  thätigkeit  der  Fakultät  bildete,    sie  thaten  also 

Schulte,  der  Altkatholidsmus  S.  127 ff.  184.  "^^hts  anderes  als  etwa  ein  theologischer  Pro- 

189 ff.  204;    Friedberg,   Sammig.  d.  Akten-  fessor,  welcher  In  der  katholischen  Fakultät  ver- 

stücke  z.  Vatikan.  Konzil  S.  57.  58.  61,   und  bleiben  wollte,  obwohl  er  evangelisch  geworden 

Aktenstücke  d.  altkathol.  Bewegung  betr.  S.  17.  ^"-     In  B  a  i  e  r  n  dagegen  lehrten  die  Professo- 

Q       avii.  ria.iK.ci?jjv  reu  ein  Dogma,    welches   der  Staat  seinerseits 

8        1     8  leo"  '■  *■  F'ledbetg,  „j^^^  ^^^  rechtogöUlg  .nerk»nnt  h»tte,  welche» 

amm  ^'    '        '  also    die    staatlichen    Professoren    ebensowenig 

3  Bd.  m.  S.  470  u.  V.  S  ch  u  1 1 e  a,  a.  0.  S.  341.  j^jer  Lehrthätigkeit  zu  Grunde  legen  durften. 

*  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  437.  ^  So  in  Bonn,  v.  Schulte,  d.  Altkatholicis- 

!>  Bei  den  preussischen   Fakultäten    traf  mus  S.  587. 
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zu  besorgen  haben.  Der  von  der  preussischen  Regierung  eingenommene  Standpnnkt, 
dass  beide  Theile  gleich  berechtigte  Glieder  der  katholischen  Kirche  sind^  kann  anch 
hier,  ebensowenig  wie  bei  den  konfessionellen  Schulen  i,  über  dieses  MissverhAltniss 
hinweghelfen.  Denn  eine  katholisch-theologische  Fakultät  kann  nicht,  sofern  sie 
Lehranstalt  für  die  Geistlichen  der  Kirche  sein  soll,  solche  fttr  zwei  Religionsparteien, 
welche  anf  einem  wesentlich  verschiedenen  dogmatischen  Standpunkt  stehen,  und 
welche  sich  gegenseitig  als  Ketzer  betrachten,  ausbilden.  Wenn  man  die  neukatho- 
lische  Kirche  nach  dem  Vatikanum  in  den  deutschen  Staaten  noch  als  katholische 
anerkennt,  dann  ist  man  auch  nicht  berechtigt,  ihr  die  Zumuthung  zu  stellen,  ilire 
Theologen  an  Fakultäten  mit  Lehrern,  welche  nach  ihrer  Auffassung  der  Ketzerei  ver- 
fallen sind,  ausbilden  zu  lassen,  ebensowenig  aber  gegenüber  den  Altkatholiken  dieselbe 
Forderung  hinsichtlich  der  blos  mit  Nenkatholiken  besetzten  Fakultäten  zu  erheben. 
Nur  dadurch  hätte  geholfen  werden  können,  dass  man,  um  die  Gleichberechtigung  zur 
Geltung  zu  bringen,  ebenso  wie  man  den  altkatholischen  Bischof  anerkannt  hat,  eine 
besondere  altkatholisch-theologische  Fakultät  geschaffen  hätte.  Wie  man  die  Dinge 
hat  gehen  lassen,  sind  trotz  der  staatlichen  Erhaltung  der  aitkatholischen  Professoren 
in  den  einzelnen  Fakultäten  die  Altkatholiken  benachtheiligt  worden.  Denn  wollten  die 
Regierungen  auch  durch  gleichmässige  Besetzung  der  Professuren  in  ein  und  derselben 
Fakultät  mit  Anhängern  beider  Parteien  den  unnatürlichen,  jede  gedeihliche  Lehr- 
wirksamkeit hemmenden,  alt-  und  nenkatholisch-simultanen  Charakter  einzelner  Fa- 
kultäten aufrecht  erhalten,  so  würde  bei  jeder  Neubesetzung  einer  Professur  mit  einem 
Altkatholiken  der  neukatholische  Bischof  berechtigt  sein,  zu  protestiren  und  einem 
solchen  auf  die  Ketzerei  des  Anzustellenden  gestützten  Widerspruch  würde  die  Re- 
gierung, sofern  sie  die  Fakultät  noch  als  eine  für  die  Neukatholiken  bestimmte  Lehr- 
anstalt betrachtet  wissen  will  —  und  das  ist  der  Standpunkt  in  Preussen  und  in 
Baiern  —  nicht  unbeachtet  lassen  können  ^,  es  würden  also  schliesslich  doch  wieder 
alle  Professuren  in  die  Hände  der  Neukatholiken  gelangen  3. 

7.  Besondere  kirchliche  Berechtigungen  der  Theologie-Pro- 
fessoren. Für  Preussen  besteht  die  besondere  Vorschrift,  dass  eine  beim  Dom- 
kapitel zu  Münster  und  eine  bei  dem  Domkapitel  zu  Breslau^  bestimmt  bezeichnete 
Kanonikatspräbende  von  dem  jeweils  zur  Verleihung  Berechtigten  ^  stets  mit  einem 
der  Professoren  der  betreffenden  Fakultäten  besetzt  werden  muss.  Es  handelt  sich 
dabei  also  um  ein  Recht  der  Universität  oder  der  Fakultät,  bezw.  des  Staates,  nicht 
aber  —  diese  Auffassung  ist  praktisch  geltend  zu  machen  versucht  —  um  ein  Recht 
des  Bischofs  oder  Kapitels  darauf,  dass  die  Stellen  in  der  theologischen  Fakultät  mit 
Domherren  besetzt  werden  müssen,  also  nicht  darum,  dass  die  Re^erung  bei  Bem- 


1  S.  o.  S.  596.  llschen ProfeBsoTen  die  Mehrheit,  s. ▼.  Schalte 

2  Für  Preussen  kommt  noch  der  Umstand  *'?*«',?*  ^  '  ,  ^  ^ß  t  mooc 
hinzu,  d.,.8  in  Bonn  und  Breslau  statutarisch  ,*  Bulle:  De  .alute  anmarumv  16  JuH  1826: 
dem  erzbischSf Hohen  bez.  fOrstblschöflichen  .  temque  stotmmue  unam  In  Mon«teneB.,  « 
Stuhle  das  o.  S.  675  besprochene  Ausschlles-  »1»«"!»  "  WraüslaYlens.  rathedraUbns  «ode«« 
Bungsrecht  gewährt  Ist,  und  dass  die  Regierung  «jnonle'lem  praebendam  designandun  et  ab  eo 
ohne  Aenderuug  der  Statuten  die  betreffenden  »*  l»««"  *""  T"""""  »""?»*''»■"  P««"»«»"'; 
Bischöfe  nicht  umgehen  oder  gar  statt  ihrer  den  '*">?"  ?*  qnandocumque  conferendam  e»e  «ni 
aitkatholischen  Bischof  zu  befragen  berechtigt  f  »"•"  canon.ca  requisito  habentibus  ei  pro- 
.  X                                                     ^                   ^  fesBoribusuuiTersitatumindictisrespectinsciTi- 

tatihns  exlsUntlnm."    Vgl.  auch  Bd.  IL  S.  83. 

3  So  haben  schon  jetzt  in  Bonn  die  neukatho-  S  ßd.  II.  S.  696.  697. 
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fangen  daranf  Rücksicht  zu  nehmen  verpflichtet  wäre,  dass  die  betreffenden  Per- 
sdnlichkeiteti  zu  Domherren  bestellt  werden  können  ^. 

IV.  Die  Ertheilung  der  akademischen  Grade  (insbesondere  in  der 
katholischenTheologie)  nach  dem  heutigen  Recht  und  die  rechtliche 
Bedeutung  der  akademischen  Würden  für  das  Gebiet  der  katholischen 
Kirche.  Nach  dem  Kirchenrecht  steht  noch  heute,  wie  im  Mittelalter^,  dem  Papst 
das  Recht  zu,  akademische  Grade  zu  ertheilen  und  Promotionsprivilegien  zu  verleihen  3. 
Allerdings  haben  die  päpstlich  oder  die  kraft;  päpstlicher  Ermächtigung  verliehenen 
Grade  nur  ftlr  das  Gebiet  des  kirchlichen  Rechts,  nicht  aber  für  das  weltliche  Gebiet 
in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich^  Bedeutung.  Hier  gilt  vielmehr 
die  Gewährung  des  Promotionsrechtes  als  Ausfluss  des  landesherrlichen  Rechtes, 
Universitäten  zu  errichten  ^.  Dieses  Recht  kommt  heute  den  Fakultäten  der  einzelnen 
Universitäten  oder  der  ihnen  nachgebildeten  Anstalten  ^  zu,  und  wird  in  Deutschland 
von  den  ordentlichen  Professoren  der  ersteren  ohne  Mitwirkung  eines  staatlichen  oder 
kirchlichen  Beamten  ausgeübt ',  während  in  0  esterreich  für  das  theologische  Dok- 
torexamen der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfungskommissare  aus  Männern,  die  selbst 
den  theologischen  Doktorgrad  besitzen,  zu  emennen'hats. 


*  Die  Bulle  spricht  allerdings  nur  von  Pro- 
fessoren der  Universitäten.  Da  aber  für  die 
Regel  nur  die  Theologie -Professoren  Geistliche 
sind,  also  allein  die -v^eiter  erforderte  Qualifikation 
zum  Domherrn  haben,  seist  das  Vorrecht  praktisch 
ein  Privilegium  der  theologischen  Fakultät  So 
fassen  die  Sache  auch  die  Statuten  von  Münster 
V.  1832.  §.  42  auf:  ^Obwohl  die  theologische 
Fakultät  nach  der  Bulle:  De  salute  animarum 
ein  Anrecht  auf  Domkanonikate  (s.  o.  S.  688  n.  4) 
in  dem  bischöflichen  Domkapitel  zu  Münster 
besitzt,  so  sollen  doch  niemals  mehr  als  zwei 
Mitglieder  der  Fakultät  su  gleicher  Zeit  dem 
Domkapitel  angehören  können/' 

Die  Auffassung  des  Textes  wird  dadurch  be- 
stätigt, dass  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Bulle  der  König  zunächst  dasRecht  beanspruchte, 
bestimmte  Domherrenstellen  an  Professoren  zu 
vergeben,  und  schliesslich  die  Kurie  unter  der 
erwähnten  Aenderung  des  Besetzungsmodus 
nachgab,  Mejer,  z.  Qeschichte  d.  römisch- 
deutschen Frage  3,  140.  163. 167.  160.  162. 

Für  O es ter reich  hat  dagegen  ein  Dekret  v. 
1865,  v.  Sohwelckhardt  a.  a.  0.  1,  286  an- 
geordnet, dass  durch  Beförderung  eines  theolo- 
gischen Professors  zum  Domherrn  an  der  Metro- 
politankirche  in  Wien  die  Professur  desselben 
erledigt  wird,  wenn  nicht  eine  kaiserliche  Er- 
laubniss  zur  Vereinigung  beider  Stellen  vorliegt. 

2  S.  0.  S.  642.  648. 

3  Dieses  Recht  hat  der  Papst  auch  noch  in 
neuerer  Zeit  ausgeübt,  s.  o.  S.  668.  669,  und  in 
O  est  erreich  ist  dasselbe  auch  in  demeinen 
Bestandtheil  des  Konkordates  bildenden  Schrei- 
ben des  Kardinals  Rauscher  v.  18.  August  1866 
Nr.  III.  dahin  anerkannt:  „Quodsi  expediat,  ut 
eplscopis  nonnuUis  laureas  theologicas  conferendi 
facultas  auctoritate  apostolica  tribuatur,  Augu- 
stissimus  facile  consentiet;  eommunlcatis  tamen 
inter  sanctam  sedem  et  gubemium  imperiale  con- 
siliis  negotium  pertractetur.'^ 

H  i  n  8  c  h  1  n  8 ,  Kirchenrecht  IV. 


Der  Bischof  besitzt  ein  solches  Recht  nicht. 
Allerdings  hat  der  Bischof  von  Mainz  1830  das 
der  Giessener  katholisch-theologischen  Fakultät 
landesherrlich  verliehene  Promotionsrecht  aus- 
drücklich anerkannt,  Lutterbeck,  Gesch.  d. 
kath.-theol.  Fakultät  in  Glessen.  1860.  S.  28. 
Das  konnte  rechtlich  aber  keine  weitere  Bedeu- 
tung haben,  als  die  Erwerbung  der  Grade  bei 
der  Fakultät  für  erlaubt  zu  erklären. 

*  Das  ist  hier  wenigstens  indirekt  in  dem 
Anm.  3  oltirten  Schreiben  in  Anspruch  genom- 
men. Femer  hat  zwar  der  Kaiser  1866  einem 
Domherrn  die  Führung  des  ihm  päpstlich  ver- 
liehenen Titels  eines  doctor  in  sacris  oanonibus 
gestattet,  aber  es  ist  dabei  zugleich  hervoigeho- 
ben  worden,  dass  er  die  in  Oesterreich  den 
Doktoren  des  kanonischen  Rechts  zustehenden 
Berechtigungen  erst  durch  Nostrifikation  des 
Doktorats  an  einer  österreichischen  Universität 
erlangen  könne,  v.  Schweickhardt  a.  a.  0. 
1,  316. 

5  G.  Meyer,  Lehrb.  d. deutsch. Verwaltungs- 
rechtes 1,  247,  Löning,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Verwaltgsr.  S.  764.  766. 

^In  Preussen  der  Akademie  in  Münster 
(nicht aber  dem Lyceum Hosianum),  in  Oester- 
reich den  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz 
und  Salzburg,  v.  Schweickhardt  a.  a.  0. 
1,  314, 

'  G.  Meyer  u.  Löning  a.  a.  0. 

8  Dies  hat  die  V.  v.  23.  April  1850.  $.  6  lauf 
Grund  des  Konkordates  Art.  6  bestimmt,  s.  o. 
S.  666  n.  4  u.  5.  In  Innsbruck  fungiren  bei 
dem  Doktor- Examen  zwei  bischöfliche  Kom- 
missare, Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  477,  deren  Be- 
stellung aber  nach  der  bestehenden  Praxis  auf 
Ansuchen  der  Fakultät  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  der  letzteren  selbst  vom  Bischof  über- 
tragen wird. 
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Mit  dem  auf  den  alten  Universitäten,  den  stadia  generalia,  erworbenen  Doktor- 
grad war  ohne  Weiteres  das  Recht  zu  lehren  —  und  hier  kommt  vor  Allem  der  theo- 
logische Doktorgrad  in  Betracht  —  verbunden  ^  Davon  ist  heute  keine  Rede  mehr, 
denn  weder  in  Deutschland  noch  auch  in  Oesterreich  wird  durch  den  Doktor- 
grad allein  die  venia  docendi  erworben,  vielmehr  bedarf  es  dazu  erst  einer  besonderen 
Habilitation  als  Privatdozent  2. 

Das  kirchliche  Recht  knüpft  an  bestimmte  akademische  Grade,  nämlich  den 
Doktorat  oder  den  Lizentiat  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen  Recht  noch  andere 
Berechtigungen,  vor  Allem  die  Fähigkeit  zur  Erlangung  gewisser  kirchlicher  Aemter '. 

Dass  die  auf  den  päpstlich  approbirten,  namentlich  auf  den  unter  päpstlicher 
Autorität  gegründeten  neuen  freien  katholischen  Universitäten^  erworbenen  Grade 
diese  Berechtigungen  verleihen,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Ebenso  liegt  es 
auf  der  Hand,  dass  die  von  den  Fakultäten  protestantischer  oder  simultaner  Univer- 
sitäten verliehenen  Grade  —  und  hier  kommt  allerdings  nur  der  Doktorat  im  kano- 
nischen Recht  in  Betracht  —  für  das  Gebiet  der  katholischen  Kirche  keine  Aner- 
kennung und  Bedeutung  zu  beanspruchen  haben,  da  diese  Lehranstalten  nach  der  Auf- 
fassung derselben  ketzerische  sind  und  daher  nicht  das  Recht  zur  Promotion  besitzen. 

Was  dagegen  die  von  den  heutigen  deutschen  und  österreichischen  ka- 
tholisch-theologischen Fakultäten  ertheilten  Grade  betrifft,  so  haben  die  in  Oester- 
reich voi^enommenen  Graduirungen  unzweifelhaft  kirchenrechtliche  Gültigkeit,  denn 
das  Konkordat  hat  das  Recht  zur  Ertheilung  der  Würde  des  Doktors  der  Theologie 
und  der  sacri  canones  anerkannt  und,  abgesehen  davon,  dass  dasselbe  päpstlicherseits 
nicht  widerrufen  ist,  werden  noch  heute  die  Grade  von  den  österreichischen  Fakul- 
täten in  Gemässheit  der  auf  Grund  des  Konkordats  getroffenen  Einrichtungen  ertheilt. 

Aber  auch  für  Graduirungen  der  erwähnten  Fakultäten  des  deutschen  Reichs 
zum  Lizentiaten  oder  Doktor  der  Theologie  wird  dasselbe  anzunehmen  sein.  Aller- 
dings haben  die  neu  errichteten  Fakultäten,  wie  z.  B.  die  in  Bonn,  keine  päpstliche 
Approbation  erlangt,  und  diejenigen  Fakultäten,  welche  an  Universitäten  mit  älteren 
päpstlichen  Privilegien,  also  beispielsweise  an  der  Freiburger  ^,  bestehen,  haben  seit 
der  Ertheilung  derselben  eine  völlig  veränderte  Organisation  erhalten.  Indessen  sind 
von  ihnen  seit  ihrem  Bestehen  unter  bischöflicher  Zulassung  und  ohne  dass  seitens 
des  päpstlichen  Stuhles  Widerspruch  erhoben  worden  ist,  Promotionen  vorgenommen 
worden,  und  die  von  ihnen  Promovirten  haben,  ohne  dass  von  irgend  einer  kirchlichen 
Autorität  Einwendungen  geltend  gemacht  worden  sind,  ihre  akademischen  Titel  ge- 
führt. Hierin  liegt  jedenfalls  eine  stillschweigende  Anerkennung  des  Promotions- 
rechts,  welche  so  lange  als  wirksam  betrachtet  werden  muss,  bis  etwa  päpstlicherseits 
ihnen  das  letztere  abgesprochen  werden  sollte. 

1  S.  0.  S.  652.  de  ref.  (Bd.  IL  S.  121  des  Pönitentlarius),  Sess. 

2  G.  Meyer  u.  Loning  a.  a.  0.  Ueber  die  XXIV.  c.  12  (Bd.  II.  S.  82,  204  gewisser  Dom- 
Zalassung  zar  Lehrthätlgkeit  iu  der  Theologie  s.  herrenstellen  und  der  Archidiakonate),  Sess. 
0.  S.  674.  Vgl.  auoh  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  XXIV.  0.  16  de  ref.  (Bd.  n.  S.  212.  236  des 
B.  19,  40.  41.  Generalvikars    und    Kapitels  Verwesers),     Sess. 

3  Tild.  Sess.  XXIL  c.  2  de  ref.  (Bd.  II.  S.  XXIII.  c  18  (Bd.  II.  S.  112  des  Scholasters), 
486  des  bischöf  liehen),  Sess.  XXIV.  0.  18  de  vgL  ferner  Bd.  U.  S.  119  (betreffend  den  Theo- 
ref.  (Bd.  IL  S.  495  des  Amtes  als  Examinator  logus.     S.  überhaupt  noch  Bd.  IL  S.  486. 

bei  den  Konkursprüfungen),  Sess.  XXIV.  c.  8         *  S.  0.  S.  668. 669.      5  s.o.S.657n.lu,  670n.l 


Fünftes  Kapitel:  Die  Handhabung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 

strafgevxüt^, 

I,    Geschichte, 

A.    Im  römischen  Reich, 

§.  243.    1.  Die  Zeit  bis  Konstantin, 

Die  Ältesten  Christengeineinden  im  römiflehen  Reicli  waren  religiös-sittliclie  Ge- 
meinschaften, deren  Glieder  ihr  gesammtes  Leben  in  den  Dienst  nnd  in  den  Zweck 
ihrer  Oemeinschaft,  das  Reich  Gottes  auf  Erden  zn  verwirklichen,  stellten,  nnd  daher 
znr  Bekennnng  des  Glaubens  an  Christus ,  sowie  znr  Beobachtung  der  von  ihm  für 
die  Neugestaltung  des  religiös-sittlichen  Lebens  gegebenen  Anweisungen  verpflichtet 
waren.  Um  diesen  ihren  Charakter  zn  wahren,  mussten  sie  in  Mitten  des  sie  be- 
obachtenden Heidenthums  über  ein  den  Bedingungen  ihrer  Gemeinschaft  entsprechen- 
des Leben  iher  Mitglieder  wachen,  und  eine  strenge  Disoiplin  über  dieselben  ausüben. 

Ohne  äussere  Macht,  nnd  genöthigt,  die  Disciplin  unabhängig  von  der  Stellung 
der  Staatsgewalt,  von  einer  feindlichen  oder  tolerirenden  Haltung  der  letzteren,  zur 
Geltung  zu  bringen,  bot  sich  ihnen  als  einziges  zweckentsprechendes  Mittel  das 
natürliche,  mit  jeder  Gemeinschaft  von  selbst  gegebene  Recht  dar,  unwürdige  und 
gegen  ihre  Lebensordnungen  verstossende  Mitglieder  auszuschliessen^.  Eine  der- 
artige Ausschliessung,  nachmals  der  Bann  oder  die  Exkommunikation  ge- 
nannt, ist  schon  von  den  Gemeinden  in  der  apostolischen  Zeit  geübt  worden^.   Dass 


1  Jo.  Morinus,  eomm.  bist,  dedisciplinain  ad- 
ministratione  sacTamentl  poenitentiae  Xm  prim. 
saecnl.  obserrata.  Paris,  1671;  Antrerp.  1682; 
Brux.  1687;  Venet.  1702;  Jos.  Bingham, 
origiines  ecdesiasttcae  or  the  antiqnitiefc  of  tbe 
cbristian  cbnrcb.  Vol.  VH  u.  VIII.  London  1720; 
Sirmond,  bistoria  poenitentiae  publicae  in 
opera  ed.  Paris  1696  (wiederbolt  Venet.  1728) 
t.  IV.  p.  326  ff. ;  Fr.  Frank,  die  Bnssdisdplin 
der  Kirche  von  den  Apostelzeiten  bis  zum  7.  Jahr- 
hundert. Mainz  1867;  Fnnk,  Art. Bussdisoiplin 
in  W et  z er  n.  Wel  te ,  Kirobenlexikon,  2.  Aufl., 
2,1661  ff.;  Biuterim,  d.  vorzüglichsten  Denk- 
würdigkeiten der  chriBtl.-kathol.  KirQbe.  V.  2, 
173  ff. ;  £.  LSning,  Gescbicbte  d.  dentscben 
Klrehenrecbts.  Strassbnrg  1878.  1,262 ff.;  H. 
Jos.  S c b m i t z y  die  Bussbücher  and  die  Bass- 
disdplin  der  Kirche.  Mainz  1883;  J.  Blötzer, 
d.  geheime  Sünde  in  der  altcbristl.  Bossdlsclplin 
In  Zeitschrift  für  katbol.  Theologie.  Innsbruck 
1887.  11,  483.  693.  Vgl.  femer  die  o.  8.  84  n. 
3  citirten  Scbriften  von  Klee,   Enders  und 


Steitz  nnd  Ferd.  Probst,  Sakramente  nnd 
Sakramentalien  In  den  drei  ersten  cbristl.  Jahr- 
hunderten.  Tübingen  1872.   S.  244  ff. 

2  Wenngleich  auch  die  Juden  eine  solcbe  Aus- 
scbliessung,  den  Bann ,  Camp.  Vitrlnga,  de 
Synagoge  veter.  Lencopetrae.  p.  738  ff. ;  K  o  b  e  r , 
derKircbenbann.  2.  Ausg.  Tübingen  1863.  S.4, 
kannten,  so  braucbt  man  docb  deshalb  nicht  mit 
Vitringap.  730,  den  obristlicben  Bann  als  eine 
historisohe  Entlehnung  und  bewusste  Nachah- 
mung des  ersteren  anzusehen,  Ldning  1,  263. 
264;  Rothe,  Vorlesungen  über  Klrchenge- 
schlohte.   Heidelberg  1876.   1,  260. 

3  Katholischerseits  wird  die  Ausschliessung 
auf  die  Einsetzung  Christi,  Matth.XVni.  16—18 
zurückgeführt,  Enders  1,  1;  Kober  S.  8; 
jedenfalls  spricht  diese  Stelle,  ebensowenig  wie 
Johann.  XX.  23  direkt  von  derselben,  Rothe 
S.269. 

Dagegen  wird  sie  erw&hnt  I.  Corinth.  V;  II. 
Cor.  II.  6—11 ;  Uh  Joann.  10  (aber  nicht  II. 
Thessal.  III.  14.  lö). 
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damit  die  Zügehörigkeit  zur  Einzelgemeinde  gelöst,  also  dem  AnsgescUosseiien  die 
Mitgliedschaft  entzogen  wurde,  kann  nach  dem  Zwecke  der  Massregel  nicht  zweifel- 
haft sein  ^  Angewendet  wnrde  sie  nnr  bei  schweren  Sünden,  also  bei  sololien,  weichte 
eine  Verletzung  Gottes  und  der  Gemeinde  in  sich  schlössen^.  Auch  war  sie  nicht  eine 
absolute,  welche  jede  Wiederaufnahme  des  Ausgeschlossenen  fflr  immer  unmöglich 
gemacht  hättet,  vielmehr  konnte  derselbe,  falls  er  durch  aufrichtige  Reue  und  Busse 
die  Gewähr  für  ein  künftiges  christliches  Leben  gegeben  hatte,  von  Neuem  wieder 
als  Mitglied  aufgenommen  werden  ^. 

Die  Aufsicht  über  das  religiös-sittliche  Leben  der  Gemeindegenossen  und  das 
Recht,  diejenigen,  welche  sich  Verfehlungen  zu  schulden  kommen  Hessen,  zu  er- 
mahnen, hatten  die  Vorsteher  der  Gemeinde,  die  Presbyter  ^  Dagegen  lag  die  Aus- 
schliessung eines  Mitgliedes  und  die  Wiederaufnahme  eines  solchen,  für  welche  sich 
in  dieser  Zeit  noch  keine  bestimmten  Formen  entwickelt  hatten,  in  der  Hand  der 
ganzen  Gemeinde®. 

Die  apostolische  Zeit  weist  also  eine  rein  auf  die  Einzelgemeinde  beschränkte 
Ausübung  der  jeder  Gemeinschaft  naturgemäss  zustehenden  Straf-  und  Disciplinar- 
gewalt  über  ihre  Gemeindemitglieder  auf,  womit  über  das  Verhältniss  des  einzelnen, 
der  Ausschliessung  unterworfenen  Gliedes  zu  Gott  und  über  die  Bindung  und  Ver- 
gebung seiner  Sünden  nichts  entschieden  war* 

In  der  nachapostolisohen  Zeit,  mit  der  weiteren  Verbreitung  des  Christen- 
thums  und  der  Herausbildung  des  katholischen  Episkopates,  treten  indessen  eine 
Reihe  von  Aenderungen  ein. 

1.  In  Folge  der  Entwicklung  des  Begiiffes  der  Kirche,  als  der  durch  den  Epis- 
kopat zur  Einheit  verbundenen  christlichen  Gemeinden  und  der  Auffassung,  dass  die 
Gemeinschaft  mit  Christus  durch  die  Gemeinschaft  mit  der  Kirche  bedingt  sei  ^,  wird 


*  S.  auch  Nie.  München,   das  kanonische  gatio,  blaspbemla ntique  et moechia et fornicatio, 

Geriohtsyerfahren  und  Strafrecht.   Köln  n.  Neuss  et  si  qua  Violen tia  templi.    Hornm  ezorator  non 

1866.  2,  162.  163.  erit  Christus.« 

2  So  A.  Ritschi ,  Entstehung  der  altkatholi-  3  s.  Rothe  1,  260  und  Loning  1,  254. 

sehen  Kirche.     2.  Aufl.    Bonn  1867.     S.  369.  1  xr  1  tt   n      tt  t  q  -in             v  ;i- 

I.  Cor.  V^.  11  erwähnt  der  Hurer,  Geizigen,  Ah-  .  *  ^«J*  "'  ^^''  "'  ^'  ®-  *^'  »■  »"^^  ^'"^  ^"«*^ 

göttischen,  Lästerer,  Trunkenbolde  und  Räuber  Anmerkung. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Ausschliessung  (t.  12),  ^  l.Thess.  V.14;  A.  Ritschi  S.  369;  Hatseh, 

s.  auoh  ibid.  VI.  9.  10 ;  vgl.  I.  Joann.  V.  15—17  Gesellschaftsverfassung  der  christl.  Kirchen  im 

(hier   unterschieden   die  dfiaprta  Ttpö«  »({^aTov  Alterthum.  Uebersetzung  von  Harn ack.  Gieasen 

und  06  itpig  ^(ivaTov),  fenier  Jao.  V.  6  und  Gal.  1883.   S.  66. 

VI.  1,  wo  von  dem  Bekennen  der  kleineren  Sün-  •  I.  Cor.  V.  2—4.  7 ;  II.  Cor.  II.  6 ;  H.  These, 

den  vor  einem  Bruder  und  der  Nachsuchung  der  III*  14  und  über  die  Wiederaufnahme  II.  Cor. 

göttlichen  Vergebung  durch  das  Gebet  desselben  II.  7.  8.  10;    Rothe  1,  260;    Hatseh  S.  11& 

die  Rede  ist.  Auch  die  später  bei  den  Kirchen-  127,  während  nach  der  hergebrachten  katholischen 

Vätern  vorkommende  Unterscheidung  zwischen  Lehre  das  Recht  zur  Ausübung  der  Disciplin  den 

den  schweren  und  leichten  Sünden  spricht  dafür,  Aposteln  von  Christas  übertragen  (Matth.  XVI, 

s.  z.  B.  TertulUan.  de  pudic  c.  19  :  „Sunt  quaedam  19 ;  Joann.  XX,  13}  und  von  diesen  auf  die  Bi- 

delicta  quotidianae  incursionls,    qulbus  omnes  schöfe  übergegangen  ist,  Kober  S.  8,  s.  aber 

sumus  obiecti.    Cul  euim  non  accidit,  aut  irasci  A.  Ritschi  S.  372. 

inique  et  ultra  solis  occasum,  aut  et  manum  mit-  ^  Gyprian,  ep.  4  c  4  (ed.  Hartel  p.  477): 

tereauttemereiurareaut  fidempactidestruereaut  „nunc  autem  quia  ciroumcisio  spiritalis  esse  ad 

verecundia  aut  necessitate  mentiri?  in  negotiis,  fldeles  servos  dei  coepit,  spiritali  gladio  superhi 

inofficiis,  invictu,  inquaestu,  in  visu,  inauditu,  et  contumaces  nec«ntnr,  dum  de  eccletia  eieiiiB- 

quanta  tentamur,  ut  si  nuUa  sit  venia  istorum,  tur  neque  enim  vivere  forls  possunt,  cum  domus 

nemini  salus  competat.    Herum  ergo  erit  venia  dei  una  sit  et  nemini  salus  esse  nisi  in  eodeaia 

per  exoratorem  patris  Christum.     Sunt  autem  et  possit;  *"  Rothe  1,  261.  469;    Loning  1,  264. 

contraria istis,  utgraviora et  exltioraquaeveniam  Vgl.  auch  0.  Ritschi,  Cyprian  von  Garthago. 

noncaplant,  homicidium,  idololatria,  fraus,  ne-  Göttingen  1886.  S.  90  fr. 
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die  AnsBchliessnng  ans  der  Gemeinde  nicht  nur  zur  Anaschliessung  aus  der  ganzen 
Kirche,  sondern  auch  zur  Aufhebung  der  Gemeinschaft  mit  Gott^ 

2.  Wenngleich  der  Bischof,  welcher  jetzt  als  massgebender  Leiter  an  die  Spitze 
der  Gemeinde  getreten  ist,  noch  mit  dem  Klerus  und  der  Gemeinde  die  Straf-  und 
Disciplinargewalt  ausübt  2,  so  erscheint  er  doch  nicht  mehr  als  der  Träger  einer  der 
Gemeinde  zukommenden  Machtvollkommenheit,  sondern  in  der  Stellung  eines  von 
Gott  berufenen  Organs,  welches  die  Ausschliessung  aus  der  Gemeinde  und  Kirche  an 
Christi  Statt  vollzieht ». 

3.  Der  apostolische  Grundsatz,  dass  die  Ausschliessungen  aus  der  Gemeinde  und 
aus  der  Kirche  allein  wegen  schwerer  oder  Todsflnden  erfolgen  kann,  blieb  auch 
jetzt  noch  in  Geltung^,  und  da  diejenigen  Verfehlungen,  welche  dahin  gehören,  auch 
in  dieser  Zeit  noch  nicht  genau  festgestellt  waren  ^,  wenngleich  in  Betreff  mancher 
Einigkeit  herrschte,  so  hatte  vorkommenden  Falles  der  Bischof  bei  seiner  hervorragenden 
Stellung  in  der  Gemeinde  die  massgebende  Entscheidung  abzugeben®.  Dass  aber  die 
Verhängung  der  Ausschliessung  wegen  solcher  Sflnden  blos  dann  hätte  erfolgen  können, 
wenn  sie  offenkundig  waren  ^,  lässt  sich  nicht  darthun^,  wenngleich  es  selbstverständ* 


1  S.  die  TOT  Anm. 

3  Das  ergeben  noch  die  Briefe  Gyprians,  ep.  14 
c.  4,  p.  512:  „qnando  a  primordio  episcopatus 
mei  Btatuerim  nihil  sine  oonsillo  vestro  (i.  e.  pres- 
byterorum  et  diaconoram)  et  sine  consensn  plebls 
mea  prit atim  sententla  gerere ;  ^  ep.  63  e.  1,  p. 
376  (anch  ep.  19  p.  626),  doch  ist  nicht  festza- 
stellen,  ob  der  Bisehof  dabei  an  die  Meinung  des 
Presbyterinms  oder  gar  auch  an  die  der  Laien  ge- 
bunden war,  0.  Ritschi  S.216,  nm  so  weniger, 
als  bei  der  Ausübung  dieser  Funktion  naeh,  der 
Rückkehr  Gyprians  nachCarthago  von  der  Bethei- 
ligung anderer  Bischöfe,  also  von  Konzilien,  we- 
gen der  damals  brennenden  Fragen  der  kirchlichen 
DiscipUn  die  Rede  ist,  ep.  31  c  6,  p.  562 ;  ep. 
49  c.  2,  p.  610;  ep.  64  c.  1,  p.  717.  Vgl.  noch 
A.  Ritsohll,  313.375. 

3  Cyprian,  ep.  69  c.  5,  p.  672 :  „neque  enim 
aliunde  haereses  obortae  sunt  aut  nata  sunt 
Schismata  quam  quando  sacerdoti  dei  neu  obtem-- 
paratur  nee  unus  in  ecclesiaadtempussacerdos  et 
ad  tempns  iudex  Tice  Christi  cogitatur^';  Rothe 
1,  460. 

*  Origenes,  comment.  in  Matth.  series  c.  89, 
Migne,  patrol.  gr.  lat  ed.  10.  1120:  „Propter 
hoc  enim  et  in  ecclesiis  consuetudo  tenuit,  ut 
qui  manifest!  sunt  in  magnis  deUotis,  eiiciantur 
ab  oratlone  communi ; ''  c  21. 22  (Origenes)  G.  XI. 
qu.  3. 

^  Origenes,  homil.  in  Lerit  15.  c.  2,  1.  c.  9, 
487,  welcher  schon  den  Ausdruck :  crimen  mor- 
tale gebraucht.  Vgl.  im  Uebrigen  die  Zusammen- 
stellungen bei  M  0  r  i  n  u  s  1.  Y.  o.  ift,  p.  249  ff. ; 
Blnterim  V.  2,  248  flf.;  Frank  S.  444  «f.,  s. 
anch  S.  692  n.  2. 

0  So  Tor  Allem  hinsichtlich  der  s.  g.  kanoni- 
schen Vergehen,  des  Abfalls  vom  Glauben,  der 
Unzucht  und  der  Tödtung  (des  Mordes),  s.  die 
vor.  Anm.,  welche  gerade  in  dieser  Zeit  eine  be- 
sondere Stellung  unter  den  schweren  Sünden 
einnahmen,  s.  S.  694. 

^  B.  Richter-Dove-Kah],  K.  R.   8.  Aufl. 


S.  768.  769;  namentUch  Löning  1,266  u.  267 
n.  1. 

S  Löning  a.  a.  0.  beruft  sich  auf  die  Anm  4 
citirte  Stelle  uiid  auf  Origenes  hom.  21  in  IIb. 
Jesu  naye  c.  1  (o.  22  G.  XI.  qu.  3) :  „UM  enim 
peccatum  non  est  evidens,  ejicere  de  ecclesia  ne- 
minem possumus,  ne  forte  eradicantes  zizania 
eradicemus  simuloum  ipsis  etiam  triticnm.'*  Aber 
Origenes  spricht  nicht  von  offenkundigen  Sün- 
den, sondern  von  Personen,  von  denen  es  offen- 
bar Ist,  dass  sie  sich  In  Sünden  befinden  und  von 
der  klar  am  Tage  liegenden  Sünde,  verlangt  also 
nur,  dass  das  Begehen  der  Sünde  ausser  allem 
Zweifel  steht,  sagt  dagegen  nicht,  dass  dazu  ein- 
zig und  allein  die  Offenkundigkeit  ausreicht  oder 
gar,  dass  die  Offenkundigkeit  der  Sünde  ein  die 
Strafe  der  Ausschliessung  bedingendes  Erforder- 
niss  sei.  Es  ist  in  der  That  auch  nicht  abzusehen, 
ausweichen  inneren  Gründen  „mindestens  seit 
dem  3.  Jahrhundert",  so  Löning,  der  Bischof 
in  dieser  Weise  hätte  beschränkt  werden  sollen, 
umsoweniger,  als  Löning  andererseits  S.  267 
bemerkt,  dass  der  Schuldige  die  geheime  Sünde 
durch  eine  Selbstanklage  habe  zu  einer  öffent- 
lichen machen  und  dadurch  das  Strafverfahren 
hervorrufen  können.  Wenn  die  Ghristengemelnden 
in  der  firüheren  Zeit  darauf  sehen  mussten,  un- 
würdige Glieder  anszuschliessen ,  so  lag  dieses 
Bedürfniss  doch  auch  dann  vor,  wenn  schwere 
Verstösse  gegen  die  christliche  Lebensordnung 
durch  Zeugenaussagen  oder  auf  andere  Weise  er- 
wiesen waren,  und  da  L  ö  n in g  selbst  hervorhebt^ 
dass  mit  der  Vermehrung  der  Gemeindeglieder 
die  Vergehen,  welche  ein  Einschreiten  des  Bi- 
schofs verlangten,  zahlreicher  geworden  seien,  so 
erscheint  es  unerfindlich,  warum  die  Strafgewalt 
desselben  gerade  in  dieser  Zeit  in  der  angegebe- 
nen Richtung  hätte  beschränkt  werden  sollen. 
Dazu  kommt  noch ,  dass  die  im  folgenden 
Jahrhundert  ausgebildete  Busspraxis  und  die 
Gesetzgebung  von  dieser  Voraussetzung  nichts 
weiss  (s.  $.  iiS'),  vgl.  auch  Augustini  hom.  60 


694 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  243. 


lieh  war,  dass  die  Strafe  nur  angewendet  werden  konnte,  falls  die  Begehung  der 
Sünde  erwiesen  war^. 

4.  Während  in  der  apostolischen  Zeit  wohl  keinem  Sünder  die  Wiederaafiaahme 
nach  der  Besserung  verweigert  wurde  ^,  machte  sich  im  Laufe  des  zweiten  Jahr- 
hunderts eine  strengere  Ansicht  nicht  nur  dahin  geltend,  dass  den  zum  zweiten  Male 
wegen  Rückfalles  in  eine  schwere  Sünde  ausgeschlossenen  Kirchengliedem  eine  noch- 
malige Aufnahme  zu  versagen  sei  ^,  sondern  auch  —  und  dies  jedenfalls  bi  Nord- 
afrika unter  dem  Einfluss  montanistischer  Anschauungen  —  dahin,  daas  hü  gewissen 
schweren  Sünden,  bei  Idololatrie,  Unzucht  und  Mord*,  die  Wiederzulassung  zu  der 
Eirohengemeinschaft  für  immer  ^ 


de  poenlt  (sermo  351  c  10,  Migne  patiol.  39, 
1546),  auch  in  c  18  C.  II.  qu.  1 :  „Nos  a  eommu- 
nione  piohibere  quenquam  non  possumus,  quam- 
vis  haec  prohibitio  uondum  sit  moitalis,  sed 
medicinalis,  nisi  aut  eponte  oonfesaum  aut  in 
aliquo  sive  seculari  sive  ecclesiastico  iudicio  nomi- 
natum  atque  convictum,"  ferner  Gregor  t.  Nyssa 
ep.  canonica  ad  Letojum  Melitin.  episo.  o.  4. 
Migne,  patiol.  gr.  45,  229,  wo  von  dem  frei- 
willigen Bekenntniss  der  Unzuchtssunden  und  der 
Ueberfübrung  wegen  solcher  die  Rede  ist  und  fOi 
beide  Fälle  die  Bnsszeiten  gleich  bestimmt  sind 
aber  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses  Ab- 
kürzung der  Bnsszeiten  gestattet  wird.  S.  weiter 
Menrer,  der  Begriff  des  kirchlichen  Strafver- 
gehens  nach  den  Rechtsquellen  des  Aogsbnrger 
Bekenntnisses.  Leipzig  1883.  S.  57.  Ueberwie- 
gend  wird  gewöhnlich  blos  die  mit  der  hier  be- 
sprochenen nicht  völlig  identische  Frage  behan- 
delt, ob  für  geheime  Vergehen  habe  öffentliche 
Busse  geleistet  werden  müssen  oder  nicht,  s. 
z.B.  MorinusLY.  c.l6  p.  296ff.;  Binterim 
y,  2, 276 ff.;  Frank  S.  457,  unter  denen  keine 
Uebereinstimmung  hinsichtlich  der  Auffassung 
des  Begriffes  der  öffentlichen  Sünde  herrscht. 

1  S.  namentlich  die  in  der  Yor.  Anm.  citirte 
Stelle  Augustins. 

2  Pas  zeigt  das  Verhalten  des  Paulos  gegen- 
über der  Gemeinde  in  Corinth,  S.  692  u.  4 ;  vgl. 
Clem.  Roman,  ep.  1  ad  Corinth.  c  7.  8,  patr. 
apost.  ed.  Dressel  1867.  S.  54.  S.  auch  Frank 
S.  834  ff.;  Fechtrup,  Tüblng.  theol.  Quartal- 
schrift 1872.  Jahrgg.  54.  S.  431  ff.;  Probst, 
Sakramente  und  Sakramentalien  S.  299.  305. 

3  Tertnllian.  IIb.  de  poenlt.  c.  7,  Migne, 
patrol.  1,  1241 :  „GoUocavit  in  vestlbulo  poeni- 
tentiam  secundam  (im  Gegensatz  zu  der  ersten, 
der  Tor  der  Taufe),  quae  pulsantibus  patefaclat: 
sed  iam  semel,  quia  iam  secundo;  sed  iam  am- 
plius  nomquam,  quia  proxime  frustra;^  Ori- 
genes  hom.  in  Levit.  15  c.  2:  „In  grayioribus 
criminlbus  semel  tantum  poenitentiae  conceditur 
locus :  ista  vero  communia  quae  frequenter  in- 
currimus,  semper  poenitentiam  recipiunt  et  sine 
intermissipne  redimuntur;^  femer  die  const. 
apost.  II.  43  in  Bezug  auf  denjenigen,  welcher 
nach  der  falschen  Anschuldigung  eines  Bruders 
und  nach  deswegen  geleisteter  Busse  wieder  das- 
selbe Vergehen  verübt  („d^lox  litexfii^Öi]  ttjc  toö 
xuptou  oüvaYOY^c*') ;  weitere  Nachweisungen  bei 
Bingham,  bk.  18.  eh. 4.  s.  1;  8,  147;  Binte- 
rim S.  265  ff.;  Frank  S.  863  ff.;  vgl.  ferner 
P  r  0  b  8 1  S.  318.  Allerdings  ist  in  den  betreffen- 


den Stellen  und  bei  den  Schriftstellern  von  der 
Nichtzulassung  zur  Busae  die  Rede;  da  aber  die 
Leistung  der  letzteren  die  Voraussetzung  der 
Wiederaufnahme  in  die  Kirche  war  (s.  S.  695), 
60  war  damit  auch  die  Wlederzulassung  ausge- 
schlossen. 

*  Oyprian,  ep.  55,  p.  638:  „apud  antecessores 
nostros  quidam  de  episcopis  istic  in  pzovincia 
nostra  dandam  pacem  moechis  non  putaverunt  et 
in  totum   paenitentiae  locum   contra   adulteria 

cluserunt Miror  autem  quosdam  sie  ob- 

stinatos  esse,  ut  dandam  non  putent  lapsis  (d.  h. 
denen,  welche  in  der  Verfolgung  ihr  Ghristen- 
thum  verläugnet  hatten)  paenitentlam  aut  paani- 
tentibus  existimentveniamdenegandam.'^  Tertnl- 
lian (allerdings  in  der  montanistischen  Schrift) 
de  pudicitia  c.  12,  Migne,  patrolog.  2,  1002: 
„Hlnc  est  quod  neque  idololatiiae  neque  sanguini 
pax  ab  ecclesiis  redditur"  und  vorher  ibid.  mit 
Bezug  auf  Act  apostol.  XV.  28.  29  gesagt :  „snf- 
fldt  ethlc  servatum  esse  moeohiae  et  fomieatioiiilo- 
cum  honoris  sui  inter  idololatriam  ethomioidium.^ 

&  Des  Näheren,  namentlich  hinsichtlich  der 
Ausdehnung  dieser  Praxis  und  der  einzelnen  in 
Frage  kommenden  Sünden,  ist  alles  bestritten. 
Harnack,  lapsi  bei  Herzog,  Real-Encjklo- 
pädle,  2.  Aufl.  8,420  nimmt  an,  dass  im  Z  Jahr- 
hundert der  zur  Idololatrie  abgefallene  Christ 
überhaupt  nicht  zur  Kirchengemeinschaft  zuge- 
lassen worden  sei,  indem  er  die  für  die  gegen- 
theillge  römische  Praxis  angeführten  Stellen  des 
Hirten  des  Hermas,  mandat.  IV.  1.  3,  ed.  Dres- 
sel S.  589.  590,  s.  z.  B.  Fechtrup  a.  a.  0. 
S.  442;  nicht  auf  die  Kirchenzucht,  und  such 
Euseb.  bist,  eccles.  IV.  31,  wonach  der  Bischof 
Dlonyslus  von  Korlnth,  u.  170 :  „*al  toü«  il  ola; 
Vouv  dito7CT(6oeoic,  ctrs  nXt^iAiJceXeloc»  elie  (ii^v 
atperix-Jj«  nXeCvtjc  iTztvzpi^oYtoQ  5e£ioüo&at  irpoa- 
TatTEi'S  blos  auf  die  Sünden  der  groben  Unfiitt- 
lichkelt  und  des  häretischen  Irrthums  bezieht, 
wogegen  manche,  so  H  a  g  e  m  a  n  n ,  die  lomisebe 
Kirche  und  ihr  Einfluss  auf  Disdplin  und  Dogma 
in  den  ersten  3  Jahrhunderten.  Freiburg  1864. 
S.  53;  Fechtrup  S.  445,  erst  eine  Aenderung 
der  römischen  Praxis  nach  der  Zeit  des  Hirten 
des  Hermas  annehmen,  endlich  andere  behaupten, 
dass  die  christlichen  Kirchen  in  der  überwiegen- 
den Mehrzahl,  Insbesondere  auch  die  römische 
der  strengen  Praxis  gehuldigt  haben,  Morinus 
1.  IX.  c20,  p.672;  Binterim  S.258;  Frank 
S.  846  ff. 

Eine  weitere  Streitfrage  knüpft  sieh  an  Ter- 
tnllian 1.  cc.  1,  Migne 2, 979:  „Audio  enimcdic- 
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aa^geschloBsen  bleiben  müsse  K 

5.  Soweit  eine  Wiederaufnahme  des  ausgesohlossenen  Sttnders  statthaft  war, 
konnte  sie  nur  dadnrch  erlangt  werden,  dass  ein  solcher  die  Leistung  der  öffent- 
lichen Kirchenbusse  übernahm,  d.  h.  durch  die  öffentUohe  Anerkennung  und  Abbitte 
des  begangenen  Unrechts,  sowie  durch  öffentliche  Demüthigungen  und  Kasteiungen 
(Liegen  auf  der  £rd6,  Fasten,  Almosengeben)  die  Aufrichtigkeit  seiner  Beue  und 
seiner  Besserung  darthat^. 

Die  öffentliche  Busse  war  somit  das  Mittel,  sich  von  dem  Kirchenbanne  zu  lösen, 
also  ihre  Leistung  die  reohtliohe  Voraussetzung  der  Wiederaufhebung  desselben,  d.  h. 
der  Wiederaufnahme  in  die  Gemeinschaft  der  Kirche.  Aber  von  einer  rechtlichen 
Verpflichtung,  die  Busse  zu  übernehmen  ^  oder  gar  von  einer  Erzwingung  dieser  Pflicht 


tarn  esse  propositum  et  quldem  peiemptoriam ; 
pontifex  seil.  maximuB,  quod  est  eplscopus  epis- 
coporum,  edicit :  Ego  et  moechiae  etfornlcatiouis 
dolicta  poenitentia  fanctis  dimitto/  und  an  Hip- 
polyti  philosophnm.  I^.  12,  Migne,  patro].  gr. 
XVI,  3,  p.  3386 :  „TrpwToc  (der  romische  Biscliof 
KaUistus  217—222)  tä  Trpö;  tä«  Uo^iä^  toi; 
ds%^ii}Koiz  ou-r^opciv  lirevÖTjoe,  Xe^cuv  iraotv 
uicaÖTou  dcpUoftat  djiapxtac,"  und  ferner:  „Tauta 
fiiv  o5v  6  9au[jia9t(6TaT0c  KcCXXioxoc  ouveoT'/joaTo, 
o'j  Biapiivei  t6  BiSaoxaXetov  ^OXaooov  xd  1^  xal 
T^v  itapdEootv,  (iifj  Staxpivov,  t(oi  Set  xoivoiveiN, 
Träci  VdxpfTooc  itpoo^^pov  x^v  xoivoivCav."  Zu- 
nächst wird  die  Stelle  Tertullians  einmal  auf 
den  römischen  Bischof  Zephirynus  (199 — ^217), 
Franks.  842;  Fechtrup  S.  429;  Langen, 
Gesch.  d.  römisch.  Kirche  his  zum  Poutiflkate 
Leo'sl.  Bonn  1881.  S.  220  ff.,  gedeutet,  anderer- 
seits auf  EalUstus  (sodass  sowohl  Tertullian  als 
auch  Hippolyt  dasselbe  Faktum  berichten  und 
von  ihrem  Standpunkt  aus  angreifen).  Harnaok 
S.  420;  0.  Ritschi,  Cyprian  S,  14.  Ferner 
henscht  keine  Einigkeit  darüber,  ob  es  sich  da- 
bei um  allgemeine  Anordnungen  der  gedachten 
beiden  oder  des  zuletzt  erwähnten  Bischofs, 
Fechtrup  S.  439.449;  Frank  S.  856,  oder 
blos  um  ironische  Berichte  über  die  Praxis  der 
römischen  Bischöfe  handelt,  Langen  S.  220. 
248 ;  weiter,  ob  im  ersteren  Falle  die  römische 
strenge  Praxis  successiv  durch  die  angeblichen 
Edikte  geändert  ist,  so  Fechtrup  a.  a.0.  oder 
ob  dieselben  sich  gar  nicht  auf  die  fortdauernd 
milde  gebliebene  römische  Praxis  beziehen,  son- 
dern sich  lediglich  gegen  die  strenge  afrikanische 
Uebung  wenden,  wie  Frank  S.  856  annimmt. 
So  wenig  hier  diese  Fülle  von  Streitfragen,  wei- 
tere siehe  noch  bei  Fechtrup,  erörtert  werden 
kann,  so  wenig  erscheint  die  letztere  Ansicht, 
welche  irrigerweise  von  einem  allgemeinen  kirch- 
lichen Gesetzgebungsrecht  der  römischen  Bischöfe 
im  2.  und  Anfang  des  3.  Jahrh.  (Bd.  III.  S.  682. 
683.)  ausgeht,  begründet  M.  E.  hat  man  Jeden- 
falls im  2.  Jahrhundert  noch  in  Rom  an  dem 
immerwährenden  Ausschluss  der  lapsi  festgehal- 
ten, und  während  durch  Kallistus  zunächst  Mil- 
derungen hinsichtlieh  der  Fleischessünden  und 
des  Mordes  erfolgt  sind,  ist  eine  solche  betreffs 
der  lapsi  in  der  römischen  und  afrikanischen 
Kirche  erst  zu  den  Zeiten  Cyprians,  also  in  der 
Mitte  des  3.  Jahrhunderts  durchgesetzt  worden, 
0.  Ritschis.  14  ff.;  HarnackS.  421ff. 
1  Dass  Gott  dem  für  immer  aus  der  Kirche 


ausgesohlossenen  Sünder  vergeben  könne,  daran 
wurde  allerdings  nicht  gezweifelt,  August  ep. 
153  0.  3  ad  Maoedon.,  Migne  33,  655:  „Quam- 
vis  eis  in  ecdesia  locus  humlllimae  paenitentiae 
non  concedatur,  deus  tamen  super  eos  potientiae 
suae  non  obliviscitur.^  Karnaok  S,  470 ; 
Probst,  Sakramente  S.  250;  0.  Ritsohl, 
Cyprian  S.  187.  Wenn  Frank  S.  876  ff.  be- 
hauptet, dass  solche  Sünder  zu  einer  Privat- 
beichte und  zur  Privatbusse,  sowie  zur  sakra- 
mentalen Lossprechung  im  Sinne  der  späteren 
und  Jetzigen  Lehre  der  katholischen  Kirclie  (s. 
0.  S.  122  und  auch  S.  85  n.  3)  zugelassen  wor- 
den seien,  obsohon  ihnen  die  vollständige  Auf- 
nahme in  die  Kirche  und  der  Zutritt  zum  Abend- 
mahle versagt  worden  wäre,  so  ist  diese  Auffassung 
selbst  von  E^tholiken,  s.  Fechtrup  a.  a.  0. 
S.  459,  als  der  quellenmässigen  Begründung  bar, 
widerlegt  worden.  Sie  hängt  allerdings  mit  der 
katholischerseits  vertheidigten  Ansicht  zusam- 
men, dass  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das 
Institut  der  Privatbeichte  und  das  römische 
Dogma  vom  Busssakrament  in  Geltung  gewesen 
seien.    Vgl.  darüber  noch  $.  246. 

3  Tertullian ,  de  poenit  c  9 :  „Huius  igitar 
poenitentiae  secundae  et  unius,  quanto  in  arcto 
negotium  est,  tanto  operosior  probatio  est,  ut  non 
sola  consdentia  proferatur,  sed  etiam  actu  admi- 
nistretur.  Is  actus,  qui  magis  graeco  vocäbulo 
exprimitur  et  frequentatur,  exomologesis  est,  qua 
dellctum  domino  nostro  confitemur,  non  quidem 
ut  ignaro,  sed  quatenns  satisfactio  confessione 
disponitur,  confessione  poenitentia  nascitur,  poe- 
nitentia deus mitigatur.  Itaque  exomologesis 
prosternendi  et  humiliflcandi  hominis  disciplina 
est,  conversationem  iniungens  misericordiae  illi- 
cem;  de  ipso  quoque  habitu  et  victu  mandat, 
sacco  et  cineri  incubare,  corpus  sordibus  obscu- 
rare,  animum  moeroribus  dejicere,  lila  quae 
peccavit  tristi  tractatione  mutare :  caeterum  pa- 
stum  et  potum  pura  nosse,  non  ventris  sdl.,  sed 
animae  causa :  plerumque  vero  ieluniis  preces 
alere,  ingemiscere,  lacrymarl  et  mugire  dies  noc- 
tesque  ad  dominum  deum  tunm,  presbyteris  ad- 
Yolvi  et  caris  dei  adgeniculari,  omnibus  fratribus 
legationes  deprecationis  suae  iniungere."  Tgl. 
weiter  Probst,  Sakramente  S.  301.  307.  358; 
0.  Ritsohl,  Cyprian  S.  189. 

s  So  nehmen  Biener,  Beiträge  zu  d.  Gesch. 
des  Inquisitions-Processes.  Leipzig  1827.  S.16; 
V.  Holtzendorff,  Hdbcb.  d.  deutschen  Straf- 
rechts. Berlin  1871.  1, 43,  an,  dass  die  Leistung 
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konnte  begrifflich  keine  Rede  sein^,  denn  mit  bassfertiger  Oesinnnng  und  irahrer 
Rene  ist  jeder  Zwang  unvereinbar,  nnd  so  hat  auch  die  Kirche  die  Bnsse  lediglieh 
als  eine  Wohlthat,  welche  dem  Sünder  erwiesen  wird,  anfgefasst,  da  sie  demselben  die 
öffentliche  Busse  zum  zweiten  Male,  ja  in  einzelnen  Fällen  nberhanpt  ganz  versagt 
hat  2.  Hieraus  ergiebt  sich  zugleich,  dass  die  Busse,  wie  dies  freilich  ebenfalls  be- 
hauptet worden  ist,  nicht  den  Charakter  des  hervorragendsten  kirchlichen  Straf- 
mittels ^  oder  der  Censur  in  der  heutigen,  herkömmlichen  Bedeutung  dieses  Wortes^ 
gehabt  hat^ 

7.  Darttber,  ob  die  geleistete  Busse  ausreichend  war^  und  auf  Orund  derselben^ 
die  Wiederaufnahme  in  die  kirchliche  Gemeinschaft  erfolgen  konnte,  hatte  der  Bi- 
schof mit  dem  Presbyterium ^  und  anfänglich  auch  mit  der  Gemeinde^  zu  befinden. 


der  Basse  durch  Bann  und  Gensuren  htbe  er- 
zwungen werden  können. 

^  Meurer ,  die  rechtliche  Natur  der  Poniten- 
zen  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  49,  184. 

«  S.  0.  S.  694. 

9  Katz,  ein  Grnndrlss  d.  kanon.  Straf  rechts. 
Berlin  u.  Leipzig  1881.  S.  42,  welcher  freilich 
S.  43  mitlhraasschliesslichden  Besserangszweck 
verbunden  sein  lässt,  und  sie  S.  44  gar  nicht  als 
Strafe  angesehen  wissen  will. 

*  Permaneder,  K.R.  $.337.  NachSchmitz 
S.  19  haben  die  vom  Sünder  zu  leistenden  Buss- 
werke thells  einen  vindlkatiTen ,  theils  einen 
medizinellen  Charakter. 

5  Vgl.  Meur  er  S.  181. 183,  welcher  sie  unter 
Nichterwähnung  ihres  oben  im  Text  zuerst  her- 
vorgehobenen rechtlichen  Charakters  als  eine 
Gott  geleistete  satisf actio  für  die  demselben  durch 
die  Sünde  zugefügte  Verletzung,  und  zugleich 
als  eine  der  beleidigten  Kirche  zu  verschaffende 
Genugthuung  charakterisirt,  s.  auch  S.  188.  Das 
ist  richtig,  das  erstere  freilich  erst  für  die  hier 
in  Rede  stehende  Zeit,  nicht  für  die  älteste,  s.  o. 
S.  692  und  Rot  hei,  466. 

0  Da  die  öffentliche  Busse  die  Voraussetzung 
für  die  Wiederaufnahme  in  die  kirchliche  Ge- 
meinschaft bildete,  so  war  es  natürlich,  dass  sich 
bei  der  im  Verlaufe  der  Zeit  immer  weitergehen- 
den Ausgestaltung  der  kirchlichen  Einrich- 
tungen genauere  cirundsätze  und  Normen  in  be- 
treff derselben  und  in  betreff  der  Behandlung  der 
öffentlichen  BÜsser  entwickelten  (so  spricht  z.  B. 
Cyprian  ep.  55,  p.  627  von  einem  libellus,  in 
welchem  die  von  der  afrikanischen  Synode  von 
251  gefassten  Beschlüsse  über  die  Behandlung 
und  Wiederaufnahme  der  lapsi  zusammengestellt 
sind).  Bei  den  für  die  hier  fragliche  Zeit  spär- 
lichen Quellen  lässt  sich  aber  kein  anschauliches 
Bild  entwerfen,  und  um  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, verweise  Ich  auf  die  Darstellung  der 
Zeit  vom  4.  Jahrhundert  ab,  für  welches  die 
Quellen  reichlicher  fliessen,  wenngleich  bei  der 
in  dem  letzteren  hervortretenden  genaueren  De- 
taillirung  angenommen  werden  muss,  dass  sich 
die  Grundlagen  dafür  schon  im  3.  Jahrhundert 
festgestellt  haben. 

"^  Oder  auch,  ob  aus  besonderen  Gründen  ganz 
davon  abzusehen  sei.  Hierher  gehört  der  Fall, 
Cyprian,  ep.  4,  p.472,  in  welchem  nach  dem  Be- 
richt des  Bischofs  Pomponius  gottgeweihte  Jung- 


frauen mit  Männern ,  auch  einem  Diakon,  zu- 
sammen im  Bett  liegend  ertappt  waren.  Der  Bi- 
schof hatte  alle,  da  es  sich  hier  um  eine  Keosch- 
heitssünde  handelte,  ausgeschlossen,  und  Cyprian 
ertheilt  ihm  auf  seine  Anfrage  folgenden  Rath, 
p.  475 :  „Et  idcirco  consulte  et  cum  vigore  fedsti 
....  abstinendo  diaoonum  qui  cum  vlrgine  saepe 
mansit,  sed  et  ceteros  qul  cum  virginibus  dormtre 
consueverant  Quod  si  paenltenüam  huins  in- 
liclti  cononbitus  sui  egerint  et  ab  se  invleera  re- 
cesserlnt ,  inspiciantur  Interim  virgines  ab  ob- 
stetricibus  dillgenter,  et  sl  virgines  inven- 
tae  fuerint,  accepta  oommunicatione 
ad  ecclesiam  admittantur,  hae  tarnen 
interminatione,  ut  si  ad  eosdem  masculos  post- 
modum  reversae  fuerint  aut  si  cum  üsdem  in  uns 
domo  et  sub  eodem  tecto  simul  habltaverint, 
graviore  censura  elciantur  nee  In  ecdesiam 
postmodum  tales  facile  reoiplantur.  Sl  autem  de 
eis  aliqua  corrupta  fuerit  deprehensa,  agat  poeni- 
tentiam  plenam,  quia  quae  hoc  crimen  admisit 
non  mariti,  sed  Cl^tl  adultera  est,  et  ideo  aesti- 
mato  iusto  tempore  postea  exomologeal  faeta  ad 
ecclesiam  redeat." 

B  S.  0.  S.  693  n.  3 ;  Cyprian.  ep.  16  c.  2,  p. 
618 :  ,piam  cum  in  minoribus  peccatis  (Im  Gegen- 
satz zum  Abfall  vom  christlidien  Glauben)  agant 
peccatores  paenitentiam  iusto  tempore  et  tecun- 
dumdisciplinae  ordinem  adezomologesinveniant 
et  per  manus  Inpositionem  episcopi  et  deil  ins 
communionis  acclpiant;^  ep.  17  c.  2,  p.  522: 
„Audio  quosdam  de  presbyteris  .  .  .  nee  eplscopo 
honorem  sacerdotii  sui  et  oathedrae  reservantes 
iam  cum  lapsis  communicaie  coepisse  et  offecre 
pro  Ulis  et  eucharlstiam  dare,  quando  oporteat  ad 
haec  per  ordinem  perveniri :  nam  cum  In  mino- 
ribus delictis  quae  non  in  deum  committuntor 
paenitentia  agatur,  iusto  tempore  et  exomologe- 
sis  flat  inspecta  vita  eins  qul  agit  paenitentiam 
nee  ad  communicationem  venire  quls  possit,  nisi 
prlus  Uli  ab  episcopo  et  dero  manus  fuerit  in- 
posita,  quo  magis  in  his  gravissimls  et  extremis 
delictis  caute  omnia  et  moderate  secundum  dis- 
ciplinam  domini  observarl  oporteat.^ 

9  Cyprian.  ep.  64  c.  1,  p.  717:  ^signiflcasü 
de  Victore  quondam  presbytero,  quod  ei  ante- 
quam  poenitentiam  plenam  egisset ....  temere 

Therapius  coUega  noster paeem  dedeiit. 

Quae  res  nos  satis  movit,  recessum  esse  a  decreti 
uostri  auctoritate,  ut  ante  legitimum  et  plenum 
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Sie  erfolgte  nach  stattgehabtem  öffentlichem  Bekenntniss  der  Sünde  und  Abbitte  vor 
der  Gemeinde  1  durch  Handauflegnng  seitens  des  Bischoft^.  In  Konsequenz  der 
0.  S.  693  gedachten  Auffassung  der  Exkommunikation  als  Abscheidung  Ton  der  Kirche 
und  von  der  Gemeinschaft  mit  Gott,  wurde  die  Wiederaufnahme  jetzt  als  ein  Akt 
aufgefasst,  in  welchem  durch  den  an  Stelle  von  Christus  handelnden  Bischof^ 
Namens  der  Kirche  die  Stlndenvergebung  nicht  mehr  blos  von  selten  der  Gemeinde, 
sondern  vor  Allem  selten  Gottes  selbst  ertheilt  wurde  ^,  und  weiter  erschien  auch  die 
durch  die  Busse  und  die  Bussübungen  herbeigeführte  Genugthuung  als  eine  solche, 
welche  zugleich  Gott  geleistet  war^,  wenngleich  sich  noch  im  3.  Jahrhundert  An- 
klänge an  die  alte  Auffassung^,  so  z.  B.  in  der  Bezeichnung  der  Wiederaufnahme  als 
Wiedergeben  der  jpcM^,  vorfinden^. 


tempus  satisfactt Ollis  et  sine  petita  et  conscientia 
plebis  nulU  Infirmitate  urgente  ac  necessltate 
cogente  pax  ei  coiicederetui/'  Ein  Rest  der  alten 
Anschauung,  dass  eigentlich  die  Gemeinde  (also 
auch  Jeder  kirchliehe  Beamte  namens  derselben) 
die  Wiederaufnahme  gewähren  konnte,  liegt  noch 
darin,  dass  nach  Oyprian,  ep.  18  c.  1  die  lapsi 
;,6l  incommodo  aliquo  et  inflrmitatls  periculo 
occnpati  fuerint,  non  exspectata  praesentla  nostra 
(d.h.  des  Bischofs)  apnd  preshyterum  quem- 
cumque  praesentem  vel  si  presbyter  repertus 
non  faerit  et  ärgere  exitns  coeperit,  apud  dia- 
conum  quoque  exomologesin  facere  delicti  sui 
possint,  ut  manu  eis  In  paenitentiam  Inposita 
veniant  ad  dominum  cum  pace  quam  dari  mar- 
tyres  litteris  ad  nos  f actis  desideraverint "  (R  o  t  h  e 
1,  462).  Wenn  gerade  hier  die  Bede  yon  solchen 
lapsi  ist,  „qui  libellos  a  maztyribus  acceperunt^, 
so  hing  die  vereinzelt  vorkommende  Unsitte,  dass 
die  Märtyrer  und  Confessoren  den  Abgefallenen 
die  pax  ecolesiastica,  d.  h.  die  Wiederaufnahme 
in  die  kirchliche  Gemeinschaft  gewährten,  R  o  th  e 
a.a.O.,  O.  Ritschi,  Gyprian  S.  17.  18,  mit  der 
alten  Stellung  der  Gem^de  zusammen,  denn  sie 
hatte  ihre  Wurzel  in  der  Auffassung,  dass  die  Ab- 
bitte, welche  eigentlioh  der  letzteren  zu  leisten  war, 
am  besten  bei  denjenigen  Gliedern  anzubringen 
sei,  welche  wegen  ihres  eigenen  standhaften  Be- 
kenntnisses das  höchste  Ansehen  in  der  Gemeinde 
genossen,  und  dass  ihre  Fürsprachen  (oder  die  zu 
diesem  Behufe  von  ihnen  ausgestellten  Ubelll 
intereesslonis  pro  pace  ecclesiastica  danda)  bei 
dem  Bischof  und  den  übrigen  GemeindegUedem 
von  der  grossten  Wirksamkeit  sein  müssten,  vgl. 
hierzu  Morinus  1.  IX.  c  24.  26  A,  p.  680; 
Bi  nterim  6.  317 ff.;  Frank  S.  934  ff.; 
H  a  t  B  e  h ,  Gesellsehaftsverf assung  d er  christlichen 
Kirchen  S.  97  ff. ;  und  Insbesondere  über  das 
Verhalten  Cyprians  gegenüber  den  Empfehlungen 
und  denlibelli  der  Märtyrer  sowie  gegenüber  den 
mit  diesen  Schreiben  getriebenen  Missbrauchen, 
welche  die  Gefahr  herbeiführten,  dass  die  noth- 
wendigen  Bussleistungen  unterlassen  wurden 
und  das  Ansehen  der  kirchlichen  Amtstrager  eine 
empfindliche  Sohmälerung  erlitt,  0.  Ritsohl, 
Cypiian  S.  18  ff. 

1  Für  dieses  Bekenntnlss  wird  der  häufig  vor- 
kommende Ausdruck:  exomologesis  selten  ge- 
braucht, vielmehr  bedeutet  er  Öfter  die  gesammte 
Busse,  so  im  Anfang  der  o.  S.  696  n.  1  citirten 


Stelle  Tertullians,  oder  auch  die  eigentlichen, 
die  Reue  zeigenden  Busshandlangen,  die  äusse- 
ren Demüthigungen,  denen  sich  der  Sünder,  um 
die  satisf actio  (S.  696  n.  5)  zu  leisten,  unter- 
zieht, und  bei  denen  er  gleichfalls  seine  Sünden 
bekennt,  so  ausser  der  cit  Stelle  Tertullians  in 
ihrem  weiteren  Verlauf ,  gewöhnlich  beiCyprian, 
0.  S.  696  u.  8  und  ep.  16  c.  i,  p.  614:  ^aiite 
actam  paenitentiam,  ante  exomologesim  gravis- 
slmi  atque  extremi  delicti  f actam,  ante  manum 
ab  episcopo  et  clero  in  paenitentiam  inpositam.*' 
Vgl.  über  die  Bedeutung  von  exomologesis  Mo- 
rinus 1.  II.  c.2;  Binterim  S.  207;  Steitz 
S.  34.  36;  Frank  S.  32;  Probst  S.  279. 

2  S.  die  in  der  vor.  Anm.  cit.  Stellen  Cyprians, 
in  welchen  das  manus  inponere  in  paenitentiam, 
nicht  wie  Frank  S.  562  wenigstens  für  ep.  16 
cit.  meint,  die  Zulassung  zur  Busse  und  Auf- 
nahme unter  die  Büsser,  sondern  die  Handauf- 
legung zum  Zeichen,  dass  die  Busse  oidnungs- 
mässig  geleistet  und  vollendet  sei,  bedeutet,  wie 
dies  namentlich  ep.  18,  o.  S.  696  n.  9,  zeigt. 

3  S.  693  n.  3. 

*  Tertullian  de  poenit.  c.  9  cit. ;  Gyprian,  ep. 
67  c.  1,  p.  660;  Firmilian.  inter  ep.  Oyprian. 
76  c.  16,  p.  821 :  „  potestas  ergo  peccatorum 
remittendorum  apostolis  data  est  et  ecclesiis, 
quas  illi  a  Christo  missi  constituerunt  et  episcopis 
qui  eis  ordinatione  vicaria  successerunt,^  vgl.  des 
Weiteren  Rothe  1,  463. 

5  Tertullian  1.  o. ;  Cyprian.  ep.  16  c.  2 :  „ut 
qui  possunt  agentes  paenitentiam  veram  deo  qua 
patri  et  misericordi  iam  preoibus  et  operibus 
suis  satisfacere,  seducantur,  ut  magis  pereant,'' 
R  0 1  h  e  S.  466. 

0  So  bei  Tertullian  und  Cyprian,  Rothe 
S.  461. 

^  Sehr  häufig  bei  Cyprian,  s.  z.  B.  ep.  16  c.  2, 
p.  616;  ep.  16  c.  2,  p.  619  (pax  eoclesiae);  ep. 
66  c.  23,  p.  641;  ep.57,  p.660;  bei  Tertullian 
de  pudic.  c.  3 :  „pax  humana.*' 

8  Dafür,  dass  auch  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  und  ihrer  Gemeinschaft  gegen  Todte 
in  der  Gestalt  der  Versagung  des  Gebeies  und 
der  Darbringung  des  Opfers  für  dieselben,  in 
welcher  sie  allein  gegen  solche  möglich  war,  vor- 
kam, glebt  Cyprian,  ep.  1,  p.  466.  467  ein  Bei- 
spiel :  „Victor  cum  contra  formam  nuper  in  con- 
cilio  a  sacerdotibus  datam  Gemininm  Faustinum 
preshyterum  ausus  sit  tutorem  (nämlich  in  seinem 
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Ebenso  wie  die  Laien  unterlagen  anch  die  Geistlichen  der  kirchlichen  Straf- 
nnd  Disciplinarstrafgewalt  des  Bischofs,  und  zwar  wird  der  Verhftngang  der  Exkom- 
munikation ^^  femer  der  Absetzung  ^  und  auch  der  Entziehung  des  moDatüchen  An- 
theils  an  den  Kircheneinkttnfton  ^  erwähnt  4. 


2.    Die  Handhabung  der  kirchlichen  Straf-  und  DiscipUnarstrafyewaU  im  rändsehen 

Reich  aeit  Konstantin, 

§.244.     a.    Einleitung, 

Es  war  selbstverständlich,  dass  die  Kirche,  als  sie  die  Anerkennung  seitens  des 
römischen  Staates  erhalten  hatte,  an  den  von  ihr  ausgebildeten  Grundlagen  ihres 
Straf-  und  Disciplinarstrafrechtes  festhielt.  Aber  ihre  weitere  Ausbreitung  und  die 
mit  der  Erlangung  ihrer  berechtigten  und  später  ihrer  privilegirten  Stellung  zu- 
sammenhängende reichere  Ausbildung  ihrer  Dogmen,  ihrer  Yerfassungs-  und  ihrer 
gottesdienstlichen  Einrichtungen  musste  auch  eine  nähere  Ausgestaltung  ihres  Straf- 
und  Disciplinarstrafrechtes  herbeiführen,  denn  sowohl  in  Folge  dieser  Entwicklung 
wie  auch  in  Folge  der  Aufhebung  der  Isolirung  der  christlichen  Gemeinden  von  der 
heidnischen  Welt,  der  Zunahme  der  christlichen  Bevölkerung  und  der  Berflhr- 
ungen  des  christlichen  und  des  weltlichen  Lebens  war  die  Möglichkeit  einer  viel 
grösseren  Mannigfaltigkeit  der  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnungen  gegeben,  und 
dadurch  weiter  auch  die  Nothwendigkeit  einer  Fortbildung  des  kirchlichen  Straf- 
und  Disciplinarstrafsystemes  bedingt,  letzteres  um  so  mehr,  als  man  die  alte  Strenge 
in  Betreff  des  dauernden  Ausschlusses  aus  der  Eirchengemeinschaft  in  den  meisten 
Theilen  der  Kirche  schon  wesentlich  hatte  fallen  lassen  müssen  ^. 

Unter  diesen  Einflüssen  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  und  Praxis  seit  dem 

4.  Jahrhundert  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  näher  detaillirt  und 
spezialisirt,  femer  das  System  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafmittel  reicher 
ausgestaltet  und  im  Zusammenhang  damit  auch  die  Bussdisciplin  näher  geregelt. 

Für  die  Uebersichtlichkeit  der  Darstellung,  welche  bei  dem  Charakter  der  in 
Frage  kommenden  Materien  genöthigt  ist,  auf  eine  grosse  Zahl  von  Einzelbestimmungen 
einzugehen,  empfiehlt  es  sich  mit  der  Charakterisirung  der  einzelnen  Straf-  und  Dia- 
ciplinarstrafmittel  zu  beginnen,  und  erst  dann  zu  der  Behandlung  der  kirchlichen 
Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  schreiten,  an  der  ersteren  Stelle  aber  auch  zugleich 

Testament)  constitnere,  non  est  quod  pro  dorm!-  Strafe  als  die  Ausschliessung  war,  wie  denn  andi 

tione  eius  apnd  vos  Hat  oblatio  aut  deprecatio  mit  ihr  nicht  der  Verlast  der  kirchlichen  Mit- 

aliqaa  nomine  eins  in  ecclesla  freqnentetnr,  ut  gliedschaft  Terbnnden  gewesen  sein  kann.  TgL 

sacerdotum  decretnm  religiöse  et  necessarle  fac-  überhaupt  Kober,  Deposition  S.  1  ff. 
tarn  servetnr  a  nohis,  simnl  et  ceteris  fratribus  Dass  man  Geistliche ,  auch  Bisehofe,  welche 

detnr  exemplnm,  ne  qnis  sacerdotes  et  miuistros  lapsi  waren  nnd  nach  geleisteter  Basse  wieder 

dei  altari  eins  et  eccleslae  yacantes  ad  saeoalarem  zogelassen  wurden ,  nar  als  Laien  behandelte, 

molestiam  devocet."  ergehen  Oypiian,  ep.  65.  67,  p.  721.  735;  Tgl. 

1  S.o.S.696n.7.   Cyprian,  ep.  3  c.  3,  p.  472:  0.  Ritschi ,  Oyprian  S.  193. 

„nt  eam  (diaconnm)  deponas  aut  ahstineas."  *  Cyprian,  ep.  34,  p.  571 :  ^nterea  se  a  divi- 

2  So  gegen  Ori  genes  durch  B.  Demetrias  t.  sione  mensuma  tan  tum  eontineant,  non  qoasi  a 
Alexandrien  i.  Jahre  2Ö1 ,  Hieronym.  apol.  adv.  ministerio  ecclesiastico  privati  esse  ▼ideantar, 
R  a  f  i  n.  II.  17 ,  M  i  g  n  e ,  patr.  23 ,  440 ;  K  o  b  e  r ,  sed  ut  integris  omnlhas  ad  nostram  praesentiam 
Deposition  und  Degradation.     Tübingen  1867.  differantar." 

5.  296.    S.  auch  Cyprian,  ep.  3  cit.  (vor.  Anm.).  ♦  Des  Weiteren  s.  auch  %  245. 
Daraus  ergleht  sich ,  dass  diese  eine  mildere  ^  S.  o.  S.  694. 
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der  GestaltuDg  der  BuBsdisoiplin  zu  gedenken,  weil  die  Bnsse  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  unter  den  rechtlichen  Gesichtspunkt  eines  die  Strafe  beseitigenden  Mittels  in  Be- 
tracht kommt. 

Ä.    Die  kirchlichen  Strafen  gegen  die  Laien. 

§.245.  aa.  Die  Strafen  gegen  die  Laien. 

Die  Strafmittel,  von  welchen  die  Kirche  in  der  hier  fraglichen  Zeit  gegen  die 
Laien  Gebrauch  gemacht  hat,  sind  folgende  gewesen: 

1.  Die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft,  und  zwar 
kommt  diese : 

a.  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche,  in  denen  man  noch  an  der  früheren  strenge- 
ren Auffassung  festhielt,  als  Ausschliessung  für  immer^  und  ohne  Möglichkeit 
der  Wiederaufnahme^  vor,  weiter  aber  auch 


^  So  vor  Allem  in  der  spanischen  Kirche.  Die 
Synode  von  Elvira  v.  806  kennt  diese  Strafe  c.  1 
(für  erwachsene  Christen,  welche  den  Göttern 
geopfert),  c.  2  (für  Christen,  welche  In  der  Würde 
eines  Flamen  Opfer  dargehracht  und  durch  yon 
Ihnen  veranstaltete  —  Gladiatoren-  und  ohscSne 
—  Spiele  sich  am  Morde  oder  an  der  Unzucht 
betheiligt),  c.  3  (für  solche,  welche  als  flamines, 
ohne  zu  opfern,  nach  geleisteter  Busse  sich  wie- 
der durch  Yeranstaltung  obscöner  Spiele  der 
moechia  schuldig  gemacht  haben,  H  e  f  e  1  e  , 
Condl.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  156),  c.  6  (für  Töd- 
tang  durch  Zauberei) ,  c.  7  (für  Wiederholung 
der  Unzucht,  moechia,  nach  deswegen  früher  voll- 
endeter Busse),  c.  8  (für  Frauen ,  welche  ihre 
Ehegatten  ohne  Grund  verlassen  und  eine  andere 
Ehe  geschlossen  haben),  o.  12  (für  Verkuppelung 
der  Kinder  durch  die  eigenen  Eltern  oder  auch 
andere  Christen),  c.  13  (c  25,  C.  XXVII.  qu.  1, 
für  gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  die  Keusch- 
heit verletzt  haben  und  ihre  Sünde  nicht  bereuen), 
c.  17  (für  diejenigen,  welche  ihre  Tochter  an 
heidnische  Priester  verheirathen),  c.  18  (für  Bi- 
schöfe, Priester  und  Diakonen,  welche  Unzucht 
treiben),  c  47  (für  diejenigen  Gläubigen,  welche 
mehrmals  die  Ehe  gebrochen  und  obwohl  Ihnen 
im  Todesfan  wegen  ihres  Versprechens,  sich  zu 
bessern,  die  Wiederaufnahme  gewährt  ist,  von 
Neuem  Ehebruch  begangen  haben) ,  c.  63  (tür 
Ehefrauen,  welche  die  während  der  Abwesenheit 
ihres  Mannes  im  Ehebruch  gezeugten  Kinder  ge- 
tödtet),  c.  64  (für  Frauen,  welche  bis  zu  ihrem 
Tode  Ehebruch  getrieben),  c.  65  (für  Geistliche, 
welche  die  Gemeinschaft  mit  Ihren  ehebreche- 
rischen Frauen  wissentlich  fortgesetzt  haben), 
c.  66  (für  die  Helrath  mit  der  Stteftochter), 
c.  70  (für  den  Mann,  welcher  seine  Frau  wissent- 
lich Ehebruch  treiben  lässt),  c.  71  (für  Päde- 
rasten),  c  72  (für  Wittwen,  welche  sieh  fleisch- 
lich mit  einem  Manne  vergangen  und  einen  anderen 
als  Ihren  Zuhälter  gehelrathet  haben),  c.  73  (für 
den  Ankläger,  welcher  durch  seine  Anklage  — 
offenbar  beim  heidnischen  Gericht  —  die  Töd- 
tung  oder  Proscription  des  Angeklagten  herbei- 


führt) und  endlich  c.  75  (für  die  falsche,  nicht 
erweisliche  Anklage  gegen  einen  Bischof,  Prie- 
ster oder  Diakon).  Von  den  gallischen  Konzilien 
setzt  Arles  I  314,  c.  22 :  „De  bis  qui  apostatant 
et  numquam  se  ad  ecclesiam  repraesentant  ne 
quidem  poenitentiam  agere  quaerunt  et  postea 
inflrmitate  accepti  petunt  communionem,  placuit 
iis  non  dandam  communionem  nisi  revaluerint 
et  egerint  dignos  fructns  poenitentiae^  eine  solche 
Ausschliessung  fest,  aber  nicht  unbedingt  und 
unter  allen  Umständen. 

3  So  müssen  m.  E.  die  Wendungen  in  den  clt. 
Stellen  (s.  vor.  Anm.) :  „nee  in  flnem  eum  com- 
munionem accipere",  „non  dandam  oder  impertien- 
dam  esse  communionem,^  „nee  in  flnem  habere 
communionem,"  und  in  c.  47  cit.  das:  ;;placuit 
ulterius  eum  non  luderede  communione  pacis" 
aufgefasst  werden.  So  auch  Morinus  IV.  22, 
p.  223  fif.  und  V.  28,  p.  334;  Gams,  Kirchen- 
geschiohte  Spaniens  2,  23  ff.  und  in  d.  Tübinger 
Quartalschrift  v.  1821.  S.  24  ff.;  Fechtrup  a. 
a.  0.  V.  1872.  S.  455;  Schilling,  d.  Kirchen- 
bann nach  kanon.  Recht.  Leipzig  1859.  S.  123; 
auch  He  feie  l.Aufl.  1,129.  Dagegen  verstehen 
manche,  so  namentlich  Frank  S.  739.745,889; 
Schmitz  6.  17,  jetzt  auch  Hefele,  2.  Aufl., 
1,  155  unter  diesen  Ausdrücken  nur  die  Aus- 
schliessung vom  Abendmahl,  insbesondere  von 
der  Wegzehrung,  indem  sie  zugleich  annehmen, 
dass  in  den  erwähnten  Fällen  nicht  die  Erthei- 
lung  der  sakramentalen  Absolution,  sondern  blos 
die  feierliche  Wiederaufnahme  und  die  damit 
verbundene  kanonische  Absolution  ausgeschlos- 
sen gewesen  sei.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
nach  der  protestantischen  Auffassung  eine  sakra- 
mentale Absolution  der  fraglichen  Zelt  unbe- 
kannt war,  würde  bei  der  Annahme  einer  solchen 
sich  die  Widersinnigkeit  ergeben,  dass  man  da- 
mals einen  Christen  von  seinen  Sünden  losge- 
sprochen hätte,  ohne  daraus  die  Konsequenz  der 
Wiederzulassuug  zur  Abendmahlsgemeinschaft 
zu  ziehen,  also  die  Lossprechung  der  wesentlich- 
sten und  praktischsten  Wirkung  für  die  Kirche 
entkleidet  worden  wäre.    Femer  darf  man  mit 
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b.  als  Ausschliessung  bis  zur  Todesstunde,  welche  sich  als  eine  Milderung 
der  eben  gedachten  älteren  harten  Praxis  darstellt',  unter  welcher  indessen  nur 
solche  Fälle  begriffen  werden  können,  in  denen  der  Sünder  nicht  einmal  durch  Buss- 
werke eine  Verbesserung  seiner  Lage  zu  erreichen  vermochte,  also  trotz  etwaiger 
Bussleistungen  von  der  Zulassung  zur  Kirche  und  auch  von  der  Anwohnung  des 
ersten  Theils  des  Gottesdienstes,  der  sog.  Katechumenmesse,  ausgeschlossen  blieb  2; 
endlich  findet  sich  auch 


Fug  und  Recht  davon  ausgehen,  dass  die  citirten 
Kanones  die  Ausschliessung  aus  der  Kirchen- 
gemeinschaft als  selbstventändlich  voraussetzen, 
weil  die  Kirche  gerade  früher  für  die  aufgezähl- 
ten Sünden,  welche  mit  einer  verschwindenden 
Ausnahme  in  der  Verleugnung  des  Olaubens,  in 
Unzucht  und  Todtung  bestehen,  die  immerwäh- 
rende Ausschliessung  ausgesprochen  hat,  es  also 
bei  der  sich  mildernden  Praxis  blos  der  Feststel- 
lung bedurfte,  in  welchen  Fällen  die  alte  Strenge 
aufrechterhalten  bleiben  sollte.  Wenn  ferner 
noch  die  Synode  von  Zaragossa  380  gewisse  Ketze- 
reien der  Priscillianisten,  c.  3(da8Nichtgeniessen 
der  in  der  Kirche  empfangeneu  Kucharistie)  und 
c.  4  (für  den  Nichtbesuch  der  Kirche  während 
der  Weihnachtszeit  und  das  Sichverbergens  wäh- 
rend derselben)  mit  dem :  „anathema  sit  in  per- 
petuum",  also  mit  derselben  Strafe  bedroht  und 
die  römische  Synode  von  390  unter  Siricius,  ep. 
eiusd.  ad  eccles.  Mediolan.,  Goustant  p.  663 
verordnet:  ;,Jovinianu5,  Auxentius  .  ,  .,  quiauc- 
tores  novae  haeresis  et  blasphemiae  inventi  sunt, 
....  nostro  iudicio  in  perpetuum  damnatl  extra 
ecclesiam  remaneant,*'  so  kann  in  der  Synode  von 
Elvlxa  auch  unter  den  citirten  Ausdrücken  um- 
soweniger  die  blosse  Ausschliessung  von  dem 
Abendmahl  verstanden  werden,  als  diese  sonst, 
gleichviel  ob  man  das  Vorkommen  einer  sakra- 
mentalen Absolution  annimmt  oder  verwirft,  das 
VerhältnisB  des  betreffenden  Gläubigen  zur  Kir- 
chengemeinschaft völlig  im  Unklaren  gelassen 
hätte.  Dazu  kommt  weiter,  dass  in  c.  47  ^Siquis 
fidelis  habens  uxorem  non  semel  sed  saepe  fuerit 
moechatus,  in  flne  mortis  est  conveniendus ;  quod 
si  se  promiserit  cesaaturum,  detur  ei  communio; 
si  resusdtatus  rursus  fuerit  moechatus,  placuit 
ulterius  non  ludere  eum  de  communione  pacis") 
die  c.  pacis  allein  auf  die  Wiederaufnahme  in 
die  kirchliche  Gemeinschaft  überhaupt  Ts.  o.  S. 
697)  bezogen  werden  kann,  während  in  c.  3  (,Jtem 
flamines  qui  non  immolaverint,  sed  munus  tantum 
dederint  eo  quod  se  a  funestis  abstinuerint  sacri- 
flciis,  placuit  in  finem  eis  praestare  communionem 
acta  tarnen  legitima  poenitentia.  Item  ipsi,  si 
post  poenitentlam  fuerint  moechati,  placuit  ulte- 
rius non  esse  dandam  communionem,  ne  illusisse 
de  dominica  communione  videantur^')  die 
gesperrtenWorte  in  der  Bedeutung  von  Abendmahl 
nicht  entgegenstehen,  da  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirchengemeinschaft  die  Theilnahme  an 
diesem  bedingt  und  eine  wiederholte  Zulassung 
zur  ersteren  vor  Allem  als  Verhöhnung  der  Eucha- 
ristie, welche  den  Betreffenden  nach  der  ersten 
Wiederaufnahme  gereicht  worden  war,  erscheinen 
musste. 

Endlich  lässt  sich  auch  vom  Standpunkte  der 


damaligen  Busspraxis  gar  kein  anderes  Ergebnis« 
gewinnen.  War  die  öffentliche  Busse  das  Mittel, 
die  Wiederaufnahme  in  die  Kirchengemeinschaft 
und  die  Zulassung  zum  Abendmahl  zu  erlangen, 
so  war  die  letztere  ausgeschlossen,  wenn  der  Sün- 
der die  Kirchengemeinschaft  niemals  erhalten, 
also  eine  rechtswirksame  Busse  nicht  überneh- 
men konnte,  und  daraus  folgt  weiter,  dass  er  auch 
rechtlich  nicht  zu  den  Büssenden  gehörte,  wel- 
chen man  zunächst  den  Zutritt  zur  Kirche  wäh- 
rend ihrer  Busse  wieder  eröffnete,  d.  h.  also  von 
aller  Kirchengemeinschaft  fernbleiben  musste. 
Dies  bestätigt  ep.  Siricii  ad.  Himer.  Tarraeon. 
a.  386  c  5,  Goustant  p.  629,  in  Betreff  der- 
jenigen, welche  nach  geleisteter  Busse  wieder 
rückfällig  geworden  und  für  immer  ausgeschlos- 
sen blieben  (s.  o.  S.  694):  „  .  .  De  quibas  quia 
iam  suffugium  non  habent  poenitendi 
id  duximus  decernendum,  ut  sola  intra  eccle- 
siam fldelibus  oratione  iungantur,  saoris  mystc- 
riorum  celebritati,  quamvis  non  mereantur,  inter- 
sint,  a  dominicae  autem  mensae  oonvivio  segre- 
gentur,  ut  hac  saltem  districtione  correpü  et  ipsi 
in  se  sua  erratacastigent  et  alUs  exemplum  tiibu- 
ant,  quatenuB  ab  obscoenis  cupiditatibus  Tetrahan- 
tur.  Quos  tarnen  quoniam  fragUltate  ceciderunt, 
viatico  munere,  cum  ad  dominum  coeperint  profl- 
cisci,  per  communionis  gratiam  volumus  suble- 
vari."  Darin  wird  abgesehen  von  der  Zulassung 
derselben  zum  Viatikum  im  Fall  der  Todesgefahr 
die  Milderung  gemacht,  dass  die  gedachten  Sün- 
der am  Gottesdienste  theilnehmen  können.  Vor- 
her hatten  sie  also  dieses  Recht  nicht  Wenn 
weiter  nach  ep.  217,  can.  III,  BasiUi  M.  (dessen 
Bussbriefe  jedenfalls  die  Busspraxis  der  aitra 
morgenländischen  .Kirche  wiedergeben,  wenn 
auch  ihre  Aechtheit,  dagegen  Bluter  im  V,  3, 
366,  dafür  Schmitz  S.  39  noch  immer  in  Frage 
gestellt  werden  kann)  o.  73,  Migne  patrol.  gr. 
32,  801  derjenige,  welcher  Christus  yerleugnet 
hat,  zwar  in  der  Todesstunde  das  Abendmahl  er- 
hält, aber  „h  Travrl  Tcji  XP^'^*^  "^^  C»^  oütou 
Tcpo^xXaUiv  öfelXet/'  also  in  der  ersten,  der  Vor- 
bereitungsstation der  Büsser  steht,  welche  die 
Kirche  nicht  betreten  und  nicht  dem  Katechume- 
nengottesdienste  beiwohnen  durften  (vgl.  darüber 
unten  $.  246),  so  wird  man  doch  sicherlich  den- 
jenigen, welcher  niemals  das  Abendmahl  zu  em- 
pfangen berechtigt  wax,  nicht  zu  diesem  Gottes- 
dienste zugelassen  haben. 

1  S.  BasilU  M.  c.  73  cit.  (vor.  Anm.)  im  Ver- 
gleich mit  Elvira  c.  1.  2. 

2  Hierher  gehören  ausser  BasUii  M.  c.  73  dt  die 
ep.  Felic.  II  (m)v.  487,  Thiel  1,  263:  „usque 
ad  exitus  sui  diem  in  poenitentia,  si  resipiscant 
(die  in  Afrika  während  der  Verfolgung  der  Van- 
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c.  eine  Aasschliessnng  schlechthin  ohne  Begränznng  auf  irgend 
welche  Zeit,  wofür  folgende  Bezeichnnngen  gebraucht  werden:  praüeere^  oder 
abücore^  ab  ecelma,  airoßaXXsiv ',  airoßXYj&eU^,  ixßaXABiV  ixxX7]a(ac^  ^bcczobai  ix 
T^C  ixxXY)o(ac^)  peUere'^  oder  repelUre^,  a/ortbus  ecdesiae pellere^,  propellere^^,  icavta- 
iraaiv  ixxoirreiv  t^c  ixxXtjoCac  oder  t^c  xoivci)v(ac  *S  separare  ab  eeelesia^^;  Begregare 
ah  ecclesiae  corpore  ^^  oder  de  ecclesta  dei  et  a  coetu  cathoUcorum  ^^ ;  ab  eccleeia  excludere  ^^ ; 


d&Ien  zi^  den  Arlanem  übergegangenen  und  noch- 
mals von  ihnen  gelaufen  Biachofe,  Priester  nnd 
Diakonen),  iacere  convenit,  nee  orationi  non  modo 
fldelinm,  sed  ne  catechumenomm  quidem  omni- 
modls  interesse ;  quibns  oommnnio  laica  In  morte 
reddenda  est  f  femer  EWira  c.  47  u.  13  (s.  o.  S.  699 
n.  1  u.  2),  auch  wohl  c.  10  ibid.  (^Ehe  einer  Christin 
mit  einem  Mann,  welcher  seine  erste  Fran  ohne 
Grund  verlassen  hat),  vielleicht  auch  Arles  I  314 
c.  14  (falsche  Anklagen  eines  Christen  gegen 
einen  andern,  vgl.  Elvira  c«  73  a.  a.  0.) ;  Neocasarea 
314—325  0.  2  (Frau,  die  nach  einander  2  Brüder 
heirathet,  ^Sco^elo^«»  (iteypl  dav^TOu),  Lerlda  524 
0.  546  c.  2.  5. 

Anders  war  die  Lage  deijenlgen,  welchen  zwar 
auch  erst  in  der  Todesstunde  die  Eucharistie  ge- 
spendet werden  durfte,  welche  aber  von  der  Kirche 
zur  Busse  zugelassen  wurden.  Wenn  Aneyra  o.22 
die  Mörder  uod  c.  16  verheirathete  Männer  über 
30  Jahre,  welche  mit  Thieren  Unzucht  getrieben 
haben,  in  der  Bussstufe  der  Liegenden  (substrati, 
s.  unten  $.246)  für  ihr  Leben  bis  zar  Todesstunde 
festhielt,  so  durften  diese  an  dem  Katechumenen- 
Gottesdlenste  thellnehmen,  auch  wurden  die  Ge- 
bete für  die  Poeultenten  über  sie  gesprochen,  sie 
hatten  also  ein  wenngleich  nur  geringes  Mass 
kirchlicher  Bechte,  vgl.  auch  Elvira  c.  3  (s.  S.  699 
n.  2)  und  o.  13,  wo  ebenfalls  der  Leistung  der 
Busse  gedacht  wird.  Hier  Ist  also  die  Todesstunde 
nur  die  Grenze  für  die  Busszeit,  nicht  aber  für  die 
völlige  Ausschliessung  aus  der  Kirche  (vgl.  auch 
Siricll  ep.  ad.  Hlm.  385,  Coustant  p.  623,  c3). 
Solche  Sünder  standen  denen  der  erst  bespro- 
chenen Kategorie  rechtlich  blos  dann  gleich, 
wenn  sie  die  Busse  nicht  übernehmen  wollten, 
wahrend  die  der  ersteren  Klasse  sich  von  der 
volligen  Ausschliessung  bei  Lebzelten  nicht  frei 
machen  konnten. 

1  Elvira  c.  20  (Laie,  welcher  gewerbsmässig 
und  fortgesetzt  Wucber  treibt)  und  c.  62  (auriga 
aut  pantomlmus,  welcher  nach  Aufgabe  seines 
Berufes  als  Christ  aufgenommen  ist,  nachher  aber 
wieder  zu  demselben  zurückkehrt). 

s  Elvira  o.  49  (;,penitus  abiiclatur^  der  christ- 
liche Gutsbesitzer,  welcher  sein  Feld  und  seine 
Früchte  durch  Juden  segnen  lässt) ;  Toledo  I  400 
c  17  (c.  4  Dlst  XXXIY):  ;,Si  quis  habens  uxo- 
rem  fldelis  ooncubinam  habeat  non  communioet: 
ceterum  Is  qui  non  habet  uxorem  et  pro  uxore 
concubinam  (d.  h.  hier  concubina  im  Sinne  des 
römischen  Rechts)  habeat,  a  communione  non  re- 
pellatur,  tantum  aut  unius  mullerls  aut  uxorls 
aut  concubinae,  ut  ei  placuerit,  slt  coniunctlone 
contentus,  alias  vero  vlvens  abiiclatur,  donec  de- 
sinat  et  per  poenltentiam  revertatur  (d.  h.  also 
derjenige,  welcher  sich  nicht  mit  einer  Frau  oder 
einer  Konkubine  begnügt,  sondern  noch  eine 
andere  dazu  nimmt,  soll  völlig  ausgeschlossen 


werden);  Turin  401  c.  7;  Yalson  442  c  4  (die- 
jenigen, welche  die  Oblationen  Verstorbener  nicht 
an  die  Kirchen  ablief eni,  „ut  Inildeles  sunt  ab 
ecclesia  abiicendi'O' 

8  can«  apostol.  51.  62. 

*  Nicäa  325  c.  5,  oder  auch  di7c6ßXT|Toc  In  An- 
tioch.  c  1.  2.  11  („ditoxTjpüTüeadai  xal  iirößXTj- 
Tov  ^Iveol^ai  o6  fjtövov  T?jc  xotvcovla;,  dXXd  xol  rJjc 
d^ia^  '^C  fACT^YOBV  'ZMr^dMi^f  wo  das  öffentliche 
Lossagen  und  das  Herauswerfen  aus  der  Gemein- 
schaft und  der  Würde,  nicht»  so  Kellner,  Buss- 
und Strafverfahren  gegen  Kleriker.  Trier  1863, 
S.  61;  He  feie  1,  517,  die  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl  und  die  Deposition  bedeu- 
ten kann,  well  die  Zeitwörter,  welche  sich  auf 
Gemeinschaft  und  Würde  beziehen,  dieselben 
sind,  also  wenn  sie  in  Bezug  auf  letztere  die  Ent- 
ziehung der  Würde  bedeuten  sollen,  auch  nur  die 
völlige  Loslösung  von  der  Gemeinschaft,  d.  h.  der 
Kirche  bezeichnen  können,  vgl.  auch  Const.  I 
381  (oder  vielmehr  382)  c  6,  wo  die  tf)«  ^xXi)- 
o(ac  dicoxy)pu^^vTa«  ebenfalls  die  vdllig  Aus- 
geschlossenen sind) ;  Gregor.  Nyssen.  ep.  can.  ad 
Letojum  episc.  Mellt.  (dessen  Aechtheit  nicht  un- 
zweifelhaft ist.  Bin  terl  mV.  3,319),  C.4,  Migne 
patrol.  gr.  45.  229 :  „obore  to6(;  dv  icopveiqL  (i.oXu- 
i^ac  is  tptol  Irsotv  xa96Xou  t9Jc  ^^'fj^'i  diroßX-/)- 
Tooc  clvat^  (da  erst  nachher  von  der  Zulassung 
zur  Bussstation  der  Hörenden  die  Rede  ist). 

ö  Sardlca  343,  c.  14  (c  4  C.  XL  qn.  3);  const. 
apost.  II.  21.  43;  Um  BXijft^vat,  ibid.  II.  16. 

6  Laodlcea  343-381,  c  36  (Kleriker,  welche 
Amulette  tragen). 

7  Carthago387  0. 390  cit  (cod.  eccL  Afric  c.  9 
,^merito  faeinorum  suorum  ab  ecclesia  pulsi"). 

8  Saragossa  380  c  6. 

0  Toledo  II  521  o.  531  c  3  (Kleriker,  welche 
andere  Frauen  als  nahe  Verwandte  bei  sich  im 
Hause  haben). 

10  Toledo  I  400  c.  14  (der  die  ihm  vom  Prie- 
ster gereichte  Hostie  nicht  verzehrt  „velut  saori- 
legus  propellatur^. 

"  can.  apostol.  29. 30  (Bischöfe,  Priester,  Dia- 
konen, welche  nach  Ihrer  Absetzung  welter  amti- 
ren  oder  ihr  Amt  durch  Simonie  erlangt  haben). 

^  Saragossa  cit.  e.  5. 

13  Lerida  524  o.  546  c.  5  (c.  32  Dist  L  u.  c.  2 
C.  XV.  qu.  8). 

14  Riez  439  c.  9  (Erregung  von  Auf  ständen  gegen 
die  Kirche  oder  die  Bischöfe) ;  Simplicii  ep.  ad. 
Acao.  476,  Thiel  1,  177:  „ah  univtttali  eceUtia 
8egr€gare**Vind  ejusd.  ep.  477,  Ibid.  p.  191 :  „a  ehri- 
stianomm  eonaortio  vel  ipsa  appeWstione  removere". 

15  Aries  II  443  o.  452,  c.  47  (unterschlagen 
von  Oblationen,  die  für  die  Kirche  bestimmt  sind), 
s.  0.  Anm.  2;  auch  Siricli  ep.  ad.  Him.  385, 
Coustant  p.  623,  c.  3:  „a  Christi  corpore  et 
tanguine  abseidif^. 
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ab  ecelesiae  oommunione^  oder  limmibiu  arcere^;  aXAoTpiov  r^c  ^xxXif]a(a^  xpfveiv ',  o/fV- 
num^  oder  exiraneum^  hohen  ah  ecclesia  oder  aUenum  esse  a  ocUhoUca  eommumone^; 
avaöe^a,  ava&e(i.aT(C£iv^,  anathema^,  anaihemaüzare^,  bei  welchen  allen  kein  Zweifel 
über  ihre  Bedeutung  sein  kann,  endlich  anch  die  Ausdrücke  exeommumcare^^  und  ez- 
commumeaiio^^  gebraucht  werden. 


1  EItIta  c.  81  (für  die  heidnische  Sitte  des  An- 
züadens  ron  Kerzen  auf  dem  Kiichhofe). 

2  Arles  II  cit.  c.  21  (Busserln ,  welche  nach 
dem  Tode  ihres  Mannes  heiratbet  oder  mit  einem 
fremden  Manne  yertrauten  Umgang  pflegt). 

3  Antloch.  341  c.  1  (hartnäckige  Verweige- 
rung der  richtigen  Osterfeier),  vgl.  auch  Socrat. 
hist.  eccles.  I.  6. 

*  ElYlra  c.  41  (Christen,  welche  nicht  soweit 
ihnen  möglich,  die  Götzenbilder  aus  Ihren  fiäu- 
sem  entfernen  und,  wenn  sie  dies  wegen  der  Zahl 
ihrer  heidnischen  Sklaven  nicht  thun  können, 
sich  ni  cht  jeder  Beachtung  der  ersteren  enthalten); 
Arles  II 443  o.  452  o.  25  (Apostasie  der  Mönche). 

5  yanne8  465  c  16  (Kleriker,  welche  sich  mit 
Wahrsagen  abgehen). 

6  Arles  I  c.  24  (Heirath  einer  anderen  Frau 
nach  YerstoBsung  der  ersten). 

7  Ueber  den  ursprünglichen  Sinn  dieser  beiden 
Worte,  welche  in  der  biblischen  Sprache  die  Be- 
deutung des  dem  Untergang  geweihten,  dem 
Untergang  weihen,  Temichten,  verwünschen,  ver- 
flachen angenommen  haben,  vgl.  v.  Seh  er  er  in 
W  e  t  z  e  r  und  Weites  Kirehenlexikon,  2.  Aufl. 
1 ,  794  und  K  ob  e  r ,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  33 ; 
Löning  I,  273.  Weiter  bezeichnet  dann  <ivd- 
dep.a  auch  das,  was  von  Christus  geschieden  ist, 
und  wird  bis  in  die  neueste  Zeit  für  die  Verwer- 
fung und  Verdammung  ketzerischer,  von  Christus 
scheidender  Glaubenslehren  gebraucht,  s.  z.  B. 
Laodlcea  373-^81,  c  29.  36  und  Gangra  326  bis 
381  e.  1^20  (Garthager  Generalsynode  v.  418 
c.  3£F.,  cod.  eccles.  Aflric.  c.  111  ff.).  Seit  dem 
4.  Jahrhunderte  kommen  die  Worte  in  den  latei- 
nischen Synoden,  Elvira  o.  52  (c.  3  0.  V.  qu.  1) 
und  seit  dem  6.  Jahrhundert  in  den  griechischen, 
Chalcedou.  461  c.  2.  7  (c  3  0.  XX.  qu.  3)  15 
(c.  23  0.  XXVII.  qu.  1)  und  27  (c.  1  C.  XXXVI. 
qu.  2)  auch  für  die  völlige  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  vor,  denn  diese  ist  die  rechtliehe 
Bealisirung  der  Verfluchung  und  Verwünschung, 
und  der  Bischof  war  befugt,  diejenigen,  über 
welche  sie  ausgesprochen  war,  auch  rechtlich  von 
der  Kirche  zu  scheiden. 

8  Saragossa  380,  c.  2;  Garthago  387  o.  390, 
c.  8  (cod.  ecd.  Afric.  c  10). 

ö  Elvira  c.  52  cit. :  „Hl  qui  inventi  fuerint  li- 
bellos  famosos  in  ecclesia  ponere,  anathemati- 
zentur«;  Gregor.  I  (592)  ep.  II,  49  (Ben.  2,  613): 
,;8e  ezcommunlcatum  anathematizatumque''. 

w  Schon  bei  Augustin,  s.  c.  11  i.  f.  0.  XXIII. 
qu.  4. 

11  Zweifellos  Riez  439  c.  9:  „tales  ab  eccle- 
sia dei  et  a  coetu  catholicorum  segregari  ac  ex- 
communicatos  (d.  h.  die  völlig  von  der  Kirche 
und  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  ausgeschlos- 
8enen)exilio  relegari";  ebenso  Arles  II  cit.  c.31: 
„excommunicatione  omnium  ao  detestatione 
dignus  habeatur";  Fei.  II  ep.  ad  Vetran.  490, 


Thiel  1,  275:  „Acacius  iterata  excommunica- 
tione  depulBus"";  c  37  (Gelas.  I)  0.  XI.  qu.3; 
Toledo  II  627  o.  631  c.  6:  „Unto  annosloris 
excommunicationis  tempore  et  a  Christi  corpore 
et  fratemitatls  eonsortio  sequestretur ,  quanto 
fuerit  propinquioris  sanguinis  contagione  pollu- 
tus*'. 

Wenn  Toledo  I  400  c.  11  für  die  Beraubung 
eines  Klerikers,  Mönches  oder  Armen  durch  einen 
Mächtigen  und  für  die  Weigerung  des  letzteren, 
dem  Bischof  deswegen  Rechenschaft  zu  geben, 
die  excommunleatio  androht  und  Mittheilungs- 
schreiben  über  dieselbe  an  alle  Bischöfe  erlassen 
wissen  will,  so  kann  hier  ebenfalls  blos  die  völ- 
lige Ausschliessung  gemeint  sein,  femer  auch 
mit  der  poena  excommunicationis,  welche  Tours 
461  c.  5  für  Kleriker,  welche  ihr  Amt  aufgeben, 
um  Soldat  zu  werden  oder  um  als  Laie  zu  leben 
—  Chalcedon  461  c.  7  droht  dafür  das  Anaihem 
an  —  ausspricht. 

Bei  den  übrigen  Stellen  aus  dieser  Zeit,  welche 
die  gedachten  Worte  aufweisen,  steht  nichts  ent- 
gegen, sie  auf  den  völlig  Ausgeschlossenen  zu 
beziehen,  so  cod.  eccles.  Afr.  c.  133  (Carthago 
419),  nach  welchem  der  trotz  des  Ableugnens 
seines  angeblich  dem  Bischof  gemachten  Geständ- 
nisses Exkommunicirte  als  ungerecht  exkommu- 
niclri  gilt  und  dem  Bischof,  so  lange  er  mit  dem 
ersteren  nicht  kommunicirt,  von  den  übrigen 
Gläubigen  die  communio  verweigert  werden  soll; 
Carthago  401  c.  13  (cod.  eccl.  AfWc.  79),  nach 
welchem  die  wegen  eines  Verbrechens  überführ- 
ten Kleriker  intra  annum  excommunicationis 
ihre  Unschuld  darthun  sollen;  Carthago  419 
(1.  c.  0.  128),  welches  den  excommunlcatus  in 
ipsa  adhuc  excommunlcatione  constitutus  von 
Anklagen  gegen  Kleriker  ausschliesst;  Toledo  I 
400  c.  12,  betr.  Kleriker,  welche  ihren  Bischof 
verlassen  und  sich  bei  den  excommunicati,  wahr- 
scheinlich Priscillianlsten,  jedenfalls  Ketzern, 
aufhalten;  Orange  1441  c  11,  betr.  den  Ver- 
kehr des  Bischofs  mit  dem  excommunlcatus,  ehe 
die  zuständige  Synode  über  die  Begründetheit  der 
excommunleatio  geurtheilt  hat ;  Arles  II  443  o. 
452  c.  8,  betr.  die  Annahme  eines  Exkommuni- 
cirten  durch  einen  anderen  Bischof.  Vgl.  auch 
stet,  eccles.  ant.  c.  24.  55.  73.  96  (für  letzteres 
ergiebt  dies  deutlich  Vaison  I  442  c.  4).  Ent- 
gegen steht  auch  nicht  Carthago  389  o.  390  c.  8 
(cod.  eccl.  Afric.  c.  20),  wonach  der  exkommuni- 
cirte Priester,  wenn  er  statt  das  ihm  zustehende 
Rechtsmittel  einzulegen,  ein  Schisma  verursacht, 
anathema  sit  et  locum  amittat,  denn  in  diesem 
Falle  soll  die  noch  nicht  rechtskräftig  verhängte 
Exkommunikation  und  die  damit  verbundene 
Absetzung  sofort  definitiv  werden. 

Das  „ut  ecelesiae  Inimici  habeantur  «xcommtmea" 
in  Arles  II  c.  30  (Herren,  welche  trotz  ihres 
Versprechens  die  aus  dem  kircblichen  Asyl  aus- 


,  245.] 
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Die  zu  c.  gedachte  Strafe  unterscheidet  sich  von  den  beiden  früheren  dadurch, 
dass  dem  Ausgeschlossenen  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  weder  ganz  abge* 
schnitten  war  noch  unter  allen  Umständen  bis  zur  Todesstunde  vorenthalten  wurde, 
er  es  vielmehr  durch  Uebemahme  der  Busse  in  der  Hand  hatte,  die  vollen  kirch* 
liehen  Mitgliedsrechte  wieder  früher  zu  erlangen  K  Die  Wiederaufnahme  hing  demnach 
von  der  ihm  auferlegten  Busszeit  ab,  und  falls  diese  durch  allgemeine  Anordnungen 
ein  für  alle  Mal  bestimmt  war  2,  von  der  in  diesen  festgesetzten  Zeit  3.  Begrifflich  ist 
also  zwischen  der  Ausschliessung  schlechthin  und  deijenigen,  welche  unter  Normi^ 
rung  einer  festen  Busszeit  angedroht  wird,  kein  Unterschied  *. 

Diese  Art  der  Ausschliessung  ist  das  Strafmittel,  welches  am  häufigsten  in  den 
Rechtsquellen  der  fraglichen  Zeit  erwähnt  wird,  während  die  härteren  Arten  der- 
selben (s.  unter  a  und  b)  als  Reste  der  alten  strengeren  Praxis  der  Kirche 
(s.  o.  8.  694)  seltener  vorkommen  und  sich  ihr  Anwendungsgebiet  immer  mehr  ver- 
engert 5. 

Die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft,  also  der  heute  sog.  grosse 


gelieferten  Sklaven  bestrafen)  ist  selbstverständ- 
]icli  gleichbedeutend  mit:  exoommunicati. 

1  Morinufl  IV  5  n.  2,  p.  176  faast  die  Ans- 
schliesanng,  welche  in  EMra  c.  20.  49.  62,  s.  0. 
S.  701  n.  1  u.  2,  ibid.  c.  41,  0.  S.  702  n.  4,  und 
car.  apost.  29.  30,  0.  S.  701  n.  11,  angedroht  ist, 
als  die  härteste  Strafe,  als  Ansschliesanng,  bei  wel- 
cher die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  nie  wieder 
gewährt  wurde,  auf,  indem  er  sich  namentlich  auf 
das  Wort:  penitus  stützt.  Penitus  abiicere  heisst 
aber  ganz  abschneiden,  nicht  für  immer.  Abge- 
sehen davon  sind  auch  die  damit  bedrohten  Sünden 
leichter,  als  diejenigen,  bei  welchen  sonst,  na- 
mentlich durch  Elvira  die  communio  für  alle  Zeit 
versagt  wird,  0.  S.  699  n.  1,  und  gerade  ein  ande- 
res spanisches  Konzil,  Toledo  II  400  c.  17,  S.  701 
n.  2,  lässt  dem  abiectus  die  durch  Busse  zu  er- 
langende Wiederaufnahme  offen,  vgl.  auchElvira 
c.  31  und  Saragossa  380  c  6. 

3  Wie  namentlich  in  der  orientalischen  Kirche 
durch  die  Vorschriften  über  die  Zeiten  für  die 
einzelnen  Bussstationen,  s.  unten  $.  246. 

3  So  Elvira  c.  22 :  „Si  quis  de  eatholica  ecclesia 
ad  haeresim  transltum  fecerit  rursusque  recurre- 
ilt,  placuit  huic  poenitentiam  non  esse  denegan- 
dam  eo  quod  cognoverit  peccatum  sunm;  qui 
etiam  X  annis  agat  poenitentiam,  cui  post  X  annos 
praestari  communio  debet";  ibid.  c.  69. 

4  Androhungen:  ,,6i  voluntate  (die  zornige 
Herrin,  welche  die  Sklavin  durch  Schlagen  ge- 
todtet  hat)  post  YII  annos,  sl  casu,  post  quin- 
quennii  tempora  acta  legitima  poeniten- 
tia,  ad  communionem  placuit  admitti'',  Elvira 

c.  5,  und  femer  ibid.  c.  69.  64.  72.  76  und  78: 
„Si  quis  fldelis  habens  uxorem  cum  Judaea  vel 
geutili  fuerlt  moechatus  a  communione  arceatur; 
quod  sl  alius  eum  detezerlt,  iK>st  quinquennium 
acta  legitima  poenitentiapoteritdominicae  sociari 
communioni'*  (wo  jedenfalls  für  den  ersten  Fall, 

d.  h.  den  des  Geständnisses  eine  kürzere,  in  das 
Ermessen  des  Bischofs  gestellte  Busszeit  anzu- 
nehmen ist),  sind  wohl  dahin  aufzufassen,  dass 
darin  ebenfalls  die  Busszeit  festgesetzt  wird, 
nicht  dahin,  dass  die  Ausschliessung  unter  allen 
Umstanden  auf  die  gedachte  Zahl  von  Jahren 


dauern  soll,  die  Busszeit  aber  eine  kürzere  sein 
kann. 

Allerdings  kommen  auch  Anordnungen  vor, 
welche  ohne  jede  Erwähnung  der  Busse  blos  die 
Frist  festsetzen,  nach  welcher  der  Sünder  wieder 
zur  Kommunion  zugelassen  werden  darf,  so  El- 
vira c.  46 :  ^Si  .quis  fideUs  apostata  per  iuflnita 
tempora  ad  eccleslam  non  accesserit,  ti  tamen 
aliquando  fueritre versus  uec  fuerlt  idolator,  post 
X  annos  placuit  communionem  acdpere'^;  c.  61 
(wonach  der  Gläubige,  welcher  nach  dem  Tode 
seiner  Frau  die  Schwester  derselben  heirathet, 
5  Jahre  ausgeschlossen  sein  soll,  „nisi  forte  velo- 
cius  dari  pacem  necessitas  coegerit  inflrmitatis^); 
c.  70 :  „Si  cam  eonscienüamariti  uxor  fuerit  moe- 
chata  placuit  nee  in  flnem  dandam  ei  communio- 
nem ;  si  vero  eam  reliquerit,  postX  annos  acoipiat 
communionem,  sieam  cum  sciretadulteramaliquo 
tempore  in  domo  suo  retinolt'';  c.  73.  74  (betr. 
Ankläger  und  falsche  Zeugen).  Da  es  sich 
hier  überall  um  schwerere  Vergehen  handelt 
(droht  doch  Neocäsarea  314—325,  c.  2  für  das 
von  0.  61  betroffene  die  Ausschliessung  bis  zum 
Tode  au),  bei. einzelnen  sogar  für  den  Fall  des 
Vorhandenseins  erschwerender  Umstände,  s.  e. 
60.  73,  die  Wiederzulassung  erst  bei  Todesgefahr 
für  statthaft  erklärt  wird,  so  ist  man  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  dass  in  allen  diesen  Fällen  die 
vorgängige  Leistung  der  öffentlichen  Busse  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt  wird.  Dasselbe 
muss  von  can.  apost.  24 :  „Aa'ixöc  eauTÖv  dxa>T7)- 
ptdaac  dl^opiC^o^o)  £t7)  Tp(a.  dn(ßouXoc  ^eCp  ioxi 
Tfj;  iauTOÖ  CoöTjC"  gelten. 

Abweichend  Schilling,  Kirchenbann S.  1 16. 
122,  und  Meurer  im  Arch.  f.  k.  K.  ß.  49,  184, 
welche  eine  vindikative  Exkommunikation  auf 
Zeit,  letzterer  ohne  die  Nothwendigkeit  einer 
öffentlichen  Busse  annehmen.  Hierbei  ist  indessen 
übersehen,  dass  eine  Exkommunikation  auf  Zeit 
mit  Wiederzulassung  nach  Ablauf  derselben  ohne 
ein  solches  Erfordemiss  begrifflich  blos  eine  Sus- 
pension, nicht  völlige  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  sein  kann.  Vgl.  auch  unten  das  zu  Nr.  3 
über  die  Suspension  Bemerkte. 

6  S.  o.  S.  699  n.  1  und  S.  700  n.  2. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  245. 


BaoD,  entzog  dem  davon  Betroffenen  alle  seine  kirchlichen  Rechte,  da  er  rechtlich  nicht 
mehr  als  Mitglied  der  Kirche  galt  ^  In  Folge  dessen  war  ihm  die  Theilnahme  am  Abend- 
mahl nnd  am  Kirchengebet  nicht  gestattet,  sein  Name  wnrde  ans  den  Diptychen  der 
Kirche  ausgestrichen  2,  womitderAnsschluss  von  den  Gebeten  verbunden  war^  nnd  seine 
Oblationen  (Opfergaben  und  Almosen)  mussten  znrttckgewiesen  werden  4.  Femer 
wnrde  ihm  das  Betreten  der  Kirche  verwehrt^  nnd  ihm  die  kirchliche  Bestattung  ver- 
weigert^. Andererseits  waren  aber  die  flbrigen  Gläubigen  blos  von  dem  religiösen 
Verkehr  mit  ihm  ausgeschlossen ^^  und  nur  die  Geistlichen  waren  verpflichtet®,  sich 


1  Der  Bischof  SynesiüS  von  Oyrene  bezeichnet 
dies  ep.  68,  Migne,  patrol.  gr.  66. 1400,  in  dem 
Schreiben  von  409,  mit  welchem  er  den  übrigen 
Bischöfen  die  Exkommunikation  des  gewalt- 
thäUgen  Pzäfekten  von  Ptolemais,  Andronicns, 
mittheilt,  als  Ausschliessnng  aas  dem  Paradiese, 
die  eonst.  apost.  II.  41 .  43  sagen,  indem  sie  den 
Bann  mit  der  Amputation  übeiflüssiger  Glieder 
des  Korpers  vergleichen,  von  dem  Gebannten: 
„r?jc  i**X7)olac  äiröxoitre",  ^^Tcexp.'/jdTj  Tfjc  to5 
xupiou  euvafoiYfic''  (letzteres  von  dem  znm  zwei- 
ten Mal  Ansgeschlossenen).  Die  Bannformel  in 
0.  107  0.  XI.  QU.  3,  welche  Schilling,  Kir- 
chenbann S.  138  der  Synode  t.  Orange  ▼.  441  zu- 
schreibt, gehört  dieser  nicht  an,  s.  Friedberg 
corp.  iur.  can.  ad.  c.  dt. 

*  Vgl.  Cyprian  ep.  1,  ed.  Hart.  p.  467;  Bing- 
hamXVI.  ctÄs.  11;  7,117. 

»  Fei.  II  ep.  ad.  Flavit.  u.  ad  Thalas.  490, 
Thiel  1,269.274. 

4  ElYirac.28:  „Episcopum  placnit  ab  eo  qui 
non  communicat,  munus  accipere  non  debere". 
Dagegen  handeln  const  apost.  lY.  6  von  Per- 
sonen, gegen  die  die  Yerhängung  der  Exkom- 
munikation noch  nicht  erfolgt  ist,  wenn  sie  die 
Annahme  von  Oblationen  nicht  nur  seitens  der 
Ehebrecher,  Morder  u.  s.  w.,  sondern  auch  seitens 
der  Krämer  oder  Schankwirthe  verbieten. 

ft  Synes.  ep.  58  cit,  zugleich  mit  der  Anord- 
nung, den  heimlich  in  die  Kirche  Eindringenden 
aus  derselben  wieder  zu  entfernen ;  s.  aoch.  ep. 
Fei.  II V.  487,  0.  S.  700  n.  2.  Allerdings  hat  man 
zu  dem  ersten  Theile  des  Gottesdienstes,  const. 
apost.  VIII.  12  u.  0.  S.  26.  340  n.  3,  ausser  den 
Katechumenen  auch  Ungetaufte,  Heiden  zuge- 
lassen. Aber  einen  Anspruch  darauf  besassen 
diese  nicht,  gegen  sie  machte  nur  die  Kirche  von 
ihrem  Rechte,  sie  fem  zu  halten,  keinen  Ge- 
brauch. In  Betreff  derjenigen,  welche  bereits 
vom  Bischof  zur  Busse  verstattet  waren,  galt  dies 
aber  nicht,  s.  unten  %.  246. 

«  Synes.  ep.  58  clt  Vgl.  auch  Vaison  442  c.  2; 
Arles  II.  443  o.  452  o.  12. 

'^  Antioch.  341  c  2:  „. .  .  (i*^  l(eivat  U  xoi- 
vojveTv  Toic  dxoiyif|Toi^,  [krfik  xax'  olxouc  «ONfiX- 
dövTo;  ouve6'/eo8ai  toT«  jaV)  xin  ^xxXijolqi  euveuyo- 
p,£voic,  [Ltfit  iv  Mpcf.  ixxXtjata  Oito^iveodat  xdu« 
iv  ixipq.  IxxXtjola  fAi^  ouva^op-fricü«*';  aas  gemein- 
same Gebet  im  Hause  mit  dem  Gebannten  ver- 
bietet ebenfalls  can.  11  apost. 

8  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  382  (so 
auch  früher  Bingham  XVI.  2.  s.  11,  7,  115) 
nimmt  schon  für  diese  Zeit  eine  Rechtspflicht 
aller  Glaubigen  dazu  an,  indessen  sprechen  die 
Stellen,  aufweiche  er  sich  beruft,  c.  2  Antioch., 


ean.  11  apost.  dt.  u.  Tolet  I  400  c.  15:  ,Quis- 
quis  laicQs  abstinetur,  ad  hunc  vel  ad  domum 
eins  clericorum  vel  religiosoram  nuUus  accedat: 
similiter  et  dericus,  si  abstinetur  a  derlcis  evite- 
tur;  si  quis  cum  iUo  eoUoqul  aut  ooaviveie  faerit 
deprehensus,  etiam  ipse  abstineatur,  sed  hoc  per- 
tineat  ad  eos  derioos  qui  eins  sunt  episcopi  et  ad 
omnes  qui  eommoniti  fuerint  de  eo  qui  al»tine- 
tur,  sive  laico  quolibet  sive  clerlco*',  hinsichtlich 
des  bürgerlichen  Verkehrs  nur  von  Geistlichen; 
Ja  selbst  in  e.  16  Tolet  cit  ist  unter  der  mulier 
christiana,  welcher  die  Aufnahme  einer  gebann- 
ten gottgeweihten  Jungfrau  verboten  wird,  wohl 
mit  Rücksieht  auf  die  Bedeutung  christiaaus  als 
Gdstlicher,  c  60  pr.,  c.  123  pr.  C.  Th.  XII.  1  u. 
cllibid.XIV.3,Gothofredus  4,412;  5,178, 
ebenfalls  eine  gottgeweihte  Jungfrau  zu  ver- 
stehen. Allerdings  verlangen  die  gallischen  Kon- 
zilien seit  der  Mitte  des  5.  Jahrb.,  Arles  11 443 
0.  452  c.  49 :  „Secundum  instituta  seniorum,  si 
quis  a  communione  sacerdotali  fuerit  audoritate 
suspensus,  hunc  non  solum  a  clericorum,  sed  etiam 
a  totius  populi  coUoquio  atque  convivio  placnit 
exdudi,  donec  adipiscens  ad  sanitatem  redire 
festinet^  Tours  I  461  c.  8  und  Vannes  466  c  3 
die  Fernhaltung  der  Gebannten  ,,a  oonvivio  flde- 
lium^  aber,  wihrend  von  Anfang  an  der  religiöse 
Verkehr  der  Laien  mit  dem  Gebannten  und  Jeder 
Verkehr  der  Geistlichen  mit  ihm  mit  der  Aus- 
schliessung bedroht  ist,  c  2  Ant.,  c  11  apostol., 
Tolet.  I  c,  15,  s.  auch  die  gallischen  statuta 
eccles.  antiqu.  aus  der  2.  Hüfte  des  5.  Jahrb. 
c.  40  fvon  M  a  a  8  s  e  n ,  Gesch.  d.  Quellen  d.  canon. 
B.  1,  393  irriger  Weise  auf  jeden  Verkehr  der 
Laien  bezogen),  enthalten  die  gedachten  Konzi- 
lien keine  Strafvorschrift  für  die  Verletzung  des 
von  ihnen  erweiterten  Verbotes,  machen  also,  da 
es  schon  ftrüh  Sitte  war,  dass  die  Gläubigen  vor 
dem  bürgerlichen  Verkehr  mit  dem  Gehannten 
gewarnt  wurden,  Synes.  ep.  58  dt.,  und  sich 
auch  von  selbst  eines  solchen  Verkehrs  enthiel- 
ten, Basilii  M.  ep.  60,  Migne  patr.  gr.  32,  41 
(weitere  Beispiele  bei  Bingham  1.  c.  7,  119; 
Kober  a.  a.  0.  S.  380)  aus  der  Sitte  eine,  frei- 
lich noch  nicht  strafrechtlich  verschärfte  Rechts- 
pflicht ,  wie  dies  Arles  II  c.  49  mit  seiner  Be- 
rufung auf  die  instituta  seniorum,  womit  die  alte 
Sitte,  Praxis,  nicht  aber,  soMaassen  a.  a.  0. 
c.  40  Statut,  cit.  gemeint  ist,  vgl.  dagegen 
auch  Lönin  g  1,  26Ö  n.  2  (mit  ebenfalls  unbe- 
friedigender Erklärung),  bestätigt.  In  einzelnen 
Fällen  ist  dagegen  für  den  Verkehr  mit  exfcom- 
municirten  Ketzern  auch  Laien  die  Exkommuni- 
kation angedroht  worden,  so  von  der  romischen 
Synode  von  484  unter  Felix  II.  in  Betreff  des 
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anch  jedes  sonstigen  Umganges  mit  ilim  zn  enthalten,  widrigenfalls  sie  selbst  der 
Strafe  der  Ansschliessnng  verfielen  ^ 

Die  mit  der  Exkommunikation  verbundene  Entziehung  aller  kirchlichen  Rechte 
hatte  nicht  nur  ihre  Wirkung  ftlr  die  Gemeinde  und  die  bischöfliche  Kirche,  welcher 
der  Oebannte  angehörte,  sondern  auch  für  alle  übrigen  christlichen  Oemeinden  und 
Kirchen.  Die  Exkommunikation  war  also  schon  in  dieser  Zeit  die  Abscheidung  von 
der  in  dem  Episkopate  sich  als  Einheit  darstellenden  christlichen  Oesammtkirche  ^. 
Deshalb  wurde  auch  von  der  Yerhängung  derselben  in  einer  Kirche  den  übrigen 
Bischöfen,  wenigstens  den  benachbarten  oder  denjenigen,  mit  welchen  der  den  Bann 
verhängende  Bischof  einen  näheren  Verkehr  unterhielt,  Mittheilang  gemacht^. 

2.  Neben  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ist  der  damaligen  Zeit  auch  die 
blosse  Ausschliessung  von  der  Theilnahme  am  Abendmahl  und  an  dem 
ftlr  die  Oläubigen  allein  bestimmten  Oottesdienst,  also  eine  Strafe, 
welche  dem  späteren  kleinen  Bann  entspricht,  bekannt  4. 


Acacins:  „slquis  episoopns,  dexieiu,  monaohus, 
laicus  post  hanc  dennntiationem  ei  commnnioa- 
▼erit,  anathema  sit",  Thiel  1,  247. 

Ob  auch  die  Androhung  bei  der  Yemrthellang 
des  Entyches  durch  die  o6vo5o;  iv^fjiouoa  von 
Konstantinopel  ▼.  448  hleihei  gehört,  Mansi 
6,  747  (8.  die  folg.  Anm.)  ist  zweifelhaft,  weil 
ue  sich  bloss  anf  Geistliche  nnd  Mönche  beziehen 
kann. 

Andrerseits  wird  unter  Berufung  auf  const. 
apost.  n.  40  vonMorlnus  lY 2n.7,  p.  172  be- 
hauptet, dass  die  Kirche  die  Glaubigen  geradezu 
ermahnt  habe,  den  ExkommuDicirten  nicht  den 
Umgang  und  die  Aufnahme  in  das  Haus  zu  Ter- 
sagen,  sondern  sie  zu  trösten,  indessen  ist  dort 
nur  von  den  rote  5i'  cifjApilac  dcpopto^eiot  die 
Bede,  d.  h.  aber  nicht,  so  Löning  2io5  n.  1,  you 
denjenigen,  welche  blos  von  der  Theilnahme  am 
Abendmahl  (s.  nachher  unter  2)  im  Gegensatz  zu 
den  völlig  Gebannten  ausgeschlossen  sind  (o. 
S.  704  n.  1),  sondern  von  den  Gebannten,  welche 
bereits  zur  Busse  zugelassen  worden  sind,  wie 
der  Zusammenhang  zwischen  II.  39  und  40  und 
II.  40  und  41  zeigt,  s.  unten  in  der  Lehre  von 
der  Busse  g.  246. 

1  Und  zwar  dem  grossen  Bann,  denn  die  in  der 
vor.  Anm.  citirten  Stellen  gebrauchen  in  ihren 
Strafandrohungen  dieselben  Ausdr&cke,  wie  ffir 
den  Gebannten  selbst  Dafür  spricht  auch  Synes. 
ep.  68  dt. ;  femer  dieVerurtheilung  des  Eutyches 
(s.  Yor.  Anm.):  „fhpioa(A£v  .  .  .  d^AÖtpiov  slvai 
a^6v  icavcöc  UpatixoD  xdtr(\MLX0^  xal  rf)«  icp6c 
i^iAÖc  xoivoBvCac  xal  toO  nposoxdvai  fiovaoTr)p(ou : 
c(56tQiv  dxsNcDV,  iccbroiv  twv  (lerd  xaüra  oiaXe- 

Jojiivaiv  a^<p  7^  ouvxu'fxavöycfuv,  6k  &ice6^vot 
oovcai  xal  aurol  T(j>  rfjc  dxoivcovY)o(a(  iiciTtpikp, 
cb;  [ki\  dicooteCvTc;  r?];  icp6c  a^TÖv  0|AiX(ac^  Trotz 
der  Ifilde  des  späteren  Rechtes  kann  dies  nicht  auf- 
fallen, da  die  Strafe  noch  nicht  für  die  Verletzung 
der  Verkehrssperre  schlechthin  angedroht  ist. 

2  Das  ergiebt  Synes.  ep.  68  cit.  ganz  deutlich, 
in  welchen  die  Aufiiahme  durch  eine  andere 
Kirche  als  Zerreissung  der  you  Christus  gewoll- 
ten Einheit  der  Gesammtkirche  erklärt  wird; 
Tolet.  I  dt  c  11 :   „ .  . . .  inyicem  mox  scripta 

Hinsohins,  Kiroh«nrecht  lY. 


percurrant  per  omnes  proYindae  episcopos  et 
quosGumque  adire  potuerint,  ut  excommunica- 
tus  habeatur,  doneo  audiatur,  ut  reddat  aUnea^ ; 
ferner  Nieaea  y.  326  c  6:  „xaxä  t6v  xdvova 
Tov  hvcr(o^t(iosTa,  to6c  6^'  M^vn  diroBXij^^ac 
&9'  i-ripcDv  |jl9)  irpocUo&ai^,  can.  13.  33  apost. ; 
Sardica  y.  343  e.  13;  EMra  306  c  63;  Arles  I 
Y.  314  c  16;  Saragossa  I  380  c.  6;  Oarth.  II  y. 
387  c.  7;  Carth.  XI  y.  407  c.  11  (cod.  ecdes. 
Afric.  c.  106);  Orange  441  c  11. 

3  Ein  solches  Schreiben  an  alle  Schwesterkix- 
chen  ist  die  wiederholt  angeführte  ep.  68  Synes. 
Namentlioh  wurde  den  Exkommunikationen, 
welche  die  Synoden  wegen  Ketzereien  ausgespro- 
chen hatten,  durch  solche  Schrdben  eine  mög- 
lichst wdte  Verbreitung  gegeben,  YgL  die  Schrei- 
ben des  Bischofs  Alexander  Yon  Alexandrien 
über  die  Vemrthdlung  und  Exkommunikation 
des  Arius  durch  die  Synode  you  Alexandrien  320 
0.  321,  Hefele  1,  268,  bei  Socrat  hist.  ecd.  I. 
6  und  Theodoret.  hist.  eccles.  L  4.  Den  Erlass 
derartiger  Schrdben  ordnet  Tolet  I  cit  c.  11  für 
den  Fall  der  Beraubung  Yon  Klerikern,  Mönchen 
und  Armen  durch  weltliche  Grosse  direkt  an. 

4  Sehr  deutlich  werden  beide  unterschieden  in 
Theodoret.  episc.  Cyrens.  (f  u.  467)  ep.  77  ad 
Eulal.,  Mlgne  patr.  gr.  83, 1260:  „xal  xmkuic' 
^maas  {i*^  Tf)c  {AeTaXT)t|/6(»c  'c&v  Upöiv  lAUOrr^plcuv, 
pi9}  xoXuiodaicav  Sirijc  xaTTjYoupi^viDV  66y'9)c,  H>t]&e 
TftQ  T(bv  dc(o>v  Ypaf  wv  dxpoaoeoic«  [i-rfit  rTjc  täiv 
f^ioaoxdXotv  tcapatvsosoc  Träv  tk  Updsv  xmXu^o- 
%iaoas  |AU0T7)p(Qiv  [K-h  (U^pl  &avdT0U,  dXXd  xP<^^ov 

ÖYStav  «oö^aoiow,  Iw«  d^lcoc  dpt)v/|öa>otv,  ort  töv 
dkrfifi  ßactXia  xataXtirovrec  .  .  .  "np  KoXs|xl<p 
icpoce^dbpv^aav".  Nicht  hierher  gehört  (so  aller- 
dings Schilling,  der  Kirchenbann,  S.  124, 
und  Richter-Kahl  K.  R.  8.  Aufl.  S.  777 
n.  1)  die  o.  S.  693  n.  8  cltirte  Stelle  Augustins.  Die 
prohibitio  mortalis,  welche  dort  im  Gegensatz 
zur  medidnalis  gestellt  ist,  kann  nicht  die  yöI- 
lige  Ausschliessung,  der  nachmalige  grosse  Kir- 
chenbann, die  medicinalls  aber  der  spätere  kleine 
sein,  weil  der  erstere  in  der  damaligen  Zeit  für 
die  Regel  durch  die  Leistung  der  Busse  (s.  nach- 
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So  sicher  sich  diese  letztere  Strafe  yon  der  zu  1.  besprochenen  scheiden  lässt,  so 
bietet  doch  die  Feststellung,  welche  von  ihnen  in  einer  Reihe  Älterer  Kanones  hat 
angedroht  werden  sollen,  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  K  Eine  feste  technische 
Bezeichnung  findet  sich  fftr  die  erwähnte  theilweise  Femhaltung  von  den  gottes- 
dienstlichen  Handlungen  ebensowenig  in  den  Quellen  2,  wie  ftlr  die  gänzliche  Aus- 
schliessung aus  der  Kirche,  wohl  aber  weisen  dieselben  eine  Reihe  mehrdeutiger 
Ausdrücke  auf. 

Es  sind  dies  die  Bezeichnungen:  acpopCCea&ai',  absondern,  femer  xoiv(Dv(a  in 


her)  beseitigt  werden  konnte,  Tlelmehr  meint 
Angnstin,  dass  die  völlige  Auischllessung  ans 
der  Kirche  dem  SQnder  bei  Gott  noch  nicht  alles 
Heil  verschliesse. 

1  Bisher  ist  dieser  Fuge  selbst  in  der  neueren 
Spezial-Literatnr  keine  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet worden.  Völlig  ungenügend  ist  S  c  h  i  1  - 
11  ng  S.  124,  welcher  nicht  einmal  die  älteren 
Konzilien  berücksichtigt  hat;  Ko her,  Kirchen- 
bann S.  VUl  hat  nur  die  excommnnlcatio  malor 
zum  Gegenstand  seiner  Untersnchnngen  gemacht, 
München,  Kanon.  GerlchtsYerfahren  n.  Straf- 
recht 2,  196  ff.  behandelt  die  Quellen  der  yer- 
Bchiedensten  Zeiten  als  gleichwerthig,  und  selbst 
Löning  S.  266.  267  bezieht  sich  nnr  anf  die 
nicht  ausreichende  Darstellung  bei  Bingham 
XVI.  c  2  n.  7;  7,  101. 

s  Bingham  1.  c  7,  101  und  Löning  1,  266 
behaupten  freilich,  dass  d(popta(x.öc  diese  Bedeu- 
tung habe.  Dies  ist  aber,  Tgl.  die  folg.  Anm., 
unzutreffend. 

s  Yielfaeh  wird  angenommen,  dass  diese  Strafe 
bei  Klerikern  die  Suspension  (s.  unten  $.  247)  im 
Gegensatz  zur  Absetzung  bezeichne,  Morinus 
IT.  3  n.  4ff.  p.  173;  Kober,  Suraension  der 
Kirohendiener,  Tübingen  1862,  S.  19,  und  dar- 
aus gesehlossen,  dass  sie  bei  Laien  die  diesen 
entsprechende  blosse  Ausschliessung  von  den 
euchulstischen  Gebeten  und  der  Abendmahls- 
gemeinschaft bedeuten  müsse.  Aber  das  d<pop(- 
Cetv  wird  dem  Kleriker  und  dem  Laien  gleich- 
missig  in  can.  apost  67  für  die  Verhöhnung  eines 
gebrechlichen  Klerikers  und  c  72  ibid.  für  die 
Wegnahme  Ton  Gel  und  Wachs  aus  der  Kirche 
angedroht  Es  muss  daher,  worauf  Fran  k  S.  540 
mit  Reeht  hinweist,  diese  Strafe  für  beide  ein 
und  dieselbe  sein,  und  man  ist  nicht  berechtigt, 
unter  demselben  Wort  eine  andere  Strafe  für  den 
Kleriker,  eine  andere  für  den  Laien  zu  verstehen. 
Ausser  Frage  steht,  dass  der  d^optat&öc  des  Kle- 
rikers nicht  die  Depoeition  desselben  ist  Daher 
kann  mit  Rücksicht  auf  den  Begriff  des  Abson- 
dems  nur  die  Suspension  in  Frage  kommen,  und 
zwar  bei  beiden  Ton  allen  kirchlichen  Mitglied- 
schafUreehten  (s.  im  Text  unter  3),  welche  für 
den  Kleriker  auch  die  von  seinen  Amtsrechten 
nach  sich  zieht,  da  er  diese  gleichfalls  kraft  sei- 
ner Stellung  in  der  Kirche  besitzt  Frank  a.a.  G. 
nimmt  dagegen  an,  dass,  weil  in  c  25  ibid.,  nach 
welchem  der  Bischof,  Priester  oder  Diakon  ,M 
icop>wtac  ^  imofnilf  ^  «XoinQ  dXo6c  xadaipcio^ 
TULi  \x^  d^pepiC^9a»%  das  letztere  Wort  neben  der 
angedrohten  Absetzung  nicht  Suspension  bedeu- 
ten könne,  es  nur  so  Tiel  wie  Ausschliessung  von 
der  AbendmahUgemeinschaft  sowohl  für  Kleriker 


wie  auch  Laien  heisse.  Dabei  hat  er  indessen 
nicht  beachtet,  dass  dffopiC^a%ai  häufig,  nament- 
lich auch  in  den  apostolischen  Kanonen,  so  auch 
in  c.  26  cit,  für  den  yölligen  Ausschluss  aus  der 
Kirche  gebraucht  wird.  Im  allgemeinen  steht  die 
Strafe  der  Absetzung  für  den  Kleriker  der  yöIU- 
gen  Ausschliessung  des  Laien  aus  der  Kirche 
gleich,  Kober,  Deposition  S.  690  ff .  und  Lö- 
ning 1, 280.  Wenn  daher  in  den  gedachten  Ka- 
nonen mit  diesem  Worte  dem  Laien  eine  Strafe 
für  ein  Vergehen  angedroht  ist,  für  welches  den 
Geistlichen  die  Deposition  trifft,  so  wird  für  den 
ersteren  darunter  die  TÖllige  Aussehliessung  "ver- 
standen  werden  müssen,  und  dies  lässt  sich  um 
so  sicherer  annehmen,  wenn  ältere  Konzilien  die 
gleiche  Strafe  für  dasselbe  Vergehen  festsetzen. 
Es  gehören  hierher:  can.  apost.  32  (für  die  An- 
hinger eines  Priesters,  welcher  im  Sddsma  gegen 
seinen  Bischof  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst 
um  sich  sammelt,  vgl.  dazu  Garthago  387  c  8 
(o.  S.  702  n.  8),  can.  63  (für  Essen  Ton  Fleisch 
in  seinem  Blute  oder  Yom  Fleisch  der  Terreck- 
ten  Thiere),  can.  64  (für  das  Beten  in  Versamm- 
lungsriumen  der  Juden  oder  Heiden^,  can.  65 
fTödtung  aus  Anlass  eines  Streites),  can.  [66 
(Fasten  am  Sonntag  oder  am  Sabbath),  can.  69 
(Nichtbeobachtung  des  Fastens  wahrend  der  Qua- 
dragesima  und  am  Mittwoch  und  Freitag),  can. 
70  (Fasten  mit  den  Juden,  sowie  das  Feiern  ihrer 
Feste  und  Annahme  ihrer  Festgeschenke)  und  84 
(Schmähung  des  Kaiseis  und  der  Magistrate),  fsr- 
.ner  c.  11  (gemeinsames  Beten  mit  einem  Ge- 
bannten) trotz  der  entgegengesetzten  Meinung 
▼on  Morinus  1.  c  n.  6,  weil  das  Beten  eines 
Klerikers  mit  einem  abgesetzten  Kleriker,  als  ob 
dieser  noch  im  Amt  stände,  nach  c  12  mit  der 
Depoeition  bedroht  ist,  c  24  (ein  Laie  d<pof  (- 
^Mm  irri  Tpia,  hat  also  für  die  WiederaufiDahme 
3  Jahre  Busse  zu  thun,  wenn  er  sich  selbst  ent- 
mannt hat,  während  c  23  den  Kleriker  mit  Ab- 
setzung bestraft),  e.  10  (Gläubige,  welche  in  der 
Kirche  die  Vorlesung  der  h.  Schriften  anhören, 
aber  den  eneharistischen  Gebeten  nicht  anwohnen 
und  den  gemeinsamen  Empfang  des  Abendmahls 
Yerschmähen,  a.  M.  Morinus,  der  aber  nicht 
beachtet,  dass  Antloch.  341  c  2  ebenfalls  die 
▼öllige  Ausschliessung  als  Strafe  festsetzt,  s.  o. 
S.  70i  n.  4),  c.  31 :  J^(  Tic  iidoxoco«  xoo}iixoi; 
dp^MKMt  ^^pi]«diirtfOc  ^c*  oätwv  i^vpor^c  "flvifcai 
tecXijoifliC.  «aVvtfcisi«  xcd  d^opcCie^  xai  xoi- 
'vmvoJYTtc  9&t^  icdytcc**  (wo  wegen  der  Schwere 
des  Vergehens  allein  die  TÖUige  AusscUieasvng 
für  die  Theilnehmer  passend  erscheint,  dann  aber 
auch  als  weitere,  für  den  Bischof  neben  der  Ab- 
setzung eintretende  Strafe  angenommen  werden 
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Verbindung  mit  Ausdrücken,  welche  die  Loslösnng  von  der  der  Gemeinschaft  \  wie 


mas8,  e.  71  (Christen,  welche  Oel  zu  den  Tem^ 
peln  der  Heiden  oder  Jaden  bringen  nnd  bei 
Festen  derselben  Kerzen  anzünden ,  nach  Ana- 
logie von  c.  70  dt.,  da  hier  ebenfalls  die  Bethei- 
ligung am  heidnischen  oder  jüdischen  Knltas  in 
Frage  steht),  c.73  (das  Sichanefgnen  goldner  and 
silberner  Kirchengeräthe,  sowie  geweihter  leine- 
ner Paramente  wegen  der  Schwere  der  sakrilegi- 
schen Handlang)  and  c.  73  (das  gewaltsame  Fest- 
halten einer  Jnngfran,  wie  denn  aach  Chalcedon 
451  c.  27  den  Fraaenränber,  selbst  wenn  er  die 
Oeranbteza  heirathen  beabsichtigt,  mit  dem  Ana- 
them  belegt). 

Was  endlich  c.  13  ibid.  betrifft :  „Et  xtc  xX7]pt- 
x6c  t)  Xatxoc  di<f(opta(iivo<  ijxot  dSexToc,  diceX- 
ddiv  h  Mpcf.  nöXet,  SsyB^diveu  yP^P-M'c«'^  ouora- 
Ttxmv,  d(popiC£o&co  xal  6  oe^eCpievoc  %al  6  (s^^lc* 
ei  Ik  d^oDOtofiivoc  cTt],  iictT6iN£o&co  a^T(ü6  d^opio- 
(AÖc,  (b<  4;euoa{jLlv({>  xoX  diirar/)oavTt  v^s  ixxh]- 
a(av  ToO  VGOu",  so  soll  er  nach  Fran  k  S.  641  yon 
der  blossen  Ansschliessang  von  der  Kommunion 
handeln  und  nach  der  allgemein  als  sicher  an- 
genommenen Verbesserung  des  dh&fxö^  in  hixtoi 
(auf  Grund  der  Dionysischen  Uebersetzung  des 
ersteren  mit  communieansy  vgl.  auch  Hefele  I, 
804  n.  4),  wird  er  von  ihm  dahin  gedeutet,  dass 
Kleriker  oder  Laien,  die  von  der  Kommunion  aus- 
geschlossen sind  oder  auch  an  derselben  noch 
theilnehmen,  wenn  sie  sich  in  eine  andere  Stadt 
begeben  und  daselbst  ohne  Empfehlungsschreiben 
aufgenommen  werden,  der  Kommunion  beraubt 
werden  sollen,  und  zwar  sowohl  deijenlge,  wel- 
cher einen  solchen  aufgenommen  hat,  als  auch 
derjenige,  welcher  aufgenommen  worden  ist,  dass 
aber  demjenigen,  welcher  schon  vorher  von  der 
Kommunion  ausgeschlossen  war,  diese  Strafe  ver- 
längert werden  soll,  weil  er  gelogen  und  die  Kirche 
Oottes  betrogen  hat  (so  auch  He  f  e  le  a.  a.  0.,  wel- 
cher allerdings  völlig  unbefangen  die  Stelle  auf 
den  Exkommunicirten  bezieht).  Es  erscheint  in- 
dessen unzulässig,  das  handschriftlich  sichere 
dfSexTOc  einfach  zu  beseitigen  und  durch  SexTÖ; 
zu  ersetzen.  Der  dhtrxo^  muss  eine  Person  sein, 
welche  dem  d^opiofiiöc  noch  nicht  unterliegt.  Da 
nun  das  Wort  „den  nicht  in  die  Gemeinde  auf- 
genommenen^ bedeutet,  so  kann  damit  nur  ein 
fremder  Kleriker  oder  Laie,  welcher  für  seine 
Aufnahme  in  eine  andere  Gemeinde  eines  Frie- 
dens- oder  Empfehlungsbriefes,  s.  Bd.  I  S.  93 
n.  9. 10;  Löning  T,  143,  bedurfte,  vgl.  Antioch. 
341  e.  7,  gemeint  sein.  Wenn  demnach  c.  13  cit. 
die  Aufnahme  von  Fremden  nnd  von  den  dem 
d(popto(i6<  unterliegenden  Klerikern  oder  Laien 
in  eine  Bernde  Gemeinde  ohne  die  erwähnten 
Briefe  zu  verhindern  beabsichtigt,  so  lag  zweifel- 
los ein  dringenderes  Bedürf niss  vor,  dies  hinsicht- 
lich der  völlig  von  der  Kirche,  als  der  blos  von 
der  Abendmahlsgemeinschaft  Ausgeschlossenen 
zu  thun.  Bezieht  man  den  Kanon  blos  auf  die 
letzteren,  so  würde  es  gerade  für  den  Fall,  für 
welchen  eine  derartige  Strafvorschrift  am  meisten 
dem  Bedürftiiss  entsprach,  an  einer  solchen  feh- 
len. Demnach  muss  der  dcpopioftöc  auch  hier  als 
völlige  Ausschliessung  aufgefasst  werden. 

Aber  nicht  blos  in  den  canones  apostolorum^ 
sondern  auch  in  anderen  Quellen  bedeutet  dicpo- 


piajjLÖc  die  völlige  Ausschliessung,  s.  Gregor. 
Nyss.  ep.  can.  c.  5,  1.  c.  p.  232  (wo  es  von  dem 
einer  27jährigen  Busse  unterliegenden  Mörder 
heisst):  „ätTct  is  fiiev  ttf»  icavTcXet  dcpoptoutp 
IvvoE-rij  ^pövov  (tayeN^o&ai  direipYÖfirvov  r?)«  ex- 
iiXt]o(ac*  dXXd  5e  xoaaOra  frn  ev  tiq  dxpodoet 
TcapafuTvat,  (Aovfjc  twv  SiÖaoxdXoov  xal  rij«  täv 
YpaftDV  dupodoewC)  xal  ftcTd  rTjc  toO  XaoO  ouord- 
oeoti^  dSioüfxevo;,  dv  hi  TpcnQ  tndhi  pterd  t&v 
67toirwrc6vT»v  h  r^  dtciarpocpn  täv  icpoceu^opiivcDV, 
oStcdc  ^detv  iizi  TiPjv  lAexouotav  tou  d^idopLaxoc^S 
und  die  in  der  Yorbereitungsstation  befindlichen 
flentes,  d.  h.  die  von  der  Kirche  und  dem  Betre- 
ten des  Gottesdienstes  ausgeschlossenen  Büsser 
(s.  unten  $.  246)  als  h*  navT^Xei  dcpopiopitp  be- 
findlich bezeichnet  werden;  femer  Basilii  ep. 
188,  can.  II.  c  4,  Migne,  patrol.  gr.  32,  673: 
„2uv/)(ktav  hk  xaTsXdßoficv  iizl  töjv  Tpf]föf|i^v 
(d.  h.  diejenigen,  welche  nach  einander  drei  Ehen 
geschlossen  haben,  vgl.  Blnterim  Y.  3,  378) 
icevraexlac  dcpopiofiiöv*  o6x  dnh  xav6va>v,  dXX' 
dith  Tf|c  T&v  TrpoeiX'n^ÖTfov  dxoXou&(ac>  AeT  hk 
fx9)  TtavTT)  aÖToö«  elpTfeiv  T?i«  ixxXtjotac,  ÄXX' 
dxpodaeotic  a^xo^c  d^iotiv  is  56o  tcou  Ixeotv  ^  xptol' 
xat  (A6xd  xauxa  imr^itztv^  ouoxi^xetv  pt^,  rTjc  ^k 
xocvotivtac  xou  d-^a%o\i  di:ir^z9%an  %aX  o5x(»c  im- 
(et^ouivouc  xapicöv  Tiva  uexavoCa^  diroxa^eorSv 
X(j>  xoi7<p  x^c  xotvoiv(ac^  d.  h.  sie  sollen  (da  die 
Kanones  die  dritte  Ehe  nicht  verbieten)  nach  der 
Gewohnheit  auf  fünf  Jahre  ausgeschlossen  sein, 
der  5jährige  d^opiopiöc  soll  aber  keine  völlige 
Ausschliessung  sein,  sondern  sie  sollen  gleich  in 
die  Station  der  Hörenden  verwiesen  werden,  so 
dass  also  der  Yerfasser  des  Briefes  davon  aus- 
geht, dass  unter  dfopiopi^c  eigentlich  die  volle 
Ausschliessung  verstanden  wird,  und  nur  seiner- 
seits, um  diesen  Sinn  auszuschliessen,  hervorhebt, 
dass  die  Femhaitang  nur  auf  den  eucJtaristischen 
Gottesdienst  ausgedehnt  werden  soll. 

Demnach  wird  d«pop(Ceo^oii  *  d^opiopiöc  Über- 
wiegend für  den  völligen  Ausschluss  aus  der 
Kirche,  nicht,  wie  behauptet  wird,  für  die  blosse 
Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft, 
gebraucht.  Man  wird  daher  auch  die  Androhung 
dieser  Strafe  in  Ancyra  c.  18  für  Bischöfe,  welche, 
wenn  sie  von  ihrer  Kirche  nicht  aufgenommen 
sind,  sich  in  firemde  Bisthümer  eindrängen,  den 
dortigen  Bischöfen  Gewalt  anthuu  und  Unrohen 
gegen  dieselben  hervormfen,  nur  auf  die  völlige 
Aussohliessong  beziehen  dürfen  (wie  auch  Dionys. 
in  c.  6  Dist.  XIII  „abjici'*  übersetzt) ,  umsomehr 
als  es  sich  hier  um  ein  die  kirchliche  Ordnung 
empfindlich  störendes  Yergehen  handelt. 

*  So  Ancyra  c.  3 :  „xooXöeoftai  r?j«  x."  (hier  völ- 
lige Ausschliessung,  da  von  derYerleugnung  des 
Christenthnms  die  Rede  ist);  Sardica  343  c.  14: 
„dnooxepsTodat  r?j<  x."  (dasselbe  bedeutend,  da 
es  hier  abwechselnd  mit  6xßdXXeiv  gebraucht  ist), 
vgl.  auch  Ephesus  431  c.  1 :  „icdot)«  ^xxXv^staa- 
Ttxfj«  X.  ißepXtifii^vo«*' ;  Euseb.  bist,  eccles.  Y,  19 
(in  betreff  der  Anhänger  des  Montanas) :  „xfjc  xe 
ixxXTjolac  i^dio^aois  xal  x^c  xoivwvia«  dTztip- 
XÖif)3av",  wogegen  Sardica  c.  11  das  dicoxiveiv  rf^i 
X."  allerdings  nicht  diese  Bedeutung  hat,  aber 
die  der  blossen  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft mindestens  nicht  sicher  ist, 
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namentlich  axoivcovTjTOi;^  bezeichnen,  ebenso  in  demselben  Znaammenhange  das  latei- 
nische communio'^,  endlich  auch  das  blosse  db9tinere\    Alle  diese  Bezeichnongen 


das  Weiteres,  unten  «u  der  unter  3  besproehenen 
Strafe. 

1  Den  völlig  Ausgeschlossenen  bedeutet  es 
Nicäa  326  c.  5  (hier  dem  diroßXf^edc  gleich- 
gestellt, 0.  S.  701  n.  4)  \  Antioch.  o.  1 ;  Con- 
stantlnop.  I  381  e.  6  (diroßeßXTUAivot  t^  dxoivdb- 
v7]T0t) ;  und  (nach  Nicaen.  dt)  in  c  2  und  in 
can.  11  apost ;  endlich  wohl  auch  In  Ephes.  c.  6 ; 
Chalcedon461  o.4  (beiDiony6.excommunicatU8) 
c.  8. 16  (Dion.  c  13  C.  XXYU.  qu.  1  und  Isidor 
c  22  C.  cit.  ezcommunicatus). 

2  Nur  die  völlige  Ausschliessung  kann  1.  so- 
wohl wegen  der  näheren  Charakterislrung  der 
communio,  wie  auch  wegen  der  Art  der  bedrohten 
Handlungen  gemeint  sein  mit 

privare  oder  submovere  a  c  ecclMiostteo,  Leon. 
I.  ep.  ad  Nlcet  AquileiJ.  458,  Baller  1,  1330, 
c  4  (für  Frauen,  welche  während  der  Verschollen- 
heit  ihrer  Ehemänner  wieder  geheirathet  und 
nach  der  Rückkehr  derselben  nicht  die  Ehe  mit 
ihnen  wieder  herstellen  wollen),  Vannes  465 
G.  1  (für  Mörder  und  falsche  Zeugen) ; 

non  solum  a  c.  domUnicorum  $aeramentorum, 
ud  etiam  a  conviviU  fideUum  submovere,  Vannes 
dt.  c  3  (für  Büsser,  welche  die  übernommene 
Busse  aufgeben  und  wieder  ein  rein  weltliches 
Leben  führen); 

ngregatus  ab  eeeUtia  dei  et  a  conoentu  tolku 
ehriitianae  religionU  a  s.  e.  maneat  exelunUt  stat 
eccles.  ant  c  105  (für  Erregung  eines  Schisma^ ; 

c.  et  eontortio  eccUtiae  piivare,  Valencia  524 
c  3  (für  die  Latestaterben  eines  Bischofs,  welche 
sich  dessen  Nachlass  eigenmächtig  aneignen) ; 

a  c  et  a  ehritUanorum  eontortio  segiegare,  Le- 
rida  524  u.  546  c  6  (für  die  Btupration  einer 
Wittwe,  welche  das  Keuschheitsgelübde  abgelegt 
hat  oder  einer  Nonne  und  die  Foruetzung  des 
Geschlechtsverkehrs  mit  einer  solchen)  ; 

9ine  thri$tianorum  e,  moneofU,  guac  etiam  nee 
in  convioio  ewn  ehritUanis  eommunietnt^  stat.  eccl. 
ant.  c  104  (für  Wittwen,  die  das  Keuschheits- 
gelübde gethan  haben) ; 

a  c.  eeelesiae  vel(e=et)  a  eonvivio  fidelium  ex- 
traneus  habeatur,  Tours  461  c.  8  (Büsser,  welche 
die  Busse  wieder  aufgeben,  s.  oben  Vannes  c.  3 

dt.); 

non  solum  a  c.  habeantur  alieni,  sed  nee  eon- 
viviorum  quidem  admittantur  eete  partidpet^ 
Angers  453  c.  4  u.  5  (für  Kleriker,  welche 
Städte  dem  Feinde  durch  Verrath  überUefem, 
für  die  die  Busse  nicht  innehaltenden  Büsser  und 
für  gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  die  Keusch- 
heit verletzen,  s.  auch  Elvira  306  c  13); 

loci  UM  dignitate  et  c.  privare,  Rom  499  c.  3 
(für  Gdstliche,  welche  bei  Lebzdten  des  Papstes 
för  die  Wahl  seines  künftigen  Nachfolgers  Wahl- 
umtriebe machen). 

2.  Daraus,  dass  andere  Konzillen  der  hier  frag« 
liehen  Zeit  zweifellos  die  volle  Ausschliessung 
als  Strafe  für  dieselben  Handlungen  setzen,  folgt, 
dass  die  erstere  bezeichnet  wird  mit 

a  e,  separare  in  Arles  I  314  c.  4.  5,  Arles  II 
443  0.  452,  c  20  (Wagenlenkerund  Schauspieler, 
In  Elvira  72:  proiioiantur  ab  ecdesia); 


e.  privare,  Arles  II  c  52  (gottgeweihte  Jung- 
frauen, welche  hdrathen  und  die  betreffenden 
Männer,  Chalcedon  451  c  15  anathematisirt, 
8.  auch  Elvira  c.  13,  o.  S.  699  n.  1); 

a  §aera  e.  detrudi,  Gelas.  I,  ep.  ad  epise.  Lur. 
499  c  20,  Thiel  1,  313  (betrifft  ebenfalls  die 
gottgeweihten  Jungfrauen) ; 

a  c.  orcere,  Vannes  465  e.  4  (ehebreeherische 
gottgeweihte  Jungfrauen  und  ihre  Zuhälter,  s. 
die  eben  angeführten  Stellen),  und  ibid.  c  2 
(Verstössen  der  Frau  ohne  Ehebruch  derselben 
und  Heirath  einer  anderen,  dafür  Arles  I,  314, 
0.24:  ,,alienus  a  catholica  communione") ;  Elviia 
c  67  (Christinnen,  welche  sich  der  Wollust  we- 
gen comati  oder  vlrl  dnerarii,  Sklaven,  Hefele 
1,  185,  halten); 

a  eommunione  äbsUneri,  Arles  I  c.  11  (wuche- 
rische Kleriker,  s.  Elvira  c.  20  und  Arles  II  c 
14  dt.);  Elvira  c  50  (Gläubige,  welche  mit  den 
Juden  essen) ; 

a  e.  removere,  Carth.  407  c  12  (cod.  eccles. 
Afric.  106,  Kleriker,  welche  ohne  die  gehörige 
Erlaubniss  und  ohne  die  erforderlichen  Schrd- 
ben,  Bd.  III.  S.  221,  an  das  kaiserliche  Hoflager 
reisen),  vgl.  dazu  Antioch.  341  c  11,  o.  S.  701 
n.  4; 

a  eommunione  alienum  haberif  Arles  n  c.  3 
(Kleriker,  welche  andere  als  nahe  verwandte 
Frauen  bei  dch  haben  und  diese  Frauen,  Toledo 
11  527  c  3  hierfür:  forlbus  ecdesiae  pelli); 
Alles  II  c.  14  (wucherische  Kleriker,  Elvira  20 
droht  das  degradari  und  abstineii,  für  Lden  dis 
proiicere  ab  ecdesia  an) ;  Tours  461  c  3  (Kleri- 
ker, welche  mit  frem^n  Frauenspersonen  ver- 
trauten Umgang  pflegen,  s.  Arles  II  c  3  dt.); 
Tours  dt  c.  6  (diejenigen,  welche  sich  mit  gott- 
geweihten Jungfrauen  verbinden  oder  vom 
Mönchsstande  abfallen ;  Chalcedon  c  15  u.  c  7 
anathemaslrt  diese,  s.  auch  Arles  II  c.  52  dt.) ; 
Arles  II,  c.  25  (die  vom  Mönchsstaude  abfallen- 
den, s.  die  eben  angeführten  Stellen); 

wque  ad  exitwn  non  eommiiniear«,  Arles  I 
314  c.  14  und  Arles  II  c.  24  (dif^enigen,  wdche 
falsche  Anklagen  wegen  Kapitalverbrechen  er- 
heben, Elvira  c.  75,  s.  o.  S.  699  n.  1); 

non  aeeipere  c,  Elvira  c  9  (Frau,  welche  ihren 
ehebrecherischen  Mann  verlässt  und  anderweit 
geheirathet  hat  und  erst  nach  dem  Tode  des  er- 
steren  wieder  zugelassen  werden  soll,  endlich 

a  c.  etupendere ,  Arles  II  c.  49,  da  hier  zu- 
gleich von  der  exdusio  a  totius  populi  coUoquio 
atque  convido  die  Bede  ist,  s.aud&  o.S.704n.8; 

non  communicare,  Tours  461  c  7  und  Vannes 
465  c.  1  (Mörder,  s.  oben  unter  1). 

'  Völlige  Ausschliessung  muss  es  bedeuten 
Toledo  400  0.  4:  „qui  vero  (sc.  subdiaconiu) 
tertiam  (sc  uxorem),  quod  neo  dieendum  ant 
audiendum  est,  acceperit,  abstentua  biennio 
postea  inter  laicos  reoondllatus  per  poenitenttam 
communicet^,  da  hier  die  Handlung  als  eine  un- 
erhörte, also  schwere  bezeichnet  wird,  femer  auch 
ibid.  c.  15.  16,  s.  0.  S.  704  n.  8;  vieUeicht  auch 
Elvira  c.  37  (Dämonische,  welche  gegen  das  Ver- 
bot Kerzen  in  der  Kirche  anzünden),  ibid.  e.  79 
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mtssen  für  die  Mehrzahl  der  Fälle  auf  die  Y011ige  Ansschliessiing  ans  der  Kirche 
bezogen  werden^.  Absolut  sichere  Erwähnungen  der  blossen  Ansschliessnng  von  der 
Abendmahlsgemeinschaft  kommen  nnr  selten  vor  2.  In  den  Konzilien  finden  sie  sich 
bis  in  das  6.  Jahrhundert  hinein  so  gut  wie  gar  nicht'.  Allerdings  gedenken  einzelne 


^Spielen  der  Gläubigen  mit  Wdrfein,  da  diese 
mit  G5tterbildem  Tersehen  waren,  ^^et  si  emenr 
datns  fuerit,  post  annnm  poteiit  commnnionl 
reconclUarl^,  und  Arles  I  314  c.  36  (diejenigen, 
welche  im  Frieden  desertiren  oder  die  Fortsetsang 
des  Kriegsdienstes  yerweigem). 

1  Ygl.  die  S.  706  n.  3  ff.  und  nachher  n.  3  be- 
sprochenen Stellen. 

s  Löning  1,  266.  267  behauptet  allerdings, 
dass  sie  häufig  in  den  Konzilien  des  4.  u.  5.  Jahrh. , 
besonders  in  den  spanischen,  angedroht  wird,  aber 
ohne  diese  genauer  zu  bezeichnen,  Bingham 
XVI.  c  2  s,  7  führt  dagegen  ausser  ep.  77 Theodor, 
clt.,  0.  S.  706  n.  4,  und  Basilil  ep.  can.  I  c  4 
dt.,  0.  S.  706  n.  3,  nnr  noch  Elvlra  0.  14  21, 
Lerida  524  0.  546  c.  4  und  den  Bussbrief  Gre- 
gors Thanmaturgus  t.  Keocäsarea  [f  270],  c.  5 
(Migne,  patrol.  gr.  10, 1038,  auch  bei  Cardi- 
nal. Pltra,  lur.  eecleslastid  Graed  bist,  et 
monum.  Romae  1864,  1,  562*)  an.  Vgl.  die  fol- 
gende Anm.  und  unten  S.  711  n.  1  und  713  n.  2. 

*  Mit  absoluter  Sicherheit  gehört  hierher  nur 
Lerida  0.  7  (0.  11  C.  XXII ,  qu.  4):  „Qui  sacra- 
mento  se  obligaverit,  ut  Utfgans  cum  quolibet 
ad  pacem  nuUo  modo  redeat,  pro  periurio  uno 
anno  a  eommunione  eorporU  et  sanguini»  domini 
segregatw  reatum  suum  eleemosynls,  fletibus  et 
quantis  potuerit  ielunlls  absolvat^,  nicht  aber 
Ibid.  c.  4 :  „De  hls  qui  se  incesti  poUutione  com- 
maculant,  placuit,  ut  quousque  in  ipso  detes- 
tando  et  lllidto  camls  contubemlo  perseyerunt, 
usque  ad  missam  tantum  catechumenorum  in  ec- 
clesla  admlttantur ;  cum  quibus  etlam  nee  cibum 
sumere  Ulli  chrlstianorum,  sicut  alt  apostolus  yel 
jusslt,  oportet ^  welches  allerdings  nach  Hefele 
2,  706  die  Blutschänder  nur  zur  missa  catechu- 
menorum zulässt,  also  yon  Ihm  in  demselben 
Sinne  wie  Ton  Bl  ngham  (s.  vor.  Anm.)  yerstan- 
den  wird.  Abgesehen  daron,  dass  schon  dieleichte 
Strafe  für  die  Blutschande  (Im  Gegensatz  zu  den 
härteren  in  Elvlra  c.  61  und  Keocäsarea  c.  2), 
sowie  das  trotzdem  ausgesprochene  Yerkehrsver- 
bot  gegen  diese  Auffassung  schwere  Bedenken 
hervorrufen  müssen,  schliesst  c.  4  dt  die  Ince- 
stuosen  In  der  That  —  Hefele  hat  das  „usque^ 
nicht  beachtet  —  von  der  Katechumenen-Messe, 
d.  h.  von  dem  Gottesdienste  für  die  Katechu- 
menen  aus,  und  gestattet  ihnen  nur  derYorlesung 
der  h.  Schriften  und  der  HomlUe,  nicht  aber  den 
Gebeten  für  die  Katechumenen  beizuwohnen.  Es 
handelt  sich  also  hier  um  die  völlige  Ausschlies- 
sung, aber  Im  Interesse  leichterer  Herbeiführung 
der  Bussfertigkeit  zugldch  um  die  Milderung, 
dass  die  Ausgeschlossenen  nicht  mehr  völlig  aus 
der  Kirche,  welche  Ja  auch  Ungläubige  betreten 
konnten,  o.  S.  704  n.  5,  ausgewiesen  werden, 
eine  Erscheinung,  welche  im  6.  Jahrh.  (Über  eine 
andere  Milderung  der  strengen  Praxis  schon  im 
5.  Jahrh.  0.  S.  699  n.  2)  nicht  auffallen  kann. 

Femer  sind  auf  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche,  nicht  auf  die  vom  Abendmahl  zu  be- 


ziehen :  Laodicea  343 — 381  c.  9,  welcher  für  die 
Gläubigen,  wenn  sie  des  Gebetes  oder  des  Gottes- 
dienstes wegen,  in  die  Goemeterien  oder  in  die 
s.  g.  Martyrerkapellen  der  Häretiker  gehen,  be- 
stimmt: „d*oiva>v^oüc  Y^veöftat  ui^pi  Ttvoc  jac- 
Tavooüvxac  hi  xal  i(o|AoXoYOU(Aevouc  ioccdX^ai 
TtapahirKtobai"  (wegen  des  schweren  Yergehens, 
die  In  den  Ketzerverfolgungen  Umgekommenen 
als  Märtyrer  zu  verehren] ;  Garthago  345  c.  3.  4 
(a  commnnione  separentur  solche  Laien,  welche 
sich  durch  Gelübde  zur  Keuschheit  verpflichtet 
haben,  und  verwlttwete  Personen,  wenn  sie  trotz 
vorgängiger  Ermahnung  Ihr  Zusammenleben  mit 
fremden  Personen  des  anderen  Geschlechts  fort- 
setzen, vgl.  Elvlra  c  13;  Ghalcedon  451  e.  15; 
Toledo  II  c  3;  Lerida  c.  6);  Tannes  465  c  9 
(Angehen  der  weltlichen  Gerichte  statt  der  kirch- 
lichen, bedroht  mit  a  c.  habeatur  alienus,  wofür 
Carth.  n  387  c.  7  volligen  Ausschluss,  Hippo 
393  c.  9  und  Carth.  417  c  10,  cod.  eccles.  Afric. 
C.104,  für  Gelstlicbe  die  Deposition  festsetzen); 
Carth.  418  c.  17,  cod.  dt.  c.  105  ^a  nullo  intra 
Afrlcam  in  communionem  susciplatur^,  welcher 
ad  transmarlna  iudida  appelllrt,  wegen  der  Ver- 
wandtschaft mit  dem  eben  vorher  gedachten  Fall) ; 
C.27  (Toledo  I  0. 17)  C.  XXVII.  qu.  1  (nach  dem 
klaren  Wortlaut,  trotz  München ,  kan.  Gerichts- 
verfahren u.  Strafrecht  2,  196  n.  3).  —  Welter 
kann  In  allen  Stellen,  in  welchen  der  Verkehr 
mit  dem  „abstentus,  non  communlcans''  oder  „a 
communione  seclusus",  0.  S.  704  n.  8,  oder  die 
Aufnahme  eines  solchen  In  den  Klerus  verboten 
wird,  Carth.  407  c  11,  cod.  eccles.  Afric.  c.  105, 
Rom.  402  c.  16,  doch  nur  der  völlig  Ausgestossene 
verstanden  werden,  und  eben  dasselbe  muss  für 
das  im  Textkorrampirte  c.  10  Angers435,  Hefele 
2.  582,  welches  Beweis  verlangt,  ehe  der  Laie 
der  Strafe  des  non  eommunicare  unterworfen  wird, 
gelten.  Der  non  communicans  fldells,  habens 
uxorem  In  Toledo  I  c.  17,  welcher  sich  ausser- 
dem noch  eine  Konkubine  hält,  kann  ebenfalls 
nur  ein  völlig  Ausgeschlossener  sein,  da  naob 
derselben  Stelle  deijenige,  welcher  sich  zu  sei- 
ner Konkubine  noch  eine  andere  oder  eine  Frau 
nimmt,  mit  der  völligen  Aossohliessung  bedroht 
wird,  0.  S.  701  n.  2.  Auch  ibid.  c.  18. 19,  welche 
der  wlederheirathenden  Wittwe  eines  Klerikers 
der  höheren  Weihen  und  den  gottgeweihten  Töch- 
tern solcher  die  Kommunion  bis  zum  Tode  ver- 
sagen, muss  nach  Analogie  von  Elvlra  c  13  und 
Ghalcedon  451  c.  15  communlo  auf  die  völlige 
Ausschliessung  bezogen  werden.  Selbst  in  Tolet. 
I  c  13:  „De  bis  qul  intrant  eccleslam  et  depre- 
henduntur  numquam  eommunicare,  admoneantur, 
ut  si  non  communlcent,  ad  poenltentiam  acee- 
dant;  si  communlcant  non  semper  abstineant 
( —  nr) ;  sl  non  fecerint,  abstineant  ( —  ur)"  — 
d.  h.  welche  sieh  nicht  beim  Abendmahl  bethei- 
ligen, sollen  dazu  unter  Hinweis  auf  die  Ihnen 
andernfalls  obliegende  Busse  ermahnt  werden; 
kommunlciren  sie  dann,  so  sollen  sie  nicht  unter 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  245. 


deijenigen  Konzililien,  welche  die  nachmaligen  drei  oder  Tier  Bnssstationen  kennen^, 
bei  gewissen  Sünden  mehrfach  blos  solcher  Stufen,  auf  welchen  die  Büsser  nicht  mehr 
gänzlich  Yon  der  Kirche,  sondern  blos  noch  von  der  Theilnahme  an  den  encharisti- 
schen  Gebeten  and  an  dem  Abendmahl  ausgeschlossen  waren  ^,  indessen  handelt  es 
sich  in  diesen  Vorschriften  gar  nicht  um  Strafandrohungen,  sondern  dieselben  haben 
nnr  Anordnungen  über  die  Festsetzung  der  Zeit  der  Hauptbussstation  ^  getroffen,  und 
lassen  sich  daraus  erklären,  dass  sie  die  Bestimmung  Aber  die  Zulassung  zur  Busse 
dem  freien  Ermessen  des  Bischofs  anheimgegeben  und  unter  der  yon  ihnen  näher  nor- 
mirten  Station  auch  die  Zeit  der  vorhergehenden  Stufe  (der  s.  g.  anditio)  mitinbe- 
griffen  haben  ^. 

Da  auch  die  päpstlichen  Dekretalen  der  hier  fraglichen  Zeit  ebenfalls  keine 
irgendwie  nennenswerthe  Ausbeute  ergeben^,  so  kommen  neben  den  wenigen  Spuren 


allen  Umstanden  oder  (nach  der  Lesart:  „non 
snpei")  nicht  des-wegen  ausgeschlossen  werden, 
wohl  aber  wenn  sie  trotz  der  Ermahnung  bei  der 
früheren  Ablehnung  verharren  —  wird  mit  Rück- 
sicht auf  Antloch.  c.  2  die  TÖUige  Ausschliessung 
als  Strafe  anzunehmen  sein,  und  auch  aus  dem 
Gegensatz  zu  c.  14,  dass  derjenige,  welcher  die 
Tom  Priester  empfangene  Hostie  nicht  yerzehrt, 
„velut  sacrllegus  propellatur^',  nicht  das  Gegen- 
thell  hergeleitet  werden  können ,  weil  hier  die  ein- 
malige Handlung  und  zwar  ohne  Jede  vorgänglge 
Mahnung  mit  Strafe  bedroht  Ist 

Endlich  sind  diejenigen  Stellen,  welche  vor- 
schreiben, dass  der  Bischof,  welcher  Jemanden 
von  der  communlo  ausgeschlossen  hat,  auch  allein 
zuständig  Ist,  ihn  wieder  zuzulassen,  EMra  c.  63 ; 
Arles  I  314  c.  16 ;  Nlc'ia  325  c.  6  und  Antloch. 
c.  2.  6,  wenn  nicht  allein,  so  doch,  wie  nament- 
lich das  diiroßXY)&6lc  in  Nie.  clt.  zeigt,  minde- 
stens zugleich  auf  dem  völlig  Ausgeschlossenen 
zu  deuten,  nicht  minder  auch  Arles  I  c.  7 :  „De 
praesldibus  qui  fldeles  ad  praesidiatum  proslUunt, 
ut  cum  promoti  fnerlnt,  litteras  accipiant  eccle- 
siastlcas  communicatorlas,  Ita  tarnen,  ut  In  qul- 
buscumque  locls  gesserint,  ah  episcopo  eiusdem 
loci  cura  Ulis  agatur  (well  sie  ihr  Amt  mit  dem 
Heldenthum  in  Berührung  brachte,  Hef  ele  1, 
208)  et  cum  coeperlnt  contra  dlselplinam  agere, 
tum  demum  a  communione  ezcludantnr.  Slml- 
llter  et  de  hls  qul  rem  publlcam  agere  volunt" 

Die  völlig  abweichende  Meinung  Lönings, 
0.  S.  709  n.  2,  erklärt  sich  daraus,  dass  er  offen- 
bar von  der  S.  699  n.  2  widerlegten  Annahme, 
communlo  bedeute  wesentlich  die  Abendmahls- 
gemeluschaft,  ausgeht,  und  seine  Auffassung 
nicht  an  den  einzelnen  Kanones  geprüft  hat. 

1  S.  darüber  unten  $.  246. 

2  Ancyra  c.  7  (betreffs  deijenigen  ,  welche 
an  einem  heidnischen  Fest  mit  den  Helden  an 
dem  für  dieselben  abgesonderten  Platz  mltge- 
spelst,  aber  eigene  von  Ihnen  mitgebrachte  Spei- 
sen verzehrt  habend:  „iho^e  SteTlav  &7C07c^oovrac 
hej%fiytai"',  c.  8 :  „Ol  hk  Jetkcpov  xal  TpiTÖv  0öaav- 
xe«  fAexd  ß(ac  Texpaertav  bnoTzeohoiaas" ;  c.  22: 
„Depl  ixouo((ov  «pövcov  &iroiri7CT^cuaav  jiiv,  toO 
5e  TcXeiou  is  Ttp  iiket  toö  ßioö  xaTaSto6o8cooav^ ; 
endUch  c.  16,  wodurch  für  die  Bestialität  mit 
Thleren  15,  bez.  26  Jahre  in  der  Stufe  der  ötco- 
TTiirrovTe«  vorgeschrieben  werden.   Es  stehen  hier 


also  die  schwersten  Sünden,  Verleugnung  des 
Ghrlstenthums,  Mord  und  Unzucht,  bei  welchen 
noch  im  2.  Jahrh.  Wiederzulassung  zur  Kirche 
überhaupt  ausgeschlossen  war  (o.  S.  694  n.  4),  in 
Frage.  Schon  dieser  Umstand  muss  die  Annahme, 
dass  die  oltirten  Kanones  als  Strafe  blos  die  Fern- 
haltnng  vom  Abendmahl  haben  festsetzen  wollen, 
als  ungerechtfertigt  erscheinen  lassen,  und  über- 
dies fällt  dagegen  in  das  Gewicht,  dass  Basilii  M. 
ep.  217  (can.  III)  c.  66  die  Mörder,  und  femer 
c.  63  diejenigen,  welche  Bestialität  mit  Thleren 
verübt  haben,  da  er  diese  Sünde  wie  Ehebruch 
gesühnt  wissen  will,  zunächst  In  die  Voiberei- 
tungsstnfe  der  flentes ,  d.  h.  der  von  der  Kirche 
völlig  Ausgeschlossenen,  verweist 

3  Vgl.  darüber  unten  §.  246. 

4  S.  unten  S.  719  n.  10.' 

6  Es  gehört  hierher,  soweit  Ich  sehe,  Felle  II 
ep.  ad  Ruflu. 486,  T h  1  el  1 ,  268 :  (Tutum)  „officio 
defensoris  ezuimus  eumque  sacrosancti  mysterii 
communione  privatum  ....  praeeepimus^  (vgl. 
Hefele2,  610).  Femer  wird  in  frag.  Gelasti  1. 
(492—496;  Thiel  1,  603;  o.  38  0.  XI.  qu.3): 
„Qui  vero  excommunicato  acienter  communlca- 
verit  et  amodo  saltem  in  domo  simul  oraverit  at- 
qne  latebras  defensionis,  ne  quo  minus  ad  satls- 
faotlonem  perducatur,  praebuerit,  donee  ab  ex- 
commnnicatore  poenitentlam  accipiat,  corporis  tt 
sanffuinia  domini  communione  privatum  se  esse 
cognoscat  et  secundum  canones  poenlteat^,  aller- 
dings die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  (cor- 
pus et  sanguis  domini)  angedroht.  Indessen  ist 
diese  Anordnung  schon  dadurch  auffällig,  dass 
die  älteren  Konzillen  auf  den  religiösen  Verkehr 
mit  dem  Exkommunlcirten  die  völlige  Aus- 
schliessung festsetzen,  s.  o.  S.  704  n.  8,  und  da 
gerade  der  hier  fragliche  Thell  des  Brieffrag- 
mentes erst  in  den  Sammlungen  des  11.  Jahrh., 
Thiel  p.  4^603n.  4;  Friedberg,  corp.  iur. 
can.  1,  664  n.  440,  vorkommt,  so  erscheint  ein 
Zweifel,  ob  dieser  Theil  des  Fragments  wirklich 
von  Gelasius  I.  herrührt,  nicht  ausgeschlossen, 
aber  auch  die  Annahme  möglich,  dass  hier,  wie 
in  ep.  Siricü  dt.  (S.  701  n.  16),  die  volle  Aus- 
schliessung gemelntlst  In  den  diesem  Papste  zwei- 
fellos angehörenden  Briefen  ist  die  Strafe  sonst 
nicht  sicher  nachzuweisen.  In  ep.  ad  Philipp. 
496—496,  Thiel  1,  452:  „Si  quidem  hie  con- 
scius  convictus  in  caede  parentls  et  episcopl... 
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Die  Strafgewalt.  BömischeB  Beich.  Strafen  gegen  Laien. 
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in  den  EoDzilien  aliein  noch  einzelne  Fälle,  welche  in  den  dem  Orient  angehörigen 
BoBsbriefen  erwähnt  werden  ^  in  Betracht  2. 


cnnctoiam  ludicio  nnllatenus  aestimatus  est 
officio  dignos  altarls  eique  pro  tarn  deteatando 
facinore  anlas  anni  interdicta  commanio  est,  qaa- 
tenas  poenltudine  competenti  tanti  faclnoris 
enraret  abrnptam^,  wird  bei  der  Schwere  des 
Verbrechens  eher  auf  yölllge  Aasschliessung  and 
auf  Wiederzalassong  zar  Laienkommnnion  nach 
einjähriger  Bnsae  za  schliessen  aein.  In  ep.  ad 
Malorlc.  496,  1.  c.  p.  453  ist  das :  divini  muneris 
snnt  participatione  prlyandi"  and  „sacrae  com- 
manionls  arceantnr  accessn^  (für  die  Beraubung 
der  Kirche  and  V erweigernng  der  Entschädignng, 
wobei  auch  die  HerbeifUhrang  der  Bestrafung 
nach  den  weltlichen  Gteaetsen  angeordnet  wird) 
ebenfalls  als  Töllige  AnsschUessang  aufzufassen, 
Tgl.  frag,  ad  Epiph.  496,  1.  c.  p.  504  (c  11  C. 
XYII.  qu.  4) :  „at  eos  qui  eocleaiae  riolasse  per- 
hlbentor,  accessn  earnm  iudicent  non  esse  dig- 
noa"  and  ep.  ad  Victor.  496,  1.  c  p.  604.  505, 
c.  10  0.  XVII.  qa.  4  (betreffend  die  Verletzung 
des  Asylrechts) :  „Quos  .  • .  merito  indignos  esse 
Sacra  communione  iadicayit  • .  .  Nee  enim  iure 
ad  supplicandum  debet  admitti,  abi  admittere 
sacrile^am  non  dubitavit ...  Et  ideo  . .  .  reos 
...  ab  Omnibus  paroeciarnm  vestrarum  ecclesiis 
nostrae  praeceptionis  auctoritateprohibete'^  (wäh- 
rend München  2, 209  n.  1  in  den  beiden  zuletzt 
citirten  Stellen  ein  interdictum  personale  findet! 
Dasselbe  gilt  yon  Oelasii  ep.  ad  episc  Lncan.  494, 
p.  362,  c.  6  (Priester,  welche  Diakonen  oder 
Akolythen  weihen  oder  anstellen)  „presbyteril 
dignitate  et  sacra  communione  pri^ari'',  c.  14 
(Zurückhaitang  yon  Sklaven  als  Geistliche  oder 
Mönche  wider  Willen  der  Herren  durch  Bischöfe, 
Priester,  Diakonen  oder  Aebte)  :  „periculum  se 
honoris  proprii  non  ambignnt  commanionisqne 
sabituros'^,  c.  20  (Verbindung  mit  gottgeweihten 
Jungfrauen,  c  14  C.  XXVII.  qu.  1):  „quos 
aequum  est  a  saora  communione  detrudi  et  nisi 
per  pnblicam  probatamqae  poenitentiam  omnino 
non  recipi  aut  his  certe  viationm  de  saeoulo  traus- 
euntibus,  si  tamen  poenituerint,  non  negari'*  (s. 
anch  Chalc.  451,  c.  15),  und  darum  wird  auch 
in  Symmach.  ep.  ad  Caesar.  513,  c.  4,  ibid. 
p.  725  die  Androhnng  des :  „a  communione  sus- 
pendi"  für  das  zuletzt  gedachte  Vergehen  eben- 
falls so  aufzafassen  sein. 

Was  endlich  die  römische  Synode  unter  Felix  II. 
485 betrifft,  I.e.  p.  254:  „Vitalem atqueMisennm 
a  sacerdotali  collegio  et  sacrosancta  commu- 
nione suspendimuB^,  so  findet  He  feie  2,  607 
hierin  eine  Absetzung  der  beiden  Bischöfe  und 
die  Aasschliessung  derselben  vom  Abendmahl, 
aber  nach  der  römischen  Synode  unter  Gelasius  I. 
497,  p.  441  lautete  das  Urtheil  näher  dahin: 
„suspensos  fore,  donec  aactore  deo  et  adnisu 
catholicorum  principum  yel  populi  chrisüani 
Alexandrina  catholicum  sacerdotem  recepisset 
ecclesia^  Es  handelte  sich  also  dabei,  wie  Ge- 
lasius I.  ausdrücklich  hervorhebt,  1.  c.  p.  441  am 
eine  im  Wege  der  Gnade  erfolgte  Milderung  der 
Absetzung  und  der  Ausschliessung.  Die  Ab- 
setzung war  damit  zwar  eine  SuspensioD,  nicht 
aber  die  Ausschliessung  eine  blosse  Ausschlies- 
sung Tom  Abendmahl  geworden,  sie  sollte  nur 


mit  einem  bestimmten  Zeitpunkte  aufhören. 
Daher  bittet  auch  Misenus  auf  der  Synode  unter 
Gelasius  I. :  „ne  sine  ecdesiastica  communione 
rapiai^,  um  die  „receptio  ecclesiastloa'',  1.  c.  p. 
439,  und  die  Antwort  lautet  dahin:  „communio- 
nis  apostolicae  et  sacerdotalis  graüam  .  .  .  reoipi- 
et  dignitatis^  d.h.  er  wird  wieder  in  die  Kirchen- 
gemeinschaft aufgenommen  und  die  Suspension 
vom  bischöflichen  Amt  aufgehoben,  während  ihm 
He  fei  e  2, 622  In  Widersprach  mit  seiner  frühe- 
ren Angabe  blos  die  Wiederaufnahme  in  die 
Kirche  gewährt  sein  lässt 

i  BasiUi  M.  ep.  199  (can.  II)  c.  24,  welcher 
die  von  der  Kirche  unterhaltene  Wittwe  über 
60  Jahre,  wenn  sie  wieder  mit  einem  Manne  zu- 
sammenwohnen will,  nicht  r?)«  difaftou  xocv(Dv(ac 
theilhaftig  werden  lässt,  „Imi  Sv  tou  nd^uc  x^; 
dxa^apolac  iza^orjfzai^ ;  ep.  217  (can.  IH)  c.  55: 
;yOl  ToTc  Xinoxalc  dveice^iövrec»  IS«  («iv  ((vrec  Ti}c 
lxxXY}o(ac  (d.  h.  Laien),  tTJc  xoiNcov(a<  etp^ovrat 
ToO  dfa^oo,  xhipixoi  hi  ^vrec,  tou  ßa&fiioü  nadat- 
pouvrau" 

3  Dagegen  gehören  nicht  hierher  ibid.  c  56. 
57  (Tödtung j,  58  (Ehebruch  und  Hurerei),  welche 
zwar  sämmtlich  die  Sünder  eine  bestimmte  Zelt 
dxoiv<&ynToi  t&v  6r(ia9[ii(ixms  wissen  wollen  (vgl. 
anch  e.  64  den  Meineidigen  blos  (ixotv(6vY]Toc), 
indessen  sie  in  allen  Fällen  zunächst  in  die  erste 
(Vorbereitnngs-)  Station  der  flentes,  der  völlig 
von  der  Kirche  Ausgeschlossenen,  stellen.  Wenn 
nnn  zwischen  diesen  Bestimmungen  c.  61: 
„'0  rXi^a^f  ei  [i-bt  dfp*  eauroO  uerapLeXtj^eU  xaiT)- 
Yopifjosisv  iauToü,  dvtautöv  xcoAuOifjocTat  (jl6vov  tjjc 
xoivoiviac  TÄv  dYtao(MCT(uv'  si  ßiiXcYYÄs^i  ^  ^üöiv 
Itsoi.  Meptoftif)06Tat  Ik  aÖTip  6  Ypovoc  ei;  6ic6ii- 
T<DOtv  xal  o6oTaotv  *  xal  T^re  i^toua^oti  r^c  xocvoi- 
v(a«''  steht,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der  Dieb 
nicht  mit  der  völligen  Ausschliessung  bestraft 
wird,  vielmehr  kann  die  Vorschrift  so  aufgefaast 
werden,  dass  der  völlig  ausgeschlossene  Dieb, 
wenn  er  Rene  zeigt,  nicht  erst  längere  Zeit  in  der 
Vorbereitungs-Station  und  der  der  Hörenden  ver- 
bleiben, sondern  sofort  in  die  der  Liegenden,  die 
eigentUohe  undHaupt-Bussstation,  aufgenommen 
werden  soll.  Die  blosse  Ausschliessung  von  dem 
Abendmahl  wäre  überdies  für  den  Diebstahl  eine 
zu  geringe  Strafe,  und  wenngleich  die  älteren 
Kanonen  dieses  Vergehens  kaum  erwähnen,  so 
setzt  doch  can.  apost.  25  für  den  Diebstahl  der 
Kleriker  die  Deposition  fest.  Dasselbe  muss  von 
Gregor.  Thaumat.  ep.  can.  c.  8 :  „To6c  Se  oTxotc 
dXXorptoic  iiteX^etv  ToXfAihoavrac,  iAv  jxev  xa-nj- 
Y0pT)&£vTcc  iXefYöo^t,  ii.rfit  tt);  dxpodaeoic  d^id)- 
oai  *  iäs  hk  auTOi^c  ^Seiira>ot  xal  dicoSdoiv,  h  T|q 
T&v  önooTpe^pövrcov  xciEet  öiroitlirceiv",  gelten,  denn 
hier  ist  deutlich  die  völlige  Aasschliessung  in 
der  Bedrohung  der  Ueberführten  gekennzeich- 
net, und  das  Geständniss  äussert  seine  Wirkung 
nur  hinsichtlich  der  Abkürzung  der  Busszeit. 
Demnach  wird  auch  c.  9 :  „To6c  tk  is  7ce5((pe6p6v- 
Tac  Ti  ^  dv  Tale  iaut&v  oixiatc  xaToXeif  &lv  Onö  twv 
ßapßdpoDV,  Idv  fi^  xaT72YopY}^£vTec  iksfy[%o}aiSf 
6fjio((»c  ^  Totc  6icoic(irrouotv  *  idv  hk  iamob^  i^el- 
iTCDOi  xal  dico5d>oi,  xal  xfjc  ^^X^^  d^idiaai",  blos 
auf  eine  Abkürzung  der  Busszeit  durch  sofortige 
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Hiernach  ergebt  sich,  dass  die  AusBchliessimg  ans  der  Abendmahlagemeinschaft 
nicht,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird  ^  schon  von  Anfang  an  in  den  Christen- 
gemeinden üblich  gewesen,  dass  sie  vielmehr  allerfrühestens  erst  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrhunderts 2,  sicher  erst  im  5.  Jahrhundert^,  aber  auch  in  dieser  Zeit  noch  sehr 
selten  und  als  arbiträr  von  den  kirchlichen  Oberen  verhängte  Strafe  angewendet 
worden  ist^.  Hervorgerufen  worden  ist  diese  Praxis  wohl  durch  dasBedflrfiiiss  nach 
einer  leichteren  Strafe  für  gewisse  Verfehlungen,  als  es  die  völlige  Ausschliessung 
war,  und  möglicher  Weise  hat  die  rechtliche  Stellung  solcher  Büsser,  welche  die  Busse 
übernommen  hatten  und  nun  nicht  mehr  völlig  von  der  Kirche  abgeschieden,  aber  an 


yersetzung  in  die  Stufe  der  Liegenden,  bez.  der 
Stehenden  bezogen  werden  dürfen,  nicht  aber  bo 
gedeutet  werden  können ,  dass  die  blosse  Aus- 
schliessung von  der  Abendmahlsgemelnschaft 
festgesetzt  wird. 

Waa.den  von  Blngbam  o.  S.  709  n.  2  auf  die 
letztere  bezogenen  cT5  Ibid.  anlangt,  in  welchem 
eine  Anweisung  über  die  Frage  erwähnt  wird, 
„urv  hti  Tdc  xariQ^opiac  irpocteo^ai  xal  oOc  5er 
ixTCYjpOSat  Tcov  eO^wv''  (es  handelt  sich  um  die- 
jenigen, welche  bei  der  Barbaren-Verfolgung  für 
Ihr  verlorenes  Out  anderes  Yon  ihnen  gefundenes 
an  sich  genommen  haben),  soheisst  das  „Heraus- 
bannen aus  dem  Qebet^  so  viel,  wie  völlig  aus 
der  Kirche  ausschllessen,  da  eO^i^  jedes  Gebet, 
nicht  blos  das  eucharistische  bedeutet,  vgl  Gre- 
gor V.  Nyssa  c  4  cit,  o.  S.  701  n.  4 ;  Basilii  ep. 
199  (can.II)  c.  30:  „IleplTcuv  dpwaWvTüov  xcivova 
(A^v  naXaiav  o6x  l^op^v,  ihias  hi  ^vcbpit^v  diroitj- 
Gdipieda '  Tp(a  Irr)  xal  airouc  %a\  to6c  ouvapirct' 
CovTac  aÖToic  ^Eco  toov  e6^a>v  ^£v6o9ai%  und  dazu 
den  ebenfalls  den  Frauenraub  betreffenden  c  22, 
welcher  allerdings  4  Jahre  Busszeit  festsetzt: 
„Xp1^,  Ttp  i:p(&T(p  fsc.  Jahr)  IxßeCXXeaOat  t&v  iipoc- 
eu^ov  xal  TrpocxAaUtv  aärou^  tiq  ^pqi  tfjc  ^xxXt)- 

otoc ,  T<j>  5£üTip(p  Se^frfjvai  eU  dxpöaoev" 

Endlich  kann  Gregor  y.  Nyssa  c.  2,  welcher  von 
der  lebenslänglichen  Busse  der  zum  Heidenthum, 
Judenthum  oder  Manichäismus  abgefallenen 
Christen  spricht,  wegen  der  Schwere  des  Ver- 
gehens nicht  die  blosse  Ausschliessung  vom 
Abendmahl  meinen,  und  wenn  er  betont,  dass 
die  Büsser  dem  mystischen  Gebet  fernbleiben 
und  abgesondert  leben  müssen,  so  hebt  er  damit 
blos  die  Hauptwirkung  der  grossen  Exkommuni- 
kation hervor. 

Was  schliesslich  die  Kirchenväter  betrifft,  so 
kann  August,  contra  epist.  Pannen.  1.  III.  1.: 
,,Non  tamen  ab  eo  separent  fratemam  charitatem, 
quem  de  fraterua  congregatlone  praedpit 
separari.  Hoc  enim  apertius  ad  Thessalonicenses 
(II  c.  III.  14.  16)  dielt:  Si  quis  autem  non 
obaudit  verbo  nostro  per  eplstolam,  hunc  notate 
et  non  commisceamini  cum  illo,  ut  erubescat: 
et  non  ut  inimioum  eum  aestimetis,  sed  corripite 
ut  fratrem,^  ebenfalls  nicht  die  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl,  vielmehr  nur  die  unter 
3.  gedachte  Strafe  im  Auge  haben,  da  er  von  der 
Trennung  von  der  brüderlichen  Gemeinschaft 
überhaupt  spricht.  Dass  c.  4  i  f.  (Ambros.)  C. 
XXXII.  qu.  4 :  ,,sacramenti  coelestis  amittit  con- 
sortium'',  sich  auf  die  erstere  bezieht,  so  Mün- 
chen, kanon.  Gerichtsverfahren  u.  Strafrecht  2, 
197,  erscheint  ebenfalls  ausgeschlossen,  da  die 


Stelle  vom  Ehebruch,  welcher  sonst  mit  der  grossen 
Exkommunikation  bedroht  ist,  handelt  und  mit 
dem  consortium  coelestis  sacramenti  sehr  wohl  blos 
die  Hauptwirkung  der  völligen  Ausschliessung  ge- 
meint sein  kann«  In  c.  8  (Pseudo- August.)  0.  XYH 
qu.  4:  ;,Oblatio  vero  domus  tuae  a  clericis  ne 
suscipiatur  interdixi  communionemque  tibi  inter- 
dico,  donec  peracta  pro  ausibus  vel  errore  a  me 
difflnita  tibimet  penitenoia  .  .  .  dignam  offeiu 
sarriflcium  deo^  lässt  die  Verweigerung  der  An- 
nahme der  Oblationen  (s.  o.  S.  704)  ebenfalls  auf 
die  grosse  Exkommunikation  schliessen. 

1  München  a.  a.  0.  2,  206;  Schilling, 
Eirehenbann  S.  126.  195.  Dieser,  so  auch 
Kellners.  11;  Walter,  K.R.  $.  191;  Per- 
maneder,  K.  B.  $.  337,  338;  Richter- 
Do  ve- Kahl  $.212.214,  finden  in  der  SteUung 
der  Büsser  auf  den  verschieden«!  Bnssstnfen 
(s.  $.  246)  die  kleine  Exkommunikation,  ja 
Katz ,  ein  Gmndrisa  des  kanonischen  Strafreehts. 
Berlin  u.  Leipzig  1881.  S.  46  n.  2  versteigt  sieh 
sogar  zu  der  Behauptung,  dass  die  Bassstufe  der 
Entziehung  des  Abendmahls  (s.  a.  a.  0.)  die  ur- 
sprüngliche Form  der  Exkommunikation  gewesen 
sei.  Diese  Auffassung  hängt  mit  der  falschen 
Ansicht  zusammen,  dass  die  Busse  durch  die 
Exkommunikation  erzwungen  worden  sei,  s.  o. 
S.  696,  und  dass  man  daher  auch  zu  Bussen 
hlos  in  den  oberen  Stationen  verortheUthabe,  so 
KellnerS.ll.  Da  indessen  die  Busse  eine  dem 
Sünder  gewährte  Gnade  war,  und  er  allmählieh 
wieder  zu  den  einzelnen  kirchlichen  Rechten  zu- 
gelassen wurde,  so  stand  er  zwar  auf  der  letzten 
Bussstufe,  auf  welcher  er  blos  noeh  vom  Abend- 
mahl ausgeschlossen  war,  dem  mit  der  kleinen 
Exkommunikation  Bestraften  gleich,  aber  für 
ihn  war  diese  Stellung  keine  Strafe,  sondern  eine 
Verbesserung  seiner  früheren  Stellung  als  eines 
zunächst  ganz  von  der  Kirche  geschiedenen 
Mitgliedes. 

2  Falls  man  die  Bussbriefe  des  Basilius,  s.  o. 
S.  699  n.  2,  für  echt  erklärt. 

3  S.  0.  S.  710  n.  6. 

4  Denn  die  Bussbriefe  (S.  711  n.  1)  geben 
nur  Anleitung  zur  Verhängung  von  Strafen,  sind 
aber  keine  gesetzlichen  Normen  für  die  Kirche 
gewesen.  Arbiträr  ist  die  Strafe  verhängt  neben 
der  Absetzung  vom  Amt  des  Defensors  durch 
Felix  II,  0.  S.  710  n.  6.  Dass  sich  das  Fragm. 
Gelasii  I,  a.  a.  0. ,  wenn  es  überhaupt  in  Betracht 
kommt,  auf  einen  Specialfall  bezieht,  ist  wahr- 
scheinlich. Als  einzige  allgemeine  Strafandro- 
hung bleibt  somit  ni:r  die  im  Konzil  von  Lerlda 
aus  dem  6.  Jahrb.  (S.  709  n.  3)  übrig. 


§.  246.] 


Die  Strafgewalt  Bdmischea  Beich.  Strafen  gegen  Laien. 


713 


dem  höchsten  Gut  derselben  noch  nicht  theilnehmen  durften,  anf  die  Wahl  dieser 
Strafe  bestimmend  eingewirkt  K 

3.  Endlich  hat  sich  seit  dem  Beginn  des  4.  Jahrhunderts  eine  mit  der  eben  ge- 
dachten gewöhnlich  zusammengeworfene,  aber  davon  rerschiedene  Strafe,  die  Sus- 
pension von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^,  insbesondere  ron 


^  Weitere  Yennnthimgen  lassen  sich  bei  dem 
dürftigen  Quellenmaterial  nicht  anfstellen.  Das- 
selbe zeigt  zugleich,  dass  die  Strafe  keine  erheb- 
liche Bedentang  gehabt  hat,  wie  sie  diese  über- 
haupt niemals,  selbst  nicht  im  Dekretalen-  nnd 
im  heutigen  Recht,  Tgl.  vorlinflg  München  2, 
206.  207  n.  7  erlangt  hat. 

s  Sie  kommt  zuerst  im  Konzil  von  Elvlra  c. 
21  vor :  ;,Si  quis  in  civitate  posltus  III  dominids 
ad  ecclesiam  non  accesserit,  pauco  tempore 
abstlneatnr,  ut  correptns  videatur,"  c.  66:  „Ma- 
gistratns  vero  uno  anno,  quo  agit  duumvlratnm, 
prohibendum  placuit,  ut  se  ab  ecdesia  cohlbeat^ 
(vgl.  H  e  f  e I e  1 ,  181).  Die  blosse  Ausschliessung 
vom  Abendmahl  kann  hier  nicht  gemeint  sein, 
so  sAlerdings  z.  B.  Bi ngb am  o.  S.  709  n.  2  und 
Fr  a  nk  S.  516  für  c  21,  denn  c.  66  verlangt  die 
Femhaltung  von  der  Kirche  überhaupt  und  in 
0.  21  würde  die  erstgedachte  Strafe  gegen  den- 
jenigen, welcher  die  Kirche  überhaupt  nicht  be- 
sucht, von  gar  keiner  Wirkung  sein.  (So  auch 
K  o  b  e  r ,  Deposition  und  Degradation .  Tübingen 
1867.  S.  69.  Dieser  bezeichnet  die  Strafe,  frei- 
lich nicht  glücklich,  als  „Yerlust  der  kirchlichen 
Rechtsfähigkeit  bis  auf  Weiteres,"  wihrendM  eu- 
rer Ardk.  f.  d.  K.  R.  49,  184  mit  ihm  in  Folge 
der  Annahme  einer  Exkommunikation  auf  Zeit, 
o.  S.  703  n.  4  zusammentrifft). 

Dazu  kommt  nun  weiter,  dass  Sardica  348 
c.  11  die  Vorschrift  des  c  21  dt.  ^  das  ,abstit 
neatui^  ist  mit :  dicoxcvoixo  zffi  xocvmvCac  über- 
setzt —  auch  auf  die  Bischöfe  ausdehnt,  und  für 
diese  nicht  die  blosse  Entziehung  der  Theil- 
nahme,  wohl  aber  die  Suspension  von  allen  kirch- 
lichen Rechten,  von  denen  als  Bischof  und  als 
Mitglied  der  Kirche  überhaupt,  eine  passende 
StrafSs  erseheint. 

Nach  Analogie  dieser  Stellen  werden  weiter, 
weil  es  sieh  dabei  nicht  um  schwere  Yergehen, 
zum  Theil  sogar  blos  um  damals  fast  unvermdd- 
liehe  Berührungen  mit  dem  Heidenthum  handelte, 
hierher  zu  rechnen  sein : 

Arles  I  314  o.  11 :  „De  pudlis  fldelibus  quae 
gentilibns  iungantur  placuit,  ut  aliquante  tem- 
pore a  communione  separentur  (Elvüa  eil  hat, 
obgleich  es  solche  Ehen  missbilligt,  dafür  noch 
keine  Strafe  angedroht);  Elvira  c.  65:  ^sacer- 
dotes  (d.  h.  Christen,  welche  das  Amt  des  Flamen 
bekleiden,  Hef  ele  1,  177)  qui  tantum  Coronas 
portant  nee  saeriflcant  nee  de  suis  sumptibus  ali- 
qnidad  idola  praestint  r  placuit  postbieimlnm  acci- 
pere  oommunionem,''  c.  57 :  ^Matronae  vel  ea- 
rum  mariti  vestimenta  sua  ad  omandam  saecula- 
riter  pompam  non  dent  (für  heidnische  Festzüge); 
et  si  fecerint  triennio  abstineantur^;  c.  40 :  r^to^ 
hibere  placuit,  ut  quum  rationes  suas  acdpiant 
possessores,  quidquid  adldolnm  datumfuerit  (von 
ihren  heidnischen  Pächtern  als  Opfer  für  Pan, 
Flora  n.  s.  w.)  accepto  non  ferant :  si  post  inter- 
diotum  fecerint,  perquinquennilspatiatemporum 


a  communione  esse  arcendos'';  c.  54  (c.  un  G. 
XXXI.  qu.  3):  „Si  qui  parentes  fldem  fregeriot 
sponsaliorum,  triennll  tempore  abstlneantur^,  (wo- 
bei zu  beachten,  dass  nach  römischem  Recht  das 
Yerlöbnlss  nicht  klagbar  war).  Diese  Auffassung 
wird  dadurch  unterstützt,  dass  in  Yannes  c.  13. 
14,  nach  welchen  der  Kleriker,  wenn  er  sieh  be- 
trinkt, XXX  dierum  spatio  a  communione  sub- 
movendum  esse,  und  wenn  er  ohne  Grund  von 
der  Matutin  fortgeblieben  YII  diebus  a  com- 
munione habeatur  exatraneus,  communio  weder 
die  volle  Ausschliessung  aus  ierKirehenoch  auch 
blos  die  von  der  Abendmahlsgemeinschaft,  son- 
dern nur  die  Suspension  von  seinen  Rechten 
bedeuten  kann.  Es  ist  also  unrichtig,  wenn 
München  (2,  157  n.  6)  c.  54  auf  den  kleinen 
Bann  bezieht. 

Weiter  dürfte  hierher  gehören:  Basilli  M.  ep. 
188  (can.  I)  c.  13,  welcher  erklärt,  dass  die 
Väter  die  Tödtung  im  Kriege  nicht  für  strafbar 
erachtet  haben,  aber  die  Weisung  ertheilt,  die 
Thäter  ^Ac  Td«  wpa«  vA]  «a()apouc ,  rptwv  irÄv 
rffi  xotvcDvCoc  \wrrii  ineyeol^ai*'  (also  blos  von  der 
kirchlichen  Gemeinschaft,  aber  der  vollen,  im 
Gegensatz  zur  gänzlichen  Ausschliessung)  fern- 
zuhalten, wennschon  möglicher  Wdse  zu  xotva>- 
v(a<  das  sonst  vorkommende  dyal^oD,  des 
Abendmahls,  ergänzt  werden  könnte,  also  die 
Steile  dann  unter  die  S.  711  n.  1  besprochenen 
einzureihen  wäre. 

Ob  dagegen  Elvira  e.  16 :  „neque  Judaeis  (ne- 
que  haeretids)  dare  placuit  (sc.  puellas  christia- 
nas  in  matrimonium)  eo  quod  nulla  posdt  esse 
sodetas  fldeli  cum  infldeli;  si  contra  interdio- 
tum  fecerint  parentes,  abstineri  per  quinquen- 
nium  placuit'',  die  Suspension  meint,  erscheint 
zweifelhaft,  weil  hier  wegen  der  Schwere  des 
Vergehens  die  Ausschliessung  und  die  Nothwen- 
dlgkeit  5jähriger  Busse  gemeint  sein  könnte,  s. 
0.  S.  703  n.  3 ;  nicht  minder  ob  dies  betreffs  c  14 
ibid. :  ^;Viigines,  quae  virginitatem  suam  non  cu- 
stodierint,  si  eosdem  qui  eas  violaverint,  duxe- 
rint  et  tenuerint  maritos  eo  quod  solas  nuptias 
violaverint,  post  annum  sine  poenltentia  recon- 
cüiari  debebunt*'  der  Fall  ist,  denn  einige  Hand- 
schriften lesen:  ^post  poenitentiam  unius  anni 
recondliari  debebunt'',  und  diese  Lesart  erscheint 
wenigstens  sachlich  richtiger,  da  Ja  immer  ein 
Unzuchtsvergehen,  d.  h.  im  Sinne  der  alten 
.Kirche  eine  schwere  Sünde,  bei  welcher  aller- 
dings besondere  Mildemngsgründe  in  Betracht 
kommen,  vorliegt,  also  die  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  unter  Wiederzulassung  nach  kürzerer 
Busszeit  angemessener  erscheint,  während  bei 
der  Annahme  einer  blossen  Suspension  das  re- 
condliari nicht  passen  will. 

Arles  II  endlich  c  60:  „Hl  qui  publids  Inter 
se  odiis  exardescunt,  ab  ecdedastids  oonven- 
tibus  removendi,  donec  ad  pacem  recurrant,'' 
handelt  blos  von  einer  Massregel,  welche  Störun- 
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dem  Recht,  die  Kirche  zn  betreten,  dem  Oottesdienst  atusawohneii,  am  enchazisti- 
Bchen  Gebete  am  Abendmahle  theibsunehmen  und  bei  dem  letsteren  die  Oblationen 
darzubringen,  heransgebüdet 

Beide  Strafen,  die  Ansschliessiing  von  der  AbendmahlsgemeinBchaft  nnd  die 
Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedsrechten,  kommen  darin  überein,  dasa  aie 
bloB  ftlr  leichtere  Vergehen  angedroht  sind^,  aber  sie  unterscheiden  sich  dadnrcli, 
dass  das  snspendirte  Kirchenmitglied  sofort  nach  Ablauf  der  Zeit,  ftlr  welche  es  sos- 
pendirt  war  2,  wieder  ohne  Weiteres  in  den  vollen  Gennss  seiner  Mitgliedschaflsrechte 
tritt',  während,  selbst  dann,  wenn  für  die  Ansschliessiing  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft  Fristen  bestimmt  sind  ^,  der  Ausgeschlossene  ftlr  die  Regel  erst  nach 
erfolgter  Besserung  wieder  zugelassen  wurde  ^,  also  falls  eine  solche  nicht  erfolgt 
war,  sich  die  Wiederaufnahme  hinausschieben  musste*. 

Erst  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  ist  seitens  der  Päpste,  nämlich  von 
Gregor  L,  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  ^  mehrfach  gegen  Laien^ 


gen  des  offen tliehen  Gottesdienstes  fernzuhalten 
l>ezweckt. 

1  S.  einerseits  die  vor.  Anm.  u.  S.  706  n.  3, 
andererseits  S.  709  n.  3  u.  S.  711  n.  1.  Ueber- 
einstimmend  hiermit  auch  Löning,  1,  266. 
Wenn  er  aber  unter  blos  allgemeiner  Berufung 
namentiich  auf  die  spanlsehen  Konzilien  des 
4.  u.  5.  Jahrh.  annimmt,  dass  die  Ausschliessung 
von  der  Abendmahlsgemelnschaft  gewöhnlich  auf 
mehrere  Jahre,  sogar  nicht  selten, auf  10  Jahre 
verhängt  sei,  so  ergleht  sich  hierbei  von  seinem 
eigenen  Standpunkte  aus,  o.  S.  700  n.  %  der 
Widerspruch,  dass  bei  gerlageren  Vergehen  eine 
verh&ltnissmissig  harte  Strafe,  wie  sie  zweifellos 
eine  IQjihrige  Ausschliessung  bilden  würde, 
▼erhängt  sein  soll.  Ueberdles  kann  Löning  nur 
aufstellen,  wie  Elvira  c. 22. 59.  70,  0.  S.  703  n.  3 
u.  4  abzielen,  aber  die  darin  bedrohten  Vergehen 
(Verfall  in  Ketzerei,  Betheiligung  an  heidnischen 
Opfern  und  an  der  Unzucht  der  ehebrecherischen 
Frau)  sind  im  Sinne  der  alten  Kirche  keine  ge- 
ringeren Vergehen.  Die  citirten  und  ähnlidie 
andere  Stellen  gehören  also  gar  nicht  hierher, 
s.  0.  S.  703  n.  3  n.  4. 

2  Diese  ist  entweder  In  den  Kanonen  selbst 
bestimmt  oder  wenigstens  dem  Bischof  für  die 
Festsetzung  derselben  durch  nähere  Anweisun- 
gen, wie  „pauoo,  aliquanto  tempore'^  eine  Direk- 
tive gegeben,  0.  S.  713  n.  2 ;  eine  Ausnahme 
machen  nur  can.  apost  57. 72,  0.  S.  706  n.  3,  nach 
denen  der  Bischof,  aber  offenbar  arbiträr,  die  Zeit 
zu  bestimmen  hatte. 

3  Denn  von  Irgend  welchen  Erfordernissen  f Qr 
die  Wiedererlangung  derselben  ist  nirgends  die 
Rede. 

4  S.  S.  709  n.  3,  aber  nicht  immer,  0.  S. 
711  n.  1. 

5  Vgl.  Lerida,  c.  7,  S.  709  n,  3. 

^  Denn  sonst  hätte  das  Verlangen  der  Besse- 
rung, S.  706  n.  4  u.  S.  709  n.  3,  welches  nur 
Basllii  c.  66  nicht  erwähnt  wird,  keinen  Sinn, 
lieber  den  letzteren  s.  auch  $.  246.  V.  a.  £. 

7  Ep.  VI.  31,  Ben.  2,  817  (c.  2  C.  V.  qu.  1): 
„ut  sancti  eins  (Jesu  Christi)  corporis  ac  sangui- 
nis partidpatlone  privatus  sit.   Si  vero  ....  iam 


prohlbitUB  corpus  ac  sanguinem  domini  perdpere 
praesumlt,  anathematls  ultione  percussus  sit  et 
ut  fallax  ac  pestifer  a  s.  eccleelae  corpore  divi- 
sus.^  Hier  wird  deutlich  der  s,  g.  kleine  Bann 
Ton  dem  grossen  geschieden,  welch  letzterer  ep. 
IV.  3,  1.  c  2,  671  mit  denselben  Ausdrücken: 
„anathematizamus  atque  a  sinu  matris  ecclente 
alienum  esse  decemimus^  bezeichnet  wird.  ( VgL 
auch  XI.  46,  1.  c.  2,  1182.) 

Auch  das  blosse  communione  privare  braucht 
Gregor  I.  als  gleichbedeutend  mit  dem  Entziehen 
der  Gemeinschaft  des  Abendmahles,  III.  7,  I.  c 
p.  631  (0.  62  C.  XVI.  qu.  1)  heisst  es  nüt  Be- 
zug auf  einen  Bischof,  welchem  Junsdiktions- 
übergiiffe  untersagt  sind :  ,.Quod  sl  contra  haec 
. .  .  Tenlre  tentayeris,  sacra  sdas  te  communione 
privatum  neo  eam  te  ezcepto  ultimo  vitae  tnas 
tempore,  nisi  concessu  Romani  pontlllcis  deoer- 
nimusiussionepereipere^,  während  vorher  bemerkt 
wird  (p.  630) :  „cum  oportuisset  te  ex  eo  domi- 
nlcl  corporis  communione  privari  .  .  •  tarnen  nos 
humanius  deoernentes  communionlsque  tibisaon- 
mentum  Interim  conservantes" ;  vgl.  femer  111. 
26,  1.  c.  2,  642  (0.  2  0.  XXIV,  qu.  %  welches 
ebenfalls  die  Identität  beider  Ausdrücke  er^^ebt) ; 
VIII.  6,  1.  c.  2,  899;  nicht  minder  auch:  ex- 
communlcatio,  V.  7, 1.  c  2, 733  betreffend  einen 
abgesetzten  Priester,  welcher  trotzdem  priester- 
liche Funktionen  ausübt:  ^eum  s.  corporis  et 
sanguinis  dominici  partidpatlone  privatum  in 
poenitentlam  redigat,  Ita  ut  usque  ad  diem  obi- 
tus  sui  in  eadem  excommunicatione  permaneat 
et  vlaticum  tantummodo  exitus  sui  tempore  per- 
ciplat«. 

8  Ep.  m.  27,  Ben.  2,  643 :  „Et  si  in  yestra 
cognitione  enm  (Bonifacium  vlrum  clarissimum) 
faduorosi  crimiuis  reum  esse  patuerit,  tunc  ex 
nostra  auctoritate  non  solum  dominici  corporis  et 
sanguinis  communione  privates  sit,  verum  etiam 
in  monasterium,  ubi  poenitentlam  agere  debeat, 
retrudatur'';  VIU.  8,  1.  c.  2, 901 :  „a  sacrattssünae 
commnnlonis  partielpatione  suspendere'',  gegen 
Laien,  welche  die  Zurückbringung  einer  aposu- 
sirenden  Nonne  verhindern;  VI.  31,  111  (s.  vor. 
Anm.)  gegen  Laien,  welche  falsche  Anklagen 
gegen  kirchliche  Beamte  erheben. 
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und  gegen  abgesetzte  Oeistliehe  ^  als  Strafe  angewendet  und  zwar  anch  bis  znr  Todes- 
stande verhängt  worden^. 

Dagegen  ist  das  naehmalige  Interdikt  als  kirehliches  Strafoiittel  der  älteren 
Kirche  nnbekannt  gewesen  ^ 

§.246.    bb.  Die  öffentliche  Busse  der  Laien. 

I.  Die  rechtliche  Bedentnng  der  öffentlichen  Bnsse.  Die  Aoffassnng 
der  alten  Kirche,  dass  deijenige,  welcher  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  völlig 
ansgesehlossen  war,  keine  Pflicht,  sondern  nnr  das  Recht  habe,  sich  durch  üeber-* 
nähme  der  öffentlichen  Busse  und  Leistung  derselben  die  Wiederzulassung  zur  Kirche 
und  zum  Abendmahl  zu  erwirken  (s.  o.  S.  695),  ist  auch  in  dieser  Zeit  noch  in  Gel- 
tung geblieben^.  Die  Busse  hat  also  ebenfalls  noch  ihren  früheren  Charakter^  als 
rechtliche  Voraussetzung  ftlr  den  Wiedereintritt  in  die  Kirche  ^  behalten,  und  war 
noch  nimmer  eine  Wohlthat,  welche  die  letztere  dem  Sünder  gewährte  7,  aber  unter 
Umständen  auch  noch  jetzt  in  ihrer  Wirkung  beschränkte  ^  oder  sogar  bei  gewissen 
schweren  Verbrechen  ganz  versagte  9,  wenngleich  sie  in  dieser  Beziehung  schon 
manche  Milderungen  hatte  eintreten  lassen  ^<^. 

U.  Die  Öffentliche  Busse  im  Morgenlande.  Die  Bassstationen. 
Während  sich  schon  frllh  die  Sitte  entwickelt  hatte,  dass  der  Ausgeschlossene  den 


^  So  gegen  einen  Priester,  s.S.  714  n.  7,  feiner 
gegen  einen  abgesetzten  Bischof,  welcher  sein 
Bisthnm  wieder  zn  erUngen  Tersucht,  ep.  XII. 
31,  2, 1102:  „atque  dominiei  corporis  et  sangoi- 
nis  communione  pxlTatum  In  monasteiinm  eum 
nsqne  ad  dlem  obitus  sui  ad  agendam  cniet 
poenitentiam  retrndendnm.^ 

2  S.  die  vor.  Anm. 

8  S.  des  Näheren  nnten  $.  254. 

4  Tours  461  c.  6 :  „qula  si  qnis  templum  dei 
violaveiit,  dlspeidetenm  deas,  donecresipisoentes 
a  laqneo  diaholl  eo  quo  capü  tenentnr  ad  ipslus 
Yolantatem,  ad  anxillnm  poenltentiae  reyer- 
tantnr.^  Wenn  es  von  dem  Unzucht  oder  Ehe- 
bruch treibenden  Priester  Neooasarea  324—^26 
c.  1  heisst:  ^^eioftat  a^x^v  T^Xeov  xal  df^e^^at 
a6T6v  eic  fUT(ivoiav  (Dionys.  in  c  9  Dlct.  XXYIII 
übersetzt :  ad  poenitentiam  redigl),  so  kann  dies 
nicht  auf  einen  Zwang  zur  Busse  gehen,  viel- 
mehr heisst  es  nur  soviel  als :  dadurch  zur  Busse 
veranlasst  werden,  denn  o.  2.  7  ibid.  ergeben 
deutlieh,  dass  die  Busse  freiwillig  gefordert  und 
übernommen  wird.  In  Garthago  I  346 — 348  c  2: 
„eos  si  lalei  sint,  ad  poenitentiam  redigl,  si  au- 
tem  sint  clerid  . . .  honore  privarl^  und  Garthago 
407  c  8  (cod.  eccles.  Afrio.  c.  102  von  getrenn- 
ten Ehegatten,  welche  eine  anderweite  Ehe  ein- 
gehen) „ad  poenitentiam  redigantur"  bedeutet  es 
gerade  so  yiel,  wie  die  grosse  Exkommunikation, 
weil  In  Folge  derselben  die  Busse  übernommen 
wurde,  wie  dies  Garthago  I.  cit.  c.  14 :  „Si  quls 
Toro  statuta  supergressus  cormpeilt .  .  .,  si  Ul- 
cus est,  communione,  si  deilcus  est  honore 
privetur^  und  Garthago  419,  cod.  eccles.  Afric  o. 
132.  133,  wo  es  von  dem  angeblich  seitens  des 
Bischofs  des  Geständnisses  eines  crimen  Bezich- 


teten heisst:  „si  ille  negetetpoenitere  noluerit^', 
während  er  bereits  als  exkommunidrt  Torausge- 
setzt  wird,  zeigen.  Auoh  Toledo  400  c.  13  lau- 
tet :  f^admoneantur,  ut  ad  poenitentiam  accedant", 
und  Arles  IL  442  o.  453  c  24:  „placuit  usque 
ad  exltnm  non  communicare,  nisi  dlgna  satis- 
f  actione  poenltuerlnt",  schUessen  ebenfalls  die  An- 
nahme eines  Zwanges  aus. 

5  S.  695. 

0  Tours  461  c  7:  „donec  per  conf essionem  poenl- 
tentiae ipsoram  crimlna  dlluantur^;  Vannes 
465  c  1 :  „nisi  poenltentiae  satisfactlone  crimlna 
admissa  dilueilnt^  (ebenso  auch  Agde  506  c  37 
in  c  20  G.  XXIV.  qu.  3> 

^  Orange  441  c  28:  „luutroque  sexu  deser- 
toresprofessae  castitaüspraevaricatores  habendi  et 
bis  Omnibus  perpoenitentiam  legitimam  consulen- 
dum";  Angers  453  c.  12  (.,. .  .  poenltentiae  venia 
largienda''].  Derselben  Ansicht  M  e  u  r  e  r  Arch.  t 
k.  K.  R.  49,  184.  186;  Löning  1,  26a 

s  Dadurch,  dass  die  Ausschliessung  auf  eine 
in  sich  oder  durch  eine  Reihe  von  Bussjahren 
bestimmte  Zeit  erfolgte,  o.  S  703,  denn  in  diesen 
Fällen  hatte  der  Ausgeschlossene  vor  Ablauf 
derselben  kein  Recht  auf  Wiederaufnahme,  oder 
dadurch,  dass  die  Wlederaufüahme  erst  In  der 
Todesstunde  für  sUithaft  erklärt  wurde,  S.  700. 

9  o.  8.  699. 

10  So  in  Betreff  derjenigen,  welche  nach  der 
ersten  Busse  und  nach  ihrer  Wiederaufnahme 
von  Neuem  rückfällig  wurden,  und  welche  die 
frühere  Praxis  von  der  Wiederzulassung  zur 
Busse,  also  damit  für  Immer,  von  der  Kirche  aus- 
schloss,  vgl.  ep.  SiTldi  ad  Himer.  Taracon.  385. 
c.  5.  clt.,  S,  699  n.  2. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.246. 


Bisehof,  welcher  später  Aber  seine  Wiederznlassnng  zu  befinden  hatte,  anging,  nm  ron 
dem  letzteren  nähere  Anweisungen  über  die  zu  libemehmende  Bnsse  zn  erbitten,  und 
dieser  sie  nach  Prttfnng  der  Aufrichtigkeit  des  Verlangens  gewährte  i,  bildete  sich 
noch  im  Verlauf  des  3.  Jahrhunderts  in  der  orientalischen  Kirche  eine  festere  Ord- 
nung für  die  WiederaufDahme  aus,  welche  von  der  Tendenz  beherrscht  war,  die 
Büsser  nicht  sofort  nach  geleisteter  Bnsse  ^  in  die  vollen  kirchlichen  Oemeinschafts* 
rechte  wieder  einzusetzen,  sondern  sie  erst  nach  und  nach  in  längeren  Zwischen- 
räumen stufenweise  der  einzelnen  Milgliedschaftsrechte  theilhaftig  werden  zu  lassen, 
d.  h.  eine  besondere  Ordnung  der  s.  g.  Bussstationen  oder  Bussstufen'. 
Sie  sind  daraus  entstanden^,  dass  man 

1.  zunächst  für  die  Znlassung  des  Ausgeschlossenen  als  Büsser  die  sich  eine  be- 
sondere und  längere  Zeit  hindurch  bewährende  Bethätigung  der  Rene  und  des  lebhaf- 
ten Wunsches  derWiederaufiiahme  in  die  Kirche  yerlangte,  und  man  daher,  bis  sich 
der  Bischof  davon  überzeugt  hatte,  den  Ausgeschlossenen  die  Kirche  nicht  betreten 
liess,  er  sich  vielmehr  vor  derselben  oder  im  Vorhofe  aufhalten  musste,  nm  weinend 
die  Verstattung  zur  Busse  zn  erbitten  ^  Eine  besondere  Stufe  konnte  dieser  Znstand 
füglich  nicht  genannt  werden,  weil  der  Benige  noch  gar  nicht  in  der  Lage  war,  eine 
rechtlich  fttr  die  Wiederaufnahme  in  Betracht  kommende  Busse  zu  leisten  ^,  und  man 


1  Die  const.  apostol.  II.  16  lassen  den  vom 
Bischof  Ausgeschlossenen  dnrch  die  Diakonen 
ans  der  Kirche  herauswerfen  (£(»  ßXY]6^vat),  dann 
für  ihn  beim  Bischof  bitten,  ihn  auf  Befehl  des 
letzteren  wieder  hereinführen,  nnd  nach  einer 
Prüfung  desselben,  „ei  uerovöet  xdil  j^iöc  iortv 
8X(oc  eU  ^xxXY)o(av  icapaoe^^at^,  ihm  nach  der 
Art  der  Sünde  2,  3,  5  oder  7  Tage  Fasten  be- 
stimmen, und  bemerken  am  Schluss:  „oOtoic  o5v 
xal  if)fi£$  tios  iori  icoistv,  xoi>i  i^'  dp^prlai; 
X^Y<>^^C  fASTovoisiv  dtfopit^is  ^p6vov  fbpiou^vov 
•maxä.  T^'i  dvaXoyCav  toO  dfiapr^piaToc ,  eiieiTa 
fiCTotvoioimac  icpocXafjtßdNeG^ai,  ibc  itor^poic 
uio6c" ;  Tgl.  auch  ibid.  38.  39,  wo  Ton  denen  die 
Rede  ist,  welche  später  die  Busse  übernehmen 
wollen.  Ueber  die  Wiederaufnahme  l.  c  II.  39. 41 . 

3  Die  const.  apostol.  stellen  dic()enigen,  welche 
zur  Bnsse  zugelassen  sind,  den  Ratechumenen 
gleich,  IL  39:  „S^  to6<  idvtxou^,  6ic6Tav  ^^oiot 
ucTavoieiv  xal  intoxp^fpeiv  h.  Tfjc  izkä^rrfi,  eU 
exxXT^aiav  icpoc5£^6(i€da,  Sticoc  toü  Xöyou  dxou* 
oioiv,  oö  u-^jv  xotvcuvouficv  a6ToTc,  ^^pi  r^  o^pa- 
Yi5a  XaßovTcc  TeXetcD^diatv,  o&tod«  xal  toic  toi- 
ouToic,  fA^XP^^  ^^  (xeravolac  xapiröv  ini5e{^oaiv, 
^iTiTpdTiofiev  ela^pYeaftai,  5t[o>c  toü  Xöyou  dxod- 
ONte«  pL^j  TeXe(a>c  apStjv  dTtöXwVTot,  pi-J^  xotvoiveC- 
Tojoav  Öe  £v  rg  npooeu)^^,  dXX'  iitpyio^maas  jiexd 
T?|v  dsdfsm9is  To^  v^piou  xal  twv  icpotpt)T<uv  xal 
TOÜ  eöa^TfcXloü"  .  . .  c.  41 :  „el  hi  Tt<  iTttoxpatpcU 
pisTavolac  xapiröv  imlBi^zai,  TÖxe  xal  eU  «po«- 

euY-^v  eio$£Sao&e  aötöv ^oirep  tön  I8vtx6v 

Xoudac  eioSIv^  pierd  T?jv  StSaoxoXiav,  oOtoic  xal 
TOüTOV  ^sipoveTTjoac,  Ac  Sv  picTovol^  xexadop- 
(Aivov,  icdvToiv  bnkp  aöroO  icpoceuYopL^viDV,  d;to- 
xataöTfjaeic  (Du,  Bischof)  aoxöv  eic  t?|v  ap^aCav 
oÄToQ  vou-^v  xal  i9xai  aötfi  dvrl  Xo6«piiToc  "^ 
Xeipo^^eaCa",  Tgl.  auch  o.  8.  26.  26.  Der  Paralle- 
lismns  ist  hier  Tollständlg  durchgeführt,  nur  die 
Abweichung  besteht,  dass  Über  die  Poenitenten 
erst  nach  den  Gebeten  Über  den  Katechumenen, 


Energumenen  nnd  den  Tauf  kandidaten  (o.  S.  26), 
wenn  sich  diese  bereits  entfernt  hatten,  das  für 
sie  bestimmte  Gebet  gesprochen  wurde,  und  sie 
dann  erst  aus  der  Kirche  fortgingen,  L  c.  YIIL 
6—10. 

s  Die  älteste  Quelle,  welche  diese  erwähnt,  ist 
die  sog.  epistola  canoniea  Gregors  B.  t.  Neod- 
sarea  (Thaumaturgos) ,  Migne,  patrol.  gr.  10, 
1020,  deren  Aechtheit  bis  auf  den  letzten  can.  11 
wohl  nicht  zn  beanstanden  ist,  Binteri  m  T.  3, 
352  ff.  Die  orientalischen  Konzilien  des  4.  Jahrh. 
(s.  nachher  in  den  Anmerkungen)  gedenken  der- 
selben,  als  einer  bekannten  Einrichtung. 

^  Wahrscheinlich  im  Zusammenhang  damit, 
dass  in  Folge  der  politischen  nnd  socialen  Ter- 
h&ltnisse,  namentlich  der  Einfälle  barbarischer 
nnd  heidnischer  Volksstämme,  wodurch  das 
religiös -sittliche  NiTeau  der  Christen  herabge- 
drückt war,  s.  BinterimV.  2,  362;  Frank 
S.  655,  bei  der  grosseren  Mannigfaltigkeit  der 
Bnssfälle  eine  Terschiedenartigere  Behandlung 
der  letzteren  bedingt  erschien,  und  man  bei  der 
hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen 
milder  gewordenen  Praxis  als  Ersatz  für  den 
ftüher  auf  immer  erfolgenden  Ausschluss  (s.  o. 
S.  699  n.  1)  eine  strengere  nnd  schwerere  Busse 
fordern  musste. 

&  Dies  schon  im  Anhalt  an  die  frühere  Sitte, 
TertuUian.  de  pudlciUa  1.  c.  3:  „Adsistit  enim 
pro  foribns  eins  (seil,  ecclesiae)  et  de  notae  suae 
exemplo  caeteros  admonet  et  laorymas  fratrum 
slbi  quoque  advocat",  s.  auch  o.  S.  695  n.  1  n. 
ep.  cleri  Romani  ad  Cyprian.,  ep.  30  ed.  Hartel 
p.  564.  555.  Vgl.  auch  S.  717  n.  1. 

0  Gregor  Thanmaturgus  1.  c  kennt  diese  Stnfe 
noch  nicht ,  s.  namentlich  c.  7  n.  8 ,  wo  er  die 
Ausschliessung  deijenigen,  welche  in  Gemein- 
schaft mit  den  Barbaren  ihre  Mitchristen  Ter- 
rathen,  geplündert  oder  gemordet,  nnd  welche 
zur  Zeit  des  Einfalls  der  ersteren  in   fremde 
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hat  denselben  auch  erst  frühestens  im  Laufe  des  4.  Jahrhunderts  zu  der  ersten  nnd 
untersten Bnssstation,  der  s.  g.  Weinenden,  icpo^aiovTe$,^en^^  gemacht ^^  indem 
man  damals  über  die  Zeit,  welche  die  Beuigen  anf  dieser  Stufe  zubringen  sollten,  be- 
sondere Anordnungen  traf 3,  d.h.  nunmehr  die  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  wiüi- 
rend  desNachsuchens  umZulassung  zur  Busse  als  rechtlich  nothwendige  Voraussetzun- 
gen ftlr  die  sp&tere  Wiederzulassnng  zur  yollen  Eirchengemeinschaft  behandelte  4. 

2.  Erst  in  Folge  der  Verstattung  zur  Busse  trat  der  Beuige  in  die  erste,  nach- 
mals zweite  Bussstufe,  die  der  Hörenden,  dxpott>p£voi|  audientesj  ein  ^.  Diese  konnten 
stehend  die  Verlesung  der  heiligen  Schriften  und  die  Homilie  anhören^,  wurden  mit- 
hin zu  demselben  Theile  des  Gottesdienstes,  wie  die  Katechumenen  zugelassen. 
Während  diese  Bussstation  dem  Zustande  entsprach,  in  welchem  die  Bflsser  sich 


Häuser  eingedrongeii  und  fremdes  Gut  dsr&us 
entfernt  haben,  mit:  „r^j;  dxpodaecuc  diceipSai 
(et,  ^kffik  TTjc  dxpodoeoDC  d^iÄoai  (s.  im  Text  nach- 
her unter  n.  2)  bezeichnet. 

>  Sie  wird  zuerst  erwähnt  in  Basilii  M.  ep. 
199,  eanonica  II,  o.  22  und  ep.  217  (can.  III)  c. 
56.  67.  68.  69.  U.  66.  76.  77.  80  fOr  diejenigen, 
die  Unzucht  treiben,  für  Mörder,  Meineidige  und 
Grabschänder,  welche  1,  bez.  2,  3  und  4  Jahr 
darin  aushanen  müasen,  c.  56  dt. :  „'Ev  xiooapatv 
ittai  itpo^xXaUiv  (der  Mörder)  ö^elXei,  l^o  t?Jc 
^pac  iordic  ToO  eäxTYjp^ou  oT«ou  xa\  t&v  eUi6v- 
Toiv  ictOTovv  (e^fjifivoc  eu^-^jv  önip  a^Toü  tcoteio^at, 
iEa^opeöoov  vh*  ihias  irapaNOjitav";  c.  76:  „.  .  . 
Mexd  Ik  ti  iX&eN  tU  ouva(o8Y)otv  t9Jc  ^oßepac 
oLfMiprlac  i«c(vY)c  (Incesta  mit  der  Schwester), 
Tpiextav  TtpocxXaiiroD ,  ttq  öopqf  t&v  eixTTjptwv 
otxoiv  icapsoTTjxobc  xal  Mps^o^  tou  Xaou  clclovroc 
iid  Ti?|v  irpoceux*^^ '  ^^^  IxaoTov  J^erd  oupLica- 
dc(a<  &icep  aÖTOu  ixTevctc  iroielovai  np^c  töv 
xupcoN  tdc  hdiatii\  S.  femer  ep.  canon.  Gregor 
Thaumat  c.  11,  welcher  die  4  Bussstationen  be- 
schreibt: „*H  icp6cxXauocc  dim  rffi  teuX^c  tou 
e6xTy]p(ou  iorlv  l\%a  ivz&xa  xöv  duaprdvoyra 
jpri]  Tttv  eloiövToiv  (eto^oct  ntoxcäv  Oicip  a^Toü 
sOYeo^at^ 

I)ie  orientalischen  Konzilien  kennen  die  npöc- 
xXauotc  oder  den  fletus  noch  nicht  als  eine  be- 
sondere Stufe.  In  Ancyra  314  c.  17:  „To6c 
dXoYeuoa|iivouc  xal  Xeicpoöc  ^vxac  'ijxot  Xs^p<6* 
oavrac,  to6tou«  icpocita^ev  V)  d^td  o6voSoc  sU 
To^C  YCiftaCoptivouc  eOveaftai^  (d.  h.  wörtlich 
diejenigen,  welche  mit  Thleren  Unzucht  getrie- 
ben und  selbst  aussätzig,  nun  andere  aussätzig 
gemacht  haben,  sollen  unter  den  „Winterlichen'' 
beten) ,  hat  man  vielfach  eine  Erwähnung  der 
fleutes  — ,  der  „Winterlichen'',  d.  h.  derjenigen, 
welche  vor  der  Kirche  unter  freiem  Himmel,  dem 
Winter,  also  jeder  Witterung  ausgesetzt  sind,  — 
linden  wollen,  Morinus  VI.  2.  c.  7,  p.  360; 
Suicer,  thesaurus  8.  V.  Y€t(&aCöpi£vot ;  Frank 
S.  589;  Hefele  I,  236  und  die  dort  und  bei 
Funk,  TQbing.  theolog.  Qnartalschr.  Jahrg. 
61  (1879)  S.  276,  citirten,  wobei  dann  weiter 
Stielt  herrscht,  ob  das  Xsicpo6c  wörtlich  als 
„aussätzige,  mit  ansteckenden  Krankheiten 
behaftete",  so  z.  B.  Frank  S.  591,  oder  flgur- 
lioh:  „als  geistig  aussätzig  und  andere  dazu 
Terfahrond" ,.   vgl.   Hefele  a.   a.   0.,   auftu- 


fassen  ist.  Richtiger  erscheint  die  ebenfalls 
schon  seit  alter  Zeit,  neuerdings  von  Funk 
a.  a.  0.  S.  ^b  ff  vertheidigte  Annahme,  dass 
XStpkaCöfUvot  soviel,  wie  die  von  den  unzeinen 
Geistern  bedrängten,  d.  h.  die  Besessenen,  £ner> 
gumenen  sind,  da  das  Wort  gerade  in  dieser  Be- 
deutung fast  zu  derselben  Zeit  mehrfach,  so  auch 
const.  apostol.  VIII.  34(35)  und  37  (38),  vor- 
kommt, c.  17  will  also  sagen,  dass  die  gedachten 
Sünder,  welche  aussätzig  geworden  sind,  den 
Energumenen  gleichgestellt  sein  sollten,  d.  h« 
mit  diesen  die  Kirche  vor  dem  eucharistischen 
(Gottesdienst  zu  verlassen  hatten.  Von  einer  be- 
sonderen Bussstation  ist  demnach  nicht  die  Rede, 
wie  denn  auch  Neocäsarea  c.  5  (o.  S.  24  Anm.) 
den  Katechumenen  in  der  Bussstation  der  Hören- 
den (s.  zu  Nr.  2),  wenn  er  sündigt,  nicht  in  die 
Stufe  der  Weinenden  verwiesen,  sondern  ganz 
ausgeschlossen  wissen  will. 

2  Vgl.  über  diese  Stotion  des  Näheren  Frank 
S.  592  ff. 

8  S.  z.  B.  Basilii  M.  ep.  199  (can.  n)  c.  22  u. 
ep.  217  (can.  III)  c  6fr— 59.  c  64.  c.  66.  75  ff., 
L  c  p.  722.  797. 

^  Daher  heisst  es  auch  von  dem,  welcher  wegen 
der  Verleugnung  Christi  nach  ep.  217,  can.  III. 
Basilii  M.  c.  78,  L  c  p.  802,  aus  der  Kirche 
ausgeschlossen  ist,  und  erst  beim  Tode  zum 
Abendmahl  zugelassen  wird,  „h*  icd^yrt  XP^'^M'  "^^ 
Corfic  ai^ou  icpo^xXaUiv  ö^slXci", 

^  Diese  Stufe  wird  erwähnt  Ancyr.  314  c.  4: 
(diejenigen,  welche  zur  Theilnahme  an  heid- 
nischen Opfern  gezwungen,  aber  der  Opfermahl- 
zeit heiter  beigewohnt  und  gleichgültig  dabei 
gespeist  haben)  „l^o^ev  iviaur^v  dxpoaodai,  6iro- 
icdaetv  tpta  Irrj,  ei^'^C  ^«  Jaövy)«  xoivcnvTJoat  Ittj 
luo  xal  töxe  ^AÖsiv  in\  xb  TiXeiov",  vgl.  femer 
ibid.  c.  6.  9;  Nicaea  325  c.  11.  12. 

6  Gregor.  Thaumat  ep.  oit  c  11 :  „'H  d«pö- 
aoic  £v5o&i  T^c  ic6Xt2C  ^  Ttj»  vap^«i,  h^  iordr- 
vai  yp^  t6v  'j)ttapTT2xdTa  &dc  t&v  «an^xouui^cDV 
xal  evTsD^v  eSipyeo^ac.  'Axo6üiv  ^dp,  ^aX  xAv 
Yod^flBv  xal  xffi  6ioaoxaX(ac,  ixßoXXiodcD  xal  fx*^ 
d^io6of^c9  icpo^eux'^^."  Die  Hörenden  standen 
also  mit  den  Katechumenen  in  dem  inneren  Vor- 
raum der  Kirche,  oder  wo  dieser  fehlte,  im  hin- 
teren Theil  des  Schiffes,  vgl.  Morinus  VI.  3. 
n.  2.  p.  363;  Franks.  603. 
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früher  bis  zu  ihrer  Wiederanfiiahme  in  die  volle  Gemeinschaft  befanden  ^  zweigte 
man  nunmehr  aus  derselben 

3.  eine  dritte,  bez.  zweite,  die  der  üicoic&rrovte?*,  suhstrati^  YovoxXCvovre?', 
ffenufleetentesy  der  Liegenden,  ab.  Die  Bttsser  dieser  Klasse,  welchen  der  Raum 
der  Kirche  bis  zu  den  Ambonen  angewiesen  war,  hatten  sich  nach  derEnüassni^  der 
Katechumenen ^  und  der  Hörenden^  auf  ihr  Angesicht  niederzuwerfen,  damit  der 
Bischof  Aber  sie  das  vorgeschriebene  Gebet  sprechen  und  ihnen  unter  erneuertem 
Gebet  die  Hände  auflegen  konnte  ^'y  und  darauf  die  Earche  zu  verlassen,  da  Ae  dem 
encharistischen  Theil  des  Gottesdienstes  nicht  anzuwohnen  berechtigt  waren  ^.  Aus 
dieser  Stufe  traten  die  Bflsser  sodann,  nachdem  sie  nochmals  die  Handauflegnng  er- 
halten hatten^, 

4.  in  die  vierte,  bez.  dritte,  die  der  ouoravTec ®,  consisimtesj  der  Stehenden. 
Sie  durften  nunmehr  unmittelbar  hinter  den  Gläubigen  ^^  an  dem  ftlr  diese  bestimm- 
ten encharistischen  Gottesdienst  theilnehmen,  blieben  aber  ihrerseits  noch  von  dem 
Rechte,  die  Eucharistie  zu  empfangen  und  Opfergaben  darzubringen^^,  ausgeschlossen^^. 

Hatten  die  Bflsser  die  erforderliche  Zeit  in  dieser  Station  zugebracht,  welche  ftlr 
die  Regel  kflrzer  als  ftlr  die  übrigen  war,  —  sollte  der  Aufenthalt  in  dieser  doch  nur 
eine  PrtUung  sein,  ob  die  Busse  ihre  bessernde  oder  reinigende  Wirkung  geäussert 
hatte  — ,  so  erhielten  sie  vom  Bischof  unter  Gebet  die  letzte  öfifentliche  Handanf- 
legnngi^  beim  Gottesdienste^^,  und  damit  traten  sie  wieder  in  die  vollen  Rechte  der 
Gläubigen,  also  auch  in  das  Recht  zum  Empfang  der  Eucharistie  und  zur  Darbrin- 
gung von  Opfergaben  ^^,  ein. 

Was  die  Zeitdauer  betrifft,  welche  die  BUsser  in  den  einzelnen  Stationen  zu  ver- 
bringen hatten,  so  war  diese  zum  Theil  durch  die  Synoden  i<^,  zum  Theil  auch  durch 


<  S.  0.  716  n.  %  0  Gregor.  Thaomatnig.  c.  11 :  „'H  o^oraoi;, 

a  AncyT»c4— 9.16.22;NlcAe&32öcll.  12;  ^^a  oüviöräiTat  toU  thotou  xal   jx^  ^üfffn^ 

Gregor.  Tbanmaturg.  o.  8.  9;  Basilii  M.  ep,  217  l^^'^^  täv  «a-njxoujjivmv*' ;   BasU.  M.  L  c  c.  66: 

(canon.  ni)c.  Ö6ff.  64.  66.  75.  77.  81.  82.  83.  »Ev  T^ooapot    ouox^aerai    |x6vov   toIc  toötou, 

8  Neooiaarea  314-326.  c  5.  Ttpoccpopa«  hk  oi  («taXi^^^rraL^    Ancyra   c    2ö : 

«  Gregor.Thaumat  c  11 :  „  H  5e  ^iröictöiaic,  Tvot,  ^^d  Nicaea  11  bezeicbneii  dieae  Stufe  aU :  ^xoi- 

fö»dcv  T^c  TtOliy:  Tou  vaou  loTdjtevoc,  fuxA  Twv  voivfioai  Ya>pU  7cpo<(Popä«.« 

xaTTJVOUulvaiv  ftgtpYtJTau"  YgL  dazu  Bi  uteri  m  ,^  '  ,         ,  „  ,  ^T         .       ,    v.       .*    ^v 

V.  2,  384 11.  Frank  S.  621.  ^  Oder   Tlelleioht    untermischt    mit   Ihnen, 

5  Vor   der  Specialisirung  der   Bassstationen  ^'^»'^S.643. 

(S.  716  n.  2)  galt  dies  von  allen  Baasem.  "  I>m  bedeutet  das  „x»P'«  i^poc^opoc«  in  den 

e  Laodlcea  343-381  c.  19:  «Depl  toS  5eTv  ^^U  ^f^^\  ^^\  ^"^^  S.  6Ö8;   äefele  1, 

I8[qi  irp&Tov  jierd  tä«  6f«X(oc  t&^  lirio^öirmv  xa\  ^^^'   ^'  *^*'^  ^'  ^'  ^^' 

T&v  «arvixoupi^tDV  ei^'^v  iitiTeXEioftai  xa\  fjterd  **  Nicaea  c  13 ;    „ptetd  täiv  xoivoiyconv  «rijs 

TÄ  ^SeXdfitv  To6c  xemQxoufiivou«  täv  iv  (icravotqi  ^^X^^  H^^vt)«  Iotw." 

T^jv   eöx^v  Yfveodat  xal    to6t»v  itpoceXWvToiv  la  Blnterlm  S.   407;  Frank  S.  618.  764. 

bizh  Xfipa  *ai  öicoxmpTjadvtwv,  oßtoic  t&v  ttkjt&v  750.  Diese  wird  ▼ielfach  nach  Vaison  442  c  2  t 

Td«  eiyd«  -^i^itfai  xptU\    AUerdings  erwähnt  ^i^  ^maxima  et  absolutisslma  reooncilUtio«*  be- 

dleses  Konzil  der  Buuatufen  nicht.    Dass  man  zeichnet 

aber  die  Handauflegong  festgehalten  und  sie  ,^  „        .  «  rrne       ,            .     ^     /^v          u 

blos  den  BOssern  dieser  Klasse,  unter  Ausschluss  **  ^  r  a  nk  S.  765  und  zwar  in  der  Charwoche 

deijenigen  der  früheren  (s.  vor.  Anm.)  erthellt  »m   Oharsonnabend  oder   Charfreitag,   a.  ».  O, 

hat,  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  s.  Bin-  S,  8d0. 

terim  a.  a.  0.  S.  411,  Fr  an  k  a.  a.  0.  S.  617  ff.  I6  Gregor.  Thaumat.  c  11 :  „tcXsutoIov  *?)  |aI- 

'^  S.  die  vor.  Anmerkungen.  ^&«  t»^  d^ lacjAcCtiDv" ;  Ancyra  e.  4.  6.  20  be- 

8  Frank  S.  617.  734;   Binterim  S.  407,  "lehnet diw als :  iXftsTviidTÖ tiXstov  oder tüx«w 

welcher  damit  auch  die  Lossprechung  von  den  "^^^  tcXcIou. 

Sünden  erfolgen  lisst  ^^  Vgl  z.  B.  die  von  Ancyra  und  Nicaea. 
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die  einzelnen  Bischöfe  ^  festgesetzt ,  and  diese  Anordnungen  haben  auch  wohl  mit- 
unter über  ihren  ursprünglichen  Geltungsbereich  hinaus  die  kirchliche  Praxis  be- 
herrscht 2.  Soweit  solche  Bestimmungen  vorliegen,  ergiebt  sich,  dass  abgesehen  von 
der  immerwährenden  Ausschliessung  und  den  FftUen,  in  denen  eine  Wiederaufnahme 
erst  in  der  Todesstunde  erfolgte 3,  die  Busszeit,  d.  h.  die  Zeit  von  dem  Beginne  der 
Station  der  flentes  bis  zur  völligen  Wiederaufnahme  verhältnissmässig  lang,  also  die 
Bnssdisciplin  eine  harte  war  4,  sowie  dass  die  Büsser  der  Regel  nach  auf  der 
Stufe  der  Liegenden  am  längsten  verbleiben  mussten  ^  Sie  ist,  nachdem  man  einen 
Theil  der  Büsser  durch  Ausbildung  einer  besonderen  Stufe  von  den  Katechumenen 
getrennt  hatte,  jetzt  die  wichtigste,  die  eigentliche  Bussstation,  geworden.  In  der- 
selben hatten  die  Büsser,  nachdem  sie  auf  der  vorangehenden  Stufe  durch  das  An- 
hören der  heiligen  Schriften  während  des  Oottesdienstes  gehörig  vorbereitet  waren, 
nunmehr  vor  Allem  durch  entsprechende  Basswerke  und  Entsagungen  ihre  Besserung 
zu  bethätigen  und  sich  der  Wiederzulassung  zur  vollen  Kirchengemeinsehaft  würdig 
zu  zeigen  ^. 

Ein  starres  Festhalten  an  den  für  die  einzelnen  Bussstationen  vorgeschriebenen 
Zeiten  würde  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  Busse  widersprochen  haben.  Daher 
war  der  Bischof  berechtigt,  je  nach  dem  geringeren  oder  grösseren  Eifer,  welchen 
der  Büsser  an  den  Tag  gelegt  hat,  die  Zeiten  für  die  einzelnen  Stufen  zu  verlängern 
oder  abzukürzen  7,  ja  auch  von  dem  Durchlaufen  einer  Station  zu  entbinden  ^. 

Selbst  die  allgemeinen  Anordnungen  gestatten,  wennschon  sie  wiederholt 
das  Innehalten  der  einzelnen  Stufen  als  Regel  voraussetzen^,  bei  gewissen  Ver- 
gehen entweder  überhaupt  ^^  oder  doch  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses 


1  Sollten  die  ciÜrteB  kAnonlBcheii  Briefe  Ton 
Gregor  Thauinat.,  Gregor  y.  Nyssa  und  Basilins 
aaeh  nicht  echt  sein,  go  geben  sie  doch  wohl  snm 
Thell  derartige  Anordnungen  wieder  oder  be- 
ruhen «nf  solchen. 

2  Neooäsarea  314—321  c.  3  (c.  8  G.  XXXI. 
qa.  1)  bezeichnet  die  Bnsszeit  für  die,  welche 
sehr  oft  hinter  einander  geheiiathet  haben,  als 
bekannt. 

«  S.  0.  S.  699.  700. 

^  Für  einzelne  Fälle  der  Yerlaugnnng  des 
Ghristenthnms  setzt  Aneyra  c  4  5.  6.  9  Bass- 
zeiten von  4,  6  und  10  Jahren,  Nicaea  c.  11.  12 
Zeiten  Ton  12  und  13  Jahren ;  für  Unzucht  mit 
Thieren  Anoyra  c  16  sogar  von  20  und  30  Jah- 
ren; Gregor.  M.  11.  ep^  dt  c  6  für  Mord 
27  Jahre,  Basillus  ep. III.  elt.  c.  66  dafür 20  Jahre, 
0.  57  für  kulpose  Tödtung  10  Jahre,  0.  58  für 
Ehebruch  15  Jahre  und  c.  66  für  Gräberauf- 
deokung  10  Jahre  fest. 

f^  Nach  den  Ansätzen  von  Aneyra  übersteigt 
die  Dauer  derselben  die  der  Statten  der  audl- 
entes  gewöhnlich  um  1  oder  2  Jahre,  die  der 
consistentes  um  1  Jahr,  bei  längeren  Gesammt- 
Basszeiten  aber  beide  Stationen  noch  um 
mehr  als  diese  Zelten,  so  hat  0.  9  für  die  audi- 
entes  3,  für  die  substrati  6  und  die  consistentes 
1  Jahr,  ebenso  Nicaea  c  11  für  die  a.  3,  die 
substr.  7  und  die  oonsist  2  Jahre.  In  den  An- 
sätzen bei  Basillus  zeigt  sich,  freilich  nicht  mit 
der  gleichen  Regelmässigkeit,  dieselbe  Erschei- 
nung, wennschon  mehrfach,  wie  auch  bei  Gregor 


Thaumatuigos  in  den  beiden  Yon  ihm  spedali- 
sirten  Fällen  c.  4  und  5,  die  Zeiten  für  die  ver- 
schiedenen Stationen  gleich  oder  wenigstens  an- 
nähernd gleich  sind. 

«  Binterlm  V.  2,  382;  Frank  S.  631; 
Schmitz  S.  54. 

^  So  ausdrücklich  Aneyra  c.  5.  16;  Neocä- 
sarea  0.  3;  Nicaea  c.  12;  Basilil  M.  ep.  217  c.  74 
und  Gregor.  Nyss.  ep.  can.  c.  4  (welche  dies  als 
allgemeinen  Grundsatz  hinstellen). 

s  Nach  Nicaea  12  elt.  Ton  der  Statten  der  Lie- 
genden, wodurch  sich  übrigens  die  Annahme, 
dass  diese  aus  der  Station  der  Hörenden  (s.  0. 
S.  717)  abgezweigt  ist,  bestätigt,  nach  Aneyra 
c.  7  cit.  von  der  der  Konsistenz. 

0  Aneyra  c.  20  bestimmt,  dass  die  Ehebrecher 
auf  Grund  7jähriger  Busse :  „xord  tou«  ßa(^(ioö« 
Toöc  itpodt^evroc"  zum  Abendmahl  wieder  zuge- 
lassen werden  sollen,  s.  weiter  ibid.  c' 21. 23. 25 ; 
Tgl.  auch  Basilii  M.  ep.  217.  0. 82  in  Verbindung 
mit  0.  83. 

10  So  nach  dem  eigenthümlichen  c.  4  Basilii  M. 
ep.  178,  welcher  diejenigen,  die  eine  dritte  Ehe 
eingegangen  sind  (Ygl.  Neooäsarea  c  3.  7.; 
Binterim  V.  3,  378),  blos  2  oder  3  Jahre  unter 
die  Hörenden  verweist,  und  wenn  sie  dann  auf 
der  Stufe  der  Gonsistenz  die  Frucht  ihrer  Busse 
bewiesen  haben,  wieder  zur  vollen  Gemeinschaft 
zulässt;  eiusd.  ep.217,  c.  61wiU  den  Dieb,  wel- 
cher aus  Rene  sich  selbst  anklagt,  nur  auf  1  Jahr, 
den  überführten  auf  2  Jahre  blos  von  der  Ge- 
meinschaft der  Sakramente  femgehalten  und  diese 
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des  Sünders  ^  die  üeberspringung  der  einen  oder  anderen  der  regelmftssigen  Sta- 
tionen. 

Während  der  Orient  die  näher  dargelegte  Spesialisimng  der  Bnsszeit  aufweist 
—  jedoch  auch  nicht  einmal  überall  gleichmäBsig,  so  ist  zum  Theil  die  Stafe  der 
Stehenden  nnbekannt  gewesen^  — ,  findet  sich  davon  im  Abendlande  keine  Spnr^ 
Ja  selbst  im  Oriente  sind  diese  Einrichtungen  gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts  in  Ver- 
fall gerathen  und  damit  ausser  üebung  gekommen^. 


Zelt  theils  auf  die  öirfSitrooic ,  theils  auf  die 
o^oraoic  vertheilt  wissen.  Eine  Slngnlaiität  ist 
es,  dass  nach  c.  34  ehebrecherische  Frauen,  um 
sie  nicht  der  Todesstrafe  durch  Bekanntwerden 
Ihies  Ehebruches  auszusetzen,  ihre  ganze  Bass- 
zeit in  der  Station  der  consistentes  zubringen 
sollen. 

Dass  in  Ancyra  c.  7.  8,  o.  S.  710  n.  2, 
welche  der  Station  der  Hörenden  nicht  erwähnen, 
sondern  gleich  über  die  Zeiten  der  beiden  folgen- 
den bestimmen,  aus  c.  4  ff  die  einj&hrlge  Frist 
fOr  das  Hören  zu  erg&nzen  ist ,  erscheint  nicht 
ausgeschlossen,  well  sonst  die  rückläufigen  lapsl 
(s.  c.  8)  diese  Stufe  nicht  durchzumachen  hätten, 
während  diejenigen,  welche  einmal  geopfert 
haben,  sie  durchlaufen  müssen.  Jedoch  löst  sich 
die  Schwieiigkeit  wohl  besser  dadurch,  dass  anter 
den  Zeiten  für  die  substratio,  welche  yerhältniss- 
mässig  lang  sind,  die  für  die  auditlo,  da  die  eine 
Stufe  aus  der  anderen  herauegewaohsen  ist,  mit 
einbegriffen  sind.  Dafür  spricht  auch,  dass  c.  16 
(Bestialität  mit  Thieren),  welcher  15  und  26 
Jahre  substratio  anordnet,  doch  sicherlich  keinen 
Anlass  hatte ,  bei  dieser  Sünde  durch  Erlass 
einer  Bussstufe  besondere  Milde  zu  üben,  und 
die  Ergänzung  einer  auditlo  aus  den  voran- 
gehenden Kanonen  hier  nicht  möglich  ist.  Be- 
stätigt wird  diese  Annahme  dadurch,  dass  auch 
Basmi  ep.  217  c.  63  dieses  Yergehen  mit  den 
hohen  Busszelten  des  Ehehruchs  c.  58,  nämlich 
von  4  Jahren  fletus,  5  auditio,  4  substratio  und 
2  J.  consistentia,  also  zusammen  mit  15  J.,  belegt. 

1  Nach  Gregor  Thaumat  c.  8  sollen  diejenigen, 
welche  bei  der  Verfolgung  der  Barbaren  in  fremde 
Häuser  eingedrungen  sind,  in  diesem  Fall,  sofern 
sie  das  Entfremdete  herausgegeben  haben,  gleich 
in  die  Klasse  der  sabstrati,  c.  9  diejenigen,  welche 
etwaige  Ton  den  Barbaren  auf  dem  Felde  oder  in 
Häusern  zurückgelassene  Gegenstände  gefunden 
und  restituirt  haben,  sofort  in  die  Klasse  der  con- 
sistentes gestellt,  andernfalls  aber  die  ersteren 
nicht  einmal  in  die  Station  der  Hörenden ,  die 
letzteren  zunächst  in  die  der  Liegenden  einge- 
reiht werden. 

2  Gregor  von  Nyssa  kennt  sie  nicht ,  vgl.  ep. 
oanon.  c.  4 :  „'Eon  to(vuv  6  xavdjv  xoioircoc,  &OTe 
Toöc  iv  Tcopvslqt  (jtoXuv^vxac  ^  Tpiol  fA^v  Iteoiv 
xadöXou  T^c  e6x'Jic  dicoßX-^ouc  slvai  *  ti  Tptol  hk 
Ti);  dxpocCoeoc  (lexf^^stv  piövnc,  h  dfXXoic  ^k  xpiol 
Ixeot  uuexd  xSv  iv  iicioxpo^^  Onoiciircövxoiv  npoc- 
ed^eodai  iwil  xdxe  (isx^^etv  xäv  dYiaoficCxe»''; 
ebenso  auch  c.  5  (s.  o.  S.  706  n.  3),  ebensowenig 
Laodicea  343— 3&1  c  2  (c.  4  0.  XXVI.  qu.  7) 
c.  5. 9. 19  die  Bussstationen  überhaupt ;  die  c.  5  er- 
wähnten dxpo(6ucvoi  sind  die  Poenitenten  schlecht- 
hin, vgl.  0.  S.  715  u.  S.  717. 


s  In  den  afrikanischen,  spanischen,  gsUischen 
und  italienischen  Synoden,  auch  bei  den  Utei- 
nisohen  Kirchenvätern  wird  der  Stationen  nieht 
gedacht  Wenn  ep.  Felic.  II.  s.  487  c  3.  4, 
Thiel  p.  263,  auf  die  die  Bussstatlonen  er- 
wähnenden c.  11.  13  Nicaen.  aus  Anlass  der 
Verfolgung  der  Vandalen  hinweist,  so  folgt  daraus 
selbstverständlich  noch  nicht,  dass  sie  im  Abend- 
lande in  Geltung  waren.  Auch  Sozomenns 
bist  eccles.  VlL  16:  „'EverfSe  (zu  Rom)  fop  H- 
^X6c  ioxtv  6  x6no<  xdv  h  pLSxovoiqc  &nnn' 
iaraai  hk.  xaxT)^eTc  xal  otovel  ncv^uvxsc*  '9)^  hk 
itkripfobtivrii  tJjc  xuü  ^eoO  XstxoupYCa^,  jii?j  (uxao- 
^6vx6c  £v  pi6oxatc  (^^(iic»  ouv  olfjiarfj  %al  i(upp,^ 
TCpT)vetc  M  Yf)c  bdcxouoi  a^oc.     AvxiicpöoiDicoc 

iitl  xou  ft5d^ouc  iHiTxet*  o6v  äXoXu^  «al  x^  issv 
T?)(  £xxXT)aia(  nX-^i^oc  (axp6o9V  IfiiciicXfixat.  T& 

xal  xo6c  xstfidvouc  dv(orv]Ot*  'xaX  ^  icpociixcv  &irep 
if|(&apxv]x6xf»v  iJLrca|i.eXomjiiva»v  e6Sd(jL6voc  dfco- 
nifiicEi.  Kaa  iauxöv  o^  ixovxl  xaXaiiccDOo6- 
(lEvoc  Ixaoxoc  ^  V7]oxe(aic  ^  dXouoCaic  y]  ioea- 
(jicCxQiv  diro)^|  ?j  Mpotc  oU  irpoct^xoncxat,  irepi- 
fiivei  xiv  ^povov,  eU  Coov  a6x(p  xixa^ev  6  iicioxo- 
1C0C*  T^  ^s  TCpo(^€Opi(q[,  &oitep  xi  ^f  XT^pia  (iaX68a; 
xifjv  xiaoplav,  tTJc  d|JMtpxiac  dvUxai  xal  [utd  xou 
XaoO  sxxAV)otdiCct  ,^  erwähnt  in  dieser  Besehrei- 
bung der  römischen  und  ooddentalisehen  Buss- 
praxls  nichts  von  den  Stationen  der  Orientalen. 
Dass  die  römischen  Bischöfe  Maroellns  und  En- 
sebius  sie  Anfang  des  4.  Jahrh.  haben  einführen 
wollen,  ist  eine  falsche  Annahme  Binterims 
V.  2,  367,  welche  durch  die  metrischen  Grab- 
schriften des  Damasus  (s.  diese  bei  F.  X.  K  r a  ns , 
Roma  sottorranea,  2.  Aufl.  S.  182.  185)  nicht 
gerechtfertigt  wird. 

*  Für  die  Regel  bringt  man  dies  in  Verbindung 
mit  der  Aufhebung  des  Institutes  des  Busspiie- 
sters  (s.  unten  S.  723  und  S.  724]  in  Konstenti- 
nopel  durch  den  Patriarchen  Nektarlus  (um  390 
0.  391),  welchem  die  übrigen  orientalischen 
Bischöfe  mit  der  gleichen  Maasregel  gefolgt  sind, 
s.  darüber  d.  Berichte  bei  Socrates  h.  e.  V.  19  u. 
Sozomen.  VII.  16,  welche  als  Wirkung  dieses 
Schrittes  angeben,  dass  es  nunmehr  jedem  ein- 
zelnen und  seinem  Gewissen  überlassen  gehlie- 
ben sei,  ob  er  sich  der  Theilnahme  an  den  hei- 
ligen Geheimnissen  enthalten  wollte  oder  nicht, 
vgl.  Binterim  V,  2,  433  if;  Enders  S.  200 
ff.;  Frank  S.  187  ff.;  Funk  in  Wetzer  u. 
Weite,  Kirehenlexikon2.  Aufl.  2, 1570.  Wenn 
indessen  durch  diese  Maassregel,  was  doch  zwei- 
fellos erscheint,  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  nicht  beseitigt  werden  konnte  und  dann 
auch  die  Nothwendigkeit  der  Busse  als  Mittel 
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lU.  Die  Öffentliche  Busse  im  Abendlande.  Im  Abendlande  hatte  man 
dagegen  während  dieser  Zeiten  an  den  alten  und  einfkchen  Formen  des  Bnsswesens 
festgehalten  nnd  Hess  es  dabei  auch  noch  bis  in  das  6.  Jahrhundert  hinein  bewen- 
den^. Der  Bischof  lässt  diejenigen,  welche  sich  reuig  erweisen  und  ihren  Irrthym 
bekennen^)  zur  Busse  zu^,  setzt  ihnen  die  Busszeiten  fest^  und  hat  behufs  ihrer 
Wiederaufnahme  zu  prüfen^,  ob  die  geleistete  Busse  eine  genügende  war  ^  Diejenigen, 
welche  zur  Busse  verstattet  waren,  konnten  nunmehr  die  Kirche  wieder  betreten,  um 
unter  den  Katechumenen  dem  für  diese  bestimmten  Theile  des  Gottesdienstes  beizu- 
wohnen ^.   Nach  geleisteter  Busse  erfolgte  die  Wiederzulassung  zum  eucharistischen 


für  die  Wiederauf nalime  bestehen  blieb,  ygl. 
auch  Bingham  XVIII.  c.  3.  s.  12;  8,  140; 
Steitz  S.  86;  ja  selbst  auch  Frank  S.  196, 
80  war  sie  an  sich  nicht  geeignet,  die  Bussstati- 
onen in  Fortfall  zu  bringen.  Freilich  werden 
die  Bussstationen  seit  dem  Ende  des  4.  Jshrh. 
nicht  mehr  erwähnt,  so  die  cltlrten,  aber  der 
Fortfall  derselben  lässt  sich  zur  Genüge  aus  dem 
Yerfisll  der  Sitten  und  der  Unmöglichkeit  der 
Durchführung  einer  strengen  DisdpUn,  wofür  die 
Aufhebung  des  Busspriesteramtes  ebenfalls  nur 
ein  Symptom  war,  erklären. 

Schmitz,  Bussbücher  S.  52  beruft  sich 
allerdings  auf  die  Synode  yon  Konstantinopel 
ir.  869,  um  darzuthun,  dass  sich  noch  bis  zu  dieser 
Zelt  wenigstens  die  drei  Bussstationen  mit  Aus- 
nahme allerdings  der  wichtigsten,  der  der  Lie- 
genden, erhalten  hätten,  Indessen  c.  16  der  Sy- 
node, M an si  16,  170 :  „Deflnimus  per  trlennlum 
sequestratos  esse :  anno  quidem  uno  extra  eccle- 
Slam  flentes,  alio  yero  anno  Intra  eccleslam  stare 
usque  ad  catechumenos,  porro  tertlo  cousistere 
cum  üdellbus  et  Ita  dlgnos  fleri  mysteriorum 
sanctiflcatlonlbus*'  und  act.  9,  1.  c.  p.  152 :  „Esse 
illos  in  duobus  annis  extra  eccleslam  et  in  allis 
duobus  annlB  intra  eccleslam  audlre  dlvlnas 
scripturas  usque  ad  catechumenos,  non  tamen 
ullo  modo  eommunicare  ...  et  In  alils  tribus 
annls  stare  cum  üdellbus  et  mererl  dlvlnam  com- 
mnnionem  in  solis  dominlcis  solemnitatlbus 
cum  eleemosynls  et  orationibus  atque  leiunlls, 
ita  ut  tribus  dlebus  hebdomadls,  seeunda  vid., 
quarta  et  sexta  ferla  abstlneant  a  camibus  et 
-vlno,"  welche  er  anführt,  erinnern  höchstens  in 
Ihren  Ausdrucken  an  die  früheren  Stationen, 
indem  sie  die  Ausgeschlossenen  erst  nach  und 
nach  der  kirchlichen  Rechte  wieder  theühaftig 
werden  lassen,  aber  das  Maass  derselben,  s. 
namentlich  die  letztere  Stelle,  anders  als  dies 
bei  den  alten  Büsserklassen  der  Fall  war,  be- 
stimmen, s.  auch  Funk,  Uterar.  Rundschau  f.  d. 
kath.Deutschland.  Freiburg  1883  Nr.  16.  S.  487. 

Wenn  nun  Schmitz  S.  53.  58  von  seinem 
Standpunkt  aus  welter  annimmt,  dass  da  der 
Busspriester  die  Büsser  Tor  Allem  In  der  dritten 
Hauptstation  überwacht  und  geleitet  habe,  durch 
die  Beseitigung  desselben  auch  diese  Station 
selbst  fortgefallen  sei,  so  Ist  damit  immer  nicht 
^ie  Frage  beantwortet,  warum  man  es  dazu  kom- 
men Hess,  und  nicht  andere  Maassnahmen  zur 
Forterhaltung  der  früheren  Einrichtungen  ge- 
troffen hat,  und  diese  lässt  sich  m.  E.  nur  so  wie 
oben  geschehen,  beantworten. 

Hinschins,  Kirchenrecht  IV. 


^  Denn  das  Papst  Gelasius  I  zugeschriebene 
Fragment,  welches  yon  den  Katechumenen  und 
Büssem  handelt  und  die  Stationen  der  Weinen- 
den und  Liegenden  erkennen  lässt,  Thiel  1, 
509,  gehört  diesem  nicht  an,  sondern  ist  offenbar 
eine  Belehrung  über  das  Busswesen,  In  welcher 
sich  Remlnlscenzen  an  die  orientalischen  Ein- 
richtungen finden. 

^  Augers  453  c.  12 :  „Poenltentlae  sane  locus 
Omnibus  pateat  qul  conversl  errorem  suum  toIu- 
erint  conflteri,  qulbus  perspecta  qualltate  pec- 
cati  secundum  eplscopi  aestimatlonem  erlt  Tenla 
largienda"";  Tours  461  c.  6. 

^  Sofort  oder  erst  nach  einer  angemessenen 
Zelt,  Yalence  374  o.  2 :  „ut  poeuitentia  hls  (den 
gottgeweihten  Jungfrauen,  welche  gehelrathet 
haben)  non  stattm  detur"" ;  Arles  II.  443  o.  452 
c.  52 :  „lis  postulantibus  poenltentia  non  nege- 
tur^;  Orange  441  c.  11:  „poenitentiam  acci- 
pere^' ;  Angers  453  c  5 :  „accepta  poenltentia" ; 
falls  nicht  etwa  erst  die  Abstellung  des  Aer- 
gemisses  eintreten  musste,  so  ordnet  Innocenz  I. 
ep.  ad  Victor.  404,  Coustant  p.  746,  c.  12  an, 
dass  gottgeweihte  Jungfrauen  erst  nach  dem 
Tode  des  Mannes,  welchen  sie  geheirathet,  zur 
Busse  zuzulassen  seien. 

«  Hlppo  393  c.  30 ;  Ronen  402  c  2.  soweit 
nicht  etwa  die  Konzilien,  wie  z.  B.  Elvira  s.  o. 
S.  703,  solche  Bestimmungen  enthielten ;  Tgl. 
auch  Arles  II.  c.  52 :  „culus  poenltentiae  com- 
munlo  multo  tempore  differatur'',  wennschon 
auch  hier  der  Bischof  Milderungen  eintreten 
lassen  konnte,  s.  Anm.  7. 

s  Garthago  387  c.  3  (cod.  eccles.  Afrlc.  c.  6). 

«  Valence  374  c.  2;  Rom  402  c.  1.  2;  Riez 
439  c  9;  Orange  441  c.  3;  Tours  461  c.  7;  Van- 
nes  465  c.  1 ;  Barcelona  I.  540  c.  8. 

7  Arles  II.  c.  10:  „De  hls,  qui  In  persecutlone 
praeyarlcati  sunt,  si  voluntarie  fidem  negaverint, 
hoc  de  lis  Nicaena  synodus  statult,  ut  Y  annos 
Inter  catechumenos  exlgant  (exeant)  et  II  inter 
discommunlcantes,  Ita  ut  communlonem  poeni- 
tentes  non  praesumant.  In  potestate  tamen  vel 
arbitrlo  slt  eplscopi,  ut  si  eos  ex  animo  errorem 
deflere  et  agere  poenitentiam  Yiderit,  ad  commu- 
nlonem pro  ecclesiastica  humanltate  susciplat'', 
welches  also  die  3  Jahre  der  Station  der  Hören- 
den und  die  7  Jahre  der  Subslstenz  des  Nicä- 
nums  c.  11  in  5  Jahre  ändert,  Lerlda  524  o. 
546  c.  9,  welches  das  gedachte  Konzil  dahin 
modlflclrt:  „YII  annls  Inter  catechumenos  orent 
et  II  bus  inter  cathoUcos  et  postea  moderatione 
et  dementia  eplscopi  fldelibus  In  oblatione  et 
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Oottesdienst,  also  anch  zur  Darbringang  der  Oblationen  nnd  zum  Abendmahl^  durch 
dieHandanflegnng^,  dies.  g.  reconciUaüo^  seitens  des  Bischofs^,  in  welcher  zugleich 
die  Rfickgewähmng  der  vollen  Mitgliedschaft  lag  ^. 

lY.  Die  rechtliche  Stellung  der  Bfisser.  Sowohl  in  der  orientalischen, 
wie  auch  in  der  abendlftndischen  Kirche  hatten  die  Bttsser  eine  besondere  Rechts- 
stellung^. Dadurch,  dass  sie  zur  Uebemahme  der  Busse  verstattet  wurden,  erlangten 
sie  zwar  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  noch  nicht  wieder.  Aber  vdllig  losgelöst 
von  derselben,  wie  dies  vor  dem  Beginn  ihres  Bfisserlebens  der  Fall  war,  erscheinen 
sie  nicht  mehr  7. 

Gleich  den  Katechumenen  ^,  waren  sie  den  Anordnungen  der  Kirche  und  der 
kirchlichen  Oberen  unterworfen,  hatten  aber  andererseits  nunmehr  auch  ein  Anrecht 
auf  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche. 

Bedingt  war  diese  letztere  freilich  dadurch,  dass  sie  die  Busse  ordnungsmässig 
leisteten.  Daher  mussten  sie  das  vorgeschriebene  Büsserleben  führen^  und  sich  einer 
Reihe  von  Beschrftnkungen  unterziehen  ^<).     Falls  sie  diesen  ihren  Pflichten  nicht 


euchaiiätia  commnnicent";  Valencia  624  c  1, 
dass  das  Evangelium  vor  dem  Opfergang  oder 
der  Entlassung  der  Katechumenen  nach  der 
Epistel  verlesen  werden  soll,  damit  nicht  nur 
die  Gläubigen,  sed  etiam  catechumeni  et  poeni- 
tentes  dasselbe  und  die  Predigt  hören. 

1  Eine  Thellnahme  an  dem  ersteren,  ohne  das 
Recht  zu  kommunidren,  also  einen  der  morgen- 
ländischen conslstentia  entsprechenden  Zwi- 
schenzustand kennen  nur  die  beiden  S.  721  n. 
7  angeführten  Konzilien. 

2  Hlppo  393  c.  30:  ^Ut  presbyter  Inconsulto 
eplscopo  non  reconciliet  poenitentem,  nlsi  ah- 
sente  eplscopo  et  necessitate  cogente:  culus- 
cumque  autem  poenltentis  publicum  et  vulga- 
tissimum  crimen  est,  quod  unlversa  ecdesia 
noverlt,  ante  ahsidem  (also  öffentlich  vor  der  Ge- 
meinde) manus  Imponatur" ;  s.  auch  Anm.  5. 

3  Sirlcil  ep  ad Himer. Tarrac.  386,  Coustant 
p.  623,  c.  3 ;  Carthago  387  c.  3  (cod.  eccles.  Afric 
c.  6):  ;,reconcillare  quemquam  (poenitentlum)  In 
publica  mlssa  presbytero  non  licere'' ;  Hlppo  393 
c  30  cit  u.  c  33;  Toledo  400  c.  2:  „Ex  poeni- 
tente  dicimus  de  eo  qul  post  baptismum  aut  pro 
homicidio  aut  pro  diversis  cnminibus  gravissi- 
misque  peccatls  publlcam  poenitentiam  gerens 
sub  clliolo  divlno  f^erit  reconcillatus  altario''. 

Die  Recondliation  geschah  ebenso,  wie  in  der 
orientalischen  Kirche,  während  der  Charwoche, 
vgl.  0.  S.  718  n.  14,  und  zwar  bald  am  Charfrei- 
tag,  Frank  S.  832,  bald,  so  nach  der  Praxis  der 
römischen  Kirche,  Innoo.  I.  ad  Decent.  Eugubin. 
a.  416,  Coustant  p.  855,  c.7(c  17DiBtinde 
cons.)  am  Grandonnerstage. 

^  Nur  in  Nothfällen  so  z.  B.  bei  Todesgefahr 
oder  im  Auftrage  des  Bischofs  konnte  sie  ein 
Priester  oder  auch  ein  Diakon  ertheilen,  aher 
nicht  öffentlich,  s.  ausser  Anm.  2  u.  3  noch  £1- 
vira  306  c  32. 

^  Orange  441  c.  3:  ^jCommunionem  cum 
reconoillatoria  manus  impositione  perclplunt'' ; 
daher  auch  der  S.  718  n.  13  cltirte  Ausdruck. 

®  Orange  441  c.  3  cit.  „Stent  in  ordlne  poenl- 
tentium". 

^  Das  galt  selbst  im  Orient  von  den  flentes, 


als  sich  für  diese  die  hesondere  Yorbereitungs- 
sUtion  (s.  0.  S.  717)  entwickelt  hatte. 

8  S.o.  S.  24 ff. 

9  Also  zunächst  das  Basskleid,  das  cilidum 
(von  Reh-  oder  Ziegenhaaren),  Frauen  auch  den 
Bussschleier  anlegen  und  während  der  BuMzeit 
tragen  ,  Toledo  400  c  2,  o.  Anm.  3;  Agde  506 
c.  15;  Toledo  m  589  c  12;  c.  66  (Hieronym.) 
Dist.  I  de  poen. ,  das  Haar  scheeren,  Agde  und 
Toledo  III  dt.;  Barcelona  1.640  c.  6,  regel- 
mässig dem  für  sie  hestimmten  Gottesdienst  an- 
wohnen, vgl.  Sozomen.  YII.  16  (o.  S.  720  n.  3); 
8.  g.  statuta  eccl.  ant.  c.  80 — 81;  die  Torge- 
schriebene  Busswerke,  namentlich  Fasten  und 
Gebete,  verrichten,  Sozomen.  und  Barcelona 
cit.,  sich  aller  Vergnügungen,  namentlich  aller 
Schmausereien  enthalten ,  ibid. ,  sowie  auf  alle 
Bequemlichkeiten  und  Annehmliehkeiten  des 
Lehens  verzichten.  Vgl.  üherhaupt  die  weiter 
heiBlnghamXVin.  2;  8,  102 ff;  Binterim 
V.  2,  421  ff  angeführten  Stellen  aus  den  Kirchen- 
vätern. Die  Statuta  cit.  c.  81  legen  ihnen  auch 
die  Pflicht  auf,  die  Todten  zu  hegrahen. 

10  Denen  das  Prlndp  zu  Grunde  liegt,  dass  der 
Büsser  alles  zu  Termelden  hat,  was  ihn  möglicher 
Weise  wieder  von  Neuem  zur  Sünde  führen 
könnte.  Im  einzelnen  wird  ihm  geboten ,  sich 
solcher  Handelsgeschäfte,  welche  nicht  auf  ehr- 
baren Gewinn  abzielen,  insbesondere  der  Tausch- 
geschäfte zu  enthalten,  ja  ihm  wenigstens  ge- 
rathen ,  lieber  jeden  Erwerb ,  mit  welohem  die 
Gefahr  zu  sündigen  verbunden  ist,  zu  unter- 
lassen, Leo  I  ad  Bustic.  Narben.  458  o.  459  (c  2 
Dist.  V  de  poen.);  Barcelona  I  cit.  c  7.  Femer 
muss  er  während  der  Ehe  die  Keuschheit  be- 
wahren, Hieronym.  in  Joel  c.  2  v.  15ff.,  Migne 
25,  968;  Bingham  L  c  c.  6;  und  darf  daher 
während  dieser  Zeit  keine  Ehe  eingehen,  Arles  II. 
G.  21 ;  Barcelona  IL  599  c  4,  weshalb  Arles  dt. 
0.  22  Verheirathete  nur  mit  Zustimmung  des 
anderen  Gatten  zur  Busse  zugelassen  wissen  will. 
Die  prozessualische  Verfolgung  seiner  Rechte  ist 
dem  Büsser  nicht  untersagt,  doch  soll  er  lieber 
sein  Recht  nur  dann  suchen  und  zwar  beim  geist- 
lichen Gericht,  wenn  er  andernfalls  einen  grossen 
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nachkamen^  wurden  sie  entweder  einer  längeren  Busse  unterworfen'  oder  gar  aus 
der  Kiasse  der  Büsser  ausgestossen^,  womit  für  sie  von  Neuem  eine  völlige  Aus- 
schliessung aus  der  Kirche  eintrat  ^ 

Selbstverständlich  war  bei  dieser  Rechtsstellung  der  Bttsser  eine  genaue  Aufsicht 
über  dieselben  und  ihre  Lebensweise  bedingt,  und  da  der  Bischof,  welchem  allerdings 
die  Leitung  des  Busswesens  oblag,  jene  unmöglich  allein  führen  konnte,  so  mussten  ihm 
hierbei  die  Priester  helfend  zur  Seite  stehen,  ja  man  hat  auch  vielfach  einen  beson- 
deren Priester,  den  s.  g.  Busspriester,  mit  dieser  Funktion  betraut  ^. 

Ueberwiegen  somit  bei  den  Bttssem  auch  die  Pflichten  in  erheblichem  Masse 
über  das  einzige  Recht,  welches  sie  besitzen,  das  Anrecht  auf  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirche,  so  äussert  doch  dieses  letztere  insofern  praktische  Wirkungen,  als  man 
demjenigen,  welche  während  eines  kirchlich  geführten  Büsserlebens  in  Todesgefahr 
geriethen,  die  Eucharistie  trotz  der  Nichtvollendung  der  Busszeit  nicht  mehr  vorent- 
hielt^, und  ihnen,  faUs  sie  plötzlich,  ohne  diese  empfangen  zu  können,  gestorben  waren, 
nach  ihrem  Tode  die  kirchliche  Gemeinschaft  wenigstens  in  der  Praxis  mancher  Län- 


Nachtheil  erleiden  würde,  Leo  I   ep.  cit.  c.  8 
(c.  65  Dist.  I  de  poen.) 

Auf  demselbeu  Princip  beruht  es ,  dass  der 
Büsser  ftuch  nach  geleisteter  Busse  nicht  wieder 
in  den  Soldatenstand  eintreten  und  auch  keine 
neue  Ehe  eingehen  darf,  Siilcii  ep.  ad  Eimer.  385 
c.  5,  Goustaut  p.  629;  Leon.  I.  ep.  cit.  c.  10 
(c.  3  Dist  V  de  poen.),  Jedoch  will  Leo  1. 1.  c  c. 
11,  c.  14  C.  XXXIII.  qu.  2.  für  jüngere  Männer 
eine  Ausnahme  dulden. 

1  S.  0.  S.  719  n.  7.  Dass  in  der  orientalischen 
Kirche  auch  Zurückyersetzung  in  eine  niedere 
Bussstation  yorgekommen  ist,  ergieht  Neocäsarea 
c.  5,  das  freilich  nur  von  sündigenden  Katechu- 
menen  handelt,  s.  S.  24  Anm. 

2  Arles  II  c.  21  (bei  Verletzung  der  Keusch'- 
heit  oder  bei  Heirath  während  der  Busszeit); 
Tours  461  c.  8  (Rückkehr  zu  einem  weltlichen 
Leben  mit  Unterbrechung  der  Busse)  und  Yannes 
465.  c.  3  (ebenso). 

3  Das  drückt  das :  ;,ab  ecclesiae  llminibus  ax- 
ceatui'',  in  c.  21  cit.  (s.  vor.  Anm.)  und  „a  com- 
mnnione  ecclesiae  yel  conviyiofldeliumextraneus 
habeatnr^  in  c  8  cit  treffend  aus.  Wenn  c.  3  cit. 
dafür  setzt:  „non  solum  a  communione  domlni- 
eorum  sacxamentorum  sed  etiam  a  conyiyüs  flde- 
lium  submoyendos",  so  sind  hier  unter  den  dorn, 
sacr.  die  heiligen  Handlungen  der  Kirche  über- 
haupt, nicht  bloB  die  Eucharistie  zu  yerstehen. 

«  Das  berichten  Socrat.  Y.  19  u.  Sozomen.  YII. 
16  (ol  in\  T^c  (iCTavoCag  icpeoßuxspoi;  6  iid  t&v 
fj.eTavoo6vToiv  teTa^fx^^o;  npsaß6Tspo;),  dessen 
Einführung  beide  als  Folge  des  Noyatianischen 
Schismas  darstellen,  eine  Annahme,  über  welche 
sehr  ylel  geschrieben  ist,  welche  aber  nach  der 
überwiegenden  Ansicht  nicht  richtig  sein  kann, 
ygl.  darüber  Frank  S.  144  ff.  Die  Einführung 
erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  seit  der  Milderung 
der  strengen  Praxis  und  der  ausgedehnteren 
Wiederzulassnng  der  Gefallenen  in  Folge  der 
dadurch  yermehrten  Zahl  der  Büsser,  also  gegen 
Ende  des  3.  oder  Anfang  des  4.  Jahrh.  die  An- 
stellung eines  besonderen  Busspriesters  noth- 
wendig  geworden  ist.     Ueber  die  Aufhebung 


dieser  Einrichtung  s.  o.  S.  720  n.  4 ;  ygl.  auch 
unten  S.  724  n.  6. 

5  Elvlra  306  c.  5. 9. 72  (c  7  C.  XXXL  qu.  1); 
Ancyra  314  c  6 ;  Nicaea  325  c.  13  (c.  9  C.  XXYL 
qu.  6);  Innoc.  I  ep.  cit.  ad  Decent.  Eugub.  a. 
416  c.  7  (c.  17  Dist.  III  de  cons.)  j  Orange  I 
441  c.  3;  Arles  11  443  o.  452  c.  28;  Agde  506 
c.  15;  Gregor.  Nyss.  c.  5;  Gelas.  I  ep.  ad.  episc. 
Luc.  494  c.  20,  Thiel  1,  373.  Sie  hatten  aber, 
wenn  sie  etwa  wieder  gesund  wurden,  ihre  Busse 
fortzusetzen.  Während  indessen  Nicaen.  c.  5  cit 
sie  zur  Kommunion  ausnahmsweise  im  Yoraus 
zulässt  und  sie  dadurch  als  Mitglieder  der  Kirche 
behandelt,  indem  es  sie  in  die  Klasse  der  con- 
sistentes  mit  dem  Recht ,  blos  am  Gebete  theil- 
zunehmen,  stellt,  soll  ihnen  nach  Orange  und 
Arles  cit  nur  die  Kommunion  „sine  reconciliatoria 
manus  impositione^'  ertheilt  werden,  um  sie 
wieder  in  die  Klasse  der  blos  mit  einem  Anrecht 
auf  die  Wiederzulassung  yersehenen  Poenitenten 
zu  yersetzen  und  ihnen  die  Reconciliation  erst 
nach  YoUendung  der  Busse  zu  gewähren.  Auch 
Gregor  Nyss.  yerlangt,  dass  sie  wieder  auf  die 
Stufe,  in  welcher  sie  sich  befanden,  zurück- 
treten. Mit  der  hier  dargelegten  Auffassung 
stimmt  es  überein,  weun  Arles  I  314  c.  22  den- 
jenigen Apostaten ,  welche  nie  die  Busse  über- 
nommen haben,  das  yon  ihnen  in  Todesgefahr 
beanspruchte  Abendmahl  verweigert  und  es  ihnen 
erst  unter  der  Bedingung  zu  reichen  gestattet, 
dass  sie  nach  ihrer  Wiedergenesung  ordnungs- 
mässig  Busse  geleistet  haben.  Nicht  entgegen- 
steht, sondern  nur  eine  mildherzige  Ausdehnung 
der  zuerst  gedachten  Yorschrif  ten  ist  es,  dass  die 
statuta  eccl.  ant  c.  76  demjenigen ,  der  erst  um 
die  Uebemahme  der  Busse  nachgesucht  hat,  noch 
im  Sterben  die  Eucharistie  zu  geben  gestattet, 
und  wenn  endlich  Nicaen.  c.  13  (ygl.  auch  Innoc. 
I  ad  Exuper.  405,  Goustant  p.  187  c  2)  diese 
keinem  Sterbenden  nach  Prüfung  des  Bischofs 
yersagt  wissen  will,  so  ist  damit  offenbar  dasselbe 
gemeint,  d.  h.  dass  der  Sterbende  in  diesem  Falle 
schon  als  Büsser  gelten  soll,  wie  ihn  c.  76,  falls 
er  leben  bleibt,  ebenfalls  der  Busse  unterwirft. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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der,  nicht  mehr  versagt,  ihnen  also  ein  kirchliches  Begrftbniss  gewährt  nnd  die  An- 
nahme von  Oblationen  fQr  sie  gestattet  wnrde  ^ 

Anders  war  die  Rechtsstellnng  derjenigen  Büsser^  welche  während  der  Geltung 
der  Bussstationen  in  der  orientalischen  Kirche  bereits  ans  der  Stufe  der  Liegenden 
in  die  der  Stehenden  eingetreten  waren  ^.  Sie  besassen  nicht  blos  eine  Anwartschaft 
auf  Wiederzulassung  zur  Kirche,  sondern  waren  Mitglieder  derselben,  welchen  allein 
die  Ausübung  der  wichtigsten  Rechte  der  Kirchengemeinschaft  noch  eine  Zeit  lang 
vorenthalten  blieb. 

Da  die  Busse  und  die  Bussübungen  selbst  von  denjenigen,  welche  einer  kirch- 
lichen Strafe  unterlagen,  freiwillig  übernommen  wurden,  so  konnten  sich  ihr  auch 
alle  Kirchenmitglieder  unterziehen,  gegen  welche  eine  solche  überhaupt  nicht  ver- 
hängt war. 

Diejenigen,  welche  im  geheimen  schwere  Sünden  begangen  hatten,  aber  nicht 
den  Muth  besassen,  sich  durch  ein  Öflfentiiches  Bekenntniss  derselben  einem  kirch- 
lichen und  möglicher  Weise  auch  einem  weltlichen  Strafverfahren  auszusetzen,  wand- 
ten sich  vielfach  in  ihrer  Gewissensbedrängniss  an  den  Bischof  oder  einen  Priester 
um  deren  Fürbitte  bei  Gott  nachzusuchen,  und  um  von  ihnen  Rath  darüber  einzuholen, 
welchen  Bussübungen  sie  sich  unterwerfen  oder  auch  ob  sie  zu  sicherer  Erlangung 
der  göttlichen  Gnade  ihre  Sünden  öffentlich  bekennen  und  sich  selbst  anklagen  soll- 
ten 3.  Aber  nothwendig  war  eine  solche  Beichte  weder  beim  Priester  noch  beim  Bi- 
schof, um  die  Vergebung  geheimer  Sünden  bei  Gott  zu  erlangen  4,  vielmehr  hatte  der 
Geistliche,  wenn  er  freiwillig  angegangen  war,  blos  die  Stelle  eines  Seelenarztes, 
eines  Vermittlers  und  Fürbitters  *. 

Standen  nun  auch  diejenigen,  welche  freiwillig  ein  öffentliches  Sündenbekennt- 
niss  abgelegt^  und  die  öffentliche  Busse  übernommen  hatten,  damit  äusserlich  solchen 


i  Vaison  442  c.  2;  Alles  II  443  o.  463  c.  12; 
stat  eccl.  ant  o.  79.  In  der  Römischen  Kirche 
war  aber  die  entgegengesetzte  Uehnng  herrschend, 
Leon.  L  ep.  dt.  c.  6 ine.  1  G.  XXIV.  qu.  2  n.  elnsd. 
ep.  ad  TheodoTi  Foroinl.  462  in  c.  49  Dist.  I 
de  poen. ,  c.  2.  4  (Gelas.  I)  0.  XXIV.  qn.  2. 
Uebrigens  war  noch  zur  Zelt  des  Konzils  von 
Toledo  XI  675,  welches  c.  17  der  milderen  An- 
sicht folgt,  die  Praxis,  wie  auadracklich  erwähnt 
wird,  keine  einheitliche. 

2  S.  0.  S.  718. 

3  Nur  dazu,  aber  andererseits  zum  Theil  auch 
dazu,  dass  das  öffentliche  Bekenntniss  der  Sünden 
nicht  leichtfertig  geschehen  solle,  ermahnen  die 
Kirchenyäter,  so  z.  B.  Origines  hom.  2  in  Ps. 
XXXVII.  S.  6,  Migne,  patr.gr.  lat  ed.  9, 1142, 
vgl.  femer  die  Stellen  heiKlee  S.  15ff.  j  Frank 
S.  66 ff.;  (ans  der  protestantischen  Literatnr)  hei 
Bingham  XVIII.  3.  s.  6ff.:8,  130ff.;  Steitz 
S.  77  ff. 

*  Das  widerspricht  bekanntlich  der  katholischen 
Lehre  von  der  Privatbeichte  nnd  dem  sakramen- 
talen BuBssakrament.  S.  dagegen  Dallaens 
(Daillf)  de  sacramentali  sive  aniiculari  latino« 
mm  confessione.  Oenevae  1661.  p.  288  ff.; 
Binghaml.  c.  8,  114ff.;  Steitz  S. 77 ff.  Eine 
nähere  Erörterung  ist  hier  fruchtlos,,  da  die  katho- 
lischen Schriftsteller  ihre  Ansichten  nicht  auf- 
geben dürfen  und  immer  wieder  von  Neuem  trotz 


aller  Widerlegungen  vertheidigen  müssen.  Vgl. 
z.  B.  Frank  S.  49.  289.  399.  698ff. 

^  Dass  da,  wo  in  den  orientalischen  Kirchen 
besondere  Busspriester  angestellt  waren,  s.  S.  723 
n.  4,  diese,  ausser  den  schon  oben  gedachten, 
auch  die  betreffenden  Funktionen  für  die  sie 
angehenden  Gläubigen  wahrzunehmen  hatten, 
ergiebt  namentlich  Sozomen.  VII.  16 :  „.  .  .  ^p- 
Tixöv,  (bc  filxö«,  iZ  dpX'^j«  'foi;  iepsüoiv  Bo^, 
(bc  iv  dedlTpq)  bno  fjtdprupi  T(p  icXif)(kiT7)c  hoKkrfliaji, 
TÄc  ÄfjiapTla«  a^a'^-^Olevt'  «peaßötspov  hi  tSw 
dfptora  itoXiTSüopi^vcjN,  iyi^9&*  te  xaX  fiMppova, 
iitlTouTOTeT<£)^aoiv.  '^öt  oy|  Ttpociövre«  o^fioprij- 
xÖTE«,  xd  ßeßMDiiiva  öJfioXöfOüV  6  hk,  Ttp^  x^jv 
exdicTOü  ÄuapTlav,  5  xt  ^p-?)  noi'Jjoai  t)  ix-ctoai 
iniTitJLiO'v  «elc,  drdhjt,  itapd  o^oiv  aOrwv  t^>> 
eioirpaSap^ouc";  ja  er  stellt  die  Sache  so  dar, 
als  ob  die  Erleichterung  des  Angehens  der 
Priester  der  Hauptgmnd  der  Einffihrung  ge- 
wesen sei.  Daraus,  dass  nach  der  Aufhebung  des 
Busspriesters,  s.  S.  720  n.  4,  nunmehr  jeder  be- 
liebig, wie  es  ihm  sein  Gewissen  erlaubte,  am 
Abendmahl  theilnehmen  konnte,  erglebt  sich, 
dass  früher  diejenigen,  welche  den  Busspriester 
angegangen  hatten,  sichln  dieser  Hinsicht  seinen 
Anweisungen  fugen  mussten. 

8  Nach  Richter-Dove-Kahl  K.  R.  8.  Aufl. 
S.  980  soll  Leo  I.  die  Ablegung  öffentlicher  Be- 
kenntnisse untersagt  haben.  Ep.  ad  episc.  Camp. 
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gleich,  welche  von  der  Kirche  ausgeschlossen  waren  und  sich  behufs  ihrer  Wieder- 
aufnahme der  öffentlichen  Busse  unterzogen  ^^  so  ist  doch  nichts  darüber  fiberliefert, 
ob  dies  ebenfalls  in  rechtlicher  Beziehung  der  Fall  war^.  Vermuthet  darf  aber  wohl 
werden,  dass  eine  solche  Qleichstellung  allgemein  nicht  stattgefunden  hat,  vielmehr 
die  Art  der  Sfinde,  welche  die  Bttssenden  begangen  und  bekannt  hatten,  dafür  ent- 
scheidend gewesen  ist  3. 

y.  Keine  öffentliche  Busse  bei  der  Ausschliessungvom  Abendmahl. 
Die  wenigen  Stellen,  welche  von  der  Strafe  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl  han- 
deln, erwähnen  als  Bedingung  der  Wiederzulassung  zu  dem  letzteren  theils  der  Besse- 
rung^, theils  der  Leistung  gewisser  Busswerke  ^,  theils  der  Abstellung  des  tadelns- 
werthen  Verhaltens^.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  damit  nicht  die  öffentliche  Busse 
gemeint  sein  kann,  da  diese  das  Mittel  war,  die  durch  die  Exkommunikation  verlorene 
kirchliche  Mitgliedschaft  wieder  zu  erlangen  und  die  Uebemahme  der  Busswerke, 
welche  bei  der  öffentlichen  Busse  erfordert  wurde,  mit  den  leichteren  VerfehluDgen, 
auf  welche  die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  gesetzt  war,  nicht  im  Verhaltniss  ge- 
standen hätte,  auch  der  rechtlichen  Stelluog  der  mit  der  eben  gedachten  Strafe  Be- 


c.  459  (Ballerin.  1,  1429  c.  2,  Tgl.  c.  89  Dist.  I 
de  poen.):  „niam  etiftm  contra  apostolicam  re- 
galam  praesumptioiiem ,  qaam  nuper  agnovi  a 
qnibusdam  illicita  nsurpatione  oommltti,  modis 
Omnibus  oonsütuo  submoveri:  de  poenitentia 
scilloet  qnae  a  fldelibus  postulator,  ne  de  singu- 
lomm  peccatorum-genere  llbelliii  scripta  professio 
publice  recltetur,  quum  reatus  conscientiarnm 
suCflciat  solis  sacerdotibiis  indicari  confessione 
sccreta.  Quamyis  enim  plenitado  ildei  yldeatur 
laadabilis ,  qnae  propter  dei  timorem  apnd  ho- 
mines  embescere  non  Teretur,  tarnen  quia  non 
omninm  hnlusmodi  snnt  peccata,  ut  ea  qui 
poenitentiam  poscant,  non  timeant  publicare, 
remoTeatur  improbabills  consuetndo,  ne  multi  a 
poenitentlae  remediis  arceantnr,  dnm  ant  ern- 
bescuntantmetannt  inlmicis  »als  sna  facta  reser- 
rarl,  qnibns  possint  legnm  constitutione  pernelll. 
Sufflcit  enim  lila  confessio  qnae  prlmum  deo 
offertnr,  tnnc  etiam  sacerdoti  qnl  pro  delictis 
poeniteutinm  precator  accedit.  Tnnc  enim  plorea 
ad  poenitentiam  poterunt  provocari,  si  populi 
anribus  non  pnblicatnr  conscientla  confltentls^, 
verbietet  nnr,  dass  eine  Veröffentlichung  der- 
jenigen Sünden ,  welche  dem  Bischof  und  zwar 
freiwillig  gebeichtet  sind,  erfolgen  solle,  erklärt 
aber  andererseits  ein  öffentliches  Bekennen  der 
Sunden  sogar  für  löblich.  Ebenso  wenig  Ist  in 
der  Stelle,  so  z.  B.  Hahn,  Lehre  von  den 
Sakramenten,  Breslau  1864.  S.  99,  die  geheime 
Beichte  vor  dem  Priester  allein  angeordnet,  um- 
sowenlger  als  die  Stelle  nnr  von  den  Bischöfen, 
s.  Bd.  I.  S.  2  n«  1 ,  nicht  von  den  Priestern 
spricht.  Leo  1.  hat  somit  gar  nichts  in  der  herr- 
schenden Bnssdisciplln  geändert,  sondern  nur  den 
erwähnten  Missbrauch  gerügt,  vgl.  insbesondere 
Löningl,  269ff. 

Wie  man  auch  die  o.  S.  720  n.  4  citlrten  Stellen 
von  Socrates  und  Sozomenus,  vgl.  S.  723  n.  4  n. 
S.  724  n.  5,  auslegen  mag,  so  ergiebt  sich  doch 
immer  aus  ihnen,  dass  ebenfalls  ein  Missbrauch 
in  der  Veröffentlichnng  der  dem  Busspriester 
abgelegten  Bekenntnisse,  gleichviel  von  wem  sie 


ausgegangen  war,  ob  von  diesem  oder  von  den  das 
Bekenntnlss  ablegenden  Sündern,  die  Veran- 
lassung zur  Aufhebung  des  Instituts  gegeben  hat. 

1  So  erzählt  Hieronym.  ep.  87  (al.  30)  ad 
Oceanum  de  morte  Fabiolae,  Mig  n  e ,  patrol.  22, 
692  von  der  Römischen  Matrone  Fabiola :  „Quls 
hoc  crederet,  ut  post  mortem  secundl  vlrl  in  se- 
metipsam  re versa,  quo  tempore  solent  viduae 
negligentes  jugo  servltio  excusso,  agere  se  libe- 
rluB,  adire  balneas,  volitare  per  plateas,  vultus 
ciicumferre  meretricias,  saccum  indueret,  ut  er- 
rorem  publice  fateretur  et  tota  urbe  spectante 
Romana  ante  dlem  paschao  in  basllica  quondam 

Lateran staret  in   ordine  poenltentium, 

episcopo,  presbyteris  et  omni  populo  collacry- 
mantibuB  sparsum  crinem,  ora  lurida,  squalidas 
manus,  sordida  eoUa  submitteret''. 

2  Nur  die  Bestimmung  findet  sich,  Gerona 
517  «.  10  (wiederholt  Toledo  IV  633  c.  64),  dass 
die  freiwilligen  Büsser,  welche  keine  bestimmten 
Sünden,  sondern  sich  nur  überhaupt  als  Sünder 
bekannt,  im  Gegensatz  zu  denjenigen,  welche 
öffentlich  die  Begehung  von  Todsünden  einge- 
standen hatten,  später  in  den  Klerikalstand  ein- 
treten konnten,  vgl.  dazu  Bd.  I.  S.  39. 

3  Ob  CS  sich  also  um  Sünden  handelte,  welche 
mit  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  der  gros- 
sen Exkommunikation,  bedroht  waren  oder  ob 
die  Busse  für  andere,  geringere  Vergehen  über- 
nommen war.  Darüber,  ob  eine  solche  Busse 
insbesondere  etwa  im  letzteren  Falle  beliebig 
wieder  aufgegeben  werden  konnte,  ergeben  die 
Quellen  ebenfalls  nichts.  Rechtlich  lässt  sich 
dies  für  den  letzteren  kaum  bestreiten,  wenn 
auch  für  den  anderen  die  Frage  eher  verneint 
werden  müsste. 

*  Theodoretl  Cyr.  ep.  77  clt.,  S.  705  n.  4. 

5  Lerida  c.  7,  S.  709  n.  3,  welches  der  elee- 
mosynae,  fletus  und  ieiunia  gedenkt.  Nichts 
näheres  in  dieser  Beziehung  ergeben  Felle.  II. 
ep.  dt.  S.  710  n.  5  und  Basilii  c  66,  S.  711  n.  1. 

8  Basilii  c.  24,  S.  711  n.  1. 
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legten ,  welche  immer  Mitglieder  der  Kirche  blieben  ^y  nicht  entsprochen  haben 
würde  ^.  Demnach  hatte  der  Bischof,  sofern  nicht  etwa  die  Bestimmung  eines  Kon- 
zils 3  oder  die  bestehende  Praxis  ^  einen  Anhalt  bot,  des  Näheren  über  die  Zeit  der 
Dauer  der  Ausschliessung^  und  darüber  zu  befinden,  auf  welche  Weise  der  Schuldige 
seine  reuige  Gesinnung  behufs  Wiederzulassung  zum  Abendmahle  zu  bethfttigen  hatte. 


§.247.     c.   Die  Disciplinarstrafen  für  die  Kleriker  und  die  Anwendung  der  ctUgemeinm 
kirchlichen  Strafen  auf  dieselben.     Die  öffentliche  Busse  der  Geistlichen, 

Was  die  Strafen  gegen  die  Kleriker  betriflft,  so  hatte  die  Kirche  schon  in  den 
ersten  Jahrhunderten  einzelne  Strafmittel,  welche  die  kirchlichen  Rechte  und  die 
kirchliche  Stellung  der  Kleriker  berührten,  also  solche,  welche  nach  Analogie  des 
staatlichen  Rechtes  als  Disciplinarstrafen  bezeichnet  werden  können,  ausgebildet. 
Diese  sind  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  weiter  entwickelt  worden.  Daneben 
sind  aber  auch  die  allgemeinen,  für  alle  Kirchenglieder,  insbesondere  für  die  Laien 
zur  Anwendung  kommenden  Strafen,  ebenso  wie  früher  auch  gegen  die  Geistlichen 
in  den  geeigneten  Fällen  gebraucht  worden  ^. 

L  Die  Disciplinarstrafen  gegen  Kleriker.  Was  zunächst  die  Strafen  der 
ersteren  Art  betrifft,  so  kennen  die  einschlagenden  Quellen : 

1.  die  Absetzung,  xa&aipeio&at  tou  xXn^pou^  oder  auch  xa^atpeTodai  allein^, 
deponi^j  degradari^^,  die  härteste  unter  den  spezifischen  Strafen  für  die  Kleriker. 


1  Also  nach  der  geschilderten  Busspraxis  der 
orientalischen  Kirche  sich  in  derselben  Stellung 
wie  die  Büsser  auf  der  Stufe  der  Stehenden, 
welche  die  Hauptstation  schon  durchgemacht 
hatten,  S.  718  u.  719,  befanden. 

2  Bestätigt  wird  diese  Auffassung  durch  Ba- 
silii  c.  24  oit.,  welcher  von  der  Wittwe  nur  die 
faktische  Trennung  von  dem  Manne  als  Zeichen 
der  Besserung  verlangt,  femer  auch  dadurch,  dass 
er  über  die  Anwendung  der  Bussstationen  auf 
solche  Kirchenmltglleder  schweigt.  Auoh  Lerida 
c.  7  cit.  gebraucht  den  Ausdruck:  poenitentia 
nicht.  Die  in  den  Briefen  Gregors  I.  gedachte 
poenitentia  ist  nicht  die  öffentliche,  sondern  die 
erst  der  nächsten  Periode  angehörige  Zwangs- 
busse in  Klöstern  und  in  anderen  abgeschlossenen 
Oertlichkeiten  ($.  !2Ö6).  Als  einzige  Stelle,  welche 
ein  Bedenken  ergeben  könnte,  bleibt  somit  nur 
Gelasii  I  frag.,  o.  S.  710  n.  5  übrig,  welchem 
aber  nach  dem  a.  a.  0.  Bemerkten  eine  entschei- 
dende Bedeutung  nicht  beigelegt  werden  kann. 

3  Vgl.  Lerida  c.  7  cit. 
*  Vgl.  Basilü  c.  24  cit. 

5  So  in  den  ep.  FeUi  II,  S.  710  n.  6,  und  Ba- 
silii  c  55,  S.  711  n.  1,  gedachten  Fällen. 
0  Vgl.  hierzu  des  Weiteren  noch  $.  248. 

7  Nicaea  325  c.  17  (hier  mit  dem  Zusatz :  xal 
dXXöxpioc  Tou  xavövoc  lorat,  aus  dem  Verzeich- 
niss  streichen)  oder  auch  x.  toO  ßa^fiou  Basilü 
ep.  217  (can.  III)  c  55,  oder  iravTeXw;  x.  t^; 
XeiToupYla«  Antioch.  341  c.  3. 

8  Sardica  343  c.  4;  can.  apost.  3.  6.  7.  8.  12. 
20.  25.  28.  29.  30.  31.  32.  36.  42.  44—47. 
49-53.  55.  68-69.  62.  63.  66.  68.  69.  84; 


Antioch.  6  (TravTeXwc  %0)  Synode  ad  quercnm 
403  (Ghrysostomus)  Mansi  3,  1151. 

Femer  auch:  diroiriirreiv  oder  dxiriTrcetv  tou 
otxslou  ßadfjioO  Ephes.  431  c.  6  u.  Ghalced.  431 
c.  27  (c.  1  G.  XXXVI.  qu.  1) ;  TtivSuveöctv  repi 
Toü  olxeiou  ßa&p.oD  Ghalc.  c.  1 ;  xaT^Y^oOttt  tou 
ßa^fjioü  Basilü  ep.  199  (can.  II)  c.  51 ;  Ttaäeo&ai 
Toü  TcXi^pou  Kicaea  c.  2  oder  t^c  OmjpeoCoc  Ba- 
silü c.  69;  TTjc  TcfSeoa;  p^rawecftai  Neocaes. 
314—326  c.  1,  was  freUich  München  2,  147 
irriger  Weise  als  blosse  Versetzung  auf  einen 
niedrigen  Grad  auffasst ;  ti^v  TtfA-pjv  xal  t6  dS(a>p.a 
(iTToßcÄXew  Sardica  c  20;  elvai  dÄ^X^rpiov  ttj; 
(i((ac  Ghalc.  c.  2;  Tzwrzh^  tepaTixoD  xafK'Ccto;, 
Gonstantin.  448,  Mansi  6, 747;  toü  Imoxoiiixoij 
d^itluiaToc  Tcal  navröc  ouXXöyou  lepaTtxou,  Ephe- 
sus  431  (Nestorius)  Mansi  4,  1212;  ijuptvosev 
a^TÖv  (Dlo8kur)T^;  tou  ^ntaxörou  xal  «doTjc  Upa- 
TixTJc  -^XXoTploaaev  d^lac,  Ghalced.  Mansi  6, 
1047 ;  ^00  rfjc  lepoDO^vyjc  %al  toü  xXtjpou  Yivea&ai 
1.  41  (42  V.  528)  G.  J.  de  episc.  I.  3;  fotßdXXw- 
dat  TiavToftu;  TOU  xX-^pou,  Nov.  5  (535)  c.  8; 
Nov.  123  (546),  c.  29;  i-xAiczzis  xfy  Upä; 
TdEeoa;,  Nov.  6  (535),  vgl.  femer  ibid.  c.ö;  d©oi- 
peToftai  TTjc  Upooouvtjg,  Nov.  56  (537)  c.  11; 
s.  auch  Nov.  123  (546)  c.  2.  10.  20.  Weitere 
Ausdrücke  bei  K ob  er,  Deposition  S.  3.  4. 

9  Elvira  306  c.  51;  Arles  I  314  c.  21 ;  Sardica 
343  c.  4  (latein.  Text) ;  Gregor  I.  ep.  VII.  14 
(2,  861)  IX.  63  (2,  979)  u.  XII.  31  (2,  1241), 
auch  d.  a  clero  Arles  II  443  o.  462  c.  14 ;  ab 
honore  Agath.  506  c.  49  (c.  35  G.  XII.  qu.  2)  c. 
60  (ab  offlcii  honore  depositus). 
10  c.  11  (August.)  G.  XXIII  qu.  4;  Tarragona 
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Sie  besteht  in  der  völligeD  Vernichtung  der  amtlichen  Stellung  des  davon  Be- 
troffenen. Sie  entzieht  ihm  zunächst  das  kirchliche  Amt  ^,  welches  er  bisher  inne 
hatte,  und  folgeweise  alle  daraus  herfliessenden  amtlichen  und  Vermögensrechte  ^^  so- 
wie die  damit  verbundenen  Titel  und  Ehrenrechte  3. 

Ferner  führt  die  Deposition  für  den  abgesetzten  Kleriker  die  Unfähigkeit  herbei, 
jemals  wieder  ein  anderes  kirchliches  Amt  zu  erlangen  oder  wieder  im  Kirchendienste 
verwendet  zu  werden^. 


516  c.  16;  —  Stat.  eccl.  ant.  c.  48.  56.  57;  ab 
officio  degradari. 

AuBserdem :  a  clericatns  removeri  officio,  Innoc. 
I.ep.adApnl.  401— 407,  Coustantp.  912;  — 
ab  officio  clericatas  submoveri,  Innoc.  I  in  c.  14 
C.  in.  qu.  6;  —  ab  officio  lemoveri,  stat  eccles. 
ant.  c.  50;  —  ab  officio  abiici.  Orange  441  c.  23; 
—  ab  officio  retiahi  stat.  eccles.  ant  c.  60  (c.  6 
DlstXLVI);  — 

ab  ordine  cleri  amovere,  Arles  I  c.  13;  c.  13 
(Pelag.  c  568—560,  Jaf  f  <J  ed.  II  n.  993)  Dist 
LV;- 

consortlo  clericoram  remoTeri,  1.  4  (452)  C.  J. 

t.  1;~ 

dignitate  officii  caiere,  Lerida  524  o .  546  c.  5 ;  — 

omni  ecclesla^ticae  dignitatls  priyileglo  nudari, 
Siridiep.ad  Him.385c.llln  c.  ÖDist  LXXXIV;  — 

ordine  et  honore  privarl,  Innoc.  I  ep.  ad  epist 
Tolet  u.  404  c.  3.    Coustant  p.  762.  772;  — 

ab  honore  clericatus  exterininare,  Elvira  306 
c.  33;  - 

omni  honore  ecclesiastico  privaii,  Innoc.  I  ep.  ad 
Exup.  Tolos.  405,  ibid.  p.  789  c.  1.  —  honore 
proprio  priYari,  Oath.  407  c.  10  (cod.  eccl.  Afr. 
c.  104),  sacerdotlo  privari,  Gregor.  I.  ep.  XIII. 
45;2,  1251. 1256;  - 

ab  officio  ecclesiastico  pelli,  Gelas.  I  ep.  ad 
Major. 490,  Thiel  1,  453 (c.  24  0  XII  qu. 2) ; — 

ab  ordinibus  exclndere  Gelas.  I  ad  Respect. 
490-496,  Thiel  1,496; — 

clerlcalibas  offlciis  abstinerl,  Gelas.  I  ad  episc. 
Luc.  c.  15,  ibid.  p.  371 ;  — 

locum  amittere  (et  auathema  habeii),  Garthago 
387  0.  390  c.  8  (cod.  eccl.  Afrlc.  c.  11);  Hippo 
393  c.  9  (ibid.  c.  15);  — 

cohibere  a  clero,  Tarragona  516  c.  2 ;  — 

a  clero  haberl  extraneum,  ibid.  c.  9;  — 

cleri  cum  non  haberi,  Toledo  400  c.  6. 

Vgl.  ferner  noch  Kober  a.  a.  0.  S.  4.  5. 

1  S.  die  Stellen  in  den  vorhergehenden  An- 
merkungen, welche  des  Verlustes  der  um^peala, 
des  pa&[i.öc  und  des  officium  erwähnen.  Weiter  er- 
glebt sich  dies  daraus,  dass  das  Amt  des  Deponir- 
ten  wieder  besetzt  wird,  also  erledigt  ist,  Sar- 
dica  343  c.  4,  s.  auch  Kober  S.  21  ff. 

2  Die  Synode  t.  Nicaea  hat  dem  Bischof  Mele- 
tius  y.  Lykopolis,  s.  das  Synodalschreiben  bei 
Socrat  h.  e,  I.  9,  gestattet  ,,pivetv  Iv  tiq  irdXet 
lauToO  %aX  p.TiSe(j,iav  i^ouatav  Ij^etv  aOröv,  [x-Zite 
)^etpo^eTeTv  {xihTe  upoyetplCea^o«*  H-t^e  ^  X"^?^ 
[tAl^e  is  iröXei  txipcf.  cpa(veadai  Tatjnj;  ttj;  npocpd- 
OEw;  2v6xa,  <^ikhs  oe  t6  ^vofjia  tt];  Ttpf^;  xeTtTfja- 
dai"  ihm  also  aus  Milde  erlaubt,  nur  den  leeren 
Titel  eines  Bischofs  beizubehalten,  nicht  aber 
Weihen  zu  ertheilen  oder  Kandidaten  für  den 
kirchlichen  Dienst  auszuwählen  und  zu  diesen 
Zwecken  die  Diöcese  zu  bereisen.   Bei  völliger 


Absetzung  hätte  er  also  alle  diese  Rechte  und 
ausserdem  den  Bisohofstitel  verloren.  Vgl. 
femer  Ancyra  314  c.  1,  nach  welchem  in  ähn- 
licher Milde  in  Betreff  der  während  der  Verfol- 
gung gefallenen,  aber  nachher  standhaften  Prie- 
ster fSoSe  Tfj;  ^ihi  Tip.7j;  rf)«  Ttaxa  tt?Jv  xaftiSpav 
fierl^eiv,  npoc^^peiv  hk  a6Touc  r^  6(JitA.etv  t)  SXoic 
XetTOUpYeTv  xi  töv  UpaTixösv  XeiTOUp^tcDv  ji-fj 
i^tlsai^j  also  ihnen  das  Opfern,  das  Predigen 
und  die  Vornahme  irgend  welcher  priesteilichen 
Verrichtungen  untersagt  wird,  s.  auch  Basilii 
ep.  199  (can.  II)  c.  27:  „pti^Te  Totvuv  ^Tjpioola 
fA-^TE  ihia.  e^Xo^eIto)  fi-ZiTE  t6  a(»p.a  toO  ^pioroD 

XaxaVEfA^TO)  ET^pOl?    fllfjTE  zh   dKXXo   XElTO'jpYEfcTOa". 

Daher  wird  auch  öfter  die  Absetzung  blos  durch 
Hinweis  auf  das  eine  oder  andere  dieser  Bechte 
und  seine  Entziehung  charakterisirt,  so  Antioch. 
c.  3  clt.  0.  S.  726  n.  7;  während  bei  der 
blossen  Entziehung  einzelner  Amtsrechte  die 
Fortdauer  der  übrigen  ausdrQcklich  erwähnt  wird, 
8.  z.  B.  Neocasarea  c.  9.  Wegen  der  Diakonen 
vgl.  Ancyra  c  2. 

Die  Entziehung  der  Vermögensrechte  ergiebt 
die  Nachricht,  dass  Paul  v.  Samosata,  B.  von 
Antiochien,  welcher  die  bischöfliche  Wohnung 
nach  seiner  Absetzung  i.  J.  269  zu  räumen  ver- 
weigerte, auf  Anrufen  der  Bischöfe  auf  kaiser- 
liehen Befehl  daraus  entfernt  wurde,  Euseb.  h.  e. 
Vn.  30.  Allgemein  den  Verlust  der  Amtsein- 
künfte aussprechende  Stellen  kommen  erst  spät 
vor,  6.  die  armenische  Synode  v.  Dovin  527  c.  5, 
H e  f  el e  2,  717  u.  Orleans  IH  c.  11.  Seit  dem 
5.  Jahrh.  hat  man  allerdings  aus  Mitleid  und 
Barmherzigkeit  abgesetzten  Bischöfen  eine  jähr- 
liche Unterstützung  gewährt,  so  z.  B.  die  Synode 
von  Ghalcedon  dem  abgesetzten  Bischof  Domnus 
V.  Antiochien,  Mansi  7,  270,  Hef  ele  2,  490; 
vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  501  und  Gregor  I.  ep.  III. 
55,  Jafftfed.  II.  n.  1258. 

8  Antioch.  341  c.  1 :  „to6;  hi  xadaipE^vrag 
(iirooTEpElcftat  tlciX  T?i;  ^aa^EV  TfcpiTjc,  "^C  6  ÄY'°* 
xavdbv  xal  xö  toü  Öeoü  UpaTEiov  fxETElXtjcpEv**. 
Daraus  erklären  sich  auch  die  Ausdrücke  für  die 
Absetzung,  welche  aus  Verbindungen  mit  Tiuif], 
dSicDuia,  (if(a  undhonor  gebildet  sind,  s.  o.  726  n. 
8  u.  10.  Vgl.  auch  die  Stellen,  in  denen  aus  Milde 
den  abgesetzten  Klerikern  der  Titel  und  die 
Ehrenrechte  belassen  werden,  o.  Anm.  2.  In 
Frage  kam  von  den  letzteren  namentlich  das 
Recht  der  Kleriker  dem  Gottesdienst  im  Presby- 
terium,  Sanctuarium  (im  Chor)  beizuwohnen, 
0.  S.  340  n.  4,  das  Becht  des  Bischofs  auf  die 
bischöfliche  Cathedra  und  das  Recht  der  Prie- 
ster, in  Gegenwart  des  Bischofs  zu  sitzen,  vgl. 
Kober  a.  a.  0.  S.  10  ff: 

^  can.  apost  62,  nach  welchem  der  abgesetzte 
Kleriker  nach  geleisteter  Busse  nur  als  Laie 
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Endlich  hört  durch  die  Deposition  nicht  nar  die  Beziehung  des  Deponirten  zn 
seinem  Amte  auf,  sondern  er  wird  dadurch  auch  aus  dem  Klerus  ausgestossen  S  und 
es  erlischt  seine  Zugehörigkeit  zu  demselben  2.    Er  steht  von  da  ab  dem  Laten^  recht- 


wieder  auf  genommen  werden  soll ;  Slricii  ep.  ad 
Hirn.  Tarrac.  385  c.  7  in  c.  4  Dict.  LXXXII: 
^noverint  se  ab  omni  ecclesiastico  honore  .  .  . 
apostolioae  sedis  anctoritate  deiectos  nee  nmquam 
poBse  veneranda  attTeotare  mysteria,  qnibus  se 
ipsi  .  .  .  privaTernnt«;  Baailii  ep.  188  (can.  I) 
c.  3;  .  .  .  6  S^  5iaxovo€  airo^  lyei  oiapxf)  xihv 
MxTjv  T?ic  xa^aip^ceoo«,  wc  o'jv  oux  dizohihoiU- 
V7J5  T^«  otaxoNia;" ;  c.  1.  9.  10.  11  (Gregor  I.) 
Dict.  L.;  Tgl.  anch  Morinns  IV.  c.  4.  p.  197  ff.; 
Kober  S.  26  ff. ;  München,  kanon.  Gerichta- 
verfahren  und  Strafrecht  2,  141.  Daas  man  hier, 
namentlich  am  die  Rückkehr  einer  schisma- 
tischen oder  häretischen  Partei  znr  Kirche  za  er- 
leichtern, Milderungen  hat  eintreten  lassen,  s. 
Kober  S.  36  ff.,  berührt  das  Prlncip  nicht. 

i  Dass  dieselbe  in  der  hier  fraglichen  Zeit 
schon  durch  Abnahme  irgend  welcher  klerikaler 
Amtszeichen  oder  Insignien,  anch  thatsächlich, 
wie  dies  später  der  Fall  war,  zum  Aüsdmck  ge- 
bracht ist,  so  anscheinend  Kober  S.  48,  beweist 
die  Mittheilnng  des  Socrates  I.  24,  dass  die 
Bischöfe  bei  Aussprechung  der  Deposition  sich 
xaT7)7opoyvTe;  fji^v  xai  daeßEiv  X^f  ®^^^  gegen  die 
Deponirten  verhalten,  nicht  Vereinzelt  kommt 
Abnahme  des  Palliums  bei  der  Absetzung  des 
Patriarchen  Paulv.  Alexandrien  541  vor,  Kober 
S.  49,  vgl.  auch  gegen  ihn  Kellner ,  Buss-  und 
Strafverfahren,  S.39.  S.  ferner  die  folgende  Anm. 

2  Daher  der  Ausdruck:  „ab  ordlne  cleri  amo- 
veri^',  0.  S.  726  n.  10  und  auch  das  Ausstreichen 
ans  dem  canon,  dem  Verzeichniss  der  Kleriker, 
vgl.  Nicaen.  17,  Kober  S.  39  und  oben  Bd.  II. 
S.  51,  wodurch  wohl  damals  das  Deposltionsur- 
theil  realisirt  wurde. 

Dem  Deponirten  wird  durch  die  Yerhängung 
der  Strafe  die  sog.  eommunio  cUricalU  (auch 
commnnio  dominiecL,  Turin  401  c.  5  n.  Tours  461 
c.  2  genannt,  Kellner  S.  58  n.  2),  welche  sich 
in  dem  Antheil  an  allen  Rechten  des  Klerus, 
insbesondere  in  dem  Recht  auf  den  Platz  im 
Presbyterium,  auf  die  Darbringung  des  Opfers 
oder  wenigstens  das  Mitfnnktloniren  dabei,  sowie 
auf  den  Empfang  der  Eucharistie  mit  und  unter 
den  Klerikern  äussert,  Kober  S.  41,  entzogen. 
Daraus  erklärt  es  sich,  dass  das  dxoistbstfo^ 
elvai  in  Nicaea  c.  16  als  Strafe  für  Kleriker, 
welche  ibre  Kirchen  eigenmächtig  verlassen  und 
hartnäckig  die  Ruckkehr  zu  denselben  verwei- 
gern« die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikal- 
stande, also  die  die  Deposition  nach  sich  ziehende 
grosse  Exkommunikation  bedeutet,  wie  dies 
namentlich  Arles  I  314  c.  21  und  Antioch.  c.  3 
cit.,  0.  S.  726  n.  7,  welche  beide  für  dieses  Dis- 
ciplinarvergehen  die  Absetzung  androhen,  er- 
geben. 

3  Im  Gegensatz  zn  der,  namentlich  protestan- 
tischerseits  vertretenen  Ansicht,  dass  der  Kle- 
riker durch  die  Deposition  dem  Laien  völlig 
gleichgestellt  worden  sei,  Bd.  I.  S.  117,  wird 
vielfach,  insbesondere  von  katholischen  Schrift- 
Steilem  mit  Bezug  auf  die  Lehre  von  dem  durch 


die  Ordination  begründeten  character  indelehilis 
s.  a.  a.  0.  behauptet,  dass  die  Kleriker  schon  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  trotz  der  Deposition 
innerlich  oder  potentialiter  Kleriker  gehlieben 
und  blos  äusserlich  und  rechtlich  den  Laien 
gleichgestellt  worden  seien,  s.  namentlich  die 
ausführliche  Erörterung  von  Kober,  Deposition 
S.  93.  Nicht  beweiskräftig  dafür  sind,  so  Kober 
S.  96  (und  auch  Löning  1,  188)  die  Vor- 
schriften, welche  wie  Chalcedon  451  c.  7;  An- 
gers 453  c.  7  und  Tours  461  c.  5  für  das  Ver- 
lassen des  Klerikalstandes  die  Exkommunikation 
androhen,  denn  die  gleiche  Strafe  trifft  auch 
nach  Chalcedon  cit.  den  Mönch.  Die  Straffest- 
setznng  beruht  also  darauf,  dass  beide  die  ein- 
mal um  Gottes  willen  gewählte  Verpflichtung 
innehalten  oder  erfüllen  sollen,  nicht  darauf, 
dass  sie  beide  einen  character  indelehilis  durch 
die  Weihe  oder  die  Professablegung  erhalten 
haben.  Allerdings  ist  nicht  zn  leugnen,  dass 
sieh  schon  im  4.  Jahrh.  bei  Augustin,  Bd.  I. 
S.  83n.  2;  Löning,  I,  189  n.  I,  Kober  S.  94, 
Hahn,  d.  Lehre  v.  d.  Sakramenten.  S.  281,  die 
Meinung  geltend  gemacht  hat,  dass  ebenso  wie 
die  Taufe  anch  die  Ordination  eine  unverlierbare 
Wirkung  auf  den  Empfänger  ausübe,  nnd  dass 
man  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Reordina- 
tionen  ebenso  wie  die  Wiedertanfe  verboten  hat, 
can.  apost.  68,  Garthago  397  c.  1  (cod.  eccles. 
Afr.  c.  48),  s.  auch  Kober  S.  94,  sowie  hei  der 
späteren  Wiederannahme  eines  deponirten  Kle- 
rikers, Sevilla  II  619  c.  3,  vielleicht  eine  noch- 
malige Ordination  nicht  erfordert  worden  ist, 
aber  hierin  liegen  doch  nur  immer  Keime  zu  der 
erst  später  entwickelten  Lehre  vom  character 
Indelehilis,  nicht  mehr.  Einmal  ist  die  erwähnte 
Auffassung  keine  feste  und  unbestrittene  ge- 
wesen, Bd.  I  S.  83.  Femer  hat  man  aus  der- 
selben noch  nicht  die  Folgerung  hergeleitet,  dass 
die  von  einem  deponirten  Kleriker  vorgenom- 
menen Handlungen  gültig  seien,  denn  es  ist 
eine  reine  petitio  princlpii  Kobers  S.  104, 
wenn  er  sich  zum  Beweise  seiner  Ansicht  darauf 
beruft,  dass  solche  widerrechtlich  geübten  Amts- 
handlungen nirgends  für  nichtig  und  wirkungs- 
los erklärt  worden  sein.  Vgl.  übrigens  hi»zu 
noch  Bd.  l.  S.  84;  Richter-Dove-Kahl,  K. 
R.  S.  789  n.  3. 

Ueberdies  hat  die  weltliche  Gesetzgebung  im 
römischen  Reich  einen  character  indelebilis  der 
Kleriker  nicht  anerkannt.  Nach  c.  39  (v.  408) 
G.  Th.  XVI.  2 :  „Quemcnmqne  clericnm  indignuoi 
officio  suo  episcopus  indicaverit  et  ah  ecclesiae 
ministerio  segregaverit ,  ant  si  qui  professum 
sacrae  religionis  obsequinm  sponte  dereliquerit« 
continuo  eum  curia  sibi  vindlcet,  ut  llber  illi 
ultra  ad  ecclesiam  recursus  esse  non  posslt  et 
pro  hominum  qualitate  et  quantitate  patrimonii 
vel  ordini  suo  vel  collegio  civitatis  adinngatur, 
modo  ut  quibuscunque  aptl  emnt  publicis  ne- 
cessitatibus  obligentur^  sollen  die  deponirten 
Kleriker  von  den  Kurien  der  Städte,  zu  denen 
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lieh  gleich)  und  hat  nnnmehr  blos  die  communio  latca^y  aber  diese  auch  in  demselben 
Umfange  wie  jeder  Laie,  welcher  von  keiner  kirchlichen  Strafe  betroffen  worden  ist^. 

Wie  sich  indessen  ein  solcher  nicht  die  Ansflbung  geistlicher  und  kirchlicher 
Funktionen  anmassen  darf,  ebensowenig  ist  der  deponirte  Kleriker  dazu  befugt,  und 
verfällt,  wenn  er  es  dennoch  thut,  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  wird  also  dann 
auch  mit  der  Entziehung  der  communio  laicalis  bestraft  \ 

Für  Fälle,  in  welchen  die  Deposition  mit  allen  ihren  gedachten  Wirkungen  zu 
hart  erscheinen  musste,  hat  man  schon  in  der  damaligen  Zeit  diese  letzteren  mehr 
oder  weniger  gemildert,  und  auf  diese  Weise  eine  Reihe  weiterer  Strafarten  ausge- 
bildet.  Es  gehört  hierher  ^  zunächst 

2.  die  Amtsentsetzung  ohne  Ausschliessung  aus  dem  Kleriker- 
stande mit  der  Tragweite,  dass  der  Entsetzte  jedes  Recht  auf  die  Vornahme  von 
Amtshandlungen  verliert,  andererseits  aber  seinen  bisherigen  Amtstitel  und  die  kleri- 
kalen Ehrenrechte  behält^; 

3.  die  Zurttckversetzung  eines  Klerikers  auf  eine  niedere  Weihe- 
stufe,  d.  h.  die  Entziehung  des  seinem  jeweiligen  Ordo  entsprechenden  Amtes,  so 
dass  er  von  nun  ab  nicht  mehr  die  Funktionen  desselben,  sondern  nur  die  der  niederen 
Weihestufen  ausüben  darf  ^. 


sie  gehören,  yindidrt  und  je  nach  ihrem  Stande 
und  ihrem  Vermögen  im  öffentlichen  Dienst  ver- 
wendet oder  zu  öffentlichen  Leistungen  heran- 
gezogen werden.  D.  h.  es  werden  ihnen  die 
Privilegien  des  Klems  abgesprochen,  L  ö  n  i  n  g  1 , 
191  n.  1,  welcher  sich  mit  Recht  gegen  die  Mei- 
nung (Lang,  theolog.  Quartalschrift,  Tübingen 
1831  S.  2U  u.  Kober  S.  86)  wendet,  dass  c.  39 
angeordnet  habe«  dass  die  abgesetzten  Kleriker 
den  Kurien  zur  Strafe  überliefert  worden  seien, 
da  Kober  übersehen  hat,  dass  sie  nicht  blos  der 
Kurie  einverleibt,  sondern,  soweit  sie  dieser 
nicht  verpflichtet  waren,  wieder  in  ihren  frühe- 
ren weltlichen  ordo ,  den  sie  vor  der  Anstellung 
hatten,  zurücktreten  sollten,  wodurch  sein  Gegen- 
grund, dass  nicht  alle  Kleriker  den  Kurien  ver- 
pflichtet gewesen  seien,  hinfällig  wird.  Die 
Novellengesetzgebung  (Nov.  5.  c.  6;  Nov.  6  c.  7 
n.  Nov.  123.  c.  14.  15.  29)  steht  allerdings  auf 
dem  Standpunkt,  den  Kober  für  die  frühere 
Zeit  vertheidlgt. 

*  Can.  apost.  15.  62:  „wc  Xaix6<;  Ttoivoaveito 
oder  Jex^T»";  vgl.  auch  Sardioa  343  c.  19; 
Basilii  c.  3.  32;  Innoc.  I  ep.  ad  episc.  Maced. 
u.  404,  Goustant  p.  841,  c.  4:  „laicam  tan- 
tum  tribuere  communionem^ ;  Agde  606  c.  50: 
„laicam  tantummodo  communionem  acdpiat"; 
c.  10  (Gregor  I.)  Dlst.  L.    Vgl.  Kober  S.  56 ff. 

3  Er  konnte  also  ungehindert  die  Kirche  be- 
suchen, Oblationen  darbringen,  an  den  Gaben 
und  der  Eucharistie  theilnehmen,  hatte  aber  die 
letztere  mit  und  unter  den  Laien,  nicht  mehr 
wie  ftüher,  im  Presbyterium  zu  empfangen, 
Kober  S.  57.  61. 

3  Can.  apost  29;  Antioch.  341  c.  4  (c.  6  G. 
XL  qu.  3),  welcher  schon  von  der  Synode  zu 
Ghalcedon  act  lY.  als  gemeinrechtliche  Vorschrift 
behandelt  worden  ist,  Hefele  2,  461. 

^  Ueber  die  in  diesem  Znsammenhange  zu 
steUende,  von  der  herrschenden  Meinung  aber 


als  eine  Art  Suspension  aufgefasste  communio 
peregrina  kann  erst  unten  bei  der  Suspension 
(s.  S.  734  n.  6)  gehandelt  werden. 

5  Vgl.  Socrates  I.  9 ;  Ancyra  c.  1  clt  (s.  S.  727 
n.  2)  c.  2;  Basilii  c.  27:  „ircpl  toO  «peoßoTipoü 
TOü  xax'  dfifvoiav  dl^^Oftu)  Y^P'<P  «cpiirap^oc  5)pi«a 
&  l^pijv  %a%ihpai  p-ev  juT^vetv,  täv  hk.  Xoitcwv 
^vepYetwvdir^o^eoftai";  Agde  506  c.  1:  „. .  debiga- 
misautinternuptarum  maritis  . . .  uthiquihucus- 
que  ordlnati  sunt,  habita  mlseratione,  presbyterii 
vel  diaoonatua  nomen  tantum  obtineant ;  officium 
vero  presbyteri  consecrandl  et  ministrandi  huius- 
modi  diaoones  non  praesumant"  (beide  Strafan- 
drohungen, von  Kober,  d.  Suspension  der 
Kirchendiener,  Tübingen  1862.  S.  19  n.  2  u.  S. 
13  n.  2  als  partielle  Suspension  bezeichnet). 

Dass  solche  Kleriker  auch  Ihr  Recht  auf  ihre 
bisherigen  Einkünfte  verlieren  muisten,  ist  klar, 
da  sie  andererseits  aber  Immer  Kleriker  blie- 
ben, erhielten  sie  wohl  wenigstens  den  noth- 
dürftigen  Unterhalt  von  der  Kirche,  wofür  auch 
das  hierher  zu  ziehende  Garth.  421  c.  3  (cod. 
eccles.  Afric.  c  31)  spricht,  nach  welchem  Kle- 
riker und  Diakonen,  wenn  sie  ihre  durch  die 
Noth wendigkeit  der  Kirche  gebotene  Beförderung 
zu  einem  höheren  Amte  hartnäckig  ablehnen 
^^nec  ministrent  in  grado  suo,unde  recedere  nolunt". 

6  Die  Strafe  kommt  gewöhnlich  für  Fleisches- 
sünden vor,  Neocas.  c.  10  (der  Diakon,  welcher 
vor  seiner  Weihe  fleischlich  gesündigt  hat  und 
dies  nachher  freiwillig  bekennt,  soll  unter  die 
Mlnoristen  versetzt  werden,  in  c.  1  G.  XV.  qu.  8 
in  entstellter  Uebersetzung),  Toledo  I  400  e.  4 : 
^subdlaoonus  . . .  defuncta  uxore,  si  aliam  duxe- 
rit,  ab  officio,  in  quo  ordinatus  fuerat,  remo- 
veatur  et  habeatnr  inter  ostiarios  vel  lectores, 
ita  ut  evangelium  et  apostolum  non  legst" 

Was  die  Zurückversetzung  eines  Bischofs  auf 
die  Stufe  des  Priesters  betrifft,  so  haben  zu 
Ghalcedon  451  act  IV,  Man  si  7,  96,  die  päpst- 
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Verwandt  ist  hiermit 

4.  die  Strafversetzung  auf  ein  schlechteres  Amt^  weiche  in  dieser  Zeit  freilich 
nur  als  Versetzung  von  Bischöfen  von  einer  grösseren  und  angeseheneren  Diöcese 
auf  eine  kleinere  und  schlechtere  erwähnt  wird  ^,  und  bei  der  Konzentrirung  des  Klerus 
an  den  bischöflichen  Kathedralen,  sowie  bei  der  erst  beginnenden  Ausbildung  der 
Pfarreien  und  der  damit  zusammenhängenden  Errichtung  von  Aemtem  ausserhalb 
des  Bischofssitzes  kaum  zur  Anwendung  kommen  konnte,  und  femer  auch 

5.  die  Entziehung  der  Anciennität  innerhalb  des  Ordos  und  Zurück- 
stellung in  demselben  auf  den  letzten  Platz  ^. 

6.  Ausserdem  kommt  weiter  die  definitive  Entziehung  einzelner 
Amtsrechte,  unter  Belassung  der  übrigen,  welche  der  von  der  Strafe  Betroffene 
also  unverschränkt  weiter  ausüben  kann,  vor  ^. 


Hohen  Legaten  erklärt:  „'Eirlaxoirov  eic  npeaßu- 
T^pou  xsTdifSiv  ßadp.öv  lspoauX(a  dorW"  (vgl.  auch 
Ghalced.  c.  29,  H  e  f  e  1  e  2,  536),  aber  zu  einem 
absolut  massgebenden  Rechtssatz  ist  diese  An- 
schauung, -welche  darauf  beruht,  dass  derjenige, 
welcher  nicht  würdig  ist,  das  Bischofsamt  zu  be- 
halten, auch  nicht  mehr  geeignet  erscheint,  die 
dem  Bischofsamt  am  nächsten  stehende  priester- 
liche Stellung  zu  versehen,  nicht  geworden,  denn 
sowohl  Nov.  6  (535)  c.2  (^^iim%ei'zm  toö  Oetou  rwv 
irAcr.6Ttfos  Yopoö")  u.  Nov.  123  (546)  c.  9  i.  f.  (r^; 
^Tticxoirfjc  IccofteTo^at)  wie  auch  das  Trullan.  692 
c.  20:  „MV)  ^EloTOj  ^TüioxÖTCip  eU  Wpav  tt?|v  [vh 
auTtji  Tcpo^Tjxouffav  it6Xtv  ^TjfjioaCqi  5i(aait£iN*  el  hl 
TIC  ©ojpadetT]  TOUTO  iioi&v,  TTj;  dirioxoTt^c  Tzauia^m, 
xd  oe  Toü  itpEaßuTipou  Istp-^zixm" ,  droht  diese 
Strafe  dem  Bischof,  welcher  hartnäckig  das  Re- 
sidenzhalten verweigert,  bez.  in  einer  fremden 
Stadt  öffentlich  lehrt,  an,  vgl.  Kellner  S.  49; 
Kober,  Deposition.  S.  122,  noch  spätere  Bei- 
spiele bei  Kober  S.  125.  Immerhin  ist  die 
Degradation  eines  Bischofs  zum  Priester  selten, 
in  der  hier  fraglichen  Zeit,  so  weit  bekannt,  gai 
nicht  vorgekommen,  denn  Nicaea  c.  8  setzt  für 
die  aus  dem  Novatianischen  Schisma  zurück- 
kehrenden Bischöfe,  da  es  diese  an  denjenigen 
Orten,  wo  sie  sie  sich  allein  befanden,  in  ihrem 
bischöflichen  Amt  belässt,  und  ihnen  nur  da,  wo 
auch  ein  katholischer  Bischof  vorhanden  war, 
die  Stellung  eines  Ghorbischofs  oder  Priesters 
angewiesen  wissen  will,  keine  Strafe  fest,  son- 
dern trifft  nur  eine  Massregel  zur  Beseitigung 
des  Schismas.  Der  von  Kellner  S.  49  weiter 
herangezogene  Fall  des  Erzbischofs  Armentarius 
V.  Embrun,  Bd.  II.  S.  164  n.  5,  gehört  nicht 
hierher,  da  die  Absetzung  desselben  durch  die 
Synode  v.  Riez  439  in  Folge  der  Nichtigkeits- 
erklärung seiner  Weihe  stattgehabt  hat,  also  im 
rechtlichen  Sinne  keine  Deposition,  welche  die 
rechtsgültige  Erlangung  des  Amtes  voraus- 
setzt, war. 

Die  Zurflckversetzung  des  Bischofs,  welcher 
ein  Bisthum  durch  Simonie  erwirbt  und  vorher 
Priester  oder  Diakon  war,  in  die  niederen  Weihe- 
grade droht  Nov.  6  (535)  c.  1.  2.  9  an. 

1  Erwähnt  wird  bei  Angustin  ep.  209  (al.  261) 
c.  8,  Mi  gn  e ,  patr.  33,  955  die  Versetzung  eines 
afrikanischen  Bischofs  Laurentius  auf  ein  schlech- 
teres Bisthum. 


2  ep.  Leon.  I  ad  Dorum  Benevent. 448,  B al  1  er. 
1,  732:  „presbyteri,  qui  indignos  ge  honoris  sui 
ordine  sunt  professi,  licet  etiam  privari  sacer- 
dotio  mererentur,  tamen,  ut  eis  pro  apostolicae 
sedis  pietate  parcator,  Ultimi  inter  omnes  eccle- 
siae  presbyteros  habeantui^;  weitere  Androh- 
ungen dieser  Strafen  allerdings  erst  wieder  bei 
Gregor  I.  ep.  I.  83,  ed.  Ben.  2,  566;  TruUan. 
692  c.  7  u.  Nicän.  II  787  c.  5. 

8  Neocäs.  c  9 :  „npeaB6TEpoc,  ddv  iTpoT](jLap- 
T7]xd>c  o<6fJiaTt  irpoa^^  xat  6fjioXofV)OTQ  Sn  "Jäfiopte 
iip6  Tfj«  ^eipoTcvta;,  fx-rj  npootpep^o)  (das  Opfer 
darbringen),  (i.£vq)v  ht  toT;  Xoiirotc  8id  ti?Jv  a}Ja^^^ 
oiTouWjv";  Gregor  I.  ep.  II.  18  u.  20  v.  592,  Jaf  fe 
ed.  II.  n.  1173. 1175,  s.  auch  c  40  0.  VlI.  qn.  1, 
nach  welchem  der  ordnungswidrig  zum  Archi- 
diakon  Beforderte  dieser  Stellung  für  verlustig 
erklärt,  aber  ihm  gestattet  wird,  die  Funktionen 
des  einfachen  Diakons  auszuüben ;  Basilii  ep. 
199  (can.  II)  c.  17:  "E^cd  Se  ffit]  Tiva  xotNOv 
8po^  Tcepl  irävTCöv  6fAoO  tcöv  \t£x^  autou  (des 
Priesters  Bianor)  6p.ca[Jiox6Ta)v  tou  %olt  'Avitö- 
yzias  xX7]pi7toi5  oI8a  i%xe^zi%ihQ.  Aorc  täv  yiev 
0Y](ji,09(a)V  a^ToOc  iizlytc^ai  cuXXöyoov,  ihia  hi 
eiep^eiv  xd  xcav  irpeapuT^pooN*'  (also  Entzieliung 
des  Rechtes,  die  priesterlichen  Funktionen  öffent- 
lich für  die  Gemeinde,  nicht  aber  sonst,  d.  h.  föi 
Einzelne,  vorzunehmen). 

Für  Bischöfe  kommt  vor:  die  Aberkennung 
des  Ordinationsrechtes ,  Turin  401  c.  3;  stat 
ecoles.  ant.  c.  68  (c.  55  Dist.  I);  Riez  439  c.  1; 
c.  24  (Leol.  446?  Jaff^  ed.  II.  n.410)  C.XXV. 
qu.  2;  Hilar.  ep.  ad  episc.  Galliae  462  c.  i, 
Thiel  1,  143;  Slmplicii  ep.  ad  Florent.  475, 
Thiel  1.  c.  p.  175;  daneben  auch  des  Rechtes, 
den  Eonzillen  beizuwohnen,  Turin  und  Riez 
clt,  ferner  die  Entziehung  des  Palliums  (ange- 
droht in  ep.  Gregor  I  cit),  die  Absetzung  als 
Metropolit  unter  Belassung  der  bischöflichen 
Stellung  (wie  bei  Hilarius  v.  Arles,  Bd.  I.  S. 
589  n.  6,  Kober  S.  118  u.  Löning  1,  484); 
und  die  nur  vereinzelt  (in  Afrika)  zur  Anwen- 
dung gebrachte  Entziehung  der  bischöflichen 
Jurisdiktion  über  einen  Theil  der  DiÖcese, 
August,  ep.  209  (al.  261)  n.  5;  Migne  33, 
954 :  „Honorem  integrum  servavimus  iuveni  (dem 
Bischof  V.  Fussala)  corrigendo,  sed  corripiendo 
minuimus  potestatem,  ne  scilicet  eis  praeesset 
ulterius,  cum  quibus  sie  egerat^    (Nicht  hierher 


§.  247/ 


Die  Straf gewalt.  Römisches  Reich.   Strafen  gegen  Geistliche. 
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7.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Strafen,  welche  alle  die  bisherige  Rechtsstellung  min- 
dem,  steht  die  ebenfalls  als  solche  für  immer  verhängte  Unfähigkeit,  in  eine 
höhere  kirchliche  Stellung  befördert  zu  werdend 

Alle  unter  Nr.  1 — 7  bisher  besprochenen  Strafen  ändern  entweder  dauernd  die 
Rechtsstellung  des  Klerikers  oder  entziehen  ihm  bestimmte  Rechte  für  immer  2. 

Dadurch  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  von  der  weiter  vorkommenden  Strafe 

8.  der  Suspension,  welche  durch  die  Ausdrücke  ap^etv^,  (jLY|xiTi  XetTOüp^eTv^, 
XcoptCeoöat  T^(;  {epaTix^<;  XeiToopYfa?  ^  lateinisch  freilich  erst  seit  dem  6.  Jahrhundert 
durch  die  noch  heute  gebräuchlichen  Ausdrücke  suspendi  ab  honore  et  officio^,  ab 
officio  "*  oder  blos  schlechthin  suspendi^  bezeichnet  wird®. 

Ihrem  Wesen  nach  besteht  die  Suspension  darin,  dass  der  Geistliche  für  eine 
verschieden  bemessene  Zeit  von  der  Ausübung  derjenigen  Rechte,  welche  er  kraft 
seines  Amtes  vorzunehmen  berechtigt  ist^^,  und  von  jeder  Amtsgemeinschaft  mit  den 


gehört  aber,  so  Kellner,  Bass-  and  Strafver- 
fahren S.  71,  Gregor.  I.  ep.  III.  7  v.  592;  Jafftf 
11  ed.  n.  1211,  ed.  Baller.  2,  631). 

^  So  In  Afrika,  "wo  die  Metropoltten-  (oder 
Primaten-)  Wurde  immer  dem  der  Ordination 
ältesten  Bischöfe  zukam,  Bd.  I.  S.  681,  die  Un- 
fähigkeit, diese  Stellung  jemals  zn  erhalten,  Au- 
gnstln.  ep.  cit.  c.  8,  1.  c.  p.  965 :  „Ciamet  Priscus 
proTinciae  Gaesariensis  episoopns :  Ant  ad  prima- 
tnm  Sit  locus,  siont  ceteris  et  mihi  patere  dehuit 
ant  episcopatas  mihi  remanere  non  debuit"  .... 
c  7  ibid.  „Aut  Tero  qnisqnam  ita  esse  debet  sive 
severitatis  sive  lenitatis  exactor,  ut  qni  visl  fnerint 
episcopatns  honore  privandi,  nnllo  modo  in  eis 
aliqnid  vindlcetnr  ant  in  quibus  faerlt  Tindican- 
dnm,  episcopatns  honore  privetnr  ^ ;  Toledo  400 
c.  1  u.  3  (Diakonen,  welche  mit  ihren  Frauen 
ehelichen  Umgang  gehabt,  sollen  nicht  Priester, 
Priester,  welche  Kinder  haben,  nicht  Bischöfe, 
und  Lektoren,  welche  eine  Wittwe  geheiratbet, 
höchstens  Snbdiakonen  werden) ;  Orange  I.  441 
c  24  (Diakonen),  Lerida  524  0,  546  c.  1.  5  (all- 
gemein für  alle  Kleriker) ;  Leo  I.  ep.  ad  Januar. 
477,  Bai  1er.  1,729:  „ut  in  magno  habeant 
beneflcio,  si  adempta  sibi  omni  spe  promotionis 
in  quo  inveniantni  ordine  stabilitate  perpetna 
maneant  ^ ;  Basilii  c.  69 :  „'A^aTVoban^c,  e(  tiq 
^auTo5  h-vtjotJ  irp6  toQ  ^dfiou  ouvoXXdiSßtsv,  Ivtau- 
TÖv  dpYif)aac,  eU  tö  dva^ivoboxeiv  ^apBYjvat,  {x^vosv 
dlnp6-xoitoc'' ;  Justin,  nov.  123  ▼.  546  c.  14  (be- 
treffend den  Lektor,  welcher  zum  zweiten  Mal 
oder  zum  ersten  Mal  eine  Wittwe  oder  eine  ge- 
schiedenrFrau  heirathet) ;  Tgl.  ferner  Gregor  I. 
ep.  L  44  (ed.  Ben.  2,  538)  u.  V.  52  (2,  780), 
Ausschluss  von  der  Erlangung  eines  bestimmten 
Bisthnms  bei  Gregor  I.  ep.  XUL  45  (2,  1251). 

«  Kober  S.  113.  117.  119. 126  bezeichnet  die 
unter  2.  3. 5. 6  aufgeführten  Strafen  als  partielle, 
die  zu  7  gedachte  dagegen  als  negative  Deposition. 
Gewonnen  ist  damit  nichts.  Begrifflich  scheidet 
sich  die  Deposition  im  Tollen  Sinne  (s.  unter  1) 
von  allen  übrigen  Strafen.  Unter  den  letzteren 
konnte  man  die  zu  2,  deshalb  weil  sie  wohl  das 
Amt,  aber  nicht  die  Zugehörigkeit  zum  Kleriker- 
stande entzieht,  partielle  Deposition  nennen. 
Aber  sie  tritt  wieder  als  eigenartige  Strafe  den 


anderen  (Nr.  3 — 7)  gegenüber  auf,  denn  diese 
lassen  dem  Bestraften  stets  in  geringerem  oder 
in  grösserem  Umfange  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Funktionen. 

3  Nichts  thun,  unthatig  sein,  Basilii  c.  69,  0. 
Anm.  1. 

^  can.  apost.  15  und  Antioch.  c.  3  (betreffend 
Kleriker,  welche  ihre  Diöcesen  ohne  Wissen  des 
Bischofs  verlassen),  wie  in  dem  letzteren  der 
Gegensatz  gegen  das  bei  hartnäckiger  Verweige- 
rung der  Rückkehr  angedrohte :  „7cavT6X69c  atkov 
xa^atpcTo^at^  ergiebt.  Nicht  hierher  gebort  aber, 
so  K ober,  Suspension  der  Kirchendiener.  Tü- 
bingen 1862.  S.  19,  das  dTc^^eo^ai  t&v  ^vepYet- 
Äv  in  BasilU  c.  27,  0.  S.  729  n.  5,  und  ebenso- 
wenig c.  70  ibid. :  „Atdlxovoc  i^  -fiJLktQi  (jLtav&el; 
xal  fte^pl  to6toü  i?|fi.apTtjxivat  Äfi.oXo'rtoa;,  rJj« 
XctToop-ftotc  ^irtavetfJjaeTai '  toO  Be  ficri^teTO  täv 
GCYtaafiATQiv  fjtera  t&v  Siaxövoiv  d^toidi^oeTai.  T6 
ht  ab-zh  xal  rpeoßtSTCpoc  *  Ei  hi  Tt  to6tov>  nXetov 
9<opade(Y]  TIC  if)fiapTT]XÖCf  iv  oTq>  olv  iq  ßadpuji 
%aVaip£oT)Tai'',  vielmehr  handelt  es  sich  hier  um 
die  0.  S.  729  Nr.  2  gedachte  Strafe. 

5  Nov.  123  (546)  c.  1  („ditl  Iva  ivtauröv"); 
c.  2  u.  10  ibid. :  „inl  dq  ivtauota(qi  r^c  ^eCac 
XeiToüp^Ca;^  bez.  „iitl  xpcTc  dviauroö;  dirö  Tcdot)« 
e6af  oüc  &7rr)pea(ac  xo)X660&ai ". 

«  Orleans  V  549  c.  5. 

'  Orieans  IV  541  c.  10. 

8  Narbonne  589  c.  6. 

Ausserdem :  ab  officio  sequeBtrariy  Orleans  III 
538  c  2 ;  endlich  c.  19  ibid :  „laica  communione 
contentus  ab  ordine  depofiius  tamdiu  habeatur, 
quamdiu  digna  poenitentia  et  supplicatione  satis- 
fecerit  praesidenti  pontiflci'',  K  elln  er  S.  63. 

9  Nach  Kellner  S.  60  n.  4  soll  auch:  abiti- 
neri  die  Bedeutung  von  Suspension  in  Cyprian. 
65  (ed.  Hartel  ep.  3)  und  ep.  62  (ep.  4)  und 
Toledo  I  400  c.  15  haben,  aber  in  allen  diesen 
Stellen  ist  die  völlige  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  gemeint,  s.  0.  S.  696  n.  6,  S.  698  n.  1  u. 
S.  708 n.  3,  auch  ep.  Cyprian. 41  u.  42,  ed  Har- 
tel p.  589.  590  und  ibid.  index  3,  408. 

*ö  Vgl.  das  fjiTjx^Tt  XeiToupfstv  s.  0.  Anm.  4; 

femer  die  Bezeichnungen  ab  officio  suspendere. 

Der  Suspendirte  war  übrigens  auch  nicht  be- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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flbrigen  Elerikem  ausgeschlossen  wird  ^,  aber  weder  sein  Amt^,  noch  das  Recht  auf 
den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  mit  den  übrigen  Geistlichen  und  Lsuen  ver- 
liert 3.  Ebensowenig  war  mit  der  Suspension  die  Entziehung  der  Laienkommunion 
verbunden  *. 

Lidessen  ist  auch  in  dieser  Zeit  eine  Suspension  der  Kleriker  nicht  nur 
von  ihren  Amts-,  sondern  auch  zugleich  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten, welche  den  Laien  zustanden,  vorgekommen^.  Diese 
weitere  Suspension  wird  zum^Theil  mit  a^opfCeo&at  ^,  zum  Theil  aber  durch  Wendungen , 
welche  die  Fernhaltuug  von  der  Eirchengemeinschaft  ausdrücken  "^^  bezeichnet.  Man 


rechtigt,  die  Funktionen  eines  geringeren  Oidos, 
als  des  von  Ihm  besessenen  auszuüben.  K  e  1 1  - 
nerS.  64. 

*  Orleans  II  535  c.  9 :  ,,Nullns  presbyterorum 
sine  permissione  episcopi  sui  cum  saecularlbus 
habitare  praesumat:  quod  si  fecerlt  ab  offlcii 
communione  pellatur".  Darin  lag  also  auch  der 
Ausschluss  Ton  dem  gemeinsamen  Gebet  der 
Kleriker,  Kellners.  64. 

2  Das  folgt  aus  dem  Wesen  der  Strafe,  da  sie 
weder  Entziehung  des  Amtes  noch  Ausstossung 
aus  dem  Klerikalstande  ist.  Daher  hat  man  den 
Suspendirten  auch  in  den  ersten  Zeiten  nicht 
all»  Einkünfte  aus  ihren  Aemtem  entzogen,  so 
schreibt  noch  Orleans  III  c.  19  cit.  Tor,  dass 
ihnen  der  Bischof  „quaecumque  Ulis  stlpendio- 
rum  iuxta  consuetudinem  redhibentur,  pro  quali- 
tate  temporis  mlnlstrare''  soll,  Kellner  S.  73. 

3  Eine  Verkehrssperre  ist  nirgends  festgesetzt, 
im  Gegentheil  zeigt  die  Androhung  der  Aus- 
schliessungaus der  communio  der  übrigen  Bischöfe 
(s.  Orleans  549  c.  9,  und  unten  Nr.  III)  neben 
der  Suspension,  dass  die  Suspension  den  Verkehr 
mit  den  übrigen  Bischöfen  nicht  beeinträchtigt, 
Kellner  S.  66;  Kober,  Suspension  S.  109. 

*  In  den  vorher  citlrten  Quellenstellen  findet 
sich  dafür  nicht  der  mindeste  Anhalt. 

^  Das  ist  bisher  völlig  unbeachtet  geblieben. 

0  So  in  den  oanones  apostol.  s.  c.  57. 72,  o.  S. 
706  n.  3 ;  femer  in  denjenigen,  in  welchen  als 
härtere  Strafe  daneben  die  Absetzung  angedroht 
ist,  8.  c.  6  ibid:  „'Etcioxotto;  t)  itpeoß'jxepo«;  t) 
8tdtxovo5  T^s  ioiUToO  fi^saXr.tx  fjtV)  IxßaXXir«  izpo^d- 
oet  eiXaßeCac  *  ^dv  tk  ^xßoXXT],  dL^poptCloÖ»  *  ^tii- 
fxfvcov  8e,  xa^aipefca&ot)";  c.  45  (ein  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  welcher  mit  Ketzern  betet, 
dl^opiC^odo},  wenn  er  aber  mit  ihnen  als  Kleriker 
Gottesdienst  hält,  xadatpetaft»),  c.  58.  69  (Bi- 
schöfe und  Priester,  welche  ihren  Klerus  und 
ihre  Gemeinden  vernachlässigen  oder  bedürftigen 
Klerikern  nicht  den  erforderlichen  Unterhalt  ge- 
währen, sollen  zunächst  dem  Aphorismus,  bei  fort- 
dauernder Nachlässigkeit  der  Absetzung  unter- 
liegen), c.  55.  56  (der  Kleriker,  welcher  den  Bischof 
frech  behandelt,  %a^aipe(ai^(u,  welcher  sich  aber 
ein  solches  Benehmen  gegen  einen  Priester  oder 
Diakon  zu  Schulden  kommen  lässt,  dtpopiC^a^co). 

'  So  Sardica  343  o.  11 :  ^droxiNoiTo  t^c  xot- 
^»»^1«;",  8.  0.  S.7l3n.2.  Das:  „submoverl XXX 
dierum  spatio  a  communione"  und  „VII  diebus  a 
communione  haberi  extraneum'',  Vannes  465  c. 
13  fwiederholt  Agde  506  c.  41)  und  Vannes 
45.  14  für  Kleriker,  welche  sich  betrinken,  bez. 


von  dem  Morgengottesdienste  schuldhafter  Weise 
fern  bleiben,  femer  Agde  506  c  55  (betreffend 
das  Halten  von  Jagdhunden) :  „si  eplscopus  est, 
III  mensibus  se  a  communione  suspendat,  pres- 
byter  II  mensibus  se  abstineat,  diaconus  uno  ab  offi- 
cio Tel  (==  et)  communione  oessabit"  und  ibid.  c.  64 
(betreffend  das  Fehlen  des  Klerikers  hei  den 
kirchlichen  Hauptfesten,  um  sieh  weltlichen  Ge- 
schäften hinzugeben) :  „  oonvenit,  ut  triennio  a 
communione  suspendatur.  Similiter  diaconus  vel 
presbyter,  si  III  hebdomadas  ab  ecdesia  bua  de- 
fuerit,  huic  damnationi  sucoumbat" ;  Orleans  UI 
538  c.  4:  „Quod  si  quilibet  ille  antistltum  vel 
clericorum,  quod  supra  scriptum  est  (verdächtigen 
und  Anstoss  erregenden  Verkehr  mit  den  in  sei- 
nem Hause  befindlichen  Frauen)  vitare  nolue- 
rit,  pro  inobedientia  trlennii  excommunicatione 
mulctetur",  blos  auf  die  Suspension  vom  Amte, 
von  der  communio  dericalis,  zu  beziehen,  so 
Kellner  S.  61.  62,  Ist  nicht  angänglich,  da 
sich  in  keiner  Stelle  ein  Anhalt  für  diese  enge 
Bedeutung  des  Wortes  findet,  und  sogar  Agde 
c.  55  das  suspendere  ab  officio  und  a  communione 
neben  einander  stellt  Vgl.  ferner  das  sich  als 
aus  Milde  erlassene  charakterisirende  Urtheil  der 
Synode  v.  Ephesns  431,  5.  Sitzung,  gegen  Jo- 
hann V.  Antioohien  und  seine  Genossen,  Maus! 
4,  1323:  „dXXiSrpioc  ^ot»  aOxö«  xe  6  'IcndyvT]; 
Ttat  ol  ouv  ayT<|)  SpofwtToypY^aavre«  ttjc  ixxXr^* 
ataffTtxtj«  xoivwvias ,  fi.T)5efA(otv  lyovrec  d^Setov  d>c 
ii  audevTixTJc  UpdtTtxfj; ,  elc  TÖ"5üvaoftai  Tivdc 
ßXdiirrew  ix  raÖTtjc  t)  Ä^peXeTv  dyfiK  os  eaurouc 
xoraY^o'^TSc ,  t6  olxeiov  6,aoXt)7T^aa)at  a^dXfxa' 
cIWtec  2ti  et  p.-?)  ToüTo  h  vjyti  Tcoti^aatev,  t?,n 
TeXclav  ix  töjv  xa^övrov  icp'  eauTou;  iiriordLooNTai 
dir(5;paaw",  und  Sozomen.  bist,  eccles.  IV.  24,  be- 
treffend Eustathius  v.  Sebaate :  „6c  •ijvixa  Kpec- 
ß'jTepoc  -^v,  TipoxaxaeTNdbcxet  aOroO  EOXdXio; 
6  ita'rijp  xftl  Tfi)v  eOytüv  dcpd^ptaeV  (vgl,  auch  S. 
711  n.  2).  Auch  das  ürtheil  des  GondUabulum 
der  Antiochener  zu  Ephesns  431  ^  soweit  es  die 
Anhänger  des  Gyrill  und  Memnon  betrifft,  M  ansi 
4,  1268;  Hefele2,  194  gehört  hierher. 

Demgemäss  wird  weiter  hier  einzureihen  sein : 
Chalced.  451  c.  20  (c  4  Dist.  LXXI)  :  „el  5£  ti; 
iTrlaxoiroc  fi-erA  tön  2pov  toutov  diXXq»  dTCioxo-oi 
Tzpoa-fixoszahiiezai  xXi^ptxöv,  iho^  dxoivdttVTjroN 
civat  Ttal  TÄv  hsyMs-za  xa\  t6v  ^efdipLevov,  lo»c  ow  6 
jAeraOTÄ;  xXTjpiii«  eU  t^v  I5(av  ^Ttav^^TD  Ixx).Tj- 
olav'S  ein  Kanon,  den  Kellner  S.  61  blos 
auf  die  Suspension  vom  Amte  bezieht  (wogegen 
der  ebenfalls  von  demselben  S.  60.  61  und  Ko- 
ber S.  79  hierher  gezogene  c.  16  Nicä4  weder 
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kann  dieser  Annahme  nicht  entgegenhalten,  dass  der  Kleriker  trotz  der  Deposition 
seine  Laienrechte  behalten  habe.  Oanz  abgesehen  davon,  dass  die  alte  Kirche  eine 
Suspension  der  Laien  von  ihren  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  gekannt  bat  i,  und 
es  nicht  fem  lag,  die  Kleriker  ebenfalls  von  allen  ihren  Rechten  zu  snspendiren,  stand 
hier  niemals  ein  definitiver  Verlnst  und  die  Unmöglichkeit  der  Wiedererlangung  der 
Rechte  in  Frage  ^.  Zudem  hatte  auch  die  in  der  Verbindung  der  Suspension  der  geist- 
lichen Amts-  und  kirchlichen  Mitgliedschafterechte  zum  Ausdruck  gebrachte  An- 
schauung, dass  der  Oeistliche,  welcher  für  eine  bestimmte  Zeit  seiner  kirchlichen 
Funktionen  enthoben  ist,  gleichzeitig  nicht  die  Kirche  betreten,  namentlich  die  Eucha- 
ristie, die  er  zu  spenden  und  mit  den  übrigen  Klerikern  zu  nehmen  ausser  Stand  ge- 
setzt ist,  auch  nicht  unter  den  Laien  empfangen  soll,  ihre  volle  principielle  Berech- 
tigung 3. 

Ja,  gerade  seit  dem  6.  Jahrhundert  hat  namentlich  Oregor  L  wiederholt  neben 
der  blossen  Suspension  von  den  Amtsrechten  ^  von  der  Yerhängung  der  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl  gegen  Oeistliche  aller  Orade  Gebrauch  gemacht^,  und  da  damit 


die  Suspension  der  einen  oder  andern  Art  be- 
trifft, sondern  die  hier  nicht  in  Frage  stehende 
hartnäckige  Yerweigemng  der  Rückkehr  znr  vei^ 
lassenen  Kirche  —  Antlooh.  341  c.  3,  s.  o.  S.  731 
n.  4,  hat  für  diese  die  Deposition  als  Strafe  — 
mit  dem  die  Deposition  in  sich  schliessenden 
grossen  Bann  bedroht,  wie  auch  Kober ,  Depo- 
sition S.43,  also  im  Widerspruch  mit  sich  selbst, 
in  c.  16  cit.  eine  Deposition  findet). 

Von  lateinischen  Synoden  sind  weiter  in 
diesen  Zusammenhang  zu  stellen  (Garth.  III. 
397  e.  7)  Hippo  393,  c  6 :  „nee  a  communione 
suspendatur,  cui  crimen  inteuditur  (episcopus), 
nisi  ad  causam  dicendam  primatis  literis  evoca- 
tus  minime  occurrerit,  h.  e.  intra  spatium  men- 
sis  .  .  .  Terum  post  mensem  secundum,  tam  diu 
non  communicet,  donec  purgetur'' ;  c.  7 :  „Sin 
autem  nee  .ad  coucilium  universale  occurrerit, 
.  .  .  ipse  in  se  damnationis  suae  sententiam 
dixisse  iudicetur.  Tempore  sane  quo  non  com- 
municet, nee  in  sua  plebe  communicet'',  wo  das 
non  communicare  und  a  communione  suspendere 
identisch  ist,  also  nicht  die  grosse  Exkommuni- 
kation bezeichnen  kann;  ferner  mit  Rücksicht 
auf  Ghalced.  c.  20  cit  Tours  461  c.  11:  ,,Si 
quis  clericus  absque  episcopi  sui  permissu  dere- 
licta  ecdesia  sua  ad  alium  se  transferre  yoluerit 
locum,  alienus  a  communione  habeatui",  Vannes 
465  c.  Ö.  6  und  Yaleuce  524  c  5. :  „quousque  in 
vitio  permanserit  et  communione  et  honore  pri- 
Yetur*'  (auch  Damasi  ep.  ed  Paulin.  380,  Jaf  f  tf 
ed.  II.  u.  336:  „eos  sacerdotes  a  communione 
nostra  habeamus  alienos,  quam  diu  ad  eas  redi- 
erint  dYltates,  in  quibus  primum  sunt  consti- 
stuti"),  femer  vielleicht  auch  Arles  II  443  o. 
452  Cw  13  (der  seine  Kirche  verlassende  Kle- 
riker „omniiDodis  excommunlcetur  aut  redire  co- 
gatur^,  weiter  Agde  606  c.  21 :  ^  communione 
pellantur''  für  Kleriker,  welche  an  den  hohen 
Festtagen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  in  den 
Kapellen  der  C^undbesitzer  die  Messe  feiern, 
mit  Rücksicht  auf  c  64  ibid. 

Nicht  hierher  gehören  cod.  eccles.  Afric.  c.  29 : 
,,ut  qui  excommuuicatus  fuerit  pro  suo  üeglectu 


sive  episcopus  sive  quilibet  clericus  et  tempore 
suae  excommunicationis  ante  aiidientiam  suam 
communionem  praesumpseiit,  ipso  in  se  damna- 
tionis iudicetur  protolisse  sententiam^',  da  die 
Stelle  wohl  auf  den  grossen  Bann  bezogen  wer- 
den muss,  ferner  stat.  eccl.  ant.  c.  61 :  „deri- 
cum  per  creaturas  iurantem  acerrime  obiurgan- 
dum,  si  persütezit  in  vitio,  exoommunicsndum^ 
worin  unmöglich  mit  Kellner  S.  62  eine  blosse 
Suspension  gefunden  werden  kann,  da  diese  für 
den  hartnäckig  am  heidnischen  Gebrauch  fest- 
haltenden Kleriker  (namentlich  weil  c.  61  den 
possepreissenden  Geistlichen  mit  der  Absetzung 
bedroht)  eine  zu  geringe  Strafe  bilden  würde. 

1  S.  0.  S.  713. 

2  Deshalb  ist  es  nur  für  die  Deposition  zu- 
treffend, dass  der  Geistliche,  welcher  diese  er- 
leidet, in  den  meisten  Fällen  schon  schwer  genug 
bestraft  ist,  weil  er  seine  klerikale  Stellung 
nicht  wieder  erlangen  kann,  und  es  daher  eine 
zu  grosse  Härte  sein  würde,  ihm  stets  auch  die 
kirchlichen  Laienrechte  zu  entziehen.  Tgl.  unten 
in  der  Lehre  von  der  Anwendung  der  Exkommu- 
nikation auf  die  Geistlictien  Nr.  II.  1. 

3  Von  diesem  Standpunkt,  aus  hat  das  Konzil 
von  Sardika  343  c  11  die  für  Laien  gegebene 
Vorschrift  von  Elvlra  306  c  21  auf  die  Bischöfe 
ausgedehnt,  vgl.  o.  S.  713  n.  2. 

*  Ep.  m.  56,  2,  667:  „Quod  si  vel  ad  tuum 
iudicium  vel  ad  nos  . . .  (sacerdotes  Ravennates) 
venire  despexerint  vel  in  obiectis  sibi  capitulis 
contumaciter  respondere  nequiverint,  voiumus,  ut 
eis  post  secundam  et  tertiam  admonitionem 
tuam  ministerii  sacri  interdicaa  officii". 

^  Ep.  U.  20,  ed.  Bened.  2,  584  (Bischof  wegen 
Ungehorsam  gegen  den  Papst) :  ,,Quem  si  etiam 
amisso  pallio  adhuc  in  pertinacia  perseverare 
perspexeris,  dominici  quoqne  corporis  ac  sangui- 
nis eundem  antistitem  participatione  privabis"; 
c.  40  (ep.  dt)  C.  VU.  qu.  1  (für  einen  Archi- 
diakon,  welcher  nach  Entziehung  des  Arohidia- 
konats  in  demselben  weiter  amtirt,  dieYersagung 
der  participatio  commnnionis  sacrae  angedroht, 
was  bei  Gregor  identisch  mit  dem  Ausschluss  aus 
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zugleich  die  SuspeDsion  von  den  kirchlichen  Amtsrechten  verbanden  war^  ist  selbst 
noch  für  diese  Zeit  die  Verbindung  der  vorfibergehenden  Enthebung  von  den  letzteren 
wenigstens  mit  der  zeitweisen  Entziehung  des  wichtigsten  kirchlichen  Mitgliedsehjifb- 
rechtes  der  Laien  in  Uebong  gewesen. 

Die  Suspension,  soweit  sie  sich  blos  auf  die  Amtsrechte  bezieht,  kommt  in  der 
hier  fraglichen  Periode  nur  als  s.  g.  totale,  d.  h.  mit  der  Wirkung  vor,  dass  sie 
sich  auf  die  sftmmtlichen  kirchlichen  Funktionen  und  Amtsrechte  ^  des  Bestraften^  er- 
streckt^. 

Eine  partielle,  d.  h.  eine  solche,  welche  dem  Kleriker  blos  die  Ausflbung  ean- 
zelner  geistlicher  Funktionen  oder  einzelner  Amtsrechte  auf  Zeit  entzieht,  ist  erst  im 
Laufe  des  6.  Jahrhunderts  ^  fiblich  geworden,  und  erscheint  dann  in  den  Ifränkischen, 


der  AbendmahlsgemeinBchaft  ist,  8.  o.  S.  714 
11.  7  u.  das  gleich  folgende  Gitat);  ep.  VIII.  6, 
1.  c  2,  899  (betreffend  einen  flüchtigen  Akolu- 
then  der  römiBchen  Kirche):  „quam  etlam  vo- 
lumos  per  yos,  qnia  sit  commnnione  prlvatus 
agnoscere;  nee  dominici  corporiB  ant  sanguinis 
quonsque  ad  nos  redeat,  audeat  mysteria  eumere, 
nisi  forte  vicino  mortis  insistente  periculo^' ;  ep. 
XIII.  46,  2, 126:  „episcopi  qui  cum  ordinaverunt 
vel  ordinationi  eins  consentientes  interfuerunt, 
in  sex  mensihns  dominici  corporis  et  sanguinis 
commnnione  privatl  agere  poenitentiam  decer- 
nantar  in  monaaterio^. 

Auch  der  Ausdruck  excommunicare  kommt 
für  diese  Art  der  Suspension  bei  Qregor  yor, 
s.  ep.  XIII  46,  2,  1261,  wo  dieselben  Bischöfe 
als  exoommunicati  bezeichnet  werden,  ferner  IV. 
41,  2,  654,  nach  welchem  ein  Kleriker  für  das 
Vergehen  der  Stupration  mit  körperlicher  Züch- 
tigung, priyatio  oommunionis  und  Verweisung 
in  ein  Kloster  zur  Busse,  bis  der  Papst  seine 
Entlassung  erlaubt,  bestraft,  und  IV,  46,  2,  665, 
wo  derselbe  Kleriker  als  excommunlcatus  be- 
zeichnet wird. 

Ein  vor  Gregor  I.  liegendes  Beispiel  bietet  das 
Urtheil  des  VlgiUus  ▼.561,  Mansi9,  60:  „te 
Mennam  Gonstantinopolitanae  civitatis  episcopum 
. .  .  cum  Omnibus  metropolitanis  et  micropoli- 
tanis  episcopis  ad  tuam  dioecesim  pertinenti- 
bus  . . .  humaaiore  sententia  tam  diu  a  sacra 
commnnione  suspendimus,  donec  unusquisque 
yestrum  errorem  suae  praevaricationis  agnoscens, 
culpam  apud  nos  propriam  competenti  satisfac- 
tione  diluerif  ^ 

1  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  in  Kloster 
verwiesenen  Bischöfe  (s.  vor.  Anm.)  ihr  Amt 
nicht  ausüben  konnten,  ergiebt  dies  das  Ver- 
fahren Gregors  I.  gegen  den  Ursupator  des  bischöf- 
lichen Stuhles  von  Salona,  welcher  denselben 
zunächst  vom  Messelesen  suspendirt  und  ihm  für 
die  Verletzung  die  prlvatio  communionis  s.  cor- 
poris angedroht  hatte,  ep.  IV.  40,  2,  721  u.  VI. 
27,  2,  814,  denn  indem  er  mit  Bezug  darauf  IV. 
20,  2,  699  bemerkt:  ^quod  post  interdiofeionem 
quoque  nostram,  quae  sub  excommunioatione  tna 
ordiDantiumque  te  facta  est^,  untersagt  er  demsel- 
ben, nachdem  er  das  Bischofsamt  gewaltsam  occn- 
pirt  hatte :  qnidqnam  attrectare  sacerdotalis  offl- 
cii  unter  Androhung  des  Anathems,  falls  dem 
zuwider  gehandelt  würde;  femer  ep.  III.  26,  2, 


642  (c.  2  0  XXIV  qu.  2) :  „Laurentius  .  .  .  co- 
episcopus  . . .  n Ullis  te  culpis  exstantihus  commn- 
nione privaverit,  ideoqne  huius  praecepti  nostri 
auctoritate  munitus  officium  tuum  securus  per- 
age  et  communionem  sume  sine  aliqua  formi- 
dine'',  da  danach  die  Aufhebung  der  ungerechten 
kleinen  Exkommunikation  auch  das  Recht,  das 
Amt  wieder  auszuüben,  gewährt. 

2  Also  nicht  zugleich  die  laikalen  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechte  berührt 

3  Vgl.  aber  o.  S.  732  n.  2. 

«  S.  die  vorher  citirten  Stellen. 

^  Kober  S.  26  findet  sie  schon  in  Gyprian. 
ep.  16,  Hartel  p.  620:  Interim  tumidl  quidam 
inter  vos  qui  hominem  non  cogltant  vel  deum 
timeant,  scientes  quoniam  si  ultra  in  ladem  per- 
severaverint,  utar  ea  admonltlone  qua  me  nti 
dominus  lubet,  ut  Interim  prohlbeantur  oifene, 
acturi  et  apud  nos  et  apud  confessores  ipsos  et 
apud  plebem  universam  causam  suam,  cum  do- 
mino  permittente  in  sinum  matris  ecclesiae  re- 
coUigi  coeperimus",  indessen  wird  hier  den 
Presbytern,  welche  in  Folge  von  Matyrerbrlefen 
(o.  S.  696  n.9)  die  Gefallenen  leichtfertig  zur  Kom- 
munion wieder  zugelassen  hatten,  O.  Rltschl, 
Gyprian  S.  26ff.,  unter  Berufung  auf  die  von  Gott 
eingegebene  Ermahnung  blos  provisorisch  die 
Femhaltung  vom  Gpfer  bis  zur  definitiven  Ver- 
handlung der  Sache  nach  Gyprians  Rückkehr  in 
Aussicht  gestellt.  Um  eine  Strafe  handelt  es 
sich  also  nicht,  sondern  allein  um  eine  interi- 
mistische Sicherungsmassregel,  wodurch  die  Zu- 
lassung der  lapsi  zur  Kommunion  seitens  der 
erwähnten  Priester  gehindert  werden  sollte. 

Ebensowenig  gehören  diejenigen  Stellen  hier- 
her, aus  welchen  Kellner  S.  69.  70  eine  Sus- 
pension der  Bischöfe  vom  Ordinationsrecht  und 
dem  Rechte  zum  Besuch  der  Provlnzialkonzllien 
oder  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  und  eine 
Suspension  der  Priester  vom  Messelesen  herleitet, 
s.  0.  S.  730  n.  3;  denn  in  diesen  ist  überall  von 
einer  dauernden  Entziehung  der  betreffenden 
Rechte,  nicht  aber  von  einer  zeitwelBen  Ent- 
hebung der  Priester  oder  Diakonen  von  der  Aus- 
übung dieser  Befugnisse  die  Rede. 

Endlich  faast  Kellner  S.  73  die  sog.  Frem- 
denkommunion, die  eommunio  pertifrina  als  eine 
partielle  Suspension,  nämlich  als  Suspendion 
von  der  Pfründe  auf.  Dies  erscheint  Indessen  nicht 
zutreffend.  Zuerst  wird  die  c.  p.  erwähnt  Riez  439 
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c.  3;  Bd.  n.  S.  It4  m.  2l  tu  v«:rWm  äea  Oee- 
setzten  Bitc^gf  AiibecmziYS  ac»  0^ai<>  ^^  RM^t 
eingeriimt  vind.  sic^  asfiiMsft^^  der  KircWa- 
piOTinz  AlyiBA  sest^  «zae»  asiercs  Bis^)Lo£» 
als  Cbofbisr^of  )iesKÜ2«m  z«  la»««a  <<w  v^rais- 
steBs  diese  An  der  ooKSTr^?  n  «^iJt^a  ^  x^»- 
mniiioiie  peti^Iiu  ii'wtmSLSt  IL  c  U  b  e  r  »<^klie»t 
ans  den  nack  c  3  nd  r.  5  de»  Ai»eatBri«s  be- 
laascBen  päesterlicbcA  Becktea,  Bd.  Da.».  O.. 
daas  Bit  der  couaukio  penpriBa  der  Besitz  dersel- 
ben  TertaDden  goewa  neL  iaiem  er  sich  weiter 
daravf  stützt,  das  asdexeafallf  die  Synode  keine 
Made  ^äbt  babca  wfiide.  Er  bat  aber  ranärbst 
fiberseben,  daas  die  letzteie  darin  lieet«  dass 
über  den  Bi5eb'>f  ni^bt  seble<btbin  die  Deposi- 
tion, welcbe  ibn  ascb  zn  veitexer  Terwendmng 
als  Cborbisebof  und  Pnester.  ja  ancb  zvm  Em- 
pfange von  kircbli^en  Mitteln  för  seinen  Unter- 
balt  udaUg  gemacbt  baben  vnide  (s.  o.  S.  7*27), 
verbängt  iA,  sovie  ferner,  dass  die  Normirung 
der  betreffenden  Becbte  si^b  ledi^licb  anf  den 
Fall  beziebcB  kann,  dass  er  von  einem  anderen 
Bisebof  aU  Cborbiscbof  ▼ervendet  werden 
sollte,  denn  nacb  Agde  506  c  2:  ..si  qni  de- 
rici  prioiiB  gradns  elad  snpobia  eommnnionem 
(mit  dem  Biscbof)  fortasse  contempserint  Tel 
offldam  saun  implere  neglexerint,  pertgrina  eis 
commmmio  tribnatnr,  ita  nt  com  eos  poenitenüa 
eonexerit,  rescnpti  in  matricnla  gradnm  snnm 
dignitatemqne  reäpianr,  werden  diejenigen, 
welcbe  dieser  Strafe  yerfülen,  in  der  Matrikel 
der  Kleriker  gestricben  nnd  Terlieren  ibren  Giad 
und  ibre  Würde,  nnd  können  beides,  sowie  die 
Wiederzngebörigkeit  zun  Klerus  nnr  nacb  ge- 
leisteter Bnsse  wieder  erlangen,  nnd  dies  wird 
Tollanf  dnrdi  Lerida  524  n.  546  c  16  bestätigt, 
welebes  Kleiiker,  wenn  sie  nach  dem  Tode  des 
BiscbofB  Saeben  wegnehmen  oder  heimlich  nnter- 
scblagen,  dahin  bedroht:  ..eins  sacrilegii  proli- 
xiori  anathemate  condemnetar  et  vix  qnoqne 
peregrina  ei  commnnio  concedatnr,*'  da  die  hier 
festgesetzte  Strafe  der  völligen  Ansschliessnng 
ans  der  Kirche  ihrer  Natur  nach  die  Absetzung 
in  sieb  begreift,  nnd  neben  der  ersteren  Strafe 
die  p.  c,  wenn  sie  wirklich  eine  Suspension  TOn 
der  Pfründe  wäre,  gar  nicht  hätte  erwähnt  wer- 
den können.  Richtig  ist  nur  der  von  Kellner 
S.  73,  allerdings  in  üebereinstimmnng  mit  der 
älteren  Meinung,  Bingham  XYII.  c.  3,  8, 
22  If.;  Born,  de  oommunione  peregrina.  Lips. 
1724;  Kober,  Suspension  S.  9  fr. ;  Hefele2, 
650  genommene  Ausgangspunkt,  dass  die  Strafe 
die  Kleriker  ihrer  eigenen  Kirche  gegenüber  in 
die  Stellung  rersetzen  müsse,  welche  sonst 
fremde  Kleriker  derselben  gegenüber  haben. 
Aber  falsch  ist  es,  wenn  er  annimmt,  dass  dies 
die  Lage  derjenigen  fremden  Geistlichen  sein 
müsse,  welche  mit  GemeiDschaftsbriefen,  s.  o. 
S.  706  n.  3,  versehen  gewesen  (so  auch  Born  1. 
c.  p.  42;  Dove-Richter-Kahl  K.  R.  S.  789 
n.  2),  welche  daher  in  jeder  Weise  als  Kleriker 
behandelt  worden  seien,  ihre  klerikalen  Funk- 
tionen mit  den  einheimischen  ausgeübt,  aber 
weil  sie  an  der  fremden  Kirche  nicht  fest  ange- 
stellt gewesen  wären,  dort  nur  Unterstützung 
empfangen  hätten.  Vielmehr  erscheint  die  ältere 
Ansicht  (vgl.  die  cltirten),  dass  eine  Gleich- 
stellung mit  den  fremden,  nicht  mit  Gemeln- 
schaftabriefen^  versehenen  Klerikern  das  Wesen 


der  <-.  pk  aK«»a^^  alWia  als  biltbat,  S«>kb^ 
efki«-^£  ia  d<r  itvs^e-a  iwaMä!»^  w^»  aU 
K>riker  >otb  aif  Laiea  1:«  kiivk^irbe  irecft^in« 
orba/t.  s<«aiein  acr  d««  actk:|pMi  Vaterbatt.  <aa. 
apc)«L  ^  (-'rr\  x=«r»>  c-rtii  £r^««7;-*5av?£^-\ 
In  Fc<ls\f  des$iea  izid^  «iio  i.b«r«^efi»c^  lleianac 
das  WeMA  der  c  p.  duia«  dass  $ie  de»  dav^« 
Bctiv^ifeDea  ai^bt  bk«  reirve:li^  i^e  Vv^nsabi»^ 
der  A»tsfG3kt:caeA  entrc^^a«  $«f<s^eni  :ba  aaob 
zngleicb  v«a  der  kiTYbUv->b«A  G<es<iB$<'bafU  xvw 
Besccbe  des  iix^tte$ciea$tes  i^nd  A\>ai  KMpfaan»^ 
der  Sakramente  ans^es^^bK^sih^n«  ihn  indessen 
weder  des  Elerikal$taade$  n^b  des  Unterbalts 
beraubt  h&be  (^tcI.  nameatli«b  Kober  Suspen- 
sion S.  14).  Aber  dieser  Annahme  tteht  nicbi 
nur  entgegen,  das  bei  ihr  x««  einer  oMnmani« 
nicht  mehr  die  Rede  sein  kann  (denn  die  ire- 
wihrune  von  Unterstützung  ist«  so  Hefele  *1^ 
651.  welcher  ancb  nnr,  ^soznsagen*.  T«n  einer 
oommnnio  benignitaüs  spricht«  keine  commnni<k) 
sondon  auch  weiter,  dass  nicht  einmal  die 
schwerere  Strafe  der  Deposition  dem  Kleriker 
die  commnnio  laicalis  entzieht  und  dass  Afde 
cit.,  welches  die  dem  Bestraften  wieder  zn  gt>- 
wabrenden  Rechte  näher  bezeichnet,  der  Auf- 
nahme in  die  letztere  nicht  erwähnt,  sie  also 
nicht  als  verloren  betrachtet,  endlich  das^  die 
dem  Aimentarins  bewiesene  Gnade,  sieb  als 
Chorbischof  seitens  eines  anderen  Bischofs  an- 
stellen zn  lassen  oder  mindestens  die  c.  p.  tu 
erhalten,  die  Belassung  der  commuuio  dericalis 
voransseut.  und  auch  Lerida  c.  16  In  den  Wor- 
ten :  ..et  vix  quoque  peregrina  eis  communio  con- 
cedatv,  nicht  die  Entziehung  der  Laienkom- 
munion meinen  kann,  weil  diese  schon  in  dem 
vorher  angedrohten  Anathem  liegt,  vielmehr 
(entgegen  der  Ansicht  von  K  ob  er  $«  18,  welcher 
unter  c«  p.  hier  blos  die  Gewährung  von  ITnter- 
halt  versteht,  damit  aber  den  Begriff  derselben 
wieder  enger  fasst)  gestattet,  dassMem  Anathema- 
tlsirten  später  statt  der  blossen  Wiederauftaahme 
in  die  Laienkommunion  die  o.  p.  d.  h.  eine  solche 
Wiederaufnahme  mit  Gewährung  des  Unterhalts 
und  dem  Rechte  auf  Wiederanstellung  gewährt 
werde,  ebenso  wie  Armentarius  von  vornherein 
das  Recht,  als  Ghorbisohof  verwendet  tu  werden 
erhielt,  weil  er  nicht  aus  der  Laienkommunion 
ausgeschlossen  war.  Demgemäss  kann  die  o.  p., 
welche  ausser  an  den  vorerwähnten  Stellen  blos 
noch  Agde  cit  c.  5 :  „Si  quis  clerious  furtum  eeolo- 
siae  fecerit,  peregrina  eommwfUo  ei  tribuatur**  vor- 
kommt, nur  als  Gleichstellung  des  einhelmisohen 
Klerikers  mit  dem  fremden  Kleriker  in  Beiug  auf 
die  klerikale,  nicht  in  Beiug  auf  die  allgomeine 
Rechtsstellung  als  Mitglied  der  Kirche  anfgo- 
fasst  werden.  Wie  der  fremde  Kleriker  nicht 
von  der  fremden  Kirche  angestellt  iit,  für  dloso 
nicht  zum  Klerikalstand  gehört,  so  Ist  et  der  mit 
der  c,  p.  bestrafte  nicht  mehr  von  der  eigenen » 
wie  er  aber  von  der  ersteren  Unterhalt  empfängt, 
so  auch  von  der  letzteren ,  und  wie  er  von  der 
ersteren,  wenn  er  einen  Gemeinschaftsbrief  auf- 
weist, als  Kleriker  angenommen  werden  kann, 
so  gleichfalls  der  Bestrafte  bei  der  eigenen  Kirche, 
wenn  die  gegen  ihn  verhängte  Strafe  der  o.  p. 
wieder  aufgehoben  worden  Ist.  Der  fremde 
Kleriker  kann  freilich,  weil  selbst  ein  fremder 
Laie  nicht  ohne  Gemeinschaftsbrief  von  der 
fremden  Kirche  zugelassen  werden  darf,   auch 
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später  auch  in  den  spanischen  Konzilien  und  in  den  Briefen  Gregors  I.  als  zeitweise 
Entziehung  des  Rechtes  die  Messe  zu  lesend 

Wesentlich  für  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Amtsrechten  ist  es, 
dass  sie  nicht  für  immer,  sondern  nur  auf  eine  vorflbergehende  Zeit  verhängt  wird, 
denn  sonst  würde  sie  in  die  Absetzung  oder  in  die  oben  unter  6^  (o.S.  730)  gedachte 
Strafe  umschlagen,  je  nachdem  sie  als  totale  oder  partielle  ausgesprochen  worden  wäre. 

Die  Zeit  kann  von  vornherein  fest  bestimmt  "^  oder  ihrer  Dauer  nach  von  der 
Hebung  des  Anstosses  oder  von  dem  Eintritt  der  Besserung  des  Schuldigen  abhängig 
gemacht 4  oder  endlich  auch  in  das  Ermessen  des  Bischofs^  gestellt  sein.  Das  letz- 
tere ist  stets  der  Fall,  wenn  bei  der  Androhung  in  Betreff  der  Dauer  nichts  bestimmt 
ist^.  Bei  festbestimmter  Zeit  tritt  der  Suspendirte  nach  dem  Ablauf  derselben  ohne 
Weiteres  in  die  Ausübung  aller  Befugnisse,  auf  welche  sich  die  Suspension  erstreckt 
hat,  wieder  ein  ^,  und  dasselbe  mnss  gelten,  wenn  sie  von  vornherein  nur  für  die  un- 
gewisse Dauer  eines  Zustandes  oder  eines  Verhaltens  des  Suspendirten  angedroht  ist^, 
während  in  den  übrigen  Fällen  es  erst  einer  Wiederaufhebung  durch  den  Bischof 
bedarf«. 

Dieselben  Grundsätze  haben  auch  fQr  diejenige  Suspension,  welche  sich  zugleich 
auf  die  geistlichen  Amts-  und  die  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechte  erstreckt,  ge- 
golten ^<^. 


nicht  ohne  einen  solchen  dazu  veistattet  werden. 
An  der  eigenen  Kirche  hat  Indegsen  der  depo- 
nirte  Kleriker,  well  er  zu  der  Gemeinde  gehört, 
die  Laienkommnnion,  nnd  so  muss  sie  auch  der 
mit  der  c.  p.  belegte  Kleriker  in  der  eigenen  Ge- 
meinde haben ,  da  die  c.  p.  unzweifelhaft  eine 
weniger  schwere  Strafe  als  die  Deposition  ist. 
Demnach  kann  die  o.  p.  weder  als  tempor&re 
Amtsentsetzung  oder  Suspension  (s.  KoberS. 
84;  Schilling,  Kirchenbann  S.  37)  noch  als 
Suspension  Ton  der  Pfründe,  noch  endlich  auch 
als  eine  mildere  Art  der  Exkommunikation  be- 
trachtet werden,  vielmehr  trägt  sie  den  Charakter 
der  Deposition.  Aber  sie  ist  eine  mildere  Form 
derselben,  weil  sie  dem  Deponirten  ein  Recht 
auf  Unterhalt  gewährt,  und  ferner  die  Mög- 
lichkeit der  Wiederaufnahme  in  den  Kleriker- 
stand und  der  Wiederanstellung  in  dem  früheren 
Arote  offen  lasst.  Ihre  Entstehung  hängt  wohl 
mit  der  o.  S.  727  n.  2  a.  E.  erwähnten  Praxis 
zusammen. 

'  So  für  Bischöfe,  welche  die  Vorschriften  über 
Ordinationen  nicht  beachten,  Arles  lY.  514  c.  3 
(„anno  integro  missas  facere  non  praesumat^), 
Orleans  IH.  638  c.  6.  16.  26 ;  Orleans  IV.  641 
c.  10;  Orleans  V.  649  c  8  (ebenso]  und  für 
Bischöfe,  welche  nicht  zur  Provinzialsynode 
kommen  oder  dieselbe  vorher  verlassen  (auf  6 
Monate),  Orleans  V.  649.  c.  6.  18;  für  andere 
Vergehen  (ohne  bestimmte  Zeit)  Braga  III.  676 
cl.  6;  ferner  bei  Gregor  I.  ep.  III.  46.  46,  2, 
656.  667  (gegen  einen  Bischof  auf  2  Monate, 
welcher  eine  Frau  hatte  durchprügeln  lassen)  nnd 
IV.  40  (s.  0.  S.  734  n.  1). 

Aucb  Suspension  vom  Gebrauch  des  Palliums 
kommt  bei  Gregor  I.  ep.  II.  20  (2,  684)  vor. 

2  Hier  von  immerwährender  Suspension  zu 
sprechen,  s.  Kober,  Suspension  S.  20  n.  2  mit 


Bezug  auf  Anoyra  o.  1,  s.  S.  727  n.  2,  heisst  die 
verschiedenen  Strafen  durcheinander  werfen, 
namentlich,  wenn  man,  wie  Kober,  Depotition 
S.  116,  dieselbe  Strafe  wieder  als  parüelle  De- 
position bezeichnet,  vgl.  auch  o.  S.  731  n.  2. 

3  can.  Basilli  c.  69,  S.  731  n.  1 ;  Orleans  IV. 
541  c.  10;  Narbonne  689  c.  6  (^liquod  tem- 
pus«);  Nov.  123  cl.  2  (o.  S.  731  n.  5). 

*  Antiooh.  c  3.  S.  731  n.  4;  Orleans  in.  538 
c.  2;  0.  S.  733n.  3. 

s  Orleans  V.  649  c.  6  O^uxta  arbitrium  ponti- 
flcls'O;  Nov.  123  cit.  c.  11  0.V  ^^^  XP*^«^ 
dxeivoc  ouvtfioi")' 

6  Basilli  c.  70,  S.  731  n.  4. 

"^  Das  folgt  aus  der  Natur  der  Sache. 

8  Wie  z.  B.  in  Chalced.  c.  20  cit.  bis  zur  Rück- 
kehr des  Klerikers  an  seine  Kirche,  welche  er 
früher  verlassen  hatte. 

9  Denn  in  diesen  Fällen  ist  es  erforderlich, 
dass  der  Bischof  die  Besserung  konstatirt  oder 
feststellt,  dass  der  Zweck  der  Suspension  erreicht 
ist.  Besondere  Vorscbriften  über  die  im  Text  be- 
rührten Fragen  finden  sich  nicht  Insbesondere 
ist  nirgends  angeordnet,  dass  die  Kleriker  sich 
zur  Beseitigung  der  Suspension  der  Busse  zu 
unterwerfen  haben.  Derartige  Bestimmungen 
finden  sich  erst  in  den  im  Franken-  und  West- 
gothenreiche  abgehaltenen  Konzilien,  zuerst  Or- 
leans I.  611  c.  7;  Orleans  llt.  538  c.  2;  Lerids 
624  c.  6;  Narbonne  689  c.  8.  Vgl.  des  Weiteren 
auch  Kellner  S.  71.  72  und  unten. 

10  So  ebenfalls  auf  bestimmte  Zeit  s.  o.  S.  732 
n.  7;  Gregor.  I.  ep.  IIL  6,  ed.  Ben.  2,  628:  „de- 
cernimus  XXX  dierum  spatio  tesacra  communlone 
privatum  (Bischof),  ab  omnipotenti  deo  . . .  tanti 
excessus  veniam  cum  summa  poenltentia  ae  It- 
crymls  exorare";  bis  zur  Besserung  oder  Ab- 
stellung des  ordnungswidrigen  Verfahrens,  can. 
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Nur  vereinzelt  erscheänt  in  dieser  Periode 

9.  die  Entziehung  des  Amtseinkommens  ftlr  eine  bestimmte  Zeit^ 
Ebenso  kommt  zwar  sehen  seit  dem  5.  Jahrhundert,  aber  in  diesem  noch  selten 

10.  die  körperliche  Züchtigung  als  Strafe  ftlr  jflngere  Kleriker  und  Kle- 
riker der  niederen  Weihegrade  vor^. 

Dagegen  sind  in  dieser  Zeit  von  der  Kirche  keine  rein  weltlichen  Strafen,  ins- 
besondere weder  Geldbussen^  noch  Gefftngnissstrafen*,  noch  auch  die  Strafe 


apoBtol.  6.  56.  58.  59;  Ghalc.  20;  Hippo  c  6. 
S.  732  n.  6  u.  7  oder  ohne  Zeitbestimmnng  yor. 
can.  apoBt  15.  45.  55.  56.  57.  72,  o.  S.  732  n.  6 
Q.7.  Eine  öfFentliclie  Busse,  um  sie  abzuwenden, 
wird  gleich  falls  in  der  älteren  Zeit  nicht  gefordert. 
Wenn  bei  der  in  den  Gregorischen  Briefen  yor- 
kommenden,  S.733  gedachten  Suspension  wieder- 
holt zugleich  die  Ableistung  der  Busse  in  einem 
Kloster  verlangt  wird,  so  hängt  dies  mit  der 
Aenderung  des  Busswesens  zusammen.  Vgl. 
unten  S-  256. 

1  Stat.  ecdes.  ant.  c.  49 :  „clericus  qui  absque 
corpusculi  Bui  inaequalttate  yigilüs  deest,  sti- 
pendlls  prlyetur'^,  wozu  offenbar  hinzuzudenken 
ist,  für  die  Zeit,  welche  er  gefehlt  hat. 

Ob  in  der  hier  fraglichen  Zeit  auch  die  Strafe 
der  öffentlichen  Rüge  auf  Synoden, 
welcher  erst  in  der  fränkischen,  burgundischen 
und  westgothischen  Kirche  seit  dem  6.  Jahrh. 
gedacht  wird,  s.  unten  ^  255,  praktisch  gewesen 
ist,  so  Kell n  er  S.  111,  erscheint  sehr  zweifel- 
haft, denn  weder  Antioch.  c.  25  noch  Ghalced. 
451  c.  19  (d5eX<ptx(i)c  ^icißXifjTreadai,  brüderlich 
Bestrafen)  müssen  nothwendiger  Weise  darauf 
gedeutet  werden.  Sie  kommt  dann  auch  bei 
Gregor  I.  für  Bischöfe,  welche  in  der  Ver- 
waltung ihres  Amtes  nachlässig  sind,  yor,  ep. 
XIII.  26,  B.  2,  1236 :  „ut  eum  (episcopum)  coram 
aliis  sacerdotibQS  vel  quibusdam  de  üliis  suis 
nobilibus  contestari  pro  hac  re  debeat  et  adhor- 
tari,  ut  yitio  torporis  excusso,  deses  esse  non 
debeat"  (c.  1  Bist.  LXXXIV)  u.  XIII.  27;  2, 
1236  (c.  2  ibid.). 

2  Zuerst  angedroht  Vannes  465  c.  13 :  „quum 
ebrium  foisse  constiterit,  ut  ordo  patitur,  aut 
30  dierum  spatio  a  communione  statuimus  sub- 
moyendum  aut  corporali  subdendum  esse  suppli- 
cio'^,  wenngleich  allerdings  schon  Augustin  c.  1 
(ep.  133,  al.  169)  G  XXIII.  qu.  5  bemerkt:  „qui 
modus  eorrectionis . . .  (nämlich  yirgarum  yerberi- 
bus)  .  .  .  saepe  etiam  in  iudiciis  solet  ab  eplsco- 
pis  adhiberi";  öfter  seit  dem  6.  Jahrh.  nicht  nur 
in  den  westgothischen,  bargundischen  und  Arän- 
kisohen  Konzilien,  s.  $.  255,  sondern  auch  in 
Italien,  s.  Gregor.  I.  ep.  IV.  27  y.  593,  Bened.  2, 
706  u.  ep.  XI.  71  y.  601,  1.  c.  2,  1172  u.  c.  1  X 

de  calumn.  V.  2 :  „prius  subdiaconatus  priyet 

officio  atque  yerberibus  publice  castigatum  fa- 
ciat  in  exilium  deportari^^  s.  auch  Gregor.  I. 
ep.  UI.  41.  43,  0.  S.  733  n.  5  u.  c.  3  (Joh.  diacon. 
yiU  Gregor.  II.  31,  Jaf  f  tf  II.  ed.  n.  1978)  0.  V 
qu.  6.  Vgl.  K  0  b  e  r ,  die  körperliche  Züchtigung 
als  kirchliches  Strafmittel  i.  d.  Tübinger  theolog. 
Quartalschrift  1875.  Jahrg.  57.  S.  4  ff. 

3  Das  Gegentheil  behaupten  zwar  Deyoti  iu- 
sttt.  IV.  1.  S*  10.  n.  3  u.  y.  Schulte,  Lehrb. 

HiüBchina,  KlrchenTecht  I Y. 


4.  Aufl.  S.  215,  aber  die  Bezugnahme  auf  Au- 
gustin, 8.  z.  B.  c.  35  G.  XXIII  qu.  5  und  die 
weiter  bei  Kober,  d.  Geldstrafen  im  Kirchen- 
recht,  Tübinger  theolog.  Quartal scbrift  1881. 
Jahrgg.  63.  S.  4.  5  angeführten  Stellen,  ist  yer- 
feUt,  denn  in  allen  diesen  ist  yon  weltlichen 
Strafandrohungen  die  Bede,  Kober  a.  a.  0. 
Dass  die  Kirche  es  damals  nicht  für  ihren  Beruf 
eracbtet  hat,  Geldstrafen  anzudrohen,  zeigt  die 
Bitte  des  Konzils  y.  Garthago  y.  404,  cod.  eccl. 
Afr.  c  93;  Hef  ele  2, 98  an  den  Kaiser,  die  auf 
Geldstrafen  lautenden  Gesetze  wieder  in  Kraft 
zu  setzen,  und  wenn  Garthago  401  c.  6  in  der 
Fassung  der  Hispana  und  Pseudoisidors  (c.  3  G. 
XXI  qu.  5)  für  die  Vertheidigung  eines  durch 
Urtheil  der  Bischöfe  abgesetzten  Klerikers  die 
poena  damni  pecaniae  atque  honoris  aufweist, 
so  enthält  der  ursprüngliche  Text,  cod.  cit.  c.  62, 
Hef  ele  2, 82,  ebenfalls  nur  ein  Ersuchen  an  den 
Kaiser  um  eine  desfalsige  Anordnung.  Aucii  in 
c.  4  (Gregor  I.)  G  XXIII.  qu.  6  ist  yon  einer  Geld- 
strafe keine  Rede,  s.  o.  S.  49  n.  7.  Vgl.  über- 
haupt Kober  a.  a.  0.  S.  lOff. 

^  Kein  Konzil  dieser  Zelt  weist  eine  solche 
Straffestsetzung  auf.  Auf  dem  Konzil  yon  Tyrus 
335  ist  unter  den  yerschiedenen  Anklagepunkten 
gegen  Athanasius  auch  geltend  gemacht  worden, 
dass  er  abgesetzte  Biscböfe,  sowie  Priester  in 
Banden  gehalten  und  die  Verfügung  yon  Haft, 
Gefängniss  und  Leibesstrafen  seitens  des  welt- 
licben  Armes  gegen  sie  yeranlasst  habe,  Soorat.h. 
eccl.  I.  31 ;  Sozomen.  Mst.  e.  II.  25;  He  feie  1, 
462.  464 ;  ygl.  femer  die  Beschwerdesohrif  t  über 
Nestorius  y.  Koustantinopel  y.  430  bei  M  a  n  s  i  4, 
1102  und  Ghaloedon  451  act.  I,  ibid.  6,  626,  wo 
berichtet  wird,  dass  Dioskur  y.  Alexandrien  auf 
der  Räubersynode  y.  Ephesus  449  Bischöfe  und 
Geistliche  eingesperrt  habe,  um  sie  zur  Unter- 
schrift zu  zwingen.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
man  in  diesen  Massnahmen  Ueberschreitungen 
der  kirchlichen  Amtsgewalt  gesehen  hat. 

Mehrfach  ist  aus  der  Erwähnung  der  decanica 
oder  diaconica  in  c.  30  y.  396  G.  Th.  XVI.  5  (c.  3 
G.  J.  I.  5)  und  Noy.  Justinian.  79  v.  539  c.  4, 
welche  man  als  Gefängnisse  für  Geistliche  be- 
zeichnet hat,  Walter,  K.R.5. 191»;  Riohter- 
Dove-Kahl,  K.  R.  S.  792  n.  1;  Perma- 
neder,  K.  R.  $.  342;  Mejer  i.  Herzog, 
Real-Encyklopädie.  2.  Aufi.  3,  53S,  auf  das 
Vorkommen  yon  Gefängnissstrafen  gegen  Kleriker 
geschlossen  werden.  Indessen  sind  die  Dekanika 
zu  den  Kirchen  gehörige  Baulichkeiten  gewesen, 
welche  in  erster  Linie  den  Zwecken  der  heutigen 
Sakristeien  dienten,  ygl.  Kober,  Gefängniss- 
Btrafe  gegen  Kleriker  und  Mönche  i.  d.  Tübinger 
theolog.  QuartalBchiift  1877.  Jahrgg.  69.  S.  6ff.; 
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des  Exils  ^  angedroht  oder  verh&ngt  worden. 

n.  Die  Anwendung  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafen  gegen 
die  Kleriker.  Ausser  den  eben  besprochenen  Strafen,  welche  abgesehen  von  der 
körperlichen  Züchtigung  und  der  einen  der  erwähnten  Formen  der  Suspension  (o.  S.  731) 
allein  als  Disciplinarstrafen  gegen  Geistliche,  weil  sie  die  klerikale  Stellung  derselben 
betreffen,  zur  Anwendung  kommen  konnten,  hat  die  Kirche  auch  gegen  die  E^leriker 
Ton  denjenigen  Strafen,  welche  fdr  die  Laien  bestimmt  waren,  Gebrauch  gemacht. 
Dies  ist  zun&chst  der  Fall  gewesen 

1.  in  Betreff  des  völligen  Ausschlusses  aus  der  Kirche^. 


H e u 8 e T  i.  We tzeru.  Weite,  Kirchenlexikon. 
2.  Aufl.  3,  1128;  Hefele  1,  765,  wie  dlesanoh 
c.  30  0.  Th.  clt.,  welche  den  Ketzern  alle  Bau- 
lichkeiten, Kirchen,  decanlca  u.  b.  w.  we^zn- 
nehmen  befiehlt,  bestätigt.  Allerdings  konnten 
die  Riume  In  diesen  Dekanika  —  das  erglebt 
NoY.  79  clt.  —  zu  Haftzwecken  benutzt  werden, 
aber  die  sich  hier  findende  Androhung  der  Kin- 
Bchliegsnng  in  solche  Räumlichkeiten  seitens  der 
Bischöfe  bezieht  sich  auf  Exekutoren,  welche 
Mönche  gesetzwidrig  Tor  das  weltliche  Gericht 
laden,  und  trifft  nicht  Geistliche,  Jedenfalls 
nicht  Geistliche  als  solche,  sondern  Laien, 
Kober  8.  15.  22.  Auch  erscheint  diese  Ein- 
sperrung nur  als  eine  provisorische  Inhaftnahme, 
da  die  Inhaftlrten  nach  der  Not.  dt.  mit  der  ent- 
sprechenden Strafe  belegt  werden  sollen. 

In  den  Briefen  Gregors  I.  wird  einmal,  so  Y. 
32  V.  69Ö,  Jaf f  tf  ed.  II.  n.  d347,  Bened.  2, 759; 
X.  4  V.  599  J.  n.  1769,  ed.  clt.  2,  1043,  der 
Untersuchungshaft  erwähnt,  andererseits  kommt 
auch  ep.  XIII.  46  t.  603,  J.  n,  1912,  1.  c.  2, 
1250:  fILs  qul  eo  superstlte  episcopus  perrerse 
ac  contra  canones  in  ecclesla  eins  oidinari  prae- 
sumpslt,  sacerdotlo  privatus,  ab  omni  eccleslas- 
tico  minlsterlo  repellatur.  Qul  etlam  . .  Januarlo 
. . .  coepiscopo  nostro  tradendus  est,  ut  ab  ipso  in 
custodia  habeatur  aut  certe  ab  eo  ad  nos  per  om- 
nia  transmittatur"  eine  SicheruDgshaft  für  einen 
intrudirten  Bischof,  der  abgesetzt  werden  soll, 
vor.  Dass  es  sich  dabei  nicht  um  Gefängniss- 
strafe  handelt,  zeigt  die  dem  Briefe  beigefügte 
Sentenz  des  Adressaten  des  letzteren,  des  Defen- 
sors  Johann,  1.  c.  p.  1266,  welche  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  den  Anweisungen  des  Papstes  in 
seinem  Schreiben  den  Eindringling  zum  „prlvari 
sacerdotlo  et  ab  omni  ecclesiastico  ordine  remo- 
veri"  vernrthellt.  Dies  Verfahren  hat  seinen 
Anhalt  am  römischen  Recht,  denn  schon  t  J.  400 
war  durch  kaiserliche  Konstitution,  c.  36  G.  Th. 
XVI.  2  u.  constit.  Sirmond.  II.  ed.  Haenel  p. 
448  nach  dem  Vorgange  Gratians  (vgl.  die  Bitte 
der  Töm.  Synode  v.  380  unter  Damasus,  Man  si 
3,616  und  das  Reskript  von  Gratian,  ibid.  p.  627) 
angeordnet,  dass  abgesetzte  Bischöfe ,  wenn  sie 
sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  Kirche  zu  setzen 
versuchen  oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden, 
100  Migllen  von  ihrer  frühem  Bischofsstadt  ver- 
bannt werden  sollten,  und  Justinian  hat  in  der 
Nov.  123  V.  646  c.  11  weiter  bestimmt,  dass 
solche  Bischöfe  für  den  Fall  des  Wiederbetretens 
ihrer  Stadt  oder  des  Verlassens  des  ihnen  ange- 
wiesenen Aufenthaltsortes  in  ein  Kloster  einzu- 
sperren seien.  Daher  verfügt  denn  auch  Gregor  I. 


ep.  XII.  31  V.  602,  J.  n.  1860;  2, 1202,  dsss  ein 
abgesetzter  Bischof,  welcher  wieder  in  sein  Bis- 
thum  eingedrungen  und  kirchliches  Vermögen 
an  sich  genommen  hatte,  falls  er  dasselbe  nicht 
restltalre,  „in  monasterium  mittendus  est,  ut 
saltem  coaotus  reddat,  quod  male  anferre  non 
timuit",  und  benutzt  die  landesgesetzlleh  ge- 
stattete Einsperrung  zugleich  als  Zwangsmass- 
regel. Als  wirkliche  Strafe  kommt  also  die  In- 
haftirung  oder  Einsperrung  in  ein  Kloster  gegen 
Geistliche  im  römischen  Reiche,  a.  M.  Kober 
a.  a.  0.  S.  32  und  Kellner  S.  41,  nicht  vor. 
Wohl  aber  wird  diese  Strafe  in  den  Germanen- 
reichen,  bei  den  Westgothen,  Burgundern  und 
Franken  seit  dem  6.  Jahrh.  in  der  Gestalt  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster  und  einer  sonstigen 
Elnschliessung,  Agde  606  c.  60;  Epson  517  c. 
22  und  Macon  581  c.  5.  8,  üblich. 

1  Das  Konzil  von  Riez  439  c.  9,  welches  sich 
freilich  nur  in  einer  Handschrift  der  Hispana 
findet  (Maassen,  Gesch.  der  Quellen  des  ka- 
nonischen Rechts  1,  192),  verlangt  allerdings, 
dass  diejenigen,  welche  Unruhen  gegen  ihre  Bi- 
schöfe erregen  und  deswegen  exkommunizirt 
sind,  „exilio  relegari^,  o.  S.  702  n.  11,  aber  hier 
handelt  es  sich  —  abgesehen  von  der  Frage,  ob 
der  c.  9  clt  dieser  Zeit  überhaupt  angehört  — 
um  eine  Nachbildung  vonAntioch.  341  0.6,  und 
um  eine  blosse  Forderung  an  die  weltliche  Ge- 
walt, die  Unruhestifter  zu  entfernen,  wie  schon 
früher  orientalische  Synoden,  so  die  von  Tyrus 
336,  betreffend Athanasius,  Hefele  1,469,  den 
von  ihnen  abgesetzten  Bischöfen  verboten  haben, 
in  ihre  Bischo&stadt  zurückzukehren,  und  eine 
solche  Massregel  in  Erwartung  der  Bestätigung 
der  Kaiser,  welche  wiederholt  Bischöfe  verbannt 
hatten,  a.a.O.  1,469.  473,  ausgesprochen  haben 
(vgl.  unten  $.  262).  Etwas  anderes  ist  auch  wohl 
nicht  in  Gregor  I.  ep.  XI.  71  v.  601,  2,  1172 
clt.,  0.  S.737n.2,  gemeint,  und  wenn  eiusd.  ep. 
XIU.  46,  B.  2,  1260.  1261 ,  betreff  eines  Bi- 
schofs bemerkt  wird:  „ut  si  nuUa  contra  eum 
criminalis  causa  quae  exilioveldepositione  digna 
est,  mota  sive  probata  est^  so  handelt  es  sieh 
hier  um  Verbrechen,  welche  vom  weltlichen 
Recht,  wie  namentlich  die  Ketzerei  und  Schisma 
(s.S. 262),  mit  dem  Exil  bedroht  sind.  Dasselbe 
gilt  auch  von  der  Erwähnung  des  Exils  in  ver- 
schiedenen Briefen  von  Pelagius  I.  (556 — 660), 
Jaf  f  ^,  reg.  II.  ed.  n.  994  und  n.  968  (c.  18  G. 
XVI.  qu.  1),  vgl.  auch  ibid.  n.  1018. 

2  Neocäsarea  314—326  c.  1  (für  Priester, 
welche  Unzucht  treiben  oder  Ehebruch  begehen); 
Antioch.  341  c.  1;    Laodicea  343-381  c.  36; 
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Allerdings  heben  einige  ältere  Kanonen  hervor,  dass  diese  Strafe  gegen  Kleriker 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  soll,  weil  für  die  letzteren  die  Deposition  schon 
die  höchste  Strafe  sei  und  bei  der  Yerhängung  des  grossen  Bannes  neben  derselben  der 
Kleriker  doppelt  gestraft  werden  würde  ^,  indessen  ist  dies  kein  das  kirchliche  Dis- 
ciplinarrecht  beherrschender  allgemeiner  Omndsatz  gewesen  2,  vielmehr  hat  die  kirch- 
liche Gesetzgebung  für  besonders  schwere  Vergehen,  namentlich  für  solche,  welche 
unter  die  alten  drei  Hauptsünden  fielen^,  von  Anfang  an  auch  die  Exkommunikation 
angedroht^. 

Bei  den  Klerikern  musste  dieselbe,  weil  sie  den  Exkommunicirten  vom  Leibe 
der  Kirche  abschnitt,  zugleich  die  Absetzung  und  alle  Folgen  derselben,  insbesondere 
die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande  in  sich  begreifen,  denn  selbstverständlich 
kann  demjenigen,  welchem  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  entzogen  wird,  weder 
sein  kirchliches  Amt  noch  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  erhalten  bleiben^. 


can.  apoBtol.  29.  30.  31.  61.  62,  vgl.  0.  S.  701 
n.  4;  S.  702  n.  3;  S.  701  n.  6;  S.  701  n.  3 ; 
S.  706  n.  3  und  S.  701  n.  11 ;  Elvira  306  c.  65. 
Vgl,  auch  die  weiteren  Anmerknngen. 

1  can.  apoBt.  26:  ,/Eitloxo7to«  ^  iTpeoß6Tepo« 

XoiTtol  xXiriptxol  T^  aÖTJ  atp^oei  öiroxela^waav'' ; 
Basilii  ep.  188  (can.  IJ  c.  3  (unter  Berofang 
auf  einen  alten  Kanon,  oifenbaz  c.  26  cit);  ep.  199 
Tcaii.  II)  c.  32:  „Ol  Ti?)v  7cp6«  ^dlvatov  dixapxCav 
ap.apTdvovre<  xXTjpixol  toO  ßa&fiou  xaxdtfovTa!, 
xfjc  xoivoavCac  hi  täv  Xaix&v  oix  i^efpfovraf  Oi 
Ydp  ixfitx-/)aetc  lU  M  t6  aM";  ep.  217 
(can.  III)  0.  61. 

2  So  namentlich  Schilling,  Kirchenbann 
S.  114. 

3  S.  0.  S.  694,  also  Abfall  vom  Glauben,  Un- 
zucht und  Todtung,  vgl.  auch  Anm.  5. 

*  Dadurch  wird  die  Unrichtigkeit  dessen,  was 
in  c.  32.  61  Basilii  behauptet  ist,  dargethan. 

5  Mehrfach  wird  zugleich  mit  der  Exkommuni- 
kation, und  zwar  an  erster  Stelle  die  Deposition 
angedroht,  Elvira  306  c.  20  fOr  Wucher  („degra- 
dari  et  abstineri«);  Ancyra  314  c.  18  (zu  Bi- 
schöfen gewählte  Priester,  welche  in  ihrem  Bis- 
thum  nicht  angenommen  sind  und  in  ihrer  bis- 
herigen Stellung  als  Priester  Parteiungen 
erregen);  Arles  II  443  0.  452  c.  14  (Wucher); 
can.  apost.  30.  31.  51  (Simonie  und  ketzerische 
Handlungen),  vgl.  auch  Felic.  II  ep.  ad  Acao.  v. 
484,  Thiel  1,  246:  „sacerdotali  honore  et  com- 
munione  catholica  neo  non  etiam  a  fldelium  nu- 
mero  segregatus,  sublatum  tibi  nomen  et  munus 
ministerii  sacerdotalis  agnosce,  s.  spiritus  iudieio 
et  apostolioa  per  nos  auctoritate  damnatiis,  num- 
quamque  te  anathematis  vinculis  exuendus", 
Leon.  I  ep.  ad  episc  p.  Gampan.  443,  Ball  er. 
1,  611,  c.  6;  Felic.  II  ep.  ad  der.  Constont.  484, 
Thiel  1,  252;  Oelas.  I  ep.  ad  episc.  Luc.  494 
c.  6.  14,  ibid.  p.  366.  371 ;  Agde  506  c.  60;  To- 
ledo II  631  c.  3. 

Wenn  aber  andererseits  Elvira  c.  18  für  die 
Kleriker  der  höheren  Weihegrade,  welche  im 
Ehebruch  ertappt  sind,  das:  „nee  in  flnem  com- 
munionem   accipere  debere"  und  Neocäsar.  c.  1 


das :  „I^QDdeioOaia^TÖVT^Xeov  xaMY^odata'jT^v  eU 
|jieTavo(av^,  Sardica  343  c.  1  für  die  eigenmächtige 
Transmigration  des  Bischofs  auf  ein  anderes  Bis- 
thum  das:  „[t:^  hk  Xa'txcuv  iyev^  to6c  toio6toü« 
^p-fjvat  xotvoivlav''  androht ,  so  ergiebt  sich  ans 
diesen  Straf  Vorschriften  deutlich  genug,  dass  von 
irgend  welchen  klerikalen  Rechten  für  den  Aus- 
geschlossenen keine  Rede  mehr  sein  kann,  nicht 
minder  daraus,  dass  Arles  314  c.  12  wuche- 
rische Kleriker  mit  dem  „b,  communione  absti- 
nere"  der  Exkommunikation  bestraft,  während 
Elvira  c.  20  (s.  vorher)  auch  des  degradari  er- 
wähnt, vgl.  übrigens  noch  Zosimi  ep.  ad  Aurel. 
417,  Ooustant  p.  968:  „ne  Tuentium  et  ür- 
sum  in  communione  ecdesiae,  in  quocumque 
gradu  ecclesiastico,  a  quo  in  totum  anathematl- 
zatl  sunt,  suscipiendoB  esse  ducatis";  Fei.  II 
ad  Vetran.  490  (0.  S.  702  n.  10);  Saragossa  380, 
c.  6;  Toledo  400  c.  4  (0.  S.  708  n.  3);  Tours 
461  c.  3  u.  Yannes  465  c.  16  (a  communione 
oder  ab  ecclesia  alienus) ;  Agde  606  c.  8 ;  Lerida 
524  0.  536  c.  16  (.^reus  sacrilegii  prolixiori 
anathemate  condemnetur^.  Daher  wurde  auch 
das  Amt  des  exkommunicirten  Bischofs  sofort 
wieder  besetzt,  vgl.  Euseb.  h.  e.  VII.  30;  Kell  - 
n  e  r  S.  78.  82.  Dass  die  Exkommunikation  dem 
Geistlichen  weder  Amt  nonh  Pfründe  entzieht, 
Kober,  Deposition  S.  693,  ist  wohl  für  das 
spätere  und  neuere  Recht,  nicht  aber  für  das 
ältere  zutreffend.  Allerdings  verordnet  Ephes. 
431  c.  1,  dass  betreffs  des  bnh  rfjc  ouv6Boü  Ixße- 
ßXYjpiivoc  xoi  dvcv^pYt^oc  (Metropoliten)  die  an- 
deren Bischöfe  und  anderen  Metropoliten  dafür 
sorgen  sollen,  „tö  iravDQxalTou  ßa&p.oO  Tfjc  ^maxo- 
ir^C  ^xßX7|ft^Nai",  indessen  ist  hier  von  der  fak- 
tischen Entfernung,  der  Realisirungder  Absetzung 
die  Rede,  die  Stelle  bestätigt  also  auch,  dass  die 
Deposition  in  der  völligen  Ausschliessung  mitent- 
haltenist.  Ueber  Carthago  387  c.  8,  s.  0.  S.702  n.  11 . 
Durch  diese  Anführungen  widerlegt  sich  die 
Ansicht  von  Schilling,  Kirchenbann  S .  114, 
dass  die  Exkommunikation  der  Geistlichen  in 
der  Regel  nur  die  Ausschliessung  aus  der  kleri- 
kalen Gemeinschaft  gewesen  sei,  und  ebenso  die 
Meinung  von  München  2,219  ff.,  dass  die  Ex- 
kommunikation der  Kleriker  in  der  vorüber- 
gehenden Ausschliessung  aus  dem  Kollegium 
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Im  übrigen  äusserte  sie  für  die  Kleriker  dieselben  Wirkungen,  wie  tti  die 
Laien  ^. 

Wie  diese,  um  die  Wiederaufnahme^  in  die  Kirche  zu  erlangen, 
sich  der  öffentlichen  Busse  unterziehen  mussten,  so  hatten  auch  die 
exkommunicirten  Kleriker  dieselbe  auf  sich  zu  nehmen^. 

Die  herrschende  Meinung^  behauptet  allerdings,  dass  seitens  der  römischen  Bi- 
schöfe gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts  die  Anschauung  geltend  gemacht  worden  sei, 
dass  Kleriker  der  öffentlichen  Busse  nicht  unterstellt  werden  dürften,  yielmehr  im  Ge- 
heimen ihre  Bussübungen  vollziehen  müssten,  indem  sie  darin  einen  Versuch  findet, 
das  Priesterthum  über  die  Gemeinden  in  der  Art  zu  erhöhen,  dass  dasselbe  wenig- 
stens äusserlich  rein  und  frei  von  Sünden  erscheinen  sollte. 

Indessen  beruht  diese  Ansicht  auf  einem  Missverständniss  der  einschlagenden 
Quellenstellen  5,  wahrend  in  Wahrheit  von  den  römischen  Bischöfen  gar  nicht  in  die 
hier  fraglichen  Verhältnisse  eingegriffen  worden  ist. 


der  BiBchofe  und  ans  der  Gemeinschaft  mit  ihnen 
bestanden,  also  die  zeitweise  Unterbrechung  des 
amtliclien  und  btüderlichen  Verkehrs  mit  den 
Gliedern  des  Lehrkörpers  und  die  Pflicht  für  die 
Gläubigen,  sich  der  „höheren^'  (!)  Rlrchenge^ 
melnschaft  mit  dem  Exkommnnicirten  zu  ent- 
halten, nach  sich  gezogen  habe,  weshalb  sie  auch 
Suspension  und  Interdikt  genannt  worden  sei 

1  S.  0.  S.  704  u.  vgl.  auch  S.  699.  700. 

2  Wegen  der  Terschledenartigen  Anwendung 
der  Exkommunikation,  welche  für  die  Möglich- 
keit und  die  Zeit  der  Wiederaufnahme  von 
Einfluss  war,  galt  auch  für  die  Geistlichen  das- 
selbe, wie  für  die  Laien,  s.o.  S.  699  fif.  u.  S.715; 
ep.  Felle.  II  cit.  und  Kellner  S.  83. 

3  Allerdings  ist  Ton  manchen,  vgl.  Bin  t  er  im 
y,  2.  S.  281  und  die  dort  dtirten  Aelteren  — 
anscheinend  so  auch  Schmitz,  Bussbücher 
S.  125  ff.  —  behauptet  worden,  dass  Bischöfe, 
Priester  und  Diakonen  tou  Anfang  an  der  öffent- 
lichen Busse  nicht  unterworfen  gewesen  seien, 
nachMorinus  lY.  12,  p.  191  soll  dagegen  eine 
solche  Aenderung  erst  nach  dem  Novatlanischen 
Schisma,  also  im  3.  Jahrh.  eingetreten  sein. 
Aber  wie  noch  im  3.  Jahrh.  die  Leistung  der 
öffentlichen  Busse  durch  Kleriker  der  höheren 
Weihegrade  von  Cyprian  bezeugt  wird,  o.  S.  696 
n.  7  und  Kellner  S.  92.  93  (dadurch  wider- 
legen sich  die  haltlosen  Annahmen  Binterims 
S.  286),  so  finden  sich  auch  noch  in  der  folgenden 
Zeit  Erwähnungen  der  Busse  —  und  um  eine 
andere  als  die  öffentliche  kann  es  sich  nicht  han- 
deln —  für  Priester  und  Diakonen  und  allge- 
mein für  alle  Kleriker,  welche  exkommunicirt 
worden  waren,  sowohl  im  Orient,  Neocäsarea 
314 — 325  c.  1  und  can.  62  apost.,  als  auch  im 
Abendlande,  Elviia  306  c.  76  und  Saragossa 
380  c.  6. 

4  Welcher  ich  selbst  noch  Bd.  I.  S.  39  gefolgt 
bin,  ygl.  ausser  den  dort  citlrten  noch  Kob  er , 
Deposition  S.  70  ff.;  Löning,  1,  185;  Kell- 
ner S.  98. 

s  Zuerst  soll  Siricius  ep.  ad  Himer.  386, 
c.  66  Dict  L :  „lUud  quoque  nos  par  fuit  provi- 
dere,  utsicut  poenitentiam  agere  cui- 
quamnonconceditur  clericorum,  ita  et 


post  poenitentiam  ac  reconcUiationem  nulli  um- 
quam  laico  liceat  houorem  clericatus  adipisci, 
quia  quamvis  slnt  omnium  pecoatorum  conta- 
gione  mundati,  nulla  tamen  debent  gerendorum 
sacramentorum  instrumenta  suscipere,  qui  du- 
dum  fuerint  vasa  Ticiorum^,  den  Grundsatz  auf- 
gestellt haben,  dass  die  Kleriker  der  öffentlichen 
Busse  nicht  unterworfen  werden  dürften.  Aber 
Siricius  erwähnt  es  blos  als  eine  Thatsache, 
dass  keinem  Kleriker  die  Leistung  der  Busse  ge- 
stattet werde,  um  die  Ausschliessung  Ton  Laien, 
welche  ehemals  Büsser  gewesen  waren,  vom 
Klerikalstande  zu  rechtfertigen.  Da  er  offenbar 
wegen  der  Anm.  3  citlrten  Stellen,  ohne  sich 
einer  Unwahrheit  schuldig  zu  machen  oder  eine 
aufTällige  Unkenntniss  der  älteren  Kanones  zu 
yerrathen,  eine  solche  Behauptung,  wie  sie  ihm 
untergelegt  wird,  nicht  machen  konnte,  so  muss 
die  Annahme,  er  spreche  von  der  öffentlichen 
Busse  als  eines  Mittels  für  Kleriker,  sich  Ton 
der  gegen  sie  yerhängten  Exkommunikation  frei 
zu  machen,  von  der  Hand  gewiesen  werden.  Die 
Stelle  handelt  von  der  Zulassung  zum  Klerikal- 
stande und  zu  kirchlichen  Aemtem.  Die  Erwäh- 
nung der  Busse  für  die  Eleriker  kann  also  nur 
dazu  in  Beziehung  stehen,  und  unter  diesem 
Gesichtspunkt  wird  die  Aeusserung  des  Papstes 
dahin  zu  verstehen  sein,  dass,  wie  den  sündi- 
genden Klerikern  nicht  die  Leistung  der  öffent- 
lichen Busse  gestattet  wird,  um  im  Klerikalstand 
und  in  ihren  Aemtem  verbleiben  zu  können, 
ebensowenig  sündigende  Laien,  welche  die 
öffentliche  Busse  geleistet  haben,  in  den  Kleri- 
kalstand aufgenommen  werden  sollen.  In  demsel- 
ben Sinneist  die  weiter  herkömmlicher  Weise  an- 
gezogene Stelle  von  Leo  I.  ep.  ad  Rustio.  Narben. 
V.  458  0.  2  (in  c.  67  Dist.  I.):  ^Uenum  est  a 
consuetudine  eccleslastica,  ut  qui  in  presbyterali 
aut  diaconi  gradu  fuerint  consecrati,  ii  pro  cri- 
mine  allquo  suo  per  manas  impositlonem  reme- 
dium  accipiant  poenitendi,  quod  sine  dubio  ex 
apostolica  traditlone  descendit  secuudum  quod 
scriptum  est:  Sacerdos,  si  pecoaverit,  quis  ora- 
bit  pro  illo  ?  Unde  hulusmodi  lapsis  ad  prome- 
rendam  miserioordiam  del  privata  est  expetenda 
secessio,  ubi  Ulis  satisfactio,  si  fuerit,  digna,  sit 
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2.  Ferner  ist  auch  wiederholt  fdr  die  Kleriker  die  Suspension  von  den 
gewöhnlichen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  zur  Anwendung  ge- 
bracht worden  ^,  nnr  dass  diese  nicht  ohne  gleichzeitige  provisorische  Enthebung  von 
den  kirchlichen  Amtsrechten  verhängt  werden  konnte,  da  man  denjenigen,  welchem 
man  die  ersteren  für  eine  Zeit  lang  entzog,  füglich  nicht  die  letzteren  ausüben  lassen 
durfte. 

3.  Weiter  finden  sich  vor  dem  6.  Jahrhundert,  wenngleich  nur  vereinzelte  Spu- 
ren davon,  dass  auch  die  blosse  Ausschliessung  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft gegen  Kleriker  ausgesprochen  worden  ist^.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  man  ihnen,  wenn  man  sie  von  der  letzteren  fem  hielt,  auch  die  Spendung  der 
Eucharistie  und  die  Vornahme  der  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen  ent- 
ziehen, und  dass  daher  die  Suspension  von  den  Amtsbefugnissen  als  eine  angemesse- 
nere Strafe  erscheinen  musste'.  So  betrifft  denn  der  einzige  sichere  Fall  der  Anwen- 
dung dieser  Strafe  aus  älterer  Zeit  einen  Geistlichen  der  niederen  Weihen  4,  und  als 
von  derselben  später  unter  Gregor  I.  häufiger  Gebrauch  gemacht  wird,  erscheint  sie 
stets  in  Verbindung  mit  der  Suspension  von  allen  Amtsrechten  <^. 


etiam  fractaosa",  aufzufassen.  Dafür  spricht 
auch  c.  12  Carthago  401  (cod.  ecol.  Afric.  c.  27), 
welchen  freilich  Loning  als  Beweis  dafür  an- 
steht, dass  die  afrikanischen  Bischöfe  sich  das 
Yerhot  des  SMcius  angeeignet  hahen:  „ut  sl 
qnando  preshyterl  Tel  dlaconi  In  allqna  graTiorl 
enlpa  con^lotl  fuerint,  qua  eos  a  minlsterlo  ne- 
cesse  Sit  remoTeri,  non  eis  manns  tanquam 
poenitentlhns  vel  tanqnam  fldellhus  laicis  impo- 
nantnr^  (c.  66  Dlst.  L)  d.  h.  Priester  nnd  Dia- 
konen, welche  wegen  Ihres  sündhaften  Verhal- 
tens der  Ahsetznng  unterliegen,  dürfen  nicht 
zur  öfTentlichen  Basse  zugelassen,  müssen  viel- 
mehr abgesetzt  werden.  Alle  Stellen  handeln 
also  gar  nicht  Ton  exkommunlclrten  Geistlichen, 
und  sie  wenden  sich  nicht  dagegen,  dass  solche 
—  denn  diese  waren  Ja  auch  zugleich  abgesetzt 
und  Stauden  den  Laien  rechtlich  gleich  —  der 
oifentllchen  Busse  unterstellt  werden,  yielmehr 
gegen  die  Anschauung,  dass  wie  dem  ausge- 
schlossenen Laien  durch  oifentUche  Busse  der 
Rücktritt  In  die  Kirche  und  in  seine  kirchliehen 
Mitgliedsrechte  möglich  sei,  auch  den  Klerikern, 
wenn  sie  schwere,  mit  der  Deposition  bedrohte 
Sünden  begangen  haben,  durch  eine  solche  Busse 
die  Wiederzulassung  zur  communlo  clericalis, 
d.  h.  zum  Klerikerstande  und  zu  den  früheren 
Aemtern  gewährt  werden  müsse,  Tgl.  auch  c.  9 
föregor  L,  Jaf  f  rf  ed.  U.  n.  1298)  Dlst.  L.  u.  c.  10 
(id.)  ead.  Dem  steht  auch  stat.  ecdes.  ant.  c.  67 : 
„Glerlcus  maledlcus,  maxime  in  sacerdotibus, 
cogatur  ad  postulandam  Tenlam ;  si  noluerit  de- 
gradetur,  nee  umquam  ad  officium  absque  satis- 
factione  revocetur",  nicht  entgegen,  denn  dieser 
setzt  zwar  die  Möglichkeit  einer  Wiederanstellnng 
Toraus,  indessen  war  eine  solche  bei  den  Depo- 
nlrten  im  Wege  der  Gnade  nicht  absolut  ausge- 
schlossen (o.  S.  727  n.  2)  und  es  wird  auch 
nicht  als  Voraussetzung  der  Begnadigung  die 
poenltentla,  die  öifentllche  Busse,  sondern  blos 
eine  andere  Genugthuung  (Abbitte  und  Priyat- 
busse)  gefordert. 
Welter  kommt  in  Betracht,  dass  Felix  II.  auf 


der  römischen  Synode  v.  487,  o.  S.  700  n.  2, 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche  aller- 
dings dem  grossen  Bann  Terfallen  waren,  der 
öffentlichen  Busse  unterworfen  hat,  und  sich  also 
nach  der  herrschenden  Annahme  mit  den  Anord- 
nungen seiner  Vorgänger  Siricius  und  Leo  I.  in 
Widerspruch  gesetzt  haben  müsste. 

Demnach  ist  die  Meinung  K  ob  e  r  s  Deposition 
S.  67,  dass  die  ältere  Kirche  der  Deposition  als 
Strafverschärfnng  die  öffentliche  Busse  hinzuge- 
fügt habe,  und  diese  Praxis  nach  Siricius  und 
Leo  I.  aufgegeben  worden  sei,  haltlos,  insbeson- 
dere hat  er  dabei  Übersehen,  dass  in  allen  Fällen, 
in  welchen  diese  Art  der  Busse  yorkommt,  der 
Kleriker  gleichzeitig  von  der  grossen  Exkommu- 
nikation betroffen  ist.  Endlich  kann  Orange  I 
441  c.  4  „Poenitentiam  deslderantibus  clericis 
non  negandam''  nicht  als  Beweis  dafür  betrachtet 
werden,  so  Löning,  1,  187,  dass  sich  die 
gallische  Kirche  gegenüber  der  Neuerung  von 
Siricius  ablehnend  verhalten  habe,  yielmehr  soll 
dadurch  nur  den  exkommunlclrten  Klerikern  das- 
selbe Recht,  wie  solchen  Laien,  gewährt  werden. 

t  S.  o.  S.  732. 

8  S.  den  Fall  des  Tutns,  welcher  nach  dem 
citirten  Briefe  Felix  II.,  o.  S.  710  n.  6  „de  pro- 
yectloribus  clericis"  zum  defensor  gemacht  wor- 
den war. 

8  Dies  bestätigt  die  o.  a.  a.  0.  yertretene  An- 
nahme, dass  in  ep.  Gelasll  I  ad  Philipp,  die 
Strafe  die  grosse  Exkommunikation,  nicht  aber 
der  blosse  Ausschluss  yon  der  Abeudmahlsge- 
meinschaft  war. 

^  Dass  Tntus  (s.  Anm.  2)  kein  Priester  war, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Papst  ihn  nur  als  zu 
den  clerici  gehörig  bezeichnet.  Will  man  den  1. 
d.  vor.  Anm.  gedachten  Fall  hierher  rechnen,  so 
steht  er  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  denn 
immer  ist  die  Strafe  gleichzeitig  mit  der  Abset- 
zung gegen  den  Priester  verhängt  worden ;  dieser 
war  also  schon  aus  dem  Klerikalstande  ausge- 
schlossen. 

6  S.  0.  S.  733. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  247. 


TTT.  Die  besondere  Disciplina'rstrafe  gegen  Bischöfe.  Endlich  kommt 
noch  ausschliesslich  ftlr  Bischöfe  eine  Strafe,  welche  seit  dem  4.  Jahrhundert  in 
Afrika^,  Gallien  und  Spanien^  tlblich  geworden  ist,  die  Yersagong  der  cammunio 
fratrum^j  c.  caritatis^  oder  cariiatis  fratemae^  oder  auch  excommunicatio  fratema 
genannt^,  in  Betracht.  Sie  besteht  darin,  dass  sie  den  schuldigen  Bischof  von  allem 
amtlichen  Verkehr  mit  seinen  tlbrigen  Amtsbrtldem  ausschliesst,  ihm  aber  sonst  seine 
bischöfliche  Stellung  und  die  Austlbung  seines  Amtes  in  seinem  eigenen  Bisthum 
nicht  schmälert.  Während  er  also  innerhalb  djes  letzteren  alle  Weihehandlungen  vor- 
zunehmen, z.  B.  die  Messe  zu  celebriren,  zu  taufen  und  zu  ordiniren,  sowie  s^e 
Jurisdiktion  nach  allen  Eichtungen  auszutlben  berechtigt  war^,  hatte  er  keine  Be- 
fugniss,  den  Provinzial-  und  höheren  Synoden,  zu  denen  seine  Mitbischöfe  zusammen- 
traten, anzuwohnen,  die  von  ihm  ausgestellten  Gemeinschaftebriefe  galten  rechtlich 
nicht  als  solche,  und  wenn  er  in  eine  fremde  Diöcese  kam,  wurde  er  dort  nicht  als 
Bischof  aufgenommen^,  also  auch  nicht  zu  geistlichen,  insbesondere  bischöflichen 
Funktionen  zugelassen^. 

Die  Strafe  wird  namentlich  ftlr  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe,  welche  sich 
als  Verletzungen  der  Rechte  der  Synoden  oder  der  Mitbischöfe  oder  des  Metropoliten 
darstellen  ^0,  angedroht. 


1  AugQstln.  ep.  209  (al.  261)  cit.:  „Glamet 
Victor  episcopas,  oui  nusquam  nisi  in  eins  dioe- 
cesi  ab  alio  communicatur  eplscopo :  Ciamet,  in- 
quam,  ant  ubique  commnnicaTe  debul  aut  ctiam 
in  meis  locis  communicare  non  debul'';  Garth. 
401  diu.  14  (cod.  ecd.  Afric.  o.  76. 80) ;  Oarth. 
418  c.  16  (1.  c.  c  123);  Carth.  419  (I.e.  c.  133). 

2  Vgl.  die  folgenden  Anm.  Für  den  Orient 
wird  sie  nur  einmal  —  hier  hat  sich  wohl  ooci- 
den talischer  Einfluss  geltend  gemacht  —  erwähnt, 
Leo  I.  ep.  ad  Anatol.  451,  Baller.  1,  1038  ge- 
nehmigt nämlich  den  unter  Mitwirkung  seiner 
Legaten  gefassten  Synodalbeschluss ,  dass  ein- 
zelne Bischöfe,  welche  sich  auf  der  Räubersynode 
hatten  terrorisiren  lassen,  in  der  Art  wieder  in 
die  Kirchen gemeinschaft  aufgenommen  werden 
sollten :  „ut  snarum  Interim  ecclesiarum  essent 
communione  contenti";  Hef  ele2,  399.  Darüber, 
dass  die  Annahme,  die  Strafe  sei  auch  in  Chalced. 
461  c.  20  angedroht,  falsch  ist,  ygl.  o  S.  732  u. 
7;  Hefele  2,  523  und  Kober,  Suspension 
S.  293 

"  3  Arles  II  443  0. 462  c.  19 ;  Tours  I  461  c.  9; 
Orleans  I  511  c.  6;  Arles  II  c.  8;  Orleans  IV 
541  c.  10;  coetus  fratemus,  Merida  666  c.  21. 

*  Agde  506  c.  35;  Tarragona  616  c.  6;  Or- 
leans m  536  c  6;  Orleans  V  649  c.  9.  17;  Ar- 
les V  654  c.  1. 

5  Macon  586  c.  20. 

«  Braga  I  563  c.  22  i.  f.;  Tours  H  667  c.  1 : 
„usque  ad  maiorem  synodum  a  metropolitano  et 
compro  Vincialibus  maneat  excommunicatus  nee 
ei  ex  alia  proTlncia  uUus  episcopus  interea  com- 
municare praesumat**. 

In  den  altem  Konzilien  kommen  blos  Aus- 
drücke, wie  non  habere  c.  oder  a  ceterorum  c. 
seiunctue,  Saragossa  380  c.5;  cod.  eccl.  Afric.  c. 
76.  80.  123.  133  cit  vor. 

Die  gleiche  Bedeutung  hat  Toledo  II  627  o. 


631  c.  2 :  ^,totius  fraternitatis  reum  esse  se  no- 
verit". 

'^  Das  ergiebt  sich  alles  aus  der  wiederholten 
Anordnung,  dass  der  Bischof  ^^commnnione  suae 
ecclesiae  contentus  sit^',  cod.  Afrio.  76.  80  cit. 
und  Leo  I.  in  Anm.  2. 

8  Aber  ein  anderer  Bischof,  welcher  in  die 
Diöcese  des  Bestraften  kommt,  muss  ihn  recht- 
lich als  Bischof  anerkennen,  Angostin.  cit  o. 
Anm.  1. 

0  Dies  sind  alles  Eonsequenzen  der  Yersagung 
des  Verkehrs,  Tours  II  c.  1 :  ,,nec  ei  ex  alia  pro- 
yincia  uUus  episcopus  interea  communicare  prae- 
sumat'^ 

Ob  die  Buspen&io  blos  a  caritate  metropoüiaiM, 
Orleans  Vc.  17,  und  Paris  V  c.  11  nur  die  gedachten 
Folgen  für  den  Verkehr  mit  dem  Metropoliten, 
einschliesslich  der  Femhaltung  Ton  den  Synoden 
oder  auch  für  die  übrigen  Bischöfe  hat,  erscheint 
zweifelhaft,  wahrscheinlich  ist  das  letztere,  weil 
die  Nicbtbefolgung  der  Anweisungen  des  Metro- 
politen dadurch  bestraft  werden  soll,  und  bei  der 
ersteren  Annahme  die  Strafe  nicht  wirksam  genug 
wäre.  Dafür  spricht  au  ch  Toledo  XUI  c.  8,  welches 
für  Bischöfe  wegen  Nichtbeachtung  der  Bemfung 
durch  den  Metropoliten  oder  König  die  Strafe  der 
excommunicatio contemptoram,  d.h.  Ausschi oss 
Yon  der  Gemeinschaft  der  Metropoliten,  der 
übrigen  Bischöfe  oder  des  Königs  Torschreibt 

10  Für  ungerechtfertigtes  Ausbleiben  auf  den 
Synoden  oder  Verlassen  derselben,  Afric.  c.  76; 
Arles  II  c  19;  Agde  506  c.  35;  Tarragona  516 
c.  6;  Orleans  III  626  c  6 ;  Orleans  V  549  c  4; 
Tours  II  667  c.  1  (vgl.  auch  c.  11.  24  1.  f.);  Ma- 
con 585  c.  20 ;  Nichtbeachtung  der  Synodal dekrete 
über  die  Verfolgung  der  Ketzer,  Braga  I  563  c.22 
i.  f. ;  der  brüderlichen  Ermahnungen  in  BeuefT 
des  Einschreitens  gegen  Häretiker,  Afric.  c.  123 
und  der  Vertheilung  der  kirchlichen  Einkünfte, 
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UBd  zwar  theils  auf  bestimmte  Zeit^  theils  bis  zur  Abhaltung  der  nächsten  Provin- 
zial-  oder  auch  grösseren  (d.  h.  National-)  Synode  2,  theils  bis  zur  Abstellung  der 
strafbaren  Unterlassung  oder  Handlungsweise  ^^  theils  endlich  auch  ohne  jede  n&here 
Zeitbestimmung  ^. 

War  die  Zeit  unmittelbar  oder  mittelbar  festgesetzt,  so  fiel  die  Strafe  offenbar 
mit  Eintritt  des  Zeitpunktes  von  selbst  fort,  in  den  anderen  Fällen  hatte  die  Provin- 
zial-  oder  die  höhere  Synode  sie  au&uheben^. 

Die  Strafe  trägt  den  Charakter  einer  partiellen  Suspension <^  und  zwar  hin- 
sichtlich der  Ausübung  der  Amtsrecht^  des  Bischofs,  so  weit  sich  diese  im  Verkehr 
mit  seinen  Kollegen,  namentlich  in  Folge  seiner  Zugehörigkeit  zu  dem  Metropolitan- 
und  Synodal-Yerbande  äussern.  Zuweilen  erscheint  sie  in  Verbindung  mit  der  totalen 
Suspension  7  oder  auch  als  Strafe  fflr  die  Verletzung  einer  anderen,  beschränkteren 
partiellen  Suspension^. 


§.248.    d.  Die  kircMichm  Straf-  und  DisdpUnarstrafvergehen  und  das  kirchliche 
Strafen-  und  Disciplinarstrafen-Syetem 

I.  Das  Strafrecht  fflr  die  Laien.    1.  Die  kirchlichen  StrafTcrgehen 
und  die  Sflnde.    Schon  in  der  apostolischen  Zeit  war  mit  der  von  den  Christen- 


Orleans  I  611  c.  5;  fQr  die  Weihe  nnd  Anstel- 
lang  der  einer  fremden  Dlöcese  angehorigen 
Kleriker  nnd  Laien,  Afrlc.  c.  80;  Tonrs  I  461 
c.  9 ;  Tours  n  c  9 ;  für  die  Aufnahme  eines  von 
einem  anderen  Bischof  Exkommunicirten  in  die 
Kirchengemeinschaft,  Saragossa  380  0.  6 ;  Arles 
II 443  0. 452  c.  8 ;  Paris  111  667  c.  7;  vgl.  femer 
Lyon  517  c.  4;  Tours  II  c.  8.  —  für  die  Nlcht- 
hefolgung  der  Befehle  des  Metropoliten,  Orleans 
V  0.  17 ;  für  die  Ab'weichung  von  dem  Ritus  der 
MetropoUtanklrche  beim  Opfer,  Arles  V  654  c.  1 ; 
aber  andererseits  auch  für  Abbrach  des  Verkehrs 
mit  dem  ungerecht  Exkommunicirten,  Afrio.  c. 
133;  für  ordnungsiddrige  Ordinationen  Orleans 
y  c.  9;  Paris  III  c.  8,  und  für  die  Verletzung 
der  Suspension  vom  Messelesen  wegen  ordnungs- 
widriger Ordinationen,  Orleans  III  c.  6  und  Or- 
leans IV  0.  10,  vgl.  auch  0.  S.  736  n.  1. 

1  Orleans  V  c.  9;  ^anno  integro  ab  officio  vel 
(es  et)  caritate  fratram  habeatur  extraneus'',  Lyon 
II  567  c  1  (drei  Monate). 

2  Tarragona  c.  6;  Arles  II  c.  19;  Orleans  IV 
c.  10  (usque  in  roagnam  synodum)  (vgl.  auch 
Paris  V  c.  11);  Tours  II  c.  1  (majorem  s.)  und 
Macon  II  c.  20  (concillum  universale).  Vgl.  Bd.  III. 
S.  539. 

3  So  bis  zum  Einscbreiten  gegen  die  Ketzer, 
Afric.  c  123,  bis  zur  Wiederaufnahme  des  Ver- 
kehrs mit  dem  ungerecht  Gebannten,  Afdc.  cl33; 
bis  zur  Befolgung  der  Befehle  des  Metropoliten, 
Orleans  V  c.  17. 

*  Vgl.  die  übrigen,  ausser  in  den  Anm.  1 — 3 
vorher  angeführten  Stellen. 

s  Arles  V  c.  1 :  „quamdlu  Ipsnm  coetus  syno- 
dalis  receperit^. 

^  München  2,  210  ist  offenbar  durch  ihre 
Qeneralislrung  auf  alle  Kleriker  zu  seiner  eigen- 


thümlichen  Ansicht  über  die  Exkommunikation 
der  letzteren  (s.  o.  S.  739  u.  6)  gelangt. 

^  Orleans  V  c.  9  (0.  Anm.  1.) 

8  S.  742  n.  10  a.  £.  Tautologisch  ist  wohl 
nur  Agde  c.  35:  „usque  ad  proximam  synodum  a 
caritate  fratrum  et  communlone  ecclesiae  pri- 
ventur^,  wie  dies  die  übrigen  Strafandrohungen 
für  das  Fembleiben  von  den  Synoden  ergeben, 
s.  0.  S.  742  n.  10.  Andererseito  bietet  Toledo  II 
627  o.  531  c.  5:  „tantoque  annosioris  exoom- 
municationis  tempore  et  a  Christi  corpore  et  fra- 
ternitatis  consortio  sequestretur^  blos  einen  vol- 
leren Ausdruck  für  die  Exkommunikation,  welche 
selbstverständlich  auch  von  dem  amtlichen  Ver- 
kehr mit  den  übrigen  Bischöfen  ausschloss. 

Als  besondere  Strafe  und  Art  des  Bannes  führt 
Schilling,  der  Kirchenbann  S.  127  noch  die 
Exkommunikation  ganzer  Kirchen  oder 
gegen  einen  Bischof  und  dessen  Kirche  auf,  deren 
Folge  die  Abbrechung  Jeder  Verbindung  des  den 
Bann  verhängenden  Bischofs  mit  der  gebannten 
Kirche  und  Nichtanerkennung  der  von  dem  Bi- 
schof der  letzteren  ausgestellten  Gemeinschafts- 
oder Friedensbriefe  gewesen  sein  soll.  Nach  den 
von  ihm  augeführten  Beispielen  des  römischen 
Bischofs  Victor  I.  v.  196  (?),  Euseb.  h.  e.  V.  27; 
Hef  ele  2,  94,  und  Stephans  I.  v.  256,  Euseb. 
VII.  6,  steht  aber  hier  —  weitere  Beispiele  bei 
Kellners.  102;  s.  auch  Bd.  IL  S.  620  n.  2  ~ 
nur  das  Abbrechen  der  kirchlichen  Gemeinschaft 
seitens  eines  Bischofs  und  seiner  Kirche  mit 
einem  anderen  Bischof  und  der  Kirche  desselben, 
also  ein  öffentlicher  Protest,  dass  die  Lehren  oder 
Handlungen  des  ersteren  mit  dem  kirchlichen 
Gemelnbewusstsein  unvereinbar  seien,  nicht  aber 
die  Verhängung  einer  von  einem  dazu  berechtig- 
ten kirchlichen  Organ  ausgesprochenen  Strafe,  in 
Frage. 
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gemeinden  geübten  Ansschliessnng  derjenigen,  welche  schwere  Verstösse  gegen  die 
Gebote  des  Ghristenthnms  begangen  hatten  ^  das  erste  Fundament  zn  der  Entwicklang 
eines  besonderen  kirchlichen  Strairechts  gelegt  ^.  Diese  Ansschliessnng  hat,  mögen  auch 
die  Ansichten  über  den  Begriff  der  Strafe  noch  so  sehr  anseinandergehen,  mag  man  die 
Strafe  als  ein  Jemandem  zngeftlgtes  UebeP  oder  als  Rechtsgflterverletznng  ^,  welche 
gegen  den  Thftter  verhängt  wird,  oder  als  sittliche  Missbillignng  der  That  nnd  des 
Thftters^  oder  wie  sonst  anch  immer  auffassen  <^,  den  Charakter  einer  solchen  im 
Rechtssinne  7.  Sie  wurde  für  die  Uebertretung  bestimmter  Gebote  von  der  dem  ein- 
zelnen Gemeindegliede  übergeordneten  Gemeindeleitung  ausgesprochen^.  Damit 
waren  die  auf  Gott  zurückführenden  religiös-sittlichen  Gebote  oder  Imperative,  für 
deren  Verletzung  die  Ausschliessung  verh&ngt  wurde,  zugleich  zu  äusseren,  das  Leben 
der  christlichen  Gemeinden  regelnden  und  durch  äusseren  Zwang  zu  sichernden  Nor- 
men, also  zu  rechtlichen  Geboten,  gemacht,  und  der  Gegensatz  der  Verletzung  der 
göttlichen,  blos  religiös-ethischen  Gebote  zu  der  Uebertretung  der  freilich  ebenfalls  auf 
den  Willen  Gottes  zurückgeführten  Gebote  der  Christengemeinden  oder  der  Kirche, 
d.  h.  der  der  Sünde  zu  dem  kirchlichen  Straftrergehen,  gegeben.  So  unterscheiden 
auch  die  Kirchenväter  zwischen  peccatum  einerseits  und  ddictum^  oder  erimen^^ 
andererseits'^,  und  schon  im  4.  Jahrhundert  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die 
Gedankensünde  rechtlich  nicht  strafbar  ist  ^'^  also  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass 


1  S.  0.  S.  691  u.  693. 

2  Vgl.  auch  V.  Bar,  Hdbcb.  d.  deutsch. Straf- 
rechtB.  Berlin  1882.  1,  71.  72. 

8  H.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafrechts. 
4.  Aufl.  %,  2. 

*  Y.  L 1 8  z  t,  Lehrb.  d.  deutsch.  Str.  R.  3.  Aufl. 
S.60. 

»  ▼.  Bara.a.  0.  S.  313  ff. 

^  Vgl.  auch  M eurer,  der  Begriff  des  kirch- 
lichen Strafvergehens  nach  denRechtsquellen  des 
Augsburger  Bekenntnisses.  Leipzig  1883.  S.llff. 
Mit  der  Auffassung  von  Heinz  ein  y.  Holtzen- 
dorf  f ,  Handb.  d.  deutsch.  Str.  R.  Bd.  L  Ber- 
lin 1871.  1,  321.  322,  dass  die  Strafe  principa- 
liter  als  Leistung  des  Verbrechers  an  das  Gemein- 
'wesen  betrachtet  werden  müsse,  ist  diese  Ausloht 
allerdings  nicht  vereinbar.  Aber  ganz  abgesehen 
von  der  Haltbarkeit  seiner  Meinung  (s.  gegen  ihn 
T.  B  ar  S.  322),  erklärt  er  selbst,  dass  der  Rechts- 
begriff des  Schuldverhältnisses  bei  den  Strafen, 
welche  die  Rechtsfähigkeit  entziehen,  versagt, 
betrachtet  aber  die  Ausstossung  aus  der  Kirche 
nichtsdestoweniger  gleichfalls  als  Strafe. 

'  Des  Weiteren  s.  unten  zu  2. 

8  Der  Streit,  ob  nur  eine  vom  Staate  verhängte 
Maassregel  des  gedachten  Charakters  als  Strafe 
anzusehen  ist,  vgl.  darüber  M  ey  e  r ,  L 1  s  s  t  a.  a.  0.; 
Heinze  S.  326,  kann  hier  auf  sich  beruhen 
bleiben,  da  andererseits  —  und  hierauf  kommt 
es  allein  an  —  auch  von  den  Anhängern  der  be- 
jahenden Ansicht,  vgl.  auch  Bin  ding,  Orund- 
riss  des  Str.  R.  3.  Aufl.  S.  80,  anerkannt  wird, 
dass  die  nicht  vom  Staate,  sondern  von  anderen 
Rechtsgemeinschaften  angedrohten  s.  g.  Strafen 
immer  uneigentliche  Strafen  oder  straf  ä  h  n  1 1  c  h  e 
Massregeln  seien. 

9  c.  21  (Orlgenes)  0.  XI.  qu.  3:  „cum  pro 
delictis  suis   (peccatores)  a  Christi  corpore 


separentur^  \  wenngleich  allerdings  das  delictum 
wieder  als  peccatum,  c  22  (id.)  ibid.  bezeichnet 
wird,  s.  0.  S.693n.8;  c.  21  (August.)  C.  XXIV. 
qu.  1 :  ^;tempore  quo  dominus  prlora  dellota  re- 
centlbuspenarum  exemplis  cavenda  monstravit'; 
Arles  I  314  c.  16 :  „qul  pro  delicto  suo  a  com- 
munione  separantur'';  s.  auch  o.  S.  693  n.  4. 

>o  c.  1.  (Augustin)  Dist.  C.  XXXJ,  Bd.  I.  S.  38 
n.  6,  nach  welchem  crimen  das  peccatum  grave, 
accusatlone  et  damnatlone  dignisslmum  est,  und 
als  eilmina  vor  Allem  Todtung,  Ehebruch,  Un- 
zucht, Diebstahl,  Betrug  und  Sakrilegium  be- 
zeichnet werden;  c.  19  (id.)  0.  XXIIL  qu.  4; 
Elvlra  306  c.  1 :  „ad  templum  Idolaturus  acoes- 
cerit  et  fecerlt,  quod  est  crimen  capltale^ ;  Hippo 
393  0.  30 :  „poenitentis  publicum  et  vulgadssi- 
mum  crimen";  Toledo  L  400  c.  2;  c.  67  (Leol.) 
Dist.  L. 

li  Meurer  a.  a.  0.  S.  39;  Katz  3.  1.  2, 
welcher  aber  zum  Schaden  seiner  Arbeit  die 
Festhaltung  dieses  Unterschiedes,  well  die 
Korrektheit  der  Darstellung  darunter  nicht  leide, 
von  der  Hand  gewiesen  hat,  S.  1  n.  1;  Nissl, 
d.  Gerichtsstand  d.  Klerus  1.  fränk.  Reich.  Inns- 
bruck 1886.  S.  16. 17. 

i2  Denn  Neocäs.  314—326  c.  4:  „*Edv  iTp6l7j- 
Tal  TIC  d7«öüp.'?joat  (dittdu|X"/)oaO  Tuvatx^c  ou-y- 
xaÖ€ü8'?iöat  p-ex'  airfj«,  ji^)  IX^^  hi  cU  IpT^v 
auTOü  if)  iNÖiSp-tjötc,  cpalvexat  8ts  6irö  rfjc  x^^^ 
d^(>69d7]",  kann  nichts  anderes  bedeuten,  da 
sonst  das  Konzil  keine  Veranlassung  gehabt 
hätte,  die  Yermuthung,  dass  er  durch  die 
göttliche  Gnade  von  der  Verwirklichung  seines 
sflndhaften  Willens  abgezogen  sei,  auszu- 
sprechen, vgl.  auch  Hefele  1,  246;  Kober, 
Kirchenbann,  S.  130.  131.  Nicht  hierher  gehört 
der  von  Kober  dt.  c.  23  (Innoc.  I.)  0.  XXXIL 
qu.  6:  „non  habont  latentia  peccata  vüidictam% 
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znm  Begriffe  des  kirchlichen  Strafvergehens  nicht  der  sünd-  oder  schuldhafte  Wille 
als  solcher  genügt,  sondern  erst  der  in  die  Aussenwelt  hervorgetretene  Wille  den  Be- 
griff erftllt 

Allerdings  hat  es  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kirche  keine  festnormirten 
Thatbestände  der  mit  der  Ausschliessung  aus  der  Gemeinschaft  bedrohten  Sünden, 
d.  h.  der  Eorchenvergehen  gegeben,  vielmehr  war  nur  das  Princip  allgemein  aner- 
kannt, dass  eine  solche  Strafe  allein  ftlr  die  nach  den  Anhaltspunkten  in  der  h.  Schrift 
als  schwere  oder  Todsünden  zu  erachtenden  Handlungen  zu  verhängen  sei^  Aber, 
wie  die  Strafandrohung  der  Ausschliessung  aus  der  Gemeinschaft  bereits  in  den 
Briefen  des  Apostels  Paulus  ausgesprochen  war,  so  waren  die  Thatbestände  (die 
Normen  oder  die  Imperative,  welche  sich  an  die  einzelnen  Christen  wendeten)  durch 
die  religiös-sittlichen  Vorschriften  des  Christenthums  im  Allgemeinen  gegeben. 

Dass  dabei  für  eine  Reihe  von  Fällen  Zweifel  über  die  Subsumtion  von  Hand- 
lungen unter  die  Imperative  übrig  blieben,  und  die  kirchlichen  Gemeindeorgane, 
später  die  Bischöfe,  welche  für  den  einzelnen  Fall  zu  bemessen  hatten,  ob  eine  Hand- 
lung als  der  Exkommunication  unterliegende  Sünde  zu  betrachten  sei  ^,  insofern  eine 
gesetzgebende  Gewalt  eigenthümlichen  Charakters  ausübten,  als  sie  aus  Anlass  der  zu 
ihrer  Beurtheilung  gelangenden  Fehltritte  erst  gerade  für  den  Einzelfall,  deren  Quali- 
fikation als  der  Ausschliessung  unterliegende  Verfehlungen  feststellten,  sie  also  erst 
als  kirchliche  Vergehen  charakterisirten  ^,  lässt  sich  nicht  leugnen  4.  Diese  eigen- 
thümliche  Erscheinung  erklärt  sich  aber  daraus,  dass  das  kirchliche  Strafrecht  noch 
in  den  Anfängen  seiner  Entwicklung  stand,  mithin  sich  erst  allmählich  aus  der  am 
die  Erziehung  und  Besserung  der  Gemeindeglieder  gerichteten  Thätigkeit  die  straf- 
richterliche ablösen (^  und  sich  die  Umsetzung  von  religiös-sittlichen  Imperativen  in 


da  es  sich  hier  am  nicht  bewiesene  Sünden,  bez. 
Vergehen  handelt,  und  ebenso  wenig  kann  für 
die  hier  fragliche  Zeit  auf  die  Aufnahme  des 
Satzes  der  1.  18  D.  de  poen.  48.  49  in  c.  14 
Dist.  L:  „cogltationis  penam  nemo  patiatar", 
Gewicht  gelegt  werden.  Unklar  Katz  S.  2.  3, 
welcher  zwar  den  blossen  Gedanken  nicht  für 
strafbar  erklärt,  andererseits  aber  die  sündige 
Begehr  als  konsummirtes  Delikt  betrachtet. 
Gegen  ihn  auch  M eurer  S.  27.28.  E.  Eck, 
de  natura  poenarum  sec.  ins  canon.  p.  20  be- 
hauptet unter  Berufung  auf  das  summarium  zu 
c.  25  Dist.  I.  de  poen.  u.  c.  29.  30  (Augustin) 
ibid.,  dass  der  Begriflf  der  Oensuren  ihrer  Auf- 
legung fQr  Gedankensünden  nicht  entgegenstehe, 
aber  diese  Stellen  handeln  nur  Yon  der  sündigen 
Begehr,  ohne  Irgend  etwas  über  ihre  Bestrafung 
/.u  bestimmen. 

»  S.  0.  S.  691. 

«  S.  a.  a.  0. 

^  Mithin  für  den  gegebenen  Fall  die  Aus- 
übung des  Strafrichter- Amtes  und  die  gesetz- 
geberische Thätigkeit  der  näheren  Festsetzung 
der  Norm  auf  Grund  des  allgemeinen  Princlpes 
gleichzeitig  erfolgte. 

*  Diese  historische  Entwlckelung  ist  von  Katz 
völlig  übersehen,  wenn  er  allgemein  S.  3  n.  3 
unter  Berufung  auf  c.  3  (Ambros.)  C.  XXXII. 
qu.  4 :  „Pena  criminls  ex  tempore  legis  est,  que 
crimen  inhibuit,  nee  ante  legem  nnlla  rei  dam- 
natio  est,  sed  ex  lege**,  behauptet,  dass  für  die 


Strafbarkeit  des  Delikts  ein  dasselbe  unter  Strafe 
stellendes  Gesetz  erforderlich  sei,  und  ebenso- 
wenig beachtet,  dass  die  Stelle,  welche  von 
Abraham  spricht,  und  hervorhebt,  dass  der  Ehe- 
bruch vor  der  lex  Moysis  und  vor  dem  Evangelium 
nicht  verboten  gewesen  sei,  von  religiös- sitt- 
lichen, nicht  von  rechtlichen  Vorschriften  handelt, 
s  Dieses  Uebergehen  der  einen  Thätigkeit  in 
die  andere  zeigen  noch  deutlich  die  Constit 
apostol.  n.  37.  38.  Danach  soll  der  Bischof, 
wenn  er  den  Ankläger  als  wahrheitsliebend  be- 
fanden hat,  den  Angeklagten  allein  ermahnen, 
dass  er  Busse  thue  (vgl.  Matth.  XVm.  16—17; 
Tit.  III.  10),  wenn  dies  erfolglos  ist,  ihm  unter 
Zuziehung  von  2  oder  3  Gemeindegliedem  seine 
Sünden  vorhalten,  „vouOcTi^aac  aMv  ht  itpa^TTjrt 
xal  tcatSeltf",  endlich  aber  bei  andauernder  Hart- 
näckigkeit des  Sünders  es  der  Kirche  sagen  und 
ihn  äusserstenfalls  ausschliessen  („imo  oot  d)C 
6  ^dvtx6c  xal  6  reXd&vtjc ,  [ATjxirt  aOr&v  di>(  XP^~ 
OTiovov  Ttopa^i^^ü  is  t]q  ^xXtjoiqt,  dXX*  6c  i^i- 
xöv  napatxou'').  Das  strafrichterliehe  Verfahren 
beginnt  also  danach  erst,  wenn  die  auf  Bes- 
serung gerichtete  Thätigkeit  sich  als  erfolglos  er- 
wiesen hat.    Femer  gehört  hierher  IL  48 :  „(jf?) 

d}X  Ixdorrjc  (^(av,  ixcrd  noXXfJc  ^povf)oea>c  xp{- 
vavTCc  IxaoTa  t&v  icXYijxfiieXoutJiivoDV,  xd  ts  9(Atxp<it 
xal  xd  lUfdXa  xal  dXXooc  Sp^ou  xal  "kifO^  TcdXtv 
Mpa>(  xal  npo^oeoic  ^  Xot&op[ac  ^  ^noX-q^J/Emc 
htaff6pm'  xal  To6;  (i.iv  &icoßaXeTc  (A^vatc  dneiXatCi 
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rechtliche  vollziehen  musste.  Nicht  minder  war  es  natürlich,  dass  zunächst  gerade 
gegen  diejenigen,  welche  schwere  Sünden  begangen  hatten,  und  welche  sich  als  un- 
verbesserlich erwiesen,  von  einer  wirklichen  Rechtsstrafe,  und  zwar  gerade  von  der 
Ausschliessung  Gebrauch  gemacht  wurde,  nicht  nur,  weil  hierftlr  schon  die  Anhalts- 
punkte in  der  h.  Schrift  gegeben  waren  ^,  sondern  weU  die  christlichen  Gemeinden 
gegenüber  dem  sie  beobachtenden  und  beargwöhnenden  Heidenthum  durch  ihr  eigenes 
Interesse  gezwungen  waren,  die  unreinen  Elemente  aus  ihrer  Mitte  auszustossen. 

Mit  dem  vierten  Jahrhundert  tritt  in  der  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechts 
insofern  ein  Fortschritt  ein,  als  die  auftauchenden  Lehrstreitigkeiten  und  das  in  Folge 
der  Zunahme  und  der  Ausdehnung  der  christlichen  Gemeinden  sinkende  sittliche 
Niveau  derselben  den  inzwischen  über  den  Einzelgemeinden  entstandenen  höheren 
Organen,  den  Synoden  2,  die  Veranlassung  bietet,  für  die  häufiger  vorkommenden 
Sünden  die  Thatbestände,  welche  sie  zu  Eorchenvergehen  machen,  femer  sowohl  die 
Strafen  wie  auch  die  Möglichkeit  der  Beseitigung  der  letzteren,  näher  zu  normiren. 
Was  das  erstere  betrifft,  so  sind  es  wesentlich  bestimmte  einzelne  Erscheinungsformen 
der  drei  schweren  Sünden,  der  Sünden  des  Abfalls  vom  Glauben  (zum  Heidenthum 
oder  Judenthum,  sowie  zur  Ketzerei),  der  Unzucht  (einschliesslich  des  Ehebruchs  und 
der  Eingehung  verbotener  Ehen),  endlich  der  Tödtung,  welche  offenbar  mit  Rücksicht 
auf  ihr  häufiges  Vorkommen  in  den  betreffenden  Gegenden  und  Zeiten,  nunmehr  durch 
die  kirchliche  Gesetzgebung  als  Thatbestände  von  kirchlichen  Vergehen  formulirt 
werden ',  während  dieselbe  andere  Verfehlungen  nur  in  verhältnissmässig  geringerem 
Umfange  einer  Normirung^  unterzogen  hat. 

Weiter  zeigt  sich  die  Fortbildung  des  kirchlichen  Strafrechts  auch  darin,  dass 
eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  keineswegs  zu  den  schweren  Sünden  gerechnet 
werden  konnten,  indessen  zum  Theil  in  nicht  kirchlich  zu  billigenden  Berührungen 
mit  dem  Heidenthum  bestanden  ^f  zum  Theil  im  Interesse  der  Kirche  als  äusserlich 
zu  rügende  Verfehlungen  gekennzeichnet  werden  mussten  ^,  durch  die  Androhung 

Tou;  hi  it£vi^T(DV  X^^P'iT^*'«»  oXXoüs  hh  VT)<ST6(a(  Alles  I.  314,  Neocäswea  314 — 325  berührten 
OTtßf6oe(c  %a\  ixipom  d^oplaeic,  irp6c  t6  [a^y^^oc  Fälle  auf  die  gedachten  drei  Grundtypen  zurück- 
ToD  d'fxXifjp.aTOc  auTou^.  Hier  igt  von  der  ver-  führen,  vgl.  die  Nachweisungen  in  den  Anmei- 
Bchiedenen  Behandlung  der  Sunden,  nicht  der  kungen  zu  S.  699.  701  ff.  706  ff.  und  die  aas- 
kirchlichen Vergehen  im  Rechtssinne,  also  Ton  fQhrliche  Zusammenstellung  bei  Bingh am  1.  c 
der  erziehenden  und  sittlich  bessernden  Thätig-  XVI.  4—14;  7,  223  ff.  So  fallen  z.  B.  die  Ver- 
keit  des  Bischofs  und  von  den  Mitteln,  welche  böte  der  Osterfeier  zu  anderer  als  der  vorge- 
zur  Erweckung  und  Bethätigung  der  Bussgesln-  schriebenen  Zelt,  Antioch.  341  c.  1.  und  des 
nung  für  einzelne  Sünden  gegen  den  Schuldigen  Würfelspielens ,  £l7ira  c.  79  unter  den  Abfall 
angewendet  werden  sollen ,  wie  Ermahnungen  Tom  rechten  Glauben  im  weiteren  Sinne.  Vgl. 
oder  Drohungen ,  Auferlegung  von  Almosen  an  o.  S.  708  n.  % 

die  Armen  und  von  Fasten,  die  Rede.    Nur  bei  ^  Hierher  gehört  der  Wucher,  Elvira  c.  XtO,  die 

schweren  Sünden  soll  die  strafrichterliohe  Thä-  Erhebung  falscher  Anklagen,  Elvira  c  73.  74; 

tigkeit,   die  Anwendung  der  Rechtsstrafe  der  Arles  I  314  c.  14  u.  Arles  U  443  o.  463  e.  24, 

Ausschliessung  eintreten,  da  es  doch  wohl  un~  die  Simonie,  Chalced.  451  c.  2,  das  Niederlegen 

zweifelhaft  ist,  dass  weder  die  Almosen  noch  die  von  Pasquillen  in  der  Kirche,   Elvira  c.  52. 

Fasten,  welche  nicht  erzwungen  werden,  sondern  Unterschlagung    der    Oblationen    Verstorbener, 

freiwillig  zu  leisten  sind,  nicht  als  Rechtsstrafen  Valson  442  c.  4  u.  stat.  ecdes.  ant.  c  96,  sowie 

betrachtet  werden  können.  das  Verbot  des  kirchlichen  Verkehrs   mit  den 

i  Matth.  XVUI.  15—17  cit.,  s.  auch  o.  S.  Exkommunldrten,  s.  o.  S.  704  n.  7. 

691  n.  3.  5  S.  die  Anführungen  S.  713  n.  2. 

2  Bd.  III.  S.  326.  «  Wie  die  Vemachlässigang  des  Kirchenbe- 

3  Abgesehen  yon  den  hier  nicht  in  Frage  suches,  a.  a.  0. ,  die  Verhöhnung  gebrechlicher 
stehenden  Strafandrohungen  für  Handlungen  der  Kleriker  und  die  Wegnahme  Ton  Sachen  geringen 
Geistlichen  (s.  nachher),  lassen  sich  die  meisten  Werthes  aus  der  Kirche,  o.  S.  706  n.  3,  die 
in  den  hierher  gehörigen  Kanonen  der  ein-  Nlchtwahrung  der  Verlöbnisstreue  durch  die 
schlagenden  Synoden,  so  z.  B.  you  Elyira  306,  Eltern,  o.  S.  713  n.  2. 
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der  milderen  Strafe  der  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  ^  als 
leichtere  kirchliche  Vergehen  gekennzeichnet  wurden. 

Eine  erschöpfende  gesetzliche  Regelung  des  kirchlichen  Strafrechts  bieten  die 
Bestimmungen  der  Synoden,  selbst  wenn  man  die  vereinzelten  Vorschriften  in  den 
päpstlichen  Dekretalen  und  das  Material,  welches  die  Bussbriefe  (s.  0.  S.  711)  er- 
geben, mit  in  Betracht  zieht,  nicht  im  Entferntesten  dar.  Neben  ihnen  blieb  vielmehr 
das  vorher  (S.  745)  charakterisirte  Recht  des  Bischofs  in  Geltung,  solche  Fälle,  in 
denen  sich  ein  Bedflrfniss  dazu  ergab,  weil  seine  erziehende  und  bessernde  Ein- 
wirkung nicht  ausreichte ,  durch  die  Verhängung  der  grossen  Exkommunikation  als 
kirchliche  Vergehen  zu  qualifiziren,  wenngleich  er  davon  nur  wegen  schwerer  Ver- 
fehlungen und  im  äussersten  Falle  Anwendung  machen  sollte  2. 

2.  Das  Strafmittelsystem  der  älteren  Kirche.  Gegen  Laien  hatte  die 
Kirche  bis  zum  5.  Jahrhundert  die  Strafen  der  grossen  Exkommunikation^,  der  zeit- 
weisen Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  ^  und  der  Ausschliessung 
von  der  Abendmahlsgemeinschaft  <^  ausgebildet. 

Es  ist  mit  grosser  Sicherheit  behauptet  worden,  dass  die  Elirche  nur  wirkliche 
Strafen  fflr  die  Geistlichen,  nicht  aber  für  die  Laien  entwickelt  habe,  da  die  Verfeh- 
lungen der  Laien  von  ihr  nur  als  Sünden  behandelt  und  allein  zum  Gegenstand  ihres 
Heilsamtes  gemacht  worden  seien.  Die  Laien  habe  sie  lediglich  bessern  wollen,  und 
deshalb  habe  sie  ihnen  allein  Poenitenzen,  einschliesslich  der  von  diesen  mit  um- 
fassten  sog.  Censuren  auferlegt*.  Femer  hat  man  gemeint,  dass  der  kirchliche  Begrifif 
der  Strafe  insofern  eigenthümüch  sei,  als  dieselbe  lediglich  im  Interesse  des  Bestraf- 
ten selbst  als  Wohlthat  für  denselben,  nicht  als  Uebel,  um  ihn  mit  Gott  wieder  zu 
versöhnen  und  dessen  Zorn  abzuwenden,  verhängt  werde  7,  und  mindestens  gilt  nach 
der  herrschenden  Annahme  die  grosse  Exkommunikation  lediglich  als  eine  Censur  ^, 
nicht  als  eine  Strafe  im  eigentlichen  Sinne. 

Das  Wesen  der  Strafe  liegt  darin,  dass  sie  sich  als  eine  Reaktion  gegen  die  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung,  gegen  die  That  und  gegen  den  Thäter  darstellt,  mag 
man  dazu  die  Zufdgung  eines  Uebels  oder  die  Entziehung  oder  Verletzung  von  Rechts- 
gütem  als  nothwendig  oder  daftlr  auch  schon  jeden  Ausdruck  der  (sittlichen)  Miss- 
billigung als  hinreichend  betrachten^.  Mehr  gehört  nicht  zum  Begriffe  der  Strafe  und 
die  kirchlichen  Rechtsquellen  enthalten  in  dieser  Beziehung  nichts  Abweichendes^^. 

J  Vgl.  0.  S.  713  und  eventuell  auch  der  Ans-  Philllpa,  Lehrb.  2.  Aufl.  $.  182;  Permane- 

BchliesBung  von  der  blossen  Abendmshlsgemein-  der  K.  R.  $.  336;  y.  Schulte,  Lehib.  4.  Aufl. 

Schaft,  0.  S.  709.  SS-  dö.  86;  Friedberg,  Lehrb.  SS-  103. 104. 

'  IHesersioh  aus  der  Natur  der  Sache  ergebende  ^  S.  0.  S.  744. 

Gmndsatz  Ist  allerdings  erst  spat,  von  den  Kon-  W  0.  4  (Angust)  Dist.  III  de  poen. :  „Poena 

Zilien  des  6.  Jahihnnderts,  ausgesprochen  worden,  enim  proprio  dldtur  laesio  quae  punitetvin- 

Agde  506  c  3,  Orleans  V  649  c.  2;  Olermont  II  dicat";  0. 23  (Innoc.  I)  0.  XXXH  qu.  5:  „Non 

547  c.  2  (c.  8.  42  C.  XI.  qn.  3).  habent  latentia  peccata  vindlctam 

3  S.  0.  S.  699.  cum  ergo   causa  par  sit,   Interdum  probatlone 

4  S.  713.  cessante,  yindictae  ratio  conqniesclt" ;  vgl. 
6  S.  709.  Menrer  S.  8.  Die  Stellen,  welohe  Katz  a.  a. 
<»  Ka  t  z  a.  a.  0.  S.  26.  42.  46.  0.  S.  26  n.  4  für  seine  Auffassung,  s.  0.  im  Text, 
^  Gelb,    Lehrbuch   d.   deutsch.  Strafreohts.  citlrt,   beweisen  nichts,   im  Oegentheil,   wenn 

Leipzig  1861  I,  129 ;  v.  B  ar  1 ,  86.     Aehnlich  Augustin  c  3  0.  XXIIL  qu.  6  sich  gegen  zu  harte 

auchT.  Holtzendorff  I,  41:  „Das Verbrechen  Bestrafung  wendet  und  dabei  sagt:  „ne  etemi 

gilt  ihr  nicht  als  Verletzung  der  menschlichen  ludicii  penas  luant,    corrigi  eos  cupimus  non 

Ordnung,  sondern  als  Sünde,  die  Strafe  als  frei-  necari",    sowie   sich   dahin  äussert    c.    17  0. 

willige  Reue  und  Busse.  ^  XXIV.  qn.   3:    ;,Corriplantni  itaqne  subditi  a 

^  S.  z.  B.  Richter-Dove-Kahl  S*  214;  prepositls    correptionibus    de  caritate  Tonientl- 
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Dass  mit  der  Strafe  in  diesem  Sinne  andere  Zwecke,  z.  B.  der  der  Bessenmg^,  der 
Abschreckung  des  Thftters  yerbnnden  sein  können,  ist  gleichgfiltig.  Wenn  aber  das 
gegen  den  Thftter  angewendete  Mittel  blos  desshalb  verh&ngt  wird,  weil  er  sich  als 
einen  der  Bessemng  bedürftigen  Sflnder  gezeigt  hat  und  weil  man  ihn  lediglich 
bessern  will,  so  kann  von  einer  Strafe  keine  Rede  sein,  und  alles,  was  auf  dem  Gebiete 
der  Kirche  diesem  Zwecke  dient,  ist  aus  dem  kirchlichen  Strafrechte  heranszuweisen. 

Es  ist  nun  aber  auch  möglich,  dass  mit  dem  Zweck  der  Reaktion  gegen  das  Un- 
recht oder  gegen  die  Rechtsverletzung  ein  anderer  Zweck  —  und  hier  interessirt 
allein  die  Besserung  —  als  massgebendes  und  bestimmendes  Moment  für  die  Hand- 
habung des  Strafmittels  verbunden  wird,  und  zwar  der  Art,  dass  mit  Erreichung 
dieses  Zweckes  jede  Reaktion  gegen  den  Schuldigen  wegfallen  muss.  Das  ist  das 
Wesen  der  kanonischen  Censur^  Aber  auch  sie  bleibt  immer,  weil  ihr  die  Reaktion 
gegen  die  Rechtsverletzung  als  solche  nicht  fehlt,  Strafe,  wenngleich  im  Unterschied 
von  der  Strafe  schlechthin,  eine  eigen  geartete  Strafe  2. 

Zu  einem  klaren  Bewusstsein  ist  dieser  Unterschied  der  hier  fraglichen  Zeit  noch 
nicht  gekommen'.  Aber  trotzdem  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  er  nicht  thats&ch- 
lieh  schon  in  der  damaligen  Zeit  obgewaltet,  d.  h.  ob  die  drei  nachweisbar  zur  An- 
wendung gebrachten  Strafen  reine  Strafen,  Vindikativ-Strafen,  wie  man  sie  heute  be- 
zeichnet, oder  Censuren,  poenae  medteinales,  im  modernen  Sinne  gewesen  sind. 

Was  zunächst  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  die  grosse  Exkommuni- 
kation betrifft,  so  ist  diese  zunächst  und  bis  in  das  5.  Jahrhundert  hinein  eine 
Strafe,  eme  poena  vindicafivaf  nicht,  wie  die  gewöhnliche  Meinung  annimmt^,  eine 


bu8  pro  cnlparam  dWersitate  diveTsis  vel  mino- 
ribus  vel  amplloribus,  qnia  et  ipsa  que  damp- 
naüo  nominatur,  quam  faclt  eplscopale  iadicium 
(qua  pena  in  ecclesla  nuUa  maioi  est]  potest,  si 
deus  Yoluerit,  in  correptionem  Balubeirimain 
cedere  atque  prollcere  .  .  .  Aut  contradid  deo 
potest,  ne  .  .  .  a  reatu  quamvis  iustae  dampna- 
tionis  absoWat  dampnatam,  quem  ipse  non 
dampnet?  Pastoris  tarnen  neceBsltas  habet,  ne 
per  plures  serpant  dira  conta^a,  sepaiare  ab 
ovlbus  sanls  morbidam,  ab  illo,  cui  nichil  est 
impossibile,  ipsa  foreitan  separatione  sanan- 
dam",  so  heisst  doch  das  nicht  soviel,  dass  die 
Kircbe  ausschliesslich  die  Laien  bessern  will, 
im  Oegentheil  begründet  Angnstin  gerade  in  der 
letzten  Stelle  die  Nothwendigkelt  der  Bestrafung 
durch  die  kirchlichen  Oberen,  und  hebt  nur  her- 
Tor,  dass  die  Besserung  des  mit  der  härtesten 
Strafe  belegten  Sünders  Oott  immer  offen  bleibe 
(Ton  der  ersteren  handelt  gleichfalls  der  weiter  an- 
geführte c.  18 ibid.  des  Julianus  Pomerius  ans  dem 
7.  Jahrb.).  Auch  eil  (August.)  0.  XXIII  qu.  4: 
„,  .  Sane  si  iudex  es,  sl  iudicandi  potestatem 
acoepisti,  ecclesiastica  regula,  sl  apud  te  aecu- 
satur,  si  Yeris  documentis  testibusque  convinel- 
tur,  coherce,  corrlpe,  excommunica,  degrada", 
weist  dem  kirchlichen  Richter  nicht  die  Auf- 
gabe des  Bessems,  sondern  des  Strafens  zu,  da 
cohercere  „strafen'^  und  corripere  „hart  anlassen, 
hart  schelten^  heisst,  vgl.  auchMeurerS.  18 
u.  19  n.  1. 

1  S.  meinen  Artikel :  eensura  luv.  Holtzen- 
d  0 1  f f ,  Rechtslexikon  Bd.  I. ;  M  e  u  r  e  r  S.  17. 
23.24. 


'  S.  die  Yor.  Anm.  u.  übereinstimmend  auch 
Friedberg  a.  a.  0.  g.  103. 

3  Das  Wort :  ecnnira  wird  allerdings  gebraucht, 
aber  in  andern  Bedeutungen,  so  bei  Tertnllian. 
apologet  c.  39 :  „Goimus  in  coetnm  et  oongre- 
gationem  .  .  .  ibidem  etiam  exhortationes,  casti- 
gationes  et  censnra  divina.  Nam  etludica- 
tur  magno  cum  pondere,  ut  apnd  eertos  de  dei 
conspectu,  summumque  ftituri  iudicii  praeiudi- 
cium  est,  sl  quis  ita  dellquerit,  nt  a  communi- 
catione  orationis  et  oonventus  et  omnis  s.  com- 
mercii  relegetur^,  als  gottlichea  Sitten-  oder 
Strafnrtheil,  bei  Cyprian  ad  Demetrian.  c  23, 
Hartel  p.  364.  368  (censnra  dei)  als  UrtheU 
Gottes,  dann  als  allgemeines  Urtheil  der  Kirche 
im  Sinne  Ton  kirchlicher  Regel  c.  118  (Felix  II, 
Thiel  1,  264)  Dist.  IV  de  cons.;  c.  38  (Lcrida 
624)  C.  Xn  qu.  2;  c.  7  (Gregor  I.)  Dist.  LVI; 
c.  11  (Isidor.)  0.  XXXIII.  qu.  2;  aber  auch  als 
Strafe  Cyprian.  1.  c  c.  7  p.  356  u.  0.  8.  696  n-  7. 
Danach  ist  Schilling  S.  46,  soweit  es  sich 
um  die  hier  fragliche  Zeit  handelt,  zu  berich- 
tigen. 

*  S.  0.  S.  747.  Nur  Schilling  S.  115.  122 
u.  Meurer  S.  23  n.  2  machen  eine  Ausnahme, 
insofern  sie  für  einzelne  Fälle  das  Vorkommen 
von  Vindlkativ-Exkommunikatlonen  annehmen, 
s.  auch  0.  S.  703  n.  4:  Kellner  S.  18  charak- 
terisirt  die  grossere  Exkommunikation,  fteüich 
in  unklarer  Weise,  als  Strafe  „mehr  vindikatiTer 
Natur".  (?)  Ja  Löning  1,  388  bemerkt  wenig- 
stens in  Betreff  des  DisciplinarTerfahrens  gegen 
Bischöfe,  dass  dieses  nicht  den  Zweck  hatte,  den 
Sünder  zu  bessern  und  dass  die  Kirche  durch 
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Censnr  gewesen  ^  Als  die  Christengemeinden  noch  nnter  dem  Heidenthnm  lebten 
wurde  sie  angewendet,  um  die  unverbesserlichen  und  unreinen  Elemente  aus  dem 
christlichen  Verbände  auszuscheiden,  und  ihre  Verhängung  hatte,  da  die  Lehre  von 
dem  durch  die  Taufe  verliehenen  unauslöschlichen  Charakter  und  der  in  Folge  dessen 
nie  mehr  zu  beseitigenden,  wenn  auch  nur  passiven  Mitgliedschaft  der  Kirche  ^  noch 
nicht  ausgebildet  war,  die  völlige  Lostrennung  des  Exkommunicirten  von  der  kirch- 
lichen Gemeinschaft  zur  Folge.  Damit  war  aber  jeder  Einwirkung  der  Kirche 
auf  den  Ausgeschlossenen  der  Boden  entzogen  und  die  Ausschliessung  begrifflich 
eine  Strafe,  deren  immanenter  Zweck  nicht  die  Besserung  desjenigen  sein  konnte, 
welchen  die  Christen  wie  einen  Heiden  und  Zöllner  halten  sollten  3.  Mochte  man  den 
Ausgeschlossenen  auch  nach  aufrichtiger  Rene  und  Busse  wieder  aufnehmen,  so 
wurde  doch  die  Exkommunikation  nicht  als  das  Mittel,  welches  diese  erzielen  sollte, 
ausgesprochen,  und  vollends  kann  für  diejenige  Zeit,  in  welcher  die  rigoristische  An- 
sicht und  Praxis  in  Geltung  stand,  dass  jeder  rückfällige  schwere  Sünder  und  der- 
jenige, welcher  wegen  der  groben  Verbrechen  des  Abfalls  vom  Glauben,  der  Unzucht 
und  des  Mordes  ausgeschlossen  war,  niemals  wieder  Aufnahme  in  die  Kirchengemein- 
schaft finden  konnte^,  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  grosse  Exkommuni- 
kation den  Charakter  der  Vindikativstrafe,  nicht  aber  den  der  Censur  getragen  hat. 

Mit  dem  4.  Jahrhundert  ist  diese  strenge  Disciplin  zwar  im  wesentlichen  über- 
wunden^, aber  einmal  gewährte  man  den  Ausgeschlossenen  noch  in  einer  Reihe  von 
Fällen  die  Wiederaufnahme  erst  in  der  Todesstunde  ^  ohne  Rücksicht  auf  eine  durch 
die  übernommene  Busse  bereits  erfolgte  Läuterung  und  Besserung,  und  ferner  hat  man  die 
Uebemahme  der  Busse,  des  Mittels  zur  letzteren,  bis  in  das  5.  Jahrhundert  nicht  nur 
als  etwas  freiwilliges  und  die  Zulassung  zur  Busse  als  eine  blosse  Wohlthat  betrach- 
tet'', sondern  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  dieselbe  herbeigeführte  Besserung 
für  die  einzelnen  Sünden  und  Vergehen  feste  Busszeiten  bestimmt^.  Mit  dem  Wesen 
der  Censur  in  dem  gedachten  Sinne  ist  dies  Alles  nicht  vereinbar  d.  Nicht  minder 
wäre  es,  falls  ursprünglich  eine  solche  Auffassung  geherrscht  hätte,  unmöglich  ge- 
wesen, dass  das  Wort :  anathema  die  Bedeutung  von  Exkommunikation  hätte  annehmen 
können  ^<>,  und  dass  man  dazu  hätte  schreiten  können,  den  Klerikern  schlechthin  das 

die  Yerhängnng  von  DiscipliDaistrafen  die  Yer-  stimmte  Zeit  anordnen,  in  dem  o.  S.  703  n.  4, 

letznngen  ahndet,   welche  ihr  selbst  von  ihren  Ton  der  Hand  gewiesenen  Sinn  anffasst,   nnd 

Mitgliedern  zugefügt  worden  sind.  daher  haben  die  Anhänger  dieser,    mir  nicht 

1  Bei  Oyprian  o.  S.  696  n.  7  wird  allerdiogs  richtig  erscheinenden  Meinung,  yon  ihrem  Stand- 
die  ToUige  Ausschliessung  aus  dei  Kirche  als  punkt  aus  TÖlllg  konsequent,  wenigstens  diese 
censura  bezeichnet,  aber  hier  ist  die  technische  Exkommunikationen,  ebenfalls  als  YindikatlTe 
heutige  Bedeutung  mind estens  nicht  nachweisbar.  bezeichnet. 

2  S.  0.  S.  43.  ^^  Denn  Demjenigen,    welchen    man  bessern 

3  Matth.  XVUI.  17.  will,  auf  dessen  Besserung  man  hofft,  kann  man 
*  S.  0.  S.  694.    Wenn  Katz  eine  Kenntniss      nicht  yerwünschen    und  Terfluchen,    und    die 

▼on  diesen  Dingen  gehabt  hätte,  würde  er  seine  Strafe,  deren  Wesen  darin  besteht,  die  gedachte 

Behauptung  S.  26,  dass  die  Kirche  den  Laien  Wirkung  herbeizuführen,  mit  dem  Verfluchung 

blos  bessern  und  zur  reuigen  Umkehr  führen  bedeutenden  Wort  bezeichnen.    Uebrigens  wird 

will  und  ihm  darum  blos  Poenitenzen  auflegt,  auch  noch  im  6.  Jahrh.  die  excommunicatio  als 

nicht  aufgestellt  haben.  poena  bezeichnet,  Arles  II  443  c  5 ;  Tours  461 

^  S.  0.  S.  699.  c.  6 ;  Tgl.  ferner  Yaison  442  c.  10 :  „ut  homicida 

^  S.  0.  S.  700.  ecclesiatioa  distriotione  feriatux^,   wo   ebenfalls 

'^  S.  0.  S.  696.  715.  nur  die  Exkommunikation  gemeint  sein  kann. 

8  S.  0.  S.  703  n.  3  u.  4  u.  S.  719.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  „districtissima  dam- 

d  Dasselbe  trifft  auch  zu,  wenn  man  diejenigen  natione  feriatur^  In  Orange  441  c  6.   Ja,  Tours 

Kanones,     welche    die    Exkommunikation    auf  cit.  c.  8,  bezeichnet  als  Zweck  der  Exkommuni- 

Zeit  ohne  Erwähnung  der  Busse  auf  eine  be-  kation  gegen  den  das  Büsserleben  aufgebenden 
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Beten  mit  dem  Gebannten,  selbst  in  dessen  Hanse,  za  verbieten  ^ 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Auffassung  der  Exkommunikation  als  Censur-  und 
nicht  als  einer  l^dikativstrafe  für  die  ersten  Jahrhunderte  der  kirchlichen  Entwick- 
lung nicht  zutreffend  erscheint,  und  wenn  man  bisher  kaum  an  der  herkömmlichen 
Ansicht  gezweifelt  hat,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  nach  einer  verbreiteten  Mei- 
nung die  Exkommunikation  das  Mittel  zur  Erzwingung  der  Busse  gewesen  sein  soll  2. 


Poenitenten :  „quo  facillus  et  ipse  oompunetionem 
per  hanc  confosionem  aecipUt  et  alii  eius  ter- 
reantar  exemplo^. 

1  Dass  man  also  gerade  denjenigen,  welche 
kiaft  ihrer  Stellung  dazu  berufen  und  geeignet 
waren,  eine  erziehende  und  bessernde  Ein- 
wirkung auf  den  Sünder  auszuüben,  die  MögUeb- 
keit  dazu  genommen  hätte. 

Der  hier  vertretenen  Auffassung  gegenüber 
bat  man  allerdings  Tielfacb  s.  z.  B.  Kober  S.  23 
if.  und  München  2,  165  den  Charakter  der 
Exkommunikation  als  Gensur  schon  aus  der  b. 
Schrift  zu  begründen  gesucht.  Wenn  Paulus  I. 
Gor.y.  6  den  blutscbänderischenKoiintber  „irapa- 
(oijvat  T«j)  oaTGcvä  eU  ^eOpov  Tijc  oapxo;,  Iva  xb 
icveu(i.a  Go^  h  Yj^pqL  xou  xup(ou  Itjooü"  erklärt, 
so  wird  allerdings  Ton  ilim  als  Folge  dieser  Ueber- 
lieferung  an  den  Satan  in  Aussiebt  genommen, 
dass  sieb  der  Scbuldige  zur  Umkebr  bewegen 
lässt,  aber  die  Gemeinde  bat  sieb  nacb  Paulas 
niebt  weiter  mit  ibm  zu  befassen  und  nicbts  für 
seine  Besserung  zu  tbun  (s.  aueb  ibid.  ▼.  13). 
Die  Besserung  erscbeint  somit  blos  als  ein  mög- 
lieberweise  erreicbbares  Ziel,  die  Ausscbliessung 
ist  aber  niebt  des  Hauptzweckes  der  Besserung 
wegen  von  ibm  verbängt  worden.  Dasselbe  gilt 
von  I.  Timotb.  I.  20 :  „08c  napi^onta  Tip  oaTONqf, 
ha  iratieudcbot  i^h  ßXaofTuuiv".  Dagegen  kann 
n.  Thessal.  DI.  14.  16:  „£(  li  tu  oi&x  &itaxo6et 

T<p  X^Y^P    l'lptÖV  ^lA  T^5   ^TClGToXijC,    TOÜTOV    OTJpLl- 

ouolk  xal  [L-i]  ouvavapi(7vuo(^  air^  Iva  fvrpaTrg 
xal  [L-h  dK  ^8pov  i^fcTode,  d)^ä  voudcTCiTe  ^ 
d^XfOv",  niäit,  wie  berkömmlicberweise  ge- 
sebiebt,  auf  die  Ausscbliessung  bezogen  werden, 
▼ielmebr  nur  auf  das  Rügen,  Erm&bnen  und  das 
Fembalten  seitens  der  Gläubigen  von  den  Scbul- 
digen,  also  auf  die  erziebende  und  bessernde 
Tbätigkeit  der  Gemeinde,  denn  der  Apostel 
konnte  docb  unmöglicb  für  die  Niebtbeaehtung 
jeder  der  von  ibm  gegebenen  Anweisangen  die 
Exkommunikation  rerbängt  wissen  wollen,  und 
femer  gebrauebt  er  bier  andere  Bezei ebnungen  als 
die  sonst  bei  ibm  für  diese  üblicben  (s.  die  vor- 
ber  dt.  Stellen). 

Augnstin  nennt  allerdings  die  Ausscbliessnng 
eine  probibitio  medicinalls,  non  mortalis,  s.  0. 
S.  693  n.  8  u.  S.  705  n.  4,  und  sagt  contra  ep. 
Farmen.  Ol.  2  (vgl.  aueb  c.  19  G.  XXIII  qu.  4): 
..ut  cum  quisque  .  .  .  cbrlstianorum  intus  in 
ecclesiae  societate  in  aliquo  tali  peccato  fuerit 
deprebensus,  ut  anatbemate  dignus  babeatur, 
boc  flat,  ubi  periculum  scbismatis  nullum  est 
atque  id  com  ea  dllectione  de  qua  ipse  alibi 
praecipit  dioens:  Ut  inimicum  eum  non  aesti- 
metis,  sed  corrig^te  ut  fratrem,  non  enhn  ad 
eradieandwn,  ted  ad  eorrigetidum  .  .  .  Quando 
cuiusquam  crimen  notum  est  et  omnibus  execra- 
Mle  apparet,  ut  vel  nullos  prorsus  vel  non  tales 


babeat  defensores,  per  quos  poesit  scbisma  con- 
tingere,  non  dormiat  sereritas  disdplinae^,  in- 
dessen kann  es  Kober  S.  26  niebt  zugegeben 
werden,  dass  damit  die  Besserung  des  Schuldigen 
auf  das  Naebdrückllcbste  als  Hauptzweck  der  Ex- 
kommunikation bezeichnet  und  dass  nach  Augu- 
stin eher  von  der  Anwendung  der  Strsfe,  wenn 
dieser  ▼oraussicbtlieh  nicht  erreicht  werden  könne, 
ganz  Umgang  genommen  (d.  h.  also  der  zweifel- 
los UnTerbesserlicbe  durch  Straffreihdt  priTile- 
girt)  werde.  Kober  übersieht  einmal,  dass  Au- 
gustin in  dieser  Stelle,  wie  anch  an  anderen  (s. 
Bingham  XVI.  3.  s.  6,  7,  172  ff.)  Ton  dem 
Gebrauch  der  Exkommunikation  abräth,  wenn 
wegen  der  Menge  der  Anhänger  des  zu  Exkom- 
muuidrenden  ein  Schisma  zu  befürchten  sei, 
und  dass  er  an  der  ersten  Stelle  blos  von  der 
Wirkung  der  Exkommunikation,  an  der  zweiten 
aber  nicht  Tom  Wesen  und  dem  Zweck  derselben, 
sondern  ron  ihrer  Anwendung  spricht,  indem  er 
einen  weisen  und  massigen,  nicht  zum  Schaden 
der  Kirche  gereichenden  Gebrauch  empfleblt 
gerade  wie  er  dies  in  Betreff  der  von  dem  welt- 
lichen Richter  zu  handhabenden  Strafen  thut  und 
mit  Bezug  auf  andere  Strafen  als  die  Todesstrafe 
bemerkt,  c.  1  G.  XXJII  qu.  5 :  ^Yocatur  qnidem 
et  ista  dampnatio,  sed  quis  non  intelllgat  magis 
benefldum,  quam  supplicium  nuncupandum,  ubi 
nee  seviendi  relaxatur  audacia,  nee  penitendi 
salntaris  medicina  subtrahltur^.  Ihm  ist  also 
jede  Strafe  medidnslis,  welche  die  MögÜchkdt 
der  Besserang  offen  lässt.  In  de  flde  et  opeiib. 
c.  26  n.  48,  Mi  gn e  patr.  40,  227,  seUt  er  sogar 
die  Exkommanikatiou  den  blos  heilenden  und 
bessernden  Ermahnungen  und  Rügen  gegenüber: 
„Nisi  essentquaedam(peccata)ita  gravia,  ut  etiam 
excommunicatione  plectenda  slnt,  non  diceret 
apostolus :  CongregatlB  toMs  et  meo  spiritn  ie- 
dicavi  tradere  eiusmodi  bominem  satanae  .... 
Item  nisi  essent  quaedam  non  ea  humilitate 
poenitentiae  sananda,  qnalis  in  eccleraa  datur 
eis  qui  proprio  poenitentes  Toeantnr,  sed  quibus- 
dam  correptionum  medicamentis,  non 
diceret  ipse  dominus:  Gorripe  eum  inter  te  et 
ipsum  solum  et  sl  te  audierlt,  lucratus  es  fn- 
trem".  Das:  disdplina  enim  est  exoommuni- 
catio  et  non  eradicatio  in  c.  37  G.  XXIY  qu.  3 
(Urban  zugeschrieben,  welcher  jedenfalls  später 
als  Augustin  ist),  kommt  für  diese  Zeit  umso- 
weniger  in  Betracht,  als  danach  jede  andere 
als  eine  das  Leben  oder  die  Reditspersönllcbkeit 
▼emichtende  Strafe  blos  ein  Besserangsmittel 
wäre,  s.  auch  M eurer  S.  20  n.  2. 

s  S.  0.  S.  695  n.  3;  Schilling  S.  43; 
Kellner,  Buss-  u.  Strafverfahren  gegen  Kle- 
riker S.  22,  oder  dass  man  ddi  das  Yeihältniss 
der  Ausschliessung  und  der  Bussübungen  in  den 
ersten  Jahrhunderten  nicht  klar  gemacht  hat, 


§.  248.]  Die  Strafgevalt.  Römisches  Reich.  Kirchliches  Strafiecht.  751 

Wie  fern  es  der  Kirche  in  dieser  Zeit,  soweit  sie  sich  veranlasst  sah,  über  ihre 
erzieherische  und  bessernde  Thätigkeit  hinaus,  strafrechtlich  einzuschreiten,  lag, 
andere  als  Strafen  im  eigentlichen  Sinne  anzudrohen,  zeigt  der  Umstand,  dass 

2.  die  neben  der  grossen  Exkommunikation  nachweisbar  seit  dem  Beginn  des 
4.  Jahrh.  weiter  vorkommende  Strafe,  die  zeitweise  oder  vorflbergehende 
Suspension  von  den  kirchli-chen  MitgliedschaftsrechtenS  welche  mit 
Ablauf  der  vorgeschriebenen  Zeit  ohne  Weiteres,  also  ohne  dass  es  der  üebemahme 
irgend  einer  Busse  bedurfte,  aufhörte  2,  nur  als  Yindikativstrafe,  nicht  aber  als  Cen- 
sur  betrachtet  werden  kann. 

3.  Die  dritte,  o.  S.  705  besprochene  Strafe,  die  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft und  den  eucharistischen  Oebeten,  die  nachmals  s.  g.  excommunicaüo 
minor,  gilt  der  herrschenden  Lehre  ebenso  selbstverständlich  als  Censur,  wie  der 
grosse  Kirchenbann  3.  Das  überaus  dürftige  Quellenmaterial  ^  erschwert  eine  n&here 
Stellungnahme  in  der  Frage ;  bei  Gregor  I.  kommt  sie  mehrfach  noch  als  Vindikativ- 
strafe  vor  ^,  aber  selbst  wenn  sie  von  Anfang  an  wesentlich  den  Charakter  der  Censur 
getragen  hätte  ^,  würde  dies  far  die  Beurtheilung  des  kirchlichen  Strafrechts  der 
ersten  4  Jahrhunderte  nicht  in  Betracht  kommen,  da  ihre  Anwendung,  deren  erste 
Spuren  sich  höchstens  bis  zum  Ende  des  4.  Jahrhunderts  zurOckverfolgen  lassen, 
eine  überaus  seltene  gewesen  ist. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterungen,  dassdieKirche  bis  zuder 
gedachten  Zeit  blos  Yindikativ-Strafen  gegen  Laien  angewendet 
hat,  verstösst  gegen  die  bisher  in  der  Theorie  des  Kirchen-,  wie  auch  des  Strafrechts 
herrschende  Meinung  7.  Diese  hat  aus  der  an  sich  zutreffenden  Auffassung,  dass  die 
Kirche  als  Anstalt  der  Heiligung,  der  Liebe  und  der  Erbarmung  den  Sünder  zu 
bessern  und  ihm  Verzeihung  und  Versöhnung  zu  gewähren  habe,  den  Schlnss  ge- 
zogen, dass  das  von  der  Kirche  entwickelte  Strafrecht  und  Strafsystem  nothwendig 
von  dem  Gesichtspunkt  der  Besserung  beherrscht  gewesen  sein  müsse.  Aber  zwin- 
gend ist  dieser  Schluss  nicht.  Die  Kirche  hat  —  und  das  ist  ihre  wesentliche  Auf- 
gabe und  Thätigkeit  —  durch  Belehrung  und  Ermahnung,  durch  die  Verwaltung  der 
Heilsgüter  und  durch  Weckung  des  Bussgeistes,  also  nicht  durch  äusseren  recht- 
lichen Zwang  und  durch  äussere  Uebel  auf  die  Bekehrung  und  Heiligung  der  Sünder 
zu  wirken.  An  sich  ist  sie  jedenfalls  in  der  Lage  für  die  Unterstützung  dieser  Thätig- 
keiten  (denn  um  mehr  kann  es  sich  nicht  handeln)  auf  die  Anwendung  jeder  Strafe  zu 
verzichten,  und  sich  darauf  zu  beschränken,  dass  wenn  ihre  erziehende  Aufgabe  sich 
im  einzelnen  Fall  als  erfolglos  erweist,  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Rein- 
heit ihres  Verbandes  und  behufs  der  Femhaltung  der  Ansteckung  von  ihren  übrigen 
Gliedern  den  Sünder,  gegen  welchen  sie  die  erziehenden  Mittel  der  Liebe  erschöpft 
hat,  mit  wirklichen  Strafen  zu  belegen,  ohne  damit  in  Widerspruch  mit  ihrem  Wesen 
und  ihren  Aufgaben  zu  treten. 

Die  hier  dargelegte  Auffassung,  dass  sie  in  der  That  zunächst  in  dieser  Weise 

vgl.  z.  B.  Walter,  K.  R.  %.  188;  Permane-  kommen,  sind  o. S. 709. 710.  711. 714  angeführt, 

der  $.  337;   Richter-Doye-Kahl$$.  213.  ^  Insofern  als  er  den  Ansschlnss  bis  zum  Tode 

214;  Katz  S.  45.  rerfflgt  hat,  1.  o.  S.  733  n.  6. 

1  S.  0.  S.  713.  0  Wahrend  fflr  den  YlndikaÜTcbarakter  auch 

2  S.  0.  S.  714.  Lerida,  welches  die  Anssohliessnng  auf  1  Jahr 

3  S.  0.  S.  747  n.  8.  festsetzt,  o.  S.  709  spricht. 

4  Die   wenigen  Stellen,    welche  in  Betracht  "^  S.  die  Anführungen  za  S.  747 if. 
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das  Oebiet  ihrer  erziehenden  und  heilenden  Thätigkeit  einerseits  and  der  Sphäre  der 
Strafgewalt  andererseits  abgegrenzt  hat,  entspricht,  so  befremdlich  dies  der  einmal 
festgewurzelten,  gegentheiligen  Anschauung  erscheinen  mag,  der  Lage  der  histori- 
schen Verhältnisse  viel  mehr,  als  die  herrschende  Annahme. 

Oanz  abgesehen  davon,  dass  die  Anweisung  des  Herrn,  auf  welche  die  Kirche 
ihr  Recht  zu  strafen  gründet,  die  Scheidelinie  in  der  oben  näher  charakterisirten 
Richtung  gezogen  hatte  ^,  konnten  sich  die  ersten  Christengemeinden  unter  dem  Hei- 
denthum  allein  durch  die  Macht  des  Glaubens  sowie  der  brüderlichen  und  erbarmen- 
den Liebe  erhalten  und  ausbreiten.  In  den  religiös  lebendigen  Kreisen  der  Christen 
lag  vorerst  kein  Bedürfhiss  vor,  ein  gesellschaftliches  Strafrecht  bis  in  das  Einzelne 
auszugestalten,  vielmehr  konnte  nur  die  Nothwendigkeit  hervortreten,  diejenigen  Glie- 
der, welche  sich  nach  Erschöpfung  aller  Mittel  der  bessernden  Liebe  und  Erziehung 
als  innerlich  nicht  zu  ihnen  gehörig  erwiesen  hatten,  auch  äusserlich  aus  der  christ- 
lichen Gemeinschaft  auszuscheiden.  Die  eine  Vindikativstrafe  der  Ausschlies- 
sung musste  somit  völlig  und  ausreichend  erscheinen.  Später,  als  das  religiös-sitt- 
licke  Niveau  der  Christengemeinden  gesunken,  als  in  Folge  der  häretischen  Lehren 
und  der  Christenverfolgungen  sich  der  Abfall  mehrte,  blieb  diese  gerade  die  geeig- 
nete Strafe  für  die  schweren  Sünden,  und  selbst  nach  der  Milderung  der  strengen 
Praxis  hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen  ^  diente  sie  vor  Allem  wegen 
ihres  vindikativen  Charakters  den  auf  Besserung  und  Heiligung  gerichteten  Zwecken 
einer  Kirche,  welche  sich  noch  nicht  zur  Zwangsanstalt  ausgebildet  hatte,  besser,  als 
jede  medizinale  Strafe  im  späteren  Sinne,  weil  sie  den  Betroffenen  die  volle  Freiheit 
offen  liess,  sich  von  der  Strafe  zu  befreien  ^,  und  die  von  ihm  ohne  jeden  äusseren 
Druck  erfolgte  Uebemahme  der  Busse,  des  Mittels,  den  Wiedereintritt  in  die  Kirche 
zu  erlangen,  die  sicherste  Gewähr  für  ein  aufrichtig  reuiges  Verlangen  und  ein  wah- 
res Streben  nach  Besserung  darbot. 

Nur  daraus,  dass  die  Kirche  zunächst  die  Strafe,  als  dasjenige,  was  sie  auch 
im  bisherigen  weltlichen,  im  römischen  Recht  war,  als  Vindikativstrafe  gekannt  und 
angewendet  hat^,  erklärt  es  sich,  dass,  als  sie  es  seit  dem  Anfang  des  4.  Jahr- 
hunderts für  nöthig  erachtete,  gewisse  Handlungen,  welche  gerade  keine  schweren 
Sünden  waren,  welche  sie  aber  im  Interesse  der  kirchlichen  Ordnung  zu  verhüten 
suchen  musste,  auch  äusserlich  durch  Strafsatzungen  als  unerlaubte  zu  kennzeich- 
nen, sie  als  Strafe  dafür  ebenfalls  die  zeitweise  Suspension  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten, als  Vindikativstrafe,  also  offenbar  zum  Zweck  der  Reaktion  gegen 
derartige  Strafthaten  und  gegen  die  Thäter,  sowie  behufs  Abschreckung  der  übrigen 
Kirchenglieder  angedroht^  hat. 

II.  Das  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  für  die  Kleriker.  1.  Die 
Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen.  Die  schweren  Sünden,  welche  die 
kirchliche  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Zeit  durch  Strafandrohungen  zugleich  als 


1  Vgl.  0.  S.  745  n.  5  u.  S.  746  n.  1.  tissima  damnatione  feriatur,    c.  7  (wiederholt 

2  g  Q94  Alles  II  443  o.  452  c.  33):  ^n  ecclesia  maau- 

mlssos  vel  per  testamentnm  ecdesiae  commen- 

3  S.  695.  715.  datos,  si  quls  in  eervitutem  vel  obsequinm  vel 
*  Auch   die   unbestimmten  Strafandiohnngen  ad  colonariam  condltlonem  imprimere  tentaverit, 

in  Orange  441  c.  6 :   „Si  quls  autem  mancipia  anlmadYerBlone  ecclesiaatica  coerceatui^  drücken 

clericoTum  pro  suis  ad  ecclesiam  confaglentibus  deutlich  den  Yindikatiyen  Charakter  aus. 

credideilt  occupanda  per  omnes  ecdeslas  dictric-  ^  S.  713.  714.  751. 
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kirchliche  Vergehen  der  Laien  im  Rechtssinne  qnalifizirt  hatte,  konnte  sie  noch 
weniger  bei  den  Klerikern  strafrechtlich  ungeahndet  lassen.  Principiell  mnsste  sie 
also  wegen  deijenigen  Vergehen,  wegen  welcher  sie  die  grosse  Exkommunikation 
gegen  Laien  verhängte,  auch  die  Kleriker  von  der  Kirche  abscheiden  ^,  womit  von 
selbst  für  diese,  wenngleich  dies  auch  öfters  noch  besonders  ausgesprochen  worden 
ist  2,  der  Verlust  ihres  kirchlichen  Amtes  und  aller  Rechte  des  Klerikerstandes,  also 
die  Deposition',  verbunden  war^. 

Andererseits  Hess  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  gerade  deswegen  die  grosse 
Exkommunikation  die  Kleriker  härter  als  die  Laien  traf  ^,  und  da  sich  gegen  die 
ersteren  in  der  blossen  Entziehung  des  Amtes  und  derAusstossung  aus  dem  Klerikal- 
stande ein  hinreichend  schweres,  fär  eine  Reihe  von  Fällen  völlig  angemessenes  und 
ausreichendes  Strafmittel  darbot,  so  wandte  man  in  diesen,  trotzdem  dass  fbr  Laien 
wegen  der  gleichen  Vergehen  die  Strafe  der  Ausschliessung  angedroht  war,  gegen  die 
Kleriker  zum  Theil  nur  die  Deposition  an  ^,  d.  h.  tdr  ein  gemeines  Vergehen  im  Sinne 
des  gesellschafüichen  Strafrechts  der  Kirche  wurde  keine  eigentliche,  der  weltlichen 
Kriminalstrafe  analoge,  sondern  nur  eine  kirchliche  Disciplinarstrafe  verhängt,  und 
damit  der  geistliche  Stand  insoweit  privilegirt,  als  der  schuldige  Laie  ftlr  dasselbe 
Vergehen  zur  Erlangung  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  sich  der  Busse  unter- 
werfen musste  7,  der  schuldige  Geistliche  dagegen  nach  seiner  Absetzung  die  Rechte 
des  Laien  behielt  s. 

Die  Kleriker  stehen  ausserdem,  dass  sie  Mitglieder  der  Kirche  sind  und  als  solche 
die  Ordnungen  derselben  zu  beobachten  haben,  auch  noch  in  einem  besonderen  Be- 
amten-, d.  h.  in  einem  Dienst-  und  Treu-Verhäitniss  zur  Kirohe.  In  dieser  Eigen- 
schaft haben  sie  besondere  Amtspflichten  zu  erfdllen  und  können  sich  einer  Verletzung 
derselben  schuldig  machen,  ohne  ein  gemeines  kirchliches  Verbrechen  zu  begehen. 
Die  Kirche  war  daher,  wie  jede  andere  Gemeinschaft  genöthigt,  auch  ein  besonderes 
Disciplinar-  und  Disciplinarstrafrecht^  auszubilden.  Ein  solches  zeigt  sich 
bereits  im  dritten  und  vierten  Jahrhundert  entwickelte^,  wennschon  es  selbstver- 


1  Die  o.  S.  739  n.  6,  s.  anch  S.  732  n.  7  a.  £. 
dtirten  Stellen  ergeben  dies  in  Betreff  den  Ab- 
falls Yom  Glauben,  derUnznchtssünden  und  des 
Wuchers. 

a  S.  0.  S,  739  n.  5. 

»  S.  726. 

*  S.  738.  739.  Ebenso  hat  man  auch  seit  dem 
4.  Jabihundeit  die  Suspension  yon  allen  kirch- 
lichen Rechten,  welche  bei  den  Kleiikem  zu- 
gleich die  Ausübung  ihrer  Amtsrechte  hinderte, 
für  die  geringem  Vergehen  gegen  dieselben  zur 
Anwendung  gebracht,  s.  o.  S.  706  n.  3  u.  S.  732. 

(  Ygl.  S.  739.,  namentlich  Anm.  1  u.  4. 

0  So  z.  B.  can.  apost.  23.  24  (für  Selbstent- 
mannung), 68  (für  unzulässiges  Fasten)  und  69 
(für  Nichtfasten  in  der  Quadragesima)  c.  25  (für 
Ertapptwerden  bei  der  Unzucht,  beim  Meineide 
und  beim  Diebstahl),  Tgl.  femer  o.  S.  739  n.  1. 
Allgemein  ist  aber  diese  Uebung  nicht  gewesen, 
8.  0.  S.  739  n.  4. 

^  8.  o.  S.  715. 

Hinschins,  Kiichenrecht  IV. 


8  S.  0.  S.  728. 

9  Neuerdings  wird  sowohl  auf  dem  (Gebiete  des 
Staats-  wie  auch  des  Strafirechts  die  Auffassung, 
s.  namentlich  L  aband,  Staatsrecht  d.  deutsch. 
Reichs.  2.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1888.  S.  462ff. 
▼ertreten,  dass  das  Disciplinarrecht  des  Staates 
nicht  auf  der  öffentlichen  Strafgewalt  des  Staates, 
sondern  auf  der  Dienstherrlichkeit  berohe,  die 
Disciplinarstrafen  daher  keine  Strafen  im  Sinne 
des  Strafirechts ,  vielmehr  nur  Mittel  zur  Er- 
haltung der  Zucht  und  Ordnung  innerhalb  des 
Dienstrerhältnisses  und  zur  Sicherung  der  Er- 
füllung der  Dienstpflichten  seien,  sodass  an  Stelle 
der  Forderung  der  Erfüllung  der  Befehl  und  an 
Stelle  der  Klage  auf  letztere  der  Zwang  trete. 
Diese  Ansicht,  welche  für  das  weltliche  Recht 
keine  ungetheilte  Zustimmung  gefunden  bat, 
s.  z.  B.  dagegen  H.  Meyer,  Lehrb.  d.  Strafr. 
4.  Aufl.  S.10. 11;  G.Meyer,  Lehrb. ^. deutsch. 
StaatsT.  2.  Aufl.  Leipzig  1885.  S.  425.  428. 
n.  15,  und  über  deren  Begründetheit  hier  nicht 
zu  handeln  ist,  trifft  sicherlich  für  das  Gebiet 
des  kirchlichen  Disciplinarrechtes  nicht  zu. 

io  S.  698  u.  S.  726. 
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ständlich  im  Laufe  der  folgenden  Zeiten  eine  immer  reichere  Ansgestaltang  er- 
halten hat. 

Ein  durchgebildetes  System  der  Disciplinarvergehen  ^  ist  von  dem  kirchlichen 
Recht  in  dieser  Zeit  nmsoweniger  ausgestaltet  worden,  als  es  auch  das  für  alle  Kirchen- 
glieder massgebende  gesellschaftliche  Strafrecht  noch  nicht  vollständig  entwickelt 
hat.  Aber  die  einzelnen  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  festgesetzten  Straf- 
androhungen ergeben,  dass  ihm  die  drei  Gesichtspunkte,  nach  welchen  sich  alle 
Dienstvergehen  klassifiziren  lassen,  die  Verletzung  der  die  Amtsführung 
und  Amtsausübung  betreffenden  Pflichten^  der  Pflichten  derTrene, 
des  Gehorsams^  und  endlich  der  Pflicht  zur  Beobachtung  eines  dem 
Amte  und  dem  Klerikalstande  entsprechenden  Verhaltens^  nicht  fremd 
gewesen  sind.  Ja  es  findet  sich  schon  eine  Analogie  zu  den  heutigen  s.  g.  Amts- 
verbrechen^  insofern,  als  gewisse  schwere  Verletzungen  mit  der  allgemeinen,  auch 
für  Laien  anwendbaren  Strafe  der  Exkommunikation  bedroht  worden  sind^ 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Der  Regel  nach  unterlagen  die  Ver- 
stösse gegen  die  Amtspflichten  solchen  Strafen,  welche  sich  auf  die  klerikale  Stellung 
und  die  Amtsrechte  des  Schuldigen  beziehen,  also  den  Charakter  der  Disciplinar- 
strafenim  eigentlichen  Sinne  haben,  nämlich  der  Deposition*^  (mit  ihrer  Abart  der 
s.g.  commun'o  peregr%na)^y  der  Amtsentziehung  ohne  Ausschliessung  aus  dem  Klerikal- 
stande ®,  der  Zurückversetzung  auf  eine  niedrige  Weihestufe  ^^,  der  Strafversetzung^^, 
der  Zurückstellung  in  der  Anciennität^^,  der  definitiven  Entziehung  einzelner  Amts- 
rechte, der  Unfähigkeit,  zu  höheren  kirchlichen  Stellungen  befördert  zu  werden  ^^, 
der  Suspension  von  den  Amtsrechten  ^^  oder  auch  gleichzeitig  von  den  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechten  1^,  der  Entziehung  des  Amtseinkommens  und  der  körperlichen 
Züchtigung  (bei  jüngeren  Klerikern  und  Klerikern  der  niederen  Weihen]  ^^^  sowie  bei 
Bischöfen  der  Aufhebung  des  amtlichen  Verkehrs  mit  den  Amtsbrüdem  ^^. 

Von  diesen  Strafen  sind  alle  aufgezählten  (mit  Ausnahme  der  Suspension,  der 
körperlichen  Züchtigung  und  des  Ausschlusses  vom  bischöflichen  Amtsverkehr)  ftir 
die  Verletzung  der  einen  oder  anderen  Amtspflicht  angedroht  und  verhängt,  nicht 
um  die  Kleriker  zur  Erfüllung  einer  Amtspflicht,  welche  verweigert  worden  ist,  an- 

^  Dessen  Anfstellung  für  die  kirchlioben  Be-  quls  yero  clerieus  reUeto  offleil  sai  oxdine  laieam 

amten  ebensowenig  möglich   ist,   wie  für  die  yolueiit  agere  vitam  vel  se  militiae  tradiderit, 

staatlichen.  excommnnicatlonis  poena  feriatui^.    Doch  stim- 

2  S.Z.  B.  can.  apost.  3  (Absetzung  des  Bischofs,  men  die  Konzilien  in  der  Qualifikation  der  Dis- 
welcber  beim  Opfer  andere  Gegenstände  als  Brot  ciplinarrergeben,  so  z.  B.  des  eigenmächtigen 
und  Wein  darbringt)  9  (Absetzung  der  Geist-  Verlassens  des  Amtes,  als  Amts?erbrecben  nicht 
lieben,  welche  beim  Opfer  nicht  kommuniciren).  ftberein,  s.  a.  a.  0. 

3  Frecbes  Benehmen  gegen  den  Bischof  mit  ^  S.  726. 
Absetzung  bestraft,  can.  apost  c  65,  ungerecht-  ^  S.  784  n.  6. 
fertigtes  Ausbleiben  auf  den  Synoden  und  Vor-  ®  S.  729. 
lassen  derselben  mit  Ausschluss  yon  dem  amt-  ^0  a.  a.  0. 
liehen  Verkehr  der  Bischöfe,  S.  742  n.  10.  ^i  S.  730. 

4  Deposition  der  Kleriker,  welche  Bürgschaften  i^  A.  a.  0. 
übernehmen,   sich  dem  Trünke  oder  Spiel  er-  ^  S.  730.  731. 
geben  oder  wuchern,  can.  apost  20.  42.  44.  <*  S.  731. 

&  Vgl.  y.  Liszt,   Lehrb.  d.  deutsch.  Strafr.  i&  S.  732.    Wennschon  die  letztere  Strafe  auch 

S-  175  u.  G.  Meyer,  Staatsr.  S.  426.  die  Laien  treffen  kann,  so  hat  sie  doch  in  An- 

^  So  z.B.  die  eigenmächtige  Transmigration  wendung  auf  die  Kleriker  noch  besondere  Wirkung 

eines  Bischofs  auf  ein  anderes  Bisthum,  Sardlca  auf  ihre  Amtsrechte.    Sie  wird  daher  unter  die 

343  c.  1,  ähnlich  auch  Nicäa  326  c.  16,  S.  732  DiscipUnarstrafen  einzureihen  sein, 

n.  7;  Verlassen  des  Amtes,  um  Mönch  zu  werden,  i®  S.  737. 

Saragossa  380  c.  6 ;  ferner  Tours  461  o.  5 :  „Si  i?  S.  742.    Wenn  daher  in  Ghalcedon  461  c.  3 


§.  248.] 
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zuhalten  ^ .  Sie  sollen,  gerade  so  wie  die  ftlr  die  Laien  festgesetzten  Strafen  die  Reaktion 
gegen  die  Pflichtverletzung  bilden,  diese  missbilligen  und  dem  Thäter  ein  Uebel  oder 
eine  Rechtsentziehnng  zufQgen,  haben  also  einen  vindikativen  Charakter',  nnd  unter- 
scheiden sich  insoweit  in  nichts  von  der  grossen  Exkommunikation  der  damaligen  Zeit. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  Betreff  der  auf  bestimmte  Zeit  verhängten  Suspension 
von  den  Amtsrechten,  mag  diese  mit  der  gleichzeitigen  Entziehung  der  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechte  verbunden  sein  oder  nicht ',  sowie  mit  dem  Ausschluss  der  Bi- 
schöfe vom  Amtsverkehr  mit  ihren  Kollegen  4.  Allerdings  werden  diese  Strafen  auch 
bis  zur  Hebung  des  Anstosses^  oder  bis  zum  Eintritt  der  Besserung  <^  angedroht,  und 
sollen  in  diesen  F&Uen  als  Zwangsmittel  zur  Herbeiführung  eines  korrekten  Verhal- 
tens wirken.  Trotzdem  haben  sie  aber  selbst  in  diesen  FftUen  nicht  einzig  und  allein  die 
Natur  eines  reinen  Zwangsmittels,  vielmehr  fallen  sie  unter  den  Begriff  der  Censur^, 
denn  sie  sollen  es  dem  Betroffenen  durch  ZufQgung  eines  Nachtheiles  oder  üebels  ^ 
zum  Bewusstsein  bringen,  dass  sein  Verhalten,  welches  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus, 
eine  Sünde,  wenngleich  nur  eine  leichtere,  bildet,  rechtswidrig  ist.  Andererseits  kann 
aber  der  begrifflich  damit  verbandene  Zweck  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus,  ob- 
schon  er  in  vielen  Fällen  auf  die  Herbeiftlhmng  einer  ordnungsmftssigen  Ausübung 
des  Amtes  und  auf  die  Mehrung  der  Amtspflichten  fttr  die  Zukunft  gerichtet  ist,  als 
Besserungszweck  aufgefasst  werden,  da  eine  solche  sich  zugleich  als  Abstellung  des 
sflndhaften  Verhaltens  seitens  des  Klerikers  darstellt. 


(c.  26  Dl8t.  LXXXVI.)  c.  8  (c.  10  0.  XVHI. 
qn.  2)  o.  9  (o.  46  0.  XL  qu.  i)  für  DiscipUnar- 
YBigehen  dag  £)7roxe(ada>  dxxXirjataoTixoIc  oder 
xavovtxotc  IntTtpitotc  angedroht  wird,  so  sind 
diese  Strafen  gemeint,  Ygl.  auch  die  folgende 
Anm.  a.  E. 

1  Die  Absetzung  ist  sicherlich  kein  Mittel, 
die  Erfüllung  der  Amtspflichten  zu  erzwingen, 
wie  sie  sich  auch  auf  dem  Gebiete  des  Staats- 
rechtes nicht  blos  unter  den  Begriff  des  Zwangs- 
mittels bringen  lasst;  ebensowenig  die  Amts- 
entziehung bei  Klerikern,  welche  unzulässige 
Ehen  eingegangen  sind,  da  sie  dadurch  nicht 
gezwungen  werden,  die  Trennung  dieser  Ehen 
berbeizuführen,  s.  o.  S.  729  n.  6.  Dasselbe  gilt 
▼on  der  Zurückversetzung  des  eine  zweite  Ehe 
schliessenden  Subdiakons  unter  die  Ostiazier  oder 
Lektoren,  a.  a.  0.  n.  6;  yon  der  gegen  den  Bi- 
schof rerhängten  Entziehung  des  Ordinations- 
rechtes  für  die  wissentliche  Ordination  eines 
Poenitenten.  stat.  ecol.  ant.  o.  68.  Daher  sagt 
auch  Tours  461  c  2 :  „Si  quis  yero  in  omni  offi- 
cio dericali  deo  militans  ab  ebrietate  se  non  ab- 
stlnuerit,  secundum  status  sui  ordinem  compe- 
tens  in  eum  ▼  i  n  d  i  c  ta  tribuatnr^. 

«  S.  748. 

3  8.  736  n.  3  u.  10. 

«  S.  743  n.  1.  2.  Auch  für  diese  FUle  ver- 
sagt die  Konstruktion  Laban  da.  Eine  drei- 
jährige Suspension  für  den  Kleriker  Ton  allen 
Amts-  und  Mitgliedschaftsrechten,  welcher  wegen 
Betreibung  weltlicher  Geschäfte  den  Gottesdienst 
an  den  hohen  Festtagen  versäumt,  Agde  64  cit., 
oder  die  Ausschliessung  des  Bischofs  von  dem 
Amtsverkehr  mit  seinen  Kollegen,  und  von  dem 
Besuche  der  Synode  bis  zum  nächsten  Konzil 


für  den  Niohtbesuoh  und  das  Verlassen  der  ge- 
rade tagenden  Versammlung  wäre  doch  sicherlich 
ein  höchst  ungeeignetes  Zwangsmittel  gewesen, 
den  Kleriker  zum  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  Wahrnehmung  seiner  Funktionen  oder  den 
Bischof  zur  Erfüllung  seiner  synodalen  Thätig- 
keit  zu  zwingen,  da  er  dadurch  gerade  gehindert 
wird,  diese  vorzunehmen. 

s  So  z.  B.  bis  der  Bischof  die  verstossene  Frau 
wieder  aufnimmt,  oder  den  Klerikern  den  er- 
forderlichen Unterhalt  gewährt,  o.  S.  732  n.  6, 
s.  auch  0.  S.  743  n.  3. 

«  S.  ean.  apost.  58,  o.  S.  732  n.  6. 

^  S.  748. 

s  Das  zeigt  rechtlich  deutlich  can.  68  apost. 
Dieser  bedroht  den  Bischof  oder  den  Priester, 
welcher  seinen  Klerus  oder  seine  Gemeinde  ver- 
nachlässigt, also  die  Pflichten  seines  Amtes, 
namentlich  die  des  Lehrers  und  Seelsorgers 
nicht  ausübt,  mit  dem  Aphorismus,  wenn  er  aber 
in  der  Nachlässigkeit  verharrt,  mit  der  Absetzung. 
Mag  man  nun  die  erstere  Strafe  als  Suspension 
von  den  kirchlichen  Amts-  und  Mitgliedschafts- 
rechten (oder  als  blosse  Suspension  oder  als 
vollige  Exkommunikation,  o.  S.  706)  auffassen, 
so  ist  der  Betreffende,  während  er  der  Strafe 
unterliegt,  gar  nicht  im  Stande,  sein  Amt  aus- 
zuüben, also  seine  Nachlässigkeit  abzustellen. 
Den  Charakter  eines  blossen  Zwangsmittels  kann 
man  also  dem  Aphorismus  unmöglich  beilegen. 
Wenn  es  nun  in  c.  cit.  weiter  heisst,  dici(i.^a)v 
(e  T1Q  ^aftufil^L,  xa&atpeiodo),  so  muss  hier  hinzu 
gedacht  werden,  dass  falls  er  nach  der  Absolu- 
tion von  der  Suspension  in  seiner  Narhlässigkeit 
fortfährt,  die  Absetzung  eintreten  soll.  Das 
zeigt  aber,  dass  es  sich  auch  zugleich  um  eine 
Strafe  handelt. 
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Denselben  Charakter  trägt  femer  die  körperliche  Zflchtignng.  Auch  sie  kommt 
im  kirchlichen  Disciplinarstrafrecht,  wenngleich  sie  als  blosses  Erziehungsmittel  ver- 
wendet werden  kann,  und  wesentlich  mit  Rücksicht  darauf  von  der  Kirche  in  ihr  Dis- 
ciplinarstrafsystem  aufgenommen  worden  ist,  nicht  rein  als  solches,  sondern  zngleicli 
als  Strafe  1,  also  als  Censnr,  ja  später  anch  als  blosse  l^dikativstrafe  vor^. 

Was  endlich  die  verschiedenartigen  Suspensionen  (insbesondere  auch  die  dar- 
unter zu  begreifende  Ausschliessung  vom  bichöflichen  Verkehr),  welche  in  den  kirch- 
lichen Ordnungen  schlechthin  angedroht  sind  ^,  betrifft,  so  stand  es  hier  im  Ermessen 
des  sie  aussprechenden  kirchlichen  Oberen,  ihnen  je  nach  der  Art  der  Yerhängung 
den  Charakter  der  Strafe  im  eigentlichen  Sinne  ^  oder  der  Censnr  zu  geben.  Wenn 
sie  schlechthin  oder  bis  auf  Weiteres  ausgesprochen  wurden,  hatten  sie  zunächst  die 
Natur  der  ersteren^,  während  sie  möglicher  Weise  dadurch,  dass  die  Aufhebung 
seitens  des  Oberen  in  Folge  der  erzielten  Besserung  verfügt  wurde,  in  der  praktischen 
Wirkung  einer  gleich  von  vornherein  auferlegten  Censur  gleichkommen  konnten. 

Die  Ausbildung  der  besonderen  Abart  der  Strafe,  welche  wir  jetzt  poena  medi- 
cinalis  oder  Censur  nennen,  hat  also,  wenngleich  das  kirchliche  Disciplinarstrafrecht, 
ebenso  wie  das  allgemeine  kirchliche  Strafrecht,  überwiegend  Yindikativstrafen  und 
zwar  schon  früh  in  reichen  Abstufangen  geschaffen  hat*,  auf  dem  Gebiete  des  erste- 
ren  stattgefunden  ^.  Auffällig  kann  dies  nicht  erscheinen,  vielmehr  war  eine  solche 
Entwicklung  durch  die  Natur  der  Sache  bedingt.  Nachdem  sich  ein  besonderer  kirch- 
licher Beamtenstand  gebildet  hatte,  bedurfte  es  selbstverständlich  nicht  nur  eines 
eigenen  Disciplinarrechtes  für  denselben,  sondern  man  musste  auch,  da  die  blossen 
vindikativen  Disciplinarstrafen  in  vielen  Fällen  zu  hart  waren,  weil  sie  dem  davon 
Betroffenen  das  Amt  oder  einzelne  Amtsrechte  dauernd  entzogen  oder  ihn  wenigstens 
für  eine  bestimmte  Zeit  von  der  Ausübung  der  letzteren  suspendirten,  solche  Straf- 
mittel zur  Verfügung  haben,  welche  im  Interesse  des  kirchlichen  Dienstes  und  des 
kirchlichen  Beamten  selbst,  den  letzteren  von  der  Wahrnehmung  seiner  amfüchen 
Funktionen  ganz  oder  theilweise  blos  auf  so  lange  fernhielten,  bis  die  Abstellung  des 
zu  rügenden  Verhaltens  erfolgt  oder  die  Gewähr  für  ein  künftiges  korrektes  Benehmen 
oder  Amtiren  gegeben  war  ^,  während  für  ein  derartiges  Einschreiten  gegen  die  Laien 
keine  Noth wendigkeit  vorlag,  da  von  dem  Verhalten  derselben  diö  Regelmässig- 
keit und  Ordnungsmässigkeit  der  kirchlichen  und  geistlichen  Funktionen  nicht  ab- 
hängig war,  und  es  sich  bei  diesen  blos  daram  handelte,  nöthigenfalls,  wenn  die  er- 
ziehende und  bessernde  Thätigkeit  der  Kirche  sich  erfolglos  erwiesen  hatte,  mit  ein- 
greifenderen Mitteln  gegen  sie  vorzugehen,  hierzu  aber  die  Vindikativstrafen  im 
Allgemeinen  ausreichend  waren. 

1  S.  737.  in  den  Quellen  yiel  hänflger  erwähnt,  b.  die  Gi- 

2  So  bei  Gregor  I,  S.  737  n.  2,  ***®  ^^^  ^-  '^^^• 

o  8  Die  Gen snren  gegen  die  Geistlichen  ersetzen 

»  S.  736  n.  6  u.  n.  10  u.  S.  743  n.  4.  ^Iso  zum  TheU  die  für  das  weltliche  Betmten- 

*  So  bei  TOn  Tomberein  bestimmter  Zeit  verb&ltniss  ausgebildeten  Ordnungsstrafen,  vgl. 

«i  Denn  d«nU  mt  die  Nothwendigkelt  iliter  ^'*'°^^*?7•  ^-^Vfif-  *^'m"'  i*f 

kr,n^^^^r^^»  V««    ^—»««v«^.  n«.  ^ -     ^•T'««»  ^^  mannigfaltigerer  Entwicklung  fabig  waren, 

t^It^^^Z.^  Besserung  rorlauflg  ^^^  ^^^^  /^^  ^^  ^^^  ^^^^^^  ^^  ^«^  Geldstrafen, 

ausgescniossen.  Warnungen  und  Verweise,  bei  ihrer  Verbingung 

»  S.  die  Aufeiblung  auf  S.  754.  .ein  einmaliges  üebel  zufügten,  sondern  wie  z.  B. 

7  Denn  die  hierher  gehörigen  Gensuren,  S.  766,  die  Suspension  in  fortdauernder  Wirkung  erfaal- 

konmmen  schon  in  den  Kanones  der  Apostel,  ten  werden  konnten,  bis  den  Anforderungen  ge- 

also  früher  als  die  ersten  unsicheren  Spuren  der  nfigt  war,   einen  viel  grosseren  Druck  auf  die 

Gensur  für  Laien  vor,  S.  761,  und  finden  sich  kirchlichen  Beamten  ausüben  mussten. 


§.  249.] 


Die  Strafge^falt.  Römisches  Reich.  Ausübung  über  die  Laien. 


757 


e.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf'  und  DüciplinarstrafgewtUt. 
§.  249.    aa,    üeber  die  Lai^, 

I.  Die  Strafgewalt  übte,  wie  schon  in  der  vorkonstantinischen,  anch  in  dieser 
Zeit  der  Bischof  über  die  Laien  ans^,  jedoch  war  es  Sitte,  dass  er  bei  der  Unter- 
suchung die  Priester  nnd  Diakonen  zuzog  und  vor  der  Abgabe  seines  Spruches  die- 
selben mit  ihrem  Rathe^  hörte  3. 

n.  Der  Umfang  der  Strafgewalt  in  persönlicher  Beziehung.  Der 
kirchlichen  Strafgewalt  unterstanden  alle  Christen  ^^  femer  die  Eatechumenen  ^  ohne 
unterschied  des  Geschlechts^  und  des  Standes,  also  selbst  die  Kaiser,  Könige  und 
Fürsten,  sowie  die  Staatsbeamten  7.  Gegen  die  letzteren  ist  sie  wiederholt  und  zwar 
selbst  durch  Yerhängung  der  vollen  Ausschliessung  geübt  worden  ^,  während  dagegen 
die  Bischöfe  gegenüber  den  Fürsten  mit  Vorsicht  eingeschritten  ^  und  kaum  jemals 
gegen  diese  letzteren  mit  Strafen  vorgegangen  sind  ^\ 


^  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

3  Gonstit.  apost.  II.  47 :  „  ou(i.icap^OTo>oav  hi 
T(f>  5cxa9T7]p((p  xal  ol  Siixovoi  xat  ol  itoeo- 
ßorepot,  (iicoicpoooB7toXV)irco»c  xplvovrec  <bc  iKoü 
d[v9poBicot  ptetd  (ixatoo6v7]c^;  Tgl.  auch  II.  42. 
Dm8  es  sich  dabei  nur  um  eine  gutachtUohe  Be- 
rathung  des  Bischofs  handelt,  ergiebt  sich  daraus, 
dass  nachher  erst  ron  dem  ürtheil  der  „ditö^aoic 
•i\  Tou  iniox^TCOu'^  die  Rede  ist,  und  es  Yom  Bi- 
schof heisst:  „xal  iv  T<f>  ((xaa-nrjplip  o6(Ji<|nr)(pov 
l^et  xal  ouvtoTOpa  T?jc  ((xt)«  töv  Yptoröv  töv 
ds^v«';  Tgl.  auchibid  U.  12:  „Kptve  o3v,  (b  dii(o- 
xoitSy  ptrc*  i^ouatac  <bc  Oe6c^  Darüber,  dass 
namentlich  die  Diakonen  die  ndthlgen  Erhebun- 
gen und  Voruntersuchungen  anzustellen  hatten, 
s.  ibid.  II.  44:  „  .  .  xal  icdvta  fiiv  h  Sidxovoc, 
Ttp  ^iii9x6inp  dva^soixf»,  <b<  6  ^pior^c  T<p  itirpi* 
dXX*  5oa  56vaTat  e^vuviro)  (i^  iauToD,  Xaßcbv  itapÄ 
To5  Imax^icoü  r^jv  dgoooCav,  <&«  6  ^ptoröc  wapA 
Tou  icaxpöc  TÖ  itpovoeiv,  Tot  hk  Oiclpopca  6  iiclo- 
X01C0C  xptviTa)^  Dagegen  lässt  sich  auf  Grund 
dieser  Stelle  nicht  annehmen,  dass  sie  auch  rom 
Bischof  mit  der  selbststandigen  Handhabung  der 
Zucht-  und  Strafgewalt  betraut  werden  konnten, 
denn  dieselbe  spricht  nur  allgemein  von  der  Unter- 
stützung des  Bischofs  durch  die  Diakonen,  die 
entscheidenden  Maassnahmen  bei  der  Verwal- 
tung der  betreffenden  Befugnisse  waren  aber 
bischöfliches  Amtsrecht,  wie  die  cit.  Stellen 
zeigen,  Tgl.  auch  Molltor,  über  kanonisches 
Oerlehtsyerfahren  gegen  Kleriker.  Mainz  1866. 
S.  20. 

8  Nach  stat.  eccl  ant.  c.  23 :  „alioquin  irrita 
erit  sententia  eplscopi,  nisi  clericomm  praesentia 
flrmetur^. 

^  Const  apoBt.  II.  11,  wo  es  Tom  Bischof 
heisst:  „d><  deou  tÖttov  ijw*  ht  dv^pc&irou  Ttp 
ndvTCDV  äpyißvi  dv&p<6iC(BV,  Up^cov,  ßaoiXioiv, 
dp^^vtmv,  naT^pew,  ulö>v,  SiftaoxdXoiv  xal  itdv- 

TODV  6fJl0Ö  TWV  ÖlCTfjXÖODV". 

5  Vgl.  0.  S.  23  ff. ;  EMra  306  c  73  (c.  6  0. 
V.  qu.  6)  kennt  als  Strafe  die  längere  Femhal- 
tung von  der  Taufe. 

^  Also  anch  Frauen,   vgl.  z.  B.  Elvira  306 


c.  6.  8.  9.  13.  14.  63—66;  Ancyra  314  c.  31. 
Dass  der  c.  34  Basilii  M.,  o.  S.  719  n.  10,  nicht 
entgegensteht,  ist  selbstverständlich,  s.  auch 
Blngham  XVI.  3.  s.  2;  7,  147. 

f  Strafbestimmungen  gegen  die  letzteren,  fla- 
mines,  maglstratus,  praesides  Elrlra  c.  2—4.  55. 
56;  Arles  I.  314  c.  7,  o.  S.  699  n.  1.  S.  709 
n.  3  u.  S.  713  n.  2. 

s  So  von  Athanasius  gegen  den  Statthalter 
von  Libyen,  BasllU  M.  ep.  61  (al.  47)  v.  371, 
Migne  patr.  gr.  32,  416;  tou  Synesius  gegen 
den  derPtolemais,  o.  S.  704  n.  1.  Vgl.  Kober, 
Kirchenbann  S.  111. 

»Blngham  1.  c.  s.  6  p.  171;  Löning 
1,276. 

10  Trotz  der  vielfach  entgegenstehenden  Be- 
hauptungen ist  ein  absolut  sicherer  Fall  nicht 
nachzuweisen.  Die  von  K  o  b  e  r  S.  108  erwähn- 
ten Fälle  der  Bannung  des  Kaisers  Philippus 
Arabs  seitens  eines  ungenannten  Bischofs,  Euseb. 
hlst.  eccl.  VI.  34  und  eines  ungenannten  Kaisers 
durch  Bischof  Babylas  von  Antlochien  gehören 
in  das  Reich  der  Fabel.  Ebensowenig  ist  es  be- 
glaubigt, dass  Ohrysostomus  die  Kaiserin  £n- 
doxia  gebannt  hat,  Löning  1,  277  n.  1  u. 
S.  278  n.  2. 

Was  das  berühmteste  Beispiel,  das  Verhalten 
des  Ambroslus  v.  Mailand  gegen  Theodos  I. 
wegen  des  Blutbades  in  Thessalonich  (390)  be- 
trifft, so  hat  der  erstere  an  den  letzteren  nur  ein 
ernstes  Schreiben  gerichtet,  ep.  51  (al.  20)  ad 
Theodos.,  Migne  patr.  16,  1163  „Off erre  non 

audeo  sacriflcium,  si  voluerls  assistere 

Venisse  Visus  es  ad  eccleslam,  sed  mihi  sacrifl- 
cium offerre  non  llcuit Tunc  offeres,  cum 

sacriflcandi  acceperls  facultatem,  quando  hostla 
tua  accepta  sit  deo^  Eine  Strafe  Ist  in  demselben 
nicht  verhängt.  Nach  Theodoret.  V.  18  u.  Sozomen. 
VII.  25  soll  dagegen  Ambroslus  den  Kaiser  ausge- 
schlossen und  dieser  Busse  gethan  haben .  Ist  dies, 
was  gegenüber  dem  Brief  bezweifelt  werden  darf, 
wirklich  richtig,  dann  lässt  sich  aber  die  Aus- 
schliessung nicht,  so  Blngham  1.  o.  p.  167; 
EUies  Dnpin,  Dlss.  histor.VII.Mogunt.  1788 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  249. 


Endlich  hat  die  Kirche,  wie  frtlher^  auch  noch  in  dieser  Zeit  durch  das  Aus- 
streichen der  Namen  aus  den  Diptychen,  das  Verbot  der  Oblationen  und  der  Gebete 
von  ihrer  Strafgewalt  gegen  die  Todten  Gebrauch  gemacht^. 

ni.  Die  örtliche  Zuständigkeit  für  die  Handhabung  der  Straf- 
gewalt. Innerhalb  der  einzelnen  Diöcesen  wird  die  Disciplinargewalt  durch  die 
Bischöfe  ausgeübt.  Dem  einzelnen  Bischof  sind  daher  in  dieser  Hinsicht  alle  Be- 
wohner seines  Sprengeis  unterworfen^,  ferner  ist  er  aber  auch  befügt,  Fremde,  welche 
sich  in  seinem  Bisthum  aufhalten,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  und  zu  bestrafen^.  Hat 
er  eine  Strafe  verhängt,  so  ist  er  ebenfalls  allein  zuständig,  sie  wieder  aufzuheben, 
also  namentlich  die  von  der  Kirche  ausgeschlossenen  wieder  in  dieselbe  aufzu- 
nehmen^. 

IV.  Die  Ausübung  der  Strafgewalt.  1.  Im  Allgemeinen.  Ein  Ein- 
schreiten des  Bischofs  mit  seiner  Strafgewalt  konnte: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage,  welche  bei  ihm  gegen  ein  Gemeinde- 
mitglied angebracht  war^,  und  über  welche  unter  Zuziehung  des  Angeklagten  ver- 


p.  400  ff.;  Loning  1,  277,  bloB  auf  dleAbend- 
mahlsgemelDBohaft  beziehen.  Nach  Sozomen. 
„'A|JLßpöatoc  t6v  ßaaiXda  r7)c  dxxXirjolac  etp^e  %a\ 
dixoiv(&N7}Tov  inoitios"  und  nach  Theodoiet  „6irav- 
Tifjoac  &im  Tcbv  icpod6p(DV,  iTCiß-^vat  tAv  Upoiv 
....  TipoTCuXalcuv  ....  imdikuat"  hat  Ambrosiui 
den  Kaiser  yon  der  Kirche  auageschloBBen,  b. 
auch  0.  S.  711  n.  2,  denn  andernfallB  hätte  er 
ihm  den  Eintritt  in  das  Kiichengebände  nicht 
verwehren  und  ihm  daB  Recht  dazu  nicht  ab* 
sprechen  können. 

i  0.  S.  697  n.  8. 

2  Garthago  401  o.  lö  (cod.  eccl.  Afric.  c.  81): 
„saltem  post  mortem  anathema  ei  dicatur  atque 
eiuB  nomen  inter  dei  sacerdotea  nuUo  modo  reci- 
tetur^'  für  den  Bischof,  welcher  Fremde  oder 
ketzerische  oder  heidnische  Verwandte  statt  der 
Kirche  zu  Erben  einsetzt  oder  die  letzteren  als 
Intestaterben  nicht  durch  Testament  ausschliesst ; 
Augustin.  ep.  186  (al.  50)  ad  Bonlfao.  com. 
c.  1,  Mlgne  patr.  33,  794:  ,^81  vera  essent, 
quae  ab  eis  obiecta  sunt  GaecUiano  (B.  y.  Gar- 
thago) et  nobis  possent  aUquando  monstrarl,  ip- 
sum  iam  mortuum  anathematizaremus''.  Femer 
ist  Origenes  fast  200  Jahre  nach  seinem  Tode  von 
Theophilus  y.  Alexandrien  und  nochmals  durch 
die  Synode  y.  Konstantinopel  543,  Socrat.  h.  e. 
VII.  45.  (d*otv<6v7jTO«  Y^otTo);  He  feie  Goncil. 
Oesch«  2,  789 ;  Theodor  y.  Mopsuestla  durch  die 
5.  allg.  Synode  y.  Konstantinopel  553,  a.  a.  0. 
S.  871.  880.  891,  ygl.  auch  c.  6  (Constant.  553) 
G.  XXIV.  qu.  2;  PapBt  Honorius  I.  durch  die  6. 
allgemeine  Synode  zu  Konstantinopel  680  („pro- 
iici  a  s.  dei  catholica  ecclesia  simulque  anathe- 
matizarl  praeyidimus  et  Honorium,qui  fuerat  papa 
antiquae  Romae^,  Hefele  3,  277)  yon  der 
Kirche  ausgeschlossen  worden. 

In  allen  diesen  Fällen  standen  aber  Bischöfe, 
nur  einmal  ein  Presbyter  (Origenes),  keine  Laien, 
in  Frage. 

>  Das  folgt  schon  auB  den  allgemeinen  Vor- 
schriften, dass  Jeder  Bischof  seine  Amtsgewalt 
nur  innerhalb  seines  Sprengels  ausüben  und 
nicht  in  freinde  übergreifen  soll^  s,  z,  B.  Gon- 


Btant  1. 381  c.  2;  Garthago  390  c.  11  (cod.  ecdes. 
Afrio.  c.  9);  Tours  461  c.9 ;  ygL  aber  auch  Nlmes 
394  c.  4  (H ef  el  e  2,  62) :  „Neque  sibl  alter  epis- 
copus  de  clerico  alterius,  inconsulto  episcopo, 
cuius  minister  est,  iudidum  yindieet^. 

4  So  wurde  1.  J.  411  o.  412  der  Pelagianer 
GälestinuB,  der  aus  Italien  nach  Garthago  ge- 
kommen war,  allerdings  durch  eine  carthagische 
Synode  exkommunicirt,  Marlus  Meroator  commo- 
nltor.  c.  1,  ed.  Guarnerlus,  Paris  1673  p.  6; 
Mansi  4,  291  ff.;  Hefele  2,  106.  107. 

Wenn  nach  Qelaslus  I.  commonltor.  ad  Fau- 
stumy.  493,  Thiel  1,  343:  „Quod  non  solum 
praesuli  apostoUco  facere  licet,  sed  cuicunque 
pontiflci,  ut  quoslibet  et  quemlibet  locum 
(^ Weihegrad)  secundum  zegulam  haereseos  ipslus 
ante  damnatae  a  catholica  oommunione  dücer- 
nant",  Jedem  Bischof  das  Recht  zusteht,  alle, 
also  auch  Angehörige  fremder  Diöcesen,  welche 
einer  bereits  yerurtheilten  Ketzerei  anhängen, 
aus  der  Kirche  auszuschliesson,  so  setzt  er  sich 
damit  über  das  bestehende  Reoht  hinweg, 
y.  Schulte,  Stellung  d.  Gondlien,  Päpste 
u.  8.  w.   Prag  1871.  S.  166;  Loning,  1,  279. 

5  Elyira  306  c.  53;  Arles  I  c.  16;  Nicaea  325 
c.  5;  can.  33  apost;  Antiochlen  341  c  16; 
Sardlca  343  c.  13;  Saragossa  343  c.  5;  Turin 
401  c.  5. 

6  Gonst.  apost.  II.  37.  47.  Doch  soll,  um 
falsche  Anklagen  zu  yerhindern,  die  Person  des 
Anklägers  und  seine  Glaubwürdigkeit  geprüft 
werden,  1.  c.  II.  42.  49;  Chalced.  451  c.  21 
(c.  49  G.  II.  qu.  7);  stat.  eccl.  ant.  c.  96.  Nach 
const.  apost.  II.  43  werden  die  falschen  An- 
kläger, wie  die  Morder  aus  der  Kirche  ausge- 
schlossen, und  bei  Wiederholung  ihres  Vergehens 
nach  geleisteter  Busse  und  erfolgter  Wieder- 
auftiahme  für  immer  exkommunicirt  Vgl.  auch 
Arles  I  314  c.  l4,  wiederholt  Arles  II 443  o.  452 
c.  24:  „usque  ad  exitam  non  commnnicent^; 
Hlppo  393  (6.  g.  Garth.  III)  c.  7;  stat.  eccl.  ant 
c.  55  (nur  auf  die  Anklagen  gegen  Kleriker  be- 
ziehen sich  Garthago  419,  cod.  eccl.  Afric.  c.  128 
bis  130,  welche  gewisse  Personen,  Exkommuni- 
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handelt^,  erforderlichenfalls  auch  Beweis  erhoben  wurde ^,  herbeigeführt  werden; 

2.  dadurch,  dass  sich  der  Schuldige  durch  sein  Gewissen  und  durch  das  Ver- 
langen nach  Busse  getrieben  selbst  anklagte  und  sein  Vergehen  eingestand  ^  oder 

3.  wenn  das  sündige  Verhalten  eines  Gemeindegliedes  notorisch  war,  d.  h.  das- 
selbe seine  Sünde  offen  vor  aller  Welt  zur  Schau  trug  4. 

Die  Vorschriften  über  die  Prüfung  des  Anklägers,  über  die  Verhandlung  mit 
demselben  und  mit  dem  Angeschuldigten,  über  die  Erhebung  des  Beweises  und  den 
Erlass  der  Entscheidung  durch  den  Bischof  legen  die  Annahme  nahe,  dass  es  sich 
dabei  lediglich  um  die  Ausübung  der  Strafgewalt,  d.  h.  der  strafrichterlichen  Thätig- 
keit  des  Bischofs  gehandelt  habe.  Erwägt  man  indessen,  dass  in  der  damaligen  Zeit 
das  kirchliche  Strafrecht  noch  eine  geringe  Ausbildung  erfahren  hatte,  namentlich 
nur  einzelne  Erscheinungsformen  der  schweren  Sünden  als  kirchliche  StrafVergehen 
qualificirt  waren  ^,  im  Uebrigen  aber  der  Bischof  vielfach  bei  einer  etwaigen  Anklage 
—  abgesehen  von  der  Beweisfrage  —  darüber  zu  befinden  und  zu  entscheiden  hatte, 
ob  das  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  Verhalten  blos  der  bessernden  Zucht  oder 
der  strafrechtlichen  Ahndung  zu  unterwerfen  war^,  so  ergiebt  sich,  dass  mindestens 
zunächst  eine  scharfe  Scheidung  zwischen  der  Ausübung  der  Zucht  und  andererseits 
der  Strafgewalt  nicht  möglich  gewesen  ist. 

In  der  That  halten  auch  die  älteren  Quellen  beides  nicht  scharf  auseinander'^, 
da  nach  ihnen  der  Bischof  auf  die  angebrachte  Anklage  nicht  eher  zu  der  brüder- 
lichen Ermahnung  ^  schreiten  soll,  als  er  die  Glaubwürdigkeit  des  Anklägers  unter- 
sucht hat  9,  und  die  eingeleitete  Untersuchung  bald  zur  Anwendung  von  blos  bessernden 
Zuohtmitteln,  bald  zur  Verhängnng  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  also  zu  einer 
Strafe  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  fahren  kann^<^. 

Ja,  andererseits  konnte  auch  ohne  ein  besonderes  Strafverfahren  eine  wirkliche 
Strafe  eintreten.  Dies  war  der  Fall,  wenn  ein  Gemeindemitglied,  sei  es  freiwillig,  sei 
es  auf  eine  beim  Bischof  gemachte  Anzeige  oder  erhobene  Anklage  eine  schwere 
Sünde  bekannte  ^^  und  dann  freiwillig  von  selbst  oder  auf  Ermahnung  des  Bischofs  die 

eilte,   Juden,   Heiden,  Ketzer  für  anfähig  er-  sehen,  M eurer,  d.  kircbl.  Strafvergeben  S.  50, 

klären).  ist  in  dieser  Zeit  noch  nicht  die  Rede. 

1  Const.  apostol.  II.  47.  48;  sUt.  eccles.  »iit.  ^  S.  746. 

c.  68,  über  dessen  Vorleben  ebenfalls  die  nöthi-  ^'  '^• 

gen  Erhebungen  angestellt  werden  sollen.    Die  Le^°^^ «    *^*»  ^*"  **®^  ^'  ^  '***"  ®®r®*;  *"*'» 

Anwesenheit  des  Angeklagten  fordert  ebenfalls,  S.  767  n.  3  blos  anf  ein  wirkliches  Urthell,  also 

und  zwar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  c.  30  ibid.  ^^i  «^^  Strafurtheil  bezieht. 

«^.-                   w^Tr,  ®  Matth.  XVIII.  16  «f.  ü.  Tit.  IH.  10. 

^T\  ZeugenYemehmnng  nnd   Vorlegung  ,  ^^^            j  jj  g^  3g    g  7^  „  ^ 

T^!;^'''l?'i''  ^J  (Augustin)  0.  XXIII.  qu  4;  ,^  ^^^^^  ^^^^^^  jj  ^    g/^^g  ^  ^    ^^^^  ^^ 

stoafuä%Ssd^^^^^  ^''^  Constltudonen  steht  dieseStelle  mitten  unter 

465  c.  1 .,  Agde  506  c.  37.  |j^  ^^^  ^^  ^p^^  ^  43^  g  75Q  „  2. 

3  c.  18  (Augustin)  C.  U.  qu.  1;  Oaithago  11  Wenn  nach  const  apost.  II.  37  der  Bischof 
419,  cod.  eccl.  Afrir.  c.  132,  handelt  ebenfalls  von  ^^f  die  Anklage  den  Angeschuldigten  allein  er- 
einem  dem  Bischof  gemachten  Bekenntniss  eines  mahnen  soll,  Sttw«:  fjLetaYVfj),  aber  nichts  dar- 
crimen,  welches  freilich  spiter  widerrufen  ist;  ^^jer  angegeben  wird,  was  bei  renmüthlgem  Be- 
Basllil  ep.  217  (can.  III)  0.  61,  S.  719  n.  10.  kenntniss  einer  schweren,   mit  Ausschliessung 

4  Const.  apost.  II.  16:  „Koliv  hk  ab  TBischof)  bedrohten  Sünde  zu  geschehen  habe,  so  ist 
TÖv  i^(xapTT2%6Ta  icixpav^U  x^Xeuoov  aoT&v  Um  nicht  anzunehmen ,  dass  der  gestandige  Sünder 
ßXt)0^vai";  c.  19  (Augustin)  C.  XXIII.  qu.  4,  dadurch  yon  der  Strafe  frei  wurde.  Das  lisstsich 
S.  760  n.  1 ;  0. 15  (Pseudo-Ambros.)  C.  II.  qu.  1 :  auch  nicht  aus  c.  19  (Augustin)  G.  II.  qu.  1 : 
„manifesta  accusatlone  non  indlgent".  Von  der  „Ergo  ipsa  corrlpienda  sunt  coram  Omnibus,  que 
späteren  Umänderung  des  Begrififes  des  Notorl-  peccantiir  coram  omnibus.   Ipsa  corrlpienda  sunt 
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Leistung  der  öffentlicheii  Bnsse  auf  sich  nahm.  Bei  einem  Verfahren,  innerhalb  des- 
sen die  Funktionen  bessernder  und  seelsorgerischer  Zucht  aus  der  strafirichterlichen 
Thfttigkeit  nicht  geschieden  waren,  und  welches  noch  keine  festen  Formen  au&u- 
weisen  hatte,  lag  es  nahe,  in  solchen  F&llen  die  Abfassung  und  die  Yerhftngung  eines 
besonderen  Exkommunikationsurtheils  als  flberflflssig  zu  unterlassen  \  denn  durch  die 
Einreihung  des  Schuldigen  in  die  Klasse  der  öffentlichen  Büsser  wurde  zugleich  die 
Ausschliessung  desselben  aus  der  Kirchengemeinschafi;  kund  gethan  und  vollzogen^. 
Eine  Analogie  dazu  bieten  einzelne  Altere  Konzilien,  wie  z.  B.  Elvira  (306)  und  An- 
cyra  (314],  welche  in  ihren  meisten  Kanones  nur  die  Thatbestände  der  kirchlichen 
Vergehen  und  dann  die  der  Bnsszeiten  normiren  ',  sowie  auch  die  Bussbriefe  Oregors 
Thaumaturgus  und  die  des  Basilius,  welche  in  derselben  Weise  verfahren^,]  weil  sie 
die  Ausschliessung  des  Bflssers  aus  der  Kirche  als  etwas  Selbstverst&ndliches  voraus- 
setzen. 


seeietliu  quo  peccantur  secietias"  zu  entnehmen, 
denn  hier  handelt  Augnstin  lediglich  von  der 
hraderlichenZniechtwelsnng  desjenigen,  welcher 
gegen  einen  anderen  gesündigt  hat,  und  fordert, 
dass,  wenn  dies  geheim  geschehen,  auch  die  Zu- 
rechtweisung nicht  öffentlich  erfolgen  soll.  Im 
Ckgenthell  spricht  für  die  hier  Tertretene  An- 
sicht, dass  nach  den  Busshriefen  yon  Gregor. 
Thaumaturgus  c.  8.  9.  und  von  Basilius  c.  61, 
S.  711  n.  2,  dl^enigen,  welche  sich  fremdes  Gut 
durch  Gewalt  angeeignet  oder  gefundenes  unter- 
schlagen oder  gestohlen  haben,  sich  der  Busse 
zu  unterziehen  haben,  wenngleich  ihnen  die 
Leistung  derselben  in  Folge  ihres  Geständnisses 
erleichtert  wird. 

^  So  erwähnen  auch  die  const  apost  II.  16  für 
den  Fall  der  Notorietät  keiner  besonderen  Sen- 
tenz, sondern  lassen  den  Bischof  blos  den  Befehl 
auf  Ausweisung  aus  der  Kirche  erthellen,  S.  769 
n.  4. 

3  Auch  erklärt  es  sich  wohl  daraus,  dass  wir 
aus  den  hier  fraglichen  Zeiten  eine  so  geringe 
Anzahl  von  Exkommunikationssentenzen  gegen 
Laien  (s.  z.  B.  die  cit.  ep.  58,  SynesU  S.  704 
n.  1)  besitzen. 

«  S.  699. 

*  Diese  unterscheiden  sogar  mehrfach  zwi- 
schen dem  Fall  des  Geständnisses  und  der  Ueber- 
führung  des  Angeschuldigten,  S.  711  n.  2,  aber 
nur,  um  dadurch  die  Verschiedenheit  der  Buss- 
zeiten zu  begründen. 

Offenbar  ist  gerade  die  besprochene  Fassung 
der  Konzillen  und  der  Bussbriefe  die  Veran- 
lassung zu  den  falschen  Ansichten  über  die  Natur 
der  öffentlichen  Busse  gewesen,  namentlich  zu 
der  Auffassung,  dass  wirklich  auf  die  Leistung 
derselben  erkannt  und  diese  erzwungen  worden, 
also  die  öffentliche  Busse  den  Charakter  einer 
Strafe  oder  Censur  gehabt  habe. 

Meurer  1.  Anh.  t  k.  K.  R.  49,  186.  186, 
welcher  die  richtige  Auffassung  eingehend  zu 
begründen  gesuoht  hat,  will  zwischen  morali- 
schen und  Judizial-Poenitenzen  unter- 
scheiden. Unter  den  ersteren  versteht  er  die 
ausserhalb  des  Busssakramentes  pro  expiandls 
criminibns  freiwillig  übernommenen  Poeniten- 


zen,  mögen  sie  nach  eigenem  Ermessen  oder 
durch  ein  kirchliches  Organ  bestimmt  sein.  In 
Betreff  der  letzteren  bemerkt  er  S.  186:  „Vor 
diesem  Gericht  des  Bischofs  empfing  auch  der 
angeklagte  Sünder,  wenn  er  gestand  oder  über- 
führt wurde,  seine  sententia  condemnatoria. 
Sind  diese  Judizial-Poenitenzen  nun  nicht  recht- 
licher Natur  ?  Auch  diese  Frage  ist  zu  Temeinen". 
Demnach  ist  Ihm  die  Judizlalpoenitenz  eine  durch 
den  Richter  in  einer  Kondemnationssentenz  auf- 
erlegte Busse.  Wenn  er  weiter  meint,  dass,  da 
es  einen  Zwang  zur  Reue  nicht  gebe,  die  Judizlal- 
poenitenz aus  dem  Rahmen  eines  Rechtsinstitats 
heraustrete,  und  dass  man  sich  dieselbe  als  tnü- 
willig  übernommen  TorsteUen  müsse,  wie  ja  die 
im  Busssakramente  rerhängte  Poenitenz,  obgleich 
sie  der  Poenitent  nur  ungern  empfange,  als  frei- 
willige gelte,  so  liegt  In  diesen  Ausführungen 
ein  offenbarer  Widerspruch.  Eine  sententia  con- 
demnatoria verpflichtet  zu  der  auferlegten  Lei- 
stung und  setzt  einen  Rechtszwang  zur  Erfüllung 
derselben  fest.  Wenn  man  aber  die  Freiwillig- 
keit behauptet,  so  kann  man  von  einem  verox- 
theilenden  Erkenntniss  nicht  mehr  spreehen. 
Damit  erglebt  sich  aber  für  die  hier  Angliche 
Zeit  die  Haltlosigkeit  einer  Unterscheidung  von 
sog.  moralischen  und  Judizial-Poenitenzen. 
Vielmehr  kann  man  nur  diejenigen  Poenltenzen 
unterscheiden,  welche  freiwillig  für  eine  nieht 
mit  der  Ausschliessung  bedrohte  Sünde  über- 
nommen worden  sind,  und  solche,  zu  welchen 
sich  der  Schuldige  wegen  einer  diese  Strafe  her- 
beiführenden Sünde  entschlossen  hatte.  Im 
übrigen  erscheint  es  dann  gleichgültig,  ob  die 
Exkommunikation  durch  besonderes  Urtheil  über 
ihn  verhängt,  oder  ob  dies  unterblieben  war, 
weil  er  entweder  von  vornherein  unter  Elnge- 
ständniss  der  betreffenden  Sünde  oder  auf  eine 
Anklage  oder  gar  erst  nach  erfolgtem  Beweise 
sich  zur  Uebernahme  der  öffentlichen  Busse  be- 
reit erklärt,  und  ob  ihm  sofort  von  dem  Bisehof 
die  näheren  Anweisungen  in  Betreff  der  LeistuBg 
der  Busse,  namentlich  über  die  Busszeiten  ge- 
geben, oder  ob  er  diese,  wie  im  Falle  einer  be- 
sonderen Exkommunikationssentenz  und  nach 
anfänglicher  Zögerung  sich  seitens  des  Bischofs 
erbeten  hatte. 


249.] 


Die  Strafgewalt.  Römisches  Reich.  Ausübung  aber  die  Laien. 
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2.  Keine  pomae  latae  sentenüae.  Dagegen  ist  weder  der  ältesten  Kirche, 
noch  der  hier  fraglichen  Zeit  der  Begriff  der  nachmals  s.  g.  cmsurae  oäer  pomae  latae 
sententiae,  d.  h.  von  kirchliehen  Strafen,  welche  fflr  den  Thftter  ohne  Weiteres  and  ohne 
Yorgftngigen  Richterspmch  lediglich  dnrch  die  Begehnng  der  strafbaren  That  und  im 
Augenblick  der  Yerflbnng  der  letzteren,  eingetreten  wftren,  bekannt  gewesen  ^,  und 
der  neuerdings  gemachte  Versuch^,  die  Existenz  solcher  Strafen  in  den  ersten 
Jahrhunderten  der  Kirche  nachzuweisen,  muss  als  verfehlt '  bezeichnet  werden. 

3.  Die  s.  g.  morUHo  oder  admcmüo  eanonica.  Eine  weit  verbreitete  Meinung 
geht  davon  aus,  dase,  soweit  nicht  eine  der  angeblichen  censurae  oder  poenae  latae 
sententiae  zur  Anwendung  gekommen  sei,  es  vor  der  Yerhängnng  jeder  kirchlichen 
Strafe,  insbesondere  der  Exkommunikation  einer  dreimaligen  Mahnung  bedurft  habe^, 


1  So  die  früher  herrschende  Meinung ,  yarU 
Espen  J.  E.  U.  P.  III.  tlt.  XI.  c  6  n.  19.  20; 
J.  H.  Boehmer,  J.  E.  P.  HI.  41.  %.  46  u.  V. 
39  «:.  58;  Sehllllng,  d.  Kirchenbann.  Leipzig 
1859.  S.  188.  Doch  Ist  schon  in  älterer  Zelt  die 
entgegengesetzte  Meinung  Tertzeten  gewesen,  s. 
z.  B.  Bingham  XVI.  3.  s.  10;  7,  180. 

«  Von  Kober,  Kircbenbann  2.  Aufl.  8.  65, 
welcher  sogar  schon  Sporen  in  der  h.  Schrift, 
Joh.  III.  18  und  Tit.  UI.  10.  11,  finden  will, 
während  Rlchter-Dove-Kahl,  K.  R.  S.  776 
n.  7  das  Vorkommen  seit  dem  4.  Jahrh.  ab 
unter  Berufung  auf  das  Konzil  y.  Gangra  343 
bis  381,  c  Iff.  Dist.  XXX.  datlren. 

s  Als  Beweis  werden  zunächst  solche  Stellen 
der  Synode  Ton  Elyira  306,  wie  c.  1. 2,  angeführt, 
nach  denen  für  bestimmte  Sünden  die  Wieder- 
aufnahme in  die  Kirche  selbst  in  der  Todes- 
stunde versagt  ist  (s.  o.  S.  699),  aber  wenn  diese 
die  Ausschliessung  auch  als  sich  „von  selbst  ver- 
stehend'' voraussetzen ,  so  ist  der  Schluss ,  dass 
sie  deswegen  auch  rechtlich  von  selbst  ein- 
treten müsse,  durchaus  unberechtigt.  Antioch. 
341  c.  1 ,  welches  ebenfalls  als  ^och  klarerer 
Beweis''  hervorgezogen  wird ,  bestimmt  über  die 
Verletzung  der  Osterfeier  hinsichtlich  der  Laien : 
„dxovtmrlytoDz  %a\  dTCoßXVjtouc  elvai  t!j«  ^xxXt)- 
o(aC)  ti  ^tfA^oteN  cpiXoveexörepov  ^icrrafifvot 
icp^  Tol  xaXd;  ^e(oY|Jiiva''  und  für  die  höheren 
Oelstlichen :  „el  . .  T0AfjiV|0€iev  litt  (laorpo^^  täv 
Xomv  xal  TopoviQ  täv  fexxXinotajv  ISidCeiv  .  .  . 
toOtov  i]  di-fla  Ävo5oc  ivreDdev  ffifi  dXXdrpiov 
Ixptve  T^c  ixxXT^otac".  Danach  soll  gegen  die 
Laien  die  Exkommunikation  erst  ausgesprochen 
werden  müssen,  gegen  die  Geistlichen  aber  ohne 
Weiteres  ipso  facto  eintreten .  Hierbei  hat  K  o  b  e r 
S.  58  nicht  nur  Übersehen,  dass,  da  die  Ex- 
kommunikation gegen  die  Geistlichen  mit  der 
Absetzung  verbunden  ist,  die  Geistlichen  auch 
ipso  facto  für  abgesetzt  erklärt  sein  müssten, 
sondern  vor  allem  nicht  beachtet,  dass  der  Gegen- 
satz zwischen  den  Laien  und  den  GteisÜichen  darin 
gesetzt  wird ,  dass  die  Ausschliessung  der  Laien 
erst  erfolgen  soll,  wenn  sie  hartnäckig  bei  ihrem 
Widerspruch  beharren,  gegen  die  Geistlichen 
aber  schon  wegen  der  Thatsache  der  Abweichung 
von  der  nlcänischen  Osterfeier,  also  sofort,  vgl. 
auch  Ldnlng  1,  274.  Dass  die  Anathematismen 
einzelner  Synoden,  wie  z.  B.  der  von  Gangra, 
„keinen  anderen  Sinn  haben  können",  als  dass 


die  Anhänger  der  betreffenden  Irrlehren  ohne 
weitere  Verurtheilnng  ausgeschlossen  sein  sollen, 
steht  mit  der  ursprünglichen  Bedeutung  von 
Anathem  im  Widerspruch,  und  wenn  allerdings 
das  Anathem  sehr  bald  auch  den  Sinn  von  Kirchen- 
bann angenommen  hat  (s.  o.  S.  702  n.  7),  so  lag 
dies  darin,  dass  die  Verhängung  desselben  die 
rechtliche  Realisation  der  Verwünschung  oder 
Verfluchung  war,  aber  daraus  folgt  noch  nicht, 
dass  diese  Rechtsfolge  ohne  Weiteres  mit  der 
letzteren,  also  ohne  Ausspruch  des  kirchlichen 
Oberen,  in  das  Leben  getreten  wäre,  Löning 
1,  274. 

Auch  das  ist  eine  unerwiesene  Behauptung, 
Kober  S.  58,  dass  in  Tours  I  461  c.  8:  „a  eom- 
munione  eedesiae  extraneus  habeatur"  nur  die 
von  selbst  eintretende  Exkommunikation  ver- 
standen werden  könne,  wobei  übersehen  worden 
ist,  dass  solche  und  ähnlich  gleich  lautende  Aus- 
drücke öfters  vorkommen,  s.  o.  S.  708  n.  2,  und 
dass  das  Anwendungsgebiet  derartiger  Strafen 
danach  schon  in  dieser  Zeit  einverhältnissmässig 
weites  gewesen  sein  müsste. 

So  beweisen  also  alle  diese  Stellen,  ebenso- 
wenig wie  die  weiter  angeführte  von  Julian 
Pomerinns,  de  vita  contemplativa  II.  7  n.  2.  3, 
nach  welcher  die  geheimen  Sünder,  um  nicht  die 
Exkommunikationssentenz  zu  empfangen,  sine 
causa  communicant,  d.  h.  ohne  Erfolg  am  Abend- 
mahl theilnehmen,  nichts  für  die  aufgestellte 
Behauptung.  Sie  muss  aber  vollends  haltlos  er- 
scheinen, da  einerseits  Augustin  für  die  Aus- 
schliessung aus  der  Kirehengemeinschaft  ein 
besonderes  Verfahren  (o.  S.  693  n.  8)  voraussetzt 
und  andererseits  in  Ueberein Stimmung  hiermit 
noch  Nov.  Justin.  123.  (546)  c.  11  (c.  11  C.  II. 
qu.  1)  verordnet:  „Iläot  hk  toTc  dicioxöicoic  xal 
rpeaßuxipoic  inaYOpeuofiev  d^oplCeiv  Tivdl  Ti)c 
d^lac  xowmvta«,  irpW  i?)  altta  ^eiY^,  ^t*  ^^  ol 
^txXTjoaoTtxol  %ocv6v6c  Totho  Yev£adaixeXE6oi»aiN", 
und  damit  dargethan  wird,  dass  es  während  dieser 
ganzen  Zeit  keine  von  selbst  und  ipso  facto  ein- 
tretende Exkommunikation  gegeben  haben  kann. 

*  BinghamXVL2.s.  6;7,  lOOff.;  Kober, 
Kirchenbann  S.  146;  C.  Mendelssohn-Bar- 
th oldy,  de  monitione  canonica.  Heidelbergae 
1860  p.  9;  München  2,  176.  Schilling, 
Kirchenbann  S.  146  erfordert  sie  nur,  wenn  die 
Exkommunikation  als  Censnr,  nicht  wenn  sie 
als  Strafe  zur  Anwendung  kommt. 
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indem  man  in  Anhalt  an  die  bekannten  Schiiftstellen  ^  von  der  herkömmlichen  Auf- 
fassung aas,  dass  die  alte  Kirche  nur  Censuren,  keine  eigentlichen  Strafen  gegen 
Laien  gekannt  habe,  erst  die  Feststellung  der  Widerspenstigkeit  und  des  offenbaren 
Ungehorsams  des  Schuldigen  durch  die  Mahnungen  gefordert  hat^. 

Ein  quellenmftssiger  Beweis  dafür  kann  nicht  erbracht  werden',  im  Gegentheil 
ist  zweifellos  in  einzelnen  Fällen  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  eine  vor- 
gängige  Mahnung  erfolgt^.  Auch  erscheint  diese  Meinung  innerlich  haltlos.  War  die 
Exkommunikation  eine  Vindikativstrafe  ^  und  wurde  sie  fOr  gewisse  Sünden,  welche 
damit  gleichzeitig  zu  kirchlichen  Strafvergehen  erhoben  waren,  angedroht,  so  musste 
sie  ihrem  Charakter  nach  stets  gegen  deiyenigen^  welcher  die  betreffenden  Hand- 
lungen begangen  hatte,  eben  deswegen  zur  Anwendung  gebracht  werden^,  da  jede 
Strafe  die  Vergangenheit  im  Auge  hat  und  gegen  die  verflbte  Strafthat  zu  reagiren 
bestimmt  ist^.  In  solchen  Fällen  hätte  also  die  vorgängige  Mahnung  keinen  Sinu  und 
Zweck  gehabt,  und  darum  hat  sie  auch  die  Kirche  in  dieser  Zeit  nicht  allgemein  vor- 
geschrieben 8. 

Wohl  aber  ist  sie  gebraucht  worden,  um  festzustellen^  ob  ein  zu  einem  Strafver- 
fahren Anlass  gebendes  Verhalten  eines  Angeschuldigten  vorlag,  und  falls  sich  dies 
ergeben  hatte,  um  ein  solches  durch  Geständniss  und  freiwillige  Uebemahme  der 
Busse  seitens  des  letzteren  zu  erübrigen^.  Endlich  aber  bot  sich  auch  in  dieser  Zeit, 
in  welcher  ein  nur  einigermassen  vollständiges  kirchliches  Strafrecht  noch  nicht  zur 


1  Matth.  XVIU.  15;  Tit.  III.  10  ff. 

s  S.  vor  Allem  Kober  S.  146,  d.  h.  jaristisch 
gefasst,  dass  die  Androhung  der  Exkommunika- 
tion fQr  einen  bestimmten  Thatbestand  in  den 
Konzilien  die  Verhängnng  dersblben  noch  nieht 
rechtfertigt,  wenn  hlos  der  Imperativ  unbeachtet, 
also  gegen  die  sog.  Norm  Verstössen  ist,  sowie 
dass  die  Bestrafung  unterbleiben  muss,  wenn  der 
Sflnder  sich  dazu  versteht,  für  das  von  ihm  ge- 
gebene Aergerniss  oder  den  zugefügten  Schaden 
Oenugthuung  zu  leisten. 

8  Kober  S.  147  giebt  zu,  dass  sich  aus  den 
ersten  3  Jahrhunderten  keine  positiven  Bestim- 
mungen dafür  anführen  lassen.  Mendelssohn 
p.  12  weist  auf  can.  32  apost.  hin,  nach  welchem 
der  sich  von  seinem  Bischof  trennende  und  einen 
besonderen  Altar  errichtende  Priester  und  die 
ihm  anhängenden  Kleriker  abgesetzt,  die  Laien 
aber  exkommunicirt  werden  sollen,  „Taura  hk 
u£xa  {jiCav  xai  (euxepdv  xal  TpCrviN  TcapdxXirjoiv  toü 
emoxÖTCou",  also  erst  nach  dreimaliger  Mahnung 
des  Bischofs.  Hier  hat  diese  letztere  den  Zweck, 
die  Hartnäckigkeit  festzustellen,  d.  h.  die  letz- 
tere gehört  mit  zu  dem  Tbatbestande  des  Ver- 
gehens. Hat  man  doch  auch  die  dem  Schisma 
verwandte  Ketzerei  theils  wegen  Tit.  III.  10, 
theils  weil  zum  Begriff  derselben  das  bewusste 
Festhalten  an  der  Irrlehre  gehört,  nicht  blos  das 
Annehmen  einer  solchen,  eigenthümlich  behan- 
delt, s.  unten. 

*  So  nach  const.  apost.  II.  16,  S.  759  n.  4. 

5  S.  748. 

«  S.  z.  B.  Elvira  c.  52  (c.  3  0.  V.  qu.  1) :  „Hi 
qui  inventi  fuerint  lihellos  famosos  in  ecclesia 
ponere,  anathematizentur'',  vgl.  auch  e.  49  ibid., 
Wo  die    wiederholte  und   gewohnheitsmässige 


Handlungsweise  und  das  beharrliche  Festhalten 
an  derselben,  welches  durch  fruchtlose  Mahnung 
festgestellt  werden  soll,  zum  Thatbestand  des 
kirchlichen  Vergehens  gehört ,  wird  dies  jedes- 
mal besonders  hervorgehoben,  s.  z.  B.  Blviia  c. 
20  u.  can.  42.  43  apost.;  Anm.  3;  Antioeh.  341 
c.  1,  S.  761  n.  3. 

^  Wie  sich  Kober  S.  146  für  die  ältere  Zeit 
das  Leisten  der  Genugthuung,  s.  o.  Anm.  2  denkt, 
ist  nicht  klar.  Hatte  Jemand  z.  B.  eine  schwere 
Unzuchtssünde  begangen,  so  konnte  er  diese  nur 
durch  Uebernahme  der  Öffentlichen  Busse  büsaen. 
Damit  war  er  aber  von  der  Kirche  ausgeschlossen, 
denn  nirgends  ist  in  den  Konzilien  oder  Buss- 
briefen dAvon  die  Bede,  dass  eine  solche  im  Falle 
der  Besserung  auf  eine  etwaige  Mahnung  wegzu- 
fallen hatte,  und  andere  geheime  Dussübungen  an 
ihre  Stelle  traten. 

8  Das  ergiebt  gerade  die  ausJrückliche  Er- 
wähnung für  einzelne  Fälle ,  s  o.  Aiun.  3  u.  6. 
Wenn  sich  Kober  S.  148  auf  can.  74  apost  be- 
ruft, welcher  vorschreibt,  dass  der  von  Christen 
angeklagte  Bischof  von  den  übrigen  Bischöfen 
vorgeladen  und  wenn  er  erschienen  und  über- 
führt ist,  verurtheilt,  bei  seinem  Ausbleiben 
aber  dreimal  citirt  werden  soll,  damit  gegen  ihn 
in  contumaciam  verfahren  werden  kann,  so  ver- 
wechselt er  die  s.  g.  monitio  canonica,  als  Voraus- 
setzung der  Bestrafung  mit  der  dreimaÜgen 
Ladung  als  Bedingung  der  Feststellung  der  pro- 
cessualischen  Kontumaz  und  des  Kontumazial- 
verfahrens,  und  übersieht,  dass  der  can.  cit. 
gerade  gegen  die  Nothwendigkeit  der  monitio 
spricht,  da  er  beim  Erscheinen  und  bei  Ueber- 
führnng  des  Bischofs  ohne  Weiteres  die  Strafe 
verhängt  wissen  will. 

9  S.  759. 
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Ausbildang  gelangt  war,  in  der  Mahnung  ein  Mittel  dar,  deigenigen,  dessen  Sflnde 
der  Bischof  dnrch  Verh&ngnng  der  Exkommunikation  als  kirehliches  StrafVergehen 
zu  qualifiziren  sich  veranlasst  sah  S  vorläufig  zn  warnen  und  den  Versuch  zu  machen, 
ihn  von  seinem  sündigen  Verhalten  abzubringen  2. 

Mit  der  Ausbildung  der  Metropolitanverfassung  und  der  Synoden  ^  war  flir  die 
ursprünglich  selbstständigen  Bischöfe  eine  höhere  Aufsichtsinstanz  gegeben.  Seit- 
dem bildete  sich  auch  die  Anschauung  aus,  dass  die  von  dem  Bischof  verhängten 
Strafurtheile  einer  höheren  Prüfung  unterlagen,  und  es  wurde  dem  Verurtheilten, 
d.  h.  dem  Ezkommunizirten,  das  Recht  gewährt^,  wennschon  ohne  Suspensivwirkung, 
an  die  Provinzialsynode  zu  appelliren^. 

§.  250.    bb.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafyewalt  über  die 

Geistlichen, 

I.  Ueber  die  Oeistlichen  bis  zum  Priester  einschliesslich.  Ebenso 
wie  über  die  Laien  übte  der  Bischof^  auch  die  Straf-  und  Disciplinargewalt  über  die 
Kleriker  seiner  Diöcese  und  seiner  Kirche  bei  allgemeinen  kirchlichen  Straf-  und  bei 
Disciplinarvergehen  derselben  aus.  Nur  in  der  afrikanischen  Kirche  war  er  bei 
der  Handhabung  derselben  gegen  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  ^  insofern  be- 
schränkt, als  er  benachbarte  Bischöfe  zuziehen  musste^.    Doch  konnten  auch  die 


i  S.  746. 

2  So  hat  SynesiuB  den  Andronikus,  S.  704  n.  1 
zunächst  wiederholt  aofgefotdert ,  von  den  Be- 
drückungen und  MiMhandlungen  seiner  Unter- 
gebenen abzustehen  und  ist  erst  zur  Exkom- 
munikation desselben  geschritten,  als  der  Statt- 
halter seine  Bitten  mit  neuen  Gewaltthaten 
beantwortete,  vgl.  auch  ep.  67. 

8  Bd.  II.  1  u.  Bd.  III.  S.  473. 

4  Nicaea  826  c.  5  (ohne  zwischen  Laien  und 
Oeistlichen  zu  unterscheiden ,  s.  auch  c.  73  G. 
XI.  qu.  3  und  dazn  Hefele  1,  388);  Antiorh. 
0.  6  (welches  auch  ausdrücklich  der  Laien  er- 
wähnt), Vaison  442  c.  5  (allgemein  gegen  epi- 
scopi  sul  sententia). 

^  Diese  venagen  ausdrQcklich  Nie.  u.  An- 
tioch.  dt. 

^  Ueber  die  ältere  Zeit,  in  der  sich  noch  kein 
besonderer  Klerikalstand  entwickelt  hatte,  s  0. 
S.  692;  über  das  dritte  Jahrhundert  Tgl.  S.  693, 
Cyprian.  ep.  34  ed.  Hartel  p.  570;  Kellner 
S.  116.  117.  Die  S.  758  ff.  cltirten  Stellen  der 
const.  apost.  über  das  bischöfliche  Gericht  scheiden 
nicht  zwischen  Klerikern  und  Laien.  Wohl  aber 
heisst  es  ibid.  YIII.  27:  „Mawitoi  wtdaipct 
icdvxa  xXT|ptx6v  ^vxa  xadaip^octoc  dIEiov  irX-f^v 
d7ciax6irou*  (jl^noc  fotp  06^  otöc  re  iorlv.^  Wenn 
nun  weiter  bemerkt  wird :  „Tcpeaßuxcpoc  ....  06 
«aOaipei,  d^oplCei  (e  to6c  6iioßeßt|x6Tac,  ^dv  d»oiv 
6tc668uvo(  t{  T0ia6'q)  Ti(jio>p(qi . . .  oidxovoc  d^opl- 
C$i6ico5idxovov,  dvaYV<{)OTT]v,  <|mIXt72v,  (laxdvioaov, 
iäs  TQ  Ti  ToiouTov,  (A-Jj  napdvTOC  «psopUT^pow 
£)iro(taxÖN<p  o6x  l^ortv  df  op(oai  oGxs  (i.9jv  dva- 
YVdbo-nQ  o5ts  ^/cCXr^  o&xe  5iaxov(o9^  06  xXYjpixöv, 
06  \ai%6s'  bwriüizai  fdp  eist  (laxovoDN^  so  kann 
hier  das  d^oplCetv,  wozu  das  Hecht  dem  Priester 


und  dem  Diakonen,  diesem  in  Abwesenheit  des 
Priesters,  zugeschrieben  wird,  nicht  die  Ver- 
hängung  der  grossen  Exkommunikation  bedeuten, 
da  mit  dieser  die  Absetzung  yerbunden  war,  und 
letztere  ausdrücklich  dem  Bischof  vorbehalten 
wird,  Tielmehr  kann  es  sich  nur  um  eine  provi- 
sorische Ausschliessung  vom  Kirchendienst  und 
von  dem  Betreten  der  Kirche  handeln,  falls  sie 
eine  schwere  Sünde,  welche  die  vom  Bischof  zu 
TerfOgende  Absetzung  nach  sich  ziehen  konnte, 
begangen  haben. 

Das  Recht  des  Bischofs,  Priester  und  Diakonen 
abzusetzen,  erglebt  sich  ferner  aus  Antioch.  341 
c.  4;  die  Straf-  und  Disciplinargewalt  überhaupt 
aus  Sardica  343  c.  17  0.  c  14  (a  9.  0.  XL  qu.  3). 
Vgl.  auch  Socrates  bist,  eccles.  II.  26;  Theo- 
doret  h.  e.  U.  24,  Hefele  1,  377;  ferner  c  23 
(Gregor  I.)  Dist.  LXXXYI  (wiederholt  c.  2.  0. 
XY.  qu.  7:  ;,sed  praesentlbus  ecdesiae  tuae 
seniorlbus  dlligenter  est  perscrutanda  veritas^. 

^  In  Betreff  der  Kleriker  bis  zum  Subdiakon 
einschliesslich  hatte  er  allein  diese  Befugnlss, 
Hippo  391  c.  8  i.  f.  (s.  g.  Carth.  III.  c.  8,  c.  6 
C.  XV.  qu.  7). 

B  N&mUch  bei  Diakonen  2,  bei  Priestern  5, 
Hl  p  p 0  393  c.  8  dt ,  so  dass  über  die  eisteren  3, 
über  die  letzteren  6  Bischöfe  einschliesslich  des 
DiÖcesanbischofs  (cum  proprio  episcopo)  zu 
richten  hatten,  Carthago  II  387  0.  390  c.  10  (c.  4 
C.  XV.  qu.  7),  jedoch  sind,  wie  der  einen  Priester 
betreffende  FaU,  Augustin  ep.  66,  Migne,  patr. 
33,  266  ergiebt,  diese  Vorschriften  nicht  stets 
TOn  den  Bischöfen  (so  auch  nicht  von  Augustini 
beobachtet  worden.  Wenn  Carthago  I  u.  345  dl 
(0.  3  0.  cit.)  beim  Diakon  von  tribus  vidnis 
episeopis  spricht,  so  ist  das  wohl  nur  ein  nnge- 
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Synoden  die  Strafgerichtsbarkeit  Aber  die  Kleriker  aoBfiben,  und  dies  ist  nament- 
lich in  Betreff  Boloher,  welche  sich  der  Ketzerei  schuldig  gemacht  haben,  geschehend 

Aach  fftr  die  Kleriker  bis  zn  den  Priestern  einschliesslich  bildete  ebenso  wie  f&r 
die  Laien  Aber  dem  Bischof  die  Provinzial-  oder  Metropolitansynode  die  zweite  In- 
stanz, welche  anf  die  gleichfalls  nicht  mit  Snspensivwirknng'  aosgestattete  Bernfong 
zn  entscheiden  hatte  K 

(Jegen  das  zweitinstanzliche  Urtheil  war  endlich  noch  eine  weitere  Appellation 
offen  nnd  zwar  ging  diese  in  Nordafrika  an  die  Primaten  der  Provinz  oder  das 
Plenar-  oder  Üniyersal-Konzil^,  in  der  orientalischen  Kirche  dagegen  an  die  Exar- 
chen^ nnd  Patriarchen  ^ 

n.  Die  Straf-  nnd  Disciplinarstrafgerichtsbarkeit  Aber  die  Bi- 
schöfe. So  lange  die  einzelnen  Christengemeinden  noch  selbststftndig  nnd  nnab- 
hftngig  neben  einander  standen,  gab  es  kein  höheres  Organ  Aber  denselben,  welches 
die  Bischöfe ''  hätte  absetzen  können,  nnd  im  An&ng  des  3.  Jahrhunderts  ist  sogar 
in  Bom  der  Grundsatz  geltend  gemacht  worden,  dass  ein  Bischof,  selbst  wenn  er  eine 
TodsAnde  begangen  habe,  nicht  entsetzt  werden  dArfe^.  Da  aber  diese  Auffassung 
keine  allgemeine  Verbreitung  in  der  Kirche  fand,  vielmehr  die  gegentheilige  Ansicht 
durchdrang  ^,  und  in  dem  sich  seit  dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  entwickelnden  In- 


nauer  Ausdruck.  Widenprflehe  in  den  Zahlen, 
60  Kellner  S.  118,  liegen  also  nicht  vor.  Die 
Abweichung  yon  dem  in  den  übrigen  Theilen  der 
Kirche  geltenden  Rechtj  erklirt  sich  ans  der 
früheren,  mit  Rücksicht  anf  die  yerhiltniss- 
missig  grosse  Zahl  der  afrikanischen  Bischöfe 
entwickelten  Praxis,  —  sie  ist  unter  Oyprian  sicher 
bezeugt,  S.  698  n.  2;  Gyprian.  ep.  89  c.  9 
(ed.  Hartel  p.  676:  ,,nnns  ex  qninqne  presby- 
teris  iam  pridem  de  eodesia  profagis  et  sententia 
coepiseopomm  nostromm  .  .  nuper  abstentis; 
ep.  52  c.  3  p.  691)  — ,  bei  wichtigeren  Ange- 
legenheiten, die  benachbarten  Amtsbrüder  znt 
Berathnng  und  Entscheidung  heranzuziehen. 

1  S.  darüber  unter  Nr.  II. 

2  Nicaea  325  c.  6;  Antioch.  841  c.  6;  Sar- 
dioa  343  c.  17  (14). 

3  Nicaea  5  cit. ;  Antioch.  c.  6  20  (c.  2  G.  XI. 
qn.  3  u.  c.  4  Dist.  XYUt).  Sardica  c.  17  (14) 
nennt  im  griechischen  Text  den  Metropoliten, 
im  lateinischen  bezeichnet  es  dagegen  als  höhere 
Instanz  (offenbar  mit  Rücksicht  anf  die  im  Abend- 
lande noch  nicht  überall  ausgebildete  Metropo- 
litenTerfassung)die  flnitimi  epi$eopi ;  Hef  el  e  2, 
127;  Bd.  U.  8.  3.  4.  Doch  haben  hier  später 
die  Proyinzialsynoden  die  erwihnte  Stellung  ge- 
habt, 0.  26  (Innoo.  I)  0.  XI.  qu.  1 ;  c.  14  (id.) 
G.  III.  qu.  6 ;  wenngleich  an  Stelle  dieser  auch 
eine  grössere  Synode  mehrerer  Proyinzen  (Bd.  III. 
S.  629)  die  Entscheidung  abgeben  konnte,  8. 
Turin  401  c.  4.  %  Löning  1,  384.  385.  Val- 
son  443  c  5  und  die  stat.  ecd.  ant.  c.  66  er- 
wähnen als  Appellationsinstanz  der  Synode 
schlechthin. 

In  der  nordafrikanischen  Kirche  ging  die  Ap- 
pellation an  die  benachbarten  Bischöfe,  welche 
der  Bischof  erster  Instanz  nnd  der  Angeklagte 
auswählten,  Garthago  II  c.  8  cit ;  Garthago  418 
c.  17  (cod.  eccl.  Afric.  c.  2a  12ö),  nicht  an  die 
ProTlnzialsynode  (so  irrig  und  im  Widerspruch 


mit  sich  selbst  Fe  ssler,  d.  kanon.  Process  ... 
d.  Toijustinian.  Periode.  Wien  1860,  S.  78. 84), 
eine  Einrichtung,  welche  wahrscheinlich  ans  der 
Zeit  vor  der  Ausbildung  der  dortigen  Primatlal- 
(Metropolitan-)  Verfassung  herrührt  und  sich  bei 
der  Eigenthümlichkeit  der  letzteren,  Bd.  I.  S. 
581.  Bd.  II.  S.  2,  erhalten  hat. 

4  God.  eccl.  Afric.  c.  28. 126  cit  (^d  primates 
suaram  proyinciarum  aut  universale  conoilium'') 
vgl.  Bd.UI.  S.  511.  512  und  Hefele2,  127. 

6  Bd.  I.  S.  560.  577. 

0  A.  a.  0.  S.  549.  550,  wegen  der  mit  den 
übrigen  Patriarchen  und  mit  den  Exarchen  kon- 
kurrirenden  Jurisdiktion  des  Patriarchen  Ton 
Konstontinopel  S.  543.  550.  577.  Ueber  die 
Stellung  des  Bischöfe  you  Rom  s.  %.  251. 

7  So  lauge  sich  das  Bischofsamt  noch  nicht  zu 
einem  besonderen  Amt  der  Kirche  (S.  693)  ent- 
wickelt hatte,  lagen  die  betreffenden  Befugnisse 
hinsichtlich  einzelner  Aeltesten  oder  Vorsteher 
ebensowie  hinsichtlich  der  Laien  in  der  Hand  des 
Aeltesten-KoUegs  und  der  Gemeinde,  Hatch, 
Oesellsohaftsverfassnng  d.  christl.  Kirchen  im 
her.  ▼.  Harnaok  S.  119  u.  o.  S.  691. 

8  Nach  Hippolyt.  Phllosephnm.  IX.  12  (M  i  g  n  o 
patr.  gr.  16.  III.  p.  1886),  hat  der  römische 
Bischof  Kallistus  I.  (217—222')  bestimmt  (ilo^- 
(juiTioev)  „önoK  el  iizio-x.OTZo^  d^pxotTO,  e(  tat 
Ttpöc  davatov,  [L-h  8etv  xaTaTtreffvat'',  welchem 
sich  Stephan  I  (254—257)  anschloss,  GyprUn. 
ep.  67,  ed.  Hartel  p.  739;  0.  Ritschi,  Gy- 
prian S.  227. 

0  So  vertraten  sowohl  Gyprian  als  auch  der  rö- 
mische Bischof  Gomelius  (251—253)  die  Auf- 
fassung, dass  ein  Bischof  durch  Todsünde  oder 
Ketzerei  sein  Amt  verwirkt  uud  aus  der  Kirche 
ausgeschlossen  werden  müsse,  sowie  nach  gelei- 
steter Busse  nur  als  Laie  wieder  in  die  Kirche 
aufgenommen  werden  könne,  Gyprian.  ep.  55. 
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stitnt  der  Synoden  ^  ein  höheres  Organ  ftber  den  einzelnen  Bisehöfen  geschaffen  wurde, 
nahmen  diese  auch  die  richterlichen  Befugnisse  ftber  die  letzteren  in  die  Hand,  umso- 
mehr  als  bei  der  Ansftbung  derselben  vielfach  die  Entscheidung  Aber  Irrlehren  nnd 
Ketzereien  mit  in  Frage  kam  2. 

Als  sich  mit  dem  Ablauf  des  3.  Jahrhunderts  feste  höhere  kirchliche  Verbände 
im  Zusammenhang  mit  den  Synoden  organisirt  und  besondere  synodale  Organe  fflr 
diese,  die  Metropolitan-  oder  Provinzialsynoden  gebildet  hatten,  wnrde  diesen  durch 
die  kirchliche  Gesetzgebung  des  folgenden  Jahrhunderts  die  Zuständigkeit  ftber  die 
Bischöfe  ftberwiesen  \ 

In  derselben  Zeit  war  aber  die  christliche  Kirche  in  die  Reihe  der  vom  Staat 
anerkannten  Verbände  auiigenommen  und  der  römische  Kaiser  der  Träger  der  ober- 
sten Machtvollkommenheit  in  derselben  geworden.  Mit  Bezug  auf  diese  seine  Stel- 
lung, als  Wahrer  der  obersten  Rechtsordnung  in  der  Kirche^  wie  im  Staate  wurde 
derselbe,  und  zwar  schon  Konstantin  von  den  Donatisten  in  dem  Streit  mit  Cäcilian, 
um  die  Bestellung  von  unparteiischen  Richtern  angegangen,  und  wenn  es  sich  in  diesem 
Fall  auch  um  die  Gültigkeit  der  Wahl  des  Cäcilian  und  das  in  der  afrikanischen  Kirche 
entstandene  Schisma  handelte,  so  wurden  doch,  nachdem  Konstantin  auf  das  an  ihn 
gestellte  Verlangen  eingegangen  war  ^,  bald  auch  Anklagesachen  gegen  Bischöfe  an  die 
Kaiser  gebracht  ^.  Die  letzteren  übertrugen  die  Untersuchung  und  Entscheidung  solcher 
Angelegenheiten  an  kirchliche  Synoden,  welche  sie  nicht  nur  einberiefen,  sondern 
deren  Zusammensetzung  sie  auch  bestimmten,  indem  sie  zugleich  das  Recht  in  An- 
spruch nahmen,  in  gegebener  Veranlassung  das  Urtheil  der  erst  berufenen  Synode 
durch  eine  andere  Synode  prüfen  zu  lassen  und  eine  solche  mit  einer  nochmaligen 
Verhandlung  zu  betrauen  7. 

67.  68,  Hartel  p.  621.  740.  748  und  Easel).  znfOhren,  zwölf  «ndexe  Bischdfe  als  Blchter  fan- 

hist.  ecd.  VI.  43,  ed.  L  a  e  m  m  e  r  p.  507.  giren. 

i  Bd.  in.  S.  825.  «  Bd.  lU.  S.  671 ;  Löning  2,  405. 

3  Das  ergeben  die  Briefe  Oyprians,  s.  ep.  1,  ^  Indem  er  zunächst  dem  lömischen  Blsohof 

S.  697  n.  8;  ep.  64,  Bd.  III.  S.  670  n.  1 ;  ep.  59,  nnd  drei  nach  Rom  gesandten  gallischen  nnter 

Hartel  p.  677;  ep.  68,  0.  Ritsohl,  Gyprian  Znziehnng    Yon    15    Itolienlschen    Bischöfen, 

S.   161,    welcher    letzterer  aber    diesen   Brief  welche  in  Rom  zn  einem  Konzil  zusammentreten 

S.  228  dahin  anffasst,  dass  Gyprian  Stephan  I.  sollten,  die  Enscheidung  fibertmg,  Enseh.  hist. 

bittet,  den  Bischof  Maurlcian  Ton  Alles  ahzn-  eccl.  X.  5,   ed.  Laemmer  p.  818.   Nachdem 

setzen,  während  ersterernnr Stephan  ersucht,  die  diese  römische  Synode  (913)  zn  Gunsten   des 

gallischen  Bischöfe  zur  Exkommunikation  Mau-  Gäcilian     und    gegen     Donatus     entschieden 

ricians  und  zur  Wahl  eines  Nachfolgers  auf  zu-  hatte,  aber  seitens  der  Donatisten  neue  Klagen 

fordern,    üeber  die  yon  vielen  Bischöfen  be-  an  Konstantin  gebracht  waren,  berief  er,  um  die 

suchte  Synode  t.  Antiochien,   welche  269  den  Sache  nochmals  gründlich  untersuchen  zu  lassen, 

Bischof  Paul  von  Samosata  wegen  Ketzerei  und  seinerseits  die  grosse  TGeneral-)  Synode  von  Ar* 

anderer  Disdplinarrergehen  exkommunicirt  hat,  les  314,  Bd.  III.  S.  327  n.  7  u.  S.  515;  Tgl. 

Euseh.  hlst  ecdes.  YH.  30;  Hefele  1,  138;  überhaupt  hierzu  He  feie  2,  199,  217;  Fess- 

s.  auch  can.  74  apost.  u.  Elvira  306  c.  53.  1er  S.  27  ff. 

s  Antioch.  c.  4.  14.  15  cit ;  Sardika  343  c.  3.  ^  So  zunächst  gegen  Aihanasins  t.  Alexan- 

4;  Gonstantinop.  381  (richtiger  382)  c.  6;  doch  drien. 

sollen  nach  Antioch.  c  14,  wenn  die  Bischöfe  in  "^  Konstantin  hat  zur  Entscheidung  der  An- 
Betreff der  Yerurtheilung  oder  Freisprechung  klagen  gegen  Athanasius  die  Bischöfe  aus  Tor- 
uneinig  sind,  zur  Entscheidung  noch  andere  schiedenen  orientalischen  Provinzen  zu  der  Sy- 
Blschöfe  aus  der  benachbarten  Eparchle  sei-  node  nach  Tyrus  335  (Bd.  III.  S.  527  n.  7)  und 
tens  des  Metropoliten  zugezogen  werden  (0.  1  dann,  als  der  von  ihnen  abgesetzte  Athanasius 
G.  VI.  qu.  4).  Für  die  afrikanische  Kirche  vgl.  sich  an  ihn  gewendet  hatte  (dies  verschweigt 
Hippo  393  0.  7  (s.  g.  Garth.  III  c.  7),  Jedoch  ge-  Fessl  er  S.  43  trotz  seiner  ausfQhrlichen  Dar- 
nftgt  es  nach  Garihago  II  (3i37)  c.  10  (c  2  G.  III.  Stellung),  dieselben  Bischöfe  zu  nochmaliger 
qu.  8  u.  c.  4  G.  XY.  qu.  7),  wenn  in  Fällen,  Yerhandlung  der  Sache  nach  Konstantinopel  be- 
wo  die  Synode  nicht  zusammentreten  kann,  um  rufen ,  H  e  f  e  1  e  1 ,  461 .  471 ;  F  e  s  s  1  e  r  S.  33  ff. ,  ja 
die  schleunige  Erledigung  der  Anklage  herbei-  damit  war  die  Angelegenheit  noch  nicht  erledigt. 
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Wenngleich  die  Synode  von  Antiochien  (341)  den  von  den  Synoden  abgesetzten 
Bischöfen  bei  Strafe  des  Verlustes  jedes  weiteren  Gehörs  und  jeder  Hoffhnng  auf 
Wiedereinsetzung  untersagt  hatte,  den  Kaiser  anzugehen,  statt  sich  an  die  grössere 
Synode  zu  wenden  ^  so  ist  dieses  Verbot  doch  nicht  zu  praktischer  Geltung  gelangt. 
Nicht  nur  haben  die  Kaiser  nach  wie  vor  das  erwähnte  Recht  gefibt^,  sondern  sogar 
die  römischen  Bischöfe  ^  und  die  spätere  kirchliche  Partikulargesetzgebung  ^  haben 
die  fragliche  Befugniss  der  Kaiser  nicht  beanstandet. 

lieber  diese  von  der  Kirche  anerkannte  Befugniss  sind  aber  die  Kaiser  inso- 
fern hinausgegangen,  als  sie  selbst  in  einigen^  Fällen  die  Absetzung  yon  Bischöfen 
verfügt  habend 

Wie  die  dogmatischen  Streitigkeiten  der  damaligen  Zeit  den  ELaisem  fort  und 
fort  Gelegenheit  gaben,  die  gedachte  Praxis  auszullben  und  damit  die  Bethätignng 
der  den  Provinzialsynoden  kirohlicherseits  angewiesenen  Stellung  als  erstinstanz- 
licher Strafgerichte^  zu  hindern,  so  wurde  die  Zerrüttung  der  Kirche  durch  die  ver- 
schiedenen dogmatischen  Parteien,  die  Veranlassung  dazu,  dass  auch  innerhalb  der 


yielmehr  sind  in  derselben  auf  Yeranlaseung  der 
Nachfolger  Konstantins  noch  mehrere  Synoden 
gehalten  worden,  Bd.  111.  S.  528  n.  1.  2. 

1  c.  12  (c.  2  C.  XXI.  qn.  5).  Dieselbe  Ten- 
denz zeigt  Konstantinop.  881  (richtiger  382) 
c  6,  welches  den  Ankläger,  wenn  er  sich  statt 
an  die  ProTlnzial-  oder  an  die  höhere  (Patrl- 
archal-)  Synode  an  den  Kaiser  wendet,  für  immer 
von  der  Anklage  ansscbliesst. 

s  So  hat  Konstantins  844  den  Bischof  yon 
Antlochien  durch  eine  offenbar  nur  wenig  zahl- 
reiche Synode  absetzen  lassen,  Tbeodoret.  bist, 
eccl.  II.  10;  Hefele  2,  627,  femer  den  Bischof 
Photlnns  t.  Sirmlam  (3Ö1),  welcher  von  der  anf 
kaiserliche  Veianlassnng  dorthin  berufenen  Sy- 
node (Bd.  III.  S.  627  u.  7)  wegen  Ketzerei  ab- 
gesetzt war,  anf  seinen  Reenn  die  Bitte  gewährt, 
vor  gewählten  Schiedsrichtern,  zu  welchen  dem- 
nächst sechs  Senatoren  bestellt  wurden,  mit 
seinen  Gegnern  über  seine  Rechtgläubigkeit  zu 
dlsputiren,  Jedoch  llel  der  Spruch  derselben  zu 
seinen  Ungnnsten  aus,  Hefele  1,  646  ff. 

Weitere  Beispiele  bilden  die  yon  Oratian  anf 
Bitten  der  Angeschnldlgten  veranstaltete  Synode 
zn  Aquileja  381;  Bd.  III.  S.  627  Abs.  2;  die 
gegen  Ghrysostomus  gehaltene  Synode  ad  qner- 
cnm  bei  Konstantinopel  408,  a.  a.  0.  S.  528  n.  1 ; 
F e ssler  S.  58;  die  Patriarcbalsynode  zu  Antl- 
ochien 445,  Bd.  III.  S.  508  n.  1. 

Auch  ist  von  den  Kaisem  auf  Anrufen  nach 
dem  Urtheil  einer  nicht  von  ihnen  einberufeneu 
Synode,  so  z.  B.  der  Patriarcbalsynode  v.  Anti- 
ochien 447  0.  448  (gegen  Ibas),  a.  a.  O.,  noch 
eine  neue  Untersuchung  veranlasst  worden, 
Hefele  2,  310. 

Endlich  haben  sie  mit  einer  solchen  nicht  im- 
mer andere  Synoden,  sondern  auch  kleinere  Kom- 
missionen, so  in  dem  zuletzt  erwähnten  Falle 
einzelne  Bischöfe,  betraut,  vgl.  auch  das  o.  in 
der  Anm.  zur  Synode  v.  Sirniium  Bemerkte. 

'  Schreiben  des  Kaisers  Maximus  an  Sirl- 
cius  V.  885,  Mansi  3,  671;  Haenel  corp.  le- 
gum  p.  230:  ;,  .  .  .  de  Aprlcio,  quem  indebite 
(von  einem   gallischen  Bischof)  ad  presbiterii 


gradum  conscendlsse  commemoras,  quid  religloni 
nostrae  cathollcae  praestare  possum  reverentius, 
quam  ut  de  hoc  ipso  cuiusmodi  esse  videatur, 
catholici  iudicent  sacerdotes?  Quoram  conven- 
tum  ex  opportunitate  omnlum  vel  qni  intra 
Qalllas  vel  qui  intra  quinque  provincias  com- 
morantur,  in  qua  elegerint  nrbe,  constltuam,  ut 
llsdem  residentlbus  oognoscentlbus,  quid  habeat 
consuetudo  quid  legis  alt,  iudicetur''. 

«  Carthago  407  c  10  (cod.  eccl.  Afric  c  104) : 
„ut  quicumque  ab  imperatore  cognitionem  iu- 
diciomm  publicorum  petlerit,  honore  privetur, 
si  autem  episcopale  iudicium  ab  impera- 
tore petierit,  nihil  ei  obsit''. 

B  Ob  Konstantin  die  arianischen  Bischöfe  £n- 
seblus  V.  Nikomedien  nnd  Theognis  von  Nicaa 
auch  abgesetzt,  nicht  blos  exilirt  hat,  bleibt 
zweifelhaft,  Sozomen.  I.  21,  Theodoret  L  19. 
20;  Hefele  1,  319.  320.  Wäre  aber  auch  das 
erstere  der  Fall  gewesen,  so  hätte  es  sich  ledig- 
lich um  eine  Durchführung  der  Yerurthellung 
der  Arianer  durch  das  Konzil  v.  Nicäa  gehandelt. 
Kbenso  sind  die  Bischöfe  Silvanus  nnd  Eleusins 
359  durch  den  Kaiser  nur  von  ihren  Sitzen  ver- 
trieben worden,  welcher  sie  dann  nachher  durch 
die  Synode  v.  Konstantinopel  360  hat  absetzen 
lassen,  Hefele  1,  720.  721.  724.  Wohl  aber 
sind  direkt  durch  die  Kaiser  abgesetzt,  durch 
Konstantins  eine  Anzahl  von  Bischöfen  noch 
während  die  Synode  v.  Sardika  (343)  versammelt 
war,  Hefele  1,  625;  durch  Theodos  II  Irenäns 
Metropolit  v.  Phönicien  (das  Dekret  bei  Mansi 
5,  417);  Hefele  2,  316  nnd  durch  Zeno  die 
Patriarchen  Euphemius  und  Maeedonins  v.  Kon- 
sUntinopel,  Hefele  2,  689. 

Aus  dem  Abendland  ist  dagegen  kein  Beispiel 
bekannt,  dass  die  Kaiser  wegen  rein  kirchlicher 
Vergehen  kirchliche  Strafen  verhängt  hätten, 
denn  das  Vorgehen  des  Maximus  gegen  die  Pris- 
cilllanisten  erklärt  sich  daraus,  dass  diese  wegen 
weltlicher  Verbrechen  zur  Untersuchung  gezogen 
waren,  Hefele  2,  43.  44. 

«  S.  765. 
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kirchüchen  Kreise  selbst  jene  Zuständigkeit  unbeachtet  blieb.  Handelte  es  sich  um 
Lehrmeinungen,  deren  Berechtigung  bestritten  oder  zweifelhaft  war,  so  konnte  man  wäh- 
rend eines  Zeitraumes,  in  welchem  das  christliche  Dogma  erst  seine  nähere  Ausgestal- 
tung empfing,  die  Absetzung  oder  Exkommunikation  etwaiger  der  Ketzerei  beschuldigter 
Bischöfe  unmöglich  den  aus  einer  verhältnissmässig  geringen  Zahl  von  Bischöfen  be- 
stehenden ProYinzialsynoden  flberlassen,  da  zunächst  die  Vorfrage,  ob  eine  unstatt* 
hafte  Abweichung  von  der  kirchlichen  Lehre  vorlag,  präjudiziell  war,  die  Entschei- 
dung darüber  aber  fast  immer  eine  weit  über  die  einzelne  Provinz  hinausgehende 
und  die  Kirche  überhaupt  berührende  Bedeutung  erlangen  musste.  Daraus  erklärt 
es  sich,  dass  nicht  nur  vor  der  Feststellung  der  Zuständigkeit  der  Provinzialsyno- 
den  als  bischöflicher  Strafbehörden,  sondern  auch  nachher  die  allgemeinen 
Konzilien  die  kirchliche  Strafgewalt  über  Bischöfe  und  über  andere  Geistliche 
geübt  habend  und  dass  dies,  da  solche  Konzilien  gegebenen  Falls  nicht  leicht  zu 
versammeln  waren,  oder  auch  einzelne  wegen  der  durch  die  Schroflfheit  der  Partei- 
gegensätze hervorgerufenen  Spaltungen  nicht  den  ursprünglich  beabsichtigten  Charakter 
als  allgemeine  Synoden  erhalten  konnten 3,  auch  durch  andere  grössere  Synoden^  oder 
wenigstens  durch  Synoden,  welche  eines  besonderen  Ansehens  genossen^,  geschehen 
ist.  Dass  alle  diese  Synoden,  wie  sie  auch  andere  kirchliche  Angelegenheiten  als 
Glaubenssachen  erledigt  haben,  gelegentlich  ebenfalls  Disciplinarstrafen  wegen  an- 
derer kirchlicher  Vergehen  als  wegen  der  Ketzerei  ausgesprochei^  haben  ^,  lag  in  der 
Natur  der  Sache. 

So  ist  der  Versuch,  die  Provinzialsynode  als  die  alleinige  Strafbehörde  für  die 
Bischöfe  hinzustellen,  an  der  Lage  der  Verhältnisse  gescheitert®,  vielmehr  konnten 
nach  dem  praktischen  Recht  sowohl  die  Kaiser  die  von  ihnen  berufenen  Synoden 
mit  dieser  Funktion  betrauen,  als  auch  die  allgemeinen  und  andere  grössere  Synoden 
die  letztere  an  sich  nehmen. 

Als  zweite  Instanz  für  die  Bischöfe  bezeichnen  die  Kanonen  der  morgenländi- 

1  Yoiher  das  Konzil  Ton  NicU  325,  dessen  mandrit  Eut3-ehe8&bgesetat  worden,  fl.  He  feie  2, 

ZasammenrüfuDg    gerade    dnrch    dogmatische  333;  Fessler  S.  110. 

q^Ä^St  ^«";o'««'"f«»/o'den  i8t     Bd.  111  ^  ^  ^  ^    ^^^^  ^  ^phesn«  y.  431,  Hefele 

5.  326.  327  nnd  welches  den  Priester  Aiiui  und  ^  ^^3    ^j^  ^^^^^     iv  Wuaa  v.  618    «.  «.  0. 
zwei  bei  «einer  Lehre  yerblelbende  Biachofe  ex-  ^^^           ^  \  ^^\  g    femer'die  afri- 
kommünicirt  hat    Hefele  1,  317;  «piter  die  ^^    pienaraynode  v.  Mileve  402  (Bd.  III. 
allgemeine  Synode  Ton  Epheens  431,  welche  den  g^^      g.  cod.  ecclea.  AMc.  c.  87.  88. 
Bischof   Nestoriüs    von    Konstantinopel    wegen  -' 

seiner  Ketzerei  abgesetzt  nnd  ans  dem   geist-  ^  Die  o6voSoc  dv^fJioOoa  za  Konstantinopel 

liehen  Stande  ausgestossen,  a.  a.  0.  2,  186.  189,  t.  899  hat  zwar  in  Uebereinstlmmnng  mit  den 

die  Ton  Ghalcedon  461,  welche  den  Bischof  Dlos-  Mheren  Konzilien  (s.  S.76&  n.  3)  den  Beschlnss 

cm  Y.  Alexandrien  abgesetzt  hat,  a.  a.  0.  2,  438.  gefasst;   Mansi  3,   861 :   „{ji9)  Xf^vat  irpöc  tö 

461.     Beispiele  der  Exkommunikation  nnd  der  ^(ijc  fiYiS^  napd  Tp(oiv   fi9|  toifS  icapd  (60  töv 

Absetzung  von  Priestern  bieten  Nlcia  und  die  &ir€u8uvöv  ^oxifiaCöfACvov  xadaipeiol^at,  dXXd  ifdp 

6.  allgemeine  Synode  Ton  Konstantinopel  680,  irXs(ovoc  ouvöSou  <|^7<p  "mS,  tAv  Tf)c  dicapx^oi«^ ; 
8.  a.  0.  3,  282.  und    wenn    dazu    der   Umstand,    dass    gegen 

s  Wie  die  tou  Sardica  343  und  die  s.  g.  Räuber-  einen  Bischof  Borgadius  t.  Bostra  die  erwähnte 

Synode  y.  Ephesus  449.  489,   Bd.  III.  S.  328  Strafe  nur  von  zwei  Bischofen  Terffigt  worden 

n.  8  u.  S.  348.  ist,    die   Veranlassung  gegeben   hat,    so  wird 

'  So  hat  die  Synode  Ton  Sardica  gegen  eine  doch  dadurch  die  Annahme  des  Textes,   dass 

Anzahl  von  Bischöfen  die  Absetzung  und  Ex-  feste  Zuständigkeitsnormen  praktisch  nicht  in 

kommunikation  verhängt,  H  ef  ele  2,  664.  Ceber  Geltung  waren,  besUtigt.    Ja,  selbst  noch  nach 

die  Synode  Ton  Antiochien  y.  340  8.  Bd.  III.  S.  dieser  Synode  hat  Chrysostomus  als  Patriarch  von 

628  n.  %  Konstantinopel  den  Metropoliten  Gerontius  von 

4  Wie  die  a6vo5oi  iv^fiouoai,  Bd.  UI.  S.  630,  Nikomedien  wegen  eines    offenkundigen  Yer- 

▼g1.  Hefele  1, 77  und  Bd.  III.  S.  630  n.  2.  4.  Auf  gehens  ohne  synodale  Verhandlung   abgesetzt, 

einer  solchen  ist  auch  der  Priester  und   Arehi-  Sozomen.  h.  e.  Vlll.  6. 
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sehen  Synoden  die  grössere  Synode  S  worunter  sowohl  die  Synode  der  nächst  höheren 
Stnfe,  also  die  Synode  des  Patriarchal-  oder  Exarchalsprengels^  als  auch  eine 
andere  grössere,  namentlich  die  allgemeine  Synode  verstanden  werden  kann,  wäh- 
rend in  der  nordafrikanischen  Kirche  das  Plenar-  oder  Universal-Konzil  die  zweite 
und  höhere  Instanz  bildete'. 

Aber  anch  diese  Anordnungen  haben  in  der  morgenländischen  Kirche  gegen- 
über der  vorhin  gedachten  Praxis,  durch  welche  schon  das  regelmässige  Eintreten  einer 
festgeordneten  ersten  Instanz  ausgeschlossen  war,  keine  Bedeutung  erlangen  können. 
Bei  einer  Entscheidung  durch  die  seitens  der  Kjiiser  berufenen  Synoden  (o.  S.  765) 
hing  es  lediglich  von  den  ersteren  ab,  eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  an- 
zuordnen. Gegen  die  Urtheile  der  allgemeinen  Konzilien  fiel,  da  diese  das  höchste 
Repräsentativ-Organ  der  Kirche  bildeten,  selbstverständlich  jede  Berufung  fort,  und 
was  die  von  anderen,  grösseren  Synoden  oder  die  ouvoSoi  ivSi]}&oooai  erlassenen  Ent- 
scheidungen betraf,  so  gab  es  ftlr  diese  gleichfalls  keine  ein  fQr  alle  Mal  festbestimmte 
Berufungsinstanz  ^. 

Aus  denselben  Gründen  erklärt  es  sich,  dass  sich  in  der  damaligen  Zeit  keine 
festen  Normen  darüber  gebildet  haben,  welche  kirchliche  Organe  für  dieAburtheilung 
von  Straf-  und  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe  höherer  Stellung,  der  Exarchen  oder 
Patriarchen,  abgesehen  von  den  Metropoliten^  zuständig  sein  sollten.  An  der  Kompe- 
tenz der  allgemeinen  Synode  konnte  selbstverständlich  kein  Zweifel  bestehen*,  eben- 
sowenig an  der  Zuständigkeit  deijenigen,  welche  von  den  Kaisem  zu  diesem  Zweck 
berufen  waren  7,  aber  auch  andere  blos  kirchliche,  grössere  Synoden  haben  kein  Be- 
denken getragen,  derartige  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  zu  verhandeln^. 

Festere  Normen  hat  in  allen  diesen  Beziehungen  erst  Justinian  gegeben^,  indem 


1  Antioch.  341  o.  12:  „Ef  Tic  . ..  xa^aipei^elc  Teranlassen,  so  ist  dies  auf  Yedangen  des 
...  iicCoxoicoc&nöouvöSou^vo^X'TJaaiToXfi^aEteTÄc  Priesters  Eatyches,  S.  767  n.  4,  durcli  die  zu- 
ßaotXioicdTCodcSe^vdicljxsiCovaiictoxövaivouvoSöv  nächst  als  allgemeine  Synode  berofene  Ränber- 
Tpliccodai  xal  &  vofilCet  hixaia  ijtis  irpooava(p£-  synode  von  Ephesns  449  geschehen,  Hef  ele  2, 
petv  irXe(ooiv  iTctoxöicotc  xal  t^v  a&xäiv  iiixaais  347.  361,  welche  Fessler  S.  120  nieht  zu- 
TS  xal  dnCxptocv  i%l^9%ai"  (c,  2  G.  XXL  qn.  S\  treffend  als  zweite  Instanz  bezeichnet.  Anch  war 
Jedoch  schliesst  c.  ih  ibid.  (c.  5  0.  VI.  qn.  4)  die  Appellation  an  ein  allgemeines  Konzil  mog- 
bei  Einstimmigkeit  „irdvroiv  t&v  iv  t^  dirap^^a  lieh.  Ob  Flavian  yon  Konstantinopel  seine 
dTctoxöiroDv^  Jede  Bemfnng  gegen  das  Urtheil  aus'.  auf  der  Räubersynode  erhobene  Appellation  an 

2  Konstantinop.  381  (richtiger  382)  c.  6,  nach  den  Papst  oder  ein  allgemeines  Konzil  gelichtet 
welchem  die  Untersnchnng  der  Anklage  gegen  war,  ist  freilich  streitig,  Hefele  2,  378  n.  3  n. 
einen  Bischof,  falls  die  Bisehofe  der  Proyinz  Fessler  S.  123,  Jedenfalls  hat  aber  die  Synode 
nicht  im  Stande  sind,  den  Angeklagten  zn  be-  von  Ohalcedon  seine  Angelegenheit  (anch  nach 
strafen,  der  „(xe(Covt  ouv65<p  toiv  tTJc  5toixif]aeo>c  seinem  Tode)  untersucht  und  ihn  ffir  orthodox 
imoxöin]c  ixe(vY)c''  unterbreitet  werden  soll.  erklärt,  Hefele  2,  433.  438. 

8  Das  ergiebt  sich  aus  Oarih.  401  c.  9  (cod.  &  Denn  fOr  diese  hatte  Ghalced.  c  461  c  9 

eccl.  Afric.  0.  65) ;  Mile^e  402  c.  2  (1.  c.  c.  67),  (c.  46  $.  2  C.  XI.  qu.  1)  den  Exarchen  der  Diö- 

s.  auch  Hippo  893  c.  7.  10  (Garth.  III  c.  7  u.  cese  (also  auch  den  Patriarchen)  und  konknrrl- 

cod.  eccl.  Afric.  c.  lÖ)  und  Bd.  III.  S.  512.    Ob  rend  mit  ihm  den  Patriarchen  yon  Konstantinopel 

sieh  dieBefugniss  für  die  Berufung  Richter  zu  als  Gerichtsbehörde  bestellt    Vgl.  Hefele  2, 

wählen,  Garthago  407  c.  2  (cod.  eccl.  Afric.  c  96)  513  u.  Bd.  I.  S.  560  n.  3. 

auch,  wie  Kober,  Deposition  6.  406  annimmt,  ^  S.  767  n.  1,  ebensowenig,  wie  für  die  afri- 

auf  Disciplinarsachen ,   nicht  blos  auf  streitige  kanische  Kirche  an  der  ihres  höchsten  Organs, 

kirchlicheRechtssachen  bezieht,  erscheint  zweifei-  der  Plenarsynode,  Bd.  HI.  S.  572. 

haft,   da  die  Wahl  durch  beide  Parteien,  den  ?  Vgl.  Bd.  HL  S.  528  n.  1  (betreffend  Atha- 

Appellanten  und  den  Appellaten,  geschehen  soll.  nasius). 

In  Betreff  der  abendländischen  Kirche  und  der  8  s.  767  und  die  Synode  Ton  Antiochien  340, 

Stellung  des  römischen  Bischofs  s.  %.  251.  Bd.  DI.  S.  328  n.  2.  Abs.  2. 

«  Wohl  aber  konnte  der  Kaiser  eine  noch-  »  c  29  (v.  530)  G.  J.  I.  4;|  Not.  123  (546) 

malige  Untersuchung  durch  eine  andere  Synode  c.  22  (c  3  0.  VI.  qu.  4),  Bd.  I.  S.  550. 
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er  das  sofortige  Angehen  der  höheren  Instanzen  verbot  ^  sowie  als  erstinstanzliche  Dis- 
ciplinarbehörde  für  die  Bischöfe  die  Metropoliten,  und  für  die  Metropoliten  die  Patri- 
archen oder  Exarchen  2  bestellte  und  ihnen  das  Recht  gab,  die  Disciplinarsachen  anch 
ohne  Zuziehung  der  Provinzial-  bez.  Patriarchalsynoden  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden  ^.  Nur  für  die  Patriarchen  und  Exarchen  wurde  keine  Bestimmung  getroffen, 
hinsichtlich  dieser  blieb  es  also  bei  der  früheren  Praxis,  nach  welcher  die  grösseren  oder 
allgemeinen  Synoden  über  sie  abzuurtheilen  pflegten  ^.  Und  ebensowenig  hat  Justinian 
auf  das  von  den  Kaisern  früher  geübte  Recht  ^,  bei  der  Absetzung  der  Bischöfe  in  der 
einen  oder  anderen  Weise  mitzuwirken  oder  diese  selbst  vorzunehmen  verzichtet  ^. 

Im  Abendlande  wurden  die  Kanonen  der  orientalischen  Kirche,  welche  die  Straf- 
gerichtsbarkeit über  die  Bischöfe  den  Provinzialsynoden  überwiesen  hatten,  ebenfalls 
als  massgebend  betrachtet^.  Abgesehen  von  Nordafrika  hatte  sich  aber  hier  nicht, 
wie  im  Orient,  ein  vollständiges  System  höherer  kirchlicher  Organisationen  über  den 
Metropolitanverbänden  gebildet,  und  daher  trat  hier  der  römische  Bischof,  welcher 
allein  im  Abendlande  die  Patriarchalstellung  beanspruchen  konnte,  in  höchster  In- 
stanz  ein^. 

in.  Oertliche  Zuständigkeit.  Was  die  bisher  nicht  speziell  berührte  Frage 
nach  der  örtlichen  Zuständigkeit  derkirchlichenDisciplinarbehörden  betrifft,  so  ergiebt 
sich  aus  den  früheren  Anführungen,  dass  sich  dieselbe  durch  die  amtliche  Zugehörig- 
keit des  Geistlichen  zur  Diöcese  oder  des  Bischofs  zur  Provinzialsynode  bestimmte®, 
wennschon  dieser  Grundsatz  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  letztere  nach  der  prak- 
tischen Gestaltung  der  Entwicklung  nicht  die  ausschliessliche  Disciplinarbehörde  über 
die  Bischöfe  geworden  ist,  für  dieselben  ebenfalls  nicht  zur  Durchführung  gelangen 
konnte^^.    Neben  dem  Gerichtsstande  des  amtlichen  Wohnsitzes  ist  wohl  auch  der 

1  G.  29G.  dt.  Wegen  der  Ausnahmen  Bd.  I.  Konstantinopel  536,  He  feie  2,  773  (welche 
S.  560,  wo  Z.  8  u.  9  y.  0.  zn  lesen  ist:  „dass  der  die  yon  Papst  Agapet  im  Verein  mit  Justinian 
Klägez  oder  Ankläger  sich  darüber  be-  rorgenommene  Absetzung  des  Patriarchen  An- 
Schwert  fühlt,  dass  der  Metropolit  die  Ent-  thimns  v.  Konstantinopel,  sowie  die  durch  frü- 
Scheidung  einer  Sache  an  den  kompetenten  here  Synoden  erfolgten  Absetzungen  des  Patrl- 
Bischof  verwiesen  (delegirt)  hat^  u.  s.  w.  archen  Severus  y.  Antiochien  und  des  Metropo- 

2  Wegen  dieser  des  Näheren  Bd.  I.  S.  550  Uten  Petrus  von  Apamea  bestätigt  hat,  a.  a.  O. 
n.  3.  9.  677.  679,  und  wegen  der  besonderen  S.  690.  692.  764  ff.)  und  genehmigt  die  gedach- 
Rechte  des  Patriarchen  yon  Konstantinopel  ten  Beschlüsse,  indem  sie  zugleich  den  abge- 
S.  561.  677.  setzten  Bischöfen  den  Aufenthalt  in  allen  bedeu- 

3  Not.  137  (664)  c.  5:  „Mi^  ftövov  ^  hi  Taic  tenderen  Städten,  yor  allem  in  ihren  Bischofs- 
iia&'  SxaOTOv  eto<  f&r/]Qo\i.isaii  ouNÖSotc  Tauxa  sitzen,  untersagt. 

Ctjreiodoi,   dXXA  xal  bodxii  As  xivec  TcaxTjjopT)-  Vgl.  auch  Gregor  L  ep.  IX.  59  v.  589  (Jafftf 

deiev  Twv  Updmv  t)  xX7)pix(öV  tq  -/ifoupLivcov  Tl  |ao-  ed.  II.  n.  1651,  Ben.  2,  976):  „In  quodam  enim 

va^töv  ^  icepl  iriorecoc  t)  iispl  alaypoO  ßCou  Yj  d>;  crimine   Byzaoenus  primus  (Grementlus)  fuerat 

icapa  Touc  veCouc  xav^vac    it  ^taTTpatröfievot".  accusatus  et  püssimus  Imperator  (Mauriciu8)eum 

Darüber,  dass  dies  auch  früher  in  der  Praxis  yor-  iuxta  statuta  canonica  per  nos  yoluit  iudicare*'. 

gekommen  ist,  s.  S.  767  n.  6.  ^  c.  14  (Innoc.  1)  C.  III.  qu.  6;  Gregor  I.  ep.  I. 

4  S.  768.  33  y.  591  ed.  Ben.  2,  522;  III.  8  y.  592,  ed. 
^  S.  766  u.  über  die  Absetzung  des  Patriarchen  cit.  2,  631.  632:    „quia  ergo  non  potest  quem- 

Seyerusy.  Antiochien  durch  die  a6voSoc^v$T)u.ov)aa  quam  eplscopatus  gradu,   nisl  iustis  ex  causis 

y.  518  Bd.  lil.  S.  530  n.  6;  He  feie  2,  690.  Concors  sacerdotum  summoyere  sententia''.    Die 

0  Noy.  42  (636)  pr. :  „boaxa  f  dtp  i^  Tdiv  Up^ov  nähere  Gestaltung  der  Praxis  lässt  sich  hier  beim 

4^(p(S(  Ttvac  T&v  oäx  <i^((DV  rn«  I6pa}a6v7|c  twv  Mangel  an  ausreichendem  Quellen-Material  nicht 

lepaTixtüv  xaTeßlßaae  dpövwv  (ötcoiov  oi]  In  eorö-  yerfolgen.  Wegen  der  Rechte  der  Primaten  und 

piöv  Tg  xal  EÖTu^ia,  'Ap€i(5v  xe  xol  MaxeWviov  Primatialsynoden  s.  Bd.  I,  S.  588  u.  Bd.  III. 

xal  Euv^jiiov  .  .   .)  TooauTdxi«  xal  V)  ßaoiXeta  8.  512,  auch  o.  10  (Bonifac.  I.  n.  419,  Jaffrf 

o6fi4'T'3«pO€  T^fove  ttq  täv  Up^aiv  ai&evtia,   &ot€  ed.  II.  n.  349)  G.  III.  qu.  9  u.  Löning  1,  470  ff. 

xd  deiÖTcpd  TS  xal  dvdpdbiriNa  ouv5pd(xovTa  (xlav  8  Vgl.  ^  251. 

Cüji<pa)vlav  Toic  dpftaic  Troi-/)oaodai  4^|Cpoi«".    Die  »  S.  763  u.  S.  765.   S.  auch  S.  770  n.  2. 

Noyelle  bezieht  sich  auf  die  grosse  Synode  v.  lo  s.  766. 

Hins 0 hing,  Kirchenrecht  lY.  49 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  250. 


des  begangenen  Vergehens  anerkannt  ^,  aber  jedenfalls  nicht  der  aasschliessliche  ge- 
wesen 2. 

IV.  Die  Ansübnng  der  Straf- nnd  Disciplinarstrafgewalt.  Ebenso 
wie  gegen  die  Laien  konnte  es  zu  einem  Straf-  oder  Disciplinarverfahren: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage  kommen^.  Die  Abwesenheit  des  ge- 
hörig vorgeladenen  Angeschuldigten  hinderte  dabei  die  Vemrtheilung  nicht^.    Auch 


1  Das  lässtBleh  aus  demFall  desGäleBtias  schlies- 
sen,  S.768  n.  4.  Dass  deiGerichtsstand  nicht  näher 
erwähnt  wird,  erklärt  sich  in  Betreff  der  Bischöfe 
daraus,  dass  bei  der  Verschiedenheit  der  Ober  sie 
urthelleuden  synodalen  Organe  YOn  der  Entwick- 
lung fester  Normen  für  die  örtliche  Zuständig- 
keit keine  Rede  sein  konnte,  für  die  Priester  und 
anderen  Geistlichen  aber,  weil  bei  diesen  für  die 
Regel  beide  Gerichtsstände  zusammenfielen, 
kein  Bedürfnlss  dazu  TOrlag. 

2  Dies  behauptet  Löning  1,  402  unter  Be- 
rufung auf  c.  23t.  376  C.  Th.XYI.  2,  sowie  darauf, 
dass  auch  bei  weltlichen  Strafsachen  in  der  Kalser- 
zeit  der  Gerichtsstand  des  begangenen  Vergehens, 
s.  Gelb,  Gesch.  des  römisch.  Grlminalprocesses 
S.  490  ff.  die  Regel  gebildet  habe.  Aber  die  An- 
ordnung der  c.  cit:  „Qui  mos  est  causarum  civi- 
lium  idem  est  in  negotiis  ecclesiacticis  obtinen- 
dus;  nt  sl  qua  sint  ex  quibusdam  dissenslonibus 
levibusque  delictis  ad  rellgionis  obseryantiam 
pertinentia,  locis  suis  a  suae  dioeceseos  synodis 
audiantur'',  heisst  doch  nur,  dass  auch  die  kirch- 
lichen DiscipUnarstiafsachen  Tor  den  zuständigen 
Gerichtsbehörden  verhandelt  werden  sollen,  giebt 
aber  keine  nähere  Bestimmung  über  den  Kompe- 
tenzgrund. Nimmt  doch  auch  Löning  1,  2Ö8 
n.  2  selbst  an,  dass  der  Bischof  die  Disciplinar- 
gewalt  über  den  Diöcesanklerus  besitze,  und  nach 

c.  29  y.  530  G.  J.  I.  4  soll  die  AnUage  erhoben 
werden :  „irpäärov  xaxd  to6c  Upo^c  ^op4)i)C  irapd 
T(p  T^i^  nöXecDC  ixioxöiKp  xaO^  ^jV  6  xXvjptxöc 

3  Aber  nicht  allein,  soBienor,  Beiträge  zu 

d.  Gesch.  d.  Inquisitions-Prooesses.  Leipzig 
1827,  6.  16(„der  Anklageprocess  ist  die  Haupt- 
form, der  eigentliche  modus  procedendi  Ordina- 
rius, der  allein  zu  wirklichen  Kirchenstrafen 
führen  konnte''),  auch  Molitor,  üb.  kanon. 
Gerichtsverfahren.  Mainz  1866.  S.  32.  Dagegen 
mit  Recht  Löning  1,  389.  Dass  der  römische 
Auklageprocess  der  Kirche  das  Vorbild  für  die 
Verhandlungen  von  Anklagen  bot,  und  diese  zum 
Theil  die  Formen  desselben  übernommen  hat, 
war  naheliegend.  Darauf  hatte  überdies  die  in 
der  vor.  Anm.  cit.  c.  23  C.  Th.  XVL  2  hinge- 
wiesen, und  die  kaiserlichen  Kommissare,  welche 
auf  den  Konzilien,  s.  Bd.  III.  S.  335.  529,  so 
z.  B.  431  und  439  zu  Ephesus,  und  461  zu  Ghal- 
cedon,  mit  der  Geschäftsleitung  betraut  waren, 
s.  die  Instruktionen  beiMansi  4,  1118  u.  6, 
696.  663,  verfuhren  selbstverständlich  nach  den 
ihnen  gewohnten  weltlichen  Reohtsformen.  Eine 
Zusammenstellung  der  aus  dem  weltlichen  Recht 
herüber  genommenen  Normen  auf  Grund  der 
Kouzilsakten  bei  Devotl  instit.  can.  IV.  1.  g.  6 
und  danach  bei  Molitor  S.  35  ff.  So  begann  das 
Verfahren  mit  der  Ueberrelchung  und  Vorlesung 
der  Anklageschrift  (libellus  accusatorius)  —  vgl. 


über  eine  solche  gegen  Johannes  Ghrysostomus 
auf  der  Synode  ad  quercum  403,  M  a  n  s  i  3,  1143. 
1151,  gegen  Eutyches  auf  der  Synode  v.  Kon- 
stanünopel  448, 1.  c.  6,  643.  651 ;  gegen  Flavian 
V.  Konstantinopel  auf  der  Raubersynode  449, 
1.  c  6,  639;  die  Anklageschrift  des  Eusebius 
gegen  Dioskur  und  die  der  alexandrinischen 
Kleriker  gegen  denselben  auf  dem  Konzil  v. 
Ghalcedon  451,  1.  c.  6,  986.  1006;  wegen  der 
afrikanischen  Synode  gegen  Gälestlns  v.  411  o. 
412  s.  Marii  Mercatoris  comm.  0.  1,  Maus  14, 
291;  der  subscriptio  wird  ausdrücklich  bei  der 
Anklageschrift  des  Eusebius  gegen  Eutyches  er- 
wähnt, 1.  c.  6,  654.  Nach  dem  VorbUde  des 
weltlichen  Rechts  bedroht  auch  die  Kirche  die 
Erhebung  wissentlich  falscher  Anklagen  mit 
Strafen,  s.  S.  758  n.  6,  so  bestimmt  insbesondere 
Konstantinopel  381  —  richtiger  382  —  c.  6,  dass 
die  Ankläger  gegen  Bischöfe  sich  vorher  schrift- 
lich zur  Tragung  der  den  Angeklagten  treffenden 
Strafe  verpflichten  sollten ;  vgl.  auch  die  Erklä- 
rung des  Bischofs  Eusebius,  des  Anklägers  des 
Eutyches  448 :  „ddv  dXw  d^cb  ouxotpdvriQC,  d^t- 
peööj  T?]«  ci£la«",  Mansi  6,  737,  und  entzog 
ebenso  gewissen  Personen  das  Recht  zur  Erhe- 
bung von  Anklagen,  s.  a.  a.  O.  u.  Gonstant.  382 
0.  6  dt.  In  Bezug  auf  die  Beweismittel  und  das 
Beweisverfahren  konnte  sich  die  Kirche,  da  hier 
nach  dem  weltlichen  Recht  ebenfalls  freier 
Spielraum  gelassen  war,  diesem  anschliessen, 
doch  wurden  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung 
vereinzelt  auch  bestimmte  Erfordernisse  in  Bezug 
auf  die  Qualifikation  der  Zeugen  aufgestellt, 
S.  759  n.  2;  can.  apost.  75,  welcher  den  Hä- 
retiker bei  Anklagen  gegen  den  Bischof  aus- 
sohliesst,  und  Ambrosius,  ep.  5  ad  Syagrium  n.  2, 
Migne  16,  891  erklärt:  „Sl  leges  publicas  in- 
terrogamus,  accusatorem  exigunt,  si  ecclesiae, 
duobus  inquit  et  tribus  testibus  stat  omne  ver- 
bum",  offenbar  im  Hinblick  auf  Nicaea  326  c  2, 
dass  der  von  zwei  oder  drei  Zeugen  einer  schwe- 
ren Sünde  überführte  Kleriker  aus  dem  Klerus 
ausscheiden  soll  (vgl.  auch  can.  75  apost.,  nach 
welchem  gegen  den  Bischof  nicht  ein  einziger 
gläubiger  Ghrist,  sondern  nur  2  oder  3  als  Zeu- 
gen ausreichen). 

♦  A.  M.  Devoti  L  c;  Molitor  S.  39  ft; 
F  e  s  s  1  er  101,  welche  sich  auf  die  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  weltlichen,  blos  Beschlagnahme 
des  Vermögens  zulassenden  Verfahren  berufen, 
aber  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Kontnma- 
zialverfahrens  in  Unklarheit  befangen  sind.  Vgl. 
gegen  sie  Löning  1,  394  und  die  folgenden 
GiUte. 

War  der  Angeklagte  bei  der  Erhebung  und 
Ueberweisung  der  Anklageschrift  nicht  anwesend, 
so  wurde  derselbe  zum  Erscheinen  und  zurVerant- 
wortung  über  die  erhobene  Anklage  aufgefordert, 


§.  250.]  Die  Strafgewalt.  Römisches  Reich.   Ausübung  über  die  Geistlichen. 


771 


war  die  erkennende  Gerichtsbehörde  keineswegs  lediglich  an  die  von  dem  Angeklag- 
ten vorgebrachten  Beweise  gebunden^. 

2 .  Konnte  selbstverständlich  auch  im  Falle  einer  Offenkundigkeit  des  Vergehens  ^, 


can.  apostol.  74:  „'ErfcoicoTroc  %axrf((iprri%isra 
iizi  Tivi  iropd  d5ioir(<rc<»N  dv^pÄiTtuv,  xaXeToOat 
ttÖTÖv  dva^xatov  öttö  twv  ^loxöircuv*  Ttav  jacv 
dnwrrf\oji  xal  6(X(DXo]rtaQ  ^  iXe^delTj,  6ptCeoftat 
t6  intTifiiov  ei  hk  xaXo6pLrvo<  pii^  6iraxo6oo(, 
7caXe(adoi  xal  Jefrrepov,  ^TroexeXXojilvajN  lir'  oöxöv 
S6o  Itciotcöttcd'v*  £av  6i  xal  o&ro)  xaTa^povif)aac 
p.1?)  dTtayr^oig,  i?j  o6vo5o«  dTzoffaisia^m  xax  a6- 
TOü  Tot  BoxoD^T«,  8ita>c  f**^  Böfin  xepBaCvetv  ^üyo- 
Bix&v'';  Hippo  3^  (s.  g.  Garthago  111)  o.  7,  und 
nach  zwei-,  auch  dreimaliger  Wiederholung  der 
Ladung,  Beispiele  dafür  beiFesslerS.  100. 
107.  108  (zu  EphesuB  431),  S.  111  ff.  (zu  Kon- 
Btantinopel  448,  betr.  Eutyohes)  S.  128  ff.  (Ghal- 
cedon  451  betr.  Diosknr),  konnte  in  contumaciam 
Terhandelt,  also  auch  der  Angeklagte  yerurtheilt 
werden,  s.  die  in  der  Sache  selbst,  d.  h.  nicht  we- 
gen des  Ungehorsams,  sondern  der  den  Angeschul- 
digten zur  Last  gelegten  kirchlichen  Vergehen 
ergangenen  Oontumazialurtheile  gegen  Ghrysto- 
stomos  auf  der  Synode  ad  quercum,  Mansi  3, 
1151,  gegen  Nestorius  zu  Ephesus  431,  1.  c.  4, 
1212,  und  Dioskur  zu  Ghalcedon  461,  1.  c. 
6,1046. 

Der  Ankläger  durfte  dagegen  die  Anklage 
nicht  fallen  lassen,  nach  Hippo  393  c.  7  wurde 
er  in  diesem  Falle  mit  der  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  bestraft  (dieselbe  Strafe  gegen  die 
nicht  erschienenen  Ankl&ger  des  Bischofs  Ibas 
Y.  Edessa  auf  der  Synode  y.  Antiochien  447  o. 
448  verhängt,  Mansi  7,  221;  Hefele2,  313), 
doch  konnte  das  Gericht  unter  Zustimmung  des 
Angeklagten  auf  eine  Aussöhnung  mit  dem  An- 
kläger, wie  dies  die  Synode  v.  Tyrus  448  o.  449 
zwischen  den  Anklägern  des  Ibas  und  dem  letz- 
teren Mansi  7,  201;  Hefele  2,  480,  ge- 
than  hat,  hinwirken. 

Wegen  des  Rechtes  des  Angeschuldigten,  par- 
teiische Bischöfe  auf  den  Synoden  als  Richter  -zu 
rekusiren,  das  allerdings  gegen  Athanasius  zu 
Tyrus  (351)  und  gegen  Ghrystostomos  auf  der 
Synode  ad  quercum  (403)  missachtet  worden 
ist,  Löningl,  396. 

^  So  ernannte  die  Synode  von  Tyrus  (336),  um 
die  gegen  Athanasius  erhobenen  Beschuldigun- 
gen festzustellen,  eine  Kommission  von  Bischö- 
fen,  welche  in  der  Landschaft  Mareotis  an  Ort  und 
Stelle  eine  Untersuchung  darüber  führen  sollten, 
Hefele  1,  467,  und  die  t.  Konstantinopel  (448) 
eine  Deputation  von  Priestern  und  Diakonen, 
um  darüber  Erhebungen  zu  machen,  ob  Euty- 
ches  die  Mönche  der  umliegenden  Klöster  aufge- 
wiegelt habe,  Mansi  6,  706;  Hefele  2,  323; 
YgL  auch  Löning  1,  398. 

2  Eigen thümlich  ist  die  Auffassung  von  Lö- 
ning 1,  389:  „Durch  die  Verhängung  von  Dis- 
eipUnarstrafen  ahndet  die  kirchliche  Gemein- 
schaft die  Verletzungen,  die  ihr  selbst  von  ihren 
Mitgliedern  zugefügt  worden  sind.  Vertreter 
der  Gemeinschaft,  Träger  der  Gemeinschafts- 
gewalt ist  der  Bischof  in  dem  Bisthum,  die  Sy- 
node in  der  Provinz.    Es  bedarf  deshalb  (!) 


keiner  Anklage,  um  die  Bestrafung  eines  öffent- 
lichen Sünders  durch  den  Bischof  oder  die  Synode 
herbeizuführen.  Es  ist  nur  erforderlich,  dass 
Bischof  oder  Synode  sich  die  Gewissheit  ver- 
schafft haben,  dass  ein  Glied  der  Kirche  ein 
offenkundiges  Vergehen  begangen  hat^  und  a.  a. 
0.  S.  401 :  ,Jmmer  aber,  wie  hier  zum  Schluss 
wiederholt  werden  mnss,  wurden  kirchliche 
Strafen  im  Disniplinarvergehen  nur  verhangt, 
wegen  offenkundiger  Velrgehen,  nicht  wegen  ge- 
heimer Sünden^  Den  zuerst  gemachten,  mit 
„deshalb''  eingeleiteten  Schluss  kann  ich  nicht 
für  zutreffend  erachten,  und  dass  es  sich  auf  den 
Verhandlungen  der  angeführten  Synoden  blos 
seitens  der  Ankläger,  um  die  Feststellung  der 
Notorietät  des  Vergehens  gehandelt  habe,  ist 
nicht  richig,  wie  dem  auch  die  eigene  Dar- 
stellung L  ö  n  i  n  g  s  S.  398  ff.  widerspricht.  Eben- 
sowenig wird  diese  Auffassung  durch  das  von 
ihm  angezogene  Konzil  v.  Valson  442  c.  7  oder 
vielmehr  den  offenbar  gemeinten  c.  8  gestützt. 
Hier  heisst  es:  „Quod  si  se  tantum  episcopus 
alicui  sceleris  consdnm  novit,  quamdiu  probare 
non  potest,  nihil  proferat,  sed  cum  ipso  ad  com- 
punctionem  eins  secretls  correptionibus  elaboret : 
qui  si  correptus  pertinacior  fuerit,  et  se  commu- 
nioni  publicae  ingesserit,  etiamsi  episcopus  in 
redarguendo  illo  quem  reum  iudioat,  probationi- 
bus  deflciat,  indemnatus  licet  ab  his  qui  nihil 
sciunt,  secedere  ad  tempus  pro  persona  maloris 
auctoritatis  iubeatur,  illo,  quamdiu  probari 
nihil  potest,  in  communione  omnium  praeter- 
quam  eins  qui  eum  reum  iudlcat,  permanente''. 
Danach  soll  ein  Bischof,  welcher  allein  Kennt- 
nlss  von  dem  kirchlichen  Straf-  oder  Disciplinar- 
vergehen  eines  anderen  (Bischofs,  das  ergiebt 
der  Zusammenhang,  namentlich  dt.  c  7,  s.  nach- 
her) besitzt,  sofern  er  es  nicht  beweisen  kann, 
den  angeblich  schuldigen  durch  geheime  Ermah- 
nungen zur  Reue  zu  bewegen  suchen ;  wenn  aber 
der  Ermahnte  sich  hartnäckig  zeigt  und  sich 
(ohne  dass  er  seine  Sünde  bereut,  also  im  Ge- 
heimen Busse  zu  thun  bereit  ist)  nicht  von  der 
öffentlichen  Gemeinschaft  (d.  h.  der  zur  Synode 
versammelten  Bischöfe,  also  von  der  Synode  oder 
dem  öffentlich  abzuhaltenden  gemeinsamen 
Gottesdienst)  fern  hält,  so  soll  ihm  von  den  Mlt^ 
gliedern  der  Synode,  obwohl  sie  beim  Mangel  an 
Beweisen  seitens  ihres  Amtsbruders  nichts  von 
dem  Vergehen  des  Ermahnten  wissen  können, 
wegen  der  hohen  Stellung  des  Ermahnenden  auf- 
gegeben werden,  sich  für  die  Zeit  (d.  h.  während 
der  Dauer  der  gerade  tagenden  Synode)  von  ihnen 
feinzuhalten,  ohne  dass  er  jedoch,  so  lange  nichts 
bewiesen  ist,  von  der  communio  fratema  (S.  742) 
der  übrigen  Bischöfe  —  abgesehen  von  der  des- 
jenigen, welcher  ihn  für  schuldig  erklärt  —  aus- 
geschlossen werden  darf.  Diese  Stelle,  welche 
der  von  Löning  in  Bezug  genommene  Hefele 
2,  297  im  wesentlichen  ebenso  erklärt,  nur  dass 
er  das :  ad  tempus  als  „auf  einige  Zeit^  auffasst 
und  Unklarheit  darüber  bestehen  lässt,  ob  er  die 
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3.  ferner  im  Falle  einer  Selbstanzeige  oder  eines  Oestttndnisses  ^,  endlich  aber 


auch 


4.  von  amtswegen  ein  Verfahren  ^  eröffnet  werden  3. 


commiinio  f raterna  oder  die  Kirchengemeinschaft 
überhaupt  meint,  ireist,  nicht  wie  L5ning  an- 
nimint,  einen  Gegensatz  zwischen  geheimen  und 
zwischen  offenkundigen  Vergehen,  soudem  zwi- 
schen einem  geheimen  und  einem  solchen,  wel- 
ches, wenn  es  nicht  offenkundig  ist,  nicht  be- 
wiesen werden  kann,  auf. 

Nicht  minder  steht  der  Ansicht  Lönings  der 
vorangehende  c.  7  ibid.  entgegen :  ^^Placuit  prae- 
terea  accusandi  licentiam  etlam  in  nostri  ordinis 
si  qua  existit  levitate  comprimere,  ut  se  episco- 
puB  si  quem  iudicat  abstinendum  et  pro  humi- 
Uatione  et  correctione  fratris  assurgtt,  exorari  a 
ceteris,  acquiescat  fratrl  de  quo  agitur  correp- 
tione  et  comminatione  adhibita;  sin  autem  de 
crimine  aliquem  putat  esse  damnandum,  accuaa- 
toiis  yice  disoutieudum  sciat,  fas  est  enim,  ut 
quae  uni  piobantur,  probentur  omnlbus".  Denn 
auch  hier  wird  fQr  ein  crimen,  dessen  Begehung 
nur  dem  einen  Bisehof  bekannt,  also  geheim  und 
nicht  öffentlich  ist,  von  dem  Ankläger  ein  Be- 
weis, welcher  die  übrigen  richterlichen  Mitglieder 
der  Synode  überzeugt,  verlangt 

1  Loning  1,  399  behauptet,  dass  im  Gegen- 
satz zu  dem  weltlichen  Kriminalprooess  der  Zeit, 
in  welchem  dem  Geständuiss  keine  unbedingte 
Beweiskraft  mehr  zugeschrieben  wurde,  vielmehr 
der  Richter  die  Gaubwürdigkelt  desselben  zu 
prüfen  hatte,  im  klrchliohen  Disclplinarverfahren 
auf  jedes  Gestandniss  hin  eine  Yerurtheünng 
hätte  erfolgen  müssen,  denn  entweder  sei  das 
Gestandniss  der  Wahrheit  entsprechend,  also  ein 
genügender  Beweis  der  Anklage  gewesen,  oder  es 
sei  der  Wahrheit  zuwider  abgelegt  worden,  dann 
hätte  eine  öffentliche  Lüge  des  Angeklagten  vor- 
gelegen, die  als  schweres  kirchliches  Vergehen  zu 
bestrafen  gewesen  wäre.  Auch  diese  Meinung 
kann  ich  nicht  für  haltbar  erachten.  Wenn  er  sich 
dafür  auf  Valence  374  c  4  beruft :  „ut  sciretis, 
quicumque  se  sub  ordinatione  vel  diaconatus  vel 
presbyterii  vel  episcopatus  mortall  crimine  dixe- 
rint  se  esse  pollutos,  a  supradictis  ordinationibus 
submovendos,  reos  sc.  vel  veri  confessione  vel  men- 
dacio  falsitatis.  Neque  enim  absolvi  in  bis  potest, 
si  in  se  ipsos  dixerint,  quod  dictum  (d.  h.  doch 
das  mortale  crimen,  nicht  die  confessio  oder  die 
falsltas  mendacii)  in  alios  puniretur,  cum  omnis 
qui  sibi  fuerit  mortis  causa,  maior  homicida  fue- 
rit^'  und  die  epistola  desselben  Konzils :  „Et  licet 
non  ignoraremus,  multos  verecundia  et  nonnullos 
susclpiendi  sacerdotii  motu  trepidos,  quae  utique 
Signa  sunt  sanctitatis,  falsa  in  se  reiiciendi  hono- 
ris causa  dixisse :  tarnen  quia  omnium  fere  ad  ea 
quae  sunt  peiora  proclive  iudicium  est,  etmateries 
disputationum  ex  obtrectatione  sacerdotum  dei 
quaeritur,  sedit  in  synodo,  ut  quisquis  de  se  vel 
vera  vel  falsa  dixisset,  lldes  ei  quam  suomet 
testimonio  conflrmaret,  haberetur^',  so  ist  hier 
lediglich  von  der  Irregularität  des  Vergehens 
(Bd.  I.  S.  38)  die  Rede  und  blos  in  Betreff  der 
Feststellung  derselben  eine  rein  singulare  Be- 
stimmung getroffen.    Für  das  Disciplinarstraf- 


verfahren  wird  keine  allgemeine  Beweisregel  auf- 
gestellt. Auch  findet  sich  eine  solche  nicht  in 
anderen  Quellen,  noch  ist  schlechthin  Jede  oder 
auch  nur  Jede  öffentliche  Lüge  in  solchen  für 
ein  schweres  kirchliches  Vergehen  erklärt  worden. 

2  Löning  1,  400  meint,  dass  die  Synode  das 
Verfahren  beginnen  konnte,  wenn  ihr  das  Ver- 
gehen bekannt  war,  so  dass  entweder  eine  Be- 
weisaufiiahme  nicht  mehr  nothweudig  war,  weil 
der  Beklagte  nicht  leugnete  (das  fällt  aber  unter 
den  Fall  der  Offenkundigkeit)  oder  die  Wahrheit 
der  Tbatsache  sich  durch  Zeugenaussagen  her- 
stellen Hess.  Wenn  er  sich  für  das  letztere  auf 
die  8.  770  n.  3  eitirte  Stelle  in  Ambrosii  ep.  & 
beruft,  so  ist  dabei  unbeachtet  gelassen,  dass  es 
dort  weiter  heisst:  „Inoffensus  igitur  affectus 
testium  quaeritur,  Ita  tamen  ut  accusator  prius 
in  medium  procedat^',  dass  also  dort  gar  nicht  in 
dem  Mangel  des  Anklägers  der  Gegensatz  zwi- 
schen dem  weltlichen  und  dem  kirchlichen  Ver- 
fahren gefunden  wird. 

s  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Kirche  die 
Formen  römischen  Anklageprocesses  erst  seit 
dem  4.  Jahrhundert  und  zwar  nur  theilweise 
herübelgenommen  hat,  8.  770  n.  3  und  dass  also 
früher  auch  sicherlich  auf  eine  formlose  Anzeige 
hin,  namentlich,  wenn  der  Anzeigende  genügende 
Beweismittel  an  die  Hand  gab,  procedirt  wurde. 
Femer  war  auch  der  kirchliche  Obere  bei  drin- 
gendem Verdacht  berechtigt,  seinerseits  Erhe- 
bungen anzustellen  und  nach  Beweismitteln  zu 
forschen,  sowie  falls  diese  dann  zur  Ueberführung 
genügten,  auch  Disciplinarstrafen  zu  verhängen, 
s.  Augnstin.  ep.  66  ad  primatem  Numid.,  Migne 
33,  234,  welcher  in  Betreff  eines  Priesters 
schreibt :  „Qui  cum  non  ambularet  vias  servorum 
dei,  non  bonam  famam  habere  coeperat,  qua 
ego  conterritus,  non  tamen  temere  aliquid  ere- 
dens,  sed  plane  soUidtior  factus,  operam  dedi^ 
si  quo  modo  possem  ad  aliqua  malae  conversa- 
tionis  eins  oerta  indida  pervenire.  Ac  primo 
comperi,  eum  pecuniam  culusdam  rusticani  di- 
vino  apud  se  commendato  intervertisse,  ita  ut 
nullam  lüde  posset  probabiliter  reddere  ratio- 
nem.  Ddnde  convictus  et  confessus  est,  die  ie- 
lunii  Natalis  domini  ....  apud  quandam  malae 
famae  mulierem  et  prandisse  et  coenasse  et  in 
una  domo  mansisse''.  Nach  dem  weiteren  Ver- 
lauf des  Briefes  hat  Augustin  den  Priester 
wegen  der  zuletzt  gedachten  Thatsaohen  abge- 
setzt, nicht  aber  wegen  der  nicht  sicher  festge- 
stellten Unterschlagung,  in  Betreff  welcher  er 
bemerkt:  „quae  negavit  deo  dimisi,  ludicans  quae 
occultare  non  permissus  e8t^  Nicht  damit  im  Wi- 
derspruche steht  Gregor  I.  ep.  HL  46,  ed.  Ben.  2, 
666  (c.  7  Dist.  XXXIII),  denn  wenn  hier  einem 
Bischof  angerathen  wird,  sein  Amt  niederzu- 
legen, und  keine  weitere  Untersuchung  veranlasst 
wird,  so  geschieht  dies  deshalb,  weil  nicht  fest- 
zustellen war,  ob  er  mit  der  Konkubine,  welche 
er  in  früherer  Zeit  gehabt  hatte,  noch  nach  dem 
Empfang  der  heiligen  Weihen  weiteren  Umgang 


§.  251.] 
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Ebensowenig  wie  bei  den  Laien  ist  endlich  vor  der  Verhftngang  einer  kirchlichen 
Strafe  oder  Disciplinarstrafe  gegen  Kleriker  stets  eine  mehrmalige  Mahnung  {momtto 
canonica)  erforderlich  gewesen  ^. 

Dass  der  ftlteren  Kirche  die  s.  g.  poenae  oder  cenmrae  latae  sentmtiae  ftberhanpt 
fremd  geblieben  sind  2,  ergiebt  der  Umstand,  dass  sie  auch  in  dem  kirchlichen  Bis- 
ciplinarstrafrecht  nicht  vorkommen^.  Es  gehört  vielmehr  die  Entwicklung  und  Aus- 
bildung dieser  Art  von  Strafmitteln  erst  einer  späteren  Zeit  an. 


§.251.    cc.  Die  Straf-  vnd  DtscipUnarsirafgewali  des  römischen  Bischofs. 

I.  Das  Konzil  von  Sardika.  Katholischerseits  wird  aus  dem  Primate  des 
Papstes  die  oberste  Straf- und  Disciplinarjurisdiktion  hergeleitet  4,  und  die  Bethä- 
tigung  derselben  möglichst  weit,  namentlich  schon  bis  in  das  2.  Jahrhundert  zurflck- 
verlegt^.  Eine  von  dogmatischer  Fesselung  unbeeinflusste  historische  Forschung 
kann  die  Annahme  von  Primatialrechten,  welche  von  Anfang  an  dem  römischen 


gehabt  hatte  (Falsch  Hildenbrand,  d.  pur- 
gatio  canonica  n.  ynlgaris.  Mflnchen  lB4i. 
S.  37.  38.) 

Aof  blossen  Verdacht  hin  sollte  allerdings 
keine  Yerartbeilnng  erfolgen,  c.  18.  $.  2  (Au- 
gustin.  sermo  361  de  poen.)  G.  II  qn.  1 :  „nolult 
(apostolus)  bominem  ab  bomlne  iadlcari  ex  arbi- 
trio  saspiüonis  vel  etiam  extraordinario  nsurpato 
ladido,  sed  potins  ex  lege  dei  secandnm  ordinem 
ecclesiae  sive  nitro  confessnm  sItc  accnsatnm 
atque  conTictum^  Demnach  konnte,  wenn  die 
etwa  im  Falle  eines  Verdachts  Ton  Amtswegen 
vorgenommenen  Erhebungen  zn  keinem  Ergeb- 
nlss  geführt  hatten,  nicht  welter  eingeschritten 
werden,  vgl.  ep.  65  August,  dt.  Dass  man  Ton 
dem  Verdächtigen  einen  Reinigungseid  forderte, 
ist  eine  erst  durch  Elnfluss  des  germanischen 
Hechtes  heryorgerufene  Uebung,  Lönlng  2, 
604,  welche  sich  in  lullen  nicht  Tor  dem  6.  Jahrb. 
findet,  vgl.  z.  B.  Gregor  I.  ep.  II.  33,  ed.  Bened. 
2,  597  (c.  6  0.  II.  qu.  5).   S.  unten  $.  268. 

>  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  S.  761.  Ein 
Fall,  In  welchem  die  dreimalige  Mahnung  den 
Zweck  hat,  den  strafbaren  Ungehorsam  festzu- 
stellen, bei  Gregor  I.  ep.  III.  56,  1.  c.  2,  667. 

«  S.  761. 

3  Kober,  Deposlüon  S.  205  findet  fireUich 
eine  Absetzung  Ipso  iure  in  c.  6  G.  IX.  qu.  2, 
d.  h.  Antioohlen  341  c.  13.  Hier  wird  dem 
Bischof  das  Eindringen  in  eine  fremde  Exarchie 
und  Amtlzen  in  derselben,  namentlich  das  Wei- 
hen der  fremden  Kleriker  untersagt  und  dann 
bestimmt:  „dtxupa  [Us  xä  C>n'  06x00  neicpaYfiiva 
TU'ndNeiv  xal  oötöv  hi  ötclyeiv  tTJc  dTO^iac  auToO 
xat  xfjc  irapoXöf ou  ^Tct^etp^oeoc  t^v  irpocVjxou- 
oav  hixT^,  xa8Tjp7)jJLivov  ffiri  ivraOvcv  ffiti  6ic6 
Trjc  df  (oc  ouv6(oü^.  Demnach  sollen  die  Hand- 
lungen des  Bischofes  ungültig  sein  und  er  der 
gebührenden  Strafe  unterliegen,  indem  er  von 
da  an  schon  von  der  h.  Synode  abgesetzt  ist 
Damit  wird  aber  nicht  ausgesprochen,  dass  er 
ohne  Weiteres  sein  Amt  verliert,  sondern,  wenn 


die  gebührende  Strafe,  d.  h.  die  Absetzung, 
Nlcaea  c.  16,  gegen  Ihn  verhängt  wird,  soll  sie 
als  von  der  Zelt  des  unbefugten  Amtirens  ab 
erfolgt  gelten,  d.  h.  retrotrahlrt  werden,  damit 
seine  Amtshandlungen  als  ungültig  betrachtet 
werden  können.  Dass  dies  die  richtige  Auffassung 
ist,  ergiebt  der  aus  c.  13  excerplrte  can.  apost. 
36,  welcher  schlechthin  anordnet :  xadatpe(ada), 
wie  denn  auch  die  Hispana,  s.  c.  6  C.  IX.  qu.  2 
und  Dionysius  die  Stelle  übereinstimmend  in 
dem  hier  wiedergegebenen  Sinne  übertragen. 

Ebensowenig  beweisen  die  von  Kober,  Sus- 
pension der  Kirchendiener  S.  45  angeführten 
Stellen  etwas  für  das  Vorkommen  von  Suspen- 
sionen latae  sententlae.  Wenn  das  Nlcanum 
c  16  (c.  3.  Dlst.  LXXI)  und  Gbalcedon  451  c.  6 
(c  1  Dlst.  LXX)  die  von  ftemden  Bischofen  er- 
thellten  oder  die  ohne  Titel  gegebenen  Weihen 
für  dfxupoc  erklaren,  und  dem  Geweihten  die 
Ausübung  der  so  erlangten  Weiherechte  verboten 
wird,  so  handelt  es  sich,  falls  man  die  betref- 
fende Ordination  selbst  nicht  als  nichtig,  sondern 
blos  als  unerlaubt  betrachtet,  vgl.  auch  Hef  ele 
2,  511,  bei  dem  gedachten  Verbot  in  erster 
Linie  um  eine  Folge  der  mit  einem  Mangel  be- 
hafteten Weibe,  nicht  um  eine  Strafe.  Wie 
Kober  dagegen  in  ep.  Gelasll  I  ad  eplsc.  Lu- 
can.  0.  19  (Thiel  1,  373):  „81  corpore  saucla- 
tum  fortassis  aut  debilem  nequaquam  sancta  con- 
tingere  lex  dlvina  permlttit",  wonach  Verstüm- 
melte vom  Altardienst  ausgeschlossen  werden 
sollen,  eine  Strafe  l.  s.  finden  kann,  ist  ebenso 
unvent&ndllch  wie  die  gleiche  Auffassung  des 
c.  54  cod.  eccl.  Afdc.  (s.  g.  Carth.  m  c.  44). 

*  Vgl.z.B.  PhllllpsK.R.5,210;  Kober, 
Deposition  S.  380  ff. ;  Hef  ele  1,  570  und  die 
dort  dtirten  Aelteren. 

5  So namentlichvon Philllps5, 230, während 
die Galllkaner z. B.  Petrus  de  Marca  deconcor- 
dia  sacerdotü  et  imperU  VU.  3.  %.  6.  (wdtere  An- 
führungen bei  He  feie  a.  a.  0.)  dies  geliugnet 
haben. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


Bischöfe  zugestanden  und  zunächst  nur  latent  geblieben  sind,  nicht  für  berechtigt 
erklären,  muss  sich  vielmehr  auf  den  Standpunkt  stellen,  dass  der  römische  Bischof 
die  hier  gehörigen  Rechte  erst  im  Laufe  der  Zeit  erworben  hat,  und  daher  die 
ersten  Fälle,  in  denen  sie  sich  äussern,  sowie  die  Ursachen,  welche  den  Brwerb 
derartiger  Rechte  ermöglicht  und  herbeigefOhrt  haben,  zu  ermitteln  suchen. 

Bis  zum  Konzil  von  Kicäa  besass  der  römische  Bischof  allein  über  Italien  die 
Metropolitangewalt^,  aber  ausserhalb  desselben  keine  höheren  Leitungsrechte  über 
andere  Diöcesen  und  ihre  Bischöfe  2.  Soweit  den  Metropoliten  die  Straf-  und  Discipli- 
narstrafgewalt  innerhalb  ihrer  Provinz  zustand,  kam  sie  ihm  also  Aber  die  italienischen 
Bisthümer  zu  ^,  aber  keineswegs  hat  er  schon  zu  dieser  Zeit  und  von  derselben  ab 
das  Recht  besessen,  aus  allen  Theilen  der  Kirche  Appellationen,  insbesondere  in 
Straf-  und  Disciplinarstrafsachen,  anzunehmen  *. 


i  Bd.  I.  S.  102.  213;  Bd.  IL  S.  3.  4,  also 
über  die  17  Reichsprovinzen,  in  welche  Italien 
seit  Diokletian  (292)  verfiel,  Löningl,  436. 

2  Bd.  in.  S.  682.  683;  Löning  1,  426.  427. 

3  S.  0.  S.  763.  769. 

4  Als  ältestes  Beispiel  führt  Phillips  6,  230 
die  Appellation  des  bekannten  Maicion  an,  wel- 
cher von  seinem  eigenen  Vater,  dem  Bischof 
y.  Sinope  ans  der  Kirche  ansgestossen  war  und 
statt  sich  an  den  zuständigen  Metropoliten,  den  Bi- 
schof T.  Amasea  zu  wenden,  in  Rom  während  der 
Vakanz  des  römischen  Stahles  nach  dem  Tode 
des  Hygin  von  dem  römischen  Klerus  die  Los- 
sprechung und  die  Aufnahme  in  den  römischen 
Klerus  vergehllch  verlangt  hatte.  Ganz  ahgesehen 
davon,  dass  alle  diese  Thatsachen  keineswegs 
feststehen ,  Jacobii.Herzog,  Real-Encyklo- 
pädie  2,  231,  bemerktPhillips  selbst,  dass  die 
Zurückweisung  darauf  hin,  dass  Niemand  ohne 
Genehmigung  des  eigenen  Bischofs  in  den  Kle- 
rus einer  anderen  Kirche  aufgenommen  werden 
dürfe,  erfolgt  ist,  und  widerlegt  damit  seine 
eigene  Annahme,  denn,  wenn  er  weiter  hervor- 
hebt, dass  in  der  Möglichkeit,  mindestens  auf 
dem  Wege  der  Gnade  eine  Aufhebung  der  unge- 
rechten Sentenz  zu  erlangen,  eine  Appellation 
im  weiteren  Sinne  gelegen,  und  dass  nicht  der 
Ausgang  der  Appellation  den  Charakter  dersel- 
ben bestimme,  so  sind  das  alles  nur  gewundene 
Erkläre ngen  des  Sachverhaltes,  welche  etwas 
nicht  Beweisbares  nicht  zu  beweisen  vermögen. 

Ebensowenig  ergiebt  sich  die  Thatsache,  dass 
(Phillips  5,  234)  der  Bischof  Privatus  v.  Lam- 
besa,  welcher  von  einem  afrikanischen  Konzil 
von  70  Bischöfen  abgesetzt  war,  ep.  69,  Har- 
tel  p.  677  u.  ep.  36,  p.  575,  nach  Rom  appellirt 
hat  aus  diesen  Briefen  (vgl.  Hefcle  2,  109), 
vielmehr  hat  er  mit  Rücksicht  auf  das  Schisma  in 
der  afrikanischen  Kirche  die  Gewährung  der 
Gemeinschaft  seitens  der  römischen  Kirche,  s. 
Bd.  II.  S.  520,  nachgesucht.  Nicht  minder  ten- 
denziös ist  es,  wenn  Phillips  S.  236  eine 
Appellation  der  auf  der  carthagischen  Synode  v. 
251  vemrtheilten  Anhänger  des  Felicissimus  an- 
nimmt. Ep.  Cyprian.  59,  Hart  el  p.  683:  .,post 
ista  adhuc  insuper  pseudo-eplscopo  sibi  ab  haere- 
ticis  constituto  (Fortunatus)  navigare  audent 
et  ad  Petri  cathedram  atque  ad  ecdesiam  prlnci- 


palem,  unde  nnitas  sacerdotalls  exorta  est,  ab 
schismaticis  et  profanis  litteras  ferro  nee  cogitare 
eos  esse  Romanos  quorum  fldes  apostolo  praedi- 
cante  laudata  est,  ad  quos  perfldia  habere  non 
possit  accessum.  Quae  autem  causa  veniendi  et 
pseudoepiscopum  contra  eplscopos  factum  nun- 
tiandi?  aut  enim  placet  Ulis,  quod  fecerunt  et  in 
suo  scelere  perseverant :  aut  si  displicet  et  rece- 
dnnt,  sciunt,  quo  revertantur.  Nam  cum  statu- 
tam  Sit  ab  omnibus  nobis  et  aequum  Sit  parlter 
ac  iustum,  ut  uniuscuiusque  causa  illic  audiatur, 
ubi  est  crimen  admissnm  et  singulis  pastoribus 
portio  gregis  slt  adscripta  quam  regat  nnnsquis- 
que  et  gubemet  rationem  sui  actus  domlno  reddi- 
turus,  oportet  utique  eos  qnlbus  praesumus,  non 
circumcursare  vel  episcopomm  concordiam  cohae- 
rentem  suasubdolaetfallaci  temeritate  conlidere, 
sed  agere  illic  causam  suam,  ubi  et  accnsatores 
habere  et  testes  sui  criminis  possint:  nisi  si 
paucis  desperatis  et  perditis  minor  videtur  aue- 
toritas  episcopomm  in  Africa  constitutorum  qui 
de  Ulis  iam  iudicavernnt  et  eorum  conscientiam 
multis  delictornm  laqueis  vinctam  iudicii  sui 
nuper  gravitate  damnarunt.  Jam  causa  eorum 
cognita  est,  iam  de  eis  dicta  sententia  est,  nee 
censurae  oongmit  sacerdotum  mobllis  atque  in- 
constantis  animi  levitate  reprehendi,  cum  domi- 
nus doceat  et  dicat :  sit  sermo  vester,  est,  est, 
non,  non" ;  zeigt,  dass  die  Anhänger  des  Fortu- 
natus die  Anerkennung  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft in  Rom,  also  die  Anerkennung  des  recht- 
mässigen Bischofs,  haben  erlangen  wollen,  und 
dass  Cyprian  dem  römischen  Bischof  Gomelios 
unter  Bezugnahme  auf  die  erwähnten  Statuten  der 
afrikanischen  Kirche,  welche  die  Ausübung  der 
Disciplinargewalt  durch  einheimische  Synoden 
verlangen,  auseinandersetzt,  dass  den  rechts- 
kräftig Vemrtheilten  die  begehrte  Gemeinschaft 
nicht  gewährt  werden  könne.  Dass  das  Statut 
das  Recht  des  Papstes  zur  Annahme  von  Appel- 
lationen nicht  principiell  in  Abrede  gestellt, 
sondern  nur  den  Missbränchen  derselben  habe 
steuern,  auch  sich  gar  nicht  auf  die  Appellationen 
der  Bischöfe  bezogen  habe,  Phillips  S.  237, 
sind  lediglioh  Behauptnngen,  welche  durch  den 
Inhalt  des  Briefes  nicht  ertviesen  werden.  Ferner 
hat  auch  die  demnächst  von  Cornelius  in  Rom 
251  gehaltene  Synode   keinen  Sprach  über  die 


§.  251.] 


Die  Strafgewalt  Komisches  Reich.  Der  römische  Bischof. 


775 


Vielmehr  hat  erst  das  Konzil  von  Sardika  (343)  dem  rOmisehen  Bischof  gewisse 
hierher  gehörige  Befugnisse  beigelegte   Nach  den  Kanonen  desselben ^  kann: 


angebliche  Appellation  abgegeben,  sondern  nur 
ihr  EinTeTBtandnias  mit  der  von  Gyprian  und 
seinen  Anbängein  in  Betieif  der  Behandlung  der 
lapsi  angenommenen  Grundsätze  ausgesprochen , 
Euseb.  bist  eccl.  VI.  43;  Gyprian.  ep.  55,  H.  p. 
626.627;  Hefelei,  114;  0.  Rltschl,  Gy- 
prian S.  61  ff.  66.  77.  83.  —  Als  weiteres  Bei- 
spiel einer  Appellation  fuhrt  Phillips  S.  238 
die  des  durch  eine  spanische  Synode  wegen  Ver- 
leugnung des  ebTistUoben  Glaubens  abgesetzten 
spanischen  Bischofs  Basilides  an  Stephan  I.  an. 
Dieser  bat  sieb,  nachdem  bereits  ein  anderer  Bi- 
schof auf  sein  Bisthum  geweiht  war,  allerdings 
an  den  römisch en  Bischof  gewendet,  ep.  Gyprian. 
67,  H.  p.  739:  „nee  rescindere  ordinationem 
iure  perfectam  potest  quod  Basilides  post  crimlna 
sua  detecta  et  conscieutiae  etiam  propriae  con- 
fessione  nudata  pergens  Stephanum  collegam 
nostrum  longo  positum  et  gestae  rei  ac  veritatis 
ignarum  fefellit,  ut  exambiret  reponi  se  iniuste 
in  episcopatum  de  quo  foerat  iure  depositus". 
Da  anscheinend  Stephan  den  Basilides  in  Schutz 
genommen  hatte,  so  forderten  die  Gegner  des- 
selben in  Spanien  eine  Erklärung  Gyprians  in 
dieser  Angelegenheit,  und  eine  von  dem  letzteren 
u.  254  gehaltene  Synode  billigte  in  ihrem 
Schreibon  (ep.  67  cit.)  die  Absetzung  des  Basi- 
lides und  die  seines  Genossen  Martialis,  indem 
sie  bemerkte:  „fmstra  tales  episcopatum  sibi 
usurpare  conantur,  cum  manifesdus  sit  eiusmodi 
bomines  nee  ecclesiae  Gbristi  posse  praeesse  nee 
deo  sacriflcia  offerre  debere,  mazime  cum  lam 
pridem  nobiscum  et  com  omnibus  omnino  epis- 
copis  in  toto  mundo  constitutis  etiam  Gornelius 
coUega  n oster  .  .  .  decreverit,  eiusmodi  homines 
ad  poenitentiam  quidem  agendam  posse  admitti, 
ab  ordlnatione  autem  clero  atque  sacerdotali 
honore  probiberi".  Wenn  Phillips  hierin  eine 
Appellation  an  den  päpstlichen  Stuhl  findet  und 
Garns,  Kirchengesch.  Spaniens.  Regensburg 
1862.  1,  264  darin  ein  Zeugniss  für  den  Primat 
der  romischen  Kircbe,  durch  welchen  ein  spa- 
nischer Bischof  auf  persönliches  Nachsuchen 
seine  Wiedereinsetzung  erhalten  habe,  sieht,  so 
haben  die  spanischen  Bischöfe,  welche  sich  an 
Gyprian  gewandt  haben,  sicherlich  nicht  die  Be- 
rechtigung einer  solchen  Appellation  anerkannt, 
denn  sonst  hätten  sie  die  Entscheidung  des  rö- 
mischen Bischofs  abwarten  und  sich  ihr  fügen 
müssen.  Ebenso  unrichtig  ist  es,  dass  Gyprian 
die  Appellation  des  BasUides  als  rechtmässig 
angesehen  hat,  well  er  blos  die  Erschleichung  der- 
selben herrorbebt.  Von  einer  Nichtigkeit  der 
Appellation  durch  eine  solche  sprechen  Gyprian 
und  das  Konzil  nicht,  sondern  beide  sagen  yiel- 
mehr,  dass  die  Gültigkeit  der  Ordination  des 
Nachfolgers  dadurch  nicht  beeinträchtigt  werde, 
dass  Basilides  nach  Rom  gegangen  und  Stephan 
getäuscht  habe,  eine  Aeusserung,  durch  welche 
Gyprian  den  letzteren  offenbar  entschuldigen  will 
(O.Bitschl,  Gyprian S.  111. 112).  Dazukommt 
noch,  dass  Gyprian,  wenn  er  die  Appellation  an 
sich  als  berechtigt  anerkannt  hätte,  nicht  eine 
Synode  yersammeln  konnte,  um  mit  dieser  ein 


Urtheil  in  der  Sache  und  zwar  unter  MissbilU- 
gung  des  Papstes,  abzugeben. 

Völlig  unverständlich  Ist  es,  wie  Phillips 
S.  240.  241  aus  Euseb.  VII.  30,  nach  welchem 
Kaiser  Aurelian  als  der  abgesetzte  Paul  y.  Samo- 
sata  nicht  aus  dem  bischöflichen  Hause  weichen 
woUte,  0.  S.  727  n.  2;  erklärt  hat:  „to6toic  vci- 
|jiai^  TÖv  oixov,  oh  oti  ol  %axä  t^v  ^kaXlav  xal 
r?|v'Pa)fjLala)v  ttöXin  dirtoxoTtoi  toö  S^-yfxaToc  int- 
otiXXotev  (Ph.  sagt  freilich :  für  welchen  sich  der 
Papst  Dionysius  entscheiden  würde  und  lässt  die 
übrigen  italienischen  Bischöfe  fort)  ein  Zeug- 
niss des  heidnischen  Kaisers  für  die  oberstrichter- 
liche Würde  des  Papstes  herleiten,  und  femer 
ein  solches  In  der  Einberufung  der  Synode  y. 
813  durch  Konstantin  linden  (S.  765  n.  6)  kann. 
Ebensowenig  lässt  sich  die  römische  Synode  y. 
341  unter  Julius  I  in  der  Angelegenheit  des 
Athanasius  (Bd.  DI.  S.  528  n.  2)  als  Beweis 
einer  solchen  Gewalt  anführen  (so  Phillips 
S.  243  ff.),  denn  der  Kaiser  Hess  Athanasius 
nicht  nach  Alexandrien  zurückgeben,  ja  diese 
Angelegenheit  ist  nicht  einmal  mit  der  weiter 
einberufenen  Synode  y.  Sardika  (343)  zu  defl- 
nitiyer  Erledigung  gekommen,  yielmehr  hat  Atha- 
nasius noch  mehrfach  in  das  Exil  gehen  müssen, 
was  doch  sicherlich  kein  Beweis  für  die  allseitige 
Anerkennung  der  oberst-richterllehen  Befugnisse 
des  römischen  Bischofs  war,  Hefele  1,  631. 
532.  652.  615.  630.  659.  727.  733.  736. 

1  S.  773. 

«  c.  3  Abs.  3  (c.  7  G.  VI.  qu.  4):  „El  U 
dfpa  TIC  iTrioxÖTTfljN  i'i  Twi  np^f  fittTi  h6^  xaxa- 
xpiveo^ai  xal  &7coXafjLßavei  iauTÖv  p,9)  9a9p^ 
dXkä  xaXöv  l^eiv  t6  irpäYfia,  ha  xal  aöÄi«  -^ 
xpCoic  dNavend^ '  el  (oxeT  ufi&v  tiq  dr^an-Q,  üeTpoO 
TOü  dTcooTÖXou  r^jv  }ivT)jjLt)v  Tipi'/|oaiuev  Ttal  YP*?^~ 
vai  Tipä  TOÖToiv  T&v  xptvdvToav  louX{(p  xij)  im- 
oxöiccp  Pc^piTjc,  Äore  (idToiVYetTVti&vTaiv  x^iiiap- 
•/icf.  ^irioxÖTKuv,  el  lioi  dvaveos&'^vai  t&  SixaoTT]- 
piov  xol  liTiYNd^jjiovac  aMi  Trapdo^ot  *  eI  Se  piT) 
ouorfjvat  56'vaTai  toioötov  a^xoü  elvai  tö 
TTpama,  che  7caXiv5ix(ac  XP^Q^^^'^'  "^^  äizixZ  xexpipiva 
p.*^  avaXueodai,  zä  hk  Svza  ß£ßata  x^jf/ijhsvi". 

c  4 :  „FauSivTioc  iictoxoTcoc  elicev  *  El  Soxei 
dva^xatov    TcpocteO'^vai    'zad'rn    tq     dlico^oloei, 

^wa  dTfair^«  clXixpivoQ«  TrX-fjpTi  i^e'^^tora^f 
e  idiv  TIC  iicloxoTcoc  xaOaipioig  t{  xploei 
to6t<dv  twv  litiox^itwv  Tdiv  ^v  f  eiTvlqi  lUY^av^vroiv 
xal  fdo%^  ireCXiv  iauxtp  dicoXof (oic  icpaYf>Gi  ^^t~ 
ßdXXeiv,  \iAi  irp6xepov  elc  xi^v  xa&^opav  a6xoti 
Ixepov  6iroxaxaöxiivai,  ^otv  a-rj  6  x^c  *  Pcuptatoav 
diilaxoicoc  infpoOc  nepl  xouxou  6pov  i^evirx^." 
c.  6  (lateinisch  c.  7;  c.  36  G.  II.  qu.  6):  „''Öoio« 
dirloxoTTOc  eiTiev  "Hpeocv,  hi*  tX  xic  lirioxonoc 
xaxaYYß^^ciTJ  ^  ouvadpoiod^vxec  ol  dirloxoTioi 
Tfii  ^vopla«  xijc  atojc  xoQ  ßadfxoii  auxiv  dlitoxt- 
v/jooaoi  xal  d^oitep  dxxaXeod^fjkcvoc  xaxaQd-fQ  ii^l 
xöv  piaxQipid&xaxov  XTJ«  'Pmfiaiojv  ixxXTjoiac  feicia- 
X01C0V  xai  ßouXTj^elT]  a6xou  (laxouaat,  S{xai6v  xe 
elvai  vo(x(o-Q  dvave(6aaiodat  a6xoü  xi^  iihaüv*  xou 
icpc^Yl^xoc,  "^pdf^evi  xouxotc  xoic  ouveitioxönou 
xoxaJi((»CTQToTc  dx^i9xt(to}i9i  xig  iitap^l^t,  Iva  a4x^ 
lict(JieXd>c  xal  \t6xä  dxpißelac  Ixaoxa  Stepeuv/)- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


1.  wenn  ein  Bischof  abgesetzt^  ist,  aber  eine  gerechte  Sache  zu  haben  glaubt, 
die  Angelegenheit  entweder  durch  Schreiben  der  Bischöfe,  welche  ihn  vemrtheilt 
haben 2,  oder  durch  ihn  selbst  ^  an  den  römischen  Bischof^  gebracht  werden. 

2.  Der  römische  Bischof  hat  in  Folge  dieses  Angehens  darüber  zu  befinden,  ob 
eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  der  Gerechtigkeit  entspricht  oder  nichts 

3.  Im  letzteren  Falle,  d.  h.  wenn  seitens  des  römischen  Bischofs  die  Herbei- 
führung einer  neuen  Verhandlung  abgelehnt  wird,  bleibt  der  frühere  Spruch  bestehen 
und  wird  unanfechtbar  ^. 

4.  Im  umgekehrten  Falle  veranlasst  der  römische  Bischof  eine  neue  Unter- 
suchung durch  Bischöfe  aus  der  benachbarten  Eirchenprovinz  ?,  indem  er  sie  schrift- 
lich dazu  beruft^,  und  sendet  dazu,  wenn  er  es  für  nöthig  findet,  einige  Priester ^ 
welche  neben  den  Bischöfen  als  Urtheiler  zu  fnngiren  haben. 

5.  Durch  das  Verlangen  der  Untersuchung  seitens  des  abgesetzten  Bischofs  wird 
die  Vollstreckung  der  Absetzung  bis  zur  weiteren  Entscheidung  der  Angelegenheit 
insoweit  suspendirt,  als  der  Bischofsstuhl  des  Provokanten  vorerst  nicht  wieder  besetzt 
werden  darf  ^<>. 


oooi  xal  %axä  r^  tTjc  dXeil^e(ac  ic(oTtv  <|m^ov 
icepl  ToO  icp^f  fiaToc  ^^vIyxooiv.  el  H  tu  äiims 
xal  TrdXtv  auTOU  tö  'K^a^tut  axoua97)vat  xal  rj  (ei^asi 
ttJ  iauToO  TÖN  TofiatoDV  iictoxoirov  Söfeiev  dnb 
Tou  ihio\i  itXeupoü  icpeoßuT^pooc  (iirooreCXot,  thai 
iv  T^  i(ouo(a  a^Toü  toü  dictoxÖTcoo,  Sicsp  av 
xaX&c  l^etN  5o*i(Jtdio|)  xal  6p(a^  öclv,  dizoaxakf^- 
vat  To6«  [urä,  t&v  lirtoxöirtuN  xpiNouvrac,  ^x^v- 
Tdk  Te  r?)v  aO^evrlav  to6toü  7:0p'  ou  dnecrdhiaas* 
xal  TOÖTO  OetIov.  ei  hk  i^apxeiv  vopiia^  irpö«  ttjv 
TOU  TipdiYfAaToc  ditt^Naiöiv  xal  dic^^aoiv  toO  ^tti- 
ox^TTOü,  TEOf/joei  87t€p  av  TJ  ^fi^poveordtTj  aÖTOü 
ßoüXB^xaXwc  ijeis  oö^tq.  direxpNavro  ol  litlaxo- 
iror  TA  \tj%hna  'Jjpeocv". 

1  Dass  es  sich  nur  um  abgesetzte  Bischöfe 
handelt,  ergeben  die  in  enger  Verbindung  mit 
c.  3  stehenden  c.  4.  5,  s.  tot  Allem  He  feie 
1,  Ö73  in  seiner  im  Ganzen  ▼omrtheilsfreien 
Erörterung  der  Kanones,  in  'welcher  auch  die 
altere  Literatur  angegeben  ist. 

G.  3  sagt  nicht,  dass  die  Absetzung  gerade  yon 
der  Provinzialsynode  erfolgt  sein  muss,  wie  frei- 
lich gewöhnlich  angenommen  wird,  Löning  1, 
453;  Hefele  1,  576.  Ganz  abgesehen  davon, 
dass  der  Zusammenhang  dagegen  spricht,  da  in 
dem  Torangehenden  Abs.  2  die  Zuziehung  frem- 
der Bischöfe  zu  der  Provinzialsynode  bei  Strei- 
tigkeiten zwischen  den  Bischöfen  innerhalb  der 
Provinz  verboten  wird,  würde  der  Zweck  des 
Kanons,  den  Bischöfen  eine  grössere  Sicherheit 
gegen  willkürliche  Absetzungen  zu  geben,  in 
einer  Zeit,  in  welcher  nach  der  Praxis  die  Pro- 
vinzialsynode nicht  die  einzige  Urtheilsbehörde 
über  die  Bischöfe  war  (S.  766),  zum  Theil  nicht 
zu  erreichen  gewesen  sein.  Vgl.  übigens  auch 
unten  S.  778. 

2  So  der  griechiche  Text  Hefele  1,  569,  s. 
auch  S.  562  n.  2. 

3  Diese  Ergänzung  giebt  c.  6  zu  c.  3. 

^  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  c.  3  ausdrück- 
lich den  römischen  Bischof  Julius  nennt,  ist 
mehrfach  behauptet  worden,  dass  die  fraglichen 


Rechte  nur  diesem  persönlich,  nicht  aber  dem 
römischen  Bischof  als  solchem  beigelegt  worden 
seien,  so  neuerdings  noch  Janus,  der  Papst 
und  das  KonzU.    Leipzig  1869.    S.  84.    Aber 

c.  4.  5  sprechen  schlechthin  vom  römischen 
Bischof,  und  überdies  hätte  es  keinen  Sinn  ge- 
habt, eine  solche  rein  transitorlsche  Bestimmung 
zu  treffen,  so  auch  die  überwiegende  Meinung, 
Hefelei,  571;  Löning  1,  453  n.  1. 

5  0.  3  u.  c.  4. 

^  Wenn  Hefele  1,  576  sagt,  dass  Rom  in 
diesem  Falle  das  erstinstanzliche  Urtheil  be- 
stätige, 80  entspricht  dies  jedenfalls  nicht  dem 
griechischen  Texte,  und  auch  der  lateinische: 
„eaquaeacta  sunt,  quae  deoreverit  (sdl.  romanus 
episcopus,  was  auch  bei  Isidor  und  in  der  Prisca 
steht),  conflrmata  erunt^',  kann  nur  heissen :  das, 
was  seitens  des  erstinstanzlichen  Gerichts  ge- 
schehen, was  der  römische  Bischof  beschlossen, 

d.  h.  die  Ablehnung  einer  neuen  Untersuchung, 
soll  bestätigt,  unanfechtbar  sein,  bedeutet  dem- 
nach nicht  soviel,  dass  der  Papst  die  Absetzung 
durch  seine  Willensmeinung  erst  zur  Rechts- 
wirksamkeit bringt,  sondern  dass  der  schon  frü- 
her gültige  Spruch  nunmehr  auf  keine  Weise 
angefochten  werden  kann.  Findet  doch  Hefele 
selbst  keine  sachliche  Differenz  zwischen  dem 
lateinischen  und  griechischen  Text. 

7  c  3.  5. 

8  c.  5. 

0  c.  5.  Hefele  1,  569.  576  fasst  das:  „l/ov- 
TcC«  TS  t9|v  aöftevrtav  toütoü  Ttap'  o5  diteoTcJXtjöoV* 
so  auf,  dass  einer  (oder  alle?)  den  Vorsitz  im  Ge- 
richte zu  führen  haben,  während  sie  nach  dem 
Wortlaut  nur  den  römischen  Bisehof  als  solchen, 
also  in  seiner  bischöflichen  Stellung  und  Macht 
vertreten  sollen.  Seine  Auffassung  ist  offenbar 
von  der  unrichtigen  Annahme  beeinflusst,  dass 
auch  schon  in  dieser  Zeit  die  päpstlichen  Legaten 
überall  auf  den  Synoden  den  Vorsitz  gehabt 
haben,  vgl.  Bd.  IIL  S.  335. 

^0  c.  4.   Daraus  ergiebt  sich  nicht  nur,  dass  bis 
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Die  Befagnisse,  welche  dnrch  diese  Beschlüsse  dem  römischen  Bischof  gewährt 
worden  sind,  hatten  nicht  die  Bedentung,  dass  demselben  damit  eine  allgemeine  oberst- 
richterliche Stellung  in  der  ganzen  Kirche  gegeben  worden  wäre.  Zunächst  bezogen 
sie  sich  nur  auf  den  einen  Fall,  dass  ein  Bischof  abgesetzt  war,  nicht  auf  andere 
Fälle  der  Bestrafung.  Ebensowenig  haben  sie  dem  Papst  fttr  den  erwähnten  einen 
Fall  die  Stellung  und  die  Rechte  einer  Appellationsinstanz  angewiesen.  Das  Recht, 
welches  ihm  eingeräumt  wird,  geht  nicht  darauf,  seinerseits  nach  stattgehabter  Unter- 
suchung ein  neues  Urtheil  abzugeben,  vielmehr  hat  er  blos  darüber  zu  befinden,  ob 
die  Sache  überhaupt  zu  einer  nochmaligen  Verhandlung  angethan  ist.  Er  delegirt 
auch  nicht  eine  etwa  ihm  zustehende  Oeriohtsbarkeit  auf  die  von  ihm  ausgewählten 
Bischöfe  i,  sondern  da  nach  der  bestehenden  Praxis  die  verschiedenartigsten  Synoden, 
also  Bischöfe  über  Bischöfe,  zu  urtheilen  pflegten,  wurde  ihm  blos  das  Recht  zur  An- 
ordnung der  Zusammensetzung  des  Gerichts  mit  gleichzeitiger  Befugniss,  sich  dabei 
vertreten  zu  lassen,  zugesprochen.  Ja,  sein  Recht  geht  nicht  einmal  so  weit,  dass  er 
das  erstinstanzliche  Urtheil  durch  eine  Bestätigung  erst  rechtskräftig  macht  2,  viel- 
mehr wird  blos  durch  die  Ablehnung  der  Untersuchung  jede  weitere  Anfechtung  des 
erstinstanzlichen  Urtheils  ausgeschlossen. 

Zugleich  ergiebt  sich  hieraus,  dass  dem  Angeklagten  nicht  ein  ordentliches  Rechts- 
mittel, die  Appellation,  erö&et  worden  ist,  denn  diese  setzt  voraus,  dass  abgesehen 
von  der  Prüfung  der  Formalien'  stets  materiell  Ober  die  Begründetheit  derselben, 
also  auch  über  die  des  früheren  Urtheils,  befanden  wird^.  Der  gewährte  Rechtsbehelf 
ist  lediglich  ein  ausserordentlicher,  durch  welchen  der  Yerurtheilte  eine  Ueberprü- 
fhng,  also  eine  Revision  des  früheren  Verfahrens  und  Urtheils  von  einem  neu  zu  bil- 
denden Synodalgericht  erlangen  konnte. 

Es  wird  allgemein  angenommen  —  und  ist  in  der  That  auch  nicht  zu  bezweifeln  — , 


dahin  die  Ahsetzong  sofort  in  Kraft  trat,  sondern 
dass  der  Abgesetzte,  wenngleich  sein  Bischofs- 
stuhl nicht  vieder  besetzt  werden  sollte,  anch 
fernerhin  seiner  amtlichen  Verrichtungen  ent- 
hoben bUeb,  Hefele  1,  66Ö. 

Uebrigens  ist  die  Ansicht,  dass  der  c  4  Ton 
einer  Appellation  gegen  eine  in  zweiter  Instanz 
erfolgte  Absetzung  handle,  welche  aussei  einer 
ReiheAelterer,s.  He  feie  1,566,  nochPhllllps 
S.  269  yertheidjgt,  weU  man  die  nach  c.  3  bei 
der  erneuerten  Untersuchung  urtheilenden  Bi- 
schöfe (Äid  TÄv  '^tiTiifbmms  TJ  dicop/lqi  im9%6- 
Tzms)  als  Identisch  mit  den  in  c.  4  erwähnten 

„TÄV  iTClOXÖTCOV  TWV  h  •^UTsiq.  TlifX.'^'^^^'^^^^  ®'" 

klärte,  unrichtig.  Vielmehr  sind  mit  den  letzteren 
die  in  erster  Instanz  urtheilenden  Bischöfe  ge- 
meint, so  auch  Hefele  1,  666,  welcher  nur  da- 
rin zu  weit  geht,  dass  er  unter  allen  Umständen 
darunter  blos  die  KomproTlnzialbischofe  versteht, 
und  übersieht,  dass  nach  der  damaligen  Praxis 
auch  andere  Bischöfe,  unter  denen  sich  allerdings 
meistens  benachbarte  Bischöfe  befanden,  urthei- 
len konnten.  Es  wäre  doch  zu  widersinnig  ge- 
wesen, die  theilweise  Suspensivkraft  blos  gegen 
das  zweitinstanzliche  Urtheil,  nicht  aber  gegen 
das  erstinstanzliche  eintreten  zu  lassen. 

>  So  Phillips  S.  272.  Aehnlich  Hefele 
1,  673. 

2  S.  S.  776  n,  6. 


3  Solche  setzen  die  Kanones  des  Konzils  nicht 
einmal  fest 

^  Während  theilweise  behauptet  wird,  dass  in 
c  3  blos  Yon  einer  Revision,  in  c.  4.  5  aber  von 
einer  wirklichen  Appellation  die  Rede  sei,  so 
z.  B.  Phillips  S.  268,  und  auch  die  Gallikaner, 
Tgl.  Hefele  1,  674,  meint  letzterer,  dass 
in  sämmtlichen  Kanones  dem  Angeschuldigten 
das  Rechtsmittel  der  Appellation  gewährt  werde, 
In  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  es  sich  in 
allen  um  denselben  Rechtsbehelf  handelt  Aber 
gerade  der  Umstand,  dass  c.  3  der  Einlegung 
eines  solchen  durch  den  Angeschuldigten  nicht 
gedenkt,  hätte  ihn  schon  darauf  fahren  sollen, 
dass  eine  Appellation  im  eigentlichen  Sinne 
nicht  gemeint  sein  kann.  Wenn  er  sich  für  seine 
Ansicht  darauf  beruft,  dass  der  dem  Angeschul- 
digten gegebene  Rechtsbehelf  DevolutlT-  und 
Suspensivkraft  habe,  also  die  Merkmale  der 
wahren  Appellation  aufweist,  so  ist  das  erstere, 
da  der  Papst  nicht  mit  der  Untersuchung  der 
Sache  befasst  wird,  falsch,  das  letztere  nur  zum 
Theil  richtig  (S.  776  n.  10).  Dass  in  c.  5  die 
Worte:  dxxoXeodifUNoc,  bez.  appellaverit,  ge- 
brauchtwerden, erscheint  unerheblich,  da  für  das 
Wesen  eines  Rechtsbehelfes  oder  Rechtsmittels 
nicht  dessen  Bezeichnung,  sondern  dessen  Struk- 
tur und  Funktion  entscheidend  ist 
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dass  die  BeschlllBse  des  Konzils  von  Sardika  im  Hinblick  auf  die  Angelegenheit  des 
Athanasins  gefasst  sind^.  Sie  sollten  den  Bischöfen  einen  Schatz  gegen  die  vielfach 
ans  Parteirücksichten  gefällten  Urtheile  gewähren.  Gerade  für  die  Gegner  des  An- 
anismns  hatte  sich  die  bisherige  Praxis  der  Ejuser^  die  Anklagen  gegen  Bischöfe  dnrch 
Synoden  verhandeln  zu  lassen  oder  gegen  ergangene  Synodalnrtheile  eine  ahermalige 
Untersnchnng  zu  gewähren^,  in  der  Sache  des  Athanasins  verhftngnissvoU  erwiesen  3. 
Sie  haben  daher  anf  der  Synode  von  Sardika^  versucht,  an  Stelle  des  Kaisers,  wel- 
cher nach  der  bisherigen  Praxis  die  neue  Untersuchung  gestattete,  jetzt  aber  arianisch 
gesinnt  war,  eine  kirchliche  Instanz  zu  setzen,  und  dass  sie  dazu  gerade  den  römischen 
Bischof  wählten ,  dessen  Stuhl  vor  allen  anderen  Kirchen  als  der  treue  Bewahrer 
der  apostolischen  Tradition  galt  ^,  und  dies  bereits  in  der  Angelegenheit  des  Athanasins 
durch  die  römische  Synode  unter  Julius  von  341  erwiesen  hatte  ^,  lag  um  so  näher,  als 
die  arianische,  bez.  eusebianische  Ketzerei  den  grössten  Theil  des  Morgenlandes  er- 
griffen hatte  7. 

Die  Synode  von  Sardika  hat  indessen  nicht  die  Anerkennung  als  eines  allge- 
meinen Konzils  erlangt^,  und  wenn  dies  schon  der  Einführung  ihrer  Beschlüsse  in  die 
kirchliche  Praxis  hinderlich  war,  so  bot  die  Begünstigung  des  Arianismus  durch  die 
römischen  Kiuser,  welche  nach  wie  vor  Synoden  zur  Entscheidung  der  Glaubens 
Streitigkeiten  und  der  damit  zusammenhängenden  Aburtheilung  der  Bischöfe  einbe- 
riefen oder  auf  Veranlassung  einzelner  kirchlicher  Parteien  abhalten  Hessen^,  ein  noch 
grösseres  Hindemiss  dafür  ^o.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  damals  die  verfolgten  ortho- 


1  Hefelel,  666,  welcher  namentlich  d&i&uf 
hinweist,  dasB  c.  4  gerade  mit  Röcksicht  auf  die 
Bestellung  des  Bischofs  Gregor  aus  Cappadozien 
zum  neuen  Bischof  von  Alexandrlen  nach  der 
Synode  you  Antiochien  ▼.  340  beschlossen  wor- 
den ist,  Bd.  III.  S.  628  n.  2;  He  feie  1,  493. 

2  S.  765. 

3  Durch  die  Synode  ▼.  Antiochien,  s.  Anm.  1 
und  dadurch,  dass  Kaiser  Gonstantius  trotz  des 
für  Athanasius  günstigen  Resultats  der  unter 
Julius  I.  gehaltenen  romischen  Synode  Bd.  III. 
S.  528  n.  2,  diesen  nicht  nach  Alexandrlen  zu- 
rückkehren Hess,  Hefele  1,  633. 

^  Von  welcher  sich  die  Ensehianer  bekannt- 
lich ferngehalten  hatten,  Hefelei,  546,  614, 
und  auf  welcher  der  Antragsteller  der  c.  3  u.  5, 
Osius  Y.  Gordoba  das  Haupt  der  orthodoxen  Par- 
tei war,  a.  a.  0.  S.  644. 

5  Bd.  III.  S.  682.  683. 

^  S.  Anm.  3.  Wird  er  doch  in  c  3  geradezu 
mit  Namen  genannt. 

"^  Zieht  man  die  Natur  des  durch  die  Synode 
von  Sardika  eingeführten  Rechtsbehelfes  in 
Betracht,  so  bietet  sich  die  Aehnlichkeit  mit  der 
Angehung  des  Kaisers  um  eine  neue  Unter- 
suchung von  selbst  dar.  Ja  auch  das  dem  römi- 
schen Bischof  gewährte  Recht,  Priester  als  seine 
Abgesandten  zu  der  neuen  Untersuchung  zu 
senden,  hat  sein  Vorbild  darin,  dass  der  Kaiser 
zu  einzelnen  der  von  ihnen  angeordneten  Syno- 
den ebenfalls  Kommissare  zu  deputiren  pflegte, Bd. 
in.  S.  529.  Dadurch  erhält  die  die  ultramontane 
Auffassung  verwerfende  Ansicht,  dass  das  Kon- 
zil von  Sardika  keineswegs  das  bisher  latent 
gebliebene  oberstrichterliche  Recht  des  Papstes 
anerkannt  habe,  eine  weitere  Bestätigung.    Es 


ist  daher  voUlg  zutreffend,  wenn  Loning  1, 
454  bemerkt :  „Das  Konzil  von  Sardika  beabsich- 
tigte nicht  sowohl  dem  Bischof  von  Rom  eine 
oberste  richterliche  Gewalt  über  die  ganze  Kirche 
zu  übertragen,  als  sie  eine  Einrichtung  schaffen 
wollte,  welche  den  Bischöfen  eine  Sicherheit  ge- 
währte gegen  die  Gefahr,  durch  eine  von  Partei- 
leidenschaft, Verfolgungswuth  oder  schwäch- 
licher Unterwürfigkeit  unter  den  kaiserlichen 
Willen  erfüllte  Synode  ihrer  Sitze  beraubt  za 
werden'''.  Nur  darin  kann  loh  ihm  nicht  beistim- 
men, dass  der  gewährte  Rechtsbehelf  von  den 
Bischöfen  zu  dem  Zweck,  sich  gegen  die  Gewalt 
der  Metropoliten  und  der  Metropolitansynoden 
zu  schützen,  gewährt  worden  sei,  denn  gerade 
diese  letzteren  haben  für  die  dogmatischen  Strei- 
tigkeiten und  die  mit  dieser  zusammenhängen- 
den Absetzungen  von  Bischöfen  eine  äusserst 
geringe  Bedeutung  gehabt,  s.  S.  767.  Es  ist 
offenbar  nicht  ohne  Absicht  geschehen,  dass  die 
Synode  von  Sardika  derselben  c.  3  nicht  als  der 
erstinstanzlichen  richterlichen  Organe  und  der- 
selben ebensowenig  in  c  4  direkt  erwähnt  (s. 
auch  0.  S.  776  n.  1),  nicht  minder,  dass  dem  rö- 
mischen Bischof  mit  der  Ermächtigung,  Bischöfe 
aus  der  Nachbarschaft  der  Eparchie  zu  bestellen, 
kraft  welcher  er  stets  aus  mehreren  Metropolitan- 
bezirken  auswählen  konnte,  eine  ziemlich  weite 
Vollmacht,  durch  welche  eine  einseitige  nach 
Parteirücksichten  erfolgende  Zusammensetzung 
des  Gerichtes  verhindert  werden  konnte,  gegeben 
worden  ist 

8  Bd.  III.  S.  328  n.  8. 

ö  S.  0.  S.  766  und  Bd.  XU.   S.  527.  528  und 
die  dazu  gehörigen  Anmerkungen. 

10  Zeiten,  in  denen  der  Kaiser  den  römischen 
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doxen  Bischöfe  wie  auch  diejenigen,  weiche  sich  vom  Arianismns  abgewendet  hatten, 
die  Eirchengemeinschaft  mit  dem  römischen  Bischof  in  ihrem  eigenen  Interesse,  so 


Bischof  Liberias  exiliite  und  zur  Unterzeichnung 
einer  semiailanlschen  GUnbensfonnel  zwang, 
Bd.  lU.  S.  628  n.  2,  waren  mr  die  Entwicklung 
eines  oberstrichterlichen  Rechts  des  Papstes 
sicherlich  nicht  günsttg.  Phillips  6,  29211. 
führt  allerdings  eine  Reihe  von  Appellationen, 
welche  unmittelbar  nach  dem  Konzil  von  Sardika 
an  die  römischen  Bischöfe  erhoben  sein  sollen, 
an,  zunächst  1.  die  der  zu  Sardika  yerurtheilten 
Bischöfe  Ursacius  v.  Singidunnm  (Belgrad)  und 
Valens  y.  Mursa.  Diese  haben,  um  ihre  Bischofs- 
sitze nicht  zu  verlieren,  zunächst  der  Synode  zu 
Mailand  (346)  ein  orthodoxes  Glaubensbekennt- 
niss  überreicht;  da  sie  indessen  von  derselben 
nicht  absolvirt  und  wieder  in  die  Kirchengemein- 
schaft aufgenommen  worden  waren,  sich  zwei 
Jahre  später  deswegen,  als  eine  neue  Synode  zu 
Mailand  gehalten  wurde,  an  den  römischen  Bi- 
schof Julius  und  an  Aihanasius  gewendet  und 
sind  erst  dann  in  die  Kirchengemeinschaft  wie- 
der aufgenommen  worden,  Hefele  1,  637.  639. 
Hierbei  hat  es  sich  also  nicht  um  eine  Apella- 
tion,  sondern  um  die  Nachsuchung  einer  Begna- 
digung gehandelt,  wozu  die  Bischöfe  ein  ortho- 
doxes' Glaubensbekenntniss  abgelegt  haben,  und 
wenn  ihnen  nach  Hilarius  Pictav.  op.  bist.  frag. 
11.  n.  19,  Migne,  patr.  10,  646  die  Wieder- 
aufnahme durch  Julius  ertheilt  ist,  so  ist  dies 
doch  inUebereinstimmung  mit  der  erwähnten  Sy- 
node geschehen,  fragm.  VIII.  n.  2,  1.  c.  p.  700. — 
2.  In  Betreif  des  Bischofs  Eustathius  y.  Sebaste 
schreibt  freilich  Basilius  ep.  ad  Ocddentoles  263, 
Migne,  patr.  graec  32,  980 :  ^Kal  o&ca>c  dice- 
Xa&eU  tÄc  iicioxöm]«,  ötd  xö  dv  rq  McXitin  j  icpo- 
xaOnpfjwai,  blh^  &auT<{)  t^c  aitoxaTaoTbloeoc 
i7C£v6Y)oe  T^v  dl>c  6fia«  df^t^iv.  K«l  xCva  \U\  ^ortv 
&  npoercCih]  airtj)  itapd  xoö  iiaxapn»Td(T0ü  iirw- 
x6icou  Atßep(ou,  lisa  Ih  S  aoröc  ouvll^rco  dfvo- 
o5|Aev,  i:XiP)v  Sxi  iiccoxoXVjv  ixöiuocv  dicoxadiox&oav 
ovciv,  -fjv  dici6el6ac  rS  xaxd  TucCva  ouvöRw,  dno- 
xaxlöxt)  xcji  x<5iKp."  Nach  Philli p s  S.  298  hat 
Eustathius  nach  seiner  Absetzung  durch  die 
Synode  Liberius  um  Restitution  gebeten ,  also 
appellirt,  und  ist  von  dem  letzteren  in  sein  Bis- 
thum  wieder  eingesetzt  worden.  Hierbei  ist  aber 
übersehen,  dass  die  Berichte  über  das  Leben  des 
Eustathius  ungenau  und  widersprechend  sind, 
Schleyer  in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 2.  Aufl.  4,  1017.  BasUins  kann,  wie 
die  Erwähnung  der  Briefe  und  der  Synode  von 
Tyana  zeigt,  nur  die  von  Eustathius  geführte 
Oesandschaft  der  Macedonianer  an  Liberius, 
welche  die  Olaubensunion  mit  den  orthodoxen 
Abendländern  hersteUen  sollte,  und  das  von  Li- 
berius im  Namen  der  abendländischen  Kirche 
erlassene  Schreiben,  durch  welches  dieselben  in 
die  Kirchengemeinschaft  aufgenommen  wurden, 
bei  Socrat.  bist.  IV,  12;  Hefele  1,  737  ff.  ge- 
meint haben.  Wiesich  auch  aus  Sokrates  1.  c.  er- 
giebt,  welcher  dabei  der  bekannten  Thatsache 
erwähnt,  dass  Eustathius  mehrere  Male  abgesetzt 
war  (8c  iToXXeCxcc  xo&^QpT^xo),  befand  sich  derselbe 
damals  im  Besitze  seines  Bisthums,  und  dadurch 
wird  seine  angebliche  Appellation  und  Restitu- 


tion widerlegt.  —  3.  Ebenso  unhaltbar  ist  es 
(Phillips  S.  294)  darin,  dass  der  von  den 
Orthodoxen  nach  dem  Tode  des  Athanasius  373 
gewählte  Patriarch  Petrus  von  Alexandrien  vor 
den  Arianem,  welche  den  Bischof  Lucius  auf  den 
Patriarchalstuhl  erhoben  hatten,  zu  Papst  Dama- 
sus  geflohen,  und  dieser  ihm  bei  der  Rückkehr 
nach  Alexandrien  (380)  einschreiben,  in  welchem 
er  die  Ordination  des  Petrus  anerkennt,  also  ihm 
die  Kirehengemeinschafc  gewährt,  mitgegeben 
hat,  Socrat.  IV.  21.  22.  37 ;  Sozomen.  VL  39, 
eine  Appellation  und  eine  Restitution  auf  Grund 
derselben  finden  zu  wollen.  —  4.  Wenn  die  auf 
der  Synode  zu  Saragossa  380  wegen  der  priscillia- 
nistischen  Ketzerei  verurtheilten  Bischöfe  Instan- 
tius  und  Salvianus  sich  nach  Rom  begeben  haben, 
Sulpicii  Severi  hist.  sacr.  II.  48,  Migne,  patr. 
20, 166:  ;,ut  apudDamasum  urbis  ea  tempestate 
episcopum  obiecta  purgarent .  . .  Hi  ubi  Romam 
pervenere  Damaso  se  purgare  cupientes,  ne  in  con- 
speetumquidem  eins  admlssi  sunt.  Regressi  Medio- 
lanum  aeque  adversantem  sibi  Ambrosium  repere- 
runt  Tumvertereconsilia,  ut  (quia  duobus  epis- 
copis,quorum  ea  tempestate  summa  anctoritas  erat, 
non  illnserunt)  largiendo  et  ambiendo  ab  impe- 
ratore  oupita  extorquerent.  Ita  corrupto  Mace- 
donio  tum  magistro  ofAciomm,  rescriptum  eli- 
ciunt,  quo  calcatis  quae  prius  decreta  erant, 
restitui  ecdesiis  iubebantur.  Hoc  treii  Instantius 
etPriscillianus  repetivereHlspanias  (nam  Salviar- 
nus  in  urbe  obierat)  ac  tum  sine  uUo  certamine 
ecdesias,  quibus  praefuerunt,  recepere^,  so  hat 
es  sich  hier  nur  um  unlautere  Versuche  gehan- 
delt, ihre  Bisthümer  wieder  zu  erlangen  (vgl. 
auch  Langen,  Gesch.  d.  röm.  Kirche  bis  zum 
Pontiflkate  Leos  I.  Bonn  1881.  S.  632.  633), 
nicht  aber  um  eine  Appellation,  welche  Damasus 
kraft  seines  oberstrichterlichen  Rechts  (Phillips 
6,  296)  verworfen  hätte,  wie  sich  denn  auch  der 
Kaiser  an  die  Vorgänge  in  Rom  nicht  gekehrt 
hat.  —  6.  Was  endlich  die  Behauptung,  a.  a.  O. 
5,  296  betrifft,  dass  Chrysostomus  nach  seiner 
Absetzung  durch  die  Synode  an  der  Eiche  403, 
Bd.  UI.  S.  628,  an  Innocenz  I.  appellirt  habe,  so 
beweist  dies  das  Schreiben  des  ersteren,  Oou- 
stant  p.  786,  nicht,  denn  darin  klagt  Chryso- 
stomus zwar  über  das  gegen  ihn  beobachtete. 
Jeder  Gültigkeit  entbehrende  Verfahren,  bittet 
aber  den  römischen  Bischof  nur,  weil  er  nicht  über- 
führt sd,  um  seine  Zuschrift  und  Liebe,  sowie 
darum,  dass  derselbe  für  ihn  eintrete,  indem  er 
weiter  bemerkt,  dass  er,  wenn  die  Ankläger  gegen 
ihn  ordnungsmässig  Anklage  erheben  würden, 
vor  einem  unbestochenen  Richter  seinen  Prozess 
führen  und  seine  Unschuld  darthun  werde.  Inno- 
cenz hat  ihm  und  dem  Theophilus,  welcher  den 
Spruch  der  Synode  an  ihn  gesandt  hat,  geant- 
wortet, dass  er  das  Verfahren  missbillige,  und 
dass  die  Sache  nochmals  durch  ein  unparteiisches 
Konzil  der  Orientalen  und  Occidentalen  geprüft 
werden  müsse,  sowie  erklärt,  dass  er  die  Kirchen- 
gemeinschaft mit  dem  Chrysostomus  nicht  ab- 
brechen werde,  Coustant  p.  719.  787.  Daraus 
ergiebt  sich  also  gerade,  dass  weder  Chrysostp- 
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namentlich  nm  sich  ihre  Bischofsstflhle  zu  bewahren^,  nachgesucht  haben,  sowie  dass 
das  feste  Eintreten  der  römischen  Bischöfe  fflr  den  orthodoxen  Glauben  ^  ihr  Ansehen 
nnd  ihre  Stellung  nur  erhöhen  und  in  den  späteren  Zeiten  als  Ansfibung  eines  oberst- 
richterlichen Rechtes  aufgefasst  werden  konnte. 

n.  Die  Entwicklung  des  oberstrichterlichen  Rechts  des  Papstes. 
Bald  nach  der  Abhaltung  der  Synode  von  Sardika  sind  die  Beschlflsse  derselben  den 
Kanonen  des  Konzils  von  Nicäa  in  den  Handschriften,  sei  es  sofort  ohne  eine  Unter- 
scheidung, sei  es,  dass  eine  solche  erst  später  fortgefallen  ist,  angef&gt  und  so  weiter 
verbreitet  worden  ^.  Zuerst  hat  der  römische  Bischof  Zosimus  auf  ibre  Autorität  als 
Nicänischer  Kanonen^  ein  oberstrichterliches  Recht  gegenüber  der  nordafrikani- 
schen Kirche,  in  welcher  die  Beschlüsse  von  Sardika  nicht  recipirt  worden  waren  ^^ 
in  Anspruch  genommen^.    Allerdings  hat  dieser  Versuch  für  seinen  Nachfolger  Coe- 


muB  Innocenz  I.  durch  eine  Appellation  zum 
Bichter  angerufen,  noch  dieser  letztere  auch  die 
Sache  so  aufgefasst,  sondern  nur  im  Interesse  des 
Chrysostomus  für  die  Berufung  einer  allgemeinen 
Synode  gewirkt  hat.  In  Tölligem  Einklang  damit 
steht  es,  wenn  Chrysostomus  nach  Socrat  VI.  16 
im  Hinblick  auf  seine  Absetzung  fordert,  dass 
seine  Sache  vor  einer  grosseren  Synode  abgeur- 
theilt  werden  sollte,  und  vorher  seine  Amtsftink- 
tlonen  nicht  hat  aufnehmen  wollen  (ygl.  He  feie 
2,  96),  sowie  dass  nach  Sozomen.  YIII.  28  Inno- 
cenz I.  sich  bei  den  Kaisern  um  die  Berufung 
einer  Synode  im  Interesse  des  Chrysostomus  ver- 
wendet hat  Auch  die  beiden  Trostbriefe  des 
Papstes,  ibid.  YIII.  26,  in  welchen  er  denselben 
und  das  Volk  von  Konstantinopel  zur  Geduld  und 
zum  Ausharren  unter  Hinweis  auf  seine  Bemü- 
hungen um  eine  Synode  ermahnt,  sprechen  auf 
das  Deutlichste  dagegen,  dass  Innocenz  I.  das 
Bewusstsein  gehabt  hat,  als  alleiniger  Appella- 
tionsrichter in  der  Angelegenheit  entscheiden  zu 
können.  Ja,  die  von  Phillips  6,  300  n.  20 
citirte  Stelle  aus  Palladii  dial.  de  vita  S.  Chryso- 
stomi  c.  3,  Paris.  1680.  p.22  berichtet  ebenfalls, 
dass  Innocenz  eine  Synode  der  Orientalen  und 
Occidentalen  für  nöthig  erklärt  habe,  und  die 
Worte  in  dem  weiter  S.  298  n.  14  angeführten 
Brief  des  Kaisers  an  seinen  Bruder  Arcadius, 
Migne,  patrol.  20,510:  ,Jntegrum  nempe  esse 
debuerat  nee  quidquam  innovari,  dum  definitio 
deliberata  procederet ;  cum  interea  mirum  quod- 
dam  praecipitium  festinationis  exarsit,  ut  non 
exspectatislitteris  sacerdotum,  qul  fnerant  mutua 
partium  legatione  consulti,  non  examinatis  rebus, 
in  exsilium  truderentur  antistites,  animadver- 
sioni  prius  addicti,  quam  sententia  iudicii  epls- 
copalis  experti.  Denique  quam  immatura  illa 
damnatio  fuerit,  res  probavit.  Nam  hl  quorum 
exspectabatur  auctoritas  paciflca  Joanni  episcopo 
communione  permissa,  faclendam  Concor diam 
censuerunt  nee  quemquam  ante  iudicium  consor- 
tlo  repellendum",  weisen  auf  die  sententia  iudicii 
episcopalis  und  das  iudicium,  also  die  allgemeine 
Synode,  hin,  und  da  unter  den  ^,hi  quorum  ex- 
spectabator  auctoritas"  Innocenz  und  die  Bischöfe 
von  Mailand  und  Aquileja,  an  welche  sich  Chryso- 
stomus gewendet  hatte,  Phillips  a.  a.  O.  n.  15 
zu  verstehen  sind,  so  haben  sich  diese  gerade 
auch  für  die  Berufung  der  Synode  ausgesprochen 


und  nur  vorher  dem  Chrysostomus  bei  der  offen- 
baren Ungerechtigkeit  seiner  Absetzung  die 
Kirchengemeinschaft  nicht  entzogen.  Im  Wesent- 
lichen übereinstimmend  Langen,  Qesch.  d. 
röm.  Kirche  bis  z.  PontUlkate  Leos  I.  S.  683  fll 

^  Wie  Ursacius  und  Valens,  s.  die  vor.  Anm. 

3  Wenige  Ausnahmen,  z.  B.  Libeiius,  s.  die 
vor.  Anm.,  abgerechnet 

3  Maassen,  Gesch.  d.  Quellen  u. Literat,  des 
kanon.  Rechts  1,  öT^u.  Bd.  IIL  S.  680  n.  B  a.£. 

*  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

5  An  der  Synode  von  Sardika  haben  zwar  eine 
Anzahl  afrikanischer  Bischöfe,  so  namentlich 
Qratus  v.  Carthago  Theil  genommen,  ja  der  letz- 
tere hat  sich  sogar  nach  seiner  Rückkehr  auf  dem 
Carthagischen  Konzil  von  345  o.  348  (I.  c  5) 
aus  dem  Gedächtniss  (Bd.  III  a.  a.  0.)  auf  ein- 
zelne Sardicensische  Beschlüsse  (c  13. 15)  berur 
fen.  Daraus  lässt  sich  aber  nicht  schliessen,  so 
Phillips  5,  274.  280.  282,  dass  die  Sardioen- 
sischen  Kanones  in  Afrika  Überall  bekannt  oder 
gar  verbreitet  oder  angenommen  worden  sind. 
Es  ist  vielmehr  unzweifelhaft,  dass  man  noch  im 
Laufe  des  4.  Jahrhunderts  die  Synode  der  Euse- 
bianer  zu  Philippopolis  mit  der  der  orthodoxen 
Bischöfe  zu  Sardika  verwechselt  und  selbst  dem 
h.  Augustin  das  letztere  als  ein  Konzil  der  Aria- 
ner  gegolten  hat,  He  feie  1,  619  u.  2,  112. 

A  In  Folge  der  Appellation  eines  wegen  ver- 
schiedener Vergehen  von  dem  Bischof  Urbanus 
V.  Sicca  abgesetzten  Priesters  Apiarius  hatte 
Zosimus  die  Wiedereinsetzung  desselben  ver- 
langt Als  aber  die  aiHkanischen  Bischöfe  seine 
Forderung  auf  dem  Generalkonzil  v.  418  mit  dem 
Beschluss  (cod.  eccles.  Af^ic.  125)  beantworteten, 
dass  Kleriker  einschliesslich  der  Priester  nur  an 
Afrikanische  Konzilien  oder  an  die  Primaten  in 
dritter  Instanz  appelliren  sollten  (S.  764  n.  4), 
„ad  transmarina  autem  qui  putaverit  appellandum 
a  nullo  intra  Africam  in  communionem  suscipia- 
tuT«,  Hefele2,  120.  121,  sandte  Zosimus  drei 
Legaten  nach  Carthago.  Diese  sollten  nach  ihrer 
dort  auf  einer  kleineren  Synode  vorgelegten  In- 
struktion (commonitorium)  vor  Allem  „de  appel- 
lationibus  episooporum  ad  Romanae  ecdeaiae 
sacerdotem,  de  tractandis  presbyteroram  et  diaco- 
norum  causis  apud  flnitlmos  episcopoa,  si  a  suis 
excommunicati  perperam  fuerint ,  de  Urbano 
episcopo  excommunicando  vel  etiam  Romam  vo- 
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lestin  I.  eine  entschiedene  Niederlage  herbeigefQhrt,  da  die  Afrikaner,  nachdem  sie 
die  Unächtheit  der  angeblich  Nicänischen  Kanonen  festgestellt  hatten,  die  behauptete 
Berechtigung  des  römischen  Bischofs  auf  Annahme  von  Appellationen  aus  ihrer  Kirche 
und  auf  Bendung  von  Legaten  zu  den  einheimischen  Gerichtsverhandlungen  energisch 
zurückwiesen  ^  aber  trotzdem  haben  sich  die  römischen  Bischöfe  noch  femer  auf  die 
Sardicensischen  Kanonen  als  Nicänisohe  berufen  und  damit  das  Recht,  Appellationen 
aus  der  ganzen  Kirche  anzunehmen,  zu  begrttnden  gesucht^. 


caudo,  nlsi  ea  quae  videbantur  corrigeuda,  oor- 
rlgeref  mit  den  Afrikanern  verhandeln.  Zur 
Begründung  dieses  Vorgehens  war  in  der  Instruk- 
tion auf  die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Nicaa, 
als  welche  aber  c.  5  (7)  n.  c.  17  Sardic,  S.  776 
n.  2  u.  S.  764  n.  3,  angeführt  waren,  Bezug  ge- 
nommen. Da  die  Afrikaner  derartige  nicanische 
Beschlüsse  nicht  in  ihren  Exemplaren  fanden, 
so  Torlangten  sie  einen  näheren  Nachweis  dar- 
über, indem  sie  aus  Ehrf  oroht  vor  dem  römischen 
Stuhl  nur  provisorisch  dessen  Verlangen  nach- 
zukommen versprachen,  und  veranstalteten  auf 
der  Generalsynode  v.  419  eine  nähere  Unter- 
suchung unter  gleichzeitiger  Einforderung  einer 
Auskunft  über  den  Text  des  Nicinums  von  einer 
Anzahl  orientalischer  Kirchen,  cod.  eccles.  Afilc 
c  134  (Schreiben  an  den  Nachfolger  des  Zosimus, 
Bonifaziusl.  s.  auch  c  186— 137 ibid.);  Hefele 
2  122 

'i  Nach  Phillips  6,  287.  288  ist  es  ihnen 
natürlich  nicht  im  Entferntesten  eingefallen,  das 
Recht  des  Papstes  zu  leugnen,  vielmehr  haben 
sie  nur  Zweckmässigkeitsgründe  für  die  Nicht- 
annahme von  Appellationen  geltend  gemacht.  In 
seinerVoreingenommenheit  übersieht  er  indessen, 
dass  die  Afrikaner  durch  die  veranstaltete  Prü- 
fung der  Aechtheit  der  angeblichen  Nicänischen 
Kanonen  sich  von  vomherein  bei  der  Verhand- 
lung mit  dem  römischen  Bischof  auf  den  Rechts- 
bodeu  gestellt  und  die  Angelegenheit  lediglich 
unter  diesem  Gesichtspunkt  behandelt  haben. 
So  bewegt  sich  auch  das  von  ihnen  auf  der  car- 
thagischen  Synode  v.  42i  an  Ck>elestln  I.  erlas- 
sene Schreiben,  cod.  eccl.  Afric.  c  138,  wesentlich 
in  rechtlichen  Ausführungen,  s.  z.B.  die  Stellen : 
„Presbyterorum  quoque  et  sequentium  clericorum 
improba  refugia,  sicuti  te  dignum  est,  repellat 
sanctitas  tua,  qula  nulla  patrum  deflnitione  hoc 
ecclesiae  derogatum  est  Afrlcanae  et  decreta  Ni- 
caena  sive  inferioris  gradus  clericos  sive  ipsos 
episcopos  suis  metropolitanis  aperdssime  commi- 
serunt.  Prudentissime  enim  iustissimeque  provi- 
derunt,  qnaecumque  negotla  in  suis  locis  ubi 
orta  sunt  flnienda,  nee  unlcuique  providentiae 
gratiam  s.  spiritus  defaturum,  qua  aequitas  a 
Christi  sacerdotlbus  et  prudenter  videatur  et  con- 
stantissime  teneatur;  maxime  quia  unicuique 
concessum  est,  si  iudioio  olfensus  faerlt  cogni- 
tOTum  ad  concilia  suae  provindae  vel  etiam  uni- 
versale provocare ;  nlsi  forte  qulsquam  est,  qul 
credat,  unicuilibet  posse  deum  nostrum  examinls 
inspirare  iustitiam ,  et  innumerabilibus  congre- 
gatis  in  condlium  sacerdotlbus  denegare  .... 
Nam,  ut  aliqui  tamquam  a  tuae  sanctitatis  latere 
mittantar,  nulla  invenimus  patrum  synodo  con- 
stitutum ....  Executores  etiam  clericos  vestros 
quibuscumque  petentibus  nolite  mittere  .... 


Nam  de  fratre  nostro  Faustino  (dem  ersten  päpst- 
lichen Legaten)  .  .  .  securl  sumus,  quod  eum 
probitate  ac  moderatlone  tuae  sanctitatis,  salva 
fraterna  caritate,  ulterius  Africa  minime  patla- 
tur'',  und  was  Phillips  als  Zweckmässigkeits- 
erwägungen  auffasst,  sind  nichts  als  spitzige 
Aeusserungen  gegenüber  dem  auf  falsche  Kano- 
nen sich  berufenden  Papst.  Vgl.  auch  Langen , 
römische  Kirche  bis  zum  Pontiflkate  Leos.  S.  798. 

Allerdings  sucht  Phillips  6,  291  seine  Auf- 
fassung durch  Hinweis  auf  eine  angeblich  gleich 
nachdem  eben  citirten  Brief  anderweit  von  Afrika 
nach  Rom  erhobene  Appellation  zu  stützen. 
Nach  Augustin.  ep.  209  ad  Goelest.  I.,  Migne 
33,  963,  hat  der  von  dem  ersteren  mit  Entzie- 
hung der  Jurisdiktion  über  einen  Theil  seines 
Bisthums  bestrafte  Bischof  Antonius  von  Fussala 
sich  an  den  römischen  Bischof  Bonifaz  I.  gewen- 
det, und  dieser  auf  das  Zeugniss  des  Primas  Va- 
lentinus  v.  Numidlen  hin  seine  Wiedereinsetzung 
unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Vorbringen 
des  Verurtheilten  auf  Wahrheit  beruhe,  ange- 
ordnet Augustin  bestreitet  freilich  in  seinem 
Brief  an  den  Nachfolger  des  Bonifaz  nicht  das 
Recht  desselben,  eine  Appellation  anzunehmen, 
bittet  vielmehr  nur  um  Genehmigung  des  von 
Ihm  eingehaltenen  Verfahrens,  da  Antonius 
Bonifaz  getäuscht  habe,  und  ersucht  den  Papst 
keine  Bevollmächtigten  zur  Ausführung  des 
Spruches  zu  senden.  Weiteres  ist  über  die  An- 
gelegenheit nicht  bekannt.  Es  ergiebt  sich  aber 
aus  der  Nennung  des  Bonifaz,  dass  Antonius  den 
Papst  zu  einer  Zeit  angegangen  hat,  als  der  von 
Zosimus  begonnene  Streit  noch  nicht  zum  Aus- 
traggebracht, und  die  Afrikaner  vorläufig  das  be- 
anspruchte Recht  des  Papstes  auf  Annahme  von 
Appellationen  nicht  beanstanden  zu  wollen, erklärt 
hatten,  und  der  an  Gölestin  gerichtete  Brief  Au- 
gustlns,  welcher  seinerseits  an  den  Synoden  in 
der  Angelegenheit  des  Apiarius  theilgenommeu 
hatte,  Langen  a.a.  0.  S.  773,  lässt  sich  sehr 
wohl  vor  424,  vor  das  abweisende  Schreiben  der 
Afrikaner  ansetzen.  Auch  deckt  sich  die  Bitte  an 
den  Papst,  keine  päpstlichen  Exekutoren  nach 
Afrika  zu  senden,  mit  dem  Schluss  des  gedach- 
ten Schreibens,  und  erklärt  sich  sehr  gut  daraus, 
dass  die  päpstlichen  Legaten  Afrika  noch  nicht 
verlassen  und  sich  dort  schon  missliebig  gemacht 
hatten.  Im  Wesentlichen  übereinstimmend  L  a  n  - 
genS.  794. 

2  So  Leo  I.  ep.  ad  Theodos.  II.  v.  449  (Jaf  f  ^ 
ed.  IL  V.  437  ed.  Ball  er.  1,  909):  „Quum  au- 
tem  post  appellationem  interpositam  hoc  neces- 
sario  postoletur,  canonum  Nicaea  habitomm  de- 
creta testantur,  quae  a  totius  mundi  sunt  sacer- 
dotlbus constituta^ 

Aus  diesem  Grunde  ist  schwer  glaublich,  dass 
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Mochte  man  gleich  in  anderen  Theilen  det  EUrche  den  wahren  Sachverhalt  nicht, 
wie  dies  in  Afrika  der  Fall  war,  zu  erkennen  im  Stande  gewesen  sein,  so  haben  doch 
die  Sardicensischen  Kanonen  weder  als  solche  noch  unter  dem  Naaien  des  Nic&nnms 
eine  ausschlaggebende  Bedentang  ftlr  die  Entwicklung  der  oberstrichterliohML  Rechte 
des  Papstes  gehabt.  Allerdings  konnten  Fälschungen,  wie  die  eben  gedachte  und  dt» 
des  Nicänums  über  den  römischen  Primat*  wohl  dazu  beitragen,  das  Ansehen  des 
römischen  Stuhles  zu  stärken  und  zu  befestigen,  aber  wesentlich  war  es  die  weitere 
Entwicklung  des  staatlichen  und  kirchlichen  Lebens  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhun- 
derts, welche  es  den  römischen  Bischöfen  ermöglichte  und  erleichterte,  Primatialrechte 
und  unter  diesen  auch  ein  wahres  oberstrichterliches  Recht  vor  Allem  im  Abendlande 
geltend  zu  machen  und  zur  Anerkennung  zu  bringen.  In  dieser  Zeit  war  der  Sieg 
des  orthodoxen  Glaubens,  den  Rom  stets  mit  Nachdruck  vertreten  hatte,  entschieden  2, 
und  vom  Kaiser  wurde  allen  ünterthanen  das  Bekenntniss  des  Glaubens  der  römi- 
schen Bischöfe  vorgeschrieben  3,  femer  den  letzteren  der  Vorrang  vor  allen  anderen 
Bischöfen  zugesichert  4,  und  während  nach  der  endgiltigen  Theilung  des  römischen 
Reiches  in  eine  morgenländische  und  abendländische  Hälfte  (395)  sich  die  Verbin- 
dung der  occidentalischen  Kirchen  mit  den  alten  Patriarchalstühlen  des  Orients  immer 
mehr  löste,  musste  der  römische  Bischof,  welcher  im  Abendlande  alle  übrigen  an  An- 
sehen überragte,  nicht  nur  in  den  Mittelpunkt  treten,  sondern  die  beginnende  Zerrüt- 
tung des  weströmischen  Reiches  und  die  Ueberfluthung  desselben  durch  die  eindrin- 
genden arianischen  Germanen  beförderte  auch  eine  engere  Anlehnung  der  gallischen 
und  spanischen  Bischöfe,  welche  bisher  nicht,  wie  die  italienischen^,  der  Machtsphäre 
des  Papstes  unterworfen  gewesen  waren®.  Wie  in  Folge  aller  dieser  Verhältnisse 
die  römischen  Bischöfe  schon  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  die  Belehr nngen  auf 
die  vielfach  an  sie  gerichteten  Anfragen  in  die  Form  von  autoritativen  und  mass- 
gebenden Anweisungen  kleiden,  also  soweit  es  sich  dabei  um  solche  allgemeiner  Natur 
handelte,  ein  Gesetzgebungsrecht  in  Anspruch  nehmen  und  zur  Durchführung  bringen 
konnten  7,  so  boten  jene  Anfragen  und  die  wiederholt  in  den  Glaubenstreitigkeiten 
angerufene  Intervention  des  römischen  Stuhles  ^  seinen  Inhabern  auch  die  Gelegen- 
heit dar,  ein  oberstes  Entscheidungsrecht  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten,  und 
damit  auch  ein  oberstes  richterliches  Recht  geltend  zu  machen.   Zuerst  ist  dies  seitens 


die  römlschenBiscliofe  über  das  wahre  Sachverhalt-  ^  Bd.  I.   S.  554,  namentllob  n.  1;   Ldning 

niss  Dicht  unterrichtet  waren,  so  Hefele  1,  357  1,  456,  dessen  Polemik  S.  417  n.  2  gegen  Bd.  I. 

und  2,  122  Anm.  In  Rom  hatte  man  doch  wohl  S.  554  n.  3  wohl  nicht  überzeugend  sein  durfte. 

ebenso  wie  in  Carthago  (S.  780  n.  6)  ein  echtes  2  Durch  das  Konzil  Ton  Konstantinopel  381, 

Exemplar  des  Nicanums,  nnd  auch  die  Forderung  ^^  j^j    g^  343, 

der  päpstlichen  Legaten  auf  dem  afrikanischen  *      I  rooiw  A  mv   v^rr   j       n       x             , 

KonrilT.  419  (..  ..0.),  d.«.8Uttder«nn8cli8tbe-  »  «;  \(-^\^-  ^^-  ^Z^:  ^  =  »C«»'*"»  P«''"!?» 

ab.ichtigteii  Verlesung  der  nlcinteohen  Kanone.  •  •  •  *»  ^^  volumn.  reUgione  ye«ari,  quam  di- 

die  Ihrer  Instruktion  (mit  den  falschen  Kanones)  'l°"f  P«*™"»^  apostolum    tradldisse  Roman« 

erfolgen  «>lle  (Hefele  1,  123  u.  Langen  S.  «»«'•>  "»l»«  »^"»»'' »*  ^I»»°  insinnato  deelairt 

772);  macht  den  Eindruck    als  oh  sie  damit  die  qnamque  pontiflcem  Damasum  sequi  claret  et 

Afrikaner  hätten  prioocuplren  wollen  (dass  sich  I*«*"""  Alexandnae  eplscopum  . .  . 

fihrigens  der  h.  Hieronymus  dieselbe  Verwechs-  *  Durch  da«  Konzil  von  Konstantinopel  y.  381 

long  hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  so  Haas-  o.  3,  Bd.  I.  S.  641. 

sen  1, 67,  istnnrichtig,  Löning  1,465).  Jeden-  6  g.  773, 

falls  konnte  man  «Der  spiter,  als  nach  der  Nieder-  «  ^  ^    g  ggg    ^         ^^^  Ulyrischen  Bl- 

iHe  in  Afrika  unter  Colestin  der  wahre  Sachjer-  ^g,       j,^  j^  ^  579  5^ 

halt  festgestellt  war.  In  Rom  nicht  mehr  bona 

flde  die  Sardicensischen  Kanonen  als  Niolnlsche  '  "ä-  ™.  8.  boi  ff. 

ausgeben.  S  S.  780. 


§.  251.] 


iDie  Strafgewalt  Bömisches  Reich.  Der  lömische  Bischof. 
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Innocenz'  I.  geschehend  Aber  der  praktischen  Dnrchfähmng  stellten  sich  einmal 
die  von  den  Kaisern  ^  bisher  bei  der  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  undDisciplinar- 
gewalt  festgehaltenen  und  die  von  den  Bischöfen  und  den  Synoden  in  einzelnen  Thei- 
len  der  Kirche  geübten  Rechte  entgegen.  Aus  dem  ersteren  Grunde  konnte  Inno- 
cenz  I.  nicht  daran  denken,  ein  solches  Recht  im  Orient  zu  beanspruchen  ^^  und  der 
Versuch  seiner  Nachfolger,  es  gegenüber  der  Afrikanischen  Kirche  zur  Durchführung 
zu  bringen*,  ist  noch  im  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  gescheitert^.  Ja,  abgesehen  von 
den  Gegenden,  in  denen  die  Bischöfe  aus  besonderen  Gründen  einen  engen  Anschluss  an 
Rom  suchten®,  ist  ein  solches  Recht  für  das  Abendland  erst  gegen  den  Widerstand  ein- 


i  Ad  Victor.  Rothom.  404,  Constant  p.  745 
c.  5:  ;,Si  qnae  autem  causae  Tel  oontentioiies 
inter  derieos  tarn  supeiioris  ordinis  quam  etiam 
Inferioris  fnexint  ezortae,  ut  seciindiim  Nieae- 
nam  fbier  ist  oifenl)aT  die  Synode  t.  Sardika  ge- 
meint) oongregatlB  eiüsdem  pro^ndae  episcopia 
iarglam  tenninatni  neo  alicui  llceat  (sine 
praeindieio  tarnen  Romana e  eccleslae, 
cul  in  omBil)n8  cansis  del)etur  reye- 
rentiacustodiri)  zelletis  bis  sacerdotibns  qnl  in 
eisdem  provinciis  dei  eeclesias  gnlwmant,  ad  alias 
conTolare  provlncias.  Qnod  si  qnis  forte  prae- 
sumpserit,  et  ab  officio  clerioatus  snbmotns  et 
inluriamm  rens  ab  omnibns  indicetnr.  S 1  m  ai  o  - 
res  cansaein  medlnm  faerlnt  devolutae,  ad 
sedem  apostolicam,  sicnt  synodns  statnlt 
ac  beata  (al.  vetas,  wegen  der  Lesarten  s. 
Ballerini,  Leon.  M.  epp.  3,  207;  Langen 
S.  674)  consnetudo  exigit,  post  iudicium 
episcopale  referantar^  (c.  14  G.  III.  qu.  6 
n.  c.  26  0.  XI  qn.  1), 

2  S.  766. 

3  Gegen  die  in  den  Anm.  1  oltlrten  Brief  ge- 
machten Ansprüche  bilden  die  von  Innooenz  I 
in  der  Angelegenheit  des  Ohrysostomus  erlassenen 
Briefe,  s.  o.  S.  778  n.  10,  einen  auffallenden 
Gegensatz. 

4  S.  780. 

s  S.  781.  Einer  etwas  früheren  Zeit  als  die 
dort  erwähnten  Fälle  gehört  die  Angelegenheit 
des  Gälestins,  des  Anhängers  des  Pelagius,  an. 
Auf  einer  karthagischen  Synode  (411  o.  412) 
war  dieser  wegen  seiner  Irrlehren  exkommnni- 
cirt  worden,  und  obwohl  er  gegen  diesen  Urtheils- 
sprach  die  Appellation  nach  Rom,  s.  Marii  Mer- 
cator.  eommonitor.,  Mansi  4,  293,  eingelegt 
hatte,  verfolgte  er  diese  nicht,  sondern  begab 
sich  nach  dem  Orient.  Inzwischen  hatten  sich 
wegen  der  Fortdauer  der  Pelagianischen  Lehren 
und  der  Unterstützung  derselben  im  Orient,  die 
Konzilien  von  Carthago  (416  unter  Bestätigung 
der  früher  gegen  Cälestius  gefällten  Sentenz) 
und  von  Mileve  (416)  an  Innooenz  I.  gewendet, 
um  seinen  Beitritt  zu  der  Yerurtheilung  der  pe- 
lagianischen Lehre  und  der  Anhänger  derselben 
zu  erlangen,  Mansi  4,  321.  326.  334;  Hefele 
2,  108  ff.,  Langen  S.  725  ff.,  und  Innocenz  I. 
hatte  ihnen  zugestimmt  —  s.  die  Schreiben  bei 
Jaf  f^  ed.  U.  n.  321—323,  Goustant  p.  887 
ff.,  Mansi  3,  1071  ff.,  indem  er  dabei,  unter 
Hervorhebung  der  Autorität  des  apostolischen 


Stuhles,  allerdings  unterstellt,  dass  die  Afri- 
kaner eine  ihre  Entscheidung  erst  rechts- 
wirksam machende  Bestätigung  von  ihm  gefor- 
dert hätten,  Lan ge  n  S.  732.  736.  Als  dies  ge- 
schehen und  Innocenz  gestorben  war,  kam  Gäle- 
stius  wieder  nach  Rom,  und  Zosimus  (417), 
welcher  sich  von  ihm  täuschen  liess,  warf  nach 
Abhaltung  einer  Synode  daselbst,  indem  er  den 
Oälestins  für  rechtgläubig  erklärte,  den  Afrika- 
nern Uebereilung  und  leichtfertiges  Urthellen 
vor,  Mansi  4,  360.  366.  Eine  grosse  Synode 
der  Afrikaner  zu  Garthago  wies  diese  Beschuldi- 
gung zurück  und  beschloss  gleichzeitig,  dass  die 
von  Innocenz  gefällte  Sentenz  in  Kraft  bleiben 
sollte,  Mansi  4,  353.  Zosimus  musste  auoh 
hier  seinen  Rückzug  antreten,  s.  sein  ziemlich 
verworrenes  Schreiben  v.  418,  Mansi  4,  366,  in 
welchem  er  zwar  behauptet:  „patrum  traditio 
apostolicae  sedi  auetoritatem  tantam  tribuerit,  ut 
de  eins  iudicio  disceptare  nullus  änderet  idque 
per  canones  semper  regulasque  servaverit^  und 
^tantum  nobis  esset  auctoritatis,  ut  nullus  de  no- 
Btra  possit  rectractare  sententla'',  aber  doch  nicht 
der  Wahrheit  entsprechend  sagt:  „Sed  post  mis- 
sae  per  Marcelllunm  snbdlaconum  vestrum  epi- 
stolae  omne  volnmen  volvimus,  quo  aliquando 
perleoto,  ita  totum  literarum  comprehendistis 
textum,  quasi  nos  Gaelestio  commodaverimus  in 
Omnibus  fldem  verbisque  eius  non  discussis  ad 
omnem  (ut  ita  dicam)  syllabam  praebuerimus 
assensum.  Nuaquam  temere  quae  sunt  diu  trac- 
tanda,  sinuntur;  nee  sine  magna  deliberatione 
statuendum  est,  quod  summo  debet  disceptari  iu- 
dicio. Idcicro  noverlt  vestra  fratemitas,  nihil  nos 
post  illas,  quas  superius  vel  literas  vestras  acce- 
pimus,  immutasse,  sed  in  eodem  cuncta  reli- 
quisse  statu,  in  quo  dudum  fuerant,  cum  hoc 
nostris  literis  vestrae  indicavimus  sanctitati,  ut 
lila  quae  a  vobis  ad  nos  missa  erat  obtestatio, 
remaneret^),  Ja  durch  kaiserliche  Anordnung 
wurden  nunmehr  auf  Betreiben  der  afirikanischen 
Bisch5fe(418,  Goustantp.  994) die Pelagianer 
aus  Rom  vertrieben,  und  als  ein  aMkanisches 
Generalkonzil  nochmals  den  Pelagianismus  ver- 
dammt hatte  (cod.  ecdes.  Afric.  c.  109  ff.),  war 
Zosimus  seinerseits  gleichfalls  genöthigt,  auf 
einer  römischen  Synode  den  Pelagius  und  Gäle- 
süus  zu  verurtheUen,  Migne  51,  271 ;  20, 693; 
Langen  S.  746. 

®  Wie  in  Illyrien,  wo  Innocenz  I.  schon  ein 
oberstrichterliches  ^cbt  durch  den  päpstlichen 
Yicar  von  Thessalonich  ausüben  lassen  konnte, 
Bd.  I.  S.  579.  585.  587. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


zelner  Bischöfe,  welche  in  ihren  Heimathproyinzen  einePrimatialstellang  inne  hatten  ^ 
und  zwar  allein  durch  die  Mitwirkung  der  weltlichen  Gewalt  seit  L  e  o  I.  zur  An- 
erkennung  ^  gebracht  worden  ^.  Gegenüber  der  orientalischen  Earche  sind  dagegen  die 
von  den  römischen  Bischöfen  beanspruchten  oberstrichterliohen  Befugnisse  niemals  zu 
einer  dauernden  und  unbestrittenen  Verwirklichung  gelangt  ^,  denn  wenngleich  mehrfach 


1  Wie  der  Primaten  Ton  Alles  in  Südgallien 
Bd.  I.  S.  588;  Bd.  III.  8.  612  n.  9  n.  10;  Lö- 
ning  1,  463  ff.  Als  hier  der  Bischof  Hilarins 
7on  Alles,  mit  der  Primatialsynode  den  Metropo- 
liten von  Besannen,  Celidonius,  444  abgesetzt 
hatte,  appellirte  dieser  nach  Rom  an  Leo  I., 
Bd.  I.  S.  589;  Bd.  III.  S.  512  n.  10;  Hilarins, 
Löningl,  479  ff.,  bestritt  zwar  die  Znlässig- 
keit  der  Appellation,  aber  Leo  I.,  welcher  das 
oberstrichterliche  Recht  des  Papstes  als  ein  un- 
zweifelhaftes nnd  längst  praktisch  bestehendes 
in  Anspruch  nimmt,  ep.  ad  episc.  Ylenn.  v.  445, 
Bai  1er.  1,  634,  c.  2:  „Nobiscnm  itaque  Testim 
fraternitas  recognoscat,  apostolicam  sedem,  pro 
sui  reverentla  a  yestrae  etiam  provinciae  sacer* 
dotlbus,  innnmeris  relatlonibus  esse  consultam 
et  per  diversarum,  quemadmodum  vetos  consne- 
tudo  poscebat,  appellationem  cansamm,  aut 
retractata  aut  conflrmata  fuisse  iudicia",  hob  mit 
einer  von  ihm  berufenen  Synode  nicht  nur  die 
Absetzung  des  Gelidonlus  auf,  und  setzte  den- 
selben wieder  ein,  sondern  entzog  auch  dem 
Hilarins  wegen  mehrerer  ihm  seitens  der  galli- 
schen Bischöfe  Yorgeworfenen  Uebergriffe  die 
Rechte  eines  Metropoliten  der  Provinz  Yienne 
und  beliesB  ihm  nur  die  Stellung  eines  Bischofs 
▼on  Arles,  Bd.  L  S.  589;  Loning  1,  483. 

3  Das  bekannte  Gesetz  Yalentinians  III.  v. 
445,  Bd.  L  S.  504  n.  2  ist  gerade  in  Folge  des 
Streites  mit  Hilarins  auf  Betreiben  Leos  III.  er- 
lassen worden,  Bd.  III.  S.  685.  Wenn  übrigens 
Löning  1,  486  n.  2  die  gewöhnliche  Annahme, 
dass  das  in  der  gedachten  const  (tit.  16  Novell. 
Talent.  III.)  erwähnte  Konzil  das  Sardicensische 
sei,  bekämpft  und  das  Nicänum  darunter  ver- 
steht, so  findet  sich  in  Nlcäa  c.  6  der  Satz :  „ne 
quid  praeter  auctoritatem  istius  iUicita  prae- 
sumptio  attentare  nitatur"  nicht,  und  es  ist  daher 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  Nicänum  in  der 
durch  Hinzafügung  der  Sardicensischen  Kanones 
erweiterten  Gestalt,  s.  Löning  1,  456  u.  oben 
S.  780  n.  3,  gemeint  Ist. 

9  Hilarins  hat  sich  nach  dem  Nachwelse  von 
L  öning  1,  488  (danach  ist  das  Bd.  L  S.  589  zu 
berichtigen)  wenigstens  thatsächllch  der  Anord- 
nung Leos  I.  gefügt,  nnd  seitdem  ist  die  oberstiich- 
terliche  Gewalt  des  Papstes  dort  nicht  mehr  be- 
stritten worden.  So  konnte  der  Papst  Hilarus  I. 
auf  Klagen  der  germanischen  Könige  gegen 
Bischöfe,  welche  sich  Uebergriffe  hatten  zu 
Schulden  kommen  lassen,  mit  römischen  Syno- 
den, so  gegen  Hermes  v.  Narbonne,  ep.  462  bei 
Thiel  p.  140.  141  ff.,  gegen  Mamertus  v.  Vi- 
enne ;  ep.  463  p.  146.  147,  unter  unbestritte- 
ner Anerkennung  seines  Rechtes  seitens  der 
übrigen  gallischen  Bischöfe  In  erster  Instanz 
die  Disciplinargerichtsbarkeit  ausüben,  Löning 
1,  493.  494,  und  wenn  er  auch  mit  der  Aner- 
kennung des  Primates  von  Arles  dem  Bischof 


das  Recht  zur  Abhaltung  von  Primatialsynoden 
zugestond,  Bd.  I.  S.  590  u.  Bd.  UI.  S.  510  n.  3, 
so  wahrte  er  sich  doch  dabei  zugleich  sein  ober- 
stes Richterrecht,  s.  ep.  462  c.  2,  Thiel,  1. 
145:  „In  dirimendis  sane  gravioribus  cansis  et 
quae  illic  non  potuerint  terminarl,  apostollcae 
sedis  sententia  consulatur'^ 

In  Afrika  ist,  offenbar  in  Folge  der  durch  die 
Eroberung  der  Yandalen  herbeigeführten  engeren 
Ansohliessang  der  dortigen  Bischöfe  an  Rom, 
das  oberstilchterllche  Recht  des  Papstes  schon 
unter  Leo  I.  nicht  mehr  bestritten  worden,  ep. 
Leon,  ad  episc  prov.  Maurltan.  Caesar,  v.  4fe 
c.  12,  ed.  Baller.  2,  668 :  „Causam  quoque  Lnpl- 
dni  episcopi  illic  jubemus  audiri,  cui  multum 
et  saepius  postulanti  communionem  hac  ratlone 
reddldlmus,  quoniam  cum  ad  nostrum  iudicium 
provocasset,  Immerito  eum  pendente  negotio  a 
communione  videbamns  suspensum.  Adiectum 
etiam  lllud  est,  quod  hulc  temere  snperordlnatus 
cognoscitur,  qul  non  debult  ordinari,  antequam 
Lupicinus  in  praesenti  positus  ant  confutatna 
aut  certe  confessus  justae  posset  subiacere  sen- 
tentiae''. 

«  Nach  Phillips  5,  301  haben  freilich  schon 
namens  der  zu  Ephesus  431  verurtheilten  Nesto- 
rianer  die  Bischöfe  Eleutherius  v.  Tyana  nnd 
Helladlus  v.  Tharsus,  Man  sl  5,  893,  an  Sixtns 
III.  appellirt  Dieses  „sehr  auffallende"  Beispiel 
einer  Appellation  beschränkt  sich  aber  lediglich 
auf  einen  Yersuch  der  Bischöfe,  den  Papst  zu 
Gunsten  des  Nestorius  und  seiner  Anhänger  um- 
zustimmen und  für  eine  nochmalige  Untersuchung 
der  Sache  einzutreten  („praesumlmus  has  suppli- 
cationes  offerre",  helsst  es  in  dem  Schreiben), 
vgl.  auch  Langen  S.  849.  Was  sodann  die 
weitere  Appellation  derl!  (so  Phillips  5,  302 
n.  27,  d.  h.  des  Bischofs)  Iddua  v.  Smyma  be- 
trifft, vgl.  Sixti  ep.  ad  Pioclum  v.  437,  Mansi 
8,  762,  Coustant  p.  1263;  „Habemus  re- 
centissimae  actionis  exemplum  fratris  nostri 
Idduae  circa  quem  tuae  firaternltatis  decrevimus 
Iudicium  custodlri,  Cognition!  tuae  facere  nolen- 
tes  Iniuriam,  cum  eins  intentionem  iustissl- 
mam  tuereris",  so  weist  Slxtus  III.  auf  den  von 
Ihm  erwähnten  Yorfall  als  auf  einen  Beweis  sei- 
nes Yertrauens  zu  Proklus  hin.  Das  wäre  aber 
unmöglich,  wenn  er  ein  von  dem  letzteren  ge- 
fälltes Urtheil  In  der  Appellationsinstanz  bestä- 
tigt hätte,  und  in  der  That  helsst  der  Satz  welter 
nichts,  als  dass  der  Papst  die  Beachtung  des  Ur- 
theils  angeordnet  hat,  um  der  zuständigen  Ent- 
scheidung des  Proklus  kein  Unreeht  zu  thun. 

Ebenso  wenig  hat  Eutyches,  so  Phillips  5, 
301,  in  dem  nach  seiner  Yerurthellung  488, 
Bd.  III.  S.  580  n.  8  u.  o.  S.  767  n.  4,  an  Leo  I. 
gerichteten  Schreiben,  ep.  Leon.  21 ,  ed.  Baller. 
1,  739  eine  Appellation  eingelegt.  Obgleich 
diese  In  der  Publicatlon  beiAmelli,  S.  Leone 


§.  251.]  Die  Strafgewalt.  Römisohes  Beich.  Der  römisctie  Bisciiof.  tSt 

von  dort  Appellationen  an  sie  erhoben  worden  sind  ^,  so  war  doch  eine  freie  Ans- 


Magno  e  roriente,  diss.  sopra  una  collezloue 
inedita.  Roma  1882  No.  19  die  Uebenchiift : 
libellus  appellationlB  trägt,  so  beweist  dies  doch 
nichts,  denn  die  Bitte  des  Entyches,  „qnae  visa 
Yobis  foerit  super  fldem  proferre  sententlam  et 
nnllam  deinceps  permitteie  a  factiosis  contra  me 
calumniam  piocedere  et  non  exouti  et  eximi  de 
nnmero  orthodoxornm''  heiast  nur:  der  Papst 
solle  durch  einen  dogmatischen  Anspruch  fflr  ihn 
eintreten  und  ihn  —  den  Eutyches  —  schützen, 
so  auch  Langen,  Gesch.  d.  rom.  Kirche  t. 
Leo  I.  Bonn  1886.  S.  23.  24,  und  der  eine  in 
dem  Brief  als  mit  überreicht  erwähnte  Libell  ist, 
wie  der  klare  Wortlaut  desselben  erglebt,  nicht 
ein  für  Leo  bestimmter  fönnlicher  Appellations- 
libell,  so  Ballerini,  L  c.  Anm.  zu  c.4. p.  742; 
He  feie  2,  335,  vielmehr  der  vom  Konzil  zu- 
rückgewiesene Yertheidigungslibell,  H  e  f el  e  2, 
381,  gewesen.  Ebensowenig  hatFlavianv.  Koii- 
stantinopel  in  seinem  Schreiben  an  Leo  L  ep. 
Leon.  I.  22,  1.  c  p.  7Ö2  um  Bestätigung  der  Sy- 
nodalsentonz  gegen  Eutyches  gebeten,  sondern 
um  Mittheilung  derselben  an  die  Bischöfe  „qui 
sub  tua  reverentia  constituti  sunt",  d.  h.  die 
occidentalischen.  Allerdings  hat  Leo  I.  ep.  23, 
1.  (%  p.  763  das  von  Eutydies  an  ihn  gestellte 
Ansinnen  als  Appellation  aufgefasst  (denn  er  be- 
zeichnet irriger  Weise  den  von  Eutyches  Über- 
reichten Libell  als  libellum  appellationis  und 
fordert  Flavian  um  nähere  Darlegung  des  Sach- 
verhaltes auf,  s.  auch  ep.  24  ed  Theodos.,  p.  767 : 
„ad  sedem  apostolieam  per  llbellnm  doloris  sui 
querinoniam  miserif '),  aber  Flavian  hat  (1.  c.  ep. 
26  p.  788)  ihm  geantwortet,  dass  Eutyches  kei- 
nen Appellationalibell  auf  der  Synode  übergeben 
habe,  und  ersucht  ihn  unter  näherer  Darlegung 
des  Sachverhaltes :  „dignare  per  proprias  litteras 
suffragari  depositioni  canonice  adveraus  eum 
factae"  (also  um  Anerkennung  der  kanonisch 
vollzogenen  Absetzung,  nicht  um  Bestätigung  der 
Synodalsentenz).  Leo  I.  hat  in  ep.  27,  1.  c 
p.  792u.ep.28,  L  c.  p.  801. 836  eine  solche  auch 
nicht  ausgesprochen,  sondern  nur  sein  Einver- 
ständniss  mit  dem  Verfahren  der  Synode  kund  ge- 
than.  Aber  abgesehen  von  allem  diesem  hat  Theo- 
dos IL,  gleichzeitig  auf  Veranlassung  des  Euty- 
ches, nicht  nur  eine  Untersuchung  wegen  der  Fäl- 
schung der  Akten  des  Konzils  veranlasst,  bei  wel- 
cher festgestellt  worden  ist,  dass  Eutyches  nach 
dem  Schluss  des  Konzils  dem  kaiserlieben  Gom- 
missar  still  gesagt  hat,  er  appeliire  an  ein  römi- 
sches, ägyptisches  und  Jcrusalemisches  Konzil, 
H  e  f  e  1  e  2,  339.  340. 347,  sondern  auch  zur  Bei- 
legung der  entstandenen  Streitigkelten  im  Verein 
mit  seinem  Mitkaiser  eine  allgemeine  Synode, 
die  nachmalige  sog.  Räubexsynode,  zu  widchem 
von  Leo  I.  ohne  Jeden  Widerspruch  Legaten  ge- 
spendet worden  sind,  einberufen,  Hefele  2, 
349.  352 ;  Bd.  ni.  S.  348  n.  6. 

^  Die  ersten  sicheren  Appellationen  an  den 
römischen  Stuhl  sind  die  des  Bischofs  Flavian  v. 
Konstantinopel  und  des  Bischofs  Eusebius  v. 
Doryläum  wegen  ihrer  Absetzung  durch  die  Bau- 
bersynode  zu  Ephesus  v.  449,  denn  die  frühere 
Streitfrage,  ob  Flavian  an  den  Papst  oder  an  ein 
allgemeines  Konzil  oder  an  beide  appellirt  habe, 

Hinschins,  Kirchenreeht  IV. 


Hefele  2,  378  n.  2,  ist  jetzt  durch  die  Wieder- 
aofflndungder  betreffenden  Schriften  des  Flavian 
in  einer  Handschrift  der  Kapitelsbibliothek  zu 
Novara,  a.  Amelli,  S.  Leone  Magno  e  Toriente, 
diss.  sopra  una  ooUezlone  inedita  p.  43ff.  auch  ab- 
gedruckt in  Ztsehr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck 
vn  (1883)  S.  193.  195  (vgl.  Ztsehr.  f.  K.  R.  19, 
374)  erledigt.  In  der  ersteren  erzählt  Flavian  : 
,;Cum  ....  post  illam  iniustam  vocem  quam 
contra  me  misit,  sicut  ipsi  placuit,  me  appellante 
thronum  apostolicae  sedls  principis  apostolorum 
Petri  et  universam  quae  sub  vestra  sanctitate 
est  synodum,  statim  me  ciroumvallat  multitudo 
militaris'^  Adressirt  ist  die  Schrift  zwar  „patri 
et  archiepiscopo  Leoni",  aber  am  Schluss  bittet 
Flavian :  ;,dare  etiam  formam  quam  deus  vestrae 
menti  insplrabit,  ut  tam  occidentali  quam  etiam 
orlentali  in  unum  facta  patrum  synodo,  similis 
praedlcetur  ildes,  ut  praevaleant  sanctionis  pa- 
trum. Inritum  vero  deduci  valeant  atque  dissolvi 
omnla  quae  male  et  unbrati  (sie)  et  non  sine  lusu 
quodammodo  gesta  sunt :  afferre  medicinam  hor- 
ribili  huic  vulneri  quod  per  totum  iam  paene 
orbem  serpendo  pervenit" ;  d.  h.  Flavian  appel- 
lirt damit  an  Leo,  weist  zugleich  aber  auf  eine 
allgemeine  Synode,  als  das  geeignetste  Mittel 
hin,  die  durch  die  Räubersynode  getroffenen 
Maasregeln  zu  beseitigen.  Der  libellus  appella- 
tionis des  Eusebius,  welcher  dieselbe  Adresse 
trägt,  bezieht  sich  auf  den  Schutz,  welchen  der 
thronus  apostolicus  den  Bedrückten  gewährt,  und 
bittet,  „sicut  seiunt,  qui  a  vestra  sanctitate 
missi  sunt  in  loco  vestrae  beatitudinis  religio- 
sissimi  viri,  quibus  et  libellos  obtuli  appellati- 
onis meae,  in  quibus  vestrae  sedis  cognitionem 
popoBci  .  .  .  pronuntiate  evacuari  et  inanem 
fleri  meam  iniquam  condemnationem  .  .  .  red- 
dentes  mihi  dignitatem  episcopatus  et  vestram 
oommunionem^.  Nicht  minder  hat  der  gleich- 
falls zu  Ephesua  abgesetzte  Bischof  Theodoret  v. 
Gyras  an  das  ürtheil  Roms  appellirt  und  um  die 
Abhaltung  einer  neuen  Synode  gebeten,  eiusd. 
epp.  163.  116. 118.  ed.  Schnitze  4,  1187  ff.; 
Hefele  2,  389.  390;  Langen  S.  32  ff. 

In  Folge  der  Vorgänge  zu  Ephesus  und  der 
Appellationen  verwarf  Leo  I.  mit  einem  occiden- 
talischen Konzil,  (welches  wohl  nur  eine  Synode 
der  gerade  bei  ihm  anwesenden  Bisehöfe  gewesen 
ist,  weil  Leo  I.  sich  trotzdem  noch  nachher  für 
die  Abhaltung  einer  grösseren  Synode  bemühte), 
Alles,  was  auf  der  Bäubersynode  geschehen  war, 
ep.  Bllarii  diacon.  inter  Leon.  ep.  46,  ed.  Baller. 
1,  928:  „a  praefato  papa  cum  omni  occidentali 
Goncilio  reprob  ata  omnia,  quae  in  Epheso  contra 
canones  per  tumuUus  et  odia  saecularia  a  Dios- 
Goro  gesta  et  nulla  ratione  bis  in  partibus  sus- 
cipi  posse,  quae  per  potentiam  praedicti  non  sine 
laesione  fldei  et  praeiudicio  sanctissimi  viri 
iunoxlique  viri  commissa  sunt^;  vgl.  auch  den 
libellus  synodicus,  Mansi  6,  609  (nach  welchem 
in  einen  freilich  nicht  ausreichend  verbürgten 
Zusatz,  Hefele  1,  84  u.  2,  390,  von  Leo  L  so- 
gar über  Dioskur  v.  Alexandrien  und  Eutyches 
der  Bann  ausgesprochen  sein  soll)  und  ersuchte 
in  Uebereinstimmung  mit  der  gedachten  Synode 
(ep.  61.  69,  1.  c.  1,  984  u.  1008)  Kaiser  Theo- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


Übung  der  seitens  der  Päpste  in  Anspruch  genommenen  oberstrichterlichen  Befugnisse 
durch  die  von  den  oströmischen  Kaisern  festgehaltene  oberste  Leitung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  ausgeschlossen^,  ja  die  schroffe  Geltendmachung  dieser  Befugnisse 


doBius  II.,  welcher  die  Dekrete  der  Rinbersynode 
bestätigt  und  die  Nestorianer  und  ihre  Anhänger 
weder  in  den  Städten  noch  auf  dem  Lande  bei 
Strafe  der  Vermögenskonflskation  und  des  Exiles 
zu  dulden  befohlen  hatte,  Mansi  7,  49Ö,  ein- 
mal alles  in  den  früheren  Zustand  vor  der  Kau- 
benynode  bis  zur  Abhaltung  eines  allgemeinen 
Konzils  zu  setzen  und  unter  Bezugnahme  auf  die 
Appellation  des  Flarian  und  die  Nicänischen, 
d.  h.  Sardicensischen  Kanonen,  S.  780  n.  3,  in- 
zwischen eine  Generalsynode  in  Italien  einzube- 
rufen, (ep.  44,  L  c  p.  908 :  „ut  quia  et  nostri  — 
sc  sacerdotes  —  fldeliter  reclamarunt  et  eisdem 
libellum  Flayianus  episcopis  dedit,  generalem 
synodum  lubeatis  intra  Italiam  celebrari,  quae 
omnes  offensiones  Ita  aut  repellat  aut  mitiget,  ne 
ultra  aliquid  Sit  Tel  in  flde  dubium  Tel  in  chari> 
täte  diTisum :  conTenientibus  utique  Orieutalium 
proTindarum  episcopis,  quorum  si  qul  superati 
minls  atque  iniuriis  a  Teritatis  tramite  deTlarunt, 
salutaribusremediis  in  integrum  roTocentur,  ipsi- 
que  quorum  est  causa  durior,  sl  consiliis  meli- 
oribuB  acquiescant,  ab  ecclesiae  unitate  non 
excidant".  Tgl.  auch  ep.  43,  p.  904).  Trotz  der 
wiederholten  Gesuche  Leos  I.,  ep.  54,  p.  966 
und  trotz  derYermittelungYalentinians  III.,  der 
Mutter  und  der  Gemahlin  desselben,  1.  c  ep. 
55—68  p.  961  ff.,  s.  namentlich  ep.  66  Gallae 
Plaoidae  61  p.  966:  „ut  secundum  formam  et 
deflnitionem  apostolicae  sedis  quam  etiam  nos 
tamquam  praecellentem  similiter  Teneramur,  in 
statu  sacerdotii  illaeso  mauente  per  omnia  Fla- 
Ylano^  [ad]  concilii  et  apostolicae  sedis  iudicium 
transmittatur  (-^  hixt]  «apaicefjLif  delT))  in  qua  pri- 
mus  ille,  qui  coelestes  claTOS  dignus  fuerit  acci- 
pere  prindpatnm  episcopatus  ordinaTit  (dicöa- 
fjLTjoe),  quando  soilicet  decet  nos  huie  maximae 
ciTitati,  quae  domin a  omnium  est  terrarum,  in 
Omnibus  reTorentiam  conserTare''  schlug  Theo- 
dos II.  alle  diese  Bitten  ab,  indem  er  antwor- 
tete, dasB  zu  Ephesus  alles  mit  Freiheit  be- 
schlossen, und  FlaTian  mit  Recht  abgesetzt 
worden  sei  Theodos  II.  hat  demnach  ein  Recht 
der  Appellation  an  den  Papst  und  eine  oberst- 
richterliche Stellung  desselben  nicht  anerkannt, 
während  Leo  1.  eine  solche  unter  Berufung  auf 
die  Nicänischen,  d.  h.  Sardicensischen  Kanones 
in  Anspruch  nahm,  aber  diese  Befugnisse,  da  es 
sich  um  Angelegenheiten  der  orientalischen 
Kirche  und  der  dortigen  Bischöfe  handelte,  nicht 
einmal  ohne  Zustimmung  des  Kaisers  auszuüben 
wagte  und  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
auch  nicht  in  Gemässheit  des  tou  ihm  ange- 
rufenen Konzils  von  Sardika,  eine  weitere  Ver- 
handlung fordern  konnte,  sondern  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  herrschenden  Praxis  die  Ein- 
berufung eines  grösseren  Konzils  behufs  einer 
erneuerten  Untersuchung  Terlangen  musste. 

Ein  weiteres  hierher  gehöriges  Beispiel  bildet 
die  Klage  des  aus  Alexandrien  Tertriebenen 
Bischofs  Johannes  Talaja  gegen  die  Einsetzung 
des  Petrus  Mongus,  welche  auf  Veranlassung  des 
Patriarchen    Acacius  t.   Konstantinopel    durch 


Kaiser  Zeno  erfolgt  war,  Hef  ele  2,  604;  Lan- 
gen S.  142.  Auf  dieselbe  lud  Papst  Felix  IL 
(o.  III.)  483  unter  Benachrichtigung  des  Kaisers 
Acacius  nach  Rom  zur  Verantwortung  Tor,  s.  den 
libellus  ciUtionis  bei Thi el  p.  239,  auch  p.  241. 
Da  er  aber  nicht  erschien,  Tielmehr  die  päpst- 
lichen Gesandten  sieh  in  Konstantinopel  zur 
Theilung  der  kirchlichen  Gemeinschaft  mit  Aca- 
cius  Terleiten  Hessen,  wurde  er  durch  Felix  II. 
auf  der  römischen  Synode  t.  484  (Bd.  III.  S.  477 
n.  9)  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Vergehen, 
Eingriff  in  die  Rechte  fremder  ProTinzen,  Kon- 
sekration häretischer  Bischöfe  u.  s.  w.  abgesetzt 
und  exkommunicirt,  Thiel  p.  243.  246.  247, 
und  der  Papst  schrieb  gleichzeitig  dem  Kaiser, 
L  c  p.  249 :  „quod  pietas  tua  coelestibus  debeat 
parere  decretis  atque  ita  humanarum  sibi  rerum 
fastigium  noTorit  esse  commissum,  ut  tamen  ea, 
quae  diTina  sunt,  per  dispensatores  diTinitus  attri- 
butos  percipienda  non  ambigat^.  Als  dies  Alles 
gegenüber  dem  Kaiser  und  Acacius  wirkungslos 
blieb,  und  statt  des  orthodoxen  Kaiendion  der  häre- 
tisch gesinnte  Petrus  FuUo  auf  den  Stuhl  t.  Anti- 
ochien  erhoben  worden  war,  He  feie  2,  609, 
hielt  Felix  II.  486  eine  neue  Synode,  welche  die 
Absetzung  des  Eindringlings  aussprach,  H  e f  el  e 
2,  609,  und  in  welcher  das  oberstrichterliche 
Recht  des  Papstes  schärfer  als  Je  betont  wird, 
Thiel  p.  266:  ,^Quotiens  intra  Italiam  propter 
eccleslasticas  causas,  praedpue  fldei,  colliguntur 
domini  sacerdotes,  cousuetudo  retinetur,  ut 
successor  praesulum  sedis  apostolicae  ex  persona 
cunctoram  totius  Italiae  sacerdotum  iuxta  soUici- 
tudinem  sibi  ecclesiarum  omnibus  (omnium) 
competentem  cuncta  constituat,  qui  oaput  est 
omnium,  domino  ad  b.  Petrum  dicente:  Tu  es 
Petrus  et  super  hanc  petram  etc.  Quam  Tocem 
sequente8  318  s.  patres  apud  Nicaeam  oon- 
gregati,  confirmationem  rerum  atque 
auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiae  de- 
tulerunt:  quam  utramque  usque  ad  aetatem 
nostram  successiones  omnes  Christi  gratia  prae- 
stante  custodiant^  (worin  nicht  auf  einen  diese 
Rechte  Rom  beilegenden,  angeblich  Torloren  ge- 
gangenen Brief  des  Nicänums  an  SÜTOSter  I.,  so 
ohne  Jeden  Anhalt  Thiel  p.  266  n.  16,  sondern 
auf  den  seiner  Aechtheit  nach  sehr  zweifelhaf- 
ten, in  der  hier  fraglichen  Stelle  aber  wohl  sicher 
unächten  Brief  des  Konzils  t.  Sardica  an  Julius  I., 
Mansi3,  40,  TgL  Hefelel,  611  n.  1;  Lan- 
gen, Gesch.  d.  röm.  Kirche  b.  z.  Pontif.  Leos  I. 
S.  448,  angespielt  wird). 

^  So  hat  Leo  I.  seine  Forderungen  gegenüber 
Theodos  II.  nicht  durchsetzen  können  (s.  Tor. 
Anm.),  und  selbst  als  nach  dessen  Tode  der  der 
orthodoxen  Lehre  zugethanene  Marcian  Kaiser 
geworden  war,  musste  er  es  sich  gefallen  lassen, 
dass  dieser  zur  Beilegung  der  Glaubensstreitig- 
keiten ein  allgemeines  Konzil  nach  Chalcedon, 
also  nicht  nach  einer  italienischen  Stadt,  in  wel- 
cher der  Papst  als  das  Oberhaupt  der  ganzen 
Kirche  hätte  erscheinen  können,  ausschrieb, 
Bd.  in.  S.  333  n.  2  Nr.  4;  Langen,  Gesch.  d. 
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seitens  der  römischen  Bischöfe  hat  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  ^  zu  dem  ersten, 
mehr  als  30jährigen  Schisma  zwischen  der  oströmischen  nnd  abendländischen  Earche 
geführt  2. 

UI.  Der  juristische  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
des  Papstes.  Was  des  Näheren  den  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
betrifft,  welches  die  Päpste  beansprucht  und,  soweit  es  die  Verhältnisse  gestatteten, 
auch  seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  ausgeübt  haben  ^,  so  ist  dasselbe  von  ihnen 
niemals  blos  im  Sinne  des  Konzils  ron  Sardika  als  eine  ausserordentliche  Befugniss 
zur  Bestellung  eines  neuen  weiteren  Gerichts  \  sondern  als  ein  wirkliches,  aus  dem 
Primate  kraft  der  Autorität  des  h.  Petrus  herfliessendes  richterliches  Recht,  welches 
sowohl  die  Verhandlung,  wie  auch  die  materielle  Entscheidung  der  Streitsache  in 
sich  schliesst,  aufgefasst  und  gehandhabt  worden^.  Kraft  dieses  Rechts  wurde  von 
ihnen,  ebenfalls  im  Widerspruch  mit  dem  gedachten  Konzil^,  nicht  nur  die  Zuständig- 
keit in  höchster  Instanz  ftlr  alle  Appellationen  gegen  Urtheile  der  verschiedenen 
kirchlichen  Gerichte  ^,  sondern  auch  die  Entscheidung  erster  Instanz  über  die  Patri- 


Tom.  Kirche  t.  Leo  I.  S.  42  ff.  Die  Al>neigiing 
Leos  I.  gegen  das  Konzil  erklärt  sich  hinreichend 
daraus,  dass  durch  die  kaiserliche  Einberufung 
einer  nicht  von  ihm  gewünschten  Synode  sein 
massgebendes  oberstes  Richterrecht  Yemeint  war, 
8.  auch  Langen  S.  47  n.  1. 

Ebensowenig  hat  der  Orient  die  Ton  Felix  II. 
(III.)  vorgenommene  Absetzung  der  orientalischen 
Patriarchen,  s.  die  vor.  Anm.,  anerkannt,  vielmehr 
haben  sich  diese  unter  kaiserlicher  Genehmigung 
auf  ihren  Sitzen  erhalten,  Langen  S.  152. 

1  Nämlich  seitens  Felix'  11.  gegenüber  dem 
Henotikon  Kaisers  Zeno  t.  482  und  gegenüber 
Acacius,  8.  die  vor.  Anm.,  Langen  S.  152. 

3  Selbst  nach  der  Beseitigung  desselben,  seit 
dem  3.  Jahrzehnt  des  6.  Jahrh.  blieben  noch 
Appellationen  an  den  römischen  Stuhl,  so  die 
des  StephanuB  v.  Larissa  gegen  seine  Absetzung 
durch  den  Patriarchen  von  Konstantinopel  an 
Bonlfaz  II,  welcher  i.  J.  531  darüber  auf  einer 
römischen  Synode  verhandeln  liess,  Langen 
S.  308;  Hefele  2,  748,  erfolglos,  Bd.  L  S.  585 
n.  10,  und  in  der  Mitte  des  6.  und  im  7.  Jahr- 
hundert, als  während  der  dogmatischen  Streitig- 
keiten und  der  rauhen  Eingriffe  der  Kaiser  in 
dieselben,  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  692,  die  diesen 
widerstrebenden  orientalischen  Bischöfe  ihren 
Halt  an  Rom  suchten,  gelang  es  den  Päpsten 
nicht  die  Ausübung  ihrer  obersten  Jurisdiktion 
zu  praktischer  Durchführung  zu  bringen.  So 
hat  Yigilius  zwar  den  Theodor  Askidas  t.  Gäsa- 
rea  Oappadociä  551  aus  der  Kirchengemeinschaft 
ausgeschlossen,  Mansi  7,  60 — 61  und  darauf 
denselben  auch  abgesetzt,  sowie  Über  seine  An- 
hänger, besonders  den  Patriarchen  Mennas  v. 
Konstantinopel  die  Suspension  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft ausgesprochen,  Mansi  1.  c  u.  9, 
576  (Jaff  6  n.  ed.  p.  123),  aber  unter  dem  Druck 
Justinlans  musste  er  sich  damit  begnügen,  dass 
ihm  diese  ein  Glaubensbekenntniss  überreichten 
u  nd  ihn  um  Verzeihung  baten,  L  c.  9,  63,  wäh- 
rend der  Streit  um  die  drei  Kapitel  erst  auf  der 
allgemeinen  Synode  v.  Konstantinopel  v.  553 
beigelegt  wurde,  Hefele  2,  848 ff.;  851.  852 


ff.;  Langen  S.  369.  374.  375  ff.;  Bd.  HL 
S.  333  n.  2;  Nov.  5.  Die  aus  Anlass  des  mono- 
theletischen  Streites  erfolgte  Absetzung  des  Pa- 
triarchen Paulus  von  Koustantinopel  durch 
Theodor  648  o.  649,  Mansi  10,  878,  hat  keinen 
Erfolg  gehabt,  yielmehr  hat  der  erstere  Kaiser 
Konstans  IL  zum  Erlass  des  Typus  v.  649  veran- 
lasst und  ist  bis  zu  seinem  Tode  im  unangefoch- 
tenen Besitz  des  Patriarchalstnhles  geblieben, 
Hefele  3,  209.  210.  235;  Langen  S.  524. 
526.  534.  Darüber  endlich,  ob  die  von  Martin  L 
649  gegen  den  Erzbischof  Paul  v.  Thessalonich 
verhängte  Exkommunikation  und  Absetzung, 
Mansi  10,  834.  843;  Hefele  3,  231.  232; 
Langen  8.  531,  zur  Durchführung  gelangt  ist, 
fehlt  es  an  Nachrichten. 

3  Vgl.  S.  783  ff.  Hier  ist  noch  zu  bemerken, 
dass  die  Handhabung  desselben  mit  der  Bildung 
der  germanischen  Reiche  Im  Abendlande  seit  dem 
Ende  des  5.,  bez.  seit  Anfang  des  6.  Jahrhun- 
derts eine  weitere  Einschränkung  erlitten  hat, 
so  dass  in  dieser  Zeit,  namentlich  unter  Gregor  L, 
wie  dessen  Briefe  ergeben,  nur  noch  Italien, 
Istrien,  Macedonlen  (wegen  Thessalonich  s. 
Bd.  I.  S.  586  n.  1)  und  Nordafrfka  in  Betracht 
kommen,  s.  die  folgenden  Anmerkungen  und  auch 
W.  Wisbaum,  die  wichtigsten  Richtungen  in 
der  Thätigkeit  Gregors  d.  Gr.  Bonner  Inaug.- 
Dlss.  Köln  1884.   S.  20  ff. 

*  S.  0.  S.  777.  Vgl.  aber  die  const.  Valen- 
tianians  UI.  v.  445,  Bd.  HI.  S.  504  n.  2. 

6  S.  die  citirten  Aeusserungen  von  Zoslmus 
S.  780  n.  6,  Innocenz  L  S.  783  n.  1,  Leo  I., 
S.  784  n.  1  und  Felix  U.  (III.)  S.  786  Anm. 

«  Vgl.  Anm.  4. 

7  Gelasii  L  commonitor.  v.  493,  Thiel  1, 
344 :  „Ipsl  sunt  canones  qul  appellationes  totius 
eccleslae  ad  huius  sedis  examen  voluere  deferri, 
ab  ipso  vero  nusquam  prorsus  appellari  debere 
sanxerunt.  Ao  per  hoc  illam  de  tota  ecclesia  iu- 
dlcare,  ipsam  ad  nullius  commeare  iudidum 
nee  de  eins  umquam  praeceperunt  iudicio  iudi- 
cari«  (c.  16  0.  IX.  qu.  3);  ep.  ad  episc.  Dardan. 
495,  Thiel  p.  399 :  „Non  reticemus,  quod  cuncta 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  252. 


archen  S  Primaten  2  und  Metropoliten  3,  ja  auch  über  einfache  Bischöfe*  in  Anspruch 
genommen,  und  zwar  prinzipiell  allein  fär  den  Papst  ^,  wenngleich  von  den  römischen 
Bischöfen  allerdings  auch  wiederholt  bei  Ausübung  ihrer  beanspruchten  Straf-  und 
Disciplinarstrafgewalt  Synoden  zugezogen  worden  sind  ^. 

Selbst  der  Gedanke  ist  schon  in  dieser  Zeit  hervorgetreten,  dass  eine  Absetzung 
von  Bischöfen  oder  mindestens  solcher,  weiche  der  dem  Papst  zunächst  stehenden 
Jurisdiktionsstufe  angehören,  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  gültig  erfolgen  könne'. 

Als  Korrelat  dieser  oberstrichterlichen  Stellung  des  Papstes  ergiebt  sich  der 
Satz,  dass  derselbe  von  Niemandem  gerichtet  werden  darf,  und  kein  Oi^an  vorhanden 
ist,  welches  die  Straf-  und  Disciplinargerichtsbarkeit  über  ihn  auszuüben  berechtigt 
wäre  ^,  ein  Satz,  welcher  freilich  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  keine  praktische 
Anerkennung  gefunden  hat^. 


§.252.   /.  Die  Stellung  des  Staates  gegenüber  der  kirchlichen  Straf-  uud  Disciplinar- 
strafgewalt. 

I.  Die  kirchliche  Straf-  und  Discipiinarstrafgerichtsbarkeit. 
Als  die  christliche  Kirche  durch  Konstantin  die  Gleichstellung  mit  allen  übrigen  Kul- 
ten erlangt  hatte  und  mit  ihrer  Verfassung  in  den  römischen  Staatsorganismus  auf- 
genommen war,  hatte  sie  längst  ihre  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  Laien 


^r  mundum  novit  ecclesia,  quoniam  quorum- 
libet  sententiis  ligata  pontificnm  sedes  b.  Pe- 
tit apostoU  iuB  habeat  lesolveudi,  utpote  quae 
de  omni  ecclesia  fas  habeat  indlcandi  neque 
cuiquam  de  eins  liceat  iudicaie  indicio ;  ei  qui- 
dem  ad  lllam  de  qnalibet  mundi  parte  canones 
appellare  Yoluerint,  ab  illa  autem  nemo  sit 
appellare  permwsus"  (c.  17  C.  cit.). 

So  der  Primatialsynoden ,  S.  784  n.  1, 
welche  Bischöfe,  femer  der  Ton  einem  Bischof 
delegirten  Richter,  welche  Priester  Terurtheilt 
haben,  so  hat  Gregor  I.  einen  Priester  der  Kirche 
zu  Chalcedon  von  der  Anklage  der  Ketzerei  auf 
dessen  Appellation  freigesprochen,  ep.  YI.  15  v. 
695,  ed.  Ben.  2,  803  (ihn  allerdings  gleichzeitig, 
weil  er  wohl  bei  dem  Patriarchen  von  Konstan- 
tinopel Dicht  auf  DurchfAhrang  seines  Urtheils 
rechnen  konnte,  dem  Schutze  des  Kaisers  em- 
pfohlen, ep.  VI.  16;  2,  804);  vgl.  femer  Gregor 
ep.  III.  6.  V.  592,  1.  c  2,  627  (betreffend  die 
Appellation  eines  Bischofs  gegen  das  Urtheil  des 
Metropoliten  v.  Justiniana  I.),  ep.  I.  19.  20  v. 
591,  ed.  Ben.  2,  503.  504  (betreffend  die  Appel- 
lation eiues  Archidiakonen  gegen  den  Bischof  v. 
Salona  wegen  seiner  Absetzung). 

1  Ueber  derartige  Versuche,  s.  S.  786  n.  1. 

3  S.  784  n.  1  (betreffend  Hilarius  v.  Arles^. 

8  S.  784  n.  3 ;  Gregor  I.  ep.  IV.  59, 1. 0. 2,  975. 

^  So  z.  B.  Gregor  I.  in  Betreff  des  Bischofs 
Maximus  v.  Salona,  ep.  IV.  20;  VL  3.  25;  VII. 
17;  IX.  81  v.  594—699,  ed.  cit.  2,  698. 
793.  810.  863.  992;  femei  hinsichtUoh  des 
Bischofs  V.  Malaga  ep.  XIU.  45  y.  603,  1.  c.  2, 
1250. 

^  So  die  Fragmente  des  gewöhnlich  Gelasius  L, 
richtiger  wohl  Felix  II.  (III.)  angehörigen  Schrei- 


bens y.  489?  Thiel  p.  288:  „Athanasinm  ideo 
non  fuisse  damnatum  a  synodo  Orientis,  quia 
sedes  ista  non  consenserit,  vel  Johannem  Oon- 
stantinopolitanumyelsanctumFlavlanum.  .  .  Si 
ea  eigo  non  oonsentiente  sola  qul  damnati  sunt  a 
synodo  Orientis,  non  potuemnt  esse  damnati, 
consequens  est,  etiam  sine  synodo,  qni  eadem 
sola  damnante  damnatus  fnerit,  damnatus  sit. 
Postremo,  si  nuUa  est  eins  solins  sententla, 
quid  tantopere  cupiant,  hano  resolvi";  ep.  Ge- 
las.  I.  ad  eplsc.  Dard.  cit  n.  5,  Thiel  p.  400: 
„Sed  nee  illa  praeterimus,  quod  apostolica  sedes 
frequenter,  ut  dictum  est,  more  maiomm  etiam 
sine  Ulla  synodo  praecedente  et  absolvendi,  quos 
synodus  inique  damnaverat  et  damnandi  nulla 
existente  synodo,  quos  oportuit,  habuerit  facul- 
Utem«  (c.  17  0.  IX.  qu.  3).  Vgl.  auch  dl« 
S.  786  Anm.  citirte'ep.  Felle.  II. 

Eine  praktische  Bethätigung  dieses  Anspruchs 
lag  darin,  dass  der  Papst,  wie  dies  namentlich 
seitens  Gregors  I.  öfters  geschehen  ist,  die  Unter- 
suchung und  Entscheidung  einzelnen  Bischofen, 
so  den  Erzbischöfen  v.  Mailand  und  Bavenna, 
ep.  IX.  67;  ed.  cit.  2,  983,  oder  auch  den  von 
seinen  Exekutoren  zu  versammelnden  Synoden, 
ep.  I.  84  (2,  567),  II.  48  (2,  611.  612),  VU.  8. 
9  (2,  631.  632)  oder  auch  seinen  Defensoren, 
XIII.  45  (2,  1250  ff.)  übertrug. 

6  S.  784  n,  3. 

7  S.  fragm.  Felic.  II.  (III.)  in  Annu  5  u.  ep. 
Gelas.  I.  cit.  ad  Dard.  c  5,  Thiel  p.  400. 

8  S.  die  dt.  Anm.  u.  Bd.  L  S.  296. 

0  Das  Weitere  darüber  s.  Bd.I.  S.296  ff.  (wo  zu 
S.  298  n.  2  noch  nachzutragen  ist :  F.  S 1 5  b  e  r , 
Quellenstudien  z.  Laurentianisohen  Schisma. 
Wien  1886.  S.  9  ff.). 
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und  Geistliche  ausgebildet  und  geübt,  ja  auch  die  Grundlagen  eines  Straf-  und  Dis- 
ciplinarstrafrechtes,  welches  sowohl  in  Betreff  der  mit  Strafen  bedrohten  Vergehen, 
wie  auch  in  Betreff  der  Straf-  und  Disciplinarstrafmittel  einen  rein  kirchlichen  Cha- 
rakter besass  ^ ,  entwickelt.  Mit  der  Anerkennung  der  Verfassung  der  christlichen  Kirche 
war  daher  von  selbst  und  ohne  Weiteres  auch  der  Ausübung  der  gedachten  Strafgewalt 
seitens  der  kirchenverfassungsmässig  berechtigten  Organe  die  volle  Freihdt  gewährt 
worden  2.  Nicht  nur  ist  damals  seitens  der  Kaiser  in  dieser  Hinsicht  keine  Beschrän- 
kung gemacht  worden ,  im  Gegentheil  haben  dieselben  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
4.  Jahrhunderts  die  erwähnten  Befugnisse  sogar  ausdrücklich  anerkannt  und  zugleich 
bestimmt 3,  dass  die  Bischöfe  in  allen  Sachen  des  Glaubens^  und  in  allen  rein  kirch- 
lichen Angelegenheiten  ^,  insbesondere  in  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafeachen  ^ 
der  Laien 7  und  Kleriker^  ausschliesslich  zu  entscheiden,  berechtigt  sein  sollten. 

Wenn  sich  nichtsdestoweniger  die  Kirche  veranlasst  sah,  ihrerseits  ihr  Recht 
auf  ihre  ausschliessliche  Strafgewalt  durch  besondere  Strafandrohungen  sicher  zu 
stellen^,  so  lag  dies  darin,  dass  die  Kaiser  kraft  ihrer  obersten  Leitung  der  kirchlichen 


1  Wegen  der  Entziehung  der  Amtseinkünfte 
vgl.  0.  S.  737,  wegen  der  koTperliohen  Züchti- 
gung 0.  S.  737.  756. 

2  Hatten  doch,  wie  der  Vorgang  mit  Paul  v. 
Samosata  (b.  o.  S.  727  n.  3)  zeigt,  sogar  Bchon 
im  3.  Jahrh.  einzelne  Kaisez  die  Ausühung  der- 
selben unterstützt. 

3  Zuerst  Valentinian  I.  (368—375).  Ueher 
die  nicht  erhaltene  Konstitution  vgl.  Ambrosius 
ep.  21  ad  Valentinian  11.  (v.  386),  Migne  pa- 
trol.  16,  1003  n.  2:  „Augustae  memoriae  pater 
tuus  .  .  .  legibus  suis  sanxit:  In  causa  fldei  Tel 
ecclesiastici  alicuius  ordinis  eum  iudicare  debere, 
qni  nee  munere  impar  nee  iure  dissimilis,  haec 
enim  Terba  rescripti  sunt;  h.  e.  sacerdotes  de 
sacerdotibus  voluit  iudicare.  Quin  etlam  si  alias 
quoque  argueretur  episcopus  et  momm  esset 
examinanda  causa,  etiam  haec  voluit  ad  episco- 
pale  iudidum  pertinere''.  n.  4 :  „Quando  audlsti, 
clementissime  Imperator  in  causa  fldei  laicos  de 
eplscopo  iudicasse''? 

.      *  Ep.  21  Ambros.  cit. ;  c.  1  (399)  C^Th.  XVI. 

\  11;    „quoties   de    religione    agitur,    episcopos 

!  convenit  agitere«;    Not.  Valent.  HI.  nt  v.  462. 

^  Gerade  die  Glaubenssachen  lonnten  bSm  Abfall 
von  dem  rechten  Glauben  den  Charakter  von 
kirchlichen  Straf-  und  Disdplinarstrafsachen 
annehmen.  Not.  Valentinian.  III.  tit.  VIT.  t. 
445  erwähnt  einer  Untersuchung  LeoTl.  gegen 
Manichaer  in  Rom,  Tgl.  auch  Leon.  I.  ep.  ad 
episc.  Ital.  t.  444,  Baller.  1,  623. 

5  const.  Sirmond.  III.  t.  384:  „quantum  ad 
causas  ecolesiasticas  pertinet,  quas  decet  epls- 
copali  auctOTitate  decidi''  0*  ^^^  S-  ^  ^'  ^^^ 
G.  J.  I.  4),  s.  auch  die  folg.  Anm. 

«  c.  23.  (376)  C.  Th.  XVI.  2:  „Qui  mos  est 
causarum  ciTilium,  idem  in  negotiis  eccleslasti- 
cis  obtinendns  est :  ut  si  qua  sunt  ex  quibusdam 
discussionibus  leTibusque  delictis  ad  zeligionis 
observantiam  pertinentia,  locis  suis  et  a  suae 
dloeceseos  synodis  audiantur^.  Die  leviora  de- 
licta  sind  hier,  wie  die  vor  die  weltlichen  Ge- 
richte gewiesene  actio  criminalis  zeigt,  nicht 
leichtere,  auch  Tom  weltlichen  Becht  bedrohte 


Vergehen,  so  eine  weit  verbreitete  Meinung, 
Bingham  V.2.  s.ll;  Richter-Dove-Kahl 
K.  R.  S.  769 ;  F  e  8  s  1  e  r  d.  kanon.  Prozesse  Wien. 
1860.  S.  91.  97,  98 ;  G  r a s h  o  f  f  im  Arch.  f.  k. 
K.  R.  38,  11,  sondern  die  kirchlichen  Straf-  und 
Disciplinarvergehen  sowohl  der  Kleriker  als  auch 
der  Laien,  also  gar  keine  weltlichen  Vergehen  (ad 
religionis  obserTantiam  spectantia),  und  heissen 
leTia,  weil  sie  nicht  mit  weltlicher  Strafe  be- 
droht sind.  Tgl.  auch  Loning  1,  306  n.  2.  Be- 
stätigt wird  diese  Auffassung  duroh  Nov.  83 
Justinian.  c  1 :  „El  (A^vroi  ix^ü^Tjoiaonxöv  cIt]  xh 
afA.dpTY]fAa,  (e^fxevov  oa)^poviO(i.ou  xai  lirixtfAtosv 
iixXT)otaoxix»v,  6  .  .  iTrioitoiroc  toOto  xpiv^Tm*'. 

"^  S.  die  Anm.  4  u.  5. 

9  Diese  fallen  ebenfalls  unter  die  causae  eccle- 
siastici alicuius  ordinis.  Vgl.  femer  c  39  t.  408; 
c.  41  V.  412  u.  c.  47  V.  425  C.  Th.  XVI.  2,  von 
denen  die  letzteren  beiden,  wenngleich  sie  allge- 
mein die  Anklagen  von  Klerikern  an  die  Bischöfe 
zu  Torweisen  scheinen,  doch  in  der  That  nur 
solche  wegen  kirchlicher  DisciplinarTergehen 
betreffen,  s.  t.  Bethmann-Hollweg,  d.  röm. 
CiTilprocess  3,112n.  lu.  S.  115  n.  22;  Loning 
1,  305.  306  und  unten  S.  794. 

0  Nach  Antioch.  341  c.  16  sollen  abgesetzte 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche,  statt 
den  kirchlichen  Instanzenzug  zu  beschreiten, 
sich  an  den  Kaiser  wenden,  die  ihnen  zustehen- 
den Rechtsmittel  und  Jede  Hoffnung  auf  Wieder- 
herstellung Terlieren;  nach  Konstantinopel  I 
381  c.  9  (richtiger  Konstautinopel  t.  382,  He- 
fele  2,  13)  wird  derjenige,  welcher  unter  Um- 
gehung der  kirchliehen  Gerichte  sich  an  den 
Kaiser  oder  die  weltlichen  Obrigkeiten  wendet, 
zur  Strafe  tou  der  Anklage  bei  den  ersteren  aus- 
geschlossen ;  Garthago  387  o.  390  c.  9  (cod.  ecdes. 
Afric.  c.  9)  droht  den  Bischöfen,  wenn  sie  Ex- 
kommunlzirte,  welche  sich  an  den  Kaiser 
oder  an  die  weltlichen  Gerichte  wenden,  zur 
Kirchengemeinschaft  zulassen,  mit  der  Exkom-* 
munlkaCion;  nach  Hippo  393  c.  9  (cod.  eccles. 
Afric.  c.  15)  sollen  alle  Kleriker,  Tom  Bischof 
abwärts,  welche  die  Verhandlung  wegen  Ankla- 
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Angelegenheiten  auch  vielfach  in  die  dogmatischen  Streitigkeiten  eingriffen  nnd  die- 
jenigen, welche  sich  in  solchen  nicht  den  kirchlichen  Gerichten  ihrer  Gegner  unter- 
werfen wollten  oder  diejenigen,  welche  die  letzteren  mit  Hülfe  der  weltlichen  Gewalt  zn 
unterdrücken  versuchten,  wiederholt  die  Kaiser  und  die  weltlichen  Gerichte  anriefen. 

Aber  die  Kirche  hat  sich  schon  in  dieser  Zeit  nicht  mit  der  blossen  Anerkennung 
ihrer  Strafgewalt  seitens  des  Staates  begnügt,  sondern  auch  von  diesem  die  Durch- 
führung der  von  ihren  Gerichten  gefällten  Straf-  und  Disciplinarurtheile  beansprucht  ^ 
Indessen  haben  die  Kaiser  diesem  Verlangen  niemals  durch  eine  aligemeine  gesetz- 
liche Anordnung  entsprochen,  vielmehr  nur  bestimmt,  dass  die  durch  Synodalurtheil 
abgesetzten  Bischöfe,  wenn  sie  sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  ELirchen  zu  setzen  ver- 
suchen oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden,  100  Miglien  weit  von  ihren  früheren 
Sitzen  verbannt  werden  sollten  2. 

U.  Das  materielle  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  und  die  Staat- 
liche Gesetzgebung.  Was  dagegen  das  Gebiet  des  materiellen  Straf-  und 
Disciplinarstrafrechts  betrifft,  so  sind  die  Kaiser  der  Kirche  auf  diesem  Gebiete  viel 
weiter  entgegengekommen. 

Die  Kirche  betrachtete  die  Lostrennung  von  ihrer  Einheit  und  ihrer  Lehre  als 
eine  Beleidigung  Gottes,  und  nach  den  in  den  kirchlichen  Kreisen  herrschenden  An- 
schauungen galten  die  Kaiser  für  verpflichtet,  die  staatliche  Macht  gegen  die  Ketzer 
und  Schismatiker  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  reinen  Lehre  zu  verwen- 
den 3,  ja  unter  Konstantin  wurde  schon  seitens  der  Christen  der  Ruf  nach  Schliessung 
der  heidnischen  Tempel  und  nach  Unterdrückung  des  Heidenthums  erhoben^. 

Da  die  Unruhen  und  Kämpfe,  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  dogmati- 
schen Auffassungen  während  der  fortschreitenden  Entwicklung  und  näheren  Aus- 
bildung des  christlichen  Lehrgehaltes  hervorgerufen  worden  waren,  gezeigt  hatten, 
dass  die  Absicht  Konstantins,  dem  römischen  Reich  durch  die  Anerkennung  des 
Christenthums  eine  feste  einheitliche  Grundlage  zu  geben  ^,  nicht  verwirklicht  worden 


gen  vor  dem  geiBtlicheu  Gericht  ablehnen  nnd  Bitte  der  carthag.  Synode  t.  401  c.  3  (cod.  cit. 

eine  solche  vor  dem  weltlichen  verlangen ,  der  c.  59)  um  Befreiung  der  Geistlichen,  welche  bei 

Absetzung  unterliegen,  ebenso  Carthago  407  c.  dem  kirchlichen  Gericht  amtlich  thätig  gewesen 

10  (cod.  eccles.  Afric.   c.  104)  für  Geistliche,  sind,  von  der  Pflicht,  nach  Anrufung  des  weit- 

welche  beim  Kaiser  um  die  Verhandlung  vor  dem  liehen  Gerichts  vor  demselben  Zeugniss  abzu- 

iudicium  publicum  bitten.   Angers  453  c.  1  ver-  legen. 

bietet  den  Klerikern  „Inconsultis   sacerdotibus  ^  So  zunächst  Gr^tian,   dann  Arcadius   nnd 

suis  saecularia  iudicia  expetere^ ;  nicht  minder  Honorius  400  c.  35  C.  Th.  XYI.  2  u.  const.  Six- 

Arles  11  443  o.  452  c.  31  und  Yannes  465  c.  9  mond.  II,  vgl.  auch  Nov.  Justinian.  123  c  11,  o. 

(welche  als  Strafe   die  Exkommunikation  fest-  S.  737  n.  4  und  Löning  1,  408,  welcher  1,288 

setzen).     Nicht  hierher  gehört  Chalc.  451  c.  9,  n.  2  mit  Recht  die  Ansicht  Uänels  const.  Sir- 

denn  dieses  hat  keine  Straf-  und  Disciplinar-  mond.  S.  483  bekämpft,  dass  die  const.  Sirm.  III 

straf-,  sondern  andere  Streitsachen  unter  Kle-  (384)  eine  allgemeine  Pflicht  der  staatlichen  Be- 

rikem  im  Auge.  hörden,  den  kirchlichen  den  weltlichen  Arm  zu 

i  So  schon  Antioch.  341  c.  5  in  Betreff  der  leihen,  festgesetzt  habe.  Ob  die  Verbannung  des 

schismatischen,  mit  Absetzung  bestraften  Prie-  Petrus  Mongus,  welcher  trotz  seiner  Absetzung 

ster,  welche  durch  ihr  Schisma  Unruhen  erregen;  die  Kirche  von  Alexandrien  fort  und  fort  beun- 

ebenso  Carthago  387  o.  390  c.  8  (cod.  eccl.  Afric.  ruhigt  hat,   durch  Kaiser  Zeno  auf  Bitten  des 

c.  20).    Weitere  Beispiele  für  die  Anrufung  der  Papstes  Simplicius,  ihn'>d  exteriora  transferrl^, 

weltlichen  Gewalt,    um  Bischöfe,   welche   Bis-  vgl.  Thiel  1,  192.  200.  226  in  Anwendung  die- 

thümer  zu  Unrecht  im  Besitz  haben,  aus  diesen  ses  Gesetses  oder  der  Ketzergesetze  (s.  gleich 

zu  vertreiben,  Carthago  397  c.  1  (cod.  eccl.  Afric.  nachher)  erfolgt  ist,  muss  dahin  gestellt  bleiben, 

c.  48),  c.  5  (ibid.  53),  und  die  schon  o.  S.  737  8  c.  98  (Augusün.)  C.  XI.  qu.  3;  Löning  1, 

n.  3  erwähnte  Forderung  des  karthag.  Konzils  v.  86  ff. 

401  c.  6  (cod.  cit  c.  62>  <  Löning  1,  43  ff. 

In   diesen  Zusammenhang   gehört  auch    die  ^  Löning  1,  38  ff. 
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war,  80  machte  sich  jetzt  bei  den  Kaisern  die  Auffassung  geltend,  dass  die  Abwei- 
chung von  der  seitens  der  Earche  im  Verein  mit  ihnen  festgestellten  Glaubenslehre 
eine  Gefährdung  und  Verletzung  der  Staatsordnung  bilde,  und  sie  schritten  von  die- 
sem Standpunkt  aus  zunächst  mit  vereinzelten  Massnahmen  gegen  Ketzer  ^  dann 
aber  mit  Spezialgesetzen  gegen  dieselben  ein ^  bis  Theo dosius  d.  Gr.  durch  eine 
planmässige  Strafgesetzgebung  ^j  welche  seine  Nachfolger  ergänzten  und  welche  auch 
von  der  Justinianeischen  Gesetzgebung  festgehalten  worden  ist ^,  alle  Ketzereien 
auszurotten  versuchte. 

Nach  diesen  Gesetzen  war  jede  geringfügige  Abweichung  von  der  Glaubenslehre 
der  katholischen  Kirche  eine  Ketzerei  ^  und  bildete  ein  staatliches  Verbrechen  [crimen 
publicum)^.  Als  Strafen  waren  die  Infamie^,  die  Unfähigkeit  öffentliche  Aemter  zu 
bekleiden^,  die  Minderung  der  Rechtsfähigkeit  im  verschiedenen  Umfange^,  ferner 
auch  die  Verbannung  ^^,  nicht  aber  allgemein,  sondern  nur  gegen  einzelne  Sekten,  die 
Todesstrafe  angedroht  i^.  Härtere  Strafen  waren  dagegen  auf  die  Ausübung  der  Lehr- 
thätigkeit  seitens  der  Häupter  und  Geistlichen  der  ketzerischen  Sekten,  sowie  auf  die 


i  So  sohon  Konstantin  und  dann  seine  Söhne, 
namentlich  Konstantins  mit  der  Verbannung 
von  Bischofen  und  Oeistliohen,  welche  den  von 
den  Kaisern  angenommenen  oder  begünstigten 
Lehren  die  Anerkennung  verweigerten,  Hefele 
319.  446.  452.  479. 489.  630. 653.  666. 658. 696. 
736.  736  u.  2,  96.  97. 

«  Valentinian  I.  (364—375),  welcher  an  sich 
einer  allgemeinen  Glaubensfreiheit  zugethan  war, 
c.  9  (371)  C.  Th.  IX.  16,  gegen  die  Manichaer 
unter  Androhung  von  Strafen  gegen  ihre  Lehrer 
und  unter  Einziehung  ihrer  Yersammlungsge- 
bände,  o.  3  (372)  C.  Th.  XVI.  6.  Gratian  dehnte 
die  letztere  Yorscbrift  auf  die  Räumlichkeiten 
sämmtlicher  Ketzer  aus,  c.  4  (376)  h.  t.  und  ver- 
bot c.  6  (379)  h.  t.  (c.  2  pr.  0.  J.  L  6)  alle 
Ketzereien,  freilich  noch  ohne  für  dieselben  all- 
gemein Strafen  anzudrohen. 

3  Eingehende  Darstellungen  der  romischen 
Ketzergesetzgebung  bei  Gothofredus  Cod. 
Theodos.  Paratitlon  zu  XVI.  5  (6,  116  ff.);  Ed. 
Plattner,  quaestiones  de  iure  criminum  Ro- 
mano. Marburg  1842.  S.  262  ff.;  Riffel,  ge- 
schichtl.  Darstellung  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche.  Mainz  1836.  S.  656  ff.  Nach 
der  Zählung  Lönlngs  1,97  enthält  der  Cod. 
Theodosianus  16  Ketzergesetze  von  Theodoslusl., 
3  von  Valentinian  IL,  21  von  Honorius,  12  von 
Arcadius,  12  von  Theodosius  11.  und  3  von  Va- 
lentinian III.  Mit  dem  im  J.  438  von  Theodo- 
sius II.  erlassenen  Gesetze,  Nov.  Theodos.  II. 
Üt.  III.,  sind  also  seit  381,  vgl.  c.  6  (381)  C. 
Th.  XVI.  5  (Verbot  jedes  ketzerischen  Gottes- 
dienstes), d.  h.  in  57  Jahren  68  Gesetze  gegen 
die  Ketzer  erlassen  worden,  von  denen  sich  frei- 
lich manche  nur  gegen  bestimmte  Ketzereien 
richten. 

*  Vgl.  G.  J.  I.  5,  Insbesondere  die  in  den  fol- 
genden Anm.  citirten  Stellen  daraus.  S.  auch 
Nov.  132  (5U). 

5  c.28(396)C.Th.XVL6(L2S.l  C.J.L6): 
„HaereticoTum  voeabulo  continentur  et  latis  ad- 
versus  eos  sanctionibus  debent  succumbere  qui 


vel  levl  argumento  a  ludlcio  cathollcae  reUgio- 
nis  et  tramite  detecti  f  uerint  deviare'^. 

6  0.  40  (407)  0.  Th.  h.  t.  (c.  4  C.  J.  h.  t.) : 
„.  .  .  Volumus  publicum  crimen  esse,  quia  quod 
in  religione  divina  committitur,  in  omnium  fer- 
tnr  iniuriam^.  Ueber  den  Begriff  des  crimen 
publicum  in  dieser  Zeit  vgl.  Waechter,  Bel- 
lagen zu  den  Vorlagen  über  Straf  recht.  Stutt- 
gart 1877.  S.  57.  65  (A.  M.  Gelb,  Lehrbuch 
d.  deutsch.  Strafrechts.  Leipzig  1861.  1,78.79). 

^  c.  2  (380)  C.  Th.  XVI.  1 ;  c.  3  (372)  C.  Th. 
XVI.  5. 

8  c.  29  (895) ;  c.  42  (408) :  c.  48  (410)  C.  Th. 
h.  t  (vgL  auch  Löning  l,67n.2);  Nov.Theod. 
II.  tit.  III  (438  c.  7  C.  J.  I.  6);  1.  8  §.  6  (456), 
0.  J.  I.  5 ;  auch  Verlust  des  romischen  Bürger- 
rechts kommt  vor  c.  17.  18  (889)  C.  Th.  XVI.  5. 

0  Namentlich  Verlust  des  Rechts  zu  testiren 
und  aus  letztwilligen  Verfügungen  zu  erwerben 
(insbesondere  zu  erben),  auch  zum  Theil  Unfähig- 
keit ab  intestato  beerbt  zu  werden  und  zu  erben 

0.  9  (382),  c.  17.  18  cit.,  c.  40  S-  2  (407,  s. 
auch  1.  4  0.  J.  I.  6),  o.  65  S-  ^  (^28,  s.  1.  5  0. 
J.  I.  6)  C.  Th.  XVI.  6;  1.  17  S.  1  C.  J.  L  6; 

1.  19  (529)  1.  22  (501)  eod.;  ja  auch  Verlust 
der  Fähigkeit,  Schenkungen  zu  machen  und  an- 
dere Rechtsgeschäfte  einzugehen,  c.  40  $.  4  (407, 
1.  4  S«  3  C.  J.  L  5),  c.  48.  49  (410)  C.  Th. 
XVL  5. 

10  c  14  (388)  c.  18  (389)  c.  20  (391)  c.  29 
(396)  c.  62  (426)  c  65  §.  2  (428, 1.  6  0.  J.  I.  ö) 
C.  Th.  XVI.  6;  ausserdem  Vermögenskon- 
fiskation c.  40  $.  2  cit.,  endlich  sind  auch 
Geldstrafen  auf  Jeden  Besuch  einer  ketze- 
rischen Zusammenkunft  festgesetzt,  welche  frei- 
lich zugleich  als  Zwangsmittel,  um  den  Rück- 
tritt zur  katholischen  Kirche  herbeizuführen, 
angewendet  wurden. 

11  So  namentlioh  gegen  manlchäische  Sekten 
c.  9  (382)  C.  Th.  XVI.  5;  L  6,  C.  J.  I.  6  (vgl. 
c.  66  C.  Th.  h.  t ) ;  L  11  (487  o.  610) ;  1. 12  S-  3 
(527)  1. 16  eod. ;  femer  für  die  Wiedertaufe  von 
Katholiken,  c.  6  (413,  1.  2  C.  J.  I.  6)  C.  Th. 
XVI.  6. 
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ErtheiluDg  und  den  Empfang  der  Weihen  innerhalb  derselben,  nämlich  Verbannung^, 
Deportation  3,  Geldstrafen  ^^  Yermögenskonfiskation^,  vereinzelt  selbst  Todesstrafe  ^ 
und  femer  auf  die  Bethätigung  des  ketzerischen  Glaubens  durch  gottesdienstliche, 
insbesondere  öffentliche  Zusammenkünfte  —  hierfür  finden  sich  VermOgenskonfis* 
kation^  Verbannung'  oder  Proskription«,  Deportation^,  ja  auch  Todesstrafe '<>  — 
festgesetzt. 

Den  gleichen  Erfolg  hat  die  Kirche,  obwohl  etwas  später,  in  Bezug  auf  die  staat- 
liche Behandlung  des  Heidenthums  erreicht.  Zunächst  wurden  nur  die  Lebens- 
äusserungen desselben,  allerdings  schon  unter  strengen  Strafen  yerboten  ^i,  und  nach- 
dem dann  die  Apostasie  vom  Christenthum  zum  Heidenthum  unter  Strafe  gestellt 
worden  war  ^2,  wurde  schliesslich  ^^  i.  J,  425  durch  Valentinian  lU.  das  Bekenntnisfl 
zum  Heidenthum  als  solches  mit  weltlichen  Strafen,  insbesondere  der  Proskription, 
bedroht  ^*,  und  damit  ebenso  wie  die  Ketzerei  zu  einem  staatlichen  Verbrechen  ge- 


>  c.  13  (384)  c.  19  (389)  C.  Th.  XVL  6;  1.  8, 
$.  2  (455)  0.  J.  I.  6,  und  die  Anwendung  dieser 
Strafe  in  Spezialfällen,  vgL  Not.  Justin.  42  (536) 
und  dazu  Hefele  2,  763.  773. 

2  c.  57  (416)  c.  68  S.  3  (416)  C.  Th.  XVI.  6. 

3  c  21  (392)  1.  0. 

*  1.  8  S-  2  C.  J.  I.  5  clt. 
<^  1.  8  y  11  eod.  (für  das  Lehren  bestimmter 
Ketzerelen);  allgemein  1.  14  eod. 

6  c.  34  (398)  0.  Th.  XVI.  5;  1.  6  (436)  C.  J. 
I.  5. 

7  c.  63.  65  cit.  C.  Th.  h.  t. 

8  c  45  (408)  c.  61  (410)  c.  66  (415)  C.  Th.  h.  t 

9  0.  34.  46  clt.  c.  53  (412)  C.  Th.  h.  t 

10  c,  34.  51.  56  dt.  C.  Th.  h.  t. 

1^  So  hat  schon  Konstantins  die  heidnischen 
Opfer  untersagt  (341)«  die  Schliessung  der  heid- 
nischen Tempel  angedroht  und  jedes  Opfer  mit 
Todesstrafe  und  Vermögenskonflskatlon  belegt 
(346  0.  363) ;  c.  2. 4  (1.  1  0.  J.  I.  11);  c.  6  C.  Th. 
XVI.  10.  Indessen  von  durchgreifendem  Erfolge 
waren  diese  Massregeln  damals  nicht  (vgl.  z.  B. 
c.  48  C.  Th.  XII.  1  T.  358,  betreffend  die  Wahl 
eines  heidnischen  Oberpriesters  für  die  ProTlnz 
Afrika).  Erst  nach  der  Regierung  des  der  Glau- 
bensfreiheit anhängenden  Valentlnians  I.  (o.  S. 
791  n.  2)  trat  eine  Wendung  ein,  Lönlng  1, 
44  ff.  Freilich  wurden  vorerst  noch  blos  die  got- 
tesdienstlichen Handlungen,  aber  auch  selbst  im 
Innern  der  Häuser,  verboten,  c  7  ff.,  namentlich 
c.  12  (392)  C.  Th.  XVI.  10  (vgl.  auch  1.  2  C.  J. 
I.  11);  Lönlng  1,  48  ff . 

«  c.  1  (381)  0.  Th.  XVI.  7,  entzieht  den  Apo- 
staten die  Fähigkeit  Testamente  zu  errichten  und 
c.  2  (383)  ibid.  die  Fähigkeit  aus  solchen  zu  er- 
ben, vgl.  auch  c  3  ff.  ibid.  (1.  2  ff.  0.  J.  I.  7); 
c.  6  (391)  ibid.  setzt  ferner  die  Infamie  als  Strafe 
fest. 

13  Bis  dahin  hatte  ein  kümmerliches  Mass  von 
Gewissensfreiheit  bestanden,  insofern  als  nur  das 
äusserlich  bethätigte  Bekenntniss  zum  Heiden- 
thum unter  Strafe  gestellt,  dagegen  aber  gesetz- 
lich (vgl.Garthago410,  cod.  eccles.  Afric.  pr.l07 
Q.  108:  „eo  tempore  quo  lex  data  est,  ut  libera 
voluntate  quis  eultum  christlanitatls  exclperet^) 
die  zwangsweise  Bekehrung  zum  Ghristenthnm 
verboten  war.    Bis  zum  Ende  des  4.  und  Anfang 


des  6.  Jahrhunderts  war  es  jedenfalls  nicht  ge- 
lungen, das  Heidenthum  überall  völlig  auszu- 
rotten, so  bitten  die  beiden  carthaglschen  Syno- 
den V.  401  c.  2. 4,  bez.  c  18  (cod.  cit.  c.  68.  60. 84) 
die  Kaiser  alle  selbst  auf  Privatgrundstücken 
befindlichen  Tempel,  femer  Götzenbilder,  hei- 
lige Bäume  und  Haine  zerstören  zu  lassen,  sowie 
die  Schmauserelen  der  Helden,  welche,  soweit 
sie  den  Charakter  blosser  Volksluatbarkeiten 
(absque  ullo  sacrifloio  atque  uUa  superstltione 
damnabili)  inne  hielten,  noch  399  (c.  17  0.  Th. 
XVI.  10)  und  auch  später  (c  4  0.  J.  I.  11)  aus- 
drücklich für  erlaubt  erklärt  wurden,  wegen  ihrer 
Anziehungskraft  auf  die  Christen  zu  verbieten. 
Wahrscheinlich  in  Folge  dieser  und  ähnlicher 
Gesuche  der  Bischöfe  ist  1.  J.  408  c.  19,  C.  Th. 
XVI.  10,  von  neuem  die  Schliessung  der  Tempel 
und  die  Fortschaffung  der  Götzenbilder  befohlen, 
sowie  jede  heidnische  Festlichkeit  untersagt, 
aber  zur  sicheren  Durchführung  dieser  Anord- 
nungen neben  den  staatlichen  Beamten  auch  den 
Ortsbischöfen  die  Ermächtigung  ertheilt  worden, 
Ihrerseits  dafür  die  erforderlichen  Schritte  zu 
thun  und  gegen  Ueberschreitungen  der  betreffen- 
den Verbote  vorzugehen. 

1*  c.  63  0.  Th.  XVI.  6 :  „Omnes  haereseos  om- 
nesque  perfidias,  omnia  sehlsmata  superstltiones- 
que  gentllium,  omnes  catholicae  legis  Inimicos 
Insectamur  errores.  Sl  quos  vero  haec  quoque 
clementiae  nostrae  statuta  poena  comitetur,  et 
noverlnt  sacrilegae  superstitionis  auctores,  parti- 
cipes,  conscios  proscriptlone  plectendos,  ut  ab 
errore  perfldiae,  sl  ratione  retrahi  nequeunt,  sal- 
tem  terrore  revocentur*.  Gleichzeitig  wurden, 
coust.  Sirmond.  VI  (425)  in  Ueberelnstimmung 
mit  den  schon  416  für  Ostrom  erlassenen  c  21 

0.  Th.  XVI.  10,  die  Heiden  von  allen  Civil-  und 
Militärämtern  ausgeschlossen. 

Uebrigens  musste  trotzdem  noch  435  u.  438 
von  Neuem  die  Zerstörung  der  Reste  der  heid- 
nischen Tempel  angeordnet,  sowie  die  Verrich- 
tung heidnischer  Opfer  und  anderer  Kultushand- 
lungen mit  Vermögenskonflskatlon  und  Todes- 
strafe bedroht  werden,  c.  25  C.  Th.  XVI.  10  und 
Nov.  Theodos.  II.  tlt.  3  clt  S-  8.  (üeber  die  Gel- 
tung dieser  Anordnungen  in  den  beiden  Hälften 
des  Reiches  Nov.  Valent.  II.  XXV  und  Lönlng 

1,  57  ff.) 
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stempelt^.  Damit  war  der  Standpunkt  erreicht,  welcher  auch  noch  für  das  Justinia- 
neische  Recht  maasgebend  geblieben  ist  2. 

Nachdem  die  kaiserliche  Gesetzgebung  einmal  die  Ketzerei  und  das  Bekennen 
des  Heidenthums  mit  Strafe  belegt  hatte,  wurden  nun  auch  vor  Allem  seit  der  Zeit, 
als  die  oströmischen  Kaiser  ihre  uneingeschränkte  Herrschaft  über  die  morgenlän- 
dische  Kirche  ausübten,  andere  rein  kirchliche  Strafvergehen  zugleich 
mit  weltlicher  Strafe  bedroht,  also  ebenfalls  als  weltliche  Vergehen 
charakterisirt  ^. 

Andererseits  begnügte  sich  die  weltliche  Gesetzgebung  für  solche  Vergehen, 
welche  ihrer  Natur  nach,  also  ganz  unabhftn^g  von  der  christlichen  Staatsreligion, 
sowohl  als  staatliche,  wie  auch  als  kirchliche  in  Betracht  kamen,  unter  gewissen  Um- 
stünden von  einer  weltlichen  Strafe  abzusehen  und  eine  kirchliche  fQr  ausreichend  zu 
erklären^. 

Aber  in  noch  umfassenderem  Masse  hat  die  kaiserliche  Gesetzgebung  in  das  die 
Kleriker  betreffende  Disciplinar-  und  Disciplinarstraf recht  eingegriffen,  in- 
dem sie  nicht  nur,  freilich  in  Anhalt  an  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung,  den 
Thatbestand  einzelner  kirchlicher  Disciplinarvergehen  näher  normirte^  sondern  auch 
dadurch,  dass  sie  ausser  der  Androhung  der  auf  dem  Boden  der  Kirche  entstandenen 
rein  kirchlichen  Disciplinarstrafen  ^,  nunmehr  auch  in  einzelnen  Fällen  solche,  welche 
nicht  die  kirchliche  und  rechtliche  Stellung,  vielmehr  dieselben  Rechtsgüter,  wie  die 
weltlichen  Strafen  berührten,  so  die  Gefängnissstrafe  in  der  Gestalt  der  Einsperrung 


i  c  8  (472?)  C.  J.  I.  11 :  „Nemo  ea  quae  sae- 
pius  paganae  superstitionis  hominibus  interdicta 
sunt,  audeat  peitemptare,  solens,  qnod  Climen 
pnblionm  committit  qoi  haec  ansna  fnerit  per- 
petrare^ 

Selbstverständlich  mussten  nnnmehr  die  ge- 
dachten Strafen  auch  auf  die  Apostaten  angewen- 
det werden,  Ja  für  die  Wiedereröffnung  von  ge- 
schlossenen Tempeln  und  f&r  die  Aufrichtung 
der  GötzenbUder,  L  7  (451)  C  J.  1. 11 ;  für  die 
Verleitung  eines  andern  zum  Abfall  vom  rechten 
Glauben,  Nov.  Theodos.  dt.  $.  4  (1. 5  C.  J.  I.  7) 
wird  Konfiskation  und  Todesstrafe  angedroht, 
welche  letztere  Strafe  die  spatere  1«  10  pr.  C.  J.  I. 
11  selbst  auf  das  blosse  Verharren  im  heidnischen 
Glauben  nach  der  Taufe  setzt 


^  S.   die  in  den  vor. 
Stellen  aus  dem  G.  J. 


Anmerkungen  citirten 


8  So  bedroht  c.  41  (412)  C.  Th.  XVI.  2  (const 
Sirmond.  XV)  die  falsche  Anklage  von  Geist- 
lichen beim  kirchlichen  Blsciplinargericht  mit 
Infamie,  1.  un.  (427)  G.  J.  I.  8  denjenigen,  wel- 
cher das  Zeichen  Ghristi  auf  dem  Fussboden  in 
den  Steinen,  im  Marmor  u.  s.  w.  ausmeisseln  oder 
malen  Usst,  mit  der  höchsten  Strafe,  Nov.  77  die 
Blasphemie  überhaupt  mit  Tod,  Not.  6  c.  6  die 
Verletzung  der  Gelübde  durch  gottgeweihte 
Jungfrauen  (diaconissae)  und  die  Stupratoren 
der  letzteren  mit  Todesstrafe  und  Vermögens- 
konflskation  (vgl.  auch  Nov.  123  c.  43),  Nov.  123 
c.  16  gewisse  Arten  der  Simonie  'mit  Geldstrafe. 

*  Nach  Nov.  123  0.  20  sollen  Priester  und  Dia- 
konen wegen  falschen  Zeugnisses  in  Geldsachen 
blos  mit  dreijähriger  Suspension  vom  Amte  und 


Einsperrung  in  ein  Kloster,  in  anderen  Prozessen 
aber  mit  Leibesstrafen  bel^  werden. 

^  S.  die  Nachweisungen  in  der  folgenden  An- 
merkung. 

0  So  wird  für  den  Bischof,  welcher  einen  an- 
deren unrechtmässig  weiht,  Nov.  123  c  1  ^  2 
1.  f.  u.  c  2  pr.,  für  Kleriker  (vom  Bischof  an  ab- 
wärts) wegen  Würfelspieles  ibid.  c  10,  Suspen- 
sion auf  festbestimmte,  für  die  ungerechte  Ver- 
hängung der  Exkommunikation  Femhaltung  von 
den  geistlichen  und  kirchlichen  Rechten  auf 
arbiträre  Zeit,  1.  0.  c.  11 ;  für  falsche  Beschuldi- 
gung eines  zum  Bischof  bestimmten  Kandidaten 
Exkommunikation  für  immer,  Nov.  6  c  1.  $.  10 ; 
femer  für  die  Verletzung  der  Besldenzpfllcht 
seitens  der  Bischöfe  Nov.  6  c  2;  Nov.  67  c.  3  u. 
Nov.  123  c  9  i.  f.,  für  BUchöfe,  welche  den  Dia- 
konen nach  ihrer  Weihe  die  Heirath  gestatten, 
ibid.  c  14  oder  welche  Frauen  bei  sich  wohnen 
haben,  Nov.  cit.  0.  29  die  Absetzung  vom  Bi- 
schofsamt ;  für  falsche  Anklagen  von  Geistlichen, 
welche  zu  Bischöfen,  Priestern  u.  s.  w.  geweiht 
werden  sollen,  Verlust  des  vom  Ankläger  inne 
gehabten  Grades,  Nov.  137  c.  3;  für  die  Kleri- 
ker, bez.  Mönche,  welche  die  Co iibatsgesetze  ver- 
letzen, Nov.  Ö  c.  8,  Nov.  6  e.  5  u.  Nov.  123  c.  14 ; 
für  simonistische  Erwerbung  der  Bisch ofswelhe, 
Nov.  6  c  1.  9  u.  Nov.  123  c.2,  $.  1  Ausstossung 
aus  dem  Klerikalstande;  für  den  Lektor,  welcher 
zum  zweiten  Male  eine  Ehe  schliesst  oder  eine 
solche  mit  einer  Frau,  welche  er  nach  den  Kano- 
nes  nicht  helrathen  darf,  eingeht,  Nov.  6  c  6  u. 
Nov.  123  c.  14,  Niohtwelterbeförderung  festge- 
setzt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Earche  durch  dieselbe. 


[§.  253. 


in  ein  Kloster  ^,  ferner  Geldstrafe  2,  Yermögenskonfiskation^,  sowie  Ueberweisnng  an 
die  Kurie  der  Stadt  oder  an  die  Klasse  der  cohortales^  znr  Anwendung  brachte. 


§.253.    g.  Die  staaüichf  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  der  Geistlichen. 

Während  einerseits  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  die  Zuständigkeit  der  geist- 
lichen Gerichte  für  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen  der  Laien  und 
Geistlichen  anerkannt  worden  war  ^^  hat  andererseits  die  römische  K^usergesetzgebung 
die  Aburtheilung  der  Kriminalvergehen  der  Geistlichen  den  staatlichen  Gerichten  be- 
lassenT'so  dass  diese  allein  die  Untersuchung  gegen  solche  zu  fuhren  und  die  welt- 
lichen Ki'iminalstrafen  über  sie  zu  verhängen  hatten.  Allein  den  Bischöfen  ist 
durch  Kaiser  Konstantin  das  Recht  gewährt®,  dass  gegen  sie  auch  die  Anklagen  wegen 
gewöhnlicher  ELriminalvergehen  bei  den  geistlichen  Gerichten  (also  bei  den  Syno- 
den) angebracht  und  hier  untersucht  werden.  Aber  eine  völlige  Exemtion  von  der 
staatlichen  Strafgewalt  war  ihnen  damit  nicht  zugestanden^,  vielmehr  wurde  nach 


^  So  gegen  würfelspielende  Geistliche  (auf  3 
Monat)  Nov.  123  c.  10;  gegen  Geistliche,  welche 
bei  Geldklagen  falsches  Zeugniss  abgelegt  haben, 
ibid.  c.  20,  gegen  Diakonissinnen,  welche  Ter- 
däcbtigen  Umgang  mit  M&nnem  pflegen,  c.  30 
ibid. 

2  In  dem  singularen  Fall  der  Not.  67  c.l,  wo- 
bei allerdings  zugleich  der  Gesichtspunkt  des 
Ersatzes  für  die  verübte  Vermogensbeschädigung 
mit  in  Frage  kommt 

3  Gegen  den  Bischof,  welcher  einen  anderen 
unrechtmässig  zum  Bischof  geweiht  hat,  und 
zwar  zum  Vortheil  der  Kathedrale  des  ersteren, 
Nov.  123  c.  1,  S.  2  i.  f.  u.  c.  2  pr. 

*  Nov.  6  c.  7  in  Betreff  der  Kleriker,  welche 
ihren  Stand  eigenmächtig  aufgeben :  „ri  el;  6ou- 
XeuT/ipiov  fAexd  Tfj«  oOo(ac  ^  ht  dl7top(a  Trpoc  Tafesco- 
Tix-^v  xaTevE^^oerai  t6)^7)v**;  nach  Nov.  123  c 
14  soll  der  widerrechtlich  heirathende  Priester, 
Diakon  oder  Subdiakon  mit  seinem  Vermögen  der 
Kurie  der  Stadt,  wo  er  Kleriker  ist,  überwiesen 
werden,  ebenso  nach  c.  29  ibid.  jeder  Kleriker, 
welcher  verdächtige  Frauenzimmer  trotz  bischof- 
licher Ermahnung  nicht  aus  seinem  Hause  ent- 
fernt oder  des  verdächtigen  Umganges  mit  sol- 
chen überführt  wird.  Dagegen  wird  der  Mönoh, 
welcher  aus  seinem  Kloster  in  das  weltliche  Le- 
ben zurückkehrt,  den  cohortales  (d.  h.  den  wie 
die  Kurialen  einen  erblichen  Stand  bildenden, 
niederen  Beamten  der  Provinzialstatthalter,  v: 
Beth  mann -Holberg,  d.  rom.  Givilprozess 
3,  135.  137)  zugetheilt,  Nov.  5  c.  6. 

Wegen  der  früheren  kaiserlichen  Gesetzgebung 
s.  0.  S.  728  n.  3. 

5  S.  788.  789. 

«  Im  Jahre  355  durch  c.  12  0.  Th.  XVI.  2: 
,,.  .  .  lege  prohlbemus  in  iudicÜB  eplscopos  accu- 
sari,  nedum  adfuturaipsorumbeneflcioimpunitas 
aestimatur,  libera  sit  ad  arguendos  eos  animis 
furialibus  copia.  Si  quid  est  igitur  querelarum, 
quod  quispiam  defert,  apud  alios  potissimum 
episcopos  convenit  explorari,  ut  opportana  atque 
commoda  cunctorum  quaestionibus  audientia  com- 
modetur". 


Nach  Loning  1,  306  soll  dieses  Gesetz,  wel- 
ches der  Kaiser  im  Interesse  der  von  ihm  begün- 
stigten arianischen  Bischöfe,  um  sie  gegen  die 
Verfolgangswuth  der  Orthodoxen  zu  schützen, 
gegeben  habe,  nur  kurze  Zeit  in  Geltung  geblie- 
ben und  wahrscheinlicher  Welse  von  Kaiser  Ju- 
lian mit  allen  übrigen  Privilegien  der  Geistlichen 
ausser  Kraft  gesetzt  sein.  Da  das  Gesetz  Indessen 
noch  in  den  Codex  Theodosianus  aufgenom- 
men worden,  und  kein  späteres,  welches  das- 
selbe beseitigt  hätte,  nachweisbar  ist  (Nov. 
Valent.  III.  ^tit.  84  v.  452,  S- 1,  welche  nur  von 
Givilsachen  und  delicta  privata  der  Bischöfe  ban- 
delt, gehört  nicht  hierher,  L  0  nl  n g  1 ,  307  n.  1), 
so  erscheint  seine  Annahme  nicht  gerechtfertigt. 
Vgl.  hierzu  auch  Ni  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  Klerus 
im  frank.  Reich.  Innsbruck  1886.  S.  104.  lOö. 

7  Das  letztere  ergiebt  deutlich  das  Schreiben 
der  Synode  an  der  Eiche  (403)  an  den  Kaiser,  in 
welchem  sie  die  Absetzung  des  Ghrysostomus 
mittheilt,  zugleich  aber  bemerkt,  dass  sie  zur 
Untersuchung  der  ferner  wegen  Majestätsbelei- 
digung erhobenen  Anklage  nicht  zuständig  sei 
und  dem  Kaiser  die  Bestrafung  deswegen  anheim- 
stellt, Mansi  3,1161  (^Trepi^ouoi  (eol  Xtß^XXot 
xal  xa^ooidlioeaic  lY^T)(ia.  xcXe6o6i  o&v  -^  &u&n 
eOo^ßeia  xal  dfxovTa  a^Tov  i^oo&^vai  xal  (ixac 
Souvai  inX  tiq  Ttadoowiiaei  •  ii^ih^  ^piiv  oux  SSeo^i 
xauTa  CtjTsTv"). 

Femer  stimmt  mit  dieser  Auffassung  das  Re< 
Skript  Valentinians  I.  v.  369  an  den  praefectus 
urbi  c.  20  C.  Th.  XI.  36  (1.2  0.  J.  I.  4):  „Quo- 
niam  Chronopius  ex-antistite  idem  fuit  in  tuo, 
qui  fuerat  in  LXX  episcoporum  ante  iudicio  et  eam 
sententiam  provocatione  suspendit,  a  qua  non  opor- 
tuit  provocare,  argentariam  mulctam  quam  huius- 
modi  facto  sanctio  generalis  imponit,  cogatur  ex- 
pendere'^,  woraus  sich  ergiebt,  dass  der  von  der 
geistlichen  Synode  abgesetzte,  also  wie  er  auch  be- 
zeichnet ist,  Ex-Bischof  Chronopius,  nachher  noch 
vom  praefectus  uibi  im  staatlichen  Kriminalver- 
fahren  verurtheilt  worden  ist  und  dass  er  dieses 
Urtheil ,  obwohl  es  inappellabel  war,  anzufechten 
versucht  hat  (so  auch  Löning  1,  406  n.  1,  wel- 
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der  Untersuchung  der  Anklage  und  Verhängung  der  kirchlichen  Strafe  oder  DiscipU- 
narstrafe  durch  die  Synode  die  Sache  behufs  Aburtheilung  der  weltlichen  Kriminal- 
vergehen,  welche  dem  Bischof  zur  Last  gelegt  waren,  an  das  staatliche  Gericht  ab- 
gegeben, welches  auf  Grund  weiterer  Untersuchung  seinerseits  gegebenen  Falls  des- 
wegen das  Schuldig  auszusprechen  und  die  Strafe  zu  verhängen  hatte  i. 

Wenngleich  abgesehen  davon  den  Bischöfen  und  den  Priestern  hinsichtlich  der 
Strafrechtspflege  noch  einzelne  andere  Privilegien  ertheilt  worden  sind'^,   so  hat 


cliei  mit  Recht  die  Ansicht  Gothofreds  lY. 
320  zurückweist,  dass  der  Bischof  von  dem  tJrtheil 
des  Konzils  au  den  praefectus  praetorio  und  von 
dessen  Entscheidung  an  den  K aiser  appellirthabe)^ 
Nicht  entgegensteht  der  Fall  des  Bischofs  Pris- 
dllianus  y.  Avila  ▼.  384.  Der  letztere  hat  von 
der  gegen  ihn  berufenen  Synode  an  den  Kaiser 
provozirt,  und  auf  Befehl  desselben  wurde  er  ent- 
hauptet, nachdem  er  vom  praefectus  Galliarum 
der  Magie  und  der  Veranstaltung  nächtlicher 
Versammlungen  (also  nicht  der  Ketzerei  oder  an- 
derer kirchlicher,  sondern  weltlicher  Strafver- 
gehen, gegen  die  firOhere  unrichtige  Meinong  vgl. 
J.  Bernays,  über  die  Chronik  des  Sulpicius 
Severns.  Berlin  1861.  S.  10;  Hefele  2,  44  und 
Löning  1,  307  n.  1)  für  schuldig  erklärt  war, 
Sulpicii  Severi  chron.  IL  50,  Migne  60,  158: 
„qui  Prisdllianum  gemino  iudicio  auditum  con- 
victumqne  maleflcii  nee  difQtentem  ob^cenis  se 
studuisse  doctrlnls,  noctumos  etiam  turpium  femi- 
narum  egisse  conventus  nudumque  orare  solitum, 
nocentem  pronundavlt  redegitque  in  custodiam, 
donec  ad  prineipem  referret.  Gestis  ad  palatinm 
delatis,  censuit  Imperator  Priscilllanum  sociosque 
eius  capitis  damnari  oportere^  Dass  aber  hier 
ein  Verstoss  gegen  das  geltende  Recht  vorgekom- 
men ist,  zeigt  die  Klage  des  Sulpicius  Severns 
darüber,  dass  die  Synode  ohne  Weiteres  die  Pro- 
vokation des  Prisdllian  an  den  Kaiser  zugelassen 
hat,  1.  c.  II.  49,  1.  c.  p.  157 :  ^^Prisclllianus  vero, 
^  ne  ab  episcopis  audiretnr,  ad  prineipem  provo- 
cavit  permissumque  Id  nostrorum  inconstantia, 
qui  aut  sententiam  vel  in  reft'agantem  ferre  de- 
buerant  aut,  si  ipsi  suspecti  habebantur,  aliis 
episcopis  audientiam  reservare,  non  causam  im- 
peratori  de  tam  manifestis  criminibus  permittere^. 
Einen  ähnlichen  Vorwurf,  wie  Sulpicius,  erhebt 
Gelasius  I.  ep.  ed  episc.  Orlental.  v.  495  gegen 
diese  Bischöfe,  dass  sie  sich  der  einseitigen  Ver- 
bannung so  vieler  Ihrer  Mitbischöfe  nicht  wider- 
setzt hätten,  Thiel  1,  400:  „Cur  non  adistis  im- 
peratorem?  . .  .  allegantes:  numquamvde  ponti- 
licibus  nisi  ecclesiam  iudicasse ;  non  esse  hnma- 
uarum  legum  de  talibus  ferre  sententiam 
absque  ecolesiae  principaliter  constitutis 
pontificibus ;  .  . .  .  episcopis  caput  subdere  prin- 
eipem solitum,  non  de  eorum  capitibus  ludicare; 
.  .  .  Si  crimine  respersi  erant  aliquo,  eccleslas- 
tica  debuit  examinatione  cognosci .  .  .  Satis  sit  . 
ostendere  ,  quid  secundum  regulas  et  patrum  oa- 
nones  facere  deberetis,  praecipue  quum  etiam 
ipsae  leges  pnblicae  ecciesiasticis  reguUs  obse- 
quentes ,  tales  personae  non  >nisl  ab  episcopis 
sanxerint  iudicarl.  Si  vero  de'  qualibet  haeresi 
fuerant  impetiti,  tanto  magis  eos  decuit  ista  cog- 
noscere  qui  et  secundum  religionls  favorem  pos- 
sent  ista  disoutere^. 


Wenn  endlich  die  Kleriker  des  Bischofs  Maxi- 
mus V.  Valence  nach  ep.  Bonifac.  I.  ad  episc. 
Galliae  v.  419,   Jafftf  ed.  II.  n.  349,  Mansi 

4,  894,  von  diesem  behauptet  haben:  „Quem 
furore  suo  et  insana  temeritate  ad  saeoularium 
quoque  ludicum  tribunalia  subditum  quaestioni, 
quod  in  vill  quoque  persona  turpissimum  est, 
obiicerent  pervenisse  et  homicidii  damnatum 
assererent,  gestis  prolatis  in  medium^  so  fehlt 
jeder  nähere  Anhalt  darüber,  ob  diese  Bestrafung 
nach  Erlangung  der  Bischofswürde  durch  Maxi- 
mus stattgeftinden  hat,  vgl.  auch  Nissl  S.  106. 

1  Wenn  Nissl  S.  105  die  Bischöfe  ^von  den« 
weltlichen  Gerichten  als  Schulderkenutnissge- ^ 
richten  eximirt  und  dafür  einer  geistlichen  Synode 
zugewiesen^'  sein  lässt,  so  fasst  er  offenbar  das 
Verhältniss  zwischen  beiden  Gerichten  dahin  auf, 
dass  das  geistliche  Gericht  auch  in  Bezug  auf  das 
weltliche  Vergehen  die  thatsächliche  Feststellung 
vorzunehmen,   das  weltliche  dagegen  blos  auf 
Grund  dieser  letzteren  über  das  Vorliegen  des  ■ 
staatlichen  Vergehens  zu  befinden  und  die  Strafe 
für  dieses  auszusprechen  hatte. 

Damit  stimmt  indessen  die  Stellung,  welche 
die  Synode  an  der  Eiche  in  ihrem  Schreiben  ein- 
nimmt, S.  794  n.  7,  nicht  überein,  und  es  wäre 
unter  dieser  Voraussetzung  auch  eine  zu  eklatante 
Rechtsverletzung  gewesen,  wenn  die  Kaiser  in 
einzelnen  Fällen  unter  Umgehung  des  geistlichen 
Gerichts  die  Bischöfe  we^en  Kriminalvergehen 
bestraft  hätten.  Die  c.  12  C  Th.  XVI.  2  verbie- 
tet in  der  That  nur  die  Anklagen  bei  dem  welt- 
lichen Gericht.  Das  geistliche  Gericht,  die  Sy- 
node, sollte  im  Interesse  der  AuArechterhaltung 
des  Ansehens  des  bischöflichen  Standes  und  der 
Handhabung  der  Disciplin  über  die  Bischöfe  zu- 
erst mit  allen  Anklagen  befasst  werden  und  ihrer- 
seits die  Schuld,  soweit  es  sich  um  ein  kirchliches 
Straf-  oder  Disciplinarstrafvergehen  handelt, 
feststellen,  nicht  aber  aueh  mit  piäjudizieller 
Bindung  für  das  weltliche  Gericht  Über  das  staat- 
liche Kriminalvergehen  befinden.  Wäre  diesem 
blos  übrig  geblieben,  die  Strafe  festzusetzen  und 
zu  exequiren,  so  hätte  es  keine  selbstständige 
Kriminalstrkfgewalt  mehr  besessen.  Vielmehr 
war  das  allein  die  Absicht  des  Gesetzes,  das  Dis- 
ciplinafVerfahren  wegen  der  kirchlichen  Vergehen, 
•welches,  wenn  es  ein  schweres  war.  Ja  vielfach 
auch  zugleich  ein  weltliches  bildete,  dem  staat- 
lichen Kriminalverfahren  vorangehen  zu  lassen. 
Dafür  spricht  auch  die  analoge  Regelung  des 
Verhältnisses  zwischen  geistlichem  nnd  welt- 
lichem Gericht  in  Nov.  123  c.  21  $.  1  (vgl.  auch 

5.  796  n.  1). 

2  So  den  Bischöfen  die  Freiheit  vom  Zeugniss- 
zwang, ja  sogar  Ausschliessung  derselben  vom 
Zeugniss,  c.  8  (381)  C.  Th.  XI.  39:  „Episcopus 
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doch  in  Betreff  der  Znständigkeitsfrage  selbst  das  Jnstinianeische  Recht  noch  an  der 
früheren  Ordnung  festgehalten^.  Was  die  Kleriker  im  Allgemeinen  betrifft,  so 
sollte  nach  demselben  der  Bischof  gegen  die  bei  ihm  angeklagten  Geistlichen  die 
Absetzung  aussprechen,  die  Untersuchung  wegen  des  Eriminalyergehens  und  die  Ver* 
hängung  der  weltlichen  Strafen  aber  dem  staatlichen  Gericht  überlassen  bleiben  oder 
das  letztere,  falls  es  zuerst  angegangen  war,  nach  Erhebung  des  Beweises  die  Sache 
zunächst  an  den  Bischof  behufs  der  disciplinarischen  Absetzung  abgeben  und  dann 
erst  seinerseits  zur  Auferlegung  der  staatlichen,  der  Eriminalstrafe,  schreiten  2.  Damit 
war  eine  ausreichende  Bestimmung  fär  diejenigen  Fälle  getroffen,  in  welchen  ein 
Vergehen  zugleich  als  kirchliches  und  weltliches  qualifizirt  und  mit  kirchlichen  und 
weltlichen  Strafen  bedroht  war  3.  Bei  denjenigen  rein  kirchlichen  Disciplinarver- 
gehen,  welche  ausnahmsweise  mit  weltlichen  Strafen  bedroht  waren*,  erkannte 
dagegen  wahrscheinlich  das  kirchliche  Gericht  auch  auf  diese  ^,  nicht  etwa  die  welt- 
lichen Behörden,  welche  aber  wohl  nöthigenfalls  ihre  weltliche  Macht  zur  Durch- 
führung des  Urtheils  zu  leihen  verpflichtet  waren  ^. 

In  Betreff  der  Bischöfe  ging  Justinian  insofern  ttber  die  frtther  denselben  er- 
theilte  Begllnstigung  hinaus,  als  er  überhaupt  allen  weltlichen,  Ciidl-  und  militärischen 
Obrigkeiten  die  Vorladung  eines  solchen  in  Vermögens-  und  Strafsachen  ohne  kaiser- 
liche Genehmigung  verbot  7,  also  die  Entscheidung  über  die  Erhebung  von  Anklagen 


iiec  honore  nee  legibus  ad  testimoniam  flagitatni 
....  Eplsoopum  ad  testlmonium  dicendnm  ad- 
mltti  non  deoet,  nam  et  pezsona  delionoratni  et 
dignitaa  Bacerdotls  excepta  confunditui'^  (1.  7  C. 
J.  I.  3);  TgL  auch  Löning  1,  309;  femei  das 
Privileg  der  Pzieater  beim  Zeugnlss  von  der  Tor- 
tur befreit  zu  sein,  c.  10  (v.  386)  C.  Th.  XI.  39 
(1.  8  C.  J.  ].  c).  Endlich  würde  hierher  daa 
ungewöhnliche  Privilegium,  constlt.  Slrmond. 
XXI,  Haenel,  corpus  leg.  p.  211:  „Audemus 
quidem  sermonem  facere  sermone  plus  tlmore 
capti  de  saoris  et  v.  sacerdotlbus  et  secundls 
sacerdotlbus  vel  etiam  levltis  et  cum  omni  timore 
nominare,  quibns  omnis  terra  caput  IncUnat. 
Audivlrnus  enim  perfldlam  In  urbe  ad  deum 
vivum  et  Imperium  nostrum  fleri.  Sed  si  quis 
ausus  .  .  .  legi  ecdeslae  vel  clerico,  per  quos  no- 
strum poUet  Imperium,  andere  voluerlt,  si  accu- 
satlonem  ditlor  persona  protulerlt,  reposita  poena 
flsco  nostro,  i.  e.  100  pondo  aurl  et  100  pondo 
argentl  inferre  cogatur  et  sie  cum  actorlbus  ec- 
deslae causam  dicat.  Sl  autem  Inflrmlor  persona 
.  •  .  numquam  obrepto  patrimonlo  nostro  nescio 
qua  perfldia  tentare  audeat  militantes  In  palatio 
Christi,  terrae  curiae  hlnc  adducl  lusslmus  et 
manus  eins  implnmbari",  hinsichtlich  der  Be- 
sohränkung  der  Anklagen  gegen  Kleriker  gehören, 
welches  Yalentlnlan  III.  (430)  zugeschrieben 
wird,  aber  —  selbst  wenn,  was  mir  unmöglich 
erscheint,  die  Konstitution  in  der  vorliegenden 
Fassung  acht  sein  sollte  (s.  übrigens  Löning 
1,  309  n.  4;  Maassen,  Oesch.  d.  Quellen  des 
kan.  Rechts  1,  321.  626.  670.  613)  —  wegen 
ihrer  Nichtaufnahme  in  den  Cod.  Theodos.  keine 
praktlche  Bedeutung  erlangt  hat. 

1  Nov.  83  (639)  praef.  $.2  und  Not.  123  (546) 
0.  21  $.  1 :  „Ei  ht  lptXy]}ia  cIt)  t6  %a%'  olov^- 
itOTs  Töw  fxv7](jLov$iiVivroiv  eOXaßeoTdkaiv  icpocdb- 


TtflDV  inif  6p6{JLevov,  e(  (liv  icapa  iictoxiSinp  toOto 
%aTV)YOpT)^iQ  %a\  a6TÖc  t?jv  dXrj^elcN  söpeiv  6üvij- 
^^,  anh  T?j«  Ttjifjc  iJTOi  TOü  ßa^fiLOÖ  toutov  xatd 
Too(  ixxXT)otaoTixouc  xovövac  ^xßoXX^ro)  xal  Tr}vt- 
xaÖTtt  b  irp6c^poc  8ixaaT?|c  toötov  wstjixm  xal 
•Mxä,  Touc  vöfjiou;  Ti?jv  (ix-^v  i^eTaC^n  xal  izipa^ 

^  L.  c.  :  j^i  hi  npörepov  tcp  noXmxtfi  ^p^ovri 
Tcpoc^ft^  6  xorhfopoi  %a\  t6  IyxXt)(mi  htä  •ioyX- 
(jioü  üiexdctm  wsrfitiri  diro5ei^(Hjvai,  rdrc  Tip 
dictOTCÖircp  T&v  TÖiCQDV  Ttt  bTTOfAv/ifiata  ^vcpo6o^ 
xal  el  ii  aÖT&v  TfvmoÄj  td  icpori^cvra  ipcA'/jpwtTa 
irAT)fX(t£X'?joat  aixöv,  xore  auxö;  h  £ic(oxoicoc  to&- 
Tov  xaxd  To6c  xavdvac  diA  Tfjc  Tipt^jc  iiToi  toO 
ßa&pioO  8v  iy(ti,  YtoptCixt»,  b  hi  Smaonjc  bL^ixt}- 
oiv  a6x(j)  lirif  ep6xai  v^piotc  dppLÖStov''.  Nahm  der 
Bischof  Anstand  an  der  Führung  des  Prozesses,  so 
brauchte  er  die  DisdpUnarstrafe  nicht  zu  ver- 
hängen,  und  es  sollte  dann  sowohl  Tom  Bischof, 
wie  auch  vom  weltlichen  Richter  an  den  Kaiser 
berichtet  und  dessen  Entscheidung  eingeholt 
werden. 

8  Wie  z.  B.  die  Ketzerei,  der  Abfall  zum  Hei- 
denthum,  vgl.  auch  S.  793  n.  3.  Für  die  FaBe, 
In  welchen  die  Feststellung  des  kirchlichen  Rich- 
ters, wie  z.3.  bei  der  Ketzerei  für  den  weltlichen 
präjudiziell  sein  musste  (s.  S.  790. 791),  war  durch 
diese  Bestimmung  auch  dafür  gesorgt,  dass  der 
erstere  zunächst  sein  Erkenntniss  abzugeben 
hatte. 

*  S.  793. 

5  Denn  In  Dlsdplinarsachen  hatte  es  die  aus- 
schliessliche Kompetenz,  s.  0.  S.  789. 

6  Wo  dagegen  für  ein  an  sich  staatliches  Ver- 
gehen von  weltlicher  Strafe  abgesehen  war,  S. 
793  n.  4,  hatte  das  staatliehe  Gerioht  keinen 
Raum  für  seine  Thätigkeit. 

7  Nov.  123  dt  c  8:  „' AXV  o65e  bvip  xivoc  XP^^,- 
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wegen  staatlicher  Eriminalvergehen  dem  kaiserlichen  Ermessen  vorbehielt  i,  nnd  die 
Befdgniss  dazu  allen  anderen  Staatsbeamten  entzog. 


B,  Die  merovingische  Zeit  [das  Franken-  und  das  Westgothenreich)'^. 


1,   Die  MrcMicken  Strafen. 
§.254.    a.  Gegen  Laien, 

Das  Strafmittel-System,  welches  die  Kirche  während  der  ersten  Jahrhunderte 
unter  der  Herrschaft  des  römischen  Reichs  entwickelt  hatte,  ist  selbstverständlich 
von  ihr  anch  in  den  seit  dem  5.  Jahrhundert  entstandenen  Germanenreichen  festge- 
halten worden,  jedoch  hat  dasselbe  während  dieser  Zeit  manche  Ergänzungen  und  / 
Aendemngen  erfahren,  welche  hier  des  Näheren  zu  besprechen  sind.  ^ 

Als  wichtigstes  StrafmittelgegenLaien  blieb  nach  wie  vor  1.  der  grosse  Kirchen- 
bann, die  Exkommunikation'  in  Uebung.    Sie  wird  ftlr  die  Regel  schlechthin 


Äpxovra  itoXiTixöv  ^  orpaTiorixÖN  Äxovta  tj  5i- 
d^eodai  ^  irap(oTao^ai  6(ya  ßaotXixiJc  xeXe6oea>; 
ouYX<öpoüffev,  dXXd  täv  apxovxa  t6v  touto  eTxe 
dYTfpc^T*"»  ^^"^^  d^pctcpo;  7:po;xdlSai  ToXpii^aaNTa 
fierd  T?)v  TJj;  C<6v7)c  di^otpeaiv  x'  vpüaiou  Mtoäv 
iroivfjv  xotxapaXeTv  xeXeöofiev  TJj  StxXt)o(<f,  VJ«  6 
iirCoxoTTo;  ßiaxO^j^ai  ^  TrapaoTijvai  irpo^etdEvÖT], 
8o&7joofx£vY)v  xal  xoü  dxSiSaoxou  6(jio(<u;  fji€xa  x9)v 
x^C  t<6v7]C  äcpalpeaw  xal  ßao^voi;  ÖTioßoXXofi^vou 

1  Thatsächlich  hatten  die  Kaiser  wohl  diese 
früher  schon  in  den  meisten  Fällen  geübt,  s.  S. 
794  n.  7. 

s  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  E.  R.  1,  636 
u.  %  448.  Die  wenigen  dem  Burgunder-  und 
dem  Sneyenieich  Angehörigen  Synoden,  Bd.  III. 
S.  476  n.  4.  S.  639  n.  6  u.  694  n.  8  sind  ebenfalls 
mit  berücksichtigt. 

3  Das  lateinische  Wort :  txcommwnicatlo  wird 
Jetzt  viel  häufiger  als  früher  gebraucht,  Orleans 

I  511  c.  13;  Orleans  lU  538  c.  8.  25.  31;  Orle- 
ans IV  541  c.  22 ;  Tours  II  567  c.  10.  16. 16. 20. 
26;  Auxerre  585  c.  38.  39;  Chalons  644  c.  14. 
19;  Lyon  517  c  5;  Gregor.  Turon.  bist.  Franc. 
X.  14;  Agde  506  c.  31;  Braga  II.  572  c  8; 
Toledo  III.  589  c.  16;  Sevilla  I  590  c.  3:  Sevilla 

II  619  c.  11 ;  Toledo  IV  633  c.  17.  51.  65 ;  To- 
ledo V  636  0.  4.  5;  Toledo  VU  646  c  1.  2;  To- 
ledo X  666  c.  5. 6.  7;  Toledo  XI  675  c.  5 ;  Toledo 
XII  681  c  6.  11.  12;  Toledo  XIII  683  c.  11. 12; 
Toledo  XVI  693  o.  19.  Daneben  finden  sich  aber 
noch  die  schon  früher  (S.  701)  üblichen  Bezeich- 
nungen und  Wendungen,  wie  peüi  de  ecclesiae 
coetu  (instissima  excommunicatione)  Agde  cSl, 
ab  eccl.  cathol.  communione  Clermont  I  585 
c.  14,  a  communione  oder  a  o.  ecclesiastica  Or- 
leans III  «.  13.  16;  Toledo  111  c.  16,  a  consortio 
fldelium  veleccles.  c.  Orleans  IV  c.  16,  ab  ecclesia 
Epson  617  c.  2,  —  teptlli  ab  ecclesia  Agde  c.  24; 
Epaon  e.  86,  Tours  II  c.  21 ;  —  »epatari  ab  omni 
catholicorum  consortio  Orleans  I  c.  11,  ab  om- 


nium  catholicorum  comm.  Barcelona  II  597  c 4; 

—  segregari  a  chiistianorum  coetu  atque  conviTio 
et  a  c  eccl.  Clermont  I  c.  6,  ab  ecclesia  Tours  II 
c.  27,  a  communionis  gratia  Lyon  III  583  c.  3 ; 

—  exeludi  a  c.  ecclesiae  et  sancto  populi  coetu, 
a  c.  ecclesiae  Clermont  I  c  5,  ab  ecclesiae  limi- 
nibus  Orleans  VI  549  c.  13,  et  ecclesiis  Rheims 
624  c.  10  (12);  arceri  ab  ecclesiae  liminibus  et  a 
catholicor.  comm.  Agde  6  c.  32;  Orleans  IV  c  21. 
25 ;  Macon  I  581  c.  6.  7,  ab  ecclesiae  ooetibus 
Orleans  II  c.  20.  ab  ecclesia  Orleans  V.  c.  2;  — 
haberi  eztrantum  ab  ecclesia  Agde  c.  42,  a  c. 
catholicae  ecclesiae  Paris  III  557  c.  6,  a  c.  et  con- 
yivio  catholicorum  Orleans  I  c.  3,  a  liminibus 
s.  ecclesiae  Auxexre  685  c.  44,  a  s.  c.  et  limini- 
bus ecclesiae  Toledo  III  c  10;  —  alienwn  a  con- 
sortio ecciesiastico  yel  omnlum  christianorum 
convivlo  Lyon  II  c  2;  Paris  V  614  c.  10;  —  pri- 
vari  communione  Orleans  I  c.  11 ;  Arles  IV  524 
c.  4;  Orleans  II  c.  11 ;  Clermont  I  c.  2;  Orleans 
V  c  16 ;  Lyon  II  c.  3 ;  Macon  1 585  c.  12,  a  chri- 
stianorum coetu  atque  convivio  et  ecclesiae  Tours 
II  c.  21,  a  consortio  catholicorum  Toledo  V 
636  c.  3. 

Weitere  verwandte  Ausdrücke  der  Zeit  sind : 
effiei  extranewn  a  c  ecclesiastica  Toledo  III 
c.  21,  ab  ecclesia  catholica  et  alienum  ab  omni 
consortio  christianorum  Toledo  IV  c.  76 ;  —  ha- 
beri  extOTve»  a  coetu  christianorum  Toledo  VI  c.  6 ; 

—  fieri  extra  €eele$iam  Toledo  X  c.  7 ;  —  p«ni- 
iu$  abdieari  a  c.  christianorum,  Rheims  624  c.  16 
(18)  —  ab  omnibuB  eedeiüs  tegregatu»  a  s.  c.  ha- 
beatur  extraneus  Tours  II  c.  26 ;  —  semotus  ab 
ecclesia  Paris  III  c.  7;  —  teelunu  ab  omni 
christianorum  c.  Toledo  XIII  683  c.  6 ;  —  se- 
que$trari  ab  ecclesia  Paris  V  c.  6,  frank.  Synode 
Y.  614  (sog.  syn.  incerti  loci)  c.  12;  a  commu- 
nione omnium  sacerdotum  Chalons  641  c  11; 
tamquam  calumniae  reum  Rheims  c.  17  u. 
Olichy  G.  19;  ab  omnium  caritate  vel  (et)  a  com- 
munionis gratia  8eque.8tratns  Paris  V  o.  9;  — 
iuspendi  a  c.  ecclesiastica  oder  catholica  oder  ab 
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ohne  jede  nähere  Erwähnung  ihrer  Daner  ^  andererseits  aber  auch  bis  znr  Besserung^ 
oder  bis  znr  Wiederherstellung  des  ordnnngsmässigen  Zustandes  ^  oder  der  Zurück- 
erstattung  des  Entzogenen^  oder  endlich  nach  Befinden  des  Bischofs^  angedroht. 
Daneben  ist  allerdings  auf  manche  Vergehen  eine  immerwährende  Exkommunikation  ^ 
gesetzt,  aber  damit  ist  nicht  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  bei 
welcher  jede  Möglichkeit  der  Wiederaufiiahme  beseitigt  war^,  sondern  nur  die 
Ausschliessung  bis  zur  Todesstunde^  gemeint.. 

Was  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  betrifft,  so  wird  die 
Exkommunikation  noch  wiederholt  als  Ausstossung  aus  der  Kirche  bezeichnet^.  Seit 
Augustin  begann  sich  aber  in  der  Kirche  die  Auffassung  geltend  zu  machen,  dass  die 
Spendung  der  Taufe  dem  Getauften  einen  nnverlierbaren  Charakter  aufrage  ^o.  Die 
Konsequenz  dieser  Lehre  ist  die  Unmöglichkeit  einer  völligen  Loslösung  des  einmal 


ecclesiae  c.  Orleans  III  o.  22;  Orleans  IV  c  15. 
24;  ab  ecclesla  ibid.  c.  33;  Narbonue  587  c.  14, 
ab  omni  c.  Orleans  IT  e.  22;  a  communione  Or- 
leans I  c.  11 ;  Orleans  Y  c.  2;  Clermont  II  c  2; 
Gregor.  Tnron.  V.  20 ;  —  habere  iacturam  commu- 
nionia  Toledo  IV  c.  15 ;  —  prohiberi  ab  ecclesiae 
foribus  Gregor.  Tnr.  V.  36 ;  —  arceri  ab  omnibu$ 
ecele$ii8  Ibid.  V.  47 ;  —  pacem  eedeaiae  (S.  697) 
non  habere  Orleans  IV  c.  13  ;  —  arceri  a  sacris 
caeremoniis,  donec  ...  in  pace  ecdesiastica  re- 
vocentnr,  1.  c  c.  26 ;  vgl.  anch  Gregor  Tor.  V.  20. 

Wegen  des  Aasdrnckes :  anathema  s.  u.  8.  800. 

^  Das  ergeben  die  meisten  der  vorher  citirten 
Stellen. 

2  So  z.  B.  bis  znm  Aufgeben  der  verbotenen 
incestuosen  y erbindang,  Clermont  I  c.  12;  Or- 
leans III  c.  10;  Tours  II  c.  21 ;  Paris  V  c.  14; 
der  ehelichen  Gemeinschaft  mit  dem  Jüdischen 
Theil,  Orleans  III  c.  13;  der  Geschlechtsgemein- 
schaft  mit  der  gottgeweihten  Jungfrau,  Orleans 
y  c.  19 ;  bis  zur  RAckkehr  der  Nonnen,  weiche 
das  Kloster  verlassen  haben,  Lyon  III  583  c.  3. 

8  Z.  B.  der  Wiederaufnahme  der  verstossenen 
Ehefrauen,  Toledo  XII  o.  3. 

^  Wie  des  geraubten  Kirchengutes,  Orleans 
III  c.  12;  Orleans  y  c.  13;  Lyon  II  c.  2;  Paris 
y  c.  6. 

&  Für  nicht  gebührendes  Grüssen  eines  Kle- 
rikers durch  einen  Laien,  Macon  II.  c.  15: 
„quamdiu  episcopus  illius  ecclesiae  voluerit^ 

0  Gewöhnlich,  excommunicatio  perpelua,  Braga 
III  675  c.  2;  Toledo  yil  646  c.  1,  auch  anathema 
irrevoeabile,  perpetuum  oder  aetemumj  Paris  III 
c.  2.  5 ;  Toledo  yill  653  c.  3;  Toledo  XIII  683 
c.  4  genannt,  doch  kommen  auch  andere  Bezeich  - 
nungen,  wie  z.  B.  exe.  perennls,  Tours  II 
c.  20,  vor. 

Bedroht  wird  damit  dieyerletzung  der  Keusch- 
heit seitens  der  gottgeweihten  Jangfrauen  und 
Wittwen,  sowie  seitens  deijenigen,  die  sie  rauben 
oder  mit  ihnen  eine  Ehe  eingehen,  Tours  II 
c.  20;  Paris  III  c.  5;  Paris  y  c.  13;  die  yor- 
nahme  heidnischer  Kultushandlungen,  Toledo 
XII  681  c.  11 ;  das  Ausspeien  der  Hostie,  Toledo 
XI  675  c.  11 ;  der  Gebrauch  heiliger  Gefässe  zu 
profanen  Zwecken,  Braga  III  e.  2;  die  Beraubung 
und  die  Konfiskation  von  kirchlichen  Gütern, 
Orleans  y  c.  15;  Paris  III  c.  2;  die  hartnäckige 


yerweigexung  der  Zehnten,  Macon  II  c.  5;  die 
Simonie,  Toledo  yill  c.  3;  der  Landes-  und 
Hochverrath,  sowie  dieyerletzung,  Beraubung  und 
yertreibung  der  Mitglieder  der  königlichen  Fa- 
milie, Toledo  yil.  646  c.  1 ;  Toledo  Xm  683 
c.  4,  vgl.  auch  Xyi  698  c.  9. 

7  S.  0.  S.  699. 

s  Der  yersagung  der  Kirchengemeinschaft 
„usque  ad  exitiim  viatico  in  inflrmitatis  periculo 
reservato"  gedenken  Orleans  III  c.  16,  Macon  I 
c.  12  (für  die  Entführer  oder  Zuhälter  gottge- 
weihter Jungfrauen  und  für  diese  selbst),  Orle- 
ans III  c.  25  (für  Büsser,  welche  das  übernom- 
mene Büsserleben  aufgeben),  Rheims  624  c.  9 
oder  Clichy  c.  11  Qfür  Mörder),  Toledo  Xyi  c.  9 
(für  Hochverräther),  ohne  Erwähnung  des  nach 
dem  vorstehenden  selbstverständlichen  Kechtes 
auf  das  viaticum  Macon  I  c.  17  (für  diejenigen, 
welche  andere  zum  Meineid  und  zu  falschem 
Zeugniss  verführen)  und  Paris  y  c  12  (für 
Mönche  und  Nonnen,  welche  das  Kloster  ver- 
lassen und  die  Rückkehr  in  dasselbe  verweigern). 

Dass  mit  der  Androhung  der  exe.  peipetua 
nichts  anderes  als  die  im  Text  gedachte  Aus- 
schliessung gemeint  ist,  ergiebtsich  schon  daraus, 
dass  derselbe  Konzilienkreis  für  die  gleiche  Straf- 
that,  die  Entführung  und  Heirath  der  gottge- 
weihten Jungfrauen,  sich  bald  der  einen,  bald 
der  anderen  Bezeichnung  bedient,  s.  S.  797  n.  3, 
und  dass  bei  einzelnen  Androhungen  der  exe.  p. 
einerseits  ausdrücklich  der  Möglichkeit  gedacht 
wird,  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirchengemein- 
schaft früher  zu  erlangen,  Toledo  XI  c.  11,  an- 
dererseits blos  für  den  Fall  der  Unbussfertigkeit 
nach  Toledo  Xyi  c.  3  i.  f.  (betre£Fend  die  Sodo- 
mie) das  „nee  in  exitus  die  . .  communionis  per- 
cepüone  se  noverint  relevari  nee  catholicotum 
coetui  aggregari''  gilt,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Tendenz  der  Entwicklung  dahin  gegan- 
gen ist,  eine  unter  allen  Umständen  unwiderruf- 
liche Ausschliessung  aus  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft immer  mehr  einzuschränken  und  möglichst 
zu  beseitigen,  vgl.  o.  S.  700  n.  1  u.  S.  723  n.  5. 

9  So  in  einer  Reihe  der  S.  797  n.  3  angeführ- 
ten Qu^Uenstellen. 


w  Hahn, 
S.  230  ff. 
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der  Kirche  Angehörigen  von  derselben,  eine  Folgerung,  welche  die  katholische  Eir- 
chenlehr e  auch  später  gezogen  hat,  nnd  welche  heute  in  allgemeiner  Anerkennung  steht  ^ . 
Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  eine  Exkommunikation  in  dem  alten  und  ursprüng- 
lichen Sinne,  d.  h.  in  der  Bedeutung  einer  völligen  Ausstossung  des  Gebannten  aus  der 
Earche  und  der  völligen  Lösung  aller  seiner  rechtlichen  Beziehungen  zu  ihr  unmög- 
lich, vielmehr  erscheint  lediglich  eine  Entziehung  aller  kirchlichen  Rechte  denkbar, 
während  der  Gebannte  andererseits  die  passive  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  behalten, 
also  dem  Rechte  derselben  unterworfen  bleiben  muss  und  von  seinen  kirchlichen  Pflichten 
nicht  frei  werden  kann.  Dass  man  sich  dieser  Konsequenz  der  Lehre  Augustins  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  schon  klar  bewusst  gewesen  ist,  dafttr  findet  sich  kein  Anhalt. 

Aber  abgesehen  davon  kam  noch  ein  anderes  Moment  in  Betracht,  welches  eben- 
falls für  die  bisherige  Auffassung  der  Exkommunikation  nicht  ohne  Bedeutung  bleiben 
konnte.  Die  Christengemeinden  hatten  die  letztere  zuerst  als  Strafmittel  angewendet, 
als  sie  noch  rings  vom  Heidenthum  umgeben  waren  und  ihre  Religion  nicht  einmal  die 
Anerkennung  der  Existenzberechtigung  seitens  des  römischen  Reiches  gefunden  hatte. 
Der  von  ihnen  Ausgestossene  hatte  volle  Freiheit,  im  römischen  Staate  zu  leben  und  erlitt 
an  seiner  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  keine  Einbusse.  Nachdem  aber  im  Laufe  des  4. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  die  Ketzerei  und  das  Heidenthum  im 
Interesse  der  von  den  Kaisem  angestrebten  Glaubenseinheit  durch  die  Staatsgesetz- 
gebung unterdrückt  worden  war  ^,  blieb  für  den  völlig  aus  der  Earche  Ausgestossenen 
überhaupt  kein  Raum  im  Staate  mehr  übrig,  ja  konsequenter  Weise  konnte  die  Kirche 
selbst,  welche  das  Recht  der  Zugehörigkeit  zu  jeder  andern  religiösen  Gemeinschaft  ver- 
neinte, nunmehr  eine  solche  Abscheidung,  wie  sie  sie  in  den  früheren  Zeiten  in  der 
Exkommunikation  verhängt  hatte,  nicht  mehr  vornehmen.  Durch  diese  Lage  der  Ver- 
hältnisse war  also  ebenfalls  eine  Umbildung  rechtlichen  Charakters  der  Exkommuni- 
kation, nnd  zwar  in  der  schon  durch  die  Augustinische  Lehre  bedingten  Richtung 
angezeigt.  Trotzdem  findet  sich  keine  Spur,  dass  die  Kirche  und  ihre  Gesetzgebung 
mit  klarem  Bewusstsein  dieser  Entwicklung  Rechnung  getragen  hätte.  Abgesehen 
davon,  dass  schon  bald  nach  dem  Abschluss  der  gedachten  kaiserlichen  Gesetzgebung 
arianische  und  heidnische  Germanen  in  das  römische  Reich  einzudringen  begannen, 
und  die  erstrebte  Glaubenseinheit  zunächst  wieder  in  Frage  gestellt  wurde,  lag  der 
Hauptgrund  daftir  wohl  darin,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher  das  Christenthum  die 
ausschliesslich  herrschende  Religion  geworden  war,  die  Exkommunizirten  es  für 
die  Regel  nicht  unterliessen,  ihre  Aussöhnung  mit  der  Earche  früher  oder  später  zu 
suchen ,  und  in  Folge  dessen  der  Widerspruch  der  ursprünglichen  Bedeutung  der  Exkom- 
munikation mit  den  veränderten  Verhältnissen  praktisch  nicht  hervortrat.  Dazu  kam 
überdies,  dass  die  für  die  Exkommunikation  gebrauchten  Ausdrücke,  welche  dieselbe 
vielfach  als  Scheidung  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  und  von  dem  Verkehr  mit 
den  Gläubigen  bezeichneten,  doppelsinnig  waren  ',  und  deshalb,  weil  sie  für  die  ver- 
änderte Lage  der  Dinge  passten,  die  erfolgte  Umwandlung  verdeckten. 

Wenn  in  Folge  dessen  selbst  nach  der  Gründung  der  Germanenreiche,  insbeson- 
dere im  westgothischen  und  fränkischen,  in  denen  es  der  katholischen  Kirche  gelang, 
ihren  Anspruch  auf  Alleinherrschaft  des  katholischen  Glaubens  zur  Geltung  zu  brin- 
gen 4,  ein  klares  Bewusstsein  über  die  durch  die  Entwicklung  bedingte  Veränderung 

i  Oben  S.  43.  «  S.  708. 

2  S.  790  flF.  *  Vgl.  nnten  J.  259. 
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nicht  hervortritt,  so  macht  sich  dieselbe  doch  nichtsdestoweniger  nnbewusst  fühlbar. 
Wird  die  Exkommunikation  anch,  wie  schon  vorhin  hervorgehoben^  mehrfach  noch  als 
Ausscheidung  ans  der  Kirche  bezeichnet,  so  finden  sich  doch  andererseits  auch  Wen- 
dungen, welche  gerade  umgekehrt  nicht  auf  eine  völlige  Lostrennung  des  Gebannten 
von  der  Kirche  gedeutet  werden  können  ^  Koch  bedeutsamer  ist  es,  dass  die  neueren 
Konzilien  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  jede  Möglichkeit  der 
Wiederaufnahme  nicht  mehr  als  Strafe  festsetzen  2,  und  dass  jetzt  die  schon  dem  alten 
Recht  bekaKnte  zeitweise  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  ^  mit 
denselben  Worten,  wie  die  frflhere  definitive  Absohneidung  angedroht^  und  dadurch 
eine  Verwandtschaft  zwischen  beiden  Arten  der  Strafen,  wenngleich  nnbewusst,  zum 
Ausdruck  gebracht  wird,  welche  allein  ^saia  liegen  kann,  dass  man  den  von  der 
grossen  Exkommunikation  Getroffenen  nicht  mehr  als  seiner  Zugehörigkeit  zur  Kirche 
völlig  verlustig,  d.  h.  ihn  noch  in  gewisser  Hinsicht  als  Mitglied  derselben  betrachtete, 
weil  erfahrungsmftssig  der  Exkommunizirte,  sei  es  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit 
seine  Wiederzulassung  zur  vollen  kirchlichen  Gemeinschaft  wieder  zu  erlangen  suchte, 
also  ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Strafen  äusserlioh  nur  in  der  verschiedenen 
Zeitdauer,  auf  welche  die  Strafe  verhängt  wurde,  hervortrat.  Will  man  demnach  für 
diese  Zeit  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  bestimmen,  so  wird  man  sie  nicht 
mehr  als  völlige  Abscheidung  aus  der  Kirche  charakterisiren  dürfen,  vielmehr  sagen 
mflssen,  dass  sie  thatsftchlich  bereits  auf  die  Entziehung  der  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechte beschränkt  ist,  ohne  'den  Gebannten  von  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche, 
soweit  sie  Pflichten  begründet,  zu  scheiden,  dass  aber  dieser  Unterschied  zwischen 
der  alten  und  neuen  Bedeutung  der  Exkommunikation  der  damaligen  Zeit  noch  nicht 
zum  klaren  Bewnsstsein  gekommen  ist. 

Dagegen  hat  sich  keineswegs,  wie  neuerdings  behauptet  worden  ist^,  nunmehr  im 
Gegensatz  zu  der  früheren  Zeit  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  der  Exkommuni- 
kation und  dem  anathema  entwickelt,  vielmehr  beruht  die  mehrfach  vorkommende  Ent- 
gegensetzung beider'^  lediglich  darauf,  dass  die  Kirche  mit  dem  Anathema  ausdrücklich 

<  Dahin  gehören  solche,  wie  Bnspendiaoommu-  ipso  alimento  pascnntur,   qnia  arma  nohis  non 

nione  ecclesiastlca  oder  ab  ecelesia  oder  a  commn-  snnt  alia  .  .  .  drcomsepto  cleiieall  choro,  neea- 

Dione,  habere  iactnram  communionis  oder  arceri  a  torl  paaperam  psalrnns  GVUI  us  dicatar,  nt  ve- 

«acris  eaeremonüs,  S.  797  n.  3,  von  denen  in  der  nfat  snper  eum  lila  maledictio  quae  super  Jndam 

früheren  Perlode  das  sospendi  nur  einmal  (Ar-  Tenlt,  qui  dnm  locolos  faceret,  snbtrahebat  pau- 

les  11  443  XL.  452)  vorkommt,  vgl.  0.  S.  708  n.  %  pemm  alimenta,  ut  non  «oZumexcommttnieoliM,  $ed 

2  S.  798.  etiam  anaihemaUaoHu  moriatur  et  eoeleaii  gladio 

3  S.  713.  feriatufj  qni  in  despectu  dei  et  ecdeslae  et  pon- 
*  So  z.  B. :   „annualls  excommnnicatio,   ex-  tiflcam  in  hoc  pervasione  praesnmit  assurgere''. 

commnoicatio  annna*',  vgl.  weiter  unten.  Dass  hierin  der  in  der  vor.  Anm.  gedachte  Gegen- 
^  Nach  Schilling  S.  135  soll  der  kleine  satz  nicht  ausgesprochen  ist,  ergiebt  der  Wort- 
Kirchenbann  sich  in  dieser  Zelt  zu  einem  laut  zur  Genüge.  Aber  ebensowenig  bedeutet 
Banne,  welcher  die  simmtlichen  gottesdienst-  excommnnicatio  in  dieser  Stelle,  so  Kober, 
liehen  Rechte  entzog  und  von  jeder  kirchlichen  Kirchenbann  S.  38;  Hefele,  CondL  Geaeh.  3, 
Wohlthat  ausschloss,  nicht  aber  die  kirchliche  27,  den  kleinen  Kirchenbann  oder  die  Ana- 
Mitgliedschaft  aufhob,  das  Anathema  aber  Schliessung  vom  Abendmahl  und  von  den  Sakra- 
zu  der  volligen  Abscheidung  vom  Leibe  Christi  menten.  Das  Konzil  gebraucht  excommunicatio 
entwickelt  haben.  nicht  in  dieser  Bedeutung  (s.  c.  10.  15.  20.  26), 
^  Tours  n  c. 24  bestimmt  in  Betreff  derjenigen,  und  der  Gegensatz  gegen  das  auathematizatus  er- 
weiche aus  Aulasa  der  gegenseitigen  Fehden  der  fordert,  da  das  Vergehen  als  möglichBt  schweres 
Konige  Kirchengüter  rauben  oder  konüsciren  hingestellt  werden  soll,  jedenfalls  eine  härtere 
und  hartnäckig  die  Rückgabe  trotz  erfolgter  Er-  Strafe  als  Mos  den  kleinen  Kirchenbann.  Gerade 
mahnungen  verweigern  ^ut  omnes  (episcopi)  die  erhaltenen  Anathematisationsformeln  s.  To- 
omnino  una  conniventia  simul  cum  nostris  abba-  ledo  lY  633  c.  76,  wo  die  dreimal  mit  ver- 
tibus  ac  presbyteris  vel  clero,  qui  stipendiis  ex  sohiedenem  Eingang  wiederholte  Formel :  „ana- 
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die  Yerflnchnng  des  Schuldigen,  d.  h.  seine  Ansschliessnng  yom  ewigen  Heil  hervor- 
hebt, und  dass  dasselbe  daher  mitunter  in  feierlicher  Form  verhängt  wird  i. 

Nur  vereinzelt  ist  jedwede  Verletzung  des  Verkehrsverbotes,  welches  schon  im 
5.  Jahrhundert  auch  für  die  Laien  auf  den  gewöhnlichen  Umgang  mit  den  Exkom- 
munizirten  ausgedehnt  worden  war  2,  in  dieser  Zeit  mit  der  grossen  Exkommunikation 
bedroht  worden^,  so  dass  es  also  im  Allgemeinen  in  dieser  Hinsieht  ebenfalls  bei  dem 
alten  Rechte  verblieben  ist^ 

2.  Mehrfach  wird  in  den  fränkischen  und  westgothischen  Konzilien  einer  excom- 
munioaüo  auf  eine  verhältnissmässig  kurze  Zeit,  so  auf  drei^  oder  zwei  Jahre^,  auf 


thema  slt  in  conspectu  dei  patris  et  angelonim 
(in  conspeotn  Ohiisti  et  apostolorom,  in  consp. 
splTltas  B.  et  martyram  Gbiisti)  atqne  ab  eeclesia 
catholica  effteiatni  extraneus  et  ab  omni  coetn  (bez. 
consoTtio,  bez.  oommunione)  cbristianonim  ali- 
enns  neqne  partem  Jastomm  habeat,  sed  cum  dia- 
bolo  et  angelia  eins  aetemis  Bupplicüs  condemne- 
tnr  onacnm  eis,  qni  eadem  coniniatlonenltantuT, 
ut  par  poena  perditionis  constringat,  qnoB  in 
pernieie  prava  sodetas  oopnlat  (beinabe  irörtlicb 
wiederholt  Toledo  XVI  693  c.  10)";  Toledo  V 
636  e.  2  i.  f. :  „alt  anatbema  in  cbristianoram 
omnlnm  eoetn  atqne  snpenio  eondemnetnr  lu- 
dicio,  lit  exprobrabilis  omnibna  oathollols  et  ab- 
ominabllis  sanctia  angelis  In  mlnisterio  dei  eon- 
atitutls,  Sit  in  boe  saeeulo  peiditns  et  in  fatnro 
condemnatns^,  Tgl.  femer  c.  3  ibid. :  „alt  a  con- 
sortio  catbolieornm  privatns  et  dlTlno  anatbe- 
mate  oondemnatns^;  nnd  Toledo  IV  dt  e.  68 : 
„vere  nt  pTofanns  et  sacrüegns  anatbema  slt 
effeetns  ab  eeclesia  catholica  et  regno  dei  effloia- 
tnr  extranens,  qnia  dignnm  est,  ut  a  Gbristi  cor- 
pore sepaietni,  qni  inimicis  Christi  patxonns 
eWciatnr**:  Toledo  VI  638  c.  17;  XIII  683  c.  2. 
4;  XYII 694  c  7 ;  nnd  von  fiinklsohen  Konzilien 
Paris  III  557  c.  5 .  ,,in  praesenti  a  commnnione 
catbolieae  ecclesiae  babeatni  extranens  et  in  per- 
petnnm  anathemate  feriatur",  c  6. :  „ab  ecclesiae 
commnnione  semotns,  anatbematis  damnatlone 
pleotatnr^  zeigen,  dass  dem  Anathema  kdne 
andere  Beehtswirknng  zukommt,  als  der  den  bis- 
her dtiiten  Formeln  entsprechenden  Androhung 
in  Toledo  XIII  c.  5 :  „slt  ab  omni  cbristianoram 
oommunione  seclusus  et  snlphnreis  cum  dlabolo 
oontradatnr  ignibus  exnrendns^  Wenn  endlich 
Ohilperich  von  der  Synode  von  Paris  577  in  Be- 
treff des  Bischofs  Prätextatns  Ton  Ronen  verlangt 
hat,  Gregor  Turon.  V.  18 :  „ut  ant  tonicam  dns 
sdnderetnr  (d.  h.  Absetzung,  s.  $.  255)  aut  CVIII 
US  psalmus,  qni  maledictlonibns  Scariotlcas  con- 
tinet  super  caput  eins  redtaretur  ant  eerte  iudi- 
dnm  contra  enm  scriberetur,  ne  in  perpetuo 
commnnicaiet^,  so  kann  das  letztere  nicht  blos 
die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  bedeuten, 
da  OT  den  Bischof  des  Hocbverraths  nnd  des  Dieb- 
stahls beschuldigte  nnd  die  zuletzt  gedrohte  Strafe 
dcherlich  für  diese  Vergehen  viel  zu  leicht  war. 

*  Tours  II  c  24  dt.  u.  Gregor  Turon.  V.  18. 

Daraus  erklärt  es  sieb,  dass  im  Uebrigen  ana- 
thema  wie  in  den  ersten  Jahrhunderten,  se  auch 
noch  Jetzt  als  gleichbedeutend  mit  Exkommuni- 
kation gebrancät  werden  konnte,  S.  798  n.  6. 

2  S.  704  n.  8.  In  einem  Theil  der  hierher  ge- 
hörigen Konzilien  wird  daher  der  Ausschluss  vom 

Hinschiiis,  Kirchearecht  lY. 


Verkehr  mit  den  Christen  ausdrücklich  erwähnt 
und  die  Strafe  dadurch  näher  charakterisirt,  Or- 
leans I  c.  1.  3.  11 ;  Olermont  I  c.  6.  12;  Orleans 
IV  c  16;  Lyon  II  c.  2;  Agde  c.  25.  32;  Toledo 
IV  c.  75 ;  Toledo  V  c.  2.  3.  4;  Toledo  XII  c.  8 : 
Toledo  XVI  c  3.  4,  8.  auch  S.  797  n.  3u.  S.  800 
11.  6,  insbesondere  wird  des  Ausschlusses  von : 
omne  conloquium  cathollcorum,  Elusa  551  c.  1, 
der  coloquii  consolatio,  Barcelona  II  c.  4  oder  der 
communis  locutio,  Toledo  VI  c.  6  und  vom  ge- 
meinsamen Essen,  Auxerre  585  c.  38;  Braga  I 
a  22  i.  f.,  gedacht. 

3  NachLdning2,  466  allerdings  aUgemein. 
Aber  nur  Auxerre  585  o.  39 :  ^Si  quis  presbyter 
aut  quilibet  de  dero  aut  de  populo  excommuni- 
catum  absque  voluntate  ipsins,  qni  enm  exoom- 
municavit,  sdens  receperit  aut  cum  illo  panem 
manducaverit  vel  coUoquinm  habere  decreverit, 
simili  sententiae  subiacebit'S  weist  eine  solche 
Vorsdkrlft  auf,  während  Orleans  I  o.  11  und  To- 
ledo VI  c.  7  die  Strafe  auf  den  bürgerlichen 
Verkehr  mit  solchen  Gebannten  beschränken, 
welche  wegen  Aufgabe  des  Büsserlebens  in  die 
Exkommunikation  verfallen  sind.  Berücksich- 
tigt man  weiter,  dass  die  Synode  von  Auxerre 
blos  eine  Diöcesansynode  gewesen  ist,  und  dass 
femer  in  Abschwäohnng  des  früheren  Rechte 
sogar  gegen  Gdstliche,  welche  das  Verkehrsverbot 
in  religiöser  Hlnrioht  verletzen,  nur  eine  Aus- 
schliessung für  ein  Jahr,  Orleans  III  c  16  (in 
anno  integre  pacem  ecclesiae  non  babeblt)  oder 
zwei  Jahre,  fiänk.  Syn.  incerti  loci  u.  614  c.  13 
(;jbiennio  commnnione  privatns  ab  eeclesia  se- 
questretni'^  angeordnet  wird,  so  muss  man 
sicher  Bedenken  tragen,  die  Strafbeetlmmung  der 
Synode  v.  Auxerre  zu  generalisiren.  Dass  der 
einzdne  Bischof  jede  Verletzung  des  VerkehTs- 
verbotes  unter  Strafe  stellen  konnte,  versteht 
sich  von  selbst,  ob  dies  aber  ausserhalb  der  Diö- 
cese  Auxerre  gesdteben  ist,  und  in  welchem 
Umfange,  davon  wissen  wir  nichts. 

♦  S.  704. 

^  Ebenso  hinsichtlich  der  über  die  Dioeese 
hinaus  wirkenden  Kraft  der  Exkommunikation 
und  über  die  Nothwendigkeit  der  Anerkennung 
sdtens  der  anderen  Bischöfe,  Paris  III  c.  7,  Lyon 
II  c.  4;  Tours  II  c  8  (bd  Strafe  des  Ausschlusses 
von  der  commnnio  fratema,  S.  742);  syn.  ine.  loci 
dt  c.  13  (bd  Strafe  2  Jähriger  Exkommukatlon). 

^  Agde  c.  63  (Nichtbesuch  des  bischöflichen 
Gottesdienstes  an  den  hohen  Feiertagen  seitens 
der  Städter  „triennlo  a  c.  ecdedae  priventnr^. 

7  Epaon  517  c.  34  für  eigenmächtige  Tödtung 
eines  Sklaven, 
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ein  Jahr^,  ja  auch  auf  zwei  Monate^  and  selbst  blos  anf  drei  Tage'  erw&hnt^ 
Ersichtlicher  Weise  handelt  es  sieh  hierbei  um  die  sebon  seit  dem  4.  Jahrhundert  ge- 
branchliche  SnspensioB  von  sftmmtlichen  kirehliolien  MitgUedschaftsreohten  auf  eine 
gewisse  Zeit^.  Sie  ist  anoh  jetzt  noch  in  der  Regel  für  leichtere  Vergeben,  mindestens 
für  solche,  welche  nicht  als  schwere  im  Sinne  der  alten  Kirche  galten,  angedroht,  und 
fiült  der  Regel  nach  mit  dem  Ahlanf  der  bestimmte  Zeit  fort  ^,  so  dasa  der  Betroffene 
ohne  Weiteres  in  seine  frühere  Rechtsstellnng  znrQektritt^. 

3.  Dagegen  erscheint  die  blosse  Anssehliessnng  vom  Abendmahl  (nnd  den 
encharistischen  Gebeten)  in  hierher  gehörigen  Konsilien  von  ebenso  untergeordneter 
Bedeutung^,  wie  in  der  froheren  Zeit ^.  Es  ist  daher  die  von  Gregor  I.  geflbte  Praxis, 


1  Orleans  III  c.  6  (Falsches  Zeugniss  über  die 
Ordinatlonseifoidemisse  eines  Kledicers  „anno 
Integio  a  communione  pellantuc^,  ibid.  c  13 
(Bethelligung  von  Christen  an  Qastmäblem  der 
Juden  „annuall  ezcommnnlcaUoni  subiaoebant^, 
ibid.  c  31  (Bichter,  welche  ketzerische  Priester 
nicht  zur  Bestrafung  bringen  ^^annuaU  ezc  sub- 
datur'Q,  Orleans  Y  c  17  (ungerechte  Anklage 
gegen  den  Bischof  „anni  snatio  a  c.  ecclesiastica 
suspendatur^),  Auxerre  c.  43  (der  Bichter,  welcher 
ohne  Wissen  des  Bischofs  gegen  Geistliche  vor- 
geht ^nno  ab  omnium  christianorum  consortio 
habeatui  extraneus^;  Toledo  IX  c.  1  (Beein- 
trächtigung des  Kirchengutes  namentlich  durch 
die  Erben  des  Stifters  „male  xapta  cum  confu- 
sione  restituet  et  ezeommunicatlonis  annuae 
sententlam  sustinebit^). 

>  Toledo  XVI  c.  4  (Selbstmordsversuch  von 
Poenltenten  „II  orum  mensium  spatio  et  a  catholi* 
corum  coUegio  et  a  corpore  et  a  Christi  sanguine 
sacro  manebit  omnimode  allenus^). 

3  Toledo  XI  c  1  (Störung  des  Konzils  durch 
unpassendes  Benehmen,  freilich  hauptsächlich 
gegen  Geistliche  gerichtet  „trium  dierum  exoom* 
munieationis  sententiam  perferat''). 

*  Eine  indlTekte  Zeitbestimmung  Macon  II  c  9 
(Ziehen  der  Bischöfe  vor  die  weltlichen  Gerichte 
„usque  ad  generale  oondlium  anathemate  de 
ecdesia  separetur^), 

^  S.  713.  Pass  in  den  angefahrten  Stellen 
nicht  die  blosse  Ausschliessung  yon  der  Abend-» 
mahlsgemeinschaft  in  Frage  steht,  ergiebt  bei 
einzelnen  der  Wortlaut  deutlich  genug,  s.  übri- 
gens auch  die  Ausführungen  S.  708  ff. 

^  Die  meisten  Stellen  erwähnen  irgend  eines 
besonderen  Erfordernisses  für  die  Wiedererlan- 
gung der  Bechte  nicht,  nur  Toi.  IX  o.  1  eit  ver- 
langt Bestitution  des  Entzogenen,  nnd  Toi.  XYI 
c.  4  cit.  i.  f.  Busse. 

"*  Deshalb  ist  die  Strafe  trotz  solcher  Ausdrücke , 
welche,  wie  exeommunleatio  oder  anathema  auf 
eine  völlige  Abseheidung  von  der  Kirche  hin- 
deuten, ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  eine 
Suspension,  s.  auch  o.  S.  703  n.  4  a.  £. 

8  Abgesehen  von  dem  schon  o.  S.  709  n.  8  ci- 
tirten  Lerida  c.  7  und  Toledo  XYII  c  6  (dieje- 
nigen, welche  einen  Geistlichen  veranlassen, 
schon  bei  Lebzeiten  Jemandes  eine  Todtenmesse 
zu  halten :  ^exilü  perpetui  ergastulo  religatl  ex- 
oeptoin  supremo  vitae  curriculocunctis  vitae  suae 
diebus  s.  oommnnionis  eis  denegetur  perceptio'') 
können,  soweit  es  sich  um  Laien  handelt,  blos  Paris 


y  c.  13  (16),  sowie  Orieans  Y  o.  14  und  Clermont  II 
c.  14  in  Betracht  gezogen  werden.  Paris  c  13  (15) 
cit.  bestimmt  hinsichtlich  der  Wittwen  und  Jung- 
frauen, welche  das  religiöse  Kleid  angelegt  haben 
und  trotzdem  heixathen  ^tamdlu  utzique  (mit 
ihren  Männern)  habeantuz  a  communione 
suspensi,  quousque quod  illidte perpetrave- 
runt  emendent,  aut  si  emendare  neglexerint  a 
communione  ecclesiastica  vel  omnium  chriatia- 
norum  convivio  in  petpetuum  sint  sequestrati'^. 
Dass  mit  dem  a  communione  suspensi  blos  der 
Ausschluss  vom  Abendmahl  gemeint  sein  sollte, 
ezscheint  bei  der  Schwere  des  Yergehens,  und 
mit  Büofcsicht  auf  Paris  III  o.  ö,  wenig  wahr- 
scheinlich, vielmehr  handelt  es  sich  um  die  Sus- 
pension von  den  UichUchen  Mltgliedachafts- 
rechten,  welohe  zuerst  vor  der  schwereren  Strafe 
der  immerwährenden  Exkommunikation  ange- 
droht wird.  Orleans  Y  c  14  verordnet  in  Betreff 
der  Bischöfe,  Kleriker  Jeden  Grades  und  anderer 
Personen,  welche  Güter  einet  fremden  Kirche 
an  sich  nehmen  c  „tamdin  h&beatni  a  communione 
altaris  vel  omnium  fratcnm  ac  filiorum  catitate 
snspensus,  doneo  ipsi  ecdesiae,  cuinsdirecto  or- 
dine  iuris  est,  oblata  xesütuat",  und  Clermont  II 
c  14  giebt  dies  im  Auszug  dahin  wieder :  ^Nullus 
clericus  vel  laicus  alterius  ouiuscumqne  ecde- 
siae res  vd  petat  aut  acdpiat:  quod  d  fecerit 
dtaris  communione  et  omnium  £catrum  carltate 
privetur,  nisi  satisfadat".  Caritas  hat  in  dieser 
Zeit  u.  A.  auch  die  Bedeutung  von  kirchlicher 
Gemeinschaft,  Gregor  Tur.  Y.  26  „eomitem  — 
von  welchem  es  vorher  hdsst:  ,,eum  ab  ecdedae 
foribus  piohlberi^  —  in  oaritate  recepit"  s.  auch 
Paris  Y  c  9  n.  Orleans  lY  e.  26;  S.  797  n.  2. 
Das  privari  caritate  fratrum  kann  also  bd  Kleri- 
kern und  Lden,  Clermont  cit.,  nux  soviel  wie 
Ausschluss  ans  der  kiiohlichen  Gemeinschaft  der 
Amtsbrüder  und  der  klrohUchen  Mitbrüder 
heissen.  Demnach  ist  hier  der  grosse  Bann  und 
nicht  die  blosse  AusschUesaung  von  dem  Abend« 
mahl  angedroht.  In  Orleans  Y  dU,  wo  mitBuck- 
sicht  auf  die  Bischöfe  andi  die  fllii  erwähnt 
werden,  um  den  Ausschluss  von  dem  Yerkehr 
mit  ihren  Untergebenen,  nicht  blos  von  ihren 
Amtsbrüdem  (von  der  cemmunlo  fratema  s. 
S.  742)  klarzusteUen,  handelt  es  sieh  ebenfalls 
um  die  Suspension  von  allen  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten. 

0  Auch  Ldning  2,  466  meint,  dass  diese 
Strafe  selten  ausdrücklich  erwähnt  wird.  Einen 
Kanon,  in  wdckem  sich  eine  solche  angedroht 
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welcher  diese  Strafe  wiederholt  angewendet  hat  (8.  714),  sowohl  auf  die  Kirche  im 
Franken-  wie  anch  im  Westgothenreich  ohne  Einwirkung  gewesen. 

An  weiteren  Strafen  für  Laien,  welche  der  ftlteren  Zeit  unbekannt  waren,  kom- 
men jetat  vor: 

4.  die  einmalige  Ausschliessung  vom  Gottesdienst  und  vom 
Abendmahl  zu  Ostern  ^ 

5.  die  Fernhaltung  von  der  Theilnahme  am  Gottesdienste  an  einem 
bestiminten  Orte^  und 

6.  die  Beobachtung  des  Fastens  während  einer  gewissen  Zeit^ 

7.  endlich  (noch  vereinzelt)  öffentliche  RUge  durch  den  Bischof^. 

Im  Gegensatz  zu  der  ftttheren  Zeit  werden  aber  nunmehr  auch  gegen  Laien 
Strafen  weltlichen  Charakters  in  den  Konzilien  angedroht,  so: 

8.  die  Prflgelstrafe^  fttr  Sklaven  und  Personen  geringeren  Standes,  in  der 
westgothischen  Kirche  sogar,  allerdings  selten,  auch  ftlr  Freie.  Soweit  sie  in  den  frän- 
kischen Synoden  vorkommt,  beruht  sie  zugleich  auf  der  weltlichen  Gesetzgebung^, 
und  was  die  westgothischen  KonziUen  betrifft,  so  verhält  es  sich  theils  ebenso  7,  theils 


findet,  g:ielit  er  nicht  an,  deutet  aber  anf  dieselbe 
den  Brief  des  Biscbofe  Mtpplnini  ▼.  Bheims  an 
Nieetlns  y.  Trier  n.  550  Bouqnet  reoneil  4, 
68:  „IteratiB  sciiptis  edoenit  (Theodobald  rex), 
beatitadinem  Testrun,  dum  allquoB  Franoomm 
pro  zelo  dlvinl  tlmorla  oooriplt  ac  pro  incestls 
condltlonibvs  a  oommunlone  ecdealMtlca  remo- 
yet,  Bcandala  sea  anxlatates  mnltimodae  susti- 
nere.  De  qua  le  non  mediooriter  ingemisdinns 
qnod  noB  relatlone  veetra  »eixe  non  feoeritiSi 
Qtram  ex  canonlca  lectione  d&mnentnr,  an  pro 
pastorali  diligentia  (andere  Lesart :  de  medioeri- 
bu8  leatibns)  corrigantnr.  Licet  nihil  noTi  tos 
de  bis  rebus  iuTenire  posse  cognosoimns,  quod 
prisea  patrum  solertia  non  potuit  reperire,  tomen 
absurdum  esse  videtur,  ut  a  nobls  redpiantur, 
qui  a  Tobis  seeundum  seriem  oanonum  ecdesi- 
astica  sereritate  abdleantni".  Pas  „pro  pastoraM 
diligentia  de  medioeribns  reaUbus  corrigautnr^ 
kann  aber  unmög^idi,  so  ausdieiiiend  L  ö  n  i  n  g , 
auf  den  kleinen  Bann  bezogen  werden»  um  so 
weniger  als  die  Binsdiiebung :  ^e  mediocribus 
reatibus'^  den  Sinn  stört.  Der  aus  dem  Briefe 
berrortretende  OegensatE  liegt  in  der  Verurttaei- 
lung  nach  den  Kanonen  und  der  Anwendung 
einer  vom  Bischof  arbiträr  ergriffenen  Massregel 
fSr  ein  und  dieselbe  Strafthat  (pro  incestls  con- 
ditlonibus),  und  bei  dem  Schreiber  des  Brie- 
fes hat  der  Zweifel  obgewaltet,  ob  nicht  eine 
Hassregel  der  letzteren  Art  und  zwar  eigentbflm» 
liehen  Charakters  angewendet  worden  sei,  da  er 
meint,  etwas  Neues  könne  dooh  nicht  erfunden 
werden,  und  es  sd  absurd,  anderen  die  Zulassung 
deijenigen,  welche  den  Kanonen  gemäss  ausge- 
schlossen seien,  zuzumuthen. 

1  In  der  westgothischen  Kirche  fOr  Nichtbe- 
achtung des  Fastens  am  Oharfrdtag,  Toledo  lY 
c.  8 :  „K  paschali  gaudio  depellatur  (d.  h.  aus 
der  Kirche  und  Tom  Gottesdienst)  neo  in  eo 
sacramentum  corporis  et  sanguinis  domini  perd- 
piat,  quia  diem  pasdonis  ipsius  per  abstinentlam 
non  honorat'';  ferner  fQr  Nichtbeobachtung  der 
Fasten  wihrend  der  Quadragesima,  Toledo  YUI 


c  9 :  „non  solus  reus  erit  resurrectionis  domlnicae, 
verum  etlam  alienus  ab  eiusdem  diel  sancta 
communione^ 

3  Nach  Orleans  lY  c.  3  sollen  die  angesehenen 
Bürger  die  hohen  Festtage  in  der  bischöflichen 
Kathedrale  ihrer  Stadt,  nicht  wo  anders,  dso 
yermuthlich  nicht  auf  dem  Lande  in  ihren  et- 
wdgen  Kapellen  begehen,  widrigenfalls  „in  eo- 
dem  loeo,  i.  e.  in  festivltate  praesenti,  ubi  tenere 
voluerit,  suspendatur^'. 

3  So  Toledo  YIU  c  9  cit.  (s.  Anm.  1):  „ut  ip- 
duB  anni  tempore  ab  omni  esu  camium  abstlneat 
gulam,  quia  sacris  diebus  abstinentiae  oblitus  est 
disoiplinam^,  als  Yerscharfung  neben  der  zu  4 
erwähnten  Strafe. 

«  Agde  506  c.  47  (c.  64  Dist.  I  de  cons.  für 
Lden,  welche  bei  der  Messe  am  Sonntag  die 
Kirche  Tor  der  Benediktion  veilaasen)  u.  Toledo 
IX  c  1  («confudo'O,  S.  802  n.  1. 

^  Can.  28  apost  bedroht  noch  jeden  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  wdcher  einen  sündigenden 
Gläubigen  schlägt,  also  auch  schlagen  lässt,  mit 
der  Absetzung. 

6  Macon  II  582  c  1  für  die  SonntagsentheiU'- 
gung:  „si  nuticusydserrus,  grayioribus  fustium 
ictibus  yevberabitur^,  eine  Yorsohrift,  welche  auf 
Yeranlassung  des  Königs  Guntram  erlassen  und 
nachher  yon  ihm  genehmigt  ist,  Bd.  III.  S.  542 
n.  3 ;  L ö  ni  n  g  2,  457 ;  Elusa  (Eauze)  551  c.  3, 
Hefde  3,  9:  „De  incantatoribus  yolens  (sie), 
qui  instinotu  dUboli  comua  praecantare  dicuntur, 
si  forte  superiores  personae,  a  liminibus  excom- 
municatione  pellantur  ecdedae,  humillores  yero 
personae  yd  seryi  correpti  ad  indicium  fustigen- 
tur,  ut  si  se  timore  dei  corrigi  forte  dissimulant, 
yelut  scriptum  est,  yerberibus  corrigantur^,  weist 
auf  die  Bestrafung  durch  weltliches  Gericht  hin, 
oif  enbar  im  Hinblick  auf  das  in  dem  betreffenden 
Bezirk  geltende  westgothische  Recht,  welches  in 
der  späteren  1.  Widgoth.  YI.  2  c  3  wohl  nui 
dne  erneuerte  Godiflkatlon  erfahren  hat,  Lö- 
ning,2,  464n.  3. 

7  So  mit  den  Yorschriften  der  Proyindalsynode 

51* 
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aber  lag  die  Androhung  solcher  Strafen^  in  der  Ziutiiidigkeit  der  Reieha-  oder  Na- 
tionai-Synoden  des  Westgothenreichs^, 

9.  Die  Verweisung  in  ein  Kloster^, 
endlich  die  folgenden,  nur  dem  westgothischen  Recht  bekannten,  sich  ans  der  Yer- 
quiclning  von  Staat  nnd  Eärche  erklärenden  Strafen:  10.  der  Verbannung*,  11.  der 
decakaiio^^   12.  der  VermOgenskonfiskation*,   13.  Geldbussen^  ja  auch 
14.  Verlust  der  (weltlichen)  Aemter^  und  15.  Verknechtung*. 

Wenn  endlich  behauptet  worden  ist^^  dass  sowohl  in  der  fränkischen,  wie 


Ton  Narboone  689  c  4.  U;  Bd.  lU.  S.  698  n.  1 
(betr.  die  Yerletzimg  dei  Sonntegifeier  und 
Wahnagerei  auch  bei  Freien). 

1  So  Toledo  XYI  e.  2  (Ar  Verhinderaiig  der 
Ausrottung  heidnlaeber  OebiAuobe):  „fit  aua- 
thema  ...  et  intuper,  A  nobili«  persona,  auri 
Ubraa  II .  .  flsco  penolvat;  ti  Inforlor  centenls 
verberibns  flageUabitur  et  tnrpiter  decaWabitur 
et  medietas  rerum  suarum  flaci  viribuB  applica- 
bltur'';  ibid.  e.  3  (in  Betreff  derjenigen,  welche 
Sodomiterei  treiben):  „ab  omni  christianorum 
rint  allen!  caterva  et  insuper  centenls  yerberibus 
correpti  ae  turpiter  deealTatl  exlUo  manclpentur 
perpetuo'^  neben  1.  Wislg.  III.  6.  c.  6,  während 
c.  7  1.  c  möglicher  Welse  (das  Datum  [stimmt 
freilich  nicht)  auf  dieses  Konzil  hinweist' 

<  Bd.  III.  8.  543.  646. 

3  Macon  II  e.  16  fflr  Wittwen  der  Subdlakonen 
und  anderer  niederer  Kleriker,  welche  eine  neue 
Ehe  eingehen  ;  S.  Jean  de  Losne  zw.  670—673 
c  13,  Maassen,  zwei  Synoden  unter  König 
OhUderieh  II.  Graz  1861.  8.  22,  fflr  gott- 
geweihte Jungfrauen,  welche  die  Keuschheit 
verletzen.  Hierbei  handelt  es  sich,  abgesehen 
Ton  den  Klerikern,  um  Personen,  welche  in  einer 
engen  Beziehung  zur  Kirche  stehen.  Wegen  des 
westgothischen  Rechts  s.  noch  die  folgende  An- 
merkung. 

Ueber  die  Verweisung  in  ein  Kloster  behufs 
Ablegung  der  Busse  s.  unten  %,  256. 

*  Saragossa  691  c  5  i.  f.  für  Verletzung  der  von 
der  Synode  erlassenen  Konstitutionen,  nament- 
lich derjenigen  über  die  Wittwe  des  Königs 
Bd.  m.  S.  698  n.  3  a.  E. ;  Toledo  XII  e.  11  für 
heidnische  Kultushandlongen,  dagegen  Toledo 
XVI  c.  9  (Hochverrath)  und  Toledo  XVU  c  5 
(Bestimmung  des  Priesters  zum  Lesen  einer 
Todtenmesse  für  einen  Lebenden)  nicht  blosses 
Exil,  sondern  religatio  in  perpetui  exllll  erga- 
stolo,  also  zugleich  VerwelsunglnelnAr- 
beltshaus. 

Die  fr  in  k  Ischen  Konzilien  kennen  diese 
Strafe  nicht,  wohl  aber  sollen  nach  Orleans  IV 
c.  29  Weiber,  welche  mit  den  Klerikern  ausser- 
ehelich  den  Beischlaf  Tollzogen  haben,  durch 
den  Bischof:  „a  dvitatibus  .  .  .  repellantur^. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Strafe,  son- 
dern um  eine  uolizeiUche  Sicherheitsmassregel, 
soL5ning2,  467,  welcher  dieselbe  allerdings 
S.  50  n.  3  a.  a.  0.  mit  sich  selbst  im  Widerspruch 
als  Ausfluss  der  kirchlichen  Dlsoipllnargewalt 
bezeichnet,  zu  deren  Durchführung  der  faktische 
Elnfluss  und  die  faktische  Macht  der  Bischöfe  in 
der  damaligen  Zeit  ausreichte.  —  Sind  doch 
auch  in  anderen  F&llen  von  ihnen  ihnllche 


Maassnahmen  ergriffen  worden,  Gregor  Tu- 
ron.  IX.  (Ausweisung  eines  Schwindlers  mit  Re- 
liquien und  Zaubermitteln  durch  den  Bischof :  ^ 
termino  Parislacae  urbis^,  Tgl.  auch  Löning 
2,  50  n.  3  u.  S.  467. 

<^  D.  h.  Ausrelssen  des  Haares  mit  der  Kopf- 
haut, als  infamlrend  wesentlich  Ehrenstrafe, 
aber  auch  zugleich  in  zweiter  Linie  als  sehmer- 
zende Leibesstrafe,  Wllda,  Strafrecht  der  Ger- 
manen. Halle  1842.  S.  614;  Dahn,  West- 
gothische  Studien.  Würzburg  1874.  S.  152.  S. 
Anm.  1. 

«  Toledo  XVI  c  2  1.  f.   (S.  Anm.  1). 

7  Toledo  XVI  c.  2  1.  f.  (S.  Anm.  1). 

8  Toledo  VUI  c  10  (Hochverrath) :  „sIyo  Ul- 
cus, non  Bolum  ecdesiastlea  excommunlcati<me 
plectatnr,  Torum  et  sul  ordinis  dignltate  prive- 
tni^;  Toledo  XVI  c  10  (Hochverrath):  „ab  omni 
palatini  ordinis  dignltate  privati,  flsd  viribus 
sub  perpetua  Servitute  maneant  religati*';  ibid. 
0.  3  (für  nicht  Verfolgung  des  heidnischen  Kul- 
tus Entziehung  des  richterlichen  Amtes  auf  ein 
Jahr). 

Von  den  frankischen  Konzilien  gedenken 
zwar  Bheims  624  e.  8  und  Clichy  626  e.  10  fflr 
Inoestuose  Ehen  einer  solchen  Strafe  („neqne  in 
palatlo  milltiam  neque  agendarum  causarum  llcen- 
tiam  habeafQ,  aber  hier  handelt  es  sich  nicht  um 
Androhung  derselben  durch  die  Konzilien,  son- 
dern blos  um  Erwähnung  der  geltenden  Vor- 
schriften des  weltlichen  Rechts  (decr.  Ghlldebert. 
U  696  c.  2,  Boretius  1,  16),  vgl.  auch  Lö- 
ning 2,  650. 

0  An  den  Fiskus,  Toledo  XVI  c  10  dt ;  Ver^ 
kauf  in  die  Sklayerei  zum  Besten  der  Kirche, 
Toledo  ni  e.  5;  Toledo  IV  c.  43  nnd  Toledo  VIII 
0.  3  (Weiber,  mit  denen  die  Geistlichen  verbote- 
nen Umgang  pflegen). 

10  Kober,  das  Interdikt  im  Areh.  f. k.K.IL 21, 
8.  10.  Manche  setzen  das  Vorkommen  desselben 
sogar  schon  in  das  4.  Jahrhundert,  so  z.  B.  De- 
vot! inst.  iur.  can.  IV.  19,  $.  3  n.  7;  Phillips 
Lehrb.  d.  K.  B.  2.  Aufl.  S.  390  n.  1  unter  Be- 
rufung auf  can.  apost  37,  welcher  aber  nur  dem 
Bischof,  Priester  oder  Diakon,  wenn  er  sein  Amt 
zu  flbomehmen  sich  weigert,  femer  die  Geist- 
lichen, falls  sie  den  gewählten  Bischof  nicht  an- 
nehmen, mit  der  Exkommunikation  bedroht,  und 
auf  BasilU  ep.  270,  Mlgne  patr.  gr.  32,  1002, 
In  welcher  er  einem  Priester  aus  Anlass  eines 
Mädchenraubes  auftragt,  die  Entführte  den  Eltern 
zurückzustellen,  in  Betreff  des  Entführers  und 
seiner  Helfershelfer  aber  die  Anweisung  erthellt : 
qUÖT^  hk  dusivov  ^öptoov  tAv  cuyAv  xal  ix«if)- 
poxTov  iro(T29av*  imX  toöc  ouveneXd^vT««  aut^ 
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auch  in  der  westgothischen  Kirche  das  nachmalige  Interdikt,  d.  h.  die  Einstellung 
aller  gottesdienstlichen  Funktionen  in  einer  Kirche  oder  in  einem  grösseren  Bezirk, 
z.  B.  einer  Diöcese,  als  Strafmittel  gehandhabt  worden  sei,  so  ist  dies  haltlos. 

Allerdings  haben  einzelne  Bischöfe,  selbst  abgesehen  von  Fftllen,  in  denen  in 
der  Eärche  ein  Verbrechen  verübt,  dieselbe  also  poUnirt  worden  war  ^,  den  Gottes- 
dienst eingestellt,  wenn  die  Kirche  durch  Gewalt  oder  Diebstahl  eine  Schädigung  er- 
litten hattet,  oder  auch  um  die  Erfüllung  ihrer  an  einzelne  Personen  gerichteten  Forde- 
rungen zu  erzwingen  ',  ja  im  Jahre  585  ist  diese  Massregel  sogar  wegen  der  Ermor- 
dung eines  Bischofs^  behufs  der  Ermittelung  der  Thäter  ftlr  alle  Kirchen  einer  Diöcese 
angeordnet  worden  \  Aber  in  allen  überlieferten  Fällen  richtet  sich  das  Vorgehen 
der  Geistlichkeit  nicht  gegen  die  Schuldigen,  und  die  Einstellung  des  Gottesdienstes 
erfolgt  ohne  jedes  Strafverfahren  als  einfache  Massnahme  der  Verwaltung,  theils  zu 


xoTÄ  xh  ffifi  icpoXaßöv  izap  i7|(iio>v  xVjpuyfjia  (an- 
scheinend Bezugnahme  anf  Basllii  ep.  199  can. 
II  c.  30,  ibid.  p.  726)  tpuriav  iiavo»c£l  t&v 
e^yAv  ^öpiaov.  Kai  T^jv  «qi|jii?]v  ti^  6ito8«5«- 
fftrrnv  T^  dpitOYStoav  xal  ^Xd^aaav  '^t  6icep- 
fi.aYT)Oaoav,  xal  aMj^  IS«  tosv  t^rSr*  izünIthUx 
icon)aov^,  nach  welcher  sowohl  der  Th&ter,  seine 
unmittelbaren  Gehülfen,  wie  auch  das  ganze 
Dorf,  d.  h.  die  Einwohnerschaft,  weil  sie  durch 
Bedrohung  und  gewaltsame  Zurückhaltung  der 
Entführten  an  dem  Vergehen  theilgenommen 
hatte,  der  Exkommunikation  (zum  Theil  unter 
Stellung  in  die  Klasse  der  flentes  anf  3  Jahre,  s. 
S.  711  n.  2),  unterworfen  werden  sollen.  Von 
einer  Einstellung  aller  gottesdienstlichen  Hand- 
lungen ist  nicht  die  Bede,  im  Gegentheil  setzt 
gerade  die  Anweisung  des  Basilius  die  Fortdauer 
derselben  voraus,  vgl.  auch  Kober  a.  a.  0. 
8.  4fif. 

i  Gregor  Tur.  bist.  V.  32:  „Saueianturquemnlti 
gladiis,  rerpergitur  sancta  humano  cruore  bast- 
lica,  Ostia  iaculis  fodiuntur  et  ensibus  atque 
usque  ad  ipsum  sepulcrum  tela  iniqua  desaevlunt 
Quod  dum  vix  mitigatur,  locus  officium 
perdidit,  donec  ista  omnia  ad  regis  notitiam 
pervenirent".   Vgl.  dazu  o.  S.  328. 

s  Gregor  v.  Tours  gloria  confessorum  c.  70 
(71)  erzählt,  dass  als  auf  Veranlassung  eines 
Grossen  in  einem  tumultuarischen  Prozess  der 
Kirche  von  Alx  eine  Villa  entzogen  war,  der 
Bischof  sich  in  die  Kirche  zum  Grabe  des  h.  Mi- 
trias begeben  und  nach  verrichtetem  Gebet  ge- 
sprochen: ^^Non  hie  accenditnr  lumen  neque 
psalmarum  modulatlo  canitur,  gloriosissime 
sancte,  nisi  prius  ulciscarls  senros  tuos  de  ini- 
micis  suis  resque  sibi  violenter  ablatas  ecdesiae 
sanctae  restituas.  (Dann)  Haec  cum  lacrlmis  eifa- 
tus,  sentes  cum  acutis  aeuleis  super  tumulum 
proiecit  egressusque  clausis  ostiis,  similiter  in  in- 
gressu  collacavit^;  ebenso  verfahrt,  eiusd.  de 
gloria  martyr.  c.  78  (79)  der  Bischof  v.  Agde, 
weil  der  häretische  Graf  das  Versprechen,  einen 
der  Kirche  entrissenen  Acker  zurückzugeben, 
nicht  h&lt,  und  Eligius  v.  Noyon,  als  in  einer 
Kirche  die  Altarbehinge  und  der  sonstige 
Schmuck  geraubt  sind,  viU  s.  Eligü  I.  30, 
P'Aohery  sp^cilegium.  2,  87. 

Dass  die  Geistlichkeit  auch  in  Spanien  der- 
artige Miaassregdn  ergriffen  l»at,  ergiebt  Toledo 


Xm  c  7,  denn  dasselbe  verbietet  bei  Strafe  der 
Infamie  und  Absetzung,  dass  Bischöfe  und  Geist- 
liche sich  an  ihren  Gegnern  und  Beleidigern 
(;9cum  aliqua  eos  molestia  fratemorum  iurgiorum 
pupugeritf^  oder  „eausa  cuiuslibet  doloris  vel  amari- 
tudinis'Q,  dadurch  rächen,  dass  sie  die  Altare  ent- 
blössen,  mit  Trauerbehang  bekleiden,  die  Lichter 
auslöschen,  den  Gottesdienst  einstellen  und  das 
Opfer  unterlassen.  Die  mehrfache  Bezugnahme 
auf  das  Konzil  v.  Agde  v.  606  beruht  auf  der 
falschen  Inskription  zu  e.  2  X  de  purg.  can.  V. 
34,  welches  nicht  diesem  Konzil,  sondern  dem 
Mainzer  v.  861  o.  8,  LL  1,  413  entnommen  ist. 

8  Als  die  fränkische  Prinzessin  Ghrodield  ein 
Kloster  zu  Poitiers  hatte  überfallen  und  die 
Aebtissin  gefangen  nehmen  lassen,  um  dieselbe 
zu  verdangen,  fordert  sie  der  Bischof  auf,  die 
letztere  In  Freiheit  zu  setzen :  „alioquin  non  cele- 
brabo  pascha  domlni  neque  baptlsmum  in  hac 
urbe  ullus  catecuminus  obtinebit,  nisl  abba- 
tissa  a  vinculo,  quo  tenetur,  iubeatur  absolvi^, 
Gregor  Turon.  X.  16. 

Wenn  nach  L  o  n  i  n  g  2,  467  die  Massregel  auch 
wegen  Ungehorsams  des  Geistlichen  gegen  den 
Bischof  verhängt  sein  soll,  so  ist  dies  aus  der  vita 
S.  Eligil  II.  20,  I.e.  2,  108:  „. ,  ,  cum  dioeoeses 
suas,  ut  mos  est,  visitaret,  extitit  quaedam  certa 
causa,  ut  in  una  basiliea  interdiceret  cursum  vel 
oblationem,  quousque  Ipse  iuberet  celebrarL  Erat 
autem  illic  presbyter  malae  oonsdentiae  saucius, 
cuius  videlicet  ob  culpam  excommunlcatio  pro- 
cesserat^,  nicht  herzuleiten,  vielmehr  wird  danach 
die  Abhaltung  des  Gottesdienstes  untersagt,  weil 
der  (einzige)  Priester  an  der  Kirche  exkommn- 
nizirt  worden  war.  Als  derselbe  dennoch  Gottes- 
dienst halten  will,  kann  er  die  Kirchenglocken 
nicht  zum  Tönen  bringen,  bis  Eligius :  „solo  verbo 
reconoiliavit  locum**,  d.  h.  die  Wirkung  des  Wun- 
ders aufhebt. 

^  Praetextatus  von  Ronen  auf  Anstiften  der 
Königin  Fredegund. 

s  Gregor  Tur.  Vlli.  31 :  „Post  haec  Leudovaldus 
episcopus  (v.  Bayeux,  als  Verwalter  der  Diöcese) 
epistolas  per  omnes  sacerdotes  direxit  et  accepto 
consilio  eclesias  Bothomagensis  clausit,  ut  in  bis 
populns  solemnia  divlna  non  expectaret,  donec 
indagatione  conimuni  ?epperiretur  hnius  auctor 
sceleris"« 
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den  angegebenen  Zwecken,  theils  um  den  beleidigten  Heiligen  der  Eirehe  zur  Ahn- 
dang der  ihm  angethanen  Unbill  ^  zu  veranlaSBen^.  Wenn  dabei  auch  gleichzeitig 
die  Absicht  obgewaltet  haben  mag,  für  die  Zukunft  yon  Gewaltthaten  gegen  die  Kirche 
abzuschrecken,  so  fehlt  es  doch  in  allen  Fällen  an  den  Begriffsmerkmalen  der  Strafe. 


§.255.     b.  Die  DiscipUnarsirafm  der  Geistlichen  und  die  Anwendung  der  allgemeinen 
kirchlichen  Strafen  gegen  dieselben. 

Wie  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das  ältere  Recht  die  Grundlage  hinsichtlich  des 
kirchlichen  Strafensystems  fttr  die  Laien  geblieben  ist,  so  ist  es  diese  auch  in  Betreff 
der  Diaciplinarstrafen  gegen  die  Kl^iker  gewesen. 

Das  Recht  der  hier  fraglichen  Periode  kennt  an  Disciplinarstrafen: 

1.   die  Deposition 3  als  die  härteste  Strafe  für  schwerere  Vergehen^  der 


>  Und  auch  znrWlederherbelschaffungder  ent- 
fremdeten Saolien  zu  vermögen ,  8.  S.  80Ö  n.  2 
und  vita  Eligii  I.  30  cit. :  ^Audl,  inqnit,  sancto 
Golumba  qaae  dlco :  Novit  mevs  redemptor,  nisi 
cito  omamenta  tabemacoH  hnins  farata  redn- 
xeris,  eqaidem  splnls  allatis  faclam  hanc  iannam 
Ita  obsetari,  nt  numqnam  tibi  in  hoc  loco  vene- 
ratio  praebeatur  ab  hodie  ...  et  sequenti  die 
custos  . .  .  Invenit  omnia  vela  nsqne  ad  minimnm 
pallum,  glont  priaa  fuernnt,  restlttita^ 

2  Wenn  Kober  a.  a.  0.  S.  12  in  Toledo  XIII 
c.  7  cit.  eine  Anerkennung  des  Inteidlkts  als 
einer  durchaus  zulässigen  und  unter  Umstanden 
noth^endigen  Institution  und  nur  da»  Verbot 
missbräucbUclLer  Anwendung  zu  persönlichen 
Zwecken  findet,  so  trägt  er  dies  Alles  ohne  jeden 
Anhalt  in  die  Stelle  hinein  und  überaieht,  dats 
dieselbe  durch  die  von  Ihr  gemachten  Ausnahmen 
von  dem  Verbote  („ilUs  procul  dubio  personis  ab 
hac  ultionum  sententia  separatis,  quae  aut  con- 
taminationem  saororum  ordinumvel  subvenionem 
sanctae  fidei  metuentes  aut  hostilitatem  aut  ob- 
sidionem  perferentes  seu  etiam  dlvinorum  iudi- 
clorum  sententiam  metuentes"  d.  h.  die  Fälle 
der  Besorgniss  vor  Verunehrung  des  Heiligthums 
oder  der  Geistlichen  oder  vor  feindliohen  Ueber- 
fäUen  oder  den  Fall  der  Unwürdigkeit  des  Geist- 
lichen) jede  Einstellung  aus  anderen  Gründen, 
und  damit  auch  das  Interdikt  im  späteren  Sinne, 
aussohlieBsen  will. 

3  Ausserden  schon  früher  gebrauchten 
(S.  726)  oder  diesen  wenigstens  sehr  verwandten 
Bezeichnungen  —  Kober,  Bepositien S. 4 5 
hat  bei  seiner  Aufzählung  gezade  den  Quellen- 
kreis dieser  Zeit  unberücksichtigt  gelassen  — 
wie: 

dtTponi^  Clermont  II.  c.  4 ;  Auxerre  c.  20 ;  — 
deponi  ab  officio,  Orleans  III  c.  2»  7,  Rheims 
c  21 ;  Cliohy  27;  Braga  U  c.  10,  ab  ofllcii  honore, 
Epaon  c.  22;  Orleans  V  o.  11 ;  ab  honore  accepti  or- 
dinis  et  ab  officio,  Orieans  V  c.  4;  ab  honore  digni- 
tatis,  Toledo  IV  c.  29 ;  —  proprii  honoris  depoaftio, 
Barcelona  II  c.  3;  —  dtgradatl  ab  ordine,  Cha- 
lons  c.  3 ;  ab  omni  episcopatu,  Chalons  c.  3 ;  — 
privati  officio,  Narbonne  o.  8;  gradu  proprio, 
Rheims  c.  2 ;  Cllchy  c.  3 ;  ab  oflicii  gradu,  Lyon 
in  c.  1 ;   dignltate,  Clermont  I.  c.  13 ;   Macon  I 


c.  11 ;  ordinis  dignltate,  Toledo  VII  praef. ;  Toledo 
VIII  c.  3;  loci  sui  dignltate  et  honore,  Toledo 
Xni  c.  7;  concessi  ordinis  et  honore  et  loco,  To- 
ledo XI  c.  6;  —  a  clerieatus  ordine  tuhmoveri, 
Toledo  rv  c  46 ;  —  amitiere  gradum  ordinis,  To- 
ledo IV  c.  45;  honoris  proprii  gradum,  Toledo 
XI  c.  5;  Toledo  XVII  c.  4, 
kommen  jetzt  noch  folgende  Ausdrücke  vor : 

dtjici^  Orleans  V  c  12;  Narbonne  c.  7  (Beein- 
trächtigung des  Nutzens  der  Kirche);  Sevilla  II 
c.  6;  a  gradu  (Verletzung  der  Keuschheit)  To- 
ledo 697  c.  1 ;  Toledo  IV  c  28;  —  ahjicU  Orleans 
II  c.  4  (Simonie);  a  clero,  Merida  c.  15  (grausame 
Behandlung  der  Kirchensklaven);  —  ejiei  de  loco, 
Tours  II  c.  7;  —  omnino  remot7«rt  ab  offlcii  mini- 
sterlo,  Orleans  II  c.  8  (Heirath  des  Diakons  in  der 
Gefangenschaft) ;  —  regradari  ab  ordine,  Orleans 
in  c.  8.  27  (Diebstahl,  Fälschung,  Wucher); 
Orleans  IV  c.  17  (Zusammenwohnen  der  Priester 
und  Diakonen  mit  ihren  Frauen);  ab  officio, 
Macon  I  c.  10  (Auswärtige  Feier  der  Festtage 
entgegen  der  Ermahnung  des  Bischofs) ;  S.  Jean 
de  Losne  c.  10  (Bischöfe,  qui  non  spiritoaliter 
vivunt) ;  ab  offlcii  ordine,  Macon  I  e.  8  (Anklage 
Unschuldiger  durch  Geistliche  beim  Konig  oder 
dem  weltlichen  Blchter) ;  —  amiUere  dignitatem 
honoris ,  Macon  II  o.  16  (Messelesen  durch  den 
nicht  mehr  nüchternen  Priester);  —  rmdctari  or- 
dinis sui  honore,  Toledo  IV  c.  10  (Nichtbeten  des 
Vaterunsers  beim  Gottesdienst);  honoris  amis- 
slone;  Toledo  VIII  c.  3  (Simonie);  —  proprla 
dignltate  privalUB  et  loco  et  honoieexehuus  haberi^ 
Toledo  X  c.  2  (Verletzang  des  Treueides  gegen 
den  König) ;  —  defraudaius  honesti  honoris  stola, 
Macon  11  c.  19  (Geistliche,  welche  Kriminalver- 
handlungen und  Hinrichtungen  von  Verbrechern 
beiwohnen);  —  perdere  gradum,  Toledo  IV  c.  31 
(Ausübung  der  Blutgerichtsbarkeit) ;  —  sustinere 
gradus  sui  periculum,  Braga  III  c.  7 ;  —  decedere 
a  proprio  gradu,  S.  Jean  de  Losne  c.  22  (Bischof, 
welcher  sich  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Nach- 
folger ernennt);  —  ab  officio  eessare,  Rheims 
c.  *Ü  (Bischof,  welcher  Kirchengcfässe  ohne  eineo 
gerechtfertigten  Grund  veräussert). 

^  S.  die  Zusammenstellung  in  der  vor.  Anm. 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  Klerus  i.  frank. 
Reich.   Innsbruck  1886.  S.  27  behauptet,  dass 
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Oeistlichen  S  un  wesenfUohen  mit  denselben  WirktiBgen  wie  Mher,  insbesondere  mit 
der  Folge,  dass  der  abgesetste  OelstUohe  ans  dem  Klerikalstande  ausschied  ^  and  die 


In  fränklceher  Zeit  alle  degndationswürdlgen 
Handlmigen  (seien  Ble  schwere  gemeine  Sünden 
oder  schwere  Standes  vergehen)  die  kirehliohen 
,;Crlmina''  Im  engeren  Sinne  gebild<%t  haben, 
denn  nach  den  fiAnklsofaen  Quellen  sei  fftr  den 
höheren  Klerus  Jede  degradatlonswOrdige 
Handlung  crimen  (crimen  oapitale)  and  ebenso 
amgekehit,  Jedes  crimen  (crimen  oapitale^  fQr 
den  höheren  Klems  degradatlonswflrdlge  Hand- 
lung gewesen.  Dass  sich  daraus  nicht  entnehmen 
lUst,  was  man  damals  als  degradationswürdlge 
Handlung  und  was  als  crimen  betrachtet  hat, 
liegt  auf  der  Hand,  denn  es  wird  ein  nicht  näher 
bestimmter  Begriff  durch  einen  anderen,  eben- 
falls nidit  erlinterten  Begriff  erkl&rt.  Auch  Ist 
es  m.  £.  Klssl,  welcher  unzulässiger  Welse 
crimen  eapltale  und  crimen  als  TÖlUg  gleichbedeu- 
tend behandelt,  nicht  gelungen,  den  Nachwels 
für  seine  Ansicht  m  führen.  Wenn  nach  Orleans 
y  c.  12  bei  Lebxeiten  des  Bischofs  kein  anderer 
für  die  Dideese  geweiht  werden  soll,  „nlsi  forsl- 
tan  in  eins  Isw^ute,  quem  capltalls  culpa  dele- 
cerlt^;  so  wird  hier  nur  als  Regel  vorausgesetzt, 
dass  eine' Absetnmg  blos  wegen  einer  schweren 
Schuld  ftattflndet,  aber  damit  Ist  nicht  gesagt, 
dass  einzig  und  allein  Jedes  crimen  degradations- 
würdige Handlung  ist  Bbensowenlg  hat  der  um- 
gekehrte Satz,  dass  Jede  degradationswürdige 
Handlang  crimen  sei,  in  den  Quellen  einen  An- 
halt. Die  in  Frage  kommenden  Stellen:  Agde 
(?)  c  50  (c.  7  Dist  L)r  ^Si  eplscopns,  presbyter 
aut  diaeonus  oapitale  crimen  commlserit  aut 
oartam  falsaverit  aut  testlmonlum  falsum  dixerit, 
ab  offlcli  honore  depositns  In  monasterio  retrada- 
tar  et  Ibl  quam  diu  vixerit  laloam  tantummodo 
communionem  acclpiat";  Epaön  c.  22  (ebenso, 
nur  das«  die  Worte :  „aut  bis  falsum'^  fehlen) ;  Or- 
leans I  G.  9 :  „Sl  diaeonus  aut  presbyter  crimen 
eapitale  commlserit,  simul  et  offlclo  et  commu- 
nione  pellatur^ ;  Orleans  III  o.  8 :  „91  quis  deri- 
cns  furtum  aut  falsitatem  admiserit,  qnla  capi- 
talia  et  ipsa  sunt  crimina,  communlone  concessa 
ab  ordine  regradetor":  Glermont  I  c.  13  und 
Macon  I  c.  11  (g1el<»ilaatend  in  Betreff  der 
höheren  Kleriker,  "welohe  sich  nicht  des  Umgangs 
mit  ihren  Frauen  enthalten):  „cmnl  in  perpe- 
tuum  quam  admisso  lam  crlmine  perdidit  dig- 
nltate  privabltur^',  ergeben  nicht  mehr  und  nicht 
weniger,  als  dass  auf  crimina  capitalia,  d.  h.  auf 
schwere  Sünden  die  Absetzung  angedroht  Ist, 
aber  keineswegs,  dass  crimen  oder  gar  crimen 
eapitale  lediglich  die  degradationswürdige  straf- 
bare Handlung  ist,  vlelmehi  Ist  crimen  wie  früher 
die  mit  kirchlicher  Strafe  bedrohte  sohwere  Sünde 
des  Klerikers. 

1  Und  zwar  aller  Grade,  denn  auch  darin  kann 
ich  Nissl,  S.  19.26  nicht  beistimmen,  dass  die 
Degradation  nur  für  den  hüheren  Klerus,  d.  h. 
für  die  Bischöfe,  Priester  und  Diakonen  in  Be- 
tracht komme,  die  niederen  Kleriker  aber  für 
dieselben  Vergehen  nuT,  wie  die  Laien,  mit  dem 
Anathem  belegt  worden  seien.  Allerdings  wer- 
den bei  der  Androhung  der  Deposition  in  den 
Konzilsbeschlüssen  Tlelfach  nur   die    höheren 


Kleriker  oder  die  derid  honoratl  erwähnt,  s.  die 
Stellen  bei  Nissl  S.  19,  aber  einmal  konnten 
einzelne  schwere  Diseipllnarvergehen,  wie  z.  B. 
die  Verletzung  des  Cdllbats,  Bd.  I  S.  148; 
Löning  %  316 ,  blos  von  den  Klerikern  der 
höheren  Weihen  begangen  werden,  und  anderer- 
seits zeigen  Orleans  III  c.  8  cit  (s.  oben) ;  Epson 
c.  13:  „Sl  quis  clerlcus  in  falso  testlmonlo 
contictus  foerit,  rens  capltalls  crimlnis  censea- 
tur";  femer  Macon  I  c.  1  (presbyteri,  dlaoonl 
Tel  quolibet  ordine  clericl),  Rheims  e.  2  und 
Olichy  c.  3  (clericl),  Stellen,  für  welche  die  Be- 
hauptung Nissls  S.  23,  dass  die  nicht  erwähnte 
Besohrilnkung  auf  höhere  Kleriker  hinzuzudenken 
sei,  gar  keine  Berechtigung  hat,  dass  nach  ihrer 
Anschauung  auch  bei  geringeren  Klerikern  die 
crimina  capitalia  als  degradationswürdige  Hand- 
lungen gegolten  haben,  und  gegen  diese  ebenfalls 
die  Absetzung  als  Strafe  angewandt  worden  ist. 
Damit  stimmen  auch  die  westgothischen  Konzi- 
lien, Narbonne  c.  3j  Toledo  IV  c.  10.  11.  29; 
Toledo  X  c.  2  (ab  episcopo  usque  ad  extremi  or- 
dinis  dericum)  überein.  Ein  Innerer  Grund, 
warum  man  im  Frankenrelche  von  derUebung 
der  älteren  Zeit  (soNisslS.24  selbst)  und  von 
der  gleichzeitigen  Praxis  der  westgothischen 
Kirche  abgewichen  sein  und  die  Deposition  gegen 
niedere  Kleriker  als  Strafmittel  habe  fallen 
lassen  sollen,  eiecheint  nicht  erflndlloh.  Aller- 
dings beruft  sich  Nissl  (S.  17)  darauf,  dass 
man  die  höheren  Kleriker  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrh.  nicht  mehr  der  öffentlichen  Busse 
unterstellt  habe  und  diese  nunmehr  folgemässig 
da,  wo  die  Laien  wegen  schwerer  Sünden  exkom- 
manidrt  worden  seien,  blos  die  Degradation  er- 
litten hätten,  aber  ganz  abgesehen  davon,  dass 
das  über  die  Busse  Bemerkte  nicht  zutreffend 
ist  (S.  740),  hat  doch  auch  die  ältere  Kirche 
schon  die  Deposition  als  Strafe  für  die  höheren 
Kleriker  neben  der  Exkommunikation  gekannt 

Die  Thatsache,  dass  die  Konzilien  in  ihren 
Strafandrohungen  überwiegend  nur  der  Kleriker 
bis  zum  Diakon  oder  höchstens  bis  zum  Subdia- 
kon  gedenken,  erklärt  sich  einfach  daraus,  dass 
man  keine  Veranlassung  fand,  die  Handhabung 
der  Disclplinargewalt  des  Bischofs  gegenüber 
diesen  untergeordneten  kirchlichen  Amtsträgem 
im  Interesse  des  Schatzes  derselben  an  feste 
Rechtsnormen  zu  binden,  kann  aber  nicht  als 
Beweis  dafür  rerwerthet  werden,  dass  die  Strafe 
der  Absetzung  gegen  sie  ausgeschlossen  ge- 
wesen ist 

*  Wiederholt  finden  sich  Bestimmungen,  dass 
der  Deponlrte  zur  communlo  lalca  (S.  729  n.  1), 
aber  auch  blos  zu  dieser  zagelassen  werden  soll, 
so  Agde  (?)  c.  50  (c.  7  Dist.  L),  und  femer,  da 
die  schlechthin  erwähnte  communlo  nur  die  laica 
sein  kann,  Epaon  c.  22;  Orleans  III  c7.  8  („im- 
pleta  poenitentla'9  27;  Orleans  V  c.  4 ;  Glermont 
II  4.  Eine  besondere  Vergünstigung  gewährt 
Tours  U  c.  19  für  Priester,  Diakonen  und  Sub- 
diakonen,  welche  wegen  Fortsetzung  des  ehe- 
lichentJmgangs  mit  ihren  Frauen  bestraft  werden : 
„depositns  ab  omni  offldo  clericali  inter  laicoe 
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Fähigkeit  verlor,  im  Kirchendienste  wieder  angestellt  zu  werden  K   Indessen  lassen 
jetzt  einzelne  Konzilien  in  manchen  Fällen  von  vornherein  ^  nach  stattgehabter  Busse 


86  obseirare  cognoscat,  eo  tarnen  permisso,  nt 
intei  lectores  in  pBallentinm  choro 
colligantur". 

Mitunter  vnide  aucli  Fürsorge  für  den  Unter- 
halt des  abgesetzten  Geistlichen,  namentlich 
bei  Bischofen  getroifen,  so  erzählt  Gregor  Tnron. 
YIII.  20  Ton  der  IL  Relehssynode  zu  Macon 
585:  „Faustianns  antem  qui  ex  iussu  Gun« 
doYaldi  Aqninsi  (Dax)  urbi  eplscopns  ordinatns 
fuerat,  eacondidoneremoyltnr,  nteum  Bertohram- 
nos  Oiestesqne  slre  Palladias,  qni  eum  benedlxe- 
rant,  viclbas  pascerent  centenosqne  ei  anieos 
annis  slngnlis  mlnlstrarent". 

DasB  in  dieser  Zeit  ein  Fortschritt  in  der  Lehre 
von  dem  chaiacter  indelebilis  der  höheren  Kle- 
riker stattgefunden  hat  (S.  T28  n.  3),  lässt  sich 
nicht  nachweisen.  Es  zeigt  sich  vielmehr  noch 
das  frühere  Schwanken.  Toledo  IV  c.  28  (o.  66 
C.  XI  qu.  3) :  „Episcopus,  presbyter  aat  diaco- 
nus,  si  a  gradn  suo  iniuste  deiectns  in  secnnda 
synodo  innocens  reperiatnr,  non  potest  esse 
quodfaerat,  nisi  gradns  amissos  reci- 
piat,  ut  si  episcopns  faerit,  recipiat  ooram  alta- 
rio  de  mann  episcoporum  orarium,  annnlnm  et 
bacnlum;  si  presbyter  orarinm  etplanetam;  sl 
diaconns  orarinm  et  albam;  si  snbdiaconus, 
patenam  et  oalicem ;  sie  et  reliqni  gradns  ea  in 
reparationem  sui  recipiant,  qnae  cum  ordinaren- 
tur,  perceperant^  wird  zwar  von  He  rgenröther, 
Oesterr.  Vierteljahrsschr.  f.  kath.  Theologie  1, 
207  if. ;  H  e  f  e  1  e ,  Conc.  Gesch.  3,  82  blos  als  re- 
stitutio und  von  Kober,  Deposition  S.  102  als 
blosse  Zurückgabe  der  lusignien  des  Weihe- 
grades gefasst,  aber  hierbei  handelt  es  sich 
sicherlich  um  eine  von  der  dogmatischen  An- 
schauung beeinflusste  Auslegung.  Die  Worte: 
der  ungerecht  Abgesetzte  kann  nicht  sein,  was 
er  vor  der  Absetzung  war,  wenn  er  nicht  die  ver- 
lorenen Grade  wieder  erlangt,  ergeben  klar,  dass 
durch  die  Absetzung  der  Klerikalstand  und  der 
Weihegrad  selbst  verloren  geht  und  durch  eine 
neue  Ordination  —  denn  das  ist  mit  der  vorge- 
schriebenen Uebergabe  der  geistlichen  Insignien 
gemeint  —  wieder  übertragen  werden  muss, 
dies  um  so  sicherer,  als  die  Subdiakonen  und 
niederen  Kleriker  den  höheren  ganz  gleich  be- 
handelt werden,  die  gegentheilJge  Ansicht  also 
konsequenter  Weise  die  Stelle  auch  als  Beweis 
für  den  unzerstörbaren  Charakter  des  Subdiakonats 
und  der  niederen  Weihen  anerkennen  muss,  ob- 
wohl die  Kirche  niemals  einen  solchen  ange- 
nommen hat,  Bd.  I.  S.  117. 

1  Im  Gegensatz  zu  den  älteren  Konzilien  wird 
dies  Jetzt  mehrfach  bei  der  Androhung  der  Strafe 
ausgesprochen,  so  z.  B.  Clermont  I  c.  13  („in  per- 
petuum  dignitate  privabitur^,  Orleans  Y  c.  4. 
11;  Clermont  II  c.  4;  S.  Jean  de  Losne  c.  17 
(„episcopos  vero  seu  abbates,  qui  propriis  culpis 
notanter  damnati  sunt ....  nuUo  modo  ad  pro- 
prias  epclesias  vel  onores  decrevimus  reverten- 
dos"*) ;  Toledo  TU  pr.  („omni  honoris  sui  gradn 
privetur,  nt  locum  eins,  in  quo  ministraverat 
alter  continuo  perpetim  regendum  percipiat'^j 
namentlich  dann,  wenn  zugleich  npch  eine  Yer- 


sehaifung  der  Strafe  rerhangt  wird,  wie  z.  B.  die 
dauernde  Verweisung  zur  Busse  in  ein  Kloster, 
Epson  c  22  und  Agde  e.  50  cit.  S.  806  n.  4; 
Orleans  UI  c.  7;  Toledo  lY  c.  29. 

Wenn  andererseits  einzelne  Konzilien  aus- 
drücklich die  Wiedererlangung  des  früheren  Am- 
tes gestatten,  so  Sevilla  II 619  e.  3 :  „Desertorem 
autem  elerioum  (welcher  eigenmächtig  seine 
Kirche  verlässt),  eingnlo  honoris  atqne  ordlnissui 
exutum  aliquot  empöre  monasterio  deligarioonve- 
nitsicquepostea  inministerium  ecolesiastiei  ordi- 
nis  revoeari^;  Bragalll  c.l  (fürdas  Nlchtbenutzen 
von  Brod,  Wein  und  Wasser  bei  der  Messe)  „tam- 
din  a  sacriflcando  cessabit,  quamdiu  legitlma 
poenitentiae  satisfactione  eorreptns  ad  gradns  sui 
ofllcium  redest,  quem  amisit") ;  Toledo  XI  c.  9 : 
„sub  definitis  poenitentiae  legibus,  ut  Tere  simo- 
niaeos  ab  ecclesia  separandos  esse  oensemus, 
i.  e.  ut  duorum  annorum  spatio  exilio  religatl  et 
digna  satisfaotionis  vel  excommunicationis  sen- 
tentia  coerciti  honoris  gradum,  quem  praemiis 
emerant,  lacrymis  conquirere  et  reparare  Inten- 
dant :  unde  si  digna  eos  satisfactio  poenitentiae 
commendaverlt,  peracto  indiotae  poenitentiae 
tempore  non  tantum  communioni,  sed  et  loeo  et 
totius  ordinis  ofAdis,  a  qnibus  separat!  fuerant, 
restaurandi  sunt^;  Toledo  XYI  c  2  (für  nach- 
lässiges Einschreiten  gegen  heidnischen  Aber- 
glauben) „loci  sui  dignitate  piivatus  anni  nnius 
spatio  erit  sub  poenitentia  constitutus  looo  suo 
in  postmodum  rediturns,  seil.,  ut  in  eodem  tem- 
pore, quo  ille  a  loci  sui  propulsus  fuerit  officio, 
speoialiter  a  principe  eligatur,  qui .  .  .  iudieibus 
sibimet  innotis . . .  sacrileg^um  .  .  •  omnlmode 
exstirpent  et  ab  omni  populo  iram  domini  ar- 
ceant",  so  handelt  es  sich  hierbei  oifenbai  im 
Juristischen  Sinne  nur  um  eine  blosse  Suspension. 

Immerhin  entsteht  aber  die  Frage,  ob  für  die- 
jenigen Fälle,  in  denen  die  Absetzung  sohlecht- 
hin  ohne  eine  nähere  Bestimmung  in  der  einen  oder 
anderen  Richtung  angedroht  ist,  mit  derselben 
ohne  Weiteres  der  deflnitive  Yerlnst  der  Fähig- 
keit zum  Wiedereintritt  in  den  Klerikalstand 
und  zur  Bekleidung  von  Kirchenämtem  verbun- 
den war  oder  nicht.  Schon  im  Hinblick  auf  das 
frühere  Recht  wird  man  sich  für  das  erstere  ent- 
scheiden müssen,  und  das  um  so  mehr  als  das- 
selbe Yergehen  von  einzelnen  Konzilien  nur  mit 
der  Absetzung,  von  anderen  aber  zugleich  unter 
Yerhängung  des  dauernden  Ausschlusses  von 
Kirchenämtem  bedroht  wird,  s.  Orleans  III  c.  8 
einerseits,  andererseits  Agde  e.  50. 

3  Früher  ist  eine  solche  Wiederaufnahme  aller- 
dings auch  nicht  absolut  ausgeschlossen  gewesen, 
S.  727  n.  4.  Während  sie  aber  in  der  alteren 
Zelt  nur  von  Fall  zu  Fall  gewährt  worden  ist, 
wird  sie  jetzt  generell  in  Aussicht  gestellt  und 
dadurch  erhält  die  Strafe  der  Absetzung,  wenn 
sie  in  dieser  Weise  angedroht  ist,  von  Tornherein 
einen  milderen  Charakter  als  sonst  Immerhin 
bleibt  aber  der  Unterschied  von  der  blossen  Amts- 
entsetzung (s.  im  Text  unter  Nr.  2)  bestehen, 
dass  bei  «Ueser  der  Empfang  eines  neuen  Amtes 
ohne  weiteres  zulässig  erscheint. 
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eine  Wiederaufnahme  in  den  Klerikalstand,  ja  sogar  anch  Rflckkehr  zu  dem  Mher 
besessenen  nnd  dnroh  die  Absetzung  verlorenen  Amte  zn^. 

In  dieser  Zeit  kommen  aneb  besondere  Formen  für  die  Yollstreokang  der  ver- 
hängten Absetzung,  nftmlich  Abnahme  der  Insignien  des  Ordo^,  Zerreissen  des  Ge- 
wandes^ und  EaUseheeren  des  Hauptes^  vor. 

2.  Die  Amtsentsetzung,  welche  nicht  die  Ausstossung  aus  dem 
Klerikalstand  zur  Folge  hat^,  und  bei  welcher  dem  betreffenden  Geistlichen 
auch  (ft«4tucho.  B.  729)  sein  Amtstitel  nnd  seine  Rangstellung  belassen  werden  konnte  <^, 

3.  die  Zurück  Versetzung  eines  Klerikers  auf  eine  niedrigere  Weihe- 
st ufe^ 

4.  die  Entziehung  des  kirchlichen  Amtseinkommens  (des  Stipen- 
dium) ^f 


Auch  hat  sich  seit  dem  6.  Jaturhandert  In  Ter- 
bindang  mit  der  Yerartheilang  der  Kleriker  znr 
Basse  eine  mildere  Anffassnng,  welche  selbst 
bei  den  sohwersten  Vergehen  von  der  Verh&ngnng 
der  Deposition  Abstand  nehmen  wollte,  geltend 
gemacht.   S.  unten  $.  266. 

i  S.  808  n.  1. 

8  Toledo  IV  c.  28,  S.  807  n.  2* 

8  Gregor  Turon.  V.  18,  S.  800  n.  6 ;  Vita  Leo- 
dogarU  s.  678  o.  14,  Bonqnet  reeneil  2,  621: 
„Tonicsm  oonsciderunt  a  oapite'';  dipl.  Theuderici 
III  a  677,  mon.  Germ.  dipL  1,  44:  (Bischof 
Ghramlinus)  „fuit  consdssas^ 

*  oder  vielleicht  anch  Decalvation,  Tita  Leodo- 
gar.  a.  678  o.  14,  1.  c  (Bischof  Diddo):  „ealvaria 
accepta  in  capite  expnisnm  segregent  a  sancta 
commnnione". 

s  Orleans  III  c  11  (Kleriker,  welche  ihr  Amt 
nicht  aasüben  wollen  nnd  darin  dem  Bischof  un- 
gehorsam sind) :  „Inter  reliqnos  oanonicos  clerl- 
cos,  ne  hao  llcentla  all!  ritientur,  nallatenos  ha- 
beantur  neque  e  rebus  eooleslasticis  cum  canonlcls 
stipendia  aut  munera  alia  percipiant",  kann  nichts 
anderes  als  das  Ausstreichen  ans  dem  yerzeichniss 
der  Kleriker,  Bd.  II.  S.  öl  n.  3,  also  die  Ent- 
ziehung des  Amtes  (und  der  damit  verbundenen 
Einkfinfte)  bedeuten.  (A.  M.  Löning  %  494, 
welcher  die  Stelle  auf  die  blosse  Suspension  be- 
zieht.) Femer  gehört  wohl  hierher  Glermont  I. 
c  2,  ein  Bischof,  welcher  durch  Wahlumtriebe 
auf  sein  Amt  befordert  ist,  ;,eoclesiae  cui  indlgnus 
praeesse  cupit,  commnnlone  prlvabitur^. 

«  Das  ist  wohl  (s.  Agde  c  1,  S.  729  n.  6)  Or- 
leans II  c  9  (Priester ,  welcher  ohne  Erlaubniss 
mit  Weltleuten  lebt):  „ab  offlcii  communione 
pellatnr'*,  gemeint,  denn  die  Ausschliessung  von 
der  Gemeinschaft  des  Amtes  mit  den  Amtsbrü- 
dem  helsst  nichts  anderes  als  Entziehung  des 
Amtes,  aber  nicht  der  priesterlichen  Stellung  (so 
auch  im  wesentllcheu  He  feie  2,  757  n.  2). 

Auch  dem  westgothischen  Recht  ist  diese  Schei- 
dung nicht  fremd.  Nach  Toledo  X  c  2  (jeder 
Geistliche,  welcher  den  Treueid  gegen  den  Konig 
verletzt)  „propria  dlgnitate  privatus  et  loco  et 
honore  habeatur  exdusus,  eo  miseratlonis  obtentu 
tantummodo  servato,  nt  an  locnm,  an  honorem, 
an  utraque  possideat,  concedendi  ins  Ueentiamque 
principalis  potestas   obtineat^  der  König  kann 


also  ans  Gnade  die  volle  Absetzung  in  einen 
blossen  Verlust  des  locus  (des  Amtes)  verwan- 
deln, d.  h.  die  Beibehaltung  des  honor,  also  der 
klerikalen  Stellung,  gestatten.  Schon  auf  der  5. 
Synode  von  Toledo  636  war  ein  früher  ungerecht 
abgesetzter  Bischof  „gradui  tantum  (d.  h.  also  in 
seine  bischöfliche  Rangstellung,  den  Bischofsgrad, 
den  honor)  et  non  loco  (nicht  in  sein  Amt,  das 
Bisthum  war  inzvrischen  wieder  besetzt  worden) 
restitutus^;  P.  Fidel  Fita  y  Golomtf,  Suple^ 
mentos  al  oondlio  nacional  Toledano  VI.  Madrid 
1881.  p.  10;  Dahn,  Könige  der  Germanen.  Bd. 
VI.  2.  Aufl.  S.  616.  624.  Auch  die  X.  Synode 
von  Toledo  656  hat  dem  Erzbischof  Potamius  v. 
Braga,  welchen  sie  auf  seine  Selbstanzeige  wegen 
schwerer  Verbrechen  zur  ewigen  Bnsse  verur- 
theiite,  doch  ans  Müde  nicht  den  nomen  honoris, 
also  nicht  den  Titel  Erzbischof  aberkannt  und 
daher  das  Erzbisthum  nicht  neubesetzt,  sondern 
nur  die  Verwaltung  desselben  einem  anderen 
Bischof  übertragen,  M ans!  11,  40. 

7  Toledo  m  c.  6  (Bischöfe,  Priester  und  Dia- 
konen, welche  den  ehelichen  Umgang  mit  ihren 
Frauen  nach  Ihrer  Bekehrung  Tom  Arianismus 
fortsetzen) :  „nt  lector  habeatur^. 

s  Narbonne  e.  10  (Kleriker,  welche  den  Bischof, 
welcher  sie  geweiht  hat,  verlassen  und  seinen  Be- 
fehlen nicht  gehorsam  sind):  „non  solum  sti- 
pendle,  sed  anno  uno  a  communione  privetur^; 
all  (Priester  und  Diakonen,  welche  trotz  ihrer 
Unwissenheit  geweiht  sind  nnd  nicht  nachträg- 
lich das  Lesen  nnd  die  Verrichtung  ihrer  Amts- 
handlungen zu  erlernen  sich  bemühen) :  „a  sti- 
pendlo  rejidendum";  c  12  (Diakonen,  welche 
den  Altar  vor  Beendigung  der  Messe  verlassen!: 
„execrandos  et  stipendio  privandos";  c.  13 
(Subdiakonen,  welche  ihre  Verrichtungen  nicht 
erfüllen):  „verbis  corripiendos,  et  si non  emeuda- 
verint,  a  stipendio  privandos^;  Toledo  VI  c.  6 
(Kleriker,  welche  über  ihre  Prekarien  keine  Ur- 
kunden ausstellen  nnd  das  ihnen  überlassene 
Kirehengut  schlecht  Terwalten) :  „ipse  se  stipendio 
suo  videbitur  privaie'^,  d.  h.  er  verliert  das  ihm  zum 
Stipendium  angewiesene  Grundstück.  Abgesehen 
Ton  dem  c  12  dt  erwähnten  Falle  dauerte  die 
Entziehung  wahrscheinlich  auf  so  lange,  bis  die 
Renitenz  gebrochen  war,  wegen  des  Vergehens 
des  c  12  hatte  wohl  der  Bischof  die  Zeit  zu  be- 
stimmen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  255. 


5.  die  SHspenBioB,  für  die  Begel  wie  früher  neck  als  totale^,  nnd  zwar  ent- 
weder von  der  Ansübnng  aller  kirehliehen  Amtsrechte  allein  ^  oder  sowohl  von  der 
AnsUbnng  dieser^  wie  anoh  zugleich  von  der  der  kirchlichen  MitgliedschafbBrechte  3. 
Insbesondere  kann  mit  der  wie  gegen  Laien  (S.  801),  so  auch  gegen  Geistliche  ange- 
drohten Exkommunikation  auf  kürzere  Zeit,  welche  jetzt  verhältnissmässig  häufig  so- 
wohl in  den  fränkisohen^,  wie  in  den  westgothischen  Kon^lien^  vorkommt,  nichts 
anderes  gemeint  sein. 

Sowohl  die  eine  wie  die  andere  Art  der  Suspension  wird  auf  eine  in  sich  tesi^ 
oder  indirekt 7  bestimmte  Zeit  oder  nach  dem  Ermessen  des  Bischofs^  oder  bis  zur 


1  S.734.  Uel)ei  die  Bezeiohnangdei  Strafe  mit 
suspendi  s.  S.  731  n.  8. 

2  Orleans  IIl  c.  2  (S.  731  n.  8) ;  Orleans  V  c.  5 
(Kleriker,  welche  sich  von  einem  fremden  Bischof 
hahen  weihen  lassen) :  „ab  honoie  rel  offtcio  sus- 
eeptolnxia  arbitrinm  salpontifleis  suspendantür^; 
Glermont  II-c  6 ;  Clermont  II  c  8  (Bischof,  wel- 
cher fremde  Franenspersoneu  in  «einem  Hause 
hält):  „anno  nno  a  metropoUtano  saspendatni^') 
Bheims  c.  26  (BlsehSfe,  welche  nicht  reehtmäsaig 
gewählte  Kandidaten  zn  Bischöfen  weihen) :  „tri- 
ennio  ab  officio  administratlonis  snaeeediB  cessaie 
decrevimns^  (wogegen  Glichy  c.  28  dnrch  Weg-» 
lassang  des  triennio  die  Strafe  in  Absetzung  ver- 
wandelt). Vgl.  anoh  S.  808  n.  1.  In  ep.  loann.  II. 
ad  Caesar.  Arel.  t.  634,  Mansi  8,  809  betreffend 
den  Ton  der  Synode  zn  Marseille  533  wegen 
Fleisohesvergehen  blos  znr  Bosse  Temrtheilten 
Bischof  Contumeliosne  t.  Biez,  H  e  f  el  e  2, 162, 
ist  die  Anordnung  des  Papstes :  „ideo  praedictum 
ab  episcopatus  ordine  nostra  anspendit  auetori- 
tas^,  betreffend  die  Suspension  von  der  bischöf* 
liehen  Stellung,  eine  mildere  Form  der  Bestrafung 
als  die  Absetzung  ( —  um  eine  solehe  handelt  es 
sich  nicht,  so  irriger  Weise  Hefele  2,  154, 
welcher  aber  übersieht,  dass  der  Pi^st  nicht  die 
Neubesetzung  des  Bisthums,  sondern  Bestellung 
eines  YisiUtors,  Bd.  II.  S.  25a  251  befiehlt  — ), 
sie  soll  aber  den  Bischof,  wie  die  letztere,  f&r 
immer  von  der  AuaÜbung  des  Amtes  aus- 
schliessen. 

9  Orleans  I  o.  7  (Aebte,  Priester,  Kleriker, 
welche  ohne  Wissen  der  Bischöfe  bei  dem  Könige 
Beneflcien  nachsuchen):  „tamdiu  lod  sul  honore 
et  communione  priventur,  donee  per  poenltentiam 
plenam  eins  satisfactionem  sacerdos  aceipiat^; 
Orleans  III  c.  16,  S.  801  n.  3 ;  Orleans  UI  o.  10, 
S.  731  n.  8;  Arles  Vc.4  (Priester,  der  unbefugt 
einen  Diakon  oder  Subdiakon  absetzt) :  ^ille  anno 
integre  a  communione  privatum  officium  implere 
penitus  non  praesumat^;  Orleans  V  c  17  (S.  802 
n.  1). 

*  Tours  II  o.  10  (Priester ,  welcher  sich  hin» 
sichtlich  des  Verkehres  mit  seiner  Frau  nicht 
durch  andere  Kleriker  kontrolliren  lässt) :  „XXX 
diebus  communione  privetur,  donec  poenitentiam 
agat  et  sie  revertatur  ad  gratiam^;  Arles  V  c.  7 
(Bischof,  der  wissentliöfa  einen  fremden  Kleriker 
weiht) :  „tribus  menslbus  communione  privetur^ ; 
Auxerre  c.  18  (Prieater,  welcher  ausser  der  Oster- 
zeit  ohne  Noth  tauft)  „III  mensibus  a  c.  eeolesiae 
sequestratas  sit";  —  ein  Jahr[  setzen  fest 
Orleans  III  c.  6  (für  Kleriker,  welche  falsches 


Zeugniss  über  einen  Ordinanden  geben) ;  Arles 
y  c.  4  (s.  vor.  Anm.);  Auxerre  c  20]  (für  den 
Archipresbyter,  welcher  den  ehebrecherischen 
Verkehr  der  Geistlichen  der  höheren  Weihen  dem 
Bisehof  nicht  anzeigt);  S.  Jean  de  Losne  c.  20 
(für  Aufnahme  vagirender  Mönche);  —  zwei 
Jahre  Orleans  III  c.  8  (für  Meineid  des  Kleri- 
kers In  Prozesssaehen) :  „biennii  tempore  exeom- 
munioatione  pleotatur^;  *—  dreiJahre  Orleans 
III  c.  4  (für  verbotenen  Umgang  der  Kleriker  mit 
Frauenzimmern);  dagegen  „usque  ad  synodnm 
ab  ecclesia  segregetur'^  (für  Bischof,  welcher 
slmonistisch  ordinirt  und  für  den,  der  sich  so  hat 
weihen  lassen)  Tours  III  o.  27. 

ö  Auf  drei  Tage  Toledo  XI  c  1  (für  Störung 
der  Konzilsverhandlungen);  —  duarixm  heb- 
domadarum  excommunicatione  plectendi, 
ibid.  0.  ö  (für  Bischöfe,  neben-  der  Pflicht  zum 
Schadenseraatz  bestimmt,  wenn  sie  das  Kirchen- 
gut  beeinträchtigen);  —  auf  zwei  Monate, 
Toledo  XVI  c.  5,  7  (für  Bischöfe,  welche  die 
ihnen  unterstellten  Kirchen  mit  Abgaben  be- 
schweren und  einem  Priestex  meloere  Kirchen 
übergeben,  c.  3  C.  X  qu.  3,  bez.  die  Bynodal- 
beachlüsse  nicht  rechtzeitig  und  gehörig  verkün- 
den, c.  17  Dist.  XVUI);  —  auf  drei  und  vier 
Monate,  Toledo  XI  c.  8,  c.  101  a  I  q«.  1  (für 
Simonie) :  „si  presbyter  est,  trium  mensium  ex- 
communicatione plectatur,  si  diaconus  quaiuor, 
subdlaconus  vero  vel  clerieus  hie  cupiditatifous 
serviens  et  competenti  verbere  et  debita  excom- 
municatione plectendus^;  —  auf  sechs  Monate, 
Toledo  XI  c.  3  (für  Bischöfe ,  welche  von  der 
Gottesdienetordnung  der  enbischofllchen  Kirche 
abweichen);  —  aufeinJAhr^  Narbonne  c.  10 
(hier  n  eben  der  Entziehung  dea  Stipendiums  S.809 
n.  8);  Toledo  VIII  c.  11  (für  Bischöfe,  welche 
sich  den  Mehrheitsbeschlüssen  auf  Konzilien  nicht 
fügen) ;  —  Toledo  X  c.  3  (c.  6  Dist,  LXXXLX  für 
Bischöfe,  welche  ihre  Verwandten  bei  Anstel- 
lungen in  kirchlichen  Aemtern  begünstigen); 
Toledo  XI  c.  15  (für  Bischöfe,  welche  das  Konzil 
nicht  besuchen  und  ein  solches  nicht  jährlich  ab- 
halten); Toledo  XII  c.  2  (Geistliche,  welche  Per- 
sonen ohne  deren  Willen  unter  die  Büsser  auf- 
nehmen). 

6  Vgl.  S.  Anm.  2  u.  Anm.  4.  5. 

7  So  bis  zur  nächsten  Synode,  Anm.  4  a.  £. 

8  Orleane  V  c  6  dt.  (Anm.  2) ;  das  muss  auch 
für  Fälle,  wie  Toledo  XI  c.  8  (excommunicatione 
debita  Anm.  5)  gelten. 


§.  255.] 


Die  Strafgewalt.  Merovingisohe  Zeit  Strafen  gegen  Geistliohe. 


Sil 


Bessening,  insbesondere  bis  Evr  Ableistung  der  vorgeschriebenen  Busse  ^  yerhftngi 
und  es  galten  im  «brig^n  ftlr  beide  Arten  die  sehon  in  der  früheren  Zeit  entwickelten 
Normen'. 

Wie  bereits  schon  oben  S.  734  herrorgehoben  worden  ist,  findet  sich  erst  in  der 
hier  fraglichen  Periode  eine  partielle  Suspension  von  der  AusHbung  einzelner  Amts- 
recbtC)  am  häufigsten  von  dem  Reefate^  Messe  cu  lesen',  indessen  auch  von  anderen 
geistlichen,  namentiich  den  bisohMUohen  Funktionen^,  und  in  Verbindung  damit  eben- 
faile  von  einzelnen,  allen  Kirohengliedem  zustehenden  Rechten^. 

Offenbar  in  Kachbildung  der  in  praktischer  Anwendung  verbliebenen,  beson* 
deren  Strafe  fttr  Bischöfe  der  s.  g,  exaomnmfdeaüo  fraiema^j  welche  sich  ihrem  Wesen 
nach  als  nichts  anderes  als  dne  partielle  Suspension  darstellt  7,  wird  jetzt  auch  — 
flreilieh  vereinzelt  —  gegen  andere  Kleriker  eine  zeitweise  Suspension  vom  Veikehr 
mk  den  Amtsbradem  ang^röht^.  Eine  solche  mnsste  nothwendiger  Weise  £e  Sus- 
pension von  den  geistiiehon  Verrichtungen  in  der  Kirche  und  von  der  Ausftbung  der 
klerikalen  Vorrechte  (wie  der  Theilnahme  am  Gottesdienst  im  Chor)  nach  sich  ziehen, 
während  dem  Betroffenen  sowohl  die  passive  Beiwohnung  des  Gottesdienstes  unter 
den  Laien,  sowie  der  Umgang  mit  diesen  unverwehrt  blieb,  also  eine  Suspension  von 
den  gewöhnliehen  kirchliehen  ICtgiiedschaftsrechten  dadurch  nicht  herbeigefflhrt 
wurde. 

Zu  diesen  blos  die  kirchliche  Stellung  und  die  kirchlichen  Rechte  der  Geistlichen 
berührenden  Strafen  ^  treten  von  den  Strafen  kirchlichen  Charakters,  welche  ihrem 
Wesen  nach  zugleich  auf  Laien  anwendbar  sind,  folgende  hinzu: 


1  Vgl.  S.  736  n.  9  a.  £.,  -wo  schon  T>em0rkt 
worden  Ist,  dass  derartige  Yorsofariften  zuerst  In 
der  hier  frsglicben  Zeit  vorkommen.  Mitunter 
wird  auch  für  die  Suspension  anf  festbestimmte 
Zeit  als  Vomussetznng  der  Beseitigang  der  Strafe 
die  Leistung  von  Bnsse  vorgeschrieben,  Tonrs  II 
c.  19 :  ^^presbyter  .  .  .  XXX  diebns  eommnnione 
priTetnr,  doneepoenitentiam  agat  et  sie  rerertatar 
ad  gratlam'' ;  Toledo  XI  c.  8  oit :  „sei  meniibus 
oommnnione  privatas  apnd  metropolitannm  snb 
poenitentiae  censnra  permaneat  corrigendns,  qna- 
liter  apnd  ilhim  et  pneteritae  transgressionls 
cnlpam  lacrymis  dilnat  et  necessariam  olflolomm 
doctrinam  stndiose  addlseat^.  Ygl.aneh  S.808n.  1. 

2  Dass  jetzt  mit  der  Suspension  vom  Amte 
auch  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Ein- 
künften entgegen  Orleans  III  c.  19  (S.  732  n.  2) 
verbunden  war,  8oLöning2,  494  n.  3,  ergeben 
weder  das  von  ihm  In  Bezug  genommene  Orleans 
III  c,  11  (S.  809  n.  ö)  noch  Gregor.  Tur.  V.  5: 
„Lampadiu8(dlaconus)  ab  honore  et  faeultate  prl- 
vatur^,  denn  damit  wird  die  Absetzung  desselben 
bezeichnet.  Gegen  Lonlng  spricht  auch  die 
besonden  als  Strafe  vorkommende  Entziehung 
des  Stipendium»  auf  Zeit,  S.  809  n.  8. 

3  S.  734.  Zu  den  S.  736  angeführten  Stellen 
treten  noch  Braga  III.  o.  6  (Bischof,  welcher  sich 
mit  den  Bellquien  bei  Festen  herumtragen  lässt) : 
„quamdiu  in  hoc  vitio  füerlt,  a  saorülcando  cessa- 
bit« ;  Toledo  VII  c.  3  (Bischöfe,  welche  auf  Ein- 
ladung dem  Begräbniss  eines  verstorbenen  Amts- 
bruders nicht  beiwohnen):  ;,anni  unius  tempore 
neo  faciendi  missam  nee  communicandi  habeat 
omnlno  llcentlam^,   wobei  abweichend  von  der 


Regel  auch  zugleich  eine  Suspension  vom  Empfang 
des  Abendmahls  angedroht  wird. 

<  Greg,  Turon.  VIII.  20 :  „ürsidnus  Cadur- 
eensis  ^isoopus  ezcommunioatnr  (von  der  II. 
Synode  zu  Maeon  686)  . .  .  aocepto  huiusmodi 
pladto,  nt  poenltenelam  tribus  annls  agens  neque 
capillum  neque  barbam  tonderit,  vino  et  carnibns 
abstineret,  missas  celebrare,  clerlcos  ordinäre 
aeclesiasque  et  crlsma  benedlcere,  euloglas  dare 
paenltus  non  änderet;  utllitas  tamen  aedesiae 
per  eins  ordinatlonem,  slcut  solita  erat,  omnino 
eierceretur".  Auf  die  Verwaltung  des  Vermögens 
der  Kirche  und  die  äusseren  kirchlichen  An- 
gelegenheiten hat  sich  also  die  Suspension  nicht 
bezogen ;  ep.  Agapeti  ad  Caesar,  v.  636,  Mansi 
8, 866 :  „episcopum  Gontumellosum  . .  suspensum 
Interim  volumus  ab  administratione  patrlmonii 
ecoleslastid  et  celebratione  missarum^ 

6  Anm.  3. 

®  S.  742,  wo  bereits  auch  zur  Klarstellung  des 
Wesens  dieser  Strafe  die  hier  fragliche  Periode 
mit  berücksichtigt  werden  musste. 

^  S.  748. 

s  Macon  II.  686  c  1  (für  die  Uebertretung  der 
Gebote  wegen  der  Sonntagsheiligung) :  „sl  deri- 
cus  vel  monachus,  mensibns  sex  a  consortio  sus- 
pendetuT  fratrum".  Wegen  der  Mdnche  vgl.  übri- 
gens noch  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S. 47. 

9  So  weit  meine  Kenntnlss  der  Quellen  reicht, 
finden  sich  für  die  hier  in  Rede  stehende  Zeit 
keine  Zeugnisse  über  das  Vorkommen  der  S.  780 
erwähnten  Strafen  (Strafversetzung,  Entziehung 
der  Andennit&t  innerhalb  des  Ordo  und  der  de- 
flnltlven  Entziehung  einzelner  Amtsrechte). 
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[§.  255. 


6.  Die  Exkommunikation  oder  der  grosse  Kirchenbann.  In  der 
Mheren  Periode  war  mit  der  YerhAngong  der  grossen  Exkommunikation  zugleich 
die  Deposition  und  die  Ausschliessung  vom  Klerikalstande  verbunden.  Während 
dieses  Resultat  mit  Nothwendigkeit  aus  dem  ursprflngliehen  Charakter  der  Exkom- 
munikation als  der  völligen  Abscheidung  von  der  Elirche  und  dem  dadurch  bewirkten 
definitiven  Verlust  der  Mitgliedschaft  in  derselben  folgte  S  hat  sich  aber  gerade  in  der 
hier  fragliehen  Zeit  eine  Entwicklung  geltend  gemacht,  bei  welcher  die  Exkommuni- 
kation ihren  ursprünglichen  Charakter  abzustreifen  beginnt  3.  Mit  der  unbewusat 
hervortretenden  Anschauung,  dass  die  Exkommunikation  blos  eine  Entziehung  der 
kirchlichen  Rechte  ohne  eine  Loslösung  des  Exkommunizirten  von  der  Kirche  hin- 
sichtlich seiner  Pflichten  bildet,  ist  das  Verbleiben  des  Qebannten  innerhalb  des  ELleri- 
kalstandes  prinzipiell  nicht  unvereinbar,  ja  nicht  einmal  nothwendiger  Weise  durch  sie 
ein  definitiver  Verlust  des  Amtes  bedingt,  denn  wenngleich  dem  Exkommunizirten  die 
Möglichkeit  genommen  ist,  das  letztere  auszuttben,  so  kann  doch  die  Exkommunika- 
tion ftlr  die  Regel  wieder  beseitigt  werden,  und  es  erscheint  daher  nur  eine  Snspen- 
dirung  von  allen  Amtsrechten  auf  so  lange,  als  der  Geistliche  mit  der  Exkommuni- 
kation bestrickt  ist,  geboten. 

Die  Quellen  geben  selbstverständlich  ttber  die  angeregte  Frage  keine  direkte 
Auskunft,  die  unbewusst  waltende  Rechtsanschaunng  ist  vielmehr  aus  den  positiven 
Bestimmungen  derselben  festzustellen.  Diese  sind  aber  dflrftig  und  bieten  wenig  An- 
halt ftlr  sichere  und  feste  Schlflsse'. 


1  S.  739. 

2  8.  798. 

3  In  einet  Ansahl  Ton  Stellen  wird  der  Abset- 
zung und  der  Exkommunikation  neben  einander 
gedacht,  Elusa  661  c  2:  ^81  qula  Tero  eplscopus, 
presbyter,  diaeonus  secum  extraneam  mulierem 
praeter  has  peraonaa,  qoaa  s.  lynodus  in  solatio 
clerioorum  esse  conatitnit,  habere  forte  praeaum- 
pserit  .  .  .  deposito  omni  aacerdotali  saertflclo 
remotuB  ae  a  Umlnibus  s.  eccledae  "^el  (d.  b.  et) 
ab  omni  catholicomm  conloquio  eatbolioomm 
snprasoriptae  synodl  ordlne  feriatur" :  Toledo  XI. 
c.  6 :  „et  honoris  proprli  gradnm  amittat  et  sub 
exilii  relegatione  perpetuam  excommunlGatlonis 
sententiam  perferat,  qui  tarnen  circa  flnem  yitae 
oommunionis  remedio  adiuvandns  est'';  Toledo 
XVI  0.  9 :  „a  eourentu  catholieorum  exoonununl- 
cationis  sententia  repellatur,  bonore  simul  et  loco 
depnlsus",  was  selbstrerstandlicb  nicht  als  Be- 
weis dafür  betrachtet  werden  kann,  dass  die  Ex- 
kommunikation die  DeposUion  nicht  In  sieh  ge- 
schlossen habe,  s.  auch  o.  8.  739  n.  6. 

Wenn  andererseits  nach  Orleans  III  c.  7: 
„Clerlci  vero  qui  cum  uxores  non  baberent,  bene- 
dictlone  suscepta  coniugia  credlderint  eligenda, 
qui  volentes  absque  ulia  redantatione  in  aetate 
legltima  fuerint  ordlnatl,  cum  ipsls  mulieribus 
quas  acceperint,  exoommunicatione  percellantur, 
quod  si  invitus  -vel  reclamans  fnerit  ordinatus, 
ab  officio  quidem  deponatnr,  sed  non  a  commu- 
nione  pellatur^,  der  trotz  seines  Widerspruchs 
geweibte  Kleriker,  welcher  nach  seiner  Weihe 
eine  Ehe  eingeht,  nur  abgesetzt,  aber  deijenlge, 
welcher  mit  seiner  Zustimmung  ordlnirt  ist,  im 
gleichen  Fall  exkommunicirt  werden  soll,  so 
piuss  diese  Strafe  eiiie  liar^ye  sein  und  densel- 


ben auch  von  dem  geistlichen  Amt  ausschliessen. 
Dann  erscheint  es  aber  als  das  Wahrscheinlichste, 
namentlich  im  Hinblick  auf  den  froheren 
Rechtszustand,  dass  nicht  eine  blos  immerwäh- 
rende Suspension  Yom  Amte,  sondern  die  Ab- 
setzung gemeint  ist. 

Ebensowenig  liast  sich  etwas  Sicheres  aus 
einer  Stelle,  welche  anscheinend  das  Verhaltniss 
zwischen  der  Exkommunikation  und  der  Abset- 
zung berührt,  n&mlich  aas  Rheims  624  o.  626 
c.  21  entnehmen :  „81  quis  episcopus  res  quae  ab 
alia  ecciesla  praesentialiter  possldentur,  quocum- 
que  Ingenio  aut  callida  cuplditate  pervaserit  aut 
sine  audientia  praesumpserit  usurpare  ac  suis  Tel 
ecdesiae  suae  ditionibus  rerocare,  dum  com- 
munione  priTari  non  potest,  ut necator  pau- 
perum  ab  officio  deponatur".  Hefele  3,  76 
übersetzt :  ;,so  soll  er,  da  er  nicht  exkommunicirt 
werden  kann,  abgesetzt  werdend  Rechtlich  ist 
die  Exkommunikation  eines  Bischofs  niemals  un- 
zulissig  gewesen,  und  auf  eine  faktische  Unmög- 
lichkeit (z.  B.  darauf,  dass  er  den  besonderen 
Schutz  der  weltlichen  Gewalt  geniesst  oder  kein 
Gericht  über  ihn  gehalten  werden  kann),  liast 
sich  die  Stelle  ebensowenig  beziehen,  da  diesel- 
ben Hinderungsgründe  auch  für  die  Depoaition 
in  Betracht  kommen  würden.  Berücksichtigt 
man  nun,  dass  die  Synode  t.  Ollchy  t.  625, 
welche  die  Kanonen  der  dtlrten  Rhelmser  wieder- 
holt, an  Stelle  der  gesperrt  gedruckten  Worte  die 
Lesart :  „dlucommunioneprivatur  et"  hat,  so  kann 
nur  eine  Textrerderbnis«  angenommen  werden, 
und  bei  der  unbedenklichen  Verinderung  des 
,,priyatnr^  in  ;,priTetur^  würde  dem  Bischof  die 
Absetzung  und  die  Exkommunikation,  also  auch 
die  Autchliessung  \on  der  Laienkonununion  ang^- 
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JedenfallB  wird  man  von  vornherein  annehmen  können,  dass,  da  die  neuere 
Anschauung  über  den  Charakter  der  Exkommunikation  in  jener  Zeit  noch  nicht  zu 
sicherer  und  voller  Herrschaft  gelangt  ist,  mindestens  in  denjenigen  FAUen,  in  wel- 
chen die  Exkommunikation  als  immerwährende  angedroht  war  ^  oder  dieselbe  für  ein 
Verhalten  festgesetzt  ist,  dessen  Wirkungen  nicht  rtlckgftngig  gemacht  werden  kön- 
nen ^  oder  in  Verbindung  mit  einer  die  Verwaltung  des  Amtes  unmöglich  machenden 
Strafe  vorkommt^,  der  Verlust  des  Amtes  durch  dieselbe  herbeigeftthrt  worden  ist. 
Denn  von  dem  erwähnten  Standpunkt  aus  hatte  in  allen  diesen  Fällen  entweder  eine 
dauernde  Suspension  des  QeistUchen  von  allen  seinen  AmtsAinktionen  oder  doch  eine 
Suspension,  deren  Ende  gar  nicht  abzusehen  gewesen  wäre,  eintreten  müssen,  und  es 
würde  für  die  interimistiBche  Verwaltung  derartiger  auf  lange  Zeit  verwaister  Stellen 
besonderer  Rechtsnormen  bedurft  haben.  Da  sich  solche  aber  in  den  Konzilien  der 
hier  fraglichen  Zeit  nicht  finden,  so  bietet  sich  als  einfachste  Lösung  die  dar,  dass  es 
in  den  gedachten  Beziehungen  bei  dem  älteren  Recht  verblieben  ist^,  und  dass  Ex- 
kommunikationen der  erwähnten  Art  noch  immer,  wie  früher  jede  grosse  Exkommuni- 
kation, sowohl  die  Deposition  ^  als  auch  die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande 
nach  sich  gezogen  haben. 

Zweifellos  ist  dagegen,  dass  die  sich  als  Suspensionen  von  allen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaftsrechten darstellenden  Exkommunikationen  auf  kürzere  Zeiten  <^  das  Recht 
auf  das  Amt  und  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  nicht  berührt  haben. 

In  dei\jenigen  Fällen,  in  denen  die  Exkommunikation  schlechthin  angedroht  war, 
konnte  endlich  wohl  der  kirchliche  Obere  oder  dasDisciplinargericht  nähere  Bestim- 
mungen in  Betrefif  des  Einflusses  der  Exkommunikation  auf  die  Beibehaltung  oder 
den  Verlust  des  Amtes  treffen  ?,  sofern  nicht  etwa  durch  die  Art  des  Vergehens  der 

droht  sein.  Dafür  spricht,  dua  n&ch  den  übrigen  ^  So  Lyon  I  517  6.  5.  (für  denjenigen  weloher 

fränkischen  Konzilien,  Clennont  II  c.  15 1  Orle-  sich   «of  ein  nicht  erledigtes  Bisthnm  weihen 

ans  y  e.  15.  16;  Tonrs  U  0.  24.  26;  M&conI  ISsst  nnd  diejenigen,  welche  ihn  ordlnirt  haben); 

G.  4  deijenige ,  welcher  das  Eirchengut  beein-  andere  Stellen,  welche  eine  derartige  Exkommu- 

trichtigt,  gldehTiel  ob  Laie  oder  OeistUcher  als  kation  allgemein,  nicht  speciell  für  Qeistliche, 

necator  panpemm  (das  ist  die  stehende  Bezeich-  aber  ohne  dass  letztere  ansgeschlossen  wären, 

nnng)  mit  der  Exkommunikation  bestraft  wird  androhen,  S.  7d8  n.  6. 

(Arles  V  c  6  nnd  Ghalons  c  6  kann  sogar  die  2  wie  z.  B.  die  Eheschliessnng  der  Kleriker, 

Anordnung  der  Strafe  des  necator    panpemm  Orleans  ni  c.  7,  S.  812  n.  3. 

schlechthin  nichts  anderes  bedeuten),  und  dass  •  q^  „^^^  _  ^    „«v^„  j^,  t?^v««»«»««<i,.*4«« 

■D— «-  an  »  a  ^^fA^^  -i^i-u^  T7"~-.i.lL  ji«  A«-  'So  wenn  z.  B.  neben  der  Exkommunikation 

der  kirchlichen  Gemeinschaft  als  Strafe  festsetzt.  4  ^ä  .«gg 

Andererseits  ergeben  einzelne  Stellen  mit  ab-  .  w«„„  *  .  rp^^;!^  yvt  «  »i  <  #  «««»  ii{<,»k»/ 

.»i.,4.^.  ai«v^.i.^«    ^...   «.«*  j^-  i7«v^«.».„»c  Wenn  es  Toledo  XVI  c.  0.  1. 1.  vom  Bischof 

soluter  Sicherheit,   dass  mit  der  Exkommuni-      v^i„.*      j«^^«.  «.^«>-i««»  ..v.»«««  -«  »»»^^^  ^^ 

Ution  die  Abwrtiiing  nicht  retbunden  geweMu      ^i'l„d  »T  " I^LS    iT  il«.    „f  L.V 

«An  k«.n.  M«ild.  §66  o.  7  bedroht  die  Snffra-      ^T^  .^  J^Z^ZÄi.^nS^'.^oÄ 
..,.vi.»kx#»    «»i^k^  ««-.V*  -«#  A„4r^^«..««-  j«.      quam  ab  excommunicatlonis  Interdicto  ad  ordlnis 

Ää«faJm  Konrifio^^    Ä^Ex        •«>  remeayeilt  locum    «oneU.    huta.    «nonl. 
KtzDuebon  xnm  Konzil  Kommen,  mit  der  Ex-      .„.44.„„  .»„j^.*  «„.i...«   .»  bit«^  i.i<.. 

kommanlkaUoa  „naqne  >d  tempM  .nperfutuii      •«««<>"«     .  .  .tude.t  implere  ,  w  "»nsthlet 

:i^i-j±r¥k'^£::^isz  Ms:%rer^x5,m*Ä^rrLf;^': 

tS^^^,  o^t?wTtrÄ"?«:«t"  •*-'  «•  «'«"«'  vora^ergehend  verloren  geht 

municationis  agat  tempus,  ubi  cum  hisqui  prae-  ®  Gleichylel,   ob  diese  in  sich  fest  bestimmt 

sentes  fnerint  elegerit  metropolitanus.  GellaTero  ▼wen  oder  sich  aus  der  Art  ihrer  Androhung  er- 

et  res  ad  eum  pertinentes,  quousque  Ule  sub  poeni-  «lebt,  dass  sie  nur  für  kürzere  Zeiträume  wirken 

tenüa  Aiezit,  instantia  et  solUcitndine  legantur  »ollen,  S.  810  n.  4. 

metropolltani . . .   Dumergo  adsuamredleritcel-  7  if amentlich    war    durch    Ausdrücke,     wie 

lam,  rem  in  statu  inveniet  quae  ecclesiae  saue  est  „prent  causa  patuerit"  oder  „prout  ratio  permi- 

debita' ;  denn  hier  ist  von  einer  Rückkehr  des  serit^,  so  Merida  666  c.  10.  12  des  Näheren  anf 

Bischofs  in  sein  Bisthum  die  Rede.  das  Ermessen  des  Gerichts  hingewiesen. 
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VwloBt  des  Amtes  oder  wenigstens  der  da«emde  AnsacUnss  von  der  Verwaitnng  be- 
dingt war  ^. 

Von  ebenso  untergeordneter  Bedentang  ftlr  die  Kleriker  sind  vom  den  ferner  fflr 
die  Laien  verkommenden  Strafen  2: 

7.  die  Anssehliesflung  vom  Abendmahl,  welche  thMls  aaf  bestimmte 
Zeit^,  theils  bis  zur  Besserung^,  theils  bis  snr  Todesstunde 5  angedroht  wird^  und 

8.  die  einmalige  Ausschliessung  yom  Abendmahl  zu  Osteni^. 

9.  Zu  den  gedachten  Strafen  tritt  femer  in  dieser  Zeit  die  vorher  nieht,  min- 
destens nieht  sicher  nachweisbare  Strafe  ^  der  öffentlichen  Bflge^,  welche  zum 
Theil  allein  vor  Verhftngung  einer  anderen  als  mildeste  Strafe^,  theils  aber  audi  in 
Verbindung  mit  anderen,  so  mit  der  Aiisschliessung  von  der  bisohABiehen  Gemein- 
schaft (der  axGommunicatio  fratema)  ^^^  der  grossen.£zkommunikationi*,  der  Suspen- 
sion ^^  und  der  Entmehung  des  Stipendiums^^  vorkommt. 

10.  Die  körperliche  Zflcktignag,  eine  Strafe,  welche  der frfilieren  Periode 
allerdings  nieht  unbekannt  gewesen  ist,  wekhe  aber  bei  den  geringen  Spuren  der 


*  wie  z.  B.  bei  der  darch  Orleans  I  c.  30  Tor- 
heifesehenen  Aussobliesfimg  der  Kleiiker, 
welclie  Wahn«gerei  betreilien,  aas  der  Kirche. 

Für  das  7.  Jahrliandert,  insbesondere  für  die 
westgothiseben  Konzilien  daif  man  ia  Folge  des 
Sprachgebrauches,  nach  welchem  excommnni- 
catio  nunmehr  auch  von  Mos  vorübergehender 
Suspension  der  Laien  und  QeietUeben  toü  ihTen 
allgemeinen  kirchlichen  und  Amtsrechten  ge- 
brauchtwird, S.  802,  810,  annehmen,  dass,  falls 
die  Exkommunikation  mit  der  AmtsentsetEung 
verbunden  sein  soll,  dies  zur  Vermeidung  Jedes 
Zweifels  ausdrücklich  festgesetzt  worden  ist,  s.  S. 
812  n.  3  und  Mezida  6G6  c.  16. 

2  S.  802. 

^  Toledo  Xn  c  6  für  Priester»  welehe  bei  der 
Messe  nicht  selbst  kommunidren :  „ab  ipsa  qua 
so  indecenter  priraTit  gratla  communlonls,  anno 
uno  lepulsnm  se  noveiit^  Toledo  XYII  c.  3 
(Niohtabhaltung  der  Fussabwaschung  am  grünen 
Donnerstage) :  ^si  quis  sacerdotum  hoc  noftmm 
distulerit  adimplere  decretum  duorum  mensium 
spatiis  sese  noverlt  a  s.  communionis  perceptione 
frustratum". 

^  Toledo  XI  c.  4  in  Betreff  von  Bischöfen  und 
Priestern,  welche  miteinander  in  Streit  leben: 
„ut  antequam  eos  reoonciliatio  vera  innectat, 
nuUus  eorum  accedere  ad  altare  domini  audeat 
vel  gratiam  communlonls  sanctae  percipiat,  sed 
geminato  tempore  per  poenitentiam  compensa- 
bunt  quo  discordlae  serrierunt  Quod  si  unus 
eorum  alle  contemnente  ad  satisfactionem  cu- 
currerit,  ex  eo  tempore  ut  paciflcus  intra  eccle- 
siam  recdpiatur,  ex  quo  ad  concordiam  festinasse 
convincitur''. 

Nicht  hierher  gehört  Toledo  XIII  c.  3:  „ut 
quicumque  deinceps  pro  perclpienda  sacerdotii 
dignitate  quodlibet  praemium  fuerit  detectus 
obtulisse,  ex  eodem  tempore  se  noverlt  anathe- 
matis  opprobrlo  condemnatum  atque  a  perceptione 
Christi  corporis  et  sanguinis  allenum,  quo  lllum 
constat  hoe  execrahile  Christo  perpetrasse  flagl- 
tlam'',  denn  neben  dem  Anathema  s.  8.  800,  ist 
der  kleine  Bann  ausgeschlossen,  und  die  Stelle 


hebt  nur  eine  der  Hauptwirkungen  der  grossen 
Exkommunikation  besonders  hermr,  s.  Übrigens 
auch  0.  S.  701  n.  16. 

B  Toledo  XTII  c.  4  (Geistliche,  welche  heilige 
Qer&the  in  Ihrem  eigenen  Nutzen  Terwenden, 
neben  Absetzung  u^id  Infamie) :  „a  s.  eommunio- 
nis  perceptione  excepto  in  supremo  temporls 
carvn,  oumlbus  diebus  vltte  suae  maneat  alle- 
nuB^  ibid.  c.  5,  8.  802  n.  8  (neben  Absetzung 
und  Gefängnissstrafe). 

*  Verletzung  der  lltngisehen  Torschriften 
über  das  Singen  des  Hallelujah,  insbesondere 
während  der  Osterzelt  durch  die  Kleriker:  „ordi- 
nis  sui  of fldo  caieve  eogatur  et  communlone  eins- 
dem  paschae  privetui^.  Im  Gegensatc  va.  an- 
deren Strafandrohungen  wild  ihm  hier  die  be- 
laesene  oommunio  laloalis  (S.  807  n.  2)  für  das 
erste  Osterfest  besehriLukt  S.  Toledo  IV  c  11. 

7  fl.  737  n.  1. 

^  Die  lateinischen  Bezeioknungen  fti  in  den 
folgend«!  Anaorknngen. 

^  Oxle«ns  I  e^  6  (Bischof  bei  nicht  gerechter 
Vertheaung  deor  klrchUcben  Binkünfte) :  „pub- 
lice a  oompBO'viiidalibiis  eplseoputf  «confundjatur. 
Qnodsi  nee  sub  tall  se  confustone  eorreixerit,  do- 
nes  emendet  enoiem,  oommunioiie  fratrum  hsr- 
beatnz  Indlgnus''.  Narbonne  c.  18,  S.  809  n.  & 
io  Lyon  I  s.  4  (üebergriiT  in  ein  firemdes  Bis- 
tbum)  „non  sofaim  se  In  condlio  redarguendam, 
verum  etlam  communione  fratram  futurum  no- 
verlt alienum^. 

11  Toledo  VIII  e.  11 1.  f.  (Bischöfe,  welehe  sich 
den  Mehrheitsbesohlftssen  nicht  fUgen):  ^^ab 
eorum  ooetu  cum  dedeeore  eonfusionis  abscedant 
et  exoommunieationls  annuae  sententiam  perfe- 
runt^;  Elusa  c^4  (Angehen  der  weltlichen  Ge- 
riehte) :  „exeommunioatione  omntum  ac  detestati- 
one  dignus  habeatnr^. 

^  Narbonne  c.  3  (Wohnen  der  Geistlichen  an 
den  Strassen) :  „repellendum  ab  officio  et  exe- 
crandum^  s.  auch  Toledo  XI.  c.  1  i.  f.,  S.  810 
n.  Ö:  „et  cum  omni  conftsssionis  dedeeore  ab- 
stiactus  a  communi  coetu  secedat". 

13  Narbonne  c.  12,  S.  809  n.  8. 
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UeberHefenut^^  keine  grosse  proktifMshe^  Bedeutung  gehabt  haben  kann,  findet  aich 
jetzt  verhältniflsmäsaig  Öfter ^  fttr  jttngere  Kleriker^  und  für  Kleriker  der  niederen 
Weihegrade  ^  angedroht.  Aber  weder  die  im  Anachluas  an  die  h.  Schrift^  durch  eine 
alte  Mönchsregel^  festgoBtellte  Maximalzahl  von  39  Hieben,  welcher  auch  yon  einzel- 
nen Konzilien  gedacht  wird^,  hat  allgemeine  Anerkennung  erlangt  9,  noch  hat  man 
im  Frankenreich  9  oder  imWestgothenreich^o  streng  daran  festgehalten,  das«  die  höhe- 
ren Kleriker  mit  der  erwähnten  Strafe  verschont  werden  mttssten  ^K 

Ausser  der  körperlichen  Züchtigung,  welcher  schon  der  Charakter  einer  welt- 
lichen Strafe  nicht  ganz  abgesprochen  werden  kann,  kommt  als  Strafe  dieser  Art  im 
Gegensatz  zum  iQteren  Rechte  (8.  737.  738)  femer 

11.  die  Freiheitsstrafe  inderOestalt  der  Verweisung  in  ein  Kloster, 
welche  sowohl  in  der  westgothischen  Kirche  ^^,  wie  auch  in  der  fränkischen  ^^  und  bur- 
gundischen  ^^  üblich  gewesen,  vor.  Während  aber  in  den  beiden  letzteren  mit  derselben 
wohl  fast  immer  ein  Zwang  zur  Ableistung  der  Busse  verbunden  gewesen  ist^^,  kennt 
das  westgothischeRechtanscheinendauch  eineOeftngnissstrafe  i<^,  welche  durchZwangs- 


1  S.  737. 

2  Vgl.  Mena  Kober  in  4or  Tübinger  tbeoL 
QuartaUehTift  57.  Jahrg.  1875.  S.  94 

3  iuniores  olerkl,  £piM>n  517  «.  15  (Theil- 
nahme  an  GastmaUecn  dez  Ketoec) :  „Tapnlabimt" ; 
Alles  Y  554  c.  6  (YerBoblechteEang  der  Uber- 
wieeenen  Kirebengutei) :  „dlBclplina  eonl- 
gatti"';  Maoon  I  c.  8  (c.  6  C.  XI  qn.  1  f&i  An- 
klagen beim  weltliohen  Oeziclit) :  ;,8i  innlor  faerlt, 
uno  minus  de  XL  ictos  aoclpiat^^ 

*  Baldeinacbliesalieh  der  Subdiako- 
nen,  Tonis  II  e.  17  (für  Niobtb^leitung  des 
Archipresbyter:  ^nstigetar'O;  Toledo  XI  e.  8 
(Simonie,  S.  810  n.  5 ;  Toledo  XYI  c  3  (SodiMnie) : 
„centenia Yerbedbns  ooiceptL^ ;  bald  unter  Ans- 
sGhlusB  derselben,  Agde  506  o.  41  (e.  9 
Dist.  XXXY),  Wiederholung  von  Yannes  466 
0. 13,  8. 737  n.  2);  Nazbonne  c  U  (Ablegen  der 
liturgischen  Kleider  Tor  Beendlgnng  der  Messe): 
i^istrictione  certissima  cottdemaandos";  o.  13 
(Yemacblassignng  des  Kiiehandienstes) :  »flsgris 
eoereendos^;  Merlda  e.  17  (Sehm&hen  des  Ter- 
storbenen  Bischofs):  „qulnquagenis  flageUis  fe- 
rlantUT^;  c.  18  (Klerikei,  welche  aus  den  Kirohen« 
knechten  geweiht  sind  und  Ihre  Schuldigkieit 
nisht  thun) :  „oonepftiooe  diaoiplinae  fetiantur^. 

6  Y.  Mos.  XXY.  2.  8;  n.  Cor.  XI.  24. 

^  l^gula  Aurelian.  c.41 :  „Pro  qualibet  culpa  si 
necesse  fuerit  flagelli  acclpere  disciplinam,  nun- 
quam  legitimus  excedatur  numerus,  1.  e.  XXXIX^ 

"^  Macon  I  c  8  cit.,  Anm.  3. 

8  8.  die  anderweit  bestimmten  Zahlen  in  den 
vorhin  angeführten  Toletanisehen  Konsilien. 

0  Gregor.  Tudn.  lY.  36 :  „diaeonus,  quem  saepe 
pro  faeinus  adulterii  . . .  non  solum  a  commn- 
nione  removerat  (Nioatins  t.  Trier),  sed  etiam 
saepins  caedi  praeceperat';  ibid.  YII1.22t  „multl 
clezici  .  .  .  graviter  caesi^  (wo  nach  dem  Zu- 
sammenhang nicht  blos  niedere  Kleriker  gemeint 
sind). 

u>  Braga  m  675  c.  6  (c.  8  Dist.  XLY) :  „pres- 
byteros,  abbatesslTelevitas  excepto  gravioribus  et 
mortalibus  culpis,  nuUts  debent  yerberibns  snb- 


iacere'^,  gestattet  .stillschweigend  bei  schwereren 
Yergehen  (also  in  Uebereinstlmmung  mit  der 
im  Frankenreich  theüweise  geübten  Praxis,  s. 
Tor.  Anm.)  die  Geistlichen  der  höheren  Weihe- 
grade der  gedachten  Strafe  zu  unterwerfen,  was 
sich  aus  der  ausgedehnten  Anwendung  derselben, 
selbst  gegen  Freie  und  Adlige  nach  dem  west- 
gothischen Recht,  Dahn,  westgoth.  Stadien 
S.  186,  und  aus  der  Yerquickung  von  Staat  und 
Kirche  bei  den  Westgothen,  ihr  Genüge  erklärt. 

i^  Dagegen  allerdings  Gregor  I.  ep.  53  (c.  7 
Dist.  XLY)  u.  XII.  29,  ed.  Ben.  2,  604. 1199. 

Die  eigenhändige  YollEiebung  durch  den 
Bischof  verbietet  Nov.  123  c.  11 ;  —  Gregor.  Tur. 
Y.  49,  wo  der  eigenhändigen  Prügelung  Jüngerer 
Gelstltchen  seitens  eines  Priesters  gedacht  wird, 
handelt  von  üebeigilfren  desselben,  nicht  von 
der  Strafvollstreckung. 

«  Agde  ?  c.  50,  S.  806  n.  4  j  Nsrbonne  589 
c.  11  (S.  809  n.  7)  i  Sevilla  II  c.  3.  S.  808  n.  1. 

»3  Orleans  UI  c  7  (c.  10  Dist,  LXXXI). 

w  Epaon  517,  c.  22,  S.  806  n.  4. 

^  S.  den  folgenden  $.  Ob  in  dem  Fall  des  ab- 
gesetsten  Bischofs  SafTarious  von  Paris,  s.  die 
Pariser  Simode  V.  551,  Mansi  9,  739:  ,,placere 
nobis,  quod  eum  in  monasterium  duxerunt^  und 
des  Priesters  Riculf,  Gregor.  Turon.  Y.  49 :  „cum 
eonsilio  provincialium  eum  in  monasteorio  remo- 
veri  praecipio'^,  steht  allerdings  daidn.  Nicht 
d^it  2U  verwechseln  ist  die  im  Fraukenreich 
gegen  Bischöfe  wegen  wellüeher  Yergehen  vom 
König  verhängte  Strafe  der  Einsperrung,  vgl. 
L  dning  2,  522  und  unten  %.  260. 

la  Toledo  XI  e.  6  »  c  90  0.  XXIII  qu.  8  (Geist- 
liche, welche  die  Blutgerichtsbarkeit  ausüben 
neben  der  Absetsnng  und  Exkommunikation) : 
„sub  perpetuo  damnationis  teneatur  rellgatus  er- 
gastulo^';  Toledo  XYI  c.  9,  nach  welchem  der 
hochvenätherisohe  Erzbischof  Slsbert  von  Toledo, 
welcher  xur  Absetzung,  Exkommunikation  und 
YennSgenskonflskation  verurtheüt  wird,  auch)  : 
„perpetui  exilii  ergastulo  maneat  relegatus^;  To- 
ledo XYII  c.  5,  S.  802  n.  8. 
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arbeit  verschärft  war  und  nicht  in  den  Klöstern,  sondern  in  eigenen  Anstalten  ver- 
bttsst  wurde  ^;  der  westgothischen  Kirche  sind  dagegen  allein  eigenthflmlich  von  wei- 
teren in  diese  Kategorie  gehörigen  Strafen : 

12.  die  Infamie^, 

13.  die  Vermögenskonfiskation'nnd 

14.  die  Verbannung'^. 

§.256.    c.  Die  Busse  {Zwangsbusse,  öffentliche  und  private  Busse), 

I.  Die  Zwangsbusse.   Im  Verlauf  des  6.  Jahrhunderts  tritt  gleichzeitig  in  der 
römischen^  in  der  fränkischen^^  und  in  der  westgothischen  Kirche^  die  An- 


1  Dai&nf  läset  weDigeteus  die  Bezeichnung: 
„ergastttlum^  schliessen.  Wegen  der  Zwangs- 
arbeit wurde  wohl  in  diesen  F&llen  keine  be- 
sondexe  Busse  auferlegt.  Dafür  spricht  auch, 
dsss  der  Erzbischof  Potamius  t.  Braga,  Toledo  X 
656,  Maus!  11,  40:  „per  IX  menses  sponte  de- 
seruisse  regimen  eccleslae  suae  et  ergastulo  quo- 
dam  pro  admisso  flagitlo  acturus  poenitentiam  se 
conclnstsse  edixit".  Die  Verbindung  Ton  erga- 
stulum  und  Exil  ergiebt,  dass  die  betieffenden 
Zwangsanstalten  in  entfernteren  Provinzen  des 
Reichs  gelegen  waren. 

>  Toledo  XIII  c  7  (für  Biiehöfe,  welche  aus 
Hass  und  Leidenschaft  den  Gottesdienst  ein- 
stellen lassen  und  sich  nicht  der  Busse  beim 
Metropoliten  unterwerfen  wollen,  neben  der  Ab- 
setzung): ,,lgnobflitati  perpetuae  mancipatus^; 
Toledo  XYII  e.  4  (für  Bischöfe,  welche  die  hei- 
ligen Gef&sse  und  den  Kirchenschmuck  för  sich 
Torwenden  und  verkaufen,  neben  Absetzung  und 
Ausschluss  vom  Abendmahl) :  „perenni  Infamie 
denotatus''. 

3  Toledo  VI  0. 4  (für  simonistische  Ertheilung 
und  Erlangung  der  Weihen  neben  der  Excom- 
munikation) ;  Toledo  XYI  e.  9  (gegen  den  Erz- 
bischof von  Toledo  wegen  Hochrerrathes  neben 
Exkommunikation  und  Absetzung  verhängt). 

^  Braga  III  c.  6  (Bischöfe,  welche  gegen  höhere 
Geistliche  wegen  leichter  Vergehen  die  Prügel- 
strafe vollstrecken  lassen j:  „excommunicationis 
paiiter  et  exilii  sententiam  substinebit''*,  Toledo 
XI  c  5  (Bischöfe,  welche  vertrauten  Umgang  mit 
Töchtern  der  Magnaten  unterhalten  neben  der 
Absetzung):  „sub  exilii  religatione  perpetuam 
excommunicationiB  sententiam  perferat^;  Toledo 
XVI  c.  3  (Sodomie  der  Geistliehen  der  höheren 
Weihegrade  bis  zum  Diakon  neben  Absetzung) : 
„perpetui  exilii  manebit  damnatione  percnlsus'', 
s.  femer  Saragossa  691  c.  ö  i.  &,  Toledo  XVI  c  9 
und  Toledo  XVH  c  5,  welche  sich  sowohl  auf 
Laien,  wie  auf  Geistliche  beziehen.    S.  804  n.  4. 

Beiläufig  wird  der  Strafe  des  Exils  auch  Nar- 
bonne  689  c.  11  (S.  809  n.  8),  Sevilla  619  c.  1 
und  Toledo  XI  e.  7  i.  f.  gedacht. 

&  c.13  (Pelag.  568— 668  J.  ed.  U.  n.  95)  Dist 
LV,  betr.  einen  Priester,  welcher  einem  Diakon 
ein  Auge  ausgesehlagen  hatte :  ^^bene  tamen  fira- 
temitas  tua  fedt  ab  officio  eum  presbiterii  re- 
movere.  Hoe  tamen  sollicitudinis  tuae  sit,  ut 
locum  etiam  poenitenoiae  constitnas  et  in  aliquo 
eum  monasterio  retrudas,  laica  sibi  tantum  eom- 


munione  concessa'';  eiusd.  ep.  J.  n.993,  betr.  den 
schismatischen  Bischof  Paulinus  v.  Fossombrone, 
Arcb.  f.  &lt.  deutsch.  Gesch.  5,  Ö4Ö :  „Magis  autem 
hoc  apostolioe  censura  sedis  agimus,  ut  concesse 
sibi  poenitentie  beneflcüs  non  firaudetur  .  .  . 
Quem  tamen  nos  eum  gravi  obiurgatione  per  dia- 
conos  hinc  oonfestim  exlre  et  ad  monasterium  in 
quo  relegatus  fuerat,  pioperare  precepimus,  alio- 
quin  sciret,  se  ferro  vinetum  atque  navi  inposi- 
tum  ad  predictum  locum  penitentie  reportari:  qui 
absolute  se  ambulatumm  esse  promisit". 

Zahlreiche  Beispiele  bieten  die  Briefe  Gregors  I. 
ep.  L  18;  ed.  Ben.  2,  602:  „Marcellum  (offenbar 
ein  abgesetzter  Bischof)  ....  in  monasterio  s. 
Adriani  in  poenitentiam  deputatum*';  ebenfalls 
Bischöfe  betr.  H.  6. 48;  1.  c  p.  672. 612;  VU.  41. 
p.  823,  andere  Kleriker  IV.  27.  p.  707;  V.  3.  4. 
7.  p.  729.  730.  763;  IX.  63.  p.  979  (hier  die 
Ansdrüeke :  „in  poenitentiam  dare,  deputare,  red- 
igere«). 

e  Synode  v.  Marseüle  v.  633,  H  e  f  el  e  2,  762 : 
„Pro  qua  re  (d.  h.  multa  turpla  et  inhonesta), 
propter  diBciplinam  cathollcae  religionls,  utile 
ac  salubre  omnibus  vlsum  est,  ut  supradictns 
Gontumeliosus  (B.  v.  Biez)  in  Oasensl  monasterio 
ad  agendam  poenitentiam  vel  ad  expianda  ea 
quae  commiserat,  mitteretur;  quam  rem  studio 
poenitendi  et  ipse  libonter  amplexns  est" ;  Tours 
U  667  c  2  (Bisehöfe,  welche  sich  in  ihren  Strei- 
tigkeiten dem  Spruch  der  gew&hlten  Schieds- 
richter nicht  fügen) :  „cum  ad  eynodum  vonerit, 
non  Bolum  reatum  coram  coepiscopis  se  oognosoat 
incurrere,  reum  etiam  oongmae  poenltentiae  In- 
telligat  vindietom  subire''. 

7  Toledo  IV  c.  29:  „Si  episcopus  quis  aut 
presbyter  slve  diaconus  vel  quillbet  ex  ordine 
clericorum  magos  aut  aruspices  aut  ariolos  aut 
certe  augures  vel  sortilegos  vel  eos,  qui  proflten- 
tur  artemaliquam  aut  allquos  eommsimiliaexer- 
centes  consulere  fuerit  deprehensus,  ab  h<more 
dignitatissuaedepositus,  monasteriipoenam 
exdpiat  iblque  perpetuae  poenltentiae  deditus 
scelus  admissum  sacrilegil  luaf*;  Toledo  VII 
pr.  u.  c.  1  für  Hochverrath  der  Kleriker  ausser 
der  Absetzung,  s.  S.  808  n.  1 :  „sub  poenitentia 
constitutus,  si  .  •  .  usque  in  dlem  mortis  suae 
rectissime  poenituerit,  in  solo  tantum  flne  com- 
munio  ei  praestanda  est«;  Toledo  VIII  c.  3  für 
simonistischen  Erwerb  der  Bischofsweihe:  Ex- 
kommunikation, Absetzung  „et  in  monasterio  sub 
perenni  poenitentia  religetur'';  ibid.  c.  6  (für 


256.] 


Die  Strafgewalt.  Merovingische  Zeit.  Die  Busse. 


817 


Behauung  hervor,  dass  die  Busse,  d.  h.  die  Verrichtung  solcher  Busswerke,  wie  sie 
bisher^ bei  der  öffentlichen  Busse  übernommen  wurden,  erzwungen  werden  könne 
und  dürfe. 

Die  Busse  wird  als  Strafe  verhängt  und  als  solche  in  den  Konzilien  angedroht; 
vor  allem  gegen  Oeistliche  jedes  Grades,  die  Bischöfe  mit  eingeschlossen  ^  Sie  kommt 
indessen  auch  gegen  Laien  2,  wenngleich  nicht  in  der  ausgedehnten  Anwendung,  wie 
gegen  die  Geistlichen  vor  3.  Für  die  Begel  erscheint  sie  als  Nebenstrafe  neben  einer 
anderen,  so  bei  Geistlichen  neben  der  Absetzung^  oder  der  Absetzung  und  Exkom- 
munikation, femer  neben  der  letzteren  ^  oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abend- 
mahl^, endlich  neben  der  Suspension^,  bei  den  Laien  neben  der  Exkommunikation^ 
oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl  ^.  Ihrer  Dauer  nach  ist  sie  entweder 
eine  lebenslängliche  ^<),  —  und  dies  gewöhnlich  neben  der  Absetzung  und  auch  neben 
der  Exkommunikation  11  —  oder  sie  wurde  von  vornherein  auf  bestimmte  Zeit^^ 


die  Qeistlichen,  welche  nnerlatihten  Umgang  mit 
Frauen  pflegen) :  ,,8i  omnimodo  ooerceri  neqni- 
yerint,  niqae  ad  exitam  vltae  auae  monasteriig 
deputatl  poenitentiae  disdplinis  maneant  omnino 
sabiecti^,  0.  6  (Subdiakonen,  die  nach  der  Weihe 
eine  Ehe  eingehen):  „emnt  snb  poenitentiae 
oneribus  nsque  ad  extremam  yitae  monasteriis 
religandi'',  c.  7  (diejenigen,  welche  aus  Farcht 
oder  Zwang  sich  haben  weihen  lassen  und  dann 
zur  Ehe  und  zum  weltlichen  Leben  zurückkeh- 
ren) :  ,,omnl  eccleslastici  ordine  dlgnltate  priva- 
tus  vere  ut  apostata  a  s.  eccleslae  Uminibus  et 
socletate  fldellum  habeatur  prorsus  exclusus, 
monasterli  claustris  donec  adrixerlt  sub  poenl- 
tentla  retrudendus''. 

1  S.  die  Torangehenden  Anmerkungen. 

2  Gregor  I  ep.  III 27  p.  643 :  „Et  sl  in  vestra 
cognltione  cuiusquam  eum(Bonifaclum  vlrnm  da- 
rlssimum)  fadnorosl  crlmlnis  reum  esse  patuerit, 
tunc  enm  ex  nostra  auctorltate  non  solum  doml- 
nici  corporis  et  sanguinis  communlone  privatus 
Sit,  verum  etiam  in  monasterinm,  ubl  poenlten- 
tlam  agere  debeat  retrudatur,  ut  crimlnls  sul 
maculas  convenienti  valeat  apud  aetemum  ludl- 
cem  lamentatlone  purgare'' ;  ep.  IX  66  p.  982  (c. 
10  C.  XXVI  qu.  6) :  „Contra  idolorum  quoque 
cultores  et  arusplces  atque  sacrilegos  . .  .  pasto- 
rali  hoitamur  Invigllare  custodia . . .  Quos  tamen 
si  emendare  se  a  tallbus  atque  corrlgere  nolle  re- 
pereris  . . .  te  volumus . . .,  st  quidem  seryl  sunt, 
verberibus  cruciatibusque,  qulbus  ad  emendatl- 
onem  perrenlre  valeant,  castigare.  Sl  vero  sunt 
liberl  Inclusione  digna  districtaque  sunt  In  poe- 
nitentlam  dixlgendl,  ut . . .  cruclatus  saltem  cor- 
poris 608  ad  desideratam  mentls  valeat  reducere 
Sanitätern'' ;  Toledo  VI  c  7 :  „ut  si  quis  inge- 
nuorum  utriusque  sexus  sub  nomine  poeniten- 
tiae In  habitu  religloso  sunt  conversati,  post  haec 
antem  comam  nutrientes  vel  vestimenta  saecu- 
laria  sumentes  ad  Id  quod  reliquerant,  redierunt 
aut  redierint,  ab  episcopo  civitatis,  in  ouius  terri- 
terio  sunt  conversi,  comprehensl,  ruxsus  legibus 
poenitentiae  in  monasteriis  subdantur  inviti, 
quod  si  hoc  faceie  propter  aliquem  potestatls 
vigorem  dlfflcile  fuerit,  tunc  sicut  priscorum 
canonum  statuerunt  decfeta  (vgL  Toledo  III 
c.  II5  Toledo  IV  c.  64,  s.  auch  Tours  I  c.  8; 
Vannes  c.  3),   quousque  ad  dimissum  ordinem 

H  i  B  B  c  h i  u 8 ,  Kircbenreeht  lY. 


revertantur,  excommunlcatl  habeantur".  Nach 
Rheims 6240.626  c.7u.  Gliehy626  c.9(derinda8 
Asyl  der  Kirche  Geflüchtete) :  „non  prius  egredi- 
endi  aoclplat  llbertatem,  quam  poenitentiam  se 
pro  scelere  esse  facturum  promittat  et  quod  ipsi 
canonlcelmponetnr  impleturum'',  wird  die  Pflicht 
zur  Bussleistung  dadurch  erzwungen,  dass  der 
Geflüchtete  nicht  vor  Ablegung  eines  darauf  ge- 
richteten Versprechens  aus  der  Kirohe  heraus- 
gelassen wird.  Vgl.  auch  Gregor  Tur.  IX.  41 
(hier  allerdings  mit  Bezug  auf  Nonnen):  „ut 
qul  in  tallbus  excessibus  videntur  depraehendi, 
non  solum  excommunicatione(m)  verum  etiam 
paenitentiae  8ati8faceione(m)  debeant  ooerceri". 

s  S.  die  vorangehenden  Anmerkungen  auf 
S.  816  und  die  folgenden. 

4  S.  816  n.  4.  6.  7. 

A  S.  816  n.  7  u.  Gregor  I  ep.  II  48  p  612; 
V.  7.  p.  733  (c.  10  Bist.  L). 

«  Gregor  I  ep.  HI.  43.  p.  666  (betr.  einen 
Kleriker,  welcher  die  Tochter  eines  Diakons 
stuprirt  hat):  ..ut  aut  quam  stupravit  uxorem 
habeat  aut  sl  renuendum  pntaverit,  districtius 
ac  corporallter  castigatus  excommunicatusqne, 
(s.  0.  S.  714  n.  7)  in  monasterium,  ubi  poeni- 
tentiam peragat,  retrudatur,  de  quo  ei  nulla  slt 
egrediendl  sine  nostra  praeceptione  Ucentia*', 
hier  tritt  also  auch  noch  die  Prügelstrafe  hinzu. 

'^  8.  unten  Anm.  12. 

8  Toledo  VII  pr.  u.  c.  1  (Hochvetrath). 

»  Gregor  I  ep.  111.  27.   8.  Anm.  2. 

10  Gregor  I  ep.  XII.  31  p.  1202  (betreffend 
einen  abgesetzten  Bischof) :  „atque  dominlcl  cor- 
poris ao  sanguinis  communlone  privatum  in 
monasterium  eum  usque  ad  diem  obitus  sul  ad 
agendam  curet  poenitentiam  retrudendum,  qua- 
tenns  perpetrati  sceleris  maculas  dignis  discat 
fletibus  emendare,  quas  magis  in  interitu  animae 
suae  nequlter  augere  desiderat" ;  vgl.  femer  To- 
ledo IV  0.  29;  Toledo  VII  pr.  u.  c  1 ;  Toledo 
Vm  c.  3.  5.  7,  8.  816  n.  7. 

11  8.  die  vorher  citilrten  Stellen  u.  Toledo  IV 
c.  45 :  „Glerici  qul  in  quacumque  seditione  arma 
volentes  sumpserint  aut  sumpserunt,  reperti 
amisso  ordinis  sul  gradu  in  monasterium 
poenitentiae  contmdantur''. 

^  Gregor  I  ep.  XIII.  46  p.  1261 :  „Episeopi  vero 
qui  enm  ordinäre  praesumpserunt  vel  perversae 
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festgesetzt  1  oder  auch  bis  zn  erfolgter  Besserung  ^  oder  bis  zur  Aufhebung  durch  den 
kirchlichen  Oberen  3,  sowie  schlechthin  ohne  jede  nähere  Bestimmung  Aber  ihre 
Dauer  verhängt*,  in  welchem  Falle  selbstverständlich  der  kirchliche  Obere  über  die 
letztere  zu  befinden  hatte. 

Aber  auch  als  alleinige  Strafe  findet  sich  die  Busse  angedroht^  und  bildet,  da 
sie  dann  niemals  eine  lebenslängliche,  sondern  stets  vorübergehende  ist,  eine  mildere 
Strafe  als  die  Absetzung,  als  die  Exkommunikation  <*'  und  auch  als  einzelne  Strafen 
weltlichen  Charakters,  wie  z.  B.  die  Infamie ''j  ja  in  einem  Falle  erscheint  sie  sogar 
als  Kompensation  ftlr  den  wegen  Insolvenz  nicht  zu  begleichenden  Schadensersatz  ^ 

Zur  Ableistung  der  Busse  wird  der  Schuldige  nach  dem  Gebrauche  der  römischen 
Kirche  und  nach  den  Anordnungen  der  westgothischen  Konzilien  in  ein  Kloster^  oder 


ipsitis  ordinationi  praebuere  consensum,  iidem, 
coinmunione  prlyati,  sex  mensibus  ad  agendam 
poenitentlam  in  monasterio  depntentni^,  womit 
Yon  selbst  eine  Suspension  -von  de;  Ausübung 
des  Amtes  verbunden  sein  musste.  Eine  solche 
schreiben  die  Konzilien  mehrfach  ausdiückUch 
vor,  Orleans  III  c.  2  (der  Bischof,  welcher  einen 
wegen  Verletzung  des  Colibats  abgesetzten 
Geistlichen  wissentlich  wieder  anstellt):  „ad 
agendam  poenitentlam  tribus  mensibus  sit 
a  suo  officio  sequestratus'' }  Narbonne  c.  8  (Kle- 
riker, welche  das  Kirchengut  beeinträchtigen) : 
^duobus  jaceat  sub  poenltentia  annls  et  dum  de- 
fleyerit  factum  rerertatur  ad  officium''*,  Toledo 
XI  c.  9  u.  Toledo  XVI  c.  2,  S.  808  n.  1 ;  wenn- 
gleich freilich  nicht  Immer,  so  Tours  II  c.  19 
(Erzpriester,  welche  nicht  auf  die  Innehaltung 
des  Colibats  seitens  der  ihnen  untergeordneten 
Geistlichen  sehen) :  ^^ab  eplscopo  suo  in  civitate 
retrudantur  In  cellam  Ibiqne  mense  integre 
panem  cum  aqua  manducent  et  poenitentlam 
agant  pro  slbi  credito  clero''.  Toledo  XI  c.  3, 
S.  811  n.  1;  Toledo  XIII  c.  11  (Priester,  welche 
fluchtige  Geistliche  aufnehmen):  „ipse  solus 
apud  eum  anno  integre  sub  poenltentiae  cen- 
Bura  deputatus  tenebitur,  cuius  fugltivum  susce- 
pisse  monstratur";  Narbonne  c  5  (Geistliche, 
welche  Verschwörungen  gegen  den  Bischof  an- 
zetteln) :  „sub  poenltentiae  nomine  vitarecedente 
i.  e.  anno  uno  In  monasterio^;  Merida  c.  17 
(Schmähungen  gegen  den  verstorbenen  Bischof) : 
„si  presbyter  fuerit,  tribus  mensibus  ab  episcopo 
suo  sub  poenltentia  maneat;  sl  diaconus,  V;  si 
subdiaconus  aut  clerlcus  aut  quilibet  religlosus 
de  maiori  gradu norem^ 

Aber  auch  neben  der  Absetzung  kommt  eine 
blos  auf  Zeit  bestimmte  Busse  vor,  Toledo  IV 
0.  46 :  „Sl  quis  clerlcus  in  demoliendis  sepulcris 
fuerit  deprehensus  ....  oportet  oanonlbus  in 
tall  scelere  proditum  a  clericatus  ordine  submo- 
verl  et  poenltentiae  trlennio  deputari''. 

^  Mitunter  ist  auch  die  Zeit  indirekt  bestimmt, 
Merida  c.  7,  S.  812  n.  3 ;  Toledo  XI  c.  4,  S.  814 
n.  4  oder  ihre  nähere  Festsetzung  dem  Bischof 
überlassen,  Toledo  IV  c.  43  (unzüchtige  Kleri- 
ker): „pro  tempore  religatis  ad  poenitentlam"; 
Toledo  VI  c.  12  (Lan  Jesverrath) :  „excommunl- 
catus  et  retrusus  longinquioris  poenltentiae  legi- 
bus subdatur" ;  Tours  II  c.  2 :  „congruae  poenlten- 
tiae vlndicta". 


2  Gregor  I  ep.  V.  3  n.  729  (c  10  S-  ^  I>i8t- 
L);  Bragalllc.  1,  S.  808  n.  1. 

3  Gregor  I  ep.  III  41.  43,  S.  817  n.  6. 

♦  Gregor  I.  18;  II.  6. 48;  IV.  27;  IX.  63cit.; 
Toledo  697  c.  1  (unzüchtige  Priester  und  Dia- 
konen): „ut  ultimus  a  quo  est  gradu  deiectus  deo 
ampUus  non  minlstret,  sed  sacerdotis  sul  elec- 
tione  sit  tali  claustro  conceptus,  ut  ceteros  suo 
exemplo  corrigat  et  ille  ex  poenltentia  revi- 
yiscat''. 

^  S.  dieS.  817  n.  12  angeführten  SteDen;  To- 
ledo VII  c.  3  (Priester  und  Kleriker,  welche 
nicht  für  die  Exequlen  ihres  Bischofs  sorgen): 
„totius  annl  spatlo  ad  poenltentiam  in  monaste- 
riis  deputentur";  Braga  III  c.  4  (Priester  und 
Kleriker,  welche  nicht  Jeden  Verdacht  bei  dem 
Verkehr  mit  den  bei  ihnen  wohnenden  Frauen 
yermelden):  „sex  mensibus  se  norerit  poenlten- 
tiae legibus  sublacere". 

6  Vgl.  S.  816  n.  6  u.  S.  817  n.  10,  freiUch  wird 
sie  in  Toledo  VIII  c.  5.  6  blos  allein  angedroht, 
aber  bei  ünkeuschheit  verstand  sich  die  Abset- 
zung von  selbst. 

Eine  faktische  Suspension  von  der  Ausübung 
der  Amtsrechte  musste  mit  Ihr  stets  dann  ver- 
bunden sein,  wenn  der  Schuldige  zur  Leistung 
der  Busse  in  ein  Kloster  oder  sonst  an  einen  be- 
stimmten Ort,  an  welchem  er  nicht  Im  Stande 
war,  sein  Amt  auszuüben,  verwiesen  wurde.  S. 
die  Citate  S.  817  n.  6  ff.  Nothwendig  war  dies 
aber  nicht  immer,  s.  Orleans  III  c.  7 :  „Episcopus 
autem  qui  invltum  aut  reclamantem  praesump- 
serit  ordinäre  annuall  poenltentiae  subditus 
missas  facere  non  praesnmat",  hier  wird  also 
blos  eine  Suspension  vom  Messelesen,  nicht  aber 
von  den  anderen  Amtsfunktionen  ausgesprochen. 

7  Toledo  XIII  c.  7.  S.  816  n.  2  droht  diese 
Strafe  und  die  Absetzung  erst  für  den  Fall  an, 
„si  eum  antea  verae  poenitudinis  coram  metropoU- 
tano  satisfactio  non  purgaverit". 

8  Bischöfe,  welche  das  Kirchengut  geschädigt 
haben,  sollen,  wenn  sie  keinen  Schadensersatz 
leisten  können,  der  Busse  unterworfen  werden, 
Toledo  XI  c.  5 :  „si  in  X  eolldorum  summam  prae- 
sumptor  esse  convincitur,  XX  dierum  poenlten- 
tiae satisfactione  purgetur,  ita  ut  sive  minoris 
sive  maioris  summae  excessnm  peregerit,  gemi- 
nata  hoc  semper  satisfactione  poenltentiae  re- 
compenset". 

9  Vgl.  die  vorher  citirten  Stellen,  welche  in 
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an  eine  andere  geeignete  OerÜichkeit  verwiesen  ^  während  die  fränkischen  Konzilien 
zwar  einer  Einschliessnng  znr  Busse  selten  erwähnen  2,  aber  die  blos  die  erstere  als 
Strafe  festsetzenden  Vorschriften  wohl  znm  Theil  in  demselben  Binne  aufzufassen  sind  \ 

Während  seiner  Busszeit  wurde  derPoenitent  zur  Leistung  von  Busswerken,  also 
zumBeten,  Fasten  ^  und  zu  anderen  Easteiungen^  angehalten,  welche  anscheinend 
ftlr  den  einzelnen  Fall  gleich  bei  der  Verurtheilung  näher  bestimmt  wurden  \ 

In  seiner  Bechtsstellung  unterschied  sich  ein  solcher  Bttsser  wesentlich  von  dem- 
jenigen, welcher  die  öffentliche  Busse  flbernommen  hatte.  Der  letztere  unterlag  stets 
der  ExkommunikaAion'7  und  leistete  die  Busse,  um  sich  von  dieser  zu  befreien.  Mit 
der  zwangsweise  als  Strafe  auferlegten  Busse  war  aber  die  Exkommunikation  an  sich 
nicht  verbunden^,  und  daher  behielt  der  Bflsser,  je  nachdem  das  von  ihm  begangene 
Vergehen  nicht  mit  anderen  Strafen  bedroht  oder  die  Busse  blos  Nebenstrafe  war 
(8.  817),  bald  seine  vollen  kirchlichen  Mitgliedschafitsrechte,  bald  war  er  nur  vom 
Empfang  des  Abendmahls  ausgeschlossen^,  bald  auch  der  grossen  Exkommunikation 


der  Mehrzahl  der  Verweirang  in  ein  solefaes  er- 
wähnen. 

Nach  Gregor  I.  ep.  I.  44  p.  638  (c.  4  0.  XVI. 
qu.  6)  sollen  ffir  gefallene  Oeistliche  solche  arme 
Kloster,  in  denen  die  Disciplin  korrekt  gehand- 
habt wird,  ansgew&hlt,  der  Unterhalt  der  Bflsser 
aber  ans  deren  Yenndgen  bestritten  werden  („si 
vero  parentes  habent,  res  eoram  legltimis  parentl- 
bns  dentur,  ita  tarnen,  ut  eonim  stipendinm  qui  in 
poenitentiam  datt  fnerint,  snffldenter  debeat 
procnrari'').  Für  Vermögenslose  finden  sieh  keine 
Bestimmungen,  und  ep.  I.  18  p.  602  weist  der 
Papst  seinen  Verwalter  inSixilien  an,  einem  zur 
Bnsse  in  ein  Kloster  Terwiesenen  Bischof,  wel- 
chen dasselbe  Noth  leiden  liess,  eine  ausreichende 
annona,  also  Unterhalt  ans  kirchliehen  Mitteln, 
zn  gewähren.  Diewestgothischen  nnd  Crinkischen 
Konzilien  ergeben  in  den  gedachten  Beziehun- 
gen nichts. 

1  So  wird  der  cella  des  Bischofs  oder  Erz- 
bischofs, Tours  11  c.  19,  S.  817  n.  12;  Merida 
c.  7,  8. 812  n.  3,  oder  anoh  blos  der  Bnssleistnng 
beim  Metropoliten  erw&hnt,  Toledo  XI  0.  3, 
S.  811  n.  1. 

2  Wie  z.  B.  Tonrs  II  c.  19. 

3  80  wohl  Macon  I  c  8  fZiehen  eines  Klerikers 
vor  das  weltliehe  QeriohtJ:  ,;Sin  .  .  honoratior 
(dericns)  XXX  dieram  conclnsione  mulctetnr^ 
fc.  6  G.  XI.  qn.  1);  zweifellos  Orleans  III  c.  7 
(c.  10  Dist  LXXXI):  „De  fdnlteriis  antem  ho- 
noratorum  clerlcorum  id  observandam  est,  nt  si 
qnis  adulterasse  ant  confessns  faerit  vel  convic- 
tns,  depositns  ab  officio,  commnnione  concessa, 
in  monasterio  toto  vitae  snae  tempore  retmdatnr^. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

*  Des  Fastens  wird  aasdrucklich  gedacht 
Tonrs  II  c.  19  und  Macon  I  c.  6 :  „XXX  dieram 
inelosione  detentns  aqua  tantum  et  modico  pane 
diebns  singnlis  snstentetar^. 

B  Dass  es  sich  dabei  im  wesentlichen  nm  die- 
selben Abtodtnngen,  wie  bei  der  öffentlidien 
Bnsse  handelte,  liegt  auf  der  Hand,  nnd  die 
wiederholte  Aenssernng  in  den  Quellen :  ^;legl- 
bus  poenitentlae  subdi",  Toledo  VI  c  7.  c.  2  cit.  | 
Braga  III  c.  14  cit.  kann  nur  auf  die  für  die 
öffentlichen  BQsser  entwickelten  Regeln  hindeu- 


ten, da  sich  für  die  hier  fragliche  Busse  keine 
besonderen  Normen  entwickelt  haben. 

^  Das  zeigt  Toledo  XI  c.  7  (welches  sich  gegen 
die  Grausamkeiten  der  BisohSfe  bei  Ausübmig 
der  Strafgerichtsbarkeit,  insbesondere  gegen  die 
Auferlegung  harter,  den  Tod  herbeiführender 
Bussen  richtet) :  ;,quotiescumque  quilibetexsub- 
ditis  coirigendus  est,  aut  publica  a  sacerdote  de- 
bet  disciplina  curari  aut  si  aliter  rectoribus 
placet  duorum  ve\  trium  fratram  spiritualium 
testimonlo  peculiariter  adhiblto  et  modus  erimi- 
nis agnoseatur  et  modus  poenitentlae  irro- 
getur;  ita  tamen,  ut  si  ezilio  yel  retrutione  dig- 
num  eum  esse  qui  deliquit,  iudicium  pecuUare 
decreyeiit,  modus  poenitentlae,  quem  eo- 
ram tribus  fratribus  sacerdos  transgressori  in- 
dixerit,  speclali  debeat  eins,  qui  sententiam 
protulit,  manus  propziae  subscripüone  notari 
sioque  fiet,  ut  nee  transgressoies  sine  testimonlo 
excidia  fltae  suae  incurrant  nee  lectores  accusa- 
tos  se  de  quorumlibet  interemptionibus  ernbes- 
cant^.  Uebrigens  ISsst  auch  Toledo  XVI  c.  4, 
welches  des  Selbstmordsvenuehes  der  „pro  sui 
purgatione  sceleris  sub  poenitentlae  satisfaetione 
oustodiae  mancipatio'  erwähnt,  au/  eine  grausame 
Handhabung  der  DiscipUn  schliessen. 

^  S.  716  abgesehen  von  denjenigen,  welche 
ohne  jede  Verurtheilung  fireiwillig  die  öffentliche 
Bnsse  übernommen  hatten,  s.  8.  '{24. 

B  S.  die  Gitate  8.  817.  818.  Daher  kann  auch 
Toledo  XVI  c.  4  cit.  für  den  Selbstmordsrersueh 
des  Poenitenten  Exkommunikation  auf  kurze 
Zeit  androhen,  S.  802  n.  2. 

0  Eine  dahin  gehende  Anordnung  findet  sich 
meistens  in  den  Briefen  Ghregors  I,  s.  die  Gitate  auf 
S.  816. 817.  Deshalb  konnte  sich  in  dieser  Bezie- 
hung anoh  die  Stellung  des  Poenitenten  während 
der  Bnsszeit  ändern,  Gregor  I.  ep.  V.  7  p.  733 
(betr.  einen  abgesetzten  Priester,  welcher  trotz- 
dem Messe  gelesen) :  „eum  saerl  corporis  et  san- 
guinis domini  partieipatione  privatum  in  poeni- 
tentiam redigat,  ita  ut  usque  ad  diem  obitus  sui 
in  eadem  excommunicatione  permanere  et  yiati- 
oum  tantummodo  exitus  sui  tempore  percipiat. 
Sin  antem  eum  firatemitas  tua  talem  poeniten- 
tiam agere  cognoverit,  ut  ei  iuste  ad  recipiendam 
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unterworfen  K 

Ebensowenig  wurde  durch  die  hier  fragliche  Busse  die  rechtliche  Stellung  der 
Geistlichen  an  sich  berührt.  Soweit  nicht  durch  die  Verweisung  an  einen  bestimmten 
Ort  eine  faktische  Suspension  von  den  Amtsfunktionen  herbeigeführt  wurde  ^  oder 
eine  solche  ausdrücklich  ausgesprochen  war^,  konnte  der  bflssende  Geistliche  sein 
Amt  ausüben^  und  nach  geleisteter  Busse  und  nach  Beendigung  der  etwa  auf  Zeit 
gegen  ihn  verh&ngten  Suspension^  sein  Amt  wieder  übernehmend 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  ist  ersichüich,  dass  es  sich  bei  dieser  Art 
der  Busse  und  den  mit  ihr  verbundenen  Bussübungen  lediglich  um  eine  Strafe  han- 
delt, ja  um  eine  solche,  welche  in  den  meisten  Fällen  den  Charakter  der  Yindikativ- 
strafe^,  nicht  einmal  den  der  Censur  an  sich  trägt  ^.    Von  den  übrigen,  mit  einzelnen 


inter  lalcos  communionem  et  ante  exitum  debeat 
miBereri,  Koe  in  taae  fratemitatis  ponlmus  po- 
testetet 

i  S.  816  n.  7. 

»  S.  818  n.  6. 

3  S.  817  n.  12. 

*  S.  818  n.  6  a.  E. 

B  Anders  allerdings  bei  der  gleichzeitig  ver- 
hängten Absetzung. 

6  S.  die  S.  817  n.  12  u.  S.  818  n.  6  citirten 
Stellen.  Orleans  I  Ö21  c.  21  gestattet  dem  Prie- 
ster nnd  Diakon,  „qni  pro  suo  reata  se  ab  altaris 
Gommunione  aal)  poenitentiiB  professlone  snbmo- 
yerif^,  im  Nothfall  anf  Verlangen  zu  taufen. 

Toledo  XllI  c.  10  bestimmt  aus  Anlass  der 
Anfrage  eines  Bischofs,  welcher  freiwillig  in 
Folge  einer  Krankheit  die  Busse  übernommen 
hatte: 

„Quicumque  pontiflcum  vel  sacerdotum  dein- 
oeps  per  manus  impositionem  poenitentiae  donum 
exceperint  nee  se  mortalium  criminum  professl- 
one notaverint,  teuerem  retentandi  regiminis  non 
omittant,  sed  per  metropolitanum  reconciliatione 
poenitentium  more  suscepta,  solita  expleant  or- 
dinis  Bul  officia  vel  cetera  mysteriorum  sibi  cre- 
dita  sacramenta.  Hoc  tantam  est  observandum, 
ut  si  aut  ante  acceptionem  poenitentiae  adiudieatus 
nee  reconciliatus  reperitur  pro  culpis  aut  si  in  ipsa 
perceptioue  poenitentiae  iroplicatum  se  dixerit 
mortalibus  factis,  iuxtaaestimationem  metropoli- 
tani  ahstinere  huiusmodi  oportet  apraemissis  ofü- 
ciis:  cetemm  si,  ut  dictum  est,  sub  poenitentiae 
perceptioue  conslstens  nihil  mortalis  cilminis  se 
admisisse  praedixerit,  tamen  quod  fateii  homi- 
nlbus  erubescit  absconsum  intra  claustra  sni  pec- 
toris delitescit,  noverit  Ipse  sibi  de  se  potestatem 
esse  concessam,  ut  iuxta  eonscienüae  suae  fidu- 
dam,  utrum  audeat  aut  non  audeat  sacriflcare 
deo  ex  sui  potius  arbltril  potestate,  quam  ex 
iiostri  iudicii  permisaione  procedat''.  Danach 
kann  der  Bischof,  welcher  freiwillig  die  Busse 
übernommen  und  kein  eine  Todsünde  bilden- 
des Vergehen  bekannt  hat,  nach  stattgehabter 
Reconciliation  seitens  des  Erzbischofs  sein  Amt 
in  all  und  jeder  Beziehung  wieder  ausüben. 
Wenn  aber  seine  Sünden  zwar  keine  crimina 
mortalia  sind,  er  sie  aber  sich  vor  den  Menschen 
einzugestehen  sehamt^  so  bleibt  es  seinem  Ge- 
wissen überlassen,  ob  er  sich  der  Verwaltung 
des  Amtes  enthalten  will  oder  nicht.   Dagegen 


hat  er  das  Amtiren  nach  dem  Ermessen  des  Me- 
tropoliten einzustellen,  falls  er  bei  der  Ueber- 
nähme  der  Busse  Todsünden  bekannt  oder  —  so 
fasse  ich  die  Worte  auf:  ante  acceptionem  poeni- 
tentiae u.  B.  w.  —  vor  der  Ueberuahme  der  beab- 
sichtigten Busse  wegen  schuldhafter  Handlungen 
verurtheilt  und  noch  nicht  rekouziliirt  ist.  Die 
Stelle  handelt  also  von  der  freiwilligen  Ueber- 
uahme der  Busse  und  stimmt  mit  den  älteren 
Kanonen  S.  72Ö  n.  2  darin  überein,  dass  sie, 
wie  diese  die  Fähigkeit  zur  Weihe  nur  durch  die 
Begehung  und  das  Bekenntniss  von  crimina  mor- 
talia verloren  gehen  lassen,  ihrerseits  blos  für 
diesen  Fall  und  den  ihm  gleichgestellten  der 
Verurtheilung  wegen  solcher  Vergehen  das  Recht 
zur  ferneren  Verwaltung  des  Amtes  ausschliesst. 
Mit  den  Annahmen  des  Textes  steht  also  die 
Stelle  nioht  im  Widerspruch.  Allerdings  heisst 
es  in  der  Ansprache  des  Gäsarius  y.  Arles  in  der 
Angelegenheit  des  Bischofs  Gontumeliosns,  S.  816 
n.  6,  Man 6 18,  812:  „Eum  quem  credimus  ad 
vitam  aetemam  postperactam  poenitentiam  venire, 
ad  honorem  clericatus  secundum  tantorum  pa- 
trum  praecepta  novimus  non  debere  reverti,  in 
tantum,  ut  in  canonibus  praeceptum  sit :  Ne  uUus 
umquam  poeniteus  clericus  ordinetur.  Et  si  ille 
qui  ultro  petit  poenitentiam  quamvisperfecte  agat, 
non  potest  aut  episcopus  aut  presbyter  ordinari, 
ita  etiamsi  per  ignorantiam  ordinatus  fuerit  et 
postea  convindtur  poenitentiam  acceplsse,  deli- 
datur,  ille  qui  invitus  ad  poenitentiam 
agendam  in  monasterium  mittitur 
et  utique  qui  aliud  quam  poenitens  dicendus  est, 
qua  conscientia  ad  sacerdotium  redire  permit- 
titur'"?  Aber  in  dem  betreffenden  Fall  hat  ea 
sich  um  crimina  mortalia,  um  Fleischesvergehen 
des  Bischofis,  gehandelt,  und  die  ganze  Ausfüh- 
rung bezieht  sich  allein  auf  solche  Fälle,  wie 
sie  sich  denn  gegen  eine  auf  der  Synode  hervor- 
getretene mildere  Auffassung  richtet,  welche 
eine  Absetzung  des  Bischofs  umgehen  und  ihn 
nach  geleisteter  Busse  in  sein  Amt  wieder  ein- 
setzen wollte,  Hefele  2,  764. 

"^  Wie  die  auf  die  Lebensdauer  und  auf  be- 
stimmte Zeit  festgesetzte  Busse,  denn  hier 
konnte  der  Verurtheilte  auch  durch  die  aufrich- 
tigste Keue  und  den  grossten  Busseifer  keine  Ab- 
kürzung der  Strafe  herbeiführen. 

8  Eine  solche  war  sie  allerdings  in  den  Fällen, 
in  welchen  sie  bis  zur  Besserung  auferlegt  war. 
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Basswerken  übereinstimmenden  Strafen  ^  nnierschied  sich  die  Basse  in  der  hier  be- 
sprochenen Anwendung  dadarch,  dass  man  für  sie  noch  an  der  alten,  freilich  allein 
fnr  die  freiwillige  Busse  zatreffenden  Anschanang  festhielt,  dass  sie  das  Mittel  sein  solle, 
sowohl  Oott,  wie  auch  der  Kirche  durch  aufrichtige  Reue  und  Besserung  fttr  die  be- 
gangenen Vergehungen  Oenugthuung  zu  leisten  ^,  vergegenwärtigte  sich  aber  dabei 
nicht,  dass  man,  da  sich  wahre  Reue  und  wahre  innere  Besserung  nicht  erzwingen 
lassen,  damit  den  Charakter  der  Busse  yöllig  geändert  hatte  \ 

Wie  die  ttberwiegend  die  Kleriker  betreffenden  Zeugnisse  ergeben,  ist  von  der 
Zwangsbusse  zuerst  bei  den  Geistlichen  in  der  Disciplinar-  und  Strafpraius  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Je  mehr  sich  der  Klerus  als  eigener  Stand  von  den  Laien  absonderte  und  mit 
der  Zahl  der  Glieder  desselben  sich  auch  der  Prozentsatz  der  Lässigen  und  Unwür- 
digen vermehrte,  desto  mehr  musste  das  Bedürfiiiss  nach  einer  Ausdehnung  des  Dis- 
ciplinarstrafrechts  hervortreten  und  Bestrafungen  wegen  nicht  allzuschwerer  Discipli- 
narvergehen  häufiger  werden.  Andererseits  wurde  die  Kirche,  aber  gerade  unter 
diesen  Umständen  dahin  gedrängt,  das  Ansehen  des  geistlichen  Standes  äusserlich 
soviel  wie  möglich  zu  wahren.  Den  Zweck,  den  Laien  einen  näheren  Einblick  in  die 
Handhabung  der  Strafgewalt  über  die  Kleriker  zu  entziehen,  und  die  früher  bei 
schweren  Vergehen  übliche  öffentliche  Busse  zu  ersetzen,  erfüllte  die  geheime  Zwangs- 
bnsse  in  geeignetster  Weise,  umsomehr  als  sie  bei  ihrer  AbstufungsfUhigkeit  und  der 
Möglichkeit  ihrer  Verbindung  mit  anderen  Strafen  den  vielseitigen  Bedürfnissen  eines 
alle  verschiedenen  Vergehen  berücksichtigenden  Straf-  und  Disciplinarreehts  Rech- 
nung trug. 

Das  Vorbild  für  die  Einführung  dieser  Praxis  hat  offenbar  das  Mönchs-  und 
Klosterleben  mit  seiner  strengen  Disciplin  und  den  für  die  Mönche  hergebrachten 
Bussübungen  abgegeben.  Als  dieses  im  Abendlande  festen  Fuss  gefasst  hatte,  lag  es 
nahe  genug,  da  man  auch  sonst  Einrichtungen  des  Klosterlebens  auf  den  Weltklerus 
übertrug'^,  die  Kleriker  bei  ihren  Verfehlungen  einer  ähnlichen  Disciplin,  wie  es  die 
der  Mönche  war,  zu  unterwerfen,  und  gerade  der  Umstand,  dass  die  Klöster,  welche  da- 
mals noch  unter  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  standen,  vorzugsweise  als  Zwangsbuss- 
anstalten, in  denen  man  büssende  Kleriker  den  Augen  der  Welt  entzog,  andererseits 
aber  auch  die  beste  Kontrole  über  dieselben  ausüben  konnte^,  benutzt  worden  sind, 
bestätigt  den  klösterlichen  Ursprung  der  neuen  Praxis. 

Nachdem  sich  dieselbe  zunächst  für  die  Kleriker  festgestellt  hatte,  hat  man  sie 
auch  auf  die  Laien  ausgedehnt^,  freilich  in  einem  irgendwie  nennenswerthen  Umfang 

1  Z.  B.    dem   Faste»    und  der  köiperliehen      verpflichtet  und  für  immer  ron  staatllohen  Wür- 
Züchtigung,  S.  803  n.  814.  den  ausgeschlossen  erklärt,  aber  nichts  desto- 

*  Diese  AafTassang    findet    sich  Toledo  IV      weniger  von  einem  donnm  poenitentiae  spricht 

"•  ^n '^'  ^  ^^^  "•  '^' J^'v'*™!' ,«  ^" "; ^      *  Bd.  II.  s.  60. 

*  Dabei  kam  man  anch  zu  Vonehriften,  welche  .  „  ,  „  ^  o  ,  .  ,  _, 
dem  Wesen  dei  Bnsde  ySlUg  wlderspteohen,  ».  f  ^gl.  Narbonne  c  6:  ,nt  qulcnmque  fuerit 
Toledo  VI  c,  7,  S.  817  n.  %  welches  die  Leistung  «»Ip»»»!!!»  Inyentos  clericns  et  honoiatus  de  oivi- 
det  nwprtngUohen  Busse  heim  Aufgehen  des  *•*•  «».»^  monastenum  fnerlt  deputotus  sie  ab- 
Bttsserlebens  durch  Elnspenung  In  das  Kloster  ^**  9"»  «»'  P»efeetu.  cum  lllo  qu»  dulgitur, 
erzwingen  will,  Toledo  XI  c.  6,  S.  818  n.  8  •«»*.  »l««  «^  eplscopo  manifesu  correctlono 
(Tarif  fBr  das  Verhiltalss  von  Busse  und  Geld-  '"e"!  ordüiaiu.;  aliter  sl  abbas  facere  elegerlt, 
werth),  Toledo  XII  c  2,  welches  selbst  dleje-  P»  cotrectlone  tempus  aliqnod  suspendatur,  quia 
nlgen,  welche  die  Bnsse  aus  Furcht  oder  Zwang  «''  V"",  <»»»°»  ^dWg;itur,  nt  emendet,  non  ut 
ttbemehmen  oder  denen  sie  gar  im  bewnsstlosen  P"»'™  '«»"II«  ^»'«"»«  »•»'"et'««. 

Zustande  aaferiegt  worden  war,   zur  Leistung         *  S.  817. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.256. 


aUein  im  Westgothenreich  ^,  wo  bei  der  Verquickung  von  Staat  und  Kirche  und  der 
geringeren  Achtung  vor  der  freien  Persönlichkeit  die  Konzilien  in  der  Lage  waren, 
auch  solche  Strafen  zu  verhängen,  welche  die  persönliche  Freiheit  beschränkten, 
während  die  Synoden  im  Frankenreich  eine  zwangsweise  Einsperrung  behufs  Er- 
zwingung der  Busse  gegen  Laien  nicht  angedroht  haben  \ 

U.  Die  öffentliche  Busse  hat  sich  in  dieser  Zeit  in  ihrer  froheren  Bedeu- 
tung ^  als  Mittel,  die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft  zu  beseitigen^  und 
die  Wiederaufnahme  in  dieselbe  zu  erlangen  ^  erhalten,  und  wenn  auch  die  unter  I. 
geschilderte  Entwicklung  dazu  geführt  hat,  die  Kleriker  nicht  mehr  der  öffent- 
lichen Busse  zu  unterstellen,  so  ist  dies  in  Betreff  der  Laien  nicht  der  Fall 


i  S.  817. 

s  S.  817.  Wm  die  Briefe  Oiegors  I.  betrifft, 
80  bandelt  es  sich  iu  dem  einen  Fall  (S.  817  n.  2) 
um  ein  Einschreiten  gegen  den  auch  Tom  welt- 
lichen Recht  mit  Strafen  bedrohten  Kultus  des 
Heidenthums  und  in  dem  anderen  Fall  ist  der 
Charakter  der  Strafthat  nicht  ersichtlich. 

«  S.  715.721. 

*  AtIÜ  ep.  17  riö)  V.  616—617,  mon.  Germ, 
auct.  ant.  YI.  2,  49  (betreffend  eine  incestnose 
Ehe) :  „ütrisqne  .  . .  dnm  in  tarn  infeUci  obsti- 
natione  peisistont,  Totnm  excommnnicationis  in- 
dielte,  doneo  a  consortio  erimlnall  publica  paeni- 
tentiae  professione  desclscant  et  tnnc  mlserentl- 
buB  Tobls  ad  timoris  ex  correctlone  ezemplnm 
gratlam  reconcillationis  accipiant  ^  -,  Macon  I  c.  18 : 
„De  his  vero  qol  Innocentes  ant  principi  aut  in- 
dieibuB  accusare  oonTlcti  füerint,  .  . .  si  reio  sae- 
culaxis,  oommunlone  prlTetni,  donec  malnm  qnod 
admlsit  per  public  am  poenltentiam  dlgna  satis- 
factione  componat^;  EUgii  Novlomag.  (Anfang 
des  7.  Jahrh.)  hom.  6,  Migne  87,  612:  „Et  quia 
haec  dominioae  coenae  saora  festivltas  multa  in  se 
habet  mysteria,  Idee  speoialiter  in  ea  poenitenti- 
bus  confugium  unienm  yidetur  esse  ad  dominum ; 
et  non  solum  publice  poenitentibus . . . ;  hom. 
8, 1.  c.  p.  629 :  „Quo  die  (Gründonnerstag)  etiam 
poenitentes  reconciliantur  .  .  .  p.  625 :  „sl  tanta 
est  plaga  peccatl  et  ulcus  morbi,  ut  medlcamenta 
talia  differentia  sunt,  auctoritate  antlstitis  debet 
qulsque  ab  altari  removerl  ad  agendam  poenlten- 
tiam et  einsdem  auctoritate  reconciliari''. 

Dass  die  Bussdlsolplin  dieselbe  geblieben  ist, 
ergeben  Epaon  517  c.  29  (auch  ids  Agde  c.  60 
gezählt);  ^apsls,  1.  e.  qul  in  cathollcafldebapti- 
zatl  sunt,  si  praerarlcatione  damnablli  in  haere- 
sim  translerlnt,  grandem  redeundi  difAcultatem 
sanxlt  antiquitas  (o.  S.  721  n.  7).  Quibus  nos 
annorum  multitudinebrevlata  poenltentiam  blenni 
conditione  inf^a  scriptae  inponimus:  ut  prae- 
scripto  biennio  tertia  die  sine  relaxatione  ielunent, 
ecclesiam  studeant  frequentare,  in  paenitentum 
loeo  stand!  et  orandl  humllitatem  noverlnt  obser- 
▼andam :  etiam  ipsl,  cum  cateoumenl  procedere 
commonentur,  abscedant.  Hoc  si  observare  volu- 
erlnt,  constituto  tempore  admittendls  ad  altarium 
obserratio  relaxetnr'',  die  Vorschriften,  dass  Ehe- 
leute nicht  ohne  Zustimmung  des  anderen  Theils 
zur  Busse  zugelassen  (S.  722  n.  10),  dass  die- 
jenigen, welche  das  Bfisserleben  aufgeben,  bis 
zum  Tode  von  der  Kirche  ausgeschlossen  werden 


sollen,  S.  723  n.  3,  wiederholt  Orleans  IU  c.  24. 
25  (s.  auch  Orleans  I  c.ll),  vgl.  dazu  auch  Elusa 
551  o.  1 :  „ut  qulcumque  post  acoeptam  paenl- 
tentiam  ad  thorum  uxorum  suarum,  slcut  canis 
ad  Tomltum  xediisse  probantur  yel  aliis  tam  firi 
quam  femlnae,  se  Inlldte  coniunxisse  noscuntur, 
tam  a  communione  quam  a  liminlbus  ecclesiae 
Tel  convMo  catholioomm  se  sequestratos  esse 
cognoscant.  Nam  sl  se  per  dlgnam  multl  temporis 
paenitentiam  Inspirante  domino  sequestratl  de- 
▼iasse  oognoYerint,  qualiter  communlonem  deo 
propltio  mereantur,  Inspeeta  flde  thorum  (?illo- 
rum?)  in  sacerdotis  sui  conslstat  arbltrlo^';  wel- 
ches also  blos  ebenso  wie  Epaon  c.  23  die  Milde- 
rung macht,  dass  der  Ausschluss  nicht  bis  zur 
Todesstunde  dauern  soll;  femer  Epaon  c  36, 
nach  welchem  dem  Bflsser  im  Fall  der  Todes- 
gefahr das  yiatikum  gereicht  und  derselbe  nach 
seiner  etwaigen  Genesung  noch  den  Rest  seiner 
Busszeit  durchmachen  soll,  S.  723  n.  6. 

^  lieber  die  freiwillige  Uebemahme  der  öffent- 
lichen Busse  8.  CäsarlusT.  Arles,  hom.  8  (Migne 
39,  1948  Im  app.  zu  t.  Y.  von  Augustinus  als 
sermo  105):  „Quibus  operlbus  minuta  pecoata 
redimantur,  plenius  vobls  insinuare  desldero. 
Qnotles  Inflrmos  vlsitamus.  In  carcere  clausos  et 
posltos  In  ylnculis  requiiimus,  dlsoordes  ad  con- 
oordiam  revocamus,  Indicto  in  ecclesia  leiunio 
ieiunamus,  pedes  hospltum  abluimus...  eleemo- 
synam  .  .  .  damus  .  .  .  Pro  capitalibus  Tero  eri- 
mlnibus  non  hoc  solum  sufflclt,  sed  addendae 
sunt  lacrimae  et  rogltus  et  gemitus,  continuata  et 
longo  tempore  protracta  lelunla,  largiores  eleemo- 
synae  erogandae,  nitro  nos  ipsos  a  communione 
ecclesiae  removentes,  in  luctu  et  in  tristitia 
multo  tempore  permanentes  ...  et  poenltentiam 
etiam  publice  agentes^  *  vgL  auch  eiusd.  homll. 
1,1.  0.  p.  2227  (sermo  261). 

Nach  Gregor.  Tur.  IX.  33  veranlasst  der  Bi- 
schof eine  Frau,  um  sie  der  Verfolgung  des  Man- 
nes zu  entziehen,  „ut  Teste  mutata  ac  peneten- 
tiam  accepta  in  basUica  s.  Martini  expeterit". 

Für  die  westgothische  Kirche  Insbesondere  Tgl. 
die  S.  721  in  den  Anmerkungen  clt.  Konzilien, 
Agde  c.  37  (S.  715  n.  6),  Gerona  617  c,  10;  To- 
ledo jy  0.  54  (S.  725  n.  2),  ibid.  c.  55  u.  c.  19, 
(von  der  Ordination  ausgeschlossen  „qui  scelera 
aiiqua  per  publicam  poenltentiam  admisisse  con- 
fessi  sunt" ;  Toledo  VI  c.  8  (in  Betreff  des  Ver- 
botes der  Heirath  für  die  Poenitenten,  s.  auch 
Hefele2,  91). 
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gewesen  ^  Indessen  ist  damit  die  Frage  noch  nicht  beantwortet,  ob  die  Leistung  der 
öffentlichen  Basse  nnter  allen  Umständen  erforderlich  war,  nm  sich  von  der  Exkom- 
munikation zu  lösen.  Man  hat  mehrfach  behauptet^,  dass  eine  solche  allein  bei  dem 
öffentlichen  Vergehen  verlangt  worden  sei,  indessen  findet  sich  kein  Anhalt  dafür, 
dass  sich  dieser  Grundsatz  schon  in  der  hier  fraglichen  Periode  herausgebildet  hat. 
Andererseits  würde  man  aber  fehlgehen,  wenn  man  die  öffentliche  Busse  als  die  ab- 
solut nothwendige  Bedingung  für  die  Beseitigung  jedweder  Exkommunikation  betrach- 
ten wollte.  Die  Konzilien  machen  die  Wiederaufhebung  derselben  vielfach  von  an- 
deren Momenten  als  der  Leistung  der  Busse  oder  selbst  der  Besserung  abh&ngig^, 
und  wenn  es  auch  wohl  dem  Bischof  überlassen  blieb,  in  diesen  Fällen  die  Busse  zu 
fordern,  so  ergiebt  sich  doch  daraus  immer,  dass  diese  nicht  mehr  als  absolutes  Erfor- 
demiss  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirchengemeinschaft  angesehen  wurde.  Dazu  kam 
weiter,  dass  mit  der  detaillirten  Durchbildung  des  kirchlichen  Strafrechtes  die  Ex- 
kommunikation ein  immer  weiteres  Anwendungsgebiet  erhielt  4,  und  bei  leichteren 
Vergehen  in  der  Forderung  der  öffentlichen  Busse  eine  zu  grosse  Härte  gelegen  haben 
würde.  Hatten  die  Bischöfe  nach  der  älteren  Disciplin  der  Kirche  das  Recht,  des 
Näheren  über  die  Art  der  öffentlichen  Busse,  namentlich  über  ihre  Zeitdauer  zu  bestim- 
men und  einen  Theil  der  Busszeit  zu  erlassen^,  so  lag  es  in  der  Richtung  der  Ent- 
wicklung, dass  sie  unter  den  veränderten  Verhältnissen  nach  Lage  der  einzelnen  Fälle 
von  der  Forderung  der  Öffentlichen  Busse  absahen  und  als  Ersatz  andere  Leistungen 
und  fromme  Werke,  so  namentlich  die  im  Laufe  dieser  Zeit  im  Frankenreiche  üblich 
gewordene  Privatbusse ^,  ferner  aber  auch  in  Italien^  und  Spanien^  die  Zwangsbusse 
in  den  Klöstern  gelten  Hessen. 

UI.  Die  Privatbusse  und  die  öffentliche  Busse.  Für  die  weitere  Ent- 
wicklung des  kirchlichen  Strafrechts  ist  ferner  in  dieser  Zeit  die  Uebertragung  des  in 
der  irisch-schottischen  und  angelsächsischen  Kirche  ausgebildeten  Buss- 
wesens von  Einfluss  geworden. 

Im  Gegensatz  zu  der  festländischen  Kirche,  in  welcher  kein  Gebot  bestand,  dass 
die  Gläubigen  regelmässig  alle  ihre  Sünden  dem  Priester^  beichten  sollten,  noch  eine 


1  Vgl.  die  Stellen  S.  822  n.  4.    Demgemäss  modo  poenitentiae  distringendas  in  sacerdotis 

kann  es  auch  mindestens  als  wahischeinlicli  ange-  potestate  conelstat'Q,  dass  durch  das  Wergeid  der 

nommen  werden,  dass  Stellen,  wie  Orleans  II  c.  Mord,  insowelterzugleich  kirchliches  Verbrechen 

17  (gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  wegen  der  ist,  nicht  gesühnt  wird,  und  dass  der  Bischof 

Eingehung  einer  Ehe  exkommunizirt  sind,  diese  den  Morder  exkommuniziren  und  ihm  die  öffent- 

aber  aufgeben:    „in  communionis  gratiam  acta  liehe  Busse  für  die  Herbeiführung  der  Reconcilia- 

poenitentiarevertantur**);  Orleans  lY  c.  8  (Ketzer,  tion  auferlegen  soll. 

welche  die  Bischöfe  „cum  eos  viderint  dignam  <  S.  z.  B.  Steitz  S.  103.  109;    Schmitz, 

poenltentlam  agere^'  wieder  in  die  Kirchengemein-  Bussbucher  S.  69 ;  L  o  ni  n  g  2,  448.  470. 

Schaft  aufhehmen  können),  Rhelms  624  c.  8.  9.  ^  S.  798  n.  2  ff. 

14  (Clichy  c.  10.  11.  16)  sich  auf  die  öffentliche  <  Vgl.  S-  257. 

Busse  beziehen.    Dasselbe  gilt  wohl  auch  von  ^  S.  719. 

Rheims  c.  5  (Clichy  c.  6) :  „sl  excommunicatns  ^  S.  diesen  %.  unter  III.  a.  E. 

existlroat ,   se  Inluste  damnatum  ,    in  proxima  "^  So  namentlich  bei  Vornehmen,  Gregor  I.  ep. 

synodo  habeat  Ucentiam  reclamandi;  et  si  iniuste  III.  27  cit.,  S.  817  n.  2. 

damnatus  fuerit,  absolvatur,  sin  autem  iuste,  im-  ^  Narbonne  c.  6,  S.  821  n.  5.    Dass  die  Gelst- 

positum    poenitentiae   tempus   exsolvat^,    denn  Hchkeit  den  unter  ihrer  Mitwirkung  entthronten 

wenn  auch  hiernach  die  Zeitdauer  der  Busse  bei  König  Wamba,  auf  welchen  Toledo  XII  c.  2,  S. 

der  Exkommunikation  bestimmt  wird,  so  ist  dies  821  n.  3  zugeschnitten  worden  ist,  D  a  h  n ,  Könige 

bei  der  öffentlichen  Busse  nicht  ausgeschlossen.  der  Germanen  6,  2.  Aufl.  S.  465.  467,  die  Busse 

Endlich  verordnet  wohl  Orleans  IV  !S  (der  Mör-  ebenfalls  Im  Kloster  verrichten  liess,  war  durch 

der,  welcher  sich  wegen  des  Wergeldes  mit  den  die  politischen  Verhältnisse  angezeigt. 

Verwandten  des  Getödteten  abgefunden  hat,  „pro  ^  Löning,  2,  470.     Gegenüber  der  abwei- 
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dahin  gehende  Praxis  geübt  wurde,  hatte  sich  in  Grossbritannien  nach  dem  Vorbilde 
der  klösterlichen  Einrichtungen  ^  die  Uebnng  gebildet,  dass  alle  Sflnden  dem  Priester 
gebeichtet  wurden,  und  dass  dieser  dem  Beichtenden  die  erforderlichen  Anweisungen 
über  die  behufs  der  Sühne  zu  verrichtenden  Busswerke  ertheilte^. 

Von  Columb  a^  ist  dieses  Busswesen  auf  das  Festland  verpflanzt  worden^. 

Die  irisch-britische  Kirche  hatte  zu  dieser  Zeit  auf  der  altchristüchen  Grundlage 
ebenfalls  ein  besonderes  Straf-  und  Disciplinarrecht  ausgebildet^,  welchem  die  Strafe 
der  Exkommunikation <^  sowie  ftlr  die  Geistlichen  auch  die  der  Suspension^  und  der 


chenden  katholischen  Auffassung,  s.  z.  B. 
Schmitz,  Bussbücher,  S.  209;  y.  Soherer, 
Hdbch.  d.  K.  H.  1,  212  n.  19,  kann  ich  nur  das 
S.  724  n.  4  Bemerkte  wiederholen. 

1  Casslan.  Institntiones  coenob.  lY.  9,  Mi  gne 

49,  161 :  „ consequenter  InsÜtuuntur, 

uullas  penitas  cogitationes  prurientes  In  corde 
peniioiosa  confasione  celare,  sed  confestim  ut 
exortae  fuerlnt,  eat  suo  patefacere  senlori'',  vgl. 
IV.  37  (p.  198) ;  coUat.  XXIV  coli.  II 10,  p.  637: 
„Yera  ....  discretlo  non  nist  vera  humilitate 
acquiritur:  cuius  humilitatis  haec  erit  piima 
piobatio,  si  nnlversa  non  solum  quae  agenda  sunt, 
sed  etiam  quae  cogitantur,  seniorum  reserventur 
examini^ 

2  Löning2,  471 ;  H  a  u  c  k ,  Kirchen  geschieh  te 
Deutschlands.  Leipzig  1887.  S.  253 ;  die  Be- 
lege in  den  folgenden  Anm. 

3  Welcher  etwa  um  583  uach  dem  Frankenreich 
gekommen  war,  Hauck  1,  244  n.  3,  und  hier 
nach  dem  Vorbilde  der  altbritisohen  Bussordnun- 
gen oder  Beiübtbücher,  Wasserschieben, 
die  Bussordnungen  d.  abendländischen  Kirche, 
S.  8  fd  sein  Poenitentiale,  abgedruckt  bei 
Wasserschieben  S.3Ö3;  Schmitz  S.  594 ff. 
verf asst  hat.  Von  letzterem  wird  dasselbe  S.  590 
ff.;  Arch.  f.  k.  K.  R.  49,  3.  51,  3  u.  59,  209, 
freilich  dem  Oolumba,  indessen  zu  Unrecht 
(vgl.  0.  SeebasB,  über  Columba  v.  Luxeuils 
Klosterregel  und  Bussbuch.  Dresden  1883  S.  49 
ff.  u.  in  Ztschr.  f.  Kiichengesch.  8,  459  ff.;  fer- 
ner H  a  u  c  k  S.  254  n.  1)  abgesprocbeu. 

^  Wasserscbleben  S.  53;  Löning  2, 
472;  Hauck  1,253.  Zweifelnd  Friedberg, 
K.  R.  2.  Aufl.  S.  289  n.  4.  Dagegen  bemüht  sich 
Schmitz ,  S.  202 ff.  (Ygi.  dazu  auch  Arch  f.  d. 
K.  R.  51,  25)  darzuthun,  dass  romische  Buss- 
bücher in  das  Frankenreich  Eingang  gefunden 
und  praktisch  benützt  worden  seien.  Allein  schon 
der  Nachweis ,  dass  ein  poenitentiale  Romauum 
in  dem  von  ihm  behaupteten  Sinne  existirt  hat, 
ist  ihm  nicht  gelungen  (ebenso  M eurer,  bist. 
Jahrb.  d.  Görresgesellschaft.  Jahrg.  1887.  S.  124 ff.; 
R.  L  0  n  i  n  g  1.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Straf  rech  tswissen- 
schaft  1885.  5,535;  T.  Schulte,  Lehrb.  d.  K. 
R.  4.  Aufl.  S.  16  n.  9  u.  v.  Scherer  a.  a.  0. 
S.  210  n.  12),  und  noch  viel  weniger  hat  er  auch 
nur  den  Beweis  für  seine  fernere  Aufstellung 
anzutreten  vermocht. 

Auch  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  c.  4 
C.  XXII.  qu.  5 :  „Si  quis  se  periuraverit  et  alles 
sciens  in  periurium  duxerit,  XL  dies  peniteat 
in  pane  et  aqua  et  VII  sequentes  annos  et  num- 
quam  sU   sine  penltencia.    Et  alii,   si  conscii 


fuerlnt,  similiter  peniteant^,  der  Ansicht  von 
Schmitz  eine  Stütze  bietet  oder  auch  nur  dar- 
thut,  dass  die  Pzivatbusse  in  dem  weiter  zu  er- 
örternden Sinne  vorher  in  Italien  bekannt  gewesen 
ist.  Oratian  legt  allerdings  den  Kanon  Gel  a- 
sius  I.  bei.  Dis  ist  indessen  unrichtig,  aber  er 
gehört  auch  nicht  Pelagius  I.  (so  Thiel  1,  613; 
Friedberg  corp.  iur.  can.  l,883n.22;  Jaffif- 
Kaltenbrunner  n.  967)  an,  sondern  re- 
produzirt  einen  späteren  Pönitentialkanon,  wie 
schon  Berard  i,  Oratlani  canones  II.  1,  369  er- 
kannt hat,  und  zwar  beruht  er  auf  Poenit.  Vali- 
cell.  c.  48,  Schmitz  S.  290,  bez.  Halitgar  IV. 
28,  a.  a.  0.  S.  728,  wie  denn  auch  Gratian  einen 
zum  Theil  mit  c.  4  wörtlich  übereinstimmenden 
can.  in  c.  18  C.  VI  qu.  1  (als  von  Fabian  herrüh- 
rend) aufgenommen  hat,  und  seine  Zuweisungen 
an  Gelasiusl.  und  diesen  letzteren  auf  den  Ueber- 
Schriften  in  den  nicht  vordem  11.  Jahrhundert 
entstandenen  Sammlungen  beruhen,  w&brend 
ReginoII.  330  den  c.  18  cit.  durch  die  Inskription : 
„Ex  poenitentiali''  richtig  bestimmt. 

s  Wenngleich  die  dem  Patridus  zugeschrie- 
benen in  die  Mitte  des  5.  Jahrb.  gesetzten  Sy- 
noden in  der  überlieferten  Gestalt  demselben 
schwerlich  angehören,  Haddan  and  Stubbs, 
Councils  relating  to  Great  Britain.  Oxford  1878. 

5.  331  n.  z  u.  S.  333  n.  a,  so  können  sie  doch 
Jedenfalls  als  Zeugnisse  für  den  Rechtszustand 
im  6.  Jahrb.  verwerthet  werden. 

6  Patricii  syn.  II  c  4:  „repelles  excommuni- 
catum  a  communione  et  mensa  et  missa  et  pace*", 
und  zwar  kommt  sie  sowohl  für  Laien,  syn.  I  c.  1. 

6.  12  („quicumque  christlanus  excommunicatus 
fuerit,  nee  eins  elimosinarecipiatur'');  o.  18  („Si 
quis  excommonis  fuerit,  nee  nocte  pascharum 
in  ecclesiam  non  introeat,  donec  poenitentiam 
recipiet«)  c.  19—22,  wie  auch  für  Geistliche  vor, 
syn.  I  c.  6.  8.  11.  16.  26.  27.  28  („Si  quis  cleri- 
corum  excommonis  fuerit,  solus,  non  in  eadem 
domo  cum  fratribus  orationem  facit,  nee  offerre 
nee  consecrare  licet^) ;  vgl.  ferner  das  Poeniten- 
tiale des  Vinnianus,  welches  Wasserschie- 
ben S.  lOin  das  5.,  Schmitz  S.  498  wohl  mit 
Recht  in  das  6.  Jahrb.  setzt,  $.  32  (Kleriker, 
welcher  das  Kirchengut  unter  dem  Vorwand, 
Gefangene  loszukaufen,  schädigt):  „Siautem  non 
conversus  fuerit,  excommunioetur  et  anathemasit 
Omnibus  christianis,  exterminabitur  de  patria  sua 
et  virgis  virgeatur  usque  quo  couvertatur,  si  con- 
punctus  fuerit". 

7  Poenit.  Vinnian.  $.  8  (Geistlicher,  welcher 
seinen  Amtsbruder  geschlagen):  ^annum  in- 
tegrum peniteat  cum  pane  et  aqua  et  sine  mini- 
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Entfernung  aas  dem  Amte  ^  nicht  fremd  waren.  Wenngleich  dasselbe  einzelne  Besonder- 
heiten aufwies  2,  so  bestand  doch  die  Hauptabweichnng  von  der  Kirche  des  Festlandes 
darin,  dass  der  britischen  die  öffentliche  Busse  unbekannt  war ^  also  die  Wieder- 
zulassung  zur  Kirchengemeinschaft  auf  dem  Wege  der  Priyatbusse  erlangt  werden 
konnte^. 

Eine  Uebertragung  dieser  letzteren  Einrichtung  hätte  nur  unter  Abänderung  des 
bis  dahin  im  Frankenreieh  geltenden  Kirchenrechts,  also  durch  die  amtlichen  Organe 
der  fränkischen  Kirche,  die  Bischöfe  und  die  Synoden  erfolgen  können^,  wohl  aber 
war  es  möglich,  auf  dem  Wege  der  Praxis  die  andere  Eigenthümlichkeit  der  altbriti- 
schen Kirche,  die  8itte,  dass  die  Gläubigen  ihre  Sflnden  dem  Priester  beichteten  und 
daftlr  eine  private  Busse  übernahmen,  im  Frankenreich  einzuführen  und  zu  verbreiten. 

Wie  die  altbritischen  Bnssordnungen  stellen  auch  die  ersten  fränkischen  Poeniten- 
tialien,  dasjenige  Columbas  und  die  mit  demselben  im  engen  Zusammenhang  stehen- 
den Beichtbftcher  ®,  es  nur  als  wttnschenswerth  hin,  dass  jeder  Gläubige,  wenn  er  sich 
durch  irgend  eine,  selbst  auch  nur  eine  Gedankensflnde  von  Gott  getrennt  hat,  eine 
solche  dem  Priester  beichtet^,  damit  ihm  dieser  durch  seinen  Rath  und  seine  Fürbitte^ 


sterio  clericatus  et  orare  pro  se  debere"; 
$.  10 (der  Kleriker,  welcher  einmal  insgeheim  For- 
nlkation  getrieben,  soll  3  Jahre  Busse  thun,  „sed 
officium  clericatas  noii  amittat"),  $.  15  (Tertr^uter 
Umgang  des  Klerikers  mit  Frauen  ohne  Fomi- 
katlon) :  „non  dimittat  ofllcimn  clericatas  et  post 
annnm  integrum  penitentiae  iungatur  altario". 

^  Nach  syn.  II  Patr.  c.  9 :  „Qui  cum  gradn  ce- 
cidit,  sine  gradu  surgat;  contentus  nomine  tan- 
tum,  amittat  ministerinm :  nisi  qui  tantum  a  cou- 
spectu  domini  peccans  non  reoessit"  (d.  h.  der 
im  Grad  beflndliche,  dem  Klerikalstande  ange- 
hörige  soll,  wenn  er  gesündigt  hat,  seinen  Grad 
und  den  Dienst  verlieren,  aber  sofern  er  nicht 
nach  der  Sünde  weiter  amtirt  hat,  den  Titel  be- 
halten) ;  Poenit  Vinnian.  $.  11  (Kleriker,  wel- 
cher die  Sünde  der  Fornikation  oft  und  lange, 
aber  geheim  getrieben):  „tribas  annis  peniteat 
cum  pane  et  aqua  et  officium  clericatus  amittat 
et  aliis  tribus  abstlneat  se  a  vino  et  camibus^ ; 
1.  c  $.  12  (Kleriker,  welcher  ausserehelich  einen 
Sohn  zeugt  und  ihn  tödtet):  ^tribus  annis  poe- 
niteat  cum  pane  et  per  mensuram  in  fletu  et  lacii- 
mis  atque  orationibus  die  ac  nocte  .  .  et  tribus 
annis  abstineat  se  a  vino  et  a  camlbus  sine  officio 
clericatus  . .  et  extoris  existat  in  patria  sua,  donec 
impleavit  numerus  YII  annorum  et  ita  iudicio 
episcopi  vel  sacerdotis  officio  suo  restituatnr^ 
(vgl.  auch  $.  21),  woraus  sich  ergiebt,  dass  hier 
im  Gegensatz  zu  der  sonstigen  Anschauung  des 
Abendlandes  (S.  808)  das  verlorene  kirchliche 
Amt  nach  Ableistung  der  Busse  wieder  erworben 
werden  konnte. 

2  S.  d.  vor.  Anm. 

3  Vgl.  das  dem  Theodor  v.  Canterbury  zu- 
geschriebene, angelsichsischepoenitentiale  Theo- 
dori(vonWas8er8chleben  8. 12  nach  Ende  des 
7.,  von  Schmitz  erst  in  die  Mitte  des  8.  Jahrh. 
gesetzt)  I.  13  $.4:  „Reconciliatio  ideo  in  hac 
provincia  publice  statuta  non  est,  quia  et  pub- 
lica poenitentia  non  est^;  Wasserschleben 
S.  30;  Schmitz  S.  620. 


4  Syn.  I  Patric.  c.  16:  „Ghristianus  qui  credi- 
derit  esse  lamiam  in  seculo,  quae  vocatur  strig«, 
anathematizandus ,  quicunque  super  animam 
famam  istam  imposuerit ,  nee  ante  in  ecclesiam 
recipiendus,  quam  ut  idem  creminis,  quod  fecit, 
suo  iterum  voce  revocet  et  sie  poenitentiam  cum 
omni  diligentia  agat";  c.  15:  „Et  qui  furtum  fece- 
rit,  demedium(annum)poeniteat,  XXdiebus  cum 
pane  et  si  fleri  potest,  rapta  repraosentet ;  sie  in 
ecclesia  renuetur  (irische  Kanonensammlug  XXIX 
c.  8  recipiatur)**. 

5  Daher  ist  auch  in  den  Vinnian.  SS*  ü-  1^ 
(oben  Anm.  1)  entsprechenden  Stellen  des  poenit. 
Colnmb.  c  14.  16  (B.  4)  die  Beziehung  auf  die 
Absetzung  und  die  Restitution  fortgelassen,  und 
statt  der  Wiedereinsetzung  in  das  Amt  das :  „lan- 
gatuz  altario^,  die  Wiederzulassung  zur  Kommu- 
nion, gesetzt. 

^  Das  sog.  Poenitentiale  Pseudo-Boman.  (Was- 
serschleben a.a.O.  S.  360);  Hubertense 
(W.  S.  377);  Merseburg.  (W.  S.  387);  Bob- 
biense  (W.  S.  407);  Paris.  (W.  S.  412);  Vindo- 
bon.  (W.  S.  418);  Floriac.  (W.  S.  422);  Sangal- 
lense(W.  S.  425),  vgl.  dazu  Wasser  seh  leben 
S.  57  ff.  (auch  S.  438  ff.),  andererseits  aber  auch 
Schmitz  S.  697 ff. 

7  Golumba  c.  42  (B.  30):  ,;Confession6s  autem 
dari  diligentiu.«  praedpitur,  mazime  de  commo- 
tionlbus  animi  antequam  ad  missam  eatur,  ne 
forte  quls  acoedat  indignus  ad  altare,  i.  e.,  si  cor 
mundum  non  habuerit ....  Sicuti  ergo  a  pec- 
catis  capitalibus  cavendum  est,  antequam  com- 
municandum  sit,  ita  etiam  ab  incertioribus  vitiis 
et  morbis  languentis  anlmae  abstinendum  est''. 
Vgl.  auch  ibid.  c.  35  (B.  23). 

8  Gebet  des  Poen.  Pseudo-Roman.  (W.  S.  361) : 
.,qul  rae  indignum  propter  tuam  misericordiam 
ministrum  fecisti  officil  sacerdotalls  et  me  ezi- 
guum  humilemque  mediatorem  constituisti  ad 
orandum  et  interoedendum  ad  dom.  nostr.  Jesum 
Christum  pro  peccantibus  et  ad  poenitentiam  re- 
vertentibus''. 
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behilflich  ist,  die  Versöhnung  Gottes  zu  erlangen^,  nnd  ihm  insbesondere  die  er- 
forderlichen Anweisungen  in  Betreff  der  zu  dem  gedachten  Zweck  zu  übernehmen- 
den Busswerke  ertheilt. 

Die  massgebenden  Leitungsorgane  der  fr&nkischen  Kirche  haben  sich  gegen  die 
Einfdhrung  dieser  Praxis  nicht  ablehnend  verhalten,  im  Gegentheil  sie  fftr  ntltzlioh 
erklftrt^,  während  die  Ansicht,  welche  sich  in  den  die  Busspraxis  des  Erzbischofs 
Theodor  y.  Canterbury  fixirenden  Beichtbflchern  aus  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  ^ 
und  dann  auch  in  fränkischen  Foenitentialien  des  8.  Jahrhunderts  findet^,  dass  das 
Gott  allein  abgelegte  Sttndenbekenntniss  blos  im  Nothfall  zur  Vergebung  der  Sünden 
hinreichend  sei,  damals  im  Frankenreich  noch  nicht  zu  praktischer  Anerkennung 
gelangt  ist. 

Als  berechtigt,  die  Privatbeichte  abzunehmen,  die  Busswerke  au&uerlegen  und 
nach  Vollziehung  derselben  dem  Büsser  die  Absolution  zu  ertheilen,  galten  die  Bi- 
schöfe, Priester  und  im  Nothfall,  aber  auch  allein  in  diesem,  die  Diakonen  ^. 

Was  die  aufzulegende  und  zu  übernehmende  Busse  betrifft,  so  sollte  sie  der 
Grösse  der  Sünde  entsprechen^.  Die  Busswerke  bestanden  sowohl  bei  den  Geistlichen 
wie  auch  bei  den  Laien  in  Fasten,  Gebeten  und  im  Geben  von  Almosen^,  vor 
allem  aber  in  Fasten  ^,  welche  nach  der  Grösse  der  Sünde  der  verschiedenartigsten 
Abstufung  fiihig  waren  ^.  Bei  besonders  schweren  Sünden  soll  der  Sünder,  um  die 
Vermittelung  des  Priesters  für  die  Vergebung  seiner  Sünden  zu  erhalten,  neben  der 
Uebernahme  der  gewöhnlichen  Busswerke,  wie  namentlich  des  Fastens,  ausser  Lan- 
des in  die  Verbannung  gehen  ^^,  oder  sein  ganzes  Vermögen  den  Armen  schenken  und 


i  Psendo-Roman.  W.  S.  362 :  „Et  sie  date  man- 
datum  his  qui  poenitentiam  agant,  quia  si  ielu- 
naverit  et  compleverlt,  quod  Uli  mandatum  est  a 
sacerdote,  puriiicabitUT  a  peecatis  .  .  .  Si  egerit 
ea  quae  illi  sacerdos  praeceperit,  peccata  eins  dl- 
mittentur^.    Vgl.  auch  poen.  Goluml).  c.  1.  2. 

3  Das  ReichskoDzil  von  Ghalons  644—666  er- 
klärt c.  8 :  „De  poenitentia  vero  peccatorum  quae 
est  medela  anlmae  utilem  bominibas  esse  cen- 
semus,  et  ut  poenltentibus  a  sacerdotibus  data 
confesslone  Indlcatnr  poenitentia,  nnlYersitas 
saceidotam  noscitnr  consentlre'^,  eine  Erklärang, 
welche,  so  scbon  treffend  LÖning  2,  476  n.  2, 
sich  nicht  auf  die  alte  öffentliche  Busse,  sondern 
nur  auf  eine  neue  Einrlchtunf;  beziehen  kann. 

8  Theodor!  poenit. 1. 12  Q.7  (Wasserschie- 
ben S.  196 ;  S  ch  ml  tz  S.  534) :  „Gonfessio  autem 
deo  soll  agatur,  licebit,  sinecesseest.  —  Et 
boc  neeeasarium  in  quibusdam  codieibus  non 
est''.  Trotz  dieses  letzteren  Zusatzes  weisen  die 
gleichzeitigen,  mit  dem  eben  citirten  in  engster 
Verwandtschaft  stehenden  Foenitentialien,  Da- 
cherian.  c.  58. 150;  Gregor,  c.  38  (W.  S.  150. 158. 
164)  das :  „si  necesse  est"  ebenfalls  auf,  so  dass 
es  nicht  als  späteres  Einschiebsel  betrachtet  wer- 
den kann,  so  auch  Loning  2,  475  n.  1. 

«  Sog.  Poenit.  Gummeani  XIV.  $.  13,  W. 
S.  493;  Schmitz  S.  644. 

5  Poen.  Theod.  II.  2.  S-  15;  6.  $.  16;  Poen. 
Pseudo-Koman.  Einleitung  (W.  S.  361):  „Non 
enim  omnes  derlei  haue  scripturam  usurpare 
aut  legere  debent,  qui  inveniunt  eam,  nisi  soll 
illi  quibus  necesse  est,  h.  e.  presbyteri.  Sicut 
enim  sacrlflcium  'offerre  non^  debent  *  nisl  epis- 


copi  et  presbyteri,  quibus  claves  regni  coelorum 
traditae  sunt,  sie  nee  iudicia  ista  alii  usurpare 
debent  Si  autem  necessitas  evenerit  et  presbyter 
non  fuerlt  praesens,  suscipiat  diaconus  poeniten- 
tem  ad  satlsfactlonem  Tel  sanetam  communionem"; 
▼gl.  auch  Ghalons  c.  8  dt. 

«  So  schon  Golumba  c.  1  (W.  S.  353) :  „men- 
surae  noscendae  sunt  poenitentlae,  quarum  sie 
ordo  a  sanctis  tradltur  patrlbus,  ut  iuxta  magni- 
tudinem  culparum  etlam  longitudo  statuatur  poe- 
nitentlarum^. 

^  Poen.  Gummean.  Einl.  W.  S.  464 :  „Qui  per 
corpus  peccat,  per  corpus  emendet  h.  e.  ieiunium, 
▼igllia,  obserrationes  et  oratlones'',  weitere  Zu- 
sammenstellungen bei  M  eurer  1.  Arch.  f.  K.  U. 
49,  192. 

8  Ja,  das  sehr  häufig  vorkommende  blosse 
poeniteat,  z.  B.  Vinnian.  $.  9;  Golumba  c  3 
ff.;  Ps'eudo-Roman.  V.  $.  1  ff.;  Theodor.  I.  1. 
$.2 ff.;  Gummean.  I.  $.2 ff.,  bedeutet  sohleeht- 
hin  das  Pasten  im  Sinne  einer  Enthaltsamkeit 
in  Bezug  auf  die  Quantität  der  Speisen  und  des 
Ausschlusses  jedes  Flelschgenusses,  im  Gegen- 
satz zu  der  härteren  Busse  des:  „poeniteat  in 
pane  et  aqua''. 

9  S.  die  vor.  Anm.  u.  Meurer  a.  a.  0.  S.  193. 

10  So  beim  Todtschlag  nach  Golumba  c.  25 
(B.  13):  „Quicumque  fecerit  homicidium  .  .  • 
tribus  annis  inennis  exul  in  pane  et  aqua  poeni- 
teat et  post  III  annos  revertatur  in  sua,  reddens 
vicem  parentibus  occisi  pietatis  et  offlcii  et  sie 
post  satisfactionem  iudlcio  sacerdotis  iungatur 
altario";  beim  Meineid,  welcher  timore  mortis 
geschworen  ist,  1.  c.  c.  20  (B.  32) :  „tiibus  annis 
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Zeit  seines  Lebens  in  einem  Kloster  dienen  ^  oder  sich  in  die  Hörigkeit  der  Kirche 
begeben  2.  Abgesehen  aber  von  den  eben  gedachten  Bnsswerken  waren  aach  die  Bass- 
übungen  der  ersterwähnten  Art,  weil  sie,  vor  allem  wie  die  Fasten,  auf  lange  Zeit  ge- 
fordert worden  3,  schwer  genng,  und  mnssten  vielfach  belftstigend  nnd  störend  in  die 
Erwerbsthätigkeit,  das  häusliche  Leben  and  die  Gewohnheiten  des  Volkes  eingreifen* 
Schon  in  der  irischen  nnd  englischen  Kirche  hatte  sich  daher  das  Bedftrfniss  nach 
einer  Umwandlung  der  regelmässigen  Bnsswerke  ^,  namentlich  wenn  diese,  wie  das 
Fasten,  wegen  Krankheit  nicht  geleistet  werden  konnten,  geltend  gemacht,  und  die 
fränkischen  Bussordnnngen  Columbanischer  Orundlage  gestatteten  dies  fttr  den  letzteren 
Fall  ebenfalls  ^,  ja  offenbar  unter  Einwirkung  des  dem  weltlichen  Recht  bekannten  Com- 
Positionensystems,  auch  im  äussersten  Fall  eine  Ablösung  (Redemtion)  der  Busswerke 
inGeld^ 

Von  einer  Minderung  der  kirchlichen  Rechtsstellung  desjenigen,  welcher  die 
Leistung  der  Privatbusse  übernommen  hatte,  konnte  im  Gegensatz  zu  den  öffentlichen 
Bflssem  (s.  o.  S.  722)  keine  Rede  sein,  und  war  es  auch  nicht.  Die  Beichtbücher 
verlangen  zwar,  dass  der  Büssende  sich  während  der  Busszeit  des  Genusses  des 


Inermis  exul  poeniteat  in  pane  et  aqua  et  duo- 
bas  adhao  abstioeat  se  a  ^no  et  carnibus  et  Ita 
animam  pro  se  reddens,  i.  e.  servnm  aut  ancillam 
de  setvitutis  Ingo  absolvens  et  eleemoiynas 
multas  faciena  per  duos  annoa,  in  qaibua  Uli 
Ucito  utl  facile  dbia  est  ennetis,  exoepta  caine, 
postseptimum  communloet  aaIlum^  (DasPseudo- 
Roman.  III.  $.  3  kennt  dies  Anaaerlandeagehen 
nicht,  sondern  nur  die  anderen  Bnsswerke,  Hubert 
0. 7,  Merseburg,  c  6  und  Paris,  e.  4  blos  das  Fasten). 
^  Beim  Meineid  aus  Habsucht,  Golumba  o.  20 
cit. :  „totas  res  snas  Tcndat  et  donet  panperibus 
et  conTertatur  ex  integre  ad  dominum  et  tunda- 
tur  omni  dimisso  saeculo  et  nsque  ad  mortem 
serviat  deo  in  monasterio^  (Pseudo-Rom.  III.  $.  4; 
Merseburg,  c.  47,  wogegen  Paris,  c.  4  blos  Almo* 
sen  nnd  Fasten,  Hubert  e.  6  nur  das  letztere 
verlangt). 

2  Paris,  c.  46:  „Qui  facit  fomicationem  in 
ecdesia,  poenitentia  est,  omnibus  diebns  vitae 
suae  praebeat  obseqnium  domui  dei^ 

3  So  setzt  das  poen.  Coliunb.  c.  18  (B.  6)  fOr 
Zauberei  6,  c  17  (B.  6)  für  Meineid  7,  c.  16 
(B.  3)  für  Sodomiterei  10  Jahre  Busse  (d.  h. 
Fasten)  an. 

^  Die  canones  Hibemenses  (Wasserschie- 
ben S.  139),  welche  vor  Theodor  von  Canterbury 
fallen,  a.  a.  0.  S.  29  und  Löning,  2,  484  n.  1, 
geben  unter  der  Ueberschrift  „de  aneis"  neun 
verschiedene  Arten  an,  auf  welche  eine  Basse  von 
einem  Jahre  in  kürzerer  Zeit,  selbst  in  drei 
Tagen  geleistet  werden  kann  (z.  B.  nach  c.  3 
ibid.  dadurch,  dass  man  drei  Tage  ohne  Speise, 
Trank  und  Schlaf  unter  Gebet  und  Psalmensin- 
gen  in  einem  Grabe  bei  einem  Todten  stehend 
verweilt). 

^  So  tritt  nach  dem  poen.  Merseb.  c.  41 :  ,,8i 
quis  ieiunare  non  potest,  quando  debet  ieiunare, 
pro  uno  die  in  pane  et  aqna  cantet  cum  venia 
psalmos  L  et  sine  venia  LXX",  zunächst  das 
Psalmensingen  an  Stelle  des  Fastens. 

^  Poen.  dt.  c.  42:  „Si  quis  ieiunare  non  po- 
test et  psalmos  nescit,  pro  die  det  denarium 
unum  et  si  non  habet  pretium,  de  clbo,  quantum 


sumlt,  tantum  porrigat.  Pro  uno  anno  in  pane 
et  aqua  det  solidos  XXYI''.  Dieser  Tarif,  ein 
Tag  bei  Wasser  und  Brod  gleich  einem  Denar 
(12  auf  den  Solidns,  daher  das  Jahr  26  Solidi, 
s.  hierzu  Loning  2,  486  n.  1),  ist  auch  noch 
später  beibehalten  worden,  Loning  2,  486. 
Aber  er  ist  nicht  der  einzige,  das  Pseudo-Roman. 
Einl.  (Wasser schieben  S.  362),  welches  die 
Ablösung  des  Fastens  durch  Psalmensingen  nicht 
kennt,  stuft  die  Bedemtionen  in  Geld  nach  dem 
Vermögen  ab,  und  rechnet,  indem  es  den  Beicht- 
vätern eine  andere  Festsetzung  nach  den  indivi- 
duellen Verhältnissen  überlässt,  beim  Reichen 
für  7  Wochen  20  Solidi  (d.  h.  fOr  den  Tag  6  De- 
nare), bei  den  blos  vermögenden  Mittelklassen 
10  Sol.  nnd  bei  den  Armen  3  Solidi  (d.  h.  einen 
Denar  für  den  Tag). 

Die  Einführung  der  Redemtionen  hat  bald 
(schon  im  Beginn  des  8.  Jahrb.)  zu  einer  laxen 
Praxis  in  der  Zulassung  derselben  gef  Ührt,und  eine 
gleichzeitige  Steigerung  der  Höhe  der  Geldfbr- 
derungen  durch  die  Geistlichkeit  zur  Folge  gehabt 
(im  Gegensatz  zu  den  vorhin  angegebenen  verhält- 
nissmässig  geringen  Summen,  welche  das  poenit 
Gummeani  Einl.,  Wasser  schieben  S.  464,  in 
dem  schon  berührten  Tarif  von  einem  Tag  Fasten 
gleich  einem  Denar  blos  für  Sklaven  und  Frei- 
gelassene festhält,  wird  a.  a.  0.  von  Reichen  die 
Schenkung  von  Grundstücken  in  der  Höhe  des 
Wergeides  und  das  Geben  des  Vierfachen  zu 
Almosen  und  zum  Loskauf  von  Sklaven  und  Ge- 
fangenen gefordert).  Noch  schärfer  zeigt  sich  der 
Verfall  des  Bnsswesens  und  die  Veräusserlichung 
desselben  in  dieser  Zeit  darin,  dass,  während  es 
früher  verboten  wurde,  einen  Stellvertreter  gegen 
Lohn  für  sich  fasten  zu  lassen,  poen.  Merseb. 
c.  44,  dies  nunmehr  als  vollkommen  erlaubt 
gilt,  Ja  sogar  besondere  Anweisungen  darüber 
gegeben  werden,  poen.  Cummean.  (l.  c.  S.  463) : 
„Qui  psalmos  non  novit  et  jejunare  non  potest, 
elegat  iustum  qnl  pro  illo  hoc  impleat  et  de  sno 
preclo  aut  labore  hoc  redimat,  id  per  unum- 
quemque  diem  de  precio  valente  denario  in  pan- 
peribus eroget''. 
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Abendmahls  ganz  oder  nach  späterer  Milderung  während  der  ersten  anderthalb  Jahre 
enthalten  sollte  1,  aber  wie  die  Beichte  der  Sünden  und  die  Uebemahme  der  Bass- 
werke rechtlich  von  dem  freien  Willen  des  einzelnen  abhing,  ebenso  handelte  es  sich 
hierbei  um  einen  freiwilligen  Verzicht  anf  eines  der  wichtigsten  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechte, nicht)  wie  bei  dem  kleinen  Kirchenbann  (S.  705.  802),  um  eine  kraft 
Rechtsvorschrift  erzwungene  Suspension  von  der  gedachten  Befngniss^. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  die  infolge  der  Privatbeichte  flbemom- 
menen  Busswerke  oder  Pönitenzen  weder  in  der  irischen  und  britischen  Kirche  noch, 
soweit  die  hier  fragliche  merovingische  Periode  in  Betracht  kommt,  in  der  fränkischen 
Kirche  den  Charakter  der  Strafe  getragen  haben ;  durch  derartige  Büssnngen  sollte 
vielmehr  der  Mensch  vor  Qott  von  der  Sünde  gereinigt  werden  ^.  Insoweit  herrscht 
also  vollkommene  Uebereinstimmung  mit  der  öffentlichen  Busse,  wie  sie  sich  in  der 
alten  christlichen  Kirche  entwickelt  hattet.  Die  Privatbusse  ist  nicht  nur  nicht  Strafe  ^ 
sondern  entbehrt  überhaupt  des  rechtlichen  Charakters.  Sie  gehört  vielmehr  aus- 
schliesslich dem  ethisch- religiösen  Gebiete  an^,  ja  sie  konnte  auch  nicht  einmal,  wie 


1  Der  strengere  Standpunkt  Ist  Tertreten  \>ei 
Vinnian.  $.  53:  „Non  intrandum  ad  altare,  donec 
poenitentia  expleatnr^  und  dann  auch  bei  Co- 
lumba  und  in  den  ihm  verwandten  Belchtbüohern, 
8.  Columba  c.  14.  18.  25.  27.  32,  S.  826  n.  10, 
Hubert  c.  9,  der  mildere  schon  bei  Gildas 
(Mönch  des  Klosters  Bangor  f  583)  de  poeni- 
tentia (Wassersehleben  S.  105)  %.  1:  „post 
annum  et  dimedium  eucharistiam  sumat  et  ad 
pacem  Teniat,  psalmos  cum  firatribus  oanat,  ne 
poenituB  anima  tanto  tempore  caelestis  medicinae 
intereat«;  dann  bei  Theodor.  I.  12.  $.4:  „Poe- 
nitentes  secnndum  canofies  non  debent  commu- 
nicare  ante  consummatlonem  poenitentiae,  nos 
antem  pro  misericordia  post  annum  vel  menses 
VI  licentiam  damus'*,  und  in  den  fränkischen 
Beichtbiichern  aus  dem  8.  Jabrh.,  so  z.  B.  Cum- 
mean  XIV.  §.  6. 

2  Poen.  Pseudo-Roman.  Anhang  zu  c.  X  (W. 
S.  373)  §.  4 :  „Si  quis  autem  ad  poenltentiam 
venit  et  aegritudo  evenerit,  et  non  potuerit  ad- 
implore,  quod  illl  mandatum  est  a  sacerdote, 
susdplatur  ad  s.  communionem  et  si  voluerit 
enm  dens  salvare,  ieinnet  postea'';  %.  5:  „Si 
quis  non  poenitet  et  forsit&n  ceciderit  in  aegfrl- 
tudinem  et  qnaeslerit  communicare,  non  prohi- 
beatur,  sed  date  ei  s.  communionem  et  mandate 
ei,  ut  si  placuerlt  dei  misericordiae  et  evaserit 
de  ipsa  aegritudine,  postea  oninla  sit  confessus  et 
sie  poeniteat'';  ergeben,  dass  weder  die  Erfüllung 
der  Busswerke  noch  die  Uebemahme  derselben 
Voraussetzung  des  Empfanges  der  Kommunion 
ist,  und  demgemäss  kann  auch  die  Nichtleistung 
derselben  kein  rechtliches  Hinderniss  für  den- 
selben gebildet  haben. 

3  S.  826  n.  1 ;  Gildas  §.  7:  „deleat  cnlpam", 
S.  11 :  ^diluat  culpam" ;  Columba  c.  37  (26) :  „in- 
sanae  communionis  culpam  diluat";  Vinnianas 
$.  47:  „qula  nnllum  crimen,  quod  non  potest 
redimi  per  poenltentiam,  quamdiu  sumus  in 
hoc  corpore". 

*  S.  692  u.  S.  696  n.  5. 

*  Es  ist  wohl  nur  ein  ungenauer  Ausdruck, 
wenn  Löning  2,  477  sagt:  .^Die  Busse  war  die 
Strafe,   welche  der  Sünder   freiwillig  auf 


sich  nahm,  um  dadurch  die  Vermittlung  des 
QeistUchen  und  die  Tilgung  der  Sünden  zu  er- 
h  alten^  Wenn  dagegen  MeurerS.  194  hervor- 
hebt, dass  die  Bussen  der  Poenltentiallen  keine 
Rechtsstrafen  sind,  andererseits  aber  S.  196.  200 
behauptet,  dass  sieh  in  der  fränkischen  Kirche 
die  Entwicklung  der  Poenitenz  zur  Rechtsstrafe 
vollzogen  hat,  so  ist  dies  für  die  hier  fragliche 
—  die  merowingische  —  Zeit  hinsichtlich  der 
in  Folge  der  Privatbeichte  übernommenen  Buss- 
übungen  nicht  der  Fall  gewesen,  wie  denn 
auch  alle  von  ihm  citirten  Stellen  erst  der  spa- 
teren Zeit,  frühestens  dem  Ausgange  des  8.  und 
dem  9.  Jahrh.  angehören.  Vgl.  auch  die  fol- 
gende Anm. 

6  Löning,  2,  488  behauptet,  dass  nach  den 
Beichtbü ehern  die  Kirche  bei  schweren  Sünden, 
wenn  der  Sünder  die  Privatbusse  nicht  habe  ab- 
leisten wollen  oder  wenn  er  trotz  derselben  in 
die  alten  Sünden  zurückverfallen  sei,  mit  dem 
Kirchenbann  gegen  ihn  habe  einschreiten  sollen. 
Ebenso  auch  M eurer  S.  199,  nach  welchem  die 
Poenitenz  als  die  leichtere,  die  Exkommunika- 
tion als  die  schwerere  Strafe  gilt.  Die  hierfür 
angeführten  Stellen  beweisen  dies  aber  nicht. 
Zunächst  ist  nach  Poen.  Theod.  I.  11.  SS-  -*•  ^' 
„Si  autem  contempserit  indlctnm  ielunium  in  ec- 
clesia  et  contra  decreta  seniorum  fecerit,  sine 
XL  ma,  XL  dies  poeniteat.  SI  autem  in  XL  ma, 
annum  poeniteat.  —  SI  frequenter  fecerit  et  in 
eonsuetudine  erit  el,  extermlnabitur  ab  ec- 
cleuia"  (ebenso  Cummean.  I.  S-  37  u.  XII.  SS- 
9.  10)  nur  die  wiederholte  und  gewohnheitsmäs- 
sige  Verletzung  der  Fastengebote  ein  kirchliches, 
mit  dem  Banne  bedrohtes  Vergehen,  wogegen  die 
einmalige  Verletzung  aber  nicht  bestraft  (strafen 
im  Rechtssinne  genommen)  wird.  Dagegen 
zwingt  allerdings  Poen.  Pseudo-Roman.  II.  S-  7: 
.,Si  quis  clericus,  postquam  se  deo  voverit  ad 
habitum  seoularem  redierit,  sicut  canis  ad  vomi- 
tum  suum  vel  uxorem  duxerit,  X  annos  poe- 
niteat, III  ex  his  in  pane  et  aqua  et  poetea  iu 
coniugio  non  copuletur.  Quod  sl  noluerit,  s.  sy- 
nodus  vel  sedes  apostolica  separabit  eos  a  com- 
munione  catholicornm.  Similiter  et  muller,  post- 
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die  öffentliche  Basse,  weil  mit  ihr  keine  AuBSchliessnng  ans  der  Kirchengemeinschaft 
oder  Schm&lerung  der  kirchlichen  Rechte  verbunden  war,  das  ansschliessliche  Erfor- 
demiss  fftr  die  Wiedererwerbnng  der  vollen  Rechtsstellung  in  der  Kirche  werden. 

Wegen  dieses  Charakters  des  Institutes  schloss  es  an  sich  die  öffentliche  Busse 
als  Mittel  der  Beseitigung  der  Exkommunikation  nicht  aus.  Aber  es  musste  nunmehr, 
als  die  Sitte,  die  Sflnden  dem  Priester  zu  beichten  und  die  von  diesem  auferlegten 
Busswerke  zu  übernehmen,  in  der  fränkischen  Kirche  Fuss  gefasst  hatte,  die  Frage 
entstehen,  ob  für  solche  Sflnden,  welche  zugleich  kirchliche  Veigehen  in  dem  frflher 
erörterten  Sinne  waren,  die  Uebemahme  der  Frivatbusse  die  Verhftngung  der  auf  die- 
selben gesetzten  kirchlichen  Strafen  ausschloss  oder  ob  diese  neben  und  trotz  derselben 
verhängt  werden  sollten.  Rechtlich  stand  der  Anwendung  derselben  nichts  entgegen  ^ 
Allerdings  hatte  die  geheime  Busse  in  der  britischen  Kirche,  welcher  die  öffentliche  Busse 
unbekannt  war  2,  auch  die  Funktion  der  letzteren  zu  erftülen,  d.  h.  sie  bildete  zugleich 
fUr  die  Gebannten  das  Mittel,  sich  von  der  Exkommunikation  zu  lösen  3,  und  wenn- 
gleich die  fränkischen  Poenitentialien  einzelne  Stellen,  welche  von  dieser  Auffassung 


quam  se  dco  TOTerit,  si  tale  scelus  commiserit, 
pari  sententlae  subiaeebit"  (wiederholt  Merse- 
burg, c.  28;  Parif>.  c.  22;  Bobiens.  c.  28;  Cum- 
mean.  III.  $.  4)  durch  Androhung  der  Exkom- 
munikation zur  Leistung  der  Busse,  aber  hier 
bandelt  es  sieh  Tor  Allem  um  Geistliche,  welche 
ihre  Standespülchten  Terletzt  haben,  und  gegen 
solche  hatte  die  fränkische  Kirche,  schon  ehe  die 
irische  und  britische  Beicht-  und  Busspraxis  in 
dieselbe  verpflanzt  war,  Zwang  zur  Leistung  von 
Busswerken  angewendet  (S.  816),  und  die  er- 
wähnton, dem  Frankenreich  angehorigen  Poeni- 
tentalien  sind  offenbar  von  dieser  Entwicklung 
beeinflusst  worden. 

1  Das  umsoweniger,  als  die  Beichtbflcher  sich 
als  blosse  Anweisungen  ohne  Gesetzeskraft  fQz 
die  Handhabung  der  Busspraxis  darstellten,  also 
das  geltende  kirchliche  Straf-  und  Bisciplinai- 
strafrecht  nicht  zu  ändern  Im  Sundej  waren.  In 
Uebereinstimmung  hiermit  steht  es,  dass  die 
Poenitentialien  mehrfach  neben  ihren  Anwei- 
sungen über  die  Bussen  auch  auf  die  für  die 
Kleriker  In  Betracht  kommenden  Disciplinar- 
strafen  hinweisen,  so  z.  B.  Hubert  c.  13 :  „Si 
quis  cleiicus  uxorem  propriam  relinquerit  et 
gradu  honoris  exceperlt  posteaque  iterum  eam 
agnoverit,  sciat  se  adulterium  perpetrasse,  honore 
Stto  privetnr  et  dlebus  vitae  auae  poenlteat  et  pro 
humanitatis  causam  si  bene  egerit,  post  annos 
YII  commuuionem  peroipiat''.  Dieses  Verhält- 
niss  tritt  bei  Lönlng  2,  488  nicht  klar  und 
scharf  hervor,  wenn  er  bemerkt:  ^^Was  das  Yer- 
hältniss  der  Privatbusse  zur  Exkommunikation 
betrifft,  so  sollte  durch  Jene  diese  keineswegs 
verdrängt  und  aufgehoben  werden.  Im  Gegen- 
theil  erklären  die  Bussbüchez  mehrfach  die  Prl- 
vatbusse  für  unzureichend  und  verlangen  fQr  be- 
sonders schwere  und  öffentliche  Sünden  die  Ex- 
kommunikation. So  wurden  insbesondere  auch 
von  den  Bussbüchem  die  Ketzerei  und  der  Ehe- 
bruch, der  zur  öffentlichen  Kenntniss  gelangte, 
mit  dem  Kirchenbann  bedroht  ^  In  der  That 
handelt  es  sich  aber  bei  den  Citaten  Lönlngs 
wesentlich   um  Wiederholung  solcher  Strafan- 


drohungen, die  längst  geltenden  kirchlichen  Bech* 
tes  waren,  so  poen.  Bigot.  YII.  c.  2  (Gummean. 
XI.  5):  „Qui  aliam  doctrinam  extra  scripturam 
vel  haereslm  praesumit,  alienatus  ab  ecclesia,  si 
poenlteat,  suam  publice  sententiam  damnet  et 
quos  decepit  ad  fldem  convertat  et  Jejunet  ad  iu- 
dlclum  sacerdotis^  um  die  seit  der  frühesten 
Zeit  auf  die  Ketzerei  festgesetzte  Strafe  der  Ex- 
kommunikation, femer  Merseburg  c  169  (Gum- 
mean. XI.  %.  21 :  „SI  quis  contempsezlt Nicaenum 
concilium  et  fecerlt  pascha  cum  Judaeis  XI Y  luna, 
exterminabltur  ab  omni  ecclesia,  nisi  poeniten- 
tiam  egerit  ante  mortem^^,  um  eine  kurze  Wieder- 
gabe der  Straf Torschrift  des  conc.  Antioch.  v.  341 
c.  1 ;  vgl.  weiter  Gummean.  lil.  $.  6 :  „SI  pres- 
byter  vel  dlaconus  uxorem  extraneam  daxerlt  in 
conscientia  populi  deponatur";  S-  7:  ;,Si  quis 
adulterium  perpetr&verlt  cum  lila  et  conscientia 
devenit  populi,  proiiciatur  extra  eccleslam  et 
poenlteat  Inter  lalcos,  quamdiu  vixerit''  (nach 
Theod.  I.  9,  $$.  4. 6),  wo  sich  allerdings  die  der 
angelsächsischen  Quelle  entsprechende  Ein- 
schränkung auf  den  Fall  des  öffentlichen  Bekannt- 
werdens der  fraglichen  Handlung  findet. 

Noch  viel  weniger,  als  die  0.  S.  820  gedachte 
Busse,  konnte  an  sieh  die  Uebemahme  der  Privat- 
busse seitens  eines  Geistlichen  die  reehtliehe 
Unfähigkeit  zur  Yerwaltung  des  geistlichen  Am- 
tes bewirken,  vielmehr  blos  Insofern,  als  damit 
auch  die  Eemhaltung  vom  Abendmahl  verbunden 
sein  sollte  (S.  827.  828),  eine  faktische  Yerhin- 
derang  für  die  betreffenden  Funktionen  bilden. 

2  S.826. 

>  Das  wird  durch  solche  Stellen  der  Bussbücher 
bestätigt,  welche  Yorschrlften  älterer  Konsilien 
über  die  offentliehe  Busse  wiedergeben,  dieselben 
aber  gleichzeitig  dabei  ummodeln,  vgl.  z.  B« 
Theodor.  I.  ö  S-  ^^^  »31  quis  a  flde  del  dls- 
cesserit  sine  ulla  neeessitste  et  postea  ex  toto 
animopoenitentiam  accipit,  inter  audlentesluxta 
Nlcenae  concilium  III  annos  extra  ecclesiam  et 
YII  annos  poenlteat  in  ecclesis  inter  poenitentes 
et  II  adhue  extra  commercium  (vgl.  Nlcaea  c  12), 
vgl.  ferner  ibid.  1. 15  }(.  4  (nach  Ancyra  c.  24). 
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beeinfluBst  sind,  aufweisen  ^,  so  war  damit  immer  für  die  fränkiflche  Kirche  noch  nicht 
dem  bestehenden  Rechte  derogirt.  Faktisch  aber  konnte  diese  Anschauung  in  einer 
Zeit,  in  welcher  man  bereits  die  Kleriker  einer  geheimen  Busse  unterworfen  ^  und 
nicht  mehr  an  der  öffentlichen  Busse  als  absoluter  Vorbedingung  der  Lösung  von 
der  Exkommunikation  festhielt  \  umsoweniger  ohne  Einfluss  bleiben,  als  man  bei  der 
damals  hervortretenden  Verrohung  und  Verwilderung  kirchlicherseits  durch  weitere 
Zulassung  der  geheimen  Busswerke  einer  Anzahl  von  Personen  die  Uebemahme  der 
Busse  erleichterte,  welche  sich  kaum  jemals  zu  einer  öffentlichen  verstanden  haben 
würden. 


§«257.     d.   Die  kirchlichen  Straf-  vnd  Disdplinarstrafvergehen  und  das  kirchliche 
Straf  enr-  und  DiscipUnar straf  mtystem, 

L  Das  Strafrecht  für  die  Laien.  1.  Die  kirchlichen  Strafvergehen. 
Nachdem  sich  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  der  begriffliche  Unterschied  zwischen  der 
Sünde  und  dem  kirchlichen  Strafvergehen  festgestellt  hatte  ^,  konnte  für  die  fernere 
Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts  nur  noch  die  Erweiterung  des  Oebietes  des- 
selben einerseits  gegenüber  den  mannigfachen  Arten  und  den  verschiedenen  Aeusse- 
rnngen  der  Sünde,  andererseits  gegenüber  solchen  Handlungen,  welche  nicht  den 
Charakter  einer  schweren  oder  wohl  überhaupt  nicht  der  Sünde  trugen,  aber  sich  als 
äussere  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnung  und  als  Schädigungen  der  kirchlichen 
Zwecke  und  Interessen  darstellten,  in  Frage  kommen. 

In  ersterer  Hinsicht  weisen  sowohl  die  fränkischen  wie  auch  die  westgothischen 
Konzilien  des  6.  und  7.  Jahrhunderts,  obwohl  die  Verhältnisse  in  beiden  Reichen, 
namentiich  im  Frankenreiche  ^  eine  lebhafte  Mahnung  für  die  Kirche  bilden  mussten, 
die  zu  Tage  tretenden  sittlichen  Schäden  mit  allen  ihren  Mitteln  zu  bekämpfen,  keine 
erhebliche  Ausdehnung  des  kirchlichen  Strafrechts  auf.  Allerdings  werden  die  in 
den  früheren  Konzilien  gedachten  Vergehen,  sowohl  diejenigen,  deren  Grundtypen  die 
drei  alten  schwersten  Sünden <),  Abfall  vom  Glauben^,  Tödtung^  und  Fleischesver- 
gehend  bilden,  wie  auch  andere  von  Neuem  mit  Strafe  bedroht  ^^  und  bei  einzelnen 

«  Psendo-Boman.  II.  $.  16  :  ^Si  qua  de  mulie-  ?  So  Rückfall  in  daa  Heidenthum  Orleans  IV 

ribut,   quae  fornicatae  sunt,   interfecerit  qnae  c  15 ;  Uebang  heidnischer  Gebranebe  1.  o.  c  16  9 

nascantnr  ant  festinat  aboitlvos  facere,  primum  Tonis  II  0. 22;  Toledo  XU  c.  11 ;  Theilnabmean 

constltutnm  usqne  ad  exitnm  communionem  ve-  Gastmablem  der  Heiden  und  Juden  Orleans  III 

tat,  id  qnod  Tonim  deflnitam,  bomanius  aliqnid  c.  13;  Maoon  I  c.  16;  Verkauf  cbrisüicber  Sklaven 

eonseqnantur,  constituimos  eos  decennii  tempore  an  solcbe  Bbeims  624  c.  11 ;  Glicby  c.  13 ;  Toledo 

secondum  gradns  qnae  snnt  constituta,  poeni-  X  c.  6;  Zauberet  Orleans  II  c  20;  Elusa  e.  3; 

teant"  (nach  Ancyra  c.  21),  VI.  $.  B:  „Sl  qui  si-  auch  die  Verbote  der  Ehen  zwischen  Christen  und 

mul  vadant  ad  festivitatem  in  locis  abominandis  Jnden  geboren  hierher  Orleans  II  e.  19 ;  Clei^ 

gentiliom  et  suam  escam  deferentes  comederint,  mont  I  c.  6. 

placnit  eos  per  poenitentiam    biennii  suscipi,  ^  Morder  und  Todtschläger  Epaono.  31  ;Rbeimt 

utrum  Tero  cum  oblatione,  singuU  episcopomm  624  c.  9;  Clichy  c.  11 ;  Kindermord  Lerida  c  2; 

probantes  vltam  eorum  et  singulos  actus  exami-  Selbstmordversuch  Toledo  XVI  c.  4. 

nenf'  (nach  Ancyra  c.  7),  VII.  $.  10  (Ancyra  c.  »  incest  Orleans  1  c.  18;  Epson  c.  30;  Tours  II 

16),  die  in  der  vor.  Anm.  citirten  Stellen  aus  c.  21 ;  Lyon  III  c  4;  Paris  V  14;   Sodomiterei 

Theodor,  bei  Cummean.  XI.  32  u.  VU.  12.  Toledo  XVI  c  3;  eigenmichüge  Trennung  der 

2  S.  821.  Ehe  Orleans  II  0.  11 ;  Toledo  XII  c.  & 

3  8.  823.  10  Erhebung  falscher  Anklage  Maeon  I  c  18; 
«  S.  744.  Meineid  Maoon  I  c.  17;  Verleitung  zum  Meineid 
^  Löning2,  450.  und  zum  falschen  Zeugniss  Maeon  I  c.  18 ;  Unter- 
0  S.  746.  schlagung  von  Oblationen  Maeon  I  c.  4 ;  Rheims 
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auch  die  ThatbestiUide  erweitert,  ja  die  fränkischen  Konzilien  charakteriairen  sogar 
im  Interesse  der  kleinbäuerlichen,  ärmeren  und  geringeren  Bevölkerung  gewisse  häufig 
vorkommende  Bedrückungen  derselben  seitens  der  Mächtigen  und  der  weltlichen 
Beamten  durch  Bedrohung  mit  kirchlichen  Strafen  als  kirchliche  Straf^ergehen  ^ 
Ueberwiegend  hat  indessen  die  Kirche  ihre  Strafgesetzgebung  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  ausgefibt,  um  dem  äusseren  Leben  ein  christliches  Qepräge  durch  Hinwirkung 
auf  die  äussere  Beobachtung  kirchlicher  Gebote  aufzudrücken  3,  vor  Allem  aber,  um 
die  hierarchischen  Interessen  der  Kirche  und  des  Klerus  zu  schützen  nnd  zu  pflegen; 
so  insbesondere  um  Beeinträchtigungen  des  Kirchenvermögens  abzuwehren  ^  das 
Asylrecht  zur  Anerkennung  zu  bringen  ^  und  eine  möglichst  weitgehende  Befreiung 
der  Geistlichen  von  der  staatlichen  Gerichtsbarkeit  zu  erreichen  K 

Wenn  bei  der  Erweiterung  des  Kreises  der  kirchlichen  Straf^ergehen  in  den 
gedachten  Eichtnngen  selbstverständlich  schwerere  und  minder  schwerere  Vergehen 
in  Frage  kommen®,  so  hat  sich  doch  auch  weder  jetzt  eine  feste  Scheidung  derselben 
noch  gar  eine  feste  Terminologie  gebildet,  und  insbesondere  ist  die  neuerdings  auf- 
gestellte Behauptung  haltlos  7,  dass  crimen  und  damit  gleichbedeutend  crimen  eapitale^ 
das  Verbrechen  nach  geistlichem  Bechte,  die  schwere  Sünde  (Todsünde)  gewesen 
sei,  welche,  wenn  offenkundig,  die  nur  durch  öffentliche  Busse  ablösbare  Exkommuni- 
kation zur  Folge  gehabt  hätte. 

2.  Das  Strafensystem.  Mit  der  spezielleren  Durchbildung  des  kirchlichen 
Strafrechts  geht  zugleich  eine  Erweiterung  der  kirchlichen  Strafen  Hand  in  Hand. 

Zu  den  der  früheren  Periode  bekannten  Strafen,  der  grossen  Exkommunikation, 
der  zeitweisen  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  nnd  der  Aus- 
schiessung  von  der  Abendmahlsgemeinschafk  ^,  sind  einmal  eine  Anzahl  Strafen  welt- 
lichen Charakters  getreten  ^,  jedoch  sind  diese  wesentlich  dem  in  Folge  der  Ver- 
quickung von  Staat  und  Earche  eigenthümlich  gestalteten  westgothischen  Rechte 


624  c.  10;  Clichy  c  12;  Ansspelen  der  HosÜe 
Toledo  XI  c.  11. 

^  Schlechthin  die  Bedrückung  der  pauperes 
dnrch  ladlces  und  potentes  Tours  II  c.  26,  vgl. 
«ueh  Paris  III  c  6 ;  die  Yertieibung  von  Haus 
und  Acker  durch  Miehtige  Macon  II  c.  14;  die 
widerrechtliche  Gefangenhaltnng  Lyon  II  c.  3; 
die  Bedrückung  von  Wittwen  und  Waisen  seitens 
der  Richter  Macon  II  o.  12,  der  Freigelassenen 
Paris  y  e.  5;  die  Yerheirathung  von  Mädchen 
durch  potentes  gegen  den  Willen  der  Eltern  Or- 
leans lY  c  22;  Paris  III  o.  6. 

Die  westgothischen  Nationalkonzilien  bedrohen 
wiederholt,  Toledo  Yl  c.  17. 18;  Toledo  YII  c  1; 
Toledo  XIII  c.  4 ;  Toledo  XYI  o.  9  Hoch-  und 
LandesTorrath  mit  kirchlichen  Strafen,  freilich 
mehr  zur  Beschönigung  der  wesentlich  von  der 
hohen  Geistlichkeit  geleiteten  Bevolutionen  als 
zum  Schutze  des  Köuigthums,  Tgl.  Dahn,  Kö- 
nige der  Germanen  6  (2.  Aufl.),  S.  448.  463  ff. 
467. 472.  484. 486. 

2  S.  die  S.  290  n.  2.  3  angefahrten  Stellen 
Aber  die  Feier  der  Sonntage  und  FestUge.  Weiter 
gehören  hierher  die  S.  830  n.  7  erwähnten  Yer- 
bote  heidnischer  Gebräuche. 

3  Orleans  II  c.  15;  Orleans  in  c.  12.  22; 
Oileans  lY  c.  19.  25;  Orleans  Y  c.  13.  14.  15. 


16;  GlermontI  c.  14;  Clermont  II  o.  15;  Paris 
III  c.  1.  2 ;  Lyon  n  c.  2 ;  Tours  II  c  24. 25 ;  Macon 
I  c.  4;  Macon  II  c  4.  5;  Paris  Y  c.  6.  7.  8.  10; 
Rheims  624  c  10.  16;  Clichy  c.  12;  Ghalons 
c.  6.  7. 

«  YgL  die  S.  384.  385  angeführten  Stellen. 

5  Elusa  c  4;  Macon  I  o.  7;  Macon  II  c.  7.  9. 
10.  12;  Auxene  c.  43;  Paris  Y  c.  4;  Rheims 
c.  6  und  Clichy  c.  7. 

8  S.  797  ff.  und  femer  unten  zu  II  des  Textes. 

7  Nissl,  d.  GeriehtssUnd  des  Klerus  S.  16. 
17.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  er  sich  ledig- 
lich auf  Löning  1,  256  u.  %  448,  welcher  die 
gedachte  Ansicht  gar  nicht  aufstellt,  beruft,  ist 
dies  aus  den  In  Frage  kommenden  Quellenstellen, 
S.  806  n.  4,  welche  Nissl  zur  Begründung  seiner 
a.  a.  0.  bereits  besprochenen  Auffassung  des 
crimen  als  degradationswürdiger  Handlung  beim 
Klerus  heranzieht,  nicht  erweisbar,  und  weiter 
würde  es  sieh  noch  firagen,  welohe  der  verschie- 
denen, oft  Yorkommenden  Exkommunikationen 
&  797  ff.  gemeint  ist. 

8  8.  747  flL 

0  So  die  Prügelstrafe,  Yerweisung  in  Kloster, 
Yerbannung,  decalvatio,  Yermögenskonflskation, 
Geldbusse,  Yerlust  der  weltlichen  Aemter  nnd 
Yerknechtung. 
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bekannt  ^  und  kommen  für  die  allgemeine  Entwicklung  nicht  in  Betracht. 

Was  dagegen  die  Strafen  kirchlichen  Charakters  betrifft;  so  handelt  es  sich  da- 
bei;  abgesehen  von  der  Strafe  der  öffentlichen  Rflge  durch  den  Bischof  und  der  Auf- 
erlegung von  Fasten^  um  einmalige  Entziehung  der  Beftigniss  zur  Ausübung  bestinun- 
ter  kirchlicher  Rechte  ^,  und  in  allen  diesen  Fällen  um  Verletzungen  äusserer  kirch- 
licher OebotC;  also  Vergehen  leichteren  Charakters,  ftlr  welche  die  vorhin  gedachten 
älteren  Strafen  offenbar  noch  zu  schwer  erschienen. 

Eine  weitere  Verschiedenheit  gegen  die  frtthere  Periode  liegt  darin,  dass  analog 
dem  zunächst  auf  dem  Boden  des  Beamten-Disciplinarrechts  entwickelten  Strafmittel 
der  Censur-^  jetzt  auch  ftlr  die  Laien  derartige  Strafen  festgesetzt  und  zur  Anwendung 
gebracht  werden,  wennschon  es  immer  noch  an  einem  klaren  Bewusstsein  über  den 
Unterschied  der  beiden  Strafmitte] ,  der  Censnr  und  der  poena  vindicativa  fehlte 
Massgebend  dafür  sind  zum  Theil  dieselben  Momente  geworden,  welche  fttr  die  Um- 
bildung des  Charakters  der  Exkommunikation  in  Frage  gekommen  waren <^. 

Die  Unmöglichkeit,  an  der  alten  Vindikativstrafe  der  völligen  Ausstossung  aus 
der  Kirche  festzuhalten,  welche  theils  durch  die  Stellung  der  katholischen  Kirche  im 
Staat,  theils  durch  ihr  Verhalten  gegenüber  dem  Heidenthum  und  der  Ketzerei  be- 
dingt war?,  )iatte  in  Verbindung  mit  dem  in  Folge  der  Verbreitung  des  Christenthums 
gebotenen  Aufgeben  des  alten  strengen  und  rigoristisohen  Strafrechts  dazu  geführt, 
dass  der  Exkonminnizirte  nicht  mehr  für  immer  von  der  Kirche  ohne  jede  Hoffnung 
auf  Wiederzulassung  zum  Oenuss  ihrer  Segnungen  und  ihrer  Heilsgüter,  ausgeschlos- 
sen wurde  ^.  Nachdem  aber  die  Kirche  ihren  Anspruch,  die  allein  berechtigte  Form 
des  religiösen  Lebens  zu  sein,  zur  Durchführung  gebracht  und  dem  von  ihrer  aktiven 
Gemeinschaft  Abgeschiedenen  die  Möglichkeit  jeder  anderen  Befriedigung  seiner  reli- 
giösen Bedürfnisse  versagt  hatte,  konnte  sie  denselben  nicht  mehr  lediglich  wie  früher 
seinem  Schicksal  überlassen,  vielmehr  musste  sie  jetzt  in  Konsequenz  der  von  ihr  ge- 
forderten, allein  berechtigten  Stellung  auch  die  Verantwortung  für  das  Seelenheil  des 
von  ihr  Bestraften  übernehmen  und  soweit  ihr  irgend  möglich  war,  die  Besserung 
desselben  herbeizuführen  suchen.   Die  Festhaltung  des  früheren  Standpunktes  ®,  dass 


^  Wegen  des  VoTkommens   der  Prügelstrafe  denn  in  beiden  Stellen  ist  der  Charakter  derselben 

und  der  Verweisung  in  ein  Kloster  im  fränkischen  als  Gensar  im  heutigen  Sinne  nicht  nachweisbar, 

Kirchenrecht  s.  S.  803  n.  6  und  S.  804  n.  3,  sowie  und  so  versteht  auch  Toledo  XT  c.  15  nnter  der 

auch  das  nachher  in  Retreff  der  Bnsse  Bemerkte.  „censnra^  die  Exkommunikation  auf  ein  Jahr,  also 

'^  S.  803.  sicher  eine  Strafe.    Andererseits  wird  aber  anch 

3  Hierher  gehört  die  einmalige  Ausschliessung  von  den  Konzilien   die  Exkommunikation  als 

vom  Gottesdienst  und  Tom  Abendmahl  KU  Ostern,  poena  bezeichnet,  so  excommunicationis  poena 

sowie  die  Femhaltung  vom  Qottesdlenst  an  einem  in  Elusa  553  c.  4  und  Toledo  I Y  c.  12.    Auch 

bestimmten  Ort,  S.  803.  aus  Ghalons  644  o.  656  c.  19  (gegen  Geistliche, 

^  S.  755.  756.  welche  obscone  Chöre  und  Gesänge  an  Festtagen 

^  Demgemäss  findet  sich  ebenfalls  noch  keine  in  der  Kirche  zulassen) :   ^aut  excommunicari 

Spur  von  dem   heutigen  Sprachgebrauch.    Das  debeant  aut  discipllnae  aculeum  sustinere^  wird 

Wort :  censura  hat  Orleans  lY  c  37  (jährliche  sich  nicht  ein  bewusster  Gegensatz  zwischen  der 

Abhaltung  der  ProTinzialsynode,  „ut ...  et  cen-  Exkommunikation   als  Censur  und  der  poena 

sura  teneatur  et  Caritas^)  die  Bedeutung  von :  Dls-  vindicativa  entnehmen  lassen,  yielmehr  sind  mit 

ciplin,  Rechtsordnung;  in  Toledo  Xc.  3  (^,dnrloTl  dem  letzteren  Ausdruck  offenbar  die  sonstigen 

exstirpare  censura'') :  harte  Bestrafung  (schlecht-  Disciplinarstrafen    gemeint,    solche    Geistliche 

hin) ;    in  Toledo  IX  c.  10  (Geistliehe  höherer  sollen  also  exkommuuizirt  oder  doch  mindestens 

Weihen,  welche  heirathen  und  Kinder  zeugen,  geeigneter  Strafe  unterwerfen  werden, 

„canonica  censura  damnentur^) :  Bestrafung  nach  ^  S.  798.  799. 

den  Kanones.    Die  Yerbindnng  excommnnica-  ?  S.  799. 

tionlKcensura  in  Sevilla  II  c.  11  und  Toledo  X  c.6  »  S,  798. 

heisst  soviel ,  wie  Strafe  der  Exkommunikation,  9  s.  746. 


§.  257.]  Die  Stiafgewalt  MeroTingische  Zeit.  Kirchliches  Strafrecht.  g33 

derjenige^  an  welchem  die  durch  Belehrung  und  Ermahnung  geübte  erziehende  und 
bessernde  Thfttigkeit  sich  erfolglos  erweist,  aus  dem  Verbände  der  Kirche  definitiv 
ausgeschlossen  wird,  und  dass  er  allein  nach  freiwilliger,  durch  die  Busse  bewiesener 
Besserung  seine  Wiederaufnahme  in  den  kirchlichen  Verband  erlangen  kann,  ist  prin- 
cipiell  für  eine  Kirche,  welche  Zwangsanstalt  geworden  ist  und  sein  will,  nicht  denk- 
bar. Wie  sie  dem  einzelnen  nicht  gestattet,  sich  freiwiUig  von  ihr  gftnzlich  abzulösen, 
so  muss  sie  ihn,  auch  wenn  sie  ihm  wegen  schwerer  Sttnden  und  Veigehungen  alle 
aktiyen  Rechte  in  der  Gemeinschaft  entzieht,  zwangsweise  der  letzteren  zu  erhalten, 
also  auch  im  Wege  des  Zwanges  seine  Besserung  herbeizuftlhren  suchen,  und  kann 
ihm  nicht  die  Freiheit  gewähren,  sich  fortdauernd  von  ihr  fernzuhalten.  Diese  Ge- 
sichtspunkte haben  sich  in  der  hier  fraglichen  Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts 
geltend  gemacht,  und  zur  Ausbildung  von  Censuren  auch  ffir  die  Laien  gefilhrt,  denn 
die  Strafe,  welche  den  Zweck  der  Besserung  als  immanenten  in  sich  aufiiimmt,  deren 
Handhabung  und  nähere  Anwendung  durch  ihn  bestimmt  wird,  ist  eben  die  Censur  ^ 
Als  solche  war  man  nunmehr  in  der  Lage,  vor  Allem  die  Exkommunikation  zu  ver- 
wenden, da  man  dieselbe  jetzt,  nachdem  mit  ihr  nicht  mehr  eine  völlige  Loslösung 
von  der  Kirche  verbunden  war  —  und  in  dieser  Weise  hat  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung von  ihr  Gebrauch  gemacht  ^  —  bis  zu  erfolgter  Besserung  oder  bis  zur  Be- 
seitigung des  mit  den  kirchlichen  Ordnungen  in  Widerspruch  stehenden  Verhaltens 
oder  Zustandes  androhen  konnte.  Ja,  von  diesem  Standpunkt  aus  ist  man  sogar  seit 
dem  6.  Jahrhundert,  freilich  zunächst  in  verhältnissmässig  geringerem  Umfang  auch 
dazu  gekommen,  bei  den  Laien  nicht  nur  indirekt  durch  die  Entziehung  der  kirch- 
lichen Rechte  eine  bussfertige  Reue  und  Besserung  zu  ersfwingen,  sondern  sie  auch 
unter  Umständen  zwangsweise  bis  zur  erfolgten  BessernDg  zur  Verrichtung  solcher 
Busswerke,  in  denen  sich  sonst  die  reumüthige  Gesinnung  zubethätigen  pflegte,  anzu- 
halten, also  auch  die  Poenitenzen  als  Censur  zu  behandeln^.  Die  anderen  kirchlichen 
StrafmitteH  hat  man  dagegen  nicht  als  Gensur  verwendet,  und  selbst  die  Exkommuni- 
kation und  die  Poenitenzen  nicht  völlig  des  Charakters  als  Vindikativstrafen  entklei- 
det, indem  man  die  erstere  noch  für  immer,  d.  h.  auf  Lebenszeit  angedroht  \  und 
ebenso  die  Poenitenzen  für  diese  Dauer  oder  fär  eine  von  vornherein  bestimmte  Zeit 
verhängt  hat^ 

U.  Das  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  für  die  Geistlichen. 
1.  Die  Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen.  Schon  in  der  früheren  Periode 
hatte  sich  der  Unterschied  zwischen  den  gewöhnlichen  kirchlichen  Strafvergehen  und 
den  Disciplinarvergehen  der  Kleriker  herausgebildet  7.  Gleichzeitig  hatte  aber  die 
Kirche  gewisse  Vergehen  der  ersteren  Art  mit  Rücksicht  auf  den  schweren  Charakter 
der  Deposition  blos  mit  dieser,  also  mit  einer  Disciplinarstrafe  belegt,  andererseits 
aber  auch  blosse  Disciplinarvergehen  mit  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafe  der  Ex- 
kommunikation bedroht  und  sie  damit  zu  allgemeinen  Strafvergehen,  in  der  heutigen 
Terminologie  zu  Amtsverbrechen,  gestempelt^. 

An  dieser  durchaus  rationellen  Ausgestaltung  des  Straf-  und  Disciplinarstraf rechtes 
hat  sich  in  der  hier  fraglichen  Zeit  nichts  geändert^.    So  wird  für  gewisse  gemeine 

1  S.  748.  5  S.  798. 

2  S.  798.  «  S.  817.  818. 
a  S.  818.  820.  7  S.  753. 

«  S.  802,  insbesondere  auoh  nicht  die  blosse  &  S.  754. 

AasscbUessangTonderAbendmAhlsgemeinscbaft.  ^  Wäre  die  Ansiebt  von  Nissl  (S.  806  u.  4) 
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Vergehen  noch  immer  die  Exkommunikation  angedroht  >,  andererseitB  aber  anch  flir 
bestimmte  Verletzungen  der  Amts-  oder  Standespffiehten^,  und  diese  werden  damit, 
sofern  die  Exkommunikation  eine  dauernde  ist ',  als  Amtsverbrechen  im  modernen 
Sinne  charakterisirt. 

Mit  der  näheren  Durchbildung  der  kirehlichenVerfassungseinriehtungen,  der  wei- 
teren Entwicklung  des  Kultus  und  der  Zunahme  der  Zahl  der  QeiBlIiehenVermehrt  sieh 
selbstverständlich  auch  die  Zahl  der  Disciplinarvergehen,  indem  die  kirchlidie  Parti- 
kulargesetsgebung,  welche  gerade  in  dieser  Richtung  eine  besondere  Thätigkeit  ent- 
wickelt 4,  für  eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  sich  als  Verletsungen  der  die  Amts- 
führung betreffenden  Pflichten^,  der  Pflicht  der  Treue  und  des  Oehorsams<^,  sowie  des 
durch  den  Klerikalstand  gebotenen  Verhaltens  darstellen^,  Strafen  festsetat.  Daas 
sich  andererseits  diese  Anordnungen  mindestens  theilweise  mit  den  Vorschriften 
froherer  Konzilien  decken,  ist  erklärlich  genug.  Alles  in  Allem  genommen  zeigt  sich 
aber  sowohl  in  den  fränkischen,  wie  auch  in  den  westgotiiisohen  Konzilien  eine  ge- 
wisse Milderung  des  Straf-  und  Disciplinarstrafreehta^.  Es  werden  zum  Theil  jetzt 
an  sich  schwere  Sflnden  und  Ve^ehen,  welche  die  alte  Kirohe  mit  harten  Strafen 
belegt  hatte,  bei  den  Klerikern  Tcrhältnissmässig  leicht  gestraft^,  und  namentlich  in 
der  westgothischen  Kirchengesetzgebung  waltet  die  Tendenz  ob,  vor  Allem  gegen  die 
höhere  Geistlichkeit  Schonung  zu  üben,  da  diese  in  manchen  F&Uen  weniger  harten 


richtig,  d«M  nach  den  fränkischen  Qaellen  jede 
degradatiODBWürdige  Handlaug  eines  höheren 
Klerikers  crimen  oder  crimen  capitale  nnd  jedes 
crimen  desselben  degradationsirürdige  Handlung 
gewesen  ist,  nnd  dass  daher  die  höheren  Kleriker, 
weil  man  sie  der  Strafe  der  Degradation  unter- 
worfen habe,  nicht  mit  der  Exkommanikatlon 
bestraft  worden  seien,  so  mfisste  sich  seit  der 
frQheren  Periode  eine  eigenartige  Entwicklung 
vollzogen  haben.  Abgesehen  von  den  schon  a. 
a.  0.  gegen  Nissl  dargelegten  Gründen  kommt 
hier  noch  Folgendes  in  Betracht.  In  Orleans  UI 
c.  8  worden  als  erimina  capitalla  ausdrücklich 
furtum  und  falsitas  bezeichnet,  also  gewöhnliche 
Vergehen,  nicht  Amtsvergehen,  und  Orleans  I  c  9 
bedroht  den  Priester  und  Diakon  wegen  solcher 
mit  Deposition  und  Exkommunikation.  Da- 
mit ist  seine  Theorie  unverträglich.  Agde  e.  50 
und  Epson  c  22  bestrafen  allerdings  die  höheren 
Geistlichen  wegen  erimina  capitalia  nicht  mit  der 
Exkommunikation,  aber  auch  nicht  allein  mit  der 
Deposition  oder  Degradation,  sondern  zugleich 
mit  der  retrusio  in  monasterinm,  verschärfen  also 
die  erstere  Strafe  immerhin,  und  wenn  Orleans 
lU  c.  7  nur  die  eben  gedachte  Strafe  festsetzt,  so 
liegt  darin  eben  eine  Milderung,  die  Bestrafung 
eines  gemeinen  Vergehens  mit  blosser  Diso!- 
plinarstrafe,  wiesle  auch  früher  vorgekommen  ist 

<  S.  die  vor.  Anm.,  der  Ehebruch  und  die 
Stupration  der  Magnatentoohter  nach  Toledo  XI 
0.  9 ;  Hochrerrath  Toledo  XVI  c.  9.  Deber  die 
gleichzeitige  Androhung  der  Deposition,  Tgl. 
S.  812. 

2  Z.  B.  für  das  Zusammenwohnen  mit  nicht 
nahe  verwandten  Frauen,  Elnsa  551  c.  2 ;  Ver- 
letzung des  CöUbats,  Orleans  IHc  7,  S.  812  n.  3 ; 
Annahme  der  Weihe  für  ein  nicht  erledigtes  Bis- 
thum  und  Ertheilung  derselben  für  ein  solches, 
Lyon  I  617  r.  6. 


'  Dieee  Besehränknng  ist  jetzt  wegen  der  Um- 
bildung des  Begriffs  der  Exkommunikation  (S.  799 
u.  S.  813)  zu  machen. 

«  So  weisen  z.  B.  TarragonK  516,  Valencia  524, 
SevUla  I  590,  Merida  666  so  gut  wie  ausschliess- 
lich nur  Anordnungen  und  Strafbestimmungen 
für  die  Kleriker  auf,  und  In  den  übrigen  Kon- 
zilien überwiegen  sie  jedenfalls. 

^  Z.  B.  schlechte  Verwaltung  der  kirchlichen 
Prekarien,  Toledo  VI  c.  5 ;  Auxerre  c.  18  fsler- 
liche  Taufe  ausserhalb  der  Ostenteit. 

6  Vgl.  Orleans  III  c.  11  (Ungehorsam  in  Be- 
zug auf  die  Anordnungen  des  Dienstes),  Tgl. 
femer  Narbonne  c.  10;  Toledo  XVI  c.  5.  7. 

^  Nichtzuziehen  der  erforderlichen  Kleriker 
zur  Kontrole  des  Verkehrs  der  Geistlichen  der 
höheren  Ordine  mit  den  Frauen,  Tours  H  c.  19 ; 
Schmähen  des  verstorbenen  Bischofs,  Me- 
rida c.  17. 

0  Sehr  milde  Strafen  sind  z.  B.  die  Exkom- 
munikation,  d.  h.  die  Suspension  von  der  Aus- 
übung der  kirchlichen  Amts-,  vde  auch  der  all- 
gemeinen Mitgliedsohaftsreohte  (S.  810)  bloB  auf 
zwei  Wochen  für  Bischöfe,  welche  das  Kirchengut 
beeinträchtigen,  Toledo  XI  c.  5,  auf  zwei  Mo- 
nate für  solche,  welche  die  ihnen  unterstellten 
Diözesen  mit  Abgaben  beschweren,  Toledo  XVI 
c.  5,  oder  für  den  Bischof,  welcher  simonlstlscbe 
Spendung  der  Taufe  und  der  Konfirmation  dul- 
det, Toledo  XI  c.  8,  während  den  Priester  eine 
dreimonatliche,  den  Diakon  eine  yiermonatUche 
Suspension  trifft,  1.  e. 

^  So  bedroht  Orleans  III  c.  8  den  Meineid  des 
Klerikers  in  Prozesssachen  blos  mit  zweijähriger 
Exkommunikation  (S.  810),  während  nach  Basilil 
ep.  217  (can.  III)  c.  64  für  jeden  Meineid,  zehn- 
jährige Busse,  als  Bedingung  der  Wiederanfhabme 
in  die  Kirchengemeinsdiaft  erforderlich  Ist. 
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Strafen  als  die  niederen  Kleriker  unterworfen  wird.  Die  hierarehischen  Interessen, 
welche  sich  flir  die  weitere  Ansbildong  des  allgemeinen  kirchlichen  Stra&echts  be- 
stimmend erweisen,  zeigen  hier  ihre  Wirkungen  in  anderer  Bichtung  S  in  der  egoisti- 
schen Begfinstigang  der  kirchlichen  Aristokratie. 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Wenngleich  die  Kirche  in  dieser 
Zeit  einige  der  lErfiher  von  ihr  gebrauchten  Strafmittel  nicht  mehr  zur  Anwendung 
gebracht^  und  von  ihnen  nur  die  Deposition^  die  Amtsentsetzung  ohne 
Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande^,  die  Zurflckversetzung  auf 
eine  niedrige  Weihestnfe,  die  Entziehung  des  Amtseinkommens^,  die 
Suspension  von  den  Amtsrechten  und  auch  zugleich  von  den  allge- 
meinen kirchlichen  Hitgliedschaftsrechten^  sowie  die  körperliche 
Zflchtigung^  beibehalten  hat,  so  ist  doch  andererseits  das  Strafsystem  durch  eine 
Beihe  neuer  Strafen  vermehrt  worden.  Es  sind  den  frflheren  jetzt  die  öffentliche 
Büge^,  die  Freiheitsstrafe  in  Gestalt  der  Verweisung  in  ein  Kloster^  und  die 
Auferlegung  von  Bussflbungen^^  endlich  auch  in  weiterer  Ausbildung  der 
Suspension  die  partielle  Enthebung  von  der  Ausübung  einzelner  geistlicher 
Funktionen,  Amts-  und  allgemeiner  kirchlicher  Miigliedschaftsrechte^^  hinzugetreten. 
Was  die  gegen  Laien  anwendbaren  kirchlichen  Strafinittd  betrifft,  welche  ebenfalls 
gegen  die  Kleriker  gebraucht  werden  können  ^2,  so  ist  in  Folge  des  veränderten  Cha- 
rakters der  Exkommunikation  ^'  die  wichtige  Aenderung  eingetreten,  dass  diese  nicht 
mehr,  wie  früher,  unter  allen  Umst&nden  auch  zugleich  die  schwerste  geistliche  Dis- 
ciplinarstrafe,  die  Deposition  in  sich  schliesst  i^,  vielmehr  theilweise  die  Bedeutung  und 
die  Wirkung  der  Suspension  erhalten  hat^^ 

In  Folge  dieser  Vermehrung  der  Strafinittel  und  in  Folge  der  gedachten  Aende- 
rungen  hat  sich  auch  der  Kreis  deijenigen  Strafen,  welche  als  Gensuren  gegen  die 
Geistlichen  zur  Anwendung  gebracht  werden,  vergrössert,  wennschon  keine  einzige 
diesen  Charakter  ausschliesslich  angenommen  hat.  Ausser  den  schon  früher  als  Cen- 
suren  verwendeten  Strafen,  nämlich  der  totalen  Suspension,  der  excommunicatio  fra- 
tema^®  kommen  jetzt  noch  die  partielle  Suspension  ^^,  die  Entziehung  des  Stipendiums 
oder  des  Amtseinkommens  i^,  die  Auferlegung  von  Buss werken  ^^,  sowie  femer  auch 
die  Exkommunikation^^  und  die  Ausschliessung  vom  AbendmahP^  in  Frage. 


i  S.  die  Aiifuhmugen  S.  834  n.  8;  nach  Me-  »  S.  815. 

rida  666  0.  17  hat  fOi  die  Schmähang  des  Ter-  ^^  s.  glß^  in  der  BpaaUckeii  Kirche  ausserdem 

storbenen  Bischofs  der  Priester  eine  drei-,  der  uoch  die  Infamie,    die  Vermögenskonflskation 

Diakon  eine  fünf-,  der  Snbdiakon  eine  neun-  und  die  Verbannung,  S.  816. 

monatliche  Busse  zu  leisten.  ^^  S.  811,  sowie  die  nur  Toreinzelt  Torkom- 

Für  die  fränkische  Kirche  ergiebt  sich  das  mende  Nachbildung  der  gegen  die  Bischöfe  üb- 
gleiche  Bestreben  aus  den  Verhandlungen  über  liehen  sog.  excommunicatio  fratema  als  Strafe 
die  Bestrafung  des  Bischofs  Contumeliosus  von  für  die  anderen  Kleriker,  S.  811. 
Biez,  welchen  die  Synode  von  Marseille  633  >^  Die  Exkommunikation,  die  Ausschliessung 
trotz  der  von  ihm  begangenen  Fleischesver-  vom  Abendmahl  und  eine  solche  an  einem  be- 
brechen nur  zu  Busse  verurtheilt  hatte,  S.  810  stimmten  Festtage,  S.  812.  814. 
n.  2  u.  S.  820  n.  6.  «  S.  800.  812. 

2  S.  811  n.  9.  M  S.  812. 

3  S.  806  nebst  der  eine  Abart  derselben  bU-  u  S.  813. 
denden  eommunio  peregr'ma^  S.  734  n.  6.  ^^  S.  755. 

«  S.  809.  t7  s.  811. 

5  S.  809.  18  S.  809  n.  8. 

«  S.  810.  w  S.  818  u.  S.  820  n.  8. 

7  S.  814.  »  S.  833. 

8  A.  a.  0.  21  s.  814. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.257. 


III.  Allgemeines.  Die  kirchliche  Gesetzgebimg  hat  mehrfach  bei  Norminmg 
der  ThatbeBtände  der  einzelnen  Straf-  nnd  Disciplinarstrafyei^ehen  sich  mit  der  all- 
gemeinen Androhung  einer  Bestrafung  derselben  begnflgt,  ohne  eine  bestimmte  Art 
der  Strafe  festzusetzen  ^.  In  solchen  Fällen  hatte  die  kirchliche  Disoiplinarbehörde, 
also  für  die  Regel  der  Bischof^,  nach  Lage  der  Sache  die  entsprechende  Strafe ^ 
festzusetzen,  und  selbst  da,  wo  anscheinend  nähere  Direktiven  gegeben  sind,  haben 
dieselben  praktisch  kaum  eine  Beschränkung  des  freien  Ermessens  gebildet^. 

Aber  auch  die  frühere,  noch  viel  weiter  gehende  Befugniss  des  Bischofs,  seiner- 
seits einzelne  Handlungen  der  Laien  und  Kleriker  mit  Strafe  zu  bedrohen,  nnd  sie 
erst  dadurch  zu  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  erheben  ^  ist  trotz  der 
weiter  fortgeschrittenen  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechts,  als  eine  bei  der 
Flfissigkeit  der  Grenzen  zwischen  Sttnde  und  kirchlichen  8traf?ergehen  im  Interesse 
der  Aufrechterhaltnng  der  Kirchendisciplin  unentbehrliche  Ergänzung,  fortbestehen 
geblieben  ^. 


1  Orleans  III  c.  29  (bei  Laien,  welche  die 
Kirche  vor  dem  Ende  der  Messe  yerlassen  oder 
dem  Gottesdienst  mit  Kriegswaffen  anwohnen) : 
„in  sacerdoüs  potestate  consistat,  qnallter  eins 
distrieUone  debeat  castigare''  (ähnlich  anch  c.  28 
ibid.) ;  Orleans  I  c.  28  (Kleriker,  welche  nieht 
an  den  Litaneien  theilnehmen) :  „secnndum  ar- 
bitrinm  episcopi  eoolesiae  (oZ.  ecdesiasticam) 
fiuscipient  dUeiplinam'*  (hier  nicht,  wie  mitunter, 
gleichbedeutend  mit  Prügelstrafe  S.  815  n.  4) ; 
Orleans  IV  c.  2  (Nichtbeachtung  der  Fastenge- 
bote) :  „tanquam  traosgressor  diseiplinae  a  sacer- 
dotibns  eenseatur^.  Vgl.  weiter  anch  die  folgen- 
den Anm. 

2  Bei  derartigen  Androhungen  gegen  die 
Bischöfe,  s.  z.  B.  Bordeaux  660—673  c.  4  0,6i 
contra  ordinem  canonicum  aliquid  adtemtare 
praesumpserint,  canonica  senterUia  noverint  se 
cohercendos"),  die  Synode,  so  auch  ausdrücklich 
Toledo  IV  c.  30  (für  Bischöfe,  die  mit  dem  Aus- 
lande Verkehr  unterhalten):  ^.^apud  concilium 
condigna  animadTersione  mulctabitur'*. 

^  Dass  der  Bischof  dabei  nur  eine  der  in  der 
Kirche  herkömmlichen  Strafen  anwenden  konnte, 
ergeben  die  Ausdrücke  disciplina,  disciplina 
ecclesiastica,  canonica  sententia  (s.  die  vor. 
Anm.) ;  s.  femer  Lyon  II  c.  5  (welches  den  Bi- 
schöfen verbietet,  das  den  Klerikern  seitens 
ihrer  Vorgänger  zur  Nutznlessung  überwiesene 
Kirchengut  oder  gar  aus  eigenem  Vermögen  ge- 
machte Schenkungen  zu  entziehen):  „Si  quid 
tamen  culpae  extiterit,  pro  qualitate  personarum 
vel  regtUa  canonum  praeeedentium  in  persona 
habeatur,  non  in  facuXtate  districtio'^. 

4  Wenn  Toledo  IV  c.  48  bestimmt :  „obnoxius 
eidem  magno  concillo  **  (d.  h.  Ghalcedon  c.  26, 
c.  21  0.  XVI  qu.  7u.  c.  4  Dist.  LXXIX),  so  droht 
der  letztere  ebenfalls  nur  allgemein  kanonische 
Strafen  an. 

Paris  614  c.  3  (Kleriker,  welche  zum  Fürsten 
oder  zu  Mächtigen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs 
gehen  oder  sich  in  deren  Schutz  begeben) :  „no- 
verint se  utrumque  priorum  canonum  sententia 
damnandos"-,  Toledo  VII  c.  4  (üebermässlge  Be- 
lastung der  Diöcese  durch  den  Bischof) :  „correp- 
tioni  .  .  .  canonum  subiacebit,  qua  constitutio- 
num  synodalium  tansgressores  priscorum  patrum 


edictis  corripiendos  oportet",  enthalten  Verwei- 
sungen, welche  an  sich  unbestimmt  sind  und 
auf  eine  Anzahl  nicht  völlig  gleichlautender 
Kanones  (s.  zu  Paris  c.  3  cit  Bd.  III.  S.  221. 
222)  Bezug  nehmen.  Dasselbe  Verhältniss  wal- 
tet auch  bei  folgenden  Stellen  ob:  Ghalons 
644  u.  656  c  18  (Feldarbeit  am  Sonntag):  „ve- 
tera  renovantes  institulmus,  ut . . .  sub  disel- 
plina  districtionis  omnimodis  coirigatui",  womit 
Orleans  III  c.  28  in  Bezug  genommen  Ist,  welches 
ebenfalls  nur  eine  allgemeine  Strafandrohung 
enthält  Endlich  trifft  das  Gesagte  auch  zu  für 
Stellen,  welche  unter  Hinweis  auf  kanonische 
Bestrafing  frühere  Verbote  wiederholen,  so  bei 
den  das  Zusammenleben  der  Kleriker  mit  nicht 
nahen  Verwandtinnen  betreffenden  c.  3  Gler- 
mont  III  649  („clerici  vero  a  propriis  episcopis 
corrigantur'Q,  c.  8  fränk.  Synode  ine  loci  v.  614 
(„iuxta  arbitrium  pontiflcis  sententia  canonica 
feriatur^),  o.  3  Bordeaux  660—673  OiCanonlca 
sententia  iudleetur^,  wozu  die  sich  gleichfalls 
nicht  völlig  deckenden  Verbote  Bd.  I  S.  132  zu 
vergleichen  sind ;  Orleans  I  c.  18  (Ehe  mit  der 
Wittwe  des  Bruders  und  mit  der  Schwester  der 
Frau) :  ,^ecclestiastica  districtione  feriatur*^  (vgl. 
dazu  Elvira  c.  61  und  Neoeäsarea  c.  2) ;  Orleans 
IV  c.  29  (Ehebruch  der  Kleriker):  „clericis 
districtione  adhibita  mulleres  Ipsae,  prout  sacer- 
doti  Visum  füerit,  districtioni  subiaoeant"  (vgl. 
dazu  Elvira  c.  18  u.  Orleans  III  c.  4),  denn  wenn- 
gleich die  in  ihnen  aufgestellten  Verbote  in  frü- 
heren Konzilien  mit  Strafen  bedroht  sind,  also  in 
der  districtio  ecclesiastica  oder  sententia  canonica 
ein  Hinweis  auf  die  letzteren  gefunden  werden 
kann,  so  Hessen  sich  diese  doch,  weil  sie  in  Ein- 
zelheiten von  einander  abwichen,  nicht  ohne 
Weiteres  anwenden,  vielmehr  war  die«  nur  in 
einzelnen  Fällen  (s.  z.  B.  Bordeaux  dt.  c  1  und 
dazu  e.  5  Macon  I)  möglich. 

5  S.  745,  S.  747.  Vgl.  ferner  fränk.  Synode 
V.  614  (ine.  loci)  c.  11 :  „Ut  abbates  vel  archi- 
presbyteri  absque  culpa  de  eeclesiastico  ministe- 
rio  removeri  non  debeant". 

^  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Verbot, 
wegen  geringfügiger  und  leichter  Verschuldun- 
gen die  Exkommunikation  zu  verhängen,  gerade 
dieser  Zeit  angehört,  S.  747  n.  2. 
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§.258.    e.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafyewalt  gegen 

Geistliche  und  gegen  Laien. 

I.  Gegen  Geistliche.  In  Betreff  der  Ausübung  der  Disciplinargewalt  über 
die  Kleriker  ist  das  durch  die  älteren  Eon2ilienbeschltt8se  und  die  sich  daran  an- 
schliessende Praxis  ausgebildete  Becht  in  seinen  wesentlichen  Grundlagen  massgebend 
geblieben. 

Demnach  übte  der  Biaohof  i  anch  j^t  noch  in  erster  Instanz,  dagegen  in 
zweiter  die  Provinzialsynode  ^  und  statt  derselben  ebenfalls  die  National-  oder 
Reichssynode  3  die  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  die  Geistlichen  aus^.  Ver- 
einzelt hat  allerdings  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Versuch  gemacht,  den  Bischof 
bei  der  Handhabung  seiner  erstinstanzlichen  Jurisdiktion  über  die  höheren  Klassen 
der  Kleriker  hinsichtlich  der  Verhftngung  der  schwersten  Strafe»  der  Absetzung,  um 
diese  vor  willkürlicher  Behandlung  zu  schützen^,  an  bestimmte  Schranken  zu  binden^. 
Dies  ist  aber  weder  von  dauerndem  Erfolg  gewesen;  noch  haben  die  betreffenden 
Vorschriften  allgemeine  Geltung  erlangt^. 


<  Orleans  V  549  c  5;  Clemont  II  649  c.  3, 
vgl.  auch  S.  763. 

2  Orleans  III  o.  20:  „81  qnis  clericorum  droa  se 
aut  districtlonem  ant  tractionem  episcopi  aal 
putat  iniustam,  luxta  antiqnas  Constitution  es  re- 
carrat  ad  synodum'';  Rheims  624  o.  626  c.  5 
(Olichy  c.  6).    S.  ferner  o.  S.  763. 

3  Da  diese  sowohl  in  der  fränkischen  wie  auch 
in  der  westgothlschen  Kirche  die  Bedeutung  der 
Provinzialsynoden  wesentlich  geschmälert  hahen, 
Bd.  m.  S.  476. 

^  Deshalb  wird  in  den  Konzilien  dieser  Zeit,  s. 
Anm.  2,  als  zweite  Instanz  schlechthin  die  syno- 
dos,  worunter  sowohl  die  Provinzial-  als  auch 
die  National  -  Synode  verstanden  werden  kann, 
bezeichnet. 

Principiell  wäre  eine  Berufung  von  der  Pro- 
vinzial  -  Synode  an  das  National-  oder  Beichs- 
Konzil  als  das  höhere  Synodal-Organ  nicht  aus- 
geschlossen gewesen,  doch  ist  in  den  Quellen 
dem  letzteren  nirgends  die  Stellang  einer  regel- 
mässigen dritten  Instanz  beigelegt 

5  Dass  eine  solche  seitens  der  Bischöfe  oft 
genug  vorgekommen  sein  muss,  ergiebt  nicht  nur 
couc.  ine.  loci  v.  614  c.  11  (S.  836  n.  5),  sondern 
auch  das  mehrfach  wiederholte  Verbot  von  Ver- 
schworungen der  Kleriker  gegen  ihren  Bischof, 
Orleans  III  c.  21  (c.  25  C.  XI  qu.  1);  Rheims 
624  0.  625  c.  2  und  Glichy  625  c.  3,  welche  oft 
genug  ihrerseits  zu  Gewaltthätigkeiten  gegen 
denselben  geschritten  sind,  vgl.  Roth,  Bene- 
flzialwesen.  Erlangen  1850.  S.  261:  Loning, 
2,  490.  491. 

^  Nach  Tours  II  567  c.  7 :  „Ut  episcopus  nee 
abhatem  nee  archipresbyternm  sine  omnium  oon- 
presbyterornm  et  abbatam  consilio  de  loco  sno  prae- 
sumat  eiicere  neque  per  praemia  alium  ordinäre, 
nisi  facto  consilio  tam  abbatum  quam  presbyte- 
rorum  suomm,  quem  culpa  aut  negligentia  eiicit, 
cum  omnium  presbyterorum  consilio  refutetux", 
soll  zur  Absetzung  eines  Abtes  oder  Erzpriesters 
(Bd.  II.  S.  266  n.  2)  der  Beirath  der  übrigen 


Priester  und  Aebte  eingeholt  werden ;  ja  c.  21 
Orleans  III  eit.  („sed  res  detecta,  cum  in  synodo 
ventum  fuerit,  in  praesumptoribus  luxta  perso- 
narum  et  ordinum  qualltatem  a  pontlfclbus,  qui 
tuncin  unum  collect!  fuerint,vindicetur")  verweist 
die  Aburtheilung  der  Verschwörungen  der  Geist- 
lichen gegen  den  Bischof  vor  die  (Proviuzial-  oder 
Reichs-)  Synode.  In  der  westgothlschen  Kirche 
hat  das  Pro  vinzial  konzil  von  Sevilla  II  619  c.  6 
(c.  1  0.  XV  qu.  7  c.  c.  2  Dist  LXVII)  angeord- 
net :  „ut  inxta  priscorum  patrum  synodalem  sen- 
tentiam  nullns  nostrum  sine  concilli  examine 
deiiciendum  quemlibet  presbyternm  vel  diaco- 
num  audeaf',  also  die  Absetzung  der  Priester 
und  Diakonen  in  erster  Instanz  vor  dieProvinzial- 
synode  verwiesen. 

■^  Dass  die  Vorschrift  von  Tours  II  c.  7  cit. 
jedenfalls  später  nicht  beobachtet  worden  ist, 
ergiebt  Paris  614  c.  4  (Friedlich,  drei  un- 
edirte  Konzilien  u.  s.  w.  S.  10):  „ut  si  episcopus 
.  .  .  aut  per  iracundiam . .  aut  per  pecnniam  abba- 
tem  ...  de  loco  suo  eiecerit  non  oanonice,  ille 
abbas  recurrat  ad  synodum",  welches  durch  Ver- 
weisung auf  die  Synode  als  zweite  Instanz  die 
einseitig  vom  Bischof  verfügte  Absetzung  an  sich 
als  gültig  anerkennt.  Auch  die  spedelle  Kom- 
petenzvorsohrift  von  Orleans  III  c.  21  wird  in 
Rheims  624  c.  2  und  Glichy  c.  3  (c.  vor.  Anm.) 
nicht  wiederholt.  Die  Anordnung  des  cit.  Kon- 
zils von  Sevilla  konnte  dagegen  als  von  einer 
Provlnzial- Synode  erlassen  keine  allgemeine 
Bedeutung  für  die  Kirche  des  Westgothenreichs 
beanspruchen.  Wenn  Kober,  Deposition  S.  308 
eine  solche  Geltung  wegen  der  Erwähnung  der 
„secunda  synodus"  in  Toledo  IV  o.  28,  S.  807 
n.  2  behauptet,  so  ist  einmal  die  Lesart  nicht 
sicher,  da  statt  secunda  auch  sancta  synodus  vor- 
kommt, und  abgesehen  davon  die  Erwähnung  der 
^zweiten  Synode^  sich  auch  daraus  erklären 
würde,  dass  in  der  Stelle  zunächst  der  Absetzung 
des  Bischofs  gedacht  ist.  Dagegen  spricht  auch, 
dass  Toledo  XI  v.  675  c.  7,  S.  819  n.  6,    bei 
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Fflr  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarveigehen  der  Bischöfe  bildete  da- 
gegen die  Frovinzialflynode  ^  nach  wie  vor  die  erste  Inataaz^,  indessen  tritt  jetzt 
vielfach  ^  ftr  dieselbe  die  Reichs-  oder  National-Synode  an  die  Stelle  ^,  wennschon 
sie  auch  vereinzelt  die  Funktion  der  Appellationsinstanz  fflr  die  ürtheile  der  Provin- 
zialsynode  gettbt  hat  ^. 

Die  gedachten  synodalen  Organe  waren  Hbrigens  als  IMsciplinarbehörden  anch 
fOr  die  Metropoliten  und  die  Bischöfe  höherer  Stellung  (als  solche  kamen  allerdings 
fflr  das  Frankenreich  Mos  der  Erzbischof  von  Arles  als  pftpstlicher  Vikar  ^  flUrdiewest- 
gothische  Kirche  allein  der  Erzbischof  von  Toledo  als  Primas^  in  Betracht)  zuständig^. 

Für  die  BethAtigung  der  oberstriohterlichen  Stellung,  welche  der 
römische  Bischof  seit  dem  5.  Jahrhundert  im  Abendlande  zur  Anerkennung  gebracht 


geheimer  Verhandlung  und  Bestrafung  die  Zu- 
ziehung sweier  oder  dreier  Bifchöfe  Torschreibt. 

1  S.  0.  8.  765.  769. 

s  Greg.  Turon.  lY.  26 :  .,apiid  urbem  Saneto- 
nlcam  (Saintea  663)  Leontius  (y.  Bordeaux)  oon- 
gregatia  proTinclae  suae  eplscopia,  Emerium  ab 
eplBOopatu  depnlit,  adaerens,  non  canonice  eum 
fuisae  huie  honori  donatum^'.  S.  femer  Toledo 
IV  c.  3,  Bd.  in  8.  476  n.  7  u.  ibid.  c.  28,  o. 

8.  807  n.  2. 

>  Abgesehen  von  den  Tereinzelt  eine  solche 
Kompetenz  ausübenden  Primatialsynoden ,  -wie 
der  von  Marseille  533,  welche  den  Bischof  Gon- 
tumeliosus  y.  Riez  abgesetzt  hat,  H  e  f  e  l  e  2, 752, 
Ygl.  auch  Bd.  III  8.  512. 

4  Von  fränkischen  8ynoden,  auf  welchen  es 
sich  anscheinend  um  rein  kirchliche  DiscipUnar- 
Yergehen  gehandelt  hat,  gehören  hierher  Paris 
551  (betr.  d.  Bischof  Saffaricus  y.  Paris),  Mansl 

9,  739;  Chalons  644—650  c.  20:  „Agapium  Yero 
et  Bobonem  Diniensis  urbls  eplscopos  pro  eo  quod 
ipsos  contra  statuta  canonum  In  multls  conditio- 
nlbus  erraase  yoI  deliqulsse  cognoYlmus,  Ipsos 
luxta  teuerem  canonum  ab  omni  episcopatus  or- 
dine  decrevlrnus  degiadare^.  Welter  können  auch 
diejenigen  Konzillen  hierher  gezahlt  werden,  bei 
denen  den  Bischöfen  weltliche  CrlminalYergehen 
vorgeworfen  waren,  die  Synode  diese  aber  unter 
dem  Gesichtspunkt  Yon  kirchlichen  Vergehen  als 
Disdplinargericht  abzuurtheilen  hatte  (Ygl.  unten 
%,  260),  so  Lyon  667,  Gregor.  Turon.  V.  20  (Ab- 
setzung der  Bischöfe  Salunlus  y.  Embrun  und 
Saglttarlus  v.  Gap)  Chalons  579,  l.  c  V.  27  (betr. 
dieselben)  Paris  577,  l.  c.  V  18  (Pritextatus  y. 
Ronen),  Maoon  U  685,  1.  c  Vm  2Ö:  ^ürslcinus 
Cadurcensls  eplscopus  excommunicatur  (Ygl.  auch 
S.  811  n.  4);  Chalons  603,  Fredegar.  chron.  a. 
603,  Mansl  10,  493. 

In  Betreff  der  westgothlschen  Kirche  Ygl.  8. 809 
n.  6,  Toledo  X  666,  Mansl  11,  40  j  Toledo  XVI 
693  c.  9  u.  decr.  Indicli  (Absetzung  des  Erz- 
bischofs Sisbert  y.  Toledo  wegen  Ho<£Yerrath8). 

B  So  In  der  westgothisohen  Kirche,  s.  das 
schon  8.  809  n.  6  cltlrte  exoemplar  indicli 
(Dahn,  Könige  VI.  2.  Aufl.  8.615)  des  VL  Kon- 
zils Y.  Toledo  Y.  638:  „quod  dudum  In  conoilio 
Spalensi  (ProYlnzlalkonzU  SoyUU  619)  Martl- 
anuB  Astlgltanus  eccleslae  eplscopus  falsls  crl- 


mlnlbus  exanctoratua,  ad  uniYersalls  praesentis 
concUil  confugit  remedlum  purgandna  indlgno- 
que  questu,  ut  iudioium  damnationls  suae  re- 
tractaretur  est  deprecatus.  Jam  enlm  in  prae- 
cedentl  unlYersall  conoilio  (d.  h.  das  Toletanische 
Y.  636)  ex  parte  fucrat  audltus  et  gradul  tantum 
non  loco  restltutus,  quonlam  angustia  temporls 
ne  ad  plenum  negotium  suum  Yentllaretur  f ue- 
rat  Interceptum'',  wonach  also  die  auf  dem  5. 
Konzil  nicht  YOllstandig  In  der  Berufungsinstanz 
erledigte  8ache  endlich  auf  dem  6.  Konzil  zum 
Abschluss  gebracht  Ist.  Wenn  Dahn  Könige  VI. 
(2.  Aufl.)  8.  372  die  spanische  Kirche  einen  alten 
Kanon  In  Erinnerung  bringen  lasst,  dass  der  ex- 
kommunldrte  Geistliche  nur  an  ein  zahlreicheres 
Konzil,  nicht  an  den  König  appelliren  solle,  so 
beruht  dies  darauf,  dass  er  c.  35  der  Sanmilung 
des  Martin  Y.Braga,  welcher  a.  12  Antloch.  S.  766, 
reproduzlrt,  für  einen  selbststandlgen  Konzils- 
beschluss  gehalten  hat. 

Für  das  Frankenreich  lässt  sich  ein  Analogou 
nicht  nachweisen,  es  hat  also  hier  an  einer 
regelmässigen  zweiten  Instanz  gefehlt  Dass 
eine  Nationalsynode  den  Dlsclplinarspruch  einer 
früheren,  namentlich  auf  Veranlassung  des  Herr- 
schers, wie  dies  Im  römischen  Reich  geschehen 
ist  (8. 765),  roYldirt  hätte,  ist  nicht  Yorgekommen, 
die  Synode  you  Paris  551,  betr.  den  Bischof 
Saffaricus,  Mansl  9,  739;  Hefele  3,  7,  bietet 
kein  Beispiel,  wie  es  scheinen  könnte.  Die  ein- 
gehende Beschäftigung  mit  dem  früheren  Urtheil 
und  dem  früheren  Geständniss  des  Verurtheilten 
hatte  nur  den  Zweck  behufs  der  Wiederbesetzung 
des  Bisthums  Paris  die  Vakanz  desselben  festzu- 
stellen. 

6  Bd.  I.  8.  688;  Löning2,  154. 

7  Bd.  I.  8.691. 

8  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  nicht. 
Den  Erzbischof  Y.  Bragahat  die  X.  Synode  y.  Toledo 
666,  Mansl  11,  40  zum  Verlust  seines  bisehof- 
llohen  Amtes  und  zu  ewiger  Busse  Yorurthellt, 
und  der  Erzbischof  uud  Primas  Sisbert  y.  Toledo 
ist  Yon  der  XVI.  (National-)  Synode  you  Toledo 
abgesetzt  worden,  s.  Anm.  4  a.  £.  Für  das  Franken- 
reich erglebt  sich  dies  Insbesondere  daraus,  daas 
PelagiuB  I.,  als  sich  der  Bischof  SapaudutT.  Arles 
auf  Klage  eines  seiner  Sflffraganbischofe  kraft 
Befehls  des  Königs  Chlldebert  einem  ProYinzial- 
konzU  hatte  stellen  müssen,  beim  König  Protest 
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hatte  S  war  gegenüber  der  Geschlossenheit  der  fränkisohen  und  westgothisohen  Kirche 
so  gut  wie  gar  kein  Banm  \  nmsoweniger)  als  nach  dem  fränkischen  Staatsrecht  ein 
Angehen  des  rdmisehen  Stuhles  allein  mit  Zustimmung  des  Königs'  statthaft  war^, 
Beim  Mangel  dahin  gehender  Bestimmungen  und  nilherer  Nachrichten  wird  man 
offenbar  ansunehmen  haben,  dass  es  sowohl  hinsichtlich  der  Ortlichen  Zuständigkeit^, 
wie  auch  betreffs  der  Einleitung  des  kirchlichen  Verfahrens  <^  und  des  Verfahrens 


gegen  die  Unterwerfung  de»  Yikan  unter  das  er- 
wähnte Konzil  erhob,  ep.  ad  Childeb.  (567— 658, 
Jafftf  II  ed.  D.  948;  Mansi  9,  726):  ^  .  mira- 
muT,  quia . . .  pasai  eatia  subripi  ▼obia  Sapaudum 
.  .  .  Arelatensia  civltatia  antisütem  oulua  ecclesla 
In  regionlbus  GalUcanis  primatua  privileglo  et 
aedia  apoatollcae  vieibna  deeoratoz,  ad  petltionem 
epiacopi  ab  ipao  ordlnati  in  iadidum  aequentis 
civitatis  epiacopi,  quod  nulla  ecdeaiastica  lege 
▼el  ratlone  conoeditur,  iudieandum  iuberetia  oo- 
9urrere  ut  ipao  de  conculcato  loci  aai  praeiudioio 
conquerente,  fflum  qui  uaurpavlt,  necease  alt, 
de  illidta  praeaumptione  culpari^';  ob  mit  Er- 
folg ateht  beim  Mangel  an  NacJirichten  Aber  den 
weiteren  Verlauf  der  Angelegenheit  dahin,  iat 
aber  kaum  wahracheioUeh, 

1  S.  784. 

3  Für  die  weatgothiache  Kirche,  deren  Verkehr 
mit  Rom  in  den  eraten  Zeiten  nach  dem  Glaubena- 
wechael  (589),  namentlich  zur  Zeit  Gregors  I. 
noch  ein  reger  war,  liegt  nur  ein  einziges  Beiaplel 
Tor,  die  Entacheidung  dea  von  dem  genannten 
Papate  abgeaendeten  defeuaor  Johannea  ▼.  J.  603 
in  der  Angelegenheit  dea  Biachofa  Januariua  v. 
Malaga,  nach  welcher  dieaer,  weil  er  von  seineu 
Kollegen  ungerecht  abgeaetzt  worden  war,  unter 
gleichzeitiger  Beatrafang  derselben  wieder  resti- 
tuirt  wurde,  ep.  XIII.  45  mit  der  sententi«  Joannia 
defenaoria  ed.  Ben.  2,  1260.  1266,  sowie  die 
gleichzeitige  Beauftragung  dea  genannten  Legaten 
mit  der  Verhandlung  eines  ebenfalls  abgesetzten 
Bischofs  Stephan,  welcher  anscheinend  uicht  vor 
daa  zuatandige  Pzoyinzialkonzil  vorgeladen  war, 
und  aich  an  den  P^at  gewendet  hatte,  ibid.  XII. 
45  eapitulare  H,  L  c  p.  1254:  „quia  iieque  in- 
vitus  ad  iudidum  trahi  neque  ab  episcopis  alieni 
coDcilii  debuit  iudicari . . .  Contra  haeo  ai  dictum 
fueiit,  quia  nee  metropolitam  habuit  nee  patriar- 
ohun,  dicendum  eat,  quia  a  sede  apoatolica,  quae 
omnium  eccleaiarum  caput  est,  cauaa  haec  audi- 
enda  ac  dirimenda  fuerat,  aicut  et  praedictua 
episcopus  dignosoitur,  qui  epiacopoa  alieni  con- 
cilii  habuit  omniuo  auspeetoa''.  Dasa  Konig  Wi- 
tika  den  Bekura  nach  Rom  durch  Gesetz  aufgeho- 
ben hat,  iat  zwar  unerweialioh,  Dahn,  Könige 
d.  Germanen  6, 169 ;  6  [2.  Aufl.)  S.  406,  indeaaen 
iat  wohl  bei  den  seit  der  Mitte  dea  7.  Jahrhunderta 
aeltener  gewordenen  Berührungen  mit  Rom  ein 
solcher  kaum  mehr  vorgekommen. 

3  Vgl.  Gregor  Turon.  V.  31  in  Betreff  der  von 
dem  Konzil  v.  Lyon  567  abgesetzten  Bischöfe 
Salunius  und  Sagittarius  (S.  838  n.  4) :  „At  Uli, 
cum  adhua  propitium  aibi  regem  eaae  noasent, 
ad  eum  accedunt  implorantea  ae  injuste  remotoa 
sibique  tribui  licentiam  ut  ad  papam 
urbiaBomae  accedere  debeant  Quiaoee- 
dentes  coram  papa  Joanne  (III),  exponunt,  se 
nullius  rationis  exlatentibua  cauais  dimotos.  Ille 


vero  ad  regem  epiatolaa  dizigit,  in  quibua  loda 
suis  eoadem  reatitui  iubet.  Quod  rex  sine  mora, 
caatigatoa  prius  verbis  multia  implevlt^.  Dasa 
ea  aich  hier  um  einen  ausseigewöbnliohen  Schritt 
handelt,  zeigt  der  Bericht  Weiter  ergiebt  sich 
daraus,  dasa  der  Papst  selbst,  kraft  aeinea  Oberst- 
riehterliohen  Bechta,  alao  auch  in  dieaem  Falle 
nicht  unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Kon- 
zils von  Sardika  (S.  777)  daa  frahere  Urtheil 
aufigehoben  und  eine  andere  Entsoheidung  ge- 
troffen hat,  welche  demnächst  auch  von  König 
Guntram,  nachdem  einmal  seitens  deaaelben  die 
Berufung  geatattet  war,  als  massgebend  anerkannt 
worden  ist.  S.  übrigens  auch  noch  unten  $.  260. 
Aua  der  ganzen  Merovingerzeit  ist  dies  der 
einzige  bekannte  Fall  einer  Bethätlgung  der  ober- 
aten  Diacipllnargewalt  des  Papstes  über  die  frän- 
kiache  Kirche.   Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

4  Die  Entacheidung  der  Synode  v.  MarseiUe 
V.  533,  nach  welcher  der  Biacbof  Gontumeliosus 
V.  Riez  wegen  Fleiacheaveigehen  zur  Busse  in 
einem  Kloster  verurtheilt  worden  war,  ist,  wie 
die  drei  Briefe  dea  Papstes  Johanns  U  v.  534, 
Jafftflled.  n.  886— 888;  Mansi  8,  807.  809 
ergeben,  dem  letzteren  (wahraoheinlich  von  dem 
Vorsitzenden  päpstlichen  Vikar  Giaariua  v.  Arles) 
mitgetheilt  worden.  Nachdem  der  Papst  noch 
als  weitere  Strafe  die  dauernde  Suspension  von 
dem  bischöflichen  Ordo  (nicht,  so  Hefele  2, 
753,  die  Absetzung)  angeordnet  hatte,  und  diese 
von  einer  anderen  Synode  gegen  den  Biachof  aua- 
gesprochen  worden  war,  hat  letzterer  seinerseits 
nochmals  an  den  Papat  Agapet,  welcher  eine 
neue  Untersuchung  durch  ein  von  ihm  zu  beauf- 
tragendes Gericht  verfügt  hat,  Berufung  einge- 
legt ep.  Agapiü  I  V.  535,  Jaf f^  n.  890,  Manai 
8,  856;  vgl.  Hefele  2,  763  ff.  Das  Eingreifen 
des  Papstes  in  dieaer  Angelegenheit,  welcher 
mit  der  schon  seit  dem  5.  Jahrh.  in  dem  Vikari- 
atsbezirk  geübten  Praxis  in  Einklang  atand,  S.  784 
n.  1,  widerlegt  weder  daa  im  Text  noch  daa  zu 
Ende  der  vor.  Anm.  Geaagte,  denn  zur  Zeit  dieaer 
Vorgange  war  der  betreffende  Theil  Südgalliena 
noch  gothiach,  gehörte  also  noch  nicht  zum  Fran- 
kenreich. 

5  S.  769. 

6  Es  iat  dabei  verblieben,  dasa  ein  solches  auf 
Erhebung  einer  Anklage,  auf  Seibatanzeige  oder 
Gestandniss,  im  Fall  der  Offenkundigkeit  oder 
auch  in  Folge  eines  Einschreitens  von  Amts- 
wegen eintreten  konnte,  S.  770  ff. 

Was  1 .  die  Anklage  betrifft,  so  schllesstRheims 
624  u.  625  c  15  (GUchy  c.  17)  Sklaven  von  dem 
Recht  der  Anklage  aus  und  fordert  Zurückweisung 
des  Anklägers,  welcher  nach  miaslungenem  Be- 
weiae  der  Beachuldigung  elnea  crimen  noch 
wegen  einea  zweiten  Anklage  erheben  will.  Dasa 
man  sich  auch  Jetzt  weniger  eng,  ala  fMiher  an 
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selbst  im  Wesentlichen  bei  dem  früheren  Rechte  verblieben  ist.  Eine  Einwirkung  des 
germanischen  Rechts  auf  das  letztere  zeigt  sich  allerdings  insofern,  als  die  Kirche  in 
dieser  Zeit  den  germanischen  Reinigungseid  in  ihr  Recht  aufgenommen  hat  ^  Es  lag 
sicherlich  unter  einem  Rechtszustand,  bei  welchem  der  Angeklagte  im  weltlichen  Pro- 
zess  sowohl  die  Beftigniss  wie  auch  die  Pflicht  hatte,  auf  die  erhobene  Anklage  seine 
Unschuld  durch  seinen  Eid  und  den  seiner  Eidhelfer  darzuthun,  nahe  genug,  dass 
sich  Geistliche,  gegen  welche  ein  Dlscipünarverfahren  eröffnet  war,  ebenfalls  erboten^ 
die  gegen  sie  vorgebrachten  Beschuldigungen  eidlich  abzulehnen  2,  und  die  Kirche 
konnte  dem  unter  feierlicher  Anrufung  Gottes  an  geweihter  Stätte  und  auf  die  Reli- 
quien abgegebenen  Eid  ihrer  Diener  umsoweniger  eine  Bedeutung  absprechen,  aU  in 
ihren  Kreisen  die  Anschauung  obwaltete,  dass  Gott  die  Leistung  eines  Meineides  an 
dem  gedachten  Orte  nicht  zulassen  und  auf  diese  Weise  die  Wahrheit  an  den  Tag 
bringen  werde  ^.  Inmierhin  ist  aber  von  einzelnen  Kreisen  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  alten  Konzilien  einen  derartigen  Eid  nicht  kannten,  die  Einführung  des  Reinigungs- 
eides in  das  kirchliche  Recht  als  unstatthaft  bekämpft  worden^,  ohne  dass  freilich 


den  römischen  AnklageprocesB  anschloss,  lag  auf 
germanischem  Boden  nahe  genag.  So  hat  man 
wohl  von  dem  Libell  abgesehen  und  nach  Prü- 
fung der  Person  des  Anklägers  und  nach  Erhe- 
bung der  Anklage  die  Zeugen  vernommen  und 
sonstige  Untersuchungen  angestellt,  vgl.  Toledo 
VI  638  c.  11 :  „ideo  qulsquls  a  qaollbet  crimi- 
natur  non  antea  accusatus  supplicio  dedlcetur, 
quam  accusator  praesentetur  atque  legum  et  caiio- 
num  sententiae  exqnirantur,  ut  sl  indigna  ad 
accusandum  persona -ittvenitur,  ad  eins  accusa- 
tionem  non  iudicetur,  nisi  ubi  pro  capite  regiae 
maiestatis  causa  versatur^';  s.  ferner  das  olt. 
exempl.  v.  Toledo  VI.  S.  838  n.  5.  Wegen  der 
Anklage  durch  den  Konig,  s.  unten  S  260.  —  In 
Anhalt  an  die  älteren  Kanones  (S.  768  n.  6)  be- 
stimmt Braga  II  572  c.  8:  „Placnit,  ut  sl  quis 
aliquem  clerlcorum  in  accusatione  fomicatlonis 
impetit,  secundum  praeeeptl  apostoli  Pauli  duo 
vel  tria  testimonia  requlrentur  ab  lllo.  Quod 
sl  non  potuerit  datls  testimonlls  approbare  quae 
dlxit,  excommunicationem  aceusati  accusator 
excipiat''.  Dass  man  auch  im  Frankenreiche 
diese  Kanones  angewendet  hat,  zeigt  Gregor 
Turon.  V.  49  über  die  gegen  ihn  seitens  des  Kö- 
nigs Ohilperich  und  des  Bischofs  Berthram  von 
Bordeaux  erhobene  Anklage,  diesen  letzteren 
und  die  Königin  Fredegunde  verleumderisch  des 
Ehebruchs  bezichtigt  zu  haben.  Nachdem  er  diese 
auf  der  Synode  zu  Bemi  zw.  577  u.  681  (Hef  el  e 
3,  34)  widerlegt  hatte,  erklären  die  Bischöfe  dem 
König:  „0  rex,  quid  nunc  ad  te,  nisi  ut  cum  Ber- 
thramno  accusatore  fratris  communione  priveris. 
Et  ille,  non,  inquit,  ego  uisi  faudita  narravi. 
Quaerentibus  Ulis,  quis  hoc  dixerit,  respondlt, 
se  haec  a  Leudaste  audisse.  Ille  autem  secun- 
dum inflrmitatem  vel  consilii  vel  propositionis 
suae  iam  fugam  inhierat.  Tunc  placuit,  Omni- 
bus sacerdotibus,  ut  sator  soandali,  infltiator  re- 
ginae,  accusator  episcopi,  ab  omnibus  arceretur 
eoclesiis,  eo  quod  se  ab  audientla  subtraxisset^. 
2.  Der  Verurth eilung  auf  öffentliches  Geständ- 
nlss  wird  erwähnt  Gregor  Toron.  VIU.  20,  s. 
0.  S.  838  n.  4.  Femer  hat  die  X.  Synode  v,  To- 


ledo 666  den  Erzbischof  Potamius  v.  Braga  auf 
seine  schriftliche  Selbstanklage  zu  beständiger 
Busse  verurtheilt.  Man  si  19,  40. 

3.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  von  Amts- 
wegen ergiebt  Gregor  Turon.  IV,  26,  s.  S.  838  n.  2 
und  auch  Marseille  633  n.  2,  H  e  f  e  1  e  2, 752 :  ^Gum 
ad  dvitatem  Massiliensem  propter  requirenda  et 
discutienda  ea  quae  de  .  .  Contumelioso  episcopo 
fuerunt  dlvulgata,  sacerdotes  domini  con  venissent, 
residentibus  ss.  episcopis,  cum  grandl  diligentia 
discussis  Omnibus  secundum  quod  gesta  quae 
nobis  praesentibus  facta  sunt,  continent  multa 
tnrpia  et  inhonesta  .  • .  Contumeliosus,  convic- 
tns  ore  proprio,  se  confessus  est  perpetrasse ;  its 
ut  non  solum  revincere  testes  non  potuerit,  sed 
etiam  publice  ...  in  terram  se  proiiciens  elama- 
verit,  se  graviter  in  deum  et  in  ordlne  pontiflcaU 
peccasse". 

1  Gegen  die  namentlich  von  Hildenbrand, 
d.  purgatio  canonica  u.  vulgaris.  München  1841. 
S.  42  ff.  vertretene  Meinung,  dass  der  kirohliche 
Reinigungseid  sich  in  der  Kirche  selbstständig 
ausgebildet  habe,  so  auch  A.  Molitor,  kanon. 
Gerichtsverfahren  S.  öOff.;  Strippelmann, 
die  nothwendigen  Eide.  Cassel  1857.  8.  202; 
Richter-Dove-Kahl,  K.  R.  S.Aufl.  $.226 
n.  9  vgl.  Lönlng  2,  503. 

2  Vgl.  hierzu  Löning  2,  501. 
8  Löning  2,  497 ff. 

♦  So  von  Gregor  v.  Tours ,  allerdings  nur  iu 
der  Theorie,  vgl.  bist.  Turon.  V.  49.  Hier  er- 
zählt er  mit  Bezug  auf  die  gegen  ihn  erhobene 
Anklage  (S.  839  n.  6),  dass  auf  die  Production 
von  Hörigen  und  Sklaven :  „tunc  cunctis  dicenti- 
bus :  Non  potest  persona  inferior  super  sacerdotem 
credi,  resistit  ad  hoc  causa,  ut  dictis  missis  in 
tribns  altaribus,  me  de  hls  verbis  exuerem 
sacramento.  Et  licet  canonibus  essent 
contraria,  pro  causa  tarnen  regls  iulpleta  sunt^ 
Ferner  1.  c.  \^II.  40  (in  Betreff  eines  gewissen 
Pelagius,  eines  Laien,  welcher  Leute  der  Kirche 
überfallen  und  beraubt  hatte) :  „eum  a  commu- 
nione suspendi . . .  At  ille  electis  XII  viris,  ut  hoc 
scelus  periuraret,  advenit.    Sed  cum  ego  nullum 
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dadurch  die  einmal  in  Flass  gekommene  Entwicklung  aufgehalten  worden  wäre^ 
Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Kirche  die  eidliche  Bekräftigung  des  Eides  durch 
eine  bestimmte  Zahl  von  Eidhelfem  fallen  ^  liess,  gewährte  sie  dem  Angeklagten,  ab- 
weichend von  dem  weltlichen  Prozess,  kein  Recht,  der  Anklage  durch  seinen  Eid  als 
Hauptbeweismittel  zu  entgehen,  verlangte  vielmehr  von  ihm  die  Ableistung  eines 
solchen  Eides  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  durch  andere  Beweismittel  der  ihm 
zur  Last  gelegten  Strafthat  nicht  Überführt  war,  und  es  weiter  erforderlich  schien, 
den  gegen  ihn  entstandenen  Verdacht  mit  Rücksicht  auf  seine  Stellung  als  Geistlichen 
zu  widerlegen  3. 

Es  ist  behauptet  worden,  dass  dieser  Zeit  die  nachmaligen  censurae  oder  poenae 
latae  senUntiae  nicht  unbekannt  gewesen  sind^.  Für  die  fränkische  Kirche  erscheint 
dies  nicht  richtig,  vielmehr  finden  sich  hier  nur  vereinzelt  Disciplinarstrafen  in  einer 
Weise  angedroht,  welche  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  den  Strafmitteln  der  ge- 
dachten Art  zeigte  und  diesen  letzteren  den  Boden  geebnet  hat  Dagegen  ist  soviel 
zuzugeben,  dass  sich  die  erste  Spur  derselben  in  der  westgothischen  Kirche,  aber 
auch  hier  nicht  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  nachweisen  lässt^^. 


velllm  saerameiitniii  susolpere,  conpnlBus  ab  eo 
vel  a  dvlbus  nostris,  amotis  reliqnU,  ipsius  tan- 
tttin  iuramentum  suBeepi  iussique  eum  lecipi  in 
communione".  Auch  Bonifaüus  hat  sp&ter  wieder 
Zweifel  an  der  ZnllMlgkelt  des  Eides  erhoben, 
wie  die  die  letztere  billigende  Antvrort  Gregors  II. 
V.  T26,  Jafftf  monnm.  Mognnt.  p.  89  n.  c.  5 
G.  II.  qu.  6,  zeigt. 

i  Das  ergiebt  aohon  das  Verhalten  Gregors  v. 
Tours,  s.  vor.  Anm.  Sie  vollsieht  sich  seit  der 
der  Mitte  des  6.  Jahrh.  nicht  nur  im  Franken- 
reich (vgl.  noch  Gregor.  Tnr.  V.  6 :  „Lngdnno  di- 
rigitnr  et  ibi  Siagrlo  episcopo  —  v.  Antun  —  coram 
astante  vel  aliis  sacerdotibus  mnltis  cum  saeoula- 
rinm  prinoipibus,  se  sacramento  exnit  —  Diakon 
Peter  —  nnmqnam  se  in  morte  Silvestri  mixtum 
faisse),  sondern  auch  in  Italien,  vgl.  die  Gregor  I. 
angehörigen  c.  6—9  C.  II.  qu.  ö,  sowW  Gregor  I. 
ep.  VII.  18,  ed.  Ben.  2,  864  (J.  II.  n.  1464). 

<  S.  die  in  der  vor.  Anm.  citirten  Stellen. 

8  Es  firagt  sich ,  ob  die  Leistung  des  Reinigungs- 
eides Mos  ein  Recht  des  Angeschuldigten  war 
(darauf  lisst  die  Wortfassung  bei  Ldning  2, 
d04  schliessen),  oder  ob  es  sich  dabei  nicht  um 
ein  solches,  sondern  vielmehr  wesentlich  um  eine 
Pflicht  handelte.  Dass  das  letztere  der  Fall  war, 
ergiebt  Gregor  1.  ep.  VII.  18  cit  (betreffend  einen 
Diakon) :  „Quia  igitur  aliqua  nobis  de  te  fuerant 
nuntiata,  quae  oflleii  tni  propositum  non  leviter 
macularent . .  et  quia  nil  quod  tibi  noceret  inve- 
nimus,  ne  qua  de  his  qnae  dicta  fuerant  suspicio 
remaneret,  ad  plenisslmam  te  satlsfactionem  quod 
ab  eis  insons  extiteris,  ad  . .  .  corpus  b.  Petri .  . 
districta  f  e  c  i  m  n  s  sacramenta  praebere.  Et  ideo 
postquam  nobis,  ut  oportuit,  sattsfactum  est,  di- 
lectionem  tuam  praevidimns  modis  omnibus  ab- 
solvendam",  vgl.  femer  c.  6  G.  II.  qu.  6  dt  und 
die  Erzählung  Gregors  v.  Tours  V.  49. 

^  So  von  Kober,  Suspension  der  Kirchen- 
diener S.  47  in  Uebereinstimmung  mit  seiner 
Tendenz,  s.o.  S.  761. 773,  das  Vorkommen  dieser 
Art  von  Strafen  sowohl  gegen  Geistliche,  wie  auch 
gegen  Laien  in  eine  möglichst  firühe  Zeit  hin  auf- 
zurücken.   Das  von  ihm  angezogene  Orleans  V 


648  c.  5  (betreffend  die  Weihe  von  Klerikern 
durch  fremde  Bischöfe):  >,ab  honore  et  officio  sus- 
cepto  luxta  azbitrium  sui  pontiflcis  suspendantnr, 
episcopus  vero  qul  ordlnaverit,  VI  mensibus 
missas  tantum  facere  non  praesumat",  spricht 
sicherlich  nicht  den  Eintritt  der  Suspension  ipso 
iure  aus,  und  das  umsowenlger,  als  es  fflr  die 
Dauer  derselben  erst  die  Bestimmung  des  Bischofs 
fordert.  Ja,  seine  Anordnung  muss  sogar  nach 
der  von  Kober  S.  49  selbst  gegebenen  Interpre- 
tationsregel auf  eine  suspensioferendae  sententiae 
bezogen  werden.    Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

*  Hierher  gehört  die  Strafandrohung  für  den 
Bischof  in  Betreff  des  Messelesens  in  c  5  cit.  und 
eine  ebenfalls  daraufgehende  gleiche  in  o.  6  ibid. 
u.  Orleans  III  538  c.  15 ;  femer  Agde  e.  65  (c.  2 
Dist  XXXIV)  oder  vielmehr  Epson  517  c.  4  (für 
das  Halten  von  Jagdhunden) :  ^episcopus  tribns 
mensibus  se  a  communione  suspendat,  presbytcr 
duobus  mensibus  se  abstineat,  diaconus  nno  ab 
omni  officio  vel  communione  cessabit.^'  Diese 
Kanbnen  schreiben  freilich  vor,  dass  der  Geist- 
liche, welcher  gegen  die  betreffenden  Vorschriften 
verstÖsst,  sich  des  Messelesens  oder  auch  der 
Ausübung  seiner  kirchlichen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaftsrechte enthalten  soll,  aber  sie  ver- 
langen dies  von  ihm  als  freiwillige  That  und  er- 
kliren  ihn  nicht  ohne  weiteres  mit  der  Begehung 
der  betrefl<enden  Handlung  für  unfähig  dazu. 
Wenn  er  trotzdem  weiter  amtirte,  so  bedurfte  es 
also  erst  immer  noch  der  Verhängung  einer  Strafe, 
und  diese  wurde  dann  vielleicht,  weil  er  sich 
eines  weiteren  Discipllnarvergehens  schuldig  ge- 
macht hatte,  als  eine  h&rtere  arbitr&r  verhängt. 
Dass  von  derartigen  Androhungen  allerdings  nur 
noch  ein  Schritt  zur  poena  oder  censura  1.  s.  übrig 
blieb,  und  dieser  gethanwar,  wenn  man  die  Sus- 
pension nicht  mehr  auf  den  Willen  stellte,  son- 
dern sich  diese  von  selbst  realisiren  Hess,  liegt 
auf  der  Hand. 

«  Nämlich  in  Toledo  Xin  683  c.  11.  Hier  wird 
der  Bischof,  welcher  einen  fremden  vagirenden 
Priester  oder  Geistlichen  oder  einen  Mönch  bei 
sich  aufnimmt  und  ihn  nicht  zu  seinem  Oberen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  258. 


II.  Die  Handhabung  der  kirchlichen  Strafgewalt  gegen  Laien. 
Da  die  hierarchieehe  Stellung  der  Bischdfe  in  der  hier  fraglichen  Zeit  keine  Aende- 
rang  erlitten  hat,  so  ist  ihnen  selbatverstandlich  aaoh  die  Btrafeewalt  ftber  die  Laien 
hinBichtlich  der  kirchlichen  Vergehen  derselben,  und  zvar  in  dem  früheren  perao- 
nellen  Umfang  verblieben  S  ja  die  friUikischen  BischiOfe  haben  ihre  Stra^ewalt  auch 
wiederholt  gegen  die  merovingiachen  Könige  dnroh  VerbAngong  der  Exkonunnnika- 
tion  snr  Geltnng  gebracht'. 

Ebensowenig  ist  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  Biaeho&  Ar  den  eiaaelnenFall^ 
eine  Aenderung  erfolgt,  und  betreffs  derVoraussetsungen  des  bischöflichen  £inschreitetts^ 


zarückbefSrdem  lässt,  d&hin bedroht:  „tanto tem- 
pere ezcomiiraiiloafcniiietreiiiotam  se  ssuisollleils 
noTerit  esse,  quaiito  eum  qui  fngit,  sab  sas  po- 
test&te  oontigerit  remonsse^  Bei  dieser  Fassung 
kann  ein  Zweifel  darüber  nicht  besteben,  dasa 
die  Exkommunikation  mit  der  widerrechtlichen 
Aufnahme  eintreten  sollte,  da  sie  bestimmt  war, 
einen  Zwang  zur  Restitution  des  yagiienden  Kle- 
rikers oder  Mönches  auszuüben. 

1  S.  757;  Clermon«  63Ö  e.  14;  Orleans  Y  649 
ß.  2 ;  Paris  lU  667  c.  1 ;  Tonis  U  567  c.  26  {  Gregor. 
Tiuon.  X.  3 :  ^Haee  cum  Gautiaus  episoopus  Ar- 
Temae  nrbis  oonperisset,  eom  (comitem  £ula- 
linm)  a  oommnnione  submovet^,  Tgl.  auch  die 
folg.  Anm. 

Aus  der  a.  g.  syn.  Inc.  lod  y.  614  c.  13 :  „J>e 
exoommunioatls  placnit,  si  quis  pro  crimine  sno 
ab  episcopo  vel  preabytero  fuit  oommnnione  pri- 
Yatus,  episcopus  vel  presbyter  et  facinus  ex- 
Gommunicati  et  piiTationem  communlonis  vioinis 
dvitatibus  vel  paroedia  studeant  indicare :  quod 
ai  quis  ad  eins  postquam  notitiam  yenerit,  usque 
audientiam  cum  Ipso  oommunicare  praesumpsit, 
biennio  oommnnione  ab  eeolesia  sequestretur", 
lässt  sich  nicht  schliessen,  dass  etwa  jetzt  auch 
die  Priester  das  Becht  zur  Exkommunikation, 
also  eine  Art  Strafgewalt,  erlangt  hätten.  Das 
würde  allen  sonstigen  Nachrichten  und  den 
Grundsätzen  der  damaligen  kirchlichen  Ver- 
fasanng  widersprechen,  die  Stelle  lasst  sich  daher 
nur  auf  einen  vom  Bischof  besonders  beauftragten 
Priester  beziehen,  so  auch  Löning  1,  466  n.  3. 

Ob  die  Vorschrift,  dass  der  Bischof  bei  der 
Ausübung  seiner  Stra^walt  die  Priester  und 
Diakonen  zu  Bathe  ziehen  soll,  S.  757,  in  prak- 
tischer Uebung  geblieben  ist,  steht  dahin.  Bei 
dem  Schweigen  der  Quellen,  namentlioh  auch 
Gregors  v.  Tours,  über  eine  solche  Betheiligung 
ist  sie  jedenfalls  nicht  wahrscheinlich. 

Als  zweite  Instanz  wird  in  Rheims  624 
o.  625  c.  6  (Clichy  626  c.  6):  „et  si  exoommoni- 
catus  existimat  se  iniustum  damnatum,  in  pro- 
xima  synodo  habeat  licentiam  reolamandi"  die 
Synode,  d.  h.  die  Pzovinzial-  oder^Natlonalsynode 
bezeichnet. 

2  Gregor.  Turon.  IV.  16:  „Pro  qua  causa  a  s. 
Germano  episcopo  excommunicatus''  König  Gha- 
ribert,  561 — 567,  welcher  ausser  seinen  übrigen 
Frauen  noch  die  Nonne  Marcovefa  zur  Ehe  ge- 
nommen hatte;  Gregor,  vitae  patrum  XVII.  2: 
„Sed  et  Ghlotarium  (I.  511—561)  regem  pro  in- 
iustis  operibus  saepius  exoommunicavit  (Bischof 
Nioeüus  y.  Trier)  exLliumque  minitantinumquam 


territus  est".  Vgl.  auch  Loning  2,  33.  Wegen 
des  Westgotheoreioks  a.  Toledo  XIII  c.  2,  welches 
willkürliche  Entsetzung  der  Palatino  und  Bischdfe 
seitens  des  KSnigs  für  diesen  mit  dem  Anathema 
bedroht. 

3  Dass  der  Bischof  des  Domizils  die  Zustöndig- 
keit  zur  Yerh&ngung  der  Strafen  und  zur  Abso- 
lution ven  denselben  besitzt,  S.  758,  ei«iebt 
Gregor.  Turon.  Y.  32:  „sed  et  ad  episcopnm 
loci  illius  remlssi^  (Vornehme,  welche  in  der 
Kirche  von  Paris  mit  einander  gekämpft  hatten), 
„ut,  si  de  hoc  fadnns  culpablles  non  invenie- 
bantur,  convenienter  sodrantnr  communioni^; 
femer  Paris  III  557  c  1 :  „Quod  si  is  qui  res  dei 
oompetit  (Kirchengut  zu  Unrecht  in  Besitz  ge- 
nommen hat)  in  aliis  quam  ubi  res  agitur  maxlme 
seiet  territoriis  commorari,  sacerdotem  loci  ipsiua 
ubi  habitat,  episcopus  de  huiusmodi  pravitate 
contemptus  de  neglecta  persona  literis  mox  red- 
dat instructum.  Tuno  antistes  ipsius  fratria  anxie- 
täte  comperta  aut  pervasorem  admonitione  oorrigat 
aut  canonica  districtione  condemuet^.  Damit  hat 
aber  sicherlich  das  Recht  des  Bischofis  des  Orts 
der  begangenenThat  nicht  geleugnet  werden  sollen, 
vielmehr  will  die  YorschrLTt  des  Konzils  nur  soviel 
wie  möglich  die  Bestraf  ung  des  Schuldigen  sichern , 
und  ordnet  deshalb  die  Bequisitlon  des  Bischofs 
des  Wohnorts  seitens  des  Bischofs  der  beein- 
trächtigten Kirche  an.  Auch  die  mehrfache  Ex- 
kommunikation König  Chlotars  I.  durch  Nicetias 
y.  Trier,  in  dessen  Diöcese  der  erstere  mindestens 
nicht  wahrend  der  gedachten  Zeiten  sein  Domizil 
gehabt  haben  kann,  erklärt  sich  nur  ans  dem  ge- 
dachten Kompetenzgrunde. 

4  Auch  für  diese  Zeit  ist  das  Yorkommen  von 
censuraeoder  poenae  latae  sententiae  nicht  nach- 
weisbar. K  0 b  er ,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  56. 59 
findet  sie  allerdings  in  der  Androhung  des  Ana- 
thems  durch  Toledo  lY  c  75,  S.  800  n.  6  für  den- 
jenigen :  „quieumque  igitnr  a  nobis  (al.  amodo)  vel 
totlus  Hispanae  populis  qualibet  conluratlone  Tel 
studio  sacramendum  fldel  suae,  quod  pro  patriae 
gentisque  Gothomm  statu  vel  conservatione  regiae 
salutis  pollicitus  est,  temeraverit  aut  regem  nece 
attrectaverit  aut  potestate  exuerit  aut  praeaump- 
tione  tyrannica  regni  fastigium  usurpaverif^,  in- 
dem nach  seiner  Meinung  die  Yäter  der  Synode 
sehr  deutlich  von  der  exoommunicaüo  Ls.  reden, 
wenn  sie  gegen  „diejenigen,  welche  inZukunft 
gegen  König  und  Reich  conspiriren  würden,  die 
Exkommunikation  in  ihrer  strengsten  Form  y-ex- 
h&ngen  und  zwar  nicht  blos  für  den  Fall,  dass  das 
Yerbrechen  offenkundig  oder  erwiesen  sei^,  yiel- 
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and  der  Einleitong  des  Verfahrens^  eine  solche  nur  insofern  eingetreten,  ab  aneh 
von  amtswegen  bei  erlangter  Kenntniss  der  Strafihat  seitens  der  Bisehöfe  eingesehrit- 
ten ^  und  von  dem  Beinignngseid  bei  Besohnldignngen  gegen  Laien  Gebranoh  gemaoht 
worden  ist  3. 

§.  259.     f.  Die  Stellung  des  Staates  gegenüber  der  kirehUchen  Straf-  und  DtscipHnar- 

Strafgewalt, 

I.  Die  Strafgewalt  der  Kirche  in  kirchlichen  Straf-  und  Discipli- 
narstrafsachen.  Das  Becht  der  Kirche  anf  Ausübung  ihrer  Strafgewalt  in  rein 
kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  der  Laien  und  Geistlichen,  welche  im 
Bömischen  Beich  anerkannt  war-*,  ist  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegründeten 
Germanenreichen,  dem  Franken-  und  demWestgothenreich  nicht  angetastet  worden  ^ 


mehr  .^sollen  sie,  auch  wenn  es  geheim  gebUe1>en, 
vor  Gott  und  den  Heiligen  als  Ansgestosseue  gel- 
ten^. In  der  Stelle  steht  toa  der  Unterscheidang 
zwischen  offenkundigen,  erwiesenen  und  gehei- 
men Verbrechen  nichts,  und  es  ist  weiter  über- 
sehen, sowohl,  dsssdieVarflnohnngaa  sieh  keine 
Strafe  Ist,  welche  der  kirchliche  und  menschliche 
Richter  realisiren  kann,  als  auch,  dass  das  nach- 
her folgende:  „ab  ecclesla  cathollca  efllciatur 
extraneus",  geiade  esst  die  YerhSngang  der  Strafe 
ausdrückt. 

Was  das  Frankenreich  betrifft,  so  spricht  der 
Umstand  dagegen,  dass  nach  Gregor.  Toron.  X.  8 
der  Bischof  T.  Clermont,  welcher  einen  des  Mutter- 
mordes beschuldigten  Jungen  Mann  Bulaüus  ex- 
kommuniclrt  ha4|e,  denselben  auf  dessen  Klage, 
^e  Inauditum  s  communione  remotum'',  wieder 
zur  Kommunion  zulasst,  also  den  Grundsatz  des 
vorg&ngigen  Gehörs  anerkennt. 

Ebensowenig  erweist  sieh  die  S.  762  zurück- 
gewiesene Theorie  von  der  sog.  monitio  oder  ad- 
monitlo  canonica  für  diese  Zelt  nach  den  Quellen 
als  haltbar.  Nur  für  eituelne  Falle  ist  eine 
Mahnung  als  Voraussetzung  der  Yerhängnng  der 
Strafe  der  Exkommunikation  Torgeschzleben,  so 
Clermont  I  535  e.  14  (für  denjenigen,  welcher 
die  Kirche  um  die  ihr  schriftlich  zugesicherten 
Geschenke  bxingt  ,,et  non  statim  a  sacerdote  com- 
mooitus  deo  collata  reddiderit^),  (Means  lY  541 
c.  25  (Yorenthaltong  entfremdeten  Kirchenguts : 
„prlmum  admoneatur  quae  abstullt,  civillter  re- 
formare'O,  Paris  III  e.  1  (ebenso;  S.  842  n.  3), 
Tours  II  567  c.24  (ebenso),  femer  Tours  II  c.26 
(für  Richter  und  weltliche  Grosse,  welche  auf 
Ermahnung  des  Bischofs  nicht  von  der  Bedrückung 
der  Armen  ablassen),  Rheims  624  o.  625  c.  17 
(für  diejenigen,  welche  Freie  In  Knechtschaft  zu 
bringen  sucüben  und  von  doi  Beeinträchtigungen 
derselben  nicht  abstehen).  Diese  Vorschriften 
erklären  sich  darans,  dass  man  hier  offenbar  zu- 
nächst ohne  Strafe  mehr  zu  erreichen  dachte,  und 
dsss  es  sich  In  solchen  Fallen  um  wirkliche 
Rechtsansprüche  handeln  konnte.  In  Orleans 
IV  c.  15  und  Rheims  c.  14  steht  der  Rück- 
fall in  das  Heidenthum  In  Frage,  und  hier  soll 
durch  die  Mahnung  und  d|e  Nichtbefolgung  der- 
selben die  Hartnäckigkeit  der  Apostasie  fest- 
gestellt werden.    (In  Rheims  e.  2,  nach  welchem 


Geistliche,  welche  sich  eidlich  oder  schriftlich 
zur  Auflehnung  gegen  den  Bischof  verbunden 
oder  ihm  nachgestellt  haben,  auf  veigebHehe  Er- 
mahnung abgesetzt  werden  sollen,  waltet  offen- 
bar der  erstgedachte  Gesichtspunkt  ob.) 

1  Vgl.  darüber  S.  759. 

2  Gregor  VIII.  40  („Quod  factum,  S.840  n.  4, 
cum  eomperissem,  eum  a  communione  snspendi") ; 
Ibid.  X.  8  (S.  842  n.  4),  wo  die  Exkommunika- 
tion auf  den  „lumor  populi^  eifolgt,  aber  nur 
deshalb  sofort  wieder  aufgehoben  ist,  weil  sich 
weitere  Beweise  für  die  Strafthat  nicht  beibringen 
Hessen. 

3  Gregor  VIIL  40,  S.  840  u.  4.  Wenn  in  dem 
Fall  bei  Gregor.  Tur.  X.  8  ( Anm.  4  ▼.  S.  843)  der  die 
Exkommunikation  aufhebende  Bischof,  als  der 
Sehuldige  die  Kommunien  empfangen  soll,  er- 
klärt :  ^^Ego  vero,  utrum  perpetraveris  hoc  soelus 
an  non  ignoio ;  idciros  In  dei  boc  et  b.  martiris 
Julian!  statno  indlcium.  Tu  Tero,  si  idoneus  es, 
ut  adseris,  aoeede  proprius  et  sume  tibi  eudia- 
ristlae  partlonlam  atque  inpono  ore  tuo.  Erlt 
enlm  deus  respector  consdentiae  tuae.  At  ille, 
acoepta  eucharistia,  communlcaas  abscessit^,  so 
handelte  es  sich  hier  nicht  etwa  um  einen  Ueber- 
führungsbewels  durch  die  Abendmshlsprobe, 
sondern  blos  um  eine  Veisehärfung  des  Gewissens 
des  Beschuldigten,  bei  welcher  der  Bischof  aller- 
dings nach  der  Anschaunng  der  damaligen  Zeit 
veraussetzt,  dass  bei  obwaltender  Schuld  Gott 
die  Profanation  derSueharistle  yerhindem  werde. 

*  S.  788. 
V  »  Lönlng  2,  36.'  AusdrückUche  und  prln- 
dpielle  Anerkenntnisse  finden  sich  nicht.    Aus 
der  Stellung,  welche  der  katholischen  Kirche  in 
den  gedachten  Staaten  belassen  wurde«  Bd.  III. 
S.  693  ff.  697.  700,  folgt  es  aber  von  selbst.   Da- 
gegen sah  sich  die  ^r<Ae  auch  hier,  wie  im  romi- 
schen Reich,   TeranlÜst,    mit  Verboten  gegen 
die  Geistlichen  einzuschreiten,  welche  sich  'der 
oft  wlUkürilch  genug  geübten   Strafgewalt  der 
Bischöfe  (S.  887  n.5)  zu  entziehen  suchten.    So  j 
bedroht  Agde  506  c.  8  den  „derleus  qui  rellcto  / 
blflciö  suo  propter  dlstrictlonem  ad  saeculaiem/ 
fortasse  oonfugezit'^,  und  denjenigen,   welcher' 
ihm  darin  Schutz  angedeihen  lässt,  mit  der  Ex-  , 
kommunlkation;  ferner  gestattet  Pails  614  €,  3 
(al.  5) :  „üt  si  quls  dexicus  quoUbet  honore  mu- 
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Dagegen  findet  neh  keine  Spur  dayon,  daai  nun  im  merovingiflchen  Reich  eine  all- 
gemdne  Pfiicht  der  velttiehen  Crewalt  cor  Dnrehfthnrag  der  kirehUchen  Straf-  und 
DiaeiplinanlKafnrtheile  anerkannt  hat',  wihrend  Air  dasWeitgofhenreich  mindestens 
in  der  spiteren  Zeit  eine  solche  bestanden  haben  mnss  '. 

IL  Kirchliche  Strafyergehen.  Was  dagegen  das  materielle  Beeht  be- 
trifft, so  hat  die  veitliche  Oe valt 

1.  im  Frankenreich  den  Ansduumngen  der  Kirche  nicht  in  dem  vdten  Um- 
fange, wie  dies  im  römischen  Reich  der  Fall  gewesen  ^  Rechnmig  getragen. 

Weder  die  Ketzerei  noch  das  Bekenntniss  des  Heidenthams  sind  durch 
die  meroTingische  Gesetzgebung  fftr  weltliche  Verbrechen  erkllrt  worden.  In  das  west- 
goüiische  Brerier,  welches  die  die  kirchlichen  Verhiltnisse  betreflfenden  römischen 
Kaisergesetse  den  Germanen  flbermittelt  hat,  konnten  die  die  Arianer  berflhrenden 
Vorschriften  nicht  aufgenommen  werden,  und  so  hat  nor  eins  der  rOnnschen  Kaiser- 
gesetze ^,  welches  rieh  gegen  einzelne  bestimmte,  wesenflich  nur  noch  im  Orient 
Yorhandene  Ketzereien  richtet  ^  in  demselben  Platz  gefunden.  Nach  der  Bekehrung 
Chlodwigs  zum  Katholiziamus  wurde  der  üebertritt  der  arianischen  Germanen  nicht 
erzwungen,  nur  hat  man  den  Arianem,  indem  man  ihnen  zi^eich  ihre  Kirchen  weg- 
nahm^, die  öffentliche  Religionsabung  entzogm,  und  es  ist  staaäicherseitB  auch  die 


nitni,  contemto  epiMopo  nio  ad  prineipem  ▼et 
ad  potentfoTM  hondnet  Tel  nbi  et  nbi  ambnlaie 
Tel  sibi  patnmcM  elegerit,  noD  redpiatar  praeter 
ut  Teniam  debeat  piomereri.  Qüod  ai  fecerit  (et) 
is  qni  ipsam  po<t  admonitionem  pontiflris  aui 
retineie  praesampaerit,  noverfnt  ae  utramqve 
pfiomm  canonvm  aententia  eaae  damnandoe", 
den  Geiatliebea  nur,  behufs  EriangaDg  einer  Be- 
gnadigung wegen  weltUeher  Yeibrechen  aich  on- 
geatnil  an  den  König  zu  wenden  (gegen  die 
Anaieht,  Hefele  3,  68,  dasa  die  Verwendung 
dea  Königs  oder  eines  Grossen  beim  Bischof  um 
Begnadigong  Ton  Idrehlieher  Bestrafong  tu  er- 
wirken gemeint  sei,  mit  Recht  Ldning  2,  493 
n.  1).  Diese  Yorschfift  hat  Chlotar  ü.  in  dem 
Edikt  T.  614  c.  3  (Boretins  1,  21):  ,Si  qnis 
dereens,  qnoUbet  honore  monitns,  in  contimtu 
episcopo  sno  Tel  praeteimisso,  ad  piineipem  ant 
ad  potentioils  qnasque  personaa  ambnlareTel  sibi 
patroclnia  elegerit  expetendam,  non  reeipiator, 
praeter  si  pro  Teniam  Tedetnr  expetere.  Et  si  pro 
qnalibet  cansa  ad  prlndpem  expetieilt  et  com 
ipsins  prindpis  epistola  ad  episcopo  suo  faerit 
reTeisns,  excnsatna  redpiatnr.  His  qni  ipsnm 
post  admonitionem  pontefld  sno  retenere  prae- 
sompserit,  a  aaneta  communlone  prlTetni",  zu 
einem  weltliehen  Geseti  erhoben,  allerdings  mit 
der  Beschränkung,  dass  derjenige  Gdstliche, 
welcher  einen  sehriftlichen  (Gnaden-)  Erlass  Tom 
König  erhalten  habe,  nicht  deswegen,  weil  er 
sich  ohne  Genehmigung  des  Bischoft  an  den 
enteren  gewandt  habe,  (kirchlich)  bestraft  wer- 
den dürfe.  Denselben  Zweck,  wie  die  eben  ge- 
dachten Kanones,  Terfblgen,  wenngleich  nioht 
ausschliesslich,  auch  diejenigen  SynodalTor- 
sdirifken,  welche  den  Geistlichen  und  Mönchen 
untersagen,  bei  grossen  weltliehen  Herren  gegen 
ihre  Bischöfe  Schutz  zu  suehen,  Glermont  I  c.  4, 
oder  sich  in  SdratrrerhUtnisse  zu  denselben  zu 


begeben.  Oileana  III  c  11 ;  Macon  I  e.  10;  Chalons 
644  o.  666  c.  15;  Bordeaux  660—673  c.  1. 

Was  das  Westgothenreich  betrilTt,  so  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Synoden,  welche  Vor- 
schriften Aber  die  Straf-  und  DiseiplinargewaH 
der  Bischöfe  enthalten  (S.  797),  überwiegend 
Nationalsynoden  gewesen  sind,  deren  Beschlüsse 
Tom  König  bestätigt  wurden,  Bd.  UL  S.  544. 
546.690. 

1  Dass  man  hier  Über  das  römische  Recht 
hinanagegangen  ist  (S.  790),  dafür  findet  dcb 
kdn  Anhalt.  A.  M.  Zorn ,  Lehrb.  d.  K.  R.  S.  66, 
welcher  nach  der  ganzen  Natur  des  Verhältnisses 
zwisdien  Staat  und  Kirche  dem  Bischof  für  seine 
Sentenzen  das  brachium  saeculare  zur  Verfügung 
stehen  läset 

*  Bei  der  TÖDigen  Verquiekong  Ton  Staat  und 
Kirche,  welche  sich  auch  in  einer  Verwischung 
der  Grenzen  zwischen  wdtlichem  und  kirchlichem 
Strafrecht  zeigt,  s.  unter  II.  2,  ist  etwas  anderes 
gar  nicht  denkbar. 

3  S.  790. 

*  Nämlich  Not.  TheodoeU  II.  ttt.  3  (t.  438) 

SS-  1.  9. 

5  Namentlich  die  der  Manichäer,  Montanisten, 
Photinianer  und  einzelner  unbedeutender  Sekten. 
S.  auch  westgothische  Interpret,  zu  Not.  dt.: 
„Haee  lex  damnat  sectas,  quae  nominatim  hac 
lege  continentnr  insertae*'. 

8  ATiti  Vienn.  episoopi  ep.  7  (6J  I.  de  basOids 
haeretids  non  recipiendis  t.  516  (Monum.  Germ, 
auct.  antiqu.  VI.  2,  39:  „Fateor  ministeriis  Ulis 
(t0.  ibid.  p.  38  i.  e.  patenis  paterisque)  ralnime 
delectari,  quae  in  superloris  Galliae  partibus  (das 
kann  nur  das  Frankenreich  sein,  Löning2,  44 
n.  2)  ad  ecclesias  legis  nostrae  captiTa  Tenemnt: 
quaeque  nil  Toluntarium,  nil  Innocens  prae- 
ferentia,  ri  dolentibas  raplantur,  offerentibas 
prodesse  non  potemnt^.    Ist  hier  auch  nur  tmi 
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Wiedertaufe  von  Katholiken  durch  die  Oeisüichen  ketzerischer  Sekten  verboten 
worden  ^ 

Ebensowenig  wie  die  römische  Ketzergesetzgebung  hat  man  im  Frankenreich 
die  Qesetze  gegen  das  Heidenthum^  zur  Durchfahrung '  gebracht^,  wohl  aber  hat 
man  die  Heiden  insofern  den  Ketzern  gleichgestellt,  als  ihnen  die  freie  und  öffentliche 
Ausübung  des  Heidenthums  nicht  gestattet  wurde  ^.   Staatliche  Verbote  des  Uebertritts 


den  Kirchengeräthschaften  die  Rede,  so  ergiebt 
doch  Orleans  I  c.  10 :  ,^e  haeietlds  oleiiels  qni 
ad  fldem  cathollcam  plana  flde  ac  TOlantate  Tene> 
rint  vel  de  basllicia  quaa  in  pexvenitate  sua 
Gothi  hactenue  habueinnt,  id  censuUnns  obsex- 
varl,  Qt  8l  derlei  fldelltex  convertuntuz  et  fldem 
catbolicam  Integra  confitentnr  Tel  ita  dignam 
Tltam  morum  et  actuum  probitate  cnatodinnt, 
offldom  quo  eoa  episoopns  dignos  esse  censnerit, 
cum  imposltae  manus  benedlctlone  suscipiant,  et 
ecolesias  simili  quo  nostrae  innovari  solent,  pla- 
cuit  ordine  con8ecrari^",  durch  Beine  Vorschrift 
über  die  Weihe  der  Kirchen,  dass  auch  diese  an 
Gunsten  der  Katholiken  eingezogen  sein  müssen. 

Im  Burgunderreich  ist  dagegen  nicht  ein- 
mal eine  derartige  Konfiskation  erfolgt,  nach 
Epaon  517  c.  33  sollte  eine  solche  nur  hinsicht- 
lich der  Kirchen,  welche  die  Arianer  den  Katho- 
liken gewsltsam  weggenommen  hatten,  statthaben, 
Loningl,  570. 

1  Orleans  UI  538  c.  31:  „Iudex  ciTitoüs  vel 
loci,  si  haeretlcum  aut  Bonosiacum  vel  cuinsUbet 
alterios  haeresis  sacerdotem  quamcumque  perso- 
nam  de  catholicls  rebaptizasse  cognoyerit,  quia 
reges  nos  constat  habere  catholicoB,  nonstatim  re- 
baptizantes  adstrlnxerit,  et  ad  regis  fldem  atque 
iustitiam  propterea  distringendos  addnxerit, 
annuali  excommnnicatloni  snbdatur^  setzt  dies 
offenbar  voraus,  so  auch  Loning  2,  46.  61. 

Die  Bekämpfung  der  Ketzerei  oder  des  nahe 
Terwandten  Schismas  galt  demnach  als  eine  kirch- 
liche Angelegenheit,  wesshalb  auch  die  Konzilien 
die  Bischöfe  ermahnen,  für  die  Bekehrung  der 
Ketzer  thätig  zu  sein,  Rheims  624  o.  625  o.  4  n. 
GUchy  626  c.  6.  Vgl.  hierzu  die  weiteren  Aus- 
führungen bei  Loning  2,  46  ff. 

3  Die  lex  Romana  Visigothomm  weist  nur 
Nov.  Tbeodos.  II  v.  438.  Üt.  3.  $.  8,  d.  h.  das 
Verbot  des  Bekennens  des  Heidenthums  bei 
Strafe  der  Vermögenskonflskation  nnd  der  Todes- 
strafe, auf. 

3  Die  westgothische  Interpretation  übergeht 
die  cit.  Stelle  mit  Stillschweigen,  und  sie  ist  in 
den  für  das  fränkische  Reich  angefertigten  Aus- 
zügen der  lex  ebenfalls  unberücksichtigt  geblie- 
ben, lex  Romana  Visigoth.  ed.  Haenel  p.  258 
ff.;  Loning 2,  57. 

^  Heiden  gab  es  im  Frankenreich  noch  bis  in 
das  8.  Jahrb.,  ja  im  6.  nnd  7.  Jahrh.  kann  die 
Zahl,  vor  allem  unter  der  niederen  Bevölkerung, 
nicht  ganz  unbeträchtlich  gewesen  sein,  Loning 
2,  67.  58.  Auch  unter  der  bekehrten  Bevölke- 
rung erhielten  sich  vielfach  heidnische  Anschau- 
ungen und  Sitten,  gegen  welche  die  Konzilien 
ihre  Vorschriften  richten,  Orleans  I  c.  30;  II 
c.  20;  IV  c.  15.  16;  Elusa  551  c.  3;  Tours  II 
c.  22.  Das  praecept.  Chüdeberti  I  511—558, 
Boretius  1,  2:  „Credimus  ...  ad  salutem  po- 


puli  pertenere,  si  populus  cristianns,  relictam 
idolorum  culturam,  deo  cui  integram  promisimus 
fldem,  in  quantum  inapirare  dignatus  fuerit, 
ptixae  deaervlre  debeamus.  £t  quia  necesse  est, 
ut  plebs,  quae  sacerdotis  praeceptum  non  ita  ut 
oportet  custodit,  nostro  etiam  corrigatur  imperio, 
hano  cartam  geneialiter  per  omnia  loca  decrevi- 
mus  emittendam,  praecipientes,  ut  quicumque 
admoniti  de  agro  suo,  ublcumque  fuerint  simu- 
lacra  construeta  vel  idola  daemoni  dedicata  ab 
hominibus  factum,  non  statim  abiecerint  vel 
sacerdotebuahoc  distruentibus  prohlbuerint,  datis 
fldelussoribus  non  aliter  discedant,  niai  in  nostris 
obtutebus  praesententui^',  unterstützt  die  kiroh- 
lichen  Bestrebungen,  unter  den  Christen  die 
Spuren  des  Heidenthums  auszurotten,  mit  welt- 
lichen Maaaaregeln,  so  Loning  2,  59  n.  3,  ent- 
zieht aber  keineswegs,  wie  Hauck,  Kirchen- 
gesch.  Deutschlands  1,  118  n.  3  unter  Ignorixung 
der  Worte:  ,,popultts  christianus^  in  unzutreffen- 
der Polemik  gegen  Loning  annimmt,  den  Hei- 
den die  Religionsfreiheit  überhaupt  Wegen  der 
zweifelhaften  Richtigkeit  der  Angabe  vita  Amandi 
c.  11.  Mabillon  acu  sanct.  O.  S.  B.  saec  II. 
2,  683,  nach  welcher  der  König  Dagobert  in 
einem  einzelnen  Fall  auf  Bitten  eines  Missionars 
den  Befehl  ertheilt  hat,  nöthigenfalls  die  Heiden 
im  Genter  Gau  zwangsweise  zu  taufen,  vgl.  Lo- 
ning 2,  60.  A.M.Dahn,  deutsche Gesehiehte. 
G<»thal888.  2,732. 

6  Das  lässt  sich  allerdings  aus  den  obwalten- 
den Verhaltnissen  entnehmen. 

Dagegen,  dass  Ketzerei  und  Heidenthum 
zwangsweise  unterdrückt  worden  ist,  spricht  auch 
Orleans  V  c  22,  welches  CQuod  si  aut  gentilis 
dominus  fuerit  aut  altedus  sectae  qui  a  conventu 
ecclesiae  probatur  extraneus^  dem  heidnischen 
und  ketzerischen  (arianischen)  Herrn  die  Rück- 
gabe des  in  das  kirchliche  Asyl  geflohenen  Skla- 
ven an  sich  nicht  verweigert,  sondern  nur  ver- 
langt, dass  den  letzteren  die  Stiaflosigkdt  (S. 
0.  S.  385  n.  2)  durch  einen  in  die  Seele  des 
Herrn  zu  schwörenden  Bid  von  katholiachen 
Christen  zugesichert  wird,  ^quia  ipsi  posaunt 
aervare  quod  sacrum  est,  qui  pro  transgressione 
eodesiasticam  metunnt  diadplinam",  d.  h.  weil 
gegen  den  heidnischen  und  ketzerischen  Herrn 
die  wegen  Verletzung  eines  solchen  Eides  seiner- 
seits den  katholischen  Herrn  trefliende  Exkom- 
munikation keine  Bedeutung,  haben  würde  (mias- 
verstanden  ist  die  Stelle  bei  Hauek  S.  120  n.  1). 

Gegen  die  hier  in  Anaehluss  an  Loning  ver- 
tretene Auflassung  behauptet  Zorn,  Lehrb.  d. 
K.  R.  Stuttgart  188a  S.  54,  welchem  Dahn, 
deutsche  Geschichte  2,  732.  733  folgt,  dass 
Glaubenszwang  und  Glaubenseinheit  im  mero- 
vingischen  Reich  ebenso  Staatagrundprincip,  wie 
im  byzantinischen  gewesen  sei.    Es  scheint  mir 
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m  den  keiMriwhen  Sekten  hueen  rieh  dagegen  nieht  naohwräen,  walmeheinlieh 
fehlt  es  an  ihnen  deshalb,  weil  sich  kein  Bedürfiiiss  dazu  gezeigt  hat  K 

Kannte  demnaeh  das  firinkische  Recht  kerne  Olanbensverbreehen  im  rigentliehen 
Sinne,  so  hat  dasselbe  doch  in  zwei  FlUen  die  Verletzung  kir^Mcher  Verbote  aneh 
durch  wehliche  Strafen  an  hindern  gesucht,  also  die  kirchlichen  StraArergehen  auch 
SU  weltUchen  gemacht,  so  die  Schliessung  von  incestuosen  Ehen^  und  die 
Nichtbeachtung  der  Sonntags-  und  Feiertagsheiligung'.  Dagegen  hat  die. 


aber  ein  Teigebliehec  Bemühen,  L  3  n  1  n  9  durck 
die  Ton  ilim  selbst  2,  26  n.  1.  2;  8.  27,  n.  1, 
S.fiOn.3;  S.57gemAehteBMittbeUangeD,  welehe 
nur  ergeben,  das«  die  katholische  Klrehe  die  be- 
glünsügte  nnd  allein  snr  öffentlichen  Beligions- 
ansübong  beieebüste  Kizcbengemeinschaft  war, 
mit  sieh  selbst  in  Widersprach  zu  setzen.  Ton 
einem  strafkechttiehen  Einschreiten  gegen  Ketzer 
schlechthin  unter  Berafnng  aaf  Orleans  III  c  31 
dt.  (S.  846  n.  1)  sn  sprechen,  ist  nngenan,  mnss 
doch  aneh  Dahn  2,  732  seinerseits  zugeben, 
dass  die  Ketzerei  an  sich  damals  kein  weltliches 
Vergehen  gewesen  ist  Darum  handelt  es  sich 
aber  gerade,  denn  so  lange  noch  nicht  Zwang  zur 
Annahme  einer  bestimmten  Beliglon  geQbt  und 
das  Terharren  bei  einer  anderen  mit  weltlicher 
Strafe  bedroht  ist,  kann  man  TonGlaubenszwangim 
Sinne  des  byzantinischen  Staate  nicht  sprechen. 
Was  die  Juden  betrifft,  so  unterlagen  diese 
wohl  einer  Beihe  staatlidier  Beschränkungen, 
welche  schon  im  wesentlichen  auf  dem  römischen 
Recht  beruhten  —  hier  Ist  darftber  nicht  zu  han- 
deln, Tgl.  Lönlng  2,  51  ff.  — ,  aber  die  Aus* 
Sbung  ihrer  Beligien  war  ihnen  gestattet,  und  es 
ist  Tou  einer  aUgemelnen  gesetzlichen  Massregel, 
welche  einen  Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  einge- 
führt hätte,  keine  Bede  gewesen,  nur  f&r  den 
Fall,  dass  Juden  ein  öffentliches  Finanz-Amt 
(als  Zöllner)  zu  erwerben  suchten,  was  ihnen 
nach  rom.  Recht  verboten  war,  lex  Romana  Yisi- 
goth.  Not.  Theodos.  U  eit.  3  $.  2,  sollten  sie 
nach  Chlotars  U  Edikt  t.  614  c  10,  Boretius 
2,  22,  die  seTcrissimam  legem  ex  oanonica  sen- 
tentia  erdulden,  d.  h.  nach  Paris  614  c  16  (16): 
ffVt  nullos  Judaeorum  qualemcumque  milidani 
aut  aetionem  publicam  super  christianos  aut  pe- 
tere  ad  principem  aut  ageie  piaesumat  Quod  si 
temptaTcrit,  ab  episcopo  ciTitatis  illius,  ubi  aeti- 
onem contra  canonnm  statuta  competit,  cum 
omni  iamilia  sua  baptizaadi  gratiam  consequatnr^, 
mit  üirer  ganzen  Familie  zwangsweise  getauft 
werden.  Unter  den  Tielfaehen  Oewaltthätig- 
keiten  gegen  sie  ist  allerdings  von  König  Ghil- 
perich  1561—564)  in  einzelnen  Fällen  auch 
Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  geflbt  worden  (Gregor 
Turon.  VI.  17 :  ^Bex  vero  Chilpericus  multos 
Judaeorum  eo  anno,  d.  h.  682,  baptizare  prae- 
cepit  .  .  .  Priscns  vero  ad  cognoscendam  verita- 
tem  nuUa  penitus  potoit  zatione  deflecti.  Tunc 
Iratus  rex  iusslt,  cum  custodiae  manoipare,  sdl. 
ut  quem  credere  voluntarlae  non  poterat  audire 
et  credere  faceret  vel  inTitum<).  Wohl  aber  hat 
Dagobert  I  628  naoh  Fredegar  Y  c  65,  Migne 
71,  646:  ^raclius  Imperator  * . .  ad  Dagobert 
tum  • .  .  dirigens  petiit,  ut  omnes  Judaeoe  regni 
sui  ad  fldem  catholicam  baptlzandos  praedpeiet, 
quod  protinos  Dagobertns  imi^vit.    Heiaclius 


per  omnes  provineias  imperii  idemque  facere 
decievit"  auf  Anregung  des  Kaisers  HeraUius  ein 
Gesetz  erlsssen,  dass  sich  alle  Juden  taufen 
lassen  sollten,  eine  Nachricht,  welche  thells  in 
der  letzteren  Hinsicht,  theils  flberhaupt,  eo 
neuerdings  nooh  von  Zorn  S.  63,  angezweifelt 
worden  ist,  aber  ohne  hinreichende  ChrQnde,  vgL 
Lönlng  2,  56  n.  3.  Da  sich  aber  später  wieder 
viele  Juden  im  fHbikischen  Reiche  finden,  so  ist 
das  Gesetz  Jedenfalls  nicht  streng  durdigeführt 
und  unpraktisch  geworden,  a.  a.  O.  S.  66.  Dar- 
ftber, dass  seitens  des  Papstes  Gregor  L  diese 
Zwangsmassregeln  nicht  gebilligt  worden  sind, 
vgl.  ep.  I.  47,  ed.  Bened.  2,  541  und  o.  S.  49. 

>  Findet  sich  doch  auch  kein  ausdrückliches 
Verbot  des  Uebertritts  zum  Judenthum,  Ja  gegen- 
über der  in  Konsequenz  desselben  angewehten 
Todesstssfe  und  yermögenskonflskation  für  den 
Versuch  des  Jüdischen  Bigenthumers,  seinen 
christlichen  Sklaven  zum  Judenthum  zu  bekeh- 
ren in  der  lex  Romana  Nov.  Theod.  U  ttt.  3  $.  4 
Interpret.  „Quod  si  fecerf t,  «missis  faeultatibas 
cajpite  puniatur^;  begnügt  sich  Orleans  IV  t. 
641  c.  31  den  Verlust  des  Eigenthums  der 
Sklaven  festzusetzen,  d.  h.  auf  das  weltliehe 
Recht  hinzuweisen,  nach  welchem,  wie  Bheims 
624  u.  625  c  11  und  GUchy  626  c.  13  eigeben, 
der  Sklave  dem  Fiskus  anheimflel. 

i  Ghildeberti  II  decretio  596  c.  2  (Boretius 
1,  15):  ^yUtnullus  incestnosum  sibi  societ  conlu- 
gio,  h.  e.  nee  Cratzls  sui  uxorem  nee  uxoris  snae 
sororem  nee  uxorem  patruo  aut  parentis  oonsan- 
guinei.  Uxorem  pattis,  si  quis  acceperit  mortis 
periculum  incurrat.  De  praeteritls  veio  coniune- 
tionibtts  quae  incestae  esse  videntur,  per  prae- 
dicationem  episooporum,  id  iusslmns  emendare. 
Qul  vero  episcopo  suo  noluerit  audire  et  excom- 
municatns  fueiit,  perenni  oondemnatione  apud 
deum  sustlneat  et  de  palatlo  nostro  sit  omnino 
extraneus  et  omnes  res  suas  parentibus  legiti- 
rals  amittat,  qul  nolult  saeerdotis  sui  medica> 
menta  sustinen^.  Es  wird  also  Todesstrafe  für 
die  Ehe  mit  der  Stiefmutter  angedroht,  für  die 
übrigen  FäUe,  wie  dies  auch  Rhelms  624  c.  8 
und  Clichy  626  c  10  ergeben  (S.  804  n.  8)  nebe» 
der  Exkommunikation  Verwiricung  des  Vermö- 
gens an  die  Erben  und  Ausschluss  von  öffent> 
Hohen  Aemtern.  Wenn  Zorn  S.  54  unter  Be- 
rufeng auf  c.  2  dt  es  als  Grundsatz  hinstellt: 
„Wer  in  den  kirchlichen  Bann  veri^t  und  sich 
nicht  zu  lösen  vermag  (davon  steht  nichts  in  der 
Stelle),  verliert  sein  Vermögen  und  ist  von  allen 
öffentlichen  Aemtezn  ansgeschlosen^  (anschei- 
nend ebenso  Dahn,  a.  a.  0.  S.  733),  so  liegt 
darin  eine  durch  nidits  gerechtfertigte  Verallge- 
meinerung einer  Special-Vorschrift. 

8  Vergl.  Macon  II  c  1,  Edikt  des  König  Gnn- 
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fränkisclie  Oesetzgebang  im  Oegeiisats  sa  der  späteren  römischea  weder  aUailiohe 
Vergehen  blos  mit  kiroUicher  Strafe  belegt  noeh  aaek  Hber  die  niliere  Noniining 
und  Bestrafting  der  Diseiplinarvei^ehen  der  Kleriker  Beetimmangen  getroffim^  und 
vollends  ist  davon,  dass  kirekliehe  Strafen  als  solehe  anek  staatUehe  und  bflrgerliohe 
Folgen  naeh  sieh  gezogen  hätten,  keine  Rede  gewesen^. 

2.  Das  Westgothenreioh.  Während  im Frankenreieh  die  mehtkatholisohen 
Christen  und  die  Heiden  wenigstens  ihrer  Religion,  sofern  sie  dieselbe  nicht  offen  aus- 
üben wollten,  treu  bleiben  konnten,  nnd  der  Staat  allein  einzelne  Vorschriften  der 
Kirche  durch  den  weltlichen  Arm  zur  Dnrchftthmng  brachte,  bietet  das  Westgothen- 
reich  in  Oemässheit  der  Entwicklung,  welche  hier  das  Verhältniss  der  Kirche  nnd 
der  hohen  Oeistlichkeit  znm  Staat  nnd  zum  Königthnm  genommen  hat^,  anch  in  der 
fraglichen  Hinsicht  das  Bild  einer  völligen  Verqnickung  von  Staat  und  Kirche  dar, 
welche  noch  weiter  als  im  späteren  römischen  Reich  geht. 

Zunächst  sind  Ketzerei^  nnd  Heidenthnm^  staatliche  Verbrechen,  die  erstere 
wird  mit  lebenslänglicher  Verbannung,  Konfiskation  des  ganzen  Vermögens,  sowie 
mit  Verlust  der  öffenflichen  Aemter  ^  bestraft.  Dagegen  ist,  so  vielen  Beschräiyningen 
und  Bedrflckungen  auch  die  Juden  seit  Sisibut  (612 — 620)  nnterworfen  worden 
sind^,  doch  erst  als  das  Reich  seinem  Verfall  nahe  war,  der  Versuch  gemacht  wor- 
den, dieselben,  und  zwar  nur  durch  indirekte  Massregeln,  nicht  einmal  durch  Zwangs- 
bekehmng,  auszurotten  K  Wohl  aber  standen  auf  den  Uebertritt  zum  Jndenthum  ^  oder 


tnms  und  deciet.  GMldeb.  II  t.  596  e.  14, 
o.  S.  290  und  die  weiter  a.  a.  0.  n.  3  angefflhiten 
Stellen  8.  auc^  o.  S.  803  n.  6.  Von  den  in  diesen 
Znsammenhang  gehSilgen  Stellen  wird  in 
Anxerre  685  c.  44,  welcher  den  hartn&okigen 
Ungehorsam  des  Laien  gegen  den  Erxpriester  mit 
der  Exkommunikation  bedroht,  bemerkt:  ^n- 
saper  et  maletam  quam  .  . .  rex  praecepto  suo 
institnit  sustineat^,  was  sieh  wohl  anf  das  eit 
Edikt  Gnntrams  nnd  den  allerdings  nicht  aus- 
drücklich genannten,  aber  als  weltliches  Straf  mit- 
tel sich  von  selbst  Terstehenden  Königtbann  be- 
zieht, He  feie  3,  46;  LSnlng  2,  457  n.  2.  Das 
praeeept. Ohildeb. I,  511-— 658,  Boretins  1,  3: 
„noctes  perrigiles  cum  ebrietate,  scurriUtate  vel 
cantecls,  etiam  Iti  ipsis  sacris  diebus  paseha,  natale 
Domini  et  reliquis  festivitatlbus  Tel  adveniente 
domineco  bansatrices  per  villas  ambulare  .  .  . 
Quicumque  post  commonitionem  saoerdotum  vel 
nostro  praecepto  saorilegia  ista  perpetrare  prae- 
siimpserit,  si  servllis  persona  est,  C  ictos  flagelle- 
rum,  ut  snsdpiat  iubemus;  si  Tero  ingenuus  aut 
honoratior  fbrtasse  persona  est  ***"  sucht  eben- 
falls die  Fest-  und  Sonntagsfeier,  allerdings 
unter  Zurückweisung  TOn  Ueberresten  heid- 
nischer Oebr&uche  zu  slehem.  —  Ueber  ein 
weiteres  kirchliches  Disdplinarrergehen,  welches 
die  1.  Baiuar.  auch  zu  einem  staatlichen  gemacht 
hat,  s.  unten  $.  260.  S.  861  n.  1. 

>  S.  793. 

s  Vgl.  S.  846  n.  2  a.  E. 

3  Bd.  ni  S.  543.  695  ff. 

«  Das  in.  Toletanische  (Bekehrungskonzil)  v. 
589  hat  den  Arianlsmus  anathematlsirt,  Maus! 
9,  937;  e.  9  die  arianischen  Kirchen  und  ihr 
Vermögen  den  Bischöfen  der  Diöoesen,  in  wel- 
chen sie  sich  befanden,  Überwiesen,  und  der  König 


die  Verletzung  der  Beschlüsse  der  Synode,  M  a  n  si 
1.  c  p.  1000  dureh  Laien  höheren  Standes  mit 
dem  Verfall  der  Hillle  des  Vermögens  an  den 
Fiskus,  durch  solche  niederen  Standes  mit  Ver- 
mögenseinziehung und  Verbannung  bedroht  S. 
aber  Anm.  6. 

ft  Toledo  UI  c.  16  Terpfliehtet  Geistliehe  nnd 
Richter  nur  bei  Strafe  der  Exkommnnikstion  den 
CN^taendienst  auszurotten,  erst  Toledo  XII  t.  681 
eil  bedroht  Freie  deswegen,  ausser  mit  der  ewi- 
gen Exkommunikation,  mit  strenger  Verbannung 
In  ein  Srgastalum  oder  Kloster,  und  Toledo  XVI 
0.  2  diejenigen,  welche  sieh  den  Riehtem  und 
Bischöfen  bei  Ausrottung  der  heidnischen  Oe- 
brluehe  widersetzen,  abgeeehen  Tom  Anathem, 
Vornehme  mit  Geldstrafe  Yon  drei  Pfnnd  Goldes 
an  den  Fiskus,  niedere  mit  Prügel,  DecalTatlon 
und  Konfiskation  de«  halben  Vermögens.  Die 
lex  Visigothorum  (wegen  der  lex  Bomana  s.  S. 
845  n.  3)  weist  keine  speziellen  Bestinimungen 
über  das  Heidenthum  auf;  aber  einzelne  der 
Ketzergesetze,  XII.  2,  2  treffen,  da  sie  sich  gegen 
Jeden  Abfall  vom  ETangelium  wenden,  dasselbe 
zugleich  mit 

6  XII.  2, 2  und  das  Erginzungsgesetz  XII.  3, 1. 

"^  S.  darüber  das  Nihere  bei  Dahn,  west- 
gothisohe  Studien  S.  235  u.  Könige  der  Germa- 
nen 6  (7.  Aufl.)  S.  412  ff.  Unter  Siaibut  hat 
man  allerdings  auch  Zwang  zur  Taufe  angewendet, 
Dahn,  Könige  8.  414  u.  oben  S.  26  n.  1. 

8  Dadurch,  dass  nach  der  Anordnung  Egika's 
auf  dem  XVIL  Toletaner  Konzil  y.  694  aUe 
Juden  sammt  ihrer  Naohkemmenschaft  und  mit 
ihrem  Vermögen  dem  Fiskus  als  Sklaven  zufallen 
und  auf  alle  Provinxen  vertheilt  weiden  sollten. 
Niheres  bei  D  ahn  a.  a.  O.  8. 420. 

»  Lex  Visigoth.  XII.  2,  17  (Tode8Strafe> 
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den  EflckfsU  g6ta«fier  Juden  in  dnsselbe  die  schwenten  Strafen  K 

Im  Znaammenhang  mit  diesen  Geaetien  steht  die  staaflicbe  Bestrafiing  der 
BUsphemie  der  TrinitSt,  sowie  der  Weigerung,  das  Abendmahl  zu  nehmen,  und  des 
Ansspuekens  der  berdts  genossenen  Hostie^.  Abgesehen  davon  werden  Yon  rein 
kirehlichen  Vergehen  auch  als  weltliehe  das  Anheben  des  geistlichen  Lebens  nach 
abgelegtem  Oelflbde  oder  nach  Oblation  der  Eltern  oder  nach  ttbemommener  Busse', 
femer  die  Eheschliessnng  mit  gottgeweihten  Frauen  oder  mit  BOsserinnen^  mit  Strafe 
bedroht,  ja  in  den  letasten  Zeiten  des  Reichs  sogar  wiederholt  ganz  allgemein  die  Ver- 
letsungen  der  Besehlflsse  des  jeweils  gehaltenen  Konzils  unter<weltliche  Stmfe  ^  gestellt 
Umgekehrt  unterstehen  aber  auch  die  Geistlichen  bei  staatliehen  Vergehen  ledig- 
lich kirchlichen  Strafen,  diese  letzteren  werden  also  als  rein  kirchliche  Verbrechen 
behandelt^. 

Besonders  charakteristisoh  ist  ee  endlich,  dass  die  staatliche  Gesetzgebung  auch 
von  den  kirchlichen  Strafmitteln,  der  Exkommunikation  7,  dem  Zwangsüssten^  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster  >  und  des  ExUs  in  Verbindung  mit  der  Zwangsbusse  ^^  und 
zwar  sowohl  bei  rein  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar-i^  wie  auch  bei  staatliehen 
Vergehen  ^^  Gebrauch  gemacht  hat  ^\  Wenngleich  die  letzteren  unter  dem  Gesichts- 


1  Ibid.  XII.  2,  11  (Steinigung  oder  Feuertod); 
vgl.  auch  XII.  3,  1  u.  27. 

s  L.  y.  XIL  3,  2  (100  Hiebe,  DeealvAtlon  und 
strenges,  immenrihrendes  ExU  mit  Fesselang), 
während  das  ältere  Tolede  XI  ▼.  675  c.  11  för 
den  Ollnbigen  blos  die  lebensUngliolie  Exkom- 
munikation als  Stnfe  feetsetit,  allerdings  fOr 
Nichtgetanite  schon  Geisseliuig  nnd  ewiges  Exil 
kennt 

3  L.  y.  III.  5,  3:  „nt  qnieamqne  religlonis 
habitum  per  honoxabile  tonsoxae  Signum  aut  tem- 
pore poenitentiae  snaceperlnt  ant .  •  .  pia  paxen- 
tum  oblatione  meruerlnt  aut  propriae  Toluntatls 
doYOtione  tenueilnt  et  ad  laiealem  eonverBationem 
postmodutt  apoetatiEando  ledierint,  iuxta  sen- 
tentiam  canonicam  ad  enndem  religionis  ordinem 
qnolibet  proseqnente  redncantur  inilti  atqne 
infamiae  nota  respeni  et  in  monasteiiis 
perenniter  religati  dlstdetiori  macerentnr  poeni- 
tentU  eorrigendi''  (vgl.  dasn  Tolede  lY  633  c  52. 
53.  66.  56,  Toledo  VI  638  c.  6,  Toledo  X  656 
e.  4.  5,  welche  Zwangsbusse  nnd  Anathem  an- 
drohen), wegen  dar  Wittwen  insbesondere  noch 
II L  5,  4  (^constitnta  eanonom  et  legnm  non 
effagiet  damna^. 

*  L.  y.  in.  6,  2:  ,,sepaiati  exillo  perpetuo  re- 
legentur«'. 

6  Unter  Geldstrafe  (10.  Theil  des  Yermögens) 
In  den  königlichen  Bestätignngs-Edlkten  von  To- 
ledo XII.  XIII.  Xy.  XVI  (4.  TheU)  XYD,  bei 
Unvermögen  60  Hiebe,  Toledo  XII  dt. 

^  So  die  Konsoltation  von  Wahisagem,  welche 
Toledo  lY  c  29  an  Geistlichen  vom  Bischof  ab- 
wärts mit  Absetzung  nnd  ewiger  Bnsse,  i.  Yisig. 
yi  2,  3  aber  (bei  Laien)  mit  Ansgelsselong  be- 
droht, femer  die  Betfaeilignng  von  Klerikern  an 
Anfständen,  für  welche  1.  c  c.  45  dieselben 
Strafen  festgesetzt  werden. 

7  Exkommunikation  von  20TagenfürBischefe, 
welche  die  Parochianftn  bedrücken  nnd  sich  son- 
stige Unregelmässigkeiten  bei  der  Yerwaltong  der 
Diöcese  zu  Schulden  kommen  lassen,  L.  y.  y.  1, 


5 ;  Exkommunikation  von  30  Tagen  mit  Fasten 
bei  Nichteinschreiten  der  Bischöfe  gegen  säu- 
mige Beamte  1.  c.  IX.  1,  21  (vgl.  auch  Toledo 
ly  c  32) ;  von  30  Tagen  nebst  einem  Pfand  Gold 
an  den  Fiskus ,  bei  Unvermögen  aber  Exkom- 
munikation von  6  Monaten  für  Nichtdurchfuh- 
rang  der  Jadengesetze  gegen  die  Bischöfe,  XII. 
3,  24 ;  Anathema  gegen  diejenigen,  welehe  ge- 
setzwidrig die  königliche  Würde  erlangen,  II.  1, 
6;  Exkommunikation  schlechthin  wird  in  den 
Anm.  5  cltirten  königlichen  Edikten  neben  der 
Geldstrafe  angedroht. 

^  Für  Nichtbeachtang  richterlicher  Ladungen 
seitens  der  Geistlichen  im  Unvermögensfall  and 
wenn  der  Bischof  für  sie  die  Geldstrafe  nicht 
entrichtet  L.  Y.  II.  1,  18,  s.  auch  die  vor.  Anm. 
9  Wegen  Blntschande  L.  Y.  III.  5,  1 :  „Divisi 
iuxta  qualitatem  sexus  In  m<masteriis  delegentur 
illic  ingiter  permansuri".  Dass  damit  Zwangs- 
busse (S.  816)  verbanden  war,  ergiebt  L  c.  c.  6, 
welches  andere  Fälle  des  Jncests,  betrifft  0,ipse 
vero  snbpoenitentia  relegatas  perenni  exilii  dun- 
nationem  excipiat^). 

W  L.  Y.  VL  5,  13  (Yerstümmelung  von  Skla- 
ven): „III  annornm  exiUo  sab  poenltentia  rele- 
getur  apad  episcopam" ;  1.  c  III.  5,  6  dt.  (vor. 
Anm.>  Daher  ist  auch  UI.  5,  2  (Anm.  4)  die 
Zwangsbasse  hinzuzudenken,  und  ebenso  auch 
III .  5,  5  (Sodomiterei) :  „tradens  eos.pontiflci 
territorii  Ipsius  .  .  .  sequestratim  ardnae  mand- 
pentur  detrusioni.^  (Das  noch  weitere  Strafen, 
so  decalvatio,  androhende  Toledo  XYI  c.  3  ist 
Jünger.) 

11  Ygl.  Anm.  3  u.  4;  femer  gehören  hierher 
auch  die  Strafandrohungen  in  den  königlichen 
Bestätigungsedikten  der  Konzilien.  Daneben 
werden  aber  auch  zugleich  weltliche  Strafen  fest- 
gesetzt, s.  die  vorangehenden  Anmerkungen. 

t«  Ygl.  L.  Y.  IX.  1, 21  und  II.  1, 6,  oben  Anm.  7; 
ferner  gehört  hierher  die  Yerstümmelung  von 
Sklaven  und  die  Sodomiterei,  Anm.  9. 

<s  Aach  dass  bei  Hochverrath  dem  König  das 
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pnnkt  der  Sünde  und  der  Verletzung  der  göttlichen  Ordnung  auch  als  Eirchenver- 
gehen  behandelt  werden  können  und  von  der  Kirche  zum  Theil  seit  den  ältesten  Zeiten  so 
behandelt  worden  sind^  so  zeigt  doch  gerade  die  Androhung  der  kirchlichen  Strafen 
durch  die  staatliche  Gesetzgebung,  wie  auch  umgekehrt  die  rein. weltlicher  durch  die 
Reichskonzilien  ^,  welche  sich  aus  der  gleichen  Zuständigkeit  beider  erklärt,  das  völ- 
lige Zusammenfliessen  des  staatliehen  und  kirchlichen  Gebietes. 


§.260.    y.  Die  staatliche  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  der  Geistlichen^, 

Der  Grundsatz  des  römischen  Rechts,  dass  die  Kleriker  in  Kriminalsachen  der 
staaüichen^Strafgewalt  und  den  staatlichen  Gerichten  unterworfen  sind ^,  .welcher 
in^^enTon  den  Germanen  besetzten  römischen  Provinzen,  namentlich  in  Gallien  und 
in  Spanien  in  Kraft  stand,  war  den  Prinzipien  des  germanischen  Gerichtswesens  voll- 
kommen entsprechend  und  blieb  daher  sowohl  imwestgothischen^  wie  auch  im 
fränkischen  Reicht  mindestens  zunächst  in  unangetasteter  Geltung. 

I.  Das  Frankenreich.  1.  Die  Geistlichen  im  Allgemeinen.  Anfangs 
hat  sich  die  Kirche  diesem  Zustande  ohne  jed<&n  Widerspruch  gefügt  und  ihn  sogar 
in  ihren  eigenen  Normen  ausdrücklich  andi'kannt^,  wennschon  sie  von  Anfang  an 
den  Eierikem  verboten  hatte,  ohne  bischöfliche  Genehmigung  Anklagen  in  Kriminal- 
sachen bei  dem  weltlichen  Gericht  zu  erheben^.  Aber  noch  vor  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts traten  im  Frankenreiche  die  ersten  Versuche  hervor,  die  Ausfibung  der 


Recht  gewährt  wird,  die  Aufhebung  der  als  Strafe 
verhängten  Exkommunikation  seinerseits  herbei- 
zuführen, Toledo  XII  681  c.  3  u.  Toledo  XYI-t. 
693  c  9  und  decr.  iudicii  („in  flne  tantum  com- 
munionem  per  omiiia  percepturus,  excepto,  si 
eum  principalis  pietas  cum  sacerdotaU  conni- 
yentia  delegerit  absolvendum^). 
i  Wie  z.  B.  die  Todtung,  S.  746. 

2  Bd.  III.  S.  696.  696. 

3  Dove,  de  jurisdictlonis  eccieslasticae  apud 
Germanos  Gallosque  progressn.  diss.  inaug.  Be- 
rolini  1866.  p.  39  fr.;  Sohm,  die  geistUche 
Gerichtsbarkeit  im  fränkischen  Reich  in  Ztschr. 
f.  K.  R.  9,  193.  247;  Nissl,  d.  GerichtssUnd 
des  Kleras  i.  ftänk.  Reich.  Innsbruck  1886.  S.  1  ff. 

*  S.  794. 

&  Das  westgothische  Brevlarium  (506)  hat  die 
entsprechenden  Stellen  aü's'd'em  Cod.  Theod.  auf- 
genommen, 80  z.  B.  Lex  fioman.  Visig.  C^heod. 
XVI.  1,  3,  Interpr. :  ,,Sane  si  quid  (gegen  einen 
KTeHker^  opponitur  criminale,  ad  notitiam  iudicis 
in  civitate  qua  agitur,  deducatar,  ut  ipsins  sen- 
tentiavindicetur,  quod  probatur  criminaliter  com- 
missum'',  vgl.  Löning  1,  523;  Nissl  S.  108. 

^  Gerade  wie  die  beim  weltlichen  Richter  (dem 
judex,  Graf,  Herzog  oder  König)  eines  Verbre- 
chens beschuldigten  Laien  Yerhaftet  und  vielfach 
in  Ketten  gelegt,  auch  der  Folter  unterworfen 
und  nach  erfolgtem  Gestäiidniss  zum  Tode  ver- 
urtheilt  wurden,  ebenso  verfuhr  man  auch,  ab- 
gesehen von  den  Bischofen,  gegen  die  Kleriker 
jeden  Grades  und  dieAebte,  Gregor.  Tur.  lY.  43; 
V.  28.  36.  49;  VlIL  11.  29;  Sohm  in  Dove, 
Ztschr.  f.  K.  R.  9,  254;  Nissl  S.  109. 

fiinsehiug,  Klrchenrecht  lY. 


7  Agde  606  c.  32  (verfälscht  in  c.  17.  47  C.  XI 
qu.  1,  c.  8  C.  Y.  qu.  6):  „Clericus  ne  quemquam 
.praesumat,  apud  saecularem  iudicem  episcopo 
noh  permlttente  pulsare,  sed  si  pulsatus  fuerit, 
respondeat,  non  proponat  nee  audeat  criminale 
negotium  in  iudicio  saecularl  proponere'^;  Epaon 
617  c  11:  ^Clerici  sine  ordinatione  episcopl  sui 
adire  vel  Interpellare  publicum  non  praesumant, 
sed  si  pulsati  fuerint,  sequi  ad  saeculare  iudicium 
non  morentur'';  ibid.  c.  24;  sogar  Macon  I  681 
c.  7  bestimmt  noch :  ^^Ut  nuÜus  clericus  de  qua- 
libet  causa  extra  discussionem  episcopl  sui  a  sae- 
cularl iudicio  iniuriam  patiatur  aut  custodiae 
deputetur :  quod  si  quicumque  iudex  cuiuscum- 
que  clericum  absque  causa  criminali,  i.  e. 
homicidio,  furto  aut  malefido,  hoc  facere  fortasse 
praesumpserit,  quamdiu  episcopo  loci  illinsvisum 
fuerit,  ab  ecclesiae  liminibas  arceatur*^. 

s  S.  Agde  c.  32  und  Epaon  eil  cit. ;  vgl.  auch 
Orleans  III  538  c.  32  (s.  folg.  Anm.),  sowohl 
gegen  Laien,  wie  gegen  Geistliche.  Offenbar 
sollte  damit  erreicht  werden,  dass  die  Kleriker 
sich  mit  ihren  Anklagen  gegen  Ihre  Amtsge- 
nossen an  das  bischöfliche  Gericht  wandten,  vgl. 
Macon  I  c.  8:  ^^Ut  nuUus  clericus  ad  iudicem 
saecularem  quemcumque  alium  fratrem  de  cleri- 
cis  accQsare  ant  ad  causam  dicendam  trahere 
quocumque  modo  praesumat,  sed  omne  negotium 
clericorum  aut  in  episcopl  sui  aut  presbyterorum 
Tel  archidiaconi  praesentia  flniatur;  qnod  si 
quicumque  clericus  hoc  implere  distulerit  si  iu- 
nior  fuerit,  uno  minus  de  XL  ictus  acciplat,  sin 
certe  honoratior,  XXX  dieriim  conclusione  mulc- 
tetur",  ferner  Auxerre  6Sö  (o.  578)  c.  36. 
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staatlichen  Kriminalgewalt  und  Oerichtsbarkeit  im  Interesse  des  E^leras  zu  beschrän- 
ken. Zunächst  verlangte  mankirchUcherseits,  dasskein  Laie  einenKleriker  ohne  Zu- 
stimmung des  Bischofs  an  das  weltliche  Gericht  ausliefern  oder  vor  dasselbe  gesteilen 
sollet  dann  untersagten  sehr  bald  die  Konzilien  weltlichen  Richtern,  ohne  Vorwissen 
des  Bischofs  gegen  Geistliche  aller  Weihegrade  zwangsweise  mit  Prozesshandlungen 
vorzugehen  und  Strafen  zu  verhängen^  und  bedrohten  seit  Ende  des  6.  Jahrhunderts 
die  Verletzung  dieses  Verbotes  mit  der  Exkommunikation  ^.  Eine  vOUige  Exemtion 
der  Geistlichen  von  der  weltlichen  Kriminalgerichtsbarkeit  war  damit  allerdings  nicht 
beansprucht^,  aber  gefordert,  dass  das  weltliche  Gericht  zunächst  sich  jeder  Thätig- 
keit  enthalten  sollte,  bis  der  Bischof  Kenntniss  von  der  Anklage  erhalten  hatte  und  ihm 
Gelegenheit  gegeben  war,  seinerseits  zuerst  im  Wege  der  kirchlichen  Disciplinar- 
Untersuchung  vorzugehen^.  Damit  hatte  sich  die  Kirche  in  Widerspruch  gegen  das 
bisher  geltende  fiecht  gesetzt,  und  da  die  weltlichen  Richter  nunmehr  vor  die  Wahl 
gestellt  wurden,  entweder  die  Ausflbung  ihres  Richteramtes  gegen  die  Geistlichen 
pflichtwidrig  zu  unterlassen  oder  im  entgegengesetzten  Falle  mit  der  Exkommunikation 
bestraft  zu  werden,  so  war  damit  ein  Konflikt  zwischen  Kirche  und  Staat  gegeben. 
Ehe  die  Art  und  Weise  der  LOsung  desselben  besprochen  werden  kann,  ist  indessen 
zunächst  noch  speziell  der  Stellung  der  Bischöfe  in  der  hier  fraglichen  Beziehung 
zu  gedenken. 

2.  Die  Bischöfe  insbesondere.  Die  Bischöfe  waren  ebenso  wie  die  son- 
stigen Kleriker  an  sich  der  staatlichen  Kriminalgewalt  und  Kriminalgerichtsbarkeit 
unterworfen  ^,  aber  andererseits  war  doch  mit  Rücksicht  auf  die  hervon*agende  Stel- 
lung der  Bischöfe  dem  Anspruch  der  Kirche,  dass  dieselben  nur  von  ihren  Amts- 
brüdern abgeurtheilt  werden  sollten,  in  gewissem  Umfange  Rechnung  getragen  7. 

^  Oileans  III  538  c.  32  .*  „Glericus  cuiuslibet  recum  aut  iunioris  aeccleslae  sine  scientia  ponte- 

gradus  sine  ponUflcis  eai  peimisBU  nullum  ad  flcis  per  se  distringat  aut  damnare  praesnmat. 

saeculare  iudicium  praesumat  attrahere,    neqae  Qaod  si  fecerit,  ab  ecclesia  cui  iniuriani  Inrogare 

laico  inconsulto  sacerdote  clericum  in  saeoalare  dignnscitar  tarn   diu  alt  sequistratus,  qnamdio 

iudicium  liceat  exhibere".  reato  suo  corregat  et  emendit^. 

2  Orleans  IV  541  c.20:  „Ut  nuUus  saecularinm  ^  Sie  ist  im  Gegentheil  noch  in  Macon  I  681 
personarum  praetermisso  pontiflce  sea  praeposito  c  7,  S.  849  n.  7,  ausdrücklich  anerkannt, 
eodeslae  quemquam  clerioorum  pro  sua  potestate  ^  Wenn  N  issl  S.  115  meint,  das  cit  Pariser 
constringere,  dlscutere  audeat  vel  damnare ;  sed  Konzil  „verlangte  in  allen  Anklagen  gegen  Kle- 
et  clericns,  si  pro  causa  ad  petitlonem  cuius-  rlker  Inanspruchnahme  des  geistlichen  Gerichtes, 
cumque  fuerit  ab  ecclesiastloo  ordinatore  commo-  den  ordentlichen  weltlichen  Gerichten  nicht  nur 
nitus,  se  ad  audientlam  spondeat  adfuturiim  et  die  solbstständige  Ausübung  ihrer  Prozessgewalt, 
respondere  uulla  calllditate  disslmulet".  Das  sondern  ohne  geistliches  Urtheil  auch  die  Aus- 
„constringere''  bedeutet  den  processualen  Zwang,  Übung  ihrer  Kriminalstraf gewalt  untersagend", 
das  „damnare'^  das :  Verurtheilen  zu  Kriminal-  so  bezeichnet  er  damit  richtig  die  Ziele,  auf 
strafe,  Nissl  S.  115  n.  5.  Vgl.  ferner  Macon  II  welche  die  Kirche  lossteuerte,  aber  nicht  dasje- 
c.  10 :  „.  .  .  ut  neque  presbyter  neque  diaconus  nige,  was  sie  klar  auszusprechen  für  politisch 
neque  subdiaconus  de  eccleslis  trahantur  aut  erachtet  hat.  Der  Wortlaut  der  Konzilien  ergiebt 
iniuriam  aliquam  inscio  episcopo  eorum  patian-  nicht  so  weitgehende  Forderungen. 

tur,  sed  quid  quid  quis  adversus  eos  habuerit,  in  ^  Gregor  y.  Tours,  Tgl.Y.  18,  erklärt  dem  König 

notitiam  episcopi  proprii  perducat  et  ipse  caa-  Ghilperlch :   „Si  quis  de  nobis,    o  rex  iustltiae 

sam  iustitia  praeeunte  disoutiens  animo  clericos  tramitem    transcendere    voluerit,    a    te    corrigi 

accusantis  satisfaciat".  potest". 

3  So  zuerst  die  Diocesansynode  v.  Auxerre  585  "^  Die  ältere  Meinung  ging  dahin,  dass  das  mit 
(o.  578)  c.  43 :  „Quicumque  iudex  aut  saecularis  geistlichen  Grossen  besetzte  Königsgericht  för 
presbytero  aut  diacono  aut  cuilibet  de  clero  aut  die  weltlichen  Kriminalvergehen  der  Bischöfe 
de  innioribas  absque  voluntate  episcopi  aut  zustandig  gewesen  sei,  Rettberg,  Kirchenge- 
archidiaconi  vel  archipresbyteri  iniuriam  inferre  schichte  Deutschlands  2,  641.  642;  nach  Roth 
praesumpserit,  anno  ab  omnium  christianorum  i.  Ztsch.f.ReGhtsge8ch.  JahTg.1866.  5,7hatdage- 
consortlo  habeatur  extraneus^';  Paris  614  c.  4  gen  nichtdas  weltliche  Gericht,  sondern  die  Synode 
(Boretius  capit.  1,  21  n.  1):  „Ut  nuUus  iudl-  die  Kompetenz  gehabt,  eine  Ansicht,  welche  dann 
cum  neque  presbyterum  neque  diaconum  Tel  cle-  So  hm  a.  a.  0.  S.  278  ff.  näher  ausgeführt  und 
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Die  einschlagenden  Berichte  ergeben  Aber  die  Zuständigkeit  and  das  Verfahren 
Folgendes: 

Aus  gegebener  Veranlassung  ^  veranstaltet  der  König,  also  die  weltliche  Qewalt, 
betreffs  der  eines  Eriminalvergehens  bezichtigten  Bischöfe  eine  Art  Voruntersuchung  2, 
welche  den  Zweck  hat,  durch  Verhör  des  Beschuldigten  ^  und  durch  Beweiserhebungen  ^ 
entweder  die  Belastung  oder  die  Schuldlosigkeit  desselben  festzustellen.  In  letzterem 
Falle  wurde  selbstverständlich  von  weiteren  Schritten  gegen  den  Bischof  abgestan- 
den^, anderenfalls®,  d.h.  wenn  die  Voruntersuchung  genügendes  Belastungsmaterial 


zu  begründen  Teraacht  h&t   (ihm   folgen  n.  s. 
RichteT-Dove-Kahl,  K.  R.  8.  Anfl,  S.  771; 
Y.  B&r,  Hdbeh.  d.  dentoch.  StraftecbtB  1,  76), 
väbrend  Lönlng  2,  616  ff.  die  Anffassnng  ver- 
•  tritt,  dass  die  Bischöfe  schlechthin  der  weltlichen 
i  Strafgewal't  nnd  Oetichtabarkeit  unterworfen  ge- 
•    wesen  seien,  und  die  Fälle,  in  denen  der  welt- 
lichen Bestrafung  ein  Process  tot  der  kirchlichen 
Synode  vorausgegangen  ist,    als  rein  kiiebliche 
,    Disciplinarprocesse    betrachtet     (ihm     stimmt 
■    Friedberg,  Lehib.  2.  Aufl.  S.  211  bei). 

Ich  folge  zum  Theil,  wenn  auch  nicht  in  allen 
Beziehungen,  der  Ansicht  Ton  Nissl  S.  48  ff., 
dem  sich  auch  R.  Schröder,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Reehtsgesch.  Leipzig  1887.  S.  179  angeschlos- 
sen hat. 

^  Sei  es  auf  Anklage,  Gregor  Turon.  VI.  36 ; 
▼ita  S.  Leodegftr.  a  673  c6,  Bouquet  recuell 
2,  614,  sei  es  auf  Denunziation,  Chregor  Turon. 
VI.  11,  oder  auf  Gerücht,  1.  c.  V.  40,  oder  auf  Aus- 
sagen Ton  Mitschuldigen,  1.  c.  X  19.  S.  auch 
die  folgenden  Anmerkungen  und  femer  Nissl 
S.  49. 

3  Vielfach  wird  zu  diesem  Behuf  die  Vorladung 
und  auch  eine  zwangsweise  Vorführung  durch 
den  König  angeordnet,  Gregor  Turon.  V.  20: 
„Unde  factum  est,  ut  damor  populi  ad  regem 
denuo  procederet  (gegen  die  Bischöfe  Salunius 
und  Sagittarius).  Eosdem  rex  accersiri  praece- 
pit";  L  c  VI.  11 :  „Sed  Dinamius  (rector  provin- 
ciae)  .  .  ad  Guntramnum  regem  nuntios  dirigit, 
dicens  quod  partem  sibi  debitam  civitatis  per 
episcopum  (Theodor  t.  Marseille)  perderet  nee 
umquam  Massiliensem  urbem  suo  potiretnr  do- 
minio,  nisi  hie  evellatur  ab  ea.  At  ille  ira  com- 
motus,  iubet  contra  fas  religionis,  ut  poutifex 
snmmi  dei  artatus  vinculis  sibi  exhiberetur  di- 
cens :  Trudatur  exilio  inimicus  regni  nostri,  ne 
nobis  nocere  amplius  valeat .  .  .  Gamque  ad  .  .  . 
festa  .  .  .  properaret,  subito  armati .  .  .  sanctum 
yallant  antistitem  deiecfumque  ab  equo  ...  ad 
regis  deducunt  praesentiam^',    VI.  22:  „adpre- 

hensi  sunt  duo  homines  a eomite,  defe- 

rentes  ex  nomine  Gharterio  Petrogoricae  nrbis 
episcopi  litteras,  quae  multa  inproperia  loque- 
bantar  in  regem  .  .  .  Has  literas  cum  bis  homl- 
Aibus  .  .  .  comes  sub  ardua  custodia  hd  regem 
direxit  Rex  rero  (Ghilperlch)  patienter  propter 
episcopum  mittit,  qui  euin  suo  conspeetui  prae- 
sentarent,  discussurus  utlque,  si  vera  essent  quae 
ei  opponebantur  an  non". 

3  Welches  für  die  Regel  vom  König  selbst  vor- 
genommen wird,  Gregor  Turon.  VI.  24:  (Bischof 
Theodor  v.  Marseille  nnd  ein  Bischof  Epifanius) 
„diseussi  igitur  a  rege  in  nuUo  inventl  sunt  eri- 


mine" ;  Ibid.  VI.  22  (nach  der  in  der  vor.  Anm. 
cit.  Stelle) :  ;,  Adveniente  vero  episcopo  rex  ho- 
mines illos  cum  litteris  repraesentat  Interrogat 
sacerdoti,  si  ab  eo  directae  fuerint  Negat  ille  a 
se  directas.  Interrogantur  vero  homines  a  quo 
eas  acceperint,  Frontoninm  diaconnm  proferunt. 
Interrogatur  de  diacono  sAcerdos.  Respondit, 
sibi  eum  esse  praecipuum  inimicum  nee  dubltari 
debere,  ipsins  esse  nequitlas,  qui  contra  eum 
saepius  causas  commovisset  Iniquas.  Adducitur 
diaconus  sine  mora;  interrogatur  a  rege;  conflte- 
tur  super  episoopum  dloens :  Ego  hane  epistolam 
episcopo  iubente  dictavi.  Proclamante  vero  epis- 
copo ac  dicente,  quod  saepius  hie  ingenia  quae- 
reret,  qualiter  enm  ab  eplscopatn  deioeret,  rex 
misericordia  motus,  commendans  deo  causam 
suam,  cessit  utrisque,  deprecans  clementer  epis- 
copum pro  diacono  et  supplicans,  ut  pro  se  sacer- 
dos  oraret.''  (Weitere  Stellen  bei  Nissl  S.  52 
n.  1.)  Mitunter  Usst  der  König  die  Untersuchung 
auch  durch  besondere  Spezialbevollmächtigte 
führen,  Greg.  Tur.  VIII.  12:  „Deniqae  cum  rex 
maxima'intencione  Theodorum  episcopum  iterum 
persequi  conaxetur  ....  ad  discuclend^s  causas 
Ratharius  lUuc  quasi  dux  a  parte  regis  Ghüde- 
berti  diregitur." 

*  Vgl.  Gregor.  Turon.  VI.  22  dt.  (vor.  Note); 
s.  auch  V.  49,  0.  S.  840  n.  4;  weitere  Nach- 
weisuugen  Nissl  S.  53  n.  1. 

&  Von  Theodor  v.  Marseille  Gregor.  VI.  11 
(Anm.  2):  „nee  culpabilis  inventus  ad  civi- 
tatem  suam  red  Ire  permissus  est^ ;  ibid.  VI.  36 
(Aetherius  v.  Llsieux):  „At  rex  legatos  fratrl 
suo  dirigit,  adserens  nihil  se  criminis  in  episcopo 
repperisse^. 

^  Sofern  nicht  etwa  der  König  die  weitere 
Verfolgung  der  Sache  aus  Gnade  fallen  liess, 
Gregor  Turon.  VI.  22  cit.  (Anm.  8). 

'J  Greg.  Tur.  V.  18:  „.  .  .  audiens  Ohilpericus 
quod  PraetextatusRothomagensis  episcopus  contra 
utilitatem  suam  populis  munera  daret,  enm  ad 
se  arcessire  praecepit.  Quem  discussum,  repperit 
cum  eodem  res  Brunichildae  reglnae  conmenda- 
tas  ipsasque  allatas,  eum  in  exiliam  usqne  sacer- 
dotalem  audientiam  retenere  praeclpit.  Coniuncto 
autem  concilio  exhibitus  est";  l.  c.  VIII.  7: 
„Nam  cum  iterato  ad  convivium  regis  Palladius 
(B.  V.  Salutes)  atque  Berthchramnus  acciti 
fulssent,  commoti  invicem,  multa  sibi  de  adul- 
teriis  ac  fomicacione  exprobraverunt,  nonnuUa 
etiam  de  periuriis ....  Discedfutes  igitur  a 
regis  praesencia,  caudones  et  fldeiussores  dede- 
runt,  ut  X  kalendas  mensis  noni  ad  sinodum 
convenirent^. 
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ergeben  oder  doch  Zweifel  an  derUnschnld  des  Beschuldigten  offen  geblieben  waren  ^ 
überwies  der  König  die  Sache  an  eine  von  ihm  einbemfene  Synode  zur  Erledigung-. 
Dass,  wie  die  neueste  Ansicht  meint  ^,  die  Yeranätaltung  der  erwähnten  Vorunter- 
suchung den  Charakter  einer  rechtlich  nothwendigen  Voraussetzung  ftlr  jedes  weitere 
Verfahren  gegen  einen  beschuldigten  Bischof  und  den  ersten  Theil  oder  Abschnitt 
des  Kriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  gebildet  habe,  l&sst  sich  nicht  sicher  nach- 
weisen *.  Vielmehr  hatte  diese  Voruntersuchung  nur  den  Charakter  eines  reinen  In- 
formationsverfahrens.  Es  wurde  wohl  regelmässig  vom  König  veranlasst,  um  der  un- 
nfltzen  Berufung  von  S3rnoden  vorzubeugen  und  ftlr  die  Anklage  auf  denselben  ein 
ausreichendes  Belastungsmaterial  zu  beschaffen.  Wollte  er  indessen  davon  absehen, 
erachtete  er  die  Belastung  des  Beschuldigten  in  Folge  der  ihm  flbermittelten  Berichte 
ausser  jeden  Zweifel  gestellt  oder  erschien  ihm  vielleicht  auch  zu  anderen  Zwecken 
die  Einberufung  einer  Synode  geboten,  so  hatte  er  keine  rechtliche  Verpflichtung, 
das  Informationsverfahren  dennoch  eintreten  zu  lassen  ^.  Mit  anderen  Worten :  dieses 
Verfahren  war  nicht  ein  Theil  des  Kriminalprozesses  gegen  die  Bischöfe,  sondern 
eine  ausserhalb  desselben  liegende  Prozedur,  welche  dem  König,  bez.  der  weltlichen 
Gewalt  erst  die  EntSchliessung  darflber  ermögUehen  sollte,  ob  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse ein  Kriminalprozess  gegen  einen  Bischof  anhängig  zu  machen  sei. 

Diese  Au£fas8ung  wird  dadurch  bestätigt,  dass  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der 
Kriminalgewalt  und  der  Gerichte  die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  in  Gallien 
massgebend  geblieben  sind^,  und  dass  das  letztere  fflr  die  Bischöfe  keineswegs,  wie 
neuerdings  fflr  das  Frankenreich  behauptet  worden  ist  7,  ein  dreigliedriges  Kriminal- 


1  Greg.  Turon.  YUI.  43:  „Adfuit  et  Antestius, 
sed  nihil  de  Ms  quae  opponebat  episoopo  potuit 
ftdprobare.  Episcopus  (Palladius  v.  Saintea) 
aatem  ad  urbem  rediie  iubetur  et  usqae  ad  ayno- 
dam  futaram  dilatatur,  si  forte  aliqua  de  bis 
qnae  opponebantur  evidentius  poBslnt  agnosci^ 

Dagegen,  dass  behufs  sicherer  Gestellang  der 
Bischöfe  zur  Synode  diese  in  eine  anständige 
Haft  genommen  oder  konflnirt  (exiliam),  vgl. 
y.  18,  wurden,  ist  kirchlichersei ts  kein  Wider- 
spruch erhoben  worden,  ylelmehr  nur  gegen 
etwaige  dabei  verübte  Grausamkeiten  und  Ge- 
waltthätigkeiten,  1.  c.  VI.  11;  X.  19;  Nlssl 
S.  65.  56. 

3  S.  die  vorangehenden  Anm. 

3  So  NisBl  S.  56  u.  96:  „Die  weltUche  Ein- 
leitung ist  conditio  sine  qua  non  des  Hauptver- 
fahrens''. L  ö  n  i  n  g ,  welcher  die  ausschliessliche 
Zuständigkeit  der  weltlichen  Gerichte  bei  Krimi- 
nalvergehen der  Bischöfe  behauptet,  s.  o.  S.  850 
u.  7,  behandelt  selbstverständlich  dieses  Ver- 
fahren nur  als  Theil  des  Verfahrens  vor  dem 
weltlichen  Gericht.  Roth  S.  7  und  So  hm 
S.  252  legen  von  ihrem  Standpunkte  aus  der 
weltlichen  Gewalt  nur  das  Recht  des  ersten  An- 
griffs, der  Sammlung  des  Materials,  auf  Grund 
dessen  der  König  die  Anklage  erhebt,  sowie 
auch  das  Recht  der  vorläufigen  Verhaftung,  bei. 

^  Denn  die  Könige  haben  auch  Konzilien  zur 
Verhandluug  von  Anklagen  gegen  Bischöfe  ein- 
berufen, ohne  ein  solches  Vorverfahren  zu  ver- 
anstalten, Gregor  Turon.  V.  20:  („Salunüis  B.  v. 
Embrun,  Sagittarius  v.  Gap")  coeperuut  In  per- 
vasionibus,  caedibus,  homlcldlls,  adulterils  diver- 


slsque  sceleribus  Insano  furore  crassarl;  itaut 
quodam  tempore,  celebrante  Victore  TricasÜno- 
rum  episcopo  soUemnitatem  natalitU  sai  emlssa 
cohorte,  cum  gladiis  et  saglttis  iuruerent  super 
eum.  Venientesque  sdnderunt  vestlmenta  eins, 
ministros  caecidernnt,  vasa  vel  omne  adparatum 
prandll  conferentes,  rellnquentes  episcopum  in 
grandi  contumella.  Quod  cum  rex  Guntchram- 
uns  comperisset,  congregari  synodum  apud  ur- 
bem  Lugduuum  lusslt",  1.  c.  VI.  27;  weitere 
Stelleu  bei  Nlssl  S.  51  n.  1.  Wenn  letzterer 
die  Nichterwähnung  des  Verfahrens  überall  auf 
Rechnung  lückenhafter  Berichterstattung  setzt, 
80  erscheint  dies  im  gegebenen  Falle  nicht  statt- 
haft, da  sich  sonst  nirgends  ein  Anhalt  dafür 
findet,  dass  das  gedachte  Verfahren  für  rechtlich 
wesentlich  erachtet  worden  wäre.  Uebrigens 
weist  auch  der  Bericht  bei  Greg.  Turon.  V.  20 
cit.  eine  Fassung  auf ,  welche ,  falls  wirklich 
eine  Voruntersuchung  stattgefunden  hätte,  sich 
als  eine  vollkommen  ungenaue  darstellen  würde, 
welche  aber  ganz  korrekt  erscheint,  sowie  man 
keine  Lücke  in  ihr  finden  will. 

5  Giebt  doch  auch  Nlssl  S.  57  selbst  zu, 
dass  die  „Voruntersuchung  und  Haftnahme,  etwa 
wenn  die  That  notorisch  und  der  Thäter  nicht 
fluchtgefährlich  war,  auch  ganz  wegfallen" konnte. 
Allerdings  scheint  er  diese  Fälle  als  Ausnahme 
von  der  Rechtsregel  (Anm.  3)  zu  betrachten, 
während  nach  der  Aufstellung  des  Textes  eine 
solche  Rechtsnorm  nicht  bestanden  hat,  sondern 
die  Veranstaltung  des  Informationsverfahrens 
vom  Willen  des  Königs  abhängig  war. 

6  S.  849. 

7  S.  NisslS.  48ff.  91.  92. 
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verfahren,  n&mlich  eineVornntersnchnng  vor  dem  König  oder  dem  weltlichen  Gericht, 
dann  ein  blos  zu  discipUnarischer  Ahndung  (zur  Deposition)  fahrendes  s.  g.  Haupt- 
verfahren vor  der  Synode  (also  ein  kirchliches  Disciplinarverfahren)  und  endlich  ein 
s.  g.  Schlussverfahren  vor  dem  weltlichen  Königsgericht;  auf  Grund  dessen  das  welt- 
liche Strafartheil  ergeht  und  die  weltliche  Strafe  ausgesprochen  wird,  sondern  nur 
ein  Disciplinarverfahren  vor  dem  kirchlichen  und  dann  ein  dem  letzteren  nachfolgen- 
des staatliches  Kriminalverfahren  vor  dem  staatlichen  Gericht  gekannt  hat^.  Das 
Hervortreten  eines  als  Regel  vorkommenden,  besonderen  Informationsverfahrens,  dessen 
in  den  römischen  Bechtsquellen  nicht  gedacht  wird,  findet  seine  Erklärung  in  den 
abweichenden  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Normen  des  germanischen  Rechts. 
Als  Kjriminalvergehen  (crimina),  um  deren  Verfolgung  und  Ahndung  es  sich  hier  han- 
delt, standen  allein  diejenigen  Strafthaten,  welche  mit  öffentlicher  Strafe  und  zwar  der 
Todesstrafe  oder  einer  dafftr  eintretenden  Ersatzstrafe  (wie  dem  Exil)  bedroht  sind  2, 
in  Frage.  Fflr  sie  war  zugleich  die  Nothwendigkeit  öffentlicher  Verfolgung  gegeben, 
und  diese  hat  der  König,  wahrscheinlich  mit  Rücksicht  auf  die  hervorragende  Stellung 
der  Bischöfe,  selbst  auf  sich  genommen,  indem  er  einmal  das  Gericht  der  Bischöfe, 
die  Synode,  beruft  3,  femer  auch  seinerseits  die  Anklage  auf  derselben  erhebt  4.  Da- 
mit war  aber  einerseits  das  erwähnte  Informationsverfahren  zur  Vermeidung  der 
schon  S.  852  bertthrteu  Missstände  gegeben,  andererseits  aber  auch  die  Wirksamkeit 
der  öffentlichen  Strafrechtspflege  gegenüber  dem  hohen  Klerus  gesichert  und  das  Ein- 
schreiten von  dem  blossen  Willen  der  das  geistliche  Gericht  bildenden  Standesgenossen 
des  Beschuldigten  unabhängig  gestellt^. 

Die  Synode,  welche  der  König  einberuft  <^,  ist  entweder  Provinzialsynode^,  oder 
auch  eine  grössere,  namentlich  die  Reichssynode  eines  Theilreiches^.  Sie  fhngirt  in 
der  Eigenschaft  und  der  Stellung  eines  kirchlichen  Disciplinargeriohtes^.   Ihr  präsi- 


^  S.  794.  Daher  ist  die  Frage  berechtigt,  wie  Bflrgen  seitens  deiselben  für  ihr  Erscheinen  Tor 

die  angenommene  Dreltheilnng  des  Verfahrens  der  Synode,  Gregor  Taron.YIlI. 7 dt.,  S.861n.7. 

im  Frankenreich  entstanden  ist.    Darauf  giebt  ^  Für  die  Regel  vird  sie  nicht  näher  bezelch- 

iudessen    die    Darstellnng    Ton    Nissl    keine  net,  vgl.  Oregor  Tur.  Y.  18.  29.  VIII.  12.  X.  19. 

Antwort.  ^  So  wohl  Gregor  Tnron.  V.  20  (Synode  y.  Lyon 

2  Sohm  S.  267;  Nissl  S.  9  ff.  16.  Die  567  gegen  Salnnius  nnd  Saglttirlus). 
meisten  überlieferten  Kriminalprooesse  beziehen  ^  Dipl.  Theuderici  III  677,  mon.  German. 
sich  anf  das  Verbrechen  des  Hochverrathes,  in-  dipl.  I,  44:  „Tom  et  episcopos  de  rigno  nostro, 
dessen  nicht  anssehliesslich,  vielmehr  anch  auf  tum  de  Niuster  quam  et  de  Bnrgundia,  pro  statu 
Mord,  Tddtung,  Raub,  S.  860  n.  4,  und  Dieb-  ecclesiae  vel  conflrmacione  pacis  ad  nostro  palaclo 
stahl,  Gregor  Turon.  Y.  18;  Nissl  S.  67.  Maslaco  villa  iussemus  advenire,   et  aliqul  ex 

3  S.  861.  862.  Ipsis  qui  in  infldelitate  nostro  fnerant  inventl, 
^  Gregor  Y.  18  (gegen  Praetextatus  v.  Ronen),  per  eorum  cannonis  fulrnnt  iudecati  inter  quos 

1.  c.  Y.  49,  gegen  Gregor  v.  Tours,  in  diesem  adfuit  Chramlinos  .  .  .  qui  aeplscopatam  Aebre- 

Falle  allerdings  daneben  auch  der  angeblich  des  duno  civitate  habuit:  inventum  est,   quod  sua 

Ehebruchs  beschuldigte  Erzbischof  Berthram  v.  praesumcione  vel  per  falsa  carta  seu  per  revella- 

Bordeaux,  indessen  ist  es  der  Konig,  der  die  An-  cionis  audacta,  sed  non  per  nostra  ordinacione, 

gelegenheit    verfolgt.     Vertretung    des  Königs  ipsum  aepiscopatum  reciperat,  eciam  nee,  sicut 

durch  einen  öffentlichen  Beamten  kommt  vor,  eorum  cannonis  contenent,  ad  ipsam  benedicen- 

Gregor  Tut.  X.  19:   „Tunc  rex  inimicum  eum  dum  solemneter  eplscopi  non  adfuiruut:  unde 

(Egidlus,   Bischof  v.  Rheims)  sibl  regionisque  Genesio,  Ghadune,  Bildramno,  Landoberctho  et 

proditorem  esse  pronnncian«,  Ennodium  ex  duce  Temisco,  qui  matropoU  esse  videntur,  vel  reliqui 

ad  negotium  dirlgit  prosequendo*' ;  nach  vita  s.  quampluris  episcopi  ipsus  iudicantis,  in  nostri 

Leodogarii  a.  678  0. 14,  Bouquet  2,  621)  klagt  praesencla  fuit  consclssus  atque  de  suprascripto 

statt  des  Königs  auch  der  maiordomus  (gegen  episcopatus  aeiectns'^;  vgl.  auch  Gregor  Turon. 

Diddo  und  andere  Bischöfe).  vitae  patr.  VI.  6:  „magnus  episcoporum  conven- 

5  Demselben   Zweck   dient  die   Inhaftnahme  tus  (Synode  v.  Orleans  649,  Bd.  111.  S.  640  n.  2). 

oder  KonÜnirung   der   beschuldigten  Bischöfe,  ^  S.  das  Dipl.  in  der  vor.  Anm.,  In  welchem 

'  nicht  minder  die  Forderung  der  Gestellung  von  vdederholt  auf  die  Kanones  Bezug  genommen 
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dirt  daher  der  Metropolit  oder  einer  der  mehreren  Metropoliten  ^,  nicht  der  König  ^^ 
nnd  nach  Untersuchung  der  Beschuldigung  ^  erkennt  sie,  wenn  sie  das  KriminalTer- 
brechen  als  erwiesen  erachtet,  nicht  auf  weltliche  Strafe,  sondern  auf  die  kirchliche 
Strafe  der  Absetzung^.  Bei  nicht  erbrachtem  Beweis  erfolgt  dagegen  Freisprechung \ 
Nur  in  dem  Fall,  dass  etwa  ein  Thatbestand  dargethan  war,  welcher  kein  Kriminal* 
verbrechen,  wohl  aber  ein  Disciplinarvergehen  bildete,  konnte  sie  zur  Auferlegung 
einer  germgeren  Disciplinarstrafe,  als  der  Absetzung  schreiten  <^. 

Wenn  das  Verfahren  vor  der  S3rnode  zur  Deposition  geführt  hatte,  so  wurde 
nunmehr  vom  König  unter  Beirath  der  Reichsgrossen,  also  des  Hofgerichts  oder  auch 
des  Beichstages,  die  weltliche  Strafe,  die  Todesstrafe  ^  (freilich  vielfach  aus  Gnade 
statt  derselben  auch  die  Exilirung  im  Sinne  der  Intemirung  an  einen  bestimmten  Ort  ^ 


irlid;  Gregor  Tar.  Y.  18:  ^ex  adftüt  dUitqne; 
EpiscopuB  enlm  in  furtis  depraehensos  ab  epis- 
copali  officio,  ut  avellatur,  canonum  anotoritas 
sancxit".  Dalier  wird  die  Synode  auch  bezeich- 
net als :  Indiclum  episcoporom,  Gregor  Tur.  VII. 
19,  ygl.  anoli  Sohm  S.  260;  Nlasl  S.  92.  98 
und  96  n.  1. 

*  Gregor  Tut.  V.  20, 

3  Dieser  ist  mitunter  bei  der  Berathnng  nioht 
einmal  gegenwärtig,  Gregor  Turon.  V.  18.  20; 
NiB8lS.93. 

3  Tgl.  darüber  die  ausführlicheren  Nachrichten 
bei  Gregor  Tor.  Y.  18  (Process  gegen  Prätextatus 
T.  Ronen),  Y.  49  (gegen  Gregor  ▼.  Tours)  und  X. 
19  (gegen  Egidlus  t.  Rhelms);  NissIS.  66ff. 

*  Gregor  Y.  20  (Salunius  und  Sagittarius) ; 
X.  19 :  „Haec  eplscopl  aadientes  ac  lamentantes 
firatres  obproprium,  obtenta  vita,  ipsum  (Egldius 
V.  Rheims)  ab  ordine  sacerdotali,  lectls  cano- 
num sanctionibus  removerunt^;  Tita  S.  Leode- 
garii  a  678  c  14  (Bouquet  2,  621):  „condem- 
natum  (Bischof  Diddo)  ab  Ipsa  synodo  calvarla 
aocepta  in  capite  expulsum  segregant  a  sancta 
congregatione",  ibid.  (Leodegar  ▼.  AutunJ:  „eins 
tunicam  consciderunt  a  oapite'';  dipl.  t.  677  cit. 
(conscissus).  Wenn  Sohm  S.  2tö  behauptet, 
dass  auch  auf  Yerbannung  (Einsperrung  In  ein 
Kloster)  erkannt  wurde,  indem  er  Exil  und  Ein- 
sperrung als  gleichbedeutend  auffasst,  so  ist  dies 
nicht  richtig.  Exil  Ist  Konflnirung  oder  Inter- 
nlrung  an  einen  bestimmten  Ort,  nicht  Yerwel- 
sung  in  ein  Kloster,  o.  S.  816  u.  S.  862  n.  1 ; 
Löning  2,  624  n.  2;  wennschon  unter  Umstan- 
den die  letztere  Strafe  die  erstere  ersetzt,  Nissl 
S.  37.  Femer  ist  Exil  und  die  dafür  eintretende 
Strafe  in  erster  Linie  weltliche  Strafe,  werden 
doch  beide  auch  gegen  Laien  erkannt  und  voll- 
streckt, Nissl  S.  37.  Im  Zweifel  haben  sie  also, 
namentiich  dann,  wenn  sie  von  einer  weltlichen 
Behörde  oder  vom  Konig  verhängt  werden,  den 
Charakter  weltlich  er  und  nicht  kirchli  eher  Strafen ; 
vita  Leodegaril  c.  6(Bouquet2,  616) :  „Interea 
cum  hi  qul  priml  videbantur  esse  palatil,  cum 
slmul  ab  Hilderico  fuissent  conqulsitl,  quod 
iudlclum  de  sancto  dei  decemerent,  hoc  consona 
responderunt  voce,  ut  sl  el  vitam  concederet,  sub 
perpetuo  exsilio  eum  in  Luxovio  permanere  iu- 
beret:    conflrmans    subito    decretum    iudlcum. 


eplBoopli  vero  allqulbus  vel  sacerdotibus  con- 
sentientibus'';  Löning  2,  623  n.  3. 

6  Gregor.  Tur.  vit  patr.  YL  6 :  „Apud  Aurllla- 
nensem  autem  nrbem,  incrlmlnato  ab  Iniquli 
Marco  eplseopo  et  In  exilium  truso,  magnus  epl- 
scoporum  conventus  est  adgregatus  (S.  863  n.  8); 
In  qua  synodo  oognosoentes  beati  episoopi,  hoc 
esse  vacuum  quod  contra  eum  foerat  mussltatum, 
eum  civitatl  et  cathedrae  restituunf^,  NissIS.  82. 

«  Ygl.  die  Synode  v.  Chalons  v.  679  Gregor, 
Tur.  Y.27:  Oblioiuntar  eis  (Salunius  u.  Sagitu- 
rius)  crlmina  et  non  solum  de  adulterium  yemm 
etiam  de  homiddiis  accusabantur.  Sed  baec  per 
paenitentiam  purgari  censentes  eplscopl,  illnd 
est  addltum,  quod  essent  rel  maiestatis  et  patriae 
proditores.  Qua  de  causa  ab  episcopo  disclnctif 
In  basilica  b.  Marcelll  sub  custodia  detmduntur"^ 

1.  0.  YII.  16:  „Scitote  ei  (Prätextatus  v.  Ronen) 
paenitentiam  ludirtam  a  sacerdotibus,  non  tarnen 
eum  prursus  ab  eplscopatum  remotum^  Nissl 
S.  75.  76. 

7  Ylto  S.  LeodegarU  a  678  e.  14,  Bouquet 

2,  622 :  „Tunc  a  palatlo  sententia  mandatur  de- 
creti,  Leodegarium  dlutius  vivere  non  debere**; 
Tegl.  femer  Gregor  Tur.  X  cl9 :  „At  ille  (Egl- 
dius ▼.  Rheims)  Gonfasus  ait :  Ad  sententlam  dan- 
dam  super  culpabüem  ne  moremini ;  nam  ego  novi, 
me  ob  crimen  maiestatis  reum  esse  mortis,  qul 
semper  contra  utilitatem  hulns  regis  matrisque 
eins  abii^.  Nach  vlta  LeodegarU  c.  14  (L  c  p. 
621):  ;,Ibique  inter  ceteros  Dlddonem  .  .  .  con- 
demnatum  ab  Ipsa  synodo  .  .  .  expulsum  segre- 
gant a  sancta  coagregatione«  AUl  vero  eplscopl 
tunc  a  rege  .  . .  pene  similem  poenam  sortiti  per- 
petuo exilio  suntdeportati^.  Dass  die  Anwendung 
der  Todesstrafe  gegen  den  abgesetzten  Bischof 
ein  Gewaltakt,  Königsrecht  zur  Selbstvertheldl- 
gung  des  Königthums  gegen  aufrührerische 
Bischöfe  gewesen  sei,  so  Sohm  S.  268.  269, 
Ist  unrichtig,  vgL  auch  Nissl  S.  46,  und  hängt 
mit  der  Auifassung  Sohms  zusammen  (Anm.  4),. 
dass  die  Exilirung  oder  Einsperrung  den  Cha- 
rakter einer  geistlichen  Strafe  gehabt  habe. 

8  Gregor.  Tur.  X  19 :  „Qul  (Egldius  v.  Rheims 
nach  seiner  Absetzung  durch  die  Synode,  S.  853 
n.  4)  statim  ad  Argen toratensem  urbem  .  . .  de- 
ductus,  exilio  est  condemnatus''.  S.  d.  vor. 
Anm.;  Löning  2,  620;  NissIS.  44. 
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und  zwar  vielfach  in  einem  Kloster)^,  sowie  ferner  die  Yermögenskonfiskation^  yer* 
hängt 3,  nnd  demnächst  dnroh  die  weltliche  Gewalt  vollstreckt^. 

Die  vorgängige  Anklage  nnd  das  Verfahren  vor  der  Synode,  dem  geistlichen 
Disciplinargericht,  ist  nach  dem  Rechte  des  merovingischen  Reiches  die  nothwendige 
Voranssetznng  ftir  das  weltliche  Strafverfahren  gegen  die  Bischöfe  gewesen^,  ja  die 


i  Gregor  Turon.  V.  27,  S.  854  n.  6 ;  Tita  S.  Leo- 
degar.  c.  6,  S.854  n.  4;  ygLancli  die  folg.  Anm. 

3  So  gegen  Egidius  v.  RheimB,  Gregor  Tar. 
X.  19:  „Malta  enim  anrl  argentique  in  hnins 
epi86opl  regestam  pondera  snnt  reperta.  Qnae 
autem  de  illa  iniquitatis  militia  erant,  regalibas 
snnt  thesanrlB  inlatae;  qnae  antem  de  trlbnÜB 
ant  reliqna  ratione  eelesiae  inventa  snnt,  inibi 
relicta";  nach  dipl.  v.  677  dt.  (Fortsetzung  der 
Stelle  S.  853  n.  8) :  „Ideo  nos  nna  cam  consiUo 
Bnprascriptomm  pontefecnm  Tel  procemm  nostro- 
mm  conplacuit,  qnatenns,  dum  secnndnm  canno- 
nis  in  ipso  senodale  concilinm  fuerat  degradatns, 
res  suas  proprias  pertractavemus,  pro  merddis 
cansa  perdere  non  dibiret,  sed  qnod  exinde  facero 
Tolnerit,  nna  cnm  snprascriptis  patribns  nostrls 
taliter  praedpemns,  nt  hoc  Ucendam  habiat 
fadendi.  Et  postia  petido  sua  fnit,  nt  ipsnm  in 
monastbyrio  s.  domni  Bionisiae  .  .  .  nbi  Gharde- 
rlcus  abba  praeesse  viditnr,  nt  sub  opidiencla 
▼el  snb  regolare  ordene  diaebns  Tlte  sni  conver- 
sare  dibirit:  et  dum  perpetuo  exsllio  faerat  Indi- 
catns,  mesericordia  mnü,  nna  cum  consilio  sur 
prascriptorum  pontefecnm  peticionem  suam  rise 
fnimns  pristetisse.  Proinde  per  praesente  prae- 
ceptnm  spedaliter  decememns  ordenandnm,  nt 
res  suas  neqne  vos  neque  innloris  sen  soccessoiis 
vestri  nee  quislibet  contradicere  nee  minnare  nee 
contangere  nee  inflscare  non  praesnmmatls  .  .  /' 
wird  gegen  den  abgesetzten  Biscbof  Chramllnns 
ebenfalls  ans  Gnade  von  der  Konfiskation  Abstand 
genommen. 

3  Die  Konfiskation  ist  gleichfalls  staatliebe  Kri- 
minalstrafe, als  Folge  der  Todesstrafe,  nicht  aber, 
so  S  0  h  m  S.  269,  geistliche  Strafe,  welche  der 
weltlicbe  Arm  vollstreckt,  denn  dem  fränkischen 
Kirchenreeht  ist  diese  nicht  bekannt,  S.  815. 816 ; 
s.  anchLoning2,  624  n.  2;  Nissl  S.  39. 

^  Durch  die  Grafen  und  ihre  Unterbeamten, 
Tita  Leodegarii  a  678  c.  14,  Bouquet  2,  621. 
622 :  „eum  (Leodegar)  Chrodoberto  cnidam,  qul 
tnnc  comes  erat  palatii,  iussit  tyrannus  impius 
(der  Majordomus  Hebroin)  tradi  et  praesentem 
Titam  in  gladii  percussione  couferri . . .  Ghrodo- 
bertus  .  .  Ininnxit  qnattuor  e  famulis,  nt  ea  qnae 
fuerunt  sibi  inssa  explerent .  .  (c.  15)  in  sllvam 
enm  dneunt,  nt  iussionis  implerent  sententiam.'' 
Bei  der  Konflnirung  in  ein  Kloster  musste  aller- 
dings die  Mitwirkung  eines  Bischofs  oder  Abtes 
in  Anspruch  genommen  werden,  doch  überliess 
man  hier  wohl  auch  mitunter  dem  Verurtheilten 
die  Wahl  des  Klosters,  s.  dipl.  t.  677,  o.  Anm.  2. 
Vgl.  des  Wdteren  Nissl  S.  87. 

^  Dieser  AuflTassung  —  sie  wird  von  Nissl 
58  ff.  S.  96  ff.  Tertreten  —  steht  einmal  die 
Meinung  tod  Loning2,  516  ff.  o.  S.  860  n.  7 
entgegen,  welcher  in  Konsequenz  derselben  aus- 
drScklich  hervorhebt,  dass  keineswegs  durch 
einen  Rechtssatz  der  Fortgang  des  gerichtliehen 


Verfahrens  davon  abhängig  gemacht  worden  sei, 
dass  ein  Disciplinarverfahren  der  Kirche  statt- 
gefanden  habe  (S.  517) ;  andererseits  die  S  o  h  m  s , 
a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Bischöfe  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrh.  das  (dcherlich  exorbitante) 
Privileg  besessen  haben,  beim  Hochverrrath  von 
Jeder  öffentlichen  Strafe,  der  Todesstrafe  und  der 
Vermögenskonflskation  eximlrt  nnd  lediglieh 
einer  Ahndung  durch  die  kirchliche  Disdpllnar- 
behdrde  unterworfen  gewesen  zu  sein,  d.  h.  wäh- 
rend nachLöning  das  kirddlche  Disciplinar- 
verfahren vor  der  Synode  von  den  Königen  zuge- 
lassen wird,  „um  durch  deren  Spruch  der  Kirche 
und  Ihrem  eigenen  Gewissen  gegenüber,  eine 
Rechtfertigung  fQr  das  weltliche  Urtheil  und  die 
weltliche  Strafe  zu  haben^',  ist  nach  S  o  h  m  die 
Unterwerfung  der  Bischöfe  unter  die  staatliche 
Kilminalgewalt  und  Kriminalgerichtsbarkeit  ein 
Akt  des  Kriegsrechtes,  also  eigentlich  nicht  Recht, 
gewesen,  S.  854  n.  7. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  nach  einer  Rdhe 
von  Berichten  gegen  Bischöfe  auch  ohne  vorgän- 
gige Berufung  einer  Synode  die  vorhin  gedachton 
weltlichen  Strafen  wegen  der  ihnen  zur  Last  ge- 
legten Kriminalvergehen  verhängt  worden  sind, 
so  Gregor  Tur.  vltae  patr.  XVlI.  3:  ^^Qnodam 
vero  tempore  oum  iam  ad  exiUum  duetus  (Ni- 
cetlus  V.  Trier  durch  Chlotar  I)  episeopis  reli- 
quls,  qul  adnlatores  legis  effecti  fuerunt,  remo- 
veretur**;  Gregor  Tur.  V.  26:  ^Eunium  episco- 
pum  Veneticae  urbls  ad  Chilpericum  regem 
dlriglt.  At  nie  Ira  commotus,  obiurgatum  enm 
exilio  damnare  praecipit" ;  vlta  Lupl  a.  618  c.  12, 
BoUand.  Acta  1.  Sept.  1,  269  (auf  Anklage  gegen 
Lupus  V.  Sens) :  „rex  Clotarlus  (II)  feile  commo- 
tus .  .  .  Lupum  episcopum  retrusit  in  exUinm^; 
Fredegar.  chron.  c.  54  (Bouqnet  2,  434  a  686): 
„Palladius  einsque  filins  Sldocus,  eplscopns  Ae- 
losani,  Incusante  Aighynane  duce,  quod  rebelll- 
onis  Wasconorum  fuissent  conscii,  exilio  retm- 
duntur'^;  vlta  Amandi  c.  15,  Mabillon  Acta 
saec  IL  2,  684 :  .,Pontifex  (Amandns  v.  Mastricht), 
dum  pro  capitalibns  criminibus . .  .ipsum  redargu- 
eret  regem  (Dagobert  II),  iubente  eononabsque 
Iniuria  de  regno  eins  fuerat  expulsns'';  vlta 
Ansberti c. 31, Mabill on ,  acta saecIL 2, 1012t 
^aecusatus  apud  ipsum  principem  (Pippln  u. 
o92)  praefatus  pontifex  (Ansbert  v.  Ronen)  lussn 
eiusdem  exilio  deportabatur  in  Altnmmontem 
monasterium''.  Löning  betrachtet  diese  Fälle 
als  diejenigen,  in  welchen  sich  das  damals  gel- 
tende Recht  abspiegelt,  also  als  die  normalen. 
Aber  schon  Nissl  S.  58  ff.  hat  völlig  zutreffend 
hervorgehoben,  dass  es  sich  In  ihnen  gar  nicht 
um  Kriminalprocesse  sondern  um  einseitige  Ge- 
waltakte handelt.  Die  willkührliche  Elllimng 
des  Nieetlus  (Gregor  s.  patr.  1.  o.)  hat  Chlotar  I 
hinterher  durch  ein  KonzU  zu  legallslren  gesucht, 
der  Bischof  Ennlus,   Gregor  V.  26,  hatte  selbst 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


|§.  260. 


tbatsächHche  Feststellnng  des  kirchlichen  Disciplinargerichts  war  insofern  für  das 
Vorgehen  der  weltlichen  Oewalt  präjudiziell,  als  diese  nur  dann  mit  den  weltlichen 
Strafen  einschreiten  konnte,  wenn  das  kirchliche  Gericht  die  Schuld  des  Angeklagten 
als  erwiesen  angenommen  und  denselben  zur  Absetzung  verurtheilt  hattet  Da  aber 
die  Verurtheilung  zur  Disciplinarstrafe,  zu  der  Absetzung,  und  die  zur  weltlichen 
Kriminalstrafe  in  der  Hand  verschiedener  Gerichte  lag,  so  kann  man  das  Verfahren 
nicht  als  ein  einheitliches  betrachten  und  das  Disciplinar verfahren  als  Haupt-,  das 
von  demselben  bedingte  staatliche  Kriminalverfahren  als  Schlussverfahren  bezeichnen  \ 
Die  Gestaltung  des  Kriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  im  Frankenreich,  wie 
sie  eben  auf  Grund  der  Quellen  dargelegt  ist,  beruht  auf  einer  Fortentwicklung  und 
Umbildung  des  römischen,  in  Gallien  von  den  Franken  vorgefdndenen  Rechts^.  Der 
Grundsatz  des  letzteren,  dass  die  Anklage  zunächst  bei  dem  geistlichen  Disciplinar- 
gericht  anzubringen  sei  ^,  ist  beibehalten  worden,  aber  eine  der  ELirche  günstige  Neue- 
rung bildet  der  präjudizielle  Charakter  der  Entscheidung  des  kirchlichen  Gerichtes  ^. 


nichts  yeibrochen,  und  wird  yom  König  ira  com- 
motuB  exilirt.  In  Betreff  des  Lupus  bemerkt 
eive  andere  Quelle,  vita  S.  Winebaudi  c.  8, 
Bolland.  AcU  6.  April  1,  572:  „Lupns  . .  .  dig- 
noscitur  inciirsisse  calumniam  et  extra  ritnm 
canonicae  sententlae  adeptos  exilium'^, 
anch  ist  er  später  nach  der  erst  citirten  Tita  c.  14 
(1.  Sept.  1,  260)  wieder  begnadigt  worden.  In 
Betreff  des  Amandus  y.  Mastricht  wird  yita  cit. 
c.  16  berichtet,  dass  der  König :  „prostratoaqne 
b.  ytri  pedibus  deprecabatur,  nttantosceleri, 
qnod  in  eum  perpetrayerit,  yeniam  larglri  dig- 

naretor.    Sed  Ule enm  eleyaylt  a  terra 

facinnsqne  In  se  perpetratnm  clementissime  in- 
dnlsit.  Tunc  rex  ad  s.  aitAmandnm:  Poeni- 
tet  meyalde^  quod  stulte  adyersns  te  egerinii 
precor  igitnr,  ne  memineris  Ininriae,  quam  tibi 
Irrogayi''.  Aach  Ansbert  ist  nach  ylta  c  52 
sp&ter  yon  Pippin  begnadigt  und  dieser  hat  nach 
gesta  abb.  Fontanell.  c.  II  1  (SS.  2,  275)  ans 
Rene  über  die  That  ^nt  indnlgenüam  mereretnr 
accipere''  das  Kloster  Flenry  gegründet.  Weitere 
hierher  gehörige  Fälle  bieten  noch  ylta  Desiderli 
(y.  Vlenne)  a.  603,  Bonqnet  3,  484  u.  yiU  S. 
Eacherii  c.  7.  8,  Mab  11  Ion  acta  saec.  III. 
1,  567). 

Würde  man  schon  ans  den  heryorgehobenen 
Gründen  alleinberechtigt  sein,  die Qaellenzeug- 
nlsse,  welche  des  yorgänglgen  Verfahrens  yor  der 
Synode  gedenken,  als  diejenigen  zn  bebandeln, 
welche  die  praktische  Anwendung  des  geltenden 
Bechts  bekunden,  so  kommt  noch  folgendes  in 
Betracht  Nach  Gregor  Tur.  Y.  18  fasst  König 
Ghilperich  im  Process  gegen  Prätextatus  gegen- 
über Gregor  y.  Tours,  welcher  sich  der  Schuldig- 
sprechung desselben  iridersetzt,  dies  Verhalten 
geradezu  als  Reohtsyerweigerung  auf:  „0  epl- 
scope,  lustltlam  cunctls  larglre  debes  et  ecce  ego 
lustltiam  a  te  non  acciplo,  sed  ut  yldeo  consen- 
tls  Inlquitatl  et  Impletur  in  te  proyerbium  lUud, 
quod  coryuB  ocnlum  corvi  non  eruit . . .  Sed  scio 
quid  faclam,  ut  noterls  in  populls  et  iniustnm  te 
esse  in  omnibus  perpatlscat.  Conyocabo  enlm 
populum  Toronicum  et  dicam  eis :  Voceferaminl 
contra  Gregorinm,  quod  sit  inlustns  et  null!  ho- 
minum  institiam  praestit.   Ulis  quoque  haec  cla- 


manübus  respondebo ;  Ego  qui  rex  snm,  insti- 
tiam cum  eodem  inyenlre  non  possum  et  yos  qui 
minores  estis  inyenietis?^  Diese  Worte  konnte 
Gregor  unmöglich  dem  König  In  den  Mund  legen, 
wenn  es  nach  der  bestehenden  Rechtsauffassung 
blos  yom  Willen  des  Königs  abgehangen  hätte, 
die  beschuldigten  Bischöfe  von  der  Synode  oder 
yom  Hofgericht  aburtheilen  zn  lassen. 

Diejenigen  Quellen,  welche  nur  der  Synodal- 
yerhandlung  und  der  Absetzung,  aber  nicht  mehr 
der  weltlichen  Bestrafung  gedenken,  gesta  abb. 
Fontan.  a  755  c  12,  SS.  2,  286,  bereiten  keine 
Schwierigkeiten.  Sie  erklären  sich  theilweise 
aus  Lücken  in  der  Berichterstattung,  theilweise 
aber  ylelleicht  auch  daraus,  dass  eine  weltliche 
Bestrafung  nicht  erfolgt  ist,  Nlssl  S.  80. 

1  Das  ergiebt  einmal  die  In  der  yor.  Anm.  cit. 
Stelle  aus  Gregor.  Turon.  V.  18 ;  femer  Gregor, 
yit.  patrum  VI.  5,  S.  854  n.  5;  Nlssl  S.  101, 
andererseits  aber  auch  die  Auffassung,  dass  die 
Yerurtheilung  durch  die  Synode  zur  Absetzung 
Boyiel  wie  Verurtheilung  zur  Todesstrafe  (oder  zu 
der  Ersatzstrafe  dafür,  der  Exillrung)  durch  die 
weltliche  Gewalt  bedeutet,  S.  854  n.  7,  ygl.  fer- 
ner Gregor  Tur.  V.  18;  Nlssl  S.  98. 

2  SoNisslS.  79.  98. 

3  Lex  Romana  Visigoth.  C.  Th.  XVI.  1.  2 
interpr.:  „Speciallter  prohibetur:  ne  quis  andeat 
apud  ludlces  publicos  episcopum  accusare,  sed 
in  episcoporum  audlentla  proferre  non  differat, 
qulcquid  slbi  pro  qualitate  negotii  putet  posse 
competere,  ut  in  episcoporum  aliorum  ludicio 
quae  asserit  contra  episcopum  debeant  deflniri'^ 
Darauf  spielt  auch  offenbar  an  Macon  II  585 
c.  9 :  „Licet  reyerentissimi  eanones  atque  sacra- 
tissimae  leges  de  episcopali  audientla  in  ipso 
paene  christlaiiitatis  prlncipio  sententlam  protu- 
lerinf'  .  .  . 

*  S.  0.  S.  794. 

5  Darüber,  dass  dies  nicht  die  Auffassung  des 
römischen  Rechtes  gewesen  ist,  s.  o.  S.  795  n.  5. 
Bei  dem  nicht  ganz  deutlichen  Wortlaut  der  ein- 
schlagenden Stellen  der  römischen  Rechtsbücher 
konnte  es  aber  der  Kirche  nicht  schwer  werden, 
dieselbe  zur  Geltung  zu  bringen. 


§.  260.] 


Die  Strafgewalt.  Merovingische  Zeit  Strafsachen  der  GeiBtlichen. 
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Dafflr  hat  aber  das  Eönigthnia  nnd  die  Öffentliche  Gewalt  das  Recht  des  ersten  An- 
griffs bei  Verdacht  oder  Bezichtigung  der  Bischöfe,  sowie  das  Recht  znr  Einbernfung 
der  Synode  nnd  der  Anklage  auf  derselben  ^  als  Garantie  fflr  die  Herbeifahmng  der 
Bestrafung  der  hohen  kirchlichen  Würdenträger,  namentlich  solcher,  welche  des 
Hochyerraths  verdächtig  waren,  in  Anspruch  genommen'^. 

Während  die  Kirche  seit  der  letzten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  bei  den  Krimi- 
nalanklagen gegen  die  Kleriker  vom  Priester  abwärts  erst  eine  gewisse  Mitwirkung 
zu  erlangen  suchte,  war  ihr  diese  von  Anfang  bei  den  Kriminalprozessen  gegen  die 
Bischöfe  auf  Grund  des  römischen  Rechts  gestattet  geblieben,  sie  hat  daher  in  Betreff 
dieser  hauptsächlich  die  von  den  Königen  und  ihren  Vertretern  geübten  Rechte,  das 
Recht  des  ersten  Angriffs  und  der  Inhaftnahme  desselben,  der  vorläufigen,  die  An- 
klage vorbereitenden  Untersuchung  und  der  Einberufung  der  Disciplinarsynode  sei- 
tens des  Königs  in  Frage  zu  stellen  gesucht  -^  indem  sie  in  allen  Rechtssachen  gegen 
Bischöfe  zunächst  die  Angehung  des  Metropoliten  forderte  nnd  die  Umgehung  des- 
selben mit  dem  Banne  bedrohte. 

3.  Das  Edikt  Chlotars  U.  vom  Jahre  614.    Die  Antwort  des  merovingi- 


1  S.  0.  S.  853  u.  854.  Ans  dem8ell>eu  6e- 
siclitipiinkt  erklärt  es  sich  auch,  dass  diese  prä- 
judizielle Bedeutung  nur  dem  Spruch  einer  ein- 
heimischen Synode  beigelegt  wurde,  also  eine 
Appellation  nach  Rom  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  itattflnden  konnte,  dann  aber  auch 
der  Entscheidung  des  Papstes  die  gleiche  Kraft 
beigelegt  wurde,  S.  839  n.  3.  Regelmässige 
Rechtsmittel  gab  es  gegen  das  Uitheil  der  Synode 
nicht,  auch  sind  Restitutionen  unter  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  bei  ßlschlich  ausge- 
sprochenenVerurtheilnngen  in  der  mero  vlnglsohen 
Periode  nicht  vorgekommen.  Wenn  Nissl  S.  88. 
89  dies,  unter  Berufung  auf  die  Fälle  des  Nice- 
tius  von  Trier  und  des  Prätextatus  v.  Reuen  be- 
hauptet, so  war  der  erstere  nicht  in  einem  dem 
Recht  entsprechenden  Verfahren  exilirt,  Gregor 
Turou.  Vit.  Patr.  XVII  3,  S.  866  n.  6,  und  Prätex- 
tatus war  überhaupt  nicht  zur  Absetzung  verur- 
thellt,  sondern  ohne  dieselbe  exilirt  worden, 
Gregor  Turon.  V.  18  u.  VII.  16:  „Sdtote  ei  pae- 
nitentlam  indictam  a  sacerdotlbus,  non  tamen 
eum  prursus  ab  episcopatum  remotum^.  Die 
Wiedereinsetzung  beider  war  also  blosse  Beseiti- 
gung der  Folgen  von  Gewaltakten,  nicht  von 
rechtmässig  ergangenen  Urtheilen. 

2  Von  diesem  Standpunkt  aus  erklärt  sich  der 
Gang  der  Entwicklung  im  Frankenreiob  zur  Ge- 
nüge, während  Sohm  S.  248  annimmt,  dass  zur 
Zelt  Theodoriohs  I  die  Bischöfe  noch  dem  welt- 
lichen Gericht  unterworfen  waren,  aber  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts,  ohne  auch  nur  einen 
inneren  Grund  dafür  anzugeben,  die  Exemtion 
der  Bischöfe  in  zweifelloser  Uebung  stehen  lässt. 
Uebrlgens  beweist  der  von  Sohm  für  die  ältere 
Zelt  angeführte  Fall  (des  Bischofs  Desideratus 
V.  Vienne,  Gregor  Tnr.  III.  34.  35)  nichts  gegen 
die  Ansicht  des  Textes,  dass  das  römische  Recht 
auch  hinsichtlich  der  Bischöfe  von  Anfang  an  im 
Frankenreich  gegolten  hat,  denn,  wie  schon  Lö- 
ning  S.  517  n.  2  bemerkt,  ist  Desideratus  erst, 
nachdem  er  aus  der  gegen  ihn  vom  König  ver- 
hängten  Verbannung  zur&okgekehrt  war,    vgl. 


Gregor  Tur.  III.  34,  Bischof  von  Verdun  ge- 
worden. 

8  Macon  II.  585  o.  9  (S.  856  n.  3):  „Urnen 
quoniam  eadem  postposita  humana  in  sacerdotee 
dei  grassatur  temeritas,  Ita  ut  eos  de  atriis  vene- 
rabllium  ecdesiarum  violenter  abstractos  ergastu- 
lis  publicis  addicant,  censemus,  ut  eplscopnm 
nullus  saecularium  fasdbus  praeditus  iure  suo 
coutumaciter  et  perperam  agens  de  sancta  eccle- 
sia,  cui  praeest,  trahere  audeat,  sed  si  quid  con- 
tentionis  adversus  episoopum  potentior  persona 
habuerit,  pergat  ad  metropollunum  episcopum 
et  ei  causas  alleget,  et  ipsius  sit  potestatis  hono- 
rabillter  episcopum  de  quo  agitur  evocare,  ut  in 
eins  praesentia  accusatori  respondeat  et  oppositas 
actiones  extricet  Quod  si  talis  fuerit  immanitas 
causae,  ut  eum  solus  metropolitanus  deflnlre  non 
valeat,  advooet  secum  unum  vel  duos  coepisco- 
pos :  quod  si  et  ipsis  dubletas  fuerit,  conciliabu- 
lum  deflnlto  die  vel  tempore  instituant,  in  quo 
universa  lite  collecta  fratemitas  coepisoopl  sui 
causas  discutiat  et  pro  merito  aut  iustiflcet  aut 
culpet.  Nefas  enlm  est,  ut  lllius  manibus  epi- 
scopas  aut  iusslone  de  ebclesia  trahatur,  pro  quo 
semper  deum  exorat  et  cui  invocato  nomine  do- 
mini  ad  salvatiouem  corporis  animaeque  eu- 
charistiam  saepe  porrexit  Hoc  enlm  decretum  a 
nobis  praeflxum  qul  fuerit  audacter  transgressus, 
tarn  Ipse  quam  omnes  qui  ei  consenserint  usque 
ad  generale  concilium  anathemate  de  ecclesla  se- 
parentur^.  Im  Gegensatz  zu  c.  10  ibid.,  welches 
die  übrigen  Kleriker  betrifft  und  die  Anklagen 
gegen  sie  vor  den  Bischof  weist,  sich  aber  noch 
einer  Strafandrohung  enthält,  S.  850  n.  2,  be- 
tont gerade  c.  9  unter  Hinzu  Fügung  einer  solchen 
—  der  Unterschied  ist  weder  von  Löning  2, 
526,  noch  von  Ni s  s  1 S.  113  genügend  beachtet— 
das  gewaltsame  Wegführen  der  Bischöfe  von 
ihren  Kirchen,  also  die  Im  Text  gedachte  vor- 
läufige Inhaftnahme,  sowie  femer  die  Pflicht, 
sich  erst  an  den  Metropoliten  zu  wenden,  womit 
die  oben  im  Text  erwähnten,  bisher  vom  König 
geübten  Befugnisse  unvereinbar  waren. 
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sehen  Königthnms  auf  die  beaproehenen  Yersnehe,  die  bisherige  Haadhabung  der 
staatlichen  ELriminalgewalt  und  ELriminalgerichtsbarkeit  za  Qnnsten  der  Kirche  zu 
ändern,  war  das  auf  der  grossen  Reichssynode  zu  Paris  i.  J.  614  seitens  des  EOnigs 
Chlotar  11.  erlassene  Edikt,  dahin  lantend  ^ : 

„TJt  nullnm  iudicnm  de  qualebit  ordine  clerecns  de  oivilibns  cansis,  praeter 
criminale  negnoia,  per  se  distringere  aut  damnare  praesnmat,  nisi  convincitor 
manefestas,  excepto  presbytero  aut  diaoono.   Qni  convieti  flierint  de  cri- 
mine  oapitali,  inxta  canones  distringantnr  et  enm  pontefioibus  examinentnr.'' 
Dieses  Edikt^  hat,  soweit  es  sich  auf  die  Kriminalver gehen  bezieht,  hin* 
sichtlich  der  niederen  Kleriker  einschliesslich  der  Snbdiakonen'  die 
Forderung  der  Kirche  zurückgewiesen,  es  also  bei  der  yölligen  Unterwerfung  derselben 
unter  die  weltliche  Strafgewalt  und  Strafgerichtsbarkeit  belassen^,  und  nur  den  an 
sich  selbstrerstftndlichen  Rechtssatz  besonders  eingeschärft  ^,  dass  das  weltliche  Ge- 
richt keinen  Kleriker  anders  als  bei  klar  erbrachtem  Beweis  der  Schuld  ^  verurtheilen 
solle  7. 

Wohl  aber  ist  in  Betreff  der  Priester  und  der  Diakonen  das  Zugeständniss 
gemacht,  dass  gegen  diese  in  Gemässheit  der  Kanones  das  prozessualische  Zwangs- 


1  c  4,  BoretluB  capit.  1,  21. 

3  Bei  seiner  knappen  undyleldentigen  Fassung 
bat  es  die  verschiedensten  Auslegungen  erfahren; 
die  ältere  Litteratur,  Thomassin  Tet.  etnova 
disciplina  U.  3  c.  105;  de  Marca,  concord. 
sacerd.  YI.  22,  weitere  Naehweisungen  So  hm 
S.  257  n.  199}  Löning  2,  527 n.  1,  findet  ihren 
Ahschluss  mit  Dove,  de  lurid.  eccl.  p.  39  ff. 
Bei  verschiedenen  Abweichungen  in  Einzelheiten 
geht  sie  dahin,  dass  das  Edikt  gemischte  Oericbte, 
zusammengesetzt  aus  dem  Grafen  und  dem 
Bischof  für  die  Strafsachen  der  Kleriker  einge- 
führt habe,  indem  sie  das:  ^^cum  ponteficibus^ 
missverstanden  hat,  während  dasselbe  sonst  so 
viel  wie:  a,  SohmS.  259;  Löning  1,  578  u. 
2,  527  n.  1  oder  auch  wie:  apud,  Nissl  S.  123 
n.  7,  bedeutet.  Es  ist  das  Verdienst  Sohms 
S.  210  ff.  257  ff.;  Lonings  2,  512.  526  und 
endlich  Nissls  S.  116  ff.  die  ältere  Theorie  be- 
seitigt und  das  richtige  Terständnlss  der  Stelle 
angebahnt,  bez.  herbeigefQhrt  zu  haben.  Von 
neuerer  Literatur  vgl.  auch  Richter-Dove- 
Kahl  K.  R.  S.  748.772;  Sdralek,  Hlnkmar  v. 
Rheims  kanonist.  Gutachten.  Freiburg  i.  Br.  1881. 
S.  102;  Waitz  Deutsch.  Verf.  3.  Aufl.  II.  2, 
243;  Beauchet,  origines  de  la  Jurisdiction 
eccUsiastique  .  .  en  France  in  NouveÜe  Revue 
historique  de  droit.  Paris  18S3.  VU.  p.  431; 
Schröder,  Deutsch.  Rechtsgesch.  S.  179  n. 
131 ;  Hermann,  üb.  d.  Entwicklung  d.  deutsch. 
Schöffengerichts.  S.  248.  Uebereinstimmung  Ist 
noch  nicht  erzielt,  eine  Uebersicht  über  die  noch 
bestehenden  wichtigeren  Differenzen  bei  Lö- 
ning 2,  527  n.  1  und  bei  Nissl  S.  117  n.  1. 

3  Das  Konzil  von  Paris  614  e.  4,  S.  850  n.  3 
hatte  die  Beschränkung  der  richterlichen  Gewalt 
auch  für  alle  clerici  und  iuniores  ecclesiae  ge- 
fordert. 

«  Nissl  S.  119.  120.  Hatte  doch  selbst  noch 
Macon  I  c.  7  (S.  849  n.  7)  diesen  Rechtszustand 
nicht  in  Frage  zu  stellen  gesucht 


5  Bedroht  doch  das  cit.  Edikt  c.  24, 1.  c.  1,  23, 
das  Zuwiderhandeln  gegen  seine  Vorschriften  mit 
der  Todesstrafe.  S.  auch  die  folgende  Anm.  u. 
NisslS.  121.  122. 

fi  So  wird  das :  ^Isi  convindtnr  manefestas^ 
aufgefasst  von  Sohm  S.  258;  Nissl  S.  121; 
Schröder  1,  179  n.  121 ;  andererseits  von  Lö- 
ning S.  512  n.  1  als  Ergreifung  auf  frischer 
That  in  Glvi Isachen  (ebenso  auch  Dove  a.  a.  O. 
S.  772  n.  17>  Dagegen  hat  Nissl  S.  121  n.  3 
schon  auf  Chloth.  ed.  c.  22  und  Chlot  II  prae- 
cept.  584-^628  c  3  1.  c.  1,  18  CSi  quisin  aliquo 
crimine  fnerit  accusatus,  non  condemnetur  penl- 
tus  inauditus.  Sed  si  in  crlmlne  aoousatur  et 
habeta  discussione  fierit  fortasse  convictus, 
pro  modum  criminia  sententiam  quo  meretur, 
exdpiat  ultionis^  hingewiesen. 

''Zu  übersetzen  ist  demnach ,  übereinstimmend 
im  wesentlichen  N  i  s  8 1  und  Schröder  a.a.O.: 
„Kein  Richter  soll  Geistliche  jeden  Grades  in 
bürgerlichen  Sachen  allein  selbstsUndig  (d.  h. 
sine  scientia  pontiflcis)  —  anders  in  Kriminal- 
sachen —  einem  processualischen  Zwang  unter- 
werfen oder  ein  3trafurtheil  über  sie  fällen,  wenn 
sie  nicht  vollkommen  überführt  sind.  Nissl 
S.  118  hebt  mit  Recht  hervor,  dass  dem  Edikt 
der  Wortlaut  des  Pariser  Konzils  c.  4,  S.  850 
n.  3,  zu  Grunde  liegt,  und  dass  man  die  Fassung 
des  Edikts  c.  4  dadurch  hergestellt  hat,  dass  man 
die  durch  die  Zurückweisung  der  vollen  Forde- 
rung der  Geistlichkeit  bedingten  Einschränkun- 
gen in  den  Text  des  Konzilk&nons  hineinschob. 
Es  ist  also  mit  Rücksicht  auf  die  durch  dasselbe 
gegebene  Grundlage  zu  lesen:  ^praeter  crimi- 
nale negucla  per  se  distringat  (bez.  distringere 
praesumat)  aut  damnare  praesumat,  nisi  convin- 
citur  manefestus'',  also  das  damnare,  welches 
soviel  bedeutet,  wie  kriminell  bestrafen,  zu  Kii- 
minalstrafe  verurtheilen  (Nissl  S.  15),  nicht 
auf  die  causae  dviles  (so  z.  B.  L ö  ning,  Dove 
IL  cc)  und  ebensowenig  das:  ;,nlsl  convindtnr 
manefestUB^  auf  das  „distringere'^  zu  beziehen. 
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verfahren  eintreten  und  der  Prozess  wegen  Kriminalvergehens  vor  den  Bischöfen 
geführt  werden  soll.  Die  neueste  Meinung  findet  in  dieser  Anordnung  eine  Oleich- 
stellung der  Priester  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen  ^  also  die  Ausdehnung  des  fftr 
die  letzteren  geltenden  Verfahrens  auf  die  ersteren,  indem  sie  die  als  Bedingung  des 
kanonischen  Verfahrens  verlangte  üeherftthrung  (d.  h.  die  Worte :  Qtd  eanvicii  fuerint) 
als  dem  weltlichen  Einleitungsverfahren  zugehörig^  auffasst '.  Eine  solche  Auslegung 
ist  aber  dem  Wortlaut  gegenttber  unmöglich,  und  ebensowenig  wird  diese  der  Stelle 
,,iuxta  canones  distringantur*'  gerecht.  Sieht  man  von  der  durch  nichts  gebotenen 
Gleichstellung  der  Priester  und  der  Diakonen  mit  den  Bischöfen  ab  4,  so  sagt  der 
Schlusssatz,  welcher  sich  an  die  Anordnung  des  Vordersatzes,  dass  der  Priester  und 
Diakon  in  Eriminalsachen  nicht  verurtheilt  werden  soll,  anschliesst«  soviel  als,  dass 
wenn  die  Geistlichen  dieser  Grade  in  dem  gegen  sie  an  sich  zulftssigen  weltlichen 
Strafverfahren  überführt  worden  sind,  zunächst  der  weltliche  Richter  sie  nicht  zu  der 
öffentlichen  (Todes-)  Strafe  verurtheilen ,  dass  vielmehr  vorerst  den  EHanones  gemäss  der 
Prozess  gegen  sie  eingeleitet  ^,  und  die  Untersuchung  von  den  Bischöfen,  d.  h.  von  dem 
im  einzelnen  Fall  für  den  Priester  oder  Diakon  zuständigen  Bischof  oder  auch  von 
der  Synode  geführt  werden  solP.   Das  Edikt  macht  also  der  Kirche  in  Betreff  der 


1  In  Uebereinetimmnng  mit  Nissl  S.  123; 
Schröder  a.  a.  0.  beziehe  ich  In  der  Stelle: 
„excepto  presbytero  aut  diacono.  Qnl  convicti 
fnerlnf*  das  „Qui"  auf  daa  rorhergehende  „pres- 
bytero aut  diacono^  nicht  anf  den  im  Anfang  von 

c.  4  genannten  „clerecns  de  qualebit  ordlne".  In 
Folge  dieser  letzteren  Interpretation  kommt 
Sohm  S.  259  zn  der  Annahme,  dass  sämmtlicben 
Geistlicben  positiv  verheissen  wird,  dass  sie  in 
peinlichen  Sachen  secnndtim  canones  nnd  cum 
pontiflcibns  gerichtet  werden  sollen,  wäbrend  er 
das  Distriktionsprivileg,  trotzdem,  dass  der  zweite 
Satz  des  c.  4  des  Edikts  von  dem  „distringere^ 
handelt,  In  peinlichen  Sachen  nicht  allen  Kleri- 
kern, sondern  blos  den  Priestern  und  Diakonen 
gewährt  sein  lässt.  LöAlng  2,  527  vertritt  da- 
gegen von  diesem  Standpunkt  aus  die  Auffassung, 
dass  das  Edikt  In  Bezug  auf  Geistliche,  welche 
eines  Verbrechens  angeklagt  worden  sind,  aus- 
drücklich die  Forderung  der  Kirche  verworfen, 
aber  angeordnet  habe,  dass  gegen  einen  Geist- 
lichen, welcher  eines  solchen  überführt  worden 
sei,  im  Dlsclplinarwege  vorgegangen  und  gegen 
ihn   auf  Disclplinarstrafe   erkannt  werden  soll, 

d.  h.  also  nach  Sohm  hat  das  Edikt  der  Kirche 
mehr  gewährt,  als  das  Konzil  von  Paris  ver- 
langt hat,  nach  Ldning  aber  in  Bezug  auf  die 
Krimlualsachen  gar  keine  Zugeständnisse  ge- 
macht. —  Der  Merkwürdigkeit  wegen  mag  noch 
auf  die  Auslegung  Hermanns  a.  a.  0.  S.  248 
n.  3  hingewiesen  werden,  nach  welchem  Chlotar 
die  weltliche  Gerichtsbarkeit  gegen  Kleriker  ganz 
beseitigt  hat,  ausser  in  „Deliktfdllen  bei  hand- 
hafter That". 

2  So  übersetzt  Nissl  S.  124:  „Ausgenommen 
sind  Priester  und  Diakonen ;  diese  nämlich,  wenn 
sie  (in  einem  weltlichen  Einleitungsverfahren) 
eines  Verbrechens  überführt  erscheinen,  sind  (im 
geistlichen  Hauptverfahren)  nach  canonischem 
Process  und  zwar  vor  Bischöfen  (Goncil)  zu  exami- 
nlren,  worauf  erst  (Im  Schlussverfahren)  even- 
tuell die   weltliche  Strafverhängung  (damnare) 


folgen  darf.  Im  Wesentlichen  übelnstimmend 
Schröder  a.  a.  0.  undDahn,  Deutsche  Ge- 
schichte. 1.2,673. 

3  Die  Worte :  „qui  convicti  fuerint  de  crimine 
capltali^  auf  ein  nirgends  weiter  angedeutetes 
EinleltungsTerfahren  zubeziehen,  ist  vollkommen 
willkührlicb,  da  es  sich  in  dem  betreffenden 
Verfahren  gegen  Bischöfe  blos  um  die  Feststellung 
einer  genügenden  Belastung  gehandelt  hat, 
(S.  861)  und  ein  EinleltungsTerfahren  begriffs* 
massig  nur  eine  solche,  nicht  aber  Ueberführung 
verlangt  (so  auch  mit  Recht  Löning  2,  532 
n.  1).  Convlncere,  welches  den  Sinn  Ton  über- 
führen hat,  kann  demnach  im  zweiten  Satz  nur 
dieselbe,  wie  die  ihm  im  ersten  Satz  zugeschrie- 
bene Bedeutung  haben,  und  muss  daher,  ebenso 
wie  dieses  auf  den  Beweis  im  weltlichen  Straf- 
Terfahren  bezogen  werden. 

^  Das  Konzil  von  Paris  614  c.  4,  auf  welches 
das  Edikt  die  Antwort  ist,  stellt  in  Betreff  des 
Verfahrens  gegen  die  Bischöfe  gar  keine  Forde- 
rungen auf. 

s  D.  h.  auf  Mittheilung  des  weltlichen  Richters 
soll  die  geistliche  Disclplinarbehörde  gegen  den 
Schuldigen  die  Ladung  erlassen  und  sich  nöthi- 
genfalls  der  Person  desselben  vergewissern,  auch 
im  Uebrigen  den  Prozesszwang  nach  den  Kanones 
gegen  ihn  ausüben.  Nissl  a.  a.  0.  u.  Schröder 
lassen  diese  Bedeutung  des  iuxta  canones  di- 
stringantur  so  gut  wie  gar  nicht  hervortreten. 
Dem  weltlichen  Richter  wird  indirekt  untersagt, 
den  Schuldigen  seinerseits  in  Haft  zu  halten, 
seinerseits  das  geistliche  Gericht  zu  berufen  und 
den  Beschuldigten  vor  dasselbe  zu  stellen.  So 
aufgefasst,  schliesst  diese  Vorschrift  allerdings 
ebenfalls  die  Annahme  einer  beabsichtigten 
Gleichstellung  der  Priester  und  Diakonen  mit  den 
Bischöfen  aus,  denn  die  Art  der  Einleitung  des 
Verfahrens  gegen  die  letzteren,  welches  der  König 
herbeiführte,  entsprach  nicht  den  Kanones. 

0  Es  erscheint  weiter  als  eine  nicht  gerecht- 
fertigte Voraussetzung,  dass  Nissl  und  Schrö- 
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Kleriker  dieser  Grade  das  Zügeständniss,  dass  dem  geisüichen  Gericht  die  Möglich- 
keit gegeben  wird,  vor  der  weltlichen  Abnrtheilung  die  Disciplinarontersuchung  zu 
eröffnen  nnd  auf  Disciplinarstrafe ,  d.  h.  auf  die  Absetzung,  zn  erkennend  Die 
Kirche  hat  damit  den  Vortheil,  welchen  ihr  die  Gestaltung  des  Strafverfahrens  gegen 
die  Bischöfe  von  jeher  geboten  hatte,  erlangt,  dass  sie  die  Vollstreckung  der  Todes- 
strafe an  verbrecherischen  Priestern  und  Diakonen,  ehe  diese  durch  Absetzung  aus 
dem  geistlichen  Stand  entfernt  und  in  die  rechtliche  Stellang  der  Laien  versetzt  waren, 
zu  hindern  vermochte.  Nur  darin,  dass  die  Vollziehung  der  gedachten  Strafen  vor  der 
Deposition  an  ihnen  ausgeschlossen  war  oder  wenigstens  ausgeschlossen  werden  konnte, 
waren  nunmehr  die  Inhaber  aller  höheren  Weihestufen  ^  einander  gleichgestellt. 

In  allen  anderen  Beziehungen  aber  nicht.  Denn,  wie  die  Ergebnisse  der  Verhand- 
lungen, bsbesondere  der  Beweiserhebung  in  einem  Kriminalprozess  gegen  einen  Prie- 
ster oder  einen  Diakon  vor  dem  weltlichen  Gericht  für  das  kirchliche  Disciplinar- 
gericht  nicht  bindend  waren  ^,  also  das  letztere  es  noch  immer  in  der  Hand  hatte, 
nach  Ueberführung  des  Angeklagten  in  Gemftssheit  des  weltlichen  Beweisrechtes,  bei 
anderer  Auffassung  der  Sachlage  oder  auf  Grund  anderweiter  Beweise  auf  Freispre- 
chung zu  erkennen  4,  so  ist  nach  dem  Edikt  auch  das  kirchliche  Disciplinarurtheil 
fdr  das  weltliche  Gericht  nicht,  wie  in  den  Kriminalprozessen  gegen  die  Bischöfe ^ 
prftjudiciell^,  und  die  Freisprechung  im  kirchlichen  Disciplinarprozesse  bot  kein 
rechtliches  Hindemiss  für  die  Verurtheilung  des  Priesters  oder  Diakons  zur  Todes- 
strafe und  die  Vollstreckung  derselben  an  dem  Verurtheilten  ^. 

Erhebliche  Aenderungen  hat  demnach  das  Edikt  Chlotars  H.  an  dem  bestehen- 
den Rechtszustande  nicht  herbeigeführt.  Hinsichtlich  des  Kriminalverfahrens  gegen 
die  Bischöfe  und  die  Geistlichen  der  niederen  Weihegrade  hat  es  nichts  geändert, 
hinsichtlich  der  Priester  und  Diakonen  ebenfalls  an  der  staatlichen  Kriminalgewalt 

d e r  unter  den  Worten :  „cnm  pontiflcibas''  ohne  sollte,  darüber  sagt  das  Edikt  nichts  näheres. 
Weiteres  ein  Konzil  oder  eine  Synode  yersteben.  Je«}enfall8  eigiebt  sich,  dass  die  Sistimng  der 
Der  Konig  hatte  in  seinem  Edikt  hios  Yeranlas-  Sache  im  weltlichen  Gericht  erst  nach  der  Be- 
sang, die  sachliche  Zuständigkeit  des  weltlichen  weiserhebung  geschehen  konnte,  andererseits  vor 
nnd  geistlichen  Gerichts  abzugrenzen,  nicht  aber  der  Fällung  des  weltlichen  Urthells,  vor  dem 
über  die  Kompetenz  der  verschiedenen  Gerichte  damnare,  statthaben  musste. 
der  letzteren  Art  zu  bestimmen.  Das  regelmässige  ^  Die  Subdiakonen  gehorten  damals  noch  nicht 
kirchliche  Disciplinargericht  für  die  Priester  nnd  zu  dieser  Klasse,  Bd.  I.  S.  6. 
Diakonen  ist  aber  im  Frankenreich  das  bischöf-  3  Der  Annahme  einer  präjndizlellen  Bedeutung 
liehe  Gericht  (S.  837),  nicht  eine  Bischofs-  (Pro-  des  Beweisergebnisses  im  weltlichen  Gericht 
vinzlal-  oder  Reichs-)  Synode  gewesen.  Dass  widerspricht  die  den  Bischöfen  gegebene  Befog- 
diese   als   das  höhere  kirchliche   Leitungsorgan  niss  des  examinare. 

ebenfalls  eine  solche  Zuständigkeit  besass,  und  *  Gerechnet  hat  man  allerdings  wohl  auf  den 

diese  gelegentlich,   wenn  sie  versammelt  war,  regelmässigen  Fall,  dass  das  geistliche  Gericht 

namentlich   auch   gleichzeitig  Kriminalprozesse  die  Ueberführung  im  weltlichen  Gericht  als  mass- 

gegen  Bischöfe  verhandelt  wurden,  ausübte  —  gebend  anerkannte  und  zur  Deposition  schritt, 

nur  das  beweisen  die  Fälle  bei  Niss  1  S.  128  aus  ^  s.  856.  856. 

karolingi scher  Zelt  — ,  hat  nichts  Auffälliges.  ^  Das  Edikt  erwähnt  des  weiteren  weltlichen 
Befremdend  wäre  es  dagegen,  wenn  das  Edikt  Verfahrens  gar  nicht,  lehnt  also  damit  indirekt 
und  zwar  blos  beiläufig  die  Bestimmung  getroffen  eine  solche  Anordnung  ab,  und  dies  spricht  eben- 
hätte, dass  für  das  aus  Anlass  eines  weltlichen  falls  gegen  die  wiederholt  zurückgewiesene 
KriminalpTOzesses  gegen  jeden  beliebigen  Diakon  Theorie  der  Gleichstellung  der  Priester  und  Dia- 
zu  führende  kirchliche  Disciplinarverfahren  der  konen  mit  den  Bischöfen.  Gerade  in  diesem  wich- 
schwerfälüge  Apparat  einer  Provinzial-  oder  gar  tigen  Punkte  müsste  eine  solche  nach  Nissl  und 
einer  Reichssynode  hätte  in  Bewegung  gesetzt  Schröder  stillschweigend  durch  das  Edikt  er- 
werden  müssen.    Auch  dieser  Gesichtspunkt  er-  folgt  sein. 

giebt  also  einen  weiteren  Beweisgrund  gegen  die  ^  Uebereinstimmend  hiermit  Sdralek  S.  102. 

vonNissl  und  Sehr  öd  er  behauptete  Gleichstel-  103,  welcher  allerdings  das  hier  nur  in  BetrefF 

lungderPrieser  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen.  der  Priester  nnd  Diakonen  Ausgeführte  irriger 

1  Wie  sich  prozessualisch  die  Sache  gestalten  Weise  für  alle  Kleriker  generalislrt. 
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und  der  Kriminalgerichtsbarkeit  festgehalten  und  nur  in  Betreff  der  Zeit  der  Verhftn- 
gnng  nnd  der  Vollstreckung  der  Strafe  gegen  die  letzteren  eine  dem  geistlichen  Stan- 
desgefühl Rechnung  tragende  Modifikation  eintreten  lassen  ^ 

Deshalb  hat  anch  die  fränkische  Kirche  noch  im  Verlaufe  des  7.  Jahrhunderts, 
freilich  ohne  dass  sich  die  weltliche  Gesetzgebung  veranlasst  gefunden  hat,  den  ein- 
mal eingenommenen  zurflckhaltenden  Standpunkt  aufzugeben^,  ihre  früheren  Forde- 
rungen von  Neuem,  aber  wohl  in  der  Voraussetzung  der  Hoffnungslosigkeit  eines  ent- 
scheidenden Erfolges  ohne  Nachhaltigkeit  geltend  gemacht^.  — 


1  Anden  Nissl  S.  i2i:  „Der  volle  Werth 
dieses  Zageständnisses  erhellt  erst  bei  der  Erwä- 
gung, dass  damit  der  Ausschlass  aller  weltlichen, 
nicht  anf  Sicherung  der  Person  abzielenden  pro- 
zessualen Gewaltmassregeln''  (diese  sind  aber 
doch  niemals  Rechtens  gewesen,  nur  freilich  von 
den  Konigen  nnd  ihren  Beamten  nach  nnd  yox 
dem  Edikt  geabt  wordenes.  852  n.l  u.  S.8ö5n.Ö) 
^vou  selbst  (I)  gegeben  war  .  .  .  .,  so  enthält  das 
Edikt  Chlotars  II.  die  Habeascorpnsakte  fQr  den 
höheren  merovingischen  Klerus''. 

Sohm  S.  260.  261  n.  S.  264  findet  eine  Be- 
stätigung seiner  Auffassung  (S.  859  n.  1)  in  zwei 
Stellen  der  lex  Bainvarlorum ,  worauf  hier,  da 
dieselbe  jedenfalls  der  letzten  Zelt  der  roeroTin- 
gischen  Königsherrschaft  angehört  (Brunner, 
deutoche  Rechtsgesch.  Leipzig  1887.  1,317  setzt 
sie  zwischen  744—748,  Schröder,  1,  235  zwi- 
schen 748 — 752)  noch  einzugehen  ist  Die  erste 
Stelle  I.  12 :  „Ut  nullo  presbitero  vel  diacono  11- 
ceat  habere  secum  in  domo  extraneam  feminam 
nee  per  illam  occasiouem  declpiatur  et  pollutus 
eiferst  sacriflcium  nee  plebs  per  eius  offensionem 
corrnat  et  plaga  sustineat .  .  .  Haec  eis  tantum 
facultate  concessa  sit:  matris,  Alias,  sorores  ger- 
manas  inter  domorum  suarnm  sepe  contineant; 
in  his  nihil  scevi  criminis  estimare  foedus  naturae 
permittit ...  Deceteriscansis  presbiteris, 
diaconis  vel  clericis  ab  episcopis  secundum  illo- 
rum  canones  ludicentur** ,  soll  eine  wörtliche 
Wiederholung  des  Chlotarischen  Gesetzes  im 
Sinne  S  o  h  m  s  sein.  Das  Gesetz  macht  aber  das 
Zusammenleben  der  Geistlichen  mit  fremden 
Frauen  zu  einem  weltlichen  Vergehen,  welches 
durch  den  Staat  bestraft  wird,  nnd  verweist  we- 
gen der  sonstigen  Verfehlungen  der  Geistlichen, 
d.  h.  der  rein  kirchlichen  Disciplinarrergeheu  auf 
die  Kanones  und  auf  das  Gericht  des  Bischofs. 
Die  Stelle  handelt  also  von  der  geistlichen  Dis- 
ciplinargerichtsbarkeit,  s.  auch  Löning  2,  551 
n.  2  und  Nissl  S.  45. 

Die  zweite  Stelle,  I.e.  I.  10:  ,;Et  sl  episcopns 
contra  aliquem  culpabilis  apparet  (auf  handhafter 
That  ergriffen  wird),  non  praesumat  eum  occi- 
dere«  quia  summus  poutifex  est,  sed  mallet  eum 
ante  regem  vel  ducem  aut  ante  plebem  suam  (d. 
h.  den  nächsten  lokalen  Richter,  vgl.  cap.  Ital. 
801  c.  7  Boretius  1,  205);  et  si  convictus  cri- 
mine  negare  non  possit^  tunc  secundum  canones 
ei  iudicetur,  si  talis  culpa  est,  ut  deponatur  aut 
(et,  nach  weltlichem  Recht  als  Folge  des  depo- 
natur) exilietnr.  De  homicidio,  de  fornicatione, 
de  consensu  hostlli,  si  infra  provincia  iuimicos 
invitaverit  et  eos  perdere  voluerit,  quos  salvare 


debuit,  pro  istis  enlpis  damnetur",  ergiebt  nach 
Sohm  S.  264,  dass  der  Bischof  vom  weltlichen 
Strafrecht  nnd  damit  vom  weltlichen  Strafnrtheil 
eximirt  ist,  nnd  dass  nur  das  Einleitungsverfahren 
dem  weltlichen  Gericht  zukommt,  welches  dann 
den  convictus  dem  kirchlichen  Gericht  zur  Be- 
strafung zn  überantworten  gehabt  habe.  Das 
Gesetz  will  indessen  vor  Allem  aussprechen,  dass 
der  Bischof  bei  öfTentlichen  Kriminalvergehen 
und  zwar  selbst  bei  handhafter  That  nicht,  wie 
dies  nach  fränkischem  Recht  der  Fall  war,  der 
Todesstrafe,  sondern  nur  der  freilich  für  die  Re- 
gel durch  die  Gnade  an  deren  Stelle  gesetzten 
Exilirung  unterworfen  sein  soll.  Deshalb  ver- 
langt es,  dass  der  Damniflkat  selbst  bei  hand- 
hafter That  von  seinem  Tödtungsrecht  keinen 
Gebrauch  macht,  sondern  die  Bestrafung  herbei- 
führt. •  Weiter  setzt  es  voraus,  dass  die  weltliche 
Gewalt  die  vorläufige  Feststellung  vornimmt, 
dann  die  Synode  einberuft,  diese  die  Absetzung 
ausspricht  und  nunmehr  seitens  des  Staates  die 
weltliche  Strafe  der  Exilirung  als  Folge  der  De- 
posltion  verhängt  wird,  vgl.  anch  Löning  2,  517 
n.  2;  Nissl  S.  47. 

2  Die  Quellen  ergeben  darüber  nichts. 

3  Rheims  624  o.  626  c.  6:  „Ut  si  qnis  index 
cniuslibet  ordinis  clericum  publicis  actionibus 
inclinare  praesumpserit  aut  pro  quibuslibet  cau- 
sis  absque  consclentia  et  permissn  episcopi  di- 
stringere  aut  contumeliis  vel  iniurUs  afficere  prae- 
sumpserit, communione  privetur ;  episcopns  ta- 
rnen de  reputatis  conditionibus  clerieomm  negli- 
gentiam  emendare  non  tardet" ;  ferner  Clichy  626 
c  7  (fast  völUg  gleichlautend).  NMssl  3,  204 
bezieht  Rheims  c.  6  cit  lediglich  auf  die  Schnld- 
klagen  gegen  Kleriker  und  findet  darin  blos  eine 
kirchliche  Einschärfung  der  Anordnungen  des 
Chlotarschen  Edikts,  übersieht  indessen,  dass 
selbst  wenn  man  das :  „publicis  actionibus''  nicht 
auf  Kriminalanklagen,  sondern  auf  Einforderun- 
gen öfTentlicher  Abgaben  beziehen  will,  das :  „pro 
quibuslibet  cansis  distringere"  auch  die  ersteren 
in  sich  begreifen  kann.  Weitere  Konzilien,  welche 
die  kirchlichen  Ansprüche  erneuem,  finden  sich 
nicht,  insbesondere  gehört  das  von  Löning  2, 
5*29  in  Bezug  genommene  Chalons  645  o.  6Ö6  c. 
11  nicht  hierher,  denn  es  handelt  nicht  von  der 
Ausübung  der  staatlichen  Kriminalgerichtsbar- 
keit, sondern  von  der  Bereisung  und  Bedrückung 
der  Parochieri  und  Klöster  durch  die  weltlichen 
Richter,  insbesondere  der  Vorforderung  der  Geist- 
lichen und  Aebte,  um  Abgaben  von  ihnen  zu  er- 
pressen („clericos  vel  abbates,  ut  iis  praeparent, 
luvitos  atque  districtos  ante  se  faciant  exhiberi"). 
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U.  Das  Westgothenreich.  Was  die  spanische  Kirche- betrifit,  —  hier 
fanden  die  Westgothen  das  römische  Recht,  also  die  Unterwerfung  der  Oeistlichen  unter 
die  staatliche  Kriminalgerichtsbarkeit  und  nur  die  erwähnte  Privilegirung  der  B  ischö  f  e , 
in  Geltung^  —  so  wird  von  ähnlichen  Konflikten  wie  im  Frankenreich  nichts  berich- 
tet^. Bei  der  seit  dem  Verlauf  des  7.  Jahrhunderts  eintretenden  Verquickung  von 
Kirche  und  Staat,  welche  sich  in  der  Ausübung  der  weltlichen  Gesetzgebung  durch 
die  Beichskonzilien^,  in  der  Festsetzung  kirchlicher  Strafen  durch  die  weltliche  Ge- 
setzgebung und  weltlicher  durch  die  Konzilien  ^,  also  in  der  Vermischung  der  Grenzen 
zwischen  dem  staatlichen  und  dem  kirchlichen  Strafrecht  geäussert  hat,  war  es  er- 
klärlich, dass  das  Königthum,  welchem  an  sich  die  Gerichtshoheit  über  die  Bischöfe 
zukam ^,  seitdem  es  von  der  Geistlichkeit  beherrscht  wurde,  die  weltlichen  Straf- 
sachen der  letzteren  gleichfalls  durch  die  als  geistliches  Disciplinargericht  fungirende 
Synode^  aburtheilen  Hess,  da  in  Folge  der  gegenseitigen  Durchdringung  der  staat- 
lichen und  kirchlichen  Elemente  im  Westgothenstaat  auch  die  Grenze  zwischen  staat- 
licher Kriminal-  und  kirchlicher  Disciplinargerichtsbarkeit  vollkommen  flüssig  wer- 
den musste,  und  beide  in  manchen  Fällen  nicht  mehr  auseinandergehalten  werden 
konnten.  So  hat  der  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirche  stehende  König  Sisi- 
nanth  den  landesverrätherischen  Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  Ausland  ^,  femer  der 
nicht  minder  schwache  Rekesvinth  die  nicht  gehörige  üeberwachung  der  Richter  sei- 
tens der  Bischöfe  und  die  Unterlassung  der  Anzeige  der  von  ihnen  verübten  Be- 
drückungen der  Zuständigkeit  der  Konzilien  überwiesen  s,  und  der  Erzbischof  Sisbert 
von  Toledo  wird  ebenfalls  von  einem  solchen  wegen  Hochverrath  abgesetzt,  sowie 
mit  den  entsprechenden  Strafen  belegt  d. 


1  S.  849  n.  6  u.  S.  856  n.  3. 

2  D  ab  n ,  Könige  6.  870  hat  sich  in  Betreff  der 
hier  einschlageuden  Fragen  mit  wenigen  zur 
Hand  liegenden  Notizen  begnügt.  Vgl.  übrigens 
-wegen  einer  unrichtigen  Auffassung  daselbst  auch 
S.  838  n.  6. 

3  Bd.  III.  S.  646.  645.  696. 
*  Bd,  III.  8.  697.  698. 

5  Dahn6,  368. 

«  S.  838. 

7  Toledo  IV  c.  30:  ,,Gonflnitlmi  hostium  sacer- 
dotes  praeter  eos  qui  a  regia  potestate  licentiam 
aoceperunt,  quodlibet  mandatum  ad  gentem  ex- 
traneam  occulte  accipereTel  dirlgere  non  praesn- 
mant;  qui  autem  deprehenditur  atque  convinci- 
tur,  denuiiclfitus  principi  apud  concilium  condigna 
animadveisione  mulctabitur^'.  Hier  handelt  es 
sich  um  Bischöfe,  nicht  aber  ist,  -wie  D ahn  6, 
372  meint,  das  Verbrechen  der  Konspiration  mit 
dem  Auslande  als  solches  überhaupt  (also  auch 
bei  Laien)  durch  das  Konzil  der  Kompetenz  des 
Königs  entzogen  und  der  Bestrafung  seitens  der 
Geistlichkeit  vorbehalten  worden.  Nissl  S.  108 
n.  3  scheint  in  der  Stelle  die  drei  Stadien  des 
Kriminal  Verfahrens,  welche  er  für  das  Franken- 
reich  annimmt,  wieder  finden  zu  vollen.  Aber 
Penuntiation  an  den  König  ist  offenbar  vorge- 
schrieben, damit  dieser  die  »Sache  dem  Konzil 
überweisen  kann,  und  wenn  Nissl  das:  „con- 
digna animadversione''  unter  Berufung  auf  Toi. 
XIII  683  tom.  bez.  Toledo  XVI  decr.  judicii  mit : 


^debitas  damnationis  poenas  excipiat^  und  mit: 
„canonica  ac  legal!  censura  mulctato*'  für  gleich- 
bedeutend erklärt,  so  ist  damit,  worauf  es  an- 
kommt, noch  nicht  erwiesen,  dass  die  Synode  die 
Schuldfrage  festgestellt  und  blos  die  geistliche 
Strafe  ausgesprochen,  nachher  aber  ein  weltliches 
Gericht  die  staatliche  Kriminalstrafe  yerhängt  hat. 

8  Lex.  Visigoth.  XII.  1,  2:  „.  .  .  .  Sacerdotes 
vero  .  .  .  quos,  si  excessum  iudicum  aut  actorum 
scierint  et  ad  nostram  non  retulerint  agnitionem, 
noverint,  se  iudiclo  concilÜ  esse  plectendos". 
Femer  gehörtauch  hierher  1.  c.  IX.  1,  21  (Egika), 
welche  die  Bischöfe  für  Nichteinschreiten  gegen 
säumige  Beamte  mit:  30tägiger  Exkommunika- 
tion und  30tägigem  Fasten  bedroht,  da  nur  die 
Synode  die  erstgedacbte  Strafe  gegen  dieselben 
aussprechen  konnte. 

9  Auch  hier  will  Nissl  S.  126  n.  2  entspre- 
chend Toledo  X VU  v.  694  c.  1 :  „  pro  moribus 
sacerdotum  rorrigendis,  nullo  saecularlum  assis- 
sente  inter  eos  habeatur  collatio"den  Spruch,  wel- 
chen die  Bischöfe  über  die  Schuld  und  die  kanoni- 
sche Strafe  des  Erzbischofs  Sisbert  gefällt,  Toledo 
XVI  693  c.  9,  von  dem  Verdikt,  welches  sie  auf 
Grund  jenes  Spruches  mit  den  weltlichen  Reichs- 
grossen über  die  weltliche  Strafe  abgegeben  ha^ 
ben,  unterscheiden.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
Nissl  Toledo  XVII  c.  1  völlig  mtssverstanden 
hat  (nach  demselben  sollen  die  Bischöfe  zu  Ehren 
der  Trinltät  die  drei  ersten  Tage  der  Synode 
fasten  und  ohne  Anwesenheit  von  Laien  über  die 
Glaubenslehren  und  Über  die  Verbesserung  der 
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In  Betreff  der  übrigen  Geistlichen  weisen  weder  das  Gesetzbuch  derWestgothen 
noch  die  Konzilien  eine  allgemeine  Vorschrift  anf ^  nnr  die  Fleisohesvergehen  der* 
selben  sollen  nach  dem  ersteren  der  Abortheilnng  der  Bischöfe  nnterliegen  K 

Wenn  hier  eine  Erweiterung  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  verlangt  worden 
ist,  so  hat  der  Gmnd  dafür  wohl  darin  gelegen,  dass  man  die  Geistlichen  verpflichtet 
hatte,  Rechtssachen  gegen  ihre  Amtsbrüder  allein  beim  geistlichen  Gericht  anzabringen^, 
und  im  Uebrigen  für  die  hohe  Geistlichkeit  kein  Interesse  obwaltete,  die  weltliche  Juris- 
diktion über  die  Geistlichen  auszuschliessen,  da  manche  staatliche  Vergehen,  sofern 
sie  von  Geistlichen  begangen  wurden,  lediglich  mit  kirchlichen  Strafen  bedroht  waren^, 
und  dem  kirchlichen  Gericht  in  solchen  F&llen  mindestens  die  Vollstreckung  der  er- 


Sitten Teiliandeln,  nicht  aber  Disciplinargerichte 
halten),  so  haben  die  Bischöfe  zunächst  Tor  Er- 
öffnung der  Synode  den  Sisbert  zur  Absetzung, 
zur  Exkommunikation  und  zu  ewiger  Exilirung 
verurtbeilt,  um  den  so  erledigten  Primatenstuhl 
von  Toledo  Torher  besetzen  zu  können  und  dem 
neuen  Primas  die  Thellnahme  an  dem  Konzil  zu 
ermöglichen,  decr.  iudicii  ab  unlversis  editum, 
dann  aber  auf  der  Synode  nach  ihrer  Eröffnung 
den  Spruch  nochmals  bestätigt,  um  ihn  den  Sy- 
nodalakten einyerleiben  zu  lassen.  Die  von 
Nls  sl  aufgestellte  Untersuchung  eines  Handelns 
der  Synode  als  kirchlichen  Disciplinargerichts 
und  als  eines  weltlichen  Gerichtes  ist  haltlos. 
Beide  Male  hat  die  Synode,  das  eine  Mal  vor  ihrer 
Eröffnung  als  blosses  Gericht,  das  andere  Mal 
gerade  als  Konzil  (also  nicht  als  weltliche  oder 
königliche  Behörde)  fungirt  und  das  letzte  Mal 
auch  dieselben  Strafen  ausgesprochen,  nnr  noch 
die  Vermögenskonflskation,  da  diese  behufs  Her- 
beiführung der  Vakanz  nicht  in  Betracht  kam, 
hinzugefugt. 

Endlich  muss  ich  auch  Nissl  S.  124  a.  a.  0. 
darin  entgegentreten,  dass  er  die  Zusicheinng 
König  Erwichs  in  Toledo  XIU  683  c.  2:  „ut 
nuUuB  deinceps  ex  palatini  ordinis  gradu  yel 
religionis  sanctae  conventu  regiae  subtilitatis 
astu  yel  profanae  potestatis  instinctu  sive  quonim- 
libet  homlnum  malitiosae  voluntatis  obnixu  citra 
manifestum  et  eyidens  culpae  suae  iudlcium  ab 
honore  sui  ordinis  yel  servitio  domus  regiae  ar- 
ceatur,  non  antea  ylnculorum  nexibus  illigetnr, 
non  quaestioni  subdatur,  non  quibuslibet  tonnen^ 
torum  yel  flagellorum  generibus  maceretur,  non 
rebus  privetur,  non  etiam  carceralibus  custodiis 
manoipetur  neque  adhibitis  hlnc  inde  Inlustis 
occasionibns  abdicetur,  per  quod  illl  ylolentia 
occulta  yel  fraudalenta  professio  extrahatur:  sed 
is  qni  accusatur  gradum  ordinis  sul  tenens  et  nihil 
de  supradictorum  capitulorum  nocibilitate  (noM- 
litate)  persentlens,  in  publica  sacerdotum  , 
seniorum  atque  etiam  gardingomm  discussione 
deductus  et  iustissime  perquisltus  aut  obnoxius 
reatui  detectae  culpae  legnm  poenas  excipiat  aut 
innoxius  iudicio  omnium  comprobatus  appareat. 
lUos  tarnen,  quos  in  locis  talibns  manere  consti- 
terit,  unde  nocibilis  perfugii  snspicio  sit  aut  eos 
quos  pro  conturbatione  terrae  diligentius  oporteat 
custodiri,  hos  sine  aliquorum  ylnculorum  yel 
iniuriae  danmo  snb  libera  custodia  consistere 
oportebit'',   als  ein    frappantes    Seitenstück  zu 


dem  ChloUrischen  Edikt  (S.  868)  bezeichnet  (s. 
auch  S.  861  n.  1).  Das  Edikt  regelt  das  Yerhält- 
niss  der  weltlichen  und  kirchlichen  Gerichtsbar- 
keit über  die  Geistlichen  (und  zwar  mit  Aus- 
schluss der  Bischöfe),  die  Zusicherung  Erwichs 
aber  bezieht  sich  gleichmässlg  auf  die  „palatini^ 
die  hohen  Reichs-  und  Hofbeamten,  Bd.  III. 
S.  544,  und  den  „religionis  sanctae  conyentus'' 
(Dahn  6,  238  u.  Hefele  3,  320  yerstehen  dar- 
unter „Geistliche^'  schlechthin,  aber  die  Gleich- 
stellung der  dem  religionis  sanctae  conventus, 
der  die  Kirche  y ertretenden  Versammlung,  an- 
gehörigen  Personen  mit  den  palatini  ergiebt, 
dass  es  sich  blos  um  die  Bischöfe  handelt),  also 
auf  den  weltlichen  und  geistlichen  Adel,  und 
sichert  diesem  Schutz  yor  königlichen  Gewalt- 
massregeln zu,  indem  der  König  ein  geordnetes 
Anklageverfahren  yor  den  Bischöfen  und  den 
hohen  Kelchs-  und  Palastbeamten  (denn  seniores 
undgardingi  sind  palatini  verüchiedener  Stellung, 
Dahn  6,  103.  110)  verheisst,  ohne  des  Näheren 
die  Zuständigkeit  für  die  eine  oder  andere  Kate^ 
gorle  zu  erwähnen,  was  in  Betreff  der  Bischöfe 
um  80  weniger  erforderlich  war,  als  die  palatini 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Reichskonzilien  gehabt 
haben,  Bd.  III.  S.  544. 

1  L.  Visig.  (y.  Rekesvinth  649—672)  III.  4, 
18:  /;Igitur  quemcumque  etiam  presbyterum, 
diaconum  atque  subdiaconum  Deo  yotae  ylduae, 
poeuitenti  seu  cuicumque  yirgini  vel  mnlier- 
culae  secularl  aut  coniugio  aut  adulterio  com- 
mixtum  eyidentissime  patuerit,  mox  hoc  episco- 
pus  sive  iudex,  ut  repererint,  talem  commixtio- 
nem  disrumpere  non  retardent.  Kedacto  autem 
illo  in  sul  pontiflcis  potesutem  sub  poenitentiae 
lamenta  iuxta  canones  (Toledo  VIII  663  c.  5) 
deputetnr.  Quam  dlstrictionis  severitatem,  si 
pontiflcum  torpor  implere  neglexerit,  idem  pon- 
tifex  II  libras  auri  flsco  persolvat  et  commissum 
malum  yiudicare  non  differat.  Quod  si  corrigere 
hoc  nequiverlt  aut  concilium  appellet  aut  regis 
hoc  auditibus  nunciet^ 

2  Toledo  III  689  c.  13  y erbietet  bei  Strafe  der 
Exkommunikation:  „ut  derlei  conclericos  suos 
relicto  pontlflce  suo  ad  iudida  publica  per- 
trahant;  proinde  statuimus  hoc  de  cetero  non 
praesumi ;  sed  si  quis  hoc  praesumpserit  facere, 
et  causam  perdat  et  a  communione  efflclatur  ex- 
traneus". 

3  Vgl.  0.  S.  848  n.  6. 
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kannten  Strafe,  wenn  nicht  die  Yerhängnng  derselben  überlassen  bleiben  mnsste^. 
Endlieh  ist  wohl  auch  noch  der  Umstand  in  Betracht  gekommen,  dass  den  Bischöfen 
umfangreiche  Beftignisse  in  Betreff  der  Beanfsichtignng  der  staatlichen  Rechtspflege 
und  staatlichen  Richter  von  der  Staatsgewalt  übertragen  waren  2. 

t  Wie  in  den  in  der  vor.  Anm.   gedachten  «  Dahn  6,  387.  388. 

Vergehen. 
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S.  7.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  Gri sar ,  d.  rom.  Sakramentar  i.  Ztschr.  f.  kath.'Theologle  9  (1886) 
S.  561 ;  derselbe,  d.  kürzlich  TeTofTentlichte  älteste  Messkanon  d.  rom.  Kirche,  a.  a.  0.  10 
(1886)  S.  1  ff. 

S.  7.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen :  Vgl.  auch  Probst ,  d.  gallikan.  Messe  v.  4.  bis  z.  8.  Jahrh.  in  „Der 
Katholik«,  N.  F.  66,  73.  146.  !Ä46.  361.  617. 

S.  9.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  F.  X.  Plelthner,  älteste  Geschichte  des  Breylergebetes. 
Kempten  1887. 

S.  14.  Anm.  fl.  Z.  8  t.  o.  statt:  215  zu  lesen:  214. 
Z.  11  y.  0.  statt:  203  zu  lesen:  202. 

S.  19.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Schon  1.  31  (398)  C.  Th.  XVI.  2  (=  1.  10  0.  J.  I.  3)  bedroht 
die  unter  Eindringung  in  die  Kirchen  den  Geistlichen  oder  dem  Kultus  oder  dem  Ort  ange- 
thanene  Beleidigung  oder  Profanation  u]id  Nov.  123  (546)  c.  31  die  Störung  der  gottesdienst- 
lichen Handlungen  mit  Todesstrafe. 

S.  21.  Anm.  1.  Z.  1—4  ist  der  Satz:  „Diese  Gesetzgebungen  haben  ...  keine  Abänderungen  erlitten" 
zu  streichen,  und  dafür  zu  setzen : 

„Die  sächsische  und  österreichische  Gesetzgebung  haben  keine  Aenderuugen  er- 
litten'' und  a.  E.  der  Anm.  hinzuzufügen : 

Das  Bd.  II  S.  504  n.  3  citirte  hessische  Gesetz  ist  durch  das  Gesetz  ▼.  5.  Juli  1887,  die 
Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistlichen  betr.  (Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341)  aufgehoben  und 
ersetzt. 

Danach  Ist  1.  das Erforderniss  der  deutschen  Reichsangehörigkeit  (Bd.  II.  S.  504. 
505)  für  die  Uebertragung  von  Kirchenämtem,  welche  mit  einem  Geistlichen  zu  besetzen  sind, 
gleichylel  ob  diese  dauernd  oder  'widerruflich  erfolgt,  ferner  für  die  Stellvertretung  und  Hilfe- 
leistung in  einem  solchen  (Bd.  II.  S.  506.  607)  beibehalten  worden  (Art.  1.  3).  Auch  hat  der- 
jenige Geistliche,  welchem  ein  Kirchenamt  übertragen  wird,  vor  der  Uebemahme,  also  auch  vor 
der  Ausübung  desselben  wie  früher  (Bd.  III.  S.  196)  den  Verfassungseid  zu  leisten. 

2.  Die  Vorschriften  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der  wissenschaftlichen  Vorbil- 
dung (Bd.  n.  S.  608),  welches  in  demselben  Umfange,  wie  die  Staatsangehörigkeit  (s.  zu  1), 
verlangt  wird  (Art.  3),  sind  unter  Beseitigung  der  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  (Bd.  II. 
S.  508)  dahin  abgeändert,  dass  zum  Nachweise  der  Vorbildung  die  Vorlage  von  Zeugnissen 

a.  über  das  Bestehen  der, Reifeprüfung  auf  einem  deutschen  (staatUoh  anerkannten)  Gym- 
nasium und 

b.  über  die  Zurücklegung  eines  dreijährigen  Studiums  an  einer  deutschen  Staatsuniversitat 
genügt  (Art.  4). 

Von  dem  Erfordernisse  zu  b.  ist  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ganz  oder  theil- 
weise  zu  dispensiren  befugt  (Art.  4  Abs.  2). 

Dem  theologischen  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  einem,  im  Grossherzogthum 
belegenen  kirchlichen  Seminar  gleich,  welches  von  dem  vorhin  gedachten  Ministerium  zur 
wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  geeignet  erklärt  worden  ist  und  dessen  Zulassung 
und  Fortführung  davon  abhängt,  dass  1.  dem  erwähnten  Ministerium  die  Statuten  und  der  Lehr- 
plan eingereicht,  sowie  die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer  mitgetheilt  werden,  2.  die  Lehrer  und 
Leiter  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  besitzen ,  3.  der  Lehrplan  dem  Universitätslehrplan 
gleichartig  gestaltet  ist  und  4.  die  an  dem  Seminar  anzustellenden  Lehrer  die  wissenschaftliche 
Befähigung  haben,  an  einer  deutschen  Staatsuniversitat  in  der  Disciplin  zu  lehren,  für  welche 
die  Anstellung  erfolgt  (Art.  6,  welcher  in  den  letzten  Vorschriften  wörtlich  dem  Art  2  des 
preuBsischen  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  —  vgl.  dazu  P.  Hinschius,das  preuss.  Kirchengesetz 
V.  21.  Mai  1886.    Berlin  u.  Leipzig  1886  S.  11,  und  diesen  Bd.  o.  S.  565  ff.  —  entopricht). 

3.  Das  Erforderniss  des  Einspruchs  (Bd.  lU.  S.  183)  ist  zwar  ebenfalls  festgehalten, 
aber  auf  die  Uebertragung  eines  kirchlichen  Amtes,  auf  die  Versetzung  eines  Geistlichen  in  ein 
anderes  kirchliches  Amt  und  auf  die  Umwandlung  einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine 
dauernde  beschränkt  (Art.  9  Abs.  2),  also  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder  einer 
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Hilfeleistung  in  einem  kirchlichen  Amte  (Bd.  III.  S.  186)  beseitigt,  nnddaheranch  die  Anzeige- 
pflicht des  kirchlichen  Oberen  (a.  s.  0.  S.  185)  nnr  für  die  zuerst  gedachten  Fälle  beibehalten 
worden. 

Auch  die  Voraussetzungen  des  Binspruchsrechtes  sind  etwas  anders  als  früher  (s.  Bd.  n. 
S.  604  n.  3  und  Bd.  III.  S.  184),  nämUch  dahin  normiit,  Art.  9  Abs.  2: 

t^Unser  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ist  berechtigt,  innerhalb  4  Wochen  nach  der 
Anzeige  gegen  die  beabsichtigte  Anstellung  Einspruch  zu  erheben,  wenn  der  Anzustellende  ans 
einem  auf  Thatsachen  beruhenden  Grunde,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbQrgerlicheu 
Gebiet  angehört,  für  die  Stelle  nicht  geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einsprueh  be- 
gründen, sind  anzugeben"  (wörtlich  übereinstimmend  mit  Art.  2  $.  2  des  preuss.  Gesetzes  ▼. 
29.  April  iaS7,  vgl.  dazu  P.  Hin8chlus,d.  preuss.  Kirchengesetz  t.  29.  April  1887.  BerUn 
und  Leipzig  1887.  S.  10). 

Endlich  kommt  noch  in  Betracht  Art.  9  Abs.  4 :  ^Uebeistaigt  die  Dauer  der  Verwesung  eines 
Kirchenamtes  die  Frist  von  sechs  Monaten,  so  hat  die  obere  kirchliche  Behörde  sich  mit  unserm 
Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  in  Betreff  etwaiger  Anstände  gegen  die  Person  des  Ver- 
wesers in  Benehmen  zu  setzen.^ 

4.  Die  Strafbestimmungen  (Bd.  III.  S.  187)  gegen  Geistliche,  welche  die  ihnen  ge- 
setzwidrig übertragenen  oder  von  ihnen  gesetzwidrig  übernommenen  Aemter  öffentlich  ausüben, 
und  gegen  kirchliche  Obere,  welche  Geistlichen  gesetzwidrig  ein  Kirchenamt  oder  die  Funktionen 
eines  solchen  übertragen,  sind  zwar  beibehalten  worden,  aber  die  betreffenden  Vergehen  werden 
nur  mit  Geldstrafe,  nicht  mehr  mit  Gefangniss  bedroht  (Art.  12). 

Geistliche,  welche  zu  Zuchthausstrafe  verurtheilt  oder  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  aberkannt  sind,  sind  zur  Ausübung  des 
kirchlichen  Amtes  unfähig  und  werden,  wenn  sie  die  Funktionen  eines  kirchlichen  Amtes  aus- 
üben, ebenfalls  mit  Geldstrafe  bestraft  (Art.  13). 

Jedoch  finden  alle  gedachten  Strafbestimmungen  keine  Anwendung,  wenn  blos  vorüber- 
gehend eine  einzelne  kirchliche  Handlung  ausgeübt  worden  ist  (Art.  15). 

S.  21.  Anm.  6.  Z.  2  v.  o.  ist  hinter  1882  einzurücken :  Art  3. 

S.  21.  22  ist  der  Text  von  S.  21  Z.  3  v.  u.  bis  S.  22  Z.  8  v.  o.  „Amt  zu  übemehmen3^  nebst  den  dazu 
gehörigen  Anmerkungen  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

In  Preuss en  ist  der  Rechtszustand,  wie  er  sich  nach  der  vielfachen  Durchlöcherung  des 
Gesetzes  v.  12.  Mai  1873  durch  die  verschiedenen  Novellen  gestaltet,  folgender: 

1.  Die  Reich  San  gehörigkeit  wird  für  die  dauernde  oder  widermfliche  Uebertragung 
geistlicher  Aemter  (Bd.  II.  S.  5()4.  506)  und  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder 
Hilfsleistung  in  geistlichen  Aemtem,  wie  früher  gefordert,  doch  kann  der  Kultusminister  nach 
den  vom  Staatsministerium  mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  auch  Aus- 
ländern die  Vornahme  einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten  (Ges.  v.  31.  Mai  1882. 
Art.  3  Abs.  2;  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  183).  Femer  können  Ausländer  jede 
Art  von  Messen  lesen  und  alle  Sakramente  spenden,  ohne  dass  sie  irgend  welcher  Strafe  rer- 
fallen  (Gesetz  v.  29.  April  1887,  Art.  2  C.  5,  vgl.  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Kirchengesetz  v. 
1887  S.  12). 

2.  Das  Erfordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  ist  in  demselben  Umfange 
wie  die  Reichsangehörigkeit  beibehalten,  und  es  treffen  hier  die  beiden  hinsichtlich  der  Auslän- 
der hervorgehobenen  Ausnahmen  gleichfalls  zu. 

Was  die  wissenschaftliche  Vorbildung  selbst  betrifft  (Bd.  11.  S.  504),  so  wird  nach  Auf- 
hebung der  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  (s.  diesen  Bd.  o.  S.  VI) : 

a.  die  Ablegung  der  Entlassungsprüfung  auf  einem  deutschen  Gymnasium  und 

b.  die  Zarücklegung  eines  3jährigen  theologischen  Studiums  auf  einer  deutschen  Staats- 
Universität  gefordert. 

Von  diesen  beiden  Erfordernissen  kann  der  Kultusminister  nach  den  vom  Staatsministe- 
rinm  mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  dlspensiren  (Qesl  v.  31.  Mai  1882 
Art.  3  Abs.  3,  vgl.  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  180),  ferner  seinerseits  allein  von  dem 
zu  b.  gedachten  Universitätsstudinm  mit  Rücksicht  auf  einen  besonderen  Bildungsgang  einen 
angemessenen  Zeitraum  erlassen. 

Dem  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  den  o.  S.  562  ff.  näher  besprochenen  Semi- 
naren gleich. 

3.  Das  Einspruchsrecht  (Bd.  III.  S.  184,  s.  namentlich  Anm.  8)  ist  nach  dem  Ges.  v. 
29.  April  1887  Art.  2  §.  2  („wenn  der  Anzustellende  ans  einem  auf  Thatsachen  beruhenden 
Grunde,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Gebiete  angehört,  für  die  Stelle  nicht 
geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einspruch  begründen,  sind  anzugeben'*)  den  Grün- 
den nach  mehr  erweitert  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887  S.  10). 

Geltend  gemacht  kann  dasselbe  dagegen  nur  noch  werden 
(vgl.  cit.  Gesetz,  Art.  2  $.  1:  „Die  Verpflichtung  der  geistlichen  Oberen  zur  Benen- 
nung der  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt,  sowie  das  Einspruchsrecht  des  Staates 
werden  für  die  Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Administrators,  Provisors  etc.)  auf- 
gehoben. —  Das  Einspruchsrecht  gilt  fortan  nur  für  die  dauernde  Ueber- 
tragung eines  Pfarramtes") 
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wenn  ein  Pfarramt,  und  zwar  diese«  allein  (einschliesslich  der  Sukkursal-Pfarreien),  aber  nicht 
ein  anderes  Seelsorger- Amt  einem  G-eistlichen  that^ächlich  danernd  übertragen  werden  soll,  wäh- 
rend es  nicht  darauf  ankommt,  ob  etwa  das  Pfarramt  nach  kirchlichem  oder  staatlichem  Recht 
dauernd  zu  besetzen  ist  (vgl.  hierzu  P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887  S.  7  fl). 

Die  Anzeigepflicht,  welche  zur  Ermöglichung  des  staatlichen  Einspruchs  dient,  ist  aber  bei 
der  Eilfertigkeit,  mit  welcher  die  Yorschrlften  der  beiden  Jüngsten  kirchenpolitischen  Novellen 
während  der  parlamentarischen  Berathung  formullrt  worden  sind,  nicht  dem  entsprechend  be- 
schränkt, vielmehr  nur  für  die  Einsetzung  eines  Pfarrverwesers  im  eigentlichen  Sinne  (s.  dar- 
über diesen  Bd.  o.  S.  22  n.2)  beseitigt  worden,  und  besteht  also  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nach, 
da  sie  schon  früher  für  die  a.  a.  0.  S.  22  bezeichneten  Fälle  aufgehoben  war,  ausser  bei  den 
dauernd  zu  besetzenden  Pfarrämtern  immer  noch,  obwohl  dies  keinen  Sinn  hat,  auch  für  die 
dauernd  zu  besetzenden  Seelsorge- Aemter  und  für  solche  geistlichen  Aemter,  welche  keine 
Seelsorge- Aemter  sind,  wie  die  Messbenefizien,  Kanonikate  und  die  Aemter  der  Weihbischöfe 
fort,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  eine  Versetzung  auf  ein  anderes  Amt  oder  die  Verwandlung 
einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine  dauernde  erfolgt  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
V.  1887  S.  8).  Femer  gelten  noch  für  die  Verletzung  dieser  Anzeigepflicht  die  Strafbestim- 
mungen der  $g.  22.  23  des  Gesetzes  v.  11.  Mai  1873,  für  welche  sich  freilich  der  Thatbestand 
Jetzt  nach  Massgabe  der  neuen  Vorschriften  über  die  unter  1,  2  und  3  gedachten  Erfordernisse 
bestimmt. 
S.  22.  n.  8  ist  a.  E.  anzufügen:  Nach  dem  Gesetz  v.  21.  Mai  1886  Art.  11  kann  aber  das  Staats- 
ministerium von  dem  Erfordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  und  dem  eidlichen  Gelübde 
(Bd.  lU.  S.  194)  dispensiren. 
S.  23  ist  Anm.  3  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Die  Strafbestimmungen  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1874  sind  in  Folge  der  Aufhebung  der  $$.  4 
bis  19  des  letzteren  durch  das  Gesetz  v.  29.  April  1887  Art.  6  beseitigt. 
S.  23.  Z.  6  ist  a.  Schi,  hinzuzusetzen: 

Und  zwar  ist  für  Preussen  trotz  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886,  Art.  15: 

„Das  Lesen  stiller  Messen  und  das  Spenden  der  Sterbesakramente  unterliegt  nicht  den 
Strafbestimmungen  der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873,  12.  Mai  1873,  21.  Mai  1874  (G.  S.  S.  139) 
und  v.  22.  April  1875  (G.  S.  S.  154)«; 

sowie  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887,  Art.  2  §.  5 : 

„Die  Abhaltung  von  Messen  und  die  Spendung  der  Sakramente  fallen  nicht  unter  die  Straf- 
bestimmungen der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873  und  v.  21.  Mai  1874. 

Vorstehende  Bestimmung  findet  auch  auf  Mitglieder  von  Orden  und  ordensähnlichen  Kon- 
gregationen Anwendung,  sofern  dieselben  für  das  Gebiet  der  preussischen  Monarchie  zuge- 
lassen sind. 

Die  Vorschrift  des  Artikels  15  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  wird  hierdurch  nicht  berührt^'; 
die  Ausschliessung  der  Mitglieder  des  Jesuitenordens  und  der  Kongregationen  der  Redemp- 
toristen,  der  Lazaristen  und  der  Priester  v.  h.  Geiste  von  Jeder  Anstellung  im  Kirchendienst 
und  Jeder  kirchlichen  Funktion  bestehen  geblieben  (Bd.  II.  S.  510),  denn  auf  die  Vornahme 
der  Ordensthätigkeit  durch  diese  bezogen  sich  die  Strafbestimmungen  der  preussischen  Gesetz- 
gebung an  sich  nicht,  und  die  eben  citirten  preussischen  Gesetze  konnten  die  Vorschriften  der 
Kelchsgesetzgebung  (Bd.  II.  S.  510  n.  11),  auf  welcher  diese  Ausschliessung  beruht,  nicht  — 
das  übersieht  Heiner,  Wo  stehen  wir  Jetzt?  Dessau  1886.  S.  53  in  der  Bekämpfung  meiner 
Ausführungen  im  Kirchengesetz  von  1886  S.  84,  vgl.  auch  Kirchengesetz  v.  1887  S.  14  —  be- 
seitigen oder  ändern.  Nur  insofern  unterlagen  die  Mitglieder  dieser  religiösen  Genossenschaften 
den  Strafen  der  cit.  preussischen  Gesetze,  als  sie  auch  gegen  diese  verstiessen,  d.  h.  diesen  zu- 
wider ihnen  übertragene  geistliche  Aemter  oder  übernommene  Stellvertretungen  und  Hilfslei- 
stungen in  ihnen  ausübten.  Allein  Insoweit  hat  also  die  Vorschrift  des  cit.  Art.  2  $.  5  Abs.  1, 
welcher  die  Abhaltung  von  Messen  und  Spendung  der  Sakramente  für  nicht  strafbar  erklärt,  für 
sie  eine  Bedeutung. 

Nach  dem  früheren  preussischen  Recht,  nach  welchem  alle  Orden  und  Kongregationen 
vom  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  ausgeschlossen  waren,  Bd.  II.  S.  51011. 12,  und  Ihren 
Mitgliedern  Jede  Ordensthätigkeit  verwehrt  blieb,  war  die  Ausübung  derselben  an  sich  ebenfalls 
nicht  nach  den  im  Art.  3  $.  5  Abs.  1  citirten  preussischen  Gesetzen  strafbar,  sondern  eine  Be- 
strafung konnte  nur  in  den  zu  Ende  des  vorigen  Absatzes  gedachten  Fällen  eintreten.  Art.  5 
.  S.  1  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887: 

„Im  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  werden  wieder  zugelassen  diejenigen  Orden  und 
ordensähnlichen  Kongregationen,  welche  sich  a)  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge,  b)  derUebung 
der  christlichen  Nächstenliebe,  c)  dem  Unterricht  und  der  Erziehung  der  weiblichen  Jugend 
in  höheren  Mädchenschulen  und  gleichartigen  Erziehungsanstalten  widmen,  d)  deren  Mit- 
glieder ein  beschauliches  Leben  führen", 
gestattet  in  Verbindung  mit  dem  cit.  Art.  2  $.  5  Abs.  2  den  Mitgliedern  der  aufgezählten  Ge- 
nossenschaften, sofern  die  letzteren  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1875,  d.  h. 
am  S.Juni  1875,  Niederlassungen  in  Preussen  besessen  hatten,  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
V.  1887.  S.  18,  nicht  nur  die  Ausübung  ihrer  Ordensthätigkeit,  sondern  auch  die  straffreie  Ab- 
haltung von  Messen  und  die  straffreie  Spendung  der  Sakramente,  aber  Im  Uebrlgen  unterliegen 
sie,  sofern  ihnen,  selbst  wenn  sie  einem  sich  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge  widmenden  Orden 
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togehoTeo,  geisUiclie  Aemter  oder  Stellvertretan^n  und  Hflfeleistangen  in  tolclien  übertzs^en 
worden  Bind  nnd  sie  die  Funktionen  derselben,  abgesehen  von  den  beiden  eben  gedachten  Fal- 
len aosuben,  den  Strafbestimmangen,  welche  für  Weltgeistliche  gelten. 

Die  Frage  endlich,  ob  die  Ansühnng  der  Ordensthatigkeit  sowie  die  straffreie  Abhaltung 
'  Yon  Messen  nnd  die  straffreie  Spendnng  der  Sakramente  auch  dann  gestattet  ist,  wenn  die  Mit- 
glieder zwar  eii\er  der  vorhin  gedachten  Genossenschaften  angehören,  aber  eine  Niederiaasnng 
der  letzteren  in  Prenssen  noch  nicht  wieder  gegnlndet  oder  für  eine  solche  Niederlassong  die 
nach  dem  cit.  Art.  5,  $.  2  erforderliche  Genehmigung  der  Minister  des  Innern  nnd  der  geist- 
liehen Angelegenheiten  nicht  ertheilt  ist,  muss  verneint  werden,  weU  die  Znlassnng  d&  Ge- 
nossenschaften nicht  als  solcher,  sondern  nnr  durch  Znlassnng  der  Niederlassungen  zn  erfolgen 
hat,P.Hinschins,  KirchengeseU  1887.  S.  20.  Für  die  Mitglieder  solcher  nicht  zugelssse- 
nen  Niederlassungen  kann  dann  möglicher  Weise  der  allgemein  lautende  Art  16  des  Gesetzes 
T.  21.  Msi  1886,  weicher  im  Art.  2,  %.  5,  Abs.  3  des  Gesetzes  t.  29.  April  aufrecht  erhalten 
worden  ist,  über  die  Straffreiheit  des  Lesens  stiller  Messen  (s.  diesen  Bd.  o.  S.  199  n.  4.  5; 
P.  Hinschius,  Kirchengesetz  ▼.  1887.  S.  16  n.  1)  nnd  der  Spendnng  der  Sterbesakramente 
(s.  diesen  Bd.  o.  S.  80.  136)  von  Bedeutung  werden. 

In  Baiern  wird  nach  der  Begierungspraxis  das  Lesen  von  Messen  durch  Mitglieder  des 
Jesuitenordens  nicht  als  Ausübung  der  Ordensthatigkeit  aufgefasst,  Arch.  f.  k.  K.  B.  69,  391. 

S.  36.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  Gregor.  Turon.  bist.  Franc  X.  16,  o.  S.  805  n.  3. 

S.  36.  Z.  3  T.  o.  statt:  Art  lies  Ort. 

S.  39.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzusetzen: 

Auf  die  Taufe  des  Kindes  durch  den  Vater  im  Fall  der  Noth  bezog  sich  aber  das  Verbot 
nicht,  da  dadurch  kein  Ehehindemiss  mit  der  Frau  entstand,  ep.  Paschalis  II  v.  1100,  Jaffe- 
Loewenfeldn.  5817;  t.  Pflugk-Harttung  acta  pont  roman.  ined.  2, 169. 

S.  42.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen;  Ueber  die  Grundlosigkeit  dieses  Verbotes  vgl.  die  folgende  Anm. 
und  Laurin  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  66,  380.  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  1  ▼.  o.  vor  Riehter-DoTe  einzuschalten:  So  auch  Laurin,  Aroh.  f.  k«  K.  B. 
56,  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  16  t.  o.  stott:  die  Doktrin  ist  darüber  einig,  lies:  die  deutsche  Doktrin  ist  fut 
ausnahmslos  darüber  einig  (ob  mit  Becht,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen,  vgl.  Laurin  a.a.O. 
S.  384.  393). 

S.  46.  Anm.'l.  Z.  2  t.  o.  hinter:  322  einzuschieben:  und  Aich.  f.  k.  K.  B.  68,  266. 

S.  49.  Anm.  1.  Abs.  1  hinzuzusetzen:  S.  auch  Diöc.  Syn.  v.Pavia  1878  i.Arch.  f.  k.  K.B.  65,  66.66. 

S.  49.  Z.  4  T.  u.  hinter:  Juden  als  Anm.  6»  einzuschalten: 

Kutschker,  die  Vorschriften  über  die  Taufe  der  Juden  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  66,  286  (im 
wesentlichen  nur  eine  Wiedergabe  der  S.  60  Anm.  3  cit.  Konstitutionen  Benedikts  XIV.). 

S.  51.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z.  6  v.u.  hinter:  Oesterreich  einzuschalten:  (Kutschker,  die  Bestim- 
mungen d.  österr.  Gesetzgebung  über  die  Judentaufen  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  361). 

S.  54.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  Bntsch.  d.  Congr.  inquisit.  v.  1886,  AcU  s.  sed.  18,  343 
u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  364. 

S.  69.  Anm.  6  a.  £.  hinzuzusetzen :  und  wegen  der  meroviugischen  Zeit  H  au  ck ,  Kirchengeschichte 
Deutschlands.  Leipzig  1887.   1,  178. 

S.  77.  Anm.  2.  Z.  1  v.  u.  sUtt :  219  lies:  218. 

S.  84.  Anm.  3.  Z.  2  y.  u.  hinter  1880  einzuschieben:  3.  Aufl.  1886. 

S.  91.  Anm.  1.  Z.  9  y.  o.  statt:  24.  Juli  lies:  21.  Juni. 

8.  92.  Z.  2  y.  o.  hinter :  suchen  als  Anm.  1&  einzufügen :  Noch  im  12.  Jahrb.  kommen  päpstliche 
Priyilegien:  „ne  aliquis  monachus  yel  quisquam  alius  parrochiam  yestram  inyadere  et  contra 
yoluntatem  yestram  in  quadragesima  yel  in  morte  penitentlam  parrochianls  yestris  dare  praesu- 
mat''  (Clemens  III.  für  das  Domkapitel  zu  Perugia  1189,  y.  Pflugk-Harttung  aota  3,  371) 
und  „Cathecuminos  quoque  aut  inflrmorum  unctiones  in  populo  a  monachis  fleri  yel  publicas 
penitentias  dari,  sine  tua  yel  successorum  tuorum  permissione  yetamus^  (Coelestin  III.  für  den 
Bischof  y.  Lucca  1194,  I.  c  p.  394)  gegen  die  Uebung  geistlicher  Funktionen  durch  die 
Mönche  yor. 

S.  92.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen:  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  auch:  K.  Eubel,  Gesch. 
d.  oberdeutschen  (Strassburger)  Minoritenproyinz.  Würzburg  1886.   S.  23. 

S.  93.  Anm.  2.  Z.  2  y.  o.  statt:  VU  Ues:  UI. 

8.  94.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z.  3  y.  o.  hinter:  beseitigt,  einzuschieben:  Vgl.  Dipl.  des  Bischofs  Albrecbt 
y.  Halberstadt  y.  1332,  welcher  den  Augustiner-Eremiten  das  Abhalten  der  Beichte  und  das 
Predigen  nach  Massgabe  der  Dekretale  Bonifaz'  VIII.  gestattet,  G.  Schmidt,  Urkundenbuch  d. 
Hochstifts  Halberstadt  3,  349. 

8.  94.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  2  y.  u.  statt:  2041  lies :  204. 

8.  103  in  der  Seitenüberschrift  stott:  Taufe  lies:  Busse. 

8.  106.  Anm.  1.  Z.  4  y.  n.  hinter:  2,  1469  einzuschalten:  und  insbesondere  wegen  Neapels  und 
Siziliens  Fr.  S  caduto,  stoto  e  chiesa  nelle  dne  Sicilie.   Palermo  1887.   S.  602. 

S.  105.  Z.  7  y.  u.  hinter :  gerechtfertigt  als  Anm.  6»  einzuschalten :  So  hat  auch  die  Ck>ngr.  inquis. 
1886  entschieden,  Acta  s.  sed.  19,  46;  Arch.  f.  k.  K.  R.  67,  381;  Biedexlack  1.  Ztschr.  f. 
kath.  Theologie  1887.  li;  683. 

S.  109.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  die  Anm.  6<^  (s.  yorher)  zu  S.  106. 

S.  112.  Anm.  11  a.  E.  hinzuzufügen :  Priyilegien  Benedikts  XII.  für  den  Herzog  yon  Braunschweig 
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und  dessen  Oemalilin  t.  1336  und  Clemens'  VI.  fUr  die  Landgrifln  t.  Thüringen  v.  1347  bei 
G.  Schmidt,  päpstliche  Urkunden  und  Regesten  aus  den  Jahren  1295—1352.  Halle  1886. 
S.  305,  379. 

S.  116.  Anm.  7  ▼.  S.  115.  Z.  2  v.  u.  nach:  a.  a.  0.)  einzuschalten :  Encyklika  Leos  XIII.  ▼.  1885, 
Acta  8.  sed.  18,  261. 

S.  132.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  s.  femer  auch  wegen  der  PnlyerversohwSrung,  y.  Ddllinger 
u.  Keusch ,  d.  Selbstbiographie  d.  Kardinals  Bellarmin.   Bonn  1887.  S.  201  ff. 

S.  137.  Z.  1  T.  u.  hinter:  privllegirt  als  Anm.  8  anzufflgen :  S.  auch  das  zu  S.  92.  Z.  2  dieser  Nach- 
träge dt.  Privileg  Goelestins  III.  t.  1194. 

S.  148.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ueber  die  Ermächtigung  eines  anderen  Bischofs  seitens  des 
Papstes  bei  verweigerter  Konsekration  von  Klosterkirchen  durch  den  Diöcesanbischof  s.  ep. 
Benedikt  Yin.  für  Chiusi  1012—1024  bei  Ughelli,  Italia  sacra  3,  622  u.  t.  Pflugk-Hart- 
tung  Acta2,  65. 

S.  149.  Anm.  12  a.  E.  hinzuzusetzen :  Selbstversändllch  ist  dies  aueh  bei  Torliegendem  päpstlichen 
Privileg  zulässig;  ein  solches  für  ein  Kloster  in  Genua  von  Alexander  III.  v.  1162:  „candelas 
in  pnriflcatione  b.  Mariae  vobis  et  parrochianis  vestris  benedicendl  liberam  vobis  concedimus 
facultatem''  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  211. 

S.  156.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  v.o.  hinter:  h. Benedikts  einzuschalten:  (s.dazu  auch  die  der 2. Hälfte 
des  11.  Jahrb.  angehorige  Notiz  in  Cod.  Vatic.  1341,  Maassen,  Pseudo-Isidor-Studien  II. 
Wien  1885.  S.  4:  ;,Ego  Theotardus  s.  Martini  coenobii  nunc  ordinandus  abbas  subieetionem  et 
reverentiam  a  ss.  patribus  oonstltutam  et  oboedientiam  secundum  praeceptum  b.  Benedict!  s.  dei 
Heduensi — ^Autun — ^aecclesiae  in  praesentia  domni  episcopi  Aganonls  perpetuo  me  exhibiturum 
promitto  et  propria  manu  flrmo"). 

8.  159.  Anm.  Sp.  1.  Z.  19  v.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Weiland  1.  Ztschr. 
f.  K.  R.  22,  200. 

8.  159.  Anm.  Sp.  2.  Z.  11  v.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  anzufügen:  Weiland  a.  a.  0.  S.  207  ff. 

S.  161.  Anm.  Sp.  1.  Z.  10  v.  o.  hinter :  1886  8.  7  ff.  einzuschalten :  (im  Buchhandel  als  besondere 
Schrift.   Breslau  1886). 

S.  161.  Anm.  Sp.  2.  Z.  10  v.  u.  hinter:  geblieben  einzufügen:  (Tgl.  hierzu  auch  Engelmann  In 
der  citlrten  Schrift  S.  77  ff.). 

S.  162.  Anm.  v.  S.  161.  Sp.  1.  Z.  9  v.  u.  hinter:  gewesen  ist  einzusehalten:  dessen  Krönung  aber 
in  Bologna  stattgefunden  hat,  Bänke,  deutsche  Gesch.  1.  Zeitalter  d.  Reformation.  3.  Ausg. 
3, 179  (der  letzte  Kaiser,  welcher  in  Rom  (1452)  gekrönt  worden  Ist,  war  Friedrich  III.,  Pastor, 
Gesch.  d.  Päpste  seit  d.  Ausgang  d.  Mittelalters.  Freiburg  1.  Br.  1886.   1,  374). 

S.  164.  Anm.  4.  Sp.  2.  Z.  8  v.  o.  hinter  S.  31  einzuschalten:  vgl.  auch  unten  S.  168  und  Hir- 
schel  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  34,  354. 

S.  169.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen :  Aueh  hat  die  Universität  München  mit  einer  Klrehe  daselbst  einen 
Vertrag  geschlossen,  nach  welcher  die  erstere  berechtigt  ist,  das  Kirchengebäude  zu  Gottesdien- 
sten für  die  Universitätsangehorigen  zu  benutzen,  dafür  aber  einen  Jährlichen  Dotationsbeitrag 
von. 600  Fl.  zu  dem  gesammten  Real-  und  Personalbedarf  der Kirehe  zu  leisten  hat,  Seuffert, 
Arohiv  38,  430. 

8.  169.  Anm.  4.  Abs.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ueber  einen  Fall,  in  welchem  eine  Kirehe  seitens 
eines  Kapitels  gegen  einen  jährlichen  Kanon  an  eine  Brüderschaft  veräussert  worden  ist,  Acta 
8.  sed.  18,  253. 

S.  169.  Anm.  5  a.  £.  hinzuzufügen :  Daher  verlangt  Chregor  I.  ep.  I.  68,  ed.  Bened.  2,  555  die  Rück- 
gabe von  Kelchen  und  anderen  Geräthschaften,  welche  ein  Diakon  an  einen  Juden  verkauft  hatte. 

S.  170.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ueber  dieTeräusserung  von  Kirchengeräthen durch  Callxt  III. 
i.  J.  1456  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Rüstungen  gegen  die  Türken  s.  Pastor,  Gesch.  d. 
Päpste  1,  521. 

S.  170.  Anm.  9  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  S.  auch  die  Urkunde  des  Bischofs  Albrecht  von  Halberstadt 
V.  1316  für  den  Comthur  des  deutschen  Ordens,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstlfts  Halber- 
stadt 3,  133 :;,...  ut,  sl  opus  omnlno  esse  videritis  ad  stractuzas  aliquas  ampliandas,  chorum 
ecclesie  in  Luckenum  vllle  vestre  ab  incolis  civibus  desolate  dissolvatls  atque,  sicut  vestra  etiam 
poposcit  devotio,  cum  domo  seu  mansione  vestris  usibus  construenda  occupetis  partem  cymiterii 
aliquam,  in  qua,  sicut  convenit,  secandum  fragilis  nature  seu  vllis  veutris  tributi  solutionem 
camera  vobis  flaf. 

Ueber  die  Versteigerung  der  Kirchengenithschaften  supprimirter  und  säkularisirter  Kloster 
i.  J.  1810  8.  Eubel,  Gesch.  d.  oberdeutschen  Minoritenprovlnz  S.  151. 

S.  178.  Anm.  2.  Z.  4  v.  u.  hinter :  angegeben  Ist)  einzuschalten :  4.  Aufl.  1887. 

S.  182.  Z.  2  V.  0  hinter:  ihr  Amt,  als  Anm.  1»  anzufügen:  auch,  wenn  die  Yerbindllchkeit  dem 
Amt  nur  kraft  besonderer  Fundationsbestimmungen  auferlegt  ist,  Acta  s.  sed.  19,  533. 

S.  186.  Anm.  3.  Z.  9  v.  o.  hinter:  S.  184  n.  6  einzuschalten:  Acta  s.  sed.  20,  40;  wennschon  von 
der  Gongr.  conc.  gestattet  worden  ist:  ^ posse pexmltti  prodentl  arbitrio  episcopi  aliquam  remu- 
neratlonem  intnltu  laboris  et  incommodi  exclusa  quallbet  eleemosyna  pro  applicatione  missae. 
Acta  s.  sed.  18,  547. 

S.  187.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ygl.  auch  Acta  s.  sed.  18,  544. 

S.  187.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzufügen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  19,  454. 

S.  189.  Z.  2  v.u.  statt:  stabilum  lies :  stabile. 

S.  203.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  Weiter  hierher  gehörige  Fälle  Acta  s.  sed.  19,  452.  576  u.  20, 40. 
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S.  210.  Z.  9  V.  0.  Ist  hinter:  celebriren  als  Anm.  1*  hinzuzusetzen:  Das  Sdpendlam  erhält  er  da- 
nach nicht  als  Depositum,  sondern  za  Eigentham,  wennschon  er  es  abgesondert  von  jedem  an- 
deren Oelde  bis  nach  der  Persolvimng  der  Messe  aufbewahren  und  nicht  früher  verwenden  soll. 
Er  trägt  also  aucb  den  Verlust  (z.  B.  durch  Entwendung)  und  ist  trotz  eines  solchen  zur  Petsol- 
virung  verpflichtet,  vgl.  Nirschl  i.  Arch.  f.  k.  E.  R.  56,  3  ff. 

8.  215.  Anm.  7  a.  Scbl.  hinzuzufügen:  AcU  s.  sed.  19,  600. 

S.  216.  Anm.  3  a.  £.  hinzuzusetzen :  Einen  weiteren  Fall  s.  Acta  s.  sed.  19,  194. 

S.  221.  Anm.  7  a.  £.  hinzuzufügen:  Das  älteste  Beispiel  für  einen  solchen  regelmässigen  Gottes- 
dienst dürfte  die  Anordnung  der  16.  Nationalsynode  von  Toledo  693  sein,  nach  welcher  c.  8 
wegen  der  Verdienste  des  Königs  Egiea  um  die  Kirche  für  ihn  und  die  gesammte  könl^ohe 
Familie  täglich  (mit  Ausnahme  des  Charfreitags)  in  allen  Kirchen  die  Messe  dargebracht  und 
gebetet  werden  sollte. 

S.  222.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  In  dem  Privileg  Clemens'  III.  für  das  Domkapitel  zu  Pisa  v. 
1188,  V.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  355:  „populäres  quoque  processiones,  nisiinmaiori 
non  flant  ecclesia^  sind  wohl  processiones  publicae  gemeint. 

8.230.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  19,319. 

S.  232.  Anm.  3  v.  S.  231  a.  E.  hinzuzufügen :  Ueber  Verbote  und  Einschränkungen  der  Prozes- 
sionen im  Königreich  beider  Sizilien  seit  dem  18.  Jahrh.  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa  nelle  dee 
Sicilie  p.  490.  491. 

8.  240.  Anm.  2.  Z.  4  v.  o.  statt:  c.  76  Dict  Ues:  c.  26  Dist 

8.  240.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Benrath,  z.  Gesch.  d.  Ifarienverehrung  i.  d.  Stu- 
dien u.  Kritiken.  Jahrgg.  1886.  S.  7.  197;  v.  Lehner,  die  Marleuverehmng  in  den  ersten 
Jahrhunderten.   2.  verb.  Auflage.    Stuttgart  1886. 

S.  245.  Z.  1  V.  u.  statt:  nochmals  lies :  nachmals. 

8.  245.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  v.  u.  hinter:  P.  n.  9238  einzuschalten:  u.  ep.  Gregorii  IX  ad  episc. 
Brixiens.  v.  1230,  Wilibald  Hauthaler,  aus  den  vatikanischen  Regesten  (z.  Gesch.  d.  Erz- 
bischöfe V.  Salzburg).  Wien  1887.   S.  46. 

8.251.  Anm.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  behauptet  wird  einzuschieben:  (vgl.  auch  Döllinger  und 
Reu  seh,  die  Selbstbiographie  des  Cardinais  Bellarmin  S.  300). 

8.  253.  Anm.  Sp.  1.  Z.  18  v.  u.  hinter:  festgestellt  werden  einzoschalten :  (S.  auch  die  instructio 
ad  condendum  auctorltate  ordinaria  processum  super  immemorabill  cultu  i.  Arch.  f.  k.  K.  B. 
47, 114). 

S.  253.  Anm.  Sp.  2.  Z.  27  v.  o.  hinter:  17,  399.  612  einzufügen:  18,  420  u.  19,  357. 

8.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  21  v.o.  hinter:  constet  etc.  einzuschieben:  (Acte  s.  sed.  19,  301 ;  20,  238. 
242.  254.) 

8.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  23  v.  u.  hinter:  beatiflcationis  einzuschalten:  AcU  s.  sed.  20,  237. 

8.  254.  Anm.  Sp.  2.  a.  Schi,  der  Anm.  hinzuzusetzen:  Ueber  den  die  Beatiflkation  des  Gardinais 
Bellarmin  betreffenden,  noch  immer  nicht  erledigten Prozess  s.  v.  Döllinger  u.  Rousch,  die 
Selbstbiographie  des  Gardinais  Bellarmin  8.  5  ff.,  296  ff.,  317  ff. 

8.  255.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  Acte  s.  sed.  20,  243.  249.  252.  296.  356.  387. 

8.  256.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  und  bei  v.  Döllinger  u.  Reu  seh  a.  a.  G.  8.  286. 

8.  259.  Anm.  5  a.  Schi,  anzufügen :  und  Gamillus  de  LeUis  und  Johannes  de  Deo  zu  Patronen  der 
Hospitäler,  Acta  s.  sed.  18,  598. 

8.  259.  Anm.  12  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  v.  1662  betr.  die  Diöcese  Münster  bei  A.  Uü  - 
sing,  Fürstbischof  Ghrlstoph  Bernhard  von  Galen.  Münster  u.  Paderborn  1887.  8.  84. 

S.  264.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter:  II.  2,  153  ff.  einzuschalten:  vgl.  die  Bitte  Lothars  1.  an 
Leo  IV.  um  Reliquien,  transl.  8.  Alexandri  c.  4,  88.  2,  677. 

B.  268.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Ein  Beispiel  v.  1653  bei  Hüsing,  a.  a.  G.  S.  86. 

8.  268.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen :  Ueber  die  Schenkung  einer  Reliquie  seitens  eines  Klosters  an  den 
Bischof  V.  Münster  i.  J.  1654  H  ü  s  i  n  g  a.  a.  G.  8.  85.  86. 

8.  279.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Im  Mittelalter  hat  man  sich  allerdings  nicht  immer  an  diese 
Normen  gehalten,  s.  Urk.  des  Halberstädter  Kapitals  v.  1350,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hoch- 
stifts Halberstadt  3,  509 :  „pro  redimendo  reliquias  nostre  ecciesie,  vid.  ymagines  s.  Mariae  virg. 
et  b.  prothomartiris  Stephani,  patronl  nostri,  a  Gaczum  Judeo,  cui  fuerant  nomine  pignoris 
obligate". 

8.  280.  Anm.  6.  Z.  6  v.  u.  hinter:  14,  395  hinzuzusetzen:  Boret,  capit  1,  363. 

8.  284.  Anm.  6  v.  S.  283.  Z.  6  v.  u.  hinter:  212.  213  einzuschieben:  Fr.  Scaduto,  sUto  e  chiesa 
nelle  due  Sicilie  p.  483  ff. 

8.  285.  Anm.  4  v.  8.  284.  Z.  2  a.  E.  hinzuzufügen :  über  Nordamerika  s.  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  72. 

8.  298.  Anm.  5  a.  £.  hinzuzusetzen : 

Andererseits  kann  der  Staat  auch  gewisse  Dienstleistungen  und  Uebungen  an  Sonntagen 
und  Feiertagen  bei  Strafe  vorschreiben,  einen  hierher  gehörigen  Fall  in  der  Juristischen  Rund- 
schau f.  d.  kath.  DeutschUnd.  Frankfurt  a.  M.  Bd.  II  (1886).   8.  247. 

8.  302.  Anm.  1.  Z.  12  v.  o.  hinter:  1839  einzuschalten:  auch  V.  d.  Justiz-Min.  v.  1850,  preuss. 
J.  M.  Bl.  1850.   8.  127  u.  Beiträge  z.  preuss.  Kirchenrechte.    Heft  1,   S.  3a 

8.  302.  Anm.  1.  Z.  10  v.  n.  hinter:  bestimmt  einzuschalten:  und  durch  V.  v.  18.  Juli  1887,  a.  a. 
G.  1887.  8.  638  die  allgemeinen  Feiertage  im  Sinne  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  das 
Verfahren  in  Rechtsstreitigkeiten,  Straf-  und  Verwaltungssaohen,  der  Wechsel-Ordnung  und 
des  Handelsgesetzbuches. 
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S.  302.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Bovie  Jetzt  für  Elsass-Lothringen  das  Oe&etz  betr.  die  ge- 
setzlichen  Feiertage  t.  19.  Oktober  1887,  Ges.  Bl.  f.  £l8.-Lothr.  S.  79. 

S.  302.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  £.  hinzuzufügen  :  sowie  ein  Abdruck  begonnen  in  Ztschr.  f.  K.  R.  21,  341. 

S.  303.  Anm.  7.  Z.  2  y.  o.  staU:  113  $.  48  lies:  I.  3  $.  48. 

S.  308.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Schon  in  dem  Privileg  Anastasius'  lY.  für  den  Konvent 
der  Laterankirche  T.  1163,  Mansl  21,  779;  t.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  132hei8Btes: 
„ut  eadem  ecclesia  tamquam  prindpalis  mater  et  domina  omnlno  libera  sit  et  nulii  penitus  nisi 
soll  Romano  pontiilci  sit  snblecta''. 

S.  310.  Anm.  13  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  lieber  die  Pfarrei  der  Laterankirche  in  Rom  (S.  307  n.  12) 
s.  die  Privilegien  Oalizts  II.  t.  1121  und  Hadrians  lY.  v.  115Ö,  v.  Pflugk-Harttung,  Acte 

2,  232  u.  3,  166  (Jaff^-Loewenf  eld  reg.  n.  6907  u.  n.  10032,  das  Privileg  Paschalis  II.  v. 
1105,  V.  Pflugk-Harttung  1.  e.  2,  186  ist  unecht,  Jaf f d-Loev^enfeld  n.  6066). 

S.  311.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen:  Ein  ähnlicher  Fall  Acta  s.  sed.  19,  442. 

S.  311.  Anm.  3  a.  £.  hinzuzusetzen:  Durch  die  Gewährung  des  Rechtes  zur  Ertheilung  der  Taufe, 
welches  auch  an EIosteTkirchen  verliehen  worden  ist,  s.  privil.  Adrlani  lY.  y.  1154,  v.  Pflugk- 
Harttung  Acta  3,  158,  wird  die  Kirche  aber  keine  Pfarrkirche. 

8.  311.  Anm.  7  a.  Schi,  anzufügen:  Ygl.  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  cono.  v.  1886  in  Acta  s.  sed. 
19.  442. 

S.  313.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  auch  Acta  s,  sed.  20,  41. 

S.  314.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  hinter:  n.  2  einzuschalten:  s.  auch  Nov.  Justin.  58  (a  537). 

S.  315.  Anm.  1.  Z.  7  y.  u.  nach:  p.  642  einzuschieben:  neuere  Indulte  v.  1857  inhaltlich  mitgc- 
theilt  bei  Dumont,  Gesch.  d.  Pfarreien  d.  Erzdiocese  Köln.  YI.  Dekanat  Brühl  von  Rosel- 
len. Köln  1887.  S.  430. 

S.  316.  Anm.  13.  Z.  1  v.  o.  vor :  Im  übrigen  einzuschieben :  Bei  Yerleihung  für  den  Stifter  und 
dessen  Deszendenten,  nur  auf  die  durch  Mannet  vermittelten  Deszendenten,  Congr.  conc.  y. 
1886,  Acta  s.  sed.  19,  499;  Arch  f.  k.  K.  R.  59,  123. 

S.  319.  Anm.  2.  Z.  1  am  Anfang  einzuschieben :  Nov.  Justin.  67  (538)  c.  1 ;  Nov.  131  (545)  c.  7. 

S.  319.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  eines  päpstlichen  Privilegs  gegen  die 
Neuerrichtung  von  Kirchen  in  ep.  Anastasii  lY.  für  den  Bischof  v.  Asti  v.  1154,  t.  Pflugk- 
Harttung  3,  143. 

S.  320.  Anm.  9.  Z.  1  v.  o.  hinter  qu.  2  einzuschalten :  Gregor  I.  ep.  II.  5.  12,  ed.  Bened.  2,  571.  577. 

S.  321.  Anm.  1.  Z.  4  y.  u.  hinter:  allegatis  einzuschalten:  (vgl.  auch  Gregor  I.  ep.  II.  5.   12  cit.) 

S.  321.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ygl.  auch  den  Fall  in  Acte  s.  sed.  18,  473  u.  20,  31*2, 
in  welchem  der  Bischof  selbst  den  Bau  begonnen  hatte. 

S.  321.  Anm.  7.  Z.  5  v.  u.  hinter:  866  einzuschieben:  Acta  s.  sed.  18,  538  u.  20,  157.  319. 

S.  322.  Anm.  8.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter:  So  z.  B.  einzuschalten:  ep.  Gölestiui  III  y.  1192,  Jaff ^. 
Loewenfeldn.  16910j  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  385. 

S.  322.  Anm.  8.  Sp.  2.  Z.  19  v.  u.  hinter:  constituere  einzuschieben:  Oölestin  II.  v.  1144  für  eine 
Kirche  in  der  Diöcese  Gremona,  Jaff^-Loewenfeld  n.  8516;  Lucius  U.  für  eine  Kollegiat- 
kirche  in  Pisa  y.  1144,  1.  c.  n.  8596 ;  für  ein  Kloster  in  der  Dloccse  Piacenza  1144,  L  c.  n.  8649; 
weitere  derartige  Privilegien  y.  Eugen  III.  1145,  Anastesius  lY.  1153  und  Alexander  IIl.  v. 
1176  (1.  c.  u.  8778.  9762  u.  12738),  sämmtlich  abgedruckt  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acta 

3,  54.  57.  60.  61.  71.  127.  253. 

S.  328.  Anm.  14  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ein  Fall  bei  Gregor.  Turon.  bist  Franc  Y.  32,  s.  o.  S.  805 
n.  1. 

S.  331.  Anm.  7  a.  E.  anzufügen:  Blosse  Ueberdeckung  der  Konsekrationskreuze  ist  unerheblich 
Entsch  d.  Congr.  rit.  v.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59,  124. 

S.  339.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  Yor:  Ueber  einzuschieben :  Ygl.  Entsch.  d.  Reichsgerichts  Y.  S.  y.  11 .  Juli 
1885,  Bolze,  d.  Praxis d. Reichsgerichts  in  Civilsachen.  Leipzig  1886.  2,40  n.  169 (Juristische 
Rundschau  f.  d.  kath.  Deutschland.  Bd.  2.  S.  175;  Blum,  Urtheile  u.  Annalen  des  Reichs- 
gerichts. Berlin  u.  Leipzig  1866  3,  302):  ,,Wenn  auch  der  evangelischen  Gemeinde  zu  Warburg 
die  Kirche  des  säkularisirten  Dominikanerklosters  durch  Kab. -Ordre  v.  1824  geschenkweis  zum 
Eigenthum  übertragen  ist,  so  ist  doch  vorbehalten,  dass  in  derselben  noch  katholischer  Gottes- 
dienst zu  halten  sei,  insonderheit  durch  spätere  hiermit  in  Yerbindung  bestehende  Kabinetsordrcs 
dem  damaligen  Progymnasium  die  Mitbenutzung  der  Kirche  für  den  katholischen  Schul- 
gottesdienst gestattet.  Wenn  das  auch  nur  widerruflich  geschehen  ist,  so  steht  der  Wider- 
ruf nicht  bei  dem  Eigenthümer,  sondern  ist  Königlicher  Entschliessuug  vorbehalten.  Bis  dahin 
oder  bis  zu  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung  kann  die  evangelische  Gemeinde  auf  Grund  ihres 
Eigenthums  die  Mitbenutzung  nicht  untersagen". 

S.  341.  Anm.  2.  Z.  2  v.  o.  hinter:  welche  einzuschalten:  wie  sie  schon  alte  Sitte  war,  constit. 
apostolor.  II.  57(^,x4i  al  Yuvatxe;  xe^mpiajji^'rftos  xal  aOxal  xaOcC^oOwoa'rf*') ;  Socrat.  bist,  eccles. 
I.  17  („xal  aU'rfe-jyeoOat  ev  xqixwv  ^uvatxwv  T^YH^ati")»  Kober  L  d.  Tübinger  theolog.  Quartel- 
schrift,  Jahrgang  69  (1877)  S.  12,  noch. 

8.  344.  Anm.  2.  Z.  4  y.  o.  hinter:  38,  302  einzuschalten:  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  128. 

8.  344.  Anm.  2.  Z.  2  y.  u.  hinter:  steht  einzuschalten  :  unter  Berufung  darauf  auch  Gi  erke,  die 
Genossenschaftstheorie  und  die  deutsche  Rechtsprechung.  Berlin  1887.  S.  196.  197;  s.  auch 
Urtheil  des  Reichsger.  v.  29.  Juni  1886,  Entsch.  in  Civ..Sachen  16,  160. 

S.  348.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  das  Reichsgericht  lU.  S.  hat  im  Urtheil  v.  29.  Juni  1886 
Entscheidungen  in  Civilsachen  16,  159  (in  einer  eine  lutherische  Kirche  betreffenden  Sache) 
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▼OD  dem  Sundpnnkt  siu,  das«  es  lieh  um  Kotzielmiig  tob  PHTatreekien  handehf  t.  o.  S.  344, 
eine  Entsehidignngspftieht  angeiiommeD,  aber  die  Fnge  naek  der  SmbslaotiiiaDg  der  Entacki- 
dignog  XU  berolnen,  keine  Yeianlaarang  gelubc 

S.  3M).  Anm.  9  ▼.  S.  349.  Z.  23  ▼.  o.  hinter:  Anm.  65  iL  efnznsehalten :  Eine  knixe  Zatammen- 
ateUuDf  der  Yorschrillen  des  A.  L.  B.  auch  im  Areh.  f.  k.  IL  R.  Ö6,  360. 

S.  361.  Anm.  Sp.  2.  Nr.  3.  Z.  13  ▼.  o.  a.  ScU.  hinzuzaietzen :  Einen  iolchen  Fall  a.1»eiDnmont. 
Geaelu  d.  Pfarreien  d.  Erzdiöcese  Köln.  VI.  Dekanat  Brühl Ton  Roaellen.  KoU  1887.  S.  401. 

H.  354.  Anm.  8  a.  SchL  hinzuzusetzen :  S.  ferner  d.  Erl.  des  OrdinarUtes  t.  Freibarg  t.  1887  betr. 
das  Verbot  von  Maslkfesten  und  Konzerten  in  Kireben,  Arck.  L  k.  K.  B.  &9, 116. 

8.  357.  Anm.  2  a.  Si^hl.  anzufügen :  Welter  gebort  der  Fall  hierher,  wenn  ein  Vertrag  ober  die  Ge- 
wahning  eines  Rechts  auf  Gottesdienst,  wie  dies  seitens  der  UnlTersität  Mfinchen  geschehen  ist. 
abgeschlossen  werden  soll,  Erk.  d.  Obersten  Landesgeriehtshofes  for  Baiem  t.  1882,  Senffert, 
Arcb.  38,  430. 

8.  359.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  den  Nachtrag  zu  S.  339.  Anm.  5. 

8.  363.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen :  S.  auch  den  im  Nachtrag  zu  8.  339.  Anm.  6  gedachten  Fall. 

8.  367.  Anm.  2  a.  £.  hlnzozosetzen :  8.  auch  £rk.  d.  Reichsgerichts  ▼.  15.  Dezember  1885,  juri- 
stische Wochenschrift  1886.  8.  49;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  349  n.  1352;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  57,  122. 

8.  368.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen:  Anf  demselben  Standpunkt  wie  Mayer  steht  auch  das  Erk.  des 
Reichfgerlchts  IL  8.  v.  27.  Oktober  1885,  Juristische  Wochenschrift  1886.  8.  365;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  57,  121 ;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  348  n.  1351 :  „Auch  der  Miteigenthumer 
einer  Simulunkirche  Terliert  sein  Recht  aof  Mitbenutzung  nicht  schon  dadurch,  dass  er  Yon  der 
gemeinsamen  Sache  längere  Zeit  keinen  Gebraoch  macht  oder  gegen  eine  bestimmte,  Tom  ande- 
ren Miteigenthömer  geübte  Benützungsart  keinen  Widerspruch  erhebt,  sondern  nur  dadurch, 
dass  der  andere  Miteigenthumer  das  Recht  auf  eine  ausschliessliche  Benützung  durch  Ersitzung 
erwirbt". 

8.  368.  Anm.  2.  Z.  8  ▼.  o.  hinter:  sei  einzuschalten:  (und  ebenso  das  Reichsgericht  II.  8.  in  dem 
Urtheil  v.  27.  Oktober  1885;   Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts.  2,  348  n.  135i> 

8.  373  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen :  Anderer  Auffaasnng  anscheinend  das  Reichsgericht  for  das 
badische  und  gemeine  Recht  in  dem  im  Nachtrag  zn  S.  368.  Anm.  1  dtirten  Erkenntniss :  JDem 
Richter  steht  die  Regulirung  der  Benutzung  einer  Simnltankirche  nur  insoweit  zu,  als  sie  auf 
priTatrechtlicher  Grundlage  und  nach  dem  Ergebniss  der  Prozessverhandlungen  stattflndef*. 

8.  376.  Anm.  2  a.  £.  hinzuzufügen:  VgL  dazu  v.  Schulte,  d.  Altkathollcismus.  Giessen  1887. 
8.  488  ir. 

8.376.  Anm.  8.  Z.  8  v.  u.  hinter :  badische  Gesetz  einzuschieben:  (Vgl.  dazu  auch  t.  Schulte, 
d.  Altkathollcismus.  S.  439.  440.) 

8.  378.  Anm.  3.  Sp.  2.  Z.  3  t.  o.  hinter :  8.  18,  einzuschalten :  und  den  Altkatholiken  einzelne, 
im  Staatselgenthum  befindliche  Kapellen  zum  Gottesdienst  einrilumte,  t.  Schulte,  d.  Alt- 
kathollcismus. S.  349.  437. 

S.  380.  Anm.  1.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Fuld,  d.  Asylrecht  im  Alterthum  und  Mittelalter, 
Ztschr.  f.  Tergleicbende  Rechtswissenschaft,  Bd.  7  (1887),  S.  132fe.  285  (über  kirchliches  Asyl- 
recht hier  S.  136  ff.,  aber  ohne  etwas  Neues  und  oberflächlich). 

8.  384.  Anm.  7  v.  S.  383  a.  SchL  anzufügen :  wohl  aber  ep.  Gelas.  I  ad  Bonifacium  episc.,  Thiel 
1,  505:  „et  ideo  directus  supradicti  homo  de  piaesentl  com  eo,  quem  elegeris  esse  mittendum. 
quum  de  impunitate  eins  sacramenta  praebuerint,  eum  statim  fades  ad  dominum  suum  modis 
Omnibus  remeare,  aut  si  in  hac  pervicada  forte  perstlterit,  post  sacramentam  sibi  praestitutum, 
reddatur  inritus'*. 

8.  387.  Z.  8  T.  0.  hinter:  herbeiführe  als  Anm.  3»  einzuschalten: 

VgL  Privileg  Innocenz'  II.  v.  1135  und  Anastasius'  IV.  ▼.  1163  für  ein  Kloster  in  Pisa, 
V.  Pflugk-Harttung  2,  280  u.  3,  127:  „quonlam  etlam  secundum  humanas  leges  sacro- 
sancta  ecclesia  omnibus  generaliter  debet  esse  refngium.  simili  modo  sancimus,  ut  quicumqne 
causa  salutis  propter  aliquod  commissum,  se  ad  eundem  locum  contulerit,  douec  prior  et  fratrcs 
ipsum  ad  lusticlam  presentsTerit,  a  uemine  abstrahatur  aut  leslonem  aut  detrimentum  patiatur^. 

8.  388.  Anm.  11  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  den  tridentinischen  Seminarien  hat  man  das  Recht 
in  der  Praxis  einzelner  Lander  zugeschrieben,  Poüan,  de  seminario  clericorum,  diss.  bist.  can. 
Lovanii  1874.  p.  159. 

S.  393.  Anm.  8  a.  E.  anzufügen :  Zimmermann,  König  Ludw.  I.,  ürkde  v.  1380  üb. d.  Asylrecht 
f.  d.  Marienburger  Kirche  1.  d.  Mittheilungen  d.  Instituts  f.  österr.  Geschichtsforschung.  Inns- 
bruck 1887.   8,65. 

S.  395.  Anm.  2.  Z.  8  hinter :  345  einzuschalten :  Bullar.  Taurin.  5,  404. 

S.  397.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  78  einzuschieben:  Vgl.  des  Weiteren  noch  Scaduto,  stato  e 
chlesa  nelle  dae  Slcilie  p.  334.  335. 

8.  397.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen  :  Für  B  a  i  e  r  n  s.  das  Goncordat  mit  dem  Bischof  v.  Augsburg 
V.  1785  Nr.  55  bei  Warn kon ig,  d.  Staatsrecht!.  Stellung  d.  kathol.  Kirche.  Erlangen  1855. 
8.226. 

S.  397.  Anm.  4.  Z.  4  v.  o.  statt :  236  Ues :  J.  36. 

S.  399.  Anm.  2.  Z.  7  ▼.  o.  hinter:  2,  8  einzuschalten;  VgL  Kohler,  d.  Lehre  t.  d.  Pertinenzen  1. 
d.  Jahrbüchern  f.  Dogmaük  des  PriTatrechts  1887.   26,  176. 
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S.  399.  Z.  6  Y.  u.  hinter:  verrichtet  wird  als  Anm.  6»  anzufügen: 

Vgl.  PrivUeg.  Gregors  VIII.  v.  1187,  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  347:  „nt  malus  al- 
tare  episcopo  Tel  archipreshitero  seu  canonids  h.  Georgii  ad  oanendam  malorem  missam,  si  ihl 
Interfuerint,  concedatur,  aliud  vero  congregationis  cum  fratrlbus,  tertium  autem  illius  ecclesie 
servientibus  trihuatur''. 

S.  400.  Anm.  8  t.  S.  399.  Z.  1  v.  o.  hinter:  Kirche  hinzuzusetzen:  s.  auch  die  Urkunde  v.  1358  in 
G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt  3,  611. 

S.  401.  Z.  7  ▼.  u.  hinter:  konsekrirt  werden  als  Anm.  3&  anzufügen:  Vgl.  auch  das  Weisthum  der 
Halberstadter  Diocesansynode  von  1328,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt 
3,  317 :  „fult  quesitum,  si  aliquem  contingeret,  altare  aliquod  de  novo  ediflcare  et  id  congrue 
dotare  In  aliqua  ecclesla,  quis  proourare  tenetur,  ut  idem  altare  consecraretur,  et  in  eadem  sy- 
nodo  sententialiter  difflnitum,  quod  is  qul  edlAcasset  dictum  altare  et  dotasset^ 

S.  405.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  noch  weiter  gehende  Privilegien  s.  y.  DöUinger 
und  Keusch ,  d.  Selbstbiographie  des  Cardlnals  Bellarmin  S.  136. 

S.  407.  Anm.  10  a.  £.  hinzuzufügen :  Bischofliche  Genehmigung  der  Verlegung  eines  Altars  tou 
1347  in  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt  3,  494. 

S.  413.  Anm.  11.  Z.  10  v.  u.  hinter:  hielten  einzuschalten:  was  auch  dadurch  bestätigt  wird,  dass 
die  Päpste  wiederholt  im  12.-  Jahrhundert  Klöstern  und  Gellen  von  Klöstern  das  Privileg,  die 
Glocken  zum  Gottesdienst  läuten  zu  lassen,  ertheilt  haben,  vgl.  d.  Priv.  v.  Eugen  III.  1145, 
Alexander  III.  1176  u.  1177,  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  71.  247.  254  (s.  auch  ep.  Ur- 
ban.  III.  V.  1186 — 1186, 1.  c.  p.  322,  wo  dies  Recht  einem  Hospital  abgesprochen  wird). 

S.  414.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Auch  das  Recht,  Glocken  zum  eigenen,  nicht  otTent- 
liehen  Gebrauch  zu  haben,  ist  früher  durch  päpstliches  Privileg  bestätigt  worden ,  s.  das  Ur- 
bans  III.  1185— 1187  für  ein  Hospital  in  Avlgnon  v.  Pfugk-Harttung,  Acta  3,  324:  „ut 
tintinnabulum  ad  convocandos  fratres  et  familiam  vestram  in  aliqua  parte  domus,  sicut  in  In- 
strumente . . .  R.  quondam  Arelatensls  archiepiscopi  et  G.  Avenionensis  episcopi  cognovimus  con- 
ti neri,  liceat  Tobis  habere^ 

S.  415.  Anm.  5.  Z.  8  v.  o.  hinter:  2, 12  fr.  einzuschalten  :  Vgl.  Kohl  er  in  den  Jahrbüchern  f.Dog- 
matik  des  Privatrechts.   1887.   26,  174. 

S.  418.  Anm.  4.  Z.  2  v.  o.  hinter:  Kathedrale  einzuschieben:  Privilegien  von  Eugen  III.  v.  1150  u. 
V.  Clemens  lU.  v.  1188  darauf  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  99  u.  355. 

S.  422.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  hierzu  auch  die  Entscheidung  des  Österreich.  Verwaltungs- 
gerichtshofes  v.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59,  31. 

S.  425.  Anm.  5.  Sp.  2,  Z.  4  v.  o.  hinter:  würde  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Silbernagl  im  Arch. 
f.  k.  K.  R.  59,  386,  ebenso  Uhrig  a.  a.  0.  S.  28,  weil  Eingriffe  in  das  Privateigen thum  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  zu  deuten  seien.  Gegen  ihn  aber  St  in  gl  a.  a.  O.  S.  30,  welcher  auch 
Belege  dafür  giebt,  dass  die  Regierungspraxis  der  hier  vertretenen  Ansicht  folgt,  s.  femer  S  ti  n  g  1, 
Bestimmungen  des  bayer.  Staates  über  die  Verwaltung  der  kathol.  Pfiarrämter.  München  1879. 
S.  379. 

S.  428.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  Ztsohr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck  1886.  10, 
374,  betr.  den  Fall  des  Job.  Potocki,  griech. -kathol.  Bischofs  von  Fogaras,  welcher  rumänischer 
Abstammung  als  Priester  des  lateinischen  Ritus  geweiht  war.  Als  Karl  VI.  nach  seiner  Desig- 
nation zum  Bischof  gebeten  hatte,  ihm  zu  gestatten  .*  „utrumque  ritum,  latinum  atque  graecum 
exercere",  entschied  die  Gongr.  inquisit.  am  15./16,  Jali  1716 :  „pro  gratia  transeundl  ad  ritum 
graecum  post  professlonem  emissam  in  religione  Basiliana  com  prohibitione  redeuudi  ad  ritum 
]atinum^ 

S.  437.  Anm.  3.  Z.  1  v.  o.  hinter:  772.  773  einzuschalten:  vgl.  noch  v.  Schulte,  d.  Altkatholi- 
cismus.  S.  318  ff. 

S.  437.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  Schi,  des  Abs.  hinzuzusetzen  :  Dagegen  Berchtold,  d.  Bulle  Unamsanc- 
tam.  München  1887.  S.  49  fT.,  gegen  ihn  wieder  Grauert,  histor.  Jahrb.  d.  Görres-Gesellschaft. 
1888.  S.  143  und  M arten s,  das  Vatikanum  und  Bonifaz  VIII.  München  1888.  S.  22  in  An- 
schluss  an  seine  frühere  Schrift :  die  Beziehungen  der  Ueberordnung  u.  s.  w.  zwischen  Kirche 
und  Staat.  S.  45  ft. 

S.  438.  Anm.  4  v.  S.  437  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  die  Zusammenstellung  bei  v.  Schulte, 
d.  Altkatholidsmus.  S.  319. 

S.  438.  Anm.  6  a.  Schi,  anzufügen:  Vgl.  auch  M eurer,  die  kirohliche  Rechtslage  bei  konstatirter 
Geisteskrankheit  des  Papstes  in  Grünhut,  Ztschr.  f.  d.  Privat- u.  öffentliche  Recht  Wien. 
14,  405. 

S.  441.  Anm.  4  v.  S.  440  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  v.  Döllinger  und  Reusch,  d.  Selbstbiographic 
des  Cardinais  Bellarmin.  S.  111. 

S.  444.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  ferner  Acta  s.  sed.  20,  397. 

S.  446.  Anm.  3.  Z.  12  v.o.  hinter:  Katechismus  einzuschalten:  (vgl.  v.  Döllinger  und  Reusch, 
die  Selbstbiographie  des  Cardlnals  Bellarmin.  S.  64.  142). 

S.  446.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  darüber  auch :  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zils. 3,  446.  647.  653.  874.  879.  887.  977. 

S.  447.  Anm.  4  a.  £.  anzufügen :  Wegen  der  mlssio  canonica  s.  noch  Frl  edrich,  Gesch.  d.  Vatikan. 
Konzils.  3,  528.  529. 

S.  449  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Christlieb,  Gesch.  d.  christl.  Predigt  in  Herzog,  Real- 
Encyklopädie  f.  protest.  Theologie.  2.  Aufl.  18,  466,  wo  S.  467  weitere  Literatur  angegeben  ist. 
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S.  460.  Aiim.  8,  letzte  Zeile  am  Anfang  einzuschalten:   Possidlus,  Tita  Aognstini  c  5,  Migne, 

patrol.  32,  37. 
S.  451.    Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  aber  Ehrle  1.  d.  Ztochr.  f.  kathol.  Theologie.  1887. 

11,  740. 
S.  452.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen :  Auch  Gerhard  Groot,  der  Urheber  der  Genossenschaft  der  Brüder 
des  gemeinsamen  Lebens  hat  als  Diakon  —  einen  höheren  Weihegrad  hat  er  nicht  genommen  — 
gepredigt,  doch  wurde  ihm  die  Befagniss  dazu  durch  das  allgemeine,  sich  gegen  das  Predigen 
der  Diakonen  richtende  Edikt  des  Bischofs  t.  Utrecht  y.  1383  entzogen,  Hirsche  1.  Herzog, 
Real-Encyklopadie.  2.  Aufl.  2,  683.  685. 
S.  454.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Hefele,  Conc.  Gesoh.  8,  707. 
S.  457.  Anm.  12  hinzuzusetzen :  Eine  andere  Auffassang  bei  Ni lies,  selectae  disputationes  acade- 

micae.  Fascicul  I.  Oeniponte  1886.  p.  79.  80. 
S.  464.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Hauck,  Deutschlands  Eirchengeschichte  1,  204. 
S.  480.  Anm.  17.  Z.  7  v.  u.  sUtt :  52,  269  Ues:  61,  269. 
S.  496.  Anm.  4.  Abs.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  cap.  eccles.  Lothar.  I.  v.  825  c.  6,  Boretius 

1,  327;  Kaufmann,  d.  Gesch.  der  deutschen  Universitäten.  Stuttgart  1888.  1,  107. 
S.  498.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  ferner  Holstein,  die  Domscholaster  in  Magdeburg  in  Ge- 

schlohtsblätter  f.  Stadt  u.  Land  Magdeburg.  Magdeburg  1887.   22.  Jahrgg.   S.  289. 
S.  499.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  auch  Kaufmann  a.  a.  0. 1,  112.  113. 
S.  505.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  England  die  Provinzialsynode  Yon  Westminster  v.  1873, 

Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  209. 
S.  509.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen:  Ueber  das  Priesterseminar  in  der  Diocese  Münster  s.  Hü  sing, 

Fürstbischof  Bemard  von  Galen.  S.  119.  120. 
S.  527.  Anm.  2  a.  SchL  hinzuzusetzen  :  H.  Brück,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  im  19.  Jahrh.    Mainz 

1887.    1,  351.  360. 
S.  538.  Anm.  2  a.  E.  anzufügen:  S.  auch  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  KonzUs  3,  427.  428. 
S.  538.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  das  Schema  des  vatikanischen  Konzils  de  eecUsia 

c  15,  Friedrich,  docum.  ad  illustr.  concil.  Vatikan.  2,  98.  99. 
S.  543.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  doch  ermahnt  die  Provinzialsynode  von  Westminster  1873,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  58,  266,  die  Bischöfe,  nichts  unversucht  zu  lassen,  um  Diooesanseminarien  allein 
für  die  Geistlichen,  nothigenfalls  wenigstens  ein  solches  gemeinschaftliches  Seminar  für  mehrere 
Diöcesen  einzurichten. 
S.  549.  Z.  13  V.  0.  hinter:  Hessen  als  Anm.  2»  einzufügen:  Vgl.  Ges.  v.  5.  Juli  1887,  Art.  4, 

Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  1  V.  0.  hinter:  prttusische  einzuschieben:   die  hessischel^  und  als  Anm.  1^:  Vgl. 

Gesetz  v.  5.  Juli  1887.  Art.  4  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  3  v.  0.  zu  streichen :  Hessen,  sowie  die  dazu  gehörige  Anm.  4. 
S.  557.  Z.  3  V.  0.  zu  streichen:  Hessen  und,  sowie  die  Anm.  2. 
S.  557.  Z.  5  V.  0.  zu  streichen :  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten. 

8.  557.  Z.  1  V.  u.  hinzuzusetzen:  Dasselbe  gilt  auch  von  der  neuesten  Gesetzgebung  Hessens'', 
und  als  Anm.  7  hinzuzusetzen :  Gesetz  v.  5.  Juli  1887,  Art.  7 :  „Die  kirchlichen  Oberen  sind 
berechtigt,  Alumnate  und  Penslonate  (Konvikte)  für  Zöglinge,  welche  Gymnasien  oder  das 
kirchliche  Seminar  besuchen,  zu  errichten  oder  zu  unterhalten.  — -  Unserem  Ministerium  des 
Innern  und  der  Justiz  sind  die  für  solche  Anstalten  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Haus- 
ordnung bezüglichen  Vorschriften  einzureichen,  sowie  die  Namen  der  Leiter,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzuthellen.  —  Knabenseminare  und  andere  als  die  in  Absatz  1  erwähnten  Kon- 
vikte bleiben  untersagt^. 
S.  557.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Die  badische  Regierung  hat  im  Jahre  1888  den  Kammern 
einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  die  bisherigen  Beschränkungen  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nach  dem  Vorbilde  der  neuesten  preussischen  Gesetzgebung  (s.  den  Text 
von  S.  557,  Abs.  3  und  Anm.  6  dazu)  zu  mildern  beabsichtigt.  In  der  von  der  Kommission  der 
zweiten  Kammer  veränderten  Gestalt  lautet  der  Art.  I,  welcher  Aussicht  hat,  in  dieser  Fassung 
in  Gesetzeskraft  zu  treten : 

„Die  Absätze  2,  3  und  4  von  Art.  2  des  Gesetzes  v.  19.  Februar  1874,  betr.  die  Aenderung 
einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  9.  Oktober  1860  über  die  rechtliche  Stellung  der 
Kirchen  und  kirchlichen  Vereine  im  Staate  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt : 

Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch-praktischen  Vorbildung  der  künf- 
tigen Geistlichen  zu  unterhalten. 

Desgleichen  sind  sie  befugt,  Pensionsanstalten  (Konvikte)  für  solche  zu  errichten  und 
zu  unterhalten,  welche  behufs  der  Vorbereitung  für  den  geistlichen  Beruf  nach  Massgabc 
des  Gesetzes  v.  5.  März  1880,  betreffend  die  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  der 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  (s.  o.  S.  21  n.  2  u.  4)  Gelehrtenschulen  oder  die  Uni- 
versität besuchen. 

Auf  Anstalten  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Absätzen  bezeichneten  Art  finden  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Elementarunterricht  in  $$.  103,  Ziffer  1,  2  u.  4, 
104  (unter  Beschränkung  des  ersten  Absatzes  auf  die  Ziffern  1/2  u.  4  des  $.  103),  107 
Ziffer  1,  2  u.  3  und  108  entsprechende  Anwendung. 

Im  Uebrigen  bleibt  bezüglich  derselben  $.  109  Abs.  3  des  obigen  Gesetzes  in  Geltung. 
Die  Leiter  und  Erzieher  an  den  bezeichneten  Anstalten  müssen  Deutsche  sein. 
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In  die  Penslonsanstalten  (Konvikte)  dürfen  nur  solche  Zöglinge  aufgenommen  werden, 
welche  sich  dem  theologischen  Studium  widmen  wollend 
Die  In  Bezug  genommenen  Vorschriften  des  Gesetzes  t.  5.  Harz  1880  lauten : 
$.  103 :  „Die  Errichtung  von  Prlyatlehr-  und  Erziehungsanstalten  Ist  unter  folgenden  Be- 
dingungen gestattet : 

1.  Die  sittliche  Würdigkeit  des  Unternehmers,  des  Vorstehers  und  der  sammtlicheu 
Lehrer  moss  unbeanstandet  sein. 

2.  Vorsteher  und  Lehrer  haben  sich  über  ihre  Befähigung  zum  Lehr-  und  Erziehnngs- 
fache  erforderlichenfalls  durch  eine  vor  den  Schulbehorden  zu  bestehende  Prüfung  ge- 
nügend auszuweisen. 

4.  Die  Einrichtungen  müssen  derart  sein,  dass  für  die  Gesundheit  der  Rinder  keine 
Nachtheile  zu  befürchten  sind"; 
^  104:  „Privat-,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  dürfen  nicht  eher  eröffnet  werden,  als  bis 
über  die  im  $.  103,  Ziffer  1, 2  u.  4  angegebenen  Punkte  den  Staatsbehörden  die  erforderlichen 
Nachweise  geliefert  und  von  diesen  als  genügend  anerkannt  sind. 

Jeder  Wechsel  In  dem  Vorsteher-  und  Lehrpersonal,  Aenderungen  Im  Lehrplau  oder  eine 
Veränderung  des  Lokals  sind  vor  der  Ausführung  anzuzeigen'' ; 

$.  107:  „Die  Schliessung  einer  Privatlehr- und  Erziehungsanstalt  kann  durch  die  Staats- 
behörden verfügt  werden : 

1.  wenn  dieselbe  errichtet  wurde,  ohne  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  vorhanden 
waren, 

2.  wenn  diese  Erfordernisse  In  der  Folge  hinweggefallen  sind, 

3.  wenn  die  von  den  Schulbehörden  )ln  Bezug  auf  $.  103  gemachten  Auflagen  nicht 
erfüllt  werden''. 

(Der  weiter  In  Bezug  genommene  $.  108  ist  bereits  o.  S.  570  Anm.  3  mltgethellt  und  der 
angezogene  $.  109  Abs.  3  Ist  die  durch  das  Ges.  ▼.  2.  April  1872  hinzugefügte  Vorschrift,  deren 
Wortlaut  0.  S.  616  Anm.  4  abgedruckt  ist.) 

Nach  diesen  Vorschriften  können  künftighin  wieder  Knabenkouvlkte,  aber  blos  für 
Schüler  dex  Gelehrtenschulen,  welche  sich  dem  Studium  der  Theologie  widmen  wollen,  errichtet 
werden.  Staatsgenehmigung  ist  dazu  nicht  erforderlich,  aber  bei  Vermeidung  der  sofor- 
tigen Schliessung  muss  vor  der  Eröffnung  den  Staatsbehörden  Anzeige  gemacht  und  der  Nach- 
wels erbracht  sein,  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  erfüllt,  Insbesondere  die  Einrichtungen 
nicht  der  Gesundheit  nachtheiUg  sind  und  die  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher  die  erforderliche 
Qualifikation  besitzen. 

S.  559.  Z.  3  V.  u.  a.  E.  hinzuzusetzen:  lieber  Hessen  und  Baden  vgl.  die  vorangehendeu  Nach- 
träge zu  S.  557.  Z.  1  V.  u.  und  zu  S.  657.  Anm.  3. 

S.  660.  Z.  1  V.  0.  hinter:  Preussen  einzufügen  :  und  In  Hessen  ^^  und  als  Anm  1^  zu  setzen 
Vgl.  Nachtrag  zu  S.  667.  Z.  1  v.  u.  und  S.  657.  Anm.  3. 

S.  560.  Z.  2  V.  u.  hinter:  Preussen  einzuschieben:  und  In  Hessen. 

S.  660.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Nach  dem  badischeu  Gesetzentwurf  müssen  die  Leiter 
und  Erzieher  Deutsche,  sowie  Ihre  sittliche  Würdigkeit  unbeanstandet  sein  und  sich  genügend 
über  Ihre  Befähigung  zum  Erzieherfache,  bez.  auch  Lehrfache,  wenn  sie  Nachhülfeunterricht 
geben  sollen,  ausgewiesen  haben. 

S.  660.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  In  Baden  ist  nach  dem  Gesetzentwurf  (Nachtrag  zu  S.  657. 
Anm.  3)  von  jedem  Wechsel  Im  Personal  der  Vorsteher,  Erzlehex  und  Lehrer  Anzeige  zu  machen, 
ebenso  von  der  Aenderung  der  LehrpUne  und  des  Lokals. 

8.  561.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ueber  Baden  s.  Naohtrag  zu  S.  557.  Anm.  3. 

S.  662.  Z.  2  u.  3  V.  u  zu.  streichen :  in  Hesse  n. 

S.  664  hinter  Z.  2  v.  o.  als  neuer  Absatz  einzuschieben : 

Nach  dem  Vorbilde  Preussens  hat  das  hessische  Gesetz  v.  6.  Juli  1887,  Art  6  (s.  Nach" 
trag  zu  S.  21)  für  die  Zurücklegung  des  theologischen  Studiums  die  Errichtung  eines  kirch- 
lichen Seminars  gestattet  Dasselbe  Ist  zwar  von  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz 
zur  wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  für  geeignet  zu  erklären,  aber  diese  Erklä- 
rung und  die  Zulassung  muss  erfolgen,  wenn  dieselben  Bedingungen,  wie  sie  für  Preussen 
(S.  563  zu  Anm.  6—9)  gelten,  erfüllt  sind. 

S.  665.  Z.  5  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschalten:  und  in  Hessen  (Nachtrag  zu  S.  21  und  zu 
S.  664). 

S.  566.  Z.  8  V.  0.  hinter :  Preussen  einzuschieben :  und  in  H e s se n. 

S.  666.  Z.  14  V.  0.  hinter:  Preussen  einzufügen:  und  In  Hessen. 

S.  566.  Z.  2  V.  0.  hinter:  %u  veranlassen  einzuschalten:  Dasselbe  gilt  jetzt  für  Hessen^*,  und 
Anm.  1»:  Ges.  v.  5.  Juli  1887,  Art  8:  „Neben  den  in  Artikel  6.  6.  7  enthaltenen  besonderen 
Vorschriften  bleibt  In  Ansehung  der  kirchlichen  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  das  allgemeine 
Aufsichtsrecht,  welches  dem  Staate  bezüglich  aller  Bildnngsanstalten  zusteht,  In  Wirksamkeit''. 

S.  666.  Z.  8  V.  0.  hinter :  ausi^spreehen  einzuschieben :  In  H  e  s  s  en  hat  das  Ministerium  des  Innern 
und  der  Justiz  unter  der  gedachten  Voraussetzung  ebenfalls  das  Seminar  zu  schliessen  und  die 
Erklärung  über  die  Geeignetheit  zurückzuziehen  (s.  Nachtrag  zu  S.  566). 

S.  667.  Z.  4  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschieben:  und  in  Hessen  (s.  Nachtrag  zu  S.  567. 
Z.  1  V.  u.). 
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S.  567.  Z.  7  y.  n.  zn  streichen:  und  in  Hessen  ,  sowie  die  Anm.  8  dazu. 

S.  567.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Nach  dem  Ges.-Entir.  v.  1888  ist  die  Errichtung  Ton  Pen- 
sionsanstalten für  Theologen,  welche  sich  dem  Unlversitatsstudium  widmen,  wieder  erlaubt. 
Es  finden  aaf  dieselben  die  Yorschriften  über  die  im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  gedachten 
Konvikte  Anwendung,  s.  auch  Nachtrag  zu  S.  560.  Anm.  4  und  8. 

S.  568.  Z.  2  V.  0.  hinter:  beatimmt  ist  hinzuzusetzen:  während  in  Hessen  die  für  die  KuAben- 
konvikte  geltenden  Bestimmungen  (s.  Nachtrag  zu  S.  557.  Z.  1  v.  u.)  zur  Anwendung  kommen. 

8.  568.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Nach  dem  Gesetzentwurf  von  1888  sollen  aber  für  diese  An- 
stalten die  im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  angeführten  Yorschriften  zur  Geltung  kommen. 

8.  568.  Anm.  9  der  Text  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Ges.  y.  5.  Juli  1887.  Art.  6:  „Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch-prak- 
tischen Yorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unterhalten.  —  Unserem  Ministerium  des  In- 
nern und  der  Justiz  sind  die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  für  dieselbe  geltende  Hausord- 
nung einzureichen,  soyrie  die  Namen  der  Lehrer  und  Leiter,  welche  Deutsche  sein  müssen,  mit- 
zutheilen'^ 

S.  569.  Anm.  1.  Z.  3  y.  u.  statt:  1875  zu  setzen :  1887. 

8.  5G9.  Z.  1  u.  2  y.  o.  ganz  zu  streichen :  (s.  Nachtrag  zu  S.  568.  Anm.  9). 

S.  569.  Anm.  6  u.  14  a.  Schi,  hinzuzufügen :  S.  aber  Jetzt  Nachtrag  zu  S.  567.  Anm.  7. 

8.  570.  Anm.  3  statt :  S.  o.  S.  557  n.  2  zu  setzen :  Gesetz  v.  5.  Juli  1887,  Art.  6.  8  (Nachträge  zu 
S.  566.  Z.  2  y.  u.  und  S.  668.  Anm.  9). 

S.  570.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen':  Ueber  Baden  s.  aber  jetzt  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3. 

S.  570.  Anm.  6  die  letzte  Zeile  zu  streichen  [und  dafür  zu  setzen :  Für  Hessen  s.  Nachtrag  zu 
8.  566.  Z.  8. 

S.  574.  Anm.  2.  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ygl.  auch  das  yatikanische  Schema  de  ecciesia  e.  15, 
Friedrich,  documenta  ad  iUustr.  conc.  Yatic.  2,  98.  99. 

S.  575.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  1885  einzuschalten:  Joh.  Müller,  die  Anfänge  des 
Sachs.  Schulwesens  i.  N.  Aroh.  f.  sächsische  Gesch.    Dresden  1887.  8,  1.  272. 

S.  576.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ygl.  auch  Kaufmann,  Gesch.  d^  deutseh.  Uniyersitäten. 
1,110  ff. 

S.  577.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  die  Yerhältnisse  in  Greifswald  s.  Woltersdorf, 
d.  Rechtsyerhältnisse  der  Greifswalder  Pfarrkirchen.    Greifswald  1888.   S.  13.  42. 

S.  578.  Anm.  8  y.  S.  577.  Z.  5  y.  u.  hinter:  Münster  1655  einzuschalten:  (ygl.  dazu  aueh  Hü- 
slng,  Fürstbischof  Christoph  Bemard  y.  Galen.  S.  106 ff.) 

S.  578.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  und  Hüsing  a.  a.  O.  S.  113. 

S.  580.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen :  und  Brück,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  i.  19.  Jahrh.  1,  413  ff. 

S.  589.  Anm.  1.  Sp.  2.  Z.  14  y.  o.  hinter:  voraus  einzuschieben:  (A.  M.  Zorn  in  krit.  Viertel* 
Jahrsschrift  f.  Gesetzgebung  u.  Rechtswissenschaft  1887.  29,  137.) 

S.  590.  Anm.  1  y.  S.  589.  Sp.  1.  Z.  16  y.  o.  hinter:  S.  14.  109  hinzuzusetzen:  (welchem  Zorn 
a.  a.  0.  138  beistimmt). 

8.  593.  Anm.  3  y.  S.  592.  Z.  8  y.  u.  hinter:  44,  437  einzuschieben:  ygL  auch  das  yatikanische 
Schema  de  eeclesia  c.  15,  Friedrich,  docum.  2,  99. 

S.  594.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  und  Westminster  1873,  Aich.  f.  k.  K.  R.  58,  233. 

S.  594.  Anm.  3.  Z.  18  y.  o.  a.  E.  anzufflgen:  S.  auch  das  Schreiben  d.  Propaganda  y.  1868  f.  Eng- 
land Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  244. 

S.  640.  Anm.  2.  Z.  12  y.  o.  hinter:  3,  398)  einzuschalten:  G.  Kaufmann,  die  Geschichte  der 
deutschen  Uniyersitäten.  Bd.  I.  Yorgescfaiohte.  Stuttgart  1888. 

S.  640.  Anm.  3.  Z.  2  y.  u.  hinter:  Denlfle  1,  653 ff.  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  120,246ff. 

S.  640.  Anm.  6.  a.  Schi. hinzuzufügen :  Ueber  Studium  generale  ygl.  jetzt  noch  Kaufmann .1, 102. 
371.  372  n.  1. 

S.  640.  Anm.  9  a.  E.  anzufügen:  Kaufmann  1,;^373.  377.  378.  389. 

S.  641.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ygl.  über  diese  Frage  auch  noch  Kaufmann  1,  371.  381  ff. 

S.  641.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ygl.  hierzu  im  Allgemeinen  noch  Kaufmann  1,  366  ff. 

S.  642.  Anm.  2.  Z.  12  y.  u.  hinter:  Denlfle  1,  48  einzuschalten  :  Kaufmann  1,  163  iL 

S.  642.  Anm.  3  a.  SchL  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  373 ff. 

S.  643.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen  :  Ygl.  femer  Kaufmann  1,  378.  389. 

S.  643.  Anm.  4.  Z.  2  y.  o.  hinter:  1233  einzuschalten:  A.  M.  Kaufmann  1,  378  n.  3. 

S.  643.  Anm.  6  a.  SchL  hinzuzufügen:  Ygl.  Kaufmann  1,  377. 

S.  644.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Kaufmann  1,  173. 

S.  644  Anm.  5  a.  E  anzufügen:  Anderer  Ansicht  Kaufmann  1,  117.  319.  338. 

S.  644.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  274.  Ann. 

S.  645.  Anm.  4  a.  E.  anzufügen:  YgL  aueh  Kauf  mann  1,  180  ff. 

S.  646.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Kaufmann  1,  195. 

S.  647.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzusetzen:  Ueber  die  Priyilegien  ygl.  jetzt  auch  noch  Kaufmann  1, 
397  ff. 

S.  647.  Anm.  5  a.  SchL  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  381. 

S.  647.  Anm.  8  und  S.  648.  Anm.  1—4.   S.  hierzu  noch  Kaufmann  1,  385  ff. 

S.  649.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  391  n.  2. 

S.  649.  Anm.  6.  Abs.  1  a.  Sohl,  hinzuzufügen:  Kaufmann  1,  406. 

S.  650.  Anm.  2  a.  E.  anzufügen:  Kaufmann  1,  368  ff. 
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S.  669.  Anm.  1.  Z.  6  v.  o.  hinter:  (seit  1874)  noch  einznschlehen :  Tgl.  noch  Piov.-Syn.  v.  West- 
minster  1873,  Arch.  für  k.  K.  R.  68,  236. 

S.  671.  Anm.  5.  Z.  3  v.  o.  hinter:  567  elnzusohiehen :  Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  251.  254. 

S.  675.  Anm.  1  a.  Schi,  anzufügen:  In  Baden  wird  der  Erzhischof  nur  im  Stande  sein,  faktisch 
eine  wirksame  Einsprache  zu  erhöhen,  wenn  er  der  Regierung  ganz  hestimmte  erhehllche  Gründe 
darlegt. 

S.  677.  Anm.  3  v.  S.  676.  Z.  7  v.  u.  hinter:  Breslau  einzuschieben:  wo  schon  1811  darüber  Im 
Ministerium  verhandelt  worden  ist,  R.  R5p  eil,  z.  Geschichte  d.  Stiftuug  der  Universität  Bres- 
lau. Breslau  1861.  S.  20. 

S.  680.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzusetzen:  In  Freiburg  i.  Br.  bedarf  es  zur  Erlangung  der  venia  legendi 
des  Doktorgrades. 

S.  682.  Anm.  3  a.  Sohl,  anzufügen :  Nach  der  heutigen  Praxis  geschieht  dies  in  Freibarg  i.  Br. 
nicht  mehr. 

S.  692.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  statt  Hat  seh  zu  lesen:  Hatch. 

S.  702.  Anm.  11.  Z.  12  v.  u.  statt  389  zu  lesen :  387. 

S.  845.  Z.  5  V.  0.  hinter:  2,  57.  58  einzuschieben:  Vgl.  auch  noch  Greg.  Tur.  vit.  patr.  VI.  2, 
wo  über  Köln  zur  Zeit  des  Königs  Theodorich  I.  u.  524  o.  525  berichtet  wird :  „Erat  autem- 
ibi  fannm  quoddam  diversls  omamentis  refertum  ....  Quod  ubl  s.  Gallus  audivlt,  statim 
llluo  cum  uno  tantum  elerico  properat,  aocensoque  igne,  cum  nullns  ex  stultis  paganis  adesset, 
ad  fanum  adplicat  ac  accendlt.  At  IUI  videntes  fumom  delubri  ad  caelum  usqoe  conscendere, 
außtorem  incendll  quaernnt  inventumque  evaginatis  gladiis  prosequuntur.  lUe  vero  in  fiigam 
versus  aulae  se  regiae  condidit.  Verum  postquam  rex  quae  acta  füerant,  paganis  minantibus 
reoognovit,  blandis  eos  sermonibus  linivit  et  sie  eorum  furorem  Inprobum  mitigavit". 


Alphabetisches  Sachregister 

zu  Bd.  I  bis  Bd.  IV. 

Die  römischen  Ziffern  weisen  auf  den  Band,  die  arabischen  auf  die  Seiten  hin.  Die  kleinen  daneben 
stehenden  Zahlen  bezeichnen  die  Anmerkungen. 


A. 


Aachen  I,  318. 

Aachener  Regel  II,  89. 

abbas  H,  533.  n. 

Abbreviatoxen  I,  390.  443.    UI,  3967. 

Abendland,  Asylrecht  IV,  382. 

Bisthümer  II,  381. 

Generalkonzilien  III,  514  f. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  680'^. 

Patriarchen  I,  567. 
Abendmahl  s.  Eucharistie. 
Abendmahlsbrot  I,  3».  311. 
Abendmahlskelch  IV,  142. 
Abgeschiedene,  Messe  fOr  IV,  183. 
Ablas s  IV,  147. 
ablutio  rV,  32.  185. 
abscissio  I,  45  3. 
Absetzung  der  Geistlichen  IV,  726.  806. 

(Bezeichnungen) . 
absolute,  Ordination  I,  63.  64.  87. 
absolutio,  Messe  IV,  214. 

pro  foro  intemo  I,  122. 
Absolution,  Beichte  IV,  86.  121. 
abstemii  I,  16. 
abstinere  IV,  6892.  708. 
Abt  s.  abbas. 
Abtreibung  I,  44.  575. 
abusus,  baptismi  I,  48.  57».  449. 

eucharistiae  I,  449. 

matrimonii  I,  449. 

ordinationis  I,  49  f.  575. 

ordinis  I,  51  f.  57». 

poenitentiae  I,  449. 

sacramenti  I,  449. 

sacrificii  missae  I,  449. 
academia,  ecclesiastica  IV,  524. 

pontificia  dei  nobiU  IV,  525. 
accessus  I,  286.  HI,  283». 
Acquisitiversitzung  III,  823^;  s.  auch 

Ersitzung, 
acta,  martyrum  I,  3. 
actores  I,  34. 
actuarii,  circulorum  II,  290. 
actus,  irretractabilis  I,  466 6. 

poenitentis  IV,  120. 


»Ad  mentem«  I,  463, 
»Ad  regimen«!  EQ,  143  f. 
Adalbert,  Erzbischof  I,  614  f. 
adiutores,  studiorum  I,  400. 
adlige  Geburt  II,  67. 
adminiculator  I,  380.  382. 
Administrator  II,  249.  254.  327. 
Admission,  ad  curam  UI,  3. 

zum  Kirchenamt  II,  66.  71.  681. 
admodum  reverendus  II,  86. 
admonitio,   canonica  IV,  761.  773.  842*. 

generalis  III,  7066. 
adoratio  I,  211. 

der  Heiligen  IV,  240. 
adstipulator  I,  444.  445. 
adunire  11,  635«. 

Advokat  I,  375.  400.  493  f,   H,  029«    III, 
3798. 

der  apostolischen  Kammer  I,  389.  41 1.  491. 

der  Armen  I,  389.  411.  494. 

concilii  in,  396'.  588. 

consistorialis  I,  493. 

consist.  mimerarius  s.  participans  I,  493. 

General-,  des  Fiskus  I.  389.  411.  413.  494. 

titularis  I,  494. 
Advokatie  H,  629.  629«.  m,  72. 

staatliche  IV,  16. 
Aebtissin  I,  8.  8». 
aedificatio  HI,  19.  19« 
aeditui  I,  4.  m,  321.  322. 
Aemterbesetzung  s.  Kirchenamt 
Aeneas  Sylvius  I,  157. 
affectio  lÜ,  141.  142. 
affirmative  Entscheidung  I,  462. 
dcpopiCeaftai  IV,  706.  732. 
Afrika,  Amtsträger  III,  306 ;  vgl. Nordafrika. 

Bisthümer  II,  380. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  684 1. 

Plenarsynoden  III,  511, 

Primas  I,  581. 

Provinzialsynoden  III,  473. 

Strafgewalt  über  Bischöfe  IV,  742.  763. 

Strafgewalt  über  Geistliche  IV,  763. 
Agenten   I,  375.  496. 
agnus  Dei,  Benediktion  IV,  146. 
Ailli  I,  197.  347.  IH,  380. 
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Aix,  Primat  I,  601. 
Akoluthat,  Materie  I,  116  n. 
Akoluthen  I,  2.  3.  3».  5.  7. 18»2.  m,  321. 
IV,  200. 

palatini  I,  385. 

regionarii  I^  377. 
4*poa>|Aevoi  rV,  717. 
Albigenser  III,  536*. 
Aleppo,  Erzbisthum  I,  565. 
Alexander  n.,   Besetzung  des  päpstliohen 
Stuhles  I,  256. 

Cölibat  I,  152. 
Alexander  III.,  iurisdictio  delegata  I,  172. 

Kirchenämterbesetzung  III,  115.  267. 

päpstl.  Qesetzgebungsrecht  III,  725.  737. 

tatronatrecht  II,  628. 

Verehrung  der  Heiligen  IV,  243. 

Wahl  I,  264.  304.  352.  5253.  567. 
Alexander  IV.,  defectüs  fidei  I,  21. 

päpstL  Besetzungsrecht  III,  122. 
Alexander  V.,   Besetzung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  306. 

Konzil  zu  Pisa  III,  367. 
Alexander  VI.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,   273. 
Alexandrien,  Bischof  I,  539. 

Patriarch  I,  388 'O.  576. 
allgemeines     Konzil     III,     328.    333  f. 
349  f.  468.  524.  603  f. 

Abstimmung  III,  615. 

Appellation  III,  420 f.  468.  632. 

Berufung  III,  609. 

Bestätigung  III,  624. 

Betheiligung  in,  609. 

Geschäftsbehandlung  III,  621. 

Geschäftsordnung  iju,  612. 

Kosten  III, -608  2. 

Publikation  III,  632» 

Vorsitz  m,  611. 

Zuständigkeit  m,  613  f. 
Allgemeinschule  IV.  591. 
Allokution  I,  365. 
Almosen  geben  s.  Busswerke. 
Altar  vgl.  altare. 

Arten  IV,  398. 

Begriff  IV,  398. 

Beseitigung  IV,  407. 

Errichtung  IV,  398.  400. 

fester  IV,  398. 

Gebrauch  IV,  398. 

Haupt-  und  Neben^  IV,  399. 

konsekrirter  IV,  189. 

Reliquien  IV,  401.  406. 

tragbarer  IV,  398.  405. 
altare  vgl.  Altar  II,  438.  4.39». 

fixum  IV,  189.  398. 

immobile  IV,  189.  398. 

maius  IV,  359.  873. 

mobile  IV,  198.  398. 

portatile  I,  352.  IV,  190.  398. 

principale  IV,  399. 

privilegiatiun  IV,  404. 

stabile  IV,  189.  398. 

summum  IV,  399. 

viaticum  IV,  190.  398. 
altaristae  II,  80.  80«.  321. 
Altarkörper  IV,  405. 
Altarsakrament  s.  Eucharistie. 
Altartuch  IV,  142.  408. 


Alter,  Ordinations-  I.  17.  II,  67.  70.  82. 
alteratio,  beneficii  II,  455  f. 
alternativa  mensium  HI,  153.  154. 
Altkatholiken,  Bildung  der  Geistlichen 
IV,  687. 

Gesetzgebungsrecht  III,  838». 

Kirchenämter   II,    463  f.   476».  503.  689. 
707.  711.  712.   m,  5.  1944. 

Kirchengebäude  IV,  358.  373. 

Nationalsynode  III,  667». 

Patronatrecht  IH,  34 1. 

Simultaneum  IV,  358.  373. 

Svnode  III,  666  f. 

Vatikan.  Konzü  III,  471. 

Volksschule  IV,  594. 

Universitäten  IV,  687. 
Altpreussen,  Generalvikar  H,  224. 

Informativprozess  II,  672. 

Kapitel  II,  81.  114.  120.  123.  1321.  Hi\ 
159. 

Kirchenämter  II,  465.  696.  700.  703.  III, 
166.  173. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424  2, 

Koadjutoren  II,  256. 

Konfirmation  II,  674.  675. 

Pfarreierrichtung  II,  466.  468«. 

Pfarrgehüfe  H,  328. 

Pfarrverband  U,  315«. 

Postulation  II,  682.  683.  685. 

Simultaneum  IV,  362. 

Volksschule  IV,  589.  619. 
Alumnate  s.  Konvikt. 
Alumnen,    der  röm.  Kollegien  I,  97.   IV, 

517  f. 
ambasiatores  III,  370^. 
ambo  I,  3. 
Amptherr  U,  109 7. 
amputatio  I,  453. 
Amt  rV,  199;  8.  auch  Kirchenamt 

Verlust  des  weltlichen  IV,  804. 
Amtseinkommen,    Entziehung   IV,    698. 

7322.  737.  809. 
Amtsentsetzung  der  Geistlichen  s.  Geist- 
liche. 
Amtsrechte,  Entziehung  IV,  730.  81 10. 

Suspension  IV,  731  f. 
Amtsverbrechen  IV,  754. 
dvdSoyoc  IV,  38. 
Anaklet    II.,    Besetzung    des    päpstlichen 

Stuhles  I,  263. 
Anastasi  US    IV.,    Besetzung    des    päpstl. 

Stuhles  I,  264. 
anathema  IV,  702.  704.  800;  vgl.  Exkom- 
munikation 

und  Exkommimikation  IV,  800. 
anathematismi  III,  781^. 
Anbetung  der  Heiligen  IV,  240. 
Anciennität   im   Kapitel  IE,   64.  86;   vgl. 
Senium. 

im  Ordo  IV,  730.  811». 
Andacht,  öffentliche  IV,  218. 
Andachtsbacher  IV,  218. 
Andrea  I,  348.  371 1. 
angelmissarius  U,  322^« 
anglikanische  Bischofsordination   I,   84; 

vgl.  England. 
Anhänger  der  Ketzer  I,  47;  vgl.  Ketzer. 


880 


Kegister. 


Anhalt,  apostolisches  Vikariat  ü,  359. 

beneficium  competentiae  der  Kleriker  I, 
1292. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Nuntiatur  I,  533. 

Pfarreierrichtung  ü,  467**. 
Aniou,  Karl  I,  269.  II,  596. 
Ankläger  IV,  758.  7703.  *.  839«. 
Anklage,  falsche  IV,  758.  770.  839« 
Anklageverfahren    in    Strafsachen    IV, 

758.  759.  770.  839. 
Annaten  II,  72. 
annexe  III,  753io. 
Annexkirche  II,  472»  IV,  325. 
annimissarius  II,  322^. 
anniversarium  dedicationis  IV,  32«. 
annuarium  pontificium  I,  213. 
annulus  EI,  86. 

cardinalicius  I,  358. 

cum  gemma  11,  47. 

piscatoris  III,  784. 
annus  carentiae  11,  72.  138. 

daustralis  II,  70. 

gratiae  II,  72. 
Ansegisus  v.  gens  I,  697. 
Anstaltsgeistliche  HI,  99. 
Anstaltskirche  IV,  310.  318. 

Benutzunjyr  IV,  338. 
Anteskrutinium  I,  282. 
antica  IQ,  783. 
Antiochien,  Bischof  I,  540. 

Patriarch  I,  3.  88 10.  562  f.  576. 
antistes  III,  508?. 
Antwort,  affirmative  I,  462.  • 

aufschiebende  I,  462. 

definitive  I,  462. 

negative  I,  462. 
Anwartschaft,  Kapitel  11,  64.  66*. 

Kirchenamt  II,  474  f. 
Anzeige  von  Vergehen  IV,  759.  7723. 
Anzeipep flicht  s.  Einspruchsrecht 
aperitio  sigillorum  I,  286. 
aperte  III,  105. 
apocrisiarii  I,  501.  507.  5108. 
d7toXuTi7ta{  I,  93. 
apostasia,  Aemterbesetzung  11,  487. 

a  fide  I,  48.  58.  448. 

ab  ordine  I,  48.  449. 

a  religione  I,  48. 
Apostat  II,  487.  HI,  33. 
Aposteltage,  Taufzeit  IV,  35. 
apostolicamaiestas  I,  208;  vgl.  apostolisch. 
Apostolische  Delegatur  s.  JDelegatur. 

Kammer  I,  391. 

Kanzlei  I,  392.  432. 

Pönitentiarie  I,  392. 

Regens  s.  Begens. 

Vikariat  s.  VStariat. 
apparitores  III,  324. 
Appellation   ab  irrationabili  iudicio  epi- 
scopi  II,  499. 

a  mala  relatione  examinatorum  II,  499. 

an  allgem.  Konzil  III,  420  f.  468.  632. 

an  den  Papst  I,  192.  IV,  774. 

bei  Wahlen  II,  668*. 
Appellationseericht  I,  403. 
Applikation  der  Messe  IV,  182.  202. 
Approbation  ad  curam  DI,  3. 
pro  cura  III,  98. 


Approbation,  Gebetsbacher  IV,  218. 

Prediger  IV,  456. 
ara  viatoria  IV,  398;  vgl.  altare. 
arcarius  I,  380.  381.  383.  409.  435. 
archicancellarius  I,  438. 
archidiaconatus  II,  1891  482. 
archidiaconus  I,  108.  359.  369.  384.  406 ^ 
n,  612.  89.  94.  112«.  183.  291. 

maior  U,  192. 

minor  11,  192.  199. 

archiepiscopus  I,   546.  11,  1  f.;  vgl  En- 
bischof. 

gentium  II,  350« 
onorarius  II,  23«. 
in  partibus  infidelium  11,  35. 
titularis  11,  23«. 
archipresbyter    I,    359.   369.    378.    4065. 
n,  612.  264^0.  266.  285  f.  291«.  302. 
forensis  H,  272. 
municipalis  II,  303. 
parochiarum  II,  2713. 
ruralis  II,  269  f. 
in  den  Städten  11,  303. 
archipresbyteratus  11,  272. 

Aktuarien  11,  290. 
archiscriniarius  I,  434. 
Archisubdiakon  I,  377. 
Archivar  congreg.  conc.  Trident.  I,  458. 

congreg.  super  negot.  episc.  I,  468. 
Archivum,  Kapitels-  II,  116. 

des  Papstes  1,  432. 
arctatus  de  beneficio  I,  113*. 
Arianer  I,  46*. 
Arles,  Synode  HI,  512. 

Vikar  I,  588.  624. 
Armagh,  primas  I,  621.  632. 
Armenier,  Patriarch  I,  565. 
Arragonien,  Liturgie  IV,  8*. 
articulus  mortis  IV,  109;  vgl.  Busse,  letate 

Oelung,  Taufe. 
Aschaffenburger,  Konkordat  m,  415. 
aspersio  des  Täuflings  IV,  32. 
Assassinen  I,  43^. 

Asylrecht  IV.  390. 
assembUes  g^n^rales  du  clerg6  III,  58<L 
assensus  II,  4065.  603.  III,  623. 
assensus  procenun  patriae  U,  606. 
Assessor,  congreg.  sacror.  rit.  I,  472. 
congreg.  visit.  apost  I,  480. 
Inquisition  I,  472» 
Irregularität  I,  29. 
8.  oflicii  I,  451. 
assiduitas  III,  225*. 
assignatio  11,  649«. 
fundi  m,  18.  21. 
assignator  locorum  III,  455. 
assisii  I,  84*. 
assistentes  I,  408. 
Asylrecht,  allgemein  IV,  380. 
Beseitigung  IV,  393. 
casus  exceptus  IV,  392. 
EntWickelung  IV,. 380.  393. 
kanonist.  Lehre  IV,  387. 
staatl.  Gesetzgebung  IV,  381.  393. 
Verletzung  IV,  393. 
Wirkung  IV,  391. 
attritio  IV,  120. 
Auch,  Primat  I,  601. 
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auctoritas    ecclesiae   romanae    III,    684 2. 
Ü85.  7047.  709*.  7315.  733.  75^7. 

metropolitana  II,  18. 
audientes,  Bussetation  IV,  717. 
auditor  I,  187. 

derapostol.  Kammer   I,    389.   III,    3967; 
vgl.  a.  generalis. 

camerae  111,  396  7. 

civilis  I,  492. 

congreg.  conc.  Trident  I,  458. 

congreg.  super  negot.  episcop.  I,  467. 

criminäis  1,  492. 

domesticus  s.   Sanetissimi   I,     367.    373. 
421.  492. 

generalis  camerae  apost.  I,  405.  409.  414. 
421. 

des  Papstes  I,  472«. 

praefecturae  I,  418.  420.  420«. 

rotae  I,  389.  392  f.  472. 

signaturae  I,  418.  420. 
auditorium  contradictarum  I,  441. 
Aufgabe  der  Kirche  I,  167.  168. 
Aufsicht,  kirchliche  IV,  3. 
Auge,  linkes  I,  15 <^. 
Augustin  II,  50. 
aula  capitularis  11,  127. 
Ausbildung  s.  Geistliche. 
Ausschliessung,  vom  Abendmahl  IV,  705. 
802.  (Ausdrücke)  720.  725.  803.  814. 

Aufhebung  ders.  bei  Laien  IV,  725. 

bei  Geisthchen  IV,  741. 

dauernde  IV,  699. 

vom  Gottesdienst  IV,  705.  (Ausdrücke)  803. 

von  der  Katuchumenenmesse  IV,  700. 

von  der  Kirchengemeinschaft  IV,  691. 

von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten 
IV,  751.  8ü2. 

schlechthin  IV,  701. 

bis  zur  Todesstunde  IV,  700.  798. 

völlige  IV,  7ü9. 
»Ausculta  fili«  III,  750.2. 
Aussegnunff  der  Wöchnerin  IV,  149;  vgl. 

Benediltion. 
Australien,  Missionsbisthümer  11,  361. 

Provinzialsynoden  III,  506. 
Autonomie  III,  838'\ 

Kanitel  III,  131  f. 
Au  tun,  Investiturstreit  11,  579. 
Avignon,  Exil  I,  196. 
axiomatioi  I,  226. 


B. 


£abylon,  Patriarchat  I,  565. 
baculus  I,  209. 
pastoralis  II,  47. 

Sontificalis  II,  529^. 
en,  Aemterbesetzung  11,  369.  50 H.  508. 

509».  510.  510".  511.511».  6968.707. 

in,  5«.  196.  197.  284«.  298. 
Ausbildung  der  Geistlichen  I,  603.  IV,  21. 

537.  547.  557.  562.  668.  874  (557 j.  875. 

(560).  877  (675). 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  II,  48«. 
Cölibat  I,  162. 

Docenten  der  Theologie  IV,  682. 
Hinschins,  Kirchenrecht  IV. 


Baden,  Generalvikar  II,  210. 
höhere  Schulen  IV,  632. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Kanoniker  II,  881. 
Kapitel  II,  160. 
Kapitularvikar  II,  248. 
Kirchenbücher  II,  311. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchenglocken  IV,  424 2.  425». 
Landdekan  II,  285.  287.  287«. 
landesherrliches  Patronatrecht    III,    177. 

1785.  179.  1821. 8.*.  5.  183.   184  f. 
Lehrer  IV,  615.  619.  624. 
Liturgie  IV,  17.  18.  18". 
Metropolit  II,  17  7. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126«. 
Nominationsrecht  III,  997. 
Nuntiatur  I,  535.  536». 
öffentliche  Andacht  IV,  221. 
Orden  IV,  489".  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72.  75. 
Patronatrecht  UI,  34 1.  64*.  69».  717.  93. 

vgl.  landesherrl.  Patronatrecht. 
Pfarreierrichtung  11,  467. 
Pfarrgehilfe  II,  328. 
Placet,  staati.  IH,  763.  839.  840.  8402.5.6. 

841.  845».  846.  848. 
Postulation  11,  6837. 
Präsentationsrecht  III,  462. 
Prpzession  IV,  235.  2361. 
Qualifikation  zum  capitularis  II,  82 1. 
Eeligionsunterricht    IV,  604.   621.  6223. 

625. 
Schulbehörde  IV,  601. 
Simultaneum  IV,  368.  369.  375  f. 
Simultanschule  IV,  588. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
Staatsangehörigkeit  II,  504.  505».  5073. 
Synoden  III,  665. 
Universitäten  IV,  665.  675. 
Vatikanisches  Konzil  III,  470. 
Volksschule  IV,  584.  595. 
Weihbischof  U,  181. 
Baiern,  Aemterbesetzung  II,  370.  5013.5. 

5031.   509.   510.   69<.  698.  699».  7032. 

707.   m,  3*.   43.6.   54.  166.  173.  195. 

197.    263.    284.    2853.    294.    320«». 

3232.3.5. 

Amtsträger  HI,  318. 

öffentliche  Andacht  IV,  219.  221*. 

Asylrecht  IV,  396*. 

Ausbildung  der  Geistlichen  IV.  531.  547. 

558.  564.  5ö8. 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  U,  466.  48.  49. 
canonici  numerarii  11,  813. 
Cölibat  I,  102. 

Docent  der  Theologie  IV,  682. 
Domkapitel  II,  81.  88». 
Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129«. 
Erzbischof  11,  37. 
Expositen  11,  323 1. 

Generalvikar  II,  210.  211.  223.  224.  225. 
höhere  Schulen  IV,  628.  634. 
Jesuiten  IV,  868. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Informativprozess  II,  673.  694. 
Kapitel  II,  114.  117».  123.  159. 
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Baiern,  Kapitularvikar  11,  248. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«.  425». 

Koadjutoren  IE,  257. 

Landdekane  U.  285.  287. 

landesherrliche  Ernennung  n,  691.  m, 
997.  101. 

landesherrliches  Patronatrecht    IQ,    4 5 9. 
177.  178«.».  181.  188. 

Lehrer  IV,  615.  619. 

kirchliche  Lehrgewalt  IV,  448». 

Litume  IV,  17.  18".  19«. 

Lokaüsten  H,  323 1. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  1261. 

Militärseelsorge  11,  432. 

Mission  IV,  489. 

Nationalsynoden  HI,  5515. 

Nuntiatur  I,  529.  533.  536. 

Orden  IV,  617.  868  (21.  22). 

Ordinariat  II,  225. 

Ordinationstitel  I,  72.  75. 

Patronatrecht  m,  7*.  32«.  34 1.  64'.  65». 
71 7.  93. 

Pfarreierrichtung  II,  467.  469«.  472. 

Pfarrgehilfen  11,  328. 

Pfarrverband  II,  313«.  315«. 

Präsentationsrecht  UI,  45  s. 

Prozession  IV,  233.  236». 

Beligionsunterricht    IV,   480«    606.  622. 
637. 

Besidenzpflicht  III,  231 8. 

Schulbehörde  IV,  600. 

Simultaneum  IV,  362.  369.  372. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

Staatsangehörufkeit  U,  504.  506.  507». 

staatl.  Placet  fil,  754.  757.  759.  763.  839». 
8406.  842.  846. 

Synoden  m,  665. 

Taufort  IV,  37«. 

Universitäten  IV,  662.  674. 

Vatikanisches  Konzil  UI,  470. 

Volksschule    IV,    585».    589.    5938.   596. 
597*.  599«. 

Vormundschaft  I,  126«. 

Wallfahrt  IV,  239. 

Weihbischof  H,  181. 
Baldachin  I,  358.  H,  47. 
Balsam  IV,  59. 

Bann  II,  635».  IV,  691;  vgl.  Exkommuni- 
kation. 

grosse  IV,  703.  797.  812. 
baptismus  vgl.  Taufe. 

abusus  I,  48. 

desiderii  IV,  54. 

flaminis  I,  7.  IV,  54. 

fluminis  IV,  54. 

sanguinis  IV,  54. 
baptisteriumll,  265.  IV,  36.  vgl.  ecclesia. 
barones  II,  606. 
Barttragen  I,  130*. 

Baseler  Konzil,  i.  allg.  I,  198.  III,  389  f. 
502.  633.  748. 

Kapitel  11,  68. 

Papstwahl  I,  273.  306. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
basilica  i.  allg.  11,  266».  IV,  308. 

dioecesana  s.  parochitana  II,  263. 

maior  IV,  307. 


basilica,  minor  III,  806 «>.  IV,  308». 

patriarchalis  IV,  307. 
basilicarii  I,  378. 
Beatifikation  i.  allg.  I,  471.  473«. 

aequipoUens  IV,  256. 

formalis  IV,  256. 

der  Heiligen  IV,  239.  245.  256. 

Prozess  IV,  252. 
beatitudo  I,  208. 
beatus  IV,  246.  249.  25S. 
Befleckung  der  Kirche  IV,  328. 
Beförderung,    Ausschliessung    derselben 

IV,  731. 
Begierdetaufe  IV,  54. 
Begräbniss,  kirchliches  s.  kirchliches  B. 

des  Papstes  I,  294». 
Beichtbücher  IV,  825. 
Beichte  vgl.  Busse. 

Begriff  I,  168.  IV,  121  f. 

Ertheilung  IV,  21». 

Konunimionserfordemiss  IV,  74. 

Privat-  IV,  825. 

Wirkung  IV,  2«. 
Beichtgeheimniss  IV,  2«.  85.  1261 

Verletzung  IV,  132. 
Beichtstuhl  IV,  124. 
Beichtzettel  IV,  126. 
Belgien,  Aemterbesetzune  11,  658. 

Diöcesansynoden  LH,  595.  602. 

Erziehung  der  Geistlichen  IV,  522. 

staatl.  P&cet  m,  763«. 

Universitäten  IV,  668. 

Volksschule  IV,  580.  585 '.  593». 
bellum  iustum,  iniustum  I.  27*.^. 

offensivum  I,  27?. 
benedictio  vgl.  Benediktion. 

candelarum  iV,  149. 

cinerum  IV,  149. 

domorum  in  sabbato  sancto  IV,  149. 

episcopalis  IV,  143.  146. 

fontis  baptismalis  IV,  149. 

super  fruges  IV,  149. 

in  itinerando  IV,  143.  148. 

mulieris  post  partum  IV,  149. 

nuptialis  IV,  149.  154.  156. 

papalis  IV,  146.  ' 

parochialis  IV,  149. 

peregrinorum  IV,  237. 

populi  solennis  IV,  148. 

ramorum  palmarum  IV,  149. 

sacerdotalis  IV,  149. 

solemnis  IV,  143. 

in  via  IV,  148. 
Benedikt  IL  I,  224. 
Benedikt  IH.  I,  234.  237.  380. 
Benedikt  V.  I,  239. 
Benedikt  VH.  I,  244. 
Benedikt  VEU.  I,  245. 
Benedikt  IX.  I,  245.  303. 

Cölibat  I.  151. 
Benedikt  X.  I,  247. 
Benedikt  XI.  I,  295». 
Benedikt  XIIL  I,  197.  271.  306.  IH,  526. 

578. 
Benedikt  XIV.  I,  82. 
Benediktion  vgl.  benedictio,   Sakramen- 
tauen. 

i.  aflg.  IV,  142. 

der  Aebte  IV,  144.  156. 
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Benediktion,  Begriff  IV,  154. 

Bilder  IV,  145.  278. 

Erfordernisse  zur  Spendung  IV,  154. 

Gewalt  zur  IV,  147. 

inyokative  IV,  141. 

Kirche  IV,  326. 

Kirchengebäude  IV,  165. 

Kirchengeräthe  IV,  144.  162.  408. 

Könige  IV,  144.  157. 

Nonnen  IV,  144.  156. 

Personen  IV,  156. 

profaner  Qegenst&nde  IV,  145. 

feeal-  IV,  146. 

Recht  auf  IV,  151. 

Sachen  IV,  152.  162. 

Verbal-  IV,  146. 

Verpflichtung  zur  IV,  150. 

Verpflichtung  zum  Empfang  IV,  154. 

Wirkung  I\^  2. 
Beneficialsaehen  I,  459.  II,  202«. 
beneficiati  II,  606. 
beneficium  vgl.  Benefizien  und  Kirchenamt 

i.  aUg.  I,  64.  II,  64.  366  f.  390.  397.  UI, 
805*. 

collativum  II,  374. 

coUegiatum  s.  conventuale  II|  375. 

commendare  III,  109. 

oompetentiae  I,  69».  127;  vgl.  Geistliche. 

consistoriale  11,  375. 

curatum  II,  371.  III,  211. 

difforme  HI,  259. 

duplex  I,  89.  II,  372. 

ecclesiasticum  I,  66.  II,  62  8. 

electivum  11,  374. 

incompatibile  I,  355.  HI,  2573.  260. 

innommatum  II,  375. 

a  latere  II,  75. 

maius  II,  370. 

manuale  I,   66.  89.    U,  373.   397.  4578. 
lU,  236.  299. 

mixtum  II,  374. 

monoculare  II,  375. 

nominatum  U,  375. 

non  curatum  II,  371.  372. 

patrimoniale  II,  374. 

patronatimi  II,  374. 

permutatio  III,  285  f. 

perpetuum  II,  457» 

de  pertica  UI,  286  ^K 

regukre  II,  373.  in,  38*. 

residentiale  I,  89^3. 

respectu  II,  483. 

sacrum  11,  372.  373. 

saeculare  11,  373. 

Simplex  I,  89.  H,  372.  375.  in,  242. 

titulatum  II,  373. 

uniforme  III,  257. 

vacaturum  UI,  296*. 
Benefiziat  11,  367. 
Benefizien  vgL  beneficium. 

Begriff  H,  364.  IH,  38. 

Belastung  II,  412  f. 

Besitzeinweisung  I,  67.  11,  654 7. 

Früchte  I,  143». 

Ordinationskompetenz  I,  89. 

Vergebung  III,  177. 

Verlust  I,  37.  . 
beneplacitum  III,  818<. 
Berathung,  a}>gesonderte  III,  551  &c. 


Berlin  I,  5.34- 
berretta  I,  358. 
berrettino  I,  358. 
Besessene  I,  16. 

Bestätigungsrecht  des  röm.  Bischofs  II, 
519  f. 

staatliches  III,  178.  188.  hbl^K 
Beten,  s.  Busswerke. 
Betrunkene,  Eucharistie  IV,  67. 
Bettelorden  IV,  91.  452. 
Beurkundung   des   Personenstandes   IV, 

49.  53. 
Bezirksinspection  der  Schule  IV,  601. 
Bezirksvikar  II,  261  f.  285  f. 
bibliotheca  des  Papstes  I,  432. 
bigamia  interpretativa  I,  24.  25 8.  54. 

similitudinana  I.  24.  25«.  48,  54  f. 

successiva  I,  23.  54. 

Vera  I,  23.  25« 
biffamus  I,  103. 
Bilder-Sturm  IV,  276. 

Verehrunff  s.  Heilij^enbilder. 
Bildung,  oer  Geistkchen  s.  Geistliche. 
Bildungsanstalten  IV,  491;  vgl.  Schule. 

Errichtung  IV,  542. 

nicht  tridentinische  IV,  511  f. 

staatliche  Gesetzgebung  IV,  525.  545.  572. 

tridentinische  I^  501  f. 
Bination  der  Messe  IV,  184. 
Bindegewalt  I,  196. 
Birret,  rothes  I,  358. 
Bischof  vgl.  episcopus  I,  4.  4«.  6.  U,  38  f. 
92«. 

Absetzung  IV,  776.  788. 

Alter  1,  17«.  18*. 

Anordnungsreeht  III,  721  f.  834  f. 

Benediküon  I,  291.  360.  IV,  146«. 

Beratiiungsbehörden  11,  49  f. 

canonicus  II,  87. 

Disciplinarstrafe  IV,  742. 

excommunicirter  I,  50. 

exemter  II,  329  f. 

Gehilfen  H,  205  f.  261  f. 

Gerichtsstand  IV,  794. 

Gesetzgebungsreoht  UI,  834. 

häretischer  i,  50.  83. 

Insignien  11,  47  f. 

interdicirter  I,  50.   . 

Kompetenz  I,  16.  80  f.  11,  43  f. 

Patronatrecht  IH,  31. 

als  Pfieurer  n,  308. 

potestas  mafiBtJtm  IV,  444. 

potestas  iunsdictionis  III,  834. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Privilegien  II,  46  f. 

Residenzpflicht  IH,  225. 

römischer  s.  Römischer. 

schismatischer  I,  50. 

simonistischer  I,  83. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,   794.  850. 
859.  862. 

Strafgewalt  des  IV,  693.  757. 836. 837. 842. 

Strafgewalt  gegen  IV,  7303.  742.  754.  764. 
838. 

guspendirter  I,  50. 

Verhältniss  zum  Priester  I,  2«. 
Bischofsstuhl  s.  Bisthum.  . 
Bischofsweihe  I,  101. 

Materie  I,  llO^i. 
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Bischofsweihe,  scrutinia  I,  107'. 

Zeit  und  Ort  I,  116.  634. 
Bisthum,  Besetzung  II,  512.  677.  III,  125. 
190.  rV,  776. 

Besitznahme  11,  677. 

Errichtung  II,  378  f. 

in  Missionsländem  II,  360. 

päpstl.  Provisionsrecht  III,  125. 

Theilung  I.  514.  II,  400  f. 

Wechsel  III.  305  f. 
Bitte,  Recht  der  ersten  II,  639  f. 
Bittgang  IV,  149. 
Blinde  I,  15. 
Bluttaufe  IV,  54. 
Böhmen,  Eucharistie  IV,  78. 
Bologna  IV,  642.  645. 
Bonifa cius  h.  I,  149. 
Bonifacius  II.  I.  227. 
Bonifacius  VIT.  I,  245. 
Bonifacius  Vm.,   Besetzung  des  päpstl. 
Stuhles  I,  269. 

defectus  fidei  I,  2t. 

defectus  natalium  I,  14. 

Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  I,  295. 

Ordination  I,  87. 

päpstliches  Besetzungsrecht  III,  129. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  740. 
Bonosus  I,  148. 
Bordeaux,  Primat  I,  601. 
Bossuet  I,  199. 
Bourges,  Patriarch  I,  573. 

pragmatische  Sanktion  1, 198.  III,  408.  421 . 

Primat  I.  598.  601. 

Synode  III,  408.  414. 
Bratant,  Asylrecht  IV,  396*. 
Braga,  Metropolit  I,  594. 
Brandenburg,  Patronatrecht  III,  9^ 

Recht  der  ersten  Bitte  U,  641. 
Braunsberg,  Lyceum  IV,  533. 
Braun  schweig,  Aemterbesetzung  DI,  5*. 
196.  197. 

Bestätigung  der  Kirchenämter  III,  1896. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  571. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125.  ' 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  172.  18". 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  II,  4663.  467. 

Pfarrverband  II,  3141.  3152.«   713. 

staatl.  Placet  IH,  761.  839".  846. 

Prozessionen  IV,  235. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Bremen,  Patriarch  I,  573.  615. 
Brescia,  Arnold  I,  118. 
Breslau,  Aemterbesetzung  III,  182. 

Bischof  II,  48.  49*. 

exemtes  Bisthum  II,  333. 

Generalvikar  II,  224. 

iurisdictio  I,  183. 
breve  I,  299.  III,  782. 

administrationis  II,  671. 

extra  tempora  I,  95  ?.  115. 
breviarium  I,  141. 

Ambrosianum  I,  142?. 

Mariae  Virginis  I,  143. 

Romanorum  I,  142.  IV,  9. 
Brevier-Gebet  I,  141  f.  204. 

Revision  IV,  9. 


Brixen,  Bischof  II,  48. 
Brüssel,  Nuntiatur  I,  526. 
Bürgerschule  IV,  627;  vgl  Schule. 
Büsser,  rechtliche  Stellung  IV,  722.  819. 
Bulgarien,  Primat  I,  594. 
bulfa  III,  733*.  782. 

cruciata  IV,  105«. 

Geltungsgebiet  IV,  11. 
bullatico  III,  782".  7831. 
bullatores  I,  444. 
Burchard  v.  Worms  I,  243. 
Burgund,  Asylrecht  IV,  384. 

Bisthümer  II,  381. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  694«  a.  E. 

Investiturstreit  II,  559. 

Nationalkonzilien  III,  539. 
Bussbriefe  IV,  720*. 
Bussbücher  IV,  824. 
Busse  im  Abendlande  IV,  720. 

Ablösung  (Redemtion)  IV,  827. 

i.  allg.  l  168.  IV,  84  f.  695.  817. 

Akte  IV,  120. 

Auferlegung  IV,  826. 

Complex  IV,  110  f. 

Delegation  IV,  87. 

Empfang  IV,  111.  116.  125. 

Form  IV,  122. 

der  Geistlichen  IV.  726.  740.  817.  835. 

Jurisdiktion  IV,  85. 

der  Laien  IV,  715.  817. 

im  Morgenlande  IV,  715. 

öffentliche   IV,  696.   721.  725.   816.    822 
825. 

öffentliche  der  Geistlichen  IV,  822. 

Recht  zur  Spendung  IV,  85. 

Regularen-  IV,  91.  115. 

Spendungsort  IV,  124. 

bei  Todesgefahr  (in  articulo  mortis)  1\, 
87.  109.  111. 

Voraussetzungen  der  Spendung  IV,  85.  93. 

der  weiblichen  Orden  TV,  98.  115. 

Wirkung  I.  392.«.  41. 

ZwangsbuBse  IV,  815.  816.  848 
Busskleid  IV,  720». 
Bussolanti  I,  497. 
Busspriester  IV,  720*.  723.  724* 
Bussstationen  IV,  715.  717.  721. 
Bus s werke  IV,  695.  722.  819.  825.  826. 
Byzantinismus  m,  682  £ 


C. 

Cadalus  I,  257.  259. 
Caeremoniale  I,  471.  479. 

episcoporum  IV,  9. 
Cäremonienmeister  I,  390.  111,436.455. 

6428.  662». 
C&sarea,  Exarch  I.  576. 
Cäsaropapismus  III,  682  f. 
calculatores  II,  1097. 
caligae  II,  47. 

Calixt  n.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I. 
262.  266. 

Cölibat  I,  154. 

Konkordat  I,  265. 

röm.  Synode  IH,  350. 
Calvin  1,  454. 
Camera  apostolica  I,  405. 
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Camera  praesidens  c.  ap.  I,  411. 

thesauraria  I,  405. 
camerales  I,  409. 

Cameralobligationen  I,  127B.  128. 
camerarius  I,  405  f.    II,  107.  276.  290. 
Camerlen^o  I,  363.  369.  413. 
campana  IV,  413. 
campanarius  11,  104".    HI,  321. 
Campus  Florae  III,  776. 
Cancellaria  apostolica  I,  392.  432  f. 
Cancellarius  I,  438.    n,  108. 
candidatus  minus  gratus  II,  683 ?. 
caneparius  II,  1046. 

canon  III.  678.  6835.  685 «.  7082.  71 K  781. 
canonia  II,  62. 
canonica  II,  62*. 

vita  II,  51,  522. 
canon icatug  s.  Kanonikat. 
canonice  II,  522..  532.^ 
canonicus.  vgl. . Kanoniker. 

im  allgemeinen  II,  51  f. 

admissus  II,  69. 

aedilis  II,  116. 

capitularis  s.  capitularis. 

non  capitularis  ll,  62.  63. 

cathedralis  II,  62. 

coUegialis  II,  62. 

domicellaris  II,  63.  64.  66 1.*.  70.  81. 

exspectans  II,  64.  65. 

forensis  11,  842. 

in  fructibus  et  floribus  II,  64. 

in  herbis  II,  64. 

honorarius  II,  76.  124»   388,  703. 

iunior  II,  62«   63.  81. 

lectoralis  IL  11 9  •\ 

maior  II,  62. 

luimerariufl  II.  81. 

in  pereeptione  II,  61. 

noenitentialis  l,  1*1. 

m  pulvere  II,  6iJ. 

receptus  11,  69. 

repularis  II,  58, 

scnolaris  11,  63. 

secnlaris  11,  58. 

senior  II,  62»,  63. 

stationär ius  II,  786. 

supemumerarius  II,  64.  65. 

supranumerarius  11,  64.  84.  388. 

tbeologalis  I,  171. 

thesaurarius  II,  116. 
canonisatio   vgl.  Kanonisation. 

aequipollens  IV,  256. 

formalis  IV.  256. 
canonizare  IV,  244. 
cantor  s.  Kantor. 
Canterbury,  Patriajch  I,  573. 

Primas  I,  616. 
capella  II,  2673.  472». 

amovibilis  I,  662. 

cardinalis  I,  364.  368. 

laicalis  m,  102'.    IV,  205. 

des  Papstes  I,  368.  496. 

pontificia  I,  364. 
capellania  ecclesiastica  II,  394. 

laicalis  II,  393. 

mercenaria  II,  394  3. 
capellanus  II,  2923.  3I812.  321. 

amovibilis  III,  299. 

castrensis  minor  11,  340. 


capellanus  curattis  II,  323. 

expositus  II,  323. 

imperialis  II,  77.  79«.  80. 

imperatoris  11,  78  *. 

maior  exercitus  11,  337.  340. 

regius  II,  77.  78  5.  80. 

regalis  II.  785. 
capellarii  IV,  197. 
capellus  rubrus  I,  357. 
capischolus  II,  lOOW 
capita  ordinum  I,  369. 
capitium  I,  358. 
capitula  aperta  II,  66*. 

clausa  II,  65.  66  K 
capitularis  vgl. Kapitel,  11,61.63.65.276. 

numerarius  II,  81. 

numisma  U,  86. 
capitulariter  EL,  137.  138?. 
capitulum  vgl.  Kapitel,  II,  132».  276.  III, 
586  u.  709«.  7276. 

consilium  II,  153.  155  f.  UI,  595«. 

consensus  II,  153  l    III,  595«. 

decanorum  II,  275. 

ecclesiasticum  HI,  710. 

episcoporum  III,  721. 

extraordinarium  EL,  124.  125*. 

generale  II,  J24.  125«.    III.  586Ji. 

ordinarium  II,  124. 

plenum  UI,  586". 

publicum  III.  586««. 

rurale  n,  272.  275. 

solenne  UI.  586«'. 

universale  III,  586". 
cappa  magna  I,  358.  IV,  308«. 
caputscholaris  II,  100«o. 
Cardinalis«  vgl    Kardinal. 

camerarius  I,  362.  369.  372. 

chori  II.   142«. 

decanus  I,  360. 

S.  Laurentii  I,  336. 

S.  Mariae  Maioris  I,  335. 

natus  I,  332. 

nepos  I,  446. 

S.  PauH  I,  336. 

S.  Petri  I,  336, 

sacerdos  I,  313. 

superintendens  I,  446. 

vicarius  urbis  I,  485. 
Caritas  christiana  III,  227.  230;   vgl.  auch 

communio. 
Carthago  s.  Karthago, 
casus  exceptus  des  Asylrechts  IV,  392. 

der  Heiligenverehrung  IV,  256. 
casus  reservatus  s.  Reservatfalle, 
catalogo  sanctorum  adscribere  IV,  244.  24'J. 
catechesis  IV,. 479. 

perseverantiae  IV,  480  «6. 
catnedra  episcopalis  II,  47,    IV.  307. 

ex  —  IV;  436. 
cathedralis  II,  62. 
cathedraticum  III,  662«. 
causa  canonica  XI,  331». 

finalis  s.  inductiva  s.  motiva  III,  796«. 

impulsiva  III,  796«. 

iusta  n,  386.  388.     IV,  320. 
cautio  de  fienda  refqrmatione  III,  381. 
cedula  m,  435. 
cellerarius  IX,  105  f. 
celsissimus  ll,  37. 
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celsitudo  I,  208. 

Censur  vgl.  congregat.  libror.  prohibit. 

des  Kapitularvik&TB  II,  239. 

kirchliche  I,  459.      11,  274«.     IV,  444. 
747.  751.  755.  832.  835. 
censura  diyina  IV,  748*. 

latae  sententiae  s.  poena  1.  8. 
cereug  paschalis  IV,  146. 
ceroferarii  I,  3» 
cessatio  a  divinis  I,  53.    IV,  374. 
cessio  III,  268. 

bonorum  I,  35«.    1277. 
chabiscoluB  II,  99^ 
Chalcedon,  Synode  IQ,  3332.   336".  343. 

344«.  672».  676». 
chapelle  IV,  313». 

character  indelebilis,  Ordination  I,  6.  117  f. 
IV,  7283.  8072. 

der  Sakramente  IV,  43.  62. 
Charfreitag,  Kommunion  IV,  76.  82. 

Messe  IV,  178«. 
Charson-nabend  IV,  149. 
chastnarii  11,  109?. 
Chiemsee,  Bischof  II,  612. 
chirographa  III,  782. 
chirotecae  II,  47. 
Chlodwig,  Tiara  I,  209. 
Chlothar  IL,  Strafsachen  der  Geistlichen 

IV,  857. 
Choral  es  s.  choraules  11,  79^. 
Chorbischof  H,  99.  161  f.  1947.«. 
Chordienst  II,  141. 
chorepiscopalis  II,  194«. 
y  Ol  p  e  11 1 0  X  0  TT  0 1 II,  1 62. 169 ;  vgl.  Chorbischof 

u.  choriepiscopus. 
Chorherren  U,  61. 
choriepiscopus  II,  99.  161  f.  194'.«. 
chori  socii  II,  79*. 
chorostates  IE,  98?. 
Chorregent  m,  324.    IV,  618. 
Chorstuhl  II,  62. 
chrisma  IV,  408. 

der  Firmung  IV,  56,  59. 

Weihung  IV,  143. 
Christenlehre  IV,  477. 
christianitates  11,  232. 
Christnacht  vgL  Weihnachten. 

Kommunion  IV,  76. 
Chrodegang,  Regel  I,  141.    II,  52. 
ciborium  IV,  84i.  4ü8. 
cidara  bicomis  II,  47. 
Cilicien,  Patriarch  I,  565. 
cimeliarcha  11,  104. 
cingulum  I,  131. 
citare  in,  498«. 
Civilehe  ü,  311.    IV,  40. 
clandestine  III,  105. 
Clarendon  in,  736. 
classes  particulares  HI,  433. 
claustrum  II,  52«.  53. 
clausula  appellatione  remota  I,  192. 

dispensationis  III,  797. 
clavigeri  U,  109?. 
Clemens  I.  I,  217.  227.  310. 
Clemens  IL  I,  246. 
Clemens  IIL  I,  258. 
Clemens  IV.  1,  87. 
Clemens  V.  I,  18.  269.  279.  291. 
Clemens  VI.  I,  270. 


Clemens  VIL  I,  271.    111,  427. 
Clemens  XII.  I,  275. 
clericus  vgL  Geistliche. 

acephalus  I,  64. 

camerae  I,  408.  409.  414. 

maior  I,  378. 

minor  I.  378. 

nationalis  I,  363. 

numerarius  I,  408. 

secularis  11,  447  w. 

supemumerarius  I,  408. 

yagans  I,  64. 
der  US  vgl.  Geistliche. 

Ordinarius  II,  61«. 
clinici  I,  20. 
clocca  IV,  413. 
coadiuti  II,  84.  85. 

coadiutores  vgl.  Koadjutoren  II,  318.  324. 
325.  328.  in,  837. 

perpetui  11,  84.  87.  253.  255. 

temporarii  H,  253.  255.  325  7. 
coadiutoriae  II,  117.  124. 
coadiutus  H,  255. 
Coburg  s.  Sachseo-Coburg. 
C  ö  1  e  s  1 1  n  L,  pftpsü.  Gesetxgeb.-Recht  ni,  6^5. 
Cölcstin  IL,  1,  163. 

p&psü.  Gesetzgebunesrecht  IH,  733. 

päpstl.  oberstncht.  Recht  IV.  780. 
Co  fest  in  ni.,  Besetzung  des  p&pstL  Stuhles 
I,  292. 

päpstl.  Besetzungsrecht  UI,  117. 
Co  lest  in  V.,  Besetzung  des  p&pstL  Stuhles 

I.  269,  279.  279».  294. 
Qölibat  I,  7.   131.  144  f.    1531.   482;   vgl. 
Geistliche  und  Keuschheitsgelübdc. 

erzwungener  I,  111. 
coercitio  pontiiicum  in,  698*.  * 
coetus  praeparatorius  IH,  642*. 
cognitor  I,  187*. 
Collare  I,  131. 
collatio  n,  649.  IV,  542«. 

extraordinaria  n,  651. 

libera  U,  650.  m,  2.  178. 

occulta  in,  106. 

ordinaria  II,  651. 

simultanea  in,  170. 

votorum  II,  663. 
coUectores  I,  444. 
cnllegiata  eccUsia  U,  62*. 
collegium,  Anglicanum  I,  14«.  76.  IV,  513. 
519*. 

apostolicum  IV,  519. 

Germanicum  II,  508".  509.  IV,  513.  519*. 

Lombardicum  IV,  524. 

der  Mission  n,  355. 

nationale  IV,  519*. 

pontificium  IV,  518. 

procuratorum  causarum  I,  400. 

referendar.  signat  votant  I,  415  f. 

Romanum  IV^  511. 

Urbanimi  de  Propaganda  fide  IV,  514. 
Columba,  Busswesen  IV,  824. 
Comarca  di  Roma  I,  212. 
combustio  schedularum  I,  285. 
comites  U,  605. 
commatres  IV,  38. 
commenda  I,  66.  89.  in,  109. 
commendatitiae  I.  93.  94. 
commendatorii  m,  849  (113). 
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commensalitium  I,  90. 
comminister  II,  IS?', 
commissarius  U,  109''.  2081.  UI,  436. 

annorum  I,  412. 

camerae  I,  389.  411.  413. 

maris  I,  412. 

S.  officii  I,  451. 
commoditas,  ecclesiae  I,  109. 
communicatio,  ad  instar  III,  812. 

priyile^onim  HI,  811. 
communio  IV,  178«;  vgl.  Eucharistie. 

Ausschliessunff  IV,  699^.  708. 

caritatis  IV,  742. 

clericalis  s.  dominica  IV,  728*. 

fratrum  IV,  742.  754. 

laica  IV,  729. 

peregrina  IV,  734 5.  754. 
commutatio  missae  IV,  214. 
Compactum  I,  337. 
compatres  IV,  38. 

compatronatus  vgl.  Patronatrecht  III,  14. 
56  f.  97  f. 

mixtuB  ni,  59  f. 
Complex  IV,  110. 
complicatio  schedularum  I,  283. 
compositio  missae  IV,  214'. 
compromissarii  II,  664. 
compromisBum  limitatum  II,  664. 
computista  I,  482. 

generale  I,  414. 
concessio  II,  649^. 
concession  de  bancs  IV,  351 «. 
conciliariter  III,  384«.  385*. 
Concilietto  I,  463. 
concilium  11.  272. 

generale  m,  327.  353«.  356  io.  488.  494. 
509*.  5187.  5191.  544  J.  560.  573»;  vgl. 
Konzil  und  Synode. 

generale  presbyterorum  in,  586. 

mixtum  III,  328.  542. 

nationale  IE,  5**12.  5821.  653. 

occidentale  in,  5153. 

plenare  s.  universale  EI,  511.  5813.  653. 
concio,  casualis  IV,  475. 

extraordinaria  IV,  475. 
concionator  II,  1211. 
Conclave  I,  267  f.  275  f. 
concursus  in,  140.  157. 

parochialis  II,  494. 
condonatio  missae  IV,  214. 
confessio,  Augustana  III,  296 ''. 

sacramentalis  IV,  121. 
confessionale  IV,  124. 
confirmatio  II,  650.  670.  m,  625. 

des  Bischofs  I,  94. 

des  Gewählten  U,  674. 

jn  forma  ordinaria  (communi)  m,  824. 

bei  Ordination  I,  8i. 

des  Privüewum  m,  824. 

specialis  lU,  825. 

Wiederholung  I,  49. 
Congregatio  vgl.  Kongregation. 

i.  allg.  I,  366.  391.  448  f.  II,  363. 

caeremonialis  I,  479. 

clericonim  secular.  doctrin.  christ.  in  Gallia 
I,  75. 

concilii  I,  21.  55».  57.  III,  665. 

concilii  Trident.  Interpret.  I,  397.  456  f. 
4852. 


congregatio  consistorialis  I,  19^  366.   11, 

673. 
criminalis  vicarii  Urbis  I,  481. 
degli  studj  I,  482. 
examinis  episcoporum  I,  367. 
generalis  s.  publica  III,  3761   393.  432. 

455.  6417.  663. 
indicis  libror.  prohibit.  I,  451  if.^ 
indulgentiar.    et    sacrar.    reliquiarum    I, 

473  f. 
inquisitionis  s.  sancti  officii  I,  448  f. 
iunsdict.  et  immunitat.  eccles.  I,  470  f. 
Lauretana  I,  482. 

negot.  eccles.  extraord.  I,  368.  478  f. 
particularis  HI,  433.  641  \ 
praelatorum  theoloe.  III,  433. 
praesynodalis  HI,  6628. 
privata  III,  6417.  642. 
pro  erectione  eccles.  I,  366. 
pro  negot  rit  orient  I,  477  f. 
de  Propaganda  fide  I,  474  f.  U,  352.  360«. 

pro  universit.  stud.  rom.  I,  482. 

reverend.  Fabricae  I,  482. 

sacrorum  rituum  I,  471  f.  485  2. 

speciale  per  la  riediiicazione  I,  482. 

specialis  III,  663. 

super  consult.  negot  stat  eccles.  I,  481. 

super  correct.  libror.  orient.  I,  477  f. 

super  disciplina  regul.  I,  469  f. 

super  ne^ot  episcop.  I,  397.  464  f. 

super  residentia  episcop.  I,  456.  464  f. 

super  revisione  synodorum  I,  464  f. 

super  statu  eccles.  s.  visitationis  liminimi 
I,  456.  463  f. 

super  statu  regulär.  I,  469  f. 

su^er  statu  I,  368. 

visitationis  apostol.  I,  479. 
congregazione  camerale  I,  415. 
congressus  der  Geistlichen  IV,  542. 
Conon  I,  225.  226. 
conopaeum  IV,  308«. 
consecratio  s.  Konsekration, 
consensus  U,  153.  UI,  8:^5. 
Conservatoren,   p&pstliche  I,    179  f.  IV, 

654. 
consiliari  i  I,  385. 
consilium  11,  153.  155.  m,  834. 

auriculare  I,  340. 
consistentes  IV,  718. 
consistoria  I,  364. 

publica  I,  364. 

secreta  s.  ordinaria  I,  364. 

semipublica  I,  366. 
consistorialis  s.  coneregatio. 
Con stanz  Concil  I,  27i. 

Kardinäle  I,  340. 

Papstwahl  I,  288.  306. 
constitutio  III,  739».  781».  782.  835;  vgl. 
Schema. 

dogmatica  III,  781 » 

de  ecclesia  Christi  III,  461. 

de  fide  catholica  in,  464. 

Pastor  aeternus  HI,  467. 

personalis  in,  806 1. 
constitutum  III,  694».  782. 
constructio  UI,  18.  19«.  22  f. 
consuetudo  avita  I,  619. 

legitime  praescripta  lU,  810. 
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consultationes  privatae  III,  641. 

consultores  s.  Konsultoren. 

contritio  IV,  120. 

Conventualprioren  I,  188. 

conventus,  synodalis  III,  586 1^ 

conversi  I,  143®. 

convocare  III,  498*. 

cooperatores  11,  318. 

copißtae  III,  3967. 

coriepiscopus  s.  choriepiscopus. 

Corona  I,  104. 

Corporalien  IV,  14?. 

corpus  signaturae  III,  1693. 

Corrector  I,  431.  432. 

correptitii  I,  16. 

correspondencia    v    agencia    general    de 

preces  HI,  7544  a.  E. 
correaponsales  I,  401. 
Coscia  I,  371» 

creatio,  der  Kirchenämter  II,  385  f. 
credentes  I,  21*. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
crimen,  Begriff  IV,  744.  831. 

exquisitionis  nominis  I,  449  &. 

laesae  maiestatis  I,  350. 
crux,  erecta  s.  gestatoria  II,  37. 

pectoralis  II,  47.  . 
cubicularii  I,  379.  444. 
Culm,  Kirchenämterbesetzung  III,  182». 
culpa,  iuridica  I,  42 ^ 

tneologica  s.  iu  foro  conscientiae  I,  42^. 
culpose  I,  16. 
cura,  actualis  I,  304. 

animanim  II,  292. 

benelicü  III,  70. 

u.  curia  I.  *U3. 

habitualis  II,  304.  447.  462. 
«Mirator  hospitiorum  III.  436. 

pupillorum  I,  34. 
euratus  eccl.  paroch.  II,  291. 
cur 6  desservant  II,  294 1. 
curia,  II,  56. 

Behörden  I,  391.  II,  56. 

Verhältniss  z.  ciu-a  I,  34 ». 

romana  I,  309  f.  373  f. 
curiales,  aulici  I,  4932. 
curio  II,  292. 
custodia  III,  696. 
Custos  I,  378.  II,  103.  112H.  321. 

concilii  II,  455 ». 

martjTTum  I,  4. 

registri  bullanim  I,  427. 

supplicarum  I,  427. 


D. 

daemoniaci  I,  16.  162. 
Dänemark,  Acmterbesetzung  II,  60S. 

apostol.  Vikariat  11,  359. 

Investiturstreit  II,  591 2. 

Provinzialsynoden  III,  491  ß. 
Damasus  I.  I,  297. 
Damasus  U.  I,  246. 
Dankopfer  s.  Opfer, 
data,  magna  I,  426.  III,  161. 

parva  HI,  161. 
Dataria  I,  55«.  57.  III,  159.  793. 

apostolica  I,  392.  422  ff.  440. 


Datarius  I,  373.  389.  421.   422.  431.  440. 

III,  794. 
debilitati  I,  15*. 
debilitatio  I,  45*. 
decalvatio  IV,  804. 
deeanatus  11,  272.  482;  Tgl.  Dekanat, 
deeaniae  II,  269. 
decanica  IV,  737*. 
decanus  s.  Dekan. 
Decharge,   -erfordemiss  bei  def.   libertat 

I,  35. 
Decisiones,  congreg.  conc.  Trid.  I,  462. 

rotae  I,  -104. 
declarationes  I,  458. 
decretale  IE,  6835.  782. 

constitutum  III,  685.  685  *. 
decretum  de  alienando  IV,  170. 

electionis  II,  669. 

generale  n,   132».  UI,   683».  685.  7172. 
781.  782.  835. 

irritans  I,  421. 

de  profanando  IV,  170. 
dedicatio  IV,  163.  269. 
defectus  aetatis  I,  162.  n  f.  55.  i03. 

animi  I,  162. 

corporis  I,  14  f.  55. 

famae  I,  30  f.  40.  41».  55. 

fidei  I,  162.  20  f.  55. 

libertatis  I,  32  f.  55.  62. 

natalium  I,  11  f.  55. 

perfectae  lenitatis  I,  16  2.  26  f.  45*. 

rationis  I.  162. 

sacramenti  I,  11*.  162.  22  f.  54*.  lO.t. 

scientiae  I,  162.  19  f.  55. 
dcfensio,  ccclesiae  III,  72. 
Defense  res  I,  4.  21*.  382.  IJ,  406. 

der  Ketzer  1,  47.   18. 

rejiionarii  I.  377. 
Deficienteugehalt  1,   73. 
definitiones  II,  290. 
definitive,  Entscheidungen  I,  462. 
Degradation  I,  53.  IV.  726.  806. 

Folgen  I,  119,  124.  144. 
Dekan  II,  72.  89.  92  f.  114.  261.  269  f.  69-\ 

der  Camera  I,  408. 

christianitatis  11,  271  ^  272. 

foraneus  II,  291". 

der  rote  I,  399.  421. 

niralis  II,  269  f.  285  f. 
Dekanat  II,  272.  482. 
De  kr  et  alen  Sammlungen  III,  738  f. 
Dekurionen,  Ordination  I,  31. 
delatio  schedulae  I,  284. 
Delegat,   apostolischer  II,   362.  399.  404\ 

III,  657  7. 
delegatio  ab  homine  I,  176  7. 

apostolica  11,  362.  • 

a  iure  (a  canone,  lege)  I,  176*^. 

ad  unam  causam  I,  186  7. 

ad  universit.  causar.  I,  186  7.  192. 
Delegationsrescript  I,  188.  194. 
d dictum  Begriff  IV,  744. 

occultum  I,  56  6. 
deminutio,  sine  III,  107. 
depopulatores  agrorum  IV,  390.  3^. 
Deportation  IV,  792. 
depositario,  generale  dei  vacabili  I,  445. 

del  piombo  I,  445. 
depositarius  I,  451. 
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depositarius  pecuniarum  III,  436. 
Deposition  I,  50«.  53.  111».  144.  514. 

schedularum  I,.285. 

als  Strafe  IV,  ^32.  727.  806  {Das.  Aus- 
drücke); vgl.  Geistliche. 

VoUstreckung  IV,  728i.  809. 
deputati  HI,  395.  434. 
Descendenten,  der  Ketzer  I,  21.  47.  54. 

II,  487. 
Desservants  II,  294».  III.  302. 
detrtincatio,  membrorum  I,  45^. 
Deutschland,    Aemterbesetzung    II,    465. 
500.  510.  530  f.  605.  689.  695.  703.  HI, 
3.  5.  136.  165.  173.  197.  263.  298. 

apostolisches  Vikariat  II,  358. 

Asylrecht  IV,  394. 

Beichtgeheimniss  IV,  133. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  528.  535.  547. 
865  (211). 

Chorbischöfe  II,  169. 

Cölibat  I,  1496. 

Diöcesanspoden  III,  561.  587«.  597.  600. 

Dispensaüonsrecht  III,  801. 

Docenten  der  Theologie  IV,  679. 

Episcopalsystem  I,  199. 

exemte  Bisthümer  11,  333. 

exemte  Kapitel  II,  152. 

Firmung  Iv,  62. 

Generalvikar  II,  223. 

geweihte  Sachen  IV,  171. 

höhere  Schulen  IV,  633. 

Interstitien  I,  112. 

Investiturstreit  II,  558  f. 

Irregularität  I,  59. 

Kapitel  II.    114.  120.  132.  135.   !3B.  \hK 

Kapitularvikar  II,  247. 

Kircheugebäudc  IV,  335«.  341«. 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Koadjutoren  der  Bischöfe  IT.  25H. 

Königssalbuug  IV,  158. 

Konzil  V.  Konstanz  III,  373. 

Legaten  I,  523.  524. 

Liturgie  IV,  18.  19. 

Metropolit  11,  6*. 

Militärseelsorge  II,  343. 

Mission  IV,  4873.  489. 

Nationals>Tioden  in,  552  f.  558.  560.  562*. 
569  f.  576.  579". 

Nominationsrecht  II,  610. 

oeconomus  11,  249. 

Orden  IV,  616. 

Ordinationstitel  I,  72. 

Papstwahl  I,  293. 

Patriarchat  I,  576. 

Patronat  n,  621  f.  632.  III,  7».  32.  33. 

Pfarrer  H,  305. 

Pfarrgehilfen  11,  328. 

Postulation  II,  682. 

Primas  I,  607  f. 

Provinzialsynoden  III,  4832.  491«.  505. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Religionsunterricht  IV,  480. 

Reliauienverehrung  IV,  273. 

Residenzpflicht  III,  241. 

Schulzwang  IV,  585. 

Simultaneum  IV,  360.  369. 

Sonntagsfeier  IV,  296.  300. 

staatl.  Einspruchsrecht  III,  183.   IV,  865 
(211). 


Deutschland,  staatl.  Placet  III,  757.  760. 
7625.  763. 

Staateangehörigkeit  IV,  865  (21 1). 

Suffragane  11,  180. 

Synoden  III,  665. 

Taufzwang  IV,  52.  54. 

Tischtitel  I,  70. 

Trienter  Beschlüsse  III,  450. 

Universitäten  IV,  658.  666.  671. 

konfess.  Universit.  IV,  669. 

Vikariat  I,  595  f. 

Vikarien  II,  84. 

Volksschule  IV,  580.  584.  592. 

Wiedertaufe  IV.  45«. 
Devolution  II,  15.  20.  627.  651.  DI,  167  f. 

178. 
diaconia  I,  312. 

patres  I,  322. 
diaconica  IV,  737*. 
diadema  I,  208. 
Diakon  I.  2.  25.  45.  5.  6.  II,  66. 

cardinalis  I,  313.  320. 

palatinus  I,  323.  336.  384. 

regionarius  I.  320.  323.  336. 
Diakonatsweihe  II,  66».  74. 

erforderl.  Alter  I,  18. 

Materie  der,  I.  II6I1. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  1153. 

scrutinium  I,  1077.  108». 
Diakonissinnen  I,  8.  83.  8*. 
SiaxuTufioeu  III,  781». 
dies,  festivi  duplices  de  praecepto  I,  114. 

festus  s.  Festtag. 

rogationum  IV,  149. 
diffinitores  II,  277.  290. 
Dignitäten  II.  72.  110  f. 

Begründung  11.  38^. 

Erwerb  11,  4^5. 

Kapitel  II.  H8  f 
Dilata  L  462. 
diminutio  beneticii  II,  395. 
dimissio  HI.  268». 
Dimissorialien  I,  79.  93.  186?. 

der  Kapitel  I,  100.  101.  634. 

des  superior  I.  97.  98. 
Diöcesanbischof  III,  604. 
Diöcesanblatt  II,  288i. 
Diöcesansynode  DI,  328  f.  654  f. 

Berufung  HI,  658. 

Kosten  III.  660*. 

u.  Papst  III,  664. 

Rechte  IV,  106. 

Zuständigkeit  III,  660  f.  701. 
dioecesanus  U,  43. 
Diöcese  I,  548.  II,  9i.  2643.  362». 

Bischof  n,  38  f. 

Leitung  U,  38  f.  153  f.  228  f.  240  f.  249  f. 
259  f.  308. 
Dionysius  I,  310. 
director  spiritualis  seminarii  IV,  508. 
directoriiim  IV,  15. 
disciplina,  ecdesiastica  III,  691  >. 

körperliche  Züchtigung  IV,  8153.6. 

regularis  I,  464.  469  f. 

vi^ens  ecclesiae  III,  734. 
Disciplinarffewalt  vgl.  Strafgewalt. 

Frankenreicn  IV,  844. 

geistliche  IV,  1.  4. 

kirchliches  u.  staatl.  Recht  IV,  788.  843. 
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Disciplinargewalt  über  die  Kleriker  IV, 
793.  837. 

des  Papstes  IV,  773. 

röm.  Reich  IV,  691, 

Westgothenreich  IV,  847. 
DisciplinarstrafenlV,  698.726.754.835. 
Disciplinarstrafgewalt  IV,  691  f. 
Disciplinarstrafrecht  IV,  752.  833. 
Disciplinarvergehen  IV,  698.  752.  833. 
discussio  iuris  T,  192. 
Diskretionsjahr  IV,  51. 
Dismembration,  der  Kirchenfimter  I,  514. 

n,  401  f. 
Dispensation,  Begriff  III,  789  f. 

bischöfliche  in,.836. 

ad  cautelam  I,  44 1.  58. 

des  Gelübdes  1,  1682. 

der  Irregularität  I,  14.  17.  39.  55. 

kirchl.  Recht  I,  458.  IH,  826. 

matrimonii  III,  827.  828«. 

bei  Mehrheit  der  Kirchämter  III,  253. 

päpsüiche  m,  722.  744.  789. 

in  radice  I,  13.  lU,  826.  828. 

ad  yitam  I,  662. 
Distriktinspektion  der  Schule  IV,  601. 
dispensator  II,  251. 
distributiones,  .quotidianae  III,  236. 
distributores  III,  396^. 
di versa,  tempora  Öl,  7165. 
divinatio  I,  448. 
divisio,  beneficii  II,  395.  400  f. 

camis  I,  25.  25  ^ 
Doctores  iuris  utriusque  HI,  370 ß. 

theologiae  II,  66.  67\  68.  119.  122.  486. 
m,  370«. 
»Doctoris  gentium«,  Bulle  HI,  406. 

Doctorgrad  II,  211.  235.  486.  IV,  689. 
doctrina  III,  781. 

christiana  IV,  479. 
dogmata  III,  781». 
Doktrinarier,  französische  I,  75. 
Dom  II,  621. 
Domherren,  II,  62.  83.  84.  87;  vgl.  auch 

canonicus  und  Kanoniker. 
domicellares  canonici  II,   63.   64.   66i.   66*. 

70.  81. 
domicelli  11,  63.  64. 

emancip.,  non  emancipati  II,  63. 
domicilium,   bei  Ordinationskompetenz  I, 

88. 
Dominikaner  IV,  93. 
dominus  apostolicus  I,  207. 
Domkapitel  i.  allg.  U,  49  f.   59  f.  124  f. 
234. 

Aemter  II,  88  f. 

Au&ahme  II,  66  f. 

Berufung  II,  125. 

Bischofswahl  II,  601  f.  657. 

Dignitäten  II,  88.  110  f. 

Disciplinargewalt  II,  135. 

Leitungsgewalt  II,  153. 

der  Metropolitankirche  II,  22. 

officia  n,  88.  110  f. 

Ordination  I,  95. 

Personate  11,  88.  HO  f. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  II,  124  f. 

Statuten  II,  133  f. 

Verfassung  II,  61  f. 


Domkirche  IV,  307. 
Dompfister  11,  109^ 
Domschule  IV,  497. 
Domvikar  II,  700*».      ' 
Domvikariat  11,  695. 
dos  n,  386.  in,  19«.  23.  24. 
dotatio  m,  19.  23  f.  IV,  320. 
Dreikapitelstreit  m,  6725. 
droit  de  joyeuz  av^nement  11,  641. 
0  0  j  X  6 1  a ,  der  Heiligen  IV,  240. 
dubium  I,  461. 
duces  II,  605. 
Duell  I,  31. 

Dunstan,  Cölibat  I,  153*. 
dydascalus  11,  lOO». 


£. 


ecclesia  11,  438;  vgL  Kirche. 

adiutrix  IV,  313. 

baptUmalis  I,  3172.  n,  265.  307.  IV,  m\ 

cardinalis  I,  3172.  31 8  f. 

cathedralis  IV,  307. 

collegiata  H,  62*.  IV,  308. 

commendare  III,  109. 

conventualis  IV,  308.  309«. 

dioecesana  s.  parochialis  11,  263.  307. 

filialis  n,  427.  IV,  313. 

intitulata  III,  110. 

mater  II,  306.  307.  427. 

matricularis  II,  283  *. 

matrix  IV,  307. 

numerata  II,  708. 

parochialis  II,  263.  307.  IV,  310. 

propria  11,  622. 

propriae  hereditatis  II,  622. 

receptiva  II,  658. 

romana  III,  684 1. 

succursalis  IV,  313. 

titulus  IV,  326. 

utroque  iure  subiecta  II,  4422. 
edictum  HI,  781».  782.  835. 
Eduard  VI.  v.  England,   Qrdinationsfähig- 

keit  der  engl.  Bischöfe  I,  85. 
effusio  des  Täuflings  IV,  32. 
Ehe  s.  matrimonium. 

incestuose  IV,  846. 
Eheeingehung,  Erfordernisse  IV,  125. 131. 

154. 
Ehehindern iss,  der  geistl.  Verwandtschaft 

IV,  21.  38.  55. 
eheliche  Geburt  II,  67. 

Mangel  der  -  n  I,  11.  12.  132. 
ehelichen  Kinder,  der  Kleriker  11,  47S. 
Ehelosigkeit,  ordo  minor  I,  37. 
Ehemann,  Weihe  I,  36.  51. 
Ehesachen  I,  459.  II,  2022. 
Ehingen,  Konvikt  IV,  528. 
Ehre,. ungeschmälerte  U,  67. 
Ehrendomherren     vgl.     Ehrenkanoniker 
II,  87. 

in  Frankreich  II,  84. 

in  Preussen  II,  83. 

der  Schweiz  11,  84. 
Ehrenkanoniker  II,  77.  83.  87.  703. 
Ehrenstrafen  I,  31. 
Eichsfeld,  Patronatrecht  III,  7«. 
Eid,  Gehorsams-  II,  30.  69.  HI,  199  f. 
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Eid,  Kapitularen  II,  71. 

bei  Papstwahl  I,  284, 

Treue-  II,  30 ;  vgl.  auch  Reinigungs-Eid. 
Eidhelfer  IV,  840.  841. 
Eigenschaften,    kanonische  II,  476;   vgl. 

facultas. 
Einleitung  des  kirchl.  Strafverfahrens  IV, 

758.  770.  839. 
Einspruchsrecht  des  Staates  III,  183.  184. 

185  f.  865.  866. 
Einstimmigkeit,  auf  Konzil  III,  342. 
elpTjvixai  1,  93. 
Ekthesis  HI,  672» 
electio  II,  650. 

per  compromissum  I,   281.  II,  661.  664  f. 

quasi  per  inspirationem  I,  260.  II,  661. 

per  instrumentum  s.  decretiun  II,  669. 

per  scrutiniimi  I,  282.  II,  661. 
eleemosiniere  L  389. 
eleemosyna  IV,  205. 

manualis  IV,  205. 
eligo  n,  679.  680. 
elimosinarius  II,  108^ 
Ellwangen,  Landesuniversit&t  IV,  528. 
Elsass-Lothringen  IV,  18".  19*. 

Aemterbesetzung  11,  465«.  510W.  511.  699. 
711.  III,  5«.  167.  1898.  196.  197.  302«. 
323^. 

Amtstrtor  III,  3173. 

öffentliche  Andacht  IV,  219. 

Bestätigung  der  Geistlichen  III,  189. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  547.  558. 
564.  568. 

höhere  Schulen  IV,  634. 

Informationsprozess  II,  694. 

Kirchengebäude  IV,  325. 

Kirchenglocken  IV,  4235. 

Kirchensitze  IV,  350.  351 3. 

landesherrliche  Ernennung  II,  6923. 

Missionen  IV,  489. 

Orden  IV,  617. 

Prozessionen  IV,  232. 

Religionsunterricht  IV,  613.  622. 

Residenzpfiicht  III,  231«. 

Schulbehörde  IV,  601. 

Simultaneum  IV,  368.  370«.  424. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

staatl.  Placet  UI,  839.  840«.  846. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  5073. 

SjTioden  HI,  666. 

Volksschule  IV,  5858.  589.  690».  5993. 

Wallfahrt  IV,  239. 
cmancipatio,  vom  scholaster  11,  70. 
Embrün-,  Primat  I,  601. 
Eminentissimus  I,  357. 
emolumenta  galeri  cardinalitii  I,  363. 
Empfang,    ordnungswidriger   der  Weihen 
I,  49. 

simonistischer  der  Weihen  I,  50. 
Emser  Punktation  I,  530.  II,  17'. 
enereumeni  I,  16. 
engeimissarius  IE,  322». 
England,    Aemterbesetzung  11,    608.   690^. 
III.  121 1.  f  2497.  850. 

Amtsträ^er  DI,  208«. 

geisti.  Bildungsanstalten  IV,  513. 

investiturstreit  II,  577«.  578.  583  f.  600. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  702  *. 
735«. 


England.  Kostnitzer  Konzil  III,  373. 

fegati  nati  I,  522".  523. 

Lfturgie  IV,  8». 

Metropolit  II,  6 ». 

Missionsländer  II,  361. 

Nationalkonzilien  III,  546«.  672. 

Nominationsrecht  II,  690. 

Patronatrecht  11,  632. 

Provinzialkonzilien  III,  4788.  491«   506. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Synoden  III,  535  K 
Entrührung  einer  Frau  I,  31. 
Entweihungsakt  IV,  170. 
Entziehung  des  Amtseinkommens  IV,  608. 
732«.  737.  b09. 

der  Amtsrechte  IV,  730.  811». 

der  Anciennität  IV,  730.  811*. 
Eparchieen  I,   539.  518.  II,  1.  6,  379.  lU, 

473. 
Epernay  I,  118. 
Ephesus,  Exarch  I,  676. 

Synode  IH,  333«.  336"   343.  344»  6763. 
Ephod  I,  210. 

Epiphaniasfest,  Taufzeit  IV,  34. 
Epilepsie,  irregiilaritas  I,  16. 
Episcopa  I,  83. 
episcopus  vgl.  Bischof. 

annularis  11,  176. 

auxilaris  11,  178. 

benificii  I,  89. 

cardinalis  I,  323  f. 

choris  s.  ChorbischoL 

coadiutor  I,  367. 

comprovincialis  11,  6.  9. 

curiae  I,  329. 

dele^atus  I,  176. 

domicilii  I,  88. 

electus  in,  607«. 

exemtus  s.  immediate  subiectus  II,  329  f. 

familiaritatis  I,  90. 

gentium  II,  171.  350«. 

negotia  I,  397.  464  f. 

nuUatensis  U,  176. 

originis  I,  87. 

in    partibus    infidelium   I,    533.   n,    176. 
3527.  III,  604. 

primae  sedis  I,  581.  U,  2.  6. 

proprius  I,  87.  91. 

provincialis  II,  6.  9. 

regionarius  11,  170. 

romanus  I,  327. 

suffraganeus   I,    938.   II,    9.  \2\   14.  23. 
32*.  178.  318.  333». 

titularis  II,  176.  605«. 
Episkopalsystem 1, 196f.  HI,  380.398.468. 

IV,  436. 
epistolae,  canonicae  I,  94.  II,    162;  vgl. 
literae. 

a  pari  s.  a  paribus  III,  775  ^ 
erectio,  der  Kirchenämter  I,  366.  II,  385  f. 
Erlass  IH,  835. 

Er  ml  and,  exemtes  Bisthum  11,  333. 
Erschleichung  der  Weihe  I,  51». 
Ersitzung,  kumulative  II,  459. 

mutatio  Deneficii  II,  456. 

des  Patronates  HI,  28  f. 

privative  II,  459. 
Erzbischof  II,  If.;  vgl.  archiepiscopus. 

Ehrenrechte  II,  37. 
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Erzbischof,  Oeneralvikar  II,  22. 

Jurisdiktion  I,  170.  n,  16". 

Mission  11,  360. 

Wahl  n,  657  f. 
Erziehung  der  Geistlichen  s.  Geistliche. 
Erziehungsanstalten    s.    Konvikt   und 

Seminare. 
Erzpriester  II,    261.  269  f.  285  f.  291»; 

vgl.  Archipresbyter. 
Espen,  Bernhard  yan  I,  199. 
Et  amplius  I,  462. 
Eucharistie  i.  allg.  IV,  63  f. 

Aufbewahrung  IV,  82.  84 1. 

Ausschliessung  von  IV,  705.  720.  725.  803. 

unter  beiderlei  Gestalt  IV,  77. 

Empfang  IV,  76. 

Empfangsberechtigte  IV,  66, 

Empfangsort  IV,  76. 

Empfangspflicht  IV,  70. 

empfangsunwürdig  IV,  69. 

Empfangszeit  IV,  76. 

Erlaubniss  zur  Ertheilung  IV,  213. 

der  Kinder  IV,  67. 

in  Missionsländem  IV,  66. 

österlicher  Empfang  IV,  70, 

als  Opfer  IV,  64. 

Spender  IV,  64. 

Spendune  IV,  76. 

Strafen  IV,  74. 

Vorbereitung  IV,  68.  71.  80.  125. 
Eugen  IL  I,  232. 
Eugen  m.  I,  263.  266. 
Eugen  IV.  1,  198.  273.  306.  III,  407. 
Eusebius  von  Vercelli  II,  50. 
Eustathius  I,  146'\ 
Evaristii  s  I,  310. 
K  X  a  m  p  n  .  epiwojuiruni  I,  'Myl, 

pn»  iiirisdictione  IV,  9o. 
e^aminatores,  de  prima  visione  I,  444. 

prosynodales  II,  496. 

synodales  U,  496. 
Exa'rch  I,  548.  576  S.  U,  1.  6.  380.  IV,  768. 

iurisdictio  I,  170. 

von  Ravenna  I,  220.  225. 
excardinatio  II,  492.  III,  277. 
Excellentia  I,  208. 
Excellentissimus     et    Keverendissimus 

II,  37. 
Exclusive  s.  ins  exclusivae. 
excommunicatio  vgL  Exkommunikation. 

fratema  IV,  742.  811. 

latae    sententiae .  speciali   modo  Romano 
pontifici  reservatae  IV,  104. 

minor  IV,  751. 
excommunicatus  toleratus  I,  52.  HI,  34. 
IV,  66.  1518.  183. 

vitendus  IH,  34.  IV,  66.  151«.  183.  329. 

non  vitandus  I,   53. 
Execrabilis  El,  147  f.  1625.  252. 
executores  I,  34.  187.  II,  387. 

gratiae  I,  194. 

mixti  I,  187. 
Exekration  der  Kirche  IV,  326.  403. 

Akt  IV,  170. 
Exemtion  der  Bischöfe  11,  329  f. 

passive  II,  347. 
Exequien  des  Papstes  I,  2943 
Exercitia  spiritualia  I,  108. 
Exil  s.  Verbannung. 


Exklusivit&t  der  Stifter  U,  66  L 
Exkommunikation  vgl.  excommunicatus. 

Absolution  IV,  103.  111. 

anathema  IV,  800. 

im  allgem.  IV,  393.  691.  702.  797.  812. 

Ausdrücke  IV,  7973. 

ferendae  sententiae  I,  121. 

Folgen  der  grossen  IV,  151,  748, 

fratema  IV,  742.  811. 

a  iurisdictione  I,  95. 

von  Kirchen  IV,  743«. 

der  Kleriker  I,  144.  IV,  739. 

latae  sententiae  I,  121. 

maior  I,  50.  52.  121.  IH,  34.  IV,   75. 

minor  I,  9«   IV,  705.  741.  751,  802.  814. 
833. 

ab  officio  I,  95. 

poena  vindicativa  IV,  748. 

Wirkung  IV,  691.  709.  798.  812. 

zeitige  fV,  801.  810. 
Exkommunizirte   IV.    183;   vgl.  excom- 
municatus. 

Firmung  IV,  59. 

Kommunion  IV,  74. 

Taufoathen  IV,  39. 
exomologesis  IV,  841  697^. 
Exorcismen  IV,  140. 
Exorcisten  I,  2.  3.  3».  4».  5.  7. 
Exorcistenweihe,  Materie  L  116'*. 
Expectanten  11,  74.  81. 
Expectanzen  11,  64  f.  69.  70. 
Expectativarius  II,  69. 
Expeditionsbehörden  I,  392.  432  f. 
Expeditoren  I,  375.  495  f. 
Kxpoßitcn  II,  323. 
rxßtructio  III,   18. 
extensio.  privilegii  III.  hl'l. 
extinctio.  beneficii  11,  459  f. 
extractio  scnitatorum  I,  283. 
Kxtrakomnierzialqualität  IV,   168.   172. 

411. 
extraordinaria  negotia  I,  368.  478  £ 
extrema  unctio  IV,  135. 


F, 


Fabianus  I,  310. 
fabrica,  S.  Petri  I,  482. 
facultas  vgl.  Fakultät 

decennalis  HI,  8045. 

missionare  II,  355. 

de  promovendo  in  bianco  I,  93.  96. 

quinquennalis  I,  5b.  113».  1153.  m,   S04. 

septennalis  III,  804  5. 

spiritualis  I,  117. 

triennalis  III,  804». 
Fälscher,  Asylrecht  IV,  391. 
Fakultät,  kath.  theolog.  IV,  531.  556.  .571. 
673. 

Prüfung  IV,  569. 
falle ntiae  III,  237. 
familia  des  Klosters  IV,  95. 

des  Papstes  I,  496  L 
familiaritas  I,  90. 
Familienpatronatrecht  HI,  13. 
Fasten,  Strafe  IV,  803;  s.  auch  Buss werke. 
Fastenzeit,  Synode  III,  526«. 
fautores  haereticorum  I,  21*.  47.  48. 
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Febroniug  I,  528.  530.  lü,  743. 
Fehler,  körperliche  I    14.  II,  66. 
Feiertag,  im  allgeui.  IV,  279. 

Anordnung  IV,  286. 

Aufhebung  IV,  286. 

Feier  IV,  2S9.  846. 

halber  IV,  305. 

staatlicher  IV,  304. 

Verminderung  IV,  284. 

weltliche  Gesetzgebung  IV,  295. 
Feldbischof  II.  337. 
Feldkapelle  IV,  76. 
Feldkonsistorialdirektor  H,  338. 
Feldkonsistorialsekretär  11,  338. 
Feldkonsistorium  IE,  338. 
Feldpropst  II,  335  f. 
Feldsuperior  11,  339. 
Feldsuperiorat  II,  339. 
Feldvikar  II,  337. 
Felix  m.  I,  218. 
Felix  V.  I,  273. 
fermentum  I,  3*.  311. 
Ferrara,  Synode  III,  33J.  407.  417  f. 
ferula  pastoralis  I,  209. 
Festkalender  IV,  15. 
Festmesse  IV,  194. 
Festtag  vgl.  Feiertag  IV,  279. 

de  cnoro  I,  115*. 

de  praecepto  I,  115. 
festum  duplex  IV,  1982. 

semiduplex  IV,  198«. 
fideiussores  IV,  38. 
fide  de  -  vel  moribus  IV,  437. 

Propaganda  I,   474  f.    11,  352.  3602;   vgl. 
congregatio. 
filia  II,  427.  429. 
Filialisten  IE,  429. 
Filialkirche  vgl.  ecclesia  iilialis. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
filii  II,  4S«. 

mamzeres  I,  12  6. 

naturales  I,  128. 

nothi  I,  12«. 

spurii  I,  12«. 
filioque  m,  7153. 

Finanzverwaltung,  kirchliche  IV,   1.  4. 
Findelkinder  I,  12.  128. 

Domizil  I,  b3. 
Firmbuch  IV,  62. 
Firmelung  I,  21.  106. 
Firmformel  IV,  60. 
Firmnamen  IV,  62. 
Firmpathen  IV,  40.  61. 
Firmregister  IV,  62. 
Firmung  I.  21.  106.  IV,  55  f. 

Erfordernisse  IV,  55. 

Ertheilung  IV,  57. 

Namensänderung  IV«  62. 

Wirkung  IV,  2K 

Zeit  IV,  61. 
Fiskal  I,  480.  HI,  379«. 
Flandern,  staatl.  Placet  in,  75P. 
flentes  IV.  717. 
Florenz,  Konzil  in,  417.  633. 
fons  baptismaüs  IV,  36. 
forerius  III,  436. 

forma  commissoria  s.  digna  ni,   162.  794. 
799.  800.  8285. 


forma   communis   s.   paupenim    III,    117«. 
1622.  651.  7953.  825. 

gratiosa  ni,  162.  794. 

ordinaria  m,  825. 

pro  nobilibus  ni,  7953. 

speciiica  ni,  651. 
formatae  I,  93. 
Formosus  v.  Porto  I,  236.  238. 
formula  reformationis  I,  157. 
Foroiuliensis,  antistes  I,  568. 
forum  externum  I,  168  f.  423.  4305.  m  804. 
IV,  85. 

intemum  I,  168  f.  III,  804* 

poenitentiale  I,  168  f. 

rei  sitae  II,  452. 
Fossantes  I,  4. 
fränkische  Bisthümer,  höhere  Schule  IV, 

628. 
Frankenreich,  Asylrecht  IV,  384.  386. 

Besetzung  der  Bisthümer  n,  516. 

Bilderverehrung  IV,  276. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  491. 

Busssystem  IV,  824*. 

Diöcesansynoden  III,  5872   597.  602. 

Feiertage  IV,  290. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  699  f. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  797.  843. 

Königssalbung  IV,  158. 

Gottesdienstordnung  rV,  7. 

Nationalkonzilien  fll,    539.    541  f.  547  f. 
569  f.  57«. 

päpstl.  Gerichtsbarkeit  IV,  839. 

rrovinzialsynoden  III,  479. 

Strafgerichtsbarkeit  üb.  Geistliche  IV,  849. 

Verbannung  IV,  804*. 

Vikar  I,  595  f. 

Zwangsbusse  IV,  816. 
Frankfurt  a.  M.,  Kirchenbücher  II,  311. 

KommunalSmter  der  Geistlichen  I,  1262. 

Metropolit  II,  17  7. 

staatl.  Placet  m,  763. 
Frankreich,  Aemterbesetzung  n,  510.511. 
538.  608.  699.  711.  HI,  136.  164.  167. 
196.  244.  255«.  263*.  302«. 

Amtsträger  III,  208«.  210.  3173. 

Aaybrecht  IV,  395. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  20.  522.  534. 
558.  564.  568. 

Bischof  n,  468. 

Cölibat  I,  162. 

Ehrendomherren  n,  84. 

Episkopalsystem  I,  198. 

Emennungsrecht  n,  610.  in,  178.  189. 

exemte  Kapitel  n,  151. 

Feiertage  rV,  285.  297. 

geweihte  Sachen  IV,  171.  176. 

Lnmunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Informativprozess  n,  694. 

Investiturstreit  II,  577«.  578  f.  600. 

Kapitel  II,  160«. 

Kirchenbücher  n,  311. 

Kirchengebäude  IV,  324.  335*.  341«. 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Kirchenglocken  IV,  423. 

Kirchensitze  IV,  349. 

Konstanzer  Konzil  in,  373. 

Kronkardinäle  I,  341. 

landesherrl.  Ernennung  n,  692. 

Legaten  I,  523. 
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Frankreich,  Liturgie  IV,  11  5.  18. 

Metropolit  ü,  7. 

Militärseelsorge  II,  U2\ 

Mission  IV,  487.  489. 

Nationalkonzilien  III,  4  22  2. 

Nuntiatur  I,  5342. 

öffentliche  Andachten  IV,  219.  221 '. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatrecht  11,  632.  III,  34«. 

Primas  I,   597  f. 

Provinzialsynoden  III,  484.  4916.  505. 

Prozession  IV,  232. 

Qualifikation  z.  Capitular  II,  82 1. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 

Regalien  I,  199. 

Religionsunterricht  IV,  480. 

Reliquienverehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  IH,  2292.  231«.  241?.  2433. 

Simultaneum  IV,  368.  369.  370«. 

staatl.  Placet  III,  760.  7638.  840».  841 1. 

Staatsangehörigkeit  II,   504.  506  w.  507». 

Synoden  III,  534«.  536*.  537«. 

Trienter  Beschlüsse  III,  449. 

Universitäten  IV,  640.  669. 

Vatikanisches  Konzil  in,  47010. 

Volksschule  IV,  580.  6002. 

Wallfahrten  IV,  239. 
französische  Rechtsl&nder,   Pfarreierrich- 
tung II,  467.  4681«    4725. 
Franziskaner-Orden  IV,  91. 
f  rat  er  venerabilis  II,  48. 
Frauen  HI,  35. 

Taufe  IV,  27. 
Freiburg,  Aemterbesetzung  IE,  323*. 

Erzbischof  II,  37.  38. 

katholische  Fakultät  IV,  530. 

Universität  IV,  670 1.  «. 
Freiheitsstrafe   s.   Gefängnissstrafe  und 

Verweisung  in  ein  Kloster. 
Freimaurer,  Pathen  IV,  40. 
»Frequens*  III,  381.  398.  413.  633». 
Freypfründe  II,  75.  76*. 
Friedrich  I.,    Besetzung  des   päpstlichen 
Stuhles  I,  264. 

Investiturstreit  II,  562.  565. 

päpstl.  Oesetzgebungsrecht  IH,  735. 
Friedrich  IL  fll,  354.  355. 
Frohnleichnamsfest,     Prozession     IV, 

222. 
Früchte  des  beneficium  I,  143  3. 
fructus  generalis  IV,  179. 

generalissimus  IV,  179. 

Individualis  IV,  179. 

medius  IV,  179.  182. 

ministerialis  IV,  179.  182. 

sacrificii  IV,  179. 

specialis  IV,  179. 
Fürbitte,  Recht  auf  s.  ius  precum. 
Fürst,  Beichte  IV,  112. 

Exkommunikation  IV,  757.  842. 

Kirchensitz  IV,  340. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  757.  842. 

Taufe  IV,  36;  vgl.  auch  Landesherm. 
Fürstbischof  11,  48. 
Fürstenkonkordate  III,  138.  412. 
Fulda,  Kirchämterbesetzung  III,  182». 

Ordinariat  II,  225. 
functiones  mere  sacerdotales  11,  302. 

parochiales  H,  302.  m,  233.  IV,  72. 


Fundation  IH,  18.  19^.  21.  28. 
Fundationsurkunden  des  Kapitels  ü,  G3. 
fundus  ni,  192. 
furtive  Ordination  I,  49.  49  w. 


e. 


galerus  I,  357. 
Gallien  vgl.  Südgallien. 

Amtsträger  m,  307. 

Cölibat  I,  148. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  IQ,  680  ^ 
6841. 

Kongregation  I,  75. 

Metropolit  11,  4  f. 

Provinzialsynoden  III,  473.  474.  476. 

Residenzpflicht  DI.  221. 

Strafgewalt  über  Bischöfe  IV,  742. 

Vikariat  I,  595  f. 
Gallikanismus  I,  198.  575.  576.  JE,  580!. 
742.  743.  748.   753;  vgl  auch  Epis- 
kopalsystem. 
Garibaldi  I,  214. 
Garnisonkirche  IV,  310. 

Benutzung  IV,  338.  353  ?. 
Gebäudes. Gottesdienst u.  Kirchengebäude. 
Gebet,  öffentliches  IV,  218. 
Gebetbücher  IV,  218. 
Gebetsdienst  II,  141. 
Gebühren  II,  69*.  71. 
Geburt,  adlige  II,  67. 

eheliche  II,  67. 
Gedankensünden  IV,  744.  825. 
Gefängnissstrafe  IV,  737.  815. 
Gefangene,  Gottesdienst  IV,  15. 
Gehorsam  gegen  Bischof  III,  212  f. 

^egen  Papst  UI,  199  f. 
Geister,  unreine  I,  2.  3. 
Geisteskrankheit,  irregularitas  I,  16.43. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Geistliche  vgL  dericus. 

Anstalts-  III,  99. 

Abgabenfreiheit  I,  124. 

Absetzung  IV,  726.  729.  806.  809.  835. 

Amtseinkommen  IV,  737.  754.  809.  8U. 

Anstellung  U,  504.  III,  183.  IV,  866  ill . 

ausländische  IV,  20,  21 6.  866. 

Ausschliessung  vom  Abendmahl  IV,  740. 
814. 

A.  von  Beförderung  IV,  731. 

A.  von  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten 
IV,  732.  742.  754.  835. 

A.  aus  Kirche  IV,  738.  832. 

Beschäftigung  I,  133. 

Bildung  I,  60.  139.  468.  482.  H,  70.  71. 
IV,  1.4.491.  525.  538.  545.  865(21']. 
866.  874;  vgl.  Bildungsanstalten. 

Busse  IV,  726.  740.  817.  835. 

theol.  FachbUdung  I,  59.  IV,  VL  3.  20. 
551.  865.  866.  874. 

Cölibat  s.  Cölibat. 

Deposition  IV,  727.  753.  806  (Ausdiücke . 
835. 

Disciplinarstrafrecht  IV,  752.  837. 

Ehrenrechte  I,  118. 

Entziehung  einzelner  Amtsrechte  IV,  730. 
754.  835. 

E.  der  Anciennität  IV,  730. 
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Geißtliche,  freie  I,  11*. 

Gef&ngnisß  IV,  737.  815.  835. 

Geldbusse  IV,  737,  804. 

Gerichtsstand  IV,  794.  837. 

Handel  I,  134. 

Haushälterin  I,  132. 

Hof-  III,  99. 

Infamie  IV,  816. 

Interdikt  I,  144. 

der  Kammer  I,  389. 

Kleidung  I,  130.    IV,  142.  162. 

Kriminalgerichtsbarkeit  I,  28. 

Kriminalstrafen  IH,  187.  IV,  858. 

Kuratel  I,  136. 

Leben  II,  54. 

Lehrgewalt  IV,  447. 

Mässigkeitspilicht  I,  133. 

Militärpflicht  I,  126. 

öffentliche  Busse  IV,  822. 

öffentl.  Rüge  IV,  835. 

Papstwahl  I,  225. 

Pflichten  IV,  754. 

Rechtskenntniss  I,  188. 

Religionslehrer  IV,  624. 

Residenzpflicht  HI,  221. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,  794.  849. 

staatliche  Vereidigung  III,  194. 

Staatsangehörigkeit  II,   504.  IV,  20.  216. 
865(211). 

Standespflichten  I,  130  f. 

Standesrechte  I,  118. 

Stellvertreter  IV,  22. 

Strafgewalt  gegen  IV,  698.  726.  794.  837. 

Suspension  IV,  731.  (Ausdrücke)  734.  810. 
814. 

uneheliche  Kinder  H,  476.  478. 

Verbannung  IV,  738.  816. 

Verhältniss  zur  Kirche  IV,  753. 

Verletzung  I,  452.  hs.  IV,  105.  865  (19*»). 

Vermögenskonfiskation  IV,  816. 

Vorbildung  II,  508.  IV,  21.  491.  865.  866. 

Würde  I,  130. 

Zeugnissfähigfceit  I,  61.    IV,  795«. 

Züchtigung  fV,  737.  754.  756.  814.  835. 

Zurückversetzung  IV,  729.  809.  835. 
Gelasius  I,  262. 
Geldbusse  IV,  737.  804. 
Geldstrafe  IV,  792.  848. 
Gemeinschaftliches  Leben  s.  vita  com- 
munis. 
General-Seminare  IV,  526.  527. 
Generalvikar  I,   486.    H,   205.357;  vgl. 
vicarius  generalis. 

Befugnisse  II,  213  f.  223  f. 

Bestätigung  IH,  189. 

Bestellung  II,  209  f. 

Dimissorienausstellung  I,  95. 

Dispensationsrecht  I,  57. 

des  Erzbischofs  II,  22. 

iuristische  Stellung  11,  219  f. 

Ordinationsertheilung  I,  95. 
Gener alvikariat,   bischöfliches   II,  205. 

224.  225. 
genuflectentes  IV,  718. 
Geräthschaften,  kirchliche  IV,  398.  408. 
G erhöh  v.  Reichersberg  II,  57. 
Gerichtsbarkeit,  geistliche,  IV,  1;  vgl. 
iurisdictio. 

streitige  IV,  4. 


Germanien  s.  Frankenreich. 
Gerson  I,  197.    IH,  380. 
Geschworene,  irregularitas  I,  29. 
Geschworenendienst  d.  Geistlichen  1,61. 
Gesetz,  kirchliches  s.  Kirchengesetz. 
Gesetzgebungsrecht  der  Bischöfe  s.  Bi- 
schof. 

der  Kirche  IH,  669  f.  749.  829  f.    IV,  3; 
vgl.  iurisdictio. 
Geständniss  IV,  739.  772.  839^. 
Getaufte  s.  Taufe. 
Gewand,  priesterliches   IV,   142.  162;  vgl. 

Geistlichen. 
Gewohnheitsrecht  s.  consuetudo. 
Giessen,  kath.  Fakultät  IV,  530. 
Glaubensbekenntniss,    Ablegung    lU, 

218  f.    IV,  624.  678. 
Glöckner  lU,  322;  vgl.  auch  Kirchendiener. 
Gnadenbehörden  I,  392.  421  f. 
Gnesen,  s.  auch  Posen-Gnesen. 

Aemterbesetzung  HI,  182  K  K 

legatus  natus  I,  631. 

Primat  I,  621  f.  632. 
Gnostiker  I,  145. 
Görz,  Erxbischof  H,  37. 
Gotha  s.  Sachsen-Gotha. 
Gottesdienst,  Ausschliessung  s.  Ausschlies- 
sung. 

Ausübung  rV,  19;  vgl.  Liturgie. 

Einstellung  IV,  805. 

Gebäude  IV,  306. 

Sachen  IV,  398.  408. 

Verwaltung  IV,  2.  3. 
Grabstelle,  Gebrauchsrecht  IV,  169. 
Grado,  Patriarch  I,  567  f. 
YpdfAfAaTa,  Ttovovixd  I,  94. 
Gran,  Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  632. 

pnmas  I,  622.  632. 
granarii  H,  109'. 
granatores  II,  109'. 
grassatores  viarum  IV,  390. 
gratiae,  expectativae  H,  476.    III,  140.  158. 
Gratian,  defect  ex  delicto  I,  40. 
gratis  m,  106. 

&ravio  IH,  702«. 
regor  L  I,  289.  IV,  717. 
Gregor  H  I,  380. 
Gregor  IV.  I,  234.  289.  301. 
Gregor  V.  I,  244. 
Gregor  VI.  I,  245.  294.  303. 
Gregor  VH.,  Cölibat  I,  153. 

Investiturstreit  II,  546  f. 

Legaten  I,  507  f.  511. 

Papstentsetzung  I,  303. 

Papstwahl  I,  257  f.  289.  305. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  726. 

Pallium  n,  29. 
Gregor  VIH.  I,  162. 
Gregor  IX.  III,  119.  739. 
Gregor  X.  I,  266.  279.    m,  356. 
Gregor  XL  I,  270. 
Gregor  XIL  I,  197.  271.  294.  306.    IH,  368. 

526. 
Gregor  Xm.  I,  14». 
Gregor  XIV.  I,  13. 
Gregor  XV.  I,  274. 
griechisch-unirte  Kirche  s.  Orient. 
UroBsbritannien,  Busssystem  IV,  823, 
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Grossbritannien,  Primat  I,  616  f. 

Univergitäten  IV,  669. 
Großs-PönitentiariuB  I,  371.  372.  431. 
Grosspolen  m,  759«. 
groBSum,  corpus  III,  237. 
Gründonnerstag,  Firmöl  IV,  59. 

Kommunion  IV,  70. 

Reconciliation  IV,  7223. 
Grundzins  II,  62. 
guardia  III,  69«. 
gubernaculum  III,  685*. 
Gubernator  urbis  I,  405.  410. 
Gurk,  Bischof  II,  48.  612. 
Gymnasien  IV,  627  f.;  vgl.  Schule. 


H. 


Hadrian  I.  I,  229.  230. 
Hadrian  II.  I,  234. 
Hadrian  III.  I,  235. 
Hadrian  IV.  I,  264. 
Hadrian  V.  I,  269. 
Häresiarch  I,  454. 
Häresie  I,  83. 
haeresis  I,  46  f.  449. 
haereticiis  IH,  33. 

toleratus  I,  49. 

vitandus  I,  49. 
Häretiker,  Eucharistie  IV,  66. 

Messe  IV,  183. 

Ordination  I,  83. 

Taufe  IV,  2».  53;  vgl.  auch  Ketzer. 
Halsbinde  I,  131. 
Hamburg-Bremen,  Erzbisthum  I,  615. 

Kirchenbücher  II,  311. 
Handel,  der  Geistlichen  I,  134;  vgl.  Geist- 
liche. 
Handauflegung  bei  der  Busse  IV,  697. 

718.  722. 
Hannover,  Aemterbesetzung  11,465.  487 1. 
695.  696.  III,  166. 

Bisthümer  II,  485». 

canonici  numerarii  II,  813. 

Cölibat  I,  163. 

Erziehung  der  Geistlichen  IV,  533». 

exemte  Bisthümer  H,  333. 

Generalvikar  II,  209. 

Immunität,  der  Geistlichen  I,  128  *^ 

Informativprozess  H,  672. 

Kapitel  if  81.  82.  114.  121.  132i.  160». 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  313.  324. 

Koadjutoren  H,  257. 

Konfirmation  H,  674. 

Lehrer  IV,  618» 

Ordinationstitel  I,  72.  74. 

Patronatrecht  lU,  7  3. 

Pfarreierrichtung  H,  467. 

Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  H,  313 1.  31 5  ß. 

Postulation  H,  682.  684. 

staatl.  Bestätigung  bei  Pfründenbesetzung 
ni,  179. 

staatl.  Placet  IH,  761.  763. 

Suffragane  U,  180. 

Volksschule  IV,  587. 
Hansestädte,  apostol.  Vikariat  II,  359. 
Hauptkirche  I,  315. 


Haushälterin,  der  Geistlichen  I,  132. 
Hebdomadarius  1,323.  324.336*.  H,  1933. 

141.  142. 
Hehler,  der  Ketzer  I,  47. 
Heiden  I,  450.  m,  32. 

Bestrafung  IV,  792.  844.  847. 

Firmung  IV,  57. 

Taufe  lY,  28;  vgl.  Ungetaufte. 
Heilige    Handlungen,    Verwaltung   der 

IV,  3.  5. 
Heilige,  Beatifikation  IV,  245.  249;   vgl. 
Seligsprechung. 

Bilder  IV,  239.  263.  274  f. 

Kanonisation  IV,  246;  vgl.  Heilig- 
sprechung. 

Kircnenpatrone  IV,  259. 

Verehrung  IV,  239.  262.  265. 
Heiligsprechung,    Begriff   I,    473.    IV, 
249.  282. 

ProzesB  IV,  252. 

Recht  zur  IV,  241.  250. 

Subjekt  IV,  251. 
Heinrich  I.  HI,  560. 
Heinrich  II.  IH,  5613.  736. 
Heinrich  IV.  I,  258.  II,  546  f. 
Heinrich  V.  II,  563 f. 
Heinrich  VI.  U,  565. 
Hennegau,  Asylrecht  IV,  396*. 
Heraklea,  Exarch  I,  576. 
Hermaphrodit,  incapax  I,  9*. 

irregulär  I,  9*. 
Hersens  I,  575. 
Hessen  vgl.  Kurhessen. 

Aemterbesetzung  II,  501*.  508.  509 1.  510". 
511«.  6963.  m,  5*.  190.  192.  193.  196. 
263*.  284  i.  297*.  298. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  537.  547. 
557.  562.  568.  865  (221).  875  (561—67). 

Bischof  II,  48. 

Generalvikar  H,  210. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kapitularvikar  II,  24b. 

Kirchenbücher  H,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«. 

Landdekane  II,  285.  287. 

landesherrl.  Patronat  IH,  177. 1785.  179». 
1848.  1852.  1875  8. 

Lehrer  IV,  615.  619. 

Liturgie  IV,  17.  18". 

Metropolit  II,  17'. 

Nominationsrecht  III,  99'. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Orden  IV,  489 1*.  490. 

Patronatrecht  IH,  7».  34 1.  93. 

Pfarreierrichtung  H,  467. 

Postulation  II,  683  7. 

Religionsunterricht  IV,  609.  622.  638.  874 
(557). 

Schulbehörde  IV,  601. 

Seminar  IV,  865. 

Simultanschule  IV,  588. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  5073.3. 

staatl.  Placet  IH,  763.  838«.  839.  8406. 
841.  846. 

Synoden  HI,  665. 

Volksschule  IV,  584.  595. 
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Hessen,  Wallfahrt  IV,  239. 

Weihbischof  II,  181. 
Hessen-Darmstadt. 

Bischof  n,  49. 

Kapitel  II,  821. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  182*.«. 
Hessen-Nassau. 

Bildung  der  Geistiichen  IV,  530*.  537*. 

Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebftude  IV,  324. 

landesherrl    Patronatrecht   IH,    7«.    177. 
1785.  179".  182*. 

landesherrl.  Tischtitel  I,  745. 

Lehrer  IV,  619. 

Metropolit  II,  17'. 

Pfarreierrichtung  IE,  467. 

Pfarrverband  11,  3131. 

Simultanschule  IV,  588. 

staatl.  Placet  III,  763. 

Taufort  IV,  372. 
Hibernia,  Primas  I,  621. 
Hiebe  rV,  815.  8485.6;  vgl.  auch  körper- 
liche Züchtigung, 
hierarchia  iurisdictionis  I,  1 63  f. 
Hierarchie,  der  Kirche  I,  1  f.  163». 

ordinis  I,  163. 
Hildesheim,  exemtes  Bisthum  II,  333. 
Himmelfahrtstag  IV,  149. 
Hochaltar  IV,  399. 
Hochamt  IV,  199. 
Hochwürdige  Herren  II,  86*. 
Hörende,  Bussstation  IV,  717. 
Hofgeistliche  HI,  99. 
HohenzoUern. 

:^irchengeb&ude  IV,  324. 

Patronatrecht  IH,  7«. 

Pfarreierrichtung  II,  467. 
Holland. 

Aemterbesetzung  11,  658. 

Missionsbisthümer  U,  361. 

Provinzialsynoden  UI,  506. 

staatl.  Placet  IH,  763*. 

Volksschule  IV,  6002. 
Holstein  s.  Schleswig-Holstein, 
homagium  s.  hominium. 
homicidium  I,  41  f.  502. 

casuale  I,  57.  575. 

Yoluntarium  I,  575. 
homiletisqhe   Theil,   des    Gottesdienstes 

IV,  25. 
homines  transmarini  I,  865. 
hominium  I[,  536.  569. 
honor  IH,  64;  vgl.  ius. 

aquae  benedictae  II,  66. 

inscriptionis  lU,  65. 

intercessionum  UI,  64. 

lystrae  IH,  65. 

panis  benedicti  IH,  66. 

precum  IH,  64. 

processionis  III,  64. 

sedis  in,  64. 

sepulturae  IH,  65. 

thuris  s.  Buffitus  IH,  65. 
Honorar  s.  Salair. 
honorati,  patriae  H,  605. 
HonoriuB  I.  I,  307. 
HonoriuB  H.  I,  257.  263. 
Honorius  HL  I,  139.  HI,  738. 

HinsoUias,  Kirchenreclit  IV. 


Hontheim  I,  2001  204.  528.  530.  IH,  743. 

749. 
Hören,  kanonische  IV,  313. 
Hormisda  I,  219. 
Hosianum  IV,  533.  675*.  681* 
Hos  ius,  V.  Kordoba  I,  498. 
Hospitäler  II,  395». 
hospitalarius  H,  108. 
Hostie  IV,  64.  142. 
Hussiten,  Eucharistie  IV,  78. 
Hut,  rother  I,  357. 
Hyginus  I,  310. 


L  J. 

Janitores  I,  4. 
Jannizeri  I,  444. 
Idololatrie  I,  38*.  IV,  694. 
ieiuni  I,  116. 
ieiunium  IV,  80.  82. 

naturale  IV,  191. 
Jerusalem. 

Bischof  I,  541.  544.  561.  565. 
Jesuiten  H,  510.  IV,  486.  867.  868. 

brevia  extra  tempora  I,  115. 

Dimissorien  I,  98*. 

Universitftten  IV,  659.  6802. 

Vota  simplicia  I,   13.  75.  s.  auch  Orden 
und  ordenähnliche  Kongregationen, 
ignari  I,  19. 
ignorantes  I,  19. 
Illegitimität  I,  14. 
Illici,  Bischof  I,  591.  624. 
illiterati  I,  19. 

Illyrien,  Stellung  zu  Rom  I,  579.  585.  587. 
,;Immen8a  aeterm''  UI,  504.  647. 
immers io  IV,  32. 
Immunität  I,  26. 

der  Kirche  I,  470  f.  IV,  167.  388. 

der  Kleriker  I,  124.  IV,  165.  167. 
Impedimenta  canonica  I,  9. 
imperiti  I,  19. 
incapaces  s.  Inkapacität. 
incardinatio  I,  314.  315. 
„In  coena"  UI,  754*.  7562.  7574.  844«.  IV 

104. 
incompatibilitas,  facti  lU,  263. 

der  Kirchenämter  I,  367.  lU,  243. 
incorpo ratio  beneficii  II,   324.  396.  431. 
436  f. 

PatronatreQht  U,  634  f. 

der  Pfarrei  U,  324. 

plenissima  U,  453  f. 

quoad  temporalia  s.  minus  plena  U,  284*. 
446  f. 

quoad  temporalia  et  spiritualia  II,  284*. 
451  f. 
in  cremen  tum,   cultus  divini  II,  388,  IV, 

320. 
Index  librorum  prohibitorum  I,  451  f.  IV, 

445;  vgl.  congregatio. 
Indiae  occidental.  X  ^'71  f. 
Indigenat,  Kapitel  II,  82.  83;   vgl.  noch 

Reichs-  und  Staatisangehörigkeit 
indulgentia  I,  ^73  f.  UI,  805*. 
Indult,  päpstliches  I,  354. 
indultum  lU,  805*. 
infamia  I,  41 3. 
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infamia  immediata  I,  31. 

iuris  I,  31. 
Infamie,  der  Ketzer  I,  22.  31. 

der  Kleriker  IV.  816. 
infirmarius  II,  108. 
Informativprozess  II,  672. 
infula  n,  47. 
Infusio  IV,  32. 
ingressus   ecclesiae  I,   52.  III,  283».  IV, 

70.  74. 
„Iniunctum"  HI,  220. 
Inkapacität  I,  7  f.  116. 

des  tingetauften  I,  55. 
Inkontinenz  I,  36».  40. 
Innocenz  I,  Cölibat  I,  148. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  in,  684. 

Primat  IV,  783.  805. 
Innocenz  IL,  Cölibat  I,  156. 

päpstliche  Synoden  HI,  525». 

Privilegium  canonis  I,  118. 

Wahl  I,  263.  2813.  305. 
Innocenz  m.,  Aemterbesetzung  III,   117. 
126. 

Archidiakon  II,  195. 

bigamia  interpret.  I,  25. 

Concil.  Lateran.  III,  353. 

Ordinationstitel  I,  77. 

päpstl.  Oesetzgebungsrecht  WL,  738.  746. 
Innocenz  IV.,  Lyoner  Konzil  III,  354. 

päpstl.  Besetzungsrecht  in,  120. 
Innocenz  VI.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  270. 
Innocenz  VII.,   Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  271. 
Innocenz  XII.,  Ordination  I,  87. 
Innovation,  der  Kirchenämter  II,  395  f. 

der  Privilegien  III,  824. 
Inquisition,  Assessor  I,  389. 

Commissar  I,  389. 

8.  officii  I,  448  f. 
insertio  in  filum  schedularum  I,  285. 
insigne  (numisma)  capitiüi  II,  86. 
installatio  II,  654.  700. 
Instanz,  erste  der  Hierarchie  II,  38  f. 
institutio  11,  649. 

autorizabilis  11,  452.  651.  III,  3.  98. 

canonica  IE,  650. 

collativa  II,  452.  650.  III,  55. 

corporalis  n,  654. 

verbalis  11,  654  7  a.  E. 
in  Strumen  tum,  electionis  11,  669. 
integritas  formalis  IV,  121. 
integro,  ex  IQ,  107. 
intentio   faciendi    id   quod   facit   ecclesia 

IV,  34. 
intercessor  11,  229. 

interdicirte,     Aemterbesetzung    n,    488. 
IV,  66. 

Firmung  IV,  59. 
interdictio  ingressus  ecclesiae  s.  ingressus. 
Interdikt,  aUgemeines  IV,  715.  805. 

über  Kapitel  I,  101. 

der  Kleriker  I,  144. 

lokales  I,  53. 

personales  I,  52. 
interessentia  III,  236. 
Interkalarfonds  I,  74.  II,  321. 
internuntii  I,  533. 
Interstitien  I,  51.  112  f.  634. 


interventor  11,  229. 
inthronisatio  IE,  677. 
intitulare  I,  315. 
intitulatus  I,  63.  315. 
Investitur  11,  536.  573*.  654. 

abusiva  11,  652. 

des  Kanonikers  II,  69  ^ 

mit  Scepter  II,  555«   649«. 
Investiturstreit  IT,  541  f. 
invocatio,  der  Heiligen  IV,  240. 
Johann  von  England  HI,  574. 
Johann  L,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  J, 
219. 

Eriediffung  des  päpstl.  Stuhles  I,  299. 
Johann  VIII. ,    päpsÜ.    Gesetzgebungsrecht 

ni,  718. 
Johann  IX.,   Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  236.  237. 
Johann  X.,   Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XL,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles 

I,  239,  244. 
Johann  XH.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  239.  244.  279.  290». 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  303. 
Johann  aIIL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  239.  244. 
Johann  XIV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XVI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  245. 
Johann  XIX.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  245. 
Johann  XXL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  269. 
Johann  XXH.,  annus  carentiae  H,  73. 

Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I,  270. 

Erledigung  des  päpstL  Stahles  I,  304. 

Konstanzer  Konzil  III,  369. 

Mehrheit  der  Kirchenämter  HI,  252. 

päpstl.  Besetzunesrecht  HI,  130. 
Johann  XXIH.,  Erledigung  des  päpetUchen 
Stuhles  I,  306. 

Konstanzer  Konzil  EI,  368.  377. 
Johanna,  Päpstin  I,  238. 
Jovinian  I,  i48. 
Irene  I,  501.  IV,  276. 
irischer  Wahlmodus  U,  683. 
Irland,  Aemterbesetzung  U,  690 ^ 

öffentl.  Busssystem  IV,  823.  825. 

Chorbischöfe  II,  169. 

Investiturstreit  II,  591«. 

Missionsbisthümer  U,  361. 

Nationalsynoden  EI,  575  ^ 

Primat  I,  621. 

Provinzialsynoden  in,  491  •.  506. 
Irregularität  vgL  irregiilaritas. 

des  Advokaten  und  Prokurators  I,  26. 

i.  allgem.  I,  7.  9  f.  II,  487. 

des  Arztes  I,  29. 

Beseitigung  I,  55  f.  103  f. 

des  Ehemannes  I,  36. 

i.  einzelnen  I,  1 1  f. 

des  Hermaphroditen  I,  9^. 

der  Ketzer  I,  58. 

der  Kuratoren  und  Exekutoren  I,  34. 

partielle  I,  48. 

Richter,  Geschworene,  Assessor  I,  29. 

Sklave  I,  32. 
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Irregularität,  Soldat  I,  36. 

•  Staatsbeamte  I,  35. 

staatl.  Gesetzgebung  I,  59. 

totale  I,  49. 
irregularitas,  ex  defectu  I,  10*.  lO^.  11. 

ex  delicto  I,   10*  e.  16.  21.   21».  25.  28. 
30.  31.  38  f. 

ex  delicto  proveniens  I,  14  ^ 

mutilationis  I,  16. 
irretractabiles  actus  I,  466<^. 
Island,  Investiturstreit  Ü,  591 2. 
Italien,  AemterbeseUung  11,  500.  608.  690. 

Amtstr&ger  IH,  199.  208».  210.  306. 

Bisthümer  II,  381. 

Cölibat  I,  148.  149«. 

Diöcesans^oden  in,  587  3.  597. 

exemte  Bisthümer  11,  333. 

Investiturstreit  II,  559.  578.  592  f. 

Kapitel  U,  116.  1321. 

Kirchenglocken  IV,  413. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  684  >. 

Konstanzer  Konzil  Ul,  373. 

Liturgie  IV,  7. 

Metropolit  II,  3  f. 

Mission  IV,  487. 

Nationalsynoden  lU,  551  ^  569. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Pfarrer  H,  265. 

Primas  I,  605. 

Provinzialsynoden    III,    477.   482.   491«. 
506.  852. 

staatl.  Placet  HI,  763  8. 

Synoden  m,  535 1.  537«. 

Universitäten  IV,  640. 

Vatikan.  Konzü  III,  470  w. 
Italograeci  II,  40.  181.  IV.  428f 
Iteration,  der  Messe  IV,  184. 
Iterum  proponatur  I,  462. 
iubilatio  Öl,  240. 

Jubiläumsbullen,  Absolution  IV,  105. 115. 
Jubiläumszeit,  Busse  IV,  115. 
Juden  I,  450.  HE,  32;  vgl.  Ungetaufte. 

Taufe  IV,  28. 
Judenthum,  Bestrafung  IV,  847. 
iudex  I,  167. 

delegatus  I,  187.  393.  402. 

excusationum  in,  455.  644.  662». 

fidei  m,  395. 

librorum  prohibitorum  I,  203.  452. 

Ordinarius  I,  171.  188.  382.  11,  20.  195. 

palatinus  s.  de  clero  I,  380.  382. 

in  partibus  I,  175.  IH,  661.  662«. 

quasi  Ordinarius  I,  194. 

querelarum  IH,  455.  644.  662». 

recusatio  I,  1918. 

relator  I,  468. 

sacri  palatii  I,  492. 

svnodalis  HI,  644. 
Judizial-Poenitenz  IV,  760*. 
Julius  L,  776*. 
Julius  n.  I,  273.  in,  422.  423. 
Julius  in.  in,  446. 
Jungherrn  II,  63. 
iuramentum  s.  Eid. 
iuris  die  tio  actualis  I,  370. 

correctionalis  n,  136. 

delegata  I,   171  f.   183.  372.  392.  402.  n, 
214. 

ecclesiae  I,  470  f. 


iuris dictio  episcopalis  n,  41.  195.  233. 

externa  n,  295. 

habitualis  I,  370. 

interna  I,  168.  n,  295.  IV,  86. 

der  Laien  I,  170. 

mandata  I,  171  f. 

ordinaria  I,  171  f.  183.  372.  392.  402.  II, 
214. 

propria  U,  195.  295. 

quasi  episcopalis  I,  352.  n,  344.  in,  173. 

quasi  ordinaria  I,  184.  372 1. 

vicaria  I,  171  f. 
Jurisdiktion  vgl.  iurisdictio. 

i.  allg.  I,  163  f.  n,  21. 

des  Erzbischofs  II,  16";  vgl  Erzbischof. 

gesetzlich  delegirte  I,  184.  192.  372 1. 

des  Metropoliten  II,  16. 

des  Panstes  I,  195  f.  290. 
Juristische  Person  II,  124. 
ius  adventitium  I,  202. 

asyli  8.  Asylrecht. 

aspersionis  II,  66. 

ad  beneficium  o.  ad  rem  I,  290.  n,  652  f. 
m,  51. 

in  beneficio  o.  in  re  II,  652  f.  675. 

canonicum  ni,  735. 

commune  in,  830. 

compatronatus  s.  compatronatus. 

consolidationis  s.  non  decrescendi  II,  233. 

controversum  I,  202. 

devolutionis  s.  Devolution. 

diviniim  m,  769.  793. 

ecclesiasticum  s.  clericale  ni,  10. 

episcopale  II,  41. 

essentiale  primatus  I,  202. 

exdusivae  X,  293. 

honorificum  in,  64. 

inscriptionis  m,  65. 

lystrae  m,  65. 

metropoliticum  n,  18. 

naturale  HI,  769.  770 1. 

nominandi  s.  Nominationsreeht. 

optandi  I,  344.  362.  I^  615. 

ordinis  commune  II,  40. 

ordinis  episcopale  s.  reservatum  s.  pon- 
tificale  n,  40. 

parochiale  n,  302. 

patronatus  s.  besondere  Rubrik. 

pleno  iure  pertinere  n,  442. 

praesentandi  ni,  42  f. 

precum  ni,  64. 

primariarum  precum  n,  639  f. 

processionis  Ul,  64. 

ad  rem,  in  re  s.  ius  ad  beneficium,  in  be- 
neficio. 

sepulturae  m,  64. 

simultaneae  coUationis  n,  614. 

sin^lare  ni,  806. 

spirituali  annexum  II,  629.  in,  7. 

Btatuendi  statuta  II,  131. 

variandi  in,  48;  vgl.  variatio. 
ius  patronatus  vgl.  Patronatrecht. 

im  allgemeinen  jfl,  439*.  618  f.  HI,  6  f. 

activum  ni,  17. 

agnaticium  in,  85. 

familiäre  s.  gentilicium  O,  84. 

haereditarium  ni,  13.  83. 

laicale  in,  10.  94». 

mixtum  H,  423«.  in,  10  f. 
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ius  patronatuB  passivum  III,  17. 

personale  III,  9. 

reale  III.  9. 
Justinian,  Asylrecht  IV,  383. 

Ausbildung  der  Geistlichen  IV,  491, 

kirchliches  Oesetzgebungsrecht  III,  675 1. 

kirchliches  Strafrecht  IV,  791.  793.  796. 

Metropolit  I,  579. 
Ivo  V.  Chartres  II,  553». 


K. 


Kämmerer  I,  405  f.  H,  107.  290. 

feheime  I,  389. 
Ischeeren  IV,  809. 
Kaiser,  Gesetzgebungsgewalt  III,  672. 

Papstwahl  I,  236;  vgl.  auch  Fürst. 

Universitäten  IV,  643  f. 
Kalendae  II,  275. 
Kaiendarien  IV,  280. 

liturgicum  IV,  15. 
Kammer,  apostolische  1, 4 1 5;  vgLcongregatio. 
Kammerherr  I,  389. 
Kanada,  Aemterbesetzung  II,  690 ^ 

Missionsbisthümer  II,  361. 
Kanonikat  vgl.  Kanoniker. 

im  allgem.  U,  62.  482.  695, 

Besetzung  II,  694  f. 

EigenthOmlichkeiten  II,  73  f. 

de  gracia  m,  167  o. 

Kathedral-  II,  66.  613  f.  694. 

KoUegiat-  11,  66.  613  f.  695. 

de  mercede  HI,  1670. 

de  officio  m,  167». 

grimae  (secundae)  erectionis  11,  86. 
cnium  IE,  86. 
Kanoniker  vgL  canonicus  und  Kapitel. 

im  aUeem.  n,  61  f.  81  f. 

Aufnahme  II,  66  f. 

Bestätigung  UI,  189. 

Ehrenrechte  ll,  77.  83.  87.  703  f. 

Einkünfte  II,  70. 

der  heutigen  Zeit  11,  83  f. 

Investitur  II,  695. 

Pflichten  11,  88. 

Rechte  II,  85  f. 

Residenzpflicht  III,  234  f. 
Kanonisation  vgl.  canonisatio  u.  Heilig- 
sprechung. 

im  allgem.  ^  471.  472.  4733.  IV,  239. 

Prozess  I,  366.  473».  IV,  252. 
Kantor  t  4.  II,  63.  97  f.  IV,  618. 
Kanzlei,  apostolische  I,  432. 

geheime  II,  225. 
Kanzleiregeln,     päpstliche    Reservation 

m,  140  f.  143.  147  £1 
Kanzler  I,  480. 
Kapellan,  geheimer  I,  390. 
Kapelle  II,  2673.  472»;  s.  auch  capella. 

laien-  ni,  102'. 

öffentliche  IV,  311. 

des  Papstes  I,  496. 

private  s.  Privatoratorien. 
Kapitel    v^l.    canonicus,    capitulum    und 
Kanoniker. 

im  allgem.  U,  54.  81.  124  f. 

Aemter  II,  08  f.  117  f. 

Aufnahme  11,  70. 


Kapitel,  Autonomie  II,  133  f. 

Beschlüsse  II,  129  f. 

Besetzung  II,  613  f. 

Bischof  fl,  143  £. 

Dom-  II,  49  f. 

exemte  II,  143  f. 

gemischte  II,  69. 

KathedrM-   H,    HS  f.;    vgl.    Kathedral- 
kapitel. 

Kollegiat-  II,  61  f.;  vgl,  KoUegiatkapitcl. 

Ordnung  II,  71  f. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  n,  137  f. 

Sitzungen  II.  125  f, 

Verwaltung  II,  135  f. 

Verwpser  JI,  234.  IH,  607*. 
Kapitularvikar,  i.  allg.  ü,  228.  234.  635«. 

Dimissorienausstellung  I,  95, 

Dispensationsrecht  I,  57.    . 

sede  vacante  I,  14*. 
Kardinal  vgl.  cardinalis. 

im  allgem.  I,   309  f.  375.  391.  421.   483. 
II,  616.  ni,  3952.  606. 

-Bischof  I,  323  f.  338. 

creatio  I,  339  f.  365.. 

-Diakpn  I„  320  f.  339. 

Ehrenrechte  I,  357  f. 

historische  Entwickelung  I,  309  f. 

Ernennung  I,  339  f. 

geborene  I,  332. 

Jurisdiktion  I,  312.  352.  370. 

Optionsrecht  X,  344  f« 

OrdinationskpmpetQnz  I,  82. 

-Priester  I,  320  f.  338. 

Qualifikation  I,  342  f. 

Rechte  I,  348  f. 

Residenzpflicht  I,  357. 

Stellung  I,  347  f. 

Titel  I,  338  f. 

Verletzung  I,  31.  350. 
Kardinaldekan  I,  360. 
Kardinalkämmerer  I,  363.  369.  372.  405. 

440. 
Kardinalkollegium  I,  359  ff. 

Thätigkeit  I,  364  f. 

Verfassung  I,  359  f. 
Kardi^alpräfekt  I,  420.  420*.  421.  483. 
Kardinalskongres^ationen  I,  419. 
Kardinalstaatssekretär  I,  447.  479.497. 
Kardinalstellen  I,  356. 
Kardinal-yicekanzler  I,  440. 
Kardinalvikar  I,  480.  485  ff.  n,  214^. 
Karenzjahr  s.  annus  carentiae. 
Karl    d.    Gr.,    kirchl.    Gesetzgebungsrecht 
m,  705. 

Synoden  III,  549  f. 
Karl  V.  I,  452.  HI,  427.  446. 
Karl  yil.  I,  198. 
Karolinger  s.  Frankenreich. 
Karthago,  Bischof  I,  86 1.  581.  624. 
Kasualpredigt  IV.  473, 
Katechese  IV,  477.    . 
Katechismus,  römischer  IV,  445. 
Katechumenat  IV,  23.  34. 
Katechumenqn,     Messe ,    Ausschlicsflung 
IV,  700. 

Bestrafung  IV,  727. 

Öel  IV,  59.  143. 

weibl.  I,  8. 
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Kathedralkanonikat,  Besetzung  II,  613f. 
Kathedralkapitel    11,     118  f.;      g.    auch 
Kapitel. 

Pflichten  II,  143  f. 
Kathedralkirche,      Aufbewahrung      der 
Eucharistie  IV,  83. 

Begriff  IV,  307. 

Errichtung  II,  387. 

incorporatio  II,  454*. 

Kanonikate  II,  484. 

Pfarrer  II,  302. 

Taufort  IV,  36. 

Theilung  II,  409  f. 
Kathedralstift  II,  65.  66.  387. 

Kanoniker  II,  88. 
Kathol.  Kirche,  Lehrgewalt  IV,  432;  vgl. 
ius  magisterii. 

Unfehlbarkeit  IV,  433.  435  f. 

Verhältniss  zu  anderen  IV,  426. 
Kelch  IV,  408. 
Kellermeister  II,  105  f. 
Ketzer,  im  allgem.  I,  47.  48.  11,  487. 

Anhänger  I,  47. 

Asybecht  IV,  391. 

Beschützer  I,  47. 

Firmung  IV,  57. 

Hehler  I,  47. 

Irregularität  I,  46  f. 

Kinder  I,  22. 

Messelesen  IV,  184. 

Taufe  IV,  43. 

Taufpathen  IV,  39. 

und  weltliches  Recht  IV,   791.  844.  847. 
Ketzerei  I,  46  f.  56«. 

Absolution  IV,  104. 

Bestrafung  IV,  791.  844.  847. 

Feststellung  IV,  75. 

publicum  crimen  IV,  791. 
Keuschheitsgelübde  vgl.  Cdlibat. 

der  Ehefrau  I,  36  «v  37  T. 

des  Ehemannes  I,  36  ^ 

der  Geistlichen  I,  131;  vgl.  Geistliche. 
Kinder  III,  35. 

Eucharistie  IV,  67. 

Taufe  IV,  26.  30.  38. 
Kirche  vgl.  katholische  Kirche. 

Arten  IV,  306.  326*. 

Autonomie  IV,  17. 

Dotation  IV,  320. 

Hierarchie  I,  1  f. 

Lehrgewalt  I,  163  f.  IV,  432.  435. 

Leitung  I,  195.  IV,  1. 

Zweck  IV,  1. 
Kirchenamt  vgl.  beneficium  u.  officium. 

im  allgem.  II,  364  f. 

Abberufung  IH,  298  f. 

Anwartschaft  11,  474  f. 

Aufhebung  H,  459  f. 

Begriff  II,  364  f. 

Besetzung  II,    474  f.    512  f.    616  f.    649  f. 
657  f.  690  f.  III,  1  f.  103  f.  190.  193. 

Erledigung  m,  264  f. 

Errichtung  II,  378  f.  385  f.  464  f. 

Inkompatibilität  HI,  243. 

Inkorporation  II,  436. 

Innovation  II,  395  f. 

niederes  II,  364.  505".  III,  1. 

päpstl.  Besetzung  HI,  113. 

Person  des  Erwerbers  H,  476. 


Kirchenamt  Pluralität  III,  243. 

staatl.  Mitwirkung  bei  Besetzung  III,  175. 

staatl.  Nothbesetzungsrecht  HI,  192. 

staatl.  Recht  II,  369.  464. 

Stippression  II,  459  f. 

Tausch  m,  285. 

Theilung  II,  400. 

Unfähigkeit  zur  Erlangung  IV,  727. 

Union  II,  417. 

Vakanz  II,  474.  HI,  318.  ^ 

Veränderung  II,  395.  455.  464. 

Verlegung  11,  397. 

Verleihung  II,  649.  HI,  1.  105. 

Verleihungsfrist  HI,  103. 

Verlust  ipso  facto  III,  294. 

Verzicht  III,  265. 

Wahl  n,  657. 
Kirchenamtsträger  vgl.  Geistliche. 

Pflichten  III,  198  f. 

Rechte  HI,  198. 

Versetzung_IU,  305  f. 

weltliche  Ul,  321  f. 
Kirchenbann    s.    Exkommunikation    und 

Bann. 
Kirchenbedienstete,  weltliche  HI,  321  f. 
Kirchenbücher  11,  309  f. 

des  Militärs  H,  3412. 
Kirchendiebstahl  IV,  170. 
Kirchendiener,    niedere  II,   364^.   505», 

m,  324.  325. 
Kirchengebäude  v^.  Gottesdienst. 

der  Altkatholiken  IV,  373;  vgl.  Altkatho- 
liken. 

Arten  IV,  306. 

Asybecht  IV,  380.  • 

Ausschmückung  IV,  332.  334.  352. 

Baustil  IV,  332. 

Befleckung  IV,  328.  388. 

Benediktion  IV,  326. 

Benutzung  IV,  166.  337. 

Einrichtung  IV,  332. 

Entsühnung  IV,  330. 

Entweihung  IV,  331. 

Errichtung  IV,  318. 

Exekration  IV,  326.  331. 

Geschenke  IV,  336. 

Kirchensitze  IV,  340  f. 

Konsekration  IV,  326.  388. 

öffentliches  IV,  307. 

Pollution  IV,  326.  328.  388. 

privates  vgl.  Privatoratorien. 

Srofane  Benutzung  IV,  354  f. 
Leconciliation  IV,  326.  328.  330. 

Simultaneum  IV,  358;  vgl.  Simultaneum. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  324. 
Kirchengebet  für  Landesherren  IV,   220. 
Kirchengemeinschaft,      Ausschliessung 

IV,  691. 
Kirchengeräthe  IV,  144.  408. 

Benediktion  IV,  408. 

Konsekration  IV,  408. 

liturgische  Vorschriften  IV,  411. 

Veräusserung  IV,  869  (169.  170). 
Kirchengesetze,  Ausfertigung  III,  781  f. 

Bezeichnung  III,  781  f. 

Geltung  m,  784  f. 

Publikation  HI,  772  f. 
Kirchenglocken  IV,  413  f. 

Anzahl  IV,  414. 


902 


Register. 


Kirchenglocken,    kirchlicher    Gebrauch 
IV,  416. 

Simultaneum  IV,  424. 

staatl.  Qesetzsebung  IV,  419. 

weltlicher  Gebrauch  IV,  420. 
Kirchen ffut,    beneficium    der    Geistlichen 

als  I,  69.  70. 
Kirchenlehn  II,  634. 
Kirchenpf runde  11,  74  f.  367;  vgl.  Pfründe. 
Kirchenraub  IV,  170. 
Kirchensitze  IV,  169.  340  f. 

Ersitzung  IV,  3513.  346. 
Kirchensprache  IV,  13.  48. 
Kirchenstaat  I,  214  f. 
Kirchhüter  III,  324. 
Kirchliches    Begräbniss,    Versagung    IV, 

117.  124.  329.  6978.  704. 
Kirchweihe  IV,  328. 
Klerikalstand,   Ausschliessung  IV,   728. 
729.  793.  806;  v^l.  auch  character  in- 
delebilis  und  Geistliche. 
Kleriker  s.  Geistliche. 
Kloster  I,  13.  U,  50.  522. 

Verweisung  ins  IV,  804.  815.  848. 
]5.1o8teriahr  U,  70. 
Klosterkirche  IV,  309. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
Klosterschule  IV,  497. 
K-oadjutoren  vgl.  coadiutores. 

des  apostolischen  Vikars  II,  357. 

des  Bischofs  11,  249  f.  688. 

des  Kapitels  II,  81  f. 
Koadjutorien  s.  coadiutoriae. 
Kodelegation  I,  193.  194. 
Köln  I,  »18.  332.  335.  437. 

Büchercensur  I,  452. 

Generalvikar  II,  224. 

legatus  natus  I,  612.  631. 

Nuntiatur  I,  5267. 

Primat  I,  612  f. 

Probst  n,  115. 

Provinzialsynode  III,  506.  536. 

vita  communis  II,  55  *.  56  5. 

Weihbischof  II,  173«.  6. 
König  vgl.  Fürst. 

Benediktion  IV,  144.  146. 

Taufe  IV,  36. 
Königspfründen  II,  76. 
körperliche  Züchtigung  IV,  737.  815. 
xoivoovCa  IV,  706. 
Kollation  s.  coUatio. 
Kollatoren,  Besetzung  von  Kirchenfimtem 

m,  173  f. 
Kollegial-Prokuratorcn  I,  495. 
Kollegiat-Kanonikat  II,  613  f. 
KoUegiatkapitel  11,  88  f.  124  f. 

Aemter  II,  88  f. 

Aufnahme  II,  66  f.  71. 

Berufung  11,  125. 

Dignit&ten  II.  88. 

Disciplinargewalt  11,  135. 

der  heutigen  Zeit  II,  81. 

officia  n,  88. 

Personate  II,  88. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  H,  124  f. 

Statuten  U,  133  f. 

Verfassung  11,  61.  65. 
Kollegiatkirche  U,  49.  53.  IV,  309. 


Kollegiatkirche  Aufbewahrung  der  Eu- 
charistie rV,  83. 

Begriff  IV,  309. 

Ernchtung  II,  387. 

Inkorporation  11,  454  ^ 

Kanonikat  II,  485. 

Kapitularvikar  11,  247. 

Pfarrer  11,  302. 

Theilung  II,  409  f. 
Kommende  I,  66.  89.  m,  109. 
Kommissar  s.  commissarius. 
Kommissariat  11,  208. 
Kommissionen  Öl,  395. 

ständige  III,  395. 
Kommissorium  I,  188 f. 
Kompatibilität  I,   367;  vgL  incompatibi- 

Utas  und  Kirchenamt. 
Kompatronat  s.  compatronatus. 
Kompostella  I,  318.  594. 
Kontirmation  s.  confirmatio  u.  Firmung. 
Kongregation  vgl.  congregatio. 

des  KardinalkoUegiums  I,  464  t 

für  den  Kirchenstaat  I,  481  f. 

Partikular-  I,  115. 

der  Stadt  Rom  I,  479  f. 

Verfassung!,  483;  s.  auch  ordensähn- 
lich e  JSlongregationen. 
Konklave  s.  conclave. 
Konklavisten  I,  275  f. 
Konkordat,  Fürsten-  IE,  138.  412. 

Wormser  II,  558. 
Konrad  III.,  Investiturstreit  II,  562. 
Konsekration  vgl.  consecratio,  benedictio 
und  Sakramentalien. 

hn  allgem.  IV,  142. 

des  Bischofs  I,  95.  II,  676. 

der  Kirchen  IV,  148.  326.  399. 

der  Kirchengeräthe  IV,  408. 

bei  der  Messe  IV,  178. 

des  Papstes  I»  289. 

Reliquien  IV,  269. 

Wirkungen  IV,  2. 
Konsistorial-Abteien  I,  365. 
Konsistorium,  bischöfliches  II,  205.  224. 
225. 

des  Kardinalkollegiums  I,  364. 
Konstantin  1. 1,  209.  HI,  326.  671.  IV,  791 ». 
Konstantin  n.  I,  228. 
Konstantin  HI.  HI,  5277. 
Konstantinopel,  Bischof  I,  541. 

Kardinal  I,  318. 

Patriarch  I,  388*0.  5496. 

Synode      I.  HI,    3332.   336 ".  343.  344». 
348.  515. 

Synode    II.  in,  3332.  336 1*. 

Synode  III.  lU,  3332.  336 1*. 

Synode  IV.  HI,  3332.  335  w. 
Konstantins  III,  527^.  IV,  791». 
Konstanz,  Konzü  I,  197.  m,  136  f.  369  f. 
633.  747. 

Konkordat  II,  67.  68.  68  i. 
Konstruktion  HI,  22  f. 
Konsultoren  I,    431.   451.  453.  468.  474. 
476. 

nati  I,  451.  472. 
Konventsmesse  II,  88.  141.  IV,  196.  201. 

204. 
Konvikt,  höheres  IV,  528. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555.  874.  875. 
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Konvikt,  niederes  IV,  528. 

für  Studirende  IV,  566.  874.  875. 
Konzil  vgl.  conciliiun,  Synoden. 

im  allgem..m,  325  f. 

allgemeines  oder  ökumenisches  s.  allge- 
meines Konzil. 

Beamten  III,  436, 

Berufung  m,  526'.  609. 

Betheiligune  III,  609. 

Geschäftsordnung  III,  612. 

Gesetzgebungsrecht  ni,  764  f.  773. 

Kosten  III,  6082. 

National-  UI,  328.  505.  539  f.  652  f. 

occidentalisches  III,  327. 

orientalisches  III,  327. 

und  Papst  m,  383  f. 

Präsidium  III,  395.  611. 

Provinzial-    III,    634  f. ;   vgl.   Provinzial- 
konzil. 

Reform-  III,  130.  133.  362  f.  742  f. 

Reichs-  HI,  328.  539  f. 

Strafgerichtsbarkeit  IV,  565  f.  837. 
Koordinationstheorie  III,  767^. 
xoTcirftat  I,  4. 
Korporale  IV,  408. 
Korporationen,  kirchliche  II,  124  f. 
Korrektionsgewalt  11,  136. 
Korrektor  s.  corrector. 
Kostniz  s.  Konstanz. 
Kranke,  Liturgie  IV,  15. 
Krankenöl  IV,  143. 
Kreis inspektion  der  Schule  IV,  601. 
Kreuzzugsbullen  IV,  105'. 
Kriminalgerichtsbarkeit    der    Kleriker 

I,  28. 
Kriminalsachen,  Kompetenz  I,  397. 
Kriminalstrafe  gegen  Geistliche  III,  187. 

IV,  866.  867. 
Kriminalzeugnissfähigkeit    der    Geist- 
lichen I,  61. 
Kriminal  s.  weiter  unter  Strafe. 
Kronkardinale  I,  341. 
Kübizzen  11,  79*. 
Küster  III,  322.  IV,  618. 
Kumulation  der  Kirchenämter  s.  Mehrheit. 
Kuratbenefizien,  Erwerb  II,  485.  494. 
Kuratel,  der  Geistlichen  I,  136. 
Kuratkapläne  II,  323. 
Kurator  hospitiorum  UI,  436. 

pupillorum  I,  34. 
Kurhessen,  Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Patronatrecht  HI,  7«. 

Pfarreierrichtung  11,  467. 

Pfarrverband  II,  313 1. 

staatl.  Placet  III,  763. 

Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126«. 
Kurialbehörden,  allgem.  I,  392  f. 

Gesetzgebungsrecht  III,  787. 
Kurialen,  i.  e.  S.  I,  493  f. 
Kurie,  römische  I,  373  ff.  IE,  56;  vgl.  curia. 

Behörden  I,  391  f.  H,  56. 


Laborantes  I,  4. 

Laibach,  Bischof  II,  48. 

Laien,  kirchl.  Erziehung  IV,  572  f. 


Laien,  Spendung  der  Eucharistie  IV,  64. 

Ertheilung  der  Taufe  IV,  27. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  691.  699.  743.  757. 
797.  830.  842. 

Unterricht  IV,  1.  4. 
Laienkelch  IV,  78.  79. 
Lainez  I,  2032. 
Laisirung  I,  117. 
Landbischöfe  II,  162. 
Landdekane  II,  261.  269  f.  285  f. 
landesherrliche  Ernennung  vgl.  Patronat- 
recht. 

der  Bischöfe  II,  691  f. 

der  Pfarrer  IH,  1896. 
Landesherrn,     Universitäten    IV,     6423. 

657.  659.  668;  vgl.  auch  Fürst 
Landkapitel  II,  289  f. 
Lauf  rank,  Cölibat  I,  153». 
Langobardisches     Reich,     Nationalkon- 
zilien m,  559. 
Laon  I,  318. 
lapsi  I,  39.  397. 
Lateranense  Concil.  (II)  privileg.  canonis 

I,  118. 
Lateran-Konzilien  (649)  III,  615. 

(1123)  in,  349.  522.  633. 

(1139)  I,  118.  m,  351.  633. 

(1179)  I,  64.  n,  64.  m,  352.  633. 

(1215)  I,  30.  51.  m,  353.  590.  633.  746. 

(1512)  m,  331.  420.  423  f.  633. 
Laterankirche  IV,  307.  871. 
XaxpeU  IV.  240. 

Lauenburg,  apostol.  Vikariat  11,  359. 
Lauretana,  congregatio  I,  482. 
Lavant,  Bischof  11,  48.  612. 
Lazaristen   s.   ordensähnlichc   Kongrega- 
tionen, 
lector   I,    2.    3.  4».  5.  7.  81.  812.  n,   117. 

in,  662». 
Legaten  des  Papstes  I,  498  f.  m,  548« 

weltlicher  Fürsten  I,  518, 
legati  I,  498  f. 

ecclesiae  romanae  II,  382  3. 

extraordinarii  I,  532. 

a  latere  I,  351.  358.  365.  506.  511  f. 

missi  I,  517  f. 

nati  I,  518  f.  576.  581.  629  f. 

ordinarii  I,  532. 

perpetui.I,  630. 
legati o  obedientiae  I,  212. 
Legitimatio  per  subsequens matrim.  II,  67^. 

subsequens  1,  13. 
Lehrer,   Bildungsanstalten    IV,  606.    613». 
865.  894. 

Konfession  IV,  613.  638. 

Vereidigung  IV,  620. 

der  Vo&sschule  IV,  613.  618.  638. 
Lehrgewalt  vgl.  magisterium  I,  195. 
Lehrpläne  der  geistlichen  Bildungsanstal- 
ten IV,  505.  541.  559.  565.  569.  570.  865. 
Leibeigenschaft  I,  332. 
Leibesirucht,  Abtreibung  I,  44. 
Leitung  der  Kirche  I,  196.  IV,  1. 
Xeiil/ava  IV,  2.63. 
Lektor  s.  lector. 
Lektorat,  Materie  des  I,  116  »^ 
Lemberg  II,  40«. 
Leo  L,  Cölibat  I.  148. 

oberstrichtcrl.  Recht  IV,  784. 
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Leo  I.,  päpstl.  Gesetzgebungsrecht  III,  685. 

Primat  fv,  784. 
Leo  ni.,  Besetzung  des  päpstlichea  Stuhles 
I,  230.  237. 

Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  I,  300. 
301. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  715. 

PrÜatur  I,  380. 
Leo  IV.,  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles 
I,  234. 

Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  I,  301. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  JJI,  716. 

Prälatur  I,  380. 
Leo  Vni.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

239.  240.  244.  279. 
Leo  IX.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
246. 

Cölibat  I,  151.  153. 

päpstliche  Synoden  II,  541.  III,  517. 
Leo  X.,  m.  4243.  425. 
Leo  Xn.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
275«. 

familia  des  Papstes  I,  497. 
lettre«  patentes  lII,  753». 
letzte  Oelung  IV,  135  f. 

Empfang  IV,  138. 

der  Regularen  IV,  137. 

Spendimg  IV,  137. 

in  Todesgefahr  IV,  137. 
Leutpriester  II,  291  lo. 
Levitae  I,  25. 
lex  m,  711*. 

aeterna  III,  7453. 

dioecesana  11,  41.  421.3. 

ecclesiastica  III,  711*. 

iurisdictionis  11,  41.  42  2.  3. 

metropolitana  11,  18. 

mundana  HI,  709*.  711. 

privata  III,  805*. 

specialis  Kl,  805. 
liber  diurnus  I,  220.  223.    III,  218. 

Orientalis  I,  477. 

parochialis  s.  Kirchenbücher. 

de  sacris  ritibus  I,  471. 
libere  lU,  1057. 
Liberius  I,  297. 
liceat  scribere  HI,  755 >. 
licentia  docendi  FV,  650. 
licentia  zum  Predigen  IV,  458. 
Licentiaten  II,  66.  67'.  122.  211.  235.  486. 
1  leite,    Ausübung    der    Ordinationsbefug- 

nisse  I,  9.  10. 
Liegende,  Bussstation  IV,  718. 
Liguorianer  s.  Redemptoristen. 
Limburg,  Kirohenämter besetzung  III,  1 82  K 
Lippe,  landesherrL  Patronatsrecht  III,  183. 
Lippe- Detmold,     Aemterbesetzung     II, 
5013.     III,  5*.  196.  197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  571. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Xirchengebäude  IV,  324. 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  11,  466*.  468. 

Pfarrverband  n,  313».  315». 
Lissabon,  Patriarchat  I,  572. 
literae  vgl.  epistola. 

apostolicae  III,  782. 

clausae  III,  782. 


literae  commendatitiae  II,  299. 

conmiissionis  I,  188  f. 

executoriales  III,  119<^. 

in  forma  digntmi  III,  783  2. 

ad  iudicium  III,  7832. 

ad  lites  HI,  783«. 

monitoriae  III,  119^ 

pastorales  III,  835. 

patentes  11,  355.    m,  755«.  784. 

praeceptoriae  III,  119  5. 
Litiskontestation  I,  193*0. 
Liturgie  IV,  5  f.;  vgl.  ritus. 

ambrosianische  IV,  11. 

Anordnungen  IV,  6.  7.  13.  15. 

Bücher  IV,  5.  6. 

gothische  IV,  8*. 

mozarabische  IV,  8*.  11. 

staatl.  Stellung  IV,  16. 

Uniformität  IV,  7. 
location,  en  r^gie  IV,  350  1. 

par  mise  en  ferme  IV,  350  I. 
locum  tenens  in  canceUaria  I,  442. 
locus  congruus  11,  386. 
X6yo«  IV,  3835. 
Lösegewalt  I,  196. 
Lokalisten  II,  323. 
Lokalkapläne  IE,  323. 
Lokalschulinspektor  IV,  600. 
Lossprechung  s.  absolutio. 
Lothar  L,  Ehetrennung  11,  11^. 
Lothar  II.,  Investiturstreit  II,  562.  564. 

Papstwahl  I,  263. 
Lucius  IL,  hierarchia  iurisdictionis  I,  163. 
Lucius  in.,  päpstl.  Betzungsrecht  HI,  116. 
luctus  ecdesiasticus  III,  65. 
Ludwig  XII.  V.  Frankreich  III,  423. 
Lübeck,  Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483. 
571. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  18". 

Prozessionen  IV,  232. 

ReHmonsübung  IV,  18  ". 
Lund,  Primas  I,  615. 
Luther  I,  454. 
lutpriester  11,  291*0. 
Lyceen  IV,  531. 
Lyon,  L  Konzil  III,  354.  633. 

II.  Konzü  ni,  356.  633. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  599.  615. 


Märtyrertage,  Taufzeit  IV,  35. 
Märtyrertod.  a,  Bluttaufe  IV,  55. 
Mässigkeitspflicht    der    Geistlichen    I, 

133 
Magdeburg  I,  318.  332.  335. 

Büchercensur  I,  452. 

Nuntiatur  I,  526. 

Primat  I,  611. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
magiscola  11,  100  w 
magister  II,  66  f. 

brevium  I,  4266. 

caeremoniarum  I,  390.  472.  II,  109*.  m, 
436.  455.  642».  662». 

camerae  I,  389. 
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magist  er  discijplinae  II,  101. 

fabricae  II,  lOOl 

marescalcus  I,  384*8. 

pincema  I,  38413. 

plumbi  I,  444. 

praesentiarum  II,  109''. 

registri  III,  3967. 

sacri  Palatii  I,  389.  472.  474.  492.  497. 

scholarum  II,  99»,  101.    IV,  498. 

rerum  spiritualium  IV,  518. 
magisterium  I,  163  t    IV,  432.  435. 
magistra  III,  7206. 
magnates  ecciesiae  U,  605. 
Ma^nitudo  I,  208. 
Majestätsverbrechen  I,  350. 
Maiest&tsverbrecher,  Asylrecht  IV,  391. 
Maiestas  I,  208. 
Mailand,  Kardinal  I,  318. 

Liturgie  IV,  11. 

Metropolit  II,  4». 
Mainz,  Aribo  III.  484. 

Bischof  II,  48. 

Büchercensur  I,  452. 

Cölibat  I,  151. 

Metropolit  11,  7. 

Ordinariat  II,  225. 

Primas  I,  607  f. 

Recht  der  ersten  Bitte  U,  641. 

Synode  I,  151. 
maiordomus  I,  389.  491. 
Maior  Pönitentiarius  I,  431. 
maiores,  ecciesiae  11,  605.    III,  370 6. 
maioritas  II,  ^76. 
malefactores  II,  146. 
Mameluchi  I,  444. 
m am z eres  filii  I,  126 
mandatum,  kirchL  Gesgeb.-Recht  III,  835. 

de  providendo  I,  64.    III,  158. 
Mannschaftseid  s.  hominium. 
mansionarii  I,  378.  384»«.    II,  77.786.80. 

IV,  197.  . 
mansiones  II,  56^. 
mansus  II,  270». 

Mantellette  I,  3585.  390.    II,  47 n. 
Manualbeneficium  I,  66.  89.    II,  4578. 
Manualmesse  IV,  205. 
Mappa  IV,  142. 
Marcellinus  I,  298. 
Marcellus  I,  310. 
Marcustag  IV,  149. 
marescalcus  Curiae  I,  384*3. 
Maria,  Verehrung  IV,  282. 
Marinus  I,  238. 
Martin  I.,  Erledigung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  300. 
Martin  V.,  iurisdictio  delegata  I,  175. 

Kardinäle  I,  340. 

Konstanzer  Konzil  HI,  377,  387  *. 

Konzil  zu  Pisa  ELI,  502. 

Wahl  I,  271.  306. 
martyres  IV,  239. 

Yev^aXia  IV,  239. 

natalitia  IV,  239. 
Martyrologien  IV,  280. 
materia  fidei  III,  384«   385*. 

1.  proxima:  der  Busse  IV,  120;  der  Fir- 
mung IV,  60;  der  Taufe  IV,  32. 

2.  remota:   der  Busse  IV,   120;  der  Fir- 
mung IV,  59. 


materia  suiBciens  non  necessaria  IV,   120. 

necessaria  et  sufQciens  der  Busse  IV,  120. 

der  Taufe  IV,  31. 
matricitas  II,  307.  323».  427. 
matriculae  II,  309. 
matrimonium  putatlvum  I,  12.  25.  25». 

ratum  I,  23.  37*. 
matrin i  IV,  38. 
matrix  II,  307.  323».  427.  470. 
Maximilian  L,  ÜI,  423. 
Mecheln,  primas  I,  632. 
Mecklenburg,  Aemterbesetzung  II,  4663. 
467 14. 

apostol.  Vikariat  II,  359. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  571. 

Kirchengebäude  IV.  326. 

Liturgie  IV,  18»». 

Orden  IV,  489»*. 

Prozessionen  IV,  235. 

Staatsangehörigkeit  II,  505. 
Mecklenburg-Schwerin,      Aemterbe- 
setzung II,  509.  511. 

landeshern.  Patronat  HI,  188. 

Pfarrverband  II,  314». 

Staatsangehörigkeit  II,  504. 
Mecklenburg-Strehlitz  11,  3163. 
medimissarius  U,  322». 
Mehrheit  der  Kirchenämter  III,  243  f. 
Meissen,  apostol.  Vikariat  11,  358. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Melchiten  I,  562. 
mensa  II,  2]3. 
mensarius  I,  408. 
Messe  vgl.  missa. 

Anhören  IV,  217.  289. 

Applikation  IV,  182.  202. 

Arten  IV,  194.     . 

Aufwand  IV,  199. 

Befähigung  zur  Celebrirung  IV,  180. 

Begriff  rv;  178. 

Besonderheiten  IV,  194. 

Bination  IV,  184. 

Celebrirung  IV,  191. 

Celebrinmgsort  IV,  187. 

Celebrirungspflicht  IV,  182.  196. 

Celebrirungszeit  IV,  190. 

Entbindung  von  Stiftungsmessen  IV,  214. 

Entgelt  I^  206  f. 

Exkommunicirte  IV,  183. 

Iteration  IV,  184. 

Ketzer  IV,  183. 

Konventual-  II,  88.  141.  IV,  196.201.204. 

Landesfürsten  IV,  1848. 

Manual-  IV,  205. 

mutatio  IV,  214. 

öffentliche  IV,  198. 

onus  celebrandi  IV,  212. 

der  Pfarrkirche  II,  295.    IV,  197. 

private  IV,  198. 

reductio  IV,  214. 

remissio  IV,  214. 

Stiftungen  IV,  205.  215. 

stille  IV,  199*. 

Stipendium  IV,  196.  197.  205. 

Stipendium  adventitium  IV,  205. 

stip.  manuale  IV,  205. 

in  Todesgefahr  IV,  193. 

Translation  IV,  216. 

Unterbrechung  IV,  193. 
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Kegister. 


M  e  B  ß  e ,  Winkel-  IV,  1 99  * ;  vgl.  auch  missa. 
Meßslicenz  IV,  180. 
Messner  III,  322.  IV,  618;  vgl.  auch  Kir- 
chendiener. 
Messopfer  s.  Messe. 

Metropolit  I,    101.    102.   539.    540.  558^ 
II,  1.  14.  18.  217. 

Ehrenrechte  II,  23. 

Jurisdiktion  I,  170.    11,  16. 

Weihe  I,  102. 
Metropolitanhezirke  11,  379. 
Metropolitangewalt  11,  1  f. 
Metropolitankirche  11,  117. 118.  IV,  307. 
Metropolitanverfassung  11,  1  f.  7  f. 
Metz,  Vikariat  I,  595. 
Militärgeistliche  III,  99. 
Militär-Kapläne  II,  339. 
Militfir-Kuraten  11,  339. 
Militär-Liturgie  IV,  15. 
Militärpfarrer  II   339. 
Militärpflicht  der  Kleriker  I,  126. 
Militärseelsorge  II.  335  f.    IV,  2025. 
Militärseelsorgebesirke  11,  339. 
milites  I,  26.  137.     11,  606. 

Laurentani  I,  444. 

de  Lüio  I,  444. 

S.  Pauli  I,  444. 

S.  Pctri  I,  444. 

pii  I,  444. 
Minden,  Weihbischof  II,  356*. 
Minderjährige  III,  35. 
Minister  IV,  518. 

sacramenti  baptismalis  IV,  27. 
ministeriales  II,  606. 
Ministerium  I,  2.  2*.  4. 
Ministranten  I,  48.    IV,  192. 
mini s tri  sacri  IV,  199. 
Minoristen  I,  7. 

Cölibat  I,  161. 
Minutanten  I,  446.  458.  468.  480. 
missa  vgl.  Messe. 

bassa  IV,  199*. 

bifaciata  IV,  184«. 

cantata  IV,  199.  200. 

catechumenorum  IV,  178  *. 

conventualis  II,   88.   141.     IV,   196.  201. 
204. 

de  festo  (ferialis)  IV,  194. 

fidelium  IV,  1788. 

lecta  IV,  199*. 

manualis  IV,  205. 

media  IV,  199. 

moderatio  IV,  214. 

nautica  IV,  189«. 

parochialis  IV,  202. 

plana  IV,  199*. 

pontificaUs  IV,  199»*.  202. 

praesanctificatorum  IV,  178«. 

private  IV,  198. 

proprium  missarum  IV,  194*. 

publica  IV,  198. 

quotidiana  IV,  199*. 

sicca  IV,  1893. 

sine  cantu  IV,  199. 

solemnis  IV,  199. 

de  tempore  (temporalis)  IV,  1945. 

votiva  IV,  195. 
Missale  I,  204. 

{Revision  IV,  9. 


Missale  romanum  IV,  9.  142. 
Missgestaltungen  U,  66. 
missi  (Letten)  I,  506. 

apostohcae  sedis  I,  506. 
missi o  I.  166.  11,  355.  363. 

canonica  H,  650.    HI,  5.    IV,  545.  620. 
631.  639.  652.  677.  682. 

ecdesiastica  s.  m.  canonica. 

extera  IV,  486. 

generalis  IV,  488*. 

fegitima  I,  1. 

in  magisterium  IV,  447. 

popularis  IV.  486. 

Sacra  IV,  486. 
Mission  n,  354  f.    IV,  447.  486  f. 

Bildunssanstalten  IV,  513. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  489. 
Missionsbisthamer  11,  360  f. 
Missions-Erzbisthümer  II,  360  £ 
Missions land,  Aemterbesetzung  IE,  690. 

Begriff  n,  349  f. 

Behörden  11,  355  f. 

Eucharistie  IV,  66. 

Taufe  IV,  37.  54. 

Unterabtheilungen  II,  363. 

Verfassung  U,  353  f. 
Mitgliedscnaftsrechte,  kirchliche  Aus- 
schHessung  IV,  713.  732.  742.  754,  835. 
mitra  II,  47. 

serica  I,  358. 

turbinata  I,  208. 
Mittelamerika,    landesherrl.   Emeonung 
U,  692. 

Nominationsrecht  HI,  101. 

Provinzialsynoden  III,  853  (507). 
Mittelschule  IV,  627. 
Mönche,  Ordination  1, 97.  II,  447  w.  ni,  35. 

Pathen  IV,  40. 

Studium  I,  139:  vgl.  auch  Begularen. 
Mönchsprälaten  i;  57«. 
Mörder,  Asybrecht  IV,  390. 
monachice  II,  52*. 
Monarchia,  Sicula  I,  519  ff.    III.  7551. 
monaaterium  1, 13.  II,  50.  52«,  vgl.  Kloster. 
Monat,  päpstlicher  II,  696.    III,  139.  153. 
monitio  canonica  IV,  761.  773.  824*;  vgl. 

admonitio. 
Monsignore  I,  390. 

sacrista  I,  472.  474. 
Monstranz  FV,  408. 
monstrum,  Taufe  IV,  47. 
Morgenland  vgl.Unirte. 

allgem.  Konzü  III,  610. 

Asylrecht  IV,  382. 

Qeneralkonzilien  III,  514  f. 

Irregularität  I,  37«. 

Landpfarrer  II,  262. 

Liturgie  I,  474.  477  f. 

Provinzialsynoden  ÜI,  473.  475. 

Riten  IV,  426f. 

Taufzeiten  IV,  34. 
Motu  proprio  HI,  782.  796.  811. 
Mouson,  Synode  IQ,  570. 
Mozzette  I,  358». 
München,  Nuntiatur  I,  529.  533. 
Münden,  Weihbischof  II,  356*. 
Münster,   Akademie  IV.  533.   669«.  6753. 
681*.  688.  689« 

Kirchenämterbesetzung  III,  \S2K 
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Münster,  Nuntiatur  I,  526"'. 

Seminar  IV,  874  (509). 
Münzfälscher  IV,  391. 
Münzwesen  I,  412. 
„Multiplices  inter"  III,  455. 
munera  sordida  I,  123. 
munia,  parochialia  IQ,  233. 
mutatio  vi  erectionis  s.  per  transformatio- 

nem  n,  396.  455  f. 
mutilati  I,  15^ 
mutilatio  I,  27«.  45.  575. 
Mutterkirche  H,  307.  323i.  427.  470. 


N. 


naccum  11,  37 ^ 
Nachpräsentation  HI,  48. 
nactus  II,  37». 
Namenwechsel  bei  Firmung  IV^  62. 

des  Papstes  I,  290  ^ 

bei  Taufe  IV,  48. 
Narbonensis  provineia  I,  601. 
Narbonne,  Metropolit  I,  594.  600. 

Primat  I,  601. 
Nationalkirche,  deutsche  I,  531. 
Nationalsynode  HI,  667»;  vgl.  Konzil  und 
Synode. 

Stra^erichtsbarkeit  IV,  765  f.   837.  852. 
862. 
naturales  filii  I,  12^ 
Naturalleistung  II,  69«. 
Neapel,  Aemterbesetzung  II,  690 ^ 

Kardinal  I,  318. 

Provinzialsynode  m,  505. 
necessitas,  Aemtererrichtung  II,  388.  396. 

ecclesiae  1,  109.  113«. 

urgens  m,  227.  230.  239.    IV,  320. 
negative  Entscheidungen  I,  462. 
Neophjten  I,  20.  20*. 
Nepotismus  I,  11. 
Nestorianer  I,  46*. 
Nicäa,  L  Konzil  HI,  333«.  336  w.  342.  344». 

II.  Konzil  m,  333«  a.E.  336 1*. 

VII.  Synode  I,  81. 
Nicolaitische  Ketzerei  I,  152. 
Niederlande,  staatl.  Placet  DI,  755.  759. 
Ni essbrauch  der  Kanonik.  II,  62. 
Nikolaus  L,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  234.  237. 

Nationalkonzilien  III,  556. 

Prälatur  I.  380. 
Nikolaus  H.,  CöHbat  I,  152. 

Wahldekret  I,  248.  279. 
nobiles  II,  606. 
nola  IV,  413. 

Nomen culator  I,  380.  382.  383.  435. 
Nominalelenchus  IV.  472. 
nominatio  II,  650.    DI,  44^,  51«. 

regia  II,  691  f. 

utHis  n,  140«. 
Nominationsrecht.  erzbischöfl.  II.  609. 

der  Regierungen  II,  609.  691.    lU,  61.  98. 
1027.  182.  186. 
Non  expedire  I,  462. 
Nonnen,  Beichte  IV,  98. 

Orden  I,  119. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Non  proposita  I,  462. 


Non  usus  m,  90.  822. 
Norbert  11,  58. 

Nord-Afrika,   kirchL  Qesetzgebungsrecht 
m,  680«. 

Provinzialsynoden  III,  473.  475. 

Stellung  zu  Rom  IV,  780. 
Nord-Amerika,  Aemterbesetzimg  EL,  690 5. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Diöcesansynoden  III,  602. 

Missionsbisthümer  II,  361. 

Provinzialsynode  m,  506. 

Religionsunterricht  IV,  480  ". 

Universitäten  IV,  669. 

Volksschule  IV,  586 1.  600«. 
Norddeutscher  Bund,  Militärpflicht  der 
Kleriker  I,  126«. 

Personalarrest  der  Kleriker  I,  129. 
Norwegen,  Aemterbesetzung  II,  608. 

Investiturstreit  11,  591«. 
nota  I,  413. 

notarii  I,  4.  375.400.    HI,  396?.  436.  455. 
642.  6620. 

praktische  I,  496. 

regionarii  I,  375. 

titulares  I,  496. 
Nothbesetzungs recht  s.  Besetzung. 
Nothehe  s.  Civilehe. 
nothi  filii  I,  12« 
Nothtaufe  IV,  36.  41.  47. 
Nothwehr  I,  43.  43». 
Novatianer  I,  46*. 
novi  operis  nuntiatio  IV,  323. 
Novizen  I,  119. 
nullius  dioeceseos  II,  48«.  117 1^ 

praekti  n,  343  f.  635.    HI,  838. 
numeratio.  schedularum  I,  284. 

suffragiorum  I,  285.  287. 
numisma  (ihsigne)  capituli  11,  86. 
Nuntiaturstreitigkeiten  I,  525. 
Nuntien  im  allgemeinen  III,  495. 

apostolici  I,  517. 

missi  cum  potestate  a  latere  I,  517. 

Mission  II,  361. 

des  Papstes  I,  498  f.  517.  533. 

ständige  I,  525. 


0. 


obedientia  U,  69.  72.  376».    UI,  198.  311». 

debita  lU,  227.  230. 
obedientiarii  U,  72»*.  1096. 
Obedienzgesandtschaft  I,  212. 
Oberrheinische  Kirchenprovinz,  Aemter- 
besetzung n,  465.  4871.  5013.  658.  687. 
695.  696.  703«.    III,  166.  263. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  528.  536. 

Bisthümer  II,  485. 

canonici  numerarii  II,  81 3. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129io, 

Generalvikar  II,  209.  223. 

Informativprozess  11,  672. 

Kapitel  II,  82.  114.  120.  123.  132»,  159. 

Koadjutoren  II,  257. 

Konfirmation  11,  674. 

Landdekane  11,  286. 

Metropolit  11,  17'. 

Nuntiatur  I,  535. 

Ordinationstitel  I,  73, 
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Oberrheinischem  Patronatrecht  III,  178. 

Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  11,  313  *. 

Postulation  II,  682. 

Provinzialsynoden  ni,  505"', 

staatl.  Placet  III,  763. 

Sufiragane  II,  180. 

Weihbischof  II,  181. 
Oblegen  II,  72. 
oblegiae  11,  72. 
obligati  ad  ratocinia  I,  34. 
obsignatio  schedularum  I,  2S3. 
Occident  s.  Abendland. 
Oculus  canonis  I,  15«. 
Odoaker  I,  218.  HI,  691. 
oeconomus  U,  1097.  228.  234.  239  f.    m, 

6629.    IV,  618. 
ökumenisches  Konzil  s.  allgem.  Konzil. 
Oelun^,  letzte,  s.  Letzte  Oelung. 
österlich  s.  Ostern. 

Oesterreich,  Aemterbesetzung  II,  465  2. 
500.  5012.7.  5091.  510.  511«.  688. 
6999.  703».  m,  4«.  5.  166.  190.  196. 
197«.  2633. 284».  285  *.  298^.  3203.  3236. 

Asybrecht  IV,  3953.  306*.  3973. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  129.  634. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  526.  535. 
547.  556.  564.  568.  865  (21 »). 

Bischöfe  II,  44.  4&8.  48,  49*. 

Civilehe  U,  311« 

Cölibat  I,  163. 

Diöcesansjnoden  III,  601. 

Dispensationsrecht  III,  803. 

Docenten  der  Theologie  IV,  681.  683.  689. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129  »o. 

Erzbischöfe  II,  37. 

Expositen  II,  323 1. 

Firmung  IV,  58. 

Generalseminare  IV,  526. 

Generalvikar  11,  210.  223.  225. 

feweihte  Sachen  IV,  171.  176. 
obere  Schule  IV,  628.  631. 
Immunitat  der  Geistlichen  I,  125. 
Informativprozess  II,  673.  694. 
Irregularität  I,  61. 

Kapiteln,  811.  82.  83.  116.  121.  123.  132 1. 
Kapitularvikar  11,  248. 
Kirchenbücher  II,  310. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kirchensitze  IV,  352. 
Koadjutoren  II,  257. 
Krimmalzeugniss  der  Geistlichen  I,  61. 
Kronkardinäle  I,  341. 
Landdekane  11,  285  f. 
landesherrl.  Ernennung  11,  691. 
landesherrl.  Patronatsrecht  III,  1795.  181. 

183.  1848.  1852.  1861.  187». 
Lehrer  IV,  619.  624. 
Liturgie  IV,  17.  18. 
LokaEsten  II,  323 1. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  1261.634. 
Militärseelsorge  U,  337. 
Missionen  IV,  490. 
Nominationsrecht  III,  996.  lOl. 
Nuntiatur  I,  534. 
oeconomus  II,  249. 
öffentl.  Andacht  IV,  221. 
Optionsrecht  11,  701. 


Oesterreich,  Orden  IV,  617. 

Ordinationstitel  I,  72.  73.  7&. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatsrecht  III,   7*.   8«.   13*.   30.  32. 
341.  695.  778.  827.  84*.  888.  907. 

Pfarreierrichtung  II,  467.  4726. 

Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  II,  313 1.  3155. 

Präsentationsrecht  m,.  46».  63. 

Provinzialsynode  HI,  506. 

Prozessionen  IV,  231 K  235.  236*. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Religionsunterricht  IV,  48012.  605.  6217. 
625.  637. 

Reliquienverehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  III,  241. 

Scholaster  II,  103 1. 

Schulbehörde  IV,  601*. 

Schulzwang  IV,  585. 

Simultanschule  IV,  588,  5933.  5968. 

Sonntagsfeier  IV.  298. 

staatl.  Placet  III,  756.  758.  762*.  845*. 

Staatsangehörigkeit  II ,    504.   505.  506  w 
5071.3. 

Svnoden  HI,  666. 

Taufe  IV,  51*. 

Universitäten  IV,  662.  670.  675. 

Vatikanisches  Konzil  IH,  470. 

Verletzung  der  Geistlichen  I,  122i*. 

Volksschule  IV,  584. 

Vormundschaft  I,  126«. 

Weihbischof  H,  181. 
öffentliche  Rüge  IV,  7371.803.  814.  835. 
offertorium  IV,  178«. 
Officialat,  bischöfl.  H,  205  f.  224. 
officiales  im  allgemeinen  I,  182.  451.  468. 
II,  1097.  201.  202  f. 

brevium  I,  426«.  427. 

per  concessum  I,  426. 

episcopi  n,  192*. 

foranei  I,  182.  186.    II,  206. 

generales  11,  207. 

maiores  I,  426.  431. 

de  missis  I,  427. 

per  obitum  I,  426. 

palatii,  curiac,  aiüae  papalis  I,  385.  491  f. 
.    prineipales  I,  182.    II,  207. 

speciales  II,  206. 
officiati  11,  1097. 
officium  vgl.  Kirchenamt. 

Begriff  11,  110  f.  116.  123.  364  f. 

chori  II,  88.  141. 

creditae  HI,  2716. 

divinum  I,  7.  141.     n,  141.     IV,  6.  219. 

divinum  privatum  I,  142. 

ecclesiasticum  II,  366.  390. 

Kapitel  II,  88  f. 

klemes  I,  143. 

minoris  gratiae  I,  426«.  441«. 

sacrum  I,  448  f.  II,  372. 

strepae  I,  211. 

des  Tages  IV,  196. 

vacabile  I,  441.  444. 

venale  I,  413.  441. 
olxoufj.ev(x6c  I,  546. 
Oldenburg,  Aemterbesetzung  U,  50 1  *.  III, 
5.  196.  2841.  302«.  3203.  323*. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  552.  572. 

Cölibat  I,  163. 
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Oldenburg,  Ehrenrechte    der    Geistlichen 

I,  12910. 

höhere  Schulen  IV,  636. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kirchen&mter  II,  4661. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengeb&ude  IV,  324. 

Landdekan  n,  287. 

landesherrl.  .Patronat  III,  188. 

Liturgie  IV,  172.  ig.  ign. 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Ordinationstitel  I,  72.. 

Pfarreierrichtunff  II,  467. 

Prozessionen  1^  236. 

Religionsunterricht. rV,  611.  622. 

Schulbehörde  IV,  5^9. 

staaü.  Placet  HI,  761.  763. 
.  Staatsangehörigkeit  11,  504.  507  3. 

Synoden  III,  665"'.. 

Volksschule  IV,  585*.  587.  598.  618«. 
Olivenöl,   der  Firmung  IV,  59.  1361.  142. 

145. 
Olmütz,  Aemterbesetzung  11,  658. 

Erzbischof  11,  37. 
Ombrellino  I,  358. 
(i>p,o(p6piov  s.  paUium. 
Opfer,  Anbetungs-  XV,  179. 

Bitt-  IV,  179. 

Dank-  lY,  179. 

Darbringung  I,  2. 

Eucharistie  IV,  64. 

Mess-  s.  Messe. 

Sühn-  IV,  179. 

Versöhnungs-  IV,  179. 
Optionsrecht  I,   339.  344.  362.    11,  615. 

701. 
oraculum  IV,  311  ß. 

vivae  vocis  III,  7733.  795.  811. 
Oratorien  v^l.  Kirchengebäude. 

im  allgememen  II,  263, 

der  Bwchöfe  IV,  317. 

der  Kardinäle  IV,  317. 

öffentliche  IV,  311. 

nrivate  s.  Privator^torien. 
Oraen,    Ausübung   kirchlicher  Funktionen 

II,  510.  IV,  23.  867.  868. 
Busssakrament  IV,  91. 

Lehrer  der  weltlichen  Schulen  IV,  616  f. 

Prälaten  IV,  107. 

Predigt  IV,  452. 

Profess  s.  Professleistung. 

ReservatfäUe  IV,  107. 

Verwendung    im    Kirchendienst   II,  510. 
IV,  23.  867.  868. 
ordensähnliche    Kongregationen,     Aus- 
übung geistlicher  Funktionen  II,  510. 
IV,  23.  867.  868. 

Lehrer  IV,  616  ff. 

Verwendung   in   Kirchenämtem   II,  550. 
IV,  23.  867.  868. 
Ordinande  I,  7  f. 

Alter  des  -n  I,  17. 
Ordinariat,  bischöfl.  II,  205.  225. 
Ordinarius  II,  43.  61.  616. 
ordinatio  v^l.  Ordination. 

im  allgememen  lU,  835. 

extra  tempore  I,  114. 


ordinatio  invalida  I,  7. 

irrita  I,  98. 

ratione  beneficii  I,  89. 

ratione  domicilii  I,  88. 

ratione  familiaritatis  s.  commensalitii  1, 90. 

ratione  originis  I,  87. 

per  saltum  I,  115  3. 

non  servatis  interstitiis  I,  115  3. 
Ordination  vgl.  ordinatio. 

absolute  I.  63.  64.  87.  94. 

Alter  I,  17. 

Ausübung  I^  51. 

Befugniss  zur  Ertheilung  I,  85  f. 

Begriff  I,  1.  6. 

Besonderheiten  der  Ertheilung  I,  109. 

des  Bischofs  s.  Bischofsweihe. 

des  Ehemannes  I,  36.  51. 

ErtheUung  I,  80  f.  104.  116.    IV.  8i. 

General-  1,  114*. 

Giltigkeit  I,  9». 

Lehre  von  I,  1  f. 

des  Metropoliten  I,  102. 

Missbrauch  I,  49. 

der  Mönche  I,  97. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  634. 

Reihenfolge  der  Stufen  I,  Ul. 

Ritual  I,  4. 

Sklaven  I,  32. 

spiritueller  Charakter  I,  117. 

Stellung  des  Staates  I,  101. 

Strafen  I,  98. 

Stufen  I,  1. 

Titel  I,  63»   77. 

Variation  I,  92. 

Verletzung  der  Vorschriften  I,  98  f.  103. 

Voraussetzungen  I,  7«    IV,  55. 

Wiederholung  I,  49. 

Wirkungen  l  117. 

Zwang  I,  1102. 
ordinatores  m,  379«. 

sedium  III,  3967. 
Ordinirte,  bona  fide  I,  143. 
Ordnungswidrige  Ausübung  der  Weihen 
I,  51. 

Empfang  der  Weihen  I,  49. 
ordo  mi  allgemeinen  I,  4^  5.  163  f. 

clericalis  I,  106*. 

defectus  I,  11  f. 

divini  officii  IV,  15. 

ecclesiasticus  I,  225. 

episcopsdis  11,  355. 

hierarchicus  I,  6. 

minor  (non  sacer}  I,  7.  14.  16 1.  18. 

palatinus  I,  385. 

presbyteralis  II,  74. 

sacer  (maior)  I,  7.  14.  16 1.  36.  48. 

usurpatio  I,  51  ^ 

Verwaltung  IV,  5. 
ordre  second  III,  599. 
Organist  lU,  324.    IV.  618. 
Orient  s.  Morsenland  und  Unirte. 
orientales,  libri  I,  477  f. 
origo,  bei  Ordinationskompetenz  I,  87.  87 ». 

6poi  m,*  781. 
osculum  pacis  ID,  66. 
Osius  V.  Kordoba  I,  498. 
Osnabrück,  exemtes  Bisthum  II,  333. 
Osterkerze,  Benediktion  IV,  146. 
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Ostern,  Beichte  IV,  118. 

Firmung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  40.  70.  114. 

Streitigkeiten  II,  2«. 
Ostervigilie,  Taufe  IV,  35. 
Ostgothen,  Asylrecht  IV,  3842. 

Besetzung  der  Bisthümer  II,  5 16  2. 

Taufe  IV,  34. 

-Zeit  IV,  71. 
Ostia,  Bischof  I,  360. 
Ostiariat,  Materie  des,  I,  116*^. 
Ostiarien  I,  2.  4.  42.  5.  7.    UI,  321. 
Ostrom  s.  Morgenland. 


P. 


Pacca  I,  534. 

Paderborn,  Aemterbesetzung  III,  182*. 

Generalvikar  II,  224. 

Weihbischof  U,  1732. 
padiglione  IV,  308«. 
JPadua  I,  318. 
Päpstin  I,  238. 
palam  III,  105. 
ralatii  ordines  I,  385. 
Palatinalgeistliche  I,  384. 
Palatinalkardinäle  I,  497. 
Palatinatklerus  I,  379. 
palla  IV,  408. 
Pallium  I,  209.  365.  367.  ü,  13.  IV,  146. 

der  Metropoliten  II,  23  f. 

Staatsgewalt  II,  36. 
Palmsonntag  IV,  71. 
Paolo,  basilica  di  S.  P.  I,  482. 
papa  I,  206.  m,  382«;  vgl.  Papst. 

non  datarius  coneedit  gratias  III,  794. 
Papalsystem  I,  196.  203  ff.  III,  358.  424. 

441.  462.  629f. 
Paphnutius  I,  145. 
Papst  vgl.  papa. 

1.  allg.  I,  195  f. 

Absetzung  I,  296. 

Absetzung  von  Bischöfen  IV,  776. 

Appellation  I,  192.  m,  420  f.  468.   632. 
IV,  774. 

Beamte  I,  496  f. 

Bestätigungsrecht   HI,    344.    3482.    490. 
512«.  624.  650. 

Bischof  I,  213. 

capella  I,  496  f. 

Disciplinargewalt  IV,  773.  838. 

Ehrenrechte  I,  206  f. 

Exequien  I,  2948. 

familia  I,  497  f. 

Geisteskrankheit  IV,  438«.  873. 

Gehilfen  I,  498  f. 

Insignien  I,  208. 

Irregularität  I,  58. 

Jurisdiktion  I,  195.  290.  IH,  722.  764. 

Ketzerei  I,  306.  308. 

Konsekration  I,  289  f. 

u.  Konzil  m,  383. 

Lehrgewalt  HI,  462.  468.  629.  IV.  435. 

Metropolit  I,  213. 

Namenswechsel  I,  290  *. 

oberste  Gerichtsbarkeit  IV,  773.  780.  838. 

Palast  I,  491. 

Patriarch  I,  212. 


Papst,  Patronatrecht  HI,  30. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Primas  I,  212.  IV,  776. 

Reservation  der  Kirchenämter  III,    113. 
123.  164.  260*. 

Residenzpflicht  III,  2258. 

Souverain  I,  214. 

Stellvertreter  I,  485  f. 

Strafgewalt  IV,  773.  838. 

Tod  I,  294. 

Unfehlbarkeit  I,  1652.  203.  HI,  462.  468. 
629.  IV,  335.  436.  873. 

Universitäten  IV,  640. 

Verzicht  I,  294.  308. 

Vikar  I,  95.  581;  vgl.  vicarius. 

Wahl  I,  220  f. 
Paramente  IV,  408. 
Paris  IV,  641.  645. 
Parma,  staaü.  Placet  HI,  759. 
parochia  II,  38.  264».  267*.  279«.  281*.«. 
283*.  292.  297. 

gentilitia  II,  292.  298«. 
Parochial- Functionen  IV,  316. 
Parochialzwang  s.  Pfarrzwang, 
parochianus  11,  267*.  297. 
parochus  i.  allg.  11,  292. 

competens  s.  proprius  II,  299.  IV,  70.  117. 

habitualis  s.  primitivus  11,  447.  451. 

perpetuus  11,  652«. 

principalis  n,  4522. 
paroecia  =  provincia  II,  6 »2. 
pars  sanior  IT,  130.  663?. 
rarticularsynoden  II,  63.  65. 
parva  data  III,  794«.  814. 
Paschalis  I,  225. 

Paschalis  L,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stahles 
I,  231.  237. 

Erledigung  des  päpstL  Stuhles  I,  301. 

Prälatur  I,  380. 
Paschalis  IL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  262. 

Cölibat  I,  155. 

päpstl.  Synoden  m,  521 1.  «. 
Passaglia,  Cölibat  I,  159. 
Pas  sau,  Ordinariat  11,  225. 
pase  regio  HI,  754*. 
pasterihe  11,  2922. 
pastor  n,  292.  4432.3. 
„Pastor  aeternus"  III,  468  f. 
,,Pastorali8  Romani«  III,  767*. 
pastor ia  II,  2922. 
pastrix  11,  2922. 
Patene  IV,  408. 
Pathen  I,  488.  jy,  38.  47  f. 

Vertretung  IV,  41. 
Patriarch,  i.  allg.  I,  102.  538  f.  II,  1.  28. 
380. 

abendländische  I,  567. 

armenische  I,  565. 

Besetzung  I,  551  f. 

chaldäiscne  I,  565. 

maior  I,  575. 

maronitische  I,  563. 

melchitische  I,  562. 

ökumenischer  I,  546. 

orientalischer  I,  538  f.  660  f. 

potest.  iurisdictionis  I,  169. 

Rechte  I,  549  f. 

römischer  I,  552  f.  572  1 
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Patriarch  syrischer  I,  564  1 
Patriachalkirche  IV,  307. 
Patricias  I,  257. 
Patrik  ü,  349. 
Patrimonium  S.  Petri  I,  67.  214. 


patrinus  catechesis  IV,  42. 
Patron  vgl.  Patronatrecht. 

i.  aUg.  n,  443.  626.  631.  IH,  192.  IV,  259. 

Ehrenrechte  III,  64  f.  80». 

Konfiskation  III,  83. 

Pflichten  IH,  72  f. 

principalis  IV,  260. 

Rechte  m,  42  f. 

secundarius  IV,  260. 

strafbare  Handlungen  III,  91. 

titularis  IV,  259. 

Vertretung  ni,  73  f. 

Verzicht  fli,  88. 
Patronatrecht  vgl.  Patron  und  ius  patro- 
natus. 

L  allg.  n,  618  f.  m,  6  f. 

Abendland  II,  618. 

Arten  HI,  9  f. 

an  Bisthümem  III,  39. 

Derogation  III,  94. 

dingliches  H,  631.  HI,  9.  76.  181«. 

Ehren  lü,  64  f. 

Entstehung  III,  18  f. 

Entwickelunff  II,  621. 

erbliches  Ilf  13. 

Ersitzung  HI,  82. 

Erwerb  Ul,  18.  32  f. 

Familien-  III,  13. 

der  nicht  kathol.  Fürsten  III,  181 ». 

geistliches  II,  636  f.  III,  10. 

gemischtes  II,  4233.  m,  10.  59. 

Inhalt  III,  42  f. 

der  juristischen  Personen  HI,  37  f. 

Laien-  III,  10. 

landesherrliches  III,  17.  175  f. 

Natur  ni,  6  f. 

Objekt  m,  38  f. 

päpstliches  Privileg  III,  30  f. 

persönliches  III,  0.  80. 

Pflichten  m,  72  f. 

Schenkung  III,  80. 

staaü.  oder  fiskalisches  III,  17. 

Suspension  III,  88. 

Uebergang  m,  76  f. 

Untergang  IH,  88  f. 

Verfügungsberechtigung  des  Patrons  III, 
76  f. 

Verjährung  IH,  90. 

Vortheile  IH,  67. 

Wiedererwerb  HI,  89^. 
Patronatspfründe,  Privat-,  III,  178. 
Paul  I.,   Besetzung   des  päpstl.  Stuhles  I, 
228.  237. 

PrÜatur  I,  380. 
Paul  m.,  Konzil  von  Trient  IH,  428.  446. 
Paul  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

274. 
Paulianisten  I,  46*. 
Pavia,  Synode  I,  llf  m,  386.  380« 
pax  ecclesiae  IV,  697.  797». 
peccatum,  Begriff  IV,  744. 
Pedell  in,  324. 
pcdum,  curvmn  11,  47. 

rectum  I,  209. 


Pelagius  L,  Cölibat  I,  148. 
Penaforte,  Raimond  a  I,  428. 
pensio,  clericalis  II,  413«. 

praestimonialis  11,  4143. 
Pension,  der  Benefizien  11,  412  f. 
pensionarius  II,  415.  416.  416"'. 
rensionsanstalt  s.  Konvikt. 
percgrinatio  IV,  237;  vgl.  Wallfahrt. 
Pergament,  italienisches  III,  782 »ß. 
Perillustris  H,  117. 
Permissorien  I,  97». 
permixtio  rituum  IV,  426. 
p ermixt io  schedulanim  I,  284. 
permutatio,  beneficiorum  IQ,  285  f. 

quadrangularis  III,  285  8. 

triangularis  III,  285». 
Perpetuität,  d.  beneficium  II,  457«. 

objective  11,  368. 

subjective  II,  366.  369. 
perpetuum,  in  HI,  733*. 
persona  11,  113.  292. 

benedicta  IV,  142. 

beneficii  recepti   occasione  arctata  I,  95. 
n,  482. 

digna  II,  476. 

dignior  II,  493. 

idonea  II,  476. 

miserabilis  I,  35. 

Sacra  IV,  142. 
Personate,  Begriff  11,  72.  110  f. 

Erwerb  H,  485. 

Kapitel  11,  88  f. 
Perückentragen  I,  130*. 
Peter  d'Ailli  I,  197.  347.  lU,  380. 
Petrus,  Bischof  v.  Antiochien  I,  6412. 
Petrus  Damiani  11,  57. 
Petrus  de  Marca  I,  575. 
Pfarrbenefizien  11,  482. 
Pfarrei,  dismembratio  ü,  401. 

Geschichte  II,  282  f. 
Pfarrer  vgl.  parochialis  fimctio  u.  parochus. 

i.  allg.  fi,  261  f.  291  f. 

u.  Andersgläubige  II,  313  f. 

Beschränkung_II,  306  f. 

Bestätigung  III,  189. 

Ehrenrechte  11,  317. 

Gehilfen  II,  318  f. 

Kirchenbücher  II,  308  f. 

Mehrheit  II,  305  f. 

Pfründen  II,  75. 

Residenzpflicht  III,  229  f. 

in  Städten  II,  277  f. 

staatl.  GeseUgebung  11,  316  f. 
Pfarrkirche,   Aufbewahrung  der  Eucha- 
ristie IV,  83. 

Begriff  IV,  310. 

Kommunion  IV,  72. 

Taufe  IV,  36. 
Pfarrkonkurs  I,  459.  ü,  494.  500. 
Pfarrmesse  s.  Messe. 
Pfarrverweser  11,  327.  IV,  22. 
Pfarrvikare  II,  324. 
Pfarrzugehörigkeit  II,  296  f.  313  f. 
Pfarrzwang_n,  267.  298  f.  IV,  112.  114. 
Pfingsten  rV,  149. 

Firmung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  70. 

Taufe  IV,  34. 
Pfingstvigilic  IV,  35. 
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Pfründe  vgl.  praebenda. 

Domicellar-  II,  71. 

Frei-  U,  75. 

Kirchen-  U,  74  f.  367. 

Königs-  U.  76. 

Pfarr-  H,  75. 

Professoren-  II,  74. 
Philagathus  I.  245. 
Philipp  IV.  m,  742, 
Photizomenat  IV,  23. 
phrygium  I,  208. 
riacenza  I,  318. 
piatto  cardinalizio  I,  356. 
pileoluB  I,  358. 
pileuB  cardinalitius  I^  357. 
Pisa,  Konzü  l,  197.  306.  606.  III,  364.  502. 
526. 

Patriarch  I,  606, 
pistor  II,  1093. 
Pithou,  Pierre  I,  198.  HI,  753. 
Pius  n.,  Cölibat  I,  157. 

V.  concil.  Lateran.  III,  420. 
PiuB  lY.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
274. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  292. 

Konzil  V.  Trient  III.  448. 
Pius  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Diöcesansynoden  III,  600. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  VII.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  IX.,  Kirchenstaat  I,  216. 

Koadjutoren  II,  260. 

staatl.  Placet  m,  844. 

Vatikan.  Konzil  III,  452. 
Placet,  pontificium  II,  671. 

staatiiches    UI,    378».    3795.    394.    4353. 
4578.  466.  620*.   643.   664.   761*.  IV, 
17.  448. 
plebanatus  11,  297  i. 
plebanus  II,  291. 
plebisani  II,  2973. 
plebs  n,  292.  297. 

baptismalis  II,  264  2.  265. 
plenitudo  potest  eccles.  I,  197.  210*. 
plumbatores  I,  444. 
Pluralität,  der  Beneiicien  s.  Mehrheit, 
poena  arbitraria  I,  112. 

latae  sententiae  IV.  761.  773.  841. 

medicinalis  IV,  748. 

vindicativa  IV,  748. 
poenitentes  I,  39;  s.  auch  Büsser. 
poenitentia  IV,  84  f. 

actus-  IV,  120.  703*;  vgl.  auch  Büsser. 
Poenitentiale  s.  Bussbücner. 
Poenitentiaria  I,  56«.  578.  m,  793. 

apostolica  I,  392.  427  f. 
poenitentiarius  I,  431,  II,  117.  121.  124. 
701. 

minor  I,  431. 
Poenitenz,  moralische  IV,  760*. 

Judizial-  IV,  760*. 
Poitiers,  Investiturstreit  II,  579. 
Polen,  Bildung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Primas  I,  622. 

Staat!.  Placet  III,  759«. 
Pollution,  der  Kirche  IV,  326.  402.  406. 


Pommern  m,  759«. 
pompa  solemnior  IV,  199. 
ponens  I,  401.  468. 

der  Konsulta  I,  389. 
Ponthion,  Synode  in,  557. 
pontifex,  maximus  I,  207;  vgL  Papst. 

romanus  HI,  7838. 
Pontificale   I,  93.  358.  471.   U,  40.    44* 
48». 

romanum  I,  4.  IV,  9.  142. 
Pontifikalmesse  IV,  199»*.  202. 
populi  generalitas  I,  226. 
portarius  11,  107. 
portenarius  11,  107. 
portionarii  II,  84«.  IV,  197. 

ripae  I,  444. 
Portugal,  Diöcesansynoden  III,  597. 

Nominationsrecht  U,  6923. 

staatL  Placet  m,  354.  759. 
Posen-Qnesen  vgl.  Gnesen,  legat  natus  I, 
631. 

Probst  U,  115. 
positio  schedulae  I,  284. 
postica  ni,  783. 
Postskrutinium  I,  282.  285. 
Postulation,  Kirchenämter  11,  657.  677  f. 
m,  746«. 

Simplex  s.  impropria  11,  677». 

solemnis  II,  677». 
postulatores  IV,  2527. 
potestas,  indirecta  ecclesiae  HI,  767*. 

iurisdictionis  I,  163  f.  ü,  40  f.  IV,  1.  433. 

magisterii  I,  163  f.  H,  40  f.  IV,  1.  432. 

ordinis  I,  163  f.  II,  40  f.  IV,  1  f.  432. 
praebenda  II,  56.  62.  64.  69.  77.  84*.  367. 
653.  m,  236;  vgl.  Pfründe. 

diaconalis  II,  86. 

doctoralis  11,  74. 

exempta  II,  75. 

laicalis  II,  76. 

lecturae  11,  1195. 

libera  11,  75. 

Masse  der  11,  72. 

des  Papstes  11,  775. 

parochialis  II,  75. 

presbyteralis  s.  sacerdotalis  II,  74.  86. 

regia  JI,  76. 

solvens  II,  69.  71. 

specialiter  privilegiata  11,  75  2. 

subdiaconaus  II,  86. 
praebendatuB  U,  84*. 
Präcedenz  I,  471.  11,  86.  376. 

des  Generalvikars  .11,  223. 
praecentor  11,  97  f. 
praceptum  paschale  IV,  71.  118. 
praeconisatio  II,  673. 
praeelectio  II,  498. 
praefectus  annonae  I,  412..  III,  436. 

archivii  I,  412. 

caeremoniarum  I,  474, 

chori  n,  116. 

componendarum  I,  427. 

congreg.  indulgentiae  I,  474. 

congreg.  super  negot  episc.  I,  467. 

congreg.  sapror.  rit.  I,  472.J 

datarum  I,  427. 

di8ci{)linae  et  scrutinii  HI,  662  o. 

grasciae  I,  412. 

hospitii  in,  642«. 
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praefectus  missionis  II,  355. 

palatii  I,  49 J.  497. 

scrutinii  III,  660». 

Spiritus  IV,  518. 

viarum  I,  412. 
Präfectur,  apostolische  II,  355. 
Prälaten,  i.  allg.  I,  373  f.  386.   391.  400. 
420.  n,  531».  110.  113.  605.  DI,  359*. 
365«. 

auditor  I,  420*. 

mit   bischöfl.  Regierungsgewalt  11,  343. 
347  f. 

canonistae  III,  434. 

curiae  s.  domus  I,  386.  390.  497. 

domestici  I,  497. 

Ehren-  I,  388. 

eigentliche  I,  388. 

di  fiocchetti  I,  389. 

Haus-  I,  386.  390.  497. 

inferiores  I,  14«.  H,  393.  348.  371. 

cum  iurisdict  quasi  episc.  II,  343.  347  f. 

maiores  II,  348.  371. 

mantellone  I,  389. 

nullius  dioeceseos  11,  343  f.  III,  635.  655. 
838.  rV,  447. 

putativi  in,  174. 
Prälatur  I,  375  f. 

gratiae  I,  388. 

lustitiae  I,  388. 
Präminenz  I,  472. 
Prämonstratenser-Orden  II,  58. 
Präparanden- Anstalten  IV,  5943.  608*. 

6227. 
praeparatio  schedularum  I,  282. 
praepositus  vgl.  Probst 

conrentualis  III,  637. 
praescriptio  III,  810. 

immemorialis  III,  Sil. 
Präsentationsrecht,  i.  allg.  II,  6292.  631. 

m,  42  f.  91».  98  f.  lon 

Beschränkung  m,  61  f. 

Besonderheiten  IH,  ^^f* 

Fortfall  in,  61  f. 

landesherrl.  11,  609.  m.  181.  186. 

Nach-  m,  48. 

für  Prediger  IV,  462. 
praesentiae  III,  236. 
praeses  carcerum'I,  412. 

riparum  et  aquarum  I,  412. 

zecchae  monetanun  I,  412. 
Praesidens,  in  cancellaria  I,  442. 

ripae  I,  444. 

seminarii  IV,  507. 
praestimonium  II,  4143. 
rraesumtio  der  Taufe  I,  7.  IV,  47. 
Prag,  Erzbischof  II,  37, 

legatus  natus  I,  (>31. 

Pnmas  I,  614.  632. 

wendisches  Seminar  II,  509. 
Pragmatische  Sanktion  I,  198.    HI,  408. 

421. 
preces  IE,  119». 
precista  11,  646. 

Acceptation  II,  648. 

Option  II,  648. 
Predigt,  Anhörung  IV,  475. 

Approbation  IV,  456. 

ausserordentliche  IV,  475. 

Begriff  IV,  449. 

H  i  D  8  c  1i  i  n  8 ,  Kirchenreckt  lY. 


Predigt,  Benediktion  der  Prediger  IV,  456. 

Bettelorden  IV,  452. 

Gelegenheits-  IV,  475. 

Inhalt  IV,*  472.  * 

Laien-  I,  165. 

licentia  IV,  458. 

Kasual-  IV,  473. 

Ort  IV,  473. 

Pflicht  IV,  475. 

Recht  IV,  450. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  476. 

Strafen  IV,  471. 

Zeit  IV,  474. 
presbitera  I,  83. 
presbyter  I,  17«.  11,  70;  vgl.  Priester. 

auxiliaris  II,  3r8. 

cardinaUs  I,  313:  315.  320.  11,  265.  266  2. 

dioecesanüs  s.  parochialis  11,  263.  291». 

Pfründe  n,  74. 
prcsbyterium  11,  49.  59  f.  62. 
Preussen  vgl.  Altpreussen. 

Aemterbesetzung  n,  370.  487^.  5013.*.  504. 
508.  5091.  51014  5119,  657.  686.  6968. 
707.  711.  712.  m.  5*.  166.  190.  192. 
194.  1973.  2633.  2841.  297*.  298.  302. 
320*.  3232.  8.  5.  8.  IV,  866  (21.  22). 

Amtsträger  HI,  318. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128. 

Beichtgeheimniss  IV,  1337.  1352. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  532.  535. 
8ö6  (21.  22). 

Bischof  II,  44.  468.  49*. 

Bisthümer  II,  485». 

canonici  numerarii  11,  813. 

Cölibat  I,  162.   ' 

Diöcesansynoden  III,  598*. 

Docent.  d.  Theologie  IV,  681.  683.  688. 

Ehrendomherren  fl,  83. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129^. 

Erzbischof  11,  37. 

exemte  Bisthümer  ü,  333. 

Generalvikar  11,  209.  223. 

höhere  Schulen  IV,  630. 

Immunität  der  Geistlichen  1,  125. 

Kapitel  II,  82.  132 1. 

Kapitularv'ikar  U,  247. 

Kirchengebäude  IV,  1676.  ni.  175. 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Kirchenglocken  IV,  423.  425». 

Kirchensitze  IV,  349.  3513. 

Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  1262. 

Landdekane  II,  285.  287. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  178.  179. 
182*.  1848.  185^3.  1862.  i875 

Liturgie  IV,  17.  18  n.  19 1. 

Maigesetze  IV,  867  (22). 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126  K  634. 

Militärseelsorge  11,  340  f.  IV,  15«. 

Nominationsrecht  11,  610.  HI,  99'.  101. 

Nuntiatur  I,  534. 

öffentliche  Andacht  IV,  219. 

Orden  IV,  489 1*.  490.  616.  868  (22). 

Ordinariat  II,  225  «3. 

Ordinationstitel  I,  72.  74. 

Patronatredit  HI;  6  »f.  13*.«.  27«.  30  f. 
64«.  7  f.  717.  731.  75*.  827.  848.  86«. 
942. 

Pfarrer  n,  316. 
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PreuBBcn,  Pfarreierrichtung  11, 466». 467 »0. 
469«.  4731. 

Pfarrverband  II,  313  i.  3157. 

Pofltulation  II,  683"'. 

PrasentatioDsrecht    m,    A2^K    46^.    50&. 
512.  54«.  587.  635. 

Provinzialsynoden  in,  505  ^ 

Prozesßionen  IV,  231 »  233, 

Religionsunterricht  IV,  611.  622.  625.  638. 

Reliquienyerehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  Ilf  232«. 

Sakramente  IV,  867  (22).    871  (339).  872 
(368). 

Schulbehörde  IV,  601. 

Simultaneum  IV,  363*.  369.  372.  375  f. 

Sonntaggfeier  IV,  298. 

staaa  Placet  m,  184».  759«  762«.«.  838« 
IV,  866  (22). 

Staatsangehörigkeit  IE,  504  f. 

Suf&agane  II,  180. 

Synoden  m,  665. 

Taufzwang  IV,  52. 

Universitäten  IV,  663.  675. 

Vatikan.  Konzil  m,  470. 

Volksschule  IV,  583.  587.  595. 

Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126«. 

Wallfahrten  IV,  239. 
Priester  vgl.  presbyter  und  Geistliche. 

i.  allg.  I,  4«.  6.  II,  66. 

Verhaltniss  zum  Bischof  I,  2«. 
Priester  V.  h.  Geiste  s.  ordensähnliche  Kon- 
gregationen. 
Priesterherren  II,  74. 
Priesterthum,  sichtbares  I,  1.  1^. 
Priesterweihe  11,  66». 

erforderliches  Alter  I,  18. 

Materie  I,  116". 

Ort  und  Zeit  I,  114.  1158. 

scrutinium  I,  1077.  io88. 
Primas  I,  576  f.  581  f.  n,  2.  6.  29. 
Primat  I,  195  f.  504.  553  f.  IE,  462  f. 

honoris  I,  206. 

iura  essentialia  I,  202. 

iurisdictionis  I,  195.  205, 

jur.  Charakter  IV,  787. 

des  Papstes  IV,  776.  787;  vgl.  Papst. 
Primates  ecclesiae  I,  385. 
Primatialkirche  IV,  307. 
Primatialwürde  I,  504. 
primicerius  defensorum  I,  369.  376.  380  f. 

4665.  n,  97  f. 
primiscriniarius  I,  434.  435.  435». 
rrimiscrinins  I,  380. 
primissarey  11,  322^. 
primissarii  11,  322. 
princeps  legibus  solutus  m,  786. 
principales  11,  113. 
principatus  sacer  I,  163. 
prior  m,  359*   370«.  589*.  637. 

claustralis  I,  188. 

ecclesiae  II,  605. 

subdiaconus  regionarius  I,  377. 
priores  ecclesiae  II,  605. 
rrivatkapelle  s.  Privatoratorien. 
Privatmesse  IV,  21». 
Privatoratorien  vgl.  Kirchengebäude. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 

Begriff  IV,  314. 

Kommunionsempfang  IV,  76. 


Privatoratorien,  Messe IV,  188.198.  314. 

Reliquien  IV,  270. 
Privatschule  IV,  633. 
Privilegium  affirmativum  m,  808. 

Arten  HI,  808  f. 

Auslegung  III,  825. 

Begriff  m,  805  f. 

canonis  I,  1 18  f. 

commune  IQ,  809^. 

communicatio  lU,  811. 

competentiae  I,  127. 

connrmatio  m,  824. 

contra  ius  III,  808. 

Conventionale  III,  809. 

corporale  III,  809«. 

Ersitzung  III,  823. 

Ertheilungni,  810  f. 

extensio  m,  812. 

fori  I,  106.  119.  123. 

^tiosum  in,  809. 

unmunitatis  I,  123  f. 

innovatio  III,  824. 

mere  gratiosum  III,  818*. 

mixtum  III,  809. 

negativum  III.  808. 

non  usus  III,  822. 

perpetuum  III,  809. 

personale  III,  809. 

praeter  s.  ultra  ius  III,  808. 

primo  et  per  se  concessum  in,  8123. 

privatum  s.  singulare  m,  806 1.  809» 

purum  ni,  809. 

reale  lü,  809. 

remuneratorium  m,  809. 

Schutz  ni,  824. 

secundum  ius  commune  HI,  808«. 

temporale  III,  809. 

Untergang  HI,  817  f. 

usucapio  libertatis  m,  823. 

Verzicht  HI,  820. 

Widerruf  IH,  818. 
Probst  n,   53.  72.   88  f.  114.   115  f.   317; 

vgl.  parochus  und  praepositus. 
Probsteill,  92«.  482. 
Proceres,  cleri  s.  ecclesiae  I,  385. 

patriae  II,  605. 
Process,  kanon.  ü,  45».  _ 

inquisitionis  s.  informativus  11,  672. 

definitivus  11,  673«. 
processio  vgl.  Prozession. 

extraordinaria  IV,  222.  227. 

generalis  IV,  222.  227. 

ordinaria  IV,  222.  227. 

particularis  IV,  222.  227. 

popularis  IV,  870. 

privata  IV,  222.  227. 

publica  IV,  222.  227. 

solemnis  IV,  222.  227. 
procuratio  abortus  I,  44.  575, 
procurator  s.  Prokurator. 
Pro-Datarius  I,  426.  440.  497. 
proepiscopus  11,  179*. 
Profanationsakt  IV,  170. 
Profess  I,  13.  37*.  59.  75.  80.  119. 

fidei  m,  199.  218.  663. 
Professleistung  I,  13.  37*  59.  75.  80. 
Professor,  Pfründe  II,  74;  vgL  audi  Uni- 
versitäten. 
Progenesie  II,  3777. 
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Prokurator,  i.  allg.  1,  34.  370«.  375.  400. 
495  f. 

der  apostol.  Kammer  I,  389. 

den  ni,  662». 

concilii  IH,  379«   3967. 

General-  des  Fiskus,  I,  389.  411. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 

rotalis  I,  495. 

sacri  palatii  I,  473. 
promotio,  per  saltum  1,  50.  111. 
rromotion Brecht,    der  collegia  pontificia 
IV,  519. 

der  Jesuiten-  und  OrdenskolleffienlV,  511. 

der  Universitäten  IV,  651.  689. 
promotor  concilii  m,  379«.  396^.436.455. 
642«.  644«.  662«. 

fidei  I,  389.  472.  474. 

fiscalis  I,  468. 

foraneus  s.  dioecesanus  IH,  662». 

urbanus  IQ,  662«. 
Promulj^ation  s.  Publikation, 
pronuntiatio,  generalis  III,  683«. 
rro-Pönitentiarius  I,  431. 
proponatur,  iterum  I,  462. 
proposita,  non  I,  462. 
propositio  II,  673*«. 
Propositionsrecht  IH,  621. 
proprium  de  sanctis  IV,  194«. 

de  tempore  IV,  194«. 
proprius  sacerdos  IV,  70.  118;  vgl.  Pfarr- 

Ewang. 
prosignator  I,  438 1>. 
npocxXalovTcc  IV,  717. 
Tcp OCX 6^1)01«,  der  Heiligen  IV,  240. 
Prosper  Fagnanus  I,  274.  456. 
protectores  IV,  516. 
Protestanten  I,  47.  450.  IH,  33.  IV,  45. 
Protestation,  bei  Wahl  H,  668«. 
protodia Conus  s.  Archidiakon. 
Protokollist  I,  458.  468. 
Protonotarii  I,  364.  389.  442  f.  444.  445. 
472.  475. 

extraordinarii  I,  443 

honorarii  I,  443. 

participantes  I,  389.  443. 

titulares  I,  443. 
Protoscriniarius  I,   380.   382.  383.  434. 

435. 
Pro- Vikar  H,  357.  359«. 

generalis  11,  224. 
Provina  H,  6«.  9«.  18.  IH,  326.  683«.  684«. 

sedis  apostolicae  H,  352. 
Provinzialkonzilien. 

i.  allg.  H,  1  f.  14.  66.  HI,  473.  634  f. 

BeruAing  HI,  634. 

Geschäftsordnung  HI,  639. 

Kosten  HI,  638  ?. 

Leitung  IV,  742. 

u.  Papst  m,  646. 

Publikation  HI,  652. 

Rechte  IV,  105. 

Strafgewalt  IV,  837. 

Zusammensetzung  IH,  494. 

ZustftndLjkeit  IH,  490.  645  f.  701.  721. 
provisio  fl,  649. 

extraordinaria  H,  651. 

minus  plena  H,  650. 

ordinaria  H,  651. 

plena  H,  650. 


Provisionsrecht,  päpstliches  III,  125  f. 
Provisor  11,  327. 
Proviste  H,  697. 
Prozession  vgl.  processio. 

Anordnung  IV,  223. 

Begriff  I^  221. 

Betheüigung  IV,  224.  227. 

Frohnleichnams-  IV,  222. 

Leitung  IV,  228. 

Ordnung  IV,  230. 

Staatsgesetzgebung  IV,  231. 

theophorische  IV,  222. 
Prügelstrafe  IV,  803;  vgl.  auch  Hiebe  und 

körperliche  Züchtigung. 
Psalmisten  I,  4«. 
Psalterium  I,  141. 
Pubertät  H,  67. 

publica  fides,  der  Urkunden  H,  137. 
publici  latrones  IV,  390.  394. 
Publikation,  in  acie  campi  Florae  IH,  776. 

der  Kirchengesetze  IH,  772  f. 

der  Konzilischlüsse  HI,  652.  664.  772. 

orbi  facta  HI,  777. 

scrutinii  I,  284.  H,  663. 

urbi  facta  HI,  777. 
punctatores  II,  141.  142.  HI,  661». 
punctatura  H,  143. 
Pyrmont,  Pfarrverband  II,  313«.  315«.«. 
pyxis  IV,  841.  408. 


Quadragesima,  Beichte  IV,  118. 
Qualificatores  I,  450«.  451. 
^Quanta  cura""  IH,  470. 
Quasi-Domicil  II,  297. 
Quatemberfastcn  I,  114. 


B. 


Rangordnung  der kirchl. Beamten  H,  376 f. 
Rath,  allgem.  geistlicher  II,  225. 
ratio  beneficii  I,  89.     H,  46«. 

domicilii  I,  88. 

familiaritatis  s.  commensalitii  I,  90.  H,  46«. 

feudorum  III,  9*. 

fundi  H.  631«. 

orijfinis  I,  87.    H,  46«, 
ratocinia,  obligati  ad-  I,  34. 
Ravenna  I,  318. 

Exarch  I,  220.  225. 

Metropolit  H,  4. 
reaedificatio  HI,  22. 
Reccared  I,  46f 
receptatores  I,  21«. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
Reception  der  allgem.  Konzilien  HI,  348. 

632. 
Rechtskenntnis s  der  Geistlichen  I,  188. 
Rechtfertigung,  Gnade  IV,  84. 
recognitio  suffiagiorum  I,  285.  287. 
Recognitoren  I,  285. 
reconciliatio  IV,  84  f.  326.  722. 
rector  H,  291.    HI,  387*. 

ecdesiae  II,  291. 

scholarum  II,  101. 

seminarii  IV,  507. 
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recurso  de  fuerza  in,  754*  g.  E. 
Redemptoristcn  I,  75.  11,510;  vgl.  auch 

ordensähnliche  Kongregationen. 
Redemtion  IV,  827. 
Redotation  III,  24. 
reductio,  miasae  IV,  214. 
referendarii  I,  422. 

participantes  I,  418.  421. 

signaturae  I,  415  f. 

simplices  I,  418. 

volantes  I,  389.  415  f.  421. 
Reformkonzilien,  päpstl.  Gesetzgebungs*- 

recht  lU,  133. 
Regalien,  Investitur  II,  568.  574».  582. 
Regel  III,  684».  685.  7082. 

Aachener  11,  89. 

de  annali  II,  655. 

Chrodegang  I,  141.    II,  52. 

de  triennan  possessione  11,  656. 
Regens  der  Kanzlei  I,  389.  421.  442.  445. 

der  Pönitentiarie  I,  389.  431. 
Regensburg,  Ordinariat  II,  225. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
regio,  missionario  commissa  II,  355. 

urbicaria  I,  555.  555» 
Regionarklems  I,  375  ff. 
Registratoren  I,  427.    HI,  396. 
regiunculae  U,  290. 
regnum  I,  208. 
Regularen  I,  459.    n,  58;  vgl.  Orden. 

Kollegiatkirche  IV,  308. 

Kommunion  IV,  73. 

Stift  I,  13. 
regulariter  vivere  II,  51. 
Regiilarkanoniker,  medizin.  Studium  I, 

139. 
Reichsangehörigkeit  II,  504.  505.    IV. 

71.  865.  866. 
Reich sdeputationshauptschlu SS,  lan- 
desherrliches Patronatsrecht  III,  177  ". 
180.  1811. 
Reichssynoden  III,  573  »o  g.  E. 

Strafgewalt  IV,  837. 
Reichstag  IE,  5515(c). 
Reinigungaeid  IV,  7723.  840. 
Reklamation  des  unmündigen  Ordinirten 
I,  34.  62. 

der  Kirche  I,  106^0. 
relator  I,  401.  453.  468. 
Religionsfonds  II,  32i: 
Religionsübung,  öffentliche  IV,  18. 
Religionsunterricht  IV,  637. 

durch  Geistliche  IV,  624. 

Leitunff  IV,  603.  620. 

staatl.  Recht  IV,  485.  621. 

Theilnahme  IV,  484. 
Religionsverbrechen  I,  123. 
Religiösen,  Ordinationstitel  I,  75. 
Reliquien   im  allgemeinen  I,    449.   473  f. 
IV,  263  f. 

im  Altar  IV,  401.  406. 

Benediktion  IV,  145. 

concedere  IV,  268. 

consecratio  IV,  269. 

donare  IV,  268. 

insiffnis  IV,  266. 

kirchlich  appröbirte  IV,  269. 

in  Privathäusem  IV,  270. 

Profanirung  IV,  272. 


Reliquien,  rechtliche  Charakter  IV,  267. 

Simonie  IV,  269. 

Taufe  IV,  272«. 

Translation  IV,  272. 

Unfähigkeit  zum  Erwerbe  IV,  274. 

Verehrung  IV,  239.  258.  263  f. 
remissio,  missae  IV,  214. 
renunciatio  III,  268. 

tacita  III,  297. 
Reordination  I,  83. 
res  vgl.  Sachen. 

benedicta  IV,  142. 

Gebrauch  IV,  166  f. 

Sacra  IV,  2.  142.  165.  167  f.  269.  278. 

Veräusserung  IV,  170. 
rescribendarius  I,  444.     III,  396''. 
Rescript,  päpstliches  I,  13.  14.' 
reservare  m  pectöre  I,  341. 
Reservation,  Begriff  m,  140  f. 

casuüm  II,  41.     IV,  102. 

General-  DI.  134.  141.  143. 

bei  Heiligsprechung  IV,  244. 

mentalis  III,  141. 

päpstUche  n,  121.  295.    m,   113.  123  f. 
130  f.  549. 

personalis  III,  141. 

realis  HI,  141. 

specialis  III,  141.^ 
reservatum,  ecdesiasticum  III,  296^. 
Residenz  U,  70. 

causativa  HI,  259«. 

continua  et  praecisa  IQ,  259^. 

formalis  in,  225*. 

laboriosa  III,  233«. 

materialis  HI,  225«. 

otiosa  in,  233*. 
Residenzpflicht  im  allgemeinen  l,   459 
n,  74  f.  80.     in,  >98.  221. 

der  auditores  l,  400. 

der  Bischöfe  ni,  225. 

der  Kardinäle  l,  357. 

der  Pfarrer  III,  229. 
resi^natarius  III,  278. 
Resignation,  einfache  UI,  268  f. 

in  favorem  tertii  HL,  277  f.  292. 

quadrangularis  in;  281  *. 

reciproca  ni,  281*. 

cum  regressu  in,  277  f.  283. 

triangularis  HI,  281*. 

mit  Vorbehalt  m,  277  f.  283. 
resolutiones,  congreg.  conc.  Trident.  I, 

462. 
restitutio,  beneficii  exstincti  n,  463. 

famae  I,  32. 
retencion  de  bulas  in,  754*. 
Reue  IV,  120. 

unvollkommene  IV,  120. 
Reuss  j.  L.,  benef.  cömpet.  der  Kleriker 

I,  1292. 
reverendae  I,  94. 
reverendissimus  I,  357.  390.    n,  86. 

et  amplissimuB  n,  117. 

et  excellentissimus  n,  37. 

et  illustrissimus  I,  391.    n,  48. 
reverendus  et  eximius  II,  117. 
revisio,  synodorum  I,  456.  464  f. 
Revisor  I,  418.  427. 

matrimonialium  I;  427. 
„Rex  pacificus",  BuUe  HI,  739. 
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Rh  ei  ms,  Metropolit  11,  7. 

Primat  I,  602. 

Synode  I.  151.    m,  570. 

Vikariat  I,  591. 
Rheinbaiern,  Kirchenbücher  II,  311. 
Rheinhessen  II.  311. 
Rheinisches    Rechtsgebiet,     höhere 
Schulen  IV,  628. 

Kirchensitze  IV,  350. 
Rheinpreussen,  Kirchenbücher  II,  311. 
Rheinprovinz,  Kirchengebäude  IV,  325. 
Rhemigius  v.  Rheims,   vicarius  apostolic. 

I,  591. 
Ricci,  Scipio  III,  599. 
Richter,  irregularitas  des  I,  28. 
Riedemeister  II,  109'. 
right  of  adoowson  11,  6292. 
ristretto  I,  462. 
Ritualbücher  IV,  6. 

Feststellung  der  IV,  9. 
Rituale  I,  471. 

romanum  IV,  10.  12.  142. 
Ritus  vgL  Liturgie. 

AnzaH  IV,  4263. 

diversitas  IV,  426. 

permixtio  IV,  426.  429. 

sacramentalis  I,  6.  471  f.  485^. 

Verhältniss  der  verschiedenen  IV,  426. 

Wechsel  IV,  428.  873. 
Rochett  I,  358».  390. 
Rom,  Bischof  I.  212.     n,  380,    IH,  519  f. 
682  f. ;  vgl.  Papst. 

Liturgie  IV,  7. 

Synode  I,  77.  151. 
Römisches  Reich  s.  Justinian. 
Rose,  goldene  IV,  146. 
Rota,  def.  fidei  I,  21». 

romana  I,  391.  392  ff. 
Roth  ad  V.  Soissons  II,  10. 
Rottenburg,  Generalvikar  11,  211. 

Kapitularvikar  II,  248. 

Seminar  IV,  529. 
rotulus  I,  363. 

Universitäten  IV,  653«. 
rotulus  Betfordianus  III,  137. 
Rottweil,  Konvikt  IV,  528. 
Rouen,  Metropolit  11,  7. 

Primas  I,  632. 
rudimenta  fidei  IV,  479. 
Rüge,   öffentliche  IV,   7371.  803.  814.  835; 

vgl.  Geistliche. 
Rufinus  I.  554. 
Ruralkapitcl  II,  289  f. 


8. 


Sabbatum,  sanctum  I,  114. 

sitientes  s.  ante  dominicara  passionis  1, 1 14. 
sacellani  II,  321. 

Sacellarius  I,  380.  382.  383.  409.  435. 
s  a  c  e  r  principatus  I,  163. 
saceraotales  II,  74^. 
Sacerdotes  I,  2.  2^ 

adminicularii  II,  318. 

Papstwahl  I,  225. 
sacerdotium  (vgl.  Priesterthum)  I,  2.  4. 

geniti  I,  12. 
Sacertät  von  Sachen  s.  res  sacra  u.  Sachen. 


Sachen,  Eigenthum  an  geweihten  IV,  409. 

geweihte  IV,  166.  408;  vgl.  res  sacra. 
Sachsen,   Aemterbesetzung  11,   508.   510 **. 
ni,  5*.  1885.  195.  197.  2841.  298. 

Asylrecht  IV,  397*. 

beneficium  compctentiae  der  Geistlichen 
I,  128. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  547.  571. 

Bischof  II,  46«. 

Cölibat  I,  162. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129«o, 

feweihte  Sachen  IV,  176. 
öhere  Schulen  IV,  634. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Kirchenbücher  II,  310. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  126  2. 
landesherrl.  Patronatrecht  III,  179.  1832. 

184«.  1852,  1875.  1885. 
Liturgie  IV,  17. 
Nuntiatur  I,  534.  537. 
öffentliche  Andacht  IV,  219. 
Orden  IV,  489 1«.  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72. 
Patronatrecht  III,  7«.  64».  653. 
Pfarreierrichtung  11,  466  2.  467. 
Pfarrverband  II,  313».  3155. 
Prozessionen  IV,  234. 
Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Religionsunterricht  IV,  610.  622.  624. 
Reliquienverehrung  IV,  273. 
Schulbehörde  IV.  601. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
staatl.   Placct    III,    760.   763.   838«.  839. 

8402.  8413  f. 
Staataangchöriffkeit  II,  504.  606.  507  3. 
Volksschule  IV,  583.  5853.  587. 
Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126*^. 
WaUfahrten  IV,  239. 
wendisches  Seminar  II,  509. 
Sachsen-Coburg,   Aemterbesetzung  III, 

1896.  196.  197. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  548  3.  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  172.  i8ii. 
öffenUiche  Andacht  IV,  220. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  flmennunffsrecht  III,  189  6. 
staatl.  Placet  Hl,  761.  838«.  839»«.  8405. 

846. 
Sachsen -Gotha,  Aemterbesetzung  III,  5f 

1896.  196.  197. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  6483.  571, 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  172.  isii. 
öffentliche  Andacht  IV,  220. 
Pfarreierrichtung  11,  4663.  467. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  Emennungsrecht  III,  1896. 
staatl.   Placet  III,   761.   8386.   839.   8405. 

8411.  846. 
Wallfahrten  IV,  239. 
Sachsen-Weim«r,  Aemterbesetzung  III, 

5*.  196.  1975.  284*. 
AsyLrecht  IV,  397  <. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  20.  571. 
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Sachsen-Weimar,  Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebiude  IV,  324. 

Landdekan  H  287. 

landesherrL  Patronatrecht  in,  179.  188. 

Liturric  IV,  17«.  18". 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentliche  Andacht  IV,  220. 

Patronatrecht  IE,  47«. 

Pfarreierrichtung  II,  466».  467.  468« 

Pfarrverband  u!  313  K  3153  5. 

Priiaentationsrecht  III,  47«. 

Prozessionen  IV,  234. 

Sonntagsfeier  IV,  296  *.  297«. 

staatL  Flacet  m,    761.   839.   840«.  841. 
843.  846». 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  506.  5073. 

Synoden  m,  665  ?. 

Wallfahrten  IV,  239. 
Sacra  consulta  I,  481. 
sacramentum  altaris  IV,  63;  ygL  Eucha- 
ristie, 
sacrarium  IV,  84i. 
sacrilegium  IV,  74.  272.  393. 

reale  IV,  169.  177. 
Sacriscrinius  U,  104*. 
Sacrista  I,  472.  474.    H,  103  f.    m,  321. 

322. 
Sächsische  Erblande,  apostoL   Vikariat 

II,  358. 
Säcularbeneficien  11,  41. 
Sftcularisation    t.    1803    in,    177.    180. 

1805. 
Sakrament,  Bedeutung  IV,  2K 

Ordination  I,  6. 

Spendung  IV,  2. 

Verwaltung  IV,  5.  23  f. 
Sakramentalien,  Begriff  IV,  140. 

Empfang  IV,  154. 

Spendung  IV,  140.  150.  151.  154.  156. 

Verwaltung  IV,  5. 

Wirkungen  IV,  156. 
Sakristei  IV,  326».  340'. 
Salair  des  Generalvikars  II,  223. 

des  Kapitularvikars  11,  239. 
Salzburg,  Aemterbesetzung  II,  658. 

Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  631. 

Nominationsrecht  11,  611.  691 5. 

Primas  I,  632. 

Vikariat  I,  610. 
Samstag  s.  sabbatum. 
sanctio  IH,  690».  705».  781».  782. 
Sanctissimus  in  Christo  III,  MS^, 
Sanctitas  tua  s.  sanctissime  pater  I,  208. 
sanctus,  Heilige  IV,  246.  249.  257. 

Reliquien  IV,  266. 

toleratus  IV,  262. 
sandalia  II,  47. 
Sanktion  HI,  772. 

pragmatische  I,  198.    III,  408. 
Sardika,  Konzil  I,  111.  498.  499».  IIL  328 8. 
5283. 

Primat  IV,  773. 
Sardinien,  Aemterbesetzung  II,  690*. 

Asylrecht  IV,  397«. 

StaatL  Placet  IH,  755.  763«. 
satisfactio  IV,  120.  122. 
scamna  IV,  342. 
schedula  I,  282  f. 


schedula  combustio  I,  285.  287. 

comnlieatio  I,  283. 

conteasionia  IV,  126. 

consiatorialis  11,  673  »o. 

delatio  I,  284. 

depositio  I,  285. 

in  filum  insertio  I,  285. 

nimieratio  I,  284. 

obsignatio  I,  283. 

permixtio  I,  284. 

positio  I,^  284. 

praepazatio  I,  282. 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  I,  37. 
Schema  lU,  456;  ygL  constitutio. 

de  concordia  inter  ecdesiam  ac  societatem 
civüem  HI,  463. 

de  disciplina  ecclesiastica  m,  462. 

de  doctrina  catholica  III,  462. 

de  ecclesia  Christi  KL,  462. 

de  ecclesiae  infaUlbilitate  m,  462. 

de  fide  m,  460«. 

de  iure  et  usu  potestatis  civilis  III,  463. 

de  parvo  catechismo  HI,  462.  IV,  4463. 

de  romani  pontificis  primatu  III,  462. 

de  sede  episcopali  III,  468». 

de  specialibus  ecclesiae  iuribus  III,  463. 

de  synodis  III,  468». 

de  tempondis  s.  sedis  dominio  IQ,  462. 
Schisma  I,  47.  448.  751«. 

päpstliches  I,  196.  271.  307. 
Schismatiker  m,  33. 

Eucharistie  IV,  66. 

Firmung  IV,  57. 

Irregularität  I,  47. 

Messe  IV,  183. 

Ordination  I,  83.    H,  488. 

Taufe  IV,  53. 

Taufpathen  IV,  57;  vgL  auch  Häretiker 
und  Ketzer, 
schlaffermissarius  11,  322». 
Schleswig-Holstein,    apostoL    Vikariat 
n,  359. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Pfarreierrichtung  H,  468 »«. 

Pfarrverband  H,  313».  315». 

Simultanschule  IV,  5878. 

Volksschule  IV,  5853.  687. 
Schlüsselgewalt  I,  195. 
scholasticus  H,  63.  70".  100  f.    IV,  498. 

emancipatio  11,  70. 
Schottland,  Aemterbesetzung  III,  120«. 

Investiturstreit  11,  591 «. 

Legaten  I,  523. 

Nationalkonzilien  HI,  5462.  575». 

Primat  I,  620. 

Provinzialsynoden  HI,  491«. 
Schule,  Allgemein  IV,  591. 

der  Altkatholiken  IV,  594. 

Aufsichtsbehörden  IV,  598.  636. 

Bürger-  IV,  627. 

höhere  IV,  627. 

katholische  IV,  597. 

konfessionelle  IV,  587.  614. 

Lehrer  IV,  613.  618;  vgL  Lehrer. 

Mittel-  rV,  627. 

Srotestantische  IV,  594. 
imultan-  IV,  587. 
Stellung  der  Kirche  IV,  572. 
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Schule,  Volksschule  IV,  575  f. 
Schullehrer-SeminarelV, 5948  608«. 6227. 
Schulpflicht  IV,  585. 
Schulzwang  IV,  585. 
Schutzpflicht  m,  72  f. 
Schwarzburg-Rudolstadt,     Aemterbe- 
setzung  In,  5*. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  671. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

landesherrl.  Fatronatrecht  III,  188. 

Missionen  IV,  490. 

Pfarreierrichtung  11,  466  K  467  ". 

Prozessionen  IV,  236*. 
Schweden,  Aemterbesetzung  11,  608. 

Investiturstreit  II,  591  >. 

Proyinzialsynoden  III,  4916. 
Schweiz,  Aemterbesetzung   II,   658.  690 3. 
707. 

Ehrendomherren  11,  84. 

Nominationsrecht  UI,  102. 

Nuntien  I,  526. 

Vatikanisches  Konzil  III,  470  lo. 
Schweizer  III,  324. 
Schwenkfeld  I,  454. 
Schwestern  y.  h.  Herzen  JesuIV,  616;  Tgl. 
auch  ordensähnliche  Kongregationen, 
scriniarii  I,  382.  507. 
scrinium  I,  432. 
scriptio  schedularum  I,  283. 
scriptor  archiyii  curiae  rom.  I,  444. 

brevium  I,  444. 

bullarum  I,  427.    m,  336"'. 

literarum  apostolic.  I,  444. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 
scrutato*es  11,  662.    m,  379«.  662». 

Yotorum  III,  436.  455. 
scrutinium  I,  107.  282.  284.    III,  6609. 

primum  I,  108. 
Scutiferi,  apostolici  I,  444. 
S  eck  au,  Bischof  11,  48.  612. 
secretaria  brevium  I,  392.  423«.  440.  446  f. 

memorialium  s.  memorabilium  I,  55«.  57. 
440.  446.  447» 

Status  I,  446  f. 
secretarius  s.  Sekretär, 
secreti  I,  400. 
Sectio  beneficii  C,  395. 
secundarii  11,  318. 

secundicerius  I,  376.  380.  381.  383.  435. 
sedes  IV,  342. 

apostolica  I,  207.    III,  718«. 

impedita  II,  249  f.  346. 

impedita  partialis  s.  secundum  quid  II,  261. 
sedia  gestatoria  I,  290. 
sedile  IV,  342. 
Sedisimpedienz  11,  346. 
Seelenmesse  IV,  183. 
Segen  s.  benedictio. 

Segnung  m,   733*.    IV,   140;   vgl.  Bene- 
diktion. 

Begriff  IV,  154. 

blosse  von  Sachen  IV,  153.  162. 

der  Diakonissinnen  I,  8«. 
Sehnsuchtstaufe  I,  7. 
Sekretär,  apostol.  I,  444. 

der  Breven  I,  389.  497. 

ciffrarum  I,  447  w. 

concOli  m,  436.  455.  642«.  662». 

congreg.  conc.  Trident.  I,  458, 


Sekretär,  congreg.  Indulgent.  I,  474. 

congreg.  de  Propaganda  fide  I,  474.  475. 

congreg.  super  negot.  episc.  I,  467. 

congreg.  sacror.  rituum  I,  472.  474. 

litterarum  ad  principes  I,  447 1«. 

der  MemoriaUen  I,  389.  497. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 
Selbstentmannung  I,  45''.«.  lo. 
Selbstmord  I,  46. 
Seligsprechung  I,  473;  vgl.  Heilige, 
sclmissarius  U,  322*. 
Seminarium,  Diöcesan-  IV,  562. 

director  spiritualis  IV,  508. 

General-  IV,  526. 

kircWiches  IV,  VI.  445.  528.  865.  874. 

Klerikal-  IV,  554.  562.  568. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555. 

nicht  tridentinisches  IV,  511. 

Pium  IV,  523. 

?raesidens  IV,  507. 
•riester  IV,  532.  534.  554. 

rector  IV,  507. 

tridentinisches  IV,  501  f. 

Vaticanum  IV,  524. 

Verfassung  IV,  623«. 

wendisches  II,  509. 
Senatoren,  römische  I,  226. 
Send  vergehen  IV,  292. 
Senescafcus  maior  I,  384i«. 
Senex  =  prima8  I,  581.    II,  2.  6. 
Seniorat  I,  26. 
seniores  II,  613.  626. 
Senium  II,  64.  69''.  74.  144;  vgl.  Anciennität. 

Kanonikat-  II,  86.  124. 
Sens  I,  318. 

Metropolit  U,  7. 
sententia  III,  684«. 
separare  ab  ecclesia  s.  Ausschliessung, 
septimanarii  U,  141. 
Sergius  L,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  225.  226. 
Sergius  IL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  234. 
Sergius  IIL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
sermo  synodalis  IH,  588 ^  a.  E. 
servus  servorum  dei  I,  208.    III,  782. 
sessionarii  HI,  379«. 
sesfiones,  generales  IH,  376. 

solennes  s.  publicae  III,   394.  432.  434. 
455.  457.  641.  642.  643.  663.  664. 
Sevilla,  Bischof  I,  591.  624. 
Siccardi'sches  Gesetz  IV,  397*. 
Siebenzahl  der  Diakonen  I,  3.  3>. 

d.  ordines  I,  5. 
Siegel,  eigenes  H,  137. 
Siena,  Konzil  HI,  387  f.  389«. 
Sigillator  I,  431.  432. 
s ig i  11  um  confessionis  IV,  126. 
Sigismund,  Kaiser  III,  369.  377«. 
signatura  III,  160. 

gratiae  I,  392.  421. 

iustitiae  I,  391.  415. 
Signum  IV,  413. 
Sigristen  HI,  322. 
Silverius  I,  299. 

Silvester  IL,  Besetzting  des  päpstl.  Stuhles 
I,  244, 
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Silvester  in,  Besetzung  des  päpstl. Stuhles 
I,  245. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I.  303. 
Simonie  I,  40.  IV^  746*.  7936.  8348. 

als  Irregularität  I,  50.  50«. 

Reliquien  IV,  269. 
Simplicius  I,  218. 
Simultaneum,  Aenderung  IV,  370. 

mit  Altkatholiken  IV,  373. 

Aufhebung  IV,  370. 

Begriff  IV,  362. 

Grundsätze  IV,  362. 

an  Kirchengebäuden  IV,  326*.   358.  872 
(368). 

an  Kirchenglocken  IV,  424. 

NeubegrOndung  IV,  368. 

rechtlicher  Charakter  IV,  363. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  372.  375. 

Umfang  IV,  366. 
sinicchio  IV,  308«.. 
Siricius  III,  683. 
Sixtus  V.,  coneregationes  I,  448. 

defectus  natalium  I,  13. 

Irregularität  I,  13. 

Kardinäle  I,  33S.  340.  345.  352.  372. 

Prälaten  I,  391. 

Provinzialsynoden  III,  504.  507. 

rota  romana  I,  397. 

signatura  iustitiae  I,  417. 
Sizilien  I,  519  f.    HI,  7551. 

Aemterbesetzung  II,  608. 

Investiturstreit  II,  594. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  684 1. 
737». 

Nationalkonzilicn  III,  576. 

Nominationsrecht  II,  610. 

Prozession  IV,  870  (232). 

staatl.  Placet  III,  751 J.  755.  758. 
Skandinavien,    Investiturstreit    II,    578. 
5912. 

Primat  I,  615. 
Sklaven,  Ordination  I,  32.  332. 
Societä  emancipatrice  I,  159. 
socii,  in  ecclesiis  s.  plebanorum  II,  318. 
soldanus  m,  396?. 
Soldaten  I,  26,  137;  vgl.  milites. 
solemnitas,  extrinseca  IV,  199. 

intrinseca  IV,  199. 
„Soli  deo"  I,  358. 
Sollicitatoren  I,  375.  444.  495. 
sommista  I,  468. 

Sonders  hausen,  benef.  compet.  der  Kle- 
riker I,  129«. 
Sonntag  vgl.  Feiertag. 

Entheiligung  IV,  292.  300. 

Feier  IV,  288. 

weisser  IV,  71. 
sortilegium  I,  448. 

Spanien,    Aemterbesetzung    II ,    81'.    500 . 
m,  244. 

Amtsträger  lü,  199.  306. 

Asylrecht  IV,  397 1. 

Cölibat  I,  148. 

Diöcesansynoden  III,  597.  602. 

Investiturstreit  II,  578.  5983.  601. 

Kapitel  II,  116.  152.  160«. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  6841. 

Konstanzer  Konzil  III,  373.  375». 

Kronkardinäle  I,  341.   . 


Spanien,  Liturgie  IV,  8. 

Militärseelsorge  II,  342. 

Nationalkonziüen  III,  543.  575  i. 

Nominationsrecht  II,   610.  6923.  ni,  101. 

Papstwahl  I,  293. 

Pnmas  I,  595.  II,  2. 

Provinzialsynoden  m,  473.  475.  491«.  505. 

staatl.  Placet  lU,  754.  758. 

Strafe  gegen  Bischöfe  IV,  742. 

Strafe  gegen  Geistliche  IV,  862. 

Synoden  in,  535 1.  537«. 

Vikar  I,  591  f. 
Speditionäre  I,  375.  495. 
Spedizionieri    I,  495. 
Speier,  Ordinariat  II,  225. 
Speisemeister  II,  105  f. 
spiritualia  U,  4393.4.  4431.  444. 
Sponsaliensachen  I,  459. 
sponsores  IV,  38. 
spurii  filii  I,  12«. 

St.  Maria  in  Aachen,  Kanoniker  zu  II,  77. 
St.  Peter,  Stiftsherr  von  II,  76. 
Staatsamt,  Bekleidung  als  irregularit.   I, 

35.  36.  36».  1:^. 
Staatsangehörigkeit,    Erfordemiss     II, 

503  f;  vgl.  auch  Reichsangehörigkeit. 
Staatsanwalt,  irregularit.  I,  29. 
Staatsgewalt,  PalKum  II,  36. 
Staatssekretär  I,  389. 
stabellarii  ü,  109''. 
Stäbler  II,  1097. 
stallum  in  choro  II,  62.  71.  86. 

canonicorum  II.  86. 
stationes  II,  355.  363. 
Status,  beneficii  II,  455  f. 

concüii  III,  418. 

congpregatio  I,  368. 

ecclesiae  I,  456.  463  f.  481. 

regularum  I,  464.  469  f. 
statuta  m,  685.  7815.  782. 

capituli  n,  63.  64.  66.  69.  131.  1321.  133  f. 

ecclesiae  antiqua  II,  2«. 

sedis  apostolicae  HI,  683  J^. 
Statutarrecht  II,  66. 
Stehende  als  Bussstation  IV,  718. 
Stephan,  König  III,  573. 
Stephan  II.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  228.  237. 
Stephan  HL.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuh- 
les I,  228.  237. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  III,  714. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuh- 
les I,  231.  237. 

PrÜatur  I,  380. 
Stephan  V.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  231.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuh- 
les I,  235.  238. 
Stephan  X.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  247. 

Cölibat  I,  151. 
Stifte  II,  62.  63.  64. 

Besetzung  II,  694. 
Stiftsdignitäten  II,  614. 
Stiftsherren  II,  61. 

regulirte  II,  60. 
Stiftskirche  II,  63.  IV,  309. 
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Stiftspersonate  11,  614. 
Stiftspräbenden  II,  64. 
Stiftsschule  IV,  498. 
Stimmrecht  der  Kanoniker  11,  62.  69.  71. 

in  Kathedralka^iteln  11,  66. 
Stipendium  a  laico  assignatum  I,  68 1. 
Stotternde  I,  15. 
Stradiatores  I,  444. 
Strafgewalt,  kirchliche  im  allgem.  IV,  1.  4. 

gegen  Bischöfe  IV,  742.  754.  764.  838.  850. 

gegen  Geistliche  IV,  698.  726.  738.  752. 
763.  793.  806.  833.  837.  849.  858.859; 
vgl.  Geistliche. 

Instanzen  IV,  837.  8421. 

kirchl   u.  staatl.  Recht  IV,  788.  843. 

gegen  Laien  IV,  699.  743.  757.  797.  830. 
837.  842. 

MeroTingische  Zeit  IV,  797. 

des  Papstes  IV,  773.  838. 

im  röm.  Reich  IV,  691. 
Straf  mittel,  kirchliche  IV,  747.  831. 

gegen  Geistliche  IV,  754.  806. 

gegen  Laien  IV,  751.  797. 
Strafsachen  der  staatlichen  Gerichtsbar- 
keit IV,  794.  849. 
Strafverfahren  IV,  759.  770.  839. 
Strafvergehen,  kirchliche  IV,  743.  830. 
strigium  I,  444. 
Studium  der  Geistlichen  I,   139.  458.  482. 

IV,  640.  865.  866. 
Studium  generale  IV,  640 <*.  876. 
Stumme  I,  15.  IV,  41. 
Subaltcrnbeamte,  Anstellung  II,  136. 
subcapellani  II,  318. 
subceilerarius  11,  106» 
Subdatarius  I,  426. 
Subdekan  II,  97. 
Subdelegation  I,  191. 
Subdiakon   I,   2.  33.  4».  7*.    ü,  62».  66. 
70.  82.  ■ 

päpstlicher  I,  400. 

palatinus  I,  385. 

regionarius  I,  377.  386. 
Subdiakonatsweihe  EL,   66.  66».  70.  74. 

erfordert.  Alter  I,  18. 

Materie  der  I,  116». 

scrutinium  I,  107''. 
Subdiaconidsa  I,  8*. 
siibditi  m,  740. 
Subpromotor  fidei  L  472. 
subsellium  IV,  342. 
substitiitus  contradictarum  I,  441. 
substrati  IV,  718. 
subtractio,  vom  Papst  I,  197. 
succentor  11,  99. 

Succession   in    Kollations-  und   Präsen- 
tationsrechte III,  179.  181. 
Südamerika,    Erziehung    der   Geistlichen 
IV,  522. 

landesherrl.  Ernennung  11,  692. 

Nominationsrecht  in,  101. 
Süddeutschland,  Universitäten  IV,  664. 
Südgallien,  Synoden  ÜI,  512. 
Sünde,  IV,  692.  693.  743. 
Suevenreich,   kirchl.   Gesetzgebungsrecht 
ra,  694  8. 

Provinzialsynoden  III,  476*. 
suffitus  m,  65. 


Suffraganbischof  I,  93».  213.  II,  9.  12'. 

14.  23.  324.  178.  318.  3311. 
Summator  I,  441. 
summissarius  11,  322<. 
summus  pontifex  I,  207. 
sumtio  IV,  1786. 
superhumerale  I,  210. 
super ior,  missionis  II,  355. 

provincialis  III,  637. 
Superiorität   des  Konzils  oder  Papstes, 
s.    allgemeines    Konzil,    Appellation, 
Episkopal-,  Papal-System  und  Papst. 
Super  specula  (Dekretale)  I,  139.  m,  224^. 
supplicatio  in,  160;  vgl.  Prozession. 
Supplikationsrecht  II,  6936. 
suppressio,  beneficii  11,  396.  459  ff.  471. 
susceptores  IV,  38. 
Suspendirte,  Aemterbesetzung  U,  488. 
Suspension  vgl.  Geistliche. 

im  allgemeinen  I,  50.  504.6.  52.  111. 144. 
634. 

a  collatione  clericalis  tonsurae  I,  100. 

a  collatione  ordinum  I,  100. 

a  deo  I,  52''. 

ab  ezercitio  pontificalium  I,  100.  104. 

ferendae  sententiae  I,  103.  113.  11413.  115. 
m,  639. 

a  iurisdictione  I,  95. 

latae  sententiae  HI,  639. 

ab  officio  m,  639.  660. 

ab  officio  et  bcneficio  I,  101.  1012. 

ab  ordine  I,  47  7.  77.  79.  114. 

partielle  IV,  734.  811. 

p.  bei  Bischöfen  IV,  743. 

totale  IV,  734.  810. 
Symmachus  (I.)  I,  218.  226.  227.  298. 
Synodal-Repräsentanz  11,  689. 
Synodalzeuge  II,  290. 
Synoden  vgl.  synodus  u.  Konzil. 

im  allgem.  III.  325  f. 

allgemeine  u.  ökumenische  III,  327.  486^ 

Arten  HI,  325  f. 

Diöcesan-  III,  328.  582  f.  654  f. 

Eparchial-  Hl,  328.  473  f. 

Heiligsprechung  IV,  244. 

kaiserliche  HI,  330.  539  f. 

Leitung  IV,  742. 

Metropolitan-  III,  328.  473  f. 

National-  III,  532.  539  f. 

päpstliche  III,  514  f. 

Patriarchal-  IH,  328.  508  f.  552  f. 

Plenar-  HI,  328.  508  f.  552  f. 

Primatial-  III,  508  f.  552  f. 

Provinzial-  IH,  328.  473  f.;  vgl.  Provin- 
zialsynode. 

Reform-  in,  502  f. 

Reichs-  IH,  533.  539  f. 

verschiedener  Sprengel  III,  527  f. 
auvoSoi  ^N5Y)fxoOoai  IIJ,  328.  530  f. 
synodus  vgl.  Synoden. 

acstivalis  DI,  590*. 

dioecesana  III,  591. 

generalis  HI,  486».  488.  494.  509 1.  521 1.«. 
560.  565.  586. 

hiemalis  m,  590*. 

magna  HI,  586". 

nostra  lU,  586". 

plenaria  III,  51 8  ^  586. 

publica  ni,  586. 


922 


Register. 


synodujs  senatorum  HI,  546  2. 

universaliß  Ul,  550».  560.  565.  5735. 
ouaxavTcc  IV,  718. 
ouoTaTixaC  I,  93. 


T. 


tabella  onenim  perpetuorum   et  tempora- 

lium  IV,  213. 
tabernaculum  IV,  84».  308«. 
TagesmesBe  IV,  194. 
Talar  der  Geistlichen  I,  131. 
Tarantaise,  Primat  I,  601. 
Tarragona,  Metropolit  I,  594. 

Primas  I,  632. 
Taube  I,  15. 
Taufe,  bedingte  IV,  46. 

Begriff  IV,  23. 

Beseitigung  der  Irregularit&t  I,  55. 

Erfordernisse  IV,  27. 

Ertheilung  IV,  27. 

feierliche  TV.  36. 

materia  remota  IV,  31. 

Missbrauch  I,  48. 

Namengebung  IV,  48. 

Noth-  IV,  36. 

der  Reliquien  IV,  272«. 

Wiederholung  IV,  45.  46. 

Wirkung  IV,  2 ».  43  f. 

als  Erfordemiss  zur  Busse  IV,  Ul. 

als   Erfordemiss   zur  Mitgliedschaft   der 
Kirche  IV,  66. 
Taufformel  IV,  32. 
Taufkirche  IV,  36. 
Taufpathen  s.  Pathen. 
Taufregister  IV,  48. 
Taufstein  IV,  36.  149. 
Taufzeiten  IV,  34. 
Taufzwang  IV,  49. 
Tausch  der  Kirchenfimter  HI,  2851 
temporal ia  II,  4393.  442.  443  i.  444. 
terrae  missionis  11,  352. 
territorium  separatum  s.  proprium  11,  247. 

04  o. 
Tertiarier,  Aufbewahrung  der  Eucharistie 
IV,  83. 

Konmiunion  IV,  73^. 

Ordensfamilie  IV,  95  3. 
aeofjioC  m,  781. 
Tesoriere  generale  I,  413. 
Testamentsexekution    der    Geistlichen 

I,  136. 
testes,  synodales  lU,  646 1.  660^. 
testimoniales  il,  SSK^.  90.  92.  92^1.  96. 

108. 
theatralische     Aufführung     in    Kirchen 

IV,  167. 
Theodosius  Ul,  527?.  682. 
Theologie,  Docenten  IV,  677. 

Qualifak.  der  Boc.  IV,  679. 
theologus  n,  117  f,  701  f. 

minor  III,  433. 
thesaurus  I,  389.  405.  408.  409.  421.    U, 

103  f. 
Thessalonich,  Bischof  I,  583.  624. 

Exarch  I,  579. 
thronus  episcopalis  11,  47. 
thuris  honor  lU,  65. 


tiara  I,  208. 

tintinnabulum  IV,  308«.  4138. 

Tischtitel  I,  70.  70".  71 1.    IV,  549«. 

landesherrlicher  IV,  549^. 
Titel  vgl  titulus. 

Kapitel  II,  66». 

landesherrlicher  I,  73.  74. 

Ordination  I,  7. 

Tisch-  I,  70*.  711.    rV,  549 «. 
Titelkirchen  Roms  I,  63.  309  f.  320. 
Titularbischof,  Ernennung  II,  690. 

Ordination  I,  91. 
Titulatur  der  Kleriker  I,  129. 
titulatus  I,  63. 
titulus  Tgl.  Titel. 

im  allgem.  I,  63.  65.  H,  267.  IH,  108, 

beneficii  I,  65.  66.  109. 

communitatis  s.  congregationis  I,  Ib^, 

ecdesiae  IV,  326. 

literaturae  I,  68. 

mensae  I,  65.  70«.  77. 

mensae  prineipis  I,  73.  74. 

missionis  I,  76.  77. 

patrimonii  I,  65.  67.  109. 

paupertatis  s.  professionis  I,  65.  75.  76. 

pensionis  I,  68.  109. 
Tochterkirche  II,  470. 
Todesgefahr,    ReservatfUle   IV,    109;    s. 
auch  Ausschliessung  vom  Abendmahl. 
Todsünden  IV,  692«.  693. 
Todtengr&ber  m,  324. 
Tödtung  I,  41  f. 
Toledo,  Liturgie  IV,  11. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  632.  II,  3. 

Vikariat  I,  591  f.  624. 
tomus  m,  545. 

Tonsur  im  allgem.  I,  104f.  111 10.  in.  119. 
130.  II,  66. 

Erteüung  I,  6.  19.  37.  91.  93«.  99. 

S.  Pauli  I,  104'. 

S.  Petri  I,  104. 

römische  I,  104. 

Simonis  Magi  I,  104<». 
Tonsurist,  Rechte  I,  124.  128. 
Toskana,  Asybecht  IV,  396«.  397». 

staatl.  Pkcet  III,  759. 
Tostatus,  Alphons  I,  200^. 
tractatus  II,  129. 
translatarii  I,  354.  U,  416. 
Translation  I,  314. 

beneficii  11,  395.  397.  IH,  305.  313«.  8. 

der  Bischöfe  I,  514. 

reliquiarum  IV,  271. 
Transsubstantiationslehre  IV,  76. 
Treueid  11,  30.  536.  539.    III,  194 £ 
Tribunal,  criminale  camerae  apostolieae  L 
415. 

crinünale  supremo  deüa  oonsulta  I,  481. 

der  Kurie  I,  392. 

plenae  camerae  I,  405.  415. 

del  Ticariato  di  Roma  I,  490. 
Trid  entin  um,  Metropoliten  11,  17  t 
Trienter  Konzil,  im  allgemeinen  lU,  331. 
426  t  503.  633. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  499.  501. 

Bischof  U,  48. 

defectus  fidei  I,  21. 


Begister. 


923 


Trienter  Konzil,  defectus  scientiae  I.  20^. 

Glaubensbekenntniss  JJI,  218;  ygl.  Glau- 
bengbekenntniss. 

interstitia  I,  112. 

Liturgie  IV,  9. 

Nothwehr  I,  43. 

Ordination  I,  4.  5.  6.  18. 

PiibHkation  UI,  448 f. 

Reception  der  Beschlasse  III,  448  f. 

Bcrutinia  I,  108. 

Seminarien  IV,  501  f. 
Trier  I.  318. 

Aemterbesetxung  III,  182 1. 

Bachercensnr  I,  452. 

Dekan  H,  938. 

Nuntiatur  I,  5267. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  609  f. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
triregnum  I,  208. 
Troyes  UI,  557. 
truncatio  I,  45^. 
tuccanare  Ü,  72*«. 
tuccatio  II,  72« 
Tübingen,  kath.  Fakultät  IV,  530. 
Tugend,  heroische  IV,  252. 
tunicella  11,  47. 
turnarius  11,  139.  140.  UI,  58. 
turnus  II,  137  f.  223. 

errang  II,  139. 

fixus  II,  139.  140. 

Kapitel  II,  137  f. 

maior  II,  138. 

minor  II,  138. 
Turrecremata,  Johann  I,  203^ 
Tutel  der  Qeigtlichen  I,  136. 
tutela  legitima  I,  35. 
Typus,  Konstanz'  (II)  I,  300.    m,  672». 


ü. 


Uebertragung,  der  Pfründe  III,  4^;  vgl. 

Translation. 
öitoitCTtTovxec  IV,  718. 
Ulrich  Ton   Augsburg,   Heiligsprechung 

IV,  242. 
ultramontani  I,  509^. 
umbraculum  11,  47.    IV,  308«. 
Umpfarrung  11,  472» 
„Unam  sanctam"  DI,  425».  767«  a.  E.  IV, 

437*.  873. 
uneheliche  Kinder,  der  Geistlichen  U,  476. 

478.  m,  35.  IV,  192. 
Unfähigkeit  zu  Kirchenämtem,  relative  II, 

488. 
Unfehlbarkeit  der  Kirche  IV,  433  f. 
des  Konzils  I,  165. 

des  Papstes  I,  1652.  203.  205.  IH,  460«. 
464.  467»  f.  629.  873.    IV,  435. 
Unfruchtbarkeit,  künstliche  I,  44. 
Ungarn,  Aemterbesetzung  H,  608. 
Diöcesansynoden  DI,  601. 
Investiturstreit  II,  578.  598«. 
Nationalkonzilien  HI,  576. 
Nominationsrecht  ü,  610. 
Primat  I,  622  f. 
Proyinzialsynoden  III,  491  ^  506. 


Ungetauftö  I,  7.  55.  119.  DI,  32.  IV,  49; 
YgL  Ungläubig^. 

Kinder  von  IV,  50;  vgl.  Irregularität 

Pathen  IV,  39. 

Taufe  IV,  28«. 
Ungläubige  I,  20    vgl  Ungetaufte. 

Messe  IV,  183. 

Taufe  IV,  43. 
Unierte  IV,  426;  vgl.  Morgenland. 

Liturgie  IV,  11.  13, 

Patriarch  I,  562  f. 

Riten  IV,  426  f. 
unio  absoluta  n,  427.  430. 

aeque  principalis  s.  per  aequitatem  n,  425. 

beneficiorum  11,  395.  417  f. 

der  Bisthümer  I,  514. 

per  confiisionem  II,  430. 

dissolutio  n,  434  f. 

exstinctiva  H,  430. 

exstinctiva  et  plenaria  11,  430. 

inaequalis  11,  427. 

perpetua  s.  realis  11,  432. 

subiectiva  secundum  quid  II,  430. 

subiectiva  s.  per  subiectionem  s.  per  ac- 
cessionem  11,  427.  429^. 

temporalis  s.  personalis  11,  432. 

translativa  II,  430. 
Universität,  Docenten  IV,  674. 

Gregoriana  IV,  511. 

koiiessionelle  IV,  669. 

staaü.  Gesetzgebung  IV,  666. 

SteUun^  der  Kirche  IV,  528.  572.  641  f. 
Universitätsstudium  s.  Geistliche  und 

Studium. 
Unmündige  IH,  35. 
Unterricht,  Reliadons-  IV,  441.  477  f. 

Vorbereitungs-  IV,  477. 
Unter-Secretär,     congreg. 
episc.  I,  467. 

concü.  Trident.  I,  458. 
Untersummist  I,  445. 
Urban  H.,  Cölibat  I,  154. 

Investiturstreit  U,  580. 

Wahl  I,  258. 
Urban  UI.,  Besetzung  des 

I,  279. 
Urban  IV.,  Besetzung  des 

I,  279. 
Urbafn  V.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles  I, 

279. 
Urban  VI.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles  I, 

271.  279. 
Urban  VIH.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles 
I,  275. 

Ordinationstitel  I,  76.  80. 
urceoli  I,  116». 

Urkunden,  m.  publica  fides  11,  137. 
usucapio,  Ubertatis  III,  90.  823. 
usurpatio  ordinis  I,  51 ». 
utilitas  n,  388. 

ecclesiae  I,  113«.  IV,  320. 

evidens  H,  396.  lU,  227.  230.  238. 


Y. 


vacchetta  I,  468. 

regreta  I,  469. 
Vakanz,  des  bischöa  Stuhles  H,  228  ff. 


super    negot. 


päpstl.  Stuhles 
päpstl.  Stuhles 
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Register. 


Vakanz,  von  Kirchen&mtem  11,  474  f.  III, 

318  f. 
Valentinus  II.,  Besetzung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  234.  237. 

Prälatur  I,  380. 
variatio  III,  48.  53». 

cumulativa  III,  49. 

privativa  III,  49.  53». 
Variationshefugniss,  hei  Ordination  I, 

92. 
Vatikanisches  Konzil  II,  705.  m,  182. 
332.  417.  451.  452.  603.  IV,  433.  436  f. 
Vend6me  I,  332.  333. 
Venedig,  Asylrecht  IV,  396«. 

Patriarch  I,  567  f. 

Primas  I,  632. 

staatl.  Placet  HI,  756. 
Verbannung  IV,  804. 
Vercelli  I.  318. 

Verden,  Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Vereidigung,  der  Geistlichen  III,  194  f. 
Vergehen,  öffentliche  I,  41.    IV,  693. 
Vergnügungen,  der  Geistlichen  I,  133. 
v6rification  DI,  753»o. 
Verjährung,  mutatio  beneficii  II,  456. 
Verknechtung  IV,  804. 
Verleihung,  freie  HI,  104. 

Frist  lU,  103  f.  189  f. 

Kirchenämter  11,   649.    HI,   103  f.;  vgl. 
Kirchenamt 

päpstliche  m,  113  f. 
Vermögenseinziehung,    der    geisüicheu 

Stellen  m,  187.  IV,  804.  816. 
Vermögensverwaltung,    kirchliche    IV, 

1.  4. 
Verona  I,  318. 
Verordnungsrecht,  der  Kirche  HI,  669  f. 

722  f.  764  f.  829  f.  835.  IV,  3  f. 
Verstümmelung  I,  45. 
Verwaltungsrecht,  kirchliches  IV,  1. 
Verweisung  in  ein  Kloster  IV,  804.  815. 

Verzicht  vgl.  resignatio  u.  renunciatio. 

Kirchenamt  III,  264.  265  f. 

päpstl.  Stuhl  I,  294.  308. 
Vestararius  I,  384.  405  f.  409. 
vestes  sacrae  IV,  408. 
vestitura  II,  536«. 
via  de  curia  IH,  783.  8112. 
viaticum  I,  352.  IV,  76.  80  f.  139. 
vicariae  11,  79.  84*. 

vicarius,  i.  aUg.  H,  61.  77  f.  791  199.  31812. 
321.  324.  3257.  327.  328.  447.  IV,  197. 

apostolicus  I,  504.  509.  576.  581  f.  U,  246. 
249  f.  356  f.  401«.  m,  837. 

apostolicus  militiarum  o.  castrensis  11,  337. 
340. 

capitularis  s.  Kapitularvikar. 

districtuum  s.  Bezirksvikar. 

dominorum  11,  78*. 

foraneus  HI,  657. 

forensis  11,  78« 

generalis  in  pontificalibus  U,  174. 

generalis  in  spiritualibus  I,  182;  vgl.  Ge- 
neralvikar. 

herilis  II,  78«. 

der  heutigen  Zeit  11,  81.  84. 

imperii  II,  7  8  5. 

perpetuus  II,  79. 


vicarius  Petri  o  Christi  o  Dei  I,  207. 

pontificis  I,  95.  360.  373.  581. 

m  pontificalibus  II,  174.  179». 

principalis  11,  78«.  206. 

residens  11,  323. 

in  spiritualibuB  11,  213. 

in  temporalibus  IE,  213. 

urbis  I,  485  f. 
vice-archidiaconus  II,  199«.  201.  291'. 
vicecamerarius  I,  411. 
vic ecurat i  II,  324.  328. 
vicedominus  I,  383.  406. 
Vicekämmerer-Gubemator  v.  Rom.  I,  389. 
Vicekanzler  I,  440. 
viceplebani  II,  324. 
vicesgerens  I,  389.  421.  490. 

episcopi  n,  174. 

in  spiritualibus  11,  174. 
victualia  III,  236. 
VienniB,  Konzil  I,  18.  43.  III,  356. 

Primat  I,  601. 
vigilantiam  prästiren  IL,  70. 
Vigilantius  I,  148. 
Vikar  s.  vicarius. 

Viktor  II.,  Besetzung   des  päpstL  Stuhles 
I,  246. 

Cölibat  1,  151. 
Viktor  III.,  Besetzung  des  päpsü.  Stuhles 

I,  258.  261. 
Viktor  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  264. 

Erledi^ng  des  päpstl.  Stuhles  I,  304. 

kaiserliche  Synoden  III,  567. 
vindicta  IV,  755». 
Vindikativstrafe  IV,  748.  751.  832. 
V  in  z  entin  er  II,  510;  s.  auch  ordensähn- 
liche Kongregationen, 
violenta  manuum  iniectio  in  clerico      i 

105. 
vir  tu  s  actualis  IV,  141. 

habitualis  IV,  141.  165.  269. 
vis  compulsiva  I,  110.  120*. 
Visitation,  apostolische  I,  361.  479. 

der  Kapitel  U,  150. 

kirchliche  IV,  3. 
Visitator  I,  313.  U,  229  f. 

apostolicus  U,  361. 
vita  canonica  II,  51.  522.  54  £  143. 

communis  H,  49  f.  63.  64«.  70.  IV,  492. 

monastica  II,  54«. 

regnilaris  II,  54«. 
Vokation  III,  2«   512  a.  E. 
Volksmission  s.  Mission. 
Volksschule  IV,  575  f.;  vgl.  Schule. 
Volksschullehrerseminar  IV,  613». 
Vorbehalt,  geistlicher  III.  2967. 
Vorschlagsrecht  UI,  98  f.  IV,  462. 
Votanten  I,  420;  s.  auch  referendarii  vo- 

tant. 
Votivgeschenke  IV,  336. 
Votirmesse  IV,  194. 
Votivtafeln  IV,  336. 
Votum  in  capitulo  11,  62. 

Simplex  I,  13.  IV,  336. 

W. 

Wahl  m,  49«. 

kanonische  II,  545;  vgl.  electio. 
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Wahlkapitulationen  11,  601  f.  60810. 
Wahlmodus,  irischer  ü,  683. 
Wahnsinn  s.  Geisteskrankheit. 
Wahrung,  der  klerikalen  Würde  I,  130  f. 
Waldeck,  Aemterbesetzung  III,   5«.   196. 
197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  572. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  183  H. 

Liturgie  IV,  18  »i. 

Pfarrverband  H,  3131.  3153.5. 

Prozessionen  IV,  235. 
Wallfahrt,  Begriff  IV,  237. 
Wanderbischof  II,  161.  170  f. 
Warschau,  Primas  I,  622. 
Wassertaufe  IV,  31.  54. 
Wegkapelle,  Kommunionsempfang  IV,  7 6. 
Wegzehrung  s.  yiaticum. 
Weiber,    als   incapaces   zur  Ordination  I, 

8    8^ 
Weihbischof,    i.    allg.   H,    39.    161.    171. 
356  ^  m,  604. 

Benennungspflicht  m,  185». 

Kanoniker  II,  87. 
Weihe  s,  Ordination. 
Weihegewalt  s.  potestas  ordinis. 
Weihnachten,  Eucharistie  IV,  70. 

Messe  IV,  190. 

Taufe  IV,  35. 
Weihung  s.  Konsekration. 
Weihwasser,  Gebrauch  von  IV,  155. 
Weimar  s.  Sachsen- Weimar. 
Westfalen,  Patronatrecht  DI,  7«. 

Schule  rV,  628. 
West  fr  ankenreich,  Nationalkonzilien  III, 

558. 
Westgothen,  As^lrecht  IV,  384. 

Besetzung  der  BisthOmer  II,  516. 

kirchl.  Gesetzfjeburi£srecht  III,  693  f. 

Nationalkonzilien  III,  543  f. 

Patronatrecht  II,  621. 

staatliche  Strafgerichtsbarkeit  IV,  862. 
Westindien,  Patriarchat  I,  571  f. 
Wibert,  Papst  I,  258.  259. 
Wiedergeburt,  Sakrament  IV,  23.  48. 
Wiedertaufe  IV,  45.  46.  52. 
Wien,  Erzbischof  II,  37. 

Konkordat  III,  415. 

Nuntiatur  I,  533. 
Wilhelm  (I.)  von  England  HI,  572. 
Wöchnerin,  Aussegnung  IV,  149.  156.  311. 
Worms  er  Konkordat  11,  558  f. 
Württemberg,  Aemterbesetzung  n,  501*. 
508  f.    m,   5*.    195.    197.   284».   285». 
3203.8.  3232.3. 

Amteträger  m,  317». 

Asybecht  IV,  397«. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128.  634.  635. 

Bildung    der   Geistlichen   IV,    528.    529. 
537.  547.  551.  558.  561.  568. 

Bischof  II,  48*.  49*. 

Cölibat  I,  163. 

Docenten  der  Theologie  IV,  682. 


Württemberg,  Ehrenrechte  d.  Geistlichen 
I,  129  w 

Generalvikar  11,  210. 

höhere  Schulen  IV,  632. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Interkalarfonds  I,  74. 

Kapitel  H,  82».  88  J.  160«. 

Kapitularvikar  11,  248. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengeb&ude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  4242. 

Landdekan  11,  285.  287«. 

landesherrl.  Patronatrecht  m,  177.  1783. 
1821-5.  1848.  1852.  187«. 

Lehrer  IV,  6188. 

Liturgie  IV,  17.  18  t». 

Metropolit  II,  171 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  1261. 

Nominationsrecht  III,  99'. 

Nuntiatur  I,  535. 

öffentL  Andacht  IV,  221. 

Orden  IV,  489»*.  490.  617. 

Ordination  I,  72.  73. 

Patronatrecht  IH,  7«.  32*.  647.  71?. 

Pfarreierrichtimg  11,  467. 

Pf^gehilfen  H,  328. 

Pfarrverband  II,  30*. 

Postulation  11,  683'. 

Prozessionen  IV,  2313.  235.  2361. 

Religionsunterricht  IV,   480«.   606.   622. 
626.  637. 

Schulbehörde  IV,  599.  602. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

staatl.   Placet   HI,   763.   839.  840«.  841. 
845*   846.  848. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  505^.  5073. 

Svnoden  III,  665. 

Taufort  IV,  372 

Universitäten  IV,  665.  674. 

Vatikanisches  Konzil  in,  740. 

Volksschule  IV,  584.  5858.  587.  598. 

Weihbischof  n,  181. 
Würzburg,  Ordinariat  11,  225. 

Weihbischof  11,  1732. 
Wunder,  der  Heiligen  IV,  252. 

Y. 

York,  legatus  natus  I,  629. 

Z. 

Zacharias  I,  227. 

Zehnte  an  d.  Kanonik.  II,  62. 

„Zclo  domus"  m,  7562.  7572. 

Zosimus  m,  684. 

Zuchtgewalt,    geistliche   IV,    1.   4;    vjil. 

DiscipUnar^ewalt 
Zwang,  kompulsiver  o.  vis  compulsiva.* 

OrcBnation  I,  II02. 
Zwangsbusse  IV,  816. 
Zwingli  I,  454. 
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